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Viertes Buch 
Familienrecht 


1. Familie und Familienrecht. Grundlage der Familie iſt die Ehe. Mann und Frau, 
miteinander durch das Band der Ehe verknüpft, find als Stammeltern mit ihren Abkömm⸗ 
fingen, und dieſe unter ſich durch das Band der Verwandt ſchaft verbunden. Die 
Glieder eines ſolchen Verbandes bilden eine Familie. Das Familienrecht iſt Gegenſtand 
des 4. Buches, das im 1. Abſchnitte die Ehe, im 2. die Verwandtſchaft und im 3 die dem Fami⸗ 
lienrechte naheſtehende Vormundſchaft regelt. Die Rechtsſätze über Entſtehung, Wirkung 
und nung familienrechtlicher Verhältniſſe wurzeln meiſt in Rückſichten auf das öffent⸗ 
liche Wohl und in fittlihen Anſchauungen. Sie ſind — wenngleich nicht öffentliches Recht — 
regelmäßig der willkürlichen Abänderung durch den einzelnen entzogen und bilden für ihn 
eine zwingende Richtſchnur (z. B. die Form der Eheſchließung, die umgrenzten Tat- 
u: der Ehehinderniſſe, Nichtigkeits⸗ und Scheidungsgründe, das Eltern⸗ und Kindes. 
verhältnis). 

i 2. Benifiestegitige Klagen. Die aus dem Familienverband entſpringenden Rechte 
beanſpruchen nicht nur von den familienrechtlich Verbundenen, ſondern auch von Unbeteiligten 
unbedingte Anerkennung und können gegen letztere im Beſtreitungsfalle mit einer Klage auf 
Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines gewiſſen familienrechtlichen Verhält- 
niſſes zur Geltung gebracht werden (3. B. Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht- 
beſtehens einer Ehe, des Beſtehens der elterlichen Gewalt, der Ehelichleit eines Kindes, $$ 606, 
632, 640 ZPO). Während mit ſolchen Klagen das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Z u⸗ 
tandes zur Anerkennung gebracht wird (Zuſtandsklagen) — und zwar regelmäßig mit 

irkung gegen alle ($$ 629, 643 ZPO) — werden die durch das Beſtehen des Zuſtandes 
begründeten Anſprüche gegen beſtimmte Verpflichtete (3. B. der Anſpruch des Mannes 
gegen die Frau auf Herausgabe eingebrachten Gutes, $ 1373, der Anſpruch der Frau gegen 
den Mann, oder des Kindes gegen den Vater auf Gewährung von Unterhalt, $$ 1360, 
1601, der Anſpruch der Tochter gegen den Vater auf Gewährung einer Ausſteuer, $ 1620) 
mit den entſprechenden Lei ſtungs klagen, bezw. der Feſtſtellungsklage aus § 256 3 PO 
verfolgt und die darauf ergehenden Urteile ſchaffen nur unter den Parteien Recht. Soweit 
die aus dem fefigeftellten Zuſtande hervorgehenden Berechtigungen ſittlicher Natur 
ſind (z. B. das Recht der Ehegatten auf Geſchlechtsgemeinſchaft, das Recht des Kindes 
gegen die Eltern auf Erziehung), können ſie im Rechtswege zwar nicht erzwungen werden, 
a der LE: kann ſich durch ihre ſchuldbare Verletzung andere Rechtsnach⸗ 
teile zuziehen. 

3. Anwendbarkeit der allgemeinen Vorſchriften. Die im allgemeinen Teile und 
im Rechte der Schuldverhältniſſe erteilten Vorſchriften finden grundſätzlich auch auf 
das Familienrecht Anwendung. Letzteres iſt nicht derartig vollſtändig geordnet und in ſich 
abgeſchloſſen, daß alle Fragen ausſchließlich nach dem Inhalte des 4. Buches beantwortet 
werden könnten. Ein Zurückgreifen auf die allgemeinen Vorſchriften erſcheint daher geſtattet, 
unter Umſtänden ſogar geboten. Allerdings gibt es im Gebiete des Familienrechts Verhält⸗ 
niſſe, die wegen ihres inneren Zuſammenhanges mit ſittlichen Anſchauungen oder aus 
andern Gründen eine Anwendung jener Vorſchriften, die in erſter Reihe auf vermögens⸗ 
rechtliche Verhältniſſe berechnet find, nicht dulden, allein dieſem Umſtande hat ſchon 
das Geſetz ſelbſt vielfach durch Auſſtellung beſonderer Vorſchriften Rechnung getragen. Wo 
dies der Fall iſt, gelten die beſonderen Lorſchriften ausſchließlich. So ordnet das 4. Buch 
* B. in den $$ 1332, 1333 die Anfechtung der Ehe wegen Irrtums unter Ausſchließung des 
3 119 (Anfechtung einer Willenserklärung wegen Irrtums). In manchen Fällen iſt es von 
den Verfaſſern des RER ſogar ausdrücklich als eine offene Frage hingeſtellt worden, 
ob die allgemeinen Beſtimmungen ſinnentſprechend anzuwenden ſeien (z. B. die Beſtim⸗ 
mung über Rechtsgeſchäfte auf die Verzeihung im Falle des $ 1570; M 4, 603). 
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Erſter Abſchnitt 
Bürgerliche Ehe 


Erſter Titel 
Verlöbnis 
8 1297 

Aus einem Verlöbniſſen kann nicht auf Eingehung der Ehe geklagt 
werden ). x 

Das Verſprechen einer Strafe für den Fall, daß die Eingehung der Ehe 
unterbleibt, iſt nichtig. 

E 1 1227 II 1203 M 4, 1 ff. P 4, 1, 9. 

1. Berlöbnis. Die Anſichten über die rechtliche Natur des Verlöbniſſes (ob 
Vertrag, Vorvertrag oder tatſächlicher Vorgang) ſind geteilt. Das Reichsgericht erblickt in 
der Verlobung als einem von Mann und Frau wechſelſeitig gegebenen und angenommenen 
Eheverſprechen einen Vertrag und in dem durch die Verlobung begründeten Verhältnis ein 
a (RG 61, 267; R ZW 06, 95). Das Geſetz verſteht unter Verlöbnis 
ſowohl die Verlobungshandlung als auch das durch fie begründete familienrechtliche Ver⸗ 
hältnis. Als Vertrag unterſteht das Verlobnis den allgemeinen Vo rſchriften über 
Rechtsgeſchäfte, insbeſondere den Beſtimmungen über die bef chränkte Ge⸗ 
ſchäfts fähigkeit Minderjähriger in den 59 106 ff. Ein Minderjähriger bedarf nach 
3.107 zum Abſchluß eines Verlöbniſſes der Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters. Die 
Wirkſamkeit eines von einem Minderjährigen ohne die erforderliche Genehmigung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters eingegangenen Verlöbniſſes hängt nach $ 108 Abſ 1 von der Genehmigun⸗ 
des Vertreters ab. Die n e der Genehmigung hat zur Folge, daß das Verlöbnig 
als von Anfang an unwirkſam gilt, und unterliegt nicht dem Widerrufe. Wird das Verlöbnis 
erneuert, ſo kann es vom geſetzlichen Vertreter trotz vorangegangener Verweigerung ge⸗ 
nehmigt werden. Genehmigung des Verlöbniſſes durch den Minderjährigen nach erlangter 
Volhährigkeit hat, ſofern der andere Teil nicht vorher zurückgetreten iſt, zur Folge, daß das 
Verlöbnis als von Anfang an wirkſam gilt (RG JW 06, 9°). Ein Verlöbnis, das im Zuſtande 
der Geſchäftsunfähigkeit (8 104) oder Bewußtloſigkeit oder vorüber 
gehender Störung der Geiſtestätigkeit eingegangen wird ($ 105 Abſ 2), 
iſt nichtig. Ehe mündigkeit ($ 1303) ſetzt das Verlöbnis nicht voraus, vielmehr iſt es 
zuläſſig, daß ein Eheunmündiger mit Genehmigung des geſetzlichen Vertreters die Ehe für 
den ausdrücklich oder ſtillſchweigend vorausgeſetzten Fall der Erlangung der Ehemündigkeit 
verſpricht. Das Verlöbnis ift an keine beſondere Form gebunden. Ehehinderni ſſe 
ſtehen nicht unbedingt dem Abſchluß eines Verlöbniſſes entgegen, vielmehr kommt es darauf 
an, ob die Verlobten vernünftigerweiſe auf die Beſeitigung des Ehehinderniſſes rechnen 
können, ohne gegen Geſetze oder gute Sitten zu verſtoßen. Vgl. RG St JW 09, 519% — 
Eine Eheberedung zwiſchen dem wegen Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten und demjenigen, 
mit dem er die Ehe gebrochen hat, verſtößt nicht gegen die guten Sitten, wenn ſie nach der 
Scheidung und im Hinblick auf die erhoffte Befreiung von dem Eheverbote des $ 1312 erfolgt 
iſt (RGSt 40, 420). Ein Abkommen der Verlobten über Einſchränkung der Kinderzahl ver⸗ 
ſtößt dann nicht gegen die guten Sitten und macht das Verlöbnis nicht nichtig, wenn die Braut: 
wegen eines Unterleibsleidens Urſache hat, die mit der Niederkunft verbundenen Gefahren 
zu fürchten (RG JW 08, 282). Das Daſein eines Verlöbniſſes ift nicht davon abhängig, daß 
das der Eheſchließung folgende eheliche Leben einen längeren Zeitraum umfaſſen folle: die 
Abrede der Verlobten, gemeinſam in den Tod zu gehen, bewirkt nicht die Ungültigkeit des 
Verlöbniſſes (RG IW 05, 28812), 

2. Das Berlöbnis begründet zwar keine klagbare, wohl aber eine dringende ſittliche 
Verpflichtung zur 1158 der Ehe, auch knuͤpfen ſich an den Bruch des Verlöbniſſes 
rechtliche Folgen ($$ 12981301). — Im Gebiete des Erbre chts findet das Verlöbnis 
beſondere Berückſichtigung in 88 2275, 2276, 2290 Erbvertrag), 88 2347, 2351, 2352 (Erb⸗ 
verzicht), $$ 2077, 2279 (letztwillige Verfügung). 


8 1298 


Tritt ein Verlobter von dem Verlöbniſſe ) zurück“), jo hat er dem 
andern Verlobten und deſſen Eltern ſowie dritten Perſonen, welche an Stelle 


Verlöbnis 88 1297, 1298 3 


der Eltern gehandelt haben, den Schaden zu erſetzen, der daraus entſtanden 
iſt, daß ſie in Erwartung der Ehe!) Aufwendungen) gemacht haben oder 
Verbindlichkeiten eingegangen ſind. Dem andern Verlobten hat er auch 
den Schaden zu erſetzen, den dieſer dadurch erleidet, daß er in Erwartung 
der Ehe ſonſtige ſein Vermögen oder ſeine Erwerbsſtellung berührende Maß⸗ 
nahmen“) getroffen hat. 

Der Schaden iſt nur inſoweit zu erſetzen, als die Aufwendungen, die 
Eingehung der Verbindlichkeiten und die ſonſtigen Maßnahmen den Umſtänden 
nach angemeſſen waren. 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein”), wenn ein wichtiger Grunde) für den 
Rücktritt vorliegt'). 

€ 1 1228 Abſ 1 II 1204 M 4, 3 ff. P 4, 3 ff., 9. 

1. Die im $ 1298 beſtimmte Schadenserſatzpflicht des zurücktretenden Verlobten 
ſtellt ſich lediglich als eine Forderung der Billigkeit dar. Sie ſteht nicht unter dem 
Geſichtspunkte der Strafe für ungerechtfertigten Verlöbnisbruch. Dieſe Auffaſſung 
wäre ſchon mit der Beſtimmung im $ 1297 Abſ 2 unvereinbar. Die Schadenserſatzpflicht 
ſtellt auch nicht eine Abfindung für Vorteile dar, die dem andern Teile aus der Ehe⸗ 
ſchließung erwachſen wären. Das Geſetz will jeden unmittelbaren und mittelbaren Zwang 
zur e ee eines Verlöbniſſes und Eingehung der Ehe durch Bedrohung mit Ver⸗ 
mögensnachteilen vermeiden, weil ein derartiger Zwang mit dem Weſen der Ehe unverträg⸗ 
lich iſt. 

2. Vorausgeſetzt wird ein rechtswirkſames Verlöbnis ($ 1297 A 1). 

3. Der Rilcktritt vom Verlöbniſſe kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt werden 
und wirkt erſt, wenn er dem andern Teile bekannt geworden iſt. Der in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Verlobte bedarf dazu nicht der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. 
Durch den Rücktritt wird das Verlöbnis unbedingt gelöſt und auch ein ungerechtfertigter Rück⸗ 
tritt hat nicht zur Folge, daß die Verpflichtungen aus dem Verlöbniſſe noch fortdauern, 
ſondern zieht nur die Schadenserſatzpflicht aus § 1298 nach ſich (RG 18. 4. 07 IV 459/06). 

4. In Erwartung der Ehe ſind die fraglichen Handlungen vorgenommen, wenn ſie 
weſentlich mit Rücksicht auf die in Ausſicht genommene Ehe vorgenommen worden ſind, alſo 
vernünftigerweiſe unterlaſſen wären, falls der Handelnde den Verlöbnisbruch vorausgeſehen 
hätte (RO IW 03, Beil 144510). 

5. Aufwendungen, 3. B. die Gewährung einer Ausſteuer ($ 1620) oder einer Aus- 
ſtattung ($ 1624). 

6. Schadenserſatz, z. B. wenn ein Verlobter eine Anſtellung oder einen Beruf auf- 
gibt oder eine ihm während des Brautſtandes angebotene Anſtellung oder ſonſt einen ver⸗ 
mögensrechtlichen Erwerb ausſchlägt. Hierhin gehört auch der Kauf eines Handelsgeſchäfts 
(RE JW 03, Beil 144516). Nicht zu berückſichtigen iſt dagegen die Ablehnung eines Heirats⸗ 
antrags, der einer Braut während des Verlöbniſſes von einem zweiten, vielleichk wohl⸗ 
habenderen Freier gemacht wird (R JW ö 02, Beil 2591). Weitergehende Schadens anſprüche 
als die im $ 1298 bezeichneten konnen nach allgemeinen Grundſätzen begründet fein, z. B. 
wenn das Verlöbnis in betrügeriſcher Abſicht eingegangen oder gebrochen wurde. — Auch 
gegen einen Dritten können aus allgemeinen Gründen ($ 826) Anſprüche auf Erſatz der in Er⸗ 
wartung der Ehe gemachten Aufwendungen begründet ſein, z. B. gegen den Vater der Braut, 
wenn er die Einwilligung zur Eheſchließung aus nichtigen Gründen zurückzieht (RG 58, 255). 

7. Beweislaſt. Die gewählte Faſſung deutet an, daß der zurücktretende Teil das 
Vorhandenſein eines wichtigen Grundes für den Rücktritt zu beweiſen hat. Dem klagenden 
Teile liegt der Beweis eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes (§ 1297 A 1), des Rücktritts und 
des Schadens ob. 

a 8. Ob ein wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt, hängt von den Umſtänden des 
einzelnen Falles ab. Der wichtige Grund kann in der Perſon des Zurücktretenden oder in 
der Perſon des andern Teiles vorliegen. Nicht erforderlich iſt, daß der wichtige Grund durch 
Verſchulden hervorgerufen iſt; anders im Falle des $ 1299. Die Verſagung oder Zu⸗ 
rücknahme der Einwilligung des Vaters in die Eheſchließung kann, wo fie nach $ 1305 erfor- 
derlich iſt, nicht ſchlechthin und ein für allemal als wichtiger Grund für den einſeitigen Rücktritt 
einer Tochter vom Verlöbniſſe angeſehen werden, namentlich dann nicht, wenn die Einwilli⸗ 
gung aus verwerflichen und nichtigen Gründen verweigert wird (RG 58, 254), Nach RG 
18. 4. 07 IV 459/06 kann ein erſt nach der Zeit der Rücktrittserklärung entſtandener Rück⸗ 
trittsgrund nicht in Betracht kommen. Nach R IW 07, 17817 ift es unſtatthaft, bei Prüfung 
der Mose, ob ein wichtiger Grund zum Rücktritte von einem rechtsgültig geſchloſſenen Ver⸗ 
lobniſſe gegeben ift, die Grundſätze über Eheſcheidung entſprechend anzuwenden. Wie 
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in derſelben Entſcheidung ausgeführt, können nachträglich entſtandene, nicht leichtfertig hervor⸗ 
geſuchte, ernſte Bedenken eines Verlobten gegen weſentliche Eigenſchaften des andern Teiles 
(Morphiumſucht der Braut) einen wichtigen Rücktrittsgrund bilden, doch iſt daran feſtzuhalten, 
daß die gedachten Bedenken ſich auf erhebliche Tatſachen ſtützen müſſen, die nach der in den 
Geſellſchaftskreiſen der Brautleute herrſchenden Auffaſſung bei einer ſachlichen, die Umſtände 
des einzelnen Falles berückſichtigenden Würdigung geeignet geweſen wären, den andern 
Teil von der Eingehung des Verlöbniſſes abzuhalten. Ein nervöſes Leiden der Braut 
kann ihr, wie RG 18. 4. 07 IV 459/06 ausführt, nicht ohne weiteres einen Grund zum Rück⸗ 
tritt geben. Pflicht der Brautleute iſt es, derartige aus einer heilbaren Krankheit ſich ergebende 
Hinderniſſe der Eheſchließung zu beſeitigen; anders, wenn es ſich um ein dauerndes Leiden 
handelt, das geeignet iſt, die nach dem Weſen der Ehe erforderliche geiſtige Gemeinſchaft 
zu gefährden. 
9. Die Anſprüche aus $ 1298 find übertragbar und vererblich. 


8 1299 


)Veranlaßt ein Verlobter den Rücktritt des andern durch ein Ver: 
ſchulden ?), das einen wichtigen Grund für den Rücktritt bildet, jo iſt er nach 
Maßgabe des § 1298 Abf. 1, 2 zum Schadenserſatze verpflichtet. 

E 1 1228 Abſ 2 II 1205 M 4, 5 P 4, 3, 7. 

1. Die ſchuldbare Veranlaſſung eines gerechtfertigten Rücktritts (5 1299) fteht 
dem ungerechtfertigten einſeitigen Rücktritte (8 1298) hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht 
gleich. Andernfalls könnte ein Verlobter, ohne ſich den mit einem ungerechtfertigten Rück ⸗ 
tritte für ihn verbundenen Nachteilen auszuſetzen, es darauf anlegen, durch ſein Verhalten 
den andern Teil zum Rücktritte zu veranlaſſen. Im übrigen vgl. die Erläuterungen zu $ 1298. 

2. Der Beweis des Verſchuldens liegt dem auf Schadenserſatz klagenden Teile ob. 


8 1300 


Hat eine unbeſcholtene?) Verlobte?) ihrem Verlobten die Beiwohnung 
geſtattet, jo kann fie, wenn die Vorausſetzungen des § 1298 oder des § 1299 
vorliegen, auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine 
billige Entſchädigung“) in Geld verlangen. 

Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben über, 
es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtshängig ge: 
worden iſt') ). 

E 11 1206 M 4, 912 ff. P 4, 7, 695, 698. 

1. Grund der Vorſchrift. Der Anſpruch aus $ 1300 wird der unbeſcholtenen Braut, 
die ihrem Bräutigam die Beiwohnung geſtattet hat, gewährt, weil ſie in Erwartung der Ehe⸗ 
ſchließung hoffen durfte, ihr Fehltritt werde ihr keinen Schaden bringen, dieſe Hoffnung aber 
durch den Rücktritt des Bräutigams vereitelt wird und ihre Ausſichten auf eine Verſorgung 
zerſtört oder wenigſtens beeinträchtigt werden (vgl. Prot 4, 698). Zwar findet, wie in der 
Denkſchrift S 679 hervorgehoben ift, die Beſtimmung des $ 1300 ihre ſachliche Begründung 
in der Lage der Braut, die ſich nur im Vertrauen auf die nachfolgende Eheſchließung dem 
Verlobten hingegeben hat. Allein aus dieſer Begründung des Geſetzes iſt nicht zu entnehmen, 
daß der Richter in eine Unterſuchung der Beweggründe der Braut zu ihrem Verhalten ein⸗ 
treten müßte. Die Annahme, daß eine unbeſcholtene Braut, wenn ſie dem Bräutigam die 
Beiwohnung geſtattet, dies in Erwartung der Eheſchließung tut, erſcheint ſo ſelbſtverſtändlich, 
daß die Gewährung einer billigen Entſchädigung, wie die Faſſung der Geſetzesvorſchrift ergibt, 
in dem bloßen Vorgang ihre Rechtfertigung findet (RG Warn 08 Nr 418). Der Anſpruch 
aus $ 1300 hat lediglich die Tatſache zur Vorausſetzung, daß die unbeſcholtene Verlobte ihrem 
Verlobten die Beiwohnung geſtattet hat. Dagegen kommt es nicht auf die Feſtſtellung an, 
ob ſie ſich im Hinblick auf die von ihr erwartete Eheſchließung oder lediglich in Fortſetzung des 
ſchon vor der Verlobung begonnenen Geſchlechtsverkehrs dem Verlobten hingegeben hat 
(RG ZW 06, 42510). Der Anſpruch aus dem Verlöbnisbruch iſt ein durchaus anderer als 
der ſog. Deflorationsanſpruch älteren Rechtes (RG 49, 204). 

2. Unbeſcholtenheit iſt nicht gleichbedeutend mit Jungfräulichkeit. Unter Unbeſcholten⸗ 
heit im Sinne des $ 1300 BGB iſt ebenſo wie im $ 182 StGB Unverſehrtheit der Geſchlechts⸗ 
ehre zu verſtehen und zwar gleichmäßig in allen Ständen und Berufsklaſſen (NRGSt 32, 437; 
35, 46; 37, 94; RG JW 06, 6516; 08, 3041). Anderſeits iſt im Einzelfalle den Anſchauungen 
und Gepflogenheiten desjenigen Standes, dem die Verlobte angehört, Rechnung zu tragen, 
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wenn es ſich darum handelt, aus ihren Reden und Handlungen Schlüſſe auf einen unfit!- 
lichen Lebenswandel zu ziehen (RGSt 37, 97; RG JW 06, 6515). Daß geſchlechtliche 
Ausſchreitungen einer Frauensperſon in einem weiteren Kreiſe bekannt ge⸗ 
worden ſein müßten, iſt zur Annahme der Beſcholtenheit nicht erforderlich. Auch diejenige, 
die nur in engem Kreiſe oder bei einzelnen Perſonen „beſcholten“ iſt, kann die Bezeichnung 
einer unbeſcholtenen Perſon nicht für ſich in Anſpruch nehmen. Regelmäßig wird eine frei⸗ 
willige Vollziehung des Beiſchlafs dazu führen müſſen, der Frauensperſon die Unbeſcholten⸗ 
heit abzuſprechen, jedoch ſind Umſtände denkbar, die eine andere Beurteilung rechtfertigen 
(RG 2. 11. 05 IV 227/05; 15. 2. 06 IV 402/05; RG JW 07, 4801). Es iſt kein geſetz⸗ 
geberiſcher Grund denkbar, dem Mädchen, dem es gelungen iſt, im Verborgenen Ge⸗ 
ſchlechtsbeziehungen zu Männern zu unterhalten, hinſichtlich des Geſetzesſchutzes eine Vorzugs⸗ 
ſtellung einzuräumen (RGSt 37, 96 zu $ 182 StGB). Allerdings hängt der Begriff 
der Unbeſcholtenheit einer Frauensperſon im Sinne des $ 1300 BGB mit ihrem Rufe 
zufammen (vgl. namentlich RG 52, 48), aber es genügt, um dieſen als geſchädigt an⸗ 
zuſehen und „Beſcholtenheit“ anzunehmen, wenn einerſeits die tatſächlichen Grundlagen 
eines makelloſen Rufes infolge geſchlechtlicher Verfehlung erweislich verloren gegangen 
und anderſeits Anhaltspunkte dafür gegeben ſind, daß auch in den Augen Dritter die 
gute Meinung von dem ſittlichen Werte der betreffenden Frauensperſon Einbuße er⸗ 
litten hat (RG Poſ Schr 06, 41). In derſelben Entſcheidung iſt die Frage berührt, aber 
unentſchieden gelaſſen, ob es im Geiſte des Geſetzes liegt, daß ein leichter Fehltritt eines ſonſt 
unbeſcholtenen Mädchens nachträglich durch ſitklich einwandfreies Verhalten gleichſam ge⸗ 
ſühnt und der verloren gegangene gute Ruf wiederhergeſtellt werden kann. M. E. iſt die Frage 
zu verneinen, da ein geſchlechtlicher Fehltritt nicht ungeſchehen gemacht werden kann. — 
Wer ein bis dahin unſchuldig geweſenes Mädchen zum außerehelichen Beiſchlafe verführt 
hat, kann ſich einer Klage aus $ 1300 gegenüber nicht auf dieſen von ihm ſelbſt verſchuldeten 
Hergang zum Beweiſe der Beſcholtenheit berufen. Der Grund dafür liegt in der Argliſt, 
der Ice Verteidigung entſpringt (RG 52, 46; R JW 05, 28812). Die Geltendmachung 
der Beſcholtenheit wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Braut dem Bräutigam vor der 
Beiwohnung von ihrem früheren geſchlechklichen Verkehre Mitteilung macht; wohl aber wird 
das Recht des Bräutigams, wegen der mitgeteilten Tatſache vom Verlöbniſſe zurückzutreten, 
ausgeſchloſſen (RG 15. 3. 06 IV 452/05; R ZW 07, 4801“). Die Unbeſcholtenheit muß 
zur Zeit der Beiwohnung vorhanden ſein; es genügt nicht, wenn ſie nur zur Zeit der Ver⸗ 
lobung vorhanden war (RG Recht 05, 529). 

3. Verlobte. Vorausgeſetzt wird das Beſtehen eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes 
(5 1297 A 1) zur Zeit der Beiwohnung. 

4. Über die Höhe der Entſchädigung (ſogenanntes Kranzgeld RG 49, 204) entſcheidet 
freies richterliches Ermeſſen; für die Schätzung des Schadens iſt der Zeitpunkt der Auflöſung 
des Verlöbniſſes zugrunde zu legen (RG 2 5 07 IV 487/06). Die Standes- und Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Verlobten können berückſichtigt werden, ſind aber nicht allein maßgebend, 
vielmehr find alle Umſtände des einzelnen Falles zu würdigen (RG ZW 07, 48014; vgl. auch 
RS JW 06, 4251 und A 1). — Neben dem Anſpruch aus § 1300 kann ein weiterer Anſpruch 
aus 8 1715 begründet fein (RG 15. 4. 07 IV 454/06). 

5. Beweislaſt. Zur Begründung eines auf § 1300 geſtützten Anſpruchs gehört die Be⸗ 
hauptung und nötigenfalls der Nachweis, daß die Frauensperſon zu der Zeit, als ſie die Bei⸗ 
wohnung geſtattete, unbeſcholten war. Der Nachweis der Unbeſcholtenheit iſt allerdings nicht 
nötig, ſolange keine Anzeichen für den Mangel der Unbeſcholtenheit gegeben ſind. Liegen 
ſolche Anzeichen vor, ſo iſt es Sache der Klägerin, darzutun, daß ſie trotzdem unbeſcholten 
geblieben iſt (RG 2. 11. 05 IV 227/05). 

6. Gerichtszuſtändigkeit. Der Anſpruch aus einem Verlöbnisbruche (§ 1300) iſt kein 
Anſpruch aus einem außerehelichen Beiſchlafe im Sinne des § 23 Nr 2 GVG. 


§ 1301 


)unterbleibt die Eheſchließung ?), jo kann jeder Verlobte?) von dem 
andern die Herausgabe desjenigen, was er ihm geſchenkt oder zum Zeichen 
des Verlöbniſſes⸗) gegeben hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung 5) fordern. Im Zweifel iſt anzunehmen, 
daß die Rückforderung ausgejchlojjen®) ſein ſoll, wenn das Verlöbnis durch 
den Tod eines der Verlobten aufgelöſt wird. 

E 1 1229 II 1207 M 4, 6 P 4, 10. 


1. 81301 Satz 1 enthält nachgiebiges Recht. Die Beteiligten können alſo abweichende 
Beſtimmungen treffen. s 1301 Satz 2 ſtellt nur eine Auslegungsregel auf. 
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2. Abgeſehen von dem Falle des Todes eines Verlobten iſt die Eheſchließung als unter: 
blieben anzuſehen, wenn das Verlöbnis aus irgend einem Grunde gelöſt iſt. 

3. Verlobte. Vorausgeſetzt wird das Beſtehen eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes 
(F 1297 A 1) zur Zeit der Hingabe, andernfalls find für den Rückforderungsanſpruch die 
allgemeinen Grundſätze maßgebend. 

4. Z. B. Verlobungsringe. 

5. Ungerechtfertigte Bereicherung, $5 812 ff. Danach (vgl. $ 815) ift das Rückfor⸗ 
derungsrecht des Gebers ausgeſchloſſen, wenn er ohne wichtigen Grund von dem Verlöbniſſe 
zurückgetreten iſt ($ 1298) oder den Rücktritt des andern Verlobten ſchuldbar veranlaßt hat 
(8 1298). Unberührt bleibt feine Pflicht zur Rückgabe der von dem andern Teile emp- 
fangenen Gaben und Geſchenke. Den Ausſchließungsgrund hat der Empfänger zu be- 

weiſen. Der Rückforderungsanſpruch iſt übertragbar und vererblich. 

6. Die Ausſchließung der Rückforderung bezieht ſich auf Gegebenes und Empfangenes. 


8 1302 


Die in den 88 1298 bis 1301 beſtimmten Anſprüche verjähren in zwei 
Jahren von der Auflöſung ) des Verlöbniſſes an. 

E 1 1230 II 1208 M 4, 7 P 4, 11. 

1. Auf welche Art die Auflöſung erfolgt (Tod eines Verlobten, anderweite Eheſchließung 
eines Verlobten, gegeunſeitige Übereinkunft, gerechtfertigter oder ungerechtfertigter einſeitiger 
Rücktritt), macht keinen Unterſchied. Nur im Falle des einſeitigen Rücktritts beginnt die Ver⸗ 
jährung erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der andere Teil Kenntnis von dem Rücktritt er⸗ 
langt (vgl. $ 1298 A 3). 


Zweiter Titel 
Eingehung der Ehe 


8 1303 


1) Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Volljährigkeit), eine Frau 
darf nicht vor der Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs eine Ehe eingehen. 

Einer Fran?) kann Befreiung von dieſer Vorſchrift bewilligt werden. 

E I 1233 II 1209 M 4, 17 P 4, 19—22. 

1. 5 1303 regelt an Stelle des durch Art 46 EG aufgehobenen 3 28 des Perfonen- 
ſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 die Ehemündigkeit. Ihr Mangel begründet ein auf⸗ 
ſchiebendes Ehehindernis (Prot 4, 79). 

19 e Volljährigkeitserklärung (5 3) des Mannes begründet für ihn Ehemündig⸗ 
eit (Prot 4, 22). 

3. Einem Manne kann Befreiung von dieſer Vorſchrift nicht bewilligt werden. 

Ihm ſteht nur der Weg offen, ſeine Volljährigkeitserklärung nachzuſuchen. 


§ 1304 
W Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt' iſt, bedarf zur Eingehung 
einer Ehe der Einwilligung) ſeines geſetzlichen Vertreters ). 

Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund ), jo kann die Einwilligung, 
wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Mündels durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Ein⸗ 
5 zu erſetzen, wenn die Eingehung der Ehe im Intereſſe des Mündels 
iegt ). 

E 1 1232 Wi 1, 2 11 1210 M 4, 10—17 P 4, 17—19, 34. 

1. 5 1304 behandelt die Fälle, in denen zur Eheſchließung die Einwilligung des ge: 
ſetzlichen Vertreters erforderlich iſt. Der Mangel dieſes Erforderniſſes begründet die An⸗ 
fechtbarkeit der Che (5 1331, 8133 Abſ2 Satz 2, 3 1337), bildet alſo ein trennendes 
Ehehinder nis. Wegen der Beeinfluſſung des ehelichen Güterrechts vgl. § 1364. 

2. Beſchränkte Geſchäfts fähigkeit, 58 106, 114. Wer geſchäftsunfähig iſt, kann eine 
Ehe überhaupt nicht eingehen, da ſeine auf Eheſchließung gerichtete Willenserklärung nach 
$ 105 nichtig iſt. Die Ehe eines Geſchäftsunfähigen iſt nach $ 1325 Abſ 1 nichtig, kann jedoch 
nach $ 1325 Abſ 2 durch Beſtätigung gültig werden. 
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3. Erforderlich iſt die Einwilligung desjenigen, dem zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung die geſetzliche Vertretung obliegt. Die Einwilligung (5 183 Satz 1) iſt ein ein 
ſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft, bedarf keiner Form und kann bis zur Ehe⸗ 
schließung widerrufen werden. Es genügt, wenn fie einem der Verlobten gegenüber erklärt 
iſt. Dem Standesbeamten iſt die Einwilligung allerdings in beglaubigter Form nachzu⸗ 
weiſen ($ 45 RSG), und zwar als eine unbedingte und unbefriſtete Erklärung. 

4. Geſetzliche Vertreter können der Vater, die Mutter, der Vormund oder der Pfleger 
fein, letzterer jedoch nur, wenn die Pflegſchaft die perſönlichen Angelegenheiten des Pflege ⸗ 
befohlenen (zu denen die Einwilligung in die Eheſchließung zu rechnen iſt) umfaßt. 

5. Vormund. Dasſelbe gilt, wenn der geſetzliche Vertreter ein Pfleger iſt (8 1915). 
Die Anwendung des Abſ? iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Vormundſchaft bezw. 
Pflegſchaft vom Vater oder von der Mutter geführt wird. si. 

6. Die Einwilligung ift zu erſetzen, gleichviel, ob eine Pflichtwidrigkeit des Vor⸗ 
mundes bezw. Pflegers vorliegt oder nicht. 


8 1305 


Ein eheliches Kind ) bedarf bis zur Vollendung des einundzwanzigſten 
Lebensjahrss) zur Eingehung einer Ehe) der Einwilligung“) des Vaters, 
ein uneheliches Kind bedarf bis zum gleichen Lebensalter der Einwilligung 
der Mutter. An die Stelle des Vaters tritt die Mutter, wenn der Vater ge⸗ 
ſtorben ijt®) oder wenn ihm die ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte 
nach § 1701 nicht zuſtehen. Ein für ehelich erklärtes Kind) bedarf der Ein: 
willigung der Mutter auch dann nicht, wenn der Vater geſtorben iſt. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter ſteht es gleich, wenn ſie zur Ab⸗ 
gabe einer Erklärung dauernd außerſtande ſind oder wenn ihr Aufenthalt 
dauernd unbekannt iſt. 

& 11238 Abſ 1 II 1211 M 4, 25 ff. P 4, 30, 670, 715. 

1. Die 88 1305—1308 regeln das Erfordernis der elterlichen Einwilligung. Die 
entſprechenden Beſtimmungen des PStc (89 29, 30) find durch Art 46 I EG aufgehoben 
worden. Der Mangel der elterlichen Einwilligung begründet ein aufſchiebendes 
Ehehindernis. Die trotz des Mangels abgeſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, aber die ohne 
die erforderliche Einwilligung heiratende minderjährige Tochter hat die in den $$ 1661, 1686 
(Fortdauer der Nutznießung des Kindesvermoögens durch die Eltern) und $ 1621 Abſ 1 (Ver⸗ 
luſt des Anſpruchs auf Ausſteuer) bezeichneten Nachteile zu gewärtigen. 

2. Dem ehelichen Kinde ſteht hier das durch nachfolgende Ehe der Eltern legitimierte 
uneheliche Kind (891719, 1736) gleich. Hinſichtlich des an Kindes Statt angenommenen Kindes 
trifft F 1306 beſondere Beſtimmung. Ein Kind aus einer nichtigen Ehe bedarf der elterlichen 
Einwilligung, wenn es als ehelich gilt (5 1699 Abſ 1). Kannten beide Ehegatten bei der Ehe⸗ 
ſchließung die Nichtigkeit der Ehe oder iſt die Ehe wegen Formmangels nichtig ($ 1699 Abf 1 
und 2), 0 bedarf das (als unehelich anzuſehende) Kind nur der Einwilligung der Mutter, 
desgleichen, wenn der Vater, nicht aber die Mutter die Nichtigkeit kannte ($ 1701). Ein Stief⸗ 
oder Pflegekind bedarf nicht der Einwilligung ſeiner Stief⸗ oder Pflegeeltern. 

3. Die Volljährigkeitserklärung eines minderjährigen Sohnes ($ 3) hat für ihn keine 
Befreiung von der Vorſchrift des $ 1305 zur Folge. 

. 8 Mit Eingehung einer Ehe iſt nicht nur die erſte, ſondern auch jede folgende Ehe 
gemeint. 

5. Die Einwilligung iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft (85 130 ff.) 
und bedarf keiner Form. Sie kann entweder dem Kinde oder deſſen Verlobten gegenüber 
erklärt und bis zur Eheſchließung widerrufen werden. Eine etwa hinzugefügte Bedingung 
oder Zeitbeſtimmung muß zur Zeit der Eheſchließung eingetreten fein. Das Ein willigungs⸗ 
recht iſt ein Recht höchſtperſönlicher Natur, das auf der den Eltern ſchuldigen Ehrerbietung 
beruht und den Eltern zur Förderung des Familienwohls beigelegt iſt. Es iſt ferner unab⸗ 
hängig davon, ob dem Berechtigten die elterliche Gewalt, beziehungsweiſe die Sorge für 
die Perſon des Kindes zuſteht, und geht auch nicht infolge Scheidung der Eltern verloren. 
Über die Erſetzung der elterlichen Einwilligung durch das Vormundſchaftsgericht trifft 
§ 1308 Beſtimmung. — Bemühungen eines Rechtsanwalts, die erforderliche elterliche Ein 
willigung oder deren Erſatz durch das Vormundſchaftsgericht zu erlangen, ſind nicht als 
Age ang des Zuſtandekommens einer Ehe im Sinne des 5 656 anzuſehen (RG JW 06, 

6. Die Todeserklärung (5 18) ſteht hier dem Tode gleich. 
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7. Ehelichkeitserklärung (vgl. 55 1723 ff.). Das für ehelich erklärte uneheliche Kind 
bedarf wie ein eheliches Kind der Einwilligung ſeines Vaters, dagegen niemals der Ein⸗ 
willigung ſeiner Mutter. Gerechtfertigt wird dieſe Beſtimmung durch die Erwägung, daß 
die Ehelichkeitserklärung in der Regel eine Entfremdung zwiſchen Mutter und Kind herbei⸗ 
führt. Auch wenn die Sorge für die Perſon des Kindes wieder auf die Mutter übergeht, 
bedarf es ihrer Einwilligung nicht. 


8 1306 


)Einem an Kindes Statt angenommenen?) Kinde gegenüber ſieht die 
Einwilligung) zur Eingehung einer Ehe an Stelle der leiblichen Eltern dem: 
jenigen zu, welcher das Kind angenommen hat. Hat ein Ehepaar das Kind 
gemeinſchaftlich“) oder hat ein Ehegatte das Kind des andern Ehegatten 
angenommen )), jo finden die Vorſchriften des § 1305 Abſ. 1 Satz 1, 2, Abſ. 2 
Anwendung '). 

Die leiblichen Eltern erlangen das Recht zur Einwilligung auch dann 
nicht wieder, wenn das durch die Annahme an Kindes Statt begründete 
Rechtsverhältnis aufgehoben wird. 

El 1239 II 1212 M 4, 30 P 4, 24, 34, 740. 

1. Die entſprechenden Beſtimmungen des PSt (s 31) find durch Art 46 I EG 
aufgehoben worden. Der Mangel der Einwilligung des Annehmenden begründet ein auf- 
ſchiebendes Ehehindernis. Die trotz des Mangels abgeſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, 
jedoch treten die in A 1 zu $ 1305 bezeichneten Nachteile ein. 

2. Wegen der Annahme an Kindes Statt vgl. $5 1741 ff. Auf Pflegekinder iſt $ 1306 
nicht anwendbar. 

3. Auf die Einwilligung und das Ein willigungsrecht des $ 1306 trifft das in 
A 5 zu ß 1305 Geſagte gleichfalls zu. Die $$ 1307, 1308 finden auch auf die Fälle des 
$ 1306 Anwendung. 

4. Fall des $ 1749 Abſ 1. 

5. Fall des $ 1757 Abſ 2 Halbf 2. 

4 6. Der Grund dieſer Vorſchrift liegt darin, daß das Kind in den bezeichneten Fallen 
20 Stellung eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes der Eltern erlangt ($ 1757 


8 1307 

Die elterliche Einwilligung!) kann nicht durch einen Vertreter?) erteilt 

werden. Iſt der Vater oder die Mutter in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo iſt die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 

E 1 1238 Abſ 2 II 1213 M 4, 27 P 4, 31. 

„1. Unter der elterlichen Einwilligung find alle in den § 1305, 1306 bezeichneten 
Fälle des Erforderniſſes der Einwilligung zu verſtehen. — 

. Keine Vertretung. Der höchſtperſönlichen Natur des elterlichen Einwilligungs⸗ 
rechts ($ 1305 A 5) entſpricht es, daß die Einwilligung weder durch den geſetzlichen Ver⸗ 
treter noch durch einen Bevollmächtigten erteilt werden kann (Unzuläſſigkeit der Vertretung 
im Willen). Dagegen iſt die Vertretung in der bloßen Erklärung des Willens zuläffig. 


§ 1308 
Wird die elterliche Einwilligung!) einem volljährigen Kinde?) ber: 
weigert, jo kann ſie auf deſſen Antrag?) durch das Vormundſchaftsgericht“) 
erſetzt') werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Einwilligung zu er⸗ 
ſetzen, wenn fie ohne wichtigen Grunde) verweigert wird. 

Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht Verwandte oder 
Verſchwägerte des Kindes hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung und 
ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. Für den Erſatz der Aus⸗ 
lagen gilt die Vorſchrift des 8 1847 Abi. 2. 

E 1 1238 Abſ 3 II 1214 MA, 28 ff. P 4, 30 ff. 


1. Unter der elterlichen Einwilligung find alle in den $$ 1305, 1306 bezeichneten 
Fälle des Erforderniſſes der Einwilligung zu verſtehen. 
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2. Da die Volljährigkeit mit der Vollendung des 21. Lebensjahrs eintritt ($ 2), die 
elterliche Einwilligung aber nur bis zum gleichen Lebensalter erforderlich tft ($ 1305), ſo iſt 
im $ 1308 unter einem volljährigen Kinde das für volljährig erklärte, noch nicht 
21 Jahre alte Kind zu verſtehen. Der $ 1308 hat daher eine ſehr beſchränkte Bedeutung. 
Minderjährigen ſteht das Recht aus $ 1308 nicht zu. Die entſprechenden Beſtim⸗ 
mungen des PStG ($ 32) find durch Art 46 I C® aufgehoben worden. 

3. Form des Antrags $ 11 FGG. . 

4. Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts §8 35, 36, 43 FGG. Ermittelungen 
von Amts wegen $ 12 FGG. N 

5. Die Erſetzung der Einwilligung wirkt wie deren Erteilung. n 

6. Ob der Verweigerungsgrund wichtig ift, hat das Vormundſchaftsgericht nach 
freiem Ermeſſen zu beurteilen. 


8 1309 

Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor feine frühere Ehe?) aufge⸗ 
löſt e) oder für nichtig erklärt) worden iſt. Wollen Ehegatten die Eheſchließung 
wiederholen), jo iſt die vorgängige Nichtigkeits erklärung nicht erforderlich. 

Wird gegen ein Urteil, durch das die frühere Ehe aufgelöſt oder für 
nichtig erklärt worden iſt, die Nichtigkeitsklage oder die Reſtitutionsklage 
erhoben, ſo dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung des Rechtsſtreits 
eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß die Klage erſt nach dem Ablaufe 
der vorgeſchriebenen fünfjährigen Friſt erhoben worden iſt '“). 

E 11234 II 1215 Abf 1 M 4, 18 P 4, 22, 60 ff., 6 265, 268. 

1. Doppelehe. Der $ 1309 Abſ 1 gibt dem Grundſatz Ausdruck, daß ein Mann gleich- 
zeitig nur mit einer Frau, und daß eine Frau gleichzeitig nur mit einem Manne ver⸗ 
heiratet ſein darf. Eine Ehe, die dieſem Verbote der Doppelehe zuwider geſchloſſen wird, 
iſt nichtig, wenn die frühere Ehe gültig war ($ 1326). In dieſem Falle liegt mithin ein 
trennendes Ehehindernis vor. Vgl. das Nähere bei $ 1326. 

2. Eine wegen Formmangels nichtige, in das Heiratsregiſter nicht eingetragene Ehe 
kommt überhaupt nicht als frühere Ehe im Sinne des $ 1309 in Betracht und iſt nicht 
geeignet, das Ehehindernis zu begründen. Die ſo Verbundenen können ſelbſtverſtändlich 
jederzeit zur Eheſchließung ſchreiten. Dieſe 1 ſich aber nicht als Wiederholung 
der Eheſchließung, ſondern als erſtmalige Eheſchließung dar. 

3. Aufgelöſt wird die Ehe durch den Tod eines Ehegatten, durch Wiederverheiratung 
des Ehegatten eines für tot Erklärten (5 1348 Abſ 2) und durch Scheidung (88 1564 ff.). 
Den Tod des früheren Ehegatten hat der zu einer neuen Ehe ſchreitende Gatte dem 
Standesbeamten nachzuweiſen ($ 45 PSt). Die Todeserklärung begründet 
die Vermutung, daß der verſchollene Ehegatte in dem Zeitpunkte geſtorben ſei, der in dem 
die Todeserklärung ausſprechenden Urteile feſtgeſtellt iſt ($ 18 Abſ 1). Dieſe Vermutung 
eröffnet dem Ehegatten des für tot Erklärten die Möglichkeit der Wiederverheiratung, aber 
die Ehe gilt, ſolange die Wiederverheiratung nicht erfolgt iſt, als fortbeſtehend, wenn der für 
tot Erklärte nachweislich noch lebt oder die Todeserklärung infolge Anfechtung aufgehoben 
wird. Vgl. das Nähere bei 5 1348. Im Falle der Scheidung wird die Ehe mit Eintritt 
der Rechtskraft des Scheidungsurteils aufgelöſt (8 1564 Satz 3). Die Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft bewirkt keine Eheauflöſung ($$ 1575, 1586). 

4. Nichtigkeitserklärung. Es macht keinen Unterſchied, ob die Ehe aus einem der 
Nichtigkeitsgründe der $$ 1324 bis 1328 oder aus einem der Anfechtungsgründe der § 1331 
bis 1335 und 1350 für nichtig erklärt worden ji 

5. Bei der wiederholten Eheſchließung find dieſelben Vorſchriften wie bei der Ehe⸗ 
schließung überhaupt zu beobachten. Die wiederholte Eheſchließung hat keine Bedeutung, 
wenn die frühere Ehe in Wirklichkeit gültig iſt. Die Gültigkeit der früheren Ehe zu prüfen, 
liegt nicht dem Standesbeamten ob. Es genügt vielmehr, wenn darüber berechtigte Zweifel 
unter den Eheleuten beſtehen. Die Wiederholung der Eheſchließung hat keine rückwirkende 
Kraft. Keine Veranlaſſung zur Wiederholung der Eheſchließung liegt vor, wenn der der 
früheren Ehe anhaftende Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsgrund 9 54 Beſtätigung der 
Ehe gehoben werden kann ($$ 1325, 1337) und die Beſtätigung erfolgt iſt. 5 . 

6. Nichtigkeitsklage. Reſtitutionsklage. In dieſer Beſchränkung liegt nur ein auf- 
ſchiebendes Ehehindernis, denn die Ehe, die trotzdem nach Erhebung einer der ge- 
nannten Klagen geſchloſſen wird, iſt gültig. Wird aber ſpäter im Wege der Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens das die Scheidung oder Nichtigkeit ausſprechende rechtskraftige 
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ip ift die zweite Ehe als von Anfang an nichtig anzuſehen und die 
lsklage 8 579 3 PO, Reſtitutionsklage 3 580 ZPO, fünfjährige Friſt 
O). Eine ähnliche Beſtimmung enthält $ 1349 (Anfechtung der 


1 § 1310 

ne Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Verwandten in ge: 
zwiſchen vollbürtigen oder halbbürtigen Geſchwiſtern ) ſowie 
en Verſchwägerten in gerader Linie“). 

Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Perſonen, von denen 
die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen der andern Geſchlechts⸗ 


gemeinſchaft') gepflogen hat. 

Verwandtſchaft im Sinne dieſer Vorſchriften beſteht auch zwiſchen einem 
unehelichen Kinde und deſſen Abkömmlingen einerſeits und dem Vater und 
deſſen Verwandten anderſeits “). 

E I 1236 IT 1216 M 4, 21 ff. P 4, 23 ff., 6, 34. 

1. Verwandtſchaft. Schwägerſchaft. Der § 1310 verbietet die Eingehung einer 
Ehe zwiſchen gewiſſen Verwandten, Verſchwägerten (Abſ 1) und Perſonen, die miteinander 
(in oder außer einer Ehe) Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen haben (Abſ 2). Das Verbot 
des Abſ 1 begründet ein trennendes ($ 1327), das Verbot des Abſ 2 ein aufſchieben⸗ 
des Ehehindernis. Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG (5 33 Abſ 1 Nr 1) 
find durch Art 46 I EG aufgehoben worden. 

2. Verwandte in gerader Linie ſind ſolche Perſonen, deren eine von der andern 
abſtammt ($ 1589 Abſ 1), alſo Kinder, Eltern, Großeltern. Verwandtſchaft im Sinne des 
Abſ 1 wird auch im Falle der Legitimation durch nachfolgende Ehe ($ 1719), und im Falle 
der Ehelichkeitserklärung (88 1736, 1737) begründet. Wegen der Verwandtſchaft im Falle 
der Annahme an Kindes Statt vgl. § 1311. 

3. Vollbürtige Geſchwiſter ſind Geſchwiſter, die von demſelben Vater und derſelben 
Mutter abſtammen. Halbbürtige Geſchwiſter ſind Geſchwiſter, die entweder von demſelben 
Vater aber nicht von derſelben Mutter oder von derſelben Mutter aber nicht demſelben Vater 
abſtammen. Kinder, die ein Ehegatte in die Ehe einbringt, ſind mit Kindern, die der andere 
Ehegatte einbringt (ſogenannte zuſammengebrachte Kinder) genus nicht verſchwiſtert. 

4. Schwägerſchaft (51590). In gerader Linie verſchwägert find Stiefeltern mit Stief⸗ 
kindern, Schwiegereltern mit Schwiegerkindern. Die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn 
die Ehe, durch die fie begründet wurde, aufgelöſt wurde ($ 1590 Abſ 2), erſtreckt ſich aber nicht 
auf Abkömmlinge des andern Ehegatten, die nach Auflöſung der ar erzeugt find. Dem⸗ 
ufolge liegt z. B. das Ehehindernis der Schwägerſchaft zwiſchen einem Manne und der Tochter 
Kir: erden Ehefrau, die nach Auflöfung der Ehe von einem andern Manne erzeugt 
wurde, nicht vor, dagegen würde in dieſem Falle das Ehehindernis des § 1310 Abſ 2 gegeben 
ſein, wenn die geſchiedenen Eheleute (in oder außer der Ehe) Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen 
hätten. Wird die die Schwägerſchaft begründende Ehe für nichtig erklärt oder ihre Nichtig- 
keit nach Auflöſung der Ehe feſtgeſtellt (58 1329, 1343), jo wird auch das Schwägerſchafts⸗ 
verhältnis mit rückwirkender Kraft aufgehoben. Dagegen kann in dieſen Fällen wiederum 
das Ehehindernis des § 1310 Abſ 2 Plat greifen. Eine wegen Formmangels nichtige, in das 
Heiratsregiſter nicht eingetragene Ehe iſt überhaupt ungeeignet, Schwägerſchaft zu begründen. 

5. Ob Geſchlechtsgemeinſchaft in oder außer der Ehe gepflogen wird, macht keinen 
Unterſchied (vgl. A 4). 

6. Bezüglich der unehelichen Kinder wird hier eine Ausnahme von 8 1589 Abſ 2 
feſtgeſtellt (vgl. $ 1705). 


8 1311 


Wer einen andern an Kindes Statt angenommen?) hat, darf mit ihm 
oder deſſen Abkömmlingen ?) eine Ehe nicht eingehen, ſolange das durch die 
Annahme begründete Rechtsverhältnis beſteht. 

E 1 1240 II 1217 M 4, 31, 978, 1001 P 4, 34. 

1. Der $ 1311 verbietet die Ehe zwiſchen dem Annehmenden einerſeits und 
dem Angenommenen und deſſen Abkömmlingen anderſeits. Das Verbot erſtreckt ſich 
nicht auf den Ehegatten und die Verwandten des Annehmenden einerſeits und den An⸗ 
genommenen, deſſen Ehegatten und Verwandte anderſeits. Dies entſpricht dem § 1763. 
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Das Verbot wirkt als aufſchiebendes Ehehindernis. Die dem Verbote zuwider ge- 
ſchloſſene Ehe iſt gültig, nur tritt gemäß $ 1771 Abſ 1 mit der Eheſchließung die Aufhebung 
des durch die Annahme begründeten Rechtsverhältniſſes ein. Wegen Verwirkung der elter⸗ 
lichen Gewalt vgl. § 1771 Abſ 2, 3. Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG ($ 33 
Abſ 1 Nr 4) find durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. 

2. Annahme an Kindes Statt 55 1741 ff. N 

3. Abkömmlinge. Für die Frage, ob es ſich um einen Abkömmling handelt, iſt $ 1310 
Abſ e 3 nicht anwendbar. Die Abkömmlinge des Angenommenen unterliegen dem Ehever⸗ 
bote des § 1311, auch wenn ſich auf fie gemäß § 1762 Satz 2 die Wirkungen der Annahme nicht 


erſtrecken. 
8 1312 


Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem wegen Ehe⸗ 
bruchs geſchiedenen?) Ehegatten und demjenigen), mit welchem der geſchiedene 
Ehegatte den Ehebruch begangen hat, wenn dieſer Ehebruch in dem Scheidungs⸗ 
urteil als Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt“. 

Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung?) bewilligt werden. 

E 11237 11 1218 M 4, 24 P 4, 27 ff. 6, 265. 

1. Ehebruch. $ 1312 verbietet die Ehe zwiſchen Ehebrechern. Das Verbot wirkt als 
trennendes Ehehindernis. Die gegen das Verbot geſchloſſene Ehe iſt nichtig, jedoch nach 
§ 1328 Abſ 2, wenn nachträglich Befreiung von der Vorſchrift des $ 1312 bewilligt wird, als 
von Anfang an gültig anzuſehen. Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG (3 33 Abſ 1 
Nr 5 und Abf 2) find durch Art 46 I EG aufgehoben worden. 

2. Scheidung wegen Ehebruchs. Der Ehegatte muß wegen ſeines Ehebruchs von 
dem andern Ehegatten geſchieden worden ſein. Ob der Ehebruch als alleiniger 
Scheidungsgrund oder neben andern Scheidungsgründen feſtgeſtellt worden iſt, macht keinen 
Unterſchied. Scheidung wegen Ehebruchs liegt auch dann vor, wenn im Falle des § 1574 
Abſ 2 beide Ehegatten — und zwar der eine wegen Ehebruchs — für ſchuldig erklärt worden 
lind. Iſt die Ehe wegen eines andern Scheidungsgrundes getrennt worden, fo liegt 
das Ehehindernis nicht vor, ſelbſt wenn erwieſen wäre, daß der Ehegatte einen Ehebruch be⸗ 
gangen habe. Ebenſowenig liegt das Ehehindernis vor, wenn im Falle des $ 1574 Abſ 3 
der Ehegatte, der den Ehebruch begangen hat, wegen dieſes Ehebruchs für mitſchuldig er⸗ 
klärt wird. Das Ehehindernis des $ 1312 wird weder durch den Tod noch durch die Wieder⸗ 
verheiratung des unſchuldigen Ehegatten beſeitigt. Wird dagegen die wegen Ehebruchs ge⸗ 
ſchiedene Ehe nachträglich für nichtig erklärt ($$ 1329, 1343), fo fällt das Ehehindernis weg. 
8 wegen des Ehebruchs nicht auf Scheidung ſondern nur auf Aufhebung der ehelichen 

emeinſchaft (5 1575) erkannt worden, fo iſt nach $ 1586 die Eingehung einer neuen 
Ehe, ſolange der unſchuldige Ehegatte lebt, überhaupt ausgeſchloſſen. Die Frage, ob nach dem 
Tode des unſchuldigen Ehegatten das Ehehindernis des $ 1312 in Geltung tritt, muß bejaht 
werden, da mit der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft die Wirkungen der Scheidung 
eintreten (§ 1586). Meine frühere entgegengeſetzte Anſicht (Eheſcheidungsrecht S 37) kann 
ich nicht aufrechterhalten. Der Ehebrecher darf im Falle der Aufhebung nicht günſtiger 
wie im Falle der Scheidung geſtellt werden. 

3. Nur die Verheiratung mit dem Ehebrecher iſt verboten. Der Verheiratung mit 
einer andern Perſon ſteht § 1312 nicht im Wege. 

4. Feſtſtellung des Ehebruchs als Scheidungsgrund. Der Ehebruch muß als Grund 
der Scheidung im Scheidungsurteile feſtgeſtellt fein, ſei es in der Urteilsformel, ſei es in den 
Urteilsgründen. Dieſe Vorſchrift entſpricht den im Rechtsſtreite 15 beobachtenden Grund⸗ 
ſätzen und bezweckt zugleich, dem Standesbeamten die Geſchaftsführung zu erleichtern. 
In welchem Rechtszuge das Urteil ergangen iſt, macht keinen Unterſchied. Es genügt nicht, 
daß die Verhandlungen oder die Beweisaufnahme den Ehebruch ergeben. Ausgeſchloſſen 
find nachträgliche Ermittelungen oder Feſtſtellungen durch den Standesbeamten. Iſt die Feſt⸗ 
ſtellung im Urteil unterblieben, fo kann deſſen Ergänzung nur nach Maßgabe der 89 319 bis 
321 ZPO bewirkt werden. Ein Gegenbeweis gegen die Feſtſtellung iſt unzuläſſig. Wegen 
Namhaftmachung der Perſon, mit welcher der Ehebruch begangen iſt, vgl. $ 624 3 PO. 

5. Befreiung vgl. A 1 und 5 1322. 


8 1313 
Eine Frau darf erſt zehn Monate?) nach der Auflöſung ?) oder Nichtig⸗ 


keits erklärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe) eingehen, es ſei denn, daß 
ſie inzwiſchen geboren hat. 
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Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung) bewilligt werden. 

E I 1241 11 1219 M 4, 32 P 4, 34. 

1. $ 1313 gebietet verheiratet geweſenen Frauen Einhaltung einer Wartezeit. 
Das Gebot wirkt als aufſchiebendes Ehehindernis. Die dem Gebote zuwider 
geſchloſſene neue Ehe iſt gültig. Die Vorſchrift bezweckt, zu verhüten, daß über die Ab⸗ 
ſtammung ehelicher Kinder Ungewißheit entſtehe (vgl. hierzu auch $ 1600). Der ent- 
ſprechende $ 35 des PStG iſt durch Art 46 I Ech aufgehoben worden. 

2. Berechnung der Friſt (88 87, 88). 

3. Aufgelöſt wird die Ehe durch den Tod des Mannes und die Scheidung. Wird der 
Mann für tot erklärt, ſo iſt der in der Todeserklärung feſtgeſtellte Todeslag als Tag der Ehe⸗ 
auflöſung im Sinne des $ 1313 anzuſehen (vgl. $ 1309 A 3). 

4. Eine Ausnahme iſt auch nicht für den Fall zugelaſſen, daß die neue Ehe unter den⸗ 
ſelben Ehegatten (nach Auflöſung oder Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe) einge⸗ 
gangen wird. Dagegen liegt das Ehehindernis nicht vor, wenn die Ehegatten gemäß $ 1309 
Abſ 1 die Eheſchließung wiederholen wollen. 

5. Befreiung, vgl. § 1322. 


8 1314 


Wer ein eheliches Kind?) hat, das minderjährig iſt oder unter feiner 
Vormundſchaft ſteht, darf eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im § 1669) bezeich⸗ 
neten Verpflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 

Iſt im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ein anteilsberechtigter 
Abkömmling minderjährig oder bevormundet, ſo darf der überlebende Ehe⸗ 
gatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein 
Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im § 1493 Abſ. 2 bezeichneten Ber: 
pflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 

E 1 1242 II 1220 M 4, 33 P 4, 35. 

1. Zweck und Bedeutung der Vorſchrift. Das BGB hat gemiffe Sicherungsmaß⸗ 
regeln vorgeſchrieben, um Kinder vor vermögensrechtlichen Nachteilen zu ſchützen, die ihnen 
bei Wiederverheiratung ihrer Eltern drohen. Ob den in Betracht kommenden Vorſchriften 
genügt iſt, hat das Vormundſchaftsgericht zu prüfen und zu bezeugen. Erſt nach Erteilung 
dieſes Zeugniſſes darf die Ehe eingegangen werden. Die dem § 1314 zuwider eingegangene 
Ehe iſt zwar gültig, das Ehehindernis alſo nur ein aufſchiebendes, jedoch 
hat der Zuwiderhandelnde die Entziehung der Verwaltung des Kindesvermögens (51670) 
bezw. Enklaſſung als Vormund ($ 1886) zu gewärtigen. Die entſprechende Beſtimmung des 
PSt® ($ 38 Abſſ 2) ift durch Art 46 I EG aufgehoben worden. 

2. Dem ehelichen Kinde ſtehen hier das durch nachfolgende Ehe der Eltern legitimierte 
uneheliche Kind (88 1719, 1736), das an Kindes Statt angenommene Kind ($$ 1741, 1757) 
und das als ehelich geltende Kind aus einer nichtigen Ehe ($ 1699) gleich. Dem angenom⸗ 
menen Kinde gegenüber haben ſowohl der Annehmende, ſolange er die elterliche Gewalt hat, 
als auch die leiblichen Eltern den § 1314 zu beobachten (§ 1764). 

N 3. Zeugnis des Vormundſchaftsgerichts. Die in § 1669 getroffenen Vorſchriften 

find auch für die Fälle der $$ 1686, 1740, 1761, 1845 (1897, 1915) für anwendbar erklärt. 

Zuſtändigleit $$ 35, 36, 43 FGG. Über die Erforderniſſe der Erteilung val. RG IW 06, 55828. 

eh 4. Übergangszeit. § 1314 gilt auch für die am 1. Januar 1900 bereits beſtehenden 
en. 


8 1315 


Militärperſonen :) und ſolche Landesbeamte ), für die nach den Landes⸗ 
geſetzen zur Eingehung einer Ehe eine beſondere Erlaubnis erforderlich iſt, 
dürfen nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis eine Ehe eingehen. 

Ausländer‘), für die nach den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe 
eine Erlaubnis oder ein Zeugnis erforderlich iſt, dürfen nicht ohne dieſe Er⸗ 
laubnis oder ohne dieſes Zeugnis eine Ehe eingehen. 

E 1 1243 JI 1221 M 4. 33 B 4, 35 ff., 6, 268. 


1. Bedeutung der Vorſchrift. § 1315 ſtellt ein aufſchiebendes Ehe hie 
dernis auf. Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe ift zwar gültig, den Zuwider⸗ 
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handelnden drohen jedoch die in den Reichs⸗ und Landesgeſetzen etwa vorgeſehenen Strafen 
oder ſonſtigen Nachteile (vgl. namentlich RMStGGB vom 20. 6. 72 8 150 Abf 1). Die ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung des PStc (s 38 Ab 1) iſt durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. 
Die Nichtbeachtung der in den Landesgeſetzen enthaltenen Vorſchriften über die Notwendigkeit 
einer beſonderen Erlaubnis bildet ein Ehehindernis auch in den Fällen, in denen das Landes⸗ 
recht bisher die Nichtbeachtung nur als einen diſziplinariſchen Verſtoß anſah (RGSt 41, 227). 

2. Militärperſonen vgl. RMilch vom 20. 5. 74, 58 40, 60 Nr 4, 61. Unter Militär- 
perſonen ſind die Perſonen des Soldatenſtandes zu verſtehen, welche dem deutſchen Heere 
angehören. Dazu gehören auch die vorläufig in die Heimat beurlaubten Rekruten (RGSt 
41, 227). 

3. Die Frage, ob jemand die Eigenſchaft als Landesbeamter beſitzt, iſt nach dem Landes⸗ 
rechte des Staates, dem der Beamte angehört, zu beantworten. 

4. Ausländer ſind alle nicht einem der deutſchen Bundesſtaaten angehörende Per⸗ 
ſonen (Art 3 der RV.). 


8 1316 


) Der Eheſchließung ſoll ein Aufgebot?) vorhergehen. Das Aufgebot 
verliert ſeine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen ſechs Monaten nach der Voll⸗ 
ziehung des Aufgebots !) geſchloſſen wird. 

Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Erkran⸗ 
kung“) eines der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung nicht geſtattet. 

Von dem Aufgebote kann Befreiung!) bewilligt werden. 

E II 1225 Me 4, 8 P 4, 48 5, 139. 

1. Aufgebot. Das im $ 1316 angeordnete Aufgebot bezweckt die Ermittelung 
etwaiger Ehehinderniſſe. Solche ſind zu berückſichtigen, auch wenn ſie nach Ablauf der zwei⸗ 
Worscht Aufgebotsfriſt (5 46 Abſ 3, 5 47 Abs 1 PSt®) eintreten oder bekannt werden. Die 
Vorſchrift (Sollvorſchrift) des § 1316 begründet kein Ehehindernis, gehört vielmehr zu den 
bei dem Eheſchließungsverfahren zu beobachtenden Förmlichkeiten. Die ohne Aufgebot ge- 
ſchloſſene Ehe iſt gültig, der Standesbeamte iſt jedoch nach $ 69 RSG ſtraffällig. 

5 2. Das Aufgebotsverfahren iſt in den 88 45—49 PSt und in Art 46 II $$ 44, 50 C 
näher geregelt. Nach $ 44 ebenda iſt für die Anordnung des Aufgebots jeder Standes- 
beamte eine vor dem nach $ 1320 die Ehe geſchloſſen werden darf. 
ee 1 eg (hr 9 en 1015 Bun Da N. für ſämtliche 

ekanntmachungen 5 abgelaufen iſt. egen Berechnung der iſt 
vgl. 88 un u, 5 a 2,73. 1 5 5 SR 

4. Die lebensgefährliche Erkrankung muß ärztlich beſcheinigt fein (Art 46 II 50 EG). 

5. Vgl. $ 1322 Abſ 2. 3 F 5 0 


8 1317 

Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten) vor einem) 
Standesbeamten perſönlich ) und bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären ), 
die Ehe miteinander eingehen zu wollen. Der Standesbeamte muß zur Ent⸗ 
gegennahme der Erklärungen bereit ſein ). 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung abgegeben werden“). 

E I 1248 II 1226 M 4, 39 ff. p 4, 37 ff. 

1. Eheſchließung. Wer eine Ehe eingehen will, iſt gezwungen, die Eheſchließung vor 
einem Standesbeamten vorzunehmen. Das BGV hat im 8 1317 den Grundſatz der Zwangs⸗ 
zivilehe (obligatoriſche Zivilehe) von neuem ($ 41 PSIG) zur Anerkennung gebracht 
(vgl. Art 46 JI $ 41 EG) Die $$ 1317, 1318 beſchäftigen ſich mit der Form der Ehe⸗ 
ſchließungshandlung ſelbſt. Die Formvorſchciften des $ 1317 find fo mefentlich, daß, wenn 
auch nur gegen eine derſelben verſtoßen wird, eine Ehe überhaupt nicht zum Abſchluſſe gelangt. 
Das eingegangene Verhältnis iſt keine Ehe und hat im Rechtsleben keine Bedeutung. Zur 
Aufdeckung dieſer rechtlichen Bedeutungsloſigkeit bedarf es nicht einer förmlichen Nichkigkeits· 
erklärung. Ausnahmsweiſe kann jedoch das Verhältnis eine Ehe werden, wenn die 
im 8 1324 Ubf 2 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen. Wegen Wiederholung der Che- 
chließung vgl. 8 1309 A 2, 5. Durch einen prozeßgerichtlichen Vergleich wird die Form der 
Eheſchließung nicht gewahrt (RG 48, 191). 
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2. Ein Verlöbnis wird der Eheſchließung meiſt vorangehen, gehört aber nicht zur 
Form der Eheſchließung. Auch unter Nichtverlobten kann z. B. im Falle der Perſonenver⸗ 
wechſelung ($ 1333) und im Falle der Drohung ($ 1335) eine freilich anfechtbare Ehe form- 
gerecht zuſtande kommen. 

3. Vor einem Standesbeamten. Das Geſetz vermeidet abſichtlich die Ausdrucks⸗ 
weiſe: vor dem Standesbeamten (vgl. hierüber $$ 1319, 1320). 

4. Stellvertretung iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. Ausnahme Art 57 EG. 

5. Die Erklärung iſt an keine Form gebunden und kann auch ſtillſchweigend abgegeben 
werden. Taube, Stumme, Taubſtumme, Blinde können, ſoweit eine Verſtändigung zwiſchen 
ihnen und dem Standesbeamten möglich iſt, den Eheſchließungswillen erklären. Erforder⸗ 
lichenfalls iſt ein Dolmetſcher zuzuziehen (Bek. BR vom 25. 3. 99). Die Zuziehung eines 
Dolmetſchers iſt auch dann erforderlich, wenn einer der Erſchienenen der deutſchen Sprache 
nicht mächtig iſt, jedoch bedarf es der Zuziehung des Dolmetſchers nicht, wenn der Standes⸗ 
beamte der Sprache mächtig iſt, in der ſich der Erſchienene ausdrücken kann. 

6. Die Gegenwart des Standesbeamten genügt nicht, vielmehr muß ſeine Bereit⸗ 
willigkeit, die Erklärungen der Verlobten entgegenzunehmen, hinzukommen. 

7. Dem Weſen der Ehe entſpricht es, dieſe bedingungslos und ſofort mit der Voll⸗ 
ziehung der Eheſchließungshandlung zur Entſtehung zu bringen. 


8 1318 


Der Standesbeamte ſoll bei der Eheſchließung in Gegenwart von zwei 
Zeugen an die Verlobten einzeln und nacheinander die Frage) richten, ob 
ſie die Ehe miteinander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten die 
Frage bejaht“) haben, ausſprechen ), daß ſie kraft dieſes ) Geſetzes nunmehr 
rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien. X 

Als Zeugen“) ſollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für 
verluſtig erklärt find”), während der Zeit, für welche die Aberkennung der 
Ehrenrechte erfolgt iſt, jowie Minderjährige nicht zugezogen werden. Per⸗ 
ſonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Standesbeamten oder mit⸗ 
einander verwandt oder verſchwägert ſind, dürfen als Zeugen zugezogen 
werden. 

Der Standesbeamte ſoll die Eheſchließung in das Heiratsregiſters) ein: 
tragend) ). 

E 1 1249 II 1227 M 4, 39 ff. P 4, 49 ff. 

1. Die $$ 1317, 1318 beſchäftigen ſich mit der Form der Eheſchließungs handlung ſelbſt. 
Die Formvorſchriften des § 1317 ſind weſentlich (A 1 daj.), die des $ 1318 als ſog. Sollvor⸗ 
ſchriften dagegen nicht. Die unter Vernachläſſigung der Vorſchriften des $ 1318 geſchloſſene 
Ehe iſt gültig, nur macht ſich der Standesbeamte unter Umſtänden ſtrafbar ($ 69 PStG; 
Art 46 IV Ech). U, 

2. Die Befragung eines Tauben iſt ſchriftlich zu bewirken. 

3. Für die Bejahung gilt das in A 5 zu § 1317 Geſagte. 

4. Der Ausſpruch des Standesbeamten hat nur die Bedeutung einer Feſtſtellung. 
Die Ehe ift ſchon vor dem Ausſpruche durch die beiderſeitige Bejahung ($ 1317) geſchloſſen 
und keiner der Verlobten kann von dieſem Zeitpunkt an wieder zurücktreten. 

5. Gemeint iſt das im Bürgerlichen Geſetzbuche gegebene Geſetz, insbeſondere der 
$ 1317. Wie dies der Standesbeamte zum Ausdrucke bringt (kraft Geſetzes, kraft des Geſetzes 
oder gar mit der unglücklichen Wendung: kraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs) iſt gleichgültig. 

6. Als Zeugen können auch Perſonen weiblichen Geſchlechts zugezogen werden. Die 
Zeugen müſſen natürlich Perſonen ſein, denen die Fähigkeit zur Wahrnehmung nicht mangelt. 
Ungeeignete Zeugen ſind Taube, Blinde, Geiſteskranke. 

7. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte §8 32 ff. StGB. 

5 8. In das Heiratsregiſter iſt das in den $$ 13 Abſ 2, 54 PStG Vorgeſchriebene ein⸗ 
zutragen. 

9. Wegen der Eheſchließung Deutſcher im Auslande vgl. Art 40 II CG. 


8 1319 


Als Standesbeamter im Sinne des 81317 gilt auch derjenige, welcher, 
ohne Standesbeamter zu ſein, das Amt eines Standesbeamten öffentlich aus⸗ 
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übt !), es ſei denn, daß die Verlobten den Mangel der amtlichen Befugnis 
bei der Eheſchließung kennen )). 

E 1 1245 Ab 2 II 1222 Abſ 2 M 4, 36 ff. P 4, 38, 43 ff., 56. \ n 

1. Ob der Nicht⸗Standesbeamte das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausübt, 
iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen. Die Anwendung des $ 1319 wird 
in Frage kommen, wenn z. B. ein Wechſel in der Perſon des Standesbeamten eintritt und 
der Amtsvorgänger nicht mehr, der Amtsnachfolger noch nicht Standesbeamter iſt, oder wenn 
ein Standesbeamter außerhalb ſeines Bezirkes ohne die nach $ 3 Abſ 2 PSt® erforderliche 
Ermächtigung das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausübt. Der Standesbeamte kann 
nicht bei ſeiner eigenen Eheſchließung als Standesbeamter mitwirken, wohl aber bei der ſeiner 
Kinder oder anderer Verwandten. , / i 

2. Der Kenntnis ſteht das en ($ 122) hier nicht gleich. Kannte nur 
ein Verlobter den Mangel, ſo iſt die Ehe gültig. 

3. Wegen der hellen Deutſcher im Auslande vgl. Art 40 IT 88 EG. 


8 1320 


)Die Ehe ſoll vor dem zuſtändigen?) Standesbeamten geſchloſſen werden. 

Zuſtändig iſt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk?) einer der Verlobten 
feinen Wohnſitz“) oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt“) hat. . 

Hat keiner der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland und iſt auch nur einer von ihnen ein Deutſcher ), ſo 
wird der zuſtändige Standesbeamte von der oberſten Aufſichtsbehörde des 
Bundesſtaats, dem der Deutſche angehört“), und, wenn dieſer keinem Bundes⸗ 
ſtaat angehört, von dem Reichskanzler beſtimmt. 

ee mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten die 
Wahl. 

E I 1246 II 1228 M 4, 38 P 4, 47, 5, 182 6, 285. 

„1. Bedeutung der Vorſchrift. Die Vorſchrift des 9 1320 Abſ 1 hat als ſog. Sollvor⸗ 
ſchrift keine weſentliche Bedeutung für die Gültigkeit der Ehe. Die vor einem un zuſtän⸗ 
digen Standesbeamten geſchloſſene Ehe iſt gültig, ſelbſt wenn beide Verlobte die Unzu⸗ 
ſtändigkeit kennen (anders $ 1319), nur macht ſich der Standesbeamte unter Umſtänden ſtrafbar 
(160 PSt®). Der Fall, daß ein Standesbeamter ohne Ermächtigung außerhalb ſeines 
Amtsbezirks handelt, gehört nicht unter $ 1320, ſondern unter $ 1319 (vgl. daf. A 105 
2. Die eee des PStG über die Zuſtändigkeit des Standesbeamten ($ 42) 
find durch Art 46 I EG aufgehoben worden. \ 

3. Die Bildung der Bezirke und die Beſtellung des Standesbeamten und feines Stell⸗ 
98 6 80 135 einen beſtimmten Bezirk iſt Aufgabe der höheren Verwaltungsbehörde (59 3 

1 . 

4. Wohnſitz 68 7 ff. — Der Standesbeamte, in deſſen Bezirke nur einer der Verlobten 
wohnt, braucht, wenn für dieſen das Aufgebot von dem andern Standesbeamten angeordnet 
und die vorgeſchriebene Beſcheinigung, daß Ehehinderniſſe nicht zu ſeiner Kenntnis gelangt 
ſeien, erteilt wurde, nicht nachzuprüfen, ob die geſetzlichen Erforderniſſe auch bezüglich des 
andern Verlobten erfüllt ſind. Es iſt Pflicht des das Aufgebot anordnenden Standesbeamten, 
ſich die Überzeugung von der Richtigkeit der nachzuweiſenden Vorausſetzungen unter Be⸗ 
nutzung der ihm durch das Geſetz gebotenen Mittel zu verſchaffen (RGSt 35, 265). 

5 5. Ein Verlobter hat den gewöhnlichen Aufenthalt da, wo er, ohne ſich daſelbſt ſtändig 
niederzulaſſen, dauernd und nicht bloß vorübergehend weilt. Ob dieſe Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen, entſcheidet der Standesbeamte nach freiem Ermeſſen. 

6. Art 41 EG. Iſt keiner der Verlobten ein Deutſcher, fo iſt die Zuständigkeit eines 
deutſchen Standesbeamten nicht begründet. a 

7. Staats angehörigkeit, Art 41 Ech und StAng® vom 1. 6. 70. Gehört der 
Deutſche mehreren Bundesſtaaten an, fo iſt die oberſte Aufſichtsbehörde jedes der 
mehreren Bundesſtaaten zur Beſtimmung des zuſtändigen Standesbeamten befugt. Lehnt 
die Aufſichtsbehörde des einen Bundesſtaates die Beſtimmung ab, ſo hindert dies nicht die 
Aufſichtsbehörde des andern Bundesſtaates, die Beſtimmung zu treffen. Anderſeits 
ann die Beſtimmung abgelehnt werden, wenn fie bereits durch einen andern Bundes⸗ 
ſtaat erfolgt ift (vgl. $ 1322 A 2). ta er l 
4 8. Lehnt der Standesbeamte wegen Unzuſtändigkeit feine Mitwirkung bei der Ehe⸗ 
ſchließung ab, ſo ſteht den Verlobten frei, die Entſcheidung des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk 
der Standesbeamte feinen Amtsſitz hat, einzuholen ($ 11 Abf PStG; 55 69, 186 FGG; 
Beſchwerde $$ 19 ff. FGG). 


16 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


8 1321 

) Auf Grund einer ſchriftlichen?) Ermächtigung) des zuſtändigen Standes: 
beamten darf die Ehe auch vor dem Standesbeamten eines andern Be: 
zirkes geſchloſſen werden.“) 

E 1 1247 II 1224 MA, 38 P 4, 48. 

1. 5 1321 gewährt den Verlobten die Möglichkeit, die Ehe vor einem andern als 
dem zuſtändigen Standesbeamten zu ſchließen. Ein hierbei vorkommender Verſtoß, 
z. B. wenn der die Ermächtigung erteilende Standesbeamte nicht der zuſtändige iſt, 
oder die Ermächtigung der ſchriftlichen Form ermangelt, hat auf die Gültigkeit der Ehe 
keinen Einfluß. Weſentlich aber iſt, daß der ermächtigte Standesbeamte innerhalb 
ſeines Bezirkes in Tätigkeit tritt (vgl. $ 1319 A 1). Die entſprechende Beſtimmung 
des PStG ($ 43) iſt durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. 

2. Schriftform $ 126. 

3. Der ermächtigte Standesbeamte hat nicht die Befugnis, einen andern Standes⸗ 
beamten zu ermächtigen. 

4. Die Ehe kann vor dem zuſtändigen oder vor dem ermächtigten Standesbeamten 
geſchloſſen werden. Der ermächtigte Standesbeamte hat, wie der zuſtändige Standesbeamte, 
zur Vermeidung von Strafe Ehehinderniſſe zu berückſichtigen ($ 69 PStG und 
Art 46 IV EG). Die Ermittelung und Feſtſtellung etwaiger Ehehinderniſſe liegt aber nur 
demjenigen Standesbeamten ob, der das Aufgebot anordnet (RGSt 4, 255; 35, 266). Wegen 
197 949 ff. und Nichtvorhandenſein von Ehehinderniſſen auszuſtellenden Beſcheinigung 
vgl. $ tG. 


8 1322 

Die Bewilligung einer nach den SS 1303, 1313 zuläſſigen Befreiung !) 
ſteht dem Bundesſtaate zu, dem die Frau, die Bewilligung einer nach § 1312 
zuläſſigen Befreiung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der geſchiedene Ehe: 
gatte angehört?). Für Deutjche), die keinem Bundesflaat angehören, fteht 
die Bewilligung dem Reichskanzler zu. g 

Die Bewilligung einer nach § 1316 zuläſſigen Befreiung ſteht dem 
Bundesſtaate zu, in deſſen Gebiete die Ehe geſchloſſen werden ſoll. 

Über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung 
hat die Landesregierung zu beſtimmen. 

E I 1244 II 1228 M 4, 34 ff. P 4, 37, 48. 

1. Die nach $ 1322 zuläſſigen Befreiungen können von den Landesregierungen 
nach ihrem freien Ermeſſen bewilligt werden. Rechtsmittel ſind gegen ablehnende Ent⸗ 
ſcheidungen nicht gegeben. Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG (88 40, 50 Abſ 1) 
find durch Art 46 I, II EG aufgehoben worden. — Die Bemühungen eines Rechtsanwalts, 
die Befreiung von Ehehinderniſſen zu erwirken, ſind nicht als Vermittelung des Zuſtande⸗ 
kommens einer Ehe im Sinne des $ 656 anzuſehen (RG JW 06, 71310). 

2. Staatsangehörigkeit, Art 41 Ech und StAng GG vom 1. 6. 70. Gehört der Ber- 
lobte mehreren Bundesſtaaten an, ſo ſteht jedem Bundesſtaate ſelbſtändig und unab⸗ 
hängig von den andern Bundesſtaaten die Bewilligung zu. Es genügt, wenn die Landes⸗ 
regierung eines derſelben die Befreiung bewilligt (vgl. $ 1320 A 7). 

3. Für Nichtdeutſche find Befreiungen nicht vorgeſehen (vgl. $ 1320 A 6). 


iter Titel 
Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe 
§ 1323 
Eine Ehe iſt nur!) in den Fällen der 88 1324 bis 1328 nichtig. 
E 1 1250 II 1229 M 4, 47 55 P 4, 56. 
1. Die 85 1324 bis 1328 führen erſchöpfend die Fälle auf, in denen eine Ehe nichtig 
ſein kann. Andere Nichtigkeitsgründe gibt es nicht. Zu beachten iſt jedoch, daß 


eine Ehe auch dann für nichtig erklärt werden kann, wenn einer der Anfechtungs⸗ 
gründe vorliegt ($ 1343 Abſ 1). Die Nichtigkeitsgründe beruhen auf Rückſichten, die über 
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dem Parteiwillen ſtehen, die Anfechtungsgründe auf Rückſichten, die dem perſönlichen Emp⸗ 
finden der Parteien Rechnung tragen. Nichtigkeit tritt ein, wenn die Aufrechterhaltung 
der Ehe mit dem Weſen der Ehe und der öffentlichen Ordnung nicht vereinbar ſein würde, 
Anfechtbarkeit, wenn es ſich um einen Mangel handelt, bei welchem weſentlich das perſön⸗ 
liche Empfinden des verletzten Ehegatten entſcheiden muß, ob die Ehe beſtehen bleiben ſoll 
oder nicht ($ 1330 A 1). 


8 1324 

Eine Ehe iſt nichtig, wenn bei der Eheſchließung die im § 1317 vor⸗ 
geſchriebene Form nicht beobachtet worden iſt!). 

Sit die Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden?) und haben die 
Ehegatten nach der Eheſchließung zehn Jahre oder, falls einer von ihnen 
vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens drei Jahre, als 
Ehegatten miteinander gelebt!), jo iſt die Ehe als von Anfang an gültig an⸗ 
zuſehen ). Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn bei dem Ablaufe 
der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeits⸗ 
klage“) erhoben iſt. 

E 1 1250 Nr 1 II 1230 M 4, 48 P 4, 53 ff., 62 ff. 

1. Die Nichtigkeit der Ehe wegen Außerachtlaſſung der im § 1317 vorgeſchriebenen 
Form iſt eine ſo vollkommene, daß es zur Geltendmachung der Nichtigkeit nicht einmal der 
für die Nichtigkeitsfälle der 98 1325—1328 vorgeſchriebenen Nichtigkeitsklage (§ 1329) be⸗ 
darf. Man kann daher im Falle des § 1324 Abſ 1 von einer vollkommenen Nichtigkeit und 
in den Fällen der $$ 1325—1328 von einer unvollkommenen Nichtigkeit ſprechen (vgl. auch 
$ 1317 A 1). Den Fällen der unvollkommenen Nichtigkeit ſteht der Fall gleich, wenn eine 
formell nichtige Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden ift (38 1324 Abſ 2, 1329). Ehe⸗ 

atten, die in einer vollkommen nichtigen Ehe leben, können jederzeit eine formgültige 
Cheſchiießung vornehmen; eine Wiederholung der Eheſchließung liegt darin nicht 
(5 1309 A D. Rückwirkende Kraft wohnt der neuen Handlung nicht bei. 

2. Die Eintragung in das Heiratsregiſter iſt zwar für das Zuſtandekommen der Ehe 
nur ein ne Formbeſtandteil, gewinnt jedoch vermöge der Sondervorſchrift des 
$ 1324 Abſ 2 hohe Bedeutung. Die formell nichtige aber in das Heiratsregiſter eingetragene 
ici it wie eine Ehe behandelt, die aus einem andern Grunde als wegen Formmangel 
nichtig iſt. 

3. Ob die Ehegatten miteinander als Ehegatten gelebt haben, hat der Richter nach 
freiem Ermeſſen zu beurteilen. Ein ununterbrochenes tatſächliches Zuſammenleben wird 
nicht gefordert. In demſelben Sinne iſt im Art 198 Abſ 2 EG von einem Zuſammen⸗ 
leben der Ehegatten die Rede (RG ZW 00, 725). 

4. Dies iſt der einzige Ausnahmefall, in dem die vollkommene Nichtigkeit einer 
Ehe nachträglich geheilt werden kann und zwar mit rückwirkender Kraft. 

5. Nämlich die Nichtigkeitsklage wegen Formmangels der Eheſchließung. Führt 
die Klage nicht zu einem die Nichtigkeit der Ehe ausſprechenden Urteile, ſo iſt die Ehe 
trotz Klagerhebung als von Anfang an gültig anzuſehen. 


8 1325 

Eine Ehe iſt nichtig !), wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung 
geſchäftsunfähig ?) war oder ſich im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder vorüber: 
gehender Störung der Geiſtestätigkeit befand ). 

Die Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen“), wenn der Ehegatte 
ſie nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit, der Bewußtloſigkeit oder 
der Störung der Geiſtestätigkeit beſtätigt“), bevor ſie für nichtig erklärt oder 
aufgelöſt worden iſt“). Die Beſtätigung bedarf nicht der für die Eheſchließung 
vorgeſchriebenen Form.“) 

E 1 1250 Nr 2, 1251 II 1231 M 4, 48 ff. P 4, 53, 57, 60, 6, 269. 

1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit ($ 1324 A 1). 

2. Die Frage, wer geſchäftsunfähig ift, beantwortet der $ 104. Die Willenserklärung 
eines Geſchäftsunfahigen iſt nach § 105 Abſ 1 nichtig. Dieſem Grundſatz entſpricht es, daß 
auch die auf Eheſchließung gerichtete Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen nichtig iſt 
und die Nichtigkeit der Ehe zur Folge hat. Nach § 104 Nr z iſt geſchäftsunfähig, wer wegen 

8688, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Band. 
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Geiſtes krankheit entmündigt iſt. Wer nur wegen Geiſtes ſchwäche entmündigt iſt, 
kann daher gültig eine Ehe ſchließen. Anderſeits iſt die Ehe, die vor Aufhebung der 
Entmündigung wegen Geiſteskrankheit — wenn auch in einem lichten Zwiſchenraum oder 
gar nach Eintritt der Heilung des Geiſteskranken — geſchloſſen iſt, nichtig. Wann die Ent- 
mündigung als aufgehoben anzuſehen ift, beſtimmt ſich nach ZPO $$ 672, 678, 679. 

3. Dieſe Vorſchrift entſpricht dem § 105 Abſ 2. i 

4. Die Wirkung der Betätigung reicht alſo in die Zeit der Eheſchließung zurück. Es 
wird ſo angeſehen, als ob der Nichtigkeitsgrund überhaupt nicht eingetreten ſei. Die Nichtig⸗ 
keit der Ehe iſt mit rückwirke nder Kraft geheilt. 

5. Die Beſtätigung ($ 141) iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft und bedarf keiner Form, 
insbeſondere nicht der für die Eheſchließung vorgeſchriebenen Form. Sie unterliegt, ſoweit 
ſich nicht aus dem Weſen der Ehe Abweichungen ergeben, den allgemeinen Beſtimmungen 
über Willenserklärungen, insbeſondere auch hinſichtlich der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der 
Willenserklärungen. Eine Beſtätigung der nichtigen Ehe liegt vor, wenn der zur Nichtig⸗ 
keitsklage berechtigte Ehegatte mit Kenntnis des den Nichtigkeitsgrund erfüllenden Tatbe⸗ 
ſtandes ſeinen Willen, die Ehe fortzuſetzen, dem andern Ehegatten gegenüber zum Ausdrucke 
bringt. Dies kann auch ſtillſchweigend, z. B. durch Beiſchlafsvollziehung, geſchehen. Einer 
Erklärung, von dem Nichtigkeitsgrunde keinen Gebrauch machen zu wollen, bedarf es 
nicht. Ebenſowenig bedarf es eines Beweiſes dafür, daß der Ehegatte ſich ſeiner Befugnis 
zur Erhebung der Nichtigkeitsklage (8 1329) bewußt geweſen ſei. Die Beſtätigung muß de m 
andern Teile gegenüber vorgenommen werden, da es ſich begrifflich um eine 
erneute Eheſchließung handelt. Nur der Ehegatte ſelbſt, nicht fein geſetzlicher Vertreter kann 
die Ehe beſtätigen. Iſt aber der Ehegatte zur Zeit der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt, fo bedarf er nach 88 106, 107 zur Beſtätigung noch der Einwilligung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters. Iſt die Beſtätigung ohne Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters er- 
folgt, fo kann die Ehe nach $ 1331 von dem Ehegatten angefochten werden, jedoch kann die 
Anfechtung, ſolange der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
ift, nach $ 1336 Abf 2 nur von feinem geſetzlichen Vertreter ausgehen und iſt nach $ 1337 Abſ 1 
überhaupt ausgeſchloſſen, wenn der geſetzliche Vertreter die Ehe genehmigt oder der an⸗ 
fechtungsberechtigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden 18 die Ehe 
beſtätigt. Die Beſtätigung it unwiderruflich. Sie kann auch unter einer Bedingung 
(RS 44, 147) oder einer Zeitbeſtimmung erklärt werden. 

6. Zeitpunkt der Beſtätigung. Beſondere Fälle. Die Beſtätigung kann wirkſam 
auch noch im Laufe des Nichtigkeits verfahrens erfolgen; ihre Geltend⸗ 
machung im Rahmen dieſes Verfahrens iſt aber nur ſolange zuläſſig, als nach den Ver⸗ 
ſahrensvorſchriften Tatſachen überhaupt mit Erfolg vorgebracht werden können ($ 278 Abſ 1 
SPD) Die rechtskräftig ausgeſprochene Nichtigkeitserklärung kann nicht nachträglich dadurch 
in Frage geſtellt werden, daß geltend gemacht wird, die Beſtätigung ſei nach der letzten 
zuündlichen Verhandlung und vor der Rechtskraft des Urteils erfolgt (M 4, 51; dagegen 
Staudinger A 3d). — Ein nur auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gerichtetes 
Urteil ſteht der Beſtätigung nicht im Wege. — Im Falle der Doppelehe ($ 1326) kann der 
SR nach Eingehung der zweiten Ehe nicht die erſte nichtige Ehe wirkſam beftätigen. 
Vielmehr bleibt die zweite Ehe gültig ($ 1326 A 2). 


8 1326 


Eine Ehe iſt nichtig), wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Che: 
ſchließung?) mit einem Dritten in einer gültigen?) Ehe lebte. 

E 1 1250 Nr 3 II 1332 M 4, 51 ff. P 4, 57 ff. 

1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit $ 1324 A 1. 8 1326 verleiht dem im 
$ 1309 ausgeſprochenen Verbote der Doppelehe die erforderliche Wirkſamkeit. Es handelt ſich 
hier um ein trennendes Chehindernis. 1 5 

2. Zur Zeit der Eheſchließung muß die Ehe mit einem Dritten beſtehen. Steht in 
die ſe m Zeitpunkte der Eheſchließende mit einem Dritten in einer gültigen Ehe, fo ift die 
neue Ehe nichtig und bleibt nichtig, ſelbſt wenn die frühere Ehe durch den Tod eines Ehegatten 
oder durch rechtskräftiges Scheidungsurteil aufgelöſt oder der erſte Ehegatte des doppelt ver⸗ 
heirateten Ehegatten für tot erklärt wird. Die Nichtigkeit iſt alſo unheilbar. In den Fällen 
des Todes, der Todeserklärung und Scheidung iſt die Wiederholung der Eheſchließung nach 
$ 1309 Abſ 1 Satz 2 angebracht, die allerdings nur für die Zukunft wirkt (81309 A 5). War 
die frühere Ehe zur Zeitder Eingehungderneue n Ehe keine gültige, fo iſt $ 1326 
nicht anwendbar. Die Anwendbarkeit des $ 1326 kann nicht dadurch herbeigeführt werden, 
daß der doppelt verheiratete Ehegatte nach Schließung der zweiten Ehe die erſte Ehe be⸗ 
ftätigt (s 1325 A 5). 
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3. Die Gültigkeit der früheren Ehe iſt Vorausſetzung für die Nichtigkeit der ſpäteren 
Ehe. Der Eheſchließende mußte zur Zeit der Eheſchließung in einer gültigen Ehe mit einem 
Dritten gelebt haben. War die frühere Ehe wegen Formmangels nichtig und in das Heirats⸗ 
regiſter nicht eingetragen (vollkommene Nichtigkeit, $ 1324 A 1), ſo lag ein Ehehindernis über⸗ 
haupt nicht vor (5 1309 A 2). War die frühere Ehe zwar wegen Formmangels nichtig, aber 
in das Heiratsregiſter eingetragen, oder war ſie aus einem der Nichtigkeitsgründe der $$ 1325 
bis 1328 nichtig oder aus einem der Anfechtungsgründe der $$ 1331 bis 1335 und des § 1350 
ſeitens des doppelt verheirateten Ehegatten anfechtbar und angefochten worden, ſo iſt die 
zweite Ehe von der Nichtigkeit des $ 1326 nicht betroffen. Iſt alfo die der erſten Ehe an⸗ 
haftende Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit zur Zeit der Schließung der neuen Ehe vorhanden 
geweſen, jo iſt die zweite Ehe von Anfang an gültig. Nicht erforderlich it, daß zu dieſer Zeit 
die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit bereits geltend gemacht worden war. Nur die 
Tatſache, daß in Wirklichkeit eine frühere gültige Ehe beſteht, ift entſcheidend. Auf die 
Meinung der Eheſchließenden über das Beſtehen kommt es nicht an. Glaubte 3. B. ein 
Eheſchließender im Vertrauen auf die ſtandesamtliche Sterbeurkunde, ſeine frühere Ehe 
fei durch den Tod feines Ehegatten aufgelöft, während dieſer in Wirklichkeit zur Zeit der 
Eheſchließung lebte, ſo beſtand damals ſeine frühere Ehe und die neue Ehe iſt infolgedeſſen 
nichtig. Ebenſowenig kommt ein Irrtum des Eheſchließenden über die Rechtskraft eines die 
Scheidung oder Nichtigkeit ſeiner früheren Ehe ausſprechenden Urteils in Betracht. Wegen 
der Folgen im Falle der Wiederaufnahme des Verfahrens vgl. § 1309 A 6, wegen der Re⸗ 
gelung im Falle der Todeserklärung vgl. 99 1348 ff. 

4. Den Beweis, daß die zweite Ehe nichtig ſei, hat der Nichtigkeitskläger zu führen. 
Dazu genügt der Nachweis, daß die erſte Ehe in formell gültiger Weiſe abgeſchloſſen oder 
wenigſtens, daß die Eheſchließung in das Heiratsregiſter eingetragen worden ſei. Sache 
des Beklagten iſt es, die Nichtigkeit der früheren und damit die Nichtanwendbarkeit des $ 1326 
darzulegen. Dieſe Darlegung kann, ſolange die frühere Ehe nicht aufgelöſt iſt, nur mittels 
Durchführung der Nichtigkeits⸗ oder der Anfechtungsklage bewirkt werden ($$ 1329 Abſ 1, 
1341 Abſ 1, 1343 Abſ 2), gegebenenfalls im Wege der Widerklage. Wird ein beſonderer Rechts⸗ 
ſtreit angeſtrengt, jo kann das über die Nichtigkeit der fpäteren Ehe anhängige Verfahren 
gemäß 85 151, 152 30 ausgeſetzt werden. Iſt die frühere Ehe bereits aufgelöſt, fo kann 
der Beklagte im Nichtigkeitsſtreit über die Doppelehe den der früheren Ehe anhaftenden Nichtig⸗ 
keitsgrund mittels Einrede e machen. Den ihm zuſtehenden Anfechtungsgrund 
kann der Beklagte im Falle der Auflöſung der Ehe nur geltend machen (durch Erklärung vor 
dem Nachlaßgerichte, $ 1342), wenn die Auflöſung durch Tod des Ehegatten herbeigeführt 
age war, nicht aber, wenn die Auflöſung durch Scheidungsurteil ausgeſprochen wurde 
($ 1338). 

5. Beſondere Verfahrens vorſchriften für die Nichtigkeitsklage aus $ 1326 enthalten 
die $$ 629 Abſ 1 und 632 Abſ 1 ZPO. Für die Anwendung der $$ 171, 338 StGB (Art 34 V 
Ech) iſt zu bemerken, daß unter dem Schutze dieſer Strafvorſchriften ſtehen: a) Die aus 
einem andern Grunde als wegen Formmangels nichtige Ehe, b) die wegen Formmangels 
nichtige, aber in das Heiratsregiſter eingetragene Ehe, ſelbſt wenn die Vorausſetzungen, 
unter denen fie nach $ 1324 Abſ 2 nachträglich gültig werden kann, noch nicht erfüllt ſind, 
c) die anfechtbare Ehe. 

Die Gültigkeit der neuen Ehe hindert die Beſtrafung wegen Doppelehe nicht. 


8 1327 


Eine Ehe iſt nichtig‘), wenn ſie zwiſchen Verwandten oder Verſchwägerten 
dem Verbote des § 1310 Abſ. 15) zuwider geſchloſſen worden iſt. 

E 11250 Nr 3 11 1233 M 4, 53 P 4, 23 ff. 

1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit ($ 1324 A 1). 

2. Die Zuwiderhandlung gegen das Verbot des $ 1310 Abſ 1 zieht unheilbare Nichtig⸗ 
keit nach ſich. Es handelt ſich hier um ein trennendes Ehehindernis ($ 1310 A 1: val. auch 


$ 173 StGB). 
$ 1328 


Eine Ehe iſt nichtig), wenn ſie wegen Ehebruchs nach $ 13122) verboten war. 
Wird nachträglich“) Befreiung von der Vorſchrift des § 1312 bewilligt, 
ſo iſt die Ehe als von Anfang au gültig anzuſehen. 
E II 1234 M 4, 54 P 4, 29, 64. 
1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit ($ 1324 A 1). dr ! 
2. Die Zuwiderhandlung gegen das Verbot des $ 1312 ift ſtraflos, zieht jedoch heil- 
bare Nichtigkeit nach ſich. Es handelt ſich hier um ein trennendes Ehehindernis ($ 1312 A 1). 


2 


20 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


3. Die Befreiung kann ſogar noch nach Eingehung der verbotswidrigen Ehe bewilligt 
werden. Iſt dieſe Ehe aber zur Zeit der Bewilligung bereits aufgelöſt oder für nichtig er⸗ 
klärt, ſo wirkt die Befreiung nicht. Dagegen wirkt die Befreiung, wenn nur auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft erkannt iſt. 


§ 1329 

Die Nichtigkeit einer nach den 88 1325 bis 1328 nichtigen Ehe kann, ſo⸗ 
lange nicht die Ehe für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, nur im Wege der 
Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden!). Das Gleiche gilt von einer nach 
8 1324 nichtigen Ehe, wenn ſie in das Heiratsregiſter eingetragen worden 
iſt. ))) 

E I 1252 II 1235 M 4, 56 P 4, 53 ff., 6, 608. 

1. Geltendmachung der Nichtigkeit. Eine mit dem Mangel der Nichtigkeit behaftete 
Ehe gilt nicht ſchon wegen dieſes Mangels als eine nichtige Ehe, vielmehr bedarf es dazu, ſo⸗ 
lange nicht die Ehe aufgelöſt oder (aus einem Anfechtungsgrunde) für nichtig erklärt iſt, der 
Nichtigkeitserklärung durch gerichtliches Urteil, das nach $ 629 Abſ 1 ZPO für und gegen 
alle wirkt. Die einzige Ausnahme bildet die nicht in das Heiratsregiſter eingetragene, nach 
$ 1324 Abſ 1 wegen Formmangels nichtige Ehe (Fall der vollkommenen Nichtigkeit, 1324 
A 1). Von dieſer Ausnahme abgeſehen, iſt eine nichtige Ehe ſolange als eine gültige zu be⸗ 
handeln, bis ſie auf erhobene Nichtigkeitsklage durch Urteil für nichtig erklärt worden 
iſt und das Urteil bei Lebzeiten der Ehegatten die Rechtskraft erlangt hat. Dann aber iſt die 
Ehe als überhaupt nicht geſchloſſen anzuſehen. Die Nichtigkeitserklärung hat nur die Bedeu⸗ 
tung, daß ſie die wahre Beſchaffenheit der Ehe aufdeckt. Die Nichtigkeit einer nichtigen Ehe 
kann, nachdem dieſe durch Tod oder Scheidung aufgelöft ift, von jedem Beteiligten ohne Er⸗ 
hebung der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden, ſei es durch Einrede, ſei es durch Er⸗ 
hebung einer Feſtſtellungsklage (keine Eheſache). Vgl. § 230 ZPO, RE ZW 08, 2022. 
— Eine nichtige Ehe iſt bis zu ihrer Nichtigkeitserklärung oder Auflöſung geeignet, ein 
Schwägerſchafts verhältnis des einen Ehegatten mit den Verwandten des 
andern zu begründen, RGSt 41, 116. 

2. Verfahren. Da die Frage, ob eine Ehe nichtig ſei, aus öffentlichen Rückſichten 
(Aufrechterhaltung gültiger Ehen, Ausſchließung der Parteiwillkür, Verhütung widerſprechen⸗ 
der Urteile) einer ſorgfältigen Prüfung bedarf, fo iſt das Nichtigkeitsverfahren mit beſonderen 
Bürgſchaften für die Ermittelung der Wahrheit und mit Wirkung für und gegen alle ausge⸗ 
ſtattet (vgl. namentlich 88 631—637, 151 ZPO). 

3. Unvererblichkeit der ne Stirbt einer der Ehegatten während des 
Nichtigkeitsſtreites vor der Rechtskraft des Urteils, fo ift der Rechtsſtreit in Anſehung der Haupt⸗ 
ſache als erledigt anzuſehen ($ 628 ZPO). Auf die Erben geht die Nichtigkeitsklage nicht 
über. Hat aber ein Dritter, fük den von der Nichtigkeit der Ehe ein Recht oder von der Gültig 
keit der Ehe eine Verpflichtung abhängt, die Nichtigkeitsklage erhoben, ſo können ſeine Erben 
1 a Rechtsfolgen den Rechtsſtreit aufnehmen (M 4, 60), der dann aufhört, Ehe- 
ache zu fein. 

4. Eine Verjährung der Nichtigkeitsklage gibt es nicht. Die Beſtimmung des $ 1324 
Abſ 2 ſteht unter andern Geſichtspunkten. Ebenſowenig gibt es eine dem $ 1571 Abi 2 
entſprechende Aufforderung zur Erhebung der Nichtigkeitsklage. 


8 1330 

Eine Ehe kann nur!) in den Fällen der 88 1331 bis 1335 und des 8 1350 
angefochten werden. 

E 1 1259 II 1238 M 4, 71 P 4, 74. 


1. Die $$ 1331—1335 und 1350 führen erſchöpfend die Fälle auf, in denen eine Ehe 
angefochten werden kann. Andere Anfechtungsgründe gibt es nicht. Die Anfechtungsgründe 
beruhen weſentlich auf perſönlichen Rückſichten ($ 1323 A 1). Wird die Anfechtung 
für begründet erachtet, ſo iſt im Urteil auszuſprechen, daß die Ehe nichtig ſei. 


§ 1331 
Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden!), der zur 
Zeit der Eheſchließung oder im Falle des § 1325 zur Zeit der Beſtätigung in 
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der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt!) war, wenn die Eheſchließung oder die 
Beſtätigung ohne Einwilligung“) ſeines geſetzlichen Vertreters e) erfolgt iſt )). 

E I 1259 Nr 4, 1261 Nr 4 II 1239 M 4, 71, 80, 86 P 4, 72 ff., 79, 81, 90. 

1. Zweck und Bedeutung der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt nicht nur den Schuß 
des in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten ſelbſt vor ausbeuteriſcher Verleitung zur Ehe⸗ 
ſchließung, ſondern auch den Schutz feiner Familie, die durch Eingehung einer unpaſſenden 
Ehe ſtark in Mitleidenſchaft gezogen werden kann. Die Vorſchrift ſchließt ſich an $ 108 Abſ 1 
an, wonach, wenn ein Minderjähriger ohne die erforderliche Einwilliaung des geſetzlichen 
Vertreters einen Vertrag ſchließt, die Wirkſamkeit des Vertrags von oer enehmigung des 
Vertreters abhängt. Dieſer Grundſatz iſt im $ 1331 jedoch mit Rückſicht darauf, daß der bai 
Verträgen eintretende Schwebezuſtand mit dem Weſen der Ehe nicht vorträglich wäre, in der 
Form der Anfechtbarkeit zur Anwendung gelangt. Die ohne Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters geſchloſſene, ſowie die im Falle des § 1325 ohne Einwilligung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters beſtätigte nichtige Ehe find anfechtbar. Es handelt ſich alſo hier um trennende 
Ehehinderniſſe. Zar Beſtätigung einer anfechtbaren Ehe bedarf der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters nicht ($ 1337 A 2). 

2. Anfechtungs berechtigt iſt der Ehegatte, der zur Zeit der Schließung oder Beſtäti⸗ 
gung der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war. Solange dieſer aber in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt iſt, kann nur ſein geſetzlicher Vertreter die Ehe anfechten ($ 1336 
Abſ 2 Saß 2). Erſterem mangelt ſolange die Prozeßfähigkeit ($ 612 Abſ 1 380). 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. $ 1337. 

4. Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift (85 6, 106, 114, 1906 BGB), bedarf 
nach 5 1304 zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters. 

5. Einwilligung § 1304 A 3. 

6. Geſetzlicher Vertreter 5 1304 A 4. 

7. Der nu des $ 1331 liegt auch dann vor, wenn zwiſchen einer in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſon und ihrem geſetzlichen Vertreter oder einem Abkömm⸗ 
linge des letzteren eine Ehe geſchloſſen wird, ohne daß ein zu dieſem Zwecke beſtellter Pfleger 
ſeine Einwilligung zu der Eheſchließung erteilt. 

8. Beginn der Anfechtungsfriſt zs 1339 Abſ 2, 3; $ 206. 


8 1332 

Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden)), der bei 
der Eheſchließung nicht gewußt!) hat, daß es ſich um eine Eheſchließung 
handle), oder dies zwar gewußt hat, aber eine Erklärung, die Ehe) eingehen 
zu wollen, nicht hat abgeben wollen “. 8 

E 1 1259 Nr 2 1261 Nr 2 II 1240 M 4, 78, 86 P 4, 72 ff. 

1. Eheanfechtungsgründe. Die Eheſchließung erfordert den Willen der Verlobten, die 
Ehe miteinander einzugehen. Dieſer Wille muß vor einem Standesbeamten erklärt werden. 
Stimmt die Erklärung mit dem Willen nicht überein und beruht dieſer Zwieſpalt auf einem 
Irrtume des Erklärenden, fo kann die Ehe unter den Vorausſetzungen der 38 1332, 1333 an⸗ 
gefochten werden. Die $$ 1332, 1333 zählen erſchöpfend die Fälle auf, in denen die Ehe 
wegen Irrtums angefochten werden kann. Die in den 88 116—118 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätze über die Nichkigkeit der Willenserklärungen im Falle des Geheimvorbehalts, Scheines 
und Scherzes finden auf die Eheſchließung keine Anwendung. Das Geſetz verlangt für die 
Eheſchließung die Beobachtung gewiſſer Formvorſchriften und geht davon aus, daß der Ehe⸗ 
ſchließungswille fehlerlos vorhanden iſt, wenn dieſe Vorſchriften beobachtet ſind. Ein Gegen⸗ 
beweis iſt nur im Rahmen der 98 1332, 1333 zuläſſig. Mehr als die in den $$ 1332, 1333 
bezeichneten Vorausſetzungen braucht nicht vorzuliegen. Im Falle des $ 1332 iſt die Anfecht⸗ 
barkeit der Ehe nicht von dem Beweiſe abhängig, daß der irrende Ehegatte bei Kenntnis der 
Sachlage und verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe den Eheſchließungswillen nicht 
erklärt haben würde. 

2. Anfechtungs berechtigt iſt der Ehegatte, der geirrt hat, nicht der andere Ehegatte 
oder ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. § 1336. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. § 1337. 

4. Verſchuldete Unkenntnis ſteht der unverſchuldeten gleich. Mangel des Wiſſens, 
nicht Mangel des Bewußtſeins ($ 1325) wird vorausgeſetzt. 

5. Ein ſolcher Irrtum kann am eheſten bei Tauben, Stummen, Taubſtummen und 
ſolchen Perſonen, die der Sprache des Standesbeamten nicht mächtig ſind, vorkommen. 
Vorausgeſetzt wird, daß der irrende Ehegatte nicht gewußt hat, daß es ſich um Schließung 
einer Ehe zwiſchen ihm, dem Irrenden, und dem andern anweſenden Eheſchließenden 
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handelt. Die Fälle der ſogenaunten Perſonenverwechſelung ($ 1333) gehören nicht hierher, 
können aber mit den Fallen des $ 1332 zuſammenfallen (vgl. A 7). 
6. Nämlich die Ehe des irrenden mit dem andern anweſenden Verlobten (vgl. A 5). 
7. Beginn der Anfechtungsfriſt § 1339 Abſ 2, 3, 8 206. Die Beweislaſt 
dafür, daß die Vorausſetzungen des $ 1332 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. 


8 1333 


)Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden!), der ſich 
bei der Eheſchließung in der Perſon des andern Ehegatten)) oder über ſolche 
perſönliche Eigenſchaften?) des andern Ehegatten geirrt“) hat, die ihn bei 
Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe?) 
von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden )). 

E 11259 Nr 1 1261 Nr 1 II 1241 M 4, 73 ff. P 4, 72 ff. 78, 81, 6, 270. 

1. Der $ 1333 regelt den Einfluß, den der Irrtum im Beweggrunde auf die 
Gültigkeit der Eheſchließung äußert (RG 52, 308; RG JW 04, 11410; vgl. auch die 
allgemeinen Bemerkungen in A 1 zu 9 1332). Entſtehungsgeſchichte: Der Entw I 
hatte den Irrtum in perſönlichen Eigenſchaften überhaupt nicht als Anfechtungsgrund zu⸗ 
gelaſſen, dagegen die Anfechtung unter dem Geſichtspunkte des Betruges geftattet, wenn 
ſolche perſönlichen Eigenſchaften verhehlt worden waren, welche den Ehegatten bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Zweckes der Ehe von der Eheſchließung abhalten mußten, und 
von welchen zugleich vorauszuſetzen war, daß ſie ihn, wenn er ſie gekannt hätte, von der Ehe⸗ 
ſchließung abgehalten haben würden ($ 1259 Nr 1 und 2). Dadurch anerkannte der Entw I 
in gewiſſem Umfange eine Offenbarungspflicht der Eheſchließenden untereinander. Dem⸗ 
gegenüber war in der 2. Kommiſſion von verſchiedenen Seiten beantragt worden, in Fällen 
dieſer Art die Anfechtung der Ehe aus dem Geſichtspunkte eines weſentlichen Irrtums 
ohne Rückſicht darauf zuzulaſſen, ob die perſönlichen Eigenſchaften des andern Teils von 
dieſem verhehlt worden ſind. Die Mehrheit ſtimmte dieſen Vorſchlägen zu (Prot 4, 75). 
Außerdem wurde der Entw ! noch in andern Beziehungen geändert. Man war nämlich 
auch darin einverſtanden, daß es nicht auf ſolche Eigenſchaften ankommen ſolle, welche den 
Anfechtenden von der Eheſchließung abhalten mußten, ſondern darauf, daß die Eigen- 
ſchaften den Umſtänden nachgeeignet waren, ihn abzuhalten (Prot 4, 76). Dem⸗ 
gemäß erhielt der Entwurf diejenige Faſſung, welche das Geſetz gegenwärtig aufweiſt. Ferner 
wurde ſtatt der Worte: „bei verſtändiger Würdigung des Zweckes der Ehe“ geſetzt: „bei 
verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe“. 7 

2. Anfechtungs berechtigt ift der Ehegatte, der geirrt hat, nicht der andere Ehegatte 
oder ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. $ 1336. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. $ 1337. 

4. Irrtum in der Perſon des andern Ehegatten kann am leichteſten bei Blinden, 
Tauben und Stummen vorkommen. Bei der Frage, mit welcher Perſon der Verlobte die Ehe 
hat eingehen wollen, kommt es auf das an, was die Perſon eines Menſchen ausmacht. 
Nicht nur die äußere körperliche Erſcheinung, ſondern auch der Perſonenſtand können hierbei 
eine Rolle ſpielen. Hierher gehört auch der Fall, wenn ſich ein Verlobter unzuläſſigerweiſe 
bei der Eheſchließung vertreten läßt und der andere Verlobte die Ehe mit dem Vertretenen 
zu ſchließen meint. 

5. Perſönliche Eigenſchaften. Das Wort „Eigenſchaft“, das der § 1333 gebraucht, 
paßt auf jede Art der Beſchaffenheit, die einem Weſen (Perſon oder Ding) als Merkmal an⸗ 
haftet. Als „perſönliche“ aber muß eine Eigenſchaft gelten, wenn fie einer Perſon, und zwar 
nicht bloß als ein außer ihr Liegendes, mehr oder weniger Vorübergehendes und Zufälliges, 
ſondern dergeſtalt weſentlich zukommt, daß ſie als Ausfluß und Betätigung ihres eigent⸗ 
lichen Weſens, als ein weſentlicher Beſtandteil ihrer Perſönlichkeit erſcheint (RG 52, 310 Päde⸗ 
raſt; RG FW 06, 1671). Je nachdem die perſönlichen Eigenſchaften mit der Körper⸗ 
beſchaffenheit, den geiſtigen oder ſittlichen Anlagen einer Perſon zuſammenhängen, kann man 
fie in körperliche, geiſtige und ſittliche einteilen. Jede Art perſönlicher Eigen- 
ſchaft iſt an ſich geeignet, Gegenſtand des Irrtums zu ſein. In dieſer Beziehung enthält das 
Geſetz keine Beſchränkung. Verſchieden von den perſönlichen Eigenſchaften find die perjün: 
lichen Verhältniſſe, namentlich die Vermögensverhältniſſe eines Ehegatten ($ 1334 Abſ 2; 
RG JW 02 Beil 285, ZW 03 Beil 70116). Perſönliche Eigenſchaften find z. B. folgende: 
a) körperliche: alt, krank, gebrechlich, weiblich, männlich, zeugungsfähig, beiwohnungs⸗ 
fähig, keuſch, jungfräulich, ſchwanger, unfruchtbar; b) geiſtige: geiſteskrank, geiſtesſchwach, 
ungebildet; c) ſittliche: geſchlechtlich beſcholten, ehrlos, arbeitsſcheu, trunkſüchtig, ver⸗ 
ſchwenderiſch, zank- und ſtreitſüchtig. 
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So wird die Ehe mit Recht angefochten, wenn der Mann bei der Eheſchließung ſy phi⸗ 
litiſch krank iſt (RC JW 04, 284°), ferner wenn er viele Jahre vor der Ehe an Syphilis 
erkrankt war und Zeichen der Erkrankung noch bis in die neueſte Zeit vor Eingehung der Ehe 
auftauchten (RG JW 05, 1751), ferner, wenn der Mann dauernd unfähig iſt, den Bei⸗ 
ſchlaf zu vollzſehen (RG JW 06, 167, 35518). Dagegen iſt in RG JW 06, 38915 
Beugungaunfähigfeit des Mannes (bei vorhandener Beiwohnungsfähigkeit) mit Recht 
nicht als Anfechtungsgrund anerkannt worden. Ebenſowenig gibt Unfruchtbarkeit der 
Frau einen Anfechtungsgrund ab. Irrtum des Mannes über den Mangel der Jung⸗ 
fernſchaft ſeiner zuvor nicht verheiratet geweſenen Frau begründet das Anfechtungsrecht 
(RS 48, 159). Irrtum der Frau darüber, daß der Mann früher mehrmals verlobt geweſen, 
daß er Vater eines vor der Ehe erzeugten unehelichen Kindes und zu deſſen 
Unterhaltung verpflichtet ift, begründet kein Anfechtungsrecht (RG JW 02 Beil 285738), jedoch 
kann ein vorehelicher Ehebruch die Anfechtung rechtfertigen (NG JW 02 Beil 215: RG 
SW 04, 2046 07, 31). Sittliche Beſcholtenheit wegen früher betriebener Paderaſtie 
begründet die Anfechtung (RG 52, 310), ebenſo Hang zur fortgeſetzten Begehung von Be⸗ 
trügereien (NG JW 05, 53214), vorehelicher vertrauter Umgang mit einem alten Lüſt⸗ 
ling in der Abſicht, Geldvorteile herauszuſchlagen (RG JW 07, 25717). Vor der Ehe erlittene 
Strafen können die Anfechtung begründen, zumal wenn es ſich um ſchwere oder entehrende 
oder ſehr häufige Re (RS 21. 11. 07 IV 154/07). Einmalige Beſtrafung eines 
Lehrers mit mehrjähriger Gefängnishaft wegen zahlreicher unfittlicher Handlungen mit Schul⸗ 
mädchen kann als ein feiner Perſon anhaftender Makel angeſehen werden (RG 4. 4. 10 IV 
476/09). Vor der Ehe begangene Straftaten können die Anfechtung auch dann begründen, 
wenn die Beſtrafung erſt während der Ehe eintritt (RG 51, 340). Eine vorübergehende 
Geiſtes⸗ oder Gemütsſtörung oder eine bloße Anlage zur Geiſteskrankheit ſtellt ſich nicht als 
eine perſönliche Eigenſchaft im Sinne des 9 1333 dar, ebenſowenig eine bloße geiſtige Minder⸗ 
wertigkeit, dagegen wohl eine dauernde Störung der geiſtigen Fähigkeiten (NG Warn 
08 Nr 323). Keine perſönliche Eigenſchaft iſt es, wenn in Anbetracht mehrerer in der Ver⸗ 
wandtſchaft des Ehegatten vorgekommener Fälle geiſtiger Erkrankung nur die unbeſtimmte 
Beſorgnis vorliegt, auch bei dem Ehegatten werde künftig Geiſteskrankheit ausbrechen. Selbſt 
eine feſtſtellbare perſönliche Veranlagung zur Geiſteskrankheit ſtellt noch nicht eine perſönliche 
Eigenſchaft dar (RG 24. 2. 10 IV 230/09). Eine bloß gelegentliche Verfehlung vor der Ehe 
begründet noch nicht die Annahme einer perſönlichen Eigenſchaft (NG JW 07, 25817: RG 
22. 11. 09 IV 509/09). Keine persönliche Eigenſchaft des Bräutigams liegt darin, daß fein 
zur Zeit der Verlobung verſtorbener Vater vor Jahren wegen Meineids beſtraft worden iſt. 
Das Verſchweigen der Tatſache kann aus dem Gefühle kindlicher Ehrfurcht gerechtfertigt ſein, 
aber unter Umſtänden auf einen hohen Grad von Unwahrhaftigkeit als eine perſönliche Eigen⸗ 
ſchaft im Sinne des $ 1333 ſchließen laſſen oder ſogar eine argliſtige Täuſchung (8 1334) ent- 
halten (RG 14. 4. 10 IV 328/09). 

6. Irrtum. Der Anfechtungsgrund ſetzt voraus, daß dem anfechtenden Ehegatten! 
bei der Eheſchließung die wahre Sachlage unbekannt war. Hinſichtlich der Unkenntnis als 
einer klagebegründenden Behauptung trifft ihn die Darlegungspflicht. Nicht erforderlich 
iſt, daß der andere Ehegatte die fragliche perſönliche Eigenſchaft dem anfechtenden Ehegatten 
verhehlt oder ihn darüber argliſtig getäuſcht hat. Die Anwendung des $ 1333 iſt natürlich 
15 ausgeſchloſſen, wenn der Irrkum durch argliſtige Täuſchung hervorgerufen wurde. Eine 
Pflicht zur Offenbarung perſönlicher Eigenſchaften entſpräche wohl dem beiderſeits entgegen⸗ 
zubringenden Vertrauen, iſt aber vom Geſetze nicht aufgeſtellt. Sogar wenn der Ehegatte 
ſeinen die Anfechtung veranlaſſenden Fehler nicht gekannt hat, iſt die Anfechtung zuläſſig, 
ebenſo dann, wenn die Unkenntnis des anfechtenden Ehegatten auf eigener Fahrläſſig⸗ 
keit beruht hat. — Unter Brautleuten beſteht kein rechtlicher Zwang zur Offenbarung per- 
ſönlicher Eigenſchaften. Jeder Teil muß aber mit dem Anfechtungsrechte des andern rech⸗ 
nen. Der gute Glaube, der andere Teil werde an der ihm verſchwiegenen, perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaft keinen Anſtoß nehmen, beeinträchtigt das Anfechtungsrecht nicht (RG 10. 1. 10 IV 
262/09). 

7. Das Weſen der Ehe fteht zwar unwandelbar feſt und ift für jedermann gleich, kann 
aber verſchieden gewürdigt werden. Das Geſetz verlangt eine verſtändige Würdigung des 
Weſens der Ehe und will damit alle willkürlichen, der perſönlichen Laune und Stimmung 
entſprungenen Anfechtungsgelüſte abwehren und die Anfechtungsanſprüche auf das durch 
die Ehe als einer vorwiegend ſittlichen Einrichtung gebotene Maß zurückführen. Es handelt 
li) hier alſo um einen ſachlichen Maßſtab (RG JW 03 Beil 7016; JW 04, 114 l 7. 
1. 09 IV 193/08; RG 10. 6. 09 IV 409/08). Eine verſtändige Würdigung darf die alltägliche 
Lebenserfahrung, daß gewiſſe Enttäuſchungen über Charaktereigenſchaften des andern Teils 
kaum ganz ausbleiben werden, nicht unbeachtet laſſen (NG JW 03 Beil 7015). 

8. Ob die perſönliche Eigenſchaft des einen Ehegatten den irrenden Ehegatten von 
der Eingehung der Ehe abgehalten haben würde, läßt ſich nur unter Berücksichtigung der 
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zur Zeit der Eheſchließung obwaltenden Verhältniſſe, ſowie der perſönlichen Denk⸗ und 
Empfindungsweiſe des irrenden Ehegatten beurteilen. Es handelt ſich hier um einen per⸗ 
ſönlichen Maßſtab (RG JW 94, 11415). Muß ſchon nach dieſen höchſtperſönlichen Voraus⸗ 
ſetzungen verneint werden, daß die Kenntnis der Eigenſchaft jene Wirkung auf den irrenden 
Chegatten geäußert haben würde, ſo iſt die Anfechtung verſagt. In dieſem Falle iſt es gleich⸗ 
gültig, ob das Weſen der Ehe eine verſtändige Würdigung bei dem irrenden Ehegatten ge⸗ 
funden hat oder nicht, denn dieſer Zuſatz bezweckt die Einengung, nicht die Erweiterung des 
Anfechtungsrechts. — Bei der Anfechtungsklage gibt das Verhalten, das der Ehegatte nach 
der Vorſtellung des Richters vor Eingehung der Ehe beobachtet haben würde, den Aus- 
ſchlag, nicht fein ſpäteres Verhalten (RG 4. 4. 10 IV 476/09). 

9. Beginn der Anfechtungsfriſt $ 1339 Abſ 2, 3, § 206. Die Beweislaſt 
dafür, daß die Vorausſetzungen des § 1333 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten 


8 1334 


Heine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden!), der zur 
Eingehung der Ehe durch argliſtige Täuſchung“) über ſolche Umſtände “) be 
jtimmt®) worden iſt, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger 
Würdigung des Weſens der Ehe’) von der Eingehung der Ehe abgehalten 
haben würden). Iſt die Täuſchung nicht von dem andern Ehegatten ver⸗ 
übt worden, jo iſt die Ehe nur dann anfechtbar, wenn dieſer die Tänjchung 
bei der Eheſchließung gekannt“) hat. 

Auf Grund einer Täuſchung über Vermögensverhältniſſe findet die An⸗ 
fechtung nicht ſtatt e)) 

E 11259 Nr 1, 1261 Nr 1 11 1242 M 4, 72 P 4, 72, 76, 81. 

1. Der $ 1334 Abſ 1 entſpricht den im § 123 Abſ 1, 2 aufgeſtellten, die Anfechtung von 
Willenserklärungen betreffenden Grundſätzen, jedoch mit weſentlichen Abweichungen. Vom 
$ 1333 unterſcheidet ſich der $ 1334 hauptſächlich dadurch, daß es ſich dort (abgeſehen vom 
Irrtum in der Perſon) um perſönliche Eigenſchaften des andern Ehegatten, 
hier an Umſtände, dort um Irrtum, hier um argliſtige Täuſchung 

andelt. 
e 2. Anfechtungs berechtigt iſt der getäuſchte Ehegatte, nicht der andere Ehegatte oder 
ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. $ 1336. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. $ 1337. 

4. Argliſtige Täuſchung liegt vor, wenn bei dem irrenden Ehegatten die falſche Vor⸗ 
ſtellung durch argliſtiges Verhalten eines andern hervorgerufen worden iſt. Das argliſtige 
Verhalten kann ſowohl in der abſichtlichen Vorſpiegelung falſcher Umſtände, als auch in der 
abſichtlichen Entſtellung oder Unterdrückung wahrer Umſtände beſtehen. Der Täuſchende 
muß den Vorſatz haben, durch die Täuſchung den Getäuſchten zur Eheſchließung zu be⸗ 
Kaumen. Die Anfechtung iſt auch dann zuläffig, wenn der getäufchte Ehegatte fahr⸗ 

äſſig gehandelt hat. — Argliſtig ift das Verhalten eines Verlobten ſchon dann, wenn er 
in berechnender Weiſe auf die Mögli che eit hin, daß die Eheſchließung ſonſt nicht zuſtande 
kommen werde, gefliffentfich von der Mitteilung einer Tatſache (3. B. einer ſchweren Be⸗ 
ſtrafung ſeines verſtorbenen Vaters) abſieht (RG 14. 4. 10 IV 328/09). 

5. Umftände aller Art, nur nicht die Bermögensverhältniſſe können in Betracht 
kommen. Beiſpiele: Der Mann ſpiegelt der Frau vor, er habe die zu einem ge⸗ 
wiſſen Beruf erforderlichen Prüfungen beſtanden, oder ſein im Auslande befindlicher Wohn⸗ 
ſitz ſei im Inlande. Auch e können in Betracht kommen. 

6. Die Eingehung der Ehe muß alſo im urſächlichen Zuſammenhange mit der 
Täuſchung ſtehen. 

7. Über verſtändige Würdigung des Weſens der Ehe vgl. § 1333 A 7. 

8. Für die Frage, ob die fraglichen Umſtände den Ehegatten von der Eheſchließung 
abgehalten hätten, gilt das in A 8 zu $ 1333 Geſagte. 

Af 2. Kennen iſt das Kennenmüſſen ($ 122) nicht gleichgeſtellt. Abweichung von 
9 123 : 

10. Geht die Täuſchung über Vermögens verhältniſſe von dem Ehegatten aus, 
fo kann die Anfechtung aus $ 1333 gegeben fein, wenn die Art der Täuſchung und der gewählten 
Täuſchungsmittel auf vollkommene Verlogenheit und Ehrloſigkeit des Täuſchenden ſchließen 
läßt (RG ZW 03 Beil 70 5). Über die Möglichkeit, den Abſchluß einer Ehe als Mittel zur 
Erreichung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils zu mißbrauchen (Streben nach einer 
reichen Heirat) vgl. RGSt 34, 85. 
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11. Beginn der Anfechtungsfriſt $ 1339 Abſ 2, $ 203. Die Beweislaſt 
dafür, daß die Vorausſetzungen des $ 1334 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. 
Wegen Beſtrafung des täuſchenden Ehegatten vgl. $ 170 StGB. 


8 1335 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden“), der zur 
Eingehung der Ehe widerrechtlich“) durch Drohung“) beſtimmt“) worden iſt.“) 

E 1 1259 Nr 1, 1261 Nr 1 11 1243 M 4, 71, 86 P 4, 72 ff., 81. 

1. Der $ 1335 entſpricht dem im § 123 Abf 1 aufgeſtellten, die Anfechtung 
von Willenserklärungen betreffenden Grundſatze. Im $ 1335 wird die Anfechtung 
wegen Drohung behandelt. Dazu gehört auch die Drohung mit Gewalt (A5). Un m ittel⸗ 
bare Gewaltanwendung zur Eingehung einer Ehe erſcheint bei der Geſtaltung der Ehe⸗ 
ſchließungshandlung ausgeſchloſſen. Vorkommendenfalls würde die Eheſchließungserklärung 
wegen unwiderſtehlichen Zwanges nichtig oder aus § 1332 Halb 2 anfechtbar fein. 

2. Anfechtungs berechtigt ift der bedrohte Ehegatte, nicht der andere Ehegatte oder 
ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. $ 1336. 

3. Wegen Ausſchließung der Anfechtung vgl. 8 1337. 

4. Widerrechtlich kann die Drohung ſchon wegen der Beſchaffenheit des angedrohten 
Übels z. B. eines Verbrechens ſein. Auch wenn der Drohende zur Vornahme der an⸗ 
gedrohten Handlung (z. B. Enterbung) berechtigt iſt, kann die Drohung widerrechtlich ſein. 
Das Verlöbnis gibt kein Recht, die Eingehung der Ehe durch Drohung zu erzwingen. Wer 
ſich aus Dankbarkeit oder Ehrfurcht zur Eingehung der Ehe beſtimmen läßt, handelt über⸗ 
haupt nicht unter dem Einfluſſe eines widerrechtlichen Zwanges. 

5. Drohung liegt vor, wenn dem künftigen Ehegatten ein Übel in Ausſicht geſtellt 
wird, das geeignet iſt, die freie Willensbeſtimmung des Bedrohten in bezug auf ſeinen Ent⸗ 
ſchluß, die Ehe einzugehen, ganz oder zum Teil auszuſchließen. Die Drohung kann ſowohl 
von dem andern Ehegatten als auch einem Dritten ausgehen, in der Androhung von Ge⸗ 
walt oder eines Verbrechens oder eines ſonſtigen Übels beſtehen und durch Worte oder Ge⸗ 
bärden bewirkt werden. Der Drohende muß den Vorſatz haben, den Bedrohten zur Ehe⸗ 
ſchließung zu beſtimmen. Iſt die Drohung von einem Dritten verübt worden, ſo kommt es 
nicht darauf an (wie im Falle der Täuſchung durch einen Dritten, § 1334), daß der andere 
Ehegatte bei der Eheſchließung die Drohung gekannt hat. 

He 6. Die Eingehung der Ehe muß alſo im urſächlichen Zuſammenhange mit der Drohung 
tehen. 

7. Beginn der Anfechtungsfriſt $ 1339 Abſ 2, 5 203. Die Beweislaſt 
dafür, daß die Vorausſetzungen des $ 1335 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. 


Wegen Beſtrafung des Entführers vgl. § 236, 238 StGB, Art 34 IX CG. g 


8 1336 


Die Anfechtung!) der Ehe kann nicht durch einen Vertreter?) erfolgen. 
Iſt der anfechtungs berechtigte Ehegatte in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, 
jo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters). 

Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts“) die Ehe anfechten. In den 
Fällen des § 1331 kann, ſolange der anfechtungs berechtigte Ehegatte in der 
Geſchäfts fähigkeit beſchränkt iſt, nur“) ſein geſetzlicher Vertreter die Ehe an⸗ 
fechten ). 

EI 5 1265 Satz 1, 3 11 1246 Abſ 1 M 4, 84 P 4, 84 ff. 

1. Anfechtung mittels Klage ($ 1341) oder mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gerichte ($ 1342). 

2. Die Entſchließung darüber, ob von dem Anfechtungsrechte Gebrauch zu machen 
ſei, gebührt wegen der höchſtperſönlichen Natur der Ehe dem anfechtungsberechtigten Ehegatten 
ſelbſt. Eine Vertretung in dieſer Entſchließung iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. Weder 
der geſetzliche Vertreter noch ein freiwillig beſtellter Vertreter können über den Gebrauch 
des Anfechtungsrechts beſchließen. Dagegen kann der anfechtungsberechtigte Ehegatte 
ſeinen Willen, die Ehe anzufechten, durch einen Vertreter erklären und zur Ausführung bringen. 
Wegen Erteilung der Vollmacht für den Rechtsſtreit vgl. $ 613 ZPO. E 

3. Die Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch für die Beſtätigung ( 1337 Ab) 3). 
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4. Vgl. 88 35 ff. FGG und Art 147 EG. Dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts 
find zwar keine Schranken geſteckt. Wäre aber anzunehmen, daß der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte ſelbſt die Ehe nicht anfechten würde, fo müßte dieſer Umſtand bei der höchſt⸗ 
perſönlichen Natur des Anfechtungsrechtes zur Verſagung der Genehmigung führen. 

5. Soweit nur der geſetzliche Vertreter die Ehe anfechten kann, iſt der Ehegatte ſelbſt 
prozeßunfähig (8 612 Abſ 1 ZPO). Der Vertreter kann die Anfechtung auch gegen den 
Willen des in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten vornehmen. Einer Genehmi- 
gung des Vormundſchaftsgerichts bedarf es nicht, jedoch hat der Vertreter ſelbſtverſtändlich 
das Wohl des Vertretenen zur Richtſchnur ſeines Handelns zu nehmen. 

6. Der geſetzliche Vertreter eines in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten 
kann dadurch, daß er die Anfechtungsfriſt unbenutzt verſtreichen läßt oder die Ehe genehmigt, 
dieſe zu einer unanfechtbaren machen. Iſt dagegen zur Zeit des Eintritts der unbeſchränkten 
Geſchäftsfähigkeit die Anfechtungsfriſt (nach $ 1339 Abf 2 ſeit Kenntnis des geſetzlichen Ver⸗ 
treters von Eingehung der Ehe gerechnet) noch nicht abgelaufen und hat der geſetzliche Ver⸗ 
treter die Ehe nicht genehmigt, jo kann der nunmehr geſchäftsfähig gewordene Ehegatte die 
Ehe innerhalb des Reſtes der Friſt ſelbſtändig anfechten ($ 1339 A 3). 


8 1337 


Die Anfechtung der Ehe iſt in den Fällen des § 1331 ausgeſchloſſen, 
wenn der geſetzliche Vertreter die Ehe genehmigte) oder der anfechtungsberech⸗ 
tigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt geſchäfts fähig geworden iſt, die Ehe 
beſtätigt?). Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, jo kann die Geneh⸗ 
migung, wenn fie von ihm verweigerte) wird, auf Antrag des Ehegatten“) 
durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden“); das Vormundſchaftsgericht 
hat die Genehmigung zu erſetzen, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe im 
Intereſſe des Ehegatten“) liegt. 

In den Fällen der 88 1332 bis 1335 iſt die Anfechtung ausgeſchloſſen, 
wenn der anfechtungs berechtigte Ehegatte nach der Entdeckung des Irrtums) 
oder der Täuſchung oder nach dem Aufhören der Zwangslage die Ehe be⸗ 
ſtätigt. 

Die Vorſchriften des § 1336 Abſ. 1 gelten auch für die Beſtätigung e). 

@ 1 1263 Abſ 1, 3 II 1244, 1246 Abſ 3 M 4, 90 P 4, 82 6, 270. 

1. Der § 1337 behandelt die Fälle, in denen das Recht zur Anfechtung der Ehe durch 
Genehmigung des geſetzlichen Vertreters (bezw. des Vormundſchaftsgerichts) 
oder Beſtätigung des anfechtungsberechtigten Ehegatten ausgeſchloſſen wird. 
Er entſpricht dem $ 144. Weitere Ausſchließungsgründe enthalten die 58 1338, 1339 BGB 
und der 9 616 ZPO. Da Genehmigung und Beſtätigung den Sinn haben, daß fie das Ein⸗ 
verſtändnis mit Aufrechterhaltung und Fortſetzung der Ehe ausdrücken, ſo muß das Geneh⸗ 
migungs⸗ und Beſtätigungsrecht naturgemäß mit dem Tode des zur Anfechtung nicht be⸗ 
rechtigten Ehegatten erlöſchen. § 1338 ſteht nicht entgegen. Ebenſowenig kann eine Ehe, 
nachdem ſie angefochten und für nichtig erklärt worden iſt, genehmigt oder beſtätigt werden 
(8 1341 Abſ 2 Satz 2). Ausgeſchloſſen iſt immer nur der Anfechtungsgrund, auf den ſich 
die Genehmigung oder Beſtätigung bezieht. 5 

2. Genehmigung und Beſtätigung ſind einſeitige Rechtsgeſchäfte, bedürfen keiner 
Form und unterliegen, ſoweit ſich nicht aus dem Weſen der Ehe Abweichungen ergeben, den 
allgemeinen Beſtimmungen über Rechtsgeſchäfte, insbeſondere auch Hinfichtlich der Nichtig⸗ 
keit und Anfechtbarkeit der Rechtsgeſchäfte. Eine Beſtätigung der anfechtbaren Ehe liegt 
vor, wenn der zur Anfechtungsklage berechtigte Ehegatte mit Kenntnis des den Anfechtungs⸗ 
grund erfüllenden Tatbeſtandes feinen Willen, die Ehe fortzusetzen, irgendwie zum Ausdrucke 
bringt. Dies kann auch ſtillſchweigend, z. B. durch Beiſchlafsvollziehung, geſchehen. Vgl. 
R 10. 4. 05 IV 572/04. Die Beſtätigung einer anfechtbaren Ehe braucht nicht wie die Be · 
ſtätigung einer nichtigen Ehe (81325 A5) dem andern Ehegatten gegenüber 
vorgenommen zu werden. Eines Beweiſes dafür, daß der Ehegatte ſich ſeiner Anfechtungs⸗ 
befugnis bewußt geweſen ſei, bedarf es nicht. Das Weſen der Ehe muß als dem anfechtungs⸗ 
berechtigten Ehegatten bekannt vorausgeſetzt werden. Wer z. B. irrtümlich ſtatt ſeine Braut 
deren Schweſter geheiratet hat (Fall des § 1333) und den ehelichen Geſchlechtsverkehr nach 
Entdeckung des Irrtums fortſetzt, beſtätigt die Ehe und kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß 
er die Anfechtbarkeit der Ehe nicht gekannt habe. In gewiſſen Fällen darf davon ausgegangen 
werden, daß mit der Kenntnis der die Anfechtung begründenden Tatſache ohne weiteres die 
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Kenntnis der Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts gegeben ſei, z. B. im Falle argliſtiger Täuſchung 
(NG 68, 401). Ein ſolches Zuſammenfallen der Kenntnis des Anfechtungsgrundes mit der 
Kenntnis des Anfechtungsrechtes hat das Reichsgericht für alle Fälle der Anfechtung einer 
Ehe wegen Irrtums angenommen (RG 69, 410). Bei der Anfechtungsklage gibt es keine 
Verzeihung im Sinne des 1570 (RG 4. 4. 10 1V 476/09). Genehmigung und Beſtätigung 
find unwiderruflich. Sie können auch unter einer Bedingung (MG 44, 147) oder einer 
Zeitbeſtimmung erklärt werden. Die Wirkung der Genehmigung und der Beſtätigung 
beſteht darin, daß die Anfechtung der Ehe (aus dem Grunde, auf den ſich die Genehmigung 
oder Beſtätigung bezieht) ausgeſchloſſen wird. So iſt, wenn der geſetzliche Vertreter eines 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten die Ehe einmal genehmigt hat, letzterer 
auch, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden, nicht mehr berechtigt, aus eben⸗ 
demſelben Grunde die Ehe anzufechten. Die Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen. 

3. Nur bei Verweigerung, nicht bei Erteilung der Genehmigung durch den Vor⸗ 
mund, kann das Vormundſchaftsgericht angerufen werden. a 

4. Nämlich auf Antrag des anfechtungsberechtigten Ehegatten, der hierzu, wenn er 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters nicht 
bedarf (Abſſ 3). 

5. Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht FGG 88 35 ff. und Art 147 Ec. 

6. Nämlich im Intereſſe des anfechtungsberechtigten Ehegatten. 

7. Entdeckung des Irrtums vgl. § 1339 A 4. 

8. In den Fällen der §8 13321335 kann alſo (abweichend von dem Falle des $ 1331) 
der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehegatte die Ehe ohne Zuſtimmung ſeines geſetzlichen 
Vertreters beſtätigen. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte kann die Ehe nicht be⸗ 
ſtätigen, ebenſowenig ſein geſetzlicher Vertreter. Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten 
kommt nur das Anfechtungsrecht aus § 1336 Abſ 2 Satz 1 in Frage. 


§ 1338 

Die Anfechtung iſt nach der Auflöſung!) der Ehe ausgeſchloſſen?), es 
ſei denn, daß die Auflöſung durch den Tod des zur Anfechtung uicht berechtigten 
Ehegatten herbeigeführt worden ift?). 

E 1 1262 11 1245 M 4, 87 P 4, 81. 

1. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung ($ 1348 Abſ 2). Über Anbringung von Anfechtungsanträgen während 
Schwebens eines Scheidungsprozeſſes vgl. RG 59, 410 und § 1341 A 2. 

2. Mit dem Tode des anfechtungs berechtigten Ehegatten erliſcht das Anfechtungs⸗ 
recht, eine Folge, die mit der perſönlichen Natur dieſes Rechtes zuſammenhängt. Die Che 
wird unanfechtbar. Diejenigen Perſonen, welche im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erben ı 
des anfechtungsberechtigten Ehegatten ſein würden, ſind nicht berechtigt, die Ehe anzufechten. 
Dies ſetzt aber voraus, daß der anfechtungsberechtigte Ehegatte die Ehe nicht ſchon bei Leb⸗ 
un angefochten hat. Hat er die Anfechtungsklage zwar erhoben, jedoch nicht bis zur rechts⸗ 
räftigen Entſcheidung durchgeführt, fo iſt freilich nach $ 628 ZPO infolge des Todes des 
anfechtenden Ehegatten der Rechtsſtreit in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen, 
aber die in der Erhebung der Anfechtungsklage liegende Anfechtung äußert ihre Wirkung 
über den Tod des Anfechtenden hinaus. Die Nichtigkeit der anfechtbaren und angefochtenen 
Ehe kann nun von jedem, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, geltend gemacht werden 
(5 1343 Abſ 2). Der Beweis des Anfechtungsgrundes kann auf jede zuläſſige Art geführt 
werden. Einer förmlichen Nichtigkeitserklärung bedarf es nicht. 

3. Mit dem Tode des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten erliſcht das An⸗ 
fechtungsrecht nicht. Die i wird in dieſem Falle gemäß $ 1342 durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte bewirkt. Das Anfechtungsrecht kann namentlich in den Fällen 
der $8 2077, 2268, 2279 (Teſtament und Erbvertrag) Bedeutung gewinnen. Hatte der an⸗ 
fechtungsberechtigte Ehegatte ſchon bei Lebzeiten des andern Ehegatten die Anfechtungs⸗ 
klage erhoben, aber noch nicht bis zur Rechtskraft des Urteils durchgeführt, ſo iſt der Rechts⸗ 
ſtreit nach F 628 ZPO in Anſehung der Haupifache als erledigt anzuſehen, und es iſt nicht 
ſtatthaft, daß der anfechtungsberechtigte Ehegatte den Rechtsſtreit gegen die Erben des andern 
Ehegatten behufs Nichtigkeitserklärung der Ehe fortſetzt. Aber die in der Erhebung der An⸗ 
fechtungsklage liegende Anfechtung äußert ihre Wirkung über den Tod des zur Anfechtung 
nicht berechtigten Ehegatten hinaus (RG 6. 3. 05 IV 589/04; hier mußte eine Ehefrau, die 
die Anfechtungsklage erhoben hatte, die im Teſtamente ihres Mannes für den Fall des Nicht⸗ 
beſtehens der Ehe ausgeſprochene Enterbung gegen ſich gelten laſſen, weil der Anfechtungs⸗ 
grund gerechtfertigt war). Gleichgültig iſt, ob der anfechtungsberechtigte Ehegatte den An⸗ 
fechtungsgrund vor oder nach dem Tode des andern Ehegatten erfahren hat. 
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8 1339 


Die Aufechtung!) kann nur binnen ſechs Monaten?) erfolgen. 

Die Friſt beginnt in den Fällen des § 1331 mit dem Zeitpunkt, in welchem 
die Eingehung oder die Beſtätigung der Ehe dem geſetzlichen Vertreter be⸗ 
kannt wird oder der Ehegatte die unbeſchränkte Geſchäfts fähigkeit erlangt), 
in den Fällen der 88 1332 bis 1334 mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ehe⸗ 
gatte“) den Irrtum“) oder die Täuſchung entdeckt, in dem Falle des § 1335 
mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört. 

Auf die Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 
88 203, 206 entſprechende Anwendung )). 

E 1 1264 11 1247 M 4, 93 P 4, 82, 89, 6, 270. 

1. Gleichviel, ob die Anfechtung mittels Klage ($ 1341) oder Erklärung gegenüber 
dem Nachlaßgerichte (§ 1342) bewirkt wird. 

2. Die ſechsmonatige Anfechtungsfriſt ift eine Ausſchlußfriſt. Mit ihrem 
Ablauf iſt die Geltendmachung des Anfechkungsgrundes ausgeſchloſſen. Die Ehegatten können 
weder die Verlängerung der Friſt vereinbaren, noch auf ihre Geltendmachung verzichten. 
Die Ausſchließung iſt von Amts wegen zu beachten (RG JW 06, 35516). Für die Berech⸗ 
nung der Friſt find die 8187 Abſ 1, 5188 Abſ 2 maßgebend. Mit Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage werden nicht nur alle Scheidungsgründe, ſondern auch alle Anfechtungsgründe rechts⸗ 
hängig. Der $ 1572 gilt daher nicht nur für Scheidungs⸗, ſondern auch für Anfechtungs⸗ 
gründe (RG JW 03 Beil 44“ RG 53, 334). Eine dem $ 1571 Abſ 2 ähnliche Beſtimmung 
(Hemmung des Friſtenlaufs, ſolange die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt), iſt nicht 
gegeben. 

3. Erlangt der Ehegatte die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit während die mit 
der Kenntnis des Vertreters begonnene Friſt läuft, ſo ſteht ihm nur der Reſt der Friſt zur 
Anfechtung zu ($ 1336 A 6). 

4. Iſt der Ehegatte geſchäftsunfähig, jo kommt es auf den Zeitpunkt an, in dem feinem 
geſetzlichen Vertreter die maßgebenden Umſtände bekannt werden (vgl. jedoch $ 1340). 

5. Zur Entdeckung des Irrtums gehört z. B., daß der Ehegatte von der Geſchlechts⸗ 
krankheit des andern Ehegatten nicht nur eine allgemeine Vorſtellung, ſondern auch Kenntnis 
von der Schwere und Gefährlichkeit des Leidens erlangt (RG JW 04, 284); vgl. auch RG 
JW 06, 3551 (Erlangung der Überzeugung, daß der Mann zur ehelichen Beiwohnung 
dauernd unfähig). — Von einer Entdeckung des Irrtums kann keine Rede ſein, ſolange der 
Irrende mit oder ohne Verſchulden noch tatſächlich im Irrtume befangen iſt. Kennenmüſſen 
ſteht der Kenntnis nicht gleich (RG Warn 10 Nr 122). Die Feſtſtellung, dem Ehegatten fei ein 
Gerücht zu Ohren gekommen, genügt nicht. Zur Entdeckung des Irrtums gehört, daß 
er das, was er gehört, auch für wahr gehalten hat (NG JW 09, 68917; vgl. auch 8 1571 A 4). 

6. Die Grundſätze über die Verjährung ſind nicht anwendbar, da das Anfechtungs⸗ 
recht nicht die Natur eines Anſpruchs (8194 Abſ 1) hat. Vgl. auch RG 48, 163. Eine Ausnahme 
machen die Beſtimmungen über Verhinderung infolge Stillſtandes der Rechtspflege, durch 
höhere Gewalt und Vertretungsmangel (58 203, 206). Bezüglich des $ 206 Abſ 2 BG 
ift 8612 Abſ 1 ZPO zu beachten. Eine dem 3 124 Abſ g entſprechende Beſtimmung (Aus⸗ 
ſchließung der Anfechtung nach 30 Jahren) iſt nicht gegeben. Ebenſowenig gibt es eine dem 
$ 1571 Abſ 2 entſprechende Aufforderung zur Erhebung der Anfechtungsklage. 

7. Übergangsrecht. Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des BGB geſchloſſenen 
Ehe beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen (Art. 198 Abſ 1 Ech). Dieſem Grundſatze 
zufolge bleiben auch für die Geltendmachung der Ungültigkeit die bisherigen Ausſchlußfriſten 
maßgebend (RG 48, 161; vgl. auch RG ZW 07, 51517, 3). Eine nach den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen nichtige oder ungültige Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten 
zur Zeit des Inkrafttretens des BGB noch als Ehegatten miteinander lebten und der Grund, 
auf dem die Nichtigkeit oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vorſchriften des BGB die Nich⸗ 
tigkeit oder die Anfechtbarkeit der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren haben 
würde (Art 198 Abſ 2 Satz 1 EG). Der erſichtliche Grund dieſer Übergangsvorſchrift iſt, eine 
nach bisherigem Rechte anfechtbare Ehe tunlichſt aufrechtzuerhalten. Damit iſt es aber un⸗ 
vereinbar, eine ſchon nach bisherigem Recht unanfechtbar gewordene Ehe (z. B. wegen Ab⸗ 
laufs der ſechswöchigen Anfechtungsfriſt des bisherigen Rechts) der Anfechtung nach dem 
neuen Rechte lediglich deshalb auszuſetzen, weil die Anfechtung erſt nach deſſen Inkrafttreten 
(Entdeckung des Irrtums) möglich geworden iſt (RG 48, 165). Die für die Anfechtung im 
BGB beſtimmte Friſt beginnt nicht vor dem Inkrafttreten des BGB (Art 198 Abſ 2 Satz 2 EG). 
Dieſe Beſtimmung ſoll verhindern, daß die Anfechtbarkeit, ſoweit ſie infolge der Beſtimmung 
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in Satz 1 nach dem BGB zu beurteilen iſt, nur deshalb ausgeſchloſſen bleibe, weil beim 
Inkrafttreten des BGB ſchon die ſechsmonatige Friſt des $ 1339 abgelaufen ift, während 
die nach dem bisherigen Rechte längere Friſt, wie nach gemeinem und franzöſiſchem Rechte, 
noch nicht verſtrichen iſt (RG 48, 167). 


8 1340 

Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen“) Ehegatten die 
Ehe nicht rechtzeitig angefochten, jo kann nach dem Wegfalle der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeite) der Ehegatte ſelbſt die Ehe in gleicher Weiſe ! anfechten, wie 
wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre. 

E II 1248 P 4, 84, 89, 90. 

1. Geſchäftsunfähigkeit, vgl. 51336 Abſ2 Satz 1 und 81339. Für den nur beſchränkt 
geſchäftsfähigen Ehegatten iſt eine derartige Vergünſtigung nicht gegeben. 

2. Wegfall der Geſchäftsunfähigkeit iſt auch dann eingetreten, wenn der Ehegatte 
nur beſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt. 

3. Die Vorſchriften über den Beginn der Ausſchlußfriſt (5 1339) bleiben 
maßgebend. Hat aber die Friſt ſchon mit der Kenntnis des Vertreters begonnen ($ 1339 
A 4) und iſt ſie zur Zeit des Wegfalls der Geſchäftsunfähigkeit noch nicht abgelaufen, ſo 
bleibt dem Ehegatten nur der Reſt der Friſt zur Anfechtung frei. 


8 1341 

Die Anfechtung erfolgt, ſolange nicht die Ehe aufgelöft‘) iſt, durch Er⸗ 
hebung der Anfechtungsklage“). 

Wird die Klage zurückgenommen“), jo iſt die Anfechtung als nicht er⸗ 
folgt auzujehen. Das Gleiche gilt, wenn die angefochtene Ehe, bevor ſie für 
nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt, nach Maßgabe des § 1337 genehmigt) 
oder beſtätigt“) wird. 

E 1 1266 Abſ 1, 1268 I1 1249 M 4, 95, 97 ff. P 4, 90. 

1. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung ($ 1348 Abi 2). Im Falle des $ 1342 wird die Anfechtung durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte bewirkt. 

f 2. Die Erhebung der dige da hat eine doppelte Bedeutung. Sie ſtellt 
die Anfechtungshandlung dar und enthält das Begehren, eine richterliche Feſtſtellung dahin 
zu treffen, daß die Anfechtung begründet, d. h. die Ehe nichtig ſei. Anders die Anfechtungs⸗ 
erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte (5 1342 A 2). Die Anfechtung kann auch durch Er⸗ 
hebung einer Widerklage bewirkt werden. — Zu beachten iſt, daß, während ein Schei- 
dungs⸗ oder Anfechtungsverfahren rechtshängig ift, ein zweites Scheidungs- oder Anfechtungs⸗ 
verfahren nicht anhängig gemacht werden kann. Vielmehr find in einem Rechtsſtreite, der 
mit einem Scheidungsankrag eröffnet wird, etwaige Anfechtungsgründe, und in einem Rechts⸗ 
ſtreite, der mit der Anfechtungsklage eingeleitet wird, etwaige Scheidungsgründe vorzubringen. 
Alle Angriffe gegen den Beſtand einer Ehe ſind in einem einzigen Verfahren zu erledigen. 
Daher kann ein Anſechtungsantrag, deſſen Stellung bis zum Erlaß eines auf Scheidung lauten⸗ 
den Berufungsurteils unterblieben iſt, erſt, wenn das Reviſionsgericht auf Aufhebung des 
Berufungsurteils und Zurückverweiſung der Sache erkannt hat, beim Berufungsgericht an⸗ 
gebracht werden: ſeine Anbringung iſt dagegen überhaupt ausgeſchloſſen, wenn die Reviſion 
gegen das Scheidungsurteil zurückgewieſen wird (RG 59, 410). Durch die Erhebung der 
Scheidungsklage wird dem Widerkläger das Recht zur Geltendmachung von Anfechtungs⸗ 
gründen nicht gewahrt. Seine Untätigkeit während des Laufes der Anfechtungsfriſt kann 
nicht dahin führen, daß die in dieſe Friſt hineinfallende Erhebung der gegneriſchen Klage 
den Anfechtungsgrund bei Beſtand erhält. Allerdings iſt der Lauf der Anfechtungsfriſt während 
der Zeit von der Erhebung der gegneriſchen Scheidungsklage bis zur erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung gehemmt, weil während dieſes Zeitabſchnittes dem Widerkläger die Möglichkeit zur 
Erhebung der Anfechtungswiderklage (ſowohl innerhalb wie außerhalb des anhängigen Schei⸗ 
dungsverfahrens) fehlt (NG JW 09, 6897). £ 

3. Mit der Zurücknahme der Anfechtungsklage verliert die Erhebung der Klage die 
ihr als Anfechtungshandlung (A 2) zukommende Wirkung, Die Anfechtung gilt als nicht 
erfolgt. Die Zurücknahme der Klage ſteht der Erhebung einer neuen Klage aus dem nünt- 
lichen oder einem andern Anfechtungsgrunde nicht entgegen. Ob in der Zurücknahme der 
Klage ein Beweisgrund für die Genehmigung bezw. Beſtätigung der Ehe und ſomit ein 
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Verzicht auf nochmalige Geltendmachung des nämlichen Anfechtungsgrundes liegt, iſt Tat⸗ 
frage. Die Zurücknahme der Klage ſteht der Abweiſung der Klage ($ 616 ZP) nicht gleich. 
Da die Klage nach $ 271 Abſ 1 ZPO ohne Einwilligung des Beklagten nur bis zum Beginne 
der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptſache zurückgenommen werden kann, 
fo hat es der Beklagte in der Hand, nach dem Beginne der mündüchen Verhandlung durch 
Vorenthaltung der Einwilligung eine Entſcheidung über die Klage herbeizuführen. 

4. Genehmigung und Beſtätigung der Ehe bewirken nicht nur, daß die Anfechtung 
als nicht erfolgt anzuſehen iſt, ſondern ſie machen die Ehe auch zu einer unanfechtbaren, d. h. 
hinſichtlich derjenigen Anfechtungsgründe, auf welche ſich die Genehmigung oder Beſtätigung 
beziehen. Im übrigen vgl. $ 1337 A 2. St die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt, ſo kommt 
eine vor der Rechtskraft erfolgte Genehmigung oder Beſtätigung auch dann nicht mehr in 
ern wenn ſie in dem Rechtsſtreit über die Anfechtungsklage nicht mehr geltend gemacht 
werden konnte. 


8 1342 


) Iſt die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehe: 
gatten aufgelöſt worden, ſo erfolgt die Anfechtung durch Erklärung gegen⸗ 
über dem Nachlaßgerichte ); die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form?) 
abzugeben. 

Das Nachlaßgericht ſoll“) die Erklärung ſowohl demjenigen mitteilen, 
welcher im Falle der Gültigkeit der Ehe, als auch demjenigen, welcher im 
Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des verſtorbenen Ehegatten iſt. Es hat 
die Einſicht der Erklärung Jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe 
glaubhaft macht). 

E 1 1266 Abſ 2 II 1250 M 4, 96 P 4, 90 5, 133, 6, 338. 

1. Nach 8 1338 iſt die Anfechtung der Ehe ausgeſchloſſen, wenn die Ehe 
durch Scheidung, Wiederverheiratung im Falle des $ 1348 Abſ 2 oder Tod des zur An⸗ 
fechtung berechtigten Ehegatten aufgelöft iſt ($ 1338 A 1). Die im $ 1338 für den Fall zu- 

elaſſene einzige Ausnahme, daß die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht berechtigten 
A aufgelöſt worden, wird im $ 1342 hinſichtlich der Form der Anfechtung näher 
geregelt. 

2. Die Anfechtungserklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form dem Nachlaßgerichte 
gegenüber (nicht vor ihm) abzugeben, kann alſo auch durch Überſendung einer Schrift 
erfolgen. Die Anfechtungserklärung muß erſehen laſſen, daß die Ehe aus einem der geſetzlich 
zuläſſigen Anfechtungsgründe angefochten wird. Unrichtige Bezeichnung ſchadet nicht. Die 
Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts ergeben 55 72, 73 FGG und Art 147 EG. Die 
Anfechtungserklärung gegenüber dem Nachlaßgericht enthält nicht wie die Erhebung der An⸗ 
fechtungsklage zugleich das Begehren um Feſtſtellung der Nichtigkeit der Ehe ($ 1341 A 2), 
hat vielmehr, ohne daß es einer richterlichen Nichtigkeitserklärung bedarf, von ſelbſt die Wir⸗ 
kung, daß die Ehe als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt ($ 1343 Ab) 1). Die Nichtigkeit 
der Ehe kann nunmehr von jedem, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, geltend gemacht 
werden. Ihm liegt aber der Beweis der Nichtigkeit ob. Mit dem Zeitpunkt, in dem die An⸗ 
fechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber erklärt wird, tritt die bezeichnete Wirkung ein. Die 
Zurücknahme der Anfechtungserklärung mit der Wirkung, daß die Anfechtung als nicht 
erfolgt gilt, iſt nicht zuläſſig, ebenſowenig die nachträgliche Genehmigung oder Beſtätigung 
der Ehe (51341 Abſ 2 Satz 2). Wegen der Abgabe der Anfechtungserklärung durch einen Ver⸗ 
trete rygl. 8 1336 A 1, 2. Die ſechsmonatige Anfechtungsfriſt iſt für die Anfechtungserklärung 
ebenſo wie für die Anfechtungsklage maßgebend ($ 1339 A 1). Die Anfechtungserklärung 
unterliegt wie andere einſeitige Rechtsgeſchäfte wiederum der Anfechtung. Schwebt beim 
Tode des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten eine vom anfechtungsberechtigten 
Ehegatten, bezw. deſſen Vertreters erhobene Anfechtungsklage, ſo kann der Rechtsſtreit nicht 
gegen die Erben des erſteren Ehegatten behufs Herbeiführung der Nichtigkeitserklärung fort⸗ 
geſetzt werden. Der Rechtsſtreit iſt vielmehr nach § 628 ZPO in Anſehung der Hauptſache 
als erledigt anzuſehen; die Anfechtung behält freilich ihre Wirkung und braucht nicht 
noch durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte wiederholt zu werden. 

3. Form § 129 BGB, 88 167, 183, 191 FGG. Formmangel zieht Nichtigkeit der An⸗ 
fechtung nach ſich. 

4. Die dem Nachlaßgericht aufgegebene Benachrichtigung der Erben hat nur die Be⸗ 
deutung einer Ordnungsvorſchrift, die, ſoweit ſie unausführbar iſt, ohne ſachliche Nachteile 
unterbleibt (vgl. FGG $ 12; Amtstätigkeit des Gerichts). 

5. Vgl. $ 15 Abſ 2, § 34 FGG. 
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8 1343 

Wird eine anfechtbare!) Ehe angefochten ?), ſo iſt ſie als von Anfang 
an nichtig anzuſehen ). Die Vorſchrift des § 142 Abſ. 2 findet Anwendung). 

Die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege der Klages) auge: 
fochten worden iſt, kann, ſolange nicht die Ehe für nichtig erklärt“) oder auf: 
gelöft®) iſt, nicht anderweit geltend gemacht werden. 

E I 1260 II 1251 M 4, 84 ff. P 4, 81. 

1. Anfechtbare Ehe. Jede Ehe iſt der Anfechtung ausgeſetzt. Im Sinne des $ 1343 
iſt aber eine anfechtbare Ehe nur eine ſolche, die erweislich mit einem Anfechtungs⸗ 
grunde behaftet iſt. Der Beweis des Anfechtungsgrundes iſt niemals zu entbehren. Nur 
unter der Vorausſetzung, daß dieſer Beweis gelingt, hat die Anfechtungshandlung rechtliche 
Bedeutung. Eine Ehe, die mit einem Anfechtungsgrunde nicht behaftet iſt, wird durch die 
Anfechtung wohl zu einer angefochtenen aber niemals zu einer anfechtbaren. Anfechtbarkeit 
und Anfechtung müſſen zuſammen vorliegen, um eine Ehe für nichtig zu erachten. 

2. Gemeint iſt die Anfechtung einer anfechtbaren Ehe mittels Klage (§ 1341) oder 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte ($ 1342). 

3. Wirkungen der Anfechtung. Infolge der Anfechtung wird die anfechtbare Ehe 
rückwärtshin mit dinglicher Wirkung vernichtet (NG JW 03 Beil 11128). Der 5 1343 
Abſ 1 Satz! entſpricht dem 5 142 Abſ 1 (anfechtbares Rechtsgeſchäft). Es wird fo angeſehen, 
als ſei die Ehe nicht geſchloſſen worden. Von einem gegenſeitigen Erbrechte der Ehe⸗ 
gatten kann keine Rede ſein. Wegen der Unwirkſamkeit le 5 twilliger Verfügungen, 
durch die ſich die Ehegatten bedacht haben vgl. $ 2077 Abſ 1 und 2, $$ 2268, 2279. Wegen 
der Kinder aus nichtigen Ehen vgl. $$ 1699—1704. Iſt die Ehe für nichtig erklärt worden, 
fo hat die frühere Frau wieder den ihr nach 8 1616 zukommenden Familiennamen 
zu führen (RGS 16. 3. 05 IV B 25/04; RG 67, 61). Die Koſtenvorſchußpflicht 
des Mannes ($ 1388 BGB und $ 90 GAG) im Anfechtungsprozeß erliſcht mit der rechtskräftigen 
Nichtigkeitserklärung (RG ZW 05, 29950). Durch die im $ 627 ZPO dem Gerichte zuge- 
ſprochene Berechtigung, bei Rechtsſtreitigkeiten über Anfechtung der Ehe für die Dauer des 
Rechtsſtreits durch einſtweilige Verfügung die gegenſeitige Unterhaltspflicht nach 
Maßgabe des $ 1361 zu ordnen, iſt anerkannt, daß die Unterhaltspflicht während des durch 
die Erhebung der Anfechtungsklage hervorgerufenen Schwebezuſtandes fortbeſteht (RG 
18. 6. 08 IV 134/08). Die Beſtimmung in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, daß der 
überlebende Ehegatte im Falle ſeiner Wiederverheiratung Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung verlieren ſollte, gilt regelmäßig auch für den Fall, daß die neue Ehe anfechtbar iſt 
und angefochten wird (NG Warn 10, 127). 

4. Wer die Anfechtbarkeit der Ehe kannte oder kennen mußte, wird, wenn die 
Anfechtung erfolgt, ſo behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit der Ehe gekannt hätte oder hätte 
kennen müſſen. v 

5. § 1343 Abj 2 fpricht nur von dem Falle der Anfechtung mittels Klage ($ 1341), 
nicht von dem Falle der Anfechtung mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte ($ 1342). 
Im letzteren Falle gilt die Regel des $ 1343 Abſ 1. Die Nichtigkeit kann von jedem, der ein 
rechtliches Inkereſſe daran hat, anderweit geltend gemacht werden. — Bei der Beſtimmung des 
$ 1343 Abſ 2 BGB ift ebenſo wie bei der Vorſchrift des $ 152 ZPO (Ausſetzung) vorausgeſetzt, 
daß die Anfechtungsklage in zuläffiger Weiſe erhoben ift (RG 59, 410; vgl. $ 1341 A 2). 

6. Nichtigkeitserklärung und Auflöſung der Ehe. Erweiſt ſich die Anfechtungsklage 
als begründet, ſo wird die Ehe durch Urteil für nichtig erklärt. Nachdem dieſe Nichtigkeits⸗ 
erklärung rechtskräftig geworden, kann jeder, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, die Nichtig⸗ 
keit der Ehe anderweit geltend machen. Vor rechtskräftiger Nichtigkeitserklärung iſt dies 
nicht zuläſſig. Die Ehe wird bis dahin als gültig behandelt. Wird jedoch die Ehe, bevor der 
Rechtsstreit durch rechtskräftige Nichtigkeitserklärung beendigt iſt, aufgelöſt, ſei es durch den 
Tod eines der Ehegatten, ſei es durch Scheidung oder Wiederberheiratung im Falle der Todes⸗ 
erklärung ($ 1348 Abſ 2) fo iſt der Rechtsſtreit nach $ 628 ZPO in der Hauptſache als erledigt 
anzuſehen. Die in der Erhebung der Klage oder Widerklage liegende Anfechtung behält aber 
ihre Wirkung und es kann jeder, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, die Nichtigkeit der 
Ehe anderweit geltend machen. Dieſe Beſtimmungen weichen von den allgemeinen Grund- 
en ab, entſprechen aber dem $ 1329 (Ehenichtigkeit). — Vgl. auch $$ 152, 155 ZPO (Aus⸗ 
etzung). 


8 1344 


Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtigkeit?) der Ehe Ein⸗ 
wendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehegatten vorgenommenes 
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Rechtsgeſchäfts) oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechtskräftiges 
Urteil“) nur hergeleitet werden, wenn zur Zeit?) der Vornahme des Rechts⸗ 
geſchüfts oder zur Zeit“) des Eintritts der Rechts hängigkeit die Ehe für nichtig 
erklärte) oder die Nichtigkeit dem Dritten bekannt“) war. 


Die Nichtigkeit kann ohne dieſe Beſchränkung geltend gemacht werden, 
wenn ſie auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heirats⸗ 
regiſter eingetragen worden iſt !)“). . 

€ I 1257, 1270 II 1226, 1252 M 4, 63 ff., 101 P 4, 67 ff., 92. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1244 bezweckt den Schutz des gutgläubigen Dritten. 
Wer ſich im Vertrauen auf die Gültigkeit der Ehe mit den Ehegatten oder einem derſelben 
auf ein Rechtsgeſchäft oder einen Rechtsſtreit eingelaſſen hat, joll geſchüßt werden. Auch 

nach der Auflöſung der nichtigen Ehe (durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im 
Falle der Todeserklärung, $ 1348 Abſ 2) fteht der gutgläubige Dritte unter dem Schutze des 
$ 1344. Dieſer Schutz wird ihm gewährt, gleichviel ob die Ehegatten gut- oder ſchlechtgläubig 
waren. Der Schutz reicht aber nur ſoweit, als es ſich darum handelt, ein ſonſt un wirk⸗ 
ſames Rechtsgeſchäft oder Urteil als wirkſa m aufrecht zu erhalten. Dagegen gewährt 
der $ 1344 dem Dritten nicht die weitere Befugnis, ſich behufs feiner Befriedigung an das⸗ 
jenige Vermögen des andern Ehegatten zu halten, das, wenn die Ehe gültig geweſen wäre, 
Beſtandteil des Vermögens feines Schuldners geworden wäre oder doch der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſeitens des Dritten unterlegen haben würde (M 4, 64, Prot 4, 69). So iſt der Dritte, 
wenn unter den Eheleuten das geſetzliche eheliche Giterrecht geherrſcht hat, nicht befugt, ſich 
als Gläubiger des Mannes an die Nutzungen des von der Frau eingebrachten Gutes, 
die bei Gültigkeit der Ehe nach $ 1383 der Mann erworben haben würde, zu halten. Eben⸗ 
ſowenig kann er, wenn Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft oder Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft in der Ehe geherrſcht hat, als Gläubiger des Mannes aus dem Geſamtgute, 
an das er ſich bei Gültigkeit der Ehe nach $$ 1459, 1530, 1549 in Verbindung mit $ 740 8 PO 
zu halten befugt geweſen wäre, ſeine Befriedigung verlangen, ſoweit in dem Geſamigute 
Vermögen der Ehefrau enthalten iſt. — Wegen Wegfalls der Koſtenvorſchußpflicht des 
1 (5 1388 BGV und $ 90 EKG) bei Nichtigkeitserklärung der Ehe vgl. R JW 05, 
29950 

2. Ob die Nichtigkeit der Ehe auf einem Nichtigkeitsgrunde oder einem An⸗ 
e beruht, macht keinen Unterſchied. Die einzige Ausnahme iſt im Abſ 2 
enthalten. 

3. Der Schutz erſtreckt ſich nur auf das unmittelbar zwiſchen dem Dritten und 
dem Ehegatten vorgenommene Rechtsgeſchäft, dagegen nicht auf ſolche Fälle, in denen ſich 
ein Dritter im Vertrauen auf die Gültigkeit der Ehe mit einer andern Perſon auf ein Rechts⸗ 
geſchäft n deſſen Gültigkeit mittelbar von der Gültigkeit der Ehe abhängt. Bei⸗ 
ſpiel: M 4, 65. 

4. Gleichviel, ob der durch Urteil beendete Rechtsſtreit von dem Ehegatten gegen 
den Dritten oder von letzterem gegen erſteren anhängig gemacht worden war. 

5. Später erlangte Kenntnis ſchadet nicht. 


6. Sit zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder des Eintritts der Rechtshängig⸗ 
keit die Ehe bereits für nichtig erklärt, ſo kommt es auf die Kenntnis des Dritten von der 
Nichtigkeit oder der Nichtigkeitserklärung nicht an. Seine Unkenntnis ſchützt ihn in dieſem 
Falle nicht. 
= 5 Es kommt auf ſein Kennen, nicht ſein Kennenmüſſen (Unkenntnis infolge von Fahr- 
läſſigkeit $ 122 Abſ 2) an. Der Dritte muß nicht nur die die Nichtigkeit begründende Tat- 
ſache, ſondern auch deren Eigenſchaft als eines Nichtigkeitsgrundes kennen. Darüber, daß 
die Kenntnis der Tatſache häufig mit der Kenntnis ihrer Eigenſchaft zuſammenfallen wird, 
vgl. $ 1337 A 3. Die bloße Kenntnis, daß die Nichtigkeitsklage oder Anfechtungsklage au⸗ 
hängig ift, reicht nicht aus. Bei der anfechtbaren und angefochtenen Ehe gilt die Kenntnis 
der Anfechtbarkeit als Kenntnis der Nichtigkeit ($ 1343 Abſ 1 Satz 2, $ 142 Abſ 2). 

8. Die aus einem andern Grunde als wegen Formmangels nichtige Ehe fällt 
unter 5 1344 auch dann, wenn fie in das Heiratsregiſter nicht eingetragen iſt (Prot 4, 68). 
Im Falle der Doppelehe können die Rechte des Ehegatten, den der doppelt verheiratete Ehe⸗ 
gatte zuerſt geheiratet hat, ſelbſtverſtändlich nicht durch Verhandlungen zwiſchen ſeinem 
zweiten Ehegatten und einem Dritten beeinträchtigt werden. 

9. Veweislaſt. Wer aus der Nichtigkeit der Ehe Einwendungen herleitet, muß 
nicht nur die Nichtigkeit, ſondern auch die Kenntnis des Dritten von der Nichtigkeit 
beweiſen. 
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War dem einen Ehegatten die Nichtigkeit?) der Ehe bei der Ehe: 
ſchließung ) bekannt“), jo kann der andere Ehegatte, ſofern nicht auch ihm 
die Nichtigkeit?) bekannte) war, nach der Nichtigkeitserklärung oder der Auf⸗ 
löſung der Ehe verlangen?), daß ihr Verhältnis“) in vermögensrechtlicher 
Beziehung ), insbeſondere auch in Anſehung der Unterhaltspflicht“), jo be⸗ 
handelt wird, wie wenn die Ehe zur Zeit der Nichtigkeitserklärung oder der 
Auflöſung geſchieden und der Ehegatte, dem die Nichtigkeit bekannt war, für 
allein ſchuldig erklärt worden wäre) 11). 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die Nichtigkeit auf einem 
Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen 


worden iſt. 

E I 1258 Abf 1, 1270 II 1237 Abſ 1, 3, 1252 M 4, 66 ff., P 4, 69 ff., 92, 532 ff. 664, 6, 269. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1345 bezweckt, den gutgläubigen Ehegatten nur gegen⸗ 
über dem ſchlechtgläubigen, nicht auch gegenüber dem ebenfalls gutgläubigen Ehegatten zu 
ſchützen. Waren beide Ehegatten gutgläubig, ſo treten gleichwie in dem Falle, wenn beide 
Ehegatten ſchlechtgläubig waren, lediglich die Nichtigkeitsfolgen ein. Die Anwendung des 
§ 1345 ſetzt alſo voraus, daß bei der Eheſchließung dem einen Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bekannt und dem andern nicht bekannt war. 

2. Ob die Nichtigkeit der Ehe auf einem Nichtigkeitsgrunde oder einem Anfechtungs⸗ 
grunde beruht, macht keinen Unterſchied. Die einzige Ausnahme iſt im Abſ 2 beftimmt. 

3. Später erlangte Kenntnis iſt für die Anwendung des $ 1345 ohne Einfluß. 

4. Kennenmüſſen (Unkenntnis infolge von Fahrläſſigkeit, 5 122 Abſ 2) ſteht dem Kennen 
nicht gleich. Der $ 1345 ſtellt darauf ab, ob der Ehegatte die Nichtigkeit der Ehe, nicht darauf, 
ob er die die Nichtigkeit begründende Tatſache gekannt hat. Dies iſt z. B. von Wichtigkeit, 
wenn ein Ausländer zwar dieſe Tatſache, nicht aber deren Eigenſchaft als eines Nichtig⸗ 
keitsgrundes kennt (M 4, 69). Im übrigen vgl. $ 1344 A 7. 

5. Der Ehegatte kann das Recht erſt ausüben, nachdem die Ehe entweder durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil für nichtig erklärt oder (durch Scheidung, Tod eines Ehegatten oder Wieder- 
verheiratung im Falle der Todeserklärung, $ 1348 Abſ 2) aufgelöſt worden iſt. Bis zur Er⸗ 
klärung des Ehegatten, von dem Rechte Gebrauch zu machen, wird das Verhältnis unter 
den Ehegatten nach den Grundſätzen über die Nichtigkeit der Ehe beurteilt. Die Erklärung 
iſt dem ſchlechtgläubigen Ehegatten gegenüber, nach deſſen Tode ſeinen Erben gegenüber 
abzugeben und ift unwiderruflich. Näheres § 1347. 

6. Ihr Verhältnis zueinander, nicht ihr Verhältnis zu Dritten. 

7. In andern als vermögenz rechtlichen Beziehungen verbleibt es bei den Folgen 
der Nichtigkeit. So hat z. B. die Frau wieder den ihr nach $ 1616 zukommenden Jamilien⸗ 
namen (nicht aber den ihres früheren Ehemannes) zu führen (RG 67, 61). Das gegen- 
ſeitige Erbrecht der Ehegatten bleibt ausgeſchloſſen. Für die Vermögensaus⸗ 
einanderſetzung unter den Eheleuten iſt derjenige Zeitpunkt maßgebend, in welchem 
das Nichtigkeitsurteil rechtskräftig oder die Ehe aufgelöſt wird. Der Zeitpunkt, in dem der 
gutgläubige Ehegatte Kenntnis von der Nichtigkeit der Ehe erlangt, iſt ohne Einfluß. 

8. Die aus $ 1345 dem einen Ehegatten erwachſenden Unterhaltsanſprüche können 
auch für die Zukunft durch Vergleich geregelt werden; § 1614 Abſ 1 findet auf fie keine 
Anwendung (RG 17. 12. 06 IV 484/06). 

9. Beweislaſt. Wer das im $ 1345 Abf 1 beſtimmte Recht in Anſpruch nimmt, 
hat die Schlechtgläubigkeit des andern Ehegatten zu beweiſen. Dieſem liegt der Beweis, 
daß auch der klagende Ehegatte ſchlechtgläubig geweſen ſei, ob. Dies ergibt ſchon die 
Faſſung des § 1345 Abſ 1 BGB (fofern), die von der des 5 1258 des erſten Entwurfs 
abweicht (val M 4, 69). 5 

10. Scha denzerſatzanſprüche können von dem gutgläubigen Ehegatten nach Maßgabe 
der allgemeinen Grundſätze über unerlaubte Handlungen gegen den andern Ehegatten er⸗ 
hoben werden. Fe 

11. Vererblichteit des Rechtes. Das Recht des gutgläubigen Ehegatten aus $ 1345 
Abf 1 geht auf feine Erben über. 


8 1346 


Wird eine wegen Drohung y) anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, jo ſteht das 
im 8 1345 Ab. 1 beſtimmte Recht dem anfechtungs berechtigten Ehegatten zu. 
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Wird eine wegen Irrtums) anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, jo ſteht dieſes 
Recht dem zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten zus), es ſei denn, daß 
dieſer den Irrtum bei der Eingehung der Ehe kannte oder kennen mußte ). 

E I 1270 II 1252 M 4, 101 P 4, 92. 

1. Anfechtbarkeit der Ehe wegen Drohung $ 1335. Gleichgültig iſt, daß dem be⸗ 
drohten Ehegatten bei der Eheſchließung die Anfechtbarkeit der Ehe bekannt war. 

2. Anfechtbarkeit der Ehe wegen Irrtums $$ 1332, 1333, nicht 1334. Wegen der 
Unterhaltspflicht des früheren Ehemannes, der die Ehe wegen Irrtums angefochten hat, val. 
RG 67, 56. 

3. Irrtum. Bei der 2. Leſung wurde hervorgehoben, daß, wer ſich irre, es auf ſeine 
Gefahr tue. Auch bei dem Abſchluß einer Ehe müſſe jeder ſich ſagen, daß auf die von ihm 
vor dem Standesbeamten abgegebene Erklärung der andere Teil ſich verlaſſe (Prot 4 S 93; 
vgl. auch § 122). 

4. Beweislaſt. Daß der das Recht aus $ 1345 Abſ 1 in Anſpruch nehmende Ehegatte 
den Irrtum bei Eingehung der Ehe kannte oder kennen mußte, hat der irrende Ehegatte ein⸗ 
zuwenden und zu beweiſen (RG 67, 56). Gelingt der Beweis, ſo entfällt das Recht des nicht 
anfechtungsberechtigten Ehegatten und es verbleibt bei den Folgen der Nichtigkeit. Kannte 
der nicht anfechtungsberechtigte Ehegatte bei der Eheſchließung den Irrtum, ſo ſteht das Recht 
aus $ 1345 Abs 1 dem irrenden Ehegatten zu. Dies folgt aus $ 1345 Abſ 1 ſelbſt. 

5. Auch im Falle der Auflöſung der Ehe iſt 5 1346 anwendbar, denn das im 
9.1345 Abſ 1 beſtimmte Recht iſt eben auch für dieſen Fall gegeben und $ 1346 will hieran 
nichts ändern, ſondern nur den Berechtigten bezeichnen. 


8 1347 


Erklärt“) der Ehegatte, dem das im § 1345 Abſ. 1 beſtimmte Recht zu⸗ 
ſteht, dem andern Ehegatten, daß er von dem Rechte Gebrauch mache, jo 
kann er die Folgen der Nichtigkeit der Ehe nicht mehr geltend machen: erklärt!) 
er dem andern Ehegatten, daß es bei dieſen Folgen bewenden ſolle, ſo erliſcht 
das im 8 1345 Abſ. 1 beſtimmte Recht. 

Der andere Ehegatte kann den berechtigten Ehegatten unter Beſtim⸗ 
mung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber auffordern), ob er 
von dem Rechte Gebrauch mache. Das Recht kann in dieſem Falle nur bis 
zum Ablaufe der Friſt ausgeübt werden“). 

E 1 1258 Abſ 2, 1270 II 1237 Abſ 2, 1252 M 4, 69, 101 P 4, 69, 71, 81; 6, 269. 

1. Die Erklärung, von dem im $ 1345 Abſ 1 beſtimmten Rechte Gebrauch zu machen, 
iſt dem ſchlechtgläubigen Ehegatten gegenüber, nach deſſen Tode ſeinen Erben gegenüber 
abzugeben. Sie il an keine Form gebunden, kann auch ſtillſchweigend abgegeben werden 
und iſt unwiderruflich. Sie kann auch von den Erben des gutgläubigen Ehegatten abgegeben 
werden (vgl. $ 1345 A 5 und 11, $$ 130—132). > 

2. Auf die Erklärung, es jolle bei den Folgen der Nichtigkeit bewenden, trifft das in 
Anm 1 Geſagte gleichfalls zu (vgl. RG 67, 58). 

3. Durch die Beſtimmung des Abſ 2 wird dem Ehegatten ein Mittel an die Hand 
gegeben, die Entſcheidung des berechtigten Ehegatten herbeizuführen. Die Aufforderung 
iſt an keine Form gebunden und kann wie die Erklärung (Anm 1) von den Erben des ſchlecht⸗ 
gläubigen Ehegatten und an die Erben des gutgläubigen Ehegatten ergehen. Im übrigen 
vgl. 88 250, 264 Abſ 2. 


Vierter Titel 
Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung 


8 1348 


) Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot erklärt 
worden ijt?), eine neue Ehe ein, fo iſt die neue Ehe nicht deshalb nichtig), 
weil der für tot erklärte Ehegatte noch lebt), es ſei denn), daß beide“) 
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Ehegatten bei?) der Eheſchließung willen, daß er die Todeserklärung über: 
lebt hats). 

Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöft?). 
Sie bleibt auch dann aufgelöſt, wenn die Todeserklärung infolge einer Anfech⸗ 
tungsklage aufgehoben wird 10). 

E 1 1464 Il 1482 MA, 640 ff. ® 4, 452 ff. 6, 295 ff. 

1. Der Tod eines Ehegatten löſt die Ehe auf. Will der überlebende Ehegatte 
eine neue Ehe eingehen, ſo hat er dem Standesbeamten den Tod des andern Ehe⸗ 
gatten nachzuweiſen (regelmäßig durch Vorlegung der ſtandesamtlichen Sterbeurkunde). 
Stellt ſich heraus, daß der für tot gehaltene Ehegatte zur Zeit der Eingehung der neuen Ehe 
lebte, der Nachweis alſo unrichtig war, ſo iſt die neue Ehe wegen Verſtoßes gegen das Ver⸗ 
bot der Doppelehe (§ 1326) nichtig, ſofern die frühere Ehe gültig war. Dabei macht es keinen 
Unterſchied, ob die Ehegatten der neuen Ehe die Unrichtigkeit des Todesnachweiſes kannten 
oder nicht. Die neue Ehe wird auch nicht dadurch gültig, daß die frühere Ehe durch den in⸗ 
zwiſchen eintretenden Tod des irrtümlich für tot gehaltenen Ehegatten aufgelöſt wird. Anders 
als im Falle einer falſchen Sterbeurkunde bildet im Falle der Todeserklärung der 
Umſtand, daß der für tot erklärte Ehegatte noch lebt, grundſätzlich keinen Nichtigkeits⸗ 
grund für die neue Ehe. Die in der Todeserklärung liegende geſetzliche Todesvermutung 
(§ 18) gewährt dem Ehegatten das Recht zur Wiederverheiratung, obwohl die Todeser⸗ 
klärung die frühere Ehe nicht auflöſt. Das Geſetz geſtattet hier eine durch die Anforderungen 
des Lebens gerechtfertigte Ausnahme von dem Grundſatze, daß niemand eine Ehe eingehen 
darf, bevor ſeine frühere Ehe aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt (§ 1309 Abſ 1). Dem 
guten Glauben der Ehegatten iſt jedoch anders als im Falle einer unrichtigen Sterbe⸗ 
urkunde eine große Bedeutung beigelegt. 

2. Todeserklärung $ 18. Auch der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des 
BGB für tot erklärten Perſon kann nach dem Inkrafttreten des BGB eine neue Ehe 
eingehen, ſelbſt wenn die Wiederverheiratung nach den bisherigen Geſetzen nicht zuläſſig 
wäre. Die $$ 1348—1352 finden entſprechende Anwendung (Art 159 EGG). Hin- 
ſichtlich der Anwendung deutſcher Geſetze auf verſchollene Ausländer vgl. Art 9 und 13 ebenda. 

3. Die Richtigkeit der neuen Ehe würde aus $ 1326 folgen, wenn $ 1348 nicht 
das Gegenteil beſtimmte. Dieſe Beſtimmung war aber erforderlich, um den Ehegatten, 
der im Vertrauen auf eine Todeserklärung des andern Ehegatten wieder heiratet, in die 
Lage zu verſetzen, eine gültige neue Ehe ſchließen zu können. 

4. Vorausgeſetzt iſt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch, d. h. zur Zeit der 
Schließung der neuen Ehe lebt. Sein ſpäterer Tod würde zwar ſeine Ehe auf⸗ 
115 aber ohne die Beſtimmung des $ 1348 die Gültigkeit der neuen Ehe nicht zur Folge 

aben. \ 
5. Beweislaſt. Der Nichtigkeitskläger hat das Wiſſen beider Ehegatten zu beweiſen. 
Als Nichtigkeitskläger können der Staatsanwalt, jeder Ehegatte der neuen Ehe ſowie der 
für tot erklärte Ehegatte auftreten ($ 632 Abſ 2 ZPO, 5 1326 BGB). Letzterer kann außer⸗ 
dem, nachdem die neue Ehe für nichtig erklärt worden iſt, ſeine Ehe alſo zu Recht beſteht, die 
Scheidungsklage aus $ 1565 Abſ 1 wegen Ehebruchs und Verſtoßes gegen das Verbot der 
Doppelehe erheben. 

6. Hat nur ein Ehegatte von der bezeichneten Tatſache Kenntnis, ſo bleibt die neue 
Ehe aus Rücksicht auf den andern gutgläubigen Ehegatten beſtehen und unterliegt 
nur der Anfechtung nach $ 1350. - — 

7. Die nach der Eheſchließung erlangte Wiſſenſchaft kommt nicht in Betracht. 

8. Das Wiſſen der Eheleute braucht ſich nicht auch auf die Tatſache zu erſtrecken, 
daß der für tot erklärte Ehegatte noch zur Zeit der Schließung ihrer Ehe lebte. Sie durften 
ſich auf die Todeserklärung auch ſchon dann nicht berufen, wenn ſie wußten, daß der für tot 
erklärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat, die Todesvermutung alſo hinfällig 
geworden war. . 

9. Die Auflöſung der früheren Ehe tritt nicht ein, wenn beide Eheleute bei der Ehe⸗ 
schließung wiſſen, daß der für tot erklärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat, ebeufo- 
wenig dann, wenn die neue Ehe aus einem andern Grunde, ſei es einem Nichtigkeits⸗, jei 
es einem Anfechtungsgrunde, nichtig iſt. Dagegen tritt die Auflöſung ein, wenn die neue 
Ehe, ſei es aus dem Grunde des $ 1350, ſei es aus einem andern Anfechtungsgrunde nur 
anfechtbar iſt, aber nicht angefochten wird. Wird die neue Ehe aus dem Grunde des $ 1350 
oder aus einem andern Anfechtungsgrunde angefochten, ſo tritt die frühere Ehe wieder ins 
Leben. Die frühere Ehe bleibt aufgelöſt, wenn die neue Ehe geſchieden oder durch den Tod 
eines der Ehegatten aufgelöſt wird. Folgen der Auflöſung der früheren 

3 * 
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Ehe: Der für tot erklärte Ehegatte erlangt das Recht, eine neue Ehe einzugehen. Das 
gegenſeitige Erbrecht der früheren Ehegatten ($ 1931) fällt weg. Wegen des Einfluſſes 
der Auflöſung auf letztwillige Verfügungen und Erbverträge vgl. §8 2077 ff. und 2281 ff. 
und auf das Verhältnis der Ehegatten zu den Kindern 88 1352, 1637. Der § 1348 enthält 
gegenüber dem § 18 keine Ausnahmebeſtimmung des Inhalts, daß die Ehe des für tot Er⸗ 
klärten bis zur Wiederverheiratung des andern Ehegakten als fortbeſtehend zu gelten hat 
(R 60, 196). Darum gilt ein Kind, das die zurückgebliebene Ehefrau eines für tot erklärten 
Mannes im Witwenſtande nach dem in der Todeserklärung feſtgeſtellten Todestage empfängt, 
nicht als während der Ehe empfangen. Es kann von ihrem zweiten Ehemanne als das 
ſeinige anerkannt werden. 

10. Die Aufhebung der Todeserklä rung ift ohne Einfluß. Der Beſtand der früheren 
wie der neuen Ehe würde ſonſt in unſtatthafter Weiſe von dem Ermeſſen eines Dritten, dem 
an der Aufhebung der Todeserklärung liegt, abhängig ſein. 


8 1349 


) Iſt das Urteil, durch das einer der Ehegatten für tot erklärt worden 
iſt, im Wege der Klage angefochten), jo darf der andere Ehegatte nicht vor 
der Erledigung des Rechtsſtreits eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß 
die Anfechtung erſt zehn Jahre?) nach der Verkündung des Urteils erfolgt iſt. 

E 1 1235 Abſ 2 II 1215 Abſ 2 M 4, 20 P 4, 23; 6, 392. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. Das Verbot des $ 1349 enthält ein aufſchiebendes 
Ehehindernis. Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt nicht wegen dieſer Zuwider⸗ 
handlung nichtig, ſelbſt wenn die Anfechtung zur Aufhebung der Todeserklärung führt. Ein 
ähnliches Verbot enthält $ 1309 Abſ 2. 

2. Anfechtung der Todeserklärung § 957 Abſ 2, §§ 973—976 ZPO. Ob ſich die 
Anfechtung gegen die Todeserklärung ſelbſt oder nur gegen die Feſtſtellung der 
Todes zeit richtet, unterſcheidet das Geſetz nicht. 

1185 fi. Nach § 958 Abſ 2 ZPO ift die Anfechtungsklage nach Ablauf von zehn Jahren un⸗ 
tatthaft. 


8 1350 


Jeder Ehegatte der neuen Ehe?) kann, wenn der für tot erklärte Ehe⸗ 
gatte noch lebts), die neue Ehe anfechten), es ſei denn ), daß er bei®) der 
Eheſchließung von deſſen Leben Kenntnis hatte). Die Anfechtung kann nur 
binnen ſechs Monaten?) von dem Zeitpunkt an erfolgen, in welchem der an⸗ 
fechtende Ehegatte erfährt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch lebt. 

Die Anfeihtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der anfechtungs berechtigte Ehe: 
gatte die Ehe beflätigt?), nachdem er von dem Leben des für tot erklärten 
Ehegatten Kenntnis erlangt hat, oder wenn die neue Ehe durch den Tod eines 
der Ehegatten aufgelöſt worden iſt 10) 17). 

E 11 1483 P 4, 452 ff.; 5, 142; 6, 295, 392. 

1. Grund der Vorſchrift. Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot 
erklärt worden, eine neue Ehe ein, ſo wird im Regelfalle der Beſtand der neuen Ehe durch 
den Umſtand, daß der für tot Erklärte noch lebt, zwar nicht berührt, aber die Ehegatten der 
neuen Ehe können ſich, ſolange jener lebt, ihm gegenüber in ihrem Gewiſſen berechtigter⸗ 
weiſe bedrückt fühlen. Zur Wahrung der Gewiſſensfreiheit iſt jedem gutgläubigen Ehegatten 
das Recht gegeben, die neue Ehe anzufechten und ſo das Hindernis, das der Wiedervereinigung 
des für tot Erklärten mit ſeinem Ehegatten im Wege ſteht, hinwegzuräumen. 

2. Der für tot erklärte Ehegatte hat das Anfechtungsrecht aus $ 1350 nicht. Ihm 
ſteht aber, falls ſein Ehegatte ſchlechtgläubig, alſo nicht der anfechtende Teil war, nach er⸗ 
folgter Nichtigkeitserklärung der neuen Ehe das Recht zu, ſich wegen Verſtoßes gegen das 
Verbot der Doppelehe ($ 1565 Abſ 1) ſcheiden zu laſſen. Ehebruch kann er in dieſem Falle 
als Scheidungsgrund nicht geltend machen, weil der Geſchlechtsverkehr feines Ehegatten 
mit dem zweiten, gutgläubigen Ehegatten zu einer Zeit ſtattfand, in der die erſte Ehe auf⸗ 
gelöſt war, § 1348. 

3. Vorausgeſetzt iſt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch, d. h. zur Zeit der Anfech⸗ 
tung (Erhebung der Anfechtungsklage) lebt. 
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4. Neben dem Anfechtungsgrunde aus § 1350 können für den gutgläubigen Ehegatten 
auch die Anfechtungsgründe wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung (88 1333, 1334) in 
Frage kommen. Die Scheidungsklage wegen Verſtoßes gegen das Verbot der Doppelehe 
($ 1565 Abſ 1) ſteht ihm nicht zu. 

5. Beweislaſt. Der Anfechtungsgegner hat die Schlechtgläubigkeit des anfechtenden 
Ehegatten zu beweiſen. g 

6. Die nach der Eheſchließung erlangte Wiſſenſchaft kommt nicht in Betracht. 

7. Vorausgeſetzt iſt, daß der Ehegatte zur Zeit der Eheſchließung weiß, daß der für 
tot Erklärte noch lebt. Zur Ausſchließung des Anfechtungsrechts genügt es nicht, wenn er 
nur Kenntnis davon hat, daß der für tot Erklärte die Todeserklärung überlebt hat. Dem 
ſchlechtgläubigen Ehegatten iſt das Anfechtungsrecht aus Rückſicht auf den gutgläubigen Ehe⸗ 
gatten verſagt. Sind beide Eheleute in gutem Glauben geweſen, ſo hat jeder von ihnen das 
Recht, die neue Ehe anzufechten. 

8. Die ſechsmonatige Friſt entſpricht dem § 1339 Abſ 1. Auf fie finden auch die für 
die Verjährung geltenden Vorſchriften der $$ 203, 206 Anwendung, was aus der Gleichartig⸗ 
keit des Anfechtungsrechts aus § 1350 mit den übrigen Anfechtungsrechten folgt, § 1339 
Abſ 3. 

9. Beſtätigung der Ehe § 1337 A 2. 

10. Für den Fall der Auflöſung der Ehe durch Tod iſt die Anfechtung, abweichend 
von 5 1338, uneingeſchränkt ausgeſchloſſen. Der überlebende gutgläubige Ehegatte kann 
alſo die neue Ehe auch dann nicht anfechten, wenn der verſtorbene Ehegatte ſchlechtgläubig 
war. Dieſe Abweichung hat ihren Grund in dem Zwecke des Anfechtungsrechts (vgl. A 1), 
der entfällt, wenn die Möglichkeit der Wiedervereinigung des für tot Erklärten mit ſeinem 
Ehegatten ſchon durch den Tod des andern Ehegatten geſchaffen iſt. 

11. Wiederaufleben der aufgelöſten Ehe. Wird die neue Ehe mit Erfolg ange⸗ 
jochten, fo lebt mit Eintritt der Rechtskraft der Nichtigkeitserklärung die frühere Ehe mit dem 
für tot erklärten, aber noch lebenden Ehegatten wieder auf. Einer neuen Eheſchließung be⸗ 
darf es nicht. Der doppelt verheiratete Ehegatte erlangt nicht das Recht, ſich mit einem Dritten 
zu verheiraten. Hat der für tot Erklärte ſich inzwiſchen anderweitig verheiratet, ſo unter⸗ 
liegt dieſe Ehe der Nichtigkeitserklärung aus $ 1309, da durch den mit Erfolg durchgeführten 
Anfechtungsſtreit die im $ 1348 Abſ 1 Satz 1 beſtimmte eheauflöſende Kraft der zweiten 
Eheſchließung nachträglich beſeitigt worden iſt. 


9 1351 


Wird die Ehe nach § 1350 von dem Ehegatten der früheren Ehe?) an⸗ 
gefochten, ſo hat dieſer dem andern Ehegatten nach den für die Scheidung 
geltenden Vorſchriften der 88 1578 bis 1582 Unterhalt zu gewähren), wenn 
nicht der andere Ehegatte bei der Eheſchließung wußte, daß der für tot er⸗ 
klärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat!). 

E II 1484 P 4, 534. 

1. In Anſehung der gegenſeitigen Unterhaltspflicht der Ehegatten der neuen Ehe 
find grundſätzlich die allgemeinen Beſtimmungen des § 1345 über die Unterhaltspflicht bei 
Nichtigkeit der Ehe maßgebend. Danach ſoll ein bösgläubiger Ehegatte wie ein für allein 
ſchuldig erklärter Ehegatte unterhaltspflichtig ſein. Von dieſem Grundſatze weicht der 
$ 1351 inſofern ab, als er in einem beſtimmten Falle auch dem gutgläubigen Ehegatten die 
Unterhaltspflicht auferlegt. Hierfür waren hauptſächlich Billigkeitsrückſichten beſtimmend. 

2. Der Ehegatte der früheren Ehe iſt der doppelt verheiratete Ehegatte. Dem für 
tot erklärten Ehegatten der früheren Ehe ſteht das Anfechtungsrecht aus $ 1350 nicht zu. Wird 
die Ehe nach $ 1350 von dem andern Ehegatten angefochten, jo iſt zwar § 1351 unanwend⸗ 
bar, aber dem andern Ehegatten kann, wenn der doppelt verheiratete Ehegatte bösgläubig 
war, gegen dieſen nach den allgemeinen Beſtimmungen des $ 1345 ein Unterhaltsanſpruch 
zuſtehen. Dem Ehegatten der früheren Ehe iſt ein Unterhaltsanſpruch gegen den andern 
Ehegatten der neuen Ehe auch für den Fall, daß von letzterem die Anfechtung ausgeht, ver⸗ 
ſagt, weil fein Anſpruch auf Unterhalt gegen den für tot erklärten, noch lebenden Ehegatten 
mit der früheren Ehe wieder auflebt. 

3. Unterhaltspflicht. Vgl. auch 58 1608 Abſ 2, 1609 Abſ 2 Satz 2 BGB und 8 3 
Abi 2 KO. 

4. Vgl. § 1348 A 8. 
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8 1352 

Wird die frühere Ehe nach § 1348 Abſ 2 aufgelöſt, ſo beſtimmt ſich 
die Verpflichtung der Frau, dem Manne zur Beſtreitung des Unterhalts eines 
gemeinſchaftlichen Kindes einen Beitrag zu leiſten, nach den für die Scheidung 
geltenden Vorſchriften des § 1585 ). 

E 1 1465 II 1485 Satz 2 MA, 645 P 4, 456. 

1. Der $ 1352 bezieht ſich auf den Fall, daß der für tot erklärte Ehegatte (Mann oder 
Frau) noch lebt, ſeine Ehe durch Wiederverheiratung feines Ehegatten nach 8 1348 Abſ 2 auf⸗ 
gelöſt iſt und Kinder aus dieſer Ehe vorhanden ſind. Er regelt das Verhältnis der Ehegatten 
der aufgelöſten Ehe zueinander in bezug auf den Unterhalt der gemeinſchaftlichen Kinder aus 
dieſer Ehe. Der Unterhaltsanſpruch der Kinder gegen ihre Eltern nach allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen bleibt unberührt, $$ 1601, 1606 Abſ 2 Satz 2. In Anſehung der Sorge für die 
Perſon des Kindes gilt $ 1637. 


Fünfter Titel 
Wirkungen der Ehe im allgemeinen 


8 1353 


Die Ehegatten ſind einander zur ehelichen Lebensgemeinſchafte) ver⸗ 
pflichtet. 

Stellt ſich das Verlangen eines Ehegatten nach Herſtellung der Ge⸗ 
meinſchaft als Mißbrauch?) ſeines Rechtes dar, ſo iſt der andere Ehegatte 
nicht verpflichtet, dem Verlangen Folge zu leiſten. Das Gleiche gilt, wenn 
der andere Ehegatte berechtigt iſt, auf Scheidung“) zu klagen. 

E I 1272 JI 1253 M 4 104 P 4, 94, 99, 431, 434. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. Die Ehe begründet gegenſeitige Pflichten rechtlicher 
und ſittlicher Art. Der 9 1353 Abſ 1 kleidet den rechtlichen Inhalt des perſönlichen Verhält⸗ 
niſſes der Ehegatten in die grundſätzliche Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft. 
Die Verletzung dieſer Pflicht kann die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens (5 606 ZRH) 
oder die Scheidungsklage (85 1567, 1568) begründen. Die hier gebotene eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft muß dem ſittlichen Weſen der Ehe entſprechen. Verlangt ein Ehegatte Ab⸗ 
weichendes, jo mißbraucht er fein Recht und darf auf Erfüllung nicht rechnen. Dieſe ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Folge ſpricht $ 1353 Abſ 2 noch beſonders aus. — Das BoB kennt keine Klage 
auf zeitliche Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. Abgeſehen von der Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens ($$ 620, 621 ZPO) und der Geſtattung des Getrenntlebens durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung ($ 627 ZPO), kann allerdings die Abweiſung der Herſtellungsklage zur Aufrechterhal⸗ 
tung des tatſachlichen Getrenntlebens führen (RG JW 00, 148). 

2. Die Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft umfaßt die Pflichten zum 
Zuſammenleben, zum Geſchlechtsverkehre, zur Treue und zum gegenſeitigen Beiſtande, ſowie 
alle ſonſtigen dem ſittlichen Weſen der Ehe entſprechenden Pflichten. Eine Aufzählung der 
einzelnen Pflichten iſt bei dem unerſchöpflichen Inhalte der Ehe nicht ausführbar Die Er⸗ 
füllung dieſer Pflichten iſt rechtlich nicht erzwingbar. Wegen jeder Verletzung der bezeich⸗ 
neten Pflichten iſt zwar die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
uläſſig, aber der obſiegende Teil erlangt durch das Urteil nur eine richterliche Anerkennung 
feines verletzten Rechts (RG 51, 182) und unter Umſtänden die Grundlage für einen Scheidungs⸗ 
anſpruch. Mit der Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann auch das Begehren des 
Mannes, daß ſeine von ihm getrennt lebende Frau ſich zur Herſtellung ihrer Geſundheit in 
eine Heilanſtalt begebe, zur Geltung gebracht werden (RG 51, 182), denn jeder Ehe⸗ 
gatte iſt verpflichtet, diejenigen Hinderniſſe zu beſeitigen, die der ehelichen Lebensgemeinſchaft 
entgegenſtehen (RG 59, 256). Das Begehren des Mannes ſtellt jedoch einen Mißbrauch dar, 
wenn er der Frau gerechtfertigten Grund zur Trennung gegeben hat und ſeine ehewidrige 
Geſinnung forkdauert (RG 3. 12. 06 IV 182/06). Dem Ehegatten, der von feinem Scheidungs⸗ 
rechte wegen Ehebruchs des andern Ehegatten keinen Gebrauch macht, ſondern die Ehe fort⸗ 
ſetzt, ſteht weder gegen den ſchuldigen Ehegatten noch gegen deſſen Mitſchuldigen eine Klage 
auf Unterlaſſung ehebrecheriſcher Handlungen zu (RG 71, 85). Entſchließt ſich ein Ehegatte 
über den Ehebruch des andern Ehegatten hinwegzuſehen und die eheliche Lebensgemeinſchaft 
mit ihm fortzuſetzen, ſo erwächſt für ihn die Verpflichtung, ſein Verhalten ſo einzurichten, 
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daß ein erträgliches Zuſammenleben der Ehegatten ftattfinden kann (RG FW 06, 389°). 
Die Abweiſung der Herſtellungsklage ſchließt die Erhebung einer neuen 
Herſtellungsklage auf Grund ſpäterer Ereigniſſe nicht aus; der Einwand der rechtskräftig 
entſchiedenen Sache iſt dann ausgeſchloſſen (NG FW 06, 262°). Durch Vereinbarungen 
der Eheleute kann ihre Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft weder aufgehoben 
noch eingeſchränkt werden (RG 61, 50). Die Einwilligung in die Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft kann der Ehegatte jederzeit widerrufen (RG ZW 01, 185; 781; 00, 778). Sind 
ſich die Ehegatten der Nichtigkeit ihrer Vereinbarungen (über Getrenntleben, Verzicht auf 
Unterhalt und Kindererziehung) bewußt, ſo liegen rechtsgeſchäftliche Erklärungen 
überhaupt nicht vor. Dies ſchließt nicht aus, daß andere damit verbundene Vereinbarungen, 
3. B. die Abrede, Gütertrennung einzuführen, rechtsgeſchäftliche Bedeutung haben. Auf 
einen ſolchen Fall findet $ 139 keine Anwendung (RG 68, 322). Die Entſcheidung darüber, 
ob einer Ehefrau während der Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes in Gemäßheit des $ 627 ZPO 
das Getrenntleben vom Ehemann zu geſtatten ſei, betrifft keine vermögensrechtliche, ſondern 
eine auf dem Familien- und Eheverhältniſſe beruhende Frage. In betreff dieſer Frage, bezw. 
für die zu erlaſſende einſtweilige Verfügung finden die Vorſchriften der 85 936—944 3 PO 
Anwendung. 8 940 ZPO betrifft nicht bloß Verfahren, ſondern hat auch materiellrechtliche 
Bedeutung. Es genügt nicht, lediglich von den Vorausſetzungen des $ 1353 Abſ 2 BGB 
auszugehen (RG 46, 382; 49, 368). Ein Vertrag, durch den getrennt lebende Eheleute lediglich 
die Höhe der zu gewährenden Unterhaltsrente für die Zeit des Getrenntlebens feſtſetzen, iſt an 
ſich rechtsverbindlich. Er verſtößt aber gegen den $ 1353 Abſ 1 und iſt deshalb gemäß 99 138 
139 nichtig, wenn das Getrenntleben durch unerlaubte Mittel ermöglicht und befördert werden 
ſoll, z. B. wenn ſich die Frau das Recht auf Unterhalt nur durch den Verzicht auf alle ihr ſonſt 
gegen den Mann zuſtehenden Rechte und durch die Zuſicherung, fern von ihrem Manne zu 
wohnen und gerichtliche Schritte zur Wiedervereinigung zu unkerlaſſen, ſoll wahren können 
(RG IW 05, 6377). 


3. Mißbrauch des Rechtes. Das Verlangen wird ſich in der Regel dann als ein Miß⸗ 
brauch darſtellen, wenn es dem ſittlichen Weſen der Ehe widerſpricht, alſo eine mit der rechten 
ehelichen Geſinnung unverträgliche Zumutung enthält. Streng genommen handelt es ſich 
dabei nicht um den Mißbrauch eines vorhandenen Rechtes (wie aus der Faſſung des Geſetzes 
gefolgert werden könnte), ſondern um die Anmaßung eines nicht vorhandenen Rechtes. — 
Ob ſich das Herſtellungsverlangen als Mißbrauch darſtellt, iſt auf Grund des Sachverhalts 
von Amts wegen zu prüfen (RG JW 00, 891, ZW 02 Beil 27222, JW 06, 33615). 
Mißbrauch kann angenommen werden, ohne daß dem auf Herſtellung klagenden Ehegatten 
ein ſchuldhaftes Verhalten zur Laſt fällt (RG ZW 04, 40918). Ein nicht ernſtlich 
gemeintes Herſtellungsverlangen ſtellt einen Rechtsmißbrauch dar (RG JW 01, 293, ZW 02 
Beil 27212, Ich 07, 107). Unſchlüſſig iſt die Folgerung, das Herſtellungsver⸗ 
langen könne deshalb, weil an erſter Stelle Scheidung begehrt werde, nicht ernſtlich ſein 
(RG IW 07, 14128, 06, 2222; RG Warn 08, 160218). Mangel einer geeigneten Eh ex 
wohnung genügt zur Annahme eines Mißbrauchs nur, wenn es dem Kläger auch an 
der Bereitwilligkeit und den Mitteln zur Beſchaffung einer ſolchen Wohnung gebricht (RG, 
JW 01, 296, 385; RG 13. 2. 05 IV 531/04; RG FW 08, 406°). Das Verlangen nach Her⸗ 
ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft iſt nicht ſchon deshalb mißbräuchlich, weil ſich aus der ehe⸗ 
lichen Lebensgemeinſchaft irgend eine Gefahr für den andern Teil ergibt. Ins⸗ 
beſondere liegt ein Rechtsmißbrauch nicht vor, wenn die fragliche Gefahr dem ehelichen Zu⸗ 
ſammenleben als ſolchem eigentümlich iſt, wie die mit der Schwangerſchaft und 
Niederkunft der Frau verbundene Gefahr (RG JW 01, 648; RG 11. 7 01 lv 
154/01). Dagegen erſcheint das Verlangen als mißbräuchlich, wenn es von dem mit einer ge⸗ 
fährlichen und anſteckenden Geſchlechtskrankheit behafteten Manne ausgeht (RG 
IW 07, 17818; 485). In ſolchem Falle wird in der Regel auch das Verlangen, nur die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft herzustellen, einen Mißbrauch darſtellen (RG JW 05, 72214). Miß⸗ 
brauch liegt vor, wenn der Herſtellungskläger in ſeinem Hauſe ein vertrautes Ver 
hältnis zu einer andern Frau unterhält und deſſen Auflöſung zwar in Ausſicht ſtellt, 
aber tatſächlich fortſetzt (RG 19. 4. 06 IV 509 05). Das Herſtellungsverlangen des Mannes, 
der vor der Ehe versprochen hat, die Kinder in der Religion der Mutter zu erziehen, aber dem 
Verſprechen entgegenhandelt und dadurch Streitigkeiten hervorruft, kann unter Umſtänden 
einen Mißbrauch des Rechts enthalten (RG IW 06, 212i) Hat der Mann die Trennung 
der Frau durch Miß handlung (Rh JW 02, Beil 204), Bedrohung, Beſchimp. 
fung, Verſagung des Unterhalts, Vorenthaltung der Stellung 
als Hausfrau (RG JW 03, Beil 103) oder durch ſonſtige unwürdige 
Behandlung veranlaßt, fo ſtellt ſich ſein Herſtellungsverlangen ſolange als miß⸗ 
bräuchlich dar, als in ſeiner zuvor betätigten ehewidrigen Geſinnung nicht eine Wandelung 
eingetreten und für den gekränkten Teil erkennbar geworden iſt. Die Beklagte iſt nicht gehalten, 
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ſich der Gefahr neuer Unbilden auszuſetzen. Liegt aber für ſie bei vernünftiger Würdigung 
der Umſtände kein Grund mehr zu Befürchtungen vor, ſo iſt das Verlangen berechtigt. Vgl. 
dazu Res ZW 03 Beil 71164 RG 3. 10. 04 IV 83/04; 27. 3. 05 IV 559/04; 14. 4. 10 IV 336/09; 
Warn 08 Nr 419. — Anderſeits ift ein Mann, der zum Getrenntleben keinen Anlaß gegeben 
hat, nicht verpflichtet, der Beklagten vor ihrer Rückkehr Beweiſe ſeiner künftigen entgegen⸗ 
kommenden Behandlung zu liefern (RG 8. 4. 07 IV 392/06). Verziehene Ver fe h⸗ 
lungen können nur in Verbindung mit einer nicht verziehenen Verfehlung die Anwendung 
des 91353 Abſ 2 Satz ! rechtfertigen (RG 27. 4. 05 IV 112/05). Dagegen kann wegen der näm⸗ 
lichen Verfehlung Rechtsmißbrauch geltend gemacht werden, auch wenn die Scheidungsklage 
infolge Friſtablaufs ausgeſchloſſen iſt (R JW 03, Beil 44; RG 14. 4. 10 IV 336/09). 

4. Hier kommen nur die auf Verſchulden beruhenden Scheidungsgründe der 
58 1565 bis 1568 in Betracht (RG JW 03 Beil 44). Dafür ſpricht die Entſtehungs⸗ 
geſchichte, aus der ſich ergibt, daß bei Wiederannahme des urſprünglich abgelehnten Schet- 
dungsgrundes der Geiſteskrankheit durch den Reichstag überſehen worden iſt, auch die 
urſprüngliche Faſſung dieſes Zuſatzes (wegen Verſchuldens) wiederherzuſtellen (Erler, Ehe⸗ 
ſcheidung, $ 33 A 37). Verfehlungen, die nicht oder nicht mehr den Scheidungsanſpruch 
begründen, können gleichwohl das Herſtellungsverlangen als mißbräuchlich erſcheinen laſſen 
(RG JW 03 Beil 449%, 87200). Mit Recht verweigert die Gemeinſchaft auch der zur Nich⸗ 
tigfeitd oder Anfechtungsklage berechtigte Ehegatte, wenn die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung ihm unbekannt, dem anderen Ehegatten aber bekannt war (5 1345 
Abſ 1). Die Verweigerung verliert jedoch ihre Berechtigung, wenn der klageberechtigte Ehe⸗ 
gatte keine Anftulten trifft, die Nichtigkeitserklärung der Ehe herbeizuführen. Eine dem 
$ 1571 Abſ 2 entſprechende Aufforderung zur Erhebung der Anfechtungs⸗ oder Nichtigkeitsklage 
gibt es nicht. — Die Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft muß, auch wenn 
bereits vor dem Inkrafttreten des BGB auf zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett erkannt 
worden iſt (Art 202 EG, $ 1564 A 6) den Vorſchriften des BGB entſprechen (RG JW 05, 
110°). 


8 1354 


Dem Manne ſteht die Entſcheidung in allen das gemeinſchaftliche ehe⸗ 
liche Leben betreffenden Angelegenheiten?) zu; er beſtimmt insbeſondere 
Wohnort?) und Wohnung. 

Die Frau iſt nicht verpflichtet, der Entſcheidung des Mannes Folge zu 
leiſten, wenn ſich die Entſcheidung als Mißbrauch“) ſeines Rechtes darſtellt. 

E 1 1273 II 1254 M 4, 105 P 4, 9. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. Der natürlichen Ordnung des Verhältniſſes entſpricht es, 
daß dem Manne als dem Haupte der Familie in allen das gemeinſchaftliche eheliche Leben 
betreffenden Angelegenheiten, wenn die Meinungen der Ehegatten auseinander gehen, die 
Entſcheidung zuſteht. Dieſen Grundſatz ſpricht $ 1354 Abf 1 Halbſ 1 aus. Eine Folge dieſes 
Grundsatzes hebt Halbſ 2 hervor. Da das Entſcheidungsrecht des Mannes feine Begrenzung 
im Weſen der Ehe finden muß, braucht ſich die Frau, wie Abſ 2 beſtimmt, einer mißbräuch⸗ 
lichen Entſcheidung des Mannes nicht zu fügen. Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen unter 
Eheleuten über den Inhalt des § 1354 iſt kein Raum (RG 61, 53). Vgl. auch RC Gruch 45, 79. 

2. Zu den Angelegenheiten, die das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffen, 
gehören die Wahl des Wohnortes und der Wohnung, die Beſtimmung des ehelichen Auf⸗ 
wandes, die Einrichtung des Haushalts und viele andere, das Zuſammenleben der Familie 
regelnde Maßnahmen wirtſchaftlicher und ſittlicher Natur. Hierzu gehört auch die Pflege 
und Erziehung der Kinder, inſofern dieſe Angelegenheit im Verhältniſſe der Ehegatten zu⸗ 
einander (nicht im Verhältniſſe zu den Kindern ſelbſt, $ 1634 Satz 2, 8 1666) der Entſcheidung 
bedarf (RG 55, 419; RG 2. 1. 08 IV 391 /07; vgl. auch A 3). Wegen Rechtswirkſamkeit einer 
durch den Mann abgeſchloſſenen Verſicherung aller (auch der Frau gehöriger) Stücke des 
gemeinſamen Haushalts vgl. R JW 07, 525%), Betreibt die Ehefrau mik Genehmigung 
des Ehemannes für eigene Rechnung ein Gewerbe (z. B. ein Schankgewerbe), fo ſcheidek der 
Gewerbebetrieb aus dem Bereiche der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten des $ 1354 aus 
und die Frau iſt berechtigt, dem Manne das Betreten der Gewerbsräumlichkeiten zu unter⸗ 
ſagen (RGSt 35, 395). Dem Ehemanne liegt hinſichtlich der Ehefrau eine geſetzliche 
Aufſichtspflicht (wie z. B. dem Vater nach $ 1631, dem Vormunde nach 5 1800) 
nicht ob. Aber ein Ehemann iſt für den von ſeiner geiſteskranken Ehefrau angerichteten Scha⸗ 
den verantwortlich, wenn er nicht für deren Bewachung oder Unterbringung in einer Anſtalt 
ſorgt (RG W 09, 1717). 
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3. Wohnort ift hier gleichbedeutend mit Aufenthaltsort. Wegen des Wohnſitzes der 
Ehefrau vgl. § 10. Das Recht, Wohnort und Wohnung der Ehefrau zu beſtimmen, hat der 
Ehemann nur, wenn unter den Gatten noch die ungeteilte, völlige Lebensgemeinſchaft be- 
ſtebt, nicht aber wenn die Frau deren Herſtellung aus $ 1353 verweigern darf und verweigert 
(RG 8. 5. 07 IV 491/07; R& JW 08, 110). Ein Verzicht des Mannes auf das Recht, 
Wohnort und Wohnung zu beſtimmen, iſt unwirkſam (RG 7. 11. 07 IV 115/07). Vgl. auch 
$ 1353 A 2 über die Befugnis des Mannes, zu verlangen, daß ſich die Frau in eine Heilanſtalt 
begebe, und über die Unwirkſamkeit der die eheliche Lebensgemeinſchaft aufhebenden oder 
einſchränkenden Vereinbarungen. — Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Mannes, wenn er 
im Inlande belegen iſt, auch in dem Falle, daß ſie von dem Manne getrennt lebt und hierzu 
berechtigt iſt (RG 59, 337). g — 

4. Mißbrauch des Rechtes bedeutet hier dasſelbe, wie im $ 1353 Abſ 2 (vgl. daſelbſt 
A 3). Eine Ehefrau, die die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf und verweigert, 
kann gegenüber der Klage des Mannes auf Herausgabe der Kinder geltend machen, 
daß die Entſcheidung des Mannes über den Aufenthalt der Kinder ein Mißbrauch feines 
ehelichen Rechtes im Sinne des $ 1354 Abſ 2 ſei (RG 55, 419). Dieſer Einwand iſt 
jedoch nur für den Fall zugelaſſen, daß die vom Manne in bezug auf das Kind getroffene 
Anordnung darauf abzielt, auf die Frau, die die Herſtellung der Gemeinſchaft mit 
Recht verweigert, einen unberechtigten Zwang zur Herſtellung der Gemeinſchaft auszuüben, 
nicht aber für den Fall, daß der Mann nur, um für das Kind zu ſorgen, Anordnung trifft. 
Im Rechtsſtreite der Eheleute um Herausgabe eines gemeinſchaftlichen Kindes kann die Frau 
den Einwand des Mißbrauchs nicht auf Gründe ſtützen, die dem Gebiete der Fürſorge für 
die Perſon des Kindes angehören. Da bei einer Meinungsverſchiedenheit der Eltern nach 
$ 1634 die Meinung des Vaters vorgeht, fo iſt die Frau, wenn fie das Wohl des Kindes bei 
dem die Herausgabe fordernden Manne gefährdet glaubt, darauf angewieſen, die Entſcheidung 
des Vormundſchaftsgerichts gemäß $ 1666 anzurufen (RG JW 07, 6°). Der Frau ſteht ſogar 
eine ſelbſtändige Klage auf Herausgabe des Kindes gegen ihren zur Herſtellung des ehelichen 
Lebens rechtskräftig verurteilten Mann zu (RG 2. 1. 08 IV 391/07). 


$ 1355 
)Die Frau erhält?) den Familiennamen) des Mannes ) 5). 


E 1 1274 11 1255 M 4, 106, 1005 P 4, 97, 448. 

1. Zu den Wirkungen der Ehe gehört es, daß die Frau mit der Eheſchließung den 
Familiennamen des Mannes erhält. Eine natürliche Folge der durch die Ehe begründeten 
vollſtändigen Lebensgemeinſchaft iſt es, daß beide Ehegatten einen und denſelben Familien⸗ 
namen führen und zwar den Familiennamen des Mannes, weil dies der Stellung des Mannes 
als Haupt der Familie und der deutſchen Sitte entſpricht. 


\ 
5 2. Recht und Pflicht zur Namensführung. Die Frau legt mit der Eheſchließung 
ihren bisherigen Familiennamen ab und führt fortan den Familiennamen des Mannes. 
Dazu iſt ſie aber nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet. Dieſe Verpflich⸗ 
tung ergibt ſich aus dem im $ 1353 Abſ 1 ausgeſprochenen Grundſatze, daß die Ehegatten 
einander zur ehelichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet ſind. Verletzt die Frau dieſe Ver⸗ 
pflichtung, fo ſetzt fie ſich der Klage des Mannes auf Herſtellung des ehelichen Lebens aus. — 
Die Ehefrau kann einem andern die unbefugte Führung des Familiennamens ihres Mannes 
auch ohne deſſen Genehmigung aus eigenem Rechte gemäß 8 12 unterſagen (RG 26. 11. 
01 IV 170/01). 

3. Familiennamen. Die Perſonennamen laſſen fih in Familiennamen (Zu- 
namen) und Vornamen einteilen. Der Familienname bezeichnet die Ab ſtam mung 
einer Perſon. Ihn überkommt mit der Geburt jedes derſelben Familie angehörige 
Mitglied. Die Vornamen dagegen werden dem Kinde von ſeinen Angehörigen beſonders 
beigelegt ($ 22 Nr 4 StG). Daß die Frau auch den Vornamen des Mannes erhält, 
ſchreibt $ 1355 nicht vor, ſie behält vielmehr ihre eigenen Vornamen. Nicht verboten iſt, 
daß die Frau dem Familiennamen ihres Mannes ihren Mädchennamen oder der Mann feinem 
Namen den der Frau beifügt. 5 5 1 

4. Auflöſung und Nichtigkeit der Ehe. Die Auflöſung der Ehe durch den Tod des 
Mannes berührt Recht und Pflicht der Frau zur Führung des Familiennamens des Mannes 
nicht. Für den Fall der Scheidung gilt $ 1577. Wird die Ehe auf erhobene Nichtigkeits⸗ 
bezw. Anfechtungsklage für nichtig erklärt, ſo fallen Recht und Pflicht der Frau aus $ 1355 weg. 

5. Stand. Die Frau nimmt an der geſellſchaftlichen Lebensſtellung des Mannes 
teil, was namentlich für die gegenſeitige Unterhaltspflicht der Eheleute ($ 1360) und für das 
Scheidungsrecht (§ 1568) wichtig iſt. Inſoweit der Stand des Mannes im öffentlichrecht⸗ 
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lichen Sinne in Frage kommt, ſind die Landesgeſetze maßgebend Das BB bat es abge⸗ 
lehnt, ſich mit dem Erwerb und Verluſte des Adels durch Eheſchließung zu befaſſen, da es 
an den adligen Stand keinerlei beſondere Rechtsfolgen knüpft. — Wegen der Familienver⸗ 
hältniffe der landesherrlichen Familien und der Familien des hohen Adels vgl. die Ausnahme⸗ 
beſtimmungen in Artt 57, 58 EG, 


8 1356 


Die Frau iſt, unbeſchadet der Vorſchriften des 8 1354, berechtigt und 
verpflichtet:), das gemeinſchaftliches) Hausweſen zu leiten ). 

Zu Arbeiten?) im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes iſt die Frau 
verpflichtet, ſoweit eine ſolche Tätigkeit nach den Berhältniijen®), in denen 
die Ehegatten leben, üblich ift?). 

€ 11275 II 1256 M 4, 107 P 4, 9. 

1. Der Hinweis auf $ 1354 ſtellt klar, daß dem Manne auch in den das gemeinſchaft⸗ 
liche Hausweſen betreffenden Angelegenheiten bei Meinungsverſchiedenheit die Entſcheidung 
zuſteht und daß die Frau der Entſcheidung des Mannes nicht Folge zu leiſten braucht, wenn 
ſich die Entſcheidung als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. 

2. Recht und Pflicht der Frau zur Leitung des gemeinſchaftlichen Hausweſens können 
im Falle der Verletzung durch Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens geltend gemacht 
werden. — Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen unter den Eheleuten über 
den Inhalt des § 1356 iſt kein Raum (RG 61, 53) 

3. Die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens beſteht freilich nur ſolange, als die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft unter den Eheleuten dauert Eine Frau, die, gleichviel aus welchem Grunde, 
außerhalb der häuslichen Gemeinſchaft ſteht, befindet ſich daher nicht in der vom $ 1356 Abſſ 1 
vorausgeſetzten Rechtslage, das gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten. Eine andere Frage 
iſt es aber, ob die von ihrem Manne getrennt lebende Frau berechtigt und verpflichtet it, 
die Leitung des ben Hausweſens zu übernehmen bezw. wieder auf. 
zunehmen. Dieſe Frage beantwortet ſich danach, ob fie mit Recht oder Unrecht die Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verweigert. Durch einſeitige willkürliche Aufhebung 
der häuslichen Gemeinſchaft kann weder die Frau ſich ihrer Pflicht entziehen, noch der Mann 
ihre Rechte ſchmälern. 

4. Die Leitung des Hausweſens (Abſ 1) bedeutet etwas anderes als die Arbeiten im 
Hausweſen (Abſ 2). Erſtere umfaßt nur die Tätigkeit als Vorſteherin. — Über die Berant- 
wortlichkeit der Ehefrau für Vorgange im Hausweſen (Duldung des Unzuchtsbetriebs in Zim⸗ 
mern eines Gaſthauſes) vgl. RG St JW 09, 29322 Dazu auch RG JW 06, 24312 ( Verpflich⸗ 
tung des Mannes, dem kuppleriſchen Treiben der Frau Einhalt zu gebieten). 

5. Die im Abſ 2 bezeichneten Arbeiten ſetzen ebenſo wie die Leitung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Hausweſens (Abſ 1) voraus, daß unter den Eheleuten häusliche Gemeinſchaft beſteht. 
Das in A 3 Geſagte gilt aber auch hier. — Eine Frau, die im Geſchäfte einer Geſellſchaft, 
das auch das Geſchäft ihres Ehemannes als Geſellſchafters iſt, Dienſte verrichtet, dabei auf 
deſſen Weiſung oder mit deſſen Zuſtimmung tätig wird und zugleich die ihr als Ehefrau gemäß 
$ 1356 obliegende Pflicht erfüllt, nimmt nicht die Stellung einer Handlun gsgehilfin 
ein (RG IW 09, 50220). 

6. Nicht lediglich der Stand des Mannes, ſondern die Verhältniſſe, in denen die Ehe⸗ 
gatten leben, ſind für die Frage, ob die Frau zu den in Rede ſtehenden Arbeiten verpflichtet 
iſt, maßgebend (RG 62, 297). 


7. Schadenserſatz. Betätigt eine Frau ihre Erwerbstätigkeit lediglich im Haus⸗ 
weſen und im Gefchäfte des Mannes, ſo kann ein Schadensanſpruch für den Verluſt oder 
die Verminderung ihrer Erwerbsfähigkeit infolge einer Körperverletzung (88 842 u. f.) nicht 
von ihr, ſondern nur von dem Manne erhoben werden (RG 63, 195; RG JW 05, 34112; 
06, 469 A6 14. 5. 08 IV 507/07; vgl. auch $ 1367 A 2, 3 1380 A 3, 5 1439 N 2). 
Der Mann kann gegen die Frau, die ihn grundlos verlaſſen hat, einen vermögens⸗ 
rechtlichen Schadenserſatzanſpruch nicht mit der einfachen Tatſache begründen, das ehe⸗ 
widrige Verhalten der Frau habe für ſeinen Haushalt und ſein Geſchäft Nachteile im Gefolge 
gehabt; es kommt darauf an, ob außerdem die Vorausſetzungen des 3 823 oder des 8 826 
vorliegen (RG JW 05, 43116). Anſprüche, die Eheleuten aus einem Unfall der Frau gegen 
den Schadenserſatzpflichtigen erwachſen, ftehen ihnen nicht gemeinſchaftlich zu, ſondern ver⸗ 
teilen ſich nach vechtlichen Geſichtspunkten (vgl. darüber RG 11. 2. 07 VI 224/06) 
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8 1357 


) Die Frau iſt berechtigt ), innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes“) 
die Geſchäfte des Mannes ) für ihn zu beſorgen und ihn zu vertreten. Rechts⸗ 
geſchäfte, die ſie innerhalb dieſes Wirkungskreiſes vornimmt, gelten als im 
Namen des Mannes vorgenommen, wenn nicht aus den Umſtänden ſich ein 


anderes ergibt“). 5 - 

Der Mann kann das Recht der Frau bejchränfen oder ausſchließen. Stellt 
ſich die Beſchränkung oder die Ausſchließung als Mißbrauch des Rechtes des 
Mannes dar, ſo kann ſie auf Antrag der Frau durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht aufgehoben werden‘). Dritten gegenüber iſt die Beſchränkung oder 
die Ausſchließung nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam“)s). 

E 1 1278 II 1257 M 4, 117 ff. P 4, 106. 

1. Der $ 1357 handelt von der ſog. Schlüſſelgewalt der Frau Die Schlüſſelgewalt 
iſt der Frau beigelegt, damit fie die ihr durch § 1356 alleine Aufgabe, dem gemein- 
ſchaftlichen Hausweſen vorzuſtehen, erfüllen könne. Die Schlüſſelge walt ſteht der Frau zu, 
gleichviel welches Güterrecht in ihrer Ehe herrſcht — Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen 
unter den Eheleuten über den Inhalt des $ 1357 ift kein Raum (M 61, 53). Der Mann 
kann das Recht der Frau beſchränken oder ausſchließen. 

2. Die Berechtigung der Frau beruht auf dem vermuteten Einverſtändniſſe des 
Mannes. Gegen den erklärten Willen des Mannes iſt die Frau deshalb nicht berechtigt, die 
fraglichen Geſchäfte vorzunehmen. — Zuläſſig iſt es, daß der Mann in Zeitungen bekannt⸗ 
macht, er komme für Schulden feiner Frau nicht auf (RG JW 05, 135°). 

3. Der häusliche Wirkungskreis einer Frau umfaßt nicht nur die zur Führung des 
Haushalts erforderlichen Geſchäfte (Einkäufe von Lebensmitteln und andern notwen- 
digen Verbrauchsgegenſtänden, Annahme und Entlaſſung von Dienſtboten; vgl. jedoch 
Art 95 Ech), ſondern auch Geſchäfte, die ſich auf den Haushalt nicht beziehen, aber zu den 
ehelichen Laſten gehören, z. B. die Anſchaffung der notwendigen Kleidung für die Frau und 
die Kinder, und die Koſten der Erziehung der Kinder Die Geſchäfte müſſen jedoch inner⸗ 
halb desjenigen Kreiſes liegen, der durch die geſellſchaftlichen Verhältniſſe der Ehegatten 
und durch die Sitte beftimmt wird. Wie RC 61, 80 ausführt, erſtreckt ſich die Schlüſſelgewalt 
auf alle den ehelichen Aufwand betreffende Beſorgungen, deren beſondere Beſchaffenheit 
nach der beſtehenden Sitte auf eine Erledigung durch die Frau hinweiſt. Dabei wird voraus⸗ 
geſetzt, daß die Geſchäfte (z. B. Beſchaffung der Kleidung für die Frau) der äußeren Geſtaltung 
des Ehelebens entſprechen, die wiederum von dem Manne abhängt. Darauf, ob die Ein- 
künfte des Mannes einen größeren Aufwand geſtatten, kommt es nicht an. Nur der tat⸗ 
ſäch liche Zuſchnitt des Hausweſens, heißt es RG 61, 81, und die damit zuſammenhängende 
äußere Lebensführung der Ehegatten, nicht aber eine Lebenshaltung, wie ſie mit Rückſicht 
auf das Einkommen des Mannes beſchaffen ſein müßte, in Wirklichkeit aber nicht beſchaffen 
iſt, kennzeichnen nach Inhalt und Umfang den häuslichen Wirkungskreis der Frau und damit 
zugleich die Grenzen ihrer geſetzlichen Vertretungsmacht. 

4. Zu den Geſchäften des Mannes gehört auch die zur Verfügung über Ehegut er⸗ 
forderliche Einwilligung des Mannes. Ihre eigenen Geſchäfte kann die Frau ſelbſtverſtandlich 
allein beſorgen. — Wegen der Haftung des Mannes für Schaden, der infolge einer von der 
1 dem Dienſtboten erteilten und von dieſem verfolgten Anweiſung entſteht, vgl. RG ZW 

„46015. 

5. Hier wird die Vermutung aufgeſtellt, daß die Frau als Vertreterin ihres Mannes 
habe handeln wollen. Im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander wird der 
Mann wie ein Auftraggeber berechtigt und verpflichtet. Im Verhä Itniſſe zu Dritten 
wird lediglich der Mann verhaftet, ſoweit die Frau nicht ausdrücklich für ſich handelt. Gegen⸗ 
über dem Dritten kommt es nicht darauf an, daß das innerhalb des geſetzlichen Kreiſes liegende 
Rechtsgeſchäft im einzelnen Falle zur Befriedigung eines Bedürfniſſes notwendig war. 

6. Auch die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann, falls ein Ehegatte 
feine Rechte aus $ 1357 mißbraucht, beim Prozeßgericht erhoben werden, paßt aber nur auf 
ſolche Fälle, in denen durch das Verhalten des einen Teiles die eheliche Gemeinſchaft voll- 
ſtändig unmöglich gemacht oder aufgehoben iſt. + l 

7 Beriragſchließung der Frau mit mehreren Dritten. Beweislaſt. Die Frau 
kann ihre Vertretungsmacht mißbrauchen, wenn ſie durch Verträge mit mehreren 
Dritten zwar dem einzelnen gegenüber innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes handelt, 
im ganzen aber die geſetzlichen Grenzen überſchreitet. Behauptet der Mann eine i 
Vervielfältigung ſolcher an ſich zuläſſiger Anſchaffungen, ſo iſt es ſeine Sache, jomoh! die Tat- 
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ſache des Mißbrauchs, als auch deren Erkennbarkeit für den Dritten nachzuweiſen (RG 61, 83; 
RG 30. 9. 07 IV 50/07). 

8. Einfluß des Getrenntlebens der Ehegatten auf die Schlüſſelgewalt. Die Ver⸗ 
tretungsbefugnis der Frau ſetzt regelmäßig eine Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens voraus. 
Die Verbindung mit dem Hausweſen des Mannes wird aber nicht nur tatſächlich, ſondern 
in dieſer Beziehung auch rechtlich gelöſt, ſobald die Frau aus eigener Entſchließung ſich auf 
die Dauer vom Manne trennt. Umgekehrt bleibt die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens 
und darum auch die Vertretungsbefugnis der Frau ihr erhalten, wenn die Trennung nur 
vorübergehend iſt und insbeſondere dann, wenn ſie im Einbernehmen mit dem Manne vor 
ſich geht (RG 30. 9. 07 IV 50/07; vgl. auch RG 60, 12 und $ 1435 A 3). 


§ 1358 

Hat ſich die Frau:) einem Dritten gegenüber zu einer von ihr in Perſon 
zu bewirkenden Leiſtung!) verpflichtet“), jo kann der Mann das Rechtsver⸗ 
hältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſts) kündigen, wenn er auf feinen 
Antrag von dem Vormundſchaftsgerichte dazu ermächtigt worden iſt. Das 
Vormundſchaftsgericht hat die Ermächtigung zu erteilen, wenn ſich ergibt, 
daß die Tätigkeit der Frau die ehelichen Intereſſen beeinträchtigt“). 

Das Kündigungsrecht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann der Verpflich⸗ 
tung zugeſtimmt hat oder ſeine Zuſtimmung auf Antrag der Frau durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt worden iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann 
die Zuſtimmung erſetzen, wenn der Mann durch Krankheit oder durch Ab⸗ 
weſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden iſt oder wenn ſich die Verweigerung der Zuſtimmung als 
Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. Solange die häusliche Gemeinſchaft auf⸗ 
gehoben iſt, ſteht das Kündigungsrecht dem Manne nicht zu. 

Die Zuſtimmung ſowie die Kündigung kann nicht durch einen Vertreter 
des Mannes erfolgen; iſt der Mann in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, jo 
bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

E 1 1277 II 1258 M 4, 110 ff. P 4, 101 ff.; 6, 272. 

1. Zweck der Vorſchrift. Da die Frau weder als Ehefrau noch kraft des ehelichen 
Güterrechts in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt (vgl. 81395 A 1), fo könnte ſie ſich durch Ein⸗ 
gehung vertraglicher Verpflichtungen der im § 1358 bezeichneten Art ihren aus der ehelichen 
Gemeinſchaft folgenden Pflichten (85 1353, 1356) entziehen. Einem ſolchen Mißbrauche 
will der § 1358 vorbeugen. 92 

2. Nur auf die Frau bezieht ſich $ 1358. Hat ſich der Mann durch Verträge der 
fraglichen Art, z. B. durch Übernahme fortdauernder Schiffsdienſte der ehelichen Gemein- 
ſchaft gänzlich entzogen, ſo kann die Frau auf Herſtellung des ehelichen Lebens, ſchlimmſten⸗ 
falls auf Scheidung klagen. , 

3. Z. B. bie perſönlichen Leiſtungen aus Dienſtverträgen, Werkverträgen, Aufträgen 
oder Geſellſchaftsverträgen. 

4. Die Verpflichtung muß nach der Eheſchließung eingegangen ſein. Für vorher 
eingegangene Verpflichtungen gelten die allgemeinen Grundſätze. 

5. Selbſtverſtändlich kann der Mann auch unter Einhaltung einer Kün⸗ 
digungsfriſt kündigen und dazu vom Vormundſchaftsgericht angehalten werden. Wegen 
rückſtändiger Leiſtungen, deren Nachholung nicht ſchon durch die Natur des Rechtsgeſchäfts 
oder der Leiſtungen ſelbſt ausgeſchloſſen ift, hat der Dritte einen Anſpruch auf Nachleiſtung, 
ferner, wenn er von der Frau über ihre Eigenſchaft als Ehefrau getäuſcht worden iſt, einen 
Anſpruch auf Schadenserſatz. 

6. Das Vormundſchaftsgericht befindet nach freiem Ermeſſen. Vgl. $ 45 FG, 
Art 147 EG (Zuſtändigkeit) und § 53 FGG (Ermächtigung). 


§ 1359 

Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der ſich aus dem ehelichen Ver⸗ 
hältnis ergebenden Verpflichtungen!) einander nur für diejenige Sorgfalt 
einzuſtehen, welche fie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen . 

E 1 1279 II 1259 M 4, 121 P 4, 108. 

1. Alle Verpflichtungen, die ſich auf das eheliche Verhältnis (nicht bloß das eheliche 
Güterrecht) gründen, insbeſondere die gegenſeitige Unterhaltspflicht, werden vom § 1359 
betroffen. 
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2. Treten Ehegatten miteinander in einen gewöhnlichen rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
kehr, ſo finden auch die Vorſchriften über die in dieſem Verkehr anzuwendende Sorgfalt An⸗ 
wendung. 


8 1360 


Der Mann ) hat der Frau nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellung ), ſeines 
Vermögens e) und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt“) zu gewähren. 

Die Frau hat dem Manne, wenn er außerſtande iſt ), ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, den ſeiner Lebensſtellung entſprechenden“) Unterhalt nach Maßgabe 
ihres Vermögens) und ihrer Erwerbsfähigkeit zu gewähren. 

Der Unterhalt iſt in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen 
Weije®) zu gewähren. Die für die Unterhaltspflicht der Verwandten geltenden 
Vorſchriften der 88 1605, 1613 bis 1615 finden entſprechende Anwendung). 

E I 1280, 1281 II 1260 M 4, 122 P 4, 109 ff. 

1. Die Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau folgt aus dem Weſen 
der Ehe und aus der Pflicht des Mannes, die ehelichen Laſten zu tragen. Bedürftigkeit 
der Frau wird nicht vorausgeſetzt; anders $ 1602 Abſ 1 bei Verwandten (RG JW 08, 45425; 
07, 232°), Der Mann iſt nicht berechtigt, feinen Unterhalt für ich ſelbſt vorab zu nehmen, 
vielmehr muß er, was er hat, mit der Frau teilen, ſelbſt wenn es nicht einmal für den beider⸗ 
ſeitigen notdürftigen Unterhalt ausreicht; anders $ 1603 bei Verwandten (RG IW 00 Beil 
S 849; JW 04, 29475). — Der Grundſatz des $ 1360 gilt für alle Ehen, gleichviel welcher 
Güterſtand fie beherrſcht (RG 69, 293). Die Beſtimmungen des Art 14 Ech über die perſön⸗ 
lichen Rechtsbeziehungen der Gatten, zu denen auch die Unterhaltspflicht gehört, ſind auf 
ausländiſche Ehegatten dann anzuwenden, wenn beide dem nämlichen Staate angehören 
(R 62, 400). Ein Vertrag, in dem die Frau dem Manne gegenüber auf das Recht, ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt zu verlangen, verzichlet, iſt auch dann nichtig, wenn der Verzicht nicht 
unentgeltlich, ſondern als Gegenleiſtung dafür erfolgt, daß der Mann auf das Recht der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Vermögens der Frau verzichtet (RG IW 05, 682). Ein 
zwiſchen Eheleuten vor dem Inkrafttreten des BGB geſchloſſener, die Unterhaltspflicht der 
Ehegatten zueinander regelnder Vertrag wird mit dem Inkrafttreten des BGB unwirkſam, 
wenn er deſſen Beſtimmungen widerſtreitet (Art 170, 199 EGG; RG JW 05, 6821). 

2. Die Lebensſtellung des Mannes iſt auch für die Unterhaltspflicht der Frau gegen- 
über dem Manne beſtimmend (vgl. Anm 5). 

3. Auch den Stamm ſeines Vermögens hat er nötigenfalls zu opfern. 

4. Zum Unterhalte gehören auch Krankheits⸗ und Kurkoſten. Der Mann hat auch 
den durch den Unterhalt der Frau im Gefängniſſe verurſachten Aufwand aus eigenen Mitteln 
zu beſtreiten, wenn die Frau kein Vermögen beſitzt. Wegen der Koſten eines Rechtsſtreits, 
den die Frau führt, und wegen der Koſten der Verteidigung der Frau in einem gegen ſie 
gerichteten Strafverfahren vgl. $ 1387 A 7, 8. 

5. Die Unterhaltspflicht der Fran gegenüber dem Manne entſpricht dem ſittlichen 
Weſen der ehelichen Gemeinſchaft und tritt nicht etwa erſt bei völliger Vermögensloſigkeit 
und Erwerbsunfähigkeit des Mannes, ſondern ſchon dann ein, wenn er bei einer den Pflichten 
eines guten Haus⸗ und Familienvaters entſprechenden Verwendung ſeiner Mittel nicht im⸗ 
ſtande iſt, ſich ſelbſt und ſeine Familie in einer ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe 
zu unterhalten. 

6. Die Lebensſtellung des Mannes, nicht die der Frau iſt maßgebend. 

7. Auch den Stamm ihres Vermögens hat ſie nötigenfalls zu opfern. 

8. Daraus, daß der Unterhalt in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen 
Weiſe zu gewähren iſt, ergibt ſich unter anderem als Regel, daß der Mann ſeiner geſetzlichen 
Unterhaltspflicht gegenüber ſeiner Frau genügt, wenn er dafür ſorgt, daß fie in dem gemein⸗ 
ſamen Haushalte der Eheleute ihren Unterhalt empfangen kann. Der Mann iſt regelmäßig 
nicht verpflichtet, der Frau den Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren 
und ſie auf dieſe Weiſe in den Stand zu ſetzen, außerhalb der Ehewohnung zu leben 
Dieſe für die Unterhaltspflicht der Verwandten im $ 1612 Abſ 1 Satz 1 vorgeſchriebene Art 
der n iſt für das Verhältnis von Eheleuten grundſätzlich ausgeſchloſſen 
(NG ZW 05, 203°), Kann alſo eine Frau, die ſich der ehelichen Lebensgemeinſchaft gegen den 
Willen des Mannes ohne Grund entzieht, von ihrem Manne nicht verlangen, daß er ihr den 
Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente gewähre, ſo iſt es in einem ſolchen Falle aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Vater, der ſeine von ihrem Manne getrennt lebende Tochter unterhält, 
dadurch Erſtattungsanſprüche gegen ſeinen Schwiegerſohn erwirbt (RG 14. 11. 07 
IV 182/07). Ein Mann, der feiner Frau die zur Fortführung des gemeinſamen Haushalts 
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nötigen Mittel gefliſſentlich vorenthält, kann auch bei fortbeſtehender e helicher 
Lebensgemeinſchaft auf Unterhaltsgewährung durch Entrichtung einer Geldrente 
verklagt werden. 

9. Andere anwendbare Vorſchriften. Auf den Unterhaltsanſpruch des Ehegatten 
finden ferner die 55 1608, 1609 und 1611 unmittelbare Anwendung (RG JW 03, Beil 81168). 
Die Vorſchrift im § 1611 Abſ 2 ſetzt das Maß des einem Ehegatten zu gewährenden Unterhalts 
für einen beſonderen Fall auf den notdürftigen Unterhalt herab. 


§ 1361 

Leben die Ehegatten getrennt)), jo iſt, ſolange einer von ihnen?) die 
Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf?) und verweigert“), der 
Unterhalt?) durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren; auf die Rente 
finden die Vorſchriften des §8 760 Anwendung. Der Mann hat der Frau auch 
die zur Führung eines abgeſonderten Haushalts erforderlichen Sachen aus 
dem gemeinſchaftlichen Haushalte zum Gebrauche herauszugeben, es ſei denn, 
daß die Sachen für ihn unentbehrlich ſind oder daß ſich ſolche Sachen in dem 
der Verfügung der Fran unterliegenden Vermögen befinden“). 

Die Unterhaltspflicht des Mannes fällt weg oder beſchränkt ſich auf die 
Zahlung eines Beitrags, wenn der Wegfall oder die Beſchränkung mit Rück⸗ 
ſicht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe 
der Ehegatten der Billigkeit entſpricht ). 

E 1 1460 II 1261 M 4, 633 P 4, 109 ff., 451; 5, 135; 6 272. 

1. Nur tatſächliches Getrenntleben der Ehegatten wird vorausgeſetzt. Das 91360 A1 und 
9 Geſagte gilt auch für den Fall des 91361. — Erhebt ein Ehegatte im Falle des Getrenntlebens 
der Ehegatten unter den Vorausſetzungen des $ 1361 gegen den andern Ehegatten Anſpruch 
auf Unterhalt, fo iſt vor allem zu berücksichtigen, daß $ 1361 es bei den Beſtimmungen des $ 1360 
Abf und 2 beläßt und von den Beſtimmungen des $ 1360 Abſ 3 nur inſofern abweicht, als 
der Unterhalt in Geſtalt einer Geldrente zu gewähren iſt. Die klagende Partei bat nur 
die Vorausſetzungen des $ 1360 Abſ 1, bezw. 2 zu beweiſen. Demgegenüber kann ſich der 
Beklagte auf die Ausnahme des $ 1361 Abſ 2 berufen. Ihm liegt der Beweis der Ausnahme 
ob (RG JW 04, 29418). Auch ſtandesmäßiger Unterhalt kann im Wege der einſtweiligen 
Verfügung unter den Vorausſetzungen des § 940 ZPO zugeſprochen werden (RG 16. 
3. 05 IV 27/05). Durch den Beginn eines Rechtsſtreits unter den Ehegatten wird ihre gegen⸗ 
ſeitige Unterhaltspflicht an und für ſich nicht berührt. Auch eine einſtweilige, das Getrennt⸗ 
leben geſtattende Verfügung ändert hieran nichts; es greift nur in Anſehung ihres Unterhalts 
der § 1361 Platz, der ſich auf die Art der Unterhaltsgewährung (Abſ 1) und die Unterhaltspflicht 
als ſolche (Abſ 2) bezieht. Soweit $ 1361 nicht eingreift, bleibt es bei den allgemeinen 
Vorſchriften; es gelten alſo 9 1360 und 3 1611 Abſ 2 (RG 63, 38). Während des Schei⸗ 
dungsprozeſſes kann der dem einen Ehegatten gegen den andern zuſtehende Anſpruch 
auf Unterhaltsgewährung nicht nur im Wege der einſtweiligen Verfügung gemäß 8 627 
ZPO, ſondern auch im Wege der ordentlichen Klage geltend gemacht werden. Gegen 
die Unterhaltsklage kann die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts oder der Rechtshängig⸗ 
keit nicht darauf geſtützt werden, daß unter Parteien bereits der Scheidungsprozeß anhängig 
iſt (RG 47, 379). Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Mannes, wenn er im Inlande belegen 
iſt, auch in dem Falle, daß fie von dem Manne getrennt lebt und hierzu berechtigt iſt (RG 
59, 337). Nach Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kommen andere Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung, $$ 1578—1583, 1586. — Die Zubilligung einer Unterhaltsrente 
gemäß $ 1361 ſetzt nicht voraus, daß dem den Unterhalt verlangenden Ehegatten gerichts⸗ 
ſeitig gemäß her Vorſchrift des $ 627 ZPO das Getrenntleben geſtattet worden iſt (RG JW 
G 2 125 daß er zuvor auf Herſtellung des ehelichen Lebens klagen müßte (RG Jr 
2 Beil 215“ ). 

2. Ob derjenige Ehegatte, der die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf 
und verweigert, der unterhalts berechtigte oder der unterhaltspflichtige 
Ehegatte ift, macht keinen Unterſchied (RG JW 05, 203). 

3. Verweigerungsrecht. Z. B. wenn ein Fall des S1 oder S2 Abſſ2 8 1353 vorliegt 
oder wenn dem Ehegatten vom Gerichte durch einſtweilige Verfügung ($ 627 3 PO) das 
Getrenntleben geſtattet worden iſt. 

4. Die Verweigerung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen. — Darüber, 
daß ein Vertrag der Ehegakten, wodurch die Frau berechtigt wird, dauernd vom Manne 
getrennt zu leben, nichtig iſt, vgl. RG 61, 50. — Die Wiedervereinigung der getrennt leben⸗ 
den Ehegatten hat zur Folge, daß der Unterhaltsanſpruch der Frau aus einem vollſtreckbaren 
Urteil auf Geldrente wieder untergeht (RG 1. 2. 06 IV 366/05). 
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5. Unterhalt der Kinder. Die Frau iſt nicht berechtigt, unmittelbar gegen den Mann 
zu klagen, die Unterhaltspflicht gegen ſeine Kinder zu erfüllen. Wird die Frau zur Pflegerin 
der Kinder beſtellt, ſo kann ſie für ſich ſelbſt und für die Kinder klagen (Prot 4, 112). 

6. Verlangt der Mann von der getrennt lebenden Frau die Herausgabe von Gegen⸗ 
ſtänden des gemeinſchaftlichen Haushalts, fo it $ 1361 Abſ 1 Satz ? nicht, auch nicht ſinn⸗ 
entſprechend anwendbar. Das Eheſcheidungsgericht iſt nicht zuſtändig, die Herausgabe im 
Wege der einſtweiligen Verfügung anzuordnen (NG Gruch 53, 1114). 

7. Auch im Falle des $ 1361 Abſ 2 kann die Frau gleichwie im Falle des 3 1578 auf 
Erwerb durch Arbeit verwieſen werden, ſofern nach den Lebensverhältniſſen der Ehegatten 
Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt (RG 9. 11. 08 IV 65/08; RG JW 03 Beil 87201). 
Daß die im Abſ 2 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, hat der Mann zu beweiſen. 


8 1362 

Zugunſten der Gläubiger des Mannes!) wird vermutet, daß die im 
Beſitz eines der Ehegatten oder beider Ehegatten befindlichen beweglichen 
Sachen dem Manne gehören. Dies gilt insbeſondere auch für Inhaberpapiere 
und für Orderpapiere, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Für die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimmten 
Sachen, insbeſondere für Kleider, Schmucksachen und Arbeitsgeräte, gilt im 
Verhältniſſe der Ehegatten zueinander und zu den Gläubigern die Ver⸗ 
mutung, daß die Sachen der Frau gehören). 

E I 1282 II 1262 M 4, 127 ff. P 4, 112 ff. 

1. Die Vermutung gilt nicht auch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander (anders 
Abſ 2). — Zur Feſtſtellung des Pfandrechts des Vermieters ($ 559) genügt die Vermutung 
des Abſ 1 für den Tatbeſtand des $ 289 StGB nicht, (RS 36, 332). Der $ 1362 Abſ 1 iſt 
nicht dahin aufzufaſſen, daß er eine Verpflichtung der Ehefrau im Sinne des $ 260 zur Heraus- 
gabe einer Mehrheit oder eines Inbegriffs von Gegenftänden (3. B. an den Konkursverwalter), 
feſtſetzt (RG Gruch 47, 910). 

2. Gegenbeweis. Sowohl die Vermutung des Abſ 1 wie die des Abf 2 können durch 
Gegenbeweis entkräftet werden, $ 292 3 PO. — Die Beſtimmung des 8 45 KO (Beweis⸗ 
pflicht der Ehefrau) wird vom $ 1362 BGB nicht berührt. Der 45 KO betrifft allein folche 
Gegenſtände, welche die Frau während der Ehe erworben hat. Daneben iſt für die allge⸗ 
meine Vermutung aus 9 1362 Abſ1 (Mot 4, 130) in dem Sinne Raum, daß auch dem Konkurs⸗ 
verwalter dieſe Vermutung zur Seite ſteht und er, gegenüber deren Widerlegung durch die 
Frau, ſich zur Erwiderung auf den 5 45 KO berufen kann (RG Gruch 47, 910). — Zum Be⸗ 
weiſe ihres Eigentumserwerbs kann ſich die mit ihrem Manne in Gütertrennung lebende 
Frau gegenüber den Gläubigern ihres Mannes, in deren Auftrage bei dieſem Sachen ge⸗ 
pfändet worden ſind, weder auf ihren gegenwärtigen noch auf ihren früheren Beſitz berufen, 
da in beiden Fällen die Vermutung des § 1006 durch die Vermutung des $ 1362 Abſ 1 be⸗ 
feitigt wind. Die Frau gilt (von der Ausnahme des Abſ 2 abgeſehen) bis zum Beweiſe des 
Gegenteils nicht oder nicht mehr als Eigentümerin der Sachen. Ihr gegenwärtiger oder früherer 
Beſitz überhebt ſie nicht des Nachweiſes des Eigentumserwerbs. Anderſeits genügt dieſer 
Nachweis. Die Fortdauer des einmal erworbenen Eigentums braucht fie nicht darzukun (RG 
Gruch 51, 1005). 


Sechſter Titel 
Eheliches Güterrecht 


1. Auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts herrſchte in Deutſchland bis 1900 
eine außerordentliche Vielgeſtaltigkeit. Weit über 100 verſchiedene Güterrechte ſtanden 
in Geltung. Am verbreitetſten waren das römiſche Dotalrecht, die allgemeine Güter⸗ 
gemeinschaft, die aus dem franzöſiſchen Rechte ſtammende Gemeinſchaft des beweglichen Ver⸗ 
mögens und der Errungenſchaft, die reine Errungenſchaftsge meinſchaft und die Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft. Jede dieſer untereinander ſehr verſchiedenen Hauptformen des ehelichen Güter⸗ 
rechts beſaß ein mehr oder minder ausgedehntes Herrſchaftsgebiet. Um dem berechtigten 
Verlangen nach Rechtseinheit vollkommener zu genügen, iſt von einer die Hauptformen des 
ehelichen Güterrechts in ihren Herrſchaftsgebieten ſchonenden Regelung abgeſehen und unter 
Ausſchluß der Landesgeſetzgebung ein einheitliches, reichsgeſetzliches Güterrecht für ganz 
Deutſchland neu geſchaffen worden. Das eheliche Güterrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
iſt das der Nutznießung und Verwaltung des Ehemannes. Es hat zur Grundlage die deutſch⸗ 
rechtliche Verwaltungsgemeinſchaft, die von allen Hauptformen nicht nur das größte Herr⸗ 
ſchaftsgebiet beſaß, ſondern ſich auch aus ſachlichen Gründen am beſten für eine einheitliche 
Geſtaltung des Güterrechts eignete. 
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Bei der Verwaltungsgemeinſchaft verbleibt jedem Ehegatten das ihm gehörige Ver⸗ 
mögen; nur der Ertrag des Vermögens und der Arbeit beider Ehegatten wird zur Beſtreitung 
der ehelichen Laſten verwendet. Zu dieſem Zwecke wird das Vermögen der Ehefrau mit dem 
des Ehe mannes in der Hand des letzteren als des Hauptes der Familie vereinigt. Demzufolge 
wird der Ertrag des Vermögens und der Arbeit beider Eheleute — abgeſehen von dem ſelb⸗ 
ſtändigen Arbeitsverdienſte der Frau — alleiniges Eigentum des Ehemannes und dieſer iſt 
anderſeits verpflichtet, die ehelichen Laſten allein zu tragen. Die Grundſätze der Ver⸗ 
waltungsgemeinſchaft find einfach und klar, laſſen ſich auch leicht hanbhaben. Dem neben 
dieſen Vorzügen bestehenden Übelitande, daß bei Auflöſung der Ehe die Ausſonderung des 
Vermögens der Ehefrau auf Schwierigkeiten ſtoßen kann, ſucht das Bürgerliche Geſeßbuch 
dadurch abzuhelfen, daß es dem überlebenden Ehegatten einen angemeſſenen erbrechtlichen 
Anſpruch einräumt. 

Dem Bürgerlichen Geſetzbuche liegt die Ausübung eines Zwanges zur Unterwerfung 
unter den geſetzlichen Güterſtand fern, vielmehr gewährt es volle Vertragsfreiheit. Vor und 
nach Eingehung der Ehe können die Beteiligten den geſetzlichen Güterſtand durch Vertrag aus⸗ 
ſchließen, wieder einführen oder ändern. Um aber auch denen, die an dem Althergebrachten 
hängen, ein Zurückgreifen auf bisher geltendes Güterrecht zu erleichtern, hat das Bürgerliche 
Geſetzbuch im Anſchluß an die Grundſätze des geſetzlichen Güterrechts Beſtimmungen über die 
allgemeine Gütergemeinſchaft, die reine Errungenſchaftsge meinſchaft und die Gemeinſchaft 
des beweglichen Vermögens und der Errungenſchaft (Fahrnisge meinſchaft) getroffen. Im 
Belieben der Beteiligten ſteht es, auf die geſetzlichen Beſtimmungen über den einen oder den 
andern Güterſtand im Vertrag einfach Bezug zu nehmen und auf dieſe Weiſe einen im wirt⸗ 
ſchaftlichen Ergebniſſe dem veralteten Güterſtand entſprechenden Zuſtand herzuſtellen. Das⸗ 
ſelbe gilt auch von der in den $$ 1427—1431 BGB geregelten Gütertrennung. Den gewählten 
Güterſtand können die Beteiligten in Einzelheiten abändern oder ergänzen. Vgl. M 4, 543. 

2. Landesrecht. Das eheliche Güterrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs gilt gleich. 
mäßig für alle Reichsangehörigen, jedoch ſind für die in Art 57, 58 EG bezeichneten Familien 
und Häuſer die beſonderen Vorſchriften der Hausverfaſſungen und Landesgeſetze in dem dort 
angegebenen Umfang in Kraft geblieben. 

3. Übergangsrecht. Nach Art 200 EG bleiben für den Güterſtand einer zur Zeit des 
Inkrafttretens des BGB beftehenden Ehe die bisherigen Geſetze maßgebend, und dies gilt 
insbeſondere auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes. 
Bei der 2. Leſung wurde es zwar als ſehr wünſchenswert anerkannt, daß das Güterrecht des 
BGB möglichſt bald auch auf die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Ehen 
zur Anwendung gebracht werden könnte, aber die Reichsgeſetzgebung überließ die erforderliche 
Regelung aus Zweckmäßigkeitsgründen der Landesgeſegebung (Prot 6, 539), und dieſe hat 
durch zahlreiche Sondervorſchriften die früheren Güterſtände in das neue Recht übergeleitet. 
Der Art 200 Abſ 1 betrifft zwar dem Wortlaute nach nur die beim Inkrafttreten des BGB 
noch beſtehenden Ehen, er iſt aber nur ein Ausfluß des in ihm zum Ausdrucke gelangten allge⸗ 
meinen Grundſatzes, daß bei den vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen die bisherigen 
Geſetze rückſichtlich aller, namentlich auch der erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes maß⸗ 
gebend ſein ſollen. Dieſer Grundſatz greift daher auch ein und muß erſt recht Anwendung 
finden, wenn die Ehe ſchon vor dem Inkrafttreten des BGB gelöſt iſt (RG ZW 03 Beil. 23 
und 13255). Durch den Art 200 iſt für den durch das Inkrafttreten des BGB bedingten Wechfel 
in der Geſetzgebung die Unwandelbarkeit des beſtehenden Güterſtandes anerkannt. 
Die Befugnis einer Ehefrau zur Einklagung einer ihr zuſtehenden Darlehensforderung iſt 
daher nach dem bisherigen Rechte zu beurteilen, ſofern nicht durch die gemäß Artt 200, 218 
EG im Wege der Landesgeſetzgebung erfolgte Überleitung der beſtehenden Güterſtände andere 
Rechtsgrundſätze an die Stelle des altrechtlichen Zuſtandes getreten find (RG JW 01, 137.) 

Ob erbrechtliche Wirkungen ſich als Wirkungen eines ehelichen Güterſtandes dar⸗ 
ſtellen, läßt ſich zunächſt nur an der Hand des einzelnen Güterrechts beurteilen. Die Anwend⸗ 
barkeit des Art 200 Abſ 1 ſetzt aber weiter voraus, daß jene Wirkungen ſich auch im Sinne 
dieſer Geſetzesvorſchrift als erbrechtliche Wirkungen des Güterſtandes darſtellen. Nach (der 
Anfechtung mit der Reviſion entzogenen) Lübiſchem Rechte iſt die mit der Abſchichtung der 
Kinder aus einer gütergemeinſchaftlichen Ehe als Rechtsfolge verknüpfte, den Verluſt des 
Pflichtteilsrechts für die abgeſchichteten Kinder an dem Nachlaſſe des abgeſchichteten Eltern⸗ 
teils in ſich ſchließende Totteilung als erbrechtliche Wirkung des Güterſtandes anzuſehen. Das 
Gleiche gilt für den 1. Abſ desſ. Art (RG JW 03 Beil 25). Unter erbrechtlichen Wirkungen find 
nicht nur die Wirkungen zu verſtehen, die zwiſchen den Ehegatten ſelbſt entſtanden ſind, ſondern 
auch ſolche, die zwiſchen den Ehegatten und ihren Erben bereits durch den Güterſtand end⸗ 
gültig hervorgerufen worden find (RG 27. 11. 02 IV 241/02; RG 19. 3. 06 IV 496/05). Ehe⸗ 
gatten, deren Ehe vor dem Inkrafttreten des BOB geſchloſſen und nachher geſchieden 
worden iſt, haben für die Art und Weiſe ihrer Vermögensauseinanderſetzung Art 200 EG 
zu beachten. Allerdings ſind gewiſſe aus der Scheidung und Schuldigerklärung folgende 
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Rechtswirkungen (z. B. Recht der Namensführung, Unterhaltspflicht, Verhältnis zu den Kin⸗ 
dern, Widerruf von Schenkungen) gemäß Art 201 lediglich nach neuem Rechte zu beurteilen, 
aber für die Abwickelung der ehelichen Güterverhältniſſe ift es gleichgültig, aus welchem Grunde 
die Ehe aufgelöſt wurde. Dafür bleibt der Güterſtand maßgebend, der in der Ehe zur Zeit 
ihrer Auflöſung beſtand (RG 73, 24). Der nächſte und eigentliche Zweck der in Art 200 Abſ 2 
enthaltenen Vorſchrift iſt, die ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Rechte des über⸗ 
lebenden Ehegatten in Schutz zu nehmen, während dafür, daß zugleich eine Wahrung 
der den früheren Geſetzesvorſchriften entſprechenden Rechtsſtellung anderer Erbbeteiligten 
beabſichtigt geweſen ſei, kein Grund aufzufinden iſt (RG 65, 255) (betrifft den geſetzlichen 
Güterſtand des Märkiſchen Provinzialrechts). Vgl. auch RG JW 05, 1323. 

. Anwendung außländiſcher Geſetze. Nach Art 15 EGBGB find für die Be⸗ 
urteilung des ehelichen Güterrechts die Geſetze desjenigen Staates maßgebend, dem der Ehe⸗ 
mann zur Zeit der Eheſchließung angehörte. Die Ehegatten können jedoch einen Ehevertrag 
ſchließen, auch wenn er nach dieſen Geſetzen unzuläſſig ſein würde. Von dem Grundſatze, daß 
die Staatsangehörigkeit des Mannes zur Zeit der Eheſchließung entſcheidet, macht Art 15 EG 
zugunſten des deutſchen Rechts einige Ausnahmen. Näheres bei den einzelnen Geſetzes⸗ 
beſtimmungen. 


I. Geſetzliches Güterrecht 
1. Allgemeine Vorſchriften 


8 1363 

)Das Vermögen der Frau?) wird durch die Eheſchließung ) der Ber: 
waltung!) und Nutznießungs) des Mannes unterworfen (eingebrachtes Gut) e). 

Zum eingebrachten Gute gehört auch das Vermögen, das die Frau 
während der Ehe erwirbt. 

E 11283; II 1263, M 4, 161 ff.; P 4, 122 ff., 129, 140 ff., 150, 157, 

1. Das geſetzliche eheliche Güterrecht beruht auf der Verwaltungsgemeinſchaft. 
Vgl. Vorbem 1 vor 5 1363. Jeder Ehegatte behält fein Vermögen; das Vermögen der 
Frau wird jedoch für die Zwecke der Ehe der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
unterworfen, und letzterer hat die ehelichen Laſten allein zu tragen. Dieſen leitenden 
Grundſatz ſpricht der $ 1363 im allgemeinen aus. Das BGB vermeidet den Ausdruck „Ver⸗ 
waltungsgemeinſchaft“ als nicht völlig zutreffend (vgl. 8 1373 A 4) und bezeichnet das Ge⸗ 
ſamtrechtsverhältnis als das der „Verwaltung und Nutznießung des Mannes“. Mit der 
Eheſchließung tritt das bezeichnete Rechtsverhältnis kraft Geſetzes ein (R 65, 367). 
Das Nutznießungsrecht des Mannes an eingebrachten Grundſtücken bedarf nicht der Eintra⸗ 
gung in das Grundbuch. Die Eintragung iſt nicht zuläſſig. Das Recht des Mannes auf den 
Bezug der Nutzungen am Frauenvermögen (58 1373 ff.) entſpricht zwar den auch den ge⸗ 
ſetzlichen Nießbrauch umfaſſenden 98 1030 ff., ift jedoch wegen der Beſonderheiten des ehe⸗ 
männlichen Nießbrauchsrechts zur Unterſcheidung von dem geſetzlichen Nießbrauch als Recht 
der „Nutznießung“ bezeichnet worden. Wegen Unpfändbarkeit der Rechte des Mannes an dem 
eingebrachten Gute vgl. $ 861 ZPO und $ 1408 A 2. Die Frau iſt nicht berufen, den Mann 
in ſeinen Vermögensangelegenheiten zu vertreten. So iſt z. B. die von einem Pfandgläubiger 
des (in Geiſteskrankheit verfallenen) Mannes ihr gegenüber bewirkte Ankündigung der In⸗ 
anſpruchnahme des Pfandes unwirkſam (RG 68, 146). 

2. Das Vermögen der Frau umfaßt alle ihr zuſtehenden Rechte, mögen ſie ſich auf 
bewegliche Sachen oder Grundſtücke beziehen, übertragbar oder nicht übertragbar ſein. So⸗ 
weit die Ausübung eines Rechtes nach geſetzlicher Vorſchrift einem andern nicht überlaſſen 
werden kann, bleiben ſie auch der Nutznießung des Mannes entzogen (z. B. beſchränkte per⸗ 
ſönliche Dienſtbarkeiten, 88 1092, 1093). — Zum eingebrachten Gute gehören auch die der 
Frau aus einer Körperverletzung zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche (RG 25. 1. 06 1V 369/05). 

3. Durch die Eheſchließung wird (mit der einzigen Ausnahme des im § 1364 behan- 
delten Falles) kraft geſetzlicher Vorſchrift das Vermögen der Frau der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes unterworfen. Einer beſonderen Eingehung einer Verpflichtung ſeitens 
der Frau bedarf es nicht. 5 

4. Der Verwaltung nach Maßgabe der 88 1373—1409, insbeſondere der 981374 —1380 
wird das Vermögen der Frau unterworfen. Der Mann iſt nicht nur berechtigt, ſondern auch 
verpflichtet, ihr Vermögen zu verwalten ($ 1344). Zur Verwaltung gehört auch die Führung 
eines erforderlich werdenden Rechtsſtreits (5 1387 A 6). Wegen des Grades der zu ver⸗ 
tretenden Sorgfalt vgl. $ 1359. — Der $ 1363 gibt dem Manne nicht nur der Frau, ſondern 
auch Dritten gegenüber, alſo ſowohl nach innen wie nach außen die Stellung des verantwort⸗ 
lichen Verwalters und Beſtzers des eingebrachten Gutes. So treffen ihn auch z. B. die aus 
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der Verwaltung eines eingebrachten Hauſes Dritten gegenüber entſpringenden Pflichten 
(RG 10. 6. 09 VI 309/08). 

5. In der Form der Nutznießung leiſtet die Frau ihren Beitrag zur Beſtreitung der 
ehelichen Laſten. Der Mann iſt dafür verpflichtet, die ehelichen Laſten zu beſtreiten und zwar 
aus eigenem Vermögen und gleichviel, ob eingebrachtes Gut vorhanden iſt oder nicht (vgl. 
Vorbem vor $ 1373). 

6. Der Ausdruck „eingebrachtes Gut“ bezieht ſich auschließlich auf das Vermögen 
der Frau. Eine beſondere Tätigkeit des Einbringens wird nicht vorausgeſetzt. Die Frau bringt 
von ihrem Vermögen dasjenige in die Ehe ein, was ſie ſich nicht vorbehält oder was das 
Geſetz nicht als Vorbehaltsgut beſtimmt. Eingebrachtes Gut drückt daher den Gegenſatz zum 
Vorbehaltsgut aus. Was die Frau während der Ehe erwirbt, wird regelmäßig ebenfalls 
zum Eingebrachten gerechnet. — Als eingebrachtes Gut der Frau ſind auch die jährlich fort⸗ 
laufenden Zahlungen an die Frau anzuſehen, zu denen ſich eine Handelsgeſellſchaft dem Ehe⸗ 
manne, ihrem Angeſtellten, gegenüber neben feinem Sahresgehalte von 1500 Mk. mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß dieſer in Konkurs geraten war, verpflichtet (RG 69, 59). 

7. Übergangsrecht. Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Güter⸗ 
ſtand der Verwaltung und Nutznießung bilden auch da, wo ſie nur infolge landesgeſetzlicher 
Ausführungsvorſchriften gelten, ein mit der Reviſion anfechtbares Recht, wenn das fragliche 
Ausführungsgeſetz ergibt, daß ſie als Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, mithin als 
reichsrechtliche Beſtimmungen eingeführt worden find (jo $ 34 Abſ 1 Sächſ AG z. BGB; 


RG 59, 25). 9 1364 


)Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes tritt nicht ein ), wenn er 
die Ehe mit einer in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkten?) Frau ohne) Ein⸗ 
willigung ihres geſetzlichen Vertreters eingeht. 

E 11284 Satz 1; II 1264; M 4, 164; P 4, 124, 129, 141, 150, 157, 214; 6, 272. 

1. Zweck der Vorſchrift. Die im § 1364 beſtimmte Ausnahme von der Regel des 
$ 1363 bezweckt, die wegen Minderjährigkeit oder aus andern Gründen in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Ehefrau gegen die ihrem Vermögen aus der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes möglicherweiſe drohenden Gefahren zu ſchützen. Zwar kann der geſetzliche Ver⸗ 
treter der Frau die ohne ſeine Einwilligung eingegangene Ehe, ſolange die Frau in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, anfechten, und das gleiche Anfechtungsrecht ſteht der Frau nach 
erlangter Geſchäftsfähigkeit zu (58 1304, 1331, 1336 Abſ 2 Satz 2), auch bleiben die elterliche 
Gewalt (881633, 1661 Satz 2, 1686), gegebenenfalls die Vormundſchaft über die Frau (51800) 
in gewiſſem Umfange beſtehen, allein dieſe Vorſchriften gewähren der Frau keinen genügenden 
Schutz, namentlich nicht gegenüber dem Rechte des Mannes, die zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Sachen in Beſitz zu nehmen ($ 1373). Ohne den $ 1364 würde das Geſetz einen 
Anreiz zur Anfechtung einer Ehe geben, deren Aufrechterhaltung vielleicht dem persönlichen 
Empfinden der Frau gerade entſpricht. 

2. Statt der Verwaltung und Nutznießung des Mannes tritt nach $ 1426 Gütertrennung 
ein (58 14271431). Steht die Frau unter elterlicher Gewalt des Vaters oder der Mutter, 
ſo verbleibt die Nutznießung an dem Vermögen der Frau dem Inhaber der elterlichen Gewalt 
(85 1649, 1661 Satz 2, 1686, 1305 ff.). An dem Güterſtande der Gütertrennung wird da- 
durch, daß die Frau unbeſchränkt geſchäftsfähig wird, nichts geändert, ebenſowenig dadurch, 
daß die Ehe infolge nachträglicher Genehmigung durch den geſetzlichen Vertreter, beziehungs⸗ 
weiſe das Vormundſchaftsgericht oder infolge Beſtätigung durch die inzwiſchen unbeſchränkt 
geſchäftsfähig gewordene Frau unanfechtbar wird ($ 1337). Für die Aufhebung oder An⸗ 
derung des Güterſtandes der Gütertrennung durch Vertrag bleiben die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze maßgebend (§ 1432). h g 

3. Ob der 9 1364 auch in den Fällen Anwendung findet, in denen eine aus den Gründen 
des $ 1325 Abſ 1 nichtige Ehe (Geſchäftsunfähigkeit der Frau, Bewußtloſigkeit oder vorüber⸗ 
gehende Störung der Geiſtestätigkeit) nachträglich von der Frau gemäß $ 1325 Abſ 2 be- 
ſtätigt wird, wenn die Frau zur Zeit der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt war und die Beſtätigung ohne Einwilligung des geſetzlichen Vertreters erfolgt iſt 
($ 1331), kann zweifelhaft fein. Planck § 1364 A 1 bejaht die Frage, für den Fall der 
Nichtigkeit wegen Geſchäftsunfähigkeit. Allein der $ 1364 führt in Anlehnung an beſondere 
Beſtimmungen des Preußiſchen Rechts (ALR II 1 8s 978, 980, 981, 983, 999) nur eine 
beſtimmte Ausnahme ein und dieſe läßt ſich auf andere Fälle nicht ausdehnen. Wollte man 
aber entſcheidendes Gewicht auf den geſetzgeberiſchen Grund allein legen, ſo müßten die Fälle 
der Nichtigkeit wegen Bewußtloſigkeit und Geiſtesſtörung dem Falle der Nichtigkeit wegen 
Geſchäftsunfähigkeit in der gedachten Beziehung gleichgeſtellt werden. Eine ſolche Trag⸗ 
weite hat man dem $ 1364 gewiß nicht beilegen wollen. Beſtätigung der Ehe ift hier auch 
nicht gleichbedeutend mit Eingehung der Ehe, zumal die Beſtätigung nach außen hin Häufig, 
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ſchwer erkennbar fein wird und die mit dem Mangel der Nichtigleit behaftete Che regelmäßig 
bis zur Nichtigkeitserklärung als gültig anzuſehen iſt. Iſt der Mann bei Eingehung der 
Ehe in der Gyſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo wird Verwaltung nnd Nutznießung durch den 
Vormund ($ 1409) beeinflußt. Da ein Mann vor dem Eintritte der Volljährigkeit nicht 
heiraten darf ($ 1303 Abſ 1), kommt eine Beeinfluſſung durch die elterliche Gewalt nicht in 
Frage. Wegen des Rechtes der Frau, auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung zu 
klagen vgl. $ 1418 Abſ 1 Nr 3—5. wen 

4. Wird die Ehe mit einer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Frau mit Ein: 
willigung ihres geſetzlichen Vertreters eingegangen, fo liegt der Ausnahmefall des $ 1363 
nicht vor und es gilt die Regel des $ 1363. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit der Frau 
ſchmälert an ſich nicht die Rechte des Mannes an ihrem Vermögen. Die Eltern der Frau 
verlieren in dem bezeichneten Falle mit der Verheiratung der Tochter die Nutznießung an 
deren Vermögen ($ 1661 Satz 1). Soweit der Mann bei Ausübung feiner Rechte an die Mit⸗ 
wirkung der Ehefrau gebunden iſt, wird die Frau nach den allgemeinen Regeln über elterliche 
Gewalt und Vormundſchaft (88 1633, 1800, 1897) vertreten. Führt der Mann ſelbſt die 
Vormundſchaft über die Frau ($ 1778 Abf 3), fo erhält die Frau für Angelegenheiten, an 
deren Beſorgung der Mann als Vormund verhindert iſt, einen Pfleger (9 181, 1795, 1909). 


8 1365 


Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes erſtreckt ſich nicht auf 
das Vorbehaltsgut der Frau!). 

E I 1286; 11 1265; M 4, 167; P 4, 129. 

1. Grundſätzlich wird beim geſetzlichen Güterſtande das geſamte bei der Eheſchließung 
vorhandene oder während der Ehe erworbene Vermögen der Frau der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes kraft Geſetzes (RG 65, 367) unterworfen (eingebrachtes Gut). Nur 
auf das Vorbehaltsgut der Frau erſtreckt ſich die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
nicht. Soweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, kann die Frau über das Vorbehaltsgut ohne 
Mitwirkung des Ehemannes frei verfügen, es verwalten, mit Schulden belaſten und ſeine 
Nutzungen für ſich ziehen. Was Vorbehaltsgut iſt, beſtimmen die $5 1366 bis 1370 BGB er- 
ſchöpfend. Hiernach kann von einem durch Geſetz und einem durch Vertrag vorbehaltenen 
Vermögen gefprochen werden. — Die Frau hat zu beweiſen, daß Stücke ihres 
Vermögens die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts haben (RG 65, 367). Soweit die Eigenſchaft 
des Vorbehaltenen nicht dargelegt werden kann, gilt das Gut dem im $ 1363 ausgeſpro⸗ 
chenen Grundſatz entſprechend als Eingebrachtes. — Für den Fall, daß die Eheleute mit oder 
ohne Erlaubnis des Gerichts getrennt leben, find keine beſonderen Beſtimmungen 
getroffen worden. Die allgemeinen Grundſätze in Verbindung mit den $$ 1367, 1369, 1370 
reichen aus, um der Ehefrau die Verwendung des ihr von dem Ehemanne oder dritten Per⸗ 
ſonen zu ihrem Unterhalte Gegebenen zu dieſem Zwecke zu ſichern (vgl. $ 1427 A 7). 


8 1366 

Vorbehaltsgut! find die ausſchließlich?) zum perſönlichen Gebrauche) 
der Frau beſtimmten “) Sachen), insbeſondere Kleider“), Schmuckſachen und 
Arbeitsgeräte “). 

E 1 1285; II 1282 Abſ 2; M 4, 166; P 4, 126, 130, 141, 152, 159, 164. 

1. Das Vermögen der Frau wird in eingebrachtes Gut und Vorbehaltsgut 
geſchieden. Was nicht Vorbehaltsgut iſt, iſt eingebrachtes Gut. Was Vorbehaltsgut 
iſt, beſtimmen die $$ 1365—1370 erſchöpfend. Indem der $ 1366 beſtimmt, daß die 
darin bezeichneten Sachen Vorbehaltsgut ſind, nimmt er nur eine Scheidung mit dem Ver⸗ 
mögen der Frau vor. Er beſtimmt alſo nicht, daß die bezeichneten Sachen zum Vermögen 
der Frau gerechnet werden ſollen, ſondern er ſetzt voraus, daß ſie zu ihrem Vermögen gehören. 
Wären fie fremdes Eigentum (z. B. ein vom Manne der Frau nur zum leihweiſen Gebrauch 
überlaſſener, aus feiner Familie ſtammender, alter Familienſchmuck), fo würden fie überhaupt 
nicht als voneinander zu ſcheidendes Vermögen der Frau in Betracht kommen. Dafür aber, 
daß die bezeichneten Sachen der Frau gehören, ſpricht nach $ 1362 Abſ 2 die Vermutung. 
Dieſe greift insbeſondere auch dann Platz, wenn Sachen ſolcher Art für die Frau mit den 
Mitteln des Mannes angeſchafft worden ſind. Abgeſehen von dieſer Vermutung entſcheiden 
die allgemeinen Grundſätze darüber, ob die Frau an den ihr vom Manne gegebenen Sachen 
der hier fraglichen Art Eigentum erworben hat. Inſoweit ſie vom Manne lediglich zur Er⸗ 
füllung feiner Unterhaltspflicht ($ 1360 Abſ 1) der Frau gegeben worden find (3. B. die not⸗ 
wendigen Kleider und Leibwäſche, § 1382 A 2), iſt jedenfalls Eigentum auf die Frau über⸗ 
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gegangen. — Die Beſtimmung der im $ 1366 bezeichneten Sachen als Vorbehaltsgut hat 
nicht nur die Wirkung, daß ſie der Verwaltung und Nutznießung des Mannes entzogen ſind, 
ſondern auch die, daß ſie der unbeſchränkten Verfügung der Frau unterſtehen. 

2. Die Sachen müſſen die Beſtimmung haben, von der Frau mit Ausſchließung anderer 
Perſonen, namentlich des Mannes, gebraucht zu werden. Zum gemeinſamen Gebrauche 
für die Eheleute beſtimmte Sachen gehören nicht zum Vorbehaltsgute der Frau. Geſtattet 
aber die Frau den tatſächlichen Mitgebrauch der für ihren perſönlichen Gebrauch ausſchließlich 
beſtimmten Sachen andern Perſonen, ſo berührt dies nicht die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts. 

3. Nicht alle Gebrauchsgegenſtände, deren ſich die Frau innerhalb ihres Lebens⸗ und 
Wirkungskreiſes bedient, find als zu ihrem perſönlichen Gebauche beſtimmt anzuſehen (3. B. 
das Kochgeſchirr). Es muß eine Beziehung zu ihrer Perſon vorhanden ſein. Dieſe Beziehung 
kann darin beſtehen, daß die Sachen beſtimmt ſind, perſönlichen Bedürfniſſen der Frau zu 
dienen (z. B. Kleider, Sch muckſachen) oder ſie in ihrer perſönlichen Erwerbstätigkeit zu unter⸗ 
ftügen (3. B. die Malgeräte einer Mallehrerin). 

4. Die Beſtimmung kann aus ſtillſchweigenden oder ausdrücklichen Willensäußerungen, 
aus der natürlichen Beſchaffenheit der Sachen ſowie aus der Tatſache des Gebrauchs durch 
die Frau oder aus andern Umſtänden hervorgehen. Willensäußerungen kommen hier ledig⸗ 
lich als Erkenntnisquelle für die Vorbehaltseigenſchaft in Betracht, wogegen ſie bei der Be⸗ 
ſtellung von Vorbehaltsgut durch Ehevertrag die Vorbehaltseigenſchaft begründen (vgl. 8 1368 
A 2). Hinſichtlich der Be weislaſt vgl. § 1365 A 2. 

5. Sachen. Gemeint ſind nur bewegliche, nicht unbewegliche Sachen, wie der Zu⸗ 
ſammenhang mit $ 1362 Abſ 1 und 2 ergibt. Rechte der Frau fallen nicht unter $ 1366. Dies 
gilt ſogar von Rechten, die ihrem Inhalte nach durch einen andern als den Berechtigten ſelbſt 
nicht ausgeübt werden können ($ 1363 A 2). Geld fällt nicht unter $ 1366, da es nicht eine 
ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche beſtimmte Sache ſein kann. 

6. Kleider ſind ſämtliche zur Bekleidung dienende Gegenſtände. 

7. Arbeitsgeräte. Die Entwürfe führten nur Kleider und Schmuckſachen als Bei⸗ 
ſpiele auf. In der Reichstagskommiſſion wurde die Ausdehnung der Beſtimmung 120 Arbeits⸗ 
geräte der Frau, z. B. eine Nähmaſchine, Strickereigerätſchaften uſw., mit denen die Frau 
einen ſelbſtändigen Erwerb ſuchen könne, beantragt. Die Mehrheit beſchloß die Hinein⸗ 
beziehung der Arbeitsgeräte in dieſe Beſtimmung. Ebenſo wie Kleider und Schmuckſachen ſind 
auch Arbeitsgeräte nur dann Vorbehaltsgut, wenn ſie der Frau gehören und ausſchließlich zu 
ihrem perſönlichen Gebrauche beſtimmt ſind. 


8 1367 


Vorbehaltsgut!) iſt, was die Frau durch ihre Arbeit?) oder durch den 
ſelbſtändigen Betrieb?) eines Erwerbsgeſchäfts“) erwirbt )°). 

E 1 1289; IT 1266; M 4, 173 ff.; P 4, 118, 125, 129, 141, 156, 163, 

1. Daß eine Frau, die über den Rahmen ihrer durch $ 1356 dem Manne gegenüber 
begründeten Verpflichtung hinaus arbeitet und ſelbſtändig erwirbt, auch ſelbſtändig über 
das Erworbene verfügen darf, entſpricht der Billigkeit. Das ſo erworbene Gut iſt daher 
für Vorbehaltsgut der Frau erklärt, während das im Rahmen des $ 1356 Erworbene 
weder Vorbehalksgut, noch eingebrachtes Gut der Frau ift, ſondern dem Manne zufällt (RG 
64, 326). Geht die Frau eine neue Ehe ein, ſo gilt wieder der Grundſatz, daß die Frau ihr 
ganzes Vermögen außer den in 1366 bezeichneten Sachen in die neue Ehe einbringt, ſoweit 
fie es ſich nicht vertragsmäßig vorbehält. Hiernach wird das Erworbene, obwohl es für eine 
frühere Ehe Vorbehaltsgut war, für eine ſpätere Ehe eingebrachtes Gut, wenn die Schließung 
eines Ehevertrags unterbleibt. Die Notwendigkeit der Vertragſchließung folgt aus der Rück⸗ 
ſicht auf den neuen Ehemann (vgl. $ 1369 A 2). Wegen der Verpflichtung der Frau, aus 
dem 1 einen Beitrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes zu leiſten vgl. 
59 1371, 1472. 

2. Arbeit im Sinne dieſer Beſtimmung iſt die in einzelnen Fällen zum Zwecke eines 
ſelbſtändigen Erwerbs vorgenommene Tätigkeit. Sie unterſcheidet ſich von der im $ 1356 
gemeinten Arbeit dadurch, daß ſie nicht wie jene auf einer durch die Ehe begründeten Ver⸗ 
pflichtung beruht, und von dem Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts dadurch, daß ſie nicht wie 
dieſer gewerbsmäßig zu ſein braucht. Die Frau kann durch jede Arbeit, die nicht unter $ 1356 
fällt, ſelbſtändig erwerben. Leiſtet die Frau im Geſchäfte des Mannes entgeltliche Dienſte, 
ſo wird die Gegenleiſtung Vorbehaltsgut. Keineswegs iſt jedem Erwerbe der Frau im Ge⸗ 
ſchäfte des Mannes die Eigenſchaft eines Vorbehaltsguts verſagt. Wie RG 64, 323 ff. 
ausführt, iſt eine Vergütung, die der (die Herſtellung von Galanteriemalereien gewerbsmäßig 
betreibende) Mann ſeiner Frau für ihre Beihilfe in ſeinem Geſchäfte (Bemalung von Ga⸗ 
lanterieſachen) gewährt, Vorbehaltsgut der Frau. Als Schenkung und demzufolge ein⸗ 
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gebrachtes Gut iſt die Vergütung nur unter beſonderen Umſtänden anzuſehen. Verwertet aber 
die Frau ihre Fertigkeiten nicht zu eigener Arbeit, d. h. zu ſolcher, durch welche ſie ſich einen 
Erwerb verſchafft, verwertet fie vielmehr ihre Fertigkeiten nur zugunſten des Mannes der⸗ 
geſtalt, daß ſie ihn bei der Ausübung ſeines Gewerbes unterſtützt, ſo erwirbt ſie für den Mann. 
Hat die Frau den Mann bei der Ausübung ſeines Gewerbes unterſtützt und iſt anzunehmen, 
daß ſie dies auch in Zukunft getan haben würde ſo iſt, wenn ſie durch einen Unfall erwerbs⸗ 
unfähig wird, nicht ſie, ſondern ihr Mann geſchädigt. Nur letzterer iſt befugt, die Unfallrente 
einzuklagen. Vgl. § 1356 A 7. f rw 4 „AR 

3. Selbſtändigkeit des Betriebes. Die Frau betreibt ein Erwerbsgeſchäft ſelbſtändig, 
wenn fie ſelbſt und nicht ihr Mann das Geſchäft betreibt. Der $ 1367 hat die erwerbende 
Tätigkeit der Frau, nicht die des Mannes im Auge. Betreibt der Mann ein nicht zum Vor⸗ 
behaltsgute gehörendes Geſchäft der Frau, ſei es im eigenen Namen, ſei es im Namen der Frau 
als der Inhaberin des Geſchäfts, fo liegt der Fall des $ 1367 nicht vor. Dagegen betreibt die 
Frau das Erwerbsgeſchäft auch dann ſelbſtändig, wenn ſie ſich dazu eines Prokuriſten oder 
Bevollmächtigten — möge dies auch ihr Mann ſein — bedient oder wenn fie es in Gemein⸗ 
ſchaft mit andern betreibt. Entſcheidend iſt, daß die Frau nicht bloß Inhaberin, Komman⸗ 
ditiſtin oder ſtille Geſellſchafterin, ſondern Unternehmerin des Geſchäfts iſt. Vgl. § 1405 A 4. 

4. Begriff des Erwerbsgeſchäfts vgl. $ 1405 A 5. 

5. Selbſtändiger Erwerb. Nach $ 1367 iſt das, was die Frau während der Ehe durch 
den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbt, Vorbehaltsgut. Über das Er⸗ 
werbsgeſchäft ſelbſt, das die Frau in die Ehe mitbringt, beſagt der $ 1367 nichts. Dieſes bleibt 
Eingebrachtes. Aber der Mann hat weder das Nießbrauchs⸗ noch das Verwaltungsrecht in 
Anuſehung des Geſchäfts. Er iſt, wie RG 59, 25 angenommen, nicht befugt, das von der Frau 
betriebene Erwerbsgeſchäft ohne ihre Zuſtimmung zu verwalten, auf Überlaſſung der Firma 
zu klagen ($$ 22, 25 HGB), ihr Geſchäft zu ſchließen und auf Unterlaſſung des Betriebes zu 
klagen; er kann nur ſeine Einwilligung zum Betriebe des Geſchäfts durch die Frau verſagen 
und feinen Willen gemäß $ 1354 zur Geltung bringen. — Der einer Ehefrau während der 
Ehe zufallende, aber aus Geſchäften vor Eingehung der Ehe herrührende Gewinn iſt nicht 
Vorbehaltsgut, ſondern eingebrachtes Gut. Dieſer Gewinn war ſchon vor der Ehe erarbeitet. 
Maßgebend iſt der Zeitpunkt des Abſchluſſes eines gewinnbringenden Geſchäfts, nicht der Tag 
des Eingangs des ſich als Gewinn darſtellenden Geldbetrags (RG ATI 08, 48417). 

6. Hinſichtlich der Beweislaſt vgl. $ 1365 A 2. 


8 1368 

Vorbehaltsgut iſt, was!) durch Ehevertrag?) für Vorbehaltsgut er⸗ 
klärte) iſt ). 

E 11286; II 1267; M 4, 168; P 4, 124, 129. 141, 156, 168. 

1. Sowohl einzelne Vermögensgegenſtände als auch beſtimmte Vermögens- 
teile (nicht Bruchteile) können für Vorbehaltsgut erklärt werden, z. B. eine einzelne Forderung 
oder der unbewegliche Teil des Vermögens. Auch zukünftiges Vermögen kann für Vor⸗ 
behaltsgut erklärt werden, z. B. eine der Frau als Nacherbin zukommende Erbſchaft nach dem 
Eintritte des Erbfalls und vor dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge (88 2100, 2139). Soll 
das ganze gegenwärtige und zukünftige Vermögen der Frau Vorbehaltsgut ſein, ſo würde 
ein Vertrag ſolchen Inhalts nicht unter $ 1368 fallen, ſondern als Vereinbarung der Güter⸗ 
trennung ($$ 1426—1431) anzuſehen fein. 

2. Nur durch förmlichen Ehevertrag kann Vorbehaltsgut vertragsmäßig begründet 
werden. Die Form iſt in $ 1434 vorgeſchrieben. Die Vertragsform rechtfertigt ſich dadurch, 
daß es ſich um eine Anderung des geſetzlichen Güterſtandes handelt. Durch einſeitige Ver⸗ 
fügung der Frau kann Vorbehaltsgut nicht geſchaffen werden. Mann und Frau müſſen einig 
ſein, denn die Anderung des geſeßlichen Güterſtandes berührt die Rechte beider Teile. 

3. Bedingte und betagte Erklärungen ſind nicht unzuläſſig. 

4. Hinſichtlich der Beweislaſt vgl. $ 1365 A 2. 


8 1369 

)Vorbehaltsgut iſt, was die Frau?) durch Erbfolge, durch Vermächtnis 
oder als Pflichtteil?) erwirbt (Erwerb von Todes wegen) oder was ihr unter 
Lebenden von einem Dritten unentgeltlich *) zugewendet wird, wenn der Erb⸗ 
laſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei) der Zuwendung bejtimmt ®) 
hat, daß der Erwerb Vorbehaltsgut fein ſoll 7) s) o). 

€ I 1287; II 1268; M 4, 168 ff.; P 4, 124, 129, 141, 156, 163. 

1. Zweck der Vorſchrift. Zum Beſten der Ehefrau und deren Erben ſoll dritten Per⸗ 
ſonen, namentlich den Eltern oder andern Verwandten der Frau, die ihr etwas hinterlaſſen 


54 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


oder unter Lebenden zuwenden wollen, aber wegen der bisherigen Verwaltung des Mannes 
oder wegen des zwiſchen den Ehegatten beſtehenden perſönlichen Verhältniſſes oder aus 
andern Gründen an dem Rechte des Ehemannes auf Verwaltung und Nutznießung Anſtoß 
nehmen, die Möglichkeit gewährt werden, das Hinterlaſſene oder Zuge wendete durch einſeitige 
Beſtimmung ohne und ſelbſt gegen den Willen des Mannes zum Vorbehaltsgute zu machen. 

Frau. Daß im $ 1369 das Wort „Frau“ im Sinne von Ehefrau gebraucht iſt, folgt 
nicht nur aus ſeiner Stellung im Titel „Eheliches Güterrecht“ und zwiſchen den $$ 1366, 1367 
und 1370, in denen zweifellos nur von der Ehe frau die Rede fein kann; es wird auch be- 
ſtätigt durch einen Vergleich mit den entſprechenden Beſtimmungen über Vorbehaltsgut bei 
Guͤtergemeinſchaft ($ 1440), fortgeſetzter Gütergemeinſchaft ($ 1486) und Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft ($ 1526). Während im $ 1526 von Vorbehaltsgut die Rede iſt, das von der 
„Frau“ nach § 1369 oder $ 1370 erworben wird, ſpricht der § 1440 Abſ 2 vom Vorbehaltsgute, 
das von einem der Ehe gatten nach $ 1369 und § 1370 erworben wird, und der 8 1486 Abſ 1 
vom Vorbehaltsgute, das der überlebende Ehegatte nach $ 1369 und $ 1370 erwirbt. Der 
Hinweis auf den $ 1369 in Verbindung mit dem Worte „Ehegatten“ (namentlich im $ 1440) 
läßt erſehen, daß ſich der Geſetzgeber nur einen Erwerb der E he frau unter dem im $ 1369 
bezeichneten Erwerbe vorgeſtellt hat. Wollte man auch einen vor ehelichen Erwerb der 
Frau im Sinne dieſer Vorſchrift als Vorbehaltsgut anſehen, ſo würde ſich ein unlöslicher 
Widerſpruch mit dem § 1440 Abſ 2 ergeben. Dem gegenüber kann es nicht ins Gewicht fallen, 
wenn der Ausdruck „Frau“ an andern Stellen des BGB auch Mädchen ($ 1303), Witwen 
und geſchiedene Frauen ($$ 1313, 1577) oder überhaupt alle Perſonen weiblichen Geſchlechts 
(5 1786 Abſ 1 Nr 1) umfaßt (RG 65, 367). — Nur was die Frau w ährend der Ehe 
auf die im $ 1369 bezeichnete Weiſe erwirbt, iſt Vorbehaltsgut. Für ihren Erwerb vor 
der Ehe hat die Beſtimmung des Erblaſſers, beziehungsweiſe des Dritten, daß der Erwerb 
Vorbehaltsgut ſein ſoll, nicht die 155 das Erworbene zum Vorbehaltsgute zu machen. Dazu 
iſt, wenn es ſich nicht gerade um ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimmte 
Sachen handelt (§ 1366) erforderlich, daß das Erworbene durch Ehevertrag für Vorbehalts⸗ 
gut erklärt wird ($ 1368). Denn im Weſen des Güterſtandes der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes liegt es, daß die Frau ihr ganzes Vermögen außer den im $ 1366 
bezeichneten Sachen in die Ehe einbringt, ſoweit fie es ſich nicht vertragsmäßig vorbehält 
(vgl. $ 1363 A 6). Dieſe Anficht entſpricht auch dem Zwecke des 5 1369 (vgl. A1 und RG 
65, 367). Gleiches gilt für jede neue Ehe der Frau (vgl. $ 1367 A 1). Die gegenteilige Anſicht 
berückſichtigt nicht genügend, daß das Geſetz nicht ausſchließlich den Vorteil der Frau, ſondern 
auch den Schutz des Mannes im Auge hat, wenn es die Anderung des geſetzlichen Güter⸗ 
ſtandes nur auf dem Wege des Vertrags zuläßt. 

3. Pflichtteil. Die Beſtimmung, daß der Pflichtteil Vorbehaltsgut der Frau fein ſoll, 
iſt als eine Beſchränkung oder Beſchwerung des Pflichtteilsberechtigten (8 2306) nicht anzu⸗ 
ſehen. Anders, wenn die fragliche Beſtimmung als wirkliche Bedingung oder Auflage ge- 
troffen iſt. Die Frau braucht ſich eine Beſchränkung ihrer Vertragsfreiheit in bezug auf die 
Geſtaltung ihres ehelichen Güterrechts nicht gefallen zu laſſen. Der Ehe mann der Pflicht⸗ 
teilsberechtigten hat kein ſelbſtändiges Recht darauf, daß ſeiner Ehefrau der Pflichtteil als 
eingebrachtes Gut hinterlaſſen werde. 

4. Unentgeltliche Zuwendung. Erfolgte eine Zuwendung gegen Entgelt, fo würde 
ſie als eine von der Ehefrau ausbedungene Gegenleiſtung erſcheinen und es wäre mit dem 
Grundſatze, daß die Ehefrau ihr Vermögen nicht einſeitig zu Vorbehaltsgut machen kann 
(vgl. § 1368 A 2), unvereinbar, einer derartigen Zuwendung die Vorbehaltseigenſchaft bei⸗ 
zulegen. Unter unentgeltliche Zuwendungen fallen auch ſog. ge miſchte Geſchäfte (z. B. Aus⸗ 
ſtattung § 1624). Eine Zuwendung an die Frau iſt als eine unentgeltliche im Sinne des $ 1369 
anzuſehen, wenn die Frau für die Zuwendung keinerlei Entgelt zu leiſten hat. Daß der Zu⸗ 
wendende von anderer Seite z. B. vom Manne Entgelt erhält, kommt nicht in Betracht. 
Unentſchieden gelaſſen RG 69, 63. : g 

5. Bei der Zuwendung, d. h. durch eine gleichzeitige, mit der Zuwendung ſelbſt zu 
verbindende oder ihr vorausgegangene, nicht ihr erſt nachfolgende (ausdrückliche oder ſtill⸗ 
ſchweigende) Willenserklärung. 

6. Form der Beſtimmung. In den Fällen des Erwerbes von Todes wegen muß die 
Beſtim mung, um rechtsgültig zu ſein, durch letztwillige Verfügung (Teſtament, Erbvertrag, 
Schenkung auf den Todesfall $$ 1937, 2299, 2301) erfolgen. Sie kann ſelbſtändig und ohne 
daß eine letztwillige Zuwendung im eigentlichen Sinne erfolgt, z. B. wenn es bei der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge belaſſen oder die Frau auf den Pflichtteil beſchränkt wird, getroffen werden. 
Errichtung, Anfechtung und Aufhebung der hier fraglichen letztwilligen Verfügung beſtimmen 
ſich nach den allgemeinen Vorſchriften des Erbrechts. Auch dem Ehemanne ſteht das Anfech⸗ 
tungsrecht zu. Die Beſtimmung bei einer Zuwendung unter Lebenden hat die Natur einer 
Nebenbeſtimmung und bedarf keiner beſonderen Form. — Die Beſtimmung kann auch ſtill⸗ 
ſchweigend erfolgen. Unentſchieden gelaſſen RG 69, 63. 
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7. Wirkung der Beſtimmung. Die Beſtimmung bewirkt, daß das Erworbene ohne 
Zutun der Ehegatten Vorbehaltsguk der Frau wird. Dies ſchließt aber nicht aus, daß die 
Ehegatten durch Ehevertrag das als Vorbehaltsgut Erworbene in eingebrachtes Gut um⸗ 
wandeln. Dem kann allerdings dadurch vorgebeugt werden, daß der Erwerb an die Be⸗ 
dingung geknüpft wird, daß die Umwandlung unterbleibt. 

8. Hinſichtlich der Veweislaſt vgl. $ 1365 A 2. 8 

9. Anfechtung. Auch der Ehemann einer Miterbin, dem durch letztwillige Anordnung 
des Erblaſſers Verwaltung und Nutznießung am Erbteile der Frau entzogen find, gehört 
zu den nach § 2080 Abf 1 ſelbſtändig anfechtungsberechtigten Perſonen (M 5, 56, 57; Prot 5, 
60, 61; RG 11. 3. 09 IV 528/08). 


8 1370 


Vorbehaltsgut!) iſt, was die Frau auf Grund eines zu ihrem Vorbehalts⸗ 
gute gehörenden Rechtes ) oder als Erſatz') für die Zerſtörung, Beſchädigung 
oder Entziehung eines zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Gegenſtandes oder 
durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf das Vorbehaltsgut bezieht). 

E 1 1290; II 1269; M 4, 177 ff.; P 4, 125, 130, 141, 156, 163; 6, 282. 

1. Da Verwaltung und Nutznießung des Vorbehaltsguts nicht dem Manne, ſondern 
der Frau zuſtehen, müſſen auch die ſich daraus ergebenden Nutzungen dem Vorbehaltsgute 
der Frau zuwachſen. Unter dieſen Geſichtspunkt fallen alle drei in $1370 hervorgehobenen 
Erwerbsarten, von denen die beiden erſten in rechtlichem, die letzte nur in wirt⸗ 
ſchaftlichem Zuſammenhange mit dem Vorbehaltsgute ſtehen. Die in $ 1370 ge- 
troffene Regelung ermöglicht nicht nur eine ordnungsmäßige Verwaltung des Vorbehaltsguts, 
ſondern birgt auch die Gewähr in ſich, daß das Vorbehaltsgut, gleichviel welche rechtliche 
oder wirtſchaftliche Form es annimmt, der Frau als Vermögensinbegriff erhalten bleibt. 
Das Vorbehaltsgut beſitzt in dem anerkannten Maße eigene Erſetzungskraft (Surrogation). 
— Die rechtliche Erſetzung (Surrogation) tritt nur hinſichtlich deſſen ein, was die Frau auf 
Grund eines zu ihrem Vorbehaltsgute gehörigen Rechtes oder durch ein Rechtsgeſchäft er⸗ 
wirbt, das ſich auf das Vorbehaltsgut bezieht. Sie tritt aber nicht ein, wenn der Mann 
zwar mit Mitteln des Vorbehaltsguts der Frau, aber für ſich und im eigenen Namen erwerben 
will und erwirbt (z. B. wenn der Mann mit dem von der Frau auf ihr Vorbehaltsgut geborgten 
Gelde ein Geſchäft für ſich und im eigenen Namen erwirbt). Ein derartiger Erwerb iſt nicht 
als rechtlicher Erſatz (Surrogat) anzuſehen (RGSt 40, 176). Die Vorſchriften des § 1370 
wollen der Ehefrau nicht nur das Vorbehaltsgut in ſeinem Beſtande ungeſchmälert erhalten, 
ſondern ihr auch die Sicherheit gewährleiſten, unabhängig vom Willen des Ehemannes nach 
eigener Entſchließung für eine ordnungsmäßige Verwaltung und Erhaltung der Vorbehalts⸗ 
maſſe ſorgen zu können (RG 72, 165). \ 

2. Recht. Vorbehaltsgut iſt hiernach alles, was die Frau auf Grund eines zum Vor⸗ 
behaltsgute gehörenden Rechtes (z. B. des Eigentumsrechts), ſei es unmittelbar kraft Ge⸗ 
ſetzes (z. B. die Erzeugniſſe eines vorbehaltenen Grundſtücks, $ 953, die Hälfte eines darauf 
gefundenen Schatzes, $ 984), ſei es durch Vermittelung eines den Inhalt des Rechtes verwirk⸗ 
lichenden Rechtsgeſchäfts (z. B. Übergabe, Auflaſſung, Abtretung) erwirbt. Vgl. 5 1524 A 3. 

3. Erſatz. Z. B. die Entſchädigung für ein enteignetes Vorbehaltsgrundſtück, die 
Brandſchadensſumme für ein abgebranntes Vorbehaltsgebäude. Vgl. $ 1524 A 4. 

4. Zuſammenhang des Vorbehaltsguts mit dem Rechtsgeſchäfte. Das Vorbehalts⸗ 
gut ſteht bei dieſer Erwerbsart nicht rechtlich, ſondern nur wirtſchaftlich mit dem Erwerb im 
Zuſammenhange. Bei Umſatzgeſchäften (3. B. Kauf, Tauſch) ſtellt ſich der Erwerb wirtſchaft⸗ 
lich als durch das Vorbehaltsgut gemacht dar. Es genügt aber ſchon, wenn die Abſicht, daß 
das Rechtsgeſchäft mit Beziehung auf das Vorbehaltsgut geſchloſſen werden ſollte, erhellt 
und das Rechtsgeſchäft ſeinem Inhalte nach mit dem Vorbehaltsgut in Zuſammenhang ge⸗ 
bracht werden kann (z. B. Anſchaffung von Zubehör, Annahme von Erntearbeitern für ein 
vorbehaltenes Grundſtück, der Lotteriegewinn, der auf ein aus den Mitteln des Vorbehaltsguts 
angeſchafftes Los entfällt). Auch bei Kreditgeſchäften kann der ſachliche Zuſammenhang ge- 
geben fein. Die Abſicht allein genügt freilich nicht. Vgl. 5 1524. Eine Frau, die im Rahmen 
ihres Erwerbsgeſchäfts Verſicherung gegen Unfall nimmt und ſich über die für einen ein⸗ 
getretenen Unfall zu zahlende Entſchädigung mit dem Verſicherer vergleicht, bedarf zum 
Abſchluſſe des Vergleichs nicht der Zuſtimmung ihres Ehemannes (RG 72, 165) 


Ss 1371 
Auf das Vorbehaltsgut finden die bei der Gütertrennung für das Ver⸗ 
mögen der Frau geltenden Vorſchriften !) entſprechende Anwendung; die Frau 


56 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


hat jedoch einen Beitrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes nur inſoweit 
zu leiſten, als der Mann nicht ſchon durch die Nutzungen des eingebrachten 
Gutes einen angemeſſenen Beitrag erhält. 

E 1 1291; II 1270; M 4, 179 ff; P 4, 125, 130, 141, 143, 156, 163. 

1. Gütertrennung. Gemeint find hier $ 1427 Abſſ 2 mit der ſich aus 58 1371 ff. 
ergebenden, die Beitragspflicht der Frau betreffenden Einſchränkung und die 5814281431. 
Näheres bei dieſen Paragraphen. 


§ 1372 

) Jeder Ehegatte kann verlangen?) daß der Beſtand des eingebrachten 
Gutes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes unter Mitwirkung des andern 
Ehegatten feſtgeſtellt wird. Auf die Aufnahme des Verzeichniſſes finden die 
für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des §8 1035 Anwendung!). 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute gehörenden 
Sachen auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 

E I 1292, 992, 993, 1042; II 1271; M 4, 185; P 4, 131, 143, 151, 160, 162, 164, 191. 

1. Zweck der Vorſchrift. Jedem Ehegatten ſoll die Möglichkeit an die Hand gegeben 
werden, ſich im voraus durch Feſtſtellung des Umfanges und der Beſchaffenheit des einge⸗ 
brachten Gutes eine womöglich unſtreitige Grundlage für eine künftige Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung (88 1421—1423) und etwaige Anſprüche der Frau aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes ($ 1394) zu ſchaffen. — Ein Verzeichnis des Eheguts iſt ein wichtiges, 
vielleicht das wichtigſte Beweismittel für die Führung des Gegenbeweiſes ($ 1362 Abſ 1). 
Es kann nicht ohne weiteres durch die Bemerkung beſeitigt werden, es beweiſe nur die Er⸗ 
Härungen der Eheleute (RG Gruch 51, 1005). 

2. Nur auf Verlangen des Ehegatten iſt der andere Ehegatte verpflichtet, bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes mitzuwirken. Das Verlangen iſt 
während des Beſtehens der Ehe zu ſtellen, gleichviel ob Vorbehaltsgut vorhanden iſt oder nicht. 
Im Weigerungsfalle kann auf Verurteilung zur Mitwirkung geklagt werden. 5 1394 ſteht 
der Klage nicht entgegen. Entſpricht der andere Ehegatte dem Verlangen, ſo hat er ſeine in 
$ 1372 beſtimmte Verpflichtung erfüllt. Auf wiederholte Feſtſtellung des Beſtandes haben 
die Ehegatten keinen Anſpruch, ſelbſt wenn der Beſtand ſich inzwiſchen verändert hat. Wegen 
der Auskunftspflicht des Mannes vgl. § 1374 S 2 und A 4 dal. 

3. Zuſtändigkeit und Verfahren $$ 164, 15 FGG. 


2. Verwaltung und Nutznießung 

Die 88 1373 —1409 regeln vornehmlich die gegenſeitigen Rechte und Pflichten des 
Mannes und der Frau in Anſehung des eingebrachten Gutes während der Dauer der Ver- 
waltung und Nutznießung. Zugleich wird gezeigt, wie die Verfügungen des Mannes und 
der Frau über ein eingebrachtes Gut Dritten gegenüber wirken. Der Mann führt die Ver⸗ 
waltung kraft Geſetzes und hat die Wahl, ob er dabei im eigenen Namen oder im Namen der 
Frau handeln wolle. Dem Manne ſteht kraft Geſetzes die Nutznießung des eingebrachten Gutes 
der Frau zu. Dafür hat er die ehelichen Laſten zu tragen und zwar ohne Rückſicht darauf, 
ob und wie hohe Erträge das eingebrachte Gut abwirft oder ob eingebrachtes Gut überhaupt 
vorhanden ift (vgl. $ 1363 A 5 und § 1389 A 1; Prot 4, 273 —275) 


8 1373 

)Der Mann iſt berechtigt?), die zum eingebrachten Gute gehörenden 
Sachen!) in Beſitz“) zu nehmen. 

E 1 1292, 984; II 1272; M 4, 182, P 4, 126, 130, 143, 165. 

1. Grundgedanke der Vorſchrift. Das Recht des Mannes, tatſächlich alle Handlungen 
vorzunehmen, welche erforderlich ſind, um das eingebrachte Gut ordnungsmäßig zu verwalten 
und die Nutzungen zu ziehen, folgt freilich ſchon von ſelbſt aus dem ehemännlichen Verwal⸗ 
tungs- und Nutzungsrechte. Da aber eine Verwaltung und Nutznießung auch ohne Beſitz 
des eingebrachten Gutes an ſich möglich iſt, dem Manne aber als dem Haupte der Familie das 
Recht zuſtehen muß, die zum eingebrachten Gute gehörigen Gegenſtände in Beſitz zu nehmen, 
ſo iſt dieſes Recht beſonders hervorgehoben worden. h j 

2. Recht des Mannes auf Beſitzergreifung. Der Mann iſt kraft feines Verwaltungs⸗ 
und Nutznießungsrechts befugt, die zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen in Beſitz zu 
nehmen. Dieſes Recht ſteht ihm nicht nur gegenüber der Frau, ſondern auch gegenüber 
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Dritten zu (RG ZW 07, 2027, Sparkaſſenbücher der Frau). Im Weigerungsfalle kann der Mann 
auf Einräumung des Beſitzes klagen. Das Recht, ſich eigenmächtig in den Beſitz der Gegen⸗ 
ſtände zu ſetzen ($ 858), ſteht dem Manne nicht zu. Daß der Mann Dritten gegenüber keine 
Eigenmacht ausüben darf, ſondern auf Herausgabe klagen muß, folgt ſchon daraus, daß er 
durch die Eheſchließung nicht mehr Rechte an dem Vermögen der Frau erwirbt, als dieſer 
ſelbſt zuſtehen. Im Verhältniſſe des Mannes zu Dritten ſind daher die allgemeinen Grundſätze 
über Beſitzerwerb (85 854 ff.) anwendbar. Die Notwendigkeit der Klage gegen Dritte wurde 
auch nicht bei den Vorberatungen bezweifelt. Prot 4, 126; Komm.⸗B. (Heymanns Verlag 
S 137). Dasſelbe gilt aber auch im Verhältniſſe des Mannes zur Frau, da eine Abweichung 
von den allgemeinen Grundſätzen im Geſetze nicht zum Ausdrucke gelangt iſt. 

3. Sämtliche zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen, alſo auch Inhaber⸗ und 
Orderpapiere gehören hierher. Wegen eines Erwerbsgeſchäfts der Frau vgl. 51367 A 2. Der 
Mann ift berechtigt, den Beſitz eines nicht zum Vorbehaltsgute der Frau gehörenden Spar⸗ 
kaſſenbuchs zu beanſpruchen, und darf, wenn die Frau das Sparguthaben abhebt, ver⸗ 
langen, daß ihm das Geld zur Verwaltung übergeben worde. Der Herausgabeanſpruch 
des Mannes bezieht ſich allerdings auf das von der Frau abgehobene Sparguthaben, aber 
die Verwirklichung dieſes Anſpruchs iſt auch möglich, ohne daß gerade dieſelben Geld- 
ſtücke herausgegeben werden, die der Frau von der Sparkaſſe gezahlt wurden (RG 5. 10. 08 
IV 330/08). 

K Beſitz. Wie die Verwaltung des eingebrachten Gutes nicht dem Manne und der 
Frau gemeinſchaftlich, ſondern dem Manne allein (wenn auch in einzelnen Fällen durch die 
Zuſtimmung der Frau bedingt) zuſteht, ſo iſt auch der Mann zum a ein berechtigt. Der 
Frau verbleibt, wenn der Mann die Sachen in Beſitz genommen hat, kein Mitbeſitz (wie z. B. 
im Falle des $ 1081), ſondern nur mittelbarer Beſiß ($ 868). 


8 1374 


Der Mann hat!) das eingebrachte Gut ordnungsmäßig ?) zu verwalten. 
Über den Stande) der Verwaltung hat‘) er der Fran auf Verlangen?) Aus⸗ 
kunft zu erteilen. 

G1 1317 Sat 1, 1324, Abſ 1, 5 591; II 1278; M 4, 272, 285; P 4, 119,129, 131, 143, 151, 158, 
164, 174, 192. 

1. Verwaltungspflicht des Mannes. Der Mann iſt nicht nur berechtigt, ſondern auch 
berpflichtet, das Vermögen der Frau zu verwalten (vgl. $ 1363 A 4). Die Verwaltung hat 
er ordnungsmäßig zu führen. Darüber vgl. A 2. — Über die Rechte des Mannes an einem 
a wa ſelbſtändig betriebenen und in die Ehe eingebrachten Erwerbsgeſchäfte vgl. 
$ 3. 

2. Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung. Die Pflicht des Ehemannes zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung umfaßt die Verpflichtung, das eingebrachte Gut zu erhalten und wo⸗ 
möglich zu verbeſſern, ſowie die zur Erreichung dieſer Zwecke notwendigen Rechtsgeſchäfte 
vorzunehmen, erforderlichenfalls die Zuſtimmung der Ehefrau einzuholen und bei unbe⸗ 
gründeter Weigerung die Erſetzung der Zuſtimmung nach $ 1379 herbeizuführen. Desgleichen 
hat er die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlichen Rechtsſtreite zu führen (8 1380 
A 1). Die Handlungsweiſe eines ordentlichen Hausvaters bildet den Maßſtab für die Be⸗ 
urteilung der Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung. Unberührt bleibt aber die Vorſchrift 
des $ 1359, wonach der Mann bei feiner Verwaltung nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen 
hat, welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. In den durch $ 1359 gezogenen 
Grenzen iſt der Mann der Frau für den durch ordnungswidrige Verwaltung verurſachten 
Schaden verantwortlich. Nach Beendigung — nicht ſchon während — der Verwaltung und 
Nutznießung hat er über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen ($ 1421), jedoch unbeſchadet 
der Befugnis der Frau, ihren Anſpruch auf Rechenſchaft ſchon während der Verwaltung und 
a geltend zu machen, falls die Vorausſetzungen des § 1391 Abſ 1 vorliegen ($ 1394; 
vgl. auch A A). 

5 eu Über den Stand der Verwaltung erteilt der Mann Auskunft, wenn er das feiner 
Verwaltung unterſtehende Vermögen unter Bezeichnung der von ihm getroffenen Verwal⸗ 
tungsmaßregeln angibt. Die Auskunft muß ſo beſchaffen ſein, daß die Frau den zeitigen Be⸗ 
ſtand ihres Vermögens erſehen kann. Den Mann trifft daher gemäß § 260 auch die Ver⸗ 
pflichtung, der Frau ein Verzeichnis des Beſtandes vorzulegen und auf Verlangen den Offen⸗ 
barungseid zu leiſten. Verſchieden von dieſem einſeitig aufgenommenen Verzeichnis iſt das 
im $ 1372 vorgeſchriebene, unter Mitwirkung beider Ehegatten hergeftellte Beſtandsver⸗ 
zeichnis. Eine Bezugnahme auf letzteres kann je nach der Sachlage die Aufſtellung eines 
neuen Verzeichniſſes erſetzen. Die Auskunftspflicht ift keine Rechenſchaftspflicht (5 1421). 
Sie erftredt ſich nur auf die Verwaltung, nicht auch auf die Nutznießung des Mannes. 
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4. Die Auskunftspflicht iſt zwar als eine Rechtspflicht anerkannt, aber während der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes kann die Frau eine Klage auf Auskunftserteilung 
nur erheben, wenn die Vorausſetzungen des $ 1391 Abſ 1 vorliegen ($ 1394; vgl. A 2). Ver⸗ 
erh der Auskunft begründet innerhalb der durch § 1359 gezogenen Grenzen Schadens- 
erſaßpflicht. 

5. Die Frau kann das Verlangen jederzeit ftellen und erneuern. Ohne Verlangen 
der Frau iſt der Mann zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet. 


8 1375 


Das Verwaltungsrecht des Mannes umfaßt nicht die Befugnis, die Frau 
durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten !) oder über eingebrachtes Gut ohne ihre 
Zuſtimmung !) zu verfügen). 

€ 1319 Abſ 1; II 1274; M 4, 183, 273, 278 ff.; P 4, 126, 130, 144, 151, 158, 161, 165, 166, 168. 

1. Verpflichtung der Frau durch Rechtsgeſchäfte des Mannes. Es handelt ſich hierbei 
um Rechtsgeſchäfte, die der Mann im Namen der Frau vornimmt und durch die der Frau 
Verpflichtungen in Anſehung ihres eingebrachten Gutes auferlegt werden ſollen. Rechts⸗ 
geſchäfte, die der Mann im eigenen Namen vornimmt, ſind ſchon nach allgemeinen Grund- 
fägen ungeeignet, die Frau zu verpflichten. Dieſe Wirkung bleibt ihnen auch dann verſagt, 
wenn ſie zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes erforderlich waren und 
Erſatz⸗ bezw. Befreiungsanſprüche des Mannes ($$ 1390, 257) gegen die Frau begründen. 
Einen Ausnahmefall regelt $ 1423. Auf Rechtsgeſchäfte, die der Mann im Namen der Frau 
vornimmt und durch die der Frau Verpflichtungen auferlegt werden ſollen, finden die Vor⸗ 
ſchriften über Vertretung ohne Vertretungsmacht (85 177—180) Anwendung. Hiernach 
hängt die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts in der Regel von der Genehmigung ($ 184) der 
Frau ab. Hat die Frau zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts der fraglichen Art ſchon vorher 
ihre Zuſtimmung ($ 183) erteilt, fo ift das Rechtsgeſchäft in Anſehung ihres eingebrachten Gutes 
wirkſam. Einer Vollmacht der Frau bedarf der Mann nicht. 

2. Die Zuſtimmung der Frau bedarf keiner Form. Sie kann ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend erteilt werden. Im übrigen vgl. über den Begriff der Zuſtimmung $$ 182—184 
und die Bemerkungen dazu. — Fehlt es an der Zuſtimmung der Frau, ſo iſt zu unter⸗ 
ſcheiden, ob der Mann im eigenen Namen oder im Namen der Frau verfügt hat. Im 
erſteren Falle liegt eine Verfügung eines Nichtberechtigten vor, die unter den Voraus⸗ 
zungen des § 185 Abſ 2 nachträglich wirkſam werden kann. Im letzteren Falle liegt eine 
Verfügung 100 Vertreters ohne Vertretungsmacht vor, die nach 88 177—180 zu beurteilen 
iſt (8 1376 h 

3. Verfügung des Mannes über eingebrachtes Gut. Über den Begriff der Ver⸗ 
fügung vgl. § 1395 A 2. Der Mann verfügt über eingebrachtes Gut, wenn er zu B. eine dazu⸗ 
gehörige Sache dem Gläubiger als Pfand übergibt. Die Eingehung einer Verpflichtung ent⸗ 
hält noch nicht eine Verfügung. Erteilt die Frau ihre Zuſtimmung, ſo kann der Mann die 
Verfügung im eigenen Namen oder im Namen der Frau vornehmen. Die Frage, ob er im 
letzteren gu einer Vollmacht der Frau bedarf, ift zu verneinen (vgl. A 1). — Die Umge⸗ 
ſtaltung eines der Frau gehörigen, dem Betriebe der Landwirtſchaft dienenden Gebäudes 
in ein Miethaus iſt nicht eine der Zuſtimmung der Frau bedürfende Verfügung über einge⸗ 
brachtes Gut, ſondern nur eine Maßnahme katſächlicher Art, hinſichtlich deren lediglich in 
Frage kommt, ob der Mann das im $ 1374 ausgesprochene Gebot ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung des eingebrachten Gutes befolgt hat. Das Gleiche gilt von der Abholzung eines 
Waldes; dieſe iſt eine bloß tatſächliche Einwirkung auf das eingebrachte Gut. Da das ge⸗ 
fällte Holz mit der Trennung vom Stamme in das Eigentum des Mannes übergeht (88 1383, 
954, 1039), ſo trifft die ſpätere Veräußerung des Holzes eine nicht mehr zum eingebrachten 
Gute gehörende Sache (RG 6. 4. 05 IV 17/05). Der Antrag auf Aufhebung der Miteigentums⸗ 
eigenſchaft ($ 753) eines Grundſtücks, das die im geſetzlichen ehelichen Güterrechte lebenden 
Ehegatten zu gemeinſchaftlichem Eigentum erworben haben, ſtellt keine Verfügung über den 
Anteil des andern Miteigentümers dar. Der Antrag ſetzt nicht die Einwilligung des andern 
Miteigentümers zur Vornahme der Teilung voraus ($ 749). Der Anteil der Frau gehört 
zwar zum eingebrachten Gute und unterliegt als ſolcher der Verwaltung des Mannes, aber 
die Frau bedarf zur Wahrnehmung ihrer Rechte in dem Zwangsverſteigerungsverfahren 
gemäß 8 1407 Nr 2 und 8 1412 nicht der Zuſtimmung des Mannes (NG 67, 396). Die An- 
ertennung der Richtigkeit der hisher nicht feſtſtehenden Grenzen eines Grundſtücks iſt eine 
Verfügung im Sinne des $ 1375. Daher darf zur Abmarkung eines der Ehefrau gehörenden 
Grundſtücks nicht der Ehemann ſtatt der Frau zugezogen werden (RGSt 42, 72). Wenn 
der Ehemann Gelder ſeiner Ehefrau ohne deren Zuſtimmung zu eigenen Zwecken, z. B. zur 
Bezahlung einer eigenen Schuld verwendet, ſo wird dadurch noch kein Bereicherungsanſpruch 
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der Ehefrau gegen den befriedigten Gläubiger begründet. Wußte dieſer aber, daß der Ehe⸗ 
mann ohne Zuſtimmung der Ehefrau, alſo pflichtwidrig, handelne, ſo machte er ſich durch 
ſeine Beteiligung an dieſer Pflichtwidrigkeit des Verſtoßes gegen die guten Sitten ſchuldig 
und wurde der Ehefrau gemäß $ 826 haftbar, Letzterer liegt der Beweis ob (RG JW 05, 391°). 

4. Geltendmachung der Unwirkſamkeit. Sowohl der Mann als auch die Frau können 
die Unwirkſamkeit geltend machen. Die Frau bedarf dazu nach $ 1407 Nr 3 nicht der Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes. — Die Vorſchriften über den Schutz eines gutgläubigen 
Erwerbers bleiben unberührt. 


8 1376 


Ohne Zuſtimmung der Frau kann!) der Mann: 

1. über Geld und andere verbrauchbare Sachen der Frau!) verfügen;“) 

2. Forderungen der Frau) gegen ſolche Forderungen an die Frau, deren 

erichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kann ), aufs 
rechnen ); 

3. Verbindlichkeiten der Frau zur Leiſtung eines zum eingebrachten Gute 

gehörenden Gegenſtandes durch Leiſtung des Gegenſtandes erfüllen“) e). 

E 1 1318 Nr 1, 2; II 1275; M 4, 188, 194, 273; P 4, 126, 130, 144, 151, 158, 161, 167. 

1. Erfordert eine ordnungsmäßige Verwaltung die Vornahme der in $ 1376 bezeich⸗ 
neten Verfügungen, fo iſt der Mann dazu der Frau gegenüber verpflichtet. Dem Gläubiger 
der Frau gegenüber beſteht die Verpflichtung nicht. 

2. Das Eigentum der Frau an dem Gelde und den anderen verbrauchbaren Sachen 
wird durch das Recht des Mannes auf Verwaltung und Nutznießung nicht aufgehoben. Die 
Regeln vom Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen ($ 1067) finden keine Anwendung. 

3. Verfügungsrecht des Mannes. Über den Begriff der Verfügung vgl. § 1395 A 2. 
Die Pflicht ordnungsmäßiger Verwaltung ($ 1374 S 1) bezieht ſich auch auf die Ausübung 
dieſes Verfügungsrechts. Außerdem gilt hierfür $ 1377. 

4. Hier ſind Forderungen der Frau gemeint, die zu ihrem eingebrachten Gute, nicht 
ſolche, die zu ihrem Vorbehaltsgute gehören. A 

5. Forderungen an die Frau, deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute ver⸗ 
langt werden kann, ſind diejenigen Anſprüche, für die nach Maßgabe der $$ 1411—1414 das 
eingebrachte Gut haftet. Verſagt iſt dem Manne die ſelbſtändige ne einer zum 
eingebrachten Gute gehörigen Forderung gegen eine Forderung, deren Berichtigung nur aus 
dem Vorbehaltsgute der Frau verlangt werden kann. Denn einmal bedeutet eine derartige 
Tilgung durch Aufrechnung eine mit dem Grundſatz ordnungsmäßiger Verwaltung unverein⸗ 
bare Verminderung des eingebrachten Gutes, und zweitens liegt darin ein unftatihafter Ein- 
griff in die der Ehefrau zuſtehende Verwaltung des Vorbehaltsguts (M 4, 277). Mit Bu- 
ſtimmung der Frau, aber nicht durch Vertrag mit dem Gläubiger ohne Zuſtimmung der Frau 
kann der Mann allerdings eine Verbindlichkeit des Vorbehaltsguts auf das eingebrachte Gut 
zum Zwecke der Aufrechnung übernehmen. 

6. Wirkſamkeit der Aufrechnung. Die Aufrechnung erfolgt wirkſam, wenn ſowohl 
die beſonderen Vorausſetzungen des $ 1376 Nr 2 als auch die allgemeinen Vorausſetzungen 
der 85 387—394 im Zeitpunkte der Aufrechnungserklärung vorliegen. Mangelt es an einer 
der Vorausſetzungen, ſo iſt die Aufrechnung unwirkſam. Sowohl der Mann als auch die Frau 
können die Unwirkſamkeit geltend machen. Die Frau bedarf dazu nach § 1407 Nr 3 nicht der 
Zuſtimmung des Mannes. Andere Verfügungen über Forderungen der Frau als 
die in $ 1376 Nr 2 bezeichnete Aufrechnung (3. B. Kündigung, Einziehung, Abtretung, 
Verpfändung) darf der Mann nach § 1375 nur mit Zuſtimmung der Frau vornehmen. 
Die vom Schuldner ausgehende Kündigung ift nach $ 1403 Ab} 1 dem Manne gegenüber 
vorzunehmen. Wegen der Auskunftspflicht des Mannes gegenüber der Frau vgl. 91374 S2. 

7. Erfüllung. Der Mann kann z. B. ohne Zuſtimmung der Frau den von ihm mit 
ihrer Zuſtimmung verkauften, zum eingebrachten Gute gehörigen Gegenſtand dem Käufer 
übergeben. Auch Geldleiſtungen können unter $ 1376 Nr 3 fallen. Der Erfüllung im Sinne 
dieſer Vorſchrift ſteht die Hinterlegung gleich. Dagegen iſt dem Manne nicht geſtattet, Gegen⸗ 
ſtände des eingebrachten Gutes an Erfüllungsſtatt ($ 364) hinzugeben oder zu veräußern, 
um aus dem Erlose die Verbindlichkeit zu erfüllen. Unberührt bleiben die ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften über den Nachweis der Verfügungsberechtigung, z. B. im Grundbuchverkehre. 

8. Andere Handlungen. Der Mann iſt kraft ſeines Verwaltungsrechts berechtigt, 
nicht nur die in $ 1376 bezeichneten, ſondern alle Handlungen vorzunehmen die nur die Er⸗ 
haltung oder Sicherung des eingebrachten Gutes zum Gegenſtande haben. So kann er einen 
Arreſt, eine einſtweilige Verfügung oder die Eintragung einer Vormerkung in das Grundbuch 
erwirken (vgl. $ 1380 A 5) oder ein Pfand oder einen Bürgen annehmen. Bezüglich der 
Errichtung des Nachlaßinventars durch den Mann vgl. $ 2008. 
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Der Mann fol?) Verfügungen), zu denen er nach § 1376 ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau berechtigt iſt, nur zum Zwecke ordnungsmäßiger Verwaltung 
des eingebrachten Gutes vornehmen. 

Das zum eingebrachten Gute gehörende Geld *) hat der Mann nach den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften s) für die Fraue) ver⸗ 
zinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben) bereit zu 
halten iſt. 

Andere verbrauchbare Sachen) darf der Mann auch für ſich veräußern e) 
oder verbrauchen. Macht er von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo hat er den Wert 
der Sachen 0) nach der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung zu erſetzen; 
der Erſatz ift!!) ſchon vorher zu leiſten, ſoweit die ordnungsmäßige Verwaltung 
des eingebrachten Gutes es erfordert. 

€ 1294 S 2, 8, 1296, 1323; II 1276; Mü 4, 194 ff; 198, 282; P 4, 129, 131, 144, 148, 151, 158, 
174, 179; 6, 273. 

1. Der 81377 Abſ 1 ſpricht nur der größeren Deutlichkeit wegen aus, was ſchon 
aus $ 1374 © 1 hervorgeht, wonach der Mann das eingebrachte Gut ordnungsmäßig zu 
verwalten hat (vgl. $ 1374 A 2). 

2. Ein Verſtoß gegen dieſe Sollvorſchrift hat auf die Gültigkeit der Verfügung keinen 
Einfluß, kann aber den Mann und den ſchlechtgläubigen Dritten der Frau gegenüber ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig machen. 

3. Über den Begriff der Verfügung vgl. $ 1395 A 2. Vgl. auch $ 1375 A 3. 

4. Geld hat der Mann anzulegen, nicht ausſtehende Kapitalien, welche von 
der Frau in die Ehe eingebracht oder während der Ehe (z. B. durch Erbgang) erworben 
oder welche unter Mitwirkung beider Ehegatten gültig angelegt ſind. Die Einziehung und 
a Anlegung ſolcher Kapitalien kann aber ein Gebot ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung ſein. 

5. Mündelſichere Anlegung, $5 1807, 1808. Mit 1 der Frau kann eine 
andere Anlegung erfolgen oder eine Anlegung gänzlich unterbleiben. — Die Vorſchrift ſoll 
das Intereſſe der Frau wahren; dieſe kann daher auf Befolgung der Vorſchrift verzichten 
und insbeſondere den Verzicht dadurch zum Ausdruck bringen, daß ſie ihrem Manne allgemein 
oder im Einzelfalle geſtattet, die Gelder nicht mündelſicher bei Dritten oder auch bei ſich ſelbſt 
anzulegen. — Das Gebot mündelſicherer Anlegung bezweckt, das eingebrachte Gut der Frau 
vor Verluſten möglichſt zu bewahren. Die hier ausgeſprochene Verpflichtung des Mannes 
ſtellt eine Verſchärfung der allgemeinen Pflicht des Mannes, das eingebrachte Gut 
der Frau ordnungsmäßig zu verwalten ($ 1374 S 1) dar. Durch die Vorſchrift des $ 1377 
Abſ2 ſollen Streitigkeiten unter den Ehegatten darüber, wann eine Geldanlage als ordnungs⸗ 
mäßig anzuſehen RN abgeſchnitten werden (Mot 4, 282). Wenn aber beide Eheleute über 
eine beſtimmte Geldanlage einig find, fo entfällt die Verpflichtung des Mannes aus 8 1377 
Abſ 2. Eine Frau, die mit der Anlage ihres Geldes im Geſchäfte des Mannes einverſtanden 
war, kann nicht mit dem einfachen Hinweiſe auf $ 1377 Abſ 2 nachträglich mündelſichere An⸗ 
legung des Geldes verlangen. Anders, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, daß die Frau 
gemäß $ 1391 Sicherheitsleiſtung verlangen kann (RG JW 09, 49720) — Die Folge der Zu⸗ 
ſtimmung der Frau zu einer dem § 1377 Abſ 2 widerſprechenden Geldanlage iſt, daß ein 
Erſatzanſpruch der Frau für die Gegenwart regelmäßig ausgeſchloſſen iſt und erſt nach 
Beendigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes erhoben werden kann (RG 
65, 171). Daraus, daß die Frau der Verwendung ihres eingebrachten Geldes zur Begründung 
eines ſelbſtändigen Geſchäfts des Mannes zuſtimmt, folgt kein Verzicht der Frau auf Rückgabe 
ihres eingebrachten Geldes (RG 7. 3. 10 IV 268/09). n 

6. Für die Frau legt der Mann das Geld an, wenn er z. B. Hypotheken auf ihren 
Namen eintragen läßt oder Wertpapiere für fie anſchafft. Die in ſolcher Art angeſchafften 
Gegenſtände werden eingebrachtes Gut. . 

7. Ausgaben. Der Ehe mann iſt verpflichtet, zum eingebrachten Gute gehörende Gelder 
nur zur Beſtreitung der für die ordnungsmäßige Verwaltung des eingebrachten Gutes er⸗ 
forderlichen, der Ehefrau zur Laſt fallenden Ausgaben und, ſoweit ſolche Ausgaben nicht 
zu machen ſind, zur Anlegung nach Maßgabe der für Mündelgelder beſtehenden Vorſchriften 
zu verwenden. Ausgaben, die dem Ehe manne zur Laſt fallen (88 1384—1389), find nicht zu 
berücksichtigen. Hiernach bemißt ſich, wieviel der Ehemann zur Beſtreitung von Ausgaben 
bereit halten darf. Wegen der ähnlichen Verpflichtung des Vormundes vgl. $ 1806. 
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8. Verbrauchbare Sachen. Vgl. $ 1376 A 2. 

9. Die Worte im 3. Abſatze: „für ſich“ drücken den Gegenſatz zu den Worten im 
2. Abſatze: „für die Frau“ aus. 

10. Der Wert zur Zeit des Verbrauchs, bezw. der Veräußerung iſt zu erſetzen. Eine 
Verpflichtung des Mannes, Zinſen ſchon vom Zeitpunkte des Verbrauchs, bezw. der Ver⸗ 
äußerung ab zu vergüten ($ 668), beſteht nicht. 

11. Gerichtliche Geltendmachung dieſes Erſatzanſpruchs ſteht der Frau jedoch 
während des Güterſtandes nur unter den Vorausſetzungen des § 1394 zu. Sie hat dann nicht 
nur die Vorausſetzungen für die Sicherheitsleiſtung, ſondern auch zu beweiſen, daß die 
ordnungsmäßige Verwaltung den vorzeitigen Erſatz erfordere. Die Gläubiger der Frau 
können dieſen Erſatzanſpruch ſchon während des Güterſtandes gegen den Mann gerichtlich 
geltend machen ($ 1411 Abſ 2 und A 6). 
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Gehört zum eingebrachten Gute ein Grundſtück ſamt Inventar, ſo be⸗ 
ſtimmen ſich die Rechte und Pflichten des Mannes in Anſehung des Inventars 
nach den für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des § 1048 Abſ. 11). 

E I 1292, 1000; II 1277; M 4, 182 ff; P 4, 126, 130, 144, 168. 

1. Nur der 1. (Erſatz für ausſcheidende Stücke), nicht auch der 2. Abſatz des $ 1048 
findet Anwendung. Die Ehegatten können aber eine dem 2. Abſatze des 9 1048 (Übernahme 
zum Schätzungswerte) entſprechende Vereinbarung treffen. Die Vereinbarung bedarf nicht 
der Form des Eheverkrags. Im übrigen vgl. Erl. zu $ 1048. 
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Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes ein Rechts⸗ 
geſchäft!) erforderlich:), zu dem der Mann der Zuſtimmung der Frau bedarf, 
ſo kann die Zuſtimmung auf Antrag?) des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht 9 werden, wenn die Frau ſie ohne ausreichenden Grund) ver: 
weigert !). 

Das Gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Abweſenheit 
an der nn einer Erklärung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr ver: 
bunden iſt. 


E 1 1319 Abf 2; II 1278; M 4, 279; P 4, 127, 130, 144, 151, 158, 162, 169. 

1. Zu welchen Rechtsgeſchäften der Mann der Zuſtimmung der Frau bedarf, ergibt 
ſich aus $ 1375 in Verbindung mit $ 1378 (vgl. auch $ 1376 A 9). Nach $ 1380 kann der 
Mann ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend 
machen. Auf Erſetzung der Zuſtimmung der Frau zur Führung eines Rechtsſtreits hat der 
Mann kein Recht. Das Rechtsgeſchäft kann ſchon vorgenommen oder noch vorzunehmen ſein. 

2. Ob das Rechtsgeſchäft zur ordnungs mäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes 
erforderlich ift, iſt weſentlich Tatfrage (vgl. $ 1374 A 2). 

3. Der Antrag iſt durch Darlegung der Sachlage, insbeſondere des Rechtsgeſchäfts 
ſo zu begründen, daß das Vormundſchaftsgericht in eine Prüfung gemäß § 1379, nötigenfalls 
Beweisaufnahme eintreten kann. 

4. Zuftändigkeit und Verfahren des Vormundſchaftsgerichts regeln ſich nach 98 45 
53, 55, 60 Nr 6, 62, 63, 199 FGG. Die Erſetzung der Zuſtimmung muß das fragliche Rechts⸗ 
geſchäft genau bezeichnen. Die durch das Vormundſchaftsgericht rechtskräftig erſetzte Zu⸗ 
ſtimmung wirkt wie die von der Frau erteilte. Die erſetzte Zuſtimmung kann ſreilich nicht 
wie die erteilte widerrufen werden ($ 183). 

5. Ob der Frau ein ausreichender Grund zur Seite ſteht, iſt weſentlich Tatfrage. 
Kein ausreichender Grund iſt es, wenn die Frau verlangt, ſelbſt das Rechtsgeſchäft mit Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes vornehmen zu dürfen. Dem Verlangen ſteht das Verwaltungsrecht 
des Mannes entgegen. 0 : 

6. Verweigerung der Zuſtimmung liegt auch dann vor, wenn die Frau ihre Ein⸗ 
willigung gemäß § 183 widerruft. 

7. Die Verhinderung der Frau durch Krankheit oder Abweſenheit ſteht, wenn mit 
dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, der grundloſen Verweigerung der Zuſtimmung gleich. 
Die Verhinderung braucht nicht dauernd zu ſein wie z. B. im Falle des § 1305 Abi 2. 
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Der Mann kann!) ein zum eingebrachten Gute gehörendes Rechte) im 
eigenen Namen?) gerichtlich *) geltend machen ). Iſt er befugt, über das Recht 
ohne Zuſtimmung der Frau) zu verfügen, jo wirkt das Urteil“) auch für und 
gegen die Fran ). 

E 1 1322; II 1281; M 4, 281; P 4, 129, 130, 145, 151, 158, 161, 172. 

1. Der Mann iſt der Frau gegenüber zur gerichtlichen Geltendmachung des Rechtes 
verpflichtet, falls eine ordnungsmäßige Verwaltung die Führung des Rechtsſtreits gebietet 
(ogl. $ 1374 A 2). Die Führung eines Rechtsſtreits iſt als eine zur Erhaltung des einge⸗ 
brachten Gutes dienende Verwaltungshandlung, nicht als eine Verfügung anzuſehen. Sie 
kann aber wegen der Grundſätze über die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils mittelbar die 
Folgen einer Verfügung haben. 

2. Rechte jeder Art, z. B. ein Forderungsrecht, ein Pfandrecht, ein Anfechtungsrecht. 
Dagegen werden Rechte, die dem Ehe manne kraft feines Verwaltungs- und Nutznießungs⸗ 
rechts zuſtehen, z. B. ſeine Rechte aus 1373 auf Beſitzergreifung der zum eingebrachten Gute 
gehörenden Sachen und aus Erwerb der Nutzungen des eingebrachten Gutes vom $ 1380 nicht 
betroffen. Solche Rechte kann er ſelbſtändig geltend machen. 

3. In dem vom Manne im eigenen Namen geführten Rechtsſtreite kann die Frau 
Zeugin fein (RG 3. 7. 05 IV 105/05). Mit Zuſtimmung der Frau kann der Mann das zum 
eingebrachten Gute gehörende Recht auch im Namen der Frau geltend machen. Dieſe Be⸗ 
fugnis liegt in ſeinem Verwaltungsrechte. Die Zuſtimmung der Frau macht die Erteilung 
einer Prozeßvollmacht überflüſſig und iſt nötigenfalls dem Prozeßgerichte nachzuweiſen (vgl. 
auch $ 1400 Abſ 2). Der im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehemann iſt berechtigt, den An“ 
ſpruch aus dem ſeiner Frau durch einen Unfall erwachſenen Schaden als eingebrachtes Gut 
im eigenen Namen einzuklagen (RG 15.11.06 VI 81/06). Vgl. auch RG 47, 84, RG 
IW 09, 483, 5 1356 A 7. 

4. Die Geltendmachung kann ſowohl von den bürgerlichen Gerichten als auch vor den 
Verwaltungsgerichten und Verwaltungsbehörden erfolgen. 

5. Die Geltendmachung kann in jeder Art der Rechtsverfolgung (Klage, Widerklage, 
Mahnverfahren, Arreſt, einſtweilige Verfügung) und Rechtsverteidigung (Einrede) erfolgen 
(vgl. $ 1376 A 9). Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Rechtes 
iſt ebenfalls zuläſſig. Wegen der Koſten vgl. $ 1387 Nr 1. Das Recht der Geltendmachung 
umfaßt nicht das Recht der Einziehung einer Leiſtung. Dazu bedarf es der Zuſtimmung 
der Frau ($ 1375), falls nicht einer der Ausnahmefälle der 68 1376—1378 vorliegt oder die 
Zuſtimmung gemäß $ 1379 erſetzt iſt. Im Regelfalle darf daher der Mann nicht auf Leiſtung 
an ihn klagen. Dagegen kann Leiſtung an die Frau oder Leiſtung an beide Eheleute gemein⸗ 
ſchaftlich oder Leiſtung an ihn bei Zuſtimmung der Frau verlangt werden, ebenſo Hinterlegung 
für beide Ehegatten. Ob der Mann wegen einer der Frau zuſtehenden Kapitalsforderung 
nur auf Leiſtung an beide Ehegatten zuſammen klagen konne und zwar auch im Falle der 
Zuſtimmung der Frau zu feiner Klageerhebung, iſt in RG 67, 265 unentſchieden gelaſſen. 
Wegen der Nutzungen vgl. A 2. Wegen der Geltendmachung von Anſprüchen gegen das ein- 
gebrachte Gut vgl. §s 739, 741, 742 ZPO. Mann und Frau können die einem jeden von 
ihnen durch das Geſetz — dem Manne dur chs 1380, der Frau durch $ 1400 — verliehenen 
Klagebefugniſſe in demſelben Rechtsſtreit als Streitgenoſſen ausüben (RG 25. 1. 06 IV 
369/05). Die im geſetzlichen Güterrechte lebenden Eheleute können gemeinſam einen Scho⸗ 
denserſatzanſpruch wegen einer der Frau zugefügten Körperverletzung geltend machen (RG 
IW 06, 16712). Vgl. auch § 1356 A 7. 

6. Z. B. wenn es ſich um die Rückforderung verbrauchbarer Sachen handelt ($ 1376 
Nr 1). 

N 7. Wirkung des Urteils. a) Iſt der Mann nicht befugt, über das zum ein⸗ 
gebrachten Gute gehörende Recht ohne Zuſtimmung der Frau zu verfügen (z. B. eine 
Darlehensforderung der Frau), und klagt er im eigenen Namen, fo wirkt das Urteil nur 
für und gegen den Mann, nicht auch für und gegen die Frau. Wird in dieſem Falle der 
Beklagte verurteilt, ſo iſt damit das Recht der Frau (z. B. eine Darlehensforderung) durch 
den Mann zur Anerkennung gebracht. Mittelbar kann ein ſolches Urteil für die Frau 
allerdings den Vorteil zur Folge haben, daß ihr die Führung eines Rechtsſtreits (5 1400) 
erſpart wird. Wird in dem gedachten Falle die Klage des Mannes abgewieſen, ſo iſt damit 
zwar das Recht der Frau dem Manne abgeſprochen worden, aber eben nur im Verhältniſſe 
des Beklagten zum Manne. Der Frau bleibt es unbenommen, ihr Recht in einem anderen 
Rechtsſtreite durchzuführen. Die Einreden der Rechtshängigkeit und Rechtskraft können 
ihr nicht entgegengeſetzt werden. Immer iſt es das Recht der Frau, das der Mann kraft 
eines Verwaltungsrechts geltend macht, und nicht bloß fein Verwaltungs und Nutz⸗ 
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nießungsrecht, wie Planck 81380 A 1 und andere annehmen. Wirkt das Urteil nur für 
und gegen den Mann, ſo können dementſprechend auch die von ihm im Rechtsſtreit abgegebenen 
Verzichte und Anerkenntniſſe dem Rechte der Frau nichts vergeben. Erteilt aber die Frau 
zu dem Verzicht oder Anerkenntniſſe des Mannes ihre Zuſtimmung, ſo wirken die Erklärungen 
des Mannes auch für und gegen ſie. Anders liegt die Sache, wenn die Frau ihre Zuſtimmung 
zu der Führung des Rechtsſtreits durch den Mann erteilt. Dadurch erreicht ſie nicht, daß das 
Urteil für und gegen ſie wirkt. Gerechtfertigt wird dies durch billige Rückſichtnahme auf den 
Prozeßgegner, der möglicherweiſe, wenn die Frau Partei wäre, dieſer gegenüber eine günftigere 
Stellung (in Bezug auf die Möglichkeit einer Widerklage oder auf die Beweismittel) im Rechts⸗ 
ſtreit einnehmen würde (Prot 4, 173). Die Frau erlangt demzufolge auch nicht durch den Bei- 
tritt als Nebenintervenientin ($ 69) die Stellung einer Streitgenoſſin ihres Mannes. 
b) Iſt der Mann befugt, über das zum eingebrachten Gute gehörende Recht ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau zu verfügen (vgl. A 6) und klagt er im eigenen Namen, ſo wirkt das Urteil 
nicht nur für und gegen den Mann, ſondern auch für und gegen die Frau. Wie im Falle zu a 
iſt auch in dieſem Falle das Recht der Frau Gegenſtand des Rechtsſtreits. Verzichte und An⸗ 
erkenntniſſe des Mannes wirken wie das Urteil für und gegen die Frau. Einer Klage der Frau 
würden die Einreden der Rechtshängigkeit und Rechtskraft entgegenſtehen. 


8 1381 


Erwirbt?) der Mann mit Mitteln?) des eingebrachten?) Gutes beweg⸗ 
liche Sachen“), jo geht mit dem Erwerbe) das Eigentum auf die Frau über, 
es ſei denn”), daß der Mann nicht für Rechnung des eingebrachten Gutes er: 
werben will. Dies gilt insbeſondere auch von Inhaberpapieren und von Order⸗ 
papieren, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn der 
Mann mit Mitteln des eingebrachten Gutes ein Recht an Sachen“) der bezeich⸗ 
neten Art oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen Übertragung der Ab⸗ 
tretungsvertrag genügt!). 

E II 1279; P 4, 131,1 44, 151, 169 ff, 184 ff. 

1. Zweck der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt, die Frau vor Benachteiligung durch 
das Verwaltungsrecht des Mannes zu ſchützen. Handelt der Mann im Namen der Frau, fo 
wird ſchon nach allgemeinen Grundſätzen ($$ 164 ff., $$ 929 ff.) das eingebrachte Gut 
unmittelbar berechtigt und verpflichtet. Handelt der Mann aber im eigenen Namen, ſo wird 
Dritten gegenüber zunächſt der Mann allein berechtigt und verpflichtet, und die Wirkungen 
des Geſchäfts müſſen auf die Frau noch beſonders übertragen werden, Dies iſt unter Ehegatten 
nicht üblich, ja häufig wird ſich der Mann des Erforderniſſes der Übertragung gar nicht be⸗ 
wußt ſein. Unterbleibt aber die Übertragung, ſo würde die Frau nur Erſatzanſprüche gegen⸗ 
über dem Manne geltend machen können. Zur Sicherſtellung der Frau ift daher angeordnet, 
daß das Eigentum gewiſſer vom Manne mit Mitteln der Frau angeſchaffter Sachen auf die 
Frau ohne weiteres übergeht. — Die rechtliche Erſetzung (Surrogation) des $ 1381 ſetzt voraus, 
daß der Mann für Rechnung des Eingebrachten erwerben will, wenn er 
auch im eigenen Namen handelt. Wenn er dagegen — gleichviel ob mit oder ohne 
Zustimmung der Frau — für ſich erwerben will und erwirbt, fo tritt rechtliche Erſetzung 
nicht ein (RG 40, 177). 
ba 1 Erwerb des Mannes, ſelbſt wenn er ohne Zuſtimmung und ohne Wiſſen der Frau 
andelt. 

3. Mittel ſind Geld und alle ſanſtigen wirtſchaftlichen Werte. In demſelben Sinne ift 
das Wort in $ 45 KO (Ausſonderungsracht der Frau) gebraucht. 

4. Mit Mitteln des eingebrachten Gutes, alſo nicht mit Mitteln des Vorbehaltsguts 
oder des Mannes oder eines Dritten. 

5. Sachen. Auch Geld und andere verbrauchbare Sachen. Was der Mann auf Grund 
eines zum eingebrachten Gute gehörenden Rechtes, insbeſondere durch Einziehung einer 
dazu gehörenden Forderung erwirbt, wird ſchon nach allgemeinen Grundſätzen einge- 
brachtes Gut. 

6. Zeitpunkt des Eigentumsüberganges. Handelt der Mann im eigenen Namen, 
ſo geht das Eigentum auf die Frau in dem Zeitpunkt über, in welchem ſich die Vorausſetzungen 
erfüllen, die nach allgemeinen Grundſätzen den Eigentumsübergang auf den Mann bedingen. 
Wegen des Falles, wenn der Mann im Namen der Frau handelt vgl. A 1. 0 

7. Beweis regeln. Beweiſt die Frau, daß der Erwerb mit den Mitteln des eingebrachten 
Gutes gemacht worden iſt, ſo wird angenommen, daß er auch für Rechnung des eingebrachten 
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Gutes gemacht worden iſt. Die Vermutung aus $ 1362 Abſ 1 iſt dann widerlegt. Dem 
Manne ſteht aber der Gegenbeweis offen, daß er nicht für Rechnung des eingebrachten Gutes 
habe erwerben wollen. In dieſem Falle iſt zwar Eigentum auf die Frau nicht übergegangen, 
der Mann bleibt aber verpflichtet, die Wirkungen des Geſchäfts auf die Frau zu übertragen. 
Hat der Mann für Rechnung des eingebrachten Gutes erwerben wollen, ſo erlangt die Frau 
Alleineigentum, gleichviel ob er den Erwerb mit eigenen Mitteln oder mit Mitteln des ein⸗ 
gebrachten Gutes gemacht hat. Hat der Mann zum Teile eigene Mittel, zum Teile Mittel 
des eingebrachten Gutes verwandt, und kann er den Gegenbeweis, daß er nicht für Rechnung 
des eingebrachten Gutes habe erwerben wollen, nicht führen, fo entſteht Miteigentum nach 
Verhältnis der verwandten Mittel. 

8. Rechte an Sachen. Z. B. eines Pfandrechts. 

9. Abtretungsvertrag, 55 398 ff. 


8 1382 


YHaushaltsgegenſtände ), die der Mann an Stelle?) der von der Frau 
eingebrachten), nicht mehr vorhandenen oder wertlos gewordenen“) Stücke 
anfchafft®), werden eingebrachtes Gut 7) s). 

E II 1280; P 4, 131, 144, 170, 184, 190; 6, 273. 

1. Begründung der Vorſchrift. Folgende Erwägungen waren maßgebend: Die 
Verpflichtung des Mannes, das eingebrachte Gut zu erhalten ($ 1374 A 2), erſtrecke ſich nur 
auf die eingebrachten Haushaltsgegenſtände. Die Frau könne darauf rechnen, ihre Haus⸗ 
haltsgegenſtände in ordnungsmäßigem Zuſtande zurückzuerhalten. Es entſpreche der Willens⸗ 
meinung jedes gewiſſenhaften Mannes, daß die zur Ergänzung eingebrachter Haushalts- 
gegenſtände angeſchafften Stücke eingebrachtes Gut würden. Auch erhalte die Frau bei dieſer 
Regelung eine kleine Entſchädigung dafür, daß ſie bei dem geſetzlichen Güterſtande keinen 
Anteil an der Errungenſchaft habe. Würde von einer beſonderen Beſtimmung abgejehen, 
ſo möchte, was ſich nicht empfehle, in jedem einzelnen Falle unterſucht werden, in welchem 
Sinne die Anſchaffung erfolgt ſei (Prot 4, 191). 

2. Haushaltsgegenſtände ſind die zum ehelichen Haushalte gehörenden Gegenſtände, 
ſoweit fie nicht Zubehör eines Grundſtücks find. Vgl. $ 1932 (Voraus der Ehefrau) und $ 1378 
(Grundſtückszubehör). Zu den Haushaltsgegenſtänden gehören unter anderem das Haus⸗ 
und Küchengerät, die Betten und das Tiſchzeug. Kleider und Leibwäſche gehören nicht dazu 
(vgl. $ 1366 A 1 und 6 und $ 1362 Abſ 2). 

3. Erſatzſtücke. Es muß ſich um ein Erſatzſtück handeln. Das Erſatzſtück braucht nicht 
von gleicher Art und Beſchaffenheit und von gleichem Werte zu ſein. Erſetzung von Erſatz⸗ 
ſtücken wird ebenſo angeſehen. Erſetzung liegt dagegen nicht vor, wenn es ſich um Vermehrung 
der Haushaltsgegenſtände handelt. Ob Vermehrung oder Erſetzung vorliegt, iſt Tatfrage. 
Würde z. B. an Stelle eines Sofas nebſt 4 zugehörigen Seſſeln ein anderes nebſt 6 zugehörigen 
Seſſeln angeſchafft, ſo ließe ſich darin eine bloße Erſetzung, keine Vermehrung finden. 

4. Zu den eingebrachten Haushaltsgegenſtänden ſind auch diejenigen zu rechnen, welche 
die Frau während der Ehe erwirbt (vgl. $ 1363 Abſ 2 und A 6). 

5. Untergang und Verſchlechterung. Auch bei zufälligem Untergang und bei zu- 
fälliger Verſchlechterung der Haushaltsgegenſtände findet $ 1382 Anwendung, ja ſelbſt dann, 
wenn, was wohl ſelten vorkommen wird, Untergang oder Verſchlechterung auf Vorſatz oder 
grobe Fahrläſſigkeit der Frau zurückzuführen wären. Wertlos geworden iſt ein Haushalts- 
gegenſtand nicht etwa erſt, wenn er gar keinen Wert mehr hat, ſondern ſchon, wenn er nicht 
mehr geeignet erſcheint, ſeinem beſtimmungsmäßigen Zwecke zu dienen. Wird ein Haus⸗ 
haltsgegenſtand durch Schuld eines Dritten beſchädigt oder zerſtört und erwächſt der Frau 
daraus ein Schadenserſatzanſpruch, ſo kann der Mann Abtretung dieſes Anſpruchs verlangen. 

6. Anſchaffung. Darauf, ob der Mann den Willen hat, das neue Stück an Stelle des 
nicht mehr vorhandenen oder wertlos gewordenen anzuſchaffen, und ſo zu einem Beſtand⸗ 
teile des eingebrachten Gutes zu machen, kommt es nicht an (ebenfo Staudinger, 
Ende mann; A. M. Planck A 3 p). Es genügt, wenn aus den Umſtänden hervorgeht, 
daß es ſich um ein Erſatzſtück handelt (A 3). Der § 1382 will gerade jede Unterſuchung darüber, 
in welchem Sinne die Anſchaffung erfolgt ſei, abſchneiden (Prot 4, 191; oben A 1). 

7. Beweislaſt. Daß die Vorausſetzungen des $ 1382 vorliegen, hat die Frau zu be⸗ 
weiſen. Im Falle des Beweiſes ift die Vermutung aus $ 1362 Abſ 1 widerlegt, auch das 
Ausſonderungsrecht der Frau aus § 45 KO in Anſehung des Erſatzſtücks dargetan. 

8. Eine Klage auf regelmäßige Ergänzung der eingebrachten Haushaltsgegenſtände 
ſteht der Frau gegen den Mann nicht zu. Unberührt bleibt ihr Erſatzanſpruch, falls den Mann 
ein Verſchulden trifft ($$ 1421, 1359). Ein Anſpruch auf Erſatz des für die Anſchaffung aus 
eigenen Mitteln Aufgewendeten ($ 1390) ſteht dem Manne gegen die Frau nicht zu. 


Geſetzliches Güterrecht 88 1381—1385 65 


8 1383 


Der Mann erwirbt die Nutzungen!) des eingebrachten Gutes in derſelben 
Weiſe :) und in demſelben Umfange) wie ein Nießbraucher. 

E 1 1292; II 1282 Abſ 1; M 4, 180 ff; P 4 125 ff., 130, 145, 152, 159, 173, 178. 

1. Begriff der Nutzungen $ 100. 

2. Fruchterwerb. Der Mann erwirbt alſo die Früchte einer Sache oder eines Rechtes 
(5 99) mit der Trennung ($$ 954, 1068). Für die Verteilung der Früchte nach Zeit iſt $ 101 
maßgebend. 

u 3. Umfang des Erwerbes. § 1031 (Nießbrauch am Zubehör) ift nicht anwendbar. 
Gehört ein Grundſtück zum eingebrachten Gute, ſo erſtreckt ſich das Nutznießungsrecht des 
Mannes auf das Zubehör nur, wenn dieſes mit eingebracht iſt. § 1037. Das Recht, die 
Sache umzugeſtalten oder weſentlich zu verändern, ſteht dem Ehemann innerhalb der Grenzen 
ordnungsmäßiger Verwaltung zu (vgl. 5 1374 A 1 und 2). 8 1038. Die Verpflichtung, ſich 
einem Wirtſchaftsplane zu unterwerfen, trifft den Mann nicht. Eine ſolche Verpflichtung 
würde dem ehelichen Verhältniſſe nicht entſprechen (Prot 4, 176). Sie iſt auch entbehrlich, 
weil in der Pflicht des Mannes zur ordnungsmäßigen Verwaltung eine faſt gleichwertige 
Sicherſtellung der Frau liegt (a. M. Planck A 2 c). $ 1039 (übermäßig gezogene Früchte) 
iſt mit Ausſchluß der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung anwendbar. Die Verpflichtung 
des Mannes zur Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich nach § 1391, fein Verſchulden nach 
89 1359, 1374. Wegen der Erſatzpflicht des Mannes vgl. auch § 1377 Abſ 3. $ 1040 iſt 
unanwendbar, da der Anteil der Frau an dem Schatze Beſtandteil des eingebrachten Gutes 
wird ($ 1363 Abſ 2), alſo der Nutznießung des Mannes unterliegt (8 1363 Abſ 1). $ 1046 
(Nießbrauch an einer Forderung gegen den Verſicherer) findet mit Ausſchluß der Befugnis 
des Eigentümers zur eigenen Verwendung der Verſicherungsſumme ($ 1046 Abſ 2 Satz 2) 
Anwendung, folgt übrigens auch ſchon aus der Pflicht des Mannes zu ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung. $ 1048 Abſ 1 (Grundſtücksinventar) iſt nach $ 1378 anwendbar. Wegen $ 1048 
Abf 2 dgl. Anm zu $ 1378. $ 1060 (Zuſammentreffen mit andern Nutzungsrechten) ift 
nicht anwendbar (M 4 S 192 zu 9). § 1066 (Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigen- 
tümers) iſt anwendbar. $ 1067 Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen) iſt durch § 1376 
Nr 1 erſetzt. § 1073 (Nießbrauch an einer Leibrente, einem Auszuge oder ähnlichen Rechte) 
iſt anwendbar. 


8 1384 


Der Mann hat außer den Koſten, welche durch die Gewinnung der 
Nutzungen ) entſtehen, die Koſten der Erhaltung!) der zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtände nach den für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften“) 
zu tragen. 

E 1 1297 Abſ 1 Halbſ 1; 11 1283; M 4, 199; ® 4; 131, 148, 152, 159, 175, 192; 6, 273. 

1. Begriff der Nutzungen $ 100. 

2. Erhaltungskoſten. Die Koſten der Verwaltung trägt die Frau, ſoweit ſie nicht 
zu den in den $$ 1384—1387 dem Manne auferlegten Laſten gehören. Auch die gewöhnliche 
Abnutzung geſchieht — wie aus $$ 1359, 1421 folgt — zu Laſten der Frau, jedoch vorbehalt⸗ 
lich der Erſatzpflicht des Mannes beiſchuldbar verurſachter Verſchlechterung. Vgl. auch § 1382 
(Haushaltsgegenſtände). 

3. Vorſchriften über den Nießbrauch SS 1041—1043 und 1068. Die im 8 1042 
beſtimmte Anzeigepflicht trifft den Ehe mann nicht, aber er hat für die Vornahme außer⸗ 
gewöhnlicher Ausbeſſerungen oder Erneuerung zu ſorgen, falls dies eine ordnungsmäßige 
Verwaltung erfordert. § 1044 (Geſtattung einer Ausbeſſerung) iſt unanwendbar. Auf die 
95 592, 593 iſt in $ 1421 (Bewirtſchaftung eines Landguts oder land wirtſchaftlichen 
Grundſtücks) ausdrücklich hingewieſen (vgl. $ 1055). 


8 1385 


Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet!), für die Dauer?) der 
Verwaltung und Nutznießung zu tragen: 

1. die der Frau) obliegenden öffentlichen Laſten mit Ausſchluß der auf 
dem Vorbehaltsgute“) ruhenden Laſten und der außerordentlichen 
Laſten, die als auf den Stammwert des eingebrachten Gutes gelegt 
anzuſehen ſind ); 
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2. die privatrechtlichen Laſten e), die auf den zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Gegenſtänden ruhen”); 

3. die Zahlungen, die für die Verſicherung der zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtände zu leiſten ſind '). 

E 11297 Abſ I Nr 1—3; II 1284; M 4 200; P 4, 131, 132, 148, 152, 159, 178, 192; 6 278 ff. 

1. Der $ 1385 lehnt ſich an die Beſtimmungen über den Nießbrauch an (59 1047, 
1045 Abſ 2). Die Verpflichtung trifft den Mann, gleichviel ob und wie hohe Erträge das 
eingebrachte Gut abwirft oder ob überhaupt eingebrachtes Gut vorhanden iſt (vgl. Vorbem 
vor § 1373). Anſpruch auf Erſatz des Aufge wendeten hat der Mann gegen die Frau nicht. 
Wegen der Haftung des Mannes gegenüber den Gläubigern vgl. § 1388. 

2. Für die Verteilung der Laſten nach Zeit iſt $ 103 maßgebend. 

3. Laſten der Frau. Der Mann hat nicht nur die auf dem eingebrachten Gute 
ruhenden, ſondern auch die der Frau in Perſon obliegenden öffentlichen Laſten (3. B. 
Perſonalſteuern) zu tragen. 

4. Laſten des Vorbehaltsguts. Z. B. die Gewerbeſteuer der ein Erwerbsgeſchäft 
ſelbſtändig betreibenden Frau ($ 1367). 

5. Außerordentliche Laſten. 3. B. die Erbſchaftsſteuer. 

6. Der Ausdruck: „privatrechtliche Laſten“ iſt hier in demſelben Sinne gebraucht 
wie im $ 1047. Insbeſondere fallen darunter die Zinſen der Hypothekenforderungen und 
Grundſchulden, ſowie die auf Grund einer Rentenſchuld zu entrichtenden Leiſtungen. Hin⸗ 
ſichtlch der Zinſen von Hypothekenforderungen wird die Verpflichtung 
des Mannes jedoch durch $ 1386 (vgl. A 9) eingeſchränkt. Auch die einzelnen Leiſtungen 
einer Reallaſt find privatrechtliche Laſten im Sinne des $ 1047, dagegen nicht die Ablöſungs⸗ 
ſumme für eine Reallaſt oder eine Rentenſchuld, ebenſowenig die Hypotheken- und Grund⸗ 
ſchuldkapitalien ſelbſt. 

7. Selbſt wenn die Belaſtung des eingebrachten Gutes erſt während der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes eingetreten iſt. Abweichung von $ 1047. 

8. Verſicherungsbeiträge, Stempel, Gebühren und ſonſtige für die Verſicherung 
erforderliche Leiſtungen. Die Zahlungspflicht des Mannes tritt ein, gleichviel, ob die Ver⸗ 
ſicherung von ihm während des Güterſtandes oder von einem andern vor Eintritt des 
Güterſtandes genommen worden ift. Für einen von der Frau während der Verwaltung 
und Nutznießung geſchloſſenen Verſicherungsvertrag ift $ 1399 maßgebend. Die Frage, ob 
der Mann zur Verſicherung der zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenſtände verpflichtet 
ift, entſcheidet ſich nach $ 1374. Vgl. A 1 und 2 daſelbſt, ſowie § 1045 Abſ 1. Zahlungen 
für Verſicherung von Früchten liegen dem Manne nach § 1384 ob (Gewinnungskoſten). 


8 1386 


Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet), für die Dauer e) der 
Verwaltung und Nutznießung die Zinſen derjenigen Verbindlichkeiten s) der 
Frau zu tragen, deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt 
werden kann). Das Gleiche gilt von wiederkehrenden Leiſtungen anderer 
Art 5), einſchließlich der von der Frau auf Grund ihrer geſetzlichen Unter: 
haltspflicht geſchuldeten Leiſtungen“), ſofern fie bei ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden”). 

Die Verpflichtung des Mannes tritt nicht ein), wenn die Verbindlich⸗ 
keiten oder die Leiſtungen im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander dem Vor⸗ 
behaltsgute der Frau zur Laſt fallen ). 5 

E 1 1297 Abſ I Nr 4; 11 1285; M 4, 200 ff; P 4, 132 148, 152, 159, 179 192; 6, 273. 

1. Der $ 1386 beruht auf ähnlichen Erwägungen wie $ 1047 (Zinſen). Vgl. auch 
§ 1088 Abſ 1 Satz 2 (wiederkehrende Leiftungen). Die Verpflichtung trifft den Mann, 
gleichviel ob und wie hohe Erträge das eingebrachte Gut abwirft oder ob überhaupt ein⸗ 
gebrachtes Gut vorhanden ift (vgl. Vorb vor 51373). Anſpruch auf Erſatz des Aufgewendeten 
hat der Mann gegen die Frau nicht. Wegen des Wegfalls der Unterhaltsleiſtungen bei Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit der Frau vgl. jedoch A 7. Wegen der Haftung des Mannes gegenüber den Glaͤu⸗ 
bigern vgl. § 1388. . 

2. Für die Verteilung der Zinſen und anderer Leiſtungen nach Zeit ift $ 103. 
maßgebend. — 

3. Verbindlichkeiten. Gleichviel ob perſönliche oder dingliche. 


Geſetzliches Güterrecht 55 1385—1387 67 


4. Beweislaſt. Daß eine Verbindlichkeit vorliegt, deren Berichtigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gute verlangt werden kann (88 1411—1414), hat die Frau zu beweiſen. Gleich⸗ 
gültig iſt, ob die Verbindlichkeit vor oder nach Eintritt der Verwaltung und Nutznießung ent⸗ 
ſtanden iſt. Abweichung von § 1047. 

5. Wiederkehrende Leiſtungen. Z. B. Beiträge für Lebens-, Unfall-, Haftpflicht⸗ 
verſicherungen, falls ihre Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kann. 
Leiſtungen zum Erſatze der durch den gewöhnlichen Gebrauch abgenutzten Stücke ($ 1382) 
gehören nicht hierher. 

6. Für die geſetzliche Unterhaltspflicht der Frau kommen in Betracht $$ 1601, 1604 
Abs 1 (gegenüber ihren Verwandten), $$ 1578, 1583 (gegenüber dem geſchiedenen Manne), 
85 1345, 1346 (gegenüber dem andern Ehegatten bei Nichtigkeit der Ehe) und § 1351 (gegen- 
über dem andern Ehegatten bei angefochtener Todeserklärung). Bei Leiſtungsunfähigkeit 
der Frau ($ 1603) iſt auch der Mann von Unterhaltsleiſtungen frei. 

7. Den Maßfſtab gibt die Handlungsweiſe eines ordentlichen Hausvaters ab. 

8. Die Vorausſetzungen des Nichteintritts hat der Mann zu beweiſen. 

9. Hierfür maßgebend find die $$ 1415 und 1416. Wird für eine Verbindlichkeit des 
Vorbehaltsguts oder für eine ſolche Verbindlichkeit des eingebrachten Gutes, welche im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zu einander nach $$ 1415, 1416 dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, 
eine Hypothek mit einem zum eingebrachten Gute gehörenden Grundſtücke beſtellt, jo tritt 
die Verpflichtung des Mannes zur Haftung der Hypothekenzinſen nicht ein. Abweichung 
von $ 1047. (Vgl. $ 1385 A 6). 


8 1387 


Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet!), zu tragen: 

1. die Koſten eines) Rechtsſtreits ), in welchem er ein zum eingebrachten 
Gute gehörendes Recht geltend macht“), ſowie die Koſten eines Rechts⸗ 
ſtreits, den die Frau führt’), ſofern nicht die Koſten dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt fallen“); 

2. die Koſten der Verteidigung) der Frau in einem gegen fie gerichteten 
Strafverfahren“), jofern?) die Aufwendung der Koſten den Umſtänden 
nach geboten iſt oder mit Zuſtimmung ) des Mannes erfolgt, vorbe⸗ 
haltlich der Erjagpflicht??) der Frau im Falle ihrer Verurteilung. 

E 1 1297 Abſ 1 Nr 5 ff; II 1286; M 4, 202; P 4, 132, 148, 152, 159, 173, 179, 183, 208. 

1. Die Verpflichtung trifft den Mann, gleichviel ob und wie hohe Erträge das einge⸗ 
brachte Gut abwirft oder ob überhaupt eingebrachtes Gut vorhanden iſt (vgl. Vorb vor $ 1373). 
Anſpruch auf Erſatz des Aufgewendeten hat der Mann gegen die Frau nicht. Wegen der 
Haftung des Mannes gegenüber den Gläubigern vgl. $ 1388. 

2. Koſten. Der Ausdruck „Koſten“ umfaßt ſämtliche Koſten des Verfahrens, ins⸗ 
beſondere die der Behörde, des Gerichtsvollziehers und der Anwälte mit Einſchluß der dem 
Gegner zu erſtattenden Koſten. 

3. Rechtsſtreit. Gleichgültig iſt, ob der Rechtsſtreit vor einem bürgerlichen Gerichte, 
einem Verwaltungsgericht oder einer Verwaltungsbehörde anhängig gemacht worden iſt. 
Auch eine Privatklage der Frau fällt hierunter. 0 

4. Die Geltendmachung kann in jeder Art der Rechtsverfolgung (Klage, Widerklage, 
Mahnverfahren, Arreſt und einſtweilige Verfügung) und Rechtsverteidigung (Einrede) er⸗ 
folgen (vgl. § 1380 A5). Gleichgültig iſt es, ob der Mann das Recht im eigenen Namen oder 
im Namen der Frau geltend macht. Wegen der Wirkung des Urteils vgl. § 1380 A 7. 

5. Rechtsſtreit der Frau. Nebenſächlich iſt, in welcher Parteirolle und gegen 
wen (ob gegen einen Dritten oder den Mann) die Frau den Rechtsſtreit führt (ogl. A 6). 

6. Koſtenlaſt. Ob die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten dem Vorbehaltsgute zur 
Laſt fallen, beſtimmt ſich nach $$ 1415, 1416. Danach fallen dem Vorbehaltsgute nicht zur 
Laſt: a) Die Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau gegen einen Dritten führt, wenn das 
Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam iſt (vgl. $ 1400 
und A 3, § 1380 A 7). b) Die Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau gegen einen Dritten 
führt und der eine perſönliche Angelegenheit der Frau oder eine nicht unter die Vorſchriften 
des § 1415 Nr 1, 2 fallende Verbindlichkeit, für die das eingebrachte Gut haftet, betrifft. 
jedoch in beiden Fällen nur inſoweit die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten 
iſt und ohne Rückſicht darauf, ob das Urteil dem Manne gegenüber wirkſam iſt. Das Vor⸗ 
handenſein dieſer Vorausſetzungen hat der Mann zu beweiſen. 


5˙* 
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Im Jalle des Rechtsſtreits zwiſchen Mann und Frau gilt folgendes: 

a) Haftung des Mannes. Führt die Frau (als Klägerin oder Beklagte) gegen den 
Mann einen Rechtsſtreit, ſo bleibt zunächſt in der Schwebe, welche Partei die Koſten des 
Rechtsſtreits zu tragen haben wird. Wird darauf der Mann in die Koſten verurteilt, oder ſonſt 
nach Vorſchrift der Prozeßgeſetze Koſtenſchuldner, ſo hat eben der Mann die Koſten perſönlich 
zu tragen. Dies hat als ſelbſtverſtändlich im Geſetze keinen Ausdruck gefunden (M 4, 266). 
Zur Berichtigung dieſer ſeiner perſönlichen Koſtenſchuld darf der Mann ebenſowenig das ein« 
gebrachte Gut der Frau wie deren Vorbehaltsgut angreifen. Er hat die Schuld aus eigenen 
Mitteln zu berichtigen, und dazu gehören auch die Nutzungen des eingebrachten Gutes der 
Frau. Abgeſehen von dieſen Fällen der perſönlichen Koſtenſchuld des Mannes hat im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten ſtets die Frau die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. In der Regel 
wird ſie auch in den vorausgeſetzten Fällen die zur Tragung der Koſten verurteilte Partei ſein. 
Die Frau muß die ſie treffende Koſtenſchuld gleichfalls aus eigenen Mitteln berichtigen, d. h., 
da ſie von ihrem eingebrachten Gute nichts dem Manne entziehen darf, aus ihrem Vorbehalts⸗ 
gute. Die Koſtenſchuld der Frau iſt daher eine Verbindlichkeit ihres Vorbehaltsgutes und 
kommt als ſolche bei der künftigen Ausgleichung unter den Ehegatten — wenn ſie nicht vorher 
von der Frau getilgt wird — zur Verrechnung ($ 1416 Abſ 1). Die durch den Ehemann von 
dem eingebrachten Gute der Frau gezogenen Nutzungen werden mit der Koſtenſchuld der Frau 
nicht belaſtet (M 4, 266). Solange aber ungewiß iſt, ob der Mann in die Koſten verurteilt 
oder ſonſt nach Vorſchrift der Prozeßgeſetze Koſtenſchuldner werden wird, darf die Koſtenſchuld 
nicht ſchon als Verbindlichkeit des Vorbehaltsgutes angeſehen werden. Vielmehr beſteht in 
dieſer Schwebezeit die Verpflichtung des Mannes gegenüber der Frau, die Koſten vorläufig, 
d. h. unbeſchadet künftiger Ausgleichung zu tragen. Die Frau hat einen Anſpruch darauf, 
daß der Mann die Koſten des Rechtsſtreits, gleich als wenn er ſelbſt den Rechtsſtreit als Partei 
führte, trage. Er hat nicht nur die fälligen, ſondern auch die nach Maßgabe der Koſtengeſetze 
vorſchußweiſe zu zahlenden Koſten zu tragen und er iſt demzufolge verpflichtet, die Frau mit 
angemeſſenen Koſten vorſchüſſen zu verſehen. Dieſe Verpflichtung des Mannes folgt zwar 
weder aus der Unterhaltspflicht, noch aus dem ehelichen Verhältniſſe (M 4, 640), insbeſondere 
nicht aus der Pflicht des Mannes, die Frau zu ſchützen und zu verteidigen, ſie beruht aber auf 
dem ehelichen Güterrechte (M 4, 125, 202, 640). Bei dem geſetzlichen Güterſtande gebührt 
dem Manne die Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes. Mit Rückſicht darauf 
hat er bis zu anderweitiger Entſcheidung des Rechtsſtreits auch die Koſten eines jeden von 
der Ehefrau geführten Rechtsſtreits zu tragen, zumal Rechtsſtreitkoſten wirtſchaftlich die 
Natur von Verwaltungskoſten zu haben pflegen (M 4, 202). Es entſpricht der Billigkeit, 
daß der Ehemann grundſätzlich diejenigen Verbindlichkeiten der Ehefrau, die fie ſonſt ſelbſt 
aus den Einkünften ihres Vermögens beſtreiten würde, der Ehefrau gegenüber zu tragen 
verpflichtet iſt (M 4, 199). Da dieſe Verpflichtung des Mannes in den durch den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung begründeten Rechten ihren Grund hat, ſo kommt es nicht 
darauf an, ob die vom Ehemann aus dem Ehegute gezogenen Nutzungen die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits decken, ebenſowenig darauf, ob ſolche Nutzungen überhaupt gezogen ſind, nicht einmal 
darauf, ob eingebrachtes Gut vorhanden iſt oder vorhanden war, zumal es nicht vorauszuſehen 
iſt, ob ſolches bei der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung nicht doch vorhanden ſein 
werde. Die in § 1297 Abſ 2 des 1. Entw. enthaltene Beſchränkung der Verpflichtung des 
Mannes auf den Betrag der Nutzungen iſt bei der 2. Leſung geſtrichen worden, weil ſonſt 
ſchwierige Abrechnungen erforderlich wären und die Vorſchrift nur ſcheinbar der Billigkeit 
entſpreche (Reatz, 2. Leſg. S 43; Prot 6, 274). Der $ 1387 Nr 1 BGB auferlegt dem 
Manne die Koſten des Rechtsſtreits, ohne zu unterſcheiden, ob die Frau den Rechtsſtreit gegen 
einen Dritten oder gegen den Mann führt. Eine derartige Unterſcheidung wäre ſachlich auch 
nicht gerechtfertigt, da in beiden Fällen die Frau das gleiche Bedürfnis und der Mann die 
gleiche Rechtsſtellung im Güterrechte hat. Vgl. RG 47, 72, wo insbeſondere ausgeführt 
iſt, daß der Ehemann in einem zwiſchen ihm und ſeiner Frau ſchwebenden Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſe durch einſtweilige Verfügung zur Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes für den Anwalt 
der Frau angehalten werden kann, wenn ſich der Güterſtand nach den Beſtimmungen der 
§5 1363—1425 BOB regelt. Der genannte Beſchluß iſt vielfach angegriffen worden (vgl. 
namentlich Staudinger, BGB 3 1387 A 3; Gaupp-Gtein, ZPO Vorbem VI vor 
$ 606), aber er entſpricht dem Geſetz und dem Rechtsbedürfniſſe. Auf $ 1394 kann die 
gegenteilige Anſicht nicht geſtützt werden; denn es handelt ſich nicht um einen Anſpruch, den 
die Frau gegen den Mann aus der tatſächlich ausgeübten Verwaltung und Nutznießung ihres 
eingebrachten Gutes durch den Mann erworben hat, ſondern um eine dem Manne aus ſeiner 
güterrechtlichen Stellung erwachſene geſetzliche Pflicht, deren Erfüllung der Natur der Sache 
nach nicht bis zur Beendigung der Verwaltung und Nutznießung aufgeſchoben werden kann 
(vgl. $ 1394 A 3). Daß der Geſetzgeber die Frau, die der zur Führung eines Rechtsſtreits er⸗ 
forderlichen Mittel doch ſofort bedarf, nicht mit dieſem Anſpruche bis nach Beendigung der 
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Verwaltung und Nutznießung des Mannes wird haben verweiſen wollen, liegt auf der Hand. 
Übrigens iſt die Gefahr mutwilligen Klagens erfahrungsgemäß nicht ſo dringend, daß es 
beſſer wäre, darum der Frau das Klagen durch Vorenthaltung ſofort verfügbarer Mittel nahezu 
unmöglich zu machen. Vgl. RG 14. 12. 08 IV B 467/08 (Zuläſſigkeit einer einſtweiligen 
Verfügung gegen den Mann, die Frau mit Koſtenvorſchuß zu veiſehen). 

b) Armenrecht. Die Verpflichtung des Mannes, die Frau mit Koſtenvorſchuß zu ver⸗ 
ſehen, beſteht, auch wenn ihm das Armenrecht bewilligt iſt. Beim geſetzlichen Güterſtande 
gehört es eben zu den Pflichten des Mannes, gleichviel ob er arm oder reich iſt, Vermögen 
der Frau verwaltet oder nicht (RG FW O1, 274, 735), die Frau mit Koſtenvorſchuß zu verſehen, 
zumal ſich die Vorausſetzungen für die Bewilligung des Armenrechts nicht mit dem Zuſtande 
der Zahlungsunfähigkeit decken. Beſteht aber über die Mittelloſigkeit des im Armenrechte 
ſtreitenden Mannes ſonſt kein Zweifel und wäre demzufolge eine dem Manne die Zahlung 
eines Koſtenvorſchuſſes aufgebende, einſtweilige Verfügung eine zweckloſe Maßnahme, ſo iſt 
deren Erlaß abzulehnen (RG FW 06, 35617, 560°"). Dagegen kann die Frau, wenn ihr das Armen⸗ 
recht bewilligt iſt, den Mann nicht noch wegen Koſtenvorſchuſſes in Anſpruch nehmen, ebenſo⸗ 
wenig dann, wenn die von ihr beabſichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung a u 8- 
ſichts los erſcheint (RG 29. 7. 07 IV B 292/07). In ſolchen Fällen wird, wenn der Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung in Frage ſteht, ſolche regelmäßig ſchon wegen des Nichtbeſtehens 
einer Notlage (8940 380) abzulehnen fein. — Anderſeits iſt es unzuläſſig, einer Frau, 
die nicht im Armenrechte ſtreitet, mit dem Hinweiſe darauf, daß fie das Armenrecht nachſuchen 
könnte und bewilligt erhalten würde, den Anſpruch auf Gewährung eines Koſtenvorſchuſſes 
zu verſagen. Das würde auf einen mittelbaren Zwang der Frau zur Nachſuchung des Armen⸗ 
rechts hinauslaufen. Ein derartiger Zwang ift nicht gerechtfertigt. Das Armenrecht würde 
der Frau nur einſtweilige Befreiung von Koſtenzahlungen gewähren. Durch Gewährung des 
Koſtenvorſchuſſes erhält ſie dagegen die Möglichkeit, ſich durch Tilgung der Koſtenſchuld Dritten 
gegenüber endgültig zu befreien. Auch könnte fie den Prozeß bevollmächtigten frei wählen. 
Überdies kann eine Frau nicht als arme Partei gelten, wenn ſie das Recht hat, die zur Führung 
des Rechtsſtreits erforderlichen Geldmittel von ihrem dazu vermögenden Ehemanne zu fordern 
(RG IW 06, 35617, 56028). g 

c) Geſamtſchuldneriſche Haftung der Eheleute. It die Frau der Gerichtskaſſe gegen- 
über koſtenvorſchußpflichtig, jo haftet der Mann neben der Frau als Geſamtſchuldner (88 1387, 
1388) und dieſe Haftung für den Koſtenvorſchuß bleibt nach $ 90 GK beſtehen, auch wenn 
die Koſten des Verfahrens darauf der Frau auferlegt werden. Die Koſtenvorſchußpflicht des 
Mannes, deſſen Ehe fortbeſteht (3. B. wenn die Reviſionen beider Teile gegen das die Schei⸗ 
dungsklage abweiſende Urteil zurückgewieſen werden), wird dadurch nicht berührt, daß die 
Koſten, die der Ehefrau infolge Zurückweiſung ihrer Reviſion endgültig auferlegt ſind, ſich 
nunmehr als ſolche Koſten erweiſen, die dem Vorbehaltsgute der Frau zur Laſt fallen, mithin 
vom Manne nicht zu tragen ſind ($$ 1387, 1388, 1416; RG 20. 7. 07 IV 313/06). Die Frage, 
ob eine klagende Ehefrau durch Einlegung eines Rechtsmittels der Gerichtskaſſe gegenüber 
Vorſchußſchuldnerin wird, hängt mit der geſetzlichen Vorſchußpflicht des Ehemannes gegenüber 
der Ehefrau nicht zuſammen und iſt nach $ 81 Gch im Hinblick auf die Prozeßfähigkeit der 
Ehefrau (5 52 Abſ 2 ZRO und $ 1399 BGB) zu bejahen (RG JW 10, 157°”). 

d) Nichtige Ehe. Die Haftung des Ehemannes aus der Koſtenvorſchußpflicht fällt 
weg, wenn die Ehe für nichtig erklärt wird. Denn Anſprüche der Frau oder Dritter, welche 
nur bei Gültigkeit der Ehe beſtehen können, werden von ſelbſt hinfällig, wenn die Ehe als von 
Anfang an nichtig anzuſehen iſt (RG JW 05, 299). 

7. Verteidigungskoſten $$ 140, 141 StPO. 

8. Strafverfahren. Dazu gehört auch ein gegen die Frau gerichtetes Privatklage⸗ 
verfahren (vgl. A 3). 

9. Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen hat die Frau zu beweiſen. 

10. Die nach $ 1402 erſetzte Zuſtimmung ſteht der erteilten gleich. 
11. Erſatzpflicht, $ 1415 Nr 1. 


8 1388 

Soweit der Mann nach den SS 1385 bis 1387 der Frau gegenüber deren 
Verbindlichkeiten zu tragen hat!), haftet) er den Gläubigern neben der Frau 
als Geſamtſchuldner“) ). 

E II 1287; M 4, 205; P 4, 132, 152, 159, 179, 198; 6, 275. 

1. $ 1388 beruht auf denſelben Erwägungen wie $ 1088 (Nießbrauch an einem 
Vermögen). Die unmittelbare Haftung des Ehemannes gegenüber den Gläubigern 
11 55 natürlichen Auffaſſung und gereicht ſowohl der Ehefrau als auch dem Gläubiger 
zum Vorteile. 
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er 2. Die Bewelslaſt beſtimmt ſich ebenſo wie im Verhältniſſe des Mannes gegenüber 
er Frau. 

3. Die Haftung trifft den Mann, gleichviel ob das eingebrachte Gut Erträgniſſe abwirft 
oder nicht und ob eingebrachtes Gut überhaupt vorhanden iſt (vgl. Vorbem vor $ 1373). 

4. Die Haftung des Mannes als Geſamtſchuldner beſtimmt ſich nach 55 421425. 
Die Haftung des Mannes aus $ 1387 Nr 2 dauert dem Gläubiger gegenüber auch nach der 
Verurteilung der Frau fort. — Wegen Unpfändbarkeit der Früchte des eingebrachten Gutes 
vgl. 5 861 3 PO. 

5. Erſatzpflicht. Anſpruch auf Erſatz des Aufgewendeten hat der Mann gegen die 
Frau nicht, wohl aber umgekehrt die Frau gegen den Mann. 


8 1389 


Der Mann hat!) den ehelichen Aufwand?) zu tragen. 

Die Frau kann verlangen), daß der Mann den Reinertrag)) des ein⸗ 
gebrachten Gutes, ſoweit dieſer zur Beſtreitung des eigenen und des der Frau 
und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ) zu gewährenden Unterhalts er⸗ 
forderlich iſt, ohne Rückſicht auf ſeine ſonſtigen Verpflichtungen zu dieſem 
Zwecke verwendet). 

E 1 1328 Nr 2 Halbſ 2; II 1288 M 4, 163, 297; P 4, 132, 147, 175, 184, 193, 196; 6, 278. 

1. Die Verpflichtung des Mannes zur Tragung des ehelichen Aufwandes entſpricht 
ſeinem Rechte auf Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes. In der Über⸗ 
laſſung dieſes Gutes an den Mann zur Verwaltung und Nutznießung beſteht der von der Frau 
zu dem ehelichen Aufwande zu leiſtende Beitrag. Die Verpflichtung trifft den Mann allein 
und ift unabhängig davon, ob eingebrachtes Gut vorhanden iſt. Vgl. Vorbem vor $ 1373. 
Wegen der Unterhaltspflicht vgl. aber auch $ 1603. Wenn 9 1389 Abſ 1 dem im geſetzlichen 
Güterſtande lebenden Mann die Verpflichtung auferlegt, den ehelichen Aufwand zu tragen, 
ſo iſt damit nicht ausgeſchloſſen, daß auch die Frau aus ihrem Stammvermögen hierzu Bei⸗ 
träge leiſte. Dies kann auch ſo geſchehen, daß ſie die Verwendung ihres Vermögens zu Zwecken 
der Lebenshaltung ſtillſchweigend gutheißt (RG 12. 10. 08 IV 250/08). 

2. Der Begriff des ehelichen Aufwandes iſt im BGB nicht beſtimmt. Dem Weſen 
der Ehe als vollſtändiger Lebensge meinſchaft von Mann und Frau entſprechend begreift der 
eheliche Aufwand alle dieſe Lebensgemeinſchaft betreffenden und ihren Zwecken dienenden 
Ausgaben. Der Ausdruck: „ehelicher Aufwand“ iſt in gleichem Sinne in $$ 1427, 1458, 1529 
gebraucht. Der eheliche Aufwand umfaßt vor allem den Unterhalt beider Ehegatten und 
ihrer gemeinſchaftlichen Abkömmlinge. Dieſe Unterhaltspflicht ift ſchon in $$ 1360, 1601 vor⸗ 
geſchrieben und eine Anderung der Vorausſetzungen der geſetzlichen Unterhaltspflicht bezweckt 
der § 1389 nicht. Zufolge $ 1389 Abs 1 iſt der Mann auch gegenüber der Frau 
verpflichtet, den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren. Der eheliche 
Aufwand deckt auch die Fälle, in denen Aufwendungen für den Unterhalt der Eltern eines 
Ehegatten im gemeinſamen Haushalt oder für wohltätige Zwecke, oder für die den Verhält⸗ 
niſſen der Familie entſprechenden geſelligen Veranſtaltungen zu machen ſind (Prot 4, 194). 
Nicht unter den ehelichen Aufwand fallen die in 58 1384—1387 bezeichneten, dem Manne als 
Ausfluß der Verwaltung und Nutznießung obliegenden Laſten, ebenſowenig die Koſten der 
Eheſchließung. Dieſe hat jeder Ehegatte zur Hälfte zu tragen (M 4, 163, $ 320). Das Reichs⸗ 
gericht hat angenommen (RG 67, 1), daß der Begriff des ehelichen Aufwandes den eigenen 
Unterhalt ſowohl der Ehegatten als der gemeinſchaftlichen, mindeſtens der den elterlichen 
Haushalt teilenden Abkömmlinge mit umfaſſe, daß er aber damit nicht erſchöpft werde. 

3. Anspruch der Frau. Den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ſteht das Recht 
nicht zu. Der Anſpruch unterliegt der Beſchränkung in $ 1394 Abſ 1 nicht (§ 1394 Abſ 2). 
Wird der Anſpruch verletzt, ſo kann die Frau auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung 
klagen ($ 1418 Abſ 1 Nr 2). 5 

4. Reinertrag. Die Koſten der Verwaltung des eingebrachten Gutes, auch die vom 
Manne nach 89 1384 —1387 zu tragenden Laſten find abzuziehen. 

5. Für die nicht gemeinſchaftlichen Abkömmlinge der Frau kommen unter Umſtänden 
55 1386, 1388 in Betracht. Über den Begriff eines „gemeinſchaftlichen Abkömmlings“ vgl. 
5 1482 A 2. 

5 6. Wegen Un pfändbarkeit der Früchte des eingebrachten Gutes vgl. $ 861 3 PO. 


§ 1390 
Macht der Mann zum Zwecke der Verwaltung des eingebrachten Gutes?) 
Aufwendungen), die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf!“), 
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fo kann er von der Frau Erſatz verlangen“), ſofern nicht die Aufwendungen 
ihm ſelbſt zur Laſt fallen “). 

E 1 1324 Abſ 1, $ 595; 11 1289; M 4, 285; P 4, 132, 148, 151, 159, 174, 196. 

1. Kraft des in dem Verwaltungsrechte des Mannes liegenden geſetzlichen 
Auftrags iſt der Mann berechtigt, Erſatz ſeiner Auslagen und Befreiung von den 
eingegangenen Verbindlichkeiten zu verlangen, beziehungsweiſe ſich aus den vorhandenen 
Geldern gemäß $ 1376 Nr 1 bezahlt zu machen (M 4, 271). 

2. Zweck der Aufwendungen. Betreffen die Aufwendungen andere Zwecke als 
die Verwaltung des eingebrachten Gutes, z. B. perſönliche Bedürfniſſe der Frau oder das 
Vorbehaltsgut, fo find die allgemeinen Grundſätze über den Auftrag ($ 670) und die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag ($ 683) für den Erſatz maßgebend. 

3. Über den Begriff der Aufwendungen vgl. Erläut. zu § 670. 

4. Das pflichtgemäße Ermeſſen (58 1374, 1359) des Mannes entſcheidet. Es kommt 
nicht, wie in $ 683 darauf an, ob die Aufwendungen tatſächlich für die Frau vorteilhaft find 
und ihrem wirklichen oder mutmaßlichen Willen entſprechen. 

5. Erſatzanſpruch. Der Mann kann das Verlangen ſchon während der Dauer der 
Verwaltung und Nutznießung ſtellen. Er kann auch Befreiung von einer ein⸗ 
gegangenen Verbindlichkeit verlangen ($ 257). Die Frau kann, wenn die 
Verbindlichkeit noch nicht fällig iſt, dem Manne, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten. 
Für die Frage, ob Zinſen zu zahlen find, iſt § 256 zu beachten. Ein Recht auf Vor⸗ 
ſchuß zahlung (8669) und Wegnahme einer Einrichtung ($$ 258, 1049 
Abſ 2) hat der Mann nicht. Ihm ſtehen aber die Befugniſſe aus § 1376 Nr 1 und $ 1379 
zur Seite. Wegen der Auskunfts-, Herausgabe- und Rechenſchaftspflicht des Mannes gelten 
nicht $$ 666, 667, ſondern $$ 1374, 1421. Wegen der Verjährung vgl. $ 204. 

6. 85 1384 —1389. Abweichende Vereinbarungen find ſtatthaft. 


8 1391 


Wird durch das Verhalten?) des Mannes die Beſorgnis) begründet, 
daß die Rechte) der Frau in einer das eingebrachte Gut erheblich gefährden⸗ 
den s) Weiſe verletzte) werden, jo kann“) die Frau von dem Manne Sicherheits- 
leiſtung verlangen“). 

Das Gleiche gilt?), wenn die der Fran aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes zuſtehenden Anſprüche n“) auf Erſatz des Wertes ver⸗ 
brauchbarer Sachen erheblich gefährdet ſind ) 12) 15). 

€ 1292, 1005 11 1290 M 4, 185, 197 P 4, 132, 145, 176, 177, 198. 

1. Zweck und Inhalt der Vorſchrift. Der $ 1391 gehört zu denjenigen Beſtimmungen, 
welche wie die 58 1381, 1382 (Eigentumsübergang kraft Geſetzes), §8 1389 Abſ 2, 1394 Satz 2 
(Verwendung des Reinertrags auf den Unterhalt), § 1392 (Hinterlegung von Inhaberpapieren), 
$ 1394 (vorzeitige Geltendmachung von Anſprüchen) und § 1418 Abſ 1 Nr 1 und 2 (Auf⸗ 
hebung der Verwaltung und Nutznießung) die Sicherung der Frau gegen die ihr 
aus der Verwaltung und Nutznießung des Mannes drohenden Gefahren bezwecken. Verſagt 
iſt der Frau ein geſetzliche s Recht auf Beſtellung einer Hypothek an den Grund⸗ 
ſtücken des Mannes (M 4, 186, 198). Der Abſ ! iſt dem 91051, der Abſ2 dem 5 1067 Abſ 2 
nachgebildet. Beide Abſätze haben verſchiedene Fälle im Auge. Soweit der Frau — gleich 
dem Beſteller eines Nießbrauchs an verbrauchbaren Sachen — gegen den Mann aus feiner 
Verwaltung und Nutznießung Anſprüche auf Erſatz des Wertes verbrauchbarer Sachen zu⸗ 
ſtehen, iſt ihr Sicherheitsverlangen ſchon dann gerechtfertigt, wenn dieſe Anſprüche aus irgend 
einem Grunde, insbeſondere beim Vermögensverfalle des Mannes, tatſächlich gefährdet ſind 
Inſoweit dagegen das ſonſtige der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterworfene 
Fran engut, z. B. Grundſtücke, bewegliche Sachen, Forderungen oder deren Erſatzſtücke ($ 1381) 
erheblich gefährdet iſt, kann fie — gleich dem eigentlichen Nießbraucher — Sicherheit nur 
dann verlangen, wenn dieſe Gefährdung auf das Verhalten des Mannes zurückzuführen iſt, 
das nicht gerade ſchuldvoll zu ſein braucht (RG 60, 182; RG 6. 4. 05 IV 17/05; RG JW 09, 
16512; f 1375 A 4). 5 a 

2. Das geſamte Verhalten des Mannes kommt in Betracht. Nicht erforderlich ift, 
daß das Verhalten des Mannes auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit ($ 276) beruht. 
Vgl. A 1. Ein auf den Mangel an Geſchick und Umſicht zurückzuführendes Verhalten kann 
genügen. Die Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten (3 1359) gibt nicht den Maßſtab ab. Das 
(urſächliche) Verhalten des Mannes kann in Han dlungen oder Unterlaſſungen 
beftehen. Daß die ſe gerade die Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes be⸗ 
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treffen müßten, wird nicht verlangt. So kann der § 1391 gegeben ſein, wenn z. B. ein Ehe⸗ 
mann als Vormund Mündelgelder unterſchlägt. Nach RG 57, 162 kommt es darauf an, ob 
die Handlungsweiſe des Mannes ſeinen Charakter in einem Lichte erſcheinen läßt, daß die 
Beſorgnis gerechtfertigt iſt, er werde (auch künftig) die Rechte der Frau in einer das ein⸗ 
gebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verletzen. Anderſeits dürfen dem Manne Un⸗ 
glücksfälle, die ihn ohne ſein Zutun treffen, nicht als ſein Verhalten zugerechnet werden. 
Darunter können Zahlungsunfähigkeit, Vermögensverfall, Erwerbsunfähigkeit des Mannes 
fallen. — Auch Vorgänge, die vor dem 1. 1. 00 liegen, kommen in Betracht. Hatte der 
Mann durch eine Hypothekenanlage vor dem 1. 1. 00 die Verwaltung fahrläſſig geführt und 
ſeit dem 1. 1. 00 den hierdurch verſchuldeten Vermögensverluſt der Ehefrau durch lügneriſche 
Behauptungen zu verheimlichen verſucht, ſo kann dieſes Geſamtverhalten dem $ 1391 unter- 
ſtellt werden (RG 2. 4. 06 IV 434/05). a 

3. Die Beſorgnis einer Rechtsverletzung genügt. Iſt die Rechtsverletzung bereits ein⸗ 
getreten und die Beſorgnis weiterer Rechtsverletzungen begründet, ſo erwächſt der Frau auch 
noch das Klagerecht aus $ 1394. Zur Begründung der Beſorgnis reichen der Vermögens⸗ 
verfall des Mannes und die ſchlechte Verwaltung ſeines eigenen Vermögens nicht aus (RG. 
6. 4. 05 IV 17/05). 

4. Rechte der Frau ergeben ſich aus $ 1374 (ordnungsmäßige Verwaltung und Aus⸗ 
kunftserteilung), $$ 1375, 1377 (Verfügungen über eingebrachtes Gut, mündelſichere An⸗ 
legung des Geldes), 8 1378 (Grundſtücksverwaltung), $$ 1381, 1382 (Eigentumsübergang 
kraft Geſetzes), 598 1384—1387 (Laſten), $ 1389 (ehelicher Aufwand.) 

5. Ob eine erhebliche Gefährdung des eingebrachten Gutes vorliegt, iſt Tatfrage. 
Erhebliche Gefährdung liegt z. B. nicht vor, wenn der Ehemann Sachen, deren Wert im Ver⸗ 
hältniſſe zum Geſamtwerte des eingebrachten Gutes gering iſt, ohne die erforderliche Zu- 
ſtimmung der Frau veräußert oder wenn er einen verhältnismäßig geringen Betrag des zum 
eingebrachten Gute gehörenden Geldes in ſeinen Nutzen verwendet (Prot 4, 177). 

6. Schuld bare Verletzung wird nicht vorausgeſetzt (vgl. Anm 2). 

7. Zeit des Verlangens. Das Verlangen kann ſchon während der Verwaltung 
und Nutznießung geſtellt werden (Klage, Arreſt, einſtweilige Verfügung). 

8. Sicherheitsleiſtung 55 232—240. Rechtsirrig ift es, eine erhebliche Gefährdung 
ſchon in dem Umſtande zu erblicken, daß die vom Manne der Frau zur Sicherheit bereits 
früher freiwillig eingeräumte Hypothek an feinem Grundbeſitze den Anforderungen der Mündel⸗ 
mäßigfeit nicht genüge. Denn der Ehefrau ſteht grundſätzlich und von vornherein überhaupt 
keinerlei Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung gegen den Mann zu. Nur wenn die beſonderen 
Vorausſetzungen des 8 1391 gegeben find, kommt ein ſolcher Anſpruch, dann allerdings mit 
dem vollen Inhalte der 55 232 ff. zur Entſtehung, RG 60, 182. Die Sicherheitsleiſtung kann 
nicht nur durch einſtweilige Verfügung, ſondern auch durch dinglichen Arreſt verlangt werden 
(RG Gruch 46, 655). Die Koſten der Sicherheitsleiſtung hat der Mann zu tragen. Unter 
den Vorausſetzungen des § 1391 Abf1 ſteht der Frau auch die Klage auf Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung zu ($ 1418 Abſ 1 Nr 1). Das Recht aus 5 1052 (gerichtliche 
Verwaltung) hat die Frau nicht. — Eine Ehefrau, die berechtigt iſt, Sicherheitsleiſtung zu ver⸗ 
langen, lann das Zurückbbehaltungsre cht (5 274 Abſ 1) geltend machen, wenn ihr 
durch nichtiges Rechtsgeſchaft das Eingebrachte zurückerſtattet iſt (NG JW'ͤ 09, 16515). 

9. Die Frau kann von dem Manne Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſ 2 vorliegen. Liegen fie vor, jo kommt es auf die Vorausſetzungen des Abf 1 
nicht an. Die Urfache der Gefährdung (Verhalten des Mannes, Unglücksfälle) iſt gleich- 
gültig. Umſtände aller Art kommen in Betracht. $ 1391 Abf 2 entſpricht dem $ 1067 Abſ 2 
(Nießbrauch). Unter den Vorausſetzungen des $ 1391 Abſ 2 ſteht der Frau auch die Klage 
auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung zu ($ 1418 Abſ 1 Nr 1). Das Recht aus 
5 1052 (gerichtliche Verwaltung) hat die Frau nicht. — Bei Anwendung des § 1391 Abſ 2 
ko mmt es auf ein urſächliches Verhalten des Mannes nicht an (RG JW 09, 49720). 

10. Solche Erſatzanſprüche der Frau ergeben ſich aus § 1377 Abf 3, können aber auch 
entſtehen, wenn der Mann dem $ 1377 Abſ 2 (mündelſichere Anlegung des Geldes) zuwider⸗ 
handelt, REIW, 07, 179. Nicht nur die entſtandenen, ſondern auch die künftig ent⸗ 
ſtehenden ein: ſollen gefichert werden (Prot 4,200; M 4,185). . 

11. Ob eine erhebliche Gefährdung der Erſatzanſprüche vorliegt, iſt Tatfrage 
(vgl. Anm 5). 

12. Anfechtung. Geſchäfte, die der Mann zum Zwecke der Sicherſtellung oder Rück⸗ 
gewähr des Eingebrachten der Frau vornimmt, können unter Umſtänden von den Gläubigern 
des Mannes angefochten werden, insbeſondere auf Grund der 95 31 Nr 2, 32 Nr 1 KO (NG 
JW 01, 385), FIN: 2 Anfch (R 57, 161, JW 06, 39010). Eine Frau, die nach § 1391 
Abſ 1 Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung hat, kann dieſe nicht in der Form der Übereignung 
eines dem Ehemanne gehörigen Grundſtücks verlangen (vgl. $ 232). In einer ſolchen Über⸗ 
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eignung liegt, vorausgeſetzt, daß ihr kein ſonſtiger Anſpruch auf Befriedigung wegen ihrer 
Erſatzforderung mittels Übereignung des Grundſtücks zur Seite ſteht, die Gewährung einer 
ihr nicht zukommenden Deckung vor, die geeignet iſt, die Annahme der Anfechtbarkeit nach 
5 3 Nr 2 des AnfG zu begründen (RG 20. 3. 06 VII 317/05). Der 8 1391 ſteht der An- 
fechtung von Forderungsabtretungen (nach § 3 Nr 1 AnfG) nicht entgegen, die der Ehe mann 
bei Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft zur Deckung des Anſpruchs der Ehefrau auf 
Rückerſtattung ihres Vermögens vorgenommen hat (RG 29 6. 06 VII 478/05). Wegen 
Anfechtbarkeit einer Pfändung, die auf Grund einer Urkunde erfolgt, in der ſich der Ehemann 
der Zwangsvollſtreckung wegen des Eingebrachten der Frau unterwirft, obwohl der letzteren 
ein Anſpruch auf Rückforderung des Eingebrachten nicht zuſtand, vgl. RG Gruch 50, 1140. 
Be Be der Anderung des Güterſtandes (Fahrnisgemeinſchaft in Gütertrennung) 
val. RG 57, 81. 

13. Beweislaſt. Die Frau hat das Vorhandenſein des für den Anſpruch auf Sicher⸗ 
ſtellung erforderten Tatbeſtandes zu beweiſen. 


8 1392 


Liegen die Vorausſetzungen?) vor, unter denen der Mann zur Sicher: 
heitsleiſtung verpflichtet iſt, jo kann die Frau auch verlangen?), daß der 
Mann die zum eingebrachten Gute gehörenden Inhaberpapiere nebſt den Er⸗ 
neuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle oder“) bei der Reichsbank!) 
mit der Beſtimmung hinterlegt“), daß die Herausgabe von dem Manne) nur 
mit Zuftimmung®) der Frau verlangt werden kann. Die Hinterlegung von 
Inhaberpapieren, die nach & 92 zu den verbrauchbaren Sachen gehören!), 
ſowie von Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheinen kann nicht verlangt 
werden. Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere gleich, die mit Blanko⸗ 
indoſſament verſehen find. 

über die hinterlegten Papiere kann der Mann auch eine Verfügung, zu 
der er nach § 1376 berechtigt iſt, nur mit Zuſtimmung der Frau treffen. 

E 1 1292, 1036 11 1291 M 4, 191 P 4, 133, 145, 178, 196; 5, 108; 6, 322. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1392 bezweckt die Sicherung der Frau gegen die ihr 
aus der Verwaltung und Nutznießung des Mannes drohenden Gefahren (vgl. $ 1391 A 1). 
Er entſpricht dem $ 1082 (Nießbrauch), jedoch mit einer weſentlichen Einſchränkung (vgl. 
Anm 2). 

2. Sei es, daß die Vorausſetzungen des Abſ 1 oder die des Abſ 2 des $ 1391 vorliegen. 
Abweichung von $ 1082. Ebenſo $ 1394; vgl. daſ. Anm 6. 

3. Das Verlangen kann ſchon während der Verwaltung und Nutznießung geſtellt 
werden. Die Frau hat nicht nur das Recht auf Sicherheitsleiſtung, ſondern auch das Recht 
auf Hinterlegung. Sie kann beide Rechte nebeneinander ausüben, z. B. wenn außer den 
Inhaberpapieren noch anderes eingebrachtes Gut gefährdet iſt. 

4. Nach Wahl des Mannes (Prot 4, 178; $ 1082 © 2). 

5. Vgl. § 1814 (Inhaberpapiere des Mündels), Art 144, 145 EG (Landesgeſetze). 

6. Die Hinterlegung kann der Mann nach $ 1393 abwenden. 

7. Da das Verlangen der Herausgabe von dem Manne ausgehen muß, gebührt ihm 
auch der Beſitz des Hinterlegungsſcheines (vgl. auch $ 1373). Die Koſten der 
Hinterlegung hat der Mann zu tragen. 

8. Der erteilten Zuſtimmung (88 182, 183) ſteht die erſetzte (§ 1379) gleich. 

9. Z. B. Banknoten ($ 92 Abſ 1). 


8 1393 


Der Mann kann die Inhaberpapiere, ſtatt fie nach 8 1392 zu hinterlegen, 
auf den Namen der Frau umſchreiben oder, wenn ſie von dem Reiche oder 
einem Bundesſtaat ausgeſtellt ſind, in Buchforderungen gegen das Reich oder 
den Bundesſtaat umwandeln laſſen )). 

E 11 1292 P 4, 178, 196; 6, 275. 

1. Die Befugnis des Mannes bezieht ſich nur auf ſolche Papiere, deren Umſchreibung 
und Umwandlung an ſich zuläſſig iſt. Vgl. $ 806, Art 101 Einf (Umſchreibung), 
8 232 BOB und Art 50, 97 Einf. Der Beſitz des umgeſchriebenen Papiers gebührt dem 
Manne (8 1373). Die Koſten der Umſchreibung und Umwandlung hat der Mann zu 
tragen. 
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8 1394 


Die Fran kann Anſprüthe :), die ihr auf Grund der Verwaltung und 
Nutznießung gegen den Mann zuſtehen, erſt nach?) der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung gerichtlich geltend machen), es ſei denn!), daß die 
Vorausſetzungen“) vorliegen, unter denen die Frau nach $ 1391 Sicherheits⸗ 
leiſtung verlangen kann. Der im § 1389 Abſ 2 beſtimmte Anſpruch unterliegt 
dieſer Beſchränkung nicht“). 

E 1 1292, 1004, 1324 Abſ 2 II 1298 Abſ 1 M 4, 184 P 4, 133, 148, 152, 176, 177, 180, 201—203. 

1. Der 8 1394 bezieht ſich nur auf Auſprüche aus der Verwaltung und 
Nutznießung, nicht auf Anſprüche andern Urſprungs. Andere Anſprüche, z. B. 
ein dem Manne aus Mitteln des Vorbehaltsguts gewährtes Darlehen konnen bie 
Ehegatten gegeneinander jederzeit geltend machen. Der $ 1394 bezieht ſich ferner 
nur auf Anſprüche der Frau, nicht auf Anſprüche des Mannes. Der Mann iſt in der Lage. 
ſich aus dem Gelde der Frau oder durch Veräußerung anderer verbrauchbarer Sachen der 
Frau unmittelbar zu befriedigen (8 1376 Nr 1 und 3, $ 1377 Abſ 3, § 181). Er kann aber 
Anſprüche aus der Verwaltung und Nutznießung auch ſchon vor deren Beendigung gerichtlich 
geltend machen. Die Frau dagegen darf — damit der Verwaltung des Mannes die erforder⸗ 
liche Selbſtändigkeit gewahrt bleibt — nur ausnahmsweiſe, nämlich wenn ernſt⸗ 
liche Rückſichten auf die Rechte der Frau es erfordern (nicht ſchon bei jeder Meinungs- 
verſchiedenheil der Eheleute), ſchon vor Beendigung der Verwaltung und Nutznießung 
den Klageweg beſchreiten. . 

2. Anſprüche auf Grund der Verwaltung und Nutznießung können der Frau gegen 
den Mann auf Grund der Beſtimmungen über die Verwaltung und Nutznießung erwachſen, 
insbeſondere infolge Verletzung ihrer Rechte (81391 A 4) durch den Mann. — Der Anſpruch 
der Frau auf Rückforderung des Eingebrachten gehört nicht zu den in $ 1394 erwähnten, der 
Frau auf Grund der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuftehenden Anſprüchen 
(RG 19. 12. 05 VII 143/05). 

3. Die Erſatzanſprüche der Frau aus $ 1417 müſſen (ebenſo wie die des Mannes) natur⸗ 
gemäß ſchon während der Verwaltung und Nutznießung geltend gemacht werden können 
(vgl. $ 1417 Anm 1). Gleiches gilt von dem Anſpruch auf Mitwirkung bei der Beſtandsauf⸗ 
nahme (8 1372 A 2), dem Anſpruche der Frau auf Koſtenvorſchuß ($ 1387 A 6) und auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung bezw. Hinterlegung ($$ 1391— 1393), ſowie von dem Anſpruche der Frau aus 
$ 1389 Abſ 2. Wegen des Anſpruchs der Frau auf Erſatz anderer verbrauchbarer Sachen als 
Geld vgl. § 1377 A 9. N 

4. Die gerichtliche Geltendmachung ift hier in demſelben Sinne wie im $1380 zu ver⸗ 
ſtehen (vgl. $ 1380 A 4, 5). Der außergerichtlichen Aufrechnung ($$ 387, 388) ſteht $ 1394 
nicht im Wege ($$ 1398, 1406 Nr 3). Sie begründet dem Manne gegenüber eine Einrede. 

en 9 Die Frau hat das Vorhandenſein der erforderten Vorausſetzungen 
u beweiſen. 

P 6. Sei es, daß die Vorausſetzungen des Abf 1 oder die des Abſ 2 des 9 1391 vorliegen. 
Ebenſo $ 1392. Vgl. daſ. A 2. j 

7. Gläubiger der Frau, die Befriedigung aus dem eingebrachten Gute verlangen 
können, können ihre Anſprüche unbeſchränkt vor Beendigung der Verwaltung und Nutz- 
nießung geltend machen ($ 1411). 


8 1395 

)Die Frau bedarf zur Verfügung) über eingebrachtes Gut der Ein⸗ 
willigungs) des Mannes ) 5). 

E 11300 S 1 11 1294 M 4, 219 ff, P 4, 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196. 

1. Die $$ 1395—1407 beſchäftigen ſich mit dem Rechte der Frau, über ein⸗ 
gebrachtes Gut zu verfügen. Sie zeigen die Kehrſeite der Verfügungsmacht des 
Mannes (35 13731394). $ 1395 bringt den oberſten Grundſatz zum Ausdruck, daß die 
Frau in der Verfügung über eingebrachtes Gut durch die Notwendigkeit der Zuſtimmung des 
Mannes beſchränkt iſt. In der Geſchäftsfähigkeit iſt die Frau grundſätzlich weder 
durch die Ehe noch durch das geſetzuche eheliche Güterrecht beſchränkt, aber die dem Ehemann 
auf Grund der Verwaltung und Nutznießung zuſtehenden Rechte bedürfen ſowohl gegen⸗ 
über der Frau als auch gegenüber Dritten ($ 1404) eines beſonderen Schutzes und dieſem Be⸗ 
dürfniſſe iſt dadurch Rechnung getragen worden, daß das Verfügungsrecht der Ehefrau in 
Anſehung des eingebrachten Gutes gewiſſen Beſchränkungen unterworfen worden iſt (RG 
54, 46; 58, 38). Nicht die allgemeine Geſchäftsfähigkeit der Frau, ſondern nur ihre Rechts⸗ 


Geſetzliches Güterrecht 38 13941396 75 


ſtellung zu dem eingebrachten Gute wird durch die 88 1395—1407 begrenzt Als Vorbild 
für das beſchränkte Verfügungsrecht der Frau haben die Vorſchriften über beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit Minderjähriger ($$ 107109, 111) gedient, jedoch mit Beachtung des Unterſchied 3, 
daß die Beſchränkung bei einem Minderjährigen in ſeiner Perſon, bei der Ehefrau aber 
lediglich in den Rechten des Mannes begründet iſt. $ 1395 lehnt ſich auch an $ 1071 
(Nießbrauch an Rechten) an. 

2. Verfügung iſt ein Rechtsgeſchäft, das auf ein beſtehendes Recht durch Übertragung, 

Belaſtung, Anderung oder Aufhebung unmittelbar einwirkt (3. B. Schenkung, Ab⸗ 
tretung, Verpfändung, Vermiſchung, Verarbeitung, Mahnung, Stundung, Kündigung ($ 1398 
A 6), Einziehung, Aufrechnung, Erlaß, Erfüllung und Annahme der Erfüllung, nicht aber 
Kauf, Tauſch, Miete, Pacht (RG 58, 37, $ 1396 A 3). Die Verfügung kann durch einſeitiges 
Rechtsgeſchäft ($ 1398) oder durch Vertrag ($ 1396) erfolgen. In keiner Art darf die Ehefrau 
ohne Zuſtimmung des Mannes über eingebrachtes Gut unter Lebenden verfügen. Der J. Ent⸗ 
wurf und die Begründung (4, 226, 228) bezeichnen die Verfügungen durch einſeitiges Rechts⸗ 
geſchäft und durch Vertrag (zuſammengefaßt im $ 1300 Entw. I) als din gliche Rechts⸗ 
geſchäfte im Gegenſatze zu den (obligatoriſch en) Rechtsgeſchäften, durch die ſich die 
Frau zu einer Leiſtung verpflichtet. — Ein Rechtsgeſchäft, das nur die Verpflichtung 
zur Vornahme einer Verfügung begründet (z. B. Schenkungsverſprechen, Auslobung, Miet⸗ 
vertrag, RG St 35, 204, 403) iſt keine Verfügung und fällt unter § 1399 (vgl. $ 1375 A 4). 
— Das BGB unterſcheidet zwiſchen der unmittelbaren Verfügung über eine Sache oder ein 
Recht und 1 nur vorbereitenden Verpflichtung zur Verfügung über ſolche Gegenſtände 
NG 49, 416). 
3. Die Einwilligung (vorherige Zuſtimmung, 5 183) des Ehemannes ſtellt ſich als 
ein einſeitiges, empfangsbedürftiges, zu dem Rechtsgeſchäfte der Frau hinzutretendes Rechts⸗ 
geſchäft dar, woraus folgt, daß der Mann aus dem Rechtsgeſchäfte der Frau verſönlich 
nicht haftet. Der Mann ermöglicht durch ſeine Einwilligung nur den Übergang des 
Rechtes der Frau auf den Dritten, wird aber dadurch dieſem gegenüber nicht ſelbſt Vertrag⸗ 
ſchließender. Die Einwilligung des Mannes begründet nicht die perſönliche Haftung des 
Mannes für die der Frau aus dem Rechtsgeſchäft erwachſenden Schuld. Die Einwilligung 
kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen und bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft 
der Frau vorgeſchriebenen Form. Sie iſt nach Maßgabe des § 183 widerruflich. 

4. Ausnahmen. Nur in den Fällen des $ 1401 iſt die Zuſtimmung des Mannes nicht 
erforderlich. Fernere Ausnahmen in 59 Geſ. v. 31. 5. 91 über das Reichsſchuldbuch (Art 50 
Ech) und hinſichtlich des Staatsſchuldbuchs Art 97 EH. Verfügungen von Todes 
wegen ($$ 1937, 1941) fallen nicht unter $ 1395. Ein Rechtsgeſchäft, durch das die 
Frau lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt (z. B. Annahme einer reinen Schenkung), kann 
die Frau ohne Einwilligung des Mannes wirkſam abſchließen. Der Erwerb aus einem ſolchen 
Rechtsgeſchäft fällt dem eingebrachten Gute (§ 1363 Abſ 2) zu. Wegen der Rechtsgeſchäfte, 
durch die ſich die Frau zu einer Leiſtung verpflichtet, vgl. $ 1399. 

5. übergangsrecht. Nach Art 200 Abſ 1 Ech bleiben für den Güterſtand einer 
zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Ehe die bisherigen 
Geſetze maßgebend und nach Abſ 3 daſelbſt bleibt, ſoweit die Ehefrau nach den für den bis⸗ 
herigen Güterſtand maßgebenden Geſetzen infolge des Güterſtandes oder der Ehe in der Ge 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt ift, dieſe Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güterſtand 


beſteht. 
8 1396 

Verfügt) die Frau durch Vertrag!) ohne‘) Einwilligung) des Mannes 
über eingebrachtes Gut, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags von der Ge⸗ 
nehmigung®) des Mannes ab ). 

Fordert der andere Teil den Mann zur Erklärung über die Genehmigung 
aufe), jo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Auf: 
forderung der Frau gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der 
Genehmigung wird unwirkſam '). Die Genehmigung kann nur bis zum Ab⸗ 
laufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; 
wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert. 

Verweigert der Mann die Genehmigung, ſo wird der Vertrag nicht da⸗ 
durch wirkſam, daß die Verwaltung und Nutznießung aufhört?) 

E 1 1300 S 2 u 3 II 1295 M 4, 226 P 4, 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196, 257; 6, 276, 392. 

1. Der 9 1396 iſt dem $ 108 (Vertragſchließung des Minderjährigen ohne Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters) nachgebildet (RG 54, 46). 
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2 Der Nan Vgl. $ 1395 A 2. 
3. Der 


Kauf⸗, Miet- und Pachtverträge begründen nur mittelbar die Verpflichtung zur Vornahme 
von Verfügungen, z. B. zur Übergabe, und fallen daher unter $ 1399. Demzufolge hat 
NG 58, 36 die Klage auf Einräumung des Pachtbeſitzes auf Grund eines von der Frau ohne 
Genehmigung des Mannes geſchloſſenen Pacht ve trags gegen die Erben der Frau 
für begründet erachtet, weil ſich die Frau durch den Pachtvertrag zu einer Leiſtung 
(5 1399 Abſ 1), nämlich zur Gewährung des Pachtbeſitzes verpflichtet hatte und der Mann, 
der freilich die Beſitzübertragung nicht zu dulden brauchte, nach dem Tode der Frau eben- 
falls geſtorben war und mit ſeinem Tode ſeine Rechte an dem eingebrachten Gute 
erloſchen waren. 

4. Mit Einwilligung des Mannes geſchloſſene Verträge der Frau über eingebrachtes 
Gut find von Anfang an wirkſam, gleichviel ob der Mann die Einwilligung der Frau oder 
dem Dritten gegenüber erklärt hat. 

5. Einwilligung iſt die vor dem Vexrtragsabſchluß erteilte Zuſtimmung ($ 183) und 
ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Vgl. im übrigen $ 1395 Anm 3. 

6. Genehmigung bedeutet die nad dem Vertragsabſchluß erteilte Zuſtimmung 
($ 184) und iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Wie die Einwilligung 
kann auch die Genehmigung ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen und bedarf nicht der 
für den Vertrag der Frau vorgeſchriebenen Form. Anders als die Einwilligung iſt die Ge⸗ 
nehmigung unwiderruflich. 

7. Erteilt der Mann die Genehmigung, ſo gilt der Vertrag als von Anfang an wirt. 
ſam. Wegen der Wirkſamkeit der inzwiſchen getroffenen Verfügungen gilt $ 184 Abſ 2. Ver⸗ 
weigert der Mann die Genehmigung, ſo gilt der Vertrag als von Anfang an unwirkſam und 
bleibt unwirkſam, auch wenn Verwaltung und Nutznießung ſpäter aufhören. Erteilung und 
Verweigerung der Genehmigung ſind, gleichviel ob ſie der Frau oder dem Dritten gegenüber 
erklärt werden, wirkſam und unwiderruflich und von derjenigen Parteizu beweiſen, die ſich darauf 
beruft. Unwirkſam werden ſie. wenn die im $ 1396 Abſ 2 bezeichnete Aufforderung des 
Dritten ergeht. Vgl. darüber Anm. 9. Solange die Genehmigung des Vertrags weder 


willigung des Mannes aufgeben. Verfügt die Frau durch Vertrag ohne Einwilligung des 

Mannes über das Eigentum an beweglichen zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen, ſo 

wird trotz deren Übergabe das Eigentum nicht vor der Genehmigung des Mannes auf den 

Dritten Übertragen und F vorher auch nicht die Klage auf Herausgabe gegen den 
). 


8. Die Aufforderimg ift ein einfeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft und an 
eine Form nicht gebunden. 

9. Der andere Teil kann wählen, ob er ſich auf die der Frau gegenüber erklärte Ge⸗ 
nehmigung, beziehungsweiſe Verweigerung der Genehmigung berufen oder davon abſehen und 
den Mann auffordern will, ihm, dem Dritten, gegenüber die Genehmigung beziehungsweiſe 
Verweigerung der Genehmigung zu erklären. Fordert er den Mann zur Erklärung auf, ſo 
wird es ſo angeſehen, als verzichte er auf Geltendmachung der früheren Erklärung des Mannes 
und wolle es nur noch auf die erforderte Erklärung ankommen laſſen. 

10. Mit dem Aufhören der Verwaltung und Nutznießung wird der Vertrag, ohne 
daß es noch einer Genehmigung der (letzt durch die Verwaltung des Mannes nicht mehr be⸗ 
ſchränkten) Ehefrau bedarf, wirkſam, vorausgeſetzt, daß er nicht vorher durch die Verweigerung 
der Genehmigung ſeitens des Ehemannes endgültig befeitigt iſt, M 4, 227. 


8 1397 
Vis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil zum Widerrufe n) 
berechtigt. Der Widerruf kann auch der Frau gegenüber erklärt werden. 
Hat der andere Teil gewußt ), daß die Frau Ehefrau iſt, ſo kann er nur 
widerrufen, wenn die Frau der Wahrheit zuwider?) die Einwilligung des 
Mannes behauptet hat); er kann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, wenn 
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ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Vertrags bekannt 
war’). 

E11300 6 2u3 II, 1296 M 4, 226 P 4 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196, 257; 6, 276, 392. 

1. Der Widerruf ift ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft und an eine 
Form nicht gebunden. Über den Zeitpunkt, in welchem Genehmigung und Widerruf unter 
Abweſenden wirkſam werden, vgl. $ 130. Die Rechtzeitigkeit des Widerrufs hat der 
Widerrufende zu beweiſen. 

2. Das Wiſten hat die Gegenpartei des Widerrufenden zu beweiſen. 

3. Der Wahrheit zuwider. Das tat ſ ächliche Fehlen der Einwilligung genügt. 
Nicht verlangt wird bewußt wahrheitswidriges Behaupten der Einwilligung. 

4. Das Behaupten der Einwilligung hat der Widerrufende zu beweiſen. Dagegen 
braucht er nicht die Wahrheitswidrigkeit, ſondern ſein Gegner hat die Wahr⸗ 
heit der Behauptung zu beweiſen. 7 

5. Die Kenntnis des Widerrufenden hat fein Gegner zu beweiſen. 


8 1398 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft !), durch das die Frau ohne?) Einwilligung“) 
des Mannes über eingebrachtes Gut verfügt), iſt unwirkſam “) ). 

E 1 1300 S 1 II 1297 M 4, 226 P 4, 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196. 

1. Ob das einſeitige Rechtsgeſchäft ein empfangsbedürftiges iſt (z. B. Mahnung, 
Stundung, Kündigung, Anfechtung, Aufrechnung, Vollmacht, Zuſtimmung, Widerruf, Rück⸗ 
tritt, Verzicht auf eine Hypothek, $ 1168) oder ein nicht empfangsbedürftiges (3. B. Aneig⸗ 
nung $ 956, Preisgabe $ 959), macht keinen Unterſchied. 

2. Das mit Einwilligung des Mannes vorgenommene Rechtsgeſchäft, durch das 
die Frau über eingebrachtes Gut verfügt, iſt von Anfang an wirkſam, gleichviel ob der Mann 
die Einwilligung der Frau oder dem Dritten gegenüber erklärt hat. 

3. Einwilligung. Vgl. $ 1395 Anm 3. 

4. (ber den Begriff der Verfügung vgl. $ 1395 A 2. 

5. Die Unwirkſamkeit tritt in dem Zeitpunkt ein, in welchem die Verfügung der Frau 
wirkſam ſein würde, wenn die Einwilligung des Mannes erteilt wäre. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte muß die Einwilligung erteilt ſein. Eine ſpäter erteilte Genehmigung kann das wegen 
mangelnder Einwilligung unwirkſame Rechtsgeſchäft nicht zu einem wirkſamen machen, doch 
kann in der nachträglichen Genehmigung eine erneute Vornahme des Rechtsgeſchäfts (Be⸗ 
ſtätigung) liegen. Die Unwirkſamkeit tritt nicht nur dem Manne und dem Dritten, ſondern 
auch der Frau gegenüber ein. 

6. Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts. Nimmt die Frau das einſeitige Rechtsgeſchäft 
zwar mit Einwilligung des Mannes vor, legt aber die Einwilligung nicht in ſchriftlicher 
Form vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft, wenn der andere aus dieſem Grunde unverzüglich 
zurückweiſt, dennoch unwirkkam. Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann den 
andern von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hakte, $ 182 Abſ 3 in Verbindung mit 5111 
S2 und 3 (Prot 4, 196). Das Recht der Zurückweiſung ift nicht davon abhängig, daß die Frau 
bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts die Erklärung, ſie handele mit Einwilligung des Mannes, 
abgibt, ebenſowenig davon, daß der andere weiß, die Frau ſei verheiratet. Hat der andere 
Zweifel, ob dem Erforderniſſe der Einwilligung des Mannes genügt ſei, ſo darf er die Frau 
nicht im Ungewiſſen darüber laſſen, ob er das Rechtsgeſchäft als wirkſam anerkenne, vielmehr 
muß er der Frau durch Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts wegen Fehlens ſchriftlicher Ein⸗ 
willigung Gelegenheit geben, das Rechtsgeſchäft alsbald wirkſam vorzunehmen. Daher iſt 
es unrichtig, wenn ein Schuldner das Kündigungsſchreiben einer Frau, von der er annimmt, 
daß ſie eine Ehefrau ſei, deshalb glaubt unbeachtet laſſen zu dürfen, weil es nichts davon ent⸗ 
hält, daß die Frau mit Einwilligung des Mannes handele (RG 50, 212). 


8 1399 
Zu Rechtsgeſchäften ), durch die ſich die Frau zu einer Leiſtung“ ver⸗ 
pflichtet, iſt die Zuſtimmung des Mannes nicht erforderlich). 
Stimmt der Mann einem ſolchen Rechtsgeſchäfte zu“), fo iſt es in Anſehung 
des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirkſam ). Stimmt er nicht zu“), jo 
muß er das Rechtsgeſchäft, ſoweite) das eingebrachte Gut bereichert wird, nach 
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den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
gegen ſich gelten laſſen. 


E I 1301, 1312 Nr 1 II 1298 M 4, 299, 252 P 4, 133, 146, 153, 160, 162, 181, 197, 256. 

1. Während die $$ 1395—1398 Verfügungen der Frau über eingebrachtes 
Gut betreffen, handelt es ſich im § 1399 um Verpflichtungen, die die Frau eingeht. 
Jene wirken unmittelbar auf das eingebrachte Gut ein, dieſe können mittelbar 
auf dasſelbe einwirken. Vgl. $ 1395 Anm 2. Zu jenen iſt die Zuſtimmung des 
Mannes erforderlich, zu dieſen nicht. Dieſe verſchiedene Behandlung hat ihren Grund darin, 
daß die Ehefrau weder als ſolche noch kraft des ehelichen Güterrechts in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit beſchränkt iſt und das Bedürfnis, die Rechte des Ehemannes an dem eingebrachten Gute 
zu ſchützen, nur dahin führt, das Verfügungsrecht der Frau in Anſehung dieſes Gutes 
zu beſchränken (vgl. 8 1395 A 1) und die Haftung des Mannes aus Verpflichtungsgeſchäften 
der Frau auf den Betrag der Bereicherung zu begrenzen. 

2. Die hier gemeinten, nicht eine Verfügung über eingebrachtes Gut, ſondern 
eine Verpflichtung enthaltenden Rechtsgeſchäfte können einſeitige oder zweiſeitige 
fein. Es iſt natürlich nicht ausgeſchloſſen, daß ein Rechtsgeſchäft ſowohl eine Verfügung ent⸗ 
hält, als auch eine Verpflichtung begründet, z. B. Verſprechen der Schenkung einer einge⸗ 
brachten Forderung in Verbindung mit deren Abtretung. Dann iſt die Abtretung nach 9 1398 
unwirkſam, das Schenkungsverſprechen aber nach $ 1399 wirkſam. $ 1399 ift auch dann an⸗ 
wendbar, wenn das Rechtsgeſchäft zwar keine Verfügung über eingebrachtes Gut enthält, 
wohl aber eine Verpflichtung zur Vornahme einer ſolchen Verfügung begründet 
($ 1395 A 2). 

. 3. Vermögensrechtliche Leiſtungen jeder Art kommen in Betracht (3. B. Verpflichtung 
zur Hergabe oder Annahme eines Darlehns, Verſprechen einer Schenkung, Übernahme einer 
Bürgſchaft, Schuldverſprechen, Verwahrung). Vgl. § 1396 A 3. Sit die Leiſtung von der 
Frau in Perſon zu bewirken (z. B. Dienfte), jo ſteht dem Manne nach Maßgabe des $ 1358 
ein Kündigungsrecht zu. 

4. Entbehrlichkeit der Zuſtimmung. Durch ſolche Rechtsgeſchäfte wird die Frau 
ohne Rückſicht darauf, ob die Einwilligung, beziehungsweiſe Genehmigung des Mannes 
erteilt iſt oder nicht, verpflichtet (RG 58, 36). 

5. Zuſtimmung $$ 182—184. 

6. Die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts hat zur Folge, daß der Gläubiger der Frau 
ohne Rückſicht auf die Verwaltung und Nutznießung des Mannes Befriedigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gute verlangen kann ($$ 1410, 1412). 

7. Auf den Mangel der Zuſtimmung kann ſich nur der Mann, nicht die Frau oder der 
Dritte berufen, denn die im $ 1399 gemeinten Rechtsgeſchäfte find (anders wie die in den 
$$ 1395—1398 gemeinten) grundſätzlich wirkſam und in ihrer Wirkſamkeit nur zum Schutze 
der Rechte des Mannes beſchränkt. Demzufolge muß auch eine Frau, die ohne Zuſtimmung 
des Mannes einen Mietvertrag abſchließt, das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters an ihren 
in die Wohnung eingebrachten Sachen gegen ſich gelten laſſen, während der Mann dazu nur 
im Falle der Zuſtimmung verpflichtet iſt (RGSt 35, 202, 402). — Ergeben die Umſtände, 
daß ein Rechtsgeſchäft unter der ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vorausſetzung der Zu⸗ 
ſtimmung des Ehemannes vorgenommen worden iſt, ſo ſind die Regeln über bedingte 
Rechtsgeſchäfte anwendbar (M 4, 229; Prot 4, 180). 

8. Die Haftung des Mannes aus dem Rechtsgeſchäfte der Frau beſchränkt ſich auf 
Herausgabe der Bereicherung ($$ 812 ff.). Inſoweit muß er das Rechtsgeſchäft gegen ſich 
gelten laſſen. 


8 1400 

Führt die Frau einen Rechtsſtreit?) ohne“) Zuſtimmung ) des Mannes, 
ſo iſt das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes 
unwirkſam s). N 8 j j 

Ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht“) kann die Frau im Wege 
der Klage?) nur mit Zuſtimmung des Mannes geltend machen. 

E 1 1302, 1303 II 1299 M 4, 230 ff. P 4, 133, 146, 153, 160, 162, 181, 198; 6, 277. 

1. Zweck der Vorſchrift. Die Führung eines Rechtsſtreits — gleichviel in welcher 
Part irolle — iſt als eine zur Erhaltung des eingebrachten Gutes dienende VBerwaltungs⸗ 
handlung, nicht als eine Verfügung über eingebrachtes Gut anzuſehen. $ 1395 
würde daher der Frau nicht entgegenſtehen. Da aber die Führung eines Rechtsſtreits wegen 
der Grundſätze über die Wirkungen eines rechtskräftigen Urteils mittelbar wie eine Ver⸗ 
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fügung wirken, alſo in ihren Folgen einer Verfügung gleichkommen kann (vgl. 8 1380 A 1) 
und da die Ehefrau weder durch die Ehe noch das eheliche Güterrecht in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt iſt (NG JW 05, 34316), nach § 52 Abſ 2 ZPO auch ihre Prozeßfähigkeit dadurch, 
daß fie Ehefrau iſt, nicht beſchtänkt wird, jo würde die Rechtsſtellung des Ehemannes gefährdet 
ſein, wenn ihm nicht ein beſonderer Schutz zu teil würde. Dieſen bezweckt der § 1400. 

2. Ob die Frau den Rechtsſtreit als Klägerin oder Beklagte führt, iſt für 
die Anwendung des $ 1400 Ab 1 gleichgültig (RG 56, 76). In keinem Falle bedarf fie 
der Zuſtimmung des Mannes, ausgenommen im Falle des § 1400 Abſ 2. Vgl. Anm 7. 
Betrifft die von einem Dritten gegen die Frau erhobene Klage auf Feſtſtellung des Nicht⸗ 
beſtehens eines Rechtsverhältniſſes das eingebrachte Gut, fo folgt die Einlaſſungspflicht des 
mitbeklagten Mannes aus $ 1400 Abſ 1, bezw. 2 (RG 9. 6. 06 I 12/06). Welchen Gegen⸗ 
ſtand der Rechtsſtreit betrifft, iſt für die Anwendung des 8 1400 Abſ 1 gleichgültig. 

3. Führt die Frau den Rechtsſtreit mit Zuſtimmung des Mannes, ſo iſt das Urteil 
dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam (RG 56, 76). Dem- 
zufolge wird, wenn z. B. die Frau zur Rückzahlung eines Darlehns verurteilt wird, durch 
das Urteil die Verbindlichkeit der Frau nicht nur dieſer gegenüber, ſondern auch dem Manne 
gegenüber feſtgeſtellt. Der Mann muß die Rechtskraft des Urteils gegen ſich gelten laſſen. 
Die Zwangs vollſtreckung aus dem Urteil in das eingebrachte Gut iſt aber nur zuläſſig, wenn 
der Ehemann zu deren Duldung verurteilt iſt ($ 739 3 PO) oder ſich ihr freiwillig unterworfen 
hat ($ 794 Abſ 1 Nr 5 und Abſ 2 3 PO). — Das Duldungsurteil nötigt den Mann, den Gläu⸗ 
biger der Frau aus den Gegenſtänden der Haftung zu befriedigen. Es wirkt wie ein Leiſtungs⸗ 
urteil und begründet insbeſondere die Pflicht des Mannes zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides (RG JW 09, 32128). Stimmt der Mann der Führung des Rechtsſtreits durch die Frau 
zu, ſo iſt doch fie allein und nicht auch der Mann Partei, ſelbſt wenn er in der Klage „i m 
Beiſtande ſeiner Ehefrau“ aufgeführt wird (RG ZW 03 Beil 147320). Pflicht 
des Prozeßgerichts iſt es, Zweifel über die Bedeutung des Zuſatzes aufklären zu laſſen (RG 
JW 05, 34316). Als Prozeßpartei würde der Mann in dem Falle, daß die Frau „im Bei⸗ 
ſtande des Ehemannes“ klagt, nur dann angeſehen werden können, wenn etwa 
die Frau für ihn, in ſeiner Vertretung, oder doch zugleich mit für ihn klagen würde. Der Mann 
kann ſeine Zuſtimmung durch Teilnahme am Rechtsſtreit als Mitkläger oder Nebeninter- 
venient betätigen; er ſtimmt der Prozeßführung aber auch dann zu, wenn er ſich außerhalb 
des Rechtsſtreits damit einverſtanden erklärt. Der Zuſatz „im Beiſtande des Che mannes“ 
beſagt an ſich nichts weiter, als daß der Mann mit der Klage einverſtanden iſt (RGS 60, 85). 
Im letzteren Falle kann der Mann als Zeuge vernommen werden (RG 5. 2. 06 VI 364/05; 
RG IW 08, 529). Vgl. über die Erforderniſſe für die Annahme einer notwendigen Streit- 
genoſſenſchaft bei Rechtsſtreiten gegen Eheleute RG Gruch 47, 844. Die Zuſtimmung des 
Mannes begründet nicht ſeine perſönliche Haftung für die der Frau aus dem Rechtsſtreit 
erwachſenden Schulden (81395 A 3). Tritt der Mann der Frau als Nebenintervenient 
bei — was nur denkbar iſt, wenn er der Führung des Rechtsſtreits durch die Frau zuſtimmt —, 
ſo wird er gemäß 88 66, 69, 61 ZPO Streitgenoſſe der Frau. — Die nach $ 1400 Abſ 2 
erforderliche Zuſtimmung des Mannes iſt unzweifelhaft erteilt, wenn er ſich ſelbſt am 
Rechtsſtreite beteiligt (RG 25. 1. 06 IV 369/05). Vgl. $ 1380 A 5. 

4. Die Zuſtimmung des Mannes muß ſich auf die Führung des Rechtsſtreits durch die 
Frau erſtrecken, kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend, vor, während oder nach der Führung 
des Rechtsſtreits, der Frau oder deren Gegner gegenüber erklärt und muß von demjenigen, 
der ſich darauf beruft, bewieſen werden. Die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) iſt bis 
zur Erhebung der Klage durch die Frau, beziehungsweiſe bis zur Einlaſſung der Frau auf die 
gegen ſie erhobene Klage widerruflich, die ſpater erteilte Zuſtimmung und Genehmigung 
überhaupt nicht widerruflich. Die Genehmigung wirkt auf den Zeitpunkt der Rechtshängig⸗ 
keit zurück. Entbehrlich iſt die Zuſtimmung in den Fällen der 58 1401, 1405. 1407 und er⸗ 
ſetzbar im Falle des $ 1402. Neben der allgemeinen Zuſtimmung zur Führung des Rechts⸗ 
ſtreits iſt eine beſondere Zuſtimmung zu einzelnen Prozeßhandlungen auch dann nicht er⸗ 
forderlich, wenn fie wie z. B. die Au frechnung eine Verfügung über eingebrachtes 
Gut enthalten ($ 1395 A 2), ebenſowenig zur Erhebung einer Widerklage. 

5. Unwirkſamkeit. Begrifflich verſchieden von der Rechtskraft ift die verpflichtende 
Wirkung einer zu einer Leiſtung verurteilenden Entſcheidung. Im $ 1400 Abſ 1 iſt das Wort 
zun wirkſam“ ſowohl auf die Rechtskraft als auch auf die verpflichtende Wirkung des 
Urteils zu beziehen, weshalb der Mann nicht ohne weiteres für die Urteilsſchuld der Frau 
als ſolche haftbar gemacht werden kann (RG 56, 77). Iſt die Frau zunächſt allein verklagt und 
verurteilt worden 5 ſchafft das Urteil keine Rechtskraft gegen den Mann; dieſer kann in dem 
gemäß § 739 85 wider ihn anhängig gemachten Rechtsſtreit (auf Duldung der Zwaugs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut) Einwendungen gegen die Leiſtungspflicht der Frau 
erheben. Sit zunächſt der Mann gemäß 8 739 ZRO verklagt und verurteilt worden, jo erzeugt 
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dieſes Urteil ebenſowenig Rechtskraft gegen die Frau, die in dem wider ſie anhängig gemachten 
Rechtsſtreit ihre — dem Manne gegenüber feſtgeſtellte — Leiſtungspflicht zu beſtreiten be⸗ 
rechtigt iſt. Dem Antrage gegen den Mann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung kann nur 
ſtattgegeben werden, wenn ihm gegenüber zugleich ſenſcha daß der Klageantrag gegen die 
Frau begründet iſt. Notwendige Streitge nos enſchaft liegt nicht vor, wenn gegen 
eine Ehefrau auf Leiſtung und zugleich gegen den Ehemann gemäß $ 739 3PO auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut geklagt iſt (RG 59, 334). Dem Dritten fteht 
gegen den Mann die Klage aus $ 739 ZBO zu. Dem Manne ift die ſelbſtändige Verfolgung 
ſeiner Rechte aus $ 1380 unbenommen. Aus der Perſon der Ehefrau kann ihm der Einwand 
der Rechtshängigkeit oder Rechtskraft nicht entgegengeſetzt werden. Da die Unwirkſamkeit 
des Urteils nur den Schutz der Rechte des Mannes bezweckt, ſo wird das Urteil in Anſehung des 
eingebrachten Gutes wirkſam, ſobald Verwaltung und Nutznießung des Mannes aufhören. 
Das Urteil iſt gegen den Mann auch dann wirkſam, wenn ein Fall vorliegt, in dem ſeine Zu⸗ 
ſtimmung entbehrlich iſt ($ 1401). 

6. Rechte jeder Art, z. B. ein Forderungsrecht, ein Pfandrecht, ein Anfechtungsrecht. 

7. Der Klage ſteht jede andere Art der gerichtlichen Rechtsverfolgung (Widerklage, 
Mahnverfahren, Arreſt und einſtweilige Verfügung) gleich. Ob die Klage auf Leiſtung oder 
Feſtſtellung gerichtet ift, macht keinen Unterſchied. Da die Ehefrau, obwohl geſchäfts⸗ und prozeß⸗ 
fähig, keine Klagebefugnis hat, ſo muß das Gericht — nötigenfalls unter Ausübung des 
Fragerechts — die ohne Zuſtimmung des Mannes erhobene Klage von Amts wegen abweiſen. 
Der Mangel der Zuſtimmung kann noch in der Reviſionsinſtanz gerügt werden (RG JW 
05, 813. 


9 1401 


Die Zuſtimmung des Mannes iſt in den Fällen der 88 1395 bis 1398, 
des § 1399 Abſ. 2 und des § 1400 nicht erforderliche), wenn der Mann durch 
Krankheit oder durch Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert) 
und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt ). 

EI 1306 II 1300 M 4, 234, P 4, 133, 146, 154, 160, 162, 181, 198. 

1. Während die Frau innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes die ihr in 
$ 1357 zugewieſene freiere Rechtsſtellung einnimmt, ift fie in den hier gemeinten Fällen nur 
unter gewiſſen Vorausſetzungen von dem Erforderniſſe der Zuſtimmung des Mannes 
befreit. Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, ſo bedarf es — anders wie im Falle des § 1379 
Abſ 1 — der Erſetzung der Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht nicht, vielmehr kann 
inſoweit die Frau ihre eigenen Angelegenheiten ſelbſtändig beſorgen. Die Verwaltung kehrt 
gleichſam zu ihr zurück. Sie darf aber zu dieſem Zwecke — abweichend von den Fällen der 
95 Lat, 1519 Abſ 2, 1549 (Geſamtgut) — nur im eigenen Namen und für eigene Rechnung 

andeln. 
N 2. Die Vorausſetzungen der Entbehrlichkeit der Zuſtimmung müſſen bei einem Rechts⸗ 
geſchäfte zur Zeit feiner Vornahme, bei einem Rechtsſtreite zur Zeit der Klageerhebung, be⸗ 
ziehungsweiſe Einlaſſung auf die Klage (51400 A 4) vorliegen und von demjenigen bewie ſen 
werden, der die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts oder Urteils behauptet. Späterer Wegfall der 
Aa e ſchadet nicht, ſpäterer Eintritt der Vorausſetzungen nützt nicht. Vgl. $ 1407 
Anm 3. 

3. Die Verhinderung braucht nicht dauernd zu ſein wie z. B. im Falle des 
$ 1305 Abſ 2. 

4. Gefahr im Verzuge wird in der Regel nur dann vorliegen, wenn das Rechtsgeſchäft 
oder der Rechtsſtreit zum Zwecke ordnungsmäßiger Verwaltung erforderlich iſt, $ 1374 A 2. 


8 1402 
) Iſt zur ordnungsmäßigen :) Beſorgung der perſönlichen?) Angelegen⸗ 
heiten der Frau ein Rechtsgeſchäft“) erforderlich), zu dem die Frau der Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes bedarf‘), jo kann die Zuſtimmung auf Antrag?) der 
Frau durch das Vormundſchaftsgerichts) erſetzt') werden, wenn der Mann 
ſie ohne ausreichenden Grund verweigert. 
E I 1321, 1322 II 1303, 1387 M 4, 280 P 4, 133, 146, 154, 181, 203. 
1. Im 5 1401 find Fälle behandelt, in denen der Mann nicht zuſtimmen kann, 
im $ 1402 dagegen Fälle, in denen er nicht zuſtimmen will. Über ſeine Ver⸗ 
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waltungspflicht ($ 1374 A 1 und 2) hinaus ift er verbunden, zu dem erforderlichen Rechts⸗ 
geſchäfte ſeine Zuſtimmung zu erteilen, dagegen nicht verbunden, das Rechtsgeſchäft ſelbſt 
vorzunehmen. Da das eingebrachte Gut auch zur Befriedigung dieſer perſönlichen Bedürf⸗ 
niſſe der Frau beſtimmt iſt, ſo hat der Mann zu geſtatten, daß es dazu verwendet werde. 
Leiſtung aus eigenen Mitteln legt der $ 1402 dem Manne nicht auf. 

2. Ordnungs mäßigkeit. Die Handlungsweiſe einer ordentlichen Hausmutter bildet 
den Maßſtab für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit. Die Umſtände des einzelnen 
Falles ſind zu berückſichtigen. 

3. Perſönliche Angelegenheiten der Frau ſind — abgeſehen von dem beſonders ge⸗ 
regelten Unterhalte der Frau, $$ 1360, 1361, 1610 ff. — ſolche die Perſon der Frau be⸗ 
treffende Angelegenheiten, die vermögensrechtliche Aufwendungen erfordern Geſundheit, 
Ehre, Freiheit der Frau betreffen ihre Perſon und können vermögensrechtliche Aufwendungen 
erforderlich machen, z. B. die Entrichtung von Heilungs-, Anwalts⸗ und Gerichtskoſten. Einen 
Rechtsſtreit darf die Frau, gleichviel ob er ihre perſönlichen Angelegenheiten betrifft oder nicht, 
zwar ſelbſtändig führen ($ 1400 A 1), aber zur Bevollmächtigung des Anwalts und Zahlung 
von Vorſchüſſen an den Anwalt und das Gericht bedarf ſie der Zuſtimmung des Mannes. 
Diefe kann, wenn der Rechtsſtreit ihre perſönlichen Angelegenheiten betrifft, z. B. Ehe ⸗ 
ſcheidung, Entmündigung, Rechtsverhältnis zwiſchen Mutter und Kind, durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht erſetzt werden. Die Vertretung der Frau in einem Straf⸗ oder Privatklage⸗ 
verfahren betrifft gleichfalls eine perſönliche Angelegenheit der Frau. Wegen der Koſten⸗ 
vorſchußpflicht des Mannes vgl. § 1387 A 6. 

4. Solche Rechtsgeſchäfte ſind z. B. Vertrag über Unterbringung der Frau in einer 
Heilanſtalt, Bevollmächtigung eines Anwalts zur Führung eines Rechtsſtreits, Entrichtung 
von Koſten oder Auslagenvorſchüſſen an den Anwalt und die Gerichtskaſſe. Handelt es ſich 
um ein einſeitiges Rechtsgeschäft, fo iſt es gleichgültig, ob es ſich auf das eingebrachte Gut 
oder auf eine Verbindlichkeit der Frau bezieht, $$ 1398, 1403. Zu einem Rechtsgeſchäfte, 
durch das ſich die Frau zu einer Leiſtung verpflichtet, iſt dagegen die Zuſtimmung des Mannes 
nicht erforderlich, $ 1399 Abſ 1. 

A 5. Die Notwendigkeit der Maßregel ift nach den Umſtänden des Falles zu be- 
urteilen. 

6. Zuſtimmungsbedürftigkeit. Ob es ſich um ein Rechtsgeſchäft handelt, zu dem die 
Frau der Zuſtimmung des Mannes bedarf, entſcheidet ſich nach 98 1395—1401. 

7. Der Antrag iſt durch Darlegung der Sachlage, insbeſondere des Rechtsgeſchäfts fo 
zu begründen, daß das Vormundſchaftsgericht in eine Prüfung gemäß § 1402, nötigenfalls 
Beweisaufnahme eintreten kann. 

8. Zuſtändigkeit und Verfahren des Vormundſchaftsgerichts regeln ſich nach 58 45, 
53, 55, 60 Nr 6, 62, 63, 199 FGG. Die Erſetzung der Zuſtimmung muß das fragliche Rechts⸗ 
geſchäft genau bezeichnen. 

9. Erſatz. Die erſetzte Zuſtimmung wirkt wie die erteilte, unterliegt aber nicht dem 
Widerrufe. 

10. Daß ausreichende Gründe zur Verweigerung der Zuſtimmung vorliegen, hat — 
unbeſchadet der Ermittelungspflicht des Gerichts, $ 12 J — der Mann darzulegen. 


8 1403 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf das eingebrachte Gut be⸗ 
zieht ), iſt) dem Manne gegenüber vorzunehmen. 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf eine Verbindlichkeit der Frau 
bezieht‘), iſt der Frau gegenüber vorzunehmen; das Rechtsgeſchäft muß 
jedoch auch dem Manne gegenüber vorgenommen werden, wenn es in Anſehung 
des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirkſam ſein ſoll. “) 

E 1 1304 II 1301 M 4, 235 P 4, 133, 146, 153, 160, 181, 198. 

1. Der 8 1403 bezieht ſich auf einſeitige Rechtsgeſchäfte Dritter, nicht, wie 98 1398, 
1399, auf einſeitige Rechtsgeſchäfte der Frau und ordnet mit Rückſicht darauf, daß ſich 
erfahrungsgemäß der Mann mehr als die Frau um die Verwaltung des eingebrachten 
Gutes bekümmert, aus Zweckmäßigkeitsgründen die Pflichten Dritter bei Vornahme 
einfeitiger Rechtsgeſchäfte. Dieſe können ſich entweder nur auf die zum eingebrachten 
Gute gehörenden Rechte oder nur auf die dazu gehörenden Verbindlichkeiten 
oder auf beide zugleich beziehen. Von den Rechtsgeſchäften der erſten Art handelt 
der erſte Abſatz, von denen der zweiten und dritten Art der zweite Abſatz des § 1403. 

2. Einſeitige, ſich auf das eingebrachte. Gut und nicht auf eine Verbindlichkeit (Abſ 2) 
der Frau beziehende Rechtsgeſchäfte Dritter ſind z. B. Kündigung einer Darlehnsforderung 
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der Frau durch den Schuldner (8 284), Anbieten der zum eingebrachten Gute geſchuldeten 
Leiſtung (8 293), Ausübung des Wahlrechts durch den Schuldner im Falle des $ 263, An⸗ 
ſechiung eines vom Dritten vorgenommenen einſeitigen Rechtsgeſchäfts durch den Dritten 
(143), Widerruf einer Schenkung durch den Schenker ($ 530). Bezieht ſich das Rechts⸗ 
de Vorbehaltsgut der Frau, fo iſt es der Frau gegenüber vorzunehmen 
68 

3. Nur dem Manne gegenüber kann das Rechtsgeſchäft mit Wirkſamkeit gegen das 
eingebrachte Gut vorgenommen werden. Ausnahme 5 1405. 

4. Eiuſeitige, ſich auf Verbindlichkeiten der Frau beziehende Rechtsgeſchäfte Dritter 
ſind z. B. Kündigung einer Darlehnsſchuld der Frau durch den Gläubiger ($ 609), Mahnung 
ſeitens eines Gläubigers der Frau (8 284), Ausübung des Wiederkaufsrechts ($ 497), des Vor- 
1 0 880 1 505), des Rücktrittsrechts ($ 349), Aufrechnung ($ 388), Anfechtung eines Ver⸗ 

tags ($ ). 

5. Nur der Frau gegenüber kann das Rechtsgeſchäft mit Wirkſamkeit gegen die Frau 
vorgenommen werden. Sie haftet dann mit etwa vorhandenem Vorbehaltsgute. Soll das 
Rechtsgeſchäft in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam werden, muß es auch dem Manne 
gegenuber vorgenommen werden (vgl. $ 1399 Abſ 2 S 1). Hört die Verwaltung und Nutz⸗ 
elf eh des Mannes auf, ſo tritt Wirkſamkeit auch in Anſehung des eingebrachten Gutes von 
elbſt ein. 


8 1404 


Die Beſchränkungen, denen die Frau nach den 88 1395 bis 1403 unter⸗ 
liegt, muß ein Dritter?) auch dann gegen?) ſich gelten laſſen, wenn er nicht 
gewußt“) hat, daß die Frau eine Ehefrau iſt. 

G 1 1305 111302 M 4, 236 ff. P 4, 133, 146, 181, 198, 

1. § 1404 bezweckt, die Rechte des Ehemannes an dem eingebrachten Gute 
der Frau zu ſchützen. Das Geſetz geht davon aus, daß es dem Dritten, der ſich mit einer 
Frau auf ein Rechtsgeſchäft einlaſſen will, meiſt mühelos gelingen werde, ſich über die Eigen⸗ 
ſchaft der Frau als Ehefrau zu vergewiſſern. Den Dritten trifft die Erkundigungspflicht. 
Guter Glaube ſchützt ihn nicht. Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, finden keine Anwendung. Die Berfügungsbeſchränkung 
der Frau tritt wie die Verwaltung und Nutznießung des Mannes kra ft Geſetzes mit 
der Eheschließung ein. Ihre Eintragung in das Grundbuch iſt weder erforderlich noch zuläſſig. 

2. Dritter iſt derjenige, der ſich mit der Frau auf das Rechtsgeſchäft einläßt, nicht 
derjenige, der von dem Dritten erwirbt. Auf dieſen Erwerb finden die Vorſchriften zugunſten 
derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten ableiten, Anwendung. 

3. Inwiefern der Dritte die Beſchränkungen der Frau für ſich geltend machen kann, 
iſt bei den 88 1395—1403 erörtert. . 

4. Ob die Unkenntnis des Dritten auf eigenem Verſchulden beruht oder nicht, macht 
für die Anwendung des $ 1404 keinen Unterſchied. Argliſtige Täuſch ung des Dritten 
durch die Frau zieht deren Schadenserſatzpflicht nach ſich, 96 823, 826, 1411, 1415 Nr 1. Eine 
Anfechtung des Rechtsgeſchäfts aus § 123 findet nicht ſtatt. Unter Umſtänden kann dem 
Dritten ein Bereicherungsanſpruch gegen das eingebrachte Gut erwachſen, 8 812 ff., 
1411, 1399 Abſ 2 Satz 2. 


§ 1405 

Erteilt) der Mann?) der Frau die Einwilligung) zum ſelbſtändigen“) 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts ), jo iſt ſeine Zuſtimmung zu ſolchen Rechts⸗ 
geſchäften und Rechtsſtreitigkeiten“ nicht erforderlich”), die der Geſchäfts⸗ 
betrieb mit ſich bringt“). Einſeitige Rechtsgeſchäfte, die ſich auf das Erwerbs⸗ 
geſchäft beziehen, ſind der Frau gegenüber vorzunehmen. 

Der Einwilligung des Mannes in den Geſchäftsbetrieb ſteht es gleich, 
wenn die Frau mit Wiſſen “) und ohne Einſpruch 10) des Mannes das Erwerbs⸗ 
geſchäft betreibt. 

Dritten gegenüber iſt ein Einſpruch und der Widerruf !!) der Einwilligung 
nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam 1). 

E 1 1307 11 1304 M 4, 240 ff., P 4, 134, 146, 160, 181, 204. 

1. Ob den Mann die Verpflichtung zur Erteilung der Einwilligung trifft, iſt nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles unter Berückſichtigung der in den 58 1353, 1354, 1356, 1358 
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aufgeftellten Geſichtspunkte zu entſcheiden. Nicht erfordert wird, daß ſich der Mann der redh!- 
lichen Folgen ſeiner Einwilligung bei ihrer Erteilung bewußt war. 

2. Steht der Mann unter Vor mundſchaft, fo erteilt der Vormund die Einwilli⸗ 
gung, § 1409. Iſt der Mann infolge körperlicher Gebrechen oder Abweſenheit an der Abgabe 
einer Erklärung verhindert, jo gelangt nicht $ 1401 zur Anwendung, ſondern es iſt ein Pfleger 
gemäß 99 1910, 1911 zu beſtellen. 

3. Einwilligung iſt die vorher erteilte Zuſtimmung ($ 183) und ein einſeitiges emp⸗ 
fangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Sie kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erteilt werden und 
bedarf keiner Form. Sie begründet nicht die perſönliche Haftung des Mannes für die der 
Frau aus dem Geſchäftsbetrieb erwachſenden Schulden, $ 1395 A 3. 

4. Die Selbſtändigkeit des Betriebes wird weder dadurch, daß ſich die Frau eines 
Prokuriſten oder Bevollmächtigten — möge dies auch ihr Mann ſein — bedient, noch dadurch 
beeinträchtigt, daß ſie das Geſchäft in Gemeinſchaft mit andern betreibt. Entſcheidend iſt, 
daß fie — allein oder mit andern — Unternehmerin, nicht bloß Inhaberin, ſtille Geſell⸗ 
ſchafterin oder Kommanditiſtin iſt. Betreibt der Mann — ſei es im eigenen Namen, ſei es 
im Namen der Frau — ein Geſchäft, deſſen Inhaberin die Frau iſt, jo kann von einem ſelb⸗ 
ſtändigen Betriebe des Geſchäfts durch die Frau nicht die Rede fein. Vgl. § 1367 A 3 
über die Rechte des Mannes an einem Erwerbsgeſchäfte, das die Frau ſelbſtändig betreibt 
und in die Ehe einbringt. 

5. Unter Erwerbsgeſchäft wird jede regelmäßige, auf ſelbſtändigen Erwerb gerichtete 
Tätigkeit verſtanden, möge ſie in Handel, der Betreibung einer Fabrik oder eines Handwerks, 
der Ausübung eines künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Berufs, der Landwirtſchaft oder in 
anderer Erwerbstätigkeit beſtehen. Vgl. $$ 112, 1367 BGB und $ 741 ZPO. 

6. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut aus einem gegen die 
Ehefrau ergangenen Urteil vgl. 8 741 3 PO. Vorherige Verurteilung des Mannes zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung nicht nötig. Anders $ 1400 A 3. 

7. Aus der Entbehrlichkeit der Zuſtimmung folgt, daß inſoweit die Beſchränkungen, 
denen die Frau nach den $$ 1395 —1403 unterliegt, wegfallen. Vgl. auch 88 11, 11a GewO 
v. 26. 7. 00. 

8. Ob der geſtattete Geſchäftsbetrieb die betreffenden Rechtsgeſchäfte und Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten mit ſich bringt, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles. Die Aus⸗ 
drucksweiſe: „mit ſich bringt“ kommt auch in $ 112 BGB, 88 49, 54 HGB vor. Sie umfaßt 
Einrichtung, Fortführung und Auflöſung des Geſchäfts. Bezieht ſich der geſtattete Geſchäfts⸗ 
betrieb auf ein Handelsgewerbe (81 HGB), fo hat die Ehefrau Rechte und Pflichten 
eines Kaufmannes. 

9. Der Mann muß beſtimmte Kenntnis haben. Auf Fahrläſſigkeit beruhende Un⸗ 
kenntnis reicht nicht aus. 

10. Die Wirkſamkeit des Einſpruchs iſt der Frau gegenüber von keiner Form abhängig. 

11. Die Wirkſamkeit des Widerrufs iſt der Frau gegenüber von keiner Form ab- 
hängig. Vgl. auch § 1407 A 3. 

12. Gerichtszuſtändigkeit für die Eintragung in das Güterrechtsregiſter 99 1558, 
1559 BGB; Art 8 EG. 

13. Anwendung ausländiſcher Geſetze. Nach Art 16 Abſ 2 EG finden in dem⸗ 
jenigen Falle, in welchem gemäß dem allgemeinen, in Art 15 EG ausgedrückten Grundſatze 
die ausländiſchen Geſetze maßgebend wären, die Vorſchriften des 5 1405 Anwendung, ſoweit 
ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen Geſetze. 


8 1406 
Die Frau bedarf nicht!) der Zuſtimmung des Mannes: 

1. zur Annahme?) oder Ausſchlagung ) einer Erbſchaft oder eines Ber: 
mächtniſſes), zum Verzicht auf den Pflichtteil“), ſowie zur Errichtung 
des Inventars über eine angefallene Erbſchaft: 

2. zur Ablehnung eines Vertrags antrags“ oder einer Schenkung ); 

3. zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts gegenüber?) dem Manne. 

E 1 1308, 2148 Nr 4 II 1305 M 4, 242 ff., 5, 679 P 4, 134, 154, 160, 181, 204; 5, 806. 


1. Die Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, daß das Rechts⸗ 

geſchäft auch in Anſehung des eingebrachten Gutes gegenüber dem Manne wirkſam iſt. Vgl. 
1407 Anm 1. 

4 2. Annahme einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes. Die der Frau angefallene 

Erbſchaft wächſt infolge der Annahme durch die Frau, ausgenommen beim Erwerbe der 

Erbſchaft als Vorbehaltsgut (88 1369, 1413), ihrem eingebrachten Gute zu und zwar mit 


6* 
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allen Rechten und Verbindlichkeiten, 98 1363 Abſ 2, 1411, 1412. Das eingebrachte Gut 
haftet alſo für die Nachlaßſchulden. Dem Ehemanne ſt hen jedoch, unabhängig von dem Willen 
der Eh frau, die Rechte auf Inventarerrichtung ($ 1993), Anordnung der Nachlaßverwaltung 
( 1975), Eröffnung des Nuchlaßkonkurſes ($ 1975 BOB, 5218 KO), Aufgebot der Nach⸗ 
laßgläubiger ($ 1970 BB, § 999 ZPO) und die ſonſtigen Rechtsbehelfe zu, die ein Erbe 
zur Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß geltend machen kann. Durch den Ge⸗ 
brauch dieſer Rechte kann er das eingebrachte Gut gegen etwaige Überſchuldung der Erbſchaft 
ſchützen. Auch die Frau kann die bezeichneten Rechte ſelbſtändig geltend machen. BL die 
genannten Geſetzesſtellen. Wegen der Inventarfriſt kommt noch $ 2008 in Betracht. Nimmt 
die Frau ein nicht dem Vorbehaltsgute zufallendes Vermächtnis an, das mit einem 
Untervermächtnis oder einer Auflage beſchwert iſt, ſo ſtehen dem Manne die Rechtsbehelfe aus 
$$ 2186—2188 ſelbſtändig zu. — Vor der Annahme durch die Frau liegt ein endgültiger Er⸗ 
werb noch nicht vor (RG 54, 293). 

3. Die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes ift ein höchſtverſön⸗ 
liches Recht der Frau. Durch die Ausſchlagung wird das eingebrachte Gut nicht vermindert, 
ſondern nur nicht vermehrt, 88 1942, 1953, 2176, 2180. Vgl. auch $ 517. Ebenſowenig 
bedarf die Ehefrau der Zuſtimmung des Mannes zu einem Erb verzichte, § 2346 (M 4, 243). 

4. Anfechtung. Die Ehefrau kann ihre Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft 
oder eines Vermächtniſſes ſelbſtändig anfechten, 95 19541957. . 

5. Verzicht auf den Pflichtteil. Entſprechend dem Verhältniſſe der Ehegatten unter 
einander fällt es der freien Entſchließung der Ehefrau anheim, ob ſie ihren Pflichtteilsanſpruch 
1 0 5 . will oder nicht, 8 2305-2307. Auch ſteht ihr das Anfechtungsrecht aus $ 2308 

elbſtändig zu. 

6. ublehnung und Annahme eines Vertragsantrags. Der Vertragsantrag bindet 
den Antragenden, $ 145. Die Ablehnung des Vertragsantrags iſt ein höchſtperſönliches Recht 
der Frau. Bei Annahme des Vertragsantrags durch die Frau kommen $$ 1396, 1397, 
1399 nebft Erläuterungen in Betracht. 

7. Ablehnung und Annahme einer Schenkung. Im Falle des $ 516 Abf 2 iſt die Auf⸗ 
forderung zur Erklärung über die Annahme an die Frau zu richten. Wegen Annahme einer 
Schenkung durch die Frau vgl. $ 1395 A 4. Der Widerruf der Schenkung durch den 
Schenker iſt dem Manne gegenüber zu erklären, $ 1403 A 3 und 4. 

8. Rechtsgeſchäfte der Frau gegenüber dem Manne ſind z. B. Mahnung, Stundung, 
Kündigung, Aufrechnung. Rechtsgeſchäfte der Frau mit dem Manne, z. B. Kauf, Tauſch, 
Miete bedürfen nicht noch beſonderer Zuſtimmung des Mannes. Dasſelbe gilt von Rechts⸗ 
geſchäften der Frau mit dem geſetzlichen Vertreter des Mannes (8 1409) und — ſofern im 
Einzelfalle ſchon die Bevollmächtigung auf die Zuſtimmung des Mannes zu dem Rechts 
geſchäft ſchließen läßt — von Rechtsgeſchäften der Frau mit dem Bevollmächtigten des 
Mannes. 


8 1407 


Die Frau bedarf nicht!) der Zuſtimmung des Mannes: 

1. zur Fortſetzung ) eines zur Zeit der Eheſchließung?) anhängigen Rechts⸗ 
ſtreits⸗); 

2. zur gerichtlichen Geltendmachung) eines zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Rechtes) gegen?) den Mann; . 

3. zur gerichtlichen Geltendmachung ) eines zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Rechtes) gegen einen Dritten“), wenn der Mann ohne die 
erforderliche?) Zuſtimmung der Frau über das Recht verfügt hat: 

4. zur gerichtlichen Geltendmachung!) eines Widerſpruchrechts ro) gegen⸗ 
über einer Zwangsvollſtreckung! ). 

E 1 1309 II 1306 M 4, 245 ff. P 4, 134, 154, 160, 181, 201, 203. 

1. Die Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, daß die von der 
Frau durch Klage oder anderweite gerichtliche Geltendmachung erwirkte Entſcheidung in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes gegenüber dem Manne wirkſam ift (vgl. $ 1406 A 1). Ver⸗ 
bindlichkeiten, die die Frau behufs zweckentſprechender Rechtsverfolgung eingeht oder die ihr 
infolge der Rechtsverfolgung kraft Geſetzes erwachſen (ſei es dem Prozeßgegner, Anwalte, 
Gerichtsvollzieher oder Gerichte gegenüber) belaſten das eingebrachte Gut. Dieſe Sätze 
gelten unbeſchadet des im § 1395 ausgeſprochenen Grundſatzes, wonach die Frau zur Ver⸗ 
fügung über eingebrachtes Gut (5 1395 A 2) der Einwilligung des Mannes bedarf, 
3. B. zur Aufrechnung oder zum Erlaß der eingeklagten Forderung im Rechtsſtreite. 
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2. Fortſetzung des Rechtsſtreits. Nebenintervention des Mannes. Die vor der 
Eheſchließung begründet geweſene Klageberechtigung und Klageeinlaſſungspflicht der Frau 
beſteht nach der Eheſchließung unabhängig von dem Willen des Mannes fort. Hat die Frau 
auf Leiſtung an fie geklagt, jo muß entſprechend dem Grundſatze des 3 1395 der Klage⸗ 
antrag dahin geändert werden, daß Leiſtung an die Frau bei Zuſtimmung des Mannes oder 
Leiſtung an beide Eheleute oder Hinterlegung für beide Eheleute verlangt wird (vgl. § 1380 
A 5). Darin liegt keine unzuläſſige Klageänderung. Der Mann kann dem Rechtsſtreit 
als Nebenintervenient beitreten und ſich dadurch gegen eine nachläſſige Führung des Rechts⸗ 
ſtreits durch a Im Falle des Beitritts wird der Mann Streitgenoſſe der 

rau, 88 61, & h 

> 3. Ahnliche Fälle. Wenn die Frau bei Krankheit oder Abweſenheit des Mannes 
(F 1401) die Führung eines Rechtsſtreits mit Wirkſamkeit gegenüber dem Manne begonnen 
hat und ſpäter die Vorausſetzungen des $ 1401 wegfallen, bedarf es der Zuſtimmung des 
Mannes zur Fortſetzung des Rechtsſtreits durch die Frau nicht ($ 1401 A 2), ebenſowenig, 
wenn im Falle des $ 1405 der Mann die der Frau zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts 
erteilte Einwilligung widerruft und zur Zeit des Widerrufs ein durch den Geſchäftsbetrieb 
veranlaßter Rechtsſtreit der Frau anhängig iſt. 

4. Ob die Frau den Rechtsſtreit als Klägerin oder Beklagte führt, iſt für die Anwen⸗ 
dung des $ 1407 Nr 1 gleichgültig. — Das Urteil, das in einem von der Frau als Beklagte 
mit Zuſtimmung des Mannes geführten Rechtsſtreit ergeht, hat auch dem Marne gegenüber 
hinſichtlich des eingebrachten Gutes Rechtskraftwirkung (RG 56, 73; $ 1400 A 3, 5). 

5. Gerichtliche Geltendmachung, $ 1380 A 5. Zu einem Antrag auf Aufhebung 
des Miteigentums der Ehegatten an einem zum gemeinſchaftlichen Eigentum erworbenen 
Grundſtück ( 753) iſt jeder Ehegatte ohne Zuſtimmung des andern berechtigt (8 749). Die 
Frau kann in dem zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft angeordneten Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren ihre Rechte ohne Zuſtimmung des Mannes wahrnehmen (RG 67, 396). 

6. Rechte jeder Art, § 1400 A 6. = 

7. Gegen den Mann kann die Frau das fragliche Recht trotz der entgegenſtehenden 
Beſtimmung des $ 1400 Abſ 2 (vgl. dort A 4) ſelbſtändig geltend machen. 

8. Ausnahme von 8 1400 Abſ 2. Die Frau kann z. B. gegen einen Dritten auf Heraus⸗ 
gabe einer von ihrem Manne ohne ihre Zuſtimmung veräußerten, zum eingebrachten Gute 
gehörigen Sache ſelbſtändig klagen, $ 985. 

h 9. 95 1375—1378. Vgl. $ 1375 A 6. 

10. Geltendmachung eines Widerſpruchsrechts: SS 732, 766, 767, 771, 861 Abf 2 
3 O, ferner $ 773 und die Einwendungen aus $$ 781—786 3 PO (Beſchränkung der Haftung 
als Erbe). Gegen den Grundſatz des § 1400 darf jedoch nicht verſtoßen werden. Oben A 1. 
Übrigens kann der Mann unbeſchadet ſeines Rechtes, das Widerſpruchsrecht ſelbſtändig geltend 
zu machen, auch in dieſen Fällen der Frau als Nebenintervenient beitreten. Er gilt dann als 
ihr Streitgenoſſe. Oben A 2. 

11. Ob ſich die Zwangsvollſtreckung gegen die Frau, den Mann oder einen Dritten 
richtet, iſt gleichgültig. Es macht auch keinen Unterſchied, ob die Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut wegen einer Geldforderung oder in Vollſtreckung eines Urteils erfolgt 
das auf die Veräußerung einer zum eingebrachten Gute gehörenden Sache gerichtet iſt 


8 1408 


Das Recht!), das dem Manne an dem eingebrachten Gute kraft ſeiner 
Verwaltung und Nutznießung zuſteht, iſt nicht übertragbar). 

E 1 1298 Halbſ 1 II 1907 M 4, 205 ff. P 4, 134, 153, 182, 204. 

1. Das dem Manne zuſtehende Recht der Verwaltung und Nutznießung des einge⸗ 
brachten Gutes beruht auf dem Vertrauen der Frau zu der Perſon des Mannes und iſt wegen 
dieſer höchſtperſönlichen Natur unübertragbar, * 

2. Unübertragbarkeit des Rechtes. Überlaſſung der Ausübung. Früchte. Das 
bezeichnete Recht darf weder abgetreten ($ 400) noch verpfändet (8 1274 Abf 2, 3 861 ZPO), 
noch durch Beſtellung eines Nießbrauchs belaſtet (5 1069 Abſ 2) werden. Dagegen iſt der Ehe⸗ 
mann nicht gehindert, die ihm kraft der Verwaltung und Nutznießung zuſtehenden Einzel⸗ 
befugniſſe ihrer Ausübung nach einem andern zu überlaſſen, z. B. Beſtandteile des 
eingebrachten Gutes durch Vermietung oder Verpachtung zu nutzen. Unter Umſtänden, z. B. 
wenn er längere Zeit abweſend ſein muß, darf er Verwaltung und Nutznießung durch einen 
Bevollmächtigten ausüben (M 4, 300; 8 1418 A 10). Die von dem Ehemann erworbenen 
Früchte des eingebrachten Gutes ſind der Pfändung nur in dem im § 861 ZP bezeich⸗ 
neten Umfange unterworfen. Wegen des Widerſpruchsrechts vgl. $ 1407 A 10. 
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3. Anfechtung. Genehmigt der Ehemann die Veräußerung eines zum einge⸗ 
brachten Gute gehörigen Gegenſtandes durch die Ehefrau, ſo kann die Genehmigung von 
ſeinen Gläubigern nicht ſchon deshalb angefochten werden, weil ſie das Erlöſchen des ehe⸗ 
männlichen Nießbrauchs an dem Gegenſtande mit ſich bringt. Das ehemännliche Nießbrauchs⸗ 
recht kann nicht gepfändet werden; deshalb kann auch der Verzicht des Ehemannes auf dieſes 
Recht nicht Gegenſtand der Anfechtung ſein (RG 10. 7. 06 VII 564/05). 


9 1409 


Steht der Mann unter Vormundſchaft !), jo hat ihn der Vormund in den 
Rechten und Pflichten zu vertreten ), die ſich aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des eingebrachten Gutes ergeben. Dies gilt auch dann, wenn die 
Frau“) Vormund des Mannes iſt. 

E 1 1326 II 1308 M 4, 286 ff. P 4, 134, 149, 160, 162, 183, 204. 

1. Vormundſchaft. Pflegſchaft. Unter Vormundſchaft iſt auch die vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft ($ 1906) zu verſtehen. Steht der Mann unter Pflegſchaft (88 1910, 1911), 
fo findet der $ 1409 ſinnentſprechende Anwendung. 

2. Bertretung des Mannes. Schutz der Frau. Die Ve rtretung des Mannes 
muß in dieſem Falle krotz der höchſtperſönlichen Natur ſeines Verwaltungs- und Nutznießungs⸗ 
rechts eintreten, weil die Stellung des Mannes unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft das 
bezeichnete Recht nicht kraft Geſetzes zum Erlöſchen bringt. Der Vertreter iſt dem Manne 
für Schaden verantwortlich, $$ 1833, 1915. Die Frau kann jederzeit auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung klagen ($ 1418 Abſ 1 Nr 3, 4 und 5) und dadurch eine ihr unlieb⸗ 
ſame Vertretung hintertreiben. 

3. Die Frau als Vormund oder Pfleger des Mannes iſt ebenſo wie ein anderer Ver⸗ 
treter dem Manne für Schaden verantwortlich, 58 1833, 1915. Iſt die Zuſtimmung des 
Mannes zu einem Rechtsgeſchäft oder einem Rechtsſtreit erforderlich (5K 1395—1405), fo er⸗ 
teilt die Frau als Vertreter des Mannes ſich ſelbſt die Zuſtimmung. Die im $ 181 zugelaffene 
Ausnahme („joweit nicht ein anderes ihm geſtattet if“) trifft hier zu. Vgl. § 1457. 


3. Schuldenhaftung 


8 1410 
Die Gläubiger des Mannes!) können nicht Befriedigung aus dem ein⸗ 


gebrachten Gute?) verlangen. 

E II 1309 M 4, 205 ff. P 4, 134, 147, 182, 204. 

1. Gläubiger des Mannes. Wie der Mann nicht für die Schulden der Frau haftet, 
ſo haftet auch nicht die Frau für die Schulden des Mannes. Zum Schutze der Gläubiger des 
Mannes dienen die Vorſchriften in § 1362 Abſ 2 (Vermutung für das Eigentum des Mannes) 
531 Nr 2, 8 32 Nr 2, $ 45 Ko und $ 3 Nr 2 und 4 des Anf®. Vgl. 5 1391 A 11. Das 
Nutznießungsrecht des Mannes unterliegt nicht der Pfändung (RG ZW 03, 24322), 

2. Zum eingebrachten Gute der Frau können auch jährlich fortlaufende Zahlungen 
an die Frau gehören. Vgl. 51363 A6. Die Früchte des eingebrachten Gutes find da- 
gegen dem Zugriffe der Gläubiger in dem durch $ 861 BRD beſtimmten Umfange freigegeben. 

3. Übergangsrecht. Die Pflicht der Kaufleute, die Ausſchließung der Gütergemein- 
ſchaft durch Vertrag im Handelsregister eintragen zu laſſen (Art 20 preuß. EG z. ADG) 
beſteht nach dem Inkrafttreten des BGB nicht fort. Gläubiger des Mannes, deren Forderungen 
nach dem Inkrafttreten des BGB entſtanden find, haben nicht das Recht, aus dem Grunde, 
weil die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft nicht in das Handelsregiſter eingetragen iſt, das 
eingebrachte Gut der Frau in Anſpruch zu nehmen (RG 63, 245). 


8 1411 
Die Gläubiger der Frau) können ohne Rückſicht auf die Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes Befriedigung?) aus dem eingebrachten Gute ver⸗ 
langen, ſoweit!) ſich nicht aus den 88 1412 bis 1414 ein anderes ergibt). Sie 
unterliegen bei der Geltendmachung der Auſprüche der Frau“) nicht der im 
§ 1394 beſtimmten Beſchränkung. 
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Hat der Mann verbrauchbare Sachen nach 8 1377 Abſ. 3 veräußert oder 
verbraucht, jo iſt er den Gläubigern“) gegenüber zum ſofortigen “) Erſatze ver⸗ 
pflichtet. 


E I 1311 II 1293 Abſ 2, 1300 M 4, 249, 252, 254 P 4, 133, 147, 154, 160, 162, 180, 183, 205. 

1. Die Gläubiger der Frau können grundſätzlich wegen aller Anſprüche Befriedigung 
aus dem eingebrachten Gute ohne Rückſicht auf die Verwaltung und Nutzuießung des Mannes 
verlangen. Dieſer Grundſatz gilt für Gläubiger, deren Anſprüche vor dem Eintritte der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes (regelmäßig der Eheſchließung, § 1363 A 2) ent- 
ſtanden ſind, ausnahmslos. Die in den $$ 1412—1414 enthaltenen Ausnahmen be⸗ 
ziehen ſich nur auf die Gläubiger der Frau, deren Anſprüche nach der Eheſchließung ent⸗ 
ſtehen. Unter den oben bezeichneten Grundſatz fallen insbeſondere Anſprüche aus einer un⸗ 
erlaubten Handlung der Frau (z. B. der Anſpruch des Verletzten auf Schadenserſatz, der 
Anſpruch der Gerichtskaſſe auf die Koſten eines Strafverfahrens, vgl. $ 1387 A 7) und auf 
Geſetz beruhende Anſprüche gegen die Frau, z. B. der Unterhaltsanſpruch ihrer Verwandten 
(s$ 1601, 1604, 1386) und die Erſatzanſprüche aus Beſchädigungen durch Tiere ($ 833) und 
Gebäude ($ 836). Als auf Geſetz beruhend ſind auch die Anſprüche der Gläubiger gegen die 
Frau aus ungerechtfertigter Bereicherung (3$ 812, 1399 Abſ 2 Satz 2) und aus der Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (§ 678, 680) anzuſehen. — Hat die Frau als Beklagte mit Zuſtimmung 
des Mannes den Rechtsſtreit geführt oder war die Zuſtimmung entbehrlich, ſo hat das Urteil 
auch dem Manne gegenüber hinſichtlich des eingebrachten Gutes Rechtskraftwirkung (RG 
56, 73; § 1400 A 3, 5). 

2. Die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut iſt nur zuläſſig, wenn die Frau 
zu der Leiſtung und der Mann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
verurteilt iſt (8 739 ZPO) oder der Mann die Zwangsvollſtreckung gemäß § 794 Abſ 2 ZPO 
bewilligt. Die Klage gegen den Mann kann auch mit einer Wechſelklage gegen die 
Frau verbunden werden (RG 50, 51). Für den Fall, daß die Frau ein Erwerbsge⸗ 
ſchäft betreibt, gelangt 5 741 ZPO zur Anwendung. Wegen Erteilung vollſtreck⸗ 
barer Urteilsausfertigung, falls zur Zeit des Eintritts der Verwaltung und 
Nutznießung der Rechtsſtreit für oder gegen die Frau bereits anhängig war, vgl. 742 ZO. 
Die dem Schuldner gegen die Zwangsvollſtreckung zuſtehenden Ein wendungen kann 
jeder der Ehegatten ſelbſtändig erheben. Wird über das Vermögen der Frau der Konkurs 
eröffnet, ſo muß ſich der Mann die Befriedigung derjenigen Gläubiger der Frau, die unter 
den Regelfall des $ 1411 fallen, aus dem eingebrachten Gute gefallen laſſen. — Die Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen der Ehefrau hat eine Einſchränkung der Rechte des Mannes 
zur Folge. Die Sorge für eine geordnete Befriedigung der Gläubiger geht vom Manne 
auf den Konkursverwalter über. Der Mann muß die Befriedigung der Gläubiger ſeiner 
Frau aus dem eingebrachten Gute durch den Konkursverwalter dulden und zu dieſem Zweck 
an letzteren das eingebrachte Gut, wenn deſſen Wert durch den Betrag der Schulden erſchöpft 
wird, herausgeben. Der Verwalter kann ſich nicht eigenmächtig in den Beſitz des einge⸗ 
brachten Gutes ſetzen, ſondern nur auf Herausgabe klagen. Der Mann iſt nicht Gemeinſchuldner, 
ſondern ein außerhalb des Konkursverfahrens ſtehender Dritter. Ihm gegenüber iſt zur Be⸗ 
gründung des Anſpruchs auf Herausgabe nachzuweiſen, daß der Wert des Eingebrachten 
durch den Betrag der Schulden erſchöpft wird. Zum Nachweiſe einer Schuld genügt eine 
frühere Verurteilung des Mannes zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte 
Gut (vgl. über die Wirkung eines Duldungsurteils RG JW 09, 3212). Der Ehemann hat auf 
Verlangen des Konkursverwalters ein Verzeichnis über den Beſtand des eingebrachten Gutes 
gemäß $ 260 vorzulegen und in ſinnentſprechender Anwendung des $ 1421 Rechnung zu legen, 
auch nötigenfalls den Offenbarungseid zu leiſten (58 259, 260). Zur Rechnungslegung über 
ihm gebührende Nutzungen iſt der Mann nicht verpflichtet. An dem von der Ehefrau erſt 
nach der Konkurseröffnung erworbenen Vermögen verbleibt dem Manne das Verwaltungs- 
und Nutznießungsrecht uneingeſchränkt (RG 4. 4. 10 IV 301/09). 

3. Beweislaſt. Daß ein Ausnahmefall der 88 1412—1414 vorliegt, hat der Mann 
zu beweiſen. . . 

4. Nur aus Rückſicht auf die Rechte des Mannes ſind die Aus⸗ 
nahmen der 99 14121414 beſtimmt. Daher darf nur der Mann, nicht die Frau die Aus⸗ 
nahmen geltend machen. 7 Er 

5. Zeitpunkt der Geltendmachung. Die Gläubiger der Frau können Anſprüche, 
die der Frau gegen den Mann auf Grund der Verwaltung und Nutznießung zuſtehen und 
ihnen im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen ſind, unbeſchräukt vor der Beendigung 
der Verwaltung und Nußnießung geltend machen. Vgl. $ 1394 A 2. 

6. Gemeint ſind ſolche Gläubiger der Frau, die aus dem eingebrachten Gute Be⸗ 
friedigung verlangen können. 


— 
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7. Sofortiger Erſatz. Die Gläubiger der Frau können den Erſatzanſpruch der Frau 
ſchon während des Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann ge⸗ 
richtlich geltend machen. Vgl. 81377 A 9. Entgegenſtehende Abmachungen der Eheleute ſind 
den Gläubigern gegenüber unwirkſam. 


8 1412 

Das eingebrachte Gut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die ans 
einem nach?) der Eingehung der Ehe vorgenommenen Rechtsgeſchäft entſteht, 
nur dann, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft erteilt 
oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne feine Zuſtimmung ihm gegenüber wirk⸗ 
ſam iſt. 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Frau haftet das eingebrachte Gut 
auch dann, wenn das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des einge: 
brachten Gutes nicht wirkſam iſt. 

E 1 1312 Nr 1 II 1311 M 4, 251 P 4, 135, 147, 155, 160, 163, 183, 205; 6, 277. 

1. Zweck der Beſtimmung im $ 1412 Abſ 1 iſt, die Rechte des Mannes an dem ein⸗ 
gebrachten Gute der Frau zu ſchütz en. 

2. Beweislaſt. Daß es ſich um ein nach und nicht vor der Eheſchließung vor⸗ 
genommenes Rechtsgeſchäft handelt, hat der Mann zu beweiſen. Dagegen liegt dem Gläubiger 
der Beweis ob, daß der Mann ſeine Zuſtimmung erteilt hat oder das Rechtsgeſchäft ohne feine 
Zuſtimmung ihm gegenüber wirkſam iſt. 


8 1413 


Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Verbindlichkeit!) der Frau, 
die infolge des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes entiteht, 
wenn die Frau die Erbſchaft oder das Vermächtnis nach der Eingehung der 
Ehe?) als Vorbehaltsguts) erwirbt). 

€ 1 1312 Nr 2 11 1312 M 4, 252 P 4, 185, 147, 155, 160, 168, 188, 207. 

1. Verbindlichkeiten, die infolge des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächt⸗ 
niſſes entſtehen, find z. B. die Nachlaßverbindlichkeiten (8 1967), die Herausgabepflicht des 
Vorerben ($ 2130) und die Erfüllung letztwilliger Anordnungen (88 2 47, 2192). 

2. Die Worte: „nach der Eingehung der Ehe“ laſſen nicht den Schluß zu, als ob auch 
ſchon vor der Eingehung der Ehe Vorbehaltsgut entſtehen könne. Dieſelben Worte kommen 
auch im $ 1412 Ab 1 und $ 1414 vor. Vgl. R 65, 367 und § 1369 A 2. 

3. Erwerb als Vorbehaltsgut liegt nicht vor, wenn die Frau die Erbſchaft oder das 
Vermächtnis als Eingebrachtes erwirbt und das Erworbene erſt durch Vertrag mit dem 
Manne als Vorbehaltsgut erklärt wird. Vgl. § 1369 A 7. 

4. Beweislaſt. Der Mann hat zu beweiſen, daß ein Erwerb als Vorbehaltsgut im 
Sinne des $ 1413 vorliegt. 

§ 1414 


Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Verbindlichkeit!) der Frau, 
die nach der Eingehung der Ehe infolge eines zu dem Vorbehaltsgute gehören⸗ 
den Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entſteht, es ſei 
dem, daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das 
die Frau mit Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt?), 

E I 1312 Nr 3 II 1313 M 4, 253 P 4, 136, 147, 155, 160, 163, 183, 207. 

1. Verbindlichteiten der fraglichen Art find 3. B. die Pflicht zur Entrichtung der 
auf dem Vorbehaltsgute ruhenden Reallaſten ($ 1105), Steuern und Abgaben, die Heraus- 
gabe pflicht im Falle der ungerechtfertigten Bereicherung (88 812 ff.) und die Verbindlich⸗ 
keiten zur Erfüllung der auf Gegenſtände des Vorbehaltsguts gerichteten dinglichen Anſprüche 
aller Art, dagegen nicht die Verbindlichkeiten aus 89 833, 836. Vgl. s 1411 A 1. A. M. 
Planck $ 1414 A 1. 

2. Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau 5 1405. 


8 1415 


Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt: 
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1. die Verbindlichkeiten e) der Frau aus einer unerlaubten Handlung, die 
ſie während der Ehe begeht, oder aus einem Strafverfahren, das 
wegen einer ſolchen Handlung gegen fie gerichtet wird); 

2. die Verbindlichkeiten !) der Frau aus einem ſich auf das Vorbehaltsgut 
beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn fie vor“) der Eingehung der 
Ehe oder vor“) der Zeit entſtanden find, zu der das Gut Vorbehalts⸗ 
gut geworden iſt; A 

3. die Koſten e) eines Rechtsſtreits, den die Frau über eine der in Nr. 1, 2 
bezeichneten Verbindlichkeiten führt“). 

E 1 1316 Abſ 2 Nr 1—3 II 1314 M 4, 260 ff., P 4, 136, 149, 157, 160, 183, 207; 6, 277, 

1. Die Gläubiger der Frau können nach ihrer Wahl Befriedigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gute gemäß $ 1411 oder aus dem Vorbehaltsgute verlangen. Im Verhältniſſe 
der Ehegatten untereinander muß aber eine Ausgleichung ſtattfinden, § 1417. 
Die Regel iſt, daß Verbindlichkeiten, wegen deren Befriedigung aus dem eingebrachten Gute 
verlangt werden kann, im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem eingebrachten Gute 
zur Laſt fallen. Von dieſer Regel find die in §8 1415, 1416 bezeichneten Verbindlichkeiten 
e Sie fallen im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander dem Vorbehalts- 
gute zur Laſt. 

2. Zu ſolchen Verbindlichkeiten gehören z. B. die Verpflichtung zum Schadenserſatze, 
zur Entrichtung einer Geldſtrafe oder Buße und zur Tragung der Koſten eines Strafver⸗ 
fahrens. Für die Koſten der Verteidigung der Frau kommt zunächſt $ 1387 Nr 2 in Betracht. 
Koſten, die durch die Unterbringung und Verpflegung der Frau in einer Strafanſtalt erwachſen, 
hat der Mann auf Grund ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht zu tragen. Sie fallen im Ver⸗ 
Hältniffe der Ehegatten dem eingebrachten Gute zur Laſt, falls der Mann ſie nicht bezahlen 
kann. 

3. Während der Ehe. Verbindlichkeiten aus früher begangenen unerlaubten 
Handlungen fallen im Verhältniſſe der Ehegatten dem eingebrachten Gute der Frau zur Laſt. 
Ein’ Strafverfahren, das wegen einer vor der Eheſchließung begangenen unerlaubten 
Handlung ſtattfindet, fällt nicht hierunter. Die Frau muß die unerlaubte Handlung b e⸗ 
gangen haben, Beſchuldigung allein genügt nicht. 

4. Zu ſolchen Verbindlichkeiten gehören z. B. die Verpflichtungen der Frau aus 
Rechtsgeſchäften, die ſich auf das Vorbehaltsgut beziehen ($ 1370) und mit Zuſtimmung 
des Mannes vorgenommen oder ihm gegenüber ohne ſeine . wirkſam ſind, nament⸗ 
lich die Verbindlichkeiten der Frau aus dem ſelbſtändigen Betrieb eines mit Einwilligung des 
Mannes betriebenen Erwerbsgeſchäftes ($$ 1367, 1405, 1414), ſowie die geſetzliche Unterhalts- 
pflicht der Frau ($ 1386 A 6), inſoweit fie durch den Beſitz von Vorbehaltsgut begründet oder 
vergrößert wird und daher eine verhältnismäßige Verteilung auf das Vorbehaltsgut und das 
eingebrachte Gut erforderlich macht. 

5. Beiſpiele: Die vor jenem Zeitpunkte fällig gewordenen Leiſtungen auf Grund 
einer Reallaſt, die auf einem zum Vorbehaltsgute gehörenden Grundſtücke ruht, ferner die auf 
einem ſolchen Grundſtücke laſtenden vorehelichen Schulden. Vgl. $ 1385 A 6, § 1386 A 9. 

6. Begriff der Koſten $ 1387 A 2. 

7. In welcher Parteirolle die Frau den Rechtsſtreit führt, iſt nebenſächlich. 


8 1416 

) Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen die Koſten!) eines 
Rechtsſtreits ) zwiſchen ihnen) dem Vorbehaltsgute zur Laſt, ſoweit nicht der 
Mann ſie zu tragen hat!). 

Das Gleiche“) gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der Frau 
und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urteil dem Manne gegenüber in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes wirkſam iſt'). Betrifft jedoch der Rechts⸗ 
ſtreit eine perſönliche Angelegenheit“) der Frau oder eine nicht unter die Vor⸗ 
ſchriften des § 1415 Nr. 1, 2 fallende Verbindlichkeit, für die das eingebrachte 
Gut haftet®), fo findet dieſe Vorſchrift“e) keine Anwendung, wenn die Auf: 
wendung der Koſten den Umſtänden nach geboten iſt !). 

E 1 1316 Abſ 2 Nr 4 II 1315 M 4, 264 P 4, 136, 149, 157, 160, 183, 208. 

1. Der $ 1416 regelt die Koſtenfrage zwar nur in bezug auf das innere Verhältnis 
des Vorbehaltsgutes zum eingebrachten Gute und hat zunächſt nur die Ausgleichung der 
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beiden Maſſen unter ſich (8 1417) im Auge; aber für die Tragweite des § 1416 kommen 
auch $ 1387 Nr 1 und $ 1388 (Verpflichtungen des Ehemannes gegenüber der Frau und den 
Gläubigern der Frau) in Betracht. 

2. Begriff der Koſten § 1387 A 2. 

3. Begriff des Rechtsſtreits $ 1387 A 3. 

4. Gegenſtand eines Rechtsſtreits zwiſchen Ehegatten kann z. B. Eheſcheidung, Ehe⸗ 
anfechtung, Herſtellung des ehelichen Lebens, Gewährung des Unterhalts, Herausgabe der 
Kinder, Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes, Herausgabe des Vorbehalts⸗ 
gutes oder Sicherheitsleiſtung ſein. 

5. Der Mann hat die Koſten des Rechtsſtreits zn tragen, wenn er dazu nach den 
Prozeß- und Koſtengeſetzen verpflichtet iſt, ſei es, daß er der Frau gegenüber in der Haupt⸗ 
ſache unterliegt oder aus einem andern Grunde als koſtenpflichtige Partei anzuſehen iſf 
Kann der . die Koſten nicht aus eigenen Mitteln zahlen, ſo fallen ſie dem eingebrachten 
Gute zur Laſt. 

6. Das Gleiche — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. 

7. Iſt das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirt: 
ſam, z. B. bei erteilter oder entbehrlicher Zuſtimmung ($ 1400 A 3, 4), ſo fallen die Koſten 
im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem eingebrachten Gute zur Laſt, vorausgeſetzt, 
daß nicht ein Fall des 9 1415 vorliegt. 

8. Perſönliche Angelegenheit der Frau. Z. B. im Falle der Doppelehe die Anfech⸗ 
tung der früheren Ehe ($ 1326) im Wege der Klage oder Widerklage, ferner die Einlaſſung 
auf eine Nichtigkeitsklage gegen ein früheres Scheidungsurteil ($ 1309 Abſ 2). 

9. Ob für die Verbindlichkeit das eingebrachte Gut haftet, iſt nach 9 1411—1414 
zu beurteilen. 

10. Dieſe Vorſchrift — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zu⸗ 
einander dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. 

11. Solchenfalls treffen die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander das 
eingebrachte Gut. 


9 1417 N 


Wird eine Verbindlichkeit, die nach den 88 1415, 1416 dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt fällt, aus dem eingebrachten Gute berichtigt), jo hat die Frau 
aus dem Vorbehaltsgute, ſoweit dieſes reichte), zu dem eingebrachten Gute 
Erſatz zu leiſten ). 

Wird eine Verbindlichkeit der Frau, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander nicht dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, aus dem Vorbehaltsgute 
berichtigt), ſo hat der Mann aus dem eingebrachten Gute, ſoweit dieſes reichte), 
zu dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leiſten J. 

€ 1 1316 Abſ 3 II 1316 M 4, 280, 266 P 4, 136, 149, 157, 160, 183, 207. 

1. Der 5 1417 regelt die Ausgleichung des Vorbehaltsguts und des eingebrachten 
Gutes im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander für den Fall, daß die eine Maſſe auf 
Koſten der andern eine Mehrung, bezw. zugunſten der andern eine Minderung erfahren hat. 
Daraus ergibt ſich zugleich, daß die Verwirklichung der Ausgleichung abweichend von § 1394 
ſchon während der Verwaltung und Nutznießung gerichtlich geltend gemacht werden 
kann. Val. 8 1394 A 3. 

2. Berichtigt wird eine Verbindlichkeit nicht nur durch Erfüllung, Hinterlegung und 
Aufrechnung, ſondern auch durch Vereinigung von Schuld und Forderung in der Perſon 
der Frau. 

3. Iſt erſatzpflichtiges Gut nicht vorhanden oder reicht es zum Erſatze nicht aus, ſo 
entfällt inſoweit die Erſatzpflicht der Frau. Eine dieſes Maß überſchreitende p erſönliche 
Erſatzpflicht der Frau gegenüber dem Manne beſteht nicht. Unberührt bleibt die perſönliche 
Verpflichtung des Mannes zur Tragung der in 99 13841387 bezeichneten Laſten. 

4. Schuldvolle Nichterfüllung der Erfagpflicht begründet nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen Anſpruch auf Schadenserſatz. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznießungy) 


1. Die 99 1418—1420 regeln X le, in denen die Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes aufhört. Selbſtverſtändlich endigt dieſer Güterſtand auch mit der A u flöſung 
der Ehe (Tod eines Ehegatten, Scheidung der Ehe und Wiederverheiratung eines Ehe⸗ 
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gatten im Falle der Todeserklärung des andern Ehegatten). Die Aufhebung der ehelichen 
Ge meinſchaft (§ 1575) ſteht der Scheidung gleich, $ 1568. Wird die eheliche Gemeinſchaft 
nach der Aufhebung wiederhergeſtellt, jo tritt Gütertrennung ein, $ 1587. Im Falle der 
Nichtigkeitserklärung der Ehe wird feſtgeſtellt, daß die Ehe nie beſtanden 
habe, mithin auch die eheliche Verwaltung und Nutznießung nie eingetreten iſt. In dieſem 
Falle ſind für die Vermögensauseinanderſetzung die allgemeinen Grundſätze (über Rück⸗ 
forderung, Auftrag, auftragsloſe Geſchäftsführung) maßgebend. Tatſächliches Getrennt⸗ 
leben der Ehegatten berührt, auch wenn es gerichtlich geſtattet ift ($ 627 3 PO), an ſich den 
Güterſtand nicht, unbeſchadet der Befugnis des Gerichts zum Erlaß einſtweiliger Verfügungen 
(§ 940 3PO, $ 1418 A 11). Selbſtverſtändlich kann auch durch Ehevertrag die Be⸗ 
endigung der Verwaltung und Nutznießung beſtimmt werden, $ 1432. Dagegen iſt es un⸗ 
zuläſſig, daß der Mann einſeitig auf die Verwaltung und Nutznießung im ganzen ver⸗ 
zichtet. Vgl. $ 1468 A 1 (Beendigung der Gütergemeinſchaft). 


9 1418 


Die Frau!) kann auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung klagen ). 

1. wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen die Frau nach $ 13913) 
Sicherheitsleiſtung verlangen kann“); 

2. wenn der Mann ſeine Verpflichtung), der Frau und den gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzte) hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt. 
Eine Verletzung!) der Unterhaltspflicht liegt ſchon dann vor, wenn 
der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen nicht mindeſtens 
der Unterhalt gewährt wird, welcher ihnen bei ordnungsmäßiger Ber: 
waltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes zukommen würde“); 

3. wenn der Mann entmündigt ift®); N = 

4. wenn der Mann nach $ 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten?) einen Pfleger erhalten hat; 

5. wenn für den Mann ein Abweſenheitspfleger 10) beſtellt und die baldige 
Aufhebung der Pflegſchaft nicht zu erwarten iſt. 

Die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung tritt mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils 11) ein 12) 15). 

E 1 1327 Abſ 1 Nr 2, 1328 II 1317 M 4, 295 ff., P 4, 136, 149, 155, 163, 184, 194, 210, 848. 

1. Hat die Frau einen geſetzlichen Vertreter, ſo ſteht das Klagerecht nur dieſem zu, 
ss 51 ff. ZPO. Vgl. auch $ 1364. Der Rechtsſtreit iſt keine Eheſache. 

2. Die Klage iſt in den Fällen zu 1 und 2 gegen den Mann, im Falle zu 3 gegen den 
Vormund und in den Fällen zu 4 und 5 gegen den Pfleger zu richten. Im Falle zu 4 (Pfleg- 
ſchaft wegen Gebrechlichkeit) bleibt der Mann zwar prozeßfähig und kann daher auch verklagt 
werden, aber er ſteht, wenn er im Rechtsſtreite durch einen Pfleger vertreten wird, nach § 53 
ZPO für den Rechtsſtreit einer nicht prozeßfähigen Perſon gleich. Mit der Klage aus § 1418 
können Klagen aus $ 1421 verbunden werden (RG 18. 4. 04 IV 137/04). Das Verfahren in 
Eheſachen (58 606—639 ZPO) findet keine Anwendung. Zuſtändig iſt für die Klage aus 
$ 1418 das Landgericht, da es ſich um einen nicht vermögensrechtlichen Anſpruch handelt, 
55 23, 70 Abſ 1 GVG. Die Klage kann der Mann durch Erbieten zum Abſchluß eines die 
Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung beſtimmenden Ehevertrags abwenden. Durch 
Herausgabe des eingebrachten Gutes allein genügt er dem Klagebegehren nicht (RG Gruch 
53, 697). Der Streitwert der Klage aus 8 1418 iſt gemäß 3 ZP frei zu ſchätzen (RG 
7. 11. 04 IV B 404/04). Wegen Anfechtung von Eheverträgen vgl. § 1391 A 12. 

3. Vorausſetzungen des § 1391, ſei es nach Abſ 1, ji es nach Abſ 2. Vgl. die 
Erl. zu § 1391. ö 5 

4. Nicht nötig iſt, daß die Frau zuvor Sicherheitsleiſtung wirklich verlangt. Hat aber 
der Mann ausreichende Sicherheit geleiſtet, ſo iſt eine Klage auf Aufhebung der Verwaltung 
und Nutznießung unſtatthaft. — Hat die Ehefrau die Rechte, die ihrem Ehemanne geſetzlich 
an ihrem eingebrachten Gute zuſtehen, dem Ehemanne gegenüber inſofern erweitert, als ſie 
ihm bezüglich beſtimmter Wertpapiere im voraus von der nach geſetzlichen Vorſchriften ($$ 1375, 
1376, 1377) ſonſt eintretenden Verpflichtung des Mannes zur Einholung der Zuſtimmung 
ſeiner Ehefrau befreit hat, ſo iſt dieſes Rechtsverhältnis nicht ohne weiteres durch die Fortdauer 
guter Beziehungen der Eheleute zu einander bedingt. Die Ehefrau iſt aber berechtigt, dieſe 
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dem Ehe manne gunſtweiſe eingeräumten Befugniſſe wieder einſeitig zu entziehen, ſo daß der 
Ehemann künftig über die bezeichneten Sachen nur in der geſetzlich zuläſſigen Weiſe verfügen 
darf, insbeſondere wieder an eine ordnungsmäßige Verwaltung im Sinne des Geſetzes ge⸗ 
bunden iſt. Gänzliche Aufhebung der Verwaltung kann ſie nur unter den geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen erlangen (RG 26. 3. 06 IV 477/05). 

5. Für die Unterhaltspflicht find die 8 1360, 1361, 1601—1603 maßgebend. 

6. Verletzung der Unterhaltspflicht liegt ſchon dann vor, wenn auch nur eine m 
Unterhaltsberechtigten das Mindeſtmaß des Unterhalts nicht gewährt wird. Ver ſchulden 
des Mannes wird nicht vorausgeſetzt. 

7. Nr 2 Satz 2 enthält eine Folge und Verſchärfung des $ 1389 Abſ 2. 

8. Die Entmündigung des Mannes hat nicht ſchon kraft Geſetzes die Beendigung der 
Nutznießung und Verwaltung zur Folge. Vgl. 8 1409 A 2. Entmündigt iſt der Mann in 
dem Zeitpunkte, in welchem nach 9 661, 683 Abſ 2 ZRH der die Entmündigung ausſprechende 
Beſchluß in Wirkſamkeit tritt. Auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung darf nicht 
erkannt werden, wenn zur Zeit der Urteilsfällung der Entmündigungsbeſchluß mit Erfolg an⸗ 
gefochten (88 672, 684 3PO) oder Wiederaufhebung der Entmündigung (58 675 ff., 88 685 ff.) 
erfolgt ift. Geeignetenfalls iſt das Verfahren auszuſetzen, $ 148 ZP. 

9. Die Vermögens angelegenheiten des Mannes bilden einen beſtimmten Kreis ſeiner 
Angelegenheiten. Letzterer muß der Gegenſtand der Pflegſchaft geworden fein, ob mit Aus⸗ 
ſchluß oder mit Einſchluß anderer Angelegenheiten (z. B. der Sorge für die Perſon) iſt belang⸗ 
los. Es genügt nicht, wenn von den Vermögensangelegenheiten des Mannes nur ein zelne 
einem Pfleger übertragen ſind. 

10. Abweſenheitspflegſchaft. Aus welchem der in $ 1911 aufgeführten Gründe der 
Abweſenheitspfleger beſtellt iſt, macht keinen Unterſchied. A. M. Planck A 7, Ullmann 
S 291. Hat der Mann zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegenheiten, insbeſondere zur 
Ausübung der Verwaltung und Nutznießung einen Bevollmächtigten beſtellt ($ 1408 A 2), 
fo liegt ein Anlaß zur Beſtellung eines Abweſenheitspflegers nur unter den beſonderen Um“ 
ſtänden des 9 1911 Abſ1 Satz 2 vor und in dieſem Falle iſt auch die Klage der Frau auf Auf. 
hebung der Verwaltung und Nutznießung gerechtfertigt. 

11. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar erklärt werden. — Es genügt, daß die Vorausſetzungen, unter denen auf Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung zu erkennen iſt, zur Zeit der mündlichen Verhandlung, auf die 
das Urteil ergeht, vorliegen (RG Warn 08 Nr 162). 

12. Beendigung des Güterſtandes. Endigt die Verwaltung und Nutznießung auf 
Grund des $ 1418, jo tritt nach 8 1426 Gütertrennung ein. Dieſe iſt Dritten gegen⸗ 
über nur nach Maßgabe des $ 1435 wirkſam, $ 1431. Zur Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter genügt der Antrag der Ehefrau, $ 1561 Abſ 3 Nr 1. Vorläufige Aufhebung des 
Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung durch einſtweilige Verfügung iſt 
nicht ſtatthaft. Die geſetzlichen Vorſchriften über Beginn und Beendigung der Güterſtände 
können nicht im Wege einſtweiliger Verfügungen abgeändert werden. Wohl aber können 
auf dieſem Wege zum Schutze der Frau die Einzelbefugniffe des Mannes in weitgehendem 
Maße beſchränkt werden. — Der Mann iſt zur Herausgabe des eingebrachten Gutes in dem 
im $ 1422 bezeichneten Umfange auch dann verpflichtet, wenn die Klage der Frau auf Auf⸗ 
hebung der ehe männlichen Verwaltung und Nutznießung zwar begründet ift, der Güterſtand 
aber während 61) Rechtsſtreits aus andern Gründen, z. B. infolge Eheſcheidung aufgehört 

at (RG 70, . 

g 13. Übergangsrecht. Wegen Berückſichtigung der vor dem 1. Januar 1900 liegenden 
Vorgänge vgl. 51391 A 2 a. E. Wenn eine Ehefrau nach dem bisherigen Rechte (A LR) nur 
den Anſpruch auf Sicherſtellung wegen ihres Eingehrachten, nicht auch den auf Rückgewähr 
des Eingebrachten hatte, ſo hat ſich ihr Recht auf Sicherheitsleiſtung in ſeinem Fortbeſtande 
über den 31. 12. 99 hinaus ohne das Hinzutreten neuer Tatumſtände nicht zu einem 
Rechte auf Entziehung der Verwaltung und Nutznießung (§ 1418 Nr 1 BGB) erweitert. Eine 
derartige Rückwirkung darf dem neuen Rechte nicht beigemeſſen werden. Die landesgeſetzliche 
Überleitung des bisherigen Güterſtandes in den des BGB bringt bei unveränderter Sachlage 
dieſe der Ehefrau bisher fehlende Befugnis nicht mit ſich (RG 8. 12. 02 IV 258/02). 


9 1419 
Die Verwaltung und Nutznießung endigt!) mit der Rechtskraft e) des Be: 
ſchluſſes, durch den der Konkurs?) über das Vermögen“) des Mannes ) er- 
öffnet wird. 


E 1 1327 Abſ 1 Nr 3 11 1318 M 4, 291 ff., P 4, 1 31281, 34,, 15573 19 
1. Beendigung des Güterſtandes. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
endigt mit der Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes, ohne daß es eines Antrags der Frau 
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bedarf. Bis zum Eintritte der Rechtskraft dauert die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
fort, obwohl die Wirkungen des Konkurſes ſchon mit der Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes 
eintreten. Das Recht des Mannes am eingebrachten Gute und die auf Grund dieſes Rechtes 
von ihm gewonnenen Früchte (mit Einſchluß der nach $ 861 ZPO pfändbaren) gehören über⸗ 
haupt nicht zur Konkursmaſſe, § 1408 BGB, $ 1 Abſ 1 KO. Bei der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung verbleibt es, gleichviel ob und wie das Konkursverfahren durch⸗ 
geführt wird. Endigt die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des $ 1419, fo tritt nach 
81426 Gütertrennung ein. Dieſe iſt Dritten gegenüber nur nach Maßgabe des 
$ 1435 wirkſam, $ 1431. Zur Eintragung in das Güterrechtsregiſter genügt der Antrag der 
Ehefrau, $ 1561 Abſ 3 Nr 1. Durch Ehevertrag kann der frühere Güterſtand wieder ein⸗ 
geführt werden. 

2. Eintritt der Rechtskraft 5 705 ZPO, 89 72, 109 KO. 

3. Daß der Mann den Konkurs verſchuldet habe, wird nicht verlangt. 

4. Das dem Manne gehörige Vermögen ſchlechthin muß Gegenſtand des Kon⸗ 
kurſes geworden fein. Die Eröffnung eines Sonderkonkurſes nach 88 207-238 KO (z. B. 
über Geſellſchaftsvermögen, Nachlaß) genügt nicht. Wegen des Konkurſes über das Ver 
mögen der Frau vgl. $ 1411 A 2. 


8 1420 


Die Verwaltung und Nutznießung endigt?), wenn der Mann?) für tot 
erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der‘) als Zeitpunkt des Todes gilt’). 

E 1 1327 Abſ 1 Nr 4 II 1319 M 4, 293 P 4, 137, 149, 155, 183, 213. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. Hinſichtlich verſchiedener Rechtsbeziehungen des Ver⸗ 
ſchollenen hat der Geſetzgeber der Todeserklärung weitergehende Wirkungen beigelegt, als ihr 
auf Grund des $ 18 zukämen. Hierher gehört auch $ 1420 mit $ 1425. Die Bedeutung dieſer 
Vorſchriften beſteht darin, daß mit dem in der Todeserklärung feſtgeſtellten Zeitpunkte die 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt, auch wenn die Vermutung, daß der Ehe⸗ 
mann in jenem Zeitpunkte geſtorben ſei, ſich als unrichtig erweiſt, und daß, wenn der für tot 
Erklärte noch lebt, die Wie derherſtellung feiner Rechte nur auf dem Wege einer Klage er⸗ 
folgen kann (RG 60, 169). - 

2. Beendigung des Güterſtandes. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
endigt, ohne daß es eines Antrags der Frau bedarf. Bei der Beendigung verbleibt es, auch 
wenn der Mann zurückkehrt oder doch die Todeserklärung überlebt. Mit dem Zeitpunkte der 
Beendigung der Verwaltung und Nutznießung tritt nach 8 1426 Gütertrennung ein. 
Die ſe ift Dritten gegenüber nur nach Maßgabe des $ 1435 wirkſam, $ 1431. Zur Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter genügt der Antrag der Ehefrau, $ 1561 Abſ 3 Nr 1. Der Mann 
kann jedoch auf Wiederherſtellung feiner Rechte klagen, $ 1425 Abs 1 Satz 2. Schließt freilich 
die Frau eine neue Ehe, jo wird nach $ 1348 Abſ 2 die frühere Ehe aufgelöſt und dadurch ein 
neuer Beendigungsgrund geſchaffen. Vorbem vor $ 1418. 

5 m die Frau für tot erklärt, ſo gelten die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere 
99 18, . 

4. Welcher Zeitpunkt als Zeitpunkt des Todes zu gelten hat, wird gemäß $ 18 
Abſ 2 BGB und $ 970 Abſ 2 ZPO im Todeserklärungsurteile feſtgeſtellt. 

5. Anfechtung der Todeserklärung. Wird infolge einer Anfechtungsklage die Todes⸗ 
erklärung aufgehoben oder eine andere Todeszeit feſtgeſtellt, fo wirkt das Urteil für und gegen 
alle, 5 976 Abſ 3 ZPO. Nach dieſem Urteile regeln ſich auch die güterrechtliche Verhält⸗ 
niſſe. Der Anwendung des $ 2370 ſteht der Umſtand entgegen, daß die Ehefrau das ein⸗ 
gebrachte Gut nicht erbt, ſondern als ihr Eigentum zurüdempfängt. — War der Tod des 
Mannes ohne Todeserklärung zu Unrecht angenommen worden, z. B. auf Grund einer 
unrichtigen Sterbeurkunde, ſo bleibt für die Regelung der güterrechtlichen 
Verhältniſſe die wirkliche Sachlage maßgebend. 


8 1421 f 
Nach?) der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung Hat?) der Mann 
das eingebrachte Gut?) der Frau herauszugeben und ihr über die Verwaltung 
Rechenſchaft abzulegen). Auf die Herausgabe eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks findet die Vorſchrift des F 592, auf die Herausgabe eines Land⸗ 
guts finden die Vorſchriften der 88 592, 593 entſprechende Anwendung ). 
83 2135 ir 1007, 1009, 1324 Abſ 1, 591, 593 II 1320 M 4, 183, 283 ff., P 4, 137, 149, 151, 156, 173, 
1. Zeitpunkt der Herausgabe und Rechnungslegung. Mit der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung (vgl. Vorbem vor $ 1418) entſteht die Verpflichtung des Mannes 
zur Herausgabe und Rechnungslegung. 
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2. Geſetzliche Pflicht. Da es ſich um Erfüllung einer geſetzlichen Pflicht des Mannes 
handelt, bedarf es keiner Aufforderung durch die Frau. 

3. Das herauszugebende Gut. Der Mann hat alles, was zur Zeit der Herausgabe 
zum eingebrachten Gute gehört, herauszugeben, gleichviel in welchem Zuſtande es ſich be⸗ 
findet. Aus ſeiner Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung ($ 1374 A 1 und 2) folgt aber 
weiter, daß er das eingebrachte Gut in demjenigen Zuſtande herausgeben muß, in dem es ſich 
befinden würde, wenn es ordnungs mäßig verwaltet worden wäre. Sind Beſtandteile des 
eingebrachten Gutes untergegan gen oder verſchlechtert, ſo hat der Mann entſprechen⸗ 
den Erſatz zu leiſten, es ſei denn, daß ihn kein Verſchulden trifft, $ 1359. Die gewöhnliche 
Abnutzung begründet keine Erſatzpflicht. Die Hrrausgabepflicht bezieht ſich nur auf den 
Stamm des eingebrachten Gutes, nicht auf die Nutzungen. Val. auch §8 101, 103 (Ver⸗ 
teilung von Früchten und Laſten). 

4. Rechnungslegung. Zu einer Rechnungslegung w ährend der Verwaltung iſt 
der Mann regelmäßi; nicht verpflichtet. (81314 A 1 und 2). Nach Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung aber hat er über die Verwaltung nach Maß jabe des § 259 Rechnung 
zu legen, gegebenenfalls ein Verzeichnis des derzeitigen Boſtandes des eingebrachten Gutes 
(5 260) vorzulegen und nötigenfalls den Offenbarungseid zu leiſten (8889 3 PO 9 163 FG). 
Die Pflicht zur Rechnungslegung bezieht ſich nur auf den Stamm des eingebrachten Gutes, 
nicht auf die Nutzungen. 

5. Tod des Mannes. Konkurs. Im Falle des Todes des Mannes ſind ſeine Erben 
zur Herausgabe und Rechenſchaftsablage wie der Mann ſelbſt verpflichtet. Im Falle des 
Konkurſes über das Vermögen des Mannes hat der Verwalter nur die Pflicht, das eingebrachte 
Gut herauszugeben. Rechnungslegung und Leiſtung des Offenbarungseides bleiben Ob⸗ 
liegenheiten des Mannes. — Wird über das Vermögen der Frau Konkurs eröffnet, ſo hat 
der Mann die Befriedigung der Gläubiger ſeiner Frau durch den Konkursverwalter zu dulden. 
R 4. 4. 10 IV 301/09. Vgl. 51411 A 2. Beweislaſt. Zwar beginnt die Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes an dem eingebrachten Gute kraft Geſetzes mit der Eheſchließung, 
allein damit iſt keine geſetzliche Vermutung für die Übertragung des Beſitzes an den Beſtand⸗ 
teilen des eingebrachten Gutes von der Frau auf den Mann aufgeftellt. Vielmehr muß die 
Frau beweiſen, daß der Mann den Beſitz erlangt oder zu erlangen ſchuldbarerweiſe verſäumt 
hat. Zu dieſem Zwecke kann fie ſich auf das Beſtandsverzeichnis ($ 1372) berufen. Dasſelbe 
gilt von dem Nachweiſe des Zuſtandes der eingebrachten Sachen. Dagegen muß im 
Falle des Unterganges und der Verſchlechterung eingebrachter Sachen der Mann beweiſen, 
daß ihn kein Verſchulden ($ 1359) treffe. Der Grundſatz der freien Beweiswürdigung iſt 
geeignet, den Mann vor unbilligen Zumutungen zu ſchützen. 


8 1422 

Wird die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des 8 1418 durch 
Urteil?) aufgehoben, ſo iſt der Mann zur Herausgabe des eingebrachten Gutes 
ſo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe mit der Erhebung der 
Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung rechts hängig ge⸗ 
worden wäre). 

E 1 1329 II 1321 M 4, 302 P 4, 197, 150, 186, 218, 438. 

1. Zweck der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt, die Frau vor den Nachteilen zu 
ſchützen, die infolge der Dauer des Rechtsſtreits und der dadurch verzögerten Erfüllung der 
Herausgabepflicht des Mannes entſtehen. — Die Frau geht der ihr durch $ 1422 gewährten 
Vorteile auch dann nicht verluſtig, wenn ſich die von ihr auf Grund des $ 1418 erhobene Klage 
zwar für begründet erweiſt, aber in der Hauptſache dadurch erledigt, daß Ehe und Güterſtand 
aus andern Gründen (3. B. durch inzwiſchen eintretende Eheſcheidung) aufgehört haben 
(R 70, 61. Vgl. § 1418 A 12, § 1479 A 2). 

2. Urteil. Ein Scheidungsurteil fällt nicht unter $ 1422. 

3. Die Herausgabepflicht beſtimmt ſich demzufolge nach $ 292 in Verbindung mit 
$ 1359. Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit iſt nicht nur für den Stamm des eingebrachten 
Gutes, ſondern auch für die Nutzungen maßgebend. Dem Manne ſteht jedoch ein Erſatz⸗ 
anſpruch wegen Aufwendungen für eheliche Laſten zu, $ 1363 A 6. 


8 1423 


Hat der Mann? ein zum eingebrachten Gute gehörendes Grundſtück 
vermietet oder verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ oder Pachtverhältnis 
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bei der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung noch beſteht, die Vor⸗ 
ſchriften des S 1056 entſprechende Anwendung. 

E 1 1292, 1008 11 1322 M 4, 186 P 4, 137, 145, 175, 213. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1423 iſt eine Ausnahme von der Regel, daß Rechts⸗ 
geſchäfte, die der Mann im eigenen Namen und nicht im Namen der Frau vornimmt, un⸗ 
geeignet find, die Frau zu verpflichten, 81375 A 1. Die Ausnahme bezweckt, dem Manne 
einen ange meſſenen Ertrag der ehelichen Nutznießung dadurch zu ſichern, daß ihm die rechtliche 
Möglichkeit gewährt wird, eingebrachte Grundſtücke ohne zeitliche Beſchränkung auf die Dauer 
ſeiner Verwaltung und Nutznießung zu vermieten oder zu verpachten. 

2. Der Mann muß bei der Vermietung oder Verpachtung im eigenen Namen gehandelt 
haben. Der $ 1423 bezieht ſich nicht auf Miet⸗ und Pachtverträge, die der Mann im Namen 
der Frau mit deren Zuſtimmung ($ 1375 A 4) abgeſchloſſen hat. In ſolchen Fällen iſt die Frau 
ſelbſt Vermieterin oder Verpächterin. 


8 1424 


1) Der Mann iſt auch nach der Beendigung?) der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung zur Fortführung der Verwaltungs) berechtigt“), bis er von der Be: 
endigung Kenntnis erlangt oder fie kennen muß). Ein Dritter“) kann ſich 
auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechts⸗ 
geſchäfts die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung kennt oder kennen 
muß). 
Endigt die Verwaltung und Nutznießung infolge des Todes?) der Frau, 
ſo hat der Mann diejenigen zur Verwaltung gehörenden Geſchäfte, mit deren 
Aufſchube Gefahr verbunden iſt, zu bejorgen®), bis der Erbe anderweit Für: 
ſorge treffen kann. 

E I 1327 Abf 2, 549 Abſ 2 11 1323 M 4, 295. P 4, 137, 150, 174, 184, 214, 834. 

1. Zweck der Vorſchrift. Mit der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung 
erliſcht die Berechtigung des Mannes zu Verwaltungshandlungen. Dieſe würden als von 
einem Nichtberechtigten vorgenommen unwirkſam ſein. Gegen die daraus entſtehenden 
Nachteile ſoll der Mann und der mit ihm im Rechtsverkehre ſtehende Dritte, ſolange ſie im 
guten Glauben handeln, durch § 1424 Abſ 1 geſchützt werden. Der Abſ 2 bezweckt für den 
Fall des Todes der Frau den Schutz ihres Erben. 

2. Beendigung des Güterſtandes. Die Vorſchrift des Abſ 1 umfaßt ſämtliche 
Beendigungsfälle. Vgl. Vorbem 1 vor $ 1418. 

3. Die Berechtigung zur Fortführung der Verwaltung ſchließt nicht die Berechtigung 
zum Fortbezuge der Nutzungen in ſich. Da es ſich um Fortführung der Verwaltung 
Go 7 der Mann wie früher nur nach $ 1359 und kann für Aufwendungen nach $ 1390 
Erſatz verlangen. 

4. Nur das Verwaltungsrecht, nicht die Verwaltungs pflicht ($ 1374 A 1) 
dauert fort. Jenes gilt (wie bei der Beendigung eines Auftrags nach $ 674) zugunſten des 
Mannes als Be und zwar ſowohl der Frau als auch Dritten gegenüber. Vgl. A 6. 

5. $ 122 Abſ 2. 

6. Das als fortbeſtehend geltende Verwaltungsrecht des Mannes wirkt nicht zugunſten 
eines ade der die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung kennt oder kennen muß 
(wie $ 169). 

7. Der Tod und die Todeserklärung der Frau haben diejelben Folgen (wie $ 672). 
Wegen des Todes des Mannes vgl. $ 1421 A 5. 

8. Für Haftung und Erſatzanſprüche des Mannes gilt das in A 3 Geſagte. 


8 1425 


Wird die Entmündigung!) oder Pflegſchaft?), wegen deren die Auf⸗ 
hebung) der Verwaltung und Nutznießung erfolgt iſt, wieder aufgehoben“) 
oder wird der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß mit Erfolg ange: 
fochten ), jo kanne) der Mann auf Wiederherſtellung ſeiner Rechte klagen . 
Das Gleiche gilt, wenn der für tot erklärte Mann noch lebts). 

Die Wiederherſtellunge) der Rechte des Mannes tritt mit der Rechtskraft 
des Urteils 10) ein. Die Vorſchrift des § 1422 findet entſprechende Anwendung 1). 
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Im Falle der Wiederherſtellung wird Vorbehaltsgut, was ohne die Auf⸗ 
hebung der Rechte des Mannes Vorbehaltsgut geblieben oder geworden 2) 


ſein würde!“). 

& I 1331, 1332 11 1324 M 4, 303 P 4, 137, 150, 156, 161, 183, 214. 

1. Entmündigung. 8 1418 A 8. 

2. Pflegſchaft. $ 1418 A 9, 10. 

3. Aufhebung. Das Geſetz macht keinen Unterſchied, ob die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung wegen der Entmündigung, beziehungsweiſe Pflegſchaft durch Urteil oder durch 
Ehevertrag aufgehoben worden war ($ 1418 A 2). 

4. Wiederaufhebung der Entmündigung, vgl. 88 675 ff., $$ 685 ff. ZPO. Wieder⸗ 
aufhebung der Pflegſchaft in den Fällen des $ 1418 Abſ 1 Nr 4, 5 ogl. 58 1920, 1921. 

5. Aufechtung. 39 672, 684 3 PO. 

6. Befugnis des Mannes. Der Mann kann die Befugnis, Wiederherſtellung ſeiner 
Rechte zu verlangen, jederzeit ausüben. Er iſt an keine Friſt gebunden. Kraft Geſetzes 
tritt Wiederherſtellung ſeiner Rechte nicht ein und er kann auf ſie verzichten. Anderſeits 
iſt feine Befugnis auf die im Abſ ! bezeichneten Fälle beſchränkt, insbeſondere nicht auf den 
Fall der Beendigung des Konkurſes ausgedehnt, $ 1419 A 1. 

7. Die Klage iſt gegen die Frau zu richten. Mit der Klage auf Wiederherſtellung kann 
die Klage auf Herausgabe des eingebrachten Gutes verbunden werden. Verbindung einer 
dieſer Klagen mit der Klage auf Aufhebung oder Wiederaufhebung der Entmündigung iſt 
unzuläſſig, $$ 667, 679 Abſ 4, 686 Abſ 4 ZPO. Das Verfahren in Eheſachen (58 606— 639 
AVH) findet keine Anwendung. Zuſtändig iſt das Landgericht, da es ſich um einen nicht 
vermögensrechtlichen Anſpruch handelt (58 23, 70 Abſ 1 GVG). Die Klage kann die Frau 
durch Erbieten zum Abſchluß eines die Verwaltung und Nutznießung beſtimmenden Ehever⸗ 
trags abwenden. 

8. Tod eserklärung des Mannes. Vgl. $ 1420 A 1 und 2. 

9. Die Wiederherſtellung der Rechte des Mannes bewirkt, daß der Güterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung wieder eintritt. Demzufolge hat die Frau ihr ganzes Ver⸗ 
mögen ($ 1363 A 2) außer ihrem Vorbehaltsgute dem Manne herauszugeben. Die in der 
Zwiſchenzeit von der Frau mit Wirkſamkeit gegenüber dem Manne und Dritten getroffenen 
Verfügungen bleiben wirkſam. Die Wiederherſtellung der Verwaltung und Nutznießung iſt, 
wenn die Aufhebung in das Güterrechtsregiſter eingetragen worden war, Dritten gegenüber 
nur nach Maßgabe des $ 1435 wirkſam ($ 1431 Abſ 2). 

10. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt werden. (Vgl. § 1418 A 11). Im Wege einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung können die Rechte des Mannes nicht wieder hergeſtellt werden, F 1418 A 12. 

11. Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Anſpruchs auf Wiederherſtellung iſt für 
die Herausgabepflicht maßgebend. Nach dieſem Zeitpunkte beſtimmt ſich die Haftung der 
Frau gegenüber dem Manne für Untergang und Verſchlechterung des eingebrachten Gutes 
($ 292) gezogene Nutzun zen, ſowie die Ausgleichung zwiſchen eingebrachtem Gute und Vor⸗ 
behaltsgut auf Grund der $$ 1415—1417. 

12. Vorbehaltsgut. Z. B. in den Fällen der $$ 1367, 1370. 

13. Die Beweislaſt trifft die Frau, $ 1365 A 1. 


5. Gütertrennung 
8 1426 


1) Tritt nach § 1364 die Verwaltung und Nutznießung des Mannes nicht 
ein oder endigt ſie auf Grund der 88 1418 bis 1420, ſo tritt Gütertrennung ein. 
Für die Gütertrennung ) gelten die Vorſchriften der 88 1427 bis 14315. 

E 1, 1284, 1330 Halbſ 1 11 1325 M 4, 164, 302 P 4, 124, 150 156, 214, 222. 

1. Gütertrennung kann durch Ehevertrag vereinbart werden oder kraft Geſetzes ein⸗ 
treten. Kraft Geſetzes tritt Gütertrennung in den Fällen der 85 1364, 1418—1420 (dazu 
51426 Abſ 1), 1470 Abſ1, 1545 Abſ 1,1549 und 1587 ein. Gütertrennungiſt daher ebenſo wie Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes ein geſetzlicher Güterſtand. Da Gütertrennung aber nur 
in vereinzelten Fällen eintritt, Verwaltung und Nutznießung des Mannes vielmehr die Regel 
bildet, iſt letztere als der geſetzliche Güterſtand des Bürgerlichen Geſetzbuches anzuſehen. 

2. Das Weſen der (vertrags mäßigen oder geſetzlichen) Gütertrennung beſteht in der 
Ausſchließung des geſetzlichen Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung des Mannes, 
alſo darin, daß die den letzteren Güterſtand regelnden $$ 1363—1425 nicht gelten ſollen. Die 
Eheſchließung hat zwar auch bei Gütertrennung die allgemeinen Wirkungen (88 1353 —1302) 
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zur Folge, aber die Ehefrau bleibt ſo, als wäre ſie unverheiratet, Herrin ihres Vermögens. 
Sie kann darüber, abgeſehen von den Ausnahmebeſtimmungen in den $$ 14271430, ohne 
Zuſtimmung des Mannes verfügen und haftet nicht für deſſen Schulden. Sie bedarf weder 
zur Eingehung einer Verbindlichkeit noch zur Führung eines Rechtsſtreits der Zuſtimmung 
des Mannes. Anderſeits haftet der Mann nicht für die Schulden der Frau und ihn trifft 
keine Pflicht, die Koſten eines von der Frau geführten Rechtsſtreits zu tragen, beziehungs⸗ 
weiſe vorzuſchießen. 

3. Der Abſ 2 bezieht ſich nicht allein auf die im Abſ 1 bezeichneten, ſondern auf alle 
Fälle der Gütertrennung. Vgl. A 1. Die bei der Gütertrennung für das Vermögen der Frau 
geltenden Vorſchriften finden auf das Vorbehaltsgut der Frau gemäß 38 1371, 1441, 
1526 Abſ 3, 1549 entſprechende Anwendung. 


8 1427 

Der Mann hat den ehelichen Aufwand) zu tragen. 

Zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes hat die Frau dem Manne einen 
angemeſſenen?) Beitrag?) aus den Einkünften“) ihres Vermögens und dem 
Ertrag ihrer Arbeit) oder eines von ihr ſelbſtändig betriebenen Erwerbs⸗ 
geſchäfts ) zu leiſten?). Für die Vergangenheit kann der Mann die Leiſtung 
nur inſoweit verlangen, als die Frau ungeachtet ſeiner Aufforderung mit der 
Leiſtung im Rückſtande geblieben iſt. Der Anſpruch des Mannes iſt nicht 
übertragbar). 

E I 1339 Abſ 1—3 II 1326 M 4, 322 P 4, 214, 222; 6, 278. 

1. Begriff des ehelichen Aufwandes, $ 1389 A 2. In gleichem Sinne wird der 
Ausdruck, ehelicher Aufwand“ in den 88 1371, 1389, 1441, 1458, 1529 gebraucht. Die Pflicht 
des Mannes zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes folgt aus ſeiner Stellung als Haupt 
der ehelichen Gemeinſchaft, iſt alſo von der Frage, welches Güterrecht unter den Eheleuten 
herrſcht, nicht abhängig. — Bei beſtehender Gütertrennung trifft den Mann nur in dem 
Ausnahmefalle des $ 1430 die Pflicht, für die Frau die Koſten eines von ihr geführten Rechts⸗ 
ſtreits zu zahlen oder vorzuſchießen, RG 12. 3. 08 B IV 311/07. 

2. Über die Angemeſſenheit des Beitrags, Art und Zeit der Beitragsleiſtung ent- 
ſcheidet im Streitfalle das Prozeßgericht, nicht das Vormundſchaftsgericht. 

3. Die Beitragspflicht der Frau beruht auf der Annahme, daß die Einführung der 
Gütertrennung (ſei es durch Geſetz, ſei es durch Vertrag) regelmäßig nur bezweckt, der Ehefrau 
durch Ausſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes die ſelbſtändige Verwaltung 
ihres Vermögens zu ſichern, nicht aber, ſie von der natürlichen Pflicht, die ehelichen Laſten 
mitzutragen, überhaupt zu entbinden. Als regelmäßige Form für Erfüllung dieſer Pflicht 
erſcheint die Verwaltung und Nutznießung des Mannes beim geſetzlichen Güterſtande. Die 
Beitragspflicht bei der Gütertrennung iſt nur eine andere Form für dieſe Pflichterfüllung. 
Die Eheleute können durch Ehevertrag die Beitragspflicht der Frau regeln, auch gänzlich aus⸗ 
ſchließen. — Der Beitrag kann auch in anderer Art, als auf die in 8 1427 bezeichneten Arten 
geleiſtet werden, insbeſondere in der Form, daß die Frau zur Beſtreitung des ehelichen Auf⸗ 
wandes aus ihrem Vermögen eine Aufwendung macht oder dem Manne aus ihrem Ver- 
mögen etwas überläßt. Regelmäßig wird dann nach § 1429 anzunehmen ſein, daß die Frau 
nicht die Abſicht hat, Erfah zu verlangen, R JW 09, 66012. 

4. Aus dem Stamme ihres Vermögens braucht die Frau nichts beizutragen. Ihre 
Pflicht, zwecks Unterhaltsgewährung nach $ 1360 Abſ e 2 unter Umſtänden den Stamm ihres 
Vermögens anzugreifen, bleibt unberührt. Das Recht der Eltern der Frau auf Nutznießung 
des Vermögens der Tochter aus $$ 1661 Satz 2, 1686 geht dem Anſpruche des Mannes aus 
$ 1427 vor. $ 1605 leidet keine ſinnentſprechende Anwendung. 

5. Arbeit iſt hier in gleichem Sinne wie im $ 1367 gebraucht. Vgl. $ 1367 A 2. 

6. Erwerbsgeſchäft. Vgl. $ 1405 A 5 und $ 1367 A 3. 

7. Getrenntleben. Die Beitragspflicht der Frau erliſcht nicht dadurch, daß fie von 
ihrem Ehemanne getrennt lebt und die Herftellung der häuslichen Gemeinſchaft mit Recht 
verweigert. Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes bieten keinerlei Anhalt dafür, 
daß unter dem ehelichen Aufwande nur der durch die tatſächliche Ausübung der ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft, nicht ſchlechthin der durch den Beſtand der Ehe verurſachte Aufwand zu verſtehen 
tel. So wenig beim geſetzlichen Güterſtande das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des 
Mannes durch das tatſächliche Getrenntleben der Ehegatten beeinträchtigt wird, ſo wenig iſt 
auch bei Gütertrennung die Frau berechtigt, während des Getrenntlebens den Zuſchuß zu 
verweigern, den ihr das Geſetz als Ausgleich für die ihr ſelbſt vorbehaltenen Vermögens⸗ 
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nutzungen auferlegt (RG 13. 1. 08 IV 479/07). Die vom Manne getrennt lebende Frau 
iſt nicht berechtigt, ſtatt des Beitrags den Mann wie die Kinder auf Erhebung des geſetzlichen 
Unterhaltsanſpruchs gegen ſie zu verweiſen. Die auch vom Geſetz anerkannte Regel bildet 
vielmehr, daß die Frau gerade durch Zahlung des Beitrags den Mann in den Stand ſetzt, 
unter anderm auch ſeinen Unterhaltsverpflichtungen ſowohl ihr als den Kindern gegen- 
über nachzukommen (RG 67, I). Vgl. $ 1365 A 1. 

8. Da der Anſpruch des Mannes (auch auf Rückſtände) nicht übertragbar iſt, iſt er 
gemäß $ 851 ZPO auch nicht der Pfändung unterworfen und es findet gegen ihn gemäß 
8 1 auch nicht die Aufrechnung ſtatt. Ebenſowenig gehört er zur Konkursmaſſe. 
9 1 5 


8 1428 


) ſt eine erhebliche Gefährdung?) des Unterhalts) zu beſorgen, den 
der Mann der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen zu gewähren 
hat, ſo kann die Frau den Beitrag zu dem ehelichen Aufwand inſoweit zur 
eigenen“) Verwendung“) zurückbehalten, als er zur Beſtreitung des Unterhalts 
erfor derlich iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Mann entmündigt“) iſt oder wenn er nach 
8 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögens angelegenheiten“) einen Pfleger er: 
halten hat oder wenn für ihn ein Abwejenheitspfleger®) beſtellt iſt. 

E 1 1339 Abſ 4, 5 11 1327 M A, 324 P 4, 214, 222, 227, 848. 

1. Grundgedanke der Vorſchrift. Das Recht der Frau, den Beitrag zur eigenen 
Verwendung zurückzubehalten, $ 1428, gründet ſich auf dieſelben Rückſichten, auf denen ihr 
Recht beruht, in den Fällen des $ 1418 Abſ 1 Nr 2—5 auf Aufhebung der Verwaltung und 
Nutznießung zu klagen. — Die Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen die Frau aus⸗ 
nahmsweiſe den Beitrag zur eigenen Verwendung zurückbehalten darf, ift in 8 1428 er- 
ſchöpfend geregelt, RG JW 08, 110°. 

2. Ob eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt, richtet ſich nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles. Schuldbares Verhalten des Mannes iſt nicht er⸗ 
forderlich. Dies ergibt ſchon der Zuſammenhang des Abſ 1 mit Abſſ 2 des $ 1428 und die 
Verwandtſchaft des § 1428 mit § 1418 Abſ 1 Nr 2—5. Vgl. auch § 1391 A 2 und 6. 
Eine ſchon eingetretene Verletzung der Unterhaltspflicht (wie im $ 1418 
Abſ 1 Nr 2) wird nicht vorausgeſetzt. 

3. Für den Unterhalt find die 85 1360— 1361, 1601—1603 maßgebend. 

4. Die Frau iſt ſelbſtändig und, falls der Mann einen geſetzlichen Vertreter hat, unab⸗ 
hängig von deſſen Ermeſſen befugt, den zurückbehaltenen Beitrag zum Unterhalte zu ver⸗ 
wenden. 

5. Nur durch wirkliche Verwendung des Beitrags zu dem Unterhalte wird die Frau 
von der Beitragspflicht befreit. Die Beweislaſt trifft die Frau. 

6. Vgl. 8 1418 A 8. 7. Vgl. § 1418 A 9. 8. Vgl. 5 1418 A 10 


8 1429 


Macht die Frau!) zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes?) aus ihrem 
Vermögen?) eine Aufwendung“) oder überläßt) ſie dem Manne zu dieſem 
Zwecke etwas aus ihrem Vermögen“), jo iſt im Zweifel“) anzunehmen, daß die 
Abſicht fehlt, Erſatz zu verlangen“). 

E II 1328 M 4, 326 P 4, 180, 164, 214, 222, 224, 227. 

1. Iſt die Frau in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo gilt die Auslegungsregel des 
$ 1429 nur, wenn fie die Aufwendung oder Überlaſſung mit Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters bewirkt hat. Fehlt die Zuſtimmung, ſo wird ihr ein Erſatzanſpruch in der Regel 
auf Grund der Geſchäftsführung ohne Auftrag oder der Bereicherung ($$ 683685, 679, 
812) zuſtehen. 

2. Begriff des ehelichen Aufwandes vgl. $ 1389 A 2. 

3. Sei es aus dem Sta mme, ſei es aus den Einkünften ihres Vermögens. 

4. Aufwendungen und Überlaſſungen im Rahmen der Beitragspflicht der Frau 
(5 1427, 1428) fa len nicht unter $ 1429. Als Aufwendung iſt auch die Eingehung einer 
Verbindlechk it anzuſehen. 

5. Ein Antrag auf Streichung der Worte „im Zweifel“ wurde von der Reichs; 
tagskommiſſion abgelehnt. Dadurch ſollte klargeſtellt werden, daß der $ 1429 eine Aus- 
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legungsregel und nicht eine abänderungsfähige Vorſchrift enthalte. Der Zweck ift, 
Streitigkeiten unter den Ehegatten bei der Auseinanderſetzung, namentlich im Falle der Ehe⸗ 
ſcheidung vorzubeugen (Prot 4, 164). Die Faſſung entſpricht den gleichen Regeln in $ 685 
Abſ 2 und § 1618. — Da es ſich im § 1429 nicht um eine Vermutung, ſondern eine Auslegungs⸗ 
regel handelt, ſo iſt der Richter, bevor er die Auslegungsregel anwendet, verpflichtet, den ge- 
ſamten Sachverhalt daraufhin zu prüfen, ob nicht aus ihm eine gegenteilige Abſicht der Partei 
zu entnehmen ſei, RG JW 09, 66012. 

6. Für den Anſpruch auf Erſatz iſt es von Bedeutung, ob der Ehegatte zur Zeit der 
Aufwendungen die Abſicht gehabt hat, Erſatz zu verlangen. Die Abſicht braucht nicht aus⸗ 
drücklich erklärt zu ſein, kann vielmehr auch aus den Umſtänden entnommen werden, RG 
JW 09, 66012. 6 1429 gilt auch unter getrennt lebenden Ehegatten. Vgl. 51427 
A 7. Auf den geſetzlichen Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung des Mannes iſt $ 1429 
nicht anwendbar, RG ZW 09, 66012. 


8 1430 


yüberläßte) die Fran?) ihr Vermögen ganz oder teilweiſe) der Ber: 
waltung des Mannes, jo kann der Mann die Einkünfte), die er während ſeiner 
Verwaltung bezieht, nach freiem Ermejjen‘) verwenden, ſoweit nicht ihre Ver: 
wendung zur Beſtreitung der Koſten“) der ordnungsmäßigen Verwaltung“) 
und zur Erfüllung ſolcher Verpflichtungen?) der Frau erforderlich iſt, die bei 
ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Vermögens beſtritten 
werden. Die Frau kann eine abweichende Beſtimmung treffen!). 

E 1 1340 Abs 1 11 1329 M 4, 824 P 4, 228. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1430 bezweckt, ein häufig vorkommendes, beim Mangel 
beſtimmter Vereinbarungen unſicheres Verhältnis durch Aufſtellung einer der Abänderung 
durch die Parteien unterliegenden Vorſchrift zu regeln und dadurch den ſonſt zu befürchtenden 
Streitigkeiten vorzubeugen. Die Regelung entſpricht dem mutmaßlichen Parteiwillen. Eine 
ähnliche Vorſchrift enthält § 1619. 

2. Die Vermögensüberlaſſung zum Zwecke der Verwaltung iſt an eine Form nicht 
gebunden, kann ſtillſchweigend erfolgen und jederzeit widerrufen werden. In einer ſolchen 
Überlaſſung wird regelmäßig die Erteilung eines Auftrags liegen. Nimmt der Mann den 
Auftrag an, fo haftet er grundſäßlich wie ein Beauftragter, SS 662 ff. 

3. Die in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkte Frau bedarf zur Ver⸗ 
mögensüberlaſſung an den Mann der Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters. Fehlt die 
Zuſtimmung, ſo iſt die Überlaffung unwirkſam. Wird die Frau nach der Überlaſſung geſchäfts⸗ 
unfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo findet $ 672 entſprechende Anwendung. 

4. Die Überlaſſung kann ſich auf das ganze Vermögen der Frau oder auf einen Teil 
ice erſtrecken, muß aber ſelbſt — unbeſchadet der Beſtimmung im Satz 2 — vorbehalt⸗ 
os ſein. 

5. Unter Einkünften des Vermögens der Frau iſt hier dasſelbe wie im $ 1427 Abſ 2 
zu verſtehen. Nur die Einkünfte, nicht der Stamm des Vermögens, unterliegen der Ver⸗ 
wendungsfreiheit des Mannes. In Anſehung des Mannes ſteht der Mann unter den allgemeinen 
Vorſchriften. Ihn treffen inſoweit namentlich die Rechenſchafts⸗ und die Herausgabepflicht, 
58 666, 667. Jedoch hat der Mann immer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er 
in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, § 1359. 

6. Die Worte „nach freiem Ermeſſen“ bringen zum Ausdrucke, daß der Mann in An⸗ 
ſehung der Einkünfte zur Rechnungslegung nach Maßgabe des $ 666 nicht verpflichtet iſt. 
(M 4, 325). Er ift aber auch nicht einmal zur Herausgabe der während der Verwaltung ge⸗ 
zogenen und bei Beendigung der Verwaltung noch vorhandenen Einkünfte verpflichtet, wie 
bei der zweiten Leſung anerkannt wurde (Prot 4, 230). Dagegen muß er in Anſehung der 
im $ 1430 Satz 1 bezeichneten Koſten und Verpflichtungen Rechenſchaft ablegen. 

7. Unter Koſten der ordnungsmäßigen Verwaltung find namentlich die in den 9 1384 
1385 aufgeführten Koſten, Laſten und Beiträge zu verſtehen. 4 

8. Ordnungs mäßige Verwaltung vgl. § 1374 A 2. 

9. Verpflichtungen ſolcher Art find namentlich die in den 58 1386, 1387 bezeichneten, 
vorausgeſetzt, daß ſie auf dem Vermögen ruhen, das die Frau dem Manne zur Verwaltung 
überlaſſen hat. Insbeſondere gehören dazu die Leiſtungen, die die Frau auf Grund ihrer 
geſetzlichen Unterhaltspflicht ſchuldet, ebenſo ihre Beitragspflicht aus § 1427. 

0. Der zweite Satz ſtellt die Abänderungsfähigkeit der im erſten Satze gegebenen 
Vorſchrift klar. Die Frau kann jederzeit abweichende Beſtimmungen treffen, auch über 
die Verwendung vorhandener Früchte. 
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8 1431 


Die Gütertrennung!) iſt Dritten?) gegenfiber nur nach Maßgabe des 
§ 1435 wirkſam. 

Das Gleiche gilt im Falle des § 1425 von der Wiederherſtellung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung, wenn die Aufhebung in das Güterrechtsregiſter 
eingetragen worden iſt. 

E 1 1284, 1330, 1331 Abſ 2 II 1330 M 4, 165, 304 P 4, 124, 129, 150, 156, 161, 184, 214. 

1. Ob die Gütertrennung kraft Geſetzes eintritt oder durch Vertrag eingeführt iſt 
($ 1426 A 1), macht keinen Unterſchied. 

2. Gutgläubige Dritte ſollen durch den Eintragungszwang ($ 1435) vor Gefahren 
geſchützt werden. Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander iſt die Wirkſamkeit der Güter⸗ 
trennung von der Eintragung in das Güterrechtsregiſter nicht abhängig. Die Eintragung 
der Gütertrennung in das Grundbuch iſt ausgeſchloſſen (RA 3, 162). Das Beſtehen 
der Gütertrennung wird nach Maßgabe der GBO $$ 34, 35 und FGG 8 107 nachgewieſen. 


II. Vertragsmüßiges Güterrecht 
1. Allgemeine Vorſchriften 


8 1432 


Die Ehegatten können!“) ihre güterrechtlichen Verhältniſſe ) durch Vertrag 
(Ehevertrag) ') regeln, insbeſondere auch nach der Eingehung der Ehe den 


Güterſtand aufheben oder ändern. 

E 1333 11 1331 M 4, 304 ff. P 4, 215, 221. 

1. Wegen des Grundſatzes der Vertragsfreiheit vgl. Vorbem 1 vor 5 1363. Hin- 
ſichtlich des Übergangsrechts und der Anwendung der ausländiſchen Gefetze vgl. Vorbem 3 
und 4 vor $ 1363. 

2. Güterrechtliche Verhältuiſſe. Die Ehe als vollſtändige Lebensgemeinſchaft von 
Mann und Frau begründet zwiſchen den Ehegatten für die Dauer der Ehe ſowohl perſön⸗ 
liche als auch vermögensrechtliche Beziehungen. Die vermögensrechtlichen, aus der Pflicht 
zur Lebensgemeinſchaft folgenden Beziehungen der Ehegatten zueinander und zu Dritten 
bilden den Inhalt des ehelichen Güterrechts. Rechtsverhältniſſe dieſes Inhalts ſind güter⸗ 
rechtliche Verhältniſſe im Sinne des $ 1432. Nicht zu den güterrechtlichen Verhältniſſen ge- 
hören die durch die Ehe unter den Ehegatten begründeten perſönlichen Verhältniſſe, z. B. 
die Pflicht des Zuſammenlebens, der gegenſeitigen Unterhaltsge währung, der Kinder⸗ 
erziehung. Verhältniſſe dieſer Art können im Ehevertrage mitgeregelt werden; Zuläſſigkeit 
und Form ihrer Regelung richten ſich aber nach allgemeinen Grundſätzen, $ 138 Abſ 1. 

3. Ehevertrag iſt der Vertrag, durch den Mann und Frau für die einzugehende oder 
eingegangene Ehe ihre güterrechtlichen Verhältniſſe regeln. — Die Ordnung der vermögens⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe für die Zeit nach Auflöſung der Ehe iſt nicht Gegenſtand des Ehe⸗ 
vertrags im Sinne des $ 1432, RG 6. 4. 08 IV 414/07. Unter den Begriff des Ehever⸗ 
trags fallen Verträge, durch die der geſetzliche Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes gänzlich ausgeſchloſſen oder nur in einzelnen Beziehungen, z. B. in bezug auf 
die Beſtimmung des $ 1365, geändert wird, ferner Verträge, durch die die Gütertrennung, 
die allgemeine Gütergemeinſchaft, die Errungenſchaftsgemeinſchaft oder die Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft eingeführt oder der geſetz⸗ oder vertragsmäßig beſtehende Güterſtand in einzelnen Be⸗ 
ziehungen, z. B. in bezug auf die Beſtimmungen in $$ 1439, 1523, 1526 Abſ 1, geändert 
wird, ſowie Vertrage, durch die nach erfolgter Ausſchließung oder Anderung der geſetz⸗ oder 
vertragsmäßige Gükerſtand wiederhergeſtellt wird. — Eine Anderung des geſetzlichen Güter⸗ 
ſtandes dahin, daß die Haushaltgegenſtände in den Alleinbeſitz der getrennt lebenden Frau 
gelangen und ihr der Zinsgenuß ihrer eingebrachten Kapitalforderung zufallen ſoll, erfüllt 
den Begriff des Ehevertrags, RG 6. 4. 08 IV 414/07. Die allgemeinen Beſtimmungen über 
nichtige Verträge, z. B. § 134, 138, Abſ 1, 306, gelten auch für Eheverträge. Zu 
beachten find ferner die Verbote der 5 143 Abſ 1 und 1518. Außerdem dürfen Vorſchriften, 
die zugunſten Dritter ertaſſen find, z. B. 1362, 1411, 1459 Abſ. 2, nicht durch Ehevertrag 
geändert werden. — Mit der Rechtskraft des Scheidungsurteis hört die Wirkſamkeit 
des Ehevertrags für die Zukunft auf. Iſt die Ehe zufolge Anfechtung oder Nichtigfeitäkiage 
nichtig oder wird das Nichtbeſtehen einer Ehe feſtgeſtellt, ſo iſt auch der Ehevertrag, da er das 
Beſtehen einer Ehe vorausſetzt, unwirkſam. In einem ſolchen Falle find die vermögensrecht⸗ 
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lichen Beziehungen der Beteiligten, vorbehaltlich der Sonderbeſtimmungen in $5 1344—1346, 
nach den allge meinen Grundſätzen (Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag, ungerechtfertigte 
Bereicherung) zu beurteilen. — Über Gläubigerbegünſtigung bei vertragsmäßiger 
Umwandlung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in Gütertrennung vgl. RGSt 40, 171. 


8 1433 

Der Güterſtand kann nicht durch Verweiſung ) auf ein nicht mehr 
geltendes oder auf ein ausländiſches Geſetz beſtimmt werden. 

Hat der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe oder, falls der Vertrag 
nach der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird, zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
ſeinen Wohnſitz im Auslande, ſo iſt die Verweiſung auf ein an dieſem Wohn⸗ 
ſitze geltendes Güterrecht zuläſſig.“) 

& 1334 II 1332 M 4, 309 P 4, 217. 

1. Grund der Vorſchrift. Der $ 1433 beſchränkt die Vertragsfreiheit der Ehegatten, 
weil ſonſt zu beſorgen wäre, daß die auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts bisher herrſchende 
Vielgeſtaltigkeit und Unſicherheit in anderer Form erhalten werden würde. Von dem im 
Abſ 1 ausgeſprochenen Verbote werden im Abſ 2 zugunſten deutſcher, im Auslande wohnen⸗ 
der Ehegatten zwei Ausnahmen gemacht. Wegen der Eheverträge von Ausländern vgl. 
Art 15 EG und Vorbem 4 vor $ 1363. 

2. Verweiſung. Die Beteiligten können grundſätzlich durch einfache Verweiſung auf 
die geſetzlichen Beſtimmungen des einen oder andern im BGB geordneten Güterſtandes 
ihre güterrechtlichen Verhältniſſe regeln, Vorbem 1 vor § 1363. Dagegen iſt einfache Bezug⸗ 
nahme auf veraltetes deutſches oder auf ausländiſches Recht zur Vermeidung der Unwirk⸗ 
ſamleit verboten. Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß ſtatt einfacher Bezugnahme eine ſelb⸗ 
ſtändige Regelung nach Grundſätzen des veralteten deutſchen oder des ausländiſchen Rechts 
erfolgt, ſoweit das Recht des BGB nicht im Wege ſteht. 

3. Verweiſung auf ausländiſches Recht iſt auch dann zuläſſig, wenn der Vertrag 
vor der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird und der Mann zur Zeit der Eheſchließung im 
Auslande wohnt. Ohne Vertragsſchluß gilt nach Art 15 EG auch für die im Auslande 
geſchloſſene Ehe eines Deutſchen das deutſche Recht. 


8 1434 

Der Ehevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teilen) vor 
Gericht oder vor einem Notar?) geſchloſſen werden. 

E 1336 Abs 1 II 1333 M 4, 811 P 4, 217; 5, 445. 

1. Gleichzeitige Anweſenheit beider Teile. Auf den Abſchluß von Eheverträgen 
durch Vertreter finden die allgemeinen Grundſätze Anwendung. Jeder Teil kann ſich durch 
einen Bevollmächtigten vertreten laſſen. Für den Geſchäftsunfähigen ſchließt der geſetzliche 
Vertreter den Ehevertrag ab. Iſt ein Teil in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er 
zum Abſchluſſe eines Ehevertrags der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Letzterer kann 
ſelbſt den Vertrag für erſteren ſchließen. Weder Vollmacht noch Einwilligung bedürfen der 
im 9 1434 vorßeſchtiebenen Form, $ 167 Abſ 2, § 182 Abſ 2. Die Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts iſt nicht erforderlich. Für die Fälle der $$ 1437 und 1549 gelten Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen. Vertragſchließende Vertreter müſſen gleichzeitig anweſend ſein. 
Gleichzeitige Anweſenheit beider Teile iſt auch für den Annahmevertrag ($ 1750) und den 
Erbvertrag ($ 2276) vorgeſchrieben. Dieſes Erfordernis bedeutet eine Verſchärfung der nach 
5 128 für die gerichtliche und notarielle Beurkundung genügenden Form, RG 69, 133. 

2. Form. Vgl. 55 167—169 FGG, 8 2276 Abſ 2 BGB und Art 141 EG. 


$ 1435 

Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
ausgeſchloſſen :) oder geändert!), jo können einem Dritten gegenüber aus der 
Ausſchließung oder der Anderung Einwendungen“) gegen ein zwiſchen ihm 
und einem der Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein zwiſchen 
ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, wenn zur Zeit 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritts der Rechtshängig⸗ 
keit die Ausſchließung oder die Anderung in dem Güterrechtsregiſter des zu⸗ 
ſtändigen Amtsgerichts eingetragen) oder dem Dritten bekannt“) war. 
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Das Gleiche gilt, wenn eine in dem Güterrechtsregiſter eingetragene?) 
Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe durch Ehevertrag aufgehoben) 
oder geändert?) wird. 

E 1 1336, 1337, 1435 Abſ 1 JI 1834, 1453 Abf 1 M 4, 314 ff. P 4, 222 ff. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1435 bezweckt den Schutz des gutgläubigen Dritten. 
Wer ſich mit einem Ehegatten auf ein Rechtsgeſchäft oder einen Rechtsſtreit einläßt, darf 
davon ausgehen, daß der geſetzlichen Regel entſprechend in der Ehe des andern Teil 3 der 
Guterſtand der Verwaltung und Nutznießung des Mannes beſteht. In dieſem Vertrauen 
wird der Dritte geſchützt, ausgenommen, wenn die Abweichung vom Regelmäßigen im 
Güterrechtsregiſter eingetragen oder dem Dritten bekannt iſt, Abſ 1. Gleichen Schutz ge⸗ 
nießt, falls die Abweichung vom Regelmäßigen im Güterrechtsregiſter eingetragen iſt, der 
Dritte, der auf das Fortbeſtehen der eingetragenen Abweichung vertraut, Abſ 2. Dieſe Art 
der Regelung entſpricht dem § 1344. 

2. Ausſchließung des geſetzlichen Güterſtandes. Zu den Eheverträgen, durch die 
der geſetzliche Güterſtand ausgeſchloſſen wird, gehören insbeſondere Eheverträge, durch die 
Trennung der Güter (8 1436) oder einer der verſchiedenen Güterſtände der Gütergemeinſchaft 
(88 1437, 1519, 1549) vereinbart wird, ſei es, daß der vereinbarte Güterſtand unmittelbar 
an Stelle des geſetzlichen Güterſtandes, ſei es, daß er an Stelle eines andern vertragsmäßigen, 
aber nicht eingetragenen Güterſtandes tritt. Der Ausſchließung des geſetzlichen Güterſtandes 
durch Ehevertrag ſtehen nach $$ 1426, 1431 die Fälle der $$ 1364, 1418 1420, 1587 gleich. 

3. Anderung des geſetzlichen Güterſtandes. Dahin gehören insbeſondere die Fälle, 
in denen in Anſehung einzelner zum Vermögen der Frau gehörender Gegenſtände die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes ausgeſchloſſen wird, $ 1365. Der Anderung des geſetz⸗ 
lichen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach $$ 1371 Satz 1, 1426, 1431 die Fälle gleich, 
in denen Vorbehaltsgut kraft Geſetzes (58 1366, 1367, 1370) oder zufolge Beſtimmung eines 
Dritten ($ 1369) entſteht. — Der Mann kann, um einer übermäßigen Inanſpruchnahme 
ſeines Kredits durch die Frau (z. B. für Kleider und Putz) vorzubeugen, das Vertretungs⸗ 
recht der Frau einſchränken oder ausſchließen und durch Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter ſogar ihm unbekannte Bezugsquellen der Frau treffen, $ 1357, RG 61, 83. 
Über die Frage, ob der Mann rechtswidrig handelt, wenn er die von ihm getroffene 
Maßregel der Eutziehung der Schlüſſelgewalt in Zeitungen bekannt gibt, vgl. RG 60, 15. 

4. Einwendungen, die dem Ehegatten aus ſeinem Güterrechte gegen die Wirkſamkeit 
eines Rechtsgeſchäfts oder Urteils zuſtehen würden, wenn die Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter erfolgt wäre, ſind mangels der Eintragung dem gutgläubigen Dritten gegenüber un⸗ 
zuläſſig. Der Ehegatte muß ſich auf Verlangen des Dritten gefallen laſſen, daß die Wirkſam⸗ 
keit des Rechtsgeſchäfts und Urteils in den Fällen des Abſ 1 nach den Grundſätzen des geſetz⸗ 
lichen Güterrechts und in den Fällen des Abſ 2 nach dem vor der e oder Anderung 
beſtandenen vertragsmäßigen und eingetragenen Güterſtande beurteilt wird. Auf dieſe Be⸗ 
urteilung hat der Dritte, nicht der Ehegatte ein Recht, da die Vorſchriften des $ 1435 nur 
zugunſten des Dritten erteilt ſind. 

5. Die Eintragung, nicht die Veröffentlichung iſt maßgebend. Die Eintragung muß 
ſich auf einen gültigen Ehevertrag ſtützen. In Anſehung des öffentlichen Glaubens ſteht das 
Güterrechtsregiſter mit dem Handelsregiſter ($ 15 HGB) und dem Vereinsregiſter ($ 68) auf 
gleicher Stufe, nicht aber mit dem Grundbuche ($$ 892, 893). 

6. Der Kenntnis ſteht bloßes Kennenmüſſen (§ 122 Abſ 2) nicht gleich. 

7. Die Eintragung, nicht die Veröffentlichung iſt maßgebend, A J. Aufhebung und 
Anderung einer nicht eingetragenen Regelung fallen nicht unter $ 1435 Abſ 2. Der Dritte 
hat kein Anrecht darauf, daß ihm gegenüber die nicht eingetragene Regelung als noch be⸗ 
ſtehend angeſehen werde. 

8. Der Aufhebung des eingetragenen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach 
95 1470, 1545, 1549 die Aufhebung durch Urteil ($$ 1468, 1469, 1542, 1549), durch Konkurs⸗ 
eröffnung ($ 1543) oder infolge Todeserklärung ($ 1544), ſowie nach § 1431 Ab 2, § 1548 
Abſ 2 die Wiederherſtellung der Verwaltung und Nutznießung ($ 1425) oder der Grrungen- 
ſchaftsgemeinſchaft ($ 1548) durch Urteil gleich. 

9. Der Anderung des eingetragenen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach 
98 1441 Satz 1, 1526, 1549 die Fälle gleich, in denen Vorbehaltsgut der Frau kraft Geſetzes 
($ 1370) oder zufolge Beſtimmung eines Dritten ($ 1369) entſteht. 


9 1436 


Wird durch Ehevertrag!) die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
ausgeſchloſſen?) oder die allgemeine Gütergemeinſchaft, die Errungenſchafts⸗ 
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gemeinſchaft oder die Fahrnisgemeinſchaft aufgehoben, jo tritt Gütertrennung“) 
ein, ſofern ſich nicht aus dem Vertrag ein anderes ergibt. 

E 1.1338, 1381 Abſ 1, 1429 Wbf 1, 1431 Abſ 1, II 1335 M 4, 321, 418, 534 P 4, 225, 293, 369, 378. 

1. Der Ausſchließung oder Aufhebung durch Ehevertrag find Ausſchließung oder Auf- 
hebung durch andere Art z. B. Urteil nicht gleichgeſtellt. 
a 2. Bezieht ſich die Ausſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes nur 
auf einzelne Beſtandteile des Vermögens der Frau, ſo liegt nicht der Fall des § 1436, ſondern 
der des § 1368 vor und es entſteht Vorbehaltsgut. Vgl. § 1368 A 1. 

3. Dritten gegenüber iſt die eingetretene Gütertrennung nur nach Maßgabe des 
$ 1435 wirkſam, $ 1431 Abſ 1. 

4. Die Vertragſchließenden können die kraft Geſetzes eintretende Folge der Güter⸗ 
trennung durch anderweitige Beſtimmung ausſchlie ßen. 


2. Allgemeine Gütergemeinſchaft 
8 1437 


Ein Ehevertrag, durch den die allgemeine Gütergemeinſchaft?) ver⸗ 
einbart oder aufgehoben wird, kann nicht durch einen geſetzlichen Vertreter“) 
geſchloſſen werden). ! 

Sit einer der Vertragſchließenden in der Geichäftsfähigfeit beſchränkt, ſo 
bedarf er der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters). Iſt der geſetzliche 
Vertreter ein Vormund ), jo iſt die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts!) 
erforderlich. 

E 1 1314 Abſ 2 Saß 1 II 1836 M 4, 313, 333 P 4, 230 ff., 238; 6, 279. 

1. Grund der Vorſchrift. Die mit der Einführung oder Aufhebung der Güter- 
gemeinſchaft verbundenen, in die Verhältniſſe der Ehegatten tief eingreifenden, außergewöhn⸗ 
lichen Wirkungen haben zu den im $ 1437 beſtimmten Ausnahmen von den allgemeinen Grund- 
ſätzen ($ 1434 A 1) geführt. F . 

2. 81437 findet nach $ 1508 Abſ 2 auch auf einen Ehevertrag Anwendung, durch den 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben 
wird, und nach $ 1549 auf einen Ehevertrag, durch den die Fahrnisge meinſchaft vereinbart 
oder aufgehoben wird. Dagegen iſt $ 1437 auf Fälle, in denen die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft, fortgeſetzte Güterge meinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft nur in einzelnen Beziehungen 
(3. B. Erklärung eines vorbehaltenen Gegenſtandes der Frau für Geſamtgut) geändert wird, 
nicht anwendbar. 

3. Wohl aber durch einen Bevollmächtigten, § 1434 A 1. 

4. Demzufolge kann ein Ehevertrag des in Abſ 1 bezeichneten Inhalts mit einem Ge⸗ 
ſchäftsunfähigen überhaupt nicht zuſtande kommen. 

5. Iſt die Mutter Inhaberin der elterlichen Gewalt, ihr aber ein Beiſtand beſtellt und 
dieſem nach $ 1693 die Vermögensverwaltung übertragen, ſo hat der Beiſtand die Zuſtimmung 
zu erteilen. In diefem Falle iſt auch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

6. Dasſelbe gilt, wenn der geſetzliche Vertreter ein Pfleger iſt, § 1915. 

7. Wegen der Anhörung des Gegenvormundes vgl. § 1826. 


$ 1438 

) Das Vermögen des Mannes und das Vermögen der Frau werden durch 
die allgemeine Gütergemeinſchaft gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehe⸗ 
gatten (Geſamtgut) :). Zu dem Geſamtgute gehört auch das Vermögen, das 
der Mann oder die Frau während der Gütergemeinſchaft erwirbt“). 

8 Die einzelnen Gegenftände‘) werden gemeinſchaftlich, ohne daß es einer 
übertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf’). 

Wird ein Recht gemeinſchaftlich, das im Grundbuch eingetragen iſt oder 
in das Grundbuch eingetragen werden kann, ſo kann jeder Ehegatte von dem 
andern die Mitwirkung zur Berichtigung des Grundbuchs verlangen“). 

E 1 1342, 1343 Il 1337 M 4, 335 ff. P 4, 232; 6, 393. 


1. Der $ 1438 kennzeichnet das Weſen der allgemeinen Gütergemeinſchaft. Es 
beſteht darin, daß alles, was die Eheleute an Vermögensrechten beim Eintritte der Güter 
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gemeinſchaft beſitzen oder während derſelben erwerben, zu einer neuen ungetrennten Maſſe 
vereinigt wird, die gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten (Geſamtgut) wird. Beide 
Ehegatten ſind Träger des Geſamtguts. Dieſes ſtellt ſich als ein (deutſchrechtliches) Miteigen⸗ 
tum dar, bei welchem die Anteile der Ehegatten während der Dauer der Gemeinſchaft als 
ſelbſtändige Vermögensrechte nicht geltend gemacht werden können, ſondern erſt nach Auf⸗ 
löſung der Gemeinſchaft Sonderrechte der Ehegatten an der gemeinſchaftlichen Maſſe hervor⸗ 
treten (Ge meinſchaft zur geſamten Hand). Nicht in die Gemeinſchaft fallen Sondergut und 
Vorbehaltsgut. 

2. Geſamtgut. Beweislaſt. Alles Vermögen der Ehegatten gilt mit Eintritt der 
Gütergemeinſchaft, bezw. des ſpäteren Erwerbes als Geſamtgut. Daß ein Gegenſtand aus⸗ 
nahmsweiſe zum Sondergut oder Vorbehaltsgut gehört, hat zu beweiſen, wer dies behauptet 
(M 4. 335). Bezüglich des Entſchädigungsanſpruchs aus einem Unfalle der Frau vgl. $ 1439 
A 2. 


3. War der Ehegatte beim Erwerbe nicht im guten Glauben, ſo muß der andere Ehe⸗ 
gatie dieſen Mangel, auch wenn er ſelbſt im guten Glauben war, gegen ſich gelten laſſen (RG 
Gruch 47, 667). 

4. Rechte, zu deren Übertragung durch Rechtsgeſchäft die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich iſt, ſind nicht ausgenommen. 

5. Hiermit wird angeordnet, daß die Geſamtgutseigenſchaft kraft Geſetzes eintritt. — 
Umwandlung von Vorbehaltsgut in Geſamtgut fällt nicht unter Abſ 2 (OLG 7, 54). 

6. Berichtigung des Grundbuchs. Vgl. 58 34, 35, 48 GBO, 55 894896, 899 
BoB. Die Berichtigung des Grundbuchs herbeizuführen, ift lediglich Sache der Ehegatten. 
Das Grundbuchamt ft nicht berechtigt, die Eintragung eines Ehegatten, der ein Recht erwirbt, 
aus dem Grunde abzulehnen, weil der Erwerb in das Geſamtgut fällt (RIA 4, 108). 


9 1439 


Von dem Geſamtgut ausgeſchloſſen ſind Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können?). Auf ſolche Gegenſtände finden 
die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut geltenden 
Vorſchriften“), mit Ausnahme des $ 1524, entſprechende Anwendung. 

E 1 1351 11 1339 M 4, 344 ff. P 4, 235 ff. 

1. Man unterſcheidet Geſamtgut ($ 1438), Sondergut ($ 1439) und Vorbehaltsgut 
(55 1440, 1441). Der 8 1439 bezeichnet erſchöpfend, was zum Sondergute gehört. Vom 
Vorbehaltsgut unterſcheidet ſich das Sondergut weſentlich dadurch, daß es vom Manne für 
Rechnung des Geſamkguts verwaltet wird und feine Nutzungen in das Geſamtgut fallen 
(58 1439, 1525), wogegen das Vorbehaltsgut von demjenigen Ehegatten, dem es gehört, 
verwaltet und genutzt wird. 

2. Gegenſtände ſolcher Art ſind z. B. Lehn⸗, Stamm-, Fideikommißgüter, gewiſſe 
Bauerngüter und höchſtperſönliche Rechte, vgl. 99 399, 400, 514, 613 Satz 2, 717 Satz 1, 847, 
1059 Satz 1, 1092, 1093, 1103, 1111 868, 3850. 3PO. — Der Anſpruch auf Unfallrente wegen 
Körperverletzung der Frau kann, wenn der Jahresbetrag der Rente für den 
Verluſt der Erwerbsfähigkeit der Frau weniger als 1500 Mk. ausmacht, nicht übertragen werden 
(8 850 Abſ 3 ZPO, 5 400 BGB) und iſt daher vom Geſamtgut ausgeſchloſſen. Allein nach 
9 1439 Satz 2 in Verbindung mit den $$ 1525, 1380 iſt der Mann berechtigt, den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch im eigenen Namen geltend zu machen. Dabei darf er verlangen, daß die einzel⸗ 
nen Rentenbeträge an ihn ſelbſt entrichtet werden, weil fie nach $ 1525 Abf 1 zum 
Geſamtgute gehören (5 1443 Abſ 1). Zum Geſamtgute gehört auch der Anſpruch auf Erſatz 
für die durch den Unfall der Frau entſtandenen Kur ko ten und Koſten für Inſtandſetzung 
der beſchädigten Kleider. Soweit der Mann die Rente für die ihm entgangenen Dienſte der 
Ehefrau l Hausweſen fordert, iſt er nach 8 845 BGB in eigener Perſon forderungs⸗ 
berechtigt, RG 30. 9. 09 IV 679/08. Vgl. auch $ 1356 A 7. Einer Erörterung der güter⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe bedarf es bezüglich des Anſpruchs aus $ 845 BGB und der Heilungs⸗ 
koſten nicht. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld iſt nicht abtretbar, RG JW 09, 3161. 

3. Insbeſondere die Vorſchriften in §8 1525, 1528, 1529 Abſ 2, 1531, 1533, 1535, 
1536 Nr 2, 4, 1537 Abſ 1, 15391541, 1546 Abſ 3. 
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8 1440 
Von dem Geſamtgut ausgeſchloſſen iſt das Vorbehaltsgut !). 
Vorbehaltsgut iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines der 
Ehegatten erklärt iſt oder von einem der Ehegatten nach 8 1369 oder 8 1370 


erworben wird ). 

E 1 1346, 1347, 1349 II 1340 M 4, 340 ff. P 4, 234. 

1. Begriff des Vorbehaltsguts. Abweichend vom Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes ($ 1365), der Errungenſchaftsgemeinſchaft (§ 1526 Abf 2) und der 
Fahrnisgemeinſchaft ($ 1555) können bei der Güterge meinſchaft ſowohl die Frau als auch 
der Mann Vorbehaltsgut haben. Bei allen Güterſtänden iſt der Begriff des Vorbehaltsguts 
derſelbe. Vgl. $ 1365 A 1 und $ 1439 A 1. 

2. Umfang des Vorbehaltsguts. 51440 Abſ 2 beſtimmt erſchöpfend, was Vorbehalts⸗ 
gut iſt. In den nicht mitaufgeführten Fällen der $$ 1366, 1367 kann Vorbehaltsgut nur durch 
Ehevertrag oder Beſtimmung eines Dritten entſtehen. Zuwendungen, die ein Ehegatte dem 
andern macht, können nur durch Ehevertrag Vorbehaltsgut werden und bedürfen der förm⸗ 
lichen Übertragung durch Rechtsgeſchäft. 


§ 1441 

) Auf das Vorbehaltsgut der Frau!) finden die bei der Gütertrennung 
für das Vermögen der Frau geltenden Vorſchriften?) entſprechende Anwen⸗ 
dung; die Frau hat jedoch dem Manne zur Beſtreitung des ehelichen Auf⸗ 
wandes einen Beitrag nur inſoweit zu leiſten, als die in das Geſamtgut fallen⸗ 
den Einkünfte) zur Beſtreitung des Aufwandes nicht ausreichen. 

E 1 1350 II 1341 M 4, 343 P 4, 234. 

1. Die im $ 1441 getroffene Regelung entſpricht dem $ 1371, der auf ähnlichen Er⸗ 
wägungen beruht. 

2. Vorbehaltsgut des Mannes. Der Mann hat in Anſehung ſeines Vorbehaltsguts 
dieſelbe rechtliche Stellung, wie wenn er nicht verheiratet wäre. Ihn treffen aber die Pflichten 
aus $$ 1360, 1606, 1459. Auf Ehevertrag beruhendes Vorbehaltsgut des Mannes unterliegt 
zum Schutze Dritter nach $ 1435 Abſ 2 dem Eintragungszwange. 

1 3. 58 1427-1431. Die Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in das Grundbuch iſt 
ausgeſchloſſen, $ 1431 A 2, $ 1371. 

4. Einkünfte, die in das Geſamtgut fallen, umfaſſen nicht nur die Auen des Ge⸗ 
ſamtguts und der beiderſeitigen Sondergüter ($ 1439), ſondern auch das Arbeitseinkommen 
beider Ehegatten. Bei Beurteilung der Angemeſſenheit des Beitrags der Frau ſind auch die 
Nutzungen des Vorbehaltsguts des Mannes zu berückſichtigen. 


8 1442 

Ein Ehegatte kann nicht über ſeinen Anteil an dem Geſamtgut und an 
den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügen !); er iſt nicht berechtigt, 
Teilung zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zu dem Geſamtgute gehört, kann der Schuldner 
nur eine Forderung aufrechnen ?), deren Berichtigung aus dem Geſamtgute 
verlangt werden kann ). 

E 1 1344 Saß 2, 1345 Abſ 1, 2 II 1338 M 4, 337 P 4, 233. 

1. Der $ 1442 regelt einige aus der allgemeinen Gütergemeinſchaft als einer Gemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand ($ 1438 A 1) ſich ergebende Folgen. Solange die Gemeinſchaft 
dauert, ſind die den Ehegatten zuſtehenden Anteile am Geſamtgute durch den Zweck des 
Geſamtgutes, der ehelichen Gemeinſchaft, nicht dem Sondervorteile des einzelnen Ehegatten 
zu dienen, gebunden. Die zum Geſamtgute gehörenden Gegenſtände ſtehen den Ehegatten 
nicht nach Bruchteilen zu. Die Vorſchriften über die gewöhnliche Gemeinſchaft (88 741—758) 
und über Miteigentum ($$ 1008—1011) find daher nicht anwendbar, ebenſowen⸗g die Vor⸗ 
ſchriften über Geſamtſchuldner und Geſamtgläubiger (88 420—430). Bei der 2. Leſung 
beſtand darüber Einverſtändnis, daß das Gemeinſchaftsverhältnis der Ehegatten in Anſehung 
des Geſamtguts ſeinem Weſen nach dem Gemeinſchaftsverhältniſſe der Geſellſchafter in An⸗ 
ſehung des Geſellſchaftsvermögens gleich ſei. Der § 1442 hat daher eine dem 5 719 ent⸗ 
sprechende Faſſung erhalten. Das Miteigentum der Geſamthänder iſt nicht das römiſche 
Bruchteilseigentum, weil die Anteile nicht feſt beſtimmt, ſondern veränderlich ſind und weil ſie 
als ſolche nicht Gegenſtand des Rechtsverkehrs find, RG 69, 412. Die Erbengemeinſchaft 


106 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


(88 2032 ff.), die Geſellſchaft (58 705 ff.) und die eheliche Gütergemeinſchaft (88 1442, 1519, 
1549) find als Gemeinſchaft zur geſamten Hand geſtaltet. Alle dieſe Verhältniffe ſtimmen 
darin überein, daß an den Sachen und Rechten, die zu dem gemeinſamen Vermögen gehören, 
keine Anteilsrechte beſtehen und daher Verfügungen eines Teilhabers über Anteile an den 
einzelnen Gegenſtänden nicht möglich ſind. Dagegen iſt die Frage, ob und in welcher Form 
dem Teilhaber die rechtliche Macht gewährt werden ſolle, ſeine Anteilsberechtigung zur Be⸗ 
ſchaffung von Mitteln zu benutzen, verſchieden geordnet. Bei der ehelichen Gütergemein⸗ 
ſchaft iſt jede Verfügung des Einzelnen ausgeſchloſſen, RG 60, 128. Die im 82039 für die 
Erbengemeinſchaft aufgeſtellten, den Grundſatz der Verfügungsgebundenheit (88 2033, 2040) 
durchbrechenden Regeln gelten grundſätzlich für alle Geſamtrechtsverhältniſſe (Gütergemein⸗ 
ſchaft, Fahrnisgemeinſchaft). Das Geſetz läßt nicht nur die Klage eines einzelnen oder mehrerer 
einzelner Geſamthänder, ſondern auch die Klage gegen einen andern Geſamthänder, der zu⸗ 
gleich Schuldner des Geſamtguts iſt, auf Leiſtung oder Feſtſtellung zu, R JW 05, 1462“. 

2. Über den Begriff der Verfügung vgl. $ 1395 A 2. Ein Rechtsgeſchäft, das nur die 
Verpflichtung zur Vornahme einer Verfügung begründet, iſt keine Verfügung und fällt daher 
nicht unter das Verbot des § 1442. Dagegen RG JW 03, Beil 265% Verfügungen von 
Todes wegen ($$ 1937, 1941) fallen nicht unter $ 1442. — Zuläſſig ift es, ein zum Geſamt⸗ 
gute gehöriges Grundſtück für den Anſpruch eines der beiden Ehegatten zu verpfänden (OLG 
8, 119). Wegen Unpfändbarkeit des Anteils eines Ehegatten val. $ 860 3PO. 

3. Die Aufrechnung ift mit Zuſtimmung des Mannes und in den Fällen der $$ 1450, 
1452 mit Zuſtimmung der Frau zuläſſig, auch wenn ſie nach § 1442 Abſ 2 unzuläſſig wäre. 

4. In welchen Fallen Berichtigung aus dem Geſamtgute verlangt werden kann, be⸗ 
ſtimmen $$ 14591462. 


8 1443 


Das Geſamtgut unterliegt der Verwaltung!) des Mannes. Der Mann!) 
iſt insbeſondere berechtigt, die zu dem Geſamtgute gehörenden Sachen in Beſitz 
zu nehmen), über das Geſamtgut zu verfügen‘), ſowie Rechtsſtreitigkeiten “), 
die ſich auf das Geſamtgut beziehen, im eigenen Namen‘) zu führen. 

Die Frau wird durch die Verwaltungshandlungen des Mannes weder 
Dritten noch dem Manne“) gegenüber perſönlich verpflichtet!). 

E 11352 JI 1842 M 4 348 ff. P 4, 238; 6, 279. 

1. Verwaltung. Der Mann iſt nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet, das 
Geſamtgut zu verwalten. Die Verwaltung hat er ordnungsmäßig zu führen und zwar nach 
Maßgabe der 85 14431456. Er führt die Verwaltung für eigene Rechnung und im eigenen 
Namen, jedoch mit der Wirkung, daß ſeine Handlungen in Anſehung des Geſamtguts die Ehe⸗ 
frau binden. — Von den Beſchränkungen der 89 1444—1446 a8geſchen, kann der Mann das 
Geſamtgut beliebig mit Schuldverbindlichkeiten belaſten, RG 54, 285. — Der $ 1443 ſtellt 
den Grundſatz auf, daß dem in Gütergemeinſchaft lebenden Ehemanne im allgemeinen die 
freie Verwaltung des Geſamtguts und die Verfügung darüber zuſteht. Der Mann iſt auch 
zum Erwerbe beweglicher und unbeweglicher Sachen und zur Eingehung von Verbindlich⸗ 

| keiten hierbei befugt. Das Recht des Mannes wird durch die Ausnahmen in den 89 1444 
bis 1446 eingeſchränkt. Dieſe betreffen beſonders ſchwerwiegende und eingreifende einſeitige 
Leet Eine ausdehnende Auslegung der Ausnahmebeſtimmungen iſt unzuläſſig, 

2. Die Frau ift zwar weder durch die Ehe noch durch die allgemeine Gütergemeinſchaft 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ($ 1395 A 1), aber bei dieſem Güterſtande kommt dem 
Manne als dem Haupte der Ehe die Verwaltung des Geſamtguts ausſchließlich zu und er iſt 
grundſätzlich nicht an die Mitwirkung der Ehefrau gebunden. Auf Verfügungen der Frau 
über Geſamtgut finden die allgemeinen Grundsätze über Verfügungen Nichtberechtigter An⸗ 
wendung. — Bei Verletzung des geſetzlichen Pfandrechts des Vermieters ($ 559 BGB und 
§ 289 StGB) iſt jeder Ehegatte wegen der gemeinſchaftlichen Mietforderung als Verletzter 
anzuſehen und daher die Frau ſelbſtändig ohne Zuſtimmung des Mannes zur Stellung des 
Strafantrags ($ 65 SIEB) berechtigt, RGSt 34, 64. Zur Annahme einer Schenkung aus 
dem gütergemeinſchaftlichen Vermögen (z. B. unentgeltliche Unterhaltsgewährung) muß 
die freigebige Abſicht beider Ehegatten dargetan werden, RG 18. 11. 07 IV 145/07. 

3. Wegen des Rechtes des Mannes, Sachen in Beſitz zu nehmen, vgl. 8 1373 A 2, 3. 

4. Über den Begriff der Verfügung vgl. 8 1395 A 2. 

5. Rechtsſtreitigkeiten kann der Mann als Kläger oder Beklagter führen. Das Urteil 
wirkt in Anſehung des Geſamtguts für und gegen beide Eheleute. Nach § 740 ZPO iſt zur 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut ein gegen den Ehemann ergangenes Urteil erforderlich 
und genügend. Mit Zuſtimmung des Mannes kann auch die Frau — ſei es im Namen des 
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Mannes, ſei es im eigenen Namen — klagen. Ebenſo kann ſie in Gemeinſchaft mit dem 
Manne klagen, RG JW 05, 1761. Iſt fie für die Geſamtgutsverbindlichkeit auch perſönlich 
verhaftet, ſo kann ſie auch verklagt werden. Außerdem kann ſie neben dem Manne mitverklagt 
werden, wenn es darauf ankommt, ein Recht auf Zwangsvollſtreckung in ihr Sondergut oder 
ihr Vorbehaltsgut oder für die Zeit nach Beendigung der Gütergemeinſchaft in das Geſamtgut 
(5 743 3050) zu erwirken. In den Fällen der 88 1449, 1450, 1452, 1454 führt die Frau den 
Rechtsſtreit ſelbſtändig und das Urteil iſt auch gegenüber dem Manne wirkſam. Interveniert 
die Frau im Rechtsſtreite des Mannes oder der Mann im Rechtsſtreite der Frau, ſo ſind ſie 
in Anſehung des Geſamtguts notwendige Streitgenoſſen, $ 62 ZPO. Da der Mann den 
Rechtsstreit nicht als Vertreter der Frau, ſondern aus eigenem Rechte führt, ſo kann die Frau 
im Rechtsſtreite des Mannes Zeugin ſein, auch wenn ſie ſelbſt das der Klage zugrunde 
liegende Rechtsgeſchäft vor der Ehe abgeſchloſſen hat, R 67, 262. Mit Zuſtimmung des 
Mannes iſt die Frau berechtigt, Rechtsſtreitigkeiten, die ſich auf das Geſamtgut beziehen, im 
eigenen Namen zu führen. Es ſteht nichts entgegen, daß der Mann in einzelnen Fällen ſein 
Verwaltungsrecht auf die Frau überträgt oder vielmehr die der Frau auferlegte Beſchränkung 
aufhebt. Zwar muß der Beklagte vor der Gefahr einer nochmaligen Zahlung (an den Mann) 
geſchützt ſein, allein dem wird dadurch Rechnung getragen, daß die Frau Zahlung nach 
Wahl des Beklagten an den Mann oder fie ſelbſt verlangt, RG 60, 146. Als Ver⸗ 
treter des Geſamtgutes iſt der Mann berechtigt, das durch eine gegen die Frau allein gerichtete 
betrügeriſche Handlung eines Dritten verletzte Recht der Frau an dem Geſamtgute zu verfolgen, 
mag er auch als Teilnehmer am Betruge kein Klagerecht haben. Andernfalls würde es an einer 
Möglichkeit, den dritten Beſchädiger aus ſeinem Betruge in Anſpruch zu nehmen, vollſtändig 
fehlen, Reh IW 05, 1761, 

6. Im eigenen Namen. Der Mann iſt kraft ſeines Verwaltungsrechts nicht berechtigt, 
im Namen der Ehefrau (8 164) oder für ihre perſönliche Rechnung ein Rechtsgeſchäft vor⸗ 
zunehmen und einen Rechtsſtreit zu führen, jedoch iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ihn dazu 
ermächtigt. In der bloßen Zuſtimmung liegt keine Ermächtigung. 

7. Val. s 1481 (Rückgriffspflicht des Mannes). 

8. Die im Abſ2 getroffene Beſtimmung ift die Folge davon, daß der Mann im eigenen 
Namen handeln muß (A 6). Die bezeichnete Folge tritt auch ein, wenn der Mann äußerlich 
als Vertreter des Geſamtguts beider Ehegatten auftritt. 


8 1444 
Der Mann bedarf der Einwilligung!) der Frau zu einem Rechtsge⸗ 
ſchäfte, durch das er ſich zu einer Verfügung!) über das Geſamtgut im ganzen“) 


7 


verpflichtet), ſowie zu einer Verfügung!) über Geſamtgut, durch die eine 
ohne Zuſtimmung der Frau eingegangene Verpflichtung dieſer Art erfüllt 
werden ſoll s) ') ). 

E 1 1353 Abſ 1 11 1343 M 4, 351 P 4, 251, 254; 6, 279. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1444 bezweckt, die Ehefrau gegen die nachteiligen 
Folgen von Rechtsgeſchäften (unter Lebenden) zu ſichern, die, wie die hier bezeichneten ein⸗ 
ſeitigen Rechtsgeſchäfte des Mannes über das Geſamtgut im ganzen, regelmäßig vorgenommen 
zu werden pflegen, um der Gütergemeinſchaft die vermögensrechtliche Unterlage zu entziehen 
und ſomit die Frau zum einſeitigen Vorteile des Mannes um ihre Rechte am Geſamtgute 
zu bringen. Vgl. RG 1, 339 (ÜUbertragungsvertrag). Da nach $ 1459 Abſ 1 jede Verbindlich⸗ 
keit des Mannes Geſamtgutsverbindlichkeit iſt, muß nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchaft 
ſelbſt, ſondern auch für die Eingehung einer Verpflichtung zur Vornahme eines ſolchen die 
Einwilligung der Frau erfordert werden. 

2. Einwilligung $ 1395 A 3, Genehmigung $ 1448. 

3. Verfügung $ 1395 A 2. 

4. Die Verpflichtung zu einer Verfügung über einen Bruchte il des Geſamtguts 
fällt gleichfalls unter $ 1444. 

5. Nur die Begründung einer Verpflichtung zur Verfügung über das Geſamt⸗ 

gut im ganzen iſt erwähnt worden. Verfügungen ſelbſt ſind nur über einzelne Gegenſtände 
des Geſamtguts, nicht über das Geſamtgut im ganzen oder einen Bruchteil rechtlich möglich. 
Vgl. $ 1822 Nr 1. 
4 6. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsstreits (5 1443 A 5) über das Geſamtgut 
im ganzen oder einen Bruchteil bezieht ſich $ 1444 nicht. Dieſes Recht umfaßt aber nicht die 
Befugnis, im Rechtsſtreit über den Streitgegenſtand einſeitig durch Vergleich, Verzicht oder 
Anerkenntnis zu verfügen. 

7. Wirkungen. Das vom Manne mit Einwilligung der Frau vorgenommene 


Rechtsgeſchäft der in 5 1444 bezeichneten Art iſt für das Geſamtgut wirkſam. Es entſteht eine 
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Geſamtgutsverbindlichkeit, $ 1459 Abſ 1. Das vom Manne ohne Einwilligung der Frau 
vorgenommene fragliche Rechtsgeſchäft ift nach 5 1448 zu beurteilen. Eine perſönliche Ver⸗ 
pflichtung des Mannes entſteht nicht, unbeſchadet ſeiner etwaigen Erſatzpflicht aus unerlaubter 
Handlung. Nimmt die Frau das fragliche Rechtsgeſchäft mit Einwilligung des Mannes 
vor, fo entiteht eine Geſamtgutsverbindlichkeit, für die der Mann nach $ 1459 Abſ 2 auch per- 
ſönlich haftet. Nimmt die Frau das Geſchäft ohne Einwilligung des Mannes vor, ſo iſt 
es zwar für das Geſamtgut unwirkſam, begründet aber eine perſönliche Verpflichtung der 

rau. 
. 8. Für den Schutz Dritter gelten die 58 892, 893, 1435. Eine dem $ 1404 entſprechende 
Vorſchrift iſt für die vertragsmäßigen Güterſtände nicht gegeben. 


8 1445 


)Der Mann bedarf der Einwilligung?) der Frau zur Verfügung) über 
ein zu dem Geſamtgute gehörendes Grundſtück⸗) ſowie zur Eingehung der Ber: 
pflichtung“) zu einer ſolchen Verfügung“). 

' 11353 Abſ 1 II 1344 M 4, 352 ff. P 4, 251 ff. 

1. Zweck der Vorſchrift. Die wirtſchaftliche Bedeutung des Grundbeſitzes erheiſcht 
eine beſondere Sicherſtellung der Frau, und zwar auch in Anſehung der nicht von ihr, ſondern 
von dem Manne eingebrachten Grundſtücke. Dieſe Sicherſtellung bezweckt der 51445. Gegen 
die Gefahr unbegründeter Verweigerung der Zuſtimmung der Frau iſt der Mann durch die 
Vorſchrift des § 1447 geſchützt. Da nach § 1459 Abſ 1 jede Verbindlichkeit des Mannes Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeit iſt, mußte nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchäft ſelbſt, ſondern auch für 
die Eingehung einer Verpflichtung zur Vornahme eines ſolchen die Einwilligung der Frau 
erfordert werden. Nur auf Rechtsgeſchäfte unter Lebenden bezieht ſich $ 1445. 

2. Einwilligung $ 1395 A 3. Genehmigung 5 1448. 

3. Verfügung $ 1395 A 3. 

4. Verfügungen über Grundſtücke des Geſamtguts. Dazu gehören z. B. die Auf- 
laſſung ($ 925) und die Belaſtung eines Geſamtgutsgrundſtücks mit dinglichen Rechten, die 
nachträgliche Erhöhung des Zinsſatzes einer auf einem ſolchen Grundſtücke ruhenden 
Hypothek, die Bewilligung einer Vormerkung ($ 883), dagegen nicht z. B. die Übernahme 
einer Hypothek durch den Erwerber ($ 416), die Abtretung einer Eigentümerhypothek ($ 1163) 
oder einer Eigentümergrundſchuld ($ 1196), die Mitwirkung des Eigentümers zur Umwandlung 
einer Hypothek in eine Grundſchuld und umgekehrt ($ 1198), einer Sicherungshypothek in eine 
gewöhnliche Hypothek und umgekehrt ($ 1186), einer Rentenſchuld in eine gewöhnliche Grund⸗ 
ſchuld und umgekehrt ($ 1203), die Zuſtimmung des Eigentümers zu einer Anderung des 
Ranges der Belaſtungen ($ 880 Abſ 2 S 2) und zu deren Löſchung ($ 1183), ſowie die Kün⸗ 
digung einer Hypothek und die Ausſchließung des Kündigungsrechts. Die Vorſchrift des 
$ 1445 gilt auch für das Erbbaurecht ($ 1017) und für die in Art 63, 68, 196 EG bezeichneten 
Rechte. — Die in der Rechtſprechung und Rechtslehre ſehr beſtrittene Frage, ob der Mann, 
wenn er zum Geſamtgut ein Grundſtück unter gleichzeitiger Stundung und Sicherſtellung des 
Kaufpreiſes durch Belaſtung des Grundſtücks erwirbt, zu letzterer der Einwilligung der Frau 
bedarf, iſt zu verneinen, R 69, 177. Dagegen kann der Mann nicht ohne Einwilligung der 
Frau das Grundſtück mit andern Schulden als dem Erwerbspreiſe, z. B. mit einem zu deſſen 
Tilgung aufgenommenen Darlehne belaſten, da ſolche Geſchäfte gar nicht oder nur loſe mit dem 
Erwerbsvertrage in Beziehung ſtehen. — Die Eingehung einer Verpflichtung, z. B. einer 
Bürgſchaftsübernahme oder einer Darlehnsſchuld kann allerdings dazu führen, daß zur zwangs⸗ 
weiſen Erfüllung der Verpflichtung ein zum Geſamtgut gehöriges Grundſtück herangezogen 
wird, allein daraus iſt nicht auf die Rechtsungültigkeit der Verfügung des Mannes zu ſchließen. 
Anders, wenn das Rechtsgeſchäft nach Inhalt und Zweck zur Umgehung einer der geſetz⸗ 
lichen Beſchränkungen der dem Manne zuſtehenden Verfügungsgewalt beſtimmt iſt, RG 
54, 282. Die vom Manne beim Verkauf eines zum Geſamtgute gehörigen Grundſtücks ohne 
Einwilligung der Frau erteilte Zuſicherung über die Größe des Grundſtücks entbehrt der Wirk⸗ 
ſamkeit gegen beide Ehegatten und kann als Grundlage eines Minderungsanſpruchs nicht 
dienen, RG ZW 03, Beil 12527. 

5. Verpflichtung, das Eigentum an einem Grundſtücke zu übertragen $ 313. 

6. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsſtreits (8 1443 A 5) über ein zu dem Ge⸗ 
ſamtgute gehörendes Grundſtück bezieht ſich $ 1445 nicht. Dieſes Recht umfaßt aber nicht die 
Befugnis, im Rechtsſtreit über den Streitgegenſtand einſeitig durch Vergleich, Verzicht oder 
Anerkenntnis zu verfügen. Wegen der Zwangsvollſtreckung vgl. $ 740 3PO. Über Rechte 
an Grundſtücken überhaupt (3. B. über eine zum Geſamtgute gehörende Hypothek) und übe 
Rechte an ſolchen Rechten darf der Mann ohne Einwilligung der Frau verfügen. Wegen 
der Wirkungen einſeitig vorgenommener Rechtsgeſchäſte und des Schutzes Dritter 
vgl. § 1444 A 7 und 8. 
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8 1446 


1) Der Mann bedarf der Einwilligung) der Frau zu einer Schenkung!) 
aus dem Geſamtgute ſowie zu einer Verfügung“ über Geſamtgut, durch welche 
das ohne Zuſtimmung der Frau erteilte Verſprechen einer ſolchen Schenkung 
erfüllt werden ſoll. Das Gleiche gilt von einem Schenkungsverſprechen “), das 
ſich nicht auf das Geſamtgut bezieht. 

Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird)“). 

E 1 1353 Abſ 2, 3 II 1345 M 4, 356 ff. P 4, 251, 257; 6, 280. 

1. Zweck der Vorſchrift. Zusunften der Ehefrau ift dem Ehe manne das Recht, ein- 
feitig aus dem Geſamtgute Schenkungen (unter Lebenden) zu machen, grundfäglich entzogen, 
weil Schenkungen regelmäßig außerhalb des Kreiſes einer ordnungsmäßigen Verwaltung 
(5 1443 A 1) liegen. 

2. Einwilligung $ 1395 A 3. Genehmigung 8 1448. 

3. Schenkung. Nur Schenkungen unter Lebenden ($ 516) fallen unter $ 1446. Keine 
Schenkung iſt die Gewährung einer Ausſteuer (91620). Die Gewährung einer Ausſtattung 
($ 1624) aus dem Geſamtgut an ein gemeinſchaftliches Kind oder ein einſeitiges Kind des 
Mannes fällt nur inſoweit unter $ 1446, als fie nach $ 1624 als Schenkung gilt. Dagegen 
fällt die Gewährung einer Ausſtattung durch den Mann an ein einſeitiges Kind der Frau oder 
an ſeine Geſchwiſter oder Verwandte weiterer Grade ſtets unter § 1446, es ſei denn, daß einer 
der Ausnahmefälle des $ 1446 Abſ 2 vorliegt. Vgl. ferner $ 1465. Ob die Vornahme eines 
Stiftungsgeſchäfts (unter Lebenden) als Schenkung gilt und demzufolge unter $ 1446 fällt, 
iſt eine Frage der Auslegung im einzelnen Falle. Auch ein Bürgſchaftsvertrag kann ſich als 
Schenkung darſtellen und inſoweit nach $ 1446 an die Einwilligung der Frau gebunden fein. — 
Gewährt die Frau aus dem gütergemeinſchaftlichen Vermögen einem andern unentgeltlich 
Unterhalt, ſo muß zur Annahme einer Schenkung auch die freigebige Abſicht des Mannes 
dargetan werden, RG 18. 11. 07 IV 145/07. — Zum Widerruf einer Schenkung ($ 530) 
bedarf der Mann der Einwilligung der Frau ſelbſt dann nicht, wenn eine gemeinſchaftliche 
Schenkung beider Ehegatten widerrufen wird. 

4. Verfügung § 1395 A 3. 

5. Schenkungsverſprechen. Da nach § 1459 Abſ 1 jede Verbindlichkeit des Mannes 
Geſamtgutsverbindlichkeit iſt, mußte nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchäft (Schenkung) 
ſelbſt, ſondern auch für das Schenkungsverſprechen die Einwilligung der Frau erfordert werden 
und zwar gleichviel, ob der Gegenſtand des Verſprechens zum Geſamtgute, Sonder- oder 
Vorbehaltsgute des Mannes gehört. Dagegen iſt der Mann durch $ 1446 nicht gehindert, 
ohne Einwilligung der Frau Schenkungen aus ſeinem Sonder- oder Vorbehaltsgute durch 
dinglichen Vertrag unmittelbar zu bewirken. 

6. Anſtandsſchenkung. Vgl. $ 534 nebſt Erl. 

7. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsſtreits (8 1443 A 5) über Schen- 
kungen und Schenkungsverſprechen bezieht ſich 8 1446 nicht. Dieſes Recht umfaßt aber nicht 
die Befugnis, im Rechtsſtreit über den Streitgegenſtand einſeitig durch Vergleich, Verzicht 
oder Anerkenntnis, entgegen dem $ 1446, zu verfügen. — Wegen der Wirkungen 
einſeitig vorgenommener Rechtsgeſchäfte und des Schutzes Dritter vgl. $ 1444 
A 7 und 8. 


8 1447 


) Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung:) des Geſamtguts ein Rechts⸗ 
geſchäft der in den 88 1444, 1445 bezeichneten Art erforderlich, ſo kann die 
Zuſtimmung der Frau anf Antrag!) des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht erſetzt!) werden, wenn die Frau ſie ohne ausreichenden Grund ver: 
weigert. 

Das Gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Abweſenheit 
an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt. 

E 1 1353 Abſ 4 II 1346 M 4, 359 P 4, 251, 258; 6, 280. 

1. Der $ 1447 entſpricht dem § 1379. Vgl. die dortigen Erläuterungen. 

2. Ordnungsmäßige Verwaltung. Darüber vgl. § 1443 A 1. Auch die Gewährung 
einer Ausſtattung oder Anſtandsſchenkung (88 1624, 1446 Abſ 2, 1465) kann zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung gehören. 
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3. Antrag. Unterläßt der Mann die Stellung des Antrags, ſo macht er ſich der Frau 
gegenüber nur unter den Vorausſetzungen des $ 1456 Satz 2 verantwortlich. Die Verpflichtung 
des Mannes zur Stellung des Antrags kann durch Rechtsgeſchäft einem Dritten gegenüber 
begründet werden. Für die Zwangsvollſtreckung iſt $ 888 ZPO maßgebend. 

4. Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht. Die erſetzte Zuſtimmung wirkt wie 
die erteilte, alſo nur in Anſehung des Gejamtgut3 ($ 1443 A 1, 6, 7) und begründet keine 
perſönliche Verpflichtung der Frau. 


8 1448 


Nimmt der Mann ohne Einwilligung der Frau ein Rechtsgeſchäft der in 
den 88 1444 bis 1446 bezeichneten Art vor, ſo finden die für eine Verfügung 
der Frau über eingebrachtes Gut geltenden Vorſchriften des § 1396 Abſ. 1, 3 
und der §8 1397, 1398 entſprechende Anwendung!). 

Fordert bei einem Vertrage der andere Teil den Mann auf, die Ge⸗ 
nehmigung der Fran zu beſchaffen !), jo kann die Erklärung über die Geneh⸗ 
migung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Manne 
gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wird 
unwirkſam. Die Genehmigung kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen 
nach dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, 
ſo gilt ſie als verweigert. 

Wird die Genehmigung der Frau durch das Vormundſchaftsgericht er⸗ 
fegt?), jo iſt im Falle einer Aufforderung nach Abſ 2 der Beſchluß nur wirt: 
ſam, wenn der Mann ihn dem andern Teile mitteilt; die Vorſchriften des 
Abſ 2 Satz 2 finden entſprechende Anwendung. 

€ 1 1353 Abſ 1 IT 1347 M 4, 358 P 4, 254 ff.; 6, 280. 

1. Vgl. die Erläuterungen zu den 98 1396—1398. 

2. Die Aufforderung iſt alſo von dem andern Teile nicht, wie nach $ 1396 Abſ 2, an 
den erklärungspflichtigen Ehegatten, ſondern an den Mann zu richten und hat die Beſchaffung 


der Genehmigung der Frau zum Gegenſtande. 
3. Über Erſetzung der Genehmigung durch das Vormundſchaftsgericht vgl. $ 1379 
A 2, 3, 4, § 1402 A 2, 5—10, $ 1447 A 1-4. 


8 1449 


1) Verfügt) der Mann ohne die erforderliche) Zuſtimmung “) der Frau 
über ein zu dem Geſamtgute gehörendes Recht“), jo kann die Frau“) das Recht 
ohne Mitwirkung des Mannes gegen Dritte?) gerichtlich geltend machen!“). 

E 1 1354 II 1349 M 4, 360 P 4, 259, 261. 

1. Grund der Vorſchrift. Das Verfügungsrecht des Mannes ($ 1443) iſt durch die 
59 14441446 beſchränkt. Dieſe Beſchränkungen würden ihren Zweck leicht verfehlen, wenn 
nur der Mann oder zwar auch die Frau, aber nur unter Mitwirkung des Mannes das ver⸗ 
letzte Recht geltend machen könnten. Der $ 1449 räumt ihr daher entſprechend dem $ 1407 
Nr 3 das Recht ſelbſtändiger gerichtlicher Geltendmachung gegen Dritte ein. 

2. 5 1395 A 2. 3. 59 1444—1446. 4. 55 182—184. 

5. Rechte jeder Art. Vgl. $ 1380 A 2, $ 1400 A 6. 

6. Dieſelbe Befugnis ſteht auch dem Manne ſelbſtändig zu. Dies folgt aus $ 1443. 

7. Die zum Schutze Dritter beſtehenden Vorſchriften bleiben unberührt, $ 1444 A 8, 
$ 1445 A 7, 8 1446 A 8. Iſt der Dritte aus ungerechtfertigter Bereicherung haftbar, fo 
kann die Frau auch dieſen Anſpruch ſelbſtändig geltend machen. 

8. Gerichtliche Geltendmachung, 31380 A 4, 5. Das Recht, im Namen 
des Mannes zu klagen ($ 1450), iſt der Frau nicht beigelegt. Wegen der Ko ſten des 
Rechtsstreits vgl. $ 1460 Abſ 2, $ 1464 Abſ 2 Satz 1. 


$ 1450 
1) Fſt der Mann durch Krankheit oder durch Abweſenheit verhindert), 
ein ſich auf das Geſamtgut beziehendes Rechtsgeſchäft') vorzunehmen oder 
einen ſich auf das Geſamtgut beziehenden Rechtsſtreit zu führen, jo kann“ 
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die Frau im eigenen Namen) oder im Namen des Mannes“) das Rechts⸗ 
geſchüft vornehmen oder den Rechtsſtreit“ führen, wenn mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden ijt?). 

E 1 1858 II 1353 M 4, 863 P 4, 259 ff.; 6, 280. 

1. Der $ 1450 entſpricht dem § 1401. Vgl. auch § 1447 Abſ 2. Abweichend vom $ 1401 
iſt der Frau in den Fällen des $ 1450 die Wahl geftattet, im eigenen Namen oder im Namen 
des Mannes aufzutreten. 

9 2. Die Verhinderung braucht nicht dauernd zu ſein, wie z. B. im Falle des § 1305 
Abſ 2. 2 

3. Rechtsgeſchäfte. Auch dingliche Verfügungen über Gegenſtände des Geſamtguts 
ſind nicht ausgenommen. 

4. Eine Verpflichtung zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder Führung des 
Rechtsſtreits wird der Frau durch $ 1450 nicht auferlegt. . 

5. Nimmt die Frau im eigenen Namen ein Rechtsgeſchäft vor, ſo macht ſie ſich per⸗ 
ſönlich verbindlich und es haftet für ihre Verbindlichkeit gemaß 8 1460 Abſ 1 das Geſamtgut. 
Sie ift aber auch berechtigt, im eigenen Namen und doch für Rechnung des Mannes zu handeln. 
In dieſem Falle macht ſie ſich nicht perſönlich verbindlich; es entſteht nur eine Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeit, fur die der Mann auch perſönlich haftet, $ 1459 Abſ 2. 

6. Nimmt die Frau im Namen des Mannes ein Rechtsgeſchäft vor, ſo entſteht eine 
Geſamtgutsverbindlichkeit, für die der Mann auch perſönlich haftet, $ 1459 Abſ 2, 164; die 
Frau macht ſich nicht perſönlich verbindlich. 

7. Rechtsſtreit. Auf die Führung eines Rechtsſtreits durch die Frau iſt das in A 5 u. 6 
Geſagte entſprechend anwendbar. 

8. Vgl. § 1401 A 4. 

8 1451 

Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen Angelegenheiten 
der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich, das die Frau mit Wirkung für das 
Geſamtgut nicht ohne Zuſtimmung des Mannes vornehmen kann, ſo kann die 
Zuſtimmung auf Antrag der Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden, wenn der Mann ſie ohne ausreichenden Grund verweigert). 

E 1 1366 II 1354 M 4, 384 P 4, 269, 826 ff. 

1. Der $ 1451 entſpricht dem $ 1402. Auf die Erläuterungen zu $ 1402 wird Bezug 


genommen. 
8 1452 


Auf den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau 
finden die Vorſchriften des § 1405 entſprechende Anwendung ). 

E 1 1856 II 1351 M 4, 862 P 4, 259. 

1. Auf die Erläuterungen zu $ 1405 wird Bezug genommen. Was die Frau durch das 
Erwerbsgeſchäft erwirbt, fällt dem Geſamtgute zu. Ihre Verbindlichkeiten aus Rechtsge⸗ 
ſchäften, die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt und aus Urteilen in Rechtsſtreitigkeiten, die 
der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt, find Geſamtgutsverbindlichkeiten, für die der Mann auch 
perſönlich haftet ($ 1459 Abſ 2) und zwar auch dann, wenn das mit Einwilligung des Mannes 
betriebene Erwerbsgeſchäft zum Vorbehaltsgute der Frau gehört ($ 1462). Vgl. ferner $ 1463 
Nr. 2 und 8 1459 Abj2 Satz 2. Die Frau kann über die zum Erwerbsgeſchäfte gehörenden 
Geſamtgutsgegenſtände wirkſam verfügen. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das Geſamt⸗ 
gut vgl. § 741 3 PO. 

ö 8 1453 


) Zur Annahme oder Maden einer der Frau angefallenen Erb⸗ 
ſchaft oder eines ihr angefallenen Vermächtniſſes iſt nur die Frau berechtigt; 
die Zuſtimmung des Mannes iſt nicht erforderlich. Das Gleiche gilt von dem 
Verzicht auf den Pflichtteil ſowie von der Ablehnung!) eines der Frau ge⸗ 
machten Vertragsantrags oder einer Schenkung. 

Zur Errichtung des Inventarss) über eine der Frau angefallene Erbſchaft 
bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes. 

E 1 1355, 2148 Nr 4 II 1350 M 4, 361 P 4, 259; 5, 807. 


1. Die im $ 1453 bezeichneten Rechtsgeſchäfte kann nur die Frau, nicht der Mann 
vornehmen und zwar die Frau ohne Zuſtimmung des Mannes. Der $ 1453 ſtellt ſich als eine 


112 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


Ausnahme von dem im $ 1443 ausgeſprochenen Grundſatze des ausſchließlichen Verwaltungs⸗ 
rechts des Mannes dar. Die Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, 
daß das Rechtsgeſchäft auch in Anſehung des Geſamtguts gegenüber dem Manne wirkſam 
iſt, $ 1460 Abſ 1. Der $ 1453 entſpricht dem § 1406 Nr 1 und 2. Auf die Erläuterungen 
dazu wird Bezug genommen. — Vor der Annahme durch die Frau liegt ein endgültiger Er⸗ 
werb noch nicht vor (RG 54, 293). 

2. Die An nah me eines der Frau gemachten Vertragsantrags kann nach allgemeinen 
Grundfägen nur der Frau zuſtehen. Die Wirkſamkeit der Annahme gegenüber dem Geſamt⸗ 
gute hängt von der Zuſtimmung des Mannes ab. Etwaiger Erwerb wird nach § 1438 Geſamt⸗ 
gut. Etwaige Bereicherung des Geſamtguts iſt nach § 1455 herauszugeben. 

3. Errichtung des Inventars $ 2008 A 2. 


8 1454 


Zur Fortſetzung eines bei dem Eintritte der Gütergemeinſchaft an⸗ 
hängigen Rechtsſtreits bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes. 

& I 1357 II 1352 M 4, 362 PA, 259. 

1. Der $ 1454 entſpricht dem $ 1407 Nr 1. Vgl. die Erläuterungen dazu. Im Falle 
des $ 1454 führt die Frau den Rechtsſtreit ſelbſtändig und das Urteil iſt auch gegenüber dem 
Manne wirkſam, $ 1443 A 5. Wegen Erteilung einer vollſtreckbaren Urteilsausfertigung vgl. 
9 742 Abſ 2 BED. 


8 1455 

Wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Mann ) oder die Fran!) ohne 
die erforderliche Zuſtimmung des anderen Ehegatten vornimmt, das Geſamt⸗ 
gut bereichert, ſo kann die Herausgabe der Bereicherung aus dem Geſamt⸗ 
gute nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung gefordert werden). 

E 1 1362 Nr 1 11 1357 Abſ 1 M 4, 378 P 4, 264. 

1. Der $ 1455 entſpricht dem $ 1399 Abſ 2 Satz 2. Auf die Erl. dazu wird Bezug 
genommen. 

2. Der Mann bedarf der Zuſtimmung der Frau in den Fällen der 5 14441446 

3. Die Frau bedarf der Zuſtimmung des Mannes in allen Fällen mit Ausnahme der 
in den $$ 1450— 1454 und $ 1357 (Schlüſſelgewalt) bezeichneten. 

4. Bereicherungs vorſchriften $$ 812 ff Die Herausgabepflicht iſt nach 
$ 1459 eine Geſamtgutsverbindlichkeit, für die der Mann auch perſönlich haftet. Wegen 
der Zwangsvollſtreckung vgl. $ 740 ZPO. 


8 1456 


Der Mann iſt der Frau für die Verwaltung des Geſamtguts ) nicht 
verantwortlich). Er hat jedoch für eine Verminderung des Geſamtguts zu 
dieſem Erſatz zu leiſten )), wenn er die Verminderung in der Abſicht ), die Frau 
zu benachteiligen, oder durch ein Rechtsgeſchäft herbeiführt, das er ohne die 
erforderliche Zuſtimmung der Frau vornimmt). 

€ 1364 II 1348 M 4, 379 P 4, 267 ff. 

1. Grund der Vorſchrift. Der Mann iſt für die Ausübung des ihm in Anſehung des 
Geſamtguts zuſtehenden Verwaltungsrechts ($ 1443) grundſätzlich gegenüber der Frau recht⸗ 
lich nicht verantwortlich. Der Ausſchluß einer ſolchen rechtlichen Verantwortlichkeit iſt durch 
das Weſen der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bei welcher das beiderſeitige Vermögen auf 
gemeinſamen Gedeih und Verderb vereinigt wird, geboten. Eine Verantwortlichkeit des 
Mannes wegen Führung der Verwaltung des Geſamtguts würde zudem die ganze Stellung 
des Mannes zu einer unerträglichen und die allgemeine Gütergemeinfchaft zu einer unerſchöpf⸗ 
lichen Quelle von Streitigkeiten machen (M 4, 379). 

2. Überläßt die Frau ihr Sonder⸗ oder ihr Vorbehaltsgut der Verwaltung des 
Mannes, jo haftet der Mann hierfür nicht nach 9 1456, ſondern nach § 1359. Vgl. auch 

$ 1430, 1441. 

: 3. Daraus, daß der Mann für die Verwaltung des Geſamtguts nicht verantwortlich 
iſt, ergibt ſich, daß der Mann nicht verpflichtet iſt, während der Gütergemeinſchaft auf Ver⸗ 
langen der Frau Auskunft über den Stand der Verwaltung zu erteilen. Eine andere Frage 
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iſt es, ob der Mann fich nicht einer Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten ſchuldig 
macht, wenn er dem Wunſche der Frau, Aufſchluß über die Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Vermögens zu erhalten, nicht entſpricht (RG 72, 12). Erſatz hat der Mann nach § 1467 
Abſ 1 erſt nach Beendigung der Gütergemeinſchaft zu leiſten. Die Erſatzverbindlichkeit des 
Mannes ſtellt ſich nicht als Geſamtgutsverbindlichkeit, ſondern als eine aus dem Gemeinſchafts⸗ 
verhältniſſe ſelbſt entſpringende Verbindlichkeit des Mannes gegenüber der Frau dar. 

4. Die Ungebundenheit des Mannes in der Verwaltung des Geſamtguts darf nicht 
zur Argliſt führen. 

5. Der Vornahme des Rechtsgeſchäfts muß eine Pflichtwidrigkeit zugrunde liegen, 
was ſich nach § 1359 beurteilt. 

6. Über die Verantwortlichkeit der Frau gegenüber dem Manne iſt keine Beſtimmung 
getroffen worden. $ 1456 erſcheint auf fie nicht anwendbar, da fie grundſätzlich von der Ver⸗ 
waltung ausgeſchloſſen iſt. Für ihre Haftung dürften die allgemeinen Grundſätze in Verbindung 
mit $$ 1359, 1467 Abſ 1 maßgebend fein. 


8 1457 


Steht der Mann unter Vormundſchaft, ſo hat ihn der Vormund in den 
Rechten und Pflichten zu vertreten, die ſich aus der Verwaltung des Geſamt⸗ 
guts ergeben ). Dies gilt auch dann, wenn die Frau Vormund des Mannes iſt ). 

E 11370 II 1355 M 4, 393 P 4, 259, 272. 

1. Bevormundung des Mannes. Der $ 1457 entſpricht dem $ 1409. Auf die Erl. 
zu 5 1409 wird Bezug genommen. Das Recht des Mannes zur Verwaltung des Geſamtguts 
($ 1443) erliſcht ſelbſt dann nicht, wenn er geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit be- 
ſchränkt wird oder einen Pfleger erhält. Auf die Frau geht das Verwaltungsrecht — ab⸗ 
geſehen von den Ausnahme fällender 98 1450, 1468 Nr 4 — nicht über. Vielmehr muß fie 
ſich die Verwaltung des Geſamtguts durch den Vormund oder Pfleger (88 1910, 1911) ge⸗ 
allen laſſen. Es wird darauf gerechnet, daß das Vormundſchaftsgericht regelmäßig die Frau 
ſelbſ, wenn ſie ſich dazu eignet, zum Vormund oder Pfleger beſtellen werde. 

In dieſem Falle verwaltet die Frau als Vormund das Geſamtgut im Namen des 
Mannes. 


9 1458 


Der eheliche Aufwand!) fällt dem Geſamtgnte zur Laſt. 
E II 1360 M 4, 382 P 4, 269. 

1. Begriff des ehelichen Aufwandes 5 1389 A 2. Der Mann iſt berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, den der Frau gebührenden Unterhalt aus dem Geſamtgute zu entnehmen (RG 
IW 03 Beil 127284, 07, 2326). Deshalb kann der Witwe, deren Ehemann durch eine un- 
erlaubte Handlung eines anderen getötet worden iſt, ein Schadenserſatzanſpruch ($ 844) nur 
für den Teil des Unterhalts zukommen, der ihr aus dem Vermögen des Mannes, aus ſeiner 
Hälfte des gütergemeinſchaftlichen Vermögens, geleiſtet wurde (RG 69, 292). 


8 1459 


Aus dem Geſamtgute können die Gläubiger des Mannes :) und, ſoweit 
ſich nicht aus den 88 1460 bis 1462 ein anderes ergibt®), auch die Gläubiger 
der Frau“) Befriedigung verlangen (Geſamtgutsverbindlichkeiten ). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind ®), 
haftet der Mann auch perſönlich J als Geſamtſchuldner s). Die Haftung er⸗ 
liſcht mit der Beendigung °) der Gütergemeinſchaft, wenn die Verbindlichkeiten 
im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute zur Laſt 
fallen 10) 1) 12) 10). 

E 1 1359 II 1356 M 4, 364 ff. P 4, 261, 281. 

1. Die 88 1459—1462 regeln die Haftung der Ehegatten gegenüber ihren Gläu⸗ 
bigern. Ein Ehegatte haftet entweder nur mit dem Geſamtgut oder auch perſönlich. Zu⸗ 
nächſt iſt zu unterſcheiden, ob die Schuld vor oder nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft 
entſtanden iſt. Im § 1459 Abi 1 iſt der Grundſatz enthalten, daß Mann und Frau für alle 
ihre vorher entſtandenen Schulden ausnahmslos mit dem Geſamtgute baften, daß dagegen 
für die nachher entſtandenen Schulden der Mann ausnahmslos, die Frau jedoch nur, wenn 
keiner der Ausnahmefälle der 88 1460 —1462 vorliegt, mit dem Geſamtgute haften. — Iſt 
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eine Verbindlichkeit der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeit iſt und für die der Mann auch 
perſönlich haftet (§ 1459 Abſ 2), ſchon vor Eintritt der Gütergemeinſchaft der Frau gegenüber 
rechtskräftig feſtgeſtellt, ſo iſt ſie kraft Geſetzes auch rechtskräftig feſtgeſtellte Verbindlichkeit 
des Mannes (RG 14. 4. 08 II 32/08). Das Geſamtgut haftet grundſätzlich für alle Verbind⸗ 
lichkeiten des Mannes wie der Frau und zwar ohne Rückſicht auf den Gegenſtand der Schuld. 
Unrichtig iſt die Anſicht, daß ſich $ 1459 Abſ 1 nur auf Geldanſprüche, nicht auf Anſprüche 
wegen Herausgabe beſtimmter Gegenſtände bezieht (RG JW 04, 17615). Im 5 1459 Abſ 2 
iſt die perſönliche Haftung der Ehegatten für die Geſamtgutsverbindlichkeiten geregelt. Der 
Mann haftet perſönlich für alle Geſamtgutsverbindlichkeiten, alſo nicht nur für die in ſeiner 
Perſon entſtandenen — was ſelbſtverſtändlich —, ſondern auch für die in der Perſon der Frau 
entſtandenen Geſamtgutsverbindlichkeiten, was 8 1459 Abſ 2 Satz 1 ausdrücklich ausſpricht. 
Dieſe erweiterte Haftung des Mannes iſt deshalb geboten, weil der Mann ſonſt fein Ver⸗ 
fügungsrecht zum Nachteile der Frau und derjenigen ihrer Gläubiger, die im Verhältniſſe der 
Gatten zueinander nicht Geſamtgutsgläubiger ſind, dazu benutzen könnte, Geſamtgut in ſein 
Vorbehaltsgut zu verwenden (M 4, 367; P 4, 282). Dagegen haftet die Frau perſönlich, 
abgeſehen von dem Falle des $ 1480, nur für die in ihrer Perſon — vor oder nach Eintritt 
der Gütergemeinſchaft — entſtandenen Geſamtgutsverbindlichkeiten. 

2. Gläubiger des Mannes. Es macht keinen Unterſchied, ob der Anſpruch vor oder 
nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft entſtanden, worauf er dem Gegenſtande nach ge⸗ 
richtet iſt (vgl. A 1), ferner, ob er ſich auf das Geſamtgut oder das Vorbehalts- bezw. Sonder- 
gut bezieht und ob er aus einer unerlaubten Handlung entſpringt oder auf Rechtsgeſchäft 
oder Geſetz beruht. Vgl. § 1411 A 1. 

3. Beweislaſt. Daß einer der Ausnahmefälle der 8 14601462 vorliegt, hat der 
Mann 29 9 Für den Fall des $ 1460 Abf 1 gilt jedoch eine Abweichung. Vgl. 

1460 5 
i 4. Gläubiger der Frau. Für fie gilt das A 2 Geſagte gleichfalls, jedoch mit den in 
den $$ 1460—1462 beſtimmten Ausnahmen. 

5. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der ehelichen Gütergemeinſchaft. Eine 
Geſamtgutsverbindlichkeit iſt diejenige Verbindlichkeit des einen oder des andern Ehegatten, 
wegen deren der Gläubiger ohne Rückſicht darauf, ob die Verbindlichkeit im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt, auch aus dem Geſamtgute Befriedigung 
verlangen kann. Geſamtgutsverbindlichkeit der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1488. 

6. Alle Verbindlichkeiten der Frau mit Ausnahme der in den $$ 1460—1462 be⸗ 
zeichneten ſind den Gläubigern gegenüber Geſamtgutsverbindlichkeiten. Ob ſie im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zueinander ebenfalls Geſamtgutsverbindlichkeiten find, 98 1463—1465, 
kommt hier nicht in Betracht. Wegen Verbindlichkeiten der Frau, die nicht Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten find, können ſich die Gläubiger der Frau nur an ihr Vorbehalts⸗ bezw. Son- 
dergut halten. 

7. Aus der perſönlichen Haftung des Mannes folgt, daß dem Gläubiger der Frau 
(neben dem Geſamtgut und dem Vorbehalts⸗ bezw. Sondergute der Frau) auch das Vor⸗ 
behalts⸗ bezw. Sondergut des Mannes haftet. Dies gilt auch von Anſprüchen gegen die Frau 
auf Herausgabe beſtimmter Gegenſtände (RG JW 04, 176°), Mit dem Ankrage auf Ver⸗ 
urteilung des Mannes zur Zahlung aus dem Geſamtgute wird nur die Haftung des Mannes 
0 9 16 Geſamtgute, nicht aber ſeine perſönliche Haftung geltend gemacht (RG SeuffA 
65 Nr 16. 

8. Geſamtſchuldneriſche Haftung 98 421425. 

9. Beendigungsgründe ſind z. B. Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag 
oder Urteil, Tod der Frau (auch bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft, $ 1483). Auf den Zeit⸗ 
punkt der Beendigung der Auseinanderſetzung kommt es nicht an. 

10. Hieraus folgt, daß die perſönliche Haftung des Mannes fortdauert, wenn die Ver- 
bindlichkeit der Frau im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt 
1 90 en Der Mann hat die Vorausſetzungen für das Erlöſchen feiner Haftung 
zu beweiſen. 

11. Gemeinſchaftlich eingegangene Verbindlichkeiten. Beſondere Beſtimmungen 
ſind hierüber nicht gegeben. Die Gütergemeinſchaft ſteht der Eingehung einer Geſamtſchuld 
(85 421 ff.) durch die Ehegatten nicht entgegen, jedoch kommt folgendes in Betracht: Schließen 
Ehegatten ein Rechtsgeſchäft gemeinſchafklich ab, ſo liegt darin regelmäßig die Einwilligung des 
Mannes in den Abſchluß des Rechtsgeſchäfts durch die Frau. Die ſo zuſtande gekommene 
Verbindlichkeit der Frau iſt eine Geſamtgutsverbindlichkeit. Der Mann haftet daher nach 
$ 1459 Abſ 2 auch für den Anteil der Frau, $ 420. 

12. Zwangs vollſtreckung (M 4, 368 ff.; Prot 4,135; 263, 6, 706 ff.; D. z. ZPO 
S 109 ff.). Nach § 740 ZPO iſt zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut (Grundſtücke nicht 
ausgenommen) ein gegen den Mann ergangenes Urteil erforderlich und genügend. Die Vor⸗ 
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ſchrift des $ 740 ZPO muß auch auf die in den 98 1449, 1450 bezeichneten Fälle bezogen 
werden, in denen die Frau zur ſelbſtändigen Führung des Rechtsſtreits mit Wirkung für das 
Geſamtgut befugt iſt. Für den Fall des $ 1454 gilt die beſondere Beſtimmung des $ 742 
Abſ 2 ABO. Befindet ſich der zu pfändende Gegenſtand im Beſitze der Frau, ſo ſind die 
Beſtimmungen in $$ 809, 846 ff. ZPO zu beobachten. Dasſelbe gilt, wenn ſich der Gegen⸗ 
ſtand äußerlich als der Frau allein gehörend darſtellt, z. B. ein im Grundbuch auf den Namen 
der Frau allein eingetragenes Recht. Betreibt die Frau ſelbſtändig ein Erwerbsge⸗ 
ſchäft, ſo gilt für die Zwangsvollſtreckung die im 741 ZPO beſtimmte Abweichung. Vgl. 
ferner wegen des Widerſpruchsrechts des Mannes 88 774, 771 ZPO. Wird der Mann zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut verurteilt, ſo wirkt das Urteil wie ein 
Leiſtungsurteil. Der Mann wird dadurch genötigt, den Gläubiger der Frau aus dem Ge⸗ 
ſamtgute zu befriedigen und auf Erfordern den Offenbarungseid zu leiften (RG JW 09, 32125). 

13. Konkurs (M 4, 370373; P 4, 242, 263; D. z. KO S 7ff.). Wird das Konkurs⸗ 
verfahren über das Vermögen des Ehemannes eröffnet, ſo gehört das Geſamtgut zur Kon⸗ 
kursmaſſe; eine Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts zwiſchen den Ehegatten findet 
nicht ſtatt. § 2 Abſ 1 KO. Die 88 16, 51 KO finden keine Anwendung. Durch die Konkurs⸗ 
eröffnung über das Vermögen des Mannes wird weder die Gütergemeinſchaft kraft Geſetzes 
aufgelöſt (M 4, 398), noch ein Recht der Frau auf Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts 
begründet (M 4, 371); die Frau kann wegen Überſchuldung das Geſamtgut nur mit Wirkung 
für die Zukunft (in Anſehung des nach Beendigung des Konkursverfahrens verbleibenden 
Überreſtes des Geſamtguts und des etwaigen ſpäteren Erwerbes) das Recht aus $ 1468 Nr 5 
auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft geltend machen. Der Konkursverwalter unterliegt 
ſelbſtverſtändlich nicht den in den $$ 1444, 1445 für den Mann beſtimmten Verfügungs⸗ 
beſchränkungen. Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Frau wird das Geſamt⸗ 
gut überhaupt nicht berührt. $ 2 Abſ 2 KO. 


§ 1460 

) Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus einem 
nach?) dem Eintritte der Gütergemeinſchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft 
entſteht, nur dann, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft 
erteilt) oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne ſeine Zuſtimmung für das Ge⸗ 
ſamtgut wirkſam ) iſt. . 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Frau haftet das Geſamtgut auch 
dann, wenn das Urteil dem Geſamtgute gegenüber nicht wirkſam iſt. 

E 1 1362 Nr 1 II 1357 M 4, 373 ff. P 4, 264; 6, 277, 393. 

1. Zweck der Beſtimmung im $ 1460 iſt, die Rechte des Mannes in Anſehung des Ge⸗ 
ſamtguts gegen die ihm aus der Geſchäfts⸗ und Prozeßfähigkeit der Frau drohenden Ge⸗ 
fahren zu ſchützen. Der $ 1460 entſpricht dem § 1412. 

2. Beweislast. Daß es ſich um ein nach und nicht vor dem Eintritte der Güter⸗ 
emeinſchaft vorgenommenes Rechtsgeſchäft handelt, hat der Mann zu beweiſen. Dagegen 
iegt dem Gläubiger der Beweis ob, daß der Mann feine Zustimmung erteilt hat oder das 
Rechtsgeſchäft ohne feine Zuſtimmung ihm gegenüber wirkſam iſt. 

3. Ausſchluß der Haftung. Der Mann iſt berechtigt, bei Erteilung der Zuſtimmung 
durch Vertrag mit dem Dritten die Haftung des Geſamtguts und ſeine perſönliche Haftung 
auszuschließen. Er kann die Zuſtimmung unter der Bedingung, daß jene Haftung ausgeſchloſſen 
ſei, erteilen. Erteilt der Mann der Frau die Einwilligung zum ſelbſtändigen Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts (58 1452, 1405) und ſchließt er hierbei jene Haftung aus, jo würde dies Dritten 
gegenüber rechtlich nicht in Betracht kommen. 

4. Wirkſamkeit ohne Zuſtimmung. Z. B. in den Fällen der $$ 1450—1453, 1357. 

5. Auch bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft hat der Mann der Frau in einem 
Rechtsſtreite zwiſchen beiden Koſtenvorſchuß zu zahlen (RG 46, 354). Vgl. § 1387 A 6. 


§ 1461 

Das Geſamtgut haftet nicht für Verbindlichkeiten der Frau, die infolge 
des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes entſtehen, wenn die 
Frau die Erbſchaft oder das Vermächtnis nach dem Eintritte der Gütergemein⸗ 
ſchaft als Vorbehaltsgut erwirbt“). 

E 1 1362 Nr 2 II 1358 M 4, 373 P 4, 264. 

1. Der 8 1461 entſpricht dem $ 1413. Auf die Erl. hierzu wird Bezug genommen. 
Vgl. auch $ 1453. 
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8 1462 


Das Geſamtgut haftet nicht für eine Verbindlichkeit der Frau, die nach 
dem Eintritte der Gütergemeinſchaft infolge eines zu dem Vorbehaltsgute 
gehörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entſteht, 
es ſei denn, daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, 
das die Frau mit Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt). 

E I 1362 Nr 3 II 1359 M 4, 873 P 4, 264. 

1. Der $ 1462 entſpricht dem $ 1414. Auf die Erl. hierzu wird Bezug genommen. 
Wegen der geſetzlichen Unterhaltspflicht vgl. $ 1604 Abf 2. 


9 1463 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen folgende Geſamt⸗ 

gutsverbindlichkeiten dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen Perſon ſie entſtehen: 

1. die Verbindlichkeiten aus einer unerlaubten Handlung, die er nach 

dem Eintritte der Gütergemeinſchaft begeht, oder aus einem Straf⸗ 

verfahren, das wegen einer ſolchen Handlung gegen ihn gerichtet wird 2); 

2. die Verbindlichkeiten aus einem ſich auf ſein Vorbehaltsgut beziehen⸗ 

den Rechtsverhältnis, auch wenn ſie vor dem Eintritte der Gütergemein⸗ 

ſchaft oder vor der Zeit entſtanden ſind, zu der das Gut Vorbehaltsgut 

geworden ijt?); 

3. die Koſten eines Rechtsſtreits über eine der in Nr. 1, 2 bezeichneten 
Verbindlichkeiten “. 

E 1 1367 Abſ 2 Nr 1, 2, 4 II 1361 MA, 384 ff. P 4, 271; 6, 277. 

1. Während die 88 1459 —1462 die Haftung der Ehegatten gegenüber ihren 
Gläubigern regeln, beſtimmen die 88 14631465, welchem Ehegatten eine Geſamtgutz⸗ 
verbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander zur Laſt fällt. Grundſatz iſt, 
daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem 
Geſamtgute zur Laſt fallen. Dieſer Grundſatz entſpricht dem Weſen der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft, bei der das beiderſeitige Vermögen der Ehegatten auf gemeinſamen Gedeih und 
Verderb vereinigt werden ſoll. Von dieſem Grundſatze find die in den 55 1463—1465 be- 
zeichneten Fälle ausgenommen. Ferner erſtreckt ſich dieſer Grundſatz nicht auf ſolche Ver⸗ 
bindlichkeiten, die überhaupt nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten find, z. B. die in den $$ 1360, 
1456 Satz 2, 1460 —1462 bezeichneten Verbindlichkeiten. Wird eine unter den genannten Grund⸗ 
ſatz fallende Geſamtgutsverbindlichkeit eines Ehegatten aus deſſen Vorbehaltsgute getilgt, ſo 
muß ihm aus dem Geſamtgute Erſatz geleiſtet werden und zwar der Frau ſchon während be⸗ 
ſtehender Gütergemeinſchaft, dem Manne dagegen erſt nach der Beendigung der Güterge⸗ 
meinſchaft, $ 1467 Abſ 2. Bei der Auseinanderſetzung nach der Beendigung der Gütergemein⸗ 
ſchaft kann jeder Ehegatte verlangen, daß die unter jenen Grundſatz fallenden Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten aus dem Geſamtgute berichtigt werden, 88 1474, 1475. Unterbleibt die Be⸗ 
richtigung, ſo haftet außerdem der Mann der Frau gegenüber für ihre Erſatzforderung perſön⸗ 
lich, § 1481. Die Frau nimmt an der etwaigen Einbuße nicht Teil. Wird dagegen eine unter 
die Aus nah men der 98 14631465 fallende Geſamtgutsverbindlichkeit aus dem Geſamtgute 
getilgt, ſo muß der nach denſelben Vorſchriften verpflichtete Ehegatte zudem Geſamtgut Erſatz 
leiſten ($ 1467 Abſ 1) und kann bei der Auseinanderſetzung nicht verlangen, daß die Schuld 
aus dem Geſamtgute berichtigt wird, $ 1475 Abſ 2. Sit die Frau erſatzpflichtig, jo erliſcht die 
perſönliche Haftung des Mannes gegenüber dem Gläubiger mit der Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſchaft, 81459 Abi 2 Satz 2. Die Verpflichtung eines Ehegatten, zum Geſamtgute Erſatz 
zu leiſten, iſt eine gewöhnliche Erſatzverbindlichkeit. Die 95 1463—1465 finden auch 
auf Verbindlichkeiten der Ehegatten untereinander Anwendung, ſoweit es ſich 
um Geſamtgutsverbindlichkeiten überhaupt handelt. Durch Ehe vertrag können die Be⸗ 
ſtimmungen in $$ 1463—1465 abgeändert werden. 

2. 5 1463 Nr 1 entſpricht dem $ 1415 Nr 1. Vgl. die Erläuterungen hierzu. 

3. 5 1463 Nr 2 entſpricht dem § 1415 Nr 2. Vgl. die Erläuterungen hierzu. Ins⸗ 
beſondere fällt unter 1463 Nr 2 die geſetzliche Unterhaltspflicht eines Ehegatten, ſoweit ſie 
durch den Beſitz von Vorbehaltsgut begründet oder erweitert wird. 

4. § 1463 Nr 3 entſpricht dem 8 1415 Nr 3. Vgl. die Erläuterungen hierzu. 
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8 1464 


1) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen die Koſten eines 
Rechtsſtreits zwiſchen ihnen der Frau zur Laſt, ſoweit nicht der Mann ſie zu 
tragen hat. 

Das Gleiche?) gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der Frau 
und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urteil dem Geſamtgute gegenüber 
wirkſam iſt s). Betrifft jedoch der Rechtsſtreit eine perſönliche Angelegenheit 
der Frau oder eine nicht unter die Vorſchriften des 8 1463 Nr. 1, 2 fallende 
Geſamtgutsverbindlichkeit der Frau), jo findet dieſe Vorſchrift“) keine An⸗ 
wendung, wenn die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten iſt “). 

E 1 1367 Abſ 2 Nr 4 II 1362 M 4, 384 ff. P 4, 271; 6, 277. 

1. Der 5 1464 entſpricht dem $ 1416. Vgl. die Erl. hierzu, ferner § 1463 A 1. 

2. Das Gleiche — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
der Frau zur Laſt fallen. 

3. Iſt das Urteil dem Geſamtgute gegenüber wirkſam, z. B. in den Fällen der 
65 1449, 1450, 1452, 1454 (vgl. auch § 1443 A 5), fo fallen die Koſten im Verhältniſſe der 
we zueinander dem Geſamtgute zur Laſt, vorausgeſetzt, daß nicht ein Fall des $ 1463 
vorliegt. 

97. Vgl. § 1459 A 1--6, 8 1463 A 1. 

5. Dieſe Vorſchrift — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zuein⸗ 
ander der Frau zur Laſt fallen. 

6. Solchenfalls treffen die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander das 
Geſamtgut. 


8 1465 


)Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fällt eine Ausſtattung )), 
die der Mann?) einem gemeinſchaftlichen Kinde aus dem Geſamtgute ver: 
ſpricht oder gewährt, dem Manne inſoweit zur Laſt, als ſie das dem Geſamt⸗ 
gut entſprechende Maß überſteigt. 

Verſpricht oder gewährt der Mann einem nicht gemeinſchaftlichen Kinde 
eine Ausſtattung:) aus dem Geſamtgute )), jo fällt ſie im Verhältniſſe der Ehe: 
gatten zueinander dem Vater?) oder der Mutter des Kindes zur Laſt, der 
Mutter jedoch nur inſoweit, als fie zuſtimmt“) oder die Ausſtattung nicht das 
dem Geſamtgut eutſprechende Maß überſteigt. 

E 1 1368 II 1363 M 4, 358, 383, 390 P 4, 271. 

1. Der 8 1465 unterſcheidet Ausſtattungen gemeinſchaftlicher Kinder, Abſ 1, und 
nicht gemeinſchaftlicher Kinder, Abſ 2. Einer natürlichen Auffaſſung entſpricht es, die Aus⸗ 
ſtattung eines gemeinſchaftlichen Kindes als eine gemeinſchaftliche Laſt beider Ehe⸗ 
gatten, die Ausſtattung eines nicht ge meinſchaftlichen Kindes als eine Sonderlaſt desjenigen 
Ehegatten, von dem das Kind abſtammt, zu behandeln. Dieſe Auffaſſung liegt auch dem 
8 1465 zugrunde. Vgl. § 2054 Abſ 1 (Ausgleichungs pflicht), Im Verhältnis der Ehegatten 
zueinander fällt daher die Ausſtattung eines gemeinſchaftlichen Kindes dem Geſamtgute, die 
eines nicht gemeinſchaftlichen Kindes dem Vorbehalts⸗ bezw. Sondergute desjenigen Ehe⸗ 
gatten, von dem es abſtammt, zur Laſt. Die Ausſtattung eines gemeinſchaftlichen Kindes darf 
aber das dem Geſamigut entſprechende Maß nicht überſteigen, andernfalls Abweichungen 
gelten. Inſoweit die Ausſtattung nach $ 1624 als Schenkung anzuſehen iſt, kommt $ 1446 
(vgl. A 3 daſelbſt) zur Anwendung. Vgl. ferner § 1463 A 1. 

2. Begriff der Ausſtattung $ 1624. Vgl auch RG JW 06, 42612. Auf die Aus⸗ 
ſteuer (51620) bezieht ſich J 1465 nicht. A. M. Staudinger 5 1465 A 6. Die Beſtimmungen 
des $ 1465 haben das Nichtvorhandenſein einer Rechtspflicht zur Vorausſetzung. Das trifft 
bei der Ausſtattung, nicht aber bei der Ausſteuer zu. Die Ausſteuer hat auch anders als die 
Ausſtattung einen geſetzlich beſtimmten Umfang. Die Ausſteuer einer gemeinſchaftlichen 
oder nicht gemeinſchaftlichen Tochter fällt im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander ſtets 
dem Geſamtgute zur Laſt. 

3. Der Mann kann vermöge feines Verfügungsrechſs (F 1443) Ausſtattungen aus dem 
Geſamtgut ohne Einwilligung der Frau verſprechen und gewähren. Inſoweit die Ausſtattung 
aber eine Schenkung enthält, ift er durch $ 1446 beſchränkt. Der Frau ſtehen dieſelben Rechte 
im Falle des § 1450 zu. 
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4. Stattet der Mann aus ſeinem Vorbehaltsgut ein gemeinſchaftliches Kind 
oder ein nicht gemeinſchaftliches Kind der Frau aus, ſo erwächſt ihm unter Umſtänden ein 
Erſatzanſpruch, $ 1466 Abſ 2. 

5. Dem Ehemanne fällt die Ausſtattung feines nicht gemeinſchaftlichen Kindes im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zueinander ſtets und im vollen Umfange zur Laſt, alſo gleichviel, ob 
die Frau zuſtimmt und ob die Ausſtattung das dem Geſamtgut entſprechende Maß einhält. 

6. Stimmt die Fran der Ausſtattung ihres nicht gemeinſchaftlichen Kindes zu, ſo fällt 
die Ausſtattung im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander ihr im vollen Umfange zur Laſt, 
alſo auch in Anſehung desjenigen Teiles, um den die Ausſtattung das dem Geſamtgut ent. 
ſprechende Maß überſteigt. Überſteigt die Ausſtattung dieſes Maß und ſtimmt die Frau nicht 
zu, jo macht fi der Mann nach $ 1456 erſatzpflichtig, wenn nicht ein Ausnahmefall des $ 1446 
Abſ 2 (A 3 daſelbſt) vorliegt. 


9 1466 


Verwendet der Mann Geſamtgut in ſein Vorbehaltsgut e), fo hat er 
den Wert?) des Verwendeten zu dem Geſamtgute zu erſetzen ). 

Verwendet der Mann Vorbehaltsgut in das Geſamtgut !“), jo kann er 
Erſatze) aus dem Geſamtgute verlangen). 

E 1 1365 II 1301 M 4, 381 P 4, 269; 6, 281. 

1. Grund der Vorſchrift. Der Mann iſt vermöge ſeines Verfügungsrechts jederzeit 
in der Lage, Geſamtgut in fein Vorbehaltsgut zu verwenden. Für ſolche Verwendungen 
würde er nach allgemeinen Grundſätzen höchſtens zur Herausgabe der zur Zeit der Rechts⸗ 
hängigkeit noch vorhandenen Bereicherung haften. Selbſt dieſe Verpflichtung könnte bezweifelt 
werden. 1 6 Schutze der Ehefrau iſt daher dem freien Verfügungsrechte des Mannes im 
$ 1466 Abf 1 eine Schranke geſetzt worden. Dementſprechend iſt dem Manne für den um⸗ 
gekehrten Fall im $ 1466 Abſ 2 ein Erſatzanſpruch gegeben worden. Wegen der Ausgleichung 
des Vorbehaltsguts und des eingebrachten Gutes beim geſetzlichen Güterrechte val. § 1417. 

2. Verwendung von Geſamtgut in Vorbehaltsgut liegt z. B. vor, wenn der Mann 
eine nach $ 1463 im Verhältniſſe der Ehegatten ihm zur Laſt fallende Verbindlichkeit aus 
Mitteln des Geſamtguts tilgt. 

3. Der Wert, den das Verwendete zur Zeit der Verwendung gehabt hat, ift zu erſetzen. 

4. Die Erſatzpflicht des Mannes entſteht ohne Rückſicht darauf, ob ihm ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fällt. Die Erſatzpflicht iſt eine gewöhnliche Erſatzverbind⸗ 
lichkeit, keine bloße Anrechnungspflicht. Neben den Vorausſetzungen des $ 1456 Satz 2 
iſt der Mann ſogar für eine Verminderung des Geſamtguts erſatzpflichtig. 

5. Verwendung von Vorbehaltsgut in das Geſamtgut liegt z. B. vor, wenn der 
Mann aus Mitteln feines Vorbehaltsguts den nach § 1458 dem Geſamtgute zur Laſt fallenden 
ehelichen Aufwand — zu dem auch f.in eigener ſtandesgemäßer Unterhalt gehört, $ 1458 
A 1, 81389 A 2 — beſtreitet. 

6. Der Erſatz iſt nach dem Werte des Verwendeten zur Zeit der Verwendung zu leiſten. 
Hatte der Mann nicht die Abſicht, Erſatz zu verlangen, fo entfällt der Erſatzanſpruch, $ 685 
Abſ 1. Über die Fälligkeit der Erſatzanſprüche trifft $ 1467 Beſtimmung. 

7. Auf Verwendungen aus dem Gefamtgut in das Vorbehaltsgut der Fran owie aus 
letzterem in erſteres finden die allgemeinen Grundſätze über Geſchäftsführung ohne Auftrag 
und Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung Anwendung. 


8 1467 


1) Was ein Ehegatte zu dem Gejamtgut?) oder die Frau zu dem Vor⸗ 
behaltsgute des Mannes 3) ſchuldet, iſt erſt nach der Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer Schuld der Frau 
deren Vorbehaltsgut ausreicht, hat ſie die Schuld ſchon vorher zu berichtigen“). 

Was der Mann aus dem Geſamtgute zu fordern hat, kann er erſt 
nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft fordern“). 

E I 1369 II 1365 M 4, 390 ff. P 4, 272. 

1. Grundſätzlich iſt dasjenige, was ein Ehegatte zu dem Geſamtgute 
ſchuldet, erſt nach Beendigung der Güterge meinſchaft zu leiſten, Ab. 1. Dem Weſen 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft entſpticht es, daß dieſe Anſprüche ſolange ruhen, zumal 
ein Ehegatte, der nicht Vorbehaltsgut hat, während der Ge meinſchaf gar nicht in der Lage 
ift, ſeiner Erfüllungspflicht zu genügen. In Anſehung desjenigen, was ein Ehegatte aus dem 
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Geſamtgute zu fordern hat (Abſ 2), find Mann und Frau aus beſonderen Gründen 
verſchieden behandelt. Arreſte und einſtweilige Verfügungen ſind durch 
$ 1467 nicht ausgeſchloſſen. 

2. Z. B. die Erſatzverbindlichkeiten des Mannes auf Grund der 88 1456 Satz 2, 
1466 Abſ 1. Die Vorſchrift bezieht fi übrigens auf alle Verbindlichkeiten eines Ehe⸗ 
gatten gegenüber dem Geſamtgute. 

3. Z. B. die Erſatzverbindlichkeiten der Frau wenn der Mann aus Mitteln ſeines 
Vorbehaltsguts eine nach 98 1463—1465 der Frau zur Laſt fallende Verbindlichkeit tilgt. Auch 
alle ſonſtigen Verbindlichkeiten der Frau gegenüber den Vorbehaltsgute des Mannes 
fallen unter die Vorſchrift. Der umgekehrte Fall, wenn der Mann etwas zu dem Vor⸗ 
behaltsgute der Frau ſchuldet, iſt im $ 1467 nicht erwähnt. Für ihn gelten zur Sicherung der 

rau die allgemeinen Grundſätze. Die Frau iſt alſo nicht gehindert, derartige Anſprüche 
chon während der Gütergemeinſchaft geltend zu machen. Wegen des Sonderguts der Frau 
vgl. $$ 1439, 1539. ö : ; 

4. Hat die Frau ausreichendes Vorbehaltsgut ſo liegt zur Hinausſchiebung ihrer 
Erfüllungspflicht gegenüber dem Geſamtgut und gegenüber dem Vorbehaltsgute des Mannes 
kein Grund vor. Der Mann hat das Vorhandenſein ausreichenden Vorbehaltsguts zu be- 
weiſen. Hat der Mann Vorbehaltsgut, ſo iſt er dennoch nicht verpflichtet, das, was er zu dem 
Geſamtgute ſchuldet, ſchon während der Gemeinſchaft zu leiſten. Vermöge ſeines Ver⸗ 
fügungsrechts würde er über das Geleiſtete ſofort wieder verfügen können, ohne der Frau 
e zu ſein. Die Hinausſchiebung der Leiſtung gereicht ſonach der Frau zum 
Vorteile. 

5. Forderungen des Mannes z. B. der Erſatzanſpruch aus 8 1466 Abſ 2. Der um⸗ 
gekehrte Fall, wenn die Frau etwas aus dem Geſamtgute zu fordern hat, iſt nicht 
erwähnt. Für ihn gelten zur Sicherung der Frau die allge meinen Grundſätze. Die Frau iſt 
alſo nicht gehindert, derartige Anſprüche ſchon während der Gemeinſchaft geltend zu machen. 
— Die Verzinſungspflicht iſt nach allgemeinen Grundſätzen zu beurteilen. 


8 1468 


) Die Frau:) kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft Hagen’): 

1. wenn der Mann ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444 bis 1446 be⸗ 
zeichneten Art ohne Zuſtimmung “) der Frau vorgenommen hat“) und 
für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung“) der Frau zu beſorgen iſt; 

2. wenn der Mann das Geſamtgut in der Abſicht, die Frau zu benachteili⸗ 
gen, vermindert hat“); 

3. wenn der Mann ſeine Verpflichtung, der Frau und den gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzt he, und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung“) des Unterhalts zu beſorgen iſt!); 

4. wenn der Mann wegen Verſchwendung') entmündigt iſt oder wenn er 
das Geſamtgut durch Verſchwendung erheblich gefährdet!) e); 

5. wenn das Geſamtgut infolge von Verbindlichkeiten, die in der Perſon 
des Mannes entſtanden find, in ſolchem Maße überſchuldet !) iſt, daß 
ein ſpäterer Erwerb der Frau erheblich gefährdet“) wird ). 

E 1 1372 11 1866 M 4, 393 ff. P 4, 273 ff. 

1. Die §8 14681470 regeln die Fälle, in denen die Frau oder der Mann 
die Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch gerichtliches Urteil herbeiführen können. 
Andere Gründe der Beendigung des Güterſtandes führt das Geſetz nicht auf. 
Selbſtverſtändlich endigt die Güterge meinſchaft — abgeſehen von den Beſtimmungen über 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft — auch mit der Auf löſung der Ehe (Tod eines 
Ehegatten, Scheidung der Ehe und Wiederverheiratung eines Ehegatten im Falle der Todes⸗ 
erklärung des andern Ehegatten). Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ($ 1575) ſteht 
der Scheidung gleich, $ 1568. Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wieder⸗ 
hergeſtellt, fo tritt Gütertrennung ein, 1587. Im Falle der Nichtigkeits erklärung 
der Ehe wird feſtgeſtellt, daß die Ehe nie beſtanden habe, mithin auch die Güterge mein⸗ 
ſchaft nie eingetreten ſei. In dieſem Falle ſind für die Vermögensauseinanderſetzung die allge⸗ 
meinen Grundſätze (über Rückforderung, Auftrag, auftragsloſe Geſchäftsführung) maßgebend. 
Tatſächliches Getrenntleben der Ehegatten berührt, auch wenn es gerichtlich geſtattet 
iſt (8 627 ZPO) an ſich den Güterſtand nicht, unbeſchadet der Befugnis des Gerichts zum Erlaß 
einſtweiliger Verfügungen, $ 940 ZPO, $ 1418 A 12. Selbſtverſtändlich kann auch durch 
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Ehevertrag die Beendigung der Güterge meinſchaft beſtimmt werden. Beendigungs⸗ 
gründe ſind dagegen nicht die Todeserklärun g eines Ehegatten (Abweichung von 
$ 1420) IM 4, 393, und die Eröffunng des Konku rſes über das Vermögen eines Ehe⸗ 
gatten (Abweichung von $ 1419) M 4, 398, 535; Prot 4, 277 ff. Vgl. $ 1459 A 13. 

2. Hat die Frau einen geſetzlichen Vertreter, ſo ſteht das Klagerecht nur dieſem zu, 
5 51 ff. ZPO. Anders bei Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch Vertrag, $ 1437. Der 
Rechtsſtreit iſt keine Eheſache. 

3. Die Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft iſt im Falle der Entmündi⸗ 
gung des Mannes wegen Verſchwendung gegen ſeinen Vormund, in allen übrigen Fällen 
gegen den Mann und, wenn er einen geſetzlichen Vertreter hat, gegen dieſen zu richten. Das 
Verfahren in Eheſachen ($$ 606—639 3 PO) findet keine Anwendung. Zuſtändig für die 
Klage aus 5 1468 iſt gemäß § 23, $ 70 Abſ 1 GG das Landgericht, da es ſich um einen 
nicht vermögensrechtlichen Anſpruch handelt. Die Klage kann der Mann durch Erbieten zum 
Abſchluß eines die Aufhebung der Güterge meinſchaft beſtimmenden Ehe vertrags abwenden 
(M 4, 399; $ 1436). 

4. Ein unter Vorbehalt der Genehmigung der Frau vorgenommenes Rechts⸗ 
geſchäft fällt nicht unter 5 1468 Nr 1 (M 4, 345). 

5. Das Geſetz erblickt in einer Überſchreitung der dem Verwaltungsrechte des Mannes 
durch die 58 14441446 gezogenen Schranken eine ſelbſtverſchuldete Täuſchung des von der 
Frau in den Mann geſetzten Vertrauens, denn die Gütergemeinſchaft iſt ein Vertrauensver⸗ 
akt (M 4, 394, 395). Verſchulden braucht dem Manne nicht beſonders nachgewieſen zu 
werden. 

6. Über erhebliche Gefährdung vgl. $ 1391 A 5. Sie kann in der Beſorgnis, daß ſich 
derartige Überſchreitungen des Verwaltungsrechts wiederholen werden, liegen, aber 
auch ſchon durch das vom Manne vorgenommene Rechtsgeſchäft ſelbſt mit Rückſicht auf ſein Un⸗ 
vermögen zu künftiger Erſatzleiſtung begründet fein. § 1456. 

7. Dies iſt einer der Fälle des $ 1456 Satz 2. Vgl. 1456 A 4. 

8. Dies iſt der Fall des $ 1418 Abſ 1 Nr 2 Satz 1. Vgl. g 1418 A 5, 6. 

9. Entmündung wegen Verſchwendung § 6 Abſ 1 Nr 2. Entmündigung wegen 
Trunkſucht genügt nicht. Wird nach der Aufhebung der Gütergemeinſchaft die Entmündi⸗ 
gung wegen Verſchwendung wiederaufgehoben oder der Entmündigungsbeſchluß mit Erfolg 
angefochten, ſo ſteht dem Manne die Klage auf Wiederherſtellung ſeiner Rechte nicht zu 
(Abweichung von $ 1425). 

10. Dieſe Beſtimmung iſt gegeben, damit die Frau nicht ohne Not gedrängt wird, die 
Entmündigung des Mannes zu beantragen (M 4, 397). 

11. Zur Überſchuldung wird Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Mannes nicht vorausgeſetzt (vgl. A 1), ebenſowenig Verſchuld en des Mannes. 

12. Vorläufige Aufhebung der Güterge meinſchaft durch einſtweilige Ver- 
fügung erſcheint nicht ſtatthaft. Vgl. $ 1418 A 12. 


8 1469 


Der Mann kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaftklagen, wenn das 
Geſamtgut infolge von Verbindlichkeiten der Frau, die im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute zur Laſt fallen?), in ſolchem 
Maße überſchuldet iſt, daß ein ſpäterer Erwerb des Mannes erheblich ge⸗ 
fährdet?) wird. 

E II 1367 M 4, 394 P 4. 279. 

1. Grund der Vorſchrift. Der § 1469 entſpringt einer Forderung der ausgleichenden 
Gerechtigkeit gegenüber dem Rechte der Frau aus $ 1468 Nr 5. Vgl. $ 1468 A 1—3, 

2. Solche Verbindlichkeiten der Frau 55 14631465. Mit der Beendigung der 
Gütergemeinſchaft erliſcht die perſönli che Haftung des Mannes für dieſe Verbindlich- 
keiten der Frau, $ 1459 Abſ 2 Satz 2. 

3. Erhebliche Gefährdung § 1391 A 5. 


8 1470 


Die Aufhebung der Gütergemeinſchaft tritt in den Fällen der 88 1468, 
1469 mit der Rechtskraft des Urteils ) ein. Für die Zukunft gilt Güter⸗ 
trennung ). 
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Dritten gegenüber iſt die Aufhebung der Gütergemeinſchaft nur nach 
Maßgabe des § 1435 wirkſam. 

E 1 1371 Nr 2, 1381 Abs 2 II 1358 M 4, 394, 418 P 4, 272, 293; 6, 281. 

1. Ebenſo § 1418 Abſ 2. Vgl. $ 1418 A 11, 12, $ 1479. 

2. Gütertrennung 99 1426—1431. 


8 1471 

Nach der Beendigung!) der Gütergemeinſchaft findet in Anſehung des 
Geſamtguts die Auseinanderſetzung ) ſtatt. 

Bis zur Auseinanderſetzung gelten für das Geſamtgut die Vorſchriften 
des § 1442 5). 

E 1 1373 Abſ 1 Halbſ 1, 1376 II 1309 Satz 1, 1370 M 4, 400 ff, 410 P 4, 279, 282; 2, 342. 

1. Gründe der Beendigung der Gütergemeinſchaft, vgl. § 1468 A 1. 

2. Jeder Ehegatte kann im Weigerungsfalle auf Vornahme der Auseinanderſetzung 
klagen. 8 1471 Abſ 1 ſchließt ſich dem 5 730 Abſ 1 an. Das Recht auf Auseinanderſetzung 
kann durch Vertrag weder ausgeſchloſſen, noch eingeſchränkt werden. Vermittelung der Aus⸗ 
einanderſetzung durch das Amtsgericht $$ 99, 193 FGG. 

3. Aus 5 1471 Abſ 2 ergibt ſich, daß die während der Gütergemeinſchaft be⸗ 
ſtandene Gemeinſchaft zur geſamten Hand ($ 1438 A 1, $ 1442 A 1) nach der Beendigung 
der Gütergemeinſchaft bis zum Abſchluſſe der Auseinanderſetzung fortdauert. Hierbei gelten 
jedoch die aus 95 1471—1473 hervorgehenden Abweichungen. Nach § 860 Abſ 2 ZPO 
iſt nach Beendigung der Gütergemeinſchaft der Anteil an dem Geſamtgute zugunſten der 
Gläubiger des Anteilsberechtigten der Pfändung unterworfen. Zuläſſig erſcheint ein 
Vertrag, durch den ein Ehegatte (bezw. deſſen Rechtsnachfolger) die Verpflichtung übernimmt, 
ſein durch die Auseinanderſetzung zu ermittelndes Guthaben abzutreten oder zu verpfänden. 
Vgl. 9 1442 A 2. — 8 1442 iſt auch für den Erwerb der Früchte maßgebend (RG Gruch 49, 955). 


8 1472 


Die Verwaltung des Geſamtguts ſteht bis zur Auseinanderſetzung beiden 
Ehegatten!) gemeinſchaftlich zu?). Die Vorſchriften des § 1424 finden ent: 
ſprechende Anwendung). 

Jeder Ehegatte iſt dem andern gegenüber verpflichtet, zu Maßregeln 
mitzuwirken“), die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind; die 
zur Erhaltung notwendigen Maßregeln kann jeder Ehegatte ohne Mitwirkung 


des andern treffen). 

E 11373 Abſ 1 Satz 2, 3 II 137 MA, 400 ff. P 4 279; 5, 135; 6 393 

1. Iſt die Güterge meinſchaft durch den Tod eines Ehegatten beendigt, fo ſteht die 
Verwaltung feinen Erben und dem überlebenden Ehegatten gemeinſchaftlich zu. Die 88 1471 
bis 1481 finden auch auf den Fall Anwendung, daß die Güterge meinſchaft durch den Tod 
eines Ehegatten beendigt iſt, es ſei denn, daß fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ($ 1483) eintritt. 

2. Gemeinſchaftliche Verwaltung des Geſamtguts. Während bis zur Beendigung 
der Gütergemeinſchaft das Geſamtgut der Verwaltung des Mannes unterliegt ($ 1443 Abſ 1 
Satz 1), ſteht nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft bis zur Auseinanderſetzung die Ver⸗ 
waltung beiden Ehegatten gemeinſchaftlich zu. Dieſe Beſtimmung entſpricht dem 
$ 744 Abſ 1 (Gemeinſchaft). Aus der Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung folgt, daß die 
Frau vom Manne die Einräumung des Mitbeſitzes an dem vom Manne beſeſſenen 
Geſamtgutsgegenſtänden verlangen kann, daß beide Ehegatten nur gemeinſam über das Ge⸗ 


ſamtgut und die dazugehörenden Gegenſtände verfügen und darüber Rechtsſtreitig⸗ 


keiten als Kläger oder Beklagte führen können, § 1443 Abſ 1 Satz 2. Über den Anteil eines 
Ehegatten an dem Geſamtgut und an den einzelnen dazugehörenden Gegenſtänden können 
fie auch nicht gemeinſam verfügen, $ 1442 Abſ 1, § 1471 Abſ 2. Nimmt ein Ehegatte ein 
Rechtsgeſchäft ohne die erforderliche Mitwirkung des andern Ehegatten vor, fo iſt die Wirk⸗ 
ſamkeit des Rechtsgeſchäfts nach den $$ 182—185 zu beurteilen. Einſeitige Rechtsgeſchäfte, 
die ſich auf das Geſamtgut beziehen und während der Gütergemeinſchaft dem Manne gegen⸗ 
über vorzunehmen geweſen wären, ſind beiden Ehegatten gegenüber vorzunehmen. Laſten 
und Koſten treffen in ſinnentſprechender Anwendung des § 748 (Planck A 3) jeden 
Ehegatten im Verhältniſſe zueinander zur Hälfte. Die Nutzungen werden nach $ 1473 
Abſ 1 Geſamtgut. Nicht in das Geſamtgut fällt der von einem Ehegatten außerhalb der 


\ 
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Grenzen des 5 1473 Abſ 1 gemachte Erwerb. Die nach der Beendigung der Gütergemeinſcha ft 
für einen der beiden Ehegatten begründeten Verbindlichkeiten werden nicht mehr Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten. 

3. Aus der entſprechenden Anwendung des § 1424 folgt nicht nur, daß der Mann 
die dort bezeichneten Rechte und Pflichten hinſichtlich der Fortführung der Verwaltung über 
den Zeitpunkt der Beendigung der Gütergemeinſchaft hinaus hat, ſondern auch, daß je der 
Ehegatte die in $ 1424 Abſ 2 bezeichnete Pflicht zur Beſorgung dringlicher Geſchäfte 
hat, wenn einer der Ehegatten während der gemeinſchaftlichen Verwaltung ſtirbt. Dies 
entſpricht übrigens auch dem im $ 1472 Abſ 2 Satz 2 ausgeſprochenen Grundſatze. 

4. Mitwirkungspflicht. Eine Erſetzung der zu einer Maßregel erforderlichen Mit- 
wirkung des andern Ehegatten durch das Vormundſchaftsgericht (vgl. $$ 1447, 1451) iſt 
nicht vorgeſehen. Auf Erfüllung der Mitwirkungspflicht kann geklagt werden. Verwandte 
Vorſchrift $ 2038 (Miterben). 

5. Die Ehegatten find einander nach Maßgabe des § 1359 verantwortlich. — Jeder 
Ehegatte kann alle zur Feſtſtellung, Erhaltung oder Sicherſtellung der 
Teilungsmaſſe erforderlichen Maßregeln ſelbſtändig ohne Mitwirkung des andern Ehegatten 
ergreifen. Dazu gehört insbeſondere die Befugnis, einen Dritten, in deſſen Händen 
ſich Teilungsgut befindet, zur Ablieferung des letzteren an die Geſamtheit der Berechtigten 
anzuhalten. Iſt der andere Ehegatte ſelbſt der Prozeßgegner (z. B. wenn die Frau den vom 
Manne während des Scheidungsverfahrens vorgenommenen Verkauf des gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Grundbeſitzes gegen den Mann und den Erwerber anficht und Rückgabe des Kaufgegen⸗ 
ſtandes an fie und ihren Mann verlangt), fo verbietet ſich die Mitwirkung des andern Ehe- 
gatten von ſelbſt (RG 48, 269). 

6. Zwangs vollſtreckung in das Geſamtgut, 88 743, 744 ZPO; Antrag 
auf Aufgebot der Gläubiger eines zum Geſamtgute gehörigen Nachlaſſes $ 999 3PO; 
Antrag auf Eröffnung des Konkurſes über einen zum Geſamtgute gehörigen Nachlaß 


$ 218 KO. 
9 1473 


Was auf Grund eines zum Geſamtgute gehörenden Rechtes oder als 
Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem Geſamt⸗ 
gute gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, 
das ſich auf das Geſamtgut bezieht, wird Geſamtgut!). 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung zum 
Geſamtgute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er 
von der Zugehörigkeit Kenntnis?) erlangt; die Vorſchriften der 88 406 bis 
408 finden entſprechende Anwendung). 

E I 1373 Abſ 2 II 1372 M 4, 405 P 4, 279; 6, 282, 826. 

1. Die Vorſchrift des 5 1473 Abſ 1 entſpricht dem $ 1370. Vgl. die Erl. zu 
$ 1370. Gleiche Vorſchriften $ 718 Abſ 2 (Geſellſchaftsvermögen), $ 1524 Abj 1 (einge- 
brachtes Gut bei Errungenſchaftsgemeinſchaft), $ 2041 (Erbſchaft), $ 2111 Abf 1515 1 (Vor⸗ 
erbſchaft). Der von einem Ehegatten außerhalb der durch § 1473 Abj 1 gezogenen Grenzen 
gemachte Erwerb verbleibt ihm allein, $ 1472 A 2. — Gehört zum Geſamtgut eine verzinsliche 
Forderung, ſo werden die Zinſen Geſamtgut. Die Anſicht, daß jedem Teil die Hälfte der 
Zinſen gebühre, iſt nicht richtig (R6 Gruch 49, 955). 

2. Der Kenntnis ſteht das Kennenmüſſen nicht gleich. 

3. Gleiche Vorſchriften $ 720 (Geſellſchaftsanſpruch), $ 1524 Abſ 2 (Forderung des 
eingebrachten Gutes bei Errungenſchaftsgemeinſchaft), $ 2019 Abſ 2, § 2041 Sit 2 (Erbſchafts⸗ 
anſpruch), § 2111 Abſ 1 Satz 2 (Anſpruch der Vorerbſchaft). 


8 1474 


) Die Auseinanderſetzung ?) erfolgt, ſoweit nicht eine andere Verein⸗ 
barung!) getroffen wird, nach den 88 1475 bis 1481. 

E I 1376 II 1369 Satz 2 M 4, 410 P 4, 244, 282. 

1. Die Vorſchrift des § 1474 entſpricht dem § 731 Satz 1 (Geſellſchaft). 

2. Jeder Ehegatte hat einen klagbaren Anſpruch auf Auseinanderſetzung, $ 1471 A 2. 

3. Eine Vereinbarung, die nur die nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft ab- 
weichend von den geſetzlichen Beſtimmungen vorzunehmenden Auseinanderſetzung betrifft, iſt 
kein Ehevertrag ($ 1432 A 3) und bedarf nicht der im $ 1434 vorgeſchriebenen Form. Die 
Vereinbarung darf ſelbſtverſtändlich Rechte Dritter (3. B. $ 1480) nicht beeinträchtigen. 
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8 1475 


Aus dem Geſamtgute ſind zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten!) 
zu berichtigen ?). Iſt eine Geſamtgutsverbindlichkeit noch nicht fällig oder iſt 
fie ftreitig®), jo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurüdzubehalten‘). 

Fällt eine Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten zu⸗ 
einander einem der Ehegatten allein zur Lat’), jo kann diejer‘) die Berich⸗ 
tigung aus dem Geſamtgute nicht verlangen). 

Zur Berichtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten iſt das Geſamtgut, 
ſoweit erforderlich, in Geld umzujegen?). 

E I 1377 Abſ 1, 1378 Abſ 1 11 1373 M 4, 410 ff. P 4, 283 ff; 6, 282. 

1. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit $ 1459 A 5. Ob das Gefamtgut 
einem Dritten oder einem Ehegatten verbindlich iſt, macht keinen Unterſchied. Zu den Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeiten gehören alſo auch die Erſatzanſprüche eines Ehegatten an 
das Geſamtgut, $ 1466 Abſ 2, $ 1467 Abſ 2 (Erſatzanſprüche des Mannes), 1456 Satz 2, 
§ 1466 Abſ 1 (Erſatzanſprüche der Frau). Sit der erſatzberechtigte Ehegatte dem Geſamt⸗ 
boch zugleich erſatzpflichtig, ſo kann er aufrechnen, falls die Vorausſetzungen der $ 387 ff. 
vorliegen. 

2. Berichtigung kann durch Erfüllung (88 362 ff.), Hinterlegung (58 272 ff.) oder 
ne (58 387 ff.) erfolgen. Jeder Ehegatte hat ein Recht auf Vornahme der Be⸗ 
richtigung. 

3. Streitig ift eine Verbindlichkeit, wenn über ihre Rechtsbeſtändigkeit, Höhe, Fällig- 
keit oder Berichtigungsweiſe Streit herrſcht, ſei es unter den Ehegatten, fei es zwiſchen dieſen 
einerſeits und dem Gläubiger anderſeits. 

4. 8 1475 Abſ 1 entſpricht dem $ 733 Abſ 1 (Geſellſchaftsvermögen). Zurückbehalten 
wird das Erforderliche, indem es fernerhin in der gemeinſchaftlichen Verwaltung behalten 
wird. Das Recht hierauf ſchließt das Recht auf Hinterlegung oder Sicherheitsleiſtung (unbe⸗ 
ſchadet der Erwirkung hierauf gerichteter einſtweiliger Verfügungen) aus und ſteht jedem Ehe⸗ 
gatten gegenüber dem andern Ehegatten, nicht aber dem Gläubiger gegenüber dem Ehe⸗ 
gatten zu. Dem Gläubiger gegenüber ſind die Ehegatten zur Hinterlegung befugt, wenn 
die Vorausſetzungen des $ 372 vorliegen. 

5. Dies find die in den §8 1463 1465 bezeichneten Geſamtgutsverbindlichkeiten. 


6. Wohl aber kann der andere Ehegatte, dem die Geſamtgutsverbindlichkeit nicht 
zur Laſt fällt, die Berichtigung aus dem Geſamtgute verlangen. Daran muß ihm liegen, weil 
er, falls die Berichtigung unterbleibt, dem Gläubiger nach $ 1480 mit den ihm zugeteilten 
Gegenſtänden haften würde. Erfolgt die Berichtigung aus dem Geſamtgute, ſo wird der Ehe⸗ 
gatte, dem die Geſamtgutsverbindlichkeit zur Laſt fällt, dem Geſamtgut erſatzpflichtig und muß 
ſich das Geleiſtete auf ſeinen Teil anrechnen laſſen oder bleibt, ſoweit Erſatzleiſtung nicht durch 
Anrechnung erfolgt, dem andern Ehegatten verpflichtet, $ 1476 Abſ 2. 

7. Die Vorſchrift des § 1475 Abſ 2 iſt eine Folge davon, daß es ſich nur um Regelung 
des inneren Verhältniſſes der Ehegatten zueinander handelt. Bei unzureichender Maſſe 
kann dies freilich zu einer Bevorzugung derjenigen Gläubiger führen, die auch im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander Geſamtgutsgläubiger ſind (M 4, 412). 

8. umſetzung in Geld. $ 1475 Abf 3 entſpricht dem $ 733 Abſ 3 (Geſellſchafts⸗ 
vermögen) und dem $ 2046 Abj 3 (Nachlaß). Bei Erſatzanſprüchen eines Ehegatten an das 
Geſamtgut (oben A 1) kann der erſatzberechtigte Ehegatte, falls der erſatzpflichtige Ehegatte 
den zu erſetzenden Betrag nicht bar einzahlt, Umſetzung von Geſamtgut in Geld verlangen. 
Das Recht auf Umſetzung in Geld geht dem Rechte eines Ehegatten aus $ 1477, einen 
ee Werterſatz zu übernehmen, vor. Die Umſetzung erfolgt nach Maßgabe der 
85 753, 754. F i 

9. Bei Unzulänglichkeit des Geſamtguts kann jeder Ehegatte zwar nicht konkurs⸗ 
mäßige (M 4, 412; Prot 4, 285), aber doch verhältnismäßige Befriedigung der Gläubiger 
verlangen und kein Ehegatte macht ſich nach § 1480 haftbar, wenn die vollſtreckbaren 
Forderungen zuerſt und die übrigen nach der Reihenfolge ihrer Anmeldung berichtigt 
werden (Planck A 5). 


8 1476 


Der nach der Berichtigung!) der Geſamtgutsverbindlichkeiten') ver⸗ 
bleibende Überſchuß ) gebührt den Ehegatten zu gleichen Teilen“). 
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Was einer der Ehegatten zu dem Geſamtgute zu erſetzen verpflichtet iſt ), 
muß er ſich auf ſeinen Teil anrechnen laſſen ). Soweit die Erſatzleiſtung nicht 
durch Anrechnung erfolgt, bleibt er dem andern Ehegatten verpflichtet). 

E 1 1377 Abſ 2—4 II 1374 M 4, 413 P 4, 282. 

1. Berichtigung $ 1475 A 2. 2. Geſamtgutsverbindlichkeiten $ 1475 A 1. 

3. Die ſer Überſchuß bildet die Teilungsmaſſe. Ihr iſt jedoch hinzuzurechnen das, was 
der Mann zu dem Geſamtgute nach § 1456 Satz 2, 8 1466 Abſ 1 zu erſetzen hat, ferner das, 
was aus dem Geſamtgute zur Tilgung einer Geſamtgutsverbindlichkeit aufgewendet worden 
iſt, die im Verhältniſſe der Ehegatten nicht dem Geſamtgute zur Laſt fällt (88 14631465. 
Vgl. § 1475 A 6; M 4, 413). Beiſpiel: Der Überſchuß beträgt 1000 Mk. Der Mann hat 
400 Mk. zu erſetzen. Dann iſt Teilungsmaſſe 1000 + 400 = 1400 Mk. Davon erhält der Mann 
700 — 400 = 300 Mk., die Frau 700 Mk. 

4. $ 1476 Abſ 1 entſpricht dem § 742 (Gemeinſchaft nach Bruchteilen). Ausnahme 
$ 1478. Darauf, was jeder Ehegatte in die Gütergemeinſchaft eingebracht oder während der⸗ 
ſelben erworben hat, kommt es nicht an. 

5. Infolge der Anrechnung wird ein entſprechender Teil des Geſamtguts zur 
Befriedigung des andern Ehegatten frei. Anderſeits muß ſich der erfaßpflichtige Ehegatte 
die Anrechnung nicht nur gefallen laſſen, ſondern er kann ſie auch erwarten und, inſoweit darin 
der erſatzberechtigte Ehegatte Deckung findet, Erfüllung vor der Teilung verweigern. 

x 6. Der andere Ehegatte hat dann einen perſönlichen Anſpruch und ſteht mit den üb- 
rigen Gläubigern des erſatzpflichtigen Ehegatten, die nicht Geſamtgutsgläubiger ſind, auf 
gleicher Stufe. Hieraus folgt, daß die Erſatzverbindlichkeit nicht eine bloße, auf die dem Erſatz⸗ 
pflichtigen zugeteilten Gegenſtände b. ſchränkte Ausgleich ungspflicht (wie z. B. 
die der Abkömmlinge als Miterben, $$ 2050, 2055, 2056), ſondern eine gewöhnliche Erſatz⸗ 
verbindlichkeit iſt. 

8 1477 


Die Teilung des Überſchuſſes erfolgt nach den Vorſchriften über die 
Gemeinſchaft ). 

Jeder Ehegatte kann gegen Erſatz des Wertes ) die ausſchließlich zu 
ſeinem perſönlichen Gebrauche beſtimmten Sachen, insbeſondere Kleider, 
Schmutkſachen und Arbeitsgeräte ), ſowie diejenigen Gegenſtände übernehmen)), 
welche er in die Gütergemeinſchaft eingebracht oder während der Gütergemein⸗ 
haft durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder mit Rütkſicht auf ein künftiges 
Erbrecht, durch Schenkung oder als Ausſtattung erworben hat!“). 

E 1 1378 Abſ 2 II 1375 MA, 414 P 4, 285; 5, 135. 

1. Vorſchriften über die Aufhebung der Gemeinſchaft SS 752—757, mit Ausnahme von 
$ 755, an deſſen Stelle $ 1475 tritt. Danach erfolgt die Aufhebung der Gemeinſchaft grund⸗ 
ſätzlich durch Teilung in Natur und nur, wenn ſolche gemäß $ 752 agg c loſßen iſt, 
durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes und Teilung des Erlöſes, 5 753. Eine 
gemeinſchaftliche Forderung iſt einzu iehen und nur, wenn die Einziehung nicht möglich, 
zu verkaufen, $ 754. Der Grundſatz des $ 756 ift hinſichtlich der Erſatzverbindlichkeiten eines 
Ehegatten gegenüber dem Geſamtgut im $ 1476 Abſ 2 anerkannt. Nach $ 757 regelt ſich die 
gegenſeitige Gewährleiſtung. Die Beteiligten können eine andere Art der Teilung 
vereinbaren, z. B. ſtatt des Verkaufs die Übernahme eines gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
zum Schätzungswerte. Vgl. $ 1474 A 3. x 

2. Der Wert, den der Gegenftand zur Zeit der Übernahme hat, ift maßgebend. 

3. Ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche beſtimmte Sachen. Vgl. Erl. zu 
95 1362, 1366. 

4. Das Ü bernahmerecht ſteht jedem Ehegatten ſelbſtändig zu und gelangt erſt bei der 
Teilung zur Ausübung. Es muß zurückſtehen, wenn der Übernahmegegenſtand vom Geſamt⸗ 
gut einem Dritten geſchuldet wird oder ſeine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten erforderlich iſt ($ 1475 A 8). Letzteres iſt nicht der Fall, wenn die Be⸗ 
richtigung durch Verſilberung anderer Gegenſtände als der zu übernehmenden ermög⸗ 
licht werden kann. Das Übernahmerecht geht auf die Rechtsnachfolger, insbeſondere die 
Erben des Berechtigten über. — Vor Feſtſtellung der Höhe der Geſamtgutsverbindlichkeiten und 
vor der weiteren Feſtſtellung, daß zu deren Tilgung die Umſetzung der vom Manne in die 
Ehe eingebrachten Grundſtücke in Geld nicht erforderlich iſt, iſt der Mann nicht befugt, die 
Herausgabe der Grundſtücke an ihn gegen Werterſatz zu verlangen und der auf Antrag der 
Frau zwecks Aufhebung der Gemeinſchaft beantragten Zwangsverſteigerung der Grundſtücke 
zu widerſprechen (RG 73, 41). 

5. Grundbuchverkehr $$ 37, 38, 99 GO. 
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8 1478 


Sind die Ehegatten geſchieden?) und iſt einer von ihnen allein für 
ſchuldig erklärt), jo kann der andere verlangen), daß jedem von ihnen der 
Werts) desjenigen zurückerſtattet wird, was er in die Gütergemeinſchaft ein⸗ 
gebracht hat; reicht der Wert des Geſamtguts zur Rückerſtattung nicht aus, ſo 
hat jeder Ehegatte die Hälfte des Fehlbetrags zu tragen“). 

Als eingebracht iſt anzuſehen, was eingebrachtes Gut geweſen ſein würde, 
wenn Errungenſchaftsgemeinſchaft beſtanden hätte). Der Wert des Einge⸗ 
brachten beſtimmt ſich nach der Zeit der Einbringung. 

Das im Abf. 1 beſtimmte Recht ſteht auch dem Ehegatten zu, deſſen Ehe 
wegen ſeiner Geiſtes krankheit geſchieden worden iſt!). 

E II 1376 M 4, 610 ff. P 4, 438 ff. 

1. Zwer der Vorſchrift. Der erſt bei der zweiten Leſung geſchaffene § 1478 will den 
Härten begegnen, die nach dem Standpunkte des erſten Entwurfs, der eine ſolche Beſtimmung 
nicht kannte, für den unſchuldigen Ehegatten namentlich dann zu befürchten ſeien, wenn er 
der reichere geweſen ſei. Dieſer ſei gezwungen, entweder auf die Hälfte ſeines Vermögens 
zu verzichten oder die Scheidungsklage zu unterlaſſen. Es ſolle verhindert werden, daß der 
ſchuldige Ehegatte, der das Scheidungsrecht zum Zwecke der Erlangung der Scheidung auf 
Grund eigener Verfehlung, z. B. durch Begehung eines Ehebruchs mißbrauche, aus feiner Schuld 
Gewinn ziehe (Prot 4, 440). Ahnliche Erwägungen treffen nicht zu, wenn die Ehe durch Tod 
aufgelöſt oder die Gütergemeinſchaft durch Urteil (88 1468, 1469) aufgehoben iſt. 

2. Geſchieden ſind die Ehegatten mit dem Eintritte der Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urteils, $ 1564 A A. Sit vor dieſem Zeitpunkte die Gütergemeinſchaft durch Urteil aufgehoben 
(88 1468, 1469), jo dürfte dieſer Umſtand dem Wahlrechte des unſchuldigen Ehegatten aus 
$ 1478 billigerweiſe nur dann im Wege ſtehen, wenn eine anderweite Auseinanderſetzung 
bereits ln hat. Dem Scheidungsurteil fteht das Urteil auf Aufhebung der ehe- 
lichen Gemeinſchaft gleich, $ 1586 A 2. Stirbt vor der Rechtskraft des Scheidungsurteils der 
Ehegatte, dem bei Rechtskraft des Urteils das Wahlrecht aus 9 1478 zuſtehen würde, fo können 
ſeine Erben das Wahlrecht nicht geltend machen. 

3. Schuldigerklärung 5 1574. Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo iſt 
die Auseinanderſetzung wie gewöhnlich (§8 1475—1477, 1479—1481) zu bewirken. 

4. Anſpruch des unſchuldigen Teils. Selbſtverſtändlich kann der unſchuldige Ehe⸗ 
gatte unter Abſtandnehmen von der ihm durch § 1478 erteilten Befugnis auch die gewöhnliche 
Art der Auseinanderſetzung begehren. Eine dem § 1347 Abſ 2 entſprechende Vorſchrift 
(Friſtſetzung) iſt nicht erteilt. 

5. Recht auf Werterſtattung. Das Geſetz will es vermeiden, daß das Geſamtgut 
wieder in ſeine urſprünglichen Beſtandteile zerfällt. Daher kann nicht Rückgabe in Natur, 
ſondern Erſtattung des Wertes verlangt werden und zwar des Wertes, den das Eingebrachte 
zur Zeit der Einbringung gehabt hat. Dadurch wird eine Vereinbarung über die 
Übernahme in Natur nicht ausgeſchloſſen. Das Recht auf Werterſtattung ſchließt Teilung 
des Überſchuſſes zu gleichen Teilen ($ 1476 Abſ 1) aus und bezieht ſich nur auf den nach Be⸗ 
richtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten verbleibenden Überſchuß. 

6. Fehlbetragsteilnng. Beiſpiel: Das Geſamtgut beträgt 20 000 Mk. Davon 
ab die Geſamtgutsverbindlichkeiten (mit Einſchluß der Erſatzanſprüche $ 1475 A 1) mit 
2000 Mk., bleibt Überſchuß 18 000 Mk. Der Mann hat 5000 Mk., die Frau 25 000 Mk. ein- 
gebracht, zuſammen 30 000 Mk. Zur Deckung der 30000 Mk. reicht der Überſchuß von 18 000 Mk. 
nicht aus. Ungedeckt bleiben 12 000 Mk., von welchem Fehlbetrage der Mann 6000 Mk. und 
die Frau 6000 Mk. tragen müſſen. Rechnung des Mannes: ＋ 5000 — 6000 = — 1000 Mk. 
Er erhält nichts, verliert 5000 Mk., braucht aber auch der Frau nichts zu erſtatten. Rechnung 
der Frau: + 25 000 — 6000 — 19 000 Mk. Sie erhält den ganzen Überſchuß von 18000 Mk., 
verliert 7000 Mk. und hat wegen der fehlenden 7000 Mk. keinen Anſpruch auf Erſtattung gegen 
den Mann. Iſt der Überſchuß ſo groß, daß nach Deckung des beiderſeitigen Eingebrachten ein 
Mehrbetrag verbleibt, ſo gebührt dieſer den Ehegatten zu gleichen Teilen. 

7. Eingebrachtes Gut nach den Grundſätzen der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
85 1520—1523. Die im $ 1522 erwähnten Gegenſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft 
übertragen werden können, ſind nach $ 1439 vom Geſamtgut ausgeſchloſſen, alſo Sondergut 
und fallen nicht unter $ 1478 Abſ 2. Die Vorſchrift des § 1524 (Erſatz) kann nicht in Betracht 
kommen, weil nach $ 1478 Abſ 2 Satz 2 der Wert des Eingebrachten ſich nach der Zeit der 
Einbringung beſtimmt. f 

8. Scheidung wegen Geiſteskrankheit $ 1569. Über Grund und Zweck des $ 1478 
Abſ 3 und des § 1583 vgl. $ 1583 A 1. 
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8 1479 


Wird die Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1468 oder des 8 1469 
durch Urteil aufgehoben?), jo kann der Ehegatte, welcher das Urteil erwirkt 
hat, verlangen), daß die Auseinanderſetzung jo erfolgt, wie wenn der An⸗ 
ſpruch auf Auseinanderſetzung mit der Erhebung der Klage auf Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft rechtshängig geworden wäre). 

E I 1379 11 1377 M 4, 415 P 4, 286, 437. 

1. Der 8 1479 beruht auf ähnlchen Erwägungen wie der $ 1422. Die Aus⸗ 
einanderſetzung würde grundſätzlich (§ 1470 Abſ 1, 8 1471 Abſ 1) nach dem Zuſtande 
des Geſamtguts zur Zeit der Rechtskraft des die Aufhebung der Güterge meinſchaft 
beſtimmenden Urteils erfolgen. Der Ehegatte, der das Urteil erwirkt, ſoll vor den Nachteilen 
geſchutzt werden, die infolge Verzögerung der Auseinanderſetzung durch den Rechtsſtreit ent⸗ 
ſtehen. Daher ift ihm das im $ 1479 beſtimmte Wahlrecht eingeräumt. Das Verhältnis 
der Ehegatten zu Dritten wird dadurch nicht berührt. 

2. Wird die Gütergemeinſchaft infolge Eheſcheidung, Auflöſung der Ehe durch 
Tod oder aus andern Gründen beendigt, fo iſt $ 1479 nicht anwendbar. Der Ehegatte 
verliert aber das Wahlrecht aus § 1479 dann nicht, wenn die auf Grund des § 1468 oder des 
$ 1469 erhobene Klage begründet ift, ſich jedoch in der Hauptſache dadurch erledigt, daß Ehe 
und Güterſtand aus andern Gründen (z. B. Eheſcheidung) aufhören. $ 1422 A 1. Vgl. 
auch $ 1502 A 4 (ÜUbernahmerecht). 

3. Der Ehegatte lann wählen, ob die Zeit der Rechtshängigkeit der Klage ($$ 263, 
281 ZPO) oder die Zeit der Rechtskraft des Urteils maßgebend ſein ſoll. Hierin liegt eine 
Abweichung vom $ 1422, der den erſteren Zeitpunkt ſchlechthin für maßgebend erklärt. Das 
Wahlrecht kann bis zur Beendigung der Auseinanderſetzung ausgeübt werden. Der Be⸗ 
rechtigte kann nach Entſtehung des Wahlrechts auf deſſen Ausübung verzichten. Der Verzicht 
bedarf keiner Form. . 

4. Wirkungen. Verlangt der Ehegatte die Auseinanderſetzung nach $ 1479, ſo iſt es 
jo anzuſehen, als hätte die Güterge meinſchaft ſchon im Zeitpunkte der Rechts⸗ 
hängigkeit der Klage ihr Ende erreicht. Der Mann haftet nicht mehr nach $ 1456, 
ſondern nach 1359. Der von einem Ehegatten gemachte Erwerb fällt, abgeſehen von den 
Fällen des $ 1473 Abſ 1, nicht mehr in das Geſamtgut. Die Herausgabepflicht des andern 
Ehegatten beſtimmt ſich nach 5 292. Vgl. $ 1422 A 3. 


8 1480 


) Wird eine Geſamtgutsverbindlichkeit e) nicht vor der Teilung) des 
Geſamtguts berichtigt“), jo haftet dem Gläubiger auch der Ehegatte perſönlich 
als Geſamtſchuldner“), für den zur Zeit der Teilung eine ſolche Haftung nicht 
beiteht‘). Seine Haftung beſchränkt ſich auf die ihm zugeteilten Gegenſtände “): 
die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften der 88 1990, 1991 finden 
entſprechende Anwendung ). 

E II 1378 M 4. 417 PA, 286 ff.; 5, 136, 828. 

1. Die Auseinanderſetzung der Eheleute (bezw. ihrer Erben) erfolgt in der 
Weiſe, daß aus dem Geſamtgute zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten zu berichtigen 
find, $ 1475 Abſ 1 Satz 1. Wird die er Regel zuwider das Geſamtgut ohne Berichtigung 
von Geſamtgutsverbindlichkeiten geteilt, ſo fragt es ſich, ob und wie die Ehegatten den Geſamt⸗ 
gutsgläubigern bezw. die Ehegatten untereinander haften. Dieſe Fälle behandeln die 88 1480, 
1481. Der § 1480 beſtimmt die Haftung der Ehegatten gegenüber den Gläubigern 
und der $ 1481 die Haftung der Ehegatten gegeneinander. 

2. Begriff der Geſamtguts verbindlichkeit SS 1459 A 5, 9 1475 A 1. 

3. Wann die Teilung des Geſamtguts als erfolgt anzuſehen iſt, richtet ſich nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles. Solange und ſoweit noch ungeteiltes Geſamtgut vorhanden 
iſt, tritt die perſönliche Haftung nicht ein. Sie tritt ein, ſoweit die Geſamtgutsforderung 
in dem ungeteilten Reſte des Geſamtguts keine Deckung hat. Behalten ſich die Ehegatten 
bei der Teilung des Geſamtguts einzelne Gegenſtände zum Miteigentum vor, ſo hindert 
dies nicht den Eintritt der perſönlichen Haftung. Vgl. auch die Erläuterungen zu $$ 2059, 
2060 (Teilung des Nachlaſſes). Den Beweis der Teilung hat der Gläubiger zu führen. 

4. Berichtigung § 1475 A 2. 

5. Geſamtſchuldneriſche Haftung 58 421425. An Stelle des § 426 kommt $ 1481 
(inneres Verhältnis) in Betracht. — Aus dieſer geſamtſchuldneriſchen Haftung ergibt ſich 


Allgemeine Gütergemeinſchaft 58 1479—1481 127 


nicht ohne weiteres, daß das gegen einen der beiden Ehegatten ergangene Urteil auch gegen⸗ 
über dem andern Ehegatten wirkſam und vollſtreckbar iſt (RG JW 04, 20112, § 750 3PO). 
Hauseinrichtungsgegenſtände, die zum Geſamtgut gehörten und bei der Auseinanderſetzung 
der Frau zugeteilt wurden, können wegen einer Geſamtgutsverbindlichkeit aus einem nur 
gegen den Ehemann nach der Auseinanderſetzung erwirkten Schuldtitel trotz Haftung der 
Frau gemäß § 1480 als Geſamtſchuldnerin nicht gepfändet werden. Dazu bedarf es eines 
Schuldtitels gegen die Frau (RG 68, 426). 

6. Fälle des Nichtbeſtehens der Haftung. Dem Gläubiger haftet (auch ohne die Be⸗ 
ſtimmung des $ 1480) jeder Ehegatte, in deſſen Perſon die Verbindlichkeit entſtanden iſt. Dies 
verſteht ſich von ſelbſt, 5 1459 A 1. Dem Gläubiger haftet der Mann ſchon nach § 1459 Abſ 2 
für eine in der Perſon der Frau entſtandene Verbindlichkeit, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt, §8 14631465. Auf die vorbezeichneten Fälle 
bezieht ſich der $ 1480 nicht, dagegen auf folgende Fälle: Für eine in der Perſon des Mannes 
entſtandene Geſamtgutsverbindlichkeit beſtand für die Frau zur Zeit der Teilung keine Haftung. 
Sie haftet erſt nach 1480. Für eine in der Perſon der Frau entſtandene Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeit, die im Verhältniſſe der Ehegatten dem Geſamtgute zur Laſt fällt (88 14631465), 
beſtand zwar während der Gütergemeinſchaft die perſönliche Haftung des Mannes ($ 1459 
Abſ 2 Satz 1), aber feine Haftung erloſch mit der Beendigung der Gütergemeinſchaft, § 1459 
Abſ 2 Satz 2. Er haftet nach § 1480 von neuem. 

7. Der Ehegatte haftet nur mit den ihm zugeteilten Gegenſtänden, nicht in Höhe des 
Wertes der Gegenſtände mit ſeinem ſonſtigen Vermögen. 

8. Unzulänglichkeitseinrede. Der Ehegatte kann danach die Befriedigung eines 
Geſamtgutsgläubigers inſoweit verweigern, als die ihm zugeteilten Gegenfänbe nicht aus⸗ 
reichen. Er muß dann aber dieſe Gegenſtände zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
im Wege der Zwangsvollſtreckung herausgeben, d. h. die Zwangsvollſtreckung dulden (RG 
Gruch 48, 958), nötigenfalls ein Verzeichnis der Gegenſtände vorlegen, $$ 1990, 260, 
1480 (RG Gruch 50, 382). Im übrigen vgl. die Erläuterungen zu §8 1990, 1991. Der 
Ehegatte kann die Beſchränkung feiner Haftung auf Grund des § 1480 gegen die Zwangs- 
vollſtreckung nur einwenden, wenn fie ihm im Urteile vorbehalten worden iſt, §§ 780, 781, 
785, 786 ZPO. Die Anfechtung der Auseinanderſetzung auf Grund des 53 des An- 
fechtungsgeſetzes vom 21. Juli 1879 (in der Faſſung vom 20. Mai 1898) durch einen Geſamt⸗ 
gutsgläubiger zum Zwecke ſeiner Befriedigung aus dem früheren Geſamtgute wird durch 
$ 1480 nicht ausgeſchloſſen (RG Gruch 48, 958; 50, 382). 


9 1481 


unterbleibt bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung ) einer Ge: 
ſamtgutsverbindlichkeit“), die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem 
Gejamigut‘) oder dem Manne) zur Laſt fällt, jo hat der Mann dafür ein⸗ 
zuſtehen ), daß die Frau von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen wird. 
Die gleiche Verpflichtung hat die Frau dem Manne gegenüber, wenn die Be⸗ 
richtigung einer Geſamtgnutsverbindlichkeit unterbleibt, die im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander der Fran zur Laſt Fällt?) e). 

E 1 1380 II 1379 M 4, 415 P 4, 291, 345. 

1. Der $ 1481 regelt das Recht des Rückgriffs eines Ehegatten auf den andern. 
Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf das innere Verhältnis der Ehegatten zueinander, wo⸗ 
gegen $ 1480 das Verhältnis der Ehegatten nach außen regelt. § 1480 A 1. 

2. Berichtigung § 1475 A 2. 

3. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit $ 1459 A 5, § 1475 A 1. 

4. Das Geſamtgut haftet grundſätzlich für alle Verbindlichkeiten des Mannes wie der 
Frau, § 1459 A 1. Grundſatz iſt ferner, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Ver⸗ 
Saal der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen, 1463 A 1. Sofern nicht 

usnahmefälle ($$ 1463—1465) vorliegen, hat aljo der Mann nach $ 1481 der Frau dafür 

einzuſtehen, daß ſie von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen wird, was geſchehen 
könnte, wenn die Verbindlichkeit in ihrer Perſon entſtanden wäre, § 1480 A 6. Dieſe Rück⸗ 
griffspflicht des Mannes rechtfertigt ſich dadurch, daß er das Geſamtgut ohne Verantwortlich⸗ 
keit gegenüber der Frau verwaltet hat (§ 1456) und ihm das Recht der Entſcheidung in ge⸗ 
meinſchaftlichen Angelegenheiten zuſteht (81354), mithin die Einbuße vom Manne und nicht 
von der Frau zu tragen iſt (M 4, 416; Prot 4, 292). Der Beſtimmung liegen ähnliche Er⸗ 
wägungen zugrunde wie dem § 1459 Abſ 2 Satz 1. Vgl. $ 1459 A 1, M 4, 367. Die Frau 
haftet für eine Geſamtgutsverbindlichkeit, die auch im Verhältniſſe der Ehegatten dem Gejamt- 
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gute zur Laſt fällt, mit den ihr zugeteilten Geſamtgutsgegenſtänden (dem Manne gegenüber) 
bis zur Hälfte der Geſamtgutsverbindlichkeit. Die Frau würde ſich auf Koſten des Mannes 
bis zur Hälfte der Geſamtgutsverbindlichkeit ungerechtfertigt bereichern, wenn ſie die ihr zu⸗ 
geteilten Gegenſtände ungeſchmalert behalten dürfte (Prot 4, 293). Inſoweit die Bereicherung 
reicht, tritt die Ruckgriffspflicht des Mannes nicht ein. Be iſpiel: Die Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeit beträgt 500 Mk. Die Frau hat aus dem Geſamtgute 300 Mk. erhalten. Bis zur Höhe 
von 250 Mk. muß ſie zur Berichtigung der 500 Mk. beitragen. Berichtigt ſie nur 250 Mk., ſo 
hat der Mann ihr für nichts einzuſtehen. Berichtigt ſie 300 Mk., ſo hat der Mann ihr in Höhe 
von 50 Mk. einzuſtehen. Berichtigt ſie 500 Mk., ſo hat der Mann ihr in Höhe von 250 Mk. 
einzuſtehen. Hat die Frau aus dem Geſamtgute nichts erhalten, aber die ganze Schuld von 
500 Mk. bezahlt, ſo hat ihr der Mann in Höhe von 500 Mk. einzuſtehen. 

5. Wem die Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten zur Laſt fällt, 
beſtimmt ſich nach den $$ 14631465. Wegen einer dem Manne zur Laſt fallenden Ver⸗ 
bindlichkeit könnte die Frau perſönlich vom Gläubiger in Anſpruch genommen werden, wenn 
die Verbindlichkeit auch in der Perſon der Frau entſtanden iſt oder auf Grund des § 1480. 
Daß der Ehegatte, der eine im Verhältniſſe der Ehegakten zueinander dem andern Ehe⸗ 
gatten zur Laſt fallende Geſamtgutsverbindlichkeit berichtigt, von dem andern Ehegatten 
Erſatz verlangen kann, folgt übrigens ſchon aus 58 14631465. 

6. Der Mann hat in der bezeichneten Weiſe einzuſtehen, iſt aber weder verpflichtet, 
he nn von der perſönlichen Haftung fofort zu befreien, noch, ihr Sicherheit zu leiſten 
(M 4, 416). 


8 1482 

Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt und iſt ein 
gemeinſchaftlicher Abkömmling e) nicht vorhanden!), jo gehört der Anteil des 
verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute zum Nachlaſſe ). Die Beerbung des 
Ehegatten erfolgt nach den allgemeinen Vorſchriften“). 

€ 1382, 1383 Abſ 1 11 1380 M 4, 419 ff. P 4, 294 ff. 

1. Wird die Ehe u den Tod eines der Ehegatten aufgelöft, fo iſt zu unter⸗ 
ſcheiden, ob ein gemeinſchaftlicher Abkömmling vorhanden iſt (beerbte Ehe) oder nicht 
vorhanden iſt (unbeerbte Ehe). Im erſteren Falle tritt fortgeſetzte Güterge meinſchaft (8 1483) 
ein, im letzteren nicht. Den Fall der unbeerbten Ehe behandelt der $ 1482. Für dieſen 
Fall gelten neben $ 1482 auch die Beſtimmungen in $$ 14711481. Vgl. $ 1472 A 1. 
Beſondere Beſtimmungen ſind über die fortgeſetzte Gütergemeinfchaft in 68 14831518 

egeben. 
= 2. Ein gemeinſchaftlicher Abkömmling iſt nicht nur diejenige Perſon, die von dem 
Ehepaar abſtammt (Kind, Enkel, $ 1589), ſondern auch diejenige Perſon, die, ohne von dem 
Ehepaar abzuſtammen (im Sinne des $ 1589), doch die rechtliche Stellung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmlings gegenüber beiden Ehegatten einnimmt (M 4, 423), z. B. das durch 
nachfolgende Ehe legitimierte Kind ($ 1719), das von einem Ehepaare gemeinſchaftlich an⸗ 
genommene Kind ($ 1757) und unter Umſtänden das Kind aus einer nichtigen Ehe 
(8 1699). Gemeinſchaftliche Abkömmlinge find dagegen z. B. nicht das aus einer früheren 
Ehe ſtammende Kind eines Ehegatten, das uneheliche Kind der Frau und das für ehelich er- 
klärte Kind des Mannes ($ 1723). Ein Abkömmling, der zur Zeit des Todes des Ehe mannes 
noch nicht lebte, aber bereits erzeugt war, gilt als vor jenem Zeitpunkte geboren, 9 1923 Abſ 2. 

3. Es kommt darauf an, daß ein gemeinſchaftlicher Abkömmling zur Zeit des 
Todes des Ehegatten nicht vorhanden iſt. Dem Falle der unbeerbten Ehe ſtehen die Fälle 
des $ 1484 Abſ 3 (Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch den überlebenden Ehe⸗ 
gatten), 55 1508, 1509, 1510 (Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Ehe⸗ 
vertrag oder letztwillige Verfügung), $ 1506 (Unwürdigkeit eines Abkömmlings), $ 1511 (Aus- 
ſchließung eines Abkömmlings) und $ 1517 (Verzicht eines Abkömmlings) gleich. 

4. Der Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten umfaßt bei unbeerbter Ehe nicht nur 
deſſen Vorbehaltsgut und Sondergut, ſondern auch deſſen Anteil am Geſamtgute. Hinſichtlich 
des Geſamtguts haben ſich die Erben des verſtorbenen Ehegatten mit dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten nach den Beſtimmungen der $$ 1471—1481 auseinanderzuſetzen. Im Falle der fort⸗ 
geſetzten Güterge meinſchaft gehört der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute 
nicht zu deſſen Nachlaß, $ 1483. 4 

5. Für die Beerbung des verſtorbenen Chegatten ſind alſo Teſtament, Erbvertrag oder 
geſetzliche Erbfolge maßgebend. Der überlebende Ehegatte iſt erb⸗ und pflichtteilsberechtigt, 
wie im gewöhnlichen Falle. Das Geſetz hat es für den Fall der unbeerbten Ehe abgelehnt, 
dem überlebenden Ehegatten beſondere Rechte (Alleinerbrecht, Nießbrauch,) einzuräumen 
(Prot 4, 298). 
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9 1483 


Sind bei dem Tode eines Ehegatten gemeinſchaftliche Abkömmlinge?) 
vorhanden, ſo wird zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmlingen, die im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben 
berufen ſind ), die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt ). Der Anteil des verſtor⸗ 
benen Ehegatten am Geſamtgute gehört in dieſem Falle nicht zum Nachlaſſe “), 
im übrigen erfolgt die Beerbung des Ehegatten nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften ). 

Sind neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen andere Abkömmlinge 
vorhanden, ſo beſtimmen ſich ihr Erbrecht und ihre Erbteile ſo, wie wenn fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten wäre“. 

E 1 1383 Abſ 2 Sat 1, 1384 II 1381 M 4, 423 ff. P 4, 299; 6, 289. 

1. Der $ 1483 handelt von dem Falle der beerbten Ehe (Vorhandenſein gemein⸗ 
ſchaftlicher Abkömmlinge), wogegen der $ 1482 von dem Falle der unbeerbten Ehe (Nicht⸗ 
vorhandenſein gemeinſchaftlicher Abkömmlinge) handelt. Der $ 1483 unterſcheidet weiter 
zwei Fälle, je nachdem neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen noch andere (ſog. ein⸗ 
feitige) Abkömmlinge vorhanden find (Abſ 1) oder nicht vorhanden find (Ab 2). 

2. Gemeinſchaftliche Abkömmlinge § 1482 A 2. 

3. Welche gemeinſchaftlichen Abkömmlinge im Falle der geſetzlichen Erbfolge als 
Erben berufen ſind, beſtimmt ſich nach den $$ 1923, 1924, 1927, 1930. Die hienach Be⸗ 
rufenen ſind die anteilsberechtigten Abkömmlinge, doch ſcheiden aus der Zahl der Anteils⸗ 
berechtigten ſolche Abkömmlinge aus, die unwürdig find ($ 1506), verzichtet haben (88 1491, 
1517) oder durch letztwillige Verfügung von der fortgeſetzten Güterge meinſchaft ausgeſchloſſen 
find (5 1511). Wegen des Todes eines anteilsberechtigten Abkömmlinges vgl. 5 1490, 
wegen Entziehung und Beſchränkung des Anteils vgl. $ 1513. 

4. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft beruht auf dem Gedanken, daß beim Ableben 
des einen Ehegatten ohne weiteres eine Vereinigung des Geſamtguts in der Perſon des über⸗ 
lebenden Ehegatten ſtattfindet (Prot 4, 304). Sie tritt daher mit dem Tode eines Ehegatten 
kraft Geſetzes ein, jedoch unbeſchadet des Rechtes des überlebenden Ehegatten, die 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft abzulehnen, $ 1484. Das Geſamtgut ſoll den Ehegatten 
für ihre ganze Lebenszeit verbleiben. Es hat die Natur des gemeinſchaftlichen Familien⸗ 
vermögens oder Haus vermögens. Daraus ergibt fi, daß die Ge meinſchaft, in welcher 
der überlebende Ehegatte bisher mit dem andern Ehegatten gelebt hat, nunmehr mit den 
Kindern fortgeſetzt wird. Von einer Erbfolge kann dabei keine Rede ſein. Die Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft erſcheint ſonach als eine dem Weſen der Gütergemeinſchaft ent⸗ 
ſprechende natürliche Nachwirkung des Güterge meinſchaftsvertrags der Ehegatten. Zwiſchen 
den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen einerſeits und dem überlebenden Ehegatten ander⸗ 
ſeits entſteht in Anſehung des Geſamtguts ein ähnliches Verhältnis, wie es während der 
Ehe zwiſchen den Ehegatten beſtanden hat. Dabei nehmen die Abkömmlinge die rechtliche 
Stellung der Frau und der überlebende Ehegatte die rechtliche Stellung des Mannes ein. 
§ 1487 Abſ 1. Dem überlebenden Ehegatten ift, wie während der Ehe dem Manne, 
ein ausgedehntes Verwaltungs- und Verfügungsrecht beigelegt. Er haftet aber auch in aus⸗ 
gedehntem Maße für die Schulden, während die Abkömmlinge den Gläubigern gegenüber 
von jeder perſönlichen Haftung befreit find, 8 1488 1489. Die Fortſetzung der Güterge mein⸗ 
Ban kann durch Ehevertrag ($ 1508) oder letztwillige Verfügung ($ 1509) ausgeſchloſſen 
werden. 

5. Da bei der Fortſetzung der Güterge meinſchaft von einer Erbfolge nicht die Rede 
ſein kann (A 3), ſo kann auch der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute nicht zu 
ſeinem Nachlaſſe gehören. Dies hebt der 81483 noch ausdrücklich hervor. Der bezeichnete 
Anteil kann vielmehr nur zum Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehören. 
Zu ebendemſelben Geſamtgute gehört ferner der Anteil des überlebenden Ehegatten am Ge- 
ſamtgute, ſowie das Vermögen, das der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſonſt noch er⸗ 
wirbt, 8 1485 Abſ 1. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehört nur ſein etwa vor⸗ 
handenes Sondergut ($ 1439) und Vorbehaltsgut (8 1440). In Anſehung des Nachlaſſes 
erfolgt Beerbung, in Anſehung des Geſamtguts nicht. Beide Vermögensmaſſen ſind daher 
voneinander zu ſondern. 

6. In Anſehung desjenigen Vermögens, das der verſtorbene Ehegatte außer dem 
Anteil am Geſamtgute gehabt hat, wird er nach den allgemeinen erbrechtlichen Vorſchriften 
beerbt. Für die Beerbung ſind alſo Teſtament, Erbvertrag oder geſetzliche Erbfolge maß⸗ 
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gebend. Der überlebende Ehegatte und die Abkömmlinge find, wie im gewöhnlichen Falle 
erb- und pflichtteilsberechtigt. Bei der Berechnung des Pflichtteils bleibt der Anteil am Ge⸗ 
ſamtgut außer Anſatz. Was der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen 
Ehegatten erwirbt, fällt in das Geſamtgut (A 5). Was die Abkömmlinge aus dem Nachlaſſe 
erwerben, fällt ihnen zu, § 1485 Abſ 2 Satz 1. 

7. Die fog. einjeitigen Abkömmlinge des verſtorbenen Ehegatten treten nicht in die 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ein. Vehufs Beſtimmung ihres Erbrechts und Erbteils bezw. 
Pflichtteils muß von der Unterſtellung, als ſei fortgeſetzte Güterge meinſchaft nicht eingetreten, 
ausgegangen werden. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten wird daher in dieſem Falle 
nicht nur ſein Sonder- und Vorbehaltsgut, ſondern auch ſein Anteil am Geſamtgute gerechnet 
und es gelten die gemeinſchaftlichen Abkömmlinge und der überlebende Ehegatte als Miterben 
der einſeitigen Abkömmlinge. Vorempfänge haben die Abkömmlinge untereinander aus- 
zugleichen. Vgl. jedoch auch $ 1503. Behufs Ermittelung des Anteils des verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten am Geſamtgute bedarf es einer nach Maßgabe der 85 14711481 vorzunehmenden 
Auseinanderſetzung zwiſchen den einſeitigen Abkömmlingen einerſeits und dem überlebenden 
Ehegatten anderſeits. Kommt der einſeitige Abkömmling nicht als Erbe, ſondern nur als 
Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsberechtigter in Betracht, ſo bedarf es keiner Auseinander⸗ 
ſetzung; es genügt, wenn der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute geſchätzt 


wird. 
§ 1484 
Der überlebende Ehegatte kann die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
ablehnen ). 


Auf die Ablehnung! finden die für die Ausſchlagung einer Erbſchaft 
geltenden Vorſchriften der SS 1943 bis 1947, 1950, 1952, 1954 bis 1957, 1959 
entſprechende Anwendung?). Steht der überlebende Ehegatte unter elter⸗ 
licher Gewalt oder unter Vormundſchaft, jo iſt zur Ablehnung) die Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 5). 

Lehnt der Ehegatte die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ab, ſo gilt das 
Gleiche wie im Falle des § 14829), 

E 1 1386 II 1382 M 4, 439 P 4. 308; 6, 285. 

1. Der $ 1484 behandelt das Recht des überlebenden Ehegatten, die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft abzulehnen. Den Abkömmlingen iſt ein ſolches Recht nicht ein⸗ 
geräumt; ſie können auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagen (58 1495, 
1496) oder auf ihren Anteil am Geſamtgute verzichten, 85 1491, 1517. Das Ablehnungsrecht 
des überlebenden Ehegatten beruht auf der Erwägung, daß die fortgeſetzte Güterge meinſchaft 
eine zu ſeinen Gunſten geſchaffene Einrichtung iſt Es wäre eine Unbilligkeit gegen 
den überlebenden Ehegatten wegen der damit verbundenen tiefen Erſchütterung ſeiner Stellung, 
wenn er gezwungen wäre, den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ihren Erbanteil an dem 
Geſamtgute ſofort. bezw. nach Beendigung der elterlichen Nutznießung herauszugeben (M 
4, 426, 440, 456, 468; Prot 4, 334). Über das Recht des überlebenden Ehegatten, die ange⸗ 
nommene Fortſetzung der Gütergemeinſchaft jederzeit aufzuheben, vgl. § 1492. Ein vertrags⸗ 
mäßiger Verzicht auf das Ablehnungsrecht iſt unwirkſam, § 1518. 

2. Die bezeichneten Vorſchriften finden ſowohl für die Ablehnung als auch für die 
Annahme der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung. 

3. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft tritt mit dem Tode des Ehegatten von ſelbſt ein, 
$ 1483 A 4. Einer Annahmeerklärung des überlebenden Ehegatten bedarf es daher nicht. 
Hat dieſer aber eine Annahmeerklärung (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) abgegeben, fo kann 
er nicht mehr ablehnen, 91943. Dasſelbe gilt, wenn er die ſechswöchige Ablehnungsfriſt (81944 
Abſ 1) unbenutzt hat verſtreichen laſſen. Die Ablehnung wird dem Nachlaßgerichte gegenüber 
in öffentlich beglaubigter Form erklärt, $ 1945 Abſ 1. Annahme und Ablehnung können erſt 
nach dem Tode des Ehegatten ($ 1946) und müſſen unbedingt, unbetagt und unbeſchränkt (auf 
das ganze Geſamtgut) erklärt werden, §§ 1947, 1950 Das Ablehnungsrecht iſt vererblich. 
$ 1952. Über den Tod des überlebenden Ehegatten binaus kann aber die Gütergemeinſchaft 
nie mals fortgeſetzt werden, $ 1494. Annahme und Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft können nach $$ 1954—1957 und den allgemeinen Beſtimmungen angefochten werden. 
§ 1959 betrifft die Wirkſamkeit der vom überlebenden Ehegatten vo r der Annahme oder 
Ablehnung ergriffenen Maßregeln. Vgl. auch $ 9 Satz 2 KO (Befugnis des überlebenden 
Ehegatten als Gemeinſchuldners zur Annahme oder Ablehnung einer vor der Konkurseröff⸗ 
nung eingetretenen fortgeſetzten Gütergemeinſchaft). 

4. Zur Annahme iſt die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht er 


forderlich. 
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5. Erklärung durch einen Bevollmächtigten § 1945 Abſ 2. Der in der Geſchäſts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Ehegatte bedarf zur Ablehnung der Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters. Letzterer kann auch ſelbſtändig für den Ehegatten ablehnen, bedarf aber als Inhaber 
der elterlichen Gewalt oder Vormund (bezw. Pfleger) der Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsge richts. 

6. Danach gehört der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute zu ſeinem 
Nachlaſſe. Im übrigen vgl. Erl. zu § 1482. 
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Das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft beſteht aus dem ehe⸗ 
lichen Geſamtgute!), ſoweit es nicht nach § 1483 Abſ. 2 einem nicht anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge zufältt?) und aus dem Vermögen, das der über⸗ 
lebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten 3) oder nach 
dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft⸗) erwirbt. 

Das Vermögen, das ein gemeinſchaftlicher Abkömmling zur Zeit des 
Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat oder ſpäter erwirbt, gehört 
nicht zu dem Geſamtgute ). 

Auf das Geſamtgut finden die für die eheliche Gütergemeinſchaft gelten⸗ 
den Vorſchriften des § 1438 Abſ. 2, 3 entſprechende Anwendung) 7) 8. 

E 1 1396 Abſ 1, 5, 1397 Abſ 1 II 1393 M 4, 455 ff. P 4, 316; 6, 287. 

1. Eheliches Geſamtgut iſt das Vermögen der Ehegatten, das ihnen während der 
Ehe und Gütergemeinſchaft gemeinſchaftlich gehört, 98 14381440. Dazu gehören auch die 
Erſatzanſprüche der Ehegatten gegeneinander aus 59 1466, 1467. Das Geſamtgut der fort: 
geſetzten Gütergemeinſchaft iſt das Vermögen, das nach Beendigung der Güterge meinſchaft 
durch Tod eines Ehegatten dem überlebenden Ehegatten und den gemeinſchaftlichen Abkömm⸗ 
lingen während der fortgeſetzten Guͤtergemeinſchaft gemeinſchaftlich gehört, $ 1483 A 5. 

„Ein gemäß $ 1511 durch letztwillige Verfügung ausgeſchloſſener gemeinſchaftlicher 
Abkömmling hat wegen des ihm gebührenden Pflichtteils nur ein Forderungsrecht gegen die 
Teilhaber der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Vom Geſamtgute fällt ihm nichts zu (Prot 
4, 287). Daher ift fein Recht im § 1485 nicht erwähnt. Im übrigen vgl. Erl. zu 8 1483. 

3. Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten 1483 A 5. Zu dem Erwerb aus dieſem 
Nachlaſſe gehört auch das, was der überlebende Ehegatte auf Grund eines Vermächtniſſes 
erhält, mit dem der Erblaſſer den Erbteil eines einſeiligen Abkömmlinges belaſtet hat. 

4. Unter den Erwerb nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft fällt 
alles, was auf die drei im 91473 bezeichneten Erwerbsarten erworben wird, namentlich Nutzungen 
des Geſamtguts, Erſatzſtücke für Geſamtgutsgegenſtände und rechtsgeſchäftlicher, das Geſamt⸗ 
gut betreffender Erwerb. Vgl. Erläuterungen zu $$ 1473, 1370. In den Fällen des § 1486 
wird das Erworbene Vorbehalts- bezw. Sondergut des überlebenden Ehegatten. Die Nut- 
zungen ſeines Sonderguts, nicht die ſeines Vorbehaltsguts, fallen in das Geſamtgut. 

5. Eigenes Vermögen des Anteilsberechtigten. Die Nutzungen eines ſolchen Ver⸗ 
mögeng fallen, wenn fie der überlebende Ehegatte auf Grund feines elterlichen Nutznießungs⸗ 
rechts (58 1649, 1686) oder eines letztwillig zugewandten Nießbrauchsrechts bezieht, in das 
Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 

6. Vgl. $ 1438 A 4, 5, 6. 

7. Beweislaſt. Alles Vermögen des überlebenden Ehegatten gilt mit Eintritt der 
fortgeſetzten Güterge meinſchaft als Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Daß 
ein Gegenſtand ausnaymsweiſe zum Sondergut oder Vorbehaltsgut gehört, hat zu beweiſen, 
wer dies behauptet (M 4, 335). 

8. Grundbuch. Güterrechtsregiſter. Das Beftchen der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft wird, wenn ein Grundſtück oder ein eingetragenes Recht zum Geſamtgute der fort- 
geſetzten Güterge meinſchaft gehört, im Grund bu ch eingetragen, jedoch nur auf Grund 
eines gemäß $ 1507 vom Nachlaßgericht erteilten Zeugniſſes, $ 1438 Abſ 3 BGB, 8 36 
Abi 2, § 48 WO). Die Ausnahmevorſchrift des $ 41 G findet auf die fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchakt feine Anwendung (OLG 5, 300 ff.; 6, 11). In das Güterrechtsregiſter 
wird das Beſtehen der fortgeſetzten Güterge meinſchaft nicht eingetragen, weil das Güter⸗ 
rechtsregiſter nur zur Beurkundung der während der Ehe beſtehenden güterrechtlichen 
Verhältniſſe beſtimmt iſt. 
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Vorbehaltsgut des überlebenden Ehegatten iſt, was er bisher als Vor⸗ 


behaltsgut gehabt hate) oder nach § 1369 oder $ 1370 erwirbt). I 


* 
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Gehören zu dem Vermögen des überlebenden Ehegatten Gegenſtände, 
die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können!), jo finden auf 
fie die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut des 
Mannes geltenden Vorſchriften, mit Ausnahme des § 1524, entſprechende 
Anwendung >) ®). 

E 1 1396 Abſ 2—4 II 1394 M 4, 455, P 4, 816. 

1. Der § 1486 handelt im Abſ 1 vom Vorbehaltsgut und im Abſ 2 vom Sondergute 
des überlebenden Ehegatten. Das Vermögen der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge 
($ 1485 Abf 2) kennt eine derartige Unterſcheidung nicht. 

2. Was der überlebende Ehegatte bisher als Vorbehaltsgut gehabt hat, entſcheidet 
ſich nach 88 1440, 1369, 1370. Zum Vorbehaltsgute gehört nach $ 1440 auch das, was durch 
Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines Ehegakten für die Ehe erklärt worden war. 
Dagegen kann für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft Vorbehaltsgut 
weder durch Ehevertrag der Ehegatten, noch durch Vertrag des überlebenden Ehegatten mit 
den Abkömmlingen begründet werden. Was der überlebende Ehegatte nicht ſchon bisher, 
d. h. während der Ehe als Vorbehaltsgut gehabt hat, kinn — abgeſehen von den Fallen 
der $$ 1369, 1370 — nicht Vorbehaltsgut werden. Vgl. auch $ 1518. 

3. Erwerb als Vorbehaltsgut. Beim Erwerbe von Todes wegen und durch Zu⸗ 
wendung Dritter unter Lebenden ($ 1369) genügt die Beſtimmung, daß der Erwerb Vor⸗ 
behaltsgut ſein ſoll. Es iſt nicht erforderlich, daß er als Vorbehaltsgut der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft beſtimmt wird. Unter § 1370 fallen insbeſondere die Nutzungen des 
Vorbehaltsguts. Im übrigen vgl. Erläuterungen zu §§ 1369, 1370. 

4. Dies iſt das ſog. Sondergut. Dazu vgl. § 1439 A 1, 2. 

5. Nach $ 1487 hat bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft der überlebende Ehegatte 
die rechtliche Stellung des Mannes. Im Einklange mit dieſer Stellung finden auf das 
Sondervermögen die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut des 
Mannes geltenden Vorſchriften (ausgenommen $ 1524) entſprechende Anwendung. Da⸗ 
nach ($ 1525) wird das Sondergut von dem überlebenden Ehegatten verwaltet, jedoch gehören 
die Nutzungen, die nach den für den Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden 
Vorſchriften dem Manne zufallen, zu dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaſt. 

6. In das Grund buch iſt weder die Vorbehalts⸗ noch die Sondergutseigenſchaft 
einzutragen, ebenſowenig in das Güterrechtsregiſter. Vgl. $ 1485 A 8. 
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1) Die Rechte und Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten ſowie 
der anteilsberechtigten Abkömmlinge in Anſehung des Geſamtgutes der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft beſtimmen ſich nach den für die eheliche Güter⸗ 
gemeinſchaft geltenden Vorſchriften der 88 1442 bis 1449, 1455 bis 1457, 1466; 
der überlebende Ehegatte hat die rechtliche Stellung des Mannes, die anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge haben die rechtliche Stellung der Frau?). 

Was der überlebende Ehegatte?) zu dem Geſamtgute ſchuldet“) oder 
aus dem Geſamtgute zu fordern hat), iſt erſt nach der Beendigung der fort: 
geſetzten Gütergemeinſchaft zu leiſten“) * 

E I 1399 Abſ 1 II 1398 M 4, 461 ff P 4, 334 ff: 5, 140. 

1. Der $ 1487 regelt die Rechte und Verbindlichkeiten der Teilhaber der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in Anſehung des Geſamtguts der fortgeſetzten Güter⸗ 
ge meinſchaft, indem er auf Vorſchriften verweiſt, die für die eheliche Gütergemeinſchaft gelten 
und hauptſächlich die Verfügungsmacht und die Verantwortlichkeit des Mannes betreffen. 
Die rechtliche Stellung des Mannes nimmt der überlebende Ehegatte (gleichviel 
ob Mann oder Frau) ein. Die rechtliche Stellung der Frau nehmen die anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge (51483 A 3) ein. Für das Vorbehalt3 und Sondergut des über⸗ 
lebenden Ehegatten gilt $ 1486. Das Geſamtgut wird als eine von dem übrigen Vermögen 
vollſtändig geſonderke Vermögensmaſſe behandelt, ähnlich wie das Vermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft von dem Sondervermögen des einzelnen Geſellſchafters getrennt wird, 
wenn dieſer geſtorben iſt und die Erben die Handelsgeſellſchaft fortſetzen (Prot 4, 337). 

2. Nach $ 1442 iſt auch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft als Gemeinſchaft zur 
geſamten Hand anzusehen. Wegen Unpfändbarkeit der Anteile des überlebenden 
Ehegatten und der Abkömmlinge vgl. 8 860 ZPO. Nach $ 1443 Abſ 1 unterliegt das Geſamt⸗ 
gut grundſätzlich der Verwaltung des überlebenden Ehegatten. Nach $ 1443 Abſ 2 werden 
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die Abkömmlinge durch die Verwaltungshandlungen des überlebenden Ehegatten weder 
dieſem, noch einem Dritten perſönlich verpflichtet. Die nach den §8 1444 —1446 erforderliche 
Einwilligung der Abkömmlinge iſt erſt erteilt, wenn alle Abkömmlinge, nicht bloß die Mehr⸗ 
zahl derſelben eingewilligt haben. Die Zuſtimmung der Abkömmlinge kann nach $ 1447 durch 
das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. § 1448 beſtimmt Rechtsfolgen für den Fall, daß 
der überlebende Ehegatte ohne die erforderliche Einwilligung der Abkömmlinge handelt. Nach 
$ 1449 können die Abkömmlinge, wenn der überlebende Ehegatte ohne ihre erforderliche 
Zustimmung über ein zu dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinfhaft gehörendes 
Recht (z. B. ein Forderungsrecht, ein Pfandrecht, ein Anfechtungsrecht) verfügt hat, das 
Recht ohne Mitwirkung des überlebenden Ehegatten gegen Dritte gerichtlich geltend machen. 
Dieſes Recht der gerichtlichen Geltendmachung ſteht nur demjenigen Abkömmlinge zu, der 
nicht zugeſtimmt hat. Die zum Schutze Dritter beſtehenden Vorſchriften bleiben unberührt. 
Iſt der Dritte aus ungerechtfertigter Bereicherung haftbar, ſo kann auch dieſer Anſpruch von 
dem Abkömmlinge, der nicht zugeſtimmt hat, geltend gemacht werden Der die Bereicherung 
des Geſamtguts betreffende § 1455 bezieht ſich nur auf Rechtsgeſchäfte des überlebenden Ehe⸗ 
gatten, nicht auf ſolche der Abkömmlinge, da letzteren in Anſehung des Geſamtguts kein Ver⸗ 
fügungsrecht zuſteht. Nach $ 1456 Abj 1 iſt der überlebende Ehegatte den Abkömmlingen für 
die Verwaltung des Geſamtguts nicht verantwortlich. Inſoweit er jedoch als Gewalthaber, 
Vormund oder Pfleger anderes Vermögen der Abkömmlinge verwaltet, trifft ihn die Ver⸗ 
antwortlichkeit aus 88 1664, bezw. 1833, 1915. Steht der überlebende Ehegatte unter Bor» 
mundſchaft (bezw. vorläufiger Vormundſchaft oder Pflegſchaft), ſo hat ihn der Vormund bezw. 
Pfleger in den Rechten und Pflichten zu vertreten, die ſich aus der Verwaltung des Geſamt⸗ 
guts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ergeben ($ 1457 Satz 1) und zwar auch dann, wenn 
ein anteilsberechtigter Abkömmling Vormund iſt ($ 1457 Satz 2). Nach 9 1466 Abſ 1 hat der 
überlebende Ehegatte, wenn er Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in ſein Vor⸗ 
behaltsgut verwendet, den Wert des Verwendeten zu dem Geſamtgute zu erſetzen. Nach 
$ 1466 Abj 2 kann der überlebende Ehegatte, wenn er Vorbehaltsgut in das Geſamtgut der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verwendet, Erſatz aus dem Geſamtgute verlangen. Da der 
§ 1487 auf die $5 14501454, 14581465, 1467 nicht hinweiſt, fo finden dieſe Vor⸗ 
ſchriften keine entſprechende Anwendung auf die fortgeſetzte Güterge meinſchaft. Ihre Nicht- 
anwendung erklärt ſich zum Teil aus der Natur der Sache (z. B. die Vorſchrift über den ehe⸗ 
lichen Aufwand), zum Teil daraus, daß ſie durch andere Vorſchriften erſetzt find (z. B. die 
Vorſchriften über die Schuldenhaftung). 

3. Der Abſ 2 gilt nur für den überlebenden Ehegatten, nicht für die Abkömmlinge. 
Für letztere gelten die allgemeinen Grundſätze. 


4. Der überlebende Ehegatte ſchuldet zu dem Geſamtaute z. B. den Exſatzanſpruch 
der Abkömmlinge aus $ 1456 Satz 2, 3 1487 Abf 1 wegen gefliſſentlicher Verminderung des 
Geſamtguts. 

5. Der überlebende Ehegatte hat aus dem Geſamtgute z. B. zu fordern den Erſatz⸗ 
anſpruch aus $ 1466 Abſ 2, 5 1487 Abſ 1 wegen Verwendung von Vorbehaltsgut in das 
Geſamtgut. 

6. Leiſtung erſt nach der Beendigung der forgeſetzten Gütergemeinſchaft. Ob 
Schuld bezw. Forderung des überlebenden Ehegatten vor oder nach dem Tode des verſtorbenen 
Ehegatten entſtanden find, macht keinen Unterſchied. Schuld und Forderung des ver— 
ſtorbenen Ehegatten an das Geſamtgut find aus dem Nachlaſſe, bezw. an den 
Nachlaß ſofort zu berichtigen (Prot 4, 335). Bei der Berechnung des Erbteils eines ein⸗ 
ſeitigen Abkömmlings ($ 1483 A 7) find Schuld und Forderung des überlebenden Ehegatten 
trotz ſpäterer Fälligkeit zu berückſichtigen. 

7. Unterhalt, Ausſteuer und Ausſtattung der Abkömmlinge durch den überlebenden 
Ehegatten beſtimmen ſich nach den allgemeinen Vorſchriften in SS 1601 ff., 1620 ff., 1624 ff. 
Der überlebende Ehegatte iſt kraft ſeines Verfügungsrechts berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
zu den genannten Zwecken mehr, als geſetzlich nötig, aus dem Geſamtgute zu verwenden. 
Wegen der Berückſichtigung der Ausſtattung bei der Auseinanderſetzung vgl. $ 1499 Nr 3. 
Auch ein ſog. Abſchichtungsauſpruch für den Fall der Heirat, bezw. Gründung eines ſelb— 
ſtändigen Haushalts iſt den Abkömmlingen verſagt (Prot 4, 332 ff.). Der Unterhalt der Ab⸗ 
iömmlinge bildet keine Laſt des Geſamtguts (RG ZW 07, 2328). 


8 1488 


0 Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergeme inſchaft 2) ſind 
die Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten?) ſowie ſolche Verbindlich⸗ 
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keiten des verſtorbenen Ehegatten, die Geſamtgutsverbindlichkeiten der ehe⸗ 


lichen Gütergemeinſchaft waren) >). 

E 1 1384 Abf 1 Sas 2 Halbſ 2; 1399 Abſ 2 II 1399 M 4, 433, 463 P 4, 336 ff. 

1. Die 38 1488 und 1489 regeln die Schuldenhaftung bei der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. § 1488 handelt von der Haftung des Geſamtguts, § 1489 von der 
perſönlichen Haftung des überlebenden Ehegatten und der anteilsberechtigten Abkömmlinge, 
8 1488 190 N den Umfang der Geſamtgutsverbindlichkeiten bei der fortgeſetzten Güter⸗ 
ge meinſchaft. 

2. Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft find begrifflich 
diejenigen Verbindlichkeiten, wegen deren die Gläubiger auch aus dem Geſamtgute Befrie- 
digung verlangen können. Geſamtgutsverbindlichkeiten der ehelichen Gütergemeinſchaft 
vgl. A 4. 
> 3. Alle Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten find Geſamtgutsverbindlich⸗ 
keiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Es macht keinen Unterſchied, ob die Verbindlich⸗ 
keiten vor oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtanden ſind 
und ob ſie im erſteren Falle auf dem ehelichen Geſamtgute — ſei es im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zu dem Gläubiger, ſei es im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander — laſteten oder nicht. 

4. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der ehelichen Gütergemeinſchaft $ 1459 
A 5, 8 1475 A 1. Geſamtgutsverbindlichkeiten der ehelichen Gütergemeinſchaft waren alle 
Verbindlichkeiten des Mannes, ferner diejenigen Verbindlichkeiten der Frau, die nicht von 
den Ausnahmevorſchriſten der 98 1460—1462 betroffen wurden, $ 1459 Abſ 1. Für die von 
den genannten Ausnahmevorſchriften betroffenen Verbindlichkeiten der Frau haften, wenn der 
Mann die Frau überlebt, ihre Erben mit dem Nachlaſſe der Frau (Vorbehalts⸗ und Sonder- 
gut), falls ſie die Erbſchaft nicht ausſchlagen. Wird der Mann Erbe der Frau, ſo werden die 
mit der Erbſchaft übernommenen Schulden der Frau als jetzige Verbindlichkeiten des Mannes 
Geſamtgutsverbindlichkeiten. Dem Manne ſteht jedoch nach § 1488 Abſ 2, $$ 1975 ff. die 
Möglichkeit offen, die Mithaftung des Geſamtguts neben der Haftung des Nachlaſſes auszu- 
ſchließen. Die Verbindlichkeiten der anteilsberechtigten Abkömmlinge ſind niemals Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 

5. Im Falle der fortgeſetzten Güterge meinſchaft iſt zur Zwangsvollſtreckung in das 
Geſamtgut ein gegen den überlebenden Ehegatten ergangenes Urteil erforderlich und ge- 
nügend, § 745 Abſ 1 3 PO. Vgl. auch § 744 ZPO. Wird über das Vermögen des über⸗ 
lebenden Ehegatten der Konkurs eröffnet, ſo gehört das Geſamtgut der ne Güter⸗ 
ge meinſchaft zur Konkursmaſſe und es findet eine Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts 
zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Abkömmlingen nicht ſtatt, $ 2 Abſ 1, 3 KO. 
Durch das Konkursverfahren über das Vermögen eines Abkömmlings wird das Geſamtgut 
nicht berührt, $ 2 Abſ 2, 3 KO. Auf das Konkursverfahren über das Geſamtgut der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft finden die $5 214—234 KO (Nachlaßkonkurs) entſprechende An⸗ 
wendung, $ 236 KO. 


8 1489 


Für die Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft?) haftet der überlebende Ehegatte perſönlich 2). 

Soweit die perſönliche Haftung den überlebenden Ehegatten nur infolge 
des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft trifft“), finden die für die 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung“); an die Stelle des Nachlaſſes tritt das Geſamtgut 
in dem Beſtande, den es zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft hate). 

Eine perſönliche Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge für die 
Verbindlichkeiten des verſtorbenen oder des überlebenden Ehegatten wird 
durch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht begründet). 

E 1 1384 Abſ 1 Satz 2 Halbſ 2, 1399 Abſ 2 II 1400 M 4, 433, 463 P 4, 336 ff, 6, 295. 

1. Während § 1488 von der Haftung des Geſamtguts handelt, wird im 
$ 1489 die perſönliche Haftung des überlebenden Ehegatten und der gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlinge in ihrer Eigenſchaft als Teilhaber an der fortgeſetzten Güterge mein⸗ 
ſchaft geregelt. Soweit die Teilhaber noch in einer andern Eigenſchaft in Betracht kommen, 
3. B. als Erben des verſtorbenen Ehegatten, wird ihre rechtliche Stellung nicht durch $ 1489, 
ſondern durch die allgemeinen Vorſchriften beſtimmt. Vgl. $ 1483 A 5, 6, 9 1488 A 4. 
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2. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
51488 A 2. Ihren Umfang beſtimmt § 1488. Vgl. $ 1488 A 3, 4. 

3. Dieſe perſönliche Haftung tritt mit dem Beginne der fortgeſetzten Güterge meinſchaft 
($ 1483 A 4) ohne weiteres ein und dauert — unbeſchadet der Schutzvorſchrift des $ 1489 
Abſ 2 — über den Zeitpunkt der Beendigung der fortgeſetzten Güterge meinſchaft hinaus. 
Abweichung von § 1459 Abſ 2 Satz 2. . 

4. Der Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft muß, wie ſich aus dem Wörtchen 
„nur“ ergibt, der alleinige Grund für die perſönliche Haftung des überlebenden Ehe⸗ 
gatten fein. War ſeine persönliche Haftung ſchon vor dem Eintritte der fortgeſetzten Güter⸗ 
ge meinſchaft begründet, z. B. aus einer unerlaubten Handlung ($ 1463 Nr 1) und erloſch die 
Haftung nicht mit Beendigung der Güterge meinſchaft, wie im Falle des § 1459 Abſ 2, fo ift 
die Anwendung des $ 1489 Abſ 2 ausgeſchloſſen. Gleiches gilt von den Verbindlichkeiten, für 
die der überlebende Ehegatte als Erbe des verſtorbenen Ehegatten haftet. Dabei iſt es 
ohne Belang, daß dieſe Verbindlichkeiten u $ 1488 auch Geſamtgutsverbindlichkeiten find. 

5. Die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten wird in den 981967—2017 
geregelt. Die entſprechende Anwendung dieſer Vorſchriften gereicht ſowohl dem überlebenden 
Ehegatten, als auch denjenigen Geſamtgutsgläubigern, denen der überlebende Ehegatte beim 
Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht perſönlich haftet, zum Schutze. Vor 
allem können ſowohl der überlebende Ehegatte als auch jeder der genannten Gläubiger nach 
$ 1975 die Geſamtguts verwaltung oder den Geſamtgutskonkurs be- 
antragen. Sie erreichen dadurch die Beſchränkung der Haſtung des überlebenden Ehegatten 
auf das Geſamtgut und ſomit die weiteren Vorteile 1. der überlebende Ehegatte: daß ſein 
nicht zum Geſamtgute gehörendes Vermögen dem Zugriffe der genannten Gläubiger ent- 
zogen wird, 2. die genannten Gläubiger: daß ſie Befriedigung aus dem Geſamtgute unter 
Ausſchließung derjenigen Geſamtgutsgläubiger erlangen, die nicht ſchon Geſamtguts⸗ 
gläubiger der ehelichen Gütergemeinſchaft waren, ſondern denen nur infolge des Eintritts der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft das Geſamtgut haftet. Inſoweit die perſönliche Haftung des 
überlebenden Ehegatten ſchon vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft begründet 
war, wird ſie durch den Geſamtgutskonkurs überhaupt nicht berührt. Ferner ſteht dem über⸗ 
lebenden Ehegatten gemäß $ 1970 das Recht des Aufgebots der Geſamtgutsgläubiger, denen 
er beim Eintritte der fortgeſetzten Güterge meinſchaft nicht perſönlich haftet, ſowie gemäß § 1990 
das Recht zu, bei unzureichendem Geſamtgute unter Herausgabe desſelben die Befriedigung 
der genannten Geſamtsgutsgläubiger zu verweigern. Verſäumt der überlebende Ehe⸗ 
gatte die Inventarfriſt ($ 1994), fo verliert er allen Geſamtgutsgläubigern gegenüber 
das Recht, ſeine Haftung zu beſchränken. Wegen Geltendmachung der beſchränkten Haftung 
im Rechtsſtreit und Zwangsvollſtreckungsverfahren vgl. d 786 3 PO. 

6. Da der Beſtand zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (§ 1483 
A 4) maßgebend ift, jo ſcheidet das vom überlebenden Ehegatten ſpäter Erworbene (das ſonſt 
zum Geſamtgute gehört, § 1485 A 4), in dieſem Falle aus. Im übrigen beſtimmt ſich der 
Beſtand nach § 1485 Abſ 1. Vgl. auch § 1978 Abſ 2. 

7. Keine perſönliche Haftung der anteils berechtigten Abkömmlinge (§ 1483 A 3). 
Sie müſſen ſich zwar die Berichtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft (§ 1488) aus dem Geſamtgute, mithin auch aus ihren Anteilen am Geſamtgute 
(1483 Abſ 1) gefallen laſſen, aber weitergehende Verpflichtungen erwachſen ihnen aus 
der Fortſetzung der Güterge meinſchaft nicht. Vgl. auch § 1487 Abs 1, $ 1483 Abſ 2. Etwas 
anderes iſt es, wenn den Abkömmling ein beſonderer Verpflichtungsgrund trifft, z. B. als 
Erben des verſtorbenen Ehegatten oder aus einer unerlaubten Handlung. Andere Fälle 
betreffen ferner 88 1480, 1500, 1504. 


8 1490 


0 tirbt ein anteilsberechtigter Abkömmlinge), fo gehört ſein Anteil an 
dem Geſamtgute nicht zu ſeinem Nachlaſſe⸗). Hinterläßt er Abkömmlinge, 
die anteilsberechtigt“) ſein würden, wenn er den verſtorbenen Ehegatten nicht 
überlebt hätte, ſo treten die Abkömmlinge an ſeine Stelle. Hinterläßt er ſolche 
Abkömmlinge nicht, ſo wächſt ſein Anteil den übrigen anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlingen und, wenn ſolche nicht vorhanden ſind, dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten ans). 

E 1397 Abſ 2 II 1395 M 4, 456 ff, P 4, 316. 

1. Die Beſtimmungen im $ 1490 entſprechen dem Weſen der Gütergemeinſchaft. 
Die Eltern gelten den Kindern gegenüber als eine Einheit. Das Geſamtant der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat die Natur des Hausvermögens (8 1483 A 4). Es findet 
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eine Gemeinſchaft auf Gedeih und Verderb ſtatt. Fremde Perſonen (nicht einmal die Witwe 
eines verſtorbenen Abkömmlinges) dürfen an der Ge meinſchaft nicht teilnehmen. Dieſe bleibt 
auf den überlebenden Ehegatten, die gemeinſchaftlichen Abkömmlinge und deren Ablömm⸗ 
linge beſchränkt. Regelmäßig wird erſt mit dem Tode des überlebenden Ehegatten die Ge⸗ 
meinſchaft gelöſt (M 4, 458). 

2. Anteils berechtigter Abkömmling § 1483 A 3. 

3. Unvererblichkeit des Anteils. Da der Anteil eines verſtorbenen anteilsberechtigten 
Abkömmlinges nicht zu ſeinem Nachlaſſe gehört, ſo kann er ſich auch nicht vererben, weder 
im Wege der geſetzlichen Erbfolge, noch durch Teſtament. Mit der Unvererblichkeit würde 
auch eine letztwillige Belaſtung des Anteils unvereinbar fein, $ 1518. Zum Nachlaſſe des 
Abkömmlinges gehört nur ſein übriges Vermögen. Dieſes vererbt ſich nach den allgemeinen 
erbrechtlichen Grundſätzen und haftet nicht für die Geſamtgutsverbindlichkeiten, während 
anderſeits das Geſamtgut nicht für die Verbindlichkeiten des verſtorbenen Abkömmlinges 


haftet. 

f 4. Zu den Abkömmlingen eines Anteils berechtigten, die anteilsberechtigt ſein 
würden (A 1), gehören auch ſolche Abkömmlinge, die nach dem Tode des verſtorbenen 
Ehegatten geboren find ($ 1503 Abſ 1), ſowie ſolche Abkömmlinge, die zur Zeit des Todes 
des verſtorbenen Abkömmlinges zwar noch nicht geboren, aber bereits erzeugt waren. 
F 1923 Abſ 2 ift entſprechend anwendbar. Vgl. auch § 1482 A 2. 

5. Anwachſung. Den Beſtimmungen in $ 1490 Saß 2 und 3 liegt der Gedanke 
zugrunde, als ſei ber verſtorbene Ehegatte im Zeitpunkte des Todes des verſtorbenen Ab ⸗ 
kömmlinges geſtorben und beſtimme ſich nach dieſem Zeitpunkte die Teilnahme an der fort⸗ 
geſetzten Güterge meinſchaft (M 4, 459). Veremigen ſich alle Anteile in der Hand des 
überlebenden Ehegatten, ſo endigt die fortgeſetzte Güterge meinſchaft. 


8 1491 


Ein anteilsberechtigter Abkömmling) kann auf ſeinen Anteil an dem 
Geſamtgute verzichten. Der Verzicht erfolgt durch Erklärung gegenüber?) dem 
für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten zuſtändigen Gerichte‘); die Er⸗ 
klärung iſt in öffentlich beglaubigter Form?) abzugeben. Das Nachlaßgericht 
ſoll die Erklärung dem überlebenden Ehegatten und den übrigen anteils⸗ 


berechtigten Abtömmlingen mitteilen“). 

Der Verzicht kann auch durch Vertrag mit dem überlebenden Ehegatten 
und den übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen erfolgen. Der Vertrag 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung). 

Steht der Abtömmling unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
ſchaft, ſo iſt zu dem Verzichte die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erforderlich!). ig . j 

Der Verzicht hat die gleichen Wirkungen, wie wenn der Verzichtende zur 
Zeit des Verzichts ohne Hinterlaſſung von Abkömmlingen geſtorben wäre“). 

E I 1398 Abf 1—8 II 1396 M 4, 460 P 4, 316; 5, 443; 6, 393. 

1. Der & 1491 handelt von dem Verzicht eines anteilsberechtigten Abkömmlinges 
auf ſeinen Anteil am Geſamtgute, ſetzt alſo voraus, daß die Pale n Güterge⸗ 
meinſchaft bereits eingetreten iſt. Dagegen behandelt der $ 1517 den Fall in welchem ein 
gemeinſchaftlicher Abkömmling auf ſeinen Anteil am Geſamtgute der fortgeſetzten Güter- 
ge meinſchaft verzichtet, bevor die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eingetreten iſt. Im Falle 
des $ 1491 kann der Verzicht ſowohl durch einfeitige Erklärung als auch durch Vertrag er- 
folgen. Er wirkt in jedem Falle des 5 1491 dinglich, d. h. die Abkömmlinge des Verzichtenden 
ſind an den Verzicht gebunden. Die Vorſchrift hilft einem dringenden Bedürfnis ab, denn ſie 
eröffnet dem Abkömmlinge, der ſich verheiraten oder ſelbſtändig machen will, trotz der Unver⸗ 
äußerlichkeit des Anteils (58 1442, 1487) die Möglichkeit, ſich die dazu nötigen Mittel in Geſtalt 
einer Abfindung für den Verzicht zu verſchaffen (M 4, 460). Wegen Anrechnung der für den 
Verzicht gewährten Abfindung vgl. § 1501. 

2. Anteils berechtigter Abkömmling § 1490 A 2. 

3. Da die Erklärung „gegenüber“, nicht „vor“ dem Nachlaßgericht erfolgt, kann ſie auch 
ſchriftlich eingereicht werden. Vgl. auch $ 130 Abj 3 (Beginn der Wirkſamkeit). 

4. Zuſtändiges Nachlaßgericht 5 72, 73 FGG, $ 147 EG. Ahnliche Vorſchriften 
81945 Abs 1 (Ausſchlagung einer Erbſchaft) $ 1342 (Anfechtung einer Ehe). 

5. Offentlich beglaubigte Form $ 129 BGB, 55 167, 183 FGG. 


Allgemeine Gütergemeinſchaft 3 1490—1493 137 


6. Die Mitteilung ift nur durch eine Soll- oder Ordnungsvorſchrift, deren Verletzung 
die Wirkſamkeit des Verzichts nicht berührt, angeordnet. Für die Form ber Mitteilung 
erſcheint § 16 FGG, der ſich auf Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen bezieht, nicht 
maßgebend. 

7. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152 BGB, Art 141 EG 
99 167 ff. FGG. 

8. Der Verzicht kann auch durch einen Vertreter erklärt werden. 

9. Die Beſtimmung im $ 1491 Abſ 4 hat zur Folge, daß die Beſtimmung im $ 1490 
Satz 3 zur Anwendung gelangt. Hierin zeigt ſich die dingliche Wirkung des Verzichts (3 1). 
Diefe kann auch nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen werden, $ 1518. Unzuläſſig ift es, zu⸗ 
gunſten anderer als der nach 1490 Satz 3 berechtigten Perſonen zu verzichten oder den Ver⸗ 
zicht auf einen Teil des Anteils am Geſamtgute zu beſchränken. Verwandte Vorſchrift $ 2349 
(Erbverzicht). 


8 1492 


) Der überlebende Ehegatte kaun?) die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
jederzeit aufheben). Die Aufhebung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten zuſtändigen Gerichte; die 
Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. Das Nachlaßgericht 
ſoll die Erklärung den anteilsberechtigten Abkömmlingen und, wenn der über: 
lebende Ehegatte geſetzlicher Vertreter eines der Abkömmlinge iſt, dem Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte!) mitteilen. 

Die Aufhebung kann auch durch Vertrag zwiſchen dem überlebenden 
Ehegatten und den anteils berechtigten Abkömmlingen erfolgen. Der Vertrag 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Steht der überlebende Ehegatte?) unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, jo iſt zu der Aufhebung die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts erforderlich“). 

E 1 1403 Nr 4, 5 II 1403 M 4, 468 P 4, 342; 6, 288. 

1. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft iſt eine zugunſten des überlebenden 
Ehegatten geſchaffene Einrichtung. Er kann daher die mit dem Tode des einen Che- 
gatten von ſelbſt eintretende ($ 1483 A 4) Fortſetzung der Güterge meinſchaft gemäß § 1484 
innerhalb einer beſtimmten Friſt ablehnen ($ 1484 A 1—3) und nach $ 1492 die fort» 
geſetzte Güterge meinſchaft — ſei es durch einſeitige Erklärung, ſei es durch Vertrag — auf⸗ 
heben. Im einzelnen iſt das Aufhebungsrecht des überlebenden Ehegatten ähnlich wie das 
Verzichtsrecht des Abkömmling 's ($ 1492) geordnet. Es wird daher auf die Erläuterungen zu 
$ 1492 verwieſen. Nach der Aufhebung kann die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht wieder⸗ 
hergeſtellt werden. 

2. Im Falle des $ 1493 (bevorſtehende Wiederverheiratung) ift der überlebende Ehe- 
gatte ſogar verpflichtet, die fortgeſetzte Güterge meinſchaft aufzuheben. 

3. Die Aufhebung iſt nur der Geſamtheit der Abkömmlinge gegenüber, nicht 
bloß einzelner Abkömmlinge gegenüber ſtatthaft. Vgl. dagegen 5 1491 A 1 (Verzicht eines 
Abkömmlinges gegen Abfindung M 4, 464). 

4. Zuſtändiges Vormundſchaftsgericht 38 35, 43 FGG. Dieſes erhält durch die Mit⸗ 
teilung Anlaß, für die Beſtellung eines Pflegers, der die Rechte des Abkömmlinges bei der 
Auseinanderſetzung wahrnimmt, zu ſorgen, § 1909. 

5. Von einem Abkömmlinge gilt § 1492 Abſ 3 nicht. 

6. Die Vorſchrift des $ 1492 Abſ 3 ſteht mit der Vorſchrift des § 1484 Abſ 2 Satz 2 
im Einklange. 

7. In das Güterrechtsregi fter wird die Aufhebung der fortgeſetzten Güter⸗ 
ge meinſchaft ebenſowenig wie ihr Eintritt eingetragen, $ 1485 A 5. 


8 1493 
Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt!) mit der Wiederverheiratung 
des überlebenden Ehegatten. 
Der überlebende Ehegatte hat, wenn ein anteilsberechtigter Abkömmling 
minderjährig ift oder bevormundet!) wird, die Abſicht der Wiederverheiratung 
dem Vormundſchaftsgerichte) anzuzeigen, ein Verzeichnis“) des Geſamtguts 
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einzureichen, die Gütergemeinſchaft aufzuheben ) und die Auseinanderſetzung e) 
herbeizuführen. Das Vormundſchaftsgericht kann geſtatten, daß die Auf⸗ 
hebung der Gütergemeinſchaft bis zur Eheſchließung unterbleibt?) und daß 
die Auseinanderſetzung erſt ſpäter erfolgt). 

E 1 1403 Nr 2, 1404 II 1404 M 4, 466, 470 P 4, 342. 

1. Die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt mit der Wiederver⸗ 
heiratung des überlebenden Ehegatten kra ft Geſetzes ein und kann von den Ehegatten 
weder letztwillig, noch durch Vertrag ausgeſchloſſen werden, § 1518. Der wiederverheiratete 
Ehegatte iſt nunmehr zur Auskehrung des den ge meinſchaftlichen Abkömmlingen gebührenden 
Schichtteils — unbeſchadet des elterlichen Nutznie ßungsrechts 88 1649, 1686 — verpflichtet. 
Eine kraft Geſetzes eintretende Einkindſ chaftung der Abkömmlinge in die neue Ehe 
kennt das BGB nicht. 

2. Oder wenn der Abkömmling unter Pflegſchaft ſteht, 8 1915. Nicht erforderlich ift, 
daß der überlebende Ehegatte der Gewalthaber, Vormund bezw. Pfleger des Abkömmlings 
iſt. Die ähnlichen Verpflichtungen, die den überlebenden Ehegatten als Gewalthaber, Vor- 
mund bezw. Pfleger aus $$ 1669, 1686, 1845, 1897, 1915 treffen, bleiben unberührt. 

3. Zuſtändiges Vormundſchaftsgericht 88 35, 43 FGG, Art 147 EG. 

4. Die Beſtimmung, daß ein Verzeichnis des Geſamtguts einzureichen ſei, ſchließt ſich 
an die ähnlichen Beſtimmungen in $$ 1669, 1845, 1314 an (M 4, 471). Vgl. auch $ 1640. 
Zum Geſamtgute gehören auch die Geſamtgutsverbindlichkeiten. Das Verzeichnis iſt dazu 
beſtimmt, eine Überſicht über das der Schichtung zugrunde zu legende Geſamtgut zu gewähren 
und künftige Ermittelungen zu erſparen. Dieſem Zwecke entſprechend muß das Verzeichnis 
richtig und vollſtändig ſein, insbeſondere auch eine Überſicht des Schuldenſtandes enthalten 
(a. M. Planck, Staudinger). Das Vormundſchaftsgericht kann die Vervollſtändigung 
des Verzeichniſſes mittelbar dadurch erzwingen, daß es von der Befugnis des § 1493 Abi 2 
Satz 2 keinen Gebrauch macht, folange das Verzeichnis ungenügend iſt. Vgl. A 8. 

5. Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erfolgt nach Maßgabe des 
51492. Nach bewirkter Aufhebung kann die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht wieder⸗ 
hergeſtellt werden, ſelbſt wenn die Wiederverheiratung unterbleibt, $ 1492 A 1. 

6. Die Auseinanderſetzung wird nach Maßgabe der §8 14971506 bewirkt. 

7. Fortdauer der Gülergemeinſchaft. Geſtattet das Vormundſchaftsgericht, daß die 
Aufhebung der fortgeſetzten Güterge meinſchaft bis zur Eheſchließung unterbleibt, ſo endigt 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gemäß § 1493 Abſ 1 von ſelbſt mit der Eheſchlieung. 

8. Aufſchiebendes Ehehindernis. Nach $ 1314 Abſ 2 darf im Falle des $ 1493 Ab 2 
der überlebende Ehegatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein 
Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im $ 1493 Abſ 2 bezeichneten Verpflichtungen er. 
füllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 


8 1494 


Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt!) mit dem Tode des über⸗ 
lebenden Ehegatten. 

Wird der überlebende Ehegatte für tot erklärt, ſo endigt die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt.?) 

E 1 1403 Nr 1 II 1405 M 4, 466, 474 P 4, 342. 

1. Die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt mit dem Tode des 
überlebenden Ehegatten kraft Geſetzes ein und kann von den Ehegatten weder letztwillig 
noch durch Vertrag ausgeſchloſſen werden, $ 1518. Aus dem Zwecke der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft, das gemeinſchaftliche Familienvermögen zugunſten des überlebenden Ehegatten 
zuſammenzuhalten ($ 1483 A 4), ergibt ſich, daß über den Tod des letztlebenden Ehegatten 
hinaus eine Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht ſtattfinden kann. Vgl. 8 1490 (Tod eines 
Abkömmlinges). 

2. Welcher Zeitpunkt als Zeitpunkt des Todes zu gelten hat, wird gemäß $ 18 Abſ 2 
BGB und 5 970 Abſ 2 ZPO im Todeserklärungsurteile feſtgeſtellt. Bei der Beendigung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verbleibt es, auch wenn der Mann die Todeserklärung über⸗ 
lebt. Wird aber infolge einer Anfechtungsklage die Todeserklärung aufgehoben oder eine 
andere Todeszeit feſtgeſtellt, jo tritt die der wirklichen Sachlage entſprechende Beurteilung ein. 
Gleiches gilt, wenn ſich die Sterbeurkunde als falſch erweiſt. Der § 1494 Abſ 2 entſpricht 
dem $ 1420. 

3. Die Auseinanderſetzung erfolgt in den Fällen des $ 1494 nach Maßgabe der 88 1497 
bis 1506 Der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute der fortgeſetzten Güter⸗ 
ge meinſchaft gehört zu deſſen Nachlaß und vererbt ſich nach den allgemeinen erbrechtlichen 
Grundſätzen. 
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8 1495 


1)Ein anteilsberechtigter Abkömmling!) kann gegen den überlebenden 
Ehegatten auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagen“): 

1. wenn der überlebende Ehegatte ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444 
bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuſtimmung des Abkömmlinges vorge: 
nommen hat?) und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung) des 
Abkömmlinges zu beſorgen iſt; f 

2. wenn der überlebende Ehegatte das Geſamtgut in der Abſicht, den 
Abkömmling zu benachteiligen, vermindert hat; 

3. wenn der überlebende Ehegatte ſeine Verpflichtung, dem Abkömmling 
Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung?) des Unterhalts zu beſorgen iſt; 

4. wenn der überlebende Ehegatte wegen Verſchwendung!) entmündigt iſt 
oder wenn er das Geſamtgut durch Verſchwendung erheblich gefährdet“); 

5. wenn der überlebende Ehegatte die elterliche Gewalt über den Ab⸗ 
kömmling verwirkt hat oder, falls ſie ihm zugeſtanden hätte, verwirkt 
haben würde). 

E 1 1405 Abſ 1 II 1406 M 4, 472 P 4, 828, 342. 

1. Der 5 1495 regelt die Fälle, in denen ein anteilsberechtigter Abkömmling 
die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch gerichtliches Urteil 
herbeiführen kann. Andere als die im $ 1495 aufgeführten Klagegründe find ausgeſchloſſen, 
3. B. Volljährigkeit, Verheiratung eines Abkömmlünges, Gründung einer eigenen Wirtſchaft. 
Vgl. § 1487 A 7 (Ausſteuer, Ausſtattung). Die Vorausſetzungen, unter denen ein anteils⸗ 
berechtigter Abkömmling auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagen kann, ſind 
im allgemeinen dieſelben, unter denen eine Ehefrau auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
klagen kann, $ 1468. Es wird daher auf die Erläuterungen zu § 1468 verwieſen. $ 1468 Nr 5 
kann hier nicht in Frage kommen, weil der ſpätere Erwerb der Abkömmlinge nach $ 1485 Abſ 2 
überhaupt nicht zum Geſamtgute gehört und durch Verſchuldung des überlebenden Ehegatten 
nicht gefährdet werden kann. 

2. Anteils berechtigter Abkömmling $ 1490 A 2. Klageberechtigt iſt in den Fällen zu 
Nr 4 jeder anteilsberechtigte Abkömmling, in den Fällen zu 1—3 und 5 derjenige anteils⸗ 
berechtigte Abkömmling, bei dem der vorausgeſetzte Tatbeſtand vorliegt. 

3. Die Klage auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann dadurch 
abgewendet werden, daß der überlebende Ehegatte gemäß $ 1492 Abf 1 die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft aufhebt oder ſich zum Abſchluß eines Aufhebungsvertrags gemäß 
$ 1492 Ab erbietet. Der Rechtsſtreit wird in dem gewöhnlichen Verfahren ausgetragen. 
Wirkung des Urteils $ 1496. 

4. Verſchulden braucht dem überlebenden Ehegatten nicht beſonders nachge— 
wieſen zu werden. $ 1468 A 5. 

5. Erhebliche Gefährdung § 1468 A 6. Vgl. RG JW 07, 2320. 

6. Entmündigung wegen Verſchwendung § 1568 A 9, 10. 

7. Verwirkung der elterlichen Gewalt § 1680. Diefem Falle ſind die in 98 1666, 
2334 vorausgeſetzten Tatbeſtände nicht gleichgeſtellt. Durch die Vorſchrift in $ 1495 Nr 5 
werden auch die nicht unter der elterlichen Gewalt des überlebenden Ehegatten ſtehenden Ab- 
kömmlinge geſchützt. 

8. Vorläufige Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch einſtweilige 
Verfügung erſcheint nicht ſtatthaft. Vgl. § 1418 A 12. > 


8 1496 


Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt in den Fällen 
des 8 1495 mit der Rechtskraft des Urteils ) ein. Sie tritt für alle Abkömm⸗ 
linge ein, auch wenn das Urteil auf die Klage eines der Abkömmlinge er⸗ 
gangen iſt ). 

E I 1403 Nr 3, 1405 Abſ 2 II 1407 M 4, 474 P 4, 342. 

1. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden. § 1469 Sitz 1 entſpricht dem $ 1418 Abſ 2 und § 1470 Abſ 1 Satz 1. Vgl. 
$ 1418 A 11, 12. Die Aufhebuna der fortgeſetzten Gütergemeinfchaft tritt zwar erſt mit der 
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Rechtskraft des Urteils und nicht ſchon mit der Klageerhebung ein; der Zeitpunkt der Klage⸗ 
erhebung iſt aber nach $$ 1498, 1479 für die Auseinanderſetzung von Bedeutung. 

2. Die übrigen Abkömmlinge ſind nicht verpflichtet, ſich an dem Rechtsſtreite des 
klagenden Abkömmlinges zu beteiligen. Treten ſie ihm als Nebenintervenienten 
bei, fo gelten ſie als feine Streitgenoſſen im Sinne des $ 61 3 PO (8 69 ZPO). 


8 1497 

Nach der Beendigung!) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft findet in 
Anſehung des Geſamtguts die Auseinanderſetzung ) ſtatt. 

Bis zur Auseinanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der 
Teilhaber an dem Geſamtgute nach den SS 1442, 1472, 14733). 

E 1 1406 Abſ 1 11 1408 M 4, 475 P 4, 344 

1. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſind: Aufhebung 
durch den überlebenden Ehegatten (§ 1492), Wiederverheiratung des überlebenden Ehegatten 
(8 1493), Tod oder Todeserklärung desſelben ($ 1494) und Urteil auf Klage eines anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlings (§§ 1495, 4916). In dieſen Fällen iſt eine Auseinanderſetzung 
notwendig. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kann auch dadurch ihr Ende erreichen, daß alle 
Abkömmlinge ſterben oder verzichten. In ſolchen Fällen vereinigt ſich das ganze Geſamtgut 
in der Hand des überlebenden Ehegatten (§ 1490 Sitz 3, § 1491 Abſ 4) und es iſt für eine Aus- 
einanderſetzung kein Raum. Letzteres trifft auch dann zu, wenn neben dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten nur ein einziger Abkömmling vorhanden iſt, erſte rer ſtirbt und von letzterem beerbt wird. 

2. Sowohl der Ehegatte (bezw. deſſen Erben) als auch jeder anteilsberechtigte Ab⸗ 
kömmling können auf Vornahme der Auseinanderſetzung klagen. Ebenſo $ 1471 Abſ 1 und 
§ 730 Abſ 1. Das Recht auf Auseinanderſetzung kann durch Vertrag weder ausgeſchloſſen, 
noch beſchränkt werden. Iſt der überlebende Ehegatte geſetzlicher Vertreter eines Abkömmlinges, 
fo erhält letzterer für die Auseinanderſetzung einen Pfleger. Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderlich, $ 1822 Nr 2. Vermittelung der Auseinanderſetzung durch das 
Amtsgericht $$ 99, 193 FGG. 

3. Der Hinweis auf $ 1442 ergibt, daß das Rechtsverhältnis der Teilhaber wieder 
wie während der Güterge meinſchaft und wie nach Beendigung der Gütergemeinſchaft bis zur 
Auseinanderſetzung (§ 1471 Abſ 2) als Gemeinſchaft zur geſamten Hand fort⸗ 
beſteht. Der Hinweis auf $ 1472 ergibt, daß die Verwaltung des Geſamtguts dem überleben⸗ 
den Ehegatten (bezw. deſſen Erben) und den anteilsberechtigten Abkömmlingen gemeinſchaft⸗ 
lich zuſteht. Was der überlebende Ehegatte erwirbt, fällt nicht mehr wie während der fortge⸗ 
ſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1485 Abſ 1 Halbſ 2) in das Geſamtgut. Dagegen wird das unter 
den Vorausſetzungen des $ 1473 Erworbene Geſamtgut. 

4. Nach $ 860 Abſ 2 ZRO find nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
die Anteile des überlebenden Ehegatten und der Abkömmlinge am Geſamtgute zugunſten 
der Gläubiger der Anteilsberechtigten pfändbar, nicht aber die Anteile am den einzelnen Ge⸗ 
ſamtgutsgegenſtänden. Die pfändbaren Anteile gehören im Falle der Konkurseröff⸗ 
nung zur Konkursmaſſe. Wegen der Zwangsvollſtreckung vgl. 9 745 Abi 2 ZPO. 


8 1498 


) Auf die Auseinanderſetzung finden die Vorſchriften der 88 1475, 1476, 
des § 1477 Abſ. 1 und der 88 1479 bis 1481 Anwendung); an die Stelle des 
Mannes tritt der überlebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten die an⸗ 
teilsberechtigten Abkömmlinge. Die im § 1476 Abſ. 2 Satz 2 bezeichnete Ber: 
pflichtung beſteht nur für den überlebenden Ehegatten. 

E 1 1406 Abſ 1, 2, 4, 6, 1407 Abſ 1 11 1409 M 4, 475 ff. P 4, 344; 6, 289. 

1. Die Auseinanderſetzung (Schichtung) erfolgt nach Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft weſentlich ebenſo wie nach Beendigung der Gütergemeinſchaft. An 
die Stelle des Mannes tritt der überlebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten die 
anteilsberechtigten Ehegatten, ein Grundſatz, der auch bereits im $ 1487 Abſ 1 zur Anerkennung 
gelangt iſt. Abweichende Anordnungen find den Ehegatten verſagt, 9 1518. Dies ſchlienßt nicht 
aus, daß ſich ſämtliche Beteiligte über abweichende Grundſätze einigen. Vgl. ferner $ 1494 
A 3 und 8 1497 A 2, 3. Letztwillige Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten $$ 1511 
bis 1516. 

2. $ 1475 beſtimmt, daß aus dem Geſamtgute zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten 
zu berichtigen ſind und daß das Geſamtgut, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen iſt. Bei 
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Unzulänglichkeit des Geſamtguts tritt verhältnismäßige Befriedigung ein. 8 1475 Abſ 2 findet 
in $$ 1499, 1500 feine Ergänzung. Der etwaige Überſchuß gebührt nach $ 1476 dem über⸗ 
lebenden Ehegatten zur Hälfte und den anteilsberechtigten Abkömmlingen zur Hälfte. Un⸗ 
berücksichtigt bleiben das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten an dem Anteile des 
verſtorbenen Ehegatten, ſowie dasjenige, was einſeitigen Abkömmlingen aus dem Geſamtgute 
ausgekehrt worden iſt, § 1483 A 7. Dieſe Nichtberückſichtigung erſcheint als eine billige Aus⸗ 
gleichung dafür, daß die anteilsberechtigten Abkömmlinge wegen ihrer Erb⸗ und Pflichtteils⸗ 
anſprüche nach dem verſtorbenen Ehegatten nicht ſchon bei deſſen Tode, ſondern infolge der 
Fortſetzung der Gütergemeinfchaft erſt bei deren Beendigung ſchadlos gehalten werden (M 4, 
478, 479). Mehrere anteilsberechtigte Abkömmlinge teilen die ihnen zufallende Hälfte nach 
Vorſchrift des $ 1503. Erſatzverbindlichkeiten werden nach $ 1476 Abſ 2 Satz 1 dem Schuldner 
auf ſeinen Teil angerechnet. § 1476 Abſ 2 Satz 2 bezieht ſich nicht auf die Abkömmlinge ($ 1498 
Satz 2), weil ihre verſönliche Haftung nach $ 1489 Abſ 3 durch die fortgeſetzte Güterge meinſchaft 
überhaupt nicht begründet wird. Vgl. jedoch auch $ 1489 A 7. Nach $ 1477 Abſ 1 wird der 
Überſchuß nach den Vorſchriften über die Gemeinſchaft geteilt. An Stelle des 8 1477 Abſ 2 
treten die 38 1502, 1515 (Übernahmerecht). Das im $ 1479 eingeräumte Recht, den Zeitpunkt 
der Rechtshängigkeit der Aufhebungsklage zur Grundlage für die Auseinanderſetzung zu 
wählen, kann von den Abkömmlingen nur gemeinſcha ftlich ausgeübt werden, denn 
die Auseinanderſetzung erfordert die Beobachtung einheitlicher Grundſätze allen Abkömm⸗ 
lingen gegenüber. Entſprechend 51502 Abſ 2 Satz 2 (Übernahmerecht der Abkömmlinge). Die 
88 1480, 1481 regeln die Folgen der Nichtberichtigung einer Geſamtgutsverbindlichkeit und 
zwar $ 1480 die Haftung gegenüber den Gläubigern und 81481 die Haftung der Schuldner 
untereinander. Wie bei der ehelichen Güterge meinſchaft der Ehemann gegenüber der Ehe 
frau die Einbuße zu tragen hat ($ 1481 A 4), jo muß auch bei der fortgeſetzten Güterge meinſchaft 
der überlebende Ehegatte den Abkömmlingen gegenüber die Einbuße tragen. Letztere ſind 
ſogar inſofern günſtiger als die Ehefrau geſtellt, als ſie auch wegen der ihnen nach § 1500 zur 
Laſt fallenden Verbindlichkeiten dem überlebenden Ehegatten nicht perſönlich haften, ſondern 
ſich nur Anrechnung auf ihren Anteil gefallen laſſen müſſen. Dies muß auch für den Fall 
des 1 1 2 gelten. Die Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge untereinander 
regelt § 1504. 

3. Die Auseinanderſetzung (Schichtung) hat nicht die Bedeutung einer ſog. Todteilung. 
Erb- und Pflichtteilsrechte der abgeſchichteten Abkömmlinge bleiben gegenüber dem über⸗ 
lebenden Ehegatten und Geſchwiſtern unberührt. Ebenſowenig wird das elterliche Nutz⸗ 
nießungsrecht berührt. 


8 1499 


Bei der Auseinanderſetzung fallen dem überlebenden Ehegatten zur 
Laſt e): 

1. die ihm bei dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft obliegen⸗ 
den Geſamtgutsverbindlichkeiten, für die das eheliche Geſamtgut nicht 
haftete ') oder die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander ihm zur 
Laſt fielen“); 

2. die nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtandenen 
Geſamtgutsverbindlichkeitens), die, wenn ſie während der ehelichen 
Gütergemeinſchaft in ſeiner Perſon entſtanden wären, im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander ihm zur Laſt gefallen ſein würden“); 

3. eine Ausſtattung, die er einem anteilsberechtigten Abkömmling über 
das dem Geſamtgut entſprechende Maß hinaus oder die er einem 
nicht anteilsberechtigten Abkömmlinge verſprochen oder gewährt 
hat?) ) ). 

E i 1400 5 2 Nr 1, 2, Abſ 3, 1401 II 1401 M 4, 464 P 4, 339 ff. 

1. Die 88 1499, 1500 regeln die Frage, ob bei der Auseinanderſetzung eine Ver⸗ 
bindlichkeit dem überlebenden Ehegatten oder den anteilsberechtigten Abkömmlingen zur 
Laſt fällt. Sie regeln alſo nur das innere Verhältnis der Schichtungsbeteiligten zu⸗ 
einander und laſſen das Verhältnis des Geſamtguts zu den Gläubigern ($ 1488) unberührt. 
Grundſätzlich fallen, da die fortgeſetzte Güterge meinſchaft wie die Gütergemeinichaft ihrem 
Weſen nach eine Gemeinſchaft auf Gedeih und Verderb iſt (§ 1463 A 1), alle Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft auch im Verhältniſſe des überlebenden 
Ehegatten und der anteilsberechtigten Abkömmlinge zueinander dem Geſamtgute der fort⸗ 
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geſetzten Güterge meinſchaft zur Laſt. Das BGB läßt dieſen Grundſatz unausgeſprochen und 

führt in den $$ 1499, 1500 nur die Aus na hmen auf. Die Bedeutung jenes Grundſatzes 

ergeben im einzelnen $ 1466 Abſ 2 mit $ 1487 (Erſatzanſprüche), $ 1475 mit § 1498 (Vor⸗ 

ne aus dem Geſamtgute) und $ 1481 Satz 1 mit $ 1498 (Haftung bei Nicht- 
erichtigun 

2 Fällt die Verbindlichkeit bei der Auseinanderſetzung dem überlebenden Ehegatten 
zur Laſt, ſo iſt er nicht berechtigt, die Berichtigung aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft zu verlangen ($ 1475 Abſ 2 mit $ 1498) und er hat, falls die Berichtigung dennoch 
erfolgt war, entſprechenden Erſatz zum Geſamtgute der fortgeſetzten Güterge meinſchaft zu 
leiſten ($ 1466 Abſ 1 mit $ 1487). 

3. Das ſind die Verbindlichkeiten der Frau als überlebender Ehegattin, für die nach 
5 1460 —1462 das eheliche Geſamtgut nicht haftete. Verbindlichkeiten des Mannes als 
überlebenden Ehegatten fallen unter dieſe Gruppe nicht, weil das Geſamtgut nach $ 1459 
Abſſ 1 für feine Verbindlichkeiten ohne Ausnahme haftete. 

4. Das ſind die den 98 14631465 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des überleben 
den Ehegatten. 

5. Die vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtandenen Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten ($ 1488 A 3) gehören nicht hierher. 

6. Das find die den 58 1463, 1464 Abſ 1 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des über⸗ 
lebenden Ehegatten. 

7. Ausſtattung. Der $ 1499 Nr 3 entſpricht dem $ 1465 Abſ 1. Auf die Ausſteuer 
bezieht fich die Beſtimmung nicht. Vgl. $ 1499 A 3, $ 1487 A 7. Soweit die verſprochene 
oder gewährte Ausſtattung das dem Geſamtgut entſprechende Maß einhält, iſt ſie vom Ge⸗ 
ſamtgute zu tragen. Die Ausgleichung der Abkömmlinge untereinander regelt ſich nach $ 1503. 

8. Die Beweislaſt trifft denjenigen, der behauptet, daß einer der im § 1499 unter 
Nr 1 bis 3 bezeichneten Ausnahmefälle vorliegt. 

9. Wegen der Zuläſſigkeit abweichender Vereinbarungen vgl. $ 1498 A 1. 


8 1500 


Die anteilsberechtigten Abkömmlinge müſſen ſich Verbindlichkeiten des 
verſtorbenen Ehegatten, die dieſem im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
zur Laſt fielen), bei der Auseinanderſetzung auf ihren Anteil inſoweit an⸗ 
rechnen?) laſſen, als der überlebende Ehegatte nicht von dem Erben des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten Deckung)) hat erlangen können. 

In gleicher Weiſe haben ſich die anteilsberechtigten Abkömmlinge an⸗ 
rechnen“) zu laſſen, was der verſtorbene Ehegatte zu dem Geſamtgute zu er: 
ſetzen hatte ) e) 7). 5 

E 1 1400 Abſ 2 Nr 3, Abſſ 3, 4, 5 1402 Abſ 2 II 1402 M 4, 464, 466 P 4, 340; 6, 287. 

1. Während $ 1499 diejenigen Verbindlichkeiten, welche ausnahmsweiſe bei ber 
Auseinanderſetzung dem überlebenden Ehegatten zur Laſt fallen, aufführt, 
werden im § 1500 die zu Laſten der Abkömmlinge fallenden Verbindlichkeiten behandelt. 
Vgl. § 1499 A 1. 

3 2. Das find die den $8 1463—1465 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten. , nt 2 f 5 

3. Nur Anrechnung auf ihren Anteil müſſen ſich die Abkömmlinge gefallen laſſen. Sie 
ſind alſo einerſeits nicht berechtigt, die Berichtigung der Verbindlichkeit aus dem Geſamtgute 
zu verlangen ($ 1475 Abſ 2 mit $ 1498), und genügen anderſeits, falls die Berichtigung 
dennoch erfolgt war, ihrer Erſatzpflicht durch Anrechnung. Eine perſönliche Erſatzſchuld entſteht 
nicht, da fie nach § 1489 Abſ 3 perſönlich überhaupt nicht haften, es fei denn, daß ſie ein be⸗ 
ſonderer Verpflichtungsgrund trifft, $ 1489 A 7. 

4. Deckung würde der überlebende Ehegatte von den Erben des verſtorbenen Ehegatten 
nur haben verlangen können, wenn letzterer ausreichendes Vorbehalts⸗ bezw. Sondergut 
hinterlaſſen hätte, $ 1483 A 5, 6. War ſolche Deckungsmöglichkeit vorhanden, jo find die Ab- 
kommlinge nicht anrechnungspflichtig, gleichviel ob der überlebende die Deckungsmöglichkeit 
benußt hat oder nicht. Dem Falle der wirklich erlangten Deckung ſteht es gleich, wenn und 
ſoweit der verſtorbene Ehegatte vom überlebenden Ehegatten beerbt wird. 

5. Das bezieht ſich auf die Erſatzverbindlichkeit aus $ 1466 Abſ 1. 

6. Die Beweislaſt trifft denjenigen, der behauptet, daß einer der im $ 1500 bezeich⸗ 
neten Ausnahmefälle vorliegt. 8 f 

7. Wegen der Zuläſſigkeit abweichender Vereinbarungen vgl. $ 1498 A 1. 
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8 1501 

) Iſt einem anteilsbererhtigien Abkömmlinge für den Verzicht?) auf 
ſeinen Anteil eine Abfindung aus dem Geſamtgute“) gewährt worden, jo wird 
ſie bei der Auseinanderſetzung in das Geſamtgut eingerechnet und auf die den 
Abkömmlingen gebührende Hälfte angerechnet‘). 

Der überlebende Ehegatte kann mit den übrigen anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlingen ſchon vors) der Aufhebung‘) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
eine abweichende Vereinbarung“) treffen. Die Vereinbarung bedarf der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“); ſie iſt auch denjenigen Ab⸗ 
kömmlingen gegenüber wirkſam, welche erſt ſpäter in die fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft eintreten. 

E I 1398 Abſ 4 II 1397 M 4, 460 P 4, 316. 

1. Der $ 1501 regelt die Frage, wie die einem anteilsberechtigten Abkömmlinge aus 
dem Geſamtgute für den Verzicht auf ſeinen Anteil gewährte Abfindung bei der 
Auseinanderſetzung im Verhältniſſe des überlebenden Ehegatten zu den Abkömmlingen zu 
verrechnen iſt. Mangels ausdrücklicher Beſtimmung würde die Abfindung zur Hälfte von 
dem überlebenden Ehegatten und zur Hälfte von den Abkömmlingen zu tragen ſein. Dies 
wäre dem überlebenden Ehegatten gegenüber unbillig, weil der Anteil des infolge Verzichts 
ausſcheidenden Abkömmlings nur den übrigen Abkömmlingen anwächſt, § 1491 Abſ 4, $ 1490 
Satz 3. Daher iſt im $ 1501 Abſ 1 die für den Regelfall angemeſſene und abänderungsfähige 
Vorſchrift erteilt worden. 

2. Nur ein nach Eintritt der fortgeſetzten Güterge meinſchaft erklärter Verzicht 
des Abtömmlinges auf ſeinen Anteil (F 1491) iſt, wie der Zuſammenhang ergibt, gemeint, 
nicht ein vorher geſchloſſener Verzichtsvertrag ($ 1517). Verzicht und Abfindung müſſen 
in dem Verhältniſſe von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen. Ein ſolches Verhältnis liegt 
bei einem einſeitigen Verzichte ($ 1491 Abſ 1) regelmäßig nicht vor. Auf dieſen bezieht 
ſich $ 1491 nicht. Das Geſetz hat vielmehr den Regelfall im Auge, daß Verzicht (und Ab- 
findung) durch Vertrag des Verzichtenden mit dem überlebenden Ehegatten und den 
übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen bedungen worden find, $ 1491 Abſ 2 (a. M. 
Staudinger und andere Schriftſteller). In dieſem Falle können die Abkömmlinge, 
die ſich die Abfindung anrechnen laſſen müſſen, bei Bemeſſung der Abfindung mitwirken, 
im andern Falle nicht. Die Anſicht, daß ſich die Abkömmlinge die Anrechnung jeder, auch 
der außervertraglich gewährten, noch ſo hohen Abfindung für einen einſeitigen Verzicht ge⸗ 
fallen laſſen müſſen, läuft auf eine große Unbilligkeit gegenüber den Abkömmlingen hinaus, 
widerſpricht dem Grundgedanken des $ 1499 Nr 3 und ſteht auch nicht mit den Darlegungen 
der Motive Bd 4 Satz 460, 461 im Einklange. 

3. Nicht unter $ 1501 fällt eine Abfindung, die der überlebende Ehegatte aus feinem 
Vorbehalts⸗ oder Sondergut oder die ein Abkömmling, dem der An- 
teil des Verzichtenden anwächſt, gewährt. 

4. Über die Aurechnungs pflicht hinaus haften die Abkömmlinge nicht perſönlich. Val. 
$ 1500 A 3. Untereinander verteilen fie die Laſt nach $ 1503 Abſ 3. 

5. Die nach der Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft getroffene Verein⸗ 
barung bedarf keiner Form. Vgl. $ 1498 A 1. Den Beteiligten bleibt überlaſſen, ſchon beim 
Abſchluſſe des Verzichtsvertrags ($ 1491 Abſ 2) geeignete Nebenabreden zu treffen (M 4, 461). 

6. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1497 A 1. 

7. Iſt der überlebende Ehegatte der geſetzliche Vertreter eines Abkömmlinges, ſo muß 
dieſem ein Pfleger beſtellt werden. Vormundſchaftsgerichtliche Geneh⸗ 
migung iſt nur inſoweit erforderlich, als die Abkömmlinge untereinander die Abfindungs⸗ 
laft verteilen, $ 1822 Nr 2, $ 1503 Abſ 3. 

8. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152 BGB, Art 141 EG, 
85 167 ff. FGG. 

8 1502 


Der überlebende Ehegatte iſt berechtigt, das Geſamtgut oder einzelne 
dazu gehörende Gegenſtände gegen Erſatz des Wertes) zu übernehmen). 
Das Recht geht nicht auf den Erben über. 

Wird die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft auf Grund des $ 1495 durch 
Urteil aufgehoben, jo ſteht dem überlebenden Ehegatten das im Abſ. 1 be: 
ſtimmte Recht nicht zu. Die anteilsberechtigten Abkömmlinge können in dieſem 
Falle“) diejenigen Gegenſtände gegen Erſatz des Wertes ) übernehmen), 
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welche der verſtorbene Ehegatte nach 8 1477 Abſ. 2 zu übernehmen berechtigt 
ſein würde. Das Recht kann von ihnen nur gemeinſchaftlich') ausgeübt werden‘). 

E 1 1406 Abf 5, 1407 Abſ 2, 3 IE 1410 M 4, 480 ff. P 4, 344, 347. 

1. Bei der Auseinanderſetzung nach Beendigung der Gütergemeinſchaft haben die 
Ehegatten das im § 1477 Abſ 2 beſtimmte Übernahmerecht. Bei der Auseinanderſetzung 
nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft haben der überlebende Ehegatte 
und die Abkömmlinge das im $ 1502 beſtimmte Übernahmerecht. Beide Fälle find verſchieden 
geregelt. Insbeſondere genießt der Ehegatte im Falle des § 1502 abweichend vom Falle 
des $ 1477 Abf 2 die große Begünſtigung gegenüber den Abkömmlingen, das ganze Geſamt⸗ 
gut zum Schätzungswerte ohne Rückſicht darauf, von welchem der beiden Ehegatten es herrührt, 
zu übernehmen. Dabei ift er nach $ 1492 Abſ 1 Satz 1 in der Lage, den für die Übernahme 
vorteilhafteſten Zeitpunkt zu wählen. Er kann ſich dadurch (namentlich für den Fall der 
Wiederverheiratung) die wirtſchaftliche Grundlage feines Lebens erhalten, was wiederum 
dem Zwecke der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſpricht. Vgl. § 1483 A 4, 1484 A 1. 

2. Der gemeine Wert zur Zeit der Übernahme iſt maßgebend. 

3. Das Übernahmerecht gelangt erſt bei der Teilung zur Ausübung. Es muß zurück⸗ 
ſtehen, wenn der Übernahmegegenſtand vom Geſamtgut einem Dritten geſchuldet wird oder 
feine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamtgutsverbindlichkeiten erforderlich iſt, $ 1475 
Abſ 3 mit $ 1498. Letzteres iſt nicht der Fall, wenn die Berichtigung durch Verſilberung 
anderer Gegenſtände als der zu übernehmenden ermöglicht werden kann. Das Über⸗ 
nahmerecht des Ehegatten iſt unvererblich, das der Abkömmlinge vererblich. Letzt⸗ 
willige Zuerteilung des Übernahme rechts $ 1515. 

4. Den Abkömmlingen ſteht das Übernahmerecht auch dann zu, wenn die Aufhebungs⸗ 
klage zwar erhoben, auch begründet war, der Rechtsſtreit ſich aber in der Hauptſache vor dem 
Urteile durch Aufhebung der fortgeſetzten Güterge meinſchaft aus einem andern Grunde (z. B. 
Aufhebung durch den überlebenden Ehegatten, 91492 Abſ 1 Satz 1) erledigte. Dies folgt aus 
5 1479 mit 1498. Vgl. $ 1479 A 2 und 9 1422 A 1. A. M. Planck, Staudinger. 

5. Mehrheitsbeſchluß genügt nicht. 

6. Grundbuchverkehr $$ 37, 38, 99 GO. 


§ 1503 

Mehrere anteilsberechtigte Abkömmlinge! teilen die ihnen zufallende 
Hälfte des Geſamtguts nach dem Verhältniſſe der Anteile, zu denen ſie im 
Falle der geſetzlichen Erbfolge?) als Erben des verſtorbenen Ehegatten berufen 
ſein würden, wenn dieſer erſt zur Zeit der Beendigung?) der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft geſtorben wäre). m. 

Das Vorempfangenes) kommt nach den für die Ausgleichung unter Ab⸗ 
kömmlingen geltenden Vorſchriften ) zur Ausgleichung, ſoweit nicht eine ſolche 
bereits bei der Teilnug des Nachlaſſes des verſtorbenen Ehegatten erfolgt iſt. 

Iſt einem Abkömmlinge, der auf ſeinen Anteil verzichtet?) hat, eine Ab⸗ 
findung aus dem Geſamtgute gewährt worden, ſo fällt ſie den Abkömmlingen 
zur Laſt, denen der Verzicht zuſtatten kommt. 

E 11408 II 1411 M 4, 484 ® 4, 347; 6, 289. 

1. Anteils berechtigte Abkömmlinge $ 1482 A 2, § 1483 A 3. 

2. Hiernach find die 88 1924, 1927, 1930 maßgebend. Abweichende Anordnungen 
durch letztwillige Verfügungen 88 1511—1516. 

3. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 5 1497 A 1. 

4. Hiernach iſt nicht der Todestag des verſtorbenen Ehegatten, ſondern der Zeitpunkt 
der Beendigung der fortgeſetzten Güterge meinſchaft maßgebend. 

5. Zum Vorempfangenen gehört, was der Abkömmling von dem verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten und an deſſen Stelle auf Grund des $ 1487 Abſ 1 mit § 1442 — 1446 aus dem Ge⸗ 
ſamtgute der fortgeſetzten Güterge meinſchaft von dem überlebenden Ehegatten empfangen hat. 

6. Hiernach ſind die $$ 2050, 2051 Abſ 1, 2053—2057 maßgebend. Abweichende 
Anordnungen find den Ehegatten verſagt, $ 1518. Die Ausgleichungspflicht findet auch dann 
ftatt, wenn der verſtorbene Ehegatte gemäß $ 1512 letztwillig den Anteil des Abkömmlings 
herabgeſetzt hat (M 4, 485). Gegenüber dem überlebenden Ehegatten ſind die Abkömmlinge 
zur Ausgleichung nicht verpflichtet. j 

7. Hiermit ift der Fall des 8 1491 (nicht der des $ 1517) in Verbindung mit $ 1501 ge- 
meint. Vgl. $ 1501 A 2. 
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8 1504 

Soweit die anteilsberechtigten Abkömmlinge nach § 1480 den Geſamt⸗ 
gutsgläubigern haften ), ſind ſie im Verhältniſſe zueinander nach der Größe 
ihres Anteils an dem Geſamtgute verpflichtet 9. Die Verpflichtung beſchränkt 
ſich auf die ihnen zugeteilten Gegenſtände; die für die Haftung des Erben 
geltenden Vorſchriften der 88 1990, 1991 finden entſprechende Anwendung!). 

E 11 1412 M 4, 476 P 4, 848; 5, 828. 

1. Nach $ 1480 in Verbindung mit $ 1498 haften einem Geſamtgutsgläubiger, deſſen 
Forderung bei der Teilung des Geſamtguts unberichtigt blieb, alle anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlinge persönlich und geſamtſchuldneriſch, jedoch iſt ihre Haftung auf die ihnen zugeteilten 
Gegenſtände beſchränkt. . 2 5 2 

2. Ein Abkömmling, dem bei der Teilung Geſamtgutsgegenſtande von einem ſeinen 
Anteil überſteigenden Werte zugeteilt worden ſind und der den Gläubiger bis zum Werte der 
zugeteilten Gegenſtände befriedigt hat, kann alſo wegen der ſeinen Anteil überſteigenden 
Mehrleiſtung von den übrigen Abkömmlingen Erſatz verlangen. Von dieſen iſt ein jeder nur 
mit den ihm zugeteilten Gegenſtänden und nur bis zur Höhe ſeines Anteils erſatzpflichtig. 

3. Vgl. hierzu § 1480 A 8. 

§ 1505 


) Die Vorſchriften über das Recht auf Ergänzung des Pflichtteils ?) finden 
zugunſten eines anteilsberechtigten Abkömmlings!) entſprechende Anwendung; 
an die Stelle des Erbfalls tritt die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft, als geſetzlicher Erbteil gilt der dem Abkömmlinge zur Zeit der Be⸗ 
endigung gebührende Anteil an dem Geſamtgut“); als Pflichtteil gilt die 
Hälfte des Wertes dieſes Anteils. 

E 1 1391 11 1389 M 4, 446 P 4, 814. 

1. Zweck der Vorſchrift. Nach 88 1512, 1513, 1516, 1518 können die Ehegatten 
den Anteil eines Abkömmlinges durch letztwillige Verfügung nur unter gewiſſen Beſchränkungen 
ſchmälern oder entziehen. Dieſe Schranken könnten ſie durch Vornahme von Schenkungen 
umgehen. Zum Schutze der dadurch benachteiligten Abkömmlinge ſchreibt der $ 1505 die ent⸗ 
ſprechende Anwendung der erbrechtlichen Beſtimmungen über das Recht der Pflichtteilsergän⸗ 
zung infolge von Schenkungen ($$ 2325—2332) vor. Dabei wird, wie im $ 1503 Abf 1, von 
der Unterſtellung ausgegangen, als ſei der Erblaſſer, nämlich der verſtorbene Ehegatte, erſt im 
Zeitpunkte der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1497 A 1) geſtorben. Eine 
wirkliche Erbfolge liegt nicht vor, $ 1483 A 4. 

2. Recht auf Ergänzung des Pflichtteils 98 23252332. Im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchriften iſt Schenkung nur eine wirkſame Schenkung. Unwirkſame Schenkungen 
(3. B. eine vom Manne während der Gütergemeinſchaft ohne Zuſtimmung der Frau vor- 
genommene Schenkung aus dem Geſamtgute, $ 1446) können zurückgefordert werden. Als 
Nachlaß im Sinne des § 2327 Abſ 1 gilt die Hälfte des zur Zeit der Beendigung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft vorhandenen Geſamtguts. Nach $ 2328 kann jeder anteils⸗ 
berechtigte Abkömmling die von den andern Abkömmlingen verlangte Ergänzung ihres 
Anteils ſoweit verweigern, daß ihm ſeine eigene Anteilshälfte mit Einſchluß deſſen 
verbleibt, was ihm zu deren Ergänzung gebühren würde. In den $$ 2328, 2329 treten 
an die Stelle des Erben die anteilsberechtigten Abkömmlinge. 

3. Jeder anteilsberechtigte Abkömmling kann die zu feinen Gunſten lautenden Vor- 
ſchriften unabhängig von den übrigen Abkömmlingen geltend machen. 

4. Der $ 1515 bezieht ſich nur auf das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 
Auf das Vorbehalts⸗ und Sondergut des verſtorbenen Ehegatten finden die Vorſchriften über 
Ergänzung des Pflichtteils unmittelbar Anwendung. Vgl. 9 1483 A 5, 6. Dasſelbe gilt von 
dem Vorbehalt. und Sondergute, das der überlebende Ehegatte bei feinem Tode hinterläßt. 


8 1506 


Iſt ein gemeinſchaftlicher Abkömmling!) erbunwürdig, jo iſt er auch des 
Anteils an dem Geſamtgut unwürdig ). Die Vorſchriften ) über die Erbun⸗ 
würdigkeit finden entſprechende Anwendung ). 

E 1 1392 II 1390, 1392 M 4, 446 ff. P 4, 314. 

1. Gemeinſchaftliche Abkömmlinge 5 1482 A 2. Iſt ein einſeitiger Abkömmling erb- 


1 1 5 fällt fein Erbteil den einfeitigen und gemeinſchaftlichen Abkömmlingen zu, 38 1483 
Abſ 2, . 


8, Kommentar von Reſchsgerichtsräten. II. Band. 10 
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2. 51516 Satz 1 beſagt, daß ein gemeinſchaftlicher Abkömmling, wenn er in Anſehung 
des Nachlaſſes des verſtorbenen Ehegatten (§ 1483 X 6) für erbunwürdig erklärt worden iſt, 
ohne weiteres auch der Anteilnahme am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft un⸗ 
würdig ſein ſoll. Iſt eine Erbunwürdigkeitserklärung in Anſehung des Nachlaſſes des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten unterblieben, ſo kann der gemeinſchaftliche Abkömmling — wie ſich aus 
$ 1506 Satz 2 ergibt — doch in Auſehung des Anteils am Geſamtgute für anteilsunwürdig 
erklärt werden. Bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann zwar von einer Erbfolge keine 
Rebe ſein, aber die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über Erbunwürdigkeit rechtfertigt 
ſich, weil ſich der Anteil eines Abkömmling 's am Geſamtgute ſtofflich als ſein Erbteil nach dem 
verſtorbenen Ehegatten darſtellt (M 4, 446). Erbunwürdigkeit gegenüber dem überlebenden 
Ehegatten fällt nicht unter $ 1506, ſondern berührt nur deſſen Nachlaß. 

3. 58 2339—2345. Die Fälle der Erbunwürdigleit find im g 2339 aufgeführt. Unter 
den daſelbſt ge meinten Verfügungen von Todes wegen find auch ſolche zu verſtehen, die unter 
die 59 15111515 fallen. Letztere bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit nach $ 1516 der Zuſtimmung 
des andern Ehegatten. Die Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung, und die Ehegatten können die in den 98 15111515 bezeichneten Verfügungen 
auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente treffen. Mit dem Geſetzeszwecke dürfte die ſinn⸗ 
entſprechende Anwendung des $ 2339 auf die Zuſtimmungserklärung im Einklange ſtehen 
(q. M. Staudinger). Nach 8 2340 wird die Erbunwürdigkeit (Anteilsunwütdigkeit) durch 
Anfechtung des Erbſchaftserwerbes (Anteilserwerbes) geltend gemacht und es iſt die Anfechtung 
erſt nach dem Anfalle der Erbſchaft (des Anteils) d. h. nach dem Tode des erſtverſtorbenen 
Ehegatten zuläſſig. Im Falle des $ 2343 kommt es auf die Verzeihung des überlebenden Ehe- 
gatten nicht an. Gemäß $ 2344 kommt die Erbunwürdigkeit eines gemeinſchaftlichen Ab- 
lömmlinges den gemeinſchaftlichen und einſeitigen Abkömmlingen zugute. 


§ 1507 

Das Nachlaßgericht) hat dem überlebenden Ehegatten?) auf Antrag?) 
ein Zeugnis“) über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft zu erteilen. Die 
Vorſchriften“) über den Erbſchein finden entſprechende Anwendung. 

E II 13924 P 5, 729 ff. 

1. Zuſtändiges Nachlaßgericht §8 72, 73 FGG, Art 147 EG. 

2. Autrags berechtigt iſt nur der überlebende Ehegatte bezw. deſſen Rechtsnachfolger. 
Ausnahmen für Gläubiger 85 792, 896 ZPO, 88 14, 40 GS und Abkömmlinge § 1485 Abj 3 
mit § 1438 Abſ 3. Andere Perſonen können, wenn ſie ein rechtliches Intereſſe glaubhaſt 
machen, Ein ſicht in das erteilte Zeugnis und die vorausgegangenen Ermittelungsverhand⸗ 
lungen, fowie Ausfertigung des Zeugniſſes nebſt Abſchrift der Ermittelungsverhand⸗ 
lungen erhalten, 85 78, 85 FGG. 

3. Der Antrag bedarf keiner Form: er kann auch durch einen Vertreter geſtellt werden. 
Vgl. ferner $ 11 FG. 

4. Das Zeugnis gibt über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft Auskunft, d. h. es 
bezeugt unter Namhaftmachung der Beteiligten die Tatſache, daß die Güterge meinſchaft, die 
in der Ehe zweier Ehegatten geherrſcht hat, nach dem Tode des einen Ehegatten zwiſchen dem 
überlebenden Ehegatten und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen (§ 1482 A 2) fortgeſetzt 
($ 1483 A 4) worden iſt. Es wird alſo nur der Eintritt der forkgeſetzten Güterge meinſchaft, 
nicht deren Fortdauer bezeugt. N21 0 über nachträgliche Anderungen, z. B. Wegfall eines 
Abkömmling s und Eintritt anderer Abkömmlinge in die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft oder 
Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehören nicht zum geſetzlichen Inhalte des 
Zeugniſſes, können auch nicht von den Beteiligten beanſprucht werden, ſind jedoch zuläſſig 
und entkräften das Zeugnis nicht. Vgl. RG 64, 173 (Erbſchein). Das Zeugnis und der Erb⸗ 
ſchein find von einander unabhängig (OLG 6, 319), können aber in derſelben Urkunde ver⸗ 
bunden werden (OLG 14, 237). Wegen des Zeugniſſes als Unterlage für Eintragungen in 
das Grundbuch und Schiffsregiſter vgl. $ 36 Abſ 2 G, $ 107 FGG. 

5. Vorſchriften über den Erbſchein 88 23532370. Nach 5 2361 Abſ 1 iſt das 
Zeugnis, wenn ſich ergibt, daß es unrichtig iſt, einzuziehen und wird mit der Einziehung 
kraftlos. Anderungen, die nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft eintreten, 
begründen die Unrichtigkeit nicht. Nach § 2361 Abſ 2 hat das Nachlaßgericht das einzuziehende 
Zeugnis, falls es nicht ſofort erlangt werden kann, durch Beſchluß für kraftlos zu erklären. — 
Die Anordnung der Erteilung eines bereits erteilten Zeugniſſes kann nicht Gegenſtand einer 
Beſchwerde ſein, ebenſowenig der Inhalt eines erteilten Zeugniſſes. Wohl aber iſt Beſchwerde 
zuläſſig gegen die Ablehnung des Antrags auf Einziehung und Kraftloserklärung eines 
erteilten Zeugniſſes (RG 61, 273, Erbſchein). Beſchwerde gegen die Kraftloserklärung findet 
nicht ſtatt, $ 84 FG. Die Vermutung des $ 2365 und der öffentliche Glaube der 
88 2366, 2367 ſtehen dem Zeugniſſe nur in Anſehung des geſetzlich vorgeſchriebenen Inhalls, 
nicht in Anſehung ſonſtiger Zuſätze (oben A 4) zur Seite (RG 64, 173). 
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§ 1508 

) Die Ehegatten können die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch Ehe⸗ 
vertrag?) ausſchließen ). t ! 

Auf einen Ehevertrag, durch welchen die Fortſetzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben wird, finden die 
Vorſchriften des 8 1437 Anwendung‘). 

E 1 1383 Ubi 2 Satz 2 II 1413 Halbſ 1 M 4, 424 P 4, 303. 

1. Die $$ 1508, 1509 regeln die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung 
der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft. § 1508 regelt die Ausſchließung durch Ehevertrag, 
§ 1509 die Ausſchließung durch letztwillige Verfügung. Im erſteren Falle müſſen beide 
Eheleute zuſammenwirken, im letzteren Falle kann jeder Ehegatte einfeitig, jedoch nur 
für ſeinen Todesfall Beſtimmung treffen. Verſchieden von der Ausſchließung ſind die A b⸗ 
lehnung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ($ 1484) und die Aufhebung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1492) ſeitens des überlebenden Ehegatten. 

2. Der die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausſchließende Ehevertrag kann vor und 
während der Ehe geſchloſſen und mit dem die Gütergemeinſchaft einführenden Ehe vertrage, 
ebenſo auch mit einem Erbvertrag ($ 2276), nicht aber mit einem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
(OLG 6, 162, dagegen OLG 6, 165) verbunden werden. 

3. Die Ausſchließung kann ſowohl für den Fall, daß der Mann vor der Frau ftirbt, 
als auch für den Fall, daß die Frau vor dem Manne ſtirbt, beſtimmt werden. Sie kann weder 
auf einen Teil des Geſamtguts, noch in bezug auf Anfang und Ende durch eine Zeitbeſtimmung 
oder Bedingung beſchräukt werden. Folgen der Ausſchließung § 1510. Nichteintritt der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft kann übrigens auch die Folge anderer Umſtände ſein, z. B. wenn 
ſich die Ehegatten in einem Erbvertrage gegenſeitig zu Alleinerben einſetzen. 

4. Die Ausſchließung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag muß in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen werden (OLG 8, 335). Vgl. § 1509 A 6. 


§ 1509 

Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod auf⸗ 
gelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch letztwillige Ver⸗ 
fügung!) ausſchließen “), wenn er berechtigt iſt, dem andern Ehegatten den 
Pflichtteil zu entziehen Joder auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft zu klagen 5), 
Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriften e) über die Entziehung des Pflicht⸗ 
teils entſprechende Anwendung. 

E 11387 Abſ 1—3 II 1383 Abſ 1 M 4, 440 ꝙ 4, 309; 6, 286. 

1. Allgemeines vgl. $ 1508 A 1. 

2. Über den Begriff der e e Verfügung vgl. Erläuterungen zu 58 1937, 1941. 
Gemeint ift im 8 1509 jede einſeitige Verfügung von Todes wegen, ſei es, daß ſie in 
einem Teſtamente ($ 1937), ſei es, daß fie in einem Erbvertrage ($ 2299) getroffen wird. Da⸗ 
gegen iſt es unzuläſſig, auf Grund des $ 1509 die Fortſetzung der Gütergemeinfchaft durch eine 
vertrags mäßige Verfügung von Todes wegen in einem Erbvertrage auszuſchließen, 
$ 2278. Vgl. aber auch $ 1508 A 2. { 

3. Die Ausjchliegung darf nicht in unzuläffiger Weiſe beſchränkt werden, 81508 A 3. 

4. Entziehung des Pflichtteils 5 2335. Ob in dieſen Fällen die Ausſchließung der 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft zugleich die Bedeutung der Entziehung des Pflichtteils 
hat, iſt eine Frage der Auslegung (M 4, 441). Vgl. § 1511 Abſ 2. 

5. Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft 98 1468, 1469. In die ſen Fällen wird 
das Pflichtteilsrecht des überlebenden Ehegatten von der Ausſchließung nicht berührt (M 44, 41). 

6. $$ 2336, 2337. 

7. Die Ausſchließung der Fortſetzung der Güterge meinſchaft durch letztwillige Ver⸗ 
fügung wird in das Güterrechtsregiſter nicht eingetragen. Vgl. § 1508 A 4. 


§ 1510 

Wird die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen ), jo gilt das 
Gleiche wie im Falle des § 14822). 

E 1 1387 Ab 4 11 1383 Abſ 2 M 4, 441 P 4, 309. 

1. Sei es durch Ehevertrag ($ 1508), ſei es durch letztwillige Verfügung ($ 1509). 

2. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehört (außer ſeinem Vorbehalts⸗ und 
Sondergute) auch ſein Anteil am Geſamtgute und die Beerbung iſt die gewöhnliche. Vgl. 
Erläuterungen zu $ 1482. 105 
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8 1511 


Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod 
aufgelöſt ') wird, einen gemeinſchaftlichen Abkömmling) von der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft durch letztwillige Verfügung) ausſchließen ). 

Der ausgeſchloſſene Abkömmling kann, unbeſchadet ſeines Erbrechts 7, 
aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinjchaft?) die Zahlung des 
Betrags verlangen), der ihm von dem Gejamtgute der ehelichen Gütergemein⸗ 
haft?) als Pflichtteil gebühren würde, wenn die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft nicht eingetreten wäre“). Die für den Pflichtteilsanſpruch geltenden 
Vorſchriften n) finden entſprechende Anwendung. 

Der dem ausgeſchloſſenen Abkömmlinge gezahlte Betrag wird bei der 
Auseinanderſetzung den anteils berechtigten Abkömmlingen nach Maßgabe des 
8 15001) angerechnet. Im Verhältniſſe der Abkömmlinge zueinander fällt 
er den Abkömmlingen zur Laſt, denen die Ausſchließung zuſtatten kommt“). 

E 1 1388 II 1384 M 4, 442 P 4, 309; 5, 137; 6, 287. 

1. Während die $$ 1508, 1509 die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung der 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft Überhaupt behandeln ($ 1508 A 1), regelt der 
$ 1511 in Verbindung mit $ 1516 die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmlinges von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Wenngleich bei der 
fortgefegten Gütergemeinſchaft von einer Erbfolge keine Rede fein kann ($ 1483 A 4), fo darf 
doch nicht überſehen werden, daß die Teilnahme eines gemeinſchaftlichen Abkömmlinges an der 
ſortgeſetzten Gütergemeinſchaft gewiſſermaßen den Erſatz für ſein geſetzliches Erbrecht bildet 
(M 41, 442). Wie ein Erblaſſer feinen Verwandten durch Teſtament von der geſetzlichen Erb⸗ 
olge ausſchließen kann (§ 1938), fo ſoll auch den Ehegatten die Ausſchließung eines gemein- 
ſchaftlchen Abkömmlinges von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geſtattet ſein. Wie in 
jene m bleibt auch in dieſem Falle der Pflichtteilsanſpruch unberührt. Verſchieden von der 
Ausſchließung des Abkömmlinges durch letztwillige Verfügung iſt die Entziehung 
ſeines Anteils durch letztwillige Verfügung, § 1513. 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich, $ 1516. 

3. Wird die Ehe durch den Tod des andern Ehegatten aufgelöft, fo wird die Aus- 
ſchließung gegenſtandslos. Dasſelbe gilt, wenn die Ehe nicht durch Tod, ſondern aus a n- 
dern Gründen aufgelöſt wird, z. B. durch Scheidungsurteil, oder wenn die Ehe nicht auf- 
gelöſt, ſondern für nichtig erklärt wird. Die Ausſchließung ift nur bei Lebzeiten beider 
Ehegatten zuläſſig. 

4. Gemeinſchaftlicher Abkömmling $ 1482 A 2. Die Ausſchlie ßung kann ſich auch auf 
die ganze gegenwärtige und zukünftige Nachkommenſchaft eines Abkömmlinges erſtrecken. 

i Verfügung $$ 1937, 1941, 2299. Eröffnung $$ 2259—2264, 2273, 
2300; O 1 „ 

6. Der Beweggrund der Ausſchließung iſt für deren Wirkſamkeit gleichgültig. Die 
Ausſchließung bewirkt, daß der Ausgeſchloſſene fo, als wäre er vor dem Eintritte der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft geſtorben, behandelt wird (M 4, 442). Sein Wegfall kommt nach 
Maßgabe des § 1490 Satz 2, à3 den übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen zugute. Der 
ausſchließende Ehegatte iſt nicht berechtigt, den Anteil des Ausgeſchloſſenen einem andern 
Abkömmlinge zuzuwenden, $$ 1514, 1518. Die Ausſchließung kann auch die Folge anderer 
Anordnungen ſein, z. B. wenn der überlebende Ehegatte als Vorerbe und der einzige Ab⸗ 
kömmling als Nacherbe eingeſetzt wird (OLG 7, 59, 62). Vgl. $ 1508 A 3. 

7. Das Erbrecht des Abkömmlinges in Anſehung des Vorbehalts⸗ und Sonderguts des 
Erblaſſers wird von der Ausſchließung nicht berührt (Prot 5, 139). Dieſes Gut bleibt folge⸗ 
richtig auch bei der Berechnung des Pflichtteils aus $ 1511 Abſ 2 außer Betracht. 

8. Geſamtgut der fortgeſetzten Güterge meinſchaft $ 1483 A 5. Eheliches Geſamtgut 
$ 1485 A 1. Maßgebend iſt der Beſtand zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemein- 
ſchaft. Das Verlangen kann ſich nur auf Zahlung eines Geldbetrags, nicht auf Überweiſung 
eines Bruchteils des Geſamtguts oder einzelnen Geſamtgutsgegenſtandes richten. Abweichende 
Anordnungen find den Ehegatten verſagt, $ 1518. Das Zahlungsverlangen iſt an keine 
Friſt gebunden. . ne 

9. Der $ 1511 Abſ 2 fest hiernach voraus, daß es zum Eintritte der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gekommen iſt. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kann aber dann nicht 
eintreten, wenn alle anteilsberechtigten Abkömmlinge ausgeſchloſſen ſind. Von einer 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft kann nur die Rede ſein, wenn neben dem überlebenden 
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Ehegatten wenigſtens e in anteilsberechtigter Abkömmling vorhanden iſt. Kann fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft nicht eintreten, fo ift auch für die Anwendung des $ 1511 Abſ 2 kein Raum 
Es tritt Beerbung nach den allgemeinen Vorſchriften wie im Falle des § 1482 ein und Frage 
der Auslegung iſt es, ob die Ausſchließung die Bedeutung der Einſetzung auf den Pflichtteil 
hat (OLG 6, 165; 7, 62, dagegen 7, 59). 

10. Pflichtteils vorſchriften 88 2303 ff. Nach $ 2303 Abſ 1 Satz 2 beſteht der 
Pflichtteil in der Hälfte des Wertes des Anteils am Geſamtgute. Bei der Feſtſtellung des 
Pflichtteils nach § 2310 werden diejenigen Abkömmlinge, die von der fortgeſetzten Güter⸗ 
ge meinſchaft ausgeſchloſſen find ($ 1511) und diejenigen, die gemäß $ 1517 auf ihren Anteil 
verzichtet haben, mitgezählt, nicht aber diejenigen Abkömmlinge, die gemäß $ 1491 auf ihren 
Anteil verzichtet haben. Letzterer Verzicht ſteht der Ausſchlagung einer Erbſchaft nicht gleich 
(Planck A 7d). Die im $ 2314 feſtgeſtellten Verpflichtungen zur Auskunftserteilung 
und Vorlegung eines Verzeichniſſes treffen den Ehegatten, nicht die Abkömmlinge. Nach 
$ 2317 entſteht der Anſpruch auf den Pflichtteil mit dem Eintritte der fortgeſetzten Güter ⸗ 
ge meinſchaft. Nach § 2354 iſt der Pflichtteilsanſpruch des ausgeſchloſſenen Abkömmlinges 
bei Erbunwürdigkeit desſelben anfechtbar. Wegen der Pfändung des Pflichtteilsanſpruchs 
vgl. $ 852 Abſ 1 3 PO. 

11. Soll heißen § 1501. 


8 1512 


Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft eintritt), den einem anteilsberechtigten Abkömmlinge“) 
nach der Beendigung) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gebührenden Anteil 
an dem Geſamtgute durch letztwillige Verfügung!) bis auf die Hälfte herab⸗ 
ſetzen . 

E 1 1389 Abſ 1 11 1385 Satz 1 M 4, 443 P 4, 310. 

1. Die 55 1512—1514 beſchäftigen ſich mit der Befugnis der Ehegatten, die Rechte 
der an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft teilnehmenden Abkömmlinge zu kürzen. Die 
Ehegatten dürfen den Anteil des Abkömmlinges nach $ 1512 bis auf die Hälfte herab⸗ 
ſetzen, nach $ 1513 ganz entziehen oder einer Beſchränkung unterwerfen und nach $ 1514 
das Entzogene einem Dritten zuwenden. 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich, $ 1516. 

3. Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 8 1483 A 4. Stirbt der andere 
Ehegatte zuerſt oder tritt fortgeſetzte Güterge meinſchaft nicht ein, fo iſt die Verfügung 
gegenſtandslos. 

4. Anteils berechtigter Abkömmling § 1483 A 3. 

5. Gründe der Beendigung § 1497 A 1. 

6. Letztwillige Verfügung § 1937, 1941, 2299. Eröffnung 58 2259 —2264, 2273, 2300. 

7. Der Beweggrund der Herabſetzung iſt für deren Wirkſamkeit gleichgültig. Die 
Herabſetzung bewirkt, daß der entzogene Teil mangels anderweiter Beſtimmung der Ehe- 
gatten (581514, 1516) nach Maßgabe des § 1490 Satz 2, 3 den übrigen anteilsberechtigten Ab- 
kömmlingen, bezw. dem überlebenden Ehegatten zugute kommt. Stirbt oder verzichtet der 
Abkömmling, deſſen Anteil herabgeſetzt iſt, während der fortgeſetzten Güterge meinſchaft (88 1490, 
1491), ſo müſſen ſich auch die an ſeine Stelle tretenden Abkömmlinge, bezw. der überlebende 
Ehegatte die Herabſetzung gefallen laſſen (a. M. Planck). Die Herabſetzung bewirkt ferner, 
daß der betroffene Abkömmling nur nach Verhältnis des ihm belaſſenen Betrags an den An- 
wachſungen ($$ 1490, 1491) teilninmt. Selbſtverſtändlich hat er auch nur nach demſelben 
Verhältniſſe die Laſten und Verbindlichkeiten des Geſamtguts zu tragen. Soweit die Herab- 
ſetzung die zuläſſige Hälfte überſchreitet, iſt ſie ungültig. 


8 1513 


)Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft eintritt“), einem auteilsberechtigten Abkömmlinge) 
den dieſem nach der Beendigung!) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ge: 
bührenden Anteil an dem Geſamtgute durch letztwillige Verfügung) entziehen“, 
wenn er berechtigte) iſt, dem Abkömmlinge den Pflichtteil zu entziehen. Die 
Borſchriften des § 2336 Abſ. 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung“). 
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Der Ehegatte kann, wenn er nach § 2338 berechtigt iſt, das Pflichtteils⸗ 
recht des Abkömmlinges zu beſchrünken, den Anteil des Abkömmlinges am 
Geſamtgut einer entſprechenden Beſchränkung unterwerfen 10). 

E 11389 Abſ 2 11 1386 M 4, 444 P 4, 310 ff. 

1. Allgemeines 8 1512 A 1. 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich, $ 1516. 

3. Eintritt der fortgejegten Gütergemeinſchaft § 1483 A 4. Stirbt der andere 
Ehegatte zuerſt oder tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein, ſo iſt die Verfügung 
gegenſtandslos. 

4. Anteilsberechtigter Abkömmling 9 1483 A 3. 

5. Gründe der Beendigung § 1497 A 1. 

6. Letztwillige Verfügung $$ 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259—2264, 9273, 2300. 

7. Die Entziehung des Anteils bewirkt, daß der entzogene Anteil mangels anderweiter 
Beſtimmung der Ehegatten (581514, 1516) nach Maßgabe des § 1490 S 182, 3den übrigen anteils 
berechtigten Abkömmlingen, bezw. dem überlebenden Ehegatten zugute kommt. Stirbt der 
Abkömmling, dem der Anteil entzogen iſt, während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1490), 
jo müſſen ſich auch die an feine Stelle tretenden Abkömmlinge, bezw. der überlebende Ehegatte 
die Entziehung gefallen laſſen (a. M. Planck). Der von der Entziehung betroffene Ab⸗ 
kömmling nimmt weder an den Anwachſungen (89 1490, 1491), noch an den Laſten und Ver- 
bindlichfeiten des Geſamtguts teil. 

8. Die Berechtigung zur Entziehung des Pflichtteils ergibt ſich aus $ 2333. Infolge 
Verzeihung entfällt die Berechtigung und wird die erfolgte Entziehung unwirkſam, $ 2337. 

9. Im $ 2336 Abſ 4 tritt an die Stelle des Erbfalls die erb der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. Vgl. auch $ 1505 Sitz 2. 

10. Durch eine ſolche Beſchränkung des Anteils in wohlmeinender Abſicht wird das 
Teilnahmerecht des Abfümmling 3 während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht berührt. 
Erſt mit der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt die Beſchränkung in Wirt. 
ſamkeit. Im § 2338 Abſ 2 Sitz 2 tritt an die Stelle des Erbfalls die Beendigung der fort- 
enger Gütergemeinſchaft. Wegen Zuläſſigkeit der Pfändung der Nutzungen vgl. § 863 
Abſ 3 3PO. 


8 1514 

Jeder Ehegatte?) kann den Betrag ), den er nach § 1512 oder nach 8 1513 
Abſ. 1 einem Abkömmling entzieht, auch einem Dritten?) durch letztwillige 
Verfügung“) zuwenden s). 

E 11 1387 M 4, 444 P 4, 312, 323 ff. 

1. Zuſtim mung des andern Ehegatten erforderlich, $ 1516. 

2. Der dem Abkömmling entzogene Betrag iſt der dem Werte des Entzogenen ent— 
ſprechende Geldbetrag. Der Anteil ſelbſt kann dem Dritten auf Grund des $ 1514 weder ganz 
noch teilweiſe zugewendet werden, ebenſowenig ein beflimmter Geſamtgutsgegenſtand. Vgl. 
auch $ 1511 N 6, f 1512 A 7 und $ 1513 A 7 (Anwachſung). 

3. Der Dritte lann auch ein anderer ge meinſchaftlicher oder einſeitiger Abkömmling 
oder der überlebende Ehegatte ſein. 

4. Letztwillige Verfügung 981937, 1941, 2299. Eröffnung 85 22592264, 2273, 2300. 

5. Die Zuwendung bewirkt, daß für den Dritten ein Anſpruch auf Geldzahlung be⸗ 
gründet wird, der nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geltend gemacht 
werden kann. Auf die Zuwendung dürften die Vorſchriften über die Vermächtniſſe ſinnent⸗ 
ſprechend Anwendung finden (Planck A 3). 


8 1515 

Jeder Ehegatte n kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft eintritt ), durch letztwillige Verfügung) anordnen, daß 
ein anteilsberechtigter Abkömmling) das Recht haben ſoll, bei der Teilung 5) 
das Geſamtgut oder einzelne dazu gehörende Gegenſtände e) gegen Erſatz des 
Wertes“) zu übernehmen s). 

Gehört zu dem Geſamtgut ein Landgut), fo kann angeordnet werden, 
daß das Landgut mit dem Ertragswert) oder mit einem Preiſe, der den Er- 
tragswert mindeſtens 0) erreicht, angeſetzt werden ſoll. Die für die Erbfolge 
geltenden Vorſchriften des § 2049 finden Anwendung. 
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Das Recht, das Landgut zu dem im Abſ. 2 bezeichneten Werte oder 
Preiſe zu übernehmen, kann auch dem überlebenden Ehegatten eingeräumt 


werden 1). 

E 1 1389 Abſ 1 II 1385 Satz 2 M 4, 443 P 4, 310; 6, 393. 

1. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich, $ 1516. 

2. Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1483 A 4. Stirbt der andere Ehe; 
gatte zuerſt oder tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein, fo iſt die Verfügung gegen⸗ 
ſtandslos. 

f 3. Letztwillige Verfügung 55 1937, 1941, 2299. Eröffnung 98 22592264, 2273, 2300. 

4. Anteils berechtigter Abkömmling § 1483 A 3. Anteilsberechtigt iſt auch der Ab⸗ 
kömmling, deſſen Anteil gemäß $ 1512 auf die Hälfte herabgeſetzt iſt. Stirbt der Übernahme» 
berechtigte nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, fo treten ſeine Erben 
an ſeine Stelle. 

5. Teilung 88 1477, 1498 und Erl. 

6. Ohne Rückſicht darauf, von welchem der Ehegatten der Gegenſtand herrührt. 

7. Der gemeine Wert zur Zeit der Übernahme iſt maßgebend. 

8. Das Übernahmerecht aus $ 1515 geht dem Übernahmerechte des überlebenden 
Ehegatten aus 5 1502 vor und iſt vererblich. Wird der Übernahmegegenſtand einem Dritten 
geſchuldet oder iſt ſeine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamtgutsverbindlichkeiten 
erforderlich, jo muß das Übernahmerecht zurückſtehen. Vgl. § 1477 A 4, § 1502 A 3. 

9. Begriff des Landguts 5 98, 5 2049 und Erl.; Ertragswert $ 2049 Abſ 2. 
Vgl. auch Ark 137 EG. 

10. Wie das Wörtchen „mindeſtens“ ergibt, kann auch ein den Ertragswert über- 
ſteigender Preis angeſetzt werden. 

11. Iſt die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gemäß § 1495 durch Urteil aufgehoben, ſo 
entfällt das dem überlebenden Ehegatten im § 1502 eingeräumte Übernahmerecht. Neben 
dieſem geſetzlichen Übernahmerechte will der § 1515 Abſ 3 nicht ein neues auf letztwilliger 
Verfügung berühendes Übernahmerecht ſchaffen — was überflüfjig wäre —, ſondern nur den 
Wert, bezw. Preis, zu dem das geſetzliche bernahmerecht ausgeübt werden kann feſtſetzen. 
Demzufolge dürfte $ 1502 Abſ 2 auf den Fall des $ 1515 Ab; 3 anwendbar fein. Ebenſo 
Staudinger; a. M. Planck u. a. 


$ 1516 


Zur Wirkſamkeit der in den 88 1511 bis 1515 bezeichneten Verfügungen 
eines Ehegatten iſt die Zuſtimmung ) des anderen Ehegatten erforderlich. 

Die Zuſtimmung kann nicht durch einen Vertreter erteilt werden). Iſt 
der Ehegatte in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, ſo iſt die Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. Die Zuſtimmungserklärung bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung ). Die Zuſtimmung iſt un⸗ 
widerruflich ). 

Die Ehegatten können die in den 88 1511 bis 1515 bezeichneten Ver⸗ 
fügungen auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamentes) treffen. 

E 1 1390 11 1388 M 4, 445 P 4, 313; 5, 442; 6, 287, 394. 

1. Grund der Vorſchrift. Sowohl dem Weſen der Gütergemeinſchaft, als auch dem mut- 
maßlichen Willen beider Ehegatten entſpricht es, daß kein Ehegatte ohne die Zuſtimmung des 
andern Ehegatten die geſetzlichen Rechte der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge ſchmälern oder 
entziehen und auf dieſe Weiſe den einen Ablömmling vor dem andern begünſtigen darf. Die 
Zustimmung iſt ohne Rückſicht darauf, ob die Verfügung dem überlebenden Ehegatten zum 
Nachteile gereicht oder nicht, erforderlich. BR | 

2. Die Zuſtimmung des andern Ehegatten ift ein einſeitiges, empfangsbedürftiges 
Rechtsgeſchäft ($ 130), dem verfügenden Ehegatten gegenüber abzugeben, kann vor oder nach 
Errichtung der letztwilligen Verfügung, jedoch nicht mehr nach dem Tode des verfügenden Ehe⸗ 
gatten abgegeben werden und iſt in jedem Falle unwiderruflich. Zum Widerruf der letzt⸗ 
willigen Verfügung bedarf der verfügende Ehegatte nicht der Zuſtimmung des andern Ehe⸗ 
gatten. Letzterer kann trotz erteilter Zuſtimmung gemäß 9 1484 die Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinschaft ablehnen und dadurch die Verfügung unwirkſam machen. 

N 3. Hieraus folgt die höchſtperſönliche Natur der Zuſtimmung. Vertretung in der 
Erklärung der Zuſtimmung iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen. Geſchäftsunfähigkeit des 
Ehegatten macht die Zuſtimmung unmöglich. 
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4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung Art 141 EG, 58 167 ff. FGG. Diele 
Form iſt notwendig, gleichviel in welcher Form die letztwillige Verfügung errichtet iſt. 

5. Gemeinſchaftliches Teſtament 5 2265 ff. Die Ehegatten können die bezeichneten 
Verfügungen auch in einem Erbvertrage treffen, da deſſen Form (3 2276) den 
Erforderniſſen des $ 1516 genügt. Abweichend § 1509 A 2. 


8 1517 


) Zur Wirkſamkeit eines Vertrags, durch den ein gemeinſchaftlicher Ab⸗ 
kömmling ) einem der Ehegatten gegenüber für den Fall, daß die Ehe durch 
deſſen )) Tod aufgelöſt wird, auf ſeinen Anteil am Geſamtgute der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft verzichtet oder durch den ein ſolcher Verzicht aufgehoben“) 
wird, iſt die Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich. Für die Zu⸗ 
ſtimmung gelten die Vorſchriften des S 1516 Abſ. 2 Satz 3, 45). 

Die für den Erbverzicht geltenden Vorſchriften e) finden entſprechende 
Anwendung. 

E 1 1393 Il 1391 M 4, 448 ® 4, 314; 5, 443; 6, 394, 398. 

1. 6 1517 behandelt den während der Gütergemeinſchaft im voraus, § 1491 den 
nach Eintritt der fortgeſotzten Gütergemeinſchaft erklärten Verzicht eines Abkömmlinges 
auf feinen Anteil. Vgl. § 1491 A 1. Im Falle des § 1517 kann der Verzicht nur 
durch Vertrag erfolgen. Der Verzichtsvertrag wird von dem Abkömmlinge mit einem der 
beiden Ehegatten oder mit beiden Ehegatten abgeſchloſſen. 

2. Gemeinſchaftlicher Abkömmling 5 1482 A 2. r 

3. Wird die Fe durch den Tod des andern Ehegatten aufgelöft, fo wird der Verzichts⸗ 
vertrag, wenn er nicht auch mit dem andern Ehegatten geſchloſſen war, gegenſtandslos. Das 
$ 1511 A 3 Geſagte gilt auch hier. 

4. Der Verzicht kaun nur durch Vertrag mit dem Ehegatten, mit dem der Verzichts— 
vertrag geſchloſſen war, aufgehoben werden. 

5. Die Zuſtimmung des andern Ehegatten iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges 
Rechtsgeſchäft ($ 130), dem Ehegatten oder dem Abkömmlinge gegenüber abzugeben ($ 182 
Abſ 1), kann vor oder nach Errichtung des Vertrags, jedoch nicht mehr nach dem Tode des 
vertragſchließenden Ehegatten abgegeben werden und iſt in jedem Falle unwiderruflich. Die 
Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. $ 1516 Abſ 2 
Satz 1, 2 iſt von der Anwendbarkeit ausgeſchloſſen. Daher kann die Zuſtimmung auch durch 
einen Vertreter erteilt werden und der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehegatte bedarf 
der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Schließt der Abkömmling den Verzichtsvertrag 
mit beiden Ehegatten ab, ſo erſcheint eine beſondere Zuſtimmungserklärung überflüſſig. 

6. Erbverzichts vorſchriften 98 2346 ff. Nach $ 2346 Abſ 1 Satz 2 iſt der verzichtende 
Abkömmling von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des 
Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht mehr lebte. Ein Pflichtteilsanſpruch ſteht 
ihm nicht zu, ebenſowenig der dem ausgeſchloſſenen Abkömmling in $ 1511 Abſ 2 ein⸗ 
geräumte Anſpruch. Unberührt bleibt fein Erbrecht in Anſehung des Vorbehalts⸗ und 
Sonderguts des verſtorbenen Ehegatten. Nach $ 2349 erſtreckt ſich die Wirkung des Verzichts 
auf die Abkömmlinge des Verzichtenden. Hierin liegt eine Abweichung vom $ 1490 S 2. 
Nach § 2350 Abſ 1 kann zugunſten eines andern verzichtet werden. Der andere kann 
im Falle des $ 1217 immer nur ein anteilsberechtigter Abkömmling oder der überlebende 
Ehegatte fein. Fremde Perſonen dürfen an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht teil- 
nehmen, 3 1490 A 1. Vgl. ferner 8 1497 A1 (Folgen des Verzichts aller Abkömmlinge). 


8 1518 

) Anordnungen, die mit den Vorſchriften der 88 1483 bis 1517 in Wider: 
ſpruch ſtehen, können von den Ehegatten weder durch letztwillige Verfügung ), 
noch durch Vertrags) getroffen werden‘). 

E I 1383 Abj 2 Sat 2 11 1413 M 4, 424 P 4, 303. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1518 bezweckt, für den Fall des Eintritts der fortge- 
ſetzten Güterge meinſchaft die anteilsberechtigten Abkömmlinge vor Anordnungen der Ehegatten 
zu ſchützen, die geeignet find, die den Abkömmlingen als Erſatz für ihr Erb- und Pflichtteilsrecht 
zuſtehenden Auteile am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu beeinträchtigen. 
Insbeſondere ſoll den Ehegatten die Möglichkeit entzogen fein, zum Nachteile der anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge dritte Perſonen zu bedenken (M 4, 424). Allerdings bieten 
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die in den 88 1511—1515 zugelaſſenen Anordnungen eine Handhabe, den Abkömmling mittel⸗ 
bar zu nötigen, ſich auch nicht zugelaſſene Anordnungen, z. B. die Beſtellung eines Nieß⸗ 
brauchs für den überlebenden Ehegatten, gefallen zu laſſen (ebenſo Planck, Staudinger). 

2. Letztwillige Verfügung 38 1937, 1941, 2299. Der Mann kann die Gütergemein- 
ſchaft für die Zeit nach ſeinem Tode nicht dadurch beſeitigen, daß er die Frau zur alleinigen 
Erbin feines ganzen Nachlaſſes einſetzt (RG Warn 08 Nr 163). 

3. Ehevertrag oder Erbvertrag. 0 

4. Anordnungen, die mit den $$ 14831517 im Widerſpruche ſtehen, ſind nichtig. 
Die Nichtigkeit können ſowohl die Abkömmlinge als auch der überlebende Ehegatte geltend 
machen (OLG 6, 162). Unberührt bleibt die Befugnis des überlebenden Ehegatten, über ſeinen 
Anteil am Geſamtgute, fein Vorbehalts⸗ und Sondergut letztwillig zu verfügen. 


3. Errungenſchaftsgemeinſchaft 
8 1519 
Was der Mann oder die Frau während der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft erwirbt, wird gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten (Geſamt⸗ 


gut)). 
Auf das Geſamtgut finden die für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
geltenden Vorſchriften des 8 1438 Abf. 2, 3 und der 88 1442 bis 1453, 1455 


bis 1457 Anwendung ). 

E 1 1411 Abſ 1, 1417 II 1414 M 4, 151 ff., 492 ff., 505 ff. P 4, 349 ff.; 6, 289. 

1. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft behält jeder Ehegatte ſein Vermögen. 
Gemeinſam wird nur, was während der Errungenſchaftsgemeinſchaft das beiderſeits 
eingebrachte Gut an Nutzungen abwirft und beide Ehegatten durch Arbeit erringen 
(Geſamtgut). Die Errungenſchaftsgemeinſchaft ſtellt ſich gewiſſermaßen nur als eine 
Umgeſtaltung des Güterſtandes der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung dar (M 4, 
491, 499, 511, 513, 534). Die ehelichen Laſten, ſowie die für den Erwerb der Gemeinſchafts⸗ 
maſſe erforderlichen Ausgaben werden gemeinſam getragen. Der $ 1519 Abſ 1 bringt zum 
Ausdrucke, daß der in die Gemeinſchaft fallende Erwerb ſchon während des Beſtehens der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft einen beſonderen Vermögensinbegriff bildet (reine Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft). Abgelehnt hat das BGB die ſog. Gemeinſchaft des Zuge winnſtes. 
nach der erſt bei Auflöſung der Gemeinſchaft durch Abrechnung ermittelt wird, ob nach Erſatz 
des eingebrachten Vermögens und nach Berichtigung der die Gemeinſchaft belaſtenden Ver⸗ 
bindlichkeiten ein (unter die Ehegatten gleichmäßig zu verteilender) Überſchuß vorhanden 
it Errungenſchaftsgemeinſchaft kann nur durch Ehevertrag (59 14321436) eingeführt 
oder aufgehoben werden. Für dieſen Ehevertrag gelten Beſchränkungen, wie fie $ 1437 
für die allgemeine Gütergemeinſchaft vorſieht, nicht. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
find zu unterſcheiden: Geſamtgut ($ 1519), eingebrachtes Gut des Mannes ($$ 1520—1525), 
eingebrachtes Gut der Frau (89 15201525) und Vorbehaltsgut der Frau ($ 1526 Abſ 1, 3). 
Vorbehaltsgut des Mannes gibt es nicht ($ 1526 Abi 2). 

2. Geſamtgut der Exrungenſchaftsgemeinſchaft iſt alles, was die Ehegatten — ſei 
es der Mann allein, ſei es die Frau allein, ſei es beide Ehegatten gemeinſam — während der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft erwerben, ausgenommen dasjenige, was nach den $$ 1520 bis 
1524 als eingebrachtes Gut der Ehegatten und nach $ 1526 als Vorbehaltsgut der Frau an⸗ 
zuſehen iſt. Hiernach gehören zum Geſamtgute die Nutzungen des eingebrachten Gutes 
der Ehegatten ($ 1525) und die Erträge ihrer (körperlichen oder geiſtigen) Tätigkeit. 
Das Geſamtgut der Exrungenſchaftsgemeinſchaft beſitzt dieſelbe rechtliche Natur wie das 
Geſamtaut der allgemeinen Güterge meinſchaft (Gemeinſchaft zur geſamten Hand). 

3. Nach 8 1438 Abſ 2 tritt die Geſamtgutseigenſchaft kraft Geſetzes ein. § 1442 regelt 
einige aus der Errungenſchaftsgemeinſchaft als einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (A 2) 
ſich ergebende Folgen (Ausſchluß der Verfügung über Anteile, Ausſchluß des Teilungsver⸗ 
langens, Beſchränkung der Aufrechnung). Nach § 1443 ſteht dem Manne die Verwaltung 
des Geſamtguts zu, jedoch bedarf er in den Fällen der 88 1444—1446 der Einwilligung der 
Frau, die nach 8 1447 durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden kann. Die 88 1449 
bis 1452 regeln die Rechte der Frau in Anſehung des Geſamtguts. § 1455 betrifft die Heraus⸗ 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung des Geſamtguts. § 1456 ſtellt, abgeſehen von 
zwei Ausnahmen (gefliſſentliche Benachteiligung der Frau oder mangelnde Zuſtimmung), 
den Grundſatz der rechtlichen Unverantwortlichkeit des Mannes gegenüber der Frau auf und 
8 1457 trifft Beſtimmung für den Fall, daß der Mann unter Vormundſchaft ſteht. Die Erl. 
zu den angezogenen Paragraphen werden in bezug genommen. 
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8 1520 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was ihm bei dem Eintritte) 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört). 

E 1 1412 11 1415 M 4, 495 P 4, 349. 

1. Die $$ 1520 — 1524 beſtimmen, was als eingebrachtes Gut eines Ehegatten 
anzuſehen iſt. In den bezeichneten Fällen entſteht eingebrachtes Gut kraft Geſe tz e 8. 
Eingebrachtes Gut beider Ehegatten bildet — abgeſehen von dem Vorbehaltsgute der 
Frau (5 1526) — gewiſſermaßen einen Gegenſatz zum Geſamtgute (8 1519), jedoch 
unterliegt das eingebrachte Gut wie das Geſamtgut der Verwaltung des Mannes 
und die Nutzungen des eingebrachten Gutes beider Ehegatten gehören zum Geſamtgute 
($ 1525). Der 1. Entwurf bezeichnete das eingebrachte Gut im Falle der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft als Sondergut. Die 2. Kommiſſion erſetzte dieſen Ausdruck durch die Be⸗ 
zeichnung „eingebrachtes Gut“ entſprechend dem Vorgange, daß auch bei dem geſetzlichen 
Güterſtande das der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterliegende Vermögen 
als „eingebrachtes Gut“ bezeichnet worden war (Prot 4, 349). Irgend eine Vermutung für 
die Eigenſchaft als Eingebrachtes befteht nicht (RGSt 40, 175). 

2. Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Die vor der Ehe vereinbarte Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft kann naturgemäß nicht früher als mit der Eheſchließung eintreten. 
Die während der Ehe vereinbarte Errungenſchaftsge meinſchaft tritt mit dem Abſchluſſe 
des Ehevertrags ein. In beiden Fällen kann durch Vertrag ein ſpäterer Eintritt der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft vereinbart werden. 

3. Alle dem Ehegatten gehörenden Gegenſtände (Sachen und Rechte) fallen aus⸗ 
nahmslos unter $ 1520. Auch bares Geld und andere verbrauchbare Sachen find nicht aus⸗ 
genommen, doch gilt hinſichtlich ihrer die Vermutung aus $ 1540 (Verwendung in das Ge⸗ 
ſamtgut). Val. auch $$ 1525 Abſ 2, 1377, 1527. Unter 8 1520 fällt auch ein bedingter oder 
anfechtbarer Erwerb, wenn letzterer während der Errungenſchaftsgemeinſchaft unbedingt 
oder unanfechtbar wird, desgleichen der Erwerb auf Grund einer vor Eintritt der Errungen⸗ 
ſchaftsge meinſchaft begonnenen, aber erſt während derſelben vollendeten Erſitzung. Was 
beiden Ehegatten ſchon vor Beginn der Errungenſchaftsgemeinſchaft gemeinſchaftlich ge- 
hörte, wird gemeinſchaftliches eingebrachtes Gut, nicht Geſamtgut (M 4, 496). 

4. Durch Ehevertrag können Gegenſtände, die an ſich zum eingebrachten Gute gehören 
würden, dem Geſamtgute zugewieſen werden. Solche Gegenſtände gehen nicht kraft 
Geſetzes in das Geſamtgut über ($$ 1519 Abſ 2, 1438 Abſ 2), ſondern nach Maßgabe 
der allgemeinen für den Übergang des betreffenden Rechtes geltenden Beſtimmungen (M 4, 
496). Vgl. auch OLG 7, 55 (bei Grundſtücken Auflaſſung erforderlich). 


8 1521 

Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was er von Todes wegen?) 
oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht), durch Schenkung) oder als 
Ausſtattung') erwirbt. Ausgenommen iſt ein Erwerb, der den Umſtänden 
nach zu den Einkünften zu rechnen iſt e) ). 

E 1 1412 II 1418 M 4, 496 P 4, 349, 365. 

1. Eingebrachtes Gut $ 1520 A 1. 

2. Unter Erwerb von Todes wegen verſteht $ 1369 das, was während des Beſtehens 
des geſetzlichen Güterftandes durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder als Pflichtteil er⸗ 
worben wird. So auch M 4, 496. In dieſem Sinne ſpricht auch $ 1521 von einem Erwerbe 
von Todes wegen. Erwerb durch Erbfolge umfaßt den Erwerb auf Grund geſetzlicher Erb⸗ 
folge, teſtamentariſcher Erbfolge und teſtamentariſcher Zuwendung von Vermächtniſſen, 
ſowie auf Grund Erbvertrags (58 1922—1940). Hiernach iſt der Erwerb durch Vermächtnis 
(58 1939, 2147 ff.) ſchon in dem Erwerbe durch Erbfolge mitbegriffen. Bedarf es nach dem 
Anfalle der Erbſchaft an die Frau ($ 1942) noch einer Auseinanderſetzung mit Miterben, ſo 
iſt dazu nach $$ 1525 Abſ 2, 1359 die Zuſtimmung des Mannes nötig (OLG 8, 332). Der 
Erblaſſer kann — unbeſchadet des Pflichtteilsrechts — beftimmen, daß das Erworbene Ge⸗ 
ſamtgut werden ſolle. Eine ſolche Beſtimmung hat nicht zur Folge, daß das Erworbene ohne 
weiteres Geſamtgut wird, ſondern dazu bedarf es eines Ehevertrags und der Befolgung der 
allgemeinen für den Übergang des fraglichen Vermögens geltenden Beſtimmungen. Was 
beiden Ehegatten gemeinſchafklich zugewendet wird, fällt nicht in das Geſamtgut, ſondern 
wird gemeinſchaftliches eingebrachtes Gut (M 4. 496). 

3. Was einem Ehegatten während des Beſtehens der Ertungenſchaftsge meinſchaft 
mit Rüdjicht auf ſein künftiges Erbrecht von einem Dritten zugewendet wird, iſt als ein⸗ 


Errungenſchaftsgemeinſchaft 95 1520—1522 155 


gebrachtes Gut zu behandeln, weil es ſich hierbei um eine Vorwegnahme des Erbrechts, alfo 
inhaltlich um Erwerb durch Erbfolge handelt. Daran ändert ſich nichts, wenn der bedachte 
Ehegatte oder beide Ehegatten gewiſſe Gegenleiſtungen (Leibzucht, Abfindung) übernehmen. 
Ob dieſe Verpflichtungen Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind und welchem der Ehegatten ſie 
im Verhältniſſe zueinander zur Laſt fallen, richtet ſich nach den allgemeinen Beſtimmungen 
(88 1530 ff., 1535 ff.). 

4. Schenkungen. Was ein Dritter während des Beſtehens der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft einem Ehegatten ſchenkt, wird eingebrachtes Gut des Beſchenkten. Was ein 
Dritter unter Lebenden einer Ehefrau unentgeltlich zuwendet, kann er zu ihrem Vorbehalts⸗ 
gute beſtimmen (88 1526, 1369). Was ein Dritter beiden Ehegatten gemeinſchaftlich ſchenkt, 
wird nicht Geſamtgut, ſondern gemeinſchaftliches eingebrachtes Gut. Der Schenker kann das 
Geſchenk aber auch für das Geſamtgut machen. Dann gilt das in A1 über Beſtimmung als Ge⸗ 
ſamtgut Geſagte. Hochzeitsgeſchenke und belohnende Schenkungen unterliegen derſelben Beur⸗ 
teilung wie Schenkungen überhaupt, desgleichen Geſchenke, die ein Ehegatte dem andern 
macht. Zu einer Schenkung des Mannes an die Frau aus dem Geſamtgut iſt ein Ehevertrag 
nicht notwendig (Planck A 1c; Staudinger A 1c). Was ein Ehegatte während des 
Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft von einem Dritten durch ein entgeltliches 
Rechtsgeſchäft erwirbt, kann nicht durch die Beſtimmung des Dritten eingebrachtes 
Gut werden. Die Beſtimmung des Dritten iſt unwirkſam. Sonſt wäre jedem Ehegatten 
die Möglichkeit gegeben, durch entſprechende Abmachungen den Ertrag ſeiner Arbeit dem 
Geſamtgute zu entziehen. Dadurch würde aber die ganze Einrichtung der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft gefährdet (M 4, 498; vgl. $ 1522 A 2). 

5. Die Ausſtattung ($ 1624) umfaßt hier auch die Ausſtener (§ 1620). Sind fie ſchon 
vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft gewährt oder verſprochen worden, fo 
werden ſie nach § 1520 eingebrachtes Gut. 

6. Die Ausnahme des 9 1521 Satz 2 beruht auf einem Beſchluſſe der 2. Kommiſſion 
(Prot 4, 366). Ihr liegt die Erwägung zugrunde, daß ein Erwerb, namentlich Schenkungen 
denkbar ſeien, die ihrer Natur und den Umſtänden des Falles entſprechend eine Vergröße⸗ 
rung des gemeinſamen Zehrgutes (Konſumptionsfonds), nicht des eingebrachten Gutes 
bildeten, z. B. Trinkgelder, die der Mann als Pförtner oder die Frau als Kellnerin empfangen, 
überhaupt Geſchenke, die ein Ehegatte mit Beziehung auf ſeine Erwerbstätigkeit oder aus 
Anlaß derſelben erhalte (A 4). Ahnlich verhält es ſich mit Zuwendungen zur Beſtreitung 
des ehelichen Aufwandes, fet es, daß es ſich um eine einmalige Leiſtung (3. B. Hergabe der 
Mittel zu einer Erholungsreiſe), ſei es, daß es ſich um wiederkehrende Zuſchüſſe (3. B. zu den 
laufenden Bedürfniſſen des Haushalts) handelt. Sogenannte Nad elgelder, die ein 
Vater ſeiner Tochter gewährt, werden regelmäßig dem Geſamtgute zufließen. Bei der Frage, 
ob ein Erwerb zu den Einkünften zu rechnen ſei, ſind nicht nur die Abſicht des Zuwendenden, 
ſondern auch die perſönlichen Verhältniſſe des Empfängers, ſeine Erwerbstätigkeit und der 
Anlaß der Zuwendung zu berückſichtigen. Wirtſchaftliche Geſichtspunkte ſind in 
den Vordergrund zu ſtellen. In Betracht kommt Erwerb jeder der im 3 152 Satz 1 
bezeichneten Arten. 

7. Durch Ehevertrag kann ein Erwerb der im $ 1521 bezeichneten Art dem Geſamt⸗ 
gute zugewieſen werden. Für dieſen Fall gilt das $ 1520 A 4 Geſagte. 


8 1522 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten find Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können?), ſowie Rechte, die mit ſeinem 
Tode erlöſchen “) oder deren Erwerb durch den Tod eines der Ehegatten be: 
dingt iſt). 

E 1 1415 11 1416 M 4, 503 P 4, 350. 

1. Eingebrachtes ae de 0 a . ea 

2. Wegen der Gegenſtände (Rechte, Sachen) die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen 
werden können, vgl. $ 1439 A 2. Ob die Unübertragbarkeit aus der cen Beſchaffen⸗ 
beit des Gegenstandes folgt oder auf Vereinbarung beruht, macht keinen Unterſchied. Val. 
aber auch § 1521 A 4. Mit dem Verluſte der Eigenſchaft der Unübertragbarkeit werden ſolche 
Gegenſtände Geſamtgut. Die Nutzungen unübertragbarer Gegenſtände (3. B. die Gehalts⸗ 
ſumme, die Unfall- oder Altersrente) fallen gemäß $ 1525 in das Geſamtgut. Gehören un- 
übertragbare Gegenftände dem Ehegatten ſchon beim Eintritte der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft, fo werden fie nach $ 1520 eingebrachtes Gut und bleiben eingebrachtes Gut, auch wenn 
ſie während der Errungenſchaftsgemeinſchaft die Eigenſchaft der Unübertragbarkeit verlieren. 
Spaterer Verlust der Unübertragbarkeit iſt überhaupt immer gleichgültig, wenn der Gegen⸗ 
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ſtand nicht nur nach $ 1522, ſondern auch nach einer andern Beſtimmung eingebrachtes Gut 
wei Unzuläſſig iſt es, durch Ehevertrag unübertragbare Gegenſtände dem Geſamtgute zuzu⸗ 
weiſen. 

3. Zu den Rechten, die mit dem Tode des berechtigten Ehegatten erlöſchen, gehört 
3. B eine Leibrente ($ 759 Abſ 1). Derartige Rechte find, weil von der Lebenszeit 
des Berechtigten abhängig, nicht geeignet, den Zwecken des Geſamtguts zu dienen, insbe⸗ 
ſondere die Koſten des ehelichen Aufwandes zu beſtreiten und nach Auflöſung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft zur Teilung gebracht zu werden. Die Rechte ſelbſt gehören alſo zum ein⸗ 
gebrachten Gute, dagegen fallen die durch fie gewonnenen Nutzungen nach $ 1525 in 
das Geſamtgut. Der für das erworbene Recht gezahlte Preis fällt dem eingebrachten Gute 
des Berechtigten zur Laſt ($ 1535 Nr 1). Der Nießbrauch gehört wegen feiner Unübertrag⸗ 
barkeit ($ 1059 Satz 1) nach $ 1522 zum eingebrachten Gute. 

4. Zu den Rechten, deren Erwerb durch den Tod eines der Ehegatten bedingt iſt, 
gehört namentlich das Recht aus einer Lebens verſicherung. Auch Rechte dieſer Art 
ſind wie die in A 3 bezeichneten Rechte ungeeignet, den Zwecken des Geſamtguts zu dienen. 
Unter $ 1522 fallen ſolche Rechte nicht nur, wenn derjenige Ehegatte, bei deſſen Tode die 
Verſicherungsſumme ausgezahlt werden ſoll, der überlebende Teil iſt, ſondern auch, wenn die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft durch den Tod des verſicherten Ehegatten aufgelöſt if. Die 
Lebensverſicherungsbeiträge fallen dem eingebrachten Gute desjenigen Ehegatten zur Laſt, 
der die Verſicherung genommen hat. Unbenommen bleibt dem Verſicherung nehmenden 
Ehegatten natürlich, durch entſprechende Abmachung bei Eingehung der Verſicherung oder 
durch letztwillige Verfügung dem überlebenden Ehegatten die Verſicherungsſumme zugute 
kommen zu laſſen. Auf eine ſog. Erlebensverſicherung kann $ 1522 nicht ausgedehnt werden. 


8 1523 
Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was durch Ehevertrag e) für 
eingebrachtes Gut erklärt ift?). 


E 11413 II 1417 M 4, 498 P 4, 349. 
1. Eingebrachtes Gut $ 1520 A 1. Der $ 1523 iſt eine Anwendung des im $ 1432 
ausgeſprochenen Grundſatzes der Vertragsfreiheit. 
2. Ehevertrag. Seine Form beſtimmt ſich nach $ 1434, feine Wirkung gegen Dritte 


nach § 1435. 

. 3. Anfechtung. Ein Ehevertrag, durch den Geſamtgutsgegenſtände für eingebrachtes 
Gut der Frau erklärt werden, benachteiligt die Gläubiger des Mannes ($ 1525 Abſ 2 mit 91410) 
und unterliegt der Anfechtung nach Maßgabe des 9 32 Nr 2 KO und 9 3 Nr des AnfG. Die 
Umwandlung in eingebrachtes Gut des Mannes benachteiligt weder die Gläubiger des 


Mannes noch die der Frau (Planck A 2). 


8 1524 

Eingebrachtes Gut?) eines Ehegatten iſt, was er auf Grund eines zu 
ſeinem eingebrachten Gute gehörenden Rechtes?) oder als Erſatz“) für die 
Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf 
das eingebrachte Gut bezieht:). Ausgenommen iſt der Erwerb aus dem Be: 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts “). E 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung 
zum eingebrachten Gute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, 
wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis“ erlangt; die Vorſchriften der SS 406 
bis 408 finden entſprechende Anwendung). 

E 1 1414 IT 1419 M 4, 498 P 4, 350; 6, 326. 

1. Rechtliche Erſetzung (Surrogation). Da die Errungenſchaftsgemeinſchaft nur eine 
Umgeſtaltung des geſetzlichen ehelichen Güterrechts iſt (§ 1519 A 1), ſoll bei der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft das eingebrachte Gut jedes Ehegatten, ebenſo wie beim geſetzlichen ehe⸗ 
lichen Güterrechte das Vorbehaltsgut der Frau ($ 1370 A 1), als Vermögensinbegriff, gleich- 
viel welche rechtliche oder wirtſchaftliche Form es im Laufe der Zeit annimmt, dem berech⸗ 
tigten Ehegatten erhalten bleiben. Dieſer ſoll nicht auf bloße Erſatzanſprüche an das Geſamtgut 
aus etwaiger Bereicherung angewieſen ſein. Der $ 1524 Abſ 1 Satz 1 entſpricht dem 8 1370 
und $ 1440 und bringt den Grundſatz zur Anerkennung, daß das eingebrachte Gut gleichſam 
eigene Erſetzungskraft beſitzt (ſogenannter Surrogationsgrundſatz). 
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2. Eingebrachtes Gut 5 1520 A 1. Der $ 1524 begreift auch Gegenſtände, die nur 
wegen ihrer Unübertragbarkeit eingebrachtes Gut ſind (§ 1522). Anders § 1439 
(Gütergemeinſchaft) und § 1554 (Fahrnisgemeinſchaft). 

3. Recht. Vgl. § 1370 A 2. Der Anſpruch auf einen Lotteriegewinn gehört 
zum eingebrachten Gute oder zum Geſamtgute, je nachdem das Gewinnlos Beſtandteil des 
erſteren oder des letzteren war. Zum eingebrachten Gute gehören ferner der Erwerb auf 
Grund einer vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begonnenen, aber erſt während 
derſelben vollendeten Erſitzung (vgl. auch $ 1520 A 3), ferner die Gegenſtände, die als 
Erfüllung auf Grund eines ſchon vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begründeten 
Anſpruchs geleiſtet find, ſowie Anſprüche, die beim Eintritte der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft ſtreitig waren, aber während der Errungenſchaftsgemeinſchaft (durch Urteil, Ber 
gleich oder Anerkenntnis) unſtreitig wurden. Ein Erwerb, der ſich auf ein Teil⸗ 
nahmerecht des Ehegatten an einer gemeinſchaftlichen Sache oder an einem 
Nach laſſe gründet, gehört zum eingebrachten Gute auch dann, wenn die Teilung erſt 
nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft ſtattgefunden hat. Die Nutzungen 
des eingebrachten Gutes würden an ſich ebenfalls unter $ 1524 Abſ 1 Satz 1 fallen, find aber 
nach § 1525 dem Geſamtgute zugemiefen. 

4. Erſatz. Vgl. $ 1370 A 3. Dazu gehören Anſprüche aus der Enteignung 
(auf die Entſchädigungsſumme), aus der wegen Schulden eingeleiteten Zwangs ver- 
ſteigerung (auf den Reinerlös) und im Falle eines Brandes auf die Brand ſchadens⸗ 
ſumme, wenn die betroffenen Gegenſtände zum eingebrachten Gute gehören. 

5. Zuſammenhang des eingebrachten Gutes mit dem Rechtsgeſchäfte. Vgl. 8 1370 A 4. 

6. Der Erwerb aus dem Betrieb eines zum eingebrachten Gute gehörenden Erwerbs— 
geſchäfts wird Geſamtgut. Dieſe Regelung entſpricht dem Weſen der Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft, wonach die Erträge der Arbeitstätigkeit beider Ehegatten ($ 1519 A 1) und die 
Nutzungen des eingebrachten Gutes derſelben (§ 1525) zu dem Geſamtgute gehören. Be⸗ 
treibt die Frau das Erwerbsgeſchäft, jo kommt es für die Anwendung des $ 1524 Abſ 1 
Satz 2 nicht darauf an, daß der Mann in den Betrieb gewilligt habe, ebenſo wenig darauf, daß 
die Frau das Geſchäft ſelbſtändig betreibt (8 1367 A 3). Wird durch den Betrieb des Erwerbs⸗ 
geſchäfts das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten Gutes bereichert, ſo kann nach 
Maßgabe des $ 1539 Erſatz gefordert werden. Gehört das Erwerbsgeſchäft zum Vorbe⸗ 
haltsgute des Ehegatten, fo gilt für feinen Erwerb wieder die Regel des § 1524 Abſ 1 
Satz 1. Über den Begriff des Erwerbsgeſchäfts vgl. $ 1405 A 5. 

7. Der Kenntnis ſteht das Kennenmüſſen nicht gleich. 

8. Da der Schuldner auf Grund des $ 1519 Abſ 1 den Erwerb für Geſamtgut 
halten könnte, ſoll er um feines guten Glaubens willen durch $ 1524 Abſ 2 geſchützt werden. 
Vgl. 5 1473 Abſ 2 und A 3; Prot 6, 327. 


8 1525 


Das eingebrachte Gut!) wird für Rechnung!) des Gejamtguts®) in der 
Weiſe verwaltet“), daß die Nutzungen, welche nach den für den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften?) dem Manne zu: 
fallen, zu dem Geſamtgute gehören. 

Auf das eingebrachte Gut der Frau finden im übrigen die Vorſchriften 
der 88 1373 bis 1383, 1390 bis 1417 entſprechende Anwendung e). 

E 11411 Abſ 2, 1417 11 1420 M 4, 495, 510 ff. P 4, 349, 351. 

1. Eingebrachtes Gut. Im Abſ 1 iſt, abweichend vom Abſ 2, ſowohl das eingebrachte 
Gut der Frau, wie das des Mannes gemeint. Im übrigen vgl. § 1520 A 1. 

2. Daraus, daß das eingebrachte Gut für Rechnung des Geſamtguts verwaltet wird, 
folgt, daß Gewinn und Verluſt das Geſamtgut treffen. Dieſes hat daher die Laſten des 
eingebrachten Gutes beider Ehegatten zu tragen ($$ 1529, 1537 Abi 1). Dem Geſamtgute 
fallen aber auch die Nutzungen zu und zwar werden dieſe unmittelbar kraft Geſetzes 
Beſtandteile des Geſamtguts. Einer Übertragungshandlung des Mannes bedarf es nicht 
(M 4, 512; Prot 4, 353). 

3. Geſamigut $ 1519 A 2. 

4. Die Verwaltung des eingebrachten Gutes ſteht dem Manne zu und muß ordnungs⸗ 
mäßig fein. Frei verfügen kann er über das von ihm ſelbſt eingebrachte Gut mit Einſchluß 
von Grundſtücken. An die Einwilligung der Frau iſt er aber gebunden, wenn er aus ſeinem 
Eingebrachten zu ſchenken verſpricht ($ 1519 Abſ 2, § 1446 Abſ 1 Satz 2; MA, 510). Das Recht 
der Frau beſchränkt ſich in Anſehung der Nutzungen des vom Manne eingebrachten Gutes 
darauf, zu verlangen, daß ſolche Nutzungen, wenn und ſoweit ſie gewonnen werden, dem 
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Geſamtgute zufallen. Der Mann iſt in dieſer Beziehung nur nach Maßgabe des 3 1456 
Satz 2 verantwortlich ($ 1519 Abſ 2). 

5. Die Vorſchrift des $ 1383 iſt maßgebend. Vgl. Erl. dazu. 

6. Da ſich die Errungenſchaftsgemeinſchaft gewiſſermaßen nur als eine Umgeftaltung 
des geſetzlichen ehelichen Güterſtandes darſtellt (§1519 A 1), jo gelten viele für letztere gegebene 
Vorſchriften auch für erſtere, insbeſondere in Anſehung der Stellung des Mannes zum ein⸗ 
gebrachten Gute der Frau. Die Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes 
der Frau übt der Mann zwar als ein eigenes (nicht zu ſeinem eingebrachten Gute gehöriges) 
Recht aus, aber für Rechnung des Geſamtguts (M 4, 511). Nach $ 1373 iſt der Mann he 
rechtigt, die zum eingebrachten Gute der Frau gehörenden Sachen in Beſitz zu nehmen. Nach 


dann gegen ſich gelten 1 — wenn er nicht gewußt hat, daß die Frau eine Ehefrau iſt. Ihn 
ſchützt auch nicht der Um 
eingetragen ift (ogl $ 1404 A 1). Die Schlüſſelge walt ($ 1357) bleibt der Frau vorbehalten. 


§ 1410 können ſich die Gläubiger des Mannes nicht an das eingebrachte Gut der Frau halten. 
Es haftet aber nach § 1411 den Gläubigern der Frau, ausgenommen in Fällen der 88 1412 


A 2. Gezogene Nutzungen ſind als Beſtandteile des Geſamtguts (A 2) nur den Geſamtguts⸗ 
gläubigern haftbar. 


8 1526 


Vorbehaltsgut!) der Frau iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut 
erklärt iſt oder von der Fran nach § 1369 oder § 1370 erworben wird 9. 

Vorbehaltsgut des Mannes iſt ausgeſchloſſen ). 

Für das Vorbehaltsgut der Frau gilt das Gleiche wie für das Vor⸗ 
behaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft ) 5). 

E 1 1416, 1417 II 1421 M 4, 505 P 4, 351, 358. 

1. Der Begriff des Vorbehaltsguts iſt bei allen Güterſtänden der nämliche. Es 
wird von demjenigen Ehegatten, dem es gehört, ſelbſtändig verwaltet und genutzt. Die Nutzungen 
werden aleichfalls Vorbehaltsgut (vgl. § 1440 A 1). Über den Unterſchied zwiſchen 
Vorbehaltsgut, eingebrachtem Gut und Geſamtgut vgl. $ 1519 A 1, 2 und § 1520 A 1. 

2. Der § 1526 Abſ 1 begrenzt den Umfang des Vorbehaltsguts der Frau und ſtimmt 
wörtlich mit dem $ 1440 Abſ 2 (Vorbehaltsgut bei Gütergemeinſchaft) überein. Wie bei der 
Guͤterge meinſchaft kann in den nicht mit aufgeführten Fällen der §8 1366, 1367 Vorbehalts- 
gut nur durch Ehevertrag oder Beſtimmung eines Dritten entſtehen ($ 1440 A 2). 
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3. Neben dem Vorbehaltsgute der Frau iſt Vorbehaltsgut des Mannes nur bei der 
Gütergemeinſchaft zugelaſſen. Vgl. § 1440 A 1. Dagegen iſt es bei der Errungenfchafts- 
ge meinſchaft den Ehegatten unbenommen, gewiſſe Einkünfte durch Vereinbarung dem Manne 
allein zuzuweiſen (Prot 4, 351) und dadurch eine dem Vorbehaltsgut eigene Wirkung zu er⸗ 
reichen. Die Vereinbarung bedarf der Form des Ehevertrags. 

4. Nach § 1526 Abſ 3 kommen $ 1441 und nach dieſem die Beſtimmungen über Güter- 
trennung (58 14271431) in Betracht. Hiernach bleibt die Frau jo, als wäre fie unverheiratet, 
Herrin ihres vorbehaltenen Vermögens. Sie verwaltet es ſelbſtandig und zieht die Nutzungen 
für ſich. — Verwendet der Mann Vonbehaltsgut der Frau in das Geſamtgut, jo kann die 
Frau, wenn ihr dadurch ein Erſatzanſpruch erwächſt, dieſen auch während der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft geltend machen. Der Anſpruch ſteht ihr alsdann gegenüber dem Geſamtgute 
zu und richtet ſich nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen; ſoweit die Verwendung 
auf Vereinbarung beruht, ſind daher für Inhalt, Umfang und Fälligkeit die ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden Vereinbarungen, bei Berückſichtigung der Auslegungsregel des $ 1429 
maßgebend. Dies folgt aus $ 1526 Abſ 3 in Verbindung mit $ 1466, RGSt 40, 177. 

5. Die Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in das Grundbuch iſt ausgeſchloſſen 
(vgl. § 1441 A 3). 


8 1527 


Es wird vermutet), daß das vorhandene Vermögen!) Geſamtgut ſei. 

E I 1421 Abſ 1 11 1422 M 4, 516, 518 P 4, 354. 

1. Der $ 1527 ſtellt eine geſetzliche Vermutung zugunſten des Geſamtguts auf. Das 
Gleiche folgt bei der Gütergemeinſchaft und der Fahrnisgemeinſchaft ſchon aus ihrem durch 
$ 1438 bezw. § 1549 gekennzeichneten Weſen. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft bedurfte 
es einer beſonderen Hervorhebung dieſer Vermutung, weil bei dieſem Güterſtande ſeinem 
Weſen entſprechend das eingebrachte Gut neben dem Geſamtgut regelmäßig eine Sonder- 
ſtellung einnimmt, während bei der Gütergemeinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft Sondergut 
nur ausnahmsweiſe vorkommt. Der $ 1527 bezweckt hauptſächlich, der Ehefrau mit 
Rückſicht darauf, daß regelmäßig der Ehemann das Geſamtgut mit Ausſchluß der Frau be⸗ 
figen und verwalten wird, die für fie aus dem Gemeinſchaftsverhältniſſe entſpringenden 
Rechte zu ſichern. Eine wichtige Folge der Vermutung iſt namentlich die, 
daß jede auf ein eingebrachtes Gut gemachte Verwendung bis zum Beweiſe des Gegenteils 
als aus dem Geſamtgute gemacht, gilt (M 4, 516; vgl. $ 1539). 

2. Die Vermutung gilt nicht nur im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander, ſondern 
auch Dritten gegenüber. Sie kann durch Gegenbeweis widerlegt werden (§ 292 3PO). Der 
Gegenbeweis kann auch anders als durch das im § 1528 vorgeſehene Beſtandsverzeichnis 
geführt werden. Die Vermutungen des $ 1362 beim geſetzlichen Güterſtande gelten nach 
$ 1525 Abſ 2 auch bei der Errungenſchaftsge meinſchaft in bezug auf das eingebrachte Gut 
der Frau, jedoch erſt nach Widerlegung der Vermutung des $ 1527. Hinſichtlich verbrauch ⸗ 
barer Sachen ſtellt $ 1540 eine Vermutung auf. 

3. Das vorhandene Vermögen umfaßt das geſamte beiderſeitige Vermögen der Ehe⸗ 
gatten, gleichviel, worin es beſteht, in weſſen Beſitz es ſich befindet und ob es vor oder nach 
Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft erworben iſt. Freilich wird der Beweis eines Ehe⸗ 
gatten, daß er ein beſtimmtes Vermögensſtück vor dem Eintritte der Errun enſchaftsge⸗ 
meinſchaft erworben habe, zur Widerlegung der Vermutung meiſt genügen. — Nach $ 1527 
wird vermutet, daß das vorhandene Vermögen Geſamtgut ſei. Daraus ergibt ſich, daß 
Geſamtgut alles Vermögen iſt, von dem ſich nicht erweiſen läßt, daß es nach den ein⸗ 
ſchlagenden beſonderen Beſtimmungen des BGB eine andere güterrechtliche Eiqanſchaft hat, 
möge es Eingebrachtes eines der Ehegatten oder Vorbehaltsgut der Frau ſein. Ob dies zu⸗ 
trifft, iſt allein nach den 8 1520—1524, bezw. $ 1526 zu beurteilen, R&St 40, 185. 

4. Übergangsrecht. Die Vermutung, daß das vorhandene Vermögen der Ehegatten 
Geſamtgut ſei, gilt bei den vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen, auf welche die Ber 
ſtimmungen des BGB über die Errungenſchaftsge meinſchaft ſeit jenem Tage Anwendung 
finden, nur betreffs des Erwerbes ſolcher Vermögensſtücke, die einem der Ehegatten ſeit dem 
1. Januar 1900 zugefallen ſind. Die damals ſchon begründeten güterrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe hat $ 1527 nicht geändert (RG 31. 5. 07 VII 339/06; Köln). 


8 1528 
Jeder Ehegatte kann verlangen), daß der Beſtand ſeines eigenen 
und des dem andern Ehegatten gehörenden eingebrachten Gutes?) durch 
Aufnahme eines Verzeichniſſes unter Mitwirkung!) des andern Ehegatten 
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ſeſtgeſtellt) wird. Auf die Aufnahme des Verzeichniſſes finden die für 
den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des 8 1035 Anwendung ). 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute?) gehörenden 
Sachen auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 

E 1 1422 11 1423 M 4, 518 P 4, 355. 

1. Zweck der Vorſchrift. Jedem Ehegatten ſoll die Möglichkeit an die Hand gegeben 
werden, ſich im voraus durch Feſtſtellung des Um fanges und Zuſtandes des ſedem 
Ehegatten gehörenden eingebrachten Gutes eine womöglich unſtreitige Grundlage für eine 
künftige Auseinanderſetzung zu ſchaffen und ſich gegen die Vermutung des $ 1527 zu ſichern. 
Dadurch wird die praktiſche Brauchbarkeit der Errungenſchaftsgemeinſchaft als eines ver⸗ 
tragsmäßigen Güterſtandes erhöht. Die Vorſchrift des § 1528 entſpricht der für das geſetzliche 
Gülerrecht gegebenen Vorſchrift des $ 1372 und gilt nach 8 1439 Satz 2 auch für das Sondergut 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft und nach § 1550 Abſ 2 für das eingebrachte Gut jedes 
Ehegatten bei der Fahrnisgemeinſchaft. 

2. Nur auf Verlangen des Ehegatten iſt der andere Ehegatte verpflichtet, bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes mitzuwirken. Im Weigerungs- 
falle kann auf Verurteilung zur Mitwirkung geklagt werden. 

3. Eingebrachtes Gut $ 1520 A 1. In das Verzeichnis aufzunehmen iſt auch der 
während des Beſtehens der Errungenſchaftsge meinſchaft gemachte, dem eingebrachten 
Gute zugefallene Erwerb. 

4. Die Mitwirkung des anderen Ehegatten beſchränkt ſich, wenn das Verzeichnis 
bereits ohne feine Mitwirkung aufgenommen worden iſt, auf ſeine Mitunterzeichnung, 
und dieſe kann nur verlangt werden, wenn das Verzeichnis Anſpruch auf Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit erheben kann. Das Recht des Ehegatten, Feſtſtellungsklage auf Grund des § 256 
ZPO zu erheben, bleibt unberührt. 

„Die Feſtſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes iſt nicht das 
einzige Mittel, die Zugehörigkeit eines Vermögensſtückes zum eingebrachten Gute zu 
beweiſen. Andere Beweismittel ſind nicht ausgeſchloſſen. Übrigens kommt dem vorſchrifts⸗ 
mäßig aufgenommenen Verzeichniſſe gegenüber Dritten eine beſondere Beweis⸗ 
kraft nicht zu, vielmehr unterliegt die Beweiswürdigung allgemeinen Grundſatzen. 

6. Zuſtändigkeit und Verfahren $$ 164, 15 FOG. 

7. Die Befugnis zur Feſtſtellung des Zuſtaudes bezieht ſich ſowohl auf das eigene 
eingebrachte Gut als auch auf das eingebrachte Gut des andern Ehegatten. Die Feſtſtellung 
des Zuſtandes (Abſ 2) ſollte nicht anders als die Aufnahme des Verzeichniſſes (Abſ 1) jedem 
Ehegatten hinſichtlich des eingebrachten Gutes jedes Ehegatten zuſtehen (Prot 4, 355). 


§ 1529 

y Der eheliche Aufwand!) fällt dem Geſamtgute zur Laſt “). 

Das Geſamtgut trägt auch die Laſten des eingebrachten Gutes beider 
Ehegatten); der Umfang der Laſten beſtimmt ſich nach den bei dem Güter: 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung für das eingebrachte Gut der Frau 
geltenden Vorſchriften der 88 1384 bis 13875). 


E 1 1418, 1419 II 1424 M 4, 512 P 4, 354. 

1. $ 1529 gilt nur im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander. Die Haftung des Ge⸗ 
ſamtguts für die im 9 1529 bezeichneten Laſten gegenüber den Gläubigern beſtimmt ſich nach 
den 88 1530—1534. 

2. Begriff des ehelichen Aufwandes $ 1389 A 2. 

3. Die Vorſchrift des $ 1529 Abſ 1 entſpricht dem $ 1458 bei der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft und dem $ 1549 bei der Fahrnisge meinſchaft. Anders bei dem geſetzlichen Güter⸗ 
ſtande ($ 1389 Abſ 1). Eine Frau, die Vorbehaltsgut beſitzt, hat zur Beftreitung des ehelichen 
Aufwandes nach Maßgabe des § 1441 beizutragen (8 1526 Ab] 3). 

4. Das eingebrachte Gut beider Ehegatten wird nach $ 1525 Abſ 1 für Rechnung des 
Geſamtguts verwaltet. Dieſem Grundſatz entſpricht es, daß Gewinn und Verluſt das Ge⸗ 
ſamtgut treffen. Wie dieſem die Nutzungen des eingebrachten Gutes beider Ehegatten zu⸗ 
gute kommen, ſo trägt es auch deſſen Laſten und zwar ohne Rückſicht darauf, ob und wie hohe 
Nutzungen gewonnen werden (vgl. $ 1525 A 2). Außer dieſen Laſten und dem ehelichen 
Aufwande trägt das Geſamtgut auch diejenigen Ausgaben, welche für den Erwerb, die 
Erhaltung und Verwaltung des Geſamtguts gemacht ſind, insbeſondere Ausgaben, die der 
Ehemann für die Zwecke eines von ihm betriebenen Erwerbsgeſchafts oder eines ſonſtigen 
auf Erwerb gerichteten Berufs gemacht hat. Für Laſten, die vor dem Eintritte der Er⸗ 
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rungenſchaftsge meinſchaft entſtanden find, kommt $ 103 in Betracht. Diejenigen Koſten 
die zum Zwecke der ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes aufgewendet 
werden, ſind vom Geſamtgute nur dann zu tragen, wenn ſie unter die in den 58 13841387 
bezeichneten Laſten fallen. Andernfalls treffen ſie das eingebrachte Gut, um deſſen Ver⸗ 
waltung es ſich handelt. 

5. Umfang der Laſten. Auf dem Geſamtgute laſten nach 8 1384 außer den durch 
die Gewinnung der Nutzungen des beiderſeits eingebrachten Gutes entſtehenden Koſten die 
darauf verwendeten Erhaltungskoſten, nach 8 1385 gewiſſe auf dem beiderſeits eingebrachten 
Gute ruhende, öffentliche und privatrechtliche Laſten, ſowie Verſicherungsbeiträge, nach 
$ 1386 gewiſſe vom Manne oder der Frau geſchuldete Zinſen und wiederkehrende Leiſtungen 
anderer Art und nach § 1387 unter gewiſſen Vorausſetzungen die Koſten eines Rechtsſtreits 
und die Koſten der Verteidigung im Strafverfahren. In einem Rechtsſtreite zwiſchen Mann 
und Frau hat der Mann die Frau mit angemeſſenen Koſtenvorſchüſſen zu verſehen. Vgl. 
im übrigen die Erläuterungen zu den $$ 13841387. 


8 1530 


Das Gejamtgut haftet für die Verbindlichkeiten des Mannes ) und 
für die in den 88 1531 bis 1534 bezeichneten Verbindlichteiten der Frau 0 
(Geſamtgutsverbindlichkeiten) 2). A 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten find, 
haftet der Mann auch perſönlich ) als Geſamtſchuldner e). Die Haftung er: 
liſcht mit der Beendigung?) der Errungenſchaftsgemeinſchaft, wenn die Ver⸗ 
bindlichfeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamt⸗ 
gute zur Laſt fallen s) o) 10) 15). 

E 1423 Abſ 1, 2, 4 IT 1425 M 4, 519 ff., 528 ff. P 4, 368. 

1. Während $ 1529 einige Laſten aufführt, die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
von dem Geſamigute zu tragen ſind, werden in den $$ 1530—1534 die Verbindlichkeiten des 
Geſamtguts gegenüber den Gläubigern behandelt. Die $$ 1535—1541 regeln dagegen das 
Verhältnis der Ehegatten zueinander in Anſehung der Geſamtgutsverbindlichkeiten und anderer 
Anſprüche. Die Haftung des Geſamtguts gegenüber den Gläubigern und die berjönliche 
Sen des Mannes gegenüber den Gläubigern iſt bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft im 
weſentlichen ebenſo wie bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft ($$ 1459— 1462) geordnet, 
jedoch mit der Abweichung, daß die vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft bereits ent. 
ſtandenen und die nach Eintritt aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen Verbindlich- 
keiten der Frau nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten find. 

2. Verbindlichkeiten des Mannes. Daß alle Gläubiger des Mannes ohne Unterſchied 
Befriedigung aus dem Geſamtgute verlangen können, entſpricht dem § 1459 Abſ 1. 

3. Beweislaſt. Daß einer der Fälle der 59 1531 —1534 vorliegt, hat der Gläubiger 
zu beweiſen. Anders $ 1459 A 3. 

4. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Eine 
Geſamtgutsverbindlichkeit iſt diejenige Verbindlichkeit des einen oder des andern Ehegatten, 
wegen deren der Gläubiger ohne Rückſicht darauf, ob die Verbindlichkeit im Verbältniſſe 
der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt, auch aus dem Geſamtgute Befriedi⸗ 
gung verlangen kann (vgl. § 1459 A 5). 

5. Die ſe perſönliche Haftung des Mannes bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ent⸗ 
ſpricht nach Inhalt und Dauer der Beſtimmung des $ 1459 Abſ 2 bei der Gütergemeinſchaft. 
Aus ber perſönlichen Haftung folgt, daß dem Gläubiger der Frau (neben dem eingebrachten 
Gute der Frau nach Maßgabe der $$ 1525 Abſ 2, 1410—1414, dem Vorbehaltsgute der Frau 
und dem Geſamtgute) auch das eingebrachte Gut des Mannes haftet. Dies gilt auch, wie 
bei der Gütergemeinſchaft (RE 04, 176°), von Anſprüchen gegen die Frau auf Heraus. 
gabe beſtimmter Gegenſtände. Eine perſönliche Haftung der Frau für Verbindlich- 
keiten des Mannes iſt, da der Mann bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft wie bei der all. 
gemeinen Güterge meinſchaft die Einbuße allein tragen ſoll, nicht anerkannt. 

6. Geſamtſchuldneriſche Haftung §8 421425. 

7. Die Beendigungsgründe find in $ 1546 A 2 aufgeführt. Auf den Zeitpunkt der 
Beendigung der Auseinanderſetzung kommt es nicht an. Im Falle des Konkurſes über das 
Vermögen des Mannes ($ 1543) endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft mit der Rechtskraft 
des Eröffnungsbeſchluſſes und damit auch die perſönliche Haftung des Mannes. Dies be- 
un a dun die vorangegangene Konkurseröffnung begründete Recht 
der Kon ’ wölgung auch aus dem eingebrachten Gute des Mannes u ver⸗ 
langen (vgl. A 11 und 5 1543 A 8 aueh = * a 
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8. Die perſönliche Haftung des Mannes dauert fort, wenn die Verbindlichkeit der 
Frau im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt (58 1535 
bis 1537). Der Mann hat die Vorausſetzungen für das Erlöſchen ſeiner Haftung zu beweiſen. 

9. Gemeinſchaftlich eingegangene Verbindlichkeiten vgl. 8 1459 A 11. Jeder Ehe⸗ 
gatte haftet dem Gläubiger zur Hälfte. Den Mann trifft außerdem (mit Rückſicht auf feine 
Zuſtimmung) die perſönliche Haftung für die Hälfte der Frau. Dagegen haftet die Frau 
nicht perſönlich für die Hälfte des Mannes. Anders, wenn von beiden Ehegatten eine Ge⸗ 
ſamtſchuld beabſichtigt iſt (§8 421 ff.). 

10. Zwangsvollſtreckung vgl. 5 1459 A 12. Bei dem Güterſtande der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft iſt die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau nur zuläſſig, wenn 
die Frau zu der Leiſtung und der Mann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut verurteilt iſt ($ 739 3PO). Zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut iſt 
ein gegen den Ehemann ergangenes Urteil erforderlich und genügend ($ 740 ZPO). Be⸗ 
treibt die Frau ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, fo gilt die im $ 741 ZPO beſtimmte Abweichung. 
Wegen Erteilung vollſtreckbarer Urteilsausfertigung vgl. 88 742 Abſ 1, 744 ZPO, und wegen 
der Zwangsvollſtreckung nach Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft vgl. 5 743 3 PO. 

11. Im Konkurſe über das Vermögen des Mannes gehört das Geſamtgut zur Kon⸗ 
kursmaſſe; der Frau iſt ein Recht auf Auseinanderſetzung ($ 16 KO) und Abſonderung ($ 51 
KO) verſagt; zwiſchen den Ehegatten findet alſo, obwohl der Konkurs die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft beendet ($ 1543 BGB), keine Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts ſtatt 
(5 2 Abſ 1, 2 KO). Die Frau kann nur nach Maßgabe der KO die Ausſonderung ihres ein⸗ 
gebrachten Gutes verlangen. Infolge de rAuflöſung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch 
den Konkurs (8 1543) werden auch die Erſatzanſprüche der Frau (88 1525 Abſ 2, 1377 Abſ 3, 
1539) fällig. Dieſe Erſatzanſprüche, ſowie ſonſtige ihr gegen das Geſamtgut bezw. den Mann 
zuſtehende Anſprüche kann ſie als Konkursgläubigerin geltend machen. Anderſeits iſt ſie 
zur Erfüllung der Erſatzverbindlichkeit wegen Bereicherung ihres eingebrachten Gutes ($ 1539) 
verpflichtet (vgl. ferner A 7). Inwieweit fi) ein Ehemann der Gläubigerbegünſtigung im 
Sinne des § 241 K ſchuldig machen kann, wenn er feiner Ehefrau unter vertragsmäßiger 
Aufhebung der beſtehenden Errungenſchaftsgemeinſchaft in Anrechnung auf deren Erſatz⸗ 
anſprüche Geſamtgut überweiſt, darüber vgl. RGSt 40, 171. — Durch den Konkurs über 
das Vermögen der Frau wird das Geſamtgut nicht berührt (5 2 Abſ 2 KO). Ihr Anteil am 
Geſamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden iſt der Pfändung nicht 
unterworfen ($ 860 ZPO). 


8 1531 


. ) Das Geſamtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, die zu den im 
8 1529 Abf. 2 bezeichneten Laſten des eingebrachten Gutes gehören!). 

E 1 1423 Abſ 2 Nr 1 11 1426 MA, 527 P 4, 365. 

1. Die 38 1531—1534 führen diejenigen Verbindlichkeiten der Frau auf, wegen 
deren ſich die Gläubiger auch an das Gejamtgut halten können. 9 1531 entſpricht dem Grund⸗ 
ſatze, daß diejenigen Verbindlichkeiten der Frau, welche im Verhältniſſe der Ehegatten zu⸗ 
einander dem Geſamtgute zur Laſt fallen, auch nach außen hin Geſamtgutsverbindlichkeiten 
fein ſollen (vgl. auch $ 1529 A 1 und $ 1530 A J). 

2. Wegen der perſönlichen Haftung des Mannes für die im § 1531 bezeichneten 
Verbindlichkeiten der Frau vgl. $ 1530 Abſ 2 und A 5, 8. 


8 1532 


Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus 
einem nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft vorgenommenen 
Rechtsgeſchäft :) entſteht, ſowie für die Koſten eines Rechtsſtreits ), den die 
Frau nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft führt, wenn die 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder die Führung des Rechtsſtreits mit Zu⸗ 
ſtimmungs) des Mannes erfolgt oder ohne“) ſeine Zuſtimmung für das Ge⸗ 
ſamtgut wirkſam iſt. 

E 1 1423 Abſ 2 Nr 2 und 3, Abſ 3 11 1427 M 4, 527 P 4, 365; 6, 289. 

1. Der $ 1532 entſpricht dem $ 1460, jedoch hinſichtlich der Koſten eines Rechtsſtreits 
mit der im § 1532 beſtimmten Einſchränkung der Haftung (vgl. auch § 1531 A 1). 

2. Gleichviel, ob ſich das Rechtsgeſchäft bezw. der Rechtsſtreit auf das Geſamtgut, 
das eingebrachte Gut oder das Vorbehaltsgut der Frau bezieht. 
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3. Zuſtimmung des Mannes S$ 182 ff. Bei Erteilung der Zuſtimmung kann ſich 
der Mann ausbedingen, daß das Geſamtgut und er perſönlich nicht haften ($ 1460 A 3). 
Fehlt es an der Zuſtimmung des Mannes und iſt die Führung des Rechtsſtreits durch die 
Frau auch nicht für das Geſamtgut wirkſam, ſo fallen die Koſten der Frau zur Laſt. 

4. Ohne Zuſtimmung des Mannes iſt für das Geſamtgut wirkſam die Vornahme 
eines Rechtsgeſchäfts durch die Frau in den Fällen der 88 14501452, 1455 (bis zur Höhe 
der Bereicherung), 1357 (Schlüſſelgewalt) und die Führung eines Rechtsſtreits durch die 
Frau in den Fällen der 99 1449, 1450, 1452 (1405). Vgl. $ 1419 Abſ 2. Dagegen wird das 
Geſamtgut mit denjenigen Verbindlichkeiten der Frau nicht belaſtet, die ſie dadurch über⸗ 
nimmt, daß ſie — ſei es mit, ſei es ohne Zuſtimmung des Mannes — eine Erbſchaft oder ein 
Vermächtnis annimmt. Ein ſolcher Erwerb von Todes wegen fällt nach $ 1521 regelmäßig 
in das eingebrachte Gut und die mit einem ſolchen Erwerbe verbundenen Verbindlichkeiten 
können nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten fein (M 4, 528). $ 1453 iſt zwar nach $ 1519 Abſ 2 
auf das Geſamtgut anwendbar, kommt jedoch für die Anwendung des $ 1532 nicht in Betracht. 


§ 1533 

Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die nach 
dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft infolge eines ihr zuſtehenden 
Rechtes oder des Beſitzes einer ihr gehörenden Sache entſteht, wenn das Recht 
oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte?) gehört, das die Frau mit Ein⸗ 
willigung des Mannes ſelbſtändig betreibt. 

E 11423 Abſ 2 Nr 4 JI 1428 M 4, 528 P 4, 365; 6, 289. 

1. Der $ 1533 entſpricht dem § 1462 und dieſer dem 9 1414. Auf die Erläuterungen 
zu $$ 1533, 1414 wird verwieſen. Vgl. auch § 1531 A 1. Betreibt die Frau mit Zuſtimmung 
ihres Mannes ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, ſo ſind ihre Verbindlichkeiten aus Rechts⸗ 
geſchäften und en der Frau, die der Betrieb mit fich bringt, ſchon nach 
$ 1532 Geſamtgutsverbindlichkeiten (vgl. E I 8 1423 Abſ 2 Nr 3 und M 4, 527). Dem- 
gegenüber dehnt der $ 1533 die Haftung des Geſamtguts auf weitere, mit dem Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts nur mittelbar zuſammenhängende Verbindlichkeiten der Frau (z. B. 
Steuern und Abgaben vom Gewerbebetriebe) aus. 

2. Ob das Erwerbsgeſchäft zum eingebrachten Gute oder Vorbehaltsgute der Frau 
gehört, macht keinen Unterſchied. 


8 1534 

Das Geſamtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, die ihr auf 
Grund der geſetzlichen Unterhaltspflicht obliegen ). 

E 1 1425 II 1429 M 4, 530, 376 ff. P 4, 368. 

1. Verbindlichkeiten der Frau auf Grund der geſetzlichen Unterhaltspflicht 
find die in U 7 zu $ 1386 bezeichneten Verbindlichkeiten. Keinen Unterſchied macht es, ob 
die Verbindlichkeit vor oder nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft entſtanden 
iſt (vgl. $ 1459 A 2, 4) und ob, bezw. inwieweit für die Begründung, bezw. Bemeſſung des 
Unterhaltsanſpruchs das Vorbehalts⸗ oder eingebrachte Gut der Frau in Betracht kommt. 
Für das Verhältnis der Ehegatten untereinander iſt $ 1535 Nr 1 und für die Beſtimmung 
der Unterhaltspflicht Verwandten gegenüber § 1604 Abſ 2 maßgebend. 


8 1535 
)Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen folgende Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten?) dem Ehegatten zur Laſt in deſſen Perſon ſie entſtehen ): 
1. die Verbindlichkeiten aus einem ſich auf ſein eingebrachtes Gut oder 
ſein Vorbehaltsgut beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn ſie vor 
dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder vor der Zeit ent⸗ 
ſtanden ſind, zu der das Gut eingebrachtes Gut oder Vorbehaltsgut 
geworden iſt⸗); 
2. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Ehegatte über eine der in Nr. 1 
bezeichneten Verbindlichkeiten führt). 
E 1426 Abſ 2 Nr 1 und 5 II 1430 M 4, 530, ® 4, 368. 
1. Regel iſt, daß bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ebenſo wie bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft ($ 1463 A 1) alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe 
11* 
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der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen (M 4, 532). Die Ausnahmen 
von dieſer Regel werden in den $$ 1535—1538 beſtimmt. Vgl. ferner § 1530 A 1. 

2. Begriff der Geſamtguts verbindlichkeiten $ 1530 A 4. Bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft ſind die Verbindlichkeiten des Mannes ausnahmslos, die Verbindlichkeiten der 
Frau aber nur in den Fällen der 88 1531—1534 Geſamtgutsverbindlichkeiten ($ 1530 Abſ 1). 

3. Rechtsfolgen. Daraus, daß eine Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander dem Ehegatten zur Laſt fällt, in deſſen Perſon fie entiteht, folgt, daß 
der Ehegatte, dem ſie zur Laſt fällt, bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung aus dem 
Geſamtgute nicht verlangen kann ($$ 1546 Abſ 2, 1475 Abf 2). Er muß vielmehr, falls die 
Berichtigung aus dem Geſamtgut erfolgt, bis zur Höhe der Bereicherung Erſatz leiſten (88 1539, 
1541). Außerdem erliſcht mit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft die perſön⸗ 
liche Haftung des Mannes für eine derartige Verbindlichkeit der Frau (§ 1530 Abſ 2 Satz 2). 
Daraus, daß eine Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten dem Gejamt- 
gute zur Laſt fällt, folgt, daß jeder Ehegatte bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung 
aus dem Geſamtgute verlangen kann (58 1546 Abſ 2, 1475 A 2). Falls die Berichtigung 
aus dem eingebrachten Gute eines Ehegatten oder aus dem Vorbehaltsgute der Frau erfolgt 
iſt, hat der Ehegatte gegen das Geſamtgut einen Erſatzanſpruch bis zur Höhe der Bereicherung 
(88 1539, 1541). Außerdem hat der Mann, falls bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung 
unterbleibt, dafür einzuſtehen, daß die Frau von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen 
wird (58 1546 Abſ 2, 1481 Satz 1). 

4. $ 1535 Nr 1 entſpricht dem $ 1463 Nr 2 und dieſer dem § 1415 Nr 2. Vgl. die Er⸗ 
läuterungen dazu. Unter § 1535 Nr 1 fällt insbeſondere die geſetzliche Unterhaltspflicht 
der Frau, inſoweit der Unterhaltsanſpruch durch den Beſitz von eingebrachtem Gute oder 
Vorbehaltsgute der Frau begründet oder vergrößert wird (vgl. 8 1534 A 2; Ausnahmen $ 1537). 

5. 5 1535 Nr 2 entſpricht dem § 1463 Nr 3 und dieſer dem $ 1415 Nr 3. Val. die Er- 
läuterungen dazu. Da § 1535 nur von Geſamtgutsverbindlichkeiten handelt, ſo iſt hier unter 
einem von der Frau geführten Rechtsſtreit ein ſolcher zu verftehen, den fie mit Zuſtimmung 
des Mannes führt oder deſſen Führung ohne feine Zuflimmung für das Geſamtgut wirkſam 
ift ($ 1532). Fehlt es an der Zuſtimmung des Mannes und iſt die Führung des Rechtsſtreits 
durch die Frau auch nicht für das Geſamtgut wirkſam, ſo fallen die Koſten ohnedies der Frau 
zur Laſt (vgl. $ 1532 A 2, 3). Ausnahmen § 1537. — Die Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen 
Mann und Frau fallen im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander der Frau zur Laſt, ſoweit 
nicht der Mann fie zu tragen hat. Eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber fehlt. Der Grund⸗ 
ſatz der $ 1464 Abſ 1 darf entſprechend angewendet werden (Planck $$ 15351537 A 6). 


8 1536 


)Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen dem Manne zur Laſt: 

1. die vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft entſtandenen 
Verbindlichkeiten des Mannes ); 

2. die Verbindlichkeiten des Mannes, die der Frau gegenüber aus der 
Verwaltung ihres eingebrachten?) Gutes entſtehen, joweit‘) nicht das 
Geſamtgut zur Zeit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
bereichert iſt '); 

3. die Verbindlichkeiten des Mannes aus einer unerlaubten Handlung, 
die er nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft begeht, oder 
aus einem Strafverfahren, das wegen einer unerlaubten Handlung 
gegen ihn gerichtet wird); 

4. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Mann über eine der in Nr. 1 
bis 3 bezeichneten Verbindlichkeiten führt). 

E 1 1426 Abſ 2 Nr 2—5 II 1431 M 4, 507, 530 ff. P 4, 368. 

1. Vgl. $ 1535 A 1—3. 8 1536 handelt anders als $ 1535 nur von Verbindlichkeiten 
des Mannes. Dieſe ſind ausnahmslos Geſamtgutsverbindlichkeiten ($ 1530 A 2). Die näm⸗ 
lichen Verbindlichkeiten ſind, wenn die Fra u Schuldnerin iſt, keine Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeiten und kommen für $ 1536 überhaupt nicht in Betracht. 

2. Dieſen Verbindlichkeiten wird eine vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft begründete ſittliche oder Anſtands pflicht des Mannes gleichzuſtellen fein (val M 4 
507; Ausnahmen $ 1537). 
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3. Überläßt die Frau dem Manne die Verwaltung ihres Vorbehaltsguts (88 1430, 
1441, 1526), ſo ſind die aus dieſer Verwaltung entſtehenden Verbindlichkeiten des Mannes 
der Frau gegenüber Geſamtgutsverbindlichkeiten (§ 1530 Abſ 1), was zur Folge hat, daß 
fi) die Frau die Berichtigung aus dem Geſamtgute gefallen laſſen muß ($ 1535 A 3). 

4. Die Beweislaſt in Anſehung der Bereicherung trifft den Mann. 

5. Zweck. Alle Verbindlichkeiten des Mannes ſind Geſamtgutsverbindlichkeiten. Es 
wäre aber ungerecht, wenn die Frau dulden müßte, daß Verbindlichkeiten des Mannes aus 
der ihm obliegenden Verwaltung des eingebrachten Gutes der Frau (8 1374, 1525 AM 2) 
zum Schaden der Frau mit Mitteln des Geſamtguts berichtigt würden. Dem will $ 1536 
Nr 2 vorbeugen. 0 

6. § 1536 Nr 3 entſpricht dem § 1463 Nr 1 und dieſer dem § 1415 Nr 1. Vgl. Er⸗ 
läuterungen dazu. Vorbindlichkeiten des Mannes aus einer vor Eintritt der Errungenſchafts⸗ 
ge meinſchaft begangenen unerlaubten Handlung fallen unter Nr 1. Ein Strafverfahren, 
das wegen einer vor Eintritt der Errungenſchaftsge meinſchaft begangenen unerlaubten 
Handlung ſtattfindet, fällt nicht unter $ 1536 Nr 3. 8 a 

7. Ausnahme $ 1537. Für Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen Mann und Frau gilt 
das zu $ 1535 in A 5 am Schluſſe Gefagte. 


8 1537 


1) Die Vorſchriften des § 1535 und des § 1536 Nr. 1, 42) finden inſoweit 
keine Anwendung, als die Verbindlichkeiten nach 8 1529 Abſ. 2 von dem Ge⸗ 
ſamtgute zu tragen ſind. 


Das Gleiche gilt von den Vorſchriften des § 1535 inſoweit, als die Ver: 
bindlichkeiten durch den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, der für Rechnung 
des Geſamtguts ?) geführt wird, oder infolge eines zu einem ſolchen Erwerbs⸗ 
geſchäfte gehörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazugehörenden Sache 
entſtehen. 

E 1 1426 Abſ 2 Nr 1, e und 5 I1 1432 M 4, 530 P 4, 368. 

1. Vgl. $ 1530 A 1 und 5 1535 A 1. Der $ 1537 beſchränkt für gewiſſe Fälle das An⸗ 
wendungsgebiet der in den $$ 1535, 1536 bezeichneten Ausnahmen und unterſtellt dieſe Fälle 
wiederum der Regel, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen. 

2. Bei $ 1536 Nr. 4 iſt nur an einen Rechtsſtreit zu denken, den der Mann über 
eine der in Nr. 1 (nicht Nr. 2 und 3) bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 

3. Für Rechnung des Geſamtguts wird das Erwerbsgeſchäft — unbeſchadet abweichen⸗ 
der Vereinbarung der Ehegatten — betrieben, wenn es zum Geſamtgut oder zum eingebrachten 
Gute eines Ehegatten ($ 1525) gehört, nicht aber, wenn es zum Vorbehaltsgute der Frau ge⸗ 
hört, ſelbſt dann nicht, wenn die Frau aus dem Ertrage des Geſchäfts zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes beitragen muß ($$ 1427 Abſ 2, 1441, 1526 Abſ 3). 


8 1538 

Verſpricht oder gewährt der Mann einem Kinde eine Ansſtattung, 
ſo finden die Vorſchriften des § 1465 Anwendung!). 

E 1 1427 II 1433 M 4, 532 P 4, 368. 

1. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt Vorbehaltsgut des Mannes ausgeſchloſſen 
(8 1526 Abſ 2). Gewährt der Mann aber aus ſeinem eingebrachten Gute einem nicht gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinde eine Ausſtattung, ſo erwächſt ihm unter Umſtänden ein Erſatzanſpruch an 
das Geſamtgut (8 1539). Im übrigen vgl. Erl. zu $ 1465 und wegen des Falles, in dem 
die Ausſtattung als Schenkung gilt, § 1446 A 3 und $ 1519 Abſ 2. Vgl. ferner die all⸗ 
gemeinen Bemerkungen § 1530 A 1 und § 1535 A 1. 


§ 1539 
Soweit das eingebrachte Gut eines Ehegatten auf Koſten des Ge⸗ 
ſamtguts oder das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten Gutes eines Ehe: 
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gatten zur Zeit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft bereichert?) 
iſt, muß aus dem bereicherten Gute zu dem andern Gute Erſatz geleiſtet 
werden. Weitergehende, auf beſonderen Gründen beruhende Anſprüche !) 


bleiben unberührt“) 5). 

E 1 1420 II 1434 M 4, 514 P 4, 354. 

1. Die im $ 1539 beſtimmte Erſatzpflicht entſpricht der Billigkeit und der beſonderen 
Sachlage bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Die Vorſchrift iſt notwendig, weil in manchen 
Fällen die allgemeinen Grundſätze, namentlich die Grundſätze über die ungerechtfertigte 
Bereicherung nicht ausreichen und in andern Fällen die Vorausſetzungen eines nach den 
allgemeinen Grundſätzen begründeten Erſatzanſpruchs zur Zeit der Beendigung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft nicht mehr nachweisbar ſind. § 1539 enthält keine Beſtimmung für Falle, 
in denen das Vorbehaltsgut der Frau auf Koſten des Geſamtguts oder umgekehrt bereichert 
iſt, ebenſowenig für Fälle, in denen das eingebrachte Gut des Mannes auf Koſten des ein⸗ 
gebrachten Gutes, bezw. des Vorbehaltsguts der Frau oder umgekehrt bereichert iſt. Für 
alle dieſe Fälle verbleibt es bei den allgemeinen Grundſätzen. 

2. Bereicherung. Die bloße Tatſache, daß das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten 
Gutes oder umgekehrt zu der angegebenen Zeit bereichert iſt, begründet den Erſatzanſpruch. 
An weitere Vorausſetzungen iſt der Erſatzanſpruch nicht geknüpft. Der Begriff der Bereicherung 
it derſelbe wie in den 35 812 ff. Die Frage nach dem rechtlichen Grunde der Bereicherung 
it hier gleichgültig. Ein ſolcher Erſatzanſpruch wird z. B. gegeben fein, wenn eine dem Manne 
auferlegte Geldſtrafe, die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nach $ 1536 Nr 3 dem 
Manne zur Laſt fällt, aus dem Geſamtgute ſtatt aus ſeinem eingebrachten Gute berichtigt 
worden iſt. Abgelehnt iſt eine Erſatzpflicht des Geſamtguts für Verſchlechterung und Verluſt 
der zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen durch die gewöhnliche Abnutzung. (vgl. 
5 1384 A 2). Abweichende Vereinbarungen können im Ehevertrage getroffen werden. — 
Der Erſatzbereicherungsanſpruch aus § 1539 kann nur auf Geld gerichtet fein (RGSt 40, 178). 

3. Weitergehende Anſprüche ſolcher Art können aus den nach § 1525 Abſ 2 auf das 
eingebrachte Gut der Frau entſprechend anzuwendenden Vorſchriften des geſetzlichen ehe- 
lichen Güterrechts oder aus Geſchäftsführung ohne Auftrag oder aus ſinnentſprechender An⸗ 
wendung des § 1466 auf Fälle, in denen der Mann Verwendungen aus ſeinem eingebrachten 
Gut in Geſamtgut und umgekehrt vornimmt, hergeleitet werden. — Außer dem erſt nach 
Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft verfolgbaren Erſatzbereicherungsanſpruch aus 
$ 1539 ſtehen der Frau die Erſatzanſprüche auf Grund der 88 1373—1393 zu und zwar können 
dieſe gegen das Geſamtgut gleichfalls erſt nach der Beendigung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft gerichtlich geltend gemacht werden (RG 40, 178). 

4. Die Beweislaſt trifft denjenigen Ehegatten, der den Erſatzanſpruch erhebt. Ihm 
kommt bei Verwendung verbrauchbarer Sachen die Vermutung aus $ 1540 zuſtatten. 

5. Zu welcher Zeit die Erſatzanſprüche aus $ 1539 zu berichtigen ſind, beſtimmt § 1541. 


8 1540 


1)Sind verbrauchbare?) Sachen, die zum eingebrachten Gute eines Ehe: 
gatten gehört haben), nicht mehr vorhanden, jo wird zugunsten‘) des Ehe: 
gatten vermutet“), daß die Sachen in das Geſamtgut verwendet worden ſeien 
und dieſes um den Wert der Sachen bereichert ſei. 


E 11421 Abſ 2 II 1435 M 4, 517 P 4, 354. 

1. Wenn verbrauchbare Sachen, namentlich Gelder, die zum eingebrachten Gute eines 
Ehegatten gehört haben, bei der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht mehr 
vorhanden ſind, ſo iſt es wahrſcheinlich, daß ſie zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes oder 
anderer dem Geſamtgute zur Laſt fallender Ausgaben (58 1529 ff.) verwendet worden find. 
Der Beweis der Verwendung iſt aber gerade bei verbrauchbaren Sachen ſchwierig und ſoll 
durch die im § 1540 aufgeſtellte Vermutung erleichtert werden (vgl. $ 1539 A 4). Dadurch 
erfährt zugleich die Vermutung des $ 1527, daß das vorhandene Vermögen Geſamtgut ſei, 
eine der Billigkeit und Zweckmäßigkeit entſprechende Richtigſtellung. Die Vorſchrift des 9 1540 
kann ſowohl für die Auseinanderſetzung als auch für den Anſpruch der Frau auf Sicherheits⸗ 
leiſtung (88 1525 Abſ 2, 1391) und für ihre (nicht ihrer Gläubiger, $ 1411) Anſprüche aus 
$ 1394 bedeutſam werden. . 

2. Begriff der verbrauchbaren Sachen § 92. Nicht verbrauchbare Sachen unter⸗ 

liegengden allgemeinen Grundſätzen. Gleiches gilt von dem zum Vorbehaltsgute der Frau 
gehörenden Sachen. 


Errungenſchaftsgemeinſchaft 88 1539—1542 167 


3. Der den Erſatzanſpruch gegen das Geſamtgut ($ 1539) erhebende Ehegatte hat 
nur zu beweiſen, daß die verbrauchbaren Sachen zur Zeit des Eintritts der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft oder während derſelben zu ſeinem eingebrachten Gute ($ 1520 A 1) gehört 
haben und wicht mehr vorhanden find. Die ihm entgegenſtehende Vermutung aus 1527 
muß er entkräften. Vgl. dazu 5 1528 A 1 (Verzeichnis). Im Verhältniſſe zu den Gläubigern 
des Mannes kommt es auch noch auf die Widerlegung der Vermutung aus $ 1362 Abſ an. 

4. Die Vermutung gilt nur zugunſten des Ehegatten (bezw. ſeines Rechtsnachfolgers 
oder Gläubigers), um deſſen Erſatzanſpruch es ſich handelt. Der andere Ehegatte kann ſich 
darauf nicht berufen. So kann z. B. der Mann ſich nicht zu dem Zweck auf § 1540 berufen, 
um die nach § 1536 Nr 2 im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander ihm zur Laſt fallenden 
Verbindlichkeiten gegenüber der Frau von ſich auf das Geſamtgut abzuwälzen. 

5. Wegen des Beweiſes des Gegenteil vgl. $ 292 ZPO. 


8 1541 


Was ein Ehegatte zu dem Geſamtgut oder die Frau zu dem einge⸗ 
brachten Gute des Mannes ſchuldet, iſt erſt nach der Beendigung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer Schuld 
der Frau ihr eingebrachtes Gut und ihr Vorbehaltsgut ausreichen, hat ſie 
die Schuld ſchon vorher zu berichtigen). g 

Was der Mann aus dem Geſamtgute zu fordern hat, kann er erſt nach 
der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft fordern. 

E 1 1428 II 1436 M 4, 533 P 4, 368. 

1. 5 1541 beſtimmt für die Errungenſchaftsgemeinſchaft dasſelbe, was $ 1467 für die 
Gütergemeinſchaft beſtimmt. Nur iſt das, was ſich im $ 1467 auf Vorbehaltsgut des Mannes 
bezieht, im § 1541 auf das eingebrachte Gut des Mannes bezogen, da bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft Vorbehaltsgut des Mannes ausgeſchloſſen iſt ($ 1526 Abſ 2). Auf die Erläute- 
tungen zu § 1467 wird verwieſen. 

2. Ihre Anſprüche auf Grund der Verwaltung und Nutznießung kann die Frau gegen 
den Mann während der Errungenſchaftsgemeinſchaft nur, wenn die Vorausſetzungen 
5 ET des Mannes vorliegen, geltend machen ($$ 1394, 1525 Abſ 2). Vgl. 

t 40, 178. 


8 1542 

Die Frau kann unter den Vorausſetzungen des § 1418 Nr. 1, 3 bis 52) 
und des § 1468, der Mann kann unter den Vorausſetzungen des § 1469 auf 
Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft klagen. 

Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein“) ). 

E I 1429 Abſ 1, 3 11 1439 M 4, 534 P 4, 370. 

1. Auf Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft kann unter denſelben Voraus- 
ſetzungen geklagt werden, unter denen auf Aufhebung der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
(58 1468, 1469) und auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung des Ehemannes ($ 1418) 
geklagt werden kann. Klagegründe, die ausreichen, ſogar die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchat aufzuheben, müſſen natürlich zur Aufhebung der bloßen Errungenſchaftsgemeinſchaft 
erſt recht auseichen. Klagegründe, die beim geſetzlichen Güterrechte die Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Ehemannes rechtfertigen, müſſen zur Aufhebung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft genügen, weil letztere nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterrechts 
iſt (8 1519 A 1) und nicht fortbeſtehen kann, ohne daß der Mann das eingebrachte Gut der 
Frau für Rechnung des Geſamtguts verwaltet und nutzt (§ 1525 Abſ 1). 

2. § 1418 Nr 2 (Verletzung der Unterhaltspflicht) iſt im Hinblick auf $ 1468 Nr 3 als 
entbehrlich ausgeſchaltet. 

3. § 1542 Abſ 2 entſpricht dem 91470 Abſ1 Satz! und dieſer dem § 1418 Abſ 2 (vgl. 
9 1418 A 11). Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Eintragung in das Güter⸗ 
rechtsregiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Auf⸗ 
hebungsurteils (§ 1561 Abſ 3 Nr 1). 

4. Vorläufige Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung iſt nicht ſtatthaft (vgl. $ 1418 A 12). Zuläſſig iſt eine einſtweilige Verfügung auf 
Aufhebung der dem Ehemanne zuſtehenden Verwaltung des Geſamtguts ſowie der Verwaltung 
und Nutznießung des von der Ehefrau in die Ehe eingebrachten Gutes (RG Gruch 46, 951). 
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§ 1543 
Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt?) mit der Rechtstrafts) des 
Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das Vermögen des Mannes“) er: 


öffnet wird. 

E 1 1429 Abſ 2 Sag 1 II 1437 M 4, 534, 528 ff. P 4, 372. 

1. Wie bei dem geſetzlichen Güterrechte die Verm tung und Nutznießung des Mannes 
mit dem Konkurs über das Vermögen des Mannes end cı (5 1419), jo ſoll auch die Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft, die im Grunde nur eine Umgeſtatung des geſetzlichen Güterſtandes iſt 
($ 1519 A 1), mit dem Konkurs über das Vermögen des Mannes endigen. Hierin weichen 
beide Güterſtände von der Gütergemeinſchaft ab ($ 1:68 A 1). Der $ 1543 bezweckt den 
künftigen Erwerb der Frau ſicher zu ſtellen (Prot 4, 373; vgl. $ 1546 A J). 

2. Die Beendigung des Güterſtandes tritt kraft Geſetzes ein. Eines Antrags der 
Frau bedarf es nicht. Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Eintragung in das 
Güterrechtsregiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes ($ 1561 Abſ 3 Nr 1). Bei der Beendigung verbleibt es, gleichviel ob und 
wie das Konkursverfahren durchgeführt wird. Wegen des Rechtes der Frau auf Wieder- 
herſtellung der Gemeinſchaft vgl. § 1547. 

3. Eintritt der Rechtskraft F 705 ZPO, 8s 72, 109 KO. Weil erſt in dieſem Zeit⸗ 
punkte die Errungenſchaftsgemeinſchaft aufhört, jo fällt das, was ein Ehegatte in der Zwiſchen⸗ 
zeit von der Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes bis zu deſſen Rechtskraft erwirbt, zwar in 
das Geſomtgut ($ 1519), aber, da es nicht ſchon zur Zeit der Erlaſſung des Eröffnungsbe⸗ 
ſchluſſes Geſamtgut war, nicht in die Konkursmaſſe ($ 1 Abſ 1 und § 2 Abſ 1 KO). 

4. Der Konkurs über das Vermögen des Mannes umfaßt das eingebrachte Gut des 
Mannes ($$ 1520—1525) und das Geſamtgut ($ 1519). Vgl. 8 1 Abſ 1 und § 2 Abſ 1 KO. 
Nicht zur Konkursmaſſe gehören das eingebrachte Gut der Frau (89 1520—1525) und ihr 
Vorbehaltsgut ($ 1526 Abſ 1, 3). Wegen des zur Konkursmaſſe gehörenden Geſamtguts 
findet eine Auseinanderſetzung zwiſchen den Ehegatten nicht ſtatt (8 2 Abſ 1 KO). Wegen 
der Rechte der Frau auf Ausſonderung ihres eingebrachten Gutes und Befriedigung ihrer 
Erſatzanſprüche vgl. $ 1530 A 11. Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Frau 
wird das Geſamtgut nicht berührt ($ 2 Abſ 2 KO). 


8 1544 

Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt ), wenn ein Ehegatte für tot 
erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt). 

E 1 1429 Abſ 2 Satz 1 II 1438 M 4, 534 P 4, 372. 

1. Wie beim geſetzlichen Güterrechte die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
mit deſſen Todeserklärung endigt ($ 1420), fo ſoll auch die Errungenſchaftsgemeinſchaft, 
die im Grunde nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterſtandes iſt ($ 1519 A 1), mit der 
Todeserklärung des Mannes oder — wie bei der 2. Leſung beſchloſſen wurde (Prot 4 372) — 
der Frau endigen. Bei der Gütergemeinſchaft ift Todeserklärung eines Ehegatten kein Grund 
zur Beendigung der Gemeinſchaft (Prot 4, 372; f 1459 A 9; 88 1482 ff.). 

2. Die Beendigung des Güterſtandes tritt kraft Geſetzes ein. Eines Antrags des 
andern Ehegatten bedarf es nicht. Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Ein⸗ 
tragung in das Güterrechtsregiſter genügt der Antrag des andern Ehegatten bei Vorlegung 
der rechtskräftigen Todeserklärung ($ 1561 Abſ 3 Nr 1). Bei der Beendigung verbleibt es, 
auch wenn der für tot erklärte Gatte die Todeserklärung überlebt hat und zurückkehrt. Wegen 
des Rechtes des Letzteren auf Wiederherſtellung der Gemeinſchaft vgl. § 1547. Schließt 
der andere Ehegatte eine neue Ehe, ſo wird freilich gemäß § 1348 die frühere Ehe aufge⸗ 
löſt und der Güterſtand beendigt. 

3. Zeitpunkt des Todes 8 18 Abſ 2 BB, § 970 Abſ 2 ZPO. Wegen Anfechtung 
der Todeserklärung und der Folgen einer unrichtigen Sterbeurkunde gilt das zu 
$ 1420 A 5 Geſagte. 

& 1545 


Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach den 88 1542 bis 1544, ſo 
gilt für die Zukunft Gütertrennung ). 

Dritten gegenüber iſt die Beendigung der Gemeinſchaft nur nach Maß⸗ 
gabe des § 1435 wirkſam ). 

E 1 1429 Abſ 1, 2 Satz 2 11 1440 M 4, 534 P 4, 370; 6, 281. 

1. Gütertrennung 58 1427—1431. Auch bei dem geſetzlichen Güterrecht und der 
Gütergemeinſchaft tritt in den entſprechenden Fällen Gütertrennung ein ($$ 1426, 1470). 
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Wird durch Ehevertrag die Errungenſchaftsgemeinſchaft aufgehoben, fo tritt ebenfalls 
Gütertrennung ein, ſofern der Vertrag keine abweichende Beſtimmung trifft ($ 1436). Auch 
im Falle des § 1587 (Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nach Aufhebung) tritt 
Gütertrennung ein. 

2. Zur Eintragung der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in das Güter⸗ 
rechtsregiſter genügt in den Fällen der $$ 1542—1544 der Antrag eines der Ehegatten bei 
Vorlegung der mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft verſehenen, die Beendigung nach ſich ziehen⸗ 
den gerichtlichen Entſcheidung (§ 1561 Abſs Satz 1). Im übrigen vgl. Erläuterungen zu § 1435. 


8 1546 
Nach der Beendigung?) der Errungenſchaftsgemeinſchaft findet in 
Anſehung des Geſamtguts die Auseinanderſetzung ſtatt?). Bis zur Aus: 
einanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der Ehegatten nach den 


§S 1442, 1472, 1473. 

Die Auseinanderſetzung erfolgt, ſoweit nicht eine andere Vereinbarung 
getroffen wird, nach den für die allgemeine Gütergemeinſchaft geltenden 
Vorſchriften der 88 1475 bis 1477, 1479 bis 14815). 

Auf das eingebrachte Gut der Frau finden die für den Güterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der 88 1421 bis 1424 


Anwendung ) 7. 

E 1 1417, 1429 Abſ 1, 4 II 1441 M 4, 536 ff. P 4, 352, 371, 378. 

1. Das BGB hat es abgelehnt, eine der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nach dem 
Tode eines Ehegatten bei beerbter Ehe ($ 1483) entſprechende Fortſetzung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft einzuführen (M 4, 539; Prot 4, 378). Es iſt auch nicht zuläſſig, fortgeſetzte 
Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Ehevertrag zu verabreden (anders bei der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft, $ 1557; vgl. RIA 5, 142). Nach der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
findet vielmehr, gleichviel aus welchem Grunde der Güterſtand endet, eine Auseinander- 
ſetzung ſtatt und dieſe ift, wie bei der Gütergemeinſchaft ($ 1481) ſo geordnet, daß eine etwa 
lich ergebende Einbuße der Mann allein zu tragen hat. Im Falle der Beendigung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Tod eines Ehegatten tritt die gewöhnliche Erbfolge auf 
Grund des Geſetzes oder eines Teſtamentes ein. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten 
gehört neben feinem eingebrachten Gute, bezw. Vorbehaltsgute fein Anteil am Geſamtgute. 

2. Beendigungsgründe. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endet durch Tod oder 
Todeserklärung ($ 1544) eines Ehegatten, durch Scheidung oder Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft, durch Urteil im Falle des § 1542 und durch Konkurs über das Vermögen des 
Mannes ($ 1543). Sie kann ſelbſtverſtändlich auch durch Ehevertrag aufgehoben werden. 
Vgl. § 1468 A 1 (Beendigung der Gütergemeinſchaft) und Vorbem 1 vor $ 1418 (Beendigung 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes). 

3. Klagerecht. Jeder Ehegatte kann im Weigerungsfalle auf Vornahme der Aus- 
einanderſetzung klagen. § 1546 Abſ 1 Satz 1 ſchließt ſich dem $ 1471 Abſ 1 und dieſer dem $ 730 
Abſ 1 an. Das Recht auf Auseinanderſetzung kann durch Vertrag weder ausgeſchloſſen noch 
eingeſchränkt werden. Endigt die Errungenſchaftsge meinſchaft durch Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen des Mannes, jo findet eine Auseinanderſetzung wegen des Ge- 
ſamtguts nicht ſtatt (5 2 Abſ 1 KO). Vermittlung der Auseinanderſetzung durch das 
Amtsgericht $$ 99, 193 FGG. 

4. Aus 51546 Abſ1 Satz 2 ergibt ſich, daß die während der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
in Anſehung des Geſamtguts beſtandene Gemeinſchaft zur geſamten Hand (s 1438, A 1, 
$ 1442 A 1) von dem Zeitpunkte der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft bis zum 
Abſchluſſe der Auseinanderſetzung fortdauert, jedoch mit den aus $$ 1472, 1473 hetvorgehen⸗ 
den Abweichungen. Der in dieſer Zeit von einem Ehegatten außerbalb der durch § 1473 
gezogenen Grenzen gemachte Erwerb verbleibt alſo ihm allein. Nach $ 1472 wird das Ge⸗ 
ſamtgut nunmehr gemeinſchaftlich von beiden Ehegatten verwaltet. Im übrigen vgl. Erl. 
zu $$ 1442, 1472, 1473. 

5. Über den Begriff und Umfang der Geſamtgutsverbindlich⸗ 
keiten bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft vgl. 8 1530 A 4, 5 1535 A 3. Das Übernahme⸗ 
recht des Ehegatten aus § 1477 Abſ 2 kann nur in Anſehung der für feinen perſönlichen Ge⸗ 
brauch beſtimmten Sachen ausgeübt werden. § 1478 iſt nicht anwendbar; jedem der ge⸗ 
ſchiedenen Ehegatten gebührt daher die Hälfte des Geſamtguts. $ 1479 bezieht ſich auf alle 
im § 1542 bezeichneten Fälle der Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Urteil. 
Im übrigen wird auf die Erl. zu den $$ 1475—1477, 14791481 verwieſen. 
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6. Daß ſich die Errungenſchaftsge meinſchaft gewiſſermaßen nur als eine Umgeſtaltung 
des a bie ehelichen Güterrechts darſtellt (§ 1519 A 1), ergeben die zahlreichen Hin⸗ 
weiſe auf die Beſtimmungen des geſetzlichen Güterrechts, jo in 8 1525 Abſ 2, 1529 Ab} 2,1542, 
1546 Abſ 2, 1547, 1578. Auf die Erl. zu 58 1421—1424 wird Bezug genommen. 

7. Zwangs vollſtreckung. Konkurs. Nach Beendigung der Errungenſchaftsge mein⸗ 
ſchaft iſt der Anteil an dem Geſamtgute zugunſten der Gläubiger des Anteilsberechtigten 
der Pfändung unterworfen (5 860 Abſ 2 ZPO). Wegen der Vorausſetzungen für die Zuläſſig⸗ 
keit der Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut und wegen Erteilung einer vollſtreckbaren 
Urteilsausfertigung vgl. 85 743, 744 ZPO. Ein Sonderkonkurs über das Geſamtgut erſcheint 
in dieſer Zwiſchenzeit nicht zuläſſig (Plancks 1472 A 13, § 1546 A 2). Wird Konkurs über 
das gefamte Vermögen eines Ehegatten eröffnet, jo findet die Auseinanderſetzung zwiſchen 
den Anteilsberechtigten außerhalb des Konkursver fahrens ſtatt (58 16, 51 KO). — Wird nach 
Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch den Tod des Mannes über das Vermögen 
der Witwe der Konkurs eröffnet, fo iſt die Konkursmaſſe nicht berechtigt, Grundſtücke, die 
während der Errungenſchaftsgemeinſchaft zum Geſamtgute gehörten, für die Verbindlichkeiten 
der Gemeinſchuldnerin in Anſpruch zu nehmen. Ihre Berechtigung beſchränkt ſich vielmehr 
auf den Anteil, der ſich möglicherweiſe bei der Auseinanderſetzung der Errungenſchafts⸗ und 
Erbengemeinſchaft, die bis dahin eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand bilden (58 1442, 1471), 
als Vermögensanteil der Gemeinſchuldnerin ergibt, R ZW 10, 23616. 


§ 1547 
)Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft durch die Eröffnung des Kon: 
kurſes über das Vermögen des Mannes, ſo kann die Frau auf Wiederher⸗ 
ſtellung der Gemeinſchaft klagen ?). Das gleiche Recht ſteht, wenn die Ge: 
meinſchaft infolge einer Todeserklärung endigt, dem für tot erklärten Ehe⸗ 


gatten zu, falls er noch lebt. 
Wird die Gemeinſchaft auf Grund des § 1418 Nr. 3 bis 5°) aufgehoben, 
ſo kann der Mann unter den Vorausſetzungen des § 1425 Abſ. 1 auf Wieder: 


herſtellung der Gemeinſchaft klagen“). 

E 1 1430 Abſ 1, 2 Satz 1 11 1442 M 4, 535 P 4, 372. 

1. Grund der Vorſchrift. Dem Weſen der Errungenſchaftsgemeinſchaft und einer 
billigen Rückſichtsnahme auf die Rechtslage der Ehegatten entſpricht es, daß in gewiſſen Fällen 
die Frau, in andern der Mann die Wiederherſtellung der Gemeinſchaft verlangen und ſich 
dadurch wieder einen Anteil an dem Erwerbe des andern Ehegatten ſichern kann. Die Wieder⸗ 
herftelluug tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein (§ 1548). Vgl. auch $ 1425 (verwandte 
Vorſchriften des geſetzlichen Güterrechts). 

2. Die Klage kann erſt nach Eintritt der Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes (§ 1543 
A 3) erhoben werden und braucht nicht vor Beendigung des Konkursverfahrens anhängig 
gemacht zu fein (Prot 4, 373). In keinem der Fälle des $ 1547 iſt die Klage an eine Friſt 
gebunden. Das Verfahren in Ehejachen findet keine Anwendung. Im Wege der einſtweiligen 
Verfügung kann die Errungenſchaftsgemeinſchaft weder aufgehoben ($ 1542 A 4), noch wieder⸗ 
hergeſtellt werden. Im übrigen vgl. Erl. zu $ 1425. 

3. Keine Klage auf Wiederherſtellung im Falle des $ 1468 Nr 4 (vol. § 1542). 

4. Das Klagerecht auf Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt auf 
die Fälle des $ 1547 beſchränkt. In andern Fällen der Beendigung dieſes Güterſtandes 
(F 1546 A 2) kann er nur durch Ehevertrag wiederhergeſtellt werden. 


8 1548 


Die Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft tritt in den 
Fällen des § 1547 mit der Rechtskraft des Urteils!) ein. Die Vorſchrift des 
§ 1422 findet entſprechende Anwendung ). 

Drittengegenüber iſt die Wiederherſtellung, wenn die Beendigung in das Gü⸗ 
terrechtsregiſter eingetragen worden iſt, nur nach Maßgabe des 8 1435 wirkſam !). 

Im Falle der Wiederherſtellung wird Vorbehaltsgut der Frau, was 
ohne die Beendigung der Gemeinſchaft Vorbehaltsgut geblieben oder ge⸗ 
worden ſein würde). 

E 1 1430 Abſ 3 II 1443 M 4, 536 P 4, 372; 6, 290. 

1. Das Urteil hat ſonach rechtsgeſtaltende Wirkung. Es wird ſo angeſehen, als ob 
mit der Rechtskraft des Urteils die Errungenſchaftsgemeinſchaft von neuem eintritt. Der 
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§ 1548 Abſ 1 entſpricht dem $ 1425 Abſ 2. Vgl. Erläuterungen dazu. Der Umſtand, daß 
im Falle des $ 1543 das Konkursverfahren zur Zeit der Rechtskraft des Wiederherſtellungs⸗ 
urteils noch ſchwebt, hindert den Eintritt der neuen Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht (a. M. 
Staudinger). 

25 Nach Maßgabe des § 1422 haben Mann und Frau ihre Herausgabepflicht zu er⸗ 
füllen, nämlich die Frau in Auſehung ihres an den Mann zur Verwaltung und Nutznießung 
herauszugebenden eingebrachten Gutes, Mann und Frau in Anſehung ihres zum Geſamtgut 
einzuwerfenden Erwerbes (a. M. Staudinger). Was z. B. der Mann nach Zuſtellung 
der Wiederherſtellungsklage der Frau und vor Eintritt der Rechtskraft des Wiederherſtellungs⸗ 
urteils erwirbt, hat er zum Geſamtgut nach Maßgabe des 8 1422 herzugeben. 

3. 8 1548 Abſ 2 entſpricht dem $ 1431 Abſ 2. Zur Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Wiederher⸗ 
ftelfungsurteits (5 1561 Abſ 3 Nr 1). Im übrigen vgl. Erläuterungen zu § 1435. 

4. Was Vorbebaltsaut der Frau iſt, beſtimmt $ 1526. Was als eingebrachtes 
Gut eines Ehegatten anzuſehen iſt, beſtimmen die 5 1520—1524 (vgl. 8 1520 A 1). Der 
einem Ehegatten zur Zeit des Wiedereintritts der Errungenſchaftsgemeinſchaft noch gebührende 
Anteil an dem früheren Geſamtgute wird nun ſein eingebrachtes Gut. Geſamtgut (81519 
A 1) wird, was die Ehegatten ſeit der Zuſtellung der Wiederherſtellungsklage erwerben (vgl. 
A 2). 


4. Fahrnisgemeinſchaft 


8 1549 


Auf die Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der Errungen⸗ 
ſchaft (Fahrnisgemeinſthaft) finden die für die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft geltenden Vorſchriften ?) Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den 88 1550 
bis 1557 ein anderes ergibt. 

E 1 1431 I1 1444 M 4, 150 ff., 541 P 4, 373. 

1. Die Fahrnisgemeinſchaft des BGB ſtellt ſich als eine Umgeſtaltung der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft dar. Von letzterer weicht fie hauptſächlich darin ab, daß zwiſchen beweg⸗ 
lichem und unbeweglichem Vermögen unterſchieden wird. Das bewegliche Vermögen und die 
Errungenſchaft werden grundſätzlich Geſamtgut. Das unbewegliche Vermögen (im Sinne 
des $ 1551) jedes Ehegatten iſt fein eingebrachtes Gut (in dem 1. Entwurf und den Motiven 
als Sondergut bezeichnet). Auf das eingebrachte Gut bei der Fahrnisgemeinſchaft finden die 
Vorſchriften über das eingebrachte Gut bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft Anwendung 
(31550 Abſ 2). Hat keiner der Ehegatten unbewegliches Vermögen, jo deckt ſich die Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft — von einigen Abweichungen abgeſehen — faſt vollſtändig mit der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft. Das BGB hat die Fahrnisgemeinſchaft als vertragsmäßigen Güter⸗ 
ſtand nur mit Rückſicht auf das frühere, weite Geltungsgebiet der ihr ähnlichen, franzöſiſch⸗ 
rechtlichen Mobiliargemeinſchaft aufgenommen, obwohl dieſem Güterſtande erhebliche, aus 
der veralteten Unterſcheidung zwiſchen beweglichem und unbeweglichem Vermögen ſich ergebende 
Mängel anhaften (M 4, 151; Prot 4, 376). 

2. Für die allgemeine Gütergemeinſchaft geltende Vorſchriften SS 4137—1518 
BGB; 8 740, 741, 742 Abſ 2, 743, 744, 745 ($ 1557 BG B), 750 Abſ 2, 794 Abſ 2, 880 
ABO; 38 2, 16, 51 KO. Val. die Erl. zu $ 1550 (Geſamtgut, ehelicher Aufwand), 
99 15511554 leingebrachtes Gut), $ 1555 (Vorbehaltsgut), 5 1556 (Schuldenhaftung) 
und * (fortgeſetzte Fahrnisgemeinſchaft, Beendigung des Güterſtandes, Auseinander⸗ 
ſetzung). 


8 1550 


Von dem Geſamtgut!) ausgeſchloſſen iſt das eingebrachte Gut:) eines 
Ehegatten. . 5 b 

Auf das eingebrachte Gut finden die bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften?) Anwendung!“). 

E 1 1431 Abſ 1, 1432 Abſ 1 II 1445 M 4, 543, 548 P 4, 373. 

1. Geſamtgut. Bei der Fahrnisgemeinſchaft ſind, wie bei der Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft (8 1519 A 1) zu unterſcheiden: Geſamtgut der Ehegatten, eingebrachtes Gut des 
Mannes, eingebrachtes Gut der Frau und Vorbehaltsgut der Frau. Vorbehaltsgut des 
Mannes iſt ausgeſchloſſen ($ 1555). Geſamtgut iſt gemäß $ 1438 alles, was die Ehegatten 
an Vermögensrechten beim Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft haben oder während derſelben 
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erwerben, ausgenommen das, was die $$ 1551 —1554 als eingebrachtes Gut eines Ehegatten 
bezeichnen (hauptſächlich das unbewegliche Vermögen) und das Vorbehaltsgut der Frau. 
Die Geſamtgutseigenſchaft tritt kraft Geſetzes ein. Sie wird in das Grundbuch einge⸗ 
tragen. Daß ein Gegenſtand ausnahmsweiſe zum eingebrachten Gute oder zum Vorbehalts⸗ 
gute gehöre, hat zu beweiſen, wer dies behauptet. Wie bei der Gütergemeinſchaft ſtellt 
auch bei der Fahrnisge meinſchaft das Geſamtgut eine Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand dar ($ 1438 A 1, § 1442 A 1). Das Geſamtgut unterliegt der Verwaltung des 
Mannes wie bei der Gütergemeinſchaft (88 14431458). Die in Fahrnisgemeinſchaft 
lebenden Eheleute können gemeinſam einen Schadenserſatzanſpruch wegen einer der Frau 
zugefügten Körperverletzung geltend machen (RG 29. 1. 06 VI 173/05). Der eheliche 
Aufwand fällt dem Geſamtgute zur Laſt ($$ 1549, 1458). 

2. Was eingebrachtes Gut iſt, beſtimmen erſchöpfend die 38 15511554. 

3. Insbeſondere die Vorſchriften in 98 1525, 1528, 1529 Abſ 2, 1531, 1533, 1535, 
1536 Nr 2, 4, 1537, 1539—1541, 1546 Abſ 3. Danach wird das eingebrachte Gut vom Manne 
($$ 1525 Abſ 2, 1374) für Rechnung des Geſamtguts verwaltet. Die Nutzungen gehören 
zum Geſamtgute. Der $ 1550 Abſ 2 unterwirft das eingebrachte Gut bei der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft eben denſelben Beſtimmungen, denen der 81439 Saß 2 das Sondergut bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft unterwirft, nur daß auf erſteres auch $ 1524 (mit der im $ 1554 Satz 2 be⸗ 
zeichneten Ausnahme) Anwendung findet, auf letzteres nicht. Für die Zwangs voll- 
ſtreckung in das eingebrachte Gut gelten 88 739, 741, 742, 794 Abſ 2, 861 (8 1525 A 6) 3 PO. 

4. Anfechtung. Ein Ehevertrag, durch den der Güterſtand der Fahrnisgemeinſchaft 
in den der Gütertrennung umgewandelt wird, kann von den Gläubigern des Mannes aus 
$ 3 Nr 4 des Anfechtungsgeſetzes vom 20. 5. 98 inſoweit angefochten werden, als die früher 
dem Geſamtgute zugefloſſenen, dem Zugriffe der Gläubiger des Mannes unterworfenen 
Nutzungen des eingebrachten Gutes der Frau nunmehr bei Gütertrennung dem Zugriffe 
jener Gläubiger entzogen ſind, 88 1550 Abſ 2, 1525, 1426; RG 57, 81. Vgl. auch 8 1391 A 12. 


8 1551 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt das unbewegliche Vermögen, 
das er bei dem Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft hat!) oder während der 
Gemeinſchaft durch Erbfolge), durch Vermächtnis 2) oder mit Rückſicht auf 
ein künftiges Erbrecht), durch Schenkung ) oder als Ausſtattung ) erwirbt )). 

Zum unbeweglichen Vermögen?) im Sinne dieſer Vorſchrift gehören 
Grundſtücke ) nebſt Zubehör ro), Rechte an Grundſtücken n), mit Ausnahme 
der Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden! °) ſowie Forderungen 10), 
die auf die übertragung des Eigentums an Grundſtücken oder auf die Be: 
gründung oder Übertragung eines der bezeichneten Rechte oder auf die Be: 
freiung eines Grundſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet ſind 1. 

E 11432 II 1446 M 4, 548 P 4, 375; 5, 135. 

1. Wegen des bedingten oder anfechtbaren Erwerbes oder noch nicht vollendeter Er⸗ 
figung vgl. § 1520 A 3. 5 

2. Sei es durch geſetzliche oder teſtamentariſche Erbfolge oder auf Grund eines Erb⸗ 
vertrags. 

3. Vermächtnis § 1939, 21472191. 

4. Erwerb mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht vgl. $ 1521 A 3. 

5. Erwerb durch Schenkung vgl. $ 1521 A 4. 

6. Erwerb als Ausſtattung vgl. § 1521 A 5. 

7. Unbewegliches Vermögen, das ein Ehegatte wäbrend der Gemeinſchaft auf andere 
als die im § 1551 Abſ 1 bezeichnete Art, z. B. durch Kauf erwirbt, wird Geſamtgut, es ſei 
denn, daß es unter eine der Beſtimmungen in den $$ 15521554 fiele oder zum Vorbehalts⸗ 
gute der Frau gehörte. 

8. Was zum unbeweglichen Vermögen im Sinne des $ 1551 gehört, führt der zweite 
Abſatz erſchöpfend auf. 

9. Den Grundſtücken ſtehen das Erbbaurecht (§ 1017) und diejenigen Rechte gleich, 
welche landesgeſetzlich gemäß Artt 63, 67, 68, 69, 196 EG den Vorſchriften des BB über 
Grundſtücke unterworfen ſind (z. B. die Jagd⸗ und Fiſchereirechte). 

10. Zubehör $$ 97, 98. 

11. Rechte an Grundſtücken (und an den den Grundſtücken gleichgeſtellten Rechten, 
A 9) ſind die Dienſtbarkeiten, das dingliche Vorkaufsrecht (88 1094 ff.) und die Reallaſten. 
Zum unbeweglichen Vermögen gehört auch der Nießbrauch an einem Grundſtück oder einem 
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dem Grundſtücke gleichſtehenden Rechte. Der Nießbrauch an andern Rechten gehört zum 
beweglichen Vermögen (Prot 4, 375). 

12. Zu den ausgenommenen Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden gehören 
auch Eigentümerhypotheken, Eigentümergrundſchulden und Eigentümerrentenſchulden. — 
Aus $ 1551 ergibt ſich, daß das BGB die Hypotheken nicht einmal zum unbeweglichen Ver⸗ 
mögen rechnet, geſchweige denn als unbewegliche Sachen anſieht. Für die Klage 
auf Löſchung einer Hypothekpfändung (oder Verpfändung) iſt daher nicht der Gerichts⸗ 
ſtand der belegenen Sache (§ 24 ZPO) begründet, RG 51, 231. 

13. Zu den hier bezeichneten Forderungen gehört namentlich das perſönliche Vor⸗ 
kaufsrecht (58 504 ff.). Fällt eine von mehreren wahlweiſe geſchuldeten Leiſtungen (8 262) 
unter $ 1551 Abſ 2, jo gehört die Forderung bis zur Wahl zum eingebrachten Gute und die 
Wahl ſelbſt iſt als eine Verfügung über eingebrachtes Gut zu behandeln. Die auf Grund 
einer Forderung der im $ 1551 Abſſ2 bezeichnete Art bewirkten Leiſtung fällt gemäß 98 1554 
Satz 1, 1524 in das eingebrachte Gut, ſelbſt wenn ſie nicht zum unbeweglichen Vermögen im 
Sinne des $ 1551 Abf 2 gehört (z. B. die Leiſtung in Geld wegen Unmöglichkeit der Leiſtung 
in Natur). 

12 Unbewegliches Vermögen. das beiden Ehegatten ſchon vor Beginn der Errungen⸗ 
ſchaftsge meinſchaft gemeinſchaftlich gehörte, wird gemeinſchaftliches eingebrachtes Gut, 
nicht Geſamtgut (vgl. $ 1520 A 3). Dasſelbe gilt von dem während der Gemeinſchaft auf die 
im § 1551 Abſ 1 bezeichnete Weiſe gemeinſchaftlich erworbenen unbeweglichen Vermögen. 
Beſteht der auf ebendieſelbe Weiſe gemachte Erwerb teils in unbeweglichem teils 
in beweglichem Vermögen, jo wird — unbeſchadet der Beſtimmungen der 88 1552—1554 
und über Vorbehaltsgut der Frau — das unbewegliche Vermögen eingebrachtes Gut, das 
bewegliche Vermögen Geſamtgut. Erwirbt ein Ehegatte als Miterbe ſo entſcheidet 
ſich die Frage, ob er unbewegliches oder bewegliches Vermögen, bezw. beides erworben hat, 
nach dem Beſtande der ungeteilten Erbſchaft, nicht nach dem Ergebniſſe der Teilung (M 4, 
549). Wird er z. B. für ſeinen Anteil an einem geerbten Grundſtücke mit Geld abgefunden, 
ſo wird letzteres eingebrachtes Gut. Dies entſpricht auch der Erſetzungskraft des ein⸗ 
gebrachten Gutes (vgl. 8 1524 A 1). A. M. Staudinger. Nach denſelben Grundſätzen 
entſcheidet ſich auch der Erwerb von Miteigentum. Zuläſſig iſt es, den Erwerb durch 
Ehevertrag dem Geſamtgute, bezw. dem eingebrachten Gute eines Ehegatten oder 
Vorbehaltsgute der Frau zuzuweiſen (ogl. $ 1521 A 7, 5 1520 A 4). Austauſchgeſchäfte 
zwiſchen den einzelnen Gütermaſſen find nicht ausgeſchloſſen (Prot 4, 377). 


8 1552 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ſind Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können “). 

E 1 1432 Abſ 1 II 1447 M 4, 543, 548 P 4, 375. 

1. Gegenſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden könnnen, 
bilden bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft das Sondergut ($ 1439) und find bei der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1522) ebenſo wie bei der Fahrnisgemeinſchaft einge ⸗ 
brachtes Gut. Vgl. die Erl. zu $$ 1439, 1522. Dem im $ 1552 bezeichneten ein- 
gebrachten Gute fehlt — übereinſtimmend mit der allgemeinen Gütergemeinſchaft ($ 1439) 
und abweichend von der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1524) — eigene Erſetzungskraft. 
Der ſog. Surrogationsgrundſatz findet alſo keine Anwendung ($ 1554 Satz 2; vgl. auch $ 1370). 


$ 1553 
Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt: 
1. was durch Ehevertrag für eingebrachtes Gut erklärt iſt“); 
2. was er nach § 1369 erwirbt, ſofern die Beſtimmung dahin getroffen 
iſt, daß der Erwerb eingebrachtes Gut ſein ſoll ). 
E I 1432 Abſ 1 II 1448 M 4, 544 P' 4, 376. 
1. Eingebrachtes Gut kraft Ehevertrags. Die gleiche Beſtimmung trifft $ 1523 
für die Errungenſchaftsgemeinſchaft. Vgl. Erl. zu $ 1523. 


8 1554 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was er in der im § 1524 bezeich⸗ 
neten Weiſe erwirbt). Ausgenommen iſt, was an Stelle von Gegenſtänden 
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erworben wird, die nur deshalb eingebrachtes Gut ſind, weil ſie nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können 2). 

E 11432 Abf 1 11 1449 M 4, 544 P 4, 376. 

1. 81554 Satz 1 bringt für die Fahrnisgemeinſchaft den bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft geltenden Grundſatz zur Anerkennung, daß das eingebrachte Gut gleichſam eigene Er⸗ 
ſetzungskraft beſitzt (ſogenannter Surrogationsgrundſatz). Vgl. $ 1524 und Erläuterungen. 
Die Ausnahme, daß der Erwerb aus dem Betrieb eines zum eingebrachten Gute gehörenden 
Erwerbsgeſchäftes Geſamtgut wird, gilt auch hier. Nutzungen des eingebrachten Gutes 
werden Geſamtgut ($ 1550 Abſ 2, § 1525 Abſ 1). 

2. Dieſe Ausnahme iſt auch für das Sondergut der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
beſtimmt worden ($ 1439 Satz 2). Die Ausnahme beſchränkt ſich auf Gegenftände, die nur 
wegen ihrer Unübertragbarkeit, nicht auch aus andern Gründen (z. B. in Fällen des $ 1553) 
eingebrachtes Gut find. Anders bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (vgl. $ 1524 A 2). — 
Die im $ 1524 Abſ 2 enthaltene, den Schutz des gutgläubigen Schuldners be- 
zweckende Beſtimmung gilt hier ebenfalls (§ 1550 Abſ 2). — Aus $$ 1550 Abſ 2, 1525 
Abſ 2 ergibt ſich, daß auch die Erſetzungsgrundſätze der $$ 1381, 1382 hier Anz 
wendung finden. 


§ 1555 
Vorbehaltsgut des Mannes!) iſt ausgeſchloſſen ). 


E I 1432 Abſ 1, 1346 II 1450 M 4, 543 P 4, 376. 

1. Vorbehaltsgut des Mannes ift bei der Fahrnisgemeinſchaft wie beim geſetzlichen 
Güterrechte und bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1526 Abſ 2) ausgeſchloſſen. Anders 
bei der Gütergemeinſchaft ($ 1440). Unzuläſſig iſt es, durch Ehevertrag Vorbehaltsgut 
des Mannes zu ſchaffen, dagegen iſt es zuläſſig, durch Ehevertrag in Abweichung von $ 1525 
Abſ 1 dem Manne die Einkünfte feines eingebrachten Gutes zuzuweiſen (vgl. § 1526 A 3). 

2. Vorbehaltsgut der Frau iſt nicht ausgeſchloſſen (88 1549, 1440). Vorbehaltsgut 
der Frau iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut der Frau erklärt iſt oder von ihr nach 
$ 1369 oder $ 1370 erworben wird ($ 1440 Abſ 2). Ebenſo bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
(51526 Abf 1). Geſetzliches Vorbehaltsgut ($$ 1366, 1367) der Frau gibt es nicht. Im übrigen 
val. Erläuterungen zu $$ 1526, 1440. 


8 1556 

)Erwirbt ein Ehegatte während?) der Fahrnisgemeinſchaft durch Erb: 
folge, durch Vermächtnis oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch 
Schenkung oder als Ausstattung?) Gegenſtände, die teils Geſamtgut, teils 
eingebrachtes Gut werden, ſo fallen die infolge des Erwerbes entſtehenden 
Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamt⸗ 
gut und dem Ehegatten, der den Erwerb macht, verhältnismäßig“) zur Laſts). 

E 1 1433 II 1451 M 4, 551 P 4, 377; 5, 185. 

1. Schuldenhaftung der Ehegatten im Berhältniſſe zueinander. Der $ 1556 be⸗ 
trifft die Haftung der Ehegatten für Verbindlichkeiten und zwar nur in bezug auf das innere 
Verhältnis der Ehegatten zueinander. Der § 1556 beſtimmt für gewiſſe Fälle eine Ausnahme 
von der Regel. Als Regel gilt gemäß $ 1549 der bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
herrſchende Grundſatz, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen ($ 1463 A 1). Die für die Güterge meinſchaft 
in den §§ 1463—1465 beſtimmten Ausnahmen gelten gemäß 5 1549 auch für die Fahrnis⸗ 
ge meinſchaft. Weitere Ausnahmen ergeben ſich daraus, daß gemäß $ 1550 Abſ 2 für die 
Fahrnisgemeinſchaft in Anſehung des eingebrachten Gutes die für die Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft in den 88 1535—1537 über die Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhältniſſe 
zueinander erteilten Vorſchriften gelten (vgl. Erläuterungen zu $$ 14631465, 1535—1537). 
Den bezeichneten Ausnahmevorſchriften geht aber die Beſtimmung des § 1556 vor. 

2. Für den vo r Eintritt der Fahrnisgemeinſchaft gemachten Erwerb verbleibt es bei 
der Regel (A 1). 

3. Vgl. § 1551 A 2—6 und Hinweiſe. 

4. Die Verbindlichkeiten fallen verhältnismäßig dem Geſamtgut und dem Ehegatten, 
der den Erwerb macht, zur Laſt. Dadurch wird ausgedrückt, daß das Verhältnis des Wertes 
der den Geſamtgut erworbenen Gegenſtände zu dem Werte der dem eingebrachten Gute 
erworbenen Gegenſtände den Verteilungsmaßſtab abgibt. Beiſpiel: Ein Ehegatte erbt ein 
mit 30 000 Mk. Hypotheken belaſtetes Grundſtück im Werte von 50 000 Mk. und ausſtehende 
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Forderungen im Geſamtbetrage von 10 000 Mk. Sein eingebrachtes Gut erhält alſo einen 
Wertzuwachs von 50 000 Mk., das Geſamtgut 10 000 Mk. Außer den Hypotheken von 
30 000 Mk. find 3000 Mk. Nachlaßſchulden vorhanden, zuſammen 33 000 Mk. Dieſe ſind nach 
dem Verhältniſſe von 50 000 zu 10 000 zu verteilen. Mithin fallen dem eingebrachten Gute 
5/6 — 27 500 Mk., dem Geſamigute / — 5500 Mk. zur Laſt. Demzufolge iſt der aus $$ 1550 
Abſ 2, 1535 Nr 1 ſich ergebende Verteilungs maßſtab, wonach die auf dem Grundſtücke haften⸗ 
den Schulden dem unbeweglichen Vermögen, alſo dem eingebrachten Gute, die übrigen Schul 
den aber dem Geſamtgute zur Laſt fallen müßten, hier außer Anwendung geſetzt. Das BGB 
hat die Beſtimmung des $ 1556 nur mit Rückſicht auf die gleichen, in den früheren franzöſiſch⸗ 
rechtlichen Gebieten ausgebildeten Grundſätze trotz der mit der Wertsberechnung zum Teil 
verbundenen Schwierigkeiten aufgenommen (M 4, 552). h d 

5. Die Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhältniſſe zu den Gläubigern läßt der 
$ 1556 unberührt. In dieſer Beziehung verbleibt es bei der Regel des § 1459 Ab] 1 (8 1549), 
daß das Geſamtgut für die Schulden des Mannes ausnahmslos haftet. Zwar 
gelten nach $ 1550 Abſ 2 in Anſehung des eingebrachten Gutes die Vorſchriften über die Er- 
rungenſchaftsgemeinſchaft, aber auch nach dieſen ($ 1530 Abſ 1) haftet das Geſamtgut für 
die Verbindlichkeiten des Mannes. Mithin macht es keinen Unterſchied, ob ſich die Schuld 
des Mannes auf das Geſamtgut oder ſein eingebrachtes Gut bezieht. Auch für die Schulden 
der Frau haftet das Geſamtgut (851459 Abſ 1, 1549). Ausnahmen ergeben ſich jedoch 
aus den $$ 1460—1462 (1549) und den 58 1531—1534 (1550 Abſ 2). Vgl. Erläuterungen 
dazu. Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind, haftet der Mann 
auch perſönlich als Geſamtſchuldner. Dieſe Haftung erliſcht aber mit der Beendigung der 
Fahrnisgemeinſchaft, wenn die Verbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
nicht dem Geſamtgute zur Laſt fällt (58 1459 Abſ 2, 1549). Für Verbindlichkeiten des Mannes 
haftet die Frau nicht. Ihren Gläubigern haftet fie mit ihrem eingebrachten Gute und Vor⸗ 
behaltsgute, jedoch mit erſterem nur innerhalb der durch 88 1412 —1414 gezogenen Schranken 
(88 1549, 1550 Abſ 2, 1525 Abſ 2). 


§ 1557 
) Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ') tritt nur ein, wenn ſie durch Ehe: 
vertrag?) vereinbart iſt⸗) 5). 
E 1 1434 Il 1452 M 4, 552 P 4, 378. 


1. Für die Beendigung der Fahrnisgemeinſchaft gelten gemäß $ 1549 die Vorſchriften 
über die Beendigung der allgemeinen Gütergemeinſchaft (88 14681482). Die Beendigungs⸗ 
gründe ($ 1468 A 1) ſind die gleichen. Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen eines 
Ehegatten beendigt die Fahrnisgemeinſchaft nicht. Die Auseinanderſetzung erfolgt, 
ſoweit nicht eine andere Vereinbarung getroffen iſt, nach den 88 1475—1481 ($$ 1549, 1474), 
jedoch find für die Herausgabe des eingebrachten Gutes gemäß $ 1550 Abſ 2 
die entſprechenden Vorſchriften bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1539—1541, 1546 
Abſ 3) anwendbar. Wegen der Vermittelung der Auseinanderſetzung durch das Amtsgericht 
vgl. §§ 99, 193 FGG. 

2. Fortſetzung der Fahrnisgemeinſchaft. Die allgemeine Gütergemeinſchaft wird 
nach dem Tode eines Ehegatten zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlinge fortgeſetzt. Die Fortſetzung tritt kraft Geſetzes ein ($ 1483 A 4). Bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt fortgeſetzte Gemeinſchaft überhaupt ausgeſchloſſen (8 1546 
A 1). Bei der Fahrnisgemeiuſchaft iſt (auf Beſchluß der 2. Kommiſſion, Prot 4, 377) nur die 
vertraasmäßige Einführung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geſtattet, obwohl 
das franzöſiſche Recht die Fortſetzung nicht kennt. Die fortgeſetzte Fahrnisgemeinſchaft unter⸗ 
ſteht den für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft geltenden Regeln (88 1483—1518), wie ſich 
denn auch die Fahrnisgemeinſchaft beim Mangel unbeweglichen Vermögens mit der allge⸗ 
meinen Gütergemeinſchaft faſt vollſtändig deckt ($ 1549 A 1). Die fortgeſetzte Fahrnisge⸗ 
meinſchaft bezieht ſich nur auf das Geſamtgut. Das Geſamtgut der fortgeſetzten Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft beſteht aus dem ehelichen Geſamtgut der Fahrnisgemeinſchaft, ſoweit es nicht 
nach $ 1483 Abſ 2 einem nicht anteilsberechtigten Abkömmlinge zufällt, und aus dem Ver⸗ 
mögen, das der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten oder 
nach dem Eintritte der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft erwirbt, ſoweit dieſer Erwerb nach 
ss 1549—1555 beim Beſtehen der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft als Geſamtgut anzuſehen 
wäre (§ 1485). Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehören fein eingebrachtes Gut 
und, wenn die Frau geſtorben ift, ihr Vorbehaltsgut. Dieſes Vermögen vererbt ſich nach den 
gewöhnlichen Vorſchriften. Nicht zum Geſamtgut gehört das Vermögen eines anteilsberech⸗ 
tigten Abkömmlinges (8 1485 Abſ 2). Eingebrachtes Gut des überlebenden 
Ehegatten iſt bei der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft das, was er bei der ehelichen 
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Fahrnisgemeinſchaft als eingebrachtes Gut beſeſſen hat und mas nach Ss 1551 —1554 ein⸗ 
gebrachtes Gut werden würde, falls eheliche Fahrnisge meinſchaft beſtände. Auf das ein⸗ 


Ab) 1, Halbſ 2). Die Nutzungen des eingebrachten Gutes des überlebenden Ehegatten fallen 
in das Geſamtgut (88 1550 Abſ 2, 1525). Vorbehaltsgut der überlebenden Frau 
iſt bei der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft das, was ſie bei der ehelichen Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft als Vorbehaltsgut beſeſſen hat und was nach $ 1486 Abſ 1 Vorbehaltsgut werden 
würde, falls eheliche Fahrnisgemeinſchaft beſtände. Vorbehaltsgut des überlebenden Mannes 


trag geſchloſſen worden ift, fo tritt Beerbung nach allgemeinen Grundſätzen ein. Zum Nach⸗ 
laſſe des verſtorbenen Ehegatten gehören ſein Anteil am Geſamtgute, ſein eingebrachtes Gut 
und, wenn die Frau geſtorben iſt, ihr Vorbehaltsgut. 

4. Ablehnungsrecht des überlebenden Ehegatten. Der überlebende Ehegatte kann 
die vertragsmäßig vereinbarte Fortſetzung der Fahrnisge meinſchaft ablehnen (8 1484 BGB; 
9 9 KO). 88 1508, 1509 ſind ſinnentſprechend an pendbar. 5 

5. Zwangsvollſtreckung. Konkurs. Vgl. 38 743, 744, 745, 794 Abi 2, 860 ZPO 
und 38 2 Abſ 3, 236 KO, welche Vorſchriften hier anwendbar ſind. Vgl. auch Erläuterungen 
in $ 1488 A 5, $ 1497 A 4. 


III. Güterrechtsregiſter 


§ 1558 
Die Eintragungen!) in das Güterrechtsregiſter?) haben bei dem Amts⸗ 
gerichte zu geſchehen, in deſſen Bezirke der Mann ſeinen Wohnſitz hats). 
Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung kann die Führung des 
Regiſters für mehrere Amtsgerichts bezirke einem Amtsgericht übertragen 
werden ). 


Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Frau, in $ 1371 (1431, 1435) für das Vorbehaltsgut der 
Frau beim geh 

der Verwaltung und Nutznießung in den Fällen des § 1495, in § 1435 für die Ausſchließung 
oder Anderung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes durch Ehevertrag, in $ 1441 


hebung der Gütergemeinſchaft durch Urteil in den Fällen der 65 1468, 1469, in 8 1526 für 
das Vorbehaltsgut der Frau bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft, in § 1545 für die Be⸗ 
endigung der „ in den Fällen der $$ 1542 —1544, in $ 1548 für 
die Wiederherſtellung der 

in $ 1549 für gewiſſe Fälle ($$ 1441, 1470) bei der Fahrnisge meinſchaft und in $ 1587 für 
die Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nach deren urteilsmäßiger Aufhebung. 
Fortgeſetzte Güterge meinſchaft ($ 1483) wird in das Güterrechtsregiſter nicht ein⸗ 
getragen, weil dasſelbe nur dazu dient, die während der Ehe beſtehenden güterrechtliche 
Verhältniſſe kundzutun. Ferner iſt die Eintragung hinſichtlich aller Güterſtände (mit Aus⸗ 
nahme der Gütertrennung) in den $5 1405 Abſ 3, 1452, 1519 Abſ 2, 1525 Abſ 2, 1549, 1550 
Abſ 2, für den Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch 
die Frau und den Widerruf ſeiner Einwilligung vorgeſchrieben. Gleiches wird auch von der 


in geſetzlich zuläſſigen a je feine Prüfungspflicht nicht u e ee 
gehöriger Form angebrachten Erklärungen und Anträge der Wirklichkeit entſprechen. Eine 
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unzuläſſigerweiſe bewirkte Eintragung iſt von Amts wegen zu löſchen ($$ 161, 142, 
143 FGG). Eine Eintragung verliert ihre Wirkung für die Zukunft dadurch, daß eine den 
Inhalt der früheren Eintragung zurücknehmende oder mit ihr in Widerſpruch tretende Tatſache 
eingetragen wird, ſelbſt wenn die neu eingetragene Tatſache in Wirklichkeit nicht beſteht 
(M 4, 554). Da alle Eintragungen nur für die Zeit während der Ehe, nicht für die 
Zeit vor der Ehe Zweck und Bedeutung haben, ſo werden ſie naturgemäß erſt nach dem 
Zeitpunkte der Eheſchließung zu bewirken ſein. Die vorher bewirkten Eintragungen ſind 
zwar zunächſt bedeutungslos, treten aber mit dem Beginne der Ehe in Wirkſamkeit. 

2. Güterrechtsregiſter. Gewiſſe Tatſachen können billigerweiſe einem Dritten gegen⸗ 
über Wirkſamkeit nur beanſpruchen, wenn er ſie kannte oder kennen mußte. Die Einrichtung 
eines öffentlichen Güterrechtsregiſters bezweckt, jedem Dritten die Möglichkeit zu e 
von der betreffenden Tatſache Kenntnis zu erhalten. Die Nichtkenntnis einer durch Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter kundgegebenen Tatſache muß dann als Mangel an Sorgfalt ange⸗ 
ſehen werden. Weſentlich ift dabei nur die Eintragung der Tatſache in das Güterrechtsregiſter, 
nicht die Veröffentlichung ($ 1562). Iſt die Tatſache weder eingetragen, noch dem Dritten 
bekannt, fo wird fein guter Glaube dadurch geſchützt, daß die Tatſache ihm gegenüber unwirk⸗ 
ſam iſt. Daraus ergibt ſich für die Ehegatten genügender Anlaß, für die Eintragung der Tat⸗ 
ſache in das Gütererchtsregiſter zu ſorgen. Es bleibt ihnen überlaſſen, die erforderlichen An⸗ 
träge zu ſtellen. Zwang wird nicht ausgeübt. Die Rechts ſtellung des Dritten wird im 
51435 grundſätzlich beſtimmt. Auf $ 1435 verweilen zahlreiche andere Geſetzesſtellen. Welche 
Tatsachen eintragungsbedürftig find, darüber vgl. A 1. Die Beſtimmungen des BGB über 
das Güterrechtsregiſter (88 1558—1563) werden durch die 98 161, 162 FG ergänzt. 
Dazu treten die auf Beſchluß des Bundesrats vom 3. 11. 98 beruhenden Beſtimmungen 
über das Güterrechtsregiſter vom 12. 11. 98 (RZ Bl 98, 438) und die landesgeſetzlichen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. — Erkenntnisquelle in Anſehung der güterrechtlichen Verhältniſſe 
eines Ehegatten iſt jetzt ausschließlich das Güterrechtsregiſter und zwar gleichviel, ob der 
Ehemann Kaufmann iſt oder nicht (RG 63, 245). 

3. Gerichtszuſtändigkeit. Hat der Mann an mehreren Orten den Wohnſitz (57 
Abſ 2), fo genügt, wie die Motive Bd 4 S 555 ausdrücklich hervorheben, in Ermangelung einer 
entgegenſtehenden Beſtimmung die Veröffentlichung bei dem Amtsgerichte des einen oder 
andern Ortes. Daran wird feſtzuhalten ſein. A. M. Staudinger und andere Schriftſteller, 
die annehmen, daß die Eintragung bei ſämtlichen Amtsgerichten zu erfolgen hat, in 
deren Bezirke der Mann einen Wohnſitz hat. Nach der hier vertretenen Auffaſſung wird 
dem Dritten allerdings zugemutet, ſich ſtets über das etwaige Vorhandenſein mehrerer Wohn⸗ 
ſitze zu vergewiſſern und gegebenenfalls die mehreren Güterrechtsregiſter einzuſehen. Will⸗ 
kürlicher Wechſel in der Benutzung der Guüterrechtsregiſter verbietet ſich von felbft. 8. B. 
wird die Zurücknahme eines Einſpruchs in dem Regiſter einzutragen ſein, in dem der Einſpruch 
ſelbſt eingetragen iſt. Hat der Mann im Inlande keinen Wohnſitz, ſo fehlt es an einem 
zuſtändigen Regiſtergericht. Mithin können Eintragungen überhaupt nicht bewirkt werden. 
Demzufolge können die Ehegatten gemäß 91435 einem Dritten gegenüber nur geltend machen, 
daß ihm die fragliche Tatſache bekannt geweſen ſei. In ſolchen Fällen werden die nach 
9 34 GO und $ 107 FGG auszuſtellenden Zeugniſſe durch öffentliche Urkunden (z. B. Vor⸗ 
legung des Ehevertrags) erſetzt. Für den Fall der Verlegung des Wohnſitzes trifft $ 1559 
Beſtimmung. Der Wohnſitz des Mannes iſt für die Gerichtszuſtändigkeit auch dann beſtim⸗ 
mend, wenn die Frau den Wohnſitz des Mannes nicht teilt (510 Abſ1 Satz 2). In einzelnen 
Fällen muß die Eintragung nicht nur bei dem nach $ 1558 zuſtändigen Amtsgerichte, ſondern 
auch noch bei einem andern Regiſtergerichte erfolgen. Vgl. hierüber Art 4 EGz HGB 
(Kaufleute) und $ 11a Abſ 2 Satz 2 Gewd in der durch EGz BGB Art 36! geänderten Faſſung 
(gewerbetreibende Ehefrau). Für ausländiſche Ehegatten und Ehegatten, die nach der 
Fingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erworben haben, kommen die Vorſchriften des Art 16 
EG in Betracht. Die Eintragung in das Regiſter eines unzuſtändigen Gerichts iſt unwirkſam. 

4. Über die Beſchwerde entſcheidet das dem regiſterführenden Amtsgerichte vorgeſetzte 


Landgericht ($ 19 FGO). 
8 1559 


Verlegt!) der Mann nach der Eintragung ſeinen Wohnſitz in einen an⸗ 
dern?) Bezirk, ſo muß die Eintragung im Regiſter dieſes Bezirkes wieder⸗ 
holt werden). Die frühere Eintragung gilt als von neuem erfolgt, wenn 
der Mann den Wohnſitz in den früheren Bezirk zurückverlegt“) °). 

E 1 1436 Satz 2 11 1453 Abſ 2 Satz 1, 3 M 4, 556 P 4, 386; 5, 141. 

1. Verlegung des Wohnſitzes ſetzt Aufgabe des bisherigen Wohnſitzes voraus. Wird 
der bisherige Wohnſitz beibehalten, ſo kommen die Beſtimmungen über das gleichzeitige Be⸗ 
ſtehen mehrerer Wohnſitze zur Anwendung (vgl. $ 1558 A 3). 
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2. Ein anderer Bezirk als derjenige, innerhalb deſſen ſich der bisherige Wohnſitz be⸗ 
fand oder der infolge Anordnung der Landesjuſtizverwaltung nach $ 1558 Abf 2 als Bezirk 
des zuſtändigen Regiſtergerichts galt. $ 1559 findet auch Anwendung, wenn beim Vorhanden⸗ 
ſein mehrerer Wohnſitze gerade derjenige Wohnſitz verlegt wird, bei deſſen Regiſtergerichte 
die Eintragung erfolgt iſt (vgl. $ 1558 A 3). 

g 3. Wiederholung der Eintragung. Dieſe Muß⸗Vorſchrift ergibt, daß die frühere 
Eintragung mit der Verlegung des Wohnſitzes ihre Wirkſamkeit verliert. Mit Rückſicht auf 
die Möglichkeit ihrer Wiederauflebung ($ 1559 Satz 2) iſt es jedoch nicht angebracht, fie von 
Amts wegen zu löſchen. Die Ehegatten müſſen alſo, um ſich die Wirkſamkeit der Ein⸗ 
tragung Dritten gegenüber für die Zukunft zu ſichern, für die Wiederholung der Eintragung 
ſorgen. Anderſeits wird dem Dritten zugemutet, ſich zu vergewiſſern, ob der Ehemann in 
dem Bezirke desjenigen Regiſtergerichts noch wohnt, in deſſen Regiſter die Eintragung ſteht. 
Eine Friſt zur Stellung des Einkragungsantrags iſt nicht beſtimmt. Aus dem alphabetiſchen 
Verzeichniſſe ($ 16 der vom Bundesrate beſchloſſenen Beſtimmungen vom 12. 11. 98) ergeben 
ich die Namen der Ehemänner, für die Eintragungen bewirkt ſind. 

4. Infolge Zurückverlegung des Wohnſitzes gilt die frühere, nicht etwa inzwiſchen 
gelöſchte Eintragung von neuem, ſelbſt wenn die wiederholte Eintragung abweicht und nicht 
gelöſcht iſt. Die im Regiſter des Zwiſchenwohnſitzes erfolgten Eintragungen verlieren mit 
der Zurückverlegung des Wohnſitzes ihre Wirkſamkeit. 

5. § 1559 findet entſprechende Anwendung auf die Verlegung der Niederlaſſung eines 
Kaufmanns (Art 4 Abſ 2 EGz HGB). 


8 1560 


Eine Eintragung!) in das Regiſter ſoll?) nur auf Antrags) und nur 
injoweit*) erfolgen, als ſie beantragt iſt. Der Antrag iſt in öffentlich beglau⸗ 
bigter Form zu ſtellen ) ). 

E 1 1437 Abſ 1 Satz 1, 2 Abſ 2 Satz 1, 3 II 1455 M 4, 557 P 4, 389; 5, 164. 

1. Eine Eintragung in das Regiſter ſtellt nicht nur der urſprüngliche Vermerk dar, 
ſondern auch jeder auf deſſen Ergänzung, Abänderung oder Löſchung gerichtete Vermerk. 
Jede Eintragung ſoll den Tag, an welchem ſie erfolgt iſt, angeben und mit der Unterſchrift 
des zuſtändigen Beamten verſehen werden (88 161, 130 FGG; $ 3 der 13 v. 
12. 11. 98). Im übrigen iſt es Aufgabe des Regiſtergerichts, der Eintragung eine 125 
gemäße Faſſung zu geben. An den Wortlaut des Antrags iſt es nicht gebunden. So 
iſt z. B. eine Vereinbarung, wonach das ganze gegenwärtige und zukünftige Vermögen der 
Frau Vorbehaltsgut fein ſoll, als Vereinbarung der Gütertrennung anzuſehen ($ 1368 A 1) 
und kann als Gütertrennung eingetragen werden. Iſt einer der vom BGB geregelten ver⸗ 
tragsmäßigen Güterſtände (Allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsge meinſchaft, Fahr⸗ 
nisgemeinſchaft) oder iſt Gütertrennung vereinbart, ſo genügt es, einzutragen, daß der ſo 
benannte Güterſtand vereinbart ſei. y 

2. Das Wörtchen „ſoll“ drückt aus, daß es ſich nur um eine Ordnungsvorſchrift handelt 
(Prot 4, 389). Die ohne Antrag bewirkte Eintragung iſt alſo, wenngleich unzuläſſigerweiſe 
bewirkt, gültig. Wegen ihrer Löſchung vgl. A 3. 

3. Nur auf Antrag ſoll eine Eintragung erfolgen, weil das Geſetz den Ehegatten nur 
ermöglichen will, ſich durch Vermittelung des Güterrechtsregiſters vor den Nachteilen 
zu ſchützen, die ſich ſonſt für fie aus dem guten Glauben Dritter ergeben würden ($ 1558 A 2). 
Von Amts wegen tritt das Regiſtergericht nicht in Tätigkeit. Allerdings ſind Vermerke, die 
unzuläſſigerweiſe (4. B. wegen Mangels eines Antrags oder wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts) 
bewirkt worden find, von Amts wegen zu löſchen (88 161, 142, 143 FGG). 

4. Das Wörtchen „inſoweit“ drückt aus, daß es den Ehegatten überlaſſen bleiben 
ſoll, den Inhalt der Eintragung auch ſeinem Umfange nach zu beſtimmen. Sie brauchen 
nicht alles zu veröffentlichen, was ſie zu veröffentlichen befugt wären. Insbeſondere können 
fie beſtimmen, auf welchen Teil eines Ehevertrags ſich die Eintragung beſchränken ſoll. Der 
Ehevertrag braucht auch nur inſoweit auszugsweiſe vorgelegt zu werden. Für den nicht 
eingetragenen Teil können natürlich nicht die Rechtswirkungen aus $ 1435 beanſprucht werden. 
Anderſeits iſt die Eintragung inſoweit, als ſie über den Antrag hinausgeht, wirkſam (vgl. A 2). 

5. Form des Antrags. Vgl. $ 129 BGB, 88 167, 183, 191 Abſ 2 FGG. Ein form- 
ungültiger Antrag iſt kein Antrag. Die daraufhin bewirkte Eintragung iſt zwar unzuläſſig 
und muß von Amts wegen gelöſcht werden, hat aber bis dahin Wirkſamkeit (A 2, 3). Der 
Antrag kann im Ehevertrage Platz finden. Die Formvorſchrift iſt auch zu beobachten, wenn 
der Güterſtand durch Urteil aufgehoben iſt oder infolge Konkurseröffnung endet. Es 
iſt zuläſſig, den Antrag vor der Ehe zu ſtellen. Darüber, daß es unzuläſſig iſt, die Ein⸗ 
tragung vor der Eheſchließung zu bewirken, vgl. 8 1558 A 1. Zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers des Regiſtergerichts können Anträge und Erklärungen ($ 11 Gch) nicht erfolgen, 
wohl aber Anmeldungen zur Eintragung in das Güterrechtsregiſter (88 161, 128 FGG) 
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6. Bevollmächtigung zur Antragſtellung iſt nicht ausgeſchloſſen (Prot 4, 389). Der 
Notar, der die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung beurkundet oder beglaubigt, gilt 
nach $$ 161, 129 FGG als ermächtigt, im Namen desjenigen, deſſen Erklärung er beurkundet 
oder beglaubigt hat, die Eintragung zu beantragen. Die zu einer Eintragung erforderliche 
Erklärung umfaßt auch die Erklärung des Antrags des nach $ 1561 zum Antrage Berechtigten. 
Gilt der Notar als zur Antragſtellung ermächtigt, jo findet auf ſeinen Antrag die Formvor⸗ 
ſchrift des § 1560 Satz 2 keine Anwendung. Über das Beſchwerderecht des Notars vgl. 
$$ 161, 129, 124 FGG. 
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8 1 

Die Eintragung erfolgt in den Fällen des § 1357 Abſ. 22) und des 
§ 1405 Abſ. 3?) auf Antrag des Mannes). 

In den andern Fällen“) iſt der Antrag beider Ehegatten erforderlich; 
jeder Ehegatte iſt dem andern gegenüber zur Mitwirkung verpflichtete). 

Der Antrag eines der Ehegatten genügt: . 

1. zur Eintragung eines Ehevertrags oder einer auf gerichtlicher Entſcheidung 
beruhenden Anderung der güterrechtlichen Verhältniſſe der Ehegatten, 
wenn mit dem Antrage der Ehevertrag?) oder die mit dem Zeugniſſe 
der Rechtskraft) verſehene Entſcheidung“) vorgelegt wird; 

2. zur Wiederholung einer Eintragung in dem Regiſter eines andern 
Bezirkes 10), wenn mit dem Antrag eine nach der Aufhebung des bis⸗ 
herigen Wohnſitzes 11) erteilte, öffentlich beglaubigte!) Abſchrift der 
früheren Eintragung vorgelegt wird!“). 

E 1 1437 Abſ 1 Satz 1, 3 Abſ 2 Satz 2, 1438 II 1456 M 4, 557 P 4, 387; 5, 140; 6, 290. 

1. Allgemeines. Nach $ 1560 bedarf das Regiſtergericht zu jeder Eintragung eines 
Antrags (Ausnahmen: $ 1560 A 3). Der $ 1561 beſtimmt, wer zu dem Antrage berechtigt 
iſt. In gewiſſen Fällen iſt der Mann allein antragsberechtigt (Abſ 1), in andern ſowohl 
der Mann als auch die Frau (Ab 3) und in den übrigen Fällen bedarf es des Antrags beider 
Ehegatten (Abſ 2). In dem am häufigſten vorkommenden Falle, nämlich der Eintragung 
auf Grund eines Ehevertrags genügt der Antrag eines Ehegatten. 

2. 5 1357 Abſ 2 betrifft das Recht des Mannes, die Schlüſſelgewalt der Frau zu be⸗ 
ſchränken oder auszuſchließen. Wegen Aufhebung der Verfügung des Mannes durch das 
Vormundſchaftsgericht ($ 1357 Abſ 2 Satz 2) vgl. A 9. 

3. § 1405 Abſ 3 betrifft das Recht des Mannes, gegen den Geſchäftsbetrieb der Frau 
Einſpruch zu erheben, ſowie feine Einwilligung zu widerrufen (vgl. $ 1558 A 1). 

4. Der Antrag des Mannes iſt erforderlich und genügend. 

5. Zu den andern Fällen gehören alle diejenigen Eintragungen, die nicht unter 
Abſ 1 oder Abſ 3 fallen, alſo namentlich die Eintragung der Gütertrennung bei Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit der Frau im Falle des § 1364, die Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in den 
Fällen der $$ 1371, 1441, 1526 (1431, 1435) und die im $ 1561 Abſ 3 bezeichneten Fälle, ſo⸗ 
fern die darin beſchriebenen Urkunden nicht vorgelegt werden. 

6. Im Weigerungsfalle kann auf Stellung des Antrags geklagt werden. Die zur 
Erklärung des Antrags verurteilende Entſcheidung erſetzt den Antrag ($ 894 3 PO). 

. Ein Auszug aus dem Ehevertrage genügt, wenn er das Vorhandenſein aller ge⸗ 
ſetzlichen Erforderniſſe ergibt (vgl. $ 1560 U 4). 

8. Rechtskraft der Urteile $ 705 ZPO. Das Todeserklärungsurteil ift mit der Ver⸗ 
kündung rechtskräftig (58 957, 960 ZPO); Rechtskraft des Beſchluſſes über Eröffnung des 
Konkurſes (58 72, 73, 109 KO, § 577 ZPO); Rechtskraft der Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts im Falle des $ 1357 vgl. $$ 53, 1 9, 20, 60 Abſ 1 Nr 6 FGG; Erteilung des 
Rechtskraftzeugniſſes $ 706 ZPO und $ 31 JGG. 

N 9. Auf rechtskräftiger, gerichtlicher Entſcheldung kann die Anderung der güterrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe in folgenden Fällen beruhen: Aufhebung der die Schlüſſelgewalt 
der Frau beſchränkenden oder ausſchließenden Verfügung des Mannes durch Beſchluß des 
Vormundſchaftsgerichts (8 1357 Abſ 2 Satz 2, 3), Aufhebung eines Güterſtandes durch 
Urteil und zwar der Verwaltung und Nutznießung des Mannes ($ 1418), der Gütergemein⸗ 
ſchaft (8 1470), der Errungenſchaftsgemeinſchaft (§ 1542) und der Fahrnisgemeinſchaft 
(8.1549), Endigung des Güterſtandes infolge Eröffnung des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen des Mannes und zwar Endigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
($ 1419) und der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1543), Endigung des Güterſtandes infolge 
Todeserklärung des Mannes und zwar Endigung der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes ($ 1420) und der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1544), Wiederherſtellung 
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eines Güterſtandes durch Urteil und zwar der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes (55 1425, 1431) und der Errungenſchaftsgemeinſchaft (58 1547, 1548). Soweit es 
überhaupt zuläſſig iſt, im Wege der einſtweiligen Verfügung die güterrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu ändern (vgl. 88 1418 A 12, 1468 A 12, 1542 A 4), kann eine Eintragung im 
Guͤterrechtsregiſter erfolgen, wenn die einſtweilige Verfügung durch ein Urteil erlaſſen iſt. 

10. Wiederholte Eintragung. Dies iſt der Fall des § 1559. 

11. Der Zeitpunkt der Aufhebung des bisherigen Wohnſitzes kann durch eine 
Beſcheinigung der zuſtändigen Polizeibehörde nachgewieſen werden. 

12. Offentliche Beglaubigung $ 129 BGB; 5 167 FGG. 

13. Benachrichtigung beider Ehegatten J 161 Abſ 2, 130 Abſ 2 FG. Ausſetzung 
der Eintragungsverfügung $$ 161, Abj 1, 127 FGG. Beſchwerde gegen Zurückweiſung des 
Antrags 95 19. 20 Abſ 2 FGG. 

8 1562 

Das Amtsgericht hat!) die Eintragung durch das für ſeine Vekannt⸗ 
machungen beſtimmte Blatt?) zu veröffentlichen ). 

Wird eine Anderung des Güterſtandes“ eingetragen, ſo hat ſich die 
Bekanntmachung auf die Bezeichnung des Güterſtandes 5) und, wenn dieſer 
abweichend von dem Geſetze geregelt iſt, auf eine allgemeine Bezeichnung 
der Abweichung zu beſchränken. 

E 1 1439 II 1457 M 4, 558 P 4, 390. 

1. Das Amtsgericht hat die Veröffentlichung von Amts wegen zu bewirken und zwar 
unverzüglich nach der Eintragung. Das Unterbleiben der Veröffentlichung hat jedoch auf die 
Wirkſamkeit der Eintragung keinen Einfluß (8 1558 A 2). 

2. In Preußen durch den Anzeiger des Regierungsamtsblattes. Für Bayern ſ. Bek 
v. 4. 8. 79; JM Bl 79, 362 ff. 

3. Die iel erfolgt durch einmalige Einrückung. 

4. Gleichviel ob die Anderung des Güterſtandes auf Grund eines Ehevertrags, einer 
gerichtlichen Entſcheidung oder zufolge geſetzlicher Vorſchrift (3. B. im Falle des $ 1587) eintritt. 

5. Die Bezeichnung des neu eintretenden Güterſtandes iſt tunlichſt dem Sprach⸗ 
gebrauche des Geſetzes anzupaſſen. Die Abweichung braucht neben der begriffs mäßigen Um⸗ 
grenzung keine Einzelheiten zu enthalten. So brauchen z. B. nicht die einzelnen Stücke des 
Vorbehaltsguts neben der allgemeinen Bekanntmachung, daß Vorbehaltsgut beftehe, ver⸗ 
öffentlicht zu werden. Die Beſchränkungen des $ 1562 Abf 2 ſind mit Rückſicht darauf, daß 
die Einſicht des Regiſters nebſt den zur Vervollſtändigung dienenden Urkunden (8 1563 A 2) 
jedem freiſteht, und zur Verminderung der Koſten angeordnet. Von dieſen Beſchränkungen 
abgeſehen, iſt die Eintragung regelmäßig ihrem ganzen Inhalte nach zu veröffentlichen. 


8 1563 

Die Einſicht!) des Regiſters 2) iſt jedem geftattet. Von den Eintragungen 
kann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu be⸗ 
glaubigen )). 

E I 1435 Abſ 2 II 1458 M 4, 555 P 4, 384; 6, 118, 182. 

1. Die Einſicht iſt während der gewöhnlichen Dienſtſtunden zu 

eſtatten. 

950 2. Zum Regiſter im Sinne des $ 1563 gehören auch die zur Vervollſtändigung der 
Eintragungen dienenden Urkunden, z. B. das Verzeichnis der einzelnen zum Vorbehalts⸗ 
gute gehörigen Gegenſtände ($ 1562 A 5), beſonders, wenn das Regiſter darauf Bezug nimmt 
(BRBeſt v. 12. 11. 98 $ 13). Dagegen iſt die Einſicht der Regiſterakten und die Erteilung 
von Abſchriften aus dieſen Akten nur nach Maßgabe des § 34 FGG zuläffig. 

3. Das Recht auf Einſicht iſt von der Darlegung eines berechtigten Intereſſes nicht 
abhängig, ebenſowenig das Recht auf Erteilung einer einfachen oder beglaubigten Abſchrift 
einer Eintragung nebſt zugehörigen Urkunden (Abweichung von § 34 FGG; $ 9 Abſ 2 HGB; 
$ 11 GBO). Die Koſten der Abſchrift hat der Antragſteller zu tragen. 

4. In gewiſſen Fällen (88 34, 35 GO; $ 107 Abſ 2 FG) hat die Regiſterbehörde 
auf Verlangen Zengnifje über Eintragungen im Güterrechtsregiſter auszuſtellen. Das Recht 
auf Erteilung ſolcher Zeugniſſe haben nur die Ehegatten und nach $$ 792, 896 ZRO deren 
Gläubiger. Nach $162 FGG hat das Amtsgericht auf Verlangen eine Beſcheinigung darüber 
zu erteilen, daß bezüglich des Gegenſtandes einer Eintragung weitere Eintragungen nicht 
vorhanden ſind, oder daß eine beſtimmte Eintragung nicht erfolgt iſt. Das Verlangen einer 
ſolchen Beſcheinigung iſt von der Darlegung eines berechtigten Intereſſes nicht abhängig. 
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8 1564 


Die Ehe kann aus den in den 88 1565 bis 1569 beſtimmten Gründen!) 
geſchieden werden. Die Scheidung erfolgt durch Urteils). Die Auflöſung 
der Ehe tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein“) — “). 

E I 1440 Abſ 1, 2, 1452 II 1459, 1470 M 4, 562 ff., 610 P 4, 391 ff., 437. 8 

1. Das Scheidungsrecht des BGB beruht auf dem Grundſatze, daß ein Ehegatte nur 
wegen ſchweren Verſchuldens des andern Ehegatten die Scheidung zu verlangen 
berechtigt ſein ſoll (M 4, 563). Eine Ausnahme macht der Scheidungsgrund der Geiſteskrank⸗ 
heit ($ 1569). Die im BGB anerkannten Scheidungsgründe laſſen ſich in bedingte und unbe⸗ 
dingte einteilen. Bedingte Scheidungsgründe ſind ſolche, die zur Scheidung nur unter der 
Bedingung führen, daß der Richter zugleich die Überzeugung gewinnt, es ſei eine ſo tiefe 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes eingetreten, daß dem klagenden Ehegatten die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe nicht zugemutet werden könne. Sie werden, ohne einzeln aufgeführt zu werden, 
im $ 1568 durch Zurückführung auf einen gemeinſamen Grundſatz gekennzeichnet. Unbedingte 
Scheidungsgründe ſind ſolche, die immer die Scheidung rechtfertigen, weil in dieſen Fällen 
die Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten ſchon an ſich als eine fo ſchwere und un⸗ 
mittelbare anzuſehen iſt, daß die Zerrüttung der Ehe ohne weiteres als Folge der Pflicht⸗ 
verletzung vorausgeſetzt werden kann. Zu den unbedingten Scheidungsgründen gehören 
Ehebruch und die dieſem gleich zu achtenden ſtrafbaren Handlungen ($ 1565), Lebensnach⸗ 
ſtellung (8 1566) und bösliche Verlaſſung ($ 1567). Neben die unbedingten Scheidungsgründe 
tritt der Scheidungsgrund der Geiſteskrankheit ($ 1569), der eine gewiſſe Sonderſtellung 
einnimmt. Die Begründung des 1. Entw bezeichnet die bedingten Scheidungsgründe als 
relative und die unbedingten als abſolute Scheidungsgründe. 

2. Aus anderen Gründen als den in den §8 1565—1569 bezeichneten kann die 
Ehe nicht geſchieden werden. Die Scheidungsgr unde find auch für die Kir klaren: der ehelichen 
Gemeinſchaft (8 1575) die allein zuläſſigen Aufh ed ungsgründe. — Kein ſelbſtändiger Scheidungs⸗ 
grund iſt unüberwindliche Abneigung, RG JW 00, 563. 

3. Gemeint ift das gerichtliche Urteil. Scheidung durch Vertragſchließung iſt un⸗ 
zuläſſig. Jede Scheidung aus landesherrlicher Machtvollkommenheit fällt weg. Auf Grund 
des die Scheidung ausſprechenden gerichtlichen Urteils hat der Standesbeamte in dem 
Heiratsregiſter einen entſprechenden Randvermerk zu machen (Art 46 EG). 


4. Das auf Scheidung lautende Urteil bewirkt erſt mit dem Eintritte der Rechtskraft 
(8 705 38 PO) die Auflöſung der Ehe. Es wirkt alſo nur für die Zukunft und es beſeitigt nicht 
die bis dahin durch die Ehe einmal begründeten Wirkungen (M 4, 611). Werden die vom 
Reichsgerichte für das Verfahren in Eheſachen aufgeftellten Grundſätze befolgt, jo find Schwan⸗ 
kungen hinſichtlich der Frage, in welchem Zeitpunkte die Ehe als aufgelöſt zu betrachten iſt, 
ausgeſchloſſen. Nach dieſen Grundſätzen kann über den Beſtand der Ehe nur einheitlich ent⸗ 
ſchieden werden. Wird die Scheidung beantragt (oder die Ehe angefochten), fo wird der Fort⸗ 
beſtand der Ehe in Frage geſtellt und das eheliche Verhältnis imganzen Gegenſtand des 
Streites. Die Eheſcheidung darf nur in Verbindung mit der unbedingten Entſcheidung ſämt⸗ 
licher anderen Streitfragen (insbeſ. der Schuldfrage) erfogen. Über Klage und Widerklage 
(auf Scheidung oder Anfechtung gerichtet) ift gleichzeitig zu entſcheiden. Der Erlaß 
eines Teilurteils iſt unftatthaft (RG 58, 307). Vgl. auch RG JW 07, 391°; 06, 39117; 
NS Gruch 46, 957. Unſtatthaft ift ferner ein Urteil, das die Ehe auf Antrag des einen Ehe⸗ 
gatten ſcheidet, daneben aber von einem Eide abhängig macht, ob auch dem Scheidungs⸗ 
begehren des andern Ehegatten ftattzugeben ſei (RG 58, 316). Unſtatthaft iſt es, das Ver⸗ 
fahren auf die Klage aus zuſetzen und auf die Widerklage fortzuſetzen (RG 58, 315). 
Wird die Scheidungsklage in Verbindung mit der Anfechtungsklage erhoben, fo ift es unſtatt⸗ 
haft, die Anfechtungsklage durch Teilurteil abzuweiſen (RG 4. 5. 05 IV 599/04). Neben der 
kontradiktoriſchen, die Scheidung auf die Widerklage ausſprechenden Entſcheidung iſt ein 
auf Abweiſung der Klage gerichtetes Verſäumnisurteil unſtatthaft (RG 4. 7. 07 IV 574/06). 
Eutſcheidung über den Beſtand der Ehe und über die Schuldfrage find untrennbar (RG 46, 
158; RG JW 04, 23571; RG 12. 3. 06 IV 464/05). Erledigt ſich der Eheſcheidungsprozeß 
durch Tod einer Partei nach Einlegung der Reviſion, ſo iſt es geſtattet, den Rechtsſtreit 
behufs Herbeiführung einer Entſcheidung über die Koſten fortzuſetzen (RG 2. 1. 08 IV 
234/07). Zwiſchenurteile ($ 303 ZPO) find in Eheſachen zuläffig (RG 58, 313). 
Über die Klage auf Herfteilung des ehelichen Lebens kann getrennt 
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von der damit verbundenen Scheidungsklage erkannt werden. So iſt es, wenn beide Klagen 
abgewieſen ſind, zuläſſig, die Reviſion hinſichtlich der abgewieſenen Scheidungsklage für unbe⸗ 
gründet und hinſichtlich der abgewieſenen Herſtellungsklage für begründet zu erachten und in⸗ 
ſoweit das Berufungsurteil aufzuheben (RG 26. 6. 05 IV 91/05). In der Reviſionsinſtanz ift das 
Berufungsurteil im ganzen Umfange aufzuheben, wenn auch nur die Reviſion hin- 
ſichtlich der Abweiſung der Scheidungswiderklage, nicht auch hinſichtlich der Abweiſung der 
Scheidungsklage begründet iſt (RG 24. 6. 07 IV 560/06). Zu beachten iſt anderſeits, daß 
auch im Eheſcheidungsverfahren der Grundſatz gilt, daß der Rechtsſtreit vor dem Berufungs⸗ 
gericht in den durch die Anträge beſtimmten Grenzen von neuem verhandelt wird (5 527 
3 PO), wenn auch durch die Einlegung der Berufung die Rechtskraft des landgerichtlichen 
Urteils in feinem ganzen Umfange gehemmt wird (NG 64, 315). 

5. Verträge, die auf Ermöglichung oder Erleichterung der Scheidung abzielen, find 
nichtig. Sie verſtoßen gegen die guten Sitten ($ 138) und vertragen ſich nicht mit dem 
Staatswohle, das die möglichſte Aufrechterhaltung der Ehen erheiſcht (vgl. $ 622 ZPO). 
Nichtig iſt eine Vereinbarung, daß, falls in dem anhängig zu machenden Eheſcheidungsver⸗ 
fahren in erſter Inſtanz auf Scheidung erkannt werden ſollte, auf Einlegung der Berufung 
im voraus verzichtet werde (RG 70, 59). Über die Nichtigkeit der Abmachung jüdiſcher Ehe⸗ 
leute, der Mann ſolle den nach moſaiſchem Geſetze zuläſſigen Scheidebrief ausſtellen und der 
Frau aushändigen, vgl. RG 57, 250. 

6. Übergangsrecht, vgl. Artt 201, 202 EG. Der im Art 201 Abſ 2 gebrauchte Aus⸗ 
druck, Trennungsgrund“ bedeutet ſoviel als Grund zu zeitweiſer Trennung von Tiſch und 
Bett, G 47, 32. Die in die Zeit vor dem 1. 1. 00 fallende Verfehlung kann, wenn fie ſchon 
nach altem Rechte ihre Kraft als Scheidungsgrund durch riſtablauf, Verzeihung oder Auf⸗ 
rechnung verloren hat, unter der e e des neuen Rechts als Scheidungsgrund nicht 
mehr benutzt werden. Allein Tatſachen, die ſich erſt nach dem 31. 12. 99 ereignet haben, 
können einem vorher entſtandenen Scheidungs⸗ oder Trennungsgrunde nur dann entgegen⸗ 
gehalten werden, wenn das BGB ihnen dieſe Wirkung beilegt, RG 52, 226. Wenn beide 
Ehegatten vor dem 1. 1. 00 die Ehe gebrochen haben und in ſolchem Falle nach dem bisherigen 
Rechte die beiderſeitigen Ehebrüche aufzurechnen waren, ſo iſt die Scheidung nach Art 201 
EG auch jetzt ausgeſchloſſen, Rc 47, 4; 46, 90. Dagegen kann ein nach dem Jukrafttreten 
des BGB begangener Ehebruch des einen Ehegatten nicht mit dem vorher begangenen 
Ehebruche des andern Ehegatten aufgerechnet werden, denn ein unter der Herrſchaft des 
BGB begangener e vermag Wirkungen nur in Gemäßheit des BGB zu äußern, 
RG JW 04, 385°. Einer Klage auf zeitweilige Trennung der Ehegatten von Tiſch 
und Bett darf nicht mehr ſtattgegeben werden, RG 45, 420. Wegen beſtändiger 
Trennung von Tiſch und Bett vgl. § 1575 A 1. 


7. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſcheidungsrechte, vgl. Art 17 
EG und HaagéheſcheidAbk vom 12. 6. 02 (RGBl 1904 S 231). Wenn es im Art 17 
Abſ 1 EG heißt, daß für die Scheidung der Ehe die Geſetze des Staates maßgebend 
ſind, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört, ſo ſind unter 
Scheidung nicht nur die Scheid ungsgründ e, ſondern auch die mit der Scheidung 
verbundenen Wirkungen, nicht aber das Scheidungs verfahren zu berſtehen. 
Der im Art 17 Abſ 1 ausgeſprochene Grundſatz wird durch Art 27, wonach im Falle der Rü ck⸗ 
verweiſung die deutſchen Geſetze anzuwenden ſind, eingeſchränkt. Eine Verweiſung 
des fremden Geſetzes auf das Geſetz eines dritten Staates bleibt unbeachtet. Art 29 regelt 
den Fall, wenn eine Perſon keinem Staate angehört und Art 30 verbietet die Anwendung 
des ausländiſchen Geſetzes, wenn ſolche gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines 
deutſchen Geſetzes (3. B. Verträge zur Erleichterung der Scheidung, A 5) verſtoßen würde. 
Deutſche Gerichte können in Eheſtreitigkeiten von Ausländern, deren Heimatsrecht nur eine 
Trennung von Tiſch und Bett zuläßt, weder auf Scheidung noch auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft erkennen (RG 48, 144). Deutſche Gerichte können in einem Eheprozeß unter 
Eheleuten fremder Staatsangehörigkeit, wenn nach deutſchem Rechte die Scheidung gerecht⸗ 
fertigt, nach dem heimiſchen Rechte der Eheleute aber nur beſtändige Trennung von Tiſch 
und Bett zuläſſig ſein würde, auf beſtändige Trennung von Tiſch und Bett nicht erkennen 
(RG 55, 345; RG FW 04, 86; vgl. $ 1575 A 1). In einem Eheſtreite zwiſchen Ausländern 
darf auf Scheidung nur dann erkannt werden, wenn eine dahin gehende Entſcheidung auch 
nach dem Rechte des Staates, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehörte, 
zuläſſig iſt (MO 47, 136). Eine Ehe, die ein ruſſiſcher Staatsangehöriger ohne kirch⸗ 
liche Trauung vor einem Standesbeamten in Deutſchland mit einer Deutſchen eingeht, iſt 
in Rußland als gültig nicht anerkannt. Infolgedeſſen verliert die Frau durch die Eheſchließung 
die deutſche Reichsangehörigkeit, ohne die ruſſiſche Staatsangehörigkeit zu erwerben. Eine 
beantragte Scheidung Bet denn auch in die Perſonenſtandsverhältniſſe der Eheleute vom 
Standpunkte des ruſſiſchen Rechts überhaupt nicht ein. Vielmehr erftredt ſich die 
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Wirkung der Scheidung ausſchließlich auf die Rechtsverhältniſſe, die durch die Eheſchließung 
unter den Eheleuten und nach außen hin nach deutſchem Rechte entſtanden ſind. Dem⸗ 
zufolge verbleibt es auch bei der Regel des $ 606 Abſ I 3PO n des Landgerichts 
für Eheſachen; RG 70, 144). Wenn nach deutſchem Rechte kein Scheidungsgrund beſteht, 
iſt die Abweiſung der Scheidungsklage nach Art 17 Abſ 4 E geboten. Iſt jedoch in den be⸗ 
haupteten Vorgängen, die ſich im Auslande ereigneten, nach deutſchem Rechte ein Scheidungs⸗ 
grund zu finden, fo muß gemäß Art 17 Abſ 2, Art 29 EG geprüft werden, ob die Vorgänge 
auch nach den Geſetzen des Staats die Scheidung begründeten, in dem der Ehegatte zur Zeit 
der ihm vorgeworfenen Verfehlungen ſeinen Wohnſitz, oder in Ermangelung eines Wohn⸗ 
ſitzes feinen Aufenthalt hatte (RG ZW 07, 701). 


8 1565 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ſich des Ehebruchs !) oder einer nach den 88 171, 175 des Strafgeſetzbuchs 
ſtrafbaren Handlung?) ſchuldig s) macht. 

Das Recht des Ehegatten auf Scheidung iſt ausgeſchloſſen, wenn er dem 
Ehebruch oder der ſtrafbaren Handlung zuſtimmt“) oder ſich der Teilnahme >) 
ſchuldig macht ) 7. 

E 1 1441 II 1460 M 4, 582 ff. P 4, 399 ff. 

1. Unter Ehebruch iſt im $ 1565 der ſtrafrechtliche Begriff des Ehebruchs (§ 172 
StGB) zu verſtehen (M 4, 582 Prot 4, 400). Danach beſteht der Ehebruch in der Vollziehung 
des Beiſchlafs eines Ehegatten mit einer andern Perſon als ſeinem Ehegatten. Zur Bei⸗ 
ſchlafsvollziehung genügt die Vereinigung (nicht die bloße äußere Berührung) der Geſchlechts⸗ 
teile zweier Perſonen verſchiedenen Geſchlechts. Ob eine Geſchlechtsvereinigung ſtattge⸗ 
funden hat, iſt Tatfrage und kann mangels unmittelbaren Beweiſes aus andern Tatſachen 
gefolgert werden. Immer aber muß ein wirklicher Ehebruch und nicht ein bloßer, wenn auch 
dringender Verdacht, daß die eheliche Treue verletzt worden ſei, den Tatſachen entnommen 
werden, um $ 1565 anwenden zu können. Verſuchter Ehebruch fällt nicht unter $ 1565. 
In den Fällen des Verſuchs des Ehebruchs kann jedoch die Anwendung des $ 1568 in Frage 
kommen. Dasſelbe gilt, wenn unzüchtige Handlungen ohne hinzukommende Beiſchlafsvoll⸗ 
ziehung vorgenommen worden ſind. — Einem Ehegatten, der gleichzeitig wegen Ehebruchs 
und wegen Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes auf Scheidung geklagt und aus letzterem 
Grunde ein Scheidungsurteil erwirkt hat, iſt ein Rechtsmittel zu dem Zwecke, noch die 
Scheidung wegen Ehebruchs durchzuſetzen, verſagt (RG 55, 244). Darin, daß der Berufungs⸗ 
richter die vom erſten Richter aus andern Gründen (§ 1568) ausgeſprochene Eheſcheidung 
wegen Ehebruchs des 5 ben aufrecht erhält, liegt keine unſtatthafte Anderung des erſten 
Urteils zum Nachteile des Beklagten (RG Gruch 49, 367). Auch in Eheſachen iſt die Berufung 
einer formell nicht beſchwerten Partei unzuläſſig (RG Gruch 48, 803). Selbſt wenn Ehe⸗ 
bruch an erſter Stelle und ein anderer Scheidungsgrund aus §8 1566—1568 an zweiter Stelle 
geltend gemacht werden, ſo hat es der klagende Ehegatte nicht in der Hand, die Feſtſtellung 
des Ehebruchs zu erzwingen (RG ZW 04, 41020). Wird Scheidung nur wegen Ehebruchs 
aus 9 1565 begehrt, fo iſt der Richter (ſowohl durch den Parteiwillen als auch durch das Gebot, 
Ehen möglichſt aufrecht zu erhalten) gehindert, aus $ 1568 zu ſcheiden, ſelbſt wenn die Ver⸗ 
handlung dieſen Tatbeſtand ergibt (RG 6. 5. 09 IV 516/08). Wegen Unzuläſſigkeit einer 
Klage des verletzten Ehegatten gegen den ehebrecheriſchen Ehegatten und deſſen Mitſchuldigen 
auf Unterlaſſung ehebrecheriſchen Verkehrs vgl. RG 71, 85. Dem wegen Ehebruchs der Frau 
geſchiedenen Ehemann ſteht ein Schadenserſatzanſpruch gegen den Ehebrecher nicht zu (RG, 
72, 128). 

2. Dies find die Fälle der Doppelehe ($ 171 StGB) und der widernatürlichen Un⸗ 
zucht (5 175 StGB). Die Doppelehe kommt ſowohl als Nichtigkeitsgrund für die neue Ehe 
(8 1326), wie als Scheidungsgrund für die alte Ehe (8 1565) in Betracht. Iſt es in der neuen 
Ehe zwiſchen den Ehegatten zur Beiſchlafsvollziehung gekommen, ſo kommt auch noch der 
Scheidungsgrund des Ehebruchs in Betracht. Außer der widernatürlichen Unzucht des $ 175 
StGB find andere unzüchtige Handlungen dem Eheſcheidungsgrunde des Ehebruchs nicht 
gleichgeſtellt. Sie können aber einen Scheidungsgrund nach $ 1568 abgeben. 

3. Dem Ehegatten muß die Verfehlung als Verſchulden angerechnet werden können 
(vgl. $ 1564 A 1). Das iſt nicht der Fall, wenn Gründe vorliegen, welche die Strafe aus⸗ 
ſchließen (88 51—54 StGB). Auch der irrige Glaube des Ehegatten, feine frühere Ehe ſei 
bereits geſchieden oder ſonſt aufgelöſt, entſchuldigt. Anderſeits kann ſich ein Geiſtes⸗ 
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ſchwacher des Ehebruchs ſchuldig machen, wenn nach den Feſtſtellungen des Tatrichters 
die Vorausſetzungen des $ 51 StGB nicht gegeben find (RG 27. 5. 07 IV 501/06). 

4. Die Zuſtimmung bedarf keiner beſonderen Form. Sie hat nicht die Eigenſchaft 
eines Rechtsgeſchäfts. Es genügt, wenn der Ehegatte ſein Einverſtändnis tatſächlich zu er⸗ 
kennen gegeben hat. — Bloße Kenntnis des ehebrecheriſchen Verhältniſſes genügt nicht (RG 
IW 03 Beil 12). Das Einverſtändnis kann aus der Anftiftung des Dritten hervor⸗ 
gehen. Die Zuſtimmung kann vor und nach der Begehung der unſittlichen Handlung, 
mit und ohne Einſchränkung erteilt werden (RG 17. 3. 10 IV 253/09). Die Zuſtimmung 
behält ihre Wirkſamkeit, auch wenn ſie aus dem Wunſche heraus, geſchieden zu werden, er⸗ 
teilt worden ift (RG 14. 2. 07 IV 337/06). Dagegen ſteht es der Zuſtimmung nicht gleich, 
wenn der Ehegatte nur durch ſein eigenes rechtswidriges oder unſittliches Verhalten dem 
andern Ehegatten zur Begehung der unſittlichen Handlung Anlaß gibt, z. B. wenn Anlaß 
zum Ehebruch durch bösliche Verlaſſung oder Verweigerung der ehelichen Pflicht gegeben iſt 
(M 4, 587). Auf ein derartiges Verhalten des Ehegatten kann jedoch der andere Ehegatte 
geeignetenfalls eine Widerklage gründen. — Ein Ehegatte, der eine für die Zukunft berechnete 
Zuſtimmung zu Ehebrüchen des andern Ehegatten erklärt hat, iſt jederzeit zum Widerru fe 
berechtigt und ein in unzweideutiger Weiſe dem andern Gatten kundgegebener Widerruf 
wird für die Folgezeit ohne weiteres wirkſam (RG JW 01, 868; 04, 6323; 08, 33616). Der 
Widerruf kann in der Erhebung einer auf Ehebruch geſtützten Scheidungsklage erblickt werden 
(RG Warn 08 Nr 483). Nichtig iſt ein Abkommen der Eheleute, daß die Frau den Ehebruch 
des on nicht geltend mache, damit dieſer die Ehebrecherin heiraten könne (RG 14. 11. 07 
IV /97). 

5 Die Teilnahme iſt nach den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs (88 4749) zu 
beurteilen. 

6. Eine Ausſchließung des Scheidungsrechts aus dem Geſichtspunkte der Aufrech⸗ 
nung in dem Falle, daß beide Ehegatten ſich des Ehebruchs ſchuldig machen, iſt dem BGB 
unbekannt (M 4, 585). Vgl. auch RG 46, 90; RG JW 05, 41! (Falle der Aufrechnung von 
Ehebrüchen, die vor dem Inkrafttreten des BGB begangen find) und § 1564 A 6. 

Für den Beweis des Ehebruchs gelten keine von den allgemeinen Grundſätzen 
abweichende Regeln. Insbeſondere gilt nicht die im g 1591 Abſ 1 Satz 2 angeordnete Beſchrän⸗ 
kung der Beweisführung. Die Entſcheidung im Chelichkeitsprozeſſe, daß das Kind als ein 
eheliches anzuſehen ſei, ſchließt nicht aus, daß im Eheſcheidungsprozeſſe die Begehung eines 
Ehebruchs angenommen werden kann (RG Warn 08 Nr 646). 


8 1566 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ihm nach dem Leben trachtet ) 2). 

E 1 1442 I1 1461 M 4, 587 P 4, 401. 

1. Ein Ehegatte trachtet dem andern Ehegatten nach dem Leben, wenn er ſich er⸗ 
kennbar mit der Abſicht trägt, ihn zu toten. Nicht erforderlich iſt, daß der Ehegatte bereits 
mit der Ausführung der Abſicht begonnen hat. Insbeſondere verlangt das Geſetz nicht 
den Tatbeſtand eines ſtrafbaren Verſuchs. Selbſt Handlungen, die ſich als bloße außer⸗ 
halb des ſtrafrechtlichen Gebiets fallende Vorbereitungshandlungen darſtellen, 
können den Scheidungsanſpruch begründen. Unerheblich iſt es, wenn die gegen das Leben 
des andern Ehegatten gerichtete Tätigkeit die beabſichtigte Wirkung wegen Untauglichkeit 
des angewendeten Mittels nicht haben konnte. — Trachtet der Ehegatte einem nahen 
Verwandten des andern Ehegatten nach dem Leben, ſo kann ein Scheidungsanſpruch 
aus $ 1568 begründet fein (M 4, 587). — a 5 

2. Lebensgefährliche Mißhandlung des andern Ehegatten ift kein unbedingter Schei⸗ 
dungsgrund, kann vielmehr nur bedingt auf Grund des § 1568 zur Scheidung führen (Prot 
4, 401). Dasſelbe gilt von bloßen Bedrohungen mit Tötung. 


8 1567 
Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ihn böslich verlaſſen hat. 
Bösliche Verlaſſung liegt nur?) vor: 

1. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herſtellung der häuslichen ) Ge⸗ 
meinſchaft rechtskräftig verurteilt worden ift‘), ein Jahrs) lang gegen 
den Willen‘) des andern Ehegatten in böslicher Abſicht :) dem Urteile 
nicht Folge geleiſtet Hat; 
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2. wenn ein Ehegatte ſich ein Jahr lang gegen den Willen‘) des andern 
Ehegatten in böslicher Abficht”) von der häuslichen?) Gemeinſchaft 
fern gehalten hat und die Vorausſetzungen für die öffentliche Zu⸗ 
ſtellungs) ſeit Jahresfriſte) gegen ihn beſtanden haben. 

Die Scheidung iſt im Falle des Abſ. 2 Nr. 2 unzuläſſig, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für die öffentliche Zuſtellung am Schluſſe der mündlichen Verhand⸗ 
lung 10), auf die das Urteil ergeht, nicht mehr beſtehen. 

E 1 1443 II 1462 M 4, 588 ff. P 4, 401 ff. 

1. Der $ 1567 regelt den Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung. Die Fälle der 
böslichen Verlaſſung ſcheiden ſich in zwei Gruppen, je nachdem der abtrünnige Ehegatte für 
die Staatshilfe erreichbar oder unerreichbar iſt (Fälle der uneigentlichen und der eigentlichen 
Verlaſſung). Erſtere find in Nr 1, letztere in Nr 2 Abf 2 begriffen. Andere Falle der bös⸗ 
lichen Verlaſſung gibt es nicht. Das Geſetz ordnet dieſen Scheidungsgrund im § 1567 er» 
ſchöpfend (RG 46, 158). Immerhin liegt in dem Verhalten eines Ehegatten, der ſich in bös⸗ 
licher Abſicht von der häuslichen Gemeinſchaft fernhält, eine Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten, auch wenn die Vorausſetzungen des $ 1567 nicht vorliegen. Dieſe 
Verletzung kann, wenn auch nicht für ſich allein (was ſonſt auf eine Ausschaltung des $ 1567 
hinauslaufen würde), ſo doch in Verbindung mit andern Verfehlungen die Anwendung des 
$ 1568 rechtfertigen. Selbſt ohne Hinzutreten anderer Verfehlungen können die be⸗ 
ſonderen Umſtände des Falles die Anwendung des $ 1568 rechtfertigen (RG JW e 07, 
7011; RG 20. 12. 09 IV 78/09; 7. 4. 10 IV 309/09). 

2. Bösliche Verlaſſung kann hiernach nur im Rahmen des 81567 feſtgeſtellt werden 
(vgl. jedoch A 1). 

3. Da Ehegatten einander zur ehelichen Lebensge meinſchaft verpflichtet find ($ 1353 
Abſ 1), fo haben fie grundſätzlich auch häusliche Gemeinſchaft zu halten (NG 53, 340). Beide 
Ehegatten haben in dieſer Beziehung gleiche Pflichten. Zwar beſtimmt der Mann für die 
häusliche Ge meinſchaft Wohnort und Wohnung ($ 1354 Abſ 1), er kann alſo auch den bis⸗ 
herigen Sitz der häuslichen Gemeinſchaft ändern, aber die Frau braucht ſeiner Entſcheidung, 
wenn fie ſich als Mißbrauch feines Rechtes darſtellt, keine Folge zu leiſten ($ 1354 Abſ 2). 
Daher kann ſich jeder Ehegatte, der die häusliche Gemeinſchaft verweigert, der böslichen 
Verlaſſung ſchuldig machen. Die eheliche Gemeinſchaft kann auch ohne häusliche Gemein⸗ 
ſchaft, wie umgekehrt letztere ohne erſtere beſtehen. Ein Ehegatte kann aber die Herſtellung 
der bloß häuslichen Gemeinſchaft von dem andern Ehegatten, der die eheliche Ge⸗ 
meinſchaft mit Recht verweigert (z. B. wegen anſteckender Geſchlechtskrankheit des klagenden 
Ehegatten (RG 23. 10. 05 IV 167/05; RG 4. 2. 07 IV 338/06), nicht verlangen. Die Klage 
auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft gehört zu den im § 606 ZPO aufgezählten Eh e⸗ 
ſache n, und zwar zu der Gruppe von Rechtsſtreitigkeiten, die die Herſtellung des ehelichen 
Lebens zum Gegenſtande haben. $ 1567 jet Verurteilung zur Herftellung der häuslichen 
Gemeinſchaft voraus, es genügt aber auch eine Verurteilung zur Herſtellung des ehelichen 
Lebens, wenn die Urteilsgründe ergeben, daß dem Ehegatten die Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft aufgegeben wird. Die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann ſo⸗ 
wohl zur Beſeitigung eines räumlichen Getrenntlebens als auch wegen jeder Verletzung der 
aus dem perſönlichen Verhältniſſe ſich ergebenden Pflichten erhoben werden (RG 51, 182). 

4. Die Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft bezweckt, dem 
unterliegenden Ehegatten zum Bewußtſein zu bringen, daß ſeine Verweigerung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft unbegründet ſei (M 4, 589, 590). Seine Weigerungsgründe find alſo 
in dieſem erſten, dem Scheidungsverfahren vorausgehenden Rechtsſtreite vorzubringen und 
zu prüfen. Die Verweigerung der häuslichen Gemeinſchaft ſetzt räumliche Trennung voraus. 
Dieſe bedingt aber nicht gerade einen Ortswechſel, kann vielmehr an demſelben Orte, ja in 
demſelben Hauſe, nur nicht in derſelben Häuslichkeit vor ſich gehen. — Dauernde Verweige⸗ 
rung des ehelichen Geſchlechtsverkehrs ſtellt keine bösliche Verlaſſung im Sinne des $ 1567 
Abſ 2 Nr 1 dar (RG JW 02 Beil 24125). Eine Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft verbietet ſich trotz deren Aufhebung von ſelbſt, wenn der abweſende Ehegatte 
durch äußeren Zwang (z. B. Strafhaft, R6 02, 341) an der Wiedervereinigung gehindert 
wird, ebenſo wenn andere von dem Willen des Ehegatten unabhängige Hinderungsurſachen, 
z. B. anhaltende Krankheit oder Unvermögen zur Beſtreitung der Reiſekoſten vorliegen. 
Heben Eheleute in beiderſeitigem Einverſtändniſſe die häusliche Gemeinſchaft auf, 
ſo gibt keiner, ſolange das Einverſtändnis beſteht, dem andern Ehegatten Grund zur Klage. 
Das Einverſtändnis kann jedoch jederzeit zurückgenommen werden. Ein Vertrag, durch 
den ein Ehegatte dem andern geſtattet, nach freiem Belieben und ohne Rückſicht darauf, 
ob ihm dazu ein geſetzlicher Grund zur Seite ſteht, dauernd getrennt zu leben, iſt nichtig (RG 
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61, 53). Ein nicht ernſtlich gemeintes Verlangen nach Wiederherſtellung der Gemeinſchaft 
enthält einen Rechts mißbrauch im Sinne des 91353 Abſ? Satz 1; RG JW 01, 293; RG 22. 12. 04 
IV 305/04; vgl. die Erläuterungen zu $ 1353. 

5. Das Reichsgericht nahm früher an, das Jahr müſſe in allen Fällen ſchon zur Zeit 
der Erhebung der Scheidungsklage abgelaufen ſein. Vgl. hierüber, ſowie über Beginn und 
Berechnung des Jahres R 60, 194. Später hat das Reichsgericht dieſen Grundſatz einge⸗ 
ſchränkt, namentlich für ſolche Fälle, in denen der klagende Ehegatte in der Erhebung der 
Scheidungsklage nur das äußerſte Mittel erblickt, die ihm immer noch in erſter Linie erwünſchte 
Wiederherſtellung des ehelichen Verhältniſſes durchzuſetzen (RG 72, 321). In jedem Zeit⸗ 
punkte des Jahres müſſen die Vorausſetzungen, daß der Ehegatte gegen den Willen des andern 
Ehegatten in böslicher Abſicht dem Urteile nicht Folge geleiſtet hat, vorliegen. 

6. Mit den Worten: „gegen den Willen des andern Ehegatten“ bringt das Geſetz 
zum Ausdruck, daß, wenn die Nichtbefolgung des vorausgegangenen Urteils mit dem Willen 
des andern Ehegatten ſtattgefunden hat, der Scheidungsgrund nicht vorliegt. Das in dieſem 
8 vorliegende Einverſtändnis beider Eheleute über das Getrenntleben hindert die Scheidung 
(M 4, 590). 

7. Der Ehegatte muß in böslicher Abſicht dem Urteile nicht Folge geleiſtet haben 
(vgl. A 3 und 4). Der zur Herftellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte ift 
nicht gehindert, im Scheidungsverfahren zur Rechtfertigung ſeines Verhaltens Tatſachen 
anzuführen, die ſich nach dem Urteil und vor Ablauf der Friſt ereignet haben (M 4, 590). 
Tatſachen, die der Ehegatte im Herſtellungsſtreite geltend gemacht hat oder bis zur letzten 
mündlichen Verhandlung hätte geltend machen können, dürfen im Scheidungsverfahren 
nur in Verbindung mit neuen Ereigniſſen zu deren Unterſtützung geltend gemacht werden 
(RG ZW 02 Beil 273; RG Gruch 49, 960; RG 5. 11. 08 IV 67/08). Der gute Glaube 
des Ehegatten, zur Verweigerung der Gemeinſchaft berechtigt zu ſein, iſt zu berückſichtigen, 
es ſei denn, daß er ſich lediglich auf die durch das Herſtellungsurteil zurückgewieſenen Weige⸗ 
rungsgründe ſtützte (RG 10. 5. 06 IV 530/05). Iſt dem Ehegatten nach Ablauf des Jahres 
der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung einmal erwachſen, ſo geht er ihm durch ſpätere 
Ereigniſſe, die dem andern Ehegatten eine Wiedervereinigung zu verleiden angetan ſein 
möchten, nicht verloren (RG 10. 5. 06 IV 530/05). 

8. Offentliche Zuſtellung 5 203 ZPO. Über Begriff und Beweis des unbekannten 
Aufenthalts eines Ehegatten vgl. RG Gruch 45, 1025. 

9. Hier iſt ein zuſammenhängender Verlauf der Friſt vorausgeſetzt. 

10. Schluß der mündlichen Verhandlung in 1. oder 2. Inſtanz. Die Reviſionsinſtanz 
iſt mit der Prüfung tatſächlicher Vorausſetzungen nicht befaßt. In den Tatſacheninſtanzen 
kann der Kläger im Falle des § 1567 Abſ 3 zum Antrage auf Verurteilung des Beklagten 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft übergehen (M 4, 593; Prot 4, 404). 


8 1568 


)Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
durch ſchwere! Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten s) oder 
durch ehrloſes oder unſittliches Verhalten“) eine jo tiefe Zerrüttung des ehe⸗ 
lichen Verhältniſſes ) verſchuldet“) hat, daß dem Ehegatten die Fortſetzung 
der Ehe nicht zugemutet werden kann). Als ſchwere Verletzung der Pflichten 
gilt auch grobe Mißhandlung ) ). 


E 1 1444 II 1463 M 4, 593 ff. P 4, 405 ff. 

1. Während die in den $$ 1565—1567, 1569 aufgeführten Scheidungsgründe ohne 
weiteres als vollkommen ehezerrüttend gelten und das Recht auf Scheidung unbedingt be⸗ 
gründen (unbedingte Scheidungsgründe), hängt im § 1568 die Scheidung 
auch noch davon ab, daß der Richter die Überzeugung gewinnt, in dem ſeiner Beurteilung 
unterliegenden einzelnen Falle ſei die Ehe tatſächlich bis zu dem in § 1568 bezeichneten 
Grade zerrüttet (bedingte Scheidungsgründe). Durch Aufſtellung des im $ 1568 ausge⸗ 
ſprochenen allgemeinen Grundſatzes wurde es ermöglicht, von einer Aufzählung der bedingten 
Scheidungsgründe, die bei der Vielgeſtaltigkeit der Fälle doch keine erſchöpfende hätte ſein 
können, Abſtand zu nehmen. 

2. Schwere Verletzung. Die Schwere der Verletzung ergibt ſich aus den Umſtänden 
des einzelnen Falles (RG ZW 00, 645; R c JW 05, 232). Die Frage, ob die Verletzung 
ſchwer iſt, gehört weſentlich zur tatſächlichen Beurteilung (NG JW 00, 726; 04, 470°; 
05, 242°; NG 23. 11. 08 IV 101/08). Indeſſen können Erwägungen rechtlicher oder ſittlicher 
Natur den Ausſchlag geben. Die Schwere der Verletzung kann aus ihrer Beſchaffenheit oder 


Scheidung der Ehe $$ 1567, 1568 187 


der Stärke des Verletzungswillens hervorgehen. Handlungen und Unterlaffungen kommen 
in Betracht. Eine Pflichtverletzung wird ſich regelmäßig dann als ſchwer darſtellen, wenn der 
Ehegatte eine beſonders wichtige Pflicht unmittelbar und mit einer Rückſichtsloſigkeit verletzt, 
die einen gänzlichen Mangel an ehelicher Geſinnung bekundet. Eine an ſich ſchwere Pflicht⸗ 
verletzung kann in milderem Lichte erſcheinen, wenn ſie in leidenſchaftlicher Erregung oder 
gereizter Stimmung verübt wird, durch das Verhalten des andern Ehegatten veranlaßt worden 
oder unter dem Einfluß eines krankhaften (geiſtigen oder körperlichen) Zuſtandes begangen 
iſt (vgl. RG JW 04, 470°; 00, 645; RG 29. 4. 04 IV 235/04). Leichte Pflichtverletzungen 
können infolge häufiger Wiederkehr zu einer ſchweren Verletzung heranwachſen, z. B. fort⸗ 
geſetzte grundloſe Vorwürfe des Treubruchs. Es genügt nicht, jeden Vorgang für ſich 
alle in zu prüfen, ſondern ſämtliche Vorgänge ſind, ſoweit es ſich nicht um völlig bedeutungs⸗ 
loſe, harmloſe Dinge handelt, in Verbindung miteinander unter dem Geſichtspunkte zu prüfen, 
ob das fo bezeigte Geſamtverhalten eine ſchwere Pflichtverletzung darſtellt (RG JW 02 
Beil 267200; 07, 107). Auch eine nach Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft und Er⸗ 
hebung der Scheidungsklage begangene Verfehlung kann Bedeutung gewinnen (RG JW 
04, 295175), n f 

3. Die durch die Ehe begründeten Pflichten wurzeln in dem Gebote gegenſeitiger 
Liebe und Achtung, ſind äußerſt mannigfaltig und laſſen ſich nicht erſchöpfend aufzählen. 
Als Verletzungen ſolcher Pflichten können ſich darſtellen: Mißhandlungen aller Art, Bedroh⸗ 
ungen, Beleidigungen (auch in Prozeßſchriften, R ZW 05, 204°), falſche Anſchuldigung, 
Verſagung des Unterhalts, hartnäckige, grundloſe Verweigerung der ehelichen Pflicht (RG 
JW 08, 68315), ſchuldvoll verurſachtes Unvermögen zur Leiſtung der ehelichen Pflicht (RG 
JW 01, 54), Unverträglichkeit und Zankſucht, arge Vernachläſſigung des Hausweſens ($ 1356), 
arge Vernachläſſigung der Kindererziehung, böswillige Entziehung eines gemeinſamen Kindes 
(RG JW 06, 2001), Mißhandlung der Stieflinder (NG JW 06, 39117), Unterhaltung eines 
Liebesverhältniſſes (NG FW 03, Beil 3676). Unter Umſtänden kann auch in der Aufhebung 
der häuslichen Gemeinſchaft eine Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten liegen 
und, wenn die Vorausſetzungen des $ 1567 nicht gegeben find, als Scheidungsgrund aus $ 1568 
verwertet werden (vgl. $ 1567 A 1). — Die von einer Partei im Rechtsſtreit zur Begründung 
des Scheidungsbegehrens aufgeſtellten Behauptungen beleidigender Natur können, wenn 
ſie wider beſſeres Wiſſen, oder in hohem Grade leichtfertig oder lediglich in der Abſicht, den 
andern Ehegatten zu kränken, und nicht zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen aufgeſtellt 
find, Eheverfehlungen darſtellen (NG JW 09, 46135). Verletzungen der durch die Ehe be⸗ 
gründeten Pflichten können ſich auch als unerlaubte Handlungen im Sinne der $$ 823, 826 
darſtellen und Schadenserſatzpflicht nach ſich ziehen (NG JW 05, 43119), 

4. Ehrloſes oder unſittliches Verhalten eines Ehegatten iſt, wenn es auch keine un⸗ 
mittelbare Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten enthält, doch mit dem 
Weſen der Ehe unvereinbar. Verbrechen und Vergehen können ſich als ehrloſes oder un⸗ 
ſittliches Verhalten darſtellen. Entſcheidend iſt nicht die Tatſache der Beſtrafung des Ehegatten, 
ſondern die Tatſache der Begehung einer ſtrafwürdigen Handlung. Strafgerichtliche Urteile 
haben für das Ehegericht keine bindende Kraft (8 14 Abſ 2 Nr 1 EG z ZPO). Zt die ſtraf⸗ 
bare Handlung vor der Eingehung der Ehe begangen, ſo kann, auch wenn die ſtrafgericht⸗ 
liche Verurteilung erſt nach der Eingehung der Ehe erfolgt, der $ 1568 nicht angewendet 
werden. Dagegen kann in ſolchem Falle der Anfechtungsgrund des Irrtums oder der arg⸗ 
liſtigen Täuſchung ($$ 1333—1334) in Frage kommen (RG 51, 340). Beharrliche 
Trunkſucht eines Ehegatten kann als ehrloſes oder unſittliches Verhalten aufgefaßt 
werden (RG JW 02, 71; 02 Beil 248150). Unverbeſſerliche Trunkſucht wird nicht 
vorausgeſetzt (RG 04, 47312). Nicht erforderlich iſt, daß der Zuſtand der beharrlichen Trunk⸗ 
ſucht noch zur Zeit der Geltendmachung dieſes Scheidungsgrundes fortbeſteht (RG JW ͤ 06, 
14012). Dagegen kann die nachträglich eingetretene Beſſerung oder Heilung den Schluß 
rechtfertigen, daß die Trunkſucht keine beharrliche geweſen ſei (RG ZW 02 Beil 248180). Die 
Verantwortlichkeit des trunkſüchtigen Ehegatten wird durch die infolge übermäßigen Trinkens 
eintretende Geiſtesſchwäche nicht beſeitigt (NG JW 06, 14012). Ein Ehegatte iſt trunkſüchtig, 
wenn ſein Hang zu übermäßigem Trinken in dem Grade krankhaft geworden iſt, daß er die 
sd verloren hat, dem Anreize zum übermäßigen Genuſſe geiftiger Getränke zu widerſtehen 
(RG ZW 02 Beil 280250). Als ehrloſes oder unſittliches Verhalten können auch in Betracht 
kommen: die Ergreifung eines ſchimpflichen Gewerbes, die Vornahme un⸗ 
züchtiger Handlungen, Lebensnachſtellung gegen nahe Verwandte 
des andern Ehegatten und die Verweigerung der kirchlichen Trauung, 
an 9505 der Eheſchließung ausdrücklich vereinbart war. In letzterer Beziehung vgl. 

Zuſtimmung und Teilnahme. Hat ein Ehegatte den Handlungen des andern 
Ehegatten zugeſtimmt, z. B. zu unzüchtigen Handlungen, oder ſich der Teilnahme ſchuldig 
gemacht, z. B. an Straftaten, ſo entfällt der Scheidungsgrund. 


188 Jamilienrecht Bürgerliche Ehe 


Geſchlechtskrankheit. Die Tatſache, daß der Ehegatte mit einer Geſchlechtskrankheit 
behaftet ift, bildet für ſich allein keinen Scheidungsgrund (RG 16. 11. 05 IV 247/05), kann 
aber die Verweigerung der Geſchlechtsgemeinſchaft, nötigenfalls die Aufhebung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft und die Anfechtung der Ehe rechtfertigen. — Unſittliches Verhalten liegt 
auch in der grundloſen und hartnäckigen Verweigerung der ehelichen Pflicht 
(RG JW 08, 68318), in welchem Falle der Mann nach der Eheſchließung zehn Wochen 
lang die eheliche Pflicht verweigerte, obwohl er mit der Frau in einem Bette ſchlief und 
von dieſer zum Geſchlechtsverkehr aufgefordert worden war. 


5. Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes iſt gleichbedeutend mit Zerrüttung der 
Ehe. Die Ehe muß ſo tief zerrüttet worden ſein, daß dem andern Ehegatten die Fortſetzung 
der Ehe als Erfüllung einer Rechtspflicht nicht zugemutet werden kann. Dieſe Frage iſt zu⸗ 
nächſt unabhängig davon, ob der andere Ehegatte die Fortſetzung der Ehe als eine unerträg⸗ 
liche Laſt empfindet, zu beantworten. Ihre Beantwortung iſt unter Berückſichtigung der 
Schwere der Pflichtverletzung aus dem Weſen der Ehe als einer auf ſittlicher Grundlage be⸗ 
ruhenden Lebensgemeinſchaft und einer über dem Willen der Eheleute ſtehenden Ordnung 
zu entnehmen. Iſt hiernach dem gekränkten Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht an⸗ 
zuſinnen, fo fragt es ſich in zweiter Reihe, ob er nach ſeinem eigenen perſönlichen Empfinden 
die Fortſetzung der Ehe nicht ertragen könne (RG JW 05, 39312). Die Pflichtverletzung 
muß hiernach ſowohl an ſich geeignet fein, die Ehe bis zu der im $ 1568 bezeichneten Tiefe 
zu zerrütten, als auch dieſe Wirkung im einzelnen Falle tatſächlich gehabt haben (RG FW 00, 
518, 645, 892). Der Umſtand, daß die Ehe bereits zerrüttet war, als die Pflicht- 
verletzung begangen wurde, ſchließt deren Verwertung als Scheidungsgrund nicht aus, denn es 
genügt, wenn die Pflichtverletzung dazu beigetragen hat, die beſtehende Zerrüttung zu ver⸗ 
tiefen, zu befeſtigen oder in ihrem Fortbeſtande zu ſichern, und ſo die einer Ausſöhnung ent⸗ 
gegenſtehenden Hinderniſſe zu vermehren (RG IW 02 Beil 242 be, RG 21. 9. 05 IV 139/05). 
Der Ehegatte erlangt dadurch, daß die Ehe bereits durch Schuld des andern Ehegatten zer⸗ 
rüttet iſt, keinen Freibrief zu eigenen Verfehlungen (RG JW 00, 550). — Auf die 
Tatſache der Zerrütkung kann ſich derjenige Ehegatte, der die Zerrüttung durch eigenes ſchuld⸗ 
volles Verhalten herbeigeführt hat, zur Begründung eines Scheidungsanſpruchs nicht berufen 
(M 4, 564). Die Zerrüttung muß zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
Berufungsgerichte vorhanden fein (RG 10. 5. 09 IV 452/08). Tatfrage iſt es, ob eine Ehe ⸗ 
zerrüttung deshalb zu verneinen ſei, weil der Scheidung begehrende Ehegatte den Hilfsantrag 
ſtellt, den andern Ehegatten zur Wiederherſtellung des ehelichen Lebens zu verurteilen (RG 
JW 05, 69317). 

6. Verſchulden. Wie bei den unbedingten Scheidungsgründen, außer dem der Geiſtes⸗ 
krankheit, wird auch bei den bedingten Scheidungsgründen Verſchulden vorausgeſetzt. Ver⸗ 
ſchulden umfaßt Vorſatz und Fahrläſſigkeit. Die Zerrüttung oder wenigſtens 
deren Verſchärfung oder Verlängerung (A 5) muß dem Ehegatten als Schuld ange- 
rechnet werden können. Ein Ehegatte, der im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit ($ 104 Nr 2, $ 827 BGB, § 51 StGB) handelt, iſt für ſein Verhalten nicht verant⸗ 
wortlich (RG JW 04, 470%). Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit wegen Geiſtesſchwäche 
(3. B. bei Trunkſucht, ſ. A 4) chließt die Verantwortlichkeit nicht aus (RG ZW 06, 14015; 
RG 27. 5. 07 IV 507/06). Krankheitszuſtände, die nicht geeignet find, die Verantwortlich⸗ 
keit aufzuheben, können in der Richtung Bedeutung gewinnen, daß die Verfehlungen dem 
Ehegatten nicht mit voller Schwere anzurechnen find (R IW 03 Beil 2770). Verſchulden 
ſetzturſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des Ehegatten und der Zer⸗ 
rüttung der Ehe voraus. Nicht erforderlich iſt, daß es der Ehegatte auf die Zerrüttung ab⸗ 
geſehen oder deren Eintritt vorausgeſehen hat oder daß er ſich der Möglichkeit einer ehe⸗ 
zerrüttenden Wirkung ſeines Verhaltens auf den andern Teil bewußt geweſen iſt (RG 25. 2. 09 
IV 292/08). Haben ſich beide Ehegatten Verfehlungen zuſchulden kommen laſſen, fo kann 
jeder von ihnen Scheidung verlangen. Gegenſeitige Aufrechnung findet nicht ſtatt 
(NG 46, 159, . A 7). Der Umſtand jedoch, daß ſich der klagende Ehegatte ebenfalls ſchuld⸗ 
voll verhalten hat, kann die Annahme ausſchließen, daß ſeine eheliche Geſinnung durch das 
Verhalten des andern Ehegatten zerſtört worden ſei (NG 46, 163; ZW 00, 602; RG 15. 11. 06 
IV 160/06). Unrichtig iſt die Annahme, daß ein urſächlicher Zuſammenhang der Verfehlungen 
eines Ehegatten mit der Zerrüttung nicht beſtehen könne, wenn ſie durch Verfehlungen des 
andern Ehegatten hervorgerufen worden find (vgl. A 2). So kann z. B. ein Ehegatte, der 
ſich einer groben Mißhandlung des andern Ehegatten ſchuldig gemacht hat, als alleiniger 
Urheber der Zerrüttung angeſehen werden, auch wenn er zu der Mißhandlung durch Schimpf- 
worte des andern Ehegatten herausgefordert wurde. — Es iſt anerkannten Rechtens, daß 
infolge von Verfehlungen des einen Teils die Verfehlungen des andern Teils in milderem 
Lichte erſcheinen können, ohne daß deshalb von einer Aufrechnung geſprochen werden darf 
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(& JW 09, 15010). Anderſeits kann eine Mißhandlung mit Rückſicht auf eine unmittelbar 
vorausgegangene, kränkende Außerung des mißhandelten Ehegatten als entſchuldigt gelten 
RE JW 07, 1425) 

7. Zumutung, die Ehe fortzuſetzen. Einem Ehegatten kann die Fortſetzung der Ehe 
als Erfüllung einer Rechtspflicht dann nicht zuge mutet werden, wenn anzunehmen iſt, daß 
ſeine eheliche Geſinnung durch die Pflichtverletzung des anderen Ehegatten völlig und un⸗ 
widerbringlich zerſtört worden iſt, er alſo die Fortſetzung der Ehe nur als eine unerträgliche 
Laſt empfinden würde. Dieſe Vorausſetzung muß ſich ſowohl allgemein aus dem Weſen 
der Ehe (A 5), als auch im Einzelfall aus dem perſönlichen Empfinden des Ehegatten ergeben, 
(RG JW 05, 49624, 6931). Eine Handlung, die im allgemeinen geeignet iſt, die eheliche 
Geſinnung des verletzten Ehegatten zu zerſtören (3. B. der Verſuch, dem Manne und ſeinen 
Eltern Gift beizubringen, um ſie an der Geſundheit zu ſchädigen), iſt es auch im Streitfalle, 
wenn nicht beſondere, eine Ausnahme begründende Umſtände geltend gemacht werden (RG 
46, 154). Ein Mann, der ſich dazu hinreißen läßt, ſeine ihm ihrer Herkunft und Bildung nach 
ebenbürtige Gattin wiederholt grob zu mißhandeln, zu beſchimpfen und zu demütigen, iſt, 
wenn ſie in der durch ſein Verhalten hervorgerufenen Entfremdung verletzende Außerungen 
macht, der Zumutung, die Ehe fortzuſetzen, nicht überhoben. Vielmehr geziemt es ihm, ſein 
Verhalten von Grund aus zu ändern und die durch ihn verſcherzte eheliche Geſinnung der 
Frau wiederzugewinnen zu ſuchen (RG JW 10, 2152). Bei der rechtlichen Abwägung der 
beiderſeitigen Verfehlungen und der daraus zu folgernden Zumutung, die Ehe fortzuſetzen, 
handelt es ſich nicht um eine Tatfrage, ſondern eine Rechtsfrage (RG IW 10, 3341). — Eine 
Feſtſtellung dahin, der Ehegatte empfinde die Fortſetzung der Ehe als unerträgliche Laſt, 
daher ſei ihm die Fortſetzung nicht zuzumuten, genügt nicht (RG JW 05, 393). Nicht 
ſchlüſſig iſt die Folgerung, ein Ehegatte empfinde das Verhalten des andern Ehegatten als 
ehezerrüttend, weil er darauf die Scheidungsklage begründet habe (RG 21. 3. 07 IV 577/06). 

8. Grobe Mißhandlung iſt nicht gleichbedeutend mit lebens⸗ oder geſundheitsgefähr⸗ 
licher Mißhandlung (RG 47, 33; vgl. auch RG ZW 08, 4217, 27612). Leichte Tätlichkeiten 
können wegen der mit der Ausübung verbundenen Schmach, Erniedrigung oder Demütigung 
grobe Mißhandlungen darſtellen (RG ZW 07, 7117 04, 20442). Alle Mißhandlungen können 
dem $ 1568 unterſtellt werden. Die Feſtſtellung einer groben Mißhandlung iſt ebenſo 
wie die einer ſchweren Verletzung der Pflichten nicht nur von der äußeren Beſchaffen⸗ 
heit der Tat, ſondern auch von dem Willen des Täters und den ſonſtigen Umſtänden abhängig 
(vgl. A 2). So kann z. B. eine ihrer äußeren Beſchaffenheit nach grobe Mißhandlung als 
ſolche nicht erſcheinen, wenn ſie fahrläſſig oder aus Furcht begangen iſt. — Grobe Miß⸗ 
bandlung gilt kraft Geſetzes ſtets als ſchwere Verletzung der Pflichten und kann nicht, je 
nachdem der Gegner einen ihm über ſeine Verfehlung auferlegten Eid ſchwört oder nicht 
ſchwört, verſchieden beurteilt werden (RG ZW 09, 16674). Über die Beweislaſt in Eheſachen 
hinſichtlich des Einwandes der Notwehr vgl. R ZW 03, Beil 54125. 

9. Wegen der Aus ſetzung des Verfahrens im Falle des 91568 vgl. 8620 3 PO. 
Es muß ein gewiffer tatſächlicher Anhalt für die Annahme gegeben fein, daß die Ausſöhnung 
nicht ausgeſchloſſen ſei (RG 15. 11. 06 IV 160/06). Maßgebender Zeitpunkt 
für das Vorhandenſein ſämtlicher Erforderniſſe des $ 1568 ift die letzte mündliche Verhandlung 
vor Erlaß des Urteils (RG JW 08, 422: RG 14. 5. 08 IV 478/07; RG Warn 10 Nr 124). 


8 1569 


iin Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
in Geiſteskrankheit:) verfallen iſt, die Krankheit während) der Ehe min⸗ 
deſtens drei Jahre!) gedauert und einen ſolchen Grad) erreicht hat, daß 
die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten aufgehoben, auch jede Aus⸗ 
ſicht auf Wiederherſtellung dieſer Gemeinſchaft ausgeſchloſſen iſt ). 

E II 1464 M 4, 570 ff. P 4, 428, 427. 

1. Von dem Grundſatze des BGB, daß ein Ehegatte nur wegen ſchweren Ver ⸗ 
ſchuldens des andern Ehegatten die Scheidung zu verlangen berechtigt ſein ſoll, bildet 
der Scheidungsgrund der Geiſteskrankheit eine Ausnahme und zwar die einzige ($ 1564 
A 1). Der Scheidungsanſpruch aus $ 1569 befteht unabhängig davon, ob der andere Ehegatte 
die Zerrüttung ſeines Geiſtes durch eigene Schuld herbeigeführt hat. Der 1. Entwurf ließ 
Scheidung wegen Geiſteskrankheit nicht zu. Zwar verkannte er nicht, daß für die Zulaſſung 
der Scheidung und Ermöglichung einer Wiederverheiratung des gefunden Ehegatten die 
Rückſichtnahme auf die Lage des letzteren und die Kinder ſpräche. Allein er hielt es — ab⸗ 
geſehen von ſittlichen Bedenken — nicht für ausführbar, diejenigen Falle, in denen durch die 
Geiſteskrankheit jede geiſtige Gemeinſchaft aufgehoben werde und der geiſteskranke Ehegatte 
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da her als geiſtig tot zu betrachten ſei, von andern Fällen zu ſondern (M 4, 570, 571). Die 
2. Komm entſchied ſich jedoch für Zulaſſung der Scheidung wegen Geiſteskrankheit und nahm 
feine dem $ 1569 gleichlautende Beſtimmung in den Entwurf auf (Prot 4, 424). 

2. Nur Geiſteskrankheit, nicht Geiſtesſchwäche kann als Scheidungsgrund aus $ 1569 
verwertet werden. Das BGB hat den Unterſchied zwiſchen Geiſteskrankheit und Geiſtes⸗ 
ſchwäche nicht feſtgeſetzt. Der Begriff der Geiſteskrankheit iſt im 8 1569 — abgeſehen von 
Dauer und Grad — derſelbe wie im $ 6 (vgl. die Erläuterungen zu $ 6 und RG 50, 207). Die 
Zuläſſigkeit der Scheidung wegen Geiſteskrankheit iſt von einer vorgängigen Entmündi⸗ 
gung des geiſteskranken Ehegatten nicht abhängig. Die im Entmündigungsverfahren über 
den Geiſteszuſtand getroffenen Feſtſtellungen können im Eheſcheidungsſtreite verwertet werden. 
Das Eheſcheidungsgericht hat aber ſelbſtändig zu prüfen, ob Geiſteskrankheit vorliegt, und es 
darf nach § 623 ZPO auf Scheidung wegen Geiſteskrankheit nicht erkennen, bevor es einen 
oder mehrere Sachverſtändige über den Geiſteszuſtand des Beklagten gehört hat. — Die 
Fachausdrücke der ärztlichen Kunſtſprache brauchen ſich mit den Begriffsbeſtimmungen der 
Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche im 5 6 Nr 1 nicht zu decken, aber im Sinne des Geſetzes 
ſind zwiſchen beiden Formen der regelwidrigen Geiſtesbeſchaffenheit nur Gradunterſchiede 
anzuerkennen (RO ZW 05, 39515). Zur Durchführung der Scheidungsklage kann dem Be⸗ 
klagten gemäß § 1910 Abſ 2 BGB ein Pfleger beſtellt werden. 

3. Während der Ehe. Die vor der Eheſchließung liegende Krankheitszeit bleibt hier 
915 e Wegen Anfechtbarkeit und Nichtigkeit der Ehe eines Geiſteskranken 
vgl. 98 „ 1325. 

4. Dauer der Geiſtes krankheit. In den dreijährigen Zeitraum find lichte Zwiſchen⸗ 
räume einzurechnen. Es genügt, wenn der dreijährige Zeitraum zur Zeit der mündlichen 
Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, vollendet iſt. Der vor Ablauf der drei Jahre klagende 
Ehegatte hat allerdings Abweiſung der Klage zu gewärtigen. 

5. Grad der Geiſtes krankheit. Die völlige Lebensgemeinſchaft, zu der ſich Mann 

und Frau durch die Eheſchließung verbinden, umfaßt auch die geiſtige Gemeinſchaft, zu der 
ſie als geiſtig veranlagte Geſchöpfe fähig ſind. Die geiſtige Gemeinſchaft unter Ehegatten 
äußert ſcch in der mehr oder minder regen Teilnahme an dem, was das geiſtige Leben der 
Ehegatten erfüllt, alſo namentlich in der Teilnahme an dem körperlichen und geiſtigen Wohle 
des andern Ehegatten und der gemeinſamen Kinder, ſowie an ſonſtigen Familienangelegen⸗ 
heiten. Die geiſtige Gemeinſchaft kann ſich auch auf den Beruf erſtrecken, z. B. bei einem 
Künſtler⸗Ehe paare, und wird überhaupt je nach den Verhältniſſen eine tiefgehende oder ober⸗ 
flächliche ſein. Iſt aber ein Ehegatte infolge von Geiſteskrankheit zu einer geiſtigen Gemein⸗ 
ſchaft mit dem anderen Ehegatten unfähig geworden, ſo iſt die geiſtige Gemeinſchaft aufge⸗ 
hoben. — Völlige Verblödung wie in den Fällen des fog. geiſtigen Todes wird nicht 
verlangt. Das Fortbeſtehen der ehelichen Gemeinſchaft wird nicht damit dargetan, daß der 
Ehegatte noch weiß, er ſtehe mit dem andern Ehegatten in der Ehe (RG JW 05, 39527; 
vgl. auch RG JW 01, 297; 02 Beil 244183; 03 Beil 2887). Auch Eheleute, deren geiſtige Ge⸗ 
meinſchaft eine nur oberflächliche iſt, werden mindeſtens durch die gemeinſame Sorge für 
das Wohl der Familie einander geiſtig näher geführt. Hört aber ſogar auf dieſem Gebiete 
das gemeinſame Denken und Fühlen der Ehegatten auf, ſo gebricht es ſelbſt an einem Mindeſt⸗ 
maße geiſtiger Gemeinſchaft (RG 1. 4. 09 IV 434/08). Es genügt, wenn die Krankheit 
den erforderten Grad zur Zeit der mündlichen Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, er⸗ 
reicht hat. 
0 9. Jede Ausſicht auf Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft muß aus⸗ 
geſchloſſen fein, nicht jede Ausſicht auf Heilung. Der Tatbeſtand des $ 1569 deckt ſich nicht 
mit dem Begriffe der unheilbaren Geiſteskrankheit. — Wegen des Unterhalts- 
anſpruchs des geiſteskranken Ehegatten vgl. $ 1583, wegen der Auseinanderſetzung 
vgl. 88 1478 Abſ 3, 1549. 


8 1570 

Das Recht auf Scheidung erliſcht!) in den Fällen der 88 1565 bis 1568 2) 
durch Verzeihung) — ). 

E 11446 Satz 1 II 1465 M 4, 602 ff. P 4, 499. 

1. Der Verluſt des Scheidungsrechts knüpft ſich an die Verzeihung, ohne daß die Aus⸗ 
ſöhnung der Ehegatten eine vollſtändige zu ſein braucht oder eine Zeitlang andauern 
müßte. — Im Falle des $ 1567 Abſ 2 Nr verliert infolge Verzeihung auch das Herſtellungs⸗ 
urteil ſeine innere Berechtigung und es muß von neuem auf Herſtellung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft geklagt werden (RG 72, 321). Das durch Verzeihung erloſchene Recht auf Scheidung 
kann nicht durch Widerruf der Verzeihung zum Wiederaufleben gebracht werden. 
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2. Im Falle des $ 1568 (bedingter Scheidungsgrund) iſt, wenn der Ehegatte die Ver⸗ 
fehlungen des andern Ehegatten nicht als ehezerrüttend empfindet, der Scheidungsanſpruch 
ſchon wegen des Mangels eines Tatbeſtandsmerkmals ausgeſchloſſen, und es kommt dann 
auf den Verzeihungseinwand nicht an. Ob ein verſöhnliches Verhalten des ſchuldloſen Ehe⸗ 
gatten im Sinne des Mangels eines Tatbeſtandsmerkmals oder als Verzeihung aufzufaſſen 
iſt, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles, ö 

3. Verzeihung im Sinne des $ 1570 BGB iſt Außerung eines inneren Vorgangs, 
der darin beſteht, daß der verletzte Ehegatte die Ehe nicht oder nicht mehr als durch die Ver⸗ 
fehlungen des anderen Ehegatten zerrüttet empfindet (RG JW 05, 1135, 06, 752). Ver⸗ 
zeihung iſt anders als Verzicht auf das Scheidungsrecht (A 6) kein Rechtsgeſchaft (RG 10. 2. 08 
IV 306/07), braucht auch nicht dem andern Ehegatten geg enüber zum Ausdrucke zu 
gelangen und beſeitigt das Scheidungsrecht unabhängig davon, ob der Ehegatte die Eigen⸗ 
ſchaft der verziehenen Handlung als eines Scheidungsgrundes kennt und den Willen hat, 
durch Verzeihung den Wegfall des Scheidungsrechts herbeizuführen (RG FW 02, 13). Die 
Beſtimmungen über Rechtsgeſchäfte (85 104193) finden auf die Ver⸗ 
zeihung, da fie kein Rechtsgeſchäft iſt (A 3), grundſätzlich keine Anwendung, jedoch mit einigen 
Ausnahmen. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte (9 104) kann nicht rechtswirkſam 
verzeihen, es ſei denn, daß er trotz des Mangels der Geſchäftsfähigkeit imſtande iſt, das Weſen 
der Ehe verſtändig zu würdigen. Bloße Beſchränkung in der Geſchäftsfähigkeit beeinträchtigt 
nicht die Wirkſamkeit der Verzeihung. Eine im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder 
vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit erfolgte Verzeihung iſt unwirk⸗ 
ſam ($ 105). Dasſelbe gilt von der widerrechtlich durch Drohung oder argliſtige Ta u⸗ 
ſchung erlangten Verzeihung ($ 123), ohne daß es einer förmlichen Anfechtung bebarf 
(a. M. Planck). Auch der Irrtum ($ 119) iſt geeignet, die Wirkſamkeit der Verzeihung 
zu beeinträchtigen. Dagegen verdient der geheime Vor behalt (8116) keine Berück⸗ 
ſichtigung. Die Wirkſamkeit der Verzeihung kann nicht dadurch in Frage geſtellt werden, 
daß der verzeihende Ehegatte ſich im Widerſpruche mit feinem äußeren Verhalten insgeheim 
vorbehält, nicht zu verzeihen (RG JW 01, 386; 05, 3711). Selbſt der ausgeſprochene 
Vorbehalt, nicht verzeihen zu wollen, vermag der Verzeihung, wenn dieſe ſonſt nur 
unzweideutig zum Ausdrucke gelangt, die Wirkſamkeit nicht zu nehmen (RG IW 07, 797; 
NG Gruch 51, 187). Streitig iſt, wie eine bedingte Verzeihung wirkt. Das 
Reichsgericht nimmt an, daß eine bedingte Verzeihung zuläſſig ſei, ihre Wirkſamkeit aber nicht 
über den Inhalt der Erklärung hinausgehen und die gleiche fein könne, wie wenn der Ehe⸗ 
gatte bedingungslos verziehen hätte (R JW 03 Beil 2655; RG Gruch 48, 803). 


4. Sonſtige Erforderniſſe der Verzeihung. Verzeihung ſetzt Kenntnis der Verfehlung 
des anderen Ehegatten voraus. Die Kenntnis braucht nicht alle Einzelheiten zu umfaſſen, 
muß aber ſoweit reichen, daß der Verzeihende die Schwere der Verfehlung ermeſſen kann. — 
Dies ſchließt nicht aus, daß der Ehegakte — namentlich beim Vorliegen mehrerer gleichartiger 
Verfehlungen — allgemein, auch die ihm unbekannt gebliebenen Verfehlungen wirkſam 
verzeihen kann (RG JW 02, Beil 260180, 265158, 05, 1452). Die Ver eihung kann eine 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende ſein. Ob in dem freiwilligen eiſchlafe des ver⸗ 
letzten Ehegatten mit dem anderen Ehegatten eine ſtillſchweigende Verzeihung liegt, richtet ſich 
nach den Umſtänden des einzelnen Falles (RG JW 06, 752 25). Gleiches gilt von der Zu- 
rücknahme der Scheidungsklage (RG JW 03, Beil 2656). Die Fortſetzung 
des ehelichen Verkehrs nach Eheverfehlungen im Sinne des $ 1568 kann als Verzeihung oder 
als mangelndes Tatbeſtandsmerkmal N der Fortſetzung der Ehe als einer uner⸗ 
träglichen Laſt) in Betracht kommen (RG 6. 6. 07 IV 546/06). In der Fortſetzung der Ge⸗ 
ſchlechtsgemeinſchaft kann ſowohl Verzeihung als auch ein Verzicht auf Anfechtung der Ehe 
liegen (RG 10. 4. 05 IV 572/04). Die Verzeihung kann ſowohl vor als auch nach der Er⸗ 
hebung der Scheidungsklage erfolgen. Nach dem Eintritte der Rechtskraft eines auf Scheidung 
lautenden Urteils kann Verzeihung nicht mehr geltend gemacht werden, ſelbſt wenn das Urteil 
durch einen Eid bedingt iſt; ebenſowenig kann in der Reviſionsinſtanz Verzeihung geltend 
gemacht werden (RG JW 04, 260°). 

5. Das Recht auf Scheidung erliſcht nicht nur durch Verzeihung, ſondern auch durch 
Verzicht, gleichviel, ob er ſich auf das Scheidungsrecht ſelbſt oder deſſen Geltendmachung 
bezieht. Dieſer Verzicht ſteht unter den allgemeinen Regeln über Rechtsgeſchäfte. 

6. Die Verzeihung iſt von Amts wegen zu berückſichtigen (§ 622 8 PO). — Dem 
$ 1570 find die 35 532, 2337, 2343, 2345 verwandt. 


8 1571 


Die Scheidungsklage muß in den Fällen der 88 1565 bis 1568 binnen 
ſechs Monaten!) von dem Zeitpunkt an erhoben werden, in dem der Ehegatte 
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von dem Scheidungsgrundes) Kenntnis) erlangt. Die Klage it ausgeſchloſſen, 
wenn ſeit dem Eintritte) des Scheidungsgrundes zehn Jahre“) verſtrichen ſind. 

Die Friſte) läuft nicht, ſolange die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
aufgehoben iſt '). Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte?) von dem andern 
Ehegatten?) aufgefordert), entweder die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen“) 
oder die Klage zu erheben, ſo läuft die Friſt von dem Empfange der Auf⸗ 
forderung an!). x 

Der Erhebung der Klage ſteht die Ladung zum Sühnetermine gleich. 
Die Ladung verliert ihre Wirkung, wenn der zur Klage berechtigte Ehegatte 
im Sühnetermine nicht erſcheint oder wenn drei Monate nach der Beendigung 
des Sühneverfahrens verſtrichen ſind und nicht vorher die Klage erhoben 
worden iſt. 

Auf den Lauf der ſechsmonatigen und der dreimonatigen Friſt finden 
die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206 entſprechende 
Anwendung. 

E 1 1447 Abſ 1-4 II 1466 M 4, 604 ff. P 4, 429 ff.; 6, 290. 

1. Die ſechsmonatige Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt. Mit ihrem Ablauf iſt die Geltend⸗ 
machung des Scheidungsgrundes durch Erhebung der Scheidungsklage ausgeſchloſſen. Die 
Ehegatten können weder die Verlängerung der Friſt vereinbaren, noch auf ihre Geltendmachung 
verzichten. Der ſechsmonatigen Friſt liegt der Gedanke zugrunde, daß die Frage der Scheidung 
raſch zum Austrage gebracht werden muß, weil eine dauernde Ungewißheit darüber dem 
Weſen der Ehe widerſtreitet. Auf den Scheidungsgrund der Geiſteskrankheit (51569) findet 
$ 1571 keine Anwendung. — Von dem Wegfall des Scheidungsgrundes infolge Zeitablaufs 
bleibt das auf dem nämlichen Tatbeſtande beruhende Recht des unſchuldigen Ehegatten unbe⸗ 
rührt, gemäß 9 1353 Abſ 2 Satz! die häusliche Gemeinschaft wegen Rechtsmißbrauchs zu ver⸗ 
weigern (RG ZW 03, Beil 448: RG 14. 4. 10 IV 336/09). 

2. Iſt der Ehegatte geſchäftsunfähig, ſo kommt nur ſein geſetzlicher Vertreter in Be⸗ 
tracht (§ 612 ZPO). 

3. Der Scheidungsgrund iſt eingetreten, ſobald alle Tatbeſtandsmerkmale vorliegen. 
Der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung iſt eingetreten, ſobald die Vorausſetzungen 
des $ 1567 Abf 2 erfüllt find. — Wegen Trunkſucht kann die Scheidung auf Grund 
des § 1568 nachgefucht werden. Verfällt der trunkſüchtige Ehegatte in Geiſteskrankheit, fo 
entfällt mit dieſem Ereigniſſe ſeine Verantwortlichkeit und ſomit der Scheidungsgrund aus 
$ 1568, ſelbſt wenn der Ehegatte das unmäßige Trinken fortſetzt. Dies iſt bei Berechnung der 
Ausſchlußfriſt zu berückſichtigen (RG 68, 124). 

4. Die Kenntnis muß die weſentlichen Merkmale des Scheidungsgrundes umfaſſen 
(RG ZW 09, 69010). Fahrläſſige Unkenntnis (kennen müſſen) ſteh ider Kenntnis nicht gleich. 
Bloße Gerüchte ſind ungeeignet, die Kenntnis zu begründen. Mitteilungen eines Dritten 
braucht der Empfänger der Mitteilungen zwar nicht zu glauben, aber man wird, wie RG 
12. 10. 05 IV 181/05 angenommen, den Einwand des Empfängers, er habe fie für nicht wahr 
gehalten, nicht leicht zulaſſen, wenn ſie auf Wahrheit beruhen und nach den Umſtänden des 
Falles ein vernünftig denkender Menſch an der Wahrheit nicht gezweifelt hätte. Vgl. auch 
51339 A 5. — Im Falle des $ 1568 genügt Kenntnis des äußeren Tatbeſtandes des Scheidungs⸗ 
grundes. Mit Erlangung dieſer Kenntnis, nicht erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der Ehegatte 
den vorliegenden äußeren Tatbeſtand als ehezerrüttend zu empfinden beginnt, wird die Friſt 
in Lauf geſetzt. Iſt bei mehreren an ſich nicht ſchweren Verfehlungen erſt durch Hinzutritt 
der letzten Verfehlung das zur Annahme eines Scheidungsgrundes erforderliche Maß erreicht, 
ſo kommt es auf die Kenntnis von der letzten Verfehlung an, nicht auf den Zeitpunkt des Ein⸗ 
tritts der ehezerrüttenden Wirkung (RG ZW 09, 69070). 

5. Die zehnjährige Friſt ift ebenfalls eine Ausſchlußfriſt (vgl. A 1). Sie läuft vom 
Eintritte des Scheidungsgrundes, ohne daß es auf die Kenntnis (A 2, 3) ankommt Rück⸗ 
ſichtlich ſoweit zurückliegender Tatſachen ſoll jeder Streit darüber ſchlechthin abgeſchnitten ſein. 

6. Gemeint iſt ſowohl die ſechsmonatige als auch die zehnjährige Friſt. 

7. Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft. Die ſechsmonatige Ausſchlußfriſt bringt 
die Gefahr mit ſich, daß ſich der ſchuldloſe Ehegatte zur ſchleunigen Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage gedrängt fühlt. Um dies zu vermeiden, iſt die Möglichkeit gewährt worden, daß ſich 
die Ehegatten zunächſt tatſächlich trennen, ohne daß der ſchuldloſe Ehegatte ſein Scheidungs⸗ 
recht durch Zeitablauf einbüßt. — Die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft im Sinne 
des § 1571 Abſ 2 Satz 1 kann nicht nur durch freiwillige Trennung, ſondern auch durch wider 
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den Willen des abweſenden Ehegatten eingetretene Trennung erfolgen (RG 53, 337; vgl. 
im übrigen die Erläuterungen zu $$ 1353, 1354, 1567). 

8. Die Aufforderung muß ſich inhaltlich mit der geſetzlichen Vorſchrift decken 
(a. M. Planck). Eine beſondere Form iſt für die Aufforderung nicht vorgeſchrieben. 
Sie bezweckt, die ſechsmonatige Friſt wieder in Lauf zu ſetzen und eine Entſcheidung über 
die Erhebung der Scheidungsklage herbeizuführen. Der ſchuldige Ehegatte ſoll nicht dauernd 
an eine Ehe ohne Lebensgemeinſchaft gefeſſelt bleiben. Die Wirkſamkeit der Aufforderung 
iſt unabhängig davon, ob der Auffordernde zur Zeit der Aufforderung den ernſtliche n 
Willen hat, die häusliche Gemeinſchaft herzustellen (R& 61, 160). In der mit der Schei⸗ 
dungsklage vorſorglich verbundenen Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft liegt 
keine Aufforderung im Sinne des 8 1571 Abſ 2 (NE JW; 08, 4335). Der Ehegatte kann die 
Aufforderung durch einen Dritten, insbeſondere durch den Prozeßbevollmächtigten 
(RE 14. 4. 10 IV 336/09) bewirken laſſen. Iſt die Aufforderung einmal ergangen, jo wird 
die Ausſchlußfriſt hinſichtlich aller vor und nach der Aufforderung liegenden Verfehlungen 
wieder in Lauf geſetzt. Die klageerhaltende Wirkung des Getrenntlebens iſt dann über⸗ 
haupt außer Kraft geſetzt (RG 63, 113). Die Entſcheidung darüber, ob die Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft zu verlangen oder der Scheidungsprozeß hervorzurufen iſt, iſt 
der perſönlichen Entſchließung der Ehegatten vorzubehalten. Die zur Führung eines Rechts⸗ 
ſtreits über Unterhaltsgewährung erteilte Vollmacht ermächtigt den Anwalt nicht zur Abgabe 
und Entgegennahme der Aufforderung nach $ 1571 Abſ 2 (RG 58, 227). Der Verluſt des 
Scheidungsrechts des Aufgeforderten infolge Verſäumung der Klagefriſt zieht nicht ohne 
weiteres den Verluſt ſeines Rechtes zur Verweigerung der häuslichen Gemeinſchaft nach ſich, 
ebenſowenig den Verluſt einer zugeſprochenen Unterhaltsrente (Rh 13. 11. 05 IV 245/05; 
vgl. auch A 1). 

3. Widerklage. Der Erhebung der Klage ſteht die Erhebung der Widerklage gleich. 
dagegen nicht die nur einredeweiſe erfolgende Geltendmachung von Scheidungstatſachen, 
3. B. die Einrede grober Mißhandlung gegenüber der auf bösliche Verlaſſung geſtützten 
Scheidungsklage. Im übrigen vgl. $ 1572 A A. 


9 1572 


Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für feine Geltendmachung 
im 8 1571 beſtimmte Friſte) verſtrichen iſt, im Laufe des Rechtsſtreits 
geltend gemacht werden, ſofern die Friſt zur Zeit der Erhebung der 
Klage?) noch nicht verſtrichen war. 


1. Zweck der Vorſchrift. Das eheliche Verhältnis ſoll, wenn nun einmal der Klage⸗ 
weg beſchritten wird, vollſtändig zum Gegenſtande des Rechtsſtreits gemacht werden. Dieſen 
Zweck verfolgt $ 1572 in Verbindung mit 85 614, 616 BRD. 

2. Friſt. Gemeint find alle im $ 1571 erwähnten Friſten. 


3. Der Erhebung der Klage ſteht die Ladung zum Sühnetermine gleich. 
Wenn dies auch nicht ausdrücklich geſagt iſt, ſo folgt es doch aus dem innigen Zuſammen⸗ 
hange des $ 1572 mit 3 1571. — Unter Klage iſt die Scheidungsklage zu verſtehen. Dieſer 
ſteht die Anfechtungsklage, nicht aber die Herſtellungsklage gleich. Die Anhängigkeit des 
Herſtellungsprozeſſes hindert keine Partei, im beſonderen Rechtsſtreit auf Scheidung zu 
klagen (NG JW 10, 47525), 

4. Widerflage. Unter 5 1572 fällt auch die Scheidungswiderklage. Dem Wider- 
kläger bleibt aber die Friſt zur Geltendmachung nur dann gewahrt, wenn ſie noch nicht zur 
Zeit der (nach $ 281 ZPO in der mündlichen Verhandlung erfolgenden) Erhebung der Wider- 
klage verſtrichen war, jedoch wird zugunſten des Widerklägers derjenige Zeitraum in die Aus⸗ 
ſchlußfriſt des $ 1571 nicht eingerechnet, während deſſen er verhindert war ($ 203 Abſ 2), Wider⸗ 
klage zu erheben, d. h. der Zeitraum zwiſchen Erhebung der Klage und der erſten mündlichen 
Verhandlung (RG 57, 192). Jedoch kommt $ 1572 dem Widerkläger nur dann zuſtatten, 
wenn die Klage auf Scheidung oder Anfechtung der Ehe gerichtet iſt; denn nur in dieſen Fällen 
iſt der Widerkläger mit dem Verluſte feines Scheidungs⸗ oder Anfechtungsrechts gemäß 8 616 
PO bedroht (RG JW 10, 47515). 

5. Anfechtungsgründe. Da mit Erhebung der Scheidungsklage oder der Anfechtungs⸗ 
klage das eheliche Verhältnis im ganzen zum Gegenſtande des Streites gemacht wird 
(R 58, 309), fo gilt der Grundſatz des 5 1572 für die Scheidungsgründe auch dann, wenn 
die Anfechtungsklage erhoben ift, und für die Anſechtungsgründe dann, wenn die Anfechtungs⸗ 
oder die Scheidungsklage erhoben iſt (vgl. dazu NG JW 03 Beil 44% und 7018), 
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8 1573 

Tatſachen ?), auf die eine Scheidungsklage nicht mehr gegründet 
werden kaun, dürfen zur Unterſtützung einer auf andere Tatſachen ge⸗ 
gründeten Scheidungsklage geltend gemacht werden. 

E 1 1448 II 1468 M 4, 606 P 4, 436. 

1. Der ausgeſchloſſene Scheidungsgrund kommt nach $ 1573, wie es M 4, 606 heißt, 
znicht als ſelbſtändige rechtserzeugende Tatſache, ſondern nur zur Charakteriſierung und zum 
Beweiſe eines neuen Scheidungsgrundes in Betracht“. 

2. Alle Tatſachen, die infolge Verzeihung ($ 1570), Friſtablauf ($ 1571) und Klage⸗ 
abweiſung ($ 616 ZPO) zur ſelbſtändigen Begründung des Scheidungsanſpruchs ungeeignet 
find, fallen unter $ 1573 (RG IW 03 Beil 48108). Der $ 1573 ift für den Fall gegeben, daß 
die neuen Tatſachen weder jede für ſich allein, noch alle zuſammen zur Erfüllung des Tat⸗ 
beſtandes eines Scheidungsgrundes ausreichen, daß ſie aber einen Scheidungsgrund ab⸗ 
geben würden, wenn ſie im Zuſammenhalte mit den ausgeſchloſſenen Tatſachen betrachtet 
würden. Irrig iſt die Annahme, daß die nicht ausgeſchloſſenen Tatſachen ſchon allein für ſich 
betrachtet, ſchwere ehezerrüttende Verfehlungen oder gar einen Scheidungsgrund darſtellen 
müßten (RG Gruch 50, 1101; RG 12. 3. 06 IV 426/05). Für die Scheidung aus $ 1568 ift 
auch ein verziehener Ehebruch als unterftügende Tatſache im Sinne des $ 1573 verwertbar 
(RS 16. 11. 05 IV 247/05). Verweigert ein Ehegatte mit der Behauptung, daß ihm ein 
Scheidungsgrund zur Seite ſtehe, die Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, wird 
er aber dazu rechtskräftig verurteilt, ſo können die zur Darlegung des Scheidungsgrundes 
im Herſtellungsprozeſſe geltend gemachten Tatſachen behufs Begründung einer Scheidungs⸗ 
klage nur im Rahmen des $ 1573 zur Unterſtützung neuer Tatſachen verwertet werden (RG 
JW 02 Beil S 273; Rc; 5. 11. 08 IV 67/08). Stellen die neueren Tatſachen überhaupt keine 
Eheverfehlungen dar, ſo entfällt die Veranlaſſung, auf die früheren Vorgänge einzugehen 
(K 12. 11. 07 IV 70/8; RG JW 07, 107°), Wenn ältere Tatſachen in Verbindung mit 
neueren Tatſachen einen Scheidungsgrund bilden, ſo kann dieſer Umſtand auch im Sinne 
des $ 323 ZPO und der 89 1611 Abſ 2, 2335 BGB zur Herabſetzung der rechtskräftig zuge⸗ 
ſprochenen Unterhaltsrente führen (RG 23. 11. 08 IV 513/08). Tatſachen, die vor dem In⸗ 
krafttreten des BOB liegen, können unter der Vorausſetzung, daß ſie auch nach altem Rechte 
Eheverfehlungen, wenn auch nicht gerade einen Scheidungsgrund darſtellen, verwertet werden. 


8 1574 


Wird die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 15682) beſtimmten 
Gründe geſchieden “), jo iſt“) in dem Urteil auszuſprechen ), daß der Beklagte ®) 
die Schuld an der Scheidung trägt. 

Hat der Beklagte Widerflage”) erhoben und wird auch dieſe für be⸗ 
gründet erkannt), jo ſind“) beide Ehegatten für ſchuldig zu erklären“). 

Ohne Erhebung einer Widerklage e) iſt auf Antrag?!) des Beklagten 12) 
auch der Kläger für ſchuldig zu erklären, wenn Tatſachen vorliegen, wegen 
deren der Veklagte auf Scheidung klagen könnte 15) oder, falls ſein Recht auf 
Scheidung durch Verzeihung oder durch Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, zur 
Zeit des Eintritts des von dem Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes 
berechtigt war, auf Scheidung zu klagen ) —16). 

€ 11449 II 1469 M 4, 606 ff. P 4, 436. 

1. Die auf Verſchulden beruhende Scheidung (85 1565—1568) hat, je nachdem das 
Verſchulden einen Ehegatten allein oder beide Ehegatten trifft, verſchiedene Wirkungen. 
Vgl. namentlich 98 15781582 (Gegenſeitige Unterhaltspflicht geſchiedener Ehegatten), 
5 1584 (Widerruf von Schenkungen), $$ 1585, 1635, 1636 (Unterhalt der Kinder und Sorge 
für ihre Perſon), $ 1577 (Namensführung der geſchiedenen Frau), 38 1478, 1549 (Teilung 
des Geſamtguts). Außerdem beeinflußt die Schuldfrage ſchon vor der Scheidung das Erb⸗ 
recht ($ 1933), die letztwilligen Verfügungen (88 2077, 2268) und den Erbvertrag (8 2279). 
Wegen ihrer Wichtigkeit muß in den Fällen der $$ 1565—1568 die Entſcheidung der Schuld⸗ 
frage mit dem Scheidungsausſpruche verbunden werden. 

2. Die in den 89 1565 —1568 beſtimmten Scheidungsgründe haben ſämtlich 
zur Vorausſetzung, daß die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes von dem Ehegatten 
verſchuldet worden iſt. Wird die Ehe aus einem der bezeichneten Gründe auf Antrag 
einer Partei geſchieden, ſo iſt damit anerkannt, daß die andere Partei ein Verſchulden trifft. 
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Dies bedarf aus dem in A angegebenen Grunde des ausdrücklichen Ausſpruchs. Die Schuldig⸗ 
erklärung iſt eine Folge, nicht eine Vorausſetzung der Scheidung (RG JW 05, 72318). Nur 
bei der ein Verſchulden nicht vorausſetzenden Scheidung wegen Geiſteskrankheit (3 1569) 
bedarf es eines Schuldausſpruchs nicht, obwohl Fälle denkbar ſind, in denen die Zerſtörung 
der geiſtigen Fähigkeiten auf eigene Schuld zurückzuführen iſt, z. B. bei Trinkern ($ 1568 A 4). 

3. Scheidung. Gleiches gilt, wenn auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt 
wird ($ 1575 Abſ 2). 

4. Hiermit wird im Gegenſatze zu Abſ 3 8 1574 vorgeſchrieben, daß der Schuld⸗ 
ausſpruch von Amts wegen zu erfolgen hat (RG JW 04, 23511). Die Entſcheidung über die 
Schuldfrage iſt ein notwendiger Beſtandteil des Scheidungsurteils (RG 46, 158). Beide 
Entſcheidungen find untrennbar (RG 58, 311, 319). Ein gegen die Schuldigerklärung gerichtetes 
Rechtsmittel greift immer zugleich den Scheidungsausſpruch an (RG IW 05, 39510). 

5. Der Ausſpruch über die Schuld findet in der Urteilsformel feinen Platz. 

6. Parteirolle. Abſſ 1 bezieht ſich dem Wortlaute nach auf den Fall, daß auf Antrag 
des Klägers geſchieden wird. Dem Sinn nach ſind aber auch die Fälle betroffen, in denen 
auf Antrag des Beklagten geſchieden wird, z. B. wenn die klagende Partei die Anfech⸗ 
tungs⸗ oder die Herſtellungsklage erhoben hat. Die Parteirolle iſt von keiner Bedeutung 
(RE KW 04, 23515). 

7. Im Abſ e 2 wird vorausgeſetzt, daß Klage und Widerklage auf Scheidung aus 
89 1565—1568 gerichtet find. 

8. Der Ausdruck: „die Widerklage wird für begründet erkannt“ iſt gleichbedeutend 
mit: „auf die Widerklage wird geſchieden“ und nur deshalb gewählt, weil ein nochmaliger 
Scheidungsausſpruch überflüſſig iſt, wenn, was hier vorausgeſetzt wird (folgt aus dem Wörtchen 
„auch“), ſchon auf die Klage geſchieden wird. 

9. Wird die Widerklage, aber nicht die Klage für begründet erachtet und auf die Wider- 
klage allein geſchieden, jo iſt der Kläger allein für den ſchuldigen Teil zu erklären. 

> 10. Ohne Erhebung einer Widerklage. Es ſoll verhütet werden, den Beklagten in 
die Zwangslage zu bringen, eine auf Scheidung gerichtete Widerklage lediglich zu dem Zwecke 
zu erheben, um die Nachteile der Schuldigerklärung, die ihn für den Fall der Zuerkennung 
der Scheidungsklage treffen würden, von ſich abzuwenden (M 4, 607). Das Geſetz hat zu⸗ 
nächſt den Fall im Auge, daß der Beklagte einer Scheidungsklage aus 95 1565—1568 gegen- 
über eine Widerklage auf Scheidung aus 85 1565— 1568 überhaupt nicht erhebt, ſondern 
ſich von vornherein auf den Antrag beſchränkt, auch den Kläger für ſchuldig zu erklären. Dieſem 
Falle ſteht der Fall gleich, daß der Beklagte die Widerklage auf Scheidung zwar erhebt, aber, 
bevor eine rechtskräftige Entſcheidung über die Widerklage getroffen iſt, fallen läßt und ſich 
auf den Antrag auf Schuldigerklärung beſchränkt. Dazu iſt er ſowohl in demſelben, wie in 
einem früheren Rechtszuge berechtigt, ſelbſt dann, wenn er in einem Rechtszuge mit der Schei⸗ 
dungswiderklage abgewieſen worden war und mit dem eingelegten Rechtsmittel das Urteil 
hinſichtlich der abweiſenden Entſcheidung unangefochten gelaſſen hatte (RG JW 05, 15412; 
RG 8. 3. 06 IV 444/05). Zwang ſoll weder zur Erhebung noch zur Aufrecht ⸗ 
erhaltung einer Scheidungswiderklage ausgeübt werden. — Das Recht des beklagten 
Ehegatten auf Schuldigerklärung des Klägers aus $ 1574 Abſ 3 geht nicht dadurch verloren, 
daß er über den fraglichen Antrag hinaus widerklagend Scheidung begehrt (RG FW 04, 48914, 
R 19. 9. 07 IV 16/07) gleichviel ob der Antrag auf Schuldigerklärung nur als Hilfs⸗ 
antrag in der Rangſtellung nach der Scheidungswiderklage geſtellt iſt oder nicht. Demzu⸗ 
folge iſt das Gericht verpflichtet, einen dahin gefaßten Widerklageantrag: die Ehe zu ſcheiden 
und die Gegenpartei für den ſchuldigen Teil zu erklären, auch aus $ 1574 Abſ 3 zu prüfen 
(RS ZW 05, 39514; RG 21. 5. 6 IV 575/05). Der Antrag auf Schuldigerklärung hat ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung (RG JW 05, 15035). Er kann mit der Klage auf Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft verbunden werden (NG JW 04, 48818). Der im erſten Rechtszuge mit der 
Scheidungsklage abgewieſene, aber auf die Widerklage geſchiedene Kläger kann ſich im zweiten 
Rechtszuge auf den Antrag, auch die Beklagte für ſchuldig zu erklären, beſchränken (RG Gruch 
47, 966). Die Pflicht des Eheſcheidungsgerichts, eine Scheidungswiderklage auch als An⸗ 
trag auf Schuldigſprechung aus $ 1574 Abſ 3 zu prüfen, dürfte ſogar dann beſtehen, 
wenn der Widerklageantrag ſchlechthin auf Scheidung gerichtet iſt; denn der Antrag auf 
Scheidung enthält ſtillſchweigend auch den Antrag auf Schuldigerklärung, da Scheidung ohne 
Schuldigerklärung geſetzlich ausgeſchloſſen iſt (vgl. RG JW 04, 23511), 

11. Antrag. In dem Antrag auf Klageabweiſung liegt ein Antrag auf Schuldig⸗ 
erklärung nicht, wohl aber in dem Antrag auf Scheidung aus $$ 1565 —1568; vgl. auch A 10. 

12. Parteirolle. Das Antragsrecht ſteht jedem auf Scheidung verklagten Ehegatten 
zu, in welcher Parteirolle er ſich auch befinden möge (RG 49, 167; R JW 04, 48910, und 
zwar gleichviel, ob er ebenfalls Scheidung begehrt oder Herſtellung der Gemeinſchaft ver⸗ 
langt oder die Ehe anficht. en 
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13. Vorhandene Scheidungsgründe. Hiermit wird zum Ausdrucke gebracht, daß 
Scheidungsgründe vorhanden und noch nicht durch Verzeihung oder Zeitablauf erloſchen 
ſind, alſo behufs Erlangung der Scheidung geltend gemacht werden könnten, aber nicht zu 
dieſem Zwecke geltend gemacht werden (vgl. RG JW. 03 Beil 721°”). In dieſem Falle läge 
mithin für eine Scheidungswiderklage Ausſicht auf Erfolg vor (anders A 14). und der Be⸗ 
Bagte würde gezwungen fein, die Widerklage zu erheben, wenn ihm nicht das Antragsrecht aus 
$ 1574 Abſ k 3 zuftände (vgl. A 10). 

14. Ausgeſchloſſene Scheidungsgründe. Hiermit wird zum Ausdrucke gebracht, daß 
dem Beklagten Scheidungsgründe nicht oder doch nicht mehr zur Seite ſtehen. In 
dieſem Falle läge mithin für eine Scheidungswiderklage Ausſicht auf Erfolg nicht vor 
(anders A 13) und demgemäß auch keine Zwangslage für den Beklagten (vgl. A 10). Die 
Widerklage verbietet ſich von ſelbſt und es folgt auch hieraus, daß das Antragsrecht aus $ 1574 
Abſ 3 durch Erhebung einer Widerklage nicht beſeitigt wird (RG Gruch 49, 1045). In 
Fällen des Abs 3 Halbf 2 liegt die Annahme nahe, daß der Beklagte den Scheidungsgrund 
in der Erwartung verziehen oder nicht rechtzeitig geltend ge macht habe, daß auch der Kläger 
den ihm zuſtehenden Scheidungsgrund nicht geltend machen werde (M 4, 608). Dieſer Ge⸗ 
danke trifft nicht nur zu, wenn dem Beklagten zur Zeit feiner Verfehlung ein Scheidungs⸗ 
grund nicht mehr, ſondern auch, wenn ihm damals ein Scheidungsgrund noch nicht 
zur Seite ſtand. Es iſt alſo gleichgültig, welcher der Ehegatten ſich zuerſt verfehlt hat. Viel⸗ 
mehr kommt es nur darauf an, daß ‚au der Zeit, in der das Scheidungsrecht des Klägers begründet 
war, das Scheidungsrecht des Beklagten noch nicht durch Verzeihung oder Zeitablauf erloſchen 
war, d. h. wenn wellgſtens zeitweiſe Scheidungsrecht gegen Scheidungsrecht ſtand (RG 
JW 04, 4891). Die Faſſung des § 1574 Abſ 3 iſt inſofern ungenau, als auf den Zeitpunkt 
des „Eintritts“ und nicht vielmehr auf die Zeitdauer des Beſtehens des vom Kläger geltend 
gemachten Scheidungsgrundes abgeſtellt wird. Zur Anwendung des 5 1574 Abf 3 Halbſ 2 
genügt es, wenn ſich die beiderſeitigen Scheidungsgründe während gewiſſer Zeit noch unver⸗ 
ziehen und unverjährt gegenüberſtanden (RG 70, 334; RG JW 09, 4171). — Auf Tatſachen, 
deren Geltendmachung in einem früheren Rechtsſtreite geſchehen konnte, und die deshalb 
durch $ 616 ZPO ausgeſchloſſen ift, bezieht ſich $ 1574 Abſ 3 nicht. Solche Tatſachen können 
aber gemäß § 1573 zur Unterſtützung anderer Tatſachen auch im Falle des Abſ 3 berückſichtigt 
werden (RG 21. 3. 10 IV 293/09). 

15. Parteiabreden über die Regelung der Schuldfrage ſind unverbindlich. Dieſe 
kann nur auf Grund des $ 1574 durch richterlichen Ausſpruch geregelt werden. Dagegen iſt 
es zuläfig, Vereinbarungen für den Fall der richterlichen Schuldigerklärung über deren ver⸗ 
mögensrechtliche Wirkungen zu treffen. 

16. Verfahren. Die Eideszuſchiebung über eine nur zur Begründung des Antrags 
auf Schuldigerklärung vorgebrachte Tatſache ift zuläſſig. $ 617 Abſ 2 ZPO ſteht nicht ent⸗ 
gegen (RG 5. 6. 05 JV 49/05). Soll mit den unter Eidesbeweis geſtellten Behauptungen 
zugleich ein Scheidungsantrag begründet werden, ſo iſt das Beweismittel zurückzuweisen 
( JW 04, 3912). Unzuläſſigkeit der Eideszuſchiebung liegt aber nicht ſchon dann vor, 
wenn die Tatſache an ſich geeignet iſt, die Scheidung, Eheanfechtung oder Verweigerung 
des ehelichen Lebens zu begründen, ſondern erſt, wenn ſie dazu vorgebracht und vom Richter 
wirklich verwendet worden iſt (RG JW 03, 1815; 06, 3142). Ein nur wegen der 
Schuldigerklärung eingelegtes Rechtsmittel hemmt die Rechtskraft des Urteils im 
ganzen Umfange (& JW 05, 154°). Ein Teilurteil, das auf Scheidung unter 
Vorbehalt der Entſcheidung über die Schuldfrage erkennt, ift unzuläſſig (RG 58, 311). 

Tod. Stirbt ein Ehegatte im Laufe des Rechtsſtreits, ſo gilt der Rechtsſtre it in 
Anſehung der Hauptſache als erledigt ($ 628 ZPO). Zur Hauptſache gehört auch die Schuld⸗ 
frage. Ihre Entſcheidung kann aber in einem andern Verfahren nachgeſucht werden 
(vgl. A 1). 

8 1575 

Der Ehegatte, der auf Scheidung zu klagen berechtigt iſt ), kann ſtatt 
auf Scheidung auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft?) klagen“). Bean⸗ 
tragt“) der andere Ehegatte, daß die Ehe, falls die Klage‘) begründet iſt, 
geſchieden wird, ſo iſt auf Scheidung zu erkennen. 

Für die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gelten die 
Vorſchriften der SS 1573, 1574. 

E 1 1444 M 4, 579 P 4, 391 ff. 


1. Entſtehungsgeſchichte. Der 1. Entw hatte die beftändige Trennung von 
Tiſch und Bett nicht zugelaſſen, auch nicht wahlweiſe nach Beſtimmung des Klägers neben 
der Eheſcheidung (M 4, 562, 563). Er befand ſich damit im Einklange mit dem beſtehenden 
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Reichsrechte ($ 77 PStch v. 6. 2. 75). Dieſes war auch für die gleichfalls ableh⸗ 
nende Stellung der Reichstagsvorlage beſtimmend. Während aber der 1. Entw zeit 
weilige Trennung von Tiſch und Bett auf höchſtens 2 Jahre als eine Verſöhnungsmaß⸗ 
regel bei bedingten Scheidungsgründen zulaſſen wollte (1. Entw $ 1444 und M 4, 579), wurde 
in der 2. Komm ein Antrag, dieſe Einrichtung gänzlich zu beſeitigen und als Verſöhnungs⸗ 
maßregel nur die Ausſetzung des Verfahrens ($ 620 ZPO) zuzulaſſen, angenommen (Prot 
4, 398 unten). In der Reichstagskommiſſion wurde ſodann mit Rückſicht auf die Lehre der 
katholiſchen Kirche (Prot 4, 391399), wonach eine Scheidung vom Bande nie mals zuläſſig 
iſt, beantragt, neben der Scheidung die dauernde Trennung von Tiſch und Bett einzuführen. 
Dieſer Antrag gelangte in der Reichtstagskommiſſion und darauf auch im Reichstage zur 
Annahme. Er hat in den $$ 1575, 1576, 1586, 1587 Ausdruck gefunden. Vgl. 9 1564 A 7 
(ausländiſches Recht) und § 1353 A 1 (Unzuläſſigkeit einer Klage auf zeitliche Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft). ) j . 

2. Die Berechtigung zur Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft hängt alſo 
von der Berechtigung zur Scheidungsklage ab. Wie für letztere Klage, ſo ſind auch für die 
Aufhebungsklage nur die geſetzlich anerkannten Scheidungsgründe (88 1565—1569) maß⸗ 
gebend. Ebenſo gelten für die Aufhebungsklage auch die 38 1570—1572 (Verzeihung, Zeit⸗ 
ablauf) und $ 616 ZPO (Ausſchließung infolge Klageabweiſung). Vgl. 9 639 ZPO. 

3. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. Wegen der Wirkungen des Auf⸗ 
hebungsurteils vgl. $ 1586. 

4. Auch nach erhobener Scheidungsklage kann der Kläger zu der Klage auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft übergehen, natürlich unbeſchadet des Antragsrechts des Beklagten 
aus $ 1575 Abſ 1 Satz 2. Ebenſo ſteht dem Ehegatten, der auf Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft geklagt hat, der Übergang zur Scheidungsklage frei, ſelbſt gegen den Widerſpruch 
905 Beklagten. In der Reviſionsinſtanz iſt für derartige Umwandlungen der Anträge kein 

aum. 

5. Der Antrag kann vom Beklagten in der Reviſionginſtanz nicht mehr geſtellt werden 
(RG 25. 9. 05 IV 151/05). In der Erhebung einer auf Scheidung gerichteten Widerklage 
iſt der Antrag nicht enthalten (RG JW 08, 3025). 

6. Dasſelbe gilt von der Widerklage. Das Antragsrecht ſteht in dieſem Falle dem 
Kläger und Widerbeklagten zu. 


8 1576 


) ſt auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt, fo kann jeder:) 
der Ehegatten auf Grund des Urteils) die Scheidung beantragen“), es ſei 
denn ), daß nach der Erlaſſung des Urteils e) die eheliche Gemeinſchaft wieder: 
hergeitellt?) worden iſt. 

Die Vorſchriften der 88 1570 bis 1574 finden keine e wird 
die Ehe geſchieden, fo iſt der für ſchuldig erklärte Ehegatte auch im Sche dungs⸗ 
urteile für ſchuldig zu erklären. 

E 1445. 

1. Das im $ 1576 jedem der beiden Ehegatten eingeräumte Recht auf Umwandlung 
des Aufhebungsurteils in ein Scheidungsurteil entſpricht dem $ 1575. Die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft kann nur, wenn und ſolange beide Ehegatten damit einverſtanden 
ſind, ausgeſprochen werden und fortdauern. 

2. Jeder Ehegatte. Ob er Kläger oder Beklagter geweſen iſt, ob er für ſchuldig erklärt 
worden iſt oder nicht, ob er ſich mit der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft einverſtanden 
erklärt hatte oder nicht, macht keinen Unterſchied. a 

0 3. n das rechtskräftige Aufhebungsurteil iſt zur Klagebegründung notwendig 
und genügend... ne . N 

4. Der Antrag iſt in Geſtalt einer Scheidungsklage (Umwandlungsklage) bei dem 
Gericht anzubringen, das für eine gewöhnliche Scheidungsklage zuſtändig ſein würde. So⸗ 
lange die Umwandlungsklage zuläſſig iſt, kann weder eine auf andere Tatſachen als das Auf⸗ 
hebungsurteil gegründete Scheidungsklage noch eine Klage auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens (der häuslichen Gemeinſchaft) erhoben werden. Dagegen ſind die Anfechtungsklage 
und die Nichtigkeitsklage zuläſſig (§ 1586 Satz 2). — Für die Umwandlungsklage gelten auch 
die Vorſchriften über den Sühne verſuch (55 608-611 ZPO). Die Koſten des 
Scheldungsverfahrens fallen in der Regel dem ſchuldigen Ehegatten zur Laſt (Hochſchild in 
JW 09, ER Für ein Anerkenntnisurteil ift in dieſem Verfahren kein Raum (RG 
JW 08, 557). E 0 
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5. Beweislaſt. Daß nach der Erlaſſung des Aufhebungsurteils die eheliche Gemein⸗ 
ſchaft wieder hergeſtellt worden iſt, hat der Beklagte zu beweiſen. 

6. Die Worte „nach der Erlaſſung des Urteils“ bedeuten dasselbe, was im $ 1587 die 
Worte „nach der Aufhebung“ bedeuten. Die $$ 1576 und 1587 haben nicht verſchiedene Zeit⸗ 
punkte, ſondern ein und denſelben Zeitpunkt, nämlich den, in dem das Aufhebungsurteil 
rechtskräftig wird, im Auge. Daher kommt eine Wiederherſtellung, die nach der Urteilsver⸗ 
kündung beginnt und vor dem Eintritte der Rechtskraft des Aufhebungsurteils aufhört, weder 
für $ 1576 noch für $ 1587 in Betracht. 

7. Nach der Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft (vgl. 51587) kann Schei⸗ 
dung nur Aden gewöhnlicher Scheidungsklage, für die die allge meinen Grundſätze gelten, 
erwirkt werden. 


8 1577 


Die geſchiedene Frau behält den Familiennamen des Mannes )). 

Die Frau kann ihren Familiennamen wieder annehmen ). War fie 
vor der Eingehung der geſchiedenen Ehe verheiratet, ſo kann ſie auch den 
Namen wieder annehmen, den ſie zur Zeit der Eingehung dieſer Ehe hatte ), 
es ſei denn, daß fie allein für ſchuldig erklärt iſt)). Die Wiederannahme 
des Namens erfolgt durch Erklärung gegenüber der zuſtändigen Behörde); 
die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Forme) abzugeben. 

Iſt die Frau allein für ſchuldig erklärt, ſo kann der Mann ihr die Führung 
eines Namens unterſagen. Die Unterſagung ?) erfolgt durch Erklärung gegen: 
über der zuſtändigen') Behörde; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter 
Form“) abzugeben. Die Behörde ſolle) der Frau die Erklärung mitteilen. 
Mit dem Verluſte des Namens des Mannes erhält die Frau ihren Familien⸗ 


namen wieder) — 1). 

E 1 1455 II 1478 M 4, 620 P 4, 444 ff.; 5, 163; 6, 293. 

1. Mit der Eheſchließung erhält die Frau den Familiennamen des Mannes (51355). 
An den Anderungen, die der Name des Mannes während der Ehe erfährt, nimmt ſie 
teil. Den Familiennamen, den der Mann zur Zeit der Scheidung führt, behält die Frau. 
Von dieſem Grundſatze gelten nur die im $ 1577 Abſ 2 und 3 beſtimmten Ausnahmen. 

2. Das Recht der Frau, ihren Familiennamen (Mädchennamen) wieder anzunehmen, 
iſt in keinem Falle beſchränkt. 5 

3. Zur Zeit der Eingehung der früheren Ehe hatte die Frau den Familiennamen 
ihres früheren Ehemannes. Dieſen Namen mit ſeinen während der früheren Ehe eingetretenen 
Anderungen kann ſie wieder annehmen. 

4. Schuldigerklärung 5 1574, nämlich in der ſpäteren Ehe. Einer Unterſagung des 
Gebrauchs des Namens bedarf es in dieſem Falle nicht (Prot 4, 448). 

5. Die Wiederannah me des Namens tritt mit der Abgabe der Wiederannahme- 
erklärung gegenüber der Behörde in Kraft ($ 130 Abſ 3). Einer Mitteilung dieſer Erklärung 
an den geſchiedenen Mann bedarf es nicht. Die Zuſtändigkeit der Behörde beſtimmt 
ſich nach den Landesgeſetzen. 

6. Öffentliche Beglaubigung 5 129 BGB, $$ 167, 183, 191 FGG. 

7. Die Unterſagung tritt mit der Abgabe der Unterſagungserklärung gegenüber der 
Behörde in Kraft ($ 130 Abj 3), nicht erſt mit dem Empfange der behördlichen Mitteilung. 

8. Da es ſich nur um eine Soll-Vorſchrift handelt, berührt die Unterlaſſung der Mit: 
teilung an die Frau die Wirkſamkeit der Unterſagung (A 8) nicht. 

9. Mit dieſem Verluſte erhält die Frau von ſelbſt ihren Mädchennamen wieder. 

10. Die Wahl kann ſich nur auf einen der in Frage kommenden Namen richten. 
Derge wählte Name iſt im amtlichen und außeramtlichen Verkehre der allein maßgebende. 
Zuſätze, die auf die frühere Namensführung Bezug haben, ſind geſtattet, z. B. früher ver⸗ 
witwete Frau NN oder früher geſchiedene Frau NN. An eine Friſt iſt weder die Wieder⸗ 
annahme noch die Unterſagungserklärung geknüpft. Sobald die Erklarung in Wirkſamkeit 
getreten iſt, darf ſie nicht mehr zurückgenommen werden. Auf die Namen der 
Kinder hat die Namensänderung der geſchiedenen Frau keinen Einfluß. Die im § 1577 
den geſchiedenen Eheleuten in bezug auf die Namensführung eingeräumten Rechte können im 
Wege der Klage zur Geltung gebracht werden. Zuläſſig ſind nicht nur die Feſtſtellungs⸗ 
klage aus 5 256 ZPO, ſondern auch die beiden Leiſtungsklagen aus $ 12 BGB und, falls 
ein ſchuldbar verurſachter Schaden vorliegt, auch die Schadenserſatzklage (Prot 4, 44, 45). 
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11. Den Rechtsſchutz des $ 1577 genießen bürgerliche und adlige Namen ohne Unter⸗ 
ſchied. Von dem Rechtsſchutze des adligen Namens iſt aber die Frage nach dem Adels⸗ 
ſtande zu trennen. Da das BGB davon ausgeht, daß die Einrichtung des Adels im weſent⸗ 
lichen dem öffentlichen Rechte angehört, dieſes aber von der Regelung durch das BGB 
ausgeſchloſſen iſt, jo hat es ſich weder mit dem Erwerb und Verluſte des Adelsſtandes durch 
Eheſchließung, noch mit dem Einfluſſe der Scheidung auf den Adelsſtand der Frau befaßt. 
Wegen der Familienverhältniſſe der landesherrlichen Familien und der Familien des hohen 
Adels vgl. jedoch die Ausnah mebeſtimmungen in Artt 57, 58 EG. — Wird eine nichtige 
oder anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, ſo entfällt damit von ſelbſt die Berechtigung der 
Frau, den Familiennamen des Mannes zu führen (RG 67, 61). Für die Kinder aus 
nichtigen Ehen gelten beſondere Beſtimmungen (88 1699—1704). 


8 1578 


Der allein für ſchuldig erklärte Mann?) hat der geſchiedenen Fran 
den ſtandesmäßigen?) Unterhalt inſoweit“) zu gewähren, als ſie ihn nicht 
aus den Einkünften“) ihres Vermögens und, ſofern nach den Verhältniſſen, 
in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau übliche) 
iſt, aus dem Ertrag ihrer Arbeit beſtreiten kann. 

Die allein für ſchuldig erklärte Frau?) hat dem geſchiedenen Manne 
den ſtandesmäßigens) Unterhalt inſoweit“) zu gewähren, als er außerſtande 
iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten “) ®). 

E 1 1454 Abſ 1 I1 1472 Mü 4, 617 ff. P 4, 515 ff. 

1. Das BOB hat es abgelehnt, ſogenannte Eheſcheidungsſtrafen ein⸗ 
zuführen (vgl. R 50, 307). Von der Auffaſſung geleitet, daß die Geſtaltung der Ehe als 
Quelle vermögensrechtlicher Vorteile dem Weſen der Ehe widerſtrebe, hat das BGB an die 
Scheidung nur einen auf das Bedürfnis beſchränkten Unterhaltsauſpruch geknüpft, bei dem 
der Geſichtspunkt einer auf Billigkeit beruhenden Nachwirkung der Ehe vorherrſcht. 
Dieſer Unterhaltsanſpruch iſt im engen Anſchluß an die geſetzliche Unterhaltspflicht der Ver⸗ 
wandten (35 1601—1615) geregelt, weicht aber von letzterer in mehrfacher Beziehung erheblich 
ab. Notwendige Vorausſetzungen der Unterhaltsgewährung find Unterhaltsbe⸗ 
dürftigkeit auf der einen Seite und Unterhaltsfähigkeit auf der andern 
Seite. Beide Vorausſetzungen müſſen gleichzeitig gegeben ſein. Ob ſie ſchon zur Zeit der 
Scheidung gegeben find oder erſt ſpäter eintreten, macht keinen Unterſchied. — Vermindert 
ſich nach der Scheidung die Unterhaltsfähigkeit des Pflichtigen, ſo muß ſich der Berechtigte 
die hieraus folgende Minderung des Unterhalts ebenſo gefallen laſſen, als wenn die Ehe 
noch fortbeſtände (RG Warn 08 Nr 68; vgl. auch 5 323 3 PO und 5 1573 A 2). 

2. Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, ſo findet ein Unterhaltsanſpruch nicht 
ſtatt. Im Falle der Scheidung wegen Geiſteskrankheit wird dem geiſteskranken Ehegatten 
ein Unterhaltsanſpruch gegen den andern Ehegatten gewährt, $ 1583. Vgl. auch $ 1351 
(Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung). 

3. Standesmäßiger Unterhalt. Nach § 1580 Abſ 3 findet auf den Unterhaltsanſpruch 
des geſchiedenen Ehegatten der ſich auf die Unterhaltspflicht der Verwandten beziehende 
$ 1610 Anwendung. Danach beſtimmt ſich das Maß des zu gewahrenden Unterhalts nach 
der Lebensſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger Unterhalt) und es umfaßt der Unter- 
halt den geſamten Lebensbedarf. Es kommt alſo nicht auf das bisher während der Ehe (viel- 
leicht mit großem Aufwande) geführte Leben, ſondern auf die allgemeine Lebensſtellung 
an (Prot 4, 529). Vgl. im übrigen die Erläuterungen zu $ 1610. Das Maß des zu gewäh⸗ 
renden Unterhalts kann unter Umſtänden weniger als der ſtandesmäßige Unterhalt be⸗ 
tragen, ſei es, daß der Unterhaltsberechtigte infolge eigener Hilfsquellen weniger braucht. 
ſei es, daß der Unterhaltspflichtige das volle Maß nicht gewähren kann. 

4. Der Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten ſetzt ſeine Unterhalts bedürftig⸗ 
keit voraus. Iſt der unterhaltsberechtigte Ehegatte imſtande, die zu ſeinem ſtandesmäßigen 
Unterhalte erforderlichen Koſten wenigſtens zu m Teile zu beſtreiten, jo hat der unterhalts⸗ 
pflichtige Ehegatte nur das Fehlende zuzuſchießen. In beiden Abſätzen des § 1578 iſt darum 
das Wörtchen „inſoweit“ gebraucht. 

5. Für die Frage, ob die Frau unterhaltsbedürftig iſt, kommen nur die Einkünfte 
ihres Vermögens und der Ertrag ihrer Arbeit in Betracht. Da es auf die Einkünfte, nicht 
den Stamm ihres Vermögens ankommt (anders $ 1579 Abſ 2), ſetzt Unterhaltsbedürftig⸗ 
keit der Frau nicht voraus, daß der Stamm ihres Vermögens aufgezehrt iſt. Dieſe Rege ⸗ 
lung entſpricht der Vorſchrift des $ 1360 Abſ 1. Anders die Unterhaltsbedürftigkeit des 
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Mannes (vgl. A 7 und Prot 4, 521). Freiwillige Zuwendungen, die die Frau von ihren 
Verwandten oder Freunden erhält und die ihr jederzeit wieder entzogen werden können, 
braucht fie ſich auf den vom Manne zu gewährenden Unterhalt nicht anrechnen zu laſſen. 
Die wohltätige Abſicht des Zuwenders, den Unterſtützten beſſer zu ſtellen, würde ſonſt ver⸗ 
eitelt werden und die Zuwendung nicht dem Unterſtützten, ſondern dem Unterhaltspflichtigen 
zugute kommen (RG 72, 199; vgl. RG JW 05, 21221). 

6. Bei der Frage, ob nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, 
Erwerb durch Arbeit der Fran üblich iſt, darf nicht lediglich auf den Stand der Frau oder 
den Stand des Mannes Gewicht gelegt werden, ſondern es müſſen auch ihr Vermögen, Er⸗ 
werb, Beruf, Amt und ähnliche das Erwerbsleben und die geſellſchaftliche Stellung der Ehe⸗ 
leute bedingende Umſtände berückſichtigt werden. Die Frau erwirbt durch Arbeit nicht nur, 
wenn ſie dritten Perſonen gegen Entgelt Arbeiten leiſtet, ſondern auch wenn fie für ihren 
Mann arbeitet. Auch die dem Manne geleiſteten perſönlichen Dienſte können die Eigen⸗ 
ſchaften erwerbender Tätigkeit beſitzen und es iſt dabei ohne Belang, ob der durch die 
Arbeit der Frau erzielte Gewinn ihr verbleibt oder dem Manne zufließt. Anderſeits kann es 
nach den Lebensverhältniſſen der Ehegatten üblich ſein, daß die Frau während der Ehe häus⸗ 
liche Dienſte verrichtet, z. B. die Mahlzeiten bereitet, Stuben aufräumt, für die Familie 
Schneiderarbeit verrichtet oder in des Mannes Laden Kunden bedient. Aus dieſer Tatſache 
der Beihilfe im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes folgt aber nicht ohne weiteres, 
daß der Frau zuzumuten ſei, nach Auflöſung der Ehe auch in fremden Häuſern ähnliche 
Dienſte zu verrichten. Iſt jedoch die Frage, ob erwerbende Tätigkeit der Frau während der 
Ehe üblich iſt, zu bejahen, ſo muß ſich die Frau, auch wenn ſie ſolche Tätigkeit während der 
Ehe tatſächlich nicht ausgeübt hat, das, was ſie durch Arbeit erwerben könnte, auf den 
Unterhalt anrechnen laſſen. Iſt die Frage dagegen zu verneinen, ſo bleibt der Ertrag ihrer 
Arbeit von der Anrechnung ausgeſchloſſen, ſelbſt wenn ſie während der Ehe erwerbende Tätig⸗ 
keit ausgeübt hat (RG 62, 294; 67, 56; R IW 07, 83515). Die geſchiedene Ehefrau iſt ver⸗ 
pflichtet, eine ihr ſich bietende, den früheren Verhältniſſen entſprechende Gelegenheit zur 
Betätigung ihrer Fähigkeiten und Sicherung ihrer wirtſchaftlichen Lage zu benutzen, andern⸗ 
falls ſich ihr Unterhaltsanſpruch entſprechend ermäßigt (RG 21. 2. 10 IV 218/09). 

7. Der Mann iſt außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, wenn er kein Vermögen hat 
und zum Erwerbe unfähig iſt. Vermögensloſigteit und Erwerbsunfähigkeit müſſen zu⸗ 
ſammentreffen, um ſeine Unterhaltsbedürftigkeit zu begründen. Dieſe Regelung entſpricht 
der Vorſchrift des $ 1360 Abſ 2. Anders die Unterhaltsbedürftigkeit der Frau (vgl. A 5 und 
Prot 4, 521). Auch unter Verwandten iſt unterhaltsberechtigt nur, wer außerſtande iſt, ſich 
ſelbſt zu unterhalten ($ 1602 Abſ 1; vgl. die Erläuterungen zu 5 1602). 

8. Beweislaſt. Klagt die Frau, fo hat fie den Mangel ausreichender Einkünfte zu 
beweiſen. Der Beklagte hat zu beweiſen, daß nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten 
gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. Demgegenüber hat die Frau zu be- 
weiſen, daß der Ertrag ihrer Arbeit nicht ausreicht (z. B. wegen unzureichender Arbeitskraft 
oder mangelnder Arbeitsgelegenheit). Klagt der Mann, fo Hat er feine unzureichenden Ver⸗ 
mögen3- und Erwerbsverhältniſſe zu beweiſen. In allen Fällen hat der Kläger den zum 
ſtandesmäßigen Unterhalt erforderlichen Betrag, und der Beklagte ſeine Unterhaltsunfähig⸗ 
keit zu beweiſen. 

8 1579 


.. Soweit der allein für ſchuldig erklärte Ehegatte bei Berüdjichtigung 
leiner ſonſtigen Verpflichtungen!) außerſtande ) iſt, ohne Gefährdung ſeines 
ſtaudesmäßigen) Unterhalts dem andern Ehegatten Unterhalt zu gewähren, 
iſt er berechtigt), von den zu ſeinem Unterhalte verfügbaren Einkünften“) 
zwei Dritteile oder, wenn dieſe zu ſeinem notdürftigen Unterhalte ) nicht 
aus reichen, ſoviel zurückzubehalten, als zu deſſen Beſtreitung erforderlich ift®). 
Hat er einem minderjährigen unverheirateten Kinde oder infolge ſeiner 
Wiederverheiratung dem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren )), jo beſchränkt 
ſich jeine Verpflichtung dem geſchiedenen Ehegatten gegenüber auf dasjenige, 
was mit Rückſicht auf die Vedürfniſſe ſowie auf die Vermögens⸗ und Er⸗ 
werbsverhältniſſe der Beteiligten der Billigkeit entſpricht e). 

Der Mann iſt der Frau gegenüber unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 
von der Unterhaltspflicht ganz befreit, wenn die Frau den Unterhalt aus 
dem Stamme) ihres Vermögens beſtreiten kann!). 

E 1 1454 Abſ 1 1483 Abſ 3 II 1473, 1504 Abſ 2 MA, 618; P 4, 523; 6, 291. 

1. Darüber, was unter „Berückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen“ und unter Ge⸗ 
fährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts“ zu verſtehen iſt, vgl. die Erläuterungen zu § 1603. 
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2. Die Unterhaltsfähigkeit bemißt ſich im Falle des $ 1579 Abſ 1 Satz 1 nach den ver⸗ 
fügbaren Einkünften und der Erwerbskraft des unterhaltspflichtigen Gatten. Aufwendungen 
aus dem Stamme ſeines Vermögens ſind ihm nicht zuzumuten. Was die Erwerbskraft be⸗ 
trifft, ſo kommt es nicht darauf an, was der Unterhaltspflichtige tatſächlich erwirbt, ſondern 
darauf, was er bei Anſpannung feiner Kräfte erwerben kann. Der Unterhaltspflichtige 
kann ſich der Unterhaltspflicht nicht dadurch entziehen, daß er es unterläßt, ſeine Erwerbs⸗ 
fähigkeit auszunutzen (RG 17. 10. 07 IV 86/07). Er iſt zur Anſpannung ſeiner Kräfte und 
zur Nutzbarmachung ſeines Vermögens verpflichtet (RG 14. 1. 07 IV 277/06). Bei der unter- 
haltspflichtigen Frau wird freilich wie im Falle des $ 1578 Abſ 1 Vorbedingung fein, daß 
nach den in der Ehe beſtandenen Verhältniſſen Erwerb durch Frauenarbeit üblich iſt (vgl. 
§ 1578 A 6). 

3. Beweislaſt. Der Unterhaltspflichtige muß die Umſtände darlegen, aus denen ſich 
ſeine Berechtigung zur Zurückbehaltung eines Teiles ſeiner Einkünfte oder aller Ein⸗ 
künfte ergibt. . 

4. Der Stamm ſeines Vermögens bleibt dem Unterhaltspflichtigen ungeſchmälert 
A 2). 
nn 5. Über den Begriff des notdürftigen Unterhalts vgl. die Erläuterungen zu 9 1611 
und RG JW 07, 7112. 

6. Zwei Dritteile der verfügbaren Einkünfte, mindeſtens aber ſoviel, als zur Be⸗ 
ſtreitung des eigenen notdürftigen Unterhalts erforderlich iſt, dürfen zurückbehalten werden. 
Betragen im einzelnen Falle die zwei Dritteile mehr, als zur Beſtreitung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts des Verpflichteten erforderlich ift, jo gebührt der Mehrbetrag dem Unterhalts- 
berechtigten, denn die zwei Dritteile ſind nur ſoweit zurückzubehalten, als ſie zur Deckung 
des ſtandesmäßigen Unterhalts gebraucht werden. Beiſpiel: Zum ſtandesmäßigen Unterhalt 
eines jeden der beiden Ehegatten werden jährlich 3000 Mk. gebraucht. Der Unterhaltspflichtige 
verfügt über 6000 Mk. Jahreseinkünfte. Er darf 3000 Mk. zurückbehalten und muß 3000 Mk. 
abgeben. Verfügte er aber nur über 5400 Mk., ſo darf er nicht etwa volle zwei Dritteile, 
alſo 2x 1800 — 3600 Mk., ſondern auch nur 3000 Mk. zurückbehalten, und muß 2400 Mk. 
abgeben. Betragen die zwei Dritteile weniger, als zur Beſtreitung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts des Verpflichteten b dee iſt, ſo gebühren dem Verpflichteten die vollen zwei 
Dritteile, dem Berechtigten ein Dritteil. Beiſpiel: Zum ſtandesmäßigen Unterhalte des 
Verpflichteten werden jährlich 3000 Mk. gebraucht. Er verfügt über 4200 Mk. Jahresein⸗ 
künfte. Zurückbehalten kann er 2 X 1400 — 2800 Mk.; abgeben muß er 1400 Mk. Be⸗ 
tragen die zwei Dritteile nicht einmal ſoviel, daß ſie zur Beſtreitung des notdürftigen 
Unterhalts des Verpflichteten ausreichen, fo kann der hierzu fehlende Betrag außer den zwei 
Dritteilen zurückbehalten werden, und der Unterhaltsberechtigte erhält nur den Überſchuß. 
Beiſpiel: Zum notdürftigen Unterhalte des Verpflichteten werden 2400 Mk. jährlich gebraucht. 
Er verfügt über 3300 Mk. Jahreseinkünfte. Zurückbehalten kann er nicht nur 2x 1100 — 
2200 Mk., ſondern auch noch die fehlenden 200 Mk., braucht alſo nur 900 Mk. abzugeben. 

7. Einer der hier vorgeſehenen Fälle der Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung 
liegt vor, wenn der unterhaltspflichtige Ehegatte zur Gewährung des Unterhalts an das Kind, 
bezw. den neuen Ehegatten nicht nur rechtlich verpflichtet iſt, ſondern auch den Unterhalt 
tatſächlich gewährt oder doch wenigſtens ſeine alsbaldige Inanſpruchnahme gewärtigen muß 
(RS 72, 199). Der Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten geht den Unterhalts⸗ 
anſprüchen der volljährigen Kinder, der verheirateten Kinder und aller übrigen Verwandten 
vor ($ 1609 Abſ 2). Der $ 1579 Abſ 1 Satz 2 bezieht ſich nur aufeheliche Kinder (RG 
14. 1. 07 IV 277/06). Der Anſpruch volljähriger Töchter aus $ 1620 auf Ausſteuer ſteht dem 
Unterhaltsanſpruche des geſchiedenen Ehegatten nach (R 10. 6. O07 IV 542/06). Die An- 
wendung des 9 1579 Abſ 1 Satz 2 wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß das minderjährige ün⸗ 
verheirakete Kind im Hausweſen des Unterhaltspflichtigen gemäß 5 1617 Dienſte leiſtet 
(RG 1. 12. 04 IV 249/04). 

8. Billigkeit. Auch im Falle des 51579 Abſ1 Satz 2 müſſen die Vorausſetzungen des 81579 
Abſ1 Satz 1 vorliegen (RG JW 03 Beil 88704; RG 67, 56), und es kann der Verpflichtete ange⸗ 
halten werden, mehr herzugeben, als ihm nach Deckung ſeines Eigenbedarfs übrig bleibt (RG. 
67, 60). Anderſeits kann die im Geſetze beſtimmte Beſchränkung der Unterhaltspflicht ſoweit 
reichen, daß der Verpflichtete nichts herzugeben hat (RG 48, 112). Der 81579 Abſ 1 Satz 2 
gilt nicht für den Fall, daß der ſchuldige Ehegatte ſich vor ſeiner Wiederverheiratung dem 
andern gegenüber vdertrags mäßig verbindlich gemacht hatte, ihm die Unterhaltsrente 
in einer beſtimmten Höhe zu leiſten (RG 56, 121). 

9. Gänzliche Befreiung. Abweichung von $ 1578 Abſ 2 (vgl. $ 1578 A 5). Soweit 
der Mann außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts der Frau den 
Unterhalt zu gewähren, muß die Frau zuerſt den Stamm ihres Vermögens verbrauchen 
(RG 1. 12. 04 IV 249/04). Die Befreiung reicht ſoweit wie die Gefährdung, kann alſo je 
nach der Sachlage eine gänzliche oder nur verhältnismäßige ſein 
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10. Die Verwandten des unterhalts berechtigten Ehegatten haften vor dem allein 
für ſchuldig erklärten Ehegatten, wenn und ſoweit dieſer bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts den 
Unterhalt zu gewähren ($ 1608). So iſt der Mann, inſoweit fein Schwiegervater im Sinne 
des $ 1603 Abſ 1 imſtande ift, den Unterhalt zu beſtreiten ($ 1601), von der Unterhaltspflicht 
befreit (RG FW 04, 1760). 


8 1580 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente!) nach Maßgabe 
des 8 760 zu gewähren. Ob, in welcher Art und für welchen Betrag der Unter: 
haltspflichtige Sicherheit?) zu leiſten hat, beſtimmt ſich nach den Umſtänden “). 

Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in Kapital ver⸗ 
langen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt“. 

Im übrigen finden die für die Unterhaltspflicht der Verwandten geltenden 
Vorſchriften der 88 1607, 1610, des § 1611 Abſ. 1, des $ 1613 und für den 
Fall des Todes des Berechtigten die Vorſchriften des § 1615 entſprechende 
Anwendung '). 

E 1 1454 II 1474, M 4, 618; P 4, 529 ff. 

1. Geldrente. Dieſe Regelung entſpricht dem § 1361 (Getrenntleben der Ehegatten). 
81612 Abſ 1 Satz 2 findet keine Anwendung, daher z. B. kein Recht auf Naturalverſorgung 

2. Sicherheitsleiſtung (88 232 240 BGB; 5 324 3 PO). 

3. Dieſe Regelung entſpricht dem $ 843 Abſ 2 Satz 2. 

4. Dieſe Regelung entſpricht dem § 843 Abſ 3. 

5. Auf den Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten findet § 1614 Abſ 1, 
wonach für die Zukunft auf den Unterhalt nicht verzichtet werden kann, keine Anwendung. 
Die Unterhaltspflicht kann ſchon im voraus für den Fall der Eheſcheidung durch Vertrag 
geregelt, alſo auch erlaſſen werden. Der Vertrag iſt aber nichtig, wenn er auf Erleichterung 
der Scheidung abzielt, RG 26. 4. 09 IV 370,08. 


8 1581 


Die Unterhaltspflicht erliſcht mit der Wiederverheiratung!) des Be: 
rechtigten. 

Im Falle der Wiederverheiratung des Verpflichteten finden die Vor⸗ 
ſchriften des 8 1604 entſprechende Anwendung. 

E 1 1454 Abſ 1, 2 II 1475 M 4, 619 P 4, 519 ff. 

1. Wiederverheiratung. Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht, wenn die neue Ehe des 
Berechtigten nichtig iſt. Von einem Verzuge des Unterhaltspflichtigen ($ 1613) 
kann freilich bis zur Nichtigkeitserklärung (bei unvollkommener Nichtigkeit) keine Rede ſein. 
Auflöſung der neuen Che ruft die erloſchene Unterhaltspflicht nicht wieder ins Leben. 
Die Wiederverheiratung der Witwe eines Getöteten hat nicht ohne weiteres den Veiluſt 
ihres Anſpruchs auf Unterhaltsrente gegen den Beſchädiger zur Folge (RG JW 05, 14325) 

2. Übergangs recht. Die Beſtimmung des $ 1584 Abſ 2 kann nicht auf Fälle zurück⸗ 
wirken, in denen die Scheidung der Ehe bereits vor dem 1. 1. 00 erfolgt iſt. Die ent⸗ 
gegengeſetzte Anſicht findet im BGB keine Stütze. Auch aus den Art 199, 201, 206 EG 
iſt dafür nichts zu entnehmen. RG 48, 4. 


8 1582 
Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht mit dem Tode des Verpflichteten ). 
Die Verpflichtung des Erben unterliegt nicht den Beſchränkungen des 
§ 1579. Der Berechtigte muß ſich jedoch die Herabſetzung?) der Rente bis 
auf die Hälfte der Einkünfte gefallen laſſen, die der Verpflichtete zur Zeit 
des Todes ) aus ſeinem Vermögen bezogen hat‘). Einkünfte aus einem Rechte“), 
das mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes erliſcht, 
bleiben von dem Eintritte des Zeitpunkts oder des Ereigniſſes an außer 
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Sind mehrere Berechtigte vorhanden, ſo kann der Erbe die Renten nach 
dem Verhältnis ihrer Höhe ſoweit herabſetzen, daß ſie zuſammen der Hälfte 
der Einkünfte gleichkommen. 

E 1 1454 Abſ 1 11 1476 M 4, 619 P 4, 525; 6, 293. 

1. Mit dem Tode des Berechtigten erliſcht der Unterhaltsanſpruch, ſoweit er 
nicht die im $ 1580 Abi 3 und $ 1615 bezeichneten Nachleiſtungen betrifft. Die Unter- 
haltspflicht vererbt ſich, unterlie t aber der Herabſetzung nach Abſ2 und 3. Mehr 
als den ſtandes mäßigen Unterhalt hat der Erbe nicht zu gewähren und auch dieſen nur nach 
Maßgabe des $ 1578. Die Vorſchriften in $$ 1580, 1581 Abſ 1 bleiben gleichfalls maßgebend. 
Nach dieſen Grundſätzen iſt es möglich, daß der Erbe eine höhere oder geringere Unterhalts⸗ 
rente als der Erblaſſer oder gar keine zu entrichten hat. 

2. Das Recht des Erben auf Herabſetzung der Rente iſt an keine Friſt gebunden. Es 
ſteht jedem Miterben zu. 

8. „Zur Zeit des Todes“ bedeutet nicht den Todestag, ſondern den je nach den Ver⸗ 
hältniſſen größeren oder geringeren Zeitraum, innerhalb deſſen das Vermögen Einkünfte 
abwirft und der Tod erfolgt it (RG 70, 213). 

4. Ob der Erblaſſer Einkünfte, die fein Vermögen abwarf, tatſächlich bezogen hat, 
ift gleichgültig. Inſofern iſt die Faſſung des Geſetzes ungenau. Unter den Einkünften, die 
der Verpflichtete zur Zeit des Todes aus ſeinem Vermögen bezogen hat, iſt nichts anderes 
zu verſtehen, als die Einkünfte des beim Tode vorhandenen Vermögens des Verpflichteten. 
Daher kommt es nicht darauf an, ob ein neuerbautes Miethaus am Todestage von Mietern 
noch nicht bezogen war, wenn nur, der Mietzins ſchon in dem Kalendervierkeljahre, in das 
der Todestag fällt, beziehbar war (RG 70, 213). Das Geſetz hat den Regelfall im Auge, 
daß der Verpflichtete alle Einkünfte, die er beziehen konnte, auch bezogen Hat. Ein- 
künfte, die nach wirtſchaftlichen Grundſätzen hätten bezogen werden können, aber nicht 
bezogen worden ſind, müſſen als bezogen gelten. 

5. Einkünfte aus Rechten. Z. B. aus einem Urheberrechte. 


8 1583 


9ſt die Ehe wegen Geiſteskrankheit eines Ehegatten geſchieden, ſo 
hat ihm der andere Ehegatte Unterhalt in gleicher Weiſe zu gewähren wie 
ein allein für ſchuldig erklärter Ehegatte. 

E 11 1477 P 4, 444, 532. 

1. Grund und Zweck. Die Vorſchrift des $ 1583 entſpringt Billigkeitsrückſichten. 
Sie bezweckt nicht nur, den geiſteskranken geſchiedenen Ehegatten wirtſchaftlich möglichſt 
ſelbſtändig zu ſtellen, ſondern will auch einen gewiſſen Schutz gegen Mißbrauch der Scheidung 
wegen Geiſteskrankheit ſchaffen. Gleiche Zwecke verfolgt $ 1478 Abſſ 3 (vgl. Prot 4, 444). 


| 8 1584 


gt ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt, jo Tann der andere Ehe: 
gatte :) Schenkungen ), die er ihm während des Brautſtandes oder während 
der Ehe gemacht hat, widerrufen. Die Vorſchriften des § 531 finden An⸗ 
wendung. 

Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Rechtskraft des Schei⸗ 
dungsurteils ein Jahr verſtrichen oder wenn der Schenker oder der Beſchenkte 
geſtorben iſt “). 

G 1 1453 11 1471 M 4, 612 P 4, 438. 

1. Die allgemeinen Beſtimmungen über den Widerruf von Schenkungen wegen 
Undanks (88 530 —534) find von der Anwendung auf geſchiedene Ehegatten nicht aus⸗ 
geſchloſſen, gleichviel ob der Schenker oder der Beſchenkte oder beide Teile für ſchuldig 
erklärt ſind. Dieſe durch die allgemeinen Beſtimmungen begründeten Rechte erfahren aber 
durch die Sonderbeſtimmung des $ 1584 eine Erweiterung. Das im $ 1584 einge 
räumte Widerrufsrecht ſetzt Undank nicht voraus. Das Widerrufsrecht des § 1584 iſt wie 
das des 5 530 höchſtperſönlicher Natur und daher weder übertragbar noch vererblich. Iſt das 
Widerrufsrecht vom Berechtigten ausgeübt, ſo iſt der daraus folgende Herausgabeanſpruch 
übertragbar und vererblich. 
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2. Iſt der andere Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fu bedarf er der Zu⸗ 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters, ſofern ſolche nach den allgemeinen Beitimmungen, 
von denen $ 1584 hierin nicht abweicht, erforderlich ift. 

3. Unter Schenkungen ſind hier nur Schenkungen unter Lebenden und ſolche Schen⸗ 
kungen auf den Todesfall zu verſtehen, die nach $ 2301 Abſ 2 als Schenkungen unter Lebenden 
behandelt werden. — Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen worden war ($ 534), unterliegen gleichfalls dem Wider⸗ 
rufsrecht aus § 1584 (RG 58, 382). Ein Ehemann, der feine Frau mit Schmuckſachen be⸗ 
ſchenkt hat, kann die Schenkung wegen groben Undanks (8 530) widerrufen, wenn die Frau 
ein öffentlich gezeigtes Liebesverhältnis mit einem andern Manne unterhält (RG JW 09, 148°). 

4. Aus ſchluß des Widerrufs tritt auch durch Verzicht ein. Entſprechend dem 8 533 
kann jedoch auf das Widerrufsrecht erſt verzichtet werden, wenn der E heſcheidungs⸗ 
grund dem andern Ehegatten bekannt geworden iſt. Über den Einfluß der Scheidung 
bezw. Erhebung der Scheidungsklage auf letztwillige Verfügungen, die ein Ehegatte zugunſten 
des andern trifft, vgl. $$ 2077, 2268, 2279. 


8 1585 


Hat der Mann einem gemeinſchaftlichen Kinde Unterhalt zu gewähren ), 
ſo iſt die Frau verpflichtet, ihm aus den Einkünften ihres Vermögens und 
dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von ihr ſelbſtändig betriebenen Erwerbs⸗ 
geſchäfts einen angemeſſenen Beitrag zu den Koſten des Unterhalts zu leiſten, 
ſoweit nicht dieſe durch die dem Manne an dem Vermögen des Kindes zu⸗ 
ſtehende Nutznießung gedeckt werden. Der Anſpruch des Mannes iſt nicht 
übertragbar. . 

Steht der Frau die Sorge für die Perſon des Kindes zu und iſt eine er⸗ 
hebliche Gefährdung des Unterhalts des Kindes zu beſorgen, ſo kann die 
Frau den Beitrag zur eigenen Verwendung für den Unterhalt des Kindes 
zurückbehalten !). 

E I 1458; II 1481; M 4, 628; P 4, 449. 

1. Beitragspflicht der Frau. Die Unterhaltspflicht der Eltern egenüber den Kindern 
beruht auf der Verwandtſchaft (51601), nicht auf der Ehe, und kann mithin im Ve thältnifie 
zu den Kindern durch die Scheidung der Ehe weder geändert, noch beſeitigt werden. 
Demgemäß haftet den Kindern gegenüber nach wie vor der Scheidung der Vater vor der 
Mutter, ausgenommen, wenn der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
zuſteht, in welchem Falle die Mutter vor dem Vater haftet ($ 1606 Abſ 2). Dieſe Reihen⸗ 
folge der Haftung gilt ohne Rückſicht darauf, ob das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes 
gemäß $ 1635 dem Vater oder der Mutter zuſteht (M 4, 628). Im Verhältniſſe der 
Eltern zueinander (R 57, 75) tritt jedoch mit der Scheidung eine Anderung der 
Unterhaltspflicht inſofern ein, als die Koſten des Unterhalts der Kinder nunmehr nach Maß⸗ 
gabe des $ 1585 von den Eltern gemeinſchaftlich zu tragen find. Der $ 1585 ſetzt 
nur eine Beitragspflicht der Frau, nicht des Mannes feſt. Bei Anwendung des $ 1585 ſind 
die Fragen, wer für den ſchuldigen Teil erklärt iſt und wem die Sorge für die Perſon des 
Kindes zuſteht — abgeſehen von der Beſtimmung im Abſ 2 — bedeutungslos. 


8 1586 


Wird nach § 1575 die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben !), jo treten 
die mit der Scheidung verbundenen Wirkungen?) ein; die Eingehung einer 
neuen Ehe iſt jedoch ausgeſchloſſen. Die Vorſchriften über die Nichtigkeit 
und Anfechtbarkeit der Ehe finden Anwendung, wie wenn das Urteil nicht 
ergangen wäre. 

a 1. Die eheliche Gemeinſchaft wird in dem Zeitpunkt aufgehoben, in dem das Auf⸗ 
hebungsurteil rechtskräftig wird (vgl. $ 1576 A 6). Von da ab beginnen die Wirkungen der 
Se bee mit der Scheidung verbundenen Wirkungen treten ein, nur diejenigen nicht, 
die der $ 1586 ſelbſt ausnimmt. Zu dieſen Ausnahmen gehört, daß die Ehegatten — anders 
als geſchiedene Ehegatten — gehindert ſind, eine neue Ehe einzugehen, ſowie, daß die Ehe — 
anders als die geſchiedene Ehe — noch ferner den Vorſchriften über die Nichtigkeit und 
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Anfechtbarkeit der Ehe unterliegt. Hieraus folgt, daß das Band der Ehe durch die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft noch nicht gelöſt iſt. Dasſelbe ergibt ſich auch daraus, daß bloße 
Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft ($ 1587) ohne förmliche Eheſchließung genügt, die 
Ehe vollinhaltlich wiederherzuſtellen. — Die Ehefrau kann nach Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft ſelbſtändig einen Wohnſitz begründen (RG 59, 337). 


8 1587 


Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung!) wieder herge⸗ 
ſtellt ?), jo fallen die mit der Aufhebung verbundenen Wirkungen weg und 
tritt Gütertrennung ein!). 

1. Die Worte „nach der Aufhebung“ bedeuten: nach dem Zeitpunkt, in dem das Auf- 
hebungsurteil rechtskräftig geworden iſt (vgl. $ 1576 A 6). 

2. Die Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft iſt eine von Rechtsfolgen be⸗ 
gleitete, keiner Form bedürfende, zweiſeitige Handlung. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte 
kann ſie nicht vornehmen und ein in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter Ehegatte bedarf dazu 
der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. Ob Ehegatten die eheliche Gemeinſchaft wieder 
hergeſtellt haben, läßt ſich im übrigen nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles beurteilen. 

3. Die Folgen der Wiederherſtellung treten für die Zukunft ein. Rückwirkende Kraft 
hat die Wiederherſtellung nicht. Entſteht ein neuer Scheidungsgrund, ſo kann wiederum 
der verletzte Ehegatte nach ſeiner Wahl auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft oder Schei⸗ 
dung klagen und der andere Ehegatte hat das Antragsrecht aus § 1575 Abſ 1 Satz 2. — 
Wegen der Berichtigung des Heiratsregiſters vgl. Art 46 555 EG. Gütertrennung $$ 1426 ff. 


Achter Titel 
Kirchliche Verpflichtungen 
§ 1588 
Die kirchlichen Verpflichtungen in Auſehung der Ehe werden durch 
die Vorſchriften dieſes Abſchnitts nicht berührt ). i 
1. Der ganze erſte Abſchnitt des vierten Buches bezieht ſich, wie feine Überſchrift ergibt, 


auf die bürgerliche Ehe, d. h. auf die bürgerliche Seite der Ehe, und läßt deren kirchliche 
Seite unberührt. 


Zweiter Abſchnitt 
Verwandtſchaft 


Erſter Titel 
Allgemeine Vorſchriften 
8 1589 

Perſonen, deren eine von der andern abjtammı, ſind in gerader Linie 
verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie verwandt ſind, aber von der⸗ 
ſelben dritten Perſon abſtammen, ſind in der Seitenlinie verwandt. Der Grad 
der Verwandtſchaft beſtimmt ſich nach der Zahl der ſie vermittelnden Ge⸗ 
burten ?) ). 

Ein uneheliches Kind und deſſen Vater gelten nicht als verwandt). 

E 130 und 31 11 15 M1, 65 P 4, 85, 37; 6, 112. 

1. Die früher in den allgemeinen Teil aufgenommenen $$ 1589 und 1590 beſtimmen, 
was unter Verwandtſchaft und Schwägerſchaft im Sinne des BGB, nicht bloß im Sinne des 
4. Buches zu verſtehen iſt. Nach Art 33 EG erſtreckt ſich ihre Geltung auch auf das 
Anfch vom 21. 7. 79, die Prozeßgeſetze (ZPO, SIPO, KO) und das GVG. Bezüglich 
der nach dem BGB erlaſſenen Reichs⸗ und Landesgeſetze darf davon ausgegangen werden, 
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daß fie den Begriff der Verwandtſchaft und Schwägerſchaft in demſelben Sinne verſtehen 
wie das BGB, während bezüglich der früheren Geſetze die gleiche Vermutung nicht Platz 
greifen kann. 

2. Der Grad der Verwandtſchaft, der in den verſchiedenſten Beziehungen (für Erb⸗ 
recht, Unterhaltspflicht, Zeugnispflicht uſw.) von Bedeutung iſt, wird bei den Verwandten 
gerader Linie durch Zählung der die Abſtammung vermittelnden Geburten, bei den 
Seiten verwandten durch Zählung der ſämtlichen von dem einen Verwandten über 
den gemeinſchaftlichen Stammvater hinweg bis zu dem andern Verwandten führenden 
Geburten berechnet, nicht, wie nach germaniſcher und kanoniſcher Zählweiſe, durch Zählung 
der bis zu dem gemeinſchaftlichen Stammvater reichenden Geburten, deren Zahl für jeden 
der beiden Verwandten eine verſchiedene ſein kann. Für die geſetzliche Erbfolge iſt ubrigens 
nicht die Gradesnähe, ſondern die Zugehörigkeit zu den verſchiedenen Stammen 
(Linien oder Parentelen) — Abkömmlinge des Erblaſſers, Eltern und deren Ab⸗ 
kömmlinge, Großeltern und deren Abkömmlinge uſw. — maßgebend und nur innerhalb des⸗ 
ſelben Stammes, abgeſehen von den vorgenannten drei erſten Stämmen, gibt die Grades⸗ 
nähe den Vorzug (Linealgradualor d nung). Es find deshalb, wenn der Erb⸗ 
laſſer ſchlechtweg feine „nächſten Verwan dten“ bedenkt, nach der Auslegungsregel 
des $ 2067 hierunter nicht die dem Grade nach nächſten Verwandten, ſondern die zur ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge berufenen Verwandten zu verſtehen. Die Verwandten abſteigender Linie 
werden im BGB als „Abkömmlinge“ bezeichnet, während der Ausdruck „Kinder“ nur die 
Abkömmlinge erſten Grades bedeutet lebenſo in 5 65 Pr. G. vom 8. 3. 71 nach N 
5. 4. 00 IV 24/00). Für die Verwandten aufſteigender Linie wird in §8 685, 1310 Abſ 2 
der Ausdruck „Eltern und Voreltern“ gebraucht. 

3. Eine allgemeine Klage auf Feſtſtellung der Verwandtſchaft iſt zuläſſig, wenn ſich das 
Rechtsſchutzintereſſe des Klägers nicht in der Feſtſtellung der Verwandtſchaft für ein beſonderes 
Rechtsverhältnis erſchöpft (vgl. § 1593 A 1). Mit der Klage auf Herausgabe der Erbſchaft 
kann nötigenfalls die Klage auf Feſtſtellung des Verwandtſchaftsverhältniſſes verbunden 
werden (vgl. RG 14. 1. 04 IV 123/03). 

4. Dadurch, daß keine Verwandtſchaft zwiſchen dem Vater und dem unehelichen 
Kinde im BGB — anders im StchB — anerkannt wird, iſt auch ein Verwandtſchafts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem unehelichen Kinde und den Verwandten des Vaters ausgeſchloſſen. 
Desgleichen ein Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen den unehelichen Kindern desſelben Vaters, 
die deshalb, wenn ſie zugleich von derſelben Mutter abſtammen, nur halbbürtige Geſchwiſter 
ſind. Das natürliche Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Vater und dem unehelichen 
Kinde hat für das BGB nur die Bedeutung, daß es nach § 1310 Abſ 3 das Ehehindernis der 
Verwandtſchaft ſowie nach 88 1708 ff. eine gewiſſe Unterhaltspflicht des Vaters begründet 
und daß es die Grundlage der Legitimation bildet. Unter „Vater“ wird deshalb im BGB 
(val. 88 1776 Nr 1 und anderſeits Nr 2, 1782 uſw.) der natürliche Vater nie mals 
mitbegriffen, ebenſowenig gehört das uneheliche Kind zu den „Abkömmlingen des Vaters“ 
wie dieſes auch nicht zu den Hinterbliebenen eines Beamten im Sinne des RBG vom 18. 5. 07 
(8 69) gerechnet wird. — Durch Annahme an Kindes Statt wird ein künſtliches Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältnis nur zwiſchen den Vertragsparteien einſchließlich der nach Vertragsſchluß 
geborenen Abkömmlinge des angenommenen Kindes geſchaffen, §8 1762, 1763. 


8 1590 

Die Verwandten eines Ehegatten?) ſind mit dem andern Ehegatten 
verſchwägert. Die Linie und der Grad der Schwägerſchaft beſtimmen ſich nach 
der Linie und dem Grade der ſie vermittelnden Verwandtſchaft. 

Die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die Ehe, durch die ſie begründet 
wurde, aufgelöſt iſt. 

E 1 32, 33 11 16 M 1, 67 P 4, 36. 

1. Über das Geltungsgebiet des § 1590 f. $ 1589 A 1. 

2. Schwägerſchaft beſteht nur zwiſchen einem Ehegatten und den Verwandten des 
andern Ehegatten — wobei der Grad der Verwandtſchaft mit dieſem zugleich den Schwager⸗ 
ſchaftsgrad beſtimmt — nicht auch zwiſchen einem Ehegatten und dem Ehegatten eines ſolchen 
Verwandten. Auf das uneheliche Kind eines Vaters kann ſich, da das Kind mit dieſem nicht 
verwandt iſt (§ 1589 Abſ 2), das Schwägerſchaftsverhältnis nicht erſtrecken. Die Schwäger⸗ 
ſchaft ſetzt das Beſtehen einer gültigen Ehe voraus. Der gute Glaube der Ehegatten an die 
Gültigkeit der Ehe iſt hierfür einflußlos. Als Ehehindernis kommt auch das Schwager⸗ 
ſchaftsverhältnis auf Grund außerehelicher Beiwohnung in Betracht, indem dem Bei⸗ 
wohnenden nach $ 1310 Abſ 2 die Ehe mit den Verwandten auf- oder abſteigender Linie 
des andern Teils verboten iſt. 
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3. Die einmal durch die Ehe begründete Schwägerſchaft wird durch die Auflöſung 
der Ehe, mag dieſe auf Tod, auf Scheidung oder auf Wiederverheiratung im Falle der Todes⸗ 
erklärung beruhen, nicht aufgehoben, was auch für § 3 Nr 2 Anfch (vgl. § 1589 A 1) 
von Wichtigkeit iſt (RG 63, 93). Nach Auflöfung der Ehe kann ein Schwägerſchaftsverhältnis 
zwiſchen dem einen Ehegatten und den nach dieſer Zeit erzeugten Kindern des andern Ehe⸗ 
gatten nicht mehr entſtehen. 


Zweiter Titel 
Eheliche Abſtammung 


1. An der Feſtſtellung der ehelichen Abſtammung, die nicht nur für das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Eltern und Kindern, ſondern allgemein für das Verwandtſchaftsverhaltnis die Grund⸗ 
lage bildet, hat auch der Staat ein Intereſſe, das er durch die Einrichtung der Perſonenſtands⸗ 
regiſter betätigt. Der Beweis der Abſtammung kann durch die Eintragung im Geburts- 
register (88 17 ff. P St v. 6. 2. 75) geführt werden. Die Angaben im Geburtsregiſter ſind 
ſolange beweiſend, bis der Gegenbeweis erbracht iſt (5 15 PStG, 8 415 ZPO). Auf die An⸗ 
gabe der Verehelichung der Eltern erſtreckt ſich indes dieſe Beweiskraft nicht, da das Geburts⸗ 
regiſter zum Beweiſe dieſer Tatſache nicht beſtimmt iſt (RG 14. 1. 04 IV 123/03). Nicht die 
Abstammung, ſondern nur die Abgabe des Anerkenntniſſes wird durch das nach $ 25 PStch 
einzutragende Anerkenntnis der Vaterſchaft ($ 1718) beurkundet, jo daß 
für ein Berichtigungsverfahren wegen ſachlicher Unrichtigkeit des Anerkenntniſſes kein Raum 
it (R 68, 60). Das in der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geborene 
Kind hat der Standesbeamte als eheliches einzutragen, da das Kind ſolange, bis es auf An⸗ 
ſechtungsklage des Ehemannes für unehelich erklärt iſt, als eheliches gilt (vgl. $ 1593 A 2). 
Anders iſt es, wenn durch die Todeserklärung des Mannes die Vermutung der Auf- 
löſung der Ehe begründet iſt, welche Vermutung auch der Standesbeamte zu beachten hat 
(RS 60, 199). it durch rechtskräftiges Urteil auf Anfechtungsklage des Ehe manns die Un⸗ 
ehelichkeit feſtgeſtellt, ſo iſt dieſe Anderung des Perſonenſtandes auf Antrag eines Beteiligten 
am Rande der den Geburtsfall betreffenden Eintragung zu vermerken ($ 26 PS). 

2. Geltungsgebiet. Auf dem Gebiete des Lehnrechts, des Fideikommißrechts und 
des Stammgüterrechts iſt das Landesrecht in Geltung geblieben (Art 59 EG). Es können 
deshalb mit einer auf dieſe Gebiete beſchränkten Wirkung landesrechtlich abweichende Vor⸗ 
ſchriften über eheliche Abſtammung uſw. (vgl. $ 1593 A 1, 8 1912 A 3) gegeben werden. Das 
Sonderrecht des hohen Adels uſw. iſt aufrechterhalten durch Art 57, 58 EG. 

3. Räumliche und zeitliche Herrſchaft. Die Frage der Ehelichkeit iſt nach Art 18 EG 
(ogl. auch Art 29 daſelbſt) nach deutſchem Recht zu beurteilen, wenn der Ehemann der Mutter 
zur Zeit der Geburt des Kindes oder ſeines vorher erfolgten Todes ein Deutſcher war. Nach 
deutſchem Recht ſind in dieſem Falle auch die mit der Ehelichkeit in Zuſammenhang ſtehenden 
weiteren Fragen der Anfechtung der Ehelichkeit, der Anerkennung uſw., worüber ſich die 981591 
bis 1600 verhalten, zu entſcheiden. Die Gültigkeit der Ehe dagegen, auf die es für die 
Ehelichkeit ebenfalls ankommt, beſtimmt ſich nach dem Grundſatz des Art 13 EG für jeden 
Ehegatten nach dem Recht der Staatsangehörigkeit zur Zeit der Eheſchließung (a. A. Planck 
A 3; Niedner A 3). Die Vorſchriften der $8 1596, 1597 über die Anfechtung durch 
Erhebung der Anfechtungsklage bei dem inländiſchen Prozeßgericht oder durch Erklärung bei 
dem inläudiſchen Nachlaßgericht find, ſoweit deutſches Recht anwendbar ift, auch von dem im 
Auslande lebenden Ehemanne zu erfüllen, während es dafür, wie der in § 1597 Abſ 1 vor« 
geſchriebenen öffentlich beglaubigten Form zu genügen iſt, auf das Recht am Orte der Vor⸗ 
nahme der Handlung ankommt (beſtr.). Iſt deutſches Recht nicht anwendbar, fo wird dafür, 
welches ausländiſche Recht zur Anwendung kommt — falls nicht die ausländiſchen Rechte, 
die hierbei in Betracht kommen können, übereinſtimmend eine andere Regel aufſtellen (vgl. 
Vorbem 6 vor $ 1) — ebenfalls auf die Staatsangehörigkeit des Ehemannes zur Zeit der 
Geburt zu ſehen ſein (für unbedingte Geltung des Rechts der Staatsangehörigkeit des Mannes 
Planck A 6; Staudinger A II 1). — Iſt das Kind vor Inkrafttreten des BGB geboren, jo 
iſt die eheliche Abſtammung lediglich nach bisherigem Recht zu beurteilen (RG in OLG 6, 
57). Auch hinſichtlich der einzuhaltenden Anfechtungsfriſt bleibt das frühere Recht maß⸗ 
gebend (RG 66, 249). 

4. Für die Anfechtungsklage des Ehemanns der Mutter und den die Feſtſtellung des 
Familienſtandes betreffenden Rechtsſtreit ſind in 88 640 ff. ZPO beſondere Vorſchriften ge- 
geben, welche das Verfür une srecht der Partei und den Erlaß eines Verſäumnisurteils, ſoweit 
dies zum Nachteil der Ehelichkeit des Kindes iſt, ausſchließen. Als Beweismittel kann in einem 
ſolchen Prozeſſe über die Ehelichkeit die Unterſuchung des körperlichen Zuſtandes einer Partei 
von Wichtigkeit ſein. Zwangsmaßregeln können jedoch zu dieſem Zwecke nicht angeordnet 
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werden (RG 24. 11. 02 IV 235/02; vgl. 3W 97, 6282). Durch $ 642 iſt Vorſorge getroffen, 
daß der Beklagte, wenn einer der Streitteile ein Deutſcher iſt oder der Beklagte früher ein 
Deutſcher war und dieſe Staatsangehörigkeit ohne Erwerb einer andern verloren hat, auch 
5 95 en Inlande verklagt werden kann, wenn er dort einen allgemeinen Gerichtsſtand 
nicht hat. 


8 1591 


Ein Kind, das nach der Eingehung der Ehe geboren wird, iſt ehelich, wenn 
die Frau es vor oder während der Ehe empfangen und der Mann innerhalb 
der Empfängniszeit der Frau beigewohnt hat!). Das Kind iſt nicht ehelich, 
wenn es den Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die Frau das Kind 
von dem Manne empfangen hat!). 

Es wird vermutet, daß der Mann innerhalb der Empfängniszeit der 
Frau beigewohnt habe. Soweit die Empfängniszeit in die Zeit vor der Ehe 
fällt, gilt die Vermutung nur, wenn der Mann geſtorben iſt, ohne die Ehelich⸗ 
keit des Kindes angefochten zu haben ). 

E 1 1466, 1468 1470 I] 1486 M 4, 646 ff. P 4, 456, 463, 861. 

1. Das während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geborene 
Kind gilt ſolange als ehelich (iſt ſolange als eheliches Kind legitimiert), bis die Ehelichkeit in 
zuläſſiger Weiſe angefochten und die Anfechtung erfolgreich durchgeführt iſt (vgl. $ 1593 A 2, 
$ 1596 A 2, $ 1597 A 1). Verſchieden von dieſer Frage der Legitimation iſt die in 
1591 geregelte Frage der Beweisführung. Zum Nachweiſe der ehelichen Abſtammung iſt 
erforderlich der Beweis, daß das Kind während der Ehe oder, wie aus $$ 1592, 1593 zu 
ergänzen iſt, innerhalb 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geboren iſt, und weiter der Beweis, 
daß der Mann während der Empfängniszeit der Frau beigewohnt hat. Die Führung dieſes 
zweiten Beweiſes wird erleichtert durch die in Abſ 2 aufgeſtellte Vermutung und zwar gilt 
dieſe Vermutung nicht nur, wenn die Empfängniszeit in die Zeit nach Eingehung der Ehe 
fällt, ſondern auch, wenn das Kind ſchon vor der Ehe empfangen iſt, im letzteren Falle jedoch 
nur unter der Vorausſetzung, daß der Ehemann die rechtzeitige Anfechtung der Ehelichkeit 
unterlaſſen hat. Dieſem ſelbſt ſteht alſo die Vermutung nicht entgegen, ſondern nur den 
andern Beteiligten, die unter den Vorausſetzungen des $ 1593 zur Anfechtung berechtigt 
ſind. Nicht beſeitigt wird die Vermutung der Beiwohnung dadurch, daß den Eheleuten das 
Getrenntleben gerichtlich geſtattet iſt, auch nicht unbedingt dadurch, daß auf Auſ⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt iſt, da die Eheleute nicht ge⸗ 
hindert ſind, jeden Augenblick, ohne daß es der Einhaltung einer Form bedarf, in die eheliche 
Gemeinſchaft wieder einzutreten. Wird die Herſtellung dieſer Gemeinſchaft behauptet, ſo iſt 
es Sache des Gegners, die Behauptung zu widerlegen (anders die herrſchende Meinung; 
vgl. auch $ 1586 A 2). it der Ehemann für tot erklärt, jo wird die Vermutung der 
Beiwohnung durch die Vermutung beſeitigt, daß der Verſchollene zu dem im Aufgebot3- 
urteil beſtimmten Zeitpunkte verſtorben iſt ($ 18), ſolange nicht dieſe letztere Vermutung 
widerlegt iſt (RE 60, 199). Bei einer Doppelehe der Frau hebt ſich die Vermutung der 
Ehelichkeit, da ſie gleichmäßig für beide Ehemänner gelten würde, gegenſeitig auf. Es 
kann deshalb nur die tatſächliche Abſtammung entſcheidend fein (RG 14. 1. 04 IV 123/03). 

2. Die Führung des Gegenbeweiſes, daß der Ehemann während der Empfängniszeit 
der Frau nicht beigewohnt hat, iſt unbeſchränkt zuläſſig. Dagegen kann im Intereſſe der Ehe⸗ 
lichkeit des Kindes die Vermutung der Urſächlichkeit der Beiwohnung nur durch den Gegen⸗ 
beweis entkräftet werden, daß den Umſtänden nach die Erzeugung des Kindes durch den Ehe⸗ 
mann „offenbar unmöglich“ it. Der Richter iſt hierdurch angewieſen, wenn irgend ein Zweifel 
bleibt, zugunſten der Ehelichkeit zu entſcheiden (RG Warn 03 Nr 220). Der Gegenbeweis 
kann dahin geführt werden, daß der Mann während der ganzen Dauer der Empfängniszeit 
zeugungsunfähig war oder daß die Beiwohnung aus andern Gründen keine befruchtende 
Wirkung haben konnte. Zur Führung des Gegenbeweiſes kann auch der Reifegrad des Kindes 
verwertet werden (RG FW 04, 23612; 10, 47716). Hieraus kann feſtgeſtellt werden, daß das 
nach Auflöſung der Ehe kurz vor Ablauf der Friſt von 302 Tagen geborene frühreife Kind nicht 
während der Ehe erzeugt ſein kann und ebenſo, daß das in der erſten Zeit der Ehe geborene 
vollſtändig ausgetragene Kind, deſſen Geburt noch in die Empfängnisfriſt fällt, aus der Zeit 
vor der Ehe herrühren muß. Die Geburt eines vollſtändig reifen Kindes erfordert nach 
naturwiſſenſchaftlicher Lehre eine Schwangerſchaft von mindeſtens 240 Tagen. Der Reife⸗ 
grad kann auch dafür verwertet werden, daß das Kind aus einer in die geſetzliche Empfängnis⸗ 
zeit fallenden Beiwohnung des Ehemannes, wenn feſtſteht, daß eine frühere oder ſpätere 
Beiwohnung nicht ſtattgefunden hat, nicht herrühren kann. Nicht ausreichend ift eine bloße 
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Wahrſcheinlichkeit, daß es infolge Anwendung empfängnishindernder Mittel oder infolge 
eines für die Beiſchlafsvollziehung ungünſtigen Körperbaues nicht zur Empfängnis gekommen 
fein werde (RG 11. 4. 07 IV 382/06). Die Art der Beweisführung iſt — ab⸗ 
geſehen von der nach 89 641, 617 ZPO unzuläſſigen Eideszuſchiebung — nicht beſchränkt. 
Zuläſſig iſt namentlich die Vernehmung der Mutter des Kindes, wobei allerdings die Glaub⸗ 
würdigkeit der Zeugin, die ein beſonderes Intereſſe daran haben kann, die Unehelichkeit des 
Kindes zu verdecken, ſorgfältig zu prüfen iſt. Bedenken gegen die Glaubwürdigkeit können 
ſich anderſeits auch daraus ergeben, daß die Zeugin beſtrebt iſt, eine jede Möglichkeit 
der Vaterſchaft ihres Mannes in Abrede zu ſtellen (vgl. RG 30. 12. 04 IV 204/04). 
Die Beſchränkung des Gegenbeweiſes greift, wie aus der in den Worten „das Kind“ 
enthaltenen Rückverweiſung auf, Satz 1 erhellt, nur zugunſten des Kindes Platz, deſſen 
Ehelichkeit nach Satz 1 vermutet wird, nicht alſo, wenn feſtgeſtelltermaßen der Ehemann 
während der Empfängniszeit der Mutter nicht beigewohnt hat, zugunſten eines Kindes, 
das aus künſtlicher Befruchtung hervorgegangen fein ſoll (R JW 08, 48515). 
Die in dem angeführten Urteil unbeantwortet gelaſſene Frage, ob es rechtlich möglich iſt, 
daß durch künſtliche Befruchtung jemand ohne oder wider ſeinen Willen Vater wird, 
iſt entſchieden zu verneinen. 


8 1592 


Als Empfängniszeit ) gilt die Zeit von dem einhunderteinundachtzigſten 
bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der Geburt des Kindes, 
mit Einſchluß ſowohl des einhunderteinundachtzigſten als des dreihundertund⸗ 
zweiten Tages. IR 8 
j Steht feſt, daß das Kind innerhalb eines Zeitraums empfangen worden 
iſt, der weiter als dreihundertundzwei Tage vor dem Tage der Geburt zurütk⸗ 
liegt, fo gilt zugunſten der Ehelichkeit des Kindes dieſer Zeitraum als Empfäng⸗ 
niszeit ). 2 

E 11467 II 1487 M 4, 648 P 4, 457, 484. 

1. Ohne die Beſtimmung des $ 1592 würde der Richter genötigt fein, in jedem ein- 
zelnen Falle auf Grund des Gutachtens von Sachverſtändigen die Empfängniszeit zu be⸗ 
ſtimmen. Das Geſetz gibt deshalb eine feſte Regel. In die Friſt iſt der Tag der Geburt, das 
iſt derjenige Tag, an dem die Trennung des Kindes vom Mutterleibe ſich vollzogen hat, nicht 
einzurechnen. Bei Zwillingsgeburten kann naturgeſetzlich die Empfängnis für die einzelnen 
Kinder nicht eine verſchiedene ſein. Sie muß deshalb nach der Geburt des erſten Kindes 
auch für das nachgeborene Kind berechnet werden. 

2. Die Regel des § 1592 Abſ 1 hat unbedingte Geltung nur inſofern, als eine kürzere 
Schwangerſchaftsdauer nicht anerkannt wird. Dagegen tft der Beweis, daß die Schwanger⸗ 
ſchaft im einzelnen Falle eine längere Dauer gehabt hat — was darauf beruhen kann, daß 
möglicherweiſe die Empfängnis erſt 3 bis 4 Wochen nach der Beiwohnung eintritt — nicht 
ausgeſchloſſen (vgl. RG 5. 10. 08 IV 20/08). Es kommt hierfür darauf an, ob nach dem 
Reifegrade des Kindes und dem ſonſtigen Beweisergebnis anzunehmen iſt, daß eine ſpätere 
Beiwohnung nicht ſtattgefunden hat. Über die Zuläſſigkeit des Beweiſes, daß die Empfängnis⸗ 
zeit im einzelnen Falle zu weit bemeſſen iſt, |. $ 1591 A 2. 


8 1593 


Die Unehelichkeit eines Kindes, das während der Ehe oder innerhalb 
dreihundertundzwei Tagen nach der Auflöſung der Ehe geboren iſt, kann nur 
geltend gemacht werden, wenn der Mann die Ehelichkeit angefochten hat oder, 
ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, geſtorben ift!) 2). 

E 1 1471 Abſ 1 11 1488 M 4, 657 P 4, 466; 6, 296. 

1. Anfechtungs recht des Shemanns. Der Ehemann hat kraft dieſer Eigenſchaft, 
ohne Rückſicht darauf, ob er ſich im Beſitz der elterlichen Gewalt befindet, zu beſtimmen, 
ob das während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach der Auflöſung der Ehe geborene 
Kind (für deſſen Ehelichkeit alſo die Vermutung ſtreitet) als ehelich gelten ſoll. Er hat es 
damit in der Hand, durch Unterlaſſung der Anfechtung oder durch Anerkennung ($ 1598) 
einem in Wirklichkeit unehelichen Kinde die Stellung eines ehelichen zuzuwenden. Die 
Rechte der übrigen Beteiligten treten derart hinter dem Rechte des Ehemannes als Haupt⸗ 
beteiligten zurück, daß ſie an die von dieſem ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärte An⸗ 
erkennung gebunden ſind. Die Befugnis, die Unehelichkeit des Kindes 
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geltend zu machen (was von der Anfechtung der Ehelichkeit zu unterſcheiden iſt), 
ſteht den Beteiligten — bezüglich der Lehns⸗ und Fideikommißanwärter ſ. Vorbem 2 vor 
$ 1591 — nur zu, wenn der Ehemann, ohne das Kind anerkannt zu haben, vor Ablauf 
der Anfechtungsfriſt verſtorben iſt. Dieſe Befugnis kommt den Familienmitgliedern zu, 
die als ſolche ein Intereſſe daran haben, daß ein von dem Ehemann nicht erzeugtes Kind 
nicht in die Familie aufgenommen wird, ſowie allen denjenigen Perſonen, deren Rechts⸗ 
zuſtand irgendwie davon berührt wird, ob das Kind als ehelich oder unehelich anzuſehen iſt. 
Dem natürlichen Vater kann die gleiche Befugnis, wenn er nicht etwa nachträglich die 
Mutter geheiratet hat und deshalb ein berechtigtes Intereſſe daran hat, das Kind als zu 
feiner Familie gehörig, nicht als zur Familie des erſten Ehemanns der Mutter gehörig, an⸗ 
erkannt zu ſehen, nicht zugeſtanden werden (a. A. Dernburg IV $ 67 A 7), Bei der 
Ausübung der Befugnis ſind die Beteiligten voneinander unabhängig. Eine Friſt zur Geltend⸗ 
machung der Ehelichkeit iſt nicht feſtgeſetzt. 

2. Dadurch, daß allein der Ehemann das Beſtimmungsrecht hat, ob das Kind als 
eheliches gelten ſoll, ift die Klage des Kindes auf Feſtſtellung der Unehelichkeit (actio 
paternitatis negativa) ausgeſchloſſen. Das Kind kann nicht im Widerſpruch mit dem Be⸗ 
ſtimmungsrecht des Ehemannes die Feſtſtellung begehren, daß dieſer keine Elternrechte habe. 
Iſt aber der Ehemann, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, verſtorben, ſo ſteht 
nichts entgegen, daß die Unehelichkeit wie von jedem andern Beteiligten ſo auch von dem 
Kinde ſelbſt geltend gemacht werden kann. Aus der Ausſchließlichkeit des Anfechtungsrechts 
des Ehemannes ergibt ſich weiter die wichtige Folge, daß ein jeder das Kind ſolange als ehe⸗ 
liches gelten laſſen muß, bis der Ehemann von dem Anfechtungsrecht erfolgreich Gebrauch 
gemacht hat oder, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, geſtorben iſt. Bis zu dieſem 
Zeitpunkte gilt das Kind, ſofern es während der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöſung 
der Ehe geboren ift, als eheliches. Der Auflöſung der Ehe ſteht hier (. anderſeits $ 1591 A 1) 
die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gleich. 


9 1594 


Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nur binnen Jahresfriſt!) erfolgen. 
Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Mann die Geburt 


des Kindes erfährt). 

Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 203, 206 entſprechende Anwendung!). 

E 1 1473 II 1490 M 4, 667 P 4, 478. 

1. Die Nichteinhaltung der Jahresfriſt hat das völlige Erlöſchen des Rechts zur 
Folge. Die Friſt iſt alſo keine Verjährungsfriſt, ſondern eine Ausſchlußfriſt. Sie beginnt 
mit dem (nicht in die Friſt einzurechnenden) Tage, an dem der Ehemann überzeugende 
Kenntnis von der Geburt des Kindes erhalten hat (RG 12. 10. 05 IV 181/05; 17. 9. 06 
IV 46/06; vgl. auch RG 70, 362). Hat er zuverläſſige Kenntnis erhalten, die ihm die Über⸗ 
zeugung von der Richtigkeit verſchaffen mußte (z. B. amtliche Mitteilung von der Geburt 
des Kindes), ſo wird der Einwand, daß er an die Richtigkeit der Mitteilung nicht geglaubt 
habe, nur unter ganz beſonderen Umſtänden durchgreifen können. Der Beweis der Ein⸗ 
haltung der Friſt braucht von dem Ehemann nicht geführt zu werden. Vielmehr liegt dem 
beklagten Kinde, das die Verſäumung der Anfechtungsfriſt behauptet, der Beweis hierfür ob. 

2. Nach den in Abf 3 für anwendbar erklärten Vorſchriften länft die Friſt nicht, ſolange 
der Ehemann durch Stillſtand der Rechtspflege oder ſonſt durch höhere Gewalt während der 
letzten 6 Monate der Friſt an der Anfechtung verhindert iſt, welche Zeit in die Friſt nicht ein- 
geretinet wird. Iſt der Ehemann infolge Geſchäftsunfähigkeit und Fehlens eines geſetzlichen 

ertreters an der Anfechtung verhindert, ſo läuft die Friſt erſt ab, wenn ſeit dem Wegfalle des 
Hinderniſſes, ſeit dem Zeitpunkte, wo der nachträglich beſtellte geſetzliche Vertreter oder der 
beſchränkt oder unbeſchränkt geſchäftsfähig gewordene Ehemann Kenntnis von der Geburt 
hatte, 6 Monate verſtrichen ſind. Die Unterlaſſung der Anfechtung durch den geſetzlichen Ver⸗ 
treter ſchadet jedoch dem Ehemanne nicht (ſ. hierüber $ 1595 A 1). 


8 1595 

Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. 

Iſt der Mann in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht der Zu: 
ſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters ). 
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Für einen geſchäftsunfähigen Mann kann ſein geſetzlicher Vertreter mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Ehelichkeit anfechten. Hat der 
geſetzliche Vertreter die Ehelichkeit nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann nach 
dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigteit der Mann ſelbſt die Ehelichkeit in 
gleicher Weiſe anfechten, wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre!). 

E 1 1474 Satz 1 und 3 11 1491 Abſ 1, 2 M 4, 668 P 4, 473. 

1. Keine Aufechtung durch Vertreter. Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ebenſo wie 
die Anfechtung der Ehe eine höchſt perſönliche Handlung. Der Ehemann kann deshalb die 
Entſchließung, ob die Ehelichkeit angefochten oder anerkannt werden ſoll ($ 1598 Abſ 3), 
nicht einem andern überlaſſen. Die Erklärung kann durch einen Vertreter im Willen nicht 
abgegeben werden. Der den Anfechtungsſtreit führende Anwalt hat ſich deshalb durch 
eine beſondere ihm für dieſen Rechtsſtreit erteilte Vollmacht auszuweiſen ($$ 641 Abſ 1, 613). 
Der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehemann bedarf, da es allein auf ſeinen Willen 
ankommt, nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Oder, 
mit andern Worten ausgedrückt, der Ehemann gilt für dieſe Angelegenheit — wie auch 
für andere persönliche Angelegenheiten des Familienrechts, 55 1336, 1676 Abſ 2 uſw. — 
als unbeſchränkt geſchäftsfähig und demgemäß nach $ 641 Abſ 2 30 auch als prozeßfähig. 

2. Für den geſchäftsunfähigen Ehemann kann der geſetzliche Vertreter, und zwar der⸗ 
jenige Vertreter, dem die Sorge für die Perſon zufteht, das Anfechtungsrecht ausüben. Er 
braucht es aber nicht. Die Anfechtung iſt wirkungslos, wenn die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nicht ſpäteſtens vor Ablauf der Friſt durch Mitteilung an den geſetzlichen Ver⸗ 
treter ($ 1828) erteilt iſt. Dem Ehemann geht das Anfechtungsrecht dadurch, daß es der 
geſetzliche Vertreter nicht ausgeübt hat, nicht verloren. Für ihn beginnt von dem 1 
wo er beſchränkt oder unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt und von der Geburt des Kindes 
Kenntnis erlangt hat, eine ſelbſtändige Anfechtungsfriſt. Wird der Ehemann nach Anſtellung 
der Anfechtungsklage geſchäftsunfähig, ſo braucht für die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Fortführung der Klage die in $ 1594 für die Klageerhebung vorgeſchriebene Frift 
nicht eingehalten zu werden (RG 29. 10. 03 IV 261/03). 


8 1596 


Die Anfechtung der Ehelichkeit erfolgt bei Lebzeiten des Kindes durch 
Erhebung der Anfechtungsklage ). Die Klage iſt gegen das Kind zu richten. 

Wird die Klage zurückgenommen, jo iſt die Anfechtung als nicht erfolgt 
anzuſehen. Das Gleiche gilt, wenn der Mann vor der Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreits das Kind als das ſeinige anerkennt. 

Vor der Erledigung des Rechtsstreits kann die Unehelichkeit nicht ander⸗ 


weit geltend gemacht werden!). 

E 11471 Abſ 2, 1475 Abſ 1, 1476 Saß 2 und 3 11 1492 M 4, 662, 669 P A, 470, 474. 

1. Die Erhebung der Anfechtungsklage iſt vorgeſchrieben, damit die Frage der 
Unehelichkeit nicht in der Schwebe bleibt, ſondern durch die im Prozeß ergehende Entſcheidung 
bald ein ſicherer Rechtszuſtand hergeſtellt wird. Für den Rechtsſtreit muß das Kind, das 
durch den anfechtenden Vater nicht vertreten werden kann ($ 181 in Verb. mit 98 1795, 
1630), nötigenfalls einen beſonderen Vertreter haben, der ohne Zeitverluſt von dem Prozeß⸗ 
gericht ($ 57 30) beſtellt werden kann. Über das Verfahren ſ. Vorbem 4 vor $ 1591. 
Durch Zurücknahme der Klage, ſowie durch Anerkennung des Kindes 
wird zugleich der in der Klageerhebung liegende rechtsgeſchaftliche Akt der Anfechtung be⸗ 
ſeitigt (vgl. $ 212), was zur Vermeidung von Zweifeln in Abſ 2 ausdrücklich hervorgehoben 
iſt. Der Ehemann iſt aber durch die Klagezurücknahme nicht gehindert, die Anfechtungs⸗ 
klage vor Ablauf der Friſt von neuem zu erheben (anders früher Art 11 Entw I des CO). 

2. Dem alleinigen Anfechtungsrecht des Ehemannes entſpricht es, daß das auf die 
Anfechtungsklage ergehende, bei Lebzeiten der Parteien rechtskräftig werdende Urteil Recht 
für und gegen alle macht (8 643 3 PO) und daß, ſolange dieſer Rechtsſtreit dauert, 
die Unehelichkeit nicht in einem andern Prozeſſe — der nötigenfalls von Amts wegen 
auszusetzen ift (a. A. anſcheinend Staudinger A 4a) — geltend gemacht werden darf. Auf 
Grund der Anfechtung des Ehemannes darf zwar ein jeder, der wegen Inanſpruchnahme 
eines Rechts oder Abwehr einer Verpflichtung hieran ein Intereſſe hat, auf die Unehelichkeit 
ſich berufen, er kann aber hiermit nur Erfolg haben, wenn in dem von dem Ehemann ge⸗ 
führten Anfechtungsſtreit die Unehelichkeit feſtgeſtellt wird. Stirbt der Ehemann 
oder das Kind vor Rechtskraft des Urteils, ſo bleibt zwar die Wirkung der von dem 
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Ehemann durch Klageerhebung rechtzeitig erklärten Anfechtung beſtehen. Die Erben können 
aber, da es ſich um eine höchſt perſönliche Angelegenheit handelt, nicht in den Rechtsſtreit 
eintreten. Der Tod einer der Parteien hat alſo die Folge, daß nunmehr jeder Beteiligte 
die Freiheit erhält, in beſonderen Prozeſſen die Unehelichkeit des Kindes darzutun. Iſt rechts⸗ 
kräftig die Unehelichkeit feſtgeſtellt, ſo iſt damit entſchieden, daß das Kind von vornherein 
ein uneheliches geweſen iſt, wenn auch im allgemeinen dem Kinde bis zur Zeit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils die Rechte und Pflichten eines ehelichen Kindes — unbeſchadet einer etwa 
gebotenen vormundſchaftlichen Fürſorge — zu belaſſen ſind. 


8 1597 


Nach dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung der Ehelichkeit durch 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung iſt in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben ). . 

Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen mitteilen, 
welcher im Falle der Ehelichkeit, als auch demjenigen, welcher im Falle der 
Unehelichkeit Erbe des Kindes iſt. Es hat die Einſicht der Erklärung jedem 
zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

E 1 1475 Abſ 2 II 1493 M 4, 671 P 4, 474; 5, 103. 

1. Iſt das Kind verſtorben, ſo erfolgt, da mit ſeinem Tode das hauptſächlichſte Inter⸗ 
eſſe an einer baldigen und einheitlichen Entſcheidung über die Ehelichkeit fortgefallen iſt, 
die Anfechtung, ſofern fie nicht bereits durch Erhebung der Anfechtungsklage erklärt war (vgl. 
$ 1596 A 2), durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht. Dieſes hat in Vertretung 
der Beteiligten die Anfechtungserklärung entgegenzunehmen und denjenigen Beteiligten, 
deren Erbrecht in dem Nachlaß des Kindes von der Ehelichkeit oder Unehelichkeit abhängt, 
Nachricht zu geben. Einem jeden Beteiligten, der ſich als ſolcher ausweiſt, ſteht es ferner 
frei, von der Anfechtungserklärung Einſicht zu nehmen (vgl. 8 79 A 1). Mit Rückſicht auf die 
Bedeutung der Anfechtungserklärung iſt zur Sicherſtellung der Echtheit die Abgabe der E⸗ 
klärung in öffentlich beglaubigter Form ($ 129) vorgeſchrieben. Durch die Anfech- 
tungserklärung wird den Beteiligten die Möglichkeit gewährt, nunmehr in beſonderen 
Prozeſſen gegen diejenigen, die ihre durch die Unehelichkeit des Kindes bedingten An⸗ 
ſprüche beſtreiten, die Unehelichkeit mit einer auf die Prozeßparteien beſchränkten Wirkung 
feſtſtellen zu laſſen. Das gleiche Recht ſteht natürlich auch dem Ehemanne zu, der in dieſer 
Beziehung grundſätzlich keine andere Stellung einnimmt, wie die übrigen Beteiligten. 


$ 1598 

Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann das 
Kind nach der Geburt als das ſeinige anerkennt). 

Die Anerkennung kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung erfolgen. 

Für die Anerkennung gelten die Vorſchriften des § 1595 Abſ. 1. Die An⸗ 
erkennung kann auch in einer Verfügung von Todes wegen erfolgen. 

E 11472 Saß 1 und 3, 1474 Saß 1 und 3 11 1489, 1491 Abſ 3 M 4, 665, 668 P 4, 470, 

1. Die Anerkennung des Kindes verſchafft ihm die Rechtsſtellung eines ehelichen, 
wenn es ſich um ein während der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe ge⸗ 
borenes Kind handelt. Wegen dieſer rechtsbegründenden Wirkung der Anerkennung gilt 
für fie dasſelbe wie für die Ehelichkeitserklärung und die Annahme an Kindes Statt (88 1724, 
1742), daß fie nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtim⸗ 
mung erklärt werden kann. Ein ſolcher Zuſatz würde die Anerkennung nichtig machen. 
Es kann nicht abweichend von dem natürlichen Kindesverhältnis ein nur für eine beſtimmte 
Zeit oder für eine beſtimmte Möglichkeit beſtehendes Kindesverhältnis geſchaffen werden. 
Eine beſtimmte Form iſt für die Anerkennung nicht vorgeſchrieben. Sie iſt auch kein emp⸗ 
fangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Erforderlich iſt nur, daß die Kundgebung den Willen 
der Anerkennung klar erkennen läßt. In der Anmeldung der Geburt beim 
Standesbeamten iſt nicht ohne weiteres eine Anerkennung zu finden (RG 24. 3. 04 
IV 355/03). Auch darin, daß der Ehemann das Kind auf feinen Namen anmeldet, iſt im 
Hinblick auf $ 1706 Abſ 2 nicht notwendig eine Anerkennung enthalten. Der Ehemann 
kann die Anerkennung noch nach dem Tode des Kindes und nach Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage, ſolange das die Unehelichkeit feſtſtellende Urteil noch nicht rechtskräftig geworden iſt, 
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erklären und es wird ihm, um der Anerkennung Geltung zu verſchaffen, zu geftatten fein, 
das nach ſeinem Antrage ergangene Urteil durch Berufung anzufechten. Iſt das Urteil 
bereits rechtskräftig geworden, ſo iſt er, wenn er dem Kinde die Rechte eines ehelichen ver⸗ 
ſchaffen will, auf die Annahme an Kindes Statt ange wieſen. 


9 1599 


Iſt die Anerkennung der Ehelichkeit anfechtbar“), jo finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 1595 bis 1597 und, wenn die Anfechtbarkeit ihren Grund in 
argliſtiger Täuſchung oder in Drohung hat, neben den Vorſchriften des 8 203 
Abſ. 2 und des § 206 auch die Vorſchrift des § 203 Abſ. 1 entſprechende An: 


wendung). 

E 1 1478 11 1494 M 4, 674 P 4, 477. 

1. Die Anerkennung kann wie ein jedes andere Rechtsgeſchäft wegen Irrtums, Drohung 
oder argliſtiger Täuſchung angefochten werden, wegen Irrtums jedoch nur in beſchränktem 
Maße. Da die Anerkennung unter einer Bedingung unſtatthaft iſt (§ 1598 Abſ 2), fo iſt es 
auch unzuläſſig, fie ſtillſchweigend von dem Vorhandenſein oder dem Nichtvorhandenſein be- 
ſtimmter Umſtände abhängig zu machen. Der Ehemann kann deshalb, wenn er einmal für 
Anerkennung des Kindes ſich endgültig entſchieden hat, ſeine Anerkennungserklärung 
nicht bloß eine vorläufige iſt, nicht einwenden, daß er irrtümlich das Kind als von ihm erzeugt 
angeſehen, daß er irrtümlich angenommen habe, während der Empfängniszeit ſeiner Ehefrau 
beigewohnt zu haben, daß er die Empfängniszeit unrichtig berechnet habe und dergleichen 
(was regelmäßig damit begründet wird, daß es ſich um einen Irrtum im Beweggrund handle). 
Jede Anfechtung wegen Irrtums iſt ausgeſchloſſen, wenn die Anfechtungsfriſt verſtrichen 
iſt. Der Ehemann kann ſich nicht darauf berufen, daß er, weil er in einem Irrtum über die 
Vaterſchaft befangen geweſen, abſichtlich die Aufechtungsfriſt unbenutzt habe verſtreichen laſſen 
(anders betreffs der Erbausſchlagungsſfriſt RG 58, 81). Nur der Einwand bleibt ihm und 
den andern Beteiligten, daß die Ehe nichtig und das Kind aus dieſem Grunde ein unehe- 
liches ſei oder das Kind nicht von der Ehefrau geboren ſei, da die Anerkennung nur auf die 
Erzeugung durch den Ehemann ſich bezieht. Abgeſehen von den Fällen der 
Anfechtung iſt die Anerkennung nicht widerruflich. 

2. Hinſichllich der Form der Anfechtung und der Frage, inwieweit die Anfechtung 
durch einen Vertreter ſtatthaft iſt, gelten die für die Anfechtung der Ehelichkeit in 88 1595 
bis 1597 getroffenen Beſtimmungen. Die Anfechtung erfolgt hiernach durch Erhebung der 
Anfechtungsklage und nach dem Tode des Kindes durch Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gericht. Für die Anfechtung iſt die in 55 121, 124 beſtimmte Friſt einzuhalten, wodurch jedoch 
eine Verlängerung der Friſt des $ 1594 nicht herbeigeführt werden darf (anders anſcheinend 
Staudinger A dc). Abweichend von § 124 findet mit Rückſicht auf die zu erhebende 
Anfechtungsklage auch die Vorſchrift des § 203 Abſ 1 Anwendung, wonach der Lauf 
der Friſt bei Stillſtand der Rechtspflege in den letzten 6 Monaten der Friſt gehemmt iſt. 


8 1600 


Wird von einer Frau, die ſich nach der Auflöſung ihrer Ehe wiederver⸗ 
heiratet hat, ein Kind geboren, das nach den 88 1591 bis 1599 ein eheliches 
Kind ſowohl des erſten als des zweiten Mannes ſein würde, ſo gilt das Kind, 
wenn es innerhalb zweihundertundſiebzig Tagen nach der Auflöſung der 
früheren Ehe geboren wird, als Kind des erſten Mannes, wenn es ſpäter ge⸗ 
boren wird, als Kind des zweiten Mannes!). 

E 11479 I1 1495 M 4, 675 P 4, 478. 

1. Hat ſich die Frau entgegen dem Verbot des § 1313 oder unter Befreiung von dem 
Verbot vor Ablauf von 10 Monaten ſeit der Auflöſung der Ehe oder ſeit dem im Aufgebots⸗ 
urteil feſtgeſtellten Todestage des früheren Ehemannes (vel. $ 1591 A 1) wieder verheiratet, 
ſo kann der Fall eintreten, daß die Empfängniszeit des binnen 302 Tagen ſeit dieſem Zeit⸗ 
punkt geborenen Kindes ſowohl in die frühere Ehe als in die neue Ehe fällt. Zur Beſeitigung 
der hieraus ſich ergebenden Unzuträglichkeit der Vaterſchaft zweier ehelicher Väter ſtellt 
$ 1600 es als entſcheidend hin, ob das Kind innerhalb des Zeitraums von 270 Tagen oder 
ſpäter geboren iſt. Dieſe Regel greift aber nur Platz, wenn wirklich ein ſolcher Widerſtreit 
vorliegt, was nicht der Fall iſt, wenn auf Anfechtung des einen Ehemannes das Kind nach 
den Vorſchriften der $8 1591 ff. als nicht von dieſem abſtammend erklärt iſt. Dem Ehemann 
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iſt der Nachweis, daß das Kind den Umſtänden nach offenbar von ihm nicht erzeugt ſein kann, 
nicht beſchränkt, auch nicht den Beteiligten, ſoweit ſie überhaupt af rc nd 
(a. A. Planck A 4; Blume A 4). Sind über die Frage der Vaterſchaft widerſprechende Ent⸗ 
ſcheidungen ergangen, fo muß es bei der Regel des § 1600 verbleiben. Keine Anwendung 
findet $ 1600, wenn die Frau eine Doppelehe eingegangen iſt. Dieſer Fall liegt auch vor, 
wenn die Frau, obſchon die Ehe nicht geſchieden, ſondern nur die eheliche Gemeinſchaft auf⸗ 
gehoben iſt, ſich wieder derheiratet hat. 


Dritter Titel 


unterhaltspflicht 


1. Der Unterhaltsanſpruch ſetzt die Unterhaltsbedürftigkeit auf ſeiten 
des Berechtigten und die Leiſtungs fähigkeit auf ſeiten des Verpflichteten voraus. 
Eine geſteigerte Unterhaltspflicht liegt hinſichtlich beider Vorausſetzungen den Eltern gegen⸗ 
über den minderjährigen unverheirateten Kindern ob ($$ 1602 Ab} 2, 1603 Abſ 2). Ahnlich 

eregelt iſt die Unterhaltspflicht des Ehemanns gegenüber der Ehefrau ($$ 1360, 1361). Zur 

egründung des Unterhaltsanſpruchs hat der den Unterhalt Fordernde außer dem Beſtehen 
des Verwandtſchaftsverhältniſſes nur feine Bedürftigkeit nachzuweiſen, während es Sache 
des Verpflichteten iſt, um des Anſpruchs ſich zu erwehren, ſeine Leiſtungsunfähigkeit darzutun 
oder nachzuweiſen, daß ein weiterer Verpflichteter vorhanden iſt, der vor ihm oder neben ihm 
haftet, ſo daß hierdurch ſeine Verpflichtung ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt. Der Nachweis, 
daß der weitere Verpflichtete leiſtungsfähig ift, iſt wiederum von dem Kläger zu führen (j. das 
nähere hierüber in 58 1602 A 4, 1603 A 3, 1607 A 4). Zur Geltendmachung des Unterhalts- 
anſpruchs iſt nur der Berechtigte oder fein geſetzlicher Vertreter, nicht ohne weiteres — ab- 
gefehen von $ 627 ZPO — die Mutter für ihre Kinder befugt. Die den Unterhaltsanſpruch 
benachteiligenden Rechtshandlungen können, ſofern der Unterhaltsanſpruch damals bereits 
entſtanden war, nach Maßgabe des Anfechtungsgeſetzes, andernfalls nach $ 826 BGB an⸗ 
gefochten werden. Nicht ausgenommen von der Anfechtung iſt ein zwiſchen den Eheleuten 
geſchloſſener, die Gütertrennung einführender Ehevertrag, ſoweit dem nicht unterhaltspflich⸗ 
tigen Ehegatten bei der Auseinanderſetzung mehr an Vermögen zugewieſen iſt, als auf feinen 
Anteil entfällt (vgl. R 04, 513 ff., R 57, 81, ZW 06, 700 ff.). Verſchieden von dem Unter 
haltsanſpruch aus 58 1601 ff. iſt der aus Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag oder aus 
andern Gründen zuſtehende Anſpruch auf Erſatz des gewährten Unter⸗ 
halts. Die Beſtimmungen über Unverzichtbarkeit, Unpfändbarkeit finden auf dieſen An⸗ 
ſpruch keine Anwendung. Hat die getrennt lebende Ehefrau dem Manne gegenüber den 
Unterhalt der Kinder für eine beſtimmte Summe übernommen, ſo kann ſie nicht auf Grund 
des 8 1614 Erhöhung der Summe fordern (NG ZW 03 Beil 128568). Der durch 5 844 wegen 
Verkümmerung des geſetzlichen Unterhalts gewährte Schadenserſatzanſpruch auf Entrichtung 
einer Rente ſteht in bezug auf Unpfändbarkeit ($ 850 Abſ 1 Nr 2 ZPO), nicht aber in ſonſtigen 
Beziehungen dem geſeßlichen Unterhaltsanſpruch gleich. Die für den geſetzlichen Unterhalts- 
anſpruch geltenden beſonderen Beſtimmungen können natürlich auch keine Anwendung 
finden auf den auf Vertrag beruhenden Unterhaltsanſpruch, ſofern nicht in dem Ver⸗ 
trage nur die geſetzliche Unterhaltspflicht näher beſtimmt iſt. In letzterem Falle iſt die für 
den Leibrentenvertrag gegebene Formvorſchrift des 5 671 nicht anwendbar, und iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß das Unterhaltsverſprechen nur fo lange gelten ſoll, bis der Berechtigte 
wieder imſtande iſt, ſich ſelbſt und ſeine Familie zu erhalten (RG 26. 6. 05 IV 84/05). 

2. Anwendungsgebiet. Die Grundſätze der $$ 1601 ff. haben zum Teil eine über 
dieſen Titel hinausgehende Bedeutung. Auf die Unterhaltspflicht der Ehe⸗ 
gatten finden, abgeſehen von den Beſtimmungen in 99 1608, 1609, 1611 Abſ 2, die ſich 
ausdrücklich hierüber verhalten, nach $ 1360 Abſ 3 auch die Beſtimmungen der $$ 1605, 1613 
bis 1615 entſprechende Anwendung. Nicht anwendbar iſt $ 1611 Abſ 1. Wegen der Unter⸗ 
haltspflicht der Ehegatten ſiehe im übrigen $ 1602 A 2 und 3 und $ 1603 A 3. Die aus 
der Annahme an Kindes Statt für den Annehmenden und das angenommene 
Kind ſich ergebende Unterhaltspflicht (58 1757, 1766) wird der geſetzlichen Unterhaltspflicht 
der Verwandten gleichbehandelt und unterliegt daher den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Titels, ebenſo die Unterhaltspflicht zwiſchen dem unehelichen Kinde und der Mukter 
nebſt ihren Verwandten ($ 1705). Eine eigenartige Regelung hat dagegen der Unterhalts- 
anſpruch des unehelichen Kindes gegen den Vater in 8s 1708 ff. erfahren. Dieſer Unterhalts⸗ 
anſpruch ſetzt, abgeſehen von dem beſonderen Falle des § 1708 Abſ 2, weder Bedürftigkeit 
noch Leiſtungsfähigkeit voraus. Bemerkenswert iſt, daß hinſichtlich der nach 8 850 Abſ 2 
bis 4 BED der Pfändung wegen geſetzlicher Unterhaltsforderungen unterworfenen Bezüge 
der Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes hinter den der Familienmitglieder zurück⸗ 
tritt. Über die Unterhaltspflicht des Erben ſ. $ 1969. 
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3. Räumlicher Geltungsbereich. Nach Art 19 EG wird das Rechtsverhältnis zwiſchen 
den Eltern und dem ehelichen Kinde, wenn der Vater oder die überlebende Mutter die deutſche 
Reichsangehörigkeit beſitzt oder unter Beſtehenbleiben der Reichsangehörigkeit des Kindes be⸗ 
feffen hat, nach den deutſchen Geſetzen beurteilt. Dieſe Beſtimmung gilt auch für die zwiſchen 
den Eltern und dem ehelichen Kinde beſtehende Unterhaltspflicht und zwar nicht nur für die 
Unterhaltspflicht der Eltern, ſondern auch für die des Kindes (a. A. Niedner A 4c zu 
Art 19). Darüber, nach welchen Geſetzen die Unterhaltspflicht zwiſchen den ſonſtigen 
Verwandten auf- und abſteigender Linie zu beurteilen iſt, fehlt es an einer geſetzlichen Regel. 
Es wird davon auszugehen ſein, daß der den Unterhalt Fordernde die Anwendung der 
für den Verpflichteten nach deſſen Staatsangehörigkeit geltenden Geſetze ſich gefallen laſſen 
muß. Die Anwendbarkeit des Heimatsrechts des Verpflichteten kann aber nicht dahin führen, 
daß der Unterhaltsberechtigte eine Berechtigung gewinnt, die ihm nach ſeinem eigenen Heimats⸗ 
recht überhaupt nicht zukommt. Ein Unterhaltsanſpruch kann deshalb von einem Ausländer 
gegen einen Inländer nur geltend gemacht werden, wenn der Anſpruch in beiden Rechten 
anerkannt ift (vgl. Entw des EG I 8 12, II 8 2258, III $ 2377). Für die nähere Aus⸗ 
geſtaltung des Unterhaltsanſpruchs wird dagegen das Heimatsrecht des Verpflichteten als ent⸗ 
ſcheidend anzuſehen fein. Hat der Verpflichtete einen mehrfachen Wohnfig, fo kann der Be⸗ 
Ape ihn nach dem Recht desjenigen Wohnorts in Anſpruch negmen, das für feinen 
Anſpruch das günftigfte ift (RG 13. 3. 02 IV B 16/02). Verweiſt das an ſich maßgebende aus⸗ 
ländiſche Recht bezüglich der Unterhaltspflicht auf das inländiſche Recht, ſo wird dieſes an⸗ 
wendbar. Über die Unterhaltspflicht der Ehegatten und des natürlichen Vaters ſiehe die be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen in Artt 14 und 20 EG. 

4. Übergangsvorſchriften. Aus der Natur der Unterhaltspflicht, die nicht als eine 
einheitliche, ſondern als eine bei Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen fort und 
fort ſich erneuernde Verbindlichkeit aufzufaſſen iſt, ergibt ſich, daß für Unterhaltsanſprüche, 
die in der Zeit nach dem 1. 1. 00 fallen, nur das neue Recht maßgebend fein kann (RG JW 01, 
869; 02, 72). Die nach preußiſchem Recht (Allg. LR II 3 88 15 ff.) beſtandene Unterhalts- 
pflicht der Geſchwiſter hat daher unter der Herrſchaft des BGB aufgehört (RG JW 00, 431) 
und zwar auch dann, wenn ſie (als eine nach früherem Recht begründete) durch Urteil zuerkannt 
war. War dieſe Unterhaltspflicht durch Vertrag übernommen, ſo iſt entſcheidend ob hierbei 
der Gedanke an die geſetzliche Unterhaltspflicht nur als Beweggrund mitgewirkt hat, oder 
ob fie — was nicht ohne weiteres angenommen werden darf — Bedingung der Willenserklärung 
geweſen iſt (RG 7. 5. 02 IV 48/02). Ein über die Unterhaltspflicht vor dem 1. 1. 00 zwiſchen 
Eheleuten geſchloſſener Vertrag wird nach Art 199 Ech unwirkſam, wenn er den Beſtimmungen 
des BGB widerſtreitet (RG 28. 9. 05 IV 148/05). Die Unterhaltspflicht des geſchiedenen 
Ehegatten hat die Eigenſchaft einer ſchuldrechtlichen Verpflichtung, die mit dem Tage des 
den Ehegatten für ſchuldig erklärenden, ſpäter rechtskräftig gewordenen Urteils entſtanden 
it (RG 13. 1. 02 IV 299/01). Fällt dieſer Tag vor dem 1. Januar 1900, jo bleibt das frühere 
Recht anwendbar. 

5. Offentliches Recht. Die familienrechtliche Unterhaltspflicht und die öffentlich⸗ 
rechtliche Unterſtützungspflicht (UWG v. 30. 5. 08, das jedoch nicht für Bayern gilt) find von⸗ 
einander unabhängig. Der auf Gewährung von Unterhalt in Anſpruch genommene Ver⸗ 
wandte kann ſeine Verpflichtung nicht deshalb ablehnen, weil der den Unterhalt Fordernde 
bereits Armenunterſtützung erhält. Ebenſowenig kann der Armenverband die Unterſtützung 
aus dem Grunde verweigern, weil der Arme einen Unterhaltsanſpruch gegen ſeine Verwandten 
hat. Der Armenverband iſt jedoch befugt, dieſen Unterhaltsanſpruch, um hierdurch Erſatz 
der von ihm aufge wandten Koſten zu erlangen, geltend zu machen ($ 62 UWG). Gegen 
den Unterſtützten ſelbſt kann ein one von dem Armenverbande erhoben werden, 
wenn er in der irrigen Annahme einer ihm obliegenden Verpflichtung (88 812, 814) die Unter⸗ 
ſtützung gewährt hat, während der Unterſtützte nicht hilfsbedürftig war, ſondern zur Zeit der 
Unterſtützung ausreichende Mittel zur Beſtreitung des Unterhalts beſaß (RG 72, 336). 

6. Prozeßrecht. Die Klage auf Gewährung von Unterhalt kann wie eine jede Klage 
auf wiederkehrende Leiſtungen nicht bloß wegen des fällig gewordenen Unterhalts, ſondern 
auch lediglich wegen der ſpäter fällig werdenden Leiſtungen erhoben werden (5 258 ZPO). 
Das die Unterhaltsbeiträge zuſprechende Urteil iſt, ſoweit dieſe nicht auf eine frühere Zeit 
als das letzte Vierteljahr vor der Klageerhebung entfallen, von Amts wegen für vorläufig 
vollſtreckbar zu erklären (F 708 Nr 6). Tritt nach der Verurteilung eine weſentliche Verände⸗ 
rung der für die Zuerkennung der Unterhaltsbeiträge, der Höhe und der Dauer maßgebend 
ge weſenen Verhälkniſſe ein, jo kann die Abänderung des Urteils für die Zeit nach Erhebung 
der Klage nach 8 323 — nicht im Wege der Vollſtreckungsgegenklage (RG 52, 344) — beantragt 
werden. Über die Regelung der Unterhaltspflicht kann nach $ 940 (im Eheprozeß auf Grund 
des § 627) eine einſtweilige Verfügung ergehen, welche dem Unterhalts⸗ 
pflichtigen die Entrichtung des Unterhaltsbedarfs auferlegt. Der Richter iſt nicht 
etwa durch $ 940 gezwungen, den Unterhalt nur nach dem Notbedarf zu bemeſſen (RG 16. 3. 05 
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IV 27/05). Im Zwangsvollſtreckungsverfahren ift der geſetzliche Unterhaltsanſpruch inſofern 
begünſtigt, als gewiſſe Pfändungsbeſchränkungen wegfallen ($ 850 Abſ 4 ZPO; $ 4 und da 
Lohn BG in der Faſſung des G. v. 29. 3. 97; 5 56 Abſ 2 KrankVG; 8 55 Inv VG; $ 96 
Gewu V uſw.). Die Pfändung des Unterhaltsanſpruchs iſt nach $ 850 Abſ 1 Nr 2 (vgl 
auch Nr 3 und 4) ZPO unzuläſſig. Damit iſt nach $$ 400 und 394 auch die Abtretung und 
Aufrechnung ausgeſchloſſen. Aufgerechnet werden kann auch nicht mit einer Forderung auf 
Rückzahlung des früher zuviel gewährten Unterhalts. Das Verbot der Aufrechnung darf 
nicht dadurch umgangen werden, daß der Unterhaltspflichtige den zum Unterhalt zu leiſtenden 
Geldbetrag auszahlen, aber ſogleich nach der Auszahlung wegen einer Gegenforderung wieder 
pfänden läßt. Im Konkursverfahren kann ein familienrechtlicher Unterhaltsanſpruch für die 
Zukunft nicht geltend gemacht werden ($ 3 Abſ 2 KO). 


8 1601 

Verwandte in gerader Linie ſind verpflichtet, einander Unterhalt zu 
ge währen !) ). 

E 1 1480 I1 1496 M 4, 678 P 4, 478. 

1. Nach BGB beſteht allgemein eine gegenſeitige Unterhaltspflicht zwiſchen den 
Verwandten in gerader Linie (auffteigender oder abſteigender Linie) ohne Unterſchied 
des Grades, was inſofern von der Regelung des Pflichtteilsrechts abweicht, als nur die Eltern, 
nicht die weiteren Verwandten aufſteigender Linie als pflichtteilsberechtigt erklärt find ($ 2303). 
Die gegenſeitige Unterhaltspflicht ber Geſchwiſter iſt in das BGB nicht übernommen. Es iſt 
jedoch das Beſtehen einer ſittlichen Pflicht für die Geſchwiſter, ſich in Notfällen zu unterſtützen, 
anzuerkennen, und können deshalb die in Erfüllung dieſer Pflicht gewährten Unterſtützungen 
nicht wegen Irrtums, weil der Leiſtende ſich für rechtlich verpflichtet hielt, zurückgefordert 
werden ($ 814, vgl. $ 1624 Abſ 1). Unter Verwandten gerader Linie im Sinne des $ 1601 
ſind im allgemeinen nur diejenigen zu verſtehen, welche durch eheliche Abſtammung miteinander 
verwandt ſind. Uneheliche Kinder haben indes im Verhältnis zu der Mutter und deren Ver⸗ 
wandten die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes ($ 1705), können alſo gegen die Mutter 
und deren Verwandte dieſelben Unterhaltsanſprüche erheben wie ein eheliches Kind. Kinder 
aus einer vermeintlichen Ehe (Putativehe) gelten als ehelich und ſind demgemäß auch 
hinſichtlich des Unterhaltsanſpruchs den ehelichen Kindern vollſtändig gleichgeſtellt (§ 1700). 
Auch in dem Falle, daß beide Ehegatten bei der Eheſchließung die Nichtigkeit der der äußeren 
Form nach beſtehenden Ehe gekannt haben, in welchem Falle das Kind nicht als ehelich gilt, 
unterſcheidet ſich ſeine Rechtsſtellung von der des unehelichen Kindes darin, daß es von 
dem Vater (nicht bloß der Mutter) Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen kann 
(5 1703). Das an Kindes Statt angenommene Kind hat einen Unterhaltsanſpruch nach 
$$ 1757, 1764 bis 1766 ſowohl gegen den Annehmenden, der in erſter Linie haftet, als 
gegen ſeine leiblichen Verwandten. Desgleichen iſt dem Annehmenden ein Unterhalts- 
anſpruch gegen das Kind gegeben. 

2. Als Unterhalts verpflichtete können, da der Unterhaltsanſpruch nach 
$ 1601 an ſich gegen ſämtliche Abkömmlinge und Vorfahren geht, mehrere Perſonen in Be- 
tracht kommen. Es bedarf deshalb der Regelung, in welcher Reihenfolge und in welchem 
Maße dieſe Verpflichteten neben- oder nacheinander haften. Dieſe Regelung iſt in den 88 1606 
bis 1608 erfolgt. Ebenſo kann es vorkommen, daß dieſelbe Perſon dem Unterhaltsanſpruch 
mehrerer Berechtigter ausgeſetzt iſt, worüber in $ 1609 nähere Beſtimmungen 
getroffen ſind. 


9 1602 


Unterhaltsberechtigt iſt nur, wer außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten!). 

Ein minderjähriges unverheiratetes Kind kann von ſeinen Eltern, auch 
wenn es Vermögen hat, die Gewährung des Unterhalts inſoweit verlangen, 
als die Einkünfte ſeines Vermögens und der Ertrag ſeiner Arbeit zum Unter⸗ 
halte nicht ausreichen 2) 3) 9). 

E 1 1481 Abſ 1, 3 11 1497 M 4, 680 P 4, 478. 

1. Vorausſetzung des Unterhaltsanſpruchs iſt die Bedürftigkeit des Berechtigten, 
d. h. daß er außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung liegt vor, wenn er ſeinen Unterhalt weder aus ſeinem Vermögen noch aus dem Er⸗ 
trage ſeiner Arbeit oder geſchäftlichen Tätigkeit beſtreiten kann. Für die Beurteilung, ob das 
Vermögen zur Beſtreitung des Unterhalts ausreicht, kommt es nicht ſowohl darauf an, ob 
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das Vermögen in der Weiſe, wie der Unterhaltsbedürftige es verwertet, tatſächlich Einnahmen 
gewährt, ſondern darauf, ob das Vermögen zur Beſtreitung des Unterhalts nutzbur gemacht 
werden kann. Von dem Unterhaltsbedürftigen iſt zu verlangen, daß er diejenigen Einnahmen 
aus feinem Vermögen zieht, die bei verſtändiger Verwaltung gezogen werden können und daß 
er nötigenfalls durch Verkauf oder andere Verwertung des Vermögens die zur Beſtreitung 
des Unterhalts notwendigen Mittel gewinnt. Eine gänzlich unwirtſchaftliche Verwertung 
iſt ihm natürlich nicht zuzumuten. Hat der Bedürftige Forderungen gegen Dritte, ſo iſt es ſeine 
Pflicht, ſie geltend zu machen und zur Einziehung zu bringen. Von Bedeutung iſt dies be⸗ 
ſonders, wenn er wegen eines erlittenen Unfalls Schadenserſatz beanſpruchen kaun. Soweit 
er durch dieſen Anſpruch wegen ſeines Unterhalts geſichert iſt, kann er nicht ſeine Verwandten 
auf Erfüllung der geſetzlichen Unterhaltspflicht in Anſpruch nehmen (RG Warn 08 Nr 221). 
Zu verlangen iſt ferner, daß er ſeine Arbeitskraft, ſeine körperlichen und geiſtigen Kräfte, zur 
Gewinnung des Unterhalts verwertet. Die Übernahme einer Erwerbstäligkeit, die feinen 
Verhältniſſen nicht angemeſſen iſt, kann ihm aber nicht zugemutet werden (R JW 01, 480). 
Auf die Lebensſtellung und den Bildungsgrad des Bedürftigen iſt billige Rückſicht zu nehmen. 
Auch die bisherige Tätigkeit kommt inſofern in Betracht, als der Bedürftige ſich regelmäßig 
nicht weigern kann, ſeinen Unterhalt in der bisher gewohnten Weiſe zu verdienen. Befindet 
er ſich in der Vorbildung zu einem beſtimmten Berufe, ſo kann ihm eine hiermit nicht ver⸗ 
trägliche Erwerbstätigkeit nicht angeſonnen werden. Eine Tochter braucht ſich von ihrem 
wohlhabenden Vater nicht darauf verweiſen zu laſſen, ſich durch ihrer Hände Arbeit einen 
Erwerb zu verſchaffen, wenn ihr dies nach den Verhältniſſen, in denen ſie bisher mit dem 
Willen des Vaters gelebt hat, nicht zuzumuten iſt (RG 12. 7. 09 IV 114/09). Dadurch, daß 
von dritter Seite freiwillig ohne Beſtehen einer Rechtspflicht Unterhalt geleiſtet wird, wird 
der Unterhaltsanſpruch, falls nicht ausnahmsweiſe der Bedürftige ſich hinſichtlich des Fort⸗ 
bezugs der Unterſtützung in einer tatſächlich geſicherten Stellung befindet, nicht beſeitigt. 
Auf eine jederzeit entziehbare Mildtätigkeit anderer kann der Unterhaltsbedürftige nicht ver⸗ 
wieſen werden (RG 72, 199; 26. 3. 00 IV 11/00). — Die Beſtimmung des $ 1610 über das 
Maß des zu gewährenden Unterhalts iſt auch für die Frage der Unterhaltsbedürftigkeit 
von Wichtigkeit. Iſt anzunehmen, daß der den Unterhalt Fordernde ſoviel beſitzt (oder er⸗ 
werben könnte), als zu ſeinem ſtandesgemäßen Unterhalt erforderlich iſt, ſo 
liegt Unterhaltsbedürftigkeit überhaupt nicht vor. Andernfalls iſt das hieran Fehlende von 
dem Unterhaltsverpflichteten aufzubringen. 

2. Die geſteigerte Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den minderjährigen unver⸗ 
heirateten Kindern findet darin ihre Rechtfertigung, daß die Eltern verpflichtet ſind, das 
Stammvermögen dieſer Kinder als die ſpätere Grundlage ihres wirtſchaftlichen Lebens mög- 
lichſt unverſehrt zu erhalten. Die Eltern ſind deshalb zur Unterhaltsgewährung ſchon dann 
verbunden, wenn die laufenden Einkünfte (die Vermögenseinkünfte und 
das Arbeitseinkommen) des Kindes zur Deckung des Unterhalts nicht aus⸗ 
reichen. Da die Unterhaltspflicht lediglich auf dem Verwandtſchaftsverhältnis beruht, 
fo macht es keinen Unterſchied, ob die Eltern im Beſitz der elterlichen Gewalt und ob fie im Beſitz 
des Nutznießungsrechts ſich befinden. Letzterer Umſtand iſt nur inſofern von Bedeutung, 
als die Mutter, wenn ihr das Nutznießungsrecht zuſteht, ausnahmsweiſe vor dem Vater haftet 
(5 1606 Abſ 2 Satz 2). Iſt der verpflichtete Elternteil im Beſitz der elterlichen Gewalt, fo hat 
er kraft dieſer das Beſtimmungsrecht darüber, wie zur Gewinnung einer größeren Einnahme 
das Kindesvermögen zweckmäßig zu verwalten und die Bejchäftigung des Kindes einzurichten 
iſt. Steht ihm die elterliche Gewalt nicht zu, ſo kann er einen Einwand daraus, daß eine beſſere 
Einnahme erzielt werden könnte, nicht ableiten. Er iſt vielmehr darauf beſchränkt, Anträge 
bei dem Vormund oder Vormundſchaftsgericht zu ſtellen und nötigenfalls den Vormund, 
falls dieſer in un verantwortlicher Weiſe die Gewinnung von Einnahmen unterläßt, erſatz⸗ 
pflichtig zu machen. Beſitzt das Kind freies Vermögen, jo kann der Unterhaltspflichtige ver⸗ 
langen, daß die Einkünfte hiervon in erſter Linie zur Beſtreitung des Unterhalts verwendet 
werden. Die erhöhte Unterhaltspflicht beſteht nur gegenüber den un verheirateten 
minderjährigen Kindern, mit denen die Eltern in engerer Familiengemeinſchaft verbunden find. 
Durch die Verheiratung der Tochter — welche dem Gewalthaber nur noch das Recht zur Ver⸗ 
tretung in den die Perſon betreffenden Angelegenheiten läßt (81633 A 1) — ſcheidet die Tochter, 
vorausgeſetzt, daß nicht die Ehe nichtig iſt oder durch Anfechtung nichtig geworden iſt, aus der 
engeren Familienge meinſchaft aus und kehrt in dieſe auch nach Auflöſung der Ehe nicht wieder 
zurück (RG 22. 2. 09 IV 329/08). f 

Die geſteigerte Unterhaltspflicht liegt während der Che auch dem Manne gegen 
über der Frau ob (51360). Die Frau kann verlangen, daß ihr Vermögen ungeſchmälert 
bleibt. Selbſt wenn fie Einkünfte aus dem Vorbehaltsgut bezieht, kann der Mann fie zur 
Beſtreitung des Unterhalts — abgeſehen von dem Recht, mit dem nach § 1371 von der Frau 
zu leiſtenden Beitrage aufzurechnen — nicht auf dieſe Einkünfte verweiſen. Billigkeitsrück⸗ 
ſichten können, wenn die Frau von dem Manne getrennt lebt, zu einer Beſchränkung dieſes 
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Unterhaltsanſpruchs führen (8 1361 Abſ 2). Die geſchiedene Frau hat nach 5 1578 einen 
Unterhaltsauſpruch nur dann, wenn ſie nicht aus den Einkünften ihres Vermögens oder dem 
Ertrag ihrer Arbeit, ſofern ſie zum Arbeitserwerb verpflichtet iſt, ſich erhalten kann. 
Hinſichtlich der Frage, wann eine ſolche Verpflichtung für die Frau beſteht, ftellt $ 1578 Abſe 1 
es darauf ab, ob ein Arbeitserwerb nach den geſellſchaftlichen Verhältniſſen, in denen die 
Eheleute gelebt haben, üblich iſt (RG 62, 294), was auch für die Unterhaltspflicht aus 3 1361 
Abſ 2 zu berückſichtigen iſt (RG 9. 11. 08 IV 65/08). Daß eine aus Bürgerkreiſen ſtammende 
Ehefrau eine niedrige dienende Stellung nicht zu übernehmen braucht, iſt in R ZW 02, 73 
anerkannt. Die Übernahme einer Stelle als Erzieherin uſw. kam damals wegen mangelnder 
Vorbildung nicht in Frage. Unter Einkünften im Sinne des $ 1578 (und auch des 
$ 1579) iſt das Reineinkommen zu verſtehen. Ausgaben, die zur Sicherung und Erhaltung 
des Stammvermögens gemacht worden ſind, ſind abzugsfähig, nicht aber Ausgaben, die, 
wie Lebensverſicherungsprämien, dem Zweck der Kapitalsbildung dienen (vgl. RG 7. 7. 02 
124/02). Der Ehefrau iſt eine Pflicht zur Unterhaltung des Mannes nur auferlegt, wenn 
dieſer außerſtande ift, ſich ſelbſt zu unterhalten ($5 1360 Abſ 2, 1578 Abſ 2). 

8. Rückforderung des gewährten Unterhalts. Stellt ſich ſpäter heraus, daß bei richtiger 
Bewertung des Vermögens und der Erwerbsfähigkeit des Berechtigten ein Unterhaltsanſpruch 
nicht begründet war, daß z. B. das von der Mutter unterſtützte Kind eine Unfallrente zu be⸗ 
ziehen hatte (vgl. RG 19. 12. 04 IV 313/04), ſo kann der Verpflichtete das an Unterhalt Ge⸗ 
währte, weil er ſich über ſeine Verpflichtung im Irrtum befand, zurückfordern. Es handelt 
ſich hier um einen Bereicherungsanſpruch aus $ 812. Die Anfechtung wegen Irrtums braucht 
alſo nicht unverzüglich zu erfolgen. Iſt allerdings der Unterhaltsanſpruch dem Berechtigten 
rechtskräftig zuerkannt, ſo iſt eine Rückforderung wegen Irrtums ausgeſchloſſen. Liegt die 
Sache ſo, daß der Verpflichtete ſich nur aus dem Grunde zur Unterhaltsgewährung verſtanden 
hat, weil der Berechtigte vorübergehend in einer Notlage ſich befand, indem er über 
die an ſich zureichenden Mittel nicht verfügen konnte, ſo iſt damit ein Rückforderungsanſpruch 
ohne weiteres gegeben. Die Unterſtützung hat bei dieſer Sachlage von vornherein nur vor⸗ 
ſchußweiſe gewährt werden ſollen. Abgeſehen von dieſem Falle gibt die ſpätere Beſſerung 
der Vermögensverhältniſſe dem andern kein Recht, das an Unterſtützung Geleiſtete zurück⸗ 
zufordern. Den Grund der Leiſtung bildete die geſetzliche Verpflichtung zur Unterhaltsgewäh⸗ 
rung 100 dieſer Grund iſt durch die ſpätere Anderung in den Vermögensverhältniſſen nicht 
weggefallen. 

5 6 Den Nachweis der Bedürftigkeit hat der Kläger, der den Unterhaltsanſpruch 
erhebt, zu führen. Er hat zu dieſem Zweck feine Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe jo 
darzulegen, daß der Richter die Überzeugung von der Bedürftigkeit gewinnt. Ein erſchöpfender 
Nachweis wird kaum möglich ſein. Deshalb iſt es für den Beklagten wichtig, daß er es 
an ſeiner Mitwirkung zur Klarſtellung der Sachlage nicht fehlen läßt und darauf hinweiſt, 
in welcher Weiſe nach ſeiner Anſicht der Kläger ſich den Unterhalt beſchaffen könnte. Dem 
Kläger liegt es dann vermöge der ihn treffenden Beweislaſt ob, die in dieſer Beziehung 
von dem Beklagten aufgeſtellten Behauptungen zu widerlegen. Darauf, wieviel der Kläger 
bisher zu ſeinem Unterhalt gebraucht hat, kommt es nicht entſcheidend an. Feſtzuſtellen 
iſt vielmehr, was er nach ſeiner Lebensſtellung verbrauchen darf. Der Nachweis des zur 
Friſtung des Lebens bisher Gebrauchten würde höchſtens für die Bemeſſung des not⸗ 
dürftigen Unterhalts von Wichtigkeit ſein können. Wird der Unterhalt von dem minder⸗ 
jährigen unverheirateten Kinde g fordert, jo liegt dieſem nur der Nachweis ob, daß das 
ihm an Unterhalt Gewährte nicht ausreicht und das Fehlende auch nicht aus den zu ſeiner 
Verfügung ſtehenden Einkünften (welche der Verwaltung des verpflichteten Elternteils nicht 
unterſtehen) genommen werden kann. 

8 1603 

Unterhaltspflichtig iſt nicht, wer bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts den Unterhalt zu gewähren!) ). 

Befinden ſich Eltern in dieſer Lage, ſo ſind ſie ihren minderjährigen 
unverheirateten Kindern gegenüber verpflichtet, alle verfügbaren Mittel zu 
ihrem und der Kinder Unterhalte gleichmäßig zu verwenden. Dieſe Ber: 
pflichtung tritt nicht ein, wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter 
vorhanden iſt; ſie tritt auch nicht ein gegenüber einem Kinde, deſſen Unterhalt 
aus dem Stamme ſeines Vermögens beſtritten werden kann ) ). 

E 1 1482 II 1498 M 4, 685 P 4, 480; 6, 296. 


1. Die weitere Vorausſetzung des Unterhaltsanſpruchs bildet die Leiſtungsfähigkeit 
des Verpflichteten. Hierbei iſt, ebenſo wie bei der Beurteilung der Unterhaltsbedürftigkeit, 
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nicht bloß auf die Einnahmen zu ſehen, die von dem Unterhaltspflichtigen aus ſeinem Ver⸗ 
mögen gezogen werden, ſondern auf die Einnahmen, die bei verſtändiger Verwaltung gezogen 
werden können. Die Ertragloſigkeit des Vermögens ſchließt die Unterhaltsverpflichtung nicht 
aus, wenn durch geeignete Verwertung des Vermögens ein Ertrag geſchaffen werden kann. 
Die ihm zuſtehenden Forderungen und Rechte hat der Verpflichtete mit den ihm zu Gebote 
ſtehenden geſetzlichen Mitteln zur Verwirklichung zu bringen. Als Einnahme kommt auch 
der Beitrag in Betracht, den der Verpflichtete als Ehemann zur Beſtreitung der Ehelaſten 
von ſeiner in Gütertrennung mit ihm lebenden oder Vorbehaltsgut beſitzenden Ehefrau nach 
95 1427 Abſ 2, 1371 verlangen kann (RG JW 04, 20641). Bei Beurteilung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit iſt auch die Arbeitskraft des Verpflichteten zu berückſichtigen. Er hat ſich, um ſeinen 
Unterhaltspflichten gerecht zu werden, zu bemühen, denjenigen Verdienſt zu finden, den er 
bei gutem Willen durch gehörige Verwendung ſeiner körperlichen und geiſtigen Kräfte erlangen 
kann. Zweifelhaft kann ſein, ob Einnahmen, die wider die guten Sitten verſtoßen, bei Be⸗ 
ſtimmung der Leiſtungsfähigkeit in Anſatz zu bringen find. Die die dürfte mit der Maß⸗ 
gabe zu bejahen fein, daß durch die Anrechnung nicht ein Druck auf die Fortſetzung des unſitt⸗ 
lichen Erwerbes ausgellbt werden darf. Aus den Einnahmen kann der Verpflichtete vorweg 
das zu ſeinem ſtandesgemäßen Unterhalt Erforderliche und das 
zur Erfüllung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen angemeſſen Aufzuwendende in 
Abzug bringen. Es kann nicht einfach der geſamte Betrag der Schulden von dem Einkommen 
abgezogen werden, ſondern nur derjenige Betrag, der bei Aufſtellung eines den Verhältniſſen 
in verſtändiger Weiſe Rechnung tragenden Tilgungsplans zur allmählichen Tilgung der Schulden 
binnen angemeſſener Friſt nötig iſt (RG JW 10, 162). Zu den „ſonſtigen Verpflichtungen“ 
gehört auch der dem unehelichen Kinde zu gewährende Unterhalt (RG 14. 1. 07 IV 277/06). 
Reichen die Einnahmen nicht aus, ſo muß der Verpflichtete das Stammvermögen (auch das 
Vermögen, über das er als Vorerbe uſw. im eigenen Intereſſe verfügen darf) angreifen, 
was unter anderm in ber Weiſe geſchellen kann, daß er unter Benutzung feines Kredits ein 
Darlehen aufnimmt (NG JW 07, 6741; Warn 09 Nr eh Die Grenze bildet auch hier, 
daß der ſtandesgemäße Unterhalt des Verpflichteten nicht gefährdet werden darf. Die Gefahr 
muß eine gegenwärtige ſein. Dies ſchließt indes die Berückſichtigung der beſtimmt 
vorauszuſehenden künftigen Geſtaltung der Vermögensverhältniſſe, insbeſondere die Berück⸗ 
ſichtigung der zur Abſchließung der Ausbildung noch zu machenden Ausgaben nicht aus 
(RG 13. 7. 04 IV 537/03; 18. I. 09 IV 238/08; ZW 04, 29556). Trilt die Gefährdung des 
ſtandesmäßigen Unterhalts ſpäter ein, ſo hat dies die Ermäßigung beziehentlich den Fortfall 
der Unterhaltspflicht zur Folge, was auch gegenüber einem rechtskräfligen Urteile auf dem 
Wege des 323 ZP (allerdings nicht mit rückwirkender Kraft) zur Geltung gebracht werden 
kann. Im allgemeinen ſind bei Bemeſſung des Unterhalts, namentlich des dem erziehungs⸗ 
bedürftigen Kinde zu gewährenden Unterhalts zur Vermeidung eines ſteten Wechſels des 
Unterhaltsbetrags möglichſt die durchſchnittlichen Einkünfte zugrunde zu legen, vor allem 
dann, wenn die Einkünfte größeren Schwankungen unterliegen. Im Intereſſe der Ausgleichung 
während der ungünſtigen Geſchäftszeit hat der Unterhaltspflichtige nötigenfalls, auch wenn 
ihm ein Stammvermögen nicht zur Verfügung ſteht, ſeinen perſönlichen Kredit anzuſpannen 
(RG 19. 9. 07 IV 541/05). 

2. Geſteigerte Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den minderjährigen unver⸗ 
heirateten Kindern (vgl. hierzu $ 1602 A 2). Die Verpflichtung der Eltern erhöht ſich inſofern, 
als ſie die Unterhaltspflicht ohne Rückſicht auf die Gefährdung des eigenen Unterhalts zu 
erfüllen haben. Die Eltern müſſen ſich auf das Unentbehrlichſte für ihren Lebensbedarf ein⸗ 
ſchränken (R JW 03 Beil 2956) und können ſich, wenn nötig, dem nicht entziehen, ſelbſt den 
letzten Sparpfennig mit dieſen Kindern fn teilen. Dabei iſt natürlich nicht an eine Teilung 
zu gleichen Teilen, ſondern nach Verhältnis des Unterhaltsbedarfs zu denken, und iſt den 
Eltern das zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit Nötige unbedingt zu belaſſen. Anderſeits 
kann das Unterhaltsbedürfnis der Kinder nicht dem der Eltern vorgehen und hieraus ergibt 
ſich, daß die geſteigerte Unterhaltspflicht nur inſoweit eintritt, als der Unterhalt aus dem 
Vermögen des Kindes, mag es freies oder unfreies ſein, nicht beſtritten werden kann. Die 
geſteigerte Unterhaltspflicht der Eltern kann außerdem nur im äußerſten Falle in Anſpruch 
genommen werden, nämlich wenn ein anderer unterhaltspflichtiger 
Verwandter, der den Unterhalt ohne Gefährdung feines ſtandesmäßigen Unterhaltes 
gewähren kann, nicht vorhanden tft. Dieſer in § 1603 Abſ 2 zum Ausdruck gelangte 
Grundſatz führt dahin, daß auch die Mutter vor dem Vater haften muß, wenn ſie, nicht aber 
der Vater, zur Unterhaltsgewährung ohne Gefährdung des ſtandes mäßigen Unterhalts im⸗ 
ſtande iſt (RG 57, 73; JW 04, 339; a. M. Dernburg IV g 69 A 11). — Auch der Minn 
iſt bei dem während der Ehe ſeiner Frau zu gewährenden Unterhalt nicht berechtigt, das zu 
ſeinem eigenen notdürftigen Unterhalt Erforderliche aus den Einkünften vorweg in Abzug 
zu bringen. In $ 1360 iſt die Unterhaltspflicht durch Rückſichten auf den eigenen ſtandes⸗ 
gemäßen Bedarf nicht begrenzt und auch aus $ 1361 iſt ein ſolches Abzugsrecht nicht herzu⸗ 
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leiten (RAS JW 00, 849; 27. 6. 04 IV 58/04; 9. 10. 05 IV 214/05). Ebenſo kann der Ehe⸗ 
frau, wenn ſie ausnahmsweiſe (§ 1360 Abſ 2) den Mann zu unterhalten hat, ein ſolches Ab⸗ 
zugsrecht nicht zugeſtanden werden. Die Unterhaltspflicht des geſchiedenen Ehegatten er⸗ 
fährt bei Gefährdung des ſtandesmäßigen Unterhalts nach $ 1579 Abſ 1 nur eine Einſchrän⸗ 
kung. Die geſteigerte been greift jedoch, wie in $ 1579 Abſ 2 bezüglich des Unter⸗ 
haltsanſpruchs der geſchiedenen Ehefrau ausdrücklich beſtimmt iſt, nicht Platz, wenn und fo- 
weit der Unterhalt aus dem Vermögensſtamm des Bedürftigen beftritten werden kann. Das 
Gleiche ift auch im Falle des $ 1361 Abſ 2 infolge der hier zu beachtenden Billigkeitsrückſichten 
anzunehmen (RG 1. 12. 04 IV 249/04). Für die Unterhaltspflicht des geſchiedenen Ehegatten 
kommt es auf die jeweilige Leiſtungsfähigkeit, nicht auf die Leiſtungsfähigkeit zur Zeit 
der Scheidung an (RG FW 10, 152). Darüber, wann die Verwandten vor dem Ehegatten 
haften ſ. § 1608. 

3. Beweislaſt. Die Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten braucht der den Unterhalt 
Fordernde nicht nachzuweiſen. Es iſt Sache des Verpflichteten, ſeine Leiſtungsunfähig⸗ 
keit — worüber im Prozeſſe, nicht erſt in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz entſchieden wird — 
einzuwenden und klarzulegen (a. M. Leonhard, Beweislaſt S 425). Iſt der Verpflichtete 
arbeitsfähig, ſo darf davon ausgegangen werden, daß er in der Lage iſt, einen entſprechenden 
Verdienſt ſich zu verſchaffen. Der Gegenbeweis, daß er zur nutzbringenden Verwendung 
feiner Kräfte keine Gelegenheit hat, iſt von dem Verpflichteten zu führen. Meint der Be- 
rechtigte, daß der Verpflichtete imſtande ſei, eine größere Einnahme zu erzielen, ſo iſt dieſe 
Behauptung näher zu begründen. Allgemeine Möglichkeiten und Vermutungen, daß der 
Verpflichtete einen lohnenderen Erwerb werde finden können, genügen nicht (RG 27. 11. 02 
IV 240/02). Wird die erhöhte Unterhaltspflicht der Eltern in Anſpruch genommen, ſo kann der 
Elternteil einwenden, daß andere Verwandte vorhanden ſind, welche die Unterhaltspflicht 
ohne Gefährdung ihres ſtandesmäßigen Unterhalts erfüllen können. Der Beweis der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit dieſer Verwandten liegt aber nicht dem Elternteil ob, vielmehr iſt die Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit von dem Unterhaltsberechtigten nachzuweiſen (RG 18. 2. 04 IV 419/03). 


8 1604 


Soweit die Unterhaltspflicht einer Frau ihren Verwandten gegenüber 
davon abhängt, daß ſie zur Gewährung des Unterhalts imſtande iſt, kommt 
die dem Manne an dem eingebrachten Gute zuſtehende Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung nicht in Betracht !). 

Beſteht allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft oder 
Fahrnisgemeinſchaft ), jo beſtimmt ſich die Unterhaltspflicht des Mannes oder 
der Fran Verwandten gegenüber jo, wie wenn das Geſamtgut dem unterhalts⸗ 
pflichtigen Ehegatten gehörte. Sind bedürftige Verwandte beider Ehegatten 
vorhanden, jo iſt der Unterhalt aus dem Geſamtgute jo zu gewähren, wie wenn 
die Bedürftigen zu beiden Ehegatten in dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
ſtänden, auf dem die Unterhaltspflicht des verpflichteten Ehegatten beruht 2) 3). 

E I 1313, 1363, 1425, 1431 Abſ 1 II 1499 M 4, 255, 376, 530 P 4, 242 und 265. 

1. Bei dem geſetzlichen Güterſtand der Nutznießung und Verwaltung des Mannes 
erwirbt dieſer das Nutznießungsrecht an dem eingebrachten Gut der Frau nur mit den aus 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht der Frau ſich ergebenden Beſchränkungen. Der Mann muß 
ſich deshalb gefallen laſſen, daß der Unterhaltsberechtigte, der gegen die Frau einen Anſpruch 
hat, aus dem eingebrachten. Gut gerade fo ſeine Befriedigung ſucht, als wenn das Nutznießungs⸗ 
recht nicht beſtände. Es tritt hier hinſichtlich der Haftung des eingebrachten Guts das gleiche 
Rechtsverhältnis ein wie in dem Falle, daß die Ehefrau voreheliche Schulden hat. Ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht hat der auf Duldung der Zwangsvollſtreckung zu verklagende Ehemann nur, wenn 
das Maß der geſetzlichen Unterhaltspflicht überſchritten wird (RG 21. 10. 01 IV 197/01 ). Für 
den Unterhalt iſt der Mann nach §§ 1386 Abſ 1 Satz 2 und 1388 perſönlich verpflichtet, 
wenn und ſoweit der Unterhalt bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des 
Eingebrachten beſtritten werden kann. Soweit dies der Fall, kann der Mann auch nicht Er⸗ 
ſtattung des von ihm Geleiſteten von der Frau beanſpruchen. 

2. Nach Gütergemeinſchaftsrecht (nach dem Recht der allgemeinen Güterge mein⸗ 
ſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft und der Fahrnisgemeinſchaft) wird mit der geſetzlichen 
Unterhaltspflicht der Frau das Geſamtgut gerade ſo belaſtet, wie beim Vorhandenſein vor⸗ 
ehelicher Schulden der Frau. Der Mann muß ſich deshalb gefallen laſſen, daß ſich der Unter⸗ 
haltsberechtigte aus dem Geſamtgut befriedigt und kann nicht etwa einwenden, daß das Ge⸗ 
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ſamtgut der Frau nur zur Hälfte gehöre und nur dieſe Hälfte bei Beurteilung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Frau in Betracht gezogen werden könne. Denn verhaftet iſt das ganze Geſamt⸗ 
gut. Der $ 1604 Abſ 2 drückt dies — wobei allerdings der Rechtsgedanke verdunkelt wird — 
in der Weiſe aus, daß es fo anzuſehen ſei, als wenn das Geſamtgut dem unter 
halts pflichtigen Ehegatten gehöre. Das Gleiche gilt natürlich auch, wenn der 
Ehemann der Unterhaltspflichtige iſt. Es wird nach der Ausdrucksweiſe des Geſetzes ſo an⸗ 
geſehen, als wenn der Unterhaltsberechtigte zu beiden Eheleuten in dem Verwandtſchafts⸗ 
verhältniſſe ſtünde, in welchem er zu dem unterhaltspflichtigen Ehegatten ſteht. Reicht das 
Geſamtgut zur Befriedigung der ſämtlichen Unterhaltsberechtigten nicht aus, ſo beſtimmt 
ſich ihre Reihenfolge ohne Unterſchied, ob die Anſprüche von den Verwandten des einen I 
oder andern Teils erhoben werden, lediglich nach den allgemeinen in $ 1609 beiten 
Grundſätzen, ſo daß z. B. unter den Verwandten der aufſteigenden Linie die Gradesnähe 
entſcheidet. Daraus, daß die Unterhaltspflicht der Frau als eine Geſamtgutverbindlichkeit 
ſich darſtellt, folgt, daß der Ehemann hierfür bis zur Beendigung der Güterge meinſchaft, d. i. 
für diejenigen Unterhaltspflichten, die bis zur Beendigung der Glüterge meinſchaft entſtanden 
ſind, perſönlich als Geſamtſchuldner haftet (55 1459 Abſ 2, 1530 Abſ 2, 1549). — Durch die 
Unterhaltspflicht wird nach Güterge meinſchaftsrecht nur das Geſamtgut belaſtet, nicht das 
Sondergut oder Vorbehaltsgut ($$ 1439 bis 1441), bei Errungenſchafts⸗ 
ge meinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft nicht das eingebrachte Gut oder Vorbe⸗ 
halts gut (88 1520 bis 1526, 1550 bis 1555). — Bei der Fahrnisgemeinſchaft kann nur die 
Frau Vorbehaltsgut haben. Dieſes Vermögen kann daher nur beider Bemeſſung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit desjenigen Ehegatten, welchem das Vermögen gehört, in Anſchlag gebracht werden. 
Aus dem beſonderen Vermögen des unterhaltspflichtigen Ehegatten iſt das aus Geſamtgut 
Geleiſtete inſoweit zu erſetzen, als es die Leiſtungsfähigkeit des Geſamtguts, mithin denjenigen 
Betrag überſteigt, der zu leiſten geweſen wäre, wenn bei der Beurteilung der Leiſtungsfähig⸗ 
keit nur das Geſamtgut, nicht das beſondere Vermögen des Unterhaltsvpflichtigen in Betracht 
gezogen wäre (vgl. $$ 1463, 1535, 1549). 

3. Keine Beſtimmungen find im Geſetze für den Fall getroffen, daß in der Ehe das 
Recht der Gütertrennung beſteht. In dieſem Falle erhält der Mann an Stelle des Nutz⸗ 
nießungsrechts zur Beſtreitung der ehelichen Laſten einen angemeſſenen Beitrag von der 
Frau (5 1427). Hinſichtlich dieſer Beitragsforderung muß dasſelbe gelten, was A 1 hinſichtlich 
des Nutznießungsrechts geſagt iſt. Die Verpflichtung der Frau zur Gewährung des Beitrags 
muß deshalb, wenn ein geſetzlicher Unterhaltsanſpruch gegen ſie geltend gemacht wird, bei 
Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit unberückſichtigt bleiben. Das Recht des Mannes tritt 
gegenüber dem Unterhaltsanſpruch zurück. 


8 1605 | 


Soweit die Unterhaltspflicht eines minderjährigen Kindes ſeinen Ver⸗ 
wandten gegenüber davon abhängt, daß es zur Gewährung des Unterhalts im⸗ 
ſtande iſt, kommt die elterliche Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
nicht in Betracht. 

E 1 1529 II 1500 M 4, 787 P 4, 552 und 580. 

1. Im Einklang mit der Vorſchrift des § 1604 Abf 1 ſteht die Regelung der Unter⸗ 
haltspflicht eines minderjährigen Kindes. Ebenſo wie der Ehe mann, dem das Verwaltungs- 
und Nutznießungsrecht zuſteht, die Befriedigung der unterhaltsberechtigten Verwandten 
ſeiner Frau aus dem eingebrachten Gut, muß ſich der Inhaber der elterlichen Gewalt die 
Befriedigung der unterhaltsberechtigten Verwandten ſeines minderjährigen Kindes aus dem 
nicht freien Vermögen des Kindes ohne Rückſicht auf das ihm hieran zuſtehende Nutznießungs⸗ 
recht gefallen laſſen (val. $ 1659). Die über die perſönliche Haftung und den Erſatzanſpruch 
des Mannes in § 1386 Abſ 1 Satz 2 und § 1388 gegebene Vorſchrift (. $ 1604 A 1) 
findet auf den Inhaber der elterlichen Gewalt nach $ 1654 entſprechende Anwendung. 


8 1606 


Die Abkömmlinge ſind vor den Verwandten der aufſteigenden Linie 
unterhaltspflichtig. Die Unterhaltspflicht der Abkömmlinge beſtimmt ſich 
nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und dem Verhältniſſe der Erbteile. 

Unter den Verwandten der aufſteigenden Linie haften die näheren vor 
den entfernteren, mehrere gleich nahe zu gleichen Teilen. Der Vater haftet 
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jedoch vor der Mutter; ſteht die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
der Mutter zu, jo haftet die Mutter vor dem Vater ) ). 

E 1 1485, 1486 Satz 1 II 1501 M 4, 689 ® 4, 482, 485; 6, 297. 

1. Der Unterhaltsberechtigte kann die zur Gewährung des Unterhalts verpflichteten 
Perſonen nur in der geſetzlich beſtimmten Reihenfolge in Anſpruch nehmen. Die Unter⸗ 
haltspflicht trifft in erſter Linie den Ehegatten des Bedürftigen ($ 1608), dann die Abkömm⸗ 
linge und zwar nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und dem Verhältnis ihrer Erbteile, 
darauf den Vater, ſodann die Mutter, endlich die Verwandten in aufſteigender Linie und 
zwar die dem Grade nach näheren vor den entfernteren und mehrere gleichnahe zu gleichen 
Teilen. Die Abkömmlinge haften nicht nach der Gradesnähe, ſondern nach der geſetz⸗ 
lichen Erbfolgeordnung, d. i. der Erbfolge nach Stämmen ($ 1924). Es treten alſo, wenn eines 
der Kinder des Unterhaltsberechtigten fortgefallen iſt, an Stelle dieſes Kindes deſſen Ab- 
kömmlinge. Die Regel, daß von den Eltern der Vater vor der Mutter haftet, erleidet 
dann eine Ausnahme, wenn die Nutznießung am Vermögen des Kindes nicht dem Vater, 
ſondern der Mutter zuſteht. In dieſem Falle iſt umgekehrt vor dem Vater die Mutter ver⸗ 
pflichtet. Es erſcheint billig, daß derjenige Elternteil an erſter Stelle den Unterhalt übernimmt, 
welchem das Nutznießungsrecht zuſteht. Die Belaſtung mit der Unterhaltspflicht mag aller⸗ 
dings, wenn die Nutznießung keine oder nur ſehr geringe Erträgniſſe abwirft, eine Härte ſein. 
Dieſe Härte wird aber dadurch beſeitigt, daß die Mutter auf das Nutznießungsrecht verzichten 
kann ($ 1662). Die Großeltern und weiteren Vorfahren endlich haften — 
was auch der Erbfolgeordnung entſpricht — nach der Nähe des Grades. Die gleichnahen 
Verwandten haben, ihre Leiſtungsfähigkeit ($ 1603) vorausgeſetzt, zu dem Unterhalt zu gleichen 
Teilen beizutragen, ohne daß es einen Unterſchied macht, ob der eine Verwandte in beſſeren 
Vermögensverhältniſſen ſich befindet, wie der andere Verwandte (RG ZW 10, 23717). Die 
gleiche Beitragspflicht ſchließt übrigens eine Verteilung in der Weiſe nicht aus, daß dem einen 
Großelternteil ſeinen Wünſchen und ſeiner Leiſtungsfähigkeit entſprechend der Unterhalt 
eines Enkels in Natur, dem andern Großelternteil der Unterhalt eines oder mehrerer anderer 
Enkel in Geld auferlegt wird (RG 15. 2. 09 IV 282/08). — Der Grundſatz des $ 1606 Abſ 2, 
daß der leiſtungsfähige Vater vor der Mutter haftet, greift nicht Platz für die nach $ 627 ZPO 
von dem Eherichter zu treffende Regelung des Unterhalts der Kinder im Verhältnis 
der Ehegatten zueinander. Es iſt in dieſem Falle der zu leiſtende Beitrag 
unter Berücksichtigung der beiderſeitigen Vermögensverhältniſſe der Ehegatten zu beſtimmen 
(RG 23. 9. 09 IV 477/09). 

2. Über die Art der Haftung der Mitverpflichteten und über die Frage, ob der Mit- 
n Erſatz des über ſeinen Anteil hinaus Geleiſteten fordern kann, ſ. A 2 und 4 zu 
$ 1607. 


8 1607 

Soweit ein Verwandter auf Grund des 8 1603 nicht unterhaltspflichtig 
iſt, hat der nach ihm haftende Verwandte den Unterhalt zu gewähren“). 

Das Gleiche gilt, wenn die Rechtsverfolgung gegen einen Verwandten 
im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt!). Der Anſpruch gegen 
einen ſolchen Verwandten geht, ſoweit ein anderer Verwandter den Unterhalt 
gewährt, auf dieſen über. Der Übergang kann nicht zum Nachteile des Unter⸗ 
haltsberechtigten geltend gemacht werden?) )). 

E 1 1487 II 1502 M 4, 694 P 4, 489—491. 

1. Eine Ausnahme von der in S 1606 beſtimmten Reihenfolge iſt gemacht, wenn 
und ſoweit der zunächſt Verpflichtete nicht leiſtungsfähig iſt oder die Rechtsverfolgung im 
Inlande ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt. In dieſen Fällen treten als Unterhalts- 
verpflichtete die nach ihm Haftenden ein. Darüber, wann Leiſtungsunfähigkeit anzunehmen 
ift, ſ. $ 1603 A 1. Der Leiſtungsunfähigkeit wird der Fall gleichgeſtellt, daß die Rechtsver⸗ 
folgung im Inlande wegen fehlenden Gerichtsſtandes unzuläſſig iſt oder die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung (die unter Rechtsverfolgung mit zu verſtehen iſt) im Inlande nicht ſtattfinden kann. 
Iſt die Zwangsvollſtreckung im Inlande nur in einzelne Vermögensgegenſtände ausführbar, 
ſo kann der Unterhaltsberechtigte inſoweit, als dieſe Zwangsvollſtreckung nicht zu ſeiner Be⸗ 
friedigung führen würde, auf die an zweiter Stelle Haftenden zurückgreifen. Was unter 
erheblicher Erſchwerung der Rechtsverfolgung zu verſtehen iſt, ift 
im Geſetze nicht geſagt. Der Ausdruck iſt nicht auf den Fall des $ 773 Nr 2 zu beſchränken, 
daß eine Anderung des Wohnſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthalts⸗ 
orts des Verpflichteten ſtattgefunden hat. Die Erſchwerung der Rechtsverfolgung kann auch 
durch ſonſtige Hinderniſſe und Weiterungen herbeigeführt werden, wenn ſie fo erheblich find, 
daß dem Unterhaltsbedürfnis des Berechtigten in empfindlicher Weiſe Eintrag geſchieht. Sie 
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kann z. B. darin ihren Grund haben, daß der Verpflichtete, der vom Prozeßrichter für leiſtungs⸗ 
fähig erachtet iſt, es unterläßt, durch Anſpannung ſeiner Kräfte, Aufnahme eines Darlehens uſw. 
die nötigen Unterhaltsmittel zu erlangen, ſo daß die Zwangsvollſtreckung fruchtlos ausfällt. 

2. Die Fälle des Abſ 1 und des Abſ 2 des 8 1607 liegen inſofern verſchieden, als bei 
mangelnder Leiſtungsfähigkeit eine Verpflichtung überhaupt nicht beſteht, während im Falle 
des Abſ 2 die materielle Haftung des Verpflichteten, der nur von dem Unterhaltsberechtigten 
nicht in Anſpruch genommen zu werden braucht, unverändert fortbejteht. Dieſer Unterſchied 
iſt von Bedeutung für den dem Leiſtenden zuſtehenden Erſatzanſpruch. Kommt der Leiſtungs⸗ 
unfähige (deſſen Leiſtungsunfähigkeit innerhalb des Vierteljahres, für den der Unterhalt zu 
gewähren war, fortdauerte), nachher in beſſere Vermögensverhältniſſe, jo kann ein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen ihn, da eine Verpflichtung für ihn überhaupt nicht beſtand, nicht erhoben 
werden (RG 12. 11. 06 VI 108/06). Dagegen wird im Falle des Abj 2 der Unterhalt von 
dem an zweiter Stelle Verpflichteten für Rechnung des an erſter Stelle Haftenden, der von 
ſeiner Verpflichtung nicht befreit iſt, gewährt. Es folgt hieraus, daß der Leiſtende, der nach 
dem Geſetz zur Unterhaltsgewährung gezwungen iſt, einen Erſatzanſpruch haben muß, der 
ſchon nach den Grundſätzen über Geſchäftsführung ohne Auftrag ($ 679) begründet fein würde. 
Das Geſetz gewährt den Erſatzanſpruch hier wie in andern Fällen (vgl. namentlich § 774) 
in der Form, daß es auf den Leiſtenden den Anſpruch des Bedürftigen 
übergehen läßt. Der übergegangene Anſpruch hat übrigens, was Abtretbarkeit, 
Pfändung betrifft, und auch in anderer Hinſicht nicht die Eigenſchaft eines Unterhaltsanſpruchs. 
Trotz $ 1613 kann Erſatz des Geleiſteten gefordert werden, ohne daß der Verpflichtete zuvor in 
Verzug gekommen zu ſein braucht. Den auf ihn übergegangenen Anſpruch darf der Leiſtende 
nicht zum Nachteil des Unterhaltsberechtigten in ſolcher Weiſe geltend 
machen, daß deſſen Unterhaltsbedürfnis Abbruch geſchieht. Dieſer würde ſonſt in die Lage 
kommen, zur Erlangung des weiteren Unterhalts wieder auf den Erſatzberechtigten zurück⸗ 
greifen zu müſſen. Die gleichen Grundſätze ſind auch auf den Erſatzanſpruch des Mitver⸗ 
8 der gemäß $ 1607 mehr als feinen Anteil hat leiſten müſſen, zur Anwendung zu 

ringen. 

3. Aus dem in $ 1607 aufgeſtellten Grundſatz iſt zu entnehmen, daß, wenn mehrere 
nebeneinander haftende Verpflichtete vorhanden ſind und einer von ihnen wegen Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit oder Erſchwerung der Rechtsverfolgung ausfällt, die übrigen Mitverpflichteten 
an ſeiner Stelle für den ganzen Unterhalt aufzukommen haben. Die Mitverpflichteten haften 
nicht als Geſamtſchuldner (vgl. RG 18. 2. 04 IV 419/03), ſondern an ſich zu gleichen Anteilen, 
beziehentlich, was die Abkömmlinge betrifft, nach Stämmen (vgl. $ 1924). Von einer bloßen 
Teilhaftung kann man aber um deswillen nicht reden, weil die Zahlung bei Fortfall der Mit⸗ 
verpflichteten ſich zu einer Haftung auf das Ganze erweitert (Rh 52, 193). Der durch das 
gänzliche oder teilweiſe Ausſcheiden eines Mitverpflichteten entſtehende Ausfall iſt, wenn 
ſämtliche Mitverpflichtete zu gleichen Teilen haften, von den anderen gleichteilig zu tragen, 
falls nicht das bei weiterer Inanſpruchnahme entſtehende Unvermögen eines Mitverpflichteten 
die ſtärkere Heranziehung der übrigen nötig macht. Die Haftung der Mitverpflichteten kann 
hiernach weder als eine geſamtſchuldneriſche, noch als eine Teilhaftung bezeichnet werden. 
Es findet ein ähnliches Rechtsverhältnis ſtatt, als wenn jeder der Mitverpflichteten für ſeinen 
Anteil und zugleich bürgſchaftsweiſe für die Anteile der anderen haftet. — Die Mitverpflichteten 
ſtehen nicht in dem Verhältnis notwendiger Streitgenoſſen zueinander. 
Doch empfiehlt es ſich, ſie gemeinſchaftlich zu verklagen, damit nicht infolge verſchiedenartiger 
Entſcheidungen die Anteile ſo bemeſſen werden können, daß der volle Unterhalt überhaupt 
nicht herauskommt. 

4. Beweislaſt. Der Unterhaltsberechtigte hat nicht nötig, bevor er den in zweiter 
Linie Haftenden in Anſpruch nimmt, die Leiſtungsunfähigkeit der an erſter Stelle Verpflichteten 
in einem gegen letztere anzuſtellenden Prozeſſe zur Feſtſtellung zu bringen. Auch braucht er 
nicht die ſämtlichen Verpflichteten gemeinſchaftlich zu belangen, und zwar ſelbſt dann nicht, 
wenn er den einen Mitverpflichteten wegen Leiſtungsunfähigkeit des andern auf mehr als 
ſeinen Anteil in Anſpruch nehmen will. Den Nachweis der Leiſtungsunfähigkeit hat natürlich 
in dieſem Falle der Unterhaltsberechtigte zu führen, wie ihm überhaupt, wenn der Verpflichtete 
ſich darauf beruft, daß neben ihm oder vor ihm andere haften, der Nachweis obliegt, daß letztere 
nach $ 1607 wegen Leiſtungsunfähigkeit oder Erſchwerung der Rechtsverfolgung nicht in Be⸗ 
tracht kommen (RG 57, 76; NW 01, 481). Dagegen braucht er nicht nachzuweiſen, daß die 
Unterhaltspflicht von ihnen nicht erfüllt iſt. Die Behauptung, daß der Unterhalt gewährt 
oder in gehöriger Weiſe angeboten ſei, iſt ein Einwand, der von dem Verpflichteten zu be⸗ 
weiſen iſt (RG JW 01, 481). 

8 1608 


Der Ehegatte des Bedürftigen haftet vor deſſen Verwandten. Soweit 
jedoch der Ehegatte bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außer⸗ 
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ſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts den Unterhalt 
zu gewähren, haften die Verwandten vor dem Ehegatten. Die Vorſchriften des 
§ 1607 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung ). 

Das Gleiche gilt von einem geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehegatten 
ſowie von einem Ehegatten, der nach § 1351 unterhaltspflichtig iſt ). 

E 1 1484 II 1503 M 4, 689 P 4, 485. 

1. Die Eheleute, die ſich gegenſeitig Beiſtand ſchulden, find im Falle der Unterhalts- 
bedürftigkeit zuerſt aufeinander angewieſen. Die Verwandten haften deshalb erſt nach dem 
Ehegatten des Bedürftigen, mit der Ausnahme jedoch, daß, ſoweit der von dem Ehegatten 
zu gewährende Unterhalt über das in $ 1608 Abſ 1 beſtimmte Maß hinausgeht (vgl. § 1603 
A 2), die leiſtungsfähigen Verwandten vor ihm einzutreten haben. Hierbei macht es keinen 
Unterſchied, ob die Ehegatten verheiratet find ($$ 1360, 1361) oder die Ehe geſchieden iſt 
($$ 1578 ff.) oder der Unterhaltsanſpruch durch die Nichtigkeit der Ehe ($$ 1345, 1351) 
begründet iſt. Die Beſtimmung des $ 1608 über die ausnahmsweiſe Haftung der Verwandten 
vor dem Chegatten ſteht im Einklang mit der in $ 1603 Abſ 2 und § 1607 Abſ 1 getroffenen 
Regelung. Die Anwendbarkeit des $ 1607 Abſ 2 iſt in $ 1608 ausdrücklich vorgeſchrieben. 


8 1609 


Sind mehrere Bedürftige !)?) vorhanden und iſt der Unterhaltspflichtige 
außerſtande, allen Unterhalt zu gewähren, jo gehen unter ihnen die Abtömm⸗ 
linge den Verwandten der aufſteigenden Linie, unter den Abkömmlingen die⸗ 
jenigen, welche im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben berufen ſein würden, 
den übrigen Abkömmlingen, unter den Verwandten der aufſteigenden Linie 
die näheren den entfernteren vor. 

Der Ehegatte ſteht den minderjährigen unverheirateten Kindern gleich; 
er geht andern Kindern und den übrigen Verwandten vor. Ein geſchiedener 
Ehegatte ſowie ein Ehegatte, der nach § 1351 unterhalts berechtigt iſt, geht den 
volljährigen oder verheirateten Kindern und den übrigen Verwandten vor. 

E I 1483 II 1504 M 4, 688 P 4, 485, 530; 6 291. 

1. Wenn der Unterhaltspflichtige nicht imſtande ift, den fämtlichen Unterhaltspflichten 
zu genügen, ſo entſteht die Frage, welchem der mehreren Unterhaltsberechtigten ein Vor⸗ 
rang gebührt. Die hierfür geltenden Grundſätze weichen von den in $ 1606 über die Reihen⸗ 
folge der Unterhaltsverpflichteten aufgeſtellten Regeln in verſchiedenen Beziehungen ab. 
Unterhaltsberechtigt find nach $ 1609 Abſ 1 in erſter Linie die Abkömmlinge. Dieſe 
Regel erleidet indes nach Abf 2 dadurch eine Auderung, daß der Ehegatte den minder- 
jährigen unverheirateten Kindern gleichgeſtellt iſt und vor den andern Kindern den Vorrang 
hat. Reicht die Leiſtungsfähigkeit des Elternteils zur Beſtreitung des Unterhalts ſämtlicher 
Kinder nicht aus, ſo liegt ihm gegenüber den minderjährigen unverheirateten 
Kindern nach $ 1603 Abſ 2 und gegenüber dem Ehegatten (bei Nichtvorhandenſein unter- 
haltspflichtiger Verwandter) die Verpflichtung ob, zur Ergänzung des Unterhaltsbedarfs 
ohne Rückſicht auf die Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts alle verfügbaren Mittel 
mit dieſen zu teilen. Da hierdurch zugleich die nach $ 1603 Abſ 1 zu bemeſſende Leiſtungs⸗ 
fähigkeit herabgeſetzt wird, ſo führt dieſe Berechnung dazu, daß der etwaige Ausfall von den 
verheirateten und den volljährigen Kindern zu tragen iſt. Reichen die Mittel nicht aus, ſo 
müſſen die minderjährigen unverheirateten Kinder und der Ehegatte, welche gleichen Rang 
haben, eine verhältnismäßige Schmälerung ihres Unterhaltsbedarfs (der für die Berechtigten 
verſchieden ſein kann) ſich gefallen laſſen. Ahnlich ift die Stellung des geſchiedenen Ehegatten. 
Er erhält nach den minderjährigen unverheirateten Kindern und vor den übrigen Kindern 
eine Befriedigung. Durch ſeine Hinzukunft erleiden alſo nur die volljährigen verheirateten 
Kinder eine Schmälerung des an ſich für alle Kinder gleichmäßig anzuſetzenden Unterhalts- 
bedarfs. Die gleichen Rechte wie der geſchiedene Ehegatte hat der in den Fällen der $$ 1345 
und 1351 für unterhaltsberechtigt erklärte Ehegatte aus nichtiger Ehe. Auf die volljährigen 
Kinder und die verheirateten folgen die Verwandten aufſteigender Linie und zwar entſcheidet 
unter ihnen — was mit der Regelung der Reihenfolge der Unterhaltsverpflichteten überein⸗ 
ſtimmt — die Gradesnähe. 

2. Gegenüber dem Anſpruch auf Unterhalt kann der Verpflichtete auf den Vorrang 
oder den gleichen Rang eines Unterhaltsberechtigten ſich nur berufen, wenn von dieſem der 
Unterhaltsanſpruch geltend gemacht wird, wobei eine Geltendmachung auch in der An- 
nahme des freiwillig gewährten Unterhalts zu erblicken iſt. Anders iſt es nur, wenn als unter⸗ 
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halisberechtigt minderjährige Kinder in Betracht kommen, deren Unterhaltsanſprüche von 
dem verpflichteten Elternteil auch ohne Geltendmachung berückſichtigt werden dürfen. So⸗ 
lange einem Vorberechtigten oder Mitberechtigten der Unterhalt freiwillig von einem Dritten, 
wenn ſchon dieſer keine Rechtspflicht hierzu hat, gewährt wird, bleibt der Unterhaltsanſpruch 
dieſer Perſonen unberückſichtigt (NG JW 04, 3405). Hat der Vorberechtigte oder Mitberechtigte 
keinen Unterhaltsanſpruch geltend gemacht, ſo geht ihm dadurch nicht das Recht verloren, 
das dem anderen an Unterhalt Gewährte, was dieſem ſonſt nicht zugekommen wäre, nach 
den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zurückzufordern. Dies Rück⸗ 
forderungsrecht kann allerdings erſt von dem Zeitpunkte an, wo der andere in Verzug geſetzt 
iſt (vgl. $ 1613), ausgeübt werden. Gegen den Unterhaltspflichtigen kann der Vorberechtigte 
oder Mitberechtigte Anſprüche erſt erheben ſeit Ablauf des Vierteljahrs, für welches der Ver⸗ 
pflichtete den Unterhalt bereits entrichtet hat. 


§ 1610 

Das Maß des zu gewährenden Unterhalts beſtimmt ſich nach der Lebens⸗ 
ſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger Unterhalt) ). 

Der Unterhalt umfaßt den geſamten Lebensbedarf, bei einer der Er⸗ 
ziehung bedürftigen Perſon auch die Koſten der Erziehung und der Vorbildung 
zu einem Berufe )). 

E 1 1488 Abs 1 und 2 II 1505 M 4, 696 P 4, 491. 

1. Standesmäßiger Unterhalt. In $ 1610 iſt grundſätzlich ausgeſprochen, daß der 
Unterhalt nach der Lebensſtellung des Bedürftigen, nicht nach derjenigen des Verpflichteten, 
ſich beſtimmt. Die Lebensſtellung des Berechtigten iſt maßgebend, auch wenn ſie eine höhere 
iſt als die des Verpflichteten. Zu beachten iſt aber, daß der Berechtigte keinen Anſpruch darauf 
hat, daß ihm der Unterhalt nach der einmal erlangten höheren Lebensſtellung für immer ge- 
währt wird. Kann er ſich in dieſer nicht behaupten, ſo muß er, da er ſeinen Unterhalt, ſoweit 
möglich, ſich ſelbſt zu verdienen hat, mit einer dieſer Beſchäftigung entſprechenden niedrigeren 
Unterhaltsrente ſich begnügen. Auf die Lebensſtellung der Kinder haben die Eltern dadurch 
einen maßgebenden Einfluß, daß die Erziehung in ihren Händen liegt und ſie den von dem 
Kinde zu ergreifenden Beruf (vorbehaltlich des Eingreifens des Vormundſchaftsgerichts im 
Falle des Mißbrauchs, $ 1666) zu beſtimmen haben. Erwählt dem entgegen des volljährig 
gewordene Kind einen andern Beruf, für den es ihm von vornherein an den nötigen Mitteln 
gebricht, ſo kaun die hierdurch herbeigeführte höhere Lebensſtellung für die Bemeſſung des 
von den Eltern zu gewährenden Unterhalts nicht maßgebend ſein. Die Lebensſtellung des 
Kindes richtet ſich im allgemeinen nach der des Vaters. Doch können, wenn der Vater herunter⸗ 
gekommen iſt, die geſamten Verhältniſſe der Familie ihren fortwirkenden Einfluß auf die 
Stellung des Kindes behalten (RG 24. 1. 10 IV 103/09). 

2. Der von den Verwandten zu gewährende ſtandesmäßige Unterhalt geht über 
die Gewährung von Obdach, des unentbehrlichen Lebensunterhalts, der erforderlichen 
Pflege in Krankheitsfällen und eines angemeſſenen Begräbniſſes (worauf die Armen- 
unterſtützung ſich zu beſchränken pflegt) erheblich hinaus. Er umfaßt, wie § 1610 Abſ 2 
ſagt, den geſamten Lebensbedarf und iſt deshalb nicht auf das Unentbehrlichſte, auch 
nicht auf die Pflege des Körpers beſchränkt. Dem Unterhallsbedürftigen müſſen je nach 
Verſchiedenheit der Lebensſtellung im einzelnen Falle auch die zur Pflege der geiſtigen 
Intereſſen (Zeitungen, Bücher uſw.) notwendigen Mittel verabfolgt werden (a. A. Opet, Ver⸗ 
wandtſchaftsrocht 8 10 S. 88). Zu den Koſten der körperlichen Pflege können, wofür es eben- 
falls auf die Lebensſtellung des Bedürftigen ankommt, die Koſten eines Badeaufenthalts 
oder einer Erholungsreiſe gehören. Einen weiteren Umfang gewinnt der Unterhalt bei einer 
der Erziehung bedürftigen Perſon. Zu den Erziehungskoſten ſind auch die Koſten der Vor⸗ 
bildung zu einem beſtimmten Berufe zu rechnen, unter Umſtänden auch die Koſten des Militär⸗ 
dienſtes als Einjährig⸗Freiwilliger, wenn nämlich dieſe Art des Militärdienſtes den Standes⸗ 
und Vermögensverhältniſſen entſpricht. Für die Entſcheidung der Frage, ob die Koſten eines 
Univerſitätsſtudiums oder einer ähnlichen höheren Vorbildung zu gewähren ſind, iſt nicht 
bloß die Befähigung des Bedürftigen, ſondern auch die Höhe der zur Verfügung ſtehenden 
Mittel von Bedeutung. Doch werden die Eltern ſich in der Regel nicht weigern können, die 
Koſten zur Fortſetzung des Studiums herzugeben, wenn dasſelbe mit ihrer Zuſtimmung 
einmal begonnen iſt und die Fortſetzung Erfolg verſpricht (vgl. RG 14. 5. 03 IV 26/03). Den 
Anſchauungen des höheren Bürgerſtandes entſpricht es, daß den aus ihm hervorgegangenen 
Söhnen eine das volle Hochſchulſtudium umfaſſende Ausbildung zuteil wird (RG 11. 11. 09 
IV 35/09). Die Mitte! zur Berufsvorbildung hat übrigens der Unterhaltspflichtige auch dann 
zu gewähren, wenn die Erziehung des Bedürftigen bereits abgeſchloſſen fein ſollte (RG JW 
10, 47815). Bei Bemeſſung des Unterhaltsbedarfs ift auch auf die für ſpäter mit Sicherheit 
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zu erwartende Erhöhung der Ausgaben Rückſicht zu nehmen (RG Warn 08 Nr 325). Über 
die Verpflichtung zur Tragung der Beerdigungskoſten ſ. $ 1615 A 2. 

3. Die Unterhaltspflicht enthält nicht die Verpflichtung, die Koſten zur Führung eines 
Rechtsſtreites oder zur Verteidigung im Strafverfahren herzugeben (a. A. Blume A 2). 
Für den Unterhaltsbedürftigen ift in dieſer Beziehung dadurch geſorgt, daß für die Führung 
des Rechtsstreits das Armenrecht ihm bewilligt werden (58 114 ff. 3 O) und für das Straf⸗ 
verfahren ein Verteidiger beigeordnet werden kann ($$ 140, 141 StPO). 


8 1611 

Wer durch ſein ſittliches Verſchulden?) bedürftig geworden iſt, kann nur 
den notdürftigen Unterhalt!) verlangen. 

Der gleichen Beſchränkung unterliegt der Unterhaltsanſpruch der Ab⸗ 
kömmlinge, der Eltern und des Ehegatten, wenn fie ſich einer Verfehlung 
ſchuldig machen, die den Unterhaltspflichtigen berechtigt, ihnen den Pflichtteil 
zu entziehen, ſowie der Unterhaltsanſpruch der Großeltern und der weiteren 
Voreltern, wenn ihnen gegenüber die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen 
Kinder berechtigt ſind, ihren Eltern den Pflichtteil zu entziehen). 

Der Bedürftige kann wegen einer nach dieſen Vorſchriften eintretenden 
Beſchränkung ſeines Anſpruchs nicht andere Unterhaltspflichtige in Anſpruch 
nehmen“). 

E 1 1490 II 1506 M 4, 699 P 4, 494; 6, 297. 

1. Das öffentliche Intereſſe an dem Beſtehen des familienrechtlichen Unterhalts- 
anſpruchs zeigt ſich nicht bloß in der Unverzichtbarkeit des Anſpruchs auf künftigen Unterhalt 
(5 1613), ſondern auch darin, daß der Anſpruch durch Verfehlungen niemals gänzlich ver⸗ 
wirkt wird. Der Bedürftige wird nur dadurch beſtraft, daß ſein Anſpruch auf den notdürftigen 
Unterhalt ſich beſchränkt. Nach den Motiven (4, 698) iſt es abgelehnt, das Maß des not- 
dürftigen Unterhalts nach den von der öffentlichen Armenpflege gewährten Leiſtungen (ſ. 1610 
A 2) zu beſtimmen. Gleichwohl können dieſe Leiſtungen zum Vergleiche herangezogen werden, 
wobei allerdings nicht außer acht gelaſſen werden darf, daß die perſönlichen Verhältniſſe des 
Berechtigten zu einer Steigerung der Unterhaltsrente führen können (RG 21. 3. 04 IV 4/04). 
Die Beſchränkung des Unterhalts auf den Notbedarf iſt von dem Verpflichteten einrede⸗ 
weiſe geltend zu machen und liegt ihm demgemäß auch der Nachweis ob, daß die 
Vorausſetzungen der Beſchränkung eingetreten ſind. 

2. Verfehlungen gegen den Unterhaltspflichtigen haben die Beſchränkung auf den 
notdürftigen Unterhalt nur zur Folge, wenn fie dieſem einen Grund zur Entzlehung 
des Pflichttells geben würden. Ehegatten find gegeneinander zur Entziehung des 
Pflichtteils nach $ 2335 aus den in $$ 1565 bis 1568 angeführten Gründen berechtigt, ohne 
daß Scheidungsklage erhoben zu fein braucht, Eltern und Voreltern gegenüber den Ablömm⸗ 
lingen aus den in $ 2333 angeführten Gründen, endlich die Kinder gegenüber den Eltern 
aus den in $ 2335 bezeichneten Gründen. Dem Anſpruch des Ehegatten auf Herabſetzung 
des Unterhalts ſteht der Ablauf der für die Geltendmachung des Scheidungsgrundes in $ 1571 
beſtimmten Friſt nicht entgegen (RG 23. 11. 08 IV 513/08). Was die Voreltern betrifft, 
fo iſt die daraus ſich ergebende Lücke, daß fie überhaupt nicht pflichtteilsberechtigt find, von 
8 1611 Abſ 2 dadurch ergänzt, daß auf fie die für die Entziehung des Pflichtteils der Eltern 
durch das Kind geltenden Gründe ausgedehnt ſind. Durch Verzeihung wird das Recht zur 
Entziehung des Pflichtteils beſeitigt ($ 2337). Einen allgemeinen Grund zur Beſchränkung 
des Unterhalts auf den Notbedarf bildet es, wenn der den Unterhalt Verlangende durch fein 
ſittliches Verſchulden bedürftig geworden iſt. Daß die Armut verſchuldet iſt, genügt nicht, 
die Armut muß durch Gründe, welche die ſittliche Mißbilligung verdienen (3. B. Arbeitsſcheu, 
Trunkſucht, Verſchwendung, verbrecheriſche Handlungen, leichtfertige Spekulationen) herbei⸗ 
geführt ſein. Solange der Zuſammenhang zwiſchen dem ſittlichen Verſchulden als Urſache 
und der Bedürftigkeit als Wirkung beſteht, dauert auch die Beſchränkung des Unterhaltsanſpruchs 
auf das notdürftige Maß fort. Der Zuſammenhang iſt unterbrochen, wenn der Bedürftige 
eine Erwerbsſtellung gefunden hat, demnächſt aber durch unverſchuldete Krankheit von neuem 
erwerbsunfähig geworden iſt (RG JW 10, 4771). Auf das Verhältnis der Ehegatten zueinander 
findet die in Abſ 1 gegebene Beſtimmung keine Anwendung (R JW 05, 201%). 

3. Da die Beſchränkung des Unterhalts zur Strafe eintritt, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß der Bedürftige, der gegen den Unterhaltspflichtigen ſich vergangen hat, nicht etwa wegen 
des durch die Beſchränkung ihm entgehenden Unterhalts ſich an einen andern Verpflichteten 
halten kann. Anders ift es, wenn der Unterhaltspflichtige wegen mangelnder Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ganz oder teilweiſe ausſcheidet. 
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9 1612 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren. Der 
Verpflichtete kann verlangen, daß ihm die Gewährung des Unterhalts in anderer 
Art geſtattet wird, wenn beſondere Gründe es rechtfertigen ). 

Haben Eltern einem unverheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo 
können ſie beſtimmen, in welcher Art und für welche Zeit im voraus der Unter⸗ 
halt gewährt werden ſoll. Aus beſonderen Gründen kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht auf Antrag des Kindes die Beſtimmung der Eltern ändern). 

Im übrigen finden die Vorſchriften des § 760 Anwendung ). 

E 1 1491 II 1507 M 4, 702 P 4, 495; 6, 297. 

1. Die Entrichtung des Unterhalts in einer Geldreute wird in der Mehrzahl der Fälle 
den Verhältniſſen des Berechtigten und Verpflichteten am beſten entſprechen. Fällt dem Ver⸗ 
pflichteten dieſe Art der Unterhaltsgewährung beſonders beſchwerlich, ſo kann er verlangen, 
daß ihm die Gewährung des Unterhalts in anderer Art (Naturalunterhalt) geftattet wird. 
Er hat zu dieſem Zweck dem Berechtigten einen beſtimmten Vorſchlag zu machen, der erſehen 
läßt, in welcher Weiſe für Wohnung und Verpflegung geſorgt werden ſoll (RG 13. 2. 02 IV 
360/01). Verlangt er die Überſiedlung des Unterhaltsbedürftigen, ſo hat er das hierzu erforder⸗ 
liche Reiſegeld anzubieten. Der Vorſchlag kann von dem Berechtigten abgelehnt werden, 
wenn der Empfang von Naturalunterhalt für ihn beſonders drückend ſein würde. Kommt es 
zu keiner Einigung, ſo hat der Prozeßrichter hierüber zu entſcheiden, der auf die Intereſſen 
des Verpflichteten und des Berechtigten Rückſicht zu nehmen hat und, wenn er hierin einen 
billigen Ausgleich ſieht, die von dem Verpflichteten verlangte Naturalverpflegung auch in einer 
von deſſen Vorſchlägen abweichenden Weiſe anordnen kann. Naturalverpflegung kann der 
Verpflichtete auch aus dem Grunde verlangen, weil dieſe Unterhaltsgewährung im eigenen 
Intereſſe des Berechtigten iſt, weil z. B. eine wirtſchaftliche Verwaltung des Geldes von ihm 
nicht zu erwarten iſt (a. A. Blume A 3). Stellt ſich ſpäter heraus, daß die Gewährung von 
Naturolunterhalt zu Mißſtänden oder Mißhelligkeiten führt, fo kann die getroffene Wahl 
(nötigenfalls auf dem Wege des 5 323 ZPO) wieder abgeändert werden. Eine Art des Natural- 
unterhalts ift e3, wenn der Bedürftige in Verpflegung gegeben und Penſion für ihn entrichtet 
wird. Der Übergang von Naturalunterhalt zu Geldunterhalt und umgekehrt ſtellt ſich nicht 
als Klageänderung dar. — Die Unterhaltspflicht geht an ſich nur auf Geldzahlung. Es kann 
deshalb nicht gefordert werden, daß derjenige, welcher wegen feiner ungünſtigen Vermögens- 
verhältniſſe eine Geldzahlung nicht geben kann, ſeiner Unterhaltspflicht durch Leiſtung von 
Dienſten genügt. Dies iſt auch wichtig für den Schadenserſatzanſpruch aus § 844 Abſ 2 wegen 
Entziehung des Unterhalts (RG 27. 9. 09 IV 643/08). 

2. Beſondere Grundſätze greifen Platz, wenn die Eltern (nicht Großeltern) einem 
unverheirateten Kinde, mag dieſes nun minderjährig oder volljährig ſein, Unterhalt zu ge⸗ 
währen haben. Die Eltern haben das Beſtimmungsrecht darüber, in welcher Art 
und für welche Zeit im voraus der Unterhalt zu entrichten iſt, ohne an die Schranke gebunden 
zu ſein, daß die Vorausentrichtung den Zeitraum von drei Monaten nicht überſteigen darf. 
Der Zeitraum muß aber ein den Umſtänden nach angemeſſener fein. Nur unter dieſer Voraus- 
ſetzung werden die Eltern nach $ 1614 Abſ 2 durch eine über drei Monate hinausgehende Voraus- 
entrichtung von der Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung frei. Der von dem unterhalts⸗ 
pflichtigen Elteruteil getroffenen Beſtimmung hat das Kind ſich zu fügen, ohne daß es hier⸗ 
gegen die Entſcheidung des Prozeßgerichts anrufen kann. Es ſteht ihm nur frei, ſich an das 
Vormundſchaftsgericht zu wenden, das (ohne daß es der Beſtellung eines Pflegers 
bedarf) die von dem Elternteil getroffene Beſtimmung, wenn es hierin eine unbillige Be⸗ 
ſchwerung des Kindes erachtet, abändern kann. Es iſt z. B. nicht zu verlangen, daß das Kind, 
um Naturalverpflegung im elterlichen Hauſe zu empfangen, ſich von ſeiner Familie trennt. 
Die von dem Elternteil getroffene Beſtimmung iſt, ohne daß fie erſt von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht aufgehoben zu werden braucht, unwirkſam, wenn ſie etwas Unausführbares anordnet. 
Der Vater kann nicht anordnen, daß das von ihm getternt lebende Kind feinen Unterhalt 
in der väterlichen Wohnung zu beziehen hat, wenn es in ſo jugendlichem Alter ſich befindet, 
daß es den Willen, zum Vater zurückzukehren, nicht haben kann (RG IW 01, 871). Es kann 
dies auch nicht angeordnet werden gegenüber einem für das Kind beſtellten Pfleger, der nicht 
ermächtigt iſt, den Streit über das Verbleiben des Kindes zum Austrag zu bringen (RG 57, 77). 
Die Beſtimmung des Vaters iſt ferner unwirkſam, wenn ihm die Sorge für die Perſon des 
Kindes entzogen iſt. Sie kann auch nicht in der Weiſe ausgeübt werden, daß das der Mutter 
aus $ 1635 zuſtehende Erziehungsrecht vereitelt wird. Die Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts erlangt Vollſtreckbarkeit nur dadurch, daß ſie im Rechtsſtreit über die Unterhalts⸗ 
pflicht der Entſcheidung des Prozeßgerichts zugrunde zu legen iſt (NG IW 03 Beil 3037). 
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a Kinde ſteht das verheiratet geweſene Kind nicht gleich (RG 22. 2. 09 
IV s 

3. Nach der in Abſ 3 angezogenen Vorſchrift des § 760 ift die Geldrente für drei Monate 
im voraus zu entrichten. Dieſe Beſtimmung enthält wie in § 1614 Abſ 2 geſagt iſt, inſofern 
zwingendes Recht, als die Vorausentrichtung über dieſen Zeitraum hinaus den Verpflichteten 
für den überſchießenden Zeitraum, wenn die Bedürftigkeit von neuem eintritt, von der Ver⸗ 
bindlichkeit zur Unterhaltsgewährung nicht befreit. Der Unterhaltspflichtige handelt, wenn 
er für einen längeren Zeitraum zahlt, auf eigene Gefahr. Nicht richtig iſt es deshalb, wenn 
Staudinger (A 2a) dem Unterhaltspflichtigen das Recht geben will, ſich aus beſonderen Gründen 
durch Zahlung einer Kapitalabfindung zu befreien. Das Recht auf Unterhalt geht dem Be⸗ 
rechtigten ſelbſt dann nicht verloren, wenn er eine Kapitalabfindung im Rechtsſtreit gefordert 
und zuerkannt erhalten haben ſollte (RG 8. 7. 01 IV 112/01). Durch die Beſtimmung des 
8 1612 Abſ 3 iſt dagegen nicht ausgeſchloſſen, daß dem Unterhaltspflichtigen, wenn er zu etwas 
mehrerem nicht imſtande iſt, die Vorauszahlung in kürzeren Zeiträumen nach⸗ 
gelaſſen wird, ohne daß deswegen auf den nach ihm Haftenden zurückgegriffen werden darf. 
Dies wird ihm auch dann nachgelaſſen werden können, wenn ihm die Vorauszahlung für drei 
Monate nach ſeinen Einkünften ſehr ſchwer fallen würde, wobei anderſeits auch die Intereſſen 
des Unterhaltsberechtigten nicht außer Betracht bleiben dürfen. Bei der Gewährung des 
Naturalunterhalts darf die Vorausentrichtung nicht einen den Umſtänden nach angemeſſenen 
Zeitraum überſteigen (§8 1614 Abſ 2, 760 Abſ 2). Für alle Fälle der Vorausentrichtung 
gilt die Regel des $ 760, daß der Gläubiger, der den Beginn des Zeitraums erlebt, ein Recht 
auf die volle Rente erworben hat. 


8 1613 

Für die Vergangenheit kann der Berechtigte Erfüllung oder Schadens⸗ 

erſatz wegen Nichterfüllung nur von der Zeit an fordern, zu welcher der Ver⸗ 

pflichtete in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanſpruch rechtshängig ge⸗ 
worden iſt ). 


E I 1492 II 1508 M 4, 705 P 4, 496. 

1. Der Berechtigte kann Unterhalt nur für die Zukunft, nicht die Vergangenheit 
fordern. Hat er aber einmal Unterhalt gefordert, ſei es im Wege der Mahnung oder der Klage⸗ 
erhebung, ſo kann der Verpflichtete dadurch keinen Vorteil haben, daß er durch Nichterfüllung 
es dahin gebracht hat, daß der Zeitraum, für den der Unterhalt gefordert war, verſtrichen 
iſt. Der Unterhalt kann deshalb von der Zeit an, wo der Verpflichtete in Verzug gekommen 
iſt oder der Unterhaltsanſpruch rechtshängig geworden iſt, nachgefordert werden. Die Auf- 
forderung, von einem beſtimmten ſpäteren Zeitpunkte an Unterhalt zu gewähren, muß zur 
Inverzugſetzung, falls Leiſtung zu dieſer Zeit nicht erfolgt, genügen. Eine Verzug liegt nicht 
vor, wenn der Berechtigte ſelbſt ſchuld iſt, daß er den Unterhalt nicht erhalten hat, wenn er 
z. B. bei Gewährung von Naturalunterhalt fi) nicht zur rechten Zeit zur Empfangnahme 
des Unterhalts eingefunden hat. Iſt der Verpflichtete nicht in Verzug gekommen, ſo iſt weder 
ein Anſpruch auf Nacherfüllung, noch ein Anſpruch auf Schadenserſatz oder Herausgabe der 
Bereicherung (vgl. RG 25. 1. 04 IV 279/03) gegeben. Im Falle des Verzuges geht der An- 
ſpruch an ſich auf Nachlieferung und Erſatz des durch die Verzögerung entſtandenen 
Schadens. Hat aber die Nacherfüllung für den Berechtigten kein Intereſſe — wie es bei 
Gewährung von Naturalunterhalt meiſt der Fall fein wird — fo kann Schadens erſatz 
wegen Nichterfüllung gefordert werden ($ 286 Abſ 2). Anderſeits kann bei Ge» 
währung von Naturalunterhalt dem in Verzug gekommenen Verpflichteten die Nacherfüllung, 
wenn die Aufbewahrung umſtändlich iſt oder der Verderb der Lebensmittel zu beſorgen iſt, 
nicht zugemutet werden. In dieſem Falle iſt daher nur ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
gegeben. Die im § 1613 aufgeſtellte Beſchränkung greift nicht Platz, wenn der Unterhalt 
durch Vertrag verſprochen iſt. 


§ 1614 

Für die Zukunft kann auf den Unterhalt nicht verzichtet werden!), 

Durch eine Vorausleiſtung wird der Verpflichtete bei erneuter Bedürftigkeit 
des Berechtigten nur für den im 8 760 Abſ. 2 beſtimmten Zeitabſchnitt oder, 
wenn er ſelbſt den Zeitabſchnitt zu beſtimmen hatte, für einen den Umſtänden 
nach angemeſſenen Zeitabſchnitt befreit). 

E I 1495 11 1509 M 4, 709 B 4, 483 und 515. 


1. Die Beſtimmung des $ 1614, daß für die Zukunft auf den Unterhalt nicht ver⸗ 
zichtet werden kann, findet ihre Rechtfertigung in der ſittlichen Grundlage der Unterhalts - 
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pflicht und in dem wegen der öffentlichen Armenpflege beſtehenden öffentlichen Intereſſe 
(M 4, 709). Ein ſolcher Verzicht iſt nichtig, auch wenn er gegen entſprechendes Entgelt ab⸗ 
gegeben iſt und der Verzichtende zur Zeit der Verzichtserklärung genügendes Vermögen zur 
Beſtreitung ſeines Unterhalts beſaß (RG IW 05, 6821; 17. 2. 02 IV 362/01), oder wenn die 
Unterhaltspflicht von einem andern übernommen wird. Nichtig iſt ferner ein Vergleich 
über den Unterhaltsbetrag (RG Gruch 46, 945) und ein Vertrag, durch welchen der Bedürftige 
eine über den geſetzlichen Zeitraum ($ 1614 Abſ 2) hinausgehende Vorausentrichtung be⸗ 
willigt. Auch eine ſonſtige vertragsmäßige Abmachung, durch welche der geſetzliche Unterhalts- 
anſpruch vermindert wird, ift nichtig (RG JW 02, 72), desgleichen eine Vereinbarung zwiſchen 
Ehegatten, in der die Unterhaltsgewährung von dem Getrenntleben abhängig gemacht iſt 
(RG 25. 9. 05 IV 156/05). 

2. Vgl. § 1612 A 3. Ein Verzicht auf den Unterhalt für die Vergangenheit wird 
durch § 1614 nicht betroffen. Die Beſtimmung des $ 1614 gilt auch nicht für den Unterhalts⸗ 
anſpruch eines geſchiedenen Ehegatten, worüber die Eheleute Vereinbarungen treffen können, 
falls nicht etwa der Vertrag auf Erleichterung der Scheidung abzielt (vgl. $ 1580 A 5). 


8 1615 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Berechtigten oder des 
Verpflichteten, ſoweit er nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung für die Vergangenheit oder auf ſolche im voraus zu bewirkende 
Leiſtungen gerichtet iſt, die zur Zeit des Todes des Berechtigten oder des Ver⸗ 
pflichteten fällig ſind. 

Im Falle des Todes des Berechtigten hat der Verpflichtete die Koſten 
der Beerdigung?) zu tragen, ſoweit ihre Bezahlung nicht von dem Erben zu 
erlangen iſt. 

E 11488 Abſ 4, 1496 II 1510 M 4, 699, 710 P 4, 491, 493, 515. 

1. Die Unterhaltspflicht muß für die Zukunft erlöſchen, wenn durch den Tod des 
Berechtigten oder Verpflichteten der die Unterhaltspflicht begründende Zuſtand des Ver⸗ 
wandtſchaftsverhältniſſes fortgefallen iſt. Auch wenn die Erben des Verpflichteten (was 
keineswegs immer der Fall zu ſein braucht) Verwandte des Unterhaltsberechtigten ſind und in 
dieſer Eigenſchaft unterhaltspflichtig werden, ſo iſt dies doch eine in ihrer Perſon neubeginnende 
Verpflichtung, die aus der Verpflichtung des Erblaſſers nicht abgeleitet iſt. Auf den bereits 
vor dem Tode des Berechtigten oder Verpflichteten fällig gewordenen Unter 
halt (f. $ 1613) erſtreckt ſich dagegen die Unvererblichkeit nicht, auch nicht auf die Verpflich⸗ 
tung zur Unterhaltsgewährung an den geſchiedenen Ehegatten (vgl. $ 1582). Wegen der 
Pfändbarkeit des Unterhaltsanſpruchs ſ. Vorbem 6 vor $ 1601. 

2. Für die Beerdigungskoſten hat in erſter Linie der Erbe ($ 1968), in zweiter Linie 
der Unterhaltspflichtige aufzukommen. Zur Inanſpruchnahme des letzteren genügt der Nach⸗ 
weis, daß die Zwangsvollſtreckung gegen den Erben erfolglos bleiben würde. Wegen der 
gehabten Aufwendungen ſteht dem Unterhaltspflichtigen ein Erſatzanſpruch gegen den Erben 
zu. Auch wird dem Erben oder Unterhaltzpflichtigen ein Erſatzanſpruch gegen den Dritten, 
der durch Vertrag mit dem Erblaſſer die Begräbniskoſten übernommen hat, nicht zu verſagen 
ſein. Ihre Haftung wird dadurch, daß der Dritte eine ſolche Vertragspflicht eingegangen 
iſt, nicht ausgeſchloſſen. Sie tritt natürlich nicht in Kraft, wenn tatſächlich die Vertragspflicht 
erfüllt wird. Verſchieden von der Pflicht, die Beerdigungskoſten zu tragen, iſt die nach poli⸗ 
zeilichen Rückſichten ſich beſtimmende Pflicht, die Beerdigung zu beſorgen, welche als dem 
öffentlichen Recht angehörig im BGB nicht geregelt iſt. Das Maß der von dem 
Unterhaltspflichtigen zu tragenden Begräbniskoſten richtet ſich 
entſprechend dem allgemeinen Grundſatze des $ 1610 nach der Lebensſtellung des Erblaſſers. 
Hiernach richtet ſich auch, ob der Unterhaltspflichtige (Erbe) die Koſten der Errichtung eines 
Grabdenkmals aufzuwenden hat. Zur ſtandesmäßigen Beerdigung kann gehören, daß die 
Leiche nach dem Orte, wo die andern Familienmitglieder wohnen, zurückgeſchafft wird. Die 
Koſten der Feuerbeſtattung treffen den Unterhaltspflichtigen (Erben) jedenfalls ſoweit, als 
fie auch im Falle der Beerdigung (unter Hinzurechnung der Koſten einer etwa dem 
Verpflichteten obliegenden Rückbeförderung der Leiche nach der Heimat) entſtanden wären. 


230 Familienrecht Verwandtſchaft 


Vierter Titel 
Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder 


I. Rechtsverhältnis jwiſchen den Eltern und dem Binde im allgemeinen 


1. Die elterliche Gewalt iſt im BGB als eine vormundſchaftliche geſtaltet. Sie 
endet deshalb mit dem Aufhören der durch die Minderjährigkeit des Kindes bedingten Schutz⸗ 
bedürftigkeit ($$ 1626, 3), nicht in vollem Umfange mit der Verheiratung der noch 
minderjährigen Tochter ($ 1633). Der Gewalthaber kann auf die elterliche Gewalt, die nicht 
bloß ein Recht, ſondern zugleich eine Pflicht iſt, weder verzichten, noch ſie einem andern 
übertragen. Auch die Übertragung des mit der elterlichen Gewalt verbundenen Nutznießungs⸗ 
rechts iſt unzuläſſig (§ 1658, vgl. $ 862 3 PO). In bezug auf die Verwaltung hat 
der Gewalthaber im allgemeinen die Pflichten eines Vormundes zu erfüllen (§ 1641, 1642, 
1653, 1654, wonach nur die in eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt zu vertreten iſt). 
Er iſt jedoch inſofern freier geſtellt, als das Vormundſchaftsgericht nicht eine fort⸗ 
laufende Aufſicht zu führen, ſondern nur einzuſchreiten hat, wenn dies im einzelnen 
Falle zur Abwendung einer Gefahr für die Perſon oder das Vermögen des Kindes geboten 
iſt (88 1666 ff.; vgl. wegen der Vermögensverzeichnungspflicht $ 1640), und als die Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts nur zu wichtigeren Rechtsgeſchäften erforderlich iſt (§ 1643). 
Die elterliche Gewalt geht durch Verwirkung ($ 1680) verloren, nicht ſchon dadurch, daß ihre 
beiden Beſtandteile, die Sorge für die Perſon und das Vermögen, dem Gewalthaber ent⸗ 
zogen find. Es verbleibt ihm (abgefehen von $ 1651 Abſ 1 Nr 2 und $ 1666 Abſ 2) das Nutz⸗ 
nießungsrecht, auch können ihm die entzogenen Rechte vom Vormundſchaftsgericht wieder 
eingeräumt werden ($ 1671). Die Entziehung des Vertretungsrechts in den die Perſon und 
das Vermögen des Kindes betreffenden Angelegenheiten macht die Bevormundung nötig 
(8 1773). Über die Rechte des Gewalthabers auf vormundſchaftlichem Gebiete vgl. Vorbem 2 
vor $ 1773. 

2. Die elterliche Gewalt ſteht an ſich gleichmäßig beiden Elternteilen zu. Das Recht 
der Mutter tritt jedoch, abgeſehen von ihrer Mitwirkung auf dem Gebiete der tatſächlichen 
Sorge für die Perſon des Kindes ($ 1634), erſt bei Verhinderung des Vaters an der Ausübung 
der elterlichen Gewalt aushilfs weiſe ($ 1685) und beim Tode des Vaters oder im 
Falle der Verwirkung ſeiner elterlichen Gewalt, wenn in dieſem Falle die Scheidung hinzu⸗ 
gekommen iſt, endgültig in Wirkſamkeit ($ 1684). Die elterliche Gewalt der Mutter 
unterſcheidet ſich von der des Vaters weſentlich dadurch, daß die Beſtellung eines Beiſtandes 
zuläſſig iſt, dem auf Antrag der Mutter auch die Vermögensverwaltung übertragen werden 
kann ($$ 1687, 1693), und daß die elterliche Gewalt der Mutter durch Wiederverheiratung 
erliſcht ($ 1697). Über die Rechte der geſchiedenen Ehegatten hinſichtlich der Erziehung der 
ge meinſchaſtlichen Kinder ift in den $$ 1635, 1636 das Nähere beſtimmt. Auf die tatſächliche 
Sorge für die Perſon des Kindes (worauf ſich auch die Rechte des Vaters bei geminderter 
Geſchäftsfähigkeit und der unehelichen Mutter beſchränken, $$ 1676 Abſ 2, 1707) finden die 
für die elterliche Gewalt geltenden allgemeinen Beſtimmungen entſprechende Anwendung 
(f. namentlich $$ 1666 ff., 1633, 1648, 1664, 1673, 1675, 1680). 

3. Verſchieden von dem Rechte der elterlichen Gewalt ſind die Rechte, welche den 
Eltern als ſolchen (auch der unehelichen Mutter) kraft des natürlichen Verwandtſchafts⸗ 
verhältniſſes zuſtehen. Hierzu gehört das Recht der Einwilligung zur Eheſchließung, Kindes⸗ 
annahme und, was die uneheliche Mutter betrifft, zur Ehelichkeitserklärung des noch nicht 
21jährigen Kindes (85 1305, 1747, 1726), der Anſpruch auf Unterhalt ($ 1601), das Recht 
des Vaters, die Ehelichkeit des Kindes anzufechten oder anzuerkennen ($$ 1593, 1598), die 
Berufung als Vormund des volljährigen Kindes ($ 1899). Der Name und Stand des Vaters 
(nicht des geſetzlichen Vertreters) iſt für den Wohnſitz uſw. des ehelichen Kindes maßgebend 
(88 11, 1616), feine Staatsangehörigkeit beſtimmt das nach Artt 7 ff. EG (dal. namentlich 
Artt 18, 19) anzuwendende Recht. Über die aus der Angehörigkeit zum Hausſtande folgenden 
hausherrlichen Rechte der Eltern, die ebenfalls mit dem Recht der elterlichen 
Gewalt nichts gemein haben, ſ. §s 1617 bis 1619. 

4. Die auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt dem Vormundſchaftsgericht obliegen- 
den Verrichtungen werden von dem Amtsgericht wahrgenommen, in deſſen Bezirk das Kind 
zu der Zeit des Eintritts der Fürſorgebedürftigkeit ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung 
eines inländiſchen Wohnſitzes ſeinen Aufenthalt hat (88 43, 36 FGG). Wegen der ſonſtigen 
Zuſtändigkeitsvorſchriftenſ. Vorbem 4 vor § 1773. Soweit die Entſcheidung 
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dem Vormundſchaftsgericht zugewieſen iſt (wofür Rückſichten auf das Wohl des Kindes be⸗ 
ſtimmend ſind), iſt ſeine Zuſtändigkeit regelmäßig eine ausſchließliche (vgl. 8 1635 A 2). 
Hinſichtlichdes Verfahrens iſt hervorzuheben, daß weder nach 59 1635, 1636, noch nach 
58 1666 ff. die Beſtellung eines Pflegers notwendig iſt. 8 1909 kommt hier nicht zur An⸗ 
wendung, da es ſich um eine von dem Vormundſchaftsgericht, nicht um eine von dem Gewalt⸗ 
haber zu beſorgende Angelegenheit handelt. Die Beſtimmungen der 88 1673, 1675 BGB 
und der 88 12, 15, 57 Abſ 1 Nr 9, 59, 63 SOG bieten auch eine ausreichende Gewähr für 
eine erſchöpfende Ermittelung des Sachverhalts (RG 60, 134; 62, 132; 64, 16). Das über 
14 Jahre alte Kind ift, ſoweit es ſich um feine perſönlichen Angelegenheiten handelt oder es 
vor der Entſcheidung zu hören iſt, zu Anträgen und Beſchwerden berechtigt (§ 59 FGG). 
Die Einſicht der Akten iſt einem jeden Beteiligten zu geſtatten ($ 34 FGG). Ein Recht des 
Beſchwerdeführers auf Zuziehung zur Beweisaufnahme iſt dagegen nicht anzuerkennen (RG 
63, 278). Über die Zwangsvollſtreckungsgewalt des Vormundſchaftsgerichts ſ. Vorbem 5 
vor 5 1773. 

5 5. Durch die von dem Vormundſchaftsgericht nach 58 1666, 1833 beſchloſſene Zwangs⸗ 
erziehung wird die Verwaltungsbehörde nicht verpflichtet, die zur Durchführung des Be⸗ 
ſchluſſes erforderlichen Mittel herzugeben. Um dies zu erreichen, muß die Fürſorgeerziehung 
gemäß Art 135 EG nach näherer Beſtimmung der Landesgeſetze (unbeſchadet der Vorſchriften 
der 58 55, 56 StGB) von dem Vormundſchaftsgericht beſchloſſen werden. Die Ausführung 
des Beſchluſſes iſt regelmäßig Sache der Verwaltungsbehörde (Art 135 Abſ 2 EG). Das 
Landesgeſetz kann die Fürſorgeerziehung, ohne an die Vorſchriften der 88 1666, 1838 ge⸗ 
bunden zu ſein, ganz allgemein oder unter beſtimmten weiteren Vorausſetzungen (z. B. 
Unzulänglichkeit der von dem Vormundſchaftsgericht aus $$ 1666, 1838 zu treffenden Maß⸗ 
nahmen und der Mittel der Armenpflege) für zuläſſig erklären, wenn die Zwangserziehung 
zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens des Kindes notwendig iſt. 

6. Nach dem Grundſatze des Art. 19 EG, der einer Erweiterung fähig ift (ogl. 
Vorbem 6 vor $ 1), regeln ſich, was den örtlichen Geltungsbereich betrifft, die familien ⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe perſönlicher oder vermögensrechtlicher Art zwiſchen den Eltern und 
dem ehelichen Kinde nach dem jeweiligen Recht der Staatsangehörigkeit des Vaters. Iſt 
dieſer verſtorben, ſo entſcheidet die Staatsangehörigkeit der Mutter. Nach dem gleichen 
Recht beſtimmt ſich auch die Beendigung der elterlichen Gewalt durch Volljährigkeit des 
Kindes (ſo daß Art 7 hier nicht zur Anwendung kommt) oder Verheiratung. Der Gewalt⸗ 
haber darf jedoch, wenn ſeine elterliche Gewalt durch die Verheiratung der Tochter nach 
dem Heimatsrecht des Ehemannes (Art 14) aufgehört hat, nicht in Widerſpruch hiermit 
die elterliche Gewalt für ſich in Anſpruch nehmen. Hinſichtlich der Zuteilung der Kinder 
aus geſchiedener Ehe bleibt das zur Zeit der Scheidung geltende Recht auch bei einem ſpäteren 
Wechſel der Staatsangehörigleit des Vaters beſtehen (a. A. Staudinger A 3p; Planck A 4 
zu Art 19), unbeſchadet der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, im Intereſſe des Kindes 
eine abweichende Beſtimmung zu treffen. Zum Schutze des deutſchen Kindes iſt endlich 
in Art 19 Satz 2 vorgeſchrieben, daß die einmal begründete Anwendbarkeit des Deutſchen 
Rechts durch das Erlöſchen der Reichsangehörigkeit des Vaters, ſofern nur dem Kinde die 
Reichsangehörigkeit verblieben iſt, nicht wegfällt. Die von dem ausländiſchen Heimatsrecht 
ausgeſprochene Rückverweiſung (Art 27 Ech), iſt zu beachten, ebenſo die Weiterverweiſung. 
Die durch Art 23 Abſ 2 Ech (ogl. $ 1773 A 1) dem deutſchen Vormundſchaftsgericht gegebene 
Zuſtändigkeit, vorläufige Maßregeln hinſichtlich eines Ausländers zu treffen, iſt nicht auf 
eigentliche Vormundſchaftsſachen zu beſchränken, ſondern erſtreckt ſich auf Anordnungen, 
die den Schutz des minderjährigen Kindes gegen eine Gefährdung des geiſtigen oder leiblichen 
Wohls bezwecken, nicht aber auf ſonſtige familienrechtliche Anordnungen, wie z. B. die Rege⸗ 
lung des Verkehrs geſchiedener Ehegatten ausländiſcher Staatsangehörigkeit mit ihrem Kinde 
(RFA 10, 1). Über die Unterhaltspflicht vgl. Vorbem 3 vor § 1601. 

7. Übergangsvorſchriften. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern und Kindern be- 
ſtimmt ſich ſeit dem 1. 1. 00 nach neuem Recht (Art 205 EG). Die nach bisherigem Recht er⸗ 
folgte Beſchränkung oder Entziehung des Rechts der Sorge für die Perſon oder das Vermögen 
des Kindes bleibt jedoch bis zu anderweiter Anordnung des Vormundſchaftsgerichts — die 
hier trotz 8 1673 die vorgängige Anhörung von Verwandten oder Verſchwägerten des Kindes 
nicht erfordert, Bayer. Obs 2, 81 — beſtehen (Art 204 Abſ 1 Ech). Das Gleiche gilt für 
eine nach bisherigem Recht zuläſſige Vereinbarung über Erziehung des Kindes (RG 12. 7. 02 
IV 135/02). Ebenſo bleiben nach Maßgabe des Art 206 die Beſtimmungen des früheren Rechts 
über die Zuteilung der tatſächlichen Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder, wenn 
unter dieſem Recht die Ehe geſchieden iſt, ſolange in Kraft, als auch nur einer der geſchiedenen 
Ehegatten noch am Leben iſt (RG 62, 286). Eine nach neuem Recht nicht zuläſſige Entziehung 
der Nutznießung (vgl. $ 1666 Abſ 2) ſoll das Vormundſchaftsgericht aufheben (Art 204 Abſ 2 
Eh). Iſt die väterliche Gewalt nach früherem Recht aus einem Grunde verwirkt, den das 
BEB nicht anerkennt, fo erlangt der Vater mit Inkrafttreten des BGB die elterliche Gewalt 
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zurück (KJ 19 A 51). Die elterliche Gewalt der Mutter tritt ein, wenn deren Voraus⸗ 
ſetzungen nach BGB vorliegen. Die Mutter hat deshalb gemäß § 1697 kein Recht auf die 
elterliche Gewalt, wenn ſie vor dem Inkrafttreten des BGB ſich wieder verheiratet hat, mag 
auch zu dieſer Zeit die Ehe nicht mehr beſtehen (anders für letzteren Fall RG 20. 12. 06 IV B 
343/06). Die nach früherem Recht von dem Vater angeordnete Ausſchließung der Mutter 
von der Vormundſchaft gilt nach neuem Recht, das eine ſolche Ausſchließung nicht kennt, als 
Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes im Sinne des $ 1687 Nr 1 (Art 205). 


Vierter Titel 
Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder 


I. Bechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und dem Binde im allgemeinen 


8 1616 


Das Kind erhält den Familiennamen des Vaters ) ). 

E 1 1497 II 1511 M 4, 712 P 4, 585. 

1. Die zur Familie des Mannes gehörigen Perſonen, Frau und Kinder, teilen deſſen 
Familiennamen und ſind nach dem in den einzelnen Bundesſtaaten geltenden öffentlichen 
Recht auch zur Führung dieſes die Familienzugehörigkeit erkennbar machenden Namens 
verpflichtet. Die Anderung des Familiennamens iſt nur mit ſtaatlicher Genehmigung 
geſtattet, die nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften teils von der Behörde, teils von dem 
Landesherrn erteilt wird. Nach dem Landesrecht beſtimmt es ſich, ob dieſe Genehmigung 
auch zu einer bloßen den Wortklang unverändert laſſenden Anderung der Schreibweiſe er- 
forderlich iſt (val. DZ 00, 48451) und ob die Hinzufügung von Zuſätzen erlaubt iſt. Bei 
Findelkindern iſt in Ermangelung beſonderer landesrechtlicher Beſtimmungen der Vormund 
als berechtigt anzuſehen, dem Kinde vorläufig einen Namen zu geben. Das Kind teilt den 
Namen des Vaters, auch wenn dieſer nach $ 1701 nicht die aus der Vaterſchaft ſich ergebenden 
Rechte hat. Anders iſt es nur, wenn die Ehe gemäß $ 1699 ſchlechthin nichtig iſt. Hat der 
Vater nach der Geburt des Kindes mit ſtaatlicher Genehmigung einen andern Namen 
angenommen, ſo geht der neue Name in Ermangelung eines bei der Genehmigung 
gemachten Vorbehalts auch auf die minderjährigen Kinder über, die in dieſer Beziehung 
eine Sonderſtellung nicht beanſpruchen können (vgl. Art 134 Württ. Ach — a. A. Staudinger 
A 2 c; Planck A 1 b), nicht aber auf die volljährigen Kinder. An der Anderung des Namens 
durch Annahme an Kindes Statt nehmen — abweichend von der Legitimation durch Ehe⸗ 
ſchließung und von der Ehelichkeitserklärung — die zur Zeit der Kindesannahme bereits ge⸗ 
borenen Kinder nicht teil, falls nicht der Vertrag auch mit ihnen gefchloffen iſt (58 1722, 1737, 
1762, 1772). — Was die Vornamen betrifft, ſo iſt in dem Recht der Sorge für die Perſon 
des Kindes auch die Befugnis enthalten, die Vornamen zu beſtimmen (die nach § 22 PStc; 
vom 6. 2. 75 binnen 2 Monaten dem Standesbeamten anzumelden ſind) und darunter den 
Rufnamen auszuwählen. Darüber, welche Vornamen gewählt werden dürfen und ob es zu 
einer Anderung der Vornamen der ſtaatlichen Genehmigung bedarf, was dem Ge— 
biete des öffentlichen Rechts angehört, entſcheidet das Landesrecht. 

2. Die Familiengemeinſchaft zeigt ſich auch darin, daß die Kinder nach Maßgabe der 
öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen des Landesrechts den Stand des Vaters und die 
minderjährigen unverheirateten Kinder nach $$ 11, 19 StAng® in der Faſſung des 
Art 41 EG die Staatsangehörigkeit des Vaters teilen, falls nicht bei der Ver⸗ 
leihung oder Entlaſſung eine Ausnahme gemacht iſt. Wegen des Wohnſitzes ſ. g 11 A 1 
und 2. Nicht abzuleiten iſt aus dem Grundſatz der Familiengemeinſchaft ein Recht auf Aus⸗ 
kunftserteilung über die perſönlichen Verhältniſſe der andern Familienmitglieder (RG JW 
01, 54). In dem damals entſchiedenen Falle hatte ein durch nachfolgende Verheiratung 
der Eltern ehelich gewordenes Kind, das bisher der Familie fern geſtanden hatte, auf Mit⸗ 
teilung der Namen, des Geburtstages und gegebenenfalls des Todestages aller ehelich er⸗ 
zeugten oder legitimierten Kinder gegen die Eltern Klage erhoben. 


8 1617 


Das Kind iſt, ſolange es dem elterlichen Hausſtand angehört!) und von 
den Eltern erzogen oder unterhalten wird, verpflichtet, in einer ſeinen Kräften 
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und ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe den Eltern in ihrem Haus⸗ 
weſen und Geſchäfte Dienſte zu leiſten “). 

E 1 1499 II 1512 M 4, 715 P 4, 535. 

1. Die Angehörigkeit zum elterlichen Hausſtand oder dem Hausſtand eines Eltern⸗ 
teils begründet gewiſſe hausherrliche Rechte, die von den Rechten der elterlichen Gewalt grund- 
ſätzlich verſchieden find und in den $8 1617 bis 1619 dargeſtellt ſind. Es macht keinen Unter⸗ 
ſchied, ob das Kind minderjährig, volljährig oder verheiratet iſt. Zur Hausangehörigkeit iſt 
erforderlich, daß das Kind in dem Hausſtande den Mittelpunkt ſeiner Lebensbeziehungen hat 
(fo Dernburg IV $ 71 III). Nicht unbedingt nötig iſt, daß das Kind die elterliche Wohnung 
zugleich als Schlafſtätte oder zur Einnahme ſämtlicher Mahlzeiten benutzt. 

2. Vorausſetzung des in $ 1617 behandelten Anſpruchs auf Dienſte iſt weiter, daß das 
Kind Erziehung oder Unterhalt erhält, was bei dem nicht in elterlicher Gewalt befindlichen 
minderjährigen Kinde nur mit (ausdrücklicher oder ſtillſchweigender) Zuſtimmung des Vor⸗ 
mundes geſchehen kann. Der Erwerb aus den Dienſten gebührt demjenigen Elternteil, der 
die Erziehung leitet oder den Unterhalt beſorgt. Nur dieſer hat über die Dienſte Beſtimmung 
zu treffen. Wird die Erziehung oder der Unterhalt von beiden Eheleuten gewährt, ſo be⸗ 
ſtimmt ſich das Recht auf die Dienſte vorbehaltlich anderer Vereinbarung nach den allgemeinen 
Grundſätzen des ehelichen Güterrechts. 

3. Nur zur Leiſtung von Dienſten, nicht zu Vermögensleiſtungen iſt das Kind ver⸗ 
pflichtet und auch nur zur Leiſtung von Dienſten im Hausweſen oder Geſchäft der Eltern. 
Zu ſonſtigen Zwecken dürfen die Eltern die Dienſte nicht benutzen. Auch können ſie ihr Recht 
nicht einem andern übertragen. Die Dienſte können immer nur inſoweit gefordert werden, 
als ſie den körperlichen und geiſtigen Kräften des Kindes und ſeiner Lebensſtellung entſprechen 
und als die Ausbildung des Kindes nicht hierunter leidet. Gegen mißbräuchliche Ausnutzung 
der Arbeitskraft hat im Intereſſe des minderjährigen Kindes das Vormundſchaftsgericht 
nach 8 1666 einzuſchreiten. Über die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben (auch über 
die Beſchäſtigung eigener Kinder) iſt das RGeſ vom 30. 3. 03 ergangen. Kinder unter 
13 Jahren und die noch zum Beſuch der Volksſchule verpflichteten Kinder dürfen in gewiſſen 
Betrieben überhaupt nicht, in andern Betrieben nur während beſchränkter Zeit beſchäftigt 
werden. 


8 1618 

Macht ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes !) volljähriges Kind 
zur Beſtreitung der Koſten des Haushalts aus ſeinem Vermögen eine Auf⸗ 
wendung oder überläßt es den Eltern zu dieſem Zwecke etwas aus ſeinem Ver⸗ 
mögen, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, Erſatz zu ver⸗ 
langen). 

E II 1513 P 4, 538 und 541. 

1. Über die Hausangehörigkeit |. $ 1617 A 1. 

2. Verbleibt das volljährige Kind im elterlichen Hausſtand, ſo wird regelmäßig, ſo⸗ 
fern die Eltern auf einen Zuſchuß zu den Koſten des Haushalts angewieſen ſind und das 
Kind nach ſeinem Verdienſte einen ſolchen Zuſchuß leiſten kann, eine Vereinbarung anzu⸗ 
nehmen ſein, daß das Kind zur Zahlung eines Entgelts verpflichtet iſt. Aber auch ohne 
ſolche Vereinbarung greift die Auslegungsregel Platz, daß das Kind, wenn es 
freiwillig einen Beitrag zum Haushalt leiſtet, ſei es, daß es ſelbſt die Koſten des Haus⸗ 
halts beſtreitet oder daß es den Eltern zur Verwendung hierfür Vermögensgegenſtände 
überläßt, nicht in der Abſicht handelt, Erſatz zu verlangen, mithin nicht den in $ 683 be⸗ 
ſtimmten Erſatzanſpruch hat (vgl. die ähnliche Auslegungsregel des § 685 Abſ 2). Aus 
beſonderen Umſtänden, wie namentlich aus der Höhe der Aufwendung, die zu den Vor⸗ 
teilen des Kindes aus der Hausgemeinſchaft der Eltern in keinem Verhältnis ſteht, wird je⸗ 
doch auf die Abſicht des Kindes, ſich den Erſatzanſpruch vorzubehalten, geſchloſſen werden 
dürfen. 


9 1619 


Uberläßt ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes ) volljähriges Kind 
ſein Bermögen ganz oder teilweiſe der Verwaltung des Vaters, ſo kann der 
Vater die Einkünfte, die er während ſeiner Verwaltung bezieht, nach freiem 
Ermeſſen verwenden, ſoweit nicht ihre Verwendung zur Beſtreitung der 
Koſten der ordnungsmäßigen Verwaltung und zur Erfüllung ſolcher Ver⸗ 
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pflichtungen des Kindes erforderlich iſt, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung 
aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden?). Das Kind kann eine 
abweichende Beſtimmung treffen). * 

Das gleiche Recht ſteht der Mutter zu, wenn das Kind ihr die Verwaltung 
ſeines Vermögens überläßt). 

E II 1514 M 4, 728 P 4, 538 und 541. 

1. Über die Hausangehörigkeit ſ. $ 1617 A 1. 

2. Solange ſich das Kind in elterlicher Gewalt befindet, ſteht dem Gewalthaber die 
Nutznießung an dem freien Vermögen des Kindes zu. Ein ähnliches Rechtsverhältnis findet 
ſtatt bezüglich des Vermögens, das ein volljähriges Kind der Verwaltung des Vaters 
oder der Mutter überläßt, was auch ſtillſchweigend durch Nichtrückforderung des vom bis⸗ 
herigen Gewalthaber verwalteten Vermögens geſchehen kann. Der verwaltende Elternteil 
erhält hierdurch das Recht, die Einkünfte nach freiem Ermeſſen, auch im eigenen 
Intereſſe, zu verwenden. Von dem Nutznießungsrecht unterſcheidet ſich dies Verfü⸗ 
gungsrecht darin, daß die Nutzungen bis zur Verwendung im Eigentum des Kindes bleiben 
Dies iſt namentlich für das Rechtsverhältnis dritten Perſonen gegenüber und für die Heraus- 
gabepflicht bei Beendigung des Verfügungsrechts von Bedeutung. Abweichend vom Nutz⸗ 
nießungsrecht ſind ferner aus dem Vermögen nicht bloß die dem Nutznießer obliegenden 
Laſten ($$ 1654, 13841386, 1388), ſondern allgemein alle Verbindlichkeiten des Kindes 
zu beſtreiten, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften beſtritten werden, 
auch die Koſten des Unterhalts des Kindes, jedoch mit der Beſchränkung, daß das Kind von 
dem in ſeiner Verwaltung gebliebenen Vermögen zu dieſen Unterhaltskoſten einen entſprechen⸗ 
den Beitrag zu leiſten hat. Inſoweit, als es ſich um Erfüllung dieſer Verpflichtungen handelt, 
ift pft Elternteil zur ordnungsmäßigen Ziehung der Nutzungen und zur Rechnungslegung 
verpflichtet. 

3. Die Geſtaltung des Verfügungsrechts beruht auf dem freien Willen des Kindes, 
das hierüber abweichende Beſtimmungen treffen, die Befugniſſe des Elternteils erweitern, 
aber auch das Vermögen jederzeit zurückfordern kann. Werden die an ſich dem Elternteil 
obliegenden Ausgaben (A 2) von dem Kinde gedeckt, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß 
es dieſerhalb keinen Erſatz beanſpruchen will (vgl. § 1618). 


8 1620 


Der Vater iſt verpflichtet, einer Tochter im Falle ihrer Verheiratung zur 
Einrichtung des Haushalts eine angemejjene Ausſteuer zu gewähren !), ſoweit 
er bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung 
ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dazu imſtande iſt und nicht die Tochter ein 
zur Beſchaffung der Ausſteuer ausreichendes Vermögen hat“). Die gleiche 
Verpflichtung trifft die Mutter, wenn der Vater zur Gewährung der Ausſtener 
außerſtande oder wenn er geſtorben iſt. 

Die Vorſchriften des 8 1604 und des § 1607 Abſ. 2 finden entſprechende 
Anwendung . 

E 11 1515 P 4, 817; 5, 143. 

1. Abweichend von dem erſten Entwurf hat das BGB in $ 1620 der ſich verheiraten⸗ 
den Tochter — nicht dem Sohne — einen klagbaren Anſpruch auf eine angemeſſene Aus⸗ 
ſteuer gegen die Eltern eingeräumt, ſofern ſie nicht bereits früher eine Ausſteuer erhalten 
hat ($ 1622). Die Ausſteuer umfaßt die zur Einrichtung des Haushalts gehörigen beweg ⸗ 
lichen Gegenſtände einſchließlich der zum perſönlichen Bedarf der Tochter erforderlichen 
Kleidung und Wäſche. Den Eltern bleibt es überlaſſen, ob ſie ihrer Verpflichtung durch 
Gewährung einer Naturalausſteuer oder durch Zahlung eines entſprechenden Geldbetrags 
genügen wollen. Die Tochter dagegen kann nur eine Naturalausſteuer fordern, 
falls nicht beſondere Umſtände, wie Zerwürfnis mit den Eltern, erhebliche Verſchiedenheit 
der Wohnungs- und Lebensverhältniſſe, feindſelige Verweigerung der Ausſteuer, das Ver⸗ 
langen einer Geldzahlung — worin nur eine andere Erfüllungsart, nicht ein verſchiedener 
Anſpruch zu ſehen iſt — gerechtfertigt erſcheinen laſſen (RG JW 06, 45811; 30. 5. 04 IV 
481/03; Warn 09 Nr 305; IW 09 39310). Das Geſetz gewährt einen Anſpruch auf 
angemeſſene Ausſteuer und geſtattet damit, daß nicht nur der Lebensſtellung des 
Ehemannes der Tochter, ſondern auch den Vermögensverhältniſſen der Eltern Rechnung 
getragen wird, wobei auch darauf zu achten iſt, daß den Eltern das zur Verſorgung der 
fibrigen Kinder erforderliche Vermögen verbleibt. Bei Beurteilung der Lebensſtellung 
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des Ehemannes iſt auch deſſen berufsmäßige Ausbildung und die dadurch gewonnene Fähig⸗ 
keit, eine höhere Stellung einzunehmen, mit in Betracht zu ziehen (R JW 09, 39310). 
Für die nähere Beſtimmung des Umfangs und der Beſchaffenheit der Ausſteuer iſt nach dem 
allgemeinen Grundſatz des 8 242 die örtliche Sitte und die Familienſitte von Bedeutung. 
Die Regel des § 243 Abf 1 findet keine Anwendung (a. A. Staudinger A pc). Die Ge⸗ 
währleiſtungspflicht beſtimmt ſich nach den Grundſätzen über Kauf, nicht über Schenkung 
(a. A. Planck A 10). Liegt der in § 1620 behandelte Fall der Ausſteuer nicht vor oder ſind 
bei Gewährung der Ausſteuer die Grenzen des Angemeſſenen überſchritten, jo greifen die 
allgemeinen Grundſätze der Ausſtattung ein (vgl. § 1624 A 3, 8 1625 A 1). 

2. Begrenzung der Ausſtenerpflicht. Die Ausſteuerpflicht ſtellt ſich als eine Er⸗ 
weiterung der Unterhaltspflicht dar und unterliegt deshalb in vielen Beziehungen den für 
die Unterhaltspflicht geltenden Beſtimmungen. Durch die Bedürftigkeit des 
Berechtigten (val. $ 1602 Abſ 1) iſt der Ausſteueranſpruch inſofern bedingt, als die 
Tochter nur einen Anſpruch hat, wenn und inſoweit ſie die Ausſteuer aus ihrem Vermögen, 
mag dasſelbe nun freies oder unfreies Vermögen ſein, nicht beſchaffen kann, wofür die 
Veweislaſt hier nicht der Tochter, ſondern dem Verpflichteten zufällt. Erforderlich iſt ferner 
die Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten ($ 1603 Abſ 1), wobei hin⸗ 
ſichtlich der Einwirkung des ehelichen Güterrechts die Beſtimmungen des § 1604 zur An⸗ 
wendung kommen. Ausſteuerpflichtig iſt in erſter Linie der Vater, und zwar ohne Rüd- 
ſicht darauf, ob ihm das Nutznießungsrecht zuſteht, in zweiter Linie bei Leiſtungsunfähig⸗ 
feit des Vaters, der die Erſchwerung der Rechtsverfolgung nach § 1607 Abſ 2 gleichſteht, 
die Mutter. 8 1607 Abſ 2 hat auch Geltung hinſichtlich des der Mutter zuſtehenden 
Erſatzanſpruchs. Beim Zuſammentreffen eines Unterhalts- und Ausſteueranſpruchs (ogl. 
Zimmermann, Der geſetzliche Ausſteueranſpruch 5 7 S 37) muß der Ausſteueranſpruch 
zurücktreten, jedenfalls dann, wenn nach den Grundſätzen des $ 1609 Abſ 2 dem den Unter- 
halt Fordernden der Vorrang zukommt. So hat das RG 10. 6. 07 IV 542/06 anerkannt, 
daß der Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen Frau dem Ausſteueranſpruch der großjährigen 
Tochter vorgeht. 

3. Der Anſpruch auf Ausſteuer kommt mit dem Zeitpunkt der Eheſchließung der 
Tochter zur Entſtehung. Dieſer Zeitpunkt iſt auch maßgebend für die Beurteilung der Be- 
dürftigkeit der Tochter und der Leiſtungsfähigkeit der Eltern. Desgleichen kommt es für 
den Umfang der Ausſteuer, wenn auch dieſe erſt ſpäter gegeben wird, darauf an, was zur 
Zeit der Eheſchließung zur Einrichtung des Haushalts erforderlich iſt. Daraus, daß der 
Leiſtungsanſpruch erſt mit der Eheſchließung entſteht, iſt jedoch nicht zu folgern, daß auch 
auf Feſtſtellung nicht früher geklagt werden könnte. Ein zur Erhebung der Feſtſtellungsklage 
aus 8 256 30 ausreichendes wirtſchaftliches Jutereſſe iſt gegeben, wenn die Tochter ver⸗ 
lobt iſt (RG 49, 370). Auch eine Klage auf künftige Leiſtung iſt unter den Vorausſetzungen 
des 8 259 Z Po, wenn nach dem bisherigen Verhalten des Verpflichteten zu beſorgen iſt, 
daß er ſich der rechtzeitigen Leiſtung entziehen werde, zuläſſig (RG 58, 139; JW 09, 39319) 


9 1621 


Der Vater und die Mutter können die Ausſteuer verweigern, wenn ſich 
die Tochter ohne die erforderliche elterliche Einwilligung verheiratet. 


Das Gleiche gilt, wenn ſich die Tochter einer Verfehlung ſchuldig gemacht 
hat, die den Verpflichteten berechtigt, ihr den Pflichtteil zu entziehen“). 

E 11 1516 P 4, 817. 

1. Das in $ 1621 Abſ 2 beſtimmte Recht der Eltern, die Ausſteuer zu verweigern, 
ſteht in Einklang mit $ 1611 Abſ 2 (vgl. $ 1611 A 2). Nur hat die Verfehlung (die 
einredeweiſe geltend zu machen iſt) nicht eine bloße Beſchränkung, ſondern den vollſtändigen 
Verluſt des Ausſteueranſpruchs zur Folge. Als weitere Verfehlung kommt hinzu die Ver⸗ 
heiratung der Tochter ohne die nach 89 1305 ff.erforderliche Ein⸗ 
willigung der Eltern. Es iſt nicht mehr wie billig, daß den Eltern durch eine 
Verheiratung der Tochter, zu der ſie die erforderliche Einwilligung nicht gegeben 
haben, keinerlei Laſten erwachſen. Wird die Einwilligung nachträglich erteilt, ſo kann hierin 
ein Verzicht auf die Einrede liegen (a. A. Staudinger A 1a). Die Verheiratung ohne die 
erforderliche Einwillgung berechtigt — wie die Pflichtteilsentziehungsgrün de 
des § 2333 Nr 1, 2, 3 — nicht nur den Elternteil, deſſen Einwilligung nötig war, ſondern 
auch den andern Elternteil zur Verſagung der Ausſteuer. Macht der Vater von dem Recht 
der Verſagung aus § 1621 Gebrauch, fo kann nicht an feiner Stelle die Mutter zur Ge⸗ 
währung der Ausſteuer herangezogen werden (vgl. § 1611 A 3). 


236 Familienrecht Verwandtſchaft 


8 1622 

Die Tochter kann eine Ausſteuer nicht verlangen, wenn ſie für eine frühere 
Ehe von dem Vater oder der Mutter eine Ausſteuer erhalten hat!). 

E II 1517 P 4, 317. 

1. Die Tochter hat nur einen Anſpruch auf einmalige Ausſteuer. Hat fie eine an- 
gemeſſene Ausſteuer bereits für eine frühere Ehe von dem Vater oder der Mutter erhalten, 
ſo iſt ſie damit wegen ihres Ausſteueranſpruchs auch für die ſpätere Ehe abgefunden. Eine 
zweite Ausſteuer kann ſie nicht verlangen. Iſt es aber zu einer Eheſchließung nicht gekommen, 
der Zweck der Ausſteuer alſo nicht erreicht, ſo tritt eine Befreiung von der Ausſteuerpflicht 
inſoweit ein, als die Tochter bei Eingehung der anderen Ehe aus der früheren Zu⸗ 
wendung noch bereichert iſt (a. A. Planck A 3). Die von einem Dritten gewährte Ausſteuer 
wirkt auf den Ausſteueranſpruch der Tochter inſofern ein, als hierdurch die Bedürftigkeit 
(5 1620 A 2) beſeitigt wird. 


8 1623 


Der Anſpruch auf die Ausſteuer iſt nicht übertragbar !). Er verjährt in 
einem Jahre von der Eingehung der Ehe an?). 

E 11 1518 P 4, 317; 6, 298. 

1. Der Ausſteueranſpruch ſoll dem Zwecke, die Mittel zur Begründung des ehelichen 
Haushalts zu gewähren, nicht entfremdet werden dürfen. Er iſt deshalb als ein höchſt 
perſönlicher Anſpruch nicht übertragbar, auch nicht pfändbar (§ 851 Abſ 1 ZPO), und kann 
nicht gegen ihn aufgerechnet werden ($ 394). Dagegen ift der Ausſteueranſpruch, ſobald 
er durch die Eheſchließung zur Entſtehung gelangt iſt, ſowohl auf ſeiten des Berechtigten 
als des Verpflichteten vererblich. Die Unübertragbarkeit ſchließt nicht aus, daß der Aus⸗ 
ſteueranſpruch der Frau von dem Ehemann nach den Regeln des ehelichen Güterrechts 
(ſ. $$ 1380, 1439, 1525 Abſ 2) geltend gemacht werden kann. 

2. Der einjährigen Verjährung unterliegt nur der geſetzliche Ausſteueranſpruch, nicht 
der Anſpruch aus einem Ausſteuerverſprechen. Die Verjährung beginnt mit Eingehung 
der Ehe, falls nicht vereinbarungsgemäß die Ausſteuer erſt ſpäter fällig wird. Während 
der Minderjährigkeit der Tochter iſt die Verjährung des Anſpruchs nach § 204 gehemmt. 


8 1624 


Was einem Kinde mit Rückſicht auf ſeine Verheiratung oder auf die Er⸗ 
langung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung zur Begründung oder zur Er⸗ 
haltung der Wirtſchaft oder der Lebensſtellung von dem Vater oder der Mutter 
zugewendet wird (Ausſtattung) ), gilt, auch wenn eine Verpflichtung nicht be⸗ 
ſteht, nur inſoweit als Schenkung?) , als die Ausſtattung das den Umſtänden, 
insbeſondere den Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der Mutter, ent⸗ 
ſprechende Maß überſteigt. 

Die Verpflichtung des Ausſtattenden zur Gewährleiſtung wegen eines 
Mangels im Rechte oder wegen eines Fehlers der Sache beſtimmt ſich, auch 
ſoweit die Ausſtattung nicht als Schenkung gilt, nach den für die Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Schenkers geltenden Vorſchriften. 

E I 1500 Abſ 1, 3 11 1519 M 4, 716 ff. P 4, 317 ff. 

1. Als Ausſtattung iſt anzuſehen, was einem Kinde zur Selbſtändigmachung oder 
zur Erhaltung der Selbſtändigkeit von den Eltern zugewandt wird, wobei es gleichgültig 
iſt, ob die Zuwendungen tatſächlich hierzu erforderlich ſind. Auf den Zeitpunkt der Zuwendung, 
ob ſie vor oder nach der Verheiratung oder Begründung der ſelbſtändigen Lebensſtellung 
erfolgt, kommt es nicht an (RG JW 06, 42612). Unter den Begriff der Ausſtattung fällt 
auch, was zur Vergrößerung des Geſchäfts im Sinne der Hebung der wirtſchaftlichen Selb⸗ 
ſtändigkeit und was einem unausgeſtatteten oder geringer ausgeſtatteten Kinde zur Gleich⸗ 
ſtellung mit der Ausſtattung eines andern Kindes gegeben wird (RG ZW 10, 23716). 
Die Ausſtattung (Mitgift) — die in weiterem Sinne auch die Ausſteuer mit umfaßt — 
iſt nicht auf bewegliche Sachen beſchränkt, ſondern kann auch in Grundſtücken, in der Ge⸗ 
währung einer Rente, einer freien Wohnung (RG 26. 3. 06 IV 479/05) uſw. beſtehen. 
Über die Ausgleichungspflichtigkeit der Ausſtattung ſ. $ 2050, der zwiſchen Ausſtattung (Aus⸗ 
ſteuer) und Zuſchüſſen unterſcheidet, obſchon auch letztere, ſofern fie nicht aus reiner Frei, 
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gebigkeit zu irgend welchen Zwecken gegeben find (RG JW 10, 23715), eine Ausſtattung 
im Sinne des $ 1624 bilden konnen. Die Beſtimmung des § 1623 über die Unübertrag⸗ 
barkeit des Ausſteueranſpruchs iſt nicht auf den Ausſtattungsanſpruch auszudehnen. Die 
Übertragbarkeit richtet ſich hier nach dem Gegenſtande des Anſpruchs (vgl. RG FW 07, 


De 

2. Die Gewährung einer Ausſtattung ſtellt ſich regelmäßig als Schenkung dar, deren 
Vorhandenſein nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß es ſich um Erfüllung einer ſittlichen 
Pflicht handelt (8 534). Ausdrücklich iſt aber in $ 1624 beſtimmt, daß die von den Eltern 
herrührende Ausſtattung nicht als Schenkung gelten joll, ſoweit ſie 
nach den Umſtänden, wobei namentlich auch die Verhältniſſe des auszuſtattenden 
Kindes und der übrigen Kinder in Betracht kommen, zur Zeit der Zuwendung oder des 
Verſprechens das den Vermögens verhältniſſen der Eltern ent- 
ſprechende Maß nicht überſteigt. Die Ausſtattungspflicht der Eltern iſt 
damit in gewiſſer Weiſe zu einer Rechtspflicht erhoben. Das Ausſtattungsverſprechen be⸗ 
darf zu ſeiner Gültigkeit nicht der für das Schenkungsverſprechen vorgeſchriebenen Form 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, ſoudern iſt formlos gültig, ſoweit nicht wegen 
ſeines Gegenſtandes eine beſondere Form eingehalten werden muß. Die Form des $ 313 
iſt zu beobachten, wenn die Zuſage auf Übereignung eines Grundſtüucks gerichtet iſt, wo⸗ 
durch jedoch die Gültigkeit des wahlweiſe beigefügten Verſprechens einer Geldzahlung nicht 
berührt wird (RG JW 04, 4056). Es bedarf der Schriftform des $ 761, wenn den Gegen⸗ 
ſtand des Ausſtattungsverſprechens eine Leibrente bildet, für deren Begriff die Lebensläng⸗ 
lichkeit der Rente — die allerdings durch Nebenvereinbarungen eingeſchränkt fein Tann — 
und die Einheitlichkeit des Rentenrechts (im Gegenſatz zu Einzelleiſtungen, die ſich ver⸗ 
ſchiedenartig geftalten können) weſentlich iſt (RG 67, 204). Keine Anwendung finden ferner 
die Beſtimmungen über Rückforderung einer Schenkung wegen Bedürftigkeit und Widerruf 
einer Schenkung wegen Undanks (88 519, 528 ff.), die Auslegungsregel des § 520, 
ſowie die Beſtimmungen über die auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit beſchrankte Haftung 
und die Befreiung von Verzugszinſen (88521, 522). Dagegen bleibt es nach § 1624 Abſ 2 bei 
der Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Gewährleiſtungspflicht des 
Schenkers ($$ 523, 524) und auch die Anwendbarkeit der Vorſchriften über Schenkung 
unter einer Auflage (85 525—527) unterliegt keinem Bedenken. Dieſe beſondere Regelung 
greift nur Platz zugunſten des Kindes. Doch wird, wenn der Ausſtattung verſprechende Eltern- 
teil ſich unmittelbar an den Ehemann oder Bräutigam der Tochter wendet, die Sache regel⸗ 
mäßig ſo liegen, daß die Zuſage für die Tochter beſtimmt iſt und nur in deren Vertretung 
von dem Schwiegerſohn entgegengenommen wird, ſo daß ſich hieraus die Gültigkeit des 
mündlichen Verſprechens ergibt (NG JW 04, 405°; 26. 3. 06 IV 479/05; 7. 10. 07 IV 
67/07). Das mündliche Verſprechen wird in entſprechender Anwendung des $ 1624 Abſ 1 
auch dann als gültig anzuſehen ſein, wenn dem Schwiegerſohn gegenüber die Verpflichtung 
zur Leiſtung an die Tochter gemäß § 328 Abſ 1 übernommen wird (RG 67, 207). Zu⸗ 
läſſig iſt es, das Ausſtattungsverſprechen unter einem beſtimmten, ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend erklärten Vorbehalt abzugeben (RG 17. 10. 07 IV 67/07). Die Pflicht zur Ent⸗ 
richtung der Ausſtattung fällt weg, wenn der damit verbundene Zweck nicht mehr erreicht 
werden kann (vgl. NRG 14. 11. 07 IV 182/07). 


3. Überſteigt die Ausſtattung das gehörige Maß oder wird ſie von einem andern 
als den Eltern gewährt, ſo iſt der Umſtand, daß es ſich um eine Ausſtattung handelt, kein 
Hindernis, eine Schenkung anzunehmen. Ob aber in Wirklichkeit eine Schenkung vorliegt, 
hängt davon ab, ob die Erforderniſſe der Schenkung erfüllt ſind. Schenkung iſt nicht an⸗ 
zunehmen, wenn Eheſchließung und Mitgiftverſprechen im Verhältnis von Leiſtung und 
Gegenleiſtung ſtehen oder wenn auch nur die Mitgift nach der Willensmeinung der Par⸗ 
teien eine Abgeltung der Laſten der Ehe ſein ſoll, ohne welche Abgeltung die Eheleute üder⸗ 
haupt nicht daran denken konnten, zu heiraten (vgl. RG 62, 273; Gruch 51, 376; JW 
08, 716, Warn 08 Nr 203; vgl. auch Neubecker, Die Mitgift S 243, welcher ein jedes die Ehe⸗ 
ſchließung veranlaſſendes Mitgiftverſprechen für klagbar anſehen will). Wird die Mitgift ver- 
ſprochen, um den Mann dazu zu beſtimmen, die von dem Verſprechenden geſchwängerte 
Frauensperſon zu heiraten, ſo kann hierin, falls für den Mann keine andern Beweggründe 
vorgelegen haben, ein die Ungültigkeit des Vertrages bewirkender Verſtoß gegen die guten 
Sitten liegen (RG 62, 278). 


8 1625 


Gewährt der Vater einem Kinde, deſſen Vermögen ſeiner elterlichen oder 
vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegt, eine Ausſtattung, ſo iſt im Zweifel 
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anzunehmen, daß er ſie aus dieſem Vermögen gewährt. Dieſe Vorſchrift findet 
auf die Mutter entſprechende Anwendung!). 

E 1 1500 Abſ 2 II 1520 M 4, 720 P 4, 323. 

1. Die Auslegungsregel des $ 1625 — die auch auf die Ausſteuer anzuwenden 
iſt — iſt nur für den Fall aufgeſtellt, daß ſich das Vermögen des Kindes kraft Geſetzes in 
der Verwaltung des die Ausſtattung gewährenden Elternteils befindet. Erhellt nicht, ob 
die Mittel aus dem eigenen Vermögen oder dem Kindesvermögen genommen ſind oder 
durch Darlehnsaufnahme genommen werden ſollen, fo ſpricht die Vermutung für Verwendung 
des Kindesvermögens. Darüber, wem im Verhältnis der Ehegatten zueinander nach Güter⸗ 
gemeinſchaftsrecht die Ausſtattung zur Laſt fällt, ſ. 58 1465, 1538, 1549. 


II. Elterliche Gewalt 


§ 1626 - 
Das Kind ſteht, ſolange es minderjährig ift, unter elterlicher Gewalt). 


E 1 1501 Abſ 1 11 1521 M 4, 727 P 4. 546. 

1. Der $ 1626 enthält den wichtigen Grundſatz, daß es keine väterliche, ſondern 
nur eine elterliche Gewalt gibt (vgl. hierüber Vorbem 2 vor 9 1616) und daß die elter- 
liche Gewalt mit der Volljährigkeit des Kindes endet, die durch Voll⸗ 
endung des 21. Lebensjahres oder Volljqährigkeitserklarung (88 2 bis 5) erlangt 
wird. Über die Volljährigkeit hinaus kann die elterliche Gewalt nicht verlängert werden. 
Es kann nur durch Einrichtung einer Vermögensverwaltung (Einſetzung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers) von demjenigen, der dem Kinde Vermögen zuwendet, dafür geſorgt werden, 
daß das Kind (unbeſchadet feines etwaigen Pflichtteilsrechts) erſt ſpäter in den! eſitz dieſes 
Vermögens kommt ($ 2209). Für die auf dem nat ürlichen Verwandtſchafts⸗ 
verhältnis beruhenden Rechte der Eltern beſteht, abgeſehen davon, daß nur ein 
Kind unter 21 Jahren der Einwilligung zur Eheſchließung und Kindesannahme bedarf 
(val. Vorbem 3 vor $ 1616), eine ſolche Zeitgrenze nicht. In prozeſſualer Beziehung 
iſt zu bemerken, daß durch Beendigung der elterlichen Gewalt, falls zugleich das Kind 
vrozeßfähig geworden iſt, das Streitverfahren nach $ 241 ZPO nicht unterbrochen wird 
(RG 21. 2. 03 111 406/01). 


1. Elterliche Gewalt des Vaters 


8 1627 


Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes zu ſorgen ))). 
E 1 1502 Nr 1 II 1522 M 4, 724 P 4, 547. 


1. Die elterliche Gewalt enthält das Recht der Fürſorge für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Kindes, womit nach $ 1649 auch das Nutznießungsrecht verbunden iſt. 
Das Recht der Vertretung ($ 1630) iſt in der Sorge für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen inbegriffen, und zwar derart, daß die Sorge für die Perſon auch das Vertretungsrecht 
in den die Perſon des Kindes betreffenden Angelegenheiten und die Sorge für das Vermögen 
die Vertretung in Vermögensangelegenheiten umfaßt; es erſcheint aber, wenn auf Grund 
der 88 1666 ff. dem Gewalthaber nur das Vertretungsrecht oder nur die tatſächliche Fürſorge 
entzogen wird oder wenn der Mutter auf Grund des § 1635 (ogl. auch 89 1696 —98 und $ 1676 
Abſ 2) die tatſächliche Fürſorge für die Perſon zuſteht, als ein beſonderes Recht. Das Ver⸗ 
tretungsrecht iſt für die elterliche Gewalt derart weſentlich, daß ſein völliges Fehlen die Ein⸗ 
leitung der Vormundſchaft nötig macht ($ 1773). 

2. Die Fü ſorge iſt nicht bloß ein Recht, ſondern auch eine Pflicht. Ein Verzicht 
auf die Verwaltung des Kindesvermögens iſt unzuläſſig. Auch auf Rechnungslegung 
kann der Gewalthaber nicht verzichten. Doch gilt der Verzicht auf Rechnungslegung ſolange, 
als tatſächlich die Verwaltung dem andern belaſſen iſt (RG 2. 4. 06 IV 489/05). 
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8 1628 
Das Recht und die Pflicht, für die Perſon und das Vermögen des Kindes 
zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht auf Angelegenheiten des Kindes, für die ein Pfleger 
beſtellt iſt ). 
E I 1503, 1650 II 1523 M 4, 740 P 4, 557. > 
1. Das Recht der Fürforge und das Vertretungsrecht ift für Diejenigen Angelegen⸗ 
heiten ausgeſchloſſen, für die ein Pfleger beſtellt iſt (58 1909 Abſ 1 und 3, 1638, 1665, 1666, 
1667, 1669, 1670) und zwar tritt die Ausſchließung mit der Beſtellung des Pflegers ein 
und bleibt ſolange in Kraft, bis die Pflegſchaft aufgehoben iſt, ohne Unterſchied, ob die Pfleg⸗ 
ſchaft mit Recht angeordnet iſt oder nicht (vgl. 8 1774 A 2). Anlaß zur Beſtellung eines Pflegers 
iſt auch dann vorhanden, wenn in der fraglichen Angelegenheit ein weſentlicher Intereſſen⸗ 
gegenſatz zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde beſteht. Der Gewalthaber ift nach $ 1909 
Abſ 2 anzeigepflichtig, wenn ein Fall eintritt, in dem die Beſtellung eines Pflegers nötig wird. 


8 1629 

Steht die Sorge für die Perſon oder die Sorge für das Vermögen des 
Kindes einem Pfleger zu, jo entſcheidet bei einer Meinungsverſchiedenheit!) 
zwiſchen dem Vater und dem Pfleger über die Vornahme einer ſowohl die 
Perſon als das Vermögen des Kindes betreffenden Handlung das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht !) 2). 

E 1 1503, 1653 II 1524 M 4, 741 P 4, 558. 

1. Können der Gewalthaber und der für die Perſon oder das Vermögen des Kindes 
beſtellte Pfleger (vgl. $ 1628 A 1) bei einer den beiderſeitigen Wirkungskreis berührenden 
Angelegenheit fir nicht einigen, fo würde, wenn nicht das Vor mundſchaftsgericht 
die Macht hätte, den Streit zu entſcheiden, die betreffende Maßregel, was oft zum Schaden 
des Kindes fein würde, unterbleiben müſſen. Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgexichts 
kann nur dahin ergehen, daß es einer Anſicht ganz oder teilweiſe beitritt, wogegen der Über⸗ 
ſtimmte, deſſen Zuſtimmung vom Vormundſchaftsgericht erſetzt wird, ſofortige Beſchwerde ein⸗ 
legen kann (58 53 Abſ 1, 60 Abſ 1 Nr 6 FGG). Eine dritte Anſicht, die weder die Zuſtimmung 
des Gewalthabers noch des Pflegers findet, kann das Vormundſchaftsgericht hierbei nicht 
vertreten (a. A. Blume A 3), unbeſchadet feiner Befugnis, wenn es beide Anſichten und auch 
das Unterbleiben einer jeden Maßregel für das Wohl des Kindes als nachteilig erachtet, aus 
5 1666 ff. einzuſchreiten. Durch $ 1629 wird das Vormundſchaftsgericht genötigt, auch 
über reine Zweckmäßigkeitsfragen, wie über die Höhe des für die Perſon des Kindes zu 
beſtreitenden Aufwandes, welche Frage ſowohl die Erziehung wie die Vermögensverwaltung 
berührt, Enutſcheidung zu treffen. 

2. Der Grundſatz des $ 1629 hat entſprechende Anwendung zu finden, wenn die Sorge 
für Perſon und Vermögen nicht zwiſchen Gewalthaber und Pfleger, ſondern zwiſchen andern 
Perſonen — Gewalthaber und Mutter gemäß $$ 1635 und 1637, Mutter und Vormund gemäß 
§ 1696, 1697 und 1707, Vater und Vormund gemäß § 1676 Abſ 2 — geteilt iſt (RIA 
8 9). Die Anwendung iſt auch auf den Fall zu erſtrecken, daß der lediglich auf vermögens⸗ 
rechtlichem Gebiete liegende Meinungsſtreit ſowohl den Wirkungskreis des Gewalthabers als 
110 1980 Anm Vermögensangelegenheiten beftellten Pflegers berührt (a. A. Stau⸗ 

inger h 


8 1630 


Die Sorge für die Perſon und das Vermögen umfaßt die Vertretung des 
Kindes ). 

Die Vertretung ſteht dem Vater inſoweit nicht zu, als nach 8 1795 ein 
Vormund von der Vertretung des Mündels ausgeſchloſſen iſt. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann dem Vater nach $ 1796 die Vertretung entziehen ). 

E 1 1503, 1649 und 1651 11 1525 M 4, 740 P 4, 548 und 557. — 

1. Über das Vertretungsrecht im allgemeinen ſ. F 1627 A 1. Der Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt iſt der geſetzliche Vertreter des Kindes bei Vornahme von Rechtshandlungen 
privater oder öffentlicher Natur, zu welchen letzteren auch die prozeſſualen Handlungen ge⸗ 
hören. Als geſetzlicher Vertreter iſt der Gewalthaber auch befugt, Willenserklärungen ſowie 
Anordnungen der Behörde für das Kind entgegenzunehmen. Bei höchſtperſönlichen Rechts⸗ 
handlungen, wie Eheſchließung und Einwilligung hierzu Wahrnehmung der perſönlichen 
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Angelegenheiten des Familienrechts, Antrag auf Ehelichkeitserklärung und Einwilligung hierzu, 
Annahme an Kindes Statt, Errichtung oder Aufhebung einer letztwilligen Verfügung iſt natürlich 
eine Vertretung ausgeſchloſſen. Aus nahmsweiſe iſt die Vertretung des geſchaftsunfähigen 
Kindes trotz Vorliegens einer höchſtperſönlichen Rechtshandlung, um die Vornahme der im 
einzelnen Falle gebotenen Recht shandlung nicht unmöglich zu machen, zugelaſſen bei Scheidung 
oder Anfechtung der Ehe ($ 612 Abs 2 3D, $ 1336 Abſ 2), Anfechtung der Ehelichkeit ($ 1595 
Abſ 2), Einwilligung des unehelichen Kindes zur Ehelichkeitserklärung, Anfechtung und Be⸗ 
ſtätigung dieſer Erklärung (88 1728 Abſ 2, 1731), Eingehung des Annahmevertrags durch 
das unmündige Kind, Anfechtung, Beſtätigung und Aufhebung (88 1750 Abſ 1, 1755, 
1770), Anfechtung des Erbvertrags (8 2282 Abſ 2), immer aber nur mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. Die Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes findet in der Weiſe 
ſtatt, daß der Gewalthaber (geſetzliche Vertreter) für das Kind in Erſetzung ſeines Willens 
handelt. Dieſe Erſetzung iſt mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bei der Ehelich⸗ 
keitserklärung und der Annahme an Kindes Statt auch zuläſſig für das unter 14 Jahr alte 
Kind (88 1728 Abſ 2, 1731, 1750 Abi 1, 1755, 1770). Die Vertretung des beſchränkt geſchäfts⸗ 
fähigen Kindes kann ferner in der Weiſe vor ſich gehen, daß ſein Wille durch Genehmigung 
der Willenserklärung ergänzt wird. Nur dieſe letztere Form der Vertretung iſt ſtatthaft 
bei Verträgen, durch welche die allgemeine Güterge meinſchaft vereinbart oder aufgehoben 
wird (8 1437), bei dem Antrage auf Ehelichkeitserklärung, der Einwilligung des Kindes hierzu, 
der Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen (88 1729 Abſ 1 und 2, 1731), bei der Ein⸗ 
gehung eines Annahmevertrags, Anfechtung, Beſtätigung und Aufhebung ($$ 1751, 1755, 
1770), ſowie bei Eingehung eines Erbbertrags mit dem Ehegatten ($ 2275 Abſ 2). Im übrigen 
gilt der beſchränkt Geſchäftsfähige für perſönliche Angelegenheiten des Familienrechts als 
unbeſchränkt geschäftsfähig, ſodaß es der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht bedarf. 
So bei Ausübung des ehe männlichen Rechts in bezug auf die eheliche Lebensgemeinſchaft 
(vgl. $ 1358 Abſ 3), Ausübung des Rechts der Sorge für die Perſon des Kindes, Anfechtung 
und Anerkennung der Ehelichkeit (88 1595 Abſ 1, 1598 Abſ 3), elterliche Einwilligung zur Ehe⸗ 
schließung und Kindesannahme (58 1307, 1748 Abſ 2), Einwilligung der Mutter und des 
Ehegatten zur Ehelichkeitserklärung, des Ehegatten zur Kindesannahme ($$ 1729 Abſ 3, 
1748 Abſ 2). In Strafſachen iſt der beſchränkt Geſchäftsfähige ſelbſtändig, neben dem 
geſetzlichen Vertreter, zur Beſtellung eines Verteidigers und Einlegung eines Rechtsmittels 
berechtigt (55 137, 340 StPO), zur Stellung eines Strafantrags nur bei Vollendung des 
18. Lebensjahres ($ 65 StGB). — Über den Beſitz des Gewalthabers vgl. § 1793 A 2. 

2. Über die Beſchränkungen der Vertretungsmacht des Gewalthabers |. 8 1795 
A 1 bis 3 und 8 1796 A 1. Nach der in $ 1630 für anwendbar erklärten Beſtimmung 
des $ 1795 unterliegt die Vertretungsmacht der Beſchränkung des 8 181, daß der Gewalt⸗ 
haber in ſeiner Eigenſchaft als Vertreter des Kindes nicht mit ſich ſelbſt ein Rechts⸗ 
geſchäft vornehmen kann, mag er nun hierbei perſönlich oder als Vertreter eines Dritten 
(geſetzlicher Vertreter oder Bevollmächtigter) beteiligt ſein. Schenkungen, die der Gewalt⸗ 
haber dem Kinde macht, kann er nicht in Vertretung des geſchäftsunfahigen Kindes an- 
nehmen. Die Vertretungsbeſchränkung erſtreckt ſich auf Rechtshandlungen jeder Art, auch 
auf die Em fangnahme von Erklärungen und auf die Führung von Rechtsſtreitigkeiten. Aus⸗ 
genommen ſind nur die Erfüllungsgeſchäfte. Mit der gleichen Ausnahme iſt die Vertretungs⸗ 
befugnis des Gewalthabers kraft Geſetzes ausgeſchloſſen in den in $ 1795 unter Nr 1 bis 3 
bezeichneten Angelegenheiten und kraft Anordnung des Vormundſchaftsgerichts gemäß § 1796 
in den Angelegenheiten, für die ihm das Vormundſchaftsgericht, mag nun ein 
Pfleger beſtellt ſein oder nicht, die Vertretungsbefugnis entzogen hat. 
Auch durch Beſtellung eines Pflegers kann die Vertretungsbefugnis eingeſchränkt werden 
(5 1628). Über die Befugnis des Gewalthabers, das Kind zu ſich in die Lehre zu nehmen, 


s. $ 1631 A 1. 


§ 1631 

Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das Recht und die 
Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beaufſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu 
beſtimmen!) ). 

Der Vater kann kraft des Erziehungsrechts angemeſſene Zuchtmittel 
gegen das Kind anwenden. Auf ſeinen Antrag hat das Vormundſchaftsgericht 
ihn durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterſtützen “). 

E I 1504 II 1526 Mm 4, 750 P 4, 548. 

1. Die Sorge für die Perſon des Kindes gewährt das Recht, über die perfönlichen 
Angelegenheiten des Kindes, ſeinen Aufenthalt, ſeine Beſchäftigung, körperliche und geiſtige 
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Ausbildung Beſtimmung zu treffen. Zu dem Bereich der Fürſorge für die Perſon gehört 
auch der Antrag auf Volljährigkeitserklärung (5 56 Abſ 1 FG), der Antrag auf Entmündigung 
oder Wiederaufhebung der Entmündigung und die Vertretung im Entmündigungsverfahren 
(88 646 Abſ 1, 653 Abſ 1, 660, 664 Abf 2, 675 uſw.), die Begründung des Wohnſitzes (vgl. 
8 A J), die Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes in den perſönlichen Angelegenheiten 
des Familienrechts (val. § 1630 A 1) die Zuſtimmung zu dem Abſchluß von Dienſt⸗ und Arbeits⸗ 
verträgen, der Antrag auf Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit (§ 14 a Gef. v. 1. 6. 10 
in der Faſſung des Art 41 EG) und dergl. Zu dem Antrage auf Todeserklärung ($ 962 3 PO) 
iſt der nur mit der Vermögensverwaltung befaßte Abweſenheitspfleger berechtigt. Die Ab⸗ 
grenzung der aus der Sorge für die Perſon des Kindes folgenden Befugniſſe iſt wichtig für die 
Fälle, in denen die Fürſorge für die Perſon und das Vermögen ſich nicht in einer Hand be⸗ 
findet (vgl. $$ 1635, 1638, 1647, 1666 ff.). Das Recht über die perſönlichen Angelegenheiten 
des Kindes zu beſtimmen, fällt mit der Erziehung, die dem Zwecke der körperlichen, 
geiſtigen und ſittlichen Ausbildung des Kindes, der allgemeinen Ausbildung und der Ausbildung 
zu dem vom Gewalthaber gewählten beſonderen Berufe dient, nicht vollſtändig zuſammen. 
Auch wenn die Erziehung bereits vor der Volljährigkeit abgeſchloſſen iſt, dauert die Fürſorge 
für die Perſon fort, die dann allerdings entſprechend der größeren Selbſtändigkeit 
des Kindes einen beſchränkteren Umfang hat. Kraft des Erziehungsrechts darf der Ge⸗ 
walthaber, wenn ſchon er nicht mit ſich ſelbſt einen Vertrag ſchließen kann, das Kind 
als Lehrling in ſeinem Gewerbe annehmen. Er hat ſolchenfalls die gleichen 
Pflichten zu erfüllen, als wenn ein ſchriftlicher Lehrvertrag abgeſchloſſen wäre (a. A. Stau⸗ 
dinger A 2 c; Blume A 3 d). In der Ausübung der Erziehungsgewalt iſt der Gewalthaber 
mannigfach dadurch beſchränkt, daß öffentlich -rechtliche Beſtimmungen eingreifen, wie die 
Beſtimmungen über Schulzwang, über Impfzwang (R v. 8. 4. 74), Verbot 
oder doch Beſchränkung der Kinderarbeit für den Gewerbebetrieb im Umherziehen (GewO 
$$ 60b Abſ 3, 62 Abſ 3), für Fabriken (GewO 88 135—139a hinſichtlich der Kinder und der 
zwiſchen 14 und 16 Jahren alten jungen Leute) und für ſonſtige gewerbliche Betriebe (RGeſ 
v. 30. 3. 03, vgl. hierüber $ 1617 A 3). — Hinſichtlich der religiöſen Erziehung 
ſind durch Art 134 EG die Landesgeſetze aufrecht erhalten, die übrigens regelmäßig nur für 
den Fall Beſtimmungen treffen, daß die Ehegatten einem verſchiedenen chriſtlichen Be⸗ 
kenntnis angehören. Dieſe Beſtimmungen konnen auf die Ehe zwiſchen Chriften und Nicht⸗ 
chriſten, was namentlich die Bedeutung der Taufe betrifft, nur ſinngemäß Anwendung finden 
(KJ 32 A 58). Vgl. über das in den verſchiedenen Bundesſtaaten geltende Recht Güttler, 
Die religiöſe Kindererziehung im Deutſchen Reiche, und Geiger, Die religiöſe Erziehung 
der Kinder im Deutſchen Reiche. Die Ausübung der nach dieſen Beſtimmungen dem 
Elternteil zuſtehenden Wahl des religiöſen Bekenntniſſes kann im einzelnen Falle ein 
Mißbrauch ſein, der das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts rechtfertigt (KJ 28 A 12). 
Durch rückſichtsloſe Ausübung der Entſcheidung kann ferner nach RG JW 06, 2121 der 
Vater (der in dem damals entſchiedenen Falle wiederholt evangeliſche Kindererziehung 
verſprochen hatte) der Frau gegenüber ein Unrecht begehen, das dieſe zur Verweigerung 
der Rückkehr berechtigt. Die Befolgung der landesrechtlichen Vorſchriften über die religiöſe 
Erziehung der Kinder aus Miſchehen kann übrigens von dem Vormundſchaftsgericht erzwungen 
werden, ohne daß die beſonderen Vorausſetzungen des § 1666 Abſ 1 vorzuliegen brauchen 
(KG 37 A 78). 


2. Auf das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes (vgl. Vorbem 1 vor $ 1616) 
kann der Gewalthaber nicht verzichten. Es ſind deshalb auch Verträge der Ehegatten über 
die Erziehung — ſoweit ſie nicht betreffs der religiöſen Erziehung landesrechtlich geſtattet 
ſind — nicht bindend, auch nicht die für den Scheidungsfall geſchloſſenen Verträge (RG 60 
266; JW 03 Beil 8210; Gruch 50, 999; 5. 11. 08 IV 66/08). Nur die Ausübung der 
Erziehungsgewalt kann der Gewalthaber einem andern überlaſſen, unbeſchadet der Befugnis, 
das Kind jederzeit zurückzunehmen, womit ihm indes nicht die Befugnis eingeräumt iſt, die 
gültig eingegangenen Lehr- und Dienſtverträge willkürlich aufzulöſen (beſtr. — vgl. Andre, 
Verträge zwiſchen Eltern über die Erziehung ihrer Kinder). Iſt das Erziehungsrecht gegen 
Entgelt abgetreten, ſo kann die Rückgabe des Kindes nicht von Erſtattung des Geldes abhängig 
gemacht werden. Die Sorge für die Perſon des Kindes iſt zugleich eine Pflicht des Gewalt- 
habers (Fürſorgeberechtigten). Die ſchuldhafte Nichterfüllung der Aufſichtspflicht macht ihn, 
ohne daß die Haftung auf die in eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt ſich beſchränkt 
(vgl. $ 1664), Dritten gegenüber nach Maßgabe des $ 832 verantwortlich (RG JW 05, 2121). 
Als Vernachläſſigung der Aufſichtspflicht iſt es auch anzuſehen, wenn der Gewalthaber es 
an der gehörigen erzieheriſchen Einwirkung und Zurechtweiſung des Kindes fehlen läßt. 
Über die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der Eltern, die es unterlaffen haben, ihr Kind von 
ſtrafbaren Handlungen abzuhalten, vgl. 8 361 Nr 4 StGB, 8153 Abſ 1 Nr 3 Vereinszollgeſ. 
b. 1. 7. 69. Über das Zuchtrecht des Lehrherrn ſ. $$ 127a, 127b Gew. 
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3. Die kraft der Sorge für die Perſon des Kindes getroffenen Anordnungen kann der 
Gewalthaber mittels Eigenmacht, durch Anwendung unmittelbaren Zwanges gegen das Kind 
durchſetzen. Zu erzieheriſchen Zwecken iſt ihm ferner die Anwendung angemeſſener Zucht⸗ 
mittel innerhalb der durch die Rückſichtnahme auf die Geſundheit und Bildung des Kindes 
beſtimmten Grenzen geſtattet. Gegen einen Mißbrauch des Erziehungsrechts hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht dem Kinde nach $ 1666 Schutz zu gewähren. Bei Ausübung der Erziehungs⸗ 
gewalt hat das Vormundſchaftsgericht den Gewalthaber auf deſſen (jederzeit 
widerruflichen) Antrag nötigenfalls durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterſtützen. 
Als ſolche Mittel kommen namentlich die gerichtliche Verwarnung des Kindes und die Unter⸗ 
bringung in eine Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt (vgl. KGJ 22 A 39) in Betracht. Über 
Fürſorgeerziehung ſ. Vorbem 5 vor $ 1616. 


8 1632 


Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das Recht, die Herausgabe 
des Kindes von jedem zu verlangen, der es dem Vater widerrechtlich vor⸗ 
enthält!) 2). 

E 1 1505 Abſ 1 II 1527 M 4, 753 P 4, 549. 

1. Die Klage auf Herausgabe des Kindes, bei der es ſich nicht um die Vertretung 
des Kindes, ſondern darum handelt, Dritten gegenüber das Recht der Sorge für die Perſon 
des Kindes zu verwirklichen, iſt mit der Eigentumsklage vergleichbar, von der ſie aber darin 
abweicht, daß jeder, der durch ſein tatſächliches Verhalten den Gewalthaber an Erlangung der 
Gewalt über das Kind hindert, ber Klage aus $ 1632 ausgeſetzt iſt. Er braucht zwar 
das Kind dem Kläger nicht zu übergeben, hat aber, ſoviel an ihm ift, eine folche Lage zu ſchaffen, 
daß dieſem die Wegnahme des Kindes ohne weſentliche Erſchwerung möglich iſt. Wendet der 
Beklagte ein, daß die Vorenthaltung aus beſonderem Grunde, wegen einer von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht oder dem Prozeßgericht getroffenen Anordnung, wegen eines rechtsgültig 
fortbeſtehenden Dienſt⸗ oder Arbeitsvertrags (vgl. $ 1631 A 2) oder wegen Erfüllung einer 
öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung nicht rechtswidrig ſei, fo iſt er hierfür beweispflichtig. 
Das Bewußtſein der Widerrechtlichkeit oder ein Verſchulden des Beklagten iſt nicht Voraus⸗ 
ſetzung der Klage. Mit einer gewiſſen Abweichung gelten dieſe Grundſätze auch für den An⸗ 
ſpruch des Vaters auf Herausgabe des Kindes gegen die Mutter (ſ. 8 1634 A 2). Iſt der Be⸗ 
klagte zur Herausgabe verurteilt, ſo erfolgt die Zwangsvollſtreckung unter entſprechender 
Anwendung der für die Herausgabe von Sachen in $ 883 ZPO gegebenen Vorſchriften (vgl. 
§ 1636 A 2). 

2. Zur Wiedererlangung des Kindes kann nötigenfalls polizeiliche Hilfe in 
Anſpruch genommen werden. Entſteht Streit über die Rechtmäßigkeit des Herausgabever⸗ 
langens, ſo gebührt die Entſcheidung den Gerichten. Der Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung iſt gerechtfertigt, wenn z. B. das feindſelige Verhältnis zwiſchen den Parteien 
ſo groß iſt, daß die Vereitelung des Herausgabeanſpruchs oder der Verſuch der Vereitelung 
zu beſorgen ift (RG 13. 12. 00 1 261/00). Es kann auch auf Feſtſtellung geklagt werden, 
daß der beklagte Ehegatte nicht berechtigt ift, dem Kläger das Kind vorzuenthalten, wenn dieſer 
gewärtig fein muß, daß der Beklagte ihm das Kind entzieht (ni 1. 5. 02 IV 37/02). Über 
den ſtrafrechtlichen Schutz der elterlichen Gewalt ſ. $ 235 StGB. 


8 1633 

Iſt eine Tochter verheiratet, ſo beſchränkt ſich die Sorge für ihre Perſon 
auf die Vertretung in den die Perſon betreffenden Angelegenheiten !). 

E 1 1509 II 1528 M 4, 758 P 4, 565. 

1. Durch die Verheiratung der minderjährigen Tochter verliert der Gewalthaber — 
für die Dauer der Ehe (a. A. Blume A 5) — das Recht der tatſächlichen Fürſorge für die Perſon, 
da die Ausübung dieſer Fürſorge mit dem Recht des Ehemanns unverträglich ſein würde. 
Die Verwaltung des Vermögens ſteht ihm nur inſoweit zu, als ſie nicht nach dem für die Ehe 
geltenden Güterrecht dem Ehemann zukommt. Der Verluſt des Nutznießungsrechts, und 
zwar der dauernde Verluſt, tritt nur ein, wenn die Ehe mit der erforderlichen elterlichen Ein⸗ 
willigung geſchloſſen ift ($ 1661). Eine Verheiratung des minderjährigen Sohnes, die nach 
$ 1303 nicht zugelaſſen werden ſoll, würde, wenn fie gleichwohl vorkommen würde, den Fort⸗ 
beſtand der elterlichen Gewalt nicht berühren. 


8 1634 


Neben dem Vater hat während der Dauer der Ehe die Mutter das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des 
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Kindes iſt ſie nicht berechtigt, unbeſchadet der Vorſchrift des 8 1685 Abi. 1. 
Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den Eltern geht die Meinung des 
Vaters vor!) ?). 

E 1 1506 II 1529 M 4, 754 P 4, 549. 

1. Recht der Mutter. An der Ausübung der elterlichen Gewalt nimmt die Mutter 
während beſtehender Ehe inſofern teil, als ihr ebenſo wie dem Vater die tatſächliche F ür⸗ 
ſorge für die Perſon des Kindes gebührt. Die Frau kann von dem Manne verlangen, 
daß ihr eine dieſem Recht entſprechende Einwirkung auf das Kind geſtattet, der Aufenthalt 
des Kindes ihr nicht verheimlicht wird. Es iſt dies ein im Klagewege verfolgbarer Anſpruch, 
der ihr nicht um des Kindes willen, ſondern um ihrer ſelbſt willen gegen den Ehemann zuſteht 
und der deshalb im Prozeßwege verfolgt werden kann. Rückſichten auf das Wohl des Kindes 
können allerdings dem Manne gebieten, den Verkehr der Mutter mit dem Kinde zu beſchränken 
oder zeitweiſe auszuſchließen (vgl. F 1634 A 2, 51636 A 1). Eine von dem Vormundſchafts⸗ 
richter im Intereſſe des Kindes gemäß $$ 1666 getroffene Anordnung iſt für den Prozeß⸗ 
richter bindend. Das Fürſorgerecht der Mutter fteht, ſoweit dieſe nicht nach $ 1685 ein feſtes 
Recht zur Vertretung des Vaters hat, dem Recht des Vaters — nicht dem Recht des Beiſtandes, 
88 1689, 1707 Satz 3 — inſofern nach, als bei Meinungsverſchiedenheiten 
die Meinung des Vaters entſcheidet. Der Mutter bleibt nur übrig, falls 
ſie durch die Entſcheidung das Wohl des Kindes für gefährdet erachtet, das Vormundſchafts⸗ 
gericht anzurufen und ſie kann ſich im Falle des Notſtandes bis zu dieſem Zeitpunkte der 
Meinung des Vaters widerſetzen. Gegen die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts ſteht 
ihr nach $ 57 Nr 9 FGG die Beſchwerde zu (RG 56, 129). 

2. Die Ehefrau hat, da auch hinſichtlich der Beſtimmung des Aufenthalts die Meinung 
des Mannes vorgeht, an ſich nicht das Recht, ſolange nicht eine Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ergangen iſt (vgl. A 1), die Herausgabe des Kindes an den Mann zu ver⸗ 
weigern. Fraglich iſt, ob der Einwand aus $ 1354 Abſ 2, daß die Entſcheidung des Mannes 
ſich als Mißbrauch ſeines Rechts darſtelle, auf Gründe geſtützt werden kann, die nicht 
dem Rechtsverhältnis der Ehegatten zueinander, ſondern dem Recht der Fürſorge für das Kind 
entſtammen. Jedenfalls kann die Ehefrau einwenden, daß der Mann, der die Herausgabe 
des Kindes verlangt, um auf die die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft mit Grund ver- 
weigernde Frau einen unberechtigten Druck auszuüben, hierbei überhaupt nicht in Ausübung 
des Rechts für die Perſon des Kindes handelt (RG 55, 419; JW 07, 6°; 5. 11. 08 IV 66/08). 
In einem ſolchen Falle kann die Frau ſogar, wenn der Mann ihr das Kind vorenthält, ihrer⸗ 
ſeits auf Herausgabe klagen (RG Warn 08 Nr 222). Handelt es ſich nur darum, die Art und 
Weiſe des Verkehrs zwiſchen der mit Recht von dem Manne getrennt lebenden Frau und 
und dem Kinde zu beſtimmen, jo hat hierüber, wie das R 69, 94 in ausdehnender Aus⸗ 
legung des $ 1636 Abſ 2 angenommen hat, ausſchließlich das Vormundſchaftsgericht zu be⸗ 
finden (vgl. $ 1636 A 1). Über das Verhältnis der Klage auf Herausgabe des Kindes zu der 
einſtweiligen Verfügung des Eherichters ($ 627 ZPO) 0 § 1635 A 2 a. E. 


9 1635 


Iſt die Ehe aus einem der in den 88 1565 bis 1568 beſtimmten Gründe 
geſchieden, ſo ſteht, ſolange die geſchiedenen Ehegatten leben, die Sorge für 
die Perſon des Kindes, wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt iſt, dem 
anderen Ehegatten zu; ſind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, ſo ſteht die 
Sorge für einen Sohn unter ſechs Jahren oder für eine Tochter der Mutter, 
für einen Sohn, der über ſechs Jahre alt iſt, dem Vater zu!). Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht?) kann eine abweichende Anordnung treffen, wenn eine ſolche 
aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes geboten iſt; es kann die 
Anordnung aufheben, wenn ſie nicht mehr erforderlich iſt. 

Das Recht des Vaters zur Vertretung des Kindes bleibt unberührt). 

E 1 1456 Il 1479 M 4, 622 P 4, 440, 660; 6, 294. 

1. Iſt die Ehe geſchieden, jo kann nicht wie bei beſtehender Ehe die tatſächliche Für⸗ 
ſorge für die Perſon der Kinder von den beiden Eheleuten gemeinſchaftlich ausgeübt werden. 
Es bedarf deshalb der Beſtimmung, welchem Ehegatten die tatſächliche Fürſorge zufällt, 
während der andere Ehegatte auf das Recht des Verkehrs mit dem Kinde ($ 1636) beſchränkt 
iſt. In erſter Linie kommt es darauf an, wer in dem Scheidungsurteil (auch wenn der Aus⸗ 
ſpruch nur in den Gründen ſich findet, RA 8, 6) für ſchuldig erklärt wird. Dieſer 
verliert zugunſten des andern Ehegatten das Recht der Fürſorge. Sind beide Teile für ſchuldig 
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erklärt, ſo fallen die Kinder bis zur Vollendung des 6. Jahres und die Töchter der Mutter, 
die über 6 Jahre alten Söhne dem Vater zu. Der $ 1635 findet keine Anwendung, wenn die 
Ehe wegen Geiſteskrankheit aus 9 1569 geſchieden iſt, in welchem Falle eine Schuldig⸗ 
erklärung nicht ſtattfinden kann. Bei Scheidung wegen Geiſteskrankheit der Frau behält der 
Mann das Fürſorgerecht im vollen Umfange. Bei Scheidung wegen Geiſteskrankheit des 
Mannes wird $ 1685 Abſ 2 anwendbar, wonach die Ausübung der elterlichen Gewalt der 
Mutter übertragen werden kann. Für die Anwendung des $ 1635 iſt ferner kein Raum, wenn 
der eine Elternteil die elterliche Gewalt und damit auch das Recht der Sorge für die Perſon 
des Kindes verwirkt hat (vgl. 1680, 1684 Abſ 1 Nr 2 — a. A. Staudinger A 4). At da⸗ 
gegen dem einen Elternteil die Sorge für die Perſon auf Grund des $ 1666 entzogen, 
ſo bleibt dieſe Anordnung einſchließlich der Beſtellung eines Pflegers für den Fall in Kraft, 
daß jenem Elternteil nach $ 1635 die Fürſorge zufällt, unbeſchadet der Befugnis des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts, gemäß $ 1635 Abſ 1 Satz 2 über die Zuweiſung eine andere Beſtimmung 
zu treffen (beſtr.). Die in $ 1635 beſtimmte Regelung gilt nur ſolange, als beide Eheleute 
am Leben ſind. Mit dem Tode eines Ehegatten kommt ſie in Wegfall. 

2. Das Vormundſchaftsgericht, dem der Eheſcheidungsrichter gemäß § 630 ZPO 
bei Vorhandenſein eines minderjährigen Kindes von dem rechtskräftigen Scheidungsurteil 
Mitteilung zu machen hat, iſt befugt, eine von der geſetzlichen Regel abweichende Anord⸗ 
nung über die Zuweiſung zu treffen, falls es dies zum Wohle des Kindes für geboten erachtet, 
ohne daß die Vorausſetzungen des $ 1666 vorzuliegen brauchen. Die Entſcheidung hierüber ge⸗ 
bührt ausſchließlich dem Vormundſchaftsgericht. Die von dieſem erlaſſene Anord⸗ 
nung iſt für den Prozeßrichter, der über Streitigkeiten der Ehegatten zu entſcheiden hat, bindend. 
Die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts iſt von dem Prozeßrichter auch dann zu beachten, 
wenn das Vormundſchaftsgericht vor der endgültigen Entſcheidung eine vorläufige Anordnung 
getroffen hat (R&G JW 10, 113“). Dadurch, daß über das Recht der perſönlichen Fürſorge 
bereits ein Rechtsſtreit anhängig iſt, wird das Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts nicht 
ausgeſchloſſen (RG 63, 275). Anderſeits wird durch das Einſchreiten des Vormundſchafts⸗ 
richters das Prozeßverfahren nicht aufgehalten. Die Ausſetzung des Prozeßverfahrens bis 
zur Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts kann, da bis zu dieſem Zeitpunkte der Kläger 
ſchutzlos bleiben würde, nicht verlangt werden (RG IW 07, 6%). Darüber, daß im vormund⸗ 
ſchaſtsgerichlichen Verfahren ein Pfleger nicht beſtellt zu werden braucht, ſ. Vorbem 4 vor 
$ 1616. Von dem Eheſcheidungsrichter kann eine Entſcheidung über die Sorge für die Perſon 
der gemeinſchaftlichen Kinder durch einſtweilige Verfügung ($$ 627, 940 3PO) 
nur für die Dauer des Scheidungsprozeſſes erlaſſen werden. Es ift hierbei ebenfalls in erſter 
Linie auf das Wohl der Kinder Rückſicht zu nehmen (RG 30. 11. 08 IV 530/08). Iſt die Sach⸗ 
lage in dem Scheidungsprozeſſe eine ſolche, daß der Ausgang des Prozeſſes vorausgeſehen 
werden kann, jo kaun es ſich rechtfertigen, die dem $ 1635 entſprechende Zuweiſung, um 
einen für die Erziehung unzuträglichen Wechſel des Aufenthalts zu vermeiden, ſchon jetzt 
eintreten zu laſſen. Dieſe Rückſicht kann auch, wenn der Ausgang des Prozeſſes unge wiß 
iſt, dahin führen, das Kind vorläufig bei dem Elternteile, bei dem es mit früherem Einver⸗ 
ſtändnis des andern Elternteiles ſich befindet, zu belaſſen (RG 1. 7. 07 IV 36/07). Auch 
die Notwendigkeit der mütterlichen Pflege kann für die Zuweiſung ausſchlaggebend ſein. 
Durch den Erlaß der einſtweiligen Verfügung wird eine Klage auf Herausgabe des Kindes, 
die ihre Bedeutung auch über die Dauer des Scheidungsprozeſſes hinaus behält, nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Solange aber die einſtweilige Verfügung zu Recht beſteht, kann dem Klage. 
antrage nicht ſtattgegeben werden (R& 21. 10. 07 IV 394/07). Umgekehrt fteht auch die An- 
hängigkeit der Klage auf Herausgabe dem nicht entgegen, daß über die Zuweiſung des Kindes 
durch einſtweilige Verfügung des Eherichters entſchieden wird (RG 2. 5. 07 IV 56/07). 

3. Zur Vertretung des Kindes (vgl. $ 1630 A 1) gehört auch die Geltendmachung 
des Unterhaltsanſpruchs. Richtet ſich dieſer Anſpruch gegen den Vater, ſo iſt dem Kinde nach 
$ 1909 ein Pfleger zu beſtellen. Die Mutter iſt als ſolche labgeſehen von der nach $ 627 ZPO 
zuläſſigen Regelung des Unterhalts durch einſtweilige Verfügung des Eherichters) zur Ein- 
klagung des Unterhaltsanſpruchs nicht befugt (RG 4. 6. 09 IV 519/08). 


§ 1636 

Der Ehegatte, dem nach $ 1635 die Sorge für die Perſon des Kindes nicht 
zuſteht, behält die Befugnis, mit dem Kinde perſönlich zu verkehren ). Das 
Vormundſchaftsgericht kann den Verkehr näher regeln). 

E 11457 II 1480 M 4, 628 P 4, 449. 

1. Die Befugnis zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde ſtellt ſi i 
elterlichen en wichtzals be 25 n ep 1 0 
dar (RG 64, 50). Dem Elternteil ſoll die Möglichkeit nicht entzogen werden, ſich ſelbſt von dem 
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leiblichen und geiſtigen Wohle des Kindes zu überzeugen, um nötigenfalls durch Stellung ent⸗ 
ſprechender Anträge auf die Förderung des Wohles hinwirken zu können. Die nähere Regelung 
des Verkehrs ſteht — abgeſehen von der in $ 627 ZPO dem Eherichter nachgelaſſenen einſt⸗ 
weiligen Verfügung — ausſchließlich dem Vormundſchaftsgericht zu (RG 63, 
238; 69, 97). Die Regelung des Verkehrs iſt auch dann Sache des Vormundſchaftsgerichts, 
wenn die Ehegatten, ohne daß ein Scheidungsverfahren anhängig zu fein braucht, tatſächlich 
getrennt leben (RG 69, 94 — vol. Blume in Seuffü 72, 95 ff., der $ 1636 ganz allgemein 
für anwendbar hält, wenn aus irgend einem Grunde ein Ehegatte von der Erziehung des 
Kindes ausgeſchloſſen ift). Die Beſtimmungen ſind ſo zu treffen, daß tunlichſt jeder ſchädliche 
Einfluß des Elternteils auf das Kind verwieden wird. In dieſem Intereſſe kann namentlich 
angeordnet werden, daß der Verkehr nur unter Aufſicht eines Dritten ſtattfinden darf. Aus 
beſonderen Gründen kann der Verkehr zeitweilig ganz unterſagt werden (vgl. Prot 4, 449). 
Daß das Kind vor dem nicht fürſorgeberechtigten Elternteil Angſt empfindet, iſt nicht ohne 
weiteres ein Grund zur Beſchränkung des Verkehrs. Es iſt Pflicht des andern Ehegatten, 
durch vernünftige Vorſtellungen dem Kinde dieſe Angſt zu nehmen und die Einflüſſe zu be⸗ 
feitigen, die dieſe Angſt hervorrufen (RG 23. 12. 01 IV 286/01). Das Recht auf perſönlichen 
Verkehr iſt nicht auf den Zutritt zu den Kindern in der Wohnung des andern Elternteils be⸗ 
ſchränkt. Die Zuſammenkunft kann auch am dritten Orte ſtattfinden. Ein Anſpruch auf 
brieflichen Verkehr, auf Ausweiſe über das Befinden der Kinder, auf Vorlegung der Schul⸗ 
zeugniſſe und dergleichen kann aus $ 1636 nicht hergeleitet werden (KJ 34 A 23). Darüber, 
daß das Deutſche Vormundſchaftsgericht nicht befugt iſt, den Verkehr geſchiedener Ehegatten 
ausländiſcher Staatsangehörigkeit mit ihrem Kinde zu regeln, ſ. Vorbem 6 vor $ 1616. 

2. Streitig iſt, ob auf die Vollſtreckung der von dem Prozeßrichter durch einſtweilige 
Verfügung getroffenen Anordnung, daß der eine Elternteil das Kind dem andern zuzu⸗ 
führen habe, $ 888 ZPO Anwendung findet, Das RG hat dies in KW 04, 5571 mit der 
anfechtbaren Begründung verneint, daß die Zuführung des Kindes nicht eine lediglich von 
dem Willen des Verpflichteten abhängige Handlung ſei, weil im einzelnen Falle tußere Um⸗ 
ſtände wie Krankheit des Zuzuführenden, Mittelloſigkeit des Verpflichteten die Zuführung 
verhindern könnten und hat deshalb lediglich $ 883 für anwendbar erachtet. Dem Bor 
mundſchaftsgericht ſteht zur Durchführung der von ihm getroffenen Anordnung 
das Mittel der Ordnungsſtrafe (ſoweit ſolche landesgeſetzlich zuläffig iſt) zur Verfügung. Von 
dieſem Mittel kann das Vormundſchaflsgericht in der Weiſe Gebrauch machen, daß es dem 
verpflichteten Ehegatten bei Strafe aufgibt, die Abholung des Kindes zu dulden (RG 63, 
241) oder das Kind dem andern Ehegatten zuzuführen. Die zu leiſtende Handlung muß in 
ihren Einzelheiten beſtimmt bezeichnet werden. Die Strafandrohung kann auf Grund des 
vollſtreckbaren Schuldtitels erſt im Zwangsvollſtreckungsverfahren erlaſſen, nicht bereits in 
das Urteil oder die einſtweilige Verfügung aufgenommen werden (RG KW 09, 2423; 28. 
10. 09 1V 173/09). Eine Klage auf Vollſtreckung der vom Vormundſchaftsgericht getroffenen 
Anordnung iſt nicht gegeben (RG 63, 239). Zur Entſcheidung über die Koſten der Zuführung 
iſt das Vormundſchaftsgericht nicht zuſtändig (KO in RIA 8, 89). 


8 1637 

Iſt die Ehe nach § 1348 Abſ. 2 aufgelöſt, jo gilt in Anſehung der Sorge 
für die Perſon des Kindes das Gleiche, wie wenn die Ehe geſchieden iſt und 
beide Ehegatten für ſchuldig erklärt ſind ). 

& 1 1465 11 1485 Satz 1 M 4, 645 P 4, 456. 

1. Dem Falle der Scheidung der Ehe aus Verſchulden beider Teile wird es hier gleich⸗ 
geſtellt, wenn die Ehe nach Todeserklärung des einen Ehegatten, deſſen Fortleben ſich ſpäter 
herausſtellt, durch Wiederverheiratung des andern Ehegatten aufgelöſt iſt ($ 1348), und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob dieſer Ehegatte das Fortleben gekannt hat oder nicht. 


8 1638 


Das Recht und die Pflicht, für das Vermögen des Kindes zu ſorgen (Ver⸗ 
mögens verwaltung) !), erſtreckt ſich nicht auf das Vermögen, welches das Kind 
von Todes wegen erwirbt oder welches ihm unter Lebenden von einem Dritten 
unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erblaſſer durch letztwillige Ver⸗ 
fügung, der Dritte bei der Zuwendung beſtimmt hat, daß der Erwerb der Ver⸗ 
waltung des Vaters entzogen fein ſoll !). 

Was das Kind auf Grund eines zu einem ſolchen Vermögen gehörenden 
Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Veſchädigung oder Entziehung eines 
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zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft er⸗ 
wirbt, das ſich auf das Vermögen bezieht, iſt gleichfalls der Verwaltung des 
Vaters entzogen“). 

E I 1510 Il 1530 M 4, 758 P 4, 266. 

1. Kraft der Sorge für das Vermögen hat der Gewalthaber das Recht der Vermögens⸗ 
verwaltung in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung. In letzterer Beziehung umfaßt das 
Verwaltungsrecht des Gewalthabers, das von dem Verwaltungsrecht des Ehemanns bei 
geſetzlichem Güterſtand gänzlich verſchieden iſt, das Recht der Verfügung über das Vermögen 
des wegen mangelnder oder beſchränkter Geſchäftsfähigkeit der Vertretung bedürftigen Kindes. 
Die in Ausübung der Verwaltung abzuſchließenden Rechtsgeſchäfte ſind, falls nicht beſondere 
Gründe zu einem andern Verfahren nötigen, auf den Namen des Kindes zu ſtellen. Eine 
Trennung des Vertretungsrechts von der tatſächlichen Sorge für das Vermögen wird, wenn 
ſchon das Vormundſchaftsgericht nach $$ 1666 Abſ 2, 1667 ſich darauf beſchränken kann, das 
Vertretungsrecht zu entziehen, nur ſelten vorkommen. Auf das Verwaltungsrecht kann der 
Ge walthaber nicht verzichten, auch nicht bei der Zuwendung eigenen Vermögens an das Kind, 
da er als ein Dritter im Sinne des $ 1638 nicht angeſehen werden kann (RG 2. 4. 06 IV 
489/05). Über die Annahme eines Bevollmächtigten vgl. $ 1793 A 2. 

2. Entziehung des Verwaltungsrechts. Der Dritte, welcher dem Kinde durch letzt⸗ 
willige Verfügung oder Vertrag unter Lebenden Vermögen zuwendet, hat bezüglich dieſes 
Vermögens nach dem Geſetze die Macht, das Verwaltungsrecht des Gewalthabers, wenn 
ſchon es ſich hier um eine dem öffentlichen Recht angehörige Einrichtung handelt, gänzlich 
auszuſchließen oder zu beſchränken ($ 1639). Die Beſtimmung muß bei der Zu⸗ 
wendung — die ſchon dann vorliegt, wenn ein klagbarer Anſpruch auf die Zuwendung 
gewährt wird — und zwar als Nebenbeſtimmung des Hauptgeſchäfts, bei einer Zu⸗ 
wendung von Todes wegen in der die Zuwendung anordnenden oder einer 
ſpäteren letztwilligen Verfügung getroffen werden. Ein Erwerb von Todes wegen liegt vor, 
auch wenn dem Kinde nur der Pflichtteil zugewandt wird. Die Ausſchließung des Verwal⸗ 
tungsrechts, wodurch dem Kinde ſelbſt nichts genommen wird, enthält keine unſtatthafte Be⸗ 
ſchränkung des Pflichtteilsrechts. Bei Verträgen unter Lebenden iſt Vorausſetzung, daß die 
Zuwendung unentgeltlich iſt. Eine Anordnung des Vaters, der in Erfüllung ſeiner geſetzlichen 
Verpflichtung dem Kinde Unterhaltsmittel zuwendet, über Ausſchließung des Verwaltungs⸗ 
rechts der im Beſitz der elterlichen Gewalt befindlichen Mutter würde wirkungslos ſein. Die 
Ausſtattung, mag ſie auch nicht als Schenkung gelten, erſcheint inſoweit als unentgeltliche Zu⸗ 
wendung, als keine Verpflichtung zur Ausſtattung (Ausſteuer) beſteht (35 1624, 1620). Die 
Fragt ob der Dritte ſchn vor Geburt des Kindes bei einer Zuwendung an die 

ünftige Nachkommenſchaft (vgl. $ 1 A 4) die Ausſchließung des Verwaltungsrechts des Ge⸗ 
walthabers wirkſam beſtimmen kann, wird zu bejahen ſein. Die Erwägungen, aus denen 
das RG 65, 367 dazu gelangt iſt, die Möglichkeit der Ausſchließung des Verwaltungsrechts 
des Ehemanns ($ 1369) vor der Eheſchließung zu verneinen, treffen hier nicht zu. Über die 
Beſtellung eines Pflegers ſ. 51909 A 1 und 3 und $ 1917 A 3. Die Ausſchließung des Ver⸗ 
waltungsrechts wird übrigens nicht erſt mit Beſtellung des Pflegers, ſondern ſchon durch 
die von dem Dritten getroffene Beſtimmung wirkſam (RG 25. 2. 09 IV 298/08). Der von 
dem Verwaltungsrecht ausgeſchloſſene Gewalthaber iſt auch zur Erhebung von Klage⸗ 
anſprüchen, die auf die Sicherung des Vermögens gerichtet find, nicht befugt (RG a. a. O.). 
Über Ausſchließung der Nutznießung ſ. § 1651 A 2. 

3. Das von dem Pfleger zu verwaltende Vermögen bildet gegenüber dem in der Ver⸗ 
waltung des Gewalthabers befindlichen Vermögen ein Sondervermögen, das — ebenſo wie 
in den Fällen der $$ 718 Abſ 2, 1370, 1440, 1651, 2111 — nicht auf die urſprünglichen 
Vermögensbeſtandteile beſchränkt iſt, ſondern das Vermögen in ſeiner weiteren Entwicklung 
begreift (Erſetzungsgrundſatz oder Surrogationsgrundſatz). Der rechtsgeſchäftliche Erwerb 
gehört zum Sondervermögen, wenn das Rechtsgeſchäft für deſſen Rechnung geſchloſſen iſt. 
Aber auch ſonſt iſt der Verwalter verpflichtet, den Erwerb, den er ſachlich in Angelegenheiten 
des Sondervermögens gemacht iſt, dieſem Vermögen zu überlaſſen. 


8 1639 
Was das Kind von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Lebenden 
von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat der Vater nach den An⸗ 
ordnungen des Erblaſſers oder des Dritten zu verwalten, wenn die Anord⸗ 
nungen von dem Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten bei 
der Zuwendung getroffen worden ſind). Kommt der Vater den Anordnungen 
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nicht nach, jo hat das Vormundſchaftsgericht die zu ihrer Durchführung er- 
forderlichen Maßregeln zu treffen). . 

Der Vater darf von den Anordnungen inſoweit abweichen, als es nach 
§ 1803 Abſ. 2, 3 einem Vormunde geſtattet iſt ). 

E I 1503, 1545, 1660 II 1531, 1556 Abf 2 M 4, 741, 1104 P 4, 617. 

1. Vgl. $ 1638 A 2 und 3. 

2. Soweit die Beſchränkung des Verwaltungs rechts darin beſteht, daß der Gewalt⸗ 
haber zur Vornahme beſtimmter Rechtshandlungen nicht befugt ſein ſoll, tritt ſie unmittelbar 
in Kraft. Im übrigen iſt es Sache des Vormundſchaftsge richts, die Befolgung der im 
Intereſſe des Kindes getroffenen Anordnungen zu überwachen. Behufs zwangsweiſer Durch⸗ 
führung der Anordnungen kann das Vormundſchaftsgericht nötigenfalls dazu ſchreiten, die 
Verwaltung des Vermögens — nicht die Nutznießung (vgl. $ 1656 Abſ 1) — dem Gewalt- 
haber zu entziehen und einem Pfleger zu übertragen, ohne daß die Vorausſetzungen des $ 1667 
vorzuliegen brauchen. Es kann dem Gewalthaber die Pflicht zur Rechnungslegung, Sicher⸗ 
heitsleiſtung uſw. auferlegen. 

3. Zur Abweichung von den Anordnungen iſt der Gewalthaber nur befugt mit Zu⸗ 
ſtimmung des Zuwenders oder, wenn deſſen Erklärung für längere Dauer nicht zu beſchaffen 
iſt, mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (ſ. hierüber $ 1803 A 2 und 3). 


8 1640 

Der Vater hat das ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen des 
Kindes, welches bei dem Tode der Mutter vorhanden iſt oder dem Kinde ſpäter 
zufällt, zu verzeichnen ) und das Verzeichnis, nachdem er es mit der Verſicherung 
der Richtigkeit und Vollſtändigkeit verſehen hat, dem Vormundſchaftsgericht 
einzureichen. Bei Haushaltungsgegenſtänden genügt die Angabe des Geſamt⸗ 
werts ). 

Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuſtändige Behörde oder durch 
einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird. Die Anordnung 
iſt für das infolge des Todes der Mutter dem Kinde zufallende Vermögen un⸗ 
zuläſſig, wenn die Mutter ſie durch letztwillige Verfügung ausgeſchloſſen hat. 

M 4, 742 P 4, 562 ff. 

1. Aus der Pflicht der Verwaltung ergibt ſich ohne weiteres die Pflicht des Gewalt⸗ 
habers, das in ſeine Verwaltung gelangte Vermögen zu verzeichnen, damit er auf dieſer 
Grundlage der nach Beendigung der elterlichen Gewalt ihm obliegenden Rechnungslegungs⸗ 
pflicht ($ 1681) genügen kann. Eine Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts darüber, daß dieſe 
Verzeichnungspflicht erfüllt wird, findet bei Lebzeiten des andern Ehegatten nicht ſtatt. Iſt 
dieſer aber geſtorben, fo iſt dem Gewalthaber durch die auf einem Beſchluſſe der RTg (Ber 
S 364 ff.) beruhende Vorſchrift des 5 1640 die Verpflichtung auferlegt, ein Verzeichnis des 
Kindesvermögens dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Hiervon kann er auch nicht 
durch Anordnung des andern Ehegatten oder des Zuwendenden befreit werden. Die Ver- 
zeichnungspflicht erſtreckt ſich nicht bloß auf das zur Zeit des Todes des andern Ehe⸗ 
gatten vorhandene, ſondern auch auf das erſt ſpäter dem Kinde zufallende 
Vermögen, auch dann, wenn dieſer Erwerb erſt nach Einreichung des Verzeichniſſes eintritt 
(a. A. Staudinger A2 a; Blume A3 b). Dem Anfall eines Vermögens iſt der Erwerb 
einzelner Vermögensgegenſtände nicht gleichzuſtellen. Nachträgliche Anderungen des Ver⸗ 
mögensbeſtandes ſind in das einzureichende Verzeichnis nicht aufzunehmen. Von der Pflicht 
zur Einreichung des Verzeichniſſes wird der Gewalthaber nicht dadurch frei, daß ſich das 
Vermögen im Beſitz eines Nießbrauchers oder Pfandgläubigers befindet, auch nicht dadurch, 
daß das Vermögen, an dem das Kind als Miteigenkämer, Geſellſchafter oder Miterbe be⸗ 
teiligt iſt, vertragsgemäß oder infolge Anordnung des Erblaſſers für Rechnung der Gemein⸗ 
ſchaft von einem andern verwaltet wird (vgl. KGJ 36 A 38 — a. A. Blume A 3c und teil⸗ 
weiſe Staudinger A 2 b). Iſt das Kind Inhaber oder Teilhaber eines Geſchäftsunternehmens, 
ſo wird es regelmäßig genügen, wenn die vor dem Tode des andern Ehegatten aufgenommene 
letzte Inventur und Bilanz eingereicht wird. Der Verzeichnungspflicht unterliegt dagegen 
nicht das Vermögen der juriſtiſchen Perſon, an dem das Kind anteilsberechtigt iſt, auch nicht 
das zum Geſamtgut gehörende Vermögen, wenn der Gewalthaber nach dem Tode des andern 
Ehegatten die allgemeine Gütergemeinſchaft mit den Kindern fortſetzt, da ſich feine Ver⸗ 
pflichtungen hier ausſchließlich nach dem Rechte der Gütergemeinſchaft beſtimmen (vgl. 85 1487; 
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1442 ff., 1493). Es braucht ferner nicht verzeichnet werden das in der Verwaltung des Vor⸗ 
erben befindliche Vermögen, wovon jedoch aus praktiſchen Rückſichten für den Fall, daß im 
Teſtament des verſtorbenen Ehegatten der Gewalthaber als Vorerbe und das Kind als Nacherbe 
eingeſetzt iſt, eine Ausnahme zu machen iſt, da gerade in dieſem Falle die Klarſtellung, was 
zum Nachlaß und was zum eigenen Vermögen des Gewalthabers gehört, von größter Wichtig⸗ 
keit iſt (RG 65, 143). Über die Koſten des Verzeichniſſes ſ. § 1648 A 2. 

2. Über die Einrichtung des Verzeichniſſes iſt in § 1640 beſtimmt, daß es nur ein 
Privatverzeichnis zu fein braucht, daß bei Haushaltungsgegenſtänden (vgl. über den Begriff 
$ 1382 A 2) ſtatt der Aufführung der einzelnen Stücke die Angabe des Geſamtwerts genügt 
und daß es der Gewalthaber mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu ver⸗ 
ſehen hat. Nicht zu verlangen iſt die Angabe des Wertes der ſonſtigen in das Verzeichnis auf⸗ 
genommenen Gegenſtände. Es muß dann aber eine die Wertangabe erſetzende Beſchreibung 
der Vermögensgegenſtände gegeben werden. Nicht unbedingt notwendig iſt die Aufführung 
der Schulden, die jedoch, obſchon die Angaben im Verzeichnis nur zugunſten des Kindes be⸗ 
weiſend ſind, immerhin zur Vermeidung ſpäterer Weiterungen im Intereſſe des Gewalt⸗ 
habers liegt. Eine Beeidigung des Verzeichniſſes durch den Gewalthaber kann — ab- 
geſehen von dem im Prozeſſe zuläſſigen Beweismittel der Eideszuſchiebung — nicht ver⸗ 
langt werden. 

3. Der Gewalthaber iſt zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes verpflichtet, 
ohne daß er eine Aufforderung des Vormundſchaftsgerichts abzuwarten hat (KGJ 20 A 227). 
Das Vormundſchaftsgericht (das durch den Standesbeamten gemäß § 48 FGG von dem 
Tode des Ehegatten Anzeige erhält) hat den Eingang zu überwachen und das eingegangene 
Verzeichnis — deſſen Offenlegung nicht verboten werden kann — in bezug auf ſeine formelle 
und ſachliche Richtigkeit zu prüfen. Genügt das Verzeichnis den nach dieſer Richtung zu⸗ 
ſtellenden Anforderungen nicht, ſo kann das Vormundſchaftsgericht, ſo weit nicht die 
Mutter für das von ihr dem Kinde vererbte Vermögen dieſe Maßregel durch 
letztwillige Verfügung ausgeſchloſſen hat, die nach Landesrecht zu⸗ 
ſtändige Stelle mit Aufnahme eines öffentlichen Verzeichniſſes betrauen. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann, ſoweit dies landesgeſetzlich zuläſſig iſt, durch Ordnungsſtrafen den Gewalt⸗ 
haber zur Erfüllung feiner Pflichten anhalten (RG 57, 134 — a. A. Gimmerthal, ArchBürgg 
29, 298) und ihm nötigenfalls gemäß § 1670 die Vermögensverwaltung entziehen. 


9 1641 


Der Vater kann nicht in Vertretung des Kindes Schenkungen!) machen. 
Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 

E 1 1503, 1661 11 1532 M 4, 741 P A, 559. 

1. In dem Recht der Verwaltung, die dazu dient, das Vermögen zu erhalten und 
nutzbar zu machen, iſt die Befugnis zur Vornahme von Schenkungen, ſoweit dieſe nicht einer 
durch beſondere Verhältniſſe begründeten ſittlichen Pflicht oder Anſtands⸗ 

flicht entſprechen, nicht enthalten. Für die Beurteilung, ob und in welchem Maße eine 
ſolche Pflicht beſteht, iſt auch auf die Vermögensverhältniſſe des Kindes Rückſicht zu nehmen. 
Es iſt ferner zu prüfen, ob nicht nach den Grundſätzen einer ordentlichen Wirtſchaftsführung 
die Schenkung aus den dem Gewalthaber zuſtehenden Nutzungen zu beſtreiten war. Die 
allgemeine Pflicht zur Wohltätigkeit ift als eine ſittliche Pflicht im Sinne des $ 1641 nicht 
ohne weiteres anzuerkennen (vgl. RG 70, 15). Unter Schenkungen ſind nur ſolche im Sinne 
des § 516 (vgl. auch $ 517), nicht ſonſtige Freigebigkeiten zu verſtehen. Die unentgeltliche 
Überlaſſung des Gebrauchs einer Sache, die unentgeltliche Aufbewahrung uſw. braucht nicht 
notwendig eine Schenkung zu ſein. Durch ungerechtfertigte Vornahme derartiger Freigebig⸗ 
keiten kann der Gewalthaber ſich erſatzpflichtig machen. Das Rechtsgeſchäft ſelbſt bleibt aber 
gültig. Auch unentgeltliche Verzichte fallen nicht ohne weiteres unter den Begriff der Schen⸗ 
kung. Wegen der durch geſchäftliche Rückſichten gebotenen Freigebigkeiten ſ. $ 1804 A 1; 
über die Genehmigungsbedürftigkeit der Erbſchaftsausſchlagung und ähnlicher Rechts⸗ 
geſchäfte ſ. $ 1643 Abſ 2. 


8 1642 
Der Vater hat das ſeiner Verwaltung unterliegende Geld des Kindes, 
unbeſchadet der Vorſchrift des § 1653, nach den für die Anlegung von Mündel⸗ 
geld geltenden Vorſchriften der 88 1807, 1808 verzinslich anzulegen, ſoweit 
es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereit zu halten iſt ). 
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Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vater aus beſonderen Gründen 


eine andere Anlegung geſtatten ). 

E 1 1503, 1664, 1665, 1667 II 1533 M 4, 742 P 4, 559. 

1. Aus der Verwaltungspflicht ergibt ſich die allgemeine Pflicht, die Vermögens⸗ 
gegenſtände, insbeſondere Gelder und Wertpapiere, ſicher aufzubewahren und 
nutzbringend zu verwerten. Beſondere Beſtimmungen ſind in dieſer Beziehung 
nur über die Anlegung des Geldes — nicht über die, Verwahrung von Wertpapieren und 
Koſtbarkeiten (88 1814 ff.) — gegeben, indem die Vorſchriften der 88 1807, 1808 über die 
Anlegung von Mündelgeld für anwendbar erklärt ſind. Dieſe Vorſchriften 
greifen jedoch nur Platz, fomeit der Gewalthaber in feiner Eigenſchaft als geſetzlicher Ver⸗ 
treter des Kindes über die Anlegung zu beſtimmen hat. Sie ſind nicht anwendbar, wenn er 
in ſeiner Eigenſchaft als geſchäftsführender Geſellſchafter oder als Teſtamentsvollſtrecker uſw. 
die Verwaltung des dem Kinde mit andern Perſonen gemeinſchaftlich gehörigen Vermögens 
führt oder wenn in Gemeinſchaftsverhältniſſen die Anlegung durch Mehrheitsbeſchlüſſe geregelt 
wird. Sie gelten auch nicht für die bei Beginn der Verwaltung bereits vorhandenen Kapital⸗ 
anlagen (f, hierüber § 1807 A 1), Die nicht mündelſichere Anlegung kann zum Einſchreiten 
aus 3 1667, äußerftenfall® zur Entziehung der Vermögensverwaltung nach $ 1670 Anlaß 
geben. Übereinſtimmend mit 8 1806 iſt beſtimmt, daß die Vorſchriften über mündelſichere 
Anlegung keine Anwendung finden auf das zur Beſtreitung von Ausga ben 
bereit zu haltende Geld (vgl. $ 1806 A 1). 

2. Abſ 2 enſpricht dem $ 1811. Aus beſonderen Gründen, zur Vermeidung eines 
ſonſt dem Kinde entſtehenden größeren Nachteils, kann das Vormundſchaftsgericht von der 
Vorſchriſt des § 1642 Befreiung gewähren. Nach § 1653 kann ferner das Vormundſchafts⸗ 
gericht dem Gewalthaber geſtatten, das ſeiner Nutznießung unterliegende Geld vorbehaltlich 
des ſpäteren Erſatzes für ſich zu verwenden. 


8 1643 

Zu Rechtsgeſchäften für das Kind bedarf der Vater der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts in den Fällen, in denen nach § 1821 Abſ. 1 Nr 1 
bis 3, Abſ. 2 und nach $ 1822 Nr. 1, 3, 5, 8 bis 11 ein Vormund der Ge⸗ 
nehmigung bedarf!) ). 

Das Gleiche gilt für die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtniſſes ſowie für den Verzicht auf einen Pflichtteil. Tritt der Anfall an 
das Kind erſt infolge der Ausſchlagung des Vaters ein, ſo iſt die Genehmigung 
nur erforderlich, wenn der Vater neben dem Kinde berufen war!). 

Die Vorſchriften der 88 1825, 1828 bis 1831 finden entſprechende An⸗ 


wendung )). 

6E 1 1511, 1513, 1514, 2043 II 1534, 15344 M 4, 762 ff.; 5, 514 P 4, 566; 5, 6327 6, 322. 

1. Hinſichtlich der Notwendigkeit vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung iſt der 
Gewalthaber freier geſtellt wie der Vormund. Genehmigungsbedürftig ſind nur die Rechts⸗ 
geſchäfte, die ſich auf das Geſamtvermögen, eine Erbſchaft, das unbewegliche Vermögen, 
ein Erwerbsgeſchäft beziehen, ſowie beſondere Kreditgeſchäfte, und zwar nicht bloß die Ver⸗ 
fügung, ſondern auch die Übernahme der Verpflichtung zur Verfügung. Im einzelnen iſt die 
Genehmigung erforderlich: a) zu jedem Rechtsgeſchäft, welches das Kindesver mögen 
im ganzen zum Gegenſtand hat (vgl. $ 311) nach $ 1822 Nr 1; b) zur Verfügung über 
eine angefallene Erbſchaft (Erbteil), Verfügung über die künftige geſetzliche Erbſchaft 
oder den künftigen Pflichtteil (vgl. $ 312 Abſ 2), Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtniſſes und Verzicht auf den Pflichtteil, mag dieſer bereits angefallen ſein oder nicht, 
nach 88 1822 Nr 1, 1643 Abſ 2, 2347. Der Genehmigung der Ausſchlagung der Erbſchaft 
bedarf es ausnahmsweiſe nicht, wenn die Erbſchaft dem Kinde lediglich infolge der Ausſchlagung 
des Gewalthabers anfällt (ohne daß das Kind neben ihm als Miterbe berufen war), da hier 
eine Benachteiligung des Kindes nicht zu beſorgen iſt; e) zu einer jeden Verfügung 
über ein Grundſtück oder dingliches Recht an einem Grundſtuck oder eine hierauf 
bezügliche Forderung einſchließlich der Forderung auf Befreiung des Grundſtücks von einer 
dinglichen Laſt nach $1821 Nr 1, 2 und 3. Unter den Begriff der Verfügung über ein Grund⸗ 
ſtück würde an ſich auch die Entgegennahme der Auflaſſung fallen, die jedoch, da der Gewalt⸗ 
haber zum Erwerbe eines Grundſtücks ($ 1821 Nr 4) keiner Genehmigung bedarf, ebenfalls 
nicht als genehmigungspflichtig anzuſehen iſt (a. A. Staudinger II 2). Auch zu der Eintra⸗ 
gung einer Reſtkaufgelderhypothek auf das für das Kind erkaufte Grundſtück wird aus gleichem 
Grunde die Genehmigung nicht zu erfordern fein (a. A. KJ 28 A 6 — vgl. indes RG 69, 177), 
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d) zu dem entgeltlichen Erwerb oder der Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts und 
dem auf den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts gerichteten Geſellſchaftsvertrage nach 9 1822 
Nr 3; e) zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Kindes (Auf⸗ 
nahme eines Darlehens, Eingehung eines Kontokurrentverhältniſſes), zur Übernahme einer 
fremden Verbindlichkeit, wozu auch die Bürgſchaftsübernahme gehört, und zu Rechtsgeſchäften, 
die wegen des gleichen Erfolgs dem Kinde gefährlich werden können (Ausſtellung eines In. 
haberpapiers, Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechſel oder Orderpapier, Erteilung 
einer Prokura; vgl. hierüber $ 1822 zu Nr 8—11). In der Frage, ob der Gewalthaber 
das Kind zu wiederkehrenden Leiſtungen über das 21. Jahr hinaus verpflichten 
darf, was auch durch Miet- und Pachtverträge geſchehen kann, nimmt das BGB einen 
mittleren Standpunkt ein, indem es dieſe Geſchäfte zwar für zuläſſig, aber für den Fall, daß 
die Verpflichtung über das 21. Lebensjahr des Kindes fortdauern ſoll, für genehmigungs⸗ 
bedürftig erklärt (8 1822 Nr 5). Vgl. im übrigen die Erläuterungen zu 89 1821 und 1822. 

2. Hinſichtlich der Zuläſſigkeit einer allgemeinen Ermächtigung des Gewalthabers 
gilt 8 1825, hinſichtlich der Form der Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
und hinſichtlich der rechtlichen Wirkungen des Fehlens der Genehmigung gelten die in 98 1828 
bis 1831 für die Rechtsgeſchäfte des Vormundes aufgeſtellten Grundſätze. 

3. Darüber, wann die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu Rechtshand⸗ 
lungen in perſönlichen Angelegenheiten des Kindes erforderlich iſt, iſt in $ 1674 nichts beſtimmt. 
Vorgeſchrieben iſt die Genehmigung für den Antrag auf Ehelichkeitserklärung und die Ein⸗ 
willigung des Kindes, die Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen (88 1728, 1729, 
1731), für die Eingehung und Aufhebung des Kindesannahmevertrages und zwar ſowohl 
betreffs des Annehmenden als des Kindes, die Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen 
(85 1750, 1751, 1755, 1770), außerdem für den Antrag auf Entlaſſung des Kindes aus der 
Staatsangehörigkeit, falls der Gewalthaber den Antrag nicht zugleich für ſich ſelbſt ſtellt ($ 14a 
StAngch v. 1. 6. 70 in der Faſſung des Art 41 EG). Über die Fälle, in denen die Vertretung 
des geſchäftsunfähigen Kindes nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 


geftattet ift, ſ. 8 1630 A 2. 
8 1644 


Der Vater kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt, dem Kinde nicht ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung zur Erfüllung eines von dem Kinde geſchloſſenen Vertrags oder 
zu freier Verfügung überlaſſen ). 

E 1 1512 11 1535 M 4, 767 P 4, 567. 

1. Der Gewalthaber kann die Vorſchriften über die Notwendigkeit vormundſchafts⸗ 
gerichtlicher Genehmigung nicht dadurch wirkungslos machen, daß er die Vermögensgegen⸗ 
ſtände, zu deren Veräußerung es der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf (wie 
im Falle des 5 1821 Nr 1), dem Kinde zur freien Verfügung überläßt. Die Vorſchrift iſt 
nur deshalb aufgenommen, um einer aus $ 110 herzuleitenden gegenteiligen Folgerung ent- 
gegenzutreten. Sie bezieht ſich übrigens nur auf den Fall, daß der Gewalthaber das ſeiner 
Verwaltung unterliegende Kindesvermögen, nicht darauf, daß er ſein eigenes Vermögen 
dem Kinde überläßt (RG 15. 5. 05 IV 620/04). 


9 1645 


Der Vater ſoll nicht ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ein 
neues Erwerbsgeſchäft im Namen des Kindes beginnen ). 

E 1 1515 II 1536 M 4, 768 P 4, 567. 

1. $ 1645 fordert wegen der mit dem Geſchäftsbetriebe für das Kind verbundenen 
Gefahren die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung über $$ 1643, 1822 Nr 3 hinaus auch 
für den Beginn eines neu errichteten oder durch unentgeltlichen Vertrag übernommenen, 
im Namen des Kindes zu betreibenden neuen Erwerbsgeſchäfts (vgl. über deſſen Begriff 
5 112 A 2), nicht für die bloße Erweiterung eines ſolchen Geſchäfts. Dieſe Genehmigung 
iſt weſentlich anderer Art als die in $ 112 vorgeſehene Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zu der für die Geſchäftsfähigkeit bedeutungsvollen Ermächtigung des Minderjährigen 
zum ſelbſtändigen Geſchäftsbetriebe (vgl. $ 1651 A 1). Die Verletzung der in $ 1645 
gegebenen Sollvorſchrift macht den Gewalthaber nach $ 1664 erfſatzpflichtig, rechtfertigt auch 
das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts aus $ 1667, ſteht aber der Gültigkeit der im 
Betriebe des Geſchäfts vorgenommenen Rechtshandlungen und der Kaufmannseigenſchaft 
des Kindes nicht entgegen. Zur Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts bedarf der Gewalthaber, 
abweichend von der in $ 1823 für den Vormund getroffenen Beſtimmung, nicht der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Vgl. auch $ 1823 A 1. 
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8 1646 


Erwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes bewegliche Sachen, ſo geht 
mit dem Erwerbe das Eigentum auf das Kind über, es ſei denn, daß der Vater 
nicht für Rechnung des Kindes erwerben will). Dies gilt insbeſondere auch 
von Inhaberpapieren und von Orderpapieren, die mit Blankoindoſſament 
verſehen ſind. 

Die Vorſthriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn 
der Vater mit Mitteln des Kindes ein Recht an Sachen der bezeichneten Art 
oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen Übertragung der Abtretungsver⸗ 
trag genügt. : 

E II 1537 P 4, 571. 

1. Eigentumsübergang auf das Kind. Wegen des Anſpruchs auf Herausgabe des 
geſetzlich der Verwaltung des Gewalthabers unterworfenen Vermögens iſt das Kind durch 
das Vorrecht des 5 61 Nr 5 KO geſichert (ſ. $ 1668 A 2). Eine weitere Sicherung be- 
zweckt der $ 1646. Es iſt zwar nicht der Rechtsſatz aufgeſtellt, daß die mit Mitteln des Kindes 
von dem Gewalthaber erworbenen Sachen und Rechte notwendig an Stelle dieſer Mittel 
Vermögen des Kindes werden (Erſetzungsgrundſatz). Der Vermögensübergang 
iſt vielmehr abhängig von dem Willen des Gewalthabers, das Eigentum 
oder dingliche Recht dem Kinde zuzuwenden. Für das Vorhandenſein 
dieſes Willens ſpricht aber die Vermutung, falls der Gewalthaber mit Mitteln des 
Kindes erworben hat, und zwar auch in dem Falle, daß er das Rechtsgeſchäft in 
eigenem Namen abgeſchloſſen hat. Der Gewalthaber kann als ehrlich handelnder Mann, 
falls nicht außergewöhnliche Umſtände vorliegen, nur den Willen haben, das aus Mitteln des 
Kindes Angeſchaffte wiederum dem Kinde zuzuwenden. Dieſe Auslegungsregel gilt natürlich 
nur für bewegliche Sachen, zu deren Übereignung die Beſitzübergabe genügt, und 
für Rechte, die durch Abtretungsvertrag oder, wie bei Inhaberpapieren und mit Blanko⸗ 
indoſſament verſehenen Orderpapieren ($$ 363 ff. HGB, Art 9 ff. WO), durch Übergabe 
der Urkunde übertragen werden, nicht für die durch Auflaſſung zu übereignenden Grundſtücke 
und für Rechte, zu deren Übertragung es einer beſonderen Form bedarf. Der Beſitzübergang 
auf das Kind vollzieht ſich e daß der Gewalthaber für ſich, ohne daß dies dem den Beſiß 
übertragenden Vertragsgegener kund zu ſein braucht, den Willen des Beſitzerwerbes für das 
Kind gefaßt hat. Auf den Willen des Vertragsgegners wird es regelmäßig nicht weiter an⸗ 
kommen, da es dieſem, der (aus den Mitteln des Kindes) ſeine Befriedigung erhält, gleich 
ſein kann, ob der Beſitz auf den Gewalthaber oder das Kind übergeht, und deshalb angenommen 
werden darf, daß er mit der von dem Gewalthaber getroffenen Beſtimmung einverſtanden 
iſt (dal. RO Gruch 37, 975). Der Beſitzübergang kann auch in der Weiſe vor ſich gehen, daß 
der Gewalthaber den zunächſt für ſich erlangten Beſitz durch ein mit ſich ſelbſt geſchloſſenes 
Rechtsgeſchäft — das als Erfüllungsgeſchäft im Sinne des 8 181 ſich darſtellt — dem Kinde 
überträgt (vgl. RG 30, 143). 

9 1647 A eue 


Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das 
wird !). 

Nach der Aufhebung des Konkurſes kann das Vormundſchaftsgericht 
die Verwaltung dem Vater wieder übertragen ). 

G 1 1553 Abſ 1 u. 2 11 1538 M 4, 816 P 4, 638. 

1. Durch Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Gewalthabers hat dieſer 
die zur Fortführung der Verwaltung erforderliche Vertrauenswürdigkeit verloren. Seine 
Ver mögensverwaltung — nicht auch das Nutznießungsrecht (8 1656 Abſ 1) — endet daher 
Und zwar ſowohl in tatſächlicher als rechtlicher Hinſicht (vgl. 9 1638 A 1) mit der Rechtskraft 
des den Konkurs eröffnenden Beſchluſſes (58 72, 73, 109 KO). Das Gleiche iſt hinſichtlich 
des Ehemannes in $ 1419, nicht aber auch hinſichtlich des Vormundes beſtimmt. Von dem 
Vormundſchaftsgericht, das von der Konkurseröffnung durch das Konkursgericht Nachricht 
erhält (vgl. $ 50 FGG), iſt zur Führung der Vermögensverwaltung ein Pfleger zu be⸗ 
ſtellen, der übrigens mit dev Beſorgung des Unterhaltes für das Kind nicht befaßk iſt und 
deshalb nicht etwa von den dem Gewalthaber kraft ſeines Nutznießungsrechts abzuliefernden 
Nutzungen die Koſten des Unterhalts des Kindes vorweg in Abzug bringen kann. Iſt der 
Konkurseröffnungsbeſchluß ſchon vor Entſtehung der elterlichen Gewalt rechtskräftig ge⸗ 
worden und hat die Konkurseröffnung bei Erlangung der elterlichen Gewalt noch fortgewirkt, 


gen des Vaters eröffnet 


aaf. EN 


Die Vermögensverwaltung des Vaters endigt mit der Rechkskraft des 
Bernd 


252 Familienrecht Verwandtſchaft 


indem das eheliche Kind vor Beendigung des Konkurſes geboren oder das außereheliche Kind 
vor dieſem Zeitpunkte legitimiert iſt, ſo geht die Vermögensverwaltung auf den Gewalt⸗ 
haber nicht erſt über. Wegen des Konkursvorrechts des Kindes ſ. § 1668 A 2. 

2. Eine dauernde, Unfähigkeit zur Verwaltung des Kindesvermögens wird durch die 
Konkurseröffnung nicht herbeigeführt. Nach Aufhebung des Konkurſes kann dem Ge⸗ 
walthaber von dem Vormundſchaftsgericht, was in deſſen freiem Ermeſſen ſtebt — Be- 
ſchwerde daher nicht zuläſſig (Bay Obs 2, 407) — die Verwaltung wieder eingeräumt 
werden. 55 ö : 


8 1648 


Macht der Vater bei der Sorge für die Perſon oder das Vermögen des 
Kindes Aufwendungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich halten 
darf, ſo kann er von dem Kinde Erſatz verlangen, ſofern nicht die Auf⸗ 
wendungen ihm ſelbſt zur Laſt fallen!) 2). 

E 11503 i. V. mit 1698 II 1539 M 4, 742 u. 746 P 4, 561; 5, 143; 6, 298. 

1. Die Vorſchrift des § 1648 hat nicht bloß für die Vermögensverwaltung, ſondern 
auch für die Verwaltung der perſönlichen Angelegenheiten des Kindes Bedeutung. Nach 
dieſer Vorſchrift gilt für den Gewalthaber hinſichtlich des Anſpruchs auf Erſatz von Aufwen⸗ 
dungen dasſelbe, was für den Beauftragten in $ 670 beſtimmt iſt. Er ſoll, ohne daß es darauf 
ankommt, ob ſachlich die Aufwendungen nötig waren, alle Aufwendungen erſetzt erhalten, 
die er den Umſtänden nach ohne Verſchulden für erforderlich halten 
durfte, und zwar hat er hierbei gemäß $ 1664 nur für diejenige Sorgfalt aufzukommen, 
die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Bei der Prüfung, ob er die Aufwendung 
als erforderlich anſehen durfte, iſt nicht bloß die Nützlichkeit an ſich, ſondern auch die Angemeſſen⸗ 
heit der Ausgabe mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe des Kindes, insbeſondere ſeine 
Vermoͤgensverhältniſſe, in Betracht zu ziehen. Der dem Gewalthaber zu leiſtende Erſatz 
umfaßt nach $ 256 auch die Veuzinſung des von ihm in Geld oder Geldeswert auf- 
gewandten Betrages, die jedoch bei Aufwendungen für einen dem Kinde gehörigen Gegen- 
ſtand für die Zeit fortfällt, für welche dem Gewalthaber die Nutzungen gebühren. An Stelle 
des Anſpruchs 1 Erſatz tritt, wenn der Gewalthaber ſtatt der Aufwendung zu gleichem Zweck 
eine Verbindlichkeit eingegangen ift, nach $ 259 der Anſpruch auf Befr eiung bon 
dieſer Verbindlichkeit. Hinſichtlich des Anſpruchs auf Erfah und Befreiung 
kann der Gewalthaber während der Dauer feiner Verwaltung ſich ſelbſt befriedigen. Nach 
Beendigung der Verwaltung iſt er darauf angewieſen, ſeine Anſprüche nötigenfalls im Klage⸗ 
wege geltend zu machen. Ein Anſpruch auf Leiſtung eines Vorſchuſſes zur Deckung 
der Aufwendungen ($ 669) ift ihm nicht gegeben, da er kraft feines Verwaltungsrechts auch 
ohnedies wegen des Erſatzes geſichert iſt. Für Dienſtleiſtungen und für Zeit- 
verſäumnis erhält der Gewalthaber (abweichend von 98 1835, 1836) keine Vergütung. 

2. Wegen der von dem Nutznießungsberechtigten zu tragenden Koſten ſ. $ 1654 
A 1. Die Koſten der Vermögensverwaltung, auch die Koſten eines nach $ 1640 auf⸗ 
zunehmenden Verzeichniſſes, einschließlich des öffentlichen Verzeichniſſes (a. A. Planck 
A 9 zu $ 1640; teilweiſe abweichend Blume A 8 zu $ 1640), fallen dem Kinde, nicht 
dem Gewalthaber zur Laſt. Ausnahmsweiſe ſind die Koſten des bei der Wie derverheiratung 
von dem Gewalthaber einzureichenden Verzeichniſſes und der Auseinanderſetzung in $ 1669 
dieſem auferlegt, wie er auch nach $ 1672 Abſ 2 die Koſten der Beſtellung und Aufhebung 
einer Sicherheit als von ihm veranlaßt zu tragen hat. 


8 1649 


Dem Vater ſteht kraft der elterlichen Gewalt die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes zu!) 2). 

E 1 1502 Nr 2 II 1540 M 4, 724 P 4, 547. 

1. In Übereinſtimmung mit dem bisherigen Recht in Deutſchland hat auch das BGB 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt die Nutznießung an dem Kindes vermögen eingeräumt, 
die darin ihre Rechtfertigung findet, daß die Familiengemeinſchaft zugleich eine gewiſſe Ver⸗ 
mögensgemeinſchaft begründet. Die Nutznießung geht, abgeſehen von dem Falle der Ver⸗ 
heiratung des Kindes (§ 1661) und der Entziehung der Nutznießung wegen Unterhaltsgefähr⸗ 
dung ($ 1666 Abſ 2), nur durch Verluſt der elterlichen Gewalt verloren, nicht durch Ruhen 
der elterlichen Gewalt ($ 1678), auch nicht dadurch, daß wegen Fortfalls des Vertretungs⸗ 
rechts in perſönlichen und Vermögensangelegenheiten des Kindes (8 1773) ein Vormund 
beſtellt werden muß. 
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2. Die Nugniehung unterſcheidet ſich weſentlich von dem Nießbrauch. Der 
Nutznießung iſt das Kindesvermögen kraft Geſetzes unterworfen, ohne daß es zu ihrem Ent⸗ 
ſtehen der für die Begründung des Nießbrauchs erforderlichen Form bedarf und ohne daß 
eine Eintragung in das Grundbuch zuläſſig iſt. Der Nutznießung unterliegen, abweichend 
vom Nießbrauch (vgl. 5 1069 A 2) auch diejenigen Rechte, die nicht übertragen werden können, 
ſofern ſie nur eine Ausübung durch einen andern zulaſſen. An Stelle der Beſtimmungen 
über den Beſitz und das Verfügungsrecht des Nießbrauchers (a. A. hinſichtlich des $ 1048 
Abſ 1 Staudinger A2 b zu 8 1652, Planck A 1 b zu 51654, Blume A2 b) zu 9 1654) tritt 
das auf familienrechtlicher Grundlage beruhende Verwaltungsrecht des Gewalt⸗ 
habers, woraus auch eine Anderung der Beſtimmungen über den Nießbrauch an verbrauchbaren 
Sachen ($ 1067 ift durch $ 1653 erſetzt), über den Mitbeſitz an Inhaberpapieren ($ 1081) und 
das Verfügungsrecht über Forderungen und Kapitalien ($5 1074 ff.) ſich ergibt. Verſchieden⸗ 
heiten zeigen ſich ferner bei der Behandlung der Laſten ($ 1654). Wenn auch hiernach die 
Nutznießung mehr einen familienrechtlichen Charakter hat, ſo kann ihr gleichwohl, was ihre 
ſachenrechtliche Unterlage betrifft, die Eigenſchaft eines dinglichen Rechts nicht ab⸗ 
geſprochen werden (beſtr. ). 


8 1650 


Von der Nutznießung ausgeſchloſſen (freies Vermögen) ſind die aus⸗ 
ſchließlich zum perſönlichen Gebrauche des Kindes beſtimmten Sachen, ins⸗ 
beſondere Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräte ). 

E 1 1516 II 1541 M 4, 773 P 4, 572. 

1. Daß die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche des Kindes beſtimmten Sachen 
Eigentum des Kindes werden, iſt in $ 1650 nicht geſagt. Es kommt hierfür auf den Willen 
des Zuwenders an (anders $ 1362 Abſ 2). Sind fie Eigentum des Kindes, fo gehören ſie zum 
freien Vermögen. Durch den Ausſchluß der Nutznießung iſt nicht ohne weiteres das Ver⸗— 
waltungsrecht des Gewalthabers ausgeſchloſſen. Doch macht er ſich erſatzpflichtig, 
wenn er ohne Not in einer dem Intereſſe des Kindes zuwiderlaufenden Weiſe über die Gegen⸗ 
ſtände des $ 1650 verfügt. Darin, daß der Gewalthaber dem Kinde beſtimmte Gegenſtände 
zum ausſchließlichen Gebrauch überläßt (Taſchengeld uſw.), kann zugleich ein Verzicht auf 
das Verwaltungsrecht liegen. 


8 1651 

Freies Vermögen iſt: 

1. was das Kind durch ſeine Arbeit oder durch den ihm nach § 112 ge⸗ 
ſtatteten ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbt); 

2. was das Kind von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Leben⸗ 
den von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der 
Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung 
beſtimmt hat, daß das Vermögen der Nutznießung entzogen ſein ſoll ). 

Die Vorſchriften des § 1638 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung aus 

E I 1517 bis 1519 11 1542 M 4, 770 ff. P 4, 572. 

1. Als freies Vermögen unterliegt nicht der Nutznießung der von dem Kinde durch 
Arbeit oder Geſchäftsbetrieb gemachte Erwerb, wozu auch die durch Arbeit verdienten Trink⸗ 
gelder, die als Belohnung für ſeinen Fleiß ihm gegebenen Schulpreiſe uſw. gehören. Das 
durch Geſchäftsbetrieb Verdiente (vgl. über den Begriff des Erwerbsgeſchäfts $ 112 A 2) 
wird aber nur dann freies Vermögen des Kindes, wenn ihm dieſer Betrieb gemäß § 112 vou 
dem Gewalthaber mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſtattet iſt. Das Kind 
hat hiernach ſelbſt ein erhebliches Intereſſe daran, dieſe Genehmigung einzuholen. Ein bei 
Erteilung der Ermächtigung von dem Gewalthaber gemachter Vorbehalt der Nutznießung 
würde unwirkſam ſein. 

2. Über den Erwerb durch Zuwendungen eines Dritten vgl. $ 1638 A 2. Ebenſo 
wie das Verwaltungsrecht kann auch die Nutznießung von dem Dritten ausgeſchloſſen werden, 

3. Die Anwendbarkeit des Erſetzungsgrundſatzes gemäß $ 1638 Abi 2 folgt daraus, 
daß das freie Vermögen (abgeſehen von den in § 1650 bezeichneten Gegenſtänden, die nur 
in ihrer Eigenſchaft als dem Gebrauche des Kindes dienende Sachen von der Nutznießung 
ausgenommen ſind) ein Sondervermögen bildet (ſ. hierüber $ 1638 A 3). 

4. Der Verwaltung des Gewalthabers (vgl. $ 1650 A 1) iſt das freie Vermögen nicht 
ohne weiteres entzogen. Die Geſchäftsfähigkeit des Kindes erſtreckt ſich nach $ 113 nur auf 
die Eingehung oder Aufhebung von Dienſt⸗ oder Arbeitsverträgen und auf Erfüllung ſich 
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hieraus ergebender Vertragspflichten. Der von dem Kinde verdiente Lohn kann daher rechts⸗ 
wirkſam ohne Zuſtimmung des Gewalthabers, die auch ſtillſchweigend erteilt fein kann, nicht 
an das Kind ausgezahlt werden. Nach $ 119 a GO kann durch Statut der Gemeinde oder 
eines weiteren Kommunalverbandes beſtimmt werden, daß der Lohn an die minderjährigen 
gewerblichen Arbeiter nur auf Grund ſchriftlicher Zuſtimmung oder Lohnquittung der Eltern 
oder Vormünder ausgezahlt werden darf. Es kann auch beſtimmt werden, daß die Gewerbe⸗ 
treibenden von den Lohnzahlungen den Eltern oder Vormündern Mitteilung zu machen 


haben. 
8 1652 


Der Vater erwirbt die Nutzungen des ſeiner Nutznießung unterliegenden 
Vermögens in derſelben Weiſe und in demſelben Umfange wie ein Nieß⸗ 
braucher ). 

E 11520 II 1543 M 4, 775 P 4, 575. 

1. Die für den Nießbrauch geltenden Beſtimmungen — auf welche § 1520 E I all. 
gemein verwies — finden auf die Nutznießung nur inſofern uneingeſchränkte Anwendung, 
als ſie den Erwerb der Nutzungen betreffen. Der Gewalthaber erwirbt hiernach während 
der Dauer der Nutznießung die natürlichen Früchte mit der Trennung ($ 954). Wegen des 
Erwerbs der Zinſen ſ. § 1068 A 2. Wegen der Verteilung der Früchte zwiſchen dem Gewalt⸗ 
haber und dem Eigentümer bei Beginn und Beendigung der Nutznießung kommen die Vor⸗ 
ſchriften des $ 101 zur Anwendung. Der Umfang des Fruchtgewinnungsrechts beſtimmt ſich 
nach 99 99, 1039 (unter Wegfall jedoch der hier angeordneten Pflicht zur Sicherheitsleiſtung, 
die ausſchließlich durch $ 1668 geregelt wird), nach $ 1040 (mit der Abweichung, daß die Nub- 
nießung auch auf den in das nicht freie Vermögen des Kindes fallenden Schatzanteil ſich er⸗ 
ſtreckt), nach 95 1046, 1066, 1068 und 1073. — Über die Pfändbarkeit der Früchte ſ. $ 1658 A 1. 


8 1653 


Der Vater darf verbrauchbare Sachen, die zu dem ſeiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögen gehören, für ſich veräußern oder verbrauchen, Geld 
jedoch nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Macht der Vater 
von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo hat er den Wert der Sachen nach der Be⸗ 
endigung der Nutznießung zu erſetzen; der Erſatz iſt ſchon vorher zu leiſten, 
wenn die ordnungsmäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert. 

E I 1523 Abſ 2 u. 3, 1525 II 1544 M 4, 777 P 4, 576. 

1. Die Nutznießung an verbrauchbaren Sachen iſt abweichend von dem Nießbrauch 
($ 1067) dahin geordnet, daß das Eigentum auf den Gewalthaber erſt mit der Ver- 
äußerung oder dem Verbrauche übergeht, wodurch dem Kinde eine größere 
Sicherung gewährt iſt, und daß der Gewalthaber den Werterſatz, der nach der Zeit 
der Verwendung ſich beſtimmt, ſchon vor Beendigung der Nutz nießung, 
ſobald die Geldmittel zur oronungsmäßigen Verwaltung gebraucht werden, zu leiſten bat. 
Hinſichtlich der Verpflichtung des Gewalthabers zur Sicherheitsleiſtung iſt lediglich $ 1668 
maßgebend. — Über das Recht der Gläubiger des Kindes, den Erſatzanſpruch zu pfänden, 
. 5 1659 A 2. | 
2. Beſteht die Nutznießung an Geld, mag dieſes von vornherein oder erft ſpäter Gegen⸗ 
ſtand der Nutznießung geworden fein, jo hat gemäß $ 1642 der Gewalthaber die Pflicht zur 
mündelſicheren Anlegung. Das Vormundſchaftsgericht kann aber, falls es das 
Kind hierdurch nicht für geſchädigt erachtet, dem Gewalthaber geſtatten, das Geld vorbehaltlich 
des nach $ 1653 zu leiſtenden Erſatzes für ſich zu verwenden, es kann auch die Genehmigung 
nach ſeinem Ermeſſen von Erfüllung beſtimmter Bedingungen, insbeſondere von Leiſtung 
einer Sicherheit abhängig machen. Gegen die Verweigerung oder die bedingungsweiſe Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung iſt Beſchwerde nach 520 FGG zuläſſig. 


8 1654 
Der Vater hat die Laſten des ſeiner Nutznießung unterliegenden Ver⸗ 
mögens zu tragen. Seine Haftung beſtimmt ſich nach den für den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der 88 1384 bis 
1386, 13885) ). Zu den Laſten gehören auch die Koſten eines Rechtsſtreits, der 
für das Kind geführt wird, ſofern ſie nicht dem freien Vermögen zur Laſt 
fallen, ſowie die Koſten der Verteidigung des Kindes in einem gegen das 
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Kind gerichteten Strafverfahren, vorbehaltlich der Erſatzpflicht des Kindes 


im Falle ſeiner Verurteilung?) 5) 9). 

E 11531 Abſ 1 11 1545 M 4, 788 P 4, 581. 

1. Der Gewalthaber hat als Nutznießer ebenfo wie der Nießbraucher und der nuß⸗ 
nießungsberechtigte Ehemann ($$ 13841386) die Laſten zu tragen, die nach mirlſchaft⸗ 
lichen Grundſätzen aus den Nutzungen zu beſtreiten ſind. Hierher gehören: a) die durch 
Gewinnung der Nutzungen entſtehenden Koſten, worunter auch die 
Betriebskoſten fallen ($ 1384, vgl. 55 102 und 1047 A 1); b) die Erhaltungskoſten 
nach Maßgabe der $$ 1384, 1041, 1043, 1068, alſo mit Ausſchluß der außerge wöhnlichen Aus⸗ 
beſſerungs⸗ und Erneuerungskoſten. Zu den Erhaltungskoſten im weiteren Sinne ſind auch 
die Verſicherungskoſten zu rechnen, die dem Nutznießer uneingeſchränkt zur Laſt fallen, auch 
in dem Falle, daß er nach den Grundſätzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ($ 1045) nicht 
zur Verſicherung verpflichtet war (§ 1385 Nr 3); c) die öffentlichen Laſten mit 
Ausnahme derjenigen außerordentlichen Laſten, die als auf den Stammwert gelegt anzuſehen 
find, wie dies z. B. bei der Erbſchaftsſteuer der Fall iſt ($ 1385 Nr 1). Um nicht im Gegenſatz 
zu der bei den Laſten feſtgehaltenen Begrenzung hier zu einer ſchrankenloſen Belaſtung des 
Nutznießers zu gelangen, iſt der Begriff der öffentlichen Laſt auf diejenigen Abgaben und ab⸗ 
gabeähnlichen Leiſtungen zu beſchränken, die an den Staat, die Gemeinde oder öffentliche 
Verbände zu entrichten ſind (Steuern, Armenlaſten, Schullaſten, Wegebaukoſten, Deich⸗ 
laſten, Arbeiterverſicherungsbeiträge uſw.), ſo daß die im polizeilichen Intereſſe auferlegten 
Leiſtungen nicht hierunter fallen (a. A. Schultzenſtein, Arch BürgR 29, 168 ff.; vgl. Blume 
daf. 30, 1 ff.;) d) die privatrechtlichen Laſten ($ 1385 Nr 2) einſchließlich der 
Zinſen und der bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Nutzungen zu beſtreitenden wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen, auch die von dem Kinde in Erfüllung der geſetzlichen Unterhaltspflicht 
zu leiſtenden Beträge ($ 1386). 

2. Aus der Anwendbarkeit des $ 1388 folgt, daß die Verpflichtung des Gewalthabers 
zur Tragung der Laſten nicht bloß dem Kinde, ſondern auch den Gläubigern gegenüber be⸗ 
ſteht und zwar haftet er neben dem Kinde als Geſamtſchuldner. Auch betreffs der zu Ic 
bezeichneten öffentlichen Laſten iſt dieſe Haftung des Gewalthabers als eine privatrechtliche, 
nicht als eine öffentlichrechtliche aufzufaſſen. 

3. Zu den unter 1 aufgeführten Laſten kommen hinzu die Prozeßkoſten und die Koſten 
der Verteidigung (nicht bloß des Verteidigers). Die in § 1416 Abſ 2 aufgeſtellte Beſchrän⸗ 
kung, daß die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten fein muß, iſt in $ 1654 
nicht übernommen, weil über die Prozeßführung (abgeſehen von der Führung des Rechts⸗ 
ſtreits durch einen für das Kind beſtellten Pfleger oder durch das inſoweit prozeßfähige Kind) 
und die Verteidigung (abgeſehen von der durch $ 140 StPO angeordneten notwendigen 
Verteidigung) der Gewalthaber ſelbſt zu beſtimmen hat. Soweit das Kind ſelbſt nach $$ 112, 
113 in Vbn. mit $ 52 Abſ 1 ZP prozeßfähig ift, ſind Angelegenheiten des freien Vermögens 
(vgl, A 4) in Frage. In dem gleichen Umfange, in dem der Gewalthaber die Prozeßkoſten 
zu tragen hat, iſt er auch erforderlichenfalls zur vorſchußweiſen Entrichtung verbunden. Die 
Koſten der Verteidigung kann er, wenn das Kind rechtskräftig verurteilt wird, von dieſem 
zurückverlangen. Desgleichen hat das Kind, wenn es in einem zwiſchen ihm und dem Gewalt⸗ 
haber geführten Rechtsstreit unterliegt, die Prozeßkoſten zu erſtatten (85 1660, 1416 Abſ 1). 
Wegen der Verwaltungskoſten ſ. $ 1648 A 2. Die Pflicht der Eltern und damit auch 
des Gewalthabers zur Unterhaltung des Kindes kann, da dieſe Pflicht von 
be Beſtehen einer Nutznießung unabhängig ift, nicht als Laſt der Nutznießung bezeichnet 
werden. 

4. Begrenzung der Haftung. Die Verpflichtung zur Tragung der unter 1 und 2 
bezeichneten Laſten iſt nicht durch den Betrag der Nutzungen begrenzt. 
Überſteigen die Laſten die Nutzungen, fo kann ſich der Gewalthaber ihrer nur erwehren, wenn er 
auf die Nutznießung verzichtet ($ 1662). Iſt ein der Nutznießung unterworfenes Vermögen 
überhaupt nicht vorhanden, fo entfällt damit die Pflicht zur Laſtentragung (vgl. OS 7, 73). 
Die Laſten liegen ferner dem Gewalthaber inſoweit nicht ob, als fie, was von dieſem nachzu⸗ 
weiſen iſt, das freie Vermögen betreffen. Wird durch die Laſt ſowohl das freie als 
das nichtfreie Vermögen betroffen, ſo hat eine verhältnismäßige Teilung einzutreten. Die 
dem Kinde zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht obliegenden Leiſtungen berühren 
an ſich das freie Vermögen nicht (vgl. A ld). Soweit aber durch Hinzurechnung des für die 
Leiſtungsfähigkeit mit in Betracht zu ziehenden freien Vermögens (anders im Falle des $ 1708 
Abſ 1, wo es auf die Leiſtungsfähigkeit nicht ankommt) eine Erhöhung der Unterhaltsleiſtungen 
eintritt, braucht der Gewalthaber hierfür, da die Mehrleiſtungen dem freien Vermögen zur 
Laſt fallen, nicht aufzukommen. Die Koſten eines in perſönlichen Angelegenheiten des Kindes 
geführten Prozeſſes müſſen, da dieſe zu dem freien Vermögen keine Beziehung haben, von 
dem Gewalthaber getragen werden. 
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5. Hinſichtlich der zeitlichen Begrenzung gilt der Grundſatz des § 103, daß die regel⸗ 
mäßig wiederkehrenden Laſten nach Verhältnis der Zeit, für welche ſie zu entrichten ſind, 
zu der auf dieſen Zeitraum entfallenden Dauer der Nutznießung, andere Laſten inſofern, 
als ſie während der Dauer der Nutznießung fällig geworden ſind, von dem Gewalthaber 
zu tragen find. Ein in dieſer Zeit fällig gewordener Vorſchuß iſt gleichfalls von dem Gewalt⸗ 
haber zu entrichten, wobei ihm jedoch der Anſpruch auf Ausgleichung nach Maßgabe des 
§ 103 vorbehalten bleibt. 

$ 1655 


Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermögen ein Erwerbs⸗ 
geſchäft, das von dem Vater im Namen des Kindes betrieben wird, ſo gebührt 
dem Vater nur der ſich aus dem Betrieb ergebende jährliche Reingewinn ). 
Ergibt ſich in einem Jahre ein Verluſt, ſo verbleibt der Gewinn ſpäterer Jahre 
bis zur Ausgleichung des Verluſtes dem Kinde). 

E 1 1527 Abſ 1 II 1546 M 4, 782 P 4, 578; 5, 144. 

1. Die Nutznießung am Erwerbsgeſchäft (vgl. § 112 A 2) iſt in der Weiſe geſtattet, 
daß der Gewalthaber nicht die Nutzungen unter der Verpflichtung zur Beſtreitung der Laſten 
eigentümlich erwirbt, ſondern nur auf den nach Abzug der Geſchäftsunkoſten 
verbleibenden jährlichen Reingewinn Anſpruch hat. Statt des dinglichen Rechts 
iſt ihm nur ein obligatoriſcher Anſpruch auf Ausantwortung des bei der Abrechnung feſtgeſtellten 
Reinge winnes gegeben, was den Vorteil bietet, daß die Gläubiger des Gewalthabers nicht durch 
Pfändung der Nutzungen ſtörend eingreifen können. Die Übertragung und Pfändung des 
Anſpruchs iſt nach $ 1658 Abſ 2 und § 862 ZPO (vgl. $ 1658 A 1 und 2) erſt zuläſſig, nachdem 
durch die Abrechnung die Fälligkeit des Anſpruchs herbeigeführt iſt. Damit dürfte indes, 
wenn die Abrechnung ſchuldhaft verzögert iſt, die Übertragung oder Pfändung nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſein. 

2. Der Reingewinn wird ermittelt durch eine nach kaufmänniſchen Grundſätzen auf⸗ 
zuſtellende Bilanz. Bei Bewertung der Vermögenspoſten ſind die geſchäftsüblichen Abſchrei⸗ 
bungen zu machen. Eine Zuſamrienrechnung des Geſchäftsergebniſſes mehrerer Jahre findet 
infofern ſtatt, als der Verluſ des einen Jahres durch den Gewinn der ſpäteren 
Jahre auszugleichen iſt. 

8 1656 


Steht dem Vater die Verwaltung des ſeiner Nutznießung unterliegenden 
Vermögens nicht zu, ſo kann er auch die Nutznießung nicht ausüben; er kann 
jedoch die Herausgabe der Nutzungen verlangen, ſoweit nicht ihre Verwendung 
zur ordnungsmäßigen el des Vermögens und zur Beſtreitung der 
Laſten der Nutznießung erforderlich iſt !). 

Ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder iſt dem Vater die Sorge 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes durch das Vormundſchaftsgericht 
entzogen, ſo können die Koſten des Unterhalts des Kindes aus den Nutzungen 


inſoweit vorweg entnommen werden, als ſie dem Vater zur Laſt fallen ). 

E 11532 11 1547 M 4, 789 P 4, 551 u. 582; 6, 327. 

1. Steht dem Gewalthaber die Vermögens verwaltung nicht zu — wie im Falle 
der $$ 1630 Abſ 2, 1638, 1647, 1665, 1666 Abſ 2, 1670, 1678, 1685 Abſ 1, 1693 —, ſo 
wird dadurch zwar ſein Nutznießungsrecht nicht beeinträchtigt. Wohl aber iſt 
ihm die Verwaltung auch inſoweit genommen, als ſie zur Ausübung des Nutznießungsrechts 
dient. Es iſt Sache des zur Fürſorge für das Vermögen Berufenen, die Nutzungen zu ziehen 
und hieraus die dem Nutznießer obliegenden Laſten ſowie die ſonſtigen zur ordnungs mäßigen 
Vermögensverwaltung erforderlichen Ausgaben zu beſtreiten. Der Gewalthaber hat deshalb 
auch nicht das Recht, die Nutzungen ſelbſt in Beſitz zu nehmen, ſondern nur einen mit Ablauf 
des Geſchäftsjahres fälligen und erſt von dieſer Zeit an übertragbaren und pfändbaren ($ 1658 
Abſ 2, § 862 Abſ 1 ZRO) Anſpruch auf Herausgabe des Überſchuſſes der Nutzungen, womit 
ihm indes das dingliche Recht an den Nutzungen nicht entzogen iſt (beſtr.). 

2. Die zur Beſtreitung des Unterhalts des Kindes von dem Gewalthaber aufzubringen⸗ 
den Koſten gehören nicht zu den von dem Nutznießer zu tragenden Laſten ($ 1654 A 3). Sie 
können deshalb bei Ablieferung der Nutzungen an den Gewalthaber nicht in Abzug gebracht 
werden. Dagegen iſt die Vorwegnahme der Unterhaltskoſten geſtattet, wenn dem Gewalt⸗ 
haber auch die Sorge für die Perſon des Kindes nicht zuſteht 
(ogl. 58 1666 Abſ 1, 1676 bis 1678). Es ſteht jedoch im Ermeſſen des Pflegers oder (bei ruhender 
elterlicher Gewalt) des Vormundes, von einem ſolchen Abzuge abzuſehen. 
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8 1657 


Iſt der Vater von der Ausübung der Nutznießung ausgeſchloſſen, ſo hat 
er eine ihm dem Kinde gegenüber obliegende Verbindlichkeit, die infolge der 
Nutznießung erſt nach deren Beendigung zu erfüllen ſein würde, ſofort zu 
erfüllen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die elterliche 
Gewalt ruht). 


E 1 1533 II 1548 M 4, 789 P 4, 582. 

1. Eine weitere Anderung erfährt das Recht der Nutznießung, wenn die Verwaltung 
dem Gewalthaber durch Anordnung des Vormundſchaftsgerichts oder infolge Konkurseröff⸗ 
nung (vgl $ 1656 A 1) verloren geht oder er durch Anordnung des zuwendenden Dritten 
(J 1638) von der Verwaltung ausgeſchloſſen iſt. In dieſen Fällen — nicht auch im Falle des 
Ruhens der elterlichen Gewalt (88 1676, 1677) — ſoll der Gewalthaber im Intereſſe der end- 
gültigen Auseinanderſetzung mit dem Kinde verpflichtet ſein, diejenigen Beträ ge, 
die er ſonſt erſt bei Beendigung der Nutznießung zu erſetzen 
haben würde, dem Kinde fofort zu erſetzen. Es kommt hierin Betracht die Verpflichtung 
des Gewalthabers zum Erſatze des Wertes von ihm verbrauchter oder veräußerter verbrauch⸗ 
barer Sachen ($ 1653), die Verpflichtung zum Erſatze des Wertes der im Übermaß gezogenen 
Früchte (85 1652, 1039 Abſ 1) und die Verpflichtung aus der Übernahme des zum Schätzungs⸗ 
werte zurückzugewährenden Inventars, ſofern eine ſolche Übernahme zwiſchen dem Gewalt⸗ 
haber und dem Kinde vereinbart iſt (88 1652, 1048 Abſ 2, 588, 589). 


8 1658 


Das Recht, das dem Vater kraft feiner Nutznießung an dem Vermögen 
des Kindes zuſteht, iſt nicht übertragbar). 

Das Gleiche gilt von den nach den 88 1655, 1656 dem Vater zuſtehenden 
Anſprüchen, ſolange ſie nicht fällig ſind ). 

E 11534 II 1549 M 4, 793 P 4, 582; 5, 144. 

1. Die Nutznießung ſteht dem Gewalthaber nur in ſeiner Stellung als Inhaber der 
elterlichen Gewalt zu und kann von dieſer Stellung nicht losgelöſt werden. Es ergibt ſich 
hieraus die Unübertragbarkeit des Nutznießungsrechts, die indes nicht ausſchließt, daß die 
Nutznießung der Ausübung nach unentgeltlich oder entgeltlich (vgl. $ 1059 A 1) übertragen 
werden kann. Dagegen bedeutet die in $ 862 Abſ 1350 ausgeſprochene Unpfändbar⸗ 
keit, daß die Nutznießung auch nicht der Ausübung nach gepfändet werden kann. Pfänd⸗ 
bar find nach $$ 862 Abſ 2, 861 3 Po die kraft der Nutznießung erworbenen Früchte, 
jedoch nur mit der Beſchränkung, daß vorweg die dem Nutznießer nach § 1654 ob- 
liegenden Leiſtungen gedeckt ſein müſſen, und mit der weiteren Beſchränkung, daß auch das 
zur Beſtreitung des eigenen ſtandesge mäßen Unterhalts des Gewalthabers und das zur Er⸗ 
füllung der ihm obliegenden geſetzlichen Unterhaltspflichten — mit Ausnahme des Unterhalts 
des unehelichen Kindes des Vaters — Erforderliche in Abzug zu bringen iſt. Soweit die Un⸗ 
pfändbarkeit reicht, fallen die zur Zeit der Konkurseröffnung von dem Gewalthaber bereits 
erworbenen Früchte nicht in deſſen Konkursmaſſe (51 KO). Die Veräußerung der erworbenen 
Früchte ift durch $ 1658 nicht beſchränkt. 

2. Die nach $$ 1655, 1656 aus der Nutznießung ſich ergebenden Anſprüche bilden 
einen Beſtandteil des Nutznießungsrechts und ſind daher dieſem in bezug auf Unübertragbar- 
keit und Unpfändbarkeit gleichgeſtellt. Der mit der Fälligkeit von dem Gewalthaber erworbene 
Anſpruch ſieht in bezug auf Übertragbarkeit und das Maß der Pfändbarkeit (58 862 Abſ 2, 
961 ZPO) den erworbenen Früchten gleich (vgl. A 1). 


9 1659 


Die Gläubiger des Kindes können ohne Rückſicht auf die elterliche Nutz⸗ 
nießung Befriedigung aus dem Vermögen des Kindes verlangen ). 

Hat der Vater verbrauchbare Sachen nach § 1653 veräußert oder ver⸗ 
braucht, ſo iſt er den Gläubigern gegenüber zum ſofortigen Erſatze verpflichtete). 

E 1 1528 II 1550 m 4, 793 P 4, 580. 

1. Der Gewalthaber muß die Befriedigung der Gläubiger des Kindes aus dem 


die Forderung vor oder erſt nach Beginn der Nutznießung entſtanden iſt, ob ſie auf einem 
von ihm ſelbſt für das Kind abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft beruht oder ob das Rechtsgeſchäft 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Band. 17 
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von einem andern geſetzlichen Vertreter des Kindes oder dem nach $$ 112, 113 geſchäftsfähigen 
Kinde geſchloſſen iſt. Es ſteht ihm ein Nutznießungsrecht an dem Vermögen nur zu in dem 
Zuſtande, in welchem es ſich durch die für das Kind geführte Verwaltung und die hieraus 
oder aus unerlaubter Handlung entſpringenden Verbindlichkeiten jeweilig befindet. In ſeiner 
Eigenſchaft als bloßer Nutznießungsberechtigter kann er weder gegen die Art der Verwaltung, 
noch gegen die Schuldenbelaſtung Widerſpruch erheben. Nicht er, ſondern nur das Kind kann 
den Pfleger wegen ſchlechter Verwaltung erſatzpflichtig machen. Doch iſt ihm die Befugnis 
nicht zu verſagen, Anträge dieſerhalb bei dem Vormundſchaftsgericht zu ſtellen und bei Ab⸗ 
lehnung des Antrags Beſchwerde zu führen. Zur Zwangsvollſtreckung in das ſeiner 
Nutznießung unterliegende Vermögen genügt ein gegen das Kind erlaſſenes Urteil, ohne daß 
er zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt zu ſein braucht (8 746 ZPO). 

2. Nach $ 1653 hat der Gewalthaber den Wert der veräußerten oder verbrauchten 
verbrauchbaren Sachen ſchon vor Beendigung der Nutznießung zu erſetzen, wenn die ord⸗ 
nungsmäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert. Dieſer Fall wird als gegeben an⸗ 
eſehen, wenn die Gläubiger des Kindes den Erſatzanſpruch (indem ſie ihn pfänden laſſen) 
fur ſich in Anſpruch nehmen. Von dem Gewalthaber kann nicht der Einwand erhoben werden, 
daß die Gläubiger in der Lage ſeien, ſich in anderer Weiſe aus dem Kindesvermögen zu 
befriedigen. Das gleiche Recht wird den Gläubigern einzuräumen ſein hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung des Gewalthabers, den Wert der im Übermaß (alfo über die Nutzungsbefugnis 
hinaus) gezogenen Früchte zu erſetzen. 


8 1660 


Im Verhältniſſe des Vaters und des Kindes zueinander finden in An⸗ 
ſehung der Verbindlichkeiten des Kindes die für den Güterſtand der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften des § 1415, des 5 1416 Abſ. 1 
und des $ 1417 entſprechende Anwendung ) 2). 

E 1 1530 11 1551 M 4, 788 P 4, 581. 

1. Nach den für entſprechend anwendbar erklärten Vorſchriften der $$ 1415,1416 
Abſ 1 fallen im Verhältnis zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde die Verbindlichkeiten 
leinſchließlich der Prozeßkoſten) aus einem auf das freie Vermögen des Kindes ſich beziehenden 
Rechtsverhältnis (vgl. $ 1651 und wegen der Unterhaltsleiſtungen 51654 A4) dem freien 
Vermögen zur Laſt, ebenſo die Verbindlichkeiten des Kindes aus einer unerlaubten 
Handlung, da hierdurch die Nutznießung des Gewalthabers nicht geſchädigt werden darf, und 
die Koſten eines zwiſchen dem Kinde und dem Gewalthaber geführten Rechtsſtreits, in dem 
die Koſten endgültig dem Kinde auferlegt find ($ 1654 A 3). 

2. Die Gläubiger des Kindes ſind durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht ge⸗ 
hindert, nach ihrer Wahl das freie oder das nichtfreie Bermögen des Kindes in Anſpruch 

u nehmen. Es muß deshalb, wenn ſie das nichtfreie Vermögen angreifen, obſchon das 
Bei Vermögen haftet, und ebenfo im umgekehrten Falle gemäß $1417 eine Ausgleichung 
zwiſchen den beiden Vermögens maſſen, ſoweit der Beſtand der verpflichteten Maſſe reicht, 
stattfinden vorbehaltlich der Schadenserſatzpflicht des geſetzlichen Vertreters, der die Aus⸗ 
gleichung ſchuldhaft unterlaffen hat. Eine Ausgleichung wird auch nötig, falls ohne Zutun 
des Gläubigers eine Verbindlichkeit nicht aus derjenigen Vermögensmaſſe, der ſie zur Laſt 
fällt, ſondern aus der andern Maſſe berichtigt iſt. 


8 1661 


Die Nutznießung endigt, wenn ſich das Kind verheiratet). Die Nutz⸗ 
nießung verbleibt jedoch dem Vater, wenn die Ehe ohne die erforderliche 
elterliche Einwilligung geſchloſſen wird ). 

E 1 1536 II 1552 M 4, 795 P 4, 583. 

1. Durch die Verheiratung des Kindes wird die Beendigung der Nutznießung nur 
herbeigeführt, wenn die Ehe eine gültige iſt. Die Ungültigkeit einer formell beſtehenden 
Ehe (die in gehöriger Form eingegangen oder doch wenigſtens in das Heiratsregiſter ein⸗ 
getragen ift) kann aber nur im Wege der Nichtigkeitsklage oder Anfechtungsklage geltend ge⸗ 
macht werden. Die Erhebung der Nichligkeitsklage ſteht gemäß $ 632 ZPO auch dem Ge⸗ 
walthaber zu. Iſt die Che rechtskräftig für nichtig erklärt, ſo iſt damit auch das Fortbeſtehen 
der Nutznießung mit rückwirkender Kraft — unbeſchadet des Schutzes des redlichen Dritten 
gemäß der entſprechend anwendbaren Vorſchrift des § 1344 — feſtgeſtellt. 
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2. Die mangelnde Einwilligung des Elternteils (89 1305—1308) hat zwar nicht 
die Ungüll igkeit der Ehe zur Folge — vgl. § 1331, wonach nur die mangelnde Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters ein Anfechtungsgrund iſt — wohl aber die Wirkung, daß die Nutz⸗ 
nießung dem Gewalthaber nicht verloren geht. 


8 1662 

Der Vater kann auf die Nutznießung verzichten ). Der Verzicht erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgerichte; die Erklärung iſt 
in öffentlich beglaubigter Form abzugeben?) 5). 

E I 1537 11 1553 M 4, 796 B 4, 583. 

1. Der Berzicht auf die Nutznießung iſt, da es ſich um ein dem Gewalthaber im eigenen 
Intereſſe gegebenes Recht handelt, zuläſſig. Durch den Verzicht wird der Gewalthaber zu⸗ 
gleich von den in $ 1654 bezeichneten Laſten frei, da dies Verpflichtungen find, die dem Gewalt⸗ 
haber nicht als ſolchem, ſondern nur kraft des Nutznießungsrechts obliegen (§ 1654 X 4). Da⸗ 
gegen kann ſich der Gewalthaber der Verpflichtung zur Tragung der Laſten, die auf be⸗ 
ſtimmten Gegenſtänden ruhen, nicht dadurch entziehen, daß er die Nutznießung an dieſen Gegen⸗ 
Händen aufgibt. Ein Verzicht auf die Nutznießung an einzelnen Gegenſtänden — der dem 
beſchränkt geſchäftsfähigen Kinde oder dem für das geſchäftsunfähige Kind zu beſtellenden 
Pfleger zu erklären ift (vgl. 55 1064, 1072, 107) — iſt nur in dem Sinne möglich, daß die Nut⸗ 
zungen dem Kinde überlaſſen werden (beſtr.). 

2. Der Verzicht auf die Nutznießung erfolgt ebenſo wie der Verzicht auf den Nieß⸗ 
brauch ($$ 1064, 1072) durch einſeitige empfangsbedürftige Erklärung. Die Erklärung 
iſt gegenüber dem Vormundſchaftsgericht abzugeben, das in diefer Beziehung als Vertreter 
des Kindes erſcheint. Mit Rückſicht auf die Wichtigkeit, die der das Familiengüterrecht ändernde 
Verzicht für dritte Perſonen, insbeſondere die Gläubiger des Gewalthabers hat, iſt öffent⸗ 
liche Beglaubigung der rung G 129) vorgeſchrieben. Wegen der Zuſtändigkeit des 
Vormundſchaftsgerichts vgl. Vorbem 4b vor $ 1773. 

3. Der von dem Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt erklärte Verzicht auf die 
Nutznießung hat gegenüber der Mutter, wenn dieſe ſpäter in den Beſitz der elterlichen Ge⸗ 
walt gelangt, keine Wirkſamkeit. Der Mutter ſteht ein eigenes Recht, nicht ein von dem 
Vater abgeleitetes Recht der elterlichen Gewalt zu. Dies gilt auch dann, wenn die Mutter 
gemäß $ 1685 Abſ 2 nach Auflöſung der Ehe durch Übertragung der Ausübung der 
elterlichen Gewalt die Nuͤtznießung erlangt (a. A. Planck A 7; Staudinger A 6). 


8 1663 


Hat der Vater kraft ſeiner Nutznießung ein zu dem Vermögen des Kindes 
gehörendes Grundſtück vermietet oder verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ 
oder Pachtverhältnis bei der Beendigung der Nutznießung noch beſteht, die 
Vorſchriften des § 1056 entſprechende Anwendung ). 

Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermögen ein land⸗ 
wirtſchaftliches Grundſtück, ſo findet die Vorſchrift des § 592, gehört zu dem 
Vermögen ein Landgut, ſo finden die Vorſchriften der 88 592, 593 entſprechende 
Anwendung ?). 

E 1 1520, 1008, 1009 II 1554 M 4, 776 P 4, 576. 

1. Nach § 1056 kann der Nießbraucher kraft feines Nießbrauchsrechts ein Grundſtüc 
auch über die Nießbrauchszeit hinaus unter Überlaſſung des Beſitzes vermieten oder ver⸗ 
pachten, jo jedoch, daß der Eigentümer berechtigt iſt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen vierteljährlichen bezw. halbjährlichen Kündigung (58 565, 595) 
bis zum Ablaufe der von dem Mieter oder Pächter geſetzten Erklärungsfriſt (5 1056 Abſ 3) 
zu kündigen und daß er in die Verpflichtungen aus dem Vertrage mit ſelbſtändiger Berech⸗ 
tigung nach Maßgabe der $$ 571, 572, 573 Satz 1, 574 bis 576 und 579 eintritt. In gleicher 
Weiſe iſt durch $ 1663 das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Kinde als Eigentümer des von dem 
Gewalthaber vermieteten oder verpachteten Grundſtücks und dem Mieter oder Pächter für die 
Zeit nach Beendigung der Nutznießung geregelt. Hat der Gewalthaber nicht für ſich kraft 
ſeines Nutznießungsrechts, ſondern für das Kind kraft feines Verwaltungsrechts vermietet oder 
verpachtet, was regelmäßig anzunehmen iſt, wenn er den Vertrag im Namen des Kindes 
geſchloſſen hat, jo iſt $ 1663 nicht anwendbar. Es bedarf dann aber. wenn der Vertrag 
über das 21. Lebensjahr des Kindes forldauern ſoll, der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung ($$ 1643 Abf 1, 1822 Nr 5). 

17* 


260 Familienrecht Verwandtſchaft 


2. Für die Auseinanderſetzung bei Beendigung der Nutznießung hinſichtlich der Be⸗ 
ſtellungskoſten für die noch ungetrennten Früchte ſowie hinſichtlich der Zurücklaſſung land⸗ 
wirtſchaftlicher Erzeugniſſe eines Landguts und der hierfür zu gewährenden Vergütung ſind 
in Übereinſtimmung mit der für den Nießbrauch geltenden Vorſchrift des $ 1055 Abſ 2 die 
Beſtimmungen der $$ 592 und 593 für maßgebend erklärt. Die Anwendbarkeit des $ 591 
erübrigt ſich, da die Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ſchon aus der Verwaltungs⸗ 
pflicht des Gewalthabers folgt. 


8 1664 


Der Vater hat bei der Ausübung der elterlichen Gewalt dem Kinde 
gegenüber nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen An⸗ 
gelegenheiten anzuwenden pflegt!). 

E 1 1503, 1696 Abſ 1 11 1555 MA, 745 P 4, 556 u. 561. 

1. Bei Erfüllung der auf dem Gebiete der Sorge für das Vermögen und der Sorge 
für die Perſon des Kindes ihm obliegenden Pflichten hat der Gewalthaber die in eigenen 
Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt zu betätigen, mindeſtens aber für grobe Fahrläſſigkeit 
einzuſt ' hen ($ 277). Die Anwendung einer größeren Sorgfalt können die Kinder, die mit 
den Eltern auch ſonſt dasſelbe Geſchick teilen, nicht verlangen. Wird der Gewalthaber wegen 
Verletzung feiner Pflichten von dem Kinde in Anſpruch genommen, fo liegt dieſem der Nach⸗ 
weis ob, daß im gegebenen Falle der Gewalthaber eine beſtimmte Pflicht zu erfüllen hatte 
(RS 21. 9. 05 IV 142/05). Darüber, daß er bei Erfüllung dieſer Pflicht die in eigenen 
Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt beobachtet hat, hat dann der Gewalthaber ſich auszu⸗ 
weiſen (vgl. M 4, 748; RG Gruch 50, 1028; a. A. Blume A 4). Derartige Erſatz⸗ 
anſprüche werden von dem Ki ide regelmäßig erſt nach Erreichung der Volljährigkeit erhoben 
werden. Bis dahin iſt die Verjährung nach $ 204 gehemmt. Iſt ſchon vorher zur Ver⸗ 
hütung einer Benachteiligung des Kindes die Durchführung des Erſatzanſpruchs nötig, ſo hat 
das Vormundſchaftsgericht dem Kinde einen Pfleger zu beſtellen ($ 1628). Vgl. im übrigen 
die Erläuterung zu $ 1833. — Über die Haftung des Gewalthabers gegenüber 
dritten Perſonen ſ. 8 1631 A 2. 


8 1665 

Sit der Vater verhindert, die elterliche Gewalt auszunben, jo hat das 
Vormundſchaftsgericht, ſofern nicht die elterliche Gewalt nach § 1685 von der 
Mutter ausgeübt wird, die im Intereſſe des Kindes erforderlichen Maßregeln 
zu treffen!) 2). 

E 1 1544 II 1556 Abſ 1 M 4, 802 P 4, 552 u. 617. 

1. Bei tatſächlicher oder rechtlicher Verhinderung des Gewalthabers hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht — worin eine Beeinträchtigung des Rechts der elterlichen Gewalt 
nicht enthalten iſt — ſelbſttätig in Vertretung des Kindes die in deſſen Intereſſe erforderlichen 
Maßregeln zu treffen oder dem Vertretungsbedürfnis durch Beſtellung eines Pflegers ab- 
zuhelfen. Eine Verhinderung iſt nicht ſchon bei zeitweiliger Abweſenheit anzunehmen, ſo z. B. 
nicht in dem Falle, daß der Gewalthaber durch Berufsgeſchäfte gezwungen iſt, bei Tage vom’ 
Haufe fern zu bleiben RG 7. 5. 03 IV 16/03. Die Sachlage muß eine ſolche fein, daß der 
Gewalthaber als verſtändig denkender Mann zur Ergreifung weiterer Maßnahmen Anlaß 
haben würde und hieran durch Abweſenheit, Krankheit uſw. verhindert iſt. Trotz Beſtellung 
eines Bevollmächtigten kann Verhinderung vorliegen, wenn die Sachlage ſich inzwiſchen 
verändert hat, wenn insbeſondere Anlaß zum Widerruf der Vollmacht vorhanden iſt. Unter 
Umſtänden kann eine Verhinderung in der Geſchäftsungewandtheit gefunden werden, wie 
3. B. in dem Falle, daß dem Kinde ein über die Verhältniſſe des Gewalthabers weit hinaus⸗ 
gehendes Vermögen angefallen iſt (Habicht in Gruch 42, 434). Keinen Grund zum Ein- 
ſchreiten hat das Vormundſchaftsgericht, wenn an Stelle des verhinderten Vaters die Mutter 
nach $ 1685 zur Ausübung der elterlichen Gewalt berufen iſt. Nicht $ 1665, ſondern $ 1846 
bb e wenn infolge Ruhens der elterlichen Gewalt eine Bevormundung 
nötig wird. 

2. Darüber, ob und welche Maßregel angemeſſen erſcheint, hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht nach freiem Ermeſſen zu befinden. Die Rechtsgültigkeit der von ihm vorgenommenen 
Handlung kann nicht ſchon um deswillen angefochten werden, weil von dem Ermeſſen ein un⸗ 
richtiger Gebrauch gemacht iſt. Über die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts vgl. 
Vorbem 4 b vor 81773. Gegen die Ablehnung oder Aufhebung einer Anordnung aus $ 1665 
kann nach $ 57 Nr. 8 FGG von den Verwandten oder Verſchwägerten des Kindes Beſchwerde 
erhoben werden. 
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8 1666 


Wird das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet I), 
daß der Vater das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, 
das Kind vernachläſſigt oder ſich eines ehrloſen oder unſittlichen Verhaltens 
ſchuldig macht:), jo hat das Vormundſchaftsgericht die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen). Das Vormundſchaftsgericht 
kaun insbeſondere anordnen, daß das Kind zum Zwecke der Erziehung in 
einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt oder einer Beſſerungs⸗ 
anſtalt untergebracht wird‘). 

Hat der Vater das Recht des Kindes auf Gewährung des Unterhalts 
verletzt und iſt für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 
zu beſorgen, jo kann dem Vater auch die Vermögens verwaltung ſowie die 
Nutznießung entzogen werdens). 

E 1 1546 II 1557 M 4, 803 P 4, 619 ff., 654 ff. 

1. Allgemeines. Die Aufſichtsgewalt des Vormundſchaftsgerichts tritt zutage, wenn 
durch das pflichtverletzende Verhalten des Gewalthabers (des für die Perſon des Kindes 
fürſorgeberechtigten Elternteils) eine Gefährdung des Kindes herbeigeführt iſt. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht — dem der Gemeinde waiſenrat nach $ 1675 von einem ſolchen Falle Nachricht 
zu geben hat — hat dann unter Einſchränkung des Rechts des Gewalthabers die zum Schutze 
des Kindes (zur Abwendung der Gefahr) erforderlichen Anordnungen zu treffen und durch⸗ 
zuführen. Gegen die Anordnung ſteht nach dem allgemeinen Grundſatz des § 20 FGG 
dem Gewalthaber, gegen die Ablehnung oder Aufhebung einer ſolchen Anordnung — was 
nicht bloß für $ 1666, ſondern auch für § 1665 und 1667 gilt — den Verwandten und 
Verſchwägerten des Kindes das Recht der Beſchwerde zu ($ 57 Nr. 8 56; vgl. 
auch über die vorgängige Anhörung dieſer Perſonen und des Gewalthabers $ 1673). Bei 
einer Entfeeidung in einer die Perſon des Kindes betreffenden Angelegenheit iſt außerdem 
nach $ 57 Nr 9 daf, jeder Beteiligte beſchwerdeberechtigt. Die von ihm getroffenen An- 
ordnungen kann das Vormundſchaftsgericht — das in dringenden Fällen auch eine einſtweilige 
Anordnung erlaſſen kann (RIA 1, 92) — jederzeit ändern. Darüber, daß die Beſtellung eines 
Pflegers in dem Verfahren aus $$ 1666 ff. nicht notwendig iſt, ſ. Vorbem 4 vor g 1616. Die 
Koſten (Auslagen) des Verfahrens fallen vorbehalllich der Erſatzpflicht des Gewalthabers 
aus $ 1664 dem Kinde zur Laſt (beſtr.). 

2. Vorausſetzung des Einſchreitens des Vormundſchaftsgerichts iſt nach $ 1666, daß 
der Gewalthaber die ihm obliegenden Pflichten auf dem Gebiete der Sorge für die Perſon 
des Kindes verletzt hat und daß ihm dies als Verſchulden anzurechnen iſt (a. A. Blume 
A 1). Ein Verſchulden wird aber ſchon dann anzunehmen ſein, wenn er, trotzdem ihm das 
Verkehrte ſeiner Handlungsweiſe klargemacht iſt, aus Eigenſinn dabei beharrt. Sit der Gewalt⸗ 
haber geiſteskrank oder in ſo hohem Maße geſchäftsungewandt, daß er die Verhältniſſe nicht 
überſehen kann, fo greifen die Beſtimmungen des $ 1676 (Ruhen der elterlichen Gewalt) und 
$ 1665 (Verhinderung des Gewalthabers) Platz. Die Verletzung der Pflichten kann darin 
beſtehen, daß der Gewalthaber das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, 
alſo eine beſtimmte pflichtwidrige Handlung vornimmt, oder darin, daß er das Kind vernach⸗ 
läſſigt, alſo die Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten unterläßt. Unter Mißbrauch 
fällt die Verleitung zum Böſen, Einprägung unſittlicher oder vaterlandsverräteriſcher Grund- 
ſätze, die Überſchreitung des Züchtigungsrechts, die ungerechtfertigte Ausnutzung der Arbeits- 
kraft des Kindes, Vorbereitung zu einem ungeeigneten Berufe oder Beſchäftigung hierin, 
ungehörige Einwirkung in religiöſer Hinſicht auf das religionsmündige Kind (OSG 7, 419), 
willkürliche Verſagung der Einwilligung zur Heirat (OLG 9, 444) uſw. Als Mißbrauch iſt 
cs anzuſehen, wenn der Gewalthaber fein Kind beharrlich anhält, ſich der Ordnung der 
Schule offen zu widerſetzen (GJ 33 A 14). Ein Mißbrauch kann auch darin liegen, daß der 
Adoptivvater das Kind von dem Verkehr mit den leiblichen Eltern — wenn ſchon dieſe kein 
Recht hierauf haben — in ungehöriger Weiſe vollſtändig fern halt (RG 64, 52). Einer Ver⸗ 
nachläſſigung des Kindes macht der Gewafthaber ſich ſchuldig, wenn er nicht genügend 
für ſeine ſittliche und geiſtige Ausbildung oder ſeine Geſundheit ſorgt, es nicht zum Schul⸗ 
beſuch anhält, ſeinen ſchlechten Neigungen nicht mit der nötigen Strenge entgegentritt, es 
nicht gegen ſchädliche Einwirkungen dritter Perſonen ſchützt, wenn er ſeine Einwilligung 
zur Aufnahme des nicht vollſinnigen Kindes zur Aufnahme in eine für ſolche Perſonen be⸗ 
ſtimmte Anſtalt trotz Sicherſtellung der Mittel verweigert (KGJ 36 A 10) und dergleichen. 
Eine Vernachläſſigung kann auch darin gefunden werden, daß er ſeinem Sohne die zum 
Univerſitätsſtudium oder zum Beſulh einer Hochſchule erforderlichen Mittel vorenthält, wenn 
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der Sohn dadurch gezwungen ſein würde, in einer ſeinen geiſtigen Fähigkeiten, der ſozialen 
Stellung der Familie und den Vermögensverhältniſſen des Gewalthabers nicht entſprechenden 
Stellung zu bleiben (Os 1, 450). Eine Vernachläſſigung iſt es ferner, wenn der Gewalt⸗ 
haber es an der nötigen religiöſen Erziehung fehlen läßt, in welcher Beziehung die landes⸗ 
rechtlichen Vorſchriften maßgebend find (Art 134 CG; vgl. § 1631 A 1). Als allgemeiner Grund⸗ 
ſatz aber iſt anzuerkennen, daß der Gewalthaber nicht das Recht hat, auch nicht, wenn er 
konfeſſionslos iſt, das Kind on Unterweiſung in der Glaubenslehre einer beſtimmten vom 
Staate anerkannten Konfeſſion zu laſſen. Dieſe Unterweiſung iſt notwendig, damit 
das Kind nach erreichter Religionsmündigkeit ſelbſt in der Lage iſt, ſich zu entſcheiden, 
welchem Bekenntnis es angehören will. Eine Verletzung der Pflichten gegenüber dem Kinde 
iſt endlich darin zu ſehen, daß der Gewalthaber ſich eines unſittlichen oder ehr⸗ 
loſen Verhaltens ſchuldig macht (vgl. die ähnliche Regelung in § 1568). Die Ver⸗ 
fehlung beruht darauf, daß durch dieſes Verhalten eine ungünſtige Einwirkung auf das Kind 
geübt wird. Es bleibt daher zu prüfen, ob nach Lage der Verhältniſſe und mit Rückſicht auf das 
jugendliche Alter des Kindes eine ſolche Beeinfluſſung möglich iſt. 

8. 7 der Pflichtverlezung muß hinzukommen, daß das geiſtige (fittliche) oder leib⸗ 
liche Wohl des Kindes gefährdet iſt. Nicht nötig iſt, daß es bereits zu einer Schädigung 
des Kindes, zu einer ſittlichen Verwahrloſung gekommen iſt. Dieſer Gefahr ſoll von 
vornherein vorgebeugt werden. Die Gefahr muß aber eine gegenwärtige und zwar in 
folchem Maße vorhanden fein, daß bei der weiteren Entwicklung der Dinge eine erhebliche 
Schädigung des geiſtigen oder leiblichen Wohls des Kindes ſich mit ziemlicher Sicherheit vor⸗ 
herſehen läßt. Eine Gefährdung wird deshalb, wenn es ſich um einen einzelnen abgefchlof- 
ſenen Vorgang handelt, regelmäßig nicht anzunehmen ſein. 

4. Die Wahl der zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln iſt dem Er⸗ 
meſſen des Vormundſchaftsgerichts überlaſſen. Das Vormundſchaftsgericht kann ſoweit gehen, 
dem Gewalthaber die Sorge für die Perſon des Kindes zu entziehen, was zur Folge hat, daß zur 
Ausübung des Rechts der Sorge — das auf die Mutter nicht übergeht (88 1684, 1685, RU 
10, 94) — ein Pfleger zu beſtellen iſt. Mit der Entziehung der Sorge für die Perſon iſt zu⸗ 
gleich das Vertretungsrecht in perſönlichen Angelegenheiten entzogen. Es fällt dann auch 
das berechtigte Intereſſe des Elternteils fort, in perſönlichen Angelegenheiten des Kindes 
gegen eine Verfügung des Vormundſchaftsgerichts nach $ 57 Nr 9 FGG Beſchwerde zu er⸗ 
heben. Durch die Eukziehung verliert der Gewalthaber auch das Recht des Verkehrs mit dem 
Kinde, welchen Verkehr der Pfleger nach pflichtmäßigem Ermeſſen, vorbehaltlich des Ein- 
ſchreitens des Vormundſchaftsgerichts aus 8 1837, zu regeln hat. Meiſt werden jedoch weniger 
einſchneidende Maßregeln, Gebote oder Verbote, Androhung weiterer Maßnahmen, Ber- 
hängung von Ordnungsſtrafen, ſoweit dies landesgeſetzlich zuläſſig iſt (vgl. Vorbem 5 vor 
$ 1773), Beſchränkung der Sorge für die Perſon in tatſächlicher oder rechtlicher Hinſicht genügen. 
Zuläſſig iſt insbeſondere, wie $ 1666 Abſſ 1 Satz 2 hervorhebt, die Anordnung der Zwangs⸗ 
erziehung, deren Art und Dauer innerhalb der Grenze der Volljährigkeit das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zu beſtimmen hat. Die Ausführung der Anordnung kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht einem Pfleger übertragen. Es kann aber auch ſelbſt die hierzu erforderlichen Maß. 
nahmen treffen. Die Zwangserziehung kann nur auf Koſten des Kindes durchgeführt werden. 
Über die Fürſorgeerziehung, die nötigenfalls auf öffentliche Koſten erfolgt, ſ. Vorbem 5 vor 
1616. Wird von dem Vormundſchaftsgericht die Trennung des Kindes von den zu ihrer 
Erziehung unfähigen Eltern angeordnet, ſo iſt dieſe Anordnung und die hierdurch herbei⸗ 
geführte Hilfsbedürftigkeit des Kindes von dem Armenverbande zu beachten, falls nicht etwa 
die Trennung zum Zwecke einer beſonderen Erziehung des Kindes erfolgt, wofür der Armen⸗ 
verband (vgl. $1 Prach zum UWG kv. 8. 3. 71) keine Aufwendungen zu machen hat (KGJ 
36 A 19). Über die weitergehenden Befugniſſe des Vormundſchaftsgerichts Hinsichtlich der 
Kinder aus einer geſchiedenen Ehe und hinſichtlich der Regelung des Verkehrs mit dem Kinde 
. 1635 A 1 und § 1636 A 1. Verfehlungen gegen die Kinder, und zwar auch Ver⸗ 
fehlungen gegen die Stiefkinder, insbeſondere Mißhandlungen, können zugleich die Bedeutung 
einer ſchweren Eheverfehtung haben, die nach $ 1568 zur Scheidung berechtigt (RG ZW 06, 
89217; 29. 3. 09 IV 429/08). 

5. Die Nichtgewährung des Unterhalts ſtellt ſich als eine das leibliche Wohl des 
Kindes gefährdende Pflichtverletzung dar. Die in A 4 bezeichneten Maßregeln werden 
jedoch, wenn der Gewalthaber nicht gewillt ift, dem Kinde den nötigen Unterhalt zu ge⸗ 
währen, oder nicht für Beſchaffung der Unterhaltsmittel forgt, meiſt ohne Wirkung fein. 
Es iſt deshalb dem Vormundſchaftsgericht, falls der Unterhalt des Kindes auch für die Zukunft 
erheblich gefährdet iſt, die Befugnis gegeben, außer den Maßregeln des Abſ 1 oder ſtatt dieſer 
Maßregeln (KG in RIA 8, 86) dem Gewalthaber die Ver mö gens verwaltung und 
Nutznießung zu entziehen, ſoweit dies zur Sicherung des Unterhalts erforderlich 
iſt. Auch dieſe Anordnung ſetzt ein Verſchulden des Gewalthabers voraus (beſtr.). Eine 
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ſchuldhafte Verletzung des Rechts auf Unterhalt kann übrigens unter Umſtänden auch vor⸗ 
liegen, obwohl das Kind es bisher verſtanden hat, die Unterhaltsbedürftigkeit durch eigenen 
Verdienſt abzuwenden (anders anſcheinend OLG 9, 445). Iſt der Gewalthaber zur Unter⸗ 
haltsgewährung nicht bereit, ſo kann es angezeigt ſein, auch das Recht der Sorge für die Perſon 
des Kindes darin zu beſchränken, daß ihm die Verwendung der Unterhaltsmittel entzogen wird. 


9 1667 


Wird das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet h, daß der Vater 
die mit der Vermögens verwaltung oder die mit der Nutznießung verbundenen 
Pflichten verletzt oder daß er in Vermögensverfall gerät, ſo hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln 
zu treffen. 3 

Das Vormundſchaftsgericht kann insbeſondere anordnen, daß der Vater 
ein Verzeichnis des Vermögens einreicht und über ſeine Verwaltung Rechnung 
legt. Der Vater hat das Verzeichnis mit der Verſicherung der Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit zu verſehen. Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, 
ſo findet die Vorſchrift des § 1640 Abſ. 2 Satz 1 Anwendung. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann auch, wenn Wertpapiere, Koſtbarkeiten oder Buchforde⸗ 
rungen gegen das Reich oder einen Bundesſtaat zu dem Vermögen des Kindes 
gehören, dem Vater die gleichen Verpflichtungen auferlegen, welche nach den 
38 1814 bis 1816, 1818 einem Vormund obliegen; die Vorſchriften der 88 1819, 
1820 finden entſprechende Anwendung ). 

Die Koſten der angeordneten Maßregeln fallen dem Vater zur Laſt ). 

E 1 1547 Abf 1, 1549 Ubf 1 II 1558 M 4, 807 u. 815 P 4, 553 u. 635; 6, 299. 

1. Vgl. über das Verfahren und die Gefährdung 8 1666 A 1 und 3. Die Bere 
mögensgefährdung des § 1667 muß darin ihren Grund baben, daß der Gewalthaber die 
ähm kraft der Vermögensverwaltung oder kraft des Nutznießungsrechts obliegenden Pflichten 
verletzt hat (unerfüllt gelaſſen hat) oder in Vermögensverfall geraten iſt. Ein ſchuldhaftes 
Verhalten des Gewalthabers iſt hier nicht zu erfordern. 

2. Die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln, die nach dem Um⸗ 
fange der Gefahr ſich richten, hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen auszu. 
wählen. Der Begriff der Gefahr darf hierbei nicht zu eng begrenzt werden. Das pflicht. 
widrige Verhalten, das ſich in einer Beziehung gezeigt hat, wird leicht auch in andern ähn, 
lichen Beziehungen zutage treten. Abweichend von $ 1666 kann das Vormundſchaftsgericht 
nicht ſofort die ſchwerſte Maßregel, die Entziehung der Sorge für das Vermögen des Kindes 
anordnen (8 1670). Die Maßregeln können darin beſtehen, daß dem Gewalthaber beſtimmte 
fachliche Verpflichtungen in bezug auf die Verwaltung (ohne Beſchränkung der Verfügungs⸗ 
befugnis Dritten gegenüber) auferlegt werden oder daß er in gewiſſer Beziehung einer vor⸗ 
mundſchaftlichen Aufſicht unterworfen wird. In letzterer Hinſicht kann insbeſondere die Ver⸗ 
pflichtung zur Einreichung eines Vermögens verzeichniſſes und zur 
Rechnungslegung ($$ 1802, 18401843) in vollem oder beſchränktem Umfange 
eingeführt werden, worüber das Vormundſchaftsgericht das Nähere zu beſtimmen hat. Was 
die Einreichung des Verzeichniſſes betrifft, ſo iſt wegen der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, 
vie amtliche Aufnahme des Verzeichniſſes anzuordnen, wenn das eingereichte Privatberzeichnis 
als ungenügend befunden wird, auf die mit $ 1802 Abſ 3 gleichlautende Beſtimmung des 
$ 1640 Abſ 2 Satz 1 verwieſen, woraus aber nicht zu folgern iſt, daß auch die übrigen Be⸗ 
ſtimmungen des $ 1640 Anwendung finden. Die Beeidigung des Verzeichniſſes oder der Rech⸗ 
nung kann das Vormundſchaftsgericht nicht anordnen. Dem Gewalthaber kann ferner zur 
pflicht gemacht werden, Wertpapiere ‚und Koſtbarkeiten nach näherer An⸗ 
weifung des Vormundſchaftsgerichts gemäß $$ 1814 bis 1816, 1818 mit der Be⸗ 
ſtimmung zu hinterlegen, daß die Rückgabe nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
zuläſſig iſt, wobei die Hinterlegung durch Umſchreibung des Inhaberpapiers in ein Namens⸗ 
papier erſetzt werden kann. Desgleichen kann angeordnet werden, daß der Gewalthaber 
das Kindergeld bei einer Sparkaſſe unter Sperrvermerk verzinslich anzulegen hat 
RIA 8, 85), es kann auch die Verpflichtung zur Einholung der vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Genehmigung auf Rechtsgeſchäfte ausgedehnt werden, für welche der Vormund der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedürfen würde. Nicht zuläſſig iſt die Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers bloß zur Überwachung des Gewalthabers bei Verwaltung des Kindes⸗ 
bermögens (KJ 35 A 9). — Zur Sicherung des Kindes kann, was durch 98 1667 ff. nicht 
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ausgeſchloſſen ift, von dem für das Kind beſtellten Pfleger auch ein Arreſtantra g gegen 
den Gewalthaber geſtellt werden, wenn die beſonderen Vorausſetzungen des Arreſtes vor⸗ 
liegen (RG JW 07 203°). Der zur Wahrnehmung der Rechte des Kindes auf Sicherſtellung 
ge mäß 5 1667, 1670 beſtellte Pfleger iſt im Zweifel, ſofern die Sicherung einen Arreſt 
notwendig macht, auch hierzu als ermächtigt anzuſehen (RG daſ.). 

3. Die Koſten der Ausführung der gemäß § 1667 angeordneten Maßregeln hat der 
1 als von ihm veranlaßt zu tragen. Wegen der Koſten des Beſchlußverfahrens 
9 166 IL. 


8 1668 


Sind die nach 5 1667 Abſ. 2 zuläſſigen Maßregeln nicht ausreichend, 
ſo kann das Vormundſchaftsgericht dem Vater Sicherheitsleiſtung für das 
ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen auferlegen. Die Art und den 
Umfang der Sicherheitsleiſtung beſtimmt das Vormundſchaftsgericht nach 
feinem Ermeſſen ) 2). 

E 11547 Abſ 2, 1549 Abs 1 II 1559 Abſ 1 Sat 1 u. 2 M 4, 810 u. 815 P 4, 553 u. 635. 

1. Sicherheitsleiſtung, die unter Umſtänden den Gewalthaber ſehr ſchwer treffen 
kann, iſt nur ausnahmsweiſe zuläſſig, wenn die Maßregeln des $ 1667 von vornherein zur 
Sicherung des Kindes nicht ausreichen oder ſpäter als nicht ausreichend ſich erweiſen. Bei 
Beſtimmung der Art und des Umfangs der Sicherheitsleiſtung iſt auch auf die 
Vermögensverhältniſſe des Gewalthabers Rüͤckſicht zu nehmen. Es darf jedoch von der Auf⸗ 
lage der Sicherheitsleiſtung nicht bloß aus dem Grunde abgeſehen werden, weil vorausſichtlich 
der Gewalthaber zur Leiſtung der Sicherheit nicht imſtande fein würde (KG in RIA 8, 90). 
Von der Sicherheitsleiſtung kann auch von vornherein die Ausantwortung des Kindesver“ 
mögens in die Verwaltung des Gewalthabers abhängig gemacht werden (RIA daf.). Die 
Anordnung der Sicherheitsleiſtung kann das Vormundſchaftsgericht jederzeit wieder auf⸗ 
heben oder abändern ($ 1671). Wegen der Koſten und wegen der Vertretung des Kindes durch 
das Vormundſchaftsgericht ſ. 8 1672. 

2. Ein geſetzlicher Hypothekentitel ift dem Kinde gegen den Gewalthaber nicht ein- 
geräumt. Im Konkurſe iſt es wegen ſeines geſetzlich der Verwaltung des Gewalthabers 
unterworfenen Vermögens durch das Vorrecht des § 61 Nr 5 KO geſichert. Das Vorrecht 
gilt nicht bloß für den Anſpruch auf Herausgabe des Vermögens, ſondern auch für die dieſer⸗ 
halb dem Kinde zuſtehenden Schadenserſaßanſprüche, mag es ſich nun um die Verletzung 
der dem Gewalthaber aus der Verwaltung oder aus der Nutznießung obliegenden Pflichten 
handeln (vgl. RG 19. 4. 09 IV 431/08). 


8 1669 


Will der Vater?) eine neue Ehe eingehen, jo hat er ſeine Abſicht dem 
Vormundſchaftsgericht anzuzeigen), auf ſeine Koſten ein Verzeichnis des 
ſeiner Verwaltung unterliegenden Vermögens einzureichen und, ſoweit in 
Anſehung dieſes Vermögens eine Gemeinſchaft zwiſchen ihm und dem Kinde 
beſteht, die Auseinanderſetzung herbeizuführen). Das Vormundſchaftsgericht 
kann geſtatten, daß die Auseinanderſetzung erſt nach der Eheſchließung erfolgt. 

E 1 1548, 1549 Abſ 1 II 1560 M 4, 811 P 4, 553 u. 635; 6, 299. 

1. Die Wiederverheiratung des Gewalthabers macht es notwendig, daß die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe der Kinder erſter Ehe klargeſtellt werden, da ſonſt im Laufe der zweiten 
Ehe leicht eine Verdunkelung eintreten kann. Zu dieſem Zwecke hat der Ge walthaber, der 
das Recht der Vermögensverwaltung beſitzt, vor Eingehung der neuen Ehe ein Ver z ei ch⸗ 
nis des Kindesvermögens (vgl. § 1640 A 1) einzureichen und, ſoweit nicht ausnahmsweiſe 
das Vormundſchaftsgericht zur Vermeidung wirtſchaftlicher Unzuträglichkeiten die Fortdauer 
der Gemeinſchaft geſtattet, die Auseinanderſetzung mit den Kindern erſter Ehe 
herbeizuführen, die auf Grund des § 2044 von dem Erblaſſer nicht ausgeſchloſſen werden kann 
(OLG 2, 169). Das einzureichende Verzeichnis muß, damit es als Grundlage für die jetzige 
oder ſpätere Auseinanderſetzung dienen kann, nicht bloß die Werte, ſondern auch die Schulden 
enthalten und muß die einzelnen Gegenſtände ſo bezeichnen, daß ihre Unterſcheidung von 
den zu den andern Vermögensmaſſen gehörigen Gegenſtänden möglich iſt (a. A. Staudinger 
A IIb 1). Die Vergünſtigung des $ 1640, daß bei Haushaltungsgegenſtänden die Angabe 
des Geſamtwerts genügt, kommt dem ſich wiederverheiratenden Gewalthaber nicht zuſtatten 
(beſtr.). Die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes hat das Vormundſchaftsgericht 
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das ſchon hierfür — nicht bloß für die Auseinanderſetzung — einen Pfleger zu beſtellen hat, 
nachzuprüfen, zu welchem Zwecke es nötigenfalls beſondere Erhebungen veranſtalten kann. 
Die Aufnahme eines öffentlichen Verzeichniſſes kann nicht verlangt werden. Soweit ſchon 
früher (auf Grund der §8 1640, 1667) ein Verzeichnis eingereicht ift, genügt eine dem $ 1669 
entſprechende Ergänzung dieſes Verzeichniſſes. Die Koſten der Vermögensnachweiſung und 
der Auseinanderſetzung hat der Gewalthaber zu tragen. 

2. Um die Erfüllung der in A! bezeichneten Verpflichtungen zu ſichern, iſt es dem 
Gewalthaber zur Pflicht gemacht, vor Eingehung der neuen Ehe von der hierauf gerichteten 
Abſicht dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen. Nötigenfalls hat auch der Ge⸗ 
meinde waiſenrat ($ 1675) Nachricht zu geben. Der Gewalthaber, der ein minderjähriges 
eheliches Kind hat, wird ferner nach § 1314 Abf 1 vor Beibringung eines Zeug n iſſes 
des Vormundſchaftsgerichts über Erfüllung jener Verpflichtungen nicht zur Eheſchließung 
zugelaſſen. Sollte es gleichwohl zur Wiederverheiratung gekommen fein, fo iſt das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht darauf angewieſen, zur nachträglichen Erfüllung jener Pflichten von den ihm 
zur Verfügung ſtehenden Zwangsmitteln (vgl. Vorbem 5 vor $ 1773) Gebrauch zu machen. 

3. Die Verpflichtungen aus § 1669 treffen in gleicher Weiſe auch die im Beſitz der 
elterlichen Gewalt befindliche Mutter, wenn ſchon dieſe durch die Wiederverheiratung die 
elterliche Gewalt verliert (88 1686, 1697). Der die elterliche Gewalt nicht beſitzende Eltern- 
teil iſt von jenen Verpflichtungen frei, worüber ihm, damit er zur Eheſchließung zugelaſſen 
wird, gleichfalls ein Zeugnis von dem Vormundſchaftsgericht zu erteilen iſt ($ 1314 Abſ. 1) 


8 1670 


Kommt der Vater den nach den §8 1667, 1668 getroffenen Anordnungen 
nicht nach oder erfüllt er die ihm nach den SS 1640, 1669 obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen nicht, ſo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die Vermögens⸗ 
verwaltung entziehen !). Zur Erzwingung der Sicherheitsleiſtung find andere 
Maßregeln nicht zuläſſig ). 

E 1 1550 II 1561 M 4, 815 P 4, 638. 

1. Über die zur Erzwingung der Anordnungen landesgeſetzlich zuläſſigen Zwangs⸗ 
mittel ſ. Vorbem 5 vor $ 1773. Reichsrechtlich iſt als Zwangsmittel die Entziehung der 
Vermögensverwaltung gewährt, die auch auf einen Teil des Vermögens oder auf eine ge⸗ 
wiſſe Zeit beſchränkt werden kann. Die Entziehung ſetzt eine vorgängige Androhung dieſer 
Maßregel nicht voraus. Es iſt auch nicht erforderlich, daß den Gewalthaber bei Nichtbefolgung 
der Anordnung ein Verſchulden trifft. Erforderlich ift nur, daß ihm die von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht getroffene Anordnung amtlich zur Kenntnis gebracht und ihm zur Ausführung 
der Anordnung ange meſſene Zeit gelaſſen iſt. Die nach 88 1640, 1669 ihm obliegenden 
Pflichten zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes und zur Auseinanderſetzung hat der 
Gewalthaber unaufgefordert zu erfüllen. Die Entziehung der Vermögensverwaltung iſt 
deshalb hier zuläſſig, ohne daß ihm eine Anordnung des Vormundſchaftsgerichts zugegangen 
zu ſein braucht. — Die Entziehung der Nutznießung iſt abgeſehen von dem 
in $ 1666 Abſ 2 beſtimmten Falle der Unterhaltsgefährdung unſtatthaft. Ein genügender 
Schutz iſt ſchon dadurch geboten, daß die Entziehung der Vermögensverwaltung den Verluſt 
der mit der Nutznießung verbundenen Verwaltung nach fich zieht (§ 1656). 

2. Zur Erzwingung der Sicherheitsleiſtung ($ 1668) iſt, da ein ſonſtiger Zwang zum 
Nachteil des Kindes die wirtſchaftlichen Lebensbedingungen des Gewalthabers untergraben 
kann, als alleiniges Zwangsmittel die Entziehung der Vermögensverwaltung zugelaſſen. 
Über die Zuläſſigkeit des Arreſtantrags ſ. § 1667 A 2 a. E. 


8 1671 


Das Vormundſchaftsgericht kann während der Dauer der elterlichen 
Gewalt die von ihm getroffenen Anordnungen jederzeit ändern ), insbeſondere 
die Erhöhung, Minderung oder Aufhebung der geleiſteten Sicherheit an⸗ 


ordnen ?). 

E 1 1551 Satz 1 II 1562 M 4, 815 P 4, 638. 

1. Die von dem Vormundſchaftsgericht kraft feiner Aufſichtsgewalt getroffenen Anz 
ordnungen (58 1665 bis 1670) ergehen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
find deshalb nach der hier geltenden Regel (vgl. die Ausnahmen in 88 18, 55 366) nicht 
unabänderlich. Das Vormundſchaftsgericht kann von ſeiner Anordnung abgehen, nicht bloß, 
wenn die Umſtände ſich verändert haben, ſondern auch, wenn es bei erneuter Prüfung zu 
einer andern Beurteilung gelangt, vorausgeſetzt, daß nicht inzwiſchen durch Aufhören der 
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elterlichen Gewalt auch ſeine Aufſichtsgewalt weggefallen iſt. Ebenſo kann es, wenn es 
abgelehnt hat, eine Anordnung dieſer Art zu treffen, jeden Augenblick von dieſer Ent⸗ 
ſchließung wieder abgehen. 

2. Die in $ 1671 beſtimmte Abänderlichkeit gilt namentlich auch für die Anordnung 
der Sicherheitsleiſtung und zwar ſowohl nach der Richtung. der Erhohung als nach der Richtung 
der Minderung und gänzlichen Aufhebung der Sicherheit. Über das Recht des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters zur Vertretung des Kindes ſ. § 1672 A 1. 


8 1672 


Bei der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit wird die Mitwirkung 
des Kindes durch die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt ). 

Die Koſten der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit fallen dem 
Vater zur Laſt e). 

€ 1549 Abſ 2, 1551 Satz 2 II 1599 Abſ 1 Satz 3, Abſ 2 M 4, 814 P 4, 638. 

1. Die von dem Vormundſchaftsgericht wegen Beſtellung oder Aufhebung 
(Minderung) der Sicherheit getroffene Anordnung hat zugleich die Bedeutung einer 
in Angelegenheiten des Kindes getroffenen, für dieſes verbindlichen Verfügung. Es bedarf 
deshalb zur Beſtellung der Sicherheit nicht einer von dem Kinde oder deſſen Pfleger zu er⸗ 
klärenden Annahme und ebenſowenig zur Aufhebung (Minderung) der Sicherheit einer Be⸗ 
willigung des Pflegers. Man kann ſomit ſagen, daß das Vormundſchaftsgericht in Ver⸗ 
tretung des Kindes handelt. Das Vertretungsrecht beſteht hinſichtlich der Aufhebung einer 
Sicherheit nur, wenn die Beſtellung auf Grund des § 1672 — nicht auf Grund des eine 
ſolche Anordnung nicht kennenden älteren Rechts (BayObLG 1, 706) — erfolgt iſt. Durch 
die wegen Löſchung der Sicherheitshypothek von dem Vormundſchafts⸗ 
8280 getroffene Anordnung wird der Löſchungsantrag des Grundſtückseigentümers nicht 
erübrigt. 

2. Die Koſten der Sicherheitsbeſtellung hat der Gewalthaber zu tragen, da fie durch 
fein Verhalten veranlaßt find. Demzufolge müſſen ihm auch die Koſten der Aufhebung der 
Sicherheit zur Laſt fallen, falls nicht etwa die Sicherheitsbeſtellung zu Unrecht angeordnet 
war und aus dieſem Grunde die Aufhebung erfolgt. 


8 1673 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer Entſcheidung, durch welche 
die Sorge für die Perſon oder das Vermögen des Kindes oder die Nutzuießung 
dem Vater entzogen oder beſchränkt wird, den Vater hören, es ſei denn, daß 
die Anhörung untunlich iſt ). 

Vor der Entſcheidung ſollen auch Verwandte, insbeſondere die Mutter, 
oder Verſchwägerte des Kindes gehört werden, wenn es ohne erhebliche Ver⸗ 
zögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann!). Für den 
Erſatz der Auslagen gilt die Vorſchrift des § 1847 Abſ. 2. 

KB 2081. 

1. Ohne Anhörung des Gewalthabers darf dieſer in keiner Weiſe — auch nicht in den 
Fällen der $$ 1630 Abſ 2 Satz 2, 1635, 1637, 1687 Nr 3 (vgl. KG 31 A 10 über Beſtellung 
eines Pflegers zur Einklagung von Unterhaltsanſprüchen gegen den Gewalthaber) — in feinen 
Rechten beſchränkt werden. Seine Anhörung darf nur unterbleiben, wenn ſie untunlich 
iſt, das iſt, wenn ſie unausführbar iſt, oder wenn ohne Nachteile für das Wohl des Kindes 
nicht länger gewartet werden kann. Dem Gewalthaber ſoll durch die Anhörung Gelegenheit 
gegeben werden, über den Sachverhalt ſich zu äußern und in ſeinem Intereſſe Beweisanträge 
zu ſtellen. Es muß ihm deshalb über die Vorgänge ſoweit Mitteilung gemacht werden, daß 
er zur Ausübung ſeines Rechts imſtande iſt. Darüber, in welcher Weiſe die Anhörung er⸗ 
folgen ſoll, ob mündlich oder ſchriftlich und in welchem Abſchnitt des Verfahrens, hat das 
Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden. Ein Recht auf Bekanntmachung 
des Beweisſchluſſes und Zuziehung zum Beweistermine hat er nicht (RG 63, 277). Außer 
dem Gewalthaber ſollen, falls ſie hierzu bereit find, auch Verwandte, zu denen 
namentlich die Mutter des Kindes gehört, oder Verſchwägerte gehört werden. 
Von der Anhörung kann hier jedoch ſchon dann abgeſehen werden, wenn nach Ermeſſen 
des Vormundſchaftsgerichts das Verfahren erheblich verzögert werden würde oder un- 
verhältnismäßige Koſten entſtehen würden. Verſchieden von der Anhörung iſt die Ver⸗ 
nehmung als Auskunftsperſon (vgl. S 15 FGG). Doch wird auch bei der Anhörung darauf 
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hinzuwirken fein, daß die Angehörigen den ihnen bekannten Sachverhalt mitteilen. Über 
das Recht der Angehörigen auf Anhörung in Vormundſchaftsſachen ſ. $ 1847. — Im Falle 
der Beſchränkung des Gewalthabers iſt dieſer nach J 20 Abſ 1 FGG beſchwerde⸗ 
berechtigt. Den Angehörigen ſteht das Recht der Beſchwerde zu, wenn entgegen dem 
$ 1673 ihre Anhörung unterblieben iſt — in welchem Falle nach Umſtänden der Beſchluß 
aufgehoben werden kann (OLG 8, 350 u. 351) —, außerdem nach Maßgabe des 857 Nr 8, 3, 5 
bei Ablehnung oder Aufhebung der hier bezeichneten Beſchränkungen (vgl. auch 9 57 Nr 9). 

2. Die Angehörigen haben einen Anſpruch auf Erſatz der durch die Anhörung ihnen etwa 
erwachſenen Auslagen aus dem Vermögen des Kindes, nicht der Staatskaſſe, während der 
Gewalthaber dieſe Auslagen ſelbſt zu tragen hat. 


8 1674 


Verletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
obliegenden Pflichten, fo iſt er dem Kinde nach § 839 Abſ. 1, 3 verantwortlich!) 
E 1 1503, 1702 Il 1563 M 4, 749 ® 4, 548. 
1. S. § 1848 A 1 u. 2. 
§ 1675 


Der Gemeindewaiſenrat!) hat dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu 
machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kenntnis gelangt, in welchem das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen ijt?). 

E 1 1552 11 1564 M 4, 815 P 4, 638. 

1. Der zur Mitwirkung in Vormundſchaftsſachen berufene Gemeindewaiſenrat 
(88 1849 ff.) hat das Vormundſchaftsgericht auch auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt 
inſofern zu unterſtützen, als er hinſichtlich der in ſeinem Bezirk ſich aufhaltenden Kinder, 
wenn das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts im Intereſſe der Perſon oder des Ver⸗ 
mögens der Kinder geboten ſein kann und er hiervon Kenntnis erhält, Anzeige zu 
machen hat. Dem Gemeindewaiſenrat iſt damit nicht die Pflicht einer ſtändigen Über⸗ 
wachung auferlegt. Er hat aber, wenn Tatſachen zu ſeiner Kenntnis kommen, die ein 
Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts nötig erſcheinen laſſen, ſich hierüber zu vergewiſſern. 
Zu ſonſtigen Hilfsleiſtungen, Erkundigungen uſw. kann der Gemeindewaiſenrat auf dem 
Gebiete der elterlichen Gewalt nicht herangezogen werden. Über die Pflicht zur Anzeige, 
wenn Anlaß zur Beſtellung eines Vormundes, Gegenvormundes (Beiſtandes) oder Pflegers 
vorliegt, ſ. $ 49 FGG. 

2. Aus der den Behörden obliegenden Pflicht zur gegenſeitigen Beiſtandsleiſtung 
folgt, daß dem Vormundſchaftsgericht, wenn im Amtsbereich einer andern Behörde die Not- 
wendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Fürſorge hervortritt, von dieſer Behörde Na ch⸗ 
richt zu geben iſt. Durch § 50 FG ift dem Gericht dieſe Benachrichtigung zur 
Pflicht gemacht, wenn infolge eines bei ihm anhängigen Verfahrens die Anordnung einer 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft erforderlich wird (ſ. auch $$ 660, 683 Abſ 2, 674 in Verbindung mit 
679 Abſ 4, 684 Abſ 4, 686 Abſ 4). Desgleichen iſt das Gericht zur Benachrichtigung verpflichtet 
bei Aufnahme von Urkunden, in denen Zuwendungen an Minderjährige unter beſonderen, 
von dem Vormundſchaftsgericht zu überwachenden Verwaltungsanordnungen ($ 1639) gemacht 
werden. Sterbefälle hat der Standesbeamte, wenn der Verſtorbene ein minder⸗ 
jähriges Kind hinterlaſſen hat, gemäß § 48 FGG dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, das 
wegen der Überwachung des Eingangs des Vermögensverzeichniſſes, das nach dem Tode der 
Mutter der Vater einzureichen hat ($ 1640) und wegen des der Mutter beizuordnenden 
Beiſtandes (§ 1687) hieran intereſſiert iſt. 


§ 1676 

Die elterliche Gewalt des Vaters ruht,) wenn er geſchäftsunfähig iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Vater in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt 
ift?) oder wenn er nach 8 1910 Abſ. 1 einen Pfleger für ſeine Perſon und fein 
Vermögen erhalten hats). Die Sorge für die Perſon des Kindes ſteht ihm neben 
dem geſetzlichen Vertreter des Kindes zu; zur Vertretung des Kindes iſt er 
nicht berechtigt. Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Vater und 
dem geſetzlichen Vertreter geht die Meinung des geſetzlichen Vertreters vor). 

E 1 1554 Abſ 1 Satz 1 Il 1565 M 4, 818 BA, 638; 5, 119. 


1. Das Ruhen der elterlichen Gewalt iſt von der tatſächlichen Verhinderung der 
Ausübung zu unterſcheiden. Eine ſolche Verhinderung läßt das Recht der elterlichen Ge⸗ 
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walt — unbeſchadet der von dem Vormundſchaftsgericht nach § 1665 zu treffenden Maß⸗ 
regeln — unberührt. Das Ruhen der elterlichen Gewalt hat dagegen die Bedeutung, daß 
der Gewalthaber die elterliche Gewalt, auch wenn er wollte, nicht ausüben kann ($ 1678). 
An ſeine Stelle tritt ein für das Kind zu beſtellender Vormund, dem das Vermögen unter 
Rechnungslegung herauszugeben iſt ($ 1681) und der während des Ruhens der elterlichen 
Gewalt das Nutznießungsrecht für Rechnung des Gewalthabers ausübt ($ 1678). 

2. Der Geſchäftsunfähige (§ 904) iſt unfähig zur Ausübung der elterlichen Gewalt 
und zur Ausübung des Rechts der Sorge für die Perſon des Kindes. Der beſchränkt Ge⸗ 
ſchäftsfähige (55 106, 114) iſt unfähig zur Ausübung der elterlichen Gewalt, es verbleibt ihm 
aber die rein tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes und zwar in der Weiſe, daß bei 
einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm und dem geſetzlichen Vertreter die Meinung 
des letzteren ausſchlaggebend ift (vgl. $ 1634). Es ift hierbei darauf Rückſicht genommen, 
daß der Fall der Minderjährigkeit eines ehelichen Vaters nach 88 1303, 1744, 1745 Abſ 1 — 
abgeſehen von dem Erwerb der elterlichen Gewalt durch Ehelichkeitserklärung (8 1729) — 
kaum praktiſch wird (ſ. die abweichende Regelung für den Fall der Minderjährigkeit der 
Mutter in $ 1696). Das Ruhen der elterlichen Gewalt hat natürlich keinen Einfluß auf 
die Ausübung der dem Gewalthaber kraft des natürlichen Verwandtſchaftsverhältniſſes zu- 
ſtehenden Rechte (vgl. Vorbem 3 vor $ 1616.) 

3. Dem Fall der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit iſt der Fall gleichgeſtellt, daß der 
Gewalthaber wegen körperlicher Gebrechen nach $ 1910 Abſ 1 einen Pfleger ſowohl für 
ſeine Perſon als ſein Vermögen erhält. Dem Gewalthaber, der die Beſorgung aller ſeiner 
Angelegenheiten dem Pfleger überlaſſen muß, kann nicht wohl die Ausübung der Rechte 
der elterlichen Gewalt belaſſen werden. Es iſt deshalb auch hier für das Kind ein Vormund 
zu beſtellen. Mit der Ausübung der elterlichen Gewalt hat der Pfleger des Gewalthabers 


nichts zu tun. 
8 1677 


Die elterliche Gewalt des Vaters ruht, wenn von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte feſtgeſtellt wird, daß der Vater auf längere Zeit an der Ausübung 
der elterlichen Gewalt tatſächlich verhindert iſt !). 

Das Ruhen endigt, wenn von dem Vormundſchaftsgerichte feſtgeſtellt 


wird, daß der Grund nicht mehr beſteht e). 

E I 1554 Abſ 1 Satz 2 11 1566 M 4, 818 P 4, 688. 

1. Die tatſächliche Verhinderung an der Ausübung führt zum Ruhen der elterlichen 
Gewalt, wenn von dem Vormundſchaftsgericht die längere Dauer der Verhinderung feſt⸗ 
geſtellt iſt. Und zwar muß die Verhinderung, da ſonſt eine Veranlaſſung zur Einleitung 
einer Vormundſchaft nicht vorliegen würde, eine allgemeine ſein, ſich ſowohl auf die perſön⸗ 
lichen Angelegenheiten als die Vermögensangelegenheiten erſtrecken. Die Feſtſtellung des 
Vor mundſchaftsgerichts (die nicht durch beſondere Verfügung ausgeſprochen zu werden 
braucht) tritt nach $51 FG mit der Beſtellung des Vormundes, in dem Falle, daß die Mutter 
zur Ausübung der elterlichen Gewalt berufen iſt ($ 1685) mit der Bekanntmachung an die 
Mutter in Wirkſamkeit. Es iſt damit ein feſter Zeitpunkt gegeben, mit dem die Berechtigung 
des Gewalthabers zur Ausübung der elterlichen Gewalt fortfällt. Die Feſtſtellung behält, 
auch wenn fie zu Unrecht getroffen ift, Dritten gegenüber, denen eine unredliche Handlungs⸗ 
weiſe nicht zur Laſt fällt, ſolange ihre Bedeutung, bis ſie vom Vormundſchaftsgericht 
zurückgenommen wird. Hat der Gewalthaber von der Feſtſtellung keine Kenntnis erlangt 
und auch nicht annehmen können, daß er als verhindert angeſehen werden würde, ſo iſt 
die Beſtimmung des $ 1682 zur entſprechenden Anwendung zu bringen. 

2. Hat das Vormundſchaſtsgericht die in $ 1677 Abſ 1 bezeichnete Feſtſtellung ge⸗ 
troffen, ſo endigt das Ruhen der elterlichen Gewalt erſt mit der Feſtſtellung, daß die Ver⸗ 
hinderung nicht mehr beſteht. Dieſe Feſtſtellung muß, um wirkſam zu werden, nach $ 51 
Abſ 2 Jchc dem Gewalthaber, deſſen elterliche Gewalt nunmehr unbeschränkt wieder in 
Kraft tritt, bekannt gemacht werden. Wegen der Wirkung Dritten gegenüber ſ. A 1. 


8 1678 

Solange die elterliche Gewalt des Vaters ruht, iſt der Vater nicht be⸗ 
rechtigt, ſie auszuüben; es verbleibt ihm jedoch die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes, unbeſchadet der Vorſchrift des § 1685 Abi. 21). 

E 1 1554 Abſ 1 II 1567 M 4, 818 P 4, 639 u. 650. 

1. Vgl. § 1676 A 1. Da dem Gewalthaber das Recht der Ausübung des Nutznießungs⸗ 
rechts fehlt, jo verbleibt ihm gemäß § 1656 nur der Anſpruch auf Herausgabe des Reinertrags. 
Wegen des Übergangs der Nutznießung auf die Mutter |. § 1685 Abſ 2. 
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8 1679 


Die elterliche Gewalt des Vaters endigt, wenn er für tot erklärt wird, 
mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt. 

Lebt der Vater noch, ſo erlangt er die elterliche Gewalt dadurch wieder, 
daß er dem Vormundſchaftsgerichte gegenüber ſeinen hierauf gerichteten 
Willen erklärt ). 


E 1 1557 Abſ 2 Satz 1, Abſ 3 II 1568 M 4, 830 P 4, 644 u. 861. 

1. Die Todeserklärung könnte als ein Fall des Ruhens oder als ein Fall der Beendigung 
der elterlichen Gewalt behandelt werden. Das BGB hat ſich in Einklang mit der Be⸗ 
handlung ähnlicher Fälle auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts und des Vormundſchafts⸗ 
rechts (vgl. $ 18 A 1) für letzteres entſchieden, mit der Veſonderheit, daß die elterliche 
Gewalt wieder in Kraft tritt, ſobald der irrtümlich für tot Erklärte die Abſicht der Ausübung 
der elterlichen Gewalt dem Vormundſchaftsgericht anzeigt. Wird auf Anfechtungsklage ($ 973 
PO) die Todeserklärung aufgehoben oder der in dem Ausſchlußurteil feſtzuſtellende Zeit⸗ 
punkt des Todes berichtigt, ſo tritt — unbeſchadet des Vertretungsrechts des bisherigen Vor⸗ 
mundes, das erſt mit ſeiner Entlaſſung oder mit Erlangung der Kenntnis von der Fortdauer 
des Lebens des Gewalthabers endet — mit rückwirkender Kraft die der Fortdauer der 
elterlichen Gewalt entſprechende Rechtslage ein. Über den Fall, daß der Ehegatte des 
irrtümlich für tot Erklärten ſich inzwiſchen verheiratet hat, ſ. $ 1637. Mit Beendigung der 
elterlichen Gewalt geht auch das Nutznießungsrecht verloren, wird aber bei Wiedererlangung 
der elterlichen Gewalt von neuem erworben. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß diejenigen Ver⸗ 
mögensgegenſtände, die bei Fortbeſtehen der elterlichen Gewalt freies Vermögen des Kindes 
geworden ſein würden, nunmehr dieſe Eigenſchaft annehmen. — Von der Todeserklärung und 
von einer auf Anfechtungsklage ergehenden abändernden Entſcheidung hat gemäß $ 50 FGG 
das Prozeßgericht bei Vorhandenſein eines minderjährigen Kindes das Vormundſchafts⸗ 
gericht zu benachrichtigen. 

2. Eine beſtimmte Form iſt für die Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgericht 
nicht vorgeſchrieben. Sie kann ſchriftlich gegenüber dem Vormundſchaftsgericht oder münd⸗ 
lich vor dem Vormundſchaftsrichter oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts abgegeben werden. Die Wirkſamkeit der ſchriftlichen Erklärung iſt dadurch 
bedingt, daß ſie dem Vormundſchaftsgericht zugeht. Dieſem liegt es ob, die Erklärung dem 
bisherigen geſetzlichen Vertreter des Kindes mitzuteilen, der hierdurch das ihm nach $ 1682 
noch zuſtehende Vertretungsrecht verliert. Wegen der Zuſtändigkeit des Vormund— 
ſchaftsgerichts vgl. Vorbem 4b vor $ 1773. 


§ 1680 


Der Vater verwirkt die elterliche Gewalt!), wenn er wegen eines an 
dem Kinde verübten Verbrechens oder vorſätzlich verübten Vergehens zu 
Zuchthausſtrafe oder zu einer Gefängnisſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten 
verurteilt wird. Wird wegen des Zuſammentreffens mit einer andern ſtraf⸗ 
baren Handlung auf eine Geſamtſtrafe erkannt, ſo entſcheidet die Einzel⸗ 
ſtrafe, welche für das an dem Kinde verübte Verbrechen oder Vergehen ver— 
wirkt iſt. 

Die Verwirkung der elterlichen Gewalt tritt mit der Rechtskraft des 
Urteils ein?) >). 

E 1 1559 Abſ 1 II 1569 M 4, 836 ff. P 4, 648 u. 653. 

1. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt (auch des Rechts der Sorge für die Perſon 
oder das Vermögen) kann nur infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung eintreten. Sie ſetz: 
voraus die Begehung eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens 
„an dem Kindel, worunter Verbrechen oder Vergehen gegen das Kind (vgl. die Faſſung 
von E 1559 und M 4, 838) einbegriffen find. Die Straftat braucht nicht gegen die Perſon 
des Kindes gerichtet zu ſein, ſie kann ſich auch gegen das Vermögen und ſonſtige Rechtsgüter 
des Kindes richten, muß aber im letzteren Falle auf Verletzung des Kindes abzielen (beftr.). 
Die Straftat muß ferner eine ſo ſchwere ſein, daß dieſerhalb auf Zuchthausſtrafe oder Ge⸗ 
fängnisſtrafe von mindeſtens 6 Monaten erkannt wird. Wird wegen mehrerer gegen das 
Kind gerichteter ſtrafbarer Handlungen auf eine Geſamtſtrafe erkannt, ſo muß die Strafe 
für eine einzelne Handlung das angegebene Maß erreichen. Es genügt nicht, 
daß die Geſamtſtrafe dieſe Höhe hat, da der zufällige Umſtand, ob die Aburteilung in einem 
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ge meinſchaftlichen Strafverfahren oder hintereinander in mehreren Strafverfahren erfolgt, 
nicht entſcheidend fein kann (anders Staudinger A 2c u. Planck A 1b). 

2. Die Verurteilung zieht, ſobald ſie rechtskräftig geworden iſt, den Verluſt der elter⸗ 
lichen Gewalt nach ſich, und zwar hinſichtlich des Kindes, gegen das die Straftat gerichtet 
iſt, nicht hinſichtlich der übrigen Kinder. Die Verfehlungen gegen das eine Kind können 
aber dem Vormundſchaftsgericht Veranlaſſung geben, zum Schutze der übrigen Kinder aus 
$ 1666 ff. einzuſchreiten. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt fällt weg, wenn im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren das Strafurteil aufgehoben oder auf eine mildere als die in $ 1680 be⸗ 
ſtimmte Strafe erkannt wird, jedoch nicht mit rückwirkender Kraft. Durch die Begnadigung 
wird die mit der Verurteilung verbundene privatrechtliche Folge der Verwirkung, die ihren 
Grund in der Vertrauensunwürdigkeit des Gewalthabers hat, nicht beſeitigt. Mit dem Ver⸗ 
luſt der elterlichen Gewalt gehen durch die Verwirkung auch diejenigen Rechte verloren, die in 
der bis zum Ableben des Gewalthabers beſtandenen elterlichen Gewalt ihre Grundlage haben 
(vgl. 58 1776 Nr 1 und 2, 1777, 1792 Abſ 4, 1852 ff.), nicht ohne weiteres das Recht des per⸗ 
ſönlichen Verkehrs mit dem Kinde, das indes nach $ 1666 von dem Vormundſchaftsgericht 
beſchränkt und für beſtimmte Zeit gänzlich ausgeſchloſſen werden kann (a. M. Planck A 3, 
der ein Recht auf Verkehr nicht anerkennt). 

3. Iſt im Strafverfahren ein für die Verwirkung der elterlichen Gewalt oder den Weg⸗ 
fall der Verwirkung bedeutſames Urteil ergangen, fo hat nach $ 50 FGG das Gericht — 
ſoweit nicht landesrechtlich die Verpflichtung der Staatsanwaltſchaft auferlegt iſt — dem 
Vormundſchaftsrichter hiervon Mitteilung zu machen. 


8 1681 


Endigt oder ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder hört aus einem 
andern Grunde ſeine Vermögensverwaltung auf, ſo hat er dem Kinde 
das Vermögen herauszugeben!) und über die Verwaltung Rechenſchaft 
abzulegen ). 

E 1 1503, 1700 Abf 1 II 1570 M 4, 746 P 4, 562. 

1. Bei Beendigung der Vermögensverwaltung, die auch in den Fällen der $$ 1647, 
1666 Abſ 2, 1670 eintritt, hat der Gewalthaber oder deſſen geſetzlicher Vertreter das Ver⸗ 
mögen an das Kind oder deſſen geſetzlichen Vertreter herauszugeben und, was damit in 
untrennbarem Zuſammenhange ſteht, über die vollſtändige Herausgabe durch Rechen⸗ 
ſchaftsablegung über die bisherige Verwaltung ſich auszuweiſen. Eine Nachprüfung 
des Vormundſchaftsgerichts findet hierbei, falls nicht das Vermögen an den geſetzlichen Ver⸗ 
treter des Kindes herauszugeben iſt, nicht ſtatt. Für die Rückgabe iſt der Gewalthaber, auch 
wenn er den Vermögensgegenſtand nicht empfangen hat, verantwortlich, ſofern er die ihm 
als Verwalter des Vermögens obliegende Pflicht der Inbeſitznahme ſchuldhafterweiſe nicht 
erfüllt hat. Der Nachweis dieſes Verſchuldens iſt von dem Kinde zu führen. Es wird hierzu 
aber meiſt der Beweis genügen, daß der Gegenſtand zu dem Kindesvermögen gehört hat. 
Kann der Gewalthaber den Vermögensgegenſtand nicht oder nur in verſchlechtertem Zu⸗ 
ſtande 1 fo hat er ſich darüber aus zuweiſen, daß ihn ein Verſchulden ($ 1664) 
nicht trifft. 

2. Zufolge der Pflicht zur Rechenſchaftslegung hat der bisherige Gewalthaber gemäß 
$ 259 eine geordnete Rechnung unter Beifügung der nötigen Belege aufzuſtellen. Sie hat 
fi auf die Nutzungen des freien Vermögens (58 1650 ff.) zu erſtrecken und im übrigen die 
hinſichtlich des Stammvermögens vorgekommenen Veränderungen darzulegen. Aus der 
Rechenſchaftspflicht folgt auch die Verpflichtung, ſoweit erforderlich, über die Verwaltung, 
namentlich was die laufenden Geſchäfte betrifft, Auskunft zu erteilen. Über die Pflicht zur 
Leiſtung des Offenbarungseides ſ. 85 259 Abſ 2 und 3, 261. 


8 1682 


Der Vater iſt auch nach der Beendigung ſeiner elterlichen Gewalt zur 
Fortführung!) der mit der Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes 
verbundenen Geſchäfte berechtigt, bis er von der Beendigung Kenntnis er⸗ 
langt oder ſie kennen muß. Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung nicht 
berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts die Beendigung 
der elterlichen Gewalt kennt oder kennen muß. 
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Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die elterliche 
Gewalt des Vaters ruht oder aus einem andern Grunde ſeine Vermögens⸗ 


verwaltung aufhört. 

E II 1571 Abſ 1 P 4, 662; 6, 300. 

1. Die Beſtimmung ſteht in Einklang mit der für den Auftrag gegebenen Vorſchrift 
des $ 674. Der Ge walthaber ſoll dadurch keinen Nachteil haben, daß er von der (gänzlichen 
oder teilweiſen) Beendigung der elterlichen Gewalt oder der Vermögensverwaltung ohne 
Schuld keine Kenntnis erhalten hat. Er iſt deshalb zur Fortführung der Geſchäfte befugt, 
bis er die Beendigung erfährt oder bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt ($ 1664) hätte 
erfahren müſſen. Tieſe Befugnis gilt — was mit der Regelung in $$ 169, 674 überein- 
ſtimmt — auch zugunſten des Dritten, der mit dem Gewalthaber oder ihm gegenüber ein 
Rechtsgeſchäft (Rechtshandlung) vorgenommen hat, vorausgeſetzt, daß auch der Dritte ohne 
Schuld ſich in gutem Glauben befand. Iſt dies nicht der Fall, ſo kann doch der gut⸗ 
gläubige Gewalthaber ſeinerſeits die gleichen Anſprüche wegen Erſatz der Aufwendungen 
($ 1648) erheben, als wenn das Rechtsgeſchäft gültig vorgenommen wäre, auch kann er 
wegen Ungültigkeit des Rechtsgeſchäfts nicht erſatzpflichtig gemacht werden. Den Mangel 
der Gutgläubigkeit hat zu beweiſen, wer auf dieſen Mangel ſich beruft. Keinen 
beſonderen Schutz genießt der Dritte, wenn zwar er ſelbſt, nicht aber der Gewalthaber aut- 


gläubig iſt. 
§ 1683 

Endigt die elterliche Gewalt infolge des Todes des Kindes, ſo hat der 
Vater diejenigen Geſchäfte, mit deren Aufſchube Gefahr verbunden iſt, zu 
beſorgen, bis der Erbe anderweit Fürſorge treffen kann). 

E II 1571 Abſ 2 P 4, 662. 

1. Entſprechend der für den Auftrag geltenden Beſtimmung des $ 673 ift es dem Gewalt⸗ 
haber zur Pflicht gemacht, ſolange, bis die Erben des Kindes ſich um den Nachlaß bekümmern 
können, diejenigen Maßregeln vorzunehmen, die ohne Gefahr eines größeren Nachteils bis 
zu dieſem Zeitpunkte nicht aufgeſchoben werden können. In dem hierdurch beſtimmten 
Umfange dauern die vermögensrechtlichen Pflichten und Rechte fort, die aus der elter⸗ 
lichen Gewalt entſpringen (ſ. namentlich $$ 1664 u. 1648). 


2. Elterliche Gewalt der Mutter 


8 1684 

Der Mutter!) ſteht die elterliche Gewalt zu: 

1. wenn der Vater geſtorben oder für tot erklärt ijt2); 

2. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat und die Ehe auf⸗ 

gelöſt iſt s). 

Im Falle der Todeserklärung beginnt die elterliche Gewalt der Mutter 
mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes des Vaters gilt!). 

E 11501 Abf 2, 1557 Abſ 2 Satz 2, 1559 Abſ 2 II 1572 M 4, 733, 832 u. 840 P 4, 547, 549 u. 644 

1. Elterliche Gewalt der Mutter. Während beſtehender Ehe findet ein Übergang der 
elterlichen Gewalt auf die Mutter niemals ſtatt. Die Mutter kann nur in beſtimmten Fällen 
nach $ 1685 die elterliche Gewalt ausüben. Dagegen geht nach Auflöſung der 
Ehe die elterliche Gewalt, falls die Mutter nicht inzwiſchen eine neue Ehe eingegangen iſt 
($ 1697), auf ſie über, ſofern das Recht des Vaters durch To d, durch Todeserklärun g 
oder durch Verwirkung der elterlichen Gewalt vollſtändig in Wegfall ge⸗ 
kommen iſt. Von einem Übergange der elterlichen Gewalt kann natürlich nicht in dem Sinne 
geſprochen werden, daß das Recht der Mutter ein aus dem Recht des Vaters abgeleitetes 
wäre. Die Mutter hat auf die elterliche Gewalt ein ſelbſtändiges Recht, das von dem Vater 
nicht ausgeſchloſſen werden und abgeſehen von der Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes 
($ 1687 Nr 1) und den nach $ 1639 zuläſſigen Anordnungen auch nicht beſchränkt werden kann. 
Ein Verzicht des Vaters auf die Nutznießung ſteht dem Recht der Mutter nicht entgegen (vgl. 
$ 1662 A 3). Der Übergang der elterlichen Gewalt wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß 
die Mutter an ihrer Ausübung verhindert iſt. Über das Recht der Mutter, für die Perſon 
des Kindes zu ſorgen, |. §8 1696, 1697 und 1698. 

2. Dem Tode des Vaters iſt in Übereinſtimmung mit dem Grundſatze des $ 1679 
Abſ 1 auch hier die Todeserklärung gleichgeſtellt. Der Übergang der elterlichen Gewalt 
vollzieht ſich in dem Zeitpunkt, der in dem Ausſchlußurteil als Zeit des Todes feſtgeſetzt iſt. 
Der irrtümlich für tok erklärte Vater kann ſein Recht (falls er nicht inzwiſchen die elterliche 
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Gewalt verwirkt hat) durch Anzeige ſeiner hierauf gehenden Abſicht bei dem Vormundſchafts⸗ 
gericht wiedererlangen, was zugleich die Beendigung der elterlichen Gewalt der Mutter herbei⸗ 
führt. Wegen der Wirkung der Aufhebung des Ausſchlußurteils ſ. $ 1679 A 1. 

3. Im Falle der Scheidung verbleibt die elterliche Gewalt, abgeſehen von den über 
die tatſächliche Perſonenfürſorge in §8 1635, 1636 getroffenen Beſtimmungen, dem Vater. 
Auch die Entziehung des Rechts der Sorge für die Perſon oder das Vermögen auf Grund 
der $$ 1666 ff. hat nicht zur Folge, daß nunmehr das Recht der Mutter eintritt, auch dann 
nicht, wenn wegen gänzlichen Wegfalls des Vertretungsrechts des Gewalthabers nach $ 1773 
die Bevormundung nötig wird. Das Vormundſchaftsgericht ſoll bei den nach $ 1666 ff. 
zum Schutze des Kindes zu treffenden Maßregeln freie Hand behalten, den Pfleger oder 
Vormund (wozu auch die Mutter beſtellt werden kann) nach feinem Ermeſſen auszuwählen. 
Dagegen ſteht die elterliche Gewalt der Mutter zu, wenn der Vater ſie verwirkt hat ($ 1680) 
und die Auflöſung der Ehe hinzukommt, wozu außer der Scheidung und der Beendigung 
der Ehe durch Wiederverheiratung nach Todeserklärung des einen Ehegatten ($ 1348 Abi 2) 
hier auch die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (a. M. Staudinger A Ic 6) zu 
rechnen iſt. Die elterliche Gewalt der Mutter beginnt mit der Rechtskraft des die Ver⸗ 
wirkung ausſprechenden Strafurteils ($ 1680 Abſ 2) und bei ſpäterer Auflöſung der Ehe mit 
dieſem Zeitpunkte (Rechtskraft des Scheidungsurteils). Wegen der elterlichen Gewalt über 
Kinder aus nichtiger Ehe ſ. §§ 1699 ff. 


8 1685 


Iſt der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt tatſächlich ver⸗ 
hindert oder ruht ſeine elterliche Gewalt, ſo übt während der Dauer der 
Ehe?) die Mutter die elterliche Gewalt mit Ausnahme der Nutznießung aus!). 

Iſt die Ehe aufgelöſt, ſo hat das Vormundſchaftsgericht der Mutter 
auf ihren Antrag die Ausübung zu übertragen, wenn die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht und keine Ausſicht beſteht, daß der Grund des Ruhens weg⸗ 
fallen werde. Die Mutter erlangt in dieſem Falle auch die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes). 


E 1 1555 II 1573 M 4, 821 P 4, 639 u. 650; 6, 300. 

1. Während beſtehender Ehe iſt die elterliche Gewalt derart ein gemeinſchaftliches 
Recht der Eltern, daß, ſobald der Vater an der Ausübung der elterlichen 
Gewalt tatſächlich gehindert iſt oder ſeine elterliche Gewalt ruht, 
(88 1676, 1677) an ſeiner Stelle die Mutter eintritt. Auf die Fälle der rechtlichen Verhinderung 
des Vaters ($$ 1630, 1795, 1796) iſt dies jedoch, da hier ein Eingreifen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts wünſchenswert ift, nicht ausgedehnt. Auf die Mutter geht immer nur die Aus- 
übung der elterlichen Gewalt über, während die elterliche Gewalt ſelbſt bei dem Vater zurück⸗ 
bleibt. Bei tatſächlicher Verhinderung des Vaters ſteht die Ausübung der Mutter nur ſolange 
zu, als dieſe Verhinderung andauert, was der Dritte, dem allerdings die Beſtimmung des 
$ 1682 zugute kommt, auf eigene Verantwortung zu prüfen hat. Das Recht der zur Ausübung 
der elterlichen Gewalt berufenen Mutter iſt grundſätzlich nicht auf beſtimmte Rechtsgeſchafte 
beſchränkt. Es ſteht ihr deshalb auch die Befugnis zu, die Einwilligung zur Volljährigkeits⸗ 
erklärung des Kindes zu erteilen ($ 4 Abſ 2), obſchon hierdurch die elterliche Gewalt auf⸗ 
gehoben wird. Iſt ein Scheidungsverfahren anhängig und iſt für dieſes Verfahren durch 
einftweilige Verfügung des Prozeßgerichts oder Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts Be⸗ 
ſtimmung darüber getroffen, von welchem Elternteil das Kind zu erziehen ift, fo iſt dieſe Be⸗ 
ſtimmung ausſchließlich maßgebend, ohne daß $ 1685 Abſ 1 Anwendung finden kann. Die 
Nutznießung verbleibt, wenn die Ausübung der elterlichen Gewalt auf die Mutter 
übergegangen iſt, dem Vater. Sie iſt für ſeine Rechnung von der Mutter auszuüben 
( 1656). 

2. Iſt die Ehe geſchieden oder iſt, was dem gleichſteht, die eheliche Gemeinſchaft durch 
Urteil aufgehoben (vgl. $ 1684 A 3), fo iſt der Übergang der Ausübung nur ausnahmsweiſe 
zugelaſſen. Der öftere Wechſel der elterlichen Gewalt würde hier, da nicht zu erwarten iſt, 
daß die geſchiedenen Ehegatten die Erziehung des Kindes einheitlich leiten, große Unzuträg⸗ 
lichkeiten zur Folge haben können. Die Mutter hat jedoch einen Anſpruch darauf, daß die 
Ausübung der elterlichen Gewalt ihr vom Vormundſchaftsgericht über⸗ 
tragen wird, wenn ein Wechſel der elterlichen Gewalt nicht mehr zu beſorgen iſt, wenn näm⸗ 
lich die väterliche Gewalt ruht und aller Vorausſicht nach der Grund des Ruhens, wie z. B. 
bei einer unheilbaren Geiſteskrankheit, ſpäter nicht fortfallen wird. In dieſem 
Falle geht mit der Übertragung auch das Nutznießungsrecht auf die Mutter 
über. Wird ihr Antrag auf Übertragung abgelehnt, fo iſt fie nach 9 20 FGG beſchwerde⸗ 


Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder 55 1684—1687 273 


berechtigt. Bis zur Übertragung darf der Antrag von ihr zurückgenommen werden. — Die 
Auflöſung der Ehe durch Tod oder durch Wiederverheiratung nach Todeserklärung des Ehe⸗ 
mannes kommt für $ 1685 nicht weiter in Betracht, da fie ſchon nach $ 1684 den Übergang des 
Rechts der elterlichen Gewalt bewirkt. 


8 1686 


Auf die elterliche Gewalt der Mutter finden die für die elterliche Ge⸗ 
walt des Vaters geltenden Vorſchriften Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den §8 1687 bis 1697 ein anderes ergibt y. 

E II 1575 P 4, 555. 

1. Die elterliche Gewalt der Mutter hat grundſätzlich, ſowohl was die Rechte als die 
Pflichten betrifft, den gleichen Inhalt wie diejenige des Vaters. Unterſchiede ergeben ſich 
nur daraus, daß der Mutter ein Beiſtand beigeordnet werden kann ($$ 1687 bis 1695), daß 
ihr bei Minderjährigkeit — ein Fall, der bei dem Vater kaum vorkommen wird (vgl. $ 1676 
A 2) — die tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes unbeſchränkt verbleibt ($ 1696) 
und daß jie die elterliche Gewalt durch Wiederverheiratung verliert (8 1697). 


8 1687 
Das Vormundſchaftsgericht hat der Mutter einen Beiſtand ) zu beſtellen: 


1. wenn der Vater die Beſtellung nach Maßgabe des 8 1777 angeordnet 
hat!“); 

2. wenn die Mutter die Beſtellung beantragt); 

3. wenn das Vormundſchaftsgericht aus beſonderen Gründen, ins⸗ 
beſondere wegen des Umfanges oder der Schwierigkeit der Ver⸗ 
mögensverwaltung, oder in den Fällen der SS 1666, 1667 die Be⸗ 
ſtellung im Intereſſe des Kindes für nötig erachtet“). 

E 1 1538 II 1576 M 4, 797 P 4, 555 u. 612. 

1. Die grundſätzliche Gleichſtellung des Vaters und der Mutter bezüglich der elter⸗ 
lichen Gewalt ift nur dadurch durchzuführen, daß der Mutter ein Beiſtand beſtellt werden 
kann, ohne deſſen Unterſtützung ſie vielfach der ihr geſtellten Aufgabe nicht in vollem Maße 
würde genügen können. Die Mutter kann die Beſtellung verlangen. Ein Beiſtand kann aber 
auch gegen ihren Willen ihr beigeordnet werden, und es muß dies geſchehen auf Antrag des 
Vaters. Zuläffig iſt die Beſtellung mehrerer Beiſtände (vgl. $ 1797). Dafür, daß die elter- 
liche Gewalt der Mutter durch Beſtellung eines Beiſtandes nicht beſchränkt iſt, ſpricht keine 
Vermutung. Der Grundbuchrichter darf deshalb einen Ausweis darüber verlangen, daß 
ein Beiſtand nicht beftellt iſt (vgl. Erl des PrIM. vom 6. 7. 00, mitgeteilt in Gruch 45, 497). 
Wird die Beſtellung eines Beiſtandes in den Fällen des $ 1687 Nr 1 und 3 abgelehnt oder 
die Beſtellung aufgehoben, ſo iſt die Beſchwerde hiergegen allgemein den Verwandten 
und Verſchwägerten des Kindes, ſowie deſſen Ehemann geſtattet ($ 57 Nr 5 FGG). Wird 
der Antrag der Mutter auf Beſtellung eines Beiſtandes abgelehnt oder die auf ihren Antrag 
erfolgte Beſtellung aufgehoben, fo ift nach $ 20 FGG die Mutter beſchwerdeberechtigt. 

2. Das Recht des Vaters, die Beſtellung eines Beiſtandes durch letztwillige Ver⸗ 
fügung anzuordnen, iſt nach $ 1777 davon abhängig, daß er zur Zeit ſeines Todes kraft elter⸗ 
licher Gewalt zur Vertretung des Kindes ſowohl in perſönlichen Angelegenheiten als in Ver⸗ 
mögensangelegenheiten berechtigt iſt. Wegen der ſonſtigen Vorausſetzungen dieſer Anordnung 
ſ. 9 1777 A 1. Der Vater iſt — was kaum zu billigen fein dürfte — zu der Anordnung auch 
dann berechtigt, wenn er bei der Scheidung als der ſchuldige Teil erklärt iſt. Zu ſeinen Be⸗ 
fugniſſen gehört es auch, eine beſtimmte Perſon als Beiſtand zu benennen (1694, 1777) 
und den Wirkungskreis des Beiſtandes zu beſtimmen ($ 1688 Abſ 3). Im übrigen ift er, 
abgeſehen von dem von ihm ſelbſt hinterlaſſenen Vermögen, nicht berechtigt, Vorſchriften über 
die Verwaltung zu geben. Hat er ſich darauf beſchränkt, einen Beiſtand zu benennen, ſo 
kann die Anordnung nach Lage der Sache dahin gemeint ſein, daß ein Beiſtand unbedingt 
beſtellt werden ſoll, auch wenn der Benannte das Amt eines Beiſtandes nicht annehmen 
kann oder will. 

3. In dem Recht der Mutter, die Beſtellung eines Beiſtandes zu beantragen, iſt auch 
das Recht enthalten, den Wirkungskreis des Beiſtandes auf beſtimmte Angelegenheiten oder 
ge wiſſe Arten von Angelegenheiten zu beſchränken, wobei ſelbſtverſtändlich die Mutter nichts 
daran ändern kann, daß der Beiſtand innerhalb dieſes Wirkungskreiſes die in feiner öffent⸗ 
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lichrechtlichen Stellung begründeten Pflichten zu erfüllen hat. Zur Benennung eines be⸗ 
ſtimmten Beiſtandes iſt die Mutter nicht berechtigt (vgl. $ 1694 A 1). Sie kann auch nicht 
verlangen, daß ihr der Beiſtand die Vermögensverwaltung abnimmt (vgl. $ 1693). Dem 
Antragsrecht der Mutter entſpricht es, daß ohne ihre Zuſtimmung die auf ihren Antrag er⸗ 
folgte Beſtellung des Beiſtandes nicht aufgehoben werden kann ($ 1695 Abf 2). 

4. Das Bormundſchaftsgericht kann endlich von Amts wegen der Mutter einen Beiſtand 
beſtellen, wenn und ſoweit es dies aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes, ſei es 
zur Unterſtützung oder zur Überwachung der Mutter, für nötig erachtet. Als ſolche be- 
ſonderen Gründe hebt das Geſetz den Umfang und die Schwierigkeit der Vermögens⸗ 
verwaltung hervor. Für die Beſtellung eines Beiſtandes können aber auch ſonſtige Gründe, 
wie die mangelnde Befähigung oder die mangelnde Charakterfeſtigkeit der Mutter maß⸗ 
gebend ſein. Auch der Umſtand kann zur Beſtellung eines Beiſtandes führen, daß die Mutter 
beharrlich den geſetzlichen Vorſchriften über die religiöſe Erziehung des Kindes nicht nach⸗ 
gekommen iſt (KJ 20 A 251). Sit das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts aus 
$$ 1666, 1667 geboten, fo kann die zur Abwendung der Gefahr zu treffende Maßregel unter 
anderem auch darin beſtehen, daß der Mutter ein Beiſtand beigeordnet wird. Die Be⸗ 
ſtellung eines Beiſtandes von Amts wegen enthält eine Beſchränkung der elterlichen Gewalt. 
Sie ſoll daher nach $ 1673 erſt angeordnet werden, nachdem zuvor die Mutter ſowie Ver⸗ 
wandte oder Verſchwägerte des Kindes gehört ſind. Iſt die Mitwirkung eines Beiſtandes 
entbehrlich geworden, fo iſt fie von Amts wegen wieder aufzuheben ($ 1695 Abf 1). 


8 1688 


Der Beiſtand kann für alle Angelegenheiten, für gewiſſe Arten von 
Angelegenheiten oder für einzelne Angelegenheiten beſtellt werden ). 

über den Umfang ſeines Wirkungskreiſes entſcheidet die Beſtellung. 
Iſt der Umfang nicht beſtimmt, ſo fallen alle Angelegenheiten in ſeinen 
Wirkungskreis ). 

Hat der Vater die Beſtellung angeordnet, ſo hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht Beſtimmungen, die er nach Maßgabe des §1777 über den Umfang des 
Wirkungskreiſes getroffen hat, bei der Beſtellung zu befolgen. 

E I 1539 II 1577 M 4, 800 P 4, 614. 

1. Dem Vormundſchaftsgericht iſt durch dieſe Beſtimmung die Möglichkeit gewährt, 
bei der Beſtellung eines Beiſtandes von Amts wegen den Wirkungskreis des Beiſtandes 
entſprechend dem Bedürfnis des einzelnen Falles zu begrenzen. Zuläſſig iſt es auch, den 
Beiſtand nur für eine beſtimmte Zeit oder bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes zu 
beſtellen. Der Anordnung des Vaters oder dem Antrage der Mutter ($ 1687 Nr 1 und 2) 
ift infofern unbedingt ſtattzugeben, als der Wirkungskreis nicht enger beſtimmt werden darf. 
Dagegen iſt das Vormundſchaftsgericht nicht gehindert, auf Grund des $ 1687 Nr 3 den 
Wirkungskreis über dieſe Grenzen zu erweitern. Erſtreckt ſich die Tätigkeit des Beiſtandes 
auf die Sorge für die Perſon des Kindes, ſo wird es regelmäßig nicht angebracht ſein, den 
Wirkungskreis des Beiſtandes auf dieſem Gebiete zu begrenzen. 

2. Iſt bei der Beſtellung der Wirkungskreis des Beiſtandes nicht begrenzt, ſo gilt er 
als für alle Angelegenheiten beſtellt, die in den Geſchäftskreis der Mutter als Inhaberin 
der elterlichen Gewalt fallen. Der Umfang des Wirkungskreiſes iſt in der dem Beiſtande 
zu erteilenden Beſtallung anzugeben (vgl. $ 1791 A 1). 


8 1689 


Der Beiſtand hat innerhalb ſeines Wirkungskreiſes die Mutter bei der 
Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterſtützen und zu überwachen; er hat 
dem Vormundſchaftsgerichte jeden Fall, in welchem es zum Einſchreiten be⸗ 
rufen iſt, unverzüglich anzuzeigen !). 

E 1 1540 II 1578 M 4, 800 P 4, 614. 

1. Durch die Beſtellung eines Beiſtandes wird die Mutter — abgeſehen davon, daß 
fie zu beſtimmten Rechtshandlungen der Genehmigung des Beiſtandes bedarf (58 1690, 1691) 
— in ihren Verwaltungsbefugniſſen nicht beſchränkt. Dem Beiſtande iſt die Aufgabe zur 
gewieſen, die Mutter innerhalb ſeines Wirkungskreiſes durch Rat und Anleitung zu unterſtützen 
und zugleich, was aus ſeiner Stellung als Hilfsglied des Vormundſchaftsgerichts folgt, die vor⸗ 
mundſchaftliche Verwaltung der Mutter zu überwachen. In der Überwachungspflicht iſt es 


Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder 8 1687-1690 275 


begründet, daß er dem Vormundſchaftsgericht, ſobald ein Anlaß zum Einſchreiten vorliegt, 
Anzeige zu machen hat. Die Stellung eines Beiſtands entſpricht ſomit im weſentlichen 
der eines Gegenvormundes (vgl. § 1694 A 1). Es iſt ihm deshalb auch das in $ 1799 Abſ 2 
dem Gegenvormund gewährte Recht auf Auskunfterteilung und Einſicht der Schriftſtücke 
zuzuerkennen. 

8 1690 


Die Genehmigung des Beiſtandes iſt innerhalb ſeines Wirkungskreiſes “) 
zu jedem Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem ein Vormund der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes bedarf. Ausgenommen 
ſind Rechtsgeſchäfte, welche die Mutter nicht ohne die Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts vornehmen kaun. Die Vorſchriften der 35 1828 bis 
1831 finden entſprechende Anwendung). 8 N 

Die Genehmigung des Beiſtandes wird durch die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erjebt?). n g 

Das Vormund ſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über die Genehmi⸗ 
gung in allen Fällen, in denen das Rechtsgeſchäft zu dem Wirkungskreiſe 
des Beiſtandes gehört, den Beiſtand hören, ſofern ein ſolcher vorhanden und 
die Anhörung tunlich iſt ). 

E 1 1541 Abſ 1 u. 2, 1542 II 1579 M 4, 800 P 4, 615. 

1. Die Beſtellung eines Beiſtandes hat zur Folge, daß die Mutter in allen Fällen, 
in denen der Vormund der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf, an die Geneh⸗ 
migung des Beiſtandes gebunden iſt. Dagegen wird die Machtbefugnis des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts durch die Beſtellung eines Beiſtands nicht erweitert. Die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts wird vielmehr nur für diejenigen Rechtsgeſchäfte 
erfordert, für welche auch der Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung bedürfen würde. Es würde indes widerſinnig ſein, die Verwal⸗ 
tungsbefugnis der Mutter einzuſchränken hinſichtlich der vom Gegenvormund zu genehmigen⸗ 
den Rechtsgeſchäfte, nicht aber hinſichtlich der viel wichtigeren Rechtsgeſchäfte, für die nach 
dem Vormundſchaftsrecht über die Beſtimmungen des § 1643 hinaus die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt. Für dieſe Rechtsgeſchäfte iſt deshalb gleichfalls die 
Genehmigung des Beiſtandes in Abſ 1 vorgeſchrieben. Eine beſondere Beſtimmung iſt, daß 
die Mutter die Entlaſſung des Kindes aus der Staatsangehörig⸗ 
keit nach § 14 a StAngG in der Faſſung des Art 41 EG auch dann, wenn ſie die 
Entlaſſung zugleich für ſich ſelbſt beantragt, nur mit der Genehmigung des Beiſtandes be- 
antragen kann, deſſen Wirkungskreis in unbeſchränktem oder beſchränktem Umfange auf 
die Fürſorge für die Perſon des Kindes ſich erſtreckt, obſchon in dieſem Falle der 
Vater der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht bedarf. Die Genehmigung 
des Beiſtandes iſt, ſofern rechtswirkſam ſeine Beſtellung von dem Vater angeordnet oder 
von der Mutter beantragt iſt, zur Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts nötig, auch wenn es zur 
Beſtellung des Beiſtandes noch nicht gekommen iſt. Eine Ausnahme von der Notwendigkeit 
der Genehmigung wird auch nicht dadurch begründet, daß der Beiſtand verſtorben oder aus 
anderem Grunde weggefallen und der neue Beiſtand noch nicht beſtellt iſt. Darüber, ob 
die Genehmigung von dem Beiſtande zu erteilen ift, hat der Dritte ſich ſolbſt zu vergewiſſern. 
Eine Vermutung für die Unbeſchränktheit der elterlichen Gewalt der Mutter (vgl. § 1687 A1) 
iſt nicht gegeben. Die Beſtimmungen der g 1828 bis 1831 über die Empfangsbedürftigkeit 
der Genehmigung (die nur der Mutter gegenüber erklärt werden kann) und über die recht⸗ 
lichen Folgen des Fehlens der Genehmigung ſind für entſprechend anwendbar erklärt. 

2. Die Gleichſtellung des Beiſtandes mit dem Gegen vormunde 
zeigt ſich auch darin, daß das Vormundſchaftsgericht vor Erteilung der Genehmigung zu einer 
Rechtshandlung der Mutter tunlichſt den Beiſtand hören ſoll und daß die Genehmigung des 
Beiſtandes durch die des Vormundſchaftsgerichts erſetzt wird womit die für den Gegenvor⸗ 
mund in $$ 1826, 1812 Abſ 2 gegebenen Beſtimmungen auf den Beiſtand übertragen find. 
Der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts an Stelle des Beiſtandes bedarf es bei 
Fehlen des Beiſtandes natürlich nur dann, wenn die Beſtellung des Beiſtandes geboten war. 

3. Die Genehmigung oder Anhörung des Beiſtandes (vgl. A 1 und 2) iſt nur nötig bei 
Geſchäften, die in den Wirkungskreis des Beiſtandes fallen. Dieſer Wirkungskreis kann 
nach § 1688 weiter oder enger beſtimmt ſein. Die Vorſchrift des $ 1825, wonach dem Vor⸗ 
munde zu beſtimmten Rechtsgeſchäften eine allgemeine Ermächtigung von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht erteilt werden kann, findet zwar auf die Mutter keine Auwendung. Das gleiche 
Ergebnis kann aber dadurch erreicht werden, daß die betreffenden Rechtsgeſchäfte von dem 
Wirkungskreiſe des Beiſtandes ausgenommen werden. 18 · 
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8 1691 


Soweit die Anlegung des zu dem Vermögen des Kindes gehörenden 
Geldes in den Wirkungskreis des Beiſtandes fällt, finden die für die An⸗ 
legung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften der SS 1809, 1810 entſprechende 
Anwendung ). 

E 1 1541 Ubf 3 II 1580 M 4, 801 P 4, 615. 

1. Die Genehmigung des Beiſtandes iſt in Einklang mit $ 1810 — ſofern der 
Wirkungskreis des Leiſtenden ſich hierauf erſtreckt — auch für die Anlegung des Geldes nötig. 
Das Br der Genehmigung zieht nicht die Ungültigkeit der Anlage, ſondern nur die Er⸗ 
ſatzpflicht der Mutter nach ſich. Auch der Beiſtand ſelbſt kann trotz fehlender Genehmigung 
haftbar ſein, wenn er ſich um die Anlegung nicht gekümmert hat. Die Genehmigung des 
Beiſtandes kann auch hier gemäß $ 1810 (val. $ 1690 A 2) durch die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erſetzt werden. Erfolgt die Anlegung des Geldes gemäß $ 1807 
Nr 5 oder $ 1808 bei einer Sparkaſſe oder Bank, fo iſt es durch 88 1691 und 1809 der 
Mutter zur Pflicht gemacht, die Anlegung des Geldes mit der Beſtimmung zu bewirken, daß 
Abhebung des Geldes nur mit Zuſtimmung des Beiſtandes zuläſſig iſt (vgl. § 1809 N 1 2 
Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift kann ſowohl die Mutter als den Beiftand haftbar 
machen. Die Notwendigkeit der Genehmigung des Beiſtandes zur Erhebung des angelegten 
19 iran Verfügung über geldwerte Forderungen des Kindes folgt aus 

un 5 


8 1692 


Hat die Mutter ein Vermögensverzeichnis einzureichen, ſo iſt bei der 
Aufnahme des Verzeichniſſes der Beiſtand zuzuziehen !); das Verzeichnis iſt 
auch von dem Beiſtande mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit zu verſehen ). Iſt das Verzeichnis ungenügend, jo finden, ſofern nicht 
die Vorausſetzungen des § 1667 vorliegen, die Vorſchriften des § 1640 Abſ. 2 
entſprechende Anwendung). 

E II 1581 P 4, 555 u. 616; 6, 301. 

1. Der Überwachungspflicht des Beiſtandes entſpricht es, daß er bei der Aufnahme 
des dem Vormundſchaftsgericht einzureichenden Vermögensverzeichniſſes durch die Mutter — 
wozu dieſe nach $ 1640 im Falle des Todes oder der Todeserklärung des Vaters verpflichtet 
iſt — mitzuwirken hat, ſoweit fein Wirkungskreis auf das betreffende Vermögen ſich erſtreckt. 

tder Mutter die Pflicht zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes auf Grund des $ 1667 
auferlegt, fo kann das Vormundſchaftsgericht über die Mitwirkung des Beiſtandes nähere 
Beſtimmungen treffen. Andernfalls bleibt $ 1692 maßgebend. Aus der Mitwirkung bei der 
Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes folgt das Recht und die Pflicht des Beiſtandes, auch 
bei der Rechnungslegung nach näherer Anordnung des Vormundſchaftsgerichts mitzuwirken. 

2. Die Beifügung dieſer Verſicherung iſt vorgeſchrieben, damit ſich der Beiſtand ſeiner 
Verantwortlichkeit bewußt werde. Die Haftbarkeit des Beiſtandes iſt aber nicht etwa davon 
abhängig, daß er die Erklärung abgegeben hat. 

3. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die amtliche Aufnahme des Verzeich⸗ 
niſſes gemäß § 1640 Abſ 2 und im Falle des Einſchreitens aus $ 1667 auf Grund der 
gleichen Vorſchrift anzuordnen, wird dadurch nicht berührt, daß die Mitwirkung des 
Beiſtandes erforderlich iſt. 


9 1693 


Das Vormundſchaftsgericht kann auf Antrag der Mutter dem Beiftande 
die Vermögens verwaltung ganz oder teilweiſe übertragen!); ſoweit dies ge⸗ 
ſchieht, hat der Beiſtand die Rechte und Pflichten eines Pflegers ). 

E 11 1582 Satz 1 P 4, 614. 

1. Die Vermögensverwaltung kann der Mutter abgenommen werden und dem Bei⸗ 
ſtande übertragen werden, jedoch nur auf Antrag oder, was dem gleichſteht, mit Zu⸗ 
ſtimmung der Mutter und nur, wenn das Vormundſchaftsgericht die Mutter zur 
Führung der Vermögensverwaltung nicht für geeignet erachtet (a. M. Blume A 2, der an⸗ 
nimmt, daß dem Antrage der Mutter unbedingt ſtattzugeben fei). Die Übertragung der Ver⸗ 
mögensverwaltung kann in der Form erfolgen, daß der Beiſtand beſonders für die Vermögens- 
verwaltung verpflichtet wird. Sie braucht aber nicht in dieſer Form zu erfolgen (a. M. Blume 
A 2). Es genügt, daß die Übertragung dem Beiſtande von dem Vormundſchaftsgericht be⸗ 
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kannt gemacht wird. Die Erweiterung der Befugniſſe des Beiſtandes iſt in der Beſtallung 
zum Ausdruck zu bringen. Über die Rückübertragung der Verwaltung auf die Mutter 
. 9 1695 A 1. 

f 2. Im Falle der Übertragung hat der Beiſtand die Vermögensverwaltung ſelbſtändig 
zu führen an Stelle der Mutter, die das bisher von ihr verwaltete Vermögen unter Rechnungs⸗ 
legung an ihn herauszugeben hat (88 1681, 1686). Dem Beiſtande kommen deshalb auf 
dieſem Gebiete die Rechte (Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen, auf Vorſchuß und Ver⸗ 
gütung) und Pflichten (Pflicht der Vermögensverzeichnung und Rechnungslegung, der mündel⸗ 
ſicheren Anlegung des Geldes, der Hinterlegung von Wertpapieren und Koſtbarkeiten, der 
Einholung der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts) eines Pflegers zu, wenn ſchon 
er die Stellung eines Beiſtandes behält. Letzteres zeigt ſich namentlich darin, daß mit dem 
Wegfall des Rechts der Mutter zur Vermögensverwaltung (vgl. $ 1647) auch fein Amt als 
Vermögensverwalter aufhört (a. M. Planck A 4). Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
ihm und der Mutter in einer ſowohl das Vermögen als die Perſon des Kindes betreffenden 
Angelegenheit entſcheidet nach § 1629 (vgl. auch $ 1798) das Vormundſchaftsgericht. Die 
Beſtellung eines Gegenvormundes neben dem Beiſtand in feiner Eigenſchaft als Vermögens⸗ 
verwalter (vgl. $ 1915) iſt als unzuläſſig zu erachten, da hierdurch die Stellung des Beiſtandes 
eine grundſäßliche Anderung erfahren würde (a. M. Blume A 3 b). 


8 1694 


Für die Berufung, Beſtellung und Beaufſichtigung des Beiſtandes, 
für ſeine Haftung und ſeine Anſprüche, für die ihm zu bewilligende Vergütung 
und für die Beendigung ſeines Amtes gelten die gleichen Vorſchriften wie 
bei dem Gegenvormunde. 8 

Das Amt des Beiſtandes endigt auch dann, wenn die elterliche Gewalt 
der Mutter ruht). 

E 1 1453 11 1583 M 4, 801 P 4, 616; 6, 301. 

1. Gleichſtellung des Beiſtandes mit dem Gegenvormund. Die Stellung des Bei⸗ 
ſtandes hat mit der des Gegenvormundes eine ſolche Ahnlichkeit, daß die für letzteren geltenden 
allgemeinen Vorſchriften über Berufung, Beſtellung (88 1776 bis 1791), über Beaufſichtigung 
(vgl. namentlich $$ 1837, 1839) und über Beendigung des Amtes ($$ 1882 bis 1895) auf den 
Beiſtand für anwendbar erklärt werden durften. Keine Anwendung kann jedoch die Beſtim⸗ 
mung des $ 1776 Nr 2 über die Benennung des Gegenvormundes durch die Mutter 
finden, da dieſe Benennung nur durch letztwillige Verfügung ($ 1777 Abſ 3), alſo nur für 
die Zeit nach dem Tode der Mutter ſtatthaft ſein würde. Das Vormundſchaftsgericht 
muß hier, da es auch gegen den Willen der Mutter einen Beiſtand beſtellen kann, 
freie Hand haben, einen andern als den von der Mutter benannten Beiſtand auszu⸗ 
wählen, da ſonſt der Zweck der Einrichtung leicht vereitelt werden könnte. Nur inſofern kann 
die Mutter auf die Auswahl des Beiſtandes Einfluß üben, als ſie ihren Antrag auf Beſtellung 
eines Beiſtandes davon abhängig machen kann, daß der von ihr vorgeſchlagene Beiſtand be⸗ 
ſtellt wird. Hinſichtlich der Beendigung des Amtes kommt in Betracht, daß der Beiſtand 
nicht für das Kind beſtellt, ſondern der Mutter beigeordnet wird (vgl. $ 1693 A 2). Das 
Amt des Beiſtandes wird deshalb auch dadurch beendet, daß die elterliche Gewalt der Mutter 
fortfällt oder ruht (88 16761680, 1696 und 1697). Neben dem für das Kind zu beſtellenden 
Vormunde würde der Beiſtand keinen Platz behalten können. Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, 
daß der bisherige Beiſtand als Gegenvormund neu beſtellt wird. Die bezeichneten Vor⸗ 
ſchriften ſind anwendbar auch in dem Falle, daß dem Beiſtande die Vermögensverwaltung 
übertragen iſt ($ 1693). Der Beiſtand iſt ferner in bezug auf Haftbarkeit, was aus 
der Natur des Amtes folgt, und in bezug auf die ihm zu gewährende Vergütung dem 
Gegenvormund gleichgeſtellt. Der Beiſtand hat auch das gleiche Beſchwerderecht wie der 
Gegenvormund (vgl. $ 1799 A 1, 5 57 Abſ. 1 Nr 6 Ich). Iſt dem Beiſtande die 
Vermögensverwaltung übertragen, ſo kommen nach $$ 1693, 1915 die Vorſchriften über die 
Haftbarkeit und den Vergütungsanſpruch des Vormundes ($$ 1833, 1836) zur Anwendung 
(dgl. $ 1693 A 2). 


’ 8 1695 


Das Vormundſchaftsgericht kann in den Fällen des 8 1687 Nr. 2, 3 die 
Beſtellung des Beiſtandes und im Falle des § 1693 die Übertragung der Ver⸗ 
mögensverwaltung auf den Beiſtand jederzeit aufheben ). 
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Iſt die Beſtellung des Beiſtandes nach 8 1687 Nr. 2 erfolgt, jo ſoll ſie 
nur mit Zuſtimmung der Mutter aufgehoben werden. Das Gleiche gilt für 
die übertragung der Vermögensverwaltung auf den Beiſtand ). 

E II 1582 Satz 2, 1584 P 4, 616. 

1. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die wegen Beſtellung eines Beiſtandes 
und Übertragung der Vermögensverwaltung getroffenen Anordnungen wieder aufzuheben, 
iſt beſchränkt durch das Recht des Vaters und der Mutter. Beruht die Beiordnung eines Bei⸗ 
ſtaudes auf der durch letztwillige Verfügung getroffenen, alſo erſt nach ſeinem Tode wirk⸗ 
ſamen Anordnung des Vaters ($ 1687 Nr 1), fo kann fie, da der Vater ein Recht auf Be- 
ſtellung des Beiſtandes hat, überhaupt nicht aufgehoben werden. Beruht ſie auf dem An- 
trage der Mutter (§1 68 7 Nr 2), fo iſt die Aufhebung wegen des Rechts der Mutter nur mit 
ihrer Zuſtimmung zuläſſig. Ebenſo ſoll die Mutter, wenn einmal das Vor mundſchafts⸗ 
gericht auf ihren Antrag ſich veranlaßt geſehen hat, die Vermögensverwaltung dem Bei⸗ 
ſtande zu übertragen, dagegen geſchützt ſein, daß dieſe Maßnahme wider ihren Willen in Wegfall 
kommt. Die Rückübertragung der Verwaltung iſt nur mit ihrer Zuſtimmung zuläſſig. Die 
dieſen Vorſchriften zuwider erfolgte Aufhebung (Rückübertragung) iſt jedoch nicht ungültig. 
Das Vormundſchaftsgericht iſt nur nach § 1674 erſatzpflichtig. — Über das Recht der 
Beſchwerde im Falle der Aufhebung der Beiſtandſchaft ſ. 8 1687 A 1. 


8 1696 


Ruht die elterliche Gewalt der Mutter wegen Minderjährigkeit, ſo hat 
die Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen; 
zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes 
hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Bei⸗ 
ſtandes ). 


E 1 1554 Abf 2 II 1585 M 4, 820 P 4, 639. 

1. Von der Regel des $ 1676, daß die beſchränkt geſchäftsfähige Mutter nur neben 
dem geſetzlichen Vertreter die tatſächliche Sorge für die Perſon des Kindes hat, wird hier 
eine Ausnahme gemacht für den Fall der Minderjährigkeit der Mutter, ein Fall, der bei 
dem Vater wegen des ſeltenen Vorkommens (vgl. § 1676 A 2) keine Berückſichtigung verdient. 
Die minderjährige Mutter (vgl. § 1303) bleibt, wennſchon die elterliche Gewalt ruht (§8 1676, 
1677), abgeſehen von dem Vertretungsrecht, in vollem Umfange befähigt, das Recht 
der Sorge für die Perſon des Kindes auszuüben. In Angelegen⸗ 
heiten der Erziehung entſcheidet ihre Meinung, nicht diejenige des Vormundes, der neben ihr 
auf dem Gebiet der Sorge für die Perſon nur die Stellung eines Beiſtandes hat. Sie muß 
auch als berechtigt gelten, in Erziehungsſachen ſelbſtändig Anträge bei der Behörde, insbe⸗ 
ſondere dem Vormundſchaftsgericht (vgl. die für das Kind gegebene Vorſchrift des 
5 59 FG), zu ſtellen und Beſchwerde zu führen, und kann ihr Fürſorgerecht auch dadurch 
zur Geltung bringen, daß ſie Klage auf Herausgabe des Kindes anſtellt. Nur zur 
Vertretung des Kindes bei Rechtshandlungen und in Rechtsſtreitigkeiten iſt fie 
nicht berechtigt. Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen ihr und dem Vormunde 
des Kindes über eine ſowohl die Perſon als das Vermögen des Kindes betreffende Angelegen⸗ 
heit entſcheidet das Vormundſchaftsgericht (KG in RIA 8, 9). 


8 1697 


Die Mutter verliert die elterliche Gewalt, wenn ſie eine neue Ehe ein⸗ 
geht. Sie behält jedoch unter den im § 1696 beſtimmten Beſchränkungen 
das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen !) ). 

E 1 1558 II 1586 M 4, 833 P 4, 645. 

1. Mit der Wiederverheiratung verliert die Mutter das Recht der Vermögensver⸗ 
waltung und die Nutznießung. Das Vermögen ift deshalb unter Rechnungslegung ($ 1681) 
an den neu zu beſtellenden Vormund herauszugeben. Wird die Mutter zum Vormunde be⸗ 
ſtellt — was beim Mangel eines berufenen Vormundes ($$ 1776, 1777) und mit Zuſtimmung 
ihres Mannes ($ 1783) zuläſſig iſt — jo unterbleibt zwar die Herausgabe, nicht aber die Rech⸗ 
nungslegung (die gegenüber einem für das Kind zu beſtellenden Pfleger zu bewirken iſt), 
da die Mutter nunmehr die Verwaltung aus anderem Rechtsgrunde führt (a. A. in letzterer 
Beziehung Blume A 4). Die Mutter hat außerdem, bevor ſie zur Schließung der neuen Ehe 
zugelaſſen werden kann (vgl. $ 1314), die ihr ebenſo wie dem Vater nach $ 1669 obliegende 
Pflicht der Auseinanderſetzung zu erfüllen. Mit der Wiederverheiratung verliert ferner die 
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Mutter das Recht der Vertretung des Kindes, nicht aber die tatſächliche Sir 
ſorge für die Perſon des Kindes, die ihr in dem in $ 1696 beſtimmten Um⸗ 
fange verbleibt. Über die Frage, ob der Verluſt der elterlichen Gewalt auch die Mutter be⸗ 
trifft, die vor dem Inkrafttreten des BGB eine neue Ehe eingegangen war, wenn die Ehe 
bereits vor dieſem Zeitpunkt wieder aufgelöſt iſt, ſ. Vorbem 7 vor $ 1616. 

2. Iſt die neue Ehe wegen Mangels der Form und Nichteintragung in das Heitatd- 
regiſter ($ 1699 Abſ 2) als nicht beſtehend anzuſohen, ſo tritt der Verluſt der elterlichen 
Gewalt nicht ein. Iſt die Ehe nicht ig oder anfechtbar, ſo fällt der Verluſt der 
elterlichen Gewalt — unbeſchadet der Gültigkeit der bis dahin von dem Vormund vorgenom⸗ 
menen Rechtshandlungen — wieder fort, ſobald die Ungültigleit der Ehe rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt iſt. Die Scheidung der Ehe kann natürlich die verloren gegangene elterliche Gewalt 
nicht wieder zur Entſtehung bringen. 


8 1698 


Wird für das Kind ein Vormund beſtellt, weil die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht oder verwirkt iſt oder weil die Vertretung des Kindes dem 
Vater entzogen iſt, oder wird für die Erziehung des Kindes an Stelle des 
Vaters ein Pfleger beſtellt, jo ſteht der Mutter die Sorge für die Perſon des 
Kindes neben dem Vormund oder dem Pfleger in gleicher Weiſe zu wie nach 
§ 1634 neben dem Vater!). 

E 11 1574 P 4, 638 u. 650; 6, 300. 

1. Nach $ 1634 fteht der Mutter neben dem im Beſitz der elterlichen Gewalt be⸗ 
findlichen Vater die tatfächliche Sorge für die Perſon des Kindes in der Weiſe zu, daß bei 
Meinungsverſchiedenheiten die Meinung des Vaters vorgeht. Dieſes Recht bleibt der Mutter 
in denjenigen Fällen erhalten, in denen, ohne daß die elterliche Gewalt oder die Ausübung 
der elterlichen Gewalt auf ſie übergeht (88 1684, 1685), an Stelle des Vaters, mag nun die 
Ehe noch beſtehen oder bereits aufgelöſt, ſein, ein Vormund oder zur Wahrnehmung der 
Sorge für die Perſon des Kindes ein Pfleger tritt. Der Mutter kommt dann neben dem 
Vormund oder Pfleger die Fürſorge in gleicher Weiſe wie neben dem Vater zu. Es 
kommt hierbei auch nicht darauf an, ob der Mutter bei Scheidung der Ehe die Erziehung des 
Kindes abgesprochen iſt, da fie damit das Recht der Fürſorge nur zugunſten des Vaters, nicht 
zugunſten des Vormundes oder Pflegers verloren hat. Die weitergehenden Rechte, die der 
Mutter bei Ruhen der elterlichen Gewalt wegen Minderjährigkeit und nach $ 1635 hinſichtlich 
alt zugeſprochenen Kindes aus geſchiedener Ehe zuſtehen, werden durch 5 1698 nicht 

erührt. 


Fünfter Titel 
Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen 


8 1699 


Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der Gültigkeit der Ehe 
ehelich ſein würde, gilt als ehelich, ſofern nicht beide Ehegatten die Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei der Eheſchließung gekannt haben :). 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die Nichtigkeit der Ehe 
auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter ein⸗ 
getragen worden iſt !). 

E 1 1562 II 1587 M 4, 843 u. 850 P 4, 662 u. 663. 

1. Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen Nichtehe und nichtiger Ehe. Iſt die in $ 1317 
vorgeſchriebene Form der Eheſchließung nicht beobachtet und iſt die Form nicht wenigſtens 
inſofern gewahrt, daß die Ehe von dem Standesbeamten in das Heiratsregiſter eingetragen 
ift, fo gilt die Ehe als nicht beſtehend (schlechthin nichtig) und kann deshalb, ohne daß ſie für 
nichtig erklärt zu werden braucht, nach keiner Richtung hin die Wirkungen der Ehe haben 
(vgl. 38 1329 S 62, 1344 Abſ 2, 1345 Abſ 2). Die Kinder aus einer ſolchen Ehe haben ba- 
her nicht die Eigenſchaft ehelicher Kinder. 

2. Anders iſt es bei einer nichtigen oder anfechtbaren Ehe. Die Kinder, die 
aus einer ſolchen Ehe bis zu dem Zeitpunkte der rechtskräftigen Feſtſtellung ihrer Nichtigkeit 
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nach den Vorſchriften der 95 1591—93, 1600 entſtammen, werden grundſätzlich als ehelich an⸗ 
geſehen. Sie gelten als ehelich, wenn ſchon ihnen folgerichtig dieſe Eigenſchaft 
nicht zukommen würde. Feſtgehalten iſt jedoch an der Beſchränkung, daß einer der 
Ehegatten bei Schließung der Ehe — von dem Falle der Drohung ($ 1704) abgeſehen — 
gutgläubig geweſen ſein muß. Iſt beiden Ehegatten bei Schließung der Ehe 
die Nichtigkeit (Anfechtbarkeit) bekannt, ſo gehen ſie in bewußter Hinwegſetzung über das 
Geſetz eine Scheinehe ein, die vor dem Recht keine Anerkennung finden kann. Die Unehe⸗ 
lichkeit kann von einem jeden Beteiligten geltend gemacht werden, ſobald die Nichtigkeit der 
Ehe gemäß $$ 1329, 1343 Abf. 2 rechtskräftig feſtgeſtellt iſt oder die Ehe aufgelöſt iſt. Die im 
Familienſtandsprozeſſe zwiſchen den Eltern und dem Kinde über die Ehelichkeit ergehende 
Entſcheidung hat Wirkung für und gegen alle ($$ 640, 643 ZPO). Über den Begriff der 
Bösgläubigkeit und die Be weislaſt ſ. $ 1701 A 1. 


8 1700 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem Kinde, das nach 
$ 1699 als ehelich gilt, beſtimmt ſich, ſoweit ſich nicht aus den 88 1701, 1702 
ein anderes ergibt, nach den Vorſchriften, die für ein Kind aus einer geſchiedenen 
Ehe gelten, wenn beide Ehegatten für ſchuldig erklärt ſind ). 

E 1 1563 II 1588 M 4, 845 P 4, 664. 

1. $ 1700 findet Anwendung, wenn beide Ehegatten gutgläubig ſind. Für dieſen 
Fall entſpricht es der Stellung der Ehegatten zueinander, das Rechtsverhältnis zwiſchen 
ihnen und dem Kinde, nachdem die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt ift, fo zu beurteilen, 
als wenn die Ehe wegen beiderſeitigen Verſchuldens geſchieden wäre (vgl. § 1637). 
Dem Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt verbleibt die Sorge für das Vermögen 
und das Vertretungsrecht ſowie die Nutznießung, während die tatſächliche Fürſorge für die 
Perſon und das Recht des Verkehrs mit dem Kinde nach $$ 1635, 1636 ſich beſtimmt. Der 
unterhaltspflichtige Vater hat nach $ 1585 das Recht, von der Mutter einen ange meſſenen 
Beitrag zu fordern. 


8 1701 


War dem Vater die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt!), 
jo hat er nicht die ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte 2). Die elter⸗ 
liche Gewalt ſteht der Mutter zus) c). 

E 1 1564 II 1589 M 4, 846 P 4, 664 ff. 

1. Die Kenntnis des Vaters von der Nichtigkeit der Ehe m uß zur Zeit der 
Eheſchlie ßung beſtanden haben. Spätere Kenntnis ſchadet nicht. Das Wiſſenmüſſen 
ſteht dem Wiſſen hier nicht gleich. Es genügt auch nicht die bloße Kenntnis der die Nichtigkeit 
begründenden Tatſachen, dem Vater muß vielmehr die rechtliche Folge, daß die Ehe, mag ſie 
nun nichtig oder anfechtbar ſein, vom Geſetz nicht anerkannt wird, bekannt geweſen ſein. Der 
Beweis der Bösgläubigkeit iſt von demjenigen zu führen, der hieraus Rechte 
für ſich herleitet. 

2. Der Vater wird im Falle der Bösgläubigkeit, was ſeine Rechte gegenüber dem 
Kinde betrifft, dem natürlichen Vater gleich behandelt. Er verliert nicht nur das Recht 
der elterlichen Gewalt, ſondern auch die ſonſtigen aus der Vaterſchaft ſich ergebenden Rechte 
(vgl. Vorbem 3 vor § 1616). Als ein ſolches Recht aus der Vaterſchaft iſt es nicht anzuſehen, 
daß das Kind den Namen und den Wohuſitz des Vaters teilt (88 1616 A 1, 11 A 1). Der 
Verluſt der Rechte tritt, ſobald die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, bei 
Nachweis der Vösgläubigkeit mit rückwirkender Kraft ein (a. M. Dernburg IV $ 86 II 1), 
ohne daß die in § 1344 gegebene, auf den Schutz des redlichen Dritten berechnete Vorſchrift 
bier entſprechende Anwendung finden kann (beſtr.). Es wird jedoch angenommen werden 
dürfen, daß der Vater den Dritten, der auf das Beſtehen der elterlichen Gewalt des Vaters 
ſich verlaſſen hat, ſchadlos halten muß. Die im Familienſtandsprozeſſe über die Bösgläubigkeit 
ergehende Entſcheidung hat Wirkung für und gegen alle (88 640, 643 ZPO). Von den aus der 
ehelichen Vaterſchaft ſich ergebenden Verpflichtungen iſt der bösgläubige Vater nicht 
befreit, ſoweit dieſe ſich nicht lediglich als ein Ausfluß ſeines Rechts darſtellen, wie es z. B. bei 
der dem Vater nach $ 832 obliegenden, in der elterlichen Gewalt begründeten Aufſichtspflicht 
der Fall iſt. Zur Gewährung des Unterhalts iſt der Vater nach 88 1601 ff. verpflichtet, 
ohne daß ihm die in § 1612 Abſ 2 beſtimmten, mit dem Fürſorgerecht des Vaters zuſammen⸗ 
hängenden Befugniſſe zuſtehen. Keinen Einfluß hat die Bösgläubigkeit auf das in $ 1310 
Abſ 3 beſtimmte Ehehindernis der Verwandtſchaft (vgl. $ 1589 A 3). 
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8. Die elterliche Gewalt geht nicht auf die Mutter über, ſondern ſteht ihr nach Maß⸗ 
gabe der $$ 1686 ff. von vornherein zu. Verheiratet ſich die Mutter, fo gilt dies als Eingehung 
einer neuen Ehe im Sinne des $ 1697, da wenigſtens hinſichtlich der Kinder das Beſtehen 
einer früheren Ehe anzuerkennen iſt. 

4. Der Verluſt der Rechte aus der Vaterſchaft trifft den Vater perſönlich als Strafe 
für die Bösgläubigkeit. Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Verwandten des Vaters und 
dem Kinde wird hierdurch in keiner Weiſe berührt. Zwiſchen ihnen und dem Kinde bleiben 
die durch die Ehelichteit des Kindes begründeten Rechte und Pflichten beſtehen (beſtr.), was 
namentlich auf dem Gebiete des Erbrechts von Wichtigkeit iſt (ogl. auch 8 1899 A 1). 


8 1702 


War der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt, 
ſo hat ſie in Anſehung des Kindes nur diejenigen Rechte, welche im Falle 
der Scheidung der allein für ſchuldig erklärten Frau zuſtehen “). 

Stirbt der Vater oder endigt ſeine elterliche Gewalt aus einem andern 
Grunde, ſo hat die Mutter nur das Recht und die Pflicht, für die Perſon des 
Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. Der Vor⸗ 
mund des Kindes hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung 
eines Beiſtandes ). g 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden auch dann Anwendung, wenn die 
elterliche Gewalt des Vaters wegen ſeiner Geſchäftsunfähigkeit oder nach 
§ 1677 ruht!) :). 

E 1 1565 II 1590 M 4, 847 P 4, 664 ff. 

1. Die bösgläubige Mutter (vgl. $ 1701 A 1) iſt hinſichtlich der Rechte und Pflichten 
der unehelichen Mutter gleichgeſtellt. Es ſtehen ihr jedoch neben dem die elterliche Gewalt 
oder die tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes (dgl. § 1676 Abſ 2) ausübenden 
Vater, da ſie nicht mehr Rechte wie die Ehefrau haben kann, nur die Rechte einer bei 
der Scheidung allein für ſchuldig erklärten Ehefrau zu, 
ſodaß ihr nur die Befugnis des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde zukommt (51636). Gleich 
der unehelichen Mutter hat ſie das Recht der tatſächlichen Fürſorge für 
die Perſon in der Weiſe, daß der Vormund auf dieſem Gebiete nur die Stellung eines 
mit der Unterſtützung und Überwachung der Mutter betrauten Beiſtandes einnimmt (88 1707, 
1689). Dieſe Rechte erlangt ſie aber erſt, wenn die väterliche Gewalt beendet iſt oder ruht. 
Die Fürſorge für die Perſon des Kindes erlangt ſie überhaupt nicht, wenn das Ruhen 
der väterlichen Gewalt in der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit des Vaters oder in der 
Beſtellung eines Gebrechlichkeitspflegers für ſeine Perſon und ſein Vermögen ſeinen Grund 
hat ($ 1676 Abſ 2). In dieſen Fällen iſt dem Vater die tatſächliche Fürſorge für die Perſon 
des Kindes neben dem Vormunde eingeräumt und iſt deshalb, da die bösgläubige Mutter 
dem Vater nachſtehen muß, kein Raum mehr für die Fürſorge der Mutter. Es verbleibt ihr 
nur das Recht des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde ($ 1636). Zum Vormunde des groß⸗ 
jährigen Kindes iſt die bösgläubige Mutter ebenſowenig berufen wie die uneheliche Mutter 
(5 1899 Abſ 3). Auch ſtehen ihr nicht die der ehelichen Mutter gewährten Befreiungen zu 
(58 1904 Satz 1, 1903). Das Rechtsverhältnis der Verwandten der Mutter 
zu dem Kinde wird durch die Bösgläubigkeit der Mutter nicht beeinflußt. 

2. Die zu 1 bezeichnete Rechtsſtellung der bösgläubigen Mutter tritt, ſobald die Ehe 
rechtskräftig für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, im Falle des Erweiſes der Bösgläubigkeit 
mit rückwirkender Kraft ein (vgl. $ 1701 A 2 und § 1699 A 2), welche Rückwirkung hier kaum 
zu Unzuträglichkeiten führen kann. 


8 1703 


Gilt das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ehegatten die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung bekannt war, ſo kann es gleichwohl von dem 
Vater, ſolange er lebt), Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen. Das 
im $ 1612 Abſ. 2 beſtimmte Recht ſteht dem Vater nicht zu“). 

E I 1566 Abſ 1 II 1591 M 4, 848 P 4, 667. 


1. Die Rechtsſtellung des wegen Nichtigkeit der Ehe und Bösgläubigkeit der Eltern 
unehelichen Kindes ($ 1699) iſt entſprechend einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion (Prot 4, 
668 ff.) der Rechtsſtellung des ehelichen Kindes inſofern angenähert, als es den Unterhalts⸗ 
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anſpruch eines ehelichen Kindes auch gegen feinen Vater hat. Dieſe Gleichſtellung führt 
aber nicht dazu, daß nunmehr auch dem Vater die in $ 1612 Abf 2 beſtimmte Vergün⸗ 
ſtigung zukommt, dem unverheirateten Kinde gegenüber zu beſtimmen, in welcher Art und 
für welche Zeit im Voraus der Unterhalt gewährt werden ſoll (vgl. $ 1701 A 2). Dem Inter⸗ 
eſſe des Vaters iſt dadurch genügend Rechnung getragen, daß er bei Vorhandenſein be⸗ 
ſonderer Gründe gemäß $ 1612 Abſ 1 darauf antragen kann, daß ihm die Gewährung des 
Unterhalts in anderer Weiſe als durch Entrichtung einer Geldrente geſtattet wird. 

2. Ein Pflichtteilsrecht oder Erbrecht ift dem in $ 1703 bezeichneten unehelichen Kinde 
nicht eingeräumt. Auch der Unterhaltsanſpruch eines ehelichen Kindes kommt ihm nur zu, 
ſolange der Vater lebt. Dagegen bleibt ihm nach dem Tode des Vaters das Recht, gegen 
deſſen Erben den einem unehelichen Kinde zuſtehenden Unterhaltsanſpruch ($ 1712) geltend 
zu machen. Die Frage, ob das Kind auch bei Lebzeiten des Vaters den Unterhaltsanſpruch 
eines unehelichen Kindes (§8 1708 ff.) wählen darf, ift richtiger zu verneinen (beſtr.). Es 
iſt ihm natürlich unbenommen, den Unterhalt nur in der Höhe zu fordern, in der auch das 
uneheliche Kind Unterhalt verlangen kann. Dadurch wird aber der Unterhaltsanſpruch ſelbſt, 
der nur nach Maßgabe der 8s 1601 ff. gerechtfertigt iſt, in feinem Weſen nicht verändert. 
Die Mutter kann deshalb, wenn der Vater ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unter⸗ 
halts nicht imftande ift, den Unterhalt zu gewähren ($ 1603 Abſ 2 Satz 2), zur Abwendung 
ihrer Unterhaltspflicht ſich nicht darauf berufen, daß in Höhe des dem unehelichen Kinde zu 
an Unterhalts der natürliche Vater nach § 1708 vor der Mutter haftet (a. M. 

an e). 


8 1704 


Iſt die Ehe wegen Drohung anfechtbar und angefochten, ſo ſteht der 
anfechtungs berechtigte Ehegatte einem Ehegatten gleich, dem die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung unbekannt war). 

E 1 1567 11 1592 M 4, 850 P 4, 670. 


1. Dem wegen Drohung anfechtungs berechtigten Ehegatten ($ 1335) kann ebenſo⸗ 
wenig wie dem gutgläubigen Ehegatten daraus ein Vorwurf gemacht werden, daß er eine 
anfechtbare Ehe eingegangen iſt. Er hat deshalb die Rechte eines gutgläubigen Ehegatten 
(vgl. $ 1346). Gutgläubig kann übrigens, wenn die Drohung von einem Dritten ausgegangen 
iſt, auch der andere Ehegatte ſein, gegen den die Drohung ſich nicht gerichtet hat. Bei Gut⸗ 
gläubigkeit beider Ehegatten wird § 1700 anwendbar. 


Sechſter Titel 


Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder 


1. Dem Grundgedanken der Ehe entſpricht es, daß eheliche Kinder nur in der Ehe ge⸗ 
wonnen werden können und daß deshalb das aus außerehelichem Geſchlechtsverkehr hervor⸗ 
gegangene Kind nicht oder doch nur in beſchränktem Maße die Rechtsſtellung eines ehe⸗ 
lichen Kindes haben kann. Das uneheliche Kind tritt nur in die Familie der Mutter, nicht 
in die Familie des Vaters, und auch die Mutter ſelbſt hat nicht die Rechte der elterlichen 
Gewalt, ſondern iſt auf die tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes beſchränkt 
(88 1705, 1707). Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem Kinde und der Mutter 
(58 1708 ff., 1715) iſt regelmäßig eine beſchränkte. Dadurch, daß die Eltern nachträglich 
die Pflicht der Eheſchließung erfüllen, können dem unehelichen Kinde die Rechte eines ehe⸗ 
lichen verſchafft werden (85 1719 bis 1722). Ausnahmsweiſe ift dies für das Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Vater und dem Kinde ſowie deſſen Abkömmlingen auch möglich auf 
dem Wege der Ehelichkeitserklärung, die auf Antrag des Vaters vom Staate nach freiem Er⸗ 
meſſen erteilt wird (85 1723 ff.). Über die Kindesannahme ſiehe Vorbem vor $ 1741. 

2. Nach dem Grundſatze des Art 20 EG, der ergänzungsweiſe auch auf Ausländer 
angewandt werden darf (vgl. Vorbem 6 vor 8 1) beſtimmt ſich, was den räumlichen 
Geltungsbereich der Geſetze betrifft, das Rechtsverhältnis zwiſchen dem unehelichen Kinde und 
der Mutter nach dem jeweiligen Recht der Staatsangehörigkeit der Mutter. Im Intereſſe 
des deutſchen Kindes iſt ferner in Art 20 Satz 2 beſtimmt, daß die einmal begründete An⸗ 
wendbarkeit des deutſchen Rechts durch das Erlöſchen der Reichsangehörigkeit der Mutter 
nicht verloren geht, ſofern nur das Kind ſie behalten hat. Für die gegen den natürlichen 
Vater von dem Kinde oder der Mutter zu erhebenden Anſprüche iſt nach dem allgemein gül⸗ 
tigen Grundſatz des Art 21 das Recht der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes maßgebend, 
wobei jedoch zugunſten des deutſchen Vaters die Einſchränkung hinzugefügt iſt, daß die An⸗ 
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ſprüche auch nach dem inländiſchen Recht des Vaters begründet ſein müſſen. Die Voraus- 
ſetzungen und Wirkungen der Legitimation durch Eheſchließung und Ehelichkeitserklarung 
find gemäß dem einer Erweiterung fähigen Grundſatze des Art 22 (vgl. Vorbem6 vor 91) nach 
dem Recht des Vaters zur Zeit der Eheſchließung oder des Erloſſes der die Ehelichkeitserklärung 
erteilenden Verſügung der Staatsgewalt zu beurteilen. Wegen der Form der Erklärungen 
und wegen des Erforderniſſes der Einwilligung ſiehe Vorbem 2 vor 8 1741. 

3. übergangsvorſchriften. Seit Inkrafttreten des BG richtet ſich gemäß Art 208 
EG das Rechtsverhältnis zwiſchen dem früher geborenen unehelichen Kinde und ſeiner Mutter 
ſowie den mütterlichen Verwandten nach neuem Recht. Das uneheliche Kind iſt mit dem 
1. 1. 00 in die Familie der Mutter ohne weiteres eingetreten, ohne daß eine Anerkennung 
des Kindes durch die Mutter erforderlich war (RG 3. 7. 03 11 560/02). Hinſichtlich des 
Rechts, den Familiennamen des Vaters zu führen, hinſichtlich der Unterhaltspflicht des 
Paters und der Zuläſſigkeit der Erforſchung der Vaterſchaft bleibt das frühere Recht be⸗ 
ſtehen. Nur iſt in letzterer Hinſicht das in Art 340 c. c. ausgeſprochene Verbot als zwingen⸗ 
des Verbot für das Recht des Prozeßgerichts fortgefallen (RG 48, 168). Die Voraus⸗ 
ſetzungen und Wirkungen der Legitimation beſtimmen ſich, wenn die a oder die 
Ehelichleitserklärung oder das ſonſtige die Ehelichmachung begründende Ereignis (Erzeugung 
des Kindes im Brautſtande unter Herrſchaft des ſächſiſchen Rechts) vor dem 1. 1. 00 
ſtattgefunden hat, nach früherem Recht (Artt 209, 208 Abſ 2). Das neue Recht greift hier 
nur inſofern ein, als die den legitimierten Kindern gewährte Rechtsſtellung eines ehelichen 
Kindes jetzt ihren Inhalt aus dem neuen Recht empfängt. 

4. Offentliches Recht. Die unehelichen Kinder erlangen nach 98 2 Nr 1, 3 
SANnaG (val. auch § 13 Nr 4 das.) mit der Geburt die ihrer Mutter zu dieſem Zeit⸗ 
punkte zuſtehende Staatsange hörigkeit, nehmen aber im übrigen weder an 
dem Erwerbe noch dem Verluſte der Staatsangehörigkeit der Mutter, vorbehaltlich einer 
bei der Verleihung der Staatsangehörigkeit oder der Entlaſſung zu treffenden andern Feſt⸗ 
ſetzung, teil, da die Mutter nicht die geſetzliche Vertreterin des Kindes iſt (88 11, 19 
Abs 1, 21 hi 2 des bez. G. i. d. F. des Art 41 EG). Der Unterſtützungswohnſitz 
der Mutter wird von dem unehelichen Kinde geteilt (88 21, 18 UWG v. 30. 5. 08). Von der 
Erbſchaftsſteuer iſt ber Erwerb befreit, der dem unehelichen Kinde aus dem Vermögen der 
Mutter oder der mütterlichen Voreltern anfällt ($ 11 Nr 4b ErbſchStG v. 3. 6. 06), nicht 
der Erwerb aus dem Vermögen des Vaters, der ſeine Vaterſchaft anerkannt hat. Ob der 
Adel der Mutter auf das uneheliche Kind übergeht, iſt eine nach Landesrecht zu beantwortende 
Frage, die wohl nach dem Recht der ſämtlichen Bundesſtaaten zu verneinen iſt. Ebenfalls 
nach Landesrecht (val. Art 59 Ech) beſtimmt es ſich, ob uneheliche Kinder wenigſtens dann, 
wenn ſie durch nachfolgende Ehe legitimiert ſind, zur Nachfolge in Familienfideikommiſſe 
und Lehen berechtigt find. 

8 1705 


Das uneheliche Kind!) hat im Verhältniſſe zu der Mutter und zu den 
Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes ). 

E I 1268 II 1593 M 4, 851 P 4, 670. 

1. Unehelich iſt das Kind, das nach den Beſtimmungen der $$ 1591 ff. und des 
$ 1699 nicht als eheliches Kind anzuſehen iſt. Es kommt nicht bloß darauf an, ob die 
mutmaßliche Erzeugungszeit in die Zeit der Ehe fällt, ſondern auch darauf, ob die Ehe⸗ 
lichkeit rechtzeitig angefochten iſt (88 1593 bis 1599) und ob die Nichtigkeit (Anfechtbarkeit) 
der Ehe den Ehegatten unbekannt geweſen iſt (8 1699, vgl. auch $ 1704). Eine unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung der im Ehebruch oder in Blutſchande erzeugten unehelichen Kinder 
findet, abgeſehen von der Beſtimmung des $ 1732, nicht ſtatt. 

2. Grundſätzlich ift die Stellung des unehelichen Kindes von der des ehelichen Kindes 
darin verſchieden, daß ein Verwandtſchaftsverhältnis (beziehentlich, wenn es ſich um den 
Ehegatten handelt, Schwägerſchaftsverhältnis) nur mit der Mutter und deren Verwandten, 
nicht mit dem Vater und deſſen Verwandten (vgl. hierüber 9 1589 A 4) beſteht. Das 
Verwandtſchaftsverhältnis zeigt ſich namentlich auf dem Gebiete der Unterhaltspflicht, 
des Erbrechts und des Vormundſchaftsrechts (vgl. 5 1776 Nr 4, 1897, 1899, wonach der 
mütterliche Großvater zum Vormunde berufen iſt). Maßgebend ſind hier die für dieſe 
einzelnen Rechtsgebiete geltenden Geſetze. Das Verwandtſchaftsverhältnis zu der Mutter 
zeigt ſich auch darin, daß das uneheliche Kind den Namen ($ 1706) und während der 
Minderjährigkeit den Wohnſitz der Mutter ($ 11) teil. — Der Ehemann der Mutter des 
unehelichen Kindes hat ſelbſtverſtändlich dieſem gegenüber keine Verpflichtungen. Es ent⸗ 
ſpricht aber — was für die Frage der Eheſcheidung von Bedeutung ſein kann — nicht der 
rechten ehelichen Geſinnung, wenn der Mann die Aufnahme des unehelichen Kindes 
ſeiner Frau, das dieſe ſchon vor der Eheſchließung bei ſich hatte, ablehnen würde (NG 
28. 4. 06 IV 505/05). Der Ehemann iſt auch nach 8 57 Nr I FG als beſchwerde⸗ 
berechtigt im Intereſſe der unehelichen Kinder ſeiner Frau anzuerkennen (RIA O, 5). 
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8 1706 


Das uneheliche Kind erhält den Familiennamen der Mutter . 

Führt die Mutter infolge ihrer Verheiratung einen andern Namen, 
ſo erhält das Kind den Familiennamen, den die Mutter vor der Verheiratung 
geführt hat. Der Ehemann der Mutter kann durch Erklärung gegenüber der 
zuſtändigen Behörde dem Kinde mit Einwilligung des Kindes und der Mutter 
ſeinen Namen erteilen; die Erklärung des Ehemanns ſowie die Einwilligungs⸗ 
erklärungen des Kindes und der Mutter ſind in öffentlich beglaubigter Form 
abzugeben ). 

E 1 1569 II 1594 M 4, 859 P 4, 671. 

1. Die Zugehörigkeit des unehelichen Kindes zur Familie der Mutter kommt darin 
zum Ausdruck, daß das Kind den Familiennamen der Mutter führt. Iſt der urſprüngliche 
Familienname der Mutter durch Annahme an Kindes Statt oder (bei Unehelichkeit der Mutter) 
durch Legitimation oder Beilegung des Namens des Stiefvaters ($ 1706 Abſ 2) geändert, 
ſo iſt es der neue Name, den das na ch der Anderung geborene uneheliche Kind zu 
führen hat. Iſt das Kind früher geboren, ſo erlangt es im Falle der Legitimation ebenfalls 
den neuen Namen ($ 1737, im Falle der Kindesannahme nur dann, wenn der Vertrag 
auch mit ihm geſchloſſen wird ($ 1762), während es bei der Beilegung des Namens des 
Stiefvaters in deſſen Belieben ſteht, ob er den Namen auch den unehelichen Abkömmlingen 
der Stieftochter (die in bieſem Falle nach 9 1706 Abſ 2 ihre Einwilligung zu erteilen haben) 
zuwenden will — Die Beilegung des Vornamens fteht als Ausfluß der Sorge für 
die Perſon des Kindes der unehelichen Mutter und, falls dieſe verſtorben oder ihr die Sorge 
für die Perſon entzogen iſt, dem Vormunde des Kindes zu. Über Eintragung und Anderung 
des Vornamens f. $ 1616 A 1 a. E. 

2. Hat die Mutter des unehelichen Kindes ſich verheiratet, ſo gehört das Kind nicht 
zur Familie des Ehe mannes der Mutter und nimmt an deſſen Namen nicht teil. Jedoch iſt 
dem Ehemann geſtattet — was auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion 
beruht (RTK 282) — ſeinen Namen dem vor oder nach der Eheſchließung geborenen 
unehelichen Kinde ſeiner Frau bleibend beizulegen, um auf dieſe Weiſe den mit der 
unehelichen Geburt verbundenen Makel nach außenhin möglichſt zu beſeitigen. Es gefchieht 
dies durch eine gegenüber der zuſtändigen Behörde in öffentlich beglaubigter Form abzuge⸗ 
bende Erklärung. Erforderlich iſt außerdem die von dem Kinde und der Mutter, da durch 
Erteilung des neuen Namens in ihr Namensrecht eingegriffen wird, in gleicher Form ent⸗ 
weder der zuſtändigen Behörde oder dem Stiefvater gegenüber abzugebende Einwilligungs⸗ 
erklärung. Die von der Mutter verweigerte Einwilligung kann nicht, wie im Falle des $ 1727, 
von dem Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Auch kann die Beſtimmung des $ 1746 Abſ 2 
keine entſprechende Anwendung finden (beſtr.). Die von dem Stiefvater abzugebende Er- 
klärung und die Einwilligungserklärungen bedürfen bei der höchſt perſönlichen Natur der 
Rechtshandlung im Falle der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit des Erklärenden nicht der Bu- 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters (beftr.) und es kann, abgeſehen von dem geſchäftsunfähigen 
Kinde (vgl. $$ 1728 Abſ 2, 1750 Abj 1), für den Geſchäftsunfähigen nicht der geſetzliche Ver⸗ 
treter die Erklärung abgeben (beftr.). Iſt die Mutter verſtorben oder für tot erklärt, ſo bedarf 
es nur noch der Einwilligung des Kindes. Das Recht und die Pflicht des Kindes, den neuen 
Namen zu führen, beginnt mit dem Zeitpunkte, wo die ſämtlichen Erklärungen in gehöriger 
Form bei der zuſtändigen Behörde eingegangen ſind, ohne daß die Eintragung in das Ge⸗ 
burtsregiſter (die in den Ausführungsgeſetzen durchweg vorgeſchrieben iſt) hinzugekommen 
zu ſein braucht. Die Zuſtändigkeit der Behörde zur Entgegennahme und zur Beglaubigung 
der Erklärungen beſtimmt ſich nach Landesrecht. Es iſt teils, wie in Sachſen, Baden und 
Heſſen, das Amtsgericht, teils, wie in Bayern, die Verwaltungsbehörde, teils, wie in 
Württemberg, das Standesamt, teils, wie in Preußen, nach Art 8 PrAG das Standes⸗ 
amt und das Amtsgericht für zuſtändig erklärt. 


8 1707 

Der Mutter ſteht nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind 
zu!). Sie hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, 
zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes 
hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Vei⸗ 
ſtandes )). 

E I 1570 JI 1595 M 4, 859 ff., P 4, 671. 

1. Die Ausſchließung der Mutter von der elterlichen Gewalt hat zur Folge, daß 
das uneheliche Kind einen Vormund erhalten muß, wozu die Mutter ſelbſt beſtellt werden 
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kann, ohne daß der als Vormund berufene mütterliche Großvater des Kindes vor ihr ein 
Vorrecht hat ($ 1778 Abſ 3). Über die geſetzliche Vormundſchaft, die gerade für uneheliche 
Kinder von Bedeutung ift, ſ. $ 1773 A 4. Durch die Verſagung der elterlichen Gewalt 
werden die aus dem natürlichen Verwandtſchaftsverhältnis folgenden Rechte (vgl. Vorbem 3 
vor $ 1616) und die in den $$ 1617 bis 1619 beſtimmten Rechte nicht berührt. 

2. Der Mutter verbleibt derjenige Teil der elterlichen Gewalt, welcher in der tat⸗ 
ſächlichen Fürſorge für die Perſon des Kindes beſteht (. Vorbem 1 vor $ 1616). Der Vor- 
mund kann auf dieſem Gebiete ſelbſtändige Anordnungen nicht treffen, er hat hier vielmehr 
nur die Stellung eines mit der Unterſtützung und Überwachung der Mutter betrauten Bei⸗ 
ſtandes (81689). Die Abſchließung von Dienft-, Arbeits⸗ und Lehrverträgen gebührt an ſich, 
als zur Vertretung des Kindes gehörig, dem Vormunde. Die Mutter iſt jedoch, da ſie 
über den Aufenthalt und die Beſchäftigung des Kindes zu beſtimmen hat, hieran nur ge⸗ 
bunden, wenn ſie dem Vertrage zugeſtimmt hat (ogl. Schäfer im R 03, 302 ff.). Verweigert 
ſie mißbräuchlich die Zuſtimmung, ſo kann allerdings auf Grund des § 1666 gegen ſie ein⸗ 
geſchritten werden. Das für Minderjährige zur Eingehung eines gewerblichen Arbeitsver⸗ 
hältniſſes erforderliche Arbeitsbuch iſt nach $ 107 GO an den Vormund als den geſetzlichen 
Vertreter des Kindes auszuhändigen. Die Aushändigung kann mit Genehmigung der Ge⸗ 
meindebehörde unter anderem auch an die Mutter erfolgen. Die Wahrnehmung der Rechte 
des unehelichen Kindes gegen den Erzeuger, die Einziehung der Unterhaltsgelder uſw. iſt 
Sache des Vormundes. Die Mutter kann aber verlangen, daß der Vormund ihr die zur Be⸗ 
ſtreitung der einzelnen Bedürfniſſe des Kindes erforderlichen Mittel überläßt. Kommt eine 
Einigung zwiſchen ihnen nicht zuftande, jo hat, da es ſich um eine ſowohl die Perſon als 
das Vermögen betreffende Angelegenheit handelt, das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden 
(vgl. 88 1629, 1798 — a. M. KG in RIA 5, 136, welches die Mutter auf den Prozeßweg ver⸗ 
weiſen will). Über die religiöſe Erziehung des Kindes hat, bis dieſes die Unterſcheidungsjahre 
erreicht hat, ausſchließlich die Mutter zu befinden. Die gleichen Rechte ſtehen auch der 
minderjährigen Mutter zu (val. $ 1696). 

3. Im Falle der tatſächlichen Verhinderung der Mutter hat der Vormund — deſſen 
Wirkungskreis an ſich auch die perſönlichen Angelegenheiten des Kindes umfaßt — zugleich 
die Fürſorge für die Perſon des Kindes auszuüben, ohne daß er hiermit von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf Grund des $ 1665 beſonders beauftragt zu ſein braucht. Hat der 
Vormund mit Zuſtimmung der Mutter das uneheliche Kind in ſeine Pflege genommen, 
fo kann nötigenfalls — wenn Bedenken gegen die Verpflegung beſtehen und die Mutter 
ganz unter dem Einfluſſe des Vormundes ſteht — ein Pfleger zur Überwachung der Ver⸗ 
pflegung beſtellt werden (KJ 36 A 43). 


8 1708 


Der Vater des unehelichen Kindes!) iſt verpflichtet, dem Kinde bis zur 
Vollendung des jechzehnten Lebensjahrs den der Lebensſtellung der Mutter 
entſprechenden Unterhalt zu gewähren. Der Unterhalt umfaßt den geſamten 
Lebensbedarf ſowie die Koſten der Erziehung und der Vorbildung zu einem 
Berufe ). N 

Iſt das Kind zur Zeit der Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs in⸗ 
folge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außerſtande, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, ſo hat ihm der Vater auch über dieſe Zeit hinaus Unterhalt zu gewähren; 
die Vorſchrift des SS 1603 Ab}. 1 findet Anwendung) ). 

E 1 1571, 1673, 1574 II 1596 Abſ 1 M 4, 864 ff. 893 ff. P 4, 671 u. 680 ff. 

1. Zu dem Vater des unehelichen Kindes tritt dieſes in kein Verwandtſchaftsver⸗ 
hältnis. Der Vater hat deshalb keine Rechte hinſichtlich der Sorge für die Perſon des Kindes 
auch nicht das Recht des perſönlichen Verkehrs. Dagegen iſt er nach Maßgabe der 85 1708 ff. 
zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet, ohne daß er zur Erleichterung der Unterhalts⸗ 
pflicht das Recht für ſich in Anſpruch nehmen kann, das Kind in eigene Verpflegung zu nehmen. 
Dem unehelichen Kinde aus nichtiger Ehe iſt in § 1703 der gleiche Unterhaltsanſpruch wie 
dem ehelichen Kinde eingeräumt. 

2. Die in $1708 Abf 1 beſtimmte Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters ift, wenn 
ſchon ſie auf dem Verwandtſchaftsverhältnis, nicht auf einer unerlaubten Handlung beruht 
(wichtig wegen der Zurechnungsfähigkeit, der Verjährung, des Gerichtsſtandes), von der 
Unterhaltspflicht der Verwandten ($$ 1601 ff.) jo verſchiedenartig, daß fie beſonderen Regeln 
unterſtellt iſt. Sie unterſcheidet ſich von der Unterhaltspflicht der Verwandten hauptſächlich 
darin, daß das an Unterhalt zu Gewährende ein feſter Betrag iſt, der ſich nach der Lebens⸗ 
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ſtellung des Kindes bemißt, ohne daß es auf die Bedürftigkeit des Kindes oder die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Vaters ankommt, wie denn auch vielfach das Unterhaltsgeld nicht für den Unter⸗ 
halt des Kindes verwendet, ſondern für dieſes geſpart wird. Für die Lebenzftellung des 
Kindes iſt wiederum die je weilige Lebensſtellung der Mutter, maßgebend. 
Als weitere Unterſchiede ſind hervorzuheben: a) Es kann regelmäßig nur Gewährung des 
Unterhalts bis zum vollendeten 16. Lebensjahre des Kindes verlangt werden ($ 1708); 
b) der Unterhalt iſt nur in Geld zu leiſten ($ 1710); c) der Unterhalt kann für die Ver⸗ 
gangenheit nachgefordert werden ($ 1711); d) der Unterhaltsanſpruch erliſcht nicht 
mit dem Tode des Vaters ($ 1712); e) das Kind kann wegen des Unterhaltsanſpruchs 
abgefunden werden (8 1714). Zu bemerken iſt dabei, daß die zeitliche Beſchränkung des 
Unterhalts auch eine inhaltliche Beſchränkung nach ſich zieht, indem eine Ausbildung des 
Kindes, welche die Unterhaltsge währung noch über das 16. Lebensjahr hinaus nötig macht, 
auf Koſten des Vaters nicht gewählt werden darf. Nach den angegebenen Unterſchieden hat 
die Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters mehr die Natur einer ſchuldrechtlichen Verpflich⸗ 
tung. Es iſt hieraus zu folgern, daß der Unterhaltsanſpruch gegen den natürlichen Vater 
bei Zuſammentreffen mit Unterhaltsanſprüchen von Verwandten ohne Rückſicht auf letztere 
Anſprüche gerade fo wie eine gewöhnliche Forderung geltend gemacht werden kann (sgl. 
jedoch 8 850 Abſ 4 ZRH). 

3. Mit dem vollendeten 16. Lebensjahre wird das Kind regelmäßig in der Lage ſein, 
ſich ſelbſt zu unterhalten. Darüber hinaus iſt ihm durch § 1708 Abſ 2, welche Vorſchrift 
auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht (NTK 283 ff.), ein Unterhaltsanſpruch 
für den Fall eingeräumt, daß es bei Erreichung dieſes Alters (a. M. Dernburg IV 589 A 16) 
infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen, mögen dieſe verſchuldet oder un⸗ 
verſchuldet ſein, den Unterhalt nicht gewinnen kann. Dieſer außerordentliche Unterhalts⸗ 
anſpruch iſt ſeiner rechtlichen Natur nach weſentlich verſchieden von dem ordentlichen Unter⸗ 
haltsanſpruch. Er erfordert Bedürftigkeit des Kindes und, wie durch Verweiſung auf $ 1603 
Abſ 1 ausgeſprochen iſt, Leiſtungsfähigkeit des Vaters. Auch in den übrigen Beziehungen 
iſt der außerordentliche Unterhaltsanſpruch als ein rein familienrechtlicher Anſpruch, der 
den Vorſchriften der §8 1604 ff. unterliegt, aufzufaſſen, nur mit der Ausnahme, daß immer 
nur eine Geldrente zu entrichten iſt und daß eine Bedürftigkeit aus ſittlichem Verſchulden 
ſeitens des erſt 16 Jahre alten Kindes nicht in Frage kommen kann, ſodaß die Anwendbar⸗ 
keit der $$ 1611 und 1612 ſich erübrigt. Die in § 1603 Abſ 2 ausgeſprochene erweiterte 
Unterhaltspflicht der Eltern iſt auf die Verpflichtung aus $ 1708 Abſ 2 nicht übertragen. 

. Über die Verbindung der Unterhaltsklage mit der Klage der Mutter aus $ 1715 
ſ. A 4 zu dieſem Paragraphen. 


8 1709 


Der Vater iſt vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten des 
Kindes unterhaltspflichtig ). n Zu 

Soweit die Mutter oder ein unterhaltspflichtiger mütterlicher Ver⸗ 
wandter dem Kinde den Unterhalt gewährt, geht der Unterhaltsanſpruch 
des Kindes gegen den Vater auf die Mutter oder den Verwandten über. Der 
Übergang kann nicht zum Nachteile des Kindes geltend gemacht werden ). 

C 1 1571 II 1596 Abf 2 M 4, 875 u. 879 P 4, 680; 6, 301. 

1. Daß der Vater vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten des unehe⸗ 
lichen Kindes haftet, folgt, was die Unterhaltspflicht des $ 1708 Abi 1 betrifft, aus dem 
ſchuldrechtlichen Charakter dieſer Verpflichtung (vgl. $ 1708 A 2). Hinſichtlich der Inter 
haltspflicht aus $ 1708 Abſ 2 ergibt ſich die gleiche Folge aus Anwendung des $ 1606 Abſ 2, 
da die hier gemachte Ausnahme, daß der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des 
Kindes zuſteht, dem unehelichen Kinde gegenüber nicht vorkommen kann. Die in $ 1709 
nicht entſchiedene Frage, ob die Unterhaltspflicht des Ehegatten und der Abkömmlinge des 
unehelichen Kindes der des Vaters vorgeht, die nur für den außerordentlichen Unterhalts⸗ 
anſpruch des § 1708 Ab} 2 von Bedeutung werden kann, dürfte mit Rückſicht auf den familien⸗ 
rechtlichen Charakter dieſer Unterhaltspflicht zu bejahen ſein (a. M. Blume A 2). 

2. Die Beſtimmung des Abf 2 entſpricht der in 51607 Abſ 2 gegebenen Vorſchrift. 
Der geſetz iche Übergang des Anſpruchs tritt nur zugunffeſt-Bes unterhaltspflichtigen Ver⸗ 
wandten ein, nicht zugunſten eines Dritten, der freiwillig Unterhalt leiſtet. Von dem 
Übergang ſind auch diejenigen rückſtändigen Beträge, mit denen der Unterhaltspflichtige 
noch nicht in Verzug gekommen war, nicht ausgenommen, was hier um fo zweifellojer 
iſt, da die Regel des $ 1613 nach $ 1711 für die Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters 
nicht gilt. 
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8 1710 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren !) 7). 

Die Rente iſt für drei Monate vorauszuzahlen. Durch eine Voraus⸗ 
leiſtung für eine ſpätere Zeit wird der Vater nicht befreit“). 

Hat das Kind den Beginn des Vierteljahrs erlebt, ſo gebührt ihm der 
volle auf das Vierteljahr entfallende Betrag“). 

E 1 1574 u. 1576 Abf 2 II 1597 M 4, 897 P 4, 677 u. 683. 

1. Geldrente. Der Vater des unehelichen Kindes hat weder die Pflicht noch das Recht, 
den Unterhalt in Natur zu gewähren. Die Beſtimmung des $ 1612 Abſ 1 Satz 2, wonach 
der Verpflichtete aus beſonderen Gründen verlangen kann, daß ihm die Gewährung des 
Naturalunterhalts geſtattet wird, findet keine Anwendung. Eine Vereinbarung zwiſchen 
dem Vater und Kind über die künftige Gewährung von Naturalunterhalt bedarf der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ($ 1714). Soweit aber ein der Geldrente gleichwer⸗ 
tiger Naturalunterhalt bereits geleiſtet und empfangen iſt, iſt hierdurch die Unterhaltspflicht 

etilgt. 
8 2. Die Höhe der Rente iſt danach zu bemeſſen, wieviel der Unterhalt eines dem Stande 
der Mutter angehörigen Kindes nach den in jener Gegend üblichen Preiſen koſtet. Die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe der Mutter, die es ihr ermöglichen, den Unterhalt mit geringeren 
Koſten zu beſtreiten, kommen hierbei nicht in Betracht. Dagegen iſt auf die durch beſondere 
Verhäliniſſe des Kindes, Kränklichkeit, Gebrechen uſw. herbeigeführte Vermehrung der Be⸗ 
dürfniſſe Rückſicht zu nehmen. Es empfiehlt ſich, die Rente entſprechend den mit den Lebens- 
4 ſteigenden Bedürfniſſen des Kindes nach den verſchiedenen Altersſtufen verſchieden 
eſtzuſetzen. 

b. Dieſe Vorſchriften ſtehen in Übereinſtimmung mit den nach $ 1612 Abſ 3 für die 
Unterhaltspflicht der Verwandten geltenden Beſtimmungen des § 760 Abſ 2 und 3 und mit 
§ 1614 Abj 2. Das Vierteljahr, für das die Vorauszahlung zu erfolgen bat, beſtimmt ſich 
nach dem Tage der Geburt des Kindes. Der Vormund des Kindes braucht eine Voraus⸗ 
zahlung für kürzere Zeit nicht anzunehmen, wird aber eine Vorauszahlung für längere Zeit, 
falls nicht die Aufbewahrung des Geldes ihm beſonders beſchwerlich fällt, nicht zurückweiſen 
dürfen. Befreit wird der Unterhaltspflichtige durch eine Vorauszahlung für die das Viertel ⸗ 
jahr fiberfteigende Zeit nur inſoweit, als der Unterhaltsberechtigte durch die Zahlung noch 
nach Ab auf des Veerteljahrs bereichert iſt. Mit Rückſicht hierauf kann die vorzeitig 
geleiſtete Zahlung in Höhe der zur Zeit der Rückforderung vorhandenen Bereicherung 
nach $ 812, unb ſchadet natürlich einer etwa den Vormund des unehelichen Kindes wegen 
Verſchuldens treffenden Erfagpflicht, zurückgefordert werden. 


8 1711 
Der Unterhalt kann auch für die Vergangenheit verlangt werden). 


E I 1574 II 1598 M 4, 899 P4, 683. 


1. Damit, daß der Unterhaltsanſpruch aus § 1708 Abſ 1 weder durch die Bedürftig⸗ 
keit des Kindes noch die Leiſtungsfähigkeit des Vaters bedingt iſt, ſteht es in Zuſammen⸗ 
hang, daß der Unterhalt — entgegen der für die Unterhaltspflicht der Verwandten gelten⸗ 
den Regel des § 1613 — für die Vergangenheit nachgefordert werden kann. Auf den 
außerordentlichen Unterhaltsanſpruch ($ 1708 Abſ 2) iſt dies nicht auszudehnen. Zinſen 
können natürlich immer nur von der Zeit an gefordert werden, wo der Unterhaltspflichtige 
in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanſpruch rechtshängig geworden iſt. 


8 1712 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht nicht mit dem Tode des Vaters; er ſteht 
dem Kinde auch dann zu, wenn der Vater vor der Geburt des Kindes geſtorben 
iſt ). 

g Der Erbe des Vaters iſt berechtigt, das Kind mit dem Betrag abzufinden, 
der dem Kinde als Pflichtteil gebühren würde, wenn es ehelich wäre. Sind 
mehrere uneheliche Kinder vorhanden, ſo wird die Abfindung ſo berechnet 
wie wenn ſie alle ehelich wären). 

E II 1575 Abſ 1 11 1599 M A, 901 _ 4, 684, 


1. Als Erſatz dafür, daß dem unehelichen Kinde weder ein Erbrecht noch ein Pflicht⸗ 
teilsrecht an dem Nachlaſſe des Vaters zufteht, iſt die Unterhalts verbindlichkeit für vererblich 
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erklärt. Sie geht in dem Stande, wie ſie zur Zeit des Todes des Vaters dieſem oblag, auf 
die Erben über, die hierfür in derſelben Weiſe wie für andere Nachlaßverbindlichkeiten haften. 
Der Übergang findet auch dann ſtatt, wenn der Vater vor der Geburt des Kin⸗ 
des geſtorben iſt. Die Verbindlichkeit geht hier auf die Erben ſo über, wie ſie, wenn der 
Vater zur Zeit der Geburt des Kindes am Leben geweſen wäre, gegen dieſen begründet ge⸗ 
weſen wäre. Die außerordentliche Unterhaltspflicht aus $ 1708 Abſ 2 trifft die Erben in 
derſelben Weiſe, als ſie den Vater getroffen haben würde, wenn bei ſeinem Tode das Kind 
das 16. Lebensjahr bereits erreicht hätte. Es kommt alſo — abgeſehen von der auf den Nachlaß 
beſchränkten Haftung der Erben — für die außerordentliche Unterhaltspflicht nur auf die 
Leiſtungsfähigkeit des Vaters, nicht der Erben an (a. M. Blume A 2). 

2. Das uneheliche Kind ſoll anderſeits nicht günſtiger geſtellt werden, wie ein ehe⸗ 
liches Kind. Es muß ſich deshalb gefallen laſſen, daß es mit dem Pflichteil abgefunden wird, 
der ihm als ehelichem Kinde zu zahlen geweſen wäre, wobei der Pflichtteil ſo berechnet wird, 
als wenn die unterhalts berechtigten Kinder ſämtlich eheliche 
Kinder wären. Die Vergünſtigung des § 1712 Abſ 2 kann jeder Miterbe für ſeinen 
Anteil in Anſpruch nehmen. Die Pflicht zur Zahlung der Unterhaltsrente erliſcht nicht ſchon 
dadurch, daß der Erbe erklärt, das Abfindungsrecht ausüben zu wollen, ſondern erſt durch 
wirkliche Abfindung, wobei der Zahlung der Annahmeverzug des Kindes oder die Hinterlegung 
gleichſteht. Die bis dahin fällig gewordenen Unterhaltsrenten hat der Erbe außer dem Pflicht⸗ 
teil zu entrichten, ohne daß eine Anrechnung auf den Fflichtteil ſtattfindet (beſtr.). Es iſt 
Sache des Erben, ſich darüber ſchlüſſig zu machen, ob er gleichwohl von feinem Abfindungs⸗ 
recht Gebrauch machen will. Eine Friſt zur Ausübung des Abfindungsrechts iſt nicht geſetzt. 

ür den Erben kann es namentlich in dem Falle, daß das Kind mit außerordentlichen Unter⸗ 
haltsanſprüchen ($ 1708 Abſ 2) hervortritt, von Wert fein, das Abfindungsrecht noch nach- 
träglich zur Ausübung zu bringen. Darüber, daß die Pflichtteilsſumme richtig berechnet iſt, 
hat ſich der Erbe dem Kinde gegenüber auszuweiſen. Im übrigen kann das Kind auf das in 
$ 2314 dem Pflichtteilsberechtigten gegebene Recht auf Auskunftserteilung keinen Anſpruch 
machen. Der Anſpruch des Kindes bleibt, wenn ſchon ſich der Betrag auf dasjenige beſchränkt, 
was ihm als Pflichtteilsberechtigten zukommen würde, in Wirklichkeit ein Unterhaltsanſpruch, 
was namentlich in prozeßrechtlicher Beziehung (vgl. Vorbem 6 vor $ 1601) von Wichtigkeit iſt. 


8 1718 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Kindes, ſoweit er 
nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung für die Ver⸗ 
gangenheit oder auf ſolche im voraus zu bewirkende Leiſtungen gerichtet iſt, 
die zur Zeit des Todes des Kindes fällig ſind ). 

Die Koſten der Beerdigung hat der Vater zu tragen, ſoweit ihre Be⸗ 
zahlung nicht von dem Erben des Kindes zu erlangen iſt ). 

€ I 1574, 1575 Abſ 2 II 1600 M 4, 904 P 4, 684. 

1. Das Erlöſchen des Unterhaltsanſpruchs mit dem Tode des Kindes entſpricht 
der in $ 1615 Abſ 1 für den Unterhaltsanſpruch der Verwandten getroffenen Beſtimmung. 
Der Tod des Kindes iſt einflußlos, wenn der Anſpruch auf Zahlung der Rente durch Vertrag 
($ 1714) in den Anſpruch auf Zahlung eines Kapitals umgewandelt iſt. 

2. Die Beerdigungskoſten fallen dem Vater nur zur Laſt auf Grund ſeiner Unter⸗ 
haltspflicht, alſo nur, wenn der Tod in die Zeit ſeiner Unterhaltspflicht fällt, wenn das 
Kind vor vollendetem 16. Lebensjahr oder zu einer Zeit verſtirbt, wo es gemäß § 1708 Abſ 2 
den außerordentlichen Unterhalt verlangen konnte und hierauf Anſpruch erhoben hat. 


8 1714 


Eine Vereinbarung) zwiſchen dem Vater und dem Kinde über den Unter⸗ 
halt für die Zukunft oder über eine an Stelle des Unterhalts zu gewährende 
Abfindung bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 2). 

Ein unentgeltlicher Verzicht auf den Unterhalt für die Zukunft iſt nichtig ). 

E 1 1576 II 1601 M 4, 905 P 4, 684. 

1. Während nach $ 1614 Abf 1 der familienrechtliche Anſpruch auf künftigen Unter⸗ 
halt nicht durch Vertrag aufgegeben werden kann, iſt es nach $ 1714 geſtattet, eine Verein⸗ 
barung über die Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters zu treffen, insbeſondere, was 
zur völligen Auseinanderſetzung zwiſchen dem unehelichen Kinde und dem Vater oft ſehr 
wünſchenswert iſt, eine Ab findung zu vereinbaren. Auch wegen der außerordentlichen 
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Unterhaltsanſprüche (§ 1708 Abſ 2) kann das Kind abgefunden werden. Ob der Vertrag 
im einzelnen Falle ſo zu verſtehen iſt, daß auch dieſe Anſprüche betroffen ſein ſollen, iſt Sache 
der Auslegung. — Nicht geſtattet iſt die unentgeltliche Aufgabe des Unterhalts⸗ 
anſpruchs für die Zukunft, die auch dann vorliegt, wenn die Parteien abſichtlich die 
Rente, um damit dem Verpflichteten eine unentgeltliche Zuwendung zu machen, zu niedrig 
feſtſetzen. Eine Vereinbarung über die Art der Unterhaltsleiſtung, die ſachlich den Unterhalt 
nicht ſchmälert, iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil hierfür ein beſonderes Entgelt nicht ent⸗ 
richtet wird. 

2. Der Vertrag bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, auch wenn 
er nur den Inhalt hat, daß der Betrag der Unterhaltsrente feſtgeſetzt wird, ohne daß be⸗ 
ſondere Bedingungen (wie über die Art der Unterhaltsleiſtung, über den Zeitraum der 
Vorauszahlung, Auflagen über die Verwendung des Geldes, Rückzahlungspflicht) vereinbart 
werden. Auch der vor dem Prozeßgericht geſchloſſene Vergleich bedarf dieſer Genehmigung 
(RG 56, 333). Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung iſt nur erforderlich im Intereſſe des 
zu bevormundenden Kindes, nicht auch, was mit der ſonſt dem Vormundſchaftsgericht zuge- 
wieſenen Aufgabe in Widerſpruch ſtehen würde, des unbeſchränkt geſchäftsmäßigen Kindes 
(beſtr.). Nicht notwendig ift die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu einer Verein⸗ 
barung über den rückſtändigen Unterhalt (vgl. $ 1614 Abſ 1), ſoweit es ſich nicht etwa 
um einen nach § 1822 Nr 12 genehmigungsbedürftigen Vergleich handelt. Daß ſich bei 
der Unterhaltsabfindung der Vater, ohne ſich zu nennen, durch einen Bevollmächtigten 
hat vertreten laſſen, ſteht der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht entgegen. 
Iſt der Vertrag wegen mangelnder Genehmigung unwirkſam (vgl. $$ 1829, 1830), ſo 
kann das in Ausführung des Vertrages über das Maß des geſetzlichen Unterhalts bereits 
Geleiſtete, ſoweit nicht § 814 durchgreift, zurückgefordert werden, wie auch das am geſetz⸗ 
lichen Unterhalt Fehlende nachgefordert werden kann. 

3. Der Vertrag über die Unterhaltspflicht ſtellt ſich regelmäßig, auch wenn durch 
Beſtimmung des Betrages der Unterhaltsrente nur die Ungewißheit über die Höhe des 
Anſpruchs beſeitigt wird, als ein Vergleich im Sinne des § 779 dar. Er iſt deshalb un⸗ 
wirkſam, wenn der von den Parteien als feſtſtehend zugrunde gelegte, für den Abſchluß 
des Vergleichs maßgebende Sachverhalt ſich als irrig erweiſt, wenn z. B. die vermeintliche 
Vaterſchaft nicht beſteht (ſ. aber auch $ 1718) oder das Kind, deſſen Lebendgeburt die 
Parteien vorausſetzten, als ein totes geboren wird. Wird der Unterhaltsvergleich vor 
Geburt des Kindes geſchloſſen, ſo werden die Parteien regelmäßig davon ausgehen, daß 
nur ein Kind geboren wird, ſodaß nicht ohne weiteres das an Unterhalt Vereinbarte 
einem jeden der Kinder zu entrichten iſt. 


8 1715 


Der Vater y iſt verpflichtet, der Mutter die Koſten der Entbindung ſowie 
die Koſten des Unterhalts für die erſten ſechs Wochen nach der Entbindung?) 
und, falls infolge der Schwangerſchaft oder der Entbindung weitere Auf⸗ 
wendungen notwendig werden, auch die dadurch eutſtehenden Koſten zu erſetzen “). 
Den gewöhnlichen Betrag der zu erſetzenden Koſten kann die Mutter ohne 
Rückſicht auf den wirklichen Aufwand verlangen). 

Der Anſpruch ſteht der Mutter auch dann zu, wenn der Vater vor der 
Geburt des Kindes geſtorben oder wenn das Kind totgeboren iſt !). 


Der Anſpruch verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Ablaufe von ſechs Wochen nach der Geburt des Kindes ))). 

E I 1577 Abſ 1, 1578 11 1602 M 4, 906 ff. P 4, 685; 5, 144; 6, 308. 

1. Die Verpflichtung trifft den Vater, der nach Maßgabe der $$ 1717, 1718 dem 
von der Mutter geborenen unehelichen Kinde den Unterhalt zu gewähren hat oder bei Lebend⸗ 
geburt des Kindes zu gewähren hätte. Der Anſpruch der Mutter des unehelichen Kindes 
iſt ſomit — abgeſehen von der letzteren Beſtimmung — davon abhängig, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für den Anſpruch des Kindes erfüllt ſind. Er wird wie dieſer durch den Einwand der 
mehreren Zuhälter nach näherer Beſtimmung des § 1717 ausgeſchloſſen. Im Falle einer 
Fehlgeburt — die von der Totgeburt eines an ſich lebensfähigen Kindes zu unterſcheiden 
iſt — findet ein Anſpruch der Mutter nicht ſtatt. Gleich dem Anſpruch des Kindes (vgl. $ 1712 
Abſ 1) kann auch der Anſpruch der Mutter gegen die Erben des Vaters geltend gemacht werden 
und HE in dann, wenn der Vater ſchon vor Geburt des Kindes ge 
ftorben tft. 
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2. Der Anſpruch der Mutter geht auf Erſatz der durch die Entbindung herbeigeführten 
Nachteile, auf Erſatz der Entbindungskoſten und der auf die Dauer von 6 Wochen ſeit der 
Entbindung beſchränkten Unterhaltskoſten. Die Mutter hat dieſerhalb einen Anſpruch auf 
Gelderſatz und zwar auf Erſatz des wirklichen Aufwands. Den gewöhnlichen 
Aufwand kann ſie aber ohne Rückſicht auf das tatſächlich Aufgewandte unbedingt erſetzt 
verlangen. Der Anſpruch der Mutter iſt hiernach als ein geſetzlicher Entſchädigungsanſpruch 
aufzufaſſen, nicht als ein Unterhaltsanſpruch mit den Beſonderheiten eines ſolchen (vgl. Vor⸗ 
bem 6 vor $ 1601), anderſeits nicht als ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung. Die hier⸗ 
für in bezug auf Zurechnungsfähigkeit, Gerichtsſtand uſw. geltenden Grundſätze können daher 
nicht zur Anwendung kommen. Auch hinſichtlich der Verjährung iſt eine von § 852 ab⸗ 
weichende Friſt von 4 Jahren beſtimmt. Sie beginnt, da die Mutter zur Verfolgung ihrer 
Anſprüche in den erſten 6 Wochen nicht gut imſtande fein wird, erſt nach Ablauf von 6 Wochen 
ſeit der Entbindung. 

3. Außerordentlicherweiſe kann die Mutter — was durch Reichstagsbeſchluß ein⸗ 
geführt iſt (RT 286 ff.) — auch Erſatz der durch die Schwangerſchaft oder die Entbindung 
notwendig gewordenen weiteren Aufwendungen beanſpruchen. Hierzu gehören auch die 
Aufwendungen, welche die Mutter infolge der durch die Schwangerſchaft oder Entbindung 
herbeigeführten gänzlichen oder teilweiſen Erwerbsunfähigkeit für ihren Unterhalt hat machen 
müſſen; ſo RG 15. 4. 07 IV 454/06 in einem Falle, wo die Mutter durch die Schwanger⸗ 
ſchaft und Entbindung hyſteriſch erkrankt war. Außerdem ſind natürlich die zur Heilung 
der Krankheit oder Minderung der Erwerbsunfähigkeit zweckmäßig aufgewandten Koſten 
zu erſetzen. Auch die Beerdigungskoſten (vgl. $ 1615 A 2) fallen, wenn der Tod der Mutter 
durch die Schwangerſchaft oder Entbindung verurſacht iſt, dem Vater zur Laſt (beſtr.). Erſatz 
des entgangenen Gewinns kann nicht gefordert werden. Wegen der rechtlichen Natur des 
Anſpruchs und wegen der Verjährung iſt auf das in A 2 Geſagte zu verweiſen. 

4. Die Klagen des unehelichen Kindes und der Mutter gegen den Vater können mit⸗ 
einander verbunden werden. Eine notwendige Steitgenoſſenſchaft wird hierdurch nicht 
begründet. Die Mutter kann in dem Rechtsſtreit des Kindes, ſolange ſie geſetzliche Ver⸗ 
treterin iſt, nicht als Zeugin vernommen werden. 


8 1716 


Schon vor der Geburt des Kindes kann auf Antrag der Mutter durch 
einſtweilige Verfügung!) angeordnet werden, daß der Vater den für die erſten 
drei Monate dem Kinde zu gewährenden Unterhalt alsbald nach der Geburt 
an die Mutter oder an den Vormund zu zahlen und den erforderlichen Be⸗ 
trag angemeſſene Zeit vor der Geburt zu hinterlegen hat. In gleicher Weiſe 
kann auf Antrag der Mutter die Zahlung des gewöhnlichen Betrags der nach 
8 1715 Abſ. 1 zu erſetzenden Koſten an die Mutter und die Hinterlegung des 
erforderlichen Betrags angeordnet werden. 

Zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung iſt nicht erforderlich, daß 
eine Gefährdung des Anſpruchs glaubhaft gemacht wird. 

@ II 1603 M 4, 893 P 4, 685. 

1. Der Unterhaltsanſpruch des Kindes und der Entſchädigungsanſpruch der Mutter 
kommt zwar erſt zur Entſtehung mit der Geburt des Kindes. Die durch Gewährung dieſer 
Anſprüche beabſichtigte Wohltat würde aber ſehr verkümmert werden, wenn vor der Geburt 
des Kindes ein Anſpruch noch nicht erhoben werden könnte, da es dann oft nicht möglich ſein 
würde, die zur Zeit der Geburt dringend benötigten Mittel rechtzeitig zu beſchaffen. Die 
Mutter kann deshalb ſchon vor der Geburt des Kindes im Wege der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, ohne daß etwas weiteres als die Glaubhaftmachung des Anſpruchs (Glaubhaft⸗ 
machung der Schwangerſchaft und der Beiwohnung durch den Beklagten innerhalb der Em⸗ 
pfäugniszeit) erforderlich iſt, die Hinterlegung der dem Kinde für die erſten 3 Monate 
gebührenden Unterhaltsgelder und des gewöhnlichen Betrages der ihr ſelbſt gebührenden 
Entbindungs⸗ und Sechswochenkoſten zum Zweck der Auszahlung alsbald nach 
der Geburt verlangen. Bei der Verfolgung dieſes Rechts wird das noch ungeborene 
Kind kraft Geſetzes durch die Mutter vertreten, ſo daß die Beſtellung eines Pflegers aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Die Anordnung kann auf Antrag der Mutter dahin erlaſſen werden, daß die 
Neale des dem Kinde zukommenden Betrages ſtatt an den Vormund, mit deſſen 

eſtellung wiederum Zeit vergehen würde, an die Mutter als Vertreterin des Kindes 
zu leiſten iſt. Die Hinterlegung, welche bei der für die Mutter nach ihrem Wohnſitz zur Zeit 
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der Geburt des Kindes zuſtändigen Hinterlegungsſtelle zu bewirken ift, ſoll die ſofortige Aus⸗ 
zahlung nach Eintritt der Geburt ſicherſtellen, nicht aber der Mutter ein Pfandrecht an dem 
hinterlegten Betrage verſchaffen, fo daß die Vorſchrift des $ 233 keine Anwendung finden kann. 
— Das Recht auf Hinterlegung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Mutter aus der 
Krankenkaſſe Wöchnerinnenunterſtützung zu erhalten hat. In Höhe der geleisteten Unter» 
ſtützung geht der Anſpruch auf den hinterlegten Betrag, ſoweit er die der Mutter ſelbſt 
gebührenden Koſten betrifft, auf die Krankenkaſſe über (5 57 Krank). 


8 1717 


Als Vater!) des unehelichen Kindes?) im Sinne der SS 1708 bis 1716 
gilt, wer der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat, es ſei 
denn, daß auch ein anderer ihr innerhalb dieſer Zeit beigewohnt hat. Eine 
Beiwohnung bleibt jedoch außer Betracht, wenn es den Umſtänden nach offenbar 


unmöglich iſt, daß die Mutter das Kind aus dieſer Beiwohnung empfangen 
hat) J. 

Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem einhunderteinundachtzigſten 
bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der Geburt des Kindes, 
mit Einſchluß ſowohl des einhunderteinundachtzigſten als des dreihundert⸗ 
undzweiten Tages ). 

E 1 1572, 1577 Wbf 2 11 1604 M 4, 883, 908 P 4, 672 ff., 861; 8, 802. 

1. Die Feſtſtellung der Vaterſchaft iſt nur wichtig für den Unterhaltsanſpruch des 
unehelichen Kindes aus 88 1708 ff. und den Entſchädigungsanſpruch der Mutter aus $ 1716, 
hat alſo nur vermögensrechtliche Bedeutung, nicht die Bedeutung der eee eines 
Perſonenſtandes. Eine beſondere Klage auf Feſtſtellung, abgeſondert von jenen vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüchen, iſt deshalb regelmäßig nicht zuläffig (vgl. $ 256 Aude — zuläſſig 
iſt die Klage, wenn die Abſtammung im Intereſſe der Legitimation des Kindes feſtgeſtellt 
werden 105 ). Die Vorſchriften der 38 640—643 ZPO finden nach $ 644 daſelbſt auf eine 
ſolche Klage keine Anwendung. — Ein Anſpruch auf Namhaftmachung des Er 
zeugers ſteht dem unehelichen Kinde gegen die Mutter nicht zu. Auch dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht gegenüber iſt die Mutter zur Namhaftmachung nicht verpflichtet, falls nicht die 
Sache ſo liegt, daß durch Nichtangabe des Namens eine Verkümmerung der für das geſund⸗ 
heitliche und geiſtige Wohl des Kindes notwendigen Mittel herbeigeführt wird. In dieſem 
Falle würde gegen die Mutter aus 5 1666 und, ſofern fie zum Vormunde beſtellt ift, aus $ 1837 
eingeſchritten werden können. Eine bei der Unterhaltsabfindung von dem Vormunde ein- 
gegangene Verpflichtung zur Geheimhaltung des Vaters wird hiernach nicht allge mein als 
ſittenwidrig erachtet werden können. 

2. Darüber, wann ein Kind als ein uneheliches anzuſehen iſt, ſ. 88 1591 ff, 1699, 
1704. Iſt die Ehelichkeit von dem Ehemann der Mutter nicht angefochten ($5 1593 ff.), ſo 
iſt der Nachweis, daß in Wirklichkeit das Kind außerehelich erzeugt ſei, unzuläſſig. 

3. Die hier getroffene Beweisregelung gilt ebenfalls nur für die Anſprüche aus 
88 17081716, nicht ohne weiteres für den Schadenserſatzanſpruch aus $ 825 (RG JW 09, 
41512). Die Beiwohnung innerhalb der Empfängniszeit, die ebenſo 
beſtimmt iſt wie in $ 1592 Ab] 1, begründet die Vermutung der Vaterſchaft, 
falls nicht die Empfängnis aus dieſer Beiwohnung offenbar unmöglich 
iſt. Dieſe Regelung ſteht in Übereinſtimmung mit dem Grundſatz des $ 1591 Ubi 1 (ſ. A 2 
zu dieſem Paragraphen). Nicht übernommen iſt dagegen die zugunſten der Ehelichkeit in 
$ 1592 Abſ 2 enthaltene Beſtimmung über die Verlängerung der Empfängniszeit. Eine 
ſelbſtverſtändliche Verkürzung erfährt die Empfängniszeit, wenn innerhalb dieſer Friſt die 
Mutter ein Kind geboren hat. Als Empfängniszeit kann hier nur der nach der Geburt liegende 
Teil der Friſt in Betracht kommen. Die Vermutung der Vaterſchaft wird aber — worin 
die hauptſächlichſte Abweichung von den Grundſätzen über eheliche Abſtammung liegt — 
durch den Nachweis beſeitigt, daß innerhalb der Empfängniszeit auch ein 
anderer der Mutter beigewohnt hat. Es greift dann der Geſichtspunkt durch, 
daß die Vaterſchaft nicht mehr mit Sicherheit feſtzuſtellen iſt. Unerheblich iſt es deskalb, ob 
die Mutter an jener weiteren Beiwohnung ein Verſchulden trifft. Dagegen iſt zur Beſeitigung 
der Einrede auch hier der Nachweis zuläſſig, daß die Empfängnis aus dieſer Beiwohnung 
offenbar unmöglich geweſen iſt. Das uneheliche Kind kann nur einen Vater haben. Möglich 
iſt es aber trotzdem, daß in verſchiedenen Prozeſſen mehrere Perſonen als Vater des Kindes 
verurteilt werden. 

19 * 
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§ 1718 

Wer ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes in einer öffentlichen 
Urkunde anerkennt, kann ſich nicht darauf berufen, daß ein anderer der Mutter 
innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt habe !) )). - 

E II 1605 M 4, 892 P 4, 673—680 u. 702; 6, 303. 

1. Die Anerkennung der Vaterſchaft hat regelmäßig nicht rechtsbegründende Wirkung, 
ſondern nur die Bedeutung eines Beweismittels. Anders iſt es, wenn die Anerkennung 
nach Geburt des Kindes in einer öffentlichen Urkunde abgegeben wird. Dieſe Anerkennung, 
die in gewiſſer Weiſe der Verurteilung im Prozeſſe gleichwertig iſt, enthält nach der Be⸗ 
ſtimmung des $ 1718 infofern eine rechtsbegründende Verfügung, als damit auf die Einrede 
der mehreren Zuhälter verzichtet wird. Inſoweit kann deshalb die Anerkennung 
nicht durch den bloßen Nachweis der Unrichtigkeit des Anerkenntniſſes entkräftet werden. 
Zuläſſig iſt dagegen die Anfechtung wegen widerrechtlicher Drohung oder argliſtiger Täuſchung. 
Darin allein, daß die Mutter auf Vorhalt einen Geſchlechtsverkehr mit einer andern Manns⸗ 
perſon während der Empfängniszeit abgeleugnet hat, iſt, da ſich hierauf der Anerkennende 
nicht verlaſſen durfte, eine argliſtige Täuſchung nicht zu finden (RG 58, 348), noch weniger 
darin, daß die Mutter dem Beklagten vorgehalten hat, er fei der Vater des Kindes (RG 4. 10. 09 
IV 641/08). Zuläſſig iſt auch die Anfechtung wegen Irrkums, ſofern der Irrtum darin befteht, 
daß der Anerkennende wäyrend der Empfängniszeit in Wirklichkeit der Mutter des Kindes 
nicht beigewohnt hat oder die Empfänonis des Kindes aus dieſer Beiwohnung offenbar 
unmöglich iſt. In ſolchen Fällen will RG 6. 6. 10 IV 422/09 zwar nicht eine Anfechtung 
wegen Irrtums, wohl aber eine Rückforderung des Anerkenntniſſes nach §8 812 ff. zu 
laſſen. Ein ſonſtiger Irrtum kommt nicht in Betracht. 

2. Die in der Form des $ 1718 nach Geburt des Kindes erklärte Anerkennung iſt kein 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft, ſodaß die Beſchränkung des $ 123 Abſ 2 hinſichtlich 
der Anfechtbarkeit nicht Platz greift (RG 58, 353). Die Erklärung kann, da die Anerkennung 
weſentlich nur eine vermögensrechtliche Bedeutung hat (vgl. $ 1717 A 1), durch einen 
Vertreter abgegeben werden und es iſt der geſetzliche Vertreter in Vermögensan⸗ 
gelegenheiten, nicht der geſetzliche Vertreter in perſönlichen Angelegenheiten, der zu der An⸗ 
erkennung des in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten feine Zuſtimmung zu geben hat (beſtr.). 
In das ſtandesamtliche Geburtsregiſter (vgl. $ 25 PSt®) dürfte die Anerkennung, die für 
dieſen Fall nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung abgegeben ſein darf, nur ein⸗ 
zutragen ſein, wenn ſie 15 die Legitimation des Kindes, alſo für den Perſonenſtand, von 
Bedeutung ſein kann (abweichend § 14 der Bundesratsvorſchriften vom 25. 3. 99 für den 
Fall der Anerkennung bei Anzeige der Geburt, vgl. Freſe 3 Bl 8, 490, KGJ 26 A 39 
u. Vorbem 3 vor § 1591). — Verſchieden von der Anerkennung iſt die Namensbeilegung 
durch den Ehemann der Mutter (f. $ 1706 A 3). Der beurkundende Beamte wird ſich zu 
vergewiſſern haben, ob nicht die Anerkennung in Wirklichkeit als Namensbeilegung gemeint 
iſt. Die Erklärung des Ehemanns, daß er das Kind auf ſeinen Namen ſchreiben laſſen 
wolle, kann nur als Namensbeilegung aufgefaßt werden. 

3. Für die öffentliche Beurkundung der in $ 1718 und in § 1720 Abſ 2 bezeichneten 
Anerkennung find nach der reichsrechtlichen Vorſchrift des $ 167 Abſ 2 FGG die Notare und 
die Amtsgerichte zuſtändig, außerdem der die Geburt des Kindes oder die Eheſchließung der 
Eltern beurkundende Standesbeamte, wenn die Anerkennung bei der Anzeige der Geburt 
des Kindes oder der Eheſchließung erfolgt. Dieſe letztere Beſchränkung iſt auf Grund des 
5 191 Abf 1 FGG in den meiſten Bundesſtaaten beſeitigt. 


Siebenter Titel 
Legitimation unehelicher Kinder 


I. Legitimation durch nachfolgende Ehe 


§ 1719 
Ein uneheliches Kind erlangt dadurch, daß ſich der Vater mit der Mutter 
a mit der Eheſchließung die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes ). 
E 11579 II 1606 M 4, 919 ff. P 4, 698. 
1. Das in der Ehe geborene, wenn ſchon vor der Ehe erzeugte Kind hat (falls nicht 
die Ehelichkeit erfolgreich angefochten iſt) ohne weiteres die Rechte des ehelichen Kindes 


Legitimation unehelicher Kinder 89 1719—1721 293 


($ 1591). Wird die Pflicht der Eheſchließung von den Eltern erſt nachträglich erfüllt, fo hat 
dies die Wirkung, daß das Kind vom Zeitpunkt der Eheſchließung an die 
Stellung eines ehelichen Kindes erlangt. Rückwirkende Kraft iſt der Legitimation durch Ehe⸗ 
schließung nicht beigelegt. Das legitimierte Kind kann deshalb auch nicht als eheliches in das 
Geburtsregiſter eingetragen werden, ſondern nur als ehelich gewordenes, was durch Eintragung 
eines Vermerks am Rande der Geburtsurkunde geſchieht ($ 26 PStG, 8 15 der Bundes- 
ratsvorſchriften vom 25. 3. 99). Das durch die nachfolgende Eheſchließung begründete Ver⸗ 
wandtſchaftsverhältnis tritt in vollem, nicht, wie bei der Ehelichkeitserklärung und Kindes⸗ 
annahme (88 1737, 1762, 1763), in beſchränktem Umfange ein. Die Legitimation durch Ehe⸗ 
ſchließung behält deshalb ihre Bedeutung, auch wenn jene Rechtshandlungen vorhergegangen 
find. Die durch den Annahmevertrag begründeten Rechte und Pflichten erfahren ſelbſtver⸗ 
ſtändlich durch die nachfolgende Legitimation keine Anderung. Iſt die Ehelichkeitserklärung 
auf Antrag eines Dritten erteilt, ſo ſteht der Legitimation durch Eheſchließung allerdings ent⸗ 
gegen, daß nach $ 1735 die Vaterſchaft des Dritten regelmäßig feſtſteht. Uber die Be⸗ 
endigung der Vormundſchaft durch die Legitimation des Kindes ſ. $ 1883 A 1. 


8 1720 


Der Ehemann der Mutter gilt als Vater des Kindes, wenn er ihr inner⸗ 
halb der im § 1717 Abſ. 2 beſtimmten Empfängniszeit beigewohnt hat, es 
ſei denn, daß es den Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die Mutter 
das Kind aus dieſer Beiwohnung empfangen hat!). 

Erkennt der Ehemann ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes 
in einer öffentlichen Urkunde an, ſo wird vermutet, daß er der Mutter inner⸗ 
halb der Empfängniszeit beigewohnt habe. 

E I 1580 II 1607 Dt 4, 925 ff. P 4, 698; 6, 304. 

1. Die Legitimation durch nachfolgende Ehe ſetzt voraus, daß der Ehe mann der Mutter 
wirklich der Vater des Kindes iſt. Dies wird aber im Intereſſe der Ehelichkeit des Kindes 
ſchon angenommen, wenn der Ehemann innerhalb der Empfängniszeit der Mutter beigewohnt 
hat. Es gelten in dieſer Beziehung dieſelben Grundſätze wie bei der ehelichen Abſtammung 
(8 1591, 1592). Das Kind gilt ſchon dann als ehelich, wenn die Möglichkeit des Ehelichſeins 
vorhanden iſt. Die Legitimation wird deshalb nicht durch den Nachweis entkräftet, daß die 
Mutter innerhalb der Empfängniszeit noch mit einem andern geſchlechtlich verkehrt hat. 
Nur der Beweis iſt zuläſſig, daß die Empfängnis aus der Beiwohnung durch 
den Ehemann offenbar unmöglich iſt (ſ. $ 1591 A 2). Die in einer öffentlichen 
Urkunde ausgeſprochene Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft ($ 1718) hat hiernach der 
Legitimation durch Eheſchließung gegenüber keine Wirkung. Zweifelhaft iſt, ob die in $ 1592 
Abſ 2 zugunſten der Ehelichkeit zugelaſſene Verlängerung der Empfängnisfriſt, wenn nach⸗ 
weisbar die Empfängnis weiter zurückliegt, auch für den Fall der Legitimation Geltung hat. 
Doch dürfte eine ſolche erweiternde Auslegung gerechtfertigt ſein (beſtr.). 

2. Die Legitimation iſt nicht davon abhängig, daß der Ehemann der Mutter das Kind 
als das ſeinige anerkannt hat. Iſt eine Anerkennung nicht oder nicht in einer öffentlichen 
Urkunde erklärt, fo bleibt es bei den in A 1 dargeſtellten Grundſätzen. Iſt die Anerkeunung 
in einer öffentlichen Urkunde ausgeſprochen, fo greift ſtatt der in $ 1718 beſtimmten Folge, 
die ſich hier nach dem in A 1 Geſagten erübrigt, die durch Gegenbeweis widerlegbare Ver⸗ 
mutung Platz, daß der An erkennende der Mutter innerhalb der 
Empfängniszeit beigewohnt habe. Die Anerkennung darf, um dieſe Wirkung 
zu haben, nicht bedingt oder betagt ſein. Das in §8 1593 ff. dem Ehemann gegebene Recht, 
allein darüber zu beſtimmen, ob das Kind als ein eheliches gelten ſoll, findet auf die Legi⸗ 
timation durch nachfolgende Ehe keine Anwendung. Die durch dieſe Legitimation begründete 
Ehelichkeit kann von einem jeden Beteiligten angefochten werden. Die im Familienſtands⸗ 
prozeſſe zwiſchen dem Ehe mann der Mutter und dem Kinde über die Ehelichkeit ergehende 
Entſcheidung hat Wirkung für und gegen alle ($ 643 ZPO). 


8 1721 
Iſt die Ehe der Eltern nichtig, jo finden die Vorſchriften der 88 1699 
bis 1704 entſprechende Anwendung. 
E 1 1581 II 1608 M 4, 928 P 4, 703. 
1. Die Gültigkeit der nachfolgenden Ehe iſt zur Legitimation der Kinder nicht un⸗ 


bedingt erforderlich. Trotz Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Ehe werden die Kinder inſo⸗ 
weit ehelich, als die Ehelichkeit nach $$ 1699 bis 1704 hinſichtlich der in der Ehe geborenen 
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Kinder eintritt. Das Kind bleibt unehelich, wenn die Ehe eine Nichtehe (ſchlechthin nichtig) 
iſt (. $ 1699 A 1). Iſt die Ehe nichtig oder anfechtbar und haben beide Ehegatten bei 
Schließung der Ehe — abgeſehen von dem Falle der Drohung (8 1704) — die Ungültigkeit 
gekannt, ſo fällt die Ehelichkeit mit rückwirkender Kraft weg, ſobald die Ehe rechtskräftig für 
nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt. Das hiernach uneheliche Kind behält aber den Unterhalts⸗ 
anspruch eines ehelichen Kindes ($ 1703). Wegen der Rechtsſtellung der Ehegatten ſ. 88 1700 
bis 1702. 
8 1722 

Die Eheſchließung zwiſchen den Eltern hat für die Abkömmlinge des 
unehelichen Kindes die Wirkungen der Legitimation auch dann, wenn das 
Kind vor der Eheſchließung geſtorben ift?). 

E 1 1582 II 1609 M 4, 929 P 4, 704; 6, 315. 

1. Die Wirkungen der Legitimation erſtrecken ſich, da das legitimierte Kind in allen 
Beziehungen als eheliches zu behandeln iſt, notwendig auch auf die Abkömmlinge des Kindes, 
ohne daß durch Vertrag hieran etwas geändert werden kann. Dieſe Wirkung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß das Kind ſelbſt, weil vor der Eheſchließung verſtorben, nicht mehr 
legitimiert werden kann. 


II. Ehelichkeitserklärung 


8 1723 


Ein uneheliches Kind kann auf Antrag ſeines Vaters!) durch eine Ver⸗ 
fügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden‘). 

Die Ehelichkeitserklärung ſteht dem Bundesſtaate ?) zu, dem der Vater 
angehört; iſt der Vater ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehört, ſo 
ſteht ſie dem Reichskanzler zu. r 

über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Ehelichkeits⸗ 
erklärung hat die Landesregierung zu beſtimmen . 

E 1 1583 Abſ 1, 1584 II 1610 Abi 1 M 4, 930 P 4, 704; 5, 66 u. 304. 

1. Die Ehelichkeitserklärung iſt dazu beſtimmt, einen Erſatz der S durch 
nachfolgende Ehe für ſolche Fälle zu bieten, wo die Eheſchließung nicht möglich iſt oder doch 
dem Vater nicht wohl zugemutet werden kann. Doch iſt in dieſer Beziehung alles dem Er⸗ 
meſſen der über die Ehelichkeitserklärung entſcheidenden Stelle überlaſſen. Die Ehelichkeits⸗ 
erklärung kann verſagt werden, auch wenn die geſetzlichen Erforderniſſe erfüllt find ($ 1734). 
Die Ehelichkeitserklärung darf aber nicht dazu benutzt werden, einen Erſatz für die wegen 
Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft verbotene Eheſchlteßung zu gewähren (5 1732). Die 
einzelnen Beſtimmungen über Ehelichkeitserklärung ſind, wenn ſchon es ſich hierbei nicht wie 
bei der Kindesannahme um ein Vertragsverhältnis handelt und deshalb die zum Schutze 
gegen mißbräuchliche Kindesannahme gegebenen Vorſchriften hier wegfallen, in ganz ähnlicher 
Weiſe wie bei der Kindesannahme geſtaltet. 

2. Über das Erfordernis des Antrags des Vaters |. $ 1725 A 1. 

3. Die Zuſtändigkeit des Bundesſtaats beſtimmt ſich nach der Staatsangehörig⸗ 
keit, welche der die Ehelichkeitserklärung beantragende Vater zur Zeit der Entſcheidung (nicht 
bloß zur Zeit des Eingangs des Geſuches) hat. Fehlt hiernach dem Bundesſtaat die Zu⸗ 
ſtändigkeit, ſo iſt die Ehelichkeitserklärung nicht bloß für das Gebiet des Staates, der hierfür 
zuſtändig geweſen wäre, ſondern, da die Regelung nur eine einheitliche ſein kann, allge mein 
als ungültig anzuſehen. Gehört der Vater mehreren Bundesſtaaten an, jo iſt ein jeder 
dieſer Bundesſtaaten zuſtändig. Die Entſcheidung über das Geſuch wird aber füglich dem 
Bundesſtaate, in dem der Vater zugleich ſeinen Wohnſitz hat, zu überlaſſen ſein. Iſt der 
Vater ein Deutſcher, ohne einem Bund esſtaate anzugehören, — was bei 
Verleihung der Reichsangehörigkeit an einen Anſäſſigen im Schutzbezirk vorkommen kann 
($ 9 des SchutzgebGeſ in d. F. v. 10. 9. 00), — fo ſteht die Erteilung der Ehelichkeitserklärung 
dem Reiche zu und zwar iſt die Entſcheidung dem Reichskanzler (nicht wie im Falle 
des $ 23 dem Bundesrat) übertragen. 

4. Für den Bezirk des Bundesſtaats hat die Landesregierung die zuſtändige Stelle 
und das Verfahren für die Ehelichkeitserklärung zu beſtimmen. Grundſätzlich iſt die Ehe⸗ 
lichkeitserklärung Juſtizverwaltungsſache, nicht Juſtizſache, ſo daß die Vorſchriften über das 
Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht zur Anwendung kommen. 
In den meiſten Bundesſtaaten iſt der Juſtizminiſter für zuſtändig erklärt, in einzelnen Bundes⸗ 


Legitimation unehelicher Kinder 88 1721—1726 295 


ſtaaten der Landesherr, in Elſaß⸗Lothringen der Statthalter. Für Preußen iſt, wenn es ſich 
um die Annahme eines adeligen Namens handelt, die Genehmigung des Königs einzuholen. 
Das Geſuch ift nach den Ausführungsbeſtimmungen der Bundesſtaaten regelmäßig bei dem 
Amtsgericht einzureichen, das auch die Entſcheidung vorzubereiten hat. Eine Beſchwerde 
gegen den die Ehelichkeitserklärung ablehnenden Beſcheid findet nicht ſtatt. 


8 1724 


Die Ehelichkeitserklärung kann nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung erfolgen “). 

E 1 1594 11 1618 Abſ 2 M 4, 946 P 4, 711. 

1. S. $ 1742 A 1. Aus der Ungültigkeit der bedingten oder befriſteten Ehelichkei“s⸗ 
erklärung folgt zugleich die Ungültigkeit des eine ſolche Beſchränkung enthaltenden Antrags auf 
Ehelichkeitserklärung. Auch die in den Antrag nach $ 1725 aufzunehmende Anerkennung der 
Vaterſchaft darf nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung abgegeben werden (a. M. 
Blume zu dieſem Paragraphen). 


8 1725 


Der Antrag!) muß die Erklärung des Vaters enthalten, daß er das Kind 
als das ſeinige anerkenne ). 

E 1 1585 II 1611 M 4, 937 P 4, 705. 

1. Die Grundlage der Ehelichkeitserklärung bildet nicht ein zwiſchen dem Vater und 
dem Kinde geſchloſſener Vertrag, ſondern der von dem Vater mit Einwilligung des Kindes 
($ 1726) geſtellte Antrag. Der Antrag des Vaters wird, ſobald er bei der zur Entſcheidung 
über die Ehelichkeitserklärung oder zur Entgegennahme des Antrags berufenen Stelle (vgl. 
$ 1723 A 3) eingegangen iſt, nicht dadurch unwirkſam, daß hinterher der Antragſteller 
geſchäftsunfähig oder beſchränkt geſchäftsfähig wird (vgl. $ 130 Abſ 2 u. 3). Über die freie 
69175 N 2. des Antrags und über den Einfluß des Todes des Antragſtellers 

2. Um eine Sicherheit dafür zu haben, daß der Antragſteller der Vater iſt, muß die 
Anerkennung der Vaterſchaft — die ebenſo wie der Antrag der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung bedarf ($ 1730) — mit dem Antrage eingereicht oder nachgebracht werden. 
Die Richtigkeit der Anerkennung bleibt von der Behörde zu prüfen. Eine gewiſſe Gewähr 
der Richtigkeit liegt ſchon darin, daß die wiſſentlich falſche Ausſtellung der Erklärung nach 
§ 169 StGB Strafe nach ſich zieht. Stellt ſich ſpäter die Unrichtigkeit heraus, jo hat dies 
die Ungültigkeit der einmal erteilten Ehelichkeitserklärung nicht zur Folge ($ 1735). Die 
Anerkennung hat nur für den Zweck der Ehelichkeitserklärung Bedeutung, wenn ſchon ſie 
auch für andere Rechtsverhältniſſe einen gewiſſen Beweisanhalt gewähren kann. Die in 
$ 1718 beſtimmte Folge des Verzichts auf die Einrede der mehreren Zuhälter iſt mit der für 
die Ehelichkeitserklärung ausgeſtellten Anerkennung nicht verbunden (beſtr.). 


§ 1726 

Zur Ehelichkeitserklärung iſt die Einwilligung des Kindes!) und, wenn 
das Kind nicht das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, die Einwilligung 
der Mutter?) erforderlich. Iſt der Vater verheiratet, jo bedarf er auch der 
Einwilligung ſeiner Frau). 

Die Einwilligung hat dem Vater oder der Behörde gegenüber zu erfolgen, 
bei welcher der Antrag einzureichen iſt; ſie iſt unwiderruflich !). 

Die Einwilligung der Mutter iſt nicht erforderlich, wenn die Mutter 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbekannt iſt 2). Das Gleiche gilt von der Einwilligung der Frau des Vaters). 

E 1 1587, 1591 Satz 2 11 1613 Abſ 1 u. 3, 1616 Satz 2 MA, 940 u. 944 P 4, 708; 5, 443 u. 445. 

1. Die Einwilligung des Kindes iſt bei der weittragenden Bedeutung der durch die 
Ehelichkeitserklärung herbeigeführten Anderung des Perſonenſtandes nicht zu entbehren. Sie 
bedarf ebenſo wie der Antrag der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung ($ 1730) und 
wird dadurch wirkſam, daß dieſe Urkunde von dem Einwilligenden dem Vater oder der zur 
Entſcheidung oder zur Entgegennahme des Antrags berufenen Behörde (vgl. 8 1723 A 3) 
überreicht wird, wodurch die Einwilligung zugleich unwiderruflich wird (8 1726 Abſ 2). 
Über die Zuläſſigkeit der Vertretung ſ. $ 1728 A 1 und 2, über den Zeitpunkt der Abgabe 
der Erklärung $ 1735 A 1. 
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2. Die Einwilligung der Mutter — die erſt von der zweiten Kommiſſion für erforder⸗ 
lich erklärt iſt — iſt nicht bloß im Intereſſe des noch nicht 21 Jahre alten 
Kindes, ſondern auch im Intereſſe der Mutter vorgeſchrieben, und zwar nicht bloß für 
den Fall, daß ſie durch die Ehelichkeitserklärung das Recht der Fürſorge für die Perſon des 
Kindes verliert (vgl. $ 1747 A 1). Sie bildet aber nicht ein unbedingtes Er- 
fordernis. Die Einwilligung kann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden (81727). 
Von der Einwilligung kann ferner unter den in Abſ 3 bezeichneten Vorausſetzungen, die der 
Beſtimmung des $ 1746 Abſ 2 entſprechen, abgeſehen werden. Das Hindernis iſt eindauern⸗ 
des, wenn die Ehelichkeitserklärung, falls das Aufhören des Hinderniſſes abgewartet werden 
müßte, ungebührlich verzögert werden würde. Die für die Ehelichkeitserklärung zuſtändige 
Stelle hat hierüber nach freiem Ermeſſen zu befinden (vgl. $ 1735). Im übrigen iſt auf das 
in A 1 über die Einwilligung Geſagte zu verweiſen. 

3. Erforderlich iſt endlich die Einwilligung der Ehefrau des Vaters, weil die Ehelich⸗ 
keitserklärung geeignet iſt, auf die Geſtaltung des ehelichen Lebens einzuwirken. Der Ein- 
willigung bedarf es nicht unter den in Abſ 3 beſtimmten Vorausſetzungen (j. hierüber A 2). 
Nicht einwilligungsberechtigt iſt die Ehefrau, wenn gemäß $ 1575 auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft erkannt iſt (a. M. Staudinger A 1 b). Liegt der Ehefrau daran, die Ehelich⸗ 
keitserklärung zu verhindern, ſo mag ſie vorher die eheliche Gemeinſchaft wieder herſtellen. 
S. im übrigen wegen der Einwilligung die Ausführungen in A 1. 


8 1727 


Wird die Einwilligung von der Mutter verweigert, ſo kann ſie auf An⸗ 
trag des Kindes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt!) werden, wenn 
das Unterbleiben der Ehelichkeitserklärung dem Kinde zu unverhältnismäßigem 
Nachteile gereichen würde. 

E 11 1613 Abs 2 P 4, 708. 

1. Bei der Entſchließung über Erteilung der Einwilligung darf die Mutter nicht rück⸗ 
ſichtslos ihr eigenes Intereſſe unter völliger Hintanſetzung des Intereſſes des Kindes in den 
Vordergrund ſtellen. Ihre Einwilligung kann deshalb durch das Vormundſchaftsgericht 
erſetzt werden, wenn der aus der Ehelichkeitserklärung für das Kind zu erwartende Vorteil 
un verhältnismäßig größer iſt als der der Mutter entſtehende Nachteil. Auf Antrag des Kindes, 
das nach Vollendung des 14. Lebensjahrs hierzu der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
nicht mehr bedarf (vgl. 8 59 FGG — anders die herrſchende Meinung), oder im Falle der 
Geſchäftsunfähigkeit des Kindes auf Antrag des geſetzlichen Vertreters hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht unter Ausſchluß des Prozeßverfahrens und zwar nach Anhörung der Mutter 
(88 1673 Abſ 1, 1707) ſowie ſonſtiger Verwandten oder Verſchwägerten des Kindes ($ 1673 
Abſ 2) hierüber zu befinden. Gegen die Entſcheidung ſteht, wenn fie auf Erſetzung der Ein- 
willigung lautet, der Mutter die ſofortige Beſchwerde (88 20 Abſ 1, 60 Abſ 1 Nr 6, 53 FGG), 
A 800 Abweiſung des Antrags lautet, dem Kinde die einfache Beſchwerde zu ($ 20 
Abf 5 


8 1728 


Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung ſowie die Einwilligung der im 
§ 1726 bezeichneten Perſonen kann nicht durch einen Vertreter!) erfolgen. 
Iſt das Kind geſchäftsunfähig oder hat es nicht das vierzehnte Lebens⸗ 
jahr vollendet, jo kann ſein geſetzlicher Vertreter die Einwilligung mit Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts erteilen ?). 
E 1 1588, 1589 Abſ 2 Gab 2 II 1614 M 4, 942 ff. P 4, 710. 
1. Übereinſtimmend $$ 1748 Abſ 2 und 1750 Abſ 1. Wegen der höchſtperſönlichen 
Natur dieſer Rechtshandlungen iſt die Zuläſſigkeit der Vertretung ausgeſchloſſen. Es iſt 
weder die Vertretung durch einen Bevollmächtigten, der nicht bloßer Vertreter in Er⸗ 
klärung des Willens ift, noch durch den geſetzlichen Vertreter ſtatthaft. Die Erklärung des 
in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten bedarf nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
($ 1729 Abſ 3). Aus beſonderen Gründen find jedoch Ausnahmen von dieſer Regel gemacht 
für den Antrag des Vaters und die Einwilligung des Kindes (. $ 1728 A 2, $ 1729 A 1 u. 2). 
2. Für die Einwilligung des geſchäftsunfähigen Kindes ($ 104) iſt in gleicher Weiſe 
wie dies in $ 1750 geſchehen iſt, um die Möglichkeit der Ehelichkeitserklaͤrung eines ſolchen 
Kindes nicht abzuſchneiden, die Vertretung durch den Vormund vorbehaltlich der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts zugelaſſen. Dieſe Beſtimmung iſt auf den Fall ausgedehnt, 
daß das Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
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8 1729 

Iſt der Vater in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, jo bedarf er zu dem 
Antrag, außer der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters, der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts !). h 4 

Hit das Kind in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo gilt das Gleiche 
für die Erteilung ſeiner Einwilligung“). * 

Iſt die Mutter des Kindes oder die Frau des Vaters in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt, ſo iſt zur Erteilung ihrer Einwilligung die Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 

E 1 1589 u. 1590 11 1615 M 4, 943 P 4, 710. 

1. Eutſprechend der großen Bedeutung, welche die Ehelichkeitserklärung für den Vater 
und das Kind als die beiden Hauptbeteiligten und zwar auch auf vermögensxrechtlichem Ge⸗ 
biete hat, ſind in Übereinſtimmung mit der Regelung in § 1751 an den Antrag des Vaters 
und die Einwilligung des Kindes im Falle der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit dieſer Per- 
ſonen (88 106, 114) größere Anforderungen geſtellt. Verlangt wird die Zuſtimmung des 
geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. In dieſer Be⸗ 
zlehung ſind Vater und Kind gleichgeſtellt, während eine Vertretung im Falle der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit nur hinſichtlich des Kindes ($ 1728 Abſ 2) zugelaſſen iſt. Hat das Kind das 
ſiebente, aber nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, jo genügt ſowohl die in $ 1728 Abſ 2 
als die in $ 1729 Abſ 2 beſtimmte Art der Einwilligung. 


8 1730 

Der Antrag ſowie die Einwilligungserklärung der im 8 1726 bezeichneten 
Perſonen bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung). 

E 1 1591 Saß 1 11 1616 Satz 1 M 4, 944 P 4, 711. 

1. Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung ($ 128) iſt — in Übereinſtimmung 
mit 58 1748 Abf 3, 1750 Abſ 2 — nicht bloß für den Antrag, ſondern auch die Einwilligungs⸗ 
erklärungen vorgeſchrieben. Dagegen wird die gleiche Form als Bedingung der Gultigkeit 
der Ehelichkeitserklaͤrung für die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters zu den Erklärungen 
des in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Vaters oder Kindes (vgl. $ 1729 A 1) oder 
für die Bevollmächtigung zur Überbringung der Erklärung (vol. $ 1728 A 1) nicht zu 
erfordern fein ($ 182 Abſ 2). Die über den Antrag auf Ehelichkeitserklärung entſcheidende 
Stelle kann ſich hier mit der ſchriftlichen Form begnügen. 


8 1731 
Iſt der Antrag oder die Einwilligung einer der im § 1726 bezeichneten 
Perſonen anfechtbar, ſo gelten für die Anfechtung und für die Beſtätigung 
der anfechtbaren Erklärung die Vorſchriften der 88 1728, 1729). 
E 1 1600 II 1617 M 4, 950 P 4, 718. 
1. Über die Anfechtung und Beſtätigung |. $ 1755 A 1. 


8 1732 

Die Ehelichkeitserklärung iſt nicht zuläſſig, wenn zur Zeit der Erzeugung 
des Kindes die Ehe zwiſchen den Eltern nach 5 1310 Abſ. 1 wegen Verwandt⸗ 
ſchaft oder Schwägerſchaft verboten war. 

E 1 1586 II 1012 M 4, 939 P 4, 707. 

1. Dem nach $ 1310 Abſ 1 beſtehenden Verbote der Eheſchließung zwiſchen nahen 
Verwandten (Verwandten in gerader Linie, vollbürtigen und halbbürtigen Geſchwiſtern, 
Verſchwägerten in gerader Linie) iſt dadurch eine größere Wirkſamkeit gewährt, daß Kinder 
aus einer ſolchen Geſchlechtsverbindung auch nicht a uf dem Wege der Ehelich⸗ 
keitserklärung ehelich werden können (vgl. $ 1723 A 1). Unter Verwandtſchaft 
im Sinne des $ 1310 iſt auch die auf unehelicher Erzeugung beruhende natürliche Verwandt⸗ 
ſchaft zu verſtehen ($ 1310 Abſ 3). Eine erſt nach Erzeugung des unehelichen Kindes eintretende 
Schwägerſchaft kommt nicht in Betracht. Bei Feſtſtellung der Zeit der Erzeugung iſt der 
Richter formell an die Vorſchrift des 8 1717 Abf 2 (vgl. A 3 zu dieſem Paragraphen) nicht 
gebunden, wenn ſchon ſie in der Mehrzahl der Fälle, weil eine genauere Feſtſtellung des Zeit⸗ 
punkts der Erzeugung nicht möglich iſt, für ihn leitend ſein wird. Durch das Eheverbot des 
3 1310 Abſ 2 und des $ 1311 wird die Legitimation nicht ausgeſchloſſen. 
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8 1733 


Die Ehelichkeitserklärung kann nicht nach dem Tode des Kindes erfolgen!). 

Nach dem Tode des Vaters iſt die Ehelichkeitserklaͤrung nur zuläſſig, 
wenn der Vater den Antrag bei der zuſtändigen Behörde eingereicht oder 
bei oder nach der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Antrags 
das Gericht oder den Notar mit der Einreichung betraut hat). 

Die nach dem Tode des Vaters erfolgte Ehelichkeitserklärung hat die 
gleiche Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode des Vaters erfolgt wäre). 

E I 1595 II 1619 M 4, 946 P 4, 706, 711 ff. 

1. Die Ehelichkeitserklärung iſt nur zugelaffen im Intereſſe des unehelichen Kindes, 
dem hierdurch im Verhältnis zum Vater die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes gewahrt 
werden ſoll, daher nicht nach dem Tode des Kindes, nicht im Intereſſe der Abkömmlinge 
des Kindes, die durch die Ehelichkeitserklärung nur nebenher mitbetroffen werden ($ 1737). 
Es verhält ſich hiermit ebenſo wie mit der Annahme an Kindes Statt, die nur zur Gewinnung 
eines Kindes, nicht zur Gewinnung eines Enkels ſtatthaft iſt (vgl. $ 1741 A 3, § 1753 A J). 
Es folgt hieraus die Hinfälligkeit der Ehelichkeitserklärung, wenn das Kind vor dem Zeit⸗ 
punkte, wo die Ehelichkeitserklärung wirkſam geworden iſt (ſ. hierüber $ 1736 A 1) geſtorben iſt. 

2. Auch durch den Tod des Vaters wird grundſätzlich die Ehelichkeitserklärung aus⸗ 
geſchloſſen, da ihr hauptſächlichſter Zweck, die Herſtellung eines auf ehelicher Grundlage be- 
ruhenden perſönlichen Kindesverhältniſſes, hierdurch vereitelt iſt. Hat der Vater jedoch den 
Antrag bereits bei der zur Entſcheidung oder zur Entgegennahme des Antrags zuſtändigen Stelle 
(vgl. 8 1723 A 3) eingereicht oder doch das beurkundende Gericht oder den beurkundenden Notar 
mit der Einreichung ausdrücklich beauftragt und ſomit alles getan, was ſeinerſeits zur Er⸗ 
reichung der Ehelichkeitserklärung zu tun iſt, ſo iſt der ſpätere Tod des Vaters einflußlos. Es 
ſoll dem Kinde nicht zum Nachteil gereichen, daß bis zur Entſcheidung ein gewiſſer Zeitraum 
vergeht, auf deſſen Abkürzung der Antragſteller keine Einwirkung üben kaun. — Mit der in 
A 2 bezeichneten Einreichung oder Beauftragung iſt nicht etwa die Wirkung verbunden, daß 
nunmehr der Vater an den von ihm geſtellten Antrag gebunden wäre. Er kann vielmehr den 
Antrag bis zum Wirkſamwerden der Ehelichkeitserklärung (ſ. 8 1736 A 1) frei widerrufen. 
Der Widerruf muß allerdings bis zu dieſem Zeitpunkte zur Kenntnis der für die Entſcheidung 
zuſtändigen Stelle gebracht fein (vgl. die abweichende Regelung in 881 Abſ 2). Den Erben des 
1 ſteht nach Erfüllung der in Abſ 2 bezeichneten Vorausſetzungen das Widerrufsrecht 
nicht zu. 


8 1734 


Die Ehelichkeitserklärung kann verſagt werden, auch wenn ihr ein ge⸗ 
ſetzliches Hindernis nicht entgegenſteht !). 

E 1 1592 II 1618 Abſ 1 M 4, 945 P 4, 711. 

1. Es iſt hiermit zum Ausdruck gebracht, daß die Erteilung der Ehelichkeitserklärung 
im freien Belieben der Staatsgewalt ſteht (§ 1723 A J). 


8 1735 


Auf die Wirkſamkeit der Ehelichkeitserklärung!) iſt es ohne Einfluß, 
wenn der Antragſteller nicht der Vater des Kindes ift?) oder wenn mit Unrecht 
angenommen worden iſt, daß die Mutter des Kindes oder die Frau des Vaters 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbekannt jei®). 

E 1 1593 II 1620 M 4, 946 P 4, 711. 

1. Der Mangel eines der geſetzlichen Erforderniſſe macht die Ehelichkeitserklärung 
unwirkſam. Einem jeden Beteiligten ift geſtattet, dieſe Unwirkſamkeit im Prozeſſe geltend 
zu machen. Es genügt aber, wenn die geſetzlichen Erforderniſſe zur Zeit der Erteilung der 
Ehelichkeitserklärung erfüllt find und zwar gilt dies auch für die Einwilligung der in § 1726 
bezeichneten Perſonen, die noch nach Einreichung des Antrags des Vaters erklärt werden 
kann (vgl. § 1754 A 2 a. E.). 

2. In der Beſtimmung, daß es ohne Einfluß ſein ſoll, wenn der Antragſteller nicht 
der Vater des Kindes iſt, iſt eine Ausnahme von dem in A 1 dargeſtellten Grundſatze nicht 
zu finden. § 1725 verlangt nur, daß der Antrag die Anerkennung der Vaterſchaft enthält, 
macht aber die Gültigkeit der Ehelichkeitserklärung nicht von der Richtigkeit der Anerkennung 
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abhängig. Iſt die Anerkennung unrichtig, ſo kann allerdings der Antragſteller, da die Rich⸗ 
tigkeit der Anerkennung die ſich von ſelbſt verſtehende Vorausſetzung des Antrags iſt, den An⸗ 
trag und damit auch die Ehelichkeitserklärung wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung 
anfechten. Ebenſo kann das Kind aus gleichem Grunde die Einwilligungserklärung aufechten. 
Zu beachten ift hierbei, daß es nach Erteilung der Ehelichleitserklärung 
zum Nachweiſe der Unrichtigkeit der Anerkennung nicht genügt, daß die Mutter innerhalb 
der Empfängniszeit noch mit einem andern Manne geſchlech' lich verkehrt hat. Es ſind hier 
dieſelben Grundſätze, die für die eheliche Abſtammung gelten (88 1591, 1592, vgl. 5 1720 A 1), 
zur Anwendung zu bringen. 

3. Darüber, ob der Einholung der Einwilligung der Mutter oder der Ehefrau des 
Vaters ein dauerndes Hindernis entgegenſteht, hat die über die Ehelichkeitserklärung ent⸗ 
ſcheidende Stelle nach freiem Ermeſſen zu befinden ($ 1726 A 2). Es folgt hieraus, daß die 
Ehelichkeitserklärung nicht wegen irrtümlicher Annahme eines ſolchen Hinderniſſes an⸗ 
fechtbar iſt. Die Anfechtung wiirde nur zulſſſſig ſein, wenn das Ermeſſen rein willkürlich 
ausgeübt oder das Vorhandenſein eines Anfechtungsberechtigten einfach überſehen wäre 
(a. M. Blume A 3). 


8 1736 


Durch die Ehelichkeitserklärung“ erlangt das Kind die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes ). 

& 1 1588 Abſ 2 IT 1610 Ubi 2 M 4, 934 P 4, 704; 5, 448. 

1. Die Ehelichkeitse klärung tritt — falls hierüber nicht landesrechtlich gemäß $ 1723 
Abſ 3 eine beſondere Beſtimmung getroffen iſt — mit dem Zeitpunkt in Wirkſamkeit, wo 
ſie dem den Antrag ſtellenden Vater bekannt gemacht iſt (vgl. $$ 16 Abſ 1, 67 FG — beftr.; 
Dernburg IV g 92 A7 hält entſprechend dem 8 196 FF die Bekanntmachung an das Kind, 
Blume A 4 und andere die dei der Unterzeichnung der Verfügung für maßgebend). Rück⸗ 
wirkende Kraft iſt der Ehelichkeitserklärung nicht beigelegt. 

2. Die Stellung eines ehelichen Kindes erlangt das Kind für ſich und ſeine Abkömm⸗ 
linge nur im Verhältnis zu dem den Antrag ſtellenden Vater. Dieſe Rechts⸗ 
ſtellung zeigt ſich nicht bloß auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt, ſondern auch . dem Ge⸗ 
biete der Unterhaltspflicht, des Vormundſchaftsrechts, des Erbrechts, bei Anwendung der 88 1616 
bis 1625. Beſondere Abmachungen hierüber zwiſchen Vater und Kind vor Erteilung der 
Ehelichkeitserklärung ſind ohne Bedeutung, da dieſe nicht auf einem Vertragsverhältnis, 
ſondern auf einer Verfügung der Staatsgewalt beruht. Dritte Perſonen ſind natürlich nicht 
gehindert, für die von 1 ausgehenden — zu beſtimmen, ob das für ehelich 
erklärte Kind dem ehelichen gleichſtehen ſoll. — Gegen den natürlichen Vater können, ſo⸗ 
lange die Ehelichkeitserklärung in Kraft iſt, keine Anſpruche von dem Kinde erhoben werden 
(ogl. s 1735 A 1 — beſtr.). 


8 1737 
Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung erſtrecken ſich auf die Abkömm⸗ 


linge des Kindes; ſie erſtrecken ſich nicht auf die Verwandten des Vaters. 


Die Frau des Vaters wird nicht mit dem inde, der Ehegatte des Kindes wird 
nicht mit dem Vater verſchwägert !). 

Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
zwiſchen dem Kinde und ſeinen Verwandten ergeben, bleiben unberührt, 
ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt ?). 

6 1 1596 11 1621 M 4, 947 P 4, 713. 

1. Durch die Ehelichkeitserklärung tritt das Kind ebenſowenig in die Familie des 
Vaters wie das an Kindes Statt angenommene Kind in die Familie des Annehmenden ($ 1763). 
Es entſteht — unbeſchadet des auf der natürlichen Erzeugung beruhenden Ehe verbots des 
8 1310 Abſ 3 — kein Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und den Verwandten 
des Vaters, auch kein Schwägerſchafts verhältnis zwiſchen dem Kinde und der Ehefrau des 
Vaters. Der Varer des Antragſtellers gilt im Sinne der vormundſchaftsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen (88 1776 Abſ 1 Nr 3, 1897, 1899) nicht als Großvater des Kindes. Dagegen 
nehmen an der Ehelichkeitserklärung teil die Abkömmlinge des Kindes und zwar (abweichend 
von § 1762) auch die zur Zeit der Eghelichkeitserklärung bereits vorhandenen Abkömmlinge. 
Dieſe Abkömmlinge treten, allerdings erſt von der Ehelichteitserklärung ab (vgl. 8 1736 K J), 
in diejenige Rechtsſtellung ein, für welche bereits durch die Abſtammung von dem unehelichen, 


O 


o 
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aber der Legitimation fähigen Kinde der Grund gelegt war. Auf den Ehegatten des Kindes 
oder der Abkömmlinge erſtreckt ſich die Wirkung der Ehelichkeitserklärung nicht. 

2. Eine notwendige Folge davon, daß das für ehelich erklärte Kind nicht in die Fa milie 
des Vaters eintritt, iſt es, daß das Kind in der Familie der Mutter verbleibt. Die aus 
dem Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und der unehelichen Mutter ſowie ihren 
Verwandten ſich ergebenden Rechte und Pflichten erfahren — abgeſehen von den für die 
Mutter geltenden beſonderen Beſtimmungen der $$ 1738, 1739 und 1305 (ſ. $ 1738 A 3) 
— nur dadurch eine Anderung, daß mit den Rechten der Mutter und ihrer Verwandten (Erb⸗ 
recht, Unterhaltsanſpruch uſw.) nunmehr das Recht des Vaters zuſammentrifft. 


8 1738 


Mit der Ehelichkeitserklärung!) verliert die Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Hat ſie dem Kinde Unterhalt 
zu gewähren, ſo treten Recht und Pflicht wieder ein, wenn die elterliche Ge⸗ 
walt des Vaters endigt oder wenn jie wegen Geſchäftsunfähigkeit des Vaters 
oder nach $ 1677 ruht 2) 5). 

€ 1 1597 11 1622 M 4, 948 ff. P 4, 714. 

1. Über den Zeitpunkt, in dem die Ehelichkeitserklärung wirkſam wird, ſ. $ 1736 A 1. 

2. Das Fürſorgerecht der Mutter für die Perſon des Kindes ($ 1707) muß als mit 
der elterlichen Gewalt des Vaters unvereinbar hinter dieſer zurücktreten und geht infofern 
der Mutter verloren. An ſich würde es zuläſſig ſein, das Fürſorgerecht für die Zeit nach Be⸗ 
endigung der elterlichen Gewalt oder während des Ruhens der Gewalt im Falle des $ 1676 
Abſ 1 und $ 1677 — im Falle des § 1677 Abſ 2 verbleibt dem Vater die Fürſorge — fort⸗ 
beſtehen zu laſſen. Man hat jedoch hiervon Abſtand genommen, weil inzwiſchen eine zu große 
Entfremdung zwiſchen Mutter und Kind eingetreten ſein kann (M 4, 949). Nur wenn 5 1 
kommt, daß die Mutter in Erfüllung ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht dem Kinde tatſachlich 
(ganz oder teilweiſe) Unterhalt gewährt, tritt in den bezeichneten Fällen mit der Unterhalts⸗ 
gewährung ihr Recht der tatſächlichen Fürſorge wieder in Kraft (vgl. $ 1765 Abſ 2). Es 
würde unbillig ſein, die Mutter nur die Laſt des Unterhalts tragen zu laſſen, ohne ihr das in 
weſentlichem Zuſammenhang hiermit ſtehende Recht der Fürſorge (vgl. $ 1612 Abſ 2) zu 
geben. Das Recht der Fürſorge kann auf Grund des $ 1666 eingeſchränkt oder gänzlich 
entzogen werden. Wird es von der Mutter nicht ausgeübt, ſo bleibt das volle Recht des 
Vaters in Kraft. 

3. Da durch die Ehelichkeitserklärung das Fürſorgerecht der Mutter nicht vollſtändig 
verloren geht (vgl. A 1), muß ihr das Recht des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde 
($ 1666) verbleiben. Über die nähere Regelung des Verkehrs wird im Streitfalle nicht der 
Prozeßrichter, ſondern der Vormundſchaftsrichter zu befinden haben (vgl. RG 69, 94 — 
anders die herrſchende Anſicht). Es ſind hierbei, ſoweit das Wohl des Kindes hierdurch 
nicht beeinträchtigt iſt, die Abmachungen zwiſchen dem Vater und der Mutter über die 
Ausübung dieſes Verkehrs in erſter Linie zu berückſichtigen. Das Recht der Ein willi⸗ 
gung zu der Eheſchließung ihres noch nicht 21 Jahre alten Kindes geht der 
Mutter nach $ 1305 Abf 1 letzter Satz durch die Ehelichkeitserklärung dauernd verloren. Über 
die Einwilligung zur Kindesannahme ſ. $ 1747 A 1. 


8 1739 


Der Vater iſt dem Kinde und deſſen Abkömmlingen vor der Mutter 
und den mütterlichen erwandten zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet ). 

E 1 1598 II 1623 M 4, 949 P 4, 716. 

1. Die Folge der Ehelichkeitserklärung iſt, daß die Pflicht zur Unterhaltung des Kindes, 
was mit $ 1606 Abſ 2 in Einklang ſteht, den Vater vor der Mutter trifft und daß ebenſo zur 
Unterhaltung der Abkömmlinge des Kindes, während ſonſt die väterlichen und mütterlichen 
Großeltern nach $ 1606 Abſ 2 zu gleichen Teilen haften, der Vater vor der Mutter verpflichtet 
iſt. Die Mutter und die nach ihr haftenden mütterlichen Vorfahren haben hiernach für den 
Unterhalt nur inſoweit einzuſtehen, als der Vater ohne Gefährdung des eigenen ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalts zur Erfüllung der Unterhallspflicht nicht imſtande ift, oder die Rechtsver⸗ 
folgung gegen ihn erheblich erſchwert iſt (88 1603, 1607). $ 1739 entſpricht der für die An⸗ 
nahme an Kindes Statt geltenden Beſtimmung des $ 1766 Abf 1. 
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8 1740 
Will der Vater eine Ehe eingehen !), während er die elterliche Gewalt 
über das Kind hat, ſo finden die Vorſchriften der 88 1669 bis 1671 Anwendung. 


E 1 1599 11 1624 M 4, 949 P 4, 716; 6, 299. 

1. In Anſehung des für ehelich erklärten Kindes treten, wenn der Vater nachher 
eine Ehe eingeht, dieſelben Anderungen ein, als wenn das Kind in der Ehe geboren wäre 
und nach Auflöſung dieſer Ehe eine neue Ehe von dem Vater geſchloſſen würde. Es ſind 
deshalb von dieſem hinſichtlich des Nachweiſes des Vermögens und der Auseinanderſetzung 
(6 1669 bis 1671, 1314) die gleichen Pflichten zu erfüllen wie bei der Wiederverheiratung 
(vgl. $ 1761). Darauf, ob er bei Erteilung der Ehelichkeitserklärung tatſächlich verheiratet 
war, kommt es hiernach nicht weiter an. 


Achter Titel 


Annahme an Kindes Statt 


1. Die unbeſchränkte Zuläſſigkeit der Annahme an Kindes Statt würde der Eheſchließung 
nicht förderlich fein. Die Kindesannahme iſt daher nur unter Beſchränkungen (88 1741, 
1744) geſtattet. Auch iſt Vorſorge getroffen, daß ſie nicht zur Verfolgung eigennütziger 
Zwecke mißbraucht wird (88 1752, 1759, 1760, 1767, 1771). Das durch die Annahme an 
Kindes Statt geſchaffene Rechtsverhältnis iſt grundſätzlich dem natürlichen Kindesverhältnis 
nachgebildet (vgl. $$ 1744, 1742, 1743, 1746, 1749, 1757) Ein Verwandtſchaftsverhältnis 
wird jedoch nur zwiſchen den Vertragsparteien begründet, als welche auch der Ehegatte des 
Annehmenden und die zur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhandenen Abkömmlinge des Kindes 
zugezogen werden können (88 1757 Abſ 2, 1762, 1763). 

2. Räumlicher Geltungsbereich. Die Vorausſetzungen und Rechtswirkungen der 
Annahme an Kindes Statt beſtimmen ſich gemäß Art 22 EG nach deutſchem Recht, wenn 
der Annehmende „zur Zeit der Annahme“, das iſt zur Zeit der Mitteilung der Beſtätigung 
an den Annehmenden (vgl. $ 1754 A 1), die Reichsangehörigkeit beſitzt. Es gilt dies 
grundſätzlich auch hinſichtlich des in $ 1748 Abſ 3 und § 1750 Abſ 2 Dung c le Form- 
erforderniſſes, mit der Beſonderheit natürlich, daß darüber, wie die öffentliche Beurkundung 
zu bewirken iſt, bei einer im Auslande erfolgten Beurkundung nur das ausländiſche Recht 
maßgebend ſein kann. Art 11 Abſ 1 Satz 2 EG ift hiernach nicht unbedingt entſcheidend (anders 
die herrſchende Anſicht). Der Grundſatz des Art 22 iſt einer ergänzenden Ausdehnung auf 
Ausländer fähig (vgl. Vorbem 6 vor 5 1). Eine beſondere Schutzbeſtimmung im Intereſſe 
des Deutſchen iſt es, daß bei Kindesannahme eines Deutſchen durch einen Ausländer hin⸗ 
ſichtlich des Erforderniſſes der Einwilligung des Kindes, ſeiner Eltern (beziehentlich ſeiner 
unehelichen Mutter) und des Ehegatten des Kindes den Vorſchriften des deutſchen Rechts 
genügt ſein muß (Art 22 Abſ 2 EG). In gleicher Weiſe wird das deutſche Gericht, wenn 
ein Ausländer von einem Deutſchen an Kindes Statt angenommen wird, hinſichtlich der 
zur Kindesannahme erforderlichen Einwilligung des Kindes und ſeiner Angehörigen die 
Vorſchriften des Heimatsrechts des Ausländers zu berückſichtigen haben. 

3. Übergangs vorſchriften. Die Gültigkeit einer vor Inkrafttreten des BGB er- 
folgten Annahme an Kindes Statt und die Rechtswirkungen dieſes Vertrages, auch dritten 
Perſonen gegenüber, ſind nach bisherigem Recht zu beurkeilen, vorausgeſetzt, daß der Ver⸗ 
trag unter Herrſchaft dieſes Rechts vollwirkſam geworden iſt (Art 209 EG). Nach früherem 
ſchaſt beſtimmt ſich insbeſondere, ob und inwieweit durch die Kindesannahme ein Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältnis und Namensrecht begründet iſt und welche Einſchränkungen durch den 
Annahmevertrag die Eltern des angenommenen Kindes in ihren Rechten erlitten haben. 
Dieſe Regel erleidet indes inſofern eine Ausnahme, als der Inhalt der dem Annehmenden 
zukommenden elterlichen Rechte und Pflichten ſich von Inkrafttreten des BGB an nach deſſen 
Vorſchriften bemißt (vgl. Art 203 EG — a. A. Habicht Intern. Privg zu Art 22 EG IV). 
Abändernde Vereinbarungen im Annahmevertrage bleiben inſoweit beſtehen, als ſie nach 
neuem Recht zuläſſig ſind. 

4. Das BOB kennt als ſamilienrechtlichen Vertrag, durch welchen ein Eltern⸗ und 
Kindesverhältnis begründet wird, nur die Annahme an Kindes Statt, nicht den Vertrag über 
Annahme eines Pflegekindes. Der Inhaber der elterlichen Gewalt wird durch Abſchluß 
eines ſolchen Vertrages nicht gehindert, das Kind jederzeit zurückzufordern. Der Verzicht 
auf das Rückforderungsrecht kann auch nicht durch Vereinbarung einer Vertragsſtrafe (vgl. 
$ 344) oder durch Übernahme einer Verpflichtung zum Schadenserſatz wirkſam gemacht 
werden. Die familienrechtlichen Wirkungen des im Preußiſchen Recht anerkannten Pflege⸗ 
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kindſchaftsverhältniſſes (ALR II 2 88 753 ff.) find ſeit dem 1. 1. 00 fortgefallen (RG 
24. 1. 07 B IV 6/07). Ein vor dieſem Zeitpunkt geſchloſſener Einkindſchaftsvertrag hat, 
ſoweit darin nicht eine gültige Kindesannahme enthalten iſt, mit Inkrafttreten des BGB 
feine perſonenrechtliche Wirkſamkeit verloren. Eine in dem Vertrage übernommene Unter⸗ 
haltspflicht wird meiſt in dem Sinne aufzufaſſen ſein, daß die Beſtimmungen des jeweils 
geltenden Rechts über die zwiſchen Vater und Kind beſtehende Unterhaltspflicht maßgebend 
ſein ſollen (RG 22. 9. 02 IV 140/02). 

5. Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts hat die Annahme an Kindes Statt regel⸗ 
mäßig keine Bedeutung. Sie hat nach $ 2 letzter Abſ St Ang v. 1. 6. 70 den Eintritt des Kindes 
in die Staatsangehörigkeit des Annehmenden nicht zur Folge. Ebenſowenig 
erſtreckt ſich die Verleihung der Staatsangehörigkeit und die Entlaffung oder der ſonſtige Ver⸗ 
luſt der Staatsangehörigkeit auf das angenommene Kind (88 11, 19, 21 Abſ 2 d. G. i. d. F. 
des Art 41 EG). Auch hinſichtlich der Erbſchaftsſteuer ift das angenommene Kind 
(Steuer — 6 Prozent) dem ehelichen nicht gleichgeſtellt (G. v. 3. 6. 06 88 4 u. 10 unter II 6). 
Dagegen zeigt ſich die durch die Annahme an Kindes Statt begründete Familiengemeinſchaft 
darin wirkſam, daß das angenommene Kind geradeſo wie das eheliche Kind den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz des Annehmenden teilt ($ 18 UWG v. 30. 5. 08). Die Frage, ob durch die Annahme 
an Kindes Statt der Adel übertragen wird, ob es hierzu der landesherrlichen Genehmigung 
bedarf, entſcheidet ſich nach Landesrecht. In Lehen und Familien I deikommiſſe 
iſt das angenommene Kind, falls für Familienfideikommiſſe in der Stiftungsurkunde nichts 
anderes feſtgeſetzt iſt, regelmäßig nicht nachfolgeberechtigt (vgl. Art 59 Ech). 


8 1741 


Wer keine ehelichen Abkömmlinge hat), kann durch Vertrag!) mit einem 
andern dieſen an Kindes Statt annehmen). Der Vertrag bedarf der Be⸗ 
ſtätigung *) durch das zuſtändige Gericht“). 

E 1 1601 Abſ 2, 1602 Saß 1, 1617 Sat 1 II 1625 Abſ 1, 1631 Satz 1, 1632 Abſ 1 Satz 1 M 4, 951 u. 
972 P 4, 718 u. 724. 

1. Ein Hindernis der Annahme an Kindes Statt bildet das Vorhandenſein ehelicher 
Abkömmlinge nur, wenn fie zur Zeit des Abſchluſſes des Annahmevertrages — wodurch 
eine Bindung zwiſchen den Vertragſchließenden bewirkt wird ($ 1754 Abſ 1 Satz 2) — 
bereits geboren, nicht bloß erzeugt ſind (a. M. Dernburg IV $ 94 unter I). Zu den ehelichen 
Abkömmlingen ſind auch die legitimierten Kinder (88 1719, 1723) und die als ehelich geltenden 
Kinder aus einer nichtigen Ehe (88 1699, 1704) zu zählen. Die Nichtbeachtung des hier auf 
geſtellten Erforderniſſes, wovon Befreiung nicht gewährt werden kann, macht den Annahme- 
vertrag nichtig, auch wenn er die gerichtliche Beſtätigung erhalten haben ſollte. 

2. Die Annahme an Kindes Statt ſetzt einen Vertrag zwiſchen dem Annehmenden 
und dem angenommenen Kinde voraus, nicht einen Vertrag mit den Eltern oder der unehe⸗ 
lichen Mutter des Kindes, welche nur durch Exteilung der Einwilligung an dem Vertrage 
teilnehmen. Der Vertrag hat die Natur eines familienrechtlichen Vertrages. Eine Bindung 
( 1754 Abſ 1) wird nur erzeugt durch die in der Form des $ 1750 Abſ 2 erklärte Einigung. 
Eine Verpflichtung zur Abſchließung eines Kindesannahmevertrages oder zur Aufhebung 
eines ſolchen Vertrages kann nicht gültig eingegangen werden. Ebenſowenig können die 
Grundſätze über die bindende Kraft eines Vertragsantrags (58 145 ff.) Platz greifen. Über 
die Dauer der Bindung ſ. $ 1754 A 3. 


3. Das BGB kennt nur eine Annahme an Kindes Statt (vgl. 55 1742, 1753 Abſ 1, 
1767 Abſ 2) nicht eine Annahme an Enkel Statt. Zuläſſig iſt es, daß der Vater oder die 
Mutter das eigene uneheliche Kind an Kindes Statt annimmt, wie auch eine derartige 
Kindesannahme vielfach in Gebrauch iſt. Sie behält neben der Einrichtung der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe oder Ehelichkeitserklärung ihre ſelbſtändige Bedeutung (vgl. R JW 
06, 5992). Es iſt oft nur auf dieſem Wege möglich, den Makel der unehelichen Geburt völlig 
zu tilgen. Für die uneheliche Mutter bildet die Möglichkeit der Kindesannahme einen Erſatz 
für die nur auf Antrag des Vaters zuläſſige Ehelichkeitserklärung. Der Vertrag kann nur zum 
Zwecke der Kindesannahme benutzt werden. Iſt die Abſicht der Parteien nicht hierauf, ſon⸗ 
dern nur auf die Namensänderung (vgl. $ 1758) gerichtet, ſo iſt der Vertrag als 
zum Schein abgeſchloſſen als nichtig anzuſehen und kann aus dieſem Grunde die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu dem Vertrage verſagt werden (ROL 7, 425; 12, 
347; KGJ 32 A 47; val. RGS 29, 132). Nichtig iſt der Vertrag auch dann, wenn er gegen 
die guten Sitten verſtößt ($ 138). Von einer Nichtigkeit kann aber nicht die Rede ſein, 
wenn der eine Vertragsteil den unſittlichen Charakter der vom Vertragsgegner erſtrebten 
Zwecke und gehegten Beweggründe nicht erkannt hat (RG 25. 4. 07 IV 470/06). 
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4. Zuſtändig für die Beſtätigung iſt nach 8$ 65, 66 FGG das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirk der Annehmende ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines inländiſchen Wohnſitzes 
ſeinen Aufenthalt zu der Zeit hat, wo der Antrag bei dem Amtsgericht eingeht oder das be⸗ 
urkundende Gericht (Notar) mit der Einreichung beauftragt iſt. Im Intereſſe des im Aus⸗ 
lande befindlichen Deutſchen iſt eine beſondere Zuſtändigkeitsbeſtimmung in § 66 Abſ 2 ge⸗ 
geben. Die örtliche Unzuſtändigkeit iſt auf die Gültigkeit der Beſtätigung ohne Einfluß (87 
FGG). Eine Beſchwerde und zwar die ſofortige Beſchwerde, die von jedem der Vertrag⸗ 
ſchließenden erhoben werden kann, findet nach $ 68 FG nur gegen die Verſagung der 
Beſtätigung ſtatt. 

8 1742 

Die Annahme an Kindes Statt kann nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeſtimmung erfolgen“). 

E 1 1615 II 1630 M 4, 971 P 4, 724. 

1. Die Annahme an Kindes Statt kann, da das durch ſie begründete Kindesverhältnis 
dem natürlichen Kindesverhältnis entſprechen ſoll, zeitlich nicht begrenzt werden, weder durch 
Beifügung eines Anfangstermins oder Endtermins noch durch Beifügung einer aufſchieben⸗ 
den oder auflöſenden Bedingung. Der Annahmevertrag bleibt in ſolchem Falle ungültig, 
auch wenn der Anfangstermin oder die Bedingung bereits vor der Beſtätigung eingetreten 
ſein ſollte. Eine zeitliche Begrenzung kann übrigens auch nicht dadurch herbeigeführt werden, 
daß die Verpflichtun⸗ übernommen wird, zu einer beſtimmten Zeit oder bei Eintritt einer 
beſtimmten Bedingung die Aufhebung der Kindesannah me zu bewilligen (vgl. $ 1741 A 2). 
Keinen Verſtoß gegen $ 1742 enthält es, wenn als Bedingung ein Umſtand geſetzt wird, 
der ſchon die geſetzliche Vorausſetzung für die Gültigkeit des Vertrages bildet. 


8 1743 


Das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes ſteht einer weiteren 
Annahme an Kindes Statt nicht entgegen ). 

E 1 1602 Satz 2 II 1625 Abſ 2 M 4, 959 P 4, 719. 

1. Daraus, daß das angenommene Kind dem ehelichen gleichſteht ($ 1757 Abſ 1), 
könnte die Schlußfolgerung gezogen werden, daß ebenſo wie das Vorhandenſein eines ehe⸗ 
lichen Kindes ($ 1741) auch das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes einer neuen 
Kindesannahme entgegenſtehe. Dieſer Schlußfolgerung will § 1743 vorbeugen. Wie das 
eheliche Kind ſich die Schmälerung ſeiner Rechte durch die Geburt eines zweiten ehelichen 
Kindes gefallen laſſen muß, ſo muß auch das angenommene Kind die Annahme eines wei⸗ 
teren Kindes dulden. Iſt die Abſicht bei der zweiten Kindesannahme auf dieſe Schmälerung 
gerichtet, fo wird unter Umſtänden $ 138 oder $ 826 zur Anwendung gebracht werden können. 


8 1744 


Der Annehmende muß das fünfzigſte Lebensjahr vollendet haben!) 
und mindeſtens achtzehn Jahre älter jein als das Kind ). 

E 1 1607 Abſ 1, 1604 Abſ 1 11 1626 Abſ 1 M 4, 960 P 4, 720. 

1. Die Vollendung des 50. Lebensjahrs wird verlangt, weil bei dieſem Alter die 
Ausſicht auf Gewinnung leiblicher Kinder nur eine geringe iſt. Die weitere Heraufſetzung 
der Altersgrenze würde den praktiſchen Wert der Kindesannahme zu ſehr verkümmern. Das 
50. Lebensjahr iſt, wie aus $ 187 Abſ 2 folgt, mit dem Beginn des 50. Geburtstages vollendet. 
Befreiung von dieſem Erfordernis iſt nach § 1745 zuläſſig. 

2. Soll die Kindesannahme ihrem Zwecke entſprechend (vgl. Vorbem 1 vor $ 1741) 
einen dem natürlichen Kindesverhältnis nachgebildeten Zuſtand herbeiführen, ſo muß der 
Altersunterſchied ein ſolcher ſein, daß der Annehmende in Wirklichkeit der Vater (bez. Mutter) 
des angenommenen Kindes ſein könnte. Es wird deshalb (in Anſchluß an die plena pubertas 
des römiſchen Rechts) und zwar ohne Unterſcheidung, ob der Annehmende ein Mann oder 
eine Frau iſt, ein Altersunterſchied von 18 Jahren gefordert. Das Kind darf nicht vor 
Beginn des 18. Geburtstags des Annehmenden geboren fein. 


8 1745 


Von den Erforderniſſen des § 1744 kann Befreiung bewilligt werden, 


von der Vollendung des fünfzigſten Lebensjahrs jedoch nur, wenn der An⸗ 
nehmende volljährig iſt !). 3 
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Die Bewilligung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der Annehmende au⸗ 
gehört; iſt der Annehmende ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehört, 
fo ſteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu ). 

Über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung 
hat die Landesregierung zu beſtimmen ). 

E 1 1603 Abſ 2, 1604 Abſ 2, 1605 II 1626 Abſ 2 u. 3 M 4, 960 P 4, 718; 6, 67 u. 304. 

1. Die Zuläſſigkeit der Befreiung von dem Erfordernis des 50. Sebensjahrs hat 
hauptſächlich darin ihren Grund, daß die Unwahrſcheinlichkeit der Gewinnung leiblicher Kinder 
nach der beſonderen Beſchaffenheit des Annehmenden ſchon in einem früheren Lebensalter 
eintreten kann. Dem Geſuche um Befreiung pflegt demgemäß ein amtsärztliches Zeugnis 
darüber beigefügt zu werden, daß der Geſuchſteller leibliche Kinder nicht mehr zu erwarten 
hat. Eine Schranke iſt jedoch in dieſer Beziehung dem Ermeſſen der für die Befreiung zu⸗ 
fern ma Stelle nur inſofern gezogen, als der Annehmende mindeſtens volljährig 
ein muß, da es widerſinnig ſein würde, die Annahme an Kindes Statt in einem früheren 
Alter als die Eheſchließung, die wenigſtens beim Manne die Volljährigkeit vorausſetzt, zu 
geftatten. Der Volljährigkeit des Annehmenden iſt auch hier (wie in dem Falle des $ 1303) 
die Volljährigkeitserklärung gleichzuſtellen. Für die Befreiung von dem Erfordernis des 
Altersunterſchieds können die verſchiedenſten Rückſichten perſönlicher und allgemeiner Art 
maßgebend fein. — Die Gültigkeit des Annahmevertrages kann nicht aus dem Grunde an⸗ 
gefochten werden, weil die Bewilligung der Befreiung durch unwahre Angaben erſchlichen 
ſei (RG 25. 4. 07 IV 470/06). 

2. Die Bewilligung der Befreiung iſt, falls der Annehmende nur die Reichsan⸗ 
gehörigkeit beſitzt, dem Reichskanzler übertragen, und iſt im übrigen Sache des 
Bundesſtaats, der auch die erforderlichen Ausführungsvorſchriften über Zuſtändigkeit 
und Verfahren zu erlaſſen hat. Wenn 91745 dieſe Anordnungen der Landesregierung 
zuweiſt, ſo hat damit nicht unter Eingriff in das innerſtaatliche Recht des Bundesſtaats die 
Unzuläſſigkeit einer geſetzlichen Regelung oder eine Beſchränkung hinſichtlich der zum Erlaß 
der Ausführungsvorſchriften zuſtändigen Stelle feſtgeſetzt werden ſollen (vgl. $ 1322 Abſ 3). 
Die Bewilligung ſteht dem Bundesſtaat zu, dem der Annehmende angehört, bei mehrfacher 
Staatsangehörigkeit dem von dem Annehmenden zuerſt angegangenen Bundesſtaat (a. M. 
Staudinger A 2). Dem Ermeſſen der zuſtändigen Stelle, als welche meiſt der Juſtizminiſter 
beſtimmt iſt, bleibt es überlaſſen, vor Erteilung der Bewilligung den Abſchluß des Annahme- 
vertrages und die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung des Vertrages zu fordern. Dieſe 
Genehmigung kann nicht deshalb abgelehnt werden, weil vor der Bewilligung der Befreiung 
die Gültigkeit des Vertrages noch in der Schwebe iſt. Wegen der Beſchwerde gegen die 
Verſagung der Genehmigung ſ. $ 1821 A 2. 


8 1746 


Wer verheiratet iſt, kann nur mit Einwilligung ſeines Ehegatten!) an 
Kindes Statt annehmen oder angenommen werden. 

Die Einwilligung iſt nicht erforderlich, wenn der Ehegatte zur Abgabe 
einer Erklärung dauernd außerſtande oder ſein Aufenthalt dauernd unbe⸗ 
kannt iſt ). 

E 1 1606, 1609, 1611 Satz 1 II 1627 M 4, 961 ff. P 4, 721. 

1. Wenn auch aus der Annahme an Kindes Statt dem Ehegatten des Annehmenden 
und des angenommenen Kindes keine Rechte und Pflichten erwachſen, ſo übt doch die Kindes⸗ 
annahme auf die Geſtaltung des gemeinſchaftlichen ehelichen Lebens eine ſolche Einwirkung, 
daß der eine Ehegatte nicht ohne Einwilligung des andern Ehegatten den Annahmevertrag 
ſchließen darf. Die Nichterteilung der Einwilligung macht übrigens dieſen Vertrag nicht 
derart ungültig, daß die Bindung der Vertragſchließenden aufgehoben wäre, ſondern ſchließt 
nur die Beſtätigung aus. Über den Zeitpunkt, bis zu welchem die Einwilligung erteilt ſein 
muß, ſ. § 1754 A 2 a. E. 

g 2. Die Einwilligung des Ehegatten braucht nicht eingeholt zu werden, wenn, wie 
in Abſ 2 näher beſtimmt ift, ein dauerndes Hindernis entgegenſteht, worüber das Gericht 
bei Erteilung der Beftätigung nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen hat (f. § 1726 A 2 u. $ 1756 


A 1). — Zur Aufhebung der Annahme an Kindes Statt iſt die Einwilligung des anderen Ehe⸗ 
gatten nicht erforderlich. 
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8 1747 
8 

Ein eheliches Kind kann bis zur Vollendung des einundzwanzigſten 
Lebensjahrs nur mit Einwilligung der Eltern, ein uneheliches Kind kann 
bis zum gleichen Lebensalter nur mit Einwilligung der Mutter an Kindes 
Statt angenommen werden ). Die Vorſchrift des § 1746 Abſ. 2 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung 2) 5). 

E 1610, 1611 Satz 1 11 1029 M 4, 964 P 4, 721. 

1. Die Einwilligung der Eltern und bei einem unehelichen Kinde die Einwilligung 
der Mutter wird nicht bloß in ſolchen Fällen gefordert, in denen die Kindesannahme den 
Verluſt der elterlichen Gewalt beziehentlich des Fürſorgerechts für die Perſon des Kindes 
(8 1765) zur Folge hat. $ 1747 verlangt die Einwilligung auch für das für volljährig erklärte 
Kind unter 21 Jahren, obſchon durch die Volljährigkeitserklärung die elterliche Gewalt 
und das Fürſorgerecht erliſcht (§ 1626). Es handelt ſich ſomit bei dem den Eltern und der 
unehelichen Mutter gegebenen Einwilligungsrecht um einen Ausfluß des natürlichen Ver⸗ 
wandtſchaftsverhältniſſes. Gegen ihren Willen ſoll die Kindesannahme, die leicht zu einer 
Lockerung der verwandtſchaftlichen Beziehungen führt, überhaupt nicht erfolgen dürfen. 
Bei einem ehelichen Kinde unter 21 Jahren iſt die Einwilligung beider Eltern erforderlich, 
da die Ausübung eines Rechts der elterlichen Gewalt nicht in Frage ſteht, der Vater ſomit 
kein Vorrecht vor der Mutter beanſpruchen kann. Das Einwilligungsrecht ſteht dem Vater 
eines aus nichtiger Ehe hervorgegangenen Kindes (nach Auflöſung der Ehe), wenn ihm die 
Nichtigkeit bei der Eheſchließung bekannt war, nicht zu, da er in dieſem Falle aller Rechte 
aus der Vaterſchaft, nicht bloß der Rechte der elterlichen Gewalt verluſtig geht ($ 1701). 
Mt das Kind durch Ehelichkeitserklärung legitimiert, jo bedarf es nicht bloß der Einwil⸗ 
ligung des Vaters, der durch die Ehelichkeitserllärung die elterliche Gewalt erlangt hat, 
ſondern auch der Mutter, da ihr die Rechte aus dem Verwandtſchaftsverhältnis geblieben 
find ($ 1737 Abſ 2). 

2. Über die Wirkung des Mangels der Einwilligung und über den Fall, daß ein 
dauerndes Hindernis der Erteilung der Einwilligung entgegenſteht, ſ. $ 1746 A 1 und 2. 
5 Fall wird namentlich bei einem Findelkinde, deſſen Eltern nicht zu ermitteln ſind, 

orkommen. 

3. Zu der Aufhebung der Kindesannahme iſt die Einwilligung der in A 1 genannten 
Perſonen nicht erforderlich. Sie erlangen durch die Aufhebung nicht etwa ihre früheren 
Rechte zurück, ſind alſo an der Aufhebung unbeteiligt. Ihre Einwilligung iſt auch dann 
nicht nötig, wenn ein anderer das Kind an Kindes Statt annehmen ſoll, was nur auf dem 
Wege zu erreichen iſt, daß zuvor die erſte Kindesannahme aufgehoben wird. 


8 1748 

Die Einwilligung!) der in den 8 1746, 1747 bezeichneten Perſonen hat 
dem Annehmenden oder dem Kinde oder dem für die Beſtätigung des An⸗ 
nahmevertrags zuſtändigen Gerichte gegenüber zu erfolgen; ſie iſt unwider⸗ 
ruflich :). 

Die Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter erteilt werden. Iſt 
der Einwilligende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der 
Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters ). 

Die Einwilligungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung ). 

EI 1614, 1616 Abſ 2 II 1636 M 4, 970 P 4, 724; 5, 443. 

1. Ebenſo wie die Annahme an Kindes Statt kann auch die Einwilligung nicht unter 
einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung erklärt werden. Trifft der Annehmende zur Er- 
langung der Einwilligung eine beſondere Abmachung, fo iſt doch die Wirkſamkeit der Ein⸗ 
willigung nicht von der Gültigkeit dieſes Abkommens und von der Erfüllung der gemachten 
Zuſagen abhängig. Ein ſolches Abkommen wird übrigens nicht ſchon um deswillen als un⸗ 
gültig (§ 138) angefehen werden können, weil dem Einwilligungsberechtigten eine Ent- 


ſchädigung gewährt wird. Eine billige Entſchädigung für den Verluſt des Kindes wird unter 
Umſtänden durchaus am Platze ſein. 

2. Die Einwilligungserklärung wird als empfangsbedürftiges Rechts⸗ 
geſchäft dadurch wirkſam, daß ſie — in der durch Abſ 3 vorgeſchriebenen Form der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung (vgl. $ 1726 A 1, § 1730 A 1 — einem der Vertrags- 

8, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Band. 20 
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teile gegenüber oder gegenüber dem für die Beſtätigung zuſtändigen Gericht, das als Ver⸗ 
treter der Vertragsteile erſcheint (vgl. $ 1741 A 4), abgegeben wird und wird hierdurch zugleich 
unwiderruflich. Nicht nötig iſt, daß dieſes Gericht bereits durch Einreichung des Antrags 
auf Beſtätigung mit dieſer Angelegenheit befaßt iſt. 

3. Die Erteilung der Einwilligung läßt bei der höchſtperſönlichen Natur dieſer Rechts⸗ 
handlung keine Vertretung durch einen Bevollmächtigten, wenn er nicht ein bloßer Vertreter 
in Erklärung des Willens iſt, oder den geſetzlichen Vertreter zu. Es kommt auf die 
perſönliche Entſchließung des Einwilligungsberechtigten an. Auch der beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähige (88 106, 114) bedarf zur Erklärung der Einwilligung nicht der Zuſtimmung des ge- 


ſetzlichen Vertreters. 
8 1749 


Als gemeinſchaftliches Kind kann ein Kind nur von einem Ehepaar!) 
angenommen werden). 

Ein angenommenes Kind kann, ſolange das durch die Annahme begründete 
Rechtsverhältnis beſteht, nur von dem Ehegatten des Annehmenden an Kindes 


Statt angenommen werden). 

E I 1607, 1608 II 1628 M 4, 962, 963 P 4, 721. 

1. Die Annahme eines Kindes als gemeinſchaftliches Kind kann ſelbſtverſtändlich 
nur den Ehegatten geſtattet ſein, da ſonſt ein dem natürlichen Kindesverhältnis wider⸗ 
ſprechender Zuſtand geſchaffen fein würde. Sie kann in der Weiſe geſchehen, daß von vorn⸗ 
herein beide Eheleute zuſammen den Vertrag ſchließen oder daß nachträglich durch beſonderen 
Vertrag der zweite Ehegatte das Kind ebenfalls an Kindes Statt annimmt. In letzterer Be⸗ 
ziehung genügt nicht die einfache Beitrittserklärung zu dem früheren Vertrage. Es muß 
vielmehr ein neuer Vertrag abgeſchloſſen werden, der alle Erforderniſſe eines Kindes- 
annahmevertrages, auch hinſichtlich der von den Eltern, der unehelichen Mutter und dem 
Ehegatten des Kindes zu erteilenden Einwilligung, erfüllt. — Über die Rechtswirkungen 
einer gemeinſchaftlichen Kindesannahme ſ. $ 1757 A 2. Die Aufhebung einer ſolchen Kindes⸗ 
annahme erfordert einen von beiden Ehegatten zu ſchließenden Vertrag ($ 1768 A 1). 


8 1750 
Der Annahmevertrag kann nicht durch einen Vertreter!) geſchloſſen 
werden. Hat das Kind nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo kann 
ſein geſetzlicher Vertreter den Vertrag mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ) ſchließen. 
Der Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile 
vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen werden ). 

E I 1612, 1613 Abſ 2, 1616 Abf 1 11 1631 Satz 2, 1633 M 4, 969 u. 971 P 4, 722, 724, 726; 5, 443. 

1. Wie die Erteilung der Einwilligungserklärung ($ 1748 A 3) ift auch die Ab: 
ſchließung des Annahmevertrages eine höchſtperſönliche, keine Vertretung zulaſſende An⸗ 
gelegenheit. Ausnahmsweiſe iſt es jedoch, da es namentlich aus erzieheriſchen Rückſichten 
ſehr wünſchenswert iſt, die Kindesannahme nicht bis zu einem ſpäteren Alter des Kindes 
hinauszuſchieben, geſtattet, daß der geſetzliche Vertreter für das unmündige und 
für das noch nicht 14 Jahre alte Kind mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts den Vertrag ſchließen kann. Auf fonftige Fälle der Geſchäftsunfähigkeit oder be- 
ſchränkten Geſchäftsfähigkeit iſt dieſe Ausnahme nicht auszudehnen. Dem im Alier von 7 
bis 14 Jahren ſtehenden, alſo beſchränkt geſchäftsfähigen Kinde iſt es unbenommen, den Ver⸗ 
trag auch mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters und Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ſelbſt zu ſchließen. In derſelben Weiſe iſt der Vertrag auch von dem über 14 Jahre 
alten beſchränkt geſchäftsfähigen Kinde zu ſchließen ($ 1751 Abſ 2). Als geſetzlicher Vertreter 
kommt, wenn die Sorge für die Perſon und das Vermögen verſchiedenen Perſouen zuſteht, 
deen Vertreter in Betracht, dem die Fürſorge für die Perſon des Kindes zukommt. 

2 Maßgebend für die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt die Rückſicht 
auf das Wohl des Kindes, wobei die aus der Kindesannahme entſpringenden Vorteile und 
Nachteile gegeneinander abzuwägen ſind. Daß das Kind (unter Verletzung des dem ver- 
ſtorbenen leiblichen Vater geſchuldeten Andenkens) ausſchließlich den Namen des Annehmen⸗ 
den führen ſoll, kann die Verſagung der Genehmigung nicht rechtfertigen (OLG 5, 417). 
Iſt der Annehmende Schuldner des Kindes, fo wird zweckmäßig vor Erteilung der Geneh⸗ 
migung die Tilgung oder Sicherſtellung der Schuld zu fordern ſein (vgl. $ 1752). Die Gench- 
migung des Vormundſchaftsgerichts kann auch im voraus für einen unter beſtimmten Be⸗ 
dingungen abzuſchließenden Annahmevertrag erteilt werden. 
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3. Bei der Wichtigkeit des die familienrechtliche Stellung des Kindes ändernden Ver⸗ 
trages iſt die gerichtliche oder notarielle Beurkundung und zugleich als Gewähr für die 
richtige, dem beiderſeitigen Vertragswillen entſprechende Aufnahme des Vertrages die An⸗ 
weſenheit beider Teile bei der Beurkundung vorgeſchrieben. Danach erſcheint es nicht an⸗ 
gängig, daß ein Vertreter in Erklärung des Willens — was an ſich zuläſſig ſein würde (vgl. 
$ 1748 A 3) — die Partei bei Aufnahme des Vertrages vertritt. 


8 1751 

Iſt der Annehmende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo bedarf er 
zur Eingehung des Vertrags, außer der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Ver⸗ 
treters, der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 0). 

Das Gleiche gilt für das Kind, wenn es in der Geſchäfts fähigkeit be⸗ 
ſchränkt iſt !). 

E 1 1613 Abſ 1 u. 2 11 1634 M 4, 969 u. 971 P 4, 722, 724, 726; 5, 443. 

1. Sowohl für den Annehmenden als für das anzunehmende Kind (vgl. $ 1750 A 1) 
ſtehen bei Abſchließung des Annahmevertrages ſo gewichtige Intereſſen in Frage, daß die 
Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts zu der Erklärung des in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Vertragsteils nicht zu entbehren iſt. Eine beſchränkte Geſchaftsfähigkeit des 
Annehmenden kann übrigens, da die Kindesannahme durch einen Minderjährigen nach $ 1745 
Abſ 1 unzuläſſig iſt, nur infolge Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder 
Trunkſucht vorkommen, in welchem Falle übrigens eine Kindesannahme nur ſelten gerecht- 
fertigt ſein dürfte. Über Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſ. $ 1750 A 2. 


8 1752 


Will ein Vormund ſeinen Mündel an Kindes Statt annehmen, ſo ſoll 
das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht erteilen, ſolange der Vor⸗ 
mund im Amte iſt. Will jemand ſeinen früheren Mündel an Kindes Statt 
annehmen, ſo ſoll das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht erteilen, 
bevor er über ſeine Verwaltung Rechnung gelegt und das Vorhandenſein 
des Mündelvermögens nachgewieſen hat). 

Das Gleiche gilt, wenn ein zur Vermögens verwaltung beſtellter Pfleger 
ſeinen Pflegling oder ſeinen früheren Pflegling an Kindes Statt annehmen 
will?). 

E 1 1613 Abſ 3 u. 4 II 1635 M 4, 970 P 4, 723. 

1. Das Vormundſchaftsgericht hat es, wenn ein Vormund ſeinen Mündel an Kindes 
Statt annehmen will, in der Hand, die Genehmigung des Vertrages davon abhängig zu machen, 
daß der Vormund zuvor ſein Amt niederlegt, über die Verwaltung des Vermögens Rechnung 
legt und das richtige Vorhandenſein des Vermögens nachweiſt, und wird verſtändigerweiſe 
fo verfahren (vgl. $ 1750 A 2). Durch $ 1752 iſt dies Verfahren dem Vormundſchaftsgericht 
unter allen Umſtänden zur Pflicht gemacht, auch wenn ein Verdacht der Untreue des Vor⸗ 
mundes nicht beſteht. Unter Umſtänden kann ein Anlaß vorhanden ſein, auch die vorherige 
Herausgabe des Vermögens zu fordern. 

2. Das in A 1 Geſagte findet auch Anwendung auf den zur Vermögensverwaltung 
beſtellten Pfleger ($ 1909) und auf den der Mutter als Inhaberin der elterlichen Gewalt 
enge i Beiſtand, dem nach $ 1693 die Vermögensverwaltung ganz oder teilweiſe 
übertragen iſt. 


§ 1753 


Die Beſtätigung des Annahmevertrags kann nicht nach dem Tode des 
Kindes erfolgen ). 

Nach dem Tode des Annehmenden iſt die Beſtätigung nur zuläſſig, wenn 
der Annehmende oder das Kind den Antrag auf Beſtätigung bei dem zuſtändigen 
Gericht eingereicht oder bei oder nach der gerichtlichen oder notariellen Beur⸗ 
kundung des Vertrags das Gericht oder den Notar mit der Einreichung be⸗ 


traut hat?). 
20* 


308 Familienrecht Verwandtſchaft 


Die nach dem Tode des Annehmenden erfolgte Beſtätigung hat die gleiche 
Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode erfolgt wäre ). 

E I 1618 11 1637 M 4, 976 P 4, 726; 5, 145. 

1. Iſt vor der Beſtätigung des Vertrages das Kind geſtorben, ſo wird die Kindes⸗ 
annahme, die nach der Auffaſſung des Geſetzes weſentlich dem Intereſſe des Kindes dient, 
zwecklos. Die Beſtätigung kann daher nach dem Tode des Kindes nicht mehr erfolgen, auch 
nicht im Intereſſe der zu dem Vertrage zugezogenen Abkömmlinge des Kindes (vgl. $ 1762). 

2. Der Tod des Annehmenden hindert nicht, daß die weſentlichen Zwecke des Ver⸗ 
trages, die beſſere Ausbildung und Verſorgung des Kindes ſowie die Erhaltung des Familien⸗ 
namens erreicht werden können. Das Richtigſte würde deshalb ſein, den Tod des Annehmen⸗ 
den nach Abſchluß des Annahmevertrages, womit eine Bindung der Vertragſchließenden 
eintritt, für einflußlos zu erklären. Das Geſetz hat jedoch, nachdem es in E! den gegen⸗ 
teiligen Standpunkt eingenommen hatte, ſchließlich in Übereinſtimmung mit $ 1733 den 
mittleren Weg eingeſchlagen, daß es den Tod des Annehmenden nur dann für bedeutungslos 
Sen wenn diefer oder das Kind das zur Erlangung der Betätigung Erforderliche bereits 
getan hat. 


8 1754 


Die Annahme an Kindes Statt tritt mit der Beſtätigung in Kraft!). Die 
Vertragſchließenden find ſchon vor der Beſtätigung gebunden?). 

Die Beſtätigung iſt nur zu verſagen, wenn ein geſetzliches Erfordernis 
der Annahme an Kindes Statt fehlt?). Wird die Beſtätigung endgültig ver⸗ 


jagt, jo verliert der Vertrag ſeine Kraft“). 

E 1 1617 Satz 2 u. 3, 1619 II 1632 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2 M 4, 974 ff. P 4, 724 ff. 

1. Die rechtlichen Wirkungen der Annahme an Kindes Statt treten erſt mit dem Zeit⸗ 
punkt ein, wo die Beſtätigung erteilt wird. Dies iſt der Zeitpunkt, wo der die Beſtätigung 
ausſprechende Beſchluß dem Annehmenden oder, falls dieſer vor der Beſtätigung verſtorben 
ift, dem Kinde (mündlich oder ſchriftlich) bekannt gemacht wird ($ 67 Abſ 1 u. 2 FGG), durch 
welche Bekanntgabe der Beſchluß zualeich der Möglichkeit einer Abänderung entzogen wird 
($ 67 Abf 3 daſ.). Die Beſtätigung ift übrigens, ohne daß die Wirkſamkeit des Beſchluſſes 
davon abhängt, auch den andern Vertragſchließenden bekannt zu machen. Rückwirkende 
Kraft iſt dem Beſchluſſe nicht beigelegt. Sie iſt auch nicht darin zu finden, daß es für die Frage, 
ob der Annehmende eheliche Abkömmlinge hat ($ 1741) und für die Wirkung der Kindes⸗ 
annahme auf die ſpäter geborenen Abkömmlinge des Kindes ($ 1762) nicht auf die Zeit der Be⸗ 
ſtätigung, ſondern des Vertragsſchluſſes ankommt. Die Eintragung in das Geburtsregiſter 
iſt zur Wirkſamkeit der Kindesannahme nicht erforderlich. Dieſe Eintragung hat der Standes⸗ 
beamte auf Antrag eines Beteiligten, des Annehmenden oder des angenommenen Kindes, 
auf Grund ſelbſtändiger Prüfung der ihm vorgelegten öffentlichen Urkunden durch Bei- 
ſchreibung eines Randvermerks zu bewirken ($ 26 PSt B). 

2. Die Beſtätigung iſt vorgeſchrieben, um eine gewiſſe Sicherheit dafür zu gewähren, 
daß das nach außen in Erſcheinung tretende Kindesverhältnis auch wirklich beſteht. Durch 
die Beſtätigung wird — wie auch bei der Beſtätigung der Familienſtiftung, der Zulaſſung 
der Eheſchließung durch den Standesbeamten uſw. — eine Entſcheidung darüber abgegeben, 
daß die geſetzlichen Erforderniſſe der Kindesannahme erfüllt ſind, ohne daß ſich jedoch 
der Dritte (abgeſehen von der Entſcheidung über das Vorliegen eines der Abgabe der Ein⸗ 
willigung entgegenſtehenden dauernden Hinderniſſes, $ 1756), auf die Gültigkeit des Vertrages 
unbedingt verlaſſen darf. Mit der Prüfung, ob die Kindesannahme im Intereſſe des Kindes 
iſt (vgl. 9 1750 A 2), hat der die Beſtätigung erteilende Richter nichts zu tun. Der An⸗ 
trag auf Veſtätigung kann von jedem Vertragſchließenden geſtellt werden, ohne daß hierfür 
eine beſondere Form vorgeſchrieben iſt und zwar auch durch einen Bevollmächtigten, der 
ſich allerdings als ſolcher auszuweiſen hat. Sind die geſetzlichen Erforderniſſe der Kindes⸗ 
annahme erfüllt, fo muß die Beſtätigung erfolgen. Sit dieſen Erforderniſſen nicht genügt, 
ſo iſt dem Antragſteller, ſoweit Abhilfe möglich, der Mangel beſtimmt zu bezeichnen. Iſt 
die Veſtätigung trotz Fehlens der geſetzlichen Erforderniſſe ausgeſprochen, ſo hindert dies 
nicht, daß die Kindesannahme im Prozeßwege als ungültig erklärt wird (a. M. Dernburg 
IV $ 94 VI). Die Hebung des Mangels nach der Beſtäligung vermag die Ungültigkeit 
nicht zu heilen, da dem Vertrage in dem Zuſtande, wie er zur Beſtätigung vorlag, die Be⸗ 
ſtätigung nicht erteilt iſt. Anderſeits genügt es, wenn die geſetzlichen Erforderniſſe zur Zeit 
der Erteilung der Beſtätigung erfüllt ſind. Nicht nötig iſt, daß die Einwilligung der in den 
$$ 1746, 1747 bezeichneten Perſonen ſchon vor Abſchluß des Annahmevertrages erklärt 
wird. Aus dem Gebrauch des Wortes „Einwilligung“ (vgl. $ 183) kann nicht gefolgert 
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werden, daß die nachträgliche Zuſtimmung unwirkſam ſei. Wird der Annahmevertrag 
beſtätigt, bevor die nach 88 1750, 1751 erforderliche vor mundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
erteilt iſt, fo bleibt die Gültigkeit des Vertrages gemäß 88 1829, 1830 in der Schwebe 
(RGJ 37 A 58). 

3. Über die durch Abſchließung des Annahmevertrages entſtehende Bindung ſ. 8 1741 
A 2. Die Bindung hat die Bedeutung, daß der Annahmevertrag die notwendige unverrück⸗ 
bare Grundlage der Beſtätigung bildet. Die Gebundenheit wird dadurch nicht wieder 
beſeitigt, daß in der Zwiſchenzeit bis zur Beſtätigung der eine Vertragsteil geſchäftsunfähig 
oder beſchränkt geſchäftsfähig wird. Die Bindung erliſcht, wenn die Beſtätigung verſagt 
wird und dieſer Beſchluß, gegen den nach $$ 68, 27 FG die ſofortige Beſchwerde und 
weitere Beſchwerde ſtatthaft iſt, die Rechtskraft erlangt. In der Ablehnung der Entſcheidung 
wegen örtlicher Unzuſtändigkeit iſt eine Verſagung im Sinne des $ 1754 nicht zu erblicken 
(Seuff A 57 Nr 99). Mit der Gebundenheit der Vertragſchließenden fällt auch die Ge⸗ 
bundenheit der Perſonen, die ihre Einwilligung zu der Kindesannahme erklärt haben, weg. 
Die Zurückziehung des Antrags auf Beſtätigung (vgl. 5 1733 A 2 a. E.) hat das Erloſchen 
der Bindung nicht zur Folge. 


8 1755⁵ 


Iſt der Annahmevertrag oder die Einwilligung einer der in den 88 1746, 
1747 bezeichneten Perſonen anfechtbar, ſo gelten für die Anfechtung und für 
die Beſtätigung des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts die Vorſchriften des 8 1748 
Abſ. 2, des 8 1750 Abſ. 1 und des § 1751. 

E I 1630 11 1652 M 4, 1001 P 4, 737 ff. 

1. Die für die Abſchließung des Annahmevertrags und bie Erteilung der Einwilligung 
geltenden Grundſätze über Unvertretbarkeit und Genehmigungsbedürftigkeit finden in gleicher 
Weiſe auch auf die Anfechtung und auf die Beſtätigung des aufechtbaren Rechtsgeſchäfts 
Anwendung. Die Anfechtung iſt gemäß $ 143 gegenüber dem Verkragsgegner (oder 
feinen Erben) und bei Anfechtung der Einwilligung gegenüber derjenigen Partei zu erklären, 
der die Einwilligung erklärt war. Die gegenüber dem Gericht erfolgte Erklärung (die von 
dem Gericht in Vertretung der Beteiligten entgegengenommen wird) iſt ſo anzuſehen, als 
wäre die Erklärung gegenüber ſämtlichen Vertragsgenoſſen abgegeben, ſodaß auch die An⸗ 
fechtung allen dieſen Perſonen gegenüber zu erklären iſt. Die gleichen Grundſätze gelten 
für die Beſtätigung. Für die Beſtätigung wird außerdem (abweichend von $ 144 Abſ 2) 
die Einhaltung der gleichen Form (gerichtliche oder notarielle Beurkundung) zu erfordern 
ſein, die für die zu beſtätigende Erklärung vorgeſchrieben iſt (beſtr.). Dagegen iſt es nicht 
nötig, daß der zu beſtätigende Vertrag vollſtändig von neuem unter Anweſenheit ſämtlicher 
Vertragsteile vor Gericht oder Notar abgeſchloſſen wird. Dem $ 1755 entſpricht auf dem 
Gebiete der Ehelichkeitserklärung der § 1731. 


8 1756 


Auf die Wirkſamkeit der Annahme an Kindes Statt iſt es ohne Einfluß, 
wenn bei der Veſtätigung des Annahmevertrags mit Unrecht angenommen 
worden iſt, daß eine der in den 88 1746, 1747 bezeichneten Perſonen zur Ab⸗ 
gabe einer Ertlärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt dauernd unbe⸗ 
kannt ſei ). N 

E II 1638 ® 4, 727. 

1. S. 5 1735 A 3. 

8 1757 

Durch die Annahme an Kindes Statt erlangt das Kind die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes des Annehmenden!). 

Wird von einem Ehepaare gemeinschaftlich?) ein Kind angenommen 
oder nimmt ein Ehegatte ein Kind des andern Ehegatten an, ſo erlangt das 
Kind die rechtliche Stellung eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes der 
Ehegatten. 

E 1 1601 Abſ 1, 1621 II 1639 M 4, 956 u. 980 P 4, 718 u. 729. 

1. Aus dieſem Grundſatz, daß das angenommene Kind die Stellung eines ehelichen 
Kindes erlangt, folgt nicht bloß die Anwendbarkeit der Vorſchriften über die elterliche Gewalt, 
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ſondern auch der ſonſtigen Beſtimmungen über das Verhältnis zwiſchen Eltern und Kind, 
über die Hemmung der Verjährung nach § 204, Notwendigkeit der Einwilligung zur Ehe⸗ 
ſchließung nach $ 1305, Hausſtandsgemeinſchaft nach $$ 1617 bis 1619, Unterhaltspflicht 
nach $$ 1601 ff., Ausſteuer⸗ und Ausſtattungspflicht nach §8 1620 ff., Erb⸗ und Pflichtteils⸗ 
recht des Kindes uſw. Beſondere Beſtimmungen find in den $$ 1758 ff. über das Namensrecht, 
das Erbrecht, das Recht der Vermögensverwaltung und Nutznießung getroffen. Nimmt 
eine Ehefrau ein Kind an Kindes Statt an, jo erlangt fie —abgeſehen von dem in A2 behandelten 
Falle — die elterliche Gewalt unbeſchränkt durch die Rechte des Mannes. Die Wirkungen 
der Kindesannahme treten mit der Beſtätigung des Vertrages ein (ſ. § 1754 A 1). Ein 
Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen den Verwandten des Annehmenden und dem Kinde 
wird durch die Kindesannahme nicht begründet (§ 1763). 

2. Wird ein Kind von beiden Ehegatten gemeinſchaftlich angenommen, ſo richtet 
ſich die Teilnahme der Ehefrau an der elterlichen Gewalt nach den für eheliche Kinder gelten⸗ 
den Beſtimmungen. Die elterliche Gewalt oder die Ausübung der Gewalt geht in den Fällen 
der $$ 1684, 1685 auf die Ehefrau über. Kommt es zur Scheidung, fo gelten die Beſtim⸗ 
mungen der $$ 1635, 1636 auch für das angenommene Kind. Das gleiche Rechtsverhältnis 
muß eintreten, wenn das Kind von dem Ehegatten ſeines leiblichen Elternteils (dem Stief⸗ 
vater oder der Stiefmutter) an Kindes Statt angenommen wird. Es würde widerſinnig feir, 
die Beſtimmung des $ 1765 hier anzuwenden, wonach durch die Kindesannahme die leiblichen 
Eltern die Rechte an dem Kinde verlieren. Man wird aber nicht mit den Motiven (4, 980) 
annehmen dürfen, daß die uneheliche Mutter, wenn ihr Ehemann das Kind an Kindes Statt 
angenommen hat, hierdurch über das Fürſorgerecht des § 1707 hinaus die Rechte einer Ehefrau 
gewinnt (anders die herrſchende Anſicht). 


8 1758 


Das Kind erhält den Familiennamen des Annehmenden !). Wird das 
Kind von einer Frau angenommen, die infolge ihrer Verheiratung einen 
andern Namen führt, ſo erhält es den Familiennamen, den die Frau vor 
der Verheiratung geführt hat:). In den Fällen des § 1757 Abſ 2 erhält das 
Kind den Familiennamen des Mannes ). 


Das Kind darf dem neuen Namen ſeinen früheren Familiennamen 
hinzufügen, ſofern nicht in dem Annahmevertrag ein anderes beſtimmt iſt ). 

E 1 1622 II 1642 M 4, 981 P 4, 729. 

1. Das angenommene Kind ſteht dem ehelichen Kinde auch darin gleich, daß es den 
Familiennamen des Annehmenden erhält. Es hat aber das Recht, dem neuen Namen ſeinen 
früheren Familiennamen an zweiter Stelle hinzuzufügen, falls dieſes Recht 
nicht, wie bei Annahme eines unehelichen Kindes durch den Vater wohl regelmäßig geſchieht, 
durch den Annahmevertrag ausgeſchloſſen iſt. Im übrigen iſt eine Anderung des Namens- 
rechts nicht zuläſſig. Hat das Kind (nach vollendetem 14. Lebensjahre) das ihm hinſichtlich 
der Führung des Doppelnamens zustehende Wahlrecht einmal ausgeübt — die Anmeldung 
beim Standesamt iſt hierzu nicht erforderlich — fo iſt es an dieſe Wahl gebunden (beſtr.). 
Wird ein verheirateter Mann an Kindes Statt angenommen, ſo erlangt den neuen Namen 
auch feine Frau, da dieſe nach $ 1355 unbedingt den Namen des Mannes teilt. Ihr Intereſſe, 
den bisherigen Namen des Mannes nicht zu verlieren, findet dadurch Berückſichtigung, daß 
ohne ihre Zuſtimmung die Kindesannahme unſtatthaft iſt ($ 1746). Auf die nach Abſchluß 
des Annahmevertrages geborenen Abkömmlinge des Kindes geht der neue Namen ohne das 
vorbezeichnete Wahlrecht (a. M. Staudinger A 3) über, nicht auf die ſchon früher geborenen 
Abkömmlinge, falls nicht der Vertrag auch mit ihnen gefchloffen ift ($ 1762). 

2. Das von einer Ehefrau angenommene Kind erhält nicht den Familiennamen des 
Ehemannes, mit dem es in keiner Familiengemeinſchaft ſteht, ſondern den Geburtsnamen 
der Ehefrau, mit dem es nach dem in A 1 Geſagten ſeinen bisherigen Familiennamen ver⸗ 
binden darf. 

3. Iſt ein Kind von beiden Ehegatten oder von dem Ehegatten des leiblichen Eltern- 
teils angenommen, fo erhält es gerade jo wie ein eheliches Kind den Familiennamen 
des Ehemannes nicht den Geburtsnamen der Frau. Dieſen einmal erkangten Namen 
behält es nach $ 1772 Satz 2 auch dann, wenn nach dem Tode des einen Ehegatten der An- 
nahmevertrag aufgehoben wird. Die Tatſache, daß das angenommene Kind ein Kind des 
verſtorbenen Ehegatten war, kann durch die ſpätere Aufhebung der Kindesannahme nicht 
ungeſchehen gemacht werden. 
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8 1759 

Durch die Annahme an Kindes Statt wird ein Erbrecht für den An⸗ 
nehmenden nicht begründet !). 

E 1 1624 11 1644 M 4, 988 P 4, 732. 

1. Durch $ 1759 ſoll dem vorgebeugt werden, daß der Annehmende zu der Kindes- 
annahme ſich beſtimmen läßt, weil er hofft, durch die Beerbung des Kindes einen Gewinn 
zu machen. Dagegen iſt es dem Kinde nicht verwehrt, den Annehmenden durch Verfügung 
von Todes wegen aus freier Entſchließung zu bedenken. 


8 1760 


a Der Annehmende hat über das Vermögen!) des Kindes, ſoweit es auf 
Grund der elterlichen Gewalt ſeiner Verwaltung unterliegt, auf ſeine Koſten 
ein Verzeichnis aufzunehmen und dem Vormundſchaftsgericht einzureichen; 
er hat das Verzeichnis mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit zu verſehen. Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo findet die 
Vorſchrift des 8 1640 Abſ. 2 Satz 1 Anwendung ). 

Erfüllt der Annehmende die ihm nach Abſ. 1 obliegende Verpflichtung 
nicht, ſo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die Vermögensverwaltung 
entziehen ?). Die Entziehung kann jederzeit wieder aufgehoben werden. 

E 1 1623 Abſ 1 11 1643 Abſ 1 M 4, 985 P 4, 731; 5, 305. 

1. Mit der elterlichen Gewalt erlangt der Annehmende auch die Verwaltung des 
Kindesvermögens, auf die er, da die Verwaltung ſich nicht bloß als Recht, ſondern zugleich 
als eine Pflicht darſtellt, nicht verzichten kann. Geſteigert ſind die Pflichten der Verwaltung 
inſofern, als der Annehmende unbedingt, nicht bloß wie der Inhaber der elterlichen Gewalt 
in den beſonderen Fällen der $$ 1640, 1667 Abſ 2 und 1669, ein Vermögens ver⸗ 
zeichnis und zwar auf feine Koſten aufzunehmen und mit der in § 1760 vorgeſchriebenen 
Verſicherung dem Vormundſchaftsgericht einzureichen hat. Es ſoll hierdurch verhindert werden, 
daß er, weil es an einem Nachweiſe des übernommenen Vermögens fehlt, aus der Verwaltung 
einen unberechtigten Gewinn zieht. Zu verzeichnen iſt das kraft elterlicher Gewalt 
von ihm zu verwaltende Vermögen und zwar auch das erſt nach Eintritt 
der elterlichen Gewalt dem Kinde anfallende Vermögen. Die in § 1640 A 1 bargeſtellten 
Grundſätze über die Pflicht zur Verzeichnung des im Miteigentum uſw. befindlichen 
Vermögens haben auch hier Anwendung zu finden. Abweichend von § 1640 ſind auch die 
Haushaltsgegenſtände, wenigſtens die bedeutenderen, in das Verzeichnis aufzunehmen 
(beſtr.). Der einer annehmenden Frau für die Vermögensangelegenheiten beigeordnete 
Beiſtand hat gemäß § 1692 bei der Aufnahme des Verzeichniſſes mitzuwirken. 

2. Um die Einreichung des Vermögensverzeichniſſes zu erzwingen, kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht dem Annehmenden die Vermögensverwaltung, nicht auch die Nutznießung, 
entziehen. Außerdem kann es zu dieſem Zwecke, wie auch aus dem in § 1640 Abſ 2 
Satz 1 bezeichneten Grunde, daß es das eingereichte Verzeichnis für ungenügend erachtet, 
die Aufnahme eines öffentlichen Verzeichniſſes anordnen (vgl. $ 1640 A 3). 


8 1761 


Will der Annehmende eine Ehe eingehen !), während er die elterliche 
Gewalt über das Kind hat, jo finden die Vorſchriften der SS 1669 bis 1671 
Anwendung. 

E 1 1623 Abſ 3 II 1643 Abſ 2 M 4, 986 P 4, 732; 6, 299. 

1. Im Verhältnis zu dem angenommenen Kinde, das ſo behandelt wird, als wäre 
es aus einer Ehe hervorgegangen, iſt es, wenn der Annehmende ſich nachträglich verheiratet, 
ſo anzuſehen, als wenn von dem leiblichen Elternteil eine neue Ehe eingegangen wird. Den 
Annehmenden trifft deshalb die in den $$ 16691671, 1314 geordnete Pflicht, vor Eingehung 
der Ehe das zu dieſer Zeit vorhandene Kindesvermögen nachzuweiſen und mit dem Kinde 
ſich auseinanderzuſetzen (vgl. F 1740). Die annehmende Frau verliert außerdem im Falle 
der Verheiratung gemäß $ 1697 die elterliche Gewalt. 


8 1762 


Die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt erſtrecken ſich auf die Ab⸗ 
kömmlinge des Kindes !). Auf einen zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſchon 
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vorhandenen Abkömmling und deſſen ſpäter geborene Abkömmlinge erſtrecken 
ſich die Wirkungen nur, wenn der Vertrag auch mit dem ſchon vorhandenen 
Abkömmlinge geſchloſſen wird ). 

E 1 1620 Abſ 1 II 1640 M 4, 978 P 4, 728; 6, 305. 

1. Die Rechtsnatur der Kindesannahme als eines Vertragsverhältniſſes zeigt ſich 
namentlich darin, daß ſie nur für die Vertragſchließenden Wirkungen begründet. Eine Aus⸗ 
nahme hiervon iſt darin nicht zu ſehen, daß die Wirkungen auch auf die Abkömmlinge des 
Kindes ſich erſtrecken, die nach Abſchließung des Vertrages (wenn ſchon vor der Beftätigung) 
geboren ſind, da dieſe durch die Geburt in die von ihren Eltern geſchaffene Rechtslage eintreten. 
Ihre Rechtsſtellung iſt derart abhängig von der ihrer Eltern, daß eine Vereinbarung, ſie von 
den Wirkungen der Kindesannahme auszunehmen, keine Gültigkeit haben würde und daß 
auch eine Aufhebung der Kindesannahme nur gemeinſchaftlich für ſie und das angenommene 
Kind, nicht getrennt für den einen oder den andern erfolgen kann (5 1768 Abſ 2). Zu den 
Abkömmlingen im Sinne des $ 1762 gehört auch das uneheliche Kind der Mutter, nicht aber 
das angenommene Kind, was für den Fall von Wichtigkeit iſt, daß der Annehmende dem⸗ 
nächſt ſich ſelbſt an Kindes Statt annehmen läßt. 

2. Die zur Zeit der Abſchließung des Annahmevertrags bereits geborenen Abkömm⸗ 
linge des Kindes werden durch die Kindesannahme nicht berührt, falls nicht der Vertrag 
auch mit ihnen geſchloſſen wird. Dies kann in der Weiſe geſchehen, daß 
ſie an dem Vertrage als Vertragſchließende teilnehmen oder daß mit ihnen unter Einhaltung 
fämtlicher Erforderniſſe eines neuen Annahmevertrages ein beſonderer Vertrag geſchloſſen 
wird. Sie erlangen hierdurch die rechtliche Stellung eines Enkels (Urenkels) des Annehmenden 
mit der aus $$ 1759 und 1767 ſich ergebenden Beſonderheit, daß dem Annehmenden kein 
Erbrecht (Pflichtteilsrecht) gegen Abkömmlinge zuſteht und daß auch das Erbrecht (Pflicht⸗ 
teilsrecht) der Abkömmlinge gegen den Annehmenden durch den Annahmevertrag aus⸗ 
geſchloſſen werden ann. Wegen des Namensrechts val. $ 1758 A 1 und 2. Nur inſofern äußert 
die Kindesannahme auf alle Abkömmlinge des Kindes, auch diejenigen, welche an dem 
Vertrage nicht teilgenommen haben, ausnahmslos ihre Wirkung, als während der Dauer 
951 e die Ehe zwiſchen ihnen und dem Annehmenden nach $ 1311 ver⸗ 

oten iſt. 


8 1763 


Die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt erſtrecken ſich nicht auf 
die Verwandten des Annehmenden. Der Ehegatte des Annehmenden wird 
nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem Annehmenden 
verſchwägert !). 

E 1 1620 Abſ 2 II 1641 M4, 979 PA, 728. 

1. Nach dem bereits in $ 1762 A 1 dargelegten Grundſatze gehen die Wirkungen 
der Kindesannahme über die Vertragſchließenden nicht binaus. Die Verwandten des An⸗ 
nehmenden, desgleichen der Ehegatte des Annehmenden oder des angenommenen Kindes 
werden demgemäß durch die Kindesannahme nicht berührt. Um ſo weniger kann, was in 
$ 1763 nicht beſonders hervorgehoben iſt, zwiſchen den Ehegatten der Verwandten des An- 
nehmenden und dem Kinde ein Schwägerſchaftsverhältnis entſtehen. Auf andere Perſonen 
als den Ehegatten des Annehmenden und die Abkömmlinge des Kindes (55 1749 Abſ 1, 1757 
e 1762) können die Wirkungen der Kindesannahme auch nicht durch Vertrag erſtreckt 
werden. 


8 1764 


Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
zwiſchen dem Kinde und ſeinen Verwandten ergeben, werden durch die An⸗ 
nahme an Kindes Statt nicht berührt, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vor⸗ 
schreibt!). 

E 1 1625 II 1645 M 4, 989 P 4, 733. 

1. Das Verwandtſchaftsverhältnis des angenommenen Kindes zu ſeinen Verwandten 
bleibt, da es nicht in die Familie des Annehmenden eintritt, unverändert beſtehen, ſoweit 
nicht in 58 1765, 1766, ferner in 85 1306, 1776, 1777, 1899 Ausnahmen gemacht ſind. Nach 
$ 1306 hat an Stelle der leiblichen Eltern der Annehmende die Einwilligung zur Eheſchließung 
des noch nicht 21 Jahre alten Kindes zu erteilen. Die leiblichen Eltern find nach $ 1777 
nicht mehr berechtigt, einen Vormund zu benennen und find nach $ 1899 Abſ 2 nicht mehr 
als Vormund des Volljährigen berufen. Der leibliche Großvater von väterlicher oder mütter⸗ 
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licher Seite iſt nach $$ 1776, 1899 nicht mehr als Vormund berufen. In allen dieſen Fällen 
handelt es ſich um Ausflüffe eines der elterlichen Gewalt naheſtehenden Schutzrechts, das 
mit dieſer für immer erliſcht. Die angezogenen Beſtimmungen kommen nicht zur Anwendung, 
wenn das Kind von dem Ehegatten des leiblichen Elternteils angenommen iſt (88 1749 Ab 1, 
1757 Abſ 2), wodurch das Kindesverhältnis nur noch mehr befeſtigt wird, und hinſichtlich 
der Abkömmlinge (88 1776, 1899), wenn ſich die Wirkungen der Kindesannahme auf ſie 
nicht erſtrecen. Über das Recht zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde ſ. $ 1765 A 2. 


8 1765 


Mit der Annahme an Kindes Statt verlieren die leiblichen Eltern die 
elterliche Gewalt über das Kind, die uneheliche Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu jorgen?)?). 5 

Hat der Vater oder die Mutter dem Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo 
treten das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, wieder 
ein, wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt oder wenn ſie wegen 
Geſchäftsunfähigkeit des Annehmenden oder nach § 1677 ruht. Das Recht 
zur Vertretung des Kindes tritt nicht wieder ein‘). 

E I 1626 II 1646 M 4, 990 P 4, 733 ff. 

1. Mit der elterlichen Gewalt des Annehmenden würde es unvereinbar ſein, wenn 
die elterliche Gewalt der leiblichen Eltern oder das Fürſorgerecht der unehelichen Mutter 
für die Perſon des Kindes ($ 1707) — ſofern nicht die uneheliche Mutter oder der Ehegatte 
des leiblichen Elternteils (vgl. $ 1764 A 1) das Kind angenommen hat — beftehen bliebe. Diele 
Rechte gehen ebenſo wie die aus dem elterlichen Schutzverhältais entſpringenden Rechte 
( 1764 A 1) endgültig verloren. Sie werden auch durch eine Aufhebung des Annahmevertrages 
oder ſonſtige Beendigung der elterlichen Gewalt des Annehmenden nicht wiederhergeſtellt. 
Nur in dem Falle, daß der leibliche Vater oder die leibliche Mutter auf Gewährung 
des Unterhalts in Anſpruch genommen wird, tritt das Recht der tatſächlichen Fürſorge, 
ſolange der Elternteil dem Kinde den Unterhalt gewährt, bei Beendigung oder während 
des Ruhens der elterlichen Gewalt des Annehmenden — abgeſehen von 
dem Falle des § 1676 Abſ 2, wo das Fürſorgerecht des Annehmenden fortdauert — wieder 
in Kraft (vgl. im übrigen $ 1738 A 2). Lebt das Fürſorgerecht des Vaters wieder auf, fo 
nimmt gemäß $ 1635 an der Fürſorge auch die Mutter teil. Dagegen iſt nicht anzunehmen, 
51 e der Fürſorge der Mutter auch dem Vater zugute kommt (a. M. 

ume A 3). 

2. Zweifelhaft iſt, ob durch die Kindesannahme die leiblichen Eltern auch das Recht 
des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde verlieren. Der Rechtsſtellung der Eltern, die 
durch die Einwilligung in die Kindesannahme ſich jedes perſönlichen Einfluſſes auf das Kind 
begeben, dürfte es entſprechen, dieſe Frage zu bejahen (fo RG 64, 47, . dagegen Blume in 
Seuff BBl 72, 95 ff. — vgl. über die Natur des Rechts $ 1636 A 1). Das Vormundſchafts⸗ 
gericht iſt indes, wie auch das RG in jenem Urteil anerkennt, berechtigt, aus § 1666 einzu⸗ 
ſchreiten, wenn etwa den leiblichen Eltern zum Nachteil des Kindes der perſönliche Verkehr 
. mit ihm ohne verſtändigen Grund in umfaſſender Weiſe abgeſchnitten werden ſollte. 


8 1766 


Der Annehmende iſt dem Kinde und denjenigen Abkömmlingen des 
Kindes, auf welche ſich die Wirkungen der Annahme erſtrecken, vor den leib⸗ 
lichen Verwandten des Kindes zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet!) 2). 

Der Annehmende ſteht im Falle des § 1611 Abſ. 2 den leiblichen Ver⸗ 
wandten der aufſteigenden Linie gleich ). 

E 1 1627 11 1647 M 4, 991 P 4, 735. 

1. Im Sinne des Annahmevertrages liegt es, daß der Annehmende den leiblichen 
Eltern und Vorelkern die Unterhaltspflicht abnimmt. Wenn nun auch deren Unterhalts⸗ 
pflicht hierdurch nicht beſeitigt werden kann, ſo tritt ſie doch erſt ein, wenn der Annehmende 
nicht leiſtungsfähig iſt oder die Rechtsverfolgung gegen ihn erheblich erſchwert iſt (88 1603, 
1607). Der Annehmende haftet vor den leiblichen Eltern und, wenn es ſich um 
Abkömmlinge des Kindes handelt, vor den leiblichen Voreltern. Vor dem Annehmenden 
find übrigens, woran durch § 1766 nichts geändert iſt, der Ehegatte und die Abkömmlinge 
des Kindes unterhaltspflichtig (88 1606, 1608). — Was den Unterhaltsanſpruch 
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anbetrifft, ſo ſind der Annehmende und die leiblichen Eltern vollſtändig gleichgeſtellt. Auf 
dieſen Unterhaltsanſpruch findet auch § 1611 Abſ 2 (Beſchränkung des Auſpruchs auf den 
notdürftigen Unterhalt) Anwendung, wobei der Annehmende, der nicht pflichtteilsberechtigt 
iſt, den pflichtteilsberechtigten Eltern gleich behandelt wird. 

2. Der natürliche Vater erfährt dadurch, daß ſein uneheliches Kind von einem andern 
an Kindes Statt angenommen wird, weder Vorteil noch Nachteil. Seine Verpflichtung zur 
Zahlung einer Unterhaltsrente — die im weſentlichen den Charakter einer Schuld hat ($ 1708 
A 2) — bleibt daher gerade fo beſtehen, als wenn die Kindesannahme nicht erfolgt wäre, und 
wird nicht etwa dahin geändert, daß vor dem natürlichen Vater der Anneh mende den Unter- 
halt zu gewähren hätte (anders auf Grund M 4, 879 die herrſchende Auficht). 


8 1767 


In dem Annahmevertrage kann die Nutznießung des Annehmenden 
an dem Vermögen des Kindes ſowie das Erbrecht des Kindes dem Annehmenden 
gegenüber ausgeſchloſſen werden. 

Im übrigen können die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt in dem 
Annahmevertrage nicht geändert werden ). 

E 1 1628 II 1648 M 4, 993 P 4, 735. 

1. Die durch die Kindesannahme kraft Geſetzes eintretenden Wirkungen können, was 
das perſönliche Verhältnis betrifft, durch Vertrag nicht geändert werden. Nicht abänderlich 
iſt auch das Recht und die Pflicht zur Verwaltung des Kindesvermögens ($ 1760 A J). 
Die vermögensrechtlichen Wirkungen können dagegen inſofern geändert werden, als in dem 
Annahmevertrage die Nutznießung des An nehmenden ſowie das Erbrecht 
(Pflichtteilsrecht) des Kindes oder der Abkömmlinge des Kindes ganz oder teilweiſe 
ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden kann. Als zuläſſig iſt es hiernach auch anzuſehen, 
daß die dem Annehmenden als Nutznießer obliegenden Verpflichtungen erweitert und ihm 
beſondere Verbindlichkeiten im Intereſſe der beſſeren Ausbildung oder Verſorgung des Kindes 
auferlegt werden. Vereinbarungen vermögensrechtlicher Art können auch in beſonderen 
Verträgen getroffen und durch Vertrag entſprechend den allgemeinen Grundſätzen wieder 
aufgehoben werden, wobei die Beſtimmung des $ 1804 über die Unzuläſſigkeit von Schenkungen, 
die dem Annehmenden von dem Pfleger des Kindes gemacht werden, praktiſch wird. Unzu⸗ 
läſſig iſt es, dem Annehmenden die Verpflichtung aufzuerlegen, daß er das Vermögen des 
Kindes dauernd in beſtimmter Art angelegt läßt (KG 37 A 54). Über die Gültigkeit von 
e dem Annehmenden und den Eltern des angenommenen Kindes 
. 8 174 8 


8 1768 


Das durch die Annahme an Kindes Statt begründete Rechtsverhältnis 
kann wieder aufgehoben werden). Die Aufhebung kann nicht unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen). 

Die Aufhebung erfolgt durch Vertrag zwiſchen dem Annehmenden, dem 
Kinde und denjenigen Abkömmlingen des Kindes, auf welche ſich die Wirkungen 
der Annahme erſtrecken !). ne 

Hat ein Ehepaar gemeinſchaftlich ein Kind angenommen oder hat ein 
Ehegatte ein Kind des andern Ehegatten angenommen, ſo iſt zu der Aufhebung 
die Mitwirkung beider Ehegatten erforderlich ). 

E 11629 Abſ 1, 2, 4, 5 Il 1649 M 4, 996 P 4, 737. 

1. Der Grundſatz, daß das durch die Kindesannahme geſchaffene Rechtsverhältnis 
dem natürlichen Kindesverhältnis nachgebildet ſein ſoll, iſt nicht ſoweit durchgeführt, daß 
die Kindesannahme nicht wieder durch Vertrag aufgehoben werden könnte. Erforderlich 
zu der Aufhebung iſt, daß der Vertrag von fämtlihen Beteiligten, dem Annehmenden und 
dem angenommenen Kinde, den ſämtlichen Abkömmlingen des Kindes, für die die Kindes- 
annahme wirkſam geworden iſt ($ 1762), ſowie dem leiblichen Elternteil, deſſen Ehegatte 
das Kind angenommen hat (5 1757 Abſ 2), geſchloſſen wird. An dem Verkragsſchluß haben 
auch diejenigen Abkömmlinge teilzunehmen, die erſt nach Abſchluß des Annahmevertrages 
(bis zum Abſchluß des Aufhebungsvertrages) geboren ſind, da ſie das durch die Kindes⸗ 
annahme erlangte Recht ohne ihren Willen nicht wieder verlieren können. Der Vertrag iſt 
unter gleichzeitiger Anweſenheit der ſämtlichen Beteiligten vor Gericht oder Notar zu ſchließen 
(88 1770, 1750). Das Nichteinverſtändnis eines der Beteiligten hindert das Zuſtande⸗ 
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kommen des Vertrages. Über die Einwirkung des Todes eines der Beteiligten |. 8 1769 
A 1 u. 2. Die Einwilligung der in den $$ 1746, 1747 bezeichneten Perſonen iſt zu dem Auf⸗ 
n nicht erforderlich (vgl. $ 1747 A 3). Über die Notwendigkeit der Beſtätigung 
9 1770 A 1. 

2. Ebenſowenig wie die Eingehung kann die Aufhebung der Kindesannahme unter 
einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung erfolgen. Eine ſolche zeitliche Begrenzung würde 
der Natur des Kindesverhältniſſes widerſprechen (vgl. $ 1742 A 1). 


1769 

Nach dem Tode des Kindes!) können die übrigen Beteiligten das zwiſchen 
ihnen beſtehende Rechtsverhältnis durch Vertrag aufheben. Das Gleiche 
gilt in den Fällen des § 1757 Abſ. 2 nach dem Tode eines der Ehegatten ). 

E 1 1629 Abſ 3, 4 II 1650 M 4, 1001 ® 4, 737. 

1. Die Aufhebung der Kindesannahme kann nur einheitlich für das Kind 
und die ſämtlichen Abkömmlinge erfolgen. Der Tod des Kindes hindert aber nicht, daß 
die übrigen Beteiligten (vgl. $ 1768 A 1) mit Wirkung für die Abkömmlinge des Kindes 
die Aufhebung der Kindesannahme vereinbaren. Würde das für tot erklärte Kind bei Ab⸗ 
ſchließung des Aufhebungsvertrages in Wirklichkeit noch am Leben ſein, ſo würde dies die 
Ungültigkeit des Vertrages zur Folge haben. 

2. Nach dem Tode des Annehmenden kann die Aufhebung der Kindesannahme nicht 
mehr vereinbart werden. Die Aufhebung wird aber, wenn ein Ehepaar gemeinſchaftlich 
ein Kind angenommen hit (8 1757 Abſſ 2, $ 1749 Abſ 1), nicht dadurch gehindert, daß einer 
der Ehegatten verſtorben iſt. Hat ein Ehegatte das Kind des andern Ehegatten an Kindes 
Statt angenommen, ſo iſt der Tod des letzteren Ehegatten kein Hindernis der Aufhebung, 
während der Tod des Ehegatten, der das Kind angenommen hat, die Möglichkeit der Auf⸗ 
hebung ausſchließt, da der überlebende Ehegatte von der Kindesannahme nicht mehr be— 


rührt wird. 
§ 1770 
Die für die Annahme an Kindes Statt geltenden Vorſchriften des 8 1741 
Satz 2 und der 88 1750, 1751, 1753 bis 1755) gelten auch für die Aufhebung. 
E 1 1629 Wbf 5 II 1651, 1652 M 4, 999 P 4, 737. 
1. Für den Aufhebungsvertrag gelten hinſichtlich der Form des Vertrages (§ 1750 
Abſ 2), der Vertretbarkeit ($$ 1750 Abſ 1, 1751), der Anfechtbarkeit ($ 1755) und Hinficht- 
lich der Beſtätigung durch Gerichtsbeſchluß (88 1741 Satz 2, 1753, 1754) die gleichen Vor⸗ 
ſchriften wie für den Annahmevertrar. Auch hinſichtlich des Beginnes der Wirkſamkeit 
der Beſtätigung ($ 67 FGG — val. $ 1754 A 1). Wird der Annahmevertrag nach dem Tode 
des Kindes aufgehoben und die Beſtätigung nach dem Tode des Annehmenden erteilt (88 1769 
Satz 1, 1753 Abſ 2), fo tritt fie nach $ 67 Abſ 2 FGG mit der Bekanntmachung an die ſämt⸗ 
lichen übrigen Beteiligten in Wirkſamkeit. Mit dieſem Zeitpunkt hören die Wirkungen der 
Kindesannahme für die Zukunft auf, während die bis dahin eingetretenen Wirkungen be⸗ 
ſtehen bleiben. 
8 1771 


Schließen Perſonen, die durch Annahme an Kindes Statt verbunden ſind, 
der Vorſchrift des § 1311 zuwider eine Ehe, jo tritt mit der Eheſchließung 
die Aufhebung des durch die Annahme zwiſchen ihnen begründeten Rechts⸗ 
verhältniſſes ein ). 

Iſt die Ehe nichtig, ſo wird, wenn dem einen Ehegatten die elterliche 
Gewalt über den andern zuſteht, dieſe mit der Eheſchließung verwirkt. 
Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einem Form⸗ 
mangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen 
worden iſt ). 

& 1631 II 1653 M 4, 1001 P 4, 740. 


1. Die Eheſchließung zwiſchen dem Annehmenden und dem angenommenen Kinde 
oder deſſen Abkömmlingen iſt, da mit dem Kindesverhältnis ein eheliches Verhältnis un⸗ 
vereinbar iſt, nach $ 1311 verboten. Kommt es trotz dieſes Verbotes, das nur ein aufſchiebendes 
Ehehindernis bildet, zur Eheſchließung, ſo muß das Kindesverhältnis, das nur künſtlicher 
Art iſt, hinter dem ehelichen zurücktreten. Das Kindesverhältnis wird in dem Zeitpunkt 
der Eheſchließung zwiſchen den Ehegatten — nicht zwiſchen dem Annehmenden und den 
übrigen Perſonen — kraft Geſetzes gelöſt. 
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2. Die zu 1 bezeichnete Folge tritt jedoch nicht ein, wenn die Ehe wegen mangelnder 
Eheſchließungsform und mangelnder Eintragung in das Heiratsregiſter äußerlich überhaupt 
nicht als Ehe erſcheint (Nichtehe oder ſchlechthin nichtige Ehe). Sie greift auch dann nicht Platz, 
wenn die Ehe nichtig oder anfechtbar iſt. Der Annehmende wird in dieſem Falle — ohne 
Rückſicht darauf, ob die Ehe für nichtig erklärt wird oder nicht — nur damit beſtraft, daß er 
mit der Eheſchließung die elterliche Gewalt und, wie hinzuzufügen iſt, die Rechte 
aus dem elterlichen Schutzverhältnis (vgl. 8 1764 A 1) verliert, während die übrigen 
dem Kinde günſtigen Wirkungen der Kindesannahme beſtehen bleiben. 


8 1772 


Mit der Aufhebung der Annahme an Kindes Statt verlieren das Kind 
und diejenigen Abkömmlinge des Kindes, auf welche ſich die Aufhebung er⸗ 
ſtreckt, das Recht, den Familiennamen des Annehmenden zu führen. Dieſe 
Vorſchrift findet in den Fällen des § 1757 Abſ. 2 keine Anwendung, wenn 
die Aufhebung nach dem Tode eines der Ehegatten erfolgt !). 

E II 1654 P 4, 740. 

1. Das durch die Annahme an Kindes Statt erlangte Recht, den Familiennamen des 
Annehmenden zu führen (§ 1758), hört wieder auf mit dem Zeitpunkte, wo die Beſtätigung 
des Aufhebungsvertrages in Wirkſamkeit tritt (. $ 1770 A 1), ſowie mit der geſetzlichen 
Beendigung der Kindesannahme ($ 1771). Hat der Annehmende die elterliche Gewalt ver⸗ 
wirkt, ſo hat dies, da die Namensgemeinſchaft nicht auf der elterlichen Gewalt, ſondern dem 
Verwandtſchaftsverhältniſſe beruht, das Erlöſchen des Namensrechts nicht zur Folge. Über 
das Recht des gemeinſchaftlichen Kindes ($ 1757 Abſ 2) zur Fortführung des Familiennamens, 
1 1 wenn nach dem Tode des einen der Ehegatten die Kindesannahme aufgehoben wird, 
9 1758 A 3. 


Dritter Abſchnitt 


Vormundſchaft 


1. Die Vormundſchaftsverwaltung gehört ihrem Weſen nach dem Gebiete der Wohl⸗ 
fahrtsverwaltung an. Dieſe verwaltende Tätigkeit, die von der ſonſt den Gerichten obliegen⸗ 
den Tätigkeit der Rechtspflege (Rechtſprechung und Beurkundung) grundſäßlich verſchieden 
iſt, iſt den Gerichten übertragen, weil es ſich hierbei, wennſchon die ſtaatliche Fürſorge im 
öffentlichen Intereſſe ihren Ausgangspunkt hat, um Wahrnehmung privater Angelegenheiten 
handelt. Der verwaltenden Tätigkeit entſpricht es, daß die Vormundſchaftsgerichte ihre 
Tätigkeit von Amts wegen ausüben. Das Wohl des Schutzbedürftigen muß (inner⸗ 
halb der geſetzlichen Schranken) ihr höchſtes Ziel ſein. Demge mäß ſind die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen fo geſtaltet, daß aus Rückſicht auf das Wohl des Mündels (Pfleglings) vielfach 
Ausnahmen von der ſonſt geltenden Regel zugelaſſen werden. Das Vormundſchaftsgericht kann 
dem Vormunde eine von den geſetzlichen Vorſchriften abweichende Anlegung des Geldes ge- 
ſtatten ($ 1811; vgl. auch $ 1825), es kann ihn von der Hinterlegungs⸗ und Sperrpflicht befreien 
($ 1817), unter Umſtänden die Hinterlegungspflicht erweitern ($ 1818). Der als Vormund 
Berufene kann, wenn feine Beſtellung das Intereſſe des Mündels gefährden würde, über⸗ 
gangen werden ($ 1778 Abſ 1, vgl. 8$ 1861, 1897). Ebenſo können die von dem Vater oder 
der Mutter des Mündels angeordneten Befreiungen bei Gefährdung der Intereſſen des Mündels 
außer Kraft geſetzt werden (§8 1857, 1903). Aus gleichem Grunde kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht eine Abweichung von den Verwaltungsanordnungen des Zuwenders, der ſelbſt 
feine Zuſtimmung nicht geben kann, geftatten (K 1803). 

2. Die Vormundſchaft iſt dazu beſtimmt, den familienrechtlichen Schutz zu ergänzen. 
Sie greift daher nur inſoweit Platz, als dieſer Schutz verſagt. Der Vater und in zweiter Linie 
die eheliche Mutter des Minderjährigen (nicht des Volljährigen) iſt beim Beſitze vollen Ver⸗ 
tretungsrechts befugt, letztwillig eine beſtimmte Perſon als Vormund zu benennen oder von 
der Vormundſchaft auszuſchließen (58 177678, 1782, 1797 Abſ 3). Sie können dieſen Vor⸗ 
mund von beſtimmten Beſchränkungen befreien (88 1852—57) und ſind als Vormund des 
volljährigen Kindes — worauf fie nach § 1899 ein Anrecht haben — von dieſen Beſchrän⸗ 
kungen der Regel nach ſelbſt befreit (8 1903 und betreffs der Mutter die etwas abweichende 
Beſtimmung des § 1904). Der väterliche und der mütterliche Großvater find als Vormund 
berufen (58 1776, 1899). Das Vormundſchaftsgericht ſoll ferner bei einer wichtigen Angelegen⸗ 
heit oder auf Antrag des Vormundes oder Gegenvormundes vor ſeiner Eutſcheidung, um 
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mit den Anſchauungen der Familie in Fühlung zu bleiben, Verwandte und Verſchwägerte 
des Mündels hören ($ 1847). Den Verwandten und Verſchwägerten iſt endlich in der Form 
des Familienrats eine Beteiligung an den Geſchäften des Vormundſchaftsgerichts zugeſtanden 
(58 1858 ff., insbeſondere $ 1867) und zwar muß auf Antrag des Vaters oder der ehelichen 
Mutter des Minderjährigen ein Familienrat gebildet werden, wenn die erforderliche Anzahl 
geeigneter Perſonen vorhanden iſt ($ 1858). 

3. Die vormundſchaftliche Fürſorge wird nach den Grundſätzen der Selbſtverwaltung 
in der Weiſe gehandhabt, daß dem Vormund (Pfleger) die Verwaltung der Angelegenheiten 
des Schutzbedürftigen übertragen iſt, während das Vormundſchaftsgericht, das hierbei von 
dem Gegenvormunde und dem Gemeindewaiſenrat unterſtützt wird, die Aufſicht über die 
Verwaltung führt. Dieſe Trennung der Gewalten iſt aber nicht derart durchgeführt, daß 
der Mündel (Pflegling) ſchutzlos gelaſſen wird. Das Vormundſchaftsgericht hat gegen eine 
jede Pflichtwidrigkeit des Vormundes einzuſchreiten, auch wenn es ſich nicht um Verletzung 
einer durch Geſetz oder Verwaltungsanordnung des Dritten (8 1803) beſonders beſtimmten 
Verpflichtung handelt (81837). Es kann den Vormund ſchon wegen Gefährdung des Intereſſes 
des Mündels entlaſſen ($ 1886) und bei Vertrauensunwürdigkeit von ihm Sicherheitsleiſtung 
fordern (8 1844). Eine weitere Machtbefugnis iſt dem Vormundſchaftsgericht zum Schutze 
der Perſon des Mündels dadurch eingeräumt, daß es gegen den Willen des Vormundes 
die Unterbringung des Mündels anordnen kann ($ 1838). Bei wichtigeren Rechtsgeſchäften 
findet ein Zuſammenwirken des Vormundes und Vormundſchaftsgerichts inſofern ſtatt, als 
erſterer der Genehmigung (Ermächtigung) des Vormundſchaftsgerichts bedarf (ſ. namentlich 
$$ 1821, 1822). Das Vormundſchaftsgericht hat endlich, worin ein Eingriff in die Selbſt⸗ 
verwaltung des Vormundes nicht liegt, bei Meinungsverſchiedenheit der Mitvormünder den 
Streit zu entſcheiden ($ 1797 Abſ 1) und an Stelle des Vormundes, wenn dieſer nicht vor⸗ 
handen oder verhindert iſt ($ 1840), im Notfalle einzutreten. 

4. a) Für die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts ſind vorbehaltlich ander- 
weiter landesgeſetzlicher Regelung (Art 147 Ech) die Amtsgerichte zuſtändig. Von jenem 
Vorbehalt iſt Gebrauch gemacht in Hamburg, in den beiden Mecklenburgiſchen Staaten und 
in Württemberg. 

b) Die örtliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt ſich 
gemäß 88 35 ff. Fc im allgemeinen nach dem inländiſchen Wohnſitze oder, wenn ſolcher 
nicht zu ermitteln iſt, dem Aufenthalt des Schutzbedürftigen zu der Zeit, wo die Anordnung 
der Vormundſchaft nötig geworden iſt, ſoweit nicht bereits ein anderes Vormundſchaftsgericht 
mit der Hauptangelegenheit befaßt iſt. Iſt ein Pfleger für unbekannte Beteiligte oder für 
einen nicht im Inlande befindlichen Ausländer zu beſtellen oder hat das Vormundſchaftsgericht 
nach $ 1846 einzugreifen, fo iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk das Bedürfnis der Für⸗ 
ſorge hervortritt ($$ 41, 37 Abſ 2, 44 FGG). Zum Schutze des nicht im Inlande befindlichen 
Deutſchen iſt das Gericht des letzten Wohnſitzes, nötigenfalls das von der Landesjuſtizverwaltung 
des Heimatsſtaates oder dem Reichskanzler zu beſtimmende Gericht für zuſtändig erklärt 
(536 Abſ 2 daf.). Die Gültigkeit der von dem Vormundſchaftsgericht vorgenommenen Hand⸗ 
lungen wird durch die örtliche Unzuſtändigkeit nicht beeinträchtigt ($ 7 das.). Die Einlegung 
der Beſchwerde führt nicht zur Aufhebung der Anordnung, ſondern nur zur Abgabe der Vor⸗ 
mundſchaft an das zuständige Gericht (RJA 6, 85 — anders daſ. 9, 73). Aus wichtigen 
Gründen, wie z. B. behufs beſſerer Beaufſichtigung des Mündels, kann die Vormundſchaft, 
auch wenn ſie noch nicht angeordnet iſt, an ein anderes Gericht abgegeben werden ($ 46; vgl. 
über das im Streitfalle entſcheidende Gericht 98 46 Abſ 2 in der Faſſung des G. vum 22. 5. 10, 
199 FG). Die Vormundſchaftsgerichte haben ſich gegenſeitig gemäß $ 2 G und zwar 
die Gerichte auch den andern Vormundſchaftsbehörden ($ 194 Abſ 4 das.) Rechtshilfe zu leiſten. 
Das Vormundſchaftsgericht kann in dem gleichen Umfange, in dem es ſelbſt, wenn auch nur 
in Unterſtützung des Vormundes, eine eigene vormundſchaftsrichterliche Tätigkeit ausüben 
könnte, die Rechtshilfe auswärtiger Gerichte in Anſpruch nehmen, und kann deshalb das Er- 
ſuchen ſtellen, eine beſtimmte Perſon über die Anerkennung der Vaterſchaft zu dem unehe- 
lichen Kinde und die Unterhaltsverbindlichkeit zu hören und eine öffentliche Anerkennungs⸗ 
urkunde aufzunehmen (RG 67, 417; 11. 11. 07 IV B 386/07; 7. 2. 10 IV B 43/10 — die gegen- 
teilige Anſicht in RG 57, 396 iſt aufgegeben). Das erſuchte Gericht kann jedoch nicht zu einer 
00 71 0 werden, deren Vornahme nicht zu ſeiner ſachlichen Zuſtändigkeit gehört 
( , . 

c) Zur Einlegung der Beſchwerde iſt jeder befugt, in deſſen Rechte durch die 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts eingegriffen wird (§8 20, 60 Abſ 1 Nr 1 bis 5). Iſt 
der Mündel (oder das in elterlicher Gewalt befindliche Kind) durch die Verfügung in ſeinem 
Rechte beeinträchtigt, ſo iſt für ihn der geſetzliche Vertreter beſchwerdeberechtigt. Über das 
Beſchwerderecht des Mündels ſ. $ 1827 A 2, über das des Gegenvormundes $ 1799 A 1. Uber 
beſondere Fälle des Beſchwerderechts vgl. $ 1634 A 1, $ 1666 A 1, 5 1687 A 1, 8 1774 A 3, 
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1778 A1, 5 1779 A 2, 5 1785 A 1, § 1821 A 2, f 1837 A 2, § 1886 A 3. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde (85 27—29 FG) iſt nur wegen Geſetzesverletzung zuläſſig. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſelbſt iſt zur Einlegung der weiteren Beſchwerde nicht berechtigt, es kann nicht etwa einen 
Pfleger zur Einlegung der Beſchwerde beſtellen, um auf dieſem Wege ſeine von dem Be⸗ 
ſchwerdegericht abweichende Anſicht zur Geltung zu bringen. Zu einer Abänderung der von 
ihm erlaſſenen Verfügung, die nicht der ſofortigen Beſchwerde unterliegt ($$ 18 Abſ 2, 22, 
60), iſt das Vormundſchaftsgericht befugt, ſofern nicht durch die Verfügung bereits das Recht 
eines Dritten begründet iſt, was z. B. der Fall iſt, wenn der Vormund die Erteilung der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung oder die Verweigerung der Genehmigung dem Dritten 
mitgeteilt hat (8 55 FGG, $ 1829 Abſ 1). Die gleichen Schranken gelten auch für die Ab⸗ 
änderlichkeit der Verfügung durch das Beſchwerdegericht (§ 62 FGG). Über das Verfahren 
in Vormundſchaftsſachen ſ. Vorbem 4 vor $ 1616. 

5. Die Zwangs vollſtreckungsgewalt des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt ſich nach 
Landesrecht. Reichsrechtlich iſt in $ 33 FGG nur das eine vorgeſchrieben, daß bei Verhängung 
von Ordnungsſtrafen die einzelne Strafe den Betrag von 300 & nicht überſteigen darf und 
der Feſtſetzung der Strafe eine Androhung vorhergehen muß. Dieſe Vorſchrift wird ergänzt 
durch die landesgeſetzlichen Beſtimmungen, wonach das Vormundſchaftsgericht zur Verhängung 
von Ordnungsſtrafen und zur Anwendung unmittelbaren Zwanges befugt iſt. Erfolgt nach dieſen 
Beſtimmungen die Einziehung der Ordnungsſtrafen im Verwaltungszwangsverfahren, jo können 
die Rechtshilfebeſtimmungen des $ 160 GG, da das erſuchende Gericht als Juſtizverwaltungs⸗ 
behörde tätig wird, keine Anwendung finden. Über eine Weigerung des erfuchten Gerichts hat 
demgemäß nur die landesrechtlich beſtimmte Behörde zu befinden (KG in DXZ 07, 540). 

6. Räumlicher Geltungsbereich. Für die im Inland geübte vormundſchaftliche Ver⸗ 
waltung, die Rechte des Vormundes, Vormundſchaftsgerichts uſw. iſt, ohne Unterſchied, ob 
die Vormundſchaft einen Inländer oder Ausländer betrifft, das inländiſche Recht maßgebend 
(vgl. Art 23 EG). Nur für die Frage, ob die eine ee e e Fürſorge bedingende Schutz- 
bedürftigkeit des Ausländers anzuerkennen iſt, kommt es, ſofern dieſer nicht im Inlande 
(vgl. Art 8 EG) entmündigt iſt, auf das Recht des Heimatsſtaates an. Umgekehrt iſt, wenn 
gemäß § 47 FGG die Bevormundung eines im Auslande befindlichen, nach inländiſchem 
Recht ſchutzbedürftigen Deutſchen dem ausländiſchen Staate überlaſſen wird, damit die Geltung 
des ausländiſchen Rechts zugeſtanden. In dem Haager Abkommen über das inter⸗ 
nationale Privatrecht, und zwar in dem Abkommen zur Regelung der Vormundſchaft vom 
12. 6. 02 (RGBl 04, 240) — Vertragsſtaaten: Deutſchland, Belgien, Frankreich, Luxemburg, 
Niederlande, Rumänien, Schweden, Spanien, Italien, Schweiz und Portugal — iſt betreffs 
der Minderjährigen, die Angehörige eines der Vertragsſtaaten find und ihren gewöhn⸗— 
lichen Aufenthalt in einem dieſer Staaten haben, das Vormundſchaftsrecht des Heimat- 
ſtaats (Art 1) und, falls dieſer eine Vormundſchaft nicht anordnet, das des Aufenthaltsſtaats 
(Art 3) für maßgebend erklärt. Hinſichtlich der Gründe für Beginn und Beendigung der 
Vormundſchaft iſt indes ſtets das Recht des Heimatſtaats maßgebend (Art 5). Vor Über⸗ 
nahme der Vormundſchaft über den Ausländer ſollen die Behörden der beiden Staaten ſich 
verſtändigen (Art 8). Der vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegen auch die ausländiſchen 
Grundſtücke, falls nicht für dieſe eine beſondere Güterordnung (Fa milienfideikommiß, Lehen 
uſw.) beſteht (Art 6). Die Ausübung der vormundſchaftlichen Fürſorge durch den diplo⸗ 
matiſchen oder konſulariſchen Vertreter des Heimatsſtaates ift nur mit Duldung des Auf⸗ 
enthaltsſtaats zuläſſig (Art 2). Solange eine Vormundſchaft nicht angeordnet iſt, ſowie in 
dringenden Fällen können zum Schutze des im Auslande befindlichen Minderjährigen die zu⸗ 
ſtändigen Ortsbehörden (worunter nach deutſchem Recht die Vormundſchaftsbehörde zu ver⸗ 
ſtehen ift) die erforderlichen Maßregeln ergreifen (Art 7). Nach dem Recht des Heimatsſtaats, 
wenn dieſes nach Art 1 des Haager Abkommens zur Anwendung kommt, iſt insbeſondere der 
Umfang der Befugniſſe des Vormundes, auch der Anſpruch auf Herausgabe des Mündels zu 
beurteilen (RG 12. 12. 07 IV 179/07). Beſondere Beſtimmungen über die vormundſchaftliche 
Behandlung von Ausländern ſind enthalten in den Verträgen mit Griechenland vom 26. 11. 81 
Art 22 Abf 4, mit Braſilien vom 10. 1. 82 Art 21, mit den mittelamerikaniſchen Staaten vom 
20. 9. 87 Art 25, 12. 12. 87 Art 25, 13. 6. 90 Art 27, 4. 2. 96 Art 25, in dem Konſular⸗ 
vertrage mit Serbien v. 6. 1. 83 Art 18 Abſ 4 und mit Japan v. 4. 4. 96 Art 13. In diefen 
Verträgen ſind den beiderſeitigen Konſuln vormundſchaftliche Verrichtungen zugewieſen. 

7. Hbergangsvorſchriften. Seit Inkrafttreten des BGB gilt nach Art 210 EG 
auf dem Gebiete des Vormundſchaftsrechts ausſchließlich das neue Recht. Nur nach dieſem 
beſtimmt ſich (abgeſehen von der jetzt bedeutungsloſen Übergangsvorſchrift des Art 211), 
ob und inwieweit eine Vormundſchaft, Gegenvormundſchaft oder Pflegſchaft zuläſſig iſt 
und ebenſo richten ſich die Befugniſſe des Vormundes uſw. nach neuem Recht. Für 
eine geſchäftsfähige Perſon, die durch letztwillige Anordnung in der Verfügung über das ihr 
zuge wendete Vermögen beſchränkt ift, iſt nach BGB eine Pflegſchaft nicht mehr zugelaſſen. 
Eine derartige Anordnung kann nur inſofern aufrecht erhalten werden, als darin die Er⸗ 
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nennung eines Teſtamentsvollſtreckers zu finden iſt (KJ 20 A 21). Auch die nach früherem 
Recht einem Vormunde gewährten Befreiungen und die Verwaltungsanordnungen eines 
Dritten bleiben nur inſoweit in Kraft, als ihre Zuläſſigkeit nach BGB anerkannt iſt (K GJ 20 
A 220). Die Neuanlegung von Mündelgeld hat ſeit dem 1. 1. 00 nach den Vorſchriften des 
BGB zu erfoigen, ſoweit nicht neben dieſen Vorſchriften die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
in Kraft geblieben ſind (Art 212). Hinſichtlich der unter früherem Recht eingetretenen Vor⸗ 
bedingungen der Vormundſchaft bleibt jedoch dieſes Recht maßgebend. Die Frage, ob jemand 
noch minderjährig iſt oder bereits die Volljährigkeit erlangt hat, ob er entmündigt iſt, bleibt, 
wenn das betreffende Ereignis in die Zeit vor dem 1. 1. 00 fällt, gemäß Art 153 bis 156 EG 
(eine Beſchränkung enthält Art 154) nach früherem Recht zu entſcheiden. 

8. Sachlicher Geltungsbereich. Die Vorſchriften des BGB kommen nicht zur An⸗ 
wendung für die Tätigkeit der auf Grund des Pr G v. 15. 2. 40 über Familienſchlüſſe beſtellten 
Vormünder (Art 59 EG). Hinſichtlich der landesherrlichen Familien und des hohen Adels 
find die Hausverfaſſungen und Landesgeſetze maßgebend geblieben (Artt 57 und 58 EG). 


Erſter Titel 
Vormundſchaft über Minderjährige 


I. Anordnung der Normundſchaft 


Ss 1773 
Ein Minderjähriger!) erhält einen Vormund, wenn er nicht unter elter⸗ 
licher Gewalt ſteht oder wenn die Eltern weder in den die Perſon noch in den 
das Vermögen betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Minder⸗ 
jährigen berechtigt ſind ). 

Ein Minderjähriger erhält einen Vormund auch dann, wenn ſein Familien⸗ 
ſtand nicht zu ermitteln iſt?) ). 

E I 1633, II 1665 M 4, 1044 und 1046 P 4, 742. 

1. Der Minderjährige erhält einen Vormund wegen der durch die Minderjährigkeit 
bedingten Schutzbedürftigkeit. Die Altersvormundſchaft hört deshalb auf mit der Volljährig⸗ 
keit oder Volljährigkeitserklärung des Mündels (ſ. über den letzteren Zeitpunkt 9 1882 N 1). 
Ein Unterſchied, ob der Minderjährige ein Deutſcher oder ein Ausländer ift, wird in $ 1773 
nicht gemacht. Hier greift jedoch die Beſtimmung des Art 23 Ec ein, wonach die vormund⸗ 
ſchaftliche Fürſorge für den Ausländer davon abhängig iſt, daß der Heimatsſtaat — worüber 
das Vormundſchaftsgericht von Amts wegen ſich zu vergewiſſern hat, RIA 4, 78 — nicht 
die Fürſorge übernimmt (vgl. Vorbem 6 vor $ 1773). Das deutſche Vormundſchaftsgericht 
kann in dieſem Falle nach ſeinem Ermeſſen eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft anordnen. 
Es kann ſich auch darauf beſchränken, vorläufige Maßregeln zu treffen (Art 23 Abſ 2). Des⸗ 
gleichen können nach Art 7 Haag VormundſchAbk in dringenden Fällen auch ohne vorherige 
Verſtändigung der Heimatsbehörde die erforderlichen Maßregeln ergriffen werden. Nach 
den in den Niederlanden, Belgien, Frankreich, Italien und Luxemburg geltenden Geſetzen 
erlangt übrigens das im Auslande geborene uneheliche Kind die Staatsangehörigkeit der dieſen 
Staaten angehörenden Mutter erſt durch eine von ihr in öffentlicher Urkunde erklärte An- 
erkennung (vgl. Vfg des Pr. IM v. 30. 9. 03 und 16. 9. 06). 

2. Der Bevormundung bedarf es nur, wenn das Kind überhaupt nicht unter elter⸗ 
liche Gewalt fällt (wie bei unehelichen Kindern, Kindern aus einer Nichtehe oder aus einer 
für nichtig erklärten oder aufgelöſten Ehe, deren Nichtigkeit den Eltern bekannt war, $$ 1699 ff.), 
oder wenn die elterliche Gewalt fortgefallen iſt oder ruht, ohne daß die elterliche Gewalt oder 
ihre Ausübung auf die Mutter übergegangen ift (vgl. $$ 1684, 1685). Zur Bevormundung 
führt es auch, wenn dem Inhaber der elterlichen Gewalt die einzelnen zu ihr gehörigen Be⸗ 
ſtandteile in dem Umfange entzogen ſind, daß ihm das Vertretungsrecht weder in den die 
Perſon des Kindes betreffenden Angelegenheiten noch in den Vermögensangelegenheiten 
belaſſen iſt (vgl. Vorbem 1 vor $ 1616 und $ 1627 A 1). 5 

3. Dem Falle, daß der Minderjährige ſich nicht in elterlicher Gewalt befindet, ſteht es 
gleich, wenn ſein Familienſtand nicht zu ermitteln iſt, ſomit ungewiß bleibt, ob er unter 
elterlicher Gewalt ſteht. Dies wird beſonders bei Findelkindern vorkommen, die übrigens 
nicht ſchon deshalb, weil ihre Staatsangehörigkeit nicht feſtzuſtellen iſt, als deutſche Staats⸗ 
angehörige behandelt werden dürfen. 

. Von dem in $ 1773 ausgeſprochenen Beſtellungsgrundſatz (vaf. auch 
$$ 1789, 1897, 1915) ift in Art 136 EG eine Ausnahme gemacht durch Zulaſſung der Anz 
ſtaltsvormundſchaft und der Berufsvormundſchaft (Generalvormundſchaft). Das Landes⸗ 
recht kann beſtimmen, daß der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht 
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ſtehenden, für die Erziehung oder Verpflegung von Minderjährigen beſtimmten Anſtalt oder 
ein Beamter, der nicht gerade ein Beamter dieſer Anſtalt zu ſein braucht, kraft Geſetzes Vor⸗ 
mund der Minderjährigen wird, die in dieſe Anſtalt oder eine von dem Vorſtand oder Be⸗ 
amten ausgewählte Familie oder andere Anſtalt untergebracht ſind oder untergebracht waren 
und daß er auch diejenigen unehelichen Minderjährigen bevormundet, die der mütterlichen 
Familie unter Aufſicht des Vorſtandes oder Beamten belaſſen ſind, vorausgeſetzt, daß das 
Vormundſchaftsgericht nicht einen andern Vormund beſtellt. Von dieſem Vorbehalt haben 
die meiſten Bundesſtaaten Gebrauch gemacht. Die Anſtaltsvormundſchaft iſt meiſt beſchränkt 
auf die unter Verwaltung des Staates oder einer Gemeinde ſtehenden Anſtalten. Unter 
die Berufsvormundſchaft fallen meiſt nur die Minderjährigen, die Armenunterſtützung erhalten. 
Als Anſtaltsvorſtand iſt nicht der geſetzliche Vertreter, ſondern der erzieheriſche Leiter der 
Anftalt anzuſehen (RIA 7, 10). Beſtellt das Amtsgericht einen beſonderen Vormund, ſo 
kann ſowohl von dem Generalvormunde als der ihm vorgeſetzten Gemeindebehörde ſofortige 
Veſchwerde gemäß $ 60 Abſ 1 Nr 3 FGG erhoben werden (KGJ 36 A 35). 


8 1774 
Das Vormundſchaftsgericht hat die Vormundſchaft von Amts wegen!) 


anzuordnen?) ). 

E 1 1634 II 1656 M 4, 1034 und 1047 P 4, 748, 

1. Aus der Fürſorgepflicht des Vormundſchaſtsgerichts ergibt ſich, daß es ſowohl bei 
Anordnung der Vormundſchaft als bei der ſonſt ihm zugewieſenen Tätigkeit von Amts wegen 
zu verſahren hat. Vor Anordnung der Vormundſchaft hat das Vormundſchaftsgericht zu prüfen, 
ob die Vorausſetzungen der Bevormundung gegeben ſind, zu welchem Zwecke nötigenfalls Er- 
hebungen durch Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen ($ 15366) zu veranſtalten 
ſind. Eine ſolche Beweiserhebung kann namentlich nötig werden beider von Amts wegen vor⸗ 
zunehmenden Prüfung, ob ein Kind, deſſen Vater vor Ablauf der Anfechtungsfriſt verſtorben 
iſt (§ 1593), als unehelich anzuſehen iſt (RIA 4, 82). Um dem Vormundſchaftsgericht Kennt- 
nis von dem Bevormundungsfalle zu verſchaffen, iſt den Behörden und den ſonſt Beteiligten 
in weitem Umfange die Pflicht auferlegt, dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu 
machen. Anzeigepflicht des Standesbeamten nach $ 48 FG, der Gerichte, insbeſondere 
des Nachlaßgerichts nach $ 50 FGG, 88 657, 660, 674, 678, 679 Abſ 4, 683 Abſ 2, 686 Abſ 4 
ABO, des Gemeinde waiſenrats nach $ 49 FGG, des Gewalthabers, Vormundes und Gegen- 
vormundes nach $$ 1894 Abſ 2, 1895, 1909 Abſ 2, der Erben des Vormundes, Gegenvor⸗ 
mundes oder Pflegers nach 85 1894 Abſ 1, 1895, 1915. 

2. Auf dem Gebiete des Vormundſchaftsrechts gilt allgemein der Grundſatz, daß die 
einmal angeordnete Vormundſchaft (Pflegſchaft), was das Vertretungsrecht und die Ge⸗ 
ſchäftsführungsbefugnis betrifft, ſolange wirkſam bleibt, bis die Vormundſchaft wieder 
aufgehoben iſt (val. $ 32 FGG). Dieſe rechtsbegründende Wirkung greift nicht nur dann 
Platz, wenn es ſich bei der Anordnung der Vormundſchaft um Fragen handelt, die von dem 
Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden ſind. Sie gilt ſelbſt in dem Falle, 
daß mehrere Vormundſchaften oder Pflegſchaften über dieſelbe Perſon eingeleitet fein ſollten. 
Über die Gültigkeit der Beſtellung des Vormundes oder Pflegers hat ausſchließlich das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu entſcheiden, ohne daß dieſe Entſcheidung von dem Prozeßgericht nach⸗ 
geprüft werden kann (RG JW 03 Beil 64 Nr 147, ebenſo für das frühere Recht RG 33, 414). 
Dagegen hat die Anordnung der Vormundſchaft auf die Geſchäftsfähigkeit und Prozeßfähigkeit 
des zu Unrecht Bevormundeten keinen Einfluß. Die von ihm vorgenommenen 
Rechtshandlungen bleiben, ſoweit fie nicht etwa mit den Rechtshandlungen des Vormundes 
in Widerſpruch ſtehen, rechtswirkſam. 

3. Wird die Anordnung der Vormundſchaft abgelehnt, ſo ſteht 
— abgeſehen von dem Falle der vorläufigen Vormundſchaft ($ 1906) — nach $ 57 Abs Nr 1 
FG jedem, der ein eigenes rechtliches Intereſſe an der Bevormundung hat, das z. B. durch 
das Intereſſe an Vornahme eines Rechtsgeschäfts begründet fein kann, ſowie dem Ehegatten, 
den Verwandten und Verſchwägerten des Mündels im Familienintereſſe die Beſchwerde zu. 
Wird die Vormundſchaft angeordnet, fo kann nach dem allgemeinen Grundſatz 
des $ 20 Abſ 1 Fc jeder, deſſen Recht durch die Anordnung beeinträchtigt wird, insbeſondere 
der Mündel (vgl. Vorbem 4c vor $ 1773) Beſchwerde führen. — Von der Anordnung der 
Vormundſchaft iſt die Beſtellung des Vormundes zu unterſcheiden. Dieſe Unterſcheidung 
ift jedoch ohne Bedeutung für den Fall des 5 46 FGG. Auch eine noch nicht angeordnete 
Vormundſchaft kann an ein anderes Gericht abgegeben werden. 


8 1775 
Das Vormundſchaftsgericht ſoll, ſofern nicht beſondere Gründe für die 
Beſtellung mehrerer Vormünder vorliegen, für den Mündel!) und, wenn 
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mehrere Geſchwiſter zu bevormunden find, für alle Mündel?) nur einen Vor⸗ 
mund beſtellen. 

E 1 1638 Abſ 2 II 1660 Abſ 2 M 4, 1031 und 1052 P 4, 749. 

1. Die Beſtellung eines Mitvormundes iſt damit als Ausnahme hingeſtellt. Sie kann 
durch den Umfang der Verwaltung, die Verſchiedenartigkeit der Geſchäftszweige, die Not⸗ 
wendigkeit, für einen beſonderen Geſchäftszweig einen Sachverſtändigen als Vormund zu 
gewinnen, durch das Vorhandenſein von Mündelvermögen in weit entlegenen Gegenden 
uſw. gerechtfertigt fein, worüber das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu be- 
finden hat. Von dem Vater oder der Mutter des Mündels (§ 1777) können in dieſer Be- 
ziehung keine bindenden Anordnungen getroffen werden. Die Beſtellung eines Mitvormundes 
iſt auch zuläſſig, nachdem bereits die geſamte Verwaltung einem Vormunde übertragen war. 
Wegen der Teilung der Geſchäfte unter mehrere Vormünder |. $ 1797. 

2. Mehrere Geſchwiſter (wozu auch mehrere uneheliche Kinder derſelben Mutter 
gehören, die als Halbgeſchwiſter anzuſehen ſind) ſollen, wenn nicht beſondere Gründe eine 
Ausnahme angezeigt erſcheinen laſſen, im Intereſſe der Einheitlichkeit der Verwaltung nur 
einen Vormund und ein Vormundſchaftsgericht haben. Um letzteres zu ermöglichen, 
iſt für den Fall, daß mehrere in verſchiedenen Vormundſchaftsbezirken befindliche Geſchwiſter 
zu bevormunden find, in $ 36 Abs 1 FGG eine beſondere Beſtimmung über die Zuſtändigkeit 
gegeben. 


8 1776 


Als Vormünder ſind in nachſtehender Reihenfolge berufen: 
1. wer von dem Vater des Mündels als Vormund benannt iſt; 
2. wer von der ehelichen Mutter des Mündels als Vormund benannt ift?); 
3. der Großvater des Mündels von väterlicher Seite; 
4. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite. 

Die Großväter ſind nicht berufen, wenn der Mündel von einem andern 
als dem Ehegatten ſeines Vaters oderſeiner Mutteran Kindes Statt angenommen 
iſt. Das Gleiche gilt, wenn derjenige, von welchem der Mündel abſtammt, 
von einem andern als dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an 
Kindesſtatt angenommen iſt und die Wirkungen der Annahme ſich auf den 
Mündel erſtrecken ). 

E 1 1635 II 1657 M 4, 1047 P 4, 745. 

1. Die Berufung der Vormünder gründet ſich entweder unmittelbar auf das Geſetz 
(Nr 3 und 4) oder auf Benennung durch einen Elternteil des zu Bevormundenden (Nr 1 und 2), 
Nicht als Vormünder ſind berufen der Ehemann und die uneheliche Mutter, da ſie in manchen 
Fällen für dieſes Amt nicht geeignet erſcheinen. Sie können aber vor den nach $ 1776 Berufenen 
zum Vormunde beſtellt werden ($ 1778 Abſ 3). Nur hat die Mutter, wenn das Kind für 
ehelich erklärt oder an Kindes Statt angenommen iſt, dieſes Vorrecht nicht vor dem von dem 
Gewalthaber benannten Vormunde. Die Beſtimmungen über die Berufung zur Vormund⸗ 
ſchaft kommen nicht zur Anwendung, wenn kraft Geſetzes gemäß Art 136 EG (vgl. $ 1773 
A 4) der Anſtaltsvorſtand oder Beamte Vormund wird. Aber auch wenn eine geſetzliche 
Vormundſchaft nicht eingeführt iſt, können dieſe Perſonen nach Maßgabe des Landesrechts 
vor den berufenen Vormündern zum Vormunde beſtellt werden (Art 136 Nr 3 Ech). 

2. Über das Recht der Eltern zur Benennung eines Vormundes ſ. 8 1777 A 1 und 2. 

3. Die Berufung des väterlichen Großvaters ſetzt voraus eine eheliche Ver⸗ 
wandtſchaft zwiſchen Großvater und Vater und ſodann zwiſchen Vater und Mündel. Die 
Verwandtſchaft zwiſchen Großvater und Vater darf auch auf Ehelichkeitserklärung oder 
auf Kindesannahme beruhen, vorausgeſetzt, daß die Kindesannahme auch für den Mündel 
als Abkömmling (val. 8 1762) wirkſam geworden iſt. Das Recht des leiblichen Großvaters 
fällt weg, wenn der Vater oder der Mündel von einem andern als dem Ehegatten des natürlichen 
Elternteils (ſ. $ 1757 Abſ 2) an Kindes Statt angenommen iſt, es ſei denn, daß durch die 
Kindesannahme des Vaters der Mündel ſelbſt (vgl. $ 1762) nicht berührt iſt. Das Gleiche 
gilt auch für den mütterlichen Großvater, jedoch mit der Abweichung, daß eine eheliche 
oder gleichwertige Verwandtſchaft nur zwiſchen dem Großvater und der Mutter zu beſtehen 
braucht, während die Verwandtſchaft zwiſchen Mutter und Mündel eine eheliche oder 
uneheliche fein kann. Nach dem Wortlaut des f 1776 letzter Satz würde das Recht der 
Großeltern auch dann in Wegfall kommen, wenn das Kind von ihnen ſelbſt an Kindes Statt 
angenommen iſt. Dies ift jedoch als dem Sinne des Geſetzes zuwiderlaufend abzulehnen (beſtr.). 

BEB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 11. Band. 21 
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8 1777 


Der Vater ) kann einen Vormund nur benennen, wenn ihm zur Zeit ſeines 
Todes die elterliche Gewalt über das Kind zuſteht; er hat dieſes Recht nicht, 
wenn er in den die Perſon oder in den das Vermögen betreffenden Angelegen⸗ 
heiten nicht zur Vertretung des Kindes berechtigt iſt). Das Gleiche gilt für 
die Mutter). 

Der Vater kann für ein Kind, das erſt nach ſeinem Tode geboren wird, 
einen Vormund benennen, wenn er dazu berechtigt ſein würde, falls das Kind 
vor ſeinem Tode geboren wäre). m 

Die Benennung des Vormundes erfolgt durch letztwillige Verfügung!). 

E 1 1636 11 1658 M 4, 1053 P 4, 747. 

1. Benennungsrecht des Vaters. Auf Grund der elterli chen Gewalt (81626) 
darf der Vater für die Zeit nach ſeinem Tode ſich durch Benennung eines Vormundes gewiſſer⸗ 
maßen einen Stellvertreter ſetzen; er muß aber, da der Vormund ſowohl die Sorge für die 
Perſon als für das Vermögen auszuüben hat, zur Vertretung des Kindes ſowohl 
in den perſönlichen als in den Vermögensangelegenheiten befugt fein (vgl. 8 1627 A 1). Die 
Benennung hat, da ſie erſt nach dem Tode des Vaters wirkſam wird, gemäß Abſ 3 durch letzt⸗ 
willige Verfügung — durch Teſtament oder durch einſeitige Verfügung im Erbvertrage (vgl. 
5 2299) — zu erfolgen. Im Zuſammenhang hiermit ſteht es, daß die elterliche Gewalt und 
das volle Vertretungsrecht nur zur Zeit des Todes vorhanden zu fein braucht. Es 
iſt auch nicht notwendig, daß das Kind zur Zeit der Benennung des Vormundes bereits vor⸗ 
handen iſt. Die Benennung iſt zuläſſig für ein Kind, das noch nicht geboren iſt, und ſogar 
für ein erſt nach dem Tode des Vaters geborenes Kind. Nicht als unzuläffig iſt es anzuſehen, 
wenn der Benennung eine Zeitbeſtimmung oder Bedingung beigefügt wird. Der Benannte 
kann jedoch nicht verlangen, daß mit der Beſtellung des Vormundes bis zum Eintritt der 
5 oder der Bedingung gewartet wird, auch nicht, daß zu dieſem Zeitpunkt der früher be⸗ 
tellte Vormund entlaſſen wird (a. M. Blume A 4a a). Dagegen iſt der Endtermin oder die 
auflöfende Bedingung dem fo benannten Vormunde gegenüber wirkſam, auch wenn bei 
ſeiner Beſtellung ein entſprechender Vorbehalt nicht gemacht iſt. Das Vormundſchaftsgericht 
bat in dieſem Falle den benannten Vormund zu entlaſſen. Die gleichen Grundfäße greifen 
Platz bei Anordnungen über Befreiung des Vormundes (8 1856), über Bildung des Familien- 
rats und über die Mitgliedſchaft zum Familienrat ($ 1868). 

2. Das zu 1 Geſagte gilt auch für das Benennungsrecht der Mutter. Ihr Recht ſteht 
jedoch dem des Vaters nach. Die Anordnung der Mutter iſt zwar nicht deshalb ungültig, 
weil zu der Zeit, wo ſie getroffen iſt, eine anderweite Anordnung des Vaters noch in Kraft 
ſtand. Sie gelangt aber erſt zur Wirkſamkeit, nachdem dieſe Anordnung des Vaters hinfallig 
geworden iſt (vgl. $ 1868 Abſ 2). 


8 1778 


Wer nach 8 1776 als Vormund berufen iſt, darf ohne feine Zuſtimmung 
nur übergangen werden ), wenn er nach den 88 1780 bis 1784 nicht zum Bor: 
munde beſtellt werden kann oder ſoll oder wenn er an der Übernahme der 
Vormundſchaft verhindert iſt oder die Übernahme verzögert oder wenn ſeine 
Beſtellung das Intereſſe des Mündels gefährden würde). 

Iſt der Berufene nur vorübergehend verhindert, ſo hat ihn das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach dem Wegfalle des Hindernifjes auf ſeinen Antrag an 
Stelle des bisherigen Vormundes zum Vormunde zu beſtellen “). 

Für eine Ehefrau darf der Mann vor den nach $ 1776 Berufenen, für ein 
rg Kind darf die Mutter vor dem Großvater zum Vormunde beſtellt 

erden‘). 

Neben dem Berufenen darf nur mit deſſen Zuſtimmung ein Mitvormund 
beſtellt werden). 

E 1 1637 11 1659 M 4, 1056 P 4, 748. 

1. Gegen die Übergehung des berufenen Vormundes ſteht dieſem nach $ 60 Abſ 1 
Nr 1 FGG die ſofortige Beſchwerde zu. Die Friſt beträgt 2 Wochen ſeit dem Zeit⸗ 
punkte, in welchem der Beſchwerdeführer von feiner Übergehung Kenntnis erlangt, ſo daß 
der auf die Zeit der Kenntnisnahme folgende Tag der erſte Tag der Beſchwerde iſt (85 22, 
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60 Abs 2 FGG, § 187 Abſ 1 BG). Eine Übergehung liegt nicht bloß in der Beſtellung eines 
andern Vormundes, ſondern ſchon in der Zurückweiſung des von dem berufenen Vormund 
geſtellten Antrags (RIA 5, 130). Die Zuſtimmung zur Übergehung iſt wirkſam, auch 
wenn ſie nur ſtillſchweigend oder nicht unmittelbar dem Vormundſchaftsgericht gegenüber 
erklärt iſt. 

2 Übergehungsgründe. Der Berufene hat kein unbedingtes Recht darauf, Vormund 
zu werden. Seine Beſtellung ift davon abhängig, daß er die in den $$ 1780—1784 vor⸗ 
geſchriebenen Eigenſchaften beſitzt. Trotz der Berufung iſtfernervon dem Vormundſchaftsgericht 
zu prüfen, ob im einzelnen Falle ſeine Beſtellung das Wohl des Mündels gefährden würde, 
wozu auch ſolche Gründe herangezogen werden können, die dem Elternteil bei Benennung 
des Vormundes bereits bekannt waren. Das Vormundſchaftsgericht hat endlich — abgeſehen 
von der in Abſ 2 bezeichneten Ausnahme — nicht nötig, den berufenen Vormund zu berüd- 
ſichtigen, wenn dieſer mit oder ohne Verſchulden die Übernahme der Vormundſchaft ver⸗ 
zögert. Über die Schadenserſatzpflicht im Falle ſchuldhafter Verzögerung 1. 1787 A 1. 

3. Der Berufene kann verlangen, daß nach Wegfall des Hinderniſſes, falls dieſes 
ſeiner Natur nach nur ein vorübergehendes war, der bisherige Vormund entlaſſen und er ſelbſt 
zum Vormunde beſtellt wird. Die Entlaſſung iſt zuläſſig, auch wenn ein entſprechender Vor⸗ 
dehalt bei der Beſtellung des Vormundes ($ 1790) nicht gemacht war. Dies iſt auf den Fall, 
daß ein Unfähigkeitsgrund oder Untauglichkeitsgrund der Beſtellung entgegenſtand, nicht 
auszudehnen. Iſt der Berufene grundlos übergangen und demgemäß ſeine ſofortige 
Beſchwerde (vgl. 38 18 Abſ 2, 60 Abſ 1 Nr 1 FGG) für begründet erklärt, ſo muß die Ent⸗ 
laſſung des bisherigen Vormundes (ohne daß fie vorbehalten zu fein braucht) erfolgen. 

4. S. § 1776 A 1. 

5. Das Recht des Berufenen darf ohne feine Zuſtimmung (f. hierüber A 1) durch 
Beſtellung eines Mitvormundes nicht beſchränkt werden, falls nicht bei Benennung des Vor⸗ 
mundes dieſe Beſchränkung vorgeſehen iſt. 


8 1779 
Fit die Vormundſchaft nicht einem nach $ 1776 VBerufenen zu übertragen, 


fo hat das Vormundſchaftsgericht nach Anhörung des Gemeindewaiſenrats :) 
den Vormund auszuwählen. 

„Das Vormundſchaftsgericht ſoll eine Perſon auswählen, die nach ihren 
perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Vermögenslage ſowie nach den ſonſtigen 
Umſtänden zur Führung der Vormundſchaft geeignet iſt. Bei der Auswahl iſt 
auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen. Verwandte 
und Verſchwägerte des Mündels ſind zunächſt zu berückſichtigen ?). 

E 1 1638 Abſ 1 II 1660 Abſ 1 M 4, 1061 P 4, 749. 

1. An den Vorſchlag des Gemeindewaiſenrats (vgl. hierüber $ 1849 A 3) iſt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nicht gebunden. Es kann in dringlichen Fällen auch davon abſehen, vor 
der Beſtellung des Vormundes den Gemeinde waiſenrat zu hören. Für einen ſolchen Fall 
empfiehlt es ſich allerdings, bei der Beſtellung den Vorbehalt zu machen, daß der Vormund 
entlaſſen werden kann, wenn der von der Beſtellung zu benachrichtigende Gemeinde waiſenrat 
hinterher Bedenken äußert. Ohne einen ſolchen Vorbehalt würde die Entlaſſung nicht möglich 
fein (vgl. $ 1790 A 1). Hat das Vormundſchaftsgericht behufs beſſerer Beaufſichtigung 
des Mündels oder aus fonftigen Gründen Anlaß, eine außerhalb feines Bezirks wohnende 
Perſon zum Vormund zu beſtellen, ſo kann es ſich wegen Benennung eines Vormundes an 
den auswärtigen Waiſenrat wenden. 

2. Bei der Auswahl des Vormundes iſt das Vormundſchaftsgericht, das hierbei auch 
die Wünſche des verſtorbenen Elternteils beachten darf, in ſeinem freien Ermeſſen nach zwei 
Richtungen hin beſchränkt. Mit der Vorſchrift, daß das religiöſe Bekenntnis 
des Mündels zu berückſichtigen iſt, iſt jedoch nicht eine unbedingte Regel 
aufgeſtellt, daß der Vormund das gleiche Bekenntnis haben muß. Iſt die Vorſchrift ohne 
ausreichenden Grund außer acht gelaſſen, ſo iſt die betreffende Religionsgeſellſchaft, die in 
ihren geſetzlich geſchützten Intereſſen verletzt iſt, aus $ 57 Abſ 1 Nr 9 FG beſchwerdeberechtigt 
(beſtr.). Wird die Beſchwerde für begründet befunden, fo iſt der bisherige Vormund zu ent⸗ 
laſſen (a. M. Planck A 7). Eine Abhilfe kann übrigens, wenn ein Vormund anderen Be⸗ 
kenntniſſes ausge wählt iſt, auch dadurch gewährt werden, daß ihm die Sorge für die religiöſe 
Erziehung des Mündels gemäß $ 1801 entzogen wird. Iſt die Vorſchrift verletzt, daß Ver⸗ 
wandte und Verſchwägerte des Mündels zunächſt zu berückſichtigen ſind, ſo iſt 
dieſen ein Beſchwerderecht im Jutereſſe des Kindes zuzugeſtehen (vgl. Rc 64, 288) und zwar 
mit der Wirkung, daß der beſtellte Vormund entlaſſen werden kann (beſtr.). Die Zuläſſigkeit 
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einer einem jeden Beteiligten zuſtehenden Beſchwerde auf Grund des $ 57 Ubi 1 Nr I FGG 
iſt in dieſen beiden Fällen zu verneinen (beſtr.). Es kann auch nicht den Verwandten das Recht 
zuerkannt werden, darüber Beſchwerde zu führen, daß ohne pflichtmaßige Prüfung ein einem 
andern Bekenntnis angehöriger Vormund beſtellt ſei (vgl. Wreſchner in SW 06, 321 57 
anders ROXY 29 A 13). 

8 1780 


Zum Vormunde kann nicht beſtellt werden, wer geſchäftsunfähig oder 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt ist!). 

E 1 1640 Nr 1, 1646 Abf 1 II 1661 M 4, 1065, 1081 P 4, 751, 753, 828; 6, 119. 

1. $ 1780 behandelt die Unfähigkeit zur Vormundſchaft, während in den 98 1781 
bis 1784 die Fälle aufgeführt ſind, in denen jemand zum Vormunde nicht beſtellt werden ſoll 
(Untauglichkeit zur Vormundſchaft). Nicht unfähig iſt der Minderjährige, wie denn auch der 
Minderjährige nach § 165 als Bevollmächtigter tätig fein kann, wohl aber — abweichend von 
$ 165 — der wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunk⸗ 
fuht Entmündigte ($ 114) da dieſer nicht bloß beſchränkt geichäftsfähig, ſondern 
auch vertrauensunwürdig ift (vgl. $ 1885 Abſ 1). Die Unfähigkeit hat zur Folge, daß ſo⸗ 
wohl die Beſtellung des Vormundes als die von ihm vorgenommenen Rechtshandlungen 
nichtig ſind. Die Beſtellung iſt nichtig, auch ohne Entlaſſung des Vormundes. Pflicht 
des Vormundſchaftsgerichts iſt es jedoch, den äußeren Anſchein, als ob der Vormund gültig 
beſtellt wäre, zu beſeitigen. Eine Haftbarkeit des Vormundes findet nur ſtatt nach den 
Vorſchriften über Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung und über ungerechtfertigte 
Bereicherung (vgl. $ 682). 

8 1781 


Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden: 

1. wer minderjährig oder nach $ 1906 unter vorläufige Vormundſchaft 
geſtellt iſt?); N 

2. wer nach 8 1910 zur Beſorgung feiner Vermögens angelegenheiten einen 
Pfleger erhalten hat!); 

3. wer in Konkurs geraten tft, während der Dauer des Konkurſes ?) 

4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, ſoweit ſich 
nicht aus den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs ein anderes ergibt). 

E 1 1640 Nr 1-3, 1646 Abſ 2 JI 1662 IM 4, 1065, 1081 P 4, 751. 

1. Die Vorſchriften der 58 1781—1784 find Sollvorſchriften, deren ſchuldhafte Ver⸗ 
letzung das Vormundſchaftsgericht dem Mündel gegenüber — nicht auch dritten Perſonen 
gegenüber, da in deren Intereſſe dieſe Vorſchriften nicht gegeben ſind — haftbar macht. 
Bis zur Entlaſſung, die nach § 1886 in den Fällen des $ 1781 ohne weiteres, in den Fallen 
der $ 1782 bis 1784 nur unter der beſonderen Vorausſetzung der Gefährdung des Wohles 
des Mündels zuläſſig ift, behält der Vormund alle Rechte und Pflichten eines ſolchen. Über 
das Recht des berufenen Vormundes bei Vorliegen eines Untauglichkeitsgrundes |. $ 1778 A 3. 

2. Den Untanglichkeitsgründen der Nr 1 bis 3 liegt der Gedanke zugrunde, daß der⸗ 
jenige, der ſeine eigenen Vermögensangelegenheiten nicht beſorgen kann, auch nicht zur Be⸗ 
ſorgung der Angelegenheiten eines andern als Vormund zugelaſſen werden ſoll. Aus- 
geſchloſſen iſt deshalb der beſchränkt Geſchäftsfähige (89 106, 114), ſoweit dieſer 
nicht nach $ 1780 unfähig zur Vormundſchaft iſt, der wegen körperlicher oder geiſtiger Ge⸗ 
brechen nach § 1910 für feine Vermögensangelegenheiten, d. h. für die Geſamtheit ſeiner Ver⸗ 
mögensangelegenheiten, unter Pflegſ chaft Geſtellte, ſowie der Gemeinſchuldner 
von der Zeit an, wo er über das in Konkurs befangene Vermögen nicht mehr verfügen 
kann. Diefe Verfügungsbeſchränkung tritt ſchon mit Eröffnung des Konkurſes, nicht erſt mit 
Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes ein (89 6, 109 KO) und dauert bis zum Erlaſſe des den 
Konkurs aufhebenden oder einftellenden Beſchluſſes (85 163, 190, 202 und 204 KO). Voraus⸗ 
ſetzung ift nach Nr 3 die Eröffnung des Konkursverfahrens über das perſönliche Vermögen. 
Der Konkurs über den Nachlaß oder ein Geſellſchaftsvermögen genügt nicht, um den Erben 
oder Geſellſchafter von der Beſtellung als Vormund auszuſchließen. 

3. Wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, iſt während der Zeit, 
für welche die Ehrenrechte aberkannt find (ſ. hierüber 9832 StGB), wegen Vertrauensunwuürdig⸗ 
keit nach § 34 Nr 6 StGB unfähig, Vormund (Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand) oder Mit⸗ 
glied eines Familienrats zu ſein, falls es ſich nicht um Verwandte abſteigender Linie handelt 
und die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung hierzu erteilt wird. Dieſe „Unfähigkeit“ 
hat aber nach $$ 1781, 1886, 1866 Nr 2, 1878 nur die Bedeutung, daß er nicht als Vormund 
beſtellt werden ſoll und daß bei nachträglicher Aberkennung der Ehrenrechte feine Entlaſſung 
erfolgen ſoll. 
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8 1782 


Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden, wer durch Anordnung des 
Vaters oder der ehelichen Mutter des Mündels von der Vormundſchaft aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Die Mutter kann den von dem Vater als Vormund Benannten 
nicht ausſchließen. . 

Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriften des 8 1777 Anwendung ). 

& 1 1640 Nr 5, 1646 Abſ 2 11 1663 M 4, 1068, 1081 P 4, 751. 

1. Der Vater und die eheliche Mutter des Mündels ſind ebenſo 
wie zur Benennung eines Vormundes auch zur Ausſchließung beſtimmter Perſonen — nicht 
einer ganzen Perſonenklaſſe — von der Vormundſchaft berechtigt, wofür die in $ 1777 über 
das Benennungsrecht gegebenen Vorſchriften gelten. Der von dem Vater Benannte kann 
ſelbſtverſtändlich, da feine Anordnung derjenigen der Mutter vorgeht ($ 1777 A 2), nicht von 
der Mutter ausgeſchloſſen werden. Auch die Ausſchließung der nach $ 1776 Nr 3 und 4 be⸗ 
rufenen Großväter iſt zuläſſig, nicht aber des nach landesrechtlicher Beſtimmung (Art 136 
Nr 1 und 2 Ech) kraft Geſetzes als Vormund eintretenden Anſtaltsvorſtandes oder Beamten, 
da dieſe Einrichtung dem öffentlichen Recht angehört (vgl. 5 1773 A 4). Die Ausſchließung 
wird nicht ohne weiteres dadurch hinfällig, daß der hinzugefügte Grund ein unrichtiger iſt, 
da trotzdem die Ausſchließung gewollt ſein kann. Der verbotswidrig Beſtellte kann nur nach 
es, des $ 1886 (bei Gefährdung des Wohles des Mündels) entlaffen werden (gl. 

N 


8 1783 


Eine Frau, die mit einem andern als dem Vater des Mündels ver⸗ 
heiratet iſt, ſoll nur mit Zuſtimmung ihres Mannes zum Vormunde beſtellt 
werden ) ). 

E 1 1640 Nr 4, 1641, 1646 Abſ 2 II 1664 Abſ 2 M 4, 1067, 1071, 1081 P 4, 751. 

1. Die Frau iſt zur Übernahme der Vormundſchaft zwar nicht verpflichtet ($ 1786 
Nr 1), wohl aber, was auf einem Beſchluſſe der Reichstagstommiſſion beruht, en Amte 
fähig. Nur bedarf die verheiratete Frau, falls es ſich nicht um ein (eheliches, legitimiertes 
oder angenommenes) Kind des Mannes handelt, in Übereinſtimmung mit dem allgemeinen 
Grundſatze des § 1358 der Zuſtimmung ihres Mannes. Die Zuſtimmung, die gegenüber 
der Frau oder dem Vormundſchaftsgericht zu erklären iſt, iſt erforderlich, auch wenn die 
Frau von dem Manne getrennt lebt. Für den geſchäftsunfähigen oder in unbekannter Ab- 
weſenheit lebenden Mann iſt die Zuſtimmung von dem geſetzlichen Vertreter zu erteilen. 
Der beſchränkt geſchäftsfähige Mann kann die Zuſtimmung ohne Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters nicht erteilen, da die Übernahme der Vormundſchaft die Belaſtung des eingebrachten 
Guts ($ 1412) und des Geſamtguts ($$ 1459, 1460, 1530, 1549) nach ſich zieht. Die Zuftim- 
mung kann, wie aus $ 1887 Abſ 2 hervorgeht, von dem Ehemann beliebig widerrufen werden. 
Die Erſetzung der Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht iſt nicht vorgeſehen. 

2. Auf die Gültigkeit der Beſtellung hat der Mangel der Zuſtimmung (bal. $ 1781 
A 1) keinen Einfluß. Auch die Haftung des eingebrachten Guts und des Geſamtguts 
(ſ. A J) wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


8 1784 


Ein Beamter oder Religionsdiener, der nach den Landesgeſetzen einer 
beſonderen Erlaubnis zur Übernahme einer Vormundſchaft bedarf, ſoll nicht 


ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis zum Vormunde beſtellt werden ) ). 
E 1 1642, 1646 Abf 2 Il 1665 M 4, 1071 P 4, 751. 


1. Landesrechtlich kann beſtimmt werden, daß Beamte und Religionsdiener wegen 
der Gefahr der Beeinträchtigung der dienſtlichen Intereſſen einer Erlaubnis zur Übernahme 
der Vormundſchaft bedürfen. Unter dem Ausdruck „Beamter“ ſind bloß öffentliche Beamte 
zu verſtehen. Dagegen iſt der Ausdruck „Religionsdiener“ nicht auf die bei einer christlichen 
Kirche angeſtellten Geiſtlichen zu beſchränken. Die Gültigkeit der Beſtellung als Vormund 
wird, wie $ 1784 vorſchreibt, durch den Mangel der Erlaubnis nicht beeinträchtigt (vgl. $ 1781 
A 1). Der Beamte oder Religionsdiener ſelbſt ift wegen fehlender Erlaubnis nicht berechtigt, 
die Übernahme der Vormundſchaft zu verweigern. Es kann nach Lage der Sache ſehr wohl 
gerechtfertigt fein, die Beſtellung als Vormund ohne Aufſchub vorbehaltlich der Nachbringung 
der Erlaubnis vorzunehmen. Wird die Erlaubnis nicht erteilt oder zurückgenommen, ſo hat 
gemäß $ 1888 die Entlaſſung zu erfolgen. Die Entlaſſung wird auch dann nötig, wenn landes⸗ 
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rechtlich (wie für Beamte in Bayern) zwar nicht eine Erlaubnis vorgeſchrieben iſt, wohl aber 
die Fortführung der Vormundſchaft unterſagt werden kann und von dieſem Unterſagungsrecht 
Gebrauch gemacht wird. 

2. Nach 8 41 RMilc v. 2. 5. 74 konnen die Militärperſonen des Friedensſtandes und 
die Zivilbeamten der Militärverwaltung — was auf die Marine auszudehnen iſt (beſtr.) — 
die Übernahme der Vormundſchaft ablehnen und können zum Vormunde nur mit Genehmigung 
ihrer Vorgeſetzten beſtellt werden. Im übrigen gelten für die Reichsbeamten in dieſer Be⸗ 
ziehung nach § 19 RBG i. d. F. v. 18. 5. 07 die an ihrem Wohnorte für die Staatsbeamten 
beſtehenden landesrechtlichen Beſtimmungen. 


8 1785 

Feder Deutſche r) hat die Vormundſchaft, für die er von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ausgewählt wird, zu übernehmen, ſofern nicht ſeiner Beſtellung 
zum Vormund einer der in den 88 1780 bis 1784 beſtimmten Gründe ent⸗ 
gegenſteht. 

E 1 1639 Saß 1 II 1667 Abſ 1 M 4, 1002 P 4, 750. 

1. Über die Verpflichtung zur Übernahme der Vormundſchaft hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zu entſcheiden vorbehaltlich der Beſchwerde, die der als Vormund Ausgewählte 
binnen 2 Wochen, ſeitdem ihm die die Weigerung für unberechtigt erklärende Verfügung 
bekannt gemacht iſt, bei dem Vormundſchaftsgericht oder dem Beſchwerdegericht einzulegen 
hat (69 60 Abſ 1 Nr 2, 16, 21 und 22 FGG, $ 1787 Abſ 2 BGB). Das Recht der Beſchwerde 
geht nicht ſchon dadurch verloren, daß nach Zurückweiſung des Widerſpruchs nicht von neuem 
bei der Beſtellung zum Vormund Widerſpruch erhoben iſt. 

2. Verpflichtet iſt jeder Deutſche, der die in $$ 1780 ff. vorgeſchriebenen Eigenſchaften 
beſitzt, mag er die Staatsangehörigkeit für einen beſtimmten Bundesſtaat oder nur die Reichs⸗ 
angehörigkeit (vgl. $ 9 des Schutzgeb i. d. F. v. 10. 9. 00) beſitzen, und zwar beſteht die Ver⸗ 
pflichtung auch dann, wenn ein Angehöriger eines andern Bundesſtaates oder ein Ausländer 
ſogl. 5 1773 A 1) bebormundet werden ſoll. Der Ausländer iſt zur Vormundſchaft fähig und 
tauglich (88 1780, 1781), er kann aber zur Übernahme der Vormundſchaft nicht angehalten 
werden, auch nicht, wenn der vormundſchaftliche Schutz einem Angehörigen ſeines eigenen 
Staates gewährt werden ſoll. Doch kann, wenn von den Landsleuten des Ausländers NE 
nie mand zur Übernahme des Amtes bereit findet, dies unter Umftänden das Vormundſchafts- 
gericht veranlaſſen, von Übernahme einer dauernden vormundſchaftlichen Fürſorge abzuſehen 
(val. Habicht, Intern. PrioR zu Art 23 EG II B 4). Iſt der Ausländer einmal als Vormund 
beſtellt, fo kann er nicht mit Rücksicht auf feine Ausländereigenſchaft die Entlaſſung fordern. 


8 1786 
Die übernahme der Vormundſchaft kann ablehnen: 

1. eine Frau; 

2. wer das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat; 

3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; ein von einem 
andern an Kindes Statt angenommenes Kind wird nicht gerechnet; 

4. wer durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert iſt, die Vor⸗ 
mundſchaft ordnungsmäßig zu führen; 

5. wer wegen Entfernung ſeines Wohnſitzes von dem Sitze des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne beſondere Beläſtigung 
führen kann; 3 

6. wer nach § 1844 zur Sicherheitsleiſtung angehalten wird; 

7. wer mit einem andern zur gemeinſchaftlichen Führung der Vormund⸗ 
ſchaft beſtellt werden ſoll; 

8. wer mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; die Vor⸗ 
mundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt nur als eine; 
die Führung von zwei Gegenvormundſchaften ſteht der Führung einer 
Vormundſchaft gleich. 
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Das Ablehnungsrecht erliſcht, wenn es nicht vor der Beſtellung bei dem 
Vormundſchaftsgerichte geltend gemacht wird. 

E 1 1643, 1644 Abſ 1 II 1666, 1668 Abſ 1 M 4, 1073 P 4, 751; 6, 306. 

Die Ablehnung der Vormundſchaft kann nur auf die in $ 1786 angegebenen Gründe 
geſtützt werden, die bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor der Beſtellung bei dem 
Vormundſchaftsgericht geltend zu machen ſind. Nur innerhalb der 
hier gezogenen Grenzen kann die Behauptung des Geſuchſtellers, daß er zur Führung der 
Vormundſchaft nicht geeignet ſei oder daß ihm die Führung zu beſchwerlich falle, als Ab⸗ 
lehnungsgrund in Betracht kommen; dies ſchließt jedoch nicht aus, daß dieſe Verhältniſſe, 
ſoweit es im Intereſſe des Mündels liegt, bei Auswahl des Vormundes ($ 1779 Abſ 2) mit 
zu berücksichtigen find. Tritt ein Ablehnungsgrund nachträglich ein, jo kann gemäß § 1889 
Entlaſſung gefordert werden. Ein Verzicht auf das Recht der Ablehnung kann rechtswirlſam 
nur dem Vormundſchaftsgericht gegenüber erklärt werden. Der Anſtaltsvormund oder Berufs⸗ 
vormund kann nicht auf die Ablehnungsgründe des 8 1786 ſich berufen (KGGJ 35 A 19). 

Zu Nr 1. S. § 1783 A 1. 

u Nr 2. Die Altersgrenze iſt, während ſonſt zur Ablehnung eines Ehrenamtes meiſt 
die Vollendung des 65. Lebensjahres erfordert wird, auf das 60. Lebensjahr — Erreichung 
des 60. Geburtstags (§ 187 Abſ 2) — feſtgeſetzt. 

Zu Nr 3. Der Beſitz von 5 minderjährigen ehelichen (legitimierten oder an Kindes 
Statt angenommenen) Kindern berechtigt zur Ablehnung, ohne Unterſchied, ob die Kinder in 
der elterlichen Gewalt des Ablehnenden ſich befinden oder nicht. das von einem 
andern an Kindes Statt angenommene Kind wird — mit der auch hier 
zu machenden ſelbſtverſtändlichen Ausnahme der Kindesannahme durch den Ehegatten des 
Ablehnenden ($ 1757 Abſ 2) — nicht mitgerechnet, auch dann nicht, wenn die Kindesannahme 
inzwiſchen wieder aufgehoben iſt (a. M. Staudinger A lc, Fuchs A 20 — vgl. § 1747 A 3). 

Zu Nr 5. Verpflichtet zur Übernahme der Vormundſchaft iſt auch derjenige, der ſeinen 
Wohnſitz nicht im Bezirk des Vormundſchaftsgerichts hat. Ein Ablehnungsrecht erwächſt ihm 
nur, wenn die Entfernung von dem Vormundſchaftsgericht zu einer beſonderen, ihm nicht 
zuzumutenden Beläſtigung führt, wofür es nicht bloß auf den Stand der Vormundſchafts⸗ 
ſache, ſondern auch auf ſeine perſönlichen Verhältniſſe ankommt. Dies Ablehnungsrecht kann 
unter beſonderen Umſtänden auch der im Bezirk des Vormundſchaftsgerichts Wohnende 
in Anſpruch nehmen. 

Zu Nr 7. Die Beſtellung als Mitvormund zur ungeteilten Verwaltung hat wegen der 
damit verbundenen Aufſichtspflicht eine erhöhte Verantwortlichkeit (§ 1797 A 1) zur Folge, 
welche dem Vormunde nicht wider ſeinen Willen angeſonnen werden ſoll. 

Zu Nr 8. Zur Ablehnung iſt berechtigt, wer bereits zwei Vormundſchaften 
(Pflegſchaften) oder, da in dieſer Beziehung zwei Gegenvormundſchaften einer Vormund⸗ 
ſchaft gleich gerechnet werden, eine Vormundſchaft und zwei Gegenvormundſchaften 
oder vier Gegenvormundſchaften führt. Die Vormundſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt 
unge 15 eine Vormundſchaft, auch wenn ſie bei mehreren Vormundſchaftsgerichten an⸗ 

ängig iſt. 


8 1787 

Wer die Übernahme der Vormundſchaft ohne Grund ablehnt, iſt, wenn 
ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den Schaden verantwortlich, der dem 
Mündel dadurch entſteht, daß ſich die Beſtellung des Vormundes verzögert ). 

Erklärt das Vormundſchaftsgericht die Ablehnung für unbegründet, ſo 
hat der Ablehnende, unbeſchadet der ihm zuſtehenden Rechtsmittel, die Vor⸗ 
mundſchaft auf Erfordern des Vormundſchaftsgerichts vorläufig zu über⸗ 
nehmen :). 

E 1 1639 Satz 2, 1644 Abſ 2 II 1667 Abſ 2, 1668 Abſ 2 M 4, 1063, 1077 P 4, 750; 6, 306. 

1. Die Pflicht zur Übernahme der Vormundſchaft beſteht nicht bloß dem Staate, 
ſondern auch dem Mündel gegenüber, der demgemäß einen Schadenserſatzanſpruch hat, 
ſoweit er durch unbegründete ſchuldhafte Weigerung der Übernahme benachteiligt iſt. Zu 
erſetzen iſt der Schaden, der darin ſeinen Grund hat, daß in der Zwiſchenzeit, die ordnungs⸗ 
mäßige Behandlung der Sache durch den Vormundſchaftsrichter vorausgeſetzt, der Mündel 
ohne Vormund geblieben iſt. Ein Verſchulden wird erſt regelmäßig von dem Zeitpunkt an 
anzunehmen fein, wo die Ablehnung (vgl. A 2) von dem Vormundſchaftsgericht für unbegründet 
erklärt iſt, eine Entſcheidung, an die übrigens das Prozeßgericht nicht gebunden iſt. 

2. Durch die Weigerung wird, nachdem ſie von dem Vormu dſchaftsgericht für 
unbegründet erklärt iſt, die Ausführung der Anordnung des Vormundſchaftsgerichts und 
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die Anwendung des nach $ 1788 zuläſſigen Zwanges nicht aufgehalten. Auch die Einlegung 
der Beſchwerde hat (ſoweit fie nicht die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe betrifft) keine 
aufſchiebende Wirkung ($ 24 FGG). Beharrt der Ablehnende bei ſeiner Weigerung, ſo 
macht er ſich für die Zwiſchenzeit ſchadenserſatzpflichtig, auch wenn in dem ſpäteren Ver⸗ 
ſahren ſeine Weigerung entgegen der Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts für begründet 
befunden werden ſollte. 


§ 1788 
Das Vormundſchaftsgericht kann den zum Vormund Ausgewählten durch 
Ordnungsſtrafen zur Übernahme der Vormundſchaft anhalten. 
Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht über⸗ 
ſteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwiſchenräumen von mindeſtens einer 
Woche verhängt werden. Mehr als drei Strafen dürfen nicht verhängt 


werden!). 

E 1 1639 Satz 3 und 4 Il 1669 M 4, 1064 P 4, 750. 

1. Ein Zwang zur Übernahme der Vormundſchaſt ift nur in der Weiſe zuläffig, daß 
eine Ordnungsſtraſe von höchſtens 300 4 zu drei Malen mit einem Mindeſtzwiſchenraum 
von je einer Woche feſtgeſetzt wird. Der Feſtſetzung hat nach $ 33 F000 jedesmal eine An⸗ 
drohung der Ordnungsſtrafe vorauszugehen. Die Beſchwerde gegen die Feſtſetzung hat nach 
5 24 Abſ 1 dal. aufſchiebende Wirkung. Das Verfahren der Beitreibung beſtimmt ſich nach 
den landesrechtlichen Vorſchriften, die teils das Verwaltungszwangsverfahren, teils die Voll⸗ 
ſtreckung nach den Grundſätzen der ZPO anordnen. Mit der Ordnungsſtrafe ſind auch die 
Koſten des Verfahrens beizutreiben. 


8 1789 


Der Vormund wird von dem Vormundſchaftsgerichte durch Verpflichtung 
zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vormundſchaft beſtellt. Die Ver⸗ 
pflichtung ſoll mittels Handſchlags an Eidesſtatt erfolgen!) ?). 

E 1 1645 Abſ 1 II 1670 M 4, 1078 P 4, 752. 

1. Mit der Verpflichtung des Vormundes wird zweckmäßig eine Belehrung des Vor⸗ 
mundes über die ihm obliegenden Pflichten verbunden. Die Nichtabnahme des Handſchlags 
an Eidesſtatt macht die Beſtellung, da es ſich hier um eine Ordnungsvorſchrift handelt, nicht 
ungültig, ebenſowenig die Nichtaufnahme eines Protokolls. Weſentlich iſt dagegen, daß dem 
Vormundſchaftsrichter (oder dem von dieſem erſuchten Richter) gegenüber die Verpflichtung 
zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vormundſchaft übernommen wird, ohne daß jedoch 
in dieſer Beziehung der Vormund eine ausdrückliche Erklärung abzugeben braucht (a. M. 
anſcheinend Planck A 2). Eine Vertretung des Vormundes bei der einen öffentlichen 
Rechtsakt darſtellenden Verpflichtungsverhandlung oder eine ſchriftliche Beſtellung des Vor⸗ 
mundes iſt ausgeſchloſſen. Ohne Einfluß auf die Gültigkeit der n Fall. b. iſt die örtliche 
Unzuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts ($ 7 TOO). Über den Fall, daß verſehentlich 
mehrere Vormünder beſtellt ſein ſollten, vgl. 3 1774 A 2. 

2. Mit der Beſtellung beginnt die Vertretungsmacht des Vormundes. — Zugleich 
tritt (was für die Vormundſchaft über Volljährige von Bedeutung iſt) bei der Entmündigung 
wegen Geiſteskrankheit, falls der Entmündigte nicht unter elterlicher Gewalt oder Vormund 
ſchaft fteht, oder bei der Stellung unter vorläufige Vormundſchaft wegen Geiſteskrankheit 
mit der Beſtellung des Vormundes die Geſchäftsunfahigkeit des Mundels ein ($ 661 Abſ 1 
ZPO, 5 52 FG). 

8 1790 


Bei der Beſtellung des Vormundes kann die Entlaſſung für den Fall 
vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes Ereignis eintritt oder nicht eintrit !). 

E I 1638 Abf 3 11 1660 Abſ 3 M 4, 1062 P 4, 748. 

1. Durch die Beſtellung iſt dem Vormunde, ſolange nicht ein geſetzlicher Entlaſſungs⸗ 
grund vorliegt, ein unentziehbares Recht auf Fortführung der Vormundſchaft gegeben. Aus- 
nahmsweiſe darf das Vormundſchaftsgericht bei der Beſtellung, ſofern es ſich nicht um einen 
berufenen Vormund handelt, für den Fall des Eintritts oder Nichteintritts eines beſtimmt 
zu bezeichnenden Ereigniſſes — nicht für den Fall des Eintritts einer beſtimmten Zeit — 
die Entlaſſung vorbehalten (val. § 1779 A 1). Der Vorbehalt hat nicht die Wirkung, daß 
mit dem Eintritt des Ereigniſſes die Beſtellung hinfällig wird. Es bedarf vielmehr hierzu 
der förmlichen Entlaſſung. Ausnahmsweiſe iſt zur Entlaſſung des Vormundes ein Vor⸗ 
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behalt nicht erforderlich im Falle der Verletzung der Rechte des berufenen Vormundes 
(§ 1778 A 3), bei Nichteinhaltung der Beſtimmungen über die Auswahl des Vormundes 
(5 1779 A 2) und bei einer der Benennung des Vormundes beigefügten zeitlichen Be⸗ 
grenzung ($ 1777 A 1). 


8 1791 


Der Vormund erhält eine Beſtallung ). 

Die Beſtallung ſoll enthalten den Namen und die Zeit der Geburt des 
Mündels, die Namen des Vormundes, des Gegenvormundes und der Mit⸗ 
vormünder ſowie im Falle der Teilung der Vormundſchaft die Art der Teilung. 
Iſt ein Familienrat eingeſetzt, jo iſt auch dies anzugeben. 

E I 1645 Abſ 2 II 1671 M 4, 1079 P 4, 752. 

1. Der Vormund bedarf einer Beſtallung, um ſich im Rechtsverkehr und bei Führung 
von Rechtsſtreitigkeiten ($ 56 3 PO) als Vertreter des Mündels ausweiſen zu können. In 
der Beſtallung iſt außer dem Namen des Mündels und des Vormundes 
die Geburtszeit des Mündels anzugeben, was zugleich für die Dauer der Ver⸗ 
tretung von Bedeutung iſt. Die Beſtallung hat auch die für den Umfang der Vertretungs- 
macht erheblichen Angaben zu enthalten, ob und wer als Gegenvormun d beſtellt iſt, 
welche Mitvormünder beftellt find und wie unter fie die Geſchäfte verteilt find. Zweck⸗ 
mäßig wird auch die etwaige Befreiung des Vormundes von der Notwendigkeit der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts aufzunehmen ſein, wenn 
ſchon dies geſetzlich nicht vorgeſchrieben iſt. Iſt an Stelle des Vormundſchaftsgerichts ein 
Familienrat eingeſetzt, ſo iſt dies im Intereſſe der Legitimation des Familienrats in der 
Beſtallung ebenfalls zu erwähnen (vgl. $ 1881 Abſ 2). Das Vormundſchaftsgericht hat 
die Amtsbflicht, von dem Vormunde bei Beendigung ſeines Amts die Beſtallung zurück- 
zufordern ($ 1893 Abſ 2) und bei eintretenden Anderungen die Beſtallung zu berichtigen 
oder, wie im Falle des $ 1881, eine neue Beſtallung zu erteilen. Die Beſtallung hat hier⸗ 
nach einen großen Beweiswert, ſie hat aber nicht die Bedeutung, daß der gutgläubige 
Dritte unbedingt auf die Richtigkeit der Angaben ſich verlaſſen kann. Erachtet der Dritte 
die Beſtallung nicht für ausreichend, fo kann ihm gemäß $ 34 Fc die Einſicht der Vormund⸗ 
ſchaftsakten gewährt werden. Über die dem Pfleger zu erteilende Beſtallung ſ. Vorbem 1 


vor $ 1909. 
8 1792 


Neben dem Vormunde kann ein Gegenvormund beſtellt werden ). 

Ein Gegenvormund ſoll beſtellt werden, wenn mit der Vormundſchaft 
eine Bermögensverwaltung ) verbunden iſt, es ſei denn, daß die Verwaltung 
nicht erheblich oder daß die Vormundſchaft von mehreren Vormündern!) ges 
meinſchaftlich zu führen iſt. 

Iſt die Vormundſchaft von mehreren Vormündern“) nicht gemeinſchaft⸗ 
lich zu führen, ſo kann der eine Vormund zum Gegenvormunde des andern 
beſtellt werden. 

Auf die Berufung und Beſtellung des Gegenvormundes finden die für 
die Berufung und Beſtellung des Vormundes geltenden Vorſchriften An⸗ 
wendung ). 

E I 1647 II 1672 M 4, 1032 ff., 1082 P 4, 754. 

1. Unzuläſſig iſt die Beſtellung eines Gegenvormundes, wenn ſie von dem Vater oder 
der ehelichen Mutter des Mündels bei Benennung des Vormundes ausgeſchloſſen iſt (88 1852, 
1855, 1856 in Verb. mit $ 1777) — welche Anordnung jedoch bei Gefährdung des Wohles 
des Mündels außer Kraft geſetzt werden kann ($ 1857) — und wenn ber (zur Vermögens⸗ 
verwaltung berechtigte) Vater zum Vormunde des Volljährigen beſtellt iſt ($ 1903; . be⸗ 
züglich der Mutter $ 1904). Die gleichwohl erfolgte Beſtellung iſt jedoch nicht ungültig. Dem 
Vormundſchaftsgericht erwächſt nur die Pflicht, den Gegenvormund wieder zu entlaſſen, 
zu welchem Zwecke nicht bloß von dem Vormunde, ſondern auch von dem Gegenvormunde 
ſelbſt Beſchwerde eingelegt werden kann. Landesrechtlich kann ferner auf Grund des Art 136 
Nr 4 EG, wie es z. B. durch Art 78 83 Pr. AG geſchehen ift, die Beſtellung eines Gegenvor⸗ 
mundes neben dem Anſtaltsvormunde oder dem Berufsvormunde (vgl. $ 1773 A 4) aus- 
geſchloſſen werden, welchem Verbote hier, da es ſich um eine beſonders ausgeſtaltete Art der 
fem handelt, die weitergehende Wirkung der Nichtigkeit der Beſtellung beizulegen 
ein wird. f 
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2. Es kommt nicht ſowohl auf die Größe des Vermögens, als auf die Erheblichkeit 
der eine Überwachung durch den Gegenvormund nötig machenden Vermögens verwaltung 
an. Ein Anlaß zur Beſtellung eines Gegenvormundes iſt in der Regel nicht vorhanden, 
wenn das Vermögen bei einer öffentlichen Sparkaſſe unter Sperrvermerk (3 1809) an⸗ 
gelegt ift. Darüber, ob ein Gegenvormund entbehrlich iſt, hat das Vormundſchaftsgericht 
— unbeſchadet der Zuläſſigkeit der Beſchwerde des Vormundes — nach freiem, von dem 
Prozeßrichter nicht nachzuprüfenden Ermeſſen zu befinden. Bloß aus dem Grunde, weil 
ein der Genehmigung des Gegenvormundes unterliegendes Rechtsgeſchäft vorzunehmen iſt, 
braucht ein Gegenvormund nicht beſtellt zu werden. Solange ein Gegenvormund nicht vor⸗ 
banden iſt, iſt an deſſen Stelle — ſofern nicht die Genehmigung deshalb ſich erübrigt, weil 
die Vormundſchaft von mehreren Vormündern gemeinſchaftlich geführt wird — nach $ 1810 
Satz 2 und 8 1812 Abſ 3 die Genehmigung bon dem Vormundſchaftsgericht zu erteilen. 

3. Über das Vorhandenſein mehrerer Vormünder ſ. $ 1797 U 1. 

4. Anwendbar ſind hiernach die 88 1776 bis 1791. Zweifelhaft kann ſein, ob der 
Vater oder die eheliche Mutter bei Benennung eines Gegenvormundes ($ 1777) auch an- 
ordnen können, daß ein Gegenvormund beſtellt werden muß. Dies dürfte jedoch zu ver⸗ 
neinen ſein, da das Recht der Eltern nicht ſo weit geht, daß ſie das vormundſchaftliche Amt 
umgeſtalten können. 


II. Führung der Vormundſchaft 


8 1793 

Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Mündels zu ſorgen ), insbeſondere den Mündel zu vertreten?). 

E I 1648, 1649 II 1673 M 4, 1082 P 4, 755; 6, 306. 

1. Die vormundſchaftliche Gewalt hat den gleichen Juhalt wie nach 38 1627 und 1630 
Abf 1 die elterliche Gewalt. Über die Abgrenzung der Sorge für die Perſon und der Sorge 
für das Vermögen des Mündels ſ. 8 1631 A 1. Die ſe Abgrenzung iſt von beſonderer Wich⸗ 
tigkeit für den Fall, daß neben dem Recht des Vormundes das Fürſorgerecht des Vaters oder 
der Mutter für die Perſon des Mündels beſteht (val. $ 1676 Abſ 2, 1696, 1702 Abſ 2, 1707). 
Kraft der Pflicht zur Sorge für das Vermögen des Mündels hat der Vormund, der das Ver⸗ 
mögen in Beſitz zu nehmen hat, einerſeits auf Erhaltung (ſichere Aufbewahrung, ſichere An⸗ 
legung uſw.), anderſeits auf nutzbringende Verwertung des Vermögens bedacht zu ſein. 
Laſſen beide Rückſichten ſich nicht miteinander vereinigen, ſo wird die Rückſicht auf Erhaltung 
regelmäßig den Vorzug haben. Unter Umſtänden wird aber auch die Erhaltung einer Sache, 
falls dies nur mit unverhältnismäßig hohen Koſten möglich iſt, nicht wirkſchaftlich ſein. Aus 
der Pflicht zur Verwaltung des Vermögens ergibt ſich für den Vormund auch die Pflicht, 
die dem Mündel auf bürgerlichrechtlichem oder öffentlichrechtlichem Gebiete zuſtehenden 
Vermögensrechte wahrzunehmen. Über die Natur der vormundſchaftlichen Gewalt als eines 
Amtes ſ. § 1872 A 2. 

2. Als geſetzlicher Vertreter iſt der Vormund ermächtigt, für den geſchäfts unfähigen 
oder beſchränkt geſchäftsfähigen Mündel oder in Ergänzung der Willenserklärung des letzteren 
(88 107 ff.) über die Rechte des Mündels zu verfügen und Verpflichtungen für ihn zu über⸗ 
nehmen. Die Vertretungsmacht erſtreckt ſich nicht auf höchſtperſönliche Rechtsgeſchäfte, 
die eine Vertretung nicht zulaſſen (vgl. $ 1630 A 1). Hinſichtlich des Beſitzes übt der 
Vormund vertretungsweiſe diejenigen Rechte aus, die dem Mündel als 
unmittelbarem oder als mittelbarem Beſitzer zuſtehen. Die gleiche Rechtsſtellung kommt 
ihm auch dem Mündel gegenüber zu (beſtr.). Geht der Vormund hinfichtlih des 
Mündelvermögens Rechtsgeſchäfte ein, ſo hat er, ſofern nicht ganz beſondere Gründe 
eine Abweichung bedingen, die Rechtsgeſchäfte auf den Namen des Mündels 
zu ſtellen. Verpflichtungen, die ſachlich den Mündel angehen, kann er dagegen, da hier⸗ 
durch der Mündel nicht gefährdet wird, auch in eigenem Namen übernehmen. Einen 
Bevollmächtigten darf der Vormund annehmen unbeſchadet der ihm verbleibenden 
Pflicht zur Beaufſichtigung und Leitung. Die dem Dritten erteilte Vollmacht erliſcht mit 
der Vertretungsmacht des Vormundes, ohne daß die weitergehenden Beſtimmungen der 
ss 169 ff., 674 hier Anwendung finden können (vgl. RG 41, 263 — a. M. Staudinger A 6). 
Der Vormund kann auch nicht für ein erſt nach der Beendigung ſeines Amtes borzunehmender 
Geſchäft Vollmacht erteilen (vgl. A 3). Die gefamte Verwaltung der vormundſchaftlichen 
Angelegenheiten kann der Vormund nicht einem andern übertragen. In beſonderen Fällen, 
was nämlich die allgemeine Ermächtigung des Mündels betrifft, in Dienſt oder Arbeit zu 
treten ($ 113), hinſichtlich der Eheſchließung (§ 1304) und der Anfechtung der Ehe (5 1337 
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Abſ 1) kann die Ermächtigung oder Zuſtimmung des Vormundes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht erſetzt werden. 

3. Das Vertretungsrecht des Vormundes iſt nicht derart ein zeitlich eingeſchränktes, 
daß er über die Zeit der Beendigung der Vormundſchaft hinaus keine Verfügungen treffen 
könnte. Der Vormund iſt auch nicht verhindert, Verpflichtungen für den Mündel zu über⸗ 
nehmen, die über die Zeit der Beendigung der Vormundſchaft fortdauern oder erſt nach dieſer 
Zeit in Wirkſamkeit treten (beſtr.). Er würde jedoch pflichtwidrig handeln wenn er ohne Not 
dem Mündel derartige Verpflichtungen auferlegt, die ſeine Selbſtändigkeit beeinträchtigen, 
und es würde hieraus auch ein Einwand gegen den Dritten zuläſſig ſein, der bei Eingehung 
des Vertrages die Sachlage kannte (vgl. für früheres Recht R 41, 263). Eine beſondere 
Einſchränkung der Befugniſſe des Vormundes iſt es, daß er ohne Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts den Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen, insbeſondere zu Leiſtungen aus 
einem Miet⸗ oder Pachtvertrage, mag nun der Mündel Mieter oder Vermieter ſein, zu Ver⸗ 
ſicherungsbeiträgen, Unterhaltsbeiträgen nicht verpflichten kann, wenn das Vertragsverhältnis 
die Zeit der Volljährigkeit um mehr als ein Jahr überdauern Toll (8 1822 Nr 5 — vgl. auch 
hinſichtlich des Vormundes eines Vollzährigen $ 1902 Abſ 2). Über die Fortdauer der Ver⸗ 
tretungsmacht infolge Unkenntnis der Beendigung der Vormundſchaft ſ. 81893 und 8 1682 Al. 


8 1794 


Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Mündels zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht auf Angelegenheiten des 
Mündels, für die ein Pfleger beſtellt ift?). 

E 1 1650 11 1674 M 4, 1087 P 4, 755. 

1. Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die Pflegſchaft mit Recht angeordnet iſt 
oder nicht (vgl. $ 1628 A 1). Über die Fälle, in denen neben dem Vormunde ein Pfleger 
zu beſtellen ift, |. $$ 1795, 1796 und 1909. Der Vormund iſt in dieſen Fallen nach $ 1909 
Abſ 2 anzeigepflichtig. 


9 1795 


Der Vormund kann den Mündel nicht vertreten: 


1. bei einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen ſeinem Ehegatten oder einem ſeiner 
Verwandten in gerader Linie einerſeits und dem Mündel anderſeits, 
es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit beſteht?); 

2. bei einem Rechtsgeſchäfte, das die Übertragung oder Belaſtung einer 
durch Pfandrecht, Hypothek oder Bürgſchaft geſicherten Forderung des 
Mündels gegen den Vormund oder die Aufhebung oder Minderung 
dieſer Sicherheit zum Gegenſtande hat oder die Verpflichtung des 
Mündels zu einer ſolchen Übertragung, Belaſtung, Aufhebung oder 
Minderung begründet“); 

3. bei einem Rechtsſtreite zwiſchen den in Nr. 1 bezeichneten Perſonen 
ſowie bei einem Rechtsſtreit über eine Angelegenheit der in Nr. 2 be⸗ 
zeichneten Art?) ). 

Die Vorſchrift des § 181 bleibt unberührt). 

E 1 1651 Nr 1—3 Il 1675 M 4, 1088 P' 4, 756. 

1. Die Vertretungsbefugnis des Vormundes (Pflegers) iſt nach der allgemeinen 
Regel des § 181 kraft Geſetzes ausgeſchloſſen bei Rechtsgeſchäften (Rechtshandlungen) und 
Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen ihm und dem Mündel oder zwiſchen mehreren von ihm bevor⸗ 
mundeten Mündeln oder zwiſchen dem Mündel und einer von dem Vormund in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Bevollmächtigter vertretenen Perſon. Auch in den beiden letzteren Fällen, in denen 
eine Doppelvertretung vorliegt, handelt es ſich um ein unſtatthaftes Vertragſchließen mit ſich 
ſelbſt. Die Vertretungsbeſchränkung iſt nicht davon abhängig, daß ein ſachlicher Intereſſengegen⸗ 
ſatz zwiſchen den mehreren Perſonen obwaltet. Dieſe müſſen aber zu verſchiedenen Vertrags- 
parteien gehören. Mehrere Mündel, die zuſammen auf der Verkäuferſeite oder auf der Käufer 
feite ſtehen, können durch denſelben Vormund vertreten werden (vgl. RA 5, 25). Auch 
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bei Teilungen (Erbauseinanderſetzungen) wird wegen Fehlens der Vertragsgegnerſchaft die 
Doppelvertretung zuzulaſſen ſein, wenn im Grunde die Teilung nur eine rechneriſche iſt, 
ohne daß Grundſtücke uſw. von einzelnen Teilnehmern übernommen werden. Die Ver⸗ 
tretungsbeſchräukung kann das Vormundſchaftsgericht nicht dadurch befeitigen, daß es dem 
Vormunde unter Erweiterung ſeiner Vertretungsmacht über das Geſetz hinaus „geſtattet“ 
(vgl. § 181), im Namen des einen Mündels mit ſich ſelbſt als Vertreter des andern ein 
Rechtsgeſchäft vorzunehmen und ebenſowenig kann es durch nachträgliche Zuſtimmung dem 
Rechtsgeſchäft Wirkſamkeit verleihen (RG 71, 162). Ausgenommen von der Regel des $ 181 
ſind nur Erfüllungsgeſchäfte, die dem einen Teile unmittelbar das gewähren, worauf ſein 
Anſpruch geht. Wegen der Zuläſſigkeit eines ſolchen Erfüllungsgeſchäfts iſt der Vormund, 
wenn er einen Anſpruch gegen den Mündel hat, darauf angewieſen, ſich aus dem Vermögen 
des Mündels ſelbſt zu befriedigen. Eine fernere Ausnahme iſt es, daß die zum Vormunde 
des Mannes beſtellte Ehefrau gemäß $8 1409, 1457 die nach ehelichem Güterrecht erforderliche 
Zustimmung des Mannes ſich ſelbſt erteilen kann (f. hierüber 81900 A 1). Das entgegen dem 
$ 181 vorgenommene Rechtsgeſchäft iſt nicht nichtia, ſondern nur unwirkſam und kann deshalb 
durch Genehmigung des volljährig gewordenen Mündels Wirkſamkeit erlangen (RG 67, 51; 
68, 40; 71, 163; a. M. Staudinger A 4a). 

2. Mit der gleichen Ausnahme der Erfüllungsgeſchäfte iſt die Vertretungsbefugnis 
durch 51795 Nr 1 und 3 dem Vormunde auch entzogen für Rechtsgeſchäfte (Rechtshandlungen) 
und Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem Mündel und den nächſten Verwandten des Bormundes 
(dem Ehegatten und den Verwandten gerader Linie). Auf andere Verwandte iſt die Ver⸗ 
tretungsbeſchränkung nicht ausgedehnt und darf, wenn nicht ein wirklicher Intereſſengegenſatz 
vorliegt, auch nicht durch eine nach $ 1796 ergehende Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
ausgedehnt werden. Auch in den Fällen des 9 1715 iſt nicht Nichtigkeit, ſondern Unwirkſamkeit 
des Geſchäfts anzunehmen (RG 68, 40). 

3. Iſt der Mündel wegen einer Forderung gegen den Vormund durch Pfandrecht, 

ypothek — eine Grundſchuld kann hierbei nicht in Betracht kommen — oder Bürgſchaſt 
geſichert, ſo ſoll dieſe Sicherung in keiner Weiſe weder durch Verfügung über das Pfandrecht, 
noch durch Verfügung über die Forderung irgendwie geſchmälert werden dürfen. Die Ver⸗ 
tretungsbefugnis des Vormundes iſt deshalb durch $ 1795 Nr 2 und 3 für derartige Ver⸗ 
fügungen einſchließlich der Eingehung einer Verpflichtung zur Verfügung und für Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten hierüber ausgeſchloſſen. Dieſe Vertretungsbeſchränkung iſt auch auf den in 81795 
Nr 2 nicht beſonders vorgeſehenen Fall der Genehmigung einer die perſönliche Verbindlich- 
keit des Vormundes aufhebenden Schuldübernahme zu erſtrecken, nicht aber auf die Ver⸗ 
fügung über die Forderung nach Ausfall der Hypothek (RG 68, 37). Die Vertretungs- 
beſchränkung greift bezüglich einer Sicherungshypothek, die für etwaige Erſatzanſprüche gegen 
5 en beſtellt ift, auch dann Platz, wenn ein ſolcher Anſpruch noch nicht entſtanden 
Ain follte. 


8 1796 


Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde die Vertretung für 
einzelne Angelegenheiten oder für einen beſtimmten Kreis von Angelegen⸗ 
heiten entziehen). 

Die Entziehung ſoll nur erfolgen, wenn das Jutereſſe des Mündels zu 
dem Intereſſe des Vormundes oder eines von dieſem vertretenen Dritten oder 
einer der im § 1795 Nr. 1 bezeichneten Perſonen in erheblichem Gegenſatze 
ſteht. 

E 11651 Nr 4 II 1676 M 4, 1092 P 4, 756, 877. 

1. Entziehung der Vertretung. Das BGB ſtellt nicht den allgemeinen Grundſatz 
auf, daß der Vormund zur Vertretung des Mündels inſoweit nicht befugt ſei, als ſein Intereſſe 
oder das Intereſſe ſeiner Verwandten mit dem Intereſſe des Mündels in Gegenſatz ſteht. 
Es geſtattet aber dem Vormundſchaftsgericht, wegen eines ſolchen Intereſſenge genſatzes 
dem Vormunde die Vertretungsbefugnis für die fraglichen Angelegenheiten zu entziehen. 
Aus andern Gründen darf fie nicht entzogen und — abgeſehen von § 1801 und 1844 — 
die vormundſchaftliche Gewalt nicht beſchränkt werden. An Stelle der nach $$ 1666 ff. zu⸗ 
läſſigen Beſchränkungen der elterlichen Gewalt greift hier das Recht ein, den Vormund nach 
$ 1886 zu entlaſſen. Die nach $ 1796 ausgeſprochene Entziehung wird wirkſam mit der Zu⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes an den Vormund (5 16 FGG), nicht erſt mit der Beſtellung des 
Pflegers. Der Vormund hat nach $ 1909 Abſ 2 Anzeige zu erſtatten, ſobald ein derartiger 
Fall eintritt, der zur Beſtellung eines Pflegers Anlaß geben kann. 


Vormundſchaft über Minderjährige 38 1795—1798 333 


1797 


Mehrere Vormünder führen die Vormundſchaft gemeinſchaftlich. Bei 
einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Vormundſchaftsgericht, ſofern 
nicht bei der Beſtellung ein anderes beſtimmt wird ). 

Das Vormundſchaftsgericht kann die Führung der Vormundſchaft unter 
mehrere Vormünder nach beſtimmten Wirkungskreiſen verteilen. Innerhalb 
des ihm überwieſenen Wirkungskreiſes führt jeder Vormund die Vormund⸗ 
ſchaft ſelbſtändig ). er 8 

Beſtimmungen, die der Vater oder die Mutter für die Entſcheidung von 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den von ihnen benannten Vormündern 
und für die Verteilung der Geſchäfte unter dieſe nach Maßgabe des § 1777 ge⸗ 
troffen hat, ſind von dem Vormundſchaftsgerichte zu befolgen, ſofern nicht ihre 
Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde ). 

E 1 1652 II 1677 M 4, 1093 P 4, 756. 

1. Werden mehrere Vormünder beſtellt (vgl. 81775 A 1), fo kann dies in der Weiſe 
geſchehen, daß jedem Vormunde ein beſonderer Wirkungskreis zugewieſen 
wird. In dieſem Falle iſt jeder von dem andern unabhängig und zur Beaufſichtigung des 
andern nur bei Beſtellung als Gegenvormund ($ 1792 Abf 3) verpflichtet. Iſt dagegen den 
mehreren Vormündern die ungeteilte Verwaltung übertragen, was ſtets der Fall iſt, wenn 
ein beſonderer Wirkungskreis für den einzelnen Vormund nicht feſtgeſetzt iſt, ſo können ſie nur 
gemeinſchaftlich den Mündel vertreten und auch nur gemeinſchaftlich für ihn Ge⸗ 
ſchäfte beſorgen. Die hierdurch entſtehenden Schwierigkeiten werden dadurch gemildert, 
daß bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den mehreren Vormündern das Vormundſchafts⸗ 
gericht darüber entſcheidet, welcher Meinung der Vorzug zu geben iſt. Hält es keine der ver⸗ 
tretenen Meinungen für gerechtfertigt, ſo muß es bei dem bisherigen Zuſtande verbleiben, 
ſoweit nicht das Vormundſchaftsgericht Anlaß hat, wegen pflichtwidrigen Verhaltens einzu- 
zuſchreiten. Eine Ausnahme von dem Grundſatz der Gemeinſchaftlichkeit iſt es, daß jeder der 
Vormünder ſelbſtändig das Recht der Beſchwerde hat (88 58 Abſ 1 FGG) und jeder ſelb ſtändig 
der Abgabe der Vormundſchaft an ein anderes inländiſches Gericht oder einen ausländiſchen 
Staat widerſprechen kann (58 46 Abſ 2, 47 Abſ 2 JGG). Aus der Ungeteiltheit der Verwaltung 
folgt, daß jeder der Vormünder den Stand der Verwaltung zu überwachen hat und wegen 
ſchuldhafter Vernachläſſigung der Aufſichtspflicht für den von dem andern Vormunde zugefügten 
Schaden haftet ($ 1833 Abſ 2). Mit Rückſicht hierauf kann trotz Vorhandenſeins einer Ver⸗ 
mögensverwaltung nach § 1792 Abſ 2 von der Beſtelllung eines Gegenvormundes abgeſehen 
werden und iſt die ſonſt bei Fehlen eines Gegenvormundes zu Verfügungen über das Kapital⸗ 
vermögen von dem Vormundſchaftsgericht zu erteilende Genehmigung nicht für erforderlich 
erklärt (88 1810 Satz 2, 1812 Abſ 3). Iſt von den mehreren Vormündern einer fortgefallen, fo 
bleiben die übrigen Vormünder — vorausgeſetzt, daß wenigſtens noch zwei Vormünder vor⸗ 
banden ſind — zur gemeinſchaftlichen Vertretung und Geſchäftsführung berechtigt. Die Ge⸗ 
ſchäftsverteilung kann endlich auch in der Weiſe geſtaltet werden, daß einzelnen Vormündern 
ein beſonderer Geſchäftskreis, den andern Vormündern die ungeteilte Verwaltung zu⸗ 
gewieſen wird, ſodaß erſtere innerhalb ihres beſchränkten Geſchäftskreiſes nur gemeinſchaft⸗ 
lich mit den letzteren Vormündern (den Hauptvormündern) handeln können (a. M. Planck 
A 7). Wegen Aufnahme eines Vermerks über die Geſchäftsverteilung in die Beſtallung 
ſ. 8 1791 A 1. 

2. Ein Ausfluß des Rechts zur Benennung des Vormundes iſt es, daß Vater und 
Mutter des Mündels unter den Vorausſetzungen des § 1777 auch berechtigt ſind, über die 
Geſchäfts verteilung zwiſchen den von einem Elternteile benannten Vormündern 
Beſtimmungen zu treffen, da andernfalls, wenn die Geſchäftsverteilung vollſtändig dem 
Vormundſchaftsgericht überlaſſen würde, der Zweck der Benennung leicht vereitelt werden 
könnte. Beſondere Beſtimmungen können fie auch darüber treffen, auf welchem Wege (vgl. 
Abſ 1) die Entſcheidung von Mein ungsverſchiedenheiten herbeigeführt werden 
ſoll. Die Grenze des Beſtimmungsrechts iſt, daß das Wohl des Mündels nicht gefährdet 
werden darf. Unverſtändige Beſtimmungen ſind deshalb von dem Vormundſchaftsgericht 
nicht zu beachten. 


§ 1798 
Steht die Sorge für die Perſon und die Sorge für das Vermögen des 
Mündels verſchiedenen Vormündern zu, ſo entſcheidet bei einer Meinungsver⸗ 
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ſchiedenheit über die Vornahme einer ſowohl die Perſon als das Vermögen 
des Mündels betreffenden Handlung das Vormundſchaftsgericht!). 

E 1 1653 II 1678 M 4, 1095 P 4, 757. 

1. S. § 1629 A 1. 9 1798 hat entſprechende Anwendung auch auf den Fall zu finden, 
daß eine Meinungsverſchiedenheit lediglich auf vermögensrechtlichem Gebiete beſteht, die 
ſowohl den Wirkungskreis des Vormundes als des für beſtimmte Vermögensangelegen⸗ 
heiten beſtellten Pflegers berührt. 


8 1799 


Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß der Vormund die Vor⸗ 
mundſchaft pflichtmäßig führt. Er hat dem Vormundſchaftsgerichte Pflicht⸗ 
widrigkeiten des Vormundes ſowie jeden Fall unverzüglich anzuzeigen, in 
welchem das Vormundſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen iſt, insbeſondere 
den Tod des Vormundes oder den Eintritt eines andern Umſtandes, infolge⸗ 
deſſen das Amt des Vormundes endigt oder die Entlaſſung des Vormundes 
erforderlich wird ). 

Der Vormund hat dem Gegenvormund auf Verlangen über die Führung 
der Vormundſchaft Auskunft zu erteilen und die Einſicht der ſich auf die 
Vormundſchaft beziehenden Papiere zu geftatten?). 

E 1 1654 Abſ 1 II 1679 M 4, 1095 P 4, 757, 760. 

1. Die Überwachungspflicht des Gegenvormundes erſtreckt ſich nur auf die Geſchafts⸗ 
führung des Vormundes, dem er beigeordnet ift, nicht auf die Geſchäftsfuhrung des an Stelle 
des Vormundes für beſtimmte Angelegenheiten eingeſetzten Pflegers. Wie weit dieſe über 
wachung zu gehen hat, läßt ſich nur nach Lage des einzelnen Falles beſtimmen, wobei es 
namentlich auf die perſönlichen Verhältniſſe des Vormundes ankommt. Der Gegenvormund 
hat ſich ebenſowohl von Sorglosigkeit als von beleidigendem Mißtrauen fern zu halten. Sit 
die Geſchäftsführung des Vormundes zu beanſtanden, ſo hat der Gegenvormund, da er ſelb⸗ 
ſtändige Anordnungen nicht treffen kann, dem Vormundſchaftsgericht ohne ſchuldhaftes 
Zögern ($ 121) Anzeige zu erſtatten. Dieſe Anzeigepflicht liegt dem Gegenvormunde 
auch dann ob, wenn ein Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts wegen Verhinderung oder 
wegen Wegfalls des Vormundes geboten iſt. Gegen die Verfügung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts, durch welche der Antrag des Gegenvormundes, gegen den Vormund wegen Pflicht⸗ 
widrigkeit einzuſchreiten oder ihn aus $ 1886 zu entlaſſen, abgelehnt wird, ſteht dem Gegen⸗ 
vormund, der hier als Vertreter des Mündels handelt, die Beſchwerde zu ($ 57 Abſ 1 
Nr 6 FGG; vgl. auch $ 1821 A 2, 5 1825 A 1 und 51836 A 1). Desgleichen iſt der Gegen⸗ 
vormund nach § 57 Abſ 1 Nr 9 FGG beſchwerdeberechtigt, wenn die Entſcheidung eine 
perſönliche Angelegenheit des Mündels betrifft. Bei der Verwaltung hat der Gegenvormund 
nur inſofern mitzuwirken, als ge wiſſe Rechtsgeſchäfte ſeiner Genehmigung bedürfen (55 1809 
bis 1813, 1824). Auch ſoll das Vormundſchaftsgericht ihn, ſoweit tunlich, vor der Entſchließung 
über Erteilung der Genehmigung hören ($ 1826). — Die Verrichtungen eines Pflegers kann 
der Gegenvormund, wenn ihm das Amt des Pflegers nicht beſonders übertragen iſt, nicht 
ausüben. 

2. Um der Überwachungspflicht genügen zu können, darf der Gegenvormund Einſicht 
der auf die Vormundſchaft bezüglichen Papiere und die ſonſt nötige Auskunft von dem 
Vormund fordern, womit ihm allerdings nicht ein Klagerecht gegen den Vormund gegeben 
iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund nur durch Aufſichtsmaßregeln zur Er 
füllung dieſer Pflicht anhalten. Zu dem gleichen Zwecke der Überwachung des Vormundes 
iſt die Zuziehung des Gegenvormundes bei Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes ($ 1802) 
und bei Aufſtellung der Rechnung ($ 1842) vorgeſchrieben. In dieſen Fällen hat der Gegen⸗ 
vormund, um die Richtigkeit des Verzeichniſſes und der Rechnung nachprüfen zu können, 
den Vermögensbeſtand ſich nachweiſen zu laſſen, welchen Nachweis er bei beſonderem Anlaß 
auch ſonſt fordern kann. 

8 1800 


Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Perſon des Mündels 
zu ſorgen, beſtimmt ſich nach den für die elterliche Gewalt geltenden Vorſchriften 
der 88 1631 bis 1633) 7). 

E 1 1655 II 1680 M 4, 1096 P 4, 757, 877. 

1. Hinſichtlich der Fürſorge für die Perſon des Mündels iſt der Vormund — ab⸗ 
geſehen von dem weitergehenden Aufſichtsrecht des Vormundſchaftsgerichts (vgl. $ 1838 A 1) 


Vormundſchaft über Minderjährige 38 1798—1802 335 


— dem Inhaber der elterlichen Gewalt vollſtändig gleichgeſtellt. Der Vormund hat ins⸗ 
beſondere ein unbedingtes Recht auf Herausgabe des Mündels (vgl. 1632 A 1), ohne daß 
ſeiner Klage gegenüber eingewendet werden kann, daß der Mündel bei dem Vormunde nicht 
gut untergebracht ſein würde. Er darf den Mündel bei ſich in Pflege behalten und iſt dann 
darauf angewieſen, Erſatz der Unterhaltskoſten gemäß $ 1835 zu fordern. Bei unvermögenden 
Mündeln liegt es dem Vormunde ob, die zur Erziehung notwendigen Mittel durch Anträge 
bei den Armenbehörden zu beſchaffen. Ebenſo wie der Inhaber der elterlichen Gewalt hat 
er auch das Recht zur Anwendung angemeſſener Zuchtmittel. Es wird ihm deshalb die Be⸗ 
fugnis nicht abzuſprechen ſein, den Mündel wider ſeinen Willen in eine Beſſerungsanſtalt 
oder wegen Trunkſucht in eine Trinkerheilanſtalt unterzubringen (beſtr.). Immerhin erſcheint 
es ratſam, daß der Vormund, bevor er ſolche Maßregeln trifft, mit dem Vormundſchaftsgericht 
fi in Verbindung ſetzt (vgl. $ 1838 A 1). g 

2. Die Fürſorge des Vormundes für die Perſon des Mündels wird ausgeſchloſſen 
durch das der Mutter im Falle der Minderjährigkeit und der Wiederverheiratung und das 
der unehelichen Mutter nach $$ 1696, 1697, 1707 zuſtehende Fürſorgerecht. Der Vormund 
hat in dieſen Fällen, was die perſönlichen Angelegenheiten des Mündels betrifft, nur die 
Stellung eines Beiſtandes. Beſchränkt ſich die elterliche Gewalt des Vaters gemäß 5. 1676 
Abſ 2 (wegen beſchränkter Geſchäftsfähigkeit uſw.) auf die Fürſorge für die Perſon des Kindes, 
fo gebührt ihm dieſes Recht nur neben dem Vormunde, deſſen Anſicht bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten entſcheidet. 


8 1801 


Die Sorge für die religibſe Erziehung des Mündels kann dem Vormund 
von dem Vormundſchaftsgericht entzogen werden, wenn der Vormund nicht 
dem Bekenntnis angehört, in dem der Mündel zu erziehen ijt‘). 

E II 1681 P 4, 758, 875. 

1. Über die nach Landesrecht ſich richtende religidfe Erziehung ſ. 9 1631 A 2. Der 
Vormund hat dafür zu ſorgen, daß der Mündel in dem Glaubensbekenntnis der Eltern und 
bei Kindern aus Miſchehen in dem landesrechtlich beſtimmten Bekenntnis erzogen wird. 
Eine Anderung dieſes Bekenntniſſes ſteht dem Vormunde niemals zu. Der Erziehung in dem 
vorgeſchriebenen Bekenntnis darf nicht durch Teilnahme des Mündels am Gottesdienſt einer 
andern Konfeſſion oder durch entgegengeſetzten häuslichen Unterricht entgegengewirkt werden. 
Dagegen iſt es geſtattet, daß, abgeſehen von dem Religionsunterricht, der ſonſtige Unterricht 
dem Kinde in einer Schule anderer Konfeſſion erteilt wird (OLG 7, 423). Gehört — was 
trotz 5 1779 Abſ 2 nicht unbedingt ausgeſchloſſen ift — der Vormund einem an dern 
Bekenntnis wie der Mündel an, ſo kann den ſich hieraus ergebenden Unzuträglichkeiten 
dadurch begegnet werden, daß das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen dem Vor⸗ 
munde die religiöſe Erziehung entzieht. Der Vormund iſt beſchwerdeberechtigt nach 920 366. 
Es ſteht ihm die einfache Beſchwerde zu, da es ſich nicht um feine Entlaſſung (8 60 Abſ 1 Nr 3 
FGG), ſondern um eine Einſchränkung feiner Befugniſſe handelt (ROY 37 A 86). 


8 1802 

Der Vormund hat das Vermögen, das bei der Anordnung der Vormund⸗ 
ſchaft vorhanden iſt oder jpäter dem Mündel zufällt, zu verzeichnen!) und das 
Verzeichnis, nachdem er es mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit verſehen hate), dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Iſt ein Gegen⸗ 
vormund ) vorhanden, jo hat ihn der Vormund bei der Aufnahme des Ver⸗ 
zeichniſſes zuzuziehen; das Verzeichnis iſt auch von dem Gegenvormunde mit 
der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verſehen. 

Der Vormund kann ſich bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der Hilfe 
eines Beamten, eines Notars oder eines andern Sachverſtändigen bedienen‘). 

Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuſtändige Behörde oder durch 
einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird!). 

E 1 1659 11 1582 M 4, 1099 P 4, 759, 760. 

1. Die Aufzeichnung des Vermögens (vgl. $ 1640 A 1) iſt eine in der Natur der Ver⸗ 
waltung begründete, in jedem Falle zu erfüllende Pflicht. Verſchieden hiervon iſt die Pflicht 
zur Einreichung des Vermögens verzeichniſſes, wodurch das Vormundſchaftsgericht in den 
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Stand geſetzt werden ſoll, die Aufſicht über die Verwaltung zu führen. Auch von dieſer Pflicht 
gibt es keine Befreiung. Selbſt der Dritte, der dem Mündel Vermögen zuwendet, kann 
bezüglich dieſes Vermögens den Vormund nicht von der Pflicht zur Einreichung des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes entbinden. Er kann auch nicht etwa anordnen, daß die Einreichung 
eines verſchloſſen bei den Akten aufzubewahrenden Verzeichniſſes genügen ſoll. Über das dem 
Mündel erſt ſpäter zugefallene Vermögen iſt, wenn zu dieſem Zeitpunkte das allgemeine 
Vermögensverzeichnis bereits eingereicht war, ein weiteres Verzeichnis einzureichen. Die 
Einreichung darf nicht bis zur Legung der Jahresrechnung aufgeſchoben werden (beſtr.). Tritt 
ein Wechſel in der Perſon des Vormundes ein, ſo braucht der neue Vormund über das zur Zeit 
der Übernahme der Vormundſchaft vorhandene Vermögen nicht ein beſonderes Verzeichnis 
einzureichen. Sache des bisherigen Vormundes oder ſeiner Erben iſt es, die Schlußrechnung 
zu legen (8 1890) und der neue Vormund hat ſich zu verge wiſſern, daß er das in dieſer Rechnung 
nachgewieſene Vermögen richtig ausgehändigt erhält. Daß die Pflicht zur Einreichung des 
Verzeichniſſes auf das von dem Vormunde zu verwaltende Vermögen 
ſich beſchränkt, ift in $ 1802 nicht beſtimmt. Dieſe Einſchränkung entſpricht auch nicht der Natur 
der Sache. Der Vormund kann, auch wenn er das Vermögen des Mündels nicht in ſeiner 
Eigenſchaft als Vormund, ſondern aus anderem Rechtsgrunde verwaltet, ſich regelmäßig 
der Verpflichtung nicht entziehen, dem Vormundſchaftsgericht das zur wirkſamen Aufſicht⸗ 
führung erforderliche Vermögensverzeichnis zu liefern (beftr.). Über den Umfang der Ver⸗ 
zeichnungspflicht vgl. $ 1640 A 1. Iſt der Mündel an einer Geſellſchaft beteiligt, fo ſind die 
ſämtlichen Gegenſtände des Geſellſchaftsvermögens in das Verzeichnis aufzunehmen (Kg 
37 A 24). In jedem Falle, auch wenn der Mündel nur ein Anrecht auf das im Beſitze eines 
Dritten befindliche Vermögen hat, iſt es Pflicht des Vormundes, über den Vermögensbeſtand 
ſich möglichſt Klarheit zu verſchaffen, um die Rechte des Mündels erfolgreich wahrnehmen zu 
können und kann das Vormundſchaftsgericht ihn zu dieſer Tätigkeit anhalten. Sind mehrere 
Vormünder mit geteilter Verwaltung beſtellt, jo liegt einem jeden die Verzeichnung nur 
betreffs des Vermögens ob, das in ſeiner eigenen Verwaltung ſich befindet. 

Über die Einrichtung des Verzeichniſſes und den Beweiswert ſeiner Angaben 
ſ. 5 1640 A 2. Die Vorſchrift des § 1640 Abſ 1, daß bei Haushaltungsgegenſtänden die 
Angabe des Geſamtwerts genügt, iſt auf das von dem Vormund einzureichende Verzeichnis 
nicht zu übertragen (a. M. Planck A 4; Staudinger A 4c). Selbſtverſtändlich iſt, 
daß nicht jeder ganz geringwertige Gegenſtand beſonders aufgeführt werden muß, daß hier 
vielmehr eine Zuſammenfaſſung nach Gattungen unter Angabe des Geſamtwerts zuläſſig iſt. 
Über die Pflicht zur Einreichung der Belege ſ. § 1839 A 1. 

3. Der Gegenvormund iſt zuzuziehen, damit er auf Grund eigener Prüfung in der 
Lage iſt, die Richtigkeit und Vollſtandigkeit des Verzeichniſſes beftätigen zu können. Glaubt 
er dieſerhalb einen Vorbehalt machen zu müſſen, ſo iſt dies bei Abgabe der Verſicherung zum 
Ausdrucke zu bringen. Aufgabe des Vormundſchaftsgerichts iſt es dann, eine Klarſtellung 
der fraglichen Punkte herbeizuführen. Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, ſo braucht 
der Vormund mit der Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes nicht bis zur Beſtellung 
des Gegenvormundes zu warten. 

4. Der Vormund hat das Recht, ſich zur Aufnahme des Verzeichniſſes ſachverſtändiger 
Beihilfe zu bedienen. Die hierdurch entſtehenden Koſten fallen dem Mündel zur Laſt, voraus- 
geſetzt, daß ſie nicht das nach der Sachlage gerechtfertigte Maß überſteigen. Iſt das Vermögen 
des Mündels ein jo geringwertiges, daß die Koſten der Zuziehung eines Sachverſtandigen 
hierzu in keinem Verhältnis ſtehen, ſo wird der Vormund Erſatz der Koſten nicht fordern können. 

5. Vgl. $ 1640 A 3. 


8 1803 


Was der Mündel von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Lebenden 
von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat der Vormund nach den 
Anordnungen des Erblaſſers oder des Dritten zu verwalten, wenn die An⸗ 
ordnungen von dem Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten 
bei der Zuwendung getroffen worden ſind ). 

Der Vormund darf mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts von 
den Anordnungen abweichen, wenn ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels 
gefährden würde ). 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen, die ein Dritter bei einer 
Zuwendung unter Lebenden getroffen hat, iſt, ſolange er lebt, ſeine Zuſtimmung 
erforderlich und genügend. Die Zuſtimmung des Dritten kann durch das Vor⸗ 
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mundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der Dritte zur Abgabe einer Erklärung 
dauernd außerſtande oder ſein Aufenthalt dauernd unbekannt iſt !). 

E 1 1660 II 1683 M 4, 1102 P 4, 700. 

1. Das Vormundſchaftsgericht hat von Amts wegen darauf zu achten, daß die bei 
Zuwendungen durch einen Dritten von dieſem getroffenen Verwaltungs anordnungen zur 
Ausführung gebracht werden und hat nötigenfalls zu dieſem Zwecke die ihm zu Gebote ftehen- 
den Zwangsmittel gegen den Vormund anzuwenden. Lehnt das Vormundſchaftsgericht 
das Einſchreiten ab, ſo iſt der Dritte beſchwerdeberechtigt, da er ein Recht auf den Schutz des 
Vormundſchaftsgerichts hat (8 20 FGG; vgl. 557 Abſ 1 Nr 6). In der Verwaltungsanordnung 
allein kann, da hiermit nur dem Vormunde, nicht dem Mündel eine Verpflichtung auferlegt 
wird, eine Beſchränkung des Pflichtteilsrechts des Mündels ($ 2306) nicht geſehen werden. 
Anders, wenn die Anordnung, was zu prüfen bleibt, als eine nicht unter $ 1803 fallende, den 
Mündel belaſtende Auflage oder Bedingung gemeint iſt. Auf die Vertretungsmacht des Vor⸗ 
mundes ſind die Verwaltungsanordnungen des Dritten ohne jede Einwirkung, falls nicht etwa 
durch Beſtellung eines Pflegers die Vertretungsmacht eingeſchränkt iſt. Dem Mündel gegen⸗ 
über kann der Vormund, wenn er die im Intereſſe des Mündels angeordneten Beſchran⸗ 
kungen nicht innehält, erſatzpflichtig werden. Über die Form der Anordnung ſ. 8 1638 A 2, 
über eine das Verwaltungsrecht des Vormundes ausſchließende Anordnung $ 1909 A 3. 

2. Die verbindende Kraft der Verwaltungsanordnung iſt nur eine beſchränkte. Bei 
Gefährdung der Intereſſen des Mündels kann das Vormundſchaftsgericht die Anordnung 
gänzlich oder für beſtimmte Fälle außer Kraft ſetzen, ohne daß dies gerade in der in $ 1803 
vorgeſchriebenen Form der Ergänzung der Zuſtimmung des Dritten zu geſchehen braucht. 
Bei Lebzeiten des Dritten darf die Außerkrafkſetzung nur erfolgen, wenn deſſen Zuſtimmung 
wegen dauernden Unbekanntſeins feines Aufenthalts oder dauernder Verhinderung an Ab- 
gabe einer Erklärung nicht zu erlangen iſt. 


8 1804 


Der Vormund kann nicht in Vertretung des Mündels Schenkungen machen. 
Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 

E 1 1661 11 1684 M 4, 1106 P 4, 760. 

1. Über den Begriff der Schenkungen und über das Verbot von Freigebigkeiten 
1. 5 1641 A 1. Freigebigkeiten können nicht bloß aus ſittlichen oder Anſtandsrückſichten ge⸗ 
rechtfertigt fein, z. B. kleine Nachläſſe, die im geſchäftlichen Leben üblich find oder ein geſchäft⸗ 
liches Entgegenkommen, das in der berechtigten Erwartung geübt wird, hierdurch ſpäterhin 
größere geſchäftliche Vorteile zu erlangen. 


$ 1805 
Der Vormund darf Vermögen des Mündels nicht für ſich verwenden“) ). 


E 1 1662 II 1685 M 4, 1107 P 4, 760. 

1. Dadurch, daß der Vormund Vermögen des Mündels für ſich verwendet, wird das 
Intereſſe des Mündels nicht unter allen Umſtänden beeinträchtigt. Eine Beeinträchtigung 
würde nicht vorliegen, wenn mit Sicherheit erwartet werden darf, daß der Vormund aus⸗ 
reichenden Erſatz gewährt und feine Zahlungsfähigkeit unbedenklich iſt. Immer aber liegt die 
Gefahr nahe, daß der Vormund die Gelegenheit benutzt, um unberechtigte Vorteile auf Koſten 
des Mündels zu gewinnen und daß durch die Vermengung des beiderſeitigen Vermögens die 
Überſichtlichkeit verloren geht. Es ift deshalb das Verbot des $ 1805 gegeben, deſſen Ver⸗ 
letzung den Vormund, wenn ein Schaden nachweisbar iſt, zum Erſatz des Schadens verpflichtet 
und das dem Vormundſchaftsgericht die Handhabe zum Einſchreiten wegen Pflichtwidrigkeit 
($ 1837) bietet. Eine Strafvorſchrift, daß der Vormund bei Verwendung des Mündelgeldes 
in feinen Nutzen einen beſtimmten höheren Zinsſatz zu zahlen hat (vgl. $ 40 Abſ 1 der Pr. VO) 
iſt von dem BGB nicht aufgeſtellt. Das Geſetz begnügt ſich, für dieſen Fall die Verzinſungs⸗ 
pflicht des Vormundes auszuſprechen ($ 1834 A 1). 

2. Eine Erweiterung des Grundſatzes des $ 1805 dahin, daß dem Vormunde unter 
allen Umſtänden auch die Verwendung von Dienſtleiſtungen des Mündels in eigenen Nutzen 
verboten ſein ſoll, erſcheint nicht gerechtfertigt. Es iſt nichts dagegen zu erinnern, wenn der 
Vormund, der den Mündel zu ſich in Pflege genommen hat, ſich in gleicher Weiſe Dienſte 
von ihm gewähren läßt, wie ſie die Eltern von den Kindern zu verlangen pflegen, da auf dieſe 
Weiſe die dem Vormunde geſtellte erzieheriſche Aufgabe regelmäßig am beſten gelöſt wird 
(a. M. anſcheinend die herrſchende Anſicht). Es iſt auch nicht zu beanſtanden, wem der Vor⸗ 
mund den Mündel in ſeinem Geſchäft als Lehrling ausbildet. Pflichtwidrig würde der Vor⸗ 
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mund nur handeln, wenn er zu eigennützigen Zwecken die Arbeilskraft des Mündels aus⸗ 
nutzen würde. Für Dienſte, die bezahlt zu werden pflegen, hat er dem Mündel angemeſſene 
Vergütung zu gewähren. 

8 1806 


Der Vormund hat das zum Vermögen des Mündels gehörende Geld ver: 
zinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereit zu 
halten ijt?). 

E 1 1664 Abſ 1 11 1687 Abſ 1 M 4, 1108 P 4, 760. 

1. Die 88 1806 bis 1820 behandeln die Pflichten des Vormundes auf dem Gebiete 
der Kapitalverwaltung. Dieſe beſtehen namentlich in der ſicheren zinstragenden Anlegung 
des Geldes ($$ 1806 bis 1811) und der ſicheren Aufbewahrung der Wertpapiere (88 1814 
bis 1820). Eine ſchuldhafte Verletzung der in $ 1806 ausgeſprochenen Pflicht zur verzins⸗ 
lichen Anlegung macht den Vormund erſatzpflichtig, wobei es aber nicht ohne weiteres als 
Verſchulden anzuſehen iſt, wenn der Vormund die Anlegung nicht ſofort bewirkt. Eine ge⸗ 
wiſſe Friſt muß ihm zur Überlegung und Ausführung gelaſſen werden. Zur verzinslichen 
Anlegung iſt der Vormund ferner nicht verpflichtet, ſoweit er das Geld für Aus gaben, die in 
nächſter Zeit zu beſtreiten ſind, bereit halten muß. Er kann in dieſem Falle je nach 
Bewandtnis der Umſtände gänzlich von der Anlegung abſehen oder ſie abweichend von den 
Vorſchriften der 85 1807 bis 1809 bewirken, muß aber bei dieſer andern Anlegung mit der 
nach $ 1833 gebotenen Sorgfalt handeln. 


§ 1807 

) Die im 8 1806 vorgeſchriebene Anlegung von Mündelgeld ſoll nur er⸗ 
folgen: 8 j 

1. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek an einem inländiſchen 
Grundſtücke beſteht, oder in ſicheren Grundſchulden oder Rentenſchulden 
an inländiſchen Grundſtücken; 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen Bundesſtaat 
ſowie in Forderungen, die in das Reichsſchuldbuch oder in das Staats⸗ 
ſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen ſind; 

3. in verbrieften Forderungen, deren Verzinſung von dem Reiche oder 
einem Bundesſtaate gewährleiſtet iſt; 

4. in Wertpapieren, insbeſondere Pfandbriefen, ſowie in verbrieſten 
Forderungen jeder Art gegen eine inländiſche kommunale Körperſchaft 
oder die Kreditanſtalt einer ſolchen Körperſchaft, ſofern die Wert: 
papiere oder die Forderungen von dem Bundesrate zur Anlegung von 
Mündelgeld für geeignet erklärt ſind; 

5. bei einer inländiſchen öffentlichen Sparkaſſe, wenn ſie von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde des Bundesſtaats, in welchem ſie ihren Sitz hat, 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. 

Die Landesgeſetze können für die innerhalb ihres Geltungsbereichs be⸗ 
legenen Grundſtücke die Grundſätze beſtimmen, nach denen die Sicherheit 
einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld feſtzuſtellen iſt. 

E 1 1664 Abſ 1 II 1687 Ubf 1 M 4, 1108 P 4, 760. 

1. Durch die Befolgung der in den $$ 1807 und 1808 enthaltenen Vorſchriften über 
die Anlegung von Mündelgeld wird der Vormund der Pflicht zur Betätigung der in $ 1833 
vorgeſchriebenen Sorgfalt noch nicht überhoben. Er bleibt verantwortlich, wenn er 
erkennen konnte, daß die vom Geſetz zugelaſſene Anlage im einzelnen Falle ausnahmsweiſe 
keine Sicherheit gewährt. Auch wenn eine ordnungsmäßige Grundſtückstaxe vorliegt, hat er 
ihm bekannte Umſtände, die gegen die Richtigkeit der Taxe ſprechen, zu berückſichtigen (RG 
JW 10, 708). Der Vormund hat ferner mit der gehörigen Sorgfalt unter den vom 
Geſetz zugelaſſenen Anlegungsarten die Auswahl zu treffen, und wird z. B. die Anlegung auf 
Sparkaſſe, falls hierfür nicht beſondere Gründe ſprechen, nicht wählen dürfen, wenn er Ge⸗ 
legenheit hat, beſſer vorzinsliche Staatsſchuld verſchreibungen zu erwerben. Keine Anwendung 
finden die 98 1807, 1808 auf die zur Zeit der Einleitung der Vormundſchaft bereits vor⸗ 
handenen Anlagen. Entſprechen dieſe nicht den bezeichneten Vorſchriften, ſo hat der 
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Vormund nicht etwa die unbedingte Pflicht, die Anlegung rückgängig zu machen und eine vor⸗ 
ſchriftsmäßige Neuanlegung zu bewirken, was mit großen Verluſten für den Mündel ver⸗ 
bunden fein könnte. Er hat vielmehr als verſtändiger Mann ($ 1833) die dem Mündel drohende 
Gefahr und die Nachteile der veränderten Anlegung gegeneinander abzuwägen und danach 
feine Entſchließung zu treffen (K in RIA A, 5). Die geſetzwidrige Anlegung des Mündel⸗ 
geldes verpflichtet den Vormund, jeden aus dieſer Anlegung entſtehenden Schaden zu tragen. 
Es kann auch die Anderung der Anlegung verlangt werden. — Die $$ 1807, 1808 haben 
übrigens eine über das Vormundſchaftsgericht hinausgehende Bedeutung. Sie bilden zugleich 
die Norm für die Anlegung des Geldes im Verhältnis des Nießbrauchers zum Eigentümer, 
des Pfandgläubigers zum Gläubiger der verpfändeten Forderung, des Vorerben zum Nach⸗ 
erben, des Ehemanns zur Frau und des Gewalthabers zum Kinde (88 1079, 1288 Abſ 1, 2119, 
1377 Abſ 2, 1525 Abſ 2, 1642; vgl. auch 98 234 Abſ 1, 238 Abſ 1) und haben auch für andere 
nicht im BGB geordnete Rechtsverhältniſſe (vgl. § 40 KrankVerſch) Bedeutung. 

Zu Nr: Als mündelſicher wird regelmäßig nur diejenige Anlage angeſehen, deren 
Sicherheit auf der Belaſtung von Grundſtücken oder der Haftung eines Gemeinweſens be⸗ 
ruht. Was die Grundſtücksſicherheit betrifft, ſo iſt es gleichgültig, welche Form 
der Belaſtung (Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld) gewählt iſt. Der Grundbeſitz muß 
aber im Inlande belegen fein. Die Belaſtung darf ferner nach Maßgabe der landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften ($ 1807 Abſ 2) einen gewiſſen Teil des Grundſtücks wertes 
(meiſt ½ oder 2/3) nicht überſteigen. Maßgebend find hierfür die Vorſchriften des Bundes⸗ 
ſtaates, in dem der zu beleihende Grundbeſitz belegen iſt. Die Vorſchriften dieſes Bundes⸗ 
ſtaates entſcheiden auch darüber, in welcher Weiſe der Grundſtückswert zu ermitteln iſt. Zur 
Beleihung find auch das Erbbaurecht ($ 1017) und die nach Landesrecht (ſ. namentlich 
Artt 63 und 68 Ech den Grundſtücken gleichſtehenden Berechtigungen geeignet (vgl. den Auf⸗ 
ſatz in Pr. JM Bl 02, 6 ff. — anders hinſichtlich der Bergwerke $ 12 Abſ 3 HypBankG). Bei 
der Beleihung iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß das Mündelgeld vor Erlöſchen des Rechts 
abgetragen wird. Die Sicherheit einer ſolchen Anlage hat der Vormund in Ermangelung 
allgemeiner Beſtimmungen nach den Umſtänden des einzelnen Falles ſorgfältig zu prüfen. 
Das Schiffspfandrecht iſt der Grundſtücksbelaſtung nicht gleichgeſtellt. 

u Nr 2—4: Was die auf der Haftung eines Gemeinweſens beruhende Mündel⸗ 
ſicherheit betrifft, fo genügt ſtets die Haftung des Reiches oder eines Bundesſtaates für eine 
Forderung (nicht für ein Anteilsrecht) und zwar genügt es, wenn die Haftung auch nur für 
die Zinſen der Forderung übernommen iſt. Mündelſicher ſind z. B. die Rentenbriefe der 
Pr. Rentenbauken, für deren Verpflichtungen Preußen nach § 3 G ev. 2. 3. 50 die Gewähr 
übernommen hat. Über die Forderung muß im Intereſſe der Erleichterung des Beweiſes 
eine Urkunde ausgeſtellt ſein verbriefte Forderung) oder es muß, was dem gleich⸗ 
wertig iſt, die Forderung in das Reichsſchuldbuch oder das Staatsſchuld⸗ 
buch (val. 81815 A2) eingetragen fein. Verbriefte Forderungen gegen eine inländische kom⸗ 
munale Körperſchaft oder die Kreditanſtalt einer ſolchen können von dem Bundesſtaat zur 
Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt werden. Dies iſt laut der Bekanntmachung 
vom 7. 7. 01 geſchehen unter Aufſtellung des weiteren Erforderniſſes, daß die Forderung 
entweder ſeitens des Gläubigers kündbar ſein muß, oder einer regelmäßigen Tilgung unter⸗ 
liegen muß. Der Bundesrat iſt ferner ermächtigt, Wertpapiere jeder Art (das ſind 
Urkunden, welche das Forderungsrecht oder Anteilsrecht derart verkörpern, daß die Geltend⸗ 
machung des Rechts an den Beſitz der Urkunde geknüpft iſt) für mündelſicher zu erklären, welche 
Erklärung jederzeit auch wieder zurückgenommen werden kann. Von dieſer Ermächtigung 
hat der Bundesrat bisher nur in wenigen Fällen und zwar zugunſten öffentlicher Körperſchaften 
(ſ. Bek. v. 22. 3. 01, 28. 12. 01, 18. 3. 05) und zugunſten der Doutſch⸗Oſtafrikaniſchen Geſell⸗ 
ſchaft (Bek. v. 24. 8. 03) Gebrauch gemacht. Der Bundesrat würde nicht gehindert ſein, auch 
ausländiſche Wertpapiere für mündelſicher zu erklären. Daneben bleiben gemäß Art 212 EG 
die bisherigen landesgeſetzlichen Vorſchriften für das Gebiet des 
betreffenden Bundesſtaates in Kraft, nach welchen gewiſſe Wertpapiere zur Anlegung von 
Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. Solche Beſtimmungen ſind namentlich ergangen über 
Schuldverſchreibungen der Gemeinden und Kirchengemeinden, über Pfandbriefe und Kom⸗ 
munalobligationen der Hypothekenbanken (vgl. über letztere $ 35 Nr 2, 41 des vom Reiche 
erlaſſenen Hyp Bank v. 13. 7. 99). 

Zu Nr 5: Die Anlegung des Mündelgeldes bei einer öffentlichen, d. i. von einer 
öffentlichen Körperſchaft innerhalb ihres Wirkungskreiſes errichteten Sparkaſſe iſt jetzt — ent⸗ 
gegen $ 39 der Pr. VO — unbeſchränkt zugelaſſen, mit dem Vorbehalt jedoch, daß fie von der 
zuſtändigen Behörde, da die Verbältniſſe bei den einzelnen Sparkaſſen ſehr verſchieden liegen, 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. Als öffentliche Sparkaſſe wird in 
Preußen nach der Übung der Behörden (vel. Vfg des IM und Md v. 27. 7. 00 im MBl 
der inn. Verw. S 225) auch diejenioe Sparkaſſe angeſehen, für deren Verbindlichkeiten eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts die Haftung übernommen hat. 255 


340 Familienrecht Vormundſchaft 


8 1808 


Kann die Anlegung den Umſtänden nach nicht in der im 8 1807 bezeich⸗ 
neten Weiſe erfolgen, jo iſt das Geld bei der Reichs bank, bei einer Staatsbank 
oder bei einer andern durch Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten inlän⸗ 
diſchen Bank!) oder bei einer Hinterlegungsſtelle :) anzulegen. 

E 1 1665 I1 1688 M 4, 1116 P 4, 773; 5, 146. 

1. Die Anlegung bei einer Bank darf nur aus hilfsweiſe erfolgen, wenn die Anlegung 
nach $ 1807 nicht tunlich iſt, und nur ſolange beftehen bleiben, bis die der ordentlichen 
Anlegung vorläufig entgegenſtehenden Hinderniſſe fortgefallen ſind (a. M. in letzterer Hinſicht 
Planck A 1). Da die Reichsbank nach der Bek v. 3. 12. 78 mit der Annahme verzinslicher 
Geldeinlagen ſich nicht befaßt, jo verbleiben zur Anlegung von Mündelgeld nur die Staats⸗ 
banken, nämlich die preußiſche Seehandlung und die Bayeriſche Bank in Nürnberg, ſoweit 
nicht landesgeſetzlich andere Banken innerhalb des betreffenden Bundesſtaates für geeignet 
erklärt find. Regelmäßig find nur öffentliche Banken hierfür ausgewählt. Eine derartige 
Beſchränkung ift aber in $ 1808 nicht getroffen. Für Preußen find unter gewiſſen Voraus- 
ſetzungen (Art 76 Abſ 1 Ac) auch Privatbanken zugelaſſen. Iſt landesgeſetzlich eine Bank 
für geeignet erklärt, ſo gilt dies für ganz Deutſchland, alſo auch für die in einem andern 
Bundesſtaate geführten Vormundſchaften. 

2. Die Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen zur Annahme von Mündelgeld kann 
nach Art 144 EG durch die Landesgeſetzgebung ausgeſchloſſen werden, was ſeitens der meiſten 
Bundesſtaaten geſchehen iſt⸗ 


8 1809 


Der Vormund ſoll Mündelgeld nach § 1807 Abſ. 1 Nr. 5 oder nach 8 1808 
nur mit der Beſtimmung anlegen, daß zur Erhebung des Geldes die Geneh⸗ 
migung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt “). 

E 1 1666 Abi 2 II 1689 Abf 2 M 4, 1119 P 4, 777. 

1. Hinſichtlich der Erhebung des Mündelgeldes trifft das Geſetz Vorſorge, daß der 
Vormund das nach § 1807 Abſ 1 Nr 5 oder $ 1808 bei der Sparkaſſe oder einer Bank an- 
gelegte Geld — entſprechend dem allgemeinen Grundſatz des 81812 — nur mit Genehmigung 
des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts zurückgezahlt erhalten kann, ohne 
daß die Anſtalt durch Ausgabe von Legitimationspapieren (Sparkaſſenbuch, Depotſchein uſw.) 
ſich der Prüfung der Legitimation des Vormundes entziehen kann. Um dies zu erreichen, 
iſt es, da eine Außerkursſetzung jetzt nicht mehr ftattfindet (Art 176 E), dem Vormunde 
zur Pflicht gemacht, mit der Sparkaſſe oder Bank bei Anlegung des Mündelgeldes die in 
8 1809 vorgeſchriebene Beſtimmung zu vereinbaren. Würde dieſe hierauf nicht eingehen, 
fo würde es dem Vormunde verwehrt ſein, Mündelgelder bei ihr anzulegen. Die Verein- 
barung hat zur Folge, daß die in den 88 1812, 1813 feſtgeſetzte Verfügungsbeſchränkung des 
Vormundes auch der Sparkaſſe oder Bank gegenüber Geltung erlangt. An die Vereinbarung 
iſt die Anſtalt gebunden, auch wenn das Legitimationspapier nicht mit einem der Vereinbarung 
entſprechenden Sperrvermerke verſehen wird. Anders iſt es, wenn ſatzungs mäßig die Bei⸗ 
fügung des Sperrvermerks zur Gültigkeit der Verfügungsbeſchränkung notwendig iſt (vgl. 
RG JW 10, 2892). Sit die Vereinbarung einmal getroffen worden, jo hat der Vormund 
nicht die Macht, ohne die Genehmigung des Gegenvormundes oder Vormundſchaftsgerichts 
die Beſchränkung durch neue Vereinbarung wieder aufzuheben, da hierin eine genehmigungs⸗ 
bedürftige Verfügung im Sinne des $ 1812 liegen würde. Die Vorſchrift des $ 1812 hat 
ſelbſtverſtändlich keine Geltung, wenn der Vormund von der Notwendigkeit der Genehmigung 
des Gegenvormundes befreit iſt (8 1852); ſie gilt auch nicht, ſoweit der Vormund nach $ 1806 
(vgl. A 1 hierzu) zur verzinslichen Anlegung des Mündelgeldes nicht verpflichtet iſt. Ein 
von dem Vor mundſchaftsgericht in das Sparkaſſenbuch aufgenommener Sperrvermerk würde 
für die Sparkaſſe nur verbindlich ſein, wenn ſie einer ſolchen Beſtimmung ſich unterworfen hat 
(vgl. Planck A 3). Mit der Beendigung der Vormundſchaft erliſcht die Beſchränkung des 91809. 


8 1810 


Der Vormund ſoll die in den 88 1806 bis 1808 vorgeſchriebene Anlegung 
nur mit Genehmigung des Gegenvormundes bewirken; die Genehmigung 
des Gegenvormundes wird durch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erſetzt !). Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, jo ſoll die Anlegung nur mit 
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Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erfolgen, ſofern nicht die Bormund- 
ſchaft von mehreren Vormündern gemeinſchaftlich geführt wird 7. 

G 1 1666 Abſ 1 JI 1689 Abſ 1 M 4, 1117 P 4, 777; 6, 306. 

1. Die Genehmigung des Gegenvormundes iſt nicht bloß erforderlich für Verfügungen 
über Kapitalien ($ 1812), ſondern auch für die Kapitalanlegung (nicht für die nur 
vorübergehende Anlegung des zur Beſtreitung von Ausgaben bereit zu haltenden Geldes 
nach 8 1806). Sie hat jedoch hier nicht die Bedeutung, daß die Gültigkeit der Anlegung von 
der Erteilung der Genehmigung abhängt, was nur zum Nachteil des Mündels ſein würde. 
Es iſt nur eine Sollvorſchrift gegeben, deren Nichtbeachtung den Vormund, unter Umſtänden 
auch den Gegenvormund, wenn dieſer an einer Überwachung des Vormundes es hat fehlen 
laſſen, verantwortlich macht. Kann ſich der Vormund mit dem Gegenvormunde nicht über 
die Anlegung oder die Art der Anlegung einigen, fo kann er die Entſcheidung des Vormund— 
ſchaftsgerichts anrufen, deſſen Genehmigung die des Gegenvormundes und zwar auch in dem 
Falle einer nach $ 1809 getroffenen Vereinbarung erſetzt (vgl. $ 1812 Abſ 2). Die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts tritt nach $ 53 FGG erſt mit Rechtskraft des Be⸗ 
ſchluſſes in Wirkſamkeit (beſtr.). 

2. Gegenüber dem früheren Recht iſt es eine zweckmäßige Neuerung, daß an Stelle der 
Genehmigung des Gegenvormundes, wenn ein ſolcher nicht vorhanden iſt, die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts tritt (ſo auch $ 1812 Abſ 3). Hierdurch wird die Erörterung der oft recht 
zweifelhaften Frage erſpart, ob eine Vermögensverwaltung im Sinne des § 1792 Abſ 2 vorliegt 
und aus dieſem Grunde ein Gegenvormund beſtellt werden muß. Trotz Nichtvorhandenſeins 
eines Gegenvormundes iſt die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts entbehrlich, wenn 
mehreren Vor mündern die gemeinſchaftliche Verwaltung obliegt 
und ſich aus dieſem Grunde die Beſtellung eines Gegenvormundes erübrigt hat ($ 1797 A 1). 
Eine Befreiung von der Notwendigkeit der in $ 1810 vorgeſchriebenen Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts iſt in § 1852 nicht zugelaſſen. 


9 1811 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen dem Vormund 
eine andere Anlegung als die in den 88 1807, 1808 vorgeſchriebene geſtatten ). 

E I 1667 II 1690 M 4, 1120 P 4, 779. 

1. Eine andere Anlegung kann dem Vormund immer nur für den einzelnen Fall 
geſtattet werden, nachdem der Gegenvormund, ſoweit tunlich, vorher gehört iſt (vgl. 3 1826). 
Eine allgemeine Befreiung von der Pflicht zur Beobachtung der $$ 1807 und 1808 iſt unzu⸗ 
läſſig. Zur Geſtattung kann es nicht genügen, daß das Vormundſchaftsgericht die andere 
Anlegung für unbedingt ſicher hält. Es müſſen vielmehr beſondere Umſtände 
hinzukommen, nach denen ſie zur Vermeidung erheblicher Nachteile, die ſonſt den Mündel 
treffen würden, gerechtfertigt erſcheint. Die Motive (4, 1120) verweiſen auf den Fall, daß der 
Mündel ausländiſche Werte ererbt hat und die weitere Anlegung von Mündelgeld in dieſen 
Werten durch Nachzahlungen oder durch Ausübung eines Bezugsrechts nötig wird oder daß 
zur Erhaltung des ausländiſchen Grundbeſitzes des Vaters oder der Mutter, aus dem zugleich 
die Mittel für den Unterhalt des Mündels gewonnen werden, auf dieſe Grundſtücke Geld 
gegen Hypothek aufgenommen werden ſoll. Durch die Geſtattung wird der Vormund von 
der Pflicht, bei der anderweiten Anlegung mit der gehörigen Sorgfalt ($ 1833) zu verfahren, 
nicht befreit. Die anderweite Anlegung iſt immer nur zuläſſig, wenn ſie für den Mündel 
genügende Sicherheit bietet. 


8 1812 


Der Vormund kann über eine Forderung ) oder über ein anderes Recht, 
kraft deſſen der Mündel eine Leiſtung verlangen kann, ſowie über ein Wert⸗ 
papier des Mündels nur mit Genehmigung des Gegenvormundes verfügen ), 
ſofern nicht nach den SS 1819 bis 1822 die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts erforderlich iſt. Das Gleiche gilt von der Eingehung der Verpflichtung 
zu einer ſolchen Verfügung ). 

Die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erjekt?). 

Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, ſo tritt an die Stelle der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
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gerichts, ſofern nicht die Vormundſchaft von mehreren Vormündern gemein⸗ 
ſchaftlich geführt wird ). 

E 1 1669 Abſ 1 und 3 11 1692 M 4, 1121 P 4, 781. 

1. Zu den geldwerten Forderungen, über welche der Vormund nur mit Genehmigung 
des Gegenvormundes verfügen kann, gehören ſchuldrechtliche Anſprüche jeder Art, auch Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche und die Anſprüche aus einem Gemeinſchaftsverhältnis. Wenn $ 1812 
von einem Recht auf Leiſtung ſpricht, ſo ſind doch hierunter Anſprüche auf Herausgabe von 
Grundſtücken und dergleichen, wie ſchon aus $ 1821 Nr 2 zu entnehmen iſt, nicht zu verſtehen, 
da dieſe nicht zu dem Kapitalvermögen, ſondern zu dem Grundſtücksvermögen gerechnet 
werden. Umgekehrt fallen dingliche Anſprüche aus Hypotheken, Grundſchulden, Renten⸗ 
ſchulden und Reallaſten als zum Kapitalvermögen gehörig, wie in $ 1821 Abſ 2 beſtimmt iſt, 
nicht unter $ 1821 Nr 1, ſondern unter $ 1812. Ebenfalls unter $ 1812 fällt das Recht an 
einem Wertpapier (vgl. über deſſen Begriff $ 1807 zu Nr 2—4). Auch über die zu einem 
Nachlaß gehörigen Forderungen kann der Vormund des Miterben nicht ohne Genehmigung 
des Gegenvormundes verfügen (vgl. 5 1821 A 3). Sind Wertpapiere, Hypothekenbriefe uſw. 
nach 58 1814, 1818 hinterlegt oder iſt das Inhaberpapier auf den Namen des Mündels um⸗ 
geſchrieben, ſo bedarf es ausnahmsweiſe zur Verfügung über das Wertpapier oder die For⸗ 
derung nach $$ 1819, 1820 ſtatt der Genehmigung des Gegenvormundes der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. 

2. Als Verfügung über eine Forderung (vgl. Vorbem 7 vor $ 104) ſtellt ſich eine jede 
rechtsgeſchäftliche Handlung dar, durch die das Gläubigerrecht aufgehoben oder gemindert wird. 
Eine Verfügung N nicht bloß die Abtretung der Forderung, ſondern auch die Bewilligung, 
daß die Schuld an einen Dritten gezahlt werden darf. Als Verfügung iſt zu erachten auch 
die Einziehung der Forderung und zwar ſowohl die Kündigung, durch welche die For⸗ 
derung zu einer einziehbaren gemacht wird, als die Annahme der Leiſtung, wodurch die For⸗ 
derung zum Erlöſchen gebracht wird, mag nun die Leiſtung von dem Glaubiger eingefordert 
oder von dem Schuldner angeboten ſein. Die Genehmigungsbedürftigkeit der Annahme 
ift jedoch in $ 1813 in verſchiedenen Beziehungen eingeſchränkt. Unter den Begriff der Ver⸗ 
fügung fällt auch die Aufrechnung. Keine Verfügung iſt die Prozeßführung — ab⸗ 
geſehen natürlich von den rechtsgeſchäftlichen Handlungen des Anerkenntniſſes, des Ver⸗ 
zichtes oder Vergleichs — ebenſowenig die in ihren Wirkungen der Klageerhebung naheſtehende 
Mahnung oder die Durchführung der Zwangsvollſtreckung. Gerade mit Rückſicht auf letz⸗ 
teren Umſtand iſt bereits das die Verpflichtung zur Verfügung begründende Rechtsgeſchäft 
für genehmigungsbedürftig erklärt, da ſonſt aus einem ſolchen Rechtsgeſchäft die Vornahme 
der Verfügung erzwungen werden könnte. Die Beſtimmung über die von den Dienſtverpflich⸗ 
teten zu leiſtenden Dienſte und die Annahme der Dienſte iſt als Verfügung über eine For⸗ 
derung nicht anzuſehen. 

3. Darüber, daß die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Genehmigung 
des Gegenvormundes erſetzt und daß bei Nichtvorhandenſein eines Gegenvormundes, falls 
nicht mehrere Vormünder zur gemeinſchaftlichen Verwaltung beſtellt ſind, die ſonſt dem Gegen⸗ 
vormund zuſtehende Genehmigung von dem Vormundſchaftsgericht erteilt wird ſ. $ 1810 
A 1 und 2. In manchen Fällen wird es ſich übrigens empfehlen, daß die Genehmigung, wenn 
ſchon ſie von dem Gegenvormund bereits erteilt iſt, auch noch von dem Vormundſchaftsgericht 
ausgesprochen wird, fo z. B. zur Erleichterung des Ausweiſes im Rechtsverkehr mit dem Aus⸗ 
lande. — Über die rechtliche Natur der Genehmigung f. $ 1821 A 1; über den Zeitpunkt der 
Wirkſamkeit der Genehmigung ſ. $ 1832 und $ 1828 A 1. 


8 1813 


Der Vormund bedarf nicht der Genehmigung des Gegenvormundes zur 
Annahme einer geſchuldeten Leiſtung: 
1. We der Gegenſtand der Leiſtung nicht in Geld oder Wertpapieren 
eſteht ); 
2. wenn der Anſpruch nicht mehr als dreihundert Mark beträgt 2); 
3. wenn Geld zurückgezahlt wird, das der Vormund angelegt hat“); 
4. wenn der Anſpruch zu den Nutzungen des Mündelvermögens gehört!); 
5. wenn der Anſpruch auf Erſtattung von Koſten der Kündigung oder der 
Rechtsverfolgung oder auf ſonſtige Nebenleiſtungen gerichtet iſt!). 
Die Befreiung nach Abſ. 1 Nr. 2, 3 erſtreckt ſich nicht auf die Erhebung 
von Geld, bei deſſen Anlegung ein anderes beſtimmt worden iſt ). Die Be⸗ 
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freiung nach Abſ. 1 Nr. 3 gilt auch nicht für die Erhebung von Geld, das nach 
§ 1807 Abſ. 1 Nr. 1 bis 4 angelegt ilt?). 

E 1 1669 Abſ 2 II 1693 M 4, 1121 P 4, 782; 6, 307. 

1. Die Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvormundes zur Annahme einer 
Leiſtung (vgl. § 1812 A 2) iſt entſprechend dem praktiſchen Bedürfnis auf die Annahme des 
eigentlichen Kapitals beſchränkt. Die Genehmigung iſt nicht erforderlich zur Annahme 
von Nutzungen des Kapitals, zur Annahme von Nebenleiſtungen, wie Koſten 
und Schäden, die neben dem Kapital zu leiſten find, und zur Annahme anderer Gegen⸗ 
ſtände als Geld und Wertpapiere. Zu den Nutzungen gehören auch die 
auf Grund einer Reallaſt zu entrichtenden einzelnen Renten. Über den Begriff der Neben⸗ 
leiſtungen ſ. § 224 A 1. Die bei Amortiſationshypotheken zu entrichtenden wiederkehren⸗ 
den Beträge ſind zu den Nebenleiſtungen auch inſoweit zu rechnen, als ſie nicht zur Berichti⸗ 
gung der Zinſen, ſondern zur allmählichen Tilgung des Kapitals beſtimmt ſind. Was endlich 
den Gegenſtand der Leiſtung betrifft, ſo kommt es nicht darauf an, worauf urſprünglich der 
Anſpruch ging, ſondern darauf, was zur Tilgung des Anſpruchs geleiſtet iſt, wenn auch die 
Leiſtung nur an Erfüllungsſtatt erfolgt ift (a. M. in letzterer Hinſicht Staudinger A la). Die 
Entbehrlichkeit der Genehmigung des Gegenvormundes zur Annahme hat zur Folge, daß 
dieſe Genehmigung auch zur Kündigung (vgl. $ 1812 A 2) nicht erforderlich iſt (beſtr.). 

2. Dieſe Ausnahme iſt lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen gemacht, um eine zu 
große Beläſtigung des Vormundes zu vermeiden. Für maßgebend erklärt iſt nicht der 
Wert des Geleiſteten, ſondern der Wert des Anſpruchs zur Zeit der Leiſtung — ohne 
Hinzurechnung der Nebenleiſtungen —, damit der Vormund nicht etwa die Freiheit von 
der Mitwirkung des Gegenvormundes ſich dadurch verſchaffen kann, daß er das Kapital 
von mehr als 300 % in kleineren Beträgen ſich zurückzahlen läßt. Die Beſtimmung der 
Nr 2, die nicht zwingender Art iſt, ſchließt eine abweichende Vereinbarung des Vormundes 
mit dem Schuldner nicht aus und kommt nicht zur Anwendung, wenn gemäß $ 1809 die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes zur Erhebung des bei einer Sparkaſſe (8 1807 Nr 5) oder 
einer Bank ($ 1808) angelegten Geldes ohne Beſchränkung des Betrages vorbehalten ift. 
Der Vormund hat aber nicht nötig, die Genehmigung des Gegenvormundes zur Gelderhebung 
auszubedingen, wenn es ſich insgeſamt um eine Forderung von nicht über 300 /, handelt 
(anders anſcheinend die herrſchende Meinung). 

3. Eine weitere Ausnahme beſteht nach Nr 3 in Verbindung mit Abj 2 darin, daß 
der Vormund das von ihm angelegte Geld, das in einer von $$ 1807 und 1808 ab wei- 
chenden Art oder bei einer Sparkaſſe ($ 1807 Nr 5) oder einer Bank ($ 1808) ohne 
die im $ 1809 vorgeſehene Beſtimmung angelegt ift, ohne Genehmigung des Gegenvor⸗ 
mundes ſich zurückzahlen laſſen kann. Dieſe Ausnahme wird hauptſächlich in dem Falle 
praktiſch, daß der Vormund Geld verzinslich angelegt hat, ohne daß er nach § 1806 hierzu 
verpflichtet war. 

8 1814 


Der Vormund hat die zu dem Vermögen des Mündels gehörenden In⸗ 
haberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle 
oder bei der Reichsbank?) mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß die Heraus⸗ 
gabe der Papiere nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ver⸗ 
langt werden kann). Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nach 8 92 
zu den verbrauchbaren Sachen gehören, ſowie von Zins⸗, Nenten- oder Gewinn⸗ 
anteilſcheinen iſt nicht erforderlich. Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere 
gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind )). 

E 1 1670 Abf 1 11 1694 M 4, 1129 P 4, 783 ff.; 6, 310. 

1. Die dem Vormunde obliegende allgemeine Pflicht, die Vermögensgegenſtände 
des Mündels ſicher aufzubewahren, wird hinſichtlich der Inhaberpapiere — deren Außerkurs⸗ 
ſetzung nicht mehr möglich iſt (Art 176 EGG) — dadurch verſchärft, daß dem Vormunde die 
Hinterlegung zur Pflicht gemacht iſt. Über den Begriff der Inhaberpapiere ſ. Vorbem 1 vor 
$ 793. Den Inhaberpapieren ſind gleichgeſtellt die mit Blankoindoſſament verſehenen 
Orderpapiere (vgl. $$ 363 ff. HGB; Artt 9 und 12 WO). Die Hinterlegungspflicht erſtreckt 
ſich auch auf die Erneuerungsſcheine (Talons), nicht auf Zins⸗, Renten⸗ und Ge⸗ 
winnanteilsſcheine, da nur das Kapital dem Mündel geſichert ſein ſoll, auch nicht auf Inhaber⸗ 
papiere, die, wie Banknoten, beſtimmungsmäßig zur Veräußerung, nicht als Kapitalanlage 
dienen und deshalb zu den verbrauchbaren Sachen (8 92) gehören. Die Hinter⸗ 
legungspflicht des § 1814 beſteht nur für Inhaberpapiere, über die der Mündel allein ver⸗ 
fügen kann, die in ſeinem durch Nießbrauch oder Pfandrecht nicht beſchränkten Alleineigentum 
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2. Die Hinterlegung hat zu erfolgen bei einer Hinterlegungsſtelle oder bei der Reichs⸗ 
bank. Sache der Landesgeſetzgebung iſt es, die zuſtändigen Hinterlegungsſtellen zu beſtimmen 
und über das Verfahren Vorſchriften zu geben (Artt 144, 145 EG). Dem öffentlichen 
Charakter der Hinterlegung entſpricht es, daß mit der Hinterlegung nur öffentliche Behörden 
oder öffentliche Bank- oder Kreditanſtalten betraut werden. Nach den landesgeſetzlichen 
der richtet es ſich, inwieweit die Hinterlegungsſtellen die Ausloſung und Kündigung 
der Wertpapiere zu überwachen haben. Werden, wie dies in Preußen auf Grund des Art 85 
AG geſchehen iſt, Bankſtellen als Hinterlegungsſtellen für Wertpapiere zugelaſſen, fo beſtimmt 
ſich der Hinterlegungsverkehr bei dieſen Anſtalten nach ihren Geſchäftsbedingungen. Bei 
der Reichsbank werden Hinterlegungen zur Verwahrung von allen Reichsbankſtellen, Hinter⸗ 
legungen zur Verwahrung und Verwaltung (ſogenanntes offenes Depot) von dem Kontor 
für Wertpapiere angenommen. 

3. Die Hinterlegung hat zugleich die Bedeutung einer Verfügungsbeſchränkung, 
die dadurch vermittelt wird, daß der Vormund die Hinterlegung mit der Beſtimmung zu be⸗ 
wirken hat, daß die Herausgabe (geradeſo, als wenn die Papiere in Gewahrſam des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts ſich befänden) nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
ſtatthaft iſt. Dieſe Beſtimmung haben ſich die Hinterlegungsſtellen auch noch nachträglich, 
nachdem bereits hinterlegt iſt, gefallen zu laſſen. Nach den Satzungen der Bank kann es zur 
Gültigkeit der Verfügungsbeſchränkung notwendig ſein, daß der Hinterlegungsſchein mit dem 
Sperrvermerk verſehen wird (RG JW 10, 28922), Über die Rechtswirkungen dieſer Be⸗ 
ſtimmung ſ. 5 1819 A 1. 


9 1815 


Der Vormund kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach § 1814 zu Hinter: 
legen, auf den Namen des Mündels mit der Beſtimmung umſchreiben laſſen !), 
daß er über ſie nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen 
kann. Sind die Papiere von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgeſtellt, 
ſo kann er ſie mit der gleichen Beſtimmung in Buchforderungen gegen das Reich 
oder den Bundesſtaat umwandeln laſſen 2). 


Sind Inhaberpapiere zu hinterlegen, die in Buchforderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesſtaat umgewandelt werden können, ſo kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht anordnen, daß fie nach Abſ. 1 in Buchforderungen tms 
gewandelt werden). 

E 1 1670 Abſ 1 JI 1695 M 4, 1129 P 4, 783. 


1. Der Vormund iſt berechtigt, ſtatt der Hinterlegung das Inhaberpapier in ein auf 
den Namen des Mündels lautendes Namenpapier umſchreiben zu laſſen, muß dann aber, 
damit die gleiche Verfügungsbeſchränkung hergeſtellt wird, wie fie nach $ 1814 für Inhaber⸗ 
papiere vorgeſchrieben iſt, zugleich die Beſtimmung treffen, daß er über die Forderung 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts — nicht bloß des Gegenvormundes — ver⸗ 
fügen kann. Eine ſolche Verfügung würde auch in dem Antrage auf Wiederherſtellung des 
Inhaberpapieres zu erblicken fein. Auf die Umſchreibung braucht der Ausſteller des Inhaber⸗ 
papieres, falls er ſich nicht hierzu durch einen Vermerk auf dem Inhaberpapier oder durch 
be ſonderes Abkommen verpflichtet hat, nicht einzugehen ($ 806). Den juriſtiſchen Perſonen 
des öffentlichen Rechts kann indes dieſe Verpflichtung gemäß Art 101 EG landesrechtlich 
auferlegt werden. 

2. Der Umſchreibung ſteht bei Schuldverſchreibungen des Reiches oder eines Bundes- 
ſtaates die mit der gleichen Beſtimmung zu bewirkende Umwandlung in eine Buchforderung 
vollſtändig gleich. Eine ſolche Umwandlung iſt zuläffig bei Schuldverſchreibungen des Reiches 
nach Maßgabe der G v. 31. 5. 91, 8. 3. 97, 28. 6. 04 (Ausf Beſt v. 27. 1. 92 und 15. 10. 04). 
Auch hier iſt der Eintritt der Verfügungsbeſchränkung davon abhängig, daß die in A 1 be⸗ 
zeichnete Beſtimmung getroffen wird. Die Eintragung in das Schuldbuch, die gebührenfrei 
erfolgt, bietet, abgeſehen davon, daß dem Vormund die Aufbewahrungslaſt abgenommen 
wird, den Vorteil, daß die Zinſen zu den Verfallzeiten koſtenlos dem eingetragenen Berech⸗ 
tigten zugeſandt werden. Die Umwandlung kann von dem Vormundſchaftsgericht — was 
von den Beſtimmungen über die Umſchreibung abweicht — auch wider den Willen 
des Vormundes angeordnet werden. 
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8 1816 


Gehören Buchforderungen gegen das Reich oder gegen einen Bundes⸗ 
ſtaat bei der Anordnung der Vormundſchaft zu dem Vermögen des Mündels 
oder erwirbt der Mündel ſpäter ſolche Forderungen, ſo hat der Vormund in 
das Schuldbuch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er über die Forderungen 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen kann ). 

E II 1696 P 4, 783. 

1. Die dem Mündel durch die Umwandlung in eine Buchforderung gewährte Sicherung 
ſoll ihm in gleichem Maße auch dann zuteil werden, wenn eine bereits in das Reichs- oder 
Staatsſchuldbuch eingetragene Buchforderung von ihm erworben wird oder eine ſolche For⸗ 
derung ihm bereits vor Einleitung der Vormundſchaft zuſtand. Der Vormund iſt in dieſen 
Fällen, ohne daß er erſt eine Aufforderung des Vormundſchaftsgerichts abzuwarten hat, ver⸗ 
pflichtet, die in 8 1815 beſtimmte Verfügungsbeſchränkung durch nachträgliche Eintragung 
eines dementſprechenden Vermerks in das Schuldbuch herbeizuführen. 


8 1817 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen!) den Vor⸗ 
mund von den ihm nach den 8S 1814, 1816 obliegenden Verpflichtungen ent⸗ 
binden. 


E 1 1670 Abſ 2 IT 1697 M 4, 1131 P 4 78g. 


1. Nur aus beſonderen Gründen, wenn nach den perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Vormundes und den Aufbewahrungseinrichtungen der Mündel gegen die Ge⸗ 
fahr des Verluſtes des Inhaberpapiers und gegen die Gefahr der Veruntreuung genügend 
geſichert iſt, kaun der Vormund von der Hinterlegungs⸗ und Eintragungspflicht befreit 
werden. Die Befreiung kann auch von Erfüllung beſtimmter Bedingungen abhängig ge- 
macht werden. Daß fie durch ein beſonderes Intereſſe des Mündels geboten iſt, wird nicht 
gefordert werden können (beſtr.). Hinſichtlich der Umſchreibung, die übrigens nur ein Recht 
des Vormundes iſt, und hinſichtlich der Umwandlung ($ 1815) braucht der Vormund nicht 
beſonders befreit zu werden, da es ſich hier nur um einen Erfah der Hinterlegung handelt. 


9 1818 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen anordnen, 
daß der Vormund auch ſolche zu dem Vermögen des Mündels gehörende Wert⸗ 
papiere, zu deren Hinterlegung er nach § 1814 nicht verpflichtet iſt, ſowie Koſt⸗ 
barkeiten des Mündels in der im $ 1814 bezeichneten Weiſe zu hinterlegen hat; 
auf Antrag des Vormundes kann die Hinterlegung von Zins⸗, Renten⸗ und 
Gewinnanteilſcheinen angeordnet werden, auch wenn ein beſonderer Grund 
nicht vorliegt). 

E 1 1670 Abſ 3 11 1698 M 4, 1132 P 4, 783 ff., 818. 

1. Das Vormundſchaftsgericht kann die Hinterlegungspflicht, wenn hierfür be⸗ 
ſondere Gründe vorliegen, auf Wertpapiere jeder Art und auf Koſtbar⸗ 
keiten ausdehnen. Hierüber hat es unter Berückſichtigung der Intereſſen des Mündels 
und des Vormundes nach freiem Ermeſſen zu befinden. Der Vormund kann nicht un- 
bedingt verlangen, daß ihm die Aufbewahrung der Zins, Renten und Gewinr⸗ 
anteilſcheine abgenommen wird (anders nach $ 18 Abſ 1 der Bayer Vorm O d. 
19. 1. 00). Das Vormundſchaftsgericht kann aber ſeinem Antrage, auch ohne daß hierfür 
ein beſonderer Grund vorzuliegen braucht, ſtattgeben. Über den Begriff des Wertpapiers 
ſ. 5 1807 zu Nr 2—4. Unter Koſtbarkeiten find ſolche Gegenſtände zu berftehen, die im Ver⸗ 
hältnis zu ihrem Umfang und Gewicht beſonders wertvoll find, wobei es nicht bloß auf den 
Stoffwert, ſondern auch auf den Kunſtwert, den Geſchichtswert uſw. ankommt (vgl. RG 
13, 38). Zur Aufbewahrung von Wertpapieren und Koſtbarkeiten find die ordentlichen Hinter⸗ 
legungsſtellen (vgl. Art 146 EG) verpflichtet, zur Aufbewahrung von Wertpapieren (vgl. 
1 1814 A 2) auch die außerordentlichen Hinterlegungsſtellen. Von der Reichsbank werden 
Koſtbarkeiten zur Aufbewahrung nicht angenommen. 
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8 1819 


Solange die nach § 1814 oder nach § 1818 hinterlegten Wertpapiere 
oder Koſtbarkeiten nicht zurückgenommen ſind, bedarf der Vormund zu einer 
Verfügung über ſie und, wenn Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuld⸗ 
briefe hinterlegt ſind, zu einer Verfügung über die Hypothekenforderung, die 
Grundſchuld oder die Rentenſchuld der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts. Das Gleiche gilt von der Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen 
Verfügung ). 

E 1 1671 Abſ 1 II 1699 M 4, 1133 P 4, 788; 5, 108; 6, 238. 

1. Hat der Vormund der nad) $$ 1814, 1818 beſtehenden Verpflichtung gemäß Wert⸗ 
papiere oder Koſtbarkeiten mit der Beſtimmung hinterlegt, daß die Herausgabe nur mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verlangt werden kann, oder hat er ſtatt der 
Hinterlegung das Inhaberpapier gemäß $ 1815 (vgl. auch 8 1816) in ein Namenpapier oder 
in eine Buchforderung mit der Beſtimmung umwandeln laſſen, daß er über die Forderung, 
d. i. die Stammforderung ($ 1820) nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ver⸗ 
fügen kann, ſo hat die in dieſer Beſtimmung liegende Vereinbarung nicht bloß Wirkung für 
das Rechtsverhältnis zwiſchen den Vertragsparteien, ſondern hat kraft Geſetzes die Wirkung 
einer allgemeinen Verfügungsbeſchränkung. Die Vertretungsmacht des Vormundes iſt da⸗ 
hin eingeſchränkt, daß eine ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts von ihm vor⸗ 
genommene Verfügung unwirkſam iſt. Dieſe Beſchränkung erſtreckt ſich notwendigerweiſe 
(vgl. § 1812 A 2, 9 1821 A 3) auch auf die Eingehung einer ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
pflichtung zur Verfügung. Iſt ein Hypothekenbrief (Grundſchuldbrief, Renten- 
ſchuldbrief) hinterlegt, ſo ergreift die Verfügungsbeſchränkung mit der Urkunde zugleich die 
Hypothekenforderung (Grundſchuld, Rentenſchuld). Die Beſchränkung fällt Dritten gegen⸗ 
über fort, wenn der hinterlegte Gegenſtand herausgegeben oder der Sperrvermerk im 
Staatsſchuldbuch (Reichsſchuldbuch) gelöſcht iſt, mag dies nun zu Recht oder zu Unrecht 
geſchehen ſein. 


8 1820 


Sind Inhaberpapiere nach § 1815 auf den Namen des Mündels umge⸗ 
ſchrieben oder in Buchforderungen umgewandelt, ſo bedarf der Vormund auch 
zur Eingehung der Verpflichtung zu einer Verfügung über die ſich aus der 
Umſchreibung oder der Umwandlung ergebenden Stammforderungen der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Das Gleiche gilt, wenn bei einer Buchforderung des Mündels der im 
§ 1816 bezeichnete Vermerk eingetragen iſt ). 

E I 1671 Abſ 2 II 1700 M 4, 1185 P 4, 788; 5, 108; 6, 322. 

1. S. 5 1819 A 1. 


8 1821 


Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 12) ): 
1. zur Verfügung über ein Grundſtück oder über ein Recht an einem Grund⸗ 
ſtücke; 
2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Übertragung des Eigen⸗ 
tuns an einem Grundſtück oder auf Begründung oder Übertragung 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder auf Befreiung eines Grund⸗ 
ſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet iſt; 
3. zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der in Nr. 1, 2 bezeichneten 
Verfügungen; 
4. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb eines Grundſtücks 
oder eines Rechtes an einem Grundſtücke gerichtet iſt. 
Zu den Rechten an einem Grundſtück im Sinne dieſer Vorſchriften gehören 
nicht Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden. 

E 1 1674 Nr 1, 2, 5 II 1701 M 4, 1136 P 4, 790, 

1. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſtellt ſich, wennſchon ſie eine obrig⸗ 
keitliche Handlung iſt, als eine für beſtimmte Rechtshandlungen vorgeſchriebene Mitwirkung 
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an der Verwaltung des Vormundes und fomit als ein dem Gebiete des Privatrechts an⸗ 
gehöriges Rechtsgeſchäft dar (vgl. RG 71, 170 Nr 43), woran der Umſtand nicht irre machen 
darf, daß nach außen die verwaltende Tätigkeit allein dem Vormunde gebührt. Bei der Ent⸗ 
ſchließung über Erteilung der Genehmigung darf das Vormundſchaftsgericht nicht bloß den 
Standpunkt der Aufſichtsbehörde einnehmen, nicht bloß nachprüſen, ob die Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts eine Pflichtwidrigkeit enthält, ſondern es hat zu prüfen, ob und unter welchen 
fachlichen Bedingungen es ſelbſt, wenn es den Mündel zu vertreten hätte, das Rechtsgeſchäft 
eingehen würde. Auf dieſer Rechtsnatur der Genehmigung beruht es, daß auf fie die all⸗ 
gemeinen Grundſätze über Privatwillenserklärungen entſprechende 
Anwendung finden. Es kommt darauf an, ob und inwieweit der Richter die Genehmigung 
hat erteilen wollen. Der Vertrag wird von dem Vormundſchaftsgericht nur mit dem Inhalt 
genehmigt, wie er aus der ihm vorgelegten Vertragsurkunde erſichtlich if, weitere dem 
Mündel nachteilige Vereinbarungen, die nicht zu feiner Kenntnis gebracht find, können nicht 
als genehmigt gelten (RG 50, 281 für Pr. R). Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts, das von der Richtigkeit der Anführungen des Ver⸗ 
tragsgegners ausgehen durfte, wegen Irrtums oder gegebenenfalls wegen argliſtiger Täu⸗ 
ſchung oder Drohung anzufechten. Die Anfechtung iſt durch den Vormund oder, falls dieſer 
ſelbſt beteiligt iſt, durch einen beſonders zu beſtellenden Pfleger zu erklären (beſtr. — vgl, 
für Pr. R RG 25, 281). Iſt das genehmigungsbedürftige Rechtsgeſchäft des Vormundes 
binnen beſtimmter Friſt vorzunehmen, ſo muß binnen gleicher Friſt die Genehmigung, die 
einen Teil des Rechtsgeſchäfts bildet, erteilt werden. Die vor mundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung der dem Nachlaßgericht erklärten Ausſchlagung der Erbſchaft muß dem Nachlaß⸗ 
gericht vor Ablauf der in § 1944 beſtimmten Friſt zugehen, kann aber innerhalb dieſer Friſt 
noch nachgebracht werden (f. hierüber 8 1831 A 1). Eine beſtimmte Form iſt für die Ge⸗ 
nehmigung nicht vorgeſchrieben. Sie kann deshalb auch ſtillſchweigend erklärt werden, wo⸗ 
von jedoch nicht die Rede ſein kann, wenn das Vormundſchaftsgericht den Vertrag auch ohne 
Genehmigung für rechtsbeſtändig gehalten hat (RG 26. 4. 06 IV 85/06). Darin allein, 
daß das Vormundſchaftsgericht dem Vormunde die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts em⸗ 
pfiehlt, kann eine ſtillſchweigende Genehmigung noch nicht gefunden werden. Die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann ſchon im voraus für den Fall des Abſchluſſes 
eines Rechtsgeſchäfts unter beſtimmten Bedingungen erteilt werden. Unzuläſſig ift es, fie 
allgemein für beſtimmte Arten von Rechtsgeſchäften im voraus zu erteilen (vgl. $ 1825 A 1). 
Wird fie nachträglich erklärt, fo hat fie gemäß § 184 — abgeſehen von dem ſoeben behandelten 
Falle, daß eine beſtimmte Friſt eingehalten werden muß — rückwirkende Kraft. Wird die 
Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts verſagt, ſo werden damit auch 
die zur Ausführung des Rechtsgeſchäfts ſchon im voraus vorgenommenen Rechtshandlungen 
hinfällig. Es kann aber nicht etwa, wenn der Vormund im voraus den Kaufpreis in Empfang 
genommen hat, der Mündel ohne weiteres auf Rückzahlung des Kaufpreiſes in Anſpruch 
genommen werden, da infolge Verſagung der Genehmigung der Vormund den Mündel 
bei Empfangnahme des Kaufpreiſes nicht wirkſam vertreten hat. Nur die noch vorhandene 
Bereicherung kann zurückgefordert werden. Darüber, daß die Genehmigung und die Ver⸗ 
ſag ung dem Vormunde gegenüber erklärt werden muß und erſt durch die von dieſem dem 
Geſchäftsgegner gemachte Mitteilung wirkſam wird, ſ. § 1828 A 1. 

2. Auch für das die Erteilung der Genehmigung betreffende Verfahren gilt der 
Grundſatz, daß das Vormundſchaftsgericht von Amts wegen vorzugehen hat. Es darf ſich 
nicht einfach ablehnend verhalten, weil der Vormund die in Betracht kommenden Unter- 
lagen nicht vollſtändig vorgelegt hat, ſondern hat ſeinerſeits zur Klarſtellung des Sachver⸗ 
halts mitzuwirken, kinn zu dieſem Zwecke auch Erhebungen vornehmen ($ 15 FGG). Vor 
der Eutſchließung über Erteilung der Genehmigung ſoll es, ſoweit tunlich, den Gegenvor- 
mund (§ 1826), ferner nach Maßgabe des $ 1827 den Mündel und in wichtigen Angelegen⸗ 
heiten oder auf Antrag des Vormundes oder Gegenvormundes Verwandte und Verſchwägerte 
des Mündels hören ($ 1847). Gegen die die Genehmigung verſagende Verfügung kann zwar 
der Vormund im Intereſſe des Mündels, nicht aber der Geſchäftsgegner (RG 56, 125; vgl. 
8 1837 A 2) Beſchwerde erheben. Ausnahmsweiſe kann, wenn der Kindesannabme⸗ 
vertrag nicht genehmigt iſt, ſolange nicht der Vertrag durch die Mitteilung des Vormundes 
über die Verweigerung der Genehmigung hinfällig geworden iſt, der Annehmende aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte des 857 Abſ1 Nr FG Beſchwerde einlegen (GJ 34 A 42). Der Gegenvormund 
hat, wenn trotz ſeiner Bedenken die Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts erfolgt iſt, kein Be⸗ 
ſchwerderecht (RIA 4, 75; vgl. § 1799 A 1). Iſt übrigens die Erteilung oder die Verſagung 
der Genehmigung durch die von dem Vormunde dem andern Teile gemachte Mitteilung 
dieſem gegenüber wirkſam geworden, jo kann weder das Vormundſchaftsgericht noch das 
Beſchwerdegericht die Verfügung ändern (8 55 Abſ 1 FGG; AUF 25 A 17). 
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3. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung iſt vorgeschrieben teils für Rechts 
geſchäfte (Rechtshandlungen), welche die Perſon des Mündels angehen, teils 
für Rechtsgeſchäfte der Ve rmögens verwaltung. Im Intereſſe der Perſon des Mündels 
(. auch $ 1822 Nr 6, 7) iſt die Genehmigung vorgeſchrieben für den Antrag auf Ehelich⸗ 
keitserklärung und die Einwilligung des Kindes hierzu, die Anfechtung und Beſtätigung 
dieſer Erklärungen (88 1728, 1729, 1731), für die Eingehung und Aufhebung des Kindes⸗ 
annahmevertrags, und zwar ſowohl was den Annehmenden als das Kind betrifft, die An⸗ 
fechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen (89 1750, 1751, 1752, 1755, 1770), außerdem 
für den Antrag auf Entlaſſung des Mündels aus der Staatsangehörigkeit ($ 144 Stang 
in der Faſſung des Art 41 EG) und den Antrag des Abweſenheitspflegers auf Todeserklärung 
(8962 Abſ 2 ZPO), endlich bei Geſchäftsunfähigkeit des Mündels zur Ermöglichung der an ſich 
nicht ſtatthaften Vertretung für die Anfechtung der Ehe (5 1336 Abſ 2), für die Erhebung, 
nicht aber die Fortſetzung der Scheidungsklage ($ 612 Abſ 2 ZPO; RG JW 03 Beil 64 
Nr 147) und für die Anfechtung der Ehelichkeit ($ 1595 Abſ 2). Bei den Rechtsgeſchäften 
der Vermögensverwaltung iſt die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung für erforderlich 
erklärt entweder wegen der Wichtigkeit des Vermögensgegenſtandes (Grundſtück, Erwerbs⸗ 
geſchäft, das Vermögen im ganzen, Erbſchaft) oder wegen der Bedenklichkeit des Rechts. 
geſchäfts ($ 1822 Nr 9 bis 13). Von Wichtigkeit iſt hierbei der wirtſchaftliche Charakter 
des Rechtsgeſchäfts. Allgemeiner Grundſatz iſt, daß die vor mundſchaftsgerichtliche Geneh⸗ 
migung, ſoweit ſie vorgeſchrieben iſt, nicht bloß zu der (dinglichen) Verfügung, ſondern auch 
zur Eingehung einer Verpflichtung zur Verfügung erforderlich 
iſt (vgl. 51812 A 2). Dadurch, daß der Mündel an dem betreffenden Gegenſtand nur mit⸗ 
berechtigt iſt, wird die Nolwendigkeit der vormundſchaſtsgerichtlichen Genehmigung nicht 
ausgeſchloſſen, auch nicht dadurch, daß die mae auf einer Gemeinſchaft zur ge⸗ 
ſamten Hand, insbeſondere auf der Erbengemeinſchaft eruht (NG in OLG 5, 410; Kg 27 
A 171). Anders iſt es, wenn es ſich um den Anteil des Mündels an dem Vermögen einer 
juriſtiſchen Perſon oder einer Geſellſchaft mit formeller Rechtsfähigkeit (854 A la. E.) handelt 
(RS 54, 278). Zur Prozeßführung und zum Betriebe der Zwangsvollſtreckung 
bedarf der Vormund — abgeſehen von den materiellrechtlichen Vorgängen des Anerkennt⸗ 
niſſes, des Verzichts, des Vergleichs (RG 56, 339), der Abgabe eines Gebots im Bietungs⸗ 
termine ($ 71 Abſ 2 BVG) — niemals der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Wegen 
des Antrags auf Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks behufs Aufhebung der Gemeinſchaft 
ſ. zu Nr 1. Nicht erforderlich iſt die Genehmigung zu einer rechtsgeſchäftlichen Erklärune, 
zu deren Abgabe der Mündel bereits rechtskräftig verurteilt ift (KGJ 31 A 293). Es bedarf 
ferner nicht der Genehmigung zu der Abänderung eines Vertrages, falls nicht ein die Ge⸗ 
nehmigung nötig machender beſonderer Geſichtspunkt zutrifft. Eine Entſcheidung über Er- 
teilung der Genehmigung braucht das Vormundſchaftsgericht nicht zu treffen, wenn das Rechts⸗ 
geſchäft offenbar der Gültigkeit ermangelt (ogl. indes § 1745 A 2a. E.). Für die Erteilung der 
Genehmigung iſt allein entſcheidend die Rückſicht auf das Wohl des Mündels auf privatrecht⸗ 
lichem und öffentlichrechtlichem Gebiete. Die Genehmigung zu dem Antrage auf Entlaſſung 
aus der Staatsangehörigkeit kann nicht etwa mit Rückſicht auf das öffentliche Intereſſe an 
Erhaltung der Wehrkraft des Staates verweigert werden. 

Zu Nr 1: Der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unterliegen in weitem 
Umfange die das unbewegliche Vermögen betreffenden Rechtsgeſchäfte. Genehmigungs- 
lau e vor allem die Verfügungen über Grundſtücke und Rechte an einem Grund⸗ 
ſtück. Dem Grundſtückseigentum ſtehen hierbei gleich gemäß § 1017 das Erbbaurecht, gemäß 
Artt 63 Ech das landesrechtlich beſtehende Erbpachtrecht (Büdnerrecht, Häuslerrecht), ferner 
gemäß Artt 67, 68, 65, 74 EG auf Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften das Bergwerkseigen⸗ 
tum, das Abbaurecht und die ſonſtigen ſelbſtändigen Gerechtigkeiten, für die ein beſonderes 
Grundbuchblatt angelegt ift (vgl. $ 50 des Allgem Berggeſ für Preußen v. 24. 6. 65: Artt 38 
und 40 Pr. AG). Zu den genehmigungsbedürftigen Verfügungen gehören nicht bloß Ver⸗ 
äuße rungen — auch Abtretung des Eigentumsanſpruchs (a. M. Staudinger A 2 a 5; Planck 
A l 14; Fuchs A2 Ic) — und Belaſtungen, ſondern auch Entäußerungen und Auseinander⸗ 
ſetzungen, einſchließlich des eine Umgeſtaltung des Rechtsverhältniſſes nach ſich ziehenden 
Antrags auf Gemeinheitsteilung, auf Grundſtückszuſammenlegung und auf Grundſtücks⸗ 
verſteigerung behufs Aufhebung der Gemeinſchaft (§ 181 Abſ 2 3G). Die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts iſt zu dieſen Verfügungen erforderlich, mögen fie nun das Eigen- 
tum, Miteigentum oder ein dingliches Recht am Grundſtück betreffen. Ausgenommen ſind 
nach Abi 2 Hypotheken, Grundſchulden und Reutenſchulden, die zum Kapitalvermögen 
(vgl. 5 1812 A 1) gerechnet werden. Nur zur Erweiterung der dinglichen Belaſtung (auch 
zum Ausſchluß der Kündigung des Grundſtückseigentümers, RIA 5, 197) bedarf es hier der 
Genehmigung. Die Genehmigung wird auch zu erfordern ſein für die Zuſtimmung des 
Eigentümers zur Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek, 
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einer Hypothek in eine Grundſchuld uſw., da hierdurch eine ganz andersartige Belaſtung 
des Grundſtücks geſchaffen wird (beſtr.)J. Wegen Befreiung des Grundſtücks von der ding⸗ 
lichen Haftung für eine Hypothek oder Grundſchuld ſ. $ 1822 zu Nr 13. Nicht genehmigungs⸗ 
pflichtig iſt die eine Verfügung nicht enthaltende Unterwerfung unter die fofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung (RIA 2, 44). Der Anteil des Mündels an dem Vermögen einer offenen Handels- 
geſellſchaft kann, auch wenn zu dem Geſellſchaftsvermögen Grundſtücke gehören, rechtlich nicht 
als Grundſtücksmiteigentum behandelt werden (RG 54, 278). Demnach bedarf auch die Aus⸗ 
einanderſetzung, wenn zu dem Vermögen der Handelsgeſellſchaft Grundſtücke gehören, nicht 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (RG ZW 07, 3036). Nicht unter Nr 1 fällt die 
Übertragung oder Aufgabe des Beſitzes, da der Beſitz nicht als ein Recht am Grundſtück an⸗ 
geſehen werden kann. Genehmigungsbedürftig iſt dagegen die Überlaſſung der Ausübung 
des Nießbrauchs oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit, da die Überlaſſung, wenn 
ſchon ſie die Abtretung des Rechts nicht herbeiführt, doch immerhin mehr als eine bloße Beſitz⸗ 
überlaſſung bedeutet (a. M. Planck A II 1 b Abſ 6; Staudinger A 2a Abſ 6). Erforderlich 
ift die Genehmigung dem allgemeinen Grundſatz entſprechend (vgl. A 3) auch für die Ein⸗ 
gehung der Verpflichtung zu einer der Genehmigung bedürfenden Verfügung. 
Iſt die Genehmigung zur Eingehung der Verpflichtung erteilt, ſo bedarf es zu der innerhalb der 
Schranken dieſes Rechtsgeſchäfts ſich haltenden Verfügung (Auflaſſung uſw.) nicht einer 
erneuten Genehmigung, deren Erteilung ſich jedoch aus Zweckmäßigkeitsgründen, um die 
Gültigkeit der Verfügung klarzuſtellen, empfehlen kann (vgl. KG 24 A 238). 

Zu Nr 2: Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird weiter verlangt 
zu der Verfügung über ein (bereits beſtehendes oder erſt noch zu beſtellendes) Recht auf 
Übertragung, Belaſtung oder Befreiung eines Grundſtücks oder eines Rechts am Grund⸗ 
ſtück, und zwar ebenfalls mit der Ausdehnung auf die Eingehung der Verpflichtung zu einer 
ſolchen Verfügung. Wenn auch der ſchuldrechtliche Anſpruch auf Auflaffung uſw. kein eigent⸗ 
liches Grundſtücksrecht iſt, ſo ſteht er doch wirtſchaftlich einem ſolchen ſehr nahe und wird 
deshalb als zu dem unbeweglichen Vermögen gehörig angeſehen, über welches dem Vor⸗ 
munde die Verfügung ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht geſtattet iſt. 

Zu Nr 4: Nicht als Verfügung erfcheint der Erwerb eines Grundſtücks (oder Grund⸗ 
ſtücksrechts), auch nicht der Erwerb oder die Gewährung eines nichtdinglichen Benutzungs- 
rechts am Gruudſtück (Leihe, Miete, Pacht). Ausnahmsweiſe iſt wegen der Wichtigkeit 
des Geſchafts die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung in Nr 4 auch für den entgelt⸗ 
lichen Erwerb eines Grunditids oder Grundſtücksrechts und in 8 1822 Nr 4 für die Pach 
tung oder Verpachtung eines Landguts, d. i. einer zum ſelbſtändigen land wirtſchaftliche 
Betriebe eingerichteten Grundſtückseinheit, vorgeſchrieben. Dem Kaufe iſt die Ausübung 
eines Vorkaufsrechts oder Wiederkaufsrechts gleichzuſtellen. Die Unentgeltlichkeit des Er⸗ 
werbs wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Schenkung des Grundſtücks unter einer 
Auflage erfolgt (a. M. Planck A 4). 


9 1822 


Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts: 

1. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das der Mündel zu einer Verfügung 
über ſein Vermögen im Ganzen oder über eine ihm angefallene Erb⸗ 
ſchaft oder über ſeinen künftigen geſetzlichen Erbteil oder ſeinen 
künftigen Pflichtteil verpflichtet wird, ſowie zu einer Verfügung über 
den Anteil des Mündels an einer Erbſchaft; 

zur Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, zum Ver⸗ 

zicht auf einen Pflichtteil ſowie zu einem Erbteilungsvertrage; 

3. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die Ver⸗ 
äußerung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt, ſowie zu einem Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts einge⸗ 
gangen wird; 

4. zu einem Pachtvertrag über ein Landgut oder einen gewerblichen 
Betrieb; 

5. zu einem Miet: oder Pachtvertrag oder einem anderen Vertrage, durch 
den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet wird, 
wenn das Vertragsverhältnis länger als ein Jahr nach der Vollendung 
des einundzwanzigſten Lebensjahrs des Mündels fortdanern ſoll; 
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6. zu einem Lehrvertrage, der für längere Zeit als ein Jahr geſchloſſen 
wird; 

7. zu einem auf die Eingehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes 
gerichteten Vertrage, wenn der Mündel zu perſönlichen Leiſtungen für 
längere Zeit als ein Jahr verpflichtet werden ſoll; 

8. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels; 

9. zur Ausſtellung einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber oder zur 
Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechſel oder einem anderen 
Papiere, das durch Indoſſament übertragen werden kann; h 

10. zur Übernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbeſondere zur Ein: 
gehung einer Bürgſchaft; 

11. zur Erteilung einer Prokura; 8 

12. zu einem Vergleich oder einem Schiedsvertrag, es ſei denn, daß der 
Gegenſtand des Streites oder der Ungewißheit in Geld ſchätzbar iſt 
und den Wert von dreihundert Mark nicht überſteigt; N 

13. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das die für eine Forderung des Mündels 
beſtehende Sicherheit aufgehoben oder gemindert oder die Verpflich⸗ 
tung dazu begründet wird. 

E 1 1674 Nr 3, 4, 6—14, 2043, 2044 Il 1702 M 4, 1140; 5, 514 P 4, 791; 5, 682; 6, 322, 394. 

Zu Nr 1: Als Rechtsgeſchäft über das Vermögen im ganzen kommt — abgeſehen 
von dem Vertrage über Anderung des ehelichen Gütertechts, der bei Einführung oder Auf- 
hebung der allgemeinen Gütergemeinſchaft nach 88 1437 Ab] 2, 1484 bj 2, 1492, 1508 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf — die nach $ 311 zuläſſige Übernahme 
der Verpflichtung in Frage, das gegenwärtige Vermögen ganz oder zu einem Bruchteil zu 
übertragen oder mit einem Nießbrauch zu belaſten. 

Zu Nr 1 und 2: Um Rechtsgeſchäfte über eine Erbſchaft handelt es ſich, wenn 
ein Vertrag über den zukünftigen geſetzlichen Erbteil oder Pflichtteil unter den künftigen 
geſetzlichen Erben geſchloſſen wird ($ 312 Abſ 2), wenn der Erblaſſer einen Erbvertrag ſchließt 
(3 2275 Abſ 2), wenn der künftige Erbe durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf fein geſetzliches 
Erbrecht oder Pflichtteilsrechk oder die Rechte aus dem Erbvertrag verzichtet (88 2347, 
2290 Abſ 3), wenn die Erbſchaft ausgeſchlagen oder auf den angefallenen Pflicht- 
teilsanſpruch (was formlos geſchehen kann) verzichtet wird, wenn eine Verpflichtung zur 
Veräußerung oder Belaſtung der angefallenen Erbſchaft übernommen wird (88 2371 ff.) 
und wenn über einen Erbteil durch Veräußerung, Belaſtung oder Erbteilungsvertrag ber- 
fügt wird. Zu allen dieſen Verpflichtungen und Verfügungen, desgleichen zur Ausſchlagung 
eines Ver mächtniſſes und zu dem der Erbſchaftsausſchlagung naheſtehenden Verzicht des 
Abkömmlings auf feinen Anteil an dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
(§ 1491 Abſ 3), desgleichen nach $ 15 Abſ 6 des Pr. G v. 8. 6. 96 zum Verzicht auf das 
Anerbenrecht bedarf es der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung, nicht aber zur Er— 
richtung eines frei widerruflichen Teſtaments und nicht zur Annahme einer Erbſchaft oder eines 
Vermächtniſſes. Die Anfechtung der Annahme, worin eine Ausſchlagung liegt ($ 1955), 
iſt genehmigungsbedürftig. Zur Erhebung der Klage auf Anerkennung des Erbteilungs⸗ 
plans iſt eine Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich. 

Zu Nr 3: Eine gleiche und oft viel größere Bedeutung als das Grundſtück hat 
wirtſchaftlich das Erwerbsgeſchäft (vgl. über den Begriff § 112 A 2). Die vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung wird deshalb ſowohl für den entgeltlichen Erwerb als für die Ver⸗ 
äußerung (Belaſtung mit einem Nießbrauch oder Verpfändung) gefordert, ohne Unterſchied, 
ob der Mündel das Geſchäft als Alleininhaber oder (durch Abſchließung eines Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags) als Mitinhaber erwirbt, ob er das Geſchäft ganz oder durch Auf⸗ 
nahme eines Mitinhabers veräußert. Ein Erwerbsgeſchäft kann auch ohne die Firma und 
ohne die zum Geſchäft gehörigen Ausſtände und Schulden übertragen werden (RG Warn 08 
Nr 70). Auf die bloße Kapitalbeteiligung (Beteiligung als Kommanditiſt, als ſtiller Geſell⸗ 
ſchafter, Zeichnung einer Aktie) iſt die Vorſchrift der Nr 3 nicht auszudehnen. Über die zur 
Errichtung oder Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts erforderliche Genehmigung ſiehe 9 1823. 

Zu Nr: Genehmigungsbedürftig ift ferner (vgl. zu Nr 3) die Pachtung oder 
Verpachtung eifles Erwerbsgeſchäfts, das in einem gewerblichen Betrieb beſteht. Nicht 
hierunter fällt der land wirtſchaftliche oder forſtwirtſchaftliche Betrieb. Hierfür ift die be⸗ 
ſondere Beſtimmung gegeben, daß es zur Pag, tung oder Verpachtung eines Landguts (vgl. 
§ 1821 zu Nr 4) der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf. 
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Zu Nr5: S. 8 1793 A 3. 

Zu N round 7: Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zur Abſchließung 
(nicht auch Aufhebung) eines Dienſt⸗ oder Arbeitsvertrags, insbeſondere eines Lehrver⸗ 
trags, iſt in Fürſorge für die Perſon des Mündels vorgeſchrieben. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſoll prüfen, ob der Vertrag den Anforderungen genügt, die aus Rückſicht auf das 
geſundheitliche, das geiſtige und ſittliche Wohl des Mündels zu ſtellen ſind, daneben auch, 
ob die vermögensrechtlichen Intereſſen des Mündels gewahrt ſind. Die Genehmigung iſt 
nur notwendig, wenn der Mündel auf länger als ein Jahr ſich verpflichtet, was bei Lehr⸗ 
verträgen die Regel iſt, während Dienſt⸗ oder Arbeitsverträge meiſt auf kürzere Zeit oder 
auf unbeſtimmte Zeit (vgl. über die Kündigungsfriſten $$ 622, 623, ferner J 66 HGB, 88 122, 
1334 GO) abgeſchloſſen werden. Vor der Entſcheidung über die Genehmigung ſoll nach 
§ 1827 der Mündel ohne Rückſicht auf fein Lebensalter gehört werden. Die Vorſchrift des 
$ 1822 Nr 7 findet Anwendung auch auf die Geſindeverträge, ſoweit nicht landesrechtlich 
(Art 95 EG) etwas anderes beftimmt ift (a. M. Blume A 7). Über die fonftigen Fälle, in 
denen die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung mit Rückſicht auf die Perſon des Mündels 
vorgeſchrieben iſt, ſ. $ 1821 A 3. 

Zu Nr bis 11: Genehmigungspflichtig find verſchiedene bedenkliche Rechtsge⸗ 
ſchäfte, die leicht zum Nachteil des Mündels ausſchlagen können. Es erſcheint regelmäßig 
bedenklich, wenn der Vormund, ſtatt mit den Mitteln des Mündels auszukommen, auf den 
Kredit des Mündels Geld aufnimmt, was durch Aufnahme eines Darlehens oder 
Eingehung eines Kontokorrentverhältniſſes geſchehen kann. Ebenſo gefährlich iſt wegen 
der Zweifelhaftigkeit, ob Erſatz zu erlangen iſt, die Übernahme einer fremden 
Verbindlichkeit durch Bürgſchaft oder Verpfändung (R 63, 76) 
ferner die Schuldübernahme, mag es ſich nun um eine entgeltliche oder unentgelt« 
liche, um eine beſtärkende oder befreiende Schuldübernahme, um den Eintritt in die Haftung 
für Geſchäftsſchulden oder für Hypotheken (KJ 28 A 6) handeln. Aus den gleichen Rück- 
ſichten kann — abgeſehen von andern Bedenken — von der Notwendigkeit der Genehmigung 
für die Ausſtellung von Inhaberpapieren, für die Übernahme von Wech- 
ſelverbindlichkeiten und von Vorbindlichkeiten aus indoſſierbaren Order 
papieren, welchen Verpflichtungen ähnliche Kreditgeſchäfte zugrunde zu liegen pflegen, 
nicht abgeſehen werden. Auch die Erteilung der Prokura, welche die Ermächtigung 
zu derartigen Rechtsgeſchäften in ſich ſchließt (55 48, 50 HGB), bringt dem Mündel ähnliche 
Gefahren. Die bezeichneten Geſchäfte find daher — vorbehaltlich der Befugnis des Vor⸗ 
mundſchaftsgeſetzes, im Bedürfnisfalle den Vormund zu befreien (8 1825) — für genehmigungs⸗ 
bedürftig erklärt. 

f Zu Nr 12: Der Vormund hat die Pflicht, die Anſprüche des Mündels zur Durch- 
führung zu bringen. Nur unter beſonderen Umſtänden empfiehlt ſich ein Vergleich, der 
deshalb, wenn der Wert 300 Mark überfteigt oder unſchätzbar iſt, nur 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſen werden kann. Es kommt hierbei 
auf den Wert des Gegenſtandes an, über welchen Streit oder hinſichtlich der Rechtmäßig⸗ 
keit oder Durchführbarkeit des Anſpruchs (§ 779) Ungewißheit beſteht. Über den Prozeß⸗ 
vergleich |. $ 1821 A 3, über den Unterhaltsvergleich $ 1714 A 3. Genehmigungspflichtig 
iſt auch die Eingehung eines Zwangsvergleichs im Konkurſe, wennſchon wider den Willen 
des einzelnen Gläubigers ein Zwangsvergleich (58 173 ff. KO) zuſtande kommen kann, 
desgleichen die Einigung über Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter (Schieds- 
vertrag), nicht dagegen eine Einigung über die Zuſtändigkeit des Gerichts oder eine 
ſonſtige prozeſſuale Frage, auch nicht eine Einigung über die Perſon beſtimmter Schätzer. 
In der rechneriſchen Feſtſtellung der Höhe eines Anſpruchs (Höhe des Schadenserſatzes uſw.) 
iſt nicht notwendig ein Vergleich enthalten. 

Zu Nr 13: Die Aufgabe oder Minderung einer Sicherheit kann die Verwirklichung 
der Forderung leicht beeinträchtigen, auch unter Umſtänden eine dem Vormund verbotene 
Schenkung enthalten. Sie iſt deshalb an die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
gebunden, die auch dann zu erfordern iſt, wenn die Sicherheit in einer die Rechtsverfolgung 
erſchwerenden Weiſe geändert wird, wenn z. B. eine gewöhnliche Hypothek in eine Siche⸗ 
runoskypothek umgewandelt wird. Unter Nr 13 fällt auch die Aufgabe einer dinalichen 
Sicherheit bei Beſtehenbleiben der perſönlichen Forderung (KJ 27 A 169; 33 A 46). 


8 1823 
Der Vormund ſoll nicht ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
ein neues Erwerbsgeſchäft) im Namen des Mündels beginnen oder ein be⸗ 
ſtehendes Erwerbsgeſchäft des Mündels auflöſen. 
E I 1663 II 1686 M 4, 1108 P 4, 760. 


1. Abweichend von § 1645 ſoll der Vormund nicht bloß bei Beginn eines neuen Er⸗ 
werbsgeſchäfts (ſ. über den Begriff $ 112 A 2), ſondern auch bei Auflöſung eines beſtehen⸗ 
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den Erwerbsgeſchäfts die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts einholen. Der Geneh⸗ 
migung bedarf es natürlich nicht, wenn die Genehmigung ſchon zum Erwerb oder zur 
Pachtung des Geſchäfts erteilt iſt. Ob eine bloße Erweiterung oder der Beginn eines neuen 
Geſchäfts vorliegt, kann oft zweifelhaft ſein. Wird von den Erben eines Geſellſchafters, 
durch deſſen Tod die Geſellſchaft aufgelöſt iſt (5 727 Abſ 1), die Fortführung des Geſchäfts 
mit dem Mündel vereinbart, fo iſt hierin eine nach § 1822 Nr 5 der Genehmigung bedürftige 
Eingehung eines neuen Geſellſchaftsvertrages zu ſehen. Vgl. im übrigen § 1645 A 1. 


8 1824 


Der Vormund kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung die Genehmigung 
des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt, dem 
Mündel nicht ohne dieſe Genehmigung zur Erfüllung eines von dieſem ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrags oder zu freier Verfügung überlaſſen “. 

E 1 1677 II 1704 Abſ 1 M 4, 1149 P 4, 796. 

1. S. 5 1644 A 1. Der Grundſatz des $ 1644 iſt in § 1824 auch auf diejenigen Ver⸗ 
mögensgegenſtände ausgedehnt, die nicht ohne Genehmigung des Gegenvormundes ver⸗ 
äußert werden dürfen (Veräußerung von Forderungen und Rechten gemäß $$ 1812, 1813). 
Die Überlaſſung von Vermögensgegenſtänden an den Mündel zu deſſen freier Verfügung 
iſt in dieſem Falle nur mit Genehmigung des Gegenvormundes geſtattet, die ebenſo wie im 
Falle des $ 1812 durch Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt werden kann. Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt erforderlich, wenn es ſich um Gegenſtände 
handelt, die nicht ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung veräußert werden dürfen 
(Veräußerung der hinterlegten Wertpapiere und Koſtbarkeiten und der hierauf bezüglichen 
Forderung, Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von Erbſchaftsrechten oder eines 
Erwerbsgeſchäfts (58 1819-1822). 

8 1825 

Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde zu Rechtsgeſchäften, zu 
denen nach $ 1812 die Genehmigung des Gegenvormundes erforderlich iſt, 
ſowie zu den im $ 1822 Nr. 8 bis 10 bezeichneten Rechtsgeſchäften eine all: 
gemeine Ermächtigung erteilen. 5 

Die Ermächtigung ſoll nur erteilt werden, wenn ſie zum Zwecle der Ver⸗ 
mögens verwaltung, insbeſondere zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, er: 
forderlich ijt!). 

€ 1 1675 II 1703 M 4, 1147 P 4, 795; 5, 792. 

1. Die Notwendigkeit, in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Gegenvor⸗ 
mundes zu Verfügungen über das Kapitalvermögen ($ 1812) und des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zu den im Geſchäftsleben häufiger vorkommenden bedenklichen Rechtsgeſchäften 
der Nr 8 bis 10 des $ 1822 einzuholen, kann unter Umſtänden zu einer großen Erſchwerung 
der Verwaltung und des Geſchäftsbetriebes, ja ſelbſt zu einer vollſtändigen Lahmlegung 
des Geſchäftsbetriebes führen. Für derartige Fälle ſoll es dem Vormundſchaftsgericht ge⸗ 
ftattet fein, eine allgemeine Befreiung des Vormundes — die $ 1825 als allgemeine Er⸗ 
mächtigung bezeichnet — eintreten zu laſſen. Die Befreiung ift, unbeſchadet des Beſchwerde⸗ 
rechts des Gegenvormundes, wirkſam, auch wenn die bezeichneten Vorausſetzungen nicht 
vorliegen ſollten. Im übrigen verbleibt es bei dem Grundſatz, daß eine Genehmigung immer 
nur für beſtimmte Fälle, nicht allgemein erteilt werden kann (vgl, $ 1821 A 1; ſiehe auch 


9 1803 A 2). 
8 1826 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über die zu einer 
Handlung des Vormundes erforderliche Genehmigung den Gegenvormund ) 
hören, ſofern ein ſolcher vorhanden und die Anhörung tunlich iſt. 

E 1 1679 11 1705 M 4, 1151 P 4, 796. 

1. Das Vormundſchaftsgericht darf nicht ohne Not das durch Anhörung des Gegen⸗ 
vormundes ihm zu Gebote ſtehende Mittel, ſich über den Sachverhalt zu unterrichten, un⸗ 
benutzt laſſen. Von der Anhörung darf es nur abſehen, wenn hierdurch zum Schaden der 
Sache ungerechtfertigte Weiterungen entſtehen würden oder wenn die Anhörung unver- 
hältnismäßige Koften verurſachen würde. Wenn $ 1826 die Anhörung für entbehrlich er⸗ 
klärt, falls ein Gegenvormund nicht vorhanden iſt — anders iſt die Ausdrucksweiſe 
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in $ 1836 Abſ 2 und $ 1842 —, fo iſt damit nur gefagt, daß das Vormundſchaftsgericht nicht 
nötig hat, zum Zwecke der Anhörung einen Gegenvormund zu beſtellen. Die Anhörung 
bedeutet, daß dem Gegenvormunde Mitteilung von dem zu genehmigenden Rechtsgeſchäft 
gemacht werden muß, und daß ihm Gelegenheit zur mündlichen oder ſchriftlichen Außerung 
gegeben werden muß, worüber das Nähere von dem Vormundſchaftsgericht nach freiem 
Ermeſſen zu beſtimmen iſt. Iſt die Anhörung des Gegenvormundes zu Unrecht unterblieben, 
ſo iſt er aus dieſem Grunde, damit er Gelegenheit hat, ſeine Bedenken noch nachträglich geltend 
machen zu können, zur Beſchwerde berechtigt. Wegen des ſachlichen Inhalts der Ent⸗ 
ſcheidung ſteht ihm dagegen keine Beſchwerde zu (RIA 4, 75). 


8 1827 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll den Mündel hören?) vor der Entſcheidung 
über die Genehmigung eines Lehrvertrags oder eines auf die Eingehung eines 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes gerichteten Vertrags und, wenn der Mündel 
das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, über die Entlaſſung aus dem Staats⸗ 
verbande . - 

Hat der Mündel das achtzehnte Lebensjahr vollendet, ſo ſoll ihn das 
Vormundſchaftsgericht, ſoweit tunlich, auch hören vor der Entſcheidung über 
die Genehmigung eines der im § 1821 und im § 1822 Nr. 3 bezeichneten Rechts⸗ 
geſchäfte ſowie vor der Entſcheidung über die Genehmigung des Beginns 
oder der Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts ). 

E 1657 Satz 2, 1680 II 1707 M 4, 1098, 1152 P 4, 785, 796; 5, 1147. 

1. Die Anhörung des Mündels iſt geboten teils ohne Rückſicht auf ſein Lebensalter 
bei Eingehung eines genehmigungsbedürftigen Lehrvertrags, Arbeit oder 
Dienſtvertrags (vgl. $ 1822 zu Nr 6 und 7), da der Mündel, wenn er einen ſolchen 
Vertrag eingehen ſoll, auch das hierfür nötige Verſtändnis beſitzen muß, teils, wenn es 
ſich nämlich um ſeine Entlaſſung aus dem Staatsverband handelt (vgl. 
$ 1821 A 3) bei Vollendung des 14. Lebensjahrs, endlich, wenn genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeſchafte bezüglich des unbeweglichen Vermögens oder eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts gemäß 99 1821, 1822 Nr 3 — nicht 1822 Nr 4 — in Frage ſtehen, bei Voll- 
endung des 18. Lebensjahre. In den beiden erſten Fällen iſt die Anhörung unbedingt, nicht 
bloß „ſoweit tunlich“, vorgeſchrieben. Die vorzunehmenden Rechtshandlungen würden, 
wenn der Mündel nicht erreichbar wäre, ohne Wert ſein. Im übrigen iſt es dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts überlaſſen, ob er den Mündel hören will. 

2. Über die Bedeutung der Anhörung ſ. § 1826 A 1. In den Angelegenheiten, in 
denen der Mündel gehört werden ſoll, ift er nach § 59 FG zugleich beſchwerde⸗ 
berechtigt, vorausgeſetzt, daß er das 14. Lebensjahr vollendet hat und nicht geſchäfts⸗ 
unfähig iſt. Unter dieſer Vorausſetzung hat er das Recht der Beſchwerde außerdem in allen 
leine Perſon betreffenden Angelegenheiten, das iſt in allen Angelegenheiten, die nicht bloß 
für jein Vermögen Bedeutung haben, wozu auch die Einleitung der Vormundſchaft und 
die Frage der Entlaſſung des Vormundes gehören kann (vgl. RIA 6, 7 und 6, 168). 


8 1828 

Das Vormundſchaftsgericht kann die Genehmigung zu einem Rechts⸗ 
geſchäfte nur dem Vormunde gegenüber) erklären. 

E I 1681 Abſ 1 II 1708 M 4, 1153 P 4, 797. 

1. Das Vormundſchaftsgericht darf ſich, wennſchon die Erteilung der Genehmigung 
als eine Mitwirkung an der Verwaltung des Vormundes aufzufaſſen iſt (8 1821 A 1), fich 
nicht darüber hinaus in die Verwaltung einmiſchen und in Rechtsverkehr mit dritten Per⸗ 
ſonen treten. Dem entſpricht es, daß es die Genehmigung nur dem Vormunde gegenüber 
erklären kann. Es bleibt dieſem überlaſſen, ob er die Genehmigung durch Mitteilung an 
den beteiligten Dritten (beziehentlich durch Abſchluß des Rechtsgeſchäfts auf Grund der Ge⸗ 
nehmigung) wirkſam machen will. Bis zu dieſem Zeitpunkte iſt die Genehmigung eine 
innere Angelegenheit, die nur das Verhältnis zwiſchen Vormund und Vormundſchafts⸗ 
gericht betrifft, aus der aber der Dritte keine Rechte herleiten kann. Die Genehmigung 
kann bis zu dieſem Zeitpunkte von dem Vormundſchaftsgericht frei widerrufen und auf Be⸗ 
ſchwerde des Vormunds auch von dem Beſchwerdegericht (vgl. $ 55 Abſ 1 FG) zuräck⸗ 
genommen werden (vgl. über die Widerruflichkeit der Genehmigung zu dem Zwangsver⸗ 
ſteigerungsantrage behufs Aufhebung der Gemeinſchaft, die bis zur Erteilung des Zuſchlags 
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dauert, RIA 6, 9). Wenn die Beſtimmung des $ 1828 unter Hinweis auf 5 16 JG regel- 
mäßig dahin erläutert wird, daß die Genehmigung mit der Bekanntmachung an den Vor⸗ 
mund wirkſam werde, ſo iſt damit nur gemeint, daß der Vormund ermächtigt iſt, der Ge⸗ 
nehmigung durch Mitteilung an den Dritten Wirkſamkeit zu verſchaffen. Nicht notwendig 
iſt übrigens, daß die Genehmigung unmittelbar dem Vormunde vom Vormundſchaftsgericht 
erklärt wird. Es genügt, wenn die Erklärung dem zu ihrem Empfange von dem Vormunde 
ermächtigten Dritken zugeht, und ebenſo muß es als genügend angeſehen werden, wenn 
das Vormundſchaftsgericht die Erklärung durch Vermittelung eines Dritten dem Vormunde 
zugehen läßt. Hat der Prozeßrichter einen vom Vormunde und der Gegenpartei erklärten 
Vergleich aufgenommen und mit deren Willen die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
eingeholt, fo iſt die in den Prozeßakten niedergeſchriebene, dem Prozeßrichter durch Rück⸗ 
ſendung der Akten zur Kenntnis gebrachte Genehmigung als wirkſam zu erachten. Das 
nachträgliche Einverſtändnis des Vormundes mit der von dem Vormundſchaftsgericht an den 
Dritten gemachten Mitteilung kann dagegen, wenn nicht eine Erklärung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts an den Vormund hinzukommt, die Genehmigung nicht wirkſam machen. Darin 
allein, daß das Vormundſchaftsgericht unter Mitteilung des Vertrages das Grundbuchamt 
um Eintragung erſucht, iſt eine wirkſame Genehmigung nicht enthalten (RG 59, 277). Un⸗ 
wirkſam iſt auch eine von dem Vormundſchaftsgericht dem Dritten gemachte Mitteilung, daß 
die Genehmigung dem Vormunde gegenüber erklärt ſei. Was hier über die Erteilung der 
Genehmigung geſagt iſt, muß in gleicher Weiſe auch für die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung gelten. Darüber, daß die Erklärung keiner Form bedarf und rückwirkende 
Kraft hat, ſ. $ 1821 A 1. Ein beſonderer Nachweis dafür, daß die vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung dem Vormunde mitgeteilt iſt, iſt in Grundbuchſachen nicht zu erfordern, wenn 
der Vormund es ift, der auf Grund der Genehmigung die Eintragung beantragt (beſtr.). 


8 1829 


Schließt der Vormund einen Vertrag ohne die erforderliche Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaſtsgerichts, jo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags 
von der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ab. Die 
Genehmigung ſowie deren Verweigerung wird dem andern Teile gegenüber 
erſt wirkſam, wenn ſie ihm durch den Vormund mitgeteilt wird. 

Fordert der andere Teil den Vormund zur Mitteilung darüber auf, ob 
die Genehmigung erteilt ſei, ſo kann die Mitteilung der Genehmigung nur 
bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung er⸗ 
folgen; erfolgt ſie nicht, jo gilt die Genehmigung als verweigert. 

Iſt der Mündel volljährig geworden, ſo tritt ſeine Genehmigung an die 
Stelle der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ) ). 

E I 1681 Abſ 2, 3, 5 11 1709 M 4, 1153 P 4, 797; 6, 311. 

1. Iſt der Vertrag (von dem Vormunde oder mit Zuſtimmung des Vormundes von 
dem Mündel) ohne die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſen, ſo iſt der 
Dritte — abgeſehen von dem in $ 1830 behandelten Falle der Täuſchung — an den Ver⸗ 
trag gebunden, nicht aber der Mündel. Es entſteht hierdurch ein Schwebezuſtand, deſſen 
Beendigung der Dritte dadurch herbeiführen kann, daß er den Vormund, beziehentlich den 
volljährig gewordenen Mündel oder die Erben des inzwiſchen verſtorbenen Mündels zur 
Mitteilung auffordert, ob die Genehmigung ihm erteilt iſt. Die Gebundenheit er⸗ 
liſcht, wenn ihm nicht der Vormund uſw. binnen ſpäteſtens 2 Wochen ſeit dem Empfange 
der Aufforderung von der Erteilung der Genehmigung Mitteilung macht. Die Mitteilung 
braucht dem Dritten nicht unmittelbar von dem Vormunde zuzugehen. Hierzu iſt auf das 
in § 1828 A 1 über die Mitteilung des Vormundſchaftsgerichts an den Vormund Geſagte 
zu verweiſen. Für die Richtigkeit der Mitteilung iſt der Vormund gerade ſo verantwortlich, 
als wenn er die Angabe beim Vertragsſchluß gemacht hätte. Iſt nachweislich die Geneh⸗ 
migung nicht erteilt, fo iſt natürlich auch der Dritte nicht gebunden und verbleibt ihm nur der 
Schadenserſatzanſpruch gegen den Vormund. Nicht richtig aber iſt es, im Falle der Un⸗ 
wahrheit der Mitteilung dieſe als eine von dem Vormund ohne Vertretungsmacht ab- 
gegebene einſeitige Erklärung und deshalb als gänzlich unwirkſam anzuſehen (fo Blume A 5; 
vgl. § 1832 A 2). Über die Art und die Wirkungen der Aufforderung kann von den 
Parteien eine von 3 1829 abweichende Vereinbarung getroffen werden. Über den Fall, daß 
der Vertrag ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung und ohne Zuſtimmung des Vor⸗ 
mundes geſchloſſen iſt, ſ. § 1832 A 2. 
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2 Der $ 1829 findet keine Anwendung, wenn die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts — durch Mitteilung an den Vormund ($ 1828) — ſchon vor Abſchluß des Ver⸗ 
trages erteilt iſt. Der Dritte iſt hier an den Vertrag gebunden, auch wenn er nicht weiß, 
ob die Genehmigung erteilt iſt, ohne daß er die in A 1 bezeichnete Aufforderung an den 
Vormund richten kann. Beſondere Unzuträglichkeiten entſtehen jedoch hieraus dem Dritten 
nicht, da er ſich bei dem Vormundſchaftsgericht — das in dieſem Falle ſeine Auskunft nicht 
verweigern darf — über die Erteilung der durch Abſchluß des Vertrages wirkſam gewordenen 
Genehmigung (vgl. $ 1828 A 1) zuverläſſig unterrichten kann. 


8 1830 

Hat der Vormund dem andern Teile gegenüber der Wahrheit zuwider 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts behauptet, ſo iſt der andere 
Teil bis zur Mitteilung der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zum Widerrufe berechtigt, es ſei denn, daß ihm das Fehlen der Ge⸗ 
nehmigung bei dem Abſchluſſe des Vertrags bekannt war!). 

E 1 1681 Abſ 2, 4 11 1710 M 4, 1153 P 4, 797; 6, 311, 395. 

1. Das in $ 1830 behandelte Widerrufsrecht iſt, ſowohl was die Vorausſetzungen 
als die Wirkungen betrifft, von dem Rücktritt wegen Irrtums verſchiedenartig geftaltet. Die 
bloße Unkenntnis des Fehlens der vormundſchafksgerichtlichen Genehmigung berechtigt noch 
nicht zum Widerruf. Der Vormund muß ausdrücklich bei oder vor dem Vertragsabſchluß 
der Wahrheit zuwider die Erteilung der Genehmigung be⸗ 
hauptet und der Vertragsgegner ſich hierauf verlaſſen haben. Die Unrichtigkeit braucht 
aber nicht etwa, was allerdings in der Mehrzahl der Fälle zutreffen wird, auf einem Ver⸗ 
ſchulden des Vormundes zu beruhen. Einer binnen beſtimmter Friſt zu erklärenden Anfech⸗ 
tung des Vertrages bedarf es nicht. Das Widerrufsrecht kann zu jeder Zeit ausgeübt werden, 
ſolange nicht der Vertrag durch Mitteilung der nachträglichen Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts durch den Vormund (vgl. § 1828 A 1) zu einem für beide Teile wirkſamen 
geworden iſt. Auf das Widerrufsrecht kann verzichtet werden. In dieſem Falle iſt die Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrages nach $ 1829 zu beurteilen. Keinen Unterſchied für das Widerrufsrecht 
macht es, ob der Vormund oder der Minderjährige mit Zuſtimmung des Vormundes das 
Vorhandenſein der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung behauptet hat. Zur Aus⸗ 
übung des Widerrufsrechts hat der Vertragsgegner, wie durch die Wortſtellung in 1830 
zum Ausdruck gebracht iſt, nur nachzuweiſen, daß jene Behauptung aufgeſtellt iſt. Der Nach⸗ 
weis, daß er ſich nicht im Irrtum befunden, ſondern die Unrichtigkeit der Be⸗ 
hauptung gekannt habe, iſt vom Mündel zu führen. — Die aus der Unkenntnis 
des Fehlens der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſich ergebenden Rechtsfolgen find 
vollſtändig in $ 1830 geregelt. Für eine Anfechtung wegen Irrtums ift daneben kein 
Raum. Die Anſprüche auf Schadenserſatz gegen den Vormund wegen argliſtiger Täuſchung 
bleiben dagegen unberührt. 

8 1831 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das der Vormund ohne die erforderliche 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vornimmt, iſt unwirkſam !). Nimmt 
der Vormund mit dieſer Genehmigung ein ſolches Rechtsgeſchäft einem andern 
gegenüber vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft unwirkſam, wenn der Vormund die 
Genehmigung nicht in ſchriftlicher Form vorlegt und der andere das Rechts⸗ 
geſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt ). 

E 1 1681 Abſ 2 11 1711 M 4, 1153 P 4, 797. 

1. Die verſchiedenartige Behandlung des einſeitigen Rechtsgeſchäfts und des Ver⸗ 
trages (vgl. $ 111) hat darin ihren Grund, daß der Dritte es in der Hand hat, ob und unter 
welchen Bedingungen er ſich auf einen Vertrag mit dem Vormunde einlaſſen will, während 
er ſich die Vornahme des einſeitigen Rechtsgeſchäfts gefallen laſſen muß. Das einſeitige 
Rechtsgeſchäft iſt deshalb, wenn dem Vormunde wegen Nichtvorhandenſeins 
der vor mundſchafts gerichtlichen Genehmigung die Vertretungsmacht 
fehlt, endgültig unwirkſam und kann durch Nachbringung der Genehmigung nicht wirkſam 
gemacht werden. Anders, wenn zur Vornahme eines einſeitigen Rechtsgeſchäftes eine Friſt 
beſteht. Die Friſtbeſtimmung wird in Ermangelung einer anderen Feſtſetzung dahin zu ver⸗ 
ftehen fein, daß es genügt, wenn die Erforderniſſe des einſeitigen Rechtsgeſchäfts beim Ab⸗ 
lauf der Friſt vorliegen und daß deshalb die zum Wirkſamwerden des Rechtsgeſchäfts er⸗ 
forderlichen Erklärungen innerhalb der Friſt auch nacheinander abgegeben werden dürfen. 

23* 
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Die dem Nachlaßgericht gegenüber erklärte Ausſchlagung der Erbſchaft iſt deshalb nicht aus 
dem Grunde unwirkſam, weil nicht gleichzeitig mit der Erklärung die vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung bei dem Nachlaßgericht eingegangen iſt, ſondern innerhalb der Ausſchlagungs⸗ 
friſt nachgebracht iſt (anders 405 21 A 197, KG in RIA 5, 143 und die herrſchende Anſicht, 
die auch in $ 1945 A 1 dieſes Kommentars vertreten iſt; vgl. Eccius in Gruch 44, 768 ff.). 
Die zur Anſtellung der Klage auf Anfechtung der Ehe uſw. ($ 1821 A 3) erforderliche vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann innerhalb der Friſt bis zur letzten mündlichen 
Verhandlung nachgebracht werden. 

2. Gegenüber der Vornahme eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts (Rechtshandlung) 
wird der andere Teil auch inſofern geſchützt, als er das Rechtsgeſchäft nicht gelten zu laſſen 
braucht, wenn der Vormund ſich nicht zugleich über die Erteilung der vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Genehmigung durch Vorlegung der Urſchrift oder einer beglaubigten Abſchrift der 
Verfügung ausgewieſen hat. Er muß aber, wenn er aus dieſem Grunde das Rechtsgeſchäft 
zurückweiſen will, dies unverzüglich erklären (vgl. $ 111). Dieſes Recht der 
Zurückweiſung haben nur Private, nicht Behörden, die in Vertretung der beteiligten Per⸗ 
ſonen eine Erklärung entgegenzunehmen haben (Nachlaßgericht, Vormundſchaftsgericht uſw.). 
Durch die Zurückweiſung wird dem Rechtsgeſchäft, ſoweit der Zurückweiſende hieraus ein 
Recht herleiten könnte, unwiderbringlich jede Wirkung entzogen. Der Zurückweiſende kann 
nicht hinterher ſeine Willensentſchließung ändern und kann ſich nicht darauf berufen, daß 
er durch Irrtum zu der Zurückweiſung beſtimmt worden ſei. 


8 1832 


Soweit der Vormund zu einem Rechtsgeſchäfte der Genehmigung des 
Gegenvormundes bedarf, finden die Vorſchriften der 88 1828 bis 1831 ent⸗ 
ſprechende Anwendung ) ). 

E 1 1682 II 1712 M 4, 1155 P 4, 799. 

1. Die Vorſchriften der 88 1828 bis 1831 über die Notwendigkeit, die Genehmigung 
dem Vormunde gegenüber zu erklären, und über die Wirkung des Mangels der Geneh⸗ 
migung beziehenilich des mangelnden Ausweiſes finden in gleicher Weiſe auf den Gegenvor⸗ 
mund Anwendung. Auch die von dem Gegenvormund zu erteilende Genehmigung iſt als 
eine Mitwirkung an der Verwaltung des Vormundes aufzufaſſen (vgl. $ 1821 A 1; a. M. 
Staudinger A 4). 

2. Die Rechtsfolgen der mangelnden Zuſtimmung des Vormundes beſtimmen ſich 
lediglich nach §§ 108 ff. Hat ein Dritter mit dem Minderjährigen, den er als ſolchen nicht 
erkannt hat, ohne Zuſtimmung des Vormundes und zugleich ohne Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts einen Vertrag geſchloſſen, ſo iſt die Wirkſamkeit des Vertrages, ſobald 
der Vormund nachträglich feine Zuſtimmung erteilt hat, ausſchließlich nach 58 1829, 1830 
zu beurteilen. Es kann dem Dritten nicht auf Grund des § 109 Abj 1 das Recht des Wider⸗ 
rufs bis zur Mitteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unter dem Geſichts⸗ 
punkte, daß die Zuſtimmung des Vormundes als ein einſeitiges Rechtsgeſchäft wegen Fehlens 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nach § 1831 unwirkſam ſei, eingeräumt werden. 
Denn nicht die Zuſtimmung des Vormundes, ſondern der Vertrag ſelbſt iſt genehmigungs⸗ 
bedürftig (fo Predari in Gruch 52, 17 ff.; a. M. Meyer © 1 ff. daf.). 


8 1833 


Der Vormund iſt dem Mündel für den aus einer Pflichtverletzung ent⸗ 
ſtehenden Schaden verantwortlich, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt!) 7). 
Das Gleiche gilt von dem Gegenvormunde ). 

Sind für den Schaden mehrere nebeneinander verantwortlich, jo haften 
ſie als Geſamtſchuldner. Iſt neben dem Vormunde für den von dieſem ver⸗ 
urſachten Schaden der Gegenvormund oder ein Mitvormund nur wegen Ver⸗ 
letzung ſeiner Aufſichtspflicht verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zu⸗ 
einander der Vormund allein verpflichtet. 

E I 1696 II 1732 M 4, 1175 P 4, 816. 


1. Die Schadenserſatzpflicht des Vormundes ſetzt voraus, daß ihm die Pflichtver⸗ 
letzung als Verſchulden anzurechnen iſt. Konnte er ohne Schuld das Pflichtwidrige ſeiner 
Handlung nicht erkennen oder war er ohne Schuld verhindert, das als ſeine Pflicht Erkannte 
auszuführen, ſo entfällt die Haftbarkeit. Die von ihm zu betätigende Sorgfalt beſchränkt 
ſich nicht auf die in eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt. Er hat vielmehr (ſoweit 
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ihm dies nach ſeiner Perſönlichkeit überhaupt möglich) die Sorgfalt zu beobachten, die von 
einem normalen Menſchen verſtändigerweiſe verlangt werden kann. Damit, daß er durch 
dringende Geſchäfte in eigenen Angelegenheiten abgehalten geweſen fei, kann er ſich nicht 
entſchuldigen, da er nötigenfalls für Vertretung hätte ſorgen müſſen und keinesfalls die 
Angelegenheiten des Mündels ſeinen Angelegenheiten hintanſetzen darf. Auch dadurch 
wird er nicht entſchuldigt, daß das Vormundſchaftsgericht ein gleiches Verſehen trifft, wenn⸗ 
ſchon der Umſtand, daß auch der Vormundſchaftsrichter die Sachlage unrichtig beurteilt hat, 
in zweifelhaften Fallen zugunſten des Vormundes ins Gewicht fallen muß (RG FW 04, 47314). 
Die von dem Vormunde zu erfüllenden Pflichten beſtimmen ſich nach den für die einzelnen 
Obliegenheiten vom Geſetz gegebenen Vorſchriften. Ergänzend greift der allgemeine Grund⸗ 
ſatz ein, daß der Vormund die Verwaltung mit der gehörigen Sorgfalt zu führen hat, welcher 
Grundſatz zugleich neben den geſetzlichen Vorſchriften zur Geltung kommt (ogl. $ 1807 
A 1, 8 1806 A 1). Nicht erſatzpflichtig iſt der Vormund, der durch fein Verſchulden den 
Unterhaltsprozeß verloren hat, ſolange der natürliche Vater mittellos iſt Es kann aber gleich 
im voraus für den Fall der Beſſerung ſeiner Vermögensverhältniſſe auf Feſtſtellung der 
Erſaßpflicht des Vormundes geklagt werden (RG 24. 11. 04 IV 233/04). Wird der Vor⸗ 
mund erſatzpflichtig gemacht, fo iſt ihm die Verletzung feiner Pflichten nachzuweiſen (f. hierüber 
$ 1664 A 1). — Hat der Vormund in betrüglichem Einverſtändnis mit dem Vertragsgegner 
zum Nachteil des Mündels gehandelt, ſo iſt auch der Gegner erſatzpflichtig und kann aus dem 
Vertrage keine Anſprüche gegen den Mündel herleiten. 


2. Die den Vormund haftbar machende Pflichtverletzung unterſteht nicht den Vor⸗ 
ſchriften über unerlaubte Handlungen. Von dem Vormunde wird, falls er nicht zur Vor⸗ 
mundſchaft unfähig iſt (vgl. $ 1780 A 1), durch Übernahme des Amtes ein beſonderes 
Verpflichtungsverhältnis gegenüber dem Mündel eingegangen, das einem Schuldverhältnis 
gleichartig iſt. Der Schadenserſatzanſpruch des Mündels unterliegt deshalb nicht der drei⸗ 
jährigen Verjährung des $ 852, ſondern der allgemeinen 30jährigen Verjährung (RG 8. 7. 07 
IV 29/07). Gemäß $ 204 letzter Satz iſt die Verjährung während der Dauer des Vormund⸗ 
ſchaftsverhältniſſes gehemmt. Es greift nicht der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung, 
ſondern der Gerichtsſtand der Vermögensverwaltung ($ 31 ZPO) Platz, der ſich regelmäßig 
nach dem Wohnſitz des Vormundes beſtimmt. Wegen des Vorrechts des Mündels im Kon⸗ 
kurſe des Vormundes ſ. $ 61 Nr 5 KO. 

3. Die zu 1 und 2 dargeſtellten Grundſätze gelten auch für den Gegenvormund, der 
ſich durch Vernachlaſſigung der Überwachungspflicht (5 1799 A 1) oder durch pflichtwidrige 
Erteilung der Genehmigung erſatzpflichtig machen kann. Der Gerichtsſtand der Vermögens⸗ 
verwaltung beſtimmt ſich auch für den Gegenvormund nach dem Orte der von dem Nor- 
munde geführten Verwaltung. 


4. Iſt dem Mündel ein Schaden durch das Verſchulden mehrerer Vormünder (vgl: 
$ 1797 A 1) oder des Vormundes und Gegenvormundes, des Vormundes und 
Vormundſchaftsrichters entſtanden, ſo hat nach allgemeinen Grundſätzen (vgl. 
$ 840 Abſ 1) ein jeder für die Folgen feines ſchuldhaften Handelns in vollem Umfange ein⸗ 
zuſtehen, ſodaß ein Geſamtſchuld verhältnis begründet wird. Im Verhältnis 
zueinander find die Geſamtſchuldner nach der Regel des § 426 zu gleichen Anteilen in der 
Art verpflichtet, daß der bei einem Geſamtſchuldner entſtehende Ausfall gleichteilig von den 
übrigen zu tragen iſt. Dieſe Regel erleidet — entſprechend der Vorſchrift des § 840 Abſ 2 
— eine Ausnahme, wenn der Mitvormund oder Gegenvormund nur wegen Verle tzung 
der Aufſichtspflicht haftet. Der Schaden fällt hier, was die Ausgleichungspflicht 
betrifft, dem Vormunde, der den Schaden durch ſeine Handlung verurſacht hat, allein zur Laſt. 


8 1834 


Verwendet der Vormund Geld des Mündels für ſich, ſo hat er es von der 
Zeit der Verwendung an zu verzinſen ). 

E 1 1697 11 1733 M 4, 1180 P 4, 817. 

1. Die Verpflichtung zur Berzinfung ſtellt ſich als eine über die Grenzen des 3 1834 
nicht auszudehnende Schadenserſatzpflicht dar, welche die Beſonderheit hat, daß ſie weder 
ein Verſchulden des Vormundes noch den Nachweis eines dem Mündel entſtandenen Scha⸗ 
dens vorausſetzt (vgl. $ 668). Die Verzinſung erfolgt nach § 246 mit 4 vom Hundert. Dem 
Mündel iſt es unbenommen, einen ihm erwachſenen höheren Schaden, für den er dann be⸗ 
weispflichtig iſt, erſetzt zu verlangen. In der bloßen Vermiſchung des dem Mündel und dem 
Vormunde gehörigen Geldes iſt eine Verwendung im Sinne des $ 1834 noch nicht zu ſehen. 
Dagegen tritt eine Verzinſungspflicht hinſichtlich des Anteils des Mündels an dem vermiſchten 
Gelde ein, ſoweit dieſes der Vormund in ſeinen eigenen Nutzen verwendet hat. 
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1835 

Macht der Vormund zum Zwecke der Führung der Vormundſchaft Auf⸗ 
wendungen, ſo kann er nach den für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 
88 669, 670 von dem Mündel Vorſchuß oder Erſatz verlangen. Das gleiche 
Recht ſteht dem Gegenvormunde zu. 

Als Aufwendungen gelten auch ſolche Dienſte des Vormundes oder des 
Gegenvormundes, die zu ſeinem Gewerbe oder ſeinem Berufe gehören!) 2). 

E 1 1698 II 1731 M 4, 1181 P 4, 817. 

1. Hat der Vormund Aufwendungen an Geld oder ſonſtigen Gegenſtänden gemacht, 
die er ohne Verſchulden für gerechtfertigt halten durfte, fo kann er gemäß $ 670 Erſatz be- 
anſpruchen, worüber im Streitfalle der Prozeßrichter entſcheidet. Der Feſtſetzung durch das 
Vormundſchaftsgericht unterliegen die Aufwendungen nicht. Sind die Gegenſtände dem 
Mündel zur Benutzung überlaſſen, ſo kann natürlich nur Entſchädigung für dieſe Benutzung 
(Mietzins uſw.) gefordert werden. Ein Anſpruch auf Erſatz für Zeitverſäumnis ſteht 
dem Vormunde nicht zu, auch dann nicht, wenn er durch die Verſäumnis Einbuße an ſeinem 
Tagelohn erleidet (beſtr.). Wird ihm hierfür, wie es meiſt geſchieht, eine Entſchädigung 
gewährt, fo handelt es ſich um eine Vergütung im Sinne des § 1836. Hinſichtlich der Lei- 
ſtung von Dienſten iſt zu unterſcheiden zwiſchen den zur Verwaltungstätigkeit ge⸗ 
hörigen vormundſchaftlichen Dienſten und den ſonſtigen Dienſten, welche der Vormund regel- 
mäßig durch einen andern auf Koſten des Mündels verrichten läßt. Iſt der Vormund in 
der Lage, letztere Dienſte, weil fie zu feinem Gewerbe oder Berufe ge⸗ 
hören, ſelbſt zu leiſten, jo kann er hierfür angemeſſene Vergütung fordern. Dem Vor- 
mund, der zugleich Rechtsanwalt ift, ſtehen deshalb die tarifmäßigen Gebühren für Ver⸗ 
tretung des Mündels im eigentlichen Rechtsſtreit zu, nicht aber für die Vereinnahmung und 
Ablieferung von Geldern, für den Erlaß eines Mahnſchreibens und derartige Handlungen, 
die über die dem Vormunde obliegende Verwaltungstätigkeit nicht hinausgehen. Zu dem 
dem Vormunde gebührenden vollen Erſatz gehört es, daß der ihm zukommende Geldbetrag 
bereits von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen iſt (§ 256; ſ. auch § 246 BOB 
und $ 352 HGB wegen des Zinsfußes). Beſteht die Aufwendung in Übernahme einer Ver⸗ 
bindlichkeit, jo kann der Vormund gemäß $ 257 Erſatz durch Befreiung von der 
Verbindlichkeit und, wenn dieſe noch nicht fällig iſt, jedenfalls Sicherheitsleiſtung 
dafür, daß er nicht in Anſpruch genommen wird, verlangen. 

2. Ebenſowenig wie der Vormund zu Vermögensaufwendungen verpflichtet iſt, kann 
von ihm verlangt werden, daß er in Vorſchuß geht (vgl. $ 669). Er kann die ihm obliegenden 
Ausgaben unmittelbar aus dem Mündelvermögen beſtreiten und es iſt ſeine Sache, daftir 
zu ſorgen, daß das Mündelvermögen die zur Berichtigung ausreichenden Barmittel enthält. 
Auch die Portoauslagen braucht er nicht vorzuſchießen. Doch würde er ſich, wenn er hierzu 
nicht bereit iſt, bei Vermögensloſigkeit der Vormundſchaft anſtelle des Schriftwechſels zur 
mündlichen Rückſprachnahme entſchließen müſſen, ohne für dieſe Gänge Anſpruch auf Erſatz 
wegen Zeitverſäumnis zu haben. Der Anſpruch des Vormundes auf Leiſtung 
eines Vorſchuſſes kann, da er das Mündelvermögen ſelbſt verwaltet, abgeſehen 
vom Gegenvormunde, hauptſächlich nur von Bedeutung werden zugunſten des Mitvormundes, 
wenn Mittel zur Deckung zwar nicht in dem von ihm ſelbſt verwalteten Mündelvermögen, 
wohl aber in dem unter Verwaltung des andern Vormundes ſtehenden Vermögen vorhanden 
ſind, oder wenn den Mitvormündern die gemeinſchaftliche Verwaltung übertragen iſt. 


8 1836 

Die Vormundſchaft wird unentgeltlich geführt. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht!) kann jedoch dem Vormund und aus beſonderen Gründen auch dem 
Gegenvormund ?) eine angemeſſene Vergütung bewilligen. Die Bewilligung 
ſoll nur erfolgen, wenn das Vermögen des Mündels ſowie der Umfang und 
die Bedeutung der vormundſchaftlichen Geſchäfte es rechtfertigen). Die Ver⸗ 
gütung kann jederzeit für die Zukunft geändert oder entzogen werden ). 

Vor der Bewilligung, Anderung oder Entziehung ſoll der Vormund und, 
wenn ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen iſt, auch dieſer gehört 
werden!). 

E 1 1699 JI 1735 M 4, 1181 P 4, 817. 


1. Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts über Bewilligung einer Ver⸗ 
gütung hat darüber, ob und in welcher Höhe die Vergütung zu bewilligen iſt, nur die Be⸗ 
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deutung, daß der Vormund (Gegenvormund) berechtigt iſt, den feſtgeſetzten Betrag aus dem 
Mündelvermögen zu entnehmen. Kann der Vormund ſeine Befriedigung auf dieſem Wege 
nicht mehr erlangen, ſo iſt er auf den Klageweg angewieſen. Das Vormundſchaftsgericht 
ſoll vor der Entſcheidung den Vormund und Gegenvormund hören. Iſt 
die Vergütung im voraus für die erſt ſpäter zu leiſtende Tätigkeit feſtgeſetzt, ſo kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht feine Entſcheidung, ſoweit nicht inzwiſchen die Vergütung von dem Vor⸗ 
munde verdient iſt, jederzeit abändern, ſoll vorher aber ebenfalls den Vormund und 
Gegenvormund hören. Zu der Abänderung iſt das Vormundſchaftsgericht auch dann noch 
befugt, wenn ſeine Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz beſtätigt iſt, falls inzwiſchen neue 
Geſichtspunkte, die eine andere Beurteilung rechtfertigen, hervorgetreten ſind. Beſchwerde⸗ 
berechtigt iſt der Benachteiligte. Iſt dies der Mündel, ſo wird ſein Beſchwerderecht, 
falls es ſich um eine dem Vormunde (Pfleger) bewilligte Vergütung handelt, von dem 
Gegenvormunde ausgeübt ($ 57 Nr 7 FGG). Auch die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig, 
die jedoch darauf allein, daß der feſtgeſetzte Betrag nicht angemeſſen ſein ſoll, was einen 
Rechtsverſtoß nicht enthält (§ 27 FGG), nicht gegründet werden kann. Kommt es zum 
Prozeſſe, ſo bleibt die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts, ſoweit nicht inzwiſchen die 
Sachlage ſich verändert hat, für den Prozeßrichter maßgebend (a. M. Staudinger A 3; vgl. 
KG in RIA 6, 13 ff. und 34). Über die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts und Be⸗ 
ek die Vergütung noch nach Beendigung der Vormundſchaft feſtzuſetzen, 
. 9 1892 A 1. 

2. Vorausſetzungen der Vergütung. Für die Bewilligung der Vergütung und die 
Bemeſſung der Höhe kommt es weſentlich auf die Größe des Mündelvermögens und die 
Mühewaltung des Vormundes an, die objektiv nach dem Umfang der Geſchäfte und der 
Schwierigkeit der Verwaltung zu beurteilen iſt. Nebenbei kann auch der Erfolg der Mühe⸗ 
waltung berückſichtigt werden. Auch der Umſtand kann in Betracht kommen, daß der Vor⸗ 
mund ein naher Verwandter des Mündels iſt, dem daher eher ein Opfer zugemutet werden 
kann wie einem Fremden. Die Bewilligung kann aber nicht aus dem Grunde abgelehnt 
werden, weil der Vormund vermögend iſt. Der von der Reichstagskommiſſion gemachte 
Vorſchlag, den Höchſtbetrag der Vergütung auf 2 vom Tauſend des Vermögensbeſtandes 
feſtzuſetzen, iſt nicht Geſetz geworden. 

3. Gegenüber dem früheren Recht iſt es eine Neuerung, daß auch dem Gegenvor⸗ 
mund eine Vergütung bewilligt werden kann, was jedoch nur unter außergewöhnlichen 
Umſtänden ſtatthaft iſt. 


III. Fürſorge und Auffiht des Vormundſchaftsgerichts 


8 1837 

Das Vormundſchaftsgericht hat über die geſamte Tätigkeit des Vormundes 
und des Gegenvormundes die Aufſicht zu führen und gegen Pflichtwidrig⸗ 
keiten durch geeignete Gebote und Verbote einzuſchreiten !) 2). 

Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund und den Gegenvormund 
zur Befolgung ſeiner Anordnungen durch Ordnungsſtrafen anhalten. Die 
einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht überſteigen ). 

E 1 1684 11 1714 M 4, 1010 ff., 1026 und 1155 P 4, 800, 

1. Das Aufſichtsrecht des Vormundſchaftsgerichts iſt, wie ſchon die Überſchrift zu 
dieſem Abſchnitt „Fürſorge und Aufſicht“ erkennen läßt, nicht darauf beſchränkt, rein formal 
die Innehaltung der dem Verwaltungsrecht des Vormundes durch Geſetz oder Anordnung 
des Zuwenders ($ 1803) gezogenen Grenzen zu überwachen. Das Vormundſchaftsgericht 
hat vielmehr zum Schutze des Mündels gegen Pflichtwidrigkeiten des Vormundes einzu⸗ 
ſchreiten, mögen dieſe auch nur darin beſtehen, daß er unter Außerachtlaſſung der ihm nach 
$ 1833 (1789) obliegenden Sorgfalt etwas tut oder unterläßt, was zum Schaden des Mündels 
ausſchlagen muß. Der Vormundſchaftsrichter hat ſich ſelbſtverſtändlich davor zu hüten, 
in die dem Vormunde gewährleiſtete Selbſtändigkeit einzugreifen. Steht lediglich in Frage, 
ob eine Maßnahme mehr oder weniger zweckmäßig iſt, ſo darf er nicht ſeine Anſicht über die 
des Vormundes ſtellen. Der Vormund hat hier nach freiem Ermeſſen zu handeln. Iſt aber 
die Zweckwidrigkeit eine ſo große, daß eine erhebliche Schädigung des Mündels eintreten 
muß und iſt danach das Verhalten des Vormundes als ein pflichtwidriges zu beurteilen, ſo 
darf der Vormundſchaftsrichter nicht ſäumen, hiergegen einzuſchreiten (vgl. Kin OLG 7, 
125; abw. Staudinger A 1c und Planck A 1). Das Einſchreiten ſetzt allerdings voraus, daß 
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die Pflichtwidrigkeit dem Vormunde als Verſchulden anzurechnen iſt (KGG in RIA 6, 259). 
Andernfalls kann das Vormundſchaftsgericht nur in der Weiſe vorgehen, daß es den Vor⸗ 
mund wegen Gefährdung der Intereſſen des Mündels entläßt ($ 1886). Es kann aber, wenn 
die Entlaſſung eingeleitet iſt, dem Vormunde vorläufig bis zur Entſcheidung des neuen Vor⸗ 
mundes die Vornahme der den Mündel gefährdenden Handlungen verbieten (RG in RIA 
6, 18). Eine bindende Entſcheidung über Anſprüche des Mündels gegen den Vormund 
oder des letzteren gegen den Mündel kann — abgeſehen von der Feſtſetzung der Vergütung 
(51836) — von dem Vormundſchaftsgericht kraft ſeines Aufſichtsrechts nicht getroffen werden, 
auch nicht bei Prüfung der von dem Vormunde zu legenden Rechnungen (1. hierüber $ 1843 
A 2). Das Vormundſchaftsgericht kann auch hinſichtlich der Rechtsſtreitigkeiten mit dritten 
Perſonen in das dem Vormunde zuſtehende freie Ermeſſen (ſolange dieſer nicht geradezu 
pflichtwidrig handelt) nicht eingreifen. Es kann insbeſondere den Vormund nicht anhalten, 
die von einem Dritten gegen den Mündel erhobenen Anſprüche anzuerkennen. Was die 
Unterhaltsanſprüche des Mündels gegen den natürlichen Vater betrifft, ſo wird das Bor- 
mundſchaftsgericht darauf beſtehen können, daß dieſer, wenn er den Prozeß vermeiden will, 
feine Verpflichtungen in vollſtreckbarer Urkunde anerkennt. — Verſchieden von der Auf- 
ſicht iſt die unterſtützende Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts, 
die ſich darin äußert, daß es im einzelnen Falle dem Vormunde Rat gibt, was zu tun und 
zu unterlaſſen iſt und daß es mit den ihm als Behörde zu Gebote ſtehenden, dem Vormunde 
nicht leicht erreichbaren Mitteln Hilfe leiſtet. Die Unterſtützung darf niemals ſo weit gehen, 
daß dem Vormunde die Verwaltung abgenommen wird. 

2. Die Ausübung des Aufſichtsrechts findet nur im Intereſſe des Mündels ſtatt. 
Dritte Perſonen können deshalb ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts in ihrem Intereſſe 
behufs Verwirklichung der von ihnen erhobenen Anſprüche nicht verlangen und find dem⸗ 
gemäß, wenn ihren Anträgen nicht ſtattgegeben wird, auch nicht zur Erhebung der Be⸗ 
ſchwerde berechtigt (OLG 7, 125; BayObLG 7, 98). Beſchwerdeberechtigt iſt nach 
$ 57 Nr 6 FGG der Gegenvormund, wenn fein Antrag, gegen den Vormund wegen 
pflichtwidrigen Verhaltens einzuſchreiten, zurückgewieſen iſt. Außerdem iſt durch $ 57 
Nr 9 FGG gegen eine auf dem Gebiete der Sorge für die Perſon des Mündels liegende 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts jedem Beteiligten ein Beſchwerderecht im Intereſſe 
des Mündels (RG 64, 290) eingeräumt, das auch von dem über 14 Jahr alten, nicht ge- 
ſchäftsunfähigen Mündel ausgeübt werden kann ($ 59 daſ.). 

3. Zur Durchführung der von ihm erlaſſenen Aufſichtsanordungen, mögen ſie for⸗ 
meller oder ſachlicher Natur ſein, iſt dem Vormundſchaftsgericht das Recht der Verhängung 
von Ordnungsſtraſen bis zu 300 % gegeben (f. hierüber Vorbem 5 vor $ 1773). Die Ord- 
nungsſtrafe (deren Mindeſtbetrag gemäß dem allgemeinen Grundſatze des $ 27 StGB auf 
1 % anzunehmen iſt) dient nur dazu, die Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts zu 
erzwingen (Exekutipſtrafe) und kann deshalb, ſobald die Anordnung zur Ausführung ge⸗ 
kommen iſt, nicht mehr feſtgeſetzt oder beigetrieben werden. Eine Beſchwerde wird nicht 
nur gegen die Feſtſetzung, ſondern auch ſchon gegen die Androhung der Ordnungsſtrafe (OLG 
18, 299; vgl. $ 33 FGG) zuzulaſſen fein (beftr.). 


8 1838 


Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß der Mündel zum Zwecke 
der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt oder 
einer Beſſerungsanſtalt untergebracht!) wird. Steht dem Vater oder der 
Mutter die Sorge für die Perſon des Mündels zu, ſo iſt eine ſolche Anordnung 
nur unter den Vorausſetzungen des § 1666 zuläſſig ). 

E 1 1685 IT 1715 M 4, 1156 P 4, 800. 

1. Auf dem Gebiete der Erziehung des Kindes iſt dem Vormundſchaftsgericht in Er⸗ 
weiterung ſeiner Aufſichtsbefugniſſe aus $ 1837 das Recht gegeben, über die anderweite 
Unterbringung des Mündels, falls es nach ſeinem Ermeſſen die bisherige Unterbringung 
als dieſem nachteilig erachtet, Beſtimmung zu treffen und nötigenfalls die Unterbringung ſelbſt 
herbeizuführen. Für zuläſſig iſt eine ſolche Unterbringung von dem KG ſchon zum Zweck 
der Ausbildung des Mündels in der deutſchen Sprache erachtet (ZUITG 5, 26020. Vor 
der Entſcheidung find der Vormund und Gegenvormund ſowie nach Maßgabe des 8 1847 
Verwandte und Verſchwägerte des Mündels zu hören. Überläßt das Vormundſchaftsgericht 
dem Vormunde die Unterbringung, ſo muß es ſich in der Anordnung beſtimmt darüber aus⸗ 
ſpre chen, welche der zuläſſigen drei Maßnahmen (Unterbringung in eine Familie, eine 
Erziehungsanſtalt oder Beſſerungsanſtalt) ergriffen werden ſoll. Die 
Unterbringung hat zur Folge, daß der Vormund die planmäßige Erziehung des Mündels 


Vormundſchaft über Minderjährige 88 1837—1840 361 


der neuen Stätte überlaſſen muß, wodurch jedoch im übrigen ſein Recht der Sorge für die 
Perſon des Mündels nicht verloren geht. Hinſichtlich der Unterbringung des Mündels in 
eine Krankenanſtalt, Irrenanſtalt uſw., die nicht zu Zwecken der Erziehung erfolgt, verbleibt 
es bei den Beſtimmungen des $ 1837. Das Vormundſchaftsgericht hat es dem Befinden 
des Vormundes zu überlaſſen, welche Maßnahmen im einzelnen zur Heilung des Mündels 
zur Bewachung des Geiſteskranken uſw. vorzunehmen find (vgl. KG in OLG 12, 346). 

2. Das Recht der Unterbringung iſt dem Vormundſchaftsgericht nur gegeben gegenüber 
dem Vormunde, nicht gegenüber dem für die Perſon des Mündels fürſorgeberechtigten 
Elternteil (vgl. $ 1800 A 2). Ihm gegenüber kann das Recht der Sorge für die Perſon 
des Kindes ebenſo wie die elterliche Gewalt nur unter den Vorausſetzungen des § 1666 (Ge⸗ 
fährdung des geiſtigen oder leiblichen Wohls des Kindes) eingeſchränkt werden ($ 1666 A 1). 


8 1839 


Der Vormund ſowie der Gegenvormund hat dem Vormundſchaftsgericht 
auf Verlangen jederzeit über die Führung der Vormundſchaft und über die 
perſönlichen Verhältniſſe des Mündels Auskunft!) zu erteilen. 

E 1 1686 II 1716 M 4, 1156 P 4, 802. 

1. Kraft des Aufſichtsrechts iſt das Vormundſchaftsgericht befugt, über alle die Vor⸗ 
mundſchaft betreffenden Angelegenheiten, ſowohl über die perſönlichen Verhält- 
niſſe des Mündels — was in 9 1839 beſonders hervorgehoben iſt — als über die 
Angelegenheiten der Vermögensverwaltung von dem Vormunde Auskunft zu erfordern. 
Zur Erteilung von Auskunft über beſtimmte Vermögens angelegenheiten iſt 
auch der von der Pflicht der Rechnungslegung befreite Vormund verbunden. Auf Grund des 
Aufſichtsrechts kann das Vormundſchaftsgericht bei beſonderer Veranlaſſung auch verlangen, 
daß ihm die zum Vermögensverzeichnis gehörigen Belege (KGG 36 A 38), die zum Mündel ⸗ 
vermögen gehörigen Wertpapiere uſw. vorgelegt werden, und kann unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden auch eine Prüfung des Standes des Geſchäfts durch einen Sachverſtändigen bor- 
nehmen laſſen. 


9 1840 


Der Vormund hat über ſeine Vermögens verwaltung dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte Rechnung zu legen ). 

Die Rechnung iſt jährlich zu legen. Das Rechnungsjahr wird von dem 
Vormundſchaftsgerichte beſtimmt ?). 

Iſt die Verwaltung von geringem Umfange, ſo kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht, nachdem die Rechnung für das erſte Jahr gelegt worden iſt, anordnen, 
daß die Rechnung für längere, höchſtens dreijährige Zeitabſchnitte zu 
legen iſt !). 

E 1 1687 Abl 1—3 II 1718 MA, 1157 P 4, 802. 

1. Die Verpflichtung zur Rechnungslegung beſteht nicht bloß dem Vormundſchafts⸗ 
gericht, ſondern als privatrechtliche Pflicht auch dem Mündel gegenüber (beſtr.). Der Vor⸗ 
mund macht ſich dieſem gegenüber verantwortlich, wenn er die Rechnungslegung unterläßt. 
Er kann ſich auch nicht damit entſchuldigen, daß das Vormundſchaftsgericht die Rechnungs⸗ 
legung nicht von ihm gefordert habe. Die Rechnungspflicht erſtreckt ſich — abweichend von 
der Pflicht zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes (vgl. 8 1802 A 1) — nur auf das 
in der Verwaltung des Vormundes befindliche Vermögen. Dadurch indes, daß 
das Vermögen ſich im Beſitz eines Nießbrauchers oder Pfandgläubigers befindet, wird die 
Rechnungslegung nicht ausgeſchloſſen, wenn ſchon dieſe bei dem etwaigen Fehlen von Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben ſich auf die Einreichung einer Vermögensüberſicht beſchränken muß. 
Keine Rechnungslegung findet ſtatt, ſoweit das Mündelvermögen in der Nutznießung und 
Verwaltung eines andern ſteht, mag auch der Vormund ſelbſt der Inhaber dieſes Rechts 
ſein. Iſt die Verwaltung des Vermögens unter mehrere Vormünder nach beſtimmten Ge⸗ 
ſchäftsztoeigen verteilt ($ 1797 Abſ 2), jo legt jeder Vormund über ſeine Verwaltung be⸗ 
fordere Rechnung. Bei ungeteilter Verwaltung haben die mehreren Vormünder gemein⸗ 
ſchaftlich Rechnung zu legen (8 1797 Abſ 1). Aus der Pflicht zur Rechnungslegung folgt auch 
die Pflicht, die Richtigkeit der Rechnung durch Leiſtung des Offenbarungseides zu verſichern 
(5 259 Abſ 2). Dieſe eidliche Verſicherung kann jedoch nur der Mündel nach beendeter Vor⸗ 
mundſchaft, nicht auch der Regel nach, da ſonſt den Rechten des Mündels vorgegriffen 
würde, das Vormuadſchaftsgericht verlangen. Die Koſten der Rechnungslegung fallen 
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dem Mündel zur Laſt. Der Vormund kann, wenn er bei der Rechnungsaufſtellung ſich 
fremder Hilfe bedient hat und dies nach den Umſtänden gerechtfertigt erſcheint, auch die hierfür 
gemachten Aufwendungen gemäß $ 1835 erſetzt verlangen. 

2. Das Rechnungsjahr iſt behufs gleichmäßiger Verteilung der Prüfungslaſt auf das 
Geſchäftsjahr von dem Vormundſchaftsgericht zu beſtimmen. Infolge dieſer Beſtimmung 
kann ſich das mit der Beſtellung des Vormundes beginnende erſte Rechnungsjahr verkürzen. 
Eine Verlängerung dieſes Rechnungsjahrs iſt unſtatthaft. Erſt nach Legung der Rechnung 
für das erſte Jahr kann die Rechnungslegungsperiode, was nur bei kleineren Verwaltungen 
geſchehen ſoll, auf einen längeren Zeitraum, der drei Jahre nicht überſteigen 
darf, feſtgeſetzt werden. Dieſe Anordnung kann das Vormundſchaftsgericht jederzeit wieder 
ändern. Ein Erlaß der Rechnungslegung iſt unzuläſſig. 


8 1841 


Die Rechnung ſoll eine geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen und 
Ausgaben enthalten, über den Ab- und Zugang des Vermögens Auskunft geben 
und, ſoweit Belege erteilt zu werden pflegen, mit Belegen verſehen ſein 9). 

Wird ein Erwerbsgeſchäft mit kaufmänniſcher Buchführung betrieben, 
ſo genügt als Rechnung eine aus den Büchern gezogene Bilanz. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann jedoch die Vorlegung der Bücher und ſonſtigen Belege 
verlangen ). 

E I 1687 Abſ 4, 5 II 1719 M 4, 1158 P 4, 802. 

1. Die Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben, 
welche die Rechnung enthalten ſoll, muß eine nach Gegenſtänden geordnete ſein. Im übrigen 
dürfen an die Überfichtlichkeit der Rechnung leine zu großen Anforderungen geſtellt werden 
(vgl. M 4, 1158) und darf insbeſondere nicht etwa die Benutzung eines beſtimmten Formu⸗ 
lars verlangt werden. Es genügt, wenn die Rechnung ſo aufgeſtellt ift, daß ſie verſtändlich 
iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann, ſoweit es zum Verſtändnis der Rechnung nötig erſcheint, 
nähere Erläuterung der Angaben fordern. Iſt aus der Rechnung eine Überſicht nicht zu ge⸗ 
winnen, fo kann der Vormund zur Neuaufftellung der Rechnung vorgeladen werden. Eine 
Überſicht über den zeitigen Beſtand des Vermögens braucht mit der Rechnung nicht verbunden 
zu ſein. Statt deſſen ſoll, damit das Vermögensverzeichnis danach ergänzt werden kann, 
ein Bericht über den während des Zeitabſchnitts der Rechnungslegung eingetretenen A b- 
und Zugang des Vermögens beigefügt werden, der zweckmäßig am Schluſſe der 
Rechnung zu geben iſt. Was die Beifügung von Belegen betrifft, ſo iſt nicht zu verlangen, 
daß über jede untergeordnete Ausgabe ein Beleg erteilt wird. Es kommt hierfür auf die Ge⸗ 
pflogenheiten des geſchäftlichen Lebens an. Die größere oder geringere Vertrauens würdigkeit 
des Vormundes kann nicht entſcheidend ſein. Die Belege ſind nach Prüfung der Rechnung, 
falls nicht ein beſonderer Grund vorliegt, ſie bei den Akten zurückzubehalten, an den Vor⸗ 
mund zur Aufbewahrung zurückzugeben. Es kann zweckmäßig ſein, ſie vor der Rückgabe mit 
einem Vermerke zu verſehen, daß ſie bei Prüfung der Rechnung vorgelegen haben. 

2. Dies gilt nicht bloß für ein kaufmänniſches Geſchäft, ſondern für ein jedes Er⸗ 
werbsgeſchäft mit kaufmänniſch eingerichteter Buchführung. Die Bilanz enthält die aus 
den Geſchäftsbüchern hervorgehenden Schlußſummen (Aktiv- und Paſſivkonten, Gewinn⸗ 
und Verluſtkonten) und den hieraus ſich ergebenden Ausgleichungsbetrag. Zur Prüfung 
der Bilanz können die Bücher und Belege eingefordert werden. 


8 1842 


Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo hat ihm der 
Vormund die Rechnung unter Nachweiſung des Vermögensbeſtandes vorzu⸗ 
legen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit den Bemerkungen zu ver⸗ 
ſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt y. 

E 1 1687 Abf 6 II 1720 M 4, 1159 ® 4, 802, 804. 

1. Der Gegenvormund hat, wie das Vermögensverzeichnis, ſo auch die von dem 
Vormund aufgeſtellte Rechnung in bezug auf Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu prüfen und 
ſich zu eieſem Zwecke den Bermögensbeftand nachweiſen zu laſſen (vgl. $ 1799 A 2, $ 1802 
A 3). Von Erfüllung dieſer Pflicht darf er ſich dadurch nicht abhalten laſſen, daß ihm der 
Vormund vertrauens würdig erſcheint. Nicht zu verlangen iſt aber, daß er jeden einzelnen 
unbedeutenderen Vermögensgegenſtand ſich vorzeigen läßt. 
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8 1843 


Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungsmäßig und ſach⸗ 
lich zu prüfen und, ſoweit erforderlich, ihre Berichtigung und Ergänzung 
herbeizuführen!) 2). E 

Ansprüche, die zwiſchen dem Vormund und dem Mündel ſtreitig bleiben, 
können ſchon vor der Beendigung des Vormundſchaftsverhältniſſes im Rechts⸗ 
wege geltend gemacht werden ). 

E 1 1688 11 1721 M 4, 1159 P 4, 803; 6, 444. 

1. Die „rechnungs mäßige“ Prüfung der von dem Vormund gelegten 
Rechnung erſtreckt ſich darauf, ob die Zuſammenrechnung richtig erfolgt iſt und ob die Rech⸗ 
nungspoſten mit den Belegen übereinſtimmen, während die ſachliche Prüfung 
darauf gerichtet iſt, ob die aus dem Mündelvermögen zu gewinnenden Einnahmen gemacht 
ſind, ob die Ausgaben gerechtfertigt ſind und ob überhaupt die Verwaltung in Übereinſtimmung 
mit den geſetzlichen Vorſchriſten geführt iſt. Zur Prüfung der Rechnung kann der Richter 
nach Maßgabe der landesrechtlichen Vorſchriften die Hilfe des Gerichtsſchreibers oder Rech⸗ 
nungsbeamten benutzen. Von der ſachlichen Prüfung oder Nachprüfung wird er jedoch hier⸗ 
durch nie mals befreit. Eine unbedingte Pflicht, das Vorhandenſein des Kapitalvermögens 
ſich nachweiſen zu laſſen, iſt dem Vormundſchaftsrichter nicht auferlegt. Ein in der zweiten 
Kommiſſion nach dieſer Richtung geſtellter Antrag wurde abgelehnt. 

2. Die Abnahme der Rechnung durch das Vormundſchaftsgericht iſt nicht bloß eine 
durch das Amt gebotene Pflicht, ſondern auch eine dem Vormunde gegenüber zu erfüllende 
Pflicht. Die Entlaſtung des Vormundes kann allerdings in dem Abnahmebeſcheide nicht 
ausgeſprochen werden. Die Erteilung der Entlaſtung bleibt vielmehr dem Mündel nach 
erreichter Volljährigkeit vorbehalten (vgl. 8 1837 A 1). Der Beſcheid kann ſich nur darüber 
verhalten, ob und welche Erinnerungen von Aufſichts wegen zu ziehen ſind. Dieſe Erinne⸗ 
rungen ſind für den Rechtsverkehr zwiſchen Vormund und Vormundſchaftsgericht verbindlich. 
Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß beſtimmte Ausgabepoſten, die von ihm be⸗ 
anſtandet werden, aus der Rechnung fortzulaſſen oder beſtimmte Einnahmepoſten hinzuzu⸗ 
ſetzen find. Auf Grundlage ber fo berichtigten Rechnung ſind dann auch die ſpäteren Rech⸗ 
nungen aufzuſtellen. Der Entſcheidung der zwiſchen dem Vormunde und dem 
Mündel beſtehenden Streitpunkte wird aber dadurch nicht vorgegriffen. 
Wird es ausnahmsweiſe nötig, die Anſprüche ſchon vor Beendigung des Amtes des Vormundes 
zur Durchführung zu bringen, ſo kann dies nur im Wege des Prozeſſes geſchehen, in welchem 
der Mündel durch einen Pfleger ($ 1909) zu vertreten iſt. 


8 1844 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen den Vormund 
anhalten, für das ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen Sicherheit zu 
leiſten. Die Art und den Umfang der Sicherheitsleiſtung beſtimmt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach ſeinem Ermeſſen !). Das Vormundſchaftsgericht kann, 
ſolange das Amt des Vormundes dauert, jederzeit die Erhöhung, Minderung 
oder Aufhebung der Sicherheit anordnen !). 

Bei der Beſtellung, Anderung oder Aufhebung der Sicherheit wird die 
Mitwirkung des Mündels durch die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
erſetzt ). 

Die Koſten der Sicherheitsleiſtung ſowie der Anderung oder der Auf⸗ 
hebung fallen dem Mündel zur Laſt !). 

E 1 1689 II 1722 M 4, 1010, 1039, 1161 P 4, 804. 

1. Zur Beſeitigung der Gefahr, daß die Erſatzanſprüche des Mündels trotz des Kon⸗ 
kursvorrechts aus $ 61 Nr 5 KO aus dem Vermögen des Vormundes nicht volle Deckung 
erhalten, kann das Vormundſchaftsgericht aus beſonderen Gründen, die nicht 
bloß in den perſönlichen Verhältniſſen des Vormundes, ſondern auch in dem Umfange der 
Verwaltung und der Schwierigkeit der Beaufſichtigung liegen können, dem Vormunde die 
Pflicht der Sicherheitsleiſtung auferlegen. Das Vormundſchaftsgericht hat hiernach dem 
Vormunde gegenüber eine viel weiter reichende Machtbefugnis als nach § 1668 gegenüber 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt. Die Art und die Höhe der Sicherheitsleiſtung 
beſtimmt das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen, ohne an die Vorſchriften der 
58 232 ff. gebunden zu fein. Die durch die Sicherheitsleiſtung (auch die ſpätere Loſchung der 
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Hypothek) entſtehenden Koſten fallen — abweichend von $ 1672 Abſ 2 — unbedingt dem 
Mündel zur Laſt. Der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung kann ſich zwar der Vormund 
dadurch entziehen, daß er, wenn das Verlangen der Sicherheitsleiſtung an ihn geſtellt wird, 
bon vornherein gemäß § 1786 Nr 6 die Übernahme der Vormundſchaft ablehnt und bei 
ſpäterer Stellung des Verlangens gemäß § 1889 ſeine Entlaſſung fordert. Gleichwohl be⸗ 
hält die Anordnung der Sicherheitsleiſtung auch in dieſem Falle inſofern ihren Wert, als ſie 
ein wirkſames Mittel bietet, die Entlaſſung des nicht vertrauenswürdigen Vormundes, dem 
eine . e e noch nicht nachgewieſen werden kann, herbeizuführen. 

2. S. 9 1671 . 

3. S. § 1672 A 1. Ergänzt wird § 1844 durch § 54 FGG, wonach das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht unmittelbar das Grundbuchamt um Eintragung einer Sicherungshypothek an 
Grundſtücken des Vormundes (Pflegers, Beiſtandes) oder das Amtsgericht um Eintragung 
eines Schiffspfandrechts erſuchen kann. Vor Stellung des Erſuchens ſoll tunlichſt der Vor⸗ 
mund gehört werden, wovon jedoch das erſuchte Gericht die Ausführung des Erſuchens 
nicht abhängig machen darf. Handelt es ſich um Leiſtung einer in andern Ge gene 
ſtänden beſtehenden Sicherheit, ſo bleibt nichts weiter übrig, als den Vormund durch 
Ordnungsſtrafen hierzu anzuhalten. Die Beſchreitung des Klage wegs iſt, zumal der Vor⸗ 
mund jederzeit durch das Verlangen ſeiner Entlaſſung (vgl. A 1) die Klage hinfällig machen 
könnte, ausgeſchloſſen (beſtr.), unbeſchadet natürlich der Zuläſſigkeit des Arreſtes, wenn die 
Vorausſetzungen hierfür gegeben find. Zu dem Erſuchen um Löſchung der Sicherungshypothek 
iſt das Vormundſchaftsgericht nicht berechtigt. Die Löſchung erfolgt auf Grund der die Er⸗ 
klärung des Mündels erſetzenden Anordnung des Vormundſchaftsgerichts (vgl. $ 1672 A 1) 
und des n des Grundſtückseigentümers, welcher der Anordnung hinzu⸗ 
treten muß. 


8 1845 


Will der zum Vormunde beſtellte Vater oder die zum Vormunde beſtellte 
eheliche Mutter des Mündels eine Ehe eingehen !), ſo liegen ihnen die im 
§ 1669 beſtimmten Verpflichtungen ob. 

E 1 1734 11 1717 M 4, 1244 P 4, 850; 5, 258; 6, 299. 

1. Der zum Vormund beſtellte Elternteil — Vater des ehelichen, legitimierten oder 
angenommenen Kindes, Mutter des ehelichen oder angenommenen Kindes, nicht die Mutter 
des unehelichen Kindes (a. M. Blume A 1) — ſoll im Falle der Eingehung einer Ehe 
(ogl. $ 1740 A 1, $ 1761 A 1) nicht günſtiger ftehen als der Inhaber der elterlichen Ge- 
walt. Er hat deshalb die gleichen Pflichten zu erfüllen, die in § 1669 dem Vater hinſicht⸗ 
lich der Nachweiſung des Mündelvermögens und hinſichtlich der Auseinanderſetzung auferlegt 
ſind und hat ſich über die Erfüllung dieſer Pflichten vor Zulaſſung zur Eheſchließung nach 
$ 1314 auszuweiſen. Den Verluſt des Amtes als Vormund hat die Verheiratung — ogl. 
indes über die Verheiratung der Frau $ 1887 — nicht zur Folge. 


8 1846 

Iſt ein Vormund noch nicht beſtellt oder iſt der Vormund an der Erfüllung 
ſeiner Pflichten verhindert, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die im Intereſſe 
des Mündels erforderlichen Maßregeln zu treffen ). 

E 1 1683 II 1713 M 4, 1155 P 4, 799. 

1. Eigenes Handeln des Vormundſchaftsgerichts. Von dem Grundſatz, daß das Vor- 
mundſchaftsgericht auf die Aufſichtführung beſchränkt ift, ift für den Fall, daß der Mündel 
wegen Fehlens der vormundſchaftlichen Fürſorge Schaden leiden würde, eine Ausnahme 
zugelaſſen. Iſt ein Vormund nicht vorhanden oder iſt der Vormund an der Ausübung ſeines 
Amtes tatſächlich oder rechtlich ($ 1795) verhinde rt, jo hat das Vormundſchaftsgericht, 
ſoweit erforderlich, ſich des Mündels anzunehmen (f. hierüber $ 1665 A 1). Die bloße Er- 
Ihmwerung der Ausübung des Amtes ſteht der Verhinderung nicht gleich. Über die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts ſ. Vorbem Ab vor $ 1773, 


8 1847 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer von ihm zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidung auf Antrag des Vormundes oder des Gegenvormundes Verwandte 
oder Verſchwägerte des Mündels hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung 
und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. In wichtigen Ange⸗ 
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legenheiten ſoll die Anhörung auch ohne Antrag erfolgen; wichtige Angelegen⸗ 
heiten ſind insbeſondere die Volljährigkeitserklärung, die Erſetzung der Ein⸗ 
willigung zur Eheſchließung im Falle des § 1304, die Erſetzung der Genehmigung 
im Falle des § 1337, die Entlaſſung aus dem Staatsverband und die Todes⸗ 
erklärung !). 

Die Verwandten und Verſchwägerten können von dem Mindel Erſatz 
ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte feſtgeſetzt?). 

E 1 1678, 27 Abſ 3 Satz 2, 1657 Saß 2 II 1706 M 4, 1015, 1098, 1149 P 1, 14, 51; 4, 81, 757, 796. 

1. Die Anhörung von Verwandten — zu denen auch die Mutter des unehelichen 

Kindes und bei der Annahme an Kindes Statt der Annehmende gehört — oder von Ver⸗ 
ſchwägerten des Mündels iſt in $ 1847, damit der Vormundſchaftsrichter mit der Familie 
in Fühlung bleibt, in weiterem Umfange vorgeſchrieben, als in $ 1673 Abſ 2. Die An- 
hörung ſoll erfolgen in wichtigen Angelegenheiten, worüber, abgeſehen von 
den in $ 1847 ſelbſt als wichtig bezeichneten Angelegenheiten, das Ermeſſen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts entſcheidet. Ein von dem Vormund oder Gegenvormund geſtellter An⸗ 
trag darf nicht aus dem Grunde, weil die Angelegenheit nicht wichtig oder die Anhörung 
ohne Bedeutung ſei, ſondern nur dann abgelehnt werden, wenn die Anhörung wegen er⸗ 
heblicher Verzögerung der Angelegenheit oder wegen unverhältnismäßigen Koſtenaufwands 
zum Nachteil des Mündels gereichen würde. Dieſer Geſichtspunkt iſt natürlich auch bei der 
Anhörung von Amts wegen zu beachten. Auch darüber, welche Perſonen aus den Angehörigen 
auszuwählen ſind und wieviel Perſonen zu hören ſind, hat das Vormundſchaftsgericht nach 
freiem Ermeſſen zu befinden. Es iſt hierfür von Bedeutung, daß durch die Anhörung die 
erforderliche Aufklärung gewonnen werden ſoll. Eine Verwandtſchaft im Sinne des § 1847 
iſt nicht anzunehmen, wenn ſie eine ſo entfernte iſt, daß von einem verwandtſchaftlichen 
Intereſſe nicht wohl die Rede fein kann. Als wichtig ſind in § 1847 hauptſächlich ſolche An⸗ 
gelegenheiten genannt, die für das Beſtehenbleiben der Vormundſchaft von Bedeutung 
ſind (Volljährigkeitserklärung, Entlaſſung aus dem Staatsverband, Todeserklärung), ferner 
die das perſönliche Wohl des Mündels nahe berührende Erſetzung der Einwilligung des Vor⸗ 
mundes zur Eheſchließung ($ 1304) und Erſetzung der Genehmigung des Vormundes hin⸗ 
ſichtlich der wegen Fehlens feiner Einwilligung anfechtbaren Ehe ($ 1337). Als nahezu 
leichwertig dürfte anzuſehen fein die Erſetzung der Einwilligung der Mutter zur Ehelich⸗ 
eitserklärung ($ 1727), die Genehmigung zur Anfechtung der Ehe durch den geſetzlichen 
Vertreter des geſchäftsunfähigen Ehegatten (§ 1336), die Genehmigung zum Betriebe oder 
zur Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts ($ 1823) und dergleichen. Die Anhörung von Ver⸗ 
wandten oder Verſchwägerten wird weiter verlangt in $ 1862 vor der vom Vormundſchafts⸗ 
gericht zu treffenden Auswahl der zur Beſchlußfähigkeit des Familienrats erforderlichen Mit⸗ 
glieder. Über die Bedeutung der Anhörung ſ. $ 1826 A 1. 

2. Eine Verpflichtung zur Auslaſſung iſt den Verwandten oder Verſchwägerten 
nicht auferlegt, falls fie nicht als Auskunftsperſonen (8 15 FGG; vgl. jedoch 58 383 Abſ 1 
Nr 3, 385 ZPO) vernommen werden. Sie können indes zum Erſcheinen vor Gericht an⸗ 
gehalten werden (vgl. $ 12 Fo — beſtr.). Auslagen ſollen ihnen durch die An⸗ 
hörung nicht entſtehen. Dieſe ſind ihnen von dem Mündel zu erſetzen und werden zu 
dieſem Zweck von dem Vormundſchaftsgericht feſtgeſetzt. Wird der 
feſtgeſetzte Betrag nicht entrichtet, ſo kann der Vormund hierzu — falls nicht aus der 
Feſtſetzungsverfügung die Zwangsvollſtreckung ſtattfindet — nur im Prozeßwege, nicht durch 
Ordnungsſtrafe (a. M. Schultzenſtein⸗Köhne A 15) angehalten werden. Eine Entſchädigung 
für Zeitverſäumnis wird nicht gewährt. 


8 1848 


Verletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
obliegenden Pflichten, jo iſt er dem Mündel nach 5 839 Abſ. 1, 3 verant⸗ 
wortlich!) 2). 

E I 1702 II 1739 M 4, 1190 P 4, 820. 

1. Die Haftung des Vormundſchaftsrichters, die ſich nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des $ 839 beſtimmt, beſteht nun gegenüber dem Mündel, in deſſen Intereſſe 
er tätig zu werden hat, nicht gegenüber dritten Perſonen, wodurch indes nicht ausgeſchloſſen 
iſt, daß er dieſen gegenüber wegen Eingriffs in ihre Rechte aus 88 823, 824, 826 verant⸗ 
wortlich werd en kann. Die Haftbarkeit ſetzt nicht voraus, daß es ſich um Verletzung einer 
beſtimmt vorgeſchriebenen Pflicht handelt. Iſt die Sachlage eine ſolche, daß der Vormund⸗ 
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ſchaftsrichter begründete Veranlaſſung hatte, im Intereſſe des Mündels tätig zu werden 
(88 1837, 1846), jo liegt, wenn er dies ſchuldhaft unterlaſſen hat, eine ihn erſatzpflichtig 
machende Pflichtverletzung vor. Der Umſtand allein, daß der Vormundſchaftsrichter den 
von dem Vormund verſprochenen Nachweis der vorſchriftsmäßigen Anlegung des Mündel⸗ 
geldes ſich nicht hat führen laſſen, genügt zur Haftbarkeit nicht, wenn nicht hinzukommt, 
daß die Nichterfüllung der Zuſage den Verdacht ordnungswidrigen Verhaltens bei Anlegung 
des Geldes erwecken mußte (RG IW 08, 24316). Der Vormundſchaftsrichter iſt haftbar, 
wenn er nicht überwacht hat, ob die Wertpapiere gemäß 88 1814, 1818 in geſperrter Weiſe 
hinterlegt find (RG ZW 10, 28822). Eine Verfehlung des Vormundſchaftsrichters kann 
auch darin beſtehen, daß er über die tatſächlichen Verhältniſſe, namentlich vor Erteilung 
der Genehmigung, ſich nicht genügend unterrichtet hat (RG 14. 4. 08 111 474/07; Warn 08 
Nr 486, in welchem letzteren Falle der Schaden auf Grund des 8 254 geteilt iſt). Die in § 839 
Abſ 1 beſtimmte Erleichterung der Haftung, daß dieſe im Falle einer Fahrläſſigkeit nur aus⸗ 
hilfsweiſe eintritt, kommt auch dem Vormundſchaftsrichter zuſtatten. Nach $ 839 Abſ 3 iſt der 
Vormundſchaftsrichter gänzlich von der Haftung befreit, wenn der Verletzte ſchuldhaft es 
unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. Unter den 
Verletzten iſt hier nicht bloß der großjährig gewordene Mündel, ſondern auch während der 
Dauer der Vormundſchaft der Vormund als geſetzlicher Vertreter des Mündels zu verſtehen. 
Über den Fall, daß die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts von einem Kollegium 
($ 1858, Art 147 EG) verſehen werden, vgl. § 839 A 2 a. E.). 

2. Die Pflichtverletzung des Vormundſchaftsrichters ſtellt ſich, da dieſer nicht wie 
der Vormund (vgl. $ 1833 A 2) in einem vertragsähnlichen Pflichtverhältnis zu dem Mündel 
fteht, als eine unerlaubte Handlung dar, was für die Verjährung des Anſpruchs (88 852, 
1 in Ausgleichungspflicht ($ 841) und für den Gerichtsſtand (8 32 ZPO) von Be 

eutung iſt. 


IV. Mitwirkung des Gemeindewaiſenrat 


8 1849 


Der Gemeindewaiſenrat!)2) hat dem Vormundſchaftsgerichte die Perſonen 
vorzuſchlagen, die ſich im einzelnen Falle zum Vormunde, Gegenvormund oder 
Mitglied eines Familienrats eignen“). 

E 11725 Abſ 3 II 1724 M 4, 1017, 1225 P 4, 838. 

1. Die Einrichtung des Gemeindewaiſenrats, der ein von Mitgliedern der Gemeinde 
zu bekleidendes unbeſoldetes oder beſoldetes Gemeindeamt bildet, insbeſondere die Be⸗ 
grenzung des Bezirks (ob der Gemeindewaiſenrat für den Bezirk einer Gemeinde, für örtlich 
abgegrenzte Teile der Gemeinde oder für mehrere Gemeinden zu bilden iſt), die Beſtimmung, 
ob er aus einem oder mehreren Waiſenräten beftehen ſoll oder ſeine Verrichtungen von einer 
bereits beſtehenden Gemeindebehörde wahrzunehmen ſind, die Vorſchriften über die Auf⸗ 
ſichtsführung find dem Landesrecht überlaſſen. In verſchiedenen Bundesſtaaten können 
auch Frauen, die hierzu bereit ſind, zur Unterſtützung des Gemeindewaiſenrats, von dem 
ſie ihre Aufträge erhalten, als Waiſenpflegerinnen beſtellt werden. 

2. Im Verhältnis zum Vormundſchaftsgericht hat der Gemeindewaiſenrat, ſoweit 
nicht landesrechtlich etwas anderes beſtimmt iſt, die Stellung einer gleichberechtigten Be⸗ 
hörde. Das Vormundſchaftsgericht kann daher, wenn Mängel der Einrichtung oder Dienſt⸗ 
widrigkeiten hierzu Anlaß geben, ſich wegen Abhilfe nur an den Gemeindevorſtand wenden. 
Durch Ausführungsbeſtimmungen iſt Vorſorge getroffen, daß das Vormundſchaftsgericht 
von allen den Waiſenrat betreffenden Veränderungen ſofort Nachricht erhält. Der Ge⸗ 
ſchäftsverkehr zwiſchen Vormundſchaftsgericht und Waiſenrat iſt möglichſt einfach zu geſtalten. 
Die Schreiben ſind nach näherer Beſtimmung der in den Bundesſtaaten erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften, ſoweit angängig, in Urſchrift abzulaſſen und beiderſeits zu frankieren. Zur För⸗ 
derung des gedeihlichen Zuſammenwirkens finden nach Anordnung der Landesjuſtizverwal⸗ 
tungen zu beſtimmten Zeiten Waiſenratsverſammlungen unter Beteiligung der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter ſtatt. Über die dem Gemeindewaiſenrat von dem Vormundſchaftsgericht zu 
machenden Mitteilungen |. $ 1851. Ein Recht der Beſchwerde fteht dem Gemeindewaiſenrat 
nur in gleichem Maße wie jedem andern Beteiligten gegen eine die Perſon des Mündels 
betreffende Verfügung des Vormundſchaftsgerichts, nicht aber allgemein wegen Ablehnung 
eines von ihm vorgeſchlagenen Vormundes zu ($ 57 Nr I JGG; KG 34 A 31; a. M. Planck 
Vorbem 4 und Eccius IV $ 229 A 58, die ein jedes Beſchwerderecht des Gemeinde⸗ 
waiſenrats verneinen). 

3. An den Vorſchlag des Gemeindewaiſenrats iſt das Vormundſchaftsgericht nicht 
gebunden. Es hat nur vor der Beſtellung des Vormundes, falls nicht ein dringender Fall 
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vorliegt (vgl. 8 1779 A 1), den Gemeindewaiſenrat darüber zu hören, ob der zu Beſtellende 
als Vormund geeignet iſt. Mit dem Vorſchlage hat der Gemeindewaiſenrat nicht ſo lange 
zu warten, bis er von dem Vormundſchaftsgericht hierzu aufgefordert wird, ſondern den 
Vorſchlag mit der Anzeige von dem Bevormundungsfalle zu verbinden (§ 49 FGG). Wird 
der Vorſchlag von dem Vormundſchaftsgericht erfordert, jo empfiehlt es ſich, in der Auf⸗ 
forderung gleichzeitig mitzuteilen, ob Vermögen zu verwalten iſt. Auch iſt mit Rückſicht 
auf die Beſtimmung des $ 1779 Abſ 2 Sat 2, wenn möglich, die Religion des Mündels 
anzugeben. Unter beſonderen Umſtänden kann der Gemeindewaiſenrat ſeinen Vorſchlag 
auch auf ſolche Perſonen richten, die ſich nicht in feinem Bezirk aufhalten, wie auch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht — namentlich dann, wenn ſich der Mündel auswärts befindet — Ver⸗ 
anlaſſung haben kann, einen auswärtigen Gemeindewaiſenrat um Benennung eines Vor⸗ 


mundes zu erſuchen. 
8 1850 


Der Gemeindewaiſenrat hat in Unterſtützung des Vormundſchaftsgerichts 
darüber zu wachen, daß die Vormünder der ſich in ſeinem Bezirk aufhaltenden 
Mündel für die Perſon der Mündel, insbeſondere für ihre Erziehung und ihre 
körperliche Pflege, pflichtmäßig Sorge tragen. Er hat dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte Mängel und Pflichtwidrigkeiten, die er in dieſer Hinſicht wahrnimmt, 
anzuzeigen und auf Erfordern über das perſönliche Ergehen und das Verhalten 
eines Mündels Auskunft zu erteilen). 

Erlangt der Gemeindewaiſenrat Kenntnis von einer Gefährdung des 
Vermögens eines Mündels, ſo hat er dem Vormundſchaftsgericht Anzeige 
zu machen). 

E 1 1725 Abſ 1, 2 11 1723 M 4, 1225 P 4, 838. 

1. Dem Gemeindewaiſenrat fällt hauptſächlich die Aufgabe zu, das perſönliche Wohl 
der in feinem Bezirk befindlichen Mündel fortlaufend zu überwachen und dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht rechtzeitig Nachricht zu geben, wenn ein Anlaß zum Einfchreiten vorhanden 
iſt. Die Tätigkeit des Gemeindewaiſenrats iſt aber nicht auf dieſe Anzeige beſchränkt, ſie 
veſteht auch darin, daß er dem Vormunde, was die Sorge für die Perſon des Mündels betrifft, 
Rat erteilen und Vorhaltungen machen kann. Die Dienſte des Gemeindewaiſenrats kann 
das Vormundſchaftsgericht auch dazu benutzen, um über die perſönlichen Verhältniſſe des 
Mündels Auskunft zu erfordern und in dieſer Beziehung Ermittelungen anſtellen zu laſſen. 
Zu einer formularmäßigen periodiſchen Berichterſtattung kann dagegen der Waiſenrat nicht 
als verpflichtet angeſehen werden (a. M. Dernburg IV 8 103 III 2). Wegen der Aufſicht des 
Waiſenrats über die der elterlichen Gewalt unterliegenden Kinder |. $ 1675 A 1. 

2. Auf dem Gebiete der Vermögens verwaltung hat der Gemeindewaiſenrat nur 
die Pflicht, dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen, wenn er von einer Gefährdung 
des Vermögens Kenntnis erhält. Es iſt aber nicht feines Amtes, darüber, ob eine Ge- 
fährdung vorliegt, Ermittelungen anzuſtellen. 


8 1851 

Das Vormundſchaftsgericht hat dem Gemeindewaiſenrate die Anordnung 
der Vormundſchaft über einen ſich in deſſen Bezirk aufhaltenden Mündel 
unter Bezeichnung des Vormundes und des Gegenvormundes ſowie einen in 
der Perſon des Vormundes oder des Gegenvormundes eintretenden Wechſel 
mitzuteilen). 

Wird der Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines andern Ge⸗ 
meindewaiſenrats verlegt, ſo hat der Vormund dem Gemeindewaiſenrate des 
bisherigen Aufenthaltsorts und dieſer dem Gemeindewaiſenrate des neuen 
Aufenthaltsorts die Verlegung mitzuteilen“). 

E 11725 Ab 4, 5 II 1725 M 4, 1225 P 4, 839. 

1. Mitteilungspflicht des Vormundſchaftsgerichts und Vormundes. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht hat den Gemeindewaiſenrat darüber, wer Vormund und Gegenvormund 
iſt, auf dem Laufenden zu erhalten. Verzieht der Mündel nach Einleitung der Vormund 
ſchaft in einen andern Bezirk, fo hat dies der Vormund, ohne Vermittelung des Vormund: 
ſchaftsgerichts, dem Gemeindewaiſenrat des bisherigen Aufenthalts mitzuteilen, welcher 
dieſe Mitteilung mit den auf die Vormundſchaft bezüglichen Nachrichten an den Gemeinde 
waiſenrat des neuen Aufenthalts weitergibt. 
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V. Befreite Jormundſchaft 


8 1852 


Der Vater kann, wenn er einen Vormund benennt, ) die Beſtellung 
eines Gegenvormundes ausſchließen ). 

Der Vater kann anordnen, daß der von ihm benannte Vormund bei der 
Anlegung von Geld den in den SS 1809, 1810 beſtimmten Beſchränkungen 
nicht unterliegen und zu den im § 1812 bezeichneten Rechtsgeſchäften der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts ) nicht 
bedürfen ſoll. Dieſe Anordnungen ſind als getroffen anzuſehen, wenn der 
Vater die Beſtellung eines Gegenvormundes ausgeſchloſſen hat). 

E 1 1690 II 1726 M 4, 1163 P 4, 805. 

1. Die nach 88 1852 ff. zuläſſigen Befreiungen können (abgefehen von der 
am Schluß zu erwähnenden Ausnahme) nur dem von dem Vater oder der Mutter benannten 
Vormunde (vgl. 8 1777 A 1 u. 2) erteilt werden. Die Befreiung braucht nicht gleich bei 
der Benennung des Vormundes zu erfolgen (a. M. Schultzenſtein⸗Köhne A 2) und kann 
nicht bloß von dem Elternteil, der den Vormund benannt hat, ſondern auch von dem andern 
Elternteil angeordnet werden, der dadurch, daß er die Befreiung erteilt, die Benennung 
auch ſeinerſeits beftätigt. Die Befreiung iſt wirkſam kraft dieſer Anordnung, über deren Rechts⸗ 
gültigkeit lediglich das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden hat, ohne daß ſie — was indes 
empfehlenswert iſt (vgl. 8 1791 A 1) — in die Beſtallung aufgenommen zu werden braucht. 
Sie kommt immer nur dem befreiten Vormunde zugute, nicht dem bei Verhinderung des 
Vormundes (88 1846, 1795, 1796, eintretenden Pfleger, auch nicht dem Mitvormunde, 
und kann deshalb, wenn ein nichl befreiter Mitvormund zu gemeinfchaftlicher Verwaltung 
beſtellt iſt, wirkungslos fein (vgl. 3 1854 A 1 a. E.). Iſt jemand ſchlechthin zum befreiten 
Vormund ernannt, ſo iſt anzunehmen, daß ihm alle geſetzlich zuläſſigen Befreiungen zu⸗ 
kommen ſollen. — Landesrechtlich können gemäß Art 136 Nr 4 EG dem Anſtaltsvor⸗ 
munde und dem Berufsvormunde (vgl. $ 1773 A 4, 5 1792 A 1) die Befrei⸗ 
ungen aus $ 1852 eingeräumt werden, von welcher Befugnis die meiſten Bundesſtaaten 
Gebrauch gemacht haben. 

2. Durch die Ausſchließung der Beſtellung eines Gegenvormundes wird der Vor⸗ 
mund vollſtändig von der Mitwirkung des Gegenvormundes befreit auch hinſichtlich der Rechts⸗ 
geſchäfte, zu deren Vornahme es ſonſt der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf (58 1809, 
1810, 1812). Aus dem Wegfall der Genehmigung des Gegenvormundes folgt zugleich not⸗ 
wendig, ohne daß eine abweichende Anordnung getroffen werden kann (anders die herr⸗ 
ſchende Meinung), der Wegfall der als Erſatz der Genehmigung des Gegenvormundes bor- 
geſchriebenen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Dieſem iſt es natürlich für andere 
Fälle der von ihm zu erteilenden Genehmigung unbenommen, falls es dies zur Erkundung 
des Sachverhalts für nötig erachtet, einen Pfleger zu beſtellen. Wird übrigens entgegen 
der Anordnung ein Gegenvormund beſtellt, fo kann dieſe Beſtellung, wenn ſchon die Be. 
freiung wirkſam bleibt, nicht etwa als nichtig angeſehen werden. Die Befreiung von der 
Mitwirkung des Gegenvormundes kann dem Vormunde, auch wenn die Beſtellung eines 
Gegenvormundes nicht ausgeſchloſſen iſt, hinſichtlich aller der Genehmigung des Gegenvor⸗ 
mundes unterliegenden Rechtsgeſchäfte oder hinſichtlich einzelner Rechtsgeſchäfte erteilt 
werden. 

3. Über die Befreiung von der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſ. § 1854 A 1. 


8 1853 


Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von der Verpflichtung 
entbinden, Inhaber⸗ und Orderpapiere zu hinterlegen und den im & 1818 
bezeichneten Vermerk in das Reichsſchuldbuch oder das Staatsſchuldbuch ein⸗ 
tragen zu laſſen ). 

E I 1692 II 1727 M 4, 1172 P 4, 812. 

1. Befreiungen. Von den die ſachliche Verwaltung betreffenden Were 
pflichtungen kann der Vormund nicht befreit werden. Es iſt insbeſondere nicht möglich, 
den Vormund von der Verpflichtung zu befreien, das Mündelgeld in der durch 88 1807, 
1808 vorgeſchriebenen ſicheren Weiſe anzulegen. Auch der befreite Vormund hat nicht das 
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Recht, Geldbeträge, die dem Mündel gehören, auf feinen Namen anzulegen. Eine Aus- 
nahme iſt es, daß dem Vormund die Hinterlegungspflicht aus 8 1814 ſowie 
— was im Zweifel in der Befreiung von der Hinterlegungspflicht mitenthalten iſt (a. M. 
Fuchs A 1) — die Sperrpflicht aus $ 1816 erlaſſen werden kann. Die Beſtimmung 
des 5 1815 Abſ 1, die dem Vormunde nur die Befugnis gibt, die Inhaberpapiere ſtatt 
der Hinterlegung in Namenspapiere umſchreiben zu laſſen, kommt hier nicht in Betracht. 
Iſt die Hinterlegungspflicht aus $ 1814 ausgeſchloſſen, jo kann auch von der erweiterten 
Hinterlegungspflicht aus § 1818 — vorbehaltlich der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts 
zur Außerkraftſetzung der Befreiung gemäß $ 1857 — nicht die Rede ſein (a. M. Stau⸗ 
dinger A le, Fuchs A 1). Die Befreiung von der Hinterlegungspflicht zeigt ſich, wenn 
trotzdem der Vormund hinterlegt oder das Inhaberpapier in ein Namenspapier umſchreiben 
oder den Sperrvermerk des $ 1816 in das Staatsſchuldbuch eintragen läßt, darin wirkſam, 
daß die ſonſt mit dieſen Vorgängen nach $$ 1819, 1820 verbundene Verfügungsbeſchränkung 
nicht Platz greift. Über die Befreiung im allgemeinen ſ. $ 1852 A 1. 


8 1854 


Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von der Verpflichtung 
entbinden, während der Dauer ſeines Amtes Rechnung zu legen!). 

Der Vormund hat in einem ſolchen Falle nach dem Ablaufe von je zwei 
Jahren eine Überſicht über den Beſtand des ſeiner Verwaltung unterliegenden 
Vermögens dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann anordnen, daß die Überſicht in längeren, höchſtens fünfjährigen 
Zwiſchenräumen einzureichen iſt !). 

Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo hat ihm der 
Vormund die Überſicht unter Nachweiſung des Vermögens beſtandes vorzu⸗ 
legen. Der Gegenvormund hat die Überſicht mit den Bemerkungen zu ver⸗ 
ſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt!). 

E 1 1691 II 1728 M 4, 1170 P 4, 809. 

1. Befreiung von der Rechnungslegung. Eine Befreiung von der Auf ſicht des 
Vormundſchaftsgerichts iſt inſofern zuläſſig, als der Vormund im Falle der 
Ausſchließung eines Gegenvormundes oder der Befreiung von der Notwendigkeit der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes auch der von dem Vormundſchaftsgericht bei Nichtvorhanden⸗ 
fein eines Gegenvormundes zu erteilenden Genehmigung (88 1810, 1812 Abſ 3) nicht be⸗ 
darf (vgl. $ 1852 A 2). Der Fall, daß lediglich dieſe Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ausgeſchloſſen wird — was an ſich nach § 1852 Abſ 2 zuläſſig ift —, wird kaum 
jemals vorkommen. Von der Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts kann außerdem der Vor⸗ 
mund hinſichtlich der Rechnungslegungspflicht befreit werden. Er hat dann 
nicht nötig, dem Vormundſchaftsgericht gegenüber über die Einnahmen und Ausgaben ſich 
auszuweiſen und hat zu dieſem Zwecke in den in Abſ 2 beſtimmten Zeiträumen im Anſchluß 
an das Vermögensverzeichnis nur eine den zeitigen Vermögensbeſtand klarſtellende Überſicht 
einzureichen. In der Überſicht ſind auch die Schulden aufzuführen (beſtr.). Eine ins ein⸗ 
zelne gehende Angabe der Haushaltsgegenſtände iſt nicht zu verlangen. Die Befugnis des 
Vormündſchaftsgerichts, hinſichtlich der Einnahmen und Ausgaben aus beſonderen Gründen 
über beſtimmte Punkte Auskunft zu verlangen, wird hierdurch nicht berührt. Desgleichen 
bleibt die Verpflichtung des Vormundes beſtehen, ſich dem Mündel gegenüber über die Ver⸗ 
waltung durch Legung der Schlußrechnung (5 1890 ff.) auszuweiſen. Die Einreichung 
des Vermögensverzeichniſſes ($ 1802) kann dem Vormunde nicht erlaſſen werden, auch nicht 
die Offenlegung dieſes Verzeichniſſes. Sind mehrere Vormünder zu gemeinſchaftlicher 
Verwaltung beſtellt, ſo braucht der von der Rechnungspflicht befreite Vormund bei 
der von den andern Vormündern zu legenden Rechnung nicht mitzuwirken (a. M. Fuchs A 3 
u. Vorbem 2d vor $ 1852); er iſt aber nicht von der Verpflichtung befreit, dieſen die etwa 
zur Aufſtellung der Rechnung erforderliche Auskunft zu erteilen. 

2. Trotz Befreiung des Vormundes von der Rechnungslegungspflicht bleibt der Gegen⸗ 
vormund berechtigt und verpflichtet, die Verwaltung des Vormundes zu prüfen, um im 
Falle einer Pflichtwiprigkeit des Vormundes dem Vormundſchaftsgericht hiervon Anzeige 
machen zu können. Er kann deshalb nötigenfalls eine Darlegung der Einnahmen und Aus- 
gaben von dem Vormunde fordern. Auch hat er die Richtigkeit des in der Überficht an ⸗ 
gegebenen Vermögensbeſtandes ſich nachweiſen zu laſſen. Von dieſen Verpflichtungen 
kann der Gegenvormund nicht befreit werden. 
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8 1855 


Benennt die eheliche Mutter einen Vormund, ſo kann ſie die gleichen 
Anordnungen treffen wie nach den SS 1852 bis 1854 der Vater ). 
E I 1690—92 11 1729 M 4, 1168 P 4, 805 ff. 
1. Die Anordnung der ehelichen Mutter iſt nicht etwa deshalb ungültig, weil ſie 
zu einer Zeit getroffen iſt, wo das Recht der Anordnung noch dem Vater zuſtand. Sie kann 
nur, ſolange die Anordnung des Vaters noch in Kraft iſt, nicht in Wirkſamkeit treten (vgl. 


91777 A 2). 
8 1856 


Auf die nach den 88 1852 bis 1855 zuläſſigen Anordnungen finden die 
Vorſchriften des 8 1777 Anwendung ). 
E I 1693 II 1730 M 4, 1172 ® 4, 814. 
1. Vgl. $ 1777 A 1 u. 2. 
$ 1857 


Die Anordnungen des Vaters oder der Mutter können von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre Befolgung das 
Intereſſe des Mündels gefährden würde). 

E 1 1694 II 1731 M 4, 1173 P 4, 805 u. 814. 

1. Die Zuläſſigkeit der Außerkraftſetzung der elterlichen Anordnungen bei Geſähr⸗ 
dung der Intereſſen des Mündels entſpricht einem allgemeinen Grundſatz des Vormund⸗ 
ſchaftsrechts (vgl. Vorbem 1 vor $ 1773) und kann auch nicht durch die Eltern des Mündels 
irgendwie beſchränkt werden. Die Außerkraftſetzung wird ſich regelmäßig als eine wichtige 
Angelegenheit im Sinne des $ 1847 darſtellen, ſodaß die zuvorige Anhörung von Ver⸗ 
wandten oder Verſchwägerten des Mündels nötig wird. Ebenſo iſt regelmäßig der Vor⸗ 
mund — der auch beſchwerdeberechtigt iſt — vorher zu hören. 


VI. Familienrat 


8 1858 


Ein Familienrat ſoll von dem Vormundſchaftsgericht eingeſetzt werden, 
wenn der Vater oder die eheliche Mutter des Mündels die Einſetzung an⸗ 
geordnet hat. 

Der Vater oder die Mutter kann die Einſetzung des Familienrats von 
dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten Ereigniſſes abhängig machen. 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn die erforderliche Zahl geeigneter Per⸗ 


ſonen nicht vorhanden ijt?) ). 

E 1 1712 Il 1751 M 4, 1014, 1018, 1203 P 4, 835. 

1. Der Familienrat tritt — unbeſchadet der Befugnis des vorſitzenden Vor mund⸗ 
ſchaftsrichters, in Eilfällen ſelbſt die erforderliche Anordnung zu treffen (§ 1876) — 
vollſtändig anſtelle des Vormundſchaftsgerichts in Vormundſchafts⸗ und Pfleg⸗ 
ſchaftsſachen (wobei als Pfleger nach $ 1693 auch der mit der Vermögensverwaltung be- 
traute Beiſtand der Mutter anzuſehen iſt), nicht aber für die ſonſtigen Verrichtungen des 
Vormundſchaftsgerichts gegenüber Ehegatten oder Kindern unter elterlicher Gewalt, auch 
der Natur der Sache nach nicht für die Pflegſchaftsfälle der 58 1913, 1914. Der Familienrat 
wird immer nur für eine beſtimmte Vormundſchaftsſache oder Pflegſchaftsſache gebildet. 
Seine Zuſtändigkeit erſtreckt ſich jedoch, da die Verrichtungen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts für dieſelbe Perſon nicht unter verſchiedene Gerichte geteilt werden dürfen (pal. 
$$ 37, 43 FGG), auch auf die neben der Vormundſchaft nach § 1909 einzuleitende Pfleg⸗ 
haft und auf die an andern Stellen des BGB (58 112, 113, 1595, 1612 Abſ 2 uſw.) 
erwähnten beſonderen Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts. Aus dem nn 
Grunde ift es für unſtatthaft zu erachten, daß bei Kindern unter elterlicher Gewalt neben 
dem hierfür zuſtändigen Vormundſchaftsgericht ein beſonderer Familienrat für die Pfleg⸗ 
ſchaft aus $ 1909 beſtellt wird. Im Widerſpruch mit $ 1775 (vgl. auch $ 36 Abſ 1 FGG) 
würde es endlich ſtehen, wenn ohne zwingende Gründe der Familienrat nicht für ſämt⸗ 
liche ſchutzbedürftige Geſchwiſter beſtellt, ſondern ſeine Zuſtändigkeit auf einzelne Geſchwiſter 
beſchränkt würde. 
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2. Die Einſetzung eines Familienrats erfolgt nur auf Anordnung de r Eltern oder auf 
einen nach $ 1859 geſtellten Antrag. Der Vater und die eheliche Mutter kann unter den 
in $ 1777 beſtimmten Vorausſetzungen und in der daſelbſt beſtimmten Form ($ 1868) die 
Einſetzung eines Familienrats unterſagen, $ 1859. Sie könn en ferner die Einſetzung oder 
Aufhebung des Familienrats von dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten Er⸗ 
eigniſſes — nicht von dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts — abhängig machen, 
$8 1858 Abſ 2, 1880. Die Einſetzung hat a nordnungsgemäß zu erfolgen, wenn die Bildung 
eines Familienrats möglich ift, das heißt, wenn die hierfür nötige Anzahl geeigneter Per⸗ 
ſonen vorhanden und, wie mit Rückſicht auf $ 1869 hinzugeſetzt werden muß, freiwillig 
zur Übernahme des Amtes bereit iſt. Da der Familienrat abgeſehen von dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter aus mindeſtens zwei Mitgliedern, der zur Beſchlußfähigkeit erforderlichen Zahl. 
beftehen muß (58 1860, 1874) und, falls nicht der Vater oder die eheliche Mutter das Mit« 
glied berufen hat, von dem Vormundſchaftsgericht nur ein Verwandter (Verſchwägerter) 
zum Mitgliede beſtellt werden kann ($ 1867), fo müſſen mindeſtens zwei zur Übernahme 
des Amtes bereite und hierfür geeignete Verwandte (Verſchwägerte) des Mündels vorhanden 
ſein, damit ein Familienrat gebildet werden kann, der ſeinerſeits weitere Mitglieder (bis zur 
Höchſtzahl von 6 Perſonen) und Erſatzmitglieder ohne Rückſicht auf die Verwandtſchaft aus- 
wählen kann, $$ 1860, 1862 Abſ 2, 1863, 1867. Sinkt die Zahl der Mitglieder unter zwei 
Perſonen herab, ohne daß eine Ergänzung möglich iſt — bei vorübergehender Verhinderung 
hat der Vorſitzende ein Erſatzmitglied, das nicht zu den Verwandten zu gehören braucht, zu 
beſtellen, 95 1864, 1867 — jo hat das Vormundſchaftsgericht den Familienrat aufzuheben, 
$ 1880. ft der Anordnung wegen Einſetzung eines Familienrats nicht entſprochen, fo kann 
nicht bloß von dem Vormunde und den als Mitglied berufenen Perſonen des Familienrats 
1861, FGG $ 20), ſondern auch von den Verwandten oder Verſchwägerten und dem 
Ehegatten des Mündels Beſchwerde eingelegt werden, $ 57 Nr 4 366. Im Falle 
975 Unzuläſſigleit der Einſetzung eines Familienrats iſt nur der Vormund beſchwerde— 

erechtigt. 

f 3. Von der Einſetzung eines Familienrats iſt ſelbſtverſtändlich, wennſchon dies nicht 
beſonders beſtimmt iſt, dem Vormunde und Gegenvormunde Mitteilung zu machen, 
wie eine ſolche Mitteilung auch bei Aufhebung des Familienrats in $ 1881 vorgeſchrieben 
iſt. Die Wirkſamkeit der Einſetzung iſt von dieſer Mitteilung nicht abhängig; die Einſetzung 
kann nicht als eine ihrem Inhalte nach für den Vormund beſtimmte Verfügung im Sinne 
des § 16 Abſ 1 FGG angeſehen werden. Die bereits früher dem Vormund und Gegenvor⸗ 
mund erteilten Beſtallungen müſſen, um die Einſetzung des Familienrats gemäß § 1791 
in der Beſtallung zu vermerken, zurückgefordert werden. 


8 1859 


Ein Familienrat ſoll von dem Vormundſchaftsgericht eingeſetzt werden, 
wenn ein Verwandter oder Verſchwägerter des Mündels oder der Vormund 
oder der Gegenvormund die Einſetzung beantragt und das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſie im Intereſſe des Mündels für angemeſſen erachtet). 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn der Vater oder die eheliche Mutter 
des Mündels ſie unterſagt hat!). 

E 1 1718 II 1572 M 4, 1205 P 4, 885. 

1. Einſetzung des Familienrats auf Antrag. Die Verwandten oder Verſchwägerten 
des Mündels haben nicht das Recht, die Einſetzung eines Familienrats anzuordnen, ſondern 
können die Einſetzung nur in Antrag bringen, vorausgeſetzt, daß fie unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig und deshalb zur Stellung von Anträgen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
befugt find (a. M. Staudinger A1 Abſ 3; Fuchs A 2 letzter Abſ, welche bei beſchränkter 
Geſchäftsfähigkeit die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters fordern). Antragsberechtigt 
find ferner der Vormund und Gegenvormund, und zwar dieſe Perſonen ohne Rückſicht auf 
die durch Minderjährigkeit oder Stellung unter vorläufige Vormundſchaft herbeigeführte 
Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit (vgl. $ 1781), desgleichen der Pfleger, ſofern er 
nicht aus 95 1909, 1913, 1914 beſtellt iſt (beſtr.) — vgl. $ 1858 A 1. Sind mehrere Vor⸗ 
münder zu geteilter oder ungeteilter Verwaltung beſtellt, ſo kann der Antrag von jedem 
Vormunde ſelbſtändig geſtellt werden (beſtr.). Bei Eingang eines Antrags hat ſich das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ſchlüſſig zu machen, ob die Einſetzung eines Familienrats zweckmäßig 
erſcheint. Dies wird namentlich dann anzunehmen ſein, wenn zur Beaufſichtigung eines 
größeren Betriebes die Mitwirkung ſachverſtändiger Familienmitglieder wünſchenswert iſt. 
Die Einſetzung eines Familienrats kann auch ſonſt zur Förderung der Familienzuſammen⸗ 
gehörigkeit und des tatkräftigen Eintretens der Verwandten für den Mündel am Platze ſein. 

24“ 


372 Familienrecht Vormundſchaft 


Bei Prüfung der Zweckmäßigkeit iſt nicht außer Betracht zu laſſen, ob nicht die Zuſammen⸗ 
berufung des Familienrats unverhältnismäßig große Schwierigkeiten und Koſten verurſacht. 
Wegen des Beſchwerderechts bei Ablehnung des Antrags |. 5 1858 A 2. Das Beſchwerde⸗ 
recht iſt nicht auf den Antragſteller beſchränkt. 

l 2. Die Berechtigung des Vaters und der ehelichen Mutter zur Unterſagung der Ein⸗ 
ſetzung eines Familienrats ſowie die Form der Unterſagung beſtimmt ſich gemäß 5 1868 
nach 8 1777. 

8 1860 


Der Familienrat beſteht aus dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzenden“) 
und aus mindeſtens zwei, höchſtens ſechs Mitgliedern“). 
. € 1 1714 Abſ 1 11 1753 M 4, 1207 P 4, 836. 

1. Dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzenden gebührt die Leitung der Geſchäfte, 
$ 1872. Er hat den Familienrat einzuberufen, $ 1873. Bei Stimmengleichheit entſcheidel 
feine Stimme, 51874. Ihm gebührt auch die Entſcheidung, ob ein Mitglied wegen Intereſſen⸗ 
gegenſatzes von der Beſchlußfaſſung auszuſchließen iſt, $ 1784 Abſ 3. Seine Sache iſt es, 
den Betrag der den Mitgliedern zu erſtattenden Auslagen feſtzuſetzen, $ 1877. Eine Straf- 
a fteht dem Vorſitzenden nicht zu. Die Entlaffung eines Mitglieds kann nur von dem 

eſchwerdegericht ausgeſprochen werden, $ 1878 Abſ 2. Der Vorſitzende kann jedoch, 
wenn ſich ein Mitglied ſeinen Verpflichtungen entzieht, Ordnungsſtrafen bis zu 100 Mark 
verhängen, $ 1875. 

2. Die Mitglieder haben bei der Beſchlußfaſſung dieſelben Rechte und Pflichten wie 
der Vormundſchaftsrichter und find nach § 1872 Abſ 2 in gleicher Weiſe wie dieſer verant⸗ 
wortlich. Zwei Mitglieder bilden die nach $ 1874 zur Beſchlußfähigkeit erforderliche ge- 
ringſte Zahl. Werden Mitglieder über die zuläſſige Höchſtzahl von ſechs Perſonen hinaus 
beſtellt, jo ift die Beſtellung dieſer weiteren Mitglieder als nicht geſchehen anzuſehen, falls 
nicht etwa die Beſtellung in dem Sinne erfolgt iſt, daß die weiteren Mitglieder nur als Erſatz⸗ 
mitglieder tätig ſein ſollen (a. M. Staudinger A 1). Die unter Mitwirkung von mehr als 
ſechs Mitgliedern von dem Familienrat gefaßten Beſchlüſſe find ungültig. 


8 1861 

Als Mitglied des Familienrats iſt berufen, wer von dem Vater oder 
der ehelichen Mutter des Mündels als Mitglied benannt iſt. Die Vorſchriften 
des § 1778 Abſ. 1, 2 finden entſprechende Anwendung ). 

E 11715 Abf 1 11 1754 M 4, 1209 P 4, 836. 

1. Hinſichtlich der Vorausſetzungen und der Form der Benennung der Mitglieder 
durch die Eltern des Mündels gelten nach $ 1868 die Beſtimmungen des $ 1777. Der 
Benennungsberechtigte kann beſtimmen, ob der Benannte ordentliches Mitglied oder Erſatz⸗ 
mitglied werden joll, und kann letzterenfalls über die Reihenfolge des Eintritts der benannten 
Erſatzmitglieder bei Wegfall oder Verhinderung eines ordentlichen Mitgliedes Beſtimmung 
treffen (8 1863 Abſ 3, vgl. § 1863 A 1). Die Übergehung des Benannten iſt 
nur zuläffig unter den Vorausſetzungen des $ 1778. Die entſprechende Anwendung dieſes 
Paragraphen führt dazu, daß an Stelle der hier in bezug genommenen $$ 1780 bis 1784, 
die von den Unfähigkeits⸗ und Untauglichkeitsgründen handeln, die hierüber für den Familienrat 
gegebenen Vorſchriften der 88 1865, 1866 Anwendung zu finden haben (a. M. Planck A 3). 
Sind mehr als 6 Perſonen benannt, fo darf, da der Familienrat nach $ 1860 nicht aus mehr 
als 6 Mitgliedern beſtehen darf, im Zweifel angenommen werden, daß dem Vormundſchafts⸗ 
richter die Auswahl unter den Benannten zuſtehen ſoll (a. M. Staudinger A 1 Abſ 4 und 
Heſſe A 2, welche die Reihenfolge der Benennung entſcheiden laſſen wollen). 


§ 1862 

Soweit eine Berufung nach § 1861 nicht vorliegt oder die Berufenen die 
Übernahme des Amtes ablehnen, hat das Vormundſchaftsgericht die zur Be⸗ 
ſchlußfähigkeit des Familienrats erforderlichen Mitglieder auszuwählen. 
Vor der Auswahl ſollen der Gemeindewaiſenrat und nach Maßgabe des 8 1847 
Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels gehört werden. 

Die Beſtimmung der Zahl weiterer Mitglieder und ihre Auswahl ſteht 
dem Familienrate zu). 

E 1 1715 Abſ 2 II 1755 Abſ 1 u. 2 M 4, 1209 P 4, 836. 

1. Um die Wahl der Mitglieder möglichſt dem Familienrat ſelbſt zu überlaſſen, 
hat der Vormundſchaftsrichter ſich darauf zu beſchränken, den Familienrat mit der zur Be⸗ 
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ſchlußfaſſung erforderlichen geringſten Zahl von zwei Mitgliedern (88 1860, 1874) zu be⸗ 
ſetzen, wobei die Intereſſen der väterlichen und mütterlichen Verwandten möglichſt gleich- 
mäßig zu berückſichtigen ſind. Es iſt ihm ferner zur Pflicht gemacht, vor der Auswahl — 
wobei die Beſtim mungen der $$ 1865—67 zu beachten ſind — nicht bloß den Gemeinde⸗ 
waiſenrat, ſondern auch kunlichſt, um auf die Wünſche der Familie Rückſicht nehmen 
zu können, Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels zu hören. 
Die Anhörung der Verwandten iſt nicht erforderlich, wenn die Mitglieder von dem Vater 
oder der ehelichen Mutter des Mündels benannt ſind. 


§ 1863 

Sind neben dem Vorſitzenden nur die zur Beſchlußfähigkeit des Familien⸗ 
rats erforderlichen Mitglieder vorhanden, ſo ſind ein oder zwei Erſatzmit⸗ 
glieder zu beſtellen “). — . . 

Der Familienrat wählt die Erſatzmitglieder aus und beſtimmt die Reihen⸗ 
folge, in der ſie bei der Verhinderung oder dem Wegfall eines Mitglieds in 
den Familienrat einzutreten haben!). v» 

Hat der Vater oder die eheliche Mutter Erſatzmitglieder benannt und die 
Reihenfolge ihres Eintritts beſtimmt, ſo iſt dieſe Anordnung zu befolgen. 

E 11715 Ubf 4 II 1756 M 4, 1211 P 4, 836. 

1. Die Beſtellung von Erſatzmitgliedern iſt vorgeſehen, um die Verzögerungen zu 
vermeiden, die ſonſt bei Beſchlußunfähigkeit des Familienrats (5 1874 Abſ 1) entſtehen 
würden. Das Erſatzmitglied tritt bei (tatſächlicher oder rechtlicher) Verhinderung oder Weg ⸗ 
fall eines ordentlichen Mitglieds in Tätigkeit und zwar im letzteren Falle bis zur Beſtellung 
eines neuen ordentlichen Mitglieds. Es tritt nicht etwa als ordentliches Mitglied ein (a. M. 
Planck A 3, Blume A 6), falls es nicht als benanntes Mitglied hierzu berufen iſt (vgl. $ 1861 
A 1) Die Vorſchrift des Abf 1 iſt übrigens nicht dahin aufzufaſſen, daß die Beſtellung von 
mehr als 2 Erſatzmitgliedern oder die Beſtellung von Erſatzmitgliedern trotz des Vorhanden⸗ 
ſeins von mehr als 2 ordentlichen Mitgliedern nichtig wäre (a. M. die herrſchende Anſicht). 
Die unnötig beſtellten Erſatzmitglieder können nur ihre Entlaſſung fordern. 

2. In Ermangelung einer in Abſ 3 bezeichneten Anordnung hat über die Reihenfolge 
des Eintritts der Erſatzmitglieder lediglich der Familienrat zu beſtimmen, ohne etwa an früher 
gefaßte Beſchlüſſe gebunden zu fein. Eine Ungültigkeit des Beſchluſſes kann nicht etwa daraus 
Ahlen dr daß die früher von dem Familienrat beſtimmte Reihenfolge nicht ein- 
gehalten iſt. 

8 1864 


Wird der Familienrat durch vorübergehende Verhinderung eines Mit⸗ 
glieds beſchlußunfähig und iſt ein Erſatzmitglied nicht vorhanden, ſo iſt für 
die Dauer der Verhinderung ein Erſatzmitglied zu beſtellen. Die Auswahl 
ſteht dem Vorſitzenden zu). 

€ 1 1715 Abſ 5 I1 1757 M 4, 1212 P 4, 836. 

1. Vorherige Anhörung des Gemeindewaiſenrats oder der Verwandten und Ver⸗ 
ſchwägerten des Mündels iſt hier, wo es ſich nur um die Beſtellung eines zeitweiligen Er⸗ 
ſatzmitgliedes handelt, nicht nötig. Der Vorſitzende hat darüber zu befinden, ob ein Bedürf⸗ 
nis zur Beſtellung eines Erſatzmitgliedes vorliegt. Als vorübergehende Vechinderung iſt es 
auch anzuſehen, wenn ein Mitglied nach § 1874 Abſ 3 für ein einzelnes Rechtsgeſchäft von 
der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen iſt. Die Aus wahl iſt nicht auf Ver⸗ 
wandte oder Verſchwägerte des Mündels beſchränkt, 51867. Das zeitweilige Erſatzmitglied 
iſt zur Mitwirkung als Mitglied des Familienrats nur für diejenigen Geſchäfte berechtigt, für 
welche es beſtellt iſt. Wird der Familienrat durch dauernde Verhinderung eines Mite 
glieds beſchlußunfähig (vgl. $ 1874 Abſ 1), fo iſt nach $ 1862 zu verfahren (vgl. 3 1879 A 1). 


§ 1865 

Zum Mitgliede des Familienrats kann nicht beſtellt werden, wer ge⸗ 
ſchäftsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht 
entmündigt iſt)). 

E 1 1716 Abf 1 u. 3 II 1758 M 4, 1212 P 4, 837. 

1. Übereinſtimmend $ 1780. Die Unfähigkeit des Mitglieds hat zur Folge, daß 
die unter Mitwirkung dieſes Mitglieds von dem Familienrat gefaßten Beſchlüſſe a] 
find (a. M. Blume 5 1865 A 2, § 1874 A 6, der den Beſchluß nur als durch Rechtsmitte 
anfechtbar erachtet), $ 1865 findet auch auf die Erſatzmitglieder Anwendung. 
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8 1866 


Zum Mitgliede des Familienrats ſoll nicht beſtellt werden: ) 
1. der Vormund des Mündels; 
2. wer nach $ 1781 oder nach § 1782 nicht zum Vormunde beſtellt wer⸗ 
den ſoll; 
3. wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter des 
Mündels von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen ift. 

E 11716 Abſ 2 Nr 1, 2 u. 4 Ab} 3 II 1759 M 4, 1212 P 4, 837. 

1. Die Untauglichteitsgründe der 5 1783 u. 1784 (fehlende Zuſtimmung des Ehe- 
manus und fehlende Erlaubnis der vorgeſetzten Behörde) gelten nicht für die Mitglieder des 
Familienrats. Anderſeits kommt zu den Untauglichkeitsgründen der 88 1781 u. 1782 hinzu, 
daß der Vormund (Pfleger) nicht gleichzeitig Mitglied des Fa milienrats als der ihm über- 
geordneten Behörde ſein ſoll und daß als Mitglied nicht bloß der nach $ 1782 von der Vor⸗ 
mundſchaft Ausgeſchloſſene, ſondern auch der nach $ 1866 Nr 3 von der Mitgliedſchaft Aus⸗ 
geſchloſſene nicht beſtellt werden ſoll. Frauen find — was auf einem Beſchluſſe der Reichs⸗ 
tagslommiſſion beruht — nicht untauglich und bedürfen zur Übernahme des Amtes auch nicht 
der Zuſtimmung des Ehemanns. Es beſteht auch kein Hindernis, einen Ausländer zum 
Mitglied des Familienrats zu beſtellen, wenn ſchon dies der Regel nach ſich nicht empfehlen wird. 
Die Vorſchriſten des $ 1866 finden in gleicher Weiſe auf ordentliche Mitglieder und Erſatz⸗ 
mitglieder Anwendung. 


8 1867 


Zum Mitgliede des Familienrats ſoll nicht beſtellt werden, wer mit 
dem Mündel weder verwandt noch verſchwägert iſt !), es ſei denn, daß er 
von dem Vater oder der ehelichen Mutter des Mündels benannt oder von dem 
Familienrat oder nach $ 1864 von dem Vorſitzenden ausgewählt worden iſt. 

E 1 1716 Abf 2 Nr 3 Abſſ 3 II 1760 M 4, 1214 B 4, 837. 

1. Das Erfordernis der Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft Jbefteht nur für die von 
dem Vormundſchaftsrichter auszuwählenden Mitglieder (vgl. § 1862 Abſ 1), nicht für die 
Erſatzmitglieder und nicht für die von dem Familienrat auszuwählenden Mitglieder (88 1862 
Abſ 2, 1863 Abſ 2, 1864). 


§ 1868 
Für die nach den 88 1858, 1859, 1861, 1863, 1866 zuläſſigen Anordnungen 

des Vaters oder der Mutter gelten die Vorſchriften des Ss 1777 . 
Die Anordnungen des Vaters gehen den Anordnungen der Mutter vor 


E I 1718 II 1761 M 4, 1216 P 4, 837. 
1. Vgl. § 1777 A 1 u. 2. 


8 1869 


Niemand iſt verpflichtet, das Amt eines Mitglieds des Familienrats 
zu übernehmen ). 

€ 1 1717 11 1762 M 4, 1215 P 4, 837. 

1. Damit, daß eine Verpflichtung zur Übernahme des Amtes nicht beſteht, iſt nicht 
geſagt, daß das durch Beſtellung zum ordentlichen Mitgliede oder Erſatzmitgliede einmal 
übernommene Amt jederzeit niedergelegt werden könnte. Der Beſtellte kann nach 5 1878 
in Verbindung mit $ 1889 ſeine Entlaſſung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fordern. 


8 1870 


Die Mitglieder des Familienrats werden von dem Vorſitzenden durch 
Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter Führung des Amtes beſtellt. Die 
Verpflichtung ſoll mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt erfolgen ). 

E 11711 Abi 2 II 1763 M 4, 1208 P 4, 836. 

1. Übereinſtimmend $ 1789. In der hier vorgeſehenen Weiſe ſind auch die Erſatzmit⸗ 
glieder zu beſtellen. Sollte dies vorher unterblieben ſein, ſo iſt es, ſobald das Erſatzmitglied 
in Tätigkeit tritt, nachzuholen. Erſt mit der Verpflichtung erliſcht das durch $ 1869 gegebene 
Ablehnungsrecht. Eine Beſtallung wird den Mitgliedern des Familienrats nicht erteilt. 
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8 1871 


Bei der Beſtellung eines Mitglieds des Familienrats kann die Ent: 
laſſung für den Fall vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes Ereignis ein⸗ 
tritt oder nicht eintritt“). 

E 1 1715 Abſ 3 II 1755 Abſ 3 M 4, 1211 P 4, 836. 

1. Übereinſtimmend § 1790. Die Mitglieder des Familienrats haben, ſobald ihre Ver⸗ 
pflichtung ſtattgefunden hat, in gleicher Weiſe wie der Vormund ein Recht auf Fortführung 
ihres Amtes, ſofern nicht der Vorbehalt der Entlafjung bei Eintritt oder Nichteintritt eines 
beſtimmten Exeigniſſes gemacht iſt. Die Entlaſſung nach Ablauf einer beſtimmten Zeit kann 
nicht vorbehalten werden. Auch ohne Vorbehalt ift übrigens die Entlaſſung des letztbeſtellten 
Mitglieds zuläſſig, wenn ein benanntes Mitglied, durch deſſen Hinzutritt die Höchſtzahl von 
ſechs Mitgliedern ($ 1860) überſchritten werden würde, zu Unrecht übergangen iſt. Siehe 
im übrigen $ 1790 A 1. 


8 1872 


Der Familienrat hat die Rechte und Pflichten des Vormundſchaftsgerichts. 
Die Leitung der Geſchäfte liegt dem Vorſitzenden ob )). 

Die Mitglieder des Familienrats können ihr Amt nur perſönlich aus⸗ 
üben. Sie ſind in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Vormundſchafts⸗ 
richter !). 

a ang 1 1719 Abſ 1 u. 2, 1722 Abſ 1 Satz 2 II 1764 Abſ 1 u. 2, 1767 Abſ 1 Sat 2 M 4, 1216 u. 1221 

1. Der Familienrat tritt vollſtändig an die Stelle des Vor mundſchaftsgerichts. Die eine 
ſachliche Anordnung enthaltenden Verfügungen, auch eine Ermahnung oder Verwarnung des 
Vormundes die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe ($ 1837), eine Aufforderung unter Androhung 
einer Ord nungsſtrafe (beftr.) können nicht von dem Vormundſchaftsrichter, ſondern nur dem 
Familienrat getroffen werden. Dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzenden gebührt — 
abgeſehen von $ 1876, ſ. auch $$ 1875, 1877 Satz 2 — nur die formelle Leitung ſowie die 
Vorbereitung und Vollziehung der Beſchlüſſe des Familienrats. Zu den Vollziehungs⸗ 
handlungen gehört auch die Verpflichtung des von dem Familienrate ausgewählten Vor⸗ 
mundes (anders die herrſchende Anficht). Doch empfiehlt es ſich ſchon wegen der Rückſprach⸗ 
nahme über die in der Vormundſchaftsſache zu ergreifenden Maßregeln, die Verpflichtung 
vor dem Familienrat vorzunehmen. 

2. Die Mitgliedſchaft wird in $ 1872 als Amt bezeichnet, eine Bezeichnung, die in 
5 1885 auch für die Verrichtungen des Vormundes (Gegenvormundes uſw.) angewandt wird. 
Es darf hierbei aber nicht überſehen werden, daß es ſich nicht um ein öffentliches Amt, ſondern 
um ein, wenn auch im öffentlichen Intereſſe geordnetes, ſo doch privatrechtlichen Intereſſen 
dienendes Amt handelt. In $ 34 Nr 6 StGB iſt deshalb eine beſondere Beſtimmung da⸗ 
rüber getroffen, daß bei Aberkennung der bürgerlichen Rechte der Verurteilte während der 
Dauer des Ehrverluſtes weder Vormund noch Mitglied eines Jamilienrats ſein kann, falls 
nicht bei einer Vormundſchaft über Abkömmlinge das Vormundſchaftsgericht oder der Familien⸗ 
rat eine Ausnahme zuläßt. Eine Folge der Amtsnatur iſt es, daß die Mitglieder des Familien ⸗ 
rats ihre Verrichtungen nur perſönlich ausüben können, was bei dem Vormunde 
(5 1793 A 2) nicht in gleichem Maße zutrifft. Wegen ihrer amtlichen Eigenſchaft ſind die 
Mitglieder des Familienrats auch verpflichtet, über den Hergang bei der Beratung und 
Abſtimmung — ebenſo wie nach 5200 GV die Schöffen und Geſchworenen — Stillſchweigen 
zu beobachten (8 8 366). Hinſichtlich der Verantwor tlichkeit gelten für ſie 
die gleichen Beſtimmungen, die in 8 1848, 839 Abſ 1 und 3 für den Vormundſchaftsrichter 
gegeben find (vgl. $ 1848 A 1 und 2). 


8 1873 


Der Familienrat wird von dem Vorſitzenden einberufen). Die Ein: 
berufung hat zu erfolgen, wenn zwei Mitglieder, der Vormund oder der Gegen⸗ 
vormund ſie beantragen?) oder wenn das Intereſſe des Mündels ſie 
erfordert. Die Mitglieder können mündlich oder ſchriftlich eingeladen werden!“). 

E 1 1721 Abſ 1 11 1765 M 4, 1218 P 4, 837. 

1. Zur Beſchlußfaſſung des Familienrats ſind ſämtliche Mitglieder und, ſoweit es 
zur Herſtellung der Beſchlußfähigkeit erforderlich iſt, die Erſatzmitglieder zu einer gemein⸗ 
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ſchaftlichen Sitzung von dem vorſitzenden Vormundſchaftsrichter einzuberufen, falls fie nicht 
aus anderer Veranlaſſung unter ſeinem Vorſitz bereits verſammeli ſind. Ort und Zeit der 
Sitzung hat der Vorſitzende zu beſtimmen. Hat der Familienrat über beſtimmte Sitzungs⸗ 
tage ſich Nau ſo kann der Vorſitzende gleichwohl, wenn er einen beſonderen Anlaß hierzu 
zu haben glaubt, davon abgehen. Eine beſtimmte Form der Einberufung iſt 
nicht vorgeſchrieben, kann auch nicht in Einengung des Geſetzes von dem Familienrat ein⸗ 
geführt werden. Daß bei der Einberufung die Beratungsgegenſtände bezeichnet werden, 
iſt nicht nötig, wohl aber zur Vermeidung eines Vertagungsantrags zweckmäßig. Iſt bei 
der Einberufung ein Mitglied übergangen, fo hat dies die Ungültigkeit der von dem Familien⸗ 
rat gefaßten Beſchlüſſe nicht zur Folge. Der Übergangene kann aber — unbeſchadet der 
etwa durch Mitteilung des Beſchluſſes bereits entſtandenen Wirkungen — eine neue Be⸗ 
ſchlußfaſſung verlangen. 

2. Wird dem Antrage nicht ſtattgegeben, ſo ſteht dem Antragſteller das Recht der 
Beſchwerde zu (§ 20 FGG). 


8 1874 


Zur Beſchlußfähigkeit des Familienrats iſt die Anweſenheit des Vor⸗ 
ſitzenden und mindeſtens zweier Mitglieder erforderlich ). 

Der Familienrat faßt ſeine Beſchlüſſe nach der Mehrheit der Stimmen 
der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden.?) 

Steht in einer Angelegenheit das Intereſſe des Mündels zu dem Intereſſe 
eines Mitglieds in erheblichem Gegenſatze, ſo iſt das Mitglied von der Teil⸗ 
nahme an der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. ber die Ausſchließung ent: 
ſcheidet der Vorſitzende ). 

E 1 1722 II 1767 M 4, 1220 P 4, 837. 

1. Iſt nach dieſer Beſtimmung Beſchlußfähigkeit nicht vorhanden, ſo kann ein gültiger 
Beſchluß von dem Familienrat nicht gefaßt werden. Die Beſtimmung des Abſ 1 kann nicht 
durch Beſchluß des Familienrats, auch nicht durch Anordnung eines der Eltern abgeändert 
werden. Es kann hierdurch zwar die Zahl der Mitglieder des Familienrats bis zur Höchſt⸗ 
zahl von ſechs Mitgliedern (58 1862 Abſ 2, 1860), nicht aber die zur Beſchlußfähigkeit erforder- 
liche Zahl erhöht werden. Ungültig iſt ein Beſchluß des Familienrats auch in dem Falle, 
daß er in der Beſetzung von mehr als ſechs Mitgliedern oder unter Mitwirkung eines unfähigen 
Mitglieds gefaßt iſt und wird die aus erſterem Grunde folgende Ungültigkeit nicht etwa da⸗ 
durch geheilt, daß das überzählige Mitglied unfähig iſt (§ 1860 A 2, $ 1865 A 1 — vol. auch 
§ 1863 A 1, 5 1873 A 1 und § 1874 A 3). Im übrigen gelten für die Gültigkeit der Beſchlüſſe 
des Familienrats die gleichen Grundſätze, wie ſie für die Entſcheidungen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts gegeben find (vgl. §7 JGG). Zur Herbeiführung der Ungültigkeit bedarf es nicht 
der Anfechtung des Beſchluſſes im Beſchwerdewege (a. M. Blume A 6). 

2. Auf die Beſchlußfaſſung finden, da es ſich um ein gerichtliches Verfahren in Ange⸗ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt, die Vorſchriften der 95 194-200 GBG 
entſprechende Anwendung. Nach $ 199 wird zuerſt von dem Berichterſtatter, wenn ein ſolcher 
ernannt ſein ſollte, dann von dem im Lebensalter Jüngeren, zuletzt vom Vorſitzenden ab⸗ 
geſtimmt. Bei einem Streit in bezug auf Summen werden, wenn keine der Anſichten die 
Mehrheit auf ſich vereinigt, die für die größte Summe abgegebenen Stimmen nach $ 198 
Abſ 2 den für die zunächſt geringere Summe abgegebenen hinzugerechnet. Die Beſchluß⸗ 
faſſung kann immer nur mündlich, nicht im Wege des Schriftenumlaufs erfolgen. Einer be⸗ 
ſonderen Form bedürfen die Beſchlüſſe nicht. Doch empfiehlt ſich in allen wichtigeren 
Angelegenheiten die ſchriftliche Abfaſſung oder die protokollariſche Aufnahme des Beſchluſſes, 
da ſonſt eine Ausfertigung nicht würde erteilt werden können. Sonſt genügt ein zu den Akten 
zu bringender, den Inhalt des Beſchluſſes angebender Vermerk. — Nach g 8 FGG kommen 
übrigens auch die Vorſchriften des GVG über die Sitzungspolizei und die Gerichtsſprache 
(83 177 ff. GVG, ſ. auch $ 9 FGG) zur Anwendung. 

3. Die Ausſchließung tritt erſt durch die Entſcheidung des Vorſitzenden ein. Gegen 
dieſe Entſcheidung kann der Ausgeſchloſſene nach $ 20 FGG Beſchwerde einlegen. Die Be⸗ 
ſchwerde wird allerdings, da fie nicht aufſchiebende Kraft hat (§ 24 FGG), wenn inzwiſchen 
der Beſchluß des Familienrats ergangen und der Vormund daraufhin tätig geworden iſt, 
wirkungslos bleiben. Die ungerechtfertigte Ausſchließung hat die Ungültigkeit des Beſchluſſes, 
ſofern nur der Familienrat beſchlußfäbig war, nicht zur Folge. Der Ausgeſchloſſene kann 
nur eine neue Beſchlußfaſſung verlangen (vgl. § 1873 Art 1). 
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8 1875 

Ein Mitglied des Familienrats, das ohne genügende Entſchuldigung 
der Einberufung nicht Folge leiſtet oder die rechtzeitige Anzeige ſeiner Ver⸗ 
hinderung unterläßt oder ſich der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung enthält, 
iſt von dem Vorſitzenden in die dadurch verurſachten Koſten zu verurteilen.!) 

Der Vorſitzende kann gegen das Mitglied eine Ordnungsſtrafe ?) bis zu 
einhundert Mark verhängen. { . 

Erfolgt nachträglich genügende Entſchuldigung, ſo ſind die getroffenen 
Verfügungen aufzuheben. 

E 1 1721 Abſ 2 II 1766 M 4, 1220 P 4, 837. 

1. Die Verurteilung in die Koſten, die durch Vereitelung des Termins der Staats⸗ 
kaſſe und dem Mündel entſtanden ſind, der ſeinerſeits wiederum den andern Mitgliedern 
des Familienrats, unter Umſtänden auch dem Vormunde uſw. die Auslagen zu erſetzen hat, 
muß unbedingt erfolgen, ohne daß ein Antrag hierauf geſtellt zu werden braucht. Auf Grund 
dieſer Verfügung findet die Beitreibung der Koſten nach Maßgabe der landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen ſtatt. In Ermangelung ſolcher Vorſchriften bleibt zur Erlangung der Un⸗ 
koſten nur der Weg der Klage offen. Die Verurteilung in die Koſten iſt auch dann auszu⸗ 
ſprechen, wenn das Ausbleiben an ſich gerechtfertigt iſt, der Ausbleibende aber ſchuldhaft 
unterlaſſen hat, von ſeiner Verhinderung ſo rechtzeitig Anzeige zu machen, daß die Aufhebung 
des Termins und die Bekanntmachung der Aufhebung noch erfolgen konnte. Die Koſten 
ſind ihm in dieſem Falle inſoweit aufzuerlegen, als ſie durch rechtzeitige Anzeige hätten ver⸗ 
mieden werden können. 

2. Ob eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt werden ſoll, hängt von dem Ermeſſen des Vor⸗ 
ſitzenden ab, der hierbei insbeſondere auf die Größe des Verſchuldens Rückſicht zu nehmen 
hat. Die Strafe ift eine Ungehorſamsſtrafe, nicht eine Zwangsſtrafe (Exekutivſtrafe) und 
kann daher ohne vorgängige Androhung feſtgeſetzt werden. Aus dieſem Grunde iſt auch 
eine wiederholte Straffeſtſetzung wegen derſelben Handlung unzuläſſig (a. M. Schultzen⸗ 
ſtein⸗Köhne A 4). Gegen dſe Feſtſetzung findet nach 89 20 Abi 1, 24 Abſ 1 Beſchwerde 
mit aufſchiebender Wirkung ſtatt (vgl Vorbem 40 vor $ 1773). 


§ 1876 

Wird ein ſofortiges Einſchreiten nötig, ſo hat der Vorſitzende die erfor⸗ 
derlichen Anordnungen zu treffen, den Familienrat einzuberufen, ihn von 
den Anordnungen in Kenntnis zu ſetzen und einen Beſchluß über die etwa 
weiter erforderlichen Maßregeln herbeizuführen). 

E 1 1719 Abſ 3 II 1764 Abſ 3 M 4, 1217 P 4, 837; 6, 811. 

1. Ob ein ſofortiges Einſchreiten nötig iſt, ob ohne Gefahr für den Mündel das Zu⸗ 
ſammentreten des Familienrats nicht abgewartet werden kann, hat der Vorſitzende nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. In der Regel wird er ſich, um der ſpäteren Entſchließung 
des Familienrats nicht vorzugreifen, auf die Anordnung vorläufiger Sicherungsmaßregeln 
beſchränken. Iſt ein Vormund uſw. zu beſtellen, ſo empfiehlt es ſich, für den Fall der Nicht⸗ 
genehmigung des Familienrats die Entlaſſung vorzubehalten. Der Vorſitzende iſt jedoch nicht 
gehindert, falls er dies nach ſeinem Ermeſſen für nötig erachtet, endgültige Maßregeln zu 
treffen. Sobald es möglich iſt, hat er die Angelegenheit der Beſchlußfaſſung des (bereits 
beſtehenden oder erſt einzuſetzenden) Familienrats zu unterbreiten. Die Gültigkeit der An⸗ 
ordnung iſt aber nicht durch die nachträgliche Genehmigung des Familienrats bedingt. Die 
Gültigkeit kann auch nicht aus dem Grunde in Frage geſtellt werden, weil der Vorſitzende 
von ſeinem Ermeſſen einen unrichtigen Gebrauch gemacht hat, falls nicht die Sache etwa ſo 
liegt, daß ein betrügeriſches Zuſammenwirken des Vorſitzenden mit dem Dritten zum Nach⸗ 
teil des Mündels ſtattgefunden hat. 

8 1877 

Die Mitglieder des Familienrats können von dem Mündel Erſatz ihrer 
Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von dem Vorſitzenden 
feſtgeſetzt!). 

E 1 1720 II 1768 M 4, 1218 P 4, 837. > 

1. Erſatz der Auslagen. Die Feſtſetzung durch den Vorſitzenden ift 
auch für den Prozeßrichter bindend, falls das Mitglied, um Befriedigung zu erlangen, zum 
Klagewege genötigt ſein ſollte. Gegen die Feſtſetz ung kann derjenige Teil, welcher ſich für 
beeinträchtigt hält, der Vormund oder das Mitglied des Familienrats gemäß $ 20 FGG 
Beſchwerde einlegen. 
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8 1878 


Das Amt eines Mitglieds des Familienrats endigt aus denſelben 
Gründen, aus denen nach den SS 1885, 1886, 1889 das Amt eines Vormundes 
endigt !). 

Ein Mitglied kann gegen ſeinen Willen nur durch das dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht im Inſtanzenzuge vorgeordnete Gericht entlaſſen werden!). 

E 1 1723 II 1769 M 4, 1224 P 4, 837. 

1. Beendigungsgründe. Keine Anwendung finden die SH 1887 Abſ 2 und 1888, 
betreffend die Entlaſſung wegen Rücknahme der Zuſtimmung des Ehemannes und wegen 
Rücknahme der Erlaubnis der vorgeſetzten Behörde, da dieſe Zuſtimmung oder Erlaubnis 
zur Übernahme des Amtes eines Mitglieds nicht erforderlich iſt ($ 1866). Desgleichen iſt 
unanwendbar die Vorſchrift des § 1887 Abſ 1, betreffend die Zuläſſigkeit der Entlaſſung 
im Falle der Verheiratung der Frau. Von den Fällen der Entlaſſung auf eigenen Antrag 
fallen ſelbſtverſtändlich, was in § 1878 nicht beſonders hervorgehoben iſt, die Nr 6 und 7 
des in § 1889 angezogenen § 1786 fort, da ein Mitglied des Familienrats nicht zu einer 
Sicherheitsleiſtung angehalten we den kann und dieſes Amt nicht von mehreren zu gemein ⸗ 
ſchaftlicher Verwaltung übernommen werden kann. Anwendbar bleiben hiernach $ 1885 
über Beendigung des Amtes durch Entmündigung oder Todeserklärung, $ 1886 über Ent⸗ 
laſſung von Amts wegen und $ 1889 in Verbindung mit $ 1786 Nr 2 bis 5 und 8 (fiehe 
auch F 1871 A 1). Die Entlaſſung iſt außerdem mit Rückſicht auf $ 1866 Nr 1 geboten, 
wenn das Mitglied des Familienrats zum Vormunde beſtellt wird. 

2. Über die Entlaſſung des Mitglieds auf eigenen Antrag beſchließt der Familienrat, 
ebenſo über die Entlaſſung von Amts wegen, falls das Mitglied mit ſeiner Entlaſſung ein⸗ 
verſtanden iſt. Andernfalls iſt das Landgericht als das im Inſtanzenzuge vorgeordnete 
Gericht zuſtändig. Dem gegen feinen Willen entlaſſenen Mitgliede ſteht nach $ 60 Nr 4 
FG die ſofortige Beſchwerde zu (nicht auch die weitere Beſchwerde, § 64 FG). 
Wird die Entlaſſung abgelehnt, jo kann nur der Vormund (a. M. Fuchs A 2 IIb q), im Falle 
des $ 1889 auch das den Antrag ſtellende Mitglied Beſchwerde erheben ($ 20 FGG). 


8 1879 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Familienrat aufzuheben, wenn 
es an der zur Beſchlußfähigkeit erforderlichen Zahl von Mitgliedern fehlt 
und geeignete Perſonen zur Ergänzung nicht vorhanden ſind ). 

E 1 1724 Abſ 1 Nr 1 II 1770 Abſ 1 Nr 1 M 4, 1225 P 4, 837. 

1. Der Familienrat kann ſeine Auflöſung nicht ſelbſt beſchließen. Nur das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht Yann den Familienrat aufheben und zwar abgeſehen von dem Falle 
des 5 1880 nur aus dem in $ 1879 bezeichneten Grunde. Sinkt die Zahl der Mit- 
glieder unter zwei (die nach $ 1874 Abſ 1 zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mindeſt⸗ 
zahl) herunter, jo hat das Vormundſchaftsgericht nach 8 1862 das Recht und die Pflicht, 
den Familienrat bis zur Erreichung der Beſchlußfähigkeit durch Aufnahme neuer Mitglieder 
u ergänzen (vgl. $ 1858 A 2). Stellt ſich heraus, daß die Ergänzung nicht möglich iſt, 
3 hat das Vormundſchaftsgericht ohne Rücksicht auf das Vorhandenſein von Erſatzmitgliedern 
(85 1863, 1864) die Aufhebung des Familienrats auszuſprechen. Es darf dies nicht deshalb 
hinausgeſchoben werden, weil Ausſicht iſt, ſpäter ein geeignetes und zur Übernahme be⸗ 
reites Mitglied zu gewinnen. Die Aufhebung hindert nicht, daß ſpäter von neuem ein 
Familienrat eingeſetzt wird, wobei die nach § 1858 getroffene Anordnung als fortwirkend 
anzuſehen iſt. Der Antrag aus $ 1859 hat dagegen durch die Aufhebung des Familienrats 
ſeine Wirkſamkeit verloren (a. M. Fuchs A 7). — Gegen die Aufhebung des Familienrats 
fteht außer den Mitgliedern des Familienrats und dem Vormunde, deren Recht ſich aus 
$20 FGG ergibt, nach 88 57 Nr 4, 60 Nr 4 allgemein den Verwandten und Verſchwägerten 
ſowie dem Ehegatten des Mündels die ſofortige Beſchwerde zu. 


8 1880 


„Der Vater des Mündels kann die Aufhebung des von ihm angeordneten 
Familienrats für den Fall des Eintritts oder Nichteintritts eines künftigen 
Ereigniſſes nach Maßgabe des § 1777 anordnen. Das gleiche Recht ſteht der 
ehelichen Mutter des Mündels für den von ihr angeordneten Familienrat zu)). 
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Tritt der Fall ein, ſo hat das Vormundſchaftsgericht den Familienrat 
aufzuheben. 

E 11712 Abſ 2, 1724 Abſ 1 Nr 2 II 1751 Abſ 2, 1770 Abf 1 Nr 2 M 4, 1204 u. 1225 P 4, 837. 

1. Vgl. § 1858 A 2. Iſt vom Vater die Einſetzung eines Familienrats au⸗ 
geordnet, ſo hat die von der Mutter, wenn auch nur für einen beſonderen Fall, an⸗ 
geordnete Aufhebung des Familienrats keine Wirkung. Wegen des Beſchwerderechts 
ſiehe 8 1879 A 2. 


9 1881 


Von der Aufhebung des Familienrats hat das Vormundſchaftsgericht 
die bisherigen Mitglieder, den Vormund und den Gegenvormund, in Kennt⸗ 
nis zu ſetzen. 

Der Vormund und der Gegenvormund erhalten neue Beſtallungen. 
Die früheren Beſtallungen ſind dem Vormundſchaftsgerichte zurückzugeben.) 

E 1 1724 Abſ 2 11 1770 Abf 2 M 4, 1225 P 4, 837. 

1. Die Erteilung einer neuen Beſtallung an den Vormund oder die Berichtigung 
der Beſtallung iſt nötig, weil nach $ 1791 letzter Satz die Beſtallung über die Einſetzung 
eines Familienrats Auskunft geben ſoll. 


VII. Beendigung der Normundſchaft 


9 1882 


Die Vormundſchaft endigt mit dem Wegfalle der im § 1773 für die An⸗ 
ordnung der Vormundſchaft beſtimmten Vorausſetzungen ) ). 

€ I 1703 Ubf 1 11 1740 M 4, 1193 P 4, 825. 

1. Die Vorausſetzungen der Vormundſchaft fallen weg a) mit dem Aufhören der 
Minderjährigkeit des Mündels, b) mit dem Entſtehen der elterlichen Gewalt, vorausgeſetzt, 
daß ihr Inhaber nicht von der Vertretung in perſönlichen und Vermögensangelegenheiten 
ausgeſchloſſen iſt, und mit dem Aufhören des Ruhens der elterlichen Gewalt, c) mit der 
Übernahme der vormundſchaftlichen Fürſorge durch den ausländiſchen Heimatsſtaat, d) mit 
dem Tode des Mündels. Die Regel, daß bei Wegfall der Vorausſetzungen die Vormund⸗ 
ſchaft ohne weiteres endigt, erleidet jedoch gewiſſe Ausnahmen und zwar au b) durch 
die Vorſchrift des 5 1883, zu d) durch die Vorſchrift des $ 1884. Unter b) fällt es auch, 
wenn der bisher unbekannte Familienſtand des Mündels (vgl. § 1773 A 3) 
ermittelt und hierbei feſtgeſtellt wird, daß ſich das Kind in Wahrheit in elterlicher Gewalt 
befindet. Man wird indes in dieſem Falle zur Beendigung der Vormundſchaft ihre Aufhebung 
u erfordern haben, da erſt hierdurch das Beſtehen der elterlichen Gewalt kundbar wird. 

benſo wird, wenn die vormundſchaftliche Fürſorge von dem ausländiſchen Heimats⸗ 
ſtaat übernommen wird (Art 23 EG, 9 47 FGG, vgl. 8 1773 A 1) oder die weitere Für⸗ 
ſorge des Inlandes für entbehrlich erachtet wird, die Beendigung der deutſchen Vormund⸗ 
ſchaft von der in der Aufhebung der Vormundſchaft ſich kundgebenden Entſchließung der 
inländiſchen Behörde abhängig zu machen ſein. Durch Erreichung der Volljährigkeit 
endigt die Vormundſchaft unbedingt, auch wenn in der Beſtallung das Alter des Mündels 
unrichtig angegeben ſein ſollte oder aus beſonderen Gründen eine weitere Bevormundung 
nötig wird. Der bisherige Altersvormund kann in dieſem Falle als Vormund des Voll- 
jährigen oder als Pfleger neu verpflichtet werden (über feine Herausgabepflicht ſ. 8 1890 
A 2). Der Volljährigkeit ſteht nach 5 3 Abſ 2 die Volljährigkeitserklärung gleich. Sie wird 
wirkſam in dem Augenblick, in welchem der ſie ausſprechende Beſchluß dem für volljährig 
Erklärten zugeſtellt wird (3 16 Abſ 1 FG). Iſt das Alter des Mündels wie bei Findel⸗ 
kindern nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen, jo hat der Vormundſchaftsrichter hierüber nach ver⸗ 
ſtändigem Ermeſſen zu entſcheiden, und ſeine Entſcheidung muß für die Fortdauer als maß⸗ 
gebend angeſehen werden. Wird die Vormundſchaft über einen Ausländer geführt, 
fo beſtimmt ſich der Zeitpunkt der Volljährigkeit nach ausländiſchem Recht, unbeſchadet der 
Befugnis des deutſchen Vormundſchaftsgerichts, die Vormundſchaft, wenn der Mündel nach 
deutſchem Recht volljährig geworden iſt, durch Aufhebung zur Beendigung zu bringen (RG 
Pr. JM Bl 98, 108). Über die Bedeutung der Beendigung der Vormundſchaft für das Auf⸗ 
hören der Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts |. $ 1892 A 1 und über ihre Bedeutung 
für das Vertretungsrecht des Vormundes |. § 1793 A 3. 
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2. Über die Volljährigkeit hinaus kann die Vormundſchaft nicht verlängert werden. 
Einen der Vormundſchaft ähnlichen Zuſtand kann allerdings der Erblaſſer dadurch herbei⸗ 
führen, daß er die Verwaltung des dem Erben hinterlaſſenen Erbteils einem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker überträgt (vgl. 88 2209, 2306). Es bleibt daher, wenn der Erblaſſer eine über 
die Volljährigkeit des Erben hinaus dauernde Vormundſchaft (Pflegſchaft) angeordnet hat, 
zu prüfen, ob die Anordnung nicht unter dem Geſichtspunkte, daß die Beſtellung eines 
Teſtamentsvollſtreckers gewollt iſt, ſich aufrechterhalten läßt. 

3. Die Aufhebung der Vormundſchaft wird wirkſam durch Mitteilung der Ber- 
fügung an den Vormund, deſſen Amt hierdurch erliſcht (516 Ab 1 FGG). Gegen die Auf- 
hebung ſteht nach 5 57 Nr 1 866 einem jeden, der ein rechtliches Intereſſe am Fortbeſtehen 
der Vormundſchaft hat, desgleichen dem Ehegatten und den Verwandten (Verſchwägerten) 
des Mündels die Beſchwerde zu. Das Vormundſchaftsgericht kann die von ihm getroffene 
Verfügung ändern. Die Vormundſchaft iſt in dieſem Falle, wenn die Aufhebung bereits 
wirkſam geworden iſt, von neuem einzuleiten. 


8 1883 


Wird der Mündel durch nachfolgende Ehe legitimiert, ſo endigt die 
Vormundſchaft erſt dann, wenn die Vaterſchaft des Ehemanns durch ein 
zwiſchen ihm und dem Mündel ergangenes Urteil rechtskräftig feſtgeſtellt iſt 
oder die Aufhebung der Vormundſchaft von dem Vormundſchaftsgericht an⸗ 
geordnet wird. 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Aufhebung anzuordnen, wenn es 
die Vorausſetzungen der Legitimation für vorhanden erachtet. Solange der 
Ehemann lebt, ſoll die Aufhebung nur angeordnet werden, wenn er die Vater⸗ 
ſchaft anerkannt hat oder wenn er an der Abgabe einer Erklärung dauernd 
verhindert oder ſein Aufenthalt dauernd unbekannt iſt.“) 

E 1 1703 Abſ 2 II 1741 M 4, 1194 P 4, 825. 

1. Die Legitimation des Mündels durch nachfolgende Ehe ſetzt voraus, daß der Ehe ⸗ 
mann der Mutter des Mündels der natürliche Vater des Mündels iſt. Da das Vorhanden⸗ 
ſein dieſer Vorausſetzung oft zweifelhaft iſt, auch das von dem Ehemann in öffentlicher Ur⸗ 
kunde abgegebene Anerkenntnis der Vaterſchaft nach $ 1720 Abſ 2 nur eine Vermutung 
begründet, ſo wird zur Beendigung der Vormundſchaft entweder ein die Vater ſchaft 
des Ehemannes feſtſtellendes rechtskräftiges Urteil oder die aus. 
drückliche Aufhebung der Vormundſchaft durch das Vormundſchaftsgericht 
erfordert. Das Urteil muß im Prozeſſe zwiſchen dem Vater als Ehemann und dem ehelich 
gewordenen Kinde ergangen ſein (beſtr.), da nur in dieſem Falle das Urteil nach näherer 
Beſtimmung des 3 643 380 Rechtskraftwirkung für und gegen alle hat. Will das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ohne vorgängiges Urteil die Aufhebung der Vormundſchaft ausſprechen, ſo ſoll 
es ſich, ſoweit dies möglich ift, eine Anerkennung der Vaterſchaft erteilen laſſen, die nicht 
gerade in öffentlicher Urkunde erklärt zu werden braucht (vgl. $ 1720 A 1 u. 2). 
Das Vormundſchaftsgericht hat außerdem zu prüfen, ob Bedenken gegen die Richtigkeit 
der Anerkennung vorliegen. Bis zur Rechtskraft des Urteils oder bis zur Aufhebung bleibt die 
Vormundſchaft und damit auch die Vertretungsmacht des Vormundes beſtehen, unbeſchadet 
der aus der elterlichen Gewalt von dem Vater bereits erlangten Rechte, ſodaß bis zu jenem 
Zeitpunkte ſowohl der Vormund als der Vater vertretungsberechtigt iſt und bei einem Wider⸗ 
ſtreit der von beiden Teilen getroffenen Verfügungen die frühere Verfügung den Vorrang 
vor der ſpäteren hat. — Über den Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Aufhebung und das Be⸗ 
ſchwerderecht |. $ 1883 A 3. 

§ 1884 

Iſt der Mündel verſchollen, ſo endigt die Vormundſchaft erſt mit der 
Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht. Das Vormundſchaftsgericht 
hat 95 Vormundſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Mündels bekannt 
wird!). 

Wird der Mündel für tot erklärt, ſo endigt die Vormundſchaft mit der 
Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils ). 

E 1 1703 Abf 1 Nr 1 11 1742 M 4, 1194 P 4, 825. 


1. Mit dem Tode des Mündels oder der Todeserklärung erreicht die Vormundſchaft 
ihr Ende. Iſt der Mündel verſchollen, ift ſeit längerer Zeit keine Nachricht von ihm ein- 
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gegangen, ſo iſt es ungewiß geworden, ob der Mündel noch am Leben iſt. Über die Fort⸗ 
dauer der Vormundſchaft hat deshalb der Vormundſchaftsrichter zu befinden, der nach dem 
Ergebnis der Ermittelungen zu entſcheiden hat, ob das Ableben des Mündels derart wahr⸗ 
ſcheinlich iſt, daß daraufhin die Vormundſchaft aufgehoben werden kann. Das Verſchollen⸗ 
ſein des Mündels hat nicht zur Folge, daß ſonſtige Gründe (außer dem Tode des Verſchol⸗ 
lenen), die ohne weiteres die Beendigung der Vormundſchaft herbeiführen, dieſe Wirkung 
nicht hätten und es ſomit auch in dieſen Fällen der Aufhebung bedürfte (beſtr.) — Über den 
Zeitpunkt des Wirhamwerdens der Aufhebung und das Beſchwerderecht |. 5 1883 A 3. 

2. Die Rechtskraft des Ausſchlußurteils tritt, da ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet 
(5 957 ZPO), bereits mit dem Erlaß des Urteils ein. Die Todeserklärung bewirkt endgültig 
in dieſem Zeitpunkt die Beendigung der Vormundſchaft (vgl. $ 18 A 1). Auch wenn ſich 
ſpäter herausſtellt, daß der für tot erklärte Mündel noch lebt oder das Urteil infolge der An⸗ 
fechtungsklage aufgehoben wird, gilt die Vormundſchaft nicht als fortbeſtehend (anders für 
den Fall der Aufhebung des Urteils die herrſchende Meinung), ſondern es lann nötigenfalls 
nur eine neue Vormundſchaft eingeleitet werden. 


8 1885 


Das Amt des Vormundes endigt mit ſeiner Entmündigung) ). 

Wird der Vormund für tot erklärt, ſo endigt ſein Amt mit der Erlaſſung 
des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils“). 

€ 1 1704 Nr 1 u. 2 II 1743 M 4, 1195 P 4, 827. 

1. Entmündigung und Todeserklärung des Vormundez. Das Amt des Vormundes 
wird nicht ſchon dadurch beendigt, daß der Vormund geſchäftsunfähig wird oder die un⸗ 
beſchränkte Geſchäftsfähigkeit verliert. Dies iſt nur ein Grund, den Vormund (deſſen, Willens⸗ 
erklärungen im Falle der Geſchäftsunfähigkeit nichtig find), aus $ 1886 zu entlaſſen. Die 
unmittelbare Beendigung tritt, abgeſehen von dem Tode des Vormundes, nur ein, wenn 
er (wegen Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht) entmündigt 
wird oder für tot erklärt wird. Es muß alſo ein amtliches Verfahren ſtattfinden, in welchem 
das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des Amtsverluſtes feſtgeſtellt wird. Die ſpätere 
Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes infolge der Anfechtungsklage hat ebenſowenig 
wie die Aufhebung des die Todeserklärung ausſprechenden Ausſchlußurteils zur Folge, daß 
das Amt des Vormundes wieder auflebt (f. wegen des Entmündigungsbeſchluſſes $ 672 
Satz 2 ZPO). Über den Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Entmündigung |. $ 1896 A 1, über 
die Wirkſamkeit der Todeserklärung $ 1884 A 2 und über die im Falle der Entmündigung 
dem Vormundſchaftsgericht zu machende Mitteilung $ 1896 A 1 a. E. it dem Prozeß- 
richter bekannt, daß der Entmündigte eine Vormundſchaft führt, jo wird er, wennſchon 
dies nicht beſonders vorgeſchrieben iſt, auch zu dieſen Vormundſchaftsakten Mitteilung zu 
machen haben. Der Vormundſchaftsrichter iſt natürlich nicht gehindert, ſchon vor Erlaß des 
Entmündigungsbeſchluſſes oder des Todeserklärungsurteils den Vormund aus § 1886 zu 
entlaſſen. Er darf ſogar, wenn er ſich nicht erſatzpflichtig machen will, den Ausfall jenes 
Verfahrens nicht untätig abwarten, ſondern hat gegebenenfalls durch Beſtellung eines Pflegers 
für Wahrnehmung der Intereſſen des Mündels zu ſorgen. 

2. Was die ſonſtigen Beendigungsgründe des Amtes des Vormundes betrifft, ſo iſt 
eine Beſtellung des Vormundes auf Zeit oder bis zu einem beſtimmten Ereigniſſe in der 
Weiſe, daß mit dem Eintritt der Zeit oder des Ereigniſſes ſein Amt ohne weiteres endigt, 
nicht möglich. Nach § 1790 kann die Entlaſſung für letzteren Fall nur vor behalten 
werden. Über die Entlaſſung zum Zweck der Einſetzung des berufenen Vormundes |. 
9 1778 A 3. Das Amt des Vormundes wird außerdem gemäß Art 136 EG nach Maßgabe 
der landesgeſetzlichen Beſtimmungen mit dem Eintritt des geſetzlichen Vormundes (Anſtalts⸗ 
vormundes oder Berufsvormundes) beendigt. 


8 1886 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund zu entlaſſen, wenn die 
Fortführung des Amtes, insbeſondere wegen pflichtwidrigen Verhaltens 
des Vormundes, das Intereſſe des Mündels gefährden würde) oder wenn 
1 der Perſon des Vormundes einer der im 8 1781 beſtimmten Gründe vor⸗ 

iegt?) !). 
5 1 5 1704 Nr g, 1705 Nr 1 u. 2 11 1744 M 4, 1196 P 4, 831. 

1. Entlaſſung des Vormundes. Die Intereſſen des Mündels entſcheiden ausſchließ⸗ 
lich darüber, ob der beſtellte Vormund in ſeinem Amte zu belaſſen iſt. Die Entlaſſung iſt 
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nicht dadurch bedingt, daß es bereits zu einer Schädigung des Mündels gekommen iſt. Es 
genügt eine Gefährdung ſeiner Intereſſen, die bereits in beſtimmten Handlungen 
zutage getreten ſein kann oder aus der ganzen Sachlage ſich ergeben kann. Die Verhältniſſe 
können mit oder ohne Schuld der Beteiligten ſich derartig zugeſpitzt haben, es kann zwiſchen 
dem Vormunde und dem Mündel eine ſolche Entfremdung eingetreten ſein, daß eine ge⸗ 
deihliche Wirkſamkeit des Vormundes nicht mehr zu erwarten iſt. Die Verletzung der dem 
Vormundſchaftsgericht ſchuldigen Achtung durch den Vormund oder eine ungerechtfertigte 
Mißſtimmung der Mutter gegen den Vormund kann allein zur Entlaſſung nicht genügen. 
Daß der Vormund, — wie $ 1833 vorausſetzt — pflichtwidrig gehandelt habe, iſt 
zur Anwendung des $ 1886 nicht unbedingt erforderlich. § 1886 will den Mündel auch davor 
ſchützen, daß der Vormund nicht geeignet iſt, die Pflichten ſeines Amtes in gehöriger Weiſe 
zu erfüllen oder doch den im gegebenen Falle an ihn zu ſtellenden beſonderen Anforderungen 
nicht gewachſen iſt. Ein Grund zur Entlaſſung kann es auch ſein, wenn der Vormund in ſo 
hohem Maße eigenwillig und rechthaberiſch iſt, daß er ſich trotz aller Vorhaltungen von der 
Unzweckmäßigkeit feiner Maßnahmen ſich nicht überzeugen läßt (KG in RIA 5, 219). Das 
Vormundſchaftsgericht hat natürlich, bevor es zur Entlaſſung ſchreitet, ſorgfältig zu prüfen, 
ob nach dem Geſamtverhalten des Vormundes und der Größe der Gefahr die Entlaſſung 
im Intereſſe des Mündels iſt, ob zu ſeiner Sicherung nicht andere Maßnahmen ausreichen. 
Eine Beſchränkung feiner Befugniſſe durch Beſtellung eines Pflegers, die nach 8 1796 nur bei 
Vorhandenſein eines erheblichen Intereſſengegenſatzes zuläſſig iſt, braucht allerdings der 
Vor mund, wenn ein ſolcher Grund nicht vorliegt, ſich nicht gefallen zu laſſen. 

2. Der Vormund iſt ferner zu entlaſſen, wenn er von vornherein wegen Vorliegens 
eines Untauglichkeitsgrundes aus $ 1781 nicht als Vormund hätte beſtellt werden ſollen 
oder nachträglich ein ſolcher Untauglichkeitsgrund eingetreten iſt. Ebenſo iſt, wennſchon 
§ 1886 dieſen Fall nicht beſonders erwähnt, die Entlaſſung geboten, wenn der Vormund 
nachträglich geſchäftsunfähig geworden iſt, ſoweit nicht infolge der Entmündigung des Vor⸗ 
mundes fein Amt ohne weiteres aufgehört hat (vgl. § 1885 A 1). Über die Geſchäftsunfähig⸗ 
keit des Vormundes |. $ 1780 A 1, $ 1885 A 1, über die Unbeachtlichkeit des Untauglich⸗ 
keitsgrundes aus $ 1782 ſ. A 1 dal. 

3. Hinſichtlich des Verfahrens iſt zu bemerken, daß der Vormundſchaftsrichter regel⸗ 
mäßig, wenn nicht Gefahr im Verzuge iſt, ſich der Pflicht nicht wird entziehen können, vor 
der Entlaſſung den Vormund zu hören. Desgleichen wird die zuvorige Anhörung von Ver⸗ 
wandten und Verſchwägerten des Mündels gemäß $ 1847 der Regel nach am Platze fein. 
Gegen die Entlaſſung ſteht dem Vormunde die ſofortige Beſchwerde zu (§ 60 Nr 3 FGG). 
Iſt die Entlaſſung entgegen dem Antrage des Gegenvormundes abgelehnt, ſo iſt dieſer nach 
$ 57 Nr 6 JG zur Beſchwerde berechtigt. Auch dem über 14 Jahre alten Mündel und 
den ſonſtigen Intereſſenten wird bei Ablehnung der Entlaſſung das Beſchwerderecht aus 557 
Nr I FG dann nicht zu verſagen fein, wenn die Entlaſſung aus Rückſichten auf die Sorge 
für die Perſon des Mündels beantragt war (vgl. KG in RIA 6, 7; Bayer Ob LG in SeuffA 
61 Nr 160). Wird der Anſtaltsvormund oder Berufsvormund (vgl. § 1773 A 4) vom Vor- 
mundſchaftsgericht entlaſſen, ſo iſt auch der Gemeindevorſtand zur Einlegung der Beſchwerde 
berechtigt. Die Entlaſſung tritt in Kraft mit der Bekanntmachung des Beſchluſſes an den 
Vormund. Noch nach der Entlaſſung kann der Vormund eine wegen Pflichtwidrigkeit gegen 
ihn erlaſſene Aufſichtsverfügung durch Beſchwerde anfechten (KJ 30 A 25). 


8 1887 


Das Vormundſchaftsgericht kann eine Frau, die zum Vormunde beſtellt 
iſt, entlaſſen, wenn ſie ſich verheiratet. 

Das Vormundſchaftsgericht hat eine verheiratete Frau, die zum Vor⸗ 
munde beſtellt iſt, zu entlaſſen, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zur Über⸗ 
nahme oder zur Fortführung der Vormundſchaft verſagt oder die Zuſtimmung 
widerruft. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn der Mann der 
Vater des Mündels iſt )). 

E 1 1704 Nr 3, 1705 Nr 3, 1707 II 1745 M 4, 1196 P 4, 831 u. 833. 

1. Eine verheiratete Fran ſoll nach § 1783 zum Vormunde nur mit Zuſtimmung 
ihres Mannes beſtellt werden, falls es ſich nicht um fein Kind handelt. Dem Vor- 
mundſchaftsrichter iſt es zwar geſtattet, die Ehefrau ſchon vor Beibringung der Zuſtimmung, 
wenn ihm die Erteilung unbedenklich erſcheint, als Vormund zu verpflichten, es muß aber 
die Entlaſſung erfolgen, falls die Zuſtimmung — was der Vormundſchaftsrichter zu über⸗ 
wachen hat — nicht nachgebracht wird. Eine ausdrückliche Verſagung wird, wenngleich 
der Wortlaut des $ 1887 hierfür zu ſprechen ſcheint, nicht zu fordern fein. Die erteilte Zu- 
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ſtimmung kann der Ehemann, ohne daß ihn ein etwaiger Verzicht auf das Widerrufsrecht 
bindet, beliebig widerrufen; der Widerruf iſt von dem Vormundſchaſtsgericht jedoch 
nur zu beachten, wenn er ihm gegenüber erklärt wird (beſtr.). Hat ſich die Frau erſt nach 
der Beſtellung zum Vormunde verheiratet, ſo hat der Mann, da ſie die aus dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Amte folgenden Verpflichtungen ſchon vor der Eheſchließung übernommen hat, 
kein Widerſpruchsrecht. Der Vormundſchaftsrichter kann aber die Frau unter billiger Rück⸗ 
ſichtnahme auf ihre häuslichen Verhältniſſe, die ihr eine gedeihliche Führung der Vormund⸗ 
ſchaft erſchweren, entlaſſen und iſt hierzu ſelbſt dann berechtigt, wenn der Mann ſeine 
Zuſtimmung zur Fortführung der Vormundſchaft erteilt. 


§ 1888 

Iſt ein Beamter oder ein Religions diener zum Vormunde beſtellt, jo 
hat ihn das Vormundſchaftsgericht zu entlaſſen, wenn die Erlaubnis, die nach 
den Landesgeſetzen zur Übernahme der Vormundſchaft oder zur Fortführung 
der vor dem Eintritt in das Amts: oder Dienſtverhältnis übernommenen 
Vormundſchaft erforderlich iſt, verſagt oder zurückgenommen wird oder wenn 
die nach den Landesgeſetzen zuläſſige Unterſagung der Fortführung der Vor⸗ 
mundſchaft erfolgt?). 

E 1704 Nr 3, 1705 Nr 4 Il 1746 M 4, 1196 P 4, 831. 

1. S. Erläuterung zu § 1784. 


§ 1889 
8 

Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund auf ſeinen Antrag zu 
entlaſſen, wenn ein wichtiger Grund ) vorliegt; ein wichtiger Grund iſt ins⸗ 
beſondere der Eintritt eines Umſtandes, der den Vormund nach § 1786 Abi. 1 
Nr. 2 bis 7 berechtigen würde, die übernahme der Vormundſchaft abzulehnen. 

E 1 1704 Nr 3, 1706 II 1747 M 4, 1196 u. 1199 P 4, 832. 

1. Entlaſſung auf Antrag des Vvormundes. Als wichtiger Grund, der dem 
Vormund ein Recht auf Entlaſſung gibt, iſt der nachträgliche Eintritt eines der Al» 
lehnungsgründe des 9 1786 Abſ 1 Nr 2 bis 7 bezeichnet. § 1786 Nr 1, 
wonach eine Frau die Übernahme der Vormundſchaft ablehnen kann, kommk naturgemäß 
nicht in Betracht, da dieſer Ablehnungsgrund nicht nachträglich eintreten kann. Aus⸗ 
geſchieden ift der Ablehnungsgrund des 81786 Nr 8 (Führung von mehr als einer Vormund⸗ 
ſchaft oder Pflegſchaft), um dem Vormunde nicht die Möglichkeit zu geben, durch Übernahme 
einer weiteren Vormundſchaft ſich der Führung einer ihm unbequemen Vormundſchaft zu 
entziehen. Im übrigen hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu beurteilen, 
ob ein wichtiger Grund vorliegt, ob nach der Geſtaltung der Verhältniſſe die Fortführung des 
Amtes dem Vormunde beſonders beſchwerlich iſt und deshalb nach Billigkeit nicht von ihm 
verlangt werden kann. Nicht ganz außer Betracht darf hierbei bleiben, welchen Nachteil 
der Mündel durch den Wechſel des Vormundes erfährt. Iſt eine ſchwierige Angelegenheit 
im Gange, in welche der Nachfolger ſich nicht leicht hineinarbeiten kann, jo wird es unter Um⸗ 
ſtänden dem Vormunde zuzumuten ſein, daß er noch bis zur Ordnung dieſer Angelegenheit 
im Amte verbleibt. Als wichtiger Grund kann nach Lage der Sache auch ein Ablehnungs⸗ 
grund, der bereits bei Übernahme der Vormundſchaft beſtanden hat, und ſelbſt ein Ab⸗ 
lehnungsgrund aus § 1786 Nr 8 angeſehen werden. Gegen die Ablehnung feines Antrags 
auf Entlaſſung ſteht dem Vormunde nach $ 20 FG die Beſchwerde zu. Ein Verzicht auf 
das Recht auf Entlaſſung iſt nur wirkſam, wenn er dem Vormundſchaſtsgericht gegenüber er- 


llärt iſt. 
§ 1890 

Der Vormund hat nach der Beendigung ſeines Amtes!) dem Mündel 
das verwaltete Vermögen herauszugeben) und über die Verwaltung Reihen: 
ſchaft abzulegen). Soweit er dem Vormundſchaftsgerichte Rechnung gelegt 
hat, genügt die Bezugnahme auf dieſe Rechnung). 

E 1 1700 Abſ 1 u. 2 II 1786 M 4, 1184 P 4, 819. 

1. Aus der Natur der Verwaltung folgt, daß der Vormund nach Beendigung ſeines 
Amtes das Vermögen an den Mündel herauszugeben und ſich darüber, daß das herausgegebene 
Vermögen das ſämtliche dem Mündel zukommende Vermögen iſt, auszuweiſen hat (Pflicht 
der Herausgabe und Rechenſchaftsablegung). Dieſe Verpflichtungen 
ſind, falls der Vormund verſtorben iſt, von den Erben zu erfüllen. Iſt der Vormund in 
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Konkurs verfallen, ſo verbleibt ihm die Pflicht zur Rechenſchaftslegung, die Konkursmaſſe 
haftet aber für den Schadenserſatz, den der Mündel wegen ungenügender Rechenſchaftslegung 
zu beanſpruchen hat. Zu leiſten iſt an den Mündel oder ſeine Erben oder den neuen geſetzlichen 
Vertreter. Hat der Mündel feinen Anſpruch an einen Dritten abgetreten, jo ift dieſer em- 
pfangsberechtigt. Sit der Mündel nur zuſammen mit andern Perſonen berechtigt, ſo kann 
die Herausgabe, falls nicht eine Auseinanderſetzung erfolgt oder der volljährig gewordene 
Mündel von dem unter vormundſchaftlicher Verwaltung verbleibenden Vermögen ab⸗ 
geſchichtet wird, an die Berechtigten nur gemeinſchaftlich erfolgen, zu welchem Zwecke ſich 
dieſe nötigenfalls durch einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten vertreten laſſen müſſen. 
Die Prüfung der Empfangsbefugnis bleibt in allen dieſen Fällen dem Vormunde überlaſſen. 
Die Herausgabe erübrigt ſich, wenn nach Beendigung der Altersvormundſchaft über den 
volljährig gewordenen Mündel eine neue Vormundſchaft (Pflegſchaft) eingeleitet iſt und der 
bisherige Vormund auch in der neuen Vormundſchaftsſache beſtellt iſt. Es muß aber auch 
in dieſem Falle durch eine bis zur Beendigung der Altersvormundſchaft fortzuführende Rech⸗ 
nungslegung klargeſtellt werden, welches Mündelvermögen in dieſem Zeitpunkt vorhanden 
iſt. Der Beſtellung eines Pflegers zur Entgegennahme der Rechnung bedarf ez nicht. 

2. Die Pflicht zur Herausgabe des verwalteten Vermögens beſteht nicht nur darin, 
daß der Vormund dem Mündel den Beſitz der zum Mündelvermögen (rechtlich oder auch 
nur tatſächlich) gehörigen Sachen und der auf das Mündelvermögen ſich beziehenden Ur 
kunden überläßt. Iſt er wegen Untergangs oder Beſchädigung einer Sache oder, weil er den 
Verbleib eines Gegenſtandes nicht nachweiſen kann, erſatzpflichtig, ſo gehört es zu der Pflicht 
der Herausgabe, daß er dieſen Erſatz leiſtet. Sind die Vermögensgegenſtände im Beſitz eines 
Dritten, fo genügt der Vormund feiner Herausgabepflicht dadurch, daß er den Mündel durch 
Übergabe der Legitimationsurkunden, Anzeige von der Beendigung des Amtes an den Dritten 
rechtlich in die Lage ſetzt, feine Anſprüche ſelbſt geltend machen zu können. Er hat auch 
dem Mündel die zur Geltendmachung der Anſprüche erforderliche Auskunft zu erteilen (vgl. 
$ 402). Die gleichen Pflichten hat der Vormund hinſichtlich der zum Mündelvermögen ge⸗ 
hörigen Rechte. Die Löſchung des für den Mündel eingetragenen Sperrvermerks (85 1809, 
18141816) ift nicht nötig, da der Sperrvermerk nur für die Dauer der Vormundſchaft Be⸗ 
deutung hat. Die Pflicht zur Herausgabe hat der Vormund ſogleich nach Beendigung der 
Verwaltung zu erfüllen, ohne daß er damit ſo lange warten darf, bis die von ihm zu legende 
Rechnung abgenommen iſt. Wegen etwaiger Gegenanſprüche ſteht ihm ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht nach $$ 273, 274 zu. Das Zurückbehaltungsrecht darf, wenn es ſich um eine gering⸗ 
fügige Gegenforderung handelt, nicht in unbilliger Weiſe über das zur Sicherung erforderliche 
Maß ausgedehnt werden (RG 61, 128). Etwaige durch die Herausgabe entſtehende Koſten 
fallen dem Mündel zur Laſt. 

3. Die Rechenſchaftsablegung umfaßt nicht bloß die Rechnungslegung, ſondern auch 
die ſonſt nötige Auskunfterteilung über die Vermögensverwaltung (vgl. 5 1891). Sie er- 
ſtreckt ſich auf alle Gegenſtände, die in die Verwaltung des Vormundes (nicht bloß in ſeinen 
Beſitz) gekommen find und auf die ganze Zeit der von ihm geführten Verwaltung. Gehört 
z. B. zu dem Mündelvermögen eine Darlehnsforderung, jo kann der Mündel Auskunft da- 
rüber verlangen, aus welchen Einzelbeträgen das Darlehen ſich zuſammenſetzt, wann der 
Schuldner die einzelnen Beträge erhalten hat, welche Vereinbarungen über das Darlehen, 
insbeſondere über Verzinſung, Kündigung und Rückzahlung getroffen ſind (RG 25. 2. 04 
IV 321/03). Über die Art der Einrichtung der Rechnung ſ. § 1841 A 1 u. 2. Soweit wäh⸗ 
rend der Dauer der Vormundſchaft bereits Rechnung gelegt iſt, kann auf dieſe Rechnung 
— vorbehaltlich der etwa nötig gewordenen Vervollſtändigung oder Berichtigung — Bezug 
genommen werden. Dadurch, daß die Jahresrechnungen und das dem Vormundſchafts⸗ 
gericht eingereichte Vermögensverzeichnis ein Beſtandteil der dem Mündel zu legen- 
den Rechnung werden, gewinnen ſie inſofern eine andere Bedeutung, als der Mündel ge⸗ 
mäß 58 259 Abſ 2 u. 3, 260 Abſ 2 u. 3 die eidliche Erhärtung der Vollſtändigkeit der Ein⸗ 
nahmen und des Vermögens verlangen darf. Von der Verpflichtung zur Legung der Rech⸗ 
nung an den Mündel kann der Vormund durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen 
Mutter des Mündels nicht befreit werden. $ 1854 geſtattet die Befreiung nur für die Dauer 
der Vormundſchaft. Dagegen iſt der Erblaſſer hinſichtlich des von ihm nachgelaſſenen Ver⸗ 
mögens nicht gehindert, den Vormund von jeder Rechnungslegungspflicht zu befreien. Nur 
15 9 des Vermögensverzeichniſſes kann er dem Vormunde nicht erlaſſen (vgl. 


8 1891 
Iſt ein Gegenvormund vorhanden, ſo hat ihm der Vormund die Rech⸗ 
nung vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit den Bemerkungen 
zu verſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt). 
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Der Gegenvormund hat über die Führung der Gegenvormundſchaft 
und, ſoweit er dazu imſtande iſt, über das von dem Vormunde verwaltete 


Vermögen auf Verlangen Auskunft zu erteilen.?) 

E 1 1700 Abſes II 1737 M 4, 1184 P 4, 819. 

1. Mitwirkung des Gegenvormundes. Bezüglich der von dem Vormunde dem Mündel 
zu legenden Rechnung hat der Gegenvormund dem Mündel gegenüber die gleichen Ver⸗ 
pflichtungen zu erfüllen wie bezüglich der während der Dauer der Vormundſchaft dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu legenden Rechnungen (vgl. § 1842). Nur iſt der Gegenvormund 
nicht mit der Pflicht been den Vermögensbeſtand ſich nachweiſen zu laſſen, da dieſer 
Nachweis jetzt dem Mündel zu führen iſt. Iſt zur Zeit der Beendigung der Vormundſchaft 
ein Gegenvormund nicht mehr vorhanden, ſo iſt nicht etwa zur Prüfung der Rechnung 
ein neuer Gegenvormund zu beſtellen. Auch iſt, wenn nach Beendigung des Amtes des Vor⸗ 
mundes (ohne daß die Vormundſchaft aufgehört hat) ein neuer Gegenvormund beſtellt iſt, 
dieſer nur mit der Prüfung der von dem neuen Vormunde einzureichenden Rechnung, nicht 
mit der Prüfung der von dem bisherigen Vormunde zu legenden Rechnung befaßt. 

2. Der Gegenvormund, der während beſtehender Vormundſchaft zur Auskunfts⸗ 
erteilung an das Vormundſchaftsgericht verbunden iſt, hat nach beendeter Vormundſchaft 
oder nach Beendigung des Amtes des Vormunds nunmehr dem Mündel auf deſſen Ver⸗ 
langen über die Vermögensverwaltung des Vormundes, zu deſſen Überwachung er beſtellt 
war, ſoweit es ihm möglich iſt, Auskunft zu geben. 


9 1892 


Der Vormund hat die Rechnung, nachdem er ſie dem Gegenvormunde 
vorgelegt hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen“). 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungsmäßig und ſach⸗ 
lich zu prüfen und deren Abnahme durch Verhandlung mit den Beteiligten 
unter Zuziehung des Gegenvormundes zu vermitteln. Soweit die Rechnung 
als richtig anerkannt wird, hat das Vormundſchaftsgericht das Anerkennt⸗ 
nis zu beurkunden ). 

E 1 1701 11 1738 M 4, 1186 P 4, 819. 

1. Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts nach Beendigung der Vormundſchaft. 
Die Beendigung der Vormundſchaft hat nicht zur Folge, daß die amtlichen Befugniſſe des 
Vormundſchaftsgerichts ſofort erlöſchen. Sie bleiben vielmehr hinſichtlich der zur Erledigung 
der Vormundſchaft vorzunehmenden Geſchäfte in vollem Umfange beſtehen (RG 16. 9. 09 
IV B 376/09). Das Vormundſchaftsgericht darf noch nach beendeter Vormundſchaft dem 
Vormunde eine Vergütung bewilligen. Auch darf die noch vor Beendigung der Vormund⸗ 
ſchaft erfolgte Bewilligung nachträglich im Beſchwerdewege angefochten und durch das 
Beſchwerdegericht geändert werden (Kc in RIA 2, 5 ff., 6, 14). Die vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Fürſorge betätigt ſich nach Beendigung der Vormundſchaft hauptſächlich darin, 
daß es im Intereſſe der Auseinanderſetzung zwiſchen Vormund und Mündel ſeine Ver⸗ 
mittlung eintreten läßt. Zur Durchführung der ihm auf dieſem Gebiete zugewieſenen 
Aufgaben darf es die ihm zuſtehende Zwangsgewalt benutzen. Die ſehr beſtrittene Frage, 
ob das Vormundſchaftsgericht berechtigt iſt, den bisherigen Vormund zur Einreichung der 
von ihm dem Mündel zu legenden Rechnung durch Ordnungsſtrafen anzuhalten, wird daher, 
falls nicht der Vormund eine beſondere Einigung mit dem Mündel behaupten kann, über 
die im Prozeßwege zu entſcheiden iſt, zu bejahen ſein. Abgeſehen von dieſem Falle hat der 
Mündel nicht' nötig, ſich das Recht auf Rechnungslegung erſt im Wege des Prozeſſes zu er⸗ 
kämpfen (KGG 32 A 53). Iſt die Rechnung eine derart ungenügende, daß fie ſchon äußerlich 
ſich nicht als Rechnung darſtellt, ſo kann ebenfalls mit Ordnungsſtrafen gegen den Vormund 
vorgegangen werden (KG in OL 14, 266, KJ 33 A 54). Das Vormundſchaftsgericht wird 
demgemäß auch für befugt zu erachten ſein, den Gegenvormund, ſoweit dies für die Ausein⸗ 
anderſetzung zwiſchen Vormund und Mündel dienlich erſcheint, gemäß $ 1891 zur Außerung 
darüber, ob er gegen die Rechnung etwas zu erinnern findet, und zur Auskunfterteilung, ſofern 
dieſe Auskunft auch von dem Mündel begehrt wird, anzuhalten (beſtr.). Eine ſolche Aus⸗ 
kunft kann das Vormundſchaftsgericht nötigenfalls unter Anwendung von Zwang auch von 
dem Vormunde fordern (beftr.), Die Herausgabe des Mündelvermögens 
iſt Sache des Vormundes, doch kann das Vormundſchaftsgericht den Vormund auch in dieſer 
Tätigkeit, ſoweit es ihm angemeſſen erſcheint, unterſtützen. Es kann, um den Umweg zu 
erſparen, daß die bei den Akten befindlichen Urkunden zunächſt an den Vormund zurück⸗ 
gegeben und dann von dieſem dem vielleicht entfernt wohnenden Mündel überſandt werden, 
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die Herausgabe im Einverſtändniſſe mit dem Vormunde in der Weiſe bewirken, daß es das 
auswärtige Gericht um Aushändigung erſucht, welches Rechtshilfeerſuchen nicht abgelehnt 
werden darf (RG 16. 9. 09 IV B 376/09). Über die Befugnis, die Rückgabe der Beſtallung 
zu erzwingen, |. $ 1893 A 2. 

2. Die dem Vormundſchaftsgericht obliegende rechnungsmäßige und ſachliche Prü⸗ 
fung der Rechnung dient nur zur Unterſtützung des (volljährig gewordenen) Mündels. 
Dieſem ſelbſt bleibt die Entſchließung überlaſſen, ob und welche Ausſtellungen er erheben 
will. Zur Verhandlung über Abnahme der Rechnung ſind die Beteiligten, der Mündel 
oder fein Rechtsnachfolger (vgl. $ 1890 A 1) und der bisherige Vormund und Gegenvor⸗ 
mund vorzuladen, ohne daß jedoch die Befolgung der Ladung erzwungen werden kann. Im 
Termine ſind die Vormundſchaftsakten dem erſchienenen Mündel vorzulegen und mit ihm 
durchzugehen. Das Vormundſchaftsgericht hat nach Erörterung des Sachverhältniſſes da⸗ 
rauf hinzuwirken, daß die Streitpunkte aufgeklärt werden und eine Einigung zuſtande kommt. 
Werden die Ausſtellungen des Mündels als begründet anerkannt, fo iſt demgemäß die Rech⸗ 
nung richtigzuſtellen. Wird die Rechnung von dem Mündel als richtig anerkannt, ſo iſt dies 
zu Protokoll, das von den Beteiligten unterſchrieben werden muß (F 177 FGG), feſtzuſtellen. 
Das Anerkenntnis iſt aber auch ohne Einhaltung dieſer Form gültig. Bleiben beſtimmte 
Punkte ſtreitig, jo iſt bezüglich dieſer Punkte bei Aufnahme des Anerkennt⸗ 
niſſes ein Vorbehalt zu machen. Erkennt der Mündel an, daß ihm das Vermögen richtig 
ausgeantwortet iſt, ſo iſt — e in $ 1892 hierüber nichts geſagt iſt — dies An- 
erkenntnis ebenfalls zu beurkunden. Soweit die Rechnung nicht als richtig anerkannt iſt, 
kann der Vormund, um gegen die ſpätere Geltendmachung von Erſatzanſprüchen geſchützt 
zu fein, Klage auf Feſtſtellung der Richtigkeit erheben (§ 256 3 PO). Das Anerkenntnis 
der Richtigkeit kann der Mündel, wenn er hierzu durch Irrtum beſtimmt war, nach den 
Grundſätzen der 88 812, 814 anfechten. Eine Anfechtung iſt nach den bezeichneten Beſtim⸗ 
mungen auch aus dem Geunde zuläſſig, daß ſich der Anerkennende irrtümlich zur Abgabe 
der Erklärung für verpflichtet gehalten hat (RG JW 02 Beil 255168). Im Zweifel iſt nicht 
anzunehmen, daß der Anerkennende auch auf ſolche Anſprüche hat verzichten wollen, die aus 
den ihm vorgelegten Vormundſchaftsakten und den ſonſtigen Unterlagen nicht erkennbar 
waren. Die Aufhebung der vom Vormund dem Mündel beſtellten Sicherheit kann nach 
Beendigung der Vormundſchaft nicht mehr das Vormundſchaftsgericht, ſondern nur der 
Mündel bewilligen. 

8 1893 


Im Falle der Beendigung der Vormundſchaft oder des vormundſchaft⸗ 
1 910 Amtes finden die Vorſchriften der 88 1682, 1683 entſprechende Ans 
wendung !). 

Der Vormund hat nach der Beendigung ſeines Amtes die Beſtallung 
dem Vormundſchaftsgerichte zurückzugeben !). 


E 1 1709 u. 1711 11 1749 M 4, 1202 P 4, 833. 

1. S. 5 1682 A 1 und $ 1683 A 1. 

2. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, den Vormund (Gegenvormund) durch 
Ordnungsſtrafen zur Rückgabe der Beſtallung anzuhalten, wird, wenngleich aus der Be⸗ 
endigung der Vormundſchaft ein grundſätzliches Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des Zwanges 
nicht herzuleiten iſt (vgl. $ 1892 A 1), zu verneinen fein (beſtr.). Es genügt, wenn das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht den Vormund, der die Beſtallung nicht zurückgibt, darauf aufmerkſam 
macht, daß er für etwaigen Mißbrauch der Beſtallung verantworklich bleibt. Nötigenfalls 
kann die Aufhebung — auf Koſten des Vormundes, deren Erſatz allerdings nur im Klage⸗ 
wege gefordert werden kann — öffentlich bekannt gemacht werden. 


8 1894 


Den Tod des Vormundes hat deſſen Erbe dem Vormundſchaftsgericht 
unverzüglich anzuzeigen ). 

Den Tod des Gegenvormundes oder eines Mitvormundes hat der Vor⸗ 
mund unverzüglich anzuzeigen :). 

E 1 1708 II 1748 M 4, 1201 P 4, 834. 

1. Den Tod des Vormundes (auch bei Todeserklärung) haben die Erben ohne ſchuld⸗ 
haftes Zögern (vgl. $ 121) dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, damit dieſes in der 
Lage iſt, einen neuen Vormund zu beſtellen und für die Zwiſchenzeit die im Intereſſe des 
Muͤndels erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Eine Pflicht, die von dem Vormunde 
begonn enen Geſchäfte, wenn mit dem Aufſchub Gefahr verbunden iſt, bis zur Möglichkeit 
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des Eingreifens des Vormundſchaftsgerichts fortzuführen, iſt — abweichend von der für 
den Auftrag uſw. in 38 673, 727, 1424 Abſ 2 und 2218 getroffenen Beſtimmung — 
ihnen nicht auferlegt. Wohl aber iſt zu verlangen, daß die Erben, was aus ihrer Pflicht 
zur Herausgabe folgt, für die einſtweilige Sicherung des Mündelvermögens ſorgen (vgl. 
M 4, 1202). Über die Anzeigepflicht im allgemeinen vgl. $ 1774 A 1. 

2. Entſprechend der Beſtimmung des Abſ 2 iſt nach § 1799 Ubi 1 Satz 2 auch der 
Gegenvormund im Falle des Todes des Vormundes oder eines Mitvormundes verpflichtet, 
hiervon Anzeige zu machen. Im Falle des Todes des Gegenvormundes oder Mitvormundes 
find außer dem Vormunde auch die Erben gemäß $ 1895 zur Anzeige verbunden. 


8 1895 


Die Vorſchriften der 88 1885 bis 1889, 1893, 1894 finden auf den Gegen⸗ 
vormund !) entſprechende Anwendung. 

E 1 1710, 1711 11 1750 M 4, 1202 P 4, 834. 

1. Wie die Beſtimmungen über Berufung und Beſtellung des Vormundes ($ 1792 
Abf 4) finden auch die Beſtimmungen über Beendigung des Amtes 
(55 1885—89, 1893) auf den Gegenvormund entſprechende Anwendung. Wegen der An- 
zeigepflicht |. 8 1894 A 1 u. 2. 


Zweiter Titel 
Vormundſchaft über Volljährige 


8 1896 


Ein Volljähriger erhält einen Vormund, wenn er entmündigt iſt “) ). 

E 1 1726 11 1771 M 4, 1227 P 4, 839. 

1. Die Vormundſchaft über einen Volljährigen ſetzt voraus, daß dieſer entweder 
(wegen Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung, Trunkſucht, $ 6) entmündigt oder 
auf Grund des Entmündigungsantrags nach $ 1906 unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt, 
ſomit entweder geſchäftsunfähig — wie dies bei den Geiſteskranken der Fall iſt — oder 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt ($ 114). Damit iſt eine feſte Grenze zwiſchen Vor⸗ 
mundſchaft und Pflegſchaft gezogen. Solange ein Entmündigungsverfahren nicht wenigſtens 
beantragt iſt, kann der Geiſteskranke nicht einen Vormund, ſondern nach $ 1910 nur einen 
Pfleger erhalten. Die Entmündigung wird wirkſam mit Zuſtellung des Beſchluſſes an den 
Entmündigten, bei Entmündigung wegen Geiſteskrankheit mit Zuſtellung des Beſchluſſes 
an denjenigen geſetzlichen Vertreter, dem die Sorge für die Perſon zusteht, oder wenn es an 
einem ſolchen fehlt, mit Beſtellung des Vormundes (85 661, 683 Abſ 2), der ſomit vor 
Wirkſamkeit des Beſchluſſes beſtellt werden muß. Vorausſetzung iſt aber auch in 
dieſem Falle, daß ein Entmündigungsbeſchluß vorliegt. Ohne dieſe Vorausſetzung würde 
die Vormundſchaft nichtig ſein. Entmündigt werden kann übrigens auch ein Minderjähriger, 
wodurch die Möglichkeit geſchaffen iſt, daß ſogleich nach Beendigung der Altersvormundſchaft 
ſich die Vormundſchaft wegen Geiſteskrankheit anſchließt. Uber das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen der Entmündigung und der Vorausſetzungen der Wiederaufhebung hat 
nicht das Vormundſchaftsgericht, ſondern das Amtsgericht in dem durch 88 645 ff. ZPO 
geregelten Verfahren zu befinden. Der die Entmündigung ausſprechende oder den Antrag 
auf Wiederaufhebung ablehnende Beſchluß kann binnen einem Monat durch Klage angefochten 
werden. Wird die Entmündigung infolge der Anfechtungsklage aufgehoben, ſo hat dies auf 
die Wirkſamkeit der bis zu dieſem Zeitpunkte von dem Vormund oder ihm gegenüber vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte keinen Einfluß, $ 115. Die Entmündigung, die rechtskräftig 
gewordene Wiederaufhebung und eine jede auf die Anfechtungsklage erlaſſene Entſcheidung 
iſt dem Vormundſchaftsgericht mitzuteilen ($$ 660, 674, 678, 679 Abſ 4, 683 Abſ 2, 684 
Ab 4, 686 Abi 4). 

2. Die rechtskräftige Aufhebung der Entmündigung hat, da nur die 
Entmündigung die Vormundſchaft rechtfertigt, die Beendigung der Vormundſchaft ohne wei⸗ 
teres zur Folge. 

25* 
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8 1897 


Auf die Vormundſchaft über einen Volljährigen finden die für die Vor⸗ 
mundſchaft über einen Minderjährigen geltenden Vorſchriften Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den 88 1898 bis 1908 ein anderes ergibt). 

E 1 1728 JI 1773 M 4, 1235 P 4, 848. 

1. Die Abweichungen von den Beſtimmungen über die Alters vormundſchaft beſtehen 
hauptſächlich in ſolgendem: a) Dem Vater und der ehelichen Mutter des Mündels ſteht, da 
ſich der Volljährige nicht mehr in elterlicher Gewalt befindet, ein Beſtimmungsrecht weder 
hinſichtlich der Perſon des Vormundes (Gegenvormundes) noch hinſichtlich der Einſetzung 
eines Familienrats oder der Mitgliedſchaft zum Familienrat zu, 38 1898, 1905. Anderſeits 
treten ſie, ohne daß ſie die elterliche Gewalt beſeſſen zu haben brauchen, in die Reihe der 
berufenen Vormünder ein und zwar mit dem Vorrang vor den Großeltern und regelmäßig 
mit den Rechten eines befreiten Vormundes, $$ 1899, 1903 und 1904. Dies gilt jedoch 
nicht für die vorläufige Vormundſchaft, auf welche die Vorſchriften über die Berufung zur 
Vormundſchaft keine Anwendung finden, 1907. b) Eine geſetzliche Vormundſchaft über 
Volljährige gibt es nicht, Art 136 EG. c) Mit Rückſicht darauf, daß der volljährige oder 
für volljährig erklärte Mann verheiratet ſein kann, iſt vorgeſehen, daß ebenſo wie für eine 
Ehefrau der Mann (vgl. $ 1778 Abſ 3) auch für den Mann die Ehefrau an erſter Stelle zum 
Vormunde beſtellt werden darf, wozu die Ehefrau der Zuſtimmung des Mannes nicht bedarf, 
$ 1900. d) Der volljährige Mündel iſt der Regel nach nicht mehr erziehungsbedürftig, was 
in $ 1901 Abſſ 1 berückſichtigt iſt. e) Bei einem volljährigen Mündel kann der Fall vor⸗ 
kommen, daß den Kindern eine Ausſtattung zu gewähren iſt, wozu in $ 1902 Abſ 1 die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erfordert wird. 


§ 1898 
Der Vater und die Mutter des Mündels find nicht berechtigt, einen 
Vormund zu benennen oder Jemand von der Vormundſchaft auszuſchließen ). 
E 1 1729 Abſ 6 II 1774 M 4, 1238 P 4, 849. 
1. Dieſe Befugniſſe ſtehen dem Vater und der ehelichen Mutter nach 58 1777, 1782 
nur zu kraft des Rechts der elterlichen Gewalt, der der Volljährige nicht mehr unterworfen 
iſt (vgl. $ 1897 A 1 a). 


8 1899 


Vor den Großvätern iſt der Vater und nach ihm die eheliche Mutter des 
Mündels als Vormund berufen). 8 > 

Die Eltern find nicht berufen, wenn der Mündel von einem andern als 
dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an Kindes Statt angenom⸗ 
men iſt ). 

Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe, ſo iſt der Vater im Falle 
des § 1701, die Mutter im Falle des § 1702 nicht berufen“). 

E 1 1729 Abſ 1-3 11 1775 M 4, 1236 P 4, 849. 

1. Die Berufung der Eltern beruht nicht auf dem früheren Beſtehen der elterlichen 
Gewalt, ſondern auf dem Verwandtſchaftsverhältniſſe. Es geht den Eltern 
nicht etwa dadurch verloren, daß ſie während der Minderjährigkeit des Kindes die elterliche 
Gewalt verwirkt haben. 

2. Haben die Eltern ihr Kind von einem Dritten, der nicht der Ehegatte des leiblichen 
Elternteils iſt, an Kindes Statt annehmen laſſen, ſo verlieren ſie das Anrecht auf die Vor⸗ 
mundſchaft. Durch die Kindesannahme werden die Beziehungen zwiſchen den leiblichen 
Eltern und dem Kinde in ſolchem Maße gelockert, daß den Eltern ein Rechtsanſpruch darauf, 
Vormund zu werden, nicht mehr zuerkannt werden kann. Auch die leiblichen Großväter 
haben in dieſem Falle nicht die Rechte eines berufenen Vormundes. Über die Einwirkung 
des Umſtandes, daß der Vater oder die eheliche Mutter des Mündels an Kindes Statt an⸗ 
genommen iſt, auf das Recht des Großvaters ſ. § 1776 A 3. 

3. Im Falle der nichtigen Ehe hat nach $ 1701 der Vater, der bei Eingehung der 
Ehe die Nichtigkeit gekannt hat, keine Verwandtſchaftsrechte und iſt deshalb als Vormund 
nicht berufen. Die ſchlechtgläubige Mutter ſteht nach § 1702 bei Wegfall der elterlichen Ge⸗ 
walt des Vaters der unehelichen Mutter gleich, ſodaß fie nur das Recht der Sorge für die 
Perſon des Kindes, nicht aber einen Anſpruch darauf hat, Vormund zu werden. Doch 
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darf fie gleich der unehelichen Mutter ($ 1900 Abſ 3) vor den Großvätern zum Vormunde 
beſtellt werden. Dadurch, daß der eine Elternteil die Nichtigkeit der Ehe gekannt hat, wird, 
da die hieraus ſich ergebende Verkürzung der Rechte nur den Schlechtgläubigen für ſeine 
Perſon trifft (vgl. $ 1701 A 4), die Berufung des Großvaters nicht ausgeſchloſſen. 


9 1900 


Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes auch ohne deſſen Zu⸗ 
ſtimmung beſtellt werden!). 

Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern und den Großvätern, ) 
die eheliche Mutter darf im Falle des § 1702 vor den Großvätern zum Vor⸗ 
munde beſtellt werden. 

Die uneheliche Mutter darf vor dem Großvater zum Vormunde beſtellt 
werden ). 

E 1 1729 Abſ 4 u. 5 II 1776 M 4, 1237 P 4, 849. 

1. Die Vormundſchaft des Ehegatten. Der Ehemann kann zur Übernahme der 
Vor mundſchaft durch feine Frau feine Juſtimmung, wenn es ſich um feine eigene Bevor⸗ 
mundung oder die Bevormundung feines Kindes (ſ. § 1783) handelt, nicht verweigern 
und bedarf es deshalb in dieſen Fällen nicht erſt ſeiner Zuſtimmung. Daß die Ehefrau 
und nicht ein Dritter zum Vormund des Mannes beſtellt wird, entſpricht regelmäßig ſo ſehr 
der Natur des ehelichen Verhältniſſes, daß es in $ 1900 — im Einklang mit der in $ 1778 
Abſ 3 für den Ehemann getroffenen Beſtimmung — für zuläſſig erklärt iſt, die Ehefrau 
vor den berufenen Vormündern zu beſtellen. Die Ehefrau übt als Vor⸗ 
münderin die nach dem ehelichen Güterrecht ihrem Manne zuſtehenden Rechte aus. Zu 
beachten iſt hierbei, daß es ſich bei Ausübung dieſer Rechte nicht um die Verwaltung des 
Mündelvermögens handelt, ſodaß die Vorſchriften über die vom Gegenvormund oder dem 
Vormundſchafksgericht zu erteilende Genehmigung nicht zur Anwendung kommen. Die 
nach ehelichem Güterrecht erforderliche Zuſtimmung des Mannes kann die Ehefrau als Vor⸗ 
münderin gemäß $ 1409 Satz 2 ſich ſelbſt erteilen (RG in RIA 4, 76). Nimmt die Ehefrau 
ein einer ſolchen Zuſtimmung bedürfendes Rechtsgeſchäft vor, ſo iſt hierin ohne weiteres die 
Erteilung dieſer Zuſtimmung enthalten. Liegt der Fall ſo, daß die Ausübung des Rechts im 
Intereſſe des Ehemanns geboten iſt, während die Frau ein entgegengeſetztes Intereſſe hat, ſo 
iſt 195 dieſe Angelegenheit unter Beſchränkung der Vertretungsbefugnis der Frau ein Pfleger 
zu beſtellen, 85 1796, 1909. — Wird der Ehemann zum Vormund feiner Frau beſtellt, fo 
werden ſeine Rechte als Ehemann, insbeſondere auf dem Gebiete des ehelichen Güter⸗ 
rechts, hierdurch nicht berührt. Die zu Verfügungen des Mannes erforderliche Zuſtimmung 
der Frau kann er, da 81409 Satz 2 für den Ehemann nicht gilt, ſich nicht ſelbſt erteilen. 

2. Dieſe Vorſchriften über den Vorrang der Mutter, welche die Nichtigkeit der Ehe 
gekannt hat (vgl. $ 1899 A 3) und der unehelichen Mutter ſtehen im Einklang mit der in 
1 1778 Abſ 3 für die uneheliche Mutter getroffenen Beſtimmung. 


8 1901 


Der Vormund hat für die Perſon des Mündels !) nur inſoweit zu ſorgen, 
als der Zweck der Vormundſchaft es erfordert. 

Steht eine Ehefrau unter Vormundſchaft, jo tritt die im 8 1633 beſtimmte 
Beſchränkung nicht ein ?). 

E 1 1730 II 1777 M 4, 1238 P 4, 849. 

1. Der Fürſorge des Vormundes für die Perſon des Mündels ſind dadurch gewiſſe 
Grenzen gezogen, daß der Mündel erwachſen iſt. Sie beſchränkt ſich deshalb weſentlich 
auf die Pflege, Heilung und Sicherung des Mündels, während ihm ſonſt je nach der Be⸗ 
ſchaffenheit feines Geiſteszuſtandes möglichſt Freiheit des Handelns zu laſſen iſt. Inner⸗ 
halb dieſer Grenzen, die nöligenfalls von dem Vormundſchaftsgericht näher feſtzuſetzen 
ſind, hat der Vormund die gleichen Befugniſſe wie bei der Vormundſchaft über Minder⸗ 
jährige. Insbeſondere darf der Vormund unter Anwendung von Zwang geeignetenfalls 
den Mündel in eine Irrenanſtalt oder eine Trinkerheilanſtalt (KG in OLG 14, 272 u. 273) 
unterbringen (vgl. hinſichtlich der letzteren Maßregel den nicht veröffentlichten Erlaß des 
Pr. IM b. 27. 6. 00, der dem Vormundſchaftsgericht zur Pflicht macht, die Unterbringung 
des Trunkfüchtigen in eine Trinkerheilanſtalt in Erwägung zu ziehen und darüber 
an den Landgerichtspräſidenten zu berichten). Auch eine erzieheriſche Einwirkung auf 
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den Mündel iſt keineswegs ausgeſchloſſen. Kraft der Fürſorge für die Perſon des Mündels 
iſt der Vormund ferner verpflichtet, wenn die Vorausſetzungen der Entmündigung 
weggefallen ſind, die Wiederaufhebung zu beantragen. Will der Mündel die Wieder⸗ 
aufhebung ſelbſt betreiben oder den Entmündigungsbeſchluß durch Klage anfechten, ſo darf 
ihm der Vormund die hierzu erforderlichen Mittel, falls die Rechtsverfolgung nicht aus⸗ 
ſichtslos erſcheint, nicht verweigern. Über die Vertretung des Mündels in verſönlichen 
Angelegenheiten vgl. $ 1821 A und 3 1822 Nr 6, 7. Zur Anſtellung der Klage auf Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens iſt der Vormund nicht befugt, 5 612 Abſ 2 3PO. 

2. Wird eine entmündigte Ehefrau bevormundet, ſo iſt die Fürſorge für ihre Perſon 
von ſolcher Wichtigkeit, daß der Vormund nicht, wie nach $ 1633 der Gewalthaber der minder⸗ 
jährigen verheiraketen Tochter, auf die Vertretung in den die Perſon betreffenden An⸗ 
gelegenheiten beſchränkt iſt. Bei Ausübung des Rechts der Sorge für die Perſon (vgl. A J) 
hat ſich der Vormund eines jeden Eingriffs in die dem Ehemann vorbehaltenen Rechte zu ent⸗ 
halten, falls nicht etwa das Verlangen des Mannes als ein Mißbrauch ſeines Rechts ſich 
darſtellt. Darüber, daß die nach ehelichem Güterrecht erforderliche Zuſtimmung der Ehefrau 
der zum Vormunde beſtellte Mann ſich nicht felbft erteilen kann, f. $ 1900 A 1 a. E. 


8 1902 


Der Vormund kann eine Ausſtattung aus dem Vermögen des Mündels 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verſprechen oder gewähren !). 

Zu einem Miet⸗ oder Pachtvertrage ſowie zu einem andern Vertrage, 
durch den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet wird, be⸗ 
darf der Vormund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, wenn das 
Vertragsverhältnis länger als vier Jahre dauern ſoll ). Die Vorſchrift des 
§ 1822 Nr. 4 bleibt unberührt. 

E 11731 u. 1732 11 1778 M 4, 1289, 1240 P 4, 849. 

1. Zu den genehmigungspflichtigen Rechtsgeſchäften kommt für die Vormundſchaft 
über Volljährige die Gewährung oder das Verſprechen einer Ausſtattung hinzu. Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird hier gefordert, weil Ausſtattung und Schenkung 
ſich ſehr nahe berühren. Eine Schenkung liegt regelmäßig vor, ſoweit die Ausſtattung — 
zu der im Sinne des 8 1902 auch die freiwillige Ausſteuer zu rechnen iſt — das den Um⸗ 
ftänden, insbeſondere den Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der Mutter entſprechende 
Maß überſteigt, 5 1624 A 2 und 3. Eine Schenkung iſt es ferner, wenn die Ausſtattung 
nicht dem Kinde, ſondern einem entfernteren Abkömmling oder andern Perſonen zuteil 
wird, ſofern nicht etwa die Zuwendung einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
gu nehmenden Rüdficht entſpricht. Soweit das Rechtsgeſchäft ſich als Schenkung darſtellt, 
ann es auch durch vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung nicht gültig werden. Iſt die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung bereits zu dem Verſprechen der Ausſtattung erteilt, 
ſo iſt, wenn in dieſem Vertrage die als Ausſtattung zu gewährenden Gegenſtände beſtimmt 
bezeichnet ſind, eine erneute Genehmigung zur Gewährung der Ausſtattung nicht erforderlich. 

2. Die Vorſchrift des 8 1822 Nr 5, daß der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen 
auf längere Zeit als ein Jahr nach Vollendung des 21. Lebensjahrs nur durch vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlich genehmigten Vertrag verpflichtet werden kann, mußte naturgemäß, was die 
Dauer der Verpflichtung betrifft, bei der Anwendung auf volljährige Mündel eine Ande⸗ 
rung erfahren. Eine Verpflichtung für einen Zeitraum von mehr als 4 Jahren iſt 
hier als gleichwertig angeſehen. 


8 1903 


Wird der Vater des Mündels ) zum Vormunde beſtellt, jo unterbleibt 
die Beſtellung eines Gegenvormundes. Dem Vater ſtehen die Befreiungen 
zu, die nach den 88 1852 bis 1854 angeordnet werden können. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann die Befreiungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Intereſſe 
des Mündels gefährden. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der Vater im Falle 
der Minderjährigteit des Mündels zur Vermögensverwaltung nicht berechtigt 
fein würde ). 

E 1 1733 Abſ 1 u. 3 II 1779 M 4, 1240 P 4, 850. 

1. Der zum Vormund beſtellte Vater des Mündels hat die Rechtsſtellung eines be- 
freiten Vormundes, vorausgeſetzt, daß er die Rechte der Vaterſchaft hat (ſ. hierüber 
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6 1899 A 1-3) und daß ihm, wenn der Mündel noch jetzt minderjährig fein würde, zwar 
nicht die elterliche Gewalt, wohl aber das Recht der Sorge für das Vermögen einſchließlich 
des Vertretungsrechtes — was bei der Vormundſchaft über Volljährige das wichtigere Stück 
der elterlichen Gewalt iſt (8 1901) — zuſtehen würde. Die Stellung eines befreiten Vor⸗ 
mundes kommt ihm hiernach nicht zu, wenn er während der Minderjährigkeit des Kindes 
die elterliche Gewalt verwirkt (88 1680, 1771 Abſ 2) oder das Recht der Sorge für das Ver⸗ 
mögen durch Entziehung ($$ 1666 Abſ 2, 1670, 1760) oder Konkurseröffnung (8 1647) 
verloren hat, oder, ſofern die elterliche Gewalt über die Volljährigkeit hinaus fortgedauert 
hätte, durch Verwirkung oder Konkurseröffnung verloren haben würde (teilweiſe abweichend 
die Meinungen der andern Schriftfteller). Darauf kann es nicht ankommen, ob möglicher⸗ 
weiſe, was nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen iſt, bei Fortdauer der elterlichen Gewalt die 
Vermögensverwaltung dem Vater gemäß 85 1647 Abſ 2, 1671 wieder übertragen worden 
wäre. Anderſeits muß unberückſichtigt bleiben, daß eine Entziehung der Vermogensver⸗ 
waltung noch nach der Zeit der Volljährigkeit hätte erfolgen können, in welchem Falle 
übrigens regelmäßig Anlaß zur Außerkraftſetzung der Befreiungen (Abſ 1) 
vorliegen wird. Die Fähigkeit zur Ausübung der einen Teil der elterlichen Gewalt 
bildenden Vermögensverwaltung ($$ 1676, 1677) muß zur Zeit der Beſtellung zum 
Vormunde vorhanden ſein. Die Berechtigung zur Vermögensverwaltung und damit die Stel- 
lung als befreiter Vormund iſt endlich hinſichtlich des dem Mündel von einem Dritten zu⸗ 
gewendeten Vermögens ausgeſchloſſen, deſſen Verwaltung durch Anordnung des Dritten 
dem Vater entzogen iſt ($ 1638). Verliert der Vater nach der Beſtellung zum Vormunde 
das Recht der Vermögensverwaltung (Verluſt der Fähigkeit nach 99 1676, 1677, Konkurs- 
eröffnung nach $ 1647), fo hört die befreite Stellung damit ohne weiteres auf. 

2. Dem Vater gebühren die ſämtlichen in den 88 1852 —54 aufgeführten Befrei⸗ 
ungen, nämlich die Befreiung von der Beſtellung eines Gegenvormundes und damit die 
Befreiung von der ſonſt erforderlichen Genehmigung des Gegenvormundes ($$ 1809, 1810, 
1812), die Befreiung von der Hinterlegungspflicht (58 1814, 1818), von der Sperrpflicht 
(5 1816) und von der Pflicht zur Rechnungslegung während der Dauer der Vormundſchaft 
(8 1840). Die nach $ 1857 dem Vormundſchaftsgericht zuſtehende Befugnis zur Außer⸗ 
uns dieſer Befreiungen hat auch gegenüber dem Vater als befreitem Vormund 

eltung. 


9 1904 


Iſt die eheliche Mutter des Mündels zum Vormunde beſtellt, ſo gilt 
für ſie das Gleiche wie nach $ 1903 für den Vater. Der Mutter iſt jedoch ein 
Gegenvormund zu beſtellen, wenn ſie die Beſtellung beantragt oder wenn 
die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ihr nach § 1687 Nr. 3 ein Beiſtand 
zu beſtellen ſein würde. Wird ein Gegenvormund beſtellt, ſo ſtehen der Mutter 
die im § 1852 bezeichneten Befreiungen nicht zu!“). 

E 1 1733 Abſ 2 u. 3 II 1780 M 4, 1243 P 4, 850. 

1. Die Beſtimmungen des $ 1903 gelten in gleicher Weiſe für die zum Vormunde 
berufene Mutter des Mündels, nur mit der Abweichung, daß unter den Vorausſetzungen 
des 8 1687 Nr 2 u. 3 (wenn fie ſelbſt darauf anträgt oder wenn das Vormundſchaftsgericht 
aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Mündels es für nötig erachtet) ihr ein Gegen⸗ 
vor mund — der anſtelle des im $ 1687 vorgeſehenen Beiſtands tritt — mit den dem 
Gegenvormund zuſtehenden Verrichtungen zu beſtellen iſt. § 1687 Nr 1, wonach der Vater 
berechtigt iſt, die Beſtellung eines Beiſtandes anzuordnen, ſcheidet hier aus, da der Vater 
kraft elterlicher Gewalt nur über die Bevormundung des mind erjährigen Kindes 
Beſtimmung treffen kann. Die auf Antrag der Mutter angeordnete Gegenvormundſchaft 
darf das Vormundſchaftsgericht nur mit deren Zuſtimmung wieder aufheben, während ſonſt 
die Aufhebung dem Vormundſchaftsgericht jederzeit freifteht (vgl. $ 1695). Wird trotz Vor⸗ 
handenſeins der Vorausſetzungen des $ 1687 Nr 3 die Beſtellung eines Gegenvormundes 
abgelehnt oder wird die Gegenvormundſchaft aufgehoben, ſo ſind der Ehegatte, die Ver⸗ 
wandten und Verſchwägerten des Mündels nach $ 57 Nr 5 F beſchwerdeberechtigt. Die 
Übertragung der Vermögensverwaltung auf den Gegenvormund (vgl. $ 1693) iſt unzuläſſig, 
da eine ſolche Verwaltung der Stellung des Gegenvormundes nicht entſpricht. Die Rechte 
eines befreiten Vormundes kommen auch der Mutter nur unter der Vorausſetzung 
zu, daß ſie zur Vermögensverwaltung berechtigt, fein würde (ſ. hierüber § 1903 A 1). Dieſe 
Berechtigung fehlt ihr auch dann, wenn ſie ſich wiederverheiratet hat (§ 1697). Dadurch, 
daß die elterliche Gewalt nicht der Mutter, ſondern dem Vater zuſtehen würde, wird das 
115 fr.) Mutter nicht ausgeſchloſſen, ſofern der Vater mit ſeiner Übergehung einverſtanden 
äſt (beſtr.). 
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8 1905 


Ein Familienrat kann nur nach § 1859 Abſ. 1 eingeſetzt werden ). 

Der Vater und die Mutter des Mündels ſind nicht berechtigt, Anord⸗ 
nungen über die Einſetzung und Aufhebung eines Familienrats oder über 
die Mitgliedſchaft zu treffen !). 

€ 1 1736 II 1782 M 4, 1246 P 4, 850; 6, 812. 

1. Die Anordnungen hinſichtlich des Familienrats (§8 1858, 1859 Abſ 2, 1861, 1863, 
1866, 1688) können wie die ſonſtigen Anordnungen über die Bevormundung von den Eltern 
nur kraft elterlicher Gewalt, alſo nur für ein minderjähriges Kind getroffen werden (vgl. 
$ 1897 A 1a). Die Eltern können deshalb auch die Einſetzung eines Familienrats nicht ver⸗ 
langen. Die Einſetzung findet auf Antrag nach § 1859 Abſ 1 nur ſtatt, wenn das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ſie im Intereſſe des Mündels für angemeſſen erachtet. 


8 1906 


Ein Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt iſt, kann unter vor⸗ 
läufige Vormundſchaft geſtellt werden, wenn das Vormundſchaftsgericht es 
zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung der Perſon oder des Ver⸗ 
mögens des Volljährigen für erforderlich erachtet ) 2). 

E 1 1737 Abſ 1 11 1873 M 4, 1246 W 4, 850. 

1. Die vorläufige Vormundſchaft, die in Ergänzung des vormundſchaftlichen Schutzes 
dem erſt zu Entmündigenden eine Sicherung gewähren ſoll, hat mehr die Natur einer Pfleg⸗ 
ſchaft, iſt aber als Vormundſchaft geſtaltet, weil die Stellung unter vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit auf bürgerlich⸗rechtlichem Gebiete — nicht 
auf öffentlich⸗rechtlichem Gebiete — nach ſich zieht ($ 114), während die Einleitung einer 
Pflegſchaft grundſätzlich die Geſchäftsfähigkeit unberührt läßt. Die Beſchränkung der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit tritt ein mit der Bekanntmachung der Verfügung an den zu Entmündigen⸗ 
den und, wenn die Entmündigung wegen Geiſteskrankheit beantragt iſt, mit der Beſtellung 
des Vormundes (J 52 FGG, vgl. 81896 WI). Kommt es hinterher nicht zur Entmündigung 
oder wird die Entmündigung infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben, ſo hat dies auf 
die Vertretungsmacht des beſtellten Vormundes keinen Einfluß. Sie beſteht bis zum Weg⸗ 
fall der vorläufigen Vormundſchaft (ſ. hierüber $ 1908 A 1) gerade jo fort, als wenn der 
Mündel bis dahin nur beſchränkt geſchäftsfähig geweſen wäre (vgl. 8$ 115, 114). Die 
Stellung unter vorläufige Vormundſchaft iſt zuläſſig, ſobald der Entmündigungsantrag 
rechtswirkſam bei dem Amtsgericht geſtellt oder doch durch Nichtablehnung von dem Amts⸗ 
gericht als rechtswirkſam anerkannt iſt (anders in letzterer Hinſicht die herrſchende Meinung). 
Ohne dieſe Vorausſetzung würde die Vormundſchaft nichtig ſein (a. M. insbeſondere Fuchs 
A 5). Darüber, ob die Vormundſchaft zur Sicherung des Volljährigen (Abwendung 
einer erheblichen Gefährdung der Perſon oder des Vermögens) 
erforderlich iſt, hat dagegen das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden, 
ohne daß dies im Prozeßwege nachgeprüft werden kann. Zuläſſig iſt auch die Einleitung 
einer vorläufigen Vormundſchaft über einen Ausländer, jedoch nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des Art 23 Abſ 1 EG. Als eine vorläufige Maßregel im Sinne des Art 23 
Abſ 2 kann die vorläufige Vormundſchaft nicht angeſehen werden (KJ 21 A 213). 
Schon vor Stellung des Entmündigungsantrags kann die Sicherung des zu Entmün⸗ 
digenden dadurch erreicht werden, daß ihm ein Pfleger beſtellt wird (ſ. hierüber $ 1910 
A 1). Durch das Vorhandenſein eines ſolchen Pflegers wird übrigens die vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft nicht ausgeſchloſſen. Der nach $ 1906 beſtellte Vormund ſteht an ſich hinſichtlich 
der Vertretungsmacht einem andern Vormunde vollſtändig gleich, er hat jedoch mit Rückſicht 
darauf, daß die Vormundſchaft nur eine vorläufige iſt, ſich aller weitergehenden Anderungen 
möglichſt zu enthalten. Über die Beſtellung eines vorläufigen Pflegers ſ. $ 1909 A 5. 

2. Verfahren. Das mit der Entmündigung befaßte Amtsgericht hat, ſobald es eine 
Fürſorge für erforderlich hält, dem Vormundſchaftsgericht zu dieſem Zwecke Mitteilung 
zu machen ($$ 657, 680 Abſ 3 ZPO; vgl. 88 49, 50 FGG). Auch die Staatsanwaltſchaft 
hat geeignetenfalls die Anordnung einer vorläufigen Vormundſchaft über Geiſteskranke oder 
Geiſtesſchwache in Anregung zu bringen. Die Entſcheidung über Einleitung der vorläufigen 
Vormundſchaft iſt in die Hände des Vormundſchaftsgerichts gelegt, das von Amts wegen 
vorzugehen hat und auch ohne Mitteilung des Amtsgerichts tätig werden kann. Mit der 
Prüfung, ob der Entmündigungsantrag begründet iſt, hat das Vormundſchaftsgericht nur 
inſofern zu tun, als ein Bedürfnis zur Sicherung bei offenbarer Unbegründetheit des Antrags 
nicht vorhanden iſt. Wird die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft abgelehnt, ſo ſteht 
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die Beſchwerde nach $ 57 Nr 2 366 allen denjenigen zu, welche zur Stellung des 
Entmündigungsantrags berechtigt ſind (Ehegatte, Verwandte, der für die Perſon fürſorge⸗ 
berechtigte geſetzliche Vertreter nach 88 646, 680 BRD, im Falle des $ 646 auch die Staats⸗ 
anwaltſchaft, im Falle des $ 680 nach landesgeſetzlichen Vorſchriften auch die Gemeinde 
und der Armenverband). Gegen die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft ſteht nach 
55 20, 59, 60 Nr 5 SGG jedem, der durch dieſe Verfügung in ſeinen Rechten beeinträchtigt 
wird, insbeſondere dem Mündel die ſofortige Beſchwerde zu, die bei Geiſteskranken mit 
der Beſtellung des Vormundes (beſtr.) zu laufen beginnt. Die öffentliche Bekanntmachung 
der Einleitung der vorläufigen Vormundſchaft iſt zweckmäßig, aber nicht geboten (vgl. 


§ 687 3P O). 
$ 1907 


Die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft gelten nicht 
für die vorläufige Vormundſchaft !). 

E I 1737 Abf 2 Satz 1 II 1784 M 4, 1250 P 4, 851. 

1. Die Vorſchrift ſtimmt überein mit der für die Pflegſchaft gegebenen Beſtimmung 
des 8 1916. 


8 1908 


Die vorläufige Vormundſchaft endigt!) mit der Rücknahme oder der 
rechtskräftigen Abweiſung des Antrags auf Entmündigung. 

Erfolgt die Entmündigung, ſo endigt die vorläufige Vormundſchaft, 
wenn auf Grund der Entmündigung ein Vormund beſtellt wird. 

Die vorläufige Vormundſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht auf⸗ 
zuheben, wenn der Mündel des vorläufigen vormundſchaftlichen Schutzes 
nicht mehr bedürſtig iſt. 

E I 1737 Abſ 3 II 1785 M 4, 1250 P 4, 850 u. 884. 

1. Die vorläufige Vormundſchaft endigt der Natur der Sache nach ohne weiteres, 
ſobald hinſichtlich der Entmündigung ein endgültiger Zuſtand eingetreten iſt, ſei es, daß der 
Entmündigungsantrag rechtskräftig abgewieſen oder zurück⸗ 
genommen iſt, ſei es, daß dem Entmündigungsantrage ſtattgegeben und für den Ent⸗ 
mündigten ein ordentlicher Vormund beſtellt iſt. Der rechtskräftigen Ab⸗ 
weiſung des Entmündigungsantrags im Sinne des $ 1908 Abſ 1 iſt das auf Anfechtungsklage 
ergangene, den Entmündigungsbeſchluß aufhebende rechtskräftige Urteil gleichzuftellen (beſtr. 
— vgl. § 1896 A 2). Hat die Schutzbedürftigkeit ſonſt aufgehört, fo bedarf es zur Beendigung 
der vorläufigen Vormundſchaft — entſprechend dem für die Pflegſchaft geltenden Grundſatze 
des § 1919 — der Aufhebung durch das Vor mundſchaftsgericht, welche 
nach $ 52 FGG mit der Bekanntmachung der Verfügung an den Mündel wirkſam wird. Bis 
zu dieſem Zeitpunkte bleibt die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des Mündels und die 
Vertretungsmacht des vorläufigen Vormundes beſtehen (ſ. $ 1906 A 1). Gegen die Auf- 
hebung findet im gleichen Maße Beſchwerde ſtatt wie gegen die Verfügung, durch welche 
die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft abgelehnt ift (ſ. $ 1906 A 2.) Der bisherige 
Vormund iſt zur Einlegung der Beſchwerde nicht berechtigt (KG in RIA 3, 172). 


Dritter Titel 


Pflegſchaft 


1. Die Einleitung einer Pflegſchaft ſetzt voraus, daß ein beſonderes Fürſorgebedürfnis 
vorhanden iſt, und zwar hat das Vormundſchaftsgericht, falls nicht eine rechtliche Verhinderung 
des Gewalthabers oder Vormundes ($ 1909) die Pflegſchaft nötig macht, jedesmal zu prüfen, 
ob die in Betracht kommenden Intereſſen nach pflichtmäßigem Ermeſſen ſo erhebliche ſind, 
daß danach die Anordnung einer Pflegſchaft angezeigt iſt. Die einzelnen Fälle der Pfleg⸗ 
ſchaft ſtellen ſich als eine Ergänzung des elterlichen oder vormundſchaftlichen Schutzes ($ 1909) 
oder als eine Erweiterung des vormundſchaftlichen Schutzes dar und zwar als eine Erweite⸗ 
rung im Anſchluß an die Altersvormundſchaft (Pflegſchaft für die Leibesfrucht und für die 
noch nicht erzeugten Abkömmlinge (88 1912 und teilweiſe 1913), oder in Anſchluß an die Vor⸗ 
mundſchaft über Volljährige (Gebrechlichkeitspflegſchaft und Abweſenheitspflegſchaft, 88 1910, 
1911). Das Bedürfnis zur Einleitung einer Pflegſchaft kann ſich auch daraus ergeben, daß der 
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Beteiligte unbekannt ift ($ 1913). Dieſe Art der Pflegſchaft kann ſowohl minderjährige als 
volljährige Perſonen, ſowohl natürliche als juriſtiſche Perſonen betreffen. Abgeſehen von 
dieſem letzteren Fall handelt es ſich bei der Pflegſchaft ſtets um die Fürſorge für eine natürliche 
Perſon. Es gibt nur Perſonenpflegſchaften, nicht Sach(Real)pflegſchaften 
(a. M. Blume unter 1 der Vorbem, der nicht nur im Falle des § 1914, ſondern auch im Falle 
des $ 1912 und bei der Pflegſchaft für unge wiſſe Beteiligte nach $ 1913 eine Sad). 
pflegſchaft annehmen will). Die in § 1914 zugelaſſene pflegſchaftliche Verwaltung, 
die dem Zwecke dient, das Sammelvermögen feiner Beſtimmung zuzuführen (vgl. $ 80 
A 1) und die nicht eine Pflegſchaft im eigentlichen Sinne, ſondern eine Güterpflege 
(vgl. Vorbem 3) darſtellt, Hätte daher richtiger an anderer Stelle behandelt werden 
ſollen. Dem Fürſorgebedürfnis entſprechend iſt der Wirkungskreis des Pflegers im 
einzelnen Falle von dem Vormundſchaftsgericht zu beſtimmen. Die Beſtimmung iſt in die 
Beſtallung (vgl. § 1791) aufzunehmen. Der Dritte darf ſich — was von der ſonſtigen Be⸗ 
deutung der Beſtallung abweicht — auf die hierüber in der Beſtallung gemachte Angabe ver⸗ 
laſſen. Zwiſchen der Pflegſchaft und Vormundſchaft beſteht hiernach weſentlich der Unterſchied, 
daß der Vormund nach dem Geſetze — ſoweit nicht ſein Wirkungskreis durch beſondere An⸗ 
ordnung eingeſchränkt iſt (88 1796, 1801) — allgemein mit der Fürſorge für den Mündel 
und ſeiner Vertretung betraut iſt, während ſich der Umfang der Fürſorge und der Vertretungs- 
macht des Pflegers lediglich nach der vom Vormundſchaftsgericht ihm zugewieſenen Stellung 
richtet. In Zuſammenhang hiermit ſteht, daß der Mündel, weil geſchäftsunfähig oder nur 
beſchränkt geſchäftsfähig, einer allgemeinen Vertretung bedarf, was bei dem Pflegling nicht 
in gleichem Maße der Fall iſt. Wennſchon der Pflegſchaft des § 1910 (vgl. 8 1910 A 1) auch 
Geiſteskranke unterſtellt werden dürfen, ſo hat doch grundſätzlich die Einleitung der Pflegſchaft 
auf die Geſchäftsfähigkeit und Prozeßfähigkeit des Pfleglings keinen 
Einfluß. Hiervon findet nur die eine Ausnahme ſtatt, daß der Pflegling, wenn einmal der 
Pfleger in einem Rechtsſtreit als ſein Vertreter aufgetreten iſt, für dieſen Prozeß (in dem in 
181 ZPO beſtimmten Umfange) die Fähigkeit verliert, in die Prozeßführung einzugreifen. 
Er ſteht für dieſen Prozeß einer nicht prozeßfähigen Partei gleich, ſo daß der Pfleger die Stel⸗ 
lung eines geſetzlichen Vertreters hat ($ 53 3PO — vgl. indes hinſichtlich der Eidesleiſtung 
95 473 Abſ 2, 477 Abſ 1, 426 Abſ 3 ZPO). 

2. Wird die Anordnung der Pflegſchaft abgelehnt, oder die Pflegſchaft aufgehoben, 
fo ſteht das Recht der Beſchwerde nach § 57 Nr 3 FGG (vgl. $ 1911 A 2, § 1913 A 1) auch 
dem Dritten zu, der an dem Beſtehen der Pflegſchaft ein rechtliches Intereſſe hat. Beſchwerde⸗ 
berechtigt find außerdem die Verwandten und Verſchwägerten ſowie der Ehemann des Pfleg- 
lings, jedoch nur bei einer Pflegſchaft aus 98 1909 und 1910 und bei der Pflegſchaft aus 1910 
nur unter der beſonderen Vorausſetzung, daß eine Verſtändigung mit dem Pflegling nicht 
möglich iſt, eine Vorausſetzung, die übrigens auch bei Geiſteskrankheit des Pfleglings 
(vgl. $ 1910 A 3) als vorliegend anzunehmen iſt. 

3. Was das Anwendungsgebiet der in dieſem Abſchnitt über die Pflegſchaft getroffenen 
Beſtimmungen betrifft, fo gelten die Beſtimmungen auch für die im Erbrecht (88 1960 —62) 
behandelte Nachlaßpflegſchaft, welche die Beſondecheit hat, daß an Stelle des Vor mundſchafts⸗ 
gerichts das Nachlaßgericht tritt. Die Pflegſchaft dient der Fürſorge für den unbekannten 
Erben, nicht der Fürſorge für den Nachlaß. Verſchiedenartig von der Pflegſchaft ſind die 
Fälle, in denen zu Prozeßzwecken oder zu Vollſtreckungszwecken, um 
dem Berechtigten die Rechtsverfolgung zu ermöglichen, ein Vertreter beſtellt wird (. 58 57, 
58, 494 Abſ 2, 668, 679 Abf 3, 686 Abſ 2 ZPO, $ 29 BG, 5 30 GewGd in der Faſſung 
vom 29. 9. 01, § 16 KfmG v. 6. 7. 04, $ 10 Abſ 4 V. v. 22. 11. 00 betr. das Verfahren vor 
den Schiedsgerichten für Arbeiterverſicherung, $$ 779 Abſ 2, 787 ZPO, 8 6, 7, 135, 157 
Abſ 2 3G). Die Vorſchriften über die Pflegſchaft finden hier keine Anwendung. Als ein 
Vertreter zu Vollſtreckungszwecken iſt im Grunde auch der Konkursverwalter anzuſehen, deſſen 
Rechte und Obliegenheiten durch die KO beſtimmt werden. Um eine ſolche Vertretung handelt 
es ſich auch bei der Güterpflege, die von dem Vormundſchaftsgericht nach den für die Pfleg⸗ 
ſchrift gegebenen Beſtimmungen einzuleiten iſt, ſobald im Strafverfahren auf Grund der 
59332 ff. StPO (vgl. auch 9 480 daſ.) — nicht bloß auf Grund des § 326 zur Deckung der Staats⸗ 
kaſſe — die Beſchlagnahme des Vermögens des Angeſchuldigten ausgeſprochen iſt, wodurch 
dieſer (mit der erſten Bekanntmachung des Beſchluſſes im Reichsanzeiger) die Befugnis ver⸗ 
liert, über das beſchlagnahmte Vermögen unter Lebenden zu verfügen. Dieſe Pflegſchaft 
hat in erſter Linie das Wohl des Staates, nicht des Angeſchuldigten im Auge. Aus der be⸗ 
ſonderen Natur dieſer Pflegſchaft iſt zu folgern, daß die Beſtimmungen über die Berufung 
zur Pflegſchaft keine Anwendung finden können. Durch das Beſtehen einer Abweſenheits⸗ 
pflegſchaft wird übrigens die Einleitung der Güterpflege, die einem weſentlich andern Zwecke 
dient, nicht ausgeſchloſſen. Der Güterpflege verwandt ift die auf Antrag (88 1981, 2062) 
einzuleitende Nachlaßverwaltung, die als eine Nachlaßpflegſchaft beſonderer Art ausgeſtaltet 
iſt und deshalb den Vorſchriften über die Pflegſchaft unterſteht; dem Nachlaßverwalter fällt 
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die Aufgabe zu, die geordnete Befriedigung der Nachlaßgläubiger herbeizuführen. Ein Zwang 
zur Übernahme des Amtes findet nicht ftatt, $ 1981 Abſ 3. — Die gleiche Stellung wie der 
Pfleger hat der der Mutter als Inhaberin der elterlichen Gewalt beigeordnete Beiſtand, 
ſo weit ihm die Vermögensverwaltung übertragen iſt, § 1693. Ahnliche Obliegenheiten 
wie der Pfleger hat der Fürſorger betreffs des zum Zwecke der Fürſorgeerziehung in einer 
Familie untergebrachten Zöglings (vgl. $ 11 Pr. G. v. 2. 7. 00). Verſchieden iſt trotz mancher 
Ahnlichkeiten die Stellung des Teſtamentsvollſtreckers (85 2197 ff.) und des Treuhänders im 
Hypothekenrecht (88 1141 Abſ 2, 1189 BGB, 8 29 ff. HypBankch v. 13. 7. 99). 


8 1909 


Wer unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſteht, erhält 
für Angelegenheiten, an deren Beſorgung der Gewalthaber oder der Vor⸗ 
mund verhindert iſt, ) 2) einen Pfleger. Er erhält insbeſondere einen Pfleger 
zur Verwaltung des Vermögens, das er von Todeswegen erwirbt oder das 
ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn 
der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung 
beſtimmt hat, daß dem Gewalthaber oder dem Vormunde die Verwaltung 
nicht zustehen ſoll '). 


Tritt das Bedürfnis einer Pflegſchaft ein, ſo hat der Gewalthaber oder 
der Vormund dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich Anzeige zu machen ). 


Die Pflegſchaft iſt auch dann anzuordnen, wenn die Vorausſetzungen 
für die Anordnung einer Vormundſchaft vorliegen, ein Vormund aber noch 
nicht beſtellt iſt ). 

E 1 1738 II 1786 M 4, 1043 u. 1252 P 4, 855; 6, 312. 

1. Vorausſetzung der Pflegſchaft iſt, daß der Gewalthaber oder Vormund an der 
Beſorgung der Angelegenheiten des Kindes oder Mündels (ganz oder teilweiſe) verhindert 
iſt. Die Verhinderung kann eine tatſächliche ſein — wie infolge längerer Krankheit, Ab⸗ 
weſenheit, Haft oder Geſchäftsungewandtheit (vgl. $ 1665 A 1) — oder auf rechtlichen Grün⸗ 
den beruhen (Vertretungsbeſchränkung nach 85 181, 1795, 1796, 1630 Abſ 2, Beſchränkung 
der Rechte des Gewalthabers nach 98 1638, 1647, 1666, 1667, 1670, 1686 oder des Vormundes 
nach § 1801). Notwendig wird z. B. eine Pflegſchaft gemäß $ 181, wenn ein Anſpruch des 
Kindes gegen den Gewalthaber, wie der Anſpruch auf Unterhaltsgewährung, geltend 
gemacht werden ſoll, wobei das Vormundſchaftsgericht nicht etwa zu prüfen hat, ob der An⸗ 
ſpruch begründet iſt (vgl. 8 1837 A 1). Nur bei offenbarer Mutwilligkeit der Rechtsverfolgung 
kann die Beſtellung eines Pflegers abgelehnt werden (a. M. anſcheinend Staudinger A 25 
letzter Abſ, Planck A 2 c). Der Beſtellung eines Pflegers bedarf es natürlich nicht, wenn bei 
tatſächlicher Verhinderung des Vaters die elterliche Gewalt gemäß § 1685 von der Mutter 
ausgeübt wird oder wenn auf Grund der 8 1665, 1672, 1844 Abſ 2, 1846 das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ſelbſt die erforderlichen Handlungen vornimmt. Auch in dem Verfahren aus 
$$ 1635, 1633, 1666 ff. iſt die Beſtellung eines Pflegers nicht unbedingt geboten (vgl. Vorbem 
4 vor $ 1616). Es ſteht im Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts, ob es ſich der Hülfe eines 
Pflegers bedienen will. Ein Anlaß zur Beſtellung eines Pflegers iſt übrigens immer erſt 
dann gegeben, wenn eine beſtimmte Angelegenheit für das Kind oder den Mündel zu be⸗ 
ſorgen iſt. Bloß zu dem Zwecke, daß der Pfleger darauf Acht gibt, ob etwa ein Bedürfnis, 
für den Pflegling in Tätigkeit zu treten, ſpäter ſich ergeben wird, kann eine Pflegſchaft nicht 
angeordnet werden. Eine derartige bloß vorſorgliche Pflegſchaft (Vigilanzpflegſchaft) ent⸗ 
ſpricht nicht dem Geſetze (KG in OLG 7, 127). In der Auswahl des Pflegers hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht freie Hand, ohne an die Vorſchriften über Berufung zur Vormundſchaft 
gebunden zu fein, L 1916. Es ſteht auch nichts im Wege, daß der Gegenvormund als Pfleger 
beſtellt wird. Die franzöſiſche Einrichtung, wonach der Gegenvormund auch ohne ſolche 
Beſtellung den Vormund im Falle feiner Verhinderung vertritt, iſt in das BGB nicht über⸗ 
gegangen. 

2. Nur an Stelle des Vormundes, nicht des Gegenvormundes wird ein Pfleger beſtellt. 
Bei dauernder Verhinderung des Gegenvormundes wird deſſen Entlaſſung und die Beſtellung 
eines neuen Gegenvormundes nötig, $ 1886. Bei vorübergehender Verhinderung wird regel- 
mäßig ohne die Neubeſtellung eines Gegenvormundes auszukommen ſein. Die für gewiſſe 
Rechtsgeſchäfte vorgeſchriebene Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erſetzt ($$ 1809, 1810, 1812) — Iſt der Pfleger verhindert, 
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ſo muß für die Dauer der Verhinderung Erſatz durch Beſtellung eines andern Pflegers (Unter⸗ 
pflegers) geſchaffen werden. 

3. Ein beſonderer Fall der rechtlichen Verhinderung iſt es, wenn der Dritte, der dem 
Kinde oder dem Mündel unentgeltlich Vermögen zuwendet, die Verwaltung des Gewalt⸗ 
habers oder Vormundes ausgeſchloſſen hat. Daß eine ſolche Anordnung die Unfähigkeit 
des Gewalthabers zur Verwaltung des Vermögens zur Folge hat, iſt in $ 1638 beſtimmt. 
Hinſichtlich des Vormundes kann das Gleiche nicht angenommen werden, da der Umfang 
ſeiner Vertretungsmacht nur vom Vormundſchaftsgericht eingeſchränkt werden kann. Die 
Unfähigkeit tritt hier erſt mit der Beſtellung des Pflegers ein (vgl. $ 1794 A 1). Die Anord⸗ 
nung über Ausſchließung der Verwaltung muß, damit ſie wirkſam iſt, bei der Zuwendung 
erfolgt fein (vgl. $ 1638 A 2), wodurch natürlich nicht ausgeſchloſſen ift, daß die Anordnung 
ſchon vor der Zuwendung getroffen werden kann, ſofern nur die Zuwendung in Verfolg und 
in Aufrechterhaltung dieſer Anordnung vorgenommen wird. Dem Vormundſchaftsgericht 
fteht — was bezüglich der Zuwendungen an den Gewalthaber ſchon aus $ 1638 zu entnehmen 
iſt — nicht das Recht zu, die Ausſchließung der Verwaltung wegen Gefährdung der Intereſſen 
des Pfleglings (vgl. $ 1803 Abſ 2) außer Kraft zu ſetzen, da in der Anordnung einer Pfleg- 
ſchaft eine ſolche Gefährdung nicht erblickt werden kann. Dagegen iſt das Vormundſchafts⸗ 
gericht, wenn der Dritte gemäß $ 1917 bei der Zuwendung für die Verwaltung des Vermögens 
einen Pfleger benannt oder dieſem die in den 88 1852—54 zugelaſſenen Befreiungen 
zugewandt hat, hieran nicht unbedingt gebunden. Der berufene Pfleger kann, wenn ſeine 
Beſtellung das Intereſſe des Pfleglings gefährden würde, nach § 1778 Abſ 1 übergangen 
werden (a. M. Blume 3 1917 A l, der nicht die Beſtimmung des § 1778, ſondern die des 8 1917 
Abſ 2 Satz 2 für anwendbar hält) und die wegen der Befreiung getroffenen Anordnungen 
können jederzeit, ſobald die Gefährdung ſich herausſtellt — bei Lebzeiten des Dritten aller⸗ 
dings nur unter den Vorausſetzungen des § 1917 Abſ 3 — außer Kraft geſetzt werden. Hin⸗ 
ſichtlich der Anordnungen des Dritten über die Art der Verwaltung kommen die Beſtim⸗ 
mungen der $$ 1639, 1803 zur Anwendung. Was das Recht der Entlaſſung betrifft, fo genießt 
der von dem Dritten benannte Pfleger keinen Vorzug vor einem andern Pfleger. Er kann 
ebenſo wie dieſer aus den Gründen der $$ 1886—1889 entlaſſen werden. Die Beſtellung 
eines Pflegers wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß unter Entziehung des Verwaltungs- 
rechts des Gewalthabers ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt iſt (RIA 10, 102). 

4. Die Anzeige iſt unverzüglich d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern (§ 121 Abſ 1) zu machen. 
Kann es zweifelhaft ſein, ob die Beſtellung eines Pflegers geboten iſt, ſo hat der Anzeige⸗ 
pflichtige die Entſcheidung dem Vormundſchaftsgericht zu überlaſſen. Er darf die Anzeige 
nicht deshalb unterlaſſen, weil er den Fall der Pflegſchaft nicht für gegeben hält. Iſt der nach 
$ 1909 beſtellte Pfleger verhindert (vgl. A 2), fo liegt ihm die Anzeigepflicht ob, 58 1915, 1909 
Abſ 2. Daneben beſteht die Anzeigepflicht des Gegenvormundes ($ 1799), des Beiſtandes 
(58 1693, 1694) und des Gemeindewaiſenrats ($ 49 FGG). Iſt infolge eines gerichtlichen 
Verfahrens die Anordnung einer Pflegſchaft notwendig geworden, ſo hat das Gericht 
(Prozeßgericht, Nachlaßgericht, Vormundſchaftsgericht) das zuſtändige Vormundſchaftsgericht 
zu benachrichtigen ($ 50 FGG). 

5. Durch die Beſtimmung des Abſ z iſt — was ſonſt zweifelhaft fein könnte — geftattet, 
daß an Stelle des Vormundes vorläufig ein Pfleger beſtellt wird. Ein Bedürfnis hierzu 
kann ſich ergeben, wenn die Beſtellung eines Vormundes aus beſonderen Gründen (Schwierig⸗ 
keit, einen geeigneten Vormund zu finden, Weigerung des Vormundes, Prüfung, ob ein be⸗ 
rufener Vormund vorhanden iſt) ſich verzögert oder wenn eine Angelegenheit ſchleunigſt 
erledigt werden muß. Liegen ſolche Gründe vor, ſo iſt es auch in den Fällen einer vorläufigen 
Vormundſchaft (51906) nicht unzuläſſig, an Stelle des Vormundes vorläufig einen Pfleger zu 
beſtellen. Die Wirkung einer Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des zu Entmündigenden iſt 
allerdings hiermit nicht verbunden. 


8 1910 


Ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, kann einen Pfleger 
für ſeine Perſon andere a Vermögen erhalten, wenn er infolge körperlicher 
Gebrechen, insbeſondere weil er taub, blind oder ſtumm iſt, ſeine Angelegen⸗ 
heiten nicht zu beſorgen vermag ). 

Vermag ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, infolge 
geiſtiger oder körperlicher Gebrechen einzelne ſeiner Angelegenheiten oder 
einen beſtimmten Kreis ſeiner Angelegenheiten, insbeſondere ſeine Vermögens⸗ 
angelegenheiten, nicht zu beſorgen, ſo kann er für dieſe Angelegenheiten einen 
Pfleger erhalten!) ). 
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Die Pflegſchaft darf nur mit Einwilligung des Gebrechlichen angeordnet 
werden, es ſei denn, daß eine Verſtändigung mit ihm nicht möglich iſt “). 

E 1 1739 11 1787 M 4, 1256 P 4, 855; 5, 147; 6, 311. 

1. Gebrechlichkeitspflegſchaft. In Erweiterung des durch 5 1896 (Vormundſchaft 
über Volljährige) gewährten Schutzes wird durch § 1910 ein vormundſchaftlicher Schutz auch 
allen den Volljährigen zuteil, die an körperlichen oder geiſtigen Gebrechen 
leiden und hierdurch ganz oder teilweiſe an Beſorgung ihrer Angelegenheiten verhindert ſind. 
Als körperliche Gebrechen kommen nicht bloß die im Abſ 1 aufgeführten Fälle 
der Taubheit, Blindheit oder Stummheit in Betracht. Das Gebrechen 
kann auch in einer Beſchränkung der körperlichen Bewegungsfreiheit (Lähmung, Verſtümme⸗ 
lung), in hochgradiger Schwerhörigkeit, Kurzſichtigkeit uſw. beſtehen, wenn auch dieſe Ge⸗ 
brechen nur zur Folge haben, daß die Beſorgung der Angelegenheiten er⸗ 
heblich erſchwert wird (a. M. Fuchs A 2 a6, Blume A 2b, die eine bloße Erſchwe⸗ 
rung nicht für genügend halten). In gleicher Weiſe wird man unter geiſtigen Gebrechen 
nicht bloß Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche (vgl. $ 6 A 2), ſondern darüber hinaus 
eine jede erhebliche Minderung der Geiſteskräfte zu verſtehen haben. Trunkſüchtige und Ver⸗ 
ſchwender ſind, falls nicht mit dem bei ihnen ausgebildeten ſittlichen Mangel ein geiſtiges 
Gebrechen verbunden ift, nicht hierher zu rechnen. Für die Pflegſchaft iſt der Unterſchied 
zwiſchen körperlichen und geiſtigen Gebrechen inſofern bedeutungsvoll, als bei geiſtigen Ge⸗ 
brechen nur eine Pflegſchaft in beſchränktem Umfange, zur Beſorgung einzelner Angelegen⸗ 
heiten oder eines beſtimmten Kreiſes von Angelegenheiten, zuläſſig iſt. Mit Rückſicht hierauf 
entſteht die Frage, ob eine ſolche beſchränkte Pflegſchaft auch über Geiſteskranke und 
Geiſtesſchwache, die ihre Angelegenheiten in der Geſamtheit nicht zu beſorgen ver⸗ 
mögen, angeordnet werden kann. Die Gerichte haben ſich für Bejahung dieſer Frage ent⸗ 
ſchieden (RG 52, 240; 65, 202; IW 03 Beil 64 Nr 147; 06, 3762). Ein Bedürfnis für 
eine ſolche Pflegſchaft liegt namentlich dann vor, wenn eine vollſtändige Heilung in abſeh⸗ 
barer Zeit zu erwarten iſt und deshalb die Stellung des Entmündigungsantrages unter⸗ 
laſſen wird. Ein Pfleger kann übrigens dem geſchäftsunfähigen Geiſteskranken auch zur 
Stellung des Entmündigungsantrages (als geſetzlicher Vertreter) beſtellt werden, obſchon der 
Pfleger hier eine une vornimmt, die von dem Geiſteskranken ſelbſt nicht vorgenommen 
werden könnte (vgl. hinſichtlich des $ 90 PV NG 45, 179, a. M. Gaupp⸗Stein $ 646 A Ic 
3PO). Dafür, ob über einen körperlich Gebrechlichen eine allgemeine oder eine beſchränkte 
Pflegſchaft anzuordnen iſt, iſt das im einzelnen Falle beſtehende Fürſorgebedürfnis entſchei⸗ 
dend. Eine Pflegſchaft iſt nicht nötig, wenn der Gebrechliche in der Lage iſt, zur Beſorgung 
femer Angelegenheiten einen Vertreter anzunehmen, und auch durch fein Gebrechen nicht an 
Ausübung der nach der Sachlage erforderlichen Beaufſichtigung gehindert iſt. 

2. Die zur Vertretung der Beamten im Verfahren der zwangsweiſen Verſetzung in 
den Nuheſtand „nötigenfalls“ nach § 62 des RBG v. 18. 5. 07, desgleichen nach den landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimm ungen über Dienſtvergehen der Richter und der nichtrichterlichen Beamten 
anzuordnende Pfle gſchaft ſtellt fich als eine Pflegſchaft des öffentlichen Rechts dar, für welche 
die beſonderen Beſt immungen des $ 1910 keine Geltung haben (KG in RA 6, 2). Der Pfleger 
kann ſowohl von dem Vormundſchaftsgericht — das regelmäßig in erſter Linie angegangen 
werden wird — als von der dem Beamten vorgeſetzten Dienſtbehörde beſtellt werden. Wird 
das Vormundſchaftsgericht um Beſtellung erſucht, ſo hat dieſes darüber, ob eine Pflegſchaft 
erforderlich iſt, ſelbſtändig zu befinden. Über die Zuläſſigkeit der Beſtellung eines Pflegers 
aus $ 1910 im Zwangspenſionierungsverfahren gegen eines geiſteskranken mittelbaren 
Staatsbeamten gemäß $ 20 PrZuſtch v. 1. 8. 83 ſ. KGJ 37 A 69. 

3. Einwilligung des Gebrechlichen. Die Pflegſchaft aus § 1910 läßt grundſätzlich die 
Geſchäftsfähigkeit unberührt. Die b e e daß die Beſtellung eines Gebrechlichkeits⸗ 
pflegers für das geſamte Vermögen die Untauglichkeit des Pfleglings zum Vormunde (38 1781 
Nr 2, 1792, 1694, 1866 Nr 2, 1886, 1915), die Unfähigkeit zum Teſtamentsvollſtrecker (58 2201, 
2225) und die Unfähigkeit zur Ausübung der elterlichen Gewalt (5 1676 Abſ 2) zur Folge hat, 
find beſonderer Art und wird die Geſchäftsfähigkeit hierdurch nicht aufgehoben. Die Pfleg- 
ſchaft dient demgemäß weſentlich nur zun Unterſtützung des Pflegebefohlenen. 
Der Pfleger hat deshalb, falls er nicht einem Geſchäftsunfähigen beigeordnet ift, nicht die 
Stellung eines geſetzlichen Vertreters, ſondern eines vom Staate beſtellten Bevollmächtigten. 
Dieſem Charakter der Pflegſchaft entſpricht es auch, daß zur Einleitung der Pflegſchaft die 
Einwilligung des Gebrechlichen gefordert wird. Über die Erteilung der Einwilligung, für die 
eine beſondere Form nicht vorgeſchrieben iſt, hat das Vormundſchaftsgericht vor Anordnung 
der Pflegſchaft ſich zu vergewiſſern. Die Einwilligung kann, wie aus $ 1920 hervorgeht, jeder⸗ 
zeit zurückgenommen werden, welche Zurücknahme unmittelbar oder mittelbar dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ecklärt werden muß. Eines eigentlichen Antrags bedarf es trotz des Wort⸗ 
lauts des $ 1920 zur Aufhebung der Pflegſchaft nicht. Die Einwilligung zur Einleitung der 
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Pflegſchaft iſt nicht nötig, wenn eine Verſtändigung mit dem Pflegebefohlenen ausgeſchloſſen 
iſt. Dieſer Fall liegt auch vor, wenn der Gebrechliche im Sinne des $ 104 Nr 2 über⸗ 
haupt keinen freien Willen hat (RG JW 06, 3762; RG 65, 199). Ebenſo kann der Antrag 
auf Aufhebung der Pflegſchaft ſeitens des Pflegebefohlenen, deſſen Willenserklärung nach 
$ 105 nichtig iſt, keine Beachtung finden (RG 65, 203). Der Pflegebefohlene gilt nicht 
etwa für dieſen Antrag — wie der Entmündigte nach $ 664 ZPO für die Anfechtungsklage 
im Entmündigungsverſahren — als geſchäftsfähig. Die bloße Schwierigkeit der Verſtändigung 
kann der Unmöglichkeit nicht gleichgeſtellt werden. Eine Nachprüfung, ob die Beſtellung des 
Pfleger nach § 1910 Abſ 3 rechtmäßig erfolgt iſt, ſteht dem Prozeßgericht nicht zu (RG 7. 4. 09 
V 409/08; vgl. $ 1915 A 1). 


8 1911 


Ein abweſender Volljähriger, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt ), erhält 
für feine Vermögens angelegenheiten, ſoweit ſie der Fürſorge bedürfen, 
einen Abweſenheitspfleger. Ein ſolcher Pfleger iſt ihm insbeſondere auch 
dann zu beſtellen, wenn er durch Erteilung eines Auftrags oder einer Voll: 
macht Fürſorge getroffen hat, aber Umſtände eingetreten ſind, die zum Wider⸗ 
rufe des Auftrags oder der Vollmacht Anlaß geben )). 

Das Gleiche gilt von einem Abweſenden, deſſen Aufenthalt bekannt, 
der aber an der Rückkehr und der Beſorgung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten verhindert iſt ). 

E 1 1740 II 1788 M 4, 1256 P 4, 856. 

1. Als ein Abweſender, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt, iſt anzuſehen, wer von 
ſeinem letzten Wohnorte oder, wenn er einen Wohnort nicht hat, von ſeinem letzten Aufent⸗ 
haltsorte ſich entfernt hat und deſſen gegenwärtiger Aufenthalt trotz ſachdienlicher Nach⸗ 
forſchungen nicht bekannt geworden iſt, desgleichen derjenige, der an dieſem Orte, wenn auch 
eine Entfernung nicht feſtzuſtellen iſt, nach den ſtattgehabten Nachforſchungen ſpurlös ver⸗ 
ſchwunden iſt. Die Biegicefi hat darin ihren Grund, daß der Abweſende an Beſorgung 
ſeiner Vermögensangelegenheiten gehindert iſt. Der Unbekanntſchaft des Aufenthalts iſt 
deshalb der Fall gleichgeſtellt, daß der Abweſende infolge beſonderer Umſtände wie Verkehrs⸗ 
unterbrechung, Feſtnahme oder Aufenthalt in weiter Ferne an der rechtzeitigen Rückkehr und 
dadurch zugleich an der ſachgemäßen Erledigung ſeiner Vermögensangelegenheiten gehindert 
iſt. Wegen der Abweſenheitspflegſchaft über einen Ausländer ſ. § 1773 A 1. Kann 
wegen der Verſchollenheit des Abweſenden nicht ermittelt werden, ob er aufgehört hat, ein 
Deutſcher zu ſein, ſo iſt bei Anordnung der Abweſenheitspflegſchaft davon auszugehen, daß 
Fe En Staatsangehörigkeit nicht verloren hat (Bay OL in OLG 6, 305 — vgl. 
8 b 

2. Die Abweſenheitspflegſchaft ift nur einzuleiten, wenn ein Fürſorgebedürfnis in 
Anſehung der Bermögensangelegenheiten vorhanden ift, und zwar nur für einen Volljährigen, 
nicht einen Minderjährigen, der, weil er unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft 
ſteht, eines Abweſenheitspflegers nicht bedarf. Das Fürſorgebedürfnis iſt auch von Bedeutung 
für die Frage, wie lange Zeit die Abweſenheit gedauert haben muß. Eine kürzere Zeit kann 
genügen, wenn inzwiſchen in den Vermögensverhältniſſen erhebliche Anderungen vorgekommen 
ſind, die ein Eingreifen erforderlich machen. Ein Fürſorgebedürfnis beſteht nicht, wenn der 
Abweſende in der Lage iſt, ſeine Vermögensangelegenheiten ſchriftlich zu beſorgen, falls nicht 
etwa zur Erledigung dringender Angelegenheiten die Anordnung der Pflegſchaft geboten iſt. 
Hat der Abweſende einen Bevollmächtigten beſtellt, ſo kann gleichwohl Anlaß zur 
Anordnung einer Pflegſchaft gegeben ſein, wenn infolge beſonderer Umſtände ein Widerruf 
der Vollmacht angezeigt erſcheint. Ein Abweſender kann ferner ſchon dadurch genügend 
geſchützt fein, daß ein Nachlaßpfleger oder Teſtamentsvollſtrecker feine Intereſſen wahrnimmt. 
Auch der Umfang der Pflegſchaft, ob der Pfleger für einzelne oder alle Ver⸗ 
mögens angelegenheiten zu beſtellen ift, beſtimmt ſich ganz nach dem Fürſorge⸗ 
bedürfnis. Innerhalb des ihm zugewieſenen Wirkungskreiſes iſt der Pfleger als geſetzlicher 
Bevollmächtigter, ſoweit nicht das Vormundſchaftsgericht ſeine Befugniſſe beſchränkt hat, 
zur Beſorgung aller Vermögensangelegenheiten, nicht bloß zur Vornahme der auf die Er⸗ 
haltung des Vermögens abzielenden Handlungen befugt. Seine Sache iſt es auch, über den 
Aufenthalt und das Leben des Abweſenden Nachrichten einzuziehen. Zu dem Antrage auf 
Todeserklärung bedarf er nach $ 962 ZPO der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 
Dagegen iſt er zu dem Antrag auf Konkurseröffnung ſelbſtändig berechtigt wie auch verpflichtet. 
In perſönlichen Angelegenheiten kann er den Abweſenden nicht vertreten. 
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Er iſt deshalb auch zur Stellung eines Strafantrags für den Abweſenden nicht berechtigt, 
ſoweit es ſich nicht um die Verletzung der von ihm wahrzunehmenden Vermögensrechte handelt. 
Die dem Ehemann nach dem ehelichen Güterrechte an dem Vermögen ſeiner Frau zuſtehenden 
Rechte werden von dem Abweſenheitspfleger wahrgenommen. Die Frau kann jedoch, wenn 
die baldige Aufhebung der Pflegſchaft nicht zu erwarten ift, nach $ 1418 Nr 5 auf Aufhebung 
der Verwaltung und Nutznießung, beziehenklich nach $ 1542 auf Aufhebung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft klagen. — Die Abweſenheitspflegſchaft dient dem Intereſſe des 
Abweſenden. An der Anordnung der Pflegſchaft können allerdings auch Dritte ein In⸗ 
tereſſe haben, namentlich die Gläubiger des Abweſenden, die von dem Abweſenheits⸗ 
pfleger die Befriedigung ihrer Anſprüche erwarten. Sie ſind deshalb berechtigt, die Ein⸗ 
leitung einer Pflegſchaft zu beantragen und können gegen eine die Anordnung der Pflegſchaft 
ablehnende oder die Pflegſchaft aufhebende Verfügung Beſchwerde erheben (§ 57 Nr 3 FGG). 
Dafür aber, ob die Pflegſchaft einzuleiten oder fortzuführen ift, iſt allein das Intereſſe des 
Abweſenden maßgebend. 

3. Ein Abweſenheitspfleger beſonderer Art iſt der Aug einanderſetzungspfleger, der 
bei Vorhandenſein der Vorausſetzungen der Abweſenheitspflegſchaft von dem Nachlaßgericht 
zur Vertretung eines abweſenden Beteiligten bei der Auseinanderſetzung über den Nachlaß 
oder das Geſamtgut beſtellt wird, 53 88, 99 FGG. 


9 1912 


Eine Leibesfrucht erhält zur Wahrung ihrer künftigen Rechte), ſoweit 
dieſe einer Fürſorge bedürfen, einen Pfleger. Die Fürſorge ſteht jedoch dem 
Vater oder der Mutter zu, wenn das Kind, falls es bereits geboren wäre, 
unter elterlicher Gewalt ſtehen würde ) . 

E 1 1741 II 1789 M 4, 1202 P 4, 857. 

1. Die Leibes frucht wird zwar nicht als rechtsfähig anerkannt, es werden ihr aber für 
den Fall der Geburt Rechte vorbehalten (f. hierüber 5 1 A 4). Zur Wahrung dieſer Rechte 
iſt ein Pfleger zu beſtellen. Die Pflegſchaft des $ 1912 unterſcheidet ſich hiernach wie auch die 
Pflegſchaft über die noch nicht erzeugte Nachkommenſchaft ($ 1913 A 1) weſentlich von den 
andern Pflegſchaftsarten. Der Wirkungskreis des Pflegers erſtreckt ſich nach näherer Feſtſetzung 
des Vormundſchaftsgerichts nur auf die Wa hrung der Rechte der Leibesfrucht (wozu 
auch der Abſchluß eines Abfindungsvertrags aus $ 1714 gehören kann, a. M. Blume A 6, 
Fuchs A 2 b) nicht auf ſonſtige Verfügungen. Die Beſtellung eines Pflegers ift nur erforderlich, 
ſoweit die Rechte einer Fürſorge bedürfen, alſo nicht, wenn 3. B. für den Schutz der Rechte 
der Leibesfrucht ſchon durch Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers oder, was nach $ 1960 
bei Ungewißheit des Erben geſchehen muß, durch Beſtellung eines Nachlaßpflegers geſorgt iſt. 
Bei dem Unterhaltsanſpruch aus $ 1963 handelt es ſich Bea um ein Recht der Mutter. 
Ebenſo iſt das Recht, die Zahlung des Unterhalts für das uneheliche Kind für die erſten drei 
Monate ſchon vor der Geburt des Kindes zu verlangen, durch § 1716 in die Hände der Mutter 

elegt, ſodaß der Pfleger mit Wahrnehmung dieſer Rechte nichts zu tun hat. Ausnahmsweiſe 
ann die Pflegſchaft auch notwendig werden zum Schutz der Rechte der Leibesfrucht gegen 
die Mutter, namentlich zur Verhütung einer Kindesunterſchiebung, in welchem Falle fuͤr die 
Anordnung der Pflegſchaft, wenn ſchon auch das Intereſſe des Vaters und ſonſtiger Per- 
ſonen in Betracht kommt, im Grunde nur das Intereſſe der Leibesfrucht ausſchlaggebend 
iſt (vgl. 8 1911 A 2 a. E.). 

2. Die Pflegſchaft tritt nicht ein, wenn das Kind im Falle der Geburt der elterlichen 
Gewalt unterſtehen würde. Der zur Ausübung der elterlichen Gewalt berufene Elternteil 
wird hier nicht als Pfleger beſtellt, ſondern hat kraft des Rechts der ſpäteren elterlichen Ge⸗ 
walt, vorausgeſetzt, daß ihm dieſe bei Lebendgeburt des Kindes zuſteht und er an der Aus⸗ 
übung nicht rechtlich verhindert ſein würde, das Recht und die Pflicht der Fürſorge für die 
Leibesfrucht. Wegen des der unehelichen Mutter durch $ 1716 gegebenen Rechts ſ. A 1 und 
wegen der Berufung zur Pflegſchaft $ 1916 A 1. 


3. Beſondere Beſtimmungen gelten hinſichtlich der Familienſchlüſſe über Familien⸗ 
fideikommiſſe und FJamilienſtiftungen nach $$ 42—44 II 4 ALR, dem Pr. G. v. 15. 2. 1840 
und Art 2 Pr. AG. Für die bereits erzeugten, aber noch nicht geborenen Familienmitglieder 
wird ein Pfleger der Leibesfrucht nicht beſtellt. Es wird vielmehr abgewartet, ob Familien⸗ 
mitglieder binnen 302 Tagen ſeit dem Tage der Vollziehung des Fa milienſchluſſes durch ihre 
Eltern geboren werden, und iſt erſt dann ein Pfleger für ſie zu beſtellen, der dem Familien⸗ 
ſchluſſe mit vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung beitreten kann. 
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8 1913 6 


„ Iſt unbekannt oder ungewiß, wer bei einer Angelegenheit der Beteiligte 
iſt !) 2), jo kann dem Beteiligten für i dieſe Angelegenheit, ſoweit eine Fürſorge 
erforderlich iſt, ein Pfleger beſtellt werden ) ). Jusbeſondere kann einem Nuach⸗ 
erben, der noch nicht erzeugt iſt oder deſſen Perſönlichkeit erſt durch ein künf⸗ 
tiges Ereignis beſtimmt wird, für die Zeit bis zum Eintritte der Nacherbfolge 
ein Pfleger beſtellt werden“). 

E 1 1742 u. 1827 II 1790 M 4, 1265; 5, 112 P 4, 857; 5, 129. 

1. Pflegſchaft für unbekannte Beteiligte. Eine Hinderung in Geltendmachung des 
Rechts liegt nicht bloß vor, wenn der Berechtigte tatſächlich oder rechtlich verhindert iſt, ſondern 
auch dann, wenn unbekannt oder unge wiß ift, wer der Berechtigte iſt und ob über⸗ 
haupt ein Berechtigter vorhanden iſt, ſei es, daß das die Perſon des Berechtigten beſtimmende 
Ereignis noch nicht eingetreten iſt oder daß wegen unzulänglicher Bezeichnung des Berechtigten 
oder aus andern Gründen die Perſon des Berechtigten nicht ſicher erkannt werden kann. 
Dem hieraus entſpringenden Fürſorgebedürfnis, das auf tatſächliche und rechtliche Ange⸗ 
legenbeiten ſich erſtrecken kann, wird dadurch genügt, daß für Rechnung deſſen, den es angeht, 
mag dies nun eine natürliche oder juriſtiſche Perſon ſein, ein Pfleger als geſetzlicher Bevoll⸗ 
mächtigter beſtellt wird. Eine ſolche Pflegſchaft kann auch für noch nicht erzeugte 
Nachkommen eingeleitet werden, ſoweit dies zur Wahrung der ihnen vorbehaltenen 
Rechte (ſ. hierüber $ 1 A 4) und Verwaltung des hieraus erlangten Vermögens erforderlich 
iſt. Ein Bedürfnis zur Beſtellung eines Pflegers wird regelmäßig zu verneinen ſein, wenn die 
beſtehende Ungewißheit leicht zu heben iſt oder nur geringfügige Intereſſen in Frage kommen, 
auch dann, wenn die Beteiligten ſchon in anderer Weiſe durch Fürſorge einer Behörde — wie 
in Fundſachen — durch Einſetzung eines Nachlaßpflegers Teſtamentsvollſtreckers genügend 
geſchützt find (vgl. indes hinſichtlich des Teſtamentsvollſtreckers KG in OLG IC, 305). 
Abgelehnt wird die Pflegſchaft von dem KG (RIA 8, 99) für den Fall, daß zwiſchen mehreren 
Perſonen, die allein als Berechtigte in Frage kommen, darüber geſtritten wird, wem das Recht 
gebührt. Auch die Pflegſchaft aus 5 1913 iſt, wenn ſchon es vorkommen kann, daß ein Berech⸗ 
tigter überhaupt nicht vorhanden iſt, als Perſonenpflegſchaft, nicht als Sachpflegſchaft auf⸗ 
zufaſſen (a. M. Schultze, Treuhänder 62 ff., Bendix, A Bürger 32, 231). Die Pflegſchaft wird 
im Entereſſe des Beteiligten geführt. Dritte Perſonen können, wenn ſie an der Anordnung 
der Pflegſchaft intereſſiert ſind, die Pflegſchaft in Anregung bringen und bei Ablehnung oder 
Aufhebung der Pflegſchaft nach $ 57 Nr 3 FG Beſchwerde führen. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht hat aber ſtets zu prüfen, ob die Anordnung der Pflegſchaft im Intereſſe des Beteiligten 
iſt (KJ 28 A 11). Der Pfleger hat nicht bloß die Pflicht, die unbekannten Beteiligten inner⸗ 
halb des ihm zugewieſenen Wirkungskreiſes zu vertreten, ſondern hat auch dieſe Beteiligten 
zu ermitteln. Über die Beſtellung eines Pflegers bei Herrenloſigkeit eines Grundſtücks |. 88 58 
und 787 3PO. 

2. Zur Einleitung der Pflegſchaft kann auch der Umſtand Anlaß geben, daß nicht feſt⸗ 
ſteht, wer der Verpflichtete in der betreffenden Angelegenheit iſt. Eine ſolche Pflegſchaft 
wird jedoch nur ausnahmsweiſe angezeigt ſein, hauptſächlich dann, wenn bei gemeiner Gefahr 
größere Aufwendungen im Intereſſe der Beteiligten, die hierdurch verpflichtet werden ſollen, 
zu machen find (vgl. M 4, 1265). 

3. Einen beſonders wichtigen Fall einer Pflegſchaft aus $ 1913 bildet die Beſtellung 
eines Pflegers für den Nacherben, deſſen Perſon ſich erſt durch ein ſpäteres Ereignis 
beſtimmt oder der noch nicht erzeugt iſt, da dem Nacherben ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge 
verſchiedene Befugniſſe zuſtehen, Recht auf Mitteilung eines Verzeichniſſes und Auskunft⸗ 
erteilung nach 88 2121, 2122 u. 2127, Recht auf Sicherheitsleiſtung nach § 2128, auf Hinter⸗ 
legung der Inhaberpapiere nach 98 2116—18, auf Feſtſtellung eines Wald wirtſchaftsplans 
nach § 2123, Recht auf Einhaltung der ſonſtigen dem Vorerben obliegenden Beſchränkungen. 
Der für die ſpäteren Nacherben beſtellte Pfleger vertritt auch die als Nacherben eingeſetzten 
bekannten Perſonen, deren endgültige Berufung zur Nacherbfolge davon abhängig gemacht 
ift, daß fie den Tod des Vorerben überleben (vgl. $ 2108 Abſ 2). Gegen die Einleitung einer 
Pflegſchaft für die Nacherben kann der Vorerbe, da hierdurch in ſeine Rechte nicht eingegriffen 
wird, nicht Beſchwerde erheben, $ 20 FGG. 


8 1914 


Iſt durch Öffentliche Sammlung Vermögen für einen vorübergehenden 
Zweck zuſammengebracht worden, ſo kann zum Zwecke der Verwaltung und 
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Verwendung des Vermögens ein Pfleger beſtellt werden, wenn die zu der 
Verwaltung und Verwendung berufenen Perſonen weggefallen ſind ). 

P 6, 313. 

1. S. 80 A 1. Es handelt ſich in dieſem Falle nicht um eine Perſonenpflegſchaft. 


8 1915 


Auf die Pflegſchaft finden die für die Vormundſchaft geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes 
ergibt). 

Die Beſtellung eines Gegenvormundes iſt nicht erforderlich ). 

€ 1 1743, 1746 II 1791, 1794 M 4, 1266 u. 1269 P 4, 857. 

1. Die für die Vormundſchaft geltenden Vorſchriften des BGB und der zu dem BGB 
gehörigen Nebengeſetze finden, da im Sinne dieſer Vorſchriften unter Vormundſchaft auch die 
eine Art der Vormundſchaft bildende Pflegſchaft begriffen iſt, in Ermangelung einer andern 
Beſtimmung (val. A 2) auch auf die Pflegſchaft entſprechende Anwendung, und zwar werden 
durchweg mit Ausnahme der Pflegſchaft des 8 1909 über Minderjährige die Vorſchriften 
für die Vormundſchaft über Volljährige anzuwenden ſein (beſtr.), was namentlich 
für die Beſtimmung des § 1902 Abſ 2 (Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung für Verträge über wiederkehrende Leiſtungen von längerer als vierjähriger Dauer) 
von Wichtigkeit iſt. Für die Pflegſchaft gilt in gleicher Weiſe wie für die Vormundſchaft der 
Grundſatz, daß die Gültigkeit der von dem Vormundſchaftsgericht angeordneten Pflegſchaft 
von dem Prozeßgericht nicht nachgeprüft werden kann (RG FW 02, 5704; IW 03 Beil 64 
Nr 147; 7. 4. 09 V 405/08 — vgl. § 1774 A 2). Anwendbar find die Vorschriften über Be⸗ 
ſtellung und Entlaſſung eines Vormundes mit Ausnahme derjenigen über die Berufung 
zur Vormundſchaft, welche nach § 1916 für die Pflegſchaft des § 1909 nicht gelten und die 
der Natur der Sache nach auch für die Pflegſchaften aus 88 1912, 1913 und 1914 (vgl. $ 1916 
A 1) nicht zur Anwendung kommen können. Können hiernach die Eltern einen Pfleger nicht 
berufen, fo können fie ihm auch nicht die Stellung eines befreiten Pflegers geben, vgl. 
$ 1917. Anwendbar find ferner die Vorſchriften über Führung und Beauf ſichti⸗ 
aung der Vormundſchaft und über die von dem Vormundſchaftsgericht oder dem 
Gegenvormund, falls ein ſolcher beſtellt iſt, zu erteilende Genehmigung. Darüber, 
daß die Beſtellung eines Gegenvormundes nicht nötig iſt, ſ. A 2. Selbſtverſtändlich unterliegen 
der Genehmigung nur die Rechtshandlungen des Pflegers, nicht die Rechtshandlungen des in 
ſeiner Geſchäftsfähigkeit nicht beſchränkten Pflegebefohlenen. Ein Familienrat iſt 
naturgemäß ausgeſchloſſen bei den ce aus $8 1913 und 1914. Aber auch bei der 
Pflegſchaft aus § 1909 iſt für einen beſonderen Familienrat kein Raum. Iſt ein Familienrat 
für die Vormundſchaft eingeſetzt, fo erſtreckt ſich feine Zuſtändigkeit auch auf die neben der Vor⸗ 
mundſchaft eingeleitete Pflegſchaft (vgl. $ 1858 A 1). Beſteht ein Familienrat für die Vor⸗ 
mundſchaft nicht, ſo würde es unangebracht ſein, einen ſolchen nur für die Pflegſchaft zu bilden. 
Im übrigen findet, was die Pflegſchaften aus $$ 1910, 1911 und 1912 betrifft, die Einſetzung 
eines Familienrats gemäß $ 1905 nur auf Grund des $ 1859 Abſ 1 ſtatt. Hinſichtlich des An⸗ 
ſpruchs des Pflegers auf Erſatz der Aufwendungen ($ 1835) iſt zu bemerken, daß 
bei der Pflegſchaft aus § 1912 dieſer Anſpruch verſagt, falls ein lebendes Kind nicht geboren 
wird (a. M. Blume A 6 zu $ 1912, der von der Auffaſſung aus, daß es ſich hier um eine Sach⸗ 
pflegſchaft handelt, die Verwaltungskoſten demjenigen auferlegen will, dem das verwaltete 
Vermögen zufällt) und daß ebenſo bei einer Pflegſchaft aus § 1913 der Anſpruch ſich nicht ver⸗ 
wirklichen läßt, wenn keine Maſſe vorhanden iſt. Mit Rückſicht hierauf wird der Vormundſchafts⸗ 
richter vor Einleitung einer Pflegſchaft aus § 1912 ſorgfältig zu erwägen haben, ob nicht die 
Einleitung einer Nachlaßpflegſchaft genügt, und wird er die Einleitung der Pflegſchaft aus 
8 1913, falls nicht die Fürſorge für die unbekannten Beteiligten unbedingt die Einleitung ge⸗ 
bietet, von der Übernahme der Haftung des Antragſtellers für die Auslagen oder Einzahlung 
eines entſprechenden Vorſchuſſes abhängig machen können. Weitere Abweichungen 
von der Vormundſchaft ergeben ſich daraus, daß das Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts 
wie bei der Einleitung der das Vorhandenſein eines Fü ſorgebedürfniſſes vorausſetzenden 
Pflegſchaft und bei der Begrenzung des Wirkungskreiſes des Pflegers ſo auch bei der Auf⸗ 
hebung der Pflegſchaft (vgl. 81919) eine größere Bedeutung hat. Nicht übertragen auf die 
Pflegſchaft iſt die Einrichtung der Anſtaltsvormundſchaft und Berufsvormundſchaft. Für 
die Pflegſchaft gilt ausſchließlich der Beſtellungsgrundſatz (vgl. 8 1773 A 4). Wegen der Pfleg⸗ 
ſchaft über einen Ausländer vgl. § 1773 A 1. 

2. Neben dem Pfleger braucht ein Gegenvormund uicht beſtellt zu werden, auch dann 
nicht, wenn mit der Pflegſchaft eine Vermögensverwaltung (vgl. 8 1792 Abſ 2) verbunden iſt. 
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Es ſteht jedoch nichts entgegen, den neben dem Vormund beſtellten Gegenvormund bei An⸗ 
ordnung einer Pflegſchaft aus $ 1909 auch als Gegenvormund neben dem Pfleger zu beſtellen. 
Ohne weiteres gehen dieſe Verrichtungen nicht auf ihn über. Unzuläſſig iſt der Regel 
nach die Beſtellung eines Gegenvormundes neben dem als Pfleger aus 55 1910, 1911 
beſtellten Elternteil (vgl. die näheren Beſtimmungen der $$ 1903, 1904). Unzuläſſig iſt 
ferner die Beſtellung eines Gegenvormundes neben dem nach 8 1917 benannten Pfleger, 
wenn der Dritte bei der Zuwendung die Beſtellung eines Gegenvormundes ausgeſchloſſen hat. 


8 1916 


Für die nach $ 1909 anzuordnende Pflegſchaft gelten die Vorſchriflen 
über die Berufung zur Vormundſchaft nicht!). 

E 1 1744 II 1792 Abf 1 M 4, 1267 P 4, 857. 

1. Bei der Pflegſchaft aus $ 1919 iſt es oft ſehr wünſchenswert, den Pfleger nicht aus 
dem Kreiſe der nächſten Verwandten des Pfleglings zu nehmen, damit er unbeeinflußt durch 
den verhinderten Gewalthaber oder Vormund ſeines Amtes walten kann. Dieſem Umſtande 
iſt dadurch Rechnung getragen, daß die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft 
für dieſe Pflegſchaft außer Geltung geſetzt ſind. Das der Ehefrau nach näherer Beſtimmung 
des 5 1685 zuſtehende Recht, bei Verhinderung des Mannes die elterliche Gewalt für dieſen 
auszuüben, wird natürlich hierdurch nicht berührt. Die Vorſchriften über die Berufung zur 
Vormundſchaft können aber auch keine Geltung beanſpruchen für die Pflegſchaften aus 681912, 
1913 und 1914. Die Pflegſchaft aus 8 1914 hat überhaupt nicht die Natur einer Perſonen⸗ 
pflegſchaft. Bei der Pflegſchaft aus $ 1913 iſt es ungewiß, wer der Beteiligte iſt, und kann 
deshalb von einem zur Berufung berechtigenden Verwandtſchaftsverhältnis nicht die Rede 
fein. Ein ſolches Verwandtſchaftsverhältnis ift endlich auch bei der über eine Leibesfrucht 
nach $ 1912 einzuleitenden Pflegſchaft ausgeſchloſen. Zur Wahrung der Rechte der Eltern 
ift hier die beſondere Beſtimmung des $ 1912 Satz 2 für notwendig erachtet. 


8 1917 


Wird die Anordnung einer Pflegſchaft nach $ 1909 Abſ. 1 Satz 2 erfor: 
derlich, ſo iſt als Pfleger berufen, wer als ſolcher von dem Erblaſſer durch 
letztwillige Verfügung, von dem Dritten bei der Zuwendung benaunt 
worden iſt; die Vorſchriften des § 1778 finden entſprechende Anwendung ). 

Für den benannten Pfleger kann der Erblaſſer durch letztwillige Ver⸗ 
fügung, der Dritte bei der Zuwendung die in den 88 1852 bis 1854 bezeich⸗ 
neten Befreiungen anordnen. Das Vormundſchaftsgericht kann die Anord⸗ 
nungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Intereſſe des Pflegebefohlenen ge⸗ 
fährden !). 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen des Dritten iſt, ſolange er 
lebt, ſeine Zuſtimmung erforderlich und genügend. Die Zuſtimmung des 
Dritten kann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der Dritte 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ſein Aufenthalt 
dauernd unbekannt iſt “). 

E 1 1745 II 1792 Abſ 2 M 4, 1167 u. 1268 P 4, 857. 

1. S. über die Anordnung der Pflegſchaft 3 1909 A3. Dem Dritten ift nicht das Recht 
gegeben, eine beſtimmte Perſon von der Pflegſchaft auszuſchließen. Doch wird ſich 
55 r nicht ohne zwingende Gründe über eine ſolche Anordnung hinweg⸗ 
etzen dürfen. 

2. S. 8 1909 A 3. Die Stellung des befreiten Pflegers hat bei der Pflegſchaft 
aus 58 1910 und 1911 nach näherer Beſtimmung der $$ 1903 und 1904 auch der zur 
Pflegſchaft berufene Elternteil. 

3. Solange der Dritte in der Lage iſt, ſelbſt eine Beſtimmung zu treffen, ſo lange er 
noch am Leben iſt und nicht etwa die Einholung ſeiner Beſtimmung durch dauernde Unbekannt⸗ 
ſchaft ſeines Aufenthalts oder dauerndes Unvermögen zur Abgabe einer Erklärung ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, iſt Zuſtimmung des Dritten zur Abweichung von der Anordnung unbedingt er⸗ 
forderlich. Erſt nach dieſem Zeitpunkte tritt das Anderungsrecht des Vormundſchaftsgerichts 
in Kraft, das übrigens nicht gerade in der Form der Erſetzung der Zuſtimmung erklärt zu 
werden braucht (vgl. $ 1803 A 2). 
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8 1918 


Die Pflegſchaft für eine unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehende Perſon endigt mit der Beendigung der elterlichen Gewalt 
oder der Vormundſchaft!). 

Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht endigt mit der Geburt des Kindes ). 

Die Pflegſchaft zur Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit endigt 
mit deren Erledigung. 

E I 1748 Abſ 1 Nr 1, 2, 5 u. 6 11 1795 MA, 1271 u. 1274 P 4, 859. 

1. Ein ſicherer Zeitpunkt für die Beendigung der Pflegſchaft iſt meiſt nicht gegeben, 
da es hierfür auf die in den einzelnen Fällen oft ſehr verſchiedene Fortdauer des Fürſorge⸗ 
bedürfniſſes ankommt. Grundſätzlich beſteht daher die Pflegſchaft, was in 8 1919 ausgeſprochen 
iſt, fo lange, bis fie von dem Vormundſchaftsgericht durch eine dem Pfleger zugegangene Ver⸗ 
fügung (8 16 Abſ 1 FGG) aufgehoben iſt. Eine ſolche Aufhebung kann unter Um⸗ 
ſtänden in der bloßen Aufforderung zur Rückgabe der Beſtallung erblickt werden. Von dieſer 
Regel gibt es jedoch verſchiedene Ausnahmen. Die Pflegſchaft aus 51909 kann, 
da der Pfleger hinſichtlich beſtimmter Verrichtungen an die Stelle des verhinderten Gewalt- 
habers oder Vormundes tritt, keinesfalls länger dauern als das Recht dieſes Gewalthabers 
oder Vormundes. Die Pflegſchaft muß deshalb nicht bloß mit der Beendigung der elterlichen 
Gewalt oder der Vormundſchaft erlöſchen, ſondern auch dann, wenn in der Perſon des Ge⸗ 
walthabers oder des Vormundes nur ein Wechſel eintritt (beſtr.). Sollte der Nachfolger 
ebenfalls verhindert fein, das Fürſorgebedürfnis alſo fortdauern, fo bedarf es der Neubeſtellung 
des Pflegers. Anders iſt es nur, wenn eine Pflegſchaft gemäß § 1909 Abſ 1 Satz 2 in dem 
Sinne angeordnet iſt, daß die Verwaltung eines jeden Gewalthabers oder Vormundes an dem 
dem Pflegling zugewendeten Vermögen ausgeſchloſſen fein foll, Ein allgemeiner Grund der 
Beendigung der Pflegſchaft iſt der Tod oder die Todeserklärung des Pfleglings. 
Doch kann dieſer Beendigungsgrund nicht Platz greifen bei der Pflegſchaft aus § 1913, da 
hier der Beteiligte ungewiß iſt, auch nicht bei der Pflegſchaft aus § 1912, da zwar die Tot⸗ 
geburt, nicht aber das Abſterben der Leibesfrucht äußerlich in Erſcheinung tritt, und nur 
beſchränkt bei der Abweſenheitspflegſchaft aus § 1911. Nur der Todeserklärung des Abweſen⸗ 
den (vol. § 1884 A 2) kann die Wirkung der Beendigung zuerkannt werden, nicht dem Tode, 
der bei einem Abweſenden meiſt erſt nach längerer Zeit bekannt wird und deſſen Feſtſtellung 
oft großen Schwierigkeiten unterliegt, $ 1921 Abſ 2 u. 3. 

2. Eine weitere Ausnahme iſt es, daß die Pflegſchaft unbedingt ihr Ende erreicht, 
ſobald an Stelle der Pflegſchaft der erweiterte Schutz der Vormundſchaft oder der 
elterlichen Gewalt tritt. Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht endigt aus dieſem Grunde 
mit der Geburt des Kindes, da dieſes entweder unter elterliche Gewalt oder unter: Vormund⸗ 
ſchaft fällt. Desgleichen hört die vorläufige Pflegſchaft des 9 1909 Abſ 3 mit der 
Beſtellung des Vormundes auf (a. A die herrſchende Meinung). Über den Fall der Totgeburt 
der Leibesfrucht ſ. A 1. 

3. Eine Aufhebung der Pflegſchaft braucht von dem Vormundſchaftsgericht nicht be⸗ 
ſonders ausgeſprochen zu werden, wenn der Fall ſo einfach liegt, daß der Pfleger nur zur Be⸗ 
ſorgung einer oder mehrerer einzelner Angelegenheiten beſtellt iſt. Mit der Erledigung der 
Angelegenheit endigt die Pflegſchaft von ſelbſt. Auf den Fall, daß die Pflegſchaft zur Be⸗ 
ſorgung eines beſtimmten Kreiſes von Angelegenheiten angeordnet iſt, kann dies nicht aus⸗ 
gedehnt werden (a. M. Staudinger A 1c, Blume A 4). 


8 1919 
Die Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht aufzuheben, wenn 
der Grund für die Anordnung der Pflegſchaft weggefallen iſt !). 
E 1 1748 Abſ 2 Satz 1, 2 II 1796 M 4, 1271 P 4, 859. 


1. S. 1918 A 1. Über das Recht der Beſchwerde gegen die Aufhebung der Pfleg⸗ 
ſchaft ſ. Vorbem 2 vor $ 1909. 


8 1920 


Eine nach § 1910 angeordnete Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchaſts⸗ 
gericht aufzuheben, wenn der Pflegebefohlene die Aufhebung beantragt’). 
E 1 1748 Abſ 2 Satz 4 11 1797 M 4, 1272 P 4, 859; 6. 312. 


1. S. 5 1910 A 3. 
26* 
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8 1921 


Die Pflegſchaft für einen Abweſenden iſt von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht aufzuheben, wenn der Abweſende an der Beſorgung ſeiner Ver⸗ 
mögens angelegenheiten nicht mehr verhindert iſt y. 

Stirbt der Abweſende, ſo endigt die Pflegſchaft erſt mit der Aufhebung 
durch das Vormundſchaftsgericht. Das Vormundſchaftsgericht hat die Pfleg⸗ 
ſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Abweſenden bekannt wird ). 

Wird der Abweſende für tot erklärt, ſo endigt die Pflegſchaft mit der 
Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils “). 

E 1 1748 Abſ 1 Nr 4, Abſ 2 Satz 3 II 1798 M 4, 1273 P' 4, 859. 

1. Dies entſpricht dem allgemeinen Grundſatz des $ 1919. 

2. S. § 1918 A 1. Die hier für den Fall des Todes des Abweſenden getroffene 
Sonderbeſtimmung kann auf andere Pflegſchaften nicht ausgedehnt werden. 

3. S. § 1918 A 1. Wird auf Anfechtungsklage das die Todeserklärung ausſprechende 
Urteil aufgehoben, fo iſt eine neue Pflegſchaft anzuordnen (vgl. $ 1884 A 2). Die Pflegſchaft 
kann nicht als fortbeſtehend angeſehen werden (anders die herrſchende Meinung). 


Fünftes Buch 
Erbrecht 


1. Internationales Recht. Der Geltungsbereich des deutſchen Erbrechts beſtimmt ſich 
grundſätzlich nach der Staatsangehörigkeit des Erblaſſers. Der Deutſche 
wird nach deutſchen Geſetzen auch dann beerbt, wenn er ſeinen Wohnſitz im Auslande hatte, 
EG Art 24 Abf 1. Umgekehrt wird ein Ausländer, der zur Zeit feines Todes feinen Wohnſitz 
im Inlande hatte, nach den Geſetzen feines Heimatsſtaates beerbt, Art 25. Dieſer Grundſaßz 
erleidet jedoch zahlreiche Aus nahmen. Allgemein bezüglich der Form ber Verfügung 
von Todes wegen, Art 11. Ferner zugunſten der Erben eines im Ausland 11 geweſenen 
Deutſchen in Anſehung der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten, EG Art 24 Abſ 2. Weiter 
zugunſten der deutſchen (nicht auch der ausländiſchen, RG 63, 356) Erben eines im Inland 
wohnhaft geweſenen ausländiſchen Erblaſſers, wenn ihr Erbrecht nach den deutſchen Geſetzen 
begründet iſt, Art 25 S 2. Dagegen leidet das ausländiſche Recht auch auf den Nachlaß 
eines Deutſchen Anwendung, ſoweit darin bezüglich einzelner Nachlaßgegenſtände (namentlich 
Grundſtücke) beſondere Vorſchriften gelten, Art 28. Das deutſche Recht kann auch vom aus⸗ 
ländiſchen Rechte ſelbſt als maßgebend bezeichnet ſein, Art 27. Aushilfebeſtimmungen im 
Mangel einer Staatsangehörigkeit des Erblaſſers Art 29, Schranken bei Anwendung des 
ausländiſchen Rechts Art 30, Vergeltungsrecht Art 31. Sonderbeſtimmung für Ausantwortung 
von Vermögen, das deutſchen Behörden aus einem ausländiſchen Nachiaſſe zur Übermitte⸗ 
lung an Inländer anvertraut ift, Art 26. Fortdauernde Geltung der Reichsſtaatsverträge 
(mit Rußland) RG 71, 293. — Zuſtändigkeit der Gerichte nach 3PO $ 27 
Abſ 2 und FGG 73. 

2. Sonſtige erbrechtliche Beſtimmungen finden ſich reichsgeſetzlich in zahl⸗ 
reichen Vorſchriften der Zivilprozeß⸗, der Konkursordnung, ſowie bezüglich der „Nachlaß⸗ 
und Teilungsſachen“ in 58 72--99 FGG. Ferner im EG Art 38 (Verfügungen von Todes 
wegen vor deutſchen Konſuln) und Art 44 (Militär- und Marineteſtament). Die Be⸗ 
ſtimmungen der Hausverfaſſungen und Landesgeſetze haben vor dem BOB den 
Vortritt in Anſehung der landesherrlichen Familien und des hohen Adels, EG Artt 57, 58. 
Landesgeſetzlicher Regelung ſind vorbehalten: Familienfideikommiſſe und Lehen 
Art 59, Ba nen über Rentengüter Art 62, Erbpachtrecht Art 63, Anerbenrecht Art 64, 
Erwerbsbeſchränkungen der juriſtiſchen Perſonen und Religioſen Artt 86, 87, die Feſtſtellung 
des Ertragswerts eines Landguts Art 137, gewiſſe fiskaliſche und ähnliche Erbrechte Artt 138, 
139, endlich Zuſtändigkeits⸗ und Behördenorganiſationsfragen in bezug auf erbrechtliche 
Beurkundungen und andere Verrichtungen Artt 141, 147—151. 

3. Für die Übergangszeit gilt nach Artt 213, 214 Ech der Grundſatz, daß, jenach⸗ 
dem der Erblaſſer vor oder nach Inkrafttreten des BGB geftorben iſt, das ältere oder das 
neue Recht maßgebend iſt. Nur bie Errichtung und Aufhebung einer Verfügung von Todes 
wegen, wenn ſie vor 1. 1. 00 erfolgt iſt, ſowie die unter dem älteren Recht bereits eingetretene 
Bindung des Erblaſſers bei einem Erbvertrag oder einem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
wird in jedem Falle nach den bisherigen Geſetzen beurteilt. Von hierzu ergangenen Ent⸗ 
ſcheidungen des oberſten Gerichtshofes genügt hervorzuheben zu Art 213: RG 46, 70 und 
JW 02 Beil 96 (Begriff des erbrechtlichen Verhältniſſes, Ernennung und Entſetzung des 
Teſtamentsvollſtreckers), RG 50, 187 (Anſpruch aus code civil a 747), RG 52, 174 und ZW 02 
Beil 209 (Fragen der Erbauseinanderſetzung), RG 60, 315 (Erbgemeinſchaft des franz. Rechts), 
RG IW 09, 2201 (Eheverträge des franz. Rechts), RG 54, 241 (Pflichtteilsergänzungsanſpruch 
gegen den Beſchenkten) und 54, 399 (gegenüber der Errichtung einer Familienſtiftung), Rog 
59, 80 und JW 04, 14414 (Auslegung älterer Teſtamente), RG FW 09, 1581 (Rechtsverhältnis 
zwischen Vor- und Nacherben). Zu Art 214: RG 50, 316 und 62, 14 (Bindung und deren 
Lösbarkeit). Zum Begriff der erbrechtlichen Wirkungen des ehelichen Güterſtandes in Art 200: 
R JW 03 Beil 13 (Todteilung der Kinder nach lübiſchem Recht) und RG 65, 249 (Rechte 
der märkiſchen Witwe im Verhältnis zum Pflichtteil der Abkömmlinge). Beſondere Be⸗ 
ſtimmungen über Teſtierfähigkeit EG Art 215, bezüglich gewiſſer ritterſchaftlicher Familien 
Art 216, des Erbverzichtsvertrags Art 217. 
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Erſter Abſchnitt 
Erbfolge 


8 1922 

Mit dem Tode?) einer Perſon?) (Erbfall)⸗) geht deren Vermögen“) 
(Erbſchaft)e) als Ganzes) auf eine oder mehrere andere Perjonen?) (Erben) s) 
über. 5 

Auf den Anteil eines Miterben (Erbteil) 10) finden die ſich auf die Erb⸗ 
ſchaft beziehenden Vorſchriften Anwendung ) 17). 

E 1 1749 Abſ 1, 1750 A 2 E II 1799 M 5, 2 3 P 5, 1-3. 

1. Die Vorſchriften ſind zwingendes Recht. Jedes hinterlaſſene Vermögen muß 
einen Erben finden, ſelbſt wenn der Erblaſſer die Erbfolge verboten oder ſämtliche Beſtand⸗ 
teile feine Vermögens durch Einzelzuwendungen (§ 2087 Abſ 2) vergeben hätte. Im Not- 
falle tritt der Fiskus als Erbe ein, 51936. Zugleich ſpricht der Paragraph den Grundſatz der Ge⸗ 
| amtnachfolge aus („als Ganzes“) und weiter in Verbindung mit $ 1942, daß der Erb⸗ 
ſchaftserwerb „mit dem Tode“, alſo unmittelbar kraft des Geſetzes ſtattfindet. 
„Der Tote erbt den Lebendigen“, das BOB kennt keine ruhende Erbſchaft (RG 54, 291). 

2. Erſt mit dem Tode tritt die Erbfolge ein: hereditas viventis non datur. Die Feſt⸗ 
ſtellung eines erbrechtlichen Verhältniſſes bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden iſt 
begrifflich ausgeſchloſſen (RG 49, 372). Auch Verträge über den Nachlaß eines noch lebenden 
Dritten find grundſätzlich nichtig, $ 312. Tritt die Berufung zur Erbfolge erſt ſpäter ein (Aus⸗ 
ſchlagung $ 1953 Abſ 2, Erbunwürdigkeit $ 2344 Abſ 2), fo gilt der Anfall ſchon im Zeitpunkt 
des Todes des Erblaſſers als erfolgt. Der Nacher be erlangt die volle Erbenſtellung erſt 
mit dem Aufhören des Rechtes des Vorerben, $ 2139. Zeitpunkt des Todes im Falle der 
Todeserklärung $$ 18, 20. 

3. Nur natürliche Perſonen, dieſe aber ohne Ausnahme, können beerbt werden. Das 
Vermögen juriſtiſcher Perſonen geht nach Erlöſchen der Perſönlichkeit gemäß 
$$ 45, 46, 88 und EG Art 85 über. 

4. Erbfall, oft wiederkehrende techniſche Bezeichnung für die objektive Vorausſetzung 
der Erbfolge: Tod des Erblaſſers. „Anfall der Erbschaft“ in $ 1942 hat die Beziehung auf 
den Erben im Auge, „Fall der Nacherbfolge“ 8 2139. 

5. Das Vermögen beſteht nach gewöhnlichem Sprachgebrauch in dem Inbegriff ($ 260) 
der mit der Perſon des Erblaſſers verknüpften geldwerten Rechte und Verbindlichkeiten. 
Es iſt nicht anzunehmen, daß das BGB, wo es von „Vermögen“ ſpricht, darunter grundſätzlich 
nur das Aktivvermögen verſtanden wiſſen will (vgl. aber auch 419 A 4). Auch die „vom 
Erblaſſer herrührenden Schulden“ ($ 1967 A 2) gehen ſomit als Beſtandteile des Ver⸗ 
mögensganzen auf den Erben über (a. M. Dernburg V $ 125 A 2). Selbſt bloße Mög⸗ 
lichkeiten des Rechtserwerbs, die ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers gegeben waren, ſogen. 
„Rechtslagen“ find Gegenſtand der Erbfolge (Erwerbsgeſchäft als ſolches HGB 8 22, 
Vertragsanträge $ 153, Erſitzungsgelegenheit § 943, der Beſitz ſelbſt $ 857, die Anwartſchaft 
des Nacherben § 2108 Abſ 2, der Pflichtteilsanſpruch $ 2317 Abſ 2). Ebenſo das Recht 
der Ausſchlagung von Erbſchaften, $ 1952 und Vermächtniſſen, $ 2180. — Unvererb⸗ 
liche Rechte find die höchſtperſönlichen (vgl. 8 399 A 4) und ſolche Rechte, die 
bertragsmäßig auf eine beſtimmte Perſon beſchränkt find (RG 65, 22 Bezugsrecht des 
Aktionärs). Ferner: Mitgliedſchaft am Verein §§ 38, 40, Vorkaufsrecht § 514 (aber auch 
$ 2034 Abſ 2), Widerruf der Schenkung $$ 530, 1584, ſowie der Stiftung § 81, Bezugsrecht 
auf Leibrente $ 759, regelmäßig Erſatzanſprüche wegen immateriellen Schadens $$ 847, 
1300, Nießbrauch § 1061, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten $ 1090, Recht auf Über⸗ 
nahme des Geſamtgutes $ 1502, Unterhaltsanſpruch aus $$ 1615 u. a., 1713. Mit dem Tode 
des Verpflichteten erlöſchen die Verbindlichkeiten aus Schenkungsverſprechen 
wiederkehrender Leiſtungen § 520, zur Leiſtung von Dienſten $ 613, ſowie die Unterhalts- 
pflicht aus $ 1615, nicht aber $$ 1582 und 1712. Einfluß des Todes auf das Wider⸗ 
rufs- und Kündigungsrecht bei der Schenkung $ 532, bei der Miete § 569, Pacht § 596, Leihe 
$ 605, beim Auftrag 88 672, 673, bei der Geſellſchaft 58 727, 736 (Handelsgeſellſchaft HGB 
58 131, 139, 161, aber auch 177), Gemeinſchaft $ 750, nicht bei der Anweiſung $ 791. — Über 
Vererblichkeit gewiſſer gewerblicher und literariſcher Schutzrechte (MuſtG v. 11. 1. 76 
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$ 3, PatG v. 7. 4. 91 8 6, GebMuft® v. 1. 6. 91 8 7, Waren G v. 12. 5. 94 $ 7, Lit UrhG v. 
19. 7. 01 8 8, KunftSchuß6& v. 9. 1. 07 810). Zugehörigkeit der Verſicherungs ſumme 
zum Nachlaß 5 331 und R 62, 259 (Verſicherung „zugunſten meiner Erben“). 

6. Das BGB gebrauchk von dem hinterlaſſenen Vermögen bald den Ausdruck Erb⸗ 
ſchaft in Beziehung auf den Erben, bald objektiv den Ausdruck „Nachlaß! hat aber dabei 
vorzugsweise die Vermögensaktiven im Auge. 

7. Das Vermögen geht als Ganzes, d. h. mit Rechtsnotwendigkeit durch einen 
kraft des Geſetzes eintretenden Rechtsvorgang und (abgejehen von den A 5 erwähnten Ber- 
änderungen) in derſelben wirtſchaftlichen Geſchloſſenheit auf den Erben über, die in der Perſon 
des Erblaſſers verkörpert war. Es gibt deshalb begrifflich kein bloß auf Teile des Nachlaſſes 
beſchränktes Erbrecht (etwa am geſamten Grundbeſitz RG 61, 78). Anderſeits bedarf es zur 
Übertragung einzelner Vermögensbeſtandieile auf den Erben nicht der ſonſt vom Geſetze 
erforderten Förmlichkeiten (Auflaſſung, Übergabe). Tritt infolge des Erbganges Vereinigung 
von Recht und Verbindlichkeit ein, jo erlöſchen regelmäßig die betreffenden Rechtsverhält⸗ 
niffe (ſ. jedoch 35 1976, 1991, 2143, 2175, 2377). 

8. Unter den aktiv erbfähigen andern Perſonen verfteht das Geſetz, abweichend von 
der paſſiven Erbfähigkeit (A 3) ſowohl natürliche als jur! ſtüſche Perſonen. 
Bei beiden iſt Rechtsfähigkeit (58 1, 21 ff.) vorausgeſetzt. Beſonderheit bei Stiftungen $ 84. 
Erbrecht der Leibesfrucht $ 1923 Abſ 2. Landesgeſetzliche Beſchränkungen des Erwerbs von 
Rechten durch juriſtiſche Perſonen (Art 86) und Mitglieder religiöfer Orden (Art 87 EG). 
Mehrheit von Erben 95 2032—2063. 

9. Erbe im Sinne des Geſetzes iſt nur, wer unmittelbar durch das Geſetz oder durch 
Verfügung von Todes wegen gemäß dem Geſetze als Geſamtnachfolger des Erblaſſers be⸗ 
rufen iſt. Hierzu gehört weder der Erbeserbe, noch der Erbſchaftskäufer. Auch der Erwerber 
des Erbanteils ($ 2033) wird nicht Miterbe und hat keinen Anſpruch auf Erteilung des Erb⸗ 
ſcheins (RG 64, 173). Die Erbenſtellung kann einem Dritten auch nicht durch Rechtsge⸗ 
ſchäft, insbeſondere nicht durch Anerkennung einer unwirkſamen Verfügung von Todes wegen 
übertragen werden. Vorerbe und Nacherbe find beide wahre Erben, $ 2100, ebenſo der Er⸗ 
ſatzerbe, 8 2096. Dagegen erwirbt der Vermächtnisnehmer nur ein Forderungsrecht, 88 1939, 
2174, ebenſo der Pflichtteilsberechtigte, $ 2303. Erbeinſetzung 85 2087 ff. 

10. Anteil des Miterben am Nachlaſſe |. $ 2033. Teil der Erbſchaft 55 1950, 1952. 

11. Doch iſt das Verfügungsrecht des Miterben über ſeinen Erbteil in $ 2033 ab⸗ 
weichend von demjenigen des Alleinerben geſtaltet. Auch findet über einen Erbteil weder 
die Nachlaßverwaltung ſtatt ($ 2062) noch das Konkursverfahren (KO $ 235). 

12. Beweislaſt. Den Tod des Erblaſſers und wenn es darauf ankommt den genauen 
Zeitpunkt des Todes hat zu beweiſen, wer Erbe zu fein behauptet. Beim Erbſchein § 2356. 


8 1923 

Erbe kann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls lebt!). 

Wer zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits erzeugt war), 
gilt als vor dem Erbfalle geboren!) ). 

6 I 1752, 1758 Abſ 1, 1964 Abſ 2, 2026 Abſ 2 11 1800 M 5, 4, 11 ff., 357 ff., 488 ff. P 5, 4, 7, 468, 
614; 6, 90, 335 ff. 

1. Erblaſſer und Erbe müſſen während einer noch fo geringen Zeit gleichzeitig am 
Leben geweſen ſein, der Erbe muß beim Tode des Erblaſſers (§ 1922 A 4) bereits gelebt 
und noch gelebt haben. Erleben des Eintritts einer aufſchiebenden Bedingung § 2074. Für 
den Nacherben genügt, wenn er wenigſtens zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge, regel⸗ 
mäßig alſo beim Tode des Vorerben lebt oder doch mindeſtens erzeugt war (8 2108 A 1). Auch 
der Vermächtnisnehmer braucht zur Zeit des Erbfalles noch nicht gelebt zu haben ($$ 2160, 
2178). Stirbt der berufene Erbe vor dem Erblaſſer, jo geht ſein Erbrecht nicht auf ſeine Erben 
über. Anders beim Nacherben $ 2108 Abſ 2. Im Falle der To deserklärung eines 
Verſchollenen greifen die doppelten Vermutungen der 99 18, 19, beim Tode in gemeinſamer 
Gefahr dieienige des $ 20 ein. Sie ſind mit allen Beweismitteln und nach freier Würdigung 
des Ergebniſſes widerlegbar (RG 60, 198). Juriſtiſche Perſonen „leben“, ſolange 
fie rechts⸗ und erdfähig ſind ($ 1922 A 8). Die Stiftung kann vom Stifter ſelbſt ſchon vor 
der Genehmigung bedacht werden, $ 84 (ſ. auch § 2101 Abſ 2). Nichtrechtsfähige 
Vereine ($ 54) können nicht erben. Doch läßt ſich die Zuwendung unter Umſtänden als 
Zuwendung an die Vereinsmitglieder mit der Auflage der Verwendung zu Vereinszwecken 
aufrecht erhalten. 

2. Der Grundſatz des Abſ 1 wird zugunſten der Leibesfrucht durchbrochen. Unter⸗ 
haltsanſpruch der Mutter des zu erwartenden Erben $$ 1963, 2141, Aufſchub der Erbaus⸗ 
einanderſetzung $ 2043. Eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht einmal erzeugte Perſon kann 
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nur gemäß $ 2101 Abſ 1 als Nacherbe eingeſetzt werden („künftige Nachkommenſchaft des X“ 
RG 30. 6. 04 IV 516/03, RG 65, 280). 

3. Vorausgeſetzt, daß er lebend, wenn auch nicht lebensfähig, zur Welt gekommen 
iſt, $ 1. Die Rückbeziehung des ſpäteren Ereigniſſes auf die Zeit des Erbfalles (vgl. auch 
88 1953 Abſ 2, 2344 Abf 2) iſt notwendige Folge des Grundſatzes in $ 1922: Übergang der 
Erbſchaft mit dem Tode des Erblaſſers. Das Gleiche gilt, wenn jemand erſt nach dieſem 
Zeitpunkte durch Ehelichkeitserklärung ($ 1733 Abſ 3) oder Annahme an Kindesſtatt ($ 1753 
Abſ 3) die Eigenſchaft eines geſetzlichen Erben erlangt. Anders im Falle der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe 8 1719. Pflegſchaft für die Leibesfrucht 8 1912, Nachlaßpflegſchaft 
9 1960. 


4. Beweislaſt. Dem Erben liegt der Beweis ob, daß er zur Zeit des Erbfalls gelebt 
hat oder doch erzeugt geweſen iſt. Die geſetzlichen Vorſchriften der 95 1592, 1717 bezüglich 
der Empfängniszeit gewähren einen Anhalt, ſind aber nicht unmittelbar maßgebend. Rechts⸗ 
kraft des über Chelichfeit eines Kindes ergangenen Urteils ZPO $ 643. Kann im Falle 
des $ 20 nicht bewieſen werden, wer zuerſt verſtorben iſt, fo ſtehen keinem der mehreren in 

gemeinſamer Gefahr Umgekommenen Erbrechte gegen den andern zu. 


8 1924 

) Geſetzliche Erben der erſten Ordnung ſind die Abkömmlinge des Erb: 
laſſers . 

Ein zur Zeit des Erbfalls lebender Abkömmling ſchließt die durch ihn 
mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge von der Erbfolge aus ). 

An die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebenden Abkömm⸗ 
lings treten die durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge (Erb⸗ 
folge nach Stämmen) ). 

Kinder erben zu gleichen Teilen“). 

E 1 1965 II 1801 M 5, 353—360 P 5, 463467. 

1. Das geſetzliche Erbrecht des BGB ruht auf dem Parentelſyſtem. Sein 
Grundgedanke iſt: „Diejenigen, welche mit dem Erblaſſer die näheren Stammeseltern ge⸗ 
meinſam haben, ſollen ſolche Verwandte ausſchließen ($ 1930), welche durch entferntere Stamm⸗ 
eltern mit dem Erblaſſer verbunden ſind, und in der Linie ſoll Eintritt der Entfernteren an 
Stelle der Weggefallenen ſtattfinden“ (M 5, 357). Unter den Erben einer beſtimmten „Or d⸗ 
nung“ verſteht das BGB die Geſamtheit der durch den betreffenden gemeinſchaftlichen 
Vorfahren verbundenen Blutsverwandten, die familienrechtlich wieder in gerader, auf⸗ oder 
abſteigender Linie oder in der Seitenlinie miteinander verwandt find ($$ 1589, 1590, 1766). 
Innerhalb der drei erſten Ordnungen (88 1924—1927) kommt die Gradesnähe nicht in Be⸗ 
tracht (Lineal-Erbfolge). Von der vierten Ordnung ab ſchließen gewiſſe nähere Verwandt⸗ 
ſchaftsgrade das Erbrecht der entfernteren Grade ganz aus (Linealgradual⸗Erbfolge § 1928), 
Die Zahl der Ordnungen iſt unbeſchränkt, $ 1929. Nebenher geht das geſetzliche Erbrecht 
des überlebenden Ehegatten §s 1931—1934. Pflichtteilsrecht § 2303. 

2. Der Erblaſſer ſelbſt iſt parens der erſten Ordnung. Abkömmlinge ſind ſeine 
Kinder aus einer oder mehreren Ehen, auch aus geſchiedener Ehe, feine Enkel, Urenkel u. ſ. f. 
Nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung regelt ſich auch die gegenſeitige Unterhaltspflicht, 98 1606, 
1609. Das uneheliche Kind, auch das ſogen. Brautkind (EG Art 208 Abſ 2), ſteht 
nur zur Mutter und deren Verwandten im Verhältnis des Abkömmlings $ 1705. Zum 
Vater und feinen Verwandten erſt nach der Legitimation durch nachfolgende Ehe, 3 1719 
bis 1722. Die Ehelichkeitserklärung verſchafft dem Kinde und ſeinen Abkömmlingen nur 
ein Erbrecht gegen den Vuter, nicht gegen deſſen Verwandte, ſomit auch nicht gegen die ehe⸗ 
lichen oder andere gleichfalls legitimierte Kinder des Vaters und umgekehrt, 98 1736, 1737. 
Weſentlich das Gleiche gilt von der Annahme an Kindes Statt, $$ 1757, 1762, 1763. 
Doch kann das Erbrecht des Kindes im Annahmevertrage ausgeſchloſſen werden, $ 1767 Abſ 1. 
Dem Annehmenden ſteht gegen das Kind überhaupt kein Erbrecht zu, $ 1759. Das Erbrecht 
des Kindes gegen feine leiblichen Verwandten bleibt unberührt, $ 1764. Kinder aus nichtigen 
Ehen 55 1699 ff. Sonderbeſtimmungen bezüglich der landesherrlichen Familien und des 
hohen Adels EG Artt 57, 58. 

3. Der dem Grade nach nähere Abkömmling ſchließt ſeine eigenen Abkömmlinge 
aus (5 1589), falls er Erbe wird. Im Falle der Ausſchlagung, Erbunwürdigkeit 
($$ 1953, 2344) oder wenn er von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen iſt (§ 1938), fällt 
die Erbſchaft an die dem Grade nach nächſten Abkömmlinge, RG 61, 16. Dasſelbe gilt vom 
Erbverzicht des Nächſtberechtigten, $ 2346, wenn ſich der Verzicht nicht zugleich auf feine 
Abkömmlinge erſtreckt, $ 2349. 
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4. An die Stelle treten bedeutet nicht Repräſentationsrecht im Sinne des Einrückens 
in das Erbrecht des weggefallenen Abkömmlings, ſondern eigenes, ſelbſtändiges Erb⸗ 
recht des nunmehr berufenen Abkömmlings im Umfange des dem Weggefallenen zukommen⸗ 
den Erbrechts. Die Nachrückenden brauchen nicht ſelbſt auch Erben des Weggefallenen ge⸗ 
worden zu ſein. Ausgleichungspflicht 5 2051. Einen Stamm bilden bereits ſämtliche Erben 
der erſten Ordnung. Abj 3 hat die Stämme der nachrückenden, je durch einen gemeinfchaft- 
lichen parens verbundenen Ablömmlinge, Unterſtämme im Auge. 

5. Die Kinder erben in der erſten Geſchlechtsfolge nach Kopfteilen die ganze Erbſchaft, 
in der zweiten und den folgenden nach Kopfteilen innerhalb des Stammes den nach Abi 3 
auf den Stamm entfallenden Erbteil. Mehrfache Verwandtſchaft $ 1927. Fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft 98 1483 ff. 


8 1925 


Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung ſind die Eltern des Erblaſſers 
und deren Abkömmlinge). 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Eltern, ſo erben ſie allein und zu gleichen 
Teilen:). 

Lebt zur Zeit des Erbfalls der Vater oder die Mutter nicht mehr, ſo 
treten an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge nach den für die 
Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vorſchriften). Sind Abkömmlinge 
nicht vorhanden, jo erbt der überlebende Teil allein‘). 

E 1 1966 II 1802 M 5, 361 P 5, 467. 

1. In der zweiten Ordnung rückt die Erbfolge aufwärts bis zu den Eltern und 
von dieſen, ſoweit ſie zur Zeit des Erbfalls weggefallen ſind (Abſ 2 und 3) wieder abwärts 
auf ihre Abkömmlinge ($ 1924 A 2), d. h. auf die Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder des Erb⸗ 
laſſers. Daneben Erbrecht des überlebenden Ehegatten zur Hälfte der Erbſchaft § 1931. 
Von welcher Elternſeite das Erbvermögen herrührt, ift gleichgültig. Pflichtteilsrecht $ 2303. 

2. Nur wenn beide Eltern leben, iſt das Erbrecht der Abkömmlinge gänzlich ausge⸗ 
ſchloſſen onen) Sonſt gilt Abſ 3. Auch hier iſt vorausgeſetzt, daß die Eltern 
wirklich erben (81924 A 3). Ihr Verzicht bindet jedoch nicht die Abkömmlinge, 9 2349. 
Die Mutter des unehelichen Kindes iſt feine alleinige Erbin, $ 1705. Wird es für ehelich er⸗ 
klärt, jo erlangt nur der Vater, nicht die Frau des Vaters Erbrechte, 88 1736, 1737. Den 
Adoptiveltern ſteht kein Erbrecht zu, 8 1759. Hat der Vater im Falle der nichtigen Ehe kein 
Erbrecht (5 1701), fo iſt damit das Erbrecht feiner ſonſtigen Abkömmlinge oder feiner Vor⸗ 
fahren nicht ausgeſchloſſen (vgl. $ 1924 WA). 

3. Iſt ein Elternteil verſtorben, ſo treten ſeine Abkömmlinge (die Geſchwiſter und 
Geſchwiſterkinder des Erblaſſers) an die Stelle Die auf den vorverſtorbenen Elternteil ent⸗ 
fallende Hälfte verteilt ſich innerhalb der Linie gemäß $ 1924 Abſ 2, 4 nach Stämmen, unter 
Kindern desſelben Stammes nach Kopfteilen. Halbbürtige Geſchwiſter und 
deren Abkömmlinge rücken mithin, zuſammen mit den vollbürtigen Geſchwiſtern, nur in die 
Erbhälfte desjenigen vorverſtorbenen Elternteils ein, welchen fie mit dem Erblaſſer gemein haben. 
Zu der Hälfte des andern Teils haben ſie überhaupt kein Erbrecht. Hat jedoch der andere Teil 
Abkömmlinge nicht hinterlaſſen, ſo geht, wenn beide Eltern verſtorben ſind, die ganze Erbſchaft 
auf die halbbürtigen Geſchwiſter des Erblaſſers in ihrer Eigenſchaft als Abkömmlinge eines 
Elternteils über. Das gegenſeitige Erbrecht mehrerer unehelicher Kinder nach Wegfall der 
Mutter iſt nicht beſchränkt. 

4. Alleiniges Erbrecht des überlebenden Elternteils, wenn an Stelle des zuerſt 
verſtorbenen Teils nur deſſen Voreltern oder Seitenverwandte in Frage kommen könnten. 


8 1926 


Geſetzliche Erben der dritten Ordnung ſind die Großeltern des Erblaſſers 
und deren Abkömmlinge). 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Großeltern, ſo erben ſie allein und zu 
gleichen Teilen). 

Lebt zur Zeit des Erbfalls von den väterlichen oder von den mütterlichen 
Großeltern der Großvater oder die Großmutter nicht mehr, ſo treten an die 
Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge). Sind Abkömmlinge nicht vor: 
handen, fo fällt der Anteil des Verſtorbenen dem andern Teile des Großeltern⸗ 
paars und, wenn dieſer nicht mehr lebt, deſſen Abtömmlingen zu“). 
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Leben zur Zeit des Erbfalls die väterlichen oder die mütterlichen Groß⸗ 
eltern nicht mehr und ſind Abkömmlinge der Verſtorbenen nicht vorhanden, 
ſo erben die andern Großeltern oder ihre Abkömmlinge allein“). 

Soweit Abkömmlinge an die Stelle ihrer Eltern oder ihrer Voreltern 
treten, finden die für die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung“). 

E 1 1968 I1 1803 M 5, 364, 365 P 5, 467—469. 

1. In der dritten Ordnung rückt bie Erbfolge aufwärts bis zu den Groß eltern 
und von dieſen, ſoweit ſie zur Zeit des Erbfalls weggefallen ſind, je zur Hälfte wieder abwärts 
auf ihre Abkömmlinge (5 1924 A 2), d. h. auf die Onkel, Tanten, Vettern und Baſen des 
Erblaſſers. Daneben Erbrecht des überlebenden Ehegatten $ 1931. Kein Pflichtteilsrecht 
§ 2303. f 

2. Auch hier iſt vorausgeſetzt, daß alle, regelmäßig vier Großelternteile auch wirklich 
Erben werden (8 1924 A 3, 1925 A 2). Sie erben dann je /. Wenn auf einer Seite 
im Rechtsſinne nur ein Großelternteil vorhanden iſt (uneheliche Geburt des Erblaſſers 
oder eines Elternteils), erhöhen ſich entſprechend die Erbteile. 

3. Übereinſtimmend mit dem Grundſatz in § 1925 Abſ 3 |. dort A 3. Halb- 
bürtige Geſchwiſter ebendaſelbſt. 

4. Die dem väterlichen wie dem mütterlichen Großelternpaare zukommenden Hälften 
der Erbſchaft verbleiben den von ihnen ausgehenden Linien, ſolange auch nur ein Glied der 
Linien vorhanden iſt. Dabei wird jedes Großelternpaar inſofern als Einheit im Sinne 
von $ 1925 Schlußſatz behandelt, als der Anteil der einen (ausgeſtorbenen) Linie dem über- 
lebenden Großelternteile oder ſeiner Linie, unter Ausſchluß des andern Großelternpaares 
ufällt. 

N 5. Erſt wenn beide Großelternlinien der einen oder der andern Seite ganz ausge⸗ 
ſtorben ſind, oder wenn fie — was dem uberall gleichfteht ($ 1924 A 3) — nicht zur Erbfolge 
gelangen, fällt die betreffende Erbſchaftshälfte dem andern Großelternpaar oder ihren Ab⸗ 
kömmlingen zu (SeuffA 56 Nr 52). Schon nach Abſ 1 und $ 1930 bleiben ſie in dieſem Falle 
als alleinige Erbberechtigte übrig. 

6. Vgl. § 1925 A 3. 


8 1927 
Wer in der erſlen, der zweiten oder der dritten Ordnung verſchiedenen 


Stämmen angehört!), erhält den in jedem dieſer Stämme ihm zufallenden 
Anteile). Jeder Anteil gilt als beſonderer Erbteil“). 

E 1 1967 II 1804 M 5, 363, 364 P 5, 467. 

1. Mehrfache Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer kann innerhalb derſelben oder mehrerer 
Ordnungen entſtehen durch Ver heiratung ($ 1310) oder durch Annahme eines 
Verwandten an Kindes Statt, wenn auch nur im Verhältnis des Angenommenen 
und ſeiner Abkömmlinge zum Annehmenden, 98 1757, 1762—1764. Das Kind aus der Ehe 
von Geſchwiſterkindern gehört deshalb bei Beerbung des Urgroßvaters zu beiden Großeltern⸗ 
ſtämmen. Das von der Mutter ſeiner Mutter angenommene uneheliche Kind beerbt die Groß⸗ 
mutter ſowohl als Kind wie als Enkel. Die Annahme durch die uneheliche Mutter ſelbſt 
($ 1741 A 1) oder die ſpätere Eheſchließung des annehmenden Vaters mit der Mutter ändert 
dagegen an der Stammesangehörigteit und deshalb am Erbrecht nichts. 

2. Der mehrfach berufene Erbe wird mehrfach gezählt, vermehrt damit entſprechend 
die Stammesanteile und vermindert zugleich die Erbportion, wird aber durch den mehrfachen 
Erbteil auf Koſten der Miterben im Stamme ſchadlos gehalten. 

3. Ebenſo § 1934 bezüglich des überlebenden Ehegatten. Für jeden Erbteil gelten 
die ſich auf die Erbſchaft beziehenden Vorſchriften (§ 1922 Abſ 2). Daher Moglichkeit be⸗ 
ſonderer Verfügung aus $ 2033, aber auch Haftung für die beſonderen darauf ruhenden 
Beſchwerungen und Verbindlichkeiten. Dagegen kann das Ausſchlagungsrecht nur einheitlich 
ausgeübt werden ($ 1951 A 2). Die Vorſchrift geht über 98 1935, 2095 hinaus, wonach der 
ſich erhöhende oder zuwachſende Erbteil nur in Anſehung der darauf ruhenden Vermächtniſſe 
und Auflagen, ſowie der Ausgleichungspflicht, als beſonderer Erbteil gilt. 


8 1928 
Geſetzliche Erben der vierten Ordnung ſind die Urgroßeltern des Erb⸗ 
laſſers und deren Abkömmlinge). 


Erbfolge 88 1926—1931 all 


Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern, ſo erben ſie allein?); mehrere 
erben zu gleichen Teilen, ohne Unterſchied, ob ſie derſelben Linie oder ver⸗ 
ſchiedenen Linien angehören“). l 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern nicht mehr, ſo erbt von ihren 
Abkömmlingen derjenige, welcher mit dem Erblaſſer dem Grade nach am 
nächſten verwandt iſt; mehrere gleich nahe Verwandte erben zu gleichen 
Teilen‘). 

E 1 1969 II 1805 M 5, 366 P 5, 49471. 

1. In der vierten Ordnung rückt die Erbfolge aufwärts bis zu den Urgroßeltern 
und von dieſen, jedoch nur wenn fie zur Zeit des Erbfalls ſämtlich weggefallen find (Abſ 2 
und 3), je zu einem Vierteil wieder abwärts auf ihre Abkömmlinge. Unter dieſen 
— den entfernten Seitenverwandten des Erblaſſers — ſchließt aber der dem Grade nach 
nächſte Verwandte alle übrigen von der Erbfolge aus. Der überlebende Ehegatte erhält 
die ganze Erbſchaft, § 1931 Abſ 2. N 

2. Abweichend von 58 1925 Abf 3 und 1926 Abſ 3 ſchließt auch nur ein einziger noch 
lebender und wirklich zur Erbfolge gelangender ($ 1924 A 3) Urgroßelternteil die Abkömmlinge 
vorverſtorbener Urgroßeltern gänzlich aus (Schoßfallrecht). 

3. Auch die Scheidung nach der Vater⸗ und der Mutterſeite 
und die darauf gegründete Einheit der Vorfahrenpaare ($ 1926 A A) iſt aufgegeben. 
Linie $ 1589. 

4. Abweichend von den drei erſten Ordnungen gilt von der vierten Ordnung ab ($ 1929) 
Lineal⸗Gradunal⸗Erbfolge. Die von den acht in Betracht kommenden Urgroßelternteilen 
möglicherweiſe abſtammenden Nachkommen gelangen, und zwar ohne jede Rückſicht auf Voll⸗ 
oder Halbgeburt (51925 A 3) oder auf mehrfache Verwandtſchaft ($ 1927), nur dann zur Erb⸗ 
folge, wenn nicht in der einen oder der andern Linie ein dem Grade nach ($ 1589 
Im 1) näherer Seitenverwandter vorhanden ift und Erbe wird (§ 1924 A 3). Auch die Erb- 


folge nach Stämmen ($ 1924 Abſ 3) iſt bezüglich der mehreren erbenden Abkömm⸗ 
linge aufgegeben. 


8 1929 
Geſetzliche Erben der fünften Ordnung und der ferneren Ordnungen ſind 
die entfernteren Voreltern des Erblaſſers und deren Abkömmlinge). 
Die Vorſchriften des § 1928 Abſ. 2, 3 finden entſprechende Anwendung 7). 


E 11969 II 1806 M 5, 366, 367 P 5, 469—471. 

1. Das Verwandtenerbrecht des BGB iſt unbegrenzt. 

2. Auch in den ſpäteren Ordnungen werden alle Abkömmlinge durch einen noch 
lebenden Vorelternteil, alle entfernteren Seitenverwandten durch den dem 
Grade nach nächſten Verwandten ausgeſchloſſen. Successio ordinum $ 1930. 


8 1930 

Ein Verwandter iſt nicht zur Erbfolge berufen, ſolange ein Verwandter 
einer vorhergehenden Ordnung vorhanden ift!). 

€ 1 1970 II 1807 M 5, 367 P 5, 471. 

1. Die Berufung (Berufungsgrund $ 1951) fällt zuſammen mit dem Anfall der Erb- 
ſchaft, 8 1942. Auch wenn fie exit nach Wegfall eines vorher Berufenen wirkſam wird, „gilt“ 
doch der Anfall als ſchon mit dem Erbfall erfolgt, vorausgeſetzt daß der Berufene zur Zeit 
des Todes des Erblaſſers gelebt hat oder doch erzeugt geweſen iſt (vgl. $ 1923 A 3). Trifft 
dies zu, ſo vollzieht ſich der Anfall auch dann, wenn er zur Zeit des Wirkſamwerdens der Be⸗ 
rufung bereits verſtorben iſt ($ 1952). Man kann deshalb nur in beſchränktem Sinne von 
einer ſukzeſſiven Berufung reden. Der Grundſatz der successo ordinum iſt 
ſchon durch Bezifferung der geſetzlichen Erbfolgeordnungen (88 1924—1929) ausgedrückt. 
Die successio graduum (g 1928 A 4) gilt auch innerhalb der früheren Ordnungen 
inſofern, als das Vorhandenſein eines näheren Abkömmlings den entfernteren ($ 1924 Abſ 2), 
dasjenige von Voreltern die Abkömmlinge ausſchließt (58 1925, 1926). Vorhandenſein iſt auch 
hier im Sinne von Erbewerden zu verſtehen ($ 1924 A 3). 


§ 1931 
Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers ) iſt neben Verwandten der 
erſten Ordnung zu einem Vierteile, neben Verwandten der zweiten Ordnung 
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oder neben Großeltern zur Hälfte der Erbſchaft als geſetzlicher Erbe berufen?) . 
Treffen mit Großeltern Abkömmlinge von Großeltern zuſammen, ſo erhält 
der Ehegatte auch von der andern Hälfte den Anteil, der nach § 1926 den 
Abkömmlingen zufallen würde). 


Sind weder Verwandte der erſten oder der zweiten Ordnung noch Groß⸗ 
eltern vorhanden, jo erhält der überlebende Ehegatte die ganze Erbſchaft!) ). 

E 1 1971 Abſ 1 11 1808 M 5, 367372 P 5, 471480; 6, 100102 KB 306. 

1. Ehegatte des Erblaſſers iſt nur, wer bis zum Erbfall mit dem Erblaſſer in gültiger 
Ehe geſtanden hat. Dies iſt nicht der Fall, wenn die Ehe nichtig (85 1323—1329) oder 
erfolgreich angefochten (88 1330 ff., beſ. 1342, 1343), oder infolge Wiederverheiratung 
nach erfolgter Todeserklärung des andern Teils aufgelöſt worden ift (§ 1348 Ab 2). 
Auch der gutgläubige Teil hat kein Erbrecht, § 1345 ſpricht nur von vermögensrechtlichen, 
nicht von erbrechtlichen Beziehungen. Die Ehe iſt ferner aufgelöſt mit der Rechtskraft des 
Scheidungs urteils (58 1564 ff.). Dem fteht gleich, wenn der Erblaſſer auf Scheidung 
zu klagen berechtigt war und die Klage ſchon erhoben hatte (8 1933). Ferner wenn auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft, die auch in $ 1933 der Scheidung gleichgeſtellt ift, erkannt 
und die Gemeinſchaft vor dem Tode des Erblaſſers nicht wiederhergeſtellt war (58 1586, 1587, 
a. M. Staudinger A 5, c). Durch das bloße Getrenntleben der Ehegatten wird das gegenſeitige 
Erbrecht nicht beeinträchtigt (vgl. aber EG Art 202). 

2. Erſte Ordnung $ 1924, zweite Ordnung § 1925, Großeltern in der dritten Ord⸗ 
nung $ 1926. 


3. Der höchſte mögliche Erbteil der vier Großeltern ift nach Vorwegnahme der Hälfte 
für den Ehegatten je ½ der Erbſchaft. In dieſes Achtel rücken, ſoweit es gemäß $ 1926 
Abſs Satz 1 nach dem Ableben eines Großelternteils ſeinen Abkömmlingen zufallen würde, 
nicht dieſe, ſondern der überlebende Ehegatte ein. Dagegen bleibt in Ermangelung von Ab⸗ 
kömmlingen der überlebende Großelternteil gemäß $ 1926 Abſ 3 Satz 2 auf die Erbportion des 
andern Teils (ſomit auf 2/e) oder als einziger Überlebender beider Großelternpaare auf die 
Hälfte — / der Erbſchaft auch neben dem überlebenden Ehegatten berechtigt. Der Ehegatte 
kann mithin im günſtigſten Falle, neben einem Großelternteil (/s) und den Abkömmlingen 
dreier weggefallener Großelternteile (0) von der ganzen Erbſchaft (nicht bloß / wie 
Prot 6, 102) erhalten. 

4. Neben dem Ehegatten haben die Onkel, Tanten, Vettern und Baſen des Erblaſſers 
überhaupt kein Erbrecht. 

5. Pflichtteilsrecht des Ehegatten $ 2303. Mehrfaches Erbrecht § 1934. Fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft 58 1483 fl. — UÜbergangsrecht: RG 49, 44 und ZW 09, 220% 
(Rechtswirkung des nach franz. Recht geſchloſſenen Ehevertrags), RG 65, 249 (märkiſche 
Witwe), RG 60, 165 (weſtfäliſche Gütergemeinſchaft), EG Artt 200, 213. 


8 1932 


Iſt der überlebende Ehegatte neben Verwandten der zweiten Ordnung 
oder neben Großeltern geſetzlicher Erben, jo gebühren ihm außer dem Erb⸗ 
teile die zum ehelichen Haushalte gehörenden Gegenſtände !), ſoweit ſie nicht 
Zubehör eines Grundſtücks find), und die Hochzeitsgeſchenke“) als Voraus. 
Auf den Voraus finden die für Vermächtniſſe geltenden Vorſchriften An⸗ 
wendung) 6). 

E 1 1971 Abſ 3 II 1809 M 5, 372375 P 5, 472, 480, 481. 

1. Kein Voraus neben Abkömmlingen, $ 1924. Ebenſowenig neben Abkömmlingen 
von Großeltern ſowie Verwandten der vierten und ſpäteren Ordnungen, da der Ehegatte 
in dieſen Fällen ohnedies die ganze Erbſchaft erhält, $ 1931. Er muß geſetzlicher Erbe ge⸗ 
worden fein. Der Voraus fteht deshalb nicht zu dem letztwillig (8 2066) als Erben eingeſetzten 
Ehegatten (nicht entſchieden R& 62, 110), iſt nicht Gegenſtand des Pflichtteilsanſpruchs 
(8 2303), ſchmälert jedoch den Pflichtteil der Eltern des Erblaſſers (§ 2311 Abſ 1 Satz 2), kann 
dem Ehegatten vom Erblaſſer letztwillig entzogen werden, ſei es durch anderweite Vergebung 
der Haushaltsgegenſtände oder mittelbar durch übermäßige Beſchwerung der Erben, 
und wird ohne weiteres hinfällig durch Ausſchließung von der geſetzlichen Erbfolge ($ 1938). 
Ebenſo durch Ausſchlagung der Erbſchaft, § 1953 Abſ 1 (ſ jedoch unten A 5), Erbunwürdigkeit, 
5 2344 (ſ. auch $ 2345 Abſ 1), Erbverzicht 5 2346. Ausſchluß des Voraus $ 1933. 
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2. Als Haushaltsgegenſtände (vgl. auch 8$ 1382, 1620, 1640, 1969) kommen nur be- 
wegliche körperliche Sachen in Betracht (8 90), auch ſoweit fie als Erſatz angeſchafft find (5 1382), 
nicht auch andere etwa mit Haushaltsgegenſtänden nach $1381 der Frau erworbene Gegen⸗ 
ſtände (Kapitalien und Rechte). Jedoch unbeſchadet des Erſatzanſpruchs aus § 2169 Abſ 3. 
Den Zwecken des Haushalts können nicht bloß Gebrauchs- ſondern auch Genußgegenſtände 
(Bierrat, Bücher, Bilder uſw.) dienen. Jedenfalls gehören nicht dazu Gegenſtände des 
individuellen Bedarfs (Kleider, Schmuck) oder zur Berufs⸗ und Gewerbeausübung, zu Studien⸗ 
zwecken, Liebhabereien u. dergl. dienende Sachen. Auch Rechte find trotz $ 90 als „zum Haus⸗ 
halt gehörend“ nicht wohl denkbar, insbeſondere nicht das Mietrecht an der Ehewohnung. 

3. Zubehör 88 97, 98. 

4. Hochzeitsgeſchenke, auch wenn ſie aus Anlaß der Hochzeit — ſelbſtverſtändlich des 
Erblaſſers mit dem überlebenden, nicht mit einem früheren Gatten — dem Erblaſſer für 
ſeine Perſon gemacht waren. 

5. Der Voraus bildet ein fogen. geſetzliches Vermächtnis (vgl. auch $ 1969). Er 
begründet ſomit nur ein Forderungsrecht, $ 2174, gehört zu den Nachlaßverbindlichkeiten, 
$ 1967, der Erbe haftet dafür nach allgemeinen Grundſätzen, insbeſondere $$ 1991 Abſ 4, 1990. 
Der Voraus trägt auch die Pflichtteilslaſt, 85 2318, 2322. Inſoweit der überlebende Ehegatte 
ſelbſt beſchwert ift, handelt es ſich zugleich um ein Vorausvermächtnis im Sinne von $$ 2150, 
2373. Er kann deshalb nicht bloß den Voraus ausſchlagen und die Erbſchaft annehmen, ſon⸗ 
dern auch umgekehrt (a. M. Dernburg V $ 19 A 7, Staudinger A 3) die Erbſchaft 
ausſchlag en und den Voraus annehmen (vgl. auch $ 2161). 

6. Beweislaſt. Die Zugehörigkeit der als Voraus geforderten Gegenſtände zum 
Haushalt hat im Zweifelsfalle der Ehegatte, daß ſie gleichwohl Grundſtückszubehör ſeien 
A 3), hat der Erbe zu bewei ſen. 


9 1933 


Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das Recht auf den 
Voraus!) iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer zur Zeit feines Todes auf 
Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war?) und 
die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft er⸗ 
hoben hatte s) ). 

E 11 1810 M 5, 370, 371 P 5, 472, 480 KB 808. 

1. Ausſchluß des Ehegattenerbrechts. Mit dem geſetzlichen Erbteil ($ 1931) iſt zulgeich 
der hiernach ($ 2303) zu bemeſſende Pflichtteil ausgeſchloſſen. Ebenſo der Voraus 
§ 1932. Die gleichen Grundſätze gelten auch von letztwilligen Zuwendungen, § 2077. Un- 
wirkſamkeit des gemeinſchaftlichen Teſtaments § 2268, des Erbvertrags $ 2279 Abſ 2. Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils § 2335. 

2. Nur die auf Verſchulden beruhenden Scheidungsgründe (55 15651568) kommen 
in Betracht. Derjenige der Geiſteskrantheit (8 1569) genügt nicht. Das Scheidungsrecht 
1 auch nicht durch Verzeihung ($ 1570), Friſtablauf (8 1571) oder gemäß ZPO 3 616 erloſchen 
ein. 

3. Die Klage muß beim Tode des Erblaſſers bereits erhoben und darf nicht wieder 
zurückge nommen ſein (ZPO 88 253, 271 Abſ 3; Widerklage § 278). Gegenüber dieſer poſi⸗ 
tiven Vorſchrift genügt weder Einreichung des Geſuchs nach ZPO $ 207, noch Ladung 
zum Sühneter min, 5 1571 Abſſ3 (fo jetzt auch Planck A 2, c; a. M. Dernburg V $ 19 
A 6). Auch Die bei dem unzuſtändigen Gericht erhobene Klage iſt immerhin „erhoben“. 
Mehr fordert das Geſetz nicht. Der Tod des Erblaſſers erledigt den Erbprozeß, ZRO 3 628. 
Die Berechtigung des geltend gemachten Scheidungsgrundes muß deshalb in einem beſonde n 
Prozeſſe feſtgeſtellt werden, für welchen die beſchränkenden Vorſchriften des $ 617 300 
keine Geltung haben. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 91575. — Stirbt der ſchuldige 
Teil vor Rechtskraft des Scheid ungsurteils, ſo bleibt der klagende Ehegatte nach wie vor erb⸗ 
berechtigt. 

4. Beweislaſt. Wer das Erbrecht des überlebenden Ehegatten beſtreitet, hat das 
Vorhandenſein des geltend gemachten Scheidungsgrundes (vgl. aber auch § 1573) und daß 
die Klage beim Tode des Erblaſſers bereits erhoben war, zu beweiſen. 
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§ 1934 


Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberechtigten Verwandten, 
ſo erbt er zugleich als Verwandter ). Der Erbteil, der ihm auf Grund der 
Verwandtſchaft zufällt, gilt als beſonderer Erbteil ?). 

E 1 1971 Abſ 2 II 1811 M 5, 372 P 5, 472. 

1. Verwandtſchaft des Ehegatten kann bei der erſten Ordnung (8 1924) nicht in Frage 
kommen. In der dritten und den folgenden Ordnungen hat der Ehegatte als Abkömmling 
von mit dem Erblaſſer gemeinſamen Großeltern (Geſchwiſterkind mit dem Erblaſſer) ohnedies 
lein beſonderes Erbrecht ($ 1931 A 4). Es bleiben deshalb praktiſch nur Fälle der zweiten 
Ordnung übrig (Heirat zwiſchen Onkel und Nichte, Großonkel und Großnichte uſw.). 

2. Beſonderer Erbteil. Gleichlautend mit § 1927, ſ. dort A 3. 


« 


8 1935 


Fällt ein geſetzlicher Erben) vor oder nach dem Erbfalle weg und er⸗ 
höht ſich infolgedeſſen der Erbteil eines andern geſetzlichen Erben), jo gilt 
der Teil, um welchen ſich der Erbteil erhöht“), in Anſehung der Vermächtniſſe 
und Auflagen, mit denen dieſer Erbe oder der wegfallende Erbe beſchwert 
iſt, ſowie in Anſehung der Ausgleichungspflicht') als beſonderer Erbteil“) ). 

E 1 1973 II 1812 M 5, 377, 378 P 5, 485, 484. 

1. Das BGB ſpricht bei der geſetzlichen Erbfolge (58 1924 ff.) von „Erhöhun g“ 
des Erbteils. Bei der gewillkürten Erbfolge und beim Vermächtnis gebraucht es die Be⸗ 
zeichnung „Anwachſung', trifft aber ſachlich die gleichen Vorſchriften (85 2094, 2095 
und $$ 2158, 2159). Die entſprechende Anwendung des $ 1935 iſt deshalb auch dann ge⸗ 
boten, wenn der wegfallende Erbe letztwillig auf einen Bruchteil der Erbſchaft berufen 
war, und dieſer Bruchteil nunmehr dem geſetzlichen Erben anfällt. 

2. Der Erbe kann vor dem Erbfall wegfallen: durch Tod, obwohl er, wenn er den 
Erblaſſer nicht überlebt, ſtreng genommen gar nicht als Erbe bezeichnet werden dürfte (81923 
A 1). Ferner durch Aus ſchließung von der geſetzlichen Erbfolge, $ 1938, und durch 
Erbpverzicht, 9 2346. Nach dem Erbfall kommt der Tod des Erben nicht in Frage, da 
ſich die einmal angefallene Erbſchaft auf die Erbeserben weiter vererbt, $ 1952 Abſ 1. Wohl 
aber, wenn die Leibesfrucht nicht lebend geboren wird ($ 1923 A 3). Ferner tritt 
der Wegfall durch Ausſchlagung ($ 1953) oder Erbunwürdigkeit ($ 2344) 
des zunächſt Berufenen ein. 

3. Es ift vorausgeſetzt, daß dem andern geſetzlichen Erben bereits kraft eignen Rechtes 
ein Erbteil angefallen war und daß ihm nun erſt, infolge des Wegfalls des neben ihm Berufenen, 
ein zweiter oder fernerer Erbteil anfällt. 

4. Die mehreren in dieſer Weiſe vereinigten geſetzlichen, ſomit auf demſelben Be⸗ 
rufungsgrunde beruhenden Erbteile gelten grundſätzlich als ein ein heitlicher Erb» 
teil, der nur erhöht, d. h. nur dem Umfange nach vermehrt iſt. Er kann insbeſondere 
nur einheitlich angenommen oder ausgeſchlagen werden. Dieſer Grundſatz wird in den un⸗ 
mittelbar folgenden Beſtimmungen lediglich aus Billigkeitsgründen durchbrochen. 

5. Nur in Anſehung der Vermächtniſſe (58 2147 ff.), der Auflagen (88 2192 ff.) 
und der Ausgleichungspflicht (58 2050 ff.) wird es jo angeſehen, als wenn „die mehreren 
Erbteile verſchiedenen Erben gehören“ (jo $ 2007). Dadurch wird verhütet, daß der Erbe 
die auf dem ursprünglichen Erbteil ruhenden Überſchwerungen aus dem hinzuerworbenen 
freien Erbteil zu decken genötigt wird oder umgekehrt ($$ 2161, 2192). 

6. Beſonderer Erbteil. Die Beſonderheit iſt gegenüber der allgemeinen Faſſung 
in 88 1927 (ſ. A 3) und 1934 a. E. hier nur in dem eingeſchränkten Sinne der A 5 zu verſtehen. 
Namentlich iſt ein beſonderes Ausſchlagungsrecht und die Möglichkeit beſonderer Verfügung 
aus $ 2033 hier nicht gegeben. S. dagegen beim Erbſchaftskauf § 2373. 

g 7. Die Beweislaſt, daß und inwieweit es ſich um einen beſondern Erbteil handelt, 
trifft den Erben, der wegen der Beſchwerung auf Haftung mit dem ganzen erhöhten Erbteil 
in Anſpruch genommen iſt. 


8 1936 
Iſt zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter noch ein Ehegatte des 
Erblaſſers vorhanden, ) jo iſt der Fiskus des Bundesſtaats, dem der Erb: 
laſſer zur Zeit des Todes angehört hat!), geſetzlicher Erbe). Hat der Erb⸗ 
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laſſer mehreren Bundesſtaaten angehört, ſo iſt der Fiskus eines jeden dieſer 
Staaten zu gleichem Anteile zur Erbfolge berufen“). 

War der Erblaſſer ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehörte, ſo 
iſt der Reichsfiskus geſetzlicher Erbe‘). 

E 1 1974 Abſ 1 II 1813 M 5, 378, 379 P 5, 484—487 RB 309. 

1. Erbrecht der Verwandten g 1924—1930, des Ehegatten 38 1931—1934. 
Vorhandenſein auch hier im Sinne von Erbe werden, ſ. § 1924 A 3. 

2. Die Staatsangehörigkeit des Erblaſſers beſtimmt ſich nach BG v. 1. 6. 70 verb. 
mit Artt 5, 41 EGBGB. War der deutſche Erblaffer zugleich fremder Staatsangehöriger, 
ſo wird dadurch in Ermangelung von Staatsverträgen das Erbrecht des deutſchen Fiskus 
nicht geſchmälert. Es ergreift grundſätzlich (ſ. jedoch Art 28 EG) auch die im Ausland befind⸗ 
lichen Nachlaßgegenſtände (RG 31. 5. 06 IV 573/05). Der Wohnſitz kann nach Art 29 
E& nur maßgebend werden, wenn der Erblaſſer keinem Staate angehörte. Nach Landesrecht 
können an Stelle des Fiskus andere Körperſchaften uſw. des öffentlichen Rechtes 
treten, EG Art 138. Beſonderes Erbrecht des Fiskus am Nachlaß verpflegter und unterſtützter 
Perſonen Art 139. Unter den mehreren erbenden Bundesſtaaten entſteht Erbengemein- 
ſchaft, 98 2302 ff. Entſprechende Anwendung beim Heimfall des Vereinsvermögens 99 45, 46.). 

3. Der Fiskus iſt wahrer Erbe im privatrechtlichen Sinne. Beſonderheiten 
feines Erbrechts find: er kann nicht ausgeſchloſſen werden, § 1938, darf aber als geſetzlicher 
Erbe auch nicht ausſchlagen, § 1942, und kann nicht verzichten, $ 2346. Sein Erbrecht iſt 
immer vom Nachlaßgericht feſtzuſtellen, $$ 1964—1966. Es kann ihm keine Inventarfriſt 
beſtimmt werden, doch iſt er zur Auskunftserteilung verpflichtet, $ 2011. Das gegen ihn 
ergehende Urteil bedarf nicht des Vorbehalts aus ZPO $ 780. Er wird in den Fällen der 
83 2104, 2149 nicht Nacherbe oder Vermächtnisnehmer, kann aber Vorerbe fein, 82105. — 
Materiell beſchränkt iſt das Erbrecht des Fiskus durch Lit UrhG v. 19. 6. 019 8 
Abſ 2 und KunſtSchG v. 9. 1. 07 § 10 Abſ 2. . 

4. Ausländern, die ſich in den deutſchen Schutzgebieten niederlaſſen und Eingebornen 
e unmittelbar die Reichsangehörigkeit verliehen werden, Schutzgebch 
v. 10. 9. 9 9. 

§ 1937 


Der Erblaſſer kann durch einſeitige Verfügung von Todes wegen (Teſta⸗ 
ment, letztwillige Verfügung) den Erben beſtimmen ). 

E 1 1753 Abſ 1, 1755 Abſ 1 11 1814 M 5, 6, 9 P 5, 5. 

1. Unter der Bezeichnung: Verfügung von Todes wegen (vgl. auch 99 83, 1948, 2289, 
2302, 2339) faßt das BGB zuſammen ſowohl die einſeitigen, als die zweiſeitigen Verfügungen, 
ſoweit ſie beſtimmen, wie es nach dem Tode des Erblaſſers mit feinem Vermögen gehalten 
werden ſoll. Das Rechtsgeſchäft unter Lebenden, durch das ſchon bei Leb⸗ 
eiten des Erblaſſers wirkſame Rechte und Verpflichtungen begründet werden, wird nicht 
adurch zur Verfügung von Todes wegen, daß die Erfüllung der vom Erblaſſer übernommenen 
Verpflichtung (Vergütung für Auszugsleiſtungen) auf die Zeit nach ſeinem Tode hinausge⸗ 
ſchoben wird (NG 8. 4. 07 IV 424/06). Unter einſeitigen Verfügungen verſteht es, in⸗ 
dem es zwiſchen beiden Bezeichnungen abwechſelt, das Teſtament oder die letztwillige Ver⸗ 
fügung. Die näheren Beſtimmungen über die Teſtamente enthält der 3. Abſchnitt §8 2064 
bis 2273. Kodizille find dem Geſetze nicht belannt. Die Beſtimmung des Erben, 
worüber $$ 2087—2099 und bezüglich des Nacherben 88 2100 —2146 näheres enthalten, 
iſt zum Begriff des Teſtamentes nicht notwendig (vgl. auch $ 1938). Unter letztwilliger 
Verfügung verſteht das Geſetz ſowohl das Rechtsgeſchäft im Ganzen, den vom Erblaſſer 
betätigten Willensakt — Teſtament, als auch einzelne darin getroffene Anordnungen (fo ſehr 
häufig im Gebiete des Familienrechts, im Erbrechte z. B. $$ 2085, 2203, 2253). Im 
Gegenſatz zu den einſeitigen Verfügungen ſteht als zwei- oder auch mehrſeitige Verfügung 
der Erbvertrag, $ 1941. Doch find auch im Erbvertrag einſeitige Verfügungen zuge⸗ 
laſſen, $ 2299. In der Teſtierfreiheit ſelbſt kann der Erblaſſer ſich auch vertragsmäßig 
nicht wirkſam beſchränken § 2302. 

§ 1938 

Der Erblaſſer kann durch Teſtament) einen Verwandten oder den Ehe⸗ 
gatten von der geſetzlichen Erbfolge?) ausſchließen, ohne einen Erben ein⸗ 
zuſetzen ). 

E 1 1755 Abf 2 1972 II 1815 M 5, 9, 376 P 5, 5, 483. 


1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament ($ 1937) oder im Erbvertrag (5 2299); 
dagegen nicht durch vertragsmäßige Verfügung (§ 2278 Abſ 2). 
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2. Geſetzliche Erbfolge der Verwandten 35 1924—1930, des Ehegatten 8 1931—1934. 
Dagegen kann der Fiskus nicht ausgeſchloſſen werden ($ 1936 A 3). 

3. Die Ausſchließung kann ausdrücklich, aber auch ſtillſchweigend, insbeſondere dadurch 
erklärt werden, daß der Erblaſſer den ganzen Nachlaß einem Fremden oder einem erſt in einer 
ſpäteren Ordnung berufenen geſetzlichen Erben oder nur einem von mehreren gleichmäßig 
Beruſenen zuwendet oder daß er für den betreffenden Angehörigen nur ein Forderungsrecht 
auf den Pflichtteil begründet. Der Ausgeſchloſſene gilt als bereits vor dem Erbfall weggefallen, 
wie wenn er vor dem Erblaſſer verſtorben wäre ($ 1935 A 2, $ 1924 A 3). Doch erſtreckt ſich 
die Ausſchließung im Zweifel nicht auch auf die Abkömmlinge des Ausgeſchloſſenen, RG 
61, 16. Auch teilweiſe und bedingte Ausſchließung iſt zuläſſig, der Angabe eines Grundes 
bedarf es nicht. Dem Ausgeſchloſſenen verbleibt der Pflichtteilsanſpruch aus 
$ 2303, wenn er Abkömmling, Elternteil oder Ehegatte des Erblaſſers iſt. Entziehung auch 
des Pflichtteilsanſpruchs §8 2333 ff. „Übergehung“ des Pflichtteilsberechtigten $ 2079. — 
r eines Abkömmlings von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, 
8 1. 


x § 1939 

Der Erblaſſer kann durch Tejtament!) einem andern, ohne ihn als Erben 
einzuſetzen e), einen Vermögens vorteil) zuwenden) (Vermüchtnis) “). 

E 1 1756 Abſ 1 11 1816 M 5, 9, 10 P 5, 6. 

1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament ($ 1937), aber auch — einſeitig oder 
vertragsmäßig — im Erbvertrag ($$ 1941, 2299, 2278, 2279). Alſo nicht formlos (kein 
Oralfideikommiß). 

2. Der Vermächtnisnehmer iſt, im Gegenſatz zum Erben (§ 1922 A J) nicht 
Geſamtnachfolger. Es kann deshalb weder die ganze Erbſchaft noch ein Erbſchaftsbruch⸗ 
teil Gegenſtand des Vermächtniſſes fein ($ 2087). Er iſt auch nicht Einzelnachfolger 
in dem Sinne, daß der vermachte Gegenſtand kraft des Vermächtniſſes unmittelbar auf ihn 
überginge (kein Vindikationslegat). Er erlangt vielmehr lediglich ein 5 orderungsrecht 
gegen den Beſchwerten, $ 2174, und iſt, wenn der Erbe beſchwert iſt, Nachlaßgläubiger, $ 1967 
Abſ 2. Dagegen ſteht aus der Auflage kein Recht auf Leiſtung iur $ 1940. 

3. Vermögensvorteil. Nach dem von der 2. Kommiſſion beſchloſſenen klaren Wort- 
laut des Geſetzes kann nicht angenommen werden, daß auch bloß ideelle Vorteile, 
Annehmlichkeiten u. dergl. (Recht im Park zu luſtwandeln, Familienpapiere einzufchen) 
Gegenſtand des Vermächtniſſes ſein könnten (a. M. Planck A 2). Im übrigen 
verſteht ſich der Vermögensvorteil im weiteſten Sinne. Auch bloße Erwerbs möglichkeiten 
($ 1922 A 5) oder bloß mittelbare Vorteile gehören dazu. So das Recht zur literariſchen 
Verwertung von Aufzeichnungen (RG 26. 9. 04 IV 76/04), Verzicht auf Geltendmachung 
dem Bedachten entgegenſtehender Rechte (RG 8. 11. 06 IV 155/06), Ermächtigung zur 
Kreditverſchaffung durch Belaſtung der Nachlaßgrundſtücke während des gleichzeitig vermachten 
Nießbrauchs (NG Warn 08 Nr 168). Der Vorteil kann auch in dem bloßen Anerkenntnis 
oder der Sicherung eines dem Bedachten bereits zuſtehenden Rechtes beſtehen ($ 2173 A 2, b), 
braucht deshalb den Bedachten nicht notwendig zu bereichern. Ebenſo in dem Verzicht auf 
beſtellte Sicherheiten. Nicht vorausgeſetzt iſt, daß der Vermächtnisgegenſtand bereits zum 
Vermögen des Erblaſſers gehört hat. So beim Verſchaffungsvermächtnis § 2170. 

4. Zuwendung. Das Geſetz verſteht hierunter, wie bei der Schenkung ($ 516), der 
Ausgleichung ($ 2050), dem Pflichtteil (88 2315 ff.) und anderwärts im allgemeinen die rechts⸗ 
geſchäftliche Übereignung eines Gegenſtandes in das Vermögen des Empfängers. Die Zu⸗ 
wendung braucht nicht notwendig, wie bei der Schenkung eine unentgelt- 
liche zu ſein. Sie muß aber die Verſchaffung eines Vermögensvorteils für den Bedachten 
zum Zweck haben und deshalb von Freigebigkeit wenigſtens mit beeinflußt ſein. Sie muß 
endlich, ſoweit nicht ſogleich geleiſtet iſt, auf Begründung eines Forderungsrechtes für den 
Bedachten gerichtet ſein. Es iſt deshalb nicht Vermächtnis, was dem andern nur mittelbar 
dadurch zukommt, daß ihm der Beſchwerte zur Erfüllung einer ihm vom E blaſſer 
geſetzten Bedingung eine Zuwendung macht (conditionis implendae causa), wenn nicht 
durch Auslegung dennoch Vermächtniswille auf ſeiten des Erblaſſers ermittelt wird. — 
Als Vermächtnis wird nicht aufgefaßt, wenn beim Vertrage zugunſten Dritter 
der Verſprechensempfänger den berechtigten Dritten, wie ihm im Zweifel nachgelaſſen iſt, 
in einer Verfügung von Todes wegen bezeichnet, 332. 

„ 5. Vermächtnis im einzelnen, $$ 21472191. Sagen. geſetzliche Ver mächt⸗ 
nifje: der Voraus des überlebenden Ehegatten § 1932, der Anſpruch auf den ſogen. 
Dreißigſten § 1969, nicht dagegen der Unterhaltsanſpruch der Mutter des noch ungeborenen 
Erben § 1963 A 5. Ebenſo nach Landesrecht das dem Fiskus uſw. zuſtehende Recht auf 
beſtimmte Sachen verſorgter Perſonen, EG Art 139. — Schenkung von Todes 
wegen, $ 2301. 
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8 1940 


Der Erblaſſer kann durch Teſtament!) den Erben oder einen Vermächt⸗ 
nisnehmer zu einer Leiſtung verpflichten?), ohne einem andern ein Recht 
auf die Leiſtung zuzuwenden !) (Auflage). 

E 1 1757 JI 1817 M 5, 10, 11 P 5, 6, 7. 

1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament ($ 1937), aber auch — einſeitig oder 
vertragsmäßig — im Erbvertrag ($$ 1941, 2299, 2278, 2279). 

2. Die Auflage hat mit dem Vermächtnis ($ 1939) gemeinſam, daß fie den Beſchwerten 
zu einer Leiſtung verpflichtet, unterſcheidet ſich aber dadurch, daß dem als Empfänger der 
Leiſtung in Betracht kommenden andern kein Forderungsrecht eingeräumt iſt. 
Es kann deshalb auch nicht von einer ihm gemachten Zuwendung geſprochen werden ($ 1939 
A 4). Es kann auch an einem möglichen Empfänger der Leiſtung ganz fehlen, z. B. Ver⸗ 
pflichtung ein Grab zu pflegen. Die Leiſtung kann in einem Tun oder Unterlaſſen irgend. 
welcher Art beſtehen ($ 241). Abweichend vom Vermächtnis (§ 1939 A 3) braucht fie nicht 
vermögensrechtlichen Inhalts zu fein. Nichtig iſt nicht bloß die Auflage unſittlicher ($ 138), 
unmöglicher und ungeſetzlicher (88 2171, 2192), ſondern auch diejenige „unvernünffiger und 
lächerlicher Leiſtungen“ (Dernburg $ 86, III a. E.). Auch eine dem Beſchwerten ſelbſt in 
ſeinem eignen n erteilte Auflage (ſeiner Geſundheit halber den Winter 
an der Riviera zuzubringen) kann, wenn ſie nicht bloß als Ratſchlag, ſondern als förmliche 
Verpflichtung gemeint iſt, wirkſame Auflage ſein. 

3. Dem mit der Auflage Beſchwerten ſteht kein auf die Leiſtung Berechtigter gegen⸗ 
über. Doch finden gewiſſe für letztwillige Zuwendungen geltende Vorſchriften entſprechende 
Anwendung, $ 2192. Auch iſt gewiſſen Perſonen und Behörden ($ 2194), ſowie dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker (58 2203, 2208 Abſ 2) das Recht verliehen, die Vollziehung der Auflage 
zu verlangen. 

4. Auflage im einzelnen $$ 2192—2196, Beſchwerungen des Vermächtnisnehmers 
mit Auflagen $$ 2186—2189. Schenkung unter einer Auflage 38 525—527. Die 
Auflage iſt begrifflich verſchieden von der Zuwendung unter der Bedingung 
einer Leiſtung. Die Leiſtung, als Erfüllung der Bedingung, iſt hier in das Belieben des Be⸗ 
dachten geſtellt, während er bei der Auflage dazu verpflichtet iſt. — Zu den Auflagen gehören, 
weil lediglich die Beſchwerten verpflichtend, Veräußerungsverbote ($ 137), die Anordnung 
eines Schiedsgerichts für den Fall entſtehender Streitigkeiten (ZPO $ 1048), Beſtimmungen 
wegen der Beſtattung (8 1968 uſw.). Ob Teilungsanordnungen ($ 2048 u. $ 2306, wo fie 
neben Auflagen erwähnt find), ſowie Anordnungen wegen Ausgleichung von Vorempfängen 
($ 2050) zu den Auflagen zu rechnen find, hängt davon ab, ob den hierdurch benachteiligten 
Miterben lediglich Verpflichtungen auferlegt oder ob den dadurch begünſtigten zugleich ent⸗ 
ſprechende Rechte zugewendet ſein ſollten. Den Ausſchlag gibt der zu ermittelnde Wille des 
Erblaſſers. Nicht ſelten wird ſich hinter einer Teilungsanordnung oder hinter dem Erlaß 
der Ausgleichungspflicht ein reines Vermächtnis verbergen (vgl. auch $ 2048 A 1). Auch 
die Verbindlichkeiten aus Auflagen find Nachlaß verbindlichkeiten, $ 1967. 


9 1941 

Der Erblaſſer kann durch Vertrag) einen Erben einſetzen ſowie Vermächt⸗ 
niſſe und Auflagen anordnen?) (Erbvertrag). 

Als Erbe (Vertragserbe) oder als Vermächtnisnehmer kann ſowohl der 
andere Vertragſchließende e) als ein Dritter bedacht werden!). 

GE 1 1940 Abſ 1, 2; 1962 II 1818 M 5, 310814, 349, 350 P 5, 365—374, 423. 

1. Der Erbvertrag iſt Unterart der Verfügung von Todes wegen 
(5 1937 A 1). Sein Inhalt iſt, ſoweit die Verfügung zweiſeitig oder vertragsmäßig 
getroffen wird, auf Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen beſchränkt, 9 2278 
Abſ 1. Daneben find jedoch ebenſolche und beliebige andere in Teſtamenten zu treffende 
e als einſeitige Verfügungen zuläſſig, $ 2299. Erbvertrag im einzelnen, 

22742302. 

2 2. Der Erbvertrag ift einheitlicher Vertrag erbrechtlichen Inhalts, keine Miſchung 
zwiſchen Teſtament und obligatoriſchem Rechtsgeſchäft unter Lebenden (bloß ſchuldrechtlich 
gedacht iſt der, übrigens nichtige Vertrag in $ 2302). Die Vertrags natur äußert ſich darin, 
daß er grundſätzlich unwiderruflich iſt (ſ. jedoch 9 2290 ff.), der erbrechtliche Cha⸗ 
rakter darin, daß feine Beſtimmungen erſt nach, aber auch ſogleich mit dem To de des zuerſt 
verſtorbenen Vertragsſchließenden wirkſam werden. Nicht ausgeſchloſſen iſt, mit Hilfe des 
$ 140 gegebenenfalls einen nichtigen Erbvertrag als Teſtament aufrecht zu erhalten. 
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3. Der Erbvertrag iſt Erbeinſetzungsvertrag, Vermächtnisvertrag, Auflagevertrag, 
wenn er ſich auf eine der betreffenden Anordnungen beſchränkt. Alle drei können aber auch 
in demſelben Vertrag verbunden werden. Nicht Erbvertrag und beſonders ger gelt iſt der 
Erbverzicht, 38 2346—2352. Rein ſchuldrechtlich wirkt der Vertrag zwiſchen Erben 
über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten, § 312. 

4. Von den Vertragsſchließenden muß der eine Teil notwendig als Erblaſſer auf⸗ 
treten, indem er eine der drei (A 3) erwähnten Verfügungen trifft. Soweit dies geſchieht, 
kann hüben wie drüben nur eine Einzelperſon in Frage kommen. Der andere vertragſchließende 
Teil braucht nicht notwendig als Vertragserbe oder Vertragsvermächtnisnehmer vom Ver⸗ 
tragsgegner bedacht zu werden. Es genügt, daß er die zu ſeinem Gunſten oder zugunſten 
Dritter getroffenen Verfügungen oder die ihn bloß verpflichtenden Auflagen des erblaſſenden 
Teils annimmt. Beſchränken ſich hierauf ſeine Erklärungen, ſo kann der bloß annehmende 
Teil auch aus mehreren Perſonen beſtehen (Erbvertrag des Witwers mit ſeinen Kindern). 
Eine beſondere Beziehung der Vertragsſchließenden zueinander (Ehegatten, Verlobte, Ver⸗ 
wandte) wird vom Geſetze nicht gefordert. Gemeinſchaftliches Teſtament der Ehegatten, 
8 2265 —2273. 8 

5. Der bedachte Dritte erlangt im Gegenſatz zu den entſprechenden Verträgen unter Le⸗ 
benden ($ 328) durch den Abſchluß des Erbvertrags, auch wenn er darin vertragsmäßig und 
nicht bloß einfeitig (82299) bedacht iſt, keinerlei Rechte. Sein Recht als Erbe oder Vermächtnis⸗ 
nehmer entſteht erſt mit dem Erbfall, wenn der Erbvertrag in dieſem Zeitpunkte noch wirkſam 
iſt (vgl. auch 95 2294, 2295, 2352). Aus einer bloßen Auflage erlangt er überhaupt kein For⸗ 
derungsrecht (8 1940). — Der Gutsüberlaſſungs vertrag, durch den regel⸗ 
mäßig der Übernehmer zu beſtimmten nach dem Tode des Überlaſſenden zahlbaren Leiſtungen 
an Geſchwiſter als Abfindung auf ihr Erbrecht verpflichtet wird, kommt nur als Vertrag unter 
Lebenden in Betracht. 


Zweiter Abſchnitt 
Rechtliche Stellung des Erben 


Erſter Titel 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft. Fürſorge des Nachlaßgerichts. 


8 1942 
Die Erbſchaft geht auf den berufenen Erben unbeſchadet des Rechtes 
über, ſie auszuſchlagen!) (Anfall der Erbſchaft) “). 
Der Fiskus kann die ihm als geſetzlichem Erben angefallene Erbſchaft 
nicht ausſchlagen “). 


E 1 1974 Abſ 2, 2025 Abſ 1 11 1819 M 5, 379, 380, 488 P 5, 487-490, 613 KB 309. 

1. Daß die Erbſchaft (oder der Erbteil) mit dem Erbfall unmittelbar kraft des 
Geſetzes übergeht, bringt ſchon $ 1922 zum Ausdruck (A 1). Es macht keinen Unterſchied, 
ob der Erbe durch Geſetz oder durch Verfügung von Todes wegen berufe n iſt. Der Pflicht⸗ 
teilsberechtigte iſt im Zweifel nicht Erbe, ſondern Erbſchaftsgläubiger (58 2304, 1967 Abſ 2). 
Durch Gewäh ung des Ausſchlagungsrechtes kennzeichnet das Geſetz den Erb⸗ 
ſchaftserwerb als einen noch nicht endgültigen. Kommt es zur Ausſchlagung 
(58 1943 ff.), jo wird fingiert, daß ein Erwerb überhaupt nicht ſtattgefunden habe ($ 1953 
Abſ 1). Solange mithin der Erbe ſich noch nicht für Annahme oder Ausſchlagung entſchieden 
hat, beſteht tro des ipso jure geſchehenen Übergangs ein Schwebezuſtand, dem auch das 
Geſetz durch beſondere Schutzbeſtimmungen zugunſten des noch überlegenden Erben Rechnung 
trägt (58 207, 1958, 1995 Abſ 2, ZRO 55 239 Abſ 5, 778, 779 Abſ 2 und RG 60, 179). Bis 
dahin gehört die Erbſchaft nicht in dem Sinne zum Vermöger des Erben, daß die Aus⸗ 
ſchlagung eine Vermögensveräußerung enthielte (vgl. auch 88 517, 1406 Nr 1, 1453 Abſ 1, 
KO 8 9). Die Ausſchlagung kann deshalb auch nicht von den Gläubigern des Erben als ſie 
benachteiligend angefochten werden (RG 54, 289). Vererblichkeit des Ausſchlagungs⸗ 
rechtes § 1952. 

2. Anfall der Erbſchaft bedeutet den „vorläufigen Erwerb der Erbſchaft, der 
durch Ausſchlagung noch rückgängig gemacht werden kann“ (M 5, 488). Anfall der Nacherb⸗ 
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ſchaft $ 2139, des Vermächtniſſes $ 2176. Zuwendung unter aufichiebender Bedingung 
8 2074. Auch bei Wegfall des zunächſt Berufenen gilt der Anfall an den nachrückenden Erben 
als ſchon mit dem Eintritt des Erbfalls erfolgt (58 1935 A 2, 1953 Ab] 2, 2344 Abſ 2). 

3. Der Fiskus kann nicht ausſchlagen, auch nicht ausgeſchloſſen werden (§ 1938 A 2) 
noch auf die Eibſchaft verzichten (§ 2346 A 2), ſoweit ihm die Erbſchaft als geſetz lichem 
Erben anfällt (§ 1936), wohl aber, wenn er durch Verfügung von Todes wegen berufen 
iſt. — Feſtſtellung des fiskaliſchen Erbrechts 89 19641966. 


8 1943 


Der Erbe kann die Erbſchaft nicht mehr ausſchlagen, wenn er ſie an⸗ 
genommen hat!) oder wenn die für die Ausſchlagung vorgeſchriebene Friſt 
verſtrichen ift?); mit dem Ablaufe der Friſt gilt die Erbſchaft als ange⸗ 
nommen?) ). 

E 1 2029 II 1880 M 5, 494497 P 5, 618—620; 6, 336—339. 

1. Der zur Erbſchaft Berufene iſt mit dem Erbfall bereits wirklicher, wenn auch nur 
vorläufiger Erbe geworden ($ 1942 A 1). Die Annahme der Erbſchaft, an ſich überflüſſig, 
macht ihn aber zum endgültigen Erben, indem ſie ihn des Ausſchlagungsrechtes, abgeſehen 
von 88 1954 ff. unwiderruflich verluſtig gehen läßt. Als Rechtsverzicht iſt ſie einſeitige, und 
zwar (im Gegenſatze zur Ausſchlagung § 1945) nicht empfangsbedürftige, an keine Form 
gebundene Willenserklärung. Sie muß die Abſicht, Erbe ſein zu wollen, erkennen laſſen. 
Dieſe Abſicht wird bei der ausdrücklichen Annahme in der Regel anzunehmen 
ſein, wenn ſie gegenüber Miterben und andern Nachlaßbeteiligten, Nachlaßgläubigern, dem 
Nachlaßgericht oder wenn fie in urkundlicher Form abgegeben wird. Erfolgt ſie gegenüber 
einem gänzlich Unbeteiligten, ſo wird ein rechtsgeſchäftlicher Inhalt der Erklärung regelmäßig 
zu verneinen ſein. — Als Willenserklärung unterliegt die Annahme den allgemeinen 
Vorſchriften des Geſetzes über Geſchäftsunfähigkeit 98 104, 105, beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit $$ 106, 107, 111, 114, 115, Willenserklärungen 38 116 ff., Vertretung, Vollmacht 
88 164 ff., Einwilligung, Genehmigung 85 182 ff. Die Frau bedarf zur Annahme (wie 
zur Ausſchlagung) nicht der Zuſtimmung des Mannes, 88 1406 Nr 1, 1453, der ge ſetzliche 
Vertreter nicht der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (anders bei der Aus⸗ 
ſchlagung 88 1822 Nr 2, 1915, 1643 Abſ 2). Beſondere Vorschriften enthalten 88 1946 ff., 
bezüglich der Anfechtung 88 1954 —1957, ſowie KO 8 9. — Von Bedeutung ift, daß nach 
allgemeinen Grundſätzen die Annahme auch ſtillſchweigend erfolgen kann: pro 
herede gestio. Das Geſetz hat hierfür beſondere Merkmale nicht, aufgeſtellt. Aus 
$ 1959 ift immerhin zu entnehmen, daß die bloße Einmiſchung in den Nachlaß, die Beſorgung 
erbſchaftlicher Geſchäfte, ſelbſt Verfügungen über Nachlaßgegenſtände und die Mitwirkung 
an Erfüllungsgeſchäften gegenüber dem Nachlaß nicht notwendig Annahme der Erbſchaft 
bedeuten müſſen. Es wird auf die Umſtände ankommen, ob aus dem Verhalten des Berufenen 
der Wille, Erbe zu ſein, gefolgert werden kann. Die Verwahrung gegen den 
Annahmewillen ſchützt nicht, wenn ſie mit dem ſonſtigen Verhalten in offenbarem Widerſpruch 
ſteht. Jedenfalls handelt es ſich auch bei der pro herede gestio immer um Willenserklärungen. 
Die oben angezogenen allgemeinen Vorſchriften kommen deshalb auch hier zur Geltung. 
— Annahme des Vermächtniſſes $ 2180. 

2. Ansſchlagungsfriſt $ 1944. Das Geſetz ſpricht nicht wie in $ 1956 von Verſäaumung 
der Friſt, ſondern knüpft den Verluſt des Ausſchlagungsrechtes objektiv an den Friſt⸗ 
ablauf. 

1 Die Annahme infolge Friſtablaufs iſt eine Fiktion („gilt“) des Geſetzes und ſpricht 
nur poſitiv aus, was im vorhergehenden Satze negativ beſtimmt ift. Auf dieſe kraft Geſetzes 
eintretende Annahme finden daher die A beſprochenen Sätze keine Anwendung. Z. B. 
wird auch der geſchäftsunfähige Erbe durch Ablauf der Friſt ohne weiteres zum „annehmenden“, 
endgültigen Erben. Feſtſtellungsklage, daß der Betreffende bereits Erbe geworden, ſeine 
Ausſchlagung deshalb unwirkſam ſei, iſt zuläſſig (R ZW 06, 5694). — Gleiche Grundſätze 
bei Fortſetzung der ehelichen Gütergemeinſchaft § 1482. 

4. Beweislaſt. Der Erbe wird kaum in die Lage kommen, zu feinen Gunſten die An⸗ 
nahme der Erbſchaft nachweiſen zu müſſen, da ſie in der gerichtlichen Geltendmachung des 
Erbrechts immer von ſelbſt enthalten ift (vgl. jedoch 88 2014, 2015). Gegenüber dem Erben 
genügt regelmäßig der Nachweis des Erbfalls und des Berufungsgrundes. Ergibt ſich nicht 
ſchon hieraus, z. B. durch Friſtablauf die Annahme, ſo muß ſie vom Kläger beſonders be⸗ 
wieſen werden, $ 1958 A 1). Schützt der Erbe Ausſchlagung der Erbſchaft vor, ſo hat er, 
wenn deren Rechtzeitigkeit beſtritten wird und nicht ohne weiteres erhellt, auch die nach 9 1944 
Abſſ2, 3 für die Friſtberechnung ihm zugute kommenden beſondern Umſtände zu beweiſen 
(3. T. a. M. Planck A 7, Staudinger A II gegen Dernburg $ 148 A VI). Es iſt Replik, wenn 
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demgegenüber behauptet wird, der Erbe habe ſchon vor der Ausſchlagung ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend (durch pro herede gestio) angenommen gehabt. 


8 1944 

Die Ausſchlagung kann nur binnen ſechs Wochen erfolgen“). 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von dem An⸗ 
fall und dem Grunde der Berufung?) Kenntnis erlangte). Iſt der Erbe durch 
Verfügung von Todes wegen berufen), jo beginnt die Friſt nicht vor der Ber: 
kündung der Verfügung ). Auf den Lauf der Friſt finden die für die Ver⸗ 
jährung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206 entſprechende Anwendung“). 

Die Friſt beträgt ſechs Mouate, wenn der Erblaſſer ſeinen letzten Wohn⸗ 
ſitz nur im Auslande gehabt hate) oder wenn ſich der Erbe bei dem Beginne 
der Friſt im Ausland aufhält?) ). 

E I 2030 11 1821 M 5, 497501 P 5, 620, 623. 

1. Sechswöchige Ausſchlagungsfriſt. Berechnung $$ 187 Abſ 1, 188 Abſ 2, 3, 193. 
Sie iſt geſetzliche Ausſchlußfriſt, kann deshalb weder vom Erblaſſer noch vom Nachlaßgericht 
verlängert werden. Nur mittelbar kann der Erblaſſer eine Verkürzung dadurch herbeiführen, 
daß er den Erben unter der Bedingung der Annahme innerhalb kürzerer Friſt einſetzt. — A n⸗ 
fechtung der Friſtverſäumung $ 1956. 

2. Friſtbeginn für den Erben, und zwar für jeden Miterben beſonders mit erlangter 
Renntnis von dem Anfall, d. h. dem Tode des Erblaſſers oder ſeiner Todeserklärung ($ 1922 
A 4) ſowie davon, daß der ſonſtige Tatbeſtand vorliegt, der ſein vorläufiges Erbewerden zur 
Folge gehabt hat ($ 1942 A 2). Dem noch ungeborenen Erben ($ 1923) läuft die Friſt nicht 
vor der Geburt. Iſt Berufungsgrund (ſ. auch $ 1951) das Geſetz ($$ 1924—1936), 
ſo muß ſich die Kenntnis des Erben erſtrecken auf das Beſtehen des die Erbfolge rechtferti⸗ 
genden verwandtſchaftlichen oder ehelichen Verhältniſſes. Ferner darauf, daß etwaige ihm 
vorgehende Berechtigte vor oder nach dem Erbfall weggefallen find ($ 1935 A 2). Endlich 
negativ darauf, daß die geſetzliche Erbfolge nicht durch letztwillige Verfügung beſeitigt iſt. 
War dies geſchehen, iſt aber die Verfügung von vornherein oder durch ſpäteren Widerruf 
oder aus andern Gründen hinfällig geworden, ſo beginnt die Friſt mit der Kenntnis von der 
Unwirkſamkeit der dem geſetzlichen Erbrecht entgegenftehenden Verfügung, z. B. durch Mit⸗ 
teilung des Nachlaßgerichts ($ 1953 Abſ 3). Iſt der Berufungsgrund eine Verfügung 
von Todes wegen, fo beginnt die Friſt nicht vor deren Verkündung (A 3, 4). — 
Beginn der Ausſchlagungsfriſt für den Nacherben $ 2142 A 1, für den Pflichtteils⸗ 
berechtigten $ 2306. 

3. Der Erbe muß Kenntnis erlangt haben (jo auch 88 1954 Abſ 2, 2024, 2082, 2306 
Abſ 1, 2332 Abs 1). Kennenmüſſen ($ 122) iſt dem nicht, wie z. B. in $ 2140 gleichgeſtellt. 
Vielmehr wird beſtimmte und überzeugende Kenntnis aller für das Erbewerden weſentlichen 
Tatumſtände erfordert (RG JW 02 Beil 232102). Irrtum über den Berufungsgrund § 1949 
Abſ 1. Handelt es ſich um eine Berufung durch Verfügung von Todes 
wegen, ſo muß ihm deren Inhalt, wenn auch nicht Wortlaut ſo genau bekannt geworden 
ſein, daß er ihre Gültigkeit und die rechtliche Tragweite ſeiner Berufung zu überſehen vermag 
(dgl. auch $ 2306 u. RG 70, 362). Auch der verſchuldete Irrtum und Rechtsirrtum 
(RZU 8, 181) können die Kenntnis im Sinne des Geſetzes ausſchließen. Gleichgültig iſt da. 
gegen, ob er die rechtliche Natur der ihn berufenden Verfügung (Teſtament, Erbvertrag) 
richtig erkennt oder wenn er über die Höhe des ihm zugewendeten Erbteils irrt. — Kenntnis 
des Vertreters genügt nach allgemeinen Grundſätzen, um die Friſt auch gegen den Vertretenen 
in Gang zu ſetzen, wenn es fi um den geſetzlichen Vertreter handelt. Hatte 
der Erbe einen gewillkürten Vertreter allgemein oder ſelbſt mit Rückſicht auf 
eine beſtimmte etwa bevorſtehende Erbſchaft zur Ausſchlagung ermächtigt, jo kann er ſich ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht hinter die ſpätere Kenntnis des Vertreters flüchten, wenn er ſelbſt früher 
Kenntnis erlangt hatte. Umgekehrt kann ihm aber auch die frühere Kenntnis des Vertreters 
nicht nachteilig werden. § 166 bezieht ſich auf die rechtlichen Folgen abgegebener 
Willenserklärungen, nicht auf die für deren Abgabe geſetzten Friſten. Hierfür läßt das Geſetz 
die Kenntnis des Erben maßgebend ſein. Der Erbe kann wohl ſeine Vertretung im Willen, 
nicht aber im Wiſſen auf einen andern übertragen (a. M. Planck A 4). 

4. Verkündung der Verfügung. Gemeint iſt die im Eröffnungstermin erfolgte „Ver⸗ 
kündung“ ($ 2260), auch wenn fie in Abweſenheit des Erben ſtattgefunden hat, nicht die Mit⸗ 
teilung des Nachlaßgerichts gemäß $ 2262. Sie ift für den Friſtbeginn ſelbſt dann maßgebend, 
wenn der Erbe ſchon vor der Verkündung von der Verfügung Kenntnis erlangt hatte (val. 
jedoch $$ 2142 A 1, 2306 A 5). Umgekehrt ſchließt auch die Verkündung an den Erben ſelbſt 
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nicht unbedingt aus, daß er gleichwohl die Kenntnis im Sinne des Geſetzes erſt ſpäter erlangt. 
Die Verkündung iſt auch dann maßgebend, wenn er feibft als Ehegatte das gemeinſchaftliche 
Teſtament mit errichtet (8 2273) oder wenn er den Ehevertrag mit geſchloſſen hatte ( 2300). 
Nochmalige Verkündung iſt auch dann erforderlich, wenn der eine Erblaſſer 
bereits vor 1. 1. 00 verſtorben war (RG 48, 100). Die Vorſchrift des Abſ 2 Satz 1 iſt übrigens 
eine vereinzelte und auf die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs ($ 2332 Abſ 1) nicht über⸗ 
tragbar (RG 66, 30). 

5. & 203: Stillſtand der Rechtspflege oder höhere Gewalt hemmen den Lauf der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt mit der Wirkung, daß der davon betroffene Teil der Friſt nicht eingerechnet 
wird (5 205). 8 206: Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen oder in der Ge⸗ 
ſchäftsſähigteit beſchränkten Erben die hier vorausgeſetzte Kenntnis erlangt, der Erbe er⸗ 
mangelt aber am Schluſſe der Friſt der Vertretung, fo läuft die Friſt nicht zu Ende. Viel⸗ 
mehr beginnen dem Erben von der Behebung des Mangels ab die Friſten des Abſ 1 und 3 
von neuem zu laufen. Auf eine anderwelt erlangte Kenntnis des Erben oder ſeines neuen Ver⸗ 
treters kommt es aber nun nicht mehr an (a. M. Binder, Rechisſtellung J, 79 ff.). — Friſt⸗ 
verlängerung für den Erbeserben $ 1952 Abſ 2. Konkurseröffnung zum Vermögen des Erben 
iſt für den Friſtenlauf ohne Bedeutung, KO 8 9. 

6. Sechs monatsfriſt. Wohnſitz (55 7—11) des Erblaſſers im Auslande. Hierzu 
zählen auch die deutſchen Schupgebiete, Schutzgeb d v. 10. 9. 00 § 3, KonſchG v. 7. 4. 00 § 26. 
Ein zweiter ausländiſcher Wohnſitz des Erblaſſers neben dem inländiſchen kommt nicht in 
Betracht („nur“). Gleichgültig iſt, ob er im Inlande oder im Auslande geſtorben iſt. 

7. Aufenthalt des Erben im Auslande. Es kommt nur darauf an, wo ſich der Erbe 
im Augenblicke nicht des Erbfalls, ſondern der „erlangten Kenntnis“ befindet. Auch ein noch 
fo flüchtiger Aufenthalt (nicht Wohnſitz) im Auslande ſichert ihm die verlängerte Friſt. Im 
Falle der gefeglihen Vertretung kommt k eigene Kenntnis des Erben überhaupt nicht 
in Betracht. Deshalb iſt lediglich der Aufenthalt des geſetzlichen Vertreters maßgebend. 
Bei der gewilllürten Vertretung iſt dagegen die Perſon des Erben nicht ausgeſchaltet. Sein, 
nicht des Vertreters Aufenthaltsort, entſcheidet. 

8. Beweislaſt. Die Einhaltung der Ausſchlagungsfriſt als einer Ausſchlußfriſt iſt zwar 
von Amts wegen zu beachten (§ 186 A 1). Wer ſedoch aus der Ausſchlagung Rechte ableitet 
— regelmäßig der Erbe ſelbſt — hat, wenn es deſſen bedarf, die Wahrung der Friſt, folge⸗ 
gerecht alſo auch den auf Kenntnis des Erben abgeſtellten Beginn der Friſt zu beweiſen (a. 
M ſ. 51943 A 4). Steht der Friſtbeginn (Verkündung an den Erben, Mitteilung nach 95 1953 
Abſ 3, 2262) objektiv feft, jo liegt ihm erſt recht ob zu beweiſen, daß er dennoch erſt ſpäter Kennt⸗ 
nis erlangt habe oder daß die Friſt gehemmt geweſen ſei uſw. (A 5). 


9 1985 


Die Ausſchlagung erfolgt durch Erklärung!) gegenüber dem Nachlaßge⸗ 
richte 2); die Erklärung iſt in Öffentlich beglaubigter Form abzugeben!). 

Ein Bevollmächtigter bedarf einer öffentlich beglaubigten Vollmacht“). 
Die Vollmacht muß der Erklärung beigefügt oder innerhalb der Ausſchlagungs⸗ 
friſt nachgebracht werden). 

G 1 2032 II 1822 M 5, 502, 503 P 5, 624, 626. 

1. Die Ausſchlagung iſt (abweichend von der Annahme § 1943 A 1) an eine Form 
gebunden und empfangsbedürftig. Sie wird deshalb erſt in dem Zeitpunkt wirkſam, wo 
fie dem Nachlaßgericht zugeht ($ 130). Gleich der Annahme iſt fie einſeitige Willens⸗ 
erklärung, unterfteht mithin den hierauf bezüglichen allgemeinen Vorſchriften ($ 1943 
A 1). Abweichend von der Annahme bedarf fie der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts (85 1822 Nr 2, 1915, 1643 Abſ 2). Dieſe Genehmigung 
iſt dem geſetzlichen Vertreter gegenüber zu erteilen ($ 1828), bevor er die Ausſchlagung er⸗ 
klärt. Es genügt indes, daß ſie gleichzeitig mit der Erklärung beim Nachlaßgericht eingeht 
(RIA 5, 143). Mangels Genehmigung iſt die Ausſchlagung unwirkſam ($ 1831). Nach 
Ablauf der Friſt kann die Genehmigung nicht nachgeholt werden; geſchieht es vor Friſtab⸗ 
lauf, ſo hat der Vertreter rechtzeitig die Ausſchlagung zu wiederholen. In ſchriftlicher Form 
muß die Genehmigung nicht vorgelegt werden. Ebenſowenig iſt Vorlegung der Beſtallung 
(11791) erforderlich. Das Nachlaßgericht ift kein „Andrer“ im Sinne von $ 1831 und darf 
die Erklärung nicht zurückweiſen (KJ 35 A 58). Die vormundſchaftsgerichtliche Ausfertigung 
der rechtzeitig erteilten Genehmigung darf deshalb im Gegenſatz zur Vollmacht (Abſ 2) auch 
nach Friſtablauf nachgebracht werden. Die Frau bedarf der Zuſtimmung des Mannes 
ebenſowenig wie zur Annahme ($$ 1406 Nr 1, 1453, 1519, 1549). Die Ausſchlagung iſt wie 
die Annahme unwiderruflich (8 130), darf nicht bedingt oder befriſtet (5 1947), nicht 


422 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


auf Teile der Erbſchaft beſchränkt fein (§ 1950), ſteht auch im Konkurſe des Erben nur dem 
Gemeinſchuldner zu (KO 8 9). Anfechtbarkeit $ 1954. — Die Koſten der Ausſchlagung 
fallen nicht dem Nachlaſſe, ſondern dem Erklärenden zur Laſt. 

2. Gegenüber dem Nachlaßgericht. Regelmäßig dem Amtsgericht, ſoweit nicht landes⸗ 
geſetzlich andere Behörden zuſtändig find, EG Art 147. Die Ausſchlagung ift an ſich nur wirk⸗ 
ſam, wenn fie gegenüber dem nach FGG $ 73 örtlich zuſtändigen Gericht erfolgt. Allein 
die Friſt des § 1944 iſt auch dann gewahrt, wenn das unzuſtändige Gericht ſchon vorher als 
vermeintliches Nachlaßgericht tätig geworden war und als ſolches insbeſondere die Aus⸗ 
ſchlagungserklärung entgegengenommen hat (RG 71, 380). Zur Prüfung, ob die Friſt ge⸗ 
wahrt ſei, ift das Nachlaßgericht erſt bei Erteilung des Erbſcheins ($ 2359) veranlaßt. Wohl 
aber darf die Ausſchlagung als ſofort wirkſam gegenüber dem vom Nachlaßgericht erſuchten 
Richter abgegeben werden, wenn das Erſuchen auf Herbeiführung einer Erklärung durch 
den Erben gerichtet iſt (a. M Keßler, ZRchtspfli Bay 3, 186). — Die Ausſchlagung des Ver⸗ 
mächtniſſes erfolgt gegenüber dem Beſchwerten, § 2180 Abi 2. 

3. Offentlich beglaubigte Form 88 129, F606 167, 183, 191. Telegramm genügt nicht. 

4. Vollmacht. 88 164 ff. Beſondere Vollmacht nicht erfordert, Generalvollmacht 
nicht ausgeſchloſſen. Die Eiklärung darf wegen Mangels der Vollmacht nicht wie in $ 174 
zuückgewieſen werden. Geht die Vollmacht nicht vor Friſtablauf und zwar in formgerechter 
Geſtalt ein, ſo iſt die Ausſchlagung wirkungslos. 


8 1946 


Der Erbe kann die Erbſchaft annehmen oder ausſchlagen )), ſobald der 
Erbfall eingetreten iſt ?). 

E I 2033 II 1823 M 5, 503, 504 P 5, 624—626. 

1. Annahme 81943 A 1, Ausſchlagung $$ 1942 A 1, 1945. 

2. Beide Erk ärungen können, die Annahme auch ſtillſchweigend, ſogleich nach dem 
Erbfall, d. i. dem Tode oder der Todeserklärung des Erblaſſers ($ 1922 Abſ 1) wirkſam ab- 
gegeben werden. Insbeſondere ſchn vor Beginn der Ausſchlagungsfriſt, 
alſo ſchon vor erlangter Kenntnis von dem Anfall und dem Grunde der Berufung, und vor 
Verkündung der den Erben berufenden Verfügung von Todes wegen, § 1944 Abſ 2. Vgl. 
jedoch wegen Irrtums über den Berufungsgrund § 1949. Auch ſchon ehe die Erbſchaft durch 
Wegfall vorher Berufener ($ 1935 A 2) dem ſich Erklärenden angefallen iſt. Immerhin darf 
er ſich nicht bloß bedingt erklären, 8 1947. Der Nacherbe, und als ſolcher gilt auch 
der bedingt eingeſetzte Erbe ($ 2105) braucht den Eintritt der Nacherbfolge (regelmäßig den 
Tod des Vorerben) nicht abzuwarten, ſondern kann ſogleich nach dem (erften) Erbfall 
ausſchlagen, nicht aber annehmen, $ 2142 A 1. Auch der Pflichtteilserbe ($ 2306) 
iſt nicht daran gehindert, ſogleich nach dem Erbfall wirkſam auszuſchlagen oder anzunehmen. 
Eine vor dem Tode des Erblaſſers abgegebene Erklärung iſt, vom Erbverzicht ($$ 2346 ff.) 
abgeſehen, wirkungslos. 

8 1947 


Die Annahme und die Ausſchlagung kunnen nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen ). 

E 1 2035 II 1824 M 5, 505 P 5, 627. 

1. Ebenſo $ 2180 (Vermächtnis) und § 2202 (Teſtamentsvollſtrecker). Die Vorſchrift 
umfaßt auch die Annahme durch pro herede gestio (8 1943 A 1). Die Erklärung ſelbſt 
darf nicht bedingt oder befriſtet ſein. Ihre Wirkſamkeit wird jedoch nicht dadurch beein⸗ 
trächtigt, daß ſie ſchon jetzt endgültig für noch ungewiſſe Fälle, z. B. auch für den Fall des 
Vorhandenſeins noch unbekannter Berufungsgründe ($ 1949 Abſ 2) abgegeben wird. Um⸗ 
gekehrt iſt im Falle des § 1951 Abſ 1 Beſchränkung der Erklärung auf einen von mehreren 
Berufungsgründen zuläſſig. Die ausdrückliche Angabe des vom Erben vorausgeſetzten Be⸗ 
rufungsgrundes macht die Erklärung noch nicht zur bedingten, kommt aber für die Frage des 
Irrtums (8 1949 Abſ 1) in Betracht. — Ausſchlagung zugunſten eines Dritten 
iſt nur dann bedingte und deshalb unwirkſame Ausſchlagung, wenn der Erklärende fein Nicht⸗ 
erbewerden davon abhängig machen will, daß der Dritte Erbe wird. In der Regel iſt der 
Zuſatz zugunſten“ bedeutungslos. Sit der Dritte nach dem Erben berufen, fo wird er infolge 
der Ausſchlagung ohnedies ipso jure Erbe (§ 1953 Abſ 2). Iſt damit Annahme der Erbſchaft 
beabſichtigt und zugleich deren Zuwendung an den nicht berufenen Dritten (z. B. ſchenk⸗ 
weiſe Überlaſſung des eigenen Erbteils an einen Miterben), jo handelt es ſich um eine an 
die Formen der $$ 2371, 2385, 2033 gebundene Veräußerung (KJ 35 A 64). Der Erbe 
kann ſich einem Dritten gegenüber wirkſam, aber nur ſchuldrechtlich zur Ausſchlagung ver⸗ 
pflichten. Auch ſchon vor dem Erbfall, § 312 ſteht nicht entgegen. 
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8 1948 


Wer durch Verfügung von Todes wegen als Erbe berufen iſt, kann, wenn 
er ohne die Verfügung als geſetzlicher Erbe berufen ſein würde!), die Erb: 
ſchaft als eingeſetzter Erbe ausſchlagen und als geſetzlicher Erbe annehmen!). 

Wer durch Teſtament und durch Erbvertrag als Erbe berufen iſt, kann 
die Erbſchaft aus dem einen Berufungsgrund annehmen und aus dem andern 
ausſchlagen“). 

E 1 2038 Abſ 1, 2 II 1825 M 5, 508-510 P 5, 628, 629. 

1. Berufung des geſetzlichen Erben durch Verfügung von Todes wegen ſchließt, ſoweit 
dadurch der Nachlaß vergeben iſt ($ 2088), an und für ſich die geſetzliche, auf das verwandt⸗ 
ſchaftliche (85 19241930) oder das eheliche Verhältnis (85 1931—1934) gegründete Erbfolge 
aus. Der gewillkürte Erbe iſt aber berechtigt, ſein geſetzliches Erbrecht auch gegen den Willen 
des Erblaſſers zur Geltung zu bringen, wenn er nach der Ausſchlagung ſogleich als geſetzlicher 
Erbe berufen iſt. Dies trifft nicht zu in den Fällen der $$ 2069, 2094 (RG 2. 7. 06 IV 40/06). 
Von ſelbſt verſteht ſich jedoch, daß der (gegen die Vermutung des $ 2304) auf den Pflicht⸗ 
teil eingeſetzte Erbe ſich nicht mit Hilfe des $ 1948 den vollen geſetzlichen Erbteil verſchaffen 
kann. Vielmehr bleiben für dieſen Fall die Sonderbeſtimmungen der $$ 2305, 2306 maß⸗ 
gebend. — In allen Fällen des $ 1948 iſt mehrfache Berufung zu derſelben Erbſchaft oder 
demſelben Erbteil ($ 1922 Abſ 2) vorausgeſetzt. Berufung zu verſchiedenen Erb- 
teilen $ 1951. 

2. Dem Erben ift zwar, trotz Ausſchlagung als eingeſetzter Erbe Annahme als geſetz⸗ 
licher Erbe geſtattet. Da ihm jedoch der ihm zur Seite ſtehende geſetzliche Berufungsgrund 
bekannt iſt, jo erſtreckt ſich die Ausſchlagung nach der Vermutung des $ 1949 Abſ 2 auf beide 
Berufungsgründe, wenn er ſie nicht z. B. durch den Vorbehalt ſeines geſetzlichen Erbrechts 
auf die letztwillige Berufung beſchränkt. Iſt dies geſchehen, ſo läuft ihm gemäß $$ 1953 Abſ 2, 
1944 Abſ 2 — ſogleich oder auch nach Wegfall eines andern vor ihm berufenen Erben (3. B. 
des Erſatzerben) — als nunmehr vom Geſetze berufenem Erben eine neue Ausſchla⸗ 
gungsfriſt. Wird er demnächſt geſetzlicher Erbe, fo iſt nach 5 2085 zu beurteilen, ob da⸗ 
durch letztwillige Teilungsanordnungen des Erblaſſers ($ 2048), die Einſetzung eines Nacherben 
(5 2100 ff.), Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (58 2197 ff.) oder Anordnungen be⸗ 
züglich der Pflichtteilslaſt (8 2324) hinfällig geworden find. Jedenfalls treten damit die für 
die geſetzliche Erbfolge erteilten Ausgleichungsvorſchriften der 88 2050 ff. in Kraft. Gemäß 
55 2161, 2192 bleiben im Zweifel auch die Vermächtniſſe und Auflagen wirkſam, mit denen 
er als eingeſetzter Erbe beſchwert war. 

3. Teſtament und Erbvertrag gelten immer als verſchiedene Berufungsgründe, 
gleichviel ob der Erbe darin auf mehrere Erbteile oder auf denſelben Erbteil eingeſetzt iſt. 
Handelt es ſich jedoch um die Berufung zu mehreren Erbteilen, fo iſt $ 1951 (A 3) 
ausſchlicß ich maßgebend. Hier tft dagegen mehrfache durch Teſtament und Erbvertrag 
erfolgte Berufung zu einem und demſelben Erbteile vorausgeſetzt. In dieſem Falle 
geht der Erbe durch Ausſchlagung aus dem einem Berufungsgrunde, wenn er dabei dem 
Zweifel aus $ 1949 Abſ 2 vorbeugt, des andern Berufungsgrundes nicht verluſtig. 


8 1949 


Die Annahme gilt als nicht erfolgte), wenn der Erbe über den Verufungs⸗ 
grund im Irrtume war!). 

Die Ausſchlagung erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Berufungsgründe ), 
die dem Erben zur Zeit der Erklärung bekannt ſind ). 

E 1 2088 Abſ 3 II 1826 M 5, 509, 510 P 5, 624—626, 628, 629. 


1. Die Annahme der Erbſchaft, auch die ſtillſchweigende Annahme durch pro herede 
gestio (F 1943 A 1) ſetzt voraus, daß der Annehmende wenigſtens glaubt als Erbe berufen zu 
ſein. Fehlt jeder Berufungsgrund, fo iſt feine Annahme ſelbſtverſtändlich wirkungslos. Um⸗ 
gekehrt iſt ſeine Vorſtellung vom Berufungsgrunde ohne Bedeutung, wenn er in der Tat 
berufen war und die Abſicht ſchlechthin, gleichviel aus welchem Grunde Erbe ſein zu wollen 
erklärt hat. Sein Irrtum über den Berufungsgrund kommt deshalb nur in Frage, wenn er 
durch die Vorſtellung eines beſtimmten Berufungsgrumdes zur Annahme bewogen 
worden iſt. Das Geſetz berückſichtigt mithin abweichend von § 119 hier den Irrtum im Beweg⸗ 
grunde. Der Irrtum liegt klar zutage, wenn der Erbe bei der Annahme zu erkennen gibt, 
daß er gerade dieſen beſtimmten, ſo oder ſo gearteten Berufungsgrund als vorhanden an⸗ 
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nimmt oder die Annahme ausdrücklich auf einen beſtimmten Berufungsgrund beſchränkt 
($ 1948), während in Wahrheit nicht dieſer, ſondern eine anderer (nicht Geſetz, ſondern 
Verfügung von Todes wegen) oder ein Berufungsgrund weſentlich andern Inhalts (Be⸗ 
rufung mit Beſchwerungen oder Beſchränkungen) vorhanden war. Der Irrtum kommt aber 
dem Annehmenden auch dann zugute, wenn er, ohne daß dies erklärt worden wäre, für die 
Annahme beſtimmend geweſen iſt. — Die Beweislaſt trifft in jedem Falle denjenigen, 
welcher ſich auf die Wirkungsloſigkeit der Annahme beruft, regelmäßig alſo den Erben. 

2. Der Irrtum, auch der unentſchuldbare und der Rechtsirrtum, macht ohne weiteres 
die hierdurch beeinflußte Annahme wirkungslos. Es bedarf nicht erſt, wie in $ 119, der An⸗ 
fechtung. Vgl. jedoch 88 1954 A 1, 1956, 1957. Infolge der Wirkungsloſig keit der Annahme 
ſteht dem Erben innerhalb der Friſt jetzt noch die Ausſchlagung frei. Erſt wenn dieſe erklärt 
iſt, fällt die Erbſchaft dem nach dem Ausſchlagenden berufenen Erben an ($ 1953 Abſ 2). 

3. Daß der Erbe die Ausſchlagung aus allen, auch aus ihm noch unbekannten Be⸗ 
rufungsgründen erklären kann, ſobald nur der Erbfall eingetreten iſt, daß er ferner auch bei 
wiederholtem Anfall der Erbſchaft nicht unbedingt zu wiederholten Ausſchlagungen genötigt 
iſt, folgt ſchon aus §§ 1946, 1948. Abſatz 2 kommt dem Erben hierin durch Aufſtellung einer 
geſeßlichen Vermutung zu Hilfe, nötigt ihn aber anderſeits auch dazu, die Aus- 
ſchlagung auf einen beſtimmten Berufungsgrund zu beſchränken, wenn er ſich die Annahme 
aus einem andern ihm bereits bekannt gewordenen Berufungsgrunde bis zum Ablauf der 
Ausſchlagungsfriſt offen halten will. Die geſetzliche Vermutung erſtreckt ſich auf alle Be⸗ 
rufungsgründe, ſomit auch auf künftige mögliche, aber bereits vorausgeſehene Berufungen, 
3. B. als Erſatzerbe (5 2096) oder bei mehrfacher Verwandtſchaft als geſetzlicher Erbe in einer 
ſpäteren Ordnung ($ 1930). A. M. Staudinger A 3 und Binder I, 129). Nur die Berufung 
zum Nacherben macht eine Ausnahme, 5 2142 A 1. Dabei iſt überall vorausgeſetzt, 
daß es ſich um die mehrfache Berufung zu einem und demſelben Erbteil 
handelt. Die Berufung zu verſchiedenen Erbteilen ift in $ 1951 ſelbſtändig 
und erſchöpfend geregelt. 

4. Kenntnis vom Berufungsgrunde ſ. 81944 A 3. Erſt hiermit beginnt die Ausſchlagungs⸗ 
friſt. Daß ſich deſſen unerachtet die Ausſchlagung auch auf noch unbekannte Berufungs- 
1 5 1 habe, iſt von dem ſich hierauf Berufenden, in der Regel alſo dem Erben, zu 

eweiſen. 


8 1950 


Die Annahme und die Ausſchlagung können nicht auf einen Teil der 
Erbſchaft beſchränkt werden!). Die Annahme oder Ausſchlagung eines Teiles 
iſt unwirkſam ). 

E I 2036 II 1827 M 5, 506 P 5, 627. 

1. Der zum Ganzen oder zu einem Teile der Erbſchaft ($ 1922 Abſ 2) berufene Erbe 
kann nicht ſeinerſeits willkürlich das Ganze oder den Erbteil in Bruchteile zerlegen und ſich 
danach erklären wollen. Ebenſowenig darf er ſich auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränlen. 
Anders bei Berufung zu mehreren Erbteilen $ 1951. 


2. Die Erklärung iſt ebenſo wie nach 95 1947, 1949 Abſ 1 völlig wirkungslos. Hätte 
der Erblaſſer teilweiſe Annahme oder Ausſchlagung geſtattet, ſo kann hierin Erbeinſeßung 
auf verſchiedene Erbteile gefunden werden. — Ebenſo beim Vermächtnis $ 2180 Abſ 3. 
Teilung der angefallenen Erbſchaft durch Weitervererbung $ 1952 Abſ 3. 


9 1951 


Wer zu mehreren Erbteilen berufen ift!), kann, wenn die Berufung auf 
verſchiedenen Gründen beruht?), den einen Erbteil annehmen und den andern 
ausſchlagen “). 

Beruht die Berufung auf demſelben Grunde), jo gilt die Annahme 
oder Ausſchlagung des einen Erbteils auch für den andern, ſelbſt wenn der 
andere erſt ſpäter anfällt’). Die Berufung beruht auf demſelben Grunde 
auch dann, wenn ſie in verſchiedenen Teſtamenten oder vertragsmäßig in ver⸗ 
ſchiedenen zwiſchen denſelben Perſonen geſchloſſenen Erbverträgen ange⸗ 
ordnet iſt !). 
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Setzt der Erblaſſer einen Erben auf mehrere Erbteile ein, jo kann er ihm 
durch Verfügung von Todes wegen geſtatten, den einen Erbteil anzunehmen 
und den andern auszuſchlagen.“) 

E 1 2037 II 1828 M 5, 506--508 P 5, 627, 628. 

1. Der Fall mehrfacher Berufung zu derſelben Erbſchaft oder zu demſelben, wenn 
auch erſt nacheinander anfallenden Erbteil iſt in $$ 1948, 1949 Abſ 2 geordnet. Hier handelt 
es ſich um die Berufung zu mehreren Erbteilen durch das Geſetz (88 1927, 1934) oder 
durch Verfügung von Todes wegen oder durch beide zugleich ($ 2088). 

> 2. Das Geſetz behandelt grundſätzlich (Ausnahme Abſ 3) die Berufung zu mehreren 
Erbteilen als eine einheitliche und deshalb einheitliche Erklärung fordernde, wenn ſie auf 
demſelben Grunde beruht. Widerſprechende Erklärungen ſind nur bei Verſchiedenheit der 
Berufungsgründe zugelaffen. Verſchiedenheit iſt, wie der Gegenſatz zu Abſ 2 Satz 2 ergibt, 
immer vorhanden, wenn die Berufung erfolgt a, teils durch das Geſetz, teils durch Verfügung 
von Todes wegen b, teils durch Teſtament, teils durch Erbvertrag c, durch mehrere zwiſchen 
verſchiedenen Perſonen geſchloſſene Erbverträge d, durch Erbverträge zwiſchen denſelben Per⸗ 
ſonen, wenn dem Erben ein Erbteil in dem einen Vertrage vertragsmäßig, ein zweiter Erb⸗ 
teil im zweiten Vertrage einſeitig zugewendet worden iſt. Keine Verſchiedenheit 
liegt vor, wenn innerhalb der geſetzlichen Erbfolge mehrere „beſondexe“ 
Erbteile demſelben Erben auf Grund mehrfacher Verwandtſchaft oder auf Grund von Ehe 
und Verwandtſchaft anfallen ($$ 1927, 1934). Dem $ 1951 ift mit Sicherheit zu entnehmen, 
daß geſetzliche und gemillfiitte Erbfolge im Verhältnis zueinander je einen beſondern Be⸗ 
rufungsgrund bilden. Kraft poſitiver Vorſchrift werden ſogar die verſchiedenen Teſtamente 
oder verſchiedene vertragsmäßige Verfügungen desſelben Erblaſſers ohne Rückſicht auf 
ihren Inhalt je als einheitlicher Berufungsgrund behandelt. Der Aufbau des Geſetzes 
ſpricht alſo jedenfalls nicht dafür, in den Fällen der 98 1927, 1934 getrennte Berufungs- 
gründe anzunehmen. Glaubt man bei den letztwilligen Berufungen die Einheitlichkeit der 
Berufung aus dem einheitlichen Willen des Erblaſſers ableiten zu müſſen, ſo fehlt es 
hieran — auch abgeſehen von $ 2066 — ſelbſt dann nicht, wenn er der geſetzlichen Erb⸗ 
folge freien Lauf läßt (widerſprechend M 5, 363 und 510, a. M. Staudinger A 3, 
Dernburg V9 147, J, 3, a, e, Binder I, 113). 

3. Im Falle des Abſ 1 bewirkt die Verſchiedenheit des Berufungsgrundes volle 
Selbſtändigteit der mehreren Erbteile wie wenn ſie verſchiedenen Perſonen angefallen 
wären. Der Erbe iſt in feiner Entſchließung bezüglich des einen wie des andern Erbteils 
völlig freigeſtellt. Die § 1948 und 1949 kommen hier, wo es ſich um die Berufung zu 
mehreren Erbteilen handelt, überhaupt nicht in Betracht (88 1948 A 3, 1949 A 3 a. M. 
Planck A 6 und Staudinger A 2, die § 1949 Abſ 2 auch hier für entſprechend anwend⸗ 
bar erachten). Anders im Falle der Erhöhung des Erbteils oder der Anwachſung, wo die 
Erbteile nur in eingeſchränktem Sinne als beſondere gelten (58 1935 A 6, 2094 A 1, 2095). 
Sie können von vornherein nur einheitlich angenommen oder ausgeſchlagen werden. 


4. Einheit des Berufungsgrundes wird als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, wenn der 
Erbe zu mehreren Erbteilen unmittelbar durch das Geſetz oder in demſelben Teſtament 
oder — ſei es vertragsmäßig, ſei es einſeitig — in demſelben Erbvertrage berufen iſt. 
Im übrigen ſ. A 2. 

5. Die Annahme oder Ausſchlagung ergreift mit Notwendigkeit ſämtliche angefallenen 
und ſpäter anfallenden Erbteile, wenn ſie auf demſelben Berufungsgrunde beruhen. Sie 
wäre, wie im Falle bedingter Erklärung ($ 1947) überhaupt unwirkſam, wenn fie auf den einen 
oder den andern Erbteil beſchränkt würde. Irrtum über den bezüglich eines der mehreren 
Erbteile vorliegenden Berufungsgrund hindert (abweichend von 5 1949 Abſ 1) die Wirkſam⸗ 
keit der Annahme nicht, auch der noch unbekannte Anfall eines Erbteils wird (abweichend 
von § 1949 Abſ 2) von der Ausſchlagung betroffen. Nur die Anfechtung aus $ 1954 kann 
gegebenenfalls aushelfen. Schon jetzt wird durch Annahme oder Ausſchlagung betroffen 
die durch Wegfall eines vorgehenden geſetzlichen oder gewillkürten Erben ($ 1935 A 2) 
lünftig zu eröffnende, insbeſondere die Erſatzberufung ($ 2096) zu einem ferneren Erbteil. 
Nur wenn der Bedachte zu einem Erbteil als Erbe, zu einem andern als Nacherbe ein⸗ 
geſetzt iſt, bleibt er trotz Ausſchlagung des Erbteils zur ſpäteren Annahme des Nacherbteils 
berechtigt ($ 2142 A 1). 

6. Das Geſetz erkennt durch feine Faſſung an, daß in dieſen Fällen eigentlich ver ⸗ 
ſchiedene Berufungsgründe vorliegen, ſtellt ſie aber durch poſitive Vorſchrift 
der einheitlichen Berufung gleich. S. übrigens A 2. 

7. Der Erblaſſer kann die in Abſ 1 und 2 vom Geſetz aufgeſtellte Regel durch Verfügung 
von Todes wegen abändern, alſo auch in einem ſpäteren Teſtament oder Erbvertrag, nicht 
aber durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden. Er kann aber im Falle der A 3, außer durch An⸗ 
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ordnung einer Bedingung, dem Erben nicht vorſchreiben, daß die Annahme oder die Aus⸗ 
ſchlagung des einen Erbteils auch den andern zu ergreifen habe. — Haftung des zu mehreren 
Erbteilen berufenen Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten $ 2007. 


8 1952 

Das Recht des Erben, die Erbſchaft auszuſchlagen, iſt vererblich !. 

Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Ausſchlagungsfriſt, jo endigt die 
Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbſchaft des Erben vorgeſchriebenen 
Ausſchlagungsfriſt:). 

Von mehreren Erben des Erben kann jeder den ſeinem Erbteil ent⸗ 
ſprechenden Teil der Erbſchaft ausſchlagen?) ). 

E 1 2028 Abſ 2, 3 2031 II 1829 M 5, 492—494, 502 P 5, 618, 623. 

1. Vererblichteit des Ausſchlagungsrechtes. Die dem Erben nach $ 1942 Abſ 1 
(vol. auch 58 1953 Abſ 2, 1944 Abſ 2) einmal angefallene Erbſchaft geht beim Tode des Erben 
als Beſtandteil ſeines Nachlaſſes 180 die Erbeserben über, kann aber, wenn das Recht 
hierzu nicht bereits vom Erben verwirkt war ($ 1943), durch Ausſchlagung der Erbeserben 
wieder aus dem Nachlaſſe ihres unmittelbaren Erblaſſers ausgeſchieden werden. Ebenſo 
beim Vermächtnis 8 2180 Abſ 3. Höchſtperſönliches Ausſchlagungsrecht des Gemeinſchuldners 
im Konkurſe, KO g 9. Kein Anfechtungsrecht der Gläubiger (RG 54, 289). Der Erbeserbe 
iſt nicht gehindert, die ihm unmittelbar angefallene (die zweite) Erbſchaft anzunehmen, die 
darin enthaltene bereits ſeinem Erblaſſer angefallene (die erſte) Erbſchaft aber auszuſchlagen. 
Schlägt er dagegen die zweite Erbſchaft aus, ſo ſind damit beide Erbſchaften mit Wirkung 
aus $ 1953 Abf 1 und 2 ausgeſchlagen. War zur erſten Erbſchaft zugleich ein Nacher be 
berufen, ſo fällt die von dem Erbeserben (dem Erben des Vorerben) ausgeſchlagene Erb⸗ 
ſchaft dem Nacherebn nunmehr regelmäßig als Erſatzerben an ($ 2102). 

2. Vorausgeſetzt iſt, daß die Ausſchlagungsfriſt dem Erben bereits zu laufen begonnen, 
d. h. daß er vom Anfall und dem Berufungsglunde bereits Kenntnis erlangt hatte ($ 1944 
Abſ 2). Sie verlängert ſich in dieſem Falle zugunſten des Erbeserben um die volle durch 
den zweiten Erbfall eröffnete Ausſchlagungsfriſt. War die Friſt für den Erben noch nicht 
eröffnet, war ihm insbeſondere die ihn berufende Verfügung von Todes wegen noch nicht 
verkündet, ſo beginnt für den Erbeserben bezüglich der erſten Erbſchaft erſt in ſeiner Perſon 
und von feiner Kenntniserlangung oder von der Verkündung ab eine ſelbſtändige, 
nach feinem Aufenthaltsort (§ 1944 Abſ 3) zu bemeſſende Ausſchlagungsfriſt. Der Friften- 
lauf kann mithin bezüglich beider Erbſchaften ein verſchiedener ſein. Dies gilt auch dann, 
wenn dem erſten Erben die Sechsmonatsfriſt, dem Erbeserben dagegen die Sechswochen⸗ 
friſt läuft. Die erſte Friſt darf „nicht vor“, kann aber „nach“ Ablauf der zweiten Friſt zu Ende 
gehen. War dem erſten Erben einmal die Ausſchlagungsfriſt eröffnet, jo kommt (ebenſo wie 
51944 A 5) darauf nichts an, ob auch der Erbeserbe vom Anfall der erſten Erbſchaft Kenntnis 
erlangt (a. M. Staudinger A 2). Sie wird ihm, den Ablauf der Ausſchlagungsfriſt voraus» 
geſetzt, auch ohne ſein Wiſſen mit Annahme der zweiten Erbſchaft endgültig erworben. Nur 
Anfechtung gemäß 88 1954, 1956 könnte ihn hiervon befreien. — Die gleiche Beſtimmung bei 
der Inventarfriſt § 1998. 

3. Unter den mehreren Erbeserben entſteht die Erbengemeinſchaft nach 58 2032 ff. 
und zwar als Sondergemeinſchaft neben den übrigen Miterben des erſten Erblaſſers, wenn 
nur ein Erbteil an die Erben des Erben vererbt iſt. Die Möglichkeit geſonderter Annahme 
oder Ausſchlagung entſpricht, obwohl hierin eine Verfügung nicht enthalten iſt, der Regel 
des $ 2033 Abſ 1 Satz 1, führt aber zur Abweichung von $ 1950, inſofern ſich die erſte Erbſchaft 
nun doch in ſoviel Bruchteile ſpaltet, als aus der zweiten Erbſchaft auf die Erben des Erben 
entfallen. Der durch Ausſchlagung eines Miterbeserben fre werdende Er b⸗ 
teil der erſten Erbſchaft fällt an nach § 1953 Abſ 1 und 2, wird alſo, wenn ein Erſatzerbe 
nicht berufen iſt (85 2096, 2102), in der Regel den übrigen Erbeserben zugute kommen (88 1935, 
2094, a. M. Binder J, 136). Zwar erbt der Miterbe und erbt aus der zweiten Erbſchaft, aber 
feln. der erſten Erbſchaft gilt er als bereits vor dem Tode des erſten Erblaſſers wegge⸗ 
allen. 

4. Bezüglich der Beweislaſt gilt auch rückſichtlich des Erbeserben das $ 1943 A 4 vom 
Erben Geſagte. 


8 1953 


Wird die Erbſchaft ausgeſchlagen, jo gilt der Anfall an den Ausſchlagenden 
als nicht erfolgt"). 
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Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn 
der Ausſchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte?); der Anfall gilt 
als mit dem Erbfall erfolgt). 

Das Nachlaßgericht ſoll die Ausſchlagung demjenigen mitteilen, welchem 
die Erbſchaft infolge der Ausſchlagung angefallen iſt“). Es hat die Einſicht 
der Erklärung jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
macht). 

& 1 1972, 2042 II 1830 M 5, 375—377, 513, 514 P 5, 483; 6, 338, 339. 


1. Der Anfall iſt zwar gemäß § 1942 Abſ 1 bereits ipso jure mit dem Tode des Erb⸗ 
laſſers erfolgt, ſeine Wirkungen werden aber, und zwar mittelſt einer Rechtsfiktion unter 
Rückbeziehung der Ausſchlagung auf die Zeit des Erbfalls wieder aufgehoben. Demgem aß 
leben die durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit erloſchenen Rechtsverhältniſſe 
wieder auf ($ 1922 A 7), der Beſitz ($ 857) geht dem Erben wieder verloren, ſoweit er ihn 
nicht bereits tatſächlich ergriffen hatte, er wird frei von der Haftung für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten ($ 1967 Abſ 1). Doch behalten gewiſſe Rechtshandlungen, die vom vorläufigen 
Erben oder ihm gegenüber vorgenommen worden find, ihre Wirkſamkeit ($ 1959). Das 
Gleiche gilt im Falle der Erbunwürdigkeit $ 2344. 

3. Vermittelſt einer zweiten Rechtsfiktion wird die Erbfolge nunmehr ſo geregelt, 
wie wenn der Ausſchlagende bereits vor dem Erbfall weggefallen wäre (§ 1935 A 2). 
Es treten mithin an Stelle des Ausſchlagenden die geſetzlichen Erben des Erb⸗ 
laſſers in der Reihenfolge der §8 1924 ff. oder im Wege gewillkürter Erbfolge der etwa berufene 
Erſatzerbe (58 2096, 2097, 2102, vgl. auch § 2069) oder es kommt unter Miterben zur Erhöhung 
des Erbteils oder zur Anwachſung (§§ 1935, 2094). Die auf der ausgeſchlagenen Erbſchaſt 
haftenden Beſchwerungen bleiben in Kraft, $$ 2161, 2192. Das dem Erben zugewendete 
Vorausvermächtnis (§ 2150) geht ihm durch die Ausſchlagung grundſätzlich nicht verloren. 

3. Wie die Ausſchlagung (A 1), fo wird auch der Anfall zurückbezogen auf den Zeit: 
punkt des Erbfalls. Hierdurch wird auch für den Fall der Ausſchlagung der Grundſatz des 
unmittelbaren Übergangs der Erbſchaft auf den endgültigen Erben gewahrt ($ 1942 Abſ 1). 
Vorausſetzung iſt nur, daß dieſer, der nachrückende Erbe zur Zeit des Erbfalls ſchon gelebt 
und den Erblaſſer, wenn auch nur als bereits Erzeugter überlebt hat ($ 1923). Nicht erforder⸗ 
lich iſt, daß er auch den Zeitpunkt der Ausſchlagung und damit den Erbanfall im Sinne des 
Abf 2 erlebt hat. Vielmehr vererbt ſich in dieſem Falle die Erbſchaft gemäß § 1952 auf feine 
Erben. — Gleiche Grundſätze bei Ausſchlagung des Vermächtniſſes 8 2180 
Abſ 3 und der Erbunwürdigkeit 8 2344. 

4. Mitteilungspflicht des Nachlaßgerichts, dem die Ausſchlagung bekannt geworden 
fein muß, da fie nach $ 1945 nur ihm gegenüber wirkſam erklärt werden kann. Es iſt vermöge 
der ihm hier erteilten Ordnungsvorſchrift zu Nachforſchungen nach der Perſon des nächſt⸗ 
berechtigten Erben, ſowie gemäß $ 1960 zur Fürſorge in der Zwiſchenzeit verpflichtet. Die 
Ausſchlagungsfriſt wird dem Nächſtberufenen nicht erſt mit dem Empfang der 
vorgeſchriebenen Mitteilung, ſondern auch durch anderweit erlangte Kenntnis vom Anfall 
und Berufungsgrunde eröffnet, kann jedoch nicht vor Verkündung einer ihn etwa berufenden, 
Verfügung von Todes wegen beginnen ($ 1944 Abf 2). 

5. Die Einſicht der Ausſchlagungserklärung iſt insbeſondere jedem zu gewähren. 
der ſich infolge der Ausſchlagung zur Erbfolge berufen glaubt, ebenſo den Nachlaßgläubigern. 
Das rechtliche Intereſſe (im Gegenſatz zum berechtigten Intereſſe in FGG 89 34 
5660 58 19 ff iſt glaubhaft zu machen, 366 15 Abſ 2. Beſchwerderecht 

88 . 


8 1954 


Sit die Annahme oder die Ausſchlagung anfechtbar, jo kann die An⸗ 
fechtung!) nur binnen ſechs Wochen erfolgen ). 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört, in den übrigen Fällen mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungs berechtigte von dem Anfechtungs⸗ 
grunde Kenntnis erlangt 2). Auf den Lauf der Friſt finden die für die Ver: 
jährung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206, 207 entſprechende An⸗ 
wendung). 
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Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaſſer ſeinen letzten Wohn⸗ 
ſitz nur im Auslande gehabt hat oder wenn ſich der Erbe bei dem Beginne der 
Friſt im Ausland aufhält). 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn jeit der Annahme oder der Aus⸗ 
ſchlagung dreißig Jahre verſtrichen jind®) ©). 

E 1 2040 Abſ 3—$, 2041 Il 1831 M 5, 510-518 P 5, 630—832; 6, 395. 

1. Die Anfechtbarkeit der Annahme und Ausſchlagung, wegen Irrtums, argliſtiger 
Täuſchung und Drohung mit der Wirtung der Nichtigkeit (ſ. jedoch $ 1957 Abſ 1) ergibt ſich, 
da es ſich um Willenserklärungen handelt (85 1943 A 1, 1945 A 1), aus den allge⸗ 
meinen Vorſchriften der 98 119—123, 142. Irrtum über den Berufungsgrund macht 
die Erklärung ohne weiteres unwirkſam ($ 1949 Abſ 1). Die Anfechtung wegen Irrtums 
aus $ 119 kommt deshalb nur in Frage, wenn er den Inhalt der Annahme oder Ausſchlagung 
betrifft oder wenn eine ſolche Erklärung überhaupt nicht beabſichtigt war, z. B. Verwechſelung 
der Erbſchaft, unbeſchränkte Erklärung, während fie beſchränkt gewollt war ($ 1951) uſw. 
Irrtum über den Sfand des Nachlaſſes oder darüber, wem die Ausſchlagung zugute kommen 
würde (KGJ 35 A 67), begründet niemals die Anfechtung. Irrtum über den Umfang der 
mit der Erbeinſetzung verbundenen Beſchränkungen und Beſchwerungen kann vom Erben nur 
als Irrtum über den Berufungsgrund geltend gemacht werden. Sonderbeſtimmungen be⸗ 
züglich des Pflichtteilserben $$ 2306, 2308. Auch die ſtillſchweigende Annahme 
durch pro herede gestio ($ 1943 A 1) iſt anfechtbar. — Form der Anfechtung 
$ 1955. Bezüglich der Vermächtniſſe und Auflagen gelten lediglich die allgemeinen Anfech- 
11087 8. (52180 arg. Abſ 3). Kein Anfechtungsrecht der Gläubiger des Ausſchlagenden, 

4, 289. 

2. Der Friſtbeginn weicht von den allgemeinen Anfechtungsbeſtimmungen inſofern 
ab, als die Anfechtung im Falle des Irrtums nich unverzüglich erfolgen muß ($ 121), ſondern, 
auch wenn der Irrtum durch argliſtige Täuſchung hervorgerufen war, erſt innerhalb einer 
Friſt, die mit erlangter Kenntnis ($ 1944 A 3) vom wahren Sachverhalt eröffnet 
wird. Im übrigen entſpricht Abſ 2 dem § 124 Abf 2, auf den zu verweiſen iſt. 

3. Der Friſtenlauf ift übereinſtimmend mit dem Laufe der Ausſchlagungs⸗ 
fie iſt geregelt, $ 1944. Die Heranziehung des $ 207 neben den 98 203, 206 bedeutet, daß 
ich im Falle des Todes des Anfechtungsberechtigten für feine Erben der Friſtablauf um 6 Wochen 
oder 6 Monate vom Zeitpunkte der Annahme durch die Erbeserben oder der Beſtellung eines 
Vertreters, auch des Nachlaßpflegers ($ 1960) ab gerechnet verlängert. Die Konkurseröff⸗ 
nung zum Vermögen des Anfechtungsberechtigten iſt ohne Bedeutung, da der Anfechtungs⸗ 
anſpruch nach Maßgabe des $ I KO nicht zur Konkursmaſſe gehört. 

4. Übereinſtimmend mit $ 1944 Abſ 3. 

5. Dem Sinne nach übereinſtimmend mit $ 124 Abſ 3. Der Zeitpunkt der erlangten 
Kenntnis kommt hier nicht mehr in Betracht. So auch beim Pflichtteilsanſpruch 9 2332 Abſ 1. 

6. Beweisklaſt. Der Anfechtende hat die materiellen und formellen Vorausſetzungen 
des Anfechtungsrechtes, insbeſondere auch im Beſtreitungsfalle die Einhaltung der Friſten, 
die als Ausſchlußfriſten auch von Amts wegen zu prüfen ſind, zu beweiſen. — Nicht ausge⸗ 
ſchloſſen iſt beim Vorhandenſein eines rechtlichen Intereſſes auf Seiten eines Dritten 
(Nachlaßgläubigers) die Feſtſtellung, daß die formelle Ausſchlagung des Erben wegen 
bereits erfolgter Annahme der Erbſchaft unwirkſam ſei, RG 9. 7. 06 IV 93/05. 


8 1955 

Die Anfechtung der Annahme oder der Ausſchlagung erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte. Für die Erklärung gelten die Vor⸗ 
ſchriften des § 1945 ). 

E I 2040 Abſ 2 Satz 1, 2041 II 1832 M 5, 512, 513 P 5, 630—632. 

1. Materiell iſt Anfechtungsgegner ($ 143) der hinter dem Anfechtenden berufene 
Erbe. Die Anfechtung kann auch durch den gemäß § 1945 Abſ 2 gehörig ausgewieſenen Be⸗ 
vollmächtigten erklärt werden. — Gleiche Vorſchriften in $$ 1342, 1484, 1597, 1599 
und (Anfechtung letztwilliger Verfügungen) 2081. 


8 1956 

Die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt!) kann in gleicher Weiſe wie die 
Annahme angefochten werden). 

E II 1833 P 5, 630 —632. 

1. Das Geſetz knüpft den Verluſt des Ausſchlagungsrechtes ſchon an die objektive Tat⸗ 
ſache des Friſtablaufs ($ 1943 A 2/3). Die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt enthält 
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zugleich ein ſubjektives Moment. Der wahre Wille des Erben muß bei Ablauf der Friſt auf 
Nichtannehmen der Erbſchaft gerichtet geweſen ſein, während der geäußerte Wille, d. h. die vom 
Geſetz mit dem Friſtablauf fingierte Erklärung auf deren Annahme gelautet hat. 

2. Die Anfechtung iſt gegeben, wenn die fingierte, mit dem wahren Willen in Wider- 
ſpruch ſtehende Erklärung durch Irrtum, argliſtige Täuſchung oder Drohung ($5 119 —123) 
verurſacht iſt. Handelt es ſich dabei um Irrtum, ſo kann dieſer urſächliche Zuſammen⸗ 
hang nur angenommen werden, wenn ſich mit dem Verſtreichenlaſſen der Friſt eine wirk⸗ 
liche, nicht bloß fingierte Willensäußerung des Erben vollzieht, wenn die Ausſchlagung mit 
Vorbedacht unterlaſſen und ſomit Annahme gewollt iſt. So RG 58, 81, dagegen Planck A 2. 
Dies ſchließt die Anfechtung nicht aus, wenn der Erbe die Friſt deshalb verſtreichen läßt, 
weil er z. B. irrig glaubt, die Ausſchlagung bereits formgerecht ($ 1945) und gegenüber dem 
zuſtändigen Gericht erklärt zu haben. Rechtsirrtum über Lauf und Bedeutung der Aus- 
ſchlagungsfriſt kann ihm nicht zuſtatten kommen. 


8 1957 


Die Anfechtung der Annahme gilt als Ausſchlagung, die Anfechtung der 
Ausſchlagung gilt als Annahme). g 

Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtung der Ausſchlagung demjenigen 
mitteilen, welchem die Erbſchaft-infolge der Ausſchlagung angefallen war. 
Die Vorſchrift des § 1953 Abs. 3 Satz 2 findet Anwendung ). 

E 1 2040 Abſ 2 Satz 2, 2041 II 1834 M 5, 512, 513 P 5, 630—632. 

1. Die Anfechtung wirkt je nachdem als Ausſchlagung oder Annahme. Eine An⸗ 
fechtung bloß zu dem Zwecke, die volle Ausnutzung der (noch nicht abgelaufenen) Überlegungs⸗ 
friſt zu wahren, iſt unſtatthaft. Mit der Anfechtung der Annahme iſt notwendig auch die zur 
Ausſchlagung e Form gewahrt (55 1955, 1945). Da die mittelſt der Anfechtung 
erklärte Ausſchlagung oder Annahme unwiderruflich iſt (88 1945 A 1), fo kann nach geſchehener 
Anfechtung eine Beſtätigung der einmal angefochtenen Erklärung ($ 144) nicht mehr 
in Frage kommen. 

2. Die r der Annahme iſt als Ausſchlagung ſchon nach $ 1953 Abſ 3 
mitzuteilen. Ahnliche Vorſchriften in 58 1342 Abſ 2, 1597 Abſſ 2 und (bei Anfechtung einer 
letztwilligen Verfügung) 2081 Abſ 2. 


8 1958 


Vor der Annahme der Erbſchaft kann ein Anſpruch, der ſich gegen den 
Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich geltend gemacht werden ) 2). 

E 1 2057 Abſ 1 Satz 1 II 1835 M 5, 539 P 5, 660—664, 829—831. 

1. Der Erbe ermangelt vor der Annahme der Paſſiplegitimation. Die Behauptung, 
daß er angenommen habe, gehört mithin zur Klagebegründung, der vor der Annahme geltend 
Rete Tr Klag- oder Widerklaganſpruch einſchließlich des Arreſtanſpruchs und der Feſtſtellungs⸗ 
lage iſt demnach von Amts wegen abzuweiſen, es ſei denn daß eine als Annahme 
auszulegende Einlaſſung des Beklagten den Mangel beſeitigt, RG 60, 179. Der gefährdete 
Nachlaßgläubiger iſt auf Herbeiführung einer Nachlaßpflegſchaft aus $ 1961 gewieſen. Doch 
erſcheint der Erlaß einer einſtweiligen Verfügung im Sinne von $ 940 ZPO nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Gegen den Nachlaßpfleger ($ 1960 Abſ 3), den Nachlaß verwalter 
(81984 Abf 1, vgl. jedoch $ 1981 A 1) und den verwaltenden Teſtamentsbollſtrecker 
(8 2213 Abſ 2) iſt die Rechtsverfolgung unbeſchränkt zuläſſig. — Die Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes iſt von der Annahme des Erben nicht abhängig (KO 3 216 Abſ 1, auch 8 226). Die 
außergerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs gegen den Erben (durch Auf⸗ 
rechnung, Zurückbehaltung) iſt dem Nachlaßgläubiger nicht verwehrt, wird aber hinfällig, 
ſobald der Erbe deren Zuläſſigkeit im Prozeſſe beſtreitet. S. auch $ 1959 Abſ 3. — Weiter⸗ 
gehende aufſchiebende Einreden 85 2014 ff., Vollendung der Verjährung 9 207. 
Fiskus 5 1966. 

2. Ergänzende Beſtimmungen. War der Rechtsſtreit durch den Tod des Erblaſſers 
unterbrochen, ſo iſt der Erbe vor der Annahme zur Fortſetzung nicht verpflichtet (aber berech⸗ 
tigt), ZPO 5 239 Abſ 5. Bis dahin iſt wegen einer Nachlaßverbindlichkeit eine erſt be⸗ 
ginnende Zwangsvollſtreckung und folgegerecht auch die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
(5 727) nicht gegen den Erben ſelbſt, ſondern nur in den Nachlaß zuläſſig. Anderſeits können 
ſich die eignen Gläubiger des Erben vor der Annahme nicht an den ihrem Schuldner ange⸗ 
fallenen Nachlaß halten, ZPO 8s 778, 766. Dagegen wird die beim Tode des Schuldners 
bereits begonnene Alleen Vene in ſeinen Nachlaß 1 8 Dem noch überlegenden 
Erben wird ein einſtweiliger beſonderer Vertreter beſtellt, 8 PO 5 779. 
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8 1959 

)Beſorgt der Erbe vor der Ausſchlagung erbſchaftliche Geſchäfte, fo iſt 
er demjenigen gegenüber, welcher Erbe wird, wie ein Geſchäfts führer ohne 
Auftrag berechtigt und verpflichtet). 

Verfügt der Erbe vor der Ausſchlagung über einen Nachlaßgegenſtand ), 
ſo wird die Wirkſamkeit der Verfügung durch die Ausſchlagung nicht berührt, 
wenn die Verfügung nicht ohne Nachteil für den Nachlaß verſchoben werden 
konnte). 

Ein Rechtsgeſchäft, das gegenüber dem Erben als ſolchem vorgenommen 
werden muß), bleibt, wenn es vor der Ausſchlagung dem Ausſchlagenden 
gegenüber vorgenommen wird, auch nach der Ausſchlagung wirkſam “). 

E I 2056 II 1836 M 5, 536-539 P 5, 657660. 

1. Allgemeine Vorausſetzung iſt a, daß die Geſchäfte oder Verfügungen von dem 
wirklich berufenen Erben oder ihm gegenüber, nicht von einem Dritten, etwa dem 
Erbſchaftsbeſitzer (5 2018) vorgenommen worden find, b, daß ſich hierin ni ch t eine ſtillſchwei⸗ 
gende Annahme der Erbſchaft, pro herede gestio ($ 1943 A 1) kundgibt, c, daß 
der Erbe entweder noch in der Überlegung begriffen iſt, ob er annehmen oder aus⸗ 
ſchlagen ſolle, oder daß er eine bereits erklärte Annahme der Erbſchaft demnächſt wirkſam 
anficht ($ 1954) und d, daß die Erbſchaft infolge Ausſchlagung auf den endgültigen 
Erben („denjenigen welcher Erbe wird“) übergeht. Auch der nachrückende Erbe kommt, 
wenn er demnächſt ausſchlägt, als einſtweiliger Erbe in Betracht. 

2. Der Erbe iſt während der Überlegungsfriſt nicht verpflichtet, ſich der Erbſchaft 
anzunehmen, kraft ſeines Erbrechts aber an und für ſich dazu befugt. Insbeſondere iſt ihm 
durch $ 1958 zwar die Paſſiv-, nicht aber die Aktivlegitimation entzogen. Er kann 
im Intereſſe des Nachlaſſes, z. B. wegen drohender Verjährung ſogar zur Klagerhebung 
oder zur Fortſetzung eines Rechtsſtreits genötigt ſein. Inwiefern er durch Verwaltung des 
Nachlaſſes den Nachlaßgläubigern verantwortlich werden kann, beſtimmt $ 1978. Im Ber- 
hältnis zum endgültigen Erben gelten die Grundſätze der Geſchäftsführung ohne Auftrag, 
$8 677 ff. Entgegen $ 687 find fie auch anwendbar, wenn der Erbe (der angenommen, ſpäter 
aber nde hat) feine eignen Geſchäfte zu beſorgen meinte. Dagegen wird bis zur Aus⸗ 
ſchlagung der wirkliche oder mutmaßliche Wille des künftigen endgültigen Erben als Geſchäfts⸗ 
herrn ($$ 677, 679, 683, 684, 686) nur ausnahmsweiſe in Betracht kommen, da der Erbe noch 
damit rechnen darf, durch die Annahme ſelbſt endgültig Erbe zu werden. Vielmehr wird 
der objektive Maßſtab des ſorgſamen Hausvaters ausſchlaggebend fein. Aus $$ 681, 666 
folgt insbeſondere auch die Pflicht zur Auskunftserteilung. Die aus der Geſchäftsführung 
erlangten Gegenſtände werden entſprechend § 2019 Beſtandteile, die daraus hervorgehenden 
Anſprüche gegen den Erben find Aktiven des Nachlaſſes, die ihm zukommenden Erſatzanſprüche 
Nachlaßverbindlichkeiten ($ 1967 Abſ 2), im Konkurſe Maſſeſchulden (KO $ 224 Nr 6). 

3. Es handelt ſich um dingliche Verfügungen über Nachlaßgegenſtände (ſ. § 185), 
über Sachen oder Rechte ($ 90). Daher iſt, wenn Miterben in Frage find, gemeinſame Ge⸗ 
ſchäftsführung vorausgeſetzt, $ 2040 Abſ 1. Bloß ſchuldrechtliche Verpflichtungen des einſt⸗ 
weiligen Erben verbinden den endgültigen Erben nicht, können aber einen Befreiungsan⸗ 
ſpruch aus 58 683, 670, 257 gegen ihn begründen. 

4. Da im Falle der Ausſchlagung der Anfall als nicht erfolgt gilt (§ 1953 Abſ 1), fo 
werden damit an und für ſich alle Verfügungen des einſtweiligen Erben unwirkſam. Sie 
behalten aber Wirkſamkeit, wenn ſie dringlich waren. Ob dies zutrifft, kann nur nach den 
Umſtänden des Falles entſchieden werden. Da das Geſetz nur eine objektive Vorausſetzung 
aufſtellt, bleibt das Wiſſen des Dritten von der Unaufſchiebbarkeit oder von dem noch beſtehen⸗ 
den Ausſchlagungsrecht außer Betracht. Auch die nicht unaufſchiebliche Verfügung wird 
wirkſam durch Genehmigung des endgültigen Erben (§ 185 Abſ 2). Ebenſo bleiben, obwohl 
es hier an der für den verwandten Fall des § 161 in Abſ 3 getroffenen Verweiſung fehlt, die 
zum Schutz gutgläubiger Dritter in $$ 892, 893, 932—936, 1032 und 1207, 
nicht minder die bezüglich des Erbſcheins in 88 2366, 2367 getroffenen Vorſchriften in Kraft. 
Veräußerungsverbot ſ. $$ 135, 136. Der hierdurch geſchädigte endgültige Erbe bleibt auf 
den Erſatzanſpruch gegen den vorläufigen Erben aus $ 678 gewieſen. 

5. Soweit das Rechtsgeſchäft eine Erfüllungshandlung und damit zugleich eine Ver⸗ 
fügung des einſtweiligen Erben enthält, gilt Abſ 2. Gedacht iſt hier an einſeitige empfangs⸗ 
bedürftige Rechtsgeſchäfte wie Kündigung, Mahnung, Erfüllungsangebot, Anfechtung uſw., die 
deshalb dem Erben gegenüber vorgenommen werden „müſſen“, weil der urſprünglich Berech⸗ 
tigte oder Verpflichtete weggefallen und der Erbe einſtweilen an ſeine Stelle getreten iſt. 
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Eine beſondere Dringlichkeit des Rechtsgeſchäfts, wie in Abſ 2, ift damit nicht erfordert. Ver⸗ 
tragsanerbietungen fallen hierunter nicht. — Eine Benachrichtigungspflicht gegenüber dem 
endgültigen Erben kann aus §8 681, 666 begründet fein, für die Wirkſamkeit der in Abſ 2, 3 
behandelten Geſchäfte kommt aber ſeine Kenntnis nicht in Betracht. 

6. Beweislaſt zu Abſ 1 vgl. 8 677. Im übrigen find die Vorausſetzungen für die Wirk⸗ 
ſamkeit der Verfügung oder des Rechtsgeſchäfts von dem zu beweiſen, der ſich hierauf beruft. — 
Die Vorſchriften des § 1959 gelten auch, wenn zum Vermögen des noch überlegenden Erben 
Konkurs eröffnet iſt, KO § 9. Nicht dagegen im Falle der Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes, da das Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht ausſchließlich dem Konkursverwalter 
zu ſteht, KO 5 6. 


§ 1960 

Bis zur Annahme der Erbſchaft hat das Nachlaßgericht!) für die Sicherung 
des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Bedürfnis beſteht?). Das Gleiche gilt, 
wenn der Erbe unbekannt oder wenn ungewiß iſt, ob er die Erbſchaft ange⸗ 
nommen hat). 

Das Nachlaßgericht kann insbeſondere die Anlegung von Siegeln, die 
Hinterlegung von Geld, Wertpapieren und Koſtbarkeiten, ſowie die Aufnahme 
eines Nachlaßverzeichniſſes anordnen“) und für denjenigen, welcher Erbe wird, 
einen Pfleger (Nachlaßpfleger) beſtellen “). 

Die Vorſchrift des 8 1958 findet auf den Nachlaßpfleger keine Ans 
wendung ®). 

E I 2058, 2059 Abf 1 11 1837, 1838 Abſ 2 M 5, 541—548 P 5, 660, 664667; 6, 338 KB 310. 

1. Außer dem Nachlaßgericht iſt, insbeſondere auch beim Nachlaß eines Ausländers 
jedes Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk das Bedürfnis der Fürſorge hervortritt, EG 
Art 147, SOG 8s 73, 74, 7. Vgl. auch Mil GG v. 28. 5. 01 5 6, Seemd v. 2. 6. 02 f 65. 
Nach Maßgabe von Staatsverträgen auch Mitwirkung ausländiſcher Konſuln. 

2. Die Fürſorgepflicht tritt im Falle des §1961 auf Antrag eines Nachlaßgläubigers, ſonſt 
von Amts wegen ein Nach FG g 20 Abſ 1 ſteht dem durch unbegründete Einmiſchung 
des Nachlaßgerichts in ſeinem Rechte Beeinträchtigten, z. B. dem Teſtamentsvollſtrecker die 
Beſchwerde zu. Ebenſo auch wegen Ablehnung der Fürſorge, z. B. dem nächſtberufenen 
Erben (FGG $ 57 Nr 3). Vorausſetzung für jedes Einſchreiten des Gerichts, und zwar in 
beiden Sätzen des Abſ 1 iſt, daß ein Bedürfnis beſteht. Maßgebend iſt hierfür das Intereſſe 
des künftigen Erben oder Miterben. Die „Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger“ iſt als Nachlaß verwaltung in $$ 1975 ff. beſonders geordnet. 
Das Bedürfnis iſt regelmäßig zu verneinen, ſolange der beſtellte Teſtamentsvollſtrecker ſeines 
Amtes waltet (88 2205, 2209) oder vertrauenswürdige Miterben ſich ohne die Beſorgnis 
ſich widerſtreitender Intereſſen des Nachlaſſes annehmen ($$ 2038, 1424 Abſ 2). Nach der 
Annahme ift jede Tätigkeit des Nachlaßgerichts aus $ 1960 ausgeſchloſſen. Doch kann es 
nach erklärter Anfechtung ($ 1954) hierzu von neuem berufen fein. 

3. Vgl. auch $ 1913. Der Erbe oder Miterbe iſt unbekannt, wenn zwar die Umſtände 
auf das Vorhandenſein eines Erben hinweiſen, über ſeine Perſon aber, z. B. darüber, ob 
gewiſſe Verwandte Abkömmlinge hinterlaſſen haben oder darüber, ob er den Erblaſſer über⸗ 
lebt hat, keine Nachrichten zu erlangen find. So wenn der Erbe nur erſt erzeugt ($ 1923 Abſ 2) 
oder wenn die als Erbe eingeſetzte Stiftung noch nicht genehmigt iſt ($ 84). Die Möglichkeit, 
gemäß $ 1912 einen Pfleger zu beſtellen, ſteht nicht entgegen. Ungewißheit, ob der Erbe 
angenommen hat, wird gegeben ſein, wenn das Verhalten des Erben zweideutig iſt oder 
Zweifel über Berechnung der Ausſchlagungsfriſt beſtehen, auch wenn der Aufenthalt des 
(bekannten) Erben unbekannt iſt. Streiten mehrere Prätendenten über das Erbrecht, ſo iſt 
nur für einſtweilige Verfügungen des Prozeßrichters Raum (RIA 8, 95). 

4. Das Nachlaßgericht ift auf die in Abſ 2 nur beiſpielsweiſe aufgeführten Sicherungs⸗ 
maßregeln nicht beſchränkt und kann ſich auch mit einem Weniger begnügen. Der Erblaſſer 
kann fie, insbeſondere auch die Siege lung nicht wirkſam verbieten. Das Nachlaßver⸗ 
zeichnis kann im Anhalt an $ 2001 vom Nachlaßgericht ſelbſt oder durch Beauftragte ($ 2003) 
aufgenommen werden. — Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung, EG Artt 140, 148, 200. 

5. Auf die Nachlaßpflegſchaft als Unterart der Pflegſchaft finden die für die Vor⸗ 
mundſchaft geltenden Vorſchriften Anwendung, die Beſtellung eines Gegenpflegers iſt nicht 
erforderlich, 58 1915, 1962, FGG 8 75. Im Gegenſatz zur Nachlaßverwaltung (58 1981 Abſ 3, 
1987) beſteht eine allgemeine Verpflichtung zur Übernahme der Pflegſchaft, $ 1785 und 
kein Rechtsanſpruch auf Vergütung, $ 1836. Es können mehrere Pfleger beſtellt (88 1915, 
1775), die Pflegſchaft kann auf die Vertretung eines Miterben in der Erbengemeinſchaft 
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beſchränkt werden. Beſondere Vorſchriften: 3PO $ 243 (Unterbrechung des 
Verfahrens), § 779 Abſ 2 (Zwangsvollſtreckung), $ 780 Abſ 2 (kein Vorbehalt beſchränkter 
Haftung), $ 991 Abſ 2 (Aufgebotsverfahren), KO 8 217 Abf 1 (Antrag auf Konkurseröffnung), 
BUG 3175 (desgl. auf Zwangsverſteigerung), GBO 8 41 Abſ 1 (Bewilligung von Eintragungen 
im Grundbuch), FGG $ 111 Abſ 2 (desgl. im Schiffsregiſter), perſönliche Haftung für die Erb⸗ 
ſchaftsſteuer, $ 32 RErbſchftStc᷑ v. 3. 6. 06. Die Koſten der Nachlaßpflegſchaft und die vom 
Nachlaßpfleger eingegangenen Verbindlichkeiten ſind Nachlaßverbindlichkeiten, 1967, im 
Konkurſe Maſſeſchulden, KO 8 224 Nr 4, 5, auch 6. Der Nachlaßpfleger iſt geſetzlicher 
Vertreter nicht des Nachlaſſes, ſondern derjenigen Perſon, welche ſich als Erbe oder Mit⸗ 
erbe herausſtellen wird („welcher Erbe wird“). Ihm kann deshalb für den Erben das Armen⸗ 
recht bewilligt werden, RG 50, 394 (nicht auch dem Nachlaßverwalter, RG 65, 287). Die 
von ihm oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte bleiben auch dann wirkſam, 
wenn neben ihm der Erbe ſelbſt rechtsgeſchäftlich tätig geworden iſt. Bei entſtehendem Wider⸗ 
ſtreit entſcheidet die frühere Vornahme. Von der e iſt der Erbe, ſolange der 
Pfleger beſtellt iſt, durch ZPO $ 53 ausgeſchloſſen. Der Erbe haftet gemäß 8 278 
für Verſchulden des Pflegers und kann den Nachlaßgläubigern gegenüber die Beſchränkung 
auf den Nachlaß ebenſowenig geltend machen, wie im Falle des eigenen Verſchuldens aus 
8 1978 Abſ 1. Umgekehrt fteht der Nachlaßpfleger (abweichend vom Nachlaßverwalter $ 1985 
Abſ 2) nur zum Erben (§ 1833), nicht auch zu den Nachlaßgläubigern in einem Rechtsver⸗ 
1 das ihn dieſen gegenüber unmittelbar haftbar machen könnte (a. M. hierzu Strohal 
ei Planck, Vorbem vor $ 1942, III, 5, c, c). Es ſei denn, daß er die ihm auch den Gläubigern 
gegenüber auferlegte Auskunftspflicht verletzt, 5 2012 Abſ 1. Rückgriffsrecht des Erben 9 1833. 
Die Tätigkeit des Nachlaßpflegers beginnt mit Beſitzergreifung des Nachlaſſes und der 
Aufſtellung des Nachlaßverzeichniſſes nach $ 1802. Sie beſchränkt ſich regelmäßig auf ord⸗ 
nungsmäßige Verwaltung ($ 2017) im Intereſſe des künftigen Erben. War dieſer unbe⸗ 
kannt, ſo muß er ſich vor allem ſeine Ermittelung angelegen ſein laſſen. Nach Umſtänden, 
namentlich bei länger dauernder Ungewißheit (vgl. jedoch $ 1964) kann völlige Liquidation 
des Nachlaſſes geboten fein. RG 27. 3. 08 III 303/07 geſtattet ihm die Feſtſtellungsklage, 
um die demnächſtige Teilung zu ermöglichen. In den Fällen der $$ 1821, 1822, 1915 bedarf 
er der Genehmigung des Nachlaßgerichts. Jährliche Rechnungslegung § 1840 ff. Inventar⸗ 
friſt darf ihm nicht beſtimmt werden, $ 2012 Abſ 1. Er ift in allen den Erben als ſolchen be- 
treffenden Rechtsſtreitig keiten als fein geſetzlicher Vertreter aktiv und paſſiv, mit 
Wirkung für und gegen den Erben legitimiert. Insbeſondere auch bezüglich des Erbſchafts⸗ 
anſpruchs $$ 2018 ff. Doch iſt zwiſchen dem Pfleger und dem die Annahme verzögernden 
oder dem als unbekannt geltenden Erben, alſo zwiſchen Vertreter und Vertretenem ein Streit 
über das Erbrecht begriffsmäßig ausgeſchloſſen (M 5, 551). Die Nachlaßpflegſchaft er- 
liſcht, wenn ſie gemäß $ 1919 vom Nachlaßgericht aufgehoben wird, nicht unmittelbar 
mit Annahme der Erbſchaft oder Ermittelung des unbekannten Erben (a. M. Dernburg V 
8 129, y). Ebenſowenig durch Eröffnung des Nachlaßkonkurſes, da der Pfleger hierin den 
Gemeinſchuldner zu vertreten hat. Der Erbe kann die Aufhebung der Pflegſchaft nach Weg⸗ 
fall der Vorausſetzungen des Abſ 1 — alſo wenn er unbekannt war, auch noch vor der An⸗ 
nahme — beim Nachlaßgericht, da nötig im Beſchwerde⸗, nicht aber im Prozeßwege be- 
treiben. 

6. Unbeſchränkte Rechtsverfolgung gegen den Nachlaßvertreter, auch wenn er nicht 
gemäß $ 1961 zu dieſem Zwecke beſonders beſtellt war. Ein Arreſtgrund kann regelmäßig 
nur aus der Perſon des Pflegers hergeleitet werden (RG 60, 182). Die aufſchiebenden 
Einreden ſtehen auch dem Pfleger zu, $$ 2014 ff., 2017. 


8 1961 


Das Nachlaßgericht hat in den Fällen des § 1960 Abf. 1 einen Nachlaß⸗ 
pfleger zu beſtellen !), wenn die Beſtellung zum Zwecke der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung eines Anſpruchs, der ſich gegen den Nachlaß richtet, von dem Be⸗ 
rechtigten beantragt wird ). 

E 1 2059 Abſ 2 II 1838 Abf 1 M 5, 546 P 5, 666, 667. 

1. Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der gerichtlichen Geltendmachung eines Anſpruchs. 
Die Verweiſung auf $ 1960 Abſ 1 kann nicht den Sinn haben, daß auch hier ein Bedürfnis 
für die Sicherung des Nachlaſſes im allgemeinen beſtehen müſſe. Es genügt, daß ein Nach⸗ 
laßgläubiger jemandes bedarf, gegen den er ſeine Rechte verfolgen oder nach dem Tode des 
urſprünglichen Beklagten weiter verfolgen kann. Dies iſt immer der Fall, wenn der Erbe 
oder Miterbe unbekannt iſt oder noch nicht angenommen hat (§ 1958) und nicht andermeit, 
insbeſondere durch Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers Erſatz geſchaffen iſt ($ 2213). 
Nur in dieſer Beſchränkung hat der Gläubiger das Bedürfnis glaubhaft zu 
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machen (FGG $ 15 Abſ 2). Insbeſondere bedarf es keiner Glaubhaftmachung des An⸗ 
ſpruchs (fo $ 1994 Abſ 2), ſondern nur der Tatſache, daß er da nötig zur gerichtlichen Geltend⸗ 
machung eines gewiſſen näher bezeichneten (nicht offenbar mutwilligen) Anſpruchs entſchloſſen 
ſei (a. M. Staudinger A 2, b). Die Beſtellung des Nachlaßpflegers muß erfolgen und iſt 
nicht wie in $ 1960 Abſ 2 in das Ermeſſen des Gerichtes geſtellt. Daraus folgt auch die ſelb⸗ 
ſtändige Ermittelungspflicht des Gerichts (RIA 8, 24). 

2. Der einmal beftellte Pfleger i ft Nachlaßpfleger im vollen Umfange der ſonſt dieſem 
zuſtehenden Befugniſſe ($ 1960 A 5), nicht bloß Vertreter im Prozeſſe (ZPO $ 53), es fei 
denn, daß er nur neben dem Teſtamentsvollſtrecker (zum Zwecke der Verfolgung des Pflicht⸗ 
teilsanſpruchs $ 2213 Abf 1) oder neben dem bereits beftellten Nachlaßpfleger wegen Wider⸗ 
ſtreits der Intereſſen nur für eine einzelne Angelegenheit, den Prozeß beſtellt wäre. Abge⸗ 
fehen hiervon ($ 1918 Abſ 3) erliſcht ſein Amt nur gemäß 5 1919 mit der Aufhebung durch 
das Nachlaßgericht. Die Koſten der Pflegſchaft gehören auch hier zu den Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten ($ 1960 A 5), treffen deshalb nicht den Gläubiger. Vorſchußpflicht nach Landes⸗ 
recht, FGG 8 200, Beſchwerderecht des Gläubigers bei Ablehnung, F $ 57 Nr 3. 
Einſtweiliger befonderer Vertreter des Erben für die Zwangsvollſtreckung ZPO $ 779 Abſ 2 


8 1962 


Für die Nachlaßpflegſchaft tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts 
das Nachlaßgericht !). 

E I 2061 11 1839 M 5, 549 P 5, 667; 6, 338. 

1. Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts, FG 33 73, 74, 88. Abgabe der Plegfchaft 
an ein anderes Nachlaßgericht FG $ 75. Aufſichtsbefugniſſe des Gerichts 5 1837. 


8 1963 


Sit zur Zeit des Erbfalls die Geburt eines Erben zu erwarten!), jo kann 
die Mutter:), falls ſie außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, bis zur 
Entbindung?) ſtandesmäßigen Unterhalt“) aus dem Nachlaß oder, wenn noch 
andere Perſonen als Erben berufen ſind, aus dem Erbteile des Kindes ver⸗ 
langen). Bei der Bemeſſung des Erbteils iſt anzunehmen, daß nur ein Kind 
geboren wird ). 

E 1 2027 II 1840 M 5, 489—491 P 5, 614—618. 

1. Der zu erwartende Erbe kann als Abkömmling aus der Ehe ſeines Vaters mit der 
Mutter oder ſchlechthin als Abkömmling der Mutter kraft Geſetzes oder gewillkürter Erbfolge 
berufen ſein. War das Kind zur Zeit des Erbfalls, wie hier vorausgeſetzt wird, bereits 
erzeugt, jo gilt es als vor dem Erbfalle geboren, $ 1923 Abſ 2. Nur wenn es als Erbe, nicht 
bloß als Erſatzerbe oder bedingter Erbe berufen, auch nicht wenn es bloß als Vermächtnis⸗ 
nehmer oder Pflichtteilsberechtigter in Betracht kommt, gebührt der Mutter der Unterhalt. 
Für den Fall der Nacherbfolge beſtimmt $ 2141. 

2. Die Mutter jedes Erben, nicht bloß die Witwe des Erblaſſers. 

3. Auch die Koſten der Entbindung ſelbſt, bis zu ihrer Vollendung gehören zum Unter⸗ 
halt (8 1610 Abſ 2), nicht aber die Koſten des Wochenbetts oder einer etwa durch die Entbin⸗ 
dung verurſachten Krankheit. 

4. Standesmäßiger Unterhalt, gemeſſen an der Lebensſtellung der Mutter ($ 1610 
Abſ 1) und in Übereinſtimmung mit $ 1602 Abſ 1 nur ſoweit fie außerſtande iſt ſich 
ſelbſt zu unterhalten. Entſprechend $ 1578 Abſ 1 mindert ſich der Unterhaltsanſpruch auch 
inſoweit, als ſie nach den in Betracht kommenden Verhältniſſen zum Erwerb durch Arbeit im⸗ 
ſtande iſt. Der Gedanke des Geſetzes iſt „das Kind in der Mutter zu ſchützen, indem für dieſe 
geſorgt wird“ (M 5, 48). Da das Geſetz dieſe Verpflichtung unmittelbar dem Nachlaß 
oder dem Erbteil des Kindes auferlegt, erklärt es beide vor den fonftigen gemäß $$ 1606 
bis 1609 der Mutter gegenüber unterhaltspflichtigen Perſonen für haftbar. Die entſprechende 
Anwendung der allgemeinen Unterhaltsvorſchriften iſt abweichend von $ 1360 Abf 3 und 
$ 1580 Abſ 3 nicht vorgeſchrieben. Durch die Natur der Sache iſt ausgeſchloſſen, daß der An⸗ 
ſpruch immer auf eine für je 3 Monate vorauszuzahlende Geldrente zu lauten habe (88 1612 
Abſ 1, 760 Abſ 2). Selbſtverſtändlich iſt, daß der Unterhalt, je nach der Lebensſtellung der 
Mutter, auch den burch die Schwangerſchaft geſteigerten Lebensbedarf (ärztliche Behand⸗ 
lung, vorbeugende hygieniſche Maßnahmen) umfaßt. 

5. Der Unterhaltsanſpruch gehört nicht wie der Voraus ($ 1932) oder der Dreißigſte 
(5 1969 Abſ 2) zu den ſogen. geſetzlichen Vermächtniſſen. Die beſondern auf 
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Vermächtniſſe bezüglichen Vorſchriften (58 1972, 1991 Abſ 4, 1992) leiden mithin keine An⸗ 
wendung. Er bildet vielmehr eine gewöhnliche, nicht auf die Einkünfte des Nachlaſſes be⸗ 
ſchränkte, den Erben als ſolche treffende Nachlaßverbindlichkeit, $ 1967 Abſ 2. 
Der Nachlaß iſt Schuldner, wenn der Erzeugte als alleiniger Erbe berufen iſt. Dann wird 
es, falls nicht ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden iſt, zur Geltendmachung des Anſpruchs 
regelmäßig der Beſtellung eines Nachlaßpflegers bedürfen (§ 1961). Keinesfalls kann er gegen 
den Vertreter der Leibesfrucht ($ 1912) gerichtet werden. Der Erbteil des Kindes iſt Schuld⸗ 
ner (a. M. Binder J, 210), wenn neben ihm Miterben berufen ſind. Auch der Erzeugte gilt 
bereits als Miterbe, ſteht deshalb, wenn auch nur bedingungsweiſe, mit den übrigen Erben 
in der Erbengemeinſchaft ($ 2032). Da aber die endgültige Auseinanderſetzung bis zur Geburt 
ausgeſchloſſen iſt ($ 2043 Abſ 1), jo würde der Zweck des Geſetzes regelmäßig vereitelt werden, 
wenn die Mutter den Unterhalt nur aus dem verlangen könnte, was dem Erzeugten künftig 
bei der Auseinanderſetzung zukommt. $ 2046 Abſ 1, der übrigens nur auf das Verhältnis der 
Miterben zueinander abſtellt, iſt deshalb unanwendbar. Die hier fragliche, der Natur der 
Sache nach fällige und unaufſchiebliche Verbindlichkeit muß deshalb, ſoweit der Erbteil des 
Erzeugten reicht; da nötig, bis zur völligen Aufzehrung ſchon vor der Auseinander⸗ 
ſetzung berichtigt werden ($ 2046 Abſ 1). Zu dieſem Zwecke macht ſich, wie auch ſonſt 
erforderlich werden kann ($ 2039 A 1) eine vorläufige Abſchätzung des Erbteils notwendig. 
Zur gerichtlichen Geltendmachung des Anſpruchs bedarf die Mutter, die ſelbſt nicht Mitglied 
der Erbengemeinſchaft iſt, auch hier regelmäßig der Beſtellung eines Nachlaßpflegers für den 
noch ungeborenen Miterben ($ 1961). Erſt durch Pfändung des Erbteils (3 PO 88 859 Abſ 2, 
857, hierzu RG 49, 405) bringt ſie ſich in die Lage, neben dem Pfleger innerhalb der Erben⸗ 
gemeinſchaft ihre Rechte wahren zu können. Dem praktiſchen Bedürfnis wird am einfachſten 
durch einſtweilige Verfügung des Prozeßrichters abgeholfen (3PO § 940, RG 27, 429). 
Wie bei allen Nachlaßverbindlichkeiten, ſo gilt auch gegenüber dem Unterhaltsanſpruch der Grund⸗ 
ſatz der Beſchränkbarkeit der Haftung 88 1975 ff., bei Miterben 58 2058 ff. Die aufſchieben⸗ 
den Einreden aus $$ 2014 ff. find gleichfalls durch die Natur der Sache ausgeſchloſſen.— 
Kommt es zu einer Totgeburt, ſo geht die auf der Erbſchaft oder dem Erbteil des Er⸗ 
zeugten ruhende Unterhaltspflicht, ſoweit ihr noch nicht genügt iſt, auf den nachrückenden Erben 
über. War eine Schwangerſchaft überhaupt nicht oder nicht aus der Ehe mit dem 
das Erbrecht des Erzeugten vermittelnden Manne vorhanden, ſo ſteht gegen die Mutter 
vorbehaltlich ihrer Haftung aus 89 823, 826 der Bereicherungsanſpruch zu ($$ 812 ff.). 

6. Werden mehrere Erben geboren, jo haften fie der Mutter mit dem ganzen Nach- 
laſſe oder, wenn es ſich von vornherein nur um einen Erbteil handelte, mit den ſich nun heraus⸗ 
ſtellenden mehreren Erbteilen als Geſamtſchuldner (§§ 2058 ff.), wenn auch der Umfang des 
Anſpruchs ſich nur nach einem Erbteile bemißt. 


8 1964 


Wird der Erbe nicht innerhalb einer den Umſtänden entſprechenden Friſt 
ermittelt,!) jo hat das Nachlaßgericht feſtzuſtellen, daß ein anderer Erbe als 
der Fiskus nicht vorhanden ift?). f 

Die Feſtſtellung begründet die Vermutung, daß der Fiskus geſetzlicher 
Erbe jei?). 

€ 1 2067 Abſ 1, 4 II 1841 Abſ 1 M 5, 555 P 5, 670; 6, 338, 395. 

1. Die Verpflichtung des Nachlaßgerichts zur Fürſorge für den unbekannten Erben 
(8 1960 A 3) bringt die Notwendigkeit mit ſich, hierüber und zwar von Amts wegen Ermit⸗ 
telungen des Erben vorzunehmen (FGG 8912, 15), auch wenn ein Nachlaßpfleger nicht beſtellt 
iſt. Ebenſo im Erbſcheinverfahren § 2358. Wie weit die Ermittelungen, die auch im Falle 
des 8 1965 Abſ 1 Satz 2 nicht ganz unterbleiben dürfen (OLG 9, 384), auszudehnen find und 
welche Friſt den Umſtänden entſpreche, unterliegt pflichtmäßigem Ermeſſen (RIA 9, 217). 
Einſicht der Ermittelungen FGG 78. 

2. Steht das Vorhandenſein auch nur eines entfernteren Verwandten feſt, ſo iſt die 
Feſtſtellung zugunſten des Fiskus auch dann ausgeſchloſſen, wenn nicht zu ermitteln iſt, 
ob nähere Verwandte weggefallen find (RIA 7, 178). Beſchwerderecht ſowohl des 
vermeintlichen Erben, als (gegen die abgelehnte, wie auch gegen die getroffene Feſtſtellung, 
RIA 4, 21) des Fiskus FGG 89 19 ff. 

3. Gegen die Vermutung iſt der Beweis des Gegenteils zuläſſig, ZPO $ 292. Ebenſo 
beim Erbſchein § 2365, der nach $ 2353 auf Autrag auch dem Fiskus zu erteilen iſt. Die Ver⸗ 
mutung des Abſ 2 allein gewährt Dritten noch nicht den Schutz der $$ 2366, 2367. Nur das 

eſetzliche Erbrecht des Fiskus ($ 1936), nicht auch das auf Verfügung von Todes wegen 
Deren bedarf der Feſtſtellung. Der Fiskus kann auch Vorerbe fein ($ 2105 Abf1). 
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8 1965 


Der Feſtſtellung hat eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der 
Erbrechte unter Beſtimmung einer Anmeldungsfriſt vorauszugehen; die Art 
der Bekanntmachung und die Dauer der Anmeldungsfriſt beſtimmen ſich nach 
den für das Aufgebots verfahren geltenden Vorſchriften ). Die Aufforderung 
darf unterbleiben, wenn die Koſten dem Beſtande des Nachlaſſes gegenüber 
unverhältnismäßig groß ſind ). 

Ein Erbrecht bleibt unberückſichtigt, wenn nicht dem Nachlaßgerichte 
binnen drei Monaten nach dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt nachgewieſen 
wird, daß das Erbrecht beſteht oder daß es gegen den Fiskus im Wege der 
Klage geltend gemacht ift?). Iſt eine öffentliche Aufforderung nicht ergangen, 
ſo beginnt die dreimonatige Friſt mit der gerichtlichen Aufforderung, das 
Erbrecht oder die Erhebung der Klage nachzuweiſen ). 


E 1 2067 Abſ 1-3 11 1841 Abſ 2, 3 M 5, 554—556 P 5, 670; 6, 338, 

1. Aufgebotsverfahren ZPO 55948—950, 204. Der Androhung von Rechtsnachteilen 
(ABO 5 947 Nr 3) bedarf es nicht, da das Erbrecht durch Unterlaſſen der Anmeldung nicht 
verloren gehen kann ($ 1964 Abſ 2). Ebenſo fakultativ beim Erbſchein $ 2358 Abſ 2. Auch 
eine erſt nach Ablauf der mindeſtens ſechswöchigen Anmeldungsfriſt erfolgte Anmeldung iſt zu 
berückſichtigen, wenn nur binnen 3 Monaten den Erforderniſſen des Abſ 2 genügt wird. 

2. Ebenſo beim Aufgebot der Nachlaßgläubiger $ 1980 Abſ 2. Die Dreimonatsfriſt 
des Abf 2 läuft in dieſem Falle, wenn eine Anmeldung erfolgt, von Empfang der gerichtlichen 
Aufforderung ab (Schlußſatz). Wenn keine Anmeldung erfolgt, von der letzten in der Sache 
vorgenommenen Amtshandlung ab. 

3. Das Nachlaßgericht hat die Dreimonatsfriſt (A 2) nur dann abzuwarten, wenn 
vorher ein Erbrecht angemeldet worden iſt (RIA 9, 215), bevor es ſich über die Feſtſtellung 
des fiskaliſchen Erbrechts ſchlüſſig macht. Erbrechte, die erſt nach Ablauf der Dreimonats⸗ 
fad angemeldet, wenn auch ſogleich voll bewieſen ſind, hindern dieſe Feſtſtellung nicht. Sie 
ind gemäß § 1966 unmittelbar gegenüber dem Fiskus zu verfolgen. Erachtet das Nachlaß⸗ 
gericht das rechtzeitig angemeldete Erbrecht für voll bewieſen, ſo iſt damit das Erbrecht des 
Fiskus gegenſtandslos. Iſt der Beweis unzulänglich oder ſo umfänglich, daß er vor Ablauf 
der Dreimonatsfriſt nicht erhoben werden kann, ſo wird es den Anmeldenden zur rechtzeitigen 
Klagerhebung verweiſen. Iſt die Klagerhebung — gegen den Fiskus oder vonſeiten 
des Fiskus (als negative Feſtſtellungsklage) gegen den angemeldeten Erben — vor Friſt⸗ 
ablauf nicht nachgewieſen, ſo bleibt das Erbrecht unberückſichtigt. Iſt die Klage erhoben, ſo 
wird das Nachlaßgericht das weitere Verfahren bis nach Erledigung des Rechtsſtreits oder doch 
bis ihm der Streit genügend geklärt ſcheint, ausſetzen (3PO $ 953). Dagegen darf es 
keine Feſtſtellung zugunſten des Fiskus mit Vorbehalt des angemeldeten Rechts 
treffen (fo auch $ 2360 A 1 beim Erbſchein). Das Gericht wird die Entſcheidung nicht vor 
Gehör des Fiskus, des Anmeldenden oder des etwa beſtellten Nachlaßpflegers erlaſſen, iſt 
aber formell weder durch Anerkenntniſſe der Beteiligten noch durch die ergangenen, 
insbeſondere nicht durch die zwiſchen mehreren Erbprätendenten ergangenen Urteile 
gebunden. Dem Fiskus wie dem Anmeldenden ſteht ſowohl gegen die Feſtſtellung wie 
gegen deren Albehnung die Beſchwerde aus FGG 8s 19 ff. offen. Vgl. auch § 1964 A 2. 


8 1966 


Von dem Fiskus als geſetzlichem Erben und gegen den Fiskus als geſetz⸗ 
lichen Erben!) kann ein Recht erſt geltend gemacht werden, nachdem von dem 
Nachlaßgerichte feſtgeſtellt worden iſt, daß ein anderer Erbe nicht vor⸗ 
handen iſt!). 

E 1 1974 Abf 5 II 1842 M 5, 380 P 5, 487—190. 

1. Der Fiskus kommt hier nur als geſetzlicher Erbe (§ 1936) in Betracht. Im Falle 
der gewillkürten Erbfolge ſteht ihm $ 1958 zur Seite. Als nur vermeintlicher Erbe oder Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer ($ 2018) kann er ohne weiteres belangt werden. 

2. Feſtſtellung 8 1964 Abſ 1. Der Nachweis der erfolgten Feſtſtellung liegt 
(wie $ 1958 A 1) dem Kläger ob. — Entſprechende Anwendung bei Anfall des Vereins⸗ oder 
ee Le, $$ 46, 88. An Stelle des Nachlaßgerichts tritt das nach $ 21 zuftändige 

mtsgericht. 
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Zweiter Titel 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 


1. Mit dem Vermögen des Erblaſſers gehen auch ſeine Schulden auf den Erben über 
(11922 A 5). Hierzu kommen neue durch Verfügungen von Todes wegen, durch den Erbfall 
ſelbſt und durch Abwickelung des Nachlaſſes entſtehende Verbindlichkeiten. Dies alles ſind 
„Nachlaß verbindlichkeiten“, $ 1967 Abſ 1. Ihr Schuldner iſt, da es ein von 
ſeiner Perſon losgelöſtes Nachlaßvermögen nicht gibt, der Erbe. Daraus folgt, daß alle Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten grundſätzlich gegen den Erben geltend zu machen ſind. Ob nach dem 
Syſtem des BGB der Erbe für die Nachlaßverbindſichkeiten grundſätzlich unbeſchränkt, d. h. 
ſowohl mit dem ererbten als mit dem eigenen Vermögen haftet (jo die herrſchende und richtigere 
Meinung) oder ob ſeine Haftung grundſätzlich auf den Nachlaß beſchränkt iſt und nur aus⸗ 
nahmsweiſe auf ſein eigenes Vermögen übergreift, iſt nur von theoretiſcher Bedeutung. 
Jedenfalls gibt das Geſetz dem Erben Mittel an die Hand, die Haftung auf den Nachlaß 
zu beſchränken, deren er nur durch ſeine Schuld verluſtig gehen kann. 

2. Das wirkſamſte und umfaſſendſte Mittel iſt die Herbeiführung des Nachlaß⸗ 
lonkurſes (KO 88 214—235) oder der Nachlaß verwaltung (88 1975—1989). 
In beiden Fällen tritt eine vollſtändige Abſonderung des Nachlaßvermögens von dem eignen 
Vermögen des Erben ein, er verliert die Paſſivlegitimation (KO 5 8, BGB 5 1984 Abſ 1 
Satz 3) und kann noch in der Zwangsvollſtreckung die Nachlaßgläubiger von ſeinem eignen Ver⸗ 
mögen abwehren (ZRO $ 784). In allen übrigen Fällen richtet ſich der Anſpruch von vorn⸗ 
herein gegen die Perſon wie gegen das eigene Vermögen des Erben. Der Nachlaßgläubiger 
braucht nur nachzuweiſen, daß der Erbe angenommen hat ($ 1958, ABO $ 778) und kann 
abwarten, ob der Erbe, ſei es im Rechtsſtreite ſelbſt oder, geſtützt auf ZPO $$ 780, 785, erſt in 
der Zwangsvollſtreckung einwendet, daß und warum er nür mit dem Nachlaßvermögen hafte. 
Dies geſtattet ihm das Geſetz auch ohne Konkurseröffnung und Nachlaßverwaltung im Falle 
des dürftigen Nachlaſſes ($$ 1990 —1992) und ferner, wenn der betreibende 
Gläubiger im Aufgebots verfahren ausgeſchloſſen worden war oder feinen An⸗ 
ſpruch verſpätet geltend gemacht hatte (88 19701974). Auch in dieſen Fällen ift der 
Erbe in der Lage, zwar nicht allgemein, aber doch dem betreffenden Gläubiger gegenüber 
die Abſonderung des Nachlaſſes von ſeinem eigenen Vermögen durchzuführen und zu erreichen, 
daß er nur cum viribus hereditatis haftet. 

3. Die Inventarerrichtung ($$ 1993—2013) iſt nach dem BGB weder not- 
wendig, noch für ſich allein geeignet, dem Erben die auf den Nachlaß beſchränkte Haftung 
zu ſichern. Wohl aber kann er durch Nichterrichtung des Inventars innerhalb der ihm geſetzten 
Sen ($ 1994) oder durch ungetreue Inventarerrichtung (5 2005) der Wohltat der 

eſchränkten Haftung verluſtig gehen und hierdurch allen Nachlaßgläubigern gegenüber unbe⸗ 
ſchränkt haftbar werden. Damit hat er zugleich das — nunmehr zwecklos gewordene — 
Recht verwirkt, das Aufgebotsverfahren oder die Anordnung der Nachlaßverwalkung zu bean⸗ 
tragen ($ 2013, 8PO $ 991 Abſ 1). r 

4. Auch wenn der Erbe im allgemeinen noch berechtigt iſt, die Gläubiger auf den 
Nachlaß zu verweilen, kann er doch einem einzelnen Nachlaßgläubiger gegen 
über dieſes Recht verlieren und ihm unbeſchränkt auch mit dem eigenen Vermögen haftbar 
werden, wenn er nicht Sorge trägt, daß ihm die Beſchränkung der Haftung im Urteile 
vorbehalten wird (ZPO $ 780 Abſ 1) und wenn er nicht demnächſt in der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auf Grund dieſes Vorbehaltes Einwendungen erhebt (3 PO 38 781, 785). Ebenſo 
haftet er unbeſchränkt gegenüber dem antragſtellenden Gläubiger, wenn er nach gelegtem 
Inventar die Leiſtung des Offenbarungseides verweigert ($ 2006 Abſ 3). 

5. Die in 8 2014—2017 dem Erben gewährten aufſchie benden Einreden 
haben mit der Frage der Schuldenhaftung nichts zu tun. Sie ſichern ihm nur die Möglichkeit, 
ſich ungeſtört von den Nachlaßgläubigern über den Beſtand des Nachlaſſes zu vergewiſſern. 

6. Die gleichen Grundſätze gelten für die Schuldenhaftung der Mit⸗ 
erben, die nach $ 2058 eine geſamtſchuldneriſche iſt. Dem einzelnen Miterben ſteht bis zur 
Teilung eine aufſchiebende Einrede beſondern Inhalts ($ 2059), überdies das Recht des Privat⸗ 
aufgebots zu ($ 2061). Nach durchgeführter Erbauseinanderſetzung tritt in gewiſſen Fällen 
eine Teilhaftung des einzelnen Miterben ein, die wiederum beſchränkt oder unbeſchränkt 
fein kann ($ 2060). 

7. Beſondere Vorſchriften für die Schuldenhaftung des Nacherben 95 2144 ff., 
bei Beendigung und Fortſetzung der allgemeinen Gütergemeinſchaft $$ 1480, 1489, bei Fort⸗ 
führung eines zum Nachlaſſe gehörenden Handelsgeſchäfts HGB SS 27, 139. 
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1. Nachlaß verbindlichkeiten 


8 1967 


Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichleiten ). 

Zu den Nachlaßverbindlichtkeiten gehören außer den vom Erblaſſer her⸗ 
rührenden Schulden ) die den Erben als ſolchen treffenden Verbindlichkeiten), 
insbeſondere die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und 
Auflagen). 

E 1 2051 Satz 1, 2092 Abſ 2 II 1843 M 5, 525— 530, 602 —604 P 5, 649, 650, 731, 740. 

1. Ausgeſtaltung der Haftung im einzelnen |. Vorbem. — Nachlaßverbindlichkeiten. 
Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen den bereits in der Perſon des Erblaſſers vorhanden ge⸗ 
weſenen und den erſt in der Perſon des Erben entſtehenden Verbindlichkeiten. Es ſpricht 
ferner von gemeinſchaftlichen im Gegenſatz zu den nur einigen Miterben zur Laſt fallenden 
Verbindlichkeiten (58 2058, 2046 Abj 2). War mit der Erbſchaft zugleich eine weitere bereits 
dem Erblaſſer angefallene Erbſchaft auf den Erben übergegangen ($ 1952 Abf 1), fo bilden, 
wenn er nicht unbeſchränkt haftet, beide Nachläſſe in Anſehung der Nachlaßverbindlichkeiten 
getrennte Maſſen. Verjährung $ 207. Beſonderer Gerichtsſtand ZPO SS 27, 28. 

2. Bezüglich der Erblaſſerſchulden, ſoweit ſie nicht durch den Tod erlöſchen ($ 1922 
A 5) genügt es, daß zu Lebzeiten des Erblaſſers bereits der Verpflichtungsgrund, wenn auch 
nur bedingt, entſtanden war. Haftung der Erben des Komplementars für die Verbind⸗ 
lichleiten der nunmehr in Liquidation getretenen Kommanditgeſellſchaft RG 72, 119. 

3. Den Erben als ſolchen treffen die erſt vermöge des erbfalls in feiner Perſon neu 
entſtehenden Verbindlichkeiten, ſei es, daß ſie ihm durch den Willen des Erblaſſers 
(Schlußſatz) oder unmittelbar vom Geſetz auferlegt ſind. Zu den letzteren gehören die Be⸗ 
erdigungskoſten ($ 1968), der b . ($ 1969), die Anſprüche des ausſchlagenden Erben aus 
der Geſchäftsführung ($ 1959 Abſ 1). Ausdrücklich oder doch mittelbar find als dem Nach- 
laſſe oder der Erbſchaft und ſomit dem Erben als ſolchem zur Laſt fallend anerkannt die 179 1 0 
des Aufgebots in den Fällen des $ 1965 Abſ 1 (nicht aber $ 2061 Abſ 2 a. E.), der Nachlaß⸗ 
verwaltung ($$ 1982, 1988 Abſ 2, R JW 06, 1141), des auf Verlangen des Nacherben 
(55 2121 Abs 4, 2123 Abſ 1), des Pflichtteilsberechtigten ($ 2314 Ab 2) oder des vom Tefla« 
mentsvollſtrecker aufgeſtellten Verzeichniſſes ($ 2215 Abſ 5), der Todeserklärung (ZPO $ 971). 
Ebenſo die Erbſchaſtsſteuer, ErbſchStch v. 3. 6. 06 5 31. Wenn KO 8 224 Nr 4 die Koſten 
der ian ale Maſſeſchut der Nachlaßſicherung, des F und der Juventar⸗ 
errichtung als Maſſeſchulden im Nachlaßkonkurs aufführt, fo find ie damit auch als Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten anerkannt. Insbeſondere treffen den Erben als ſolchen die vom Teſtaments⸗ 
vollſtrecker (RG 60, 30) und vom Nachlaßpfleger eingegangenen Verbindlichleiten ($ 1960 
A 5). Auch durch ein in Verwaltung des Nachlaſſes, im Namen und für Rechnung des Nach- 
laſſes vom Erben erklärtes Anerkenntnis einer Nachlaßſchuld wird eine den Erben als ſolche 
treffende Verbindlichkeit begründet, R 62, 38; dagegen Eccius in Gruch 51, 564. Im Gegenſatz 
zu den ihn als ſolchen treffenden ſtehen Eigenverbindlichkeiten des Erben, 
für die er nur mit ſeinem Vermögen haftet. Dies gilt beſonders von den durch ſchuldvolle 
Verwaltung des Nachlaſſes aus 59 19781980, 2313, 2314, auch 2384 entſpringenden Ver⸗ 
bindlichkeiten des Erben, wenn auch die Forderung des hierdurch ee au Nachlaßgläu⸗ 
bigers und der an ihre Stelle tretende Schadenerſaßanſpruch deshalb nicht aufhört, ein gegen 
den Nachlaß zuſtehender Anſpruch zu fein (a. M. Binder II, 48). Aus Rechtsgeſchäften, 
die der Erbe in den ihn als ſolchen betreffenden Angelegenheiten, z. B. zur Beerdigung des 
Erblaſſers mit Dritten abſchließt, ohne die Haftung auf den Nachlaß zu beſchränken, 
bleibt der Erbe perſönlich verpflichtet, doch erwirbt der Dritte daraus auch gegen den Nachlaß 
Anſprüche. Dasſelbe gilt von den Koſten eines vom oder gegen den Erben in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft begonnenen oder fortgeſetzten Prozeſſes. Umgekehrt ſteht auch dem Erben gegen den 
Nachlaß aus der Erfüllung von Nachlaßverbindlichkeiten ein Erſatzanſpruch zu (88 1978, 
1979, 1991 Abi 1, KO 5 224 Nr 1), der wiederum eine Nachlaßverbindlichkeit begründet. 

4. Die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten (5 2317), Vermächtniſſen (8 2174), 
zu denen auch die ſogen. geſetzlichen Vermächtniſſe (88 1932, 1969) gehören und aus 
Auflagen ($ 2192) werden durch das Aufgebot nicht betroffen ($ 1972) und bleiben für die 
Frage der lÜberſchuldung bei Eröffnung des Nachlaßkonkurſes außer Betracht ($ 1980 Ab] 1), 
ſtehen aber den übrigen Nachlaßverbindlichkeiten nach (58 1973 Abſ 1, 1991 Abſ 4, 1992). 
Rangordnung im Konkurſe KO 5 226 und $ 2189. 
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8 1968 


Der Erbe trägt die Koſten ! der ſtandesmäßigen Beerdigung des Erb⸗ 
laſſers . 

E 1 2055 JI 1844 M 5, 535, 536 P 5, 654. 

1. Das Geſetz verpflichtet den Erben nicht zur Beerdigung des Erblaſſers. Hierüber 
beſtimmt das öffentliche Recht. Wegen der Erbbegräbniſſe |. EG Art 133. Nur die Koſten 
hat er zu tragen. Dieſe Verpflichtung iſt damit als Nachlaß verbindlichkeit aner⸗ 
kannt ($ 1967 A 3) und unterliegt als ſolche bezüglich des Umfanges der Haftung den allge⸗ 
meinen Grundſätzen. Dies ſchließt nicht aus, daß der Erbe durch in bezug auf die Beerdigung 
vorgenommene Rechtsgeſchäfte auch eine Eigenverbindlichkeit ($ 1967 A 3) auf ſich nimmt. 
Maſſeſchuld im Konkurſe KO § 224 Nr 2. Hat der Erbſchaftsbeſitzer die Beerdigungskoſten 
getragen, fo gehören fie zu den ihm vom Erben zu erſtattenden Verwendungen, § 2022 Abſ 2. 
Aushilfsweiſe Haftung des Unterhaltspflichtigen 851615 Abſ 2, 1580 Abj 3, 1360 Abi 3, des 
unehelichen Vaters $ 1713 Abſ 2. Erſatzanſpruch des Erben im Falle der Tötung § 844 Abſ 1, 
Haftpfl& 8 3 Abſ 1 (EG Art 42). Haftung des Reeders HGB 5 554, Seem O $ 64. 

2. Standesmäßige Beerdigung. Hierunter muß auch die im einzelnen Falle gerecht⸗ 
fertigte Feuerbeſtattung verſtanden werden (a. M. Planck A 2, Staudinger A 4). Sie 
beſtimmt ſich nach der Lebensſtellung des Erblaſſers (§ 1610 Abſ 1) und begreift „die landes⸗ 
üblichen, kirchlichen und bürgerlichen Leichenfeierlichkeiten“, ſowie die Errichtung, nicht auch 
die ee eines „angemeſſenen Grabdenkmals“ (a. M. Planck A 2) in ſich. 
So Erbſchftsſtch § 29 Abſ 3. Unter Umſtänden auch die Überführung der Leiche nach einem 
entfernteren Orte (RG 66, 308), ſowie die Beſchaffung von Trauerkleidung für Geſinde oder 
dürftige Angehörige. Immerhin hat ſich der Erbe nach dem Stande des Nachlaſſes und nach 
der Volksſitte (Beiſetzung der Aſche RG FW 09, 4101) zu richten und kann ſich durch über- 
mäßigen Aufwand den Nachlaßgläubigern aus 88 1978—1980 erſatzpflichtig machen. Als 
Erblaſſer kommt im Falle der Nacherbſchaft ſelbſtverſtändlich nicht der Vorerbe in Betracht. 
— Letztwillige Anordnungen bezüglich der Beerdigung als Auflagen $ 1940 A 4. 


8 1969 


Der Erbe iſt verpflichtet), Familienangehörigen des Erblaſſers, die zur 
Zeit des Todes des Erblaſſers zu deſſen Hausſtande gehört und von ihm Unter⸗ 
halt bezogen haben?), in den erſten dreißig Tagen?) nach dem Eintritte des 
Erbfalls in demſelben Umfange, wie der Erblaſſer es getan hat, Unterhalt 
zu gewähren“) und die Benutzung der Wohnung und der Haus haltsgegenſtände 
zu geſtatten ). Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung eine abweichende 
Anordnung treffen“). 2 > 

Die Vorſchriften über Vermächtniſſe finden entſprechende Anwendung 7. 

KB 310, 

1. Das Recht auf den Dreißigſten begründet eine Nahlaßverbindligfeit 
im Sinne von $ 1967 Abſ 1, für die der Erbe nach allgemeinen (Vorbem) und den beſonderen 
für Vermächtniſſe geltenden Grundſätzen (58 1973 Abſ 1, 1991 Abſ 4) die Haftung auf den 
Nachlaß beſchränken kann. Vor Annahme der Erbſchaft kann ſie nicht gegen den Erben geltend 
gemacht werden, $ 1958. Regelmäßig bedarf es deshalb der Beſtellung eines Nachlaßpflegers, 
$ eff Die aufſchiebenden Einreden ber $$ 2014, 2015 find der Natur der Sache nach aus⸗ 
geſchloſſen. 

2. Familienangehörige des Erblaſſers (StGB $ 52, ZPO $ 181 Abſ 1) find die durch 
Ehe, Verlöbnis, Verwandtſchaft, Schwägerſchaft, Annahme an Kindes Statt oder pflege» 
elterliches Verhältnis mit ihm verbundenen Perſonen, auch wenn ſie nicht zu den Unter⸗ 
haltsberechtigten ($$ 1601 ff.) gehören. Nicht aber Perſonen, die bloß auf Grund eines Ver⸗ 
tragsverhältniſſes den Hausſtand teilen, z. B. Hauslehrer, Geſellſchafterinnen, Geſinde. — 
Die Zugehörigkeit zum Hausſtande ($ 1617) ſetzt ein auf längere Dauer berechnetes räumliches 
Zuſammenſein mit den übrigen Familiengliedern voraus. Bloß vorübergehende Anweſen⸗ 
heit (zum Beſuche) genügt nicht. Umgekehrt hebt vorübergehende Abweſenheit (auf Reiſen, 
zu Studienzwecken) das Zugehörigkeitsverhältnis nicht auf. Inwieweit bei abgeſonderter 
Wohnung (Auszügler) Gemeinſamkeit des Hausſtandes zu verneinen ſei, iſt Tatfrage. — 
Die Berechtigten müſſen tatſächlich vom Erblaſſer Unterhalt bezogen haben. Ob in Natur 
oder in Form der Rente, ob auf Grund geſetzlicher Unterhaltspflicht oder freiwillig oder auf 
Grund Vertrages macht keinen Unterſchied. 
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3. Friſtberechnung 55 187 Abſ 1, 188 Abſ 1. Im Falle der Todeserklärung 
kann die Friſt ($ 18) und damit die Wohltat des Dreißigſten nicht mehr in Frage kommen. 
8 1974 Abſ 1 Satz 2 0 nicht übertragbar. 

4. Für das Maß des Unterhalts und die Art der Gewährung iſt nur die bisherige 
tuſächliche Übung, nicht der ſtandesmäßige Bedarf ($ 1610 Abſ 1) entſcheidend. Der An⸗ 
ſpruch erlischt durch Aufgabe der häuslichen Gemeinſchaft. Er iſt als geſetzlicher Unterhalts⸗ 
anſpruch nicht übertragbar und unpfändbar, 89 399, 400, ZPO $ 850 Nr 2. Immerhin 
wurzelt er im mutmaßlichen Willen des Erblaſſers (bei A 6 und 7). Die Vorſchriften der 
ss 1613, 1614 (Unterhalt für die Vergangenheit, Unverzichtbarkeit für die Zukunft) können 
deshalb auch nicht entſprechend angewendet werden. 8 1613 umſoweniger, als es innerhalb 
der 30 Tage mit Rückſicht auf $ 1958 und den umſtändlichen Weg des $ 1961 vielfach an einem 
Verpflichteten fehlen wird, den der Berechtigte wirkſam in Verzug ſetzen könnte (a. M. Planck 
A 4, d Staudinger A 8). 

5. Auch in der Benntzung der Wohnung und der Haus haltsgegenſtände liegt die 
Gewährung eines Vermögensvorteils, die aus dem unzulänglichen Nachlaß nicht gefordert 
werden kann, 85 1991 Abſ 4. Schadenerſatz kann nur gefordert werden, ſoweit dem Be⸗ 
re hhtigten die Benutzung vorenthalten worden iſt. 

6. Letztwillige Verfügung |. $ 1937 A 1. Der Erblaſſer kann einen andern als den 
Erben beſchweren ($ 2147), den Dreißigſten ganz ausschließen, ihn nach Umfang und Dauer 
vermindern oder einen Vorrang anordnen ($ 2189). Inſoweit er ihn erweitert, handelt es 
ſich um reines Vermächtnis. 

7. Fall des geſetzlichen Vermüchtniſſes $ 1939 A 5. Der Berechtigte hat nur ein 
Forderungsrecht aus $ 2174, keinen dinglichen Anſpruch und genießt keinen Beſtzſchutz nach 
$8 858 ff. (a. M. Dernburg V $ 152, 2) Anfechtung wegen Erbunwuüͤrdigkeit 9 2345. 


II. Aufgebot der Uachlaßgläubiger 


Die öffentliche Aufforderung der Nachlaßgläubiger im Wege des Aufgebotsverfahrens 
(5 1970) verſchafft dem Erben nicht nur eine zuverläſſige Überſicht über den Stand des Nach- 
laſſes, ſondern ſichert ihn auch gegen die Gefahr, mit dem eigenen Vermögen und über den 
Betrag feiner Bereicherung durch die Erbſchaft hinaus 10 die Nachlaßverbindlichkeiten in An⸗ 
ſpruch genommen zu werden ($ 1973). In derſelben eiſe iſt er auch ohne Aufgebot ſicher⸗ 
geſtellt, wenn die Nachlaßverbindlichkeiten ſpater als 5 Jahre nach dem Erbfall gegen ihn 
geltend gemacht werden ($ 1974). Die gleichen Grundſätze gelten, und zwar zugleich mit 
der Wirkung, die geſamtſchuldneriſche in eine Teilhaftung zu verwandeln, für die Miterben 
(5 2060 Nr. 1 und 2, ſ. auch $ 2045). 


9 1970 


Die Nachlaßgläubiger ) können im Wege des Aufgebots verfahrens“) zur 
Anmeldung ihrer Forderungen aufgefordert werden“). 

E 1 2120 Abf 1 II 1845 M 5, 644, 645 P 5, 743, 774—777. 

1. Die Aufforderung richtet ſich mit Ausnahme von 581971, 1972 an alle Nachlaß⸗ 
gläubiger ohne Unterſchied, ſelbſt dann, wenn ihre Anſprüche gegen den Erblaſſer bereits 
rechtskräftig durchgeführt, wenn ſie dem Erben bekannt, gegen ihn rechtshängig gemacht, 
wenn fie nur bedingt, betagt, auch uur exit vorausſehbar waren (z. B. Rückgriffsforderungen 
des Bürgen). Dagegen iſt der Er be oder Miterbe, der ſelbſt das Aufgebot beantragt hatte, 
nicht genötigt, ſeine eigenen Anſprüche an den Nachlaß (88 1976, 1991 Abſ 2 oder 
1978 Abſ 3, 1991 Abſ 1) anzumelden. Anders, wenn der Antrag vom Nachlaßverwalter oder 
Teſtamentsvollſtrecker geſtellt war. Endlich gehen diejenigen Gläubiger, welchen der Erbe 
bereits unbeſchränkt haftbar geworden ift (Vorbem 4 vor $ 1967) der daraus erlangten 
Rechte durch unterlaſſene Anmeldung nicht verluſtig. 

2. Das Aufgebotsverfahren iſt in ZPO SS 989—1000 geregelt. Antragsberechtigt 
iſt jeder Erbe, Miterbe, Nacherbe nach Annahme der Erbſchaft, ſofern er nicht und zwar 
allen Gläubigern gegenüber für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt haftet (Vorbem 3 
vor $ 1967, jedoch auch § 2013 A 2a und 3 O 3997 Abſ 2). Vorgängige Inventar⸗ 
errichtung iſt nicht erforderlich. Selbſtändig neben dem Erben, ſomit auch wenn dieſer unbe⸗ 
ſchränkt haftet, ſind antragsberechtigt der Nachlaßpfleger ſowohl im Sinne von $ 1960 
wie von 39 1975 ff. als Nachlaß verwalter, ferner nach Annahme der Erbſchaft der 
Teſtamentsvollſtrecker, vorausgeſetzt, daß ihnen, was beim Nachlaßverwalter ſelbſt⸗ 
verſtändlich, die Verwaltung des Nachlaſſes zuſteht (88 2205, 2208, BRD 8 991). Ausnahms⸗ 
weiſe haben auch der Ehemann der Erbin, ſowie der Erbſchaftskäufer das Antragsrecht (ZPO 


440 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


5 999, 1000). Kein Aufgebot neben dem Nachlaßkonkurs, deſſen Eröffnung beendet das 
Verfahren (ZPO 5 993). Dasſelbe gilt, wenn dem Nachlaßgericht bekannt wird, daß der 
antragſtellende Erbe unbeſchränkt haftbar geworden iſt. Dagegen wird durch Anordnung 
der Rachlaßverwaltung das Antragsrecht des Erben und der Fortgang des Verfahrens nicht 
berührt. Das Antragsrecht iſt zeitlich nicht beſchränkt. Doch verliert der Erbe 
die aufſchiebenden Einreden aus § 2015 und ZPO $$ 305, 782, wenn er den Antrag nicht inner⸗ 
halb Jahresfriſt nach der Annahme geſtellt hat. 

3. Der Erbe und der Nachlaßverwalter find nach $$ 1980 Abſ 2 und 1985 Abſ 2 bei 
Vermeidung des Schadenerſatzes verpflichtet, in den dort vorgeſehenen Fällen das 
Aufgebot zu beantragen. Die Koſten des Verfahrens zählen zu den Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten ($ 1967 A 3). 


8 1971 


Pfandgläubiger und Gläubiger, die im Konkurſe den Pfandgläubigern 
gleichſtehen J, ſowie Gläubiger, die bei der Zwangs vollſtreckung in das unbe: 
wegliche Vermögen ein Recht auf Befriedigung aus dieſem Vermögen haben)), 
werden, ſoweit es ſich um die Befriedigung aus den ihnen haftenden Gegen⸗ 
ſtänden handelt, durch das Aufgebot nicht betroffen). Das Gleiche gilt von 
Gläubigern, deren Anſprüche durch eine Vormerkung geſichert ſind“ oder denen 
im Konkurs ein Ausſonderungsrecht zuſteht, in Anſehung des Gegenſtandes 
ihres Rechtes 5). 

& I 2125 II 1847 M 5, 647, 648 P 5, 743, 777780. 

1. Beſtehende dingliche Rechte der Nachlaßgläubiger werden durch den Erb- 
fall und durch eine etwaige Unzulänglichkeit des Geſamtnachlaſſes nicht berührt. Auch die 
Fünfjahrsfriſt des 5 1974 kommt ihnen gegenüber nicht in Betracht. Soweit ſie ſich auf Geltend⸗ 
machung dieſer Rechte beſchränken, würden die Gläubiger durch den Anmeldungszwang unnötig 
beſchwert. Den Pfandgläubigern, die an einem Nachlaßgegenſtand ein durch Rechtsgeſchäft 
beſtelltes Pfandrecht haben (KO $ 48), find KO $ 49 unter andern auch diejenigen gleichge⸗ 
ſtellt, welchen ein geſetzliches oder durch Pfändung erlangtes Pfandrecht zuſteht. Sie werden 
auch dann vom Aufgebot nicht betroffen, wenn ſie das Pfandrecht erſt nach dem Erbfall, z. B. 
durch Zwangsvollſtreckung gemäß ZPO $ 782 erlangt haben, und deshalb den 00 ff. 
Einreden des Erben noch ausgeſetzt find ($ 2016 Abſ 2). — Schiffspfandrecht JGG $$ 100 ff. 

2. Die Realberechtigten des ZIG $ 10. Ihnen gegenüber kann gemäß 
55 175—179, 174 3G durch den Antrag auf Zwangsverſteigerung des Nachlaßgrundſtücks 
Gewißheit darüber erlangt werden, ob ſie ſich auf das Grundſtück beſchränken oder ob und 
zu welchem Betrage ſie wegen des Ausfalls den übrigen Nachlaß in Anſpruch nehmen dürfen. 

8. Wohl aber find fie betroffen, ſoweit fie wegen des drohenden Ausfalls eine 
perſönliche Forderung gegen den Nachlaß geltend zu machen, beabſichtigen (vgl. KO 8 64). 

4. Die Vormerkung (58 883, 884, FGG $ 103) iſt, obgleich fie nur Rechte aus Schuld⸗ 
verhältniſſen ſichert, den dinglichen Rechten gleichgeſtellt. 

5. Aus ſonderungsrecht im Konkurſe, KO 88 43 ff. 


8 1972 


Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen werden durch das Auf: 
gebot nicht betroffen !), unbeſchadet der Vorſchrift des § 2060 Nr 1). 


E II 1846 P 5, 774, 775. 

1. Pflichtteilsrechte (58 2303 ff.), Bermächtniſſe (55 2147 ff.) und Auflagen (58 2192 ff.) 
gehören nach $ 1967 zu den Nachlaßverbindlichkeiten, obwohl ſie begriffsmäßig nur gegen- 
über einem nicht überſchuldeten Nachlaß geltend gemacht werden können. Deshalb werden 
fie auch im Konkurſe (RO $ 226) und wenn es hierzu nach $ 1990 nicht gekommen iſt, gemäß 
8 1991, 1992 erſt hinter allen ſonſtigen Nachlaßverbindlichkeiten befriedigt. Aus dem gleichen 
Grunde iſt die Befriedigung inner- und außerhalb des Konkurſes der Anfechtung ausgeſetzt, KO 
$ 222, AnfG 83a. Mit dieſen und den aus 91973 Abſ 1 Satz ſich ergebenden Beſchränkungen ge⸗ 
nießen ſie auch ohne Anmeldung die Rechtsſtellung der nicht ausgeſchloſſenen 
Nachlaßgläubiger, doch nur, ſoweit die Forderungen innerhalb 5 Jahren geltend gemacht 
find (8 1974 Abj 1, 3), inſofern alſo abweichend von den in 8 1971 genannten Gläubigern. 

2. Auch die pen die een ıc. find zur Anmeldung veranlaßt, wenn fie lid) 
gegen einen Miterben die geſamtſchuldneriſche Haftung über die Teilung hinaus ($ 2060 
Nr 1) ſichern wollen. 
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8 1973 


Der Erbe kann die Befriedigung eines im Aufgebotsverfahren aus⸗ 
geſchloſſenen Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern), als der Nachlaß durch 


= 


die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger erſchöpft wird). Der 
Erbe hat jedoch den ausgeſchloſſenen Gläubiger vor den Verbindlichkeiten 
aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen zu befriedigen“, es ſei 
denn, daß der Gläubiger ſeine Forderung erſt nach der Berichtigung dieſer 
Verbindlichkeiten geltend macht!). 

Einen Überſchuße) hat der Erbe zum Zwecke der Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers im Wege der Zwangsvollſtreckung) nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben). Er kann 
die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch Zahlung des 
Wertes abwenden e). Die rechtskräftige Verurteilung des Erben zur Be: 
friedigung eines ausgeſchloſſenen Gläubigers wirkt einem andern Gläubiger 
gegenüber wie die Befriedigung!) 1). 

E 1 2127 II 1848 M 5, 649-651 P 5, 780—783 KB 312. 

1. Wirkungen des Aufgebots. Hat der Erbe das Ausſchlußurteil erwirkt (ZPO 9 952), 
ſo darf er bei Abwickelung des Nachlaſſes ſo verfahren, als wenn andere als die angemeldeten 
oder die nach 88 1971, 1972 nicht aumeldepflichtigen Nachlaßgläubiger nicht vorhanden wären. 
Auf ihm bekannte, aber ausgeſchloſſene Gläubiger braucht er nur unter dem Geſichtspunkt 
Rückſicht zu nehmen, daß er ihnen gegenüber zur Sorgfalt in der Behandlung des Nach- 
laſſes verpflichtet iſt (A 8). Ergibt ſich hiernach die Überſchuldung des Nachlaſſes, ſo hat er 
nach s 1980 die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes zu beantragen. Im Falle des dürf⸗ 
tigen Nachlaſſes iſt er durch die Unzulänglichkeitseinrede (5 1990) gegen die Haftung 
mit dem eigenen Vermögen geſchützt. Iſt der Nachlaß nicht überſchuldet, ſo ſteht es bei dem 
Erben, ob er die angemeldeten und die in $$ 1971, 1972 erwähnten Nachlaßgläubiger mit 
Mitteln des Nachlaſſes oder aus dem eigenen Vermögen befriedigen will. Erſt wenn in dieſem 
Stadium ausgeſchloſſene Nachlaßgläubiger auftreten und ihre Forderungen gegen ihn „geltend 
machen“ (A 5), braucht er ſich von neuem über die Zulänglichkeit des Nachlaſſes Rechenſchaft 
zu geben. Er kann jetzt noch die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes oder die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung beantragen ($ 1981 Abſ 1, Antragsrecht der ausgeſchloſſenen Gläubiger 
5 1981 Abſ 2, KO 85 219, 220, 226, 228 Abſ 2, 230). Er ift aber durch $ 1980 hierzu nicht 
mehr genötigt. Er kann ſich vielmehr und ebenſo kann ſich der Nachlaßverwalter damit be⸗ 
gnügen, den ausgeſchloſſenen (oder den nach $ 1974 verſpätet auftretenden) Nachlaßgläubiger 
auf den debe zu verweiſen und damit feine Haftung auf die noch vorhandenen 
Nachlaßgegenſtände zu beſchränken (A 6—8). Keinesfalls darf er jedoch, ſobald ſich ausge⸗ 
ſchloſſene Gläubiger gemeldet haben, vor ihnen jetzt noch Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und 
Auflagen befriedigen (A 4,5). Im übrigen iſt er nicht gehindert, die ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
biger und zwar in beliebiger Reihenfolge, ſei es aus dem Nachlaſſe, ſei es aus dem eignen 
Vermögen, zu befriedigen. Soweit es aus dem Nachlaſſe geſchieht, vermindert ſich hierdurch 
der „Nachlaßüberſchuß“. Der Befriedigung ſteht die rechtskräftige Verurteilung des Erben 
gleich (A 10). Soweit er hierzu eignes Vermögen verwendet, erwirbt er unter den Voraus ⸗ 
fetzungen des 3 1978 Abſ 3 einen Erſatzanſpruch an den Nachlaß (KO 9 224 Nr 1, ſ. auch $ 225 
Abſ 2), der jedenfalls den Betrag feiner Bereicherung aus dem Nachlaſſe mindert (A 8). 

2. Soweit der Erbe nicht bereits unbeſchränkt haftet (8 2013 Abſ 1 Satz 1, ſ. aber auch 
Satz 2), gewährt ihm das Geſetz eine Berweigerungseinrede, die nicht gegen den Beſtand, ſondern 
gegen die Verwirklichung des ausgeſchloſſenen Anſpruchs gerichtet iſt. Sie geht ihm durch 
Beitreibung eines fiskaliſchen Anſpruchs unter Androhung der Zwangsvollſtreckung nicht 
verloren (RG 64, 244). Er erreicht damit, daß der ausgeſchloſſene Gläubiger „unbeſchadet 
des Rechts, vor den Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen 
berückſichtigt zu werden, von dem Erben nur inſoweit Befriedigung verlangen kann, als ſich 
nach Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger noch ein Überſchuß ergibt (ZPO 
5 995).“ Will er mit der Einrede die Klagabweiſung durchſetzen, fo hat er die Erſchöpfung 
des Nachlaſſes bereits im Prozeſſe darzutun. Der Vorbehalt im Urteile nach 
BRD 5 780 Abf 1 oder, was dem gleichſteht, ein Vorbehalt, der die Klageforderung als aus⸗ 
geſchloſſene kennzeichnet und den Gläubiger auf den Nachlaßreſt verweiſt (RG 61, 222, DIE 9, 
385) ſichert aber dem Erben das Recht, dieſen Nachweis gemäß ZPO 8 785 noch in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu führen (a. M. Planck A 5, b). Jedenfalls iſt der ausgeſchloſſene Gläu⸗ 
biger nicht genötigt, von vornherein auf Befriedigung aus dem Nachlaßüberſchuſſe zu klagen 
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(a. M. Dernburg V 164 A 13). Die ſachlichen Einreden des Erben (Aufrechnung mit eigenen 
oder dem Nachlaß zuſtehenden Gegenforderungen, Einreden aus 85 320 ff.) bleiben unberührt. 
Ebenſo ſteht dem vom Erben belangten Nachlaßſchuldner die Aufrechnung auch mit 
ausgeſchloſſenen Gegenforderungen gegen den Nachlaß unbeſchränkt offen. 

3. Der Nachlaß ift erſchöpft, wenn die urſprünglich vorhanden geweſenen Nachlaß⸗ 
gegenſtände, die an deren Stelle getretenen Surrogate ($$ 2041, 818 Abſ 1 ſ. A 8) und die davon 
gezogenen Früchte zur Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger entweder 
wirklich verwendet ſind oder noch verwendet werden müſſen. Auch die durch Befriedigung 
ausgeſchloſſener Gläubiger bereits herbeigeführte Verminderung des Nach⸗ 
laſſes haben die ſpäter kommenden Gläubiger gegen ſich gelten zu laſſen. Dagegen darf der 
Erbe nicht einwenden, der Nachlaß werde durch Befriedigung ausgeſchloſſener Gläubiger 
erſt erſchöpft werden, es ſei denn, daß er inſoweit bereits rechtskräftig verurteilt iſt (A 10). 
Geht der ausgeſchloſſene Gläubiger wegen Erſchöpfung des Nachlaſſes leer aus, ſo kann er 
ſich nicht an vor ihm befriedigten ausgeſchloſſenen Gläubigern erholen. Ebenſowenig dürfen 
aber auch die, nicht ausgeſchloſſenen den ausgeſchloſſenen Gläubigern den Zugriff auf den 
Nachlaßüberſchuß verwehren (OLG 5, 230). 

4. Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen |. $ 1972. Nichteinhaltung dieſer 
Vorſchrift macht den Erben den hierdurch verkürzten ausgeſchloſſenen — umſomehr natürlich 
auch den nicht ausgeſchloſſenen Gläubigern mit dem eigenen Vermögen er ſatzpflichtig. 

5. E.ft von der — gerichtlichen oder außergerichtlichen — Geltendmachung der aus⸗ 
geſchloſſenen Forderung gegen den Erben ab iſt der Erbe verpflichtet, die Erfüllung der Pflichte 
teilsanfprüche uſw. zu unterlaſſen. Nicht alſo ſchon, wenn er von der Forderung Kenntnis 
erhält. Soweit die Pflichtteilsrechte uſw. ſchon vor der Geltendmachung befriedigt waren, 
Mech 7 verkürzte Gläubiger auf die Anfechtung aus KO 8 222, AnfG 5 3a 

eſchränkt. 

6. Der Überſchuß beſteht in den bei Geltendmachung der ausgeſchloſſenen Forderung 
noch vorhandenen Nachlaßgegenſtänden und deren Surrogaten. Gleichwohl iſt der Erbe 
nicht gehindert, dieſen Überſchuß durch Befriedigung anderer ausgeſchloſſener Gläubiger, 
jedoch nicht auf Koſten derjenigen, die bereits rechtskräftiges Urteil gegen ihn erlangt haben 
(M 5, 641), in beliebiger Reihenfolge noch weiter zu vermindern (A 10). Den Gläubigern 
kommt praktiſch mithin nur zugute, was bei Beginn der Zwangsvoll⸗- 
ſtreckung noch an Nachlaßgegenſtänden vorhanden iſt. 

7. Daß der Gläubiger nur im Wege der Zwangsvollſtreckung, nicht au ch frei ⸗ 
willig vom Erben befriedigt werden dürfe, iſt dem 2 nicht zu entnehmen (OLG 11, 
227; a. M. Staudinger A II, 2, b). Sicher darf der Erbe einen beſtimmten Nachlaßgegen⸗ 
ftand herausgeben, wenn die Forderung des Gläubigers gerade hierauf gerichtet iſt. Handelt 
es ſich um eine Geldforderung und ſoll der Gläubiger mit Nachlaßgegenſtänden, die nicht in 
Geld beſtehen, befriedigt werden, ſo vollzieht ſich eine Überlafjung an Zahlungs Statt ($ 364). 
Dazu bedarf es wiederum einer Einigung mit dem Gläubiger insbeſondere auch über den 
Wert des überlaſſenen Gegenſtandes. Gegen argliſtiges Verhalten find die hierdurch benach- 
teiligten Gläubiger nach allgemeinen Grundſätzen geſchützt. 

8. Mit der Herausgabe iſt dem Erben, abgeſehen von der Auskunftserteilung nach 
58 260 ff. kein poſitives Handeln zur Pflicht gemacht. Er hat die Zwangsvollſtreckung in die 
Nachlaßgegenſtände lediglich zu dulden. Der Gläubiger kann ihn aber noch jetzt zur In⸗ 
ventarlegung nötigen ($$ 1994, 2006). Hinterlegung des Überſchuſſes gemäß $$ 372, 378 
iſt ihm geſtattet. Abweichend von 51990 Abſ1 Satz 2 hat jedoch der Erbe nicht ſchlechthin, ſondern 
nur „nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung“ 
herauszugeben. Dies bedeutet einmal eine Steigerung ſeiner Haftung, inſofern ſie ſich 
auch auf die gezogenen Nutzungen, die Surrogate des Nachlaſſes und auf Wertserſatz (5 818 
Abſ 1, 2) erſtreckt. Anderſeits vermindert ſich ſeine Haftung, ſoweit Nachlaßgegen⸗ 
ſtände untergegangen oder verſchlechtert oder ohne daß ſich im Vermögen des Erben hierfür 
ein Gegenwert befände, von ihm verbraucht find ($ 818 Ab] 3). Entſcheidend für den Umfang 
der Bereicherung iſt nicht die Rechtshängigkeit des vom ausgeſchloſſenen Gläubiger geltend 
gemachten Anſpruchs oder der Zeitpunkt, wo der Erbe vom Beſtehen des Anſpruchs Kenntnis 
erlangt ($ 819). Denn der Erbe iſt von da ab nur zu erhöhter Sorgfalt in der Behandlung 
des Nachlaſſes verpflichtet (85 818 Abſ 4, 292), nicht aber gehindert, ſeinen Beſtand durch 
Befriedigung anderer Gläubiger noch weiter zu vermindern (ſ. A 6). Entſcheidend iſt vielmehr 
auch bier der Zeitpunkt des Beginnes der Zwangsvollſtreckung 
und der hiermit ſich vollziehenden tatſächlichen Abſonderung des Nachlaßreſtes. Nament⸗ 
lich vermindert ſich die Bereicherung des Erben um die zu dieſem Zeitpunkte ihm entſtandenen 
Erſatzanſprüche für gehabte Aufwendungen (8 1978 Abſ 3). Nicht 
minder kann er ſeine eigenen, an ſich durch Konfuſion erloſchenen Anſprüche gegen 
den Erblaſſer in Rechnung ſtellen, ſoweit er nicht durch Verfügung über Nachlaßgegenſtände 
tatſächlich befriedigt iſt. Umgekehrt iſt er aber auch um den Betrag ſeiner durch Konfuſion 
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erloſchenen Verbindlichkeiten gegen den Nachlaß bereichert. Einigt ſich der Erbe mit dem aus⸗ 
geſchloſſenen Gläubiger nicht, welche Nachlaßgegenſtände ihm, dem Erben, zur Befriedigung 
wegen feiner Auſprüche an den Nachlaß verbleiben ſollen, fo muß er, vorbehaltlich feiner Ein⸗ 
wendungen aus ZPO 88 803 Abſſ 1, 766 und feines Einlöſungsrechtes (A 9) die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den ganzen Nachlaßreſt geſchehen laſſen. Ebenſowenig kann er 
wegen ſeiner Anſprüche ein Zurückhaltungsrecht an den Nachlaßgegenſtänden ausüben (M 5, 
628, a. M. Planck A 5, c, c). Vielmehr hat er nur Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung 
aus dem Erlöſe der Zwangsvollſtreckung, deren Duldung ihm das Geſetz ſchlechthin auferlegt. 
Dies ſchließt nicht aus, daß er ſich, ſoweit Geld im Nachlaß vorhanden oder feine Erſatzpflicht 
aus $ 818 Abſ 2 gegeben iſt, gegen die Geldforderung des Gläubigers durch Aufrechnung 
befriedigt. 

9. Für Ausübung des abweichend von § 1990, aber übereinſtimmend mit 88 1992, 
1477 dem Erben zuſtehenden Einlöſungsrechtes find die Wertsangaben eines etwa errichteten 
Inventars (5 2001) nicht maßgebend. Vielmehr iſt der zur Zeit der Ausübung 
vorhandene, durch Schätzung zu ermittelnde Wert entſcheidend. Soweit der Erbe einlöſt, 
tilgt er die Nachlaßſchuld und kann ſpäter kommenden Gläubigern den Betrag als Aufwendung 
in Rechnung ſtellen. 4 

10. Bei Beurteilung der Frage, ob ein „Überſchuß“ vorhanden fei, wird es fo ange⸗ 
ſehen, als wären die noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände, ſoweit erforderlich, bereits zur 
Befriedigung der mit rechts kräftigem Urteil verſehenen Gläubiger verwendet. Durch das 
Urteil erlangen zugleich dieſe Gläubiger vor andern ausgeſchloſſenen Gläubigern einen 
Vorrang (A 6). 

11. Beweislaſt. Der Erbe iſt dafür beweispflichtig, daß und inwieweit der Nachlaß durch 
Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger erſchöpft iſt (RG 61, 221 u. A3). Zeigt ſich, daß 
die Erſchöpfung durch Befriedigung von Pflichtteilsrechten uſw. (A 4) herbeigeführt iſt 
und hat der Gläubiger den Zeitpunkt der Geltendmachung ſeiner Forderung nachgewieſen, 
ſo hat der Erbe zu beweiſen, daß er jene Rechte bereits vorher befriedigt habe. Behauptet 
der Gläubiger einen höheren als den vom Erben angegebenen Überſchuß, ſo dient ihm die 
Setzung der Inventarfriſt ($ 1994) oder das Auskunftsverlangen aus 95 260 ff. als Mittel, 
ſich hierüber zu vergewiſſern. Dem gelegten Inventar gegenüber ($ 2009) oder auch von 
vornherein ſtehen ihm hierfür alle Beweismittel offen. Steht der urſprüngliche Beſtand 
des Nachlaſſes und die Notwendigkeit der Verwendung gewiſſer Nachlaßgegenſtände zugunſten 
der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger feſt, ſo iſt es Sache des Erben, fernere, ſeine Bereicherung 
ausſchließende Verminderungen des Beſtandes nachzuweiſen (A8). Den Zuwachs der Be- 
reicherung aus $ 818 Abſ 1 hat der Gläubiger zu beweiſen. Die aus $$ 818 Abſ 4, 819 fließende 
geſteigerte Haftung des Erben hat er mit dem eigenen Vermögen zu vertreten. Die hieraus 
ſich ergebenden Anſprüche gehören nicht (wie in 1978 Abſ 2) zum Nachlaſſe. Für die Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Haftung iſt der Gläubiger beweispflichtig. 


8 1974 


Ein Nachlaßgläubiger!), der ſeine Forderung ſpäter als fünf Jahre nach 
dem Erbfalle dem Erben gegenüber geltend macht, ?) ſteht einem ausgeſchloſſenen 
Gläubiger gleiche), es ſei denn, daß die Forderung dem Erben vor dem Ab⸗ 
laufe der fünf Jahre bekannt geworden) oder im Aufgebots verfahren ange: 
meldet worden iftd). Wird der Erblaſſer für tot erklärt, jo beginnt die Friſt 
nicht vor der Erlaſſung des die Todes erklärung ausſprechenden Urteils ). 

Die dem Erben nach § 1973 Abſ. 1 Satz 2 obliegende Verpflichtung tritt im 
Verhältniſſe von Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und 
Auflagen zueinander nur inſoweit ein, als der Gläubiger im Falle des Nach⸗ 
laßkonkurſes im Range vorgehen würde“). 

Soweit ein Gläubiger nach § 1971 von dem Aufgebote nicht betroffen 
wird, finden die Vorſchriften des Abſ. 1 auf ihn keine Anwendung!) ). 

E II 1849 P 5, 795, 796 KB 312, 313. 

1. Als Regel iſt vorausgeſetzt, daß ein Aufgebotsverfahren nicht ſtattgefunden hat, 
daß mithin der Erbe allen Nachlaßgläubigern ohne Unterſchied haftet, ſich aber noch in der 
Lage befindet, feine Haftung auf den Nachlaß zu beſchränken (Vorbem 1, 2, 4 vor § 1967). 
Dieſe Möglichkeit ſoll ihm, ohne daß er deshalb erſt die Nachlaßverwaltung, den Nachlaß⸗ 
konkurs oder das Aufgebot herbeiführen müßte, denjenigen Nachlaßgläubigern gegenüber ohne 
weiteres zuſtehen, die ihre Forderungen länger als 5 Jahre verſchwiegen haben. Hat das 
Aufgebotsverfahren ſtattgefunden, ſo iſt der Erbe den ausgeſchloſſenen Gläubigern gegen⸗ 
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über, gleichviel wann ſie ihre Anſprüche geltend machen, bereits durch F 1973 gedeckt. Die 
ihnen vorgehenden Anſprüche der angemeldeten und der nach $ 1971 vom Aufgebot nicht 
betroffenen Gläubiger (Abſ 3) find perpetuiert und es handelt ſich nur noch darum, den 
Erben gegen die verſpätet geltend gemachten Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen zu ſchützen, die nach $ 1972 vom Aufgebot gleichfalls nicht betroffen ſind. 

2. Mit dem Ausſchluß bedroht ſind alle länger als 5 Jahre verſchwiegenen Forde⸗ 
rungen, auch wenn ſie nur als bedingte, betagte oder künftige geltend gemacht werden konnten 
(BRD 88 256— 259), ſelbſt wenn ſie erſt nach Friſtablauf neu entſtanden waren. Es genügt 
jedoch auch hier außergerichtliche Geltendmachung (§ 1973 A 5), die mit Wirkſamkeit gegen 
den Erben auch gegenüber einem Nachlaßpfleger (einſchließlich des Verwalters) oder dem 
verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker oder einem Erben vor der Ausſchlagung ( 1959 Abſ 3) 
erfolgen kann. — Friſtberechnung $$ 187, 188. 

3. Die Gleichſtellung mit dem ausgeſchloſſenen Gläubiger bedeutet gemäß $ 1973, 
daß der Gläubiger ſeine Befriedigung nur aus den noch vorhandenen Nachlaßgegenſtänden 
und nicht über den Betrag der Bereicherung des Erben hinaus, wiewohl mit Vorrecht vor 
den Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten uſw. beanſpruchen kann. 

4. Der Erbe, der von den Mitteln feine Haftung zu beſchränken nicht Gebrauch ge- 
macht hat (A 1), iſt zwar nicht verpflichtet, von freien Stücken für Befriedigung derjenigen 
Nachlaßgläubiger Sorge zu tragen, deren Forderungen ihm (oder dem Nachlaßpfleger oder 
dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker) bekannt geworden ſind. Hat er aber den Nachlaß 
aufgezehrt ohne dabei auf ſie Rückſicht zu nehmen, ſo haftet er, wenn er nicht jetzt noch ſeine 
beſchränkte Haftung herbeizuführen vermag, mit dem eigenen Vermögen. „Kennenmüſſen“ 
(5122 Abſ 2) genügt nicht, doch kann auch in dieſem Falle feine Schadenerſaßpflicht aus 9 1980 
Abſe1 und 2 begründet fein (a. M. Planck A 5, d). Auch in KO $ 228 Abſ 2 ſind die dem 
Erben bekannt gewordenen Gläubiger als den ausgeſchloſſenen nicht gleichſtehend behandelt. 

5. Daß den angemeldeten Gläubigern nach vorangegangenem Aufgebotsverfahren 
der Vorrang gebührt, folgt ſchon aus $ 1973 (A 3). 5 1974 hat deshalb mit den angemeldeten 
Forderungen nur die in $ 1972 bezeichneten Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und c 
im Auge, wenn die Berechtigten, ohne dazu genötigt zu ſein, von der Anmeldung Gebrauch 
gemacht haben. Sie ſichern ſich damit die bevorzugte Rechtsſtellung der nicht ausgeſchloſſenen 
Gläubiger noch über die Fünfjahrsfriſt hinaus ($ 1972 A 1). 

6. Es wird fingiert, daß der Erblaſſer nicht zu dem in der Todezerklärung feſtgeſtellten 
Zeitpunkte ($ 18), ſondern erſt zur Zeit der Erlaſſung des Urteils (3 PO $ 952) geſtorben ſei. 

7. Wie $ 1991 Abf 4. Die Bezugnahme auf 91973 Abſ 1 Satz J ergibt, daß auch der 
verſpätet auftretende, umſomehr der angemeldete und der dem Erben bekannt 
gewordene Nachlaßgläubiger vor den Pflichtteilsrechten u. |. w. den Vorrang hat. Die Rang⸗ 
folge der drei Arten von Verbindlichkeiten unter ſich iſt durch KO $ 226 geregelt. Auch hier 
können Anmeldung oder Kenntnis des Erben einen Vorrang begründen. 

8. Die ab- und ausſonderungsberechtigten Gläubiger des $ 1971 bleiben unberührt, 

ſoweit ſie ſich auf ihre dinglichen Anſprüche beſchränken. Soweit ſie Ausfallsforderungen 
geltend machen wollen, ſtehen ſie den übrigen Gläubigern gleich. 
f 9. Beweislaſt. Der Gläubiger, der den Erben auf mehr als die eng (A 3) 
in Anſpruch nehmen will, hat zu beweiſen, daß der Anſpruch bereits vor Ablauf der 5 Jahre 
geltend gemacht oder dem Erben ſonſt bekannt geworden, oder daß er im Aufgebotsverfahren 
angemeldet worden iſt. Soweit er durch Befriedigung von Pflichtteilsberechtigten uſw. 
verkürzt iſt, ſ. § 1973 A 11. Inſoweit auch hier Anfechtungsrecht aus KO 5 222, AnfG 
5 3a. Haftet der Erbe unbeſchränkt, fo kommt $ 1974 nur dann noch in Frage, wenn 
er die Beſchränkbarkeit allen oder den betreffenden einzelnen Gläubigern gegenüber erſt nach 
Ablauf der Fünfjahrsfriſt verloren hat (8 2013 Abſ 1). Dies ift vom Erben zu beweiſen. — 
Haftung des Miterben $ 2060 Nr 2. 


III. Beſchränkung der Haftung des Erben 


8 1975 


Die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten beſchränkt ſich 
auf den Nachlaß, ) wenn eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecle der Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger (Nachlaßverwaltung) ) angeordnet oder der Nachlaß⸗ 
konkurs eröffnet iſt )). 

E 1 2110 Abſ 1 II 1850 M 5, 623—625 P 5, 488, 759— 762, 807810. 

1. Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs ſind die Mittel, die Beſchränkung der 
Haftung auf den Nachlaß (cum viribus hereditatis) und damit eine vollſtändige Abſon⸗ 
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derung des Nachlaſſes von dem eigenen Vermögen des Erben herbeizuführen. Voraus⸗ 
geſetzt iſt dabei, daß der Erbe nicht infolge Verſäumung der Inventarfriſt (5 1994 Abſ 1) oder 
ungetreuer Inventarerrichtung ($ 2005) bereits alle n Nachlaßgläubigern un beſchränkt 
haftet (52013 Abſ 1). Doch iſt er auch in dieſem Falle nicht gehindert, die Eröffnung des 
Konkurſes zu beantragen (KO 5 216). Zu dem Antrag auf Anordnung der Nachlaßverwaltung 
bleibt er wenigſtens dann berechtigt, wenn er nur einze Inen Gläubigern gegenüber un⸗ 
beſchränkt haftbar geworden iſt ($ 2013 Abs 2). Dieſen Gläubigern bleibt er aber ſelbſt 
im Falle der Konkurseröffnung verhaftet (RG 59, 305). Das Recht der Nachlaßgläubiger, 
in ihrem Intereſſe die Nachlaßverwaltung zu beantragen ($ 1981 Abſ 2) bleibt unberührt. 
Kommt es daraufhin zur Nachlaßverwaltung, ſo tritt die Beſchränkung der Haftung, wenn 
er ſie nicht bereits verloren hat, auch zugunſten des Erben ein. 

2. Die Nachlaß verwaltung it eine dem Konkurſe nachgebildete (dem „Zwecke der 
Befriedigung der Nachlaßgläubiger“ dienende) Unterart der Nachlaßpfle ſchaft 
(RG 65, 288) und unterliegt als ſolche den allgemeinen Vorſchriften über die Pflegschaft, 
ſoweit nicht Abweichendes beſtimmtiſt ($ 1960 A 5). An die Stelle des Vormundſchaftsgerichts 
tritt das Nachlaßgericht, $ 1962. Die Nachlaßverwaltung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß ein Teſtamentsvollſtrecker (8 2205) beſtellt iſt. Die Anordnung kann von dem Erben, 
der ſich durch den Vorbehalt des 5 780 Abſ 1 3058 geſichert hat, noch im Laufe der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erwirkt und gemäß $ 785 geltend gemacht werden. Über die Haftung des Erben 
nach beendeter Nachlaßverwaltung ſ. $ 1986 A 4. 

3. Der Nachlaßkonkurs iſt in KO 89 214—235 erſchöpfend geordnet. 


8 1976 


Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet, 
ſo gelten die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbind⸗ 
lichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe als nicht 
erloſchen !). 

G 1 2114 IT 1851 M 5, 631 P 5, 768, 818. 

1. Die grundſätzlich mit dem Tode des Erblaſſers eingetretene Vereinigung von Rechten 
und Verbindlichkeiten uſw. (Konfuſion, Konſolidation 3 1922 A 7) wird mit Wirkung ex 
tunc wieder rückgängig. Auch wenn der Erbe unbeſchränkt haftet (in $ 2013 Abſ 1 iſt $ 1976 
nicht mit angezogen). Dies iſt eine Folge davon, daß ſich das ererbte und das eigene Ver⸗ 
mögen des Erblaſſers von jetzt ab als beſondere Vermögensmaſſen gegenüberſtehen. Damit 
leben von ſelbſt auch die Nebenrechte der untergegangenen Forderung (Pfand, Bürg⸗ 
ſchaft) wieder auf. Der Erbe kann ſeine Anſprüche gegen den Erblaſſer als Konkursgläubiger 
geltend machen, KO g 225 Abſ 1. Die gleiche Beſtimmung, wiewohl nur im Verhältnis der 
Beteiligten, bei der Unzulänglichkeitseinrede $ 1991 und beim Erbſchaftskauf § 2377. Ebenſo 
bei Eintritt der Nacherbfolge, 2143 und dem Vermächtnis des $ 2175. 


8 1977 


Hat ein Nachlaßgläubiger vor der Anordnung der Nachlaßverwaltung 
oder vor der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes) ſeine Forderung gegen eine 
nicht zum Nachlaſſe gehörende Forderung des Erben ohne deſſen Zuſtimmung 
aufgerechnet), jo iſt nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder der 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Aufrechnung als nicht erfolgt anzuſehen ). 

Das Gleiche gilt, wenn ein Gläubiger, der nicht Nachlaßgläubiger iſt, 
die ihm gegen den Erben zuſtehende Forderung gegen eine zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörende Forderung aufgerechnet hat?) >). 

G 1 2116 11 1852 M 5, 634636 P 5, 769, 792-794, 818. 

1. Aufrechnung. Es ſtehen ſich gegenüber in Abſ 1: Forderung gegen den Nachlaß, 
private Schuld des Nachlaßgläubigers an den Erben. In Abſ 2: private Forderung des 
Nachlaßſchuldners gegen den Erben, Schuld an den Nachlaß. In beiden Fällen ſteht der 
gegenſeitigen Aufrechnung gemäß $$ 387 ff. an ſich nichts im Wege. Denn zwiſchen den per ⸗ 
ſönlichen und den mit dem Nachlaß überkommenen Forderungen und Schulden des Erben 
beſteht rechtlich kein Unterſchied ($ 1922 A 5). Erſt die mit Anordnung der Nachlaßverwaltung 
oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes erfolgende Trennung des Nachlaß⸗ und des Privat⸗ 
vermögens des Erben ergibt die Notwendigkeit, die Wirkung der Aufrechnung unter Um⸗ 
ſtänden wieder zu beſeitigen. Dieſe Trennung iſt aber gegenſtandslos, wenn der Erbe allen 
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Nachlaßgläubigern oder doch wenigſtens dem Aufrechnungsgegner ohnedies mit ſeinem eigenen 
Vermögen, unbeſchränkt haftet. In dieſem Fall iſt $ 1977 unanwendbar (8 2013). 

2. Macht ſich der Nachlaßgläubiger gegenüber dem Erben durch einſeitige Auf⸗ 
rechnung mit ſeiner Privatſchuld an den Erben bezahlt, ſo gilt ſeine Forderung, wenn ſie als 
fällig ſchon gegen den Erblaſſer zuſtand, als ſchon vor dem Erbfall getilgt und gar nicht erſt 
auf den Erben übergegangen ($ 389). Müßte der Erbe dieſe Verwendung feiner Privat⸗ 
forderung geſchehen laſſen, ſo würde er des Vorteils der auf den Nachlaß beſchränkten Haftung 
(8 1975) verluſtig gehen. Die beiderſeitigen Forderungen werden deshalb wiederhergeſtellt. 
Anders, wenn die Aufrechnungserklärung vom Erben ſelbſt ausging, oder 
wenn er der gegneriſchen Aufrechnung zugeſtimmt hatte (Aufrechnungsvertrag). In 
beiden Fällen bleibt er an die darin enthaltene Verfügung über ſeine Privatforderung ge⸗ 
bunden, die Nachlaßſchuld bleibt getilgt, der Erbe hat aber wegen der aus feinem eigenen Ver⸗ 
mögen gemachten Aufwendung den Erſatzanſpruch des $ 1978 Abſ 3. Ebenſo im Konkurſe, 
KO 8 225 Abſ 2. 

3. Die Aufrechnung gilt als nicht erfolgt, die Aufrechnungswirkung ipso jure als 
aufgehoben. Mit den erloſchenen Forderungen leben auch ihre Nebenrechte (Pfand, Bürg⸗ 
ſchaft) wieder auf. Auf die Zeit, zu welcher Schuld und Forderung entſtanden ſind, ob vor 
oder nach dem Erbfall und darauf, wann die Aufrechnung erklärt iſt, kommt nichts an. 

4. Geht im Falle des Abſ 2 die Aufrechnung einſeitig vom Nachlaßſchuldner aus, 
ſo tilgt er damit, ohne deren Wert dem Nachlaß zuzuführen, auch gegen den Willen des Erben 
ſeine Schuld an den Nachlaß. Er verkürzt damit die Nachlaßgläubiger und in deren Intereſſe 
(8 1981 Abſ 2) iſt die Aufrechnung gleichfalls für wirkungslos erklärt. Anders auch hier, 
wenn die Aufrechnung vom Erben ſelbſt ausgeht, oder wenn er der Aufrechnung 
des Gegners zuſtimmt (a. M. Staudinger A 3 zu b). Dann verfügt er in ſeinem 
Intereſſe über die Nachlaßforderung, es verbleibt bei der Aufrechnung, der Erbe iſt aber dem 
Nachlaß nach § 1978 Abſ 1 erſatzpflichtig. 5 

5. Nach Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Konkurſes iſt der 
Erbe an der Aufrechnung von Nachlaßforderungen durch $ 1984 Abſ 1, KO 89 6, 7, der Nach⸗ 
laßſchuldner an der Aufrechnung mit Privatforderungen gegen den Erben durch 8 1975, 
$ 390 verhindert. Tilgt der Erbe jetzt noch eine Nachlaßſchuld durch Aufopferung feiner Privat- 
ſorderung an den Nachlaßgläubiger, fo hat er nach $ 1984 und KO $ 7 Abſ 2 und ebenſo nach 
58 1978 Abſ 3, 684 nur den Bereicherungsanſpruch an den Nachlaß. Die Beſtimmungen 
4.040 im Konkurſe (KO SH 53—56) bleiben unberührt. — Mehrheit von Erben 


8 1978 


N Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er⸗ 
öffnet, ſo iſt der Erbe den Nachlaßgläubigern für die bisherige Verwaltung 
des Nachlaſſes fo verantwortlich), wie wenn er von der Annahme der Erb: 
ſchaft an die Verwaltung für ſie als Beauftragter zu führen gehabt hätte ). 
Auf die vor der Annahme der Erbſchaft von dem Erben beſorgten erbſchaft⸗ 
lichen Geſchäfte finden die Vorſchriften über die Geſchäfts führung ohne Auftrag 
entſprechende Anwendung ). 

Die den Nachlaßgläubigern nach Abſ. 1 zuſtehenden Anſprüche gelten als 

zum Nachlaſſe gehörend). N 

Aufwendungen jind dem Erben aus dem Nachlaſſe zu erſetzen, ſoweit 
er nach den Vorſchriften über den Auftrag oder über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag Erſatz verlangen könnte). 

E I 2112 Satz 1, 2 II 1853 M 5, 626—628 P 5, 765, 766, 813, 814. 

„ 1. Verantwortlichkeit des Erben für die bisherige Verwaltung. Der Erbe iſt grund⸗ 
ſätzlich in der Verfügung über den Nachlaß ebenſowenig beſchränkt wie in Anſehung ſeines 
eigenen Vermögens. Haftet er den Nachlaßgläubigern ohnedies mit dem eigenen Vermögen, 
ſo iſt eine fernere Unterſcheidung zwecklos. $ 1978 iſt deshalb im Falle der unbeſchränl⸗ 
ten 9 af tung nicht anwendbar ($ 2013 Abſ 1). Solange ſich jedoch der Erbe die Wohltat 
der beſchränkten Ben ſichern will, hat er damit zu rechnen, daß er hierzu den Nachlaß zur 
Befriedigung der Gläubiger herauszugeben hat. Das Geſetz behandelt ihn deshalb wie den 
Verwalter fremden Guts und macht ihn für Verletzung der hieraus entſpringenden Pflichten 
den Nachlaßgläubigern verantwortlich. Ebenſo im Falle des dürftigen Nachlaſſes 
71985 2b 2. Beſondere Verantwortlichkeit des Erben $ 1980, des Nachlaßverwalters 
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2. Die Pflicht zur Verwaltung des Nachlaſſes beginnt mit der Annahme ($ 1943 A J), 
die den Nachlaßgläubigern erwachſenden Anſprüche können aber nicht vor Anordnung der 
Verwaltung oder Eröffnung des Konkurſes gegen den Erben geltend gemacht werden. Gleich 
dem Beauftragten iſt der Erbe den Gläubigern insbeſondere zur Auskunft und Rechen⸗ 
ſchaft, Vorlegung eines Verzeichniſſes und Leiſtung des Offenbarungseides verpflichtet (58 666, 
259.261). Er hat ferner mit dem Nachlaß ſelbſt auch die dafür erlangten Surrogate heraus- 
zugeben ($ 667) und verwendetes Nachlaßgeld zu verzinſen ($ 668, a. M. Staudinger A 2). 
Ein Vergütungsanſpruch ſteht ihm nicht zu ($ 662). Die Verwaltung iſt „ordnungsmäßig“ 
(88 2038 A 2, 276) zu führen. Sie hat das Intereſſe der Nachlaßgläubiger an der Erhaltung 
und Nutzung des Nachlaſſes (3 987 Abſ 2) im Auge zu behalten. Weiſungen der Gläubiger 
(5 665) kommen ſelbſtverſtändlich nicht in Frage. Inwieweit der Erbe zur Berichtigung von 
Nachlaßverbindlichkeiten berechtigt iſt, beſtimmt fi nach 51979. Inſoweit es ſich um ausge ⸗ 
ſchloſſene oder ihnen gleichſtehende Gläubiger handelt, bleiben 58 1973, 1974 maßgebend 
Jedenfalls hat er von den aufſchiebenden Einreden ($$ 2014, 2015) Gebrauch zu machen und 
die Befriedigung ſeiner eigenen Gläubiger aus dem Nachlaß zu verhindern (ZPO 8 783). 
Wegen Annahme oder Ausſchlagung einer dem Erblaſſer angefallenen Erbſchaft behält er 
freie Entſchließung (KO $ 9). 

3. Für die vor Annahme der Erbſchaft geführten Geſchäfte iſt der Erbe den Nachlaß 

läubigern in demſelben Umfange verantwortlich, wie er in $ 1959 (A 2) dem endgültigen 

Erben gegenüber für haftpflichtig erklärt iſt. Er hat auch das Verſchulden eines beſtellten 
Nachlaßpflegers zu vertreten. Der Pfleger ſelbſt iſt den Nachlaßgläubigern nicht unmittelbar 
verhaftet ($ 1960 A 5, a. M. Strohal bei Planck A 3). 

4. Die auf Grund des Abſ 1 entſtandenen Verpflichtungen find Eigen verbind⸗ 
lichkeiten des Erben ($ 1967 A 3), für die er mit ſeinem Vermögen aufzukommen hat, 
auch wenn feine Haftung im übrigen beſchränkt iſt. Forderungsberechtigt ſind zwar die Nach⸗ 
laßgläubiger. Da indes die Anſprüche als zum Nachlaſſe gehörend gelten, fo können ſie 
während der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Konkurſes nur vom Verwalter gegen 
den Erben geltend gemacht werden ($ 1985, KO $ 6 Abſ 2, auch KO 9 228). Anders im Falle 
des § 1991 Abf 1, wo dem Gläubiger eigene Klagerechte zuſtehen. Ahnliche Vorſchriften 
55 2144 Abſ 1, 2383 Abſ 1. 

5. Erſatzunſpruch wegen Aufwendungen, insbeſondere auch Anſpruch auf Befreiung 
von Verbindlichkeiten 98 256, 257. Er begründet eine Maſſeſchuld, KO 5 224 Nr 1. Das 
dem Erben durch KO $ 223 ausdrücklich abgeſprochene Zurückbehaltungsrecht ſteht ihm als 
mit dem Zwecke der Nachlaßverwaltung unverträglich auch nicht gegen den Nachlaßverwalter 
zu (a. M. Dernburg V $ 169, IV). Für die vor der Annahme gehabten Aufwen⸗ 
dungen kann der Erbe Erſatz, mindeſtens Herausgabe der Vereicherung nach 85 683, 
684 verlangen, wobei als Geſchäftsherrn die Nachlaßgläubiger zu denken find. Für die Zeit 
nach der Annahme iſt nach § 670 entſcheidend, inwieweit er die Aufwendungen den Um⸗ 
ſtänden nach für erforderlich halten durfte, auch wenn ſie objektiv ſich als unnütz erwieſen 
haben. Hierzu können auch Prozeßkoſten gehören. Soweit es ſich hierbei um Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichkeiten handelt, iſt 8 1979 maßgebend. Im Konkurſe KO 5 225. 


8 1979 


Die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit durch den Erben müſſen 
die Nachlaßgläubiger als für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt gelten laſſen ), 
wenn der Erbe den Umſtänden nach annehmen durfte, daß der Nachlaß zur 
Berichtigung aller Nachlaßverbindlichkeiten aus reiche?) ). 

E 11 1854 Abſ 1 P 5, 745, 766. 

1. Der Erbe iſt Herr über den Nachlaß und vermindert endgültig ſeinen Aktivbeſtand, 
ſoweit er mit Mitteln des Nachlaſſes eine Nachlaßverbindlichkeit berichtigt. Dieſe Minderung 
müſſen als für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt auch die übrigen Gläubiger gelten laſſen, 
ſelbſt wenn ſie vor Annahme der Erbſchaft vorgenommen iſt und wenn ſie dadurch in der Be⸗ 
friedigung aus dem Nachlaſſe verkürzt ſind, falls die weitere Vorausſetzung (A 2) zutrifft. 
Ihr Anſpruch bleibt jedoch ungeſchmälert, ſoweit ihnen der Erbe unbeſchränkt haftet ($ 2013). 
Es muß zur Berichtigung der Verbindlichkeit gekommen ſein. Daß der Erbe hierzu 
rechtskräftig verurteilt iſt (88 1973 a. E., 1989, 1991 Abſſ 3), reicht nicht hin. Auch in dieſem 
Falle bleibt er gegebenenfalls ($ 1980) zu dem Antrag auf Eröffnung bes Konkurſes verpflichtet. 

2. Die dem Erben zur Pflicht gemachte Rückſicht auf die Intereſſen aller, auch der 
noch unbekannten Nachlaßgläubiger ($ 1978 A 2) ſoll ihn nicht hindern, die Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten zu berichtigen, wenn er vernünftigerweiſe die Unzulänglichkeit des Nachlaſſes nicht zu 
befürchten hat. Für den Fall des dürftigen Nachlaſſes ſ. $ 1991 A 1. Zu der Annahme, 
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der Nachlaß werde ausreichen, wird der Erbe regelmäßig nur dann berechtigt ſein, wenn er 
eingedenk feiner Verwaltungspflicht alle Mittel zur Feſtſtellung des Aktiv- und Paſſipſtandes 
erſchöpft, insbeſondere Inventar errichtet (88 1993, 2009) und im Falle des 5 1980 Abſ 2 
das Aufgebot der Gläubiger beantragt hat. Auf das Vorhandenſein von Pflichtteilsberech⸗ 
tigten, Vermächtnisnehmern, Auflageberechtigten braucht er hierbei keine Rückſicht zu nehmen. 
Sie kommen überhaupt nur in Betracht, wenn ſich ein Nachlaßüberſchuß ergibt. Gegen das 
Andrängen der Gläubiger iſt er durch die aufſchiebenden Einreden der 38 2014, 2015 
geſchützt. Auf das Verhältnis des Erben zu den ausgeſchloſſenen und den dieſen gleich⸗ 
ſtehenden Gläubigern ($$ 1973, 1974) iſt § 1979 nicht anwendbar. Hat der Erbe im 
Rahmen des § 1979 Nachlaßverbindlichkeiten aus feinem Vermögen berichtigt, fo hat er nach 
11978 (A 5) Anſpruch auf Erſatz feiner Aufwendungen und zwar nach dem wirklich 
aufgewendeten Betrage, nicht nach dem Nennbetrag der getilgten Schuld. Hat er, weil er 
leichtfertig oder weil er nicht für Rechnung des Nachlaſſes zahlte, keinen Erſatzanſpruch, fo 
tritt er im Konkurſe wenigſtens an die Stelle des befriedigten Gläubigers (KO $ 225). Er 
darf deshalb hier den Nennbetrag der berichtigten Forderung geltend machen. Auch das 
hiermit verbundene Hypothekenrecht geht auf ihn über (RG 55, 158). Hatte der Erbe aus 
Nachlaßmitteln leichtfertig Nachlaßſchulden getilgt und brauchen deshalb die hierdurch ver⸗ 
kürzten Gläubiger die Berichtigung nicht als „für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt“ gelten 
zu laſſen, ſo verbleibt es gleichwohl bei der Tilgung. Es ſei denn, daß ſie durch Anfechtung 
wegen Benachteiligung der Gläubiger, insbeſondere gegen Pflichtteilsberechtigte uſw. aus 
KO 3 222 und Anf $ 3a rückgängig gemacht wird, vgl. auch $ 1991 A 4. Wohl aber iſt der 
Erbe, ſelbſt wenn er im übrigen nur beſchränkt haftet, den geſchädigten Gläubigern aus 3 1978 
Abſ 1 und $ 1980 Abſſ 1 erſatzpflichtig (a. M. Staudinger $ 1980 A 3). 

3. Die Beweislaſt dafür, daß er die Zulänglichkeit des Nachlaſſes annehmen durfte, 
trifft den Erben, der als erſatzpflichtig in Anſpruch genommen wird. Die Frage iſt im 
Prozeſſe ſelbſt auszutragen, da es ſich hierbei um eine eigne Schuld des Erben handelt. 88 780 ff. 
ZPO kommen von vornherein nicht in Frage. — Anwendung des $ 1979 auf den Nachlaß⸗ 
verwalter 3 1985 Abſ 2. 


8 1980 


Beantragt der Erbe nicht unverzüglich, nachdem er von der Überſchuldung 
des Nachlaſſes Kenntnis erlangt hat), die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ), 
ſo iſt er den Gläubigern für den daraus entſtehenden Schaden verantwort⸗ 
lich). Bei der Bemeſſung der Zulänglichkeit des Nachlaſſes bleiben die Ber: 
bindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen außer Betracht“). 

Der Kenntnis der Überſchuldung ſteht die auf Fahrläſſigkeit beruhende 
Unkenntnis gleich). Als Fahrläſſigkeit gilt es insbeſondere, wenn der Erbe 
das Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht beantragt, obwohl er Grund hat, 
das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten anzunehmen“); das 
Aufgebot iſt nicht erforderlich, wenn die Koſten des Verfahrens dem Beſtande 
des Nachlaſſes gegenüber un verhältnismäßig groß ſind “) 5). 

E II 1854 Abſ 2, 3 P 5, 765, 766. 

1. Unverzüglich, d. h. ohne ſchuldhaftes Zögern § 121. Die Verzögerung kann ent⸗ 
ſchuldigt fein, wenn der Erbe oder der Nachlaßverwalter ($ 1985 Abſ 2) nach den Umſtänden 
das raſche, durch Zwangsvollſtreckungen nicht gefährdete Zuſtandekommen eines außergericht⸗ 
lichen Vergleichs mit den Gläubigern erwarten darf. Uberſchuldung als Voraus⸗ 
ſetzung des Nachlaßkonkurſes, KO $ 215. Kenntnis hiervon ſetzt nicht nur Wiſſen von den 
vorhandenen Aktiven und Paſſiven des Nachlaſſes, ſondern auch deren Prüfung und Bewer⸗ 
tung, endlich die Vergleichung beider voraus. Der Kenntnis ſteht aber hier das Kennen⸗ 
müſſen gleich (A 5). 

2. Zu dem Antrag auf Konkurseröffnung iſt der Erbe und mit Wirkung gegen den 
Erben auch der Teſtamentsvollſtrecker (KO $ 217) nur nach Annahme der Erbſchaft ver⸗ 
pflichtet. Vorher iſt der Erbe hierzu nur berechtigt (KO $ 216) und, ebenſo wie der Nachlaß⸗ 
pfleger (88 1960, 1961), nur unter dem Geſichtspunkt des $ 1978 Abſ 1 Satz 2 haftbar. Jeder 
Miterbe, dem die Kenntnis innewohnt und der zugleich die Überſchuldung glaubhaft zu 
machen vermag (KO $ 217 Abſ 2) iſt hierzu ſelbſtändig verpflichtet. Mit Anordnung der 
Nachlaßerwaltung geht die Fürſorgepflicht auf den Verwalter über ($ 1985 Abſ 2). Neben 
ihm bleibt der Erbe nur in beſondern Fällen (z. B. wegen mangelhafter Information des Ver⸗ 
walters) verantwortlich. Im Verhältnis zu ausgeſchloſſenen oder ihnen gleichſtehenden 
Gläubigern iſt der Erbe zur Antragſtellung nicht verpflichtet (5 1973 A 1, aber auch 5 1974 A 4. 
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3. Schadenerſatz 53 249 ff. Er beſteht in dem Unterſchiede zwiſchen dem, was der 
Gläubiger bei rechtzeitiger Konkurseröffnung aus dem Nachlaß erlangt haben würde und 
dem, was er tatſächlich erlangt. Der Erſatzanſpruch gehort im Nachlaßkonkurs zur Maſſe (KO 
§ 228 Abſ 2), kann demnach nur vom Konkursverwalter geltend gemacht werden. Als „zum 
Nachlaſſe gehörend“ gilt er, ſoweit er, was regelmäßig zutreffen wird, zugleich nach § 1978 
Abf 1, 2 begründet ift. Der Anſpruch iſt gegenſtandslos, wenn der Erbe ohnedies unbeſchränkt 
haftet, $ 2013. 

4. Vermächtniſſe und Auflagen kommen ohnedies erſt in Betracht, wenn ſich ein Nach» 
laßüberſchuß ergibt ($$ 2188, 2189, 2192 KO 8 226 Nr 5, auch $ 219 Abſ 1). Der Erbe iſt 
deshalb dieſen Berechtigten auch nur gemäß 88 1991 Abſ 4, 1992 verpflichtet. Dagegen hat 
er auf Pflichtteilsberechtigte Rückſicht zu nehmen, wenn der Pflichtteilsanſpruch bereits 
entſtanden iſt und erſt ſpäter Überſchuldung des Nachlaſſes eintritt. 0 

5. Die Unkenntnis von der Überſchuldung muß auf Fahrläſſigteit beruhen, hier⸗ 
durch verurſacht fein. Es muß mithin die Möglichkeit beſtanden haben, durch Anwendung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ($ 276) von der Überſchuldung, z. B. von Uneinbring⸗ 
lichkeit bekannter Außenſtände, vom Vorhandenſein unbekannter Schulden ſich zu vergewiſſern. 
Bloßes Nichtkümmern um den Stand des Nachlaſſes genügt nicht. 

6. Unterlaſſen des Aufgebots (81970 ff.) iſt immer („gilt“) Fahrläſſigkeit, wenn dazu 
Veranlaſſung vorlag und der Nachlaß nicht zu dürftig iſt. Das Aufgebot allein iſt aber unter 
Umſtänden nicht genügend. Insbeſondere wird regelmäßig Inventarerrichtung geboten ſein 
(51979 A 2). 

7. Aus dem gleichen Grunde Ablehnung des Nachlaßkonkurſes (RO $ 107) und der 
Nachlaßverwaltung (58 1982, 1990 Abſ 1, ſ. auch $ 1965 Abſ 1). Immerhin kann der Erbe 
zum Erlaß wenigſtens eines Privataufge bots entſprechend § 2061 für verpflichtet 
angeſehen werden. 

8. Beweislaſt. Klagegrund für den Schadenerſatzanſpruch und deshalb vom Gläubiger 
zu beweisen iſt Überſchuldung des Nachlaſſes, Höhe des erlittenen Ausfalls, Kenntnis oder 
fahrläſſige Unkenntnis des Erben. War das Aufgebot unterblieben, fo hat der Gläubiger 
zu beweiſen, daß das Vorhandenſein (nicht ganz unerheblicher) unbekannter Schulden anzu⸗ 
nehmen war. Einrede des Erben iſt es, wenn er Dürftigkeit des Nachlaſſes (A 7) vorſchützt. 
Auch ſteht ihm der Gegenbeweis offen, daß die Schädigung des Gläubigers gleichwohl nicht 
vermieden worden wäre. — Mehrere (ſchuldige) Miterben haften und zwar perſönlich als Ge⸗ 
ſamtſchuldner (8 421, auch 39 2, 58). 


9 1981 


Die Nachlaßverwaltung iſt von dem Nachlaßgericht anzuordnen, wenn 
der Erbe die Anordnung beantragt). 

Auf Autrag eines Nachlaßgläubigers iſt die Nachlaßverwaltung anzu⸗ 
ordnen :), wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß die Befriedigung der 
Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Vermögens⸗ 
lage des Erben gefährdet wird). Der Antrag kann nicht mehr geſtellt werden, 
wenn ſeit der Annahme der Erbſchaft zwei Jahre verſtrichen find ®) 

Die Vorſchriften des § 1785 finden keine Anwendung). 

E 1 1855 P 5, 810, 872. 

1. Der Antrag des Erben kann jederzeit geſtellt werden (5 Jahre nach dem Erbfall 
in RG 27. 9. 07 VII 504/06). Auch vor Annahme der Erbſchaft, die mit der Antragſtellung 
iegelmäßig ſtillſchweigend erklärt wird und auf ſolange hinaus, als noch abſonderungsfähige 
Nachlaßgegenſtände, die eine den Koſten entſprechende Maſſe bilden (§ 1982) vorhanden find. 
Überſchuldung macht die Nachlaßverwaltung nicht unzu äſſig (RIA 8, 32). Miterben ſind 
nur gemeinſam und nur bis zur Teilung antragsberechtigt (5 2062). Der Antrag des Erben 
iſt gegenſtandslos und deshalb unſtatthaft ($ 2013), wenn der Erbe und zwar allen Nachlaß⸗ 
gläubigern unbeſchränkt haftet (anders KO 8 216 Abſ 1). Die auf feinen Antrag 
gleichwohl angeodnete Nachlaßverwaltung iſt zwar zugunſten der Gläubiger wirkſam (Ab 2 
und ch 8 32, aber auf Antrag des Erben wieder aufzuheben. Neben dem Erben iſt der 
Ehemann in den Fällen des $ 2008, der Erbſchaftskäufer ($ 2383, . auch KO 5 232 Abſ 2) und 
der Teſtamentsvollſtrecker antragsberechtigt (KO 8 217). Nicht aber der Nachlaßpfleger, 
zu deſſen Aufgaben (85 1960, 1961) die Sorge für „Befriedigung der Nachlaßgläubiger“ 
(81975) nicht gehört (a. M. Dernburg § 130 A 3, Staudinger A JI, A 4). Kein Beſchwerde⸗ 
recht, wenn dem Antrag des Erben ſtattgegeben iſt (FGG 9 76), dagegen einfache Beſchwerde 
des Erben gegen die Ablehnung (Ich 88 19, 20). Zuständigkeit des Nachlaßgerichts, 
IG 8s 73, 75. 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Band. 29 
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5 2. Der Nachlaßgläubiger (5 1967 Abſ 2, nicht alſo auch der Privatgläubiger des Erben) 
iſt auch dann antragsberechtigt, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet ($ 2013). Er hat feine 
Forderung, der Pflichtteilsberechtigte hat alſo insbeſondere glaubhaft zu machen, daß ein Nach⸗ 
laßüberſchuß vorhanden iſt (FGG Ss 12, 15 Abſ 2). Der Nachweis, daß der Erbe angenommen 
habe, wird vom Geſetz nicht gefordert und würde den Gläubiger, der ſchon durch die Vermögens⸗ 
lage des Erben gefährdet iſt (A 3), unnütz beſchweren Auch dem ausgeſchloſſenen und dem: 
ihm gleichſtehenden Gläubiger (88 1973, 1974) iſt das Antragsrecht nicht verſagt. 
Der Gläubiger hat gegen Ablehnung des Antrags die einfache Beſchwerde aus GG. 
$$ 19, 20. Gegen die Anordnung ſteht nur dem Erben, jedem Miterben und dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker die ſofortige Beſchwerde zu (FGG §s 76 Abſ 2, 22, RIA 9,9). 

3. Der Grund zur Annahme einer Gefährdung kann ſubiektiv gegeben fein, in dem 
Verhalten des Erben (Gleichgültigkeit, Unwirtſchaftlichkeit, ungetreue Verwaltung $ 1978: 
Abſ 1) oder objektiv in der ſchlechten Vermögenslage des Erben, der einen Zugriff 
ſeiner eigenen Gläubiger beſorgen läßt. Es genügt, daß dieſe Vorausſetzungen auch nur bei 
einem Miterben zutreffen. Bloße Säumnis in der Befriedigung der Gläubiger genügt nicht. 
(RA 8, 179). Die Gefährdung kann vom Erben durch Sicherheitsleiſtung beſeitigt werden 
(RIA 4 18). Ahnlich § 1391. 

Annahme der Erbſchaft § 1943 A 1. Die Friſt (§ 187) läuft nur den Nachlaßgläu⸗ 
bigern, nicht dem Erben. Im Falle der Erbenmehrheit iſt die zuletzt erklärte Anna . 
W 1 u W ve ur 
‚ . Auch die Na aßverwaltung iſt Nachlaßpflegſchaft (§ 1975 A 2). Der Verwalte 
iſt aber nicht wie der Pfleger (88 1915, 1785) zur Übernahme 5 Amtes esp e ben 
hat er Anſpruch auf Vergütung, 5 1987. Der Erbe kann wegen der darin liegenden groben 
Zweckwidrigkeit nicht ſelbſt zum Verwalter beſtellt werden. Wohl aber der Teſta⸗ 
ments vollſtrecker, deſſen Beſtellung den Erben wie die Nachlaßgläubiger an ſich⸗ 
nicht hindert, die Anordnung der Verwaltung zu beantragen. Auch mehrere Verwalter 
können beſtellt werden (88 1797, 1915). 


8 1982 


Die Anordnung der Nachlaßverwaltung kann abgelehnt werden, wenn 
eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt!). 
E 11 1856 P 5, 810. 

1. Vgl. auch $$ 1965 Abſ 1, 1980 a. E. Der Erbe erwirbt in dieſem Falle die Unzu⸗ 
länglichkeitseinrede aus $$ 1990, 1991. Als zur Maſſe gehörig gelten auch die nach 98 1978 
bis 1980 gegen den Erben beſtehenden Anſprüche. Ausreichender Vorſchuß erſetzt wie in KO 
$ 107 den Mangel der Maſſe. Aufhebung der angeordneten Verwaltung aus dem gleichen 
Grunde $ 1988 Abſ 2. 


8 1983 


Das Nachlaßgericht hat die Anordnung der Nachlaßverwaltung durch 
das für ſeine Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zu veröffentlichen ). 

E II 1857 P 5, 808. 

1. Entſprechend 88 76, 81, 111 KO. — Entſprechend § 113 KO (auch GBO 8 53, 
3G 8 19) iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung von Amts wegen (a. M. Staudinger 
A 4, Dernburg V $ 130 A 11) oder auf Antrag des Verwalters auch im Grundbuch einzu- 
tragen. Die Bekanntmachung iſt für die Beweispflicht des an den Erben leiſtenden Nachlaß⸗ 
ichuldners von Bedeutung, § 1984, KO 8 8. 


8 1984 


Mit der Anordnung der Nachlaß verwaltung) verliert der Erbe die Ve⸗ 
fugnis, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen?). Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 6, 7 der Konkursordnung finden entſprechende Anwendung!). 
Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann nur gegen den Nachlaß⸗ 
verwalter geltend gemacht werden“). 

Zwangsvollſtreckungen und Arreſte in den Nachlaß zugunſten eines 
Gläubigers, der nicht Nachlaßgläubiger iſt, find ausgeſchloſſen “). 

E II 1858 ® 5, 811, 812. 

1. Die Wirkungen treten mit der Anordnung, alſo regelmäßig mit dem Zeitpunkte 
der Verlautbarung zu den Akten von ſelbſt ein (a M. Staudinger A II, B, und Dernburg W 
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$ 130 A 13, wonach die Bekanntmachung nach FGG 8 16 entſcheiden ſoll). Die vereinzelte 
Beſtimmung des § 108 KO (im Zweifel gilt die Mittagsſtunde des Beſchlußtages) iſt nicht 
übertragbar. Der Tag der Bekanntmachung iſt nur für die Beweislaſt von Bedeutung (A 3). 

2. Mit der Befugnis den Nachlaß zu verwalten erliſcht auch die in $ 1978 (A 2) dem 
Erben auferlegte Verwaltungspflicht und ſeine daraus fließende Verantwortlichkeit. Zu ſeinen 
Gunſten darf er ſich jedoch auf unverſchuldete Unkenntnis von Anordnung der Verwaltung 
berufen (8 674). Mit der Verwaltung verliert der Erbe auch die A ktivlegitimation. 
Die nach Anordnung der Verwaltung getroffenen Verfügungen des Erben ſind, wie⸗ 
wohl nur im Verhältnis zu den hierdurch beeinträchtigten Nachlaßgläubigern (135), grund⸗ 
ſätzlich unwirkſam (ſ. A 3). Doch iſt der Miterbe an der beſonders gearteten „Verfügung über 
feinen Anteil am Nachlaſſe“ ($ 2033 Abſ 1) durch Anordnung der Verwaltung nicht gehindert. 

3. KO 96 jetzt $ 7: Unwirkſamkeit der vom Erben nach Anordnung der Verwaltung 
vorgenommenen Rechtshandlungen gegenüber den Nachlaßgläubigern, vorbehaltlich der 
Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, 85 892, 893, Verpflichtung zur Rück⸗ 
gewähr der Gegenleiſtung, ſoweit der Nachlaß bereichert iſt, Vermutung, daß die am Tage 
der Anordnung vom Erben vorgenommenen Handlungen nach der Anordnung vorgenommen 
worden find. Abweichend von $ 1959 A 4 kommt Dritten, die bewegliche Sachen vom 
Erben gutgläubig, d. h. in Unkenntnis von der Anordnung der Nachlaßverwaltung 
erworben haben, der Schutz der §8 932—936, 1032, 1207 nicht zugute. Ebenſowenig der 
Schutz des Erbſcheins (88 2366, 2367), der über das Beſtehen einer Nachlaßverwaltung über⸗ 
haupt nicht Auskunft zu geben hat, auch dann nicht, wenn der Dritte die Nachlaßſache als 
zum eigenen Vermögen des Erben gehörig angeſehen hätte (a. M. Strohal II 5.79 A 19a). 
Aufrechnung nach Anordnung der Verwaltung |. 8 1977 A 5. KO 9 7 jetzt $ 8: 
Der an den Erben leiſtende Nachlaßſchuldner iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber jeden⸗ 
falls inſoweit befreit, als das Geleiſtete an den Verwalter gekommen ift. Er iſt ganz befreit, 
wenn er in Unkenntnis von der Anordnung der Verwaltung geleiſtet hat. Verſchiedene Rege⸗ 
lung der Beweislaſt, je nachdem die Leiſtung vor oder nach der öffentlichen Bekanntmachung 
($ 1983) erfolgt iſt. 

4. Wie die Aktivlegitimation (A 2), ſo verliert der Erbe auch die Paſſivlegitimation. 
Die nach der Anordnung gegen den Erben erhobene Klage iſt von Amts wegen abzuweiſen. 
Der verurteilte Verwalter bedarf zur Geltendmachung der Beſchränkung ſeiner Haftung 
nicht des Vorbehalts aus $ 780 ZPO. Der vom oder gegen den Erben anhängig gemachte 
Rechtsſtreit wird unterbrochen (ZPO $$ 241 Abſ 2, 246). Das einmal ergangene 
Urteil kann jedoch auch ohne Vollſtreckungsklauſel (ZPO $ 727) in den Nachlaß vollſtreckt 
werden (ZPO 8s 778 Abſ 1, 779). Nur im Falle des Nachlaßkonkurſes iſt die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung unwirkſam (KO $ 221). 

5. KO 8 14. Durch Anordnung der Nachlaßverwaltung wird den Privatgläubigern 
des Erben die durch ZPO $ 778 Abſ 2 ihnen eröffnete Möglichkeit wieder entzogen, ſich aus 
dem Nachlaſſe zu befriedigen. Nur im Wege der Pfändung des künftigen Nachlaßüberſchuſſes 
($ 1986) können fie mittelbar an den Nachlaß herangelangen. Auch der Nachlaßverwalter 
kann den Zugriff der Privatgläubiger in den Nachlaß verhindern (ZPO 89 784 Abſ 2, 785). 
Der Erbe ſelbſt kann umgekehrt die Nachlaßgläubiger von ſeinem eigenen Vermögen abwehren, 
wenn er nur beſchränkt haftet (38 PO SS 784 Abſ 1, 785). Haftet er unbeſchränkt fo 
muß er die Zwangsvollſtreckung der Privat- wie der Nachlaßgläubiger in fein eigenes Ver⸗ 
mögen auch dann geſchehen laſſen, wenn die Nachlaßverwaltung auf Antrag eines Nachlaß⸗ 
gläubigers angeordnet war (8 1981 Ab] 2). 


8 1985 


Der Nachlaßverwalter ) hat den Nachlaß zu verwalten und die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe zu berichtigen). 

Der Nachlaßverwalter iſt für die Verwaltung des Nachlaſſes auch den 
Nachlaßgläubigern verantwortlich. Die Vorſchriften des § 1978 Abſ. 2 und 
der 88 1979, 19802) finden entſprechende Anwendung). 

E II 1859, 1861 P 5, 813819. 

RA Die Rechtsſtellung des Nachlaßverwalters iſt der des Konkursverwalters nach⸗ 
gebildet. Gleich dieſem iſt er weder geſetzlicher Vertreter des Erben noch der Nachlaßgläubiger, 
noch der Erbſchaft, ſondern Organ für Durchführung der Zwecke der Verwaltung mit eigener 
Parteiſtellung (RG 65, 287, deshalb kein Anſpruch auf Armenrecht). Aus den allgemeinen 
auch auf die Nachlaßverwaltung anwendbaren Vorſchriften über die Vormund ſchaft 
(8 1975 A 2) ergibt ſich insbeſondere, daß der Verwalter ein Verzeichnis des Nachlaßvermögens 
aufzustellen und dem Nachlaßgericht einzureichen ($ 1802), daß er bei längerer Dauer und 
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jedenfalls bei Beendigung der Verwaltung Rechnung zu legen ($$ 1840, 1841, 1890), aus 
beſondern Gründen auch Sicherheit zu leiſten hat ($ 1844), daß er in den Fällen der 89 1821, 
1822 der Genehmigung des Nachlaßgerichts bedarf, daß er der Aufſicht des Gerichts unter⸗ 
fteht ($ 1837) und nötigenfalls von ihm entlaſſen werden kann ($ 1886). Dem Verwalter 
kann eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden, er iſt aber den Nachlaßgläubigern zur Aus⸗ 
kunft verpflichtet, $ 2012 Abſ 2. 

2. Das nach § 1984 dem Erben verloren gehende Verwaltungs: und Verfügungs⸗ 
recht nicht bloß über den Nachlaß, ſondern auch über die hierzu gehörenden Anſprüche der 
Nachlaßgläubiger ($ 1978 A 4) geht nebſt der Aktiv⸗ und Paſſivlegitimation im Prozeſſe aus⸗ 
ſchließlich auf den Verwalter über (KO 8 6 Abf 2). Er hat den Nachlaß zu dieſem Zwecke 
in Beſitz zu nehmen und für Eintragung der erforderlichen Vermerke im Grundbuche 
4 1983) zu forgen. Der Erbe iſt dem Verwalter zur Herausgabe des Nachlaſſes gemäß 9 260 
verpflichtet und wird damit zum mittelbaren Beſitzer, $$ 857, 868. Er darf ſich gegenüber 
dem auf Antrag eines geſetzlichen Erben beſtellten Verwalter der Herausgabe nicht deshalb 
weigern, weil er Teſtamentserbe ſei (RG 21. 5. 09 VII 119/09). Hauptzweck der Verwaltung 
iſt die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten. Hierzu hat ber 
Nachlaßverwalter, ohne durch nähere Vorſchriften beengt zu fein (f. auch 3G 175) jedoch 
unter billiger Berücksichtigung etwaiger Wünſche des Erben die Aktiven des Nachlaſſes flüſſig 
zu machen (f. auch $ 49, 88), insbeſondere die Nachlaßaußenſtände, ſoweit erforderlich, auch 
vom Erben ſelbſt (§ 1976) einzuziehen (RG 72, 262). Die Bezugnahme auf 38 1979, 1980 
ergibt, daß die Berichtigung nicht oder nicht mehr erfolgen darf, ſobald die Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes zu beſorgen ſteht, daß im Falle der Überſchuldung die Eröffnung des Konkurſes 
zu beantragen iſt und daß das Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht leicht unterbleiben 
darf. Iſt es erfolgt, fo ſteht $ 1973 auch dem Verwalter zur Seite (RG 61, 221). Mit Ver⸗ 
teilung des Nachlaſſes hat er ſich nicht zu befaſſen (RG 72, 260). Beſondere Vorſicht wird in 
der Befriedigung von Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen geboten ſein, die be- 
griffsmäßig einen Nachlaßüberſchuß vorausſetzen ($ 1972 A 1). Gegebenenfalls iſt 8 1992 
anwendbar. Auch die Verbindlichkeiten aus den vom Verwalter vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäften find Nachlaßverbindlichkeiten (AO 8 224 Nr 5). 

3. Der Verwalter iſt gleich dem Vormunde ($ 1833) dem Erben, aber abweichend 
vom Nachlaßpfleger ($ 1960 A 5) „auch“ unmittelbar den Nachlaßgläubigern ver⸗ 
antwortlich. Entſtehende Schadenerſatzanſprüche gegen den Verwalter gelten wie in § 1978 
Abſe als zum Nachlaſſe gehörend. Sie unterliegen deshalb der Verfügung eines neu beſtellten 
Verwalters oder, wenn Nachlaßkonkurs eröffnet wird, derjenigen des Konkursverwalters. 
Unterbleibt der Konkurs, ſo können ſie auch von den Nachlaßgläubigern gegen den Verwalter 
geltend gemacht, ihm aber auch durch Verzicht erlaſſen werden (RIA 6, 119). Der Nachlaß⸗ 
richter kann durch Verletzung ſeiner Aufſichtspflichten nur dem Erben, nicht auch den Nachlaß ⸗ 
gläubigern haftbar werden ($ 1848). 


8 1986 


Der Nachlaßverwalter darf den Nachlaß dem Erben erſt ausantworten, 
wenn die bekannten Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt ſind)9). 

Iſt die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder 
iſt eine Verbindlichkeit ſtreitig, ſo darf die Aus antwortung des Nachlaſſes nur 
erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiſtet wird ). Für eine bedingte 
Forderung iſt Sicherheitsleiſtung nicht erforderlich, wenn die Möglichkeit des 
Eintritts der Bedingung eine jo entfernte iſt, daß die Forderung einen gegen: 
wärtigen Vermögenswert nicht Hat?) 9). 

E 11 1860 P 5, 816-819. 

1. Aus antwortung des Nachlaſſes. Der Verwalter hat den Nachlaß nicht weiter zu 
verſilbern, als zur Deckung der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlich iſt. Hat er Grund, das 
Vorhandenſein unbekannter Verbindlichkeiten anzunehmen, ſo darf er nicht nur nicht 
ausantworten, ſondern macht ſich hierdurch den Gläubigern auch ſchadenerſatzpflichtig (5 1985 
A 3). Mehreren Erben iſt der Nachlaß gemeinſchaftlich auszuhändigen (§ 2039). 
Zur Vornahme der Teilung iſt der Verwalter nicht berufen (RG 72, 260). 

2. Ebenſo $ 52 Abſ 1. Sicherheitsleiſtung 398 232 ff. Die Hinterlegung 
gemäß 88 372 ff. ift damit nicht ausgeſchloſſen. 

3. Ebenſo beim Arreſt ZPO 8916 Abſ 2 und bei der Verteilung im Konkurſe KO 
55 154, 171. 

- 4. Die Nachlaßverwaltung bleibt trotz Ausantwortung des Nachlaſſes beftehen, bis ſie 
ge mäß $ 1919 vom Nachlaßgericht aufgehoben iſt. Meldet ſich vor der Aufhebung noch ein 
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Gläubiger, jo kann der Verwalter vom Erben entſprechende Wiederaushändigung des Nach⸗ 
laſſes fordern. Den erſt nach Beendigung der Nachlaß verwaltung ſich melden⸗ 
den Gläubigern haftet der Erbe nach allgemeinen Grundſätzen. Alſo entweder unbe⸗ 
ſchränkt, wenn er ſchon vorher der Beſchränkbarkeit verluſtig gegangen war, oder gemäß $ 1973, 
wenn ein Aufgebot erlaffen war (ev. 8 1974) oder gemäß $ 1990, wenn der Nachlaß jetzt nicht 
mehr die Koſten der Verwaltung oder des Konkurſes tragen würde. Bezüglich der Vermächt⸗ 
niſſe und Auflagen gilt $ 1992. Im übrigen kann der Erbe die Haftung auf den ihm ausgeant⸗ 
worteten Nachlaß nur dadurch beſchränken, daß er von neuem Nachlaßverwaltung oder daß 
er Nachlaßkonkurs beantragt (a. M. Dernburg V 169 A 2/3.) 


8 1987 


Der Nachlaßverwalter kann für die Führung ſeines Amtes eine ange⸗ 
meſſene Vergütung verlangen“). 

E II 1862 P 5, 820. 

1. Der Verwalter hat ebenſo wie der Konkursverwalter (KO $ 85) und mangels ab⸗ 
weichender Beſtimmung des Erblaſſers der Teſtamentsvollſtrecker (2221) einen Rechts⸗ 
anſpruch auf Vergütung. Nicht To der Nachlaßpfleger, 8 1960 A 5. Sie wird vom 
Nachlaßgericht mit Rücksicht auf den Umfang der Mühewaltungen und den Beſtand 
der Maſſe feſtgeſetzt. Der Anſpruch auf Vergütung und Erſatz der Aufwendungen ($ 1835) 
iſt im Konkurſe Maſſeſchuld, KO 9 224 Nr 4, 6. 


8 1988 


Die Nachlaßverwaltung endigt mit der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ). 

Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, wenn ſich ergibt, daß 
eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt ?) 5). 

E 11 1868 P 5, 819, 820. 

1. Die Nachlaßverwaltung endigt ohne weiteres kraft Geſetzes. Die Wirkſamkeit 
der von und gegenüber dem Verwalter nach Eröffnung des Konkurſes vorgenommenen Rechts⸗ 
handlungen beſtimmt ſich nach 98 6—8 KO. Dagegen dauert die Nachlaßpflegſchaft auch nach 
der Konkurseröffnung fort (8 1960 A 5). Der Pfleger vertritt jetzt den Gemeinſchuldner. 

2. Wie KO $ 204 und entſprechend $ 1982. Hinterlegung eines Koſtenvor ⸗ 
ſchuſſes wendet auch hier die Aufhebung ab. Dem Erben wie den Nachlaßgläubigern 
ſteht gegen den Aufhebungsbeſchluß einfache Beſchwerde zu, FGG $$ 19, 20. 

3. Abgeſehen von Abſ 1 dauert die Verwaltung fort, bis ſie gemäß § 1919 durch 
Beſchluß des Nachlaßgerichts aufgehoben it (NG 72, 263). Zurücknahme des vom 
Erben ſelbſt geſtellten Antrags hindert die Durchführung der Verwaltung nicht (Os 7, 
134). Der Verwalter hat den Nachlaß an den Erben herauszugeben und Schlußrechnung 
zu legen, g 1890. Hierbei — nicht auch im Konkurſe (KO 8 223) — kann er wegen feiner Auf⸗ 
wendungen das Zurückbehaltungsrecht ausüben. Die im Grundbuch eingetragenen Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen find zu löſchen ($ 1983, G80 8 22). Der Tod des Erben iſt auf 
die Fortführung der Verwaltung ohne Einfluß. Wohl aber iſt ſie aufzuheben nach dem Tode 
des Vorerben, wenn damit der Fall der Nacherbfolge eintritt, da gerade in Anſehung der 
Nachlaßverbindlichkeiten nunmehr an Stelle des Nachlaſſes dasjenige tritt, was der Nacherbe 
aus der Erbſchaft erlangt, § 2144. Soll dies Gegenſtand der Nachlaßverwaltung werden, 
ſo bedarf es einer neuen Anordnung nach g 1981. Bekanntmachung des Aufhebungsbeſchluſſes 
ift reichsgeſetzlich nicht vorgeſchrieben. 


8 1989 


) Fſt der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der Maſſe!) oder durch Zwangs⸗ 
vergleich beendigt?), jo finden auf die Haftung des Erben die Vorſchriften des 
§ 1973 entſprechende Anwendung ). 

E 1 2118 II 1864 M 5, 640, 641 P 5, 771-774. 

1. Beendigung des Nachlaßkonkurſes. Hat ſich der Erbe durch Eröffnung des Nach⸗ 
laßkonkurſes einmal das Recht der beſchränkten Haftung geſichert ($ 1975), jo bleibt es ihm in 
den Fällen des $ 1989 erhalten, ohne daß er es, wie nach beendeter Nachlaßverwaltung (8 1986 
A 4) ſich von neuem verſchaffen müßte. Inventarfriſt kann ihm jetzt nicht mehr beſtimmt 
werden ($ 2000). 5 1989 ſcheidet deshalb aus ($ 2013 Abſ 1), ſoweit der Erbe bereits vor 
der Konkurseröffnung allen oder einzelnen Gläubigern unbeſchränkt haftete. War Aus⸗ 
ſchlußurteil ergangen, fo iſt $ 1973 unmittelbar anwendbar. Ebenſo ſteht $ 1974 dem Erben 
ohne weiteres zur Seite. Wird das Konkursverfahren wegen Mangels an Maſſe eingeſtellt, 
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fo ſchlägt 1990 Abſ 1 ein. Im Falle der Einſtellung mit Zuſtimmung der Konkursgläubiger 
(KO 8 202) oder des $ 116 KO entfällt die Konkurswirkung ganz, der Erbe haftet nach all- 
gemeinen Grundſätzen. 

2. Beendigung durch Verteilung der Maſſe. Nach KO 5 164 können die im Kon⸗ 
kurſe angemeldeten oder etwa neu auftretende Nachlaßgläubiger ihre Forderungen jetzt unbe⸗ 
ſchränkt gegen den Erben geltend machen. Weiſt der Erbe, z. B. durch das Schlußverzeichnis 
(KO 5 162) nach, daß der Nachlaß durch die Verteilung erſchöpft iſt, jo erreicht er, wenn der 
Sfaudtiger nicht ſeinerſeits einen Überſchuß nachweiſt, ohne weiteres die Klagabweiſung. 
Iſt er mit dem Vorbehalt aus 5 780 ZPO verurteilt oder war der Gläubiger gemäß KO 5 164 
Abſ 2 ſogleich mit Zwangsvollſtreckung vorgegangen, fo iſt hierüber auf Grund der Einwen⸗ 
dungen aus $$ 781, 785 ZRO vom Vollſtreckungsrichter zu entſcheiden. Sind fie begründet, 
fo find wie im Falle des $ 784 ZPO die in das Privatvermögen des Erben vorgenommenen 
Zwangsmaßregeln aufzuheben. Iſt ein Nachlaßüberſchuß vorhanden, ſo hat ihn der Erbe 
nach den zu § 1973 A 6—11 näher erörterten Grundſätzen herauszugeben. Der Überſchuß 
kann auch in den nach $$ 1976, 1977 als fortbeſtehend geltenden eigenen Schulden des Erben 
an den Nachlaß oder in den aus $$ 19781980 gegen ihn entſtandenen Verbindlich⸗ 
keiten beſtehen. 

3. Beendigung durch Zwangs vergleich. Wäre der Vergleich, was praktiſch nicht vor⸗ 
kommen wird, vom Erben nur unter Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß geſchloſſen, 
jo böte die Erfüllung nach $ 1973 keine Schwierigkeiten. Regelmäßig übernimmt aber der 
Erbe damit perſönliche Verpflichtungen, die für und gegen alle nicht bevor⸗ 
rechtigten ($ 1971) Nachlaßgläubiger im Umfange des § 193 KO wirkſam ſind. Daß ſich der 
Erbe gegenüber denjenigen Gläubigern, die am Konkursverfahren nicht teilgenommen haben. 
der Erfüllung eines ſoſchen Vergleichs unter Berufung auf $ 1973 entziehen dürfe, muß nach 
dem unzweideutigen Wortlaute des $ 193 Ko als ausgeſchloſſen gelten (a. M. Planck 
A 3/4). Es kommen alſo nur diejenigen Gläubiger in Betracht, die nach KO $$ 230, 226 
Nr 2—5 am Zwangs vergleiche nicht teilnehmen (. auch KO $ 63), ſowie 
etwa ungedeckt gebliebene bevorrechtigte und Maſſegläubiger. Sie ſtehen den ausgeſchloſſenen 
Gläubigern gleich und können den Erben nach § 1973 nur auf den Betrag der Bereicherung 
aus dem Nachlaß in Anſpruch nehmen. Er kann ihnen mithin die Verpflichtungen, die er 
im Zwangsvergleich für den Nachlaß übernommen hat, voll in Rechnung ſtellen. Aber auch 
nicht mehr, nicht etwa den Nennbetrag der angemeldeten durch den Zwangsvergleich mit 
einem Bruchteil abgefundenen Forderungen (a. M. Staudinger A 4, d, 5). Pflichtteils⸗ 
rechte, Vermächtniſſe und Auflagen dürfen auch hier erſt nach andern geltend gemachten Ver⸗ 
bindlichkeiten und im Verhältnis untereinander nur gemäß $ 1974 Abſ 2 befriedigt werden. 
— Beendigung des Konkurſes gemäß $ 1989 bewirkt Teilhaftung der Miterben, 
$ 2060 Nr 3. — S. auch ZUG 175 Abſ 2. 


§ 1990 

Iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nach⸗ 
laßkonkurſes wegen Mangels einer den Koſten entſprechenden Maſſe nicht 
tunlich!) oder wird aus dieſem Grunde die Nachlaßverwaltung aufgehoben 
oder das Konkursverfahren eingeſtellt:), jo kann der Erbe die Befriedigung 
eines Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht). 
Der Erbe iſt in dieſem Falle verpflichtet, den Nachlaß zum Zwecke der Befriedi- 
gung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung herauszugeben“). 

Das Recht des Erben wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gläubiger 
nach dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung ein Pfandrecht oder eine Hypothek) oder im Wege der 
einſtweiligen Verfügung eine Vormerkung erlangt hate) 7. 

E I 2133 II 1865 M 5, 654—657 P 5, 745, 796-802. 

1. Um die Untunlichkeit der Nachlaß verwaltung oder Konkurseröffnung zu erweiſen, 
iſt nicht erforderlich, daß die betreffenden Anträge geſtellt und nach § 1982 oder KO 8 107 
abgelehnt ſind. Sit aber die Ablehnung erfolgt, fo iſt eine Nachprüfung im Prozeſſe aus⸗ 
geſchloſſen. Der Nachlaß muß nicht von vornherein überſchuldet geweſen ſein. Zur Be⸗ 
gabe Einrede gehört aber, daß ſein dermaliger Beſtand nicht ausreicht, den Gläubiger 

efriedigen. 

— 2. 59 1988 Abſ 2, KO 8 204. Gleichgültig iſt, ob die Dürftigkeit des Nachlaſſes ſchon 
zur Zeit des Erbfalls vorlag, oder ob fie erſt im Laufe der Abwickelung, ſei es auch durch Be⸗ 
friedigung von Nachlaßgläubigern eingetreten iſt. NG 9. 4. 07 VII 328/06 läßt jedoch nach 
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der Teilung ($ 2059) die Einrede nur dann noch zu, wenn der Nachlaß bereits zur Zeit der 
Teilung unzulänglich war. 

3. Die Unzulänglichkeitseinrede dient dazu, das Recht des Erben, ſeine Haftung auf 
den Nachlaß zu beſchränken, im Falle der Dürftigkeit des Nachlaſſes auch ohne Nachlaßver⸗ 
waltung oder Konkurseröffnung zu verwirklichen. Sie ſteht deshalb nicht zu, ſoweit der Erbe, 
ſei es allen, ſei es dem betreffenden einzelnen Nachlaßgläubiger gegenüber (z. B. weil er den 
Vorbehalt gemäß ABO $ 780 nicht erwirkt hat) un beſchränkt haftet, 3 2013. Er 
erlangt damit im allgemeinen die gleichen Befugniſſe, wie ſie ihm gemäß $$ 1973, 1974 gegen⸗ 
über dem ausgeſchloſſenen und dem dieſem gleichſtehenden Nachlaßgläubiger gegeben find. 
Er hat jedoch den Nachlaß ſchlechthin, nicht nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung (51973 A 8)" herauszugeben und hat — außer im Falle des 
$ 1992 (A 4) nicht das Recht, die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch 
Zahlung des Wertes abzuwenden ($ 1973 A 9). Aus dem Verweigerungsrecht folgt un⸗ 
mittelbar das Recht des Erben, den Zugriff der Nachlaßgläubiger auf fein eigenes Vermögen, 
wie im Falle des $ 784 Abſ 1 und zwar gemäß 9 785 ZPO zu verhindern. Er iſt durch $ 1991 
Abſ 1 auch verpflichtet, von dieſem Verweigerungsrecht bei eigener Verantwortung Ge⸗ 
brauch zu machen ($ 1978 A 2). Eine entſprechende Übertragung des in $ 784 Abſ 2 dem 
Nachlaßverwalter eingeräumten Widerſpruchsrechts auf die Nachlaßgläubiger iſt dagegen un⸗ 
ſtattbaft (a. M. Dernburg 170 A 15). Wohl aber konnen fie zum Schutz ihres durch Privat⸗ 
gläubiger des Erben gefährdeten Rechts auf Befriedigung aus dem Nachlaß eine einſtweilige 
Verfügung aus § 940 3 O erwirken. Einer Zwangsvollſtreckung des Nachlaßgläubigers 
in den Nachlaß können weder der Erbe noch andere Nachlaßgläubiger widerſprechen. S. auch 
unten A 5. Die Unzulänglichkeitseinrede ſchützt den Erben (8 390) gegen den Verſuch eines 
Nachlaßgläubigers, mit einer Privatſchuld an den Erben, oder eines Nachlaßſchuldners, mit 
einer Privatforderung gegen den Erben aufzurechnen, hindert aber nicht die Auf⸗ 
rechnung zwiſchen Nachlaßforderung und Nachlaßſchuld. Soweit der Erbe die Tilgung von 
Nachlaßverbindlichleiten durch Aufrechnung mit eigenen Forderungen vornimmt oder geſchehen 
läßt, oder umgekehrt eigene Schulden mit Nachlaßforderungen kilgt, wird er gemäß $ 1991 
erſatzberechtigt oder verantwortlich. 

4. Von der Herausgabeverpflichtung gilt das zu $ 1973 A 6, 7 Geſagte. Auch hier 
handelt es ſich nur um Duldung der Zwangsvollſtreckung (daſ. A 8). Die Bereiche⸗ 
rungsgrundſätze find jedoch nicht anwendbar. Der Erbe haftet deshalb weder mit 
den Nutzungen noch mit den Surrogaten des Nachlaſſes (a. M. Dernburg V 170, VI), auch 
nicht grundſätzlich auf Wertserſatz ($ 818). Ebenſowenig erhöht ſich ſeine Haftung mit dem 
Zeitpunkte der Rechtshängigkeit oder der Kenntnis von der geltend gemachten Forderung 
(58 818, 819). Wohl aber können ſich die Nachlaßgläubiger inſoweit an das eigene Vermögen 
des Erben halten, als er ihnen nach $$ 1991, 1978, 1979 verantwortlich geworden iſt. Um⸗ 
gekehrt iſt er wegen ſeiner Aufwendungen erſatzberechtigt (88 1991, 1978). Auch hier ſteht 
ihm deshalb kein Zurückbehaltungsrecht zu. Er hat die Zwangsvollſtreckung ſchlechthin ge⸗ 
ſchehen zu laſſen und kann ſich nur aus dem Erlöſe vorzugsweiſe befriedigen (a. M. Planck 
1991 A 1, b). Vgl. auch $ 1973 A 8 a. E. 

5. Die bereits gegen den Erblaſſer erlangten dinglichen Rechte bleiben ſelbſtverſtändlich 
unberührt. Zur Abwehr von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln uſw. in das eigene Vermögen 
iſt der Erbe den Nachlaßgläubigern gegenüber ſchon durch die Verweigerungseinrede berechtigt 
(A 2). Es handelt ſich mithin in Abſ 2 um Zwangsvollſtreckungen uſw. die von Nachlaß⸗ 
gläubigern in den Nachlaß vorgenommen ſind. Sie ſind mit den aus $ 782 3 PO ſich ergebenden 
Beſchränkungen zuläſſig und bleiben namenklich auch im Verhältnis der Nachlaßgläubiger 
untereinander an ſich wirkſam. Der Erbe ift aber dadurch nicht gehindert, aus den beſchlag⸗ 
nahmten Gegenſtänden ſich wegen ſeiner Aufwendungen vorzugsweise zu befriedigen (A 4) 
und fie, ſoweit er darin freie Hand hat ($ 1991 A 3) auch andern als den dadurch geſicherten 
Nachlaßgläubigern zur Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung herauszugeben. Jeden⸗ 
falls kann und ſoll er verhindern, daß Pflichtteilsberechtigte uſw. aus der erlangten Sicherung 
eine nach § 1991 Abſ 4 ihnen nicht zukommende Befriedigung erhalten. Vgl. auch § 2016 
Abſ 2 und KO 8 221. 

6. Gegenüber dem durch Vormerkung geſicherten Anſpruch wird für den Erben das 
durch $ 884 beſeitigte Recht wiederhergeſtellt, ſich auf Beſchränkung der Haftung im Sinne 
von Abſ 1 zu berufen. 

. Beweislaſt. Die Klage gegen den Erben iſt auf Leiſtung, nicht notwendig auf Be⸗ 
friedigung aus dem Nachlaſſe zu richten (Seuff A 62 Nr 195). Der Erbe kann die Unzuläng⸗ 
lichkeitseinrede ſogleich im Prozeſſe oder nachdem er mit dem Vorbehalt aus $ 780 ZPO 
verurteilt iſt (a. M. Dernburg V 170, V) gemäß $ 785 ZPO in der Zwangsvollſtreckung geltend 
machen. Er iſt für das Vorhandenſein der in Abſ 1 geforderten Vorausſetzungen ſowie dafür, 
daß und wodurch der unſprüngliche Nachlaß bis auf den jetzt behaupteten Beſtand gemindert 
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oder ganz erſchöpft ſei (§ 260) beweispflichtig. Gegenüber dem bereits gelegten oder dem 
jetzt erſt vom Gläubiger erzwungenen Inventar ($ 1994) ift nach $ 2009 der Gläubiger beweis⸗ 
pflichtig. Der Lauf der Verjährung wird durch die Unzulänglichkeitseinrede nicht gehemmt, 
$ 202. — Entſprechende Anwendung bei der Gütergemeinſchaft 39 1480, 1489, 1504, bet 
Übernahme eines Vermögens $ 419, Ausübung des Vorkaufsrechtes im Falle des § 2036 
und Haftung des Vorerben $ 2145, 


9 1991 


Macht der Erbe von dem ihm nach § 1999 zuſtehenden Rechte Gebrauch, 
ſo finden auf ſeine Verantwortlichkeit und den Erſatz ſeiner Aufwendungen 
die Vorſchriften der 88 1978, 1979 Anwendung). 2 

Die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbindlich: 
keit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten im 
Verhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem Erben als nicht erlojchen?). 

Die rechtskräftige Verurteilung des Erben zur Befriedigung eines Gläu⸗ 
bigers wirkt einem andern Gläubiger gegenüber wie die Befriedigung‘). 

Die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auf: 
lagen hat der Erbe ſo zu berichtigen, wie ſie im Falle des Konkurſes zur Be⸗ 
richtigung kommen würden“) 5). 

€ 2133 II 1866 M 5, 654—657 P 5, 745, 796-802 KB 314. 

1. Gibt er nach $ 1990 den Nachlaß heraus, fo ift der Erbe dem Gläubiger verant⸗ 
wortlich, wie wenn er bis zur Annahme der Erbſchaft ſeine Geſchäfte geführt und von da 
ab bis zur Herausgabe fein Beauftragter geweſen wäre ($ 1978 A 1/4). Bis zum Belaufe 
der hierdurch begründeten Anſprüche kann auch der beſchränkt haftende Erbe perſönlich vom 
Gläubiger belangt werden (RG 10. 5. 06 IV 551/05). Insbeſondere kommen, trotz Streichung 
des § 1980 durch die Reichstagskommiſſion die Anſprüche wegen Nichtherbeiführung des 
Nachlaßkonkurſes in Frage, wenn der urſprünglich zur Koſtendeckung ausreichende Nachlaß 
erſt ſpäter dürftig geworden iſt. Wie die Bezugnahme auf 81979 ergibt, ſteht dem Erben 
auch im Falle des dürftigen Nachlaſſes frei, Nachlaß verbindlichkeiten aller Art — 
auch Pflichtteilsberechtigte uſw. (Abſ 4) — in beliebiger Reihenfolge zu berichtigen, 
ſolange er den Nachlaß gutgläubig als hierzu ausreichend anſehen durfte. Seine Verantwort⸗ 
lichkeit beginnt erſt mit dem Augenblicke, wo dies nicht mehr zutrifft, ſie nötigt ihn jedoch jetzt 
nicht mehr dazu, wie im Falle des § 1980 Abſ 2 das Aufgebot der Nachlaßgläubiger zu bean⸗ 
tragen. Auch jetzt noch kann er ſich wegen feiner Erſatzanſprüche für Aufwendungen 
($ 1978 A 5) aus dem Nachlaſſe befriedigen und, wenn es zur Zwangsvollſtreckung kommt, 
vor dem Gläubiger Befriedigung verlangen ($ 1990 A 4). Im übrigen hat er jedenfalls die 
mit rechtskräftigem Titel ausgeſtatteten Gläubiger (Abſ 3) vor allen andern, die Pflicht⸗ 
teilsberechtigten uſw. aber (Abſ 4), ſelbſt wenn fie bereits mit Vollſtreckungstitel ausgeſtattet 
find ($ 1990 A 5), erſt nach allen andern bekannten Nachlaßgläubigern — freiwillig oder im 
Wege der Zwangsvollſtreckung — zu befriedigen. Innerhalb dieſer Grenzen ſteht dem Erben 
frei, in welcher Reihe nfolge er die Nachlaßverbindlichkeiten berichtigen will. Handelt 
es ſich um ausgeſchloſſene oder dieſen gleichſtehende Gläubiger, fo gelten die Vorſchriften der 
8$ 1973, 1974. Durch Rückſichten auf die Unzulänglichkeit des Nachlaſſes iſt er jentzt, wo 
§ 1980 wegen Untunlichkeit der Konkurseröffnung nicht mehr in Frage kommt, nicht beengt. 
Für konkursmäßige Befriedigung hat er nur im Falle des Abſ 4 zu ſorgen. 

2. Als nicht erloſchen gelten Rechte und Verbindlichkeiten nicht allgemein ($ 1976), 
ſondern nur im Verhältnis zu dem betreffenden, die Befriedigung fordernden Nachlaßgläu⸗ 
biger. Bezüglich der eigenen Forderungen an den Nachlaß muß der Erbe, da er ſelbſt 
nicht klagen kann, von vornherein den in Abſ erwähnten Gläubigern gleichſtehen. Er darf 
ſich deshalb noch vor ihnen aus dem Nachlaß befriedigen und demgemäß Herausgabe der. 
hierzu zu verwendenden Nachlaßgegenſtände verweigern. Soweit er als Schuldner des Nach⸗ 
laſſes gilt, muß er unmittelbar die Zwangsvollſtreckung in ſein Vermögen geſchehen laſſen. 
Es bedarf nicht erſt einer Pfändung und Überweiſung gemäß ZPO 8s 829, 846 ff., da eine 
Forderung gegen den Erben in Wahrheit nicht mehr beſteht, ſondern nur als noch beſtehend 
angenommen wird. — Ahnlich 88 2143, 2175, 2377. 

3. Wie $ 1973 A 10. Der Erbe darf mithin dem andern Gläubiger gegenüber die 
Herausgabe derjenigen Nachlaßgegenſtände verweigern (§ 1990 A 3), die zur tatſächlichen 
Befriedigung des mit rechtskräftigem Urteil ausgeſtatteten Gläubigers zu verwenden ſind. 
Solange dieſer Gläubiger die Zwangsvollſtreckung nicht betreibt, kann die Auswahl der Nach⸗ 
laßgegenſtände unter Kontrolle des Vollſtreckungsgerichts (ZPO $ 766) nur vom Erben ge⸗ 
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troffen werden. Dieſem Zurückbehaltungsrecht entſpricht auch die Verpflichtung des 
Erben, den mit Rechtskraft verſehenen Gläubiger vor den übrigen und wenn mehrere rechts⸗ 
kräftige Urteile ergangen ſind, den älteren Titel vor dem ſpäteren zu befriedigen. Ein Zu⸗ 
widerhandeln macht den Erben nach Abſ 1 perſönlich verantwortlich, würde ev. auch einen 
Bereicherungsanſpruch des geſchädigten gegen den ungerechtfertigter Weiſe befriedigten 
Gläubiger begründen. Die Sonderbeſtimmungen des $ 225 KSO, wonach der Erbe im Kon⸗ 
kurſe an die Stelle des von ihm befriedigten Gläubigers tritt, kommt ihm hier nicht zugute. 
Dagegen erwerben die in Abſ 4 genannten P flichtteilsberechtigten uſw. auch 
durch rechtskräftiges Urteil keinen Anſpruch darauf, vor den übrigen, eigentlichen Nachlaß⸗ 
gläubigern befriedigt zu werden. Der Erbe kann und muß ihre Befriedigung trotzdem ver⸗ 
hindern (§ 1990 A 5). 

4. Die Verpflichtung des Erben, die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten kon⸗ 
kursmäßig, d. h. nach allen übrigen Verbindlichkeiten, unter ſich aber in der durch KO 88 226, 
227 beſtimmten Rangordnung zu befriedigen, entſteht erſt mit dem Augenblicke, wo er die 
Unzulänglichkeit des Nachlaſſes zur Befriedigung der eigentlichen Nachlaßgläubiger zu Über⸗ 
ſehen vermag (oben A 1). Läßt er trotzdem die Pflichtteilsberechtigten uſw. zum Zuge 
kommen, ſo wird er den benachteiligten Gläubigern perſonlich verantwortlich. Zugleich ſteht 
dieſen das Aufechtungsrecht aus § 3a Anf zu, nicht aber ohne weiteres auch der Be⸗ 
reicherungsanſpruch gegen den befriedigten Vermächtnisnehmer (RG JW 08, 487°). 

5. Bewweislait $ 1990 A 7. Der Gläubiger ift dafür beweispflichtig, daß und inwie⸗ 
weit ihm der Erbe perſönlich verantwortlich ſei (A 1, 3, 4) oder inwie weit er noch als Nach- 
laßſchuldner zu gelten habe (A 2). Der Erbe hat zu beweiſen die Aufwendungen, wegen 
deren er Erſatz oder nach $ 257 Befreiung fordert (A 1) oder das Beſtehen eigener For⸗ 
derungen an den Nachlaß (A 2) oder gegen ihn ergangene rechtskräftige Urteile (A 3). Den 
Pflichtteilsberechtigten uſw. gegenüber hat der Erbe das Vorhandenſein anderer ihnen vor⸗ 
gehender Nachlaßgläubiger zu beweiſen, wogegen ihnen der Beweis der Befriedigung dieſer 
Gläubiger oder der Zulänglichkeit des Nachlaſſes offen ſteht. 


8 1992 


Beruht die Überſchuldung des Nachlaſſes auf Vermächtniſſen und Auf⸗ 
lagen ), jo iſt der Erbe, auch wenn die Vorausſetzungen des $ 1990 nicht vor⸗ 
liegen ), berechtigt, die Berichtigung dieſer Verbindlichkeiten nach den Vor⸗ 
schriften der 88 1990, 1991 zu bewirken). Er kann die Herausgabe der noch 
vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch Zahlung des Wertes abwenden )). 

6 11 1867 P 5, 762, 763, 802804, 816. 

1. Beruht die Überſchuldung des Nachlaſſes (KO $ 215) auf Vermächtniſſen und 
Auflagen, fo ift der Erbe und ebenſo der Nachlaßverwalter nach KO 5 217 Abſ1 berechtigt, 
die Eröffnung des Konkurſes zu beantragen. Sie find aber nicht, wie im Falle des $ 1980 
hierzu verpflichtet. Das Recht der Vermächtnisnehmer und Auflageberechtigten, den 
Nachlaßkonkurs zu beantragen, wenn über das Vermögen des Erben ſelbſt das Konkursver⸗ 
fahren eröffnet iſt (MO 9219), bleibt unberührt. Ebenſo das Recht, Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung zu beantragen, wenn die Vorausſetzungen des § 1981 Abf 2 gegeben find. 

5 2. Gleichviel, ob der nach Befriedigung der eigentlichen Nachlaßglaubiger verbleibende 
Überſcchuß die Koſten des Verfahrens decken würde oder nicht. 

3. Der Erbe (wie der Nachlaßverwalter) kann den Vermachtnisnehmern und Auflage⸗ 
berechtigten die Befriedigung aus dem zur Tilgung der übrigen Nachlaßverbindlichkeiten 
einſchließlich der Pflichtteilsrechte benötigten Nachlaß verweigern (8 1990 A 3), hat ihnen 
aber den Nachlaßüberſchuß herauszugeben (daſ. A 4). Er kann ſich hierbei wegen ſeiner Auf⸗ 
wendungen (81991 A 1) ſowie wegen eigener Forderungen an den Nachlaß (daſ. A 2) befriedigen, 
iſt ihnen aber bis zur Herausgabe auch für die Behandlung des Nachlaſſes, insbeſondere 
für eine etwaige Verſchleuderung, Tilgung unbegründeter Verbindlichkeiten uſw. perſönlich 
verantwortlich (daſ. A 1). Er hat, ſelbſt wenn der eine oder der andere rechtskräftiges 
Urteil erftritten hätte, dafür Sorge zu tragen, daß die mehreren Vermächtnisnehmer und 
Auflageberechtigten in der konkursmäßigen Reihenfolge befriedigt werden (daſ. A 3/4). Haftet 
der Erbe unbeſchränkt, fo iſt § 1992 überhaupt nicht anwendbar, § 2013 Abſ 1. Die 
gleichen Rechte und Pflichten ſind auch dem überſchwerten Vermächtnisnehmer gegeben $ 2187. 

4. Dem Erben ſteht, wie im Falle des 9 1973 A 9, das Einlöſungsrecht zu. Auch hier 
iſt der für die Zeit der Ausübung dieſes Rechtes zu ermittelnde Schätzungswert der Nachlaß⸗ 
gegenſtände maßgebend. Die Unzulänglichkeitseinrede verwandelt ſich damit in eine reine 
Abzugseinrede, die Haftung cum viribus in eine ſolche pro viribus hereditatis. Ste führt 
zur entſprechenden Kürzung aller in Betracht kommenden Beſchwerungen des Nachlaſſes. 
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IV. Inventarerrichtung Unbeſchränkte Haftung des Erben 


Die Inventarerrichtung kann vom Erben jederzeit freiwillig vorgenommen 
werden ($ 199). Sie muß erfolgen, nachdem ihm auf Antrag eines Nachlaßgläubigers hierzu 
Friſt beſtimmt iſt ($ 1994). Sie iſt an ſich kein Mittel, dem Erben die beſchränkte Haftung 
zu ſichern. Wohl aber droht ihm deren Verluſt, wenn er die Inventarfriſt verſäumt ($ 1994) 
oder wenn er ein ungetreues Inventar errichtet (§ 2005). In beiden Fällen wird er allen 
Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar, während er im Falle der Verweigerung 
des Offenbarungseides nur dem betreffenden, den Eid verlangenden einzelnen Gläubiger 
unbeſchränkt haftet ($ 2006). 


9 1993 


Der Erbe iſt berechtigt, ein Verzeichnis des Nachlaſſes (Inventar) bei 
dem Nachlaßgericht einzureichen (Inventarerrichtung)!). 

€ 1 2095 Abſ 1 II 1868 Abſ 1 M 5, 608 P 5, 731—733; 6, 395. 

1. Durch freiwillige Inventarerrichtung beugt der Erbe (oder Miterbe) der Mög⸗ 
lichkeit vor, hierzu auf Antrag eines Nachlaßgläubigers gezwungen zu werden, $$ 1994 ff. 
Er ſichert ſich damit die Vermutung des $ 2009, vergewiſſert ſich in Verbindung mit dem 
Aufgebot über den Beſtand des Nachlaſſes (§ 1980) und erleichtert ſich die ihm obliegenden 
Nachweiſungen, um die Haftung auf den Nachlaß zu beſchränken (581973 A 11, 1990 A 7). 
Dagegen verliert er mit der Errichtung die aufſchiebende Einrede des § 2014. Inhalt des 
Inventars $ 2001, Aufnahme 58 2002 — 2004, getreue Errichtung § 2005. Das Inventar 
iſt erſt mit der Einreichung ( 2003 Abſ 3) errichtet. Die Ko ft en der Inventarerrichtung 
gehören zu den Nachlaßverbindlichkeiten ($ 1967 A 3) und ſind im Konkurſe Maſſeſchulden 
(KO 5 224 Nr 4). Das vom Nachlaßpfleger als dem geſetzlichen Vertreter des Erben ($ 1960 
A 5) errichtete Inventar iſt vom Erben errichtet. Das vom Nachlaßverwalter oder Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker ($ 2215) eingereichte Inventar kann er gemäß $ 2004 für fein Inventar 
erklären. Inventar des Ehemanns der Erbin $ 2008, des Miterben $ 2063, des Vorerben 
5 2144, des Erbſchaftskäufers oder Verkäufers § 2383. Das freiwillige Inventar darf ver⸗ 
ſiegelt eingereicht, aber vom Nachlaßgericht eröffnet werden, wenn ein hierzu Berechtigter 
Einſicht verlangt ($ 2010) oder der Antrag auf Beſtimmung der Friſt ($ 1994) geſtellt wird. 
Bedient ſich der Erbe eines Bevollmächtigten, ſo hat er auch die Vollmachtsurkunde 
mit einzureichen ($ 174). 


9 1994 


Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antrag eines Nachlaßgläubigers 0 
zur Errichtung des Inventars eine Friſt (Inventarfriſt) zu beſtimmen?). Nach 
dem Ablaufe der Friſt haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten un⸗ 
beſchränkt, wenn nicht vorher das Inventar errichtet wird). 

Der Antragſteller hat ſeine Forderung glaubhaft zu machen“). Auf die 
Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung iſt es ohne Einfluß, wenn die Forderung 
nicht beſteht !). 

E 1 2095, 2096 II 1868 Abſ 1, 1869 M 5, 608-610 P 5, 732-734, 740; 6, 395. 

1. Nachlaßgläubiger einſchließlich der Pflichtteilsberechtigten (§ 1967), denen der 
Erbe überdies nach $ 2314 auskunftspflichtig iſt. Auch der ausgeſchloſſene und der ihm gleich⸗ 
ſtehende Nachlaßgläubiger ($$ 1973, 1974) find antragsberechtigt, wenn auch der Erbe ihnen 

egenüber der beſchränkten Haftung nicht auf Grund der $$ 1994 und 2005 verluſtig gehen 
aun ($ 2013 A 3). Ebenſo der Miterbe gegenüber den übrigen Miterben, wenn er zugleich 
Nachlaßgläubiger iſt (ſ. aber $ 2063 Abſ 2). Der Antrag iſt an keine Form und an keine 
Friſt gebunden. Er iſt abzulehnen, wenn vom Erben oder mit Wirkung für ihn (§ 1993 A 1) 
bereits formgerechtes Inventar errichtet iſt (RIA 8, 185). 

2. Inventarfriſt als techniſche Bezeichnung. Daß der Erbe bereits angenommen 
habe ift nicht erforderlich (8 1995 Abſ 2). Doch darf er nicht bereits wirkſam ausgeſchlagen 
haben. Herrſcht Streit darüber, ob ausgeſchlagen ſei, ſo kann Ausſetzung der Inventarauf⸗ 
nahme nicht verlangt werden (RIA 3, 176). Schlägt er hinterher aus, jo wird die Friſtbe⸗ 
ſtimmung von ſelbſt wirkungslos. Auch dem geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Erben kann, wiewohl unter Beobachtung der Vorſchriften in 85 1997, 1999 die 
Friſt beſtimmt werden. Nicht aber dem Fiskus (5 2011), dem Nachlaßpfleger oder Nachlaß ⸗ 
verwalter ($ 2012) oder dem Erben während der Dauer der Nachlaßverwaltung und des Nach⸗ 
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laßkonkurſes. Die Frift iſt eine richterliche (ZPO 3221). Sie braucht mehreren Erben gegen⸗ 
über nicht einheitlich feſtgeſetzt zu werden. Dauer der Friſt $ 1995. Sie wird gewahrt durch 
Einreichung des Inventars, aber auch durch Stellung des Antrags nach § 2003 Abſ 1 oder 
durch Erklärung nach § 2004, wobei dem Inventarpflichtigen nach $$ 2008, 2063, 2144, 2383 
auch das von gewiſſen andern Perſonen errichtete Inventar zuſtatten kommt. Gegen die 
Beſtimmung der Friſt (z. B. weil er nicht Erbe ſei) oder gegen ihre (zu kurze) Bemeſſung 
ſteht dem Erben, gegen die (zu lange) Friſtbemeſſung dem Gläubiger und zwar mit Friſten⸗ 
lauf gegen alle Gläubiger die ſofortige Beſchwer de aus FGG 8 77 zu. Ab⸗ 
lehnung der Friſtbeſtimmung begründet für den Gläubiger die einfache Beſchwerde aus FGG 
95 19, 20. 

3. Die unbeſchränkte Haftung wegen Nichteinhaltung der Friſt tritt mit den in $ 2013 
Abſ 1 bezeichneten Wirkungen und Einſchränkungen ipso jure gegenüber allen Nach⸗ 
laßgläubigern ein, auch wenn ſie an der Antragsſtellung nicht beteiligt waren. Aus⸗ 
nahmen $$ 2063 Abſ 2, 2144 Abſ 3. Darauf, ob die Verſäumnis vom Erben verſchuldet war 
oder nicht, kommt nichts an, eine Wiedereinjegung iſt nicht gegeben, ſ. jedoch $ 1996. Für 
Einhaltung der Friſt iſt der Erbe beweispflichtig. 

4. Glaubhaftmachung der Forderung, FGG 8 15 Abſ 2, ZPO § 294. Das Nach- 
laßgericht iſt nicht gehindert, den Erben zuvor zu hören, und wenn er die Erbeneigenſchaft 
beſtreitet, auch deren Glaubhaftmachung zu fordern. Doch darf die Friſtbeſtimmung wegen 
eines Prätendentenſtreits nicht ausgeſetzt werden (OLG 6, 70). 

5. Der ſäumige Erbe wird auch, wenn die Forderung nicht beſteht, unbeſchränkt haft⸗ 
bar. Das Nachlaßgericht kann die Friſtbeſtimmung nicht zurücknehmen, auch wenn es nach- 
träglich ihre Vorausſetzungen für nicht gegeben achtet (F K 18 Abſ 2). 


8 1995 

Die Inventarfriſt ſoll mindeſtens einen Monat, höchſtens drei Monate 
betragen ). Sie beginnt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den die 
Friſt beſtimmt wird). . 

Wird die Friſt vor der Annahme der Erbſchaft beſtimmt, jo beginnt jie 
erſt mit der Annahme der Erbſchaft!). 

Auf Antrag des Erben kann das Nachlaßgericht die Friſt nach ſeinem 
Ermeſſen verlängern). 

E 1 2097 I1 1870 M 5, 610, 611 P 5, 734. 

1. Dauer der Friſt. Eine Verletzung der Sollvorſchrift macht die Friſtbeſtimmung 
nur dann unwirkſam, wenn dem Erben auch die Mindeſtfriſt nicht offen bleibt. Fliſtberechnung 
58 186—193. 

2. Die Zuſtellung erfolgt nach FOG $ 16 Abſ 2, ZPO 89 208—213. Sie ſetzt für 
jeden der mehreren Erben eine beſondere Friſt in Lauf. Für den Fall unverſchuldeter Un- 
kenntnis von der Zuſtellung gewährt $ 1996 Hilfe. Zuſtellung an den geſetzlichen Vertreter 
des Erben ZPO $ 171, Mitteilung an das Vormundſchaftsgericht $ 1999. Dem Antragſteller 
gegenüber genügt Bekanntmachung zu Protokoll, FGG $ 16 Abſ 3. 

3. Annahme der Erbſchaft g 1943 A 1 und § 1957 A 1. 

4. Friſtverlängerung $ 190. Sie kann nur in Frage kommen, ſolange die beſtimmte 
Friſt noch nicht abgelaufen iſt. Gegen die auf den Verlängerungsantrag ergehende Verfügung 
sofortige Beſchwerde des Erben wie des Gläubigers, FGG 577 Abſ 2, 3. Wieder- 
holte Verlängerung iſt nicht ausgeſchloſſen. Für die verlängerte Friſt beſtehen keine Grenzen. 
Verkürzung der Friſt iſt weder bei der erſten noch bei einer ſpäteren Friſtbeſtimmung zuläſſig. 


8 1996 


Iſt der Erbe durch höhere Gewalt verhindert worden, das Inventar recht⸗ 
zeitig zu errichten oder die nach den Umſtänden gerechtfertigte Verlängerung 
der Inventarfriſt zu beantragen, ſo hat ihm auf ſeinen Antrag das Nachlaß⸗ 
gericht eine neue Juventarfriſt zu beſtimmen !). Das Gleiche gilt, wenn der 
Erbe von der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den die Inventarfriſt beſtimmt 
worden iſt, ohne ſein Verſchulden Kenntnis nicht erlangt hat!). 

Der Antrag muß binnen zwei Wochen nach der Beſeitigung des Hinder⸗ 
niſſes und ſpäteſtens vor dem Ablauf eines Jahres nach dem Ende der zuerſt 
beſtimmten Friſt geſtellt werden“). 
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Vor der Entſcheidung ſoll der Nachlaßgläubeger, auf deſſen Antrag die 
erſte Friſt beſtimmt worden iſt, wenn tunlich gehört werden). 

E 1 2098 11 1871 M 5, 611, 612 P 5, 784. 

1. Begriff der höheren Gewalt ſ. $ 203 Abſ 2. Stillſtand der Rechtspflege § 1997. 
Verlängerung der Friſt J 1995 Abſ 3. Die Abhilfe geſchieht nicht im Wege der Wiedereinſetzung 
(R6 54, 151), ſondern der Beſtimmung neuer Inventarfriſt gemäß $ 1995, alſo mit mindeſtens 
einmonatiger Dauer. Sie kann gleichfalls verlängert werden. Der Fall des Abſ 1 kann 
vor Ablauf des Jahres (Abſ 2) wiederholt gegeben ſein. Erſt die Verſäumnis der neuen Friſt 
macht den Erben unbeſchränkt haftbar. 2 

2. Entſprechend ZPO $ 233 Abſ 2. So beſonders im Falle der Erſatzzuſtellung 
nach ABO 8 181. Das Verſchulden des geſetzlichen Vertreters oder des Generalbevoll⸗ 
mächtigten (ABO 8 171, 173) iſt vom Erben zu vertreten. 

3. Entſprechend ZPO $ 234. Hemmung der Antragsfriſt 8 1997, Tod des Erben 91998. 

4. Sofortige Beſchwerde des Erben oder des Nachlaßgläubigers gegen die 
ablehnende oder ſtattgebende Verfügung FGG 877 Abſ 2. Die rechtskräftige Entſcheidung des 
Nachlaßgerichts kann auch im Prozeſſe nicht wieder in Frage geſtellt werden. — Neue Friſt 
zur Ergänzung des Inventars $ 2005 Abſ 2. 


8 1997 

Auf den Lauf der Inventarfriſt und der im § 1996 Abſ 2 beſtimmten 
Friſt von zwei Wochen finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
des § 203 Abſ 1 und des § 206 entſprechende Anwendung). 

E 1 2100 11 1872 M 5. (13, 614 P 5, 734, 741. 

1. Der Lauf und ſomit auch der Ablauf der urſprünglichen, der verlängerten und 
der neu beſtimmten Fnventarfriſt ſowie der zweiwöchigen Ankragsfriſt (88 1995, 1996) 
wird gehe mmt durch Stillſtand der Rechtspflege, 20 3 Abſ 1. Höhere Gewalt $ 1996. 
Im Mangel eines geſetzlichen Vertreters für den geſchäftsunfahigen oder in der Geſchaftsfähig 
keit beſchränkten Erben kann die Friſt überhaupt nicht in Lauf geſetzt werden. Jedenfalls 
läuft ſie nicht zu Ende, ſolange der Mangel dauert. Von dem Zeitpunkte ab, in welchem 
der Erbe unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden oder wieder geſetzlich vertreten iſt, beginnt 
die urſprünglich beſtimmte, die verlängerte oder die neu beſtimmte Friſt, ebenſo die zwei⸗ 
wöchige Antragsfriſt von neuem zu laufen. Nur wenn die Friſt auf mehr als ſechs Monate 
verlängert worden wäre ($ 1995 Abſ 3) endet fie jedenfalls nach ſechs Monaten, 5206. Ver⸗ 
ſäumnis des geſetzlichen Vertreters hindert den Friſtablauf nicht ($ 1996 Abſ 2). Mitteilungs 
pflicht des Nachlaßgerichts $ 1999. 


8 1998 

Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Juventarfriſt oder der im 8 1996 
Abſ. 2 beſtimmten Friſt von zwei Wochen, ſo endigt die Friſt nicht vor dem 
Ablauf der für die Erbſchaft des Erben vorgeſchriebenen Ausſchlagungsfriſt.“) 

E 1 2099 II 1873 M 5 612, 613 P 5, 784. — 

1. Die Vorſchrift des $ 1952 Abſ 2 iſt auf die Inventar⸗ und die Antragsfriſt über- 
tragen. Fällt die Erbſchaft des Erben an mehrere Erben, ſo iſt jeder Miterbe zur Errichtung 
des Inventars über die ganze dem erſten Erben angefallene Erbſchaft verpflichtet. Die Friſt 
kann für jeden verſchieden laufen ($ 1944 A 2). Wahrung der Friſt durch einen Miterben 
kommt auch den andern nicht ſchon ſäumig gewordenen Miterben zuſtatten, $ 2063. Auch 
der Erbeserbe kann Verlängerung ($ 1995 Abſſ 3) und neue Friſtbeſtimmung ($ 1996) bean- 
tragen. 


8 1999 


Steht der Erbe unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft, ſo 
ſoll das Nachlaßgericht dem Vormundſchaftsgerichte von der Beſtimmung der 
Inventarfriſt Mitteilung machen“). 

E 1 2101 II 1874 M 5, 614 P 5, 734. 

1. Das Vormundſchaftsgericht ſoll damit in den Stand geſetzt werden, 
Aufſichts wegen (88 1837, 1667 ff.) über Einhaltung der Inventarfriſt durch Vormund (Pfleger 
5 u oder Gewalthaber zu wachen. Für den Friſtablauf ſelbſt iſt die Mitteilung ohne Be⸗ 

eutung. 
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8 2000 


Die Beſtimmung einer Inventarfriſt wird unwirkſam, wenn eine Nach⸗ 
laßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet wird). Während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes kaun eine In⸗ 
ventarfriſt nicht beſtimmt werden?). Iſt der Nachlaßkonkurs durch Verteilung 
der Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt, jo bedarf es zur Abwendung 
der unbeſchränkten Haftung der Iuventarerrichtung nicht!). 

E 1 2095 Abſf 2 11 1868 Abſ 3 M 5, 609 P 5, 733, 741. 

1. Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs ſichern dem Erben ohnedies die be⸗ 
ſchränkte Haftung ($ 1975), den Nachlaßgläubigern aber die ordnungsmäßige Befriedigung, 
Pflicht des Verwalters, ein Verzeichnis des Nachlaſſes aufzuſtellen und des Erben ihm hierbei 
behilflich zu fein, $ 1985 A 1, 2. 

2. Die Inventarfriſt kann weder dem Erben noch dem Nachlaßverwalter ($ 2012) 
noch dem Konkursverwalter, dem ſchon das Geſetz Anfertigung des Inventars und der Bilanz 
auferlegt (KO 8 124), beſtimmt werden. Auch die Beeidigung eines vom Erben bereits gelegten 
Inventars (8 2006) kann jetzt nicht in Frage kommen (KO $ 125). 

3. In dieſem Falle haftet der Erbe nach $ 1989 allen Gläubigern gegenüber nur ſo, 
wie er gemäß $ 1973 den ausgeſchloſſenen Gläubigern gegenüber haften 
würde. Auch von dieſen kann er, wiewohl ohne die Gefahr des Verluſtes der beſchränkten 
Haftung zu laufen, zur Inventarerrichtung gezwungen werden (51994 A 1). In dem beſondern 
Falle des durchgeführten Nachlaßkonkurſes, der notwendig die Inventarerrichtung ſchon 
mit ſich gebracht hat (RO $ 124), darf dem Erben die Inventarfriſt überhaupt nicht beſtimmt 
werden. Dagegen iſt ihm auf Antrag neue Friſt zu beſtimmen, wenn der Konkurs 
auf andere Weiſe beendet worden iſt (81989 A 1 a. E.). Ebenſo nach durchgeführter Nachlaß⸗ 
verwaltung ($ 1986 A 4). Doch kommt ihm hierbei regelmäßig $ 2004 zu ſtatten. 


8 2001 


In dem Inventar ſollen die bei dem Eintritte des Erbfalls vorhandenen 
Nachlaßgegenſtände und die Nachlaßverbindlichkeiten vollſtändig angegeben 
werden!). 

Das Inventar ſoll außerdem eine Beſchreibung der Nachlaßgegenſtände, 
ſoweit eine ſolche zur Veſtimmung des Wertes erforderlich iſt, und die Angabe 
des Wertes enthalten!). 

E 1 2105 11 1875 M 5, 618 P 5, 735—737. 

1. Für die Nachlaßgegenſtände (Sachen und Rechte $ 90) iſt lediglich die Zeit bes 
Erbfalls maßgebend. Ebenſo für die Wertsangabe. Seit dem Tode des Erblaſſers ein⸗ 
getretene Veränderungen bleiben außer Betracht (ſ. aber 88 1978 A 4, 1991 A 1). Dagegen 
entſcheidet für die Nachlaßverbindlichkeiten (8 1967 Abſ 2) der Zeitpunkt der Errichtung. 
Hierzu gehören auch die Koſten des Inventars (im Konkurſe als Maſſeſchuld KO $ 224 
Nr 4). Dies ſchließt nicht aus, daß ſich der Erbe zu Zwecken der Inventarerrichtung durch 
Rechtsgeſchäft auch perſönlich verpflichtet (5 1967 A 3). Der Wortlaut des Geſetzes ergibt, 
daß die durch Konfuſion erloſchenen Aktiven und Paſſiven geſondert aufzuführen find (58 1976, 
1991 Abſ 2). Vergleichung und Ermittelung des Beſtands⸗ oder Schuldenuberſchuſſes iſt zweck⸗ 
mäßig, aber nicht vorgeſchrieben. Auch das von einem Miterben errichtete Juventar 
Avgl. RIA 8, 100) muß ſich über den ganzen Nachlaß verhalten. Ausgleichungspoſten gehören 
nicht herein ($ 2057). 

2. Die Beſchreibung und Wertsangabe liegt im Falle des $ 2002 dem Erben, im Falle 
des $ 2003 unter Mitwirkung des Erben dem aufnehmenden Beamten ob. Abſchätzung durch 
Sachverſtändige iſt nicht erforderlich. Entſpricht das Inventar nicht den geſetzlichen Vor⸗ 
schriften, fo kann neue Inventarfriſt beſtimmt werden. Abſichtliche Unvollſtändigkeit macht 
den Erben unbeſchränkt haftbar (8 2005). 


8 2002 
Der Erbe muß zu der Aufnahme des Inventars eine zuſtändige Behörde 
oder einen zuſtändigen Beamten oder Notar zuziehen ). 
E 1 2102 Il 1876 M 5, 615, 616 P 5, 734, 737. 


1. Ein vom Erben ſelbſt aufgenommenes Inventar genügt nicht, ſelbſt wenn es öffentlick 
beglaubigt wäre (anders bei dem vom Vorerben nach 5 2121 oder vom Teſtamentsvollſtrecken 
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nach § 2215 mitzuteilenden Verzeichnis). Er bedarf in jedem Falle, auch wenn kein Nachlaß 
vorhanden iſt, der amtlichen Mitwirkung gemäß § 2002 oder $ 2003. Die Tätigkeit der bloß 
zugezogenen Behörde uſw. iſt nur eine beratende, nicht ſelbſtändig ermittelnde. Sie über⸗ 
hebt den Erben nicht der eignen Verantwortung. Er hat ſelbſt für rechtzeitige Einreichung 
zu ſorgen (§ 1994 A 2). Nur Antrag nach $ 2003 Abſ 1, nicht bloße Zuziehung wahrt die Friſt. 
Die zugezogene Amtsperſon muß ihre Mitwirkung durch dienſtliche Unterſchrift neben der 
des Erben kenntlich machen. Die Zuſtändigkeit der Behörden oder Beamten beſtimmt ſich 
nach Landesrecht, EG Art 148, FG 5200. Der preuß. Gerichtsvollzieher iſt nur zu⸗ 
ſtändig, wenn er vom Gericht beauftragt iſt (RG 30. 5. 07 VI 366/06). Bedient ſich der Erbe 
eines Bevollmächtigten, ſo hat er ihn dem Nachlaßgericht gegenüber, wenn auch 
erſt nach der Einreichung, zu legitimieren. 


8 2003 


Auf Antrag des Erben hat das Nachlaßgericht entweder das Inventar 
ſelbſt aufzunehmen oder die Aufnahme einer zuſtändigen Behörde oder einem 
zuſtändigen Beamten oder Notar zu übertragen!). Durch die Stellung des 
Antrags wird die Inventarfriſt gewahrt). 

Der Erbe iſt verpflichtet, die zur Aufnahme des Inventars erforderliche 
Auskunft zu erteilen). 

Das Juventar iſt von der Behörde, dem Beamten oder dem Notar bei 
dem Nachlaßgericht einzureichen). 

E 1 2103 II 1877 M 5, 616, 617 P 5, 734, 741. 

1. Nachlaßgericht FGG 35 72 ff. Seine Zuſtändigkeit kann durch Landesgeſetz über- 
haupt (EG Art 147) oder doch ſoweit es ſich um Aufnahme des Inventars handelt (Art 148) 
ausgeſchloſſen werden. Der Antrag kann auch von einem Miterben wirkſam geſtellt werden 
(RIA 8, 100). 

2. Inventarfriſt $ 1995, verlängerte und neubeſtimmte Friſt § 1995 Abſ 3, 1996. 
Der von einem Miterben geſtellte Antrag wahrt die Friſt auch für die übrigen Erben (8 2063 
Abſ 1, OLG 10, 296). Er kann darauf gerichtet werden, das Inventar bei dem im Beſitze 
des Nachlaſſes befindlichen Miterben aufzunehmen (OLG 5, 342). 

3. Die Aufnahme liegt abweichend von § 2002 nicht dem Erben, ſondern der Amts- 
perſon ob. Ihre Verpflichtung geht aber nicht weiter, als Auskunft vom Erben zu er⸗ 
fordern, nicht auch deren Richtigkeit amtlich zu erörtern. Zwangsmittel zur Erteilung der 
Auskunft beſtehen nicht. Ihre Verweigerung oder Verzögerung, ſowie die Unrichtigkeit der 
Auskunft ſind aber mit dem Verluſte der beſchränkten Haftung bedroht (§ 2005 Abſ 1). Die 
ſonſt aus der Auskunftspflicht folgende Verpflichtung zur Vorlegung eines Verzeichniſſes 
($ 260) kommt hier nicht in Frage. 

4. Die Amtsperſonen find zur Einreichung nicht bloß (wie die Notare in FGG 8g 71, 
129, GBO $ 15) ermächtigt, ſondern verpflichtet. Gegen Verzögerungen iſt die Aufſichts⸗ 
beſchwerde gegeben. 


8 2004 


Befindet ſich bei dem Nachlaßgerichte ſchon ein den Vorſchriften der 
88 2002, 2003 entſprechendes Juventar), jo genügt es, wenn der Erbe vor 
dem Ablaufe der Inventarfriſt?) dem Nachlaßgerichte gegenüber erklärt, daß 
das Juventar als von ihm eingereicht gelten ſoll '). 

E I 2104 11 1878 M 5, 617, 618 P 5, 735. 

1. Das bei dem Nachlaßgericht befindliche Inventar darf nicht bloß als Privatinventar 
errichtet worden ſein. War vorſchriftsmäßiges Inventar vom Erben oder mit 
Wirkung für den Erben ($$ 2008, 2063, 2144, 2383) von einem andern errichtet, jo kommt 
§ 2004 nicht in Frage. Die Friſt darf ihm in dieſem Falle überhaupt nicht beſtimmt werden 
($ 1994 A 1). Das in bezug zu nehmende Inventar kann vom Nachlaß⸗ oder Konkursver⸗ 
walter, vom Teſtamentsvollſtrecker, Erbſchaftsbeſitzer, auch von einem nicht ausgewieſenen 
Bevollmächtigten oder einem auftragsloſen Geſchäftsführer des Erben errichtet und dem Nach⸗ 
laßgericht von vornherein eingereicht oder von ihm herbeigezogen ſein. Es kann auch vom 
Nachlaßgericht ſelbſt gemäß 8 1960 Abſ 2 errichtet fein. 

2. Vor Ablauf der erſten oder der verlängerten oder der neu beſtimmten Inventar⸗ 
friſt (58 1995, 1996). 
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3. Die Erklärung iſt an keine Form oder Formel gebunden. Erfolgt ſie durch einen 
Bevollmächtigten, fo darf fie nicht wie in $ 174 zurückgewieſen werden, wenn Vollmachts⸗ 
urkunde nicht vorgelegt wird. Beglaubigung oder Nachbringen der Vollmacht innerhalb der 
Friſt (fo bei der Ausſchlagung $ 1945 Abſ 2) iſt nicht vorgeſchrieben. Auch durch Bezugnahme 
auf ein fremdes Inventar kann ungetreue Errichtung im Sinne von 2005 (A 1) begangen 
werden. 


§ 2005 

Führt der Erbe abſichtlich eine erhebliche Unvollſtändigkeit der im In⸗ 
ventar enthaltenen Angabe der Nachlaßgegenſtände herbei! oder bewirkt er 
in der Abſicht, die Nachlaßgläubiger zu benachteiligen, die Aufnahme einer 
nicht beſtehenden Nachlaßverbindlichkeit?), jo haftet er für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten unbeſchränkts). Das Gleiche gilt, wenn er im Falle des § 2003 
die Erteilung der Auskunft verweigert oder abſichtlich in erheblichem Maße 
verzögert). g mn 

Kit die Angabe der Nachlaßgegenſtände unvollſtändig, ohne daß ein Fall 
des Abſ. 1 vorliegt), jo kann dem Erben zur Ergänzung eine neue Inventar⸗ 
friſt beſtimmt werden“) 7). 

E 1 2106 II 1879 M 5, 618—621 P 5, 738—741, 754-756. 

1. Das Geſetz unterſcheidet beim un getreuen Inventar zwiſchen den auf 
die Aktiven und den auf die Paſſiven des Nachlaſſes ($ 2001 Abſ 1) bezüglichen Angaben. 
Es macht aber zwiſchen dem freiwilligen ($ 1993) und dem erzwungenen Inventar ($$ 1994 ff.) 
keinen Unterſchied. Bezüglich der Nachlaßgegenſtände (Sachen und Rechte $ 90 iſt bei Strafe 
der unbeſchränkten Haftung Vollſtändigkeit erfordert, ſoweit der Erbe von ihrem 
Vorhandenſein und der Zugehörigkeit zum Nachlaſſe Kenntnis hat. Mängel der Beſchreibung 
und der Wertangabe ($ 2001 Abſ 2) bleiben außer Acht. Der Erbe kann die Unvollſtändigkeit 
wenn er das Inventar ſelbſt errichtet ($ 2002), unmittelbar, wenn er die amtliche Errichtung 
veranlaßt, mittelbar durch die Art der von ihm erteilten Auskunft ($ 2003 Abſ 2), im Falle des 
$ 2004 dadurch, daß er auf ein ihm als ungetreu bekanntes Inventar Bezug nimmt, herz 
beiführen. Mit Strafe bedroht iſt aber nur abſichtliches Handeln oder Unterlaſſen im 
Gegenſatz zur bloßen Fahrläſſigkeit. Gleichgültig iſt, welchen Zweck er damit verfolgt, ins⸗ 
beſondere ob er damit jemand zu benachteiligen ſucht. Die Unvollſtändigkeit muß ferner 
eine erhebliche, je nach dem Umfange des Nachlaſſes auch für die Intereſſen der Gläubiger ins 
Gewicht fallende ſein. Auch deſſen muß ſich der Erbe bewußt ſein. 

2. Bezüglich der Nachlaßverbindlichkeiten genügt dagegen die bloße Abſicht, d. h. 
die wiſſentlich falſche Aufnahme einer nicht oder nicht in der angegebenen Höhe beſtehenden 
Schuld nicht. Es muß vielmehr die Benachteiligungsabſicht in bezug auf die Nachlaßgläubiger 
hinzukommen. In der Regel die Abſicht, ihnen die Überſchuldung des Nachlaſſes vorzu- 
ſpiegeln und fie hierdurch zur Ermäßigung ihrer Forderungen zu bewegen (vgl. auch KO 
$ 239 Nr 2). Das Weglaſſen beſtehender Verbindlichkeiten ift unſchädlich. Da das Inventar 
mit der Einreichung errichtet ift ($$ 1993, 2003 Abſ 3), fo kommt es darauf an, ob die Inventar⸗ 
pflicht in dieſem Augenblicke verletzt iſt, ſei es auch, daß die Friſt noch nicht abgelaufen war, 
oder daß, wie im Falle des § 1993 eine Friſt überhaupt nicht läuft. Der Erbe oder in den 
Fällen der $$ 2008, 2063, 2144, 2383 der ihn vertretende andere kann deshalb zwar bis. 
zur Einreichung, nicht aber bis zum Fristablauf, durch Berichtigung der unge- 
treuen Angaben die Folgen abwenden (a. M. Staudinger A 4). 

3. Er haftet unbeſchränkt gegenüber allen Nachlaßgläubigern, nicht bloß wie im Falle 
des 8 2006 Abſ 3 dem Antragſteller. Ausnahmen $$ 2063 Abſ 2, 2144 Abſ 3. 

4. Die Verweigerung braucht nicht abſichtlich im Sinne der A 1, 2 geſchehen zu ſein. 
Immerhin muß die dem Erben abverlangte Auskunft für die Zwecke der Inventaraufnahme 
„erforderlich“ und daß dem ſo ſei, dem Erben erkennbar geweſen ſein. Die Auskunft iſt auch 
dann nicht oder nicht mehr erforderlich, wenn ſie der Amtsperſon von anderer Seite recht⸗ 
zeitig erteilt iſt. Die Verzögerung iſt abſichtlich, wenn der Wille des Erben gerade hierauf 
gerichtet war. Dies wird anzunehmen ſein, wenn ſonſtige die Zögerung entſchuldigende 
Umſtände nicht erſichtlich ſind. Liegt der Tatbeſtand der Verweigerung oder Verzögerung 
vor, ſo kann der Erbe, wenn das Inventar einmal eingereicht iſt, die Folgen durch nachträg⸗ 
liche Auskunft ebenſowenig abwenden, wie im Falle A 2. 

5. So wenn die Unvollſtändigkeit durch unverſchuldete Unkenntnis oder durch Fahr⸗ 
läſſigkeit des Erben herbeigeführt worden iſt. Keine Nachfriſt zur Berichtigung der Angaben 
bezüglich der Nachlaßverbindlichkeiten. 
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6. Die neue Inventarfriſt iſt im techniſchen Sinne verſtanden (§ 1994 A 2), fie kann 
deshalb dem Erben nur auf Antrag eines Nachlaßgläubigers, nicht des 
Erben ſelbſt oder von Amts wegen beſtimmt werden (a. M. Staudinger A 3). Die Beſtimmung 
kann auch erſtmalig erfolgen, wenn das Inventar freiwillig eingereicht war ($ 1993). Der 
Antrag iſt an keine Friſt gebunden und bedarf der Glaubhaftmachung (FGG $ 15). Er iſt 
vom Nachlaßgericht abzulehnen, wenn es den Fall des Abſ 1 gegeben findet. Gegen die darauf 
ergehende Entſcheidung ſofortige Beſchwerde nach FGG $ 77 Abſ 2. Die neue Friſt kann 
auch wiederholt beſtimmt werden und unterliegt den allgemeinen Vorſchriften der 88 1994 
bis 2000. Die Ergänzung hat in den Formen der $$ 2002— 2004 zu geſchehen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich kann der Erbe durch getreue und friſtgemäße Vervollſtändigung die einmal einge⸗ 
büßte Beſchränkbarkeit ſeiner Haftung nicht zurückgewinnen. 

7. Beweislaſt. Daß die Vorausſetzungen des $ 2005 Abſ 1 gegeben find, iſt von dem 
Gläubiger zu beweiſen, der unbeſchränkte Haftung des Erben geltend macht Die Annahme 
des Nachlaßgerichts, daß Abſ 1 nicht vorliege, bindet den Prozeßrichter nicht. 


8 2006 


Der Erbe hat auf Verlangen eines Nachlaßgläubigers) vor dem Nach⸗ 
laßgerichte?) den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 


daß er nach beſtem Wiſſen die Nachlaßgegeuſtände jo vollſtändig an⸗ 

gegeben habe, als er dazu imſtande jei®). 

Der Erbe kann vor der Leiſtung des Eides das Inventar vervollſtändigen ). 

Verweigert der Erbe die Leiſtung des Eides, ſo haftet er dem Gläubiger, 
der den Antrag geſtellt hat, unbeſchränkt'). Das Gleiche gilt, wenn er weder 
in dem Termine, noch in einem auf Antrag des Gläubigers beſtimmten neuen 
Termin erſcheint, es ſei denn, daß ein Grund vorliegt, durch den das Nicht⸗ 
erſcheinen in dieſem Termine genügend entſchuldigt wird‘). 

Eine wiederholte Leiſtung des Eides kann derſelbe Gläubiger oder ein 
anderer Gläubiger nur verlangen, wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß 
dem Erben nach der Eidesleiſtung weitere Nachlaßgegenſtände bekannt ge⸗ 
worden ſind . 

E I 2142 II 1880 M 5, 620, 669—672 P 5, 741, 757, 758. 

1. Die Eidesabnahme iſt ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, FGG $$ 79, 15 Abi 1; 
ZPO 89 478—484. Es iſt deshalb ausgeſchloſſen, im Klagewege eine Verurteilung des Erben 
zur Eidesleiſtung (ZPO $ 889) herbeizuführen (OLG 10, 296). Anders wenn der Erbe auf 
Grund $ 1978 (A 2) zur Leiſtung des Offenbarungseides aus 88 259 —261 angehalten werden 
ſoll. Der formloſe Antrag eines wenn auch ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubigers, der mit 
dem Antragſteller in $ 1994 nicht identiſch zu fein braucht, genügt. Soweit nicht bereits ge⸗ 
ſchehen, hat er ſeine Gläubigereigenſchaft bei Stellung des Antrags glaubhaft zu machen 
(§ 1994 A 4). 

2. Nachlaßgericht iſt, auch wenn ſeine Verrichtungen landesgeſetzlich einer beſondern 
Behörde übertragen ſind, für die Eidesabnahme immer das zuſtändige Amtsgericht, 
EG Art 147 Abſ 2. 

3. Der Offenbarungseid bezieht ſich nur auf die Nachlaßgegenſtände und 
zwar ſo, wie ſie bei Eintritt des Erbfalls vorhanden waren, nicht auch auf die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten, die Beſchreibung und die Wertsangabe ($ 2001). Im Unterſchiede von $$ 260, 
261 iſt nicht Vorausſetzung, daß Verdacht für unſorgfältige Aufſtellung des Inventars be⸗ 
gründet ſei, anderſeits iſt das Gericht auch nicht zu einer den Umſtänden entſprechender 
Anderung der Eidesnorm befugt. Der Erbe hat nur ſein beſtes Wiſſen zur Zeit der 
Eidesleiſtung zu beſchwören, er wird deshalb durch den Eid nicht zu beſondern Nachforſchungen 
verpflichtet. Nur der Erbe ſelbſt, im Falle des $ 2008 alſo nur die Frau, nicht auch ihr Mann 
ſind eidespflichtig. 

5 4. Die Vervollſtändigung ſoll den Erben nur in die Lage bringen, den Eid ohne Ge⸗ 
wiſſensverletzung zu ſchwören. Die nach $ 2005 einmal verlorene beſchränkte Haftung erlangt 
er damit nicht zurück. Die Vervollſtändigung kann im Eidestermine oder bis zu einem auf 
Antrag des Erben vertagten Termine erfolgen. Der Gläubiger kann aber hierzu auch neue 
Inventarfriſt beſtimmen laſſen, $ 2005 A 6. Trotz geſchehener Eidesleiſtung iſt der Gläubiger 
nicht an dem Nachweiſe gehindert, daß das Inventar unvollſtändig und daß nach $ 2005 die 
unbeſchränkte Haftung eingetreten ſei. Abweichend von § 463 ZRD iſt er im Gebrauch der 
Beweismittel nicht beengt. 
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5. Die Eidesleiſtung kann nur durch die Androhung der unbeſchränkten Haftung, 
nicht wie ZPO 88 901 ff. durch Haft erzwungen werden. Durch Auszahlung des die Eidesleiſtung 
betreibenden Gläubigers kann ſich der Erbe von der Eidespflicht ganz befreien, da mit der Gläu⸗ 
bigereigenſchaft auch das Antragsrecht des Abſ 1 erliſcht. Der betreibende Gläubiger kann als 
ſolcher nur mit derjenigen Forderung in Betracht kommen, die er im Offenbarungseidesverfahren 
geltend macht und nach A 1 glaubhaft gemacht hat. Nur bezüglich dieſer Forderung, nicht 
auch wegen aller ſonſtigen oder gar erſt künftigen Anſprüche des betreibenden Gläubigers 
tritt die unbeſchränkte Haftung ein. Sie wirkt im Gegenſatz zu $$ 1994, 2005 nicht allen, 
ſondern dem betreffenden einzelnen Gläubiger gegenüber. Auch dem ausge⸗ 
ſchloſſenen oder dem dieſem gleichſtehenden Gläubiger kommt dies zu ſtalten (5 2013 A 3). 
Hat der Erbe einem Gläubiger gegenüber die Eidesleiſtung verweigert, ſo kann er von andern 
Gläubigern dazu geladen und durch neue Verweigerungen auch dieſen unbeſchränkt haftbar 
werden. 

6. Darüber ob das Nichterſcheinen des Erben in dem auf Antrag des Gläu 
bigers beſtimmten letzten Termine genügend entſchuldigt — hierfür iſt der Erbe 
beweispflichtig — und ob damit die unbeſchränkte Haftung von ihm abgewendet iſt, kann 
nur in dem Prozeſſe zwiſchen Gläubiger und Erben entſchieden werden (OLG 4, 118). Dieſer 
Entſcheidung wird dadurch nicht vorgegriffen, daß der Nachlaßrichter das Nichterſcheinen für 
entſchuldigt angeſehen und den Erben in einem dritten oder ſpäteren Termine zum Eide ge⸗ 
laſſen hat (a. M. Planck A 4, b). Weſentlich iſt, daß das Geſetz im zweiten Satze des 
Abſ 3 das bloße Nichterſcheinen der Eidesverweigerung gleichſtellt, auch eine abſichtliche und 
erhebliche Verzögerung ($ 2005 A 4) nicht fordert und dem Erben nur den Entſchuldigungs- 
beweis nachläßt. 

7. Wiederholte Eidesleiſtung entſprechend $ 903 ZPO, jedoch ohne Zeitbeſchränkung. 
Daß Grund zu der Annahme beſtehe, iſt vom Antragſteller glaubhaft zu machen, 
FGG 8 15. Gegen die darauf ergehende ablehnende oder ſtattgebende Entſcheidung Be⸗ 
ſchwerde des Gläubigers oder des Erben aus $ 20 FGG. — Die Koſten der Eides⸗ 
abnahme treffen immer den Gläubiger, § 261 Abſ 3. Einſicht des Eidesprotokolls, FGG 
§ 78. Offenbarungseidespflicht des Erben im Konkurſe, KO $ 125. Dem Nachlaßverwalter 
ſteht das Antragsrecht nicht zu, doch kann er auf Grund von $ 1985 (A 2) vom Erben die Leiſtung 
des Eides nach $ 260 im Klagewege fordern. Während der Dauer der Nachlaßverwaltung 
kann die Eidesleiſtung auch nicht von einem Gläubiger verlangt werden (RIA 4, 201). 


§ 2007 

Iſt ein Erbe zu mehreren Erbteilen berufen!) jo beſtimmt ſich ſeine 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten in Anſehung eines jeden der Erb⸗ 
teile jo, wie wenn die Erbteile verſchiedenen Erben gehörten). In den Fällen 
der Anwachſung und des § 1935 gilt dies nur dann, wenn die Erbteile ver⸗ 
ſchieden beſchwert ſind !). 

E 1 2147 I1 1881 M 5, 677, 678 P 5, 747, 805, 806. 

1. Der Fall der Berufung zu mehreren Erbteilen iſt ſchon in § 1951 behandelt. Es 
kommt auch hier in Frage mehrfache Berufung durch das Geſetz ($$ 1927, 1934) oder durch 
Verfügung von Todes wegen ($ 2091) oder durch beide zugleich ($ 2088). Dagegen macht 
§ 2007 keinen Unterſchied, ob die Berufung auf demſelben Grunde oder auf ver⸗ 
ſchiedenen Gründen beruht ($ 1951 A 2). 

2. Satz 1 ſtellt für die Fälle der mehrfachen Berufung den nur in den Fällen des Satz 2 
wieder eingeſchränkten allgemeinen Grund ſatz auf, daß der Erbe mit jedem 
der mehreren Erbteile beſonders für die Nachlaßverbindlichkeiten hafte. Der Grundſatz 
iſt zwar ſeiner Faſſung nach nicht auf das Gebiet des Inventarrechts beſchränkt, er kann aber 
nur praktiſch werden, wenn der Erbe infolge Verſäumung der Inventarfriſt ($ 1994) oder 
ungetreuer Inventarerrichtung (§ 2005) in Anſehung des einen Erbteils bereits unbeſchränkt 
haftet, während ihm in Anſehung des andern die Geltendmachung der beſchränkten Haftung 
noch offen ſteht. Dies iſt nur denkbar, wenn ihm der andere Erbteil erſt anfällt, nad 
dem er mit dem erſten Erbteil ſchon unbeſchränkt haftbar geworden iſt. Da es hier auf die 
Identität des Berufungsgrundes nicht ankommt, ſo wird z. B. auch der Fall getroffen, daß 
der Erbe in demſelben Teſtament zu / oder ¼ als nächſter, zu ½ oder ¼ als Erſatzerbe oder 
bedingter Erbe berufen iſt, oder daß der einem Miterben angefallene Erbteil demnächſt durch 
Erbgang auf ihn übergeht. Auch wenn die Annahme des erſten Erbteils den zweiten ſchon 
mitergriffen hatte (§ 1951 A 5) kann er jetzt noch Nachlaßverwaltung beantragen, vom Auf- 
gebot und den Einreden der $5 1990—1992 Gebrauch machen, auch jetzt noch kann ihm (be⸗ 
züglich der ganzen Erbſchaft) Inventarfriſt beſtimmt werden. Als Miterbe dann er auch 
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etzt noch die Gläubiger mit dem feinem ſpäter angefallenen Erbteil entſprechenden Teil der 
Verbindlichkeit an den Nachlaß (5 2059 Abſ 1) oder nach vollzogener Teilung mit dieſem Betrage 
auf den Wert des ſpäteren Erbteils verweiſen (§ 2060 A 1). 


3. In den echten Fällen der Berufung zu mehreren Erbteilen (A 1) gilt der Grundſatz 
A 2 gegenüber allen Nachlaßgläubigern, alſo auch den Vermächtnisnehmern und Auflage⸗ 
berechtigten, ohne Unterſchied, ob die mehreren Erbteile verſchieden beſchwert ſind. Insbe⸗ 
ſondere alſo auch dann, wenn die Bedachten nur auf den ſpäteren in Anſehung der Haftung 
noch beſchränkbaren Anteil gewieſen find. Der Grundſatz der Beſchränkbarkeit der Haftung 
auf den ſpäteren Erbteil iſt aber ausgedehnt auf zwei unechte Fälle mehrfacher Be⸗ 
rufung: Erhöhung des geſetzlichen Erbteils infolge Wegfalls eines geſetzlichen Erben 
($ 1935) und Anwachſung (88 2094, 2095). In dieſen beiden Fällen „gilt“ der neuan⸗ 
fallende Erbteil in Anſehung der darauf gelegten Vermächtniſſe und Auflagen (Aus⸗ 
gleichungspflichten kommen, weil nicht zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehörig, hier nicht 
in Betracht) gleichfalls als „beſonderer Erbteil“. Der obige Grundſatz ift aber zugleich wieder 
eingeſchränkt („gilt nur dann“) in doppelter Beziehung: er bezieht ſich erſtens nur 
auf Vermächtnisnehmer und Auflageberechtigte, nicht ſchlechthin 
auf alle Nachlaßgläubiger. Denn nur in bezug auf jene Gruppe von Gläubigern fingiert 
das Geſetz (85 1935, 2095), daß mehrere beſondere Erbteile mit der Möglichkeit verſchieden⸗ 
artiger Regelung der Haftung gegeben ſind. Der Grundſatz iſt zweitens beſchränkt dadurch, 
daß die mehreren Erbteile: der urſprüngliche und der durch Anwachſung hinzugekommene 
Erbteil verſchieden beſchwert ſein müſſen. Nur in dieſen beiden Fällen kommt die Regel 
des Satz 1 voll zur Anwendung. Handelt es ſich dagegen um andere Nachlaßgläubiger als 
Vermächtnisnehmer und Auflageberechtigte, oder ſind die mehreren als beſondere geltenden 
Erbteile gleichmäßig mit Vermächtniſſen oder Auflagen beſchwert, ſo kann der Erbe die in 
Anſehung des urſprünglichen Erbteils verlorene Beſchränkbarkeit der Haftung auch für den 
durch Erhöhung oder Anwachſung hinzukommenden Erbteil nicht zurückgewinnen. 


§ 2008 


Iſt eine Ehefrau die Erbin!) und gehört die Erbſchaft zum eingebrachten 
Gute oder zum Geſamtgute !), jo it die Beſtimmung der Inventarfriſt nur 
wirkſam, wenn fie auch dem Manne gegenüber erfolgte). Solange nicht die 
Friſt dem Manne gegenüber verſtrichen iſt, endigt ſie auch nicht der Frau gegen⸗ 
über‘). Die Errichtung des Inventars durch den Mann kommt der Frau zu 
ſtatten ). 

Gehört die Erbſchaft zum Gejamtgute, fo gelten dieſe Vorſchriften auch 
nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft e). 

E 1 2148 Nr. 2, 4, 2149 11 1882 M 5, 679—681 P 5, 747, 806, 807. 

1. Das eheliche Verhältnis bleibt für das Inventarrecht der Frau ganz außer Betracht, 
wenn ſie in Gütertrennung lebt (85 1426—1431, 1436) oder wenn die ihr angefallene 
Erbſchaft zum Vorbehaltsgute gehört (58 1365 ff., 1369, 1413, 1440, 1461, 1486, 
1526, 1549). 

2. Gehört die Erbſchaft zum eingebrachten Gute ($$ 1363 ff., 1521, 1553 Nr 2) oder 
zum Geſamtgute (59 1438 ff., 1549 ff.), fo läuft der Mann Gefahr, durch das Inventarrecht 
in ſeinen Rechten am Frauengut beeinträchtigt oder mit dem eigenen Vermögen für die Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten haftbar gemacht zu werden. Das Geſetz beteiligt ihn deshalb an der 
Inventarerrichtung. Im übrigen bedarf die Frau bei keinem der güterrechtlichen Syſteme 
hierzu der Zuſtimmung des Mannes ($$ 1453 Abſſ 2, 1519 Abſ 2, 1549). Umgekehrt kann ſich 
der Mann kraft ſeines Verwaltungsrechtes ſelbſtändig aller Mittel zur Beſchränkung der Haftung 
auf die Erbſchaft der Frau bedienen (Vorbem vor $ 1967, $ 1406 A 2). 

3. Die Inventarfriſt (88 19941996) iſt regelmäßig für beide Ehegatten gleichmäßig 
zu bemeſſen. Der Beſchluß iſt von Amts wegen auch dem Manne zuzuſtellen ($ 1995 A 2), 
wenn die Vorausſetzungen — Zugehörigkeit der Erbſchaft zum eingebrachten oder zum Geſamt⸗ 
gute — im Zeitpunkte der Friſtbeſtimmung gegeben ſind. Treten ſie (durch 
die Eheſchließung oder Ehevertrag) erſt ein, nachdem der Frau allein die Friſt beſtimmt war, 
ſo verliert die (nicht bereits abgelaufene) Friſt ihre Wirkung (a. M. Neumann A 1; Fiſcher⸗ 
Henle A 2). Fallen die Vorausſetzungen erſt weg, nachdem beiden Ehegatten die Friſt be⸗ 
ſtimmt war, 3. B. durch Ehevertrag, jo behält die Friſtbeſtimmung jedenfalls der Frau gegen- 
über ihre Wirkung. War dagegen der Vorſchrift des Satz 1 zuwider nur der Frau die Friſt 
beſtimmt worden, jo wird die Beſtimmung auch dadurch nicht wirkſam, daß der dort voraus⸗ 
geſetzte Güterſtand vor Ablauf der Friſt weggefallen iſt. 
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4. Die dem Manne laufende längere oder gemäß 88 1995—1998 verlängerte Friſt 
wirkt auch der Frau gegenüber als Friſtverlängerung, nicht aber umgekehrt. Doch 
kann, ſolange die Friſt noch der Frau läuft, ſowohl die Frau ſelbſt als für ſie der Mann (A 5) 
das Inventar noch wirkſam errichten. Iſt einmal der Frau das Recht der beſchränkten Haftung 
gewahrt, fo kann es im Prozeſſe vom Mann auch ſelbſtändig geltend gemacht werden. Keines⸗ 
falls braucht der Mann, auch wenn die Frau unbeſchränkt haftet, die Zwangsvollſtreckung 
in die eingebrachte Erbſchaft zu dulden, ſolange er nicht nach ZPO $ 739 hierzu verurteilt iſt. 

5. Ebenſo unter Miterben § 2063, beim Inventar des Vorerben § 2144 und beim Erb⸗ 
ſchaftskaufe § 2383. Daß ſich die Frau auf das vom Mann errichtete Inventar berufe, ift nicht 
erforderlich. Auch das freiwillige (5 1993) Inventar des Mannes kommt der Frau zuſtatten 
und verhindert, daß ihr aus $ 1994 Friſt beſtimmt werden kann. — Jeder Ehegatte kann ſelb⸗ 
ſtändig Inventar errichten und ſich dabei des ungetreuen Inventars im Sinne 
von $ 2005 ſchuldig machen. In dieſem Falle, oder wenn nur die Frau ſich verfehlt, der Mann 
aber gar nichts getan hat, haftet die erbende Frau unbeſchränkt. Dagegen heilt das rechtzeitige 
getreue Inventar des Mannes alle von der Frau etwa begangenen Verſtöße. 
Dies gilt auch dann, wenn der Mann vor Friſtablauf gutgläubig auf das ungetreue oder auf 
ein berichtigtes Inventar der Frau bezugnimmt ($ 2004) oder ſelbſt ihr Inventar berichtigt 
oder vervollſtändigt. Umgekehrt iſt das ungetreue Inventar des Mannes nur dann der Frau 
nachteilig, wenn fie es gekannt und gutgeheißen hat. Nur dann hat fie „abſichtlich“ gehandelt 
( 2005). Oder wenn ſie auch ihrerſeits die Auskunft verweigert oder verzögert hat. Selbſt 
in dieſem Falle kann ſie die Folgen dadurch abwenden, daß ſie vor Friſtablauf noch von dem 
Rechte der eigenen Inventarerrichtung Gebrauch macht. — Zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides iſt nach $ 2006 nur der Erbe, d. h. die Frau verpflichtet. Sie kann hierin 
mangels poſitiver Vorſchrift (jo $ 2383, der die Inventarpflicht geradezu dem Käufer auf⸗ 
erlegt) vom Mann ebenſowenig vertreten werden, wie ein Miterbe (trotz 82063) den andern 
vertreten kann. Dies muß auch dann gelten, wenn das Inventar vom Manne, aber doch 
9255 für die Frau errichtet iſt (fo auch Dernburg V 174 A 4; a. M. Planck A 4, c; Stau⸗ 

inger A 3, a). 

6. Beendigung der Gütergemeinſchaft durch Aufhebung 88 1468 ME Auflöſung der 
Ehe § 1482; Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 53 1492 ff., 1542 ff., 1549. Die 
Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch während der Auseinanderſetzung und darüber hinaus ſo⸗ 
lange Nachlaßverbindlichkeiten noch als Verbindlichkeiten des Geſamtgutes geltend gemacht 
werden können (88 1459 ff., 1549). Iſt die Ehe durch den Tod gelöſt, fo treten an Stelle des 
Mannes feine Erben, im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 88 1483 ff. kommen die Ab- 
kömmlinge nach § 1489 Abſ 3, nicht wie ſonſt nach § 1487 in Frage. 


8 2009 


Iſt das Inventar rechtzeitig errichtet worden), jo wird im Verhältniſſe 
zwiſchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern vermutet), daß zur Zeit des 
Erbfalls weitere Nachlaßgegenſtände als die angegebenen nicht vorhanden 
geweſen jeien?). 

E II 1883 P 5, 741, 757. 

1. Das Juventar muß, um den Namen zu verdienen, die in § 2001 geforderten An⸗ 
gaben enthalten und jedenfalls in den Formen der $$ 2002, 2003 errichtet fein. e 
über einzelne Mängel hinweggeſehen werden könne, iſt nach Lage des Falles zu beurteilen. 
Es iſt rechtzeitig errichtet, wenn es vor Ablauf der in $$ 1994—1998 geordneten Friſten ein⸗ 
gereicht iſt. Das freiwillig, auch nochſolange nach dem Erbfall errichtete Inventar ($ 1993) 
kann nie verſpätet ſein. 

2. Die durch Gegenbeweis (3 PO 8 292) zu entkräftende Vermutung gilt nur im Ber: 
hältnis zu den Nachlaßgläubigern (§ 1967), alſo nicht im Verhältnis zu Miterben (ſoweit 
ſie nicht zugleich als Nachlaßgläubiger auftreten), zwiſchen Erben und Erbſchaftsbeſitzer (8 2027), 
Vor⸗ und Nacherben ($ 2127), Erbſchaftskäufer und Verkäufer (§ 2374). Auch nicht im Ver⸗ 
hältnis zu den perſönlichen Gläubigern des Erben, ſoweit ſie aus dem Nachlaß Befriedigung 
ſuchen (ZPO $ 778). Das Inventar bildet die geeignetſte Grundlage für die Rechenſchafts⸗ 
pflicht des Erben ($ 1978 A 2) und für Begrenzung feiner Herausgabeverpflichtung aus 55 1973, 
1974, 1990, 1992. Durch Verweigerung des Offenbarungseides ($ 2006 A 5) 
wird die Vermutung gegenüber andern Gläubigern nicht entkräftet, wie umgekehrt auch 
die Eidesleiſtung den Gegenbeweis nicht ausſchließt. 

3. Die Vermutung erſtreckt ſich nur darauf, daß weitere Nachlaßgegenſtände als die 
angegebenen zur Zeit des Erbfalles nicht vorhanden geweſen ſind. Sie bezieht ſich nicht 
auf die Nachlaßverbindlichkeiten und die Wertangaben (5 2001), auch nicht darauf, daß die 
angegebenen Aktiven wirklich zum Nachlaß gehören. 05 


468 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


8 2010 


Das Nachlaßgericht hat die Einſicht des Inventars jedem zu geſtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht). 

E I 2107 11 1884 M 5, 621 P 5, 756. 

1. Das rechtliche Intereſſe im Gegenſatz zu dem rein wirtſchaftlichen iſt bei Nachlaß⸗ 
gläubigern, Miterben, Nach⸗ und Erſatzerben, Nachlaßverwaltern und Teſtamentsvollſtreckern 
ſtets gegeben. Das Intereſſe iſt glaubhaft zu machen (FGG $ 15). Erteilung von A b⸗ 
ſchriften §GG 8 34, Beſchwerde nach FGG § 19. War das Inventar verſiegelt einge⸗ 
reicht, jo iſt es nunmehr zu eröffnen. — Ahnlich $$ 1342, 1953, 1957, 2081, 2146, 2228, 2384. 


8 2011 


Dem Fiskus als geſetzlichem Erben kann eine Juventarfriſt nicht beſtimmt 
werden!). Der Fiskus iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über 
den Veſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen). 

E I 1974 Abſ 3, 4 II 1885 M 5, 380, 381 P 5, 488490. 

1. Geſetzliches Erbrecht des Fiskus 5 1936, Feſtſtellung 88 19641966. Er 
kann die beſchränkte Haftung auf dem Wege der $$ 1994, 2005, 2006 nicht einbüßen, muß 
ſich aber, wenn er ſie geltend machen will, hierzu derſelben Rechtsbehelfe wie andere Erben 
bedienen (Vorbem 2 vor $ 1967). Doch bedarf er nicht des Vorbehalts im Urteile (ZPO 8 780 
Abſ 2). Von der Notwendigkeit, gegen die Zwangsvollſtreckung Einwendungen zu erheben, 
(3 PO $ 781) kann er durch Landesgeſetz befreit werden (EGz ZPO 8 15 Nr 3). 

2. Die Auskunft kann erſt nach geſchehener Feſtſtellung (§ 1966) verlangt werden. 
Sie begreift nach $ 260 die Verpflichtung zur Vorlegung eines Verzeichniſſes in ſich und es 
iſt wenigſtens denkbar, daß ein Vertreter des Fiskus nach $ 261 zum Offenbarungseide an- 
gehalten werde. Abweichend von § 2009 betrifft die Auskunft den gegenwärtigen Nachlaß⸗ 
beſtand. NE nach $ 1978 A 2 kann daneben begründet fein. — Die nach 
EG Art 138 an Stelle des Fiskus tretenden Stiftungen und Anftalten des öffentlichen 
Rechtes genießen dieſelben Vorrechte. Dagegen regelt ſich das Erbrecht des Fiskus aus EG 
Art 139 oder kraft einer Verfügung von Todes wegen nach den allgemeinen Beſtimmungen. 


8 2012 


Einem nach den 88 1960, 1961 beſtellten Nachlaßpfleger kann eine In⸗ 
ventarfriſt nicht beſtimmt werden!). Der Nachlaßpfleger iſt den Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber verpflichtet, über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft 
zu erteilen). Der Nachlaßpfleger kann nicht auf die Beſchränkung der Haftung 
des Erben verzichten!). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für den Nachlaßverwalter )). 

E 1 2063, 2065 Abſ 2/11 1866 M 5, 550552 P 5, 667669. 

1. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, auch während des Beſtehens der Nachlaßpflegſchaft 
dem Erben die Inventarfriſt zu beſtimmen. Doch beginnt ſie erſt mit der Annahme der Erb⸗ 
ſchaft zu laufen ($ 1995 Abſ 2). Die Annahme führt aber zugleich zur Aufhebung der Pfleg- 
ſchaft, $ 1960 A 5. Damit ſteht im Zuſammenhange, daß es gegenüber dem Nachlaßverwalter 
(A 4) und einem andern Nachlaßpfleger eines Vorbehalts im Urteile nicht bedarf, ZPO $ 780. 

2. Die Auskunftspflicht begreift nach Befinden ($ 260) auch die Pflicht zur Leiſtung 
des Offenbarungseides in ſich, jedoch ohne die Verweigerungsfolgen aus $ 2006. 
Der Pfleger macht ſich durch Verletzung der ihm für ſeine Perſon auferlegten Auskunftspflicht 
den Nachlaßgläubigern auch perſönlich haftbar (Prot 5, 669; a. M. Staudinger A 2). 
Gegenüber dem Nachlaßgericht iſt er durch $$ 1802, 1915 zur Aufſtellung eines Verzeichniſſes 
verpflichtet ($ 1985 A 1). 

3. Die Möglichkeit des Verzichts auf die Beſchränkung der Haftung iſt hier nur negativ 
erwähnt, im übrigen iſt vom Geſetz als ſelbſtverſtändlich angenommen, daß der Erbe der 
beſchränkten Haftung auch durch Verzicht verluſtig geht. 

4. Während der Dauer der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes beſteht 
auch keine Inventarpflicht des Erben, § 2000. 


8 2013 


Haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt !), fo 
finden die Vorſchriften der 88 1973 bis 1975, 1977 bis 1980, 1989 bis 1992 
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keine Anwendung; der Erbe iſt nicht berechtigt, die Anordnung einer Nach⸗ 
laßverwaltung zu beantragen:). Auf eine nach 8 1973 oder nach 8 1974 ein⸗ 
getretene Beſchränkung der Haftung kann ſich der Erbe jedoch berufen, wenn 
ſpäter der Fall des § 1994 Abſ. 1 Satz 2 oder des § 2005 Abſ. 1 eintritt“). 


Die Vorſchriften der 88 1977 bis 1980 und das Recht des Erben, die 
Anordnung einer Nachlaßverwaltung zu beantragen, werden nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß der Erbe einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber unbe⸗ 
ſchränkt haftet“) >). 

E 1 2110 Abſ 2, 2125 Satz 3 11 1868 Abſ 2, 1887 M 5, 625, 648, P 5, 765, 778 KB 384. 

1. Die unbeſchränkte Haftung gegenüber allen (Abs 2 gegenüber einzelnen) Nach⸗ 
laßgläubigern tritt ein bei Verſäumung der Inventarfriſt ($ 1994) und ungetreuer Inventar⸗ 
errichtung im Sinne von $ 2005. Ihre Folgen find bei den angezogenen Geſetzesſtellen bereits 
mit erörtert. Der Erbe verliert überdies die aufſchiebenden Einreden ($ 2016) und das Recht, 
die Zwangsverſteigerung eines Nachlaßgrundſtücks zu beantragen (ZVG 8 175 Abſ 2). 

2. Es betreffen a) $$ 1973, 1974 das Aufgebot der Nachlaßgläubiger. 
Es kann von dem bereits unbeſchränkt haftenden Erben überhaupt nicht oder doch nur als 
Miterben beantragt werden (ZPO $$ 991 Abſ 1, 997 Abſ 2). b) SS 1975, 19771980, 1989 
die Nachlaß verwaltung und den Nachlaßkonkurs. Auch der unbeſchränkt 
haftende Erbe darf nach KO $$ 216 Abſ 1, 217 die Konkurseröffnung, nicht aber die Anord- 
nung der Nachlaßverwaltung beantragen. Nachlaßkonkurs und (die auf Antrag eines Gläubigers 
nach $ 1981 Abj 2 angeordnete) Nachlaßverwaltung hindern den Nachlaßgläubiger jetzt nicht 
mehr am Zugriff auf das eigene Vermögen des Erben. $ 1984 Abſ 1 Satz 3 und ZPO 9784 
Abſ 1 find nicht anwendbar. Wohl aber können Verwalter und Konkursverwalter die Privat⸗ 
gläubiger auch des unbeſchränkt haftenden Erben vom Nachlaß abwehren (ZPO 8 784 Abſ 2, 
KO 8 221). Zuſammentreffen des Konkurſes über den Nachlaß und über das Vermögen des 
Erben RO g 234. Die Wirkung der Konfuſion und Konſolidation ($ 1976) bleibt auch bei 
unbeſchränkter Haftung des Erben aufgehoben, hindert ihn mithin nicht, eigene Forderungen 
gegen den Nachlaß geltend zu machen (ſ. auch KO $ 225 Abſ 3). Beſeitigt ſind die beſonderen 
Aufrechnungsvorſchriften des § 1977, gegenſtandslos die beſondere Verantwortlichkeit und 
die Erſatzanſprüche des Erben aus $8 19781980. c) 58 1990 —1992 die Unzulänglich⸗ 
keitseinrede. Der Erbe iſt jedoch dadurch, daß er unbeſchränkt haftet, nicht gehindert, 
die Entſtehung des Pflichtteilsrechtes oder die Wirkſamkeit des Vermächtniſſes und der Auf⸗ 
lage um deswillen zu beſtreiten, weil der Nachlaß bereits zur Zeit des Erbfalls überſchuldet 
geweſen ſei. 

3. Die Rechte, die der Erbe gegenüber den ausgeſchloſſenen und den ihnen 
gleichſtehenden Gläubigern aus $$ 1973, 1974 einmal erworben hat, gehen ihm auch 
nicht durch Spätere Verſäumung der Inventarfriſt (5 1994. Abſ 1 Satz 2) oder |pätere un- 
getreue Inventarerrichtung ($ 2005 Abſ 1) verloren. Aber auch in dieſem Falle kann der 
Erbe dem einzelnen ausgeſchloſſenen Gläubiger dadurch unbeſchränkt haftbar werden, daß er 
ihm gegenüber den Offenbarungseid verweigert ($ 2006 A 5). 

4. Hat der Erbe durch Verweigerung des Offenbarungseides ($ 2006 Abſ 3), durch 
Verzicht (8 2012 A 3) oder dadurch, daß er ohne den Vorbehalt aus 3PO 8 780 Abſ 1 ver⸗ 
urteilt iſt, einem einzelnen Nachlaßglänbiger gegenüber die Möglichkeit, feine Haftung zu 
beſchränken eingebüßt, fo ſtehen ihm doch allen andern Gläubigern gegenüber die A 2, a —c 
erwähnten Rechtsbehelfe unverkürzt zur Seite. Die lan ſich überflüſſige) Hervorhebung der 
5519771980 bedeutet nur, daß im Verhältnis zu den übrigen Gläubigern beſtehen bleiben 
die Beſchränkungen der Aufrechnung, ferner die Verantworklichkeit des Erben, insbeſondere 
ſeine Verpflichtung, gegebenenfalls Nachlaßkonkurs zu beantragen, anderſeits aber auch das 
Recht, Erſatz feiner Aufwendungen zu fordern. Im Verhältnis zu dem einzelnen Glaäu⸗ 
biger, dem der Erbe unbeſchränkt haftbar geworden iſt, find auch die $$ 1977 —1980 gegen⸗ 
ſtandslos. Ihm gegenüber darf der Erbe auch keinen Vorbehalt im Urteile (3PO $ 780) 
mehr verlangen. Und wenn er ihn erlangt hätte, ſo erwachſen ihm doch hieraus keine Rechte. 

5. Bezüglich der Beweislaſt iſt es im allgemeinen Sache des Erben, im Wege der 
Einrede, ſei es ſogleich im Prozeſſe, — wenn und ſoweit er Klagabweiſung erreichen will — 
oder auch gemäß ZPO $ 785 im Zwangsvollſtreckungsverfahren, ſeine beſchränkte Haftung 
und deren Tragweite geltend zu machen und zu beweiſen. Im einzelnen vgl. 58 1973 A 11, 
1974 A 9, 1979 A 3, 1980 A 8, 1990 A 7, 1991 A 5, 2005 A 7, 2006 A 6. 
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V. Aufſchiebende Einreden 


Die aufſchiebenden Einreden, inhaltlich durch ZPO 38 305 Abſ 1, 782, 783 ſtark be⸗ 
ſchränkt, ſollen dem Erben und ebenſo dem Nachlaßpfleger, Verwalter und Teſtamentsvoll. 
ſtrecker ermöglichen, ſich, ohne von den Nachlaßgläubigern allzu empfindlich geſtört zu werden, 
über den Beſtand des Nachlaſſes zu vergewiſſern, um danach von dem Rechte der beſchränkten 
Haftung wirkſam Gebrauch machen zu können. Dem bereits unbeſchränkt haftenden Erber 
find fie deshalb ganz verſagt ($ 2016). 


8 2014 


Der Erbe iſt berechtigt‘), die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit 
bis zum Ablaufe der erſten drei Monate nach der Annahme der Erbſchaft e), 
jedoch nicht über die Errichtung des Inventars hinaus“) zu verweigern ) 5), 

E 1 2057 Abſ 1, 2143 Abſ 1, 2 II 1888 M 5, 539, 540, 672, 673 P 5, 660 —8664, 784—791, 805. 

1. Die Einrede ſteht zu dem Erben, wenn er nicht unbeſchränkt haftet (F 2016 Abſ 1). 
Ebenſo dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker ($ 2213 A 2, 3PO 8 748), 
dem Nachlaßpfleger ($ 2017) und dem Nachlaßverwalter. Dabei macht 
es keinen Unterſchied, ob der Anſpruch bereits gegen den Erblaſſer erhoben war oder ob von 
vornherein nur der Erbe verklagt iſt. Im Nachlaßkonkurſe bedarf es nach KO $ 221 der Ein. 
rede nicht, Erſtreckung der Friſt im Falle des 8 782 Satz 2 ZPO. Die Berechtigung des 
Erben kann ſich vermöge feiner Verantwortlichkeit aus 8 1978 in die Verpflichtung umwandeln, 
von der Einrede wirklich Gebrauch zu machen. Der nach ZPO 55 739, 740 verklagte Eh e- 
mann ber Erbin kann ſich ſelbſtändig der Einreden bedienen. Wegen der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft vgl. 3PO $ 305 Abſ 2. 

2. Berechnung der Dreimongtsfriſt 58 187, 188 Abſ 2. Verlängerung im Falle des 
Aufgebots $ 2015. Bis zur Annahme der Erbſchaft ($ 1943) ift der Erbe durch § 1958 gegen 
jede gerichtliche Geltendmachung eines Nachlaßanſpruchs, durch ZPO 9 778 gegen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in andere als Nachlaßgegenſtände geſchützt. 

3. Die Schußfriſt endet jedenfalls mit Einreichung des Inventars, als dem maß⸗ 
gebenden Zeitpunkt der Errichtung, gleichviel ob es hierzu freiwillig oder infolge Beſtimmung 
der Inventarfriſt gekommen iſt, $$ 1993, 1994. 

4. Der Inhalt des Verweigerungsrechts ſchrumpft durch die prozeſſualen Vorſchriften 
der 95 305, 782, 783 ZPO ſoweit zuſammen, daß von einer „aufſchiebenden Einrede“ im Sinne 
des materiellen Rechts überhaupt nichts übrig bleibt. Der Erbe kann feine Verurteilung nicht 
abwenden, auch nicht erreichen, ah er nur zu einer künftigen Leiſtung (etwa entſprechend 
ZPO $ 259) angehalten werde. Ebenſowenig kann er die Zwangsvollſtreckung, fei es in den 
Nachlaß, ſei es in das eigene Vermögen, verhindern. Nur die letzten, unmittelbar der Glau⸗ 
bigerbefriedigung dienenden Maßnahmen: Verſteigerung, Aushändigung, Überweiſung ge- 
pfändeter Forderungen und dergl. kann er nach $$ 782, 783, 930—932 ZPO hinausſchieben. Iſt 
die Einredefriſt abgelaufen, ſo nehmen die unterbrochenen Zwangsvollſtreckungsmaßregeln 
(wenn nicht inzwiſchen Nachlaßkonkurs eröffnet iſt) und vorbehaltlich der Einreden aus 98 1990 
bis 1992 ohne weiteres ihren Fortgang. Der materielle Umfang der Leiſtung wird mithin 
von der Einrede überhaupt nicht betroffen. Dies zeigt ſich am klarſten, wenn der rechtskräftige 
Schuldtitel bereits gegen den Erblaſſer und zwar auch auf Zinſen uſw. ergangen war, vielleicht 
ſchon zur Zwangsvollſtreckung geführt hatte (ZPO $ 779). Anderſeits iſt der Gläubiger 
nicht wie gegenüber der Stundungseinrede durch Hemmung der Verjährung geſchützt ($ 202) 
und abgeſehen von den Sonderfällen des $ 1977 nicht gehindert, ſich trotz der Einrede, die 
eben nicht Einrede im Sinne von $ 390 iſt, wegen des vollen Betrags feiner Forderung durch 
Aufrechnung mit ſeiner Schuld an den Nachlaß zu befriedigen. Unter dieſen Umſtänden 
kann dem Geſetze nicht entnommen werden, daß der Erbe durch Geltendmachung der auf⸗ 
ſchiebenden Einrede und für die Dauer ihrer Wirkſamkeit die Verzugsfolgen ab⸗ 
wende. $ 285 ſteht dem Erben nicht zur Seite, weil er von der Vertretung einer Rechtslage 
nicht befreit iſt, die er (durch Geltendmachung der Einrede) ſelbſt geſchaffen hat. Nicht einmal 
Überſchuldung des Nachlaſſes hebt die Verzugsfolgen auf. Umſoweniger kann dieſe Wirkung 
mit einer Maßnahme verbunden fein, die nur eine ungeſtörte Ermittelung des Nachlaßbe⸗ 
ſtandes ſichern will. So jetzt die herrſchende Meinung gegen Plank vor $ 2014, Dern⸗ 
burg $ 168, VI und DRG 18, 318. — Die aufſchiebende Einrede iſt der Natur der 
Sache nach ausgeſchloſſen gegenüber den beſonderen Unterhaltsanſprüchen der 
Mutter des Erben und der auf den Dreißigſten berechtigten Angehörigen (58 1963 A 5, 
1969 A 1). Sie geht verloren, wenn der Erbe nicht den Vorbehalt des 5 780 ZPO im 
Urteil erwirkt und damit unbeſchränkt haftbar wird. Dagegen bedarf es des Vorbehalts nicht, 
wenn die Vollſtreckung aus einem bereits gegen den Erblaſſer erlangten Schuldtitel gegen 
den Erben begonnen oder fortgeſetzt wird (ARD $ 779). 
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5. Beweislaſt. Die Behauptung, daß er erſt ſpäter als 6 Wochen nach dem Erbfall 
angenommen habe und daß ihm deshalb die Einredefriſt noch laufe, ift vom Erben, die Replik, 
daß er ſchon vor Ablauf der Ausſchlagungsfriſt angenommen oder vor Ablauf der Dreimonats⸗ 
friſt Inventar errichtet habe oder daß er unbeſchränkt hafte, iſt vom Gläubiger zu beweiſen 


(8 1944 A 8). 
8 2015 


Hat der Erbe den Antrag auf Erlaſſung des Aufgebots der Nachlaß⸗ 
gläubiger innerhalb eines Jahres nach der Annahme der Erbſchaft geſtellt 
und iſt der Antrag zugelaſſen, ſo iſt der Erbe berechtigt, die Berichtigung einer 
Nachlaßverbindlichkeit bis zur Beendigung des Aufgebotsverfahrens zu ver⸗ 
weigern). 

Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens ſteht es gleich, wenn der Erbe 
in dem Aufgebotstermine nicht erſchienen iſt und nicht binnen zwei Wochen 
die Beſtimmung eines neuen Termins beantragt oder wenn er auch in dem 
neuen Termine nicht erſcheint!). 

Wird das Ausſchlußurteil erlaſſen oder der Antrag auf Erlaſſung des 
Urteils zurückgewieſen, ſo iſt das Verfahren nicht vor dem Ablauf einer mit 
der Verkündung der Entſcheidung beginnenden Friſt von zwei Wochen und 
nicht vor der Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Beſchwerde als beendigt 
anzuſehen ) ). 

E 1 2130 Abſ 1, 2131, 2132 II 1889 M 5, 653, 654 P 5, 744, 784787. 

1. Die Dreimonatsfriſt des § 2014 verlängert ſich, wenn das Aufgebotsverfahren 
(88 19471977) ſtattgefunden hat, bis zu deſſen Beendigung. Um Verſchleppungen zu ver⸗ 
hüten iſt der zeitlich an ſich unbegrenzte Antrag des $ 947 ZPO an eine Jahresfriſt ge⸗ 
bunden. Durch Stellung des Antrags wahrt der Miterbe die Friſt auch für die andern Erben 
(ZPO $ 997), der Nachlaßpfleger, Nachlaßverwalter, Teſtamentsvollſtrecker ($ 1970 A 2) 
auch für die andern Beteiligten. Um von der Einrede Gebrauch machen zu können, muß 
der Antrag nicht bloß geſtellt, ſondern auch eventuell im Wege der Beſchwerde nach ZPO 
8567 zugelaſſen, d h. der Erlaß des Aufgebots muß angeordnet fein (ZPO 8 947). 

2. Das Aufgebotsverfahren endet normaler Weiſe mit Erlaß des lunanfechtbaren) 
Ausſchlußurteils (3 PO 88 952, 957 Abſ 1), oder mit Rechtskraft des den Antrag zurück⸗ 
weiſenden Beſchluſſes (5 952 Abſ 4). Für den Fall der Termins verſäumung ändert Abſ 2 
den 5 954 30 dahin ab, daß die dort beſtimmte ſechsmonatige Ausſchlußfriſt für den Erben, 
der ſich die Einrede ſichern will, auf zwei Wochen herabgeſetzt und die zweite Verſäumnis 
mit dem Verluſt der Einrede bedroht iſt. Die Säumnis iſt jedoch unſchädlich, wenn der Antrag 
120 al des Ausſchlußurteils bereits vor dem Aufgebotstermine gemäß ZPO 8 952 Abſ 2 
geſtellt war. 

3. Abſ 3 zieht in Betracht, daß der Beſchluß auf Zurückweiſung des Urteils immer, 
das Urteil ſelbſt, wenigſtens ſoweit ihm Beſchränkungen und Vorbehalte beigefügt ſind, mit 
der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar find (ZPO 8 952 Abſ 4) und rückt dementſprechend die 
Beendigung des Verfahrens hinaus. 

4. Die Wirkung der Einrede iſt dieſelbe wie im Falle des § 2014 A 4. Iſt das Aus⸗ 
ſchlußurteil erlaſſen, ſo ſteht dem Erben nunmehr die Beſchränkungseinrede aus § 1973 zu. 
Durch Inventarerrichtung geht, abweichend von $ 2014, die Einrede nicht verloren. 


8 2016 


Die Vorſchriften der 88 2014, 2015 finden keine Anwendung, wenn der 
Erbe unbeſchränkt haftet“). 

Das Gleiche gilt, ſoweit ein Gläubiger nach 8 1971 von dem Aufgehote 
der Nachlaßgläubiger nicht betroffen wird?), mit der Maßgabe, daß ein erſt 
nach dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung erlangtes Recht ſowie eine erſt nach dieſem Zeitpunkt im 
Wege der einſtweiligen Verfügung erlangte Vormerkung außer Betracht bleibt“). 

E I 2130 Abf 1, 2143 Abſ 3 11 1890 M 5, 653, 673 P 5, 784-787. 

1. Unbeſchränkte Haftung 5 2013 A 1. Iſt fie nur einzelnen Gläubigern gegenüber 
9 110 fo gehen dem Erben die Einreden gegenüber den übrigen Gläubigern nicht 
verloren. 
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2. Pfandgläubiger und andere dinglich berechtigte Nachlaßgläubiger ſind in der 
Rechtsverfolgung gegen den Erben ebenſowenig durch die Einrede der beſchränkten Haftung 
aus 9 1971 wie durch die aufſchiebenden Einreden beſchränkt, ſoweit ſie ſich auf den dinglichen 
Anſpruch beſchränken. 

3. Entſprechend $ 1990 Abſ 2 und KO $ 221. Die durch Zwangsvollſtreckung uſw. 
na URL Rechte kommen als ſolche der aufſchiebenden Einrede gegenüber nicht 
in Betracht. 


8 2017 


Wird vor der Annahme der Erbſchaft zur Verwaltung des Nachlaſſes 
ein Nachlaßpfleger beſtellt!), jo beginnen die im 8 2014 und im § 2015 Abſ. 1 
beſtimmten Friſten mit der Beſtellung “). 

E 1 2143 Abſ 2 II 1891 M 5, 673 P 5, 785, 786, 829—831; 6, 340. 

1. Das Geſetz bezieht ſich zunächſt auf den eigentlichen Nachlaßpfleger nach §8 1960 
Abſ 2, 1961, trifft aber auch den Nachlaßverwalter, wenn er ausnahmsweiſe vor Annahme 
der Erbſchaft beſtellt iſt (§ 1981 A 1/2). Der Pfleger kann im Gegenſatze zum Erben ($ 1958) 
die gerichtliche Geltendmachung eines Anſpruchs nicht abwehren, ſoll den Erben gerade im 
Prozeſſe vertreten, aber darf und ſoll ſich auch in ſeinem Intereſſe in der Regel der auf- 
ſchiebenden Einreden bedienen. 

2. Begännen die Friſten nach der Regel der $$ 2014, 2015 erſt mit der Annahme, 
ſo würden ſie mit demſelben Zeitpunkt zu laufen anfangen, der zugleich das Amt des Pflegers 
beendigt. Der Friſtbeglun iſt deshalb auf die Zeit der Beſtellung gelegt. Und zwar mit 
Wirkung auch dem Vertretenen, dem Erben gegenüber. Nimmt der Erbe 
demnächſt an, ſo hat er ſich die dem Pfleger bereits abgelaufene Friſt mit anrechnen zu laſſen. 
Wird die Nachlaßpflegſchaft erſt nach der Annahme, insbeſondere alſo als Nachlaß⸗ 
verwaltung angeordnet ($ 1975), jo laufen dem Verwalter, wie dem Teſtamentsvollſtrecker 
und dem Erben die gleichen mit der Annahme beginnenden Friſten. Da Pfleger, Verwalter 
und Vollſtrecker ſelbſtändig das Aufgebot der Gläubiger beantragen dürfen, ſelbſt wenn der 
Erbe unbeſchränkt haften ſollte ($ 1970 A 2), fo muß ihnen auch die Geltendmachung der 
Einrede aus $ 2015 ſelbſtändig zuſtehen. Sie bedürfen zu dieſem Zwecke nicht des nach § 305 
ZPO ſonſt erforderlichen Vorbehalts im Urteile, ZPO 5 780 Ab] 2. 


Dritter Titel 
Erbſchaftsanſpruch 


Der Erbſchaftsanſpruch dient dem Erben als Mittel, mit einem Rechtsakt die Geſamt⸗ 
heit der in der Erbſchaft inbegriffenen Rechte gegenüber dem „Erbſchaftsbeſitzer“, der auf 
Grund vermeintlichen Erbrechts in die Erbſchaft eingegriffen hat, zur Geltung zu bringen 
(52018). Er ſteht nicht zu gegen den Beſitzer, der nur pro possessore possidet. Für ihn ent⸗ 
ſteht nur eine Auskunftspflicht (8 2027 Abſ 2). Dem dinglichen Zwecke des Erbſchaftsanſpruchs 
dient der Grundſatz der Surrogation ($ 2019). Der Inhalt des Herausgabeanſpruchs ift im 
einzelnen nach der perſönlichen (Bereicherung § 2021) wie nach der ſachenrechtlichen Seite 
geordnet (Nutzungen § 2020, geſteigerte Haftung nach Eintritt der Rechtshängigkeit § 2023, 
im Mangel des guten Glaubens $ 2024 und für den Fall ſtrafbarer oder eigenmächtiger Erlangung 
des Erbſchaftsbeſitzes 8 2025). Dem Erbſchaftsbeſitzer ſteht nach $ 2030 der Geſamtrechtsnach⸗ 
folger in die Erbſchaft gleich. Endlich wird auch dem irrtümlich als verſtorben behandelten 
Erblaſſer gegen feine vermeintlichen Erben wie gegen Dritte der Erbſchaftsanſpruch gewährt, 
um von ihnen ſein Vermögen zurückzuerlangen ($ 2031). Gerichtsſtand ZPO 5 27. 


8 2018 


Der Erben kann von jedem, der auf Grund eines ihm in Wirklichkeit 
nicht zuſtehenden Erbrechts?) etwas“) aus der Erbſchaft erlangt hat (Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer),) die Herausgabe des Erlangten verlangen“) 9). 

E 1 2080 II 1892 M 5, 578—580 P 5, 696710. 

1. Der Erbſchaftsanſpruch ſteht zu dem Erben, ſowohl dem alleinigen Erben als (mit 
der durch § 2039 gebotenen Einſchränkung) auch dem Miterben und zwar als hereditatis 
petitio partiaria auch gegen einen Miterben, der die Erbſchaft für ſich allein oder der daran 
einen höheren als den ihm zukommenden Erbteil in Anſpruch nimmt (RG ZW 03 Beil 64148). 
Ebenſo dem Rechtsnachfolger des Miterben im Falle des $ 2033, dem Nacherben nach Eintritt 
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der Nacherbfolge (§ 2139), unter Umſtänden auch gegenüber dem Vorerben, dem Erbſchafts⸗ 
käufer dagegen nur nach geſchehener Abtretung, wozu der Verkäufer nach § 2374 verpflichtet 
iſt. Erkennt der ältere Teſtaments⸗ oder geſetzliche Erbe die Gültigkeit des ſpäteren nichtigen, 
einen andern Erben berufenden Teſtaments, und zwar unter Beobachtung der Form des 
5 2385 Abi 1 an, fo kann er ſich dem Vertragsgegner gegenüber nicht mehr auf die Nichtigkeit 
berufen (RG 72, 209). — An Stelle des Erben kann der Erbſchaftsanſpruch auch vom Na ch⸗ 
laßpfleger ($ 1960 A 5), dem Nachlaß verwalter ($ 1984 A 2), dem Nach⸗ 
laßkonkursverwalter und dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker 
( 2212) geltend gemacht werden. 

2. Zur Paſſivlegitimation iſt erforderlich, daß der Beklagte — im guten oder im 

böſen Glauben ($ 2024) — das Erbrecht für ſich in Anſpruch genommen hat, daß er 
proheredepossidet. Es genügt mithin nicht, daß er nur tatſächlich oder daß er nur 
auf Grund eines behaupteten Einzelrechtstitels, z. B. Eigentums, ſonſtiger dinglicher oder 
perſönlicher Rechte, oder daß er ohne jeden Rechtsgrund (als pro possessore possidens) in die 
Rechte des Erben eingegriffen hat. Wohl aber kann dadurch ſeine Auskunftspflicht begründet 
fein (§ 2027 Abſ 2) und ſelbſtverſtändlich bleibt er aus unerlaubten Handlungen verhaftet 
(8 2025). 
3. Entſprechend der Faſſung in $ 812 genügt, daß der Nichterbe „etwas“, irgend 
einen Nachlaßgegenſtand, Sache oder Recht (8 90) erlangt hat. Auch Forderungen können, 
obwohl ihr Übergang auf den falſchen Erben rechtlich unmöglich iſt, als erlangt gelten, wenn 
er unternimmt, ſie einzuziehen oder ſonſt, z. B. durch Erlaß, Aufrechnung daruber zu ver⸗ 
fügen ($ 2025 A 1 u. RG JW 03 Beil 104). 

4. Erbſchaftsbeſitzer iſt die techniſche Bezeichnung des rechten mit dem Erbſchafts⸗ 
anſpruche zu belangenden Beklagten. Beſitzereigenſchaft im Sinne von 88 854 ff. iſt hierbei nicht 
als notwendig vorausgeſetzt (A 3). Er braucht insbeſondere nicht Eigenbeſitzer zu ſein ($ 872), 
will vielleicht nur Nießbrauchsrechte des Erblaſſers ausüben, und auch mittelbarer Beſitz genügt 
(8 868). Anderſeits muß er aber doch irgend etwas tatſächlich erlangt haben. Es genügt 
nicht zur Begründung des eigentlichen Erbſchaftsanſpruchs, daß er ſich eines ihm zukommenden 
Erbrechts berühmt, wenn auch die Feſtſtellungsklage aus ZPO § 256 damit gegeben ſein 
kann. Aus der Erbſchaft erlangt iſt nur, was der Erbſchaftsbeſitzer nach Eintritt des Erb⸗ 
falls, nicht ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers an ſich gebracht hat. Doch genügt zum Erb⸗ 
ſchaftsbeſitz, daß Herausgabe des ſo Erlangten gerade mit Berufung auf ein vermeintliches 
Erbrecht daran verweigert wird. Als erlangt gelten auch die Surrogate der Erbſchaft § 2019. 
Der Erbſchaftsanſpruch kann auch gegen den Nachlaßverwalter und Tefta- 
mentsvollſtrecker erhoben werden, die für den falſchen Erben Erbſchaftsbeſitz aus⸗ 
üben (a. M. Planck A 2, b, a). Dagegen verſagt der Erbſchaftsanſpruch, wenn der wirkliche 
Erbe vom Verwalter der eigenen Erbſchaft oder von dem beſtellten Teſtamentsvollſtrecker 
Herausgabe der ihm grundlos vorenthaltenen Erbſchaft verlangt, da von beiden ein eigenes 
zu dem des Erben gegenſätzliches Erbrecht begriffsmäßig nicht in Anſpruch genommen werden 
kann (a. M. Dernburg V $ 154 A 10). Dem Erbſchaftsbeſitzer iſt der Erwerber der 
Erbſchaft im Falle des § 2030 gleichgeſtellt. 

5. Wie im Falle der Bereicherung nach $ 812 iſt Herausgabe des Erlangten die haupt⸗ 
ſächliche durch 85 20192024 näher beſtimmte Leiſtung. Mit dem Antrag auf Herausgabe 
wird zweckmäßig derjenige auf Feſtſtellung des klägeriſchen Erbrechts verbunden, 
um auch hierüber nach ZPO $ 322 Rechtskraft zu erlangen. Ferner der Antrag auf Aus⸗ 
kunftserteilung' nach § 2027. Bis dahin kann nach ZPO 8 254 die beſtimmte An⸗ 
gabe der einzelnen beanſpruchten Leiſtungen vorbehalten werden. Die Herausgabe betrifft 
das „Erlangte“, umfaßt ſomit die Erbſchaft als Ganzes, als Inbegriff von Gegenſtänden 
($ 260) verpflichtet aber zugleich zur Vornahme aller einzelnen Rechtsgeſchäfte (Beſitzüber⸗ 
gabe, Abtretung von Rechten, Berichtigung des Grundbuchs, Rückgabe des Erbſcheins $ 2362 
uſw.), die erforderlich find, um ſich zugunſten des Klägers der angemaßten Erbenſtellung 
wieder zu entäußern. Dem Erben ſteht frei, ſtatt des Erbſchaftsanſpruchs die als ſolchem 
ihm zukommenden Einzelanſprüche einſchließlich der aus § 857 ſich ergebenden Be⸗ 
ſitzſchutzmittel geltend zu machen. Der Erbſchaftsbeſitzer iſt aber gegen die ihm hieraus drohenden 
Nachteile durch § 2029 geſchützt. — Der Erbſchaftsanſpruch begründet ein Schuldverhättnis 
nach $ 241, iſt übertragbar ($ 413), deshalb auch pfändbar (ZPO 8 851) und unter- 
liegt der gewöhnlichen Verjährung (88 194, 195). — Das Urteil wirkt Rechtskraft nur 
im Verhältnis der mehreren im Streit befangenen Erbprätendenten. Miterben ſind, 
auch wenn ſie unter ſich über das Erbrecht ſtreiten, keine notwendigen Streitgenoſſen (RG 
11. 7. 05 IV 282/05, auch JW 05, 1463s). Missio in bona ift nur im Wege einſtweiliger Ver⸗ 
fügung möglich. Beſonderer G erichtsſtand ZPO $ 27. 

6. Beweislaſt. Kläger hat zu beweiſen ſein Erbrecht: den Erbfall und den ihm 
zur Seite ſtehenden Berufungsgrund, im Falle der geſetzlichen Erbfolge auch den Wegfall 
ihm vorgehender Erbberechtigter ($ 1930). Behauptet der Beklagte, daß ihm ein näheres 


474 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


Erbrecht wegen Ausſchließung, Erbunwürdigkeit, Verzicht des Klägers oder ſeiner Rechts⸗ 
vorgänger oder wegen anderweiter letztwilliger Berufung zuſtehe, ſo hat er dieſe beſonderen 
Umſtände nachzuweiſen. Beſondere Geſtaltung der Beweislaſt, wenn Erbſchein erteilt ift, 
infolge der Vermutung des § 2365. Doch genügt zur Klagabweiſung das Mißlingen des dem 
Kläger obliegenden Erbenbeweiſes, auch wenn der Beklagte ein eigenes Erbrecht nicht dartun 
kann. Kläger hat weiter zu beweiſen den Erbſcha ftsbeſitz, daß Kläger einen Erb- 
ſchaftsgegenſtand mit dem Willen, Erbe zu ſein, erlangt hat, nicht daß er ihn jetzt noch 
beſitzt. Zur Begründung des Herausgabeanſpruchs im einzelnen hat Kläger, ſoweit ihm nicht 
das nach $ 260 herauszugebende Verzeichnis zu ftatten kommt, die Zugehörigkeit der einzelnen 
herausverlangten Gegenſtände zum Nachlaß zu beweiſen. Doch genügt hierzu der Nach⸗ 
weis, daß fie der Erblaſſer bei Lebzeiten beſeſſen hat ($ 1006 Abſ 2). Demgegenüber hat der 
Beklagte etwaige beſondere Erwerbstitel oder den Wegfall ſeiner Herausgabepflicht nach 
§ 2021 ff. zu beweiſen. 


8 2019 


Als aus der Erbſchaft erlangt gilt auch!), was der Erbſchaftsbeſitzer 
durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erwirbt ). 

Die Zugehörigkeit einer in ſolcher Weiſe erworbenen Forderung zur Erb⸗ 
ſchaft hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er von 
der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der SS 406 bis 408 
finden entſprechende Anwendung). 

E I 2081 Nr 3 II 1893 M 5, 583585 P 5, 710—714, 719, 720; 6, 168, 316, 324326. 

1. Hat der Nichterbe Erbſchaftsgegenſtände mit dem Erbenwillen erlangt, ſo iſt ſeine 
Paſſivlegitimation als Erbſchaftsbeſitzer ſchon durch § 2018 begründet. Abs 1 bedeutet für 
dieſen Fall nur, daß auch die Surrogate der Erbſchaft von der Herausgabepflicht betroffen 
werden. Es iſt aber auch denkbar, daß der Nichterbe Nachlaßgegenſtände zunächſt nur in anderer 
Weiſe, z. B. in Führung erbſchaftlicher Geſchäfte ohne eigentliche pro herede gestio (3 1959) 
an ſich gebracht und erſt beim Umſatz des fo Erlangten fich die Erbenſtellung ange maßt hat. 
Für dieſen Fall wird ihm die Eigenſchaft des Erbſchaftsbeſitzers vom Zeitpunkte des Erwerbs 
ab gleichfalls beigelegt. 

2. Nach dem Grundſatz der dinglichen Surrogation gelten gewiſſe Sachen und Rechte 
von Rechts wegen als Beſtandteile des Nachlaſſes und unmittelbar dem wirklichen Erben er⸗ 
worben, obwohl ſie zur Zeit des Anfalls noch nicht zur Erbſchaft gehört haben. Dieſer Grund⸗ 
ſatz iſt außer für den Erbſchaftsanſpruch anerkannt für die Erbengemeinſchaft $ 2041, die Nach⸗ 
erbſchaft $ 2111 und den Erbſchaftskauf $ 2374, aber im einzelnen verſchieden geregelt (ähnlich 
auch beim Vorbehaltsgut $ 1370, Geſamtgut § 1473 und dem eingebrachten Gute der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft $ 1524). Aus $$ 2021 und 818 Abſ 1 iſt zunächſt zu ergänzen, 
daß Surrogat des Nachlaſſes iſt, was der Erbſchaftsbeſitzer auf Grund eines erlangten Rechts 
oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Nachlaßgegenſtandes 
erwirbt. Wegen der Nutzungen |. $ 2020. Surrogat iſt aber auch das durch Rechtsgeſchäft 
mit Mitteln der Erbſchaft Erworbene. Es genügt mithin nicht, wie in 99 2041, 2374, 
daß ſich das den Erwerb vermittelnde Rechtsgeſchäft „auf den Nachlaß bezieht“. Ander⸗ 
ſeits geht jeder vom Erbſchaftsbeſitzer vorgenommene rechtsgeſchäftliche Erwerb ohne 
weiteres dem wirklichen Erben zugute, wofern er nur mit Mitteln der Erbſchaft gemacht 
war. Dies trifft auch dann zu, wenn er, ſo z. B. der bösgläubige Erbſchaftsbeſitzer 
ausdrücklich nur für ſeine Perſon und nicht für Rechnung der Erbſchaft erwerben wollte. Sein 
Erwerbswille (wie z. B. in $ 1646) iſt überhaupt nicht entſcheidend. Nur höchſtperſönliche 
Rechte, wie z. B. Leibrente 8 759, Nießbrauch $$ 1030 ff. oder beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeiten $$ 1090 ff. konnen der Natur der Sache nach weder ipso jure für den Erben er⸗ 
worben, noch an ihn herausgegeben werden. Hier greift $ 818 Abſ 2 ein. — Mit Mitteln 
der Erbſchaft, im Gegenſatz zu Mitteln des Erbſchaftsbeſitzers, erworben iſt die zum 
Vermögen des Erbſchaftsbeſitzers bewirkte Leiſtung oder ein ihm entſtandener Anſpruch dann, 
wenn dafür ein Nachlaßgegenſtand oder der durch Umſatz (Verkauf, Tauſch, Belaſtung) eines 
Nachlaßgegenſtandes dafür erlangte Wert als Gegenleiſtung unter Umſtänden hingegeben worden 
iſt, unter denen, z. B. nach 98 932, 185 auch der nichtberechtigte Erbſchaftsbeſitzer darüber 
wirkſam verfügen konnte. Die Surrogation kann ſich mithin wiederholt vollziehen und 
z. B. nacheinander Geld, Sachen, Rechte und wieder Geld ergreifen. Hat der Erbſchaftsbeſitzer 
zum Erwerb teils eigene, teils Nachlaßmittel verwendet, ſo kann Miteigentum (88 1008 ff.) 
oder Gemeinſchaft (5 741 ff.) entſtehen. Die dingliche Wirkung der Surrogation äußert 
ich auch darin, daß dem Erben im Konkurſe des Erbſchaftsbeſitzers an den Surrogaten ein 
Ausſonderungsrecht zuſteht. — Hat ein Nachlaßſchuldner an den Erb ſchafts⸗ 
deſitzer geleiſtet, jo wird er zwar, von 39 893, 2367 u. a. abgeſehen, von ſeiner Schuld 
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nicht befreit. Der Erbe kann deshalb nochmalige Leiſtung fordern. Er kann ſich aber auch 
damit begnügen, das Empfangene nach $ 818 Abſ 1 vom Erbſchaftsbeſitzer herauszufordern 
und auf dieſem Wege auch den Nachlaßſchuldner zu befreien. 

3. Vorausgeſetzt iſt, daß der Erbſchaftsbeſitzer die Forderung aus Erbſchafts⸗ 
mitteln für ſich begründet hat, ſo daß der Schuldner ſein Schuldner geworden 
iſt. Er bleibt zwar Schuldner des Erbſchaftsbeſitzers, muß ſich aber als Schuldner des Erben 
behandeln laſfen, ſobald er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt, d. h. darüber aufgeklärt 
iſt, daß ſein Gläubiger die Forderung mit Mitteln einer Erbſchaft erworben hat, die ihm in 
Wahrheit nicht oder nicht ihm allein angefallen iſt. Im übrigen iſt der Schuldner in der⸗ 
ſelben Weiſe wie der debitor cessus gefchüßt. § 406 handelt von feiner Aufrechnungsbefugnis, 
$ 407 von der Wirkſamkeit gewiſſer Erfüllungshandlungen, Rechtsgeſchäfte und Urteile, $ 408 
von dem Falle, daß die Forderung des Erbſchaftsbeſitzers weiter abgetreten oder daß ſie 
einem Dritten überwieſen iſt. 


8 2020 


Der Erbſchaftsbeſitzer hat dem Erben die gezogenen Nutzungen heraus⸗ 
zugeben !); die Verpflichtung zur Herausgabe erſtreckt ſich auch auf Früchte, 
an denen er das Eigentum erworben hat?). 

E I 2081 Nr 4 II 1894 M 5, 585, 586 P 5, 710, 714, 715. 

1. 5 2020 jagt nicht, daß die vom Erbſchaftsbeſitzer gezogenen und herauszugebenden 
Nutzungen und Früchte „aus der Erbſchaft erlangt ſeien“ ($ 2018) oder als erlangt zu gelten 
hätten (8 2019). Da überdies anerkannt iſt, daß der Erbſchaftsbeſitzer an Früchten für ſich Eigen⸗ 
tum erwerben könne, ſo iſt damit dem Erwerb von Nutzungen und Früchten ſchlechthin die 
dingliche, d. h. die unmittelbar dem Erben zugute kommende Wirkung abgeſprochen. Der 
Erbſchaftsbeſitzer iſt vielmehr dem Erben lediglich ſchuldrechtlich zur Heraus- 
gabe verpflichtet, auch wenn ſich ſein Eingriff in den Nachlaß auf Fruchtziehung beſchränkt 
hätte ($ 2018) oder wenn er die Nutzungen vermittelſt Rechtsgeſchäftes aus Mitteln des Nach⸗ 
laffes, z. B. durch Vermieten des Nachlaßgrundſtücks gezogen ($ 2019) oder wenn er bösgläubig 
Früchte gezogen und deshalb hieran kein Eigentum erlangt hätte (a. M. Planck A 2). Begriff 
der Nutzungen § 100. Die Herausgabepflicht des gutgläubigen Erbſchaftsbeſitzers geht info- 
fern über diejenige des mit dem Eigentumsanſpruch belangten Beſitzers hinaus, als er zwar 
auch nur die tatſächlich gezogenen, nicht die verſäumten Nutzungen, aber die gezogenen 
Nutzungen auf die ganze Dauer des Erbſchaftsbeſitzes, nicht erſt vom 
Eintritte der Rechtshängigkeit ab herauszugeben hat ($ 987). Steigerung der Herausgabe⸗ 
pflicht durch Rechtshängigkeit und böſen Glauben 8$ 2023, 2024. 

2. Begriff der natürlichen und bürgerlichen Früchte $ 99. Eigentumserwerb 
an Früchten 85 953—957. — Wegen der Anſprüche auf Erſatz von Verwendungen ſ. $ 2022 


8 2021 


Soweit der Erbſchaftsbeſitzer zur Herausgabe außerſtande iſt!), be: 
ſtimmt ſich ſeine Verpflichtung nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung?). 

E I 2083 II 1895 M 5, 587, 588 P 5, 696 ff., 710, 716. 

1. Die einzelnen Nachlaßgegenſtände ſowie die an deren Stelle getretenen Surrogate 
(8 2019 A 2), die noch vorhandenen Nutzungen ($ 2020), überhaupt die geſamte Erbſchaft iſt 
dem Erben grundſätzlich in Natur herauszugeben. Nur ſoweit dies nicht möglich iſt, 
greift der Bereicherungsanſpruch Platz. it der Erbſchaftsbeſitzer zur Herausgabe außer⸗ 
ſtande, jo iſt für die Frage, worin nunmehr jeine Leiſtungen zu beſtehen haben, gemäß 99 2023, 
2024 der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Erbſchaftsanſpruchs oder des vorher etwa vor⸗ 
handenen böſen Glaubens von Bedeutung, ſ. auch A 2. Die Unmöglichkeit der Herausgabe 
kann ihren Grund darin haben, daß die Nachlaßgegenſtände oder ihre Surrogake unterge⸗ 
gangen oder verbraucht oder daß ſie dem Erbſchaftsbeſitzer höchſtperſönlich erworben ſind 
(Leibrenten uſw. $ 2019 A 2). Aber auch darin, daß die Erbſchaft Nutzungen abgeworfen hat, 
die nur in Gebrauchsvorteilen (Bewohnen des Nachlaßgrundſtücks) beſtanden, $ 100. Die 
Bereicherung beſteht dann in der E ſparnis der ſonſt erforderlich geweſenen Aufwendungen. 

2. Der Bereicherungsanſpruch beſtimmt ſich im einzelnen nach $$ 818, 819 und fteht 
nach $ 822 auch gegen Dritte zu, denen der Erbſchaftsbeſitzer unentgeltliche Zuwendungen ge⸗ 
macht hat. Ob und inwieweit Bereicherung vorliegt, iſt mit Rückſicht auf die Geſamtheit der 
Erbſchaft unter Vergleichung mit dem Stande des eigenen Vermögens des Erbſchaftsbeſitzers 
zu beſtimmen, foweit ſich beide gegenfeitig beeinflußt haben. Sollte der Erbſchaftsbeſitzer im 
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Ganzen durch die Erbſchaft Verluſt erlitten haben, ſo kann er vom Erben keinesfalls Erſatz 
fordern. Sachenrechtliche Folgen der Rechtshängigkeit $ 2023, Verzinſungspflicht von Geld⸗ 
ſchulden § 291. 


8 2022 


Der Erbſchaftsbeſitzer iſt zur Herausgabe der zur Erbſchaft gehörenden 
Sachen!) nur gegen Erſatz aller Verwendungen verpflichtet“), ſoweit nicht 
die Verwendungen durch Anrechnung auf die nad) § 2021 herauszugebende 
Bereicherung gedeckt werden?). Die für den Eigentums anſpruch geltenden 
Vorſchriften der 88 1000 bis 1003 finden Anwendung!). 

Zu den Verwendungen gehören auch die Aufwendungen, die der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer zur Beſtreitung von Laſten der Erbſchaft oder zur Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichkeiten macht“). 

Soweit der Erbe für Aufwendungen, die nicht auf einzelne Sachen ge⸗ 
macht worden ſind, insbeſondere für die im Abſ 2 bezeichneten Aufwendungen, 
nach den allgemeinen Vorſchriften in weiterem Umfang Erſatz zu leiſten hat, 
bleibt der Anſpruch des Erbſchaftsbeſitzers unberührt‘) ). 

E 1 2084 11 1896 M 5, 589, 590 P 5, 716-718. 

1. § 2022 regelt den Vermögensausgleich zwiſchen Erben und Erbſchaftsbeſitzer nur 
inſoweit, als es ſich um Herausgabe der zur Erbſchaft gehörenden Sachen, ſomit um die 
ſachenrechtliche Seite des Erbſchaftsanſpruchs, die Verpflichtung zur Herausgabe der erlangten 
Nachlaßgegenſtände nach $ 2018 oder ihrer Surrogate nach $ 2019 handelt. Nach der ſchuld⸗ 
rechtlichen Seite: Herausgabe der Nutzungen und der Bereicherung iſt die Frage ſchon durch 
88 2020, 2021 erledigt. Soweit es ſich dabei um die Herausgabe der Nutzungen 
handelt, folgt aus § 102, daß der Erbſchaftsbeſitzer jedenfalls die auf Gewinnung von Früch⸗ 
ten verwendeten Koſten erſetzt verlangen kann. Daß ihm derſelbe Erſatzanſpruch auch in⸗ 
ſoweit zuſteht, als er Aufwendungen zum Zwecke des Bezugs von Nutzungen gemacht 
hat (z. B. für Inſtandhaltung des von ihm bewohnten Nachlaßgrundſtücks), ergibt ſich ſchon 
aus § 100. Denn die Vorteile, die der Gebrauch der Sache oder des Rechts gewährt, be- 
zeichnen ein wirtſchaftliches Ergebnis und können deshalb nur unter Abrechnung der den Vor⸗ 
teil mindernden Aufwendungen verſtanden werden. 

2. Der Erbſchaftsbeſitzer iſt gegenüber dem mit dem Eigentumsanſpruch belangten 
Beſitzer (88 994 —996) inſofern begünſtigt, als er Erſatz aller, auch der auf den Nachlaß als 
Ganzes gemachten Verwendungen, alſo nicht bloß der notwendigen, ſondern auch der nütz⸗ 
lichen und der zu Vergnügenszwecken gemachten, nicht den Wert erhöhenden Verwendungen 
verlangen kann, wofern er ſie nur im guten Glauben und vor Eintritt der Rechtshängigkeit 
gemacht hat (58 2023, 2024). Abtrennungsrecht $ 997. 

3. Soweit es ſich neben dem ſachenrechtlichen Erbſchaftsanſpruch (A 1) außerdem 
noch um perſönliche Anſprüche aus $$ 2020, 2021 handelt, ergibt ſchon die Anwendung der 
Bereicherungsgrundſätze ($ 818 Abſ 3), daß der Erbſchaftsbeſitzer nicht mehr von der Erbſchaft 
herauszugeben hat, als was nach Beſtreitung aller mit dem vermeintlichen Erbanfall urſächlich 
zuſammenhängenden Ausgaben in ſeinem Vermögen übrig geblieben iſt. Soweit ſeine Erſatz⸗ 
anſprüche ſchon hiernach gedeckt ſind, kann er ſie nicht auch als Verwendungen auf einzelne 
herauszugebende Nachlaßgegenſtände oder Surrogate, alſo nicht zweimal geltend machen. 

4. Dem redlichen Erbſchaftsbeſitzer ſteht wegen der ihm zu erſetzenden Verwendungen 
nach $ 1000 das Zurückbehaltungsrecht zu und zwar anſämtlichen zur Erbſchaft gehörigen 
Sachen, auch wenn er im einzelnen darauf keine Verwendungen gemacht hat. Die ſel b⸗ 
ſtändige Geltendmachung des Erſatzanſpruchs regelt ſich nach 89 10011003, 
unter der „Sache“ iſt auch hier die Geſamtheit der herauszugebenden Nachlaßſachen zu ver⸗ 
ſtehen. Eine Unterſcheidung zwiſchen beweglichen Sachen und Grundſtücken wäre deshalb 
nicht gerechtfertigt, fo daß im Falle des § 1002 nur die einmonatige Friſt in Frage kommt, 
auch wenn Grundſtücke zum Nachlaſſe gehören. 

5. Eutſprechend $ 995. Zu den öffentlichen oder privatrechtlichen Laſten der Erb: 
ſchaft (88 103, 1047) gehört auch die vom Erbſchaftsbeſitzer gezahlte Erbſchaftsſteuer. 
Soweit der wirkliche Erbe zu einem geringeren Satze ſteuerpflichtig iſt, hat er dem Erben ſeinen 
Rückforderungsanſpruch an den Fiskus abzutreten. Bezüglich der berichtigten Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten ($ 1967) iſt der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer unbeſchränkt erſatzberechtigt, 
auch wenn er ſich dabei nicht im Rahmen der durch 58 19781980, 1991 dem Erben auferlegten 
Verantwortlichkeit gehalten hätte. Sein Erſatzanſpruch geht mithin nach Abſ 2 weiter, als 
er ihm nach Abſ d 3 zuſtehen würde. 
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6. In Frage kommen namentlich Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677 ff., 683) 
und der Vereicherungsanſpruch (58 812 ff.), wenn den ſonſt hierfür aufgeſtellten Voraus⸗ 
ſetzungen genügt iſt. Der Erfolg kann ſein, daß nicht nur der Erbſchaftsanſpruch wegen völliger 
Erſchöpfung des Nachlaſſes gegenſtandslos wird, ſondern daß umgekehrt dem Erbſchaftsbe⸗ 
ſitzer Anſprüche an den Erben zuſtehen, denen dieſer, ebenſo wie ſonſt der Geſchäftsherr oder 
Bereicherte als einer Eigenverbindlichkeit ($ 1967 A 3), deshalb ohne ſich auf beſchränkte 
Haftung berufen zu dürfen, genügen muß. 

7. Beweislaſt. Der Erbſchaftsbeſitzer hat die nach Abſ 1, 2 auf einzelne Nachlaß⸗ 
ſachen oder auf den ganzen Nachlaß gemachten Verwendungen zu beweiſen, insbeſondere 
auch daß die berichtigten Nachlaßverbindlichkeiten wirklich als ſolche beſtanden haben. Der 
Erbe hat zu beweiſen, daß der Erbſchaftsbeſitzer hierfür ſchon durch Anrechnung der Be- 
reicherung aus $ 2021 gedeckt ſei, wogegen dieſem der Beweis des Wegfalls dieſer Bereicherung 
offen ſteht. Zu Abſ 3 hat der Erbſchaftsbeſitzer, der im weiteren Umfang Erſatz fordert, die 
beſonderen dies rechtfertigenden Tatbeſtände zu beweiſen. 


8 2023 

Hat der Erbſchaftsbeſitzer zur Erbſchaft gehörende Sachen herauszu⸗ 
geben ), jo beſtimmt ſich von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an der An⸗ 
ſpruch des Erben auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, Untergangs oder 
einer aus einem andern Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe 
nach den Vorſchriften, die für das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und 
dem Beſitzer von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs 
an gelten !). 

Das Gleiche gilt von dem Anſpruche des Erben auf Herausgabe oder 
Vergütung von Nutzungen?) und von dem Anſpruche des Erbſchaftsbeſitzers 
auf Erſatz von Verwendungen )). 

E I 2085 JI 1897 M 5, 591 P 5, 718, 719. 

1. 3 2023 beſchäftigt ſich nur mit dem ſachenrechtlichen Teile des Erbſchaftsanſpruchs, 
d. h. mit der Verpflichtung zur Herausgabe der zur Erbſchaft gehörenden Sachen einſchließlich 
der Surrogate nach $$ 2018, 2019. Daneben beſteht der perſönliche Bereicherungs⸗ 
anſpruch des Erben aus $ 2021. Inwieweit dieſer Anſpruch durch die Rechtshängigkeit 
beeinflußt wird, beſtimmt ſich nach $ 818 Abſ 4. Bezüglich des gleichfalls perſönlichen Auſpruchs 
wegen der Nutzungen |. A 3 

2. Einfluß der Rechtshängigkeit ZPO 88 263, 281. Die entſprechende Anwendung 
der für den Eigentumsanſpruch geltenden Vorſchriften bedeutet nach $ 989, daß der Erbſchafts⸗ 
beſitzer auch nach der Rechtshängigkeit nur infolge ſeinesVerſchuldens ($ 276) ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig werden lann. Der Inhalt des Schadenserſatzanſpruchs ſelbſt ergibt ſich aus 
98 249 bis 255. Ahnliche verweiſende Beſtimmungen in 88 292, 347. 

3. Der perſönliche . auf Herausgabe oder Vergütung von Nutzungen, und 
zwar abweichend von 8 987 Abf 1 auch der vor Rechtshängigkeit gezogenen Nutzungen ergibt 
ſich aus § 2020 (A 1). Von der Rechtshängigkeit ab umfaßt er gemäß $ 987 Abſ 2 auch die 
ſchuldvoll verſäumten Nutzungen. Soweit Herausgabe in Natur unmöglich, 
tritt nach § 989 gleichfalls die Schadenserſatzpflicht ein. 

4. Der Anſpruch auf Erſatz der Verwendungen ($ 2022) beſchränkt ſich von der Rechts⸗ 
hängigkeit ab auf notwendige Verwendungen im Rahmen der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag (8 994 Abſ 2). Soweit fie in der Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten beſtehen, 
iſt der Erſatzanſpruch davon abhängig, daß ſich der Erbſchaftsbeſitzer dabei an die Vorſchriften 
der $$ 1978—1980, 1991 gehalten hat. Das Abtrennungsrecht gemäß § 997 verbleibt ihm 
auch nach der Rechtshängigkeit, ebenſo der Anſpruch auf Erſatz der Beſtellungskoſten (8 998) 
und der Verwendungen des Vorbeſitzers (§ 999), insbeſondere im Falle des $ 2030. 


8 2024 b 

Sit der Erbſchaftsbeſitzer bei dem Beginne des Erbſchaftsbeſitzes ! nicht 

in gutem Glauben, ſo haftet er ſo, wie wenn der Anſpruch des Erben zu dieſer 
Zeit rechtshängig geworden wäre:). Erfährt der Erbſchaftsbeſitzer ſpäter, 
daß er nicht Erbe iſt, ſo haftet er in gleicher Weiſe von der Erlangung der 
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Kenntnis an). Eine weitergehende Haftung wegen Verzugs bleibt un⸗ 
berührt“) 5). 

E I 2085, 2086 11 1893 M 5, 591, 592 P 5, 718, 719. 

1. Beginn des Exbichaftsbejiges mit dem Zeitpunkte, wo der Beſitzer mit Erben⸗ 
willen etwas aus der Erbſchaft erlangt hat, § 2018. 

2. In Übereinſtimmung mit dem Eigentumsanſpruch ($ 990) begründet ſchon der 
Mangel des guten Glaubens im Zeitpunkte der Beſitzerlangung die verſchärfte Haftung. 
Dem ſteht nach $ 932 Abſ 2 auch das Kennenmüſſen des wahren Sachverhalts gleich. Dies 
gilt ſowohl für die ſachenrechtliche, als für die perſönliche Seite des Erbſchaftsanſpruchs, geht 
deshalb, ſoweit es ſich um den Bereicherungsanſpruch handelt, über die Vorausſetzungen des 
5819 Abſ 1 hinaus. Die Haftung beſtimmt fi nach den Vorſchriften für den Fall der 
Rechtshängigkeit, alſo ſachenrechtlich nach 8 2023, beim Bereicherungsanſpruch 
nach § 818 Abſ 4. 

3. Zur ſpäter erlangten Kenntnis genügt nicht der bloße Mangel des guten Glaubens, 
der Zweifel am eigenen Erbrecht. Das Geſetz verlangt vielmehr (übereinſtimmend mit 39 819, 
937, 955, 957, 990) „Erfahren“, alſo die poſitive Kenntnis des Erbſchaftsbeſitzers davon, daß 
ihm kein Erbrecht zuſteht (§ 1944 A 3). 

4. Die Rechtslage des gutgläubigen Erbſchaftsbeſitzers wird dadurch, daß er in Ver⸗ 
zug gerät (58 284, 285), für ſich allein nicht verſchlechtert. Auch beim Eigentumsanſpruch 
kommt eine Steigerung der Haftung durch Verzug nur gegenüber dem unxedlichen Beſitzer 
in Frage ($ 990 Abſ 2). Sie beſteht nach $$ 286, 287 in der Haftung für Schadenerſatz und 
unter Umſtänden für die durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung. 

5. Bepweislaſt. Der Erbe hat das Nichtvorhandenſein des guten Glaubens zur Zeit 
des Beſitzbeginns oder die ſpätere Kenntniserlangung und deren Zeitpunkt, ebenſo die Ver⸗ 
zugstatſachen nachzuweiſen. 


8 2025 

Hat der Erbſchaftsbeſitzer einen Erbſchaftsgegenſtand!) durch eine ſtraf⸗ 
bare Handlung?) oder eine zur Erbſchaft gehörende Sache durch verbotene 
Eigenmacht erlangt“), jo haftet er nach den Vorſchriften über den Schadens⸗ 
erſatz wegen unerlaubter Handlungen‘). Ein gutgläubiger Erbſchaftsbeſitzer 
haftet jedoch wegen verbotener Eigenmacht nach dieſen Vorſchriften nur, wenn 
der Erbe den Beſitz der Sache bereits tatſächlich ergriffen hatte“). 

E 1 2086 II 1899 M 5, 591, 592 P 5, 720—723. 

1. Die Gegenüberſtellung des Erbſchaftsgegenſtandes und der zur Erbſchaft gehörenden 
körperlichen Sache ($ 90) zeigt, daß das Geſetz als möglich anſieht, auch durch „Erlangung“ 
eines zur Erbſchaft gehörigen Rechts (3. B. Einziehung einer Forderung $ 2018 A 3), Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer zu werden. 

2. Als ſtrafbare Handlungen, die regelmäßig Verſchulden vorausſetzen, kommen 
gegenüber Sachen hauptſächlich die Aneignungsdelikte, gegenüber Rechten oder der geſamten 
Erbſchaft Betrug, Fälſchung und dergl. in Betracht, z. B. Vorſpiegelung der Erbeneigen⸗ 
ſchaft gegenüber dem Nachlaßpfleger, Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßſchuldner. 

3. Verbotene Eigenmacht kann, da ſie Beſitz vorausſetzt ($ 858), nur einzelne körper⸗ 
liche Sachen, zu denen aber z. B. auch Schuldurkunden gehören, zum Gegenſtande haben. 

4. Unerlaubte Handlungen 88 823 ff. Die Haftung ſteigert ſich, entſprechend dem 
$ 992 über die Vorſchriften der $$ 2023, 2024 hinaus bis zur Verantwortlichkeit für den auch 
ohne Verſchulden des Erbſchaftsbeſitzers durch Zufall eingetretenen Untergang, für Unmög⸗ 
lichkeit der Herausgabe oder Verſchlechterung der Sache vorbehaltlich des in $ 848 dem Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer nachgelaſſenen Gegenbeweiſes. Zinspflicht $ 849. Der Anſpruch wegen not⸗ 
wendiger Verwendungen auf einzelne Sachen (nicht auf die ganze Erbſchaft) bleibt ihm auch 
in dieſem Falle gewahrt, $ 850. Ebenſo kommt ihm inſoweit die kürzere Verjährung des $ 852 
zugute. Der Erbe iſt ſelbſtverſtändlich nicht gehindert, den Herausgabeanſpruch aus $$ 2018, 
2019 und nur hilfsweiſe den Schadenerſatzanſpruch geltend zu machen. 

5. Da der Beſitz nach $ 857 von Geſetzes wegen auf den Erben übergeht, fo enthält 
an ſich jeder Eingriff in den äußerlich beſitzloſen Nachlaß eine verbotene Eigenmacht im Sinne 
von 9 858. Iſt er jedoch im guten Glauben an das eigene und ohne fahrläſſige Außeracht⸗ 
laſſung des fremden Erbrechts erfolgt (5 2024 A 2), fo ift der Erbe auf die gewöhnlichen Beſitz⸗ 
ſchutzmittel aus SS 861 ff. beſchränkt. Es ſei denn, daß er den Beſitz auch tatſächlich 
ergriffen hatte: dann haftet der Erbſchaftsbeſitzer, der hiervon weiß oder wiſſen mußte, 
immer nach Deliktsgrundſätzen, auch wenn er ſich ſchuldlos für den wahren Erben gehalten hat. 
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8 2026 

Der Erbſchaftsbeſitzer kann ſich dem Erben gegenüber?), ſolange nicht 
der Erbſchaftsanſpruch verjährt ift?), nicht auf die Erſitzung einer Sache be: 
rufen, die er als zur Erbſchaft gehörend im Beſitze hat?) 9). 

E 888 II 1900 M 3, 356 P 3, 236, 237; 6, 234, 235. 

1. Der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer iſt immer Eigenbeſitzer der von Anfang an oder 
kraft Surrogation zur Erbſchaft gehörigen beweglichen Sachen. Er erwirbt mithin daran 
durch zehnjährigen Beſitz das Eigentum, $ 937. Sein Erſitzungsrecht kann er Dritten gegen- 
über unbeſchränkt, gegenüber dem Erben aber erſt dann geltend machen, wenn der Erbſchafts⸗ 
anſpruch verjährt iſt. 5 

2. Die Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs ift, abgeſehen von ſeiner befonderen Ge⸗ 
ſtaltung als Schadenerſatzanſpruch (§ 2025 A 4 und 8 852), die gewöhnliche dreißigjährige 
($ 195). Sie ergreift die Erbſchaft als Ganzes, beginnt deshalb nach $ 198 einheitlich mit 
Entſtehung des Anſpruchs, d. h. mit dem Augenblicke, wo der Erbſchaftsbeſitzer zum erſten 
Male „etwas“, wenn auch nicht gerade die erſeſſene Sache aus der Erbſchaft erlangt hat (88 2018, 
2019). Beſonderheit im Falle der Anfechtung $ 200. Die Unterbrechung der Verjährung 
(85 208 ff.) wirkt zugunſten des Hauptanſpruchs, auch wenn fie nur bezüglich eines Einzel⸗ 
anſpruchs (§ 2029) erfolgt iſt. Sit fie nur von einem einzelnen Miterben herbeigeführt, fo 
kommt ſie nur dieſem, nicht auch den andern Erben zugute. Nach $ 221 kommt dem Rechts⸗ 
nachfolger des Erbſchaftsbeſitzers (§ 2030) deſſen Erſitzungszeit mit zugute. Anderſeits 
kommt nach $ 944 die zugunſten des Erbſchaftsbeſitzers verſtrichene Erſitzungszeit auch dem 
Erben zu ſtatten. — Auch durch Ablauf der Verjährung erlangt der Erbſchaftsbeſitzer nicht die 
Rechtsſtellung des Erben. Insbeſondere bleibt rechtlich nur der wirkliche Erbe für die Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten verhaftet. 

3. Als zur Erbſchaft gehörend hat der Erbſchaftsbeſitzer ſowohl die urſprünglichen 
Erbſchaftsſachen als auch die an deren Stelle getretenen 0 im Beſitz. Auch die Surro⸗ 
gate find kraft der dinglichen Wirkung ($ 2019 A 2) unmittelbar dem Erben erworben, wenn 
auch Dritten gegenüber der Erbſchaftsbeſitzer als Eigentümer erſcheint. Erſt nach Ablauf der 
Verjähcungsfriſt tritt das Surrogatseigentum auch dem Erben gegenüber in Kraft. Praktiſch 
iſt die Frage auf bewegliche Sachen beſchränkt. Die dreißigjährige Tabularerſitzung an Grund 
ſtücken ($ 900) fällt regelmäßig mit dem Ablauf der gleichlangen Verjährungsfriſt zuſammen. 
Eine Erſitzung der Erbſchaft als ſolcher iſt dem BGB unbekannt. 

4. Beweislast. Der ſich auf Erſitzung berufende Erbſchaftsbeſitzer hat auch die Ver⸗ 
jährung des Erbſchaftsanſpruchs zu beweiſen. 


9 2027 
Der Erbſchaftsbeſitzer iſt perpflichtet, 


erteilen). ge, 
Die gleiche Verpflichtung hat, wer, ohne Erbſchaftsbeſitzer zu ſein, 
eine Sache aus dem Nachlaß in Beſitz nimmt, bevor der Erbe den Beſitz tat⸗ 
ſächlich ergriffen hat!). 

E I 2082 II 1901 M 5, 586, 587 P 5, 697699, 704, 707, 708, 715, 716. 

1. Der Erbſchaftsbeſitzer hat, weil zur Herausgabe nach 88 2018, 2019 verpflichtet, 
dem Erben regelmäßig ſchon nach $ 260 ein Verzeichnis des Beſtandes der Erbſchaft vorzu⸗ 
legen und nach Erfordern den Offenbarungseid zu leiſten. Maßgebend iſt der Beſtand im Augen- 
blicke der Vorlegung des Verzeichniſſes, ſ. aber A 2. Die Auskunft umfaßt insbeſondere auch 
die in dieſem Zeitpunkt vorhandenen Surrogate des urſprünglichen Nachlaſſes (5 2019). 

2. Da ſich die Auskunft auch auf den Verbleib der —urſprünglich dageweſenen, jetzt aber 
nicht mehr vorhandenen — Erbſchaftsgegenſtände zu erſtrecken hat, jo iſt auch die Aufzeichnung 
des bei Beginn des Erbſchaftsbeſitzes (§ 2018) vorhanden geweſenen Beſtandes, der im Laufe 
der Beſitzzeit daran eingetretenen Veränderungen (durch Untergang, Veräußerung uſw.) 
und der durch Rechtsgeſchäft aus Mitteln des Nachlaſſes dafür erlangten Surrogate und 
Surrogats⸗Surrogate ($ 2019) erforderlich. Endlich bedarf es der Angabe, wo ſich die zur Zeit 
der Auskunftserteilung vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände räumlich befinden. Die Nus⸗ 
kunft wird ſich deshalb, ähnlich wie in den Fällen der $$1959 A2 und 1978 A 2 zu einer förm⸗ 
lichen Rechenſchaftslegung über die Gebarung mit dem Nachlaß in der ganzen 
Beſitzzeit geſtalten. Wertsangabe der Aktiven und Angabe der Nachlaßverbindlichkeiten 
(F 2001) find nicht erforderlich. Darüber, ob die erteilte Auskunft formell genügt, iſt nach 
vorausgegangener Verurteilung im Zwangsvollſtreckungsverfahren zu entſcheiden (ZPO 


h >, . 
6 dem Erben über den Beſtand der 
Erbſchaft!) und über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft z 


7 
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$ 766). Der Streit über die materielle Richtigkeit ift im fortgeſezten (ZPO $ 254) oder in einem 
neuen beſonderen Rechtsſtreit auszutragen. Die Auskunftspflicht liegt nur dem Erbſchafts⸗ 
beſitzer im techniſchen Sinne ob ($ 2018 A 4), wird alſo durch die bloße Berühmung des 
Erbrechts, auch wenn daraufhin Feſtſtellungsklage erhoben iſt, nicht begründet. — Handelt 
es ſich um eine Mehrheit von Erben, ſo gehört der Anſpruch auf Auskunftserteilung zum 
Nachlaß unterliegt deshalb den Vorſchriften des $ 2039. Die Mitteilung eines einzigen Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes genügt. Gehört der Erbſchaftsbeſitzer ſelbſt zu den Miterben und ſtreiten 
die Parteien nur über die Höhe der Erbteile ($ 2018 A 1), ſo braucht ſich die Auskunft nur 
auf die unter den Parteien ſtreitigen Verhältniſſe zu beſchränken. Inwieweit ſich mehrere 
Erben ſchon als Miterben auskunftspflichtig find ſ. J 2038 A 7. Auskunftspflicht im Falle 
des unrichtigen Erbſcheins § 2362 Abſ 2. 

3. Wer Erbſchaftsſachen auf Grund vermeintlichen Einzeltitels oder ohne jeden Titel 
(pro possessore) beſitzt, iſt nicht Erbſchaftsbeſitzer und dem Erbſchaftsanſpruche nicht aus⸗ 
geſetzt. Ausnahmsweiſe kann er jedoch auf Aus kunftserteilung und zwar im vollen Umfang 
des Abj 1 belangt werden, wenn er — gut» oder bösgläubig — in der Meinung, auf den Beſitz 
der Sache berechtigt zu ſein oder nicht, vielleicht nur in Geſchäftsführung des Erben oder des 
Erbſchaftsbeſitzers eine Sache aus dem Nachlaſſe alſo mit Kenntnis davon, daß 
der Erbfall eingetreten iſt, in Beſitz nimmt. So auch ein Dritter, der dem Erbſchaftsbeſitzer 
den Beſitz entzogen hat. Dies gilt jedoch nur auf die Zeit, während deren der Nachlaß trotz 
der Beſitzfiktion des 9857 entweder äußerlich beſitzlos oder doch wenigſtens vom Erben ſelbſt 
noch nicht in Beſitz genommen iſt. Eine gegen den Erben als tatſächlichen Beſitzer begangene 
Eigenmacht (8 2025 A 5) macht deshalb nur auskunftspflichtig, ſoweit damit Erbſcharts⸗ 
beſitz im Sinne von $ 2018 (A 4) begründet wird. Ob der Dritte den Beſitz mittelbar oder 
unmittelbar erlangt hat ($ 868), macht keinen Unterſchied. Z. B. iſt ſowohl der Vermieter 
des ſich angemaßten Nachlaßgrundſtücks als der Abmieter auskunftspflichtig gleichviel ob ſie 
in gutem oder böſem Glauben geſtanden haben. — Das Recht auf Auskunftserteilung kann 
außer vom Erben ſelbſt auch vom Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßpfleger, Nachlaßverwalter 
und Nachlaßkonkursverwalter geltend gemacht werden. Der Gerichtsſtand des 27 ZPO 
iſt im Falle des Abſ 2 nicht gegeben. 

8 2028 

Wer ſich zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft befunden hat, ) iſt verpflichtet, dem Erben auf Verlangen Auskunft 
darüber zu erteilen, welche erbſchaftliche Geſchäfte er geführt hat und was 
ihm über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände bekannt ift?). 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt erteilt worden iſt, ſo hat der Verpflichtete auf Verlangen des 
Erben den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er ſeine Angaben nach beſtem Wiſſen ſo vollſtändig gemacht habe, 
als er dazu imſtande ſei “). 

Die Vorſchriften des § 259 Abſ. 3 und des 5 261 finden Anwendung). 

E II 1902 P 5, 715, 716. 

1. Auch ohne daß Erbſchaftsbeſitz oder ein Eingriff in den Nachlaß vorliegt ($ 2027), 
begründet ſchon die Tatſache häuslicher Gemeinſchaft mit dem Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes 
die Verpflichtung zu gewiſſen Auskünften. Vorausgeſetzt ift Zugehörigkeit zum Hausſtande 
($ 1617), nicht außerdem noch, wie in $ 1969 Familienangehörigkeit und Bezug des Unterhalts. 
Daher fallen hierunter auch Perſonen, die auf Grund eines Vertragsverhältniſſes nicht bloß 
vorübergehend den Hausſtand geteilt haben, z. B. Dienſtboten. A 58, 89 erachtet auch den 
Miterben, wenn er Hausgenoſſe des Erblaſſers war, zur Auskunft nach $ 2028 für ver⸗ 
pflichtet. Allein die Hausgenoſſen ſind zu dem Erben, dem ſie auskunftspflichtig ſind, aus⸗ 
drücklich in Gegenſatz geſtellt. Es ſcheinen mithin inſoweit nur Dritte, Nichterben, in Be⸗ 
tracht zu kommen. Wohl aber dürfte den Miterben gerade in ihrer Eigenſchaft als Teil⸗ 
nehmern der Erbengemeinſchaft eine beſondere Auskunftspflicht obliegen (vgl. $ 2038 A 7). 

2. Begriff der erbſchaftlichen Geſchäfte $ 1959 A 2. Auch hier ift vorausgeſetzt, daß 
es ſich nicht um die eigentliche pro herede gestio handelt, da ſonſt regelmäßig Erbſchaftsbeſitz 
im Sinne von $ 2018 anzunehmen fein wird. Der Hausgenoſſe hat ſich vor allem eidlich 
darüber zu äußern, ob er ſolche Geſchäfte geführt hat. Inſoweit dies geſchehen, iſt die Aus⸗ 
kunftspflicht ohnedies aus 88 681, 666, 259, 260 begründet. Darüber hinaus hat er aber 
auch anzuzeigen, was ihm ſonſt über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände, d. h. über 
das Vorhandenſein oder über das Schickſal und den Aufbewahrungsort ſolcher Gegenſtände 
einſchließlich der an ihre Stelle getretenen Surrogate ($ 2019) bekannt ift. Seine Auskunfts⸗ 
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pflicht beſchränkt ſich auf Mitteilung dieſer ſeiner Wiſſenſchaft („Angaben“ Abſ 2). Ein förm⸗ 
liches Verzeichnis anzufertigen oder gar Rechnung abzulegen, wie im Falle des $ 2027 A2, 
iſt er nicht (R JW 02 Beil 26617) oder doch nur im Umfange feiner etwaigen Geſchafts⸗ 
führung verpflichtet. 

J. Der Offenbarungseid unterſcheidet ſich von $ 260 dadurch, daß nicht die Voll⸗ 
ſtändigkeit des „Beſtandes“, ſondern nur der nach Abſ 1 zu machenden „Angaben“ zu beſchwören 
iſt. Er kann, wenn der Eidespflichtige hierzu bereit iſt, als Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vor dem Nachlaßgerichte geleiſtet werden (FGG 88 163, 79). Wird der Eid verweigert, jo kann 
er nur im Klagewege erzwungen werden und iſt dann vor dem Prozeßgerichte zu ſchwören 

3 PO 8 889). 
2 4. 5 259 Abj 3: keine Eidespflicht in Angelegenheiten von geringer Bedeutung. 
3261: Zuſtändigkeit, Abänderungs möglichkeit, Koſtenlaſt. 


8 2029 

Die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers beſtimmt ſich auch gegenüber den 
Auſprüchen, die dem Erben in Anſehung der einzelnen Erbſchaftsgegenſtäude 
zuſtehen !), nach den Vorſchriften über den Erbſchaftsanſpruch e). 

E 1 2088 II 1903 M 5, 592, 593 P 5, 722, 723. 

1. Den Klagegrund des Erbſchaftsanſpruchs bildet die Behauptung, daß Kläger Erbe 
des X. ſei und daß ihm der Beklagte „auf Grund eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden 
Erbrechts“ ($ 2018) die Erbſchaft oder deren Surrogate vorenthalte. Hieran ändert ſich nichts, 
wenn der Kläger ſein Herausgabeverlangen auf einzelne beſtimmte Erbſchaftsgegenſtände 
beſchränkt. Er kann aber in dieſem Falle ſein Verlangen auch ſo begründen, daß er z. B. 
den Eigentumsanſpruch erhebt, zwar darlegt, daß X. Eigentümer und er ſein Erbe geworden 
ſei, den Beklagten aber nicht als Erbſchaftsbeſitzer, ſondern als gewöhnlichen Beſitzer in An⸗ 
ſpruch nimmt ($ 985). Oder er begnügt ſich, vom Erbſchaftsbeſitzer den Betrag einer be⸗ 
ſtimmten, von dieſem eingezogenen Nachlaßforderung herauszuverlangen ($ 2019 A 2). Im 
Intereſſe des Erbſchaftsbeſitzers beſtimmt $ 2029, daß dem Erhſchafts⸗ 
besitzer die aus dieſer Rechtsſtellung ſich ergebenden Vorteile durch Erhebung von Einzelan⸗ 
ſprüchen nicht verloren gehen. Daß er unter Umſtänden durch Erhebung des Erbſchaftsanſpruchs 
auch ſchlechter geſtellt ſein kann (fo durch den Grundſatz der dinglichen Surrogation $ 2019 
A 2, durch die Pflicht der Herausgabe aller Nutzungen § 2020 A 1, durch die ſtrengere 
Beurteilung der Gutgläubigkeit $ 2024 Abſ 2, durch Beſchränkung der Erſitzungseinrede $ 2026 
A 1), kommt hier nicht in Betracht, ſolange der Kläger nicht derartige Anſprüche aus ſeiner 
Erbenſtellung herleitet und damit, wenn auch nur in Bezug auf einzelne Gegenſtände, eben 
den Erbſchaftsanſpruch geltend macht. 

2. Nach den 0 über den Erbſchaftsanſpruch kann der Erbſchaftsbeſitzer 
insbeſondere den Wegfall der Bereicherung und den Anſpruch auf Erſatz 
der Verwendungen in dem umfaſſenden Umfange der 88 2021, 2022 auch gegen- 
über dem erhobenen Einzelanſpruch geltend machen. Ferner ſteht ihm das Zurückbe⸗ 
haltungsrecht (J 2022 A 4) zu, und zwar, trotz $ 863, auch gegenüber der nach 98 857, 
858, 861 vom Erben erhobenen Beſſtzklage, vorausgeſetzt, daß ihm nicht $ 2025 entgegenſteht. 
Nur wenn der Einzelanſpruch auf Grund des g 999 gegen den Sondernachfolger des Erbſchafts⸗ 
beſitzers erhoben iſt, beſchränkt ſich der Erſatzanſpruch auf die auf die betreffende Sache ge⸗ 
machten Verwendungen, da $ 2029 nur den Erbſchaftsbeſitzer ſelbſt und nach § 2030 feinen 
Geſamtnachfolger privilegieren will. Endlich kann der Erbſchaftsbeſitzer gegen den an ſich 
noch nicht verjährken Einzelanſpruch die Einrede der Verjährung des E bſchaftsanſpruchs 
geltend machen ($ 2026). Auch wenn das Gericht die Grundſätze über den Erbſchaftsanſpruch 
von Amts wegen anzuwenden hat (Prot 5, 723), handelt es ſich bei der Verteidigung des 
Beklagten zumeiſt um Einreden, für die er behauptungs- und beweispflichtig bleibt. — Der 
Erbe muß zwar, auch wenn er mit dem Einzelanſpruch durchdringen will, fein Erbrecht be» 
weiſen. Allein die Rechtskraft des Urt eils erſtreckt ſich nach $ 322 ZPO hierauf 
nicht, weder in Anſehung der ganzen Erbſchaft, noch einzelner Nachlaßgegenſtände. Der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer bedarf deshalb nicht der Einrede ne praejudicium fiat hereditati. Wohl aber 
kann er Feſtſtellungswiderklage erheben (ZPO $ 280). 


8 2030 
Wer die Erbſchaft durch Vertrag von einem Erbſchaftsbeſitzer erwirbt), 
ſteht im Verhältniſſe zu dem Erben einem Erbſchaftsbeſitzer gleich ). 
E 11 1904 P 5, 723, 724. 
1. Was der Erbſchaftsbeſitzer an Entgelt erlangt für eine durch Kauf oder andere 
Verträge (88 2371, 2385) veräußerte Erbſchaft oder für Seräußerung eines vermeintlichen 
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Anteils am Nachlaſſe ($ 2033), hat er durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erlangt 
und deshalb dem Erben auf Verlangen herauszugeben ($ 2019). Macht der Erbe von dieſem 
Rechte Gebrauch, ſo genehmigt er damit in der Regel die Veräußerung und verliert dadurch 
jeden Anſpruch an den dritten Erwerber der Erbſchaft. Er kann aber auch den Herausgabe⸗ 
anſpruch unmittelbar gegen den Käufer uſw. der Erbſchaft richten. Soweit ihm Geneh⸗ 
migung der Übertragung nicht entgegenſteht, kann er auch beide, den Erbſchaftsbeſitzer und 
den dritten Erwerber neben⸗ und nacheinander in Anſpruch nehmen. Dem Vertrag unter 
Lebenden muß der Erwerb der Erbſchaft von Todes wegen auch dann gleich⸗ 
geſtellt werden, wenn es ſich hierbei um Einzelnachfolge (Vermächtnis) handelt. Daß der 
Erbe, des Erbſchaftsbeſitzers und zwar nach den Grundſätzen über die Erbenhaftung heraus⸗ 
zugeben hat, folgt ſchon aus allgemeinen Grundſätzen. 

2. Den dritten Erwerber, gleichviel ob er die Erbſchaft gegen oder ohne Entgelt er⸗ 
langt hat, trifft in demſelben Umfange wie den Erbſchaftsbeſitzer die Pflicht zur 
Herausgabe auch der Surrogate ($ 2019), der Nutzungen ($ 2020) und gegebenenfalls der 
Bereicherung ($ 2021). Der etwa gezahlte Kaufpreis kommt zwar als die Bereicherung min⸗ 
dernd in Betracht, kann aber nicht als Verwendung auf den Nachlaß im Sinne von 
$ 2022 erſetzt verlangt werden. Inſoweit ſteht dem Erwerber nur gegen den Veräußerer 
der Gewährleiſtungsanſpruch zu ($ 2376). Im übrigen gelten die Beſtimmungen der 38 2022 
bis 2027 Abſ 1, 2029 auch für den Erwerber der Erbſchaft. Insbeſondere kann er als Geſamt⸗ 
nachfolger des Erbſchaftsbeſitzers (entſprechend 5 999) auch die von dieſem gemachten Ver⸗ 
wendungen vom Erben erſetzt verlangen und ſich auch auf deſſen Erſitzungszeit berufen. Der 
Erwerber hat ſeine eigene Bösgläubigkeit oder Eigenmacht im Umfange der 39 2024, 2025 
zu vertreten, er haftet aber nicht für die hierdurch in der Perſon des Erbſchaftsbeſitzers ent⸗ 
ſtandenen weitergehenden Verpflichtungen. Umgekehrt ſchützt ihn der gute Glaube 
bei Erwerb der Erbſchaft als eines Ganzen nicht gegen den Erbſchaftsanſpruch. Die Vor⸗ 
ſchriften der $$ 892, 893, 932, 936, 2366, 2367 kommen nur dem Erwerber eines einzelnen 
Erbſchaftsgegenſtandes zu ſtatten. 


8 2031 


Überlebt eine für tot erklärte Perſon den Zeitpunkt, der als Zeitpunkt 
ihres Todes gilt!), jo kann ſie die Herausgabe ihres Vermögens nach den für 
den Erbſchaftsanſpruch geltenden Vorſchriften verlangen?). Solange der für 
tot Erklärte noch lebt, wird die Verjährung ſeines Auſpruchs nicht vor dem 
Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem er von der 
Todeserklärung Kenntnis erlaugt?). 

Das Gleiche gilt, wenn der Tod einer Perſon ohne Todeserklärung mit 
Unrecht angenommen worden iſt )). 

E 1 2089 II 1905 M 5, 597599 P 5, 725, 726; 6, 316, 317. 

1. Der Zeitpunkt des Todes bei der Todeserklärung iſt nach § 18 Abſ 1, 3PO 8 970 
im Ausſchlußurteile feſtzuſtellen. 

2. Der wirklich berufene Erbe des vermeintlich verſtorbenen Erblaſſers, wenn er 
auf Grund des vermeintlichen Erbanfalls etwas aus der Erbſchaft erlangt hat, iſt dem Erbſchafts⸗ 
beſitzer ($ 2018) gleichgeſtellt. Ebenſo ſein Rechtsnachfolger gemäß § 2030. Der Dritte, der 
ſich auf Grund eines ihm überhaupt nicht zukommenden Erbrechts des angeblich herrenloſen 
Nachlaſſes bemächtigt, gilt von vornherein als Erbſchaftsbeſitzer. Iſt der für tot Erklärte 
vor dem im Ausſchlußurteile feſtgeſtellten Zeitpunkte geſtorben, ſo gelten für die hiernach 
ſich beſtimmenden Erben die allgemeinen Grundſätze. 

3. Satz 2 beugt dem vor, daß zum Schaden des vermeintlichen Erblaſſers die 30jährige 
Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs abgelaufen iſt (55 195, 198), bevor er von feiner Todes⸗ 
erklärung oder davon, daß er als verſtorben galt (Abſ 2) Kenntnis erlangt. Der Zeitpunkt 
erlangter Kenntnis iſt vom Anſpruchsgegner zu beweiſen. Steht feſt, daß er bei Vollendung 
der Verjährung bereits verſtorben war, ſo können ſich ſeine Erben auf die Verlängerung der 
Friſt nicht berufen. 

4. Die irrtümliche Annahme des Todes kann z. B. auf dem Grunde unrichtiger Sterbe⸗ 
urkunden beruhen. Sie liegt auch vor, wenn das Ausſchlußurteil mit Erfolg angefochten 
worden iſt (3 PO $ 973). Ahnlich beim Erbſchein $ 2370. Iſt die Annahme des Todes hin⸗ 
fällig, jo kann der Erbſchaftsanſpruch auch von einem beſtellten Abweſenheitspfleger (8 1911) 
verfolgt werden. 
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Vierter Titel 
Mehrheit von Erben 


I. Rechtsverhältnis der Erben untereinander 


8 2032 
YYinterläßt der Erblaſſer mehrere Erben , jo wird der Nachlaß gemein⸗ 


ſchaftliches Vermögen der Erben“). 5 

Bis zur Auseinanderſetzung gelten die Vorſchriften der 88 2033 bis 2041). 

E 1 2051 Abſ 2, 2151 II 1906 M 5, 526—530, 687, 688 P 5, 650, 835—837; 6 346, 347. 

1. Nach $ 1922 bleibt die Erbſchaft auch dann ein „Ganzes“, wenn ſie auf mehrere 
Erben übergeht. Wie bei der Geſellſchaft ($ 718) und der ehelichen Gütergemeinſchaft (§ 1438) 
gilt jeder Miterbe, wiewohl beſchränkt durch das gleiche Recht der andern Erben, als Träger 
aller zur Erbſchaft gehörigen Rechte ſowie als Schuldner der darauf laſtenden Verbindlich⸗ 
keiten (8 2058): Gemeinſchaft zur geſamten Hand. Der Satz: nomina sunt ipso jure divisa 
it dem BGB grundſätzlich unbekannt (f. jedoch $$ 2060, 2061). Dieſes Rechtsverhältnis er- 
greift auch die Surrogate des Nachlaſſes ($ 2041) und dauert fort bis nach Durchführung 
der Auseinanderſetzung, 99 2042 ff. oder der Teilung des Nachlaſſes, 88 2059, 2060. Es äußert 
feine Wirkungen auch bezüglich der Nachlaßverwaltung (F 2062) und im Nachlaßkonkurſe 
(KO g 230, 235). Gemeinſchaftlicher Erbſchein $ 2357. Bei Eintragungen im Grundbuche 
ſoll das maßgebende Rechtsverhältnis bezeichnet werden, GBO $ 48. 

2. Die mehreren Erben können durch das Geſetz, 88 1924 ff. oder durch Verfügung 
von Todes wegen, § 1937 ff. oder teils in der einen, teils in der andern Weiſe berufen fein, 
88 2088 ff. Mehrere nacheinander Berufene (Erſatzerben $ 2096, Nacherben § 2100) find 
im Verhältnis zum erſten Erben ebenſowenig Miterben im Sinne des Geſetzes, wie mehrere 
mit Vermächtniſſen Bedachte, $ 2157. Welche Perſonen und zu welchen Anteilen fie als 
Erben berufen find, braucht unter den Beteiligten (anders im Falle des $ 2059 Abſ 2 R 
71, 369) im Streitfalle nicht einheitlich feſtgeſtellt zu werden. Sie ſind deshalb keine not⸗ 
wendigen Streitgenoſſen (ZPO 9 62). So R 8 6. 05 IV 207/05 und 11. 7. 05 IV 282/05, 
während RG JW 05, 146“ dem von einem der übrigen Erben als Schuldner verklagten Mit⸗ 
erben die Einrede der mehreren Streitgenoſſen wenigſtens dann nachläßt, wenn er durch 
das geſonderte Vorgehen nach Lage des Falles erheblich in ſeiner Verteidigung beeinträchtigt 
iſt. Freilich entbehren im Mangel einheitlicher Feſtſtellung aller Erbquoten die Verwaltungs⸗ 
und Verfügungsakte der Miterben und die Auseinanderſetzung ſelbſt der ſicheren Grundlage. 

3. Die Erbengemeinſchaft iſt verſchieden von der Gemeinſchaft nach Bruchteilen 
(58 741 bis 758), deren Grundſätze in $$ 2038 Ab] 2, 2042 Abſ 2, 2044 Abſ 1 nur aushilfsweiſe 
berangezogen ſind. Es iſt deshalb Verfügung über den Nachlaßanteil oder den Nachlaßgegner 
ſtand, wenn die Gemeinſchaft zur gefamten Hand in eine Bruchtei lsgemeinſchaft 
umgewandelt wird. Bezüglich der Nachlaßgrundſtücke bedarf ein derartiger Vertrag zwiſchen 
Miterben der Form des 3 313 (RG 57, 432, dagegen Dernburg V 176 A 8), die Auflaſſung 
an einen Miterben gegebenenfalls der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (RG 6. 
6. 07 IV 597/07). Während der Dauer der Erbengemeinſchaft iſt das Erlöſchen von Rechts⸗ 
verhältniſſen durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung 
begrifflich ausgeſchloſſen. (Vgl. auch $$ 1976, 1991 Abſ 2, 2143, 2175, 2377.) Unzuläſſig⸗ 
keit der Aufrechnung 52040 Abſ 2. Verfügungen, die ein (künftiger) Miterbe vor dem Erbfall 
über einen Nachlaßgegenſtand getroffen hat, werden durch den bloßen Eintritt der Erbenge⸗ 
meinſchaft auch nicht teilweiſe wirkſam, da der Miterbe den Gegenſtand dadurch auch nicht an⸗ 
teilig erwirbt (§ 185 Abſ 2). Wohl aber können Verfügungen des Erblaſſers über einen dem 
Miterben gehörigen Gegenſtand anteilig wirkſam werden, ſoweit dieſer mit ſeinem Erbteil 
unbeschränkt haftet. Die Miterben werden auch Mitbeſitzer des Nachlaſſes, §§ 857, 866. 

4. Die Erbengemeinſchaft des BGB entſteht nur, wenn der Erbfall ſeit 1. 1. 00 ein⸗ 
getreten iſt (EG Art 213 RG JW 02 Beil 26820) und zwar unmittelbar kraft Geſetzes. Sie 
kann deshalb nicht durch Vertrag der Beteiligten geſchaffen werden. Wohl aber kann ſie 
unter den übrigen Erben fortgeſetzt werden, nachdem ein oder einige Erben durch Abfindung 
u. dergl. darausausgeſchieden find. Anwendbarkeit des neuen Rechts auf Grund EG Art 173 
RG Gruch 49, 967. 
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8 2033 

Jeder Miterbe! kann über jeinen Anteil an dem Nachlaſſe verfügen >). 
Der Vertrag, durch den ein Miterbe über ſeinen Anteil verfügt, bedarf der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung ). 

Über ſeinen Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden kann ein 
Miterbe nicht verfügen“). 

E II 1907 P 5, 837839. 

1. Abweichend von der Geſellſchaft (5719) und der ehelichen Gütergemeinſchaft (81442) 
aber übereinſtimmend mit der Gemeinſchaft nach Bruchteilen (5 747, RG 60, 128) kann der 
Miterbe über ſeinen Erbteil als Ganzes, d. h. über ſeine Teilhaberſchaftsrechte in ihrer 
Geſamtheit im Gegenſatz zu den einzelnen Nachlaßgegenſtänden (Abs 2) durch einen Rechts⸗ 
akt verfügen, ſo daß alle darin inbegriffenen einzelnen Rechtsverhältniſſe ohne weiteres hier- 
von betroffen werden (ſogen. dingliche Wirkung). Es bedarf mithin nicht noch der Auflaſſun 
des Nachlaßgrundſtücks. War der Miterbe bereits eingekragen, ſo wird das Grundbuch f 
Berauperiing des Erbkeils unrichtig ($ 894). 

2. Nur dem Miterben und feinem Rechtsnachfolger ($ 2037) iſt die dingliche Ver⸗ 
fügungsmacht eingeräumt, nicht dem Alleinerben, auch nicht zu einem Bruchteil der Erb⸗ 
ſchaft. Umgekehrt verſchafft die Übertragung ſämtlicher Erbteile auf einen Erwerber dieſem 
nicht die Rechtsſtellung des Alleinerben. Zur Fortführung der Handelsfirma iſt auch in dieſem 
Falle die beſondere Einwilligung der Miterben notwendig (RIA 5, 185). Auch die Verfügung 
zugunſten eines Miterben (der jedoch nicht als Dritter in Betracht kommt 3 2034) fällt unter 
$ 2033. Der Miterbe kann den Erbteil auch nach Bru chteilen einem oder mehreren 
Erwerbern übertragen, die jedoch untereinander oder zu dem teilweiſe veräußernden Erben 
nur in Bruchteilsgemeinſchaft treten. Die Erben des Miterben ($ 2051) bilden eine geſamt⸗ 
händeriſche Untergruppe innerhalb der Erbengemeinſchaft. 

3. Verfügung über den Anteil am Nachlaſſe im Sinne von $ 185 im Gegenſatz zur 
Begründung eines bloß ſchuldrechtlichen Verhältniſſes, das gleichfalls zuläſſig ift (MG AM 
09, 201%). Bloß ſchuldrechtlich wirkt der Erbſchaftskauf ($8 2371 ff.) oder die Übertragung 
des Rechtes auf Auszahlung der künftigen Nachlaßdividende ($ 2047 Abſ 1). Ein Rechts⸗ 
geſchäft dieſes Inhalts kann unter Umſtänden auch in einer wegen Formmangels unwirk⸗ 
ſamen Verpfändung des Erbteils erblickt werden (RG 26. 9. 07 IV 37/07). Am Fortbeſtande 
der Erbengemeinſchaft und der dinglichen Verfügungsmacht wird hierdurch nichts geändert 
(RG 60, 133). Auch die Verpfändung des Erbteils (8 1274) und die Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs daran ($ 1068) find Verfügungen (FGG $ 86 Abſ 2). Die Pfändbarkeit des Erbteils 
iſt durch ZPO $ 859 Abſ 2 anerkannt. Als Driktſchuldner im Sinne von ABO $ 829 find 
dabei die übrigen Miterben zu betrachten (RG 49, 405). Die Rechte des ießbrauchers be⸗ 
ſtimmen ſich nach $$ 1089, 1922 Abſ 2, diejenigen des Pfandgläubigers nach $ 1258. Sie 
hindern den Miterben an der einfeitigen, fie benachteiligenden Verfügung fiber Erbteil und 
Nachlaßgegenſtände (RIA 3, 154, zweifelnd Planck A 3), verpflichten den Erben gegenüber 
dem Pfandgläubiger, in Einziehung einer dem Erben überwieſenen Forderung zu willigen 
(RG 26. 3. 09 VII 450/08) und rechtfertigen die Eintragung einer Verfügungsbeſchränkung 
im Grundbuche, wenn der Miterbe bereits eingetragen ift, $ 892 (RIA 6, 235, a M. Achilles 
GD 9 48 A 2). a) Vorausſetzung der Verfügung iſt Eintritt des Erbfalls (ſ. jedoch 
$ 312 Abſ 2) und Annahme der Erbſchaft, die regelmäßig ſchon in der Verfügung ſelbſt gelegen 
iſt (51943 A 1). Daß der Erbteil nur bedingt oder befriſtet angefallen ift, hindert die Verfügung 
nicht. Vorerben und Nacherben können deshalb vor Eintritt der Nacherbfolge über ihre Mit- 
erbenanteile verfügen (RG Gruch 52, 680). Ebenſo Erſatzerben während des Schwebens 
der Bedingung. Die (dingliche) Wirkung iſt jedoch bis nach Ablauf der Friſt oder Eintritt 
der Bedingung hinausgeſchoben. Bis dahin nur ſchuldrechtliche Bindung. b) Wir kun g. 
Der Verfügende verliert nicht, der Erwerbende erlangt nicht (RG 64, 175) durch die Ver⸗ 
fügung die Eigenſchaft eines Miterben. Hiergegen Endemann JW 10, 89. Fortdauer der 
Haftung des Miterben für die Nachlaßverbindlichkeiten 95 2058 ff. Dagegen geht die Be⸗ 
fugnis zur Ausübung der dem Miterben zuſtehenden nicht höchſtperſönlichen Rechte ausſchließ⸗ 
lich, im Falle der Beſtellung des Nießbrauchs oder Pfandrechts wenigſtens neben dem Mit- 
erben im vollen Umfange auf den Erwerber über. So insbeſondere die Verwaltungs- und 
Verfügungsxrechte 98 2038 ff., das Recht auf Mitwirkung bei der Auseinanderſetzung 88 2042 
ff., auf den Überſchuß $ 2047 Abſ 1. Selbſtverſtändlich mit dem Inhalte, mit dem dieſe Rechte 
dem Veräußerer zur Zeit der Verfügung noch zuſtanden. Nicht minder aber gehen auch 
die aus 88 1978—1980 für jeden Miterben ſich ergebenden Verpflichtungen auf den Erwerber 
über ($ 2036 A 2). Mängel im Recht des Verfügenden, z. B. Erbunwürdigkeit $ 2344, Be- 
ſchränkung durch Teſtamentsvollſtrecker treffen auch den Erwerber. Vermehrungen des Erb- 
rechts (durch Anwachſung uſw.) kommen ihm „im Zweifel“ nicht zugute ($ 2373). Die Ver⸗ 
fügungsmacht endet mit Durchführung der Auseinanderſetzung. Schuldenhaftung des Er⸗ 
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werbers §s 2036, 2382 ff. Gleichgültig ift, welches Grundrechtsgeſchäft dem Verfügungs⸗ 
akte zugrunde liegt. 

4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung des Vertraas 8 128, Ech Art 141 
FGG 55 168—182. Nichtbeobachtung der Form wirkt Nichtigkeit J 125. Bereicherungs⸗ 
anſpruch 8 812. RG Gruch 52, 680 unterwirft auch die Verfügung des Nacherben über die 
(ihm allein zukommende) Nacherbſchaft vor Eintritt der Nacherbfolge der Form. Stand be⸗ 
reits das Grundrechtsgeſchäft unter dem gleichen Formenzwange (88 2371, 2385) und war die 
Beobachtung der Form dabei unterblieben, fo kann zwar nicht wie in $ 313 die formgerechte 
Verfügung den Mangel heilen (a. M. Strohal $ 64 bei A 17). Doch wird hierin meiſt form⸗ 
gerechte Wiederholung des Grundgeſchäfts zu erblicken fein (141). Wohl aber heilt die nn 
gerechte Verfügung Formmängel der vorausgegangenen Schenkung ($ 518 Abſ 2). Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts 58 1822 Nr 1, 1643 Abſ 1, 1686. 

5. Die negative Vorſchrift des Abſ 2 iſt ergänzt durch die poſitive des $ 2040 Abi 1, 
wonach mehrere Miterben (oder un Rechtsnachfolger) gemeinſchaftlich auch über einzelne 
Nachlaßgegenſtände (Sachen oder Rechte § 90) verfügen dürfen. Der einzelne Miterbe kann 
deshalb vor der Auseinanderſetzung das Nachlaßgrundſtück nicht belaſten, auch keine Vor⸗ 
merkung auf feinen Anteil daran eintragen laſſen (RIA 4, 253) und braucht Belaſtungen durch 
Dritte, ausgenommen zum Schutze des Antet lserwerbers (|. oben A 2 vor a) oder zur Sicherung 
des Befriedigungsrechtes aus F 2059 Abſ 2 nicht zu dulden. Dagegen iſt er nicht gehindert, 
ſich in Beziehung auf einen einzelnen Nuchlaßgegenſtand ſchuldrechtlich zu verpflichten. Die 
Verfügung hierüber lann gemäß § 185 Abſ 2 durch künftige Zuteilung des Gegenſtandes 
wirkſam werden. Sonſt entbehren die gegen das Verbot des $ 2033 Abſ 2 getroffenen Ver⸗ 
fügungen der dinglichen Wirkung (RG 61, 76). 5 

4. Das Vorkaufsrecht 0 zwar nicht ſelbſtändig übertragbar, geht aber mit Übertragung 
des Anteils ge mäß 5 2033 Ab} I von ſelbſt auf den Erben über. Die Vererblichkeit ift gegen die 
Regel des $ 514 anerkannt. 

8 2034 

Verkauft ein Miterbe feinen Anteil an einen Dritten ), jo ſind die übrigen 
Miterben zum Vorkaufe berechtigt 2). 

Die Friſt für die Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt zwei Monate >). 
Das Vorkaufsrecht iſt vererblich). 

& 11 1908 P 5, 839—841; 6, 318, 319. 

1. Das Vorkaufsrecht iſt nur für den Verkaufsfall, nicht für andere Veräußerungs⸗ 
verträge (Tauſch, Schenkung) gegeben. Noch weniger, wenn am Anteil bloß ein Pfand⸗ 
oder Ni ßbrauchrecht beſtellt iſt. Der Verkauf muß ferner vom Miterben, oder im Falle 
des § 2037 durch ſeinen Rechtsnachfolger, alſo nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
durch den Konkursverwalter vorgenommen fein (8512). Er muß weiter an einen Dritten, 
d. h. an einen außerhalb der Erbengemeinſchaft ſtehenden Fremden erfolgen. Daher kein Vor⸗ 
kaufsrecht, wenn ein Miterbe an den andern verkauft. Endlich muß es ſich um den Antelı 
am Nachlaſſe, nicht um einzelne Nachlaßgegenſtände (5 2040 Abſ 1) handeln. 

2. Das Vorkaufsrecht ſteht zu den übrigen Miterben oder ihren Rechtsnachfolgern 
(52033). Es wirkt inſofern dinglich, als es unmittelbar gegen den Käufer und den weiteren 
Erwerber des Anteils geltend gemacht werden kann ($$ 2035, 2037). Im übrigen ſind die Be⸗ 
ſtimmungen über das perſönliche Vorkaufsrecht (88 504— 514) ergänzend heranzuziehen. 
Hervorzuheben iſt, daß das Recht mit Abſchluß des Kaufvertrags entſteht ($ 504) und durch 
formloſe Erklärung gegenüber dem verkaufenden Miterben ($ 505), nach Übertragung des 
Anteils gegenüber dem Käufer ausgeübt wird ($ 2035). Mehrere Erben können es nur im 
Ganzen, müſſen es aber nicht notwendig alle ausfiben, Unter Umſtänden kann es auch von 
einem einzigen Miterben geltend gemacht werden ($ 513). Die das Vorkauſsrecht ausüben⸗ 
den Miterben haften für den Kaufpreis als Geſamtſchuldner ($ 427). Soweit ſich durch den 
Vorkauf ihr bisheriger Anteil erhöht, find 55 1935, 2095 eniſprechend anwendbar. 

3. Die Zweimonatsfriſt beginnt mit der Mitteilung des Vertragsinhalts an die einzel⸗ 
nen Vorkaufsberechtigten und läuft jedem beſonders. Sie entſpricht der geſetzlichen Friſt beim 
Vorkaufsrecht an Grundſtücken (8 510). Sie läuft auch im Falle des $ 2037 immer nur vom 
erſten Verkaufsfall. Berechnung der Friſt 58 187, 188. 


S 2035 able een, 0 2 

Iſt der verkaufte Anteil auf den Käufer übertragen, ſo können die Mit⸗ 

erben das ihnen nach 8 2034 dem Verkäufer gegenüber zuſtehende Vorkaufs⸗ 

recht dem Käufer gegenüber ausüben. Dem Verkäufer gegenübor erliſcht das 
Vorkaufsrecht mit der Übertragung des Anteils). 
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Der Verkäufer hat die Miterben von der Übertragung unverzüglich zu 
benachrichtigen). 

E II 1909 P 5, 839—842; 6, 174 328. 

1. Nach der Regel des § 505 wäre das Vorkaufsrecht durch formloſe Erklärung gegen⸗ 
über dem Verpflichteten, d. h. dem verkaufenden Miterben auszuüben, während es dem Dritten, 
dem Käufer gegenüber überhaupt keine Wirkung äußern würde. Hiervon abweichend ge⸗ 
währt das Vorkaufsrecht der Miterben eine dingliche, auch dem Käufer und ſeinen 
Rechtsnachfolgern (52037) gegenüber wirkſame Sicherung. Deshalb wird unterſchieden, ob 
ſich der verkaufende Miterbe durch den Kaufsabſchluß nur erſt ſchuldrechtlich zur Übertragung 
des Erbteils verpflichtet hat ($ 433). In dieſem Falle bleibt es bei der Regel des $ 505. Die 
Erben haben es nur mit dem verkaufenden Miterben zu tun und ſind ihm nach den mit dem 
Dritten vereinbarten Beſtimmungen als Käufer e Oder es iſt bereits zur Erfüllung 
des Kaufes, zur Übertragung des Anteils mittelft der dinglichen Verfügung des $ 2033 ge- 
kommen. Dann erliſcht nach Satz 2 gegenüber dem verkaufenden Miterben jeder Anſpruch. 
Es bleibt nur der Auſpruch gegen den Käufer. Er geht auf „ Übertragung des Anteils auf 
die Miterben“ ($ 2036). Damit iſt zugleich ausgeſprochen, daß der verkaufte Anteil kraft 
Ausübung des Vorkaufsrechts den übrigen Miterben nicht ſchon ipso jure anfällt (OLG 9, 
387, a. M. Dernburg V 5 193, Y). Ihrerſeits find die Miterben dem Käufer zur 
Erſtattung des gezahlten Kaufpreiſes und zur Befreiung von etwa übernommenen 
Verbindlichkeiten und zwar geſamtſchuldneriſch (§ 427) verpflichtet. 

2. Daß der verkaufende Miterbe zur unverzüglichen Mitteilung (s 121) des mit dem Dritten 
geſchloſſenen Vertrags verpflichtet iſt und daß dieſer Mitteilungspflicht auch durch den Dritten 

enügt werden kann, verordnet bereits 3510 Abſ 1. Der Empfang dieſer Mitteilung ift ent- 
ſchedend für den Lauf der zweimonatigen Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts ($ 2034, 
A 3). Die dem Verkäufer ferner auferlegte Verpflichtung, die Miterben von der geſchehenen 
Übertragung unverzüglich zu benachrichtigen, ſoll ſie nur darüber aufklären, daß ſie von jetzt 
ab nur noch mit dem Käufer zu tun haben und nur dieſem gegenüber die Friſt wahren können. 
Bei der Gleichheit der Formvorſchriften in 38 2033 Abſ 1 und $ 2371 wird Vertrag und Ver⸗ 
fügung meiſt zuſammenfallen, ſodaß es nur einer Mitteilung des Verkäufers bedarf. 


8 2036 

Mit der Übertragung des Anteils auf die Miterben wird der Käufer von 
der Haftung für die Nachlaß verbindlichkeiten frei). Seine Haftung bleibt 
jedoch beſtehen, ſoweit er den Nachlaßgläubigern nach den 88 1978 bis 1980 
verantwortlich iſt; die Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende 
Anwendung ). 

E Il 1910 P 5, 839—842; 6, 328, 

1. Nach $$ 2382, 2383 geht die Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten ſchon mit 
Abſchluß des Kaufes — alſo nicht erſt mit Übertragung des Anteils — auf den Käufer über. 
Von dieſer Haftung wird er, falls es bereits zur Übertragung gekommen war, durch (Rück-) 
Übertragung an die Miterben befreit, die vom Vorkaufsrecht ihm gegenüber ($ 2035) Ge⸗ 
brauch machen. War nur erſt ein Kauf geſchloſſen, ſo wird der Käufer mit dem Augenblicke 
befreit, wo der verkaufende Miterbe in Erfüllung des Vertrags, der nach $ 505 Abſ 2 zwiſchen 
ihm und den andern Erben zu ſtande kommt, dieſen den Anteil überträgt. Der Käufer wird, 
abgeſehen von Satz 2, von jeder Haftung befreit, auch wenn er vermöge eines 
nur in feiner Perſon liegenden Umſtandes unbeſchränkt haftbar geworden fein ſollte (z. B. 
nach 85 1994, 2006, ZPO § 780 Abſ 1). Doch geht in dieſem Falle die erhöhte Haftung in 
übe des hinzuerworbenen Anteils auf die das Vorkaufsrecht ausübenden Miterben 
über ($ 2007). 

2. Solange der Käufer auf Grund einer Verfügung gemäß $ 2033 der Erbengemein⸗ 
ſchaft angehört, hat er auch die den Miterben obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen. Hier- 
zu gehört ordnungsmäßige Verwaltung, Sorgſamkeit in der Berichtigung der Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten, unter Umſtänden rechtzeitige Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes (88 1978 
bis 1980). Die durch Verletzung dieſer Verpflichtung entſtehenden Eigenverbindlichkeiten 
des Käufers ($ 1978 A 4) bleiben beſtehen und zwar auch dann, wenn fie im Falle des dürf⸗ 
tigen Nachlaſſes nicht als zum Nachlaſſe gehörend gelten. Nur dies will die Verweiſung auf 
51990, 1991 beſagen. Denn von einer Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß im Sinne 
dieſer Paragraphen kann bei einem Käufer, der ſich des gekauften Anteils bereits wieder entledigt 
hat iiberhaupt nicht die Rede fein. Soweit der Käufer mit derartigen Eigenverbindlichkeiten 
haftet, kann er von den Nachlaßgläubigern unmittelbar in Anſpruch genommen werden (a. M. 
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Strohal bei Planck A 1). — Wegen feiner Auf wen dungen für den Nachlaß ſteht 
dem Käufer nach allgemeinen Grundſätzen der Erſtattungs⸗ oder Bereicherungsanſpruch 
gegen die Miterben zu (58 683, 670, 812). Geeignetenfalls kann er auch das Zurückbehaltungs⸗ 
recht am Anteile geltend machen ($ 273 Abſ 2). 


8 2037 


überträgt der Käufer den Anteil auf einen andern, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 2033, 2035, 2036 entſprechende Anwendung ). 

E II 1911 P 5, 839—841; 6, 318, 319, 328. 

1. Der Käufer des Erbanteils kann ſeinerſeits wieder hierüber dinglich verfügen ($ 2033), 
hat aber gleichfalls die Benachrichtigungspflicht aus $ 2035 Abſ 2. Auch gegenüber dem 
zweiten und den ferneren Erwerbern find die Miterben, jedoch im ganzen nur einmal zur 
Ausübung des Vorkaufsrechts befugt ($ 2035 Abſ 1). In dieſem Falle werden alle voran- 
gehenden Erwerber von der Schuldenhaftung befreit (5 2036). Die Zweimonatsfriſt des 
82034 Abi 2 läuft den Miterben jedoch nur vom erſten Verkaufsfalle ab (abweichend § 1097) 
und erliſcht durch Nichtausübung oder durch Verzicht gegenüber einem Erwerber auch gegen 
die ſpäteren Erwerber. Das einmal ausgeübte Vorkaufsrecht bleibt auch den Rechtsnachfolgern 
des Erklärungsempfängers gegenüber wirkſam (a. in rem scripta Prot. 6, 319; a. M. Planck 
A 3). Doch muß ihnen auch ein dem $ 1100 entſprechendes Zurückbehaltungsrecht zugeſtanden 
werden. 


8 2038 


Die Verwaltung des Nachlaſſes ſteht den Erben gemeinſchaftlich zu). 
Jeder Miterbe iſt den andern gegenüber verpflichtet, zu Maßregeln mitzu⸗ 
wirken, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind); die zur 
Erhaltung notwendigen Maßregeln kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung der 
andren treffen“). 

Die Vorſchriften der 88 743, 745, 746, 748 finden Anwendung“). Die 
Teilung der Früchte erfolgt erſt bei der Aus einanderſetzung '). Iſt die Aus: 
einanderſetzung auf längere Zeit als ein Jahr ausgeſchloſſen, ſo kann jeder 
Miterbe am Schluſſe jedes Jahres die Teilung des Reinertrags verlangen“) “. 

E II 1912 P 5, 861, 862. 

1. Die gemeinſchaftliche Verwaltung des Nachlaſfes ſetzt begrifflich eine gewiſſe Dauer 
voraus. Sie fteht im Gegenſatz zur Verfügung 89 2033, 2040 Abj 1 (obwohl ſich zu Verr 
waltungszwecken auch Verfügungen nötig machen können), zu weſentlichen Veränderungen 
5 745 Abſ 3 und zur Verſilberung des Nachlaſſes $ 2046 Abſ 3. Für die Ver wa [tungs- 
gemeinſchaft iſt nur Raum, wenn die Verwaltung nicht einem Nachlaßverwalter 
$ 1984, Konkursverwalter KO 8 6 oder Teſtamentsvollſtrecker $ 2205 zuſteht. Durch letzt⸗ 
willige Verfügung (88 2044, 2048, auch in Form der Auflage $ 1940) kann die Verwaltung 
anderweit geregelt, auch nur einem oder mehreren Miterben übertragen fein, $ 710. Doch 
bleiben die Erben, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, hieran nicht gebunden, $ 712. Der 
an einzelne Miterben erteilte Verwaltungsauftrag iſt jederzeit widerruflich und kündbar, 
$ 671. Über Verwaltungsſtreitigkeiten iſt nach beſtimmt zu förmelnden Klaganträgen im 
Prozeßwege zu entſcheiden, § 745 Abſ 2. 

’ 2. Die Mitwirkung iſt nicht bloß Zuſtimmung ($ 744), erfordert vielmehr nach Um⸗ 
ſtänden auch tätiges und rechtsgeſchäflliches Handeln. Im Zweifel haften daraus die Mit⸗ 
erben als Geſamtſchuldner (5 427) mit dem eigenen Vermögen. Untereinander haben ſie 
ſich über die geführten Geſchäfte Auskunft zu erteilen, nach Befinden Rechenſchaft zu legen 
(85 681, 666), ſich Treu und Glauben zu halten (ſ. auch RG 63, 285). Sie haften für Ver⸗ 
ſchulden nach $$ 276, 278. Erſatzanſprüche an den Nachlaß ſind, ſobald es der Stand des 
Nachlaſſes geſtattet, ſpäteſtens bei der Auseinanderſetzung auszugleichen ($ 2046). Die ord⸗ 
nungs mäßige Verwaltung (vgl. auch 99 745, 1374, 1472, 2120, 2130, 2206, 2216) beſteht ins⸗ 
beſondere in der Beſitznahme, Verwahrung und Sicherung des Nachlaſſes, Inſtandhaltung 
Regelung des Gebrauchs und Nutzbarmachung fruchtbringender Sachen, Werſcherlng der 
Erbſchaftsſachen, ſoweit dies nach den Verhältniſſen üblich iſt, Klarſtellung beſtrittener Rechts⸗ 
verhältniſſe, Einziehung gefährdeter Außenſtände, Belegung verfügbarer Kapitalien uſw. Zur 
Kündigung einer Nachlaßforderung iſt der einzelne Miterbe nicht berechtigt (RG 65, 5). An⸗ 
trag auf Erbſchein $ 2357. 
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3. Dringliche Maßregeln wie bei der Gemeinſchaft $ 744 Abſ 2. Ebenſo wenn mehrere 
Teſtamentsvollſtrecker beſtellt ſind ($ 2224 Abſ 2). Die Zuſtimmung der Miterben gilt als 
— nein erteilt. Der handelnde Miterbe verpflichtet inſoweit im Zweifel zugleich die 

em einſchaft. 

4. $ 743: unentziehbares Recht zum Mitgebrauch der Nachlaßgegenſtände. 
$ 745: Regelung der Verwaltung und Benutzung durch Stimmen mehr heit nach 
der Größe der Erbteile, ſomit ohne Rückſicht auf das Ergebnis der Ausgleichungsflicht 55 2050 ff, 
ſoweit es nicht jetzt ſchon zu überſehen ift (a. M. Dernburg § 177 A 7). Kein Stimm⸗ 


5. Abweichend von 8 743 Abs 1 iſt Teilung der Früchte hinausgeſchoben bis zur Au 3. 
einanderſetzung ($$ 2042 ff). Erſt dann kann überſehen werden, ob dem einzelnen 
Miterben mit Rückſicht auf Ausgleichungspoſten und Schulden an den Nachlaß überhaupt 
etwas zukommt. 

6. Vorausgeſetzt iſt, daß die Auseinanderſetzung nach $ 2044 durch letztwillige Ver⸗ 
fügung oder durch Vereinbarung der Erben auf länger als ein Jahr ausgeſchloſſen iſt. Der 
Teilungsanſpruch entſteht nicht ſchon dadurch, daß ſich die Auseinanderſetzung über Jahres- 
friſt verzögert. Iſt die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen, ſo wird die Regel des 5 743 Abſ 1 
wiederhergeſtellt, wiewohl unter Beſchränkung auf den Reinertrag, alſo der Früchte nach Abzug 
der Gewinnungskoſten. 

7. Eine gegenſeitige Auskunftspflicht der Miterben als ſolcher iſt vom Geſetz ausdrücklich 
nicht anerkannt und vom RG Gruch 48, 973 abgelehnt. Die Praxis ſcheint fie und zwar 


des Nachlaſſes zu verſchaffen, ohne welchen die az ber Nachlaßverbindlichkeiten 
im Rahmen der durch $$ 1978 bis 1980, 1990—1992, 2046 Abs 
Verantwortung unmöglich und eine zuberläſſige Grundlage für die Auseinanderſetzung nicht 


8 2039 


Gehört ein Anſpruch zum Nachlaſſe n, jo kann der Verpflichtete nur an 
alle Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Miterbe nur die Leiſtung an alle 
Erben fordern ). Jeder Miterbe kann verlangen, daß der Verpflichtete die zu 
leiſtende Sache für alle Erben hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur Hinter⸗ 
legung eignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abliefert =). 

E II 1916 P 5, 843, 862—865, 

1. Der zum Nachlaſſe gehörende Anſpruch (vgl auch $$ 2019, 2041, 2144 Abſ 1, 2383 
Abſ 1 Satz 2) kann dinglicher oder perſönlicher Art ſein. Hierzu gehört auch der Erbſchaftsan⸗ 
ſpruch 88 2018 ff. Immerhin muß es ſich um einen Anſpruch im Sinne von $ 194, ſomit 
um Geltendmachung eines Rechtes handeln, von einem andern ein beſtimmtes Tun oder 
Unterlaffen zu verlangen. Daran fehlt es ſolange ſich die Miterben nur erſt in einer Rechts- 
age befinden, kraft deren es noch von ihrer Entſchließung abhängt, ob und welche Rechte 
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fie in Anſpruch nehmen und ob fie ſich dafür unter Umſtänden auch entſprechenden Verpflich- 
tungen unterwerfen wollen. Deshalb können Rücktrittsrechte, Wahlrechte, Wiederkaufs⸗ 
und Vorkaufsrechte (außer im Falle des F 2034 A 2), Anfechtungsrechte (außer auf Grund 
des Anfechtungsgeſetzes), Rechte auf Wandelung oder Minderung, der Widerruf der Schen⸗ 
kung nur von allen Erben und gegen alle gemeinſchaftlich ausgeübt werden. Auch zur Kün⸗ 
digung einer Forderung iſt der einzelne Erbe nicht befugt (RG 65, 5); Kündigung gegen ein⸗ 
zelne Erben RG 71, 369. Wohl aber kann er, wie durch Klageerhebung fo auch durch Mahnung 
den Schuldner in Verzug ſetzen. 

2. Daß ſich der Nachlaßſchuldner nur durch Erfüllung an die Erbengemeinſchaft be⸗ 
freien kann, A ſchon aus 55 2032, 2033, 2040. Am Erfüllungsort wird durch den Erbfall. 
nichts geändert. Befreiung durch Leiſtung an den durch Erbſchein ausgewieſenen Erben 
$ 2367. Dagegen iſt der Grundſatz der geſamten Hand bei der Erbengemeinſchaft und allen 
ſonſtigen geſamthänderiſchen Rechtsverhältniſſen (RG in JW 00, 553° und 05, 14625) durch 
Gewährung eines Individualklagerechtes an die einzelnen Gemeinſchafter durchbrochen. 
Es begreift auch die Feſtſtellungsklage (RG IW 05, 14625) ſowie die Betreibung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung und von Arreſten in ſich. Geht der Klagantrag des Miterben über den nach 
dem Geſetze zuläſſigen Inhalt hinaus, fordert er insbeſondere Leiſtung an ſeine Perſon (ohne 
hierzu von den übrigen Erben ermächtigt zu fein, R Warn 08 Ni 651), fo kann die Ver⸗ 
urteilung von Amts wegen entſprechend eingeſchränkt und dadurch Klagabweiſung vermieden 
werden. So in einem landrechtlichen Falle RG 30. 5. 07 IV 503/06. Das Klagerecht ſteht 
auch zu, wenn den Erben eine Gegenleiſtung obliegt, die Kläger allein nicht beſchaffen kann 
(a. M. Dernburg V 177 A 15). Doch kann er nur Verurteilung gemäß $ 322 erreichen. 
Gegenſtand des Rechtsſtreites iſt die ganze geforderte Leiſtung. Dies ſchließt nicht aus, 
den Wert des Streitgegenſtandes nur nach dem wirtſchaftlichen Intereſſe des klagenden ein⸗ 
zelnen Erben, alſo entſprechend feinem Erbanteil zu beſtimmen (RG 13. 1. 08 IV 264/07). 
Das ergehende Urteil wirkt Rechtskraft nur unter den Parteien. Keinesfalls iſt der 
klagende Erbe Vertreter der Miterben, er klagt lediglich in eigenem Namen und unterbricht 
deshalb durch Klagerhebung nicht die Verjährung zugunſten der übrigen Erben (ſo 
auch § 432 Abſ 2). Ebenſowenig iſt die Friſt für Vollendung der Verjährung im Falle des 
$ 207 allen Erben gegenüber ſchon von dem Zeitpunkte ab zu rechnen, wo der erſte die Erb⸗ 
ſchaft angenommen hat. Iſt ein Miterbe zugleich Nachlaßſchuldner, fo 
iſt auch ihm gegenüber, da Konfuſſon nicht eintritt ($ 2032 A 3), jeder andere Erbe grund⸗ 
ſätzlich klageberechtigt. Doch bleibt dem Beklagten der Einwand, daß das Zahlungs⸗ oder 
Hinterlegungsverfahren, ſtatt ihm nachzulaſſen, die Schuld bei der Auseinanderſetzung auf 
das Erbteil anzurechnen, unbillig, argliſtig oder ſchikanös ſei, wenn nicht beſondere Gründe 
für die Einklagung (Notwendigkeit von Deckungsmitteln für Nachlaßſchulden, Unſicherheit 
der geklagten Forderung) geltend gemacht werden können (RG 65, 5). Dagegen keine 
derartigen Einwendungen des Miterbenſchuldners gegen die Klage des Nachlaßverwalters 
RG 72, 262. 

3. Hinterlegung §8 372 ff. Inwieweit ſich Sachen zur Hinterlegung eignen kann 
durch Landesgeſetz beſtimmt werden, EG Art 146. Der Verwahrer wird von dem Amts- 
gericht beſtimmt, in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet, FGG $ 165. 


8 2040 „eee, e 


Die Erben können über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich 
verfügen ). 

Gegen eine zum Nachlaſſe gehörende Forderung kann der Schuldner nicht 
eine ihm gegen einen einzelnen Miterben zuſtehende Forderung aufrechnen. 

E II 1914 P 5, 865, 866. 

1. Gemeinſchaftliche Verfügung über Nachlaßgegenſtände. Abſ 1 ergänzt, über⸗ 
einſtimmend mit $ 747 poſitiv die negative Beſtimmung des $ 2033 Abſ 2. Im Zuſammen⸗ 
hang hiermit fordert 8 747 ZPO zur Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß ein gegen alle Erben 
ergangenes Urteil. Nachlaßgegenſtand begreift Sachen und Rechte ($ 90). Begriff 
der Verfügung $ 2033 A 3. Hierzu gehört die Kündigung einer Nachlaßforderung 
(NG 65, 6), ebenſo das Anerkenntnis (NG FW 02 Beil 208). Auch die Ermächtigung eines 
Dritten, über Nachlaßgegenſtände zu verfügen, muß von allen Erben erteilt ſein (RG 67, 
27). Die von einem einzelnen Erben getroffene Verfügung kann wirkſam werden nach § 185 
oder dadurch, daß der Dritte nach $$ 932 ff. gutgläubig erwirbt. Inſoweit die Annahme der 
geſchuldeten Leiſtung eine Verfügung enthält, folgt ſchon aus $ 2039 A 2, daß nur Erfüllung 
an ſemtüche Erben befreit. Auch wenn es ſich um eine gegenüber der Erben⸗ 
gemeinſchaft zu treffende Verfügung handelt (Kündigung, Anfechtung uſw.) kann ſie nur 
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Wirkung äußern, wenn ſie allen Erben gegenüber erfolgt iſt. Dagegen iſt kein Miterbe daran 
gehindert, ſich in Beziehung auf einen Nachlaßgegenſtand ſchuldrechtlich zu verpflichten, 
ihn z. B. zu verkaufen. Befugnis des Erbeserben, den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil 
der Erbſchaft auszuſchlagen, $ 1952 Abſ 3. Über den Nachlaß im Ganzen können die 
Miterben ebenſowenig verfügen wie der Alleinerbe. Wohl aber kann jeder Miterbe gemäß 
8 abe u 1 die gleiche Verfügung über feinen Anteil treffen und dadurch denſelben Erfolg 
herbeiführen. 

2. Entſprechend bei der Geſellſchaft $ 719 Abſ 2 und der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft $ 1442 Abſ 2. Die Aufrechnung wird auch dadurch nicht wirkſam, daß ihr der einzelne 
Miterbe zuſtimmt, da hierin gleichfalls eine Verfügung über die Nachlaßforderung enthalten 
wäre (5 1977 A 4). Dagegen iſt der nach $ 2039 von einem Miterben belangte Nachlaßſchuldner 
nicht gehindert, dieſem gegenüber mit einer Forderung gegen den Nachlaß aufzu⸗ 
rechnen. Dem Nachlaßſchuldner iſt auch nicht die Ausübung des Zurückbehaltungs⸗ 
rechtes an einer gegen einen Miterben ihm zuſtehenden Forderung geſtattet. 


8 2041 


Was auf Grund eines zum Nachlaſſe gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Nachlaßgegenſtandes 
oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, das ſich auf den Nachlaß bezieht, 
gehört zum Nachlaſſe). Auf eine durch ein ſolches Rechtsgeſchäft erworbene 
Forderung findet die Vorſchrift des §8 2019 Abſ. 2 Anwendung . 

E II 1915 P 5, 866, 867. 

1. Vermöge der dinglichen Surrogation wird ohne weiteres Beſtandteil des Nach⸗ 
laſſes oder des gemeinſchaftlichen Vermögens der Erben, was a) auf Grund eines Rechtes, 
3. B. durch Erfüllung einer Schuld an den Nachlaß, b) als Erſatzfür Nachlaßgegenſtände, 
Sachen und Rechte, c) durch Rechtsgeſchäft für den Nachlaß erworben wird. Dieſelben 
Grundſätze gelten für das Geſamtgut ($ 1473) und beim Erbſchaftskauf ($ 2374), während beim 
Erbſchaftsanſpruch (§ 2019) und bei der Nacherbſchaft ($ 2111) entſcheidend iſt, ob der rechts⸗ 
geſchäftliche Erwerb mit Mitteln der Erbſchaft erfolgt. Demnach gehört auch zum Nachlaſſe, 
was ein Miterbe mit eigenen Mitteln für den Nachlaß erworben hat, dafern ſich das den Er⸗ 
werb vermittelnde Rechtsgeſchäft auf den Nachlaß bezieht. Dieſe Beziehung wird 
häufig von ſelbſt e ſein, z. B. wenn ein Nachlaßgegenſtand gegen Entgelt veräußert 
wird. In Zweifelsfällen hängt es aber von der Willensrichtung des rechtsgeſchäftlich tätig 
werdenden Erben ab, ob er für ſich oder für den Nachlaß erwerben will, z. B. bei Anſchaffung 
von Maſchinen, die im Fortbetriebe der Landwirtſchaft oder des Gewerbes Verwendung finden 
ſollen. Hat er hierzu eigene Mittel verwendet, fo iſt er nach §8 1978, 1991 erſatzberechtigt. 
Umgekehrt wird er den Miterben erſatzpflichtig, wenn er mit Mitteln des Nachlaſſes (z. B. 
durch Verkauf eines Nachlaßgegenſtandes an den gutgläubigen Dritten) für ſich ſelbſt erworben 
hat. Auch die Surrogate ſind als Nachlaßgegenſtände der Verfügungsmacht des einzelnen 
Erben entzogen ($ 2033) und find Gegenſtände der Verwaltung und 92018 e 
Soweit ein Miterbe als Erbſchaftsbeſitzer in Betracht kommt ($ 2018 A 1), beftimmt 
ſich der durch ihn vermittelte rechtsgeſchäftliche Surrogatserwerb zugleich nach $ 2019, wo⸗ 
nach lediglich entſcheidet, ob hierzu Mittel des Nachlaſſes verwendet ſind. 

2. Vgl. 5 2019 A 3 und 4. 


8 2042 


Jeder Miterbe kann jederzeit die Auseinanderſetzung!) verlangen, ſoweit 
ſich nicht aus den SS 2043 bis 2045 ein anderes ergibt?). 

Die Vorſchriften des 8 749 Abſ. 2, 3 und der SS 750 bis 758 finden An⸗ 
wendung“). 

E II 1916 P 5, 881, 882. 

1. Die Auseinanderſetzung dient dazu, wie bei andern Geſamthandverhältniſſen (Ge⸗ 
ſellſchaft 85730 ff., Gütergemeinſchaft $$ 1471) das gemeinſchaftliche Erbvermögen ($ 2032) 
in das Privatvermögen der einzelnen Miterben überzuführen. Dabei erfolgt die vorgängige 
Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten (§ 2046) ſowie die Ausgleichung der Vorempfäng⸗ 
niſſe 58 2050 ff. und gewiſſer ſonſtiger unter den Erben beſtehender Verbindlichkeiten. Sie 
wird gegenſtandslos, wenn alle Erben ihre Anteile an einen Miterben oder an einen 
Dritten veräußert haben. Der Rechtsnachfolger eines einzelnen Erben ($ 2033) nimmt an 
feiner Stelle an der Auseinanderſetzung teil. Sie kann ſich darauf beſchränken, nur einzelne 
Erben abzufinden, ſo daß dieſe aus der Erbengemeinſchaft ausſcheiden, während ſie unter 
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den übrigen fortbeſteht und iſt deshalb auch ein geeignetes Mittel, Erbprätendenten, für den 
Fall, daß ſie doch Erben ſein ſollten, zu befriedigen, ſodaß ſie wenigſtens ſchuldrechtlich an 
ſpäterer Geltendmachung ihres Erbrechts verhindert find (RG Warn 09 Nr 512). Sie kann 
auch gegenſtändlich dadurch beſchränkt werden, daß einzelne Nachlaßgegenſtände unter den 
Erben vorweg aufgeteilt werden. Grundſätzlich iſt das Verlangen auf Auseinanderſetzung 
des ganzen Nachlaſſes zu richten. Iſt es auf Vorwegverteilung flüſſiger Beſtände beſchränkt, 
fo bedarf es des Nachweiſes beſonderer dies rechtfertigender Umſtände. Das Auseinander⸗ 
ſetzungs verfahren iſt, ſoweit nicht die Aufteilung einzelner Gegenſtände gewiſſen 
Formvorſchriften unterliegt, z. B. bei Grundſtücken $ 313 oder Auflaſſung in Frage kommt 
(RG 57, 432), an eine Form nicht gebunden. Die Auseinanderſetzung liegt in erſter Linie 
dem Teſtamentsvollſtrecker ob, 82204. Sit ein ſolcher nicht beſtellt oder fehlt ihm 
die Befugnis hierzu ($ 2208), jo läßt auf Antrag das Nachlaßgericht in einem beſonders 
geregelten Verfahren feine Mitwirkung eintreten, FGG 85 86—98, 192, 193. Steht ein 
Miterbe unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft, jo bedarf der Erbteilungsvertrag 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ($ 1822 Nr 2) oder an feiner Stelle in den 
Fällen der $8 88, 97 FG des Nachlaßgerichts. Der Vater bedarf nach § 1643 der Ge⸗ 
nehmigung nur, ſoweit es ſich bei der Auseinanderſetzung um Rechtsgeſchäfte im Sinne der 
85 1821 Nr 1—3, 1822 Nr 3 handelt. Zur Auseinanderſetzung iſt im geſetzlichen Güterſtande 
die Zuſtimmung des Mannes ($ 1395), wenn aber der Erbteil zum Geſamtgut der Güterge⸗ 
meinſchaft gehört, nicht Zuſtimmung der Frau erforderlich, auch nicht, wenn Grundſtücke zum 
Nachlaß gehören (RA 4, 117). Nach einmal durchgeführter Auseinanderſetzung kann die 
Erbengemeinſchaft auch nicht durch Vereinbarung der Erben wieder in Kraft geſetzt werden. 
Dagegen iſt denkbar, daß ſie an gewiſſen vorerſt ungeteilt gelaſſenen Nachlaßbeſtandteilen 
4. 9. Hon delsgeſchäft) noch weiter beſtehen bleibt. Vgl. auch $$ 2059 A 2, 2044 A 1, 
2046 A 2. 


2. Des Rechtes, die Erbengemeinſchaft jederzeit aufzuheben (8 749 
Abſ 1), alſo auch zur Unzeit ($ 723 Abſ 2), kann der Miterbe, abgejehen von 88 2043 —2045 
nur durch letztwillige Verfügung oder durch Vereinbarung und nur in den Grenzen der 85 2044, 
749 Abſ 2, 3 verluſtig gehen. Danach kann von jedem Erben aus „wichtigen Gründen“ oder 
beim Tode eines Miterben ($ 750), ebenſo von dem Gläubiger, der die Pfändung eines 
Erbteils erwirkt hat ($ 751) oder vom Verwalter im Konkurſe des Miterben (KO $ 16) 
die Auseinanderſetzung jederzeit verlangt werden. Davon abgeſehen ſind an die einmal 
ee Vereinbarung auch die Sondernachfolger eines Miterben aus $ 2033 gebunden 
5 f 

3. Die Durchführung der Teilung iſt nicht, wie bei der a. familiae erciscundae dem 
Richter mit der Ermächtigung, von ſich aus Rechte zu begründen, überlaſſen. Sie erfolgt 
vielmehr nach geſetzlichen der Bruchteilsgemeinſchaft entnommenen Regeln, ſoweit ſich die 
Erben nicht über eine andere Art der Teilung einigen oder durch letztwillige Anordnungen 
gebunden find (58 2048 f). Im Streitfall hat der Prozeßrichter durch deklaratives 
Urteil die Teilung vorzunehmen. Sache der Parteien iſt es, die dem Geſetze entſprechenden 
Anträge und Hilfsanträge zu ſtellen, wobei aber die Unterſtützung durch den Richter nach 
BROS 139 beſonders geboten iſt. Die Annahme, daß der Erbauseinanderſetzungsanſpruch 
nur gegen ſämtliche Miterben verfolgt werden dürfe (RG JW 04, 6118), iſt in RG 
23. 1. 05 IV 298/04 (3 BlfF GG 5, 792) dahin eingeſchränkt, daß der nur von einem oder ein⸗ 
zelnen Erben auf Feſtſtellung und Auseinanderſetzung belangte Miterbe (und Nachlaßſchuldner) 
ſich nur ausnahmsweiſe bei ſchikanöſer oder feine Verteidigung erſchwerender Rechtsver- 
folgung mit der Einrede der mehreren Streitgenoſſen verteidigen kann. Im einzelnen ergeben 
die angezogenen Geſetzesſtellen folgende Grundſätze. § 752: Naturalteilung der Nachlaß⸗ 
gegenſtände (Sachen und Rechte), $ 753: ft Naturalteilung ausgeſchloſſen, Verſteigerung 
insbeſondere der Nachlaßgrundſtücke, BVG 88 180 ff. (RG 52, 174) und Teilung des Erlöſes, 
vgl. auch GBO 88 37, 99, 8754: Teilung in Natur, Einziehung oder Verſteigerung der Außen⸗ 
ſtände (RG 65, 7), $ 755: Vorwegberichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ($ 2046), $ 756: 
ebenſo der unter den Erben beſtehenden Schuldverhältniſſe, ſoweit ſich die Forderungen auf 
die Erbengemeinſchaft gründen. Hierzu gehören die bereits vor dem Erbfall zwiſchen Erblaſſer 
und Miterben entſtandenen Schuldverhältniſſe. Der zahlungsunfähige Schuldner⸗Miterbe 
braucht ſich jedoch ſeine Schuld Ale auch als Aktivum des Nachlaſſes nur mit ihrem wahren 
wirtſchaftlichen Werte, nach Befinden alſo mit Null einzuſtellen iſt — nur anteilig und nur 
zum eingeſtellten Nennbetrage auf ſeinen Anteil anrechnen zu laſſen. Ferner ſind vorweg 
zu erledigen Erſatzanſprüche wegen Aufwendungen für den Nachlaß (85 2038 A 2) oder 
Erſatzverbindlichkeiten des Erben ($ 2041 A 1), die Ausgleichung der Pflichtteilsanſprüche 
(58 2305, 2326), nicht aber ſonſtige perſönliche unter den Erben beſtehende Schuldverhältniſſe. 
Ausgleichung von Vorempfängniſſen 38 2050 ff. Abſonderungsrecht im Konkurſe des Mit- 
erben KO 5 51. 5 757: Gegenſeitige Gewährleiſtungspflicht, $ 758: Unverjährbarkeit 
des Auseinanderſetzungsanſpruchs. 
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8 2043 

Soweit die Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben 
noch unbeſtimmt ſind, iſt die Auseinanderſetzung bis zur Hebung der Unbe⸗ 
ſtimmtheit ausgeſchloſſen ). 

Das Gleiche gilt, ſoweit die Erbteile deshalb noch unbeſtimmt ſind, weil 
die Entſcheidung über eine Ehelichkeitserklärung, über die Beſtätigung einer 
Annahme an Kindes Statt oder über die Genehmigung einer vom Erblaſſer 
errichteten Stiftung noch ausſteht ) ). 

E I 2154 E II 1917 M 5, 690, 691 P 5, 883—885. 

1. Der nasciturus kann, wenn er z. Z. des Erbfalls bereits erzeugt war, Erbe werden, 
$ 1923 Abſ 2. Nur „ſoweit“ durch die zu erwartende Geburt die Erbteile unbeſtimmt 
werden, iſt die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen. Es beſteht deshalb kein Hindernis, ſie im 
allgemeinen durchzuführen, wenn von der Geburt z. B. nur die Anzahl und Höhe der Kopf⸗ 
teile eines Erbſtammes beeinflußt wird. Dann bleibt die Erbengemeinſchaft nur in An⸗ 
ſehung der dieſem Stamme zugeteilten Nachlaßgegenſtände beſtehen. Dem nach $ 1912 
beſtellten Pfleger oder dem Gewalthaber des nasciturus ſteht die Teilnahme an der Ver⸗ 
waltung ($ 2038) zu. 

2. Ehelichleitserflärung 5 1723 ff., Annahme an Kindes Statt 98 1741 ff. In beiden 
Fällen hat die Verfügung oder Beſtätigung, wenn ſie nach dem Tode des Vaters oder des 
Annehmenden erfolgt, rückwirkende Kraft, $$ 1733, 1753. Die Vorſchrift gilt auch, wenn 
es ſich um die Abkömmlinge nicht des Erblaſſers, ſondern eines Dritten handelt (§ 2070). 
Bezüglich der Stiftung iſt gleichgültig, ob ſie vom Erblaſſer durch Stiftungsgeſchäft unter 
Lebenden ($ 81) oder durch Verfügung von Todes wegen ($ 83) errichtet iſt, nur wird voraus⸗ 
geſetzt, daß die Stiftung vor der nach $$ 80, 84 erforderlichen Genehmigung zu Erben 
eingeſetzt iſt. Nach EG Artt 86, 87 gilt das Gleiche, wenn die Erbeinſetzung furiſtiſcher 
Perſonen oder der Mitglieder religiöſer Orden uſw. nach Landesrecht von ſtaatlicher 
Genehmigung abhängt. 

3. Andere Fälle beſtehender Unbeſtimmtheit, z. B. Verſchollenheit eines Miterben, 
Möglichkeit der Ausſchlagung, rechtfertigen den Aufſchub nicht. Dem Bedürfnis wird durch 
Beſtellung eines Nachlaßpflegers (§ 1960) abgeholfen. Solange die Unbeſtimmtheit dauert, 
kann Erbſchein nicht erteilt werden, $ 2353 A 5. — Eine dem Geſetze zuwider vorgenom⸗ 
mene Auseinanderſetzung hat keine Nichtigkeit aus 5 134 zur Folge. Mit Rückſicht auf $ 2042 
Abſ! kann 3 2043 nicht als zwingendes Verbot, ſondern nur fo verſtanden werden, daß das 
jedem Miterben an ſich jederzeit zuſtehende Verlangen bis zur Hebung der Unbeſtimmtheit 
nicht geſtellt werden darf. Sind alle Beteiligte einſchließlich des Vertreters der Leibesfrucht 
uſw. mit der Auseinanderſetzung einverſtanden, fo bleiben auch die darauf beruhenden ding⸗ 
lichen Wirkungen voll wirkſam. War bei der Auseinanderſetzung der nachgeborene uſw. Mit⸗ 
erbe gänzlich übergangen, fo hilft ihm der Erbſchaftsanſpruch aus 58 2018 ff zu feinem Rechte. 


8 2041 

Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung die Auseinanderſetzung 
in Anſehung des Nachlaſſes oder einzelner Nachlaßgegenſtände ausſchließen 
oder von der Einhaltung einer Kündigungsfriſt abhängig machen!). Die Bor: 
ſchriften des 8 749 Abſ. 2, 3, der SS 750, 751 und des § 1010 Abſ. 1 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung 2). 

Die Verfügung wird unwirkſam, wenn dreißig Jahre ſeit dem Eintritte 
des Erbfalls verſtrichen ſind. Der Erblaſſer kann jedoch anordnen, daß die 
Verfügung bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes in der Perſon eines 
Miterben oder, falls er eine Nacherbfolge oder ein Vermächtnis anordnet, bis 
zum Eintritte der Nacherbfolge oder bis zum Anfalle des Vermächtniſſes gelten 
ſoll. Iſt der Miterbe, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, eine juriſtiſche 
Perſon, jo bewendet es bei der dreißigjährigen Frift?). 

E 2153 II 1918 M 5, 688690 P 5, 882, 883. 

1. Die letztwillige Verfügung des Erblaſſers ſchließt die Auseinanderſetzung aus 
unter denſelben Beſchränkungen, wie die Vereinbarung der Miterben, § 2042 A 2. Die Ver⸗ 


fügung kann durch Teſtament (3 1937), aber auch einſeitig im Erbvertrag ($ 2299) getroffen 
werden. Vertragsmäßig nur dann ($ 2278 Abſ 2), wenn das Teilungsverbot als Auflage, 
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d. h. die Erben nur verpflichtend, nicht auch berechtigend aufzufaſſen iſt, $ 1940. Immerhin 
konnen auch in dieſem Falle die Miterben gemäß § 2194 Vollziehung der Auflage, d. h. Auf⸗ 
ſchub der Auseinanderſetzung verlangen. In jedem Falle bindet das Teilungsverbot die Erben 
nur ſchuldrechtlch. Mit allſeitiger Übereinſtimmung können fie deshalb trotz des Verbots die 
Auseinanderſetzung vornehmen (a. M. Dernburg V $ 178 A 14), wenn nicht ein Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker beſtellt iſt (58 2203, 2204). Geeignetenfalls (3. B. Verbot des Verkaufs einer 
dem Publikum geöffneten Sammlung) kann nach $ 2194 auch die zuſtändige Behörde Be⸗ 
ſolgung des Verbotes verlangen. Das Verbot kann ſich auf den ganzen Nachlaß oder nur 
auf einzelne Nachlaßgegenſtände (Sachen oder Rechte $ 90) oder einen Jubegriff von ſolchen 
{8 260) erſtrecken. Auch in letzterem Falle bleibt die Erbengemeinſchaft im Sinne der §8 2032 ff. 
in Anſehung dieſer einzelnen Gegenſtände als ſolche beſtehen (§ 2042 A 1 a. E.) Sie ver⸗ 
wandelt ſich damit nicht in Bruchteilsgemeinſchaft (a. M. Dernburg V § 178 A 12). — 
Unwirkſamleit des Verbots gegenüber dem auf nicht mehr als den Pflichtteil als Erben be- 
rufenen Pflichtteils berechtigten $ 2306. Kündigungsfriſt $ 199. 

2. $ 749: Die letztwillige Verfügung verliert ihre Kraft, wenn wichtige im Prozeſſe 
geltend zu machende Gründe für alsbaldige Vornahme der Auseinanderſetzung vorliegen, 
z. B. tiefgehende Verfeindung der Erben, Unüberſichtlichkeit der Verhältniſſe, Vermögens⸗ 
verfall eines Miterben. § 750: Ebenſo im Zweifel beim Tode eines Miterben. § 751: 
Die Verfügung bindet den Rechtsnachfolger in den Erbteil (§ 2033) ſowie den Sondernach⸗ 
folger in Anſehung eines einzelnen Nachlaßgegenſtandes, wenn das Teilungsverbot hierauf 
beſchränkt war. Bei Grundſtücken nach $ 1010 allerdings nur unter der Vorausſetzung, 
daß die Verfügungsbeſchränkung „als Belaſtung des Anteils im Grundbuch eingetragen iſt“. 
Dies ſetzt freilich voraus, daß die Erben das Geſamteigentum am Grundſtücke zuvor in 
Bruchteilseigentum verwandelt haben ($ 2032 A 3), inſoweit alfo doch zur Teilung ge⸗ 
ſchritten find. Nicht bindend iſt nach § 751 das Teilungsverbot gegen den Gläubiger, der 
den Erbanteil eines Miterben gepfändet hat, ſowie gegen den Verwalter im Konkurſe des 
Miterben (KO $ 16). 5 2 8 3 

3. Abſ 2 zieht der Wirkſamleit des letztwilligen Teilungsverbots dieſelben zeitlichen 
Grenzen, die für die Nacherbfolge ($ 2109), das bedingte oder betagte Vermächtnis (89 2162, 
2163) und die Verwaltung eines Teſtamentsvollſtreckers ($ 2210) geſteckt ſind. Das be- 
ſtimmte Ereignis kann irgendwelchen Inhalts fein, wenn es nur die Perſon eines 
Miterben betrifft, z. B. Verheiratung, Erreichung eines gewiſſen Alters, Tod, vgl. 52109 A3, a. 
Die dreißigjährige Friſt verlängert ſich deshalb äußerſten Falls bis zum Tode des längſtleben⸗ 
den Miterben. Das Verbot bleibt noch darüber hinaus in den Grenzen der $8 2109, 2162, 
2163 wirkſam, wenn die Teilung bis zum Eintritt der Nacherbfolge ($ 2139) oder dem 
Anfall des Vermächtniſſes ($ 2176) hinausgeſchoben iſt. 


8 2045 

Jeder Miterbe kann verlangen, daß die Auseinanderſetzung bis zur Be: 
endigung des nach $ 1970 zuläſſigen Aufgebots verfahrens oder bis zum Ab⸗ 
laufe der im 8 2061 beſtimmten Anmeldungsfriſt aufgeſchoben wird. Iſt das 
Aufgebot noch nicht beantragt oder die öffentliche Aufforderung nach § 2061 
noch nicht erlaſſen, ſo kann der Auſſchub nur verlangt werden, wenn unverzüg⸗ 
lich der Antrag geſtellt oder die Aufforderung erlaſſen wird ). 

E II 1919 P 5, 881, 882. 


Das Aufgebotsverfahren nach § 1970 iſt auch zuläffig, wenn der Miterbe unbeſchränkt 
haftet, ZPO 8 997 Abſ 2. Beendigung des Aufgebotsverfahrens $ 2015. Unverzüglich $ 121. 


8 2046 


Aus dem Nachlaſſe ſind zunächſt die Nachlaßverbindlichkeiten zu be⸗ 
richtigen). Sit eine Nachlaß verbindlichkeit noch nicht fällig oder iſt fie ſtreitig 
ſo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurückzubehalten ). el ‘ 

Fällt eine Nachlaßverbindlichkeit nur einigen Miterben zur Laſt, ſo 
können dieſe die Berichtigung nur aus dem verlangen, was ihnen bei der Aus⸗ 
einanderſetzung zukommt“). 

I 0 Berichtigung iſt der Nachlaß, ſoweit erforderlich, in Geld umzu⸗ 
etzen ). 

E II 1920 P 5, 885, 836, 

1. Entſprechend § 733 (Geſellſchaft) und § 1475 (G 0 i 
Nadjlafberbirdtichteiten ($ ae a hierfur nach 155 2921 50 8 205g alle Biletben 
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als Geſamtſchuldner, jo können fie ſchon nach 98 755, 2042 Abſ 2 vorgängige Berichtigung 
aus dem ungeteilten Nachlaſſe verlangen. Abſ F ſtellt dieſe Berichtigungspflicht, unbeſchadel 
hiervon abweichender Vereinbarungen, bezüglich deren gegebenenfalls Feſtſtellungsklage zu⸗ 
läſſig iſt (RG JW 09, 22318), ſchlechthin als Grundſatz auf, ohne jedoch damit den Gläubigern 
ein entſprechendes Recht hierauf einzuräumen. Die Berichtigung hat unter der den Erben nach 
5919781980, 1991 ff. obliegenden Verantwortlichkeit zu geſchehen. Auch der Gläubiger⸗ 
Miterbe lann, da Konfuſion nicht eintritt ($ 2032 A 3) aus bereiten Nachlaßmitteln Be⸗ 
friedigung ſeiner Forderung beauſpruchen, gleichviel ob ſie ihm ſchon gegen den Erblaſſer 
zuſtand oder ob ſie erſt während der Erbengemeinſchaft, z. B. durch Auslagen für die Erbſchaft 
entſtanden iſt. Nur ſoweit ſein Verlangen nach beſonderen Umſtänden (z. B. ungewöhnlich 
ſchwierige und verluſtdrohende Verſilberung des Nachlaſſes) mit Treu und Glauben nicht 
vereinbar (hierzu RG 65, 10) oder ſoweit er ſelbſt zugleich Schuldner des Nachlaſſes ift, hat 
er ſich Aufſchub der Befriedigung gefallen zu laſſen. Schleunige Vorwegbefriedigung eines 
Vorausvermächtniſſes ($ 2150) wird meiſt auch vom Erblaſſer nicht gewollt fein. 

2. Es genügt, daß auch nur unter den Erben die Verbindlichkeit ſtreitig iſt. Der Gläu⸗ 
biger⸗Miterbe darf ſchon vor der Teilung gegenüber den andern Erben die Feſtſtellung der 
ihm en den Nachlaß zuſtehenden Forderung beanſpruchen (RG 18. 5. 05 IV 1/05). Der 
Gläubiger hat auf die Zurückbehaltung keinen Anſpruch. An den zurückbehaltenen Gegen⸗ 
ſtänden dauert die Erbengemeinſchaft fort (§ 2042 A1 a. E.). Hinterlegung oder Ausantwortung 
gegen Sicherheit ($ 52) iſt nicht vorgeſchrieben, aber im Einverſtändnis der Erben zuläſſig. 

3. Eine Nachlaßverbindlichkeit kann kraft letztwilliger Verfügung (88 1935, 2095) oder 
kraft Vereinbarung der Erben nur einem oder einigen Miterben zur Laſt fallen. Haften nach 
außen gleichwohl alle Erben als Geſamtſchuldner, jo haben die materiell von der Verbindlich⸗ 
keit nicht betroffenen Erben ein Intereſſe daran, hiervon vor der Teilung auch formell befreit 
zu werden. Sie können deshalb nach $$ 755, 2042 Abſ 2 von den belaſteten Erben ver⸗ 
langen, daß die Berichtigung aus dem dieſen zukommenden Überſchuß (§ 2047 Abf 1) erfolge. 
Gegebenenfalls muß ihnen zu dieſem Zwecke auch das Recht zuſtehen, dieſen Überſchuß zurück⸗ 
zubehalten. Abſatz 2 ſpricht zugleich negativ aus, daß mehrere beſonders belaſtete Erben die 
Berichtigung nicht aus dem Geſamtnachlaſſe verlangen können, ſondern hiermit auf den der 
betreffenden Erbengruppe zugewieſenen Überſchuß oder die ihnen zugeteilten einzelnen Nach⸗ 
laßgegenſtände beſchränkt find. § 755 findet dann innerhalb dieſer Erbengruppe Anwendung, 
ſoweit es ſich hierbei nach außen um eine Geſamtſchuld handelt (8 2058 A 1). 

4. Soweit zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten Mittel beſchafft werden 
müſſen, unterbleibt die Teilung in Natur (8 752) und iſt der Nachlaß auf dem Wege der $$ 753, 
754, vor allem alſo durch Einziehung der Nachlaßaußenſtände zu verſilbern. Welche Gegen- 
ſtände nach $ 753 zunächſt zum Verkauf zu ſtellen find, kann, da es ſich hierbei nicht um einen 
Verwaltungsakt handelt ($ 2038), nicht durch Stimmenmehrheit ($ 745), ſondern im Streit⸗ 
falle nur vom Prozeßrichter entſchieden werden. Ein Miterbe darf die Verſilberung nicht 
durch Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts verhindern (NG Warn 10 Nr 141). 


8 2047 


Der nach der Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten verbleibende 
Überſchuß !) gebührt den Erben nach dem Verhältniſſe der Erbteile . 

Schriftſtücke, die ſich auf die perſönlichen Verhältniſſe des Erblaſſers, auf 
deſſen Familie oder auf den ganzen Nachlaß beziehen, bleiben gemeinſchaftlich '). 

& 1 2155 11 1921 M 5, 691, 692, P 5 886, 887. 

1. Der Überſchuß (ebenſo bei Auflöſung der Geſellſchaft $ 734 und der Gütergemein⸗ 
De $ 1476) beſteht in den nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ($ 2046) übrig 
bleibenden Nachlaßgegenſtänden, die nunmehr nach den Grundſätzen der $$ 752 — 754, mög⸗ 
lichſt alſo in Natur zu teilen ſind. Erſt mit Durchführung dieſer Teilung endet die Erben⸗ 
gemeinſchaft. Der Anſpruch auf den Überſchuß erwächſt zwar auf dem Grunde 
der Erbengemeinſchaft, iſt aber ſchuldrechtlicher Natur und begreift zugleich die Verpflichtung 
in ſich, je nach Art der einzelnen Nachlaßgegenſtände zu gewiſſen Rechtsakten (Auflaſſung von 
Grundſtücken, Bewilligung von Eintragungen im Grundbuch und dergl.) mitzuwirken. Der 
Anſpruch iſt deshalb regelmäßig nur losgelöſt von jenen Verpflichtungen übertragbar (8 399). 
Unterſchied der dinglichen Verfügung aus $ 2033 Abſ 1 und der Übertragung des Anſpruchs 
auf den Überſchuß RG 60, 126. 

2. Die Regel der Teilung nach Verhältnis der Erbteile erleidet Ausnahmen, ſoweit 
Miterben wegen ihrer Anſprüche an den Nachlaß erſt bei der Teilung befriedigt (8 2046 A 1) 
oder ſoweit auf Grund $ 756 (8 2042 A3) Schuldverhältniſſe unter den Erben beglichen werden 
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Auch bildet der Erbteil nicht ſchlechthin, ſondern nur nach demjenigen realen Inhalt den Teilungs⸗ 
maßftab, wie er ſich unter Berückſichtigung der Ausgleichung nach §8 2050 ff. ergibt. Eine 
wirklich befriedigende Teilung iſt nur im Wege gütlicher Übereinkunft m lich. 

3. Abſatz 2 geht davon aus, daß die eigentliche Erbengemeinſchaft durch Aufteilung des 
Nachlaſſes beendet iſt. Die fortdauernde Gemeinſchaft an den Familienpapieren iſt deshalb 
als Bruchteilsgemeinſchaft (88 741 ff.) gedacht. Auf den ganzen Nachlaß beziehen ſich nament⸗ 
lich die Urkunden über Verfügungen von Todes wegen und Erbausweiſe. Die Beſtimmungen 
gelten auch dann, wenn die Schriftſtücke z. B. als Geſchichtsdenkmäler einen Verkehrswert 
beſitzen. Die Veröffentlichung wird regelmäßig eine Verfügung gemäß § 747 enthalten, 
erfordert deshalb Einmütigkeit der Berechtigten. 


8 2048 
Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung Anordnungen für die 
Auseinanderſetzung treffen). Er kann insbeſondere anordnen, daß die Aus: 
einanderſetzung nach dem billigen Ermeſſen eines Dritten erfolgen ſoll). Die 
von dem Dritten auf Grund der Anordnung getroffene Beſtimmung iſt für die 
Erben nicht verbindlich, wenn ſie offenbar unbillig iſt; die Beſtimmung erfolgt 
in dieſem Falle durch Urteil“. 


E I 2152 11 1922 M 5, 688 P 5, 885. 

1. Die ſogen. Teilungsanordnungen können durch Teſtament oder einſeitig im Erb⸗ 
vertrag ($ 2299) und zwar auch ohne Erbeinſetzung, nicht aber vertragsmäßig ($ 2278) ge⸗ 
troffen werden. Sie können die Art der Verwaltung ($ 2038) wie die eigentliche Auseinander- 
ſetzung, insbeſondere die Art der Teilung, ſo die Zuweiſung beſtimmter Nachlaßgegenſtände 
an einzelne Erben zu beſtimmten Preiſen zum Gegenſtande haben. Inſoweit ſie lediglich 
Verpflichtungen auferlegen, find fie zugleich Auflagen ($ 1940 A 4). Es kann ſich auch ein 
Vermächtnis dahinter verbergen, wenn es dabei z. B. durch zu niedrige Preisfeſtſetzung eines 
zu übernehmenden Gegenſtandes auf den Vorteil des Übernehmers oder durch zu hohe Be⸗ 
wertung auf den Vorteil der übrigen Erbenfabgefehen iſt (35 1939, 2150). Nach Reh SeuffA 63 
Nr 227 ſoll aber dieſer wirtſchaftliche Erfolg allein für die Beſtimmung des rechtlichen Cha⸗ 
rakters der Anordnung nicht entſcheiden. Maßgebend ſei vielmehr, ob der Erblaſſer dem 
Erben den betreffenden Nachlaßgegenſtand außer dem Erbteil oder nur in Anrechnung auf 
den Erbteil zuwenden wollte. Dies ſei Auslegungsfrage. Inſoweit ſie den Nachlaß ganz 
aufteilen, können die Teilungsanordnungen ſogar Erbeinſetzungen in ſich begreifen. Jeden⸗ 
falls find fie wirkungslos, ſoweit fie Pflichtteilsrechte benachteiligen (§ 2306, 2311 Abſ 2). 
Die Teilungsordnung bewirkt nicht, daß der einem Erben zugeteilte Gegenſtand unmittelbar 
auf ihn übergeht. Sie begründet vielmehr nur ſchuld rechtliche Verpflichtungen 
der Erben zur gegenſeitigen rechtsgeſchäftlichen Übertragung. Sie können ſich deshalb durch 
allſeitiges Einverſtändnis hiervon ganz freimachen, wenn nicht ein Teſtamentsvollſtrecker 
beſtellt iſt ($ 2204). 

2. Billiges Ermeſſen eines Dritten entiprechend $ 317. Als Dritter kann auch der 
Teſtamentsvollſtrecker in Betracht kommen. Soweit er nicht Vollſtrecker iſt, kann der Dritte 
die Teilung nicht ſelbſt vornehmen, ſondern nur für die Erben verbindliche Beſtimmungen 
treffen. Letztwillige Anordnung eines Schiedsgerichts ZPO 5 1048. 

3. Offenbar unbillig (55 319, 660) iſt die Beſtimmung, wenn fie eine handgreifliche, 
auch dem einfachen Rechtsgefühl ohne verſtandesmäßige Erwägung erkennbare Unbilligkeit 
enthält (manifesta iniquitas 5319). Sie tritt, wenn die Erben hierüber einig find, ohne weiteres 
außer Kraft. Des Urteils bedarf es nur im Streitfalle. Die Klage iſt nicht gegen den 
Dritten (außer wenn er Teſtamentsvollſtrecker iſt), ſondern gegen die widerſprechenden Miterben. 
zu richten. Iſt die Beſtimmung des Dritten für unverbindlich erklärt, ſo greifen die geſetz⸗ 
lichen Teilungsregeln Platz ($ 2042 Abſ 2). Dem Richter kommt die dem Dritten über⸗ 
tragene Ermeſſensſtellung nicht zu (a. M. Staudinger A 2). Der Fall, daß der Diitte 
die Beſtimmung nicht treffen kann oder will oder ſie verzögert, iſt hier der offenbaren Un⸗ 
billigkeit nicht gleichgeſtellt, J 319 Abſ 1 deshalb nicht anwendbar (a. M. Planck A ).] Die 
Erben haben ihre Streitpunkte dann im Prozeß auszutragen, wie wenn der Dritte nicht be⸗ 
ſtellt wäre. 


§ 2049 
Hat der Erblaſſer angeordnet, daß einer der Miterben das Recht haben 


ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes Landgut zu übernehmen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß das Landgut zu dem Ertragswert angeſetzt werden ſoll“). 
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Der Ertragswert beſtimmt ſich nach dem Reinertrage, den das Landgut 
nach ſeiner bisherigen wirtſchaftlichen Beſtimmung bei ordnungsmäßiger Be⸗ 
wirtſchaftung nachhaltig gewähren kann ). 

® 5, 860, 861; 6, 330—335, 448 ff. 

1. Begriff des Landguts, im Gegenſaß zum land wirtſchaftlichen Grundſtücke (88 592, 
1421, 1663, 2130) |. 5 98, auch 8$ 1515, 2312. Das Geſetz ſtellt eine Auslegungsregel auf, 
„im Zweifel“, die durch den Nachweis eines andern Willens des Erblaſſers entkräftet wird. 

2 2. Der Ertragswert, im Gegenſatze zum Verkehrswerte, beſteht in einem Vielkachen, 

nach anerbenrechtlichen Grundſätzen gewöhnlich im 25fachen des jährlichen Reinertrags, der 
nach dem Bruttoertrag unter Abzug der Bewirtſchaftungskoſten einſchließlich der Laſten und 
Abgaben, jedoch ohne Rückſicht auf Hypothekenzinſen zu ermitteln iſt. Die bisherige 
wirtſchaftliche Beſtimmung bleibt maßgebend, auch wenn ſie (z. B. Getreidebau ſtatt Garten⸗ 
wirtſchaft) augenscheinlich unzweckmäßig war oder wenn Teile des Gutes Bauplatzeigenſchaft 
erlangt haben (RG Warn 09 Nr 411). Ec Art 137 überläßt dem Landesrecht, die Grund⸗ 
ſätze zu beſtimmen, nach denen der Ertragswert feſtzuſtellen iſt. — Die gleichen Grundſätze 
gelten nach $ 2312 auch für Berechnung des Pflichtteils. 


§ 2050 
) Abkömmlinge, die als geſetzliche Erben zur Erbfolge gelangen?), find 
verpflichtet, dasjenige, was ſie von dem Erblaſſer bei deſſen Lebzeiten als 
Ausſtattung erhalten haben, bei der Auseinanderſetzung untereinander zur 
Ausgleichung zu bringen)), ſoweit nicht der Erblaſſer bei der Zuwendung ein 


anderes angeordnet hat)). 

Zuſchüſſe, die zu dem Zwecke gegeben worden ſind, als Einkünfte ver⸗ 
wendet zu werden), ſowie Aufwendungen für die Vorbildung zu einem Berufe 
ſind inſoweit zur Ausgleichung zu bringen, als ſie das den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des Erblaſſers entſprechende Maß überſtiegen haben ). 

Andere Zuwendungen unter Lebenden ſind zur Ausgleichung zu bringen, 
wenn der Erblaſſer bei der Zuwendung die Ausgleichung angeordnet hats). 

E 21572159, 2164 Abſ 3 II 1923 M 5, 698 —704, 710, 711 P 5, 889—891. 

1. Hält der Erblaſſer eine Ausgleichung wegen Vorempfängniſſen unter Lebenden 
für nötig, ſo kann er entſprechende letztwillige Verfügungen treffen. Iſt dies nicht geſchehen 
und kommt es deshalb zur geſetzlichen Erbfolge oder beſchränkt ſich der Erblaſſer darauf, die 
geſetzliche Erbfolge auch letztwillig anzuordnen ($ 2052), jo nimmt das Geſetz an, daß die Aus. 
gleichung unter den Abkömmlingen ſeinem Willen entſpreche und macht ihnen deshalb die 
Einwerfung, Kollation der Vorempfängniſſe durch poſitive Vorſchrift zur Pflicht. Die 
geſetzlichen Vorſchriften ſind jedoch nicht zwingenden Rechts. Die Beteiligten ſind deshalb 
nicht gehindert, die Ausgleichung im allſeitigen Einverſtändnis auch auf anderem Wege herbei. 
zuführen (RG 30. 5. 07 IV 524/06) oder die Ausgleichungspflicht durch Vertrag ſelbſtändig 
zu begründen. Die Ausgleichung kommt inhaltlich dem Vermächtnis nahe ($ 1939), iſt aber 
ſelbſtändig geregelt und begründet jedenfalls keine Nachlaßverbindlichkeit. An der Erben⸗ 
gemeinſchaft und den daraus entſpringenden Verpflichtungen der Abkömmlinge wird hier⸗ 
durch ſelbſt dann nichts geändert, wenn der betreffende Abkömmling bei der Auseinander- 
ſetzung leer ausgeht. Schuldenhaftung $ 2058 A 2. Auch dem Erbſchaftskäufer kommt die 
Ausgleichung zu ſtatten ($ 2372), während ihm der Verkäufer für die dadurch entſtehenden 
Beeinträchtigungen aufzukommen hat ($ 2376). 

2. Nur die Abkömmlinge und nur ſoweit fie als geſetzliche Erben ($ 1924) zur Erb- 
folge gelangen, ſind an der Ausgleichung beteiligt. Nicht alſo auch der Ehegatte. Abkömm⸗ 
linge, die wegen Verzichts, Ausſchließung, Erbunwürdigkeit oder infolge Ausſchlagung nicht 
zur Erbfolge gelangen, bleiben außer Betracht. Doch find nach $ 2051 die an ihre Stelle 
tretenden entfernteren Abkömmlinge (ſ. aber auch $ 2053) ausgleichungspflichtig. 

3. Die Ausſtattung iſt zu verſtehen im Sinne von $ 1624, einſchließlich der Ausſteuer 
der Tochter (59 1620 ff.), begreift aber, ſoweit nicht $ 2053 einſchlägt, auch die unmittelbar 
einem entfernteren Abkömmling gewährte Ausſtattung in ſich. Ob ſie den Verhältniſſen ent⸗ 
ſpricht oder übermäßig iſt, ob ſie bereits gewährt oder nur erſt verſprochen und demgemäß 
zugleich als Nachlaßverbindlichkeit einzuſtellen iſt, macht keinen Unterſchied. 

4. Da die Ausgleichung auf dem zu vermutenden Willen des Erblaſſers beruht, ſo 
findet ſie nicht ſtatt, ſoweit ſie der Erblaſſer durch beſondere Anordnungen ganz oder zum 
Teil erlaſſen oder von Bedingungen abhängig gemacht hat uſw. Dies kann formlos, muß 
aber ſchon bei (oder vor) der Zuwendung geſchehen ſein, kann deshalb durch ſpätere 
einſeitige Anordnung oder durch Vertrag unter Lebenden nicht wirkſam nachgeholt werden. 
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Wohl aber durch letztwillige Verfügung, die regelmäßig als Vorausvermächtnis aufzufaſſen 
fein wird (88 1939, 2150), ſoweit damit nicht die übrigen Erben im Pflichtteil beſchränkt werden 
(5 2316 Abſ 3). Obwohl der Vorbehalt abweichender Anordnungen des Erblaſſers bei Abſatz 2 
nicht wiederholt iſt, ſo will das Geſetz doch augenſcheinlich auch hierbei den Erlaß der Aus⸗ 
gleichungspflicht geſtatten. A 

5. Zuſchüſſe find nicht ſchlechthin, ſondern nur foweit fie als Einkünfte dienen 
ſollen, ausgleichungspflichtig. Dies ſetzt, wenn es ſich nicht um einmalige Kapitalszuwendung 
zum Zwecke des Zinſenbezugs handelt, Leiſtungen von gewiſſer Dauer und Regelmäßigkeit 
voraus, aus denen der Empfänger, ohne zu Gegenleiſtungen verpflichtet zu ſein, ſeinen Lebens⸗ 
verbrauch beſtreiten, die er aber, wenn er will, auch aufſparen kann. So vor allem die Leib⸗ 
rente $ 759, Überlaſſung beſtimmter Nutzungen und dergl. 

6. Die Aufwendungen müſſen für die Vorbildung zu einem Berufe, im Gegenſatze 
zu der durch Volksſchulen oder höhere Lehranſtalten vermittelten allgemeinen Ausbildung 
gemacht ſein. Hierher gehören Lehrgelder, die Koſten des Beſuchs von Fachſchulen, Studien⸗ 
und Promotionskoſten, Unterhalt während des Vorbereitungsdienſtes einſchließlich der Be⸗ 
ſchaffung der Lernmittel, nicht aber Aufwendungen für die Berufsausübung ſelbſt (Anſchaffung 
von Inſtrumenten und dergl). Im Gegenſatze zur Ausſtattung (Abſatz 1) find Zuſchüſſe und 
Aufwendungen zur Berufsvorbildung nicht unbedingt, ſondern nur inſoweit ausgleichungs⸗ 
pflichtig, als fie im Übermaße geleiftet find. Hierfür find, wie in $ 1624 die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Erblaſſers, nicht ſeine Standesverhältniſſe oder die Verhältniſſe des 
Empfängers maßgebend und zwar ſo, wie ſie zur Zeit der Zuwendung beſchaffen waren. 
Nicht enkſcheidend ift, ob der Erblaſſer die Aufwendungen aus laufenden Einkünften beſtritten 
oder ob er hierzu fein Stammvermögen angegriffen hat. — Aus Abſatz 1 iſt auch für Abſatz 2 
zu ergänzen, daß der Erblaſſer abweichende Anordnungen treffen kann (A 4). Die Zuſchüſſe 
können auch unter den Begriff der Ausſtattung fallen, wenn ſie zugleich dem Zwecke der Erhal⸗ 
tung der Wirtſchaft oder Lebensſtellung dienen (RG 3. 5. 05 IV 508/05 und RG 67, 206). Inſo⸗ 
weit find fie unbegrenzt, als Zuſchüſſe dagegen nur wegen des Übermaßes ausgleichungspflichtig. 

7. Der Erblaſſer kann Zuwendungen jeder Art durch eine bei (oder vor) der Zu⸗ 
wendung formlos getroffene Anordnung ausgleichungspflichtig machen. Im weiteſten 
Sinne (vgl. auch $ 1939 A 4) umfaßt die Zuwendung jede Übereignung aus dem eigenen 
in fremdes Vermögen. Keinesfalls gehört zu ihrem Begriff Unentgeltlichkeit, da das BGB 
ſonſt keine Veranlaſſung hätte, noch beſonders von unentgeltlichen Zuwendungen zu ſprechen 
(8 330, 1651, 1803, 1909). Zuwendung iſt deshalb niemals gleich Schenkung, $ 516, wenn 
ſie auch den häufigſten Fall bilden wird ($ 2327 Abſ 1 Satz 2). Immerhin verfteht der Sprach⸗ 
gebrauch unter Zuwendung eine freiwillige und zugleich dem Empfänger zum Vorteil ge⸗ 
reichende Leiſtung. Beides iſt durch Entgeltlichkeit der Leiſtung nicht ausgeſchloſſen, wohl 
aber dann, wenn die Leiſtung lediglich in Erfüllung einer beſtehenden Verpflichtung bewirkt 
wird (RG JW 02 Beil 26618 und RG 67, 308). Weſentlich iſt, daß die Zuwendung aus 
dem Vermögen des Erblaſſers geſchieht und daß er hierbei dem Empfänger gegenüber 
die e egg anordnet. Dies kann formlos, auch ſtillſchweigend geſchehen (fo nament- 
lich, wenn der Erblaſſer ſein Vermögen ſchon unter Lebenden aufteilt). Bei einer Zuwendung, 
die vor 1. 1. 00 erfolgt war, kann nach dem älteren Recht die Ausgleichungspflicht als ſelbſt⸗ 
verſtändlich gegolten haben (RG 18. 4. 10 IV 38/10). Ob die Anordnung einer Anrechnung 
auf den Pflichtteil ($ 2315 Abſ 1) ſchon die Anordnung der Ausgleichungspflicht in ſich ſchließt, 
iſt Tatfrage (RG 25. 1. 08 IV 266/07). Zugleich vollzieht ſich dadurch, daß der Empfänger 
die mit der Auflage der künftigen Ausgleichung ihm gemachte Zuwendung annimmt, ein 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden. Auch hier kann (ſ. oben A 4) die unterbliebene Anordnung 
nach der Zuwendung unter Lebenden nicht mehr, ſelbſt nicht mit Zuſtimmung des Abkömm⸗ 
lings nachgeholt werden, es ſei denn im Wege des Erbverzichts 5 2346. Wohl aber kann 
die nachträgliche Anordnung letztwillig getroffen werden und iſt für den Empfänger der Zu⸗ 
wendung bindend, ſoweit ſie ihn nicht im Pflichtteile beeinträchtigt (RG 67, 309; 71, 135). 
Ob es ſich um eine Zuwendung oder um ein Darlehen mit hinausgeſchobener Rückzahlungs⸗ 
pflicht handelt, iſt Tatfrage. War die Ausgleichung eines wirklichen Darlehens ange⸗ 
ordnet, ſo iſt jedenfalls das Klagerecht der Miterben vor beendeter Auseinanderſetzung aus⸗ 
geſchloſſen (5 2039 A 2). Regelmäßig liegt hier die Zuwendung darin, daß das Darlehen als 
ſolches erlaſſen und in eine Ausgleichungspoſt verwandelt iſt. — Der Erblaffer kann letzt⸗ 
willig die Ausgleichungspflicht auch unter andern Erben als Abkömmlingen, z. B. unker 
ſeinen Geſchwiſtern anordnen, ſie kann auch durch Vertrag der Erben begründet oder um⸗ 
geſtaltet werden. Iſt die Auseinanderſetzung ohne Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht 
vorgenommen worden, fo kann der Bereicherungsanſpruch (38 812 ff.) gegeben fein. Die 
Ausgleichungspflicht trift den Erwerber des Erbteils ($ 2033) in demſelben Umfange wie 
den veräußernden Miterben. — Ausgleichungspflicht nach Beendigung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft $ 1503, bei Berechnung des Pflichtteils 58 2315 ff. 
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8. Die Beweislaſt der Ausgleichungspflicht trifft grundsätzlich den, der Anrechnung 
der betreffenden Zuwendung auf den Erbteil verlangt. Behauptet der Erbe in den Fällen der 
Abſätze 1 und 2, daß ihm die Ausgleichung durch andere Anordnungen des Erblaſſers erlaſſen 
ſei, jo iſt er für die Einrede beweispflichtig. Gegenſeitige Auskunftspflicht der Miterben $ 2057. 


8 2051 


Fällt ein Abkömmling, der als Erbe zur Ausgleichung verpflichtet ſein 
würde, vor oder nach dem Erbfalle weg,) jo iſt wegen der ihm gemachten Zu⸗ 
wendungen der an ſeine Stelle tretende Abkömmling zur Ausgleichung ver⸗ 


pflichtet ?). 

Hat der Erblaſſer für den weggefallenen Abkömmling einen Erſatzerben 
eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß dieſer nicht mehr erhalten ſoll, 
als der Abkömmling unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht erhalten 
würde!). 

E 1 2160 Il 1924 M 5, 704—706 P 5, 892, 893; 6, 340—342. 

1. Wegfall eines Abkömmlings durch Tod ($ 1924), Ausſchließung (§ 1938), Aus- 
ſchlagung (8 1953), Erbunwürdigkeit ($ 2344), Erbverzicht (8 2346). 

2. In allen dieſen Fällen treten an Stelle des ausgleichspflichtigen Abkömmlings, 
wenn auch kraft eignen Erbrechts (51924 A 4) ſeine Abkömmlinge nach Verhältnis ihrer Erb⸗ 
teile, falls ſie nicht durch den Verzicht gleichfalls ausgeſchloſſen find ($ 2349). Darauf, ob fie 
Erben des Weggefallenen geworden ſind und ob ihnen der Vorempfang ſelbſt zugute gegangen 
iſt, kommt nichts an. Indeſſen muß der Empfänger der Zuwendung nicht notwendig Vor⸗ 
fahre des an feine Stelle tretenden Abkömmlings geweſen fein. Fällt z. B. der unmittelbar 
mit der Zuwendung bedachte Enkel des Erblaſſers weg, fo kann dies zur Erhöhung des 
Erbteils feiner Geſchwiſter führen. In dieſem Falle bleibt nach $ 1935 die Ausgleichungs⸗ 
pflicht beſchränkt auf den neu hinzutretenden Erbteil, mit dem ſie ein für allemal verbunden 
gedacht iſt. Umgekehrt braucht der Abkömmling für die auf ſeinem urſprünglichen Erbteile 
ruhende, dieſen vielleicht ganz aufzehrende Ausgleichungspflicht nicht mit dem neu hinzu⸗ 
erworbenen Erbteil aufzukommen. Keinesfalls kann der ausgleichungspflichtige Abkömmling 
durch ſeine Ausſchlagung die Ausgleichung ganz vereiteln. Stirbt er, nachdem er die Erb⸗ 
ſchaft angenommen hat, ſo iſt die Ausgleichungspflicht ſchlechthin von ſeinen Erben zu tragen, 
gleichviel ob ſie Abkömmlinge und geſetzliche Erben ſind oder nicht. — Entſprechende Anwen⸗ 
dung beim Pflichtteilsergänzungsanſpruch § 2327 Abſ 1. 

3. Erſatzerbe §8 2096 ff, 2102. Vorausgeſetzt iſt, daß der weggefallene Abkömmling 
als geſetzlicher Erbe berufen oder doch gemäß 2052 als Erbe eingeſetzt war. Eine Ausgleichungs⸗ 
pflicht würde ſonſt nach $ 2050 überhaupt nicht beſtehen. Das Geſetz findet in der Berufung 
eines Erſatzerben regelmäßig („im Zweifel“) zugleich den Willen des Erblaſſers ausgedrückt, 
daß die Ausgleichungspflicht des Abkömmlings auch von ſeinem Erſatzerben, ſelbſt wenn er 
ein Fremder iſt, zu tragen ſei. Wenn er hiervon frei zu ſein behauptet, ſo hat er den gegen⸗ 
teiligen Willen des Erblaſſers zu beweiſen. ft der Erſatzerbe ſelbſt Abkömmling, fo 
kommt er mit der eignen und mit der ihm als Erſatzerben überkommenen Ausgleichungspflicht 
nebeneinander in Betracht ($ 2053 A 1). Iſt er Fremder, fo iſt Tatfrage, ob er auch das Recht 
haben ſoll, von den miterbenden Abkömmlingen die Ausgleichung zu fordern und damit an 
den Vorteilen der Ausgleichung teilzunehmen. 


8 2052 


Hat der Erblaſſer die Abkömmlinge auf dasjenige als Erben eingeſetzt, 
was ſie als geſetzliche Erben erhalten würden, oder hat er ihre Erbteile ſo be⸗ 
ſtimmt, daß ſie zueinander in demſelben Verhältniſſe ſtehen wie die geſetz⸗ 
lichen Erbteile ), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge nach 
den SS 2050, 2051 zur Ausgleichung verpflichtet ſein ſollen ). 

E II 1925 P 5, 891, 892. 

1. Die an ſich nur für die geſetzliche Erbfolge ($ 2050 A 2) vorgeſchriebene Ausgleichung 
tritt „im Zweifel“ auch dann ein, wenn der Erblaſſer den gleichen Erfolg allgemein ($ 2066) 
oder doch bezüglich des den Abkömmlingen oder einer Gruppe von Abkömmlingen zuge- 
wieſenen Teiles der Erbſchaft durch Verfügung von Todes wegen herbeigeführt hat. Sind 
die Abkömmlinge neben andern Erben berufen, ſo verkleinern ſich, iſt ein Abkömmling ausge⸗ 
ſchloſſen, fo vergrößern ſich entſprechend die Erbteile. Erforderlich ift, daß die Erbteile der 
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Abkömmlinge im Verhältnis zueinander wie die geſetzlichen Erbteile bemeſſen ſind. Kommt 
es infolge Anwachſung zu einer Erhöhung des Erbteils, ſo gelten die gleichen Grundſätze wie 
im Falle des § 1935 (55 2051 A 2, 2094, 2095). Das Vorausvermächtnis an einen Miterben 
ift überhaupt nicht Zuwendung im Sinne von § 2050, enthält im Gegenteil die Anordnung, 
daß es nicht auszugleichen ſei (RG 13. 1. 10 IV 150/09). Zugleich kommt aber dadurch 
regelmäßig zum Ausdruck, daß der Erblaſſer hiermit ſelbſt die Ausgleichung bewirkt und den 
übrigen Miterben die Einwerfung ihrer Vorempfänge erlaſſen haben will. 

2. Die Beſtimmung will dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers Rechnung tragen, 
gibt deshalb nur eine Auslegungsregel. Der an ſich ausgleichspflichtige Abkömmling oder 
der an ſeine Stelle tretende Abkömmling oder Erſatzerbe ($ 2051) iſt mithin dafür beweis⸗ 
pflichtig, daß der Erblaſſer die Ausgleichung nicht gewollt habe. 


8 2053 


Eine Zuwendung, die ein entfernterer Abkömmling vor dem Wegfalle 
des ihn von der Erbfolge ausſchließenden näheren Abkömmlings oder ein an 
die Stelle eines Abkömmlings als Erſatzerbe tretender Abkömmling von dem 
Erblaſſer erhalten hat, iſt nicht zur Ausgleichung zu bringen), es ſei denn, daß 
der Erblaſſer bei der Zuwendung die Ausgleichung angeordnet hat). 

Das Gleiche gilt, wenn ein Abkömmling, bevor er die rechtliche Stellung 
eines ſolchen erlangt hatte, eine Zuwendung von dem Erblaſſer erhalten hat“). 

E I 2161 II 1926 M 5, 706, 707 P 5, 892, 898. 

1. Wegfall des näheren Abkömmlings § 2051 A 1, ſ. auch $ 2069. Die Aus⸗ 
gleichungspflicht entſpricht dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers in der Regel nur dann, 
wenn er ſich den mit einer Zuwendung bedachten Abkömmling dabei als feinen unmittel- 
baren geſetzlichen Erben vorgeſtellt hat, dem er gewiſſermaßen einen Teil der Erbſchaft voraus⸗ 
gewähre. Dieſe Abſicht iſt regelmäßig ausgeſchloſſen, wenn die Zuwendung an einen ent⸗ 
fernteren Abkömmling, z. B. den Enkel bei Lebzeiten des Vaters, gemacht wird. Da hiernach 
die Vorſtellung des Erblaſſers das Entſcheidende iſt, ſo trifft die Ausgleichungspflicht den mit 
der Zuwendung bedachten Abkömmling, deſſen Vorfahr zu dieſer Zeit bereits weggefallen 
war, auch dann nicht, wenn der Erblaſſer den Vorfahren irrig noch am Leben glaubte. Um⸗ 
gekehrt iſt im Zweifel Ausgleichung gewollt, wenn er den Bedachten zur Zeit der Zuwendung 
irrig ſchon für feinen geſetzlich berufenen Erben hielt. Auch bezüglich des als Erſatzerben 
(852096 ff, 2102) eingeſetzten Abkömmlings iſt zu ergänzen, daß er vor Wegfall ſeines Vor⸗ 
mannes bedacht iſt. Der fremde Erſatzerbe iſt mit unmittelbar vom Erblaſſer empfangenen Zu⸗ 
wendungen weder aus der Zeit vor noch nach Wegfall ſeines Vormannes ausgleichungs⸗ 
pflichtig ($ 2051 Abſ 2). 

2. Um die Ausſtattung, Zuſchüſſe und Aufwendungen zur Berufsausbildung, die der 
Erblaſſer dem entfernteren Abkömmling zugewendet, ausgleichungspflichtig zu machen, muß 
er abweichend von $$ 2050 Abſ 1 und 2 die Ausgleichung beſonders angeordnet haben, und 
zwar bei der Zuwendung ($ 2050 A 4, 7). In den Fällen des § 2050 Abſ 3 iſt eine ſolche 
beſondere Anordnung immer vorausgeſetzt. Die Beweis laſt, daß die Anordnung er⸗ 
folgt ſei, trifft die Miterben, die Einwerfung des Vorempfanges verlangen. 

3. Abſatz 2 bezieht ſich auf die Legitimation durch nachfolgende Ehe ($ 1719), 
durch Ehelichkeitserklärung (58 1723 ff.) und auf die Annahme an Kindes Statt 
(55 1741 ff., 1762). 


8 2054 


Eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgute der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft erfolgt, 
gilt als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht). Die Zuwendung gilt 
jedoch, wenn ſie an einen Abkömmling erfolgt, der nur von einem der Ehe: 
gatten abſtammt, oder wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung zu 
dem Geſamtgut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemachte). 

Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung?). 

E I 2162 Il 1927 M 5, 707, 708 P 5, 893. 

1. Die Auseinanderſetzung und damit zugleich die Ausgleichung ($ 1503) findet im 
Falle beerbter Ehe bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft regelmäßig erſt nach Beendigung 
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der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſtatt ($$ 1483, 1497). Ebenſo bei der Fahrnisgemeinſchaft, 
wenn fortgeſetzte Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag vereinbart iſt ($ 1557). Dagegen 
endet die Errungenſchaftsgemeinſchaft (58 1519 ff.) immer mit dem Tode eines Ehegatten. 
Nach der Regel der $$ 1443, 1519, 1549 empfangen Abkömmlinge Zuwendungen aus dem 
Geſamtgute vom Mann, auch wenn die Frau zu Schenkungen ihre Zuſtimmung erteilt 
($ 1446) oder wenn fie in Vertretung des Mannes handelt ($ 1450). An ſich würden daher 
die Abkömmlinge nur gegenüber dem Nachlaſſe des Mannes ausgleichungspflichtig ſein. Da⸗ 
gegen ſchreibt das Geſetz als Regel die Ausgleichung gegenüber den Nachläſſen beider Ehe⸗ 
gatten je zur Hälfte vor. Die Ausgleichung hat deshalb, wenn ſie nicht bis zur Beendi⸗ 
gung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hinausgeſchoben iſt, regelmäßig zweimal, je zur 
Hälfte ſtattzufinden. 

2. Die ganz e Zuwendung gilt als nur von einem Ehegatten herrührend und nur 
ſeinem Nachlaß gegenüber ausgleichungspflichtig. Entſcheidend iſt nicht, welcher Ehegatte 
die Zuwendung borgenommen hat, ſondern nur wer Vorfahre des bedachten nicht gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmlings oder wer wegen der Zuwendung dem Geſamtgut erſatzpflichtig 
iſt. Die Erſatzpflicht beſteht für den Mann, ſoweit er eine Ausſtattung verſpricht oder ge⸗ 
währt, die das dem Geſamtgut entſprechende Maß überſteigt (59 1465, 1467, 1476 Abſ 2, 
1538, 1549). Bei Zuwendungen anderer Art (3 2050 Abſ 2, 3) kann er erſatzpflichtig werden 
durch Vornahme böswilliger oder der Zuſtimmung der Frau entbehrender Rechtsgeſchäfte 
($$ 1456, 1444 —1446) oder durch in bezug auf fein Vorbehaltsgut eingegangene, aber dem⸗ 
nächſt aus dem Geſamtgute berichtigte Verbindlichkeiten ($ 1466). Die Frau wird erſatz⸗ 
pflichtig, ſoweit fie in Vertretung des Mannes handelt (8 1450) oder ſonſt das Geſamtgut 
wirkſam verpflichtet ($ 1460). Soweit es nach $$ 20502053 für die Ausgleichungspflicht 
auf Anordnungen oder auf den Willen des Erblaſſers ankommt, iſt die Perſon des 
Ehegatten maßgebend, der als Geber der Zuwendung zu gelten hat. 


3. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft § 1483 ff., 1557. Der überlebende Ehegatte hat 
hierbei die rechtliche Stellung des Mannes, die beteiligten Abkömmlinge haben diejenige 
der Frau, $ 1487. Die Ausſtattung anteilsberechtigter Abkömmlinge gilt hiernach als zur 
Hälfte aus dem Anteile des überlebenden Ehegatten, zur Hälfte aus demjenigen der übrigen 
Abkömmlinge, ſoweit ſie übermäßig iſt als nur vom Überlebenden gewährt. Der Überlebende 
iſt nach $ 1499 Nr 3 erfagpflichtig und gilt deshalb nach Abf 1 als Geber der Ausſtattung, 
wenn ſie an einen infolge Verzichts (51491) oder Ausſchließung (81511) nicht anteilsberechtigten 

emeinſchaftlichen, oder an einen nicht gemeinſchaftlichen Abkömmling gewährt wird. Das⸗ 
elbe gilt von andern Zuwendungen ($ 2050 Abſ2, 3), durch die ſich der uͤberlebende Ehegatte, 
wenn die übrigen Abkömmlinge nicht zuſtimmen, regelmäßig erſatzpflichtig macht, $ 1456. — 
Entſprechende Beſtimmungen beim Pllichtteilsergänzungsanſpruch $ 2331. 


9 2055 


Bei der Auseinanderſetzung wird jedem Miterben der Wert der Zu⸗ 
wendung, die er zur Ausgleichung zu bringen hat, auf ſeinen Erbteil angerech⸗ 
net’). Der Wert der ſämtlichen Zuwendungen, die zur Ausgleichung zu bringen 
ſind, wird dem Nachlaſſe hinzugerechnet, ſoweit dieſer den Miterben zukommt, 
unter denen die Ausgleichung ſtattfindet ). 

Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu der die Zuwendung erfolgt iſt ). 

E I 2163 II 1928 M 5, 708, 709 P 5, 893, 894. 

1. Die auszugleichenden Vorempfängniſſe ſind nicht in Natur an den Nachlaß zurück⸗ 
zugewähren (Realkollation). Die Ausgleichung vollzieht ſich vielmehr erſt bei Gelegenheit 
der Auseinanderſetzung, nur rechneriſch (Idealkollation) und lediglich innerhalb des 
Kreiſes der hiervon betroffenen Abkömmlinge. Dieſelben Grundſätze gelten für Berechnung 
des Pflichtteils, $$ 2315, 2316. Der Wert der Zuwendung (maßgebender Zeitpunkt Abſ 2) 
beſtimmt ſich nach Vereinbarung der Beteiligten, ſonſt nach freier Schätzung. Wer einen 
höheren als den vom Ausgleichungspflichtigen zugegebenen Wert behauptet, iſt hierfür be⸗ 
weispflichtig. Eine zwiſchen Erblaſſer und Empfänger bei der Zuwendung getroffene Werts⸗ 
vereinbarung bindet die übrigen Beteiligten nicht. Wohl aber eine letztwillige Wertfeſtſetzung 
in Geſtalt der Teilungsanordnung. Doch nur inſoweit, als fie nicht in das Pflicht⸗ 
teilsrecht (wenn zu hoch) des Empfängers der Zuwendung oder (wenn zu niedrig) der übrigen 
Abkömmlinge eingreift ($ 2048 A 1). 

2. Sind neben den an der Ausgleichung beteiligten Abkömmlingen noch andere geſetz⸗ 
liche oder letztwillig berufene Erben vorhanden (z. B. der Überlebende Ehegatte, eingeſetzte 
Fremde) oder iſt die Ausgleichung auf eine Gruppe von Abkömmlingen beſchränkt ( 2052 
A 1), fo iſt von der ermittelten Teilungsmaſſe zunächſt der Betrag der Erbteile abzusetzen, 
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der auf die an der Ausgleichung nicht beteiligten Erben entfällt. Zu dem verbleibenden Reſte 
wird der ziffernmäßige Geſamtbetrag der Zuwendungen hinzugerechnet. Von der ſo ge⸗ 
fundenen Maſſe werden die Erbteile der beteiligten Abkömmlinge neu berechnet. Von dieſem 
rechnungsmäßigen Erbteil wird jedem ausgleichungspflichtigen Abkömmling der Wert der 
empfangenen Zuwendung abgezogen. Der Reſt bildet den ihm wirklich auszuſchüttenden 
Erbteil. Beiſpiel: Nachlaß 2000. Erben Witwe W (1), 3 Abkömmlinge X, V, 2 (je 
Y). Vorweg Erbteil der W 500, verbleibt Teilungsmaſſe für die Abkömmlinge 1500. Es 
haben vorempfangen und einzuwerfen X 500, Y 300, 2 100, zuſammen 900. Es entfallen 
mithin von 1500 4 900 == 2400 auf jeden Abkömmling / = 800. In Wirklichkeit erhalten 
X 800 — 500 = 300, Y 800 — 300 — 500, 2 800 — 100 = 700, zuſammen 1500, womit 
(zuzüglich der vorweg der W überwieſenen 500) der Nachlaß aufgeht. — Schuldenhaftung 
der ausgleichungsbeteiligten Erben $ 2058 A 2. 

3. Die Zeit der Zuwendung bleibt maßgebend, auch wenn inzwiſchen Wertserhöhungen 
oder Wertsverminderungen ſtattgefunden haben oder die zugewendeten Gegenſtände unter⸗ 
gegangen ſein ſollten. Zinſen, Nutzungen u. dgl. kommen nicht in Betracht. Etwaige 
abweichende Anordnungen des Erblaſſers find nur mit den oben (A 1) angegebenen Beſchrän⸗ 
kungen wirkſam. — Die Vorſchriften des Geſetzes ſind nicht zwingenden Rechts, die 
Beteiligten können deshalb die Ausgleichung auch auf andern Wegen herbeiführen (MS 
30. 5. 07 IV 524/06), auch die Ausgleichungspflicht ſelbſt durch Vertrag neu begründen. Iſt die 
Ausgleichung bei der Auseinanderſetzung unterblieben, fo iſt unter den Vorausſetzungen der 
$$ 812 ff. der Bereicherungsanſpruch gegeben. 


8 2056 


Hat ein Miterbe durch die Zuwendung mehr erhalten, als ihm bei der 
Auseinanderſetzung zukommen würde, ſo iſt er zur Herauszahlung des Mehr⸗ 
betrags nicht verpflichtet!). Der Nachlaß wird in einem ſolchen Falle unter 
die übrigen Erben in der Weiſe geteilt, daß der Wert der Zuwendung und der 
Erbteil des Miterben außer Anſatz bleiben 2). 

G 2161 II 1929 M 5, 709, 710 P 5, 893, 984. 

1. Der Ausgleichungspflichtige iſt nicht oder doch nur rechnungsmäßig Schuldner 
des Nachlaſſes. Die Zuwendung verbleibt dem Abkömmling ganz, auch wenn fie rechnerisch 
den Betrag des auf ihn entfallenden Erbteils überſteigt. Er könnte nur mit dem Pflichtteilser⸗ 
gänzungsanſpruch belangt werden, $ 2325. Er geht mithin ſchlimmſtenfalls bei der Ver⸗ 
teilung 1 19 5 Sr Erbeneigenſchaft wird jedoch dadurch nicht beeinträchtigt. Schulden- 
haftung ſ. $ 20 ; 

2. Der hierdurch entſtehende Ausfall läßt zwar die ideellen Erbteile der ausgleichungs⸗ 
berechtigten Miterben unberührt, führt aber zu einer Verringerung des auf ſie entfallenden 
realen Erbteils. Der leer ausgehende Miterbe ſcheidet ſowohl mit der ihn treffenden Ein⸗ 
werfungspoſt, als auch mit dem Erbteile gänzlich aus. Es mindert ſich mithin der Dividendus 
(durch Streichung der Einwerfungspoſt), es ändert ſich aber auch (infolge Wegfalls eines 
Bruchteils) der Diviſor, indem die unter ſich in demſelben Verhältnis bleibenden Bruchteile 
auf einen andern Nenner zu bringen find. Beiſpiel: Nachlaß 2000, Erben 3 Abkömm⸗ 
linge X mit %, Y und 2 mit je 4. Es haben vorempfangen und einzuwerfen X 400, Y nichts, 
2 1000, zuſammen 1400. Es würden ſonach an ſich entfallen von 2000 + 1400 — 3400 
auf X % = 1700 — 400 = 1300, auf Y 4 = 850 — 0 —= 850, auf 2 850 — 1000 — 0, 
da er den Mehrempfang von 150 nicht herauszuzahlen hat. Es bleibt deshalb 2 ſowohl mit 
feinem ½ Erbteil als mit feinem Vorempfang von 1000 ganz außer Anſatz. Bleiben Erben 
X mit ½ — , Y mit 4 oder im Verhältnis ihrer Erbteile zueinander X mit 2/3, Y mit 1/3 
von 2000 Nachlaß ＋ 400 Einwerfungspoſt des X = 2400. Hiervon erhalten X 2/3 1600 — 
400 = 1200, Y ½ = 800, womit der Nachlaß aufgeht. Infolge Verminderung der Teilungs⸗ 
maſſe kann ſich das Ausſcheiden von Miterben, die mehr als ihren rechnungsmäßigen Erbteil 
zugewendet erhalten haben und erneute Berechnung der wirklichen Erbteile wiederholt note 
wendig machen. Darüber, daß im Falle der Erhöhung des g eſetzlichen Erb⸗ 
teils ($ 1935) die den einen Erbteil überſchwerende Ausgleichung von dem andern Erbteil 
nicht zu übertragen iſt, ſ. 8 1935 A 5. Dasſelbe gilt von dem mehrfachen beſonderen 
Erbteil $ 1927 und von dem Falle der Anwachſung $ 2095. 


8 2057 


Jeder Miterbe iſt verpflichtet, den übrigen Erben auf Verlangen Aus⸗ 
kunft über die Zuwendungen zu erteilen, die er nach den SS 2050 bis 2053 zur 
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Ausgleichung zu bringen hat). Die Vorſchriften der 88 260, 261 über die 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides finden entſprechende An⸗ 
wendung ). 

E II 1930 P 5, 894. 

1. Das Auskunftsverlangen iſt kein zum Nachlaſſe gehörender Anſpruch (§ 2039), 
kann vielmehr von den „übrigen Miterben“ (vgl. auch $ 2034) und fomit, da die gebrauchte 
Pluralform dem nicht entgegenſteht, von jedem Miterben für ſich gegen einen andern 
Miterben geſtellt und weiter bis zur Eidesleiſtung durchgeführt werden. Der Verlangende 
muß wahrer Miterbe, nicht etwa bloß Pflichtteilsberechtigter ſein (5 2032 A 2). Das Recht 
auf Auskunft muß neben den Erben auch dem mit der Auseinanderſetzung beauftragten Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker (5 2204) zuſtehen. Der Nachlaß⸗ und Nachlaßkonkursverwalter wird das 
Verlangen nur beim Nachweis eines beſonderen Intereſſes ſtellen dürfen. Bezüglich des 
Auskunftspflichtigen muß ferner feſtſtehen, daß er zu den an ſich von der Ausgleichungspflicht 
nach $$ 2050 — 2053 betroffenen Perſonen Abet insbeſondere alſo daß die geſetzliche Erbfolge 
oder 9 2052 Platz greift. Gegenſtand der Auskunftspflicht iſt jede vom Erblaſſer empfangene 
Zuwendung, die in den Rahmen der drei Abſätze des $ 2050 fallen könnte (ſo RG 735, 
12. 5. 10 IV 411/09 in Abweichung von RG 58, 88). Jedenfalls hat der Verlangende, wenn 
es ſich um ein bereits bekanntes, äußerlich fich nicht als Zuwendung darſtellendes Rechtsgeſchäft 
handelt, ſoviel nachzuweiſen, daß hiermit, gleichviel zu welchem ideellen Teile, eine „Zuwendung“ 
verbunden war (RG JW 06, 35820). Das Verlangen ift im Prozeßwege durchzuführen. 
Auch der mit den gewöhnlichen Beweismitteln etwa zu führende Gegenbeweis, daß er keine 
Zuwendungen empfangen habe, befreit den Miterben nicht von der Auskunfts- und Eides⸗ 
pflicht. — Bezüglich der allgemeinen aus der Erbengemeinſchaft abgeleiteten gegenſeitigen 
Auskunftspflicht der Miterben über den Beſtand des Nachlaſſes ſ. § 2038 A 7. 

2. Die Auskunft, daß er Zuwendungen überhaupt nicht erhalten habe, genügt. Im 
übrigen hat ſich die Auskunft über alle nach $ 2050 Abſ 1—3 in Betracht kommenden Zuwen⸗ 
dungen unter Angabe von Zeit, Ort und Umſtänden ſo genau zu verbreiten, als der Erbe 
hierzu imſtande iſt. Nach $ 26 0 iſt ein Beſtandsverzeichnis jedenfalls dann vorzulegen, wenn 
ein Inbegriff von Gegenſtänden zugewendet war. Ob auch ſonſt die Form des Verzeich⸗ 
niſſes einzuhalten iſt, kommt auf den Inhalt der erteilten Auskunft an. Der Offenbarungs⸗ 
eid kann nur unter den (vom Antragſteller zu beweiſenden) Vorausſetzungen der $$ 260 Abſ 2, 
259 Abſ 3 gefordert werden und iſt vor dem Prozeßgericht, wenn ein Rechtsſtreit nicht voraus⸗ 
gegangen war, vor dem Amtsgericht des Wohnſitzes des Schwurpflichtigen zu leiſten (F 
59 163, 79, OLG 12, 369). Der Eidespflichtige hat zu ſchwören, daß er die Auskunft über 
die vom Erblaſſer gemachten, unter die 8000 des $ 2050 a Zuwendungen 
nach beſtem Wiſſen ſo vollſtändig erteilt habe, als er dazu imſtande ſei (RG 73, . 12. 5. 10 
IV 411/09). Nach $ 261 wird bei Anderungen der Eidesnorm insbeſondere auf die vom Gegner 
des Schwurpflichtigen aufgeſtellten Behauptungen Rückſicht zu nehmen ſein. Die alten 
trägt der Gegner. — Liegt der Erbfall vor 1. 1. 00, fo ift für den Inhalt der Auskunftspflicht 
das frühere Recht maßgebend (RJ ZW 04, 57˙1 und 29. 2. 04 IV 326/03). 


II. Rechtsverhältnis zwiſchen den Erben und den Aachlaßgläubigern 


1. Neben den $$ 2058—2063 bleiben für die Schuldenhaftung der mehreren Erben 
auch die allgemeinen Vorſchriften des 2. Titels (58 1967—2017) und ZPO 
99 780—785 in Geltung. Vor Annahme der Erbſchaft können auch die Miterben nicht ver⸗ 
klagt werden, $ 1958. Nach der Annahme ſtehen ihnen die aufſchiebenden Einreden der 
58 2014ff., denen $ 2059 Abſ 1 bis zur Teilung eine Einrede beſonderer Art hinzugefügt, zur 
Seite. Nachlaßkonkurs und Nachlaßverwaltung, von denen die letztere jedoch nur bis zur 
Teilung beantragt werden kann ($ 2062), ſichern auch den Miterben die beſchränkte Haftung. 
Ebenſo können fie bis zur Teilung die durch Aufgebot der Nachlaßgläubiger nach 55 1970 ff. 
erlangte Vorzugsſtellung ſowie die Unzulänglichkeitseinrede aus 99 1990 ff. geltend machen. 
Umgekehrt wird der Miterbe, ſoweit ihm nicht § 2063 zuſtatten kommt, durch verſäumte oder 
ungetreue Inventarerrichtung ($$ 1994 Abſ 1, 2005 Abſ 1) ſowie durch Verweigerung des 
Offenbarungseides (§ 2006 Abſ 3) oder im Mangel des Vorbehalts aus ZPO 5 780 Abſ 1 
allen oder einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar. 

2. Unabhängig davon, ob die mehreren Erben beſchränkt oder unbeſchränkt haften, 
d. h. mit welchen Mitteln — ob nur mit dem ererbten oder auch mit dem eignen Vermögen — 
fie für die Nachlaßverbindlichkeiten aufzukommen haben, iſt die Frage, für welche Schul d⸗ 
beträge, ob ſie geſamtſchuldneriſch oder anteilig haften, d. h. ob jeder Miterbe den betreffen⸗ 
den Nachlaßgläubiger wegen ſeiner ganzen Forderung oder nur zu einem gewiſſen Anteil 
dieſer Forderung zu befriedigen hat. Denn in den drei beſonderen Fällen des § 2060 ſowie 


Mehrheit von Erben $$ 20572059 503 


bei vorausgegangenem Privataufgebot ($ 2061) durchbricht das BGB. den Grundſatz der 
geſamtſchuldueriſchen Haftung (§ 2058) und läßt von der Teilung ab — im Falle des § 2059 
A 4 ſchon vorher — eine Spaltung der Nachlaßverbindlichkeiten nach Verhältnis der Erbteile 
eintreten. Hiernach iſt, wie Planck hervorhebt, eine vierfach verſchiedene Haftung der 
Miterben denkbar: a) anteilig und beſchränkbar, b) geſamtſchuldneriſch aber beſchränkbar, 
c) anteilig aber unbeſchränkt, d) geſamtſchuldneriſch und unbeſchränkt. — Haftung bei der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1489. Für Schulden des Handelsgeſchäfts HG 89 27, 139. 


§ 2058 

Die Erben haften für die gemeinſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten!) 
als Geſamtſchuldner !). 

E 1 2051 Satz 2 II 1932 M 5, 526—530 P 5, 867871. 

1. Die gemeinſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten ($ 1967) im Gegenſatze zu denen, 
die von vornherein, auch im Verhältnis nach außen (z. B. durch letztwillige Verfügung) nur 
einem oder einigen Miterben zur Laſt fallen ($ 2046 A 3). Für die ſolchergeſtalt nur einer 
Gruppe von Erben obliegenden Verbindlichkeiten haben die übrigen Erben überhaupt nicht 
einzuſtehen. Auch innerhalb der Gruppe beſteht keine beſondere auf ſie beſchränkte Erben⸗ 
gemeinſchaft und deshalb, ſoweit es ſich nicht um eine unteilbare Leiſtung handelt ($ 431), 
kein Geſamtſchuld verhältnis, vielmehr nach der Regel des § 420 nur anteilige Haftung (a. M. 
Planck A 1). 

2. Die geſamtſchuldneriſche Haftung iſt Folge der Erbengemeinſchaft ($ 2032 A 1) 
und dauert grundſätzlich auch nach deren Beendigung fort. Nur im Falle des § 2059 A 4 
und nach der Teilung unter den beſonderen Vorausſetzungen der 99 2060, 2061 verwandelt 
ſich die geſamtſchuldneriſche in eine bloß anteilige Haftung. Regelmäßig hat die Berichtigung 
der Nachlaßverbindlichkeiten im Zuge der Auseinanderſetzung zu geſchehen ($ 2046 Abſ 1). 
Doch kann in den Grenzen des $ 2059 die geſamtſchuldneriſche Haftung auch ſchon vorher 
geltend gemacht werden. Auch der Miterben⸗Gläubiger iſt hieran in der Regel (f. jedoch § 2046 
A 1) nicht gehindert. Im Verhältniſſe zueinander find ſich die mehreren Erben 
nicht zu gleichen Anteilen (8 426), ſondern, ſoweit nichts anderes vom Erblaſſer verfügt oder 
vereinbart iſt, nach Verhältnis der Erbteile verpflichtet. Und zwar können hierfür nicht die 
ideellen Erbquoten, ſondern nur die wirklichen, nach durchgeführter Ausgleichung gemäß 9 2055 
ſich herausſtellenden Erbteile maßgebend ſein. Nur auf dieſer Grundlage wird wenigſtens 
annähernd dasſelbe Ergebnis erzielt, wie wenn die Nachlaßverbindlichkeit nach der Regel 
des $ 2046 vorweg berichtigt wäre und nur fo bleibt im Falle des § 2056 der betreffende Miterbe 
gegen die Herauszahlungspflicht geſichert. Einfluß der Ausgleichungspflicht auf die Haftung 
nach außen 88 2059 A 4, 2060 A 1. Der Erwerber des Erbteils tritt, und zwar neben dem 
veräußernden Miterben, in die geſamtſchuldneriſche Haftung ein (§ 2033 A 3b). Das Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis der mehreren Erben begründet nicht notwendige Streitge⸗ 
noſſenſchaft (RG 25. 1. 09 IV 297/08), wenn nicht die Geſamthandllage aus 9 2059 
erhoben iſt (RG 71, 370). Der Nachlaßgläubiger kann regelmäßig die Feſtſtellung ſeiner 
Forderung in getrennten Prozeſſen gegen einzelne widerſtreitende Erben verfolgen und iſt 
ihnen gegenüber auch zur Kündigung berechtigt (RG 71, 369). Das Urteil erzeugt nur relative 
Wirkung unter den Prozeßparteien (RG Warn 08 Nr 487). Beſonderer Gerichtsſtand 
der Erbſchaft nach ZPO 9 28 auch wegen anderer als der in § 27 aufgezählten Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten, ſolange die Erben noch als Geſanitſchuldner haften. 


8 2059 

)Bis zur Teilung des Nachlaſſes?) kann jeder Miterbe die Berichtigung 
der Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Vermögen, das er außer ſeinem Anteil 
an dem Nachlaſſe hat, verweigern ). Haftet er für eine Nachlaßverbindlichkeit 
unbeſchränkt, ſo ſteht ihm dieſes Recht in Anſehung des ſeinem Erbteil ent⸗ 
ſprechenden Teiles der Verbindlichkeit nicht zu). 

Das Recht der Nachlaßgläubiger, die Befriedigung aus dem ungeteilten 
Nachlaſſe von ſämtlichen Miterben zu verlangen, bleibt unberührt s) e). 

E II 1933 P 5 868875. 

1. Die geſamtſchuldneriſche Haftung der mehreren Erben ($ 2058) entſteht zwar, vor⸗ 
behältlich $ 1958, ſchon mit dem Erbfall. Sie iſt aber dadurch gemildert, daß die Nachlaß⸗ 
gläubiger, wenn ſie Befriedigung aus dem Nachlaſſe verlangen, gleichzeitig oder nach⸗ 
einander (NG 68, 222) gegen ſämtliche Miterben vorgehen müſſen (Abſ 2) und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Nachlaß nur auf Grund eines gegen alle Erben erlangten Urteils betreiben 
können (ZPO 8 747). Wenden fie ſich gegen einen einzelnen Miterben, jo ſteht ihnen nur der 
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Zugriff in feinen Anteil am Nachlaß offen (Abſ 1 Satz 1). In dem einen wie dem 
andern Falle ſind die Miterben berechtigt, bis zur Teilung die Befriedigung aus ihrem Privat- 
vermögen zu verweigern. Und ſelbſt wenn ein Miterbe unbef chränkt haftet, ſo 
braucht er vor der Teilung dem Nachlaßgläubiger aus ſeinem Privatvermögen zunächſt nicht 
geſamtſchuldneriſch, ſondern nur für die feinem Erbteil entſprechende Quote ber Nachlaß ⸗ 
verbindlichkeit aufzukommen. 

2. Die Teilung des Nachlaſſes iſt auch für die Pflichtteilslaſt von Bedeutung, $ 2319. 
Sie ift vollzogen, wenn durch Vereinbarung der Erben oder deklarative Entſcheidung des 
Richters die Erbengemeinſchaft des § 2032 aufgehoben und die Nachlaßgegenſtände den ein⸗ 
zelnen Miterben überwieſen ſind. Gleichgültig ift, ob nach Vorſchrift des § 2046 Abſ 1 zuvor 
die Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt ſind. Der Nachlaß iſt im Sinne des Geſetzes auch dann 
geteilt, wenn die Erbengemeinſchaft nur in Anſehung einzelner Nachlaßgegenſtände (Grund⸗ 
ſtück, eee ſei es nach Vereinbarung der Erben ($ 2042 A 7 a. E.) oder auf Anord⸗ 
nung des Erblaſſers ($ 2044 A 1) fortgeführt wird. Entſcheidend iſt, ob nach dem Willen der 
Beteiligten das „gemeinſchaftliche Vermögen ($ 2032 A 3)" als ſolches zu beſtehen aufhören 
und der ermittelte Überſchuß nach Verhältnis der Erbteile in ihr Privatvermögen übereignet 
werden ſollte ($ 2047 A 1). Bei einer ſich längere Zeit hinziehenden Abwickelung des Nach⸗ 
laſſes ift Tatfrage, wann die eigentliche Teilung im Gegenfage zu bloß vorläufigen oder nach⸗ 
träglichen Verteilungen ſtattgefunden hat. Die Teilung kann auch in Überlaſſung des ganzen 
Nachlaſſes an einen Miterben gegen Abfindungen beſtehen. Der Erwerber der übrigen Anteile 
wird damit nicht zum Alleinerben ($ 2033 A 2). Ebenſo iſt Teilung, wenn der ganze Nachlaß 
als Ergebnis durchgeführter Ausgleichung (5 2056) nur einem Miterben zufällt (a. M. Planck 
A 6, e) oder wenn er vollſtändig zur Schuldentilgung verwendet worden iſt. 

3. Durch Geltendmachung der Verweigerungseinrede kann der einzelne Miterbe 
feine Verurteilung ebenſowenig abwenden, wie durch die aufſchiebenden Einreden (8 2014 
A 3). Wohl aber erreicht er damit, daß ſie ſachlich auf Leiſtung aus dem Nachlaßanteil oder 
aus dem ungeteilten Nachlaſſe einzuſchränken iſt. Dies geſchieht am zweckmäßigſten dadurch, 
daß ihm mit der Formel des § 780 Abſ 1 ZPO „die Beſchränkung feiner Haftung“ im Urteile 
vorbehalten wird (hierzu RG 71, 371), für den Fall, daß er bereils unbeſchränkt haftet, ſ. A 4. 
Auf Grund dieſes Vorbehaltes kann er demnächſt in der Zwangsvollſtreckung den Gläubiger 
gemäß $$ 781, 785 von dem Zugriff in „das Vermögen, das er außer feinem Anteil an dem 
Nachlaſſe hat“ abhalten. Auch ohne Vorbehalt gilt das gleiche, wenn es ſich um ein ſchon 
gegen den Erblaſſer ergangenes Urteil handelt (35 88 727, 779). Will ſich der Gläubiger an 
den Nachlaßanteil des Miterben halten, jo kann er dieſen Anteil gemäß ZPO $ 859 Abſ 2 
pfänden und fi) überweiſen laſſen. Er erlangt dadurch die Möglichkeit, ſich neben dem Mit- 
erben ($ 2033 A 3) an der Auseinanderſetzung zu beteiligen (FGG $ 86 Abſ 2) und gemäß 
$ 2046 Abf 1 feine Befriedigung herbeizuführen. Er kann ſich aber auch gemäß ZPO 88 857 
Abſ 5, 844 durch gerichtlich angeordnete Veräußerung des Anteils decken. 

4. Der unbeſchränkt haftende Miterbe hätte an ſich als Geſamtſchuldner (8 2058) 
dem Nachlaßgläubiger für deſſen ganze Forderung mit ſeinem Privatvermögen aufzukommen. 
Zur Milderung der hierin liegenden Härte gibt ihm aber das Geſetz bis zur Teilung und unter 
den beſonderen Vorausſetzungen der 88 2060, 2061 auch nach der Teilung das heneficium 
divisionis: Der Gläubiger kann ihm gegenüber feine Forderung vorläufig nur mit einem 
dem Erbteil des unbeſchränkt haftenden Miterben entſprechenden Bruchteile durchſetzen. Und 
zwar iſt hierfür die ideelle Erbquote, nicht der infolge Ausgleichung — die vor der Teilung 
noch gar nicht durchgeführt fein kann — fich ergebende reale Erbteil maßgebend ($ 2060 A 1). 
Wenn z. B. der Erbteil des X ½ beträgt, fo kann der Gläubiger feine Forderung von 3000 
nur mit 1000 gegen den X einklagen. Zur Erlangung des Teilungsrechtes muß ſich der Mit⸗ 
erbe der Einrede bedienen. Das Geſetz ſpricht auch hier von einem Verweigerungsrechte, 
legt ihm aber die Wirkung, den Gläubiger vom Zugriff in das Privatvermögen auszuſchließen 
(A 3), nur für einen Teilbetrag der geltend gemachten Forderung (/ von 3000 — 2000) bei. 
In dieſem beſondern Sinne kann auch der unbeſchränkt haftende Miterbe den Vorbehalt 
des § 780 ARD im Urteil erwirken und demnächſt gemäß $$ 781, 785 bis zur Teilung im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren verhindern, daß er auf mehr als den Anteil (1000) mit ſeinem 
Vermögen in Anſpruch genommen wird. Zweckmäßig wird jedoch in dieſem Falle die Ver⸗ 
urteilung auf die ganzen 3000 zu richten und daneben auszuſprechen ſein, daß bis zur Teilung 
die Zwangsvollſtreckung in das dem Schuldner außer ſeinem Anteil am Nachlaſſe zuſtehende 
Vermögen nur zum Betrage von 1000 zuläffig ſei. Tritt die unbeſchränkte Haftung des 
Erben erſt dadurch ein, daß er ſich ohne den Vorbehalt des 8 780 ZPO hat verurteilen laſſen, 
fo muß ihm nach 5 767 Abl 2 38d trotzdem freiſtehen, das beneficium divisionis noch in der 
Zwengsvollſtreckung geltend zu machen. Beruht die geſamtſchuldneriſche Haftung des Mit⸗ 
erben außer auf 5 2058 auch auf Unteilbarkeit der Leiſtung ($ 431), fo wird, um dem Schuldner 
das geſetzliche beneficium zu erhalten, dem Gläubiger nur Geltendmachung des Geldwertes 
der Leiſtung geſtattet werden dürfen. 
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5. Die ſämtlichen Miterben und zwar neben dem Veräußerer auch der Erwerber 
des Nachlaßanteils ($ 2033 A 3) können gleichzeitig oder nacheinander vom Nachlaßgläubiger 
verklagt werden. Solange nicht gegen alle Erben oder ihre Rechtsnachfolger aus $ 2033 
oder in den Fällen des $ 748 ZPO gegen den Teſtamentsvollſtrecker Urteil ergangen iſt, kann 
es zur Zwangs vollſtreckung in den Nachlaß und feine Surrogate nicht kommen (ZRO 
5747). Sind ſie gemeinſchaftlich verklagt ſo ſind ſie notwendige Streitgenoſſen (3 PO 
5 62). Der gegen alle erlangte Titel wirkt auch gegen die einzelnen Miterben und — falls 
der Gläubiger nicht (unnützerweiſe) ſein Sachgeſuch auf Leiſtung aus dem Nachlaſſe“ oder 
„aus dem ungeteilten Nachlaſſe“ beſchränkt hat — auch gegen ihr Privatvermögen, ſoweit ſie 
ſich nicht hiergegen durch Geltendmachung der allgemeinen zur Abwendung der unbeſchränkten 
Haftung dienenden (Vorbem vor $ 1967) und der beſonderen aus Abſ 1, ſowie 98 2060, 
2061 ſich ergebenden Rechtsbehelfe geſichert haben. Während der Dauer des Nachlaßkon⸗ 
kurſes und der Nachlaßverwaltung (ſ. aber $ 2062) ift die Verfolgung des Erben ganz aus⸗ 
geſchloſſen (8 1984 A 4), die des unbeſchränkt haftenden Miterben nur in obigen Grenzen 
(A 4) zuläſſig. Sind die Miterben einzeln verklagt, fo ſteht dem Verklagten die 
exceptio plurium nicht zu. Iſt das Sachgeſuch nicht auf Leiſtung aus dem Nachlaſſe oder dem 
Nachlaßanteil beſchränkt, fo haben fie ihre Rechte aus Abj1 durch Erhebung der Verweigerungs⸗ 
einrede geltend zu machen. Art und Tragweite der beſchränkten Haftung ſchon im Prozeſſe 
auszutragen (Vorbem 2 vor $$ 1967, 1990 A 7) wird dem einzelnen verklagten Erben nicht 
leicht möglich ſein, da hierzu (insbeſondere in den Fällen der 99 1973, 1974, 19901992) 
Verfügungen über Nachlaßgegenſtände vorausgeſetzt find, zu denen der Einzelne nicht be- 
rechtigt iſt (8 2040 Abſ 1). 

6. Beweislaſt. Der Gläubiger kann jeden Miterben oder alle zugleich als Geſamt⸗ 
ſchuldner (§ 2058) ſchlechthin und ohne fein Sachgeſuch im Sinne der Abſätze 1 und 2 einzu- 
ſchränken auf Leiſtung der Nachlaßverbindlichkeit in Anſpruch nehmen. Der oder die Be⸗ 
klagten ſind dann für den Grund der von ihnen geltend zu machenden Verweigerungseinrede, 
d. h. dafür beweispflichtig, daß der Nachlaß noch nicht geteilt ſei (a. M. Planck A8). Haben 
fie ſich mit dem Vorbehalt aus ZPO s 780 begnügt, fo können ſie dieſen Beweis im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren nachholen. Der Beweis, daß und warum ein Miterbe unbeſchränkt 
hafte, liegt dem Gläubiger ob. Dem gegenüber hat dieſer Miterbe als Maßſtab für ſeine 
Teilhaftung die Höhe feiner Erbquote zu beweiſen. Inwieweit hierzu der Vorbehalt erfor- 
derlich iſt ſ. A 4. 


8 2060 


Nach der Teilung des Nachlaſſes haftet jeder Miterbe nur für den ſeinem 
Erbteil entſprechenden Teil einer Nachlaßverbindlichkeit:!) 

1. wenn der Gläubiger im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen ift?); das 
Aufgebot erſtreckt ſich inſoweit auch auf die im § 1972 bezeichneten Gläu⸗ 
biger ſowie auf die Gläubiger, denen der Miterbe unbeſchränkt haftet“); 

2. wenn der Gläubiger ſeine Forderung ſpäter als fünf Jahre nach dem im 
8 1974 Abſ. 1 beſtimmten Zeitpunkte geltend macht, es ſei denn, daß die 
Forderung vor dem Ablaufe der fünf Jahre dem Miterben bekaunt ge⸗ 
worden oder im Aufgebotsverfahren angemeldet worden iſt ?); die Vor⸗ 
ſchrift findet keine Anwendung, ſoweit der Gläubiger nach 8 1971 von 
dem Aufgebote nicht betroffen wird); 

3. wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet und durch Verteilung der Maſſe oder 
durch Zwangsvergleich beendigt worden ift‘)?). 

E II 1934 P 5, 875—879, 

1. Der Grundſatz geſamtſchuldneriſcher Haftung mehrerer Erben ($ 2058) bleibt auch 
nach vollzogener Teilung des Nachlaſſes ($ 2059 A 2) in Kraft. Er wird nur in den Aus⸗ 
nahmefällen der Nr 1—3 und des 8 2061 inſofern durchbrochen, als der einzelne 
Erbe nicht für den ganzen Betrag der Nachlaßverbindlichkeit, ſondern nur für den ſeinem 
Erbteil entſprechenden Bruchteil der Schuld haftet. Der in den 98 2059—2061 gleich- 
lautend wiederkehrende Ausdruck kann nicht verſchieden gemeint ſein. Auch hier iſt deshalb 
im Verhältnis zu den Nachlaßgläubigern wie in § 2059 A 4 die ideelle Erbquote, nicht der 
durch etwaige Ausgleichungen verſchobene reale Erbteil maßgebend (a. M. Strohal bei 
Planck 82061 A 6). Nur im Verhältnis der Erben zueinander gilt das Umgekehrte ($ 2058 
A 2). Hiernach kann von Dritten im Falle des $ 2056 A 2 auch der leer ausgehende Miterbe 
nach Verhältnis ſeines Erbteils in Anſpruch genommen werden. Der Gläubiger empfängt 
freilich doch nichts, wenn der verklagte Miterbe, der aus dem Nachlaß überhaupt nichts erlangt 
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hat, nur beſchränkt haftet. Die Frage der Teilhaft gemäß $$ 2059—2061 hat überhaupt mit 
der Frage der beſchränkten Haftung im techniſchen Sinne nichts zu tun (Vorbem 2 
vor $ 2058). Auch der unbeſchränkt haftende Miterbe kann in allen Fällen der Nr 1—3 den 
Rechtsbehelf der Teilung geltend machen. Neben dem Erwerber des Nachlaßanteils bleibt 
auch der veräußernde Miterbe jenachdem anteilig oder geſamtſchuldneriſch haftbar. Auch 
ſoweit ſie nur anteilig haften, ſind beide doch nach § 421 Geſamtſchuldner. b 

2. Aufgebot der Nachlaßgläubiger 88 1970—1974 (beſondere Wirkung des Privat⸗ 
aufgebots § 2061). Der von einem Erben geſtellte Antrag und das von ihm erwirkte Aus- 
ſchlußurteil kommen mit dem beſonderen nach ZPO 8 997 Abſ1 Satz 2 anzudrohenden Rechts⸗ 
Kachteil auch den übrigen Erben zu ſtatten. Der Antrag begründet zugleich die aufſchiebende 
Einrede aus § 2015. Aufſchub der Auseinanderſetzung ($ 2045) kommt hier „nach Teilung 
des Nachlaſſes“ nicht mehr in Frage. Ob der Miterbe die Forderung des ausgeſchloſſenen 
Gläubigers gekannt hat oder nicht, iſt hier ebenſo gleichgültig wie nach $ 1973 A 5. Anders 
unten A 4. 

3. Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen werden nach 
$ 1972, Gläubiger, denen der Miterbe unbeſchränkthaftet nach § 2013 Abſ 1 vom 
Aufgebote nicht betroffen. Mit der beſchränkten Wirkung des 8 997 Abſ1 Satz 1 ZPO, alſo 
zum Zwecke der Teilhaftung kann jedoch der Miterbe auch dieſen Gläubigern gegenüber das 
Aufgebot veranlaſſen. Inſoweit iſt er, auch wenn er unbeſchränkt haftet, trotz $ 991 Abſ 1 
ZPO antragsberechtigt. 

4. Im Falle verſpäteter Geltendmachung der Forderung ergibt ſich a) anteilige 
Haftung des Miterben, wenn er wegen einer ihm unbekannt gebliebenen Forderung nach der 
Teilung und nach Ablauf von 5 Jahren ſeit dem Erbfall oder Erlaſſung des die Todeserklärung 
ausſprechenden Urteils in Anſpruch genommen wird, dagegen bygeſamtſchuldneriſche 
Haftung auf den ganzen Betrag ($ 2058), wenn er zwar nach der Teilung, aber entweder 
innerhalb der Fünfjahrsfriſt oder nach Friſtablauf, aber wegen einer ihm vor Friſtablauf 
bekannt gewordenen oder angemeldeten Forderung belangt wird. In den Fällen unter b 
kann er ſich nur durch Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes, wenn die Vorausſetzungen dafür 
vorhanden ſind, gemäß Nr 3 nachträglich die Teilhaftung erwerben. Die Geltendmachung 
braucht nicht gerichtlich zu erfolgen ($ 1974 A 2). Für 1 Erben iſt nur die eigene Kenntnis, 
nicht diejenige der Miterben maßgebend. Für dieſelbe Forderung kann mithin ein Erbe ge⸗ 
ſamtſchuldneriſch, ein anderer bloß anteilig haften. 

5. Den in $ 1971 genannten dinglich Berechtigten kann, ſoweit fie ſich auf die dingliche 
Rechtsverfolgung beſchränken, die Teilhaftung niemals entgegengehalten werden. 

6. Das Geſetz läßt die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes auch nach der Teilung des 
Nachlaſſes zu (KO § 216 Abſ 2) und gewährt ſogar dem unbeſchränkt haftenden Miterben 
das Recht, die Konkurseröffnung zu beantragen (KO $ 217 Abſ 1). Nr 3 muß deshalb auch 
dieſen nachträglichen Nachlaßkonkurs im Auge haben. Da $ 2060 ſelbſt nicht unterſcheidet, 
iſt es unzuläſſig, die Teilhaftung nur für den Foll eintreten zu laſſen, daß der Konkurs bereits 
vor der Teilung eröffnet worden fei (ſo Planck A 2, c, Staudinger A 5, c). Auch 
wäre unbillig, den Miterben, die durch eine erſt nach der Teilung bekannt werdende Forderung 
zum Konkursantrage und damit zur Herausgabe der empfangenen Nachlaßüberſchüſſe gedrängt 
werden, die Rechtswohltat der Teilhaftung zu verſagen, während ſie bei früherem Bekannt⸗ 
werden ſogar dem unbeſchränkt haftenden Miterben zuſteht Für Verzögerungen des Eröff⸗ 
nungsantrags bleiben die Erben aus § 1980 daneben verantwortlich. Ob die Maſſe unter 
die Gläubiger aufgeteilt, oder ob hiervon etwas für die Erben übrig geblieben iſt, macht 
keinen Unterſchied. Auch im erſteren Falle liegt „Teilung des Nachlaſſes“ vor. Die Teit- 
A tritt im Falle des Zwangsvergleichs (KO $ 230) nur ein, ſoweit der Ver⸗ 
gleich ſelbſt nichts anderes beſtimmt. 

7. Beweislaſt. Teilung des Nachlaſſes iſt allgemeine Vorausſetzung für die bloß 
anteilige Haftung und deshalb von dem ſich hierauf berufenden Miterben zu beweiſen. Er 
hat weiter zu beweiſen, zu Nr 1: daß der Gläubiger ausgeſchloſſen iſt, zu Nr 2: daß die Fünf⸗ 
jahrsfriſt verſtrichen iſt, wogegen dem Gläubiger der Nachweis früher erlangter Kenntnis 
offen ſteht, zu Nr 3: Beendigung des Nachlaßkonkurſes in der dort angegebenen Weiſe. Be⸗ 
züglich des Vorbehalts aus ZPO $ 780 f. 52059 A 4 und 6. Da jedoch in $ 2060 die Teilung 
regelmäßig als zur Zeit des Urteilserlaſſes vollzogen vorausgeſetzt wird, ſo kommen ſpätere 
Einwendungen aus ZPO $ 767 Abſ 2 nur ausnahmsweiſe in Frage. 


8 2061 


Jeder Miterbe kann die Nachlaßgläubiger öffentlich auffordern, ihre 
Forderungen binnen ſechs Monaten bei ihm oder bei dem Nachlaßgericht an⸗ 
zumelden ). Iſt die Aufforderung erfolgt, jo haftet nach der Teilung jeder 
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Miterbe nur für den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil einer Forderung, ſo⸗ 
weit nicht vor dem Ablaufe der Friſt die Anmeldung erfolgt oder die Forderung 
ihm zur Zeit der Teilung bekannt iſt?). 

Die Aufforderung iſt durch den Deutſchen Reichsanzeiger und durch das 
für die Bekanntmachungen des Nachlaßgerichts beſtimmte Blatt zu veröffent⸗ 
lichen. Die Friſt beginnt mit der letzten Einrückung. Die Koſten fallen dem 
Erben zur Laſt, der die Aufforderung erläßt “)). 

E II 1935 P 5, 877879. 

1. Durch das Privataufgebot ſichert der einzelne Miterbe ſich und zugleich den übrigen 
Erben die Teilhaftung. Für die davon verſchiedene Frage der Haftungsbeſchränkung (Vor⸗ 
bem 2 vor $ 2058) iſt dagegen nur das förmliche Aufgebotsverfahren (89 1970 ff.) von Be⸗ 
deutung. Auch der unbeſchränkt haftende Erbe iſt zum Privataufgebot berechtigt. Der An⸗ 
drohung eines Rechtsnachteils, wie in ZPO 8 997 bedarf es nicht. — Aufſchub der Aus⸗ 
einanderſetzung § 2045. 

2. Aufforderung, Friſtablauf und Teilung ($ 2059 A 2) zuſammen erſt bewirken den 
Eintritt der Teilhaftung ($ 2059 A 4), auch zugunſten der unbeſchränkt haftenden Erben. War 
die Teilung ſchon vor Friſtablauf vorgenommen, ſo tritt der Erfolg erſt mit dem Friſtablauf 
ein. Eine erſt nach vollzogener Teilung erlaſſene Aufforderung iſt wirkungslos. Es verbleibt 
bei der geſamtſchuldneriſchen Haftung der Erben (8 2058), wenn der Nachlaßgläubiger ſeine 
Forderung bei dem das Aufgebot erlaſſenden Miterben oder bei dem Nachlaßgericht — nicht 
bei einem beliebigen Miterben — anmeldet. Die ordnungsmäßige Anweldung wirkt 
gegen alle Erben. Dagegen macht Kenntnis der Forderung nur denjenigen Erben 
der Teilhaftung verluſtig, in deſſen Perſon ſie und zwar zur Zeit der Teilung ein⸗ 
getreten ift. Dieſer Zeitpunkt bleibt entſcheidend, wenn die Teilung auch erſt geraume Zeit 
nach Ablauf der Friſt vollzogen wird. Dagegen kann die verfrühte Teilung dem Erben nicht 
zugute kommen, wenn er noch vor Friſtablauf Kenntnis erlangt. So abweichend vom gericht- 
lichen Aufgebotsverfahren, bei dem die Kenntnis oder Unkenntnis des Erben bedeutungslos 
iſt (82060 A 2). Das Privataufgebot wirkt auch für die Pflichtteilsberechtigten uſw. (8 1972), 
läßt aber die dinglich Berechtigten ($ 1971) unberührt. 

3. Friſtberechnung $$ 187, 188, 193. Nur die Koſten des gerichtlichen 
Aufgebotsverfahrens find von vornherein Nachlaßverbindlichkeiten (5 1967 A 3), nicht auch 
diejenigen des privaten Aufgebots. Ein Erſtattungsanſpruch des Miterben, der das Privat⸗ 
e erlaſſen hat, kann jedoch nach den Grundſätzen der Geſchäftsführung (8 683) ge-. 
geben ſein. 

4. Beweislaſt. Der ſich auf Teilhaftung berufende Erbe hat den ordnungsmäßigen 
Erlaß der Aufforderung und die Teilung, der Gläubiger ſeine rechtzeitige Anmeldung oder 
die Kenntnis des betreffenden Erben zur Zeit der Teilung zu beweiſen. 


8 2062 

Die Anordnung einer Nachlaßverwaltung kann von den Erben nur ge⸗ 
meinſchaftlich beantragt werden!); ſie iſt ausgeſchloſſen, wenn der Nachlaß 
geteilt iſt. “) 

B 6, 342—344. 

1. Der Antrag auf Anordnung der Nachlaßverwaltung ($ 1981) ſteht nicht, wie der 
Antrag auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes (KO $ 217) jedem Miterben zu. Ein Mehrheits⸗ 
beſchluß iſt nicht bindend, da es ſich nicht um einen Akt der Verwaltung handelt ($ 2038 A 3). 
Die hiernach unzuläſſig erfolgte Anordnung kann von den widerſprechenden Erben trotz JGG 
§ 76 Abſ 1 mit Beſchwerde angefochten werden. 

2. Sie iſt ausgeſchloſſen nach Teilung des Nachlaſſes (5 2059 A 2), abweichend von 
$ 1981, der für den Alleinerben keine zeitliche Schranke enthält und von KO $ 216 Abſ 2, der 
auch nach der Teilung den Nachlaßkonkurs zuläßt. Die Nachlaßverwaltung kann jetzt auch von 
einem Nachlaßgläubiger nicht mehr beantragt werden. Teilung kommt überhaupt nicht mehr 
in Frage, wenn von zwei Miterben einer dem andern feinen Erbteil verkauft hat (RG 27. 9. 07 
VII 504/06). Über einen Erbteil kann weder Nachlaßverwaltung angeordnet, noch Nachlaß⸗ 
konkurs eröffnet werden (KO $ 235). Wohl aber iſt Pfändung des Erbteils zuläſſig ($ 2033 
A3) Nach der Teilung können hiernach die Miterben die beſchränkte Haftung nur 
durch Berufung auf 88 1973, 1974, Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes oder mit der Unzu⸗ 
länglichkeitseinrede aus 88 1990—1992 verwirklichen. Die Teilhaftung können fie fich jetzt 
nur noch auf Grund von $ 2060 Nr 3 (A 6) oder durch Ablauf der Fünffahrsfriſt (Nr 2), keines⸗ 
falls durch ein jetzt erſt veranlaßtes Aufgebotsverfahren (Nr 1) verſchaffen. 
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8 2063 


Die Errichtung des Inventars durch einen Miterben kommt auch den 
übrigen Erben zuſtatten, ſoweit nicht ihre Haftung für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten unbeſchränkt iſt!). 

Ein Miterbe kann ſich den übrigen Erben gegenüber auf die Beſchränkung 
ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den andern Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeſchränkt haftet). 

E' 2146 II 1936 M 5, 676, 677 P 5, 741, 747, 805. 

1. Juventarerrichtung § 1993 ff. Ahnlich im Verhältnis zwiſchen Ehegatten § 2008, 
Vor⸗ und Nacherben $ 2144, Erbſchaftskäufer und Verkäufer § 2383, beim Antrag auf Erlaß; 
des Aufgebots ZPO $ 997. Die Beſtimmung der Inventarfriſt muß gegenüber jedem Miterben 
beſonders und braucht nicht einheitlich zu erfolgen. Das auch nur von einem Erben, jedoch 
über den ganzen Nachlaß ($ 2001 A 1) rechtzeitig und getreu errichtete Inventar wendet, 
ohne daß es erſt noch der Bezugnahme gemäß § 2004 bedarf, von allen Miterben die un be⸗ 
ſchränkte Haftung ab, ſoweit ſie nicht dem einen oder dem andern durch Friſtablauf 
($ 1994) oder ungetreue Errichtung ($ 2005) oder Eidesverweigerung (§ 2006 Abſ 3) oder 
endlich durch vorbehaltsloſe Verurteilung (ZPO $ 780) bereits verloren gegangen iſt. 

2. Vorausgeſetzt ift, daß ein Miterbe zugleich Nachlaßgläubiger ift, ſei es daß es fich. 
um bereits vom Erblaſſer herrührende oder erſt infolge des Erbfalls entſtandene Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten handelt, z. B. Erſatzanſprüche wegen gehabter Aufwendungen. Sie ſind 
zwar regelmäßig bei der Auseinanderſetzung auszugleichen ($ 2042 A 3). Der Miterben⸗ 
Gläubiger kann aber unter Umſtänden ſchon vorher Befriedigung fordern ($ 2046 A 1). In 
dieſem Falle können die verklagten Miterben, und zwar auch wenn ſie unbeſchränkt haften, 
bis zur Teilung die Haftung mit dem eigenen Vermögen auf Grund § 2059 (A 3) verweigern. 
Nach der Teilung ſteht ihnen die Möglichkeit offen, durch Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes 
oder auf Grund $$ 1973, 1974, 1990— 1992 ihre Haftung zu beſchränken ($ 2062 A 2). Immer⸗ 
hin haben ſie ſich hierauf zu berufen und deshalb für Aufnahme des Vorbehalts aus ZPO 
$ 780 in das Urteil Sorge zu tragen. Iſt der Miterben⸗Gläubiger zugleich Schuldner, fo hat 
er ſich den auf ihn ſelbſt entfallenden Anteil jedenfalls kürzen zu laſſen. Ebenſo kann der 
Miterbe, der über feinen Anteil hinaus geleiftet hat, von den übrigen Erben nach den Grund⸗ 
fügen des § 2058 A 2 Erſatz fordern. 


Dritter Abſchnitt 
Teſtament 


Erſter Titel 


Allgemeine Vorſchriften. 


Das Teſtament oder die letztwillige Verfügung iſt im Gegenſatz zum Erbvertrag ($ 1941) 
einſeitige Verfügung von Todes wegen, $ 1937. Sein möglicher Inhalt iſt zu 88 19381940 
erörtert. Es muß nicht notwendig eine Erbeinſetzung enthalten. Von den verſchiedenen 
Arten des Teſtaments, den Vorausſetzungen und Formen der Errichtung und Aufhebung 
handeln 58 2229—2264, von den gemeinſchaftlichen Teſtamenten 8 2265—2273. Hier be⸗ 
ſchränkt ſich das BGB darauf, die ſtreng perſönliche Natur der letztwilligen Erklärungen her⸗ 
borzuheben (85 2064, 2065), gewiſſe Auslegungsregeln bezüglich der Perſonen der Bedachten 
(88 2066— 2073) und bezüglich gewiſſer bedingter Zuwendungen aufzuſtellen (58 20742076). 
Eine beſondere auf Zuwendungen an Ehegatten bezügliche Beſtimmung enthält $ 2077. Die 
Anfechtung der letztwilligen Verfügung wegen Irrtums oder Drohung iſt in §8 20782083 
geregelt. 52084 nimmt den Grundſatz auf, daß in favorem testamenti auszulegen fei, 88 2085, 
2086 beſchäftigen ſich mit der teilweiſen Unwirkſamkeit oder der möglichen Unvollſtändigkeit 
letztwilliger Verfügungen. Insbeſondere ſind letzwillige Verfügungen auch für das Gebiet 
des ehelichen Güterrechts (58 1369, 1509, 1511 ff.), des Familienrechts (86 1598, 1638 ff., 
1651, 1687 ff.) und des Vormundſchaftsrechts zuläſſig (88 1777, 1782, 1792, 1797, 1803, 1856, 
1868, 1880, 1909, 1917). 


Allgemeine Vorſchriften 85 2064—2066 509 


9 2064 


Der Erblaſſer kann ein Teſtament nur perſönlich errichten y. 

E I 1911 11 1937 M 5, 246, 247 P 5, 317. 

1. Die gleiche Beſtimmung gilt auch für den Erbvertrag ($ 2274) und den Erbverzicht 
{$ 2347). Die Notwendigkeit perſönlicher Errichtung des Teſtaments beſagt, daß der Erb⸗ 
laſſer die von ihm gewollten letztwilligen Verfügungen ſchlechterdings nur mit eigenem Mund 
oder eigener Hand erklären, daß er ſich hierbei weder im Willen ſelbſt noch in der Erklärung 
des Willens von andern (Boten oder irgendwelchen Mittelsperſonen, auch nicht von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter) vertreten laſſen kann. Dies ſchließt nicht aus, daß er ſich hierbei beraten 
läßt (FGG 8 13) und daß er ſich insbeſondere zur Beurkundung oder zur vorbereitenden 
Niederſchrift der letztwilligen Erklärungen ($ 2238 Abſ 1) fremder Hilfe bedient. Damit iſt 
das Pupillar⸗ und Quaſipupillarteſtament des gemeinen Rechts beſeitigt. 


8 2065 


Der Erblaſſer kann eine letztwillige Verfügung nicht in der Weiſe treffen, 
daß ein anderer zu beſtimmen hat, ob ſie gelten oder nicht gelten ſoll ). 

Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon, die eine Zuwendung er⸗ 
halten ſoll, ſowie die Beſtimmung des Gegenſtandes der Zuwendung nicht 


einem andern überlaſſen “). 

E 1 1765, 1770 Saz 1, 1777 Sat 1 11 1938 M 5, 30, 34-38, 41. 42 P 5, 15—21, 23, 34, 30, 39, 40. 

1. Abſatz 1 ſetzt eine in ſich vollſtändige Willenserklärung voraus, deren Gültig⸗ 
keit aber von der Beſtimmung eines Dritten abhängig gemacht wird. Abſatz 2 handelt von 
der Ergänzung einer an ſich unvollſtändigen Willenserklärung durch Dritte. In 
beiden Fällen iſt die letztwillige Verfügung, ohne daß es einer Anfechtung bedarf, unwirkſam. 
Als der „Andere“ (im Gegenſatze zum Erblaſſer) kommt insbeſondere auch der Beſchwerte 
in Betracht. 

mung eines andern über Geltung der letztwilligen Verfügung. Hierunter 
fällt die in das nackte Wollen (si voluerit) oder auch das verſtändige Wollen oder das 
billige Ermeſſen eines andern geſetzte Bedingung. Ebenſo der Vorbehalt der Zuſtimmung 
z. B. des Gewalthabers. Dagegen iſt es nicht unſtatthaft, die Gültigkeit der Verfügung von 
dem Handeln eines Dritten abhängig zu machen, auch wenn es an ſich in ſeine Willkür 
geſtellt ift (Poteſtativbedingung), es ſei denn, daß das Handeln nur auf eine Vertretung des 
Erblaſſers im reinen Wollen hinauslaufen ſoll. Ebenſowenig iſt unſtatthaft, wenn dem Dritten 
bloß die Entſcheidung darüber übertragen iſt, ob eine vom Erblaſſer geſetzte Bedingung der 
Gültigkeit eingetreten iſt (NG JW 00, 76545), z. B. ob der bedingt Bedachte ſich wohl ver⸗ 
halten habe. So iſt an ſich ein Vermächtnis gültig, wenn der Erbe nur für einen beſtimmten 
nicht eingetretenen Fall, deſſen nähere Vorausſetzungen der Erblaſſer ſelbſt beſtimmt hatte, 
nach feinem Gutbefinden von der Auszahlungspflicht entbunden war (RG 6. 6. 07 IV 529 706). 
Ob die unzuläſſige Bedingung als aufſchiebende oder auflösende geſetzt iſt, macht keinen Unter⸗ 
ſchied. Hiernach iſt auch die dem Teſtamentsvollſtrecker übertragene authentif ch e 
Auslegung des letzten Willens weder für die Beteiligten noch für den Richter maßgebend 
NE 66, 103). 
| 3. Beſtimmung eines andern rückſichtlich der Zuwendung. Die Zuwendung von 
Todes wegen umfaßt die Erbeinſetzung, das Vermächtnis und das Schenkungsverſprechen 
(8 2301 Abſ 1). Die Vorſchrift des $ 2065 iſt durch $ 2192 auch auf die Auflage übertragen. 
Nicht hierher gehört der Fall, daß nach dem Willen des Erblaſſers die Perſon des Bedachten 
erſt durch den Eintritt gewiſſer Umſtände (Geburt eines Sohnes, vgl. auch $ 2105) beſtimmt 
werden ſoll oder wenn die Beſtimmung erſt im Wege der Auslegung zu ermitteln iſt. Aus⸗ 
nahmsweiſe kann bei Vermächtniſſen und gemäß 99 2192, 2193 bei Auflagen die Be⸗ 
ſtimmung der Perſon des Bedachten oder doch die Auswahl unter gewiſſen mehreren Bedachten 
(88 2151—2153, auch $ 2072) und ebenſo unter gewiſſen Vorausſetzungen die Beſtimmung 
des Gegenſtandes der Zuwendung ($$ 2154 —2156) gewiſſen Dritten überlaſſen ſein. Be⸗ 
ſtimmung des Teſtamentsvollſtreckers 58 21982200. Erbauseinanderſetzung nach billigem 
Ermeſſen eines Dritten $ 2048. 


8 2066 


Hat der Erblaſſer ſeine geſetzlichen Erben ohne nähere Beſtimmung be⸗ 
dacht, ſo ſind diejenigen, welche zur Zeit des Erbfalls ſeine geſetzlichen Erben 
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ſein würden, nach dem Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht). Iſt 
die Zuwendung unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung 
eines Anfangstermins gemacht und tritt die Bedingung oder der Termin erſt 
nach dem Erbfall ein, jo ſind im Zweifel diejenigen als bedacht anzuſehen, 
welche die geſetzlichen Erben ſein würden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des 
Eintritts der Bedingung oder des Termins geſtorben wäre!). 

E 11771 Abf 2 11 1939 M 5, 37 P 5, 32, 33. 

1. Vorausgeſetzt ift, daß der Erblaſſer die Perſonen der Bedachten als „ſeine geſetz⸗ 
lichen Erben“ oder doch mit einem gleichwertigen Ausdruck (Inteſtaterben, Erben ſchlechthin, 
falls er überhaupt noch keine Erben berufen hat) bezeichnet. Sie ſind ohne nähere Beſtimmung 
bedacht (ſo auch in den folgenden Paragraphen), wenn es an jeder Angabe des Namens, 
Wohnorts oder ſonſtiger zur Individualiſierung geeigneter Merkmale oder an einem Anhalte 
für Bemeſſung der Erbteile fehlt. Dann gelten nach poſitiver, den Willen des Erblaſſers 
ergänzender Vorſchrift diejenigen Perſonen, und zwar als Teſtamentserben be⸗ 
rufen, die ohne Teſtament nach der geſetzlichen Erbfolge gemäß 98 1924 ff. berufen fein würden, 
vgl. aber auch 82078 A6. Die Zeit des Erbfa 113 — nicht der Teſtamentserrichtung 
— iſt ſchon nach $ 1923 maßgebend. Ahnlich bei der Ausgleichungspflicht $ 2052. 

2. In Übereinſtimmung mit $$ 158 Abſ 1, 163, 2074 gilt bei bedingter oder befriſteter 
Erbeinſetzung als mutmaßlicher und bis zum Beweiſe des Gegenteils („im Zweifel“) maß⸗ 
geblicher Wille des Erblaſſers, daß für die Erbfolge die künftige Geſtaltung der Verhältniſſe 
zur Zeit des Eintritts der Bedingung maßgebend ſein ſoll. So auch bei 
der Nacherbfolge $ 2104. — Sind die geſetzlichen Erben eines Dritten bedacht, ſo ent- 
ſcheidet freie Auslegung. 


8 2067 

Hat der Erblaſſer ſeine Verwandten oder ſeine nächſten Verwandten ohne 
nähere Beſtimmung bedacht, ſo ſind im Zweifel diejenigen Verwandten, welche 
zur Zeit des Erbfalls ſeine geſetzlichen Erben ſein würden, als nach dem Ver⸗ 
hältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht anzuſehen“). Die Vorſchrift des 
§ 2066 Satz 2 findet Anwendung!). 

E 1 1771 II 1940 M 5, 36, 37 P 5, 32, 33. 

1. Geſetzliche Erbfolge der Verwandten 88 19241930. Der überlebende Ehegatte und 
die Verſchwägerten ſind ſomit „im Zweifel“ nicht bedacht. Auch die Bezeichnung „nächſte Ver⸗ 
wandte“ ſchließt die Verwandten der entfernteren Ordnungen an ſich nicht aus. Doch tt 
Auslegungsfrage, ob und inwieweit der Kreis der Bedachten mit Rückſicht auf Grabesnähe 
etwa enger gezogen werden ſollte. Sind gewiſſe Verwandtengruppen genannt (Geſchwiſter, 
Vettern), fo entſcheidet freie Auslegung, insbeſondere auch, ob und wie halbbürtige Geſchwiſter 
und Geſchwiſterkinder bedacht ſind. Ebenſo wenn den Verwandten eines Dritten etwas zu⸗ 
gewendet iſt. $ 2067 will für dieſen Fall keine Beſtimmung treffen (RG Gruch 50, 386). 
„Ohne nähere Beſtimmung ſ $ 2066 A 1. 

2. Maßgebend Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins. 


8 2068 


Hat der Erblaſſer ſeine Kinder ohne nähere Beſtimmung!) bedacht und 
iſt ein Kind vor der Errichtung des Teſtaments mit Hinterlaſſung von Ab⸗ 
kömmlingen geſtorben, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge 
inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen Erbfolge an die Stelle des 
Kindes treten würden. 

E 1 1772 11 1941 M 5, 37, 38 P 5, 33—85. 

1. Ohne nähere Beſtimmung $ 2066 A 1. 

2. Es handelt ſich im Gegenſatze zu $ 2070 um die eigenen Kinder des Erblaſſers und 
im Gegenſatze zu § 2069 darum, daß das Kind vor der Teſtamentserrichtung und zwar durch 
den Tod weggefallen iſt. Ob der Erblaſſer hierbei den Tod des betreffenden Kindes gekannt 
hat oder nicht, macht keinen Unterſchied. „Im Zweifel“ (Auslegungsregel) denkt der Erblaſſer, 
wenn er von Kindern ſpricht, nicht bloß an Söhne und Töchter, ſondern an Abkömmlinge 
ſchlechthin. An Stelle des verſtorbenen Kindes treten dann ſeine Abkömmlinge nach Stämmen 
(31924 Abſ 3). Uneheliche Abkömmlinge des Erblaſſers kommen bei der Erbfolge nach dem 
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Vater nicht in Betracht. Sind die Kinder eines Dritten bedacht, ſo iſt nach allge⸗ 
meinen Auslegungsregeln zu entſcheiden, ob hiermit auch deren Abkömmlinge gemeint ſind 
(RG Gruch 50, 386). Die Vorſchrift gilt nicht, wenn das Erbrecht eines Kindes vor der Teſta⸗ 
mentserrichtung in anderer Weiſe als durch den Tod erledigt iſt (Ausſchließung § 1938, Erb⸗ 
verzicht 8 2349). Anfechtungsrecht übergangener pflichtteilsberechtigter Abkömmlinge 8 2079. 


8 2069 


Hat der Erblaſſer einen ſeiner Abkömmlinge bedacht y und fällt dieſer 
nach der Errichtung des Teſtaments weg, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß 
deſſen Abkömmlinge inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen Erbfolge 
an deſſen Stelle treten würden ?). 

& 1 1773 11 1942 M 5, 37, 38 P 5, 33—35. 

1. Der eigene Abkömmling des Erblaſſers kann namentlich bedacht oder durch Aus- 
legung ($ 2068) als bedacht ermittelt fein. Ob der Grundſatz des 52069 auch anzuwenden iſt, 
wenn Abkömmlinge Dritter, insbeſondere naher Angehöriger bedacht ſind, iſt Auslegungsfrage. 

2. Im Gegenſatze zu $ 2068 iſt vorausgeſetzt, daß der unmittelbar Bedachte erſt nach 
der Teſtamentserrichtung, vielleicht erſt nach dem Erbfall wegfällt, ſei es durch Tod (wie in 
$ 2068) oder durch Ausſchließung, Ausſchlagung, Erbunwürdigkeit oder Erbverzicht. Für 
dieſen Fall gelten im Zweifel“ (Auslegungsregel) die nach § 1924 Abſ 3 geſetzlich an ſeiner 
Stelle berufenen Abkömmlinge als letztwillig — im Wege der Erſatzberufung — bedacht 
(8 2096, 2190). Im Falle des Erbverzichts erſtreckt ſich deſſen Wirkung freilich regelmäßig 
auf die Abkömmlinge des Verzichtenden ($ 2349). Die Vorſchrift iſt auch anwendbar, wenn 
der näher bezeichnete Abkömmling zwar ſchon vor der Teſtamentserrichtung geſtorben iſt, 
aber wenigſtens nach der Vorſtellung des Erblaſſers noch gelebt hat ($ 2053 A 1, 9 2107). 
Sie gilt auch beim Erbvertrag ($ 2279) und dem gemeinſchaftlichen Teſtament auch wenn 
es ſich um Abkömmlinge des zuerſt verſterbenden Ehegatten handelt (RIA 4, 27). 


8 2070 


Hat der Erblaſſer die Abkömmlinge eines Dritten ohne nähere Beſtimmung 
bedacht,) jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß diejenigen Abkömmlinge nicht 
bedacht ſind, welche zur Zeit des Erbfalls oder, wenn die Zuwendung unter 
einer aufſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung eines Anfaugstermins 
gemacht iſt und die Bedingung oder der Termin erſt nach dem Erbfall eintritt, 
zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Termins noch nicht erzeugt 
ſind 2). 

E I 1774 JI 1943 M 5, 38, 39 P 5, 35. 

f 1. Ohne nähere Beſtimmung $ 2066 A 1. Abkömmlinge eines Dritten 

im Gegenſatze zu eigenen Abkömmlimgen in $$ 2068, 2069. Letzterenfalls kann es dem durch 

freie Auslegung zu ermittelnden Willen des Erblaſſers entſprechen, die zu den betreffenden 

ge noch nicht erzeugten Abkömmlinge wenigſtens zu Nacherben zu berufen ($ 2101 
). 


2. Die Auslegungsregel des Geſetzes („im Zweifel“) geht davon aus, daß die Abſicht 
des Erblaſſers, wenn er Abkommlinge eines Fremden bedenkt, nicht auf Begründung einer 
Nacherbfolge oder eines Nachvermächtniſſes ($ 2191) gerichtet iſt, wenn ſolche Ab⸗ 
kömmlinge zu den betreffenden Zeitpunkten nicht mindeſtens er zeugt waren (8 1923 
A 2). Die Hinausſchiebung bis zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins 

entſpricht § 2066 A 2. 
8 2071 


Hat der Erblaſſer ohne nähere Beſtimmung eine Klaſſe von Perſonen oder 
Perſonen bedacht, die zu ihm in einem Dienſt⸗ oder Geſchäftsverhältniſſe 
ſtehen, ) jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß diejenigen bedacht ſind, welche 
zur Zeit des Erbfalls der bezeichneten Klaſſe angehören oder in dem bezeich⸗ 
neten Verhältniſſe ſtehen ?). 

E I 1775 II 1944 M 5, 39, 42 P 5, 35, 36. 


1. Perſonenklaſſen, Dienſt⸗ und andere Perſonen. O hne nähere Beſtim⸗ 
mung 9 2066 A 1. Immerhin muß der Kreis der einzelnen Bedachten durch feſte Merkmale 
ſoweit begrenzt ſein, daß eine Individualiſterung möglich iſt. 
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. 2. Die Zeit des Erbfalls gilt als der maßgebende Zeitpunkt (Auslegungsregel „im 
Zweifel“), wenn nicht ein anderer z. B. auf frühere Dienſtboten hinweiſender Wille des Erb⸗ 
laſſers bewieſen werden kann. 


8 2072 


Hat der Erblaſſer die Armen ohne nähere Beſtimmung bedacht, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß die öffentliche Armenkaſſe der Gemeinde, in deren 
Bezirk er ſeinen letzten Wohnſitz gehabt hat, unter der Auflage bedacht iſt, 
das Zugewendete unter Arme zu verteilen ). 

E 1 1776 II 1945 M 5, 39, 40 P 5, 36, 37. 

1. Erbeinſetzung und Vermächtnis zugunſten der „Armen“ ſchlechthin werden um⸗ 
gedeutet in die Zuwendung an eine beſtimmte öffentliche Kaffe (UWG rv. 30. 5. 08 8 3) mit 
der Auflage, das Zugewendete nach ihrem Ermeſſen unter beliebige Arme — nicht bloß 
der letzten Wohnſitzgemeinde — zu verteilen, $ 2193. Eigne verfolgbare Rechte erwachſen 
daher den Armen nicht, die Vollziehung kann nur gemäß $ 2194 verlangt werden. Ohne 
nähere Beſtimmung § 2066 A 1. Wohnſitz 58 7—11. Auch wenn die Armen nur 


auf die Zinſen angewieſen ſind, kann das Kapital ſelbſt als der Armenkaſſe zugewendet gelten 
RG 52, 283). 


9 2073 


Hat der Erblaſſer den Bedachten in einer Weiſe bezeichnet, die anf mehrere 
Perſonen paßt, und läßt ſich nicht ermitteln, wer von ihnen bedacht werden 
ſollte, fo gelten ſie als zu gleichen Teilen bedacht“). 

E 1 1768 II 1946 M 5, 32, 33 P 5, 22. 

1. Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer einen beſtimmten Bedachten im Auge gehabt, 
ihn auch unter irgend einer näheren Beſtimmung ($ 2066 A 1) an ſich genügend individuali⸗ 
ſiert hat, daß aber, weil die Merkmale auf mehrere Perſonen paſſen, eine Ungewißheit des 
Bedachten beſtehen bleibt, z. B. mein Enkel Karl, die Luiſenſtiftung, wenn mehrere Enkel, 
mehrere Stiftungen dieſes Namens beſtehen. Die Bezeichnung „paßt“ nur dann auf mehrere, 
wenn für ſie die gleichen, nicht bloß ähnliche Vorausſetzungen 7 0 (RG 1. 10. 06 IV 
80/06). Zunächſt find die gewöhnlichen Auslegungsmittel zu erſchoh en ($ 133). Erſt wenn 
ſie verſagen, greift das Geſetz im Widerſpruch mit der wahren Abſicht des Erblaſſers mit der 
Fiktion ein, daß Teilung der Zuwendung unter die Mehreren ge⸗ 
wollt ſei. Verſchieden hiervon der Fall, daß der Erblaſſer von vornherein mehrere wahlweiſe 
bedacht hat, $$ 2151, 2152. . 


8 2074 


YHat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter einer aufſchieben⸗ 
den Bedingung gemacht, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Zuwendung 
nur gelten ſoll, wenn der Bedachte den Eintritt der Bedingung erlebt ). 

E 1 1761 I1 1947 M 5, 24, 25 P 5, 11—13. 


1. Die allgemeinen Vorſchriften über Bedingung und Zeitbeſtimmung (55 158—163) 
gelten grundſätzlich auch für Verfügungen von Todes wegen. Insbeſondere ſind Erbein⸗ 
ſetzungen und Vermächtniſſe unter aufſchiebenden wie auflöſenden Bedingungen, unter Be⸗ 
ſtimmung eines Anfangs⸗ wie eines Endtermins zuläſſig. Bei Erbeinſetzungen kommt dann 
Nacherbfolge in Frage (55 2103—2105, 2139), Anfall des Vermächtniſſes 99 2174, 2176, 2177. 
Bezüglich gewiſſer Arten von Bedingungen enthält das Geſetz auch für das Erb⸗ 
recht keine beſonderen Vorſchriften (M 5, 16—23). So nicht bezüglich der uneigentlichen Be⸗ 
dingungen (der notwendigen, weil auf Gegenwart oder Vergangenheit abgeſtellten oder der 
conditiones juris) oder der unmöglichen, widerſinnigen und unerlaubten Bedingungen. Die 
letztere wird, mag fie als aufſchiebende oder auflöſende geſetzt fein, nach 98 134, 138 regel⸗ 
mäßig die ganze letztwillige Verfügung, wiewohl unter Vorbehalt des $ 139 nichtig machen. 
Endlich find kaptatoriſche Verfügungen an ſich nicht verboten. Die privatoriſche 
Klauſel (Entziehung des Zugewendeten, falls die Verfügung ſelbſt angefochten werde) 
iſt zuläſſig. Der Streit über die Echtheit oder den Sinn des Teſtamentes oder den Beſtand 
des Nachlaſſes wird hiervon nicht betroffen. Im allgemeinen iſt durch freie richterliche Aus⸗ 
legung zu ermitteln, ob überhaupt eine Bedingung geſetzt iſt und welche Wirkung ihr nach 
dem Willen des Erblaſſers zukommen ſoll. In das nackte Wollen des Dritten geſetzte Be. 
dingung $ 2065 A 2. 
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2. Aufſchiebende Bedingung § 158 Abſ 1. Daß der Erbe jedenfalls den Erbfall er⸗ 
lebt haben muß, beſtimmt ſchon das Geſetz ($ 1923 Abſ 1). Sit er zu dieſem Zeitpunkt nur 
aufſchiebend bedingt berufen, ſo würde ſich die ihm hierdurch eröffnete Anwartſchaft, Erbe 
oder doch Nacherbe zu werden ($ 2105 Abs 1) gemäß $ 1952 auf feine Erben vererben. Da 
dies regelmäßig nicht dem Willen des Erblaſſers entspricht, jo legt ihn das Geſetz dahin aus 
(„im Zweifel“), daß der Bedachte, um Erbe zu werden, nicht bloß den Erbfall, ſondern auch 
den Eintritt der Bedingung erlebt haben müſſe. Stirbt er vor dieſem Zeit⸗ 
punkte, ſo gilt die Bedingung als ausgefallen und von einem Übergang der erloſchenen An⸗ 
wartſchaft auf ſeine Erben kann nicht mehr die Rede ſein. Unter einer aufſchiebenden Be⸗ 
dingung: Wegfall des Bedachten iſt auch der Erſatzerbe berufen (5 2096). Da jedoch 
im Falle der Ausſchlagung oder Erbunwürdigkeit des erſtberufenen Erben der Anfall an den 
Erſatzerben auf die Zeit des Todes des Erblaſſers zurückbezogen wird (88 1953 Abſ 2, 2344 
Abſ 2), jo genügt — wenn kein anderer Wille des Erblaſſers erhellt —, daß der Erſatzerbe den 
Erbfall erlebt hat. Stirbt er, während die Erſatzerbfolge noch ungewiß iſt, ſo gehen ſeine be⸗ 
dingten Erbrechte im Zweifel auf ſeine Erben über. Die Auslegungsregel des § 2074 gilt auch 
für den unter einer aufjchiebenden Bedingung eingeſetzten Nacherben ($ 2108 Abſ 2). Auch 
das Erſatzvbermächtnis (J 2190) gilt entgegen der Regel des $ 2177 als dem Erſatzvermächtnis⸗ 
nehmer ſchon mit dem Zeitpunkte angefallen, wo es der zunächſt Bedachte, wenn er nicht aus⸗ 
geſchlagen hätte, erworben haben würde (§ 2180 Abſ 3). Jedenfalls muß der Vermächtnis⸗ 
nehmer den Erbfall erlebt haben (8 2160). — Iſt für die Zuwendung ein Anfangsterm in 
beſtimmt ($ 163), fo handelt es ſich bei der Erbeinſetzung immer um den Fall der Nacherbfolge 
(12105 Abſ 1). Das Erbrecht geht dann im Falle des $ 2108 Abſ 2 Satz! regelmäßig auf die 
Erben des Berufenen über. Bei Vermächtniſſen iſt damit nach $ 2177 auch der Anfall hinaus⸗ 
geſchoben. Ob der dies incertus der Bedingung gleichzuſtellen et, iſt Tatfrage. 


8 2075 


Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter der Bedingung ge⸗ 
macht, daß der Bedachte während eines Zeitraums von unbeſtimmter Dauer 
etwas unterläßt oder fortgeſetzt tut,) jo iſt, wenn das Unterlaſſen oder das 
Tun lediglich in der Willkür des Bedachten liegt, im Zweifel anzunehmen, daß 
die Zuwendung von der auflöſenden Bedingung abhängig ſein ſoll, daß der 
Bedachte die Handlung vornimmt oder das Tun unterläßt.“) 

E 1 1764 11 1948 M 5, 28, 29 P 5, 14, 15. 

1. Iſt das Unterlaſſen oder Tun als Bedingung der Zuwendung für beſtimmte Dauer 
vorgeſchrieben (drei Jahre nicht Alkohol trinken), fo iſt der Fall des $ 2074 gegeben. Bei 
unbeſtimmter Dauer (wenn der Bedachte ſich nicht ſcheiden läßt, ſich nicht verheiratet, allſonn⸗ 
täglich zur Kirche geht) wäre die Zuwendung nach § 2074 auf unabſehbare Zeit, vielfach bis 
zum Tode des Bedachten hinausgeſchoben. Dies entſpricht regelmäßig nicht dem Willen 
des Erblaſſers. 

a 2. Das Geſetz deutet deshalb mittelſt einer Auslegungsregel („im Zweifel“) die auf 
ſchiebende in eine auflöſende Bedingung entgegengeſetzten Inhalts um, jedoch nur, wenn die 
Erfüllung der Bedingung in die Willkür des Bedachten geſtellt iſt (Poteſtatiobedingung). 
Es bleibt mithin bei der Regel des $ 2074, wenn ein zufälliges Ereignis als Bedingung geſetzt 
war (wenn das verloren geglaubte Schiff aus Aſien zurückkehrt). Die Zuwendung fällt nach 
5 2075 dem Bedachten ſogleich mit dem Erbfall an, ihre Wirkung endigt aber gemäß $ 158 
Abſ 2 mit dem Eintritte der auflöſenden Bedingung, d. h. mit dem Augenblicke des Zuwider⸗ 
handelns oder des Nichtmehrhandelns. Sicherheit für Wiederherſtellung des früheren Zu⸗ 
ſtandes, Herausgabe der Zuwendung (cautio Muciana) hat der Bedachte nicht zu leiſten. 
Darüber, ob der Bedachte auch die in der Zwiſchenzeit gezogenen Nutzungen heraus⸗ 
zugeben hat ($ 159), entſcheidet der zu ermittelnde Wille des Erblaſſers. 


8 2076 


Bezweckt die Bedingung, unter der eine letztwillige Zuwendung gemacht 
iſt, den Vorteil eines Dritten, ſo gilt ſie im Zweifel als eingetreten, wenn der 
Dritte die zum Eintritte der Bedingung erforderliche Mitwirkung verweigert.) 

E 1 1763 J1 1949 M 5, 27, 28 P 5, 13, 14. 

1. Bedingung zum Vorteil eines Dritten. Der allgemeine Grundſatz des $ 162, wonach 
böswillige Vereitelung der Bedingung als Eintritt der Bedingung gilt, findet auch bei den 
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Verfügungen von Todes wegen Anwendung. Im übrigen wird der wirkliche Eintritt der 
Bedingung durch bloße Erfüllungsbereitſchafk des Bedachten nicht erſetzt, wenn 
ſie nicht nach freier Auslegung vom Erblaſſer als genügend erachtet worden iſt. Eine den 
Willen des Erblaſſers ergänzende, aber widerlegbare Vorſchrift gibt $ 2076 nur für den Fall, 
daß die Zuwendung nicht bloß wie jede Zuwendung unmittelbar den Vorteil des Bedachten, 
ſondern zugleich mittelbar den Vorteil eines Dritten bezweckt (X ſoll 100 
erhalten, wenn er dem 2 die Benutzung feiner Giebelmauer geſtattet). Dieſer Zweck darf 
regelmäßig als gewollt gelten, wenn der Vorteil ſelbſt außer Zweifel ſteht. Verſchieden von 
dem hier vorausgeſetzten Tatbeſtand iſt die Zuwendung an X unter einer Auflage zugunſten 
des 2 (55 3940, 2195). Die an den Dritten zur Erfüllung einer Bedingung gemachte Leiſtung 
iſt nicht ſelbſt Zuwendung ($ 1939 A 4). Iſt fie als Vermächtnis gewollt (5 1939), jo geht 
der hiermit beſchwerte zunächſt Bedachte dadurch, daß der Dritte das Vermächtnis ablehnt, 
der ihm gemachten Zuwendung überhaupt nicht verluſtig ($ 2085). 


9 2077 


Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Ehegatten 
bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn die Ehe nichtig oder wenn ſie vor dem Tode 
des Erblaſſers aufgelöſt worden ift.!) Der Auflöſung der Ehe ſteht es gleich, 
wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens 
des Ehegatten zu klagen berechtigt war und die Klage auf Scheidung oder auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhoben hatte. ) 

Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Verlobten 
bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn das Verlöbnis vor dem Tode des Erblaſſers 
aufgelöſt worden iſt.“) 

Die Verfügung iſt nicht unwirkſam, wenn anzunehmen iſt, daß der Erb⸗ 
laſſer ſie auch für einen ſolchen Fall getroffen haben würde.“) 

E 1 1788 11 1950 M 5, 53—55 P 5, 58, 59. 

1. Die Unwirkſamkeit der Verfügung zugunſten des Ehegatten wird auf den mut- 
maßlichen Willen des Erblaſſers zurückgeführt, bedarf deshalb nicht der Anfechtung, tritt 
aber nach Abſ 3 nicht ein, wenn ein gegenteiliger Wille erhellt. Der Ehegatte oder Verlobte 
braucht nicht ausdrücklich in dieſer Eigenſchaft bedacht zu ſein. Auch muß es genügen, wenn 
er in Erwartung des Zuſtandekommens der Ehe bedacht und die Zuwendung nach Eheſchließung 
nicht widerrufen iſt. Nichtigkeit der Ehe nach $$ 1323—1328 oder infolge wirkſamer An- 
fechtung nach $ 1343 Abſ 1. Geltendmachung der Nichtigkeit $ 1329, der Anfechtung $$ 1341, 
1342. Auflöſung der Ehe infolge von Scheidung $ 1564, der Aufhebung der ehelichen Ge 
meinſchaft gleichſteht (8 1575, 1586) oder durch Wiederverheiratung nach vorausgegangener 
Todeserklärung ($ 1348). it die Ehe oder das Verlöbnis bereits vor dem Erbfall durch Tod 
des Bedachten aufgelöſt, jo werden die ihm gemachten Zuwendungen ſchon nach 55 1993, 
2108, 2160 hinfällig. Entziehung des Pflichtteils § 2335. 

2. Satz 2 entſpricht wörtlich dem $ 1933, wonach unter den gleichen Vorausſetzungen 
das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten ausgeſchloſſen iſt. 

3. Berlöbnis 55 1297 ff. Auch der ungerechtfertigte Rücktritt wirkt Auflöſung. Für 
die hierdurch vereitelten Erbausſichten ift nur im Rahmen des $ 1298 Erſatz möglich. Hat 
das Verlöbnis zur Ehe geführt, jo bleibt Abſ 1 anwendbar. 

4. Die Beweislaſt trifft den früheren Ehegatten oder Verlobten, der behauptet, die 
Aufrechterhaltung der Zuwendung entſpreche dem Willen des Erblaſſers. War der Ehegatte 
ausdrücklich auch für den Fall der Scheidung mit geringen und bedingten Zuwendungen be⸗ 
dacht, fo iſt Tatfrage, ob der Erblaſſer nur die bei Errichtung der Verfügung ihm bekannten 
oder allgemein auch ſpätere Eheverfehlungen verzeihen wollte (RG 14. 6. 06 IV 532/05). — 
Mae: Beſtimmungen beim gemeinſchaftlichen Teſtament $ 2268 und beim Erbvertrag 
9 9. 


8 2078 
Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, ſoweit der Erb⸗ 
laſſer über den Inhalt ſeiner Erklärung im Irrtume war oder eine Erklärung 


dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte?) und anzunehmen iſt, daß er 
die Erklärung bei Kenntnis der Sachlage nicht abgegeben haben würde. >) 
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Das Gleiche gilt, ſoweit der Erblaſſer zu der Verfügung durch die irrige 
Annahme oder Erwartung des Eintritts oder Nichteintritts eines Umſtandes 
oder widerrechtlich durch Drohung beſtimmt worden iſt.“) 

Die Vorſchriften des § 122 finden keine Anwendung. ) 6) 

E 117791781 11 1951 M 5, 45—50 P 5, 44—52, 62, 63. 

1. Von der Anfechtbarkeit zu unterſcheiden iſt die Nichtigkeit letztwilliger Verfügungen. 
Sie kann darauf beruhen, daß der Erblaſſer der Teſtierfähigkeit ermangelt (88 2229, 2230), 
daß die geſetzliche Form nicht beobachtet iſt ($ 125), daß die Verfügung ihrem Inhalte nach 
etwas völlig Unbeſtimmtes, Widerſinniges, rechtlich oder tatſächlich Unmögliches, Unerlaubtes 
oder Unſittliches anordnet. Auch der Mangel der Ernſtlichkeit der Verfügung (das fertige 
Teſtament bedeutet nur eine Schreibübung, iſt einem Dritten nur erſt zur Begutachtung 
vorgelegt, $ 118) bewirkt Nichtigkeit, während die Willensmängel des geheimen Vorbehalts 
und des Scheingeſchäfts (§§ 116, 117), weil bei der letztwilligen Verfügung kein Erklärungs⸗ 
empfänger vorhanden iſt, nicht in Frage kommen. In allen dieſen Fällen tritt die Nichtigkeit 
ohne weiteres ein und kann jederzeit von jedem Beteiligten, ſo auch in Form der Feſtſtellungs⸗ 
klage (5 256 ZPO), geltend gemacht werden. Durch Vergleich der Beteiligten können die 
erbrechtlichen Wirkungen einer nichtigen Verfügung nicht aufrechterhalten oder durch andere 
dergleichen erſetzt, ſondern nur ſchuldrechtliche Verbindlichkeiten begründet werden. 

2. Die Willensmängel des Irrtums und der Drohung führen nur zur Anfechtbarkeit 
und erſt im Erfolge ($ 142 Abſ 1) zur Nichtigkeit der letztwilligen Verfügung. In wörtlicher 
Übereinſtimmung mit § 119 Abſ 1 unterſcheidet das Geſetz beim Irrtum — dem Unkenntnis 
gleichſteht — zwiſchen Irrtum über den Inhalt der Erklärung, insbeſondere über das Weſen 
der Erklärung als einer Verfügung von Todes wegen (der Erblaſſer kleidet unverbindliche 
briefliche Wünſche in die Form des Privatteſtaments) und Irrtum, der zur Abgabe einer 
Erklärung andern als des gewollten Inhalts veranlaßt (ſich Verſchreiben, Verſprechen). So 
läßt RG 6. 11. 05 IV 229/05 Anfechtung eines gerichtlichen Teſtaments zu, in dem nur die 
geſetzlichen Erben des Mannes als Nacherben berufen waren, während Erblaſſerin die beider⸗ 
ſeitigen Verwandten als ſolche einſetzen wollte. Nicht betroffen ſind jedoch die Fälle, in denen 
es ſich lediglich um eine ungenaue oder unrichtige, aber im Wege der Auslegung richtig zu 
ſtellende Ausdrucksweiſe des Erblaſſers handelt (falsa demonstratio non nocet). Gleichgültig 
iſt namentlich auch in den Fällen des Abſ 2, wodurch der Erblaſſer, insbeſondere ob er durch 
Täuſchung in den Irrtum verſetzt worden (RG 59, 40 insbeſondere Verhältnis zu $ 2339 Nr 3) 
und ob es ſich um tatſächlichen oder um Rechtsirrtum handelt. Immer wird aber die letzt- 
willige Verfügung durch Anfechtung nur beſeiligt, ſoweit ſie von Irrtum oder von der Drohung 
beeinflußt war. Es ift deshalb zugleich in Hinblick auf $ 2085 bon Amts wegen zu prüfen, 
ob die Tragweite einer gegen die ganze Verfügung gerichteten Anfechtung nicht auf einzelne 
darin enthaltene Sonderverfügungen it beſchränken ift (RG 17. 3. 04 IV 384/03). Tine 
auf 5 2079 gegründete Anfechtung ſchließt nicht zugleich auch die Anfechtung wegen Irr⸗ 
tums aus 8 2078 in ſich (RG 13. 5. 07 IV 244/06). 

3. Abweichend von $ 119 Abſ 1 iſt die irrtümlich getroffene Verfügung nicht do auf 
zu prüfen, ob ſie der Erblaſſer „bei verſtändiger Würdigung des Falles“ abgegeben haben 
würde. Das Geſetz läßt keinen objektiven Maßſtab, ſondern nur die ſubjeltive Denk ⸗ und 
Anſchauungsweiſe des Erblaſſers entſcheiden. Steht weſentlicher urſächlicher Irrtum ſeſt, 
fo verſagt RG 59, 40 den Gegenbeweis, daß der Erblaſſer bei Kenntnis der Sachlage ebenſo 
verfügt hätte. Daß ihm ein Irrtum in der Perſon des Bedachten gleichgültig geweſen ſei, 
wird nicht leicht nachzuweiſen ſein. Unbedeutende Irrungen in der Summe und dem Gegen⸗ 
ſtande der Zuwendung, bei Teilungs⸗ und andern Anordnungen werden die Wirk- 
famfeit der Verfügung kaum beeinträchtigen. Hierbei kann das Verhalten des Erblaſſers 
ſelbſt, der von dem Anfechtungsgrunde noch Kenntnis erhalten hat, von Bedeutung ſein. 
Daß er den Widerruf der Verfügung unterlaſſen hat, ſchließt jedoch die Anfechtung nicht aus. 

4. Als Anfechtungsgrund läßt das Geſetz auch den Irrtum im Beweggrund gelten, 
dem es ſonſt grundſätzlich die Anerkennung verſagt. Es iſt gleichgültig, ob der Irrtum von ſelbſt 
aufgetreten oder von einem Dritten durch argliſtige Täuſchung hervorgerufen iſt. Er kann 
den Erblaſſer dazu verleitet haben, einen vermeintlich der Vergangenheit oder Gegen⸗ 
wart angehörenden Umſtand zur Zeit der Verfügung als eingetreten anzunehmen (Tod eines 
früher eingeſetzten Erben, beſondere Bedürftigkeit des Bedachten). Oder einen Umſtand 
als künftig eintretend (oder nicht eintretend) in Betracht zu ziehen, der ſich wider ſein Erwarten 
demnächſt nicht verwirklicht (oder verwirklicht), vielleicht, ohne daß er hiervon weiß, ſich ſchon 
zur Zeit der Errichtung der Verfügung verwirklicht oder nicht verwirklicht hatte (daß ſich der 
Bedachte mit der X verheiraten oder nicht verheiraten, daß ihn die bedachte Haushälterin 
nicht mißhandeln werde). Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer durch derartige irrtümliche 
Gründe zur letztwilligen Verfügung überhaupt oder zu einzelnen darin getroffenen Anord⸗ 
nungen beſtimmt oder doch weſentlich mitbeſtimmt iſt, daß alſo zwiſchen Irrtum und Ver⸗ 
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fügung einurſächlicher Zuſammenhang beſteht (RG 50, 240, bei. 59, 33). Dieſer 
Beweis wird erleichtert, wenn der Erblaſſer in der Verfügung ſelbſt ſeinen Beweggrund, 
etwa in der Form der Vorausſetzung angegeben hat (expressa causa nocet). Er kann 
aber auch, wenn dies nicht geſchehen, durch andere Umſtände erbracht werden. Die Anfecht- 
barkeit der durch Drohung erzwungenen letztwilligen Verfügung entſpricht den allgemeinen 
Grundſätzen ($ 123 Abſ 1). Erbunwürdigkeit des Drohenden $ 2339 Nr 3. Widerrechtlich⸗ 
keit des mit der Drohung verfolgten Zwecks genügt, ſo die Drohung der Haushälterin, den 
hilfsbedürftigen Erblaſſer zu verlaſſen, wenn er nicht teſtiere (NG JW 02, 286242). 

5. Kein Anſpruch des Bedachten, der infolge der Anfechtung die ihm gemachte Zu⸗ 
wendung verliert, auf Erſatz des negativen Intereſſes. 

6. Die Wirkung der Anfechtung erſchöpft ſich in der Nichtigkeit der angefochtenen 
Verfügung (8 142 Abſ 1). Die Anfechtung kann deshalb nicht den Erfolg haben, demjenigen, 
welchen der Erblaſſer aus Irrtum zu bedenken unterlaſſen und deshalb gar nicht erwähnt 
oder ausgeſchloſſen hat, nachträglich die ihm eigentlich zugedachte Zuwendung zu verſchaffen 
(RG 15. 10. 06 IV 111/06). Er könnte nur kraft geſetzlicher Erbfolge Erbe werden und auch 
dieſe iſt ausgeſchloſſen, wenn der ganze Nachlaß gültig vergeben bleibt (RG 12. 10. 05 IV 
185/05). Doch kann die vom Erblaſſer gebrauchte zu allgemeine Bezeichnung der Erben 
(meine geſetzlichen Erben“) auf den wirklich gewollten engeren Kreis dieſer Erben (nur die 
vollbürtigen, nicht auch die halbbürtigen Geſchwiſter) beſchränkt und die Erbeinſetzung inſoweit 
aufrecht erhalten werden (RG 70, 391). Eine Beſtätigung der anfechtbaren Verfügung 
(8 144) durch den Erblaſſer, der ſelbſt nicht Anfechtungsberechtigter iſt, kommt nicht in Frage 
(a. M. Dernburg V $ 46, IV, 4). Doch kann er ſich in einer neuen letztwilligen Verfügung 
darauf lu bie ältere trotz ihrer Anfechtbarkeit aufrecht zu erhalten. Der Anfechtungs⸗ 
berechtigte kann auf die Anfechtung verzichten, ob nur zugunſten eines oder aller Anfechtungs- 
gegner, iſt Tatfrage. Vergleich und Urteil wirken nach allgemeinen Grundſätzen nur unter 
den Parteien. — Perſon des Anfechtungsberechtigten $ 2080 Abſ 2. Anfechtung des Er b- 
vertrags $$ 2281 ff. 


8 2079 


Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, wenn der Erb⸗ 
laſſer einen zur Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflichtteilsberechtigten über⸗ 
gangen hat!), deſſen Vorhandenſein ihm bei der Errichtung der Verfügung 
nicht bekannt war oder der erſt nach der Errichtung geboren oder pflichtteils⸗ 
berechtigt geworden ijt?). Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit anzunehmen 
iſt, daß der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sachlage die Verfügung getroffen 
haben würde!). 

E I 1782 II 1952 M 5, 50-53 P 5, 52-58. 

1. Übergehung des Pflichtteils berechtigten ($ 2303) fteht im Gegenſatze zur Mus. 
ſchließung ($ 1938). Letztere ſetzt die Abſicht des Erblaſſers voraus, dem Pflichtteilsberechtigten 
nichts zuzuwenden. Bei der Übergehung fehlt es an dieſer Abſicht, der Übergangene geht 
aber infolge anderweiter Vergebung des Nachlaſſes tatſächlich leer aus und behält nur den 
Pflichtteilsanſpruch (NG 59, 62). Dieſer Erfolg pflegt gegenüber nahen Angehörigen dem 
Willen des Erblaſſers nicht zu entſprechen. Das Geſetz gewährt deshalb mit dem ien e 
recht dem Übergangenen ein Mittel, ſich mehr als den Pflichtteil, regelmäßig den vollen geſetz⸗ 
lichen Erbteil zu verſchaffen. Er muß jedoch zur Zeit des Erbfalls, wenn auch 
nur als Erzeugter und zwar als Pflichtteilsberechtigter (bezüglich der entfernteren Abkömm⸗ 
linge und der Eltern vgl. § 2309) vorhanden geweſen fein. Iſt er zu dieſer Zeit wieder ver⸗ 
ſtorben oder noch nicht einmal erzeugt, fo ſtehen ihm oder feinen Erben nach 95 1923, 2303 
weder Erb- noch Pflichtteilsrechte zu. Iſt ein Abkömmling erſt infolge Wegfalls eines Vor⸗ 
fahren pflichtteilsberechtigt geworden, fo wird er meiſt nach $ 2069 als bedacht und deshalb 
nicht übergangen zu gelten haben. Nicht übergangen iſt nach RG 50, 238 eine Ehefrau, die 
bereits vor der Verheiratung mit dem Erblaſſer ſeine Wirtſchafterin und mit einer letztwilligen 
Zuwendung vom Erblaſſer bedacht worden war. Ebenſowenig das Kind des vorverſtorbenen 
Sohnes, wenn der Erblaſſer dem ganzen Sohnes ftamm nur den Pflichtteil zugewendet 
hatte (RG 2. 7. 06 IV 40/06). 

2. Das Anfechtungsrecht iſt weiter davon abhängig, daß der Pflichtteilsberechtigte 
aus Irrtum oder Unkenntnis des Erblaſſers übergangen, nicht bedacht iſt. Sonſt könnte 
nur bewußte Übergehung, d. h. Ausſchließung (A 1) in Frage kommen. Die Unkenntnis kann 
darauf beruhen, daß der Erblaſſer von der Exiſtenz des Pflichtteilsberechtigten überhaupt 
nichts gewußt oder ihn bereits verſtorben geglaubt hat. Daß der Erblaſſer von einer beſtimmten 
Vorſtellung hierüber beherrſcht geweſen ſei, iſt nicht nötig. Die Bemerkung „da mein Ehe⸗ 
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mann vor 25 Jahren nach Amerika ausgewandert und vorausſichtlich nicht mehr am Leben iſt“ 
ſchließt als bloße Mutmaßung die Unkenntnis der Erblaſſerin davon, daß er noch am Leben 
war, nicht aus (RG JW 07, 203°). Der Unkenntnis ſteht aber auch gleich, wenn er zwar die 
Perſon des Pflichtteilsberechtigten, vielleicht ſogar ſeine das Pflichtteilsrecht begründenden 
verwandtſchaftlichen Beziehungen gekannt, aber aus tatſächlichem oder aus Rechtsirrtum (An⸗ 
nahme eines Verzichts § 2346) fein Pflichtteilsrecht als nicht beſtehend oder wieder erloſchen 
angeſeben hat. Unkenntnis wird vom Geſetz immer vermutet, wenn das Pflichtteilsrecht des 
Übergangenen erſt nach Errichtung der letztwilligen Verfügung entſtanden iſt. So insbe⸗ 
ſondere wenn er erſt nach dieſer Zeit geboren oder legitimiert ($$ 1719, 1723, 1736) oder an 
Kindes Statt angenommen (58 1741, 1757) oder Ehegatte des Erblaſſers geworden iſt 
(5 2303 Abſ 2). Läßt der Erblaffer in Kenntnis der neuen Sachlage das nunmehr anfechtbar 
gewordene Teſtament auch jetzt noch bei Kräften, ſo kann nach Satz 2 die Anfechtung ausge⸗ 
ſchloſſen fein (RG 7. 1. 09 IV 403/08). 

3. Beweislaſt. Der Tatbeſtand des Satz 1 iſt vom Anfechtungskläger ($ 2080 Abſ 3) 
zu beweiſen. Hiergegen fteht dem Anfechtungsgegner nicht nur ber Gegenbeweis offen, 
daß der Erblaffer nicht geirrt, ſondern den Pflichtteilaberechtigten habe ausſchließen wollen. 
Vielmehr kann er, auch wenn er die Unkenntnis zugeben muß, die Anfechtungsklage ſchon 
durch den Nachweis zu Falle bringen, daß der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sachlage 
nicht anders verfügt hätte. Für Feſtſtellung dieſer allein maßgebenden Willensmeinung 
des Erblaſſers kommen alle erheblichen Umſtände, ſeien es begleitende oder nachfolgende in 
Betracht. Es iſt aber zu prüfen, ob der unterrichtete und alle Möglichkeiten bedenkende Erb⸗ 
laſſer die angefochtene Verfügung vollinhaltlich ebenſo oder nur in einem zugunſten des 
Pflichtteilsberechtigten beſchränkten Umfange („ſoweit“) getroffen haben würde. Gegen⸗ 
ſtand der Anfechtung ift zwar die letztwillige Verfügung dieſe als Ganzes betrachtet. Allein 
je nach der Sachlage kann es genügen, die den Pflichtteilsberechtigten verkürzenden Anord- 
nungen nicht ganz zu ſtreichen, ſondern nur entſprechend zu mindern (hierzu RG 59, 63). — 
Für Anfechtung älterer (gemeinſchaftlicher) Teſtamente iſt grundſätzlich das neue Recht maß⸗ 
gebend. Sie findet aber materiell ihre Grenze, ſoweit der überlebende Ehegatte bereits vor 
dem 1. 1. 00 gebunden war (RG 62, 13, auch RG Gruch 50, 108). Pflichtteilsrecht der 
Abkömmlinge neben dem Recht der märkiſchen Witwe RG 65, 249. 


8 2080 


Zur Anfechtung iſt derjenige berechtigt, welchem die Aufhebung der letzt⸗ 
willigen Verfügung unmittelbar zuſtatten kommen würde‘). 

Bezieht ſich in den Fällen des 8 2078 der Irrtum nur auf eine beſtimmte 
Perſon und iſt dieſe anfechtungsberechtigt oder würde ſie anfechtungsberechtigt 
ſein, wenn ſie zur Zeit des Erbfalls gelebt hätte, ſo iſt ein anderer zur An⸗ 
fechtung nicht berechtigt?). 

Im Falle des § 2079 ſteht das Anfechtungsrecht nur dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten zu“). 

E 1 1784 II 1953 M 5, 55—57 P 5, 59—66. 

1. Aufechtungsberechtigte. Der Erblaſſer ſelbſt bedarf bei der freien Widerruflichkeit 
letztwilliger Verfügungen ($ 2253) der Anfechtung nicht. Dritte find hierzu nur berechtigt, 
ſoweit ihnen die Aufhebung unmittelbar, alſo nicht erſt „beim Wegfall eines andern ($ 2341)“ 
zuſtatten kommt. Hiernach ſind — bezüglich der ganzen oder nur eines Teils der letztwilligen 
Verfügung (88 2078 A 2, 2079 A 3) — anfechtungsberechtigt: die geſetzlichen Erben ſoweit 
Fremde, der früher Berufene ſoweit ein ſpäter eingeſetzter Erbe, der Erſatzerbe ſoweit der 
Haupterbe, der Alleinerbe und die Miterben ſoweit Mikerben überhaupt oder ſoweit ſie zu 
höheren Anteilen anfechtbar berufen find. Bei Vermächtniſſen kommt die Aufhebung dem 
Beſchwerten, der anfechtbare Widerruf dem Bedachten zuſtatten. Die durch Verbot der 
Auseinanderſetzung ($ 2044), durch Teilungsanordnungen ($ 2048), durch Beſtellung eines 
Teſtamentsvollſtreckers Beſchwerten, die im Pflichtteil Beſchränkten (59 2305, 2336) find an 
der ce ſolcher anfechtbaren Beſchränkungen, der beſtellte Teſtamentsvollſtrecker iſt 
an dem Widerruf feiner Beſtellung unmittelbar intereſſiert. Die nächſten Intereſſenten 
an den in familienrechtlicher Beziehung getroffenen Anordnungen (Vorbem vor $ 2064) 
ergeben ſich von ſelbſt. Maßgebend für das Intereſſe iſt die Zeit des Erbfalls. Da 
aber die Wirkung der Ausſchlagung auf dieſen Zeitpunkt zurückverlegt wird ($ 1953 
A1) ſo muß bezüglich der Erbeinſetzung und des Vermächtniſſes (8 2180 Abſ 3), wenn der eigent⸗ 
lich Anfechtungsberechtigte ausſchlägt, auch der ſtatt ſeiner Berufene als unmittelbar beteiligt 
und deshalb anfechtungsberechtigt gelten. Ob der zunachſt Berechtigte ſogleich ausgeſchlagen 
oder erſt angefochten und dann ausgeſchlagen hat (ſoweit die Anfechtung nicht als Annahme 
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zu gelten hat, 8 1943 oder ſoweit die hierin zu befindende Annahme nicht mit Erfolg angefochten 
iſt, § 1954), macht keinen Unterſchied. Jedenfalls bricht mit der Ausſchlagung auch feine 
Legitimation zur Anfechtung nachträglich, aber mit Rückbeziehung auf die Zeit des Erbfalls 
zuſammen. Das Gleiche hat zu gelten, wenn der Nächſtberechtigte für erbun würdig 
erklärt wird (8 2344). Die Anfechtung der letztwilligen Verfügung kann dem hierdurch Be- 
nachteiligten nur dann zuſtatten kommen, wenn ſie den erlittenen Nachteil auch 
wirklich auszugleichen vermag. Dies iſt nicht der Fall, wenn der Erblaſſer zwar dem Fremden 
X eine Zuwendung machen wollte, ſich aber durch Irrtum oder Drohung hiervon hat ab⸗ 
halten laſſen. Die Anfechtung (des X) kann niemals den Erfolg haben, einem zwar gehegten, 
aber überhaupt nicht erklärten Willen des Erblaſſers Geltung zu verſchaffen. 

2. Wenn der Erblaſſer aus Irrtum ſeinen Bruder 4 nur deshalb nicht bedacht hat, 
weil er ihn verſtorben glaubte, ſo iſt nur A und wenn er nach dem Erblaſſer ſtirbt, ſo ſind nur 
feine Kinder und Erben aus § 2078 anfechtungsberechtigt. Sie find es aber nicht, wenn A 
ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben iſt, obwohl ſie im Falle erfolgreicher Anfechtung 
unmittelbar als geſetzliche Erben in Betracht kämen. Denn auf die Kinder hatte ſich der Irr⸗ 
tum des Erblaſſers nicht bezogen. Im Fall der Drohung gilt die Beſchränkung des Abf 2 nicht. 
Doch iſt nach Abſ 1 nur anfechtungsberechtigt, wem die Anfechtung zuſtatten kommt (A1 a E). 

3. Das einmal entſtandene Anfechtungsrecht iſt Vermögensrecht und deshalb ver⸗ 
erblich. Dagegen iſt das nackte Recht unter Lebenden nicht übertragbar, da die Entſcheidung 
darüber, ob hiervon Gebrauch zu machen ſei, nur demjenigen zuſteht, auf deſſen Perſon die 
Vorausſetzungen des $ 2080 zutreffen. Nur nach feiner Perſon beſtimmt ſich auch der 
Friſtenlauf. Wohl aber kann es der Ausübung nach einem Dritten überlaſſen werden. Hat 
der Berechtigte das im Wege der Anfechtung erſt zu verwirklichende Recht (das Recht auf den 
Nachlaßanteil $ 2033, die Vermächtnisforderung) übertragen, fo muß auch das hierzu dienende 
Anfechtungsrecht als mit übertragen gelten. Umgekehrt kann mit Abtretung des Anfechtungs⸗ 
rechts die Abtretung des damit erſt zu erſtreitenden Rechts gemeint ſein. Zuſammen mit 
dieſem Recht iſt das Anfechtungsrecht auch pfänd bar. Doch kann der Schuldner nicht 
wider ſeinen Willen zur Anfechtungserklärung genötigt werden. — Von mehreren Be⸗ 
rechtigten iſt jeder für ſich zur Ausübung des Anfechtungsrechts befugt, ſoweit die Voraus- 
ſetzung des Abſ 1 auf ihn zutrifft. 


8 2081 


Die Anfechtung einer letztwilligen Verfügung, durch die ein Erbe einge⸗ 
ſetzt, ein geſetzlicher Erbe von der Erbfolge ausgeſchloſſen, ein Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ernannt oder eine Verfügung ſolcher Art aufgehoben wird, erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte !). 

Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtungserklärung demjenigen mitteilen, 
welchem die angefochtene Verfügung unmittelbar zuſtatten kommt. Es hal 
die Einſicht der Erklärung jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe 
glaubhaft macht ?). 0 £ 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt auch für die Anfechtung einer letztwilligen 
Verfügung, durch die ein Recht für einen andern nicht begründet wird, ins⸗ 
beſondere für die Anfechtung einer Auflage“). 

E II 1954 P 5, 66—68, 70—72; 6, 344. 

1. Abweichend von der Regel des $ 143 Abſ 1, wonach die Anfechtung dem jeweiligen 
Anfechtungsgegner gegenüber zu erklären iſt, ſchreibt das Geſetz in den Fällen des Abſ 1 und 3 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht vor (fo auch $ 1955). Sie bedarf keiner beſonderen 
Form, muß aber, um wirkſam zu werden, dem Nachlaßgericht zugegangen fein (§ 130). Erb- 
einſetzung §8 2087ff. einſchließlich der Einſetzung eines Nacherben $2100, Ausſchließung 9 1938, 
Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers und Beſtimmung feines Wirkungskreiſes 55 2197ff., 
Aufhebung ſolcher Verfügungen 89 2253 ff. 

2. Mitteilungspflicht übereinſtimmend mit 88 1953, 1957 u. a. Die Wirkſamkeit 
der Anfechtung ſelbſt iſt hiervon nicht abhängig. Die Mitteilung an den Antragsgegner kann 
aber eine Anfechtung erſetzen, die nach der Regel des $ 143 unmittelbar dieſem Gegner gegen- 
über abzugeben geweſen wäre. 

3. Nur Verpflichtungen, keine Rechte werden begründet durch die Auflage (§ 1940), 
durch das Verbot der Auseinanderſetzung ($ 2044) und durch familienrechtliche Anordnungen 
(Vorbem vor $ 2064), ebenſowenig durch Aufhebung derartiger Verfügungen. Dasſelbe gilt 
von Beſchränkungen und Entziehung des Pflichtteils (58 2305, 2336). Auch hier geſchieht in 
Ermangelung eines Berechtigten die Anfechtung gegenüber dem Nachlaßgerichte. Die Regel 
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des 8 143 Abſ 1 bleibt deshalb in der Hauptſache nur beſtehen, wenn es ſich um die Anfechtung 
von Vermächtnis⸗ und (Rechte begründenden) Teilungsanordnungen ($ 2048) oder um Auf⸗ 
hebung ſolcher Anordnungen handelt. 


\ 9 2082 


Die Anfechtung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen!). 

Die griſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungs berechtigte 
von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden 
die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206, 207 eutſprechende 
Anwendung ). 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem Erbfalle dreißig Jahre 
verſtrichen ſind “. 

E 1 1785 II 1955 M 5, 68, 69; 6, 396. 

1. Die (abweichend von $ 121 Abſ 1 beſtimmte) Jahresfriſt iſt als geſetzliche Ausſchluß⸗ 
friſt ſowohl dem Anfechtungsgegner im Falle des $ 143 als dem Nachlaßgerichte gegenüber 
(5 2081) maßgebend. Friſtberechnung 85 187, 188. 

2. Kenntnis erlangen vgl. f 1944 A3. Der Anfechtungsgrund ift mit dem 
Erbfall und dem Inhalt der letztwilligen Verfügung in Verbindung mit den einen Irrtum 
des Erblaſſers oder einen gegen ihn ausgeübten Zwang ergebenden Tatumſtänden der 39 2078, 
2079 entſtanden. Von alledem muß der Anfechtungsberechtigte Kenntnis erlangt haben. Der 
Friſtbeginn iſt nicht wie in 1944 Abs 2 auf die Verkündung der Verfügung abgeſtellt. Es 
genügt, daß er irgendwie von ihrem Inhalt unterrichtet worden iſt (RG 66, 31). 5 20 3: Still. 
ſtand der Rechtspflege und höhere Gewalt, § 206: Mangel der Vertretung des Geſchäfts⸗ 
unfähigen ꝛc. § 207: wenn das Anfechtungsrecht zu einem Nachlaſſe gehört oder gegen den 
Nachlaß des Anfechtungsgegners zuſteht. 

3. Die dreißigjährige Friſt (entſprechend 9195) greift ohne Rückſicht auf erlangte Kennt⸗ 
nis durch. Den Beweis, daß er die Jahresfriſt eingehalten habe, hat der Anfechtende zu führen. 
Dem Gegner ſteht der Gegenbeweis ſchon früher erlangter Kenntnis offen. — Geltendmachung 
nach Friſtablauf $ 2083. 


8 2083 


Iſt eine letztwillige Verfügung, durch die eine Verpflichtung zu einer 
Leiſtung begründet wird, anfechtbar, ſo kann der Beſchwerte die Leiſtung ver⸗ 
weigern, auch wenn die Anfechtung nach § 2082 ausgeſchloſſen iſt!). 

E II 1956 P 5, 70. 

1. Der wegen Friſtablaufs nicht mehr verfolgbare Anfechtungsanſpruch kann zeitli 
unbeſchränkt noch durch Einrede geltend gemacht werden, este 12155 4 
fechtbare Verfügung eine Leiſtung (Vermächtnis, Auflage, Einwerfung eines Vorempfangs) 
auferlegt iſt (ähnlich $$ 821, 853). Einer beſonderen Anfechtungserklärung nach 99 2081, 143 
bedarf es in dieſem Falle nicht. Auf Erbeinſetzungen oder Teilungsanordnungen iſt die Vor⸗ 
ſchrift nicht anwendbar, da es ſich hierbei nicht um Leiſtungen handelt. — Übertragen auf den 
Fall der Erbunwürdigkeit $ 2345. 


8 2084 


Läßt der Inhalt einer letztwilligen Verfügung verſchiedene Auslegungen 
zu, ſo iſt im Zweifel diejenige Auslegung vorzuziehen, bei welcher die Ver⸗ 
fügung Erfolg haben kann!“). 

E 1 1778 11 1957 M 5, 43—45 P 5, 43, 44. 

1. Die Vorſchrift gibt die allgemeine Auslegungs regel des § 133 in befon . 
ziehung auf das Erbrecht wieder. Sie geht nicht darauf an den Vedachten 1 
ſondern nur darauf, wenn verſchiedene Auslegungen möglich ſind, die Aufrechterhaltung 
der letztwilligen Verfügung, ohne Rückſicht auf ihren Inhalt zu fördern (RG Gruch 53, 97, 
vgl. auch $ 140). Im übrigen iſt die Auslegung durch keinerlei Regeln beengt. Sie findet 
nur darin ihre Grenze, daß ſie einmal an der vorliegenden Willens erklärung irgend 
einen, wenn auch noch ſo geringen Anhalt finden muß, anderſeits dem völlig unzweideutig 
ausgedrückten Willen nicht geradezu zuwiderlaufen darf. Innerhalb dieſer Grenzen können 
auch ſonſtige formloſe Außerungen des Erblaſſers und außerhalb des Teſtamenks liegende 
Umſtände für die Willenserforſchung verwertet werden. Auch ſtillſchweigende Willens⸗ 
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erklärungen find wirkſam (RG 14. 11. 04 IV 170/04). Die Vorſchrift gilt auch für Auslegung 
der vor 1. 1. 00 errichteten Teſtamente. Doch iſt auf die dem Erblaſſer etwa bekannten Aus 
legungsregeln und die Sprachweiſe des älteren Rechts inſofern Bedacht zu nehmen, als er ſich 
dem anpaſſen und feinen Inhalt zum Beſtandteil feines Willens machen wollte (RG 69, 83, 
f. auch JW 02 Beil 216°°, JW 04, 144). Authentiſche Auslegung durch TB ift für den Richter 
nicht maßgebend, RG 66, 103. 


8 2085 


Die Unwirkſamkeit einer von mehreren in einem Teſtament enthaltenen 
Verfügungen hat die Unwirkſamkeit der übrigen Verfügungen nur zur Folge, 
wenn anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer dieſe ohne die unwirkſame Verfügung 
nicht getroffen haben würde ). 

E I 1787 II 1958 M 5, 60 P 5, 69. 

1. Der Grundſatz des $ 139, daß teilweiſe Nichtigkeit in der Regel das ganze Rechts⸗ 
geſchäft nichtig mache, iſt zwar für das gegenſeitige Teſtament und den Erbvertrag feſtgehalten 
($$ 2270, 2298), aber für Teſtamente in das Gegenteil ver kehrt: grundſätzliche Selbſtändig⸗ 
keit der mehreren im Teſtament getroffenen Einzelverfügungen. Steht biernach die Un⸗ 
wirkſamteit der einen Verfügung feſt, ſo iſt derjenige, welcher die Unwirkſamkeit auch der 
übrigen Verfügungen behauptet, beweispflichtig dafür, daß ſie der Erblaſſer ohne 
die unwirkſame Verfügung nicht getroffen haben würde (R 63, 29). Beſondere Anwendung 
des Grundſatzes beim Vermächtnis 8 2161, bei der unter einer Auflage gemachten Zuwendung 
$ 2195, bei Zuwendungen an Urkundsperſonen $ 2235, bei Beurteilung der Tragweite des 
Widerrufs 5 2258. Zuwendung und Auflage find im Verhältnis zueinander ſelbſtändige 
Verfügungen. Teilweiſe Unwirkſamkeit der Zuwendung hat deshalb nicht notwendig den 
Wegfall der damit verknüpften Auflage zur Folge, wenn nicht vom Erblaſſer die Abhängig⸗ 
keit der Auflage vom Beſtande der Zuwendung gewollt war (RG Gruch 52, 1087). Ein 
Nachtragsteſtament kann trotz Nichtigkeit des erſten Teſtaments bei Kräften bleiben (RG 
Warn 08 Ne 74). Die Unwirkſamkeit begreift nicht bloß die Nichtigkeit ((wegen Formmangels 
NS 63, 23) ſondern auch das Hinfälligwerden des Teſtaments aus andern Gründen: Aus⸗ 
ſchlagung, Ausfall der Bedingung uſw. (testamentum destitutum) in ſich. 


$ 2086 


Iſt einer letztwilligen Verfügung der Vorbehalt einer Ergänzung bei- 
gefügt, die Ergänzung aber unterblieben, ſo iſt die Verfügung wirkſam, ſofern 
nicht anzunehmen iſt, daß die Wirkſamkeit von der Ergänzung abhängig ſein 
ſollte ). 

E I 1767 11 1859 M 5, 31, 32 P 5, 21. 

1. Während Unvollſtändigkeit der Einigung im Zweifel das Zuſtandekommen des 
Vertrags hindert ($ 154), gilt im Gegenteil die letztwillige Verfügung als jetzt ſchon wirkſam, 
obgleich der Erblaſſer durch einen Vorbehalt in der Verfügung ſelbſt angedeutet hat, 
daß fie in der vorliegenden Geftalt ſeinen endgültigen letzten Willen noch nicht enthalte. Der 
Beweis, daß ſie als jetzt ſchon wirkſam nicht gewollt fei, liegt demjenigen ob, welcher ſich 
auf die Unwirkſamkeit beruft. — Der Vorbehalt von Nachzetteln (Kodizillarklauſel) 
iſt für das BGB bedeutungslos, da auch die „Ergänzung“ immer an die Formen der letzt⸗ 
willigen Verfügung gebunden ift. Dasſelbe gilt von den im Teſtament in Bezug genommenen 
Urkunden, ſoweit ſie das Teſtament ergänzende Willenserklarungen, nicht bloß genauere Be⸗ 
zeichnungen und Erläuterungen des Erklärten enthalten (testamentum mysticum). 


Zweiter Titel 
Erbeinſetzung 


8 2087 
Hat der Erblaſſer ſein Vermögen oder einen Bruchteil ſeines Vermögens 
dem Bedachten zugewendet, jo iſt die Verfügung als Erbeinſetzung anzusehen, 
auch wenn der Bedachte nicht als Erbe bezeichnet iſt !). 


Erbeinſetzung 55 2087—2089 521 


Sind dem Bedachten nur einzelne Gegenſtände zugewendet, ſo iſt im 
Zweifel nicht anzunehmen, daß er Erbe ſein ſoll, auch wenn er als Erbe be: 
zeichnet iſt!). 

E 1 1788 I1 1960 M 5, 61 P 5, 72, 73; 6, 347, 348. 

1. Es kommt lediglich auf den ſachlichen und rechtlichen Inhalt der letztwilligen Ver⸗ 
ügung, nicht auf die geſetzestechniſche Bezeichnung oder auf ſakramentale Worte an ($ 133). 
915 die Erbeinſetzung (81937) iſt deshalb entſcheidend, ob nach dem Willen des Erblaſſers fein 
Vermögen als Ganzes oder nach Bruchteilen des Ganzen auf einen oder mehrere andere 
Perſonen übergehen ſoll ($ 1922). Bedingte und befristete Erbeinſetzung $ 2074. Ob und 
mit welchem Inhalt eine alternative Erbeinſetzung wirkſam iſt, unterliegt freier Auslegung. 
Sie kann als unbedingt gewollt auch in einen Bedingungsſatz eingekleidet ſein (positus in 
condicione). Daß die Erbeinſetzung die ganze Erbſchaft vergebe, iſt nicht erforderlich (§ 2088). 

2. Mit Zuwendung einzelner Gegenſtände (Sachen oder Rechte $ 90) oder mit Zu⸗ 
wendung des Pflichtteils (RG 61, 15) will der Erblaſſer, wenn er ſich über die rechtliche B. 
deutung feiner Verfügung klar iſt, nur Forderungen an feinen Nachlaß begründen ($$ 1939, 
2174, 2304, 2317). So legt das Geſetz ſeinen Willen „im Zweifel“ ſogar dann aus, wenn er 
ſich hierbei der techniſchen Bezeichnung „Erbe“ bedient hat. Es kann ſich aber hinter dem 
ungenauen nur einzelne Gegenſtände hervorhebenden Ausdruck auch wahrer Erbeinſetzungs⸗ 
wille verbergen. So wenn das ganze Vermögen nur nach beſonders wichtigen Vermögens⸗ 
ſtücken bezeichnet wird (mein Hof, mein Geſchäft, meine Wertpapiere) oder wenn das Vermögen 
nach Gruppen von Gegenſtänden ganz oder doch vermeintlich ganz aufgeteilt wird (bewegliches, 
unbewegliches Vermögen). Auch die Zuwendung einer Summe kann unter Umſtänden als 
Bruchteil der zu einem gewiſſen Wert veranſchlagten Erbſchaft gemeint ſein. Inſoweit iſt auch 
nach BGB Erbeinſetzung ex re certa möglich. Gegebenenfalls find dann die Bruchteile nach 
dem Wertsverhältnis der einzelnen Gegenſtände zu beſtimmen, es kann auch Exrbeinfegun, 
unter gegenſeitiger Beſchwerung mit Vermächtniſſen oder Teilungsanordnungen gewollt ſein. 
Zuwendung einer dem Erblaſſer ſelbſt angefallenen Erbſchaft oder der Bruchteile einer ſolchen 
Erbſchaft iſt regelmäßig Vermächtnis (5 1939 A 2). Ebenſo Bruchteil vom Reinertrag der 
Erbſchaft, den der Erbe mit dem Bedachten teilen ſoll (legatum partitionis). Dagegen e 
Nacherbfolge, wenn dem Erben auferlegt iſt, die ganze Erbſchaft an einen Dritten heraus⸗ 
zugeben, § 2103. 


8 2088 


Hat der Erblaſſer nur einen Erben eingeſetzt und die Einſetzung auf einen 
Bruchteil der Erbſchaft beſchränkt, ſo tritt in Anſehung des übrigen Teiles die 
geſetzliche Erbfolge ein. 

Das Gleiche gilt, wenn der Erblaſſer mehrere Erben unter Beſchränkung 
eines jeden auf einen Bruchteil eingeſetzt hat und die Bruchteile das Ganze 
nicht erſchöpfen !). 

E 11790 11 1961 M 5, 63, 64 P 5, 73, 74. 

1. Das BGB lehnt hiermit den Satz ab: nemo pro parte testatus pro parte intestatus 
decedere potest. Vorausgeſetzt ift, daß der oder die mehreren eingeſetzten Erben auf — für 
jeden beſonders oder gemeinſchaftlich — ausgeworfene Bruchteile beſchränkt ſind, die den 
Nachlaß nicht erſchöpfen und nach der Anſicht des Erblaſſers nicht erſchöpfen ſollten. Sonſt 
Thlägt s 2089 ein. Gehört der eingeſetzte zugleich zu den geſetzlichen Erben, fo iſt Auslegungs⸗ 
frage, ob und wieweit er in letzterer Eigenſchaft nochmals zur Erbfolge gelangen ſoll. 


8 2089 


Sollen die eingeſetzten Erben nach dem Willen des Erblaſſers die allei⸗ 
nigen Erben ſein, ſo tritt, wenn jeder von ihnen auf einen Bruchteil der Erb⸗ 
ſchaft eingeſetzt iſt und die Bruchteile das Ganze nicht erſchöpfen, eine ver 
hältnismäßige Erhöhung der Bruchteile ein!)). 

E 1 1794 II 1964 M 5, 65, 66 P 5, 74. 

1. Die Berufenen ſind die alleinigen Erben, wenn ſie nach dem Willen des Erblaſſers 
nicht, wie im Falle des $ 2088 auf Bruchteile beſchränkt find. Das Verhältnis der beſtimmten 
Bruchteile zueinander, nicht Kopfteile find maßgebend. Es find eingeſetzt A zu ½8, B zu ½, 
C zu ½ oder auf den gemeinſchaftlichen niedrigſten Nenner gebracht A zu ½, B zu Spas, 
C zu ½4. Sie erben (8-+64+3 — 17) je / , / und 3/17. Ebenſo beim Vermächtnis $ 2157 
Gemeinſchaftlicher Erbteil § 2093. 
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8 2090 


Iſt jeder der eingeſetzten Erben auf einen Bruchteil der Erbſchaft ein⸗ 
geſetzt und überſteigen die Bruchteile das Ganze, ſo tritt eine verhältnismäßige 
Minderung der Bruchteile ein). 

E 1 1793 II 1963 M 5, 65 P 5, 74. 

1. Es find A zu Ya, B zu ½, C zu ½¼ eingeſetzt oder auf den gemeinſchaftlichen nied⸗ 
rigſten Nenner gebracht A zu /, B zu ¼12, C zu 8/12. Sie erben (6 + 4+3— 13) je %ıs, 
16, und 3/13. Ebenſo beim Vermächtnis $ 2157. Gemeinſchaftlicher Erbteil $ 2093. S. auch 
$ 2092 Abſ 2. Daß die Auslegung zu einem andern Ergebnis führt, iſt nicht ausgeſchloſſen. 
Wird der Nachlaß nach und nach in aufeinanderfolgenden Teſtamenten vergeben, ſo kommt 
auch § 2258 in Betracht. 

8 2091 

Sind mehrere Erben eingeſetzt, ohne daß die Erbteile beſtimmt ſind, ſo 
ſind fie zu gleichen Teilen eingeſetzt, ſoweit ſich nicht aus den §8 2066 bis 2069 
ein anderes ergibt“). 

E I 1792 II 1962 M 5, 64 „65 P 5, 74. 

1. Sind die Erbteile unbeſtimmt gelaſſen und kann durch Auslegung ein anderer Wille 
des Erblaſſers nicht ermittelt werden (ſo insbeſondere aus der Gruppierung der Erben nach 
Stämmen, „Frau und Kinder“ oder andern auf das e o en en Ben Inmungen), 
ſo ergänzt ihn das Geſetz dahin, daß Teilung nach Köpfen gewollt ſei (ſo insbeſondere, 
wenn die Erben hintereinander namentlich aufgeführt find). Es behandeln $ 2066: Einſetzung 
der geſetzlichen Erben“ $ 2067: der „Verwandten“ 5 2068: der, Kinder , 2069: der „eigenen 
Abkömmlinge“. Für Einſetzung der Enkel ſtellt das BOB keine Regel auf. Ebenſo beim 
Vermächtnis $ 2157. Gemeinſchaftlicher Erbteil $ 2093. Unbeſtimmtheit infolge eines nicht 
ergänzten Vorbehalts $ 2086. 

8 2092 


Sind von mehreren Erben die einen auf Bruchteile, die andern ohne 
Bruchteile eingeſetzt, ſo erhalten die letzteren den freigebliebenen Teil der 
Erbſchaft !). 4 j 

Erſchöpfen die beſtimmten Bruchteile die Erbſchaft, jo tritt eine ber: 
hältnismäßige Minderung der Bruchteile in der Weiſe ein, daß jeder der ohne 
Bruchteile eingeſetzten Erben ſo viel erhält wie der mit dem geringſten Bruch⸗ 
teile bedachte Erbe). 

E 1 1795 11 1965 M 5, 66—68 P 5, 74, 75. 

1. Eingeſetzt find A zu , B zu ½, C und D ohne Bruchteile. Es erhalten C und D die 
freigebliebenen 14 und zwar gemäß $ 2091 zu gleichen Teilen, ſomit jeder 5/4 der Erbſchaft. 

2. Eingeſetzt find A zu ¾5, B zu ½, C und D ohne Bruchteile. Es erhalten zunächſt 
C unb D jeder ſoviel wie B, alſo je /. Gemäß $ 2090 find ſodann die auf ¼, Ya, ½ ä und I/s 
anzunehmenden Erbteile in 9/12, ¼12, /, ½2 oder ä, *aı, ½1, ½ = 2½i1 umzuwandeln. 
Sind die Erben ausdrücklich auf den nach Abzug der beſtimmten Bruchteile verbleibenden 
Überreſt eingeſetzt, jo iſt die Erbeinſetzung im Falle des Abſ 2 widerſinnig und könnte nur 
gehalten werden, wenn damit Erſatz⸗ oder Nacherbenberufung gewollt iſt. Ebenſo beim Ver⸗ 
mächtnis $ 2157. Das Vorausvermächtnis gilt für den damit bedachten Erben als reines Ver⸗ 
mächtnis ($ 2150) und erleidet deshalb keine Minderung. Gemeinſchaftlicher Erbteil $ 2098. 


8 2093 


Sind einige von mehreren Erben auf einen und denſelben Bruchteil der 
Erbſchaft eingeſetzt (gemeinſchaftlicher Erbteil) ), jo finden in Anſehung des 
gemeinſchaftlichen Erbteils die Vorſchriften der §8 2089 bis 2092 entſprechende 
Anwendung). 

E 1 1796 11 1966 M 5, 68, 69 P 5, 75. 

1. Der gemeinſchaftliche Erbteil, deſſen Begriffsbeſtimmung hier gegeben wird, be⸗ 
gründet nach dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers eine beſondere Gemeinſchaft der darauf 
berufenen Erbengruppen oder Untergruppen, die vermöge des Anwachſungsrechts (88 2094, 
2095) und der Bevorzugung in der Erſatzerbfolge ($ 2098 Abſ 2) auch beim Wegfall einzelner 
daran beteiligter Erben aufrecht erhalten bleibt. Ob der Erblaſſer die mehreren Erben auf 
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einen und denſelben Erbteil berufen wollte, iſt durch freie Auslegung zu er⸗ 
mitteln. Die bloße Zuſammenfaſſung mehrerer in einem Satze (A, B und C ſollen 8 erben) 
oder unter einer Geſamtbezeichnung (meine Brüder ſollen die Hälfte erben) wird in der Regel 
nicht genügen (verbis conjuncti). Eher wird die Zuſammenfaſſung verſchiedener Erben⸗ 
gruppen unter gemeinſamen laufenden Ziffern einen Anhalt bieten. Dagegen wird gemein- 
ſchaftlicher Erbteil anzunehmen fein, wenn mehrere als wahre Erben ($ 2087 A 2) auf den⸗ 
felben Gegenſtand (A und B auf das Gut, C und D auf das Kapitalvermögen) berufen find 
(re et verbis conjuncti). Gemeinſchaftlichkeit des Erbteils kann auch beabſichtigt ſein, wenn 
der Erblaſſer daneben noch die auf die einzelnen entfallenden Unterbruchteile beſtimmt hat 
(A, B und C ſollen zuſammen ein Drittel und zwar A 2/9, B und C je Yıs erben). 

2. Die Unterbruchteile der mehreren auf denſelben Bruchteil eingeſetzten Erben ſind, 
wenn der Erblaſſer nicht anders verfügt hat oder $$ 2066—2069 eingreifen, unter ſich gleich 
($ 2091). In den befonderen Fällen der 55 2089, 2090, 2092 beſtimmen fie ſich nach den 
dort gegebenen Vorſchriften. — Gemeinſchaftliches Vermächtnis $ 2157. 


8 2094 

Sind mehrere Erben in der Weiſe eingeſetzt, daß ſie die geſetzliche Erb⸗ 
folge ausſchließen, und fällt einer der Erben vor oder nach dem Eintritte des 
Erbfalls weg!), jo wächſt deſſen Erbteil den übrigen Erben nach dem Ber: 
hältnis ihrer Erbteile an?). Sind einige der Erben auf einen gemeinſchaſt⸗ 
lichen Erbteil eingeſetzt, jo tritt die Anwachſung zunächſt unter ihnen ein“). 

Iſt durch die Erbeinſetzung nur über einen Teil der Erbſchaft verfügt und 
findet in Anſehung des übrigen Teiles die geſetzliche Erbfolge ſtatt, ſo tritt die 
Anwachſung unter den eingeſetzten Erben nur ein, ſoweit ſie auf einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Erbteil eingeſetzt ſind ). 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließens, 

E 1 1797, 1798 Abſ 1 II 1967 M 5, 69—72 P 5, 75, 76. 

1. Das BGB ſpricht von Anwachſung im techniſchen Sinne nur bei der gewillkürten 
Erbfolge, wendet aber den Grundſatz des $ 2094 auch auf den Fall der Erhöhung des 
Erbteils bei der geſetzlichen Erbfolge an ($ 1935). Vorausſetzung iſt, daß die geſetzliche 
Erbfolge ausgeſchloſſen iſt ($ 1938), ſei es, daß der Erblaſſer die Erbſchaft ganz vergeben 
oder bei nicht erſchöpfender Vergebung doch ſoviel zu erkennen gegeben hat, daß die einge⸗ 
ſetzten ſeine alleinigen Erben fein follten ($ 2089). Ferner daß einer der eingeſetzten Erben 
vor dem Erbfall (durch Tod § 1923, Erbverzicht $ 2352) oder nach dem Erbfall (durch Aus⸗ 
ſchlagung § 1953, Erbunwürdigkeit $ 2344 oder durch Nichterleben der aufſchiebenden Be- 
dingung 5 2074) weggefallen iſt. Wegfall durch Eintritt der auflöſenden Bedingung ſ. 9 2104 
A 1. Auch Wegfall infolge durchgeführter Anfechtung (J 2078 ff.) gehört hierher. Iſt dieſer 
Fall vom Erblaſſer nicht vorgeſehen, ſo ergänzt das Geſetz ſeinen mutmaßlichen Willen dahin, 
daß auch in den Erbteil des Weggefallenen die geſetzliche Erbfolge ausgeſchloſſen, dieſer frei⸗ 
gewordene Erbteil vielmehr den übrigen eingeſetzten Erben zugewendet ſein ſolle. Der 
in dieſer Weiſe anwachſende Erbteil gilt nach $ 1953 Abſ 2 bereits mit dem Erbfall als an- 
gefallen und geht, wenn einer der eingeſetzten Erben nach dem Erblaſſer verſtirbt, zuſammen 
mit dem urſprünglichen Erbteil auf deſſen Erben über ($ 1952). Beide Erbteile, der urſprüng⸗ 
liche und der angewachſene bilden, abgeſehen von den Sondervorſchriften der §8 2007, 2095, 
zuſammen einen einheitlichen Erbteil: portio portioni accrescit. Die Annahme oder Aus⸗ 
ſchlagung des urſprünglichen ergreift mit Notwendigkeit auch den erſt ſpäter anwachſenden 
Erbteil ($ 1951 Abſ 2). 

2. Verhältnis der Erbteile. Es ſind eingeſetzt A zu ½, B zu ½, C zu Ye. A fällt 
weg. Von feinem Erbteil (/) wachſen an 8 (oder 7 der ganzen Erbſchaft) dem B, Als (oder 
½ der ganzen Erbſchaft) dem C. Es erben ſomit B ½-J) = 8, C ½ 1/8 — ½ der Erb- 
ſchaft. B und C teilen mithin die Erbſchaft, wie wenn A überhaupt nicht bedacht wäre 
($ 2089). 

3. Gemeinſchaftlicher Erbteil d 2093. Es find eingeſetzt A zu Ys, B zu ½, C und 
D gemeinſchaftlich auf 12. Es fallen weg erſt D, ſodann C. Der Anteil des D (¼4) wächſt 
zunächſt an dem C, deſſen Erbteil ſich hierdurch auf 5/2 der Erbſchaft erhöht. Dieſe 5/13 
wachſen de mächſt mit S/ıaxt/—d/a dem A, mit / / e dem B an. Es erben 
ſomit A ½9/1 — ½%, B 1-5/2 — ½ der Erbſchaft. 

4. Im Falle des Abſ 2 ($ 2088 Abſ 2) Zuſammentreffen der gewillkürten und der 
geſetzlichen Erbfolge gilt die Anwachſung in der Regel nicht als gewollt. Der durch Wegfall 
eines eingeſetzten Erben frei werdende Erbteil vererbt ſich weiter nach der geſetzlichen Erb⸗ 
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folge. Nur innerhalb der auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil ($ 2093) be⸗ 
rufenen Erbengruppe findet Anwachſung ſtatt. Ob und inwieweit ſchon in der Beſchränkung 
der eingeſetzten Erben auf einen Teil der Erbſchaft die Berufung dieſer Erben auf einen ge⸗ 
meinſchaftlichen Erbteil zu finden ſei, iſt Auslegungsfrage. 

5. Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließen nur durch letztwillige Verfügung, 
es muß aber nicht mit ausdrücklichen Worten geſchehen. Sie iſt immer ausgeſchloſſen im 
Falle der Berufung eines Erſatzerben ($ 2099), zu denen nach $ 2069 A 2 auch die nachrücken den 
Abkömmlinge gehören, oder eines Nacherben (§ 2102). Die Anwachſung kann auch nur be- 
züglich eines einzelnen Miterben ausgeſchloſſen ſein. Sei es, daß er ausdrücklich auf das ihm 
zugewendete Erbteil beſchränkt iſt. So, wenn er nur auf den Pflichtteil eingeſetzt iſt 
( 2304). Oder daß fein Erbteil ausdrücklich von der Anwachſung ausgenommen und damit 
feinen geſetzlichen Erben zugewendet iſt. — Der anwachſende Erbteil ift auch Beſtandteil 
der Nacherbſchaft, § 2110, gilt aber beim Erbſchaftskauf im Zweifel als nicht mit veräußert, 
5 2373. Anwachſung bei Vermächtniſſen 38 2158, 2159, beim Erbvertrag 5 2279 A 1. 


8 2095 


Der durch Anwachſung einem Erben anfallende Erbteil gilt in Anſehung 
der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer Erbe oder der wegfallende 
Erbe beſchwert ift?), ſowie in Anſehung der Ausgleichungspflicht?) als be⸗ 
ſonderer Erbteil“). 

E 1 1799 II 1968 M 5, 73, 74 P 5, 76; 6, 90. 

1. Wörtlich übereinſtimmend mit § 1935 (Erhöhung des geſetzlichen Erbteils). Der 
Grundſatz der Einheitlichkeit beider Erbteile (§ 2094 A 1) iſt inſofern ſtreng durchgeführt, als 
die Annahme oder Ausſchlagung des einen ſtets auch den andern Erbteil ergreift und als der 
Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten im allgemeinen unterſchiedslos mit beiden Erbteilen 
haftet (8 1935 A 4). Es würde aber zu unbilliger Beſchwerung des Erben führen, wenn er 
genötigt wäre, zur Tilgung der nur auf dem einen Erbteil ruhenden, dieſen überſchwerenden 
Verbindlichkeiten auch den andern freien Erbteil mit zu verwenden. Dies verhütet 52095, wie⸗ 
wohl nur in Beziehung auf Vermächtniſſe und Auflagen, die nach 88 2161, 2192 auch bei 
Wegfall des damit zunächſt Beſchwerten wirkſam bleiben. Vorausſetzung iſt nach $ 2007 
ferner, daß die Ben Erbteile verſchieden beſchwert find (Sonderfall bei 
Planck A 1). Die beſonderen Haftungsgrundſätze bei Vermächtniſſen und Auflagen ſ. $ 1992. 
Die Vorſchrift iſt namentlich dann von Bedeutung, wenn der Erbe mit beiden Erbteilen nur 
beſchränkt oder mit dem einen beſchränkt, mit dem andern unbeſchränkt haftet. Aber auch der 
ſchlechthin unbeſchränkt haftende Erbe kann in den Fällen des $ 2060 vermöge des beneficium 
divisionis wenigſtens ſoviel erreichen, daß ſich nach der Teilung ſeine Leiſtungspflicht bezüglich 
der auf dem urſprünglichen und dem anwachſenden Erbteil ruhenden Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen nur auf einen nach der Quote eines jeden dieſer Erbteile zu bemeſſenden Betrag be⸗ 
ſchränkt. Nur in Höhe dieſer Quote haftet er ſodann unbeſchränkt auch mit dem eigenen Ver⸗ 
mögen ($ 2060 A 1). 

2. Das Anwachſungsrecht gilt nur für die gewillkürte, die Ausgleichungspflicht nur 
für die geſetzliche Erbfolge. Es kann ſich deshalb hier nur um die letztwillige Berufung von 
Abkömmlingen nach $ 2052 handeln. Daß zugleich mit dem Erbteile des Wegfallenden auch 
feine Ausgleichungspflicht dem andern Erben anwächſt, ergibt $ 2051. Aus $ 2056 folgt, 
daß ungeachtet der Vereinigung beider Erbteile in einer Hand bei der Auseinanderſetzung 
ſowohl der mit der Ausgleichungspflicht überſchwerte (urſprüngliche oder anwachſende) Erb⸗ 
teil, wie auch die darauf laſtenden Vorempfängniſſe ganz außer Betracht zu bleiben haben. 

3. Der Erblaſſer kann abweichende Anordnungen treffen. Er kann zugunſten von 
Vermächtniſſen und Auflagen beſtimmen, daß ſie nicht bloß von dem urſprünglichen, ſondern 
auch von dem durch etwaige Anwachſung vergrößerten Erbteile zu tragen ſeien. Ebenſo 
bezüglich der Ausgleichungspflicht. Der Erbe darf jedoch hierdurch nicht im Pflichtteil ver⸗ 
kürzt werden (89 2306 Abf 1, 2318, 2316) und kann ſelbſtverſtändlich die Beſchränkung feiner 
Haftung dagegen geltend machen ($ 2007). — Gleiche Grundſätze beim Vermächtnis § 2159. 
Entſprechende Anwendbarkeit beim Verkauf unter Miterben $ 2034 A 2. 


8 2096 


Der Erblaſſer kann für den Fall, daß ein Erbe vor oder nach dem Ein⸗ 
tritte des Erbfalls wegfällt, einen andern als Erben einſetzen (Erſatzerbe) ). 

E I 1800 Il 1909 M 5, 74, 75, 77-79 P 5, 76. 

1. Die Einſetzung eines Erſatzerben iſt Erbeinſetzung unter einer aufſchiebe nden Be, 
dingung, würde alſo nach $ 2074 an ſich vorausſetzen, daß der Erſatzerbe den W egfall des zu. 
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nächſt Berufenen erlebt. Da indeſſen die Wirkung des Anfalls nach 88 1953, 2344 auf die Zeit 
des Erbfalls zurückbezogen wird, ſo genügt, daß der Erſatzerbe den Erbfall wenigſtens als 
Erzeugter erlebt hat ($ 1923). Stirbt er erſt nach dem Erbfall, aber vor Wegfall des zunächſt 
Berufenen, jo geht das Erſatzerbrecht auf die Erben des Erſatzerben über ($ 1952), wenn nicht 
ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt. Dagegen iſt kein Raum für die Erſatz⸗ 
erbfolge, wenn der zunächſt Berufene nach dem Erblaſſer, aber vor Ablauf der Ausſchlagungs⸗ 
friſt verſtirbt. Die Erbſchaft (das Ausſchlagungsrecht) geht dann auf die Erben des zunächſt 
Berufenen über, 81952. Erſt wenn dieſe ausſchlagen, tritt die Erſatzberufung in Kraft. Kraft 
geſetzlicher Vermutung gelten die Abkömmlinge eines vom Erblaſſer eingeſetzten 
eigenen Abkömmlings, falls dieſer nach der Teſtamentserrichtung wegfällt, ſtets als Erſatzerben 
berufen, $ 2069. Ebenſo gilt der Nacherbe zugleich als Erſatzerbe für den Vorerben berufen, 
52102. Der Erblaſſer kann mehrere Erſatzerben neben- oder hintereinander berufen. 
Der an zweiter oder ſpäterer Stelle berufene Erſatzerbe rückt auch dann ein, wenn ſeine nächſten 
Vordermänner ſchon vor dem zuerſt Berufenen weggefallen waren (substitutus substituto 
est substitutus instituto). Der Erſatzerbe kann Fremder oder Miterbe, er kann auf den ganzen 
Nachlaß oder einen Nachlaßanteil, an Stelle eines gewillkürten oder eines geſetzlichen Erben 
(5 2051 Abſ 2) berufen fein. Es kann unter Umſtänden auch nur gewollt fein, daß der Subſtitut 
an Stelle eines Pflichtteilsberechtigten in den dieſem zugewendeken Pflichtteil einrücken ſolle 
(RG 2. 7. 06 IV 40/06). Die Erbſchaft fällt ihm an mit dem Wegfall des Erben, jedoch nicht 
vor Eintritt des Erbfalls. Fällt fie erſt ſpäter an (Ausſchlagung, Erbunwürdigkeit des zuerſt 
Berufenen, Nichtigkeit und Anfechtbarkeit feiner Erbeinſetzung), fo wird doch die Annahme 
auf den Zeitpunkt des Erbfalls zurückbezogen ($$ 1953, 2344). Die Erſatzberufung kann auch 
auf den Fall beſchränkt ſein, daß der zunächſt Berufene nur aus einem beſtimmten Grunde 
wegfällt. Dann kann es ſich um eine echte Bedingung mit der Wirkung aus 5 2074 handeln. 
Die dem zunächſt Berufenen auferlegten Beſchwerungen gehen auf den Erſatzerben 
über ($$ 2161, 2192). Ebenſo die Ausgleichungspflicht (8 2051 Abſ 2). Auch an Teilungs⸗ 
anordnungen (5 2048) iſt er gebunden. Ob ſeine Berufung von derſelben Bedingung abhängig 
ſein ſoll, die dem zunächſt Berufenen geſetzt war, iſt Auslegungsfrage. Das Vorausver⸗ 
mächtnis ($ 2150) fällt dem Erſatzerben an, wenn es vom zunächſt Bedachten nicht ſchon er- 
worben war und nach $ 2190 als dem Erſatzerben zugewendet anzuſehen iſt (ſ. auch 592110 
Abſ 2, 2373). Auf den Voraus des überlebenden Ehegatten ($ 1932) hat der an ſeiner Statt 
berufene Erbe mangels des hierfür vorausgeſetzten perſönlichen Verhältniſſes zum Erblaſſer 
im Zweifel keinen Anſpruch. — Erſatzerbe beim Erbvertrag 5 2279. Erſatzvermächtnis 9 2190. 


8 2097 


Iſt jemand für den Fall, daß der zunächſt berufene Erbe nicht Erbe ſein 
kann, oder für den Fall, daß er nicht Erbe ſein will, als Erſatzerbe eingeſetzt, 
jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß er für beide Fälle eingeſetzt iſt !). 

E 1 1801 11 1970 M 5, 75 P 5, 76. 

1. Auslegungsregel. Ebenſo beim Erſatzvermächtnis § 2190. 


8 2098 


Sind die Erben gegenſeitig oder ſind für einen von ihnen die übrigen 
als Erſatzerben eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie nach dem Ver⸗ 
hältnis ihrer Erbteile als Erſatzerben eingeſetzt find‘). 

Sind die Erben gegenſeitig als Erſatzerben eingeſetzt, ſo gehen Erben, die 
auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil eingeſetzt ſind, im Zweifel als Erſatzerben 
für dieſen Erbteil den andern vor!). 

E 1 1803 II 1971 M 5, 76, 77 P 5, 77. 

1. Erben als Erſatzerben. A, B, C find zu Ya, ½ und ¼ eingeſetzt und gegenſeitig, 
oder es find B und C für A als Erſatzerben berufen. A fällt weg. B und C rücken (wie im 
Falle der Anwachſung $ 2094) in die Hälfte des A nach Verhältnis ihrer eigenen Erbteile 
(2:1) ein. Sie erben deshalb B ½- (½ von ½ ) ½ = 2½, C ½ ＋ (i%½ von ½ ) 
½ 1 der Erbſchaft. Sind nur einige der übrigen Miterben für einen oder mehrere Mit- 
erben als Erſatzerben eingeſetzt (A und B für C und D), jo rücken A und B gemäß $ 2091 
zu gleichen Teilen in die freiwerdenden Erbteile des C oder D ein. Das Geſetz gibt nur eine 
Auslegungsregel (im Zweifel). Waren z. B. für A feine Miterben B und C ſowie 
der Fremde X berufen, ſo käme in Frage, ob alle drei nach Kopfteilen, oder ob A und B nach 
Verhältnis ihrer Erbteile in den einen, X in den andren Kopfteil einrücken follen, 


526 Erbrecht Teſtament 


2. Gemeinſchaftlicher Erbteil 2093. A iſt zu ½, B, C und D find zuſammen auf Ya, 
alle vier ſind gegenſeitig als Erſatzerben eingeſetzt. B fällt weg. Dann rücken (wie im Falle 
der Anwachſung $ 2094) nur C und D in das freiwerdende Erbteil des B ein. A iſt nicht be- 
teiligt. Seine Erſatzberufung wird erſt wirkſam, wenn auch C und D weggefallen find. — Den 
Erbteib anzunehmen, den Erſatzerbteil aber auszuſchlagen oder umgekehrt iſt nur geſtattet, wenn 
beide Berufungen auf verſchiedenen Gründen (z. B. Teſtament und Erbvertrag) 
beruhen oder wenn der Erblaſſer eine verſchiedenartige Erklärung zugelaſſen hat ($ 1951 
Abſ 1, 2 und 3). Abweichend vom Anwachſungsrecht ($ 2095) gilt der Erſatzerbteil in allen 
Stücken, nicht bloß bezüglich der Vermächtniſſe, Auflagen und der Ausgleichungspflicht als 
beſonderer Erbteil ($ 2007). Erſatzvermächtnis $ 2190. 


8 2099 
Das Recht des Erſatzerben geht dem Anwachſungsrechte vor!). 


E 1 1798 Abf 2 II 1972 M 5, 73 P 5, 76. 

1. Erſatzerbe 5 2096, Anwachſungsrecht $ 2094. Die Einſetzung eines Erſatzerben 
bedeutet deshalb immer Ausſchließung der Anwachſung (§ 2094 Abſ 3). Ob der für mehrere 
Erben berufene Erſatzerbe bei Wegfall ſchon eines oder erſt aller Miterben einrücken ſoll, iſt 
Auslegungsfrage. Erſatzvermächtnis § 2190. 


Dritter Titel 


Einſetzung eines Nacherben 


Dem BG iſt der Satz: semel heres, semper heres unbekannt. Es läßt deshalb 
geſchehen, daß mehrere Perſonen, Vorerbe und Nacherbe, hintereinander Erben einer 
und derſelben Erbſchaft werden, 58 2100, 2139. Dieſe Geſtaltung der Erbfolge kann 
nur durch den Willen des Erblaſſers geſchaffen werden, die 38 2101—2107, 2110, 
helfen, ſoweit dieſer Wille unvollkommen ausgedrückt iſt, mit ergänzenden und aus⸗ 
legenden Beſtimmungen nach. Das Geſetz zieht aber der Wirkſamkeit der Nacherbeinſetzung 
zugleich gewiſſe zeitliche Grenzen (82109). Dem Nacherben wird ſchon mit dem Erbfalle eine 
Anwartſchaft auf die Nacherbfolge eröffnet, die ein Vermögensrecht darſtellt und regelmäßig 
veräußerlich und vererblich ift (§ 2108). In die wirkliche Erbenſtellung rückt er dagegen erſt 
mit „Eintritt des Falles der Nacherbfolge“ ein ($ 2139). Da auch der Vorerbe Herr der Erbſchaft 
iſt, fo ſteht ihm grundſätzlich die freie Verfügung über die Erbſchaftsgegenſtände zu ($ 2112). 
Seine Verfügungsmacht iſt aber mit Rückſicht auf das Recht des Nacherben in wichtigen Be⸗ 
Ein a eingeſchränkt, 88 2113—2115. Aus demſelben Grunde find ihm eine Reihe von 

inzelpflichten auferlegt, die in der Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
Nachlaſſes gipfeln (§ 2130). Dem Nacherben find ſchon vor Eintritt feiner Erbfolge gewiſſe 
Kontrollrechte eingeräumt, fo insbeſondere 85 2121—2123, 2127—2130, anderſeits iſt er 
durch $ 2120 auch zur Einwilligung zu notwendig werdenden Verfügungen des Vorerben 
verpflichtet. Das Geſetz kennt eine befreite Vorerbſchaft und die Einſetzung des Nacherben 
auf den Überreſt (88 2136— 2138). 


8 2100 


) Der Erblaſſer kann einen Erben in der Weiſe einſetzen, daß dieſer erſt 
Erbe wird, nachdem zunächſt ein anderer Erbe geworden iſt (Nacherbe) ?). 

E I 1804 Satz 1 11 1973 M 5, 81—83 P 5, 78. 

1. Vorerbe und Nacherbe ſind in zeitlicher Aufeinanderfolge wahre Erben, Ge- 
ſamtrechtsnachfolger ($ 1922) einer und derſelben Erbſchaft. Der Nacherbe iſt nicht etwa 
Erbe des Vorerben. Beide haften für die Nachlaßverbindlichkeiten (588 2144, 2145). Der 
Vorerbe iſt nicht bloß Nutzungsberechtigter am Nachlaß (88 2111 A 3, 2133), wie 
beim Nießbrauch an der Erbſchaft ($ 1089). Er hat vielmehr das Verfügungsrecht über die 
Erbſchaftsgegenſtände (88 2112, 2129, 2140), ſoweit er darin nicht zugunſten des Nacherben 
dinglich (882113 ff.) oder ſchuldrechtlich (58 2116 ff.) beſchränkt iſt. Iſt er Miterbe, fo ſteht ihm 
die Verfügung über ſeinen Anteil an der Vorerbſchaft zu und auch die Pfändung dieſes An- 
teils iſt zuläſſig ($ 2033 A 3), wiewohl unvorgreiflich dem Rechte des Nacherben ($ 2115, ZPO 
$ 773). Der pfändende Gläubiger bleibt deshalb praktiſch auf die Nutzungen des Erbteils 
oder Erbſchaftsgegenſtandes beſchränkt (ZPO 88 857 Abſ 4, 863). Der Nacherbe wird 
erſt Erbe mit Eintritt des „Falles der Nacherbfolge (8 2139)“. Allein ſchon in der Zwiſchen⸗ 
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zeit ſteht ihm eine Anwartſchaft auf die Erbſchaft, ein „Recht“ zu (§ 2108 A 2), das auch ſchon 
vor dem Eintritt der Nacherbfolge gewiſſe Wirkungen äußert (RG 65, 145), auf ſeine Erben 
übergeht und Gegenſtand der Veräußerung und Pfändung (ZPO 8857), wenn die Nacherbſchaft 
auf einen Bruchteil der Erbſchaft beſchränkt ift, auch der Verfügung nach $ 2033 fein kann. 

2. Die Einſetzung des Nacherben kann, wie die Einſetzung jedes Erben nur durch 
Verfügung von Todes wegen erfolgen ($$ 1937, 1941). Auch im Falle des § 2104 wird die 
Einſetzung der geſetzlichen Erben vom Geſetze wenigſtens fingiert. Der Nacherbe kann auf 
das Ganze oder nur auf einen Bruchteil der Erbſchaft berufen ſein (§ 2087). Mehrere Erben 
können, wiewohl mit der zeitlichen Grenze des § 2109, als ſich nacheinander folgend beſtimmt 
werden. Der erſte Nacherbe ſteht dann nach Eintritt des erſten Falles der Nacherbfolge dem 
folgenden Nacherben wieder als Vorerbe gegenüber uſw. Erſatznacherbe $ 2096. Aus- 
legungsfrage iſt, ob die Verpflichtung zur Herausgabe eines Bruchteils der reinen Erbſchaft 
als Nacherbſchaft oder als Vermächtnis gewollt iſt ($ 2087 A 2) Ebenſo ob in dem an den 
Erben gerichteten Verbote, letztwillig zu verfügen, eine Nacherbeneinſetzung ſeiner geſetzlichen 
Erben enthalten iſt ($ 2103 A 1). Kommt es nicht zur Erbfolge des Vorerben, weil er vor 
dem Erblaſſer verſtorben iſt, oder weil das fein Erbrecht endende Ereignis ſchon vor dem Erb- 
fall eintrat, ſo kommt es auch nicht zur Nacherbfolge. Wohl aber wird der Nacherbe dann 
regelmäßig als Erſatzerbe eintreten ($ 2102). 


8 2101 

Iſt eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte Perſon als Erbe ein⸗ 
geſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie als Nacherbe eingeſetzt iſt. Ent⸗ 
ſpricht es nicht dem Willen des Erblaſſers, daß der Eingeſetzte Nacherbe werden 
ſoll, jo iſt die Einſetzung unwirkſam ). 

Das Gleiche gilt von der Einſetzung einer juriſtiſchen Perſon, die erſt 
nach dem Erbfalle zur Entſtehung gelangt; die Vorſchrift des 5 84 bleibt un: 
berührt?) 9). 

E I 1758 Abf 2 II 1974 M 5, 12, 13 P 5, 7—10; 6, 90 KG 317. 

1. Nach $ 1923 kann nicht Erbe werden, wer zur Zeit des Erbfalls nicht wenigſtens 
erzeugt war (anders beim Vermächtnis $ 2178). Die Berufung einer ſolchen Perſon als Erbe 
(oder Erſatzerbe) muß deshalb unwirkſam bleiben, wenn fie ſchlechterdings nur als Erbein⸗ 
ſetzung gewollt iſt. Das Geſetz wandelt aber durch Auslegungsvorſchrift („im Zweifel“) die 
äußerlich unwirkſame Erklärung in eine wirkſame um ($ 140), indem ſie in eine Nacherbein⸗ 
fegung umgedeutet wird, für deren Beſtand § 1923 nicht Vorausſetzung iſt ($ 2108 A 1). Der 
Fall der Nacherbfolge, gegebenenfalls auch einer zweiten Nacherbfolge (RG Gruch 53, 96) 
tritt mit der Geburt des oder der mehreren ſolchergeſtalt Bedachten ein ($ 2106 Abſ 2). Die 
Frage der Nacherbfolge iſt mithin erſt dann erledigt, der Kreis der in Betracht kommenden 
Perſonen erſt dann geſchloſſen, wenn gewiß iſt, daß eine Geburt nicht mehr zu erwarten ſteht. 
Pflegſchaft für die noch unbekannten Nacherben (§ 1913), Teſtamentsvollſtrecker $ 2222. 
„Die X’ihe Nachkommenſchaft“ kann hiernach als Nacherbe berufen fein, auch die Eintragung 
oder Umſchreibung einer Hypothek auf ihren Namen iſt zuläſſig (RG 61, 355; 65, 277). 

2. Entſtehung einer juriſtiſchen Perſon, d. h. Erlangung der Rechtsfähigkeit beim 
Verein $$ 21—23, bei der Stiftung $ 80. Mit der Entſtehung tritt der Anfall der Nacherb⸗ 
ſchaft ein (52106 Abſ 2). Bei einer Stiftung, die vom Erblaſſer in der Verfügung von Todes 
wegen ſelbſt begründet, aber erſt nach ſeinem Tode genehmigt iſt, fingiert das Geſetz, ſie 
ſei ſchon vor dem Tode entſtanden ($$ 83, 84). Abſ 2 hat ſomit Stiftungen im Auge, die 
auch vom Stifter noch nicht begründet oder die von andern Perſonen als dem Stifter in Er⸗ 
wartung des Entſtehens eingeſetzt ſind. 

3. Beweispflichtig dafür, daß eine Nacherbeinſetzung nicht beabſichtigt war, iſt der- 
jenige, welcher die Unwirkſamkeit der Einſetzung behauptet. Dieſer Beweis iſt durch $ 2084 
noch erſchwert. Kein Beſchwerderecht des Vorerben gegen Anordnung der Pflegichaft 
OLG 8, 323. 

8 2102 


Die Einſetzung als Nacherbe enthält im Zweifel auch die Einſetzung als 
Erſatzerbe . 

Iſt zweifelhaft, ob jemand als Erſatzerbe oder als Nacherbe eingeſetzt 
iſt, jo gilt er als Erſatzerbe !). 

E 1 1802 I 1975 M 5, 75, 76 P 5, 76, 77. 

1. Die Auslegungsregel („im Zweifel“) gibt der erklärten Berufung des 2 zum Nach⸗ 
erben nach dem X als Vorerben den nicht erklärten Inhalt: 2 werde zugleich zum Erſatz⸗ 
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erben für den etwa wegfallenden Erben X berufen. Dieſe Erſatzberufung iſt nur wirkſam, 
wenn 2 zur Zeit des Erbfalls mindeſtens erzeugt iſt ($ 2096 A 1). Trifft dies nicht zu, jo 
könnte er nur Nacherbe werden und zwar im Falle des $ 2106 Abſ 2 mit feiner Geburt. 
Bis dahin oder bis zum Eintritt eines ſonſtigen die Nacherbfolge eröffnenden Ereigniſſes 
wäten (da der Vorerbe X weggefallen iſt) die gesetzlichen Erben die Vorerben ($ 2105). Lebte 
2 bereits zur Zeit des Erbfalls, jo wird er, wenn der Vorerbe X wegfällt, unmittelbar ge- 
zwohnlicher Erbe. War er als (Nach- und nunmehr) Erſatzerbe eines Miterben berufen, fo 
ſchließt er das Anwachſungsrecht der übrigen Miterben aus ($ 2099). Die Erſaßberufung 
enthält niemals umgekehrt auch eine Nacherbeinſetzung. 

2. Der einmal zur Erbfolge kommende Erbe ſoll im Zweifel nicht mit einer Nach⸗ 
erbſchaft beſchwert ſein. Hat z. B. der Erblaſſer als Erben berufen den X und „an Stelle 
des X oder nach ihm“ die ſämtlichen Kinder des 2, ſo rücken, wenn X weggefallen iſt, nur 
die lebenden oder doch bereits erzeugten Kinder des 2 als Erſatzerben ein. Die noch nicht 
erzeugten gelten hier nicht (wie nach $ 2101 Abſ 1) als Nacherben, ſondern nur als Erſaßz⸗ 
erben berufen und dieſe ihre Berufung iſt nach $ 1923 unwirkſam. Iſt X wirklich Erbe ge- 
worden, ſo iſt er, da die Kinder des 2 nicht als Nacherben zu gelten haben, gewöhnlicher, un⸗ 
beſchwerter Erbe, während die Erſatzberufung der 2˙'ſchen Kinder durch den Erbantritt des X 
hinfällig geworden iſt. — Ebenſo beim Nachvermächtnis § 2191. 


8 2103 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe mit dem Eintritt eines be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes die Erbſchaft einem andern herausgeben 
ſoll, jo iſt anzunehmen, daß der andere als Nacherbe eingeſetzt iſt “). 

E I 1805 JI 1976 M 5, 83, 84 P 5, 78. 

1. Die Anordnung, die Erbſchaft oder einen Teil der Erbſchaft (51922) einem andern 
herauszugeben ($ 2130) enthält nach ergänzender Beſtimmung des Geſetzes eine Nacherb⸗ 
einſetzung. Gleichwohl kann im gegebenen Falle, insbeſondere wenn nur ein Wertanteil 
der Erbſchaft herauszugeben ift, als wahrer Wille des Erblaſſers eine bloße Vermächtnis⸗ 
anordnung ermittelt werden ($ 2087 A 2). Die Herausgabe kann einem gewillkürten oder 
einem geſetzlichen Erben auferlegt ſein. Immerhin muß erkennbar ſein, daß der hiermit 
Beſchwerte wenigſtens vorübergehend Erbe (Vorerbe) ſein ſoll. Die Anordnung, A ſolle 
Erbe ſein, habe aber die Erbſchaft ſofort an X herauszugeben, verneint damit zugleich das 
angebliche Erbrecht des A und iſt nichtig, wenn fie nicht als unmittelbare Erbeinſeßung des X 
gehalten werden kann. Es iſt Auslegungsfrage, ob in dem Verbot, über die Erbſchaft letzt⸗ 
willig zu verfügen oder in dem Gebot, einen beſtimmten Dritten als Erben zu ernennen, eine 
Herausgabeverpflichtung und damit eine Nacherbſchaft zugunſten der geſetzlichen Erben oder 
des Dritten gefunden werden kann ($ 2100 A 2). 


8 2104 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe nur bis zu dem Eintritt 
eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes Erbe ſein ſoll, ohne zu beſtimmen, 
wer alsdann die Erbſchaft erhalten ſoll, jo iſt anzunehmen, daß als Nacherben 
diejenigen eingeſetzt ſind, welche die geſetzlichen Erben des Erblaſſers ſein 
würden, wenn er zur Zeit des Eintritts des Zeitpunkts oder des Ereigniſſes 
geitorben wäre ). Der Fiskus gehört nicht zu den geſetzlichen Erben im Sinne 
dieſer Vorſchrift !). 

E I 1807 II 1917 M 5, 86, 87 P 5, 79, 80. 

1. Beſchränkt ſich der Erblaſſer darauf, das Erbrecht des eingeſetzten Erben durch Be⸗ 
ſtimmung eines Anfangs⸗ oder Endtermins, einer aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingung 
zeitlich zu begrenzen, fo will er jedenfalls eine Vor⸗ und Nacherbfolge. Seine Verfügung iſt 
nur inſoweit unvollſtändig, als er entweder die Nacherben ($ 2104) oder die Vorerben ($ 2105) 
nicht bezeichnet hat. Das Geſetz ergänzt für beide Fälle ſeinen Willen dahin, daß damit die 
geſetzlichen Erben gemeint ſeien (konſtruktive Nacherbfolge). Kommen ſie als Nacherben in 
Betracht, fo beſtimmen ſich ihre Perſonen und ihre Erbteile nicht nach dem ſonſt für die geſetz⸗ 
liche Erbfolge maßgebenden Zeitpunkt des Todes des Erblaſſers ($ 1922), ſondern auf Grund 
der Fiktion, daß der Erblaſſer ſelbſt den Eintritt der Nacherbfolge ($ 2139) erlebt hätte. So 
auch im Falle des $ 2066. Es konnen mithin ſchließlich ganz andere, als die eigentlichen geſetz⸗ 
lichen Erben des Erblaſſers Nacherben werden. Sie bleiben während der Schwebezeit un- 
bekannt und können deshalb ihre mit der Nacherbeneigenſchaft verbundenen Rechte und 
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Pflichten nur durch einen Pfleger ($ 1913) oder Teſtamentsvollſtrecker ($ 2222) ausüben. 
Die Benennung eines Nacherben ſchließt die Anwendung des $ 2104 auch dann aus, wenn 
der Benannte ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben iſt (NG JW 07, 25920). Sind zur Zeit des 
Eintritts der Nacherbfolge geſetzliche Erben überhaupt nicht vorhanden oder iſt ihr Erbrecht 
durch Ausſchließung, Erbverzicht, Erbunwürdigkeit weggefallen, ſo verbleibt, da der Fiskus 
nicht in Frage kommt (A 2), die Erbſchaft dem Vorerben oder ſeinen Erben. Dagegen iſt der 
geſetzliche Erbe, der den Anteil an der Erbſchaft ausgeſchlagen hat, dadurch nicht gehindert, 
demnächſt den Anteil an der Nacherbſchaft anzunehmen ($ 1951 Abf 1). Sind von mehreren 
anwachſungsberechtigten Miterben einer oder einige nur auf Zeit oder auflöſend be⸗ 
dingt als Erben eingeſetzt, fo wird ſowohl die entſprechende Anwendung des $ 2094 wie die 
Auslegung des letzten Willens regelmäßig dazu führen, daß der erledigte Erbteil den übrigen 
Miterben als Nacherben anwachſen und nicht den geſetzlichen Erben zukommen ſoll. 

2. Kein Nacherbrecht des Fiskus (§ 1936). Wohl aber kann er nach $ 2105 Vorerbe 
werden. Ebenſo beim Vermächtnis § 2149. 


9 2105 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der eingeſetzte Erbe die Erbſchaft erſt 
mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunktes oder Ereigniſſes erhalten joll, 
ohne zu beſtimmen, wer bis dahin Erbe ſein ſoll, ſo ſind die geſetzlichen Erben 
des Erblaſſers die Vorerben ). 

Das Gleiche gilt, wenn die Perſönlichkeit des Erben durch ein erſt nach 
dem Erbfall eintretendes Ereignis beſtimmt werden ſoll e) oder wenn die 
Einſetzung einer zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugten Perſon oder einer 
zu dieſer Zeit noch nicht entſtandenen juriſtiſchen Perſon als Erbe nach 8 2101 
als Nacherbeinſetzung anzuſehen ift?). 

E I 1808 11 1978 M 5, 87, 88 P 5, 80. 

1. Das Geſetz ergänzt die unterbliebene Beſtimmung der Vorerben, wie $ 2104 die⸗ 
jenige der Nacherben, indem es die geſetzlichen Erben, aber abweichend von $ 2104 nach dem 
hierfür allgemein geltenden Zeitpunkte des Erbfalls ($ 1922) als berufen anſieht. Hierzu 
gehört auch der Fiskus § 1936. . 

2. Durch ein künftiges Ereignis beſtimmt iſt z. B. der künftige Ehemann der X. Tritt 
das Ereignis ſchon vor dem Erbfall ein, ſo kommt es ſogleich zur gewöhnlichen Erbfolge. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn der Erblaſſer bei der Erbeinſetzung eine beſtimmte, ihm jedoch unbekannt 
gebliebene Perſon im Auge hatte und dieſe nur nach einem der Vergangenheit angehörigen 
Ereignis beſtimmt hat, z. B. feinen Lebensretter (51960 Abſ 1). Iſt von mehreren eingeſetzten 
Erben der X unter einer aufſchiebenden Bedingung oder von einem Anfangstermin ab als 
Erbe eingeſetzt, ſo kann als Wille des Erblaſſers auch ermittelt werden, daß nicht die geſetz⸗ 
lichen, ſondern die übrigen eingeſetzten Miterben Vorerben auf den Erbteil des X fein follen. 

3. Die bereits erzengte Perſon wird mit der Geburt ( 1923 Abſ 2), die vom Erblaſſer 
ſelbſt errichtete Stiftung mit der Genehmigung ($ 84) unter Rückbeziehung auf den Erbfall 
ſogleich gewöhnlicher Erbe. 


8 2106 


Hat der Erblaſſer einen Nacherben eingeſetzt, ohne den Zeitpunkt oder 
das Ereignis zu beſtimmen, mit dem die Nacherbfolge eintreten ſoll, ſo fällt 
die Erbſchaft dem Nacherben mit dem Tode des Vorerben an). 

Iſt die Einſetzung einer noch nicht erzeugten Perſon als Erbe nach § 2101 
Abſ. 1 als Nacherbeinſetzung anzuſehen, jo fällt die Erbſchaft dem Nach⸗ 
erben mit deſſen Geburt an. Im Falle des § 2101 Abſ 2 tritt der Anfall 
mit der Entſtehung der juriſtiſchen Perſon ein !). 

E 1 1809 II 1979 M 5, 88, 89 P 5, 80, 81. 

1. Innerhalb der Grenzen des § 2109 ſteht dem Erblaſſer frei, den Zeitpunkt des 
Anfalls der Erbſchaft an den Nacherben nach ſeinem Belieben zu beſtimmen. Iſt dies unter⸗ 
blieben, ſo beſtimmt ergänzend das Geſetz den Tod des Vorerben als den regel⸗ 
mäßigen Fall des Eintritts der Nacherbfolge (8 2139). Dasſelbe gilt, wenn die Reit der Heraus- 
gabe an den eingeſetzten Nacherben dem freien Belieben des Vorerben überlaſſen iſt (§ 2181). 
Sit zur Zeit des Todes des Vorerben der Fall der Nacherbfolge noch nicht eingetreten, ſo geht 
die Erbſchaft, belaſtet mit der Pflicht zur künftigen Herausgabe an den Nacherben, zunächſt 
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auf die Erben des Vorerben über. Das Erleben eines Zeitpunktes oder der Eintritt eines 
Ereigniſſes kann aber auch in dem Sinne als Bedingung der Nacherbfolge beſtimmt ſein, daß 
hiervon zwar die Berufung als Nacherbe, nicht aber zugleich auch der Anfall der Nacherbſchaft 
abhängig fein ſoll, z. B. X ſoll Nacherbe werden, wenn er bis .. ein Amt erlangt (aber — 
ſelbſtverſtändlich — die Erbſchaft erſt nach dem Tode des Vorerben erhalten). Vererblichkeit 
des Anwartſchaftsrechtes ſchon vor dem Anfall $ 2108 Abſ 2. 

2. Abi 2 ergänzt den Willen des Erblaſſers nur für den Fall, daß er die noch nicht 
erzeugte Perſon oder die noch nicht entſtandene juriſtiſche Perſon ſchlechthin als Erben 
eingeſetzt hat. Dieſe Einſetzung wird nach $ 2101 in eine Nacherbeinſetzung umgedeutet. 
Iſt der noch nicht erzeugte Z ausdrücklich als Nacherbe nach dem X berufen, 
o iſt nach Abſ 1 als Wille des Erblaſſers zu vermuten, daß 2 erſt nach dem Tode des X Nach⸗ 
erbe werden ſolle. Sicherungsrechte der noch nicht erzeugten Nacherben ſchon vor der 
Geburt RG 65, 283. 


8 2107 


Hat der Erblaſſer einem Abkömmlinge, der zur Zeit der Errichtung der 
letztwilligen Verfügung keinen Abkömmling hat oder von dem der Erblaſſer 
zu dieſer Zeit nicht weiß, daß er einen Abkömmling hat), für die Zeit nach 
deſſen Tode einen Nacherben beſtimmt ), jo iſt anzunehmen, daß der Nacherbe 
nur für den Fall eingeſetzt iſt, daß der Abkömmling ohne Nachkommenſchaft 
ſtirbt ?). 

E I 1811 IT 1980 M 5, 89, 90 P 5, 82, 89. 

1. Das Geſetz vermutet ähnlich wie bei der unwiſſentlichen Übergehung eines Pflicht⸗ 
teilsberechtigten (5 2079, ſ. auch 92069), der Erblaſſer wolle ſeine entfernteren Abkömmlinge 
nicht hinter einem Fremden zurückſetzen. Es deutet deshalb die unbedingt erklärte in eine 
bloß bedingte Nacherbeinſetzung um. Begriff des Abkömmlings $ 1924 A 2. 
Maßgebend iſt die Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung. 
Daraus allein, daß der Erblaſſer nach erlangter Kenntnis vom Vorhandenſein entfernterer 
Abkömmlinge ſeine Verfügung nicht geändert hat, kann mithin nicht der Wille gefolgert werden, 
die Nacherbeinſetzung aufrecht zu erhalten. Auch formloſe Erklärungen dieſes Inhalts reichen 
hierzu nicht aus, wenn ſie nicht einen Rückſchluß auf die Zeit der Teſtamentserrichtung zulaſſen. 
Unkenntni's vom Vorhandenſein eines Abkömmlings $ 2079 A 2. Ob ſie dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß der Erblaſſer von der Schwangerſchaft eines weiblichen Abkömmlings 
weiß, iſt Tatfrage (RG 9. 6. 04 IV 504/03). 

2. Der Nacherbe muß ausdrücklich oder ſtillſchweigend ($ 2106 Abſ 1) für die Zeit 
nach dem Tode des Vorerben beſtimmt ſein. Die „Annahme“ greift deshalb nicht Platz, 
wenn der Nacherbe für einen andern Zeitpunkt oder für den Fall des Eintritts eines be⸗ 
ſtimmten Ereigniſſes (8 2105) oder wenn eine noch nicht erzeugte Perſon oder eine noch nicht 
entſtandene juriſtiſche Perſon als Nacherbe eingeſetzt iſt, da dann der Zeitpunkt der Geburt des 
Nacherben uſw. entſcheidet (52106 Abſ 2). In dieſen Fällen gilt als genügend deutlich ausge⸗ 
drückt, daß der etwa nachgeborene oder der unbekannte Abkömmling — unbeſchadet natürlich 
ſeines Pflichtteilsrechts — ganz von der Erbſchaft ausgeſchloſſen ſein ſoll. 

3. „Iſt anzunehmen“ bedeutet nicht, daß der eingeſetzte Nacherbe mit dem Gegen⸗ 
beweis ausgeſchloſſen ſein ſolle, ſeine Berufung ſei vom Erblaſſer unbedingt gewollt. 
Hinterläßt der als Vorerbe eingeſetzte Abkömmling Nachkommen, ſei es auch, daß ſie nur erſt 
erzeugt ſind ($ 1923), fo kommt darauf nichts an, ob ſie auch ſeine Erben werden oder ob ſie 
die Erbſchaft des Vorerben ausſchlagen, hiervon ausgeſchloſſen ſind, darauf verzichtet haben 
oder für erbunwürdig erklärt ſind. Die Berufung des fremden Nacherben wird vielmehr 
ipso jure und ohne daß es einer Anfechtung bedarf, unwirkſam. Trotz der ſcheinbar entgegen⸗ 
ſtehenden Faſſung iſt der eingeſetzte Nacherbe nicht aufſchiebend, ſondern auflöſend be⸗ 
dingt berufen. $2074 kommt deshalb nicht in Frage. Er erwirbt vielmehr das Nacherben⸗ 
recht“ ſchon mit dem Erbfall als vererbliches Recht ($ 2108 A 2), geht aber, wenn der als Vor⸗ 
erbe eingeſetzte Abkömmling Nachkommenſchaft hinterläßt, ſeiner Nacherbenſtellung verluſtig 
und iſt, wenn er die Erbſchaft angenommen hat, dem Erbſchaftsanſpruch der Erben des Vor⸗ 
erben ausgeſetzt. 


8 2108 
Die Vorſchriften des § 1923 finden auf die Nacherbfolge entſprechende 
Anwendung ). 


Stirbt der eingeſetzte Nacherbe vor dem Eintritte des Falles der Nach⸗ 
erbfolge, aber nach dem Eintritte des Erbfalls, ſo geht ſein Recht auf ſeine 
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Erben über, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt ). 
Iſt der Nacherbe unter einer aufſchiebenden Bedingung eingeſetzt, ſo bewendet 
es bei der Vorſchrift des § 20742). 

E I 1810, 2026 Abſ 2 II 1981 M 5, 89, 489 P 5, 81, 82, 614. 

1. Die entſprechende Anwendung des $ 1923 führt dazu, daß Nacherbe nur 
werden kann, wer zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge (§ 2139), alſo beim Eintritt des 
hierfür beſtimmten Zeitpunktes oder Ereigniſſes (85 2103—2105) oder beim Tode des Vor⸗ 
erben ($ 2106) lebt oder doch mindeſtens erzeugt iſt, wenn er demnächſt lebend geboren wird. 
Nicht erforderlich ift dagegen, daß er bereits zur Zeit des Erbfalls gelebt hat ($ 2101). Abi 2 
läßt es indeſſen vermöge der Vererblichkeit des erlangten Rechtes auch dann zur Nacherbfolge — 
zwar nicht des Nacherben ſelbſt, wohl aber ſeiner Erben — kommen, wenn der Nacherbe zur 
Zeit des Eintritts der Nacherbfolge nicht mehr lebt, jedoch nach dem Erbfall gelebt und die 
Anwartſchaft auf die Nacherbfolge bereits erworben hatte. Entſprechend § 1923 Abſ 2 gilt 
der zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge nur erſt erzeugte Nacherbe ſchon als vor dieſem 
Zeitpunkte geboren. Dagegen kommt eine Rückbeziehung nicht in Frage, wenn in dem Falle 
des $ 2101 nach $ 2106 Abf 2 gerade mit der Geburt der Eintritt der Nacherbfolge begründet 
wird (a. M. Planck A 4, b, )). S. auch $ 2109 A 3, b. 

2. Stirbt der 0 Nacherbe vor dem Erblaſſer, ſo wird ſeine Berufung von ſelbſt 
hinfällig; der eingeſetzte Erbe tritt nunmehr als Erbe zu vollem Rechte in die Erbfolge ein 
(RG JW 07, 2597) Hat er dagegen, gleichviel ob er als erſter oder ſpäterer Nacherbe ein⸗ 
geſetzt iſt, den Erblaſſer überlebt, fo hat er damit unentziehbare Rechte erworben, die vermöge 
des Grundſatzes der Vererblichkeit dieſer Anwartſchaft als Beſtandteil ſeines Vermögens 
auf feine Rechtsnachfolger übergehen (RG 65, 144). Die Vererblichkeit iſt jedoch ausgeſchloſſen, 
wenn ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers erhellt (vgl. auch §§ 399, 
413). Hierfür iſt beweis pflichtig, wer die Unübertragbarkeit der Anwartſchaft be- 
hauptet. Nicht erforderlich iſt, daß dieſer Wille ausdrücklich oder gar durch Verfügung von 
Todes wegen erklärt ſei. Der Übergang iſt ferner ausgeſchloſſen durch das Anwachſungsrecht 
mehrerer eingeſetzter Nacherben ($ 2094) und regelmäßig nicht gewollt, wenn der Erblaſſer 
für den Nacherben einen Erſatzerben ernannt hat ($ 2096 ſ. auch § 2069, a. M. Planck 
A 3). Im Falle des § 2104 kann die Vererblichkeit begriffsmäßig nicht in Frage kommen, 
da die Perſon des Nacherben erſt mit dem Eintritt der Nacherbfolge feſtſteht. Mit der Mög⸗ 
lichkeit eines Überganges der Anwartſchaft von Todes wegen iſt zugleich anerkannt, daß fie, 
wenn auch nur als bedingtes Recht, durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden über⸗ 
tragen werden kann. Iſt der Nacherbe nur auf einen Anteil am Nachlaß berufen, ſo bedarf 
die Verfügung hierüber der Form des § 2033 Abſ 1 (R Gruch 52, 680). Sit er alleiniger 
Nacherbe, fo gelten die Vorſchriften über den Erbſchaftskauf 99 2371 ff., für die Pfändung 
3PO 88 851, 857. 

3. Unter der aufſchiebenden Bedingung iſt nicht die geſetzliche Bedingung jeder Nach⸗ 
erbeinſetzung: Erleben des Eintritts der Nacherbfolge, ſondern der Fall verſtanden, daß das 
Nacherbewerden außerdem vom Eintritt oder Nichteintritt irgend eines Ereigniſſes abhängig 
gemacht iſt. Gemäß § 2074 fällt in dieſem Falle die Nacherbſchaft nur an, wenn die Bedingung 
bei Lebzeiten des Nacherben eingetreten iſt. Der Anfall kann deshalb unter Umſtänden bis 
zum Tode des berufenen Nacherben in der Schwebe bleiben. So namentlich, wenn es ſich 
um Poteſtativbedingungen handelt (Berufung des X für den Fall, daß er die 2 heirate oder 
nicht heirate). Während dieſes Schwebezuſtandes kann die Anwartſchaft, doppelt bedingt 
durch die geſetzliche wie durch die eigentliche Bedingung, zwar nicht Gegenſtand der Vererbung 
ſein. Denn der Tod des Berufenen vor Eintritt der Bedingung macht ja ſein Recht nach 
$ 2074 hinfällig. Wohl aber kann er hierüber unter Lebenden für den Fall ſeiner Nacherbfolge 
wirkſam verfügen. — Iſt eine juriſtiſche Perſon als Nacherbe eingeſtellt, fo muß fie ſpäteſtens 
zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge beſtanden haben und noch beſtehen. Doch genügt, 
daß die Stiftung erſt nach dieſem Zeitpunkt ſtaatlich genehmigt wird, wenn ſie vom Erblaſſer 
ſelbſt errichtet iſt, § 84. 


8 2109 


Die Einsetzung eines Nacherben wird mit dem Ablaufe von dreißig Jahren 
nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der Fall der Nacherbfolge ein⸗ 
getreten ift!). Sie bleibt auch nach dieſer Zeit wirkſam 2): 

1. wenn die Nacherbfolge für den Fall angeordnet iſt, daß in der Perſon 
des Vorerben oder des Nacherben ein beſtimmtes Ereignis eintritt, und 
derjenige, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, zur Zeit des Erb⸗ 


falls lebi⸗); 
34 * 
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2. wenn dem Vorerben oder einem Nacherben für den Fall, daß ihm ein 
Bruder oder eine Schweſter geboren wird, der Bruder oder die Schweſter 
als Nacherbe beſtimmt ift?). 


Iſt der Vorerbe oder der Nacherbe, in deſſen Perſon das Ereignis ein⸗ 
treten ſoll, eine juriſtiſche Perſon, ſo bewendet es bei der dreißigjährigen 
Stift’). 

E I 1813 11 1982 M 5, 90-92 P 5, 83—89, 214, 215, 237—240; 6, 91, 92. 

1. Dem Willen des Erblaſſers iſt grundſätzlich die Kraft abgeſprochen, durch Einſetzung 
eines Nacherben wirkſam Verfügungen zu treffen für den Fall des Eintritts von Umſtänden, 
die ſich nicht längſtens ein Menſchenalter, dreißig Jahre nach ſeinem Tode verwirklicht haben. 
Ebenſo bei Anordnung von Vermächtniſſen 55 2162, 2163, bei Beſtellung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers $ 2210, beim Erlaß von Teilungsanordnungen $ 2044 (vgl auch 98 567, 1202). 
In allen Fällen des $ 2109 ift gleichgültig, wie oft innerhalb des zuläſſigen Zeitraums der 
Fall der Nacherbfolge eintritt. Der einrückende Nacherbe tritt dann dem hinter ihm berufenen 
Nacherben als Vorerbe gegenüber. Haben ſich die vorgeſehenen Umſtände innerhalb des dreißig⸗ 
jährigen oder des in den Fällen der Nr 1 und 2 zuläſſigen längeren Zeitraums nicht verwirk⸗ 
licht, jo verbleibt der Nachlaß dem berufenen (se. letzten) Vorerben zu vollem unbeſchränktem 
Erbrecht und vererbt ſich nach ihm auf ſeine Erben weiter. Die für einen ſpäteren als den 
geſetzlich zuläſſigen äußerſten Zeitpunkt angeordnete Nacherbeinſetzung iſt von vornherein 
unwirkſam. Es müßte denn im Wege der Auslegung ($ 2084) gelingen, eine Verkürzung der 
Friſten auf das zuläſſige Maß als aushilfsweiſe vom Erblaſſer gewollt zu ermitteln. — Friſt⸗ 
berechnung $$187, 188. Die landesrechtlichen Vorſchriften über Familienfideikom⸗ 
miſſe bleiben in Kraft (EG Art 59). 

2. Die Vorausſetzungen der in Nr 1 und 2 getroffenen Ausnahmebeſtimmungen von 
der Regel des Satz 1 find von demjenigen zu beweiſen, welcher ſich auf die Wirzſamkeit 
der Nacherbeinſetzung beruft. 

3. Nr 1 ſtellt zwei Erforderniſſe auf, die beide An e müſſen. a) Die 
Nacherbfolge muß auf ein in der Perſon des jeweils in Betracht ommenden Borerben 
oder Nacherben eintretendes Ereignis abgeſtellt ſein. Dies trifft def wenn das Ereignis 
in einem Tun oder Unterlaſſen oder Erleiden des Betreffenden beſteht. So vor allem 
Tod des Vorerben und Poteſtativbedingungen (2 ſoll Nacherbe ſein, wenn er die N 
heiratet, wenn der Vorerbe X ſich wieder verheiratet). Jedenfalls muß das Ereignis die 
Perſon des Vor⸗ oder Nacherben in irgend welchen rechtlichen oder wirtſchaftlichen, z. B. in 
Familienbeziehungen zu beeinfluſſen geeignet fein (Geburt eines Kindes). Die rein äußerliche 
Verbindung eines für den Betreffenden völlig gleichgültigen Ereigniſſes mit ſeiner Perſon 
(2 ſoll Nacherbe fein, wenn er den Ausbruch des Atna erlebt) kann dem Geſetze nicht genugen 
(a. M. Planck A 3, a: Dernburg V 5 54 A 2). Das Ereignis braucht den Eintritt der 
Nacherbfolge nicht unmittelbar herbeizuführen, es genügt, daß der Nacherbe damit nur die 
Anwartſchaft auf den künftigen (z. B. bis zum Tode des Vorerben hinausgeſchobenen) Anfall 
der Erbſchaft erlangen ſoll. b) Der betreffende Vor⸗ oder Nacherbe muß zugleich zur Zeit des 
Erbfalls gelebt haben. Nach $ 1923 genügt jedoch daß er beim Tode des Erblaſſers bereits 
erzeugt war. Unter dieſer zweiten Vorausſetzung iſt g eichgültig, ob das als Bedingung der Nach⸗ 
erbfolge geſetzte Ereignis (a) ſich vor oder erſt nach Ablauf von dreißig Jahren nach dem Erbfall 
verwirklicht. Daß der erſte Vorerbe den Erbfall erlebt haben muß, folgt ſchon aus 51923. Sind 
mehrere Nacherben hintereinander berufen, ſo kann geſchehen, daß der für den betreffenden 
Nacherbfolgefall in Betracht kommende zweite und ſpätere Vorer be (früherer Nacherbe) 
erſt nach dem Tode des Erblaſſers erzeugt iſt (jo $ 2101). Dies iſt kein Hindernis für die Wirk⸗ 
ſamkeit der zweiten und folgenden Nacherbfolge, wenn ſich, ſei es auch erſt nach Ablauf von 
30 Jahren, das maßgebende Ereignis in der Perſon des jetzt einrückenden Nacherben 
verwirklicht, wenn nur dieſer Nacherbe ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt hat. Die Grund⸗ 
ſätze der Nr 1 treffen auch zu, wenn eine Erſatznacherbfolge angeordnet iſt (§ 2096). 

4. Nr 2 ſieht in dem behandelten Falle von jeder Friſtſetzung und auch davon ab, daß 
außer dem erſten Vorerben) irgend eine der ſonſt in Betracht kommenden Perſonen (Nach⸗ 
erben, Nacherbengeſchwiſter) ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt haben müſſe (A 3, b). Die 
Geſchwiſter des Vorerben oder Nacherben müſſen mit ihm durch (eheliche oder uneheliche) 
Geburt verbunden fein. Dies trifft auch zu auf Halbgeſchwiſter und Legitimierte (88 1719, 
1736), nicht aber auf angenommene Kinder ($ 1763). Der Wille des Erblaſſers iſt dafür maß⸗ 
gebend, ob die als Nacherben beſtimmten Geſchwiſter ſogleich mit der Geburt des betreffenden 
Geſchwiſterteils (§ 2106 Abſ 2) einrücken ſollen oder nacheinander (je nach dem Tode des 
älteren Geſchwiſterteils) oder erſt mit dem Eintritte eines beſtimmten Ereigniſſes (Erreichung 
eines gewiſſen Lebensalters). Regelmäßig werden die lebenden Geſchwiſter den nachge⸗ 
borenen nur den auf fie entfallenden Anteil der Erbſchaft als Nacherben herauszugeben haben. 
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5. Für die Zeit bis zu 30 Jahren können auch juriſtiſche Perſonen bedingt oder un⸗ 
bedingt als Nacherben eingeſetzt werden, ſoweit nicht landesgeſetzliche Vorſchriften entgegen⸗ 
ſtehen, E& Art 86. 


8 2110 


Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel auf einen Erbteil, der 
dem Vorerben infolge des Wegfalls eines Miterben anfällt). 

Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel nicht auf ein dem Vor⸗ 
erben zugewendetes Vorausvermächtnis ). 

E I 1814 11 1983 M 5, 92, 98 P 5, 89, 90. 

1. Der Nacherbe rückt in den geſamten Erbteil des Vorerben ein, auch inſoweit er ſich 
infolge Wegfalls eines Miterben durch Erhöhung des geſetzlichen Erbteils (§ 1935) oder durch 
Anwachſung ($ 2094) oder durch Berufung des Vorerben zum Erſatzerben eines Miterben 
(5 2096) erweitert hat. Ob der Miterbe vor oder nach Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
(8 2139) weggefallen ift, macht keinen Unterſchied. Rückbeziehende Wirkung der Ausſchlagung 
$ 1953, der Erbunwürdigkeit $ 2344. 

2. Vorausvermächtnis § 2150. — Abſ 1 und 2 geben nur Auslegungsregeln 
(„im Zweifel“). Ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers iſt von dem zu beweiſen, der 
hieraus Rechte ableitet. Z. T. abweichend beim Erbſchaftskauf § 2373. 


8 2111 


Zur Erbſchaft gehört), was der Vorerbe auf Grund eines zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Rechts oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder 
Entziehung eines Erbſchaftsgegenſtandes oder durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln 
der Erbſchaft erwirbt), ſofern nicht der Erwerb ihm als Nutzung gebührt). Die 
Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung zur Erbſchaft 
hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er von der Zu⸗ 
gehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der 88 406 bis 408 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Zur Erbſchaft gehört auch, was der Vorerbe dem Inventar eines erb⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks einverleibt.) 


E I 1825 II 1984 M 5, 109 —111 P 5, 100, 114, 115; 6, 168, 319, 324—326. 

1. Dingliche Surrogation wie beim Erbſchaftsanſpruch ($ 2019) und bei der Erben⸗ 
gemeinſchaft ($ 2041). Die näher bezeichneten Erwerbungen werden ipso jure Beſtandteile 
der Vorerbſchaft, unterliegen je nach ihrer Art den aus $$ 2112 ff. fich ergebenden Verfügungs⸗ 
beſchränkungen, ſowie gegebenenfalls der Eintragungspflicht nach GBO $ 52 und gehen 
ſeinerzeit mit auf den Nacherben über. 

2. Von den drei Gruppen der Surrogate ſtimmen die beiden erſten überein mit 9 2041. 
Zum Erwerb auf Grund eines Rechts gehört Verbindung, Vermiſchung 88 946 ff., 
die Schatzhälfte (8 984), die Anlandung (EG Art 65), die Erſitzung vermöge des zur Erbſchaft 
gehörigen Beſitzes (58 857, 937 ff.), die Annahme einer dem Erblaſſer angefallenen Erbſchaft 
($ 1952). Erwerb durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft wie 
$ 2019 A 2. Dagegen iſt nicht erforderlich, daß ſich das Rechtsgeſchäft „auf den Nachlaß be⸗ 
zieht ($ 2041 A 1)“. Der Vorerbe kann mithin, ſobald er urſprüngliche Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände oder deren Surrogate, auch verbrauchbare Sachen zum Zwecke des Erwerbs aufwendet, 
die Zugehörigkeit des Erworbenen zur Erbſchaft durch feinen Willen überhaupt nicht hindern. 
Dies trifft auch auf bedingte Erwerbungen zu. Hierzu gehört der Verſicherungsanſpruch, 
wenn die Prämie aus Mitteln der Erbſchaft bezahlt iſt. Auch wenn dies nicht gefchieht, wird 
die Verſicherung als zugunſten auch des Nacherben genommen zu gelten haben. Erſatzfrage 
ſ. 52124. Fällige Verſicherungsanſprüche gehören zu dem als Erfah für die Zerſtörung uſw. 
gemachten Erwerbe. h 

3. Im Gegenſatze zum Erbſchaftsbeſitzer ($ 2020) gebührt dem Vorerben als wahrem 
Erben und Träger der zur Erbſchaft gehörigen Rechte endgültig der Bezug der Nutzungen 
(100). Dem entſpricht, daß er auch die gewöhnlichen Erhaltungskoſten zu tragen hat (8 2124). 
Nutzung eines Waldes $ 2123, ordnungswidriger und übermäßiger Fruchtbezug § 2133. Das 
Recht auf die Nutzungen beginnt mit dem Erbfall und endet mit Eintritt der Nacherbfolge. 
Es verbleibt dem Vorerben, auch wenn ihm durch Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers 
die Verwaltung entzogen ift (§ 2209). Für eine etwaige Verteilung ift $ 101 maßgebend, 
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ſoweit nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt. So Dividenden und Gewinnanteile 
RG Gruch 52, 1093. Obwohl freies Eigentum des Vorerben gelten die Früchte den 
Nachlaßgläaubigern gegenüber doch als Beſtandteile des Nachlaſſes. 

4. Wörtlich übereinſtimmend mit $ 2019, |. dort A3. Vgl. auch 68 2129 A 3, 2140 Al. 

5. Entſprechend bei der Pacht § 588, beim Nießbrauch $ 1048 und bei der Nutznießung 
des Mannes § 1378. Dabei iſt vorausgeſetzt, daß der Vorerbe die Einverleibung in das 
Inventar aus eigenen Mitteln vornimmt, da ſonſt ſchon Abſ 1 einſchlägt. Inwieweit er Erſatz 
verlangen kann, beſtimmen $$ 2124, 2125. Eine „Einrichtung“ und damit das Recht der Weg⸗ 
nahme kommen nicht in Frage, da es ſich hier nur um den Erſatz oder die Vermehrung eines 
bereits vorhandenen Inventars handelt. 


8 2112 


Der Vorerbe kann über die zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände ver⸗ 
fügen, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften der 88 2113 bis 2115 ein anderes 
ergibt ). 

E 1 1815, 1828 Abſ 1, 2 II 1985 M 5, 93, 94, 114—116 P 5, 9799. 

1. Der Vorerbe iſt wahrer Erbe. Er kann deshalb grundſätzlich gleich dem gewöhn⸗ 
lichen Erben über die Erbſchaftsgegenſtände verfügen. Doch ſind ihm dabei im Intereſſe des 
hierdurch gefährdeten Nacherben dingliche (58 2113 — 2115) und ſchuldrechtliche (88 2116 ff. 2130) 
Beſchränkungen auferlegt. Zwiſchen Vor⸗ und Nacherben beſteht inſoweit ein geſetzliches 
fue de (RG 59, 202). Von den meiſten dieſer Beſchränkungen kann ihn der Erb⸗ 
laſſer befreien, $ 2136. Die Verfügungsmacht kann ihm aber auch ganz entzogen werden, 
$ 2129. Verfügung im Sinne von $ 185 im Gegenſatz zur Begründung eines bloß ſchuld⸗ 
rechtlichen Verhältniſſes. Bloß tatſächliche Verfügungen (Zerſtörungen, Beſchädigungen) machen 
den Vorerben nach § 2130 erſatzpflichtig. Seine Verfügungsmacht iſt nur beſchränkt in Anſehung 
einzelner zur Erbſchaft gehörender Gegenſtände, Sachen und Rechte (§ 90). Nicht alſo in 
Anſehung des Vorerbteils ſelbſt, das er vielmehr gemäß § 2033 veräußern kann, jedoch 
unbeſchadet des Rechtes des Nacherben, mit dem es auch in der Hand des Erwerbers belaſtet 
bleibt (ſ. auch $ 2376 Abſ 1). Als Miterbe kann er, gleichviel ob er allein oder ob auch andere 
Miterben mit der Nacherbſchaft belaſtet find, jederzeit Auseinanderſetzung verlangen ($ 2042). 
Nur ſoweit hierbei Verfügungen im Sinne von 88 2113 ff. nötig werden, bedarf er der Mit- 
wirkung des Nacherben. Ihm allein ſteht unbeſchadet feiner Verantwortung aus $ 2130 die 
Entſchließung zu über Annahme einer dem Vorerben angefallenen Erbſchaft ($ 1952). Ebenſo 
über Fortführung eines Handelsgeſchäfts (HGB 89 22, 31, OLG 4, 456). Auch durch Ver⸗ 
fügung von Todes wegen kann der Vorerbe die Erbſchaft und damit die Vorerben⸗ 
ſtellung für ſich altern öder zuſammen mit ſeinem eigenen Vermögen einem Dritten zuwenden. 
Dieſe Verfügung wird gegenſtandslos, wenn der Eintritt der Nacherbfolge mit dem Tode des 
Vorerben zuſammentrifft. Sie bleibt jedoch unbeſchadet aller Rechte des Nacherben in der 
Zwiſchenzeit auf ſolange wirkſam, als der Anfall der Nacherbſchaft noch weiter hinausgeſchoben 
iſt (82106 Al). Die Prozeßführung iſt an ſich und abgeſehen von der verfügenden 
Wirkung gewiſſer Urteile, die zur Abgabe von Willenserklärungen verpflichten (ZPO 88 894 
895) nicht Verfügung, der Vorerbe iſt an ſich hierin nicht beſchränkt. Das ergangene rechts⸗ 
kräftige Urteil kommt nach ZPO $ 326 auch dem Nacherben zugute, wenn es zu ſeinen Gunſten 
ausgefallen iſt und über eine Nachlaßverbindlichkeit oder über einen der Nacherbfolge unter⸗ 
liegenden Gegenſtand ergeht. Nur wenn der Vorerbe über einen ſolchen Gegenſtand ohne 
Zustimmung des Nacherben zu verfügen befugt iſt, wirkt es auch gegen den Nacherben (vgl. 
auch § 1380). Unterbrechung des Verfahrens bei Eintritt der Nacherbfolge ZED 895 242, 
246, vollſtreckbare Ausfertigung § 728 Abſ 1. — Verfügungsbeſchränkungen des Vorerben 
infolge der Beſtellung eines verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers 58 2211 ff. (ſ. auch $ 2222). 
Eintragungen im Grundbuch GBO $ 52. 


8 2113 

Die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes Grund⸗ 
ſtück oder über ein zur Erbſchaft gehörendes Recht an einem Grundſtück!) iſt 
im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als ſie das Recht 
des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde!). 

Das Gleiche gilt von der Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, 
die unentgeltlich oder zum Zwecke der Erfüllung eines von dem Vorerben er⸗ 
teilten Schenkungsverſprechens erfolgt?). Ausgenommen ſind Schenkungen, 
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durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprochen wird). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung >). 

E 1 1828, 1839 II 1986 M 5, 114116, 129, 130 P 5, 97104, 109—112, 130; 6 129, 130, 

Zu Abſ1 Befreiung zuläſſig, 5 2136. 

1. Den Grundſtücken find gleichgeſtellt Erbbaurechte ($ 1017) und die EG Artt 63, 
196 erwähnten Rechte. Rechte an Grundſtücken 5 873 A 6. Bezuͤglich der Hypo⸗ 
thekenforderungen, Grundſchulden und Rentenſchulden ſ. auch 5 2114 A 1. Gleichgültig iſt, 
ob das Grundſtück uf. ſchon von Anfang an zur Erbſchaft gehört oder erſt im Wege der 
Surrogation (52111) Beſtandteil geworden iſt. Verfügung über ein Grundſtück (vgl. auch 
$$ 1445, 1821 Nr 1) iſt Übertragung des Eigentums, Dereliktion ($ 928) und Belaſtung mit 
einem Rechte ($ 873), Verfügung über ein Recht am Grundſtücke Aufhebung des Rechts, 
Übertragung, Belaſtung mit einem Rechte, Anderung des Rechtsinhalts (58 873—877), nicht 
aber Vermietung und Verpachtung ($ 2135). 


2. Die Unwirkſamkeit der Verfügung beruht nicht auf einem geſetzlichen Veräußerungs⸗ 
verbot, $ 135. Sie iſt nur eine bedingte (durch den Fall des Eintritts der Nacherbfolge) 
und zugleich ihrem Umfang nach begrenzte (ſoweit ſie das Recht des Nacherben ver⸗ 
eiteln oder beeinträchtigen würde). Die Verfügung iſt deshalb von Anfang an wirkſam, wenn 
ſie auf die Dauer des Rechts des Vorerben beſchränkt iſt. Sie wird ferner vollwirkſam, ſobald 
feſtſteht, daß es überhaupt nicht zur Nacherbfolge kommen wird. Ebenſo wenn der Nacherbe 
zu der Verfügung zuſtimmt oder wenn der Vorerbe das mit dem Rechte des Nacherben be⸗ 
laſtete Grundſtück oder Recht zum freien Eigentum erwirbt oder wenn der Nacherbe unbe⸗ 
ſchränkter Erbe des Vorerben wird (8 185). Zur Einwilligung kann der Nacherbe unter Um⸗ 
ſtänden gezwungen werden ($ 2120). Der Nacherbe kann die relative Unwirkſamkeit der ihn 
benachteiligenden Verfügung unter Umſtänden ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge durch 
Feſtſtellungsklage gegen den Vorerben geltend machen. So in einem lendrecht⸗ 
lichen Falle anerkannt RG 24. 6. 07 IV 551/06. Die Vereitelung oder Beein⸗ 
trächtigung des Nacherbenrechts (58 161 Abſ 1, 883 Abſ 2) wird im Falle der Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung eines Grundſtücks immer gegeben ſein, wenn ſie nicht in Erfüllung 
einer bereits vom Erblaſſer eingegangenen Verbindlichkeit (Auflaſſung eines von ihm ver⸗ 
kauften Hauſes) vorgenommen wird. Ebenſo bei der Verfügung über ein Recht am Grund⸗ 
ftüd, es müßte denn damit eine bloß formale Rechtsänderung (Verwandlung der Buchhypothek 
in Briefhypothel) oder ſogar eine Beſſerung z. B. in der Rangſtellung ($ 880) herbeigeführt 
werden. Jedenfalls wird die Beeinträchtigung dadurch nicht beſeitigt, daß wirtſchaftlich 
angeſehen die Lage des Nacherben durch die Verfügung nicht verſchlechtert wird, daß z. B. 
der Vorerbe für das veräußerte Grundſtück den vollen Geldwert gezahlt erhält. Mit dem 
Eintritt der Nacherbfolge endigt die Wirkung der dem Abſſ 1 zuwiderlaufenden Verfügung 
und tritt der frühere Rechtszuſtand wieder ein (58 163, 158). Mit dieſem Zeitpunkt kann des⸗ 
halb die Unwirkſamkeit von jedem, nicht bloß vom Nacherben geltend gemacht werden (a. M. 
Dernburg V J 58 A 2) jedoch unbeſchadet der während der Schwebezeit von Dritten erlangten 
Rechte (Abſ 3). Das Recht des Nacherben und, ſoweit der Vorerbe von Beſchränkung ſeines 
Verfügungsxechts befreit ift, auch die Befreiung find, wenn der Nacherbe nicht hierauf ver⸗ 
zichtet hat (RG 61, 232), von Amts wegen im Grundbuch einzutragen (EBD 
$ 52). Iſt dies geſchehen, fo ſteht der grundbücherlichen Eintragung von Verfügungen des 
Vorerben, da eine Sperre des Grundbuchs nicht eintritt (§ 892), nichts entgegen, ausgenommen 
wenn es ſich um Löſchungen auf Grund einer Verfügung des Vorerben handelt. Iſt es nicht 
geſchehen, jo darf das Grundbuchamt auf Grund einer Verfügung auch des befreiten Vor⸗ 
erben keine Rechtsänderung in das Grundbuch eintragen, es ſei denn, daß die Einwilligung 
des Nacherben in die Verfügung gemäß GBO $ 29 ihm nachgewieſen oder offenkundig oder 
daß ihre Notwendigkeit durch die ganze Sachlage ausgeſchloſſen iſt. So geeignetenfalls auch, 
wenn es ſich um eine Löſchungsbewilligung des Vorerben handelt (RG 69, 260). Davon 
abgeſehen läßt ſich mit den im Grundbuchsverfahren zuläſſigen Beweismitteln, außer durch 
eine beglaubigte Erklärung des Nacherben nicht mit Sicherheit feſtſtellen, ob die Verfügung 
des Vorerben eine entgeltliche oder unentgeltliche und ob ſie deshalb nach Abſ 2 auch dem 
befreiten Vorerben verboten iſt. So ausführlich RG 61, 228; 65, 214 u. 0, 333 dagegen 
Planck § 2136 A 3 und Zitate in $ 2113 Eing. 


3. Die unentgeltliche Verfügung über Erbſchaftsgegenſtände jeder Art, Sachen und 
Rechte (§ 90), nicht bloß Grundſtücke, iſt auch dem befreiten Vorerben nicht geſtattet (A 2) 
und macht ihn nach § 2138 Abſ 2 gegenüber dem Nacherben ſchadenserſatzpflichtig. Sie wird 
ſtets eine Vereitelung des Rechtes des Nacherben enthalten und kann deshalb nur Wirkſamkeit 
behalten, wenn der Nacherbe einwilligt oder wenn es überhaupt nicht zur Nacherbfolge kommt. 
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Sie iſt nicht notwendig Schenkung ($ 516). Es genügt, daß ohne Gegenleiſtung, vielleicht nur 
in Erwartung einer ſolchen oder in dem irrigen Glauben, ſie bedungen zu haben, verfügt iſt. 
Dagegen fällt nicht hierunter Verſäumnis eines Erwerbs, Ausſchlagung einer dem Erblaſſer 
angefallenen Erbſchaft, Duldung der Verjährung. Auch der Vorerbe ſelbſt iſt an ſein gemäß 
$ 518 erteiltes „unwirkſames“ Schenkungsverſprechen nicht gebunden, wird aber 
zum Schadenserſatz aus § 122 gehalten ſein. 

4. Erlaubte Schenkungen ſ. 9534 (auch $$ 1446, 1641, 1804, 2205, 2330). 

5. Übereinſtimmend mit § 161 Abſ 3, dort A3 und ZPO 8 325 Abſ 2. Der gut⸗ 
gläubige Erwerber muß darüber in Unkenntnis ſein, daß der vom Vorerben veräußerte Gegen⸗ 
ſtand zur Erbſchaft gehört oder den Vorerben irrig für befreit gehalten haben. Der Schutz 
kommt auch dem Empfänger der unentgeltlichen Leiſtung zugute (A 3), doch bleibt er dem 
Bereicherungsanſpruch aus § 816 Abſ 1 ausgeſetzt. Noch weitergehender Schutz des Erwerbers 
durch Erbſchein, worin die Nacherbfolge unerwähnt geblieben iſt, $$ 2366, 2363. 


8 2114 


Gehört zur Erbſchaft eine Hypothekenforderung, eine Grundſchuld oder 
eine Rentenſchuld, ſo ſteht die Kündigung und die Einziehung dem Vorerben 
zu!). Der Vorerbe kann jedoch nur verlangen, daß das Kapital an ihn nach 
Beibringung der Einwilligung des Nacherben gezahlt oder daß es für ihn und 
den Nacherben hinterlegt wird?). Auf andere Verfügungen über die Hypo⸗ 
thekenforderung, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld finden die Vorſchriften 
des § 2113 Anwendung ). 

E I 1818—1821, 1828 II 1987 M 5 96—98 114-116 P 5 104. 

Befreiung zuläſſig $ 2136. 

1. Hypothek 58 1113 ff., Grundſchuld 55 1191 ff., Rentenſchuld SS 1199 ff. find Rechte 
am Grundſtück. Die Verfügung hierüber, wozu auch Kündigung und Einziehung gehören, 
unterliegt deshalb an ſich den Beſchränkungen des $ 2113. Der Vorerbe iſt jedoch (noch 
über den Nießbraucher hinaus §8 1077, 1080) inſofern Fon geftellt, als ihm die Kündigung 
unter der aus $ 2131 ſich ergebenden Verantwortung ſelbſtändig überlaſſen iſt. Demgemäß, 
iſt auch die vom Schuldner dem Vorerben gegenüber erklärte Kündigung vollwirkſam. 

2. Auch die Einziehung iſt nicht (wie § 1078) von der Mitwirkung des Nacherben 
abhängig. Das Zahlungsverlangen iſt aber inhaltlich in der Weiſe beſchränkt, daß den Rechten 
des Nacherben kein Abbruch geſchehen kann. Seine Einwilligung, d. h. vorherige 
Zuſtimmung ($ 183) iſt auf Verlangen und regelmäßig ſchon im Hinblick auf GBO 8 29 in 
öffentlich beglaubigter Form zu erteilen, $ 2120. Sie kann zum Zwecke feiner Befreiung 
auch vom Schuldner beanſprucht werden. Hinterlegung $ 372. Die hinterlegten 
Gegenſtände werden im Falle des $ 378 Surrogate der Erbſchaft ($ 2111), die Zuſtimmung des 
Nacherben zur Verfügung hierüber oder zur anderweiten Anlegung iſt nach $ 2116 Abſ 2 oder 
$ 2120 erforderlich. Die Vorſchrift trifft auch gegenüber dem perſönlichen Schuldner zu, der 
nicht Eigentümer iſt (8 1143) und findet auch Anwendung, wenn der Schuldner freiwillig 
leiſtet. Dagegen ift der Vorerbe in Anſehung anderer Forderungen, insbeſondere auf Zins⸗ 
rückſtände nach $ 2112 nicht beſchränkt. 

3. Andere Verfügungen als Kündigung und Einziehung § 2113 A 1. Hierzu gehört 
auch die Aufrechnung, wenn ſie vom Vorerben erklärt wird. 


8 2115 


Eine Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, die im Wege der 
Zwan gsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung!) oder durch den Konkurs⸗ 
verwalter erfolgt?), iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit un: 
wirkſam, als ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde). 
Die Verfügung iſt unbeſchränkt wirkſam, wenn der Anſpruch eines Nachlaß⸗ 
gläubigers oder ein an einem Erbſchaftsgegenſtande beſtehendes Recht geltend 
gemacht wird, das im Falle des Eintritts der Nacherbfolge dem Nacherben 
gegenüber wirkſam iſt ). 

E 1 1829 II 1988 M 5, 117 P 5, 112—114; 6, 92, 93. 

1. Wie die vom Vorerben vorgenommenen Verfügungen im Falle des $ 2113, fo 
ſind auch die gegen ihn ergehenden Verfügungen unwirkſam, wenn ſie im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung ſtattfinden. Und zwar auch wenn der Vorerbe 
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nach $$ 2136, 2137 befreit iſt, ſowie rückſichtlich aller Arten von Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtänden, alſo auch beweglicher Sachen und Rechte, die zur Erbſchaft gehören. ZPO 
$ 773 verbietet demgemäß die Veräußerung und Überweiſung der zu einer Vorerbſchaft ge⸗ 
hörenden Gegenſtände und gibt dem Nacherben ein Widerſpruchsrecht. Nur um Verwirk⸗ 
lichung einer rechtsgeſchäftlichen (urteilsmäßigen), nicht um eine im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ergehende Verfügung handelt es ſich in den Fällen der Verurkeilung zur Abgabe 
einer Willenserklärung nach ZPO 88 894, 895 und § 897. 

2. Beſchränkungen des Konkursverwalters im Konkurſe des Vorerben in ſeinem 
Verfügungsrechte aus KO 8 6 Abſ 2. Sie find ihm auch nicht in Erfüllung zweiſeitiger Ver⸗ 
träge nach KO $ 17 geſtattet. Die Veräußerung der Erbſchaftsgegenſtände iſt ihm durch 
KO 8 128 noch beſonders unterſagt. Der Nacherbe kann hiergegen den Schutz des Konkurs⸗ 
gerichts anrufen (KO $ 83), hat aber kein Ausſonderungsrecht aus KO $ 43, da der Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtand immerhin bis zum Eintritt der Nacherbfolge dem Gemeinſchuldner als 
wahrem Erben gehört (a. M. Dernburg V $58 A 7). 

3. Die Unwirkſamkeit der Verfügung iſt eine bedingte und begrenzte wie § 2113 
A 2. Jedenfalls iſt die Vornahme der Zwangsvollſtreckung zuläſſig und ſteht auch dem Nach⸗ 
erben inſoweit kein Widerſpruchsrecht zu, als es ſich um die Begründung von Pfandrechten 
gemäß ZPO 88 804, 829, 846 ff., 857 ff., 930 oder um Eintragung einer Sicherungshypothek 
nach $$ 866 ff (RIA 4, 59) oder nur um Beſchlagnahme des Grundſtücks nach ZVG 99 20 ff. 
handelt. Nicht betroffen durch $ 2115 find Vollſtreckungshandlungen, die ſich auf die dem 
Vorerben zuſtehenden Nutzungen ($ 2111 A 3) beſchränken. S. jedoch BROS 863. So auch 
die Zwangsverwaltung nach 3G $ 146 ff. Nur die Veräußerung und Überweiſung ift aus⸗ 
geſchloſſen (ZPO $ 773). Erſt wenn es zur Nacherbfolge kommt, kann der Nacherbe Beſeiti⸗ 
gung aller Vollſtreckungsmaßregeln verlangen. Vorher hat er nach § 2128 gegebenenfalls 
das Recht auf Sicherheitsleiſtung. 

4. Das Recht des Nacherben wie jedes andern Erben muß unbedingt den Anſprüchen 
der Nachlaßgläubiger weichen ($ 1967). Auch dann iſt ohne Rückſicht auf den Nacherben 
die völlige Durchführung der Zwangsvollſtreckung zuläſſig, wenn ſie auf Grund eines Rechtes 
an einem Erbſchaftsgegenſtande vorgenommen wird, das entweder bereits vom Erblaſſer 
(ſomit zugunſten eines Nachlaßgläubigers) oder auch erſt vom Vorerben begründet worden 
iſt, vorausgeſetzt, daß das Recht auch gegenüber dem Nacherben wirkſam iſt. So bei allen 
Verfügungen, zu denen der Nacherbe eingewilligt hat ($ 2120) oder die der Vorerbe in Be⸗ 
ziehung auf andere Gegenſtände als Grundſtücke oder Rechte an Grundſtücken oder die er gegen 
Entgelt vorgenommen hat ($$ 2112, 2113). Ebenſo bei Hypothekenzinſen und Reallaſten, 
die der Vorerbe unbefriedigt gelaſſen hat (58 1107, 1108, 1118). Iſt das Recht am Erbſchafts⸗ 
gegenſtand erſt im Wege der Zwangsvollſtreckung gegen den Vorerben erlangt (Pfandrecht), ſo 
iſt feine fernere Geltendmachung durch Satz 1 (A 3) ausgeſchloſſen. Unter den gleichen Voraus⸗ 
ſetzungen find die Verfügungen des Konkursverwalters unbeſchränkt wirkſam. — 
Die Vorſchrift zum Schutze der Nichtberechtigten ($ 2113 A 5) iſt hier nicht aufge- 
nommen. Hiernach erwirbt auch der gutgläubig, d. h. ohne Kenntnis des Nacherbenrechts mit 
der Zwangsvollſtreckung vorgehende Gläubiger oder mit dem Konkursverwalter verhandelnde 
Dritte durch die betreffenden Verfügungen keine gegen den Nacherben wirkſamen Rechte. 
Kommt es jedoch zu einer wirklichen Veräußerung, fo greift nach §9 932 ff., 892 fein guter 
Glaube durch. Ebenſo erwirbt der Erſteher in der Verſteigerung gemäß $ 1244, ZB 89 Y0ff. 
wirkſames Eigentum. — Ahnliche Vorſchriften in $$ 135, 161, 184, 353, 499, 883. 


8 2116 

Der Vorerbe hat auf Verlangen des Nacherben die zur Erbſchaft ge⸗ 
hörenden Inhaberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer Hinter⸗ 
legungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der Beſtimmung zu hinterlegen, 
daß die Herausgabe nur mit Zuſtimmung des Nacherben verlangt werden 
kann!). Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nach § 92 zu den ver⸗ 
brauchbaren Sachen gehören, ſowie von Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteil⸗ 
ſcheinen kann nicht verlangt werden'). Den Suhaberpapieren ſtehen Order⸗ 
papiere gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind . 

über die hinterlegten Papiere kann der Vorerbe nur mit Zuſtimmung 
des Nacherben verfügen‘). 

E I 1822 II 1989 M 5, 98—100 P 5, 99 106—109; 6, 93 94. 


Befreiung zuläſſig $ 2136. 
1. Der Vorerbe iſt bezüglich der Inhaberpapiere (55 793 ff., 1195 Inhaberaktien 
HGB gs 179, 320) und Erneuerungsſcheine ($ 805) nur ſchuldrechtlich und nur inſoweit ge⸗ 
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bunden, als der Nacherbe das Verlangen nach Hinterlegung geſtellt hat. Schadens⸗ 
erſatzpflicht nach $ 2130. Legitimationspapiere ($ 808), z. B. Sparkaſſenbücher gehören 
nicht zu den Inhaberpapieren. Hinterlegungsſtellen nach Landesgeſetz Ec 
Artt 144—146. Die gleiche Art der Hinterlegung iſt vorgeſchrieben beim Nießbrauch § 1082, 
geſetzlichen Güterrecht § 1392 und für die vormundſchaftliche Verwaltung $ 1814. 

2. Die Inhaberpapiere ſind verbrauchbare Sachen, wenn ihr beſtimmungsmäßiger 
Gebrauch in dem Verbrauch oder in der Veräußerung beſteht, z. B. Banknoten, das Betriebs⸗ 
kapital eines Bankgeſchäfts (ſ. auch $ 1084). 

3. Orderpapiere HGB 8 363, Blankoindoſſament WO 512. Der Vorerbe kann ſich 
mithin der Hinterlegungspflicht dadurch entziehen, daß er das Papier an Order indoſſiert, 
WO 9 13. 

4. Iſt es einmal zur Hinterlegung gekommen, ſo iſt, ſolange ſie dauert, jede ohne 
Zuſtimmung des Nacherben (§8 182—184) vorgenommene Verfügung von Anfang an und 
nicht bloß wie im Falle der 38 2113 A 2, 2115 A 3 bedingungsweiſe unwirkſam. Verpflichtung 
des Nacherben zur Zuſtimmung $ 2120. 


8 2117 


Der Vorerbe kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach § 2116 zu hinter⸗ 
legen, auf ſeinen Namen mit der Beſtimmung umſchreiben laſſen, daß er 
über ſie nur mit Zuſtimmung des Nacherben verfügen kann. Sind die Papiere 
von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgeſtellt, ſo kann er ſie mit der 
gleichen Beſtimmung in Buchforderungen gegen das Reich oder den Bundes⸗ 
ſtaat umwandeln laſſen !)). 

E I 1822 Abſ 1 11 1990 M 5, 99, 106—108; 6, 93, 94. 

Befreiung zuläſſig 982136. 

1. Umſchreibung auf den Namen $ 806 ‚EG Art 101. Reichsſchuldbuch RG 31. 5. 91 
und 28. 6. 04, EG Art 50, Staatsſchuldbuch EG Art 97. Gleiche Vorſchriften für die Ver⸗ 
waltung des Mannes und des Vormundes $$ 1393, 1815. 


8 2118 


Gehören zur Erbſchaft Buchforderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesſtaat, ſo iſt der Vorerbe auf Verlangen des Nacherben verpflichtet, 
in das Schuldbuch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er über die Forde⸗ 
rungen nur mit Zuſtimmung des Nacherben verfügen kann!). 

E 11 1191 P 5, 99, 106—108; 6, 93, 94. 

Befreiung zuläſſig 52136. 

1. Wie beim Vormund § 1816. Reichsſchuldbuch RG v 31. 5. 91 und 28. 6. 04. Trifft 
auch zu, wenn die Buchforderungen exit nachträglich zur Erbſchaft erworben find ($ 2111). 


8 2119 


Geld, das nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft dauernd 
anzulegen iſt, darf der Vorerbe nur nach den für die Anlegung von Mündelgeld 
geltenden Vorſchriften anlegen!). 

E II 1992 P 5, 104, 105. 

Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Der Vorerbe iſt inſofern etwas freier geſtellt, wie der Mann, der Vater oder der 
Vormund ($$ 1377, 1642, 1806), als er nicht verpflichtet iſt, Geld dauernd anzulegen, ſoweit 
es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereit zu halten iſt. Immerhin ſind hierfür nicht ſeine 
eigenen Gepflogenheiten ($ 2131), ſondern die Regeln einer ordnungs mäßigen 
Wirtſchaft (82038 A 2) maßgebend. Jedenfalls aber hat er, wenn er einmal eine dauernde 
Anlage vornimmt, hierbei auf mündelmäßige Sicherheit ($5 1807, 1808, EG 
Artt 144, 212) Bedacht zu nehmen, hierzu RG 71, 4. Die Genehmigung des Nacherben zur 
Erhebung des Geldes wie in 88 1809, 1810 braucht er bei der Anlegung nicht auszubedingen. 
Auch feine Zuſtimmung zur Anlegung braucht er nicht einzuholen (ſ. jedoch $ 2128). In der 
Anlegung von Geldern zu bloß vorübergehenden Zwecken (Bankguthaben, Anſammlung von 
Betriebsmitteln) iſt er nur inſoweit beſchränkt, als er nicht grobfahrläſſig handeln darf (8 277). 
Keinesfalls iſt er genötigt, vom Erblaſſer überkommene unſichere Anlagen in mündelmäßige 
umzuwandeln. — Ahnlich beim Nießbrauch $ 1079 und beim Pfandrecht an Forderungen 51288. 
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8 2120 


Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung, ins beſondere zur Berichtigung von 
Nachlaßverbindlichkeiten, eine Verfügung erforderlich, die der Vorerbe nicht 
mit Wirkung gegen den Nacherben vornehmen kann, ſo iſt der Nacherbe dem 
Vorerben gegenüber verpflichtet, ſeine Einwilligung zu der Verfügung zu er⸗ 
teilen !). Die Einwilligung iſt auf Verlangen in öffentlich beglaubigter Form 
zu erklären ). Die Koſten der Beglaubigung fallen dem Vorerben zur Laſt “). 

E 1 1823, 1828 Abf 3, 1831 11 1993 M 5, 107, 108, 116, 117, 120 P 5, 109, 112; 6, 94. 

1. Ordnungsmäßige Verwaltung b 2038 A 2. Gedacht iſt vorzugsweiſe 
an die Notwendigkeit einer Verſilberung von Nachlaßgegenſtänden, um Mittel zur Bezahlung 
von Nachlaßſchulden zu gewinnen. Dieſe Verſilberung iſt mit Wirkung gegen den Nacherben 
dem Vorerben allein nicht geſtattet, wenn es ſich handelt um Grundſtücke oder Rechte an 
Grundſtücken (58 2113 Abſ 1, 2114) oder um die Verfügung über Papiere oder Buchforde⸗ 
rungen, die gemäß $$ 2116.—2118 hinterlegt oder umgeſchrieben find. Die Einwilligung 
des Nacherben oder des für ihn beſtellten Teſtamentsvollſtreckers (5 2222), die gemäß 89 183 
im Voraus zu erklären iſt, aber auch als Genehmigung ($ 184) die Verfügung nachträglich wirk⸗ 
ſam macht, iſt in ſolchen Fällen unentbehrlich und darf nicht verweigert werden, wenn die 
Maßregel (Einziehung einer Hypothel) nicht erweislich zur Vereitelung des Nacherbenrechts 
erfolgt (RG 70, 332). Beſteht die Nachlaßverbindlichkeit unmittelbar in der Vornahme einer 
Verfügung nach g 2113 Ab 1, z. B. in der Auflaſſung eines bereits vom Erblaſſer veräußerten 
Grundſtücks, ſo bedarf es zwar materiell der Einwilligung des Nacherben nicht, immerhin 
muß fie formell dem Grundbuchamte nachgewieſen werden ($ 2113 A 2). Die Verpflichtung 
beſteht nur gegenüber dem Vorerben, nicht alſo auch gegenüber dem Dritten, 
der an der Wirkſamkeit der Verfügung intereſſiert iſt. Der Vorerbe iſt aber an der Abtretung 
ſeines Anſpruchs auf Einwilligung nicht gehindert. Macht der Nacherbe gegen den dritten 
Erwerber eines Erbſchaftsgegenſtandes die Unwirkſamkeit geltend, ſo darf ihm der Dritte, 
falls er nicht ohnedies durch $ 2113 Abſſ 3 in feinem Erwerbe geſchützt iſt, mit der Einrede 
(exceptio doli) begegnen, daß er gemäß § 2120 die Verfügung nachträglich zu genehmigen 
habe (a. M. Staudinger A 3). Der Beweis, daß der Nacherbe zur Einwilligung ver⸗ 
pflichtet ſei, iſt vom Vorerben zu führen. 

2. Beglaubigung § 129, FGG 88 167, 183, 191. 

3. Die Koſten gehören alſo nicht zu den Nachlaßverbindlichkeiten $ 1967, ſondern 
zählen zu den Erhaltungskoſten § 2124 Abſ 1. 


8 2121 


Der Vorerbe hat dem Nacherben auf Verlangen ein Verzeichnis der zur 
Erbſchaft gehörenden Gegenſtände mitzuteilen. Das Verzeichnis iſt mit der 
Angabe des Tages der Aufnahme zu verſehen und von dem Vorerben zu unter⸗ 
zeichnen; der Vorerbe hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich be⸗ 
glaubigen zu laſſen ). 

Der Nacherbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Verzeichniſſes 
zugezogen wird). 

Der Vorerbe iſt berechtigt und auf Verlangen des Nacherben verpflichtet, 
das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zuſtändigen 
Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſen “). 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen der Erbſchaft 
zur Laſt“). 

E I 1815, 993, 1042 II 1994 M 5, 103 P 5, 93, 94, 98; 3, 394—396. 

1. Befreiung nach $ 2136 nicht zuläſſig. Das Verzeichnis der Erb u 
(ſo auch a 1 § 1035 und geſetzlichen Güterrecht 9918 a 1155 pie Alben 
der Erbſchaft, Sachen und Rechte (8 90) und braucht nicht, wie das Inventar (8 2001 Abſ 2) 
eine Beſchreibung und Wertsangabe zu enthalten. Seine Beweiskraft ift, da die Vermutung 
des 8 2009 hier nicht gilt, nach allgemeinen Grundſätzen zu beurteilen. Es iſt mitzuteilen, 
nur auf Verlangen des Nacherben, das im Prozeßwege durchzuſetzen iſt (OLG 8, 
274). Iſt der Vorerbe zugleich Gewalthaber des Nacherben, ſo iſt er ſchon nach 8 1640 zur Auf⸗ 
nahme und Einreichung an das Vormundſchaftsgericht verpflichtet (RG 65, 142). Das Ver⸗ 
zeichnis braucht nur einmal aufgeſtellt zu werden Über ſpätere Veränderungen im Beſtande 
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der Erbſchaft (Anfall eines Miterbenanteils $ 2110, Surrogation 8 2111) hat der Vorerbe 
nur im Falle des § 2127 Auskunft zu erteilen und nur unter den gleichen Vorausſetzungen 
iſt er nach 8 260 zum Offenbarungseide verpflichtet. B eglaubigung 8 129, FGG 
85 167, 183, 193. 

2. Der Nacherbe iſt zur Anweſenheit nur berechtigt, nicht aber, auch auf Verlangen 
des Vorerben nicht, dazu verpflichtet. Ebenſowenig zur Mitwirkung oder auch nur zur Außerung 
über die Richtigkeit und zur Mitunterzeichnung. 5 : 

3. Die Zuſtändigkeit beſtimmt ſich nach Landesrecht. Der Nacherbe kann ſich auch 
damit begnügen, daß der Vorerbe die Behörde nur zuzieht ($ 2002). } 

4. Die Koſten find Nachlaßverbindlichkeit $ 1967. Dies ſchließt nicht aus, daß ſie den 
Vorerben im Verhältnis zu Dritten als eigene Verbindlichkeit treffen. Hat der Vorerbe das 
Verzeichnis aus eigener Bewegung aufgeſtellt, ſo können die Koſten als Verwendungen nach 
$$ 2124, 2125 in Betracht kommen. i 


8 2122 


Der Vorerbe kann den Zuſtand der zur Erbſchaft gehörenden Sachen auf 
ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. Das gleiche Recht ſteht 
dem Nacherben zu!). 

E I 1815, 992 II 1995 M 5, 103 P 5, 94, 99. 

1. Befreiung nach $ 2136 nicht zuläſſig. Wie beim Nießbrauch $ 1034, dem geſetzlichen 
Güterſtande $ 1372 und der Errungenſchaftsgemeinſchaft $ 1528. Die Feſtſtellung des Zus 
ſtandes der Sachen ($ 2111) kann auch wiederholt und ohne die Vorausſetzungen der 99 2127, 
2128 verlangt werden, ſolange fie nicht in Schikane ausartet ($ 226). Vorzeigungspflicht des 
Vorerben $ 809. Verfahren FGG 89 15, 164. 


8 2123 


Gehört ein Wald zur Erbſchaft, ſo kann ſowohl der Vorerbe als der 
Nacherbe verlangen, daß das Maß der Nutzung und die Art der wirtſchaft⸗ 
lichen Behandlung durch einen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt werden. Tritt eine 
erhebliche Anderung der Umſtände ein, ſo kann jeder Teil eine entſprechende 
Anderung des Wirtſchaftsplans verlangen. Die Koſten fallen der Erbſchaft 
zur Laſt. 

Das Gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung 
von Bodenbeſtandteilen gerichtete Anlage zur Erbſchaft gehört!). 

E II 1996 P 5, 127, 128; 6, 344. 

Befreiung zuläſſig 82136. 

1. Wald⸗ und Bergwerks nutzung wie beim Nießbrauch vgl. 8 1038. Die Koſten find 
Nachlaßverbindlichkeit 9 1967. 3 


9 2194 


Der Vorerbe trägt dem Nacherben gegenüber die gewöhnlichen Erhaltungs⸗ 
koſten ). 

Andere Aufwendungen, die der Vorerbe zum Zwelke der Erhaltung von 
Erbſchaftsgegenſtänden den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, kann 
er aus der Erbſchaft beitreiten?). Beſtreitet er ſie aus ſeinem Vermögen, jo 
iſt der Nacherbe im Falle des Eintritts der Nacherbfolge zum Erſatze ver⸗ 
pflichtet). 

E I 1815, 997999 II 1997 M 5, 103, 104 P 5, 100, 115—121. 

1. Die gewöhnlichen Erhaltungskoſten ſind in Gegenſatz geſtellt zu andern Auf⸗ 
wendungen zum Zwecke der Erhaltung (Abſ 2), zu Verwendungen ($ 2125) und zu den außer⸗ 
ordentlichen Laſten ($ 2126). Es fallen deshalb darunter, obſchon nicht eigentlich der Er⸗ 
haltung, ſondern der Verwaltung der Erbſchaft dienend (Prot 5, 119), die gewöhnlichen Laſten 
wie Abgaben, Renten, Zinſen der Nachlaßſchulden, die üblichen Verſicherungsprämien uſw. 
Eigentliche Erhaltungskoſten ſind Aufwendungen für Erhaltung der Sache in ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Beſtande einſchließlich der zur gewöhnlichen Unterhaltung gehörenden Ausbeſſe⸗ 
rungen und Erneuerungen ($ 1041, auch 88 582, 601), ſomit auch die zur Fortführung eines 
gewerblichen oder land wirtſchaftlichen Betriebs im bisherigen Umfange notwendigen 
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Ausgaben. Der Vorerbe hat dieſe Koſten als Gegenſatz für die ihm gebührenden Nutzungen 
(s 2111 A 3) — jedoch ohne Rückſicht darauf, ob er hierin volle Deckung findet oder nicht — 
auf die Dauer feines Rechts ſelbſt zu tragen ($ 103). Daß er fie dem Nacherben 
gegenüber zu tragen hat, bedeutet, daß er hierfür nicht Erſatz oder Befreiung nach $ 257 
verlangen kann und daß er auch nach Eintritt der Nacherbfolge dafür aufzukommen hat ($ 2145 
Abſ 1), ſoweit nicht nach $$ 2130, 592, 593 für das letzte Jahr ein Ausgleich ſtattfindet. Ver⸗ 
nachläſſigt er die Erhaltung der Erbſchaft, jo macht er ſich gemäß §s 2130, 2131 ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig. . 

2. Zu den anderen Aufwendungen gehören außergewöhnliche Ausbeſſerungen und 
Erneuerung von Erbſchaftsgegenſtänden (58 1042, 1043), wobei auch an Sachinbegriffe (Land⸗ 
gut, Herde, Handelsgeſchäft) zu denken iſt. Auch die Koſten des im Intereſſe der Erbſchaft 
über einen Erbſchaftsgegenſtand nicht leichtfertig geführten Rechtsſtreits fallen 
(abweichend § 1387 Nr 1) der Erbſchaft zur Laſt. Über Notwendigkeit und Umfang der Auf⸗ 
wendungen zu entſcheiden, ſteht wie beim Beauftragten ($ 670) in dem gutgläubig ausgeübten 
Ermeſſen des Vorerben. Er kann die Aufwendungen aus der Erbſchaft oder ihren Surrogaten 
($ 2111) beſtreiten, ſomit auch Erbſchaftsgegenſtände hierzu in Geld umſetzen und in den Fällen 
des § 2120 die erforderliche Einwilligung des Vorerben erzwingen. 

3. Aus ſeinem Vermögen beſtreitet der Vorerbe die Aufwendungen auch 
dann, wenn er hierzu die Nutzungen der Erbſchaft verwendet ($ 2111 A 3). Die Erſatzpflicht 
des Nacherben entſteht erſt mit der Nacherbfolge (5 2139). Bis dahin verbleiben dem Vor⸗ 
erben die Nutzungen der Erbſchaft, er kann deshalb auch erſt von dieſem Zeitpunkt ab Ver⸗ 
zinſung verlangen ($ 256). Anſpruch auf Befreiung von Verbindlichkeiten $ 257. Der Erſatz⸗ 
anſpruch ift nicht wie gegenüber dem Eigentumsanſpruch ($ 1001) davon abhängig, daß der 
Nacherbe den betreffenden Erbſchaftsgegenſtand erlangt. Auch Verwendungen auf unter⸗ 
gegangene Gegenſtände find zu erſetzen (. jedoch § 2138 A 2). Die Erſatzpflicht iſt aber Nach⸗ 
laßverbindlichkeit und unterliegt deshalb in jedem Falle der Beſchränkung der Haftung, auch 
wenn der Nacherbe ſonſt unbeſchränkt haftet, $ 2144 Abſ 3. Zurückbehaltungsrecht des Vor⸗ 
erben 5 273. 


8 2125 


Macht der Vorerbe Verwendungen auf die Erbſchaft, die nicht unter die 
Vorſchrift des § 2124 fallen), jo iſt der Nacherbe im Falle des Eintritts der 
Nacherbfolge nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag 
zum Erſatze verpflichtet!). g — 

Der Vorerbe iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er eine zur Erbſchaft 
gehörende Sache verſehen hat, wegzunehmen “). 

E 1 1815, 1010 TI 1998 M 5, 103, 104 P 5, 100, 115—121. 

1. Die Verwendungen ſind hier in Gegenſatz geſtellt zu den gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Erhaltungskoſten des § 2124. Im übrigen iſt die Beſtimmung dem Nießbrauch 
nachgebildet $ 1049. Es handelt ſich ſomit a) um Ausgaben im Intereſſe der Erbſchaft, die 
über den Erhaltungszweck hinausgehen, z. B. Verbeſſerungen in der Kulturart, Um⸗ und Er⸗ 
weiterungsbauten, Vermehrung des Betriebskapitals, oder b) um Ausgaben, die zwar dem 
Erhaltungszwecke dienen, aber (wie die Ausbeſſerung einer veralteten Maſchinenanlage) vom 
Vorerben nicht hätten für erforderlich erachtet werden dürfen. Die Verwendungen können 
auf einzelne Gegenſtände, aber auch auf die Erbſchaft im ganzen gemacht fein, z. B. Rechts⸗ 
ſtreit, der zur Feſtſtellung des Erbrechts geführt wird. 

2. Der Nacherbe iſt, wie nach $ 2124 Abſ 2 nicht vor Eintritt der Nacherbfolge, jedoch 
nicht gleich dem Auftraggeber, ſondern nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag erſatzpflichtig. Danach ſteht dem Vorerben wie nach 52124 Abf2 bei den Verwendungen 
zu Erhaltungszwecken der volle Erſatzanſpruch aus 58 683, 670 zu, ſoweit die Verwendungen 
dem Intereſſe und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Nacherben entſprechen 
oder ſoweit dem Vorerben $ 679 zur Seite ſteht. Trifft dies nicht zu, jo haftet der Nacherbe 
nach $ 684 jedenfalls ſoweit er bereichert iſt. Im übrigen gilt von dem Erſatzanſpruch das 
9 2124 A 3 Geſagte. N 

3. Das Wegnahmerecht (5 258) fteht dem Geſchäftsführer an ſich nicht zu, iſt des⸗ 
halb dem Vorerben beſonders eingeräumt. Der Vorerbe iſt zur Wegnahme nur berechtigt, 
nicht verpflichtet. 


8 2126 


Der Vorerbe hat im Verhältniſſe zu dem Nacherben nicht die außer⸗ 
ordentlichen Laſten zu tragen, die als auf den Stammwert der Erbſchaftsgegen⸗ 
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ſtände gelegt anzuſehen ſind ). Auf dieſe Laſten finden die Vorſchriften des 
§ 2124 Abſ 2 Anwendung. 

E 1 1815, 1003 Nr 1 11 1999 M 5, 103, 104 P 5, 100, 115—120. 

1. Indem der Vorerbe von Tragung der außerordentlichen Laſten (58 995, 1047, 
1385 Nr 1) befreit wird, iſt mittelbar zugleich feine Verpflichtung anerkannt, die ordent⸗ 
lichen öffentlichen oder privatrechtlichen Laſten (§ 103) als Gegenſatz für die ihm zufließen⸗ 
den Nutzungen ſelbſt zu tragen (§ 2124 A 1). Dies gilt auch von den außerordentlichen Laſten, 
ſoweit ſie, wie z. B. die Einquartierungslaſt nicht auf den Stammwert gelegt ſind. Dagegen 
kommen als ſolche den Stamm wert ergreifende Laſten (M 3, 516) in Betracht: fällig 
werdende Hypotheken und Grundſchulden, Zwangsaufwendungen für Neu- und Umbauten, 
Adjazentenbeiträge und dergl. Auch die der Erbſchaft als Ganzem — nicht dem Vorerben 
für ſeine Perſon — auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen gehören hierher. Ebenſo die 
Erbſchaftsſteuer, ſoweit nicht der Vorerbe ſelbſt (gleich dem Nießbraucher) damit 
belegt iſt, RErbſchStch v. 3. 6. 06 8 27. 

2. Der Vorerbe kann derartige Laſten aus der Erbſchaft beſtreiten und hat, inſoweit 
er fie aus feinem Vermögen beſtreitet, den Erſatzanſpruch ($ 2124 A 2/3). 


9 2127 


Der Nacherbe iſt berechtigt, von dem Vorerben Auskunft über den Be⸗ 
ſtand der Erbſchaft zu verlangen“), wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß 
der Vorerbe durch ſeine Verwaltnug die Rechte des Nacherben erheblich 
verletzt?). 

E II 2000 P 5, 96, 97. 

Befreiung zuläſſig 9 2136. 

1. Das Recht, Auskunft zu verlangen ſchließt nach $ 260 das Recht in ſich, Vorlegung 
eines (privatſchriftlichen) Verzeichniſſes des derzeitigen Beſtandes und gegebenenfalls den 
Offenbarungseid zu verlangen. Hat der Vorerbe bereits nach § 2121 Verzeichnis gelegt, fo 
genügt Angabe der ſeitdem eingetretenen Veränderungen. Die Auskunft kann, wenn ein 
neuer Grund gegeben iſt, wiederholt verlangt werden. Von mehreren, auch nacheinander 
berufenen Nacherben ſteht das Recht jedem beſonders zu. Für den noch unbekannten Nach⸗ 
erben hat fein nach $ 1913 beſtellter Pfleger zu ſorgen. Iſt nach § 2222 ein Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker beſtellt, fo iſt dieſer zu dem Auskuuftsverlangen ausſchließlich berechtigt. 

2. Das Recht des Nacherben beſteht in dem Anſpruch auf Herausgabe der Erbſchaft 
in der $ 2130 vorausgeſetzten Beſchaffenheit. Daraus folgt, daß nicht ordnungsmäßige Ver⸗ 
waltung, auch wenn ſie nicht böswillig iſt, das Verlangen rechtfertigt, wenn ſie zugleich eine 
erhebliche Verletzung der Rechte des Nacherben (auf ſorgſame Verwaltung) enthält. 
Immerhin muß die Beſorgnis durch die Art der Verwaltung begründet ſein. Ungünſtige 
Vermögenslage des Vorerben (5 2128 A 1) reicht für ſich allein nicht aus. — Das Verlangen 
iſt da nötig im Klagewege geltend zu machen. Für die Vorausſetzungen iſt der Nacherbe 
beweispflichtig. 

8 2128 

Wird durch das Verhalten des Vorerben oder durch ſeine ungünſtige 
Vermögenslage die Beſorgnis einer erheblichen Verletzung der Rechte des 
Nacherben begründet !), jo kann der Nacherbe Sicherheitsleiſtung verlangen“). 

Die für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Sicherheitsleiſtung 
geltenden Vorſchriften des § 1052 finden entſprechende Anwendung). 

E I 1815 1005, 1006 11 2001 M 5, 104 P 5, 100, 121—125. 

Befreiung zuläſſig 5 2136. 

1. Der Vorerbe iſt, wie der Nießbraucher (8 1051) oder der Ehemann ($ 1391, hierzu 
R 60, 182) nicht allgemein, ſondern nur unter den beſonderen Vorausſetzungen des § 2128 
zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet. Ahnlich $ 1981 Abſ 2. Daneben bleibt das Recht des 
Nacherben beſtehen, auf Befolgung des § 2119 zu dringen (RG 71, 7). Das Verhalten des 
Vorerben braucht nicht gerade ſchuldhaft zu ſein, muß aber doch zur Erbſchaft in gewiſſer Be⸗ 
ziehung ſtehen und objektiv die vom Geſetz erforderte Beſorgnis rechtfertigen. So insbe⸗ 
ſondere bei unordentlicher Verwaltung ( 2127) oder bei eigenmächtiger Vornahme der durch 
55 2113 ff. ihm unterſagten Verfügungen. Ob die ungünſtige Vermögenslage ſchon bei 
Anfall der Erbſchaft vorhanden war oder erſt ſpäter eintritt, iſt gleichgültig. Sie allein genügt 
aber nicht. Es muß auch hier dazu kommen, daß, etwa wegen drohenden Zugriffs der Gläu⸗ 
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biger des Vorerben oder zu befürchtender Veräußerung von Nachlaßgegenſtänden eine und 
zwar erhebliche Verletzung der Nacherbenrechte zu beſorgen jteht. 

2. Das Verlangen kann unmittelbar auf Sicherheitsleiſtung gemäß $$ 232 ff. gerichtet 
werden und ſetzt nicht voraus, daß der Vorerbe hierzu bereits rechtskräftig verurteilt oder daß 
ihm zuvor nach § 2129 die Verwaltung entzogen iſt (RG 59, 200). Die Sicherheit iſt vom Vor⸗ 
erben nicht bloß mit der Erbſchaft, ſondern auch mit dem eigenen Vermögen zu leiſten. 

3. Der Anſpruch des Vorerben ſteigert ſich gemäß $ 1052 bis zur Entziehung 
der Verwaltung und Beſtellung eines Verwalters mit den weiteren Folgen 
des § 2129, wenn es zur rechtskräftigen Verurteilung dazu gekommen iſt, die Sicherheit zu 
leiſten und wenn die ihm hierfür zu beſtimmende Friſt (ZPO $ 255 Abſ 2) verſtrichen iſt. Die 
Entziehung der Verwaltung erfolgt im Klagewege, die Beſtellung des Verwalters durch das 
Prozeßgericht. Die Entziehung iſt aufzuheben, wenn die Sicherheit nachträglich geleiſtet 
wird. — Allgemeine Sicherungsmaßregeln zugunſten des Nacherben im Wege des Arreſtes 
oder der einſtweiligen Verfügung find durch $ 2128 nicht ausgeſchloſſen. 
Sie können ſich bis zur vorläufigen Entziehung der Verwaltung ſteigern, und zwar ſelbſt 
dann, wenn der Erblaſſer Befreiung angeordnet oder den Nacherben nur auf den Überreſt 


eingeſetzt hat (88 2136, 2137). 
8 2129 


Wird dem Vorerben die Verwaltung nach den Vorſchriften des 8 1052 
entzogen, fo verliert er das Recht, über Erbſchaftsgegenſtände zu verfügen). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung ). Für die zur Erb: 
ſchaft gehörenden Forderungen iſt die Entziehung der Verwaltung dem Schuldner 
gegenüber erſt wirkſam, wenn er von der getroffenen Anordnung Kenntnis 
erlangt oder wenn ihm eine Mitteilung von der Anordnung zugeſtellt wird“). 
Das Gleiche gilt von der Aufhebung der Entziehung ). 

E II 2002 P 5, 124, 126; 6, 319. 

Befreiung zuläſſig 9 2136. n 

1. Die Entziehung der Verwaltung ($ 2128 A 3) hat ſchlechthin den Verluſt des Ver⸗ 
fügungsrechts zur Folge. Zugleich iſt der Vorerbe dem beſtellten Verwalter zur Heraus⸗ 
gabe der Erbſchaft verpflichtet, behält aber den Anſpruch auf die Nutzungen (92111 A3). Die 
erforderlichen Verfügungen, da nötig mit Zuſtimmung des Nacherben, ſind vom Verwalter 
zu treffen. Doch erlangt auch eine vom Vorerben getroffene Verfügung durch Genehmigung 
des hieran allein intereſſierten Nacherben Wirkſamkeit ($ 185 Abſ 2). Die Entziehung tritt 
ein mit der Vollſtreckbarkeit der ſie anordnenden Entſcheidung. Die Verfügungsbeſchränkung 
iſt, wenn auch nicht von Amts wegen wie GBO $ 52, jo doch auf Antrag des Nacherben oder 
des beſtellten Verwalters im Grund buch einzutragen (GBO 89 22, 13). 

2. Vgl. $ 2113 A 5. 

3. Entſprechend dem Nießbrauch $ 1070 Abſ 2 und dem Pfandrecht an Rechten $ 1275. 
Die regelmäßig vom Verwalter oder vom Nacherben ausgehende Mitteilung an den Schuld⸗ 
ner iſt, wenn fie erfolgt, in Form der Zuſtellung, auch der Erſatzzuſtellung (3PO 98 181, 
bis 184) ohne Rückſicht auf erlangte Kenntnis wirkſam. Nicht geſchützt iſt der Dritte, der 
vom Vorerben eine Forderung durch Abtretung erwirbt, ſoweit ihm nicht 53 892, 893 zu⸗ 
ſtatten kommen. Auch auf Erbſchein kann er ſich nicht berufen ($ 2366), da der Erbſchein über 
das Fortbeſtehen des Verfügungsrechts nicht Auskunft zu erteilen beſtimmt iſt. 

4. Entſprechend $ 1070 Schluͤßſatz. Die Entziehung der Verwaltung iſt aufzuheben, 
wenn der Vorerbe nachträglich Sicherheit leiſtet, $ 1052 Abſ 3. 


8 2130 

Der Vorerbe iſt nach dem Eintritte der Nacherbfolge verpflichtet, dem 
Nacherben die Erbſchaft in dem Zuſtande herauszugeben, der ſich bei einer 
bis zur Herausgabe fortgeſetzten ordnungsmäßigen Verwaltung ergibt). Auf 
die Herausgabe eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks findet die Vorſchrift 
des § 592, auf die Herausgabe eines Landguts finden die Vorſchriften der 
88 592, 593 entſprechende Anwendung ). 

Der Vorerbe hat auf Verlangen Rechenſchaft abzulegen“). 

E 1 1815, 1007 II 2003 M 5, 101, 102 P 5, 95, 96, 100, 128, 

Befreiung zuläſſig $ 2136. 

1. Die Heransgabepflicht iſt wie bei der Pacht ($ 591) nach Inhalt und Umfang 
durch einen objektiven Maßſtab beſtimmt: das Ergebnis einer bis zur Herausgabe fortge⸗ 
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fegten ordnungsmäßigen Verwaltung. Was ihm hiernach im einzelnen 
obliegt ($ 2038 A 2), beſtimmt ſich nach allgemeinen Lebensanſchauungen. Jedenfalls kann 
der Nacherbe nicht eine einzelne Verwaltungshandlung des Vorerben herausgreifen, ſondern 
muß auf das Geſamtergebnis der Verwaltung ſehen (Prot 5, 96). Anderſeits kann ſich der 
Vorerbe von der objektiv gegen ihn begründeten Haftung durch den Nachweis befreien, daß 
er auch in eigenen Angelegenheiten nicht ſorgfältiger zu verfahren pflege ($ 2131), wenn ihm 
nicht grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt (§ 277). Der Herausgabeanſpruch umfaßt auch die 
Surrogate der Erbſchaft ($ 2111), iſt aber feiner Natur nach ſchuldrechtlich und entſteht erſt 
mit Eintritt der Nacherbfolge (8 2139). Nimmt der Vorerbe darüber hinaus die Erbenſtellung 
in Anſpruch, ſo iſt er nunmehr auch dem Erbſch aftsanſpruch des Nacherben aus- 
geſetzt (88 2018 ff.). Auch im Falle der Befreiung (8 2136) kann der Vorerbe von der Heraus⸗ 
gabeverpflichtung ſelbſtverſtändlich nicht ganz entbunden werden. Sie beſchränkt ſich nach 
$ 2138 nur auf die noch vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände. Erſatzanſpruch des Vorerben 
wegen feiner Verwendungen 89 2124, 2125, Zurückbehaltungsrecht $ 273, Verpflichtung zum 
Wertserſatz $ 2134, Verteilung der Früchte und Laſten 58 101 bis 103. Schutz des Vorerben 
gegen ordnungswidrige Verwaltung vor Eintritt der Nacherbfolge $5 21272129. 

2. Entſprechend dem Nießbrauch, vgl. $ 1055 Abſ 2. 

3. Die Rechenſchaftspflicht umfaßt nach $ 259 und ebenſo die Herausgabepflicht 
nach § 260 gegebenenfalls die Pflicht zur Leiſtung des Offenbarungseides. Bei der Rech- 
nungslegung ſcheiden die Einnahmen aus, ſoweit ſie Nutzungen find ($ 2111 A 3). Ebenſo⸗ 
wenig kommen unter den Ausgaben die vom Vorerben zu tragenden gewöhnlichen Erhaltungs⸗ 
koſten in Frage ($ 2124 Abſ 1). Überhaupt dürfen an die Rechnung des Vorerben, der Herr 
der Erbſchaft iſt und nur nach Art eines Verwalters beurteilt wird, nicht gleich ſtrenge An⸗ 
forderungen wie an den eigentlichen Verwalter fremden Gutes geſtellt werden. 


8 2131 


Der Vorerbe hat dem Nacherben gegenüber in Anſehung der Verwaltung 
nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt). 

& I 1815, 991 II 2004 M 5, 102 P 5, 96, 99. 

Befreiung zuläſſig $ 2136. 

1. Der ſubjektive Maßſtab der Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten (vgl. auch 99 690, 
708, 1359, 1664) kommt von vornherein nicht in Betracht, ſoweit das Geſetz dem Vorerben 
beſtimmte Verhaltungsmaßregeln vorſchreibt (88 21162119, 2123, 2133, auch RG 73, 6), 
oder ihn ſchlechthin zum Wertserſatz verpflichtet ($ 2134). Ferner nicht, wenn es ſich um ein 
grobfahrläſſiges (8 277) oder gar um ein argliſtiges, auf Benachteiligung des Nacherben ab- 
zielendes Verhalten handelt. Für letzteren Fall kann ihm auch vom Erblaſſer die Haftung 
nicht erlaſſen werden (8 2138 Abſ 2). Im übrigen ſteht dem aus $ 2130 an ſich haftpflichtigen 
Vorerben der Gegenbeweis offen, daß er auch in eigenen Angelegenheiten nicht anders 
zu verfahren pflege. 


8 2132 


Veränderungen oder Verſchlechterungen von Erbſchaftsſachen, die durch 
ordnungsmäßige Benutzung herbeigeführt werden, hat der Vorerbe nicht zu 
vertreten ). 

e 1 1815, 1007 Llbſ 1 II 2006 Abs 2 M 5, 93 P 5, 101, 128. 

1. Übereinſtimmend mit dem Grundſatze des 52130, auch bei der Miete $ 548, der 
Leihe § 602 und dem Nießbrauch $ 1050. Damit iſt zugleich anerkannt, daß der Vorerbe 
für Veränderungen und Verſchlechterungen einzuſtehen hat, ſoweit er den Beweis nicht 
führen kann, daß fie durch ordnungsmäßige oder doch mindeſtens feinen ſonſtigen Gepflogen⸗ 
heiten entſprechende Benutzung ($ 2131) verurſacht find. Für den befreiten Vorerben ($ 2136) 
entfällt jede Beweispflicht. 


8 2133 


Zieht der Sorerbe Früchte den Regeln einer ordnungsmüßigen Wirt⸗ 
ſchaft zuwider oder zieht er Früchte deshalb im Übermaße, weil dies infolge 
eines beſonderen Ereigniſſes notwendig geworden ift!), jo gebührt ihm der 
Wert der Früchte nur inſoweit, als durch den ordnungswidrigen oder den 
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übermäßigen Fruchtbezug die ihm gebührenden Nutzungen beeinträchtigt werden 
und nicht der Wert der Früchte nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft zur Wiederherſtellung der Sache zu verwenden iſt ). 

E 1 1815, 988 Abſ 2 II 2005 M 5, 101 P 5, 127, 128. 

Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Der entſprechenden Beſtimmung beim Nießbrauch ($ 1039) nachgebildet. Daß 
dem Vorerben die bei ordnungsmäßiger Verwaltung ($ 2130 A 1) gezogenen Nutzungen 
eigentümlich gehören, ergibt $ 2111 (A 3). Hier iſt vorausgeſetzt, daß im Vergleich zu den 
gewöhnlichen Nutzungen ein Übermaß von Früchten gezogen wird, entweder infolge or d⸗ 
nungswidriger Bewirtſchaftung (Raubbau, Verkauf des zur Fortführung 
der e nötigen Strohs ꝛc.) oder notgedrungen infolge eines beſonderen zufälligen 
Ereigniſſes (Windbruch ꝛc.). Auch dieſe übermäßigen Früchte würden nach $$ 100, 
953 an ſich dem Vorerben gebühren, wenn das Geſetz nicht einen Ausgleich träfe. 

2. Der Vorerbe bleibt auf die tatſächlich im Übermaß gezogenen Früchte nur inſoweit 
berechtigt, als ſie dem Ergebnis der gewöhnlichen, ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ent⸗ 
ſprechen. Den Mehrertrag hat er bei Eintritt der Nacherbfolge mit der Erbſchaft grundſätz⸗ 
lich an den Nacherben herauszugeben oder zu erſetzen. Hiervon kürzt ſich jedoch der Ausfall 
an Früchten, den er infolge ordnungswidrigen oder übermäßigen Fruchtbezugs erleidet (der 
Morgen Wald trägt normal 100, hat infolge Windbruchs getragen im 1. Jahre 1000, im 
2, 3. und 4. Jahre nur 25. Dem Vorerben gebühren auf 4 Jahre 400, er hat gezogen 1075 
und hat dem Nacherben deshalb herauszugeben 675). Dieſe Kürzung iſt jedoch („und nicht“) 
inſoweit ausgeſchloſſen, d. h. der übermäßige Fruchtbezug (1000 infolge Windbruchs) iſt an 
den Nacherben inſoweit unverkürzt herauszugeben, als er zur Wiederherſtellung der Sache 
zu verwenden iſt. Beträgt ſomit der Aufforſtungsaufwand 900, ſo hat der Vorerbe ohne 
Anſpruch auf Erſatz wegen des Fruchtausfalls im 2.—4. Jahre dem Nacherben die vollen 900 
herauszugeben. Hat der Vorerbe die Wiederherſtellung ſelbſt vorgenommen, fo hat er info- 
weit, als er durch die mehr gezogenen Früchte nicht gedeckt iſt, den Erſatzanſpruch wegen Ver- 
wendungen aus $$ 2124, 2125. Beruht der übermäßige Fruchtbezug auf einem nach 99 2130 
bis 2132 vom Vorerben zu vertretenden Verſchulden, fo ift er dem Nacherben (wie in 9 2134) 
für den hiernach nicht Wb en Schaden erſatzpflichtig. Zur Sicherheitsleiſtung (wie 
in $ 1039) iſt er nicht verbunden, wenn nicht $ 2128 einſchlägt. 


8 2134 


Hat der Vorerbe einen Erbſchaftsgegenſtand für ſich verwendet, ſo iſt er 
nach dem Eintritte der Nacherbfolge dem Nacherben gegenüber zum Erſatze 
des Wertes verpflichtet). Eine weitergehende Haſtung wegen Verſchuldens 
bleibt unberührt). 

€ I 1815, 1007 Abſ 1 II 2006 Abf 1 M 5, 93 P 5, 100, 128, 129. 

Befreiung zuläſſig 9 21366. 

1. Vorausgeſetzt ift die Verwendung eines Erbſchaftsgegenſtandes (oder eines dafür 
erlangten Surrogates $ 2111), die dem Vorerben die durch $ 2130 ihm auferlegte Verpflichtung 
zur Herausgabe des Gegenſtandes unmöglich macht. An die Stelle des Gegenſtandes tritt 
in dieſem Falle, wie bei der Surrogation eine Forderung gegen den Vorerben auf Werts⸗ 
erſatz. Der Erbſchaftsgegenſtand kann auch in einem z. B. vom Vorerben zur Aufrechnung 
mit einer eigenen Schuld benutzten Rechte ($ 90) beſtehen. Hauptfall iſt die Verwendung 
von Geld und andern verbrauchbaren Sachen (88 92, 1377 Abſ 2). Auch andere Sachen 
konnen durch Verbindung oder Vermiſchung mit eigenen Sachen des Vorerben oder durch 
eine von ihm vorgenommene Verarbeitung ($$ 946, 948, 950) vom Vorerben verwendet 
und dadurch untergegangen fein. Maßgebend für die Höhe des Wertserſatzes iſt die Zeit der 
Verwendung. Er kann nicht vor Eintritt der Nacherbfolge gefordert werden. 

2. Die Schadenserſatzpflicht wegen Verſchuldens im Umfange der $$ 280, 249 ff. 
iſt ſchon durch die Tatſache der Verwendung begründet, wenn hierin ein Akt ordnungs⸗ 
widriger Verwaltung zu finden iſt, § 2130, und der Erbe ſich auch nicht mit der Einrede aus 92131 
befreien kann. Böswillige Verminderung der Erbſchaft $ 2138 Abſ 2. Auch die Art der Ner- 
wendung kann eine ſchuldhafte ſein, z. B. Schädigung des Nachlaßgrundſtücks durch Heraus- 
nahme und Verwendung eines Balkens. 5 


8 2135 


Hat der Vorerbe ein zur Erbſchaft gehörendes Grundſtütk vermietet oder 
verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ oder Pachtverhältnis bei dem Eintritte 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsraten. IJ. Band. 35 
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der Nacherbfolge noch beſteht, die Vorſchriften des § 1056 entſprechende An⸗ 
wendung ). 


E 1 1815, 1008 11 2007 M 5, 104, 105 P 5, 101, 129. 

1. Ebenſo bei der ehemännlichen und väterlichen Nutznießung $$ 1423, 1663. Da⸗ 
nach tritt der Nacherbe mit Eintritt der Nacherbfolge an Stelle des Vorerben in die aus dem 
Miet⸗ oder Pachtverhältnis ſich ergebenden Pflichten des Vermieters oder Verpächters ein, 
der Vorerbe bleibt aber innerhalb der Grenzen des $ 571 als Bürge haftbar. Dem Nach⸗ 
erben kommt die vom Mieter oder Pächter geleiſtete Sicherheit zugute, $ 572. Verfügungen 
des Vorerben über den Miet- oder Pachtzins ſind im Umfange des 9 573 Satz 1, Rechtsgeſchäfte 
und Aufrechnung zwiſchen Mieter oder Pächter und dem Vorerben nach Vorſchrift der 95574, 
575 wirkſam. Die Anzeige des Vorerben an den Mieter oder Pächter, daß die Nacherbfolge 
eingetreten ſei, iſt für den Vorerben bindend, $ 576. Die gleichen Wirkungen treten in Be⸗ 
ziehung auf den Nacherben ein, der das vermietete Grundſtück einem folgenden Nacherben 
herauszugeben hat, 5 579. Kündigungsrecht des Nacherben gegenüber dem Mieter oder 
Pächter 85 1056 Ab] 2, 565, 566, Recht des Mieters oder Pächters, den Nacherben hierüber 
zur Erklärung aufzufordern $ 1056 Abſ 3. — Nach $ 2120 kann der Nacherbe dazu angehalten 
werden, zu einer über den Eintritt der Nacherbfolge hinaus wirkſamen Verlängerung des 
Pacht⸗ oder Mietvertrags einzuwilligen, wenn ſie durch die Umſtände geboten iſt. 


8 2136 


Der Erblaſſer tann den Vorerben von den Beſchränkungen und Ver⸗ 
pflichtungen des 8 2113 Abſ 1 und der 88 2114, 2116 bis 2119, 2123, 2127 bis 


2131, 2133, 2134 befreien). 

& 1 1824 II 2008 M 5, 103, 109 P 5, 109. 

1. Die Zulaäſſigkeit einer Befreiung des Vorerben von den hier erwähnten Be⸗ 
ſchränkungen und Verpflichtungen, die nicht ausdrücklich erklärt zu ſein braucht (RG 69, 
259), iſt bereits bei den einzelnen ben en hervorgehoben und erläutert. S. auch 
$ 2137. Daraus ergibt ſich, daß auch bei weiteſtgehender Befreiung der Vorerbe nicht 
unentgeltlich über Erbſchaftsgegenſtände verfügen darf (8 2113 Abſ 2), daß der Erblaſſer 
Verfügungen im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter 
nicht als wirkſam erklären kann (5 2115), den Vorerben nicht von der Inventarpflicht 
(ss 2121, 2122), nicht von der Verpflichtung zur Tragung der gewöhnlichen Erhaltungs⸗ 
koſten ($ 2124 Abſ 1) befreien kann. Doch kann er ihm in letzterer Beziehung die aus $$ 2130, 
9131, 2134 ſich ergebende Vertretungspflicht erlaſſen. Daß dem Vorerben die Haftung für 
Argliſt nicht erlaſſen werden kann, iſt in g 2131 A 1 ſchon erwähnt, vgl. auch $ 2138 Abſ 2. Die 
Befreiung kann ſich auf alle ($ 2137 Abſ 1) oder nur auf einzelne Beſchränkungen und Ver⸗ 
pflichtungen erſtrecken. Umgekeyrt iſt der Erblaſſer nicht gehindert, durch Anordnung von 
Vermächtniſſen und Auflagen die geſetzlichen Verpflichtungen des Vorerben, insbeſondere 
den Umfang ſeiner Herausgabepflicht (82130) 3. B. durch Erſtreckung auf gezogene Nutzungen 
und gemachte Erſparniſſe noch über die geſetzlichen Vorſchriften hinaus zu ſteigern. Er kann 
auch die Verwaltung ganz einem Teſtamentsvollſtrecker übertragen ($$ 2205, 2209, 2338 
Abſ 1). — Im Gr und buch iſt neben dem Rechte des Nacherben auch die Befreiung des 
Vorerben van Amts wegen einzutragen, GB 552. Im Erbſchein iſt nur völlige Be. 
freiung des Vorerben zu beurkunden, 9 2363. Doch iſt die Angabe einzelner Befreiungen nicht 


ausgeſchloſſen. 
8 2137 


Hat der Erblaſſer den Nacherben auf dasjenige eingeſetzt, was von der 
Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig ſein wird, ſo gilt die Be⸗ 
freiung von allen im 8 2136 bezeichneten Beſchränkungen und Verpflichtungen 
als angeordnet). 

Das Gleiche iſt im Zweifel anzunehmen, wenn der Erblaſſer beſtimmt 
hat, daß der Vorerbe zur freien Verfügung über die Erbſchaft berechtigt ſein 
joll?). 

E I 1839, 1841 IT 2009 M 5, 129, 130, 132 P 5, 150158. 

1. Einſetzung auf den überreſt (fideicommissum ejus quod supererit). Iſt ſie erklärt, 
ſo iſt kraft ergänzender, aber eine andere Auslegung nicht zulaſſender Beſtimmung des 
ſetzes vom Erblaſſer auch Befreiung von allen Beſchränkungen und Verpflichtungen ge⸗ 
wollt. Soweit jedoch dem Erblaſſer die Möglichkeit einer Befreiung des Vorerben überhaupt 
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entzogen iſt ($ 2136 A 1), bleibt er auch bei der Einſetzung auf den Überreft gebunden. Ebenſo 
verbleibt es bei dem Grundſatze der Surrogation nach $ 2111 (. $ 2138 A 1). 

2. Räumt der Erblaſſer dem Vorerben „freie Verfügung“ ein, ſo ſtellt das Geſetz 
nur eine Auslegungsregel auf. Der Wille des Erblaſſers kann insbeſondere auf Befreiung 
bloß von den eigentlichen Verfügungsbeſchränkungen (58 2113 Abſ 1, 2114) gerichtet fein. — 
Eintragung im Grundbuch GBO $ 52, Angabe im Erbſchein $ 2363. 


8 2138 


Die Herausgabepflicht des Vorerben beſchränkt ſich in den Fällen des 
8 2137 auf die bei ihm noch vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände ). Für Ver: 
wendungen auf Gegenſtände, die er infolge dieſer Beſchränkung nicht heraus⸗ 
zugeben hat, kann er nicht Erſatz verlangen“). 

Hat der Vorerbe der Vorſchrift des § 2113 Abſ. 2 zuwider über einen 


Erbſchaftsgegenſtand verfügt oder hat er die Erbſchaft in der Abſicht, den 
Nacherben zu benachteiligen, vermindert ), jo iſt er dem Nacherben zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtet“). 


E I 1840 II 2010 M 5, 130-132 P 5, 150158. 

1. Für den Umfang der Herausgabepflicht mit den aus $ 260 ſich ergebenden weiteren 
Verpflichtungen iſt nicht, wie nach $ 2130 der bei ordnungsmäßiger Verwaltung ſich ergebende, 
ſondern der katſächliche Zuſtand der Erbſchaft, der „Überreſt“ in der Hand des Vorerben bei 
Eintritt der Nacherbfolge maßgebend. Selbſtverſtändlich find die auch nach § 2111 an Stelle 
der urſprünglichen Erbſchaftsgegenſtände getretenen und noch vorhandenen Surrogate 
herauszugeben. Ein geſetzliches Recht des Vorerben irgend etwas von der Erbſchaft für ſich 
zurückzubehalten (quarta Falcidia) beſteht nicht. 

2. Der Erſatzanſpruch wegen Verwendungen (55 2124 Abſ 2, 2125) ſteht dem Vor⸗ 
erben nur zu, ſoweit es wirklich zur Herausgabe der Erbſchaft (wenn hierauf im ganzen Ver⸗ 
wendungen erfolgt find, $ 2125 A 1) oder der einzelnen von der Verwendung betroffenen 
Erbſchafksgegenſtände kommt. Sein Erſatzanſpruch bleibt jedoch beſtehen, ſoweit die Gegen⸗ 
ſtände etwa durch Zufall untergegangen ſind („infolge dieſer Beſchränkung“). Für Gegen⸗ 
ſtände, die der Vorerbe, ſei es auch ſchuldvoll (jedoch nicht argliſtig Abſ 2) für ſich verwendet 
hat, braucht er vermöge der Aenne von $ 2134 nicht aufzukommen. 

3. Auch der auf den Überreſt eingeſetzte Vorerbe iſt nicht zu unentgeltlichen Ver⸗ 
fügungen oder zum Zwecke der Erfüllung eines ſelbſt erteilten Schenkungsverſprechens vor⸗ 
genommenen Verfügungen ermächtigt, § 2113 Abſ 2. Ebenſowenig kann ihm die Haftung 
für Argliſt erlaſſen werden (59 276 Abſ 2, 226; ebenſo bei der Gütergemeinſchaft $ 1456). 

4. Schadenserſatz 98 249 ff., 280. Schon vor Eintritt der Erbfolge befteht unter Um⸗ 
ſtänden der Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung, $ 2128 A 1, auch iſt der Schutz durch einſtweilige 
Verfügungen und ſelbſt die Erhebung der Feſtſtellungsklage nicht ausgeſchloſſen ($ 2113 A 2). 
Der Schadenserſatzanſpruch, für deſſen Umfang die Zeit des Eintritts der Nacherbfolge maß⸗ 
gebend iſt, ſteht nicht bloß aushilfsweiſe zu. Soweit der Nacherbe die Unwirkſamkeit der un⸗ 
entgeltlichen Verfügung auch gegen den dritten Erwerber geltend machen kann, iſt er nicht 
gehindert, bis zum völligen Ausgleich des Schadens ($ 251) neben⸗ oder nacheinander ſowohl 
gegen den Dritten als gegen den Vorerben vorzugehen. 


8 2139 


Mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge n hört der Vorerbe auf, 
Erbe zu ſein, und fällt die Erbſchaft dem Nacherben an?). 

E 1 1804 Saß 2 II 2011 M 5, 82, 83 P 5, 78. 

1. Darüber, wann der Fall der Nacherbfolge eintritt, oder die Erbſchaft dem Nach⸗ 
erben „anfällt“, beſtimmt zunächſt der Wille des Erblaſſers ($ 2100), aushilſsweiſe das Geſetz 
(Tod des Vorerben, Geburt des Nacherben oder Entſtehung der juriſtiſchen Perſon, 
92106). Einſetzung des Nacherben unter einer aufſchiebenden Bedingung 9 2108 A 3. Voraus⸗ 
geſetzt iſt, daß der Nacherbe oder daß doch ſeine Erben den Eintritt der Nacherbfolge erlebt 
($ 2108 A 1) und die Nacherbſchaft nicht bereits ausgeſchlagen haben (§ 2142). 

2. Der Anfall der Erbſchaft tritt wie im Falle der gewöhnlichen Erbfolge (88 1922 
A 1, 1942 A 1) unmittelbar kraft des Geſetzes ein, d.h. das Vermögen des 
Erblaſſers — nicht des Vorerben — geht nunmehr mit einem Rechtsakt als Ganzes (RG 65, 
144) auf den Nacherben über. Er erwirbt damit alſo, vorbehaltlich des Ausſchlagungsrechts, 
ſchon vor der Herausgabe ($ 2130 A 1) das Eigentum an den zur Erbſchaft gehörigen Sachen, 
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die damit verbundenen Gläubigerrechte und tritt in die Nachlaßverbindlichkeiten ein ($ 2144). 
Auch der Beſitz geht nach $ 857 grundſätzlich ohne weiteres auf den Nacherben über. Soweit 
jedoch der Vorerbe den Beſitz ſchon takſächlich ausgeübt hatte, iſt hierzu Beſitzübertragung 
durch den Vorerben oder ſeine Erben erforderlich. Vor Eintritt der Nacherbfolge kann ſich 
der Vorerbe ſeiner Erbenſtellung und damit der Schuldenhaftung (§ 2145) auch nicht durch 
Rechtsgeſchäft mit dem Nacherben zu deſſen Gunſten entäußern. Doch iſt ihm die ſchuldrechtliche 
Veräußerung an den Nacherben durch Erbſchaftskauf 59 2371 ff, oder die dingliche Übertragung 
feines Nachlaßanteils ($ 2033) nicht verwehrt. — Prozeſſual bewirkt der Eintritt der 
Nacherbfolge Unterbrechung des zwiſchen dem Vorerben und einem Dritten anhängigen 
Rechtsſtreites, ZPO 38 242, 246. Der Nacherbe kann den Rechtsstreit aufnehmen, iſt aber 
vor der Annahme zur Fortſetzung nicht verpflichtet, ZPO § 239 Abſ 5. Wirkſamkeit des er- 
gangenen Urteils ZPO 98 326, 728. In. Nachlaßkonkurſe KO 8 231. Anſpruch des Nach⸗ 
erben auf Herausgabe des dem Vorerben erteilten Erbſcheins § 2363 Abſ 2. 


8 2140 


Der Vorerbe iſt auch nach dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge zur 
Verfügung über Nachlaßgegenſtände in dem gleichen Umfange wie vorher be⸗ 
rechtigt, bis er von dem Eintritte Kenntnis erlangt oder ihn kennen muß. 
Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei der 
Vornahme eines Rechtsgeſchäfts den Eintritt kennt oder kennen muß!). 

KB 317. 

1. Die Vorſchrift iſt dem ehelichen Güterrecht (88 1424, 1472, 1497, 1546, 1549), der 
elterlichen ($ 1682) und vormundſchaftlichen Verwaltung ($ 1893) entlehnt. Ahnlich bei der 
Vollmacht $ 169, dem Auftrage $ 674, der Geſellſchaft $ 729. Das Berfſgungsrecht des 
gutgläubigen Vorerben (58 2112 ff.) bleibt auch nach Eintritt der Nacherbfolge zugunſten 
gutgläubiger Dritter wirkſam. Kenntnis erlangen § 1944 A 3, Kennenmüſſen $ 122. Sit 
der Vorerbe in böſem Glauben, fo iſt auch der gutgläubige Erwerber nicht geſchützt, es ſei denn, 
daß er ſich auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs (59892 5 bezüglich beweglicher 
Sachen auf $ 932 oder auf einen die Vorerbeneigenſchaft nicht kennzeichnenden Erbſchein 
($ 2366) berufen kann. Augenſcheinlich hat das Geſetz nicht bloß dingliche Verfügungen im 
techniſchen Sinne (§ 2112 A 1), ſondern (vgl. Satz 2) auch rechtsgeſchäftliche, bloß 
ſchuldrechtliche Verpflichtungen im Auge. Dies führt zur entſprechenden Anwendbarkeit auch 
der zum Schutze des Schuldners getroffenen Beſtimmungen der $$ 406 —408, 412. Jedoch 
wird inſoweit (mit Planck A 2) überall das Kennenmüſſen des Schuldners der Kenntnis 
gleichzuſtellen ſein. 


8 2141 


Iſt bei dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge die Geburt eines Nach⸗ 
erben zu erwarten, ſo finden auf den Unterhaltsanſpruch der Mutter die Vor⸗ 
ſchriften des § 1963 entſprechende Anwendung ). 

C 1 2027 II 2014 M 5, 489, 490 P 5, 618. 

1. Iſt eine noch nicht erzeugte Perſon als Erbe eingeſetzt, ſo iſt, ſtrenggenommen, der 
Fall der Nacherbfolge nicht vor ihrer Geburt eingetreten ($ 2106 Abſ 2). Augenſcheinlich 
will aber das Geſetz den Unterhaltsanſpruch der Mutter ſchon zulaſſen, wenn der berufene 
Nacherbe auch nur als Erzeugter vorhanden iſt. Im übrigen vgl. $ 1963. 


8 2142 


Der Nacherbe kann die Erbſchaft ausſchlagen, ſobald der Erbfall einge: 
treten iſt !). 

Schlägt der Nacherbe die Erbſchaft aus, ſo verbleibt ſie dem Vorerben, 
ſoweit nicht der Erblaſſer ein anderes beſtimmt hat!). 

E 1 1832 11 2012 M 5, 120—123 P 5, 131. 

1. 9 1946 ſtellt für die gewöhnliche Erbfolge, bei der „Anfall der Erbſchaft“ und „Erb⸗ 
fall“ immer zeitlich zuſammentreffen (88 1942 A 2, 1922 A 4), die Regel auf, daß der Erbe 
die Erbſchaft nicht vor dem Anfall (hier gleich Erbfall) annehmen oder ausſchlagen könne. 
Dieſer Grundſatz würde für die Nacherbfolge dazu führen, Annahme oder Ausſchlagung der 
Nacherbſchaft nicht vor „Eintritt der Nacherbfolge“ zuzulaſſen. Denn erſt hiermit vollzieht 
ſich nach $ 2139 der Anfall der Erbſchaft an den Nacherben. Abs 1 enthält deshalb eine 
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Durchbrechung dieſes Grundſatzes, wenn die Ausſchlagung der Nacherbſchaft ſchon nach 
Eintritt des Erbfalls für zuläſſig erklärt wird. Schon aus der Natur dieſer Vorſchrift als 
einer Ausnahmebeſtimmung folgt, daß ſie nicht über ihren klaren Wortlaut hinaus, insbeſondere 
nicht auf die Annahme der Nacherbſchaft auszudehnen iſt. Eine bereits 
vor Eintritt der Nacherbfolge vom Nacherben erklärte Annahme der Erbſchaft iſt hiernach 
ebenſo unwirkſam, wie die Annahmeerklärung des gewöhnlichen Erben ſchon vor Eintritt 
des Erbfalls (a. M. Planck A 4 und die dort Angezogenen). Selbſt wenn man in $ 1946 
ausgeſprochen finden wollte, der Zeitpunkt des eigentlichen Erbfalls, d. h. des Todes des Erb⸗ 
laſſers ſolle allgemein, ſowohl für die gewöhnliche als für die Nacherbfolge maßgebend fein, 
ſo wäre doch Abſ 1 ſinnlos und überflüſſig, wenn er nicht jene Regel für die Fälle der Nach⸗ 
erbfolge auf die hier allein erwähnte Ausſchlagung beſchränken wollte. Daß die 
Worte „oder annehmen“ verſehentlich weggelaſſen wären, ſcheint ausgeſchloſſen. Auch der 
unter aufſchiebender Befriſtung oder Bedingung (88 2105, 2108) oder der erſt an zweiter und 
ſernerer Stelle berufene Nacherbe kann ſogleich nach dem Erbfall ausſchlagen. Die Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt beginnt nach $ 1944 mit dem Zeitpunkte, zu welchem der Nacherbe 
von dem Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt hat, alſo nicht früher als der 
Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt. In dem beſonderen Falle des $ 2306 iſt der Friſtbeginn 
zugunſten des Pflichtteilsberechtigten, der als Nacherbe eingeſetzt iſt, ſogar noch weiter hinaus⸗ 
geſchoben (RG 59, 341). Für den Friſtenlauf bleibt gemäß § 1944 Abf 3 der letzte Wohnſitz 
des Erblaſſers, nicht etwa des Vorerben maßgebend. Ob der Nacherbe von dem Rechte der 
Ausſchlagung ſchon nach Eintritt des Erbfalls Gebrauch machen will, ſteht bei ihm. Doch 
kann er durch $ 2306 und die ihm drohende dreijährige Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs 
($ 2332) als Pflichtteils berechtigter genötigt fein, ſchon vor Eintritt 
der Nacherbfolge auszuſchlagen (RG 59, 346). Da ferner RG 66, 30 den Beginn der Ver⸗ 
jährung nicht von der amtlichen Verkündung der beeinträchtigenden Verfügung abhängig 
ſein läßt, kann der Pflichtteilsberechtigte der Regel des 9 1944 Abſ 2 zuwider ſogar ſchon vor 
der Verkündung ſich zur Ausſchlagung gezwungen ſehen. 

2. Die Ausſchlagung des Nacherben macht die Nacherbfolge hinfällig, wie wenn 
ſie nicht angeordnet wäre. Dasſelbe gilt, wenn der Nacherbe ſchon vor dem Erbfall durch 
Tod (5 2108 A 2) oder Erbverzicht weggefallen oder wenn er vor Eintritt der Nacherbfolge 
für erbunwürdig erklärt ift (5 2340 Abf 2). Unter mehreren Nacherben greift in den Fällen 
des § 2094 das Anwachſungsrecht Platz. Vertragsmäßiger Verzicht auf die Nacherbſchaft 
zwiſchen Vor- und Nacherben ift, wiewohl nur ſchuldrechtlich wirkſam. Ein ge genteiliger 
Wille des Erblaſſers ift beſonders mit der Berufung eines Erſatz⸗Nacherben er⸗ 
klärt. Sind die Nacherben im Falle des § 2104 durch das Geſetz beſtimmt, ſo rücken im Falle 
der Ausſchlagung der zunächſt Berufenen gemäß $ 1953 die entfernteren geſetzlichen Erben 
nach. Erſt wenn alle ausgeſchlagen haben, greift Abſ 1 Platz, da der Fiskus als Nacherbe 
nicht in Frage kommt. Iſt ein beſtimmter Nacherbe eingeſetzt, aber bereits vor dem Erblaſſer 
berftorben, jo kommt § 2104 überhaupt nicht in Frage (RG JW 07, 25920). 


8 2143 


Tritt die Nacherbfolge ein, ſo gelten die infolge des Erbfalls durch Ver⸗ 
einigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung er⸗ 
loſchenen Rechtsverhältniſſe als nicht erloſchen ). 

E I 1833 II 2013 M 5, 107, 123 P 5, 131. 

1. Der Vorerbe erlangt mit dem Aufhören feines Erbrechts ($ 2139) feine frühere 
Rechtsſtellung als Gläubiger oder Schuldner des Erblaſſers gegen⸗ 
über der nun in der Hand des Nacherben befindlichen Erbſchaft und zwar ohne weiteres zurück 
(8158 Abs 2, 163). Auch die damit verbunden geweſenen Nebenrechte (Pfand, Bürgſchaft) 
leben im vollen Umfange wieder auf. Die Verjährung der in Betracht kommenden Anſprüche 
iſt während der Dauer des Vorerbenverhältniſſes nach $ 202 Abſ 1 gehemmt. Dies gilt auch 
dann, wenn der Vorerbe dem Nacherben nur einen Bruchteil der Erbſchaft herauszugeben 
hat. Denn die damit entſtehende Erbengemeinſchaft hat zur Folge, daß ſich Erbſchaft und 
eigenes Vermögen des Vorerben nun geſondert gegenüberftehen, $ 2032 A 2. Vgl. auch 
88 1976, 1991, 2175, 2377. 


8 2144 


Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung des Erben für die 
Nachlaßverbindlichkeiten gelten auch für den Nacherben; ) an die Stelle des 
Nachlaſſes tritt dasjenige, was der Nacherbe aus der Erbſchaft erlangt, mit 
Einſchluß der ihm gegen den Vorerben als ſolchen zuſtehenden Anſprüche ). 
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Das von dem Vorerben errichtete Inventar kommt auch dem Nacherben 
zuſtatten “). 

Der Nacherbe kann ſich dem Vorerben gegenüber auf die Beſchränkung 
ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den übrigen Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeſchränkt haftet). 

E 1 1836 II 2015 M 5, 126 P 5, 149, 829. 

1. Haftung des Nacherben für die Nachlaßverbindlichkeiten. Da Vorerbe und 
Nacherbe beide wahre Erben ſind, ſo haften beide für die Nachlaßverbindlichkeiten. Die Grund⸗ 
ſätze über Beſchränkung der Haftung des Erben (88 19751992) leiden daher, ſoweit nicht 
59 2144, 2145 Abweichendes beſtimmen, auf beide unmittelbare Anwendung. Insbeſondere 
ift der Nacherbe berechtigt, auch ſeinerſeits das Aufgebotsverfahren zu bean- 
tragen (8 1970 A 2) und die vom Vorerben daraus bereits erlangten Rechte geltend zu machen 
(3 PO 85 998, 997). Die Fünfjahrsfriſt des $ 1974 beginnt jedoch auch hier mit dem Erb⸗ 
fall. Der Nachlaßkonkurs kann jetzt nicht mehr vom Vorerben, der aufgehört hat 
Erbe zu fein (KO 5 217), aber jederzeit vom Nacherben, von einem Nachlaßgläubiger nur 
innerhalb zweier Jahre ſeit Annahme der Erbſchaft durch den Nacherben beantragt werden 
(KO $ 220). Befand ſich bei Eintritt der Nacherbfolge die Erbſchaft unter Nachlaß ver⸗ 
waltung, ſo dauert ſie fort, wenn ſie von einem Nachlaßgläubiger beantragt war und die 
Gründe des § 1981 A 3 auch für den Nacherben zutreffen. Sie iſt dagegen aufzuheben, wenn 
der Nacherbe den ſeinerzeit vom Vorerben geſtellten Antrag zurücknimmt (§ 1988 A 3). Seiner⸗ 
ſeits kann der Nacherbe die Anordnung der Verwaltung jederzeit auch von neuem (§ 1981 
A 1), die Nachlaßgläubiger können ſie innerhalb zweier Jahre ſeit Annahme der Erbſchaft 
durch den Nacherben beantragen (8 1981 A 4). Bei Geltendmachung der Unzulänglich⸗ 
keitseinrede ($$ 1990—1992) bleiben die dem Vorerben nur für feine Perſon oder 
aus den Nutzungen der Erbſchaft auferlegten Beſchwerungen ganz außer Betracht. Sie ſind 
im Verhältnis zum Nacherben überhaupt nicht Nachlaßverbindlichkeiten. Ebenſowenig ge⸗ 
hören hierzu die Koſten der Beerdigung des Vorerben und der ſeinen Angehörigen gebührende 
Dreißigſte (58 1968, 1969), die vielmehr den Erben des Vorerben zur Laſt fallen. Im übrigen 
hat der Nacherbe alle Nachlaßverbindlichkeiten im Sinne des § 1967 und zwar in dem durch 
etwaige Säumnis oder durch Verſchulden des Vorerben geſteigerten Umfange( Zinſen, Vertrags⸗ 
ſtrafen) vorbehaltlich ſeines Rückgriffs aus § 2130, 2131 zu vertreten. Beſchränkte Wirkung 
des gegen den Vorerben ergangenen Urteils ZPO $ 326. 

2. Der Nacherbe haftet nicht mit dem urſprünglichen, ſondern nur mit dem gemäß 
§ 2130 ihm herauszugebenden Nachlaſſe. Als aus der Erbſchaft erlangt gelten dieſer Heraus⸗ 
gabeanſpruch ſelbſt (ſ. auch § 2383 A 3) ſowie etwaige gegen den Vorerben aus $$ 2130 bis 
2134, 2138 Abſ 2 zu erhebende Schadenserſatzanſprüche, gegebenenfalls gekürzt durch die 
Erſatzanſprüche des Vorerben wegen Verwendungen aus $$ 2124, 2125. Nur derartige An⸗ 
ſprüche ſtehen dem Nacherben gegen den Vorerben „als ſolchen“ zu. Sonſtige zwiſchen 
beiden beſtehende Schuldverhältniſſe kommen den Nachlaßgläubigern gegenüber nicht in 
Betracht. 

3. Das Inventar des Vorerben kann dem Nacherben in Wahrheit nur dann „zu⸗ 
ſtatten kommen“, wenn ſeine Inventarpflicht mit derjenigen des Vorerben inhaltlich identiſch 
iſt. So auch im Falle des § 2008 A 5. Schon hieraus ergibt ſich, daß das vom Nacherben 
zu legende Inventar in Übereinſtimmung mit 5 2001 die beim Eintritt des Erb⸗ 
falls vorhandenen Nachlaßgegenſtände. nicht das aus der Erbſchaft Exlangte (A 2) an⸗ 
zugeben hat (a, M. Planck A 5, b und die dort Angezogenen gegen Strohal ebendaſ.). 
Für dieſe Angaben gewährt das nach $ 2121 vom Vorerben mitzuteilende Verzeichnis einen 
guten Anhalt. Dem berechtigten Intereſſe der Nachlaßgläubiger, von den ſeitdem vorgekom⸗ 
menen Anderungen und dem dermaligen Stande des Nachlaſſes Kenntnis zu erhalten, wird 
durch die nach 88 1978 A 2, 1991 A 1 dem Nacherben obliegende Auskunftspflicht genügt. 
Die Unterlagen hierfür ſtehen ihm in der vom Vorerben gelegten Rechenſchaft (§ 2130 A 3) 
oder, wenn dieſer befreit war, in der von ihm nach $ 260 zu erteilenden Auskunft ($ 2138 
A 1) zu Gebote. Hat der Vorerbe ordnungsmäßiges Inventar errichtet, fo darf dem Nach- 
erben die Inventarfriſt aus $ 1994 überhaupt nicht beſtimmt werden. Nur die neue Inventar⸗ 
friſt aus $ 2005 Abſ 2 könnte in Frage kommen, fie kann aber damit allein, daß ſich der Be⸗ 
ſtand der Erbſchaft ſeit dem Erbfall verändert habe, nicht begründet werden. Hatte der Vor⸗ 
erbe durch ungetreue Inventarerrichtung nach $ 2005 Abſ 1 die Haftungsbeſchränkung ver⸗ 
wirkt, ſo kann das nicht einmal dem Vorerben nützende Inventar auch dem Nacherben nicht 
„zuſtatten kommen“. Da der Nacherbe nicht wiſſen kann, ob nicht das Inventar des Vorerben 
an dem Mangel des 92005 Abſ 1 leidet und deshalb für ihn nutzlos iſt, ſo gebietet die Vorſicht, ſich 
nicht auf das Inventar des Vorerben zu verlaſſen, vielmehr eigenes Inventar zu errichten 
oder ſich mindeſtens auf das Inventar des Vorerben zu berufen, und damit, ſofern er gut⸗ 
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läubig ift, der Inventarpflicht gemäß § 2004 zu genügen. Hatte der Vorerbe überhaupt 
ein Inventar gelegt, jo iſt die ſelbſtändige Inventarpflicht des Nacherben aus $ 1994 be⸗ 
gründet. 
4. Auch die dem Vorerben gegenüber dem Nacherben aus 55 2124 Abſ2 bis 2126, 
2121 Abſ 4 zustehenden Erſatzanſprüche find Nachlaßverbindlichkeiten. Ebenſo die gemäß 
$ 2143 wieder aufgelebten Forderungen des Vorerben gegen den Nachlaß. Inſoweit kann 
der Nacherbe, gleich dem Miterben, der beſchränkten Haftung niemals verloren gehen. Immer⸗ 
hin hat er fie beſonders geltend zu machen und den Vorbehalt im Urteil nach PO $ 780 
zu erwirken ($ 2063 A 2). 


8 2145 


Der Vorerbe haftet nach dem Eintritte der Nacherbfolge für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten noch inſoweit, als der Nacherbe nicht haftet). Die Haftung 
bleibt auch für diejenigen Nachlaß verbindlichkeiten beſtehen, welche im Ber: 
hältniſſe zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben dem Vorerben zur Laſt 


fallen ?). 

Der Vorerbe kann nach dem Eintritte der Nacherbfolge die Berichtigung 
der Nachlaßverbindlichkeiten, ſofern nicht ſeine Haftung unbeſchränkt iſt, in⸗ 
ſoweit verweigern, als dasjenige nicht ausreicht, was ihm von der Erbſchaft 
enen Die Vorſchriften der 88 1990, 1991 finden entſprechende An⸗ 
wendung). 


E 1 1837 Abſ 1 II 2016 M 5, 126, 127 P 5, 149, 150, 829. 

1. Die Haftung des Vorerben iſt mit dem Aufhören feiner Vorerbeneigenſchaft (5 2139) 
grundſätzlich erloſchen. Er verliert damit bezüglich der gegen den Nachlaß zu erhebenden 
Anſprüche die Paſſivlegitimation und kann deren Nichtmehrvorhandenſein noch im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren geltend machen (ZPO 89 767, 769). Die Haftung bleibt ausnahms⸗ 
weiſe auf ihm liegen, ſoweit ſie nicht gemäß 892144 auf den Nacherben 
übergegangen iſt. Daß und inwieweit der Nacherbe nicht haftet, iſt von dem gegen 
den Vorerben klagenden Gläubiger zu beweiſen. Der Nacherbe haftet nicht 
a) für Eigenverbindlichkeiten des Vorerben, für die dieſer von vornherein nur 
mit ſeinem Vermögen haftet. So insbeſondere die Anſprüche wegen Verletzung der Ver⸗ 
waltungspflicht nach $ 1978 (A 4). Ferner die dem Nacherben aus Verſchulden des Vor⸗ 
erben ($5 2131, 2134, 2138) entſtandenen Ansprüche, Endlich rechtsgeſchäftliche Verpflichtungen, 
die der Vorerbe, wenn auch in Beziehung auf den Nachlaß, ſo doch als perſönlicher Schuldner 
eingegangen iſt (8 1967 A 3), ohne daß der Nachlaß auch nur mit der Verpflichtung, ihn hiervon 
zu befreien, belaftet wäre (jo z. B. aus Rechtsgeſchäften zu Zwecken der gewöhnlichen Erhal⸗ 
tung $ 2124 Abf 1, Beglaubigungskoſten $ 2120, Sachverſtändigenkoſten $ 2122). Die Haftung 
des Nacherben kann p) ausgeſchloſſen fein, weil der Nacherbe nur beſchränkt 
haftet und der Nachlaßgläubiger infolge der Erſchöpfung des Nachlaſſes in der Hand des 
Nacherben ganz oder teilweiſe leer ausgeht. „Inſoweit“ dies der Fall iſt, kann der Vorerbe 
auch nach vollſtändiger Herausgabe des Nachlaſſes mit dem Betrage der hiervon gezogenen 
Nutzungen ($ 2111 A 3) haftbar gemacht werden (A 3). Ha eie der er de 
ſelbſt unbeſchränkt, fo erſtreckt ſich feine Haftung, ohne daß hieran durch den Ein⸗ 
tritt der Nacherbfolge etwas geändert würde, nach wie vor auf die ganze betreffende Nach⸗ 
laßſchuld, alſo ohne Rückſicht darauf, wieviel davon aus der Erbſchaft in der Hand des Nach⸗ 
erben beizutreiben wäre. Sie mindert ſich nur um dasjenige, was tatſächlich vom Nacherben 
erlangt iſt. Ganz dasſelbe hat aber auch dann zu gelten, wenn außer dem Vorerben auch 
der Nacherbe unbeſchränkt haftbar geworden iſt, ſoweit nicht die Aus⸗ 
nahmevorſchrift des $ 2144 (A 4) Platz greift. So unter näherer Begründung Planck A 3, 
a. M. Dernburg V 8 60, IV, a, Staudinger II, 4. c) Endlich kommt eine Haftung des Nach⸗ 
erben von vornherein nicht in Frage, ſoweit es ſich um letztwillige Beſchwerungen 
lediglich des Vorerben handelt ($ 2144 A 1). 

2. Es muß ſich auch hierbei um Nachlaßverbindlichkeiten handeln. Eigenverbindlich⸗ 
keiten des Vorerben im Sinne von A 1, a kommen von vornherein für den Nacherben nicht in 
Frage. Im Verhältniſſe zwiſchen Vorerben und Nacherben hat der Vorerbe allein, als 
Gegenſatz für die ihm gebührenden Nutzungen, für Zinſen, Laſten als gewöhnliche Erhaltungs⸗ 
koſten aufzukommen ($ 2124 A 1). Sie können aber, ſoweit ſie rückſtändig gelaſſen find, auch 
vom Nacherben, je nachdem unter ſeiner beſchränkten oder unbeſchränkten Haftung beige⸗ 
trieben werden. Die Vorſchrift ergibt, daß ſich die betreffenden Nachlaßgläubiger deshalb 
auch nach Eintritt der Nacherbfolge unmittelbar an den Vorerben halten dürfen. Hat der 
Nacherbe geleiftet, jo bleibi fein Erſtattungsanſpruch an den Vorerben unberührt. 
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3. Der Vorerbe hat nach Eintritt der Nacherbfolge den Nachlaß an den Nacherben 
hera uszugeben und kann deshalb, ſoweit er für Nachlaßverbindlichkeiten noch in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden darf, ſeine Haftungsbeſchränkung nicht mehr dadurch geltend machen, daß 
er die Gläubiger auf den Nachlaß und damit auf den Nacherben verweiſt. Statt deſſen haftet 
er mit dem, was ihm von der Erbſchaft gebührt. Dies ſind vor allem die 
von der Erbſchaft gezogenen und die etwa noch vorhandenen Nutzungen (§ 2111) und im Falle 
der befreiten Vorerbſchaft Verwendungen, die er aus der Erbſchaft ſeinem eigenen Vermögen 
zugeführt hat ($ 2134). 

4. Bei Geltendmachung der beſchränkten Haftung iſt der Vorerbe, da für ihn Nach⸗ 
laßkonkurs und Nachlaßverwaltung nicht mehr in Frage kommen ($ 2144 A 1), ohne Rückſicht 
auf den Umfang des Nachlaſſes auf die Unzulänglichkeitseinrede der 981990, 
1991 beſchränkt. Die Bezugnahme auf $ 1991 und damit 99 1978, 1979 ergibt zugleich, daß 
der Vorerbe, ſelbſt der befreite Vorerbe auch inſoweit für die Nachlaßverbindlichkeiten und 
zwar aus eigenem Vermögen aufzukommen hat, als er für ordnungswidrige Verwaltung, 
insbeſondere für Verſchleuderung des Nachlaſſes verantwortlich geworden iſt (5 1978 A 2). 
Dieſe Anſprüche werden zugunſten der Gläubiger als ein noch bei dem Vorerben vorhandenes 
Aktivum des Nachlaſſes behandelt (ib. A 4). Damit identiſche Anſprüche können unter den 
Geſichtspunkten der 88 2130—2134, 2138 Abſ 2 auch dem Nacherben gegen den Vorerben 
zuſtehen und inſofern auch Beſtandteile des in der Hand des Nacherben befindlichen Nach⸗ 
laffes bilden. Die Nachlaßgläubiger find aber nicht genötigt, ſich auf dem Umwege der 
Pfändung beim Nacherben an dieſe Anſprüche zu halten, ſondern können ſich, ſoweit ihnen 
der Vorerbe überhaupt haftet und bis zum Belaufe dieſer Haftung, auch unmittelbar an ſeinem 
Vermögen erholen. Auch der Vorerbe hat ſich die Geltendmachung der beſchränkten Haftung 
gemäß ZPO $ 780 zu ſichern, wenn er den Nachweis feiner Befreiung nicht ſchon im Prozeſſe 
führen will. — Haftung des Vorerben für die Verbindlichkeiten eines von ihm fortgeführten 
Handelsgeſchäfts HGB 27. 


8 2146 


Der Vorerbe iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, den Ein⸗ 
tritt der Nacherbfolge unverzüglich dem Nachlaßgericht anzuzeigen. Die An⸗ 
zeige des Vorerben wird durch die Anzeige des Nacherben erſetzt!). 

Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige jedem zu geſtatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!). 

E II 2017 P 5, 149, 150. 

1. Die Anzeigepflicht iſt dem Vorerben, nach feinem Tode feinen Erben auf- 
erlegt. Verſtoß hiergegen macht ihn den Nachlaßgläubigern ſchadenerſatzpflichtig. Unver⸗ 
züglich $ 121. Nachlaßgericht 980 88 72, 73, EG Art 147. a 

2. Das Nachlaßgericht iſt nicht wie in $ 1953 Abſ 3 zur Mitteilung an die Intereſſenten 
verpflichtet. Zu dieſen gehören die Nachlaßgläubiger, aber mit Rückſicht auf 68 2111, 2129 
auch die Nachlaßſchuldner und Dritte ($ 2140). Ahnliche Vorſchriften 8 2010 A 1 und Zit. 


Vierter Titel 
Vermächtnis 
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Mit einem Vermächtniſſen) kann der Erbe oder ein Vermüchtnisnehmer 
beſchwert werden?). Soweit nicht der Erblaſſer ein anderes beſtimmt hat, 
iſt der Erbe beſchwert ). 


E 1 1756 Abſ 2, 1842 II 2018 M 5, 10, 136, 137 P 5, 6, 160, 161. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 92192. 

1. Die Anordnung des Vermüchtniſſes (Begriff $ 1939) kann nur durch Teſtament 
oder Erbvertrag erfolgen. Im Erbvertrage ſowohl durch vertragsmäßige Verfügung, die ſich 
auch auf das Vermächtnis beſchränken kann, Vermächtnisvertrag ($ 2278), als durch einſeitige 
Verfügung (8 2299). Auch die nicht ſogleich vollzogene Schenkung von Todes wegen wird als 
Vermächtnis behandelt, § 2301. 

2. Der Beſchwerte iſt Schuldner, der Bedachte Gläubiger in dem durch das Ver⸗ 
mächtnis begründeten Schuldverhältnis, $ 2174. Es entſteht hiermit eine Nachlaßverbindlich⸗ 
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keit, 8 1967 A 4. Nur der Erbe oder der Vermächtnisnehmer können beſchwert werden. 
Der Erbe, gleichviel ob gewöhnlicher, geſetzlicher oder gewillkürter, Teſtaments⸗ oder Ver⸗ 
tragserbe (f. jedoch 5 2289 Abſ 1), Erſatzerbe, Vor⸗ oder Nacherbe — jeder für ſeine Perſon 
oder ſchlechthin die Erbſchaft —, fo daß der das Vermächtnis zahlende Vorerbe dieſerhalb 
dem Nacherben einen Abzug machen kann. Nicht dagegen der Erbeserbe, obſchon er in die 
Lage kommen kann, ein erſt beim Tode des Erben fällig gewordenes Vermächtnis aus der 
ihm angefallenen Erbſchaft zu entrichten. Beſchwerung des als Erbe berufenen Pflichtteils⸗ 
berechtigten $ 2306. Iſt der Vermächtnisnehmer ſelbſt wiederum mit einem Vermächtnis 
beſchwert (88 2186—2188), jo ſpricht man von einem Untervermächtnis. Nachvermächtnis 
§ 2191, ſogen. geſetzliche Vermächtniſſe 9 1939 A 5. Der von Todes wegen Beſchenkte kann 
nur ſoweit er als Vermächtnisnehmer zu gelten hat, mit einem Vermächtnis beſchwert werden, 
alſo nicht auch der Empfänger einer bereits vollzogenen, wenn auch unter Vorbehalt des Wider- 
rufs erklärten Schenkung ($ 2301). Danach kann nit einem Vermächtnis nicht beſchwert 
werden, wer nur mittelbar aus der Erbſchaft etwas erlangt. So der Empfänger einer Leiſtung, 
die conditionis implendae causa bewirkt iſt (51939 A 4), oder der Ehemann oder Gewalthaber, 
dem die Nutznießung an den der Frau oder den Gewaltunterworfenen gemachten Zuwendungen 
zuſteht. Im Falle des §331 kann der Verſprechensempfänger die für den Dritten ausbedungene 
Leiſtung zwar vertragsmäßig von anderweiten erſt durch den Dritten zu erfüllenden Leiſtungen 
abhängig machen. Dies kann nach $ 332 auf Grund vertragsmäßigen Vorbe⸗ 
halts auch einſeitig in einer Verfügung von Todes wegen geſchehen. Eine eigentliche 
Beſchwerung des Dritten mit einem Vermächtnis iſt aber hierbei nicht in Frage. 

3. Der Erbe iſt beſchwert kraft verfügender, den Willen des Erblaſſers ergänzender 
Beſtimmung. Der abweichende Wille braucht jedoch nicht ausdrücklich erklärt zu ſein. Das 
Vermächtnis bleibt regelmäßig auch nach Wegfall des Beſchwerten wirkſam, § 2161. 


8 2148 


Sind mehrere Erben oder mehrere Vermächtnisnehmer mit demſelben 
Vermächtniſſe beſchwert, ſo ſind im Zweifel die Erben nach dem Verhältniſſe 
der Erbteile, die Vermächtnisnehmer nach dem Verhältniſſe des Wertes der 
Vermüchtuiſſe beſchwert !). 

E 1 1843 II 2019 M 5, 137 P 5, 161. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 

1. Gegenüber der geſetzlichen Auslegungsregel ſteht der Nachweis offen, daß der Erb⸗ 
laſſer insbeſondere mit Rückſicht auf die Art der Vermächtnisleiſtung und die perſönlichen 
Verhältniſſe der mehreren Beſchwerten eine andere Verteilung gewollt habe. Ob er bei der 
Anordnung die mehreren Beſchwerten namentlich oder nur in ihrer Erben- ꝛc. Eigenſchaft 
bezeichnet hat, macht keinen Unterſchied. Die mehreren Erben ſind, wenn ſie ſämtlich be⸗ 
ſchwert find, dem Bedachten gegenüber Geſamtſchuldner, 35 2058 ff. Die Erbteile find nur 
im Verhältniſſe der Miterben zueinander maßgebend (§ 426). Sind nur einige von mehreren 
Miterben ($ 2046 Abſ 2) oder find mehrere Vermächtnisnehmer beſchwert, fo find fie im 
Zweifel (aber $$ 421, 431) dem Bedachten von vornherein nur anteilig verpflichtet (5 420). 
Für Ermittelung des Wertes der Vermächtniſſe iſt die Zeit des Erbfalls, event. 
unter Berückſichtigung der Zwiſchenzinſen (88 272, 813 Abſ 2) maßgebend. Die alter 
native Beſchwerung (A oder B foll zahlen) wird in der Regel als Auferlegung eines 
geſamtſchuldneriſchen Vermächtniſſes aufzufaſſen ſein ($ 421). 


8 2149 


Hat der Erblaſſer beſtimmt, daß dem eingeſetzten Erben ein Erbſchafts⸗ 
gegenſtand nicht zufallen ſoll, jo gilt der Gegenſtand als den geſetzlichen Erben 
vermacht). Der Fiskus gehört nicht zu den geſetzlichen Erben im Sinne dieſer 
Vorſchrift :). 

E I 1791 II 2020 M 5, 64 P 5, 74, 79, 80. 

1. Der nur verneinend ausgedrückte Wille des Erblaſſers wird zu einer Zuwendung 
an die geſetzlichen Erben (99 1924 ff.), und zwar nach Verhältnis ihrer Erbteile ergänzt. 
Ahnlich, wenn es ſich um unvollſtändige Vergebung des Nachlaſſes (8 2088) oder um die unter- 
bliebene Bezeichnung der Nach⸗ oder Vorerben handelt (89 2104, 2105). Die jo gefaßte Be⸗ 
ſtimmung ift unwirkſam, wenn die geſetzlichen Erben ſelbſt eingeſetzt find ($ 2066). — Ein 
Verbot des Erblaſſers, über einen Nachlaßgegenſtand unter Lebenden oder von 
Todes wegen zu verfügen, ift regelmäßig unwirkſam, wenn es nicht als Nachver⸗ 
mächtnis aus 58 2191 2338 aufrecht zu erhalten iſt. Ebenſowenig ſteht es in der Macht des 


— 


554 Erbrecht Teſtament 


Erblaſſers, eine Zuwendung an den Bedachten dem Zugriff der Gläubiger des Bedachten 
zu entziehen, wenn der Bedachte nicht zugleich ſelbſt in der Verfügung wirkſam beſchränkt iſt. 

2. Ausſchluß des Fiskus ($ 1936) wie bei der Nacherbfolge $ 2104 a. E. Im Mangel 
geſetzlicher Erben verbleibt mithin der ausgenommene Gegenſtand dem eingeſetzten Erben. 


8 2150 


Das einem Erben zugewendete Vermächtnis (Vorausvermächtnis) gilt 
als Vermächtnis auch inſoweit, als der Erbe ſelbſt beſchwert ift?). 

E 1 1845 Abſ 1, 2 II 2021 M 5, 139, 140 P 5, 162, 163. 

1. Vorausvermächtnis (Prälegat). Handelt es ſich um einen Alleinerben, fo 
iſt die Anordnung, er ſolle einen Erbſchaftsgegenſtand im voraus als Vermächtnis erhalten, an 
ſich ſinnlos. Sie wird gleichwohl als wirkſam behandelt, inſofern ſie dem Erben in der Eigen⸗ 
ſchaft als Vermächtnisnehmer eine günſtigere Stellung gewährt. So hat die Unwükſamkeit per 
Erbeinſetzung regelmäßig nicht auch die Unwirkſamkeit des Vermächtniſſes zur Folge, § 2085. 
Schlägt er die Erbſchaft aus, ſo kann er doch das Vermächtnis annehmen, wenn er nicht unter 
der Bedingung der Annahme als Erbe eingeſetzt iſt. Im Falle der Nacherbfolge verbleibt das 
Vorausvermächtnis dem Vorerben, $ 2110, beim Erbſchaftskaufe gilt es als nicht mitverkauft, 
8 2373. In allen Fällen, wo auch ſonſt die durch Vereinigung von Rechten und Verbindlich⸗ 
keiten erlöſchenden Rechtsverhältniſſe nicht erlöſchen, kann der Bedachte ſeine Rechtsſtellung als 
Nachlaßgläubiger ($ 1967) unbeſchränkt geltend machen. So im Falle der Nachlaßverwaltung 
und des Nachlaßkonkurſes (88 1976, 1984; KO 9 226 Nr 5), der Unzulänglichkeitseinrede (51991 
Abſ 2), beim Erbſchaftskauf ($ 2377). Ebenſo gegen den Teſtamentsvollſtrecker ($ 2213). 
Dies tritt beſonders hervor, wenn einer von mehreren Erben im voraus bedacht und zu⸗ 
gleich ſelbſt mit beſchwert iſt. Er kann ſeine Vermächtnisforderung, wiewohl unter 
den beſonderen hierfür aus §§ 1973 A4, 5, 1974 A 7, 1991 A 4, 1992 A 3 ſich ergebenden 
Beſchränkungen und neben etwaigen ſonſtigen Vermächtnisnehmern (KO $ 226) gemäß 
55 2058 ff. gegen die Miterben als Geſamtſchuldner geltend machen, bleibt aber wie jeder 
andere Miterbengläubiger, darauf gewieſen, feine Befriedigung zunächſt bei der Auseinander- 
ſetzung zu ſuchen (§ 2046 A 1). Sit mehreren Miterben dasſelbe Vorausvermächtnis ver⸗ 
macht, fo gelten fie nach $$ 2157, 2091 im Zweifel nicht als nach Verhältnis ihrer Erk teile, 
ſondern nach gleichen Teilen bedacht. Anrechnung des Vorausvermächtniſſes auf den Pllicht⸗ 
teil $ 2307. Iſt der mit dem Vermächtnis bedachte Miterbe ſelbſt nicht mit beſchwert, iſt es 
vielmehr lediglich den andern Miterben auferlegt, fo gelten die allgemeinen Grundſäße 
(J 2046 A 3). So namentlich auch dann, wenn ſich hinter einer Teilungsan . 
ordnung eine Bevorzugung des einen Erben auf Koſten der übrigen Erben verbirgt und 
in Wahrheit damit ein Vermächtnis gewollt iſt (vgl. $ 2048 A 1). 


8 2151 


Der Erblaſſer kann mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe be⸗ 
denken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beſtimmen hat, wer von den 
mehreren das Vermächtnis erhalten ſoll.“) 

Die Beſtimmung des Beſchwerten erfolgt durch Erklärung gegenüber 
demjenigen, welcher das Vermächtnis erhalten ſoll; die Beſtimmung des 
Dritten erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten ). 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, ſo 
ſind die Bedachten Geſamtgläubiger ). Das Gleiche gilt, wenn das Nachlaß⸗ 
gericht dem Beſchwerten oder dem Dritten auf Antrag eines der Beteiligten 
eine Friſt zur Abgabe der Erklärung beſtimmt hat und die Friſt verſtrichen iſt, 
ſofern nicht vorher die Erklärung erfolgt“). Der Bedachte, der das Vermächtnis 
erhält, iſt im Zweifel nicht zur Teilung verpflichtet“) “). 

E 1 1770 Satz 2, 1769 Abſ 2 II 2022 M 5, 33—36 P 5, 23— 830, 42, 43. 

1. Mehrere Bedachte. Abweichung von dem Grundſatze des 5 2065 Abſ 2, wonach 
der Erblaſſer die Beſtimmung einer Perſon, die eine Zuwendung erhalten ſoll, nicht einem 
andern Überlaſſen darf. Vorausgeſetzt iſt, daß der Kreis der mehreren — mindeſten⸗ zwei — 
Perſonen, unter denen zu wählen iſt, vom Erblaſſer wenigſtens ſoweit umgrenzt iſt, daß es 
nicht an 1 Beſtimmung des Bedachten fehlt. Wo die Grenze liegt, iſt Tatfrage 

ib $ . 
= 2 Die Auswahl kann dem Beſchwerten ($ 2147) oder einem Dritten, insbeſondere 
dem Teſtamentsvollſtrecker, auch mehreren Perſonen gemeinſam ubertragen ſein. Sie ſind 
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in ihrer Entſcheidung nicht, auch nicht, wie in den Fällen der 89 2155 Abſ 3, 2156 oder $ 319 
durch Verweiſung auf Billigkeit beſchränkt. Ihre Beſtimmung iſt deshalb, ſelbſt wenn der 
Erblaſſer für die Auswahl gewiſſe Weiſungen erteilt hätte und hiergegen verſtoßen wäre, 
jeder Anfechtung entzogen (a. M. Dernburg g 67, III, c), es müßte denn argliſtig ver⸗ 
fahren ſein. Die Beſtimmung iſt einem andern gegenüber abzugebende Willenserklärung 
und unwiderruflich (55 130—132). Iſt fie mehreren übertragen, fo gilt $ 317 Abſ 2, bei meh⸗ 
reren Teſtamentsvollſtreckern 8 2224. . 

3. Die Bedachten ſind Geſamigläubiger 95 428 ff. abweichend von $ 2157, wonach 
die mehreren regelmäßig nach Bruchteilen bedacht find. Der Schlußſatz des $ 2151 ſchließt 
die aus $ 430 folgende Verpflichtung eines Berechtigten aus, das ausgezahlte Vermächtnis 
den Mitberechtigten anteilig zukommen zu laſſen. Vielmehr ſichert ihm der erſte Zugriff 
das ganze Vermächtnis. Anderſeits kann der Beſchwerte gemäß $ 428 nach ſeinem Belieben 
an jeden Berechtigten leiſten. Gegenüber einer mehrfachen Verurteilung iſt er durch ZPO 
$ 767 mit dem Nachweiſe geſchützt, daß er inzwiſchen die Beſtimmung getroffen oder ge- 
leiſtet habe. 

0 4. Im Falle der Verzögerung durch die Wahlberechtigten ſteht den möglichen Be⸗ 
dachten kein Klagerecht zu, vielmehr ſetzt auf ihren Antrag das Nachlaßgericht Friſt nach 
FGG 580. Als Beteiligter kommt, wenn die Beſtimmung einem Dritten übertragen 
iſt, auch der Beſchwerte in Betracht. Die ſofortige Beſchwerde des $ 80 kann rügen, daß 
der Aufgeforderte überhaupt nicht zur Erklärung verpflichtet ſei oder daß er ſich bereits er⸗ 
klärt habe oder ſie kann die Art der Friſtſetzung betreffen. Gegen Ablehnung der Verfügung 
einfache Beſchwerde nach FGG 8s 19 ff. Hat der Dritte die Friſt verſtreichen laſſen, ſo kann 
der Beſchwerte nach ſeinem Belieben leiſten (A 3). Eine nach Friſtablauf, ſei es auch vor 
der Leiſtung abgegebene Erklärung des Dritten bindet ihn nicht. 

5. Beweislaſt. Wer das Vermächtnis fordert, hat zu beweiſen, daß er als Berechtigter 
beſtimmt iſt. Klagt er als Geſamtgläubiger, ſo hat er zu beweiſen, daß die Beſtimmung (z. B. 
wegen Todes oder Geſchäftsunfähigkeit des hierzu Berufenen) nicht erfolgen kann oder daß 
die Friſt beſtimmt und verſtrichen ift. Der Beſchwerte kann einwenden, daß die Friſt gewahrt 
ſei, oder, wenn er ſelbſt wahlberechtigt iſt, jetzt noch die Wahl treffen (Koſten ZPO 5 93) 


8 2152 


Hat der Erblaſſer mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe bedacht, 
daß nur der eine oder der andere das Vermächtnis erhalten ſoll, jo iſt anzu: 
nehmen, daß der Beſchwerte beſtimmen ſoll, wer von ihnen das Vermächt⸗ 
nis erhält). 

E 1 1769 Abſ 2 II 2023 M 5, 34 P 5, 23—26, 42, 48. 

1. Sind (zwei oder) mehrere alternativ bedacht, fo ergänzt das Geſetz in Überein⸗ 
ſtimmung mit $ 262 den Willen des Erblaſſers dahin, daß die Beſtimmung gemäß $ 2151 
Abſ 2, 3 durch den Beſchwerten erfolgen ſoll. — Alternative Beſchwerung $ 2148 a. E. 


8 2153 


Der Erblaſſer kann mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe be⸗ 
denken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beſtimmen hat, was jeder von 
dem vermachten Gegenſtand erhalten ſoll. Die Beſtimmung erfolgt nach 


8 2151 Abſ. 2). ken 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, jo 
ſind die Bedachten zu gleichen Teilen berechtigt. Die Vorſchrift des 8 2151 
Abſ. 3 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 

E I 1777 Sat 2 11 2024 M 5, 41, 42 P 5, 39—42. 

1. Abweichend von dem Grundſatze des $ 2065 Abſ 2 läßt das Geſetz zu, die Beſtimmung 
der Anteile an einem vermachten Gegenſtand (Summen, Sachen, Rechte $ 90) einem andern 
zu überlaſſen. Die Anteile können körperlich, oder, ſo bei unteilbaren Sachen (Landgut) nach 
ideellen Bruchteilen beſtimmt werden. Nach $ 2151 Abſ 2 erklärt der Beſchwerte die Be⸗ 
stimmung gegenüber dem, der das Vermächtnis erhalten ſoll, der Dritte gegenüber dem Be⸗ 
ſchwerten. Der Beſtimmungsberechtigte kann nach dem Willen des Erblaſſers auch als er⸗ 
mächtigt gelten, ungleich zu teilen, ſogar einen der Bedachten ganz zu übergehen. Die Beſtim⸗ 
mung braucht nicht gleichzeitig, ſie kann aber, weil einen Teflungsausſpruch enthaltend, nur 
einheitlich in dem Sinne erfolgen, daß ſie für die Beteiligten erſt dann verbindlich wird, 
wenn die völlige Aufteilung des Gegenſtandes durchgeführt ift (a. M. Strohal I 5 29 
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A 24; Dernburg V 67 A6). Verzögerungen wird durch Friſtſetzung nach $ 2151 Abſ 3 
Satz 2 abgeholfen. Iſt die vollzogene Aufteilung in ſich widerſpruchsvoll, ſind z. B. mehr Teile 
vergeben als das Ganze hergibt, fo iſt fie im vollen Umfange nichtig. Nach Abſ 2 Satz! find 
dann die Bedachten nach gleichen Teilen berechtigt. 

2. Die einmal vollzogene Verteilung ift für den Beſtimmenden unwiderruf- 
lich und für die Bedachten, außer im Falle der Argliſt unanfechtbar ($ 2151 A 2). 
Kommt es nicht zur Verteilung, jo werden die mehreren Bedachten abweichend von $ 2151 
A 3 nicht als Geſamtgläubiger, ſondern als Bruchteilsgläubiger zu gleichen Teilen auf 
den Gegenſtand des Vermächtniſſes berechtigt. 52151 Abſ 3 Satz 2 behandelt die Friſtſetzung 
durch das Nachlaßgericht. Die $$ 2151 und 2153 können verbunden anwendbar werden, 
wenn der Erblaſſer dem Beſchwerten oder einem Dritten ſowohl die Beſtimmung der mehreren 
zu bedenkenden Perſonen, als auch der ihnen zuzuwendenden Vermächtnisankeile überlaffen 
hat. Kommt es in dieſem Falle nicht zur Beſtimmung, fo kann jeder der Bedachten den Gegen⸗ 
ſtand als Geſamtgläubiger fordern ($ 2151 A 3), muß aber jedem Mitbedachten den ihm ge- 
bührenden gleichen Anteil zukommen laſſen. 


8 2154 


Der Erblaſſer kann ein Vermächtnis in der Art anordnen, daß der Be⸗ 
dachte von mehreren Gegenſtänden nur den einen oder den andern erhalten 
ſoll)). Iſt in einem ſolchen Falle die Wahl einem Dritten übertragen, ſo er: 
folgt fie durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten ). 

Kann der Dritte die Wahl nicht treffen, ſo geht das Wahlrecht auf den 
Beſchwerten über. Die Vorſchrift des § 2151 Abſ. 3 Satz 2 findet entſprechende 
Anwendung ). 

E 1 1862 11 2025 M 5, 170-172 P 5, 193—196. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 

1. Wahlvermächtnis. Gleichgültig iſt, ob die mehreren Gegenſtände individuell oder 
nur der Gattung nach ($ 2155) beſtimmt find, ob fie bereits zur Erbſchaft gehören oder 
dem Bedachten erſt noch zu verſchaffen find (58 2169, 2170). Die Vorausſetzung des Ge⸗ 
ſetzes iſt auch gegeben, wenn der Erblaſſer das Vermächtnis in einer Weiſe bezeichnet hat, 
die auf mehrere in der Erbſchaft vorhandene Gegenſtände zutrifft. Dagegen handelt es ſich 
um ein bedingtes Vermächtnis, wenn die Beſtimmung des Gegenſtandes von einem Ereignis 
abhängig gemacht iſt (Losziehung, das gewinnende Pferd). 

2. Für das durch das Wahlvermächtnis entſtehende alternative Schuldverhältnis 
(5 2174) gelten, ſoweit nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt, die Vorſchriften der 
88 262— 265. Danach ſteht die Wahl im Zweifel dem Beſchwerten zu. Sie kann auch dem 
Bedachten oder einem Dritten übertragen ſein. Erklärung des Dritten gegenüber dem 
Beſchwerten wie $ 2151 A 2. 

3. Wird die Wahl durch den Dritten unmöglich, jo wird die Regel des $ 262, Wahl⸗ 
recht des Schuldners wiederhergeſtellt. Wird ſie verzögert, ſo greift die Friſtſetzung durch das 
Nachlaßgericht ($ 2151 A A), nach verſtrichener Friſt wiederum das Wahlrecht des Beſchwerten 
ein. Wird die Wahl durch den Ae ue oder den Bedachten verzögert, ſo findet $ 264 
Anwendung. Sind hüben oder drüben mehrere Wahlberechtigte vorhanden, ſo können ſie 
regelmäßig ($ 747, bei beſchwerten Miterben auch $ 2040 Abf 1) die Wahl nur gemeinſchaftlich 
vornehmen. Iſt in verſchiedenen letztwilligen Verfügungen das Wahlrecht nacheinander 
verſchiedenen Perſonen übertragen, ohne daß die jüngere die ältere Verfügung aufhebt, ſo 
ſind alle wahlberechtigt und die zuerſt ausgeübte Wahl entſcheidet. Die Pflicht zur Vor⸗ 
zeigung der 105 die Wahl in Betracht kommenden Gegenſtände liegt dem Beſchwerten nach 
55 242, 809 ob. 


§ 2155 

Hat der Erblaſſer die vermachte Sache nur der Gattung nach beſtimmt, 
fo iſt eine den Verhältniſſen des Bedachten entſprechende Sache zu leiſten ). 

Iſt die Beſtimmung der Sache dem Bedachten oder einem Dritten über⸗ 
tragen, jo finden die nach § 2154 für die Wahl des Dritten geltenden Vor: 
ſchriften Anwendung 7). 

Entſpricht die von dem Bedachten oder dem Dritten getroffene Beſtimmung 
den Verhältniſſen des Bedachten offenbar nicht, jo hat der Beſchwerte jo zu 
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leiſten, wie wenn der Erblaſſer über die Beſtimmung der Sache keine An⸗ 
ordnung getroffen hätte?) “). 

E 1 1863 II 2026 M 5, 173, 174 P 5, 193 —201. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Gattungsvermächtnis. Die vermachte (körperliche) Sache kann ſchlechthin nur der 
Gattung nach beſtimmt (8 243), das Vermächtnis kann aber auch auf eine im Nachlaß vorhandene 
Gattungsſache beſchränkt ſein (gemiſchtes Gattungsvermächtnis). Im letzteren Falle kann es 
ſich auch um ein Wahlvermächtnis nach § 2154 handeln. Die individuelle Sachleiſtung be- 
ſtimmt ſich nach den Verhältniſſen (nicht den Bedürfniſſen) des Bedachten. 
Iſt z. B. dem X und dem 2 je ein Pferd vermacht und find im Nachlaſſe ein Reit⸗ und ein 
Wagenpferd vorhanden, ſo gebührt dem Kavalleriſten X das Reitpferd, dem lahmen 2 das 
Wagenpferd. Wenn dieſer Maßſtab verſagt, hat der Beſchwerte nach $ 243 Sachen von mitt⸗ 
lerer Art und Güte zu leiſten. 

2. Die Beſtimmung der Sache liegt nach § 243 grundſätzlich dem Beſchwerten ob. 
Iſt ſie dem Bedachten oder einem Dritten übertragen, ſo hat ſich der Beſtimmungsberechtigte 
nach $ 2154, gegebenenfalls nachdem ihm auf Antrag des Beſchwerten gemäß $ 2151 A 4 
Friſt geſetzt iſt, gegenüber dem Beſchwerten zu erklären. Im Falle der Unmöglichkeit einer 
Erklärung oder des Verſtreichens der Friſt fällt das Beſtimmungsrecht an den Beſchwerten 

urück. 

; 3. Offenbare Unbilligkeit. Auch für die vom Bedachten oder dem Dritten zu treffende 
Beſtimmung find nach Abſ 1 die Verhältniſſe des Bedachten maßgebend. Die von ihnen 
getroffene Beſtimmung iſt zwar unwiderruflich, aber abweichend von 58 2151 A 2, 2153 A 2, 
2154 A 2 nicht unanfechtbar. Offenbare Unbilligkeit der getroffenen Beſtimmung ($ 319 
A 1, ogl. auch 85 2048, 2217), gemeſſen wiederum an den Verhältniſſen des Bedachten, hat 
vielmehr den Rückfall des Beſtimmungsrechtes an den Beſchwerten zur Folge (der mit einem 
Pferde bedachte Gutsverwalter wählt aus dem auch mit Gebrauchspferden beſetzten Stalle 
das teuerſte Rennpferd). Gewährleiſtungspflicht 88 2182 Abſ 1, 2183. 

4. Beweislaſt. Der Bedachte hat zu beweiſen, daß die von ihm beanſpruchte Sache 
ſeinen Verhältniſſen entſpricht oder nach Abſ 2 vom Dritten beſtimmt iſt. Will der Beſchwerte 
hiervon abweichen, fo hat er die offenbare Unbilligkeit der getroffenen Beſtimmung zu be- 
weiſen. 


8 2156 
Der Erblaſſer kann bei der Anordnung eines Vermächtniſſes, deſſen 
Zweck er beſtimmt hat, die Beſtimmung der Leiſtung dem billigen Ermeſſen 


des Beſchwerten oder eines Dritten überlaſſen ). Auf ein ſolches Vermächtnis 
finden die Vorſchriften der 88 315 bis 319 entſprechende Anwendung). 


E 11777 Saß 1 II 2037 M 5, 41 P 5, 39, 49. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 

1. Zweckbeſtimmung. Vorausgeſetzt iſt, daß die Perſon des Bedachten beſtimmt oder 
doch nach $$ 2151, 2152 beſtimmbar iſt (weitergehend bei Auflagen § 2193), daß aber der 
Gegenſtand der Leiſtung nur aus dem angegebenen Zwecke ermittelt werden kaun. Inwieweit 
dieſe Zweckangabe ausreicht, iſt Tatfrage (Vermächtnis an X zur Beſtreitung ſeiner Studien⸗ 
koſten, zu einer Reiſe nach Indien). 

2. Billiges Ermeſſen des Beſchwerten $ 315, eines Dritten 99317, 319. Bei Wegfall 
des Dritten kann die Billigkeit ſchlechthin entſcheidend fein (NG JW 01, 85646). Beſtimmung 
von ſeiten des Beſchwerten gegenüber dem Bedachten ($ 315 Abſ 2), von ſeiten des Dritten 
gegenüber dem Beſchwerten oder dem Bedachten ($ 318 Abſ 1). Anfechtung der Beſtimmung 
5318 Abſ 2, offenbare Unbilligkeit, Unmöglichkeit oder Verzögerung der Beſtimmung durch 
den Dritten $ 319 Abſ 1 (Abſ 2 kommt nicht in Frage). 3 


8 2157 


Iſt mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, ſo finden die Vorſchriften 
der 88 2089 bis 2093 entſprechende Anwendung ). 

E 1 1846 II 2028 M 5, 140, 141 P 5, 163. 

1. Gemeinſchaftliches Vermächtnis. Derſelbe Gegenſtand kann den mehreren in 
derſelben oder in mehreren nacheinander errichteten Verfügungen (f. jedoch $ 2258) vermacht 
ſein. Nach den für die Einſetzung mehrerer Erben geltenden Vorſchriften ſind die mehreren 
Vermächtnisnehmer, ſoweit ſich nicht aus 35 2066, 2069 (geſetzliche Erben, Abkömmlinge) ein 
anderes ergibt, zu gleichen Teilen bedacht (882091, 2093). Es entſteht mithin unter ihnen 
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Gemeinſchaft nach Bruchteilen, $$ 741 ff. Sind die Bruchteile oder Summen beſtimmt und 
überſteigen ſie das den mehreren zugewendete Ganze oder erſchöpfen ſie das Ganze nicht, ſo 
tritt entſprechende Verminderung oder Erhöhung der Teile ein (58 2089, 2090). Zuwendung 
teils nach Bruchteilen, teils ohne Bruchteile 8 209 2. Ob beim Vermächtnis einer teilbaren 
Leiſtung, insbeſondere beim Summenvermächtnis, ein gemeinſchaftliches oder ob mehrere 
Vermächtniſſe anzunehmen find ($ 420), iſt Auslegungsfrage. 


8 2158 

Iſt mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, ſo wächſt, wenn einer von 
ihnen vor oder nach dem Erbfalle wegfällt, deſſen Anteil den übrigen Be⸗ 
dachten nach dem Verhältnis ihrer Anteile an. Dies gilt auch dann, wenn 
der Erblaſſer die Anteile der Bedachten beſtimmt hat)). Sind einige der 
Bedachten zu demſelben Anteile berufen, jo tritt die Anwachſung zunächſt 
unter ihnen ein?) 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließen “). 

E 1 1870, 1871 II 2029 M 5, 184-186 P 5, 215, 216. 

1. Das Anwachſungsrecht beim Vermüchtnis entſpricht der Anwachſung der Erbteile 
in 58 2094, 2095. Vorausſetzung iſt a) ein gemeinſchaftliches Vermächtnis im 
Sinne von § 2157. Es iſt immer gegeben bei Unteilbarkeit der Leiſtung. Es iſt aber bei teil⸗ 
baren Leiſtungen auch bunn nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer die Anteile 
nach Bruchteilen oder Summen beſtimmt hat. Sind 1000 oder iſt eine Forderung von 1000 
dem A, B, C mit 5/0, 5/0, 2/10 oder auch mit 500, 300, 200 vermacht, jo ift Auslegungsfrage, 
ob ein Vermächtnis zu 1000 oder ob drei Einzelvermächtniſſe zu 500, 300 und 200 vorliegen. 
b) Wegfall eines Mitbedachten, ſei es vor dem Erbfall durch Tod, Verzicht 
(58 2160, 2352) oder nach dem Erbfall, aber mit Rückbeziehung auf den Zeitpunkt des Erb⸗ 
falls durch Ausſchlagung, Unwürdigkeit (58 2180, 2345) oder durch Unwirkſamwerden der 
Zuwendung infolge Anfechtung, Ausfalls der Bedingung (88 2074, 2177), insbeſondere auch 
nach $$ 2162, 2163. Fällt der Mitbedachte erſt nach der Annahme durch Eintritt einer auf⸗ 
löſenden Bedingung weg, ſo wird mit Planck A 5 gegen Strohal $ 29 A 27 anzu⸗ 
nehmen ſein, daß die übrigen Bedachten für dieſen Fall aufſchiebend mitbedacht ſind. Über 
die ſonſtigen Wirkungen der Anwachſung vgl. $ 2094 A 1. 

2. Engere Gruppe der gemeinſchaftlich Bedachten wie $ 2094 A 3. 

3. Ausſchließung der Anwachſung wie 5 2094 A 5, ſei es durch Berufung eines Erſatz⸗ 
vermächtnisnehmers ($$ 2190, 2099) oder dadurch, daß der Erblaſſer ſonſt zu erkennen gibt, 
das Vermächtnis ſolle beim Wegfall des Bedachten hinfällig werden, d. h. dem Beſchwerten 
zugute kommen. 

8 2159 


Der durch Anwachſung einem Vermächtnisnehmer anfallende Anteil gilt 
in Anſehung der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer oder der weg⸗ 
fallende Vermächtnisnehmer beſchwert iſt, als beſonderes Vermächtnis !). 

E I 1872 II 2030 M 5, 186 P 5, 215, 216. 

1. Selbständigkeit der Bermüchtnisanteile. Wörtlich übereinſtimmend (bis auf die 
hier nicht in Betracht kommende Ausgleichungspflicht) mit $ 1935, Erhöhung des geſetzlichen 
Erbteils und $ 2095, Anwachſung der Erbteile. Der beſchwerte Vermächtnisnehmer (8 2187) 
kann deshalb von dem Unterbedachten nur bis zum Wert des beſchwerten Anteils in Anſpruch 
genommen werden. War die Anwachſung ausgeſchloſſen und geht deshalb das wegfallende 
Vermächtnis dem Erben zugute, ſo haftet er für das hierauf ruhende Untervermächtnis nicht 
über den freigewordenen Betrag hinaus ($ 2187 Ab} 2). 


8 2160 

Ein Vermächtnis iſt unwirkſam, wenn der Bedachte zur Zeit des Erbfalls 
nicht mehr lebt!). 

€ 1868 II 2031 M 5, 181 P 5, 212. 

1. Erleben des Vermächtnis anfalles (68 2176, 2177) iſt für den Bedachten (ſo gut 
wie für den Erben 89 1923 Abſ. 1, 2074) Bedingung der Wirkſamkeit der Zuwendung. Im 
Gegenſatz zum Erben (8 1923 Abſ 2), aber entſprechend der Nacherbfolge (88 2101 A 1, 2108 
A 1), braucht jedoch der Vermächtnisnehmer zur Zeit des Erbfalls nicht bereits erzeugt oder 
ſonſt beſtimmt zu fein, $ 2178. Das Unwirkſamwerden des Vermächtniſſes kommt, wenn 
kein Erſatzvermächtnisnehmer berufen iſt oder keine Anwachſung ſtattfindet (58 2190, 2158), 
dem Beſchwerten — nicht notwendig dem Erben — zugute. 
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8 2161 


Ein Vermächtnis bleibt, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 
anzunehmen iſt, wirkſam, wenn der Beſchwerte nicht Erbe oder Vermächtnis⸗ 
nehmer wird!). Beſchwert iſt in dieſem Falle derjenige, welchem der Wegfall 
des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zuſtatten kommt ). 

E I 1876 II 2032 M 5, 189—191 P 5, 221. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 92192. 

1. Wegfall des Beſchwerten. Entſprechend dem Gedanken des 8 2085 bleibt die 
Wirkſamkeit des Vermächtniſſes von dem Wegfall des damit beſchwerten 
Erben oder Vermächtnisnehmers grundſätzlich unberührt. Ein anderer Wille des 
Erblaſſers braucht nicht notwendig in der letztwilligen Verfügung erklärt zu ſein, er kann ſich 
auch aus den Umſtänden, insbeſondere aus einem Inhalt des Vermächtniſſes ergeben, der nur 
von dem eigentlich Beſchwerten geleiſtet werden kann (Erteilung von Unterricht). 

2. Der Wegfall des zunächſt Beſchwerten kommt zuſtatten (rechtlich, wenn auch nicht 
notwendig wirtſchaftlich), jenachdem an Stelle des Erben oder Vermächtnisnehmers, dem 
Erſatzberufenen, dem Anwachſungsberechtigten, an Stelle des eingeſetzten Erben dem geſetz⸗ 
lichen, an Stelle des nächſtberufenen dem entfernteren geſetzlichen Erben, wie dem Fiskus. 
Der Bedachte ſoll aber aus dem Wegfall auch keinen Vorteil haben. Der nachrückende Ver⸗ 


mächtnisnehmer haftet deshalb nach § 2187 Abſ 2 nicht weiter, als der Weggefallene gehaftet 
haben würde. 


8 2162 


Ein Vermächtnis, das unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter 
Beſtimmung eines Anfangstermins angeordnet iſt, wird mit dem Ablaufe 
von dreißig Jahren nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher die Be: 
dingung oder der Termin eingetreten iſt )). 

Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt oder wird jeine 
Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall eintretendes Ereignis beſtimmt, 
ſo wird das Vermächtnis mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Erb⸗ 
fall unwirkſam, wenn nicht vorher der Bedachte erzeugt oder das Ereignis 
eingetreten iſt, durch das ſeine Perſönlichkeit beſtimmt wird ). 

€ I 1869 II 2033 M 5, 182, 183 P 5, 212—215. 

1. 88 2162, 2163 beſchränken die zeitliche Wirkſamkeit der Vermächtniſſe in demſelben 
Maße, wie § 2109 diejenige der Nacherbhaft. Bedingtes und betagtes Vermächtnis 98 2177, 
2074. Auch das Unterbermächtnis ($ 2186) und das Nachvermächtnis ($ 2191) fallen hierunter. 

2. Nach $ 2178 fällt in den Fällen des Abſ 2 das Vermächtnis an mit der Geburt des 
Bedachten oder mit Eintritt des maßgebenden Ereigniſſes. Die 30 jährige Friſt kann ſich des⸗ 
halb noch um die Empfängniszeit verlängern. 


8 2163 


Das Vermächtnis bleibt in den Fällen des § 2162 auch nach dem Ab⸗ 
laufe von dreißig Jahren wirkſam: 

1. wenn es für den Fall angeordnet iſt, daß in der Perſon des Beſchwerten 
oder des Bedachten ein beſtimmtes Ereignis eintritt, und derjenige, 
in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, zur Zeit des Erbfalls lebt: 

2. wenn ein Erbe, ein Nacherbe oder ein Vermächtnisnehmer für den 
Fall, daß ihm ein Bruder oder eine Schweſter geboren wird, mit einem 
Vermächtniſſe zugunſten des Bruders oder der Schweſter beſchwert if. 

Iſt der Beſchwerte oder der Bedachte, in deſſen Perſon das Ereignis 
eintreten ſoll, eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der dreißigjährigen 
riſt ). 
8 N ) II 2034 P 5, 212—215, 225, 237—240; 6, 91, 92. 


1. Die beiden hier zugelaſſenen Ausnahmen von der Regel des $ 2162 entſprechen 
wörtlich den für die Nacherbſchaft gegebenen Vorſchriften des $ 2109, f. dort. 
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8 2164 


Das Vermächtnis einer Sache erſtreckt ſich im Zweifel auf das zur Zeit 
des Erbfalls vorhandene Zubehör)). 

Hat der Erblaſſer wegen einer nach der Anordnung des Vermächtniſſes 
erfolgten Beſchädigung der Sache einen Anſpruch auf Erſatz der Minderung 
des Wertes, jo erſtreckt ſich im Zweifel das Vermächtnis auf dieſen Anſpruch 2). 

E 1 1859 II 2035 M 5, 163, 164 P 5, 179, 180. 

1. Zubehör 95 97, 98, auch 88 314, 926. Die Vorſchrift enthalt nur eine Auslegungs⸗ 
regel. Danach iſt maßgebend für den Umfang der Leiſtung der tatſächliche Zuſtand zur Zeit 
des Erbfalls. Bezüglich des Zubehörs auch dann, wenn im Falle des bedingten oder 
betagten Vermächtniſſes der Anfall hinausgeſchoben iſt, $ 2177 (a. M. Planck A 1). 
Der Wortlaut des Abf 1 iſt unzweideutig, § 2177 ſtellt Anfall ausdrücklich in Gegenſatz zum 
Erbfall, ein Überſehen ſcheint deshalb ausgeſchloſſen. Auch innere Gründe ſprechen dafür, 
bezüglich des Zubehörs den bedingt Beſchwerten ſchon vom Erbfall ab als gebunden zu be⸗ 
handeln (vgl. auch 59 160 Abſ 1 und 2179). Was Zubehör iſt, entſcheidet das Geſetz, nicht 
die Meinung des Erblaſſers (a. M. Dernburg V 76 A 6), es ſei denn, daß die Anord- 
nung des Vermächtniſſes eine über das Geſetz hinausgehende Tragweite enthalten ſoll. Gleich- 
gültig iſt, ob die tatſächlich vorhandenen wirklichen Zubehörſtücke zur Erbſchaft gehören ($ 2170) 
oder ob fie vorübergehend von der Hauptſache getrennt ſind ($ 97 Abſ 2). 

2. Erſatzanſprüche wegen Beſchädigung. Sie können hervorgehen aus ſchon be⸗ 
ſtehenden Schuldverhältniſſen (gegen den Mieter) oder aus Rechtsgeſchäft (Verſicherung) 
oder aus unerlaubter Handlung. Erſatzanſprüche wegen Unterganges oder Entziehung der 
Sache $$ 2169, 2172. Zu beachten iſt, daß der Entſchädigungsanſpruch (88 249 ff.) bereits 
bei Lebzeiten des Erblaſſers, aber erſt nach Anordnung des Vermächtniſſes 
entſtanden ſein muß, wenn die Auslegungsregel Platz greifen ſoll. Nach § 2174 ſteht ferner 
dem Bedachten nur dem Beſchwerten gegenüber der Anſpruch auf Abtretung des Erſatzan⸗ 
ſpruchs zu. Er kann ihn nicht ohne weiteres gegen den Dritten geltend machen. Im Sinne 
des Geſetzes dürfte liegen, auch die Gewährleiſtungsanſprüche wegen Mängel der Sache 
(88 459 ff.) zu den hier gemeinten Anſprüchen zu zählen. Nur der Wandelungsanſpruch iſt, 
weil nicht auf Erſatz einer Wertminderung gerichtet, hiervon auszunehmen. Erſatzanſpruch 
des Beſchwerten wegen Verwendungen $ 2185. 


8 2165 

Iſt ein zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht, ſo kann der Ver⸗ 
mächtnisnehmer im Zweifel nicht die Beſeitigung der Rechte verlangen, mit 
denen der Gegenſtand belaſtet ijt!). Steht dem Erblaſſer ein Anſpruch auf 
die Beſeitigung zu, ſo erſtreckt ſich im Zweifel das Vermächtnis auf dieſen 
Anſpruch ). — 

Ruht auf einem vermachten Grundſtück eine Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld, die dem Erblaſſer ſelbſt zuſteht, ſo iſt aus den Umſtänden zu 
entnehmen, ob die Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld als mitvermacht 
zu gelten hat)) ). 

E I 1861 II 2036 M 5, 165—169 P 5, 181188. 

1. Im Zweifel (Auslegungsregel) kein Anſpruch des Vermächtnisnehmers auf 
Beſeitigung dinglicher Rechte. Vorausgeſetzt iſt Zugehörigkeit des Vermächtnis⸗ 
gegenſtandes (Sache oder Recht 890) zur Erbſchaft. Die Vorſchrift iſt daher nicht an⸗ 
wendbar auf das Verſchaffungsvermächtnis § 2170. Als Grundſatz gilt, daß der Gegenſtand 
auf den Vermächtnisnehmer übergeht in derjenigen nicht bloß tatſächlichen ($ 2164 A 1), 
ſondern auch rechtlichen Beſchaffenheit, in welcher er ſich zur Zeit des Anfalls befindet, alſo 
auch mit den dem Erblaſſer etwa entſtandenen Einreden (88 1137, 1211, 1254): res transit 
cum suo onere. In Betracht kommen nur dingliche Belaſtungen, bezuglich deren auch der 
Beſchwerte der Berechtigte ſein kann, $ 2175. Handelt es ſich um Rückſtände von wieder⸗ 
kehrenden dinglichen Leiſtungen, jo wird meiſt Befreiung des Bedachten von der nach⸗ 
träglichen Erfüllung gewollt ſein. Gleichgültig iſt, ob der Erblaſſer die Belaſtung gekannt hat. 
Trifft dies zu, fo iſt umſomehr anzunehmen, daß der Bedachte die Belaſtung tragen ſolle. 
(Wegen Hypotheken und Grundſchulden vgl. auch 88 2166—2168.) Zu den dinglichen Be⸗ 
laſtungen gehört nicht das Miet⸗ und Pachtrecht. Der Vermächtnisnehmer tritt vielmehr 
regelmäßig in den Vertrag ein ($ 571) und muß die Verfügungen des Erblaſſers gegen ſich 
gelten laſſen ($ 573). 
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2. Im ffalle des Satz 2 (wenn z. B. der Erblaſſer die Laſt ſelbſt abgelöft, den Pfand⸗ 
ſchilling gezahlt hatte) gilt die entgegengeſetzte Vermutung: zugleich mit dem Vermächtnis⸗ 
gegenſtand geht auch der Beſeitigungsanſpruch auf den Bedachten über. Er ſelbſt hat ihn 
deshalb durch Klage oder Einrede geltend zu machen und kann die Beſeitigung regelmäßig 
nicht vom Beſchwerten verlangen. 

3. Bezüglich der Eigentümergrundſchuld ($ 1163) ſtellt das Geſetz überhaupt keine 
Regel auf, ſondern läßt lediglich die Umſtände entſcheiden. 

4. Beweislaſt. Der Vermächtnisnehmer iſt dafür beweispflichtig, daß der Erblaſſer 
ſeine Befreiung von den Laſten gewollt habe. Beweiſt er, daß der Beſeitigungsanſpruch 
bereits dem Erblaſſer erwachſen war (A 2), ſo trifft den Beſchwerten der Gegenbeweis, daß dieſer 
Anſpruch gleichwohl nicht mit vermacht ſei. Der Bedachte iſt auch dafür beweispflichtig, daß 
ihm die Eigentümergrundſchuld vermacht ſei (A 3). 


8 2166 

sit ein vermachtes Grundſtück, das zur Erbſchaft gehört, mit einer Hypothek 
für eine Schuld des Erblaſſers oder für eine Schuld belaſtet, zu deren Be⸗ 
richtigung der Erblaſſer dem Schuldner gegenüber verpflichtet ift, fo ift der 
Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegenüber zur rechtzeitigen Be⸗ 
friedigung des Gläubigers inſoweit verpflichtet, als die Schuld durch den Wert 
des Grundſtücks gedeckt wird ). Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu welcher 
das Eigentum auf den Vermächtnisnehmer übergeht; er wird unter Abzug 
der Belaſtungen berechnet, die der Hypothek im Range vorgehen ). 

Iſt dem Erblaſſer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung der Schuld 
verpflichtet, ſo beſteht die Verpflichtung des Vermächtnisnehmers im Zweifel 
nur inſoweit, als der Erbe die Berichtigung nicht von dem Dritten erlangen 
kann). 

Auf eine Hypothek der im § 1190 bezeichneten Art finden dieſe Vorſchriften 
keine Anwendung . 

E II 2037 P 5, 182, 183, 188—192; 6, 396. 

1. Auslegungsregeln bezüglich der Verpflichtung des Vermächtntsnehmers zur Be⸗ 
friedigung von Hypothekengläubigern. Sie beziehen ſich nicht auf das Verſchaffungsver⸗ 
mächtnis $ 2170, das vermachte Grundſtück muß vielmehr (wie in $ 2165) zur Erbſchaft 
gehören. Die Verpflichtung, im Zweifel die Geltendmachung dinglicher Rechte in das 
vermachte Grundſtück geſchehen zu laſſen, ergibt ſich ſchon aus § 2165 A 1. Dieſe Verpflichtung 
ſteigert ſich bis zu einem perſönlichen Schuldverhältnis des Vermächtnisnehmers gegen⸗ 
über dem Erben (auch wenn er nicht der Beſchwerte ift) des Inhalts, daß er rech et⸗ 
Lebe für Befriedigung des Gläubigers zu ſorgen hat und dem 

rben aus der Verzögerung ſchadenserſatzpflichtig wird. Der Gläubiger erwirbt dadurch (ſo 
auch $ 329) keine unmittelbaren Rechte. Jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß der Erb. 
laſſer entweder perſönlicher Schuldner der durch die i geſicherten For⸗ 
derung war oder daß er, wenn die Hypothek für eine fremde Schuld beſtellt war (8 1113), 
dem Schuldner perſönlich aufzukommen hatte. Nicht alſo, wenn der Erblaſſer überhaupt nur 
mit dem Grundſtück haftete. Zugleich vermindert ſich aber die Haftung des Vermächtnis⸗ 
nehmers inſofern, als fie durch den Wert des Grundſtücks nach oben begrenzt iſt. 
Mit dem überſchießenden Betrage — aber auch nur mit dieſem ($ 1143) — geht deshalb 
die Forderung gegen den Erben auf den Vermächtnisnehmer über, wenn er den Gläubiger 
voll befriedigt. Umgekehrt kann der Erbe, wenn er den Gläubiger befriedigt, vom Vermächt⸗ 
nisnehmer nur Erſatz bis zur Höhe des Grundſtückswertes verlangen, und nur inſoweit geht 
die Hypothek auf ihn über ($ 1164). > a 

2. Für die Werts beſtimmung iſt nicht die Zeit des Vermächknisanfalls (88 2176 bis 
2178), ſondern der zufällige Zeitpunkt entſcheidend, wo das vermachte Grundſtück dem Ro 
dachten aufgelaffen worden ift (§8 873, 925). Gemäß Abſ 4 bleiben Maximalhypotheken auch 
bei Anrechnung der Belaftungen außer Betracht. Der hiernach feſtgeſtellte Grundſtückswert 
bleibt im Verhältnis zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmer maßgebend, auch wenn ſich 
bei der ſpäteren Zwangsverſteigerung ein höherer oder geringerer Wert herausſtellen ſollte. 

3. Im Falle des Abſ 2 ift der Vermächtnisnehmer nur hilfs weiſe verhaftet und kann, 
wenn er den Hypothekengläubiger voll befriedigt, vom Erben inſoweit Abtretung ſeiner 
Rückgriffsanſprüche an den Dritten verlangen. Der Erbe iſt jedoch nicht genötigt, bevor er 
den Vermächtnisnehmer in Anſpruch nimmt, den Dritten auszuklagen, wenn er ſonſt ſeine 
Zahlungsunfähigkeit nachweiſen kann. 
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4. 51190: Maximalhypothek A 2. — Die Beweispflicht liegt dem⸗ 
jenigen ob, welcher aus der letztwilligen Anordnung des Erblaſſers weitergehende Rechte für 
ſich ableitet. — Sind bewegliche Sachen vermacht, ſo kann der Vermächtnisnehmer 
zwar nicht Beſeitigung des Pfandrechts verlangen (§ 2165), iſt aber auch nicht, wie bei der 
Hypothek zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet. Tut er es doch, ſo erwirbt er gemäß 
$$ 1249, 268 Abſ 3 deſſen Forderung gegen den Erben. 


8 2167 


Sind neben dem vermachten Grundſtück andere zur Erbſchaft gehörende 
Grundſtücke mit der Hypothek belaſtet, jo beſchränkt ſich die im § 2166 be⸗ 
ſtimmte Verpflichtung des Vermächtnisnehmers im Zweifel auf den Teil der 
Schuld, der dem Verhältniſſe des Wertes des vermachten Grundſtücks zu dem 
Werte der ſämtlichen Grundſtücke entſpricht. Der Wert wird nach § 2166 
Abſ. 1 Satz 2 berechnet). 

E II 2038 P 5, 182, 183, 188—193; 6 396. 

1. Die Auslegungsvorſchrift des § 2166 iſt für den Fall näher ergänzt, daß eine Ge⸗ 
ſamthypothek ſowohl auf dem vermachten, als auf andern Nachlaßgrundſtücken eingetragen 
iſt. Der Vermächtnisnehmer iſt dem Gläubiger der Geſamthypothek ſelbſtverſtändlich mit 
dem Grundſtück unbeſchränkt verhaftet ($ 1132 Abſ 1). Im Verhältnis zum Erben 
beſchränkt ſich aber ſeine Haftung auf den zu ermittelnden verhältnismäßigen Teilbetrag (vgl. 
auch $ 1172 Abſ 2). Der Wert ſämtlicher hierbei in Betracht kommender Grundſtücke 
iſt gemäß 52166 Abſ 1 Satz 2 nach dem Zeitpunkt einzustellen, in dem das Eigentum an dem 
vermachten Grundſtück übergeht. Haftet die Hypothek noch auf andern nicht zur Erbſchaft 
gehörenden Grundſtücken, ſo kommen für das Rechtsverhältnis zwiſchen Erben und Vermächt⸗ 


der c Diele Grundſätze überhaupt nicht in Betracht. Es verbleibt vielmehr bei der Regel 
des 9 2166. 


9 2168 


Beſteht an mehreren zur Erbſchaft gehörenden Grundſtücken eine Ge⸗ 
ſamtgrundſchuld oder eine Geſamtrentenſchuld und iſt eines dieſer Grund⸗ 
ſtücke vermacht, ſo iſt der Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegen⸗ 
über zur Befriedigung des Gläubigers in Höhe des Teiles der Grundſchuld 
oder der Reutenſchuld verpflichtet, der dem Verhältniſſe des Wertes des ver⸗ 
machten Grundſtücks zu dem Werte der ſämtlichen Grundſtücke entſpricht. Der 
Wert wird nach § 2166 Abſ. 1 Satz 2 berechnet ). 

Iſt neben dem vermachten Grundſtück ein nicht zur Erbſchaft gehörendes 
Grundſtück mit einer Geſamtgrundſchuld oder einer Geſamtrentenſchuld be⸗ 
laſtet, ſo finden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls gegenüber dem 
Eigentümer des andern Grundſtücks oder einem Rechtsvorgänger des Eigen⸗ 
tümers zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet iſt, die Vorſchriften des 
§ 2166 Abſ. 1 und des § 2167 entſprechende Anwendung). 


E II 2039 P 5, 182, 183, 188—193; 6, 396. 


1. Die Auslegungsgrundſätze der $$ 2166, 2167 find weiter ergänzt für den Fall, daß 
auf dem vermachten Grundſtück eine Geſamtgrundſchuld oder Geſamtrentenſchuld eingetragen 
iſt (88 1132, 1192, 1199). Abſ 1 ſetzt voraus, daß nur Nachlaßgrundſtücke damit belaſtet find. 
In dieſem Falle tritt der Vermächtnisnehmer, falls er nicht Beſeitigung der Grundſchuld ver⸗ 
langen kann ($ 2165 A 1), zu dem Erben in ein perſönliches Schuldverhältnis, kraft deſſen 
er dem Erben gegenüber — unbeſchadet ſeiner vollen Haftung gegenüber dem Gläubiger — 
nur auf den verhältnismäßigen Teilbetrag der Grundſchuld ($ 2167), ſowie ſelbſtverſtändlich 
nur mit dem nach § 2166 Abſ1 Satz 2 zu beſtimmenden Werte des Grundſtücks als verhaftet gilt. 
Nur innerhalb der hierdurch gezogenen Grenzen leidet $ 1173 verb. § 1192 Anwendung. 

2. Sind neben dem vermachten noch andere nicht zur Erbſchaft gehörende Grund⸗ 
ſtücke belaſtet, ſo kommt es darauf an, ob der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls gegenüber dem 
Eigentümer des andern Grundſtücks oder einem Rechtsvorgänger des Eigentümers zur Be⸗ 
friedigung des Geſamtgrundſchuldgläubigers verpflichtet war (z. B. aus der Schuldüber⸗ 
nahme im Falle des § 415 Abſ 3, vgl. auch § 1173). Trifft dies zu, fo wird, wie die Ver⸗ 
weiſungen ergeben, der Vermächtnisnehmer dem Erben dis zum Werte des ihm zugewen⸗ 
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deten Grundſtücks verpflichtet, wenn nur dieſes allein mit der Geſamtgrundſchuld belaſtet ift 
(82166 Abſ1). Sind daneben noch andere Nachlaßgrundſtücke belaftet, fo vermindert ſich 
ſeine Verpflichtung weiter bis zu dem auf das vermachte Grundſtück entfallenden Teilbetrag 
(52167). Beſtand auf Seiten des Erblaſſers keine Befriedigungsverpflichtung gegenüber 
den ſonſtigen, dermaligen oder früheren Grundſchuldnern, ſo entſtehen zwiſchen Erben und 
Vermächtnisnehmer überhaupt keine beſonderen Verpflichtungen, der Bedachte iſt vielmehr 
von der Auflaſſung ab Geſamtgrundſchuldner neben andern damit belaſteten Eigentümern. 


8 2169 


Das Vermächtnis eines beſtimmten Gegenſtandes iſt unwirkſam, ſoweit 
der Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört, es ſei denn, 
daß der Gegenſtand dem Bedachten auch für den Fall zugewendet ſein ſoll, 
daß er nicht zur Erbſchaft gehört). 

Hat der Erblaſſer nur den Beſitz der vermachten Sache, ſo gilt im Zweifel 
der Beſitz als vermacht, es ſei denn, daß er dem Bedachten keinen rechtlichen 
Vorteil gewährt). 

Steht dem Erblaſſer ein Anſpruch auf Leiſtung des vermachten Gegen⸗ 
ſtandes oder, falls der Gegenſtand nach der Anordnung des Vermächtniſſes 
untergegangen oder dem Erblaſſer entzogen worden iſt, ein Anſpruch auf Erſatz 
des Wertes zu, jo gilt im Zweifel der Anſpruch als vermacht). 

Zur Erbſchaft gehört im Sinne des Abſ. 1 ein Gegenſtand nicht, wenn 
der Erblaſſer zu deſſen Veräußerung verpflichtet iſt. 


E 1 1848 II 2040 M 5, 142—148 P 5, 165—170. 

1. Zur Wirkſamkeit eines Vermächtniſſes iſt grundſätzlich erforderlich, daß der ver⸗ 
machte Gegenſtand, Sache oder Recht (8 90) oder der Gegenſtand, an dem durch Vermächtnis 
ein Recht begründet werden ſoll, wenn auch nicht zur Zeit der Anordnung, ſo doch zur Zeit 
des Erbfalls ſich im Vermögen des Erblaſſers befindet. Dieſe 
Zugehörigkeit kommt jedoch von vornherein nicht in Frage beim Gattungsvermächtnis ($ 2155). 
Aber auch das Vermächtnis eines individuell beſtimmten Gegenſtandes 
kann trotz der Nichtzugehörigkeit zur Erbſchaft ausnahmsweiſe wirkſam fein, wenn die An⸗ 
ordnung dahin auszulegen iſt, daß ſie auch für dieſen Fall in Kraft treten ſolle. Es handelt 
ſich dann um das Verſchaffungsvermächtnis des § 2170. Rechtlich gleichgültig, aber regel⸗ 
mäßig von Bedeutung für die Auslegung der Vermächtnisanordnung iſt es, ob der Erblaſſer 
die Nichtzugehörigkeit gekannt hat oder nicht. Es macht ferner keinen Unterſchied, ob der 
Gegenſtand dem Beſchwerten, dem Bedachten oder einem Dritten gehört. Der Beweis, 
daß der Gegenſtand nicht zur Erbſchaft gehört, iſt vom Beſchwerten, der Gegenbeweis, daß 
die Zuwendung auch für dieſen Fall gewollt war, vom Bedachten zu führen. Sind nur Teile 
des vermachten Gegenſtandes vorhanden, ſo bleibt das Vermächtnis „ſoweit“ in Kraft. 

2. Auch der bloße Beſitz kann als Vermögensvorteil ($ 1939) Gegenſtand des Ver⸗ 
mächtniſſes ſein. Ein auf Zuwendung des Gegenſtandes ſelbſt (des Hauſes, des Pferdes) 
lautendes Vermächtnis ſoll deshalb nach der Auslegungsregel des Geſetzes in eine Zuwendung 
des Beſitzes am Gegenſtande umgedeutet werden, wenn der Erbl ſſer ſelbſt hieran nur den — 
mittelbaren oder unmittelbaren — Beſitz gehabt hat (der Erblaſſer hatte das Haus nur miet- 
weiſe inne, das Pferd nur in Verwahrung). Auch hier kommt es auf die Vorſtellung des 
Erblaſſers über ſein Recht an der beſeſſenen Sache nicht an. Der Beſchwerte kann ſich mit 
dem Gegenbeweis befreien, daß der Beſitz dem Bedachten keinen rechtlichen Vor 
teil gewähre. Dies kann jedoch nur bei dem wiſſentlich unrechtmäßigen Beſitz zu⸗ 
treffen, da ſonſt ſchon die Tatſache des Beſitzes Rechte erzeugt (Beſitzſchutz 68 858 ff., Erſitzung 
99 937 ff., Nutzungsrechte 58 987 ff., Erſatz wegen Verwendungen 88 994 ff., Vermutung 
des Eigentums § 1006). 

3. Erſatzanſprüche. Auch hier iſt Vorausſetzung, daß die Vermächtnisanordnung auf 
einen beſtimmten, zur Zeit des Erbfalls aber noch nicht oder nicht mehr im Nachlaß vorhan⸗ 
denen Gegenſtand lautet. Die Anordnung wird dann (ähnliche Surrogationsgrundſätze 35 2041, 
2111, 2164, 2374) in das Vermächtnis des betreffenden Erſatzanſpruchs umgedeutet. Dies 
hat auch zu gelten, wenn der Erſatzanſpruch bereits vor Anordnung des Vermächtniſſes 
entſtanden, dem Erblaſſer aber hiervon nichts bekannt geworden war. War der Wertzserſatz 
ſchon vor Eintritt des Erbfalls geleiſtet, fo gilt nach $ 2173 im Zweifel der geleiſtete Gegen⸗ 
ſtand als zugewendet. Zu den Erſatzanſprüchen gehört auch der Bereicherungsanſpruch, wie 
für den beſonderen Fall des § 951 in $ 2172 A 2 anerkannt iſt. Hat der Erblaſſer für den in 
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der Vermächtnisanordnung bezeichneten beſtimmten Gegenſtand (Zuchthengſt „Jupiter“ 
nachher ſelbſt 1 beſchafft (ZuchthengſtExzelſior“), fo ift es reine Auslegungsfrage, ob der 
Erſatzgegenſtand als zugewendet gelten darf. 

4. Die bezüglich eines Gegenſtandes beſtehende Veräußerungspflicht hebt feine Zu⸗ 
gehörigkeit zur Erbſchaft an ſich nicht auf, hat aber trotzdem die Unwirkſamkeit des hierauf 
bezüglichen Vermächtniſſes grundſätzlich zur Folge. Das Vermächtnis wird auch dadurch 
nicht wirkſam, daß die Veräußerungspflicht nach dem Erbfall wieder wegfällt. Nach Abs 2 
kann auch an der veräußerten Sache der Beſitz bis zur Herausgabe vermacht ſein und ent⸗ 
1 Abſ 3 kann die dem veräußernden Erblaſſer gebührende Gegenleiſtung als ver⸗ 
macht gelten. 


8 2170 


Iſt das Vermächtnis eines Gegenſtandes, der zur Zeit des Erbfalls nicht 
zur Erbſchaft gehört, nach § 2169 Abſ. 1 wirkſam, jo hat der Beſchwerte den 
Gegenſtand dem Bedachten zu verſchaffen ). 

Iſt der Beſchwerte zur Verſchaffung außerſtande, ſo hat er den Wert zu 
entrichten. Iſt die Verſchaffung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen 
möglich, jo kann ſich der Beſchwerte durch Entrichtung des Wertes befreien ). 

E 1 1849 II 2041 M 5, 148 149 P 5 170, 171. 

1. Verſthaffungsvermächtnis. Gehört der individuell beſtimmte Gegenſtand, der 
ſelbſt oder an welchem ein noch zu begründendes Recht vermacht iſt ($ 2169 A 1) einem 
Dritten, ſo hat ihn der Beſchwerte vom Dritten zu erwerben und auf den Bedachten zu 
übertragen oder ihm das Recht vom Dritten zu verſchaffen. Gehört er dem Beſchwerten, 
fo iſt er kraft 2174 dem Bedachten unmittelbar zur Leiſtung verpflichtet. Seine Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht beſtimmt ſich nach $ 2182 Abſ 2, 3. Gehörte er bereits dem Bedachten, 
ſo erledigt ſich das Vermächtnis als gegenſtandslos, es müßte denn dahin umzudeuten ſein, 
daß der vom Erblaſſer daran ausgeübte Beſitz vermacht ſei ($ 2169 A 2) oder daß der Be⸗ 
ſchwerte die darauf ruhenden Belaſtungen zu beſeitigen habe, unter Umſtänden, daß er dem 
Bedachten ſeine etwaigen Anſchaffungskoſten, vielleicht auch den Wert des Gegenſtandes zu 
vergüten habe. War der Bedachte dem Erblaſſer zur Herausgabe verpflichtet, ſo liegt Be⸗ 
freiungsvermächtnis vor. 

2. Wird dem Beſchwerten die Verſchaffung nach Eintritt des Erbfalls 
(zur Zeit des Erbfalls ſ. § 2171 A 1) und bevor feine Verpflichtung zur Entrichtung des 
Wertes entſtanden iſt (Abſ 2 Satz 1) objektiv unmöglich, z. B. durch Untergang der Sache, fo 
wird der Beſchwerte ſchon nach allgemeinen Grundſätzen von der Leiſtung völlig befreit, 
$ 275 Abſ 1 und kann nur mit einem etwa erlangten Erſatz oder Erſatzanſpruch herausgabe⸗ 
pflichtig werden, $ 281. Hier iſt nur der Fall der ſubjektiven Unmöglichkeit behandelt, z. B. 
weil der Dritte die Hergabe der Sache ſchlechterdings verweigert. Steht dies feſt, ſo ver⸗ 
wandelt ſich damit der urſprüngliche Vermächtnisanſpruch in eine Forderung auf Werts⸗ 
erſatz. Die ſpätere Bereitwilligkeit des Dritten zur Hergabe der Sache ändert hieran nichts. 
Der ſubjektiven Unmöglichkeit wird vom Geſeße die Notwendigkeit unverhältnis⸗ 
mäßiger Aufwendungen gleichgeſtellt (der Dritte fordert einen übermäßig hohen 
Preis). In dieſem Falle bleibt jedoch der urſprüngliche Verſchaffungsanſpruch beſtehen, 
bis ſich der Beſchwerte durch die Wertsentrichtung davon befreit (vgl. auch 58 251 Abſ 2, 
633 Abſ 2). Z. T. a. M. Planck A 2. Der Wert iſt nach objektivem durch die Verkehrs⸗ 
anſchauungen beſtimmten Maßſtabe für die Zeit des Entſtehens der Erſatzverpflichtung ab⸗ 
zuſchäzen. — Bösliche Vereitelung des Vermächtniſſes beim Erbvertrag $ 2288. 


8 2171 
Ein Vermächtnis, das auf eine zur Zeit des Erbfalls unmögliche Leiſtung 
gerichtet iſt oder gegen ein zu dieſer Zeit beſtehendes geſetzliches Verbot ver⸗ 
ſtößt, iſt unwirkſam. Die Vorſchriften des § 308 finden entſprechende An: 
wendung !). 


E I 1863 II 2042 M 5, 154—156 ® 5, 172, 178. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 

1. Das Vermächtnis iſt Rechtsgeſchäft. $ 138 Abſ 1 ergibt deshalb ohne weiteres, 
daß ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Vermächtnis nichtig iſt. Für die Beurteilung 
der Sittenwidrigkeit iſt an und für ſich die Zeit der Vornahme des Geſchäfts, hier alſo der 
Anordnung des Vermächtniſſes maßgebend. Im Streitfalle hat aber der Richter lediglich 
die zur Zeit des Urteilserlaſſes herrſchende Anſchauung des vir bonus zugrunde zu legen und 
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darf den hiernach als unſittlich erkannten Vermächtnisanſpruch nicht verwirklichen helfen 
(138 A 8). RG JW 10, 6° billigt die Nichtigerklärung eines Vermächtniſſes, das von einem 
Ehemann einer Frauensperſon zur Belohnung für Geſchlechtsverkehr und um ſie zu deſſen 
Fortſetzung zu beſtimmen ausgeſetzt war. Ebenſo folgt ſchon aus 134 die Nichtigkeit des 
gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßenden Vermächtniſſes. Hier it nur hinzugefügt, daß 
für die Beurteilung der Geſetzwidrigkeit (entgegen der regula Catoniana) nicht die Zeit der 
Teſtamentserrichtung, ſondern die Zeit des Erbfalls maßgebend ſein ſoll. Derſelbe 
Grundſatz gilt in Übereinſtimmung mit den für den Vertrag getroffenen Vorſchriften $ 306 
bei dem auf eine unmögliche Leiſtung gerichteten Vermächtnis. Iſt jedoch der Vermächtnis⸗ 
anfall über die Zeit des Erbfalls hinausgeſchoben ($ 2177), fo iſt, wie die Bezugnahme auf $ 308 
(und $ 309) ergibt, das Vermächtnis wirkſam, wenn die Geſetzwidrigkeit oder Unmöglichkeit 
wenigſtens zur Zeit des Anfalls gehoben und das Vermächtnis für dieſen Fall angeordnet iſt. 
Vorausgeſeßzt iſt objektive, ſchon vor dem Erbfall vorhandene Unmöglichkeit der 
Leiſtung, gleichviel ob aus natürlichen oder aus Rechtsgründen (Untergang der Sache, Ver⸗ 
kehrsverbot, z. B. Süßſtoffgeſetz v. 7. 7. 02, Unübertragbarkeit des vermachten Rechts $ 399). 
Doch kann nach $ 2169 A 3 ein dem Erblaſſer zuſtehender Erſatzanſpruch als vermacht gelten. 
Die Folgen einer erſt nach dem Erbfall eintretenden, auch der bloß ſubjektiven Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung find in 8 275, 2170 A 2, 2179 geregelt. Iſt das Vermächtnis auf⸗ 
ſchiebend oder auflöſend unter einer un mögli chen Bedingung (Verheiratung mit 
der uli angeordnet, jo iſt nach allgemeinen Grundſätzen im erſteren Falle die Zuwendung 
als unwirkſam, die auflöſende Bedingung dagegen als nicht beigefügt zu behandeln. 


8 2172 


Die Leiſtung einer vermachten Sache gilt auch dann als unmöglich, wenn 
die Sache mit einer andern Sache in ſolcher Weiſe verbunden, vermiſcht oder 
vermengt worden iſt, daß nach den 88 946 bis 948 das Eigentum an der andern 
Sache ſich auf ſie erſtreckt oder Miteigentum eingetreten iſt, oder wenn ſie in 
ſolcher Weiſe verarbeitet oder umgebildet worden it, daß nach § 950 der⸗ 
jenige, welcher die neue Sache hergeſtellt hat, Eigentümer geworden iſt !). 

Iſt die Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung durch einen andern 
als den Erblaſſer erfolgt und hat der Erblaſſer dadurch Miteigentum er⸗ 
worben, ſo gilt im Zweifel das Miteigentum als vermacht; ſteht dem Erb⸗ 
laſſer ein Recht zur Wegnahme der verbundenen Sache zu, ſo gilt im Zweifel 
dieſes Recht als vermachte). Im Falle der Verarbeitung oder Umbildung 
durch einen andern als den Erblaſſer bewendet es bei der Vorſchrift des 
8 2169 Abi. 33). 

E 1 1854 II 2043 M 5 173, 174; 6, 396. 

1. Die Verbindung beweglicher Sachen mit einem Grundſtück ($ 946) oder mit andern 
beweglichen Sachen ($ 947) oder die Vermiſchung 56a ar Sachen miteinander ($ 948) 
bewirkt Untergang der Sache im Rechtsſinn und deshalb Unmöglichkeit der Leiſtung. Das 
Gleiche gilt, wenn die vermachte Sache im Wege der Verarbeitung oder Umbildung als 
Stoff zur Herſtellung einer neuen Sache benutzt worden iſt und der Wert des Stoffes nicht 
überwiegt ($ 950). Hat der Erblaſſer ſelbſt oder hat mit ſeinem Willen ein Dritter 
nach Anordnung des Vermächtniſſes die Verbindungen vorgenommen, ſo hat er damit das 
Vermächtnis ſtillſchweigend widerrufen (ademtio legati). Doch kann unter Umſtänden der 
Vermächtniswille auch dahin ausgelegt werden, daß die neu gebildete Sache oder daß Werterſatz 
für die untergegangene Sache vermacht ſein ſollte. Auch Miteigentum oder ein Wegnahme⸗ 
anſpruch gegen den Beſchwerten im Sinne von Abſ 2 kann als vermacht gelten, obwohl bei 
einer vom Erblaſſer ſelbſt vorgenommenen Umgeſtaltung ſeiner eigenen Sachen von Rechten 
ſolchen Inhalts, die ſchon in ſeiner Perſon entſtanden wären, nicht eigentlich geſprochen 
werden kann. 

2. Iſt die Verbindung durch einen andern als den Erblaſſer und ohne feinen Willen 
erfolgt, ſo verbleibt es zwar bei der Unmöglichkeit der Leiſtung und infolgedeſſen der Unwirk⸗ 
ſamkeit dieſes Vermächtniſſes. Es wird aber nach geſetzlicher Auslegungsregel („im 
Zweifel“ bis zum Gegenbeweis des Beſchwerten) dahin umgedeutet, daß an Stelle des ur⸗ 
ſprünglichen Gegenſtandes die dem Erblaſſer aus 88 947, 948, 951 Abſ 2 entſtandenen Mit- 
eigentums⸗ und Wegnahmerechte als vermacht gelten. 


— 
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8. Soweit dem Erblaſſer, wie insbeſondere im Falle der Verarbeitung und Um: 
bildung der Bereicherungsanſpruch aus 8 951 Abſ 1 zuſtand, fo gilt nunmehr dieſer als ver⸗ 
macht ($ 2169 A 3). 


8 2173 


Hat der Erblaſſer eine ihm zuſtehende Forderung vermacht, ſo iſt, wenn 
vor dem Erbfalle die Leiſtung erfolgt und der geleiſtete Gegenſtand noch in 
der Erbſchaft vorhanden iſt, im Zweifel anzunehmen, daß dem Bedachten 
dieſer Gegenſtand zugewendet ſein ſoll. War die Forderung auf die Zahlung 
einer Geldſumme gerichtet, ſo gilt im Zweifel die entſprechende Geldſumme 
als vermacht, auch wenn ſich eine ſolche in der Erbſchaft nicht vorfindet !) ). 

E 1 1855 II 2044 M 5, 157, 158 P 5, 174176. 

1. Forderungsvermächtnis. Iſt die vermachte dem Erblaſſer zuſtehende 
Forderung durch Leiſtung an den Gläubiger erloſchen, ſo kann ſie auch nicht mehr Gegenſtand 
des Vermächtniſſes ſein und das Vermächtnis wäre inſoweit nach $ 2171 unwirkſam. Es 
wird aber, ähnlich wie in 52169 Abſ 3 in ein Vermächtnis auf Leiſtung des Forderungs⸗ 
gegenſtandes umgedeutet, falls dieſer zur Zeit des Erbfalls noch in Natur in der 
Erbſchaft vorhanden iſt. Beim Geldforderungsvermächtnis — nicht auch beim 
Vermächtnis einer Forderung auf Leiſtung verbrauchbarer oder vertretbarer Sachen — wird 
auch von dieſem Erfordernis abgeſehen. Das Geſetz erteilt jedoch nur Auslegungs⸗ 
regeln, läßt mithin dem Beſchwerten den Gegenbeweis nach, daß das Vermächtnis nur 
auf die Forderung in dem zur Zeit des Erbfalls beſtehenden Betrage gerichtet war. Iſt der 
Forderungsgegenſtand nicht mehr vorhanden, hat ihn namentlich der Erblaſſer ſelbſt ſchon 
weiter veräußert, fo wird das Vermächtnis nur ſchwer als Verſchaffungsvermächtnis ($ 2170) 
aufrecht zu erhalten fein. Ob die Forderung dem Erblaſſer ſchon bei Anordnung des Ver⸗ 
mächtniſſes zuſtand oder ob fie ihm ſürrogationsweiſe erſt ſpäter entſtanden iſt (88 2164 Abſ 2, 
2169 Abj 3), macht keinen Unterſchied. Ebenſowenig, ob der Erblaſſer die Forderung ein- 
gezogen hat oder ob ſie freiwillig vom Schuldner erfüllt iſt. Aufrechnung ſteht der 
Leiſtung gleich. Wenn der Beſchwerte na 0 dem Erbfall über die Forderung verfügt, 
ſo wird er dem Bedachten erſatzpflichtig. Erliſcht ſie durch Aufrechnung von ſeiten des Schuld⸗ 
ners, fo haftet er dem Bedachten auf Bereicherung. Stand die Forderung nicht deem Er b⸗ 
laſſer, ſondern dem Beſchwerten oder einem Dritten zu und war ein 
Verſchaffungsvermächtnis gemeint, ſo iſt es Sache freier Auslegung, ob 
der vor dem Erbfall an den Gläubiger geleiſtete Gegenſtand als vermacht zu gelten hat. — Im 
übrigen kann das Forderungsvermächtnis auch durch das Vermächtnis der Schuldurkunde, 
des Sparkaſſenbuchs uſw. ausgedrückt ſein. Beſtehende Nebenrechte der Forderung (Pfand, 
Bürgſchaft) gelten im Zweifel als mitvermacht. Aus 8 2174 hat der Bedachte gegen den 
Beſchwerten den Anſpruch auf Übertragung der Forderung nach $ 398 ff. mit Zinſen feit 
Anfall des Vermächtniſſes (§ 2184). Sind verkehrsfähige Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber vermacht und hat der Erblaſſer durch Verkauf darüber verfügt, ſo bildet im Zweifel 
der erzielte Erlös den nunmehrigen Gegenſtand des Vermächtniſſes (OLE 10, 302). 


2. Nicht beſonders geregelt, aber auch nach BOB zuläſſig iſt a) das Befreiungsver⸗ 
müchtnis: Zuwendung der Befreiung von einer dem Bedachten gegen den Erblaſſer, den Be⸗ 
ſchwerten oder einen Dritten obliegenden Schuld. Sie kann, wenn der Bedachte Schuldner 
des Erblaſſers iſt, auch in dem Vermächtnis der Forderung an den Bedachten ausgedrückt 
ſein. Sie verpflichtet den Beſchwerten in den beiden erſteren Fällen zum Schulderlaß, zur 
Quittungsleiſtung und Rückgabe des Schuldſcheins (88 368, 371), Freigabe der beſtellten 
Sicherheiten und gewährt dem Bedachten eine Einrede, wenn er vom Beſchwerten auf Er⸗ 
füllung belangt wird. Iſt der Gläubiger ein Dritter, ſo hat der Beſchwerte die Befreiung 
herbeizuführen. Iſt die Schuld ſchon vor dem Erbfall von dem Bedachten zurückgezahlt, ſo 
kann die Auslegung insbeſondere dann, wenn der Schuldner freiwillig gezahlt hatte, zu der 
Annahme führen, daß ein Vermächtnis der Schuldſumme gewollt iſt. b) Das Schuldver⸗ 
mächtnis (legatum debiti): Vermächtnis deſſen, was der Erblaſſer dem Bedachten ſchuldet 
oder ſchuldig zu ſein erklärt. Darin kann die Beſtätigung eines ſchon beſtehenden, wenn auch 
vielleicht unwirkſamen Schuldverhältniſſes (gleich dem Schuldanerkenntnis § 781) oder die 
ſelbſtändige Begründung eines ſolchen (gleich dem Schuldverſprechen § 780) enthalten fein. 
Im erſteren Falle iſt, wenn die Schuld nicht beſtand, gegebenenfalls Anfechtung wegen Irrtums 
aus 8 2078 möglich. War die Schuld zur Zeit des Erbfalles ſchon getilgt, fo iſt das Vermächt⸗ 
nis nach $ 2171 unwirkſam. — Sind ſonſtige Rechte Gegenſtand des Vermächtniſſes, 
ſo beſtimmt ſich ſein Inhalt nach den beſonderen hierfür geltenden Vorſchriften (Inbegriff, 
Leibrente, Nießbrauch, Ausſtattung uſw.). 
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9 2174 


Durch das Vermächtnis wird für den Bedachten das Recht begründet, 
von dem Beſchwerten die Leiſtung des vermachten Gegenſtandes zu fordern )). 

E I 1865 II 2045 M 5, 176 P 5, 201—210; 6, 344346. 

1. Durch das Vermächtnis wird, wie auch beim Pflichtteil $ 2303, nur ein Forderungs⸗ 
recht des Bedachten gegen den Beſchwerten begründet. Der zugewendete Gegenſtand geht 
daher nicht, wie beim Vindikationslegat des gemeinen Rechts unmittelbar kraft Geſetzes auf 
den Bedachten über. Vielmehr liegt dem Beſchwerten ob, die zur Verwirklichung der Ver⸗ 
mächtnisanordnung erforderlichen Rechtsakte vorzunehmen (Eigentumsübertragung, Ab⸗ 
tretung, Neubegründung von Rechten, Erlaß der Schuld beim Befreiungsvermächtnis $ 2173 
A 2, a uſw.). Im übrigen beſtimmen ſich die gegenſeitigen Rechte und Pflichten der Be⸗ 
ſchwerten und Bedachten nach den allgemeinen Vorſchriften über Schuld⸗ 
verhältniſſe. So insbeſondere in der Frage der Vertretung der Haftung für eigenes 
und fremdes Verſchulden (58 276 ff.) der Verzugsfolgen (88 286 ff.). Auch ſchon vor An⸗ 
nahme der Erbſchaft oder des mit einem Untervermächtnis belaſteten Vermächtniſſes darf 
der Beſchwerte der Verwirklichung des Vermächtnisanſpruchs nicht entgegenhandeln. Beim 
hinausgeſchobenen Vermächtnisanfall 58 2179, 160. Beſondere Vorſchriften für die Er⸗ 
füllung 85 2181—2189. Die hierdurch entſtehenden Koſten find vom Beſchwerten zu tragen. 
Als Leiſtungsort wird regelmäßig der letzte Wohnort des Erblaſſers in Frage kommen (5 269). 
Auch wenn dies gegebenenfalls nicht zuträfe, iſt für Klagen, welche Anſpriiche ius Vermächt⸗ 
niſſen betreffen, das Gericht der Erbſchaft (ZPO $ 27) zuſtändig. Ein geſstzacker Anſpruch 
auf Sicherſtellung ſteht dem Vermächtnisnehmer nicht zu. Doch kann er als Nachlußgläubiger 
die Nachlaßverwaltung beantragen ($ 1981 A 2/3) und gegebenenfalls ſich durch Arreſt oder 
einſtweilige Verfügung, insbeſondere durch Eintragung einer Vormerkung ($ 885) ſchützen 
laſſen. Hat der Erblaſſer dem Bedachten den Vermächtnisgegenſtand bereits unter 
Lebenden zugewendet, ſo iſt das Vermächtnis, wenn es ſich um eine species 
handelt, nach 52169 Abſ 1 unwirkſam. Das Gattungsvermächtnis ($ 2155) bleibt an ſich in Kraft. 
Doch iſt Tatfrage, ob das Vermächtnis nicht unter der ſtillſchweigenden Bedingung angeordnet 
iſt, daß der Erblaſſer den Bedachten nicht ſelbſt noch befriedigen werde. Der in der Annahme 
der Zuwendung unter Lebenden regelmäßig enthaltene Verzicht des Bedachten auf das Ver⸗ 
mächtnis bedarf, um wirkſam zu fein, der Form des § 2348 ($ 2352). — Die Vermächtnis⸗ 
ſchuld iſt, wenn der Erbe damit beſchwert iſt, Nachlaßverbindlichkeit (5 1967). Sie unter⸗ 
ſcheidet ſich aber von andern Verbindlichkeiten dadurch, daß fie — gleich dem Pflichtteil — 
zur Vorausſetzung hat, daß nach Tilgung der eigentlichen Nachlaßſchulden ein freier Nachlaß⸗ 
überſchuß vorhanden iſt. Anderſeits hat der Erbe keinen Anſpruch darauf, daß ihm irgend 
etwas (Falzidiſche Quart) vom Nachlaß verbleibe. Hierauf und auf der Tatſache, daß dem 
Erben das Vermächtnis regelmäßig aus den letztwilligen Verfügungen des Erblaſſers bekannt 
iſt, beruhen folgende Beſonderheiten: Das Vermächtnis wird, außer nach Teilung des 
Nachlaſſes unter Miterben ($ 2060 A 3) durch das Aufgebot nicht betroffen, $ 1972, hat aber 
ſogar hinter den ausgeſchloſſenen Gläubigern zurückzutreten (88 1973 A 4, 1974 A 7). Im 
Verhältnis von Pflichtteilsberechtigten, Vermächtniſſen und Auflagen zueinander haben 
die erſteren den Vorrang, 5 1974 A 7; KO 8 226. Im übrigen kann der Erblaſſer den Rang 
ordnen, $ 2189. In dieſem Verhältnis hat der Erbe auch im Falle der Unzulänglichkeits⸗ 
einrede für die Berichtigung Sorge zu tragen, § 1991 A 4, aber auch 8 1979. Beruht die 
Überſchuldung des Nachlaſſes auf Vermächtniſſen, fo iſt der Erbe deshalb allein nicht zum An⸗ 
trag auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes verpflichtet, as 1980, 1992. Inwieweit im übrigen 
Vermächtniſſe vom Pflichtteilsrechte beeinflußt werden, ergeben 88 2306, 2318, 2321 —2323. 
Beſonderheiten im Nachlaßkonkurſe KO $$ 219, 222, 226, 227, 230. Haftung des Vorerben 
§ 2145. Fälligkeit des Untervermächtniſſes, mit dem ein Vermächtnisnehmer beſchwert iſt 
und Beſchränkung feiner Haftung $$ 2186—2188, Anfechtung des Vermächtniſſes wegen 
Erbunwürdigkeit des Bedachten $ 2345. Kein Vermächtnis einer Erbſchaft § 1939 A 2. 


8 2175 
Hat der Erblaſſer eine ihm gegen den Erben zuſtehende Forderung oder 
hat er ein Recht vermacht, mit dem eine Sache oder ein Recht des Erben be⸗ 
laſtet iſt, ſo gelten die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und 
Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe 
in Anſehung des Vermächtniſſes als nicht erloſchen ). 
E I 1866 II 2046 M 5, 176, 177 P 5, 203, 210. 


1. Iſt eine zur Zeit des Erbfalls bereits beſtehende Forderung gegen den Erben oder 
ein gegen ihn zuſtehendes dingliches Recht Gegenſtand des Vermächtniſſes, jo würde nach 


— 
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dem vom BOB ſtillſchweigend angenommenen Grundſatz der Konfuſion oder Kon 
ſolidation (Vorbem 2 vor $ 241) das Recht mit dem Erbfall erlöſchen und das Ver⸗ 
mächtnis nach § 2169 A 1 unwirkſam werden. Dieſer Erfolg iſt unvermeidlich, wenn es ſich 
um nicht übertragbare (88 399 ff., 1059, 1092) oder um mit dem Tode des Erblaſſers er⸗ 
löſchende Rechte handelt (88 1061, 1090). Das Geſetz verhindert aber im übrigen die Un⸗ 
wirtſamkeit dadurch, daß es (übereinſtimmend mit $$ 1976, 1991, 2143, 2377, für Grund⸗ 
ſtücke vgl. $ 889) das vermachte Recht weiter beſtehen läßt. Damit find zugleich die hiermit 
verbundenen Neben⸗ und Sicherungsrechte mit Wirkung auch gegen Dritte aufrechterhalten. 
Die Vereinigung gilt nur in Anſehung des Vermächtniſſes als nicht er⸗ 
folgt. Die Privatgläubiger des Erben können ſich deshalb nicht darauf berufen, um zum 
Schaden des Vermächtnisnehmers die ererbte (und zugleich vermachte) Forderung für ſich 
mit Beſchlag zu belegen. Im llbrigen tritt die Vereinigung ein, ſodaß ſich die Nachlaßgläubiger 
nur unter den Vorausſetzungen der 98 1976, 1991 an die Forderung oder das gegen den Erben 
beſtehende Recht halten könnten. Beſtand die vermachte Forderung überhaupt nicht, ſo kann 
gleichwohl ein Verſchaffungsvermächtnis gewollt fein ($ 2170). St umgekehrt der vermachte 
Gegenſtand mit einem dem Erben gegen den Erblaſſer zuſtehenden Rechte, z. B. einem Pfand⸗ 
rechte belaſtet, fo folgt aus 9 2165 A 1, daß der Bedachte die Beſeitigung dieſes Rechtes im 
Zweifel nicht verlangen kann und daß ſchon deshalb die Vereinigung als ausgeſchloſſen zu 
gelten hat ($ 1256). 


8 2176 


Die Forderung des Vermächtnisnehmers kommt, unbeſchadet des Rechtes, 
das Vermächtnis auszuſchlagen, zur Entſtehung (Anfall des Vermüchtniſſes) 
mit dem Erbfalle ). 

E 1 1867 Abſ 1 II 2047 Sat 1 M 5, 177, 178 P 5, 210, 211. 

1. Anfall des Vermächtniſſes. Wie die Erbſchaft mit dem Tode des Erblaſſers, dem 
Erbfall auf den Erben übergeht ($$ 1922, 1942), jo entſteht mit demſelben Zeitpunkt, 
gleichfalls unmittelbar kraft des Geſetzes, auch der Vermächtnisanſpruch des $ 2174 als ein 
zum Vermögen des Bedachten gehöriger veräußerlicher und vererblicher Beſtandteil. Es ſei 
denn, daß der Anfall gemäß $$ 2177 ff. hinausgeſchoben iſt. Dabei ift zwiſchen dem Anfall 
des Vermächtniſſes und der Fälligkeit der Vermächtnisanſpruchs ($ 2181) wohl zu 
unterſcheiden. Der Anfall iſt nicht davon abhängig, daß der Erbe die Erbſchaft angenommen 
5210 Doch beſteht vorher kein Klagerecht, 51958. Ebenſo iſt der mit einem Untervermächtnis 

eſchwerte Bedachte nicht vor Fälligkeit des Hauptvermächtniſſes zur Erfüllung verpflichtet, 
$ 2186. Fallen Erbfall und Vermächtnisanfall zuſammen, fo muß der Vermächtnisnehmer 
(wie der Erbe) den Erbfall erlebt haben, $ 2160. Iſt der Vermächtnisanfall auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt hinausgeſchoben (38 2177 ff.), fo genügt, daß der Vermächtnisnehmer 
wenigſtens zu dieſem Zeitpunkt gelebt hat, während die Erbeinſetzung des postumus im gleichen 
Falle nur als Nacherbfolge gehalten werden kann (58 2101 A 1). Dem Erleben fteht jedoch 
bei der Erbfolge wie beim Vermächtnis gleich, daß der Bedachte wenigſtens als Erzeugter 
vorhanden iſt (88 1923 Abſ 2, 2178). Wegen der Rechte in der Zwiſchenzeit zwiſchen Erbfall 
und Anfall vgl. $ 2179. Der Anfall des Vermächtniſſes hat ebenſo wie der Erbſchaftsanfall 
($ 1942 A 2) den vorläufigen Erwerb des Vermächtnisanſpruches vorbehaltlich des Aus⸗ 
ſchlagungsrechtes zur Folge. Doch iſt abweichend von der Erbſchaft die Möglichkeit der Aus⸗ 
ſchlagung regelmäßig an keine Friſt und keine Form gebunden, $ 2180 A 1/2. Recht des Be⸗ 
dachten auf den Fruchtgenuß vom Anfall ab $ 2184. Unwirkſamkeit des Vermächtniſſes durch 
Zeitablauf $$ 2162, 2163. 


9 2177 


Iſt das Vermächtnis unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter 
Beſtimmung eines Anfangstermins angeordnet und tritt die Bedingung oder 
der Termin erſt nach dem Erbfall ein, ſo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes 
mit dem Eintritte der Bedingung ) oder des Termins) 

© I 1867 Nr 1 II 2047 Sat 2 M 5, 178—181 P 5, 210—212. 

1. Handelt es ſich um ein aufſchiebend bedingtes Vermächtnis, ſo iſt zunächſt zu 
unterſuchen, ob die Zuwendung nach dem Willen des Erblaſſers nur gelten ſoll, wenn der 
Bedachte den Eintritt der Bedingung erlebt. a) Sit dieſe Frage nach der Regel des 9 2074 
zu bejahen, ſo iſt die Zuwendung doppelt bedingt und der Bedachte hat bis zum Eintritt der 
Bedingung überhaupt keine, insbeſondere keinerlei vererbliche Rechte. b) Iſt die Frage zu 
verneinen, ſo erhellt zugleich als wahrer Wille des Erblaſſers, daß die Zuwendung für den 
Fall des Eintritts der Bedingung entweder dem Bedachten ſelbſt oder wenn er zu dieſem 
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Zeitpunkte nicht mehr lebt, ſeinen Erben gemacht ſein ſoll. Der Bedachte erwirbt in dieſem 
Falle mit dem Erbfall eine Anwartſchaft, die gleich andern bedingten Rechten einen 
Beſtandteil ſeines Vermögens bildet. Der Vermächtnisanſpruch kommt jedoch nach der 
allgemeinen Vorſchrift des 5 158 Abſ 1 erſt mit Eintritt der Bedingung zur Ent 
ſtehung. Dies bringt das Geſetz dadurch zum Ausdruck, daß es bis dahin den Anfall des 
Vermächtniſſes hinausſchiebt. 

2. Handelt es ſich dagegen um eine Zuwendung unter Beſtimmung eines Anfangs⸗ 
termins, jo kommt $ 2074 von vornherein nicht in Frage. Die Zuwendung iſt, wie im Falle 
A 1, b, zwar regelmäßig als feſte Anwartſchaft erworben, aber auch hier ſoll der Vermächtnis⸗ 
anſpruch als künftiges Recht erſt mit dem Anfangstermin zur Entſtehung kommen ($ 163). 
Insbeſondere iſt nicht bloß die Fälligkeit des Anſpruchs ($ 2181), ſondern der Anfall ſelbſt 
hinausgeſchoben. Dies hat namentlich zur Folge, daß der Bedachte erſt vom Eintritte des 
Termins ab auf die Früchte Anſpruch hat ($ 2184). Doch iſt zuzuſehen, ob nach dem wahren 
Willen des Erblaſſers nicht ſofortiger Anfall und nur Aufſchub der Fälligkeit gewollt iſt. So 
insbeſondere, wenn dem X 1000, zahlbar 10 Jahre nach dem Tode des Erblaſſers, mit der 
Beſtimmung vermacht ſind, daß der Beſchwerte bis dahin die Zinſen zu zahlen habe. Auch 
beim Vermächtnis wiederkehrender Leiſtungen iſt Tatfrage, ob das Bezugs⸗ 
recht als ſofort anfallendes einheitliches Recht, oder ob eine Reihe einzelner nach $ 2177 zu 
beurteilender Vermächtniſſe zugewendet ſind. So kann eine Jahresrente auf die Lebenszeit 
des Sohnes und Erben dieſem, zugleich als Vorausvermächtnis, von ſeinem Tode ab aber 
dem Enkel vermacht ſein (RG 14. 3. 07 IV 468/06). Bei der Leibrente wird es fich 
nach RG 67, 210 immer um ein derartiges in ſich geſchloſſenes einheitliches Recht handeln. 
In den Fällen des $ 2177 iſt das Vermächtnis nur wirkſam, wenn und ſoweit der Anfall inner- 
halb der zeitlichen Grenzen der $$ 2162, 2163 ftatifindet. Hinausſchiebung des Vermächtnis⸗ 
anfalls beim gemeinſchaftlichen Teſtamente ($ 2269 Abſ 2) und beim Erbvertrag (8 2280). 
Der Fall, daß der Gegenſtand der Zuwendung ſelbſt in einem bedingten oder betagten Rechte 
beſteht, hat nichts Beſonderes. Nur darauf kommt es an, ob die Zuwendung bedingt 
oder betagt gewollt iſt. 


8 2178 


Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzengt oder wird ſeine 
Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall eintretendes Ereignis beſtimmt, 
ſo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes im erſteren Falle mit der Geburt, 
im letzteren Falle mit dem Eintritte des Ereigniſſes ). 

E 1 1867 Nr 2, 3 II 2048 M 5, 180, 181 P 5, 210-212. 

1. Abweichend von der Erbfolge ($ 1923), aber übereinſtimmend mit der Nacherb⸗ 
folge (58 2101, 2105) läßt das Geſetz ein Vermächtnis wirkſam werden, das einem bei Ein⸗ 
tritt des Erbfalls noch nicht einmal erzeugten oder noch nicht beſtimmten Bedachten zuge⸗ 
wendet iſt, vorausgeſetzt, daß die zeitlichen Grenzen der $$ 2162, 2163 innegehalten find. Der 
Anfall wird aber in dieſen Fällen bis zur Hebung der Unbeſtimmtheit hinausgeſchoben ($ 2106 
Abſ 2). War der Bedachte bei Eintritt des Erbfalls bereits erzeugt, jo wird der Anfall nach 
der entſprechend anzuwendenden Regel des $ 1923 Abſ 2 von der Geburt auf den Zeitpunkt 
des Erbfalls zurückbezogen. Es bleibt mithin bei der Regel des 2176. Der Wortlaut des 
Geſetzes deckt auch den Fall, daß eine noch nicht entstandene juriſtiſche Perſon bedacht iſt. 
Iſt der Erblaſſer zugleich deren Stifter, fo gilt ſie nach § 84 im Falle ſpäterer Genehmigung 
als ſchon mit ſeinem Tode entſtanden und auch hier bleibt es bei der Regel des $ 2176. 


8 2179 


Für die Zeit zwiſchen dem Erbfall und dem Anfalle des Vermächtniſſes 
finden in den Fällen der 88 2177, 2178 die Vorſchriften Anwendung, die für 
den Fall gelten, daß eine Leiſtung unter einer aufſchiebenden Bedingung ge⸗ 
ſchuldet wird ). 

€ 1867 Abſ 3 11 2049 M 5, 179—181 P 5, 211, 212. 

1. Wenn auch während des Schwebens der Bedingung, vor Eintritt des Anfangs⸗ 
termins und ſolange die Unbeſtimmtheit des Bedachten andauert (88 2177, 2178) ein Schuld⸗ 
verhältnis im Sinne von $ 2174 noch nicht beſteht, fo find doch nach Maßgabe der 98 158163 
bereits für die Zwiſchenzeit Pflichten des Beſchwerten vorhanden. Insbeſondere macht er 
ſich nach § 160 Abf 1 durch ſchuldhafte Vereitelung oder Beeinträchtigung des Vermächtniſſes 
dem Bedachten ſchadenserſatzpflichtig und muß nach § 162 Abſſ 1, wenn er den Eintritt der 
Bedingung argliſtig verhindert, die Bedingung als eingetreten gelten laſſen. Der Bedachte 
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kann die ihm aus Verſchulden des Beſchwerten entſtandenen Schadenserfah- und Surrogats⸗ 
anſprüche (8 281) erſt nach Anfall des Vermächtniſſes geltend machen. Schon vorher iſt aber 
nicht ausgeſchloſſen, daß er ſich durch einſtweilige Verfügung ſichert (ZPO 85 916 Abſ 2, 936 
RO 967). Geeignetenfalls find die Rechte des Bedachten durch einen Pfleger wahrzunehmen 
(5 1913). Auch wenn er vor Annahme der Erbſchaft oder des mit einem Untervermächtnis 
deſchwerten Vermächtniſſes der Zuwendung argliſtig entgegenhandelt, macht ſich der Be ⸗ 
ſchwerte haftbar (§ 2174 A 1). Entsprechende Verpflichtungen entſtehen nach $ 160 Abſ 2 
auf ſeiten des Bedachten, wenn ihm das Vermächtnis unter einer auflöſenden Be⸗ 
dingung zugewendet war. Nach 8 159 endlich kann der Erblaſſer, innerhalb der Zeitgrenzen 
der $$ 2161, 2162 die Rückbeziehung des Anfalls auf einen früheren Zeitpunkt und damit 
zugleich die Herausgabe der Früchte von dieſem Zeitpunkt ab anordnen ($ 2184). 


8 2180 


Der Vermächtnisnehmer kann das Vermächtnis nicht mehr ausſchlagen, 
wenn er es angenommen hat!). 

Die Annahme ſowie die Ausſchlagung des Vermächtniſſes erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem Beſchwerten ). Die Erklärung kann erſt nach dem 
Eintritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt unwirkſam, wenn ſie unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wird“). 

Die für die Annahme und die Ausſchlagung einer Erbſchaft geltenden 
Vorſchriften des 8 1950, des 8 1952 Abſ. 1, 3 und des § 1953 Abſ. 1, 2 finden 
entſprechende Anwendung). 

E 1 1873 11 2050 M 5, 186—189 P 5, 216220. 

1. Zum Erwerbe des Vermächtniſſes bedarf es an ſich (wie auch bei der Erbſchaft 
$ 1943 A 1) keiner Annahme. Der Vermächtnisanſpruch entſteht vielmehr unmittelbar kraft 
des Geſetzes (3 2176 A 1). Hat der Bedachte aber die Annahme (zu unterſcheiden von der 
Annahme des geleiſteten Vermächtnisgegenſtandes) einmal erklärt, ſo iſt ſie und ebenſo iſt 
die einmal erklärte Ausſchlagung (wie bei der Erbſchaft 98 1943 A 1 1945 A1) un wider ⸗ 
ruflich. Abweichend von der Erbſchaft (§ 1944 A 1) beſteht jedoch für das Vermächtnis 
feine Ausſchlagungsfriſt. Das — noch nicht angenommene — Vermächtnis kann 
mithin jederzeit, auch bon den Erben des Bedachten (Abſ 3) noch ausgeſchlagen werden. Nur 
in dem beſonderen Falle des § 2307 Abſ 2 darf der mit einem Vermächtniſſe beſchwerte Erbe 
dem bedachten Pflichtteilsberechtigten zur Erklärung Friſt ſetzen. 

2. Weder die Annahme, noch die Ausſchlagungserklärung ſind (wie bei der Erb⸗ 
ſchaft $ 1945) an eine Form gebunden. Beide können ſomit auch ſtil lſchweigend ab- 
gegeben werden. So insbeſondere die Annahme durch Annahme der Vermächtnisleiſtung, 
die Ausſchlagung durch deren Verweigerung oder dadurch, daß der Bedachte eine anderweite 
Verfügung über den Vermächtnisgegenſtand geſchehen läßt. Beide können wirkſam nur 
gegenüber dem Beſchwerten (88 130—132), nicht alſo, wie für Ausſchlagung der Erbſchaft 
vorgeſchrieben ($ 1945 A 2), gegenüber dem Nachlaßgericht abgegeben werden. Doch ift 
die Ausſchlagung wirkſam, wenn ſie dem Nachlaßgericht zugegangen und von dieſem dem 
vermutlichen Willen des Erklärenden gemäß dem Beſchwerten übermittelt iſt (RG 19. 3. 06 
IV 496/05). Iſt der Erbe der Beſchwerte, ſo iſt die Erklärung auch gegenüber dem Nachlaß⸗ 
pfleger (88 1960 A 5, 1961 A 2) und dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker wirkſam ($ 2213). 

3. Die vor Eintritt des Erbfalls (8 1922) abgegebene Annahme- oder Ausſchlagungs⸗ 
erklärung bindet den Bedachten nicht. Nur Verzicht durch Vertrag mit dem Erblaſſer iſt zu⸗ 
läſſig, $ 2352. Wohl aber können die Erklärungen ſchon vor Anfall des Vermächtniſſes er⸗ 
folgen, wenn der Anfall über den Zeitpunkt des Erbfalls hinausgeſchoben ift ($ 2176 A 1), 
insbeſondere alſo ſchon vor Eintritt der Bedingung oder des Anfangstermins ($ 2177). Das 
Verbot der Bedingung und Zeitbeſtimmung entſpricht dem § 1947. 

4. Gemäß 8 1950 können Annahme und Ausſchlagung nicht wirkſam auf einen 
Teil des Vermächtniſſes beſchränkt werden. Wohl aber kann grundſätzlich der mit mehreren 
Vermächtniſſen Bedachte das eine annehmen und das andere ausſchlagen. Nach § 1952 
Abs 1 iſt das Annahme- und Ausſchlagungsrecht vererblich, nach Abſ 3 kann von mehreren 
Erben des Bedachten jeder den feinem Erbteil entſprechenden Teil des Vermächtniſſes aus⸗ 
ſchlagen. Nach 8 1953 Abſ 1, 2 wird die Wirkung der Ausſchlagung auf den Zeitpunkt 
des Vermächtnisanfalls zurückbezogen. Das Vermächtnis gilt in dieſem Falle, ſoweit nicht 
Anwachſung eintritt (88 2158, 2159), als ſogleich dem Erſatzbedachten ($ 2190) angefallen. 
Von der einmal erklärten Annahme oder Ausſchlagung wird zugleich auch das erſt künftig an⸗ 
wachſende Vermächtnis mitergriffen. Der Erſatzbedachte braucht nicht, wie der Erſatz⸗ 
erbe, im Falle des $ 1953 Abſ 2 ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt zu haben ($ 2160 A 1). 
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Er muß aber auch nicht notwendig den Vermächtnisanfall ſelbſt erlebt haben, wenn deſſen 
Zeitpunkt nach 58 2176—2178 hinausgeſchoben war. Fällt vielmehr der zunächſt Bedachte 
weg, nachdem er bereits eine Anwartſchaft auf das Vermächtnis erworben hatte (8 2177 A 1), 
ſo rückt der Erſatzbedachte in dieſes Anwartſchaftsrecht ein und vererbt es an ſeine Erben, wenn 
er ſelbſt vor dem eigentlichen Vermächtnisanfall verſtirbt. Das Untervermächtnis wird durch 
Ausſchlagung des beſchwerten Hauptbermächtniſſes nicht berührt ($ 2161). — Im übrigen 
unterliegen Annahme und Ausſchlagung den allgemeinen Vorſchriften über Willenserklärungen 
55 116 ff., fo insbeſondere über Vertretung und Vollmacht 88 164 ff., Einwilligung und Ge⸗ 
nehmigung 85 182 ff. Die Frau bedarf nicht der Zuſtimmung des Mannes ($$ 1406 Nr 1, 
1453, 1519, 1549), Gewalthaber (ſ. jedoch $ 1643) und Vormund können nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts ausſchlagen (85 1643, 1822 Nr 2). Die Anfechtung 
unterliegt, außer in dem Sonderfalle des Pflichtteilsberechtigten $ 2308, nicht den für die 
Erbſchaft gegebenen (58 19541957), ſondern den allgemeinen Vorſchriften der 58 142 ff. 
Die Ausſchlagung iſt nicht Schenkung $ 517. Im Konkurs iſt nur der Gemeinſchuldner zur 
Annahme oder Ausſchlagung des vor Eröffnung des Verfahrens angefallenen Vermächtniſſes 
befugt, KO $ 9. 


8 2181 


Iſt die Zeit der Erfüllung eines Vermächtniſſes dem freien Belieben des 
Beſchwerten überlaſſen, ſo wird die Leiſtung im Zweifel mit dem Tode des 
Beſchwerten fällig). 

C 1 1766 JI 2051 M 5, 31 P 5, 21. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 

1. Die 1 läßt den nach $$ 2176 ff. ſich beſtimmenden Zeitpunkt des Vermächt⸗ 
nisanfalls unberührt, fie ſchiebt nur wie in $ 2186 „im Zweifel“ die Fälligkeit des bereits 
entſtandenen Anſpruchs hinaus ($ 271). Ob dem Bedachten auch die Früchte bis zum Tode 
gebühren ſollen ($ 2184), ift Sache freier Auslegung. 


8 2182 


Sit eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache vermacht, ſo hat der Be: 
ſchwerte die gleichen Verpflichtungen wie ein Verkäufer nach den Vorſchriften 
des 8 433 Abſ. 1, der 88 434 bis 437, des 8 440 Ab. 2 bis 4 und der 88 441 
bis 444). 

Dasſelbe gilt im Zweifel, wenn ein beſtimmter nicht zur Erbſchaft ge⸗ 
hörender Gegenſtand vermacht iſt, unbeſchadet der ſich aus dem § 2170 er: 
gebenden Beſchränkung der Haftung '). 

Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vermächtniſſes, ſo haftet der Be⸗ 
ſchwerte im Zweifel nicht für die Freiheit des Grundſtücks von Grunddienſt⸗ 
barkeiten, beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten und Reallaſten “). 

E 1 1879 II 2052 M 5, 196—198 P 5, 226— 230. 

1. Gewährleiſtung beim Gattungsvermächtnis ($ 2155). Sie beſtimmt ſich im 
Mangel anderer Beſtimmungen des Erblaſſers nach den ergänzend anzuwendenden Vor⸗ 
ſchriften für Rechtsmängel (Sachmängel vgl. $ 2183) wie folgt. $ 433 Abſ 1: Der Be⸗ 
ſchwerte hat dem Bedachten die Sache zu übergeben und ihm daran das Eigentum zu verſchaffen, 
und zwar nach § 434 frei von Rechten Dritter, nach § 435 unter koſtenfreier Löſchung 
nicht beſtehender, im Grundbuch oder Schiffsregiſter eingetragener Rechte, jedoch gemäß 
§ 436 ohne Haftung für Freiheit des Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und andern 
nicht eintragungsfähigen öffentlichen Laſten; H 437 Abſſ2 (Abſ 1 kommt nur für das Ver⸗ 
ſchaffungsvermächtnis A 2 in Frage): beim Vermächtnis von Wertpapieren haftet der Be⸗ 
ſchwerte dafür, daß fie nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten find. § 440 
Abſ 2 bis 4 macht den Beſchwerten, wenn er die vermachte bewegliche Sache dem Bedachten 
übergeben hat, unter gewiſſen Vorausſetzungen wegen Entwährung ſchadenserſatzpflichtig, 
$ 441 ebenſo wenn Beſitzrechte vermacht find. § 442 erklärt den Bedachten für Mängel 
im Rechte beweispflichtig, $ 44 3 ſpricht im Falle der Argliſt des Beſchwerten einer auf 
Erlaß oder Beſchränkung der Gewährleiſtungspflicht gerichteten Vereinbarung die Wirkſam⸗ 
keit ab, 5 444 endlich begründet eine Verpflichtung des Beſchwerten zur Auskunftserteilung 
und zur Herausgabe von Beweisurkunden. 

2. Beim Verſchaffungsvermächtnis ($ 2170) gelten „im Zweifel“, ſomit nur als 
Auslegungsregel dieſelben Grundſätze, gleichviel ob es ſich um das Vermächtnis einer körper⸗ 
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lichen Sache oder eines Rechtes handelt ($ 90). Im letzteren Falle hat der Beſchwerte, wenn 
das vermachte Recht zum Beſiß der Sache berechtigt, dem Bedachten auch die Sache zu über⸗ 
geben ($ 433 Abſ 1). Im übrigen haftet er nur für nomen verum ($ 437 Abſ 1), hat deshalb 
auch etwaige Mängel des verſchafften Rechts zu beſeitigen. Jede Haftung entfällt, wenn der 
Beſchwerte gemäß § 2170 Abſ 2 den Wert entrichtet hat. 

3. Beim Vermächtnis eines zu verſchaffenden Grundſtücks wird die aus $ 434 ſich 
ergebende Verpflichtung des Beſchwerten, das Grundſtückfrei von Rechten Dritter zu verſchaffen, 
außer durch § 436 noch dahin eingeſchränkt, daß der Beſchwerte nicht für die Freiheit von 
Grunddienſtbarkeiten ($ 1018 ff.), beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten (88 1090 ff.) 
und Reallaſten (55 1105 ff.) einzuftehen hat. Wohl aber iſt er abweichend von § 2165 A 1 
beim Verſchaffungsvermächtnis im Zweifel zur Befeitigung der darauf ruhenden Grundſchulden 
und Hypotheken uſw. verpflichtet. — Aus dem Geſagten ergibt ſich für die Haftun g des 
Beſchwerten im übrigen, daß er für Sachmängel, außer beim Gattungsver⸗ 
mächtnis in den Grenzen des $ 2183 überhaupt nicht, und daß er, wenn eine zur Erbſchaft ge⸗ 
hörende species vermacht iſt, auch nicht für Mängel im Rechte einzuſtehen hat ($ 2165 A 1). 
Beim Wahlvermächtnis ($ 2154) beſtimmt ſich der Umfang der Haftung nach der Natur des 
gewählten Gegenſtandes. — Soweit der gutgläubige Vermächtnisnehmer durch $ 932 ge⸗ 
ſchützt iſt, hat er gegen den Beſchwerten keinen Gewährleiſtungsanſpruch, auch nicht inſoweit 
er nach $ 816 A 4 zur Herausgabe der Bereicherung genötigt worden iſt. 


§ 2183 

Iſt eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache vermacht, ſo kann der 
Vermächtnisnehmer, wenn die geleiſtete Sache mangelhaft iſt, verlangen, daß 
ihm an Stelle der mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert wird. Hat 
der Beſchwerte einen Fehler argliſtig verſchwiegen, jo kann der Vermächtnis⸗ 
nehmer ſtatt der Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen). Auf dieſe Anſprüche finden die für die Gewähr⸗ 
leiſtung wegen Mängel einer verkauften Sache geltenden Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Anwendung ?). 

E I 1879 II 2053 IM 5, 196—198 P 5, 226—230. 

1. Eine Gewährleiſtung für Sachmängel (Rechtsmängel $ 2182) findet nur beim 
Gattungsvermächtnis ($ 2155) ſtatt. Der Bedachte iſt aber von den drei im Falle 
des Gattungskaufs ihm zur Verfügung geſtellten Anſprüchen des § 480 Abf 1 nur auf den 
dritten: Lieferung einer mangelfreien Sache und entſprechend 3 480 Abſ 2 auf Schadeng- 
erſatz wegen argliſtiger Verſchweigung eines Fehlers beſchränkt. Die Anſprüche auf Minderung 
und Wandelung kommen der Natur der Sache nach hier nicht in Frage. 

2. Die entſprechende Anwendung der Kaufvorſchriften 95 459 ff. ergibt insbeſondere, 
daß Kenntnis des Mangels auf ſeiten des Bedachten grundſätzlich die Haftung ausſchließt 
(58 460, 464) und daß die Anſprüche bei beweglichen Sathen in 6 Monaten verjähren (8 477) 
Viehmängel 88 481 ff. 

Ss 2184 

Fit ein beſtimmter zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht y, jo 
hat der Veſchwerte dem Vermächtnisnehmer auch die ſeit dem Anfalle des 
Vermächtniſſes gezogenen Früchte? ſowie das ſonſt auf Grund des vermachten 
Rechtes Erlangte herauszugeben). Für Nutzungen, die nicht zu den Früchten 
gehören, hat der Beſchwerte nicht Erſatz zu leiſten ) 5). 

E 1 1878 II 2054 Abſ 1 M 5 194—196 P 5, 221225, 230232. 

1. Herausgabe der Früchte kommt nur in Frage, wenn ein beſtimmter zur 
Erbſchaft gehörender Gegenſtand, Sache oder Recht (8 90) vermacht iſt. Alſo nicht 
beim Gattungsvermächtnis ($ 2155), wo es ſich nur um Verzugsfolgen nach 98 286 ff. handeln 
kann. Beim Wahlvermächtnis ($ 2154) ift vorgängige Beſtimmung des Gegenſtandes durch 
Vollziehung der Wahl vorausgeſetzt. Die Vorſchriften des § 2184 find übrigens nur er⸗ 
gänzender Natur. 

2. Herauszugeben find die natürlichen oder bürgerlichen Früchte ($ 99), die der Be⸗ 
ſchwerte ſeit Anfall des Vermächtniſſes (88 2176—2178) wirklich aus dem Gegenſtande des 
Vermächtniſſes gezogen hat, gleichviel ob auch der Bedachte bei ſofortiger Erfüllung die 
Früchte gezogen haben würde. Iſt ein Wohnungsrecht Gegenſtand des Vermächtniſſes, ſo 
kommt Fruchtbezug aus dieſem Rechte nicht in Frage (OLE 6, 313). 

3. Auf Grund des vermachten Rechts können erlangt ſein die Schatzhälfte (§ 984), 
die Anlandung EG Art 65, durch Verbindung der vermachten Sache hinzugefügte Beſtand⸗ 
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teile (88 946, 947 Abſ 2), während der infolge Untergangs des Vermächtnisgegenſtandes 
erlangte Erſatz oder Erſatzanſpruch ſchon durch $ 281 von der Herausgabepflicht betroffen wird. 

4. Dagegen verbleiben dem Beſchwerten die Nutzungen, ſoweit ſie bloß in den Vor⸗ 
teilen beftehen, welche der Gebrauch der Sache oder des Rechts gewährt ($ 100, z. B. Garten⸗ 
genuß, Wohnen in dem vermachten Hauſe), auf ſolange, als er mit Erfüllung des Vermächt⸗ 
nisanſpruchs nicht in Verzug gerät. . 

5. Nach allgemeinen Grundſätzen haftet der Beſchwerte für die Früchte nur unter 
Abzug der Gewinnungskoſten ($ 102), gegebenenfalls nach den Teilungsgrundſätzen des $ 101 
und ſoweit die Früchte in Natur nicht mehr vorhanden ſind, auf Bereicherung. Anderſeits 
ſteigert ſich feine Herausgabepflicht durch Eintritt des Verzugs nach § 286 ff. und von der 
Rechtshängigkeit ab nach den § 292 in bezug genommenen Grundſätzen. Nach § 990 iſt die 
Kenntnis des Beſchwerten von ſeiner Erfüllungspflicht der Rechtshängigkeit gleichgeſtellt. 
Insbeſondere ſind von da ab auch die Nutzungen herauszugeben und iſt für verſäumte Nutzungen 
Erſatz zu leiſten ($ 987). 

8 2185 


Iſt eine beſtimmte zur Erbſchaft gehörende Sache vermacht), jo kann 
der Beſchwerte für die nach dem Erbfall auf die Sache gemachten Verwendungen 
ſowie für Aufwendungen, die er nach dem Erbfalle zur Beſtreitung von Laſten 
der Sache gemacht hat, Erſatz nach den Vorſchriften verlangen, die für das 
Verhältnis zwiſchen dem Beſitzer und dem Eigentümer gelten). 

E 1 1880 IT 2055 M 5, 199—204 P 5, 233—236. 

1. Wie in $ 2184 iſt vorausgeſetzt, daß es ſich um eine beſtimmte zur Erbſchaft ge⸗ 
hörende Sache handelt. Rechte ($ 90) kommen nicht in Frage. Beim Wahl., Gattungs⸗ 
und Verſchaffungsvermächtnis (88 2154, 2155, 2170) kann deshalb nur nach allgemeinen 
Grundſätzen ein etwaiger Bereicherungsanſpruch des Beſchwerten in Frage kommen. 

2. Der Erſatzanſpruch des Beſchwerten wegen Verwendungen und Aufwendungen 
regelt ſich nach Vorſchrift der $$ 9941003. Er e grundſätzlich ſchon wegen der vom 
Erbfall ($ 2176), nicht erſt von dem etwa hinausgeſchobenen Vermächtnisanfall ab (895 2177, 
2178) gemachten Verwendungen. Hierzu gehören nach Befinden auch die in Anſehung des 
Vermächtnisgegenſtandes entſtandenen Rechtsſtreitskoſten. Bezüglich der Laſten der 
Sache iſt nicht unterſchieden zwiſchen öffentlichen und privatrechtlichen, gewöhnlichen und 
außerordentlichen Laſten (fo $$ 103, 1047, 2126). Doch iſt inſoweit gemäß $$ 994 Abſ 1 Satz 2, 
995 Satz 2 der Erſatzanſpruch eingeſchränkt für die Zeit, für welche dem Beſchwerten die Nutzungen 
der Sache verbleiben. Dies trifft nach $ 2184 regelmäßig zu für die Zeit vom Erbfall bis zum 
Vermächtnisanfall. Da aber nach $ 2184 A 4 dem Beſchwerten die Nutzungen, ſoweit fie 
in Gebrauchsvorteilen beſtehen, noch darüber hinaus zukommen können, ſo hat er auch für 
diejenigen Verwendungen keinen Erſatzanſpruch, welche er zu eben dieſen Gebrauchszwecken 
gemacht hat (Fütterung des von ihm benutzten Zug⸗ oder Reitpferdes). In demſelben Um⸗ 
fange iſt nach $ 256 auch der Zinsanſpruch des Beſchwerten eingeſchränkt. Anſpruch auf Be⸗ 
freiung von Verbindlichkeiten 5 257. — Im einzelnen genügt hervorzuheben: Der 
Beſchwerte kann notwendige Verwendungen immer, jedoch ſoweit ſie nach erlangter Kenntnis 
vom eingetretenen (nicht von dem künftig erſt bevorſtehenden, ſo Planck A 2, a) Vermächt⸗ 
nisanfall gemacht find (8 990), nur nach den Vorschriften über auftragsloſe Geſchäftsführung 
erſetzt verlangen, 53 994, 995. Inſoweit der beſchwerte Erbe gegen den Willen des Be⸗ 
dachten, aber in Ausübung ſeiner Verwaltungspflicht Aufwendungen vornimmt, ſteht ihm 
nach $ 1978 Abſ 3 der Erſatzanſpruch nur gegen den Nachlaß, nicht gegen den Bedachten zu 
(8 683: a. M. Strohal 1 § 33 A 27). Wegen anderer als notwendiger Aufwendungen 
beſteht der Erſatzanſpruch nur, ſoweit ſie vor Kenntnis des Vermächtnisanfalls gemacht ſind 
und der Wert der Sache hierdurch erhöht bleibt, $ 996. Der Beſchwerte kann auch die Erſatz⸗ 
anſprüche eines Rechtsvorgängers (Vorerben, Vorvermächtnisnehmers) geltend machen, 
$ 999, die von ihm verbundene Sache abtrennen, $ 997 und feinen Erſatzanſpruch ſowohl 
klageweiſe als durch Ausübung des Zurückbehaltungsrechts verfolgen, 99 10001003, 273. 
Der Bedachte kann ſich vom Erſatzanſpruch durch Zurückgabe befreien, $ 1001. 


8 2186 
Iſt ein Vermächtnisnehmer mit einem Vermächtnis oder einer Auflage 
beſchwert, ſo iſt er zur Erfüllung erſt dann verpflichtet, wenn er die Erfüllung 
des ihm zugewendeten Vermächtniſſes zu verlangen berechtigt iſt i) ). 
E 1877 II 2056 M 5, 192, 193 P 5, 221. 


1. Fälligkeit des Untervermächtniſſes ($ 2147 A 2). Iſt das damit beſchwerte Haupt⸗ 
vermächtnis ſelbſt noch nicht angefallen (58 2176—2178), fo kann von Geltendmachung des 
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Untervermächtniſſes regelmäßig nicht die Rede ſein. Vorausgeſetzt iſt vielmehr, daß berde 
Vermächtniſſe angefallen find, daß aber die Fälligteit des Untervermächtniſſes 
vor derjenigen des Hauptvermächtniſſes eintritt, ſei es infolge legtmilliger Anordnung (X ſoll 
dem Y, wenn es ihm beliebt 1000, Y aber der 2 bei ihrer Verheiratung 500 auszahlen, $ 2181), 
fei es weil ſich die Erfüllung des Hauptvermächtniſſes wegen Verzögerung der Erbſchafts⸗ 
annahme ($ 1958) oder durch Geltendmachung der aufſchiebenden Einreden binauszieht 
(55 2014, 2015). In dieſen Fällen wird auch die Fälligkeit des Untervermächtniſſes ent- 
ſprechend hinausgeſchoben. — Fürſorge für Ausführung der auferlegten Beſchwerungen 
durch einen Teſta mentsvollſtrecker $ 2223. > . e 8 

2. Beweislaſt. Der Untervermächtnisnehmer hat im Beſtreitungsfalle die Fälligkeit 
beider Vermächtniſſe nachzuweiſen. Dagegen gehört nicht zur Klagebegründung, daß das 
Hauptvermächtnis von dem damit Bedachten angenommen oder gar, daß es ſchon erfüllt ſei. 
Es genügt, daß er es „zu verlangen berechtigt iſt“. Behauptet der Beſchwerte das Haupt- 
vermächtnis ausgeſchlagen zu haben ($ 2180), fo iſt er damit beweispflichtig. Schlägt er erft 
nach der Klagerhebung aus, ſo wird die Klage hinfällig, der Untervermächtnisnehmer trägt 
die Koſten und wird nur ausnahmsweiſe aus $ 826 Schadloshaltung fordern dürfen. 


8 2187 

Ein Vermächtnisnehmer, der mit einem Vermächtnis oder einer Auflage 
beſchwert iſt, kann die Erfüllung auch nach der Annahme des ihm zugewendeten 
Vermächtniſſes inſoweit verweigern, als dasjenige, was er aus dem Ver⸗ 
mächtnis erhält, zur Erfüllung nicht ausreicht). 

Tritt nach 8 2161 ein anderer an die Stelle des beſchwerten Vermächtnis⸗ 
nehmers, ſo haftet er nicht weiter, als der Vermächtnisnehmer haften würde!). 

Die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften des § 1992 finden 
entſprechende Anwendung“). 

6 1 1876 Abſ 2, 1881 II 2057 M 5, 190, 191, 206, 207 P 5, 221, 227, 834, 835. 

1. Entsprechend der beſchränkten Haftung des Erben (ähnlich auch bei der Schenkung 
$ 526) reicht die Haftung des mit einem Untervermächtnis beſchwerten Hauptvermächtnis⸗ 
nehmers nicht weiter als auf dasjenige, was er ſelbſt aus dem Hauptvermächtnis erhält. Ob 
er das letztere ſchon angenommen hat oder nicht, iſt gleichgültig. Sind dem X 100 vermacht 
und iſt er zugunſten des 2 mit 1000 beſchwert, ſo hat 2 nur auf 100 Anſpruch. Der Be⸗ 
ſchwerte kann deshalb einwenden und hat gegebenenfalls zu be we iſen, daß das Haupt- 
vermächtnis von vornherein oder z. B. weil er es nur zum Teil habe beitreiben können, zur 
Erfüllung des Untervermächtniſſes nicht ausreiche. Er bleibt jedoch durch das nach $ 2174 
begründete Schuldverhältnis dem Untervermächtnisnehmer zur Sorgfalt in Geltendmachung 
ſeines eigenen Vermächtniſſes verpflichtet und kann ihm aus Verſchulden mit dem eigenen 
Vermögen haftbar werden. Keinesfalls iſt er genötigt, den Zweitbedachten vorſchußweiſe 
zu befriedigen. — Weiteres Kürzungsrecht $ 2188. 

2. Auch wenn der durch Wegfall des Hauptvermächtniſſes freiwerdende Erbe oder 
wenn ein Anwachſungsberechtigter oder der vielleicht auch obnedies bedachte Erſatzvermächtnis⸗ 
nehmer (88 2159, 2161) zur Erfüllung des Untervermächtniſſes aus den ihm ſonſt gewordenen 
Zuwendungen an ſich imſtande wäre oder wenn der Erbe unbeſchränkt haftete, bleibt auch 
ſeine, des andern Haftung in gleichem Umfange beſchränkt wie nach Abſ 1. 

3. Es gelten die Grundſätze der Unzulänglichteitseinrede, wobei der Wert des Haupt⸗ 
vermächtniſſes dem Nachlaß im Sinne von $$ 19901992 entſpricht. Hiernach hat der Be⸗ 
ſchwerte, wenn er die Unzulänglichkeit nicht ſchon im Prozeſſe nachweiſt, nach 8 PO 5 786 
den Vorbehalt der beſchränkten Haftung im Urteile zu erwirken und demnächſt in der Zwangs- 
vollſtreckung ſeine Einwendungen geltend zu machen. Er hat das aus dem Hauptvermächtnis 
Erlangte dem Zweitbedachten zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
berauszugeben und kann ſich durch Abtretung des eigenen Vermächtnisanſpruchs (5 1990 
Abſ 1), aber auch durch Auszahlung des Wertes des Hauptvermächtniſſes (5 1992 Satz 2) von 
jedem Anſpruch des Zweitbedachten befreien. Nach 88 1991, 1978, 1979 ift er ihm für Ver⸗ 
eitelung ſeiner Befriedigung verantwortlich, anderſeits zu Erſatzanſprüchen noch über $ 2185 
hinaus berechtigt. Die Wirkung der Konfufion tritt nicht ein ($ 1991 Abſ 2), die rechts⸗ 
kräftige Verurteilung des Beſchwerten zur Leiſtung eines Untervermachtniſſes wirkt andern 
Zweitbedachten gegenüber wie Befriedigung ($ 1991 Abf 3). Mehrere Untervermachtniſſe 
hat er in der Reihenfolge des $ 1991 Abſ 4 (vgl. aber auch $ 2189) zu erfüllen. 


§ 2188 
Wird die einem Vermächtnisnehmer gebührende Leiſtung auf Grund der 
Beſchränkung der Haftung des Erben, wegen eines Pflichtteilsanſpruchs oder 
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in Gemäßheit des § 2187 gekürzt, jo kann der Vermächtnisuehmer, ſofern nicht 
ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, die ihm auferlegten Be⸗ 
ſchwerungen verhältnismäßig kürzen !). 

E I 1882 II 2058 M 5, 207 P 5, 237. 

1. Verhältuismäßige Kürzung der Beſchwerungen. Zu einer Kürzung des be⸗ 
ſchwerten Hauptvermächtniſſes kann es kommen a) auf Grund der Haftungsbeſchrän⸗ 
kung des Erben, ſoweit das Vermächtnis im Nachlaßkonkurs (KO $ 226) oder infolge 
Geltendmachung der Unzulänglichkeitseinrede (55 1990—1992) ausfällt. b) wegen eines 
Pflichtteilsanſpruchs 38 2318, 2322—2324; c) gemäß $ 2187, wenn der Be⸗ 
ſchwerte ſelbſt ſchon als Untervermächtnisnehmer eine Kürzung erfahren hatte und nun einem 
Drittbedachten gegenüberſteht. In dieſen Fällen iſt er nach der zu vermutenden, aber durch 
den Bedachten widerlegbaren Abſicht des Erblaſſers auch dann berechtigt, die erlittene Ein⸗ 
buße verhältnismäßig auf den Bedachten zu übertragen, wenn das Vermächtnis trotz der 
Kürzung an ſich zur vollen Befriedigung des Bedachten ausreichen würde. Sind ihm von 
1000 Hauptvermächtnis 250 = ½¼ gekürzt, jo kann er von 200 Untervermächtnis gleichfalls 
½ = 50 abziehen. Iſt die Kürzung wegen Unteilbarkeit der Zuwendung ausgeſchloſſen und 
verſteht ſich der Nächſtbedachte nicht zur Abfindung, ſo braucht der Beſchwerte nur den ent⸗ 
ſprechend gekürzten Wert der Zuwendung zu leiſten. 


8 2189 


Der Erblaſſer kann für den Fall, daß die dem Erben oder einem Ver⸗ 
mächtnisnehmer auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen auf Grund der Be: 
ſchränkung der Haftung des Erben, wegen eines Pflichtteilsanſpruchs oder 
in Gemäßheit der 88 2187, 2188 gekürzt werden, durch Verfügung von Todes 
wegen anordnen, daß ein Vermächtnis oder eine Auflage den Vorrang vor 
den übrigen Beſchwerungen haben ſoll). 

E 1 2117 Abſ 2 Nr 4 II 2059 M 5, 638 P 5, 770; 6, 319. 

1. Hat X von den ihm zugewendeten 1200 an A, B und C je 100, 400 und 1000 zu 
entrichten und iſt angeordnet, daß C den Vorrang haben ſoll, jo empfängt C volle 1000, in 
den Reſt von 200 teilen ſich A und B nach dem Verhältnis von 1:4, es empfangen fomit 
A 40, B 160. Eine derartige Ranganordnung bleibt auch im Nachlaßkonkurſe wirkſam, das 
dem Pflichtteil gleichkommende Vermächtnis rangiert jedoch vor den übrigen Beſchwerungen 
(RO $ 226 Abſ 3). 
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Hat der Erblaſſer für den Fall, daß der zunächſt Bedachte das Vermächt⸗ 
nis nicht erwirbt, den Gegenſtand des Vermächtniſſes einem andern zu⸗ 
gewendet, ſo finden die für die Einſetzung eines Erſatzerben geltenden Vor⸗ 
ſchriften der SS 2097 bis 2099 entſprechende Anwendung ). 

E 1 1871 Abſ 2 Satz 2, 1883 11 2060 M 5, 186, 207, 208 P 5, 216, 237. 

1. Erſatzvermächtuis entſprechend der Berufung eines Erſatzerben $ 2096. Die ent⸗ 
ſprechend anwendbaren Vorſchriften ergeben nach § 2097: es macht keinen Unterſchied, 
ob der Erſatzbedachte für den Fall berufen iſt, daß der Erſtbedachte das Vermächtnis nicht 
annehmen kann oder nicht annehmen will. 52098: Die Gleichartigkeit mit der Erbeinſetzung 
iſt nur dann gegeben, wenn die mehreren Bedachten zu Bruchteilen auf denſelben Vermächt⸗ 
nisgegenſtand berufen ſind. Sind ſie ſich in dieſem Falle zugleich gegenſeitig oder ſind für 
einen die übrigen ſubſtituiert, ſo rücken ſie nach Verhältnis des einem jeden zugewendeten 
Vermächtniſſes ein. Sind mehrere mit ſelbſtändigen Vermächtniſſen Bedachte ſich gegen⸗ 
ſeitig ſubſtituiert, ſo rücken ſie nach Kopfteilen ein. Abſ 2 ergibt den Vorrang der zu einer 
Untergruppe vereinigten vor den übrigen Erſatzbedachten, $ 2099 den Vorrang der Erſatz⸗ 
berufung vor dem Anwachſungsrecht (5 2158). Ter Nachvermächtnisnehmer gilt zugleich 
als Erſatzbedachter, 68 2191 Abſ 2, 2102. Die Abkommlinge eines bedachten eigenen Ab- 
kömmlings gelten immer zugleich als Exſatzbedachte, $ 2069. Darüber, ob der Erſatzbedachte 
den Erbfall oder den Vermächtnisanfall erlebt haben müſſe vgl. $ 2180 A 4. 


8 2191 


Hat der tErblaſſer den vermachten Gegenſtand von einem nach dem An⸗ 
falle des Vermächtniſſes eintretenden beſtimmten Zeitpunkt oder Ereignis 
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“ einem Dritten zugewendet, jo gilt der erſte Vermächtnisnehmer als be: 
wert!). 

Auf das Vermächtnis finden die für die Einſetzung eines Nacherben 
geltenden Vorſchriften des § 2102, des S 2106 Abſ. 1, des § 2107 und des 8 2110 
Abſ. 1 entſprechende Anwendung ). 

E 1 1884, 1885 II 2061 M 5, 208—211 P 5, 237. 

1. Nachvermächtnis. Der Nachvermächtnisnehmer erwirbt den Anſpruch auf den 
Vermächtnisgegenſtand (species oder vertretbare Sache, Geld), nachdem zuvor ein anderer, 
der Vorvermächtnisnehmer denſelben Gegenſtand gehabt hat (§ 2100). Beſchwerter und 
ſomit Schuldner des durch § 2174 begründeten Anſpruchs iſt der erſte Vermächtnisnehmer, 
nicht der Erbe. 

2. $ 2102: Der mit einem Nachvermächtnis Bedachte gilt im Zweifel zugleich, 
wenn aber die Art feiner Berufung zweifelhaft ift, nur als Erſatzbedachter. $ 2106 Ab ſ 1: 
In Ermangelung anderer Beſtimmungen fällt das Nachvermaächtnis den ſpäteren Bedachten 
mit dem Tode des Vorvermächtnisnehmers an. $ 2107: Das Nachvermächtnis iſt im Zweifel 
nur gewollt, wenn der zunächſt bedachte Abkömmling des Erblaſſers ohne Nachkommenſchaft 
ſtirbt. $ 2110 Abſ 1: Das Nachvermächtnis erſtreckt ſich im Zweifel auf das dem Vorver⸗ 
mächtnisnehmer infolge Wegfalls eines Mitbedachten angefallene Vermächtnis. — Von den 
auf das Nachvermächtnis nicht übertragenen Vorſchriften iſt hervorzuheben: Das Nachver⸗ 
mächtnis fällt nicht unmittelbar kraft Geſetzes an ($ 2139), ſondern erzeugt nur den ſchuld⸗ 
rechtlichen Anſpruch des 2174 Der Vorvermächtnisnehmer iſt demgemäß auch nicht wie 
der Vorerbe ($$ 2112 ff.) in der Verfügung über den Vermächtnisgegenſtand dinglich be⸗ 
ſchränkt, iſt aber dem Nachbedachten ſchon vorher ſchuldrechtlich verhaftet ($ 2179), jedoch 
nicht, entſprechend dem nicht mit angezogenen § 2128, zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet 
(RG Warn 10 Nr 157). Die Surrogationsgrundſätze ($ 2111) kommen nur beſchränkt zur 
Anwendung ($$ 2164 A 2, 2169 A 3). Das Nachvermächtnis kann nacheinander beliebig 
vielen Bedachten anfallen, unterliegt aber der zeitlichen Beſchränkung der 
$$ 2162, 2163. 


Fünfter Titel 


Auflage 


Die Begriffsbeſtimmung der Auflage iſt in $ 1940 gegeben. Vorausgeſetzt iſt ein Be⸗ 
ſchwerter wie beim Vermächtnis, dagegen iſt kein Bedachter vorhanden, da demjenigen, welchem 
die Erfüllung der Auflage zuſtatten kommt, dem Begünſtigten, keinerlei Rechte zuftehen. 
Soweit der Erbe beſchwert iſt, gehören die Verbindlichkeiten aus Auflagen zu den Nachlaß 
verbindlichkeiten, $ 1967. Gerichtsſtand PO $ 27. 


8 2192 


Auf eine Auflage finden die für letztwillige Zuwendungen geltenden 
Vorſchriften der 88 2065, 2147, 2148, 2154 bis 2156, 2161, 2171. 2181 ent: 
ſprechende Anwendung ). 

E 1 1886 JI 2062 M 5, 211, 212 P 5, 240-243, 305, 308. 

1. Die hier angezogenen Beſtimmungen über das Vermächtnis ſind bereits bei den 
einzelnen Paragraphen als auf die Auflage entſprechend anwendbar kenntlich gemacht. Sie 
betreffen: § 2065 die Unwirkſamkeit einer Auflage, bei der die Entſcheidung über die Gültig⸗ 
keit, den Gegenſtand oder die Perſon des Begünſtigten einem andern überlaſſen iſt (f. jedoch 
85 2156, 2193), 58 2147, 2148: die Perſon und den Verhältnisanteil des Beſchwerten, 85 2154 
bis 2156 die Beſtimmung des Gegenſtandes der Auflage nach Wahl des Beſchwerten oder 
eines Dritten, der Gattung nach, nach billigem Ermeſſen, § 2161 fortdauernde Wirkſamkeit 
der Auflage bei Wegfall des Beſchwerten, $ 2171 Unwirkſamkeit der auf eine unmögliche oder 
verbotene Leiſtung gerichteten Auflage, § 2181 Fälligkeit der Auflage ſpäteſtens beim Tode 
des Beſchwerten. Sowohl vom Vermächtnis als von der Auflage handeln § 2159 (Fall der 
Anwachſung) und 88 2186—2189 (Hinausſchiebung der Fälligkeit der Auflage, beſchränkte 
Haftung, Kürzungsrecht des Beſchwerten, Rangverhältnis mehrerer Auflagen). Nicht an⸗ 
wendbar ſind die auf den Bedachten bezüglichen Beſtimmungen, da ein mit Forderungs⸗ 
recht ausgeſtatteter Begünſtigter bei der Auflage nicht denkbar ift (ſ. jedoch $ 2193). Zeitlich 
iſt der Wirkſamkeit der Auflage, wie die Nichtübernahme der $$ 2162, 2163 ergibt, keine Grenze 
gezogen. 
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Der Erblaſſer kann bei der Anordnung einer Auflage, deren Zweck er 
beſtimmt hat, die Beſtimmung der Perſon, an welche die Leiſtung erfolgen 
ſoll, dem Veſchwerten oder einem Dritten überlaſſen ). 

Steht die Beſtimmung dem Beſchwerten zu, ſo kann ihm, wenn er zur 
Vollziehung der Auflage rechtskräftig verurteilt iſt, von dem Kläger eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zur Vollziehung beſtimmt werden; nach dem Ablaufe der 
Friſt iſt der Kläger berechtigt, die Beſtimmung zu treffen, wenn nicht die Voll⸗ 
ziehung rechtzeitig erfolgt?). 

Steht die Beſtimmung einem Dritten zu, ſo erfolgt ſie durch Erklärung 
gegenüber dem Beſchwerten. Kann der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, 
jo geht das Beſtimmungsrecht auf den Beſchwerten über). Die Vorſchrift 
des § 2151 Abſ. 3 Satz 2 findet entſprechende Anwendung; zu den Beteiligten 
im Sinne dieſer Vorſchrift gehören der Beſchwerte und diejenigen, welche die 
Vollziehung der Auflage zu verlangen berechtigt find). 

E II 2063 P 5, 30—832. 

1. Der Grundſatz des § 2065 Abſ 2 iſt beim Vermächtnis ſchon hinſichtlich des Gegen⸗ 
ſtandes der Leiſtung durchbrochen ($ 2156) und wird bei der Auflage noch weiter abgeſchwächt, 
inſofern auch die Perſon des Begünftigten nicht vom Erblaſſer ſelbſt beſtimmt zu ſein braucht. 
Nur die Zweckbeſtimmung der Auflage muß von dieſem ſelbſt ausgehen und zugleich 
genügend deutlich ſein, um danach dem Beſchwerten oder dem Dritten die Auswahl des 
Leiſtungsempfängers zu ermöglichen (10000 dem akademiſchen Senat zu X zu Reiſeſtipendien 
für Xſche Künſtler). Die Beſtimmungen der $$ 2151 Abſ 1, 2, 2152, 2153 Abſ 1 — nur 
inſoweit könnten ſie bei der Auflage in Frage kommen — ſind, weil durch $ 2193 erſetzt, auch 
nicht entſprechend anwendbar (a. M. Dernburg yd 87 A 2). Für die Beſtimmung 
it, wenn feſtſteht, daß die Vorausſetzungen des Abſ1 gegeben find, freies, auch nicht durch Billig⸗ 
feit beſchränktes Ermeſſen maßgebend, eine Anfechtung deshalb wie im Falle des § 2151 A 2 
nur wegen Argliſt ſtatthaft. 

2. Beſtimmung durch den Beſchwerten. Vorausgeſetzt iſt, daß einer der nach § 2194 
Berechtigten oder daß der Teſtamentsvollſtrecker (88 2208 Abſ 2, 2223) die Vollziehung der 
Auflage betrieben hat und daß die Friſt entweder im Urteile (ZPO $ 255) oder daß fie nach⸗ 
mals vom Kläger ſelbſt beſtimmt iſt. Letzterenfalls iſt der Streit über Angemeſſenheit der 
Friſt nach ZPO s 766 vor dem Vollſtreckungsgericht auszutragen. Die rechtzeitige 
Vollziehung der Auflage muß vor Friſtablauf erfolgt ſein. Nachträgliche Vollziehung 
befreit 10 Beſchwerten nicht, wenn er an eine andere als die nunmehr vom Kläger bezeichnete 
Perſon leiſtet. 

3. Beſtimmung durch einen Dritten. Unwiderrufliche Erklärung gegenüber dem Be⸗ 

ſchwerten wie in 2151 Abſ 2, Übergang des Beſtimmungsrechts wie beim Wahlvermächtnis 
§ 2154 Abſ 2, entweder ſogleich, wenn die Beſtimmung durch den Dritten unmöglich iſt oder 
a er fie verzögert oder verweigert und die ihm vom Nachlaßgericht geſetzte Friſt ver⸗ 
trichen iſt. 
0 4. Das Nachlaßgericht kann nur dem Dritten, nicht auch dem Beſchwerten (hierüber 
A 2) die Friſt nach $ 80 FGG. beſtimmen. Beſchwerderecht § 2151 A 4. Beteiligte 
find der Beſchwerte, der Dritte ſowie die nach 59 2194, 2208 Abſ 2, 2223 zu dem Verlangen 
auf Vollziehung der Auflage Berechtigten, nicht aber diejenigen, welchen die Erfüllung der 
Auflage zugunſten gereichen würde (die Xſchen Künſtler). 


82194 


Die Vollziehung einer Auflage können der Erbe, der Miterbe und der⸗ 
jenige verlangen, welchem der Wegfall des mit der Auflage zunächſt Beſchwerten 
unmittelbar zuſtatten kommen würde ). Liegt die Vollziehung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe, jo kann auch die zuſtändige Behörde die Vollziehung ber: 
langen). 

E I 1888 II 2064 M 5, 214—216 P 5, 244— 246. 

1. Ein anderer, dem ein Recht auf die Leiſtung zuſtünde, iſt bei der Auflage nach 
$ 1940 nicht vorhanden. Insbeſondere hat derjenige, welchem die Erfüllung zugunſten 
gereichen würde, kein Klagerecht, z. B. nicht der 2, wenn dem X 100 mit der Auflage ver⸗ 
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macht find, davon 50 dem Z zu ſchenken, es ſei denn, daß ſich hinter der gewählten Form eine 
Vermächtnisanordnung (von 50 zugunſten des 2) verbirgt. Das Geſetz verleiht deshalb ein 
Klagerecht auf Vollziehung der Auflage jedenfalls dem Erben (gegen den beſchwerten 
Vermächtnisnehmer), jedem Miterben (gegen den beſchwerten Miterben oder Ver⸗ 
mächtnisnehmer), ferner dem Teſtamentsvollſtrecker (85 2208, Abſ 2, 2223), end⸗ 
lich jedem, dem der Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittel- 
bar zugute kommen würde, da er nach $$ 2161, 2192 in dieſem Falle ſelbſt zur 
Erfüllung der Auflage gehalten fein würde. In Frage kommen die $ 2161 A 2 bezeichneten 
Perſonen. 1 

2. In zweiter Linie iſt das Klagerecht der zuſtändigen Behörde verliehen, wenn die 
Vollziehung im öffentlichen Intereſſe liegt. Ein ſolches Intereſſe kann auf 
wirtſchaftlichem, religiöſem oder ideellem Gebiete (Kunſt und Wiſſenſchaft) liegen und fteht 
im Gegenſatz zum reinen Privatintereſſe. Welche Behörden zuſtändig ſind, beſtimmt ſich 
nach Landesrecht. Ahnlich bei der Schenkung $ 525 Abſ 2. — Das Klagerecht enthält 
keine Klagepflicht. Es wird von dem Berechkigten im eigenen Namen ausgeübt, er iſt Partei 
im Prozeſſe, Gläubiger im Konkurſe ſowohl des Nachlaſſes (KO $ 226 Nr 5) als des Be- 
ſchwerten, kann aber die Leiſtung nicht an ſich ſelbſt beanſpruchen und an ihrer Stelle nicht 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern. Das Recht iſt vererblich, ſoweit es ſich um 
Privatperſonen handelt, aber mangels eines Vermögenswertes nicht pfändbar. Mehrere 
Berechtigte find Geſamtgläubiger im Sinne von $ 428 mit den aus der Natur des Klagerechts 
ſich ergebenden Abweichungen. 
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Die Unwirkſamkeit einer Auflage hat die Unwirkſamkeit der unter der 
Auflage gemachten Zuwendung nur zur Folge, wenn anzunehmen iſt, daß der 
Erblaſſer die Zuwendung nicht ohne die Auflage gemacht haben würde . 

E 1 1887 II 2065 M 5, 243, 245; 6, 95. 

1. Selbſtändigkeit von Auflage und Zuwendung. Die Vorſchrift enthält einen be⸗ 
ſonderen Anwendungsfall des in $ 2085 aufgeſtellten Grundſatzes der Unabhängigk it mehrerer 
in einem Teſtament aufgeſtellter letztwilliger Verfügungen (RG 28. 5. 06 IV 565/05). Die 
Wirkſamkeit der Auflage bleibt ganz unberührt, wenn ſie ohne jede Rückſicht auf eine Bu- 
wendung angeordnet iſt. An Stelle des wegfallenden rückt dann einfach ein anderer Be⸗ 

chwerter ein ($$ 2161, 2192). Aber auch wenn zwiſchen Zuwendung und Auflage ein Zu- 
ammenhang beſteht, kommt mit der Unwirkſamkeit der letzteren nicht notwendig auch die 
2 zu Falle. Entſcheidend ift die frei zu ermittelnde Willensmeinung des Erblaſſers. 

ie wird in der Regel nur dann zur Unwirkſamkeit der Zuwendung führen, wenn die Auf⸗ 
lage als Zweck der Zuwendung erſcheint, ſo daß der Beſchwerte, ähnlich dem Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung durch die Zuwendung in den Stand geſetzt oder doch dazu be- 
wogen werden ſoll, die Auflage zu erfüllen. Der Beweis, daß eine derartige Abhängig⸗ 
keit der Zuwendung von Erfüllung der Auflage gewollt ſei, iſt von demjenigen zu führen, welcher 
die Unwirkſamkeit der Zuwendung behauptet. Umgekehrt fällt auch nicht notwendig die Auf⸗ 
lage weg, wenn ſich die Zuwendung (zu einem Teile) als unwirkſam erweiſt (R Gruch 52, 
1087). Es macht keinen Unterſchied, ob die Un wirkſamkeit der Auflage ſchon 
von vornherein vorhanden war (z. B. Unmöglichkeit, Willens mängel der betreffenden An⸗ 
ordnung) oder ob ſie erſt nachträglich eintritt (Ausfall der Bedingung, Verweigerung der 
zur Vollziehung notwendigen Mitwirkung eines Dritten, wobei § 2076 nicht anwendbar). 
Die Auflage iſt nicht ſchon dann unwirkſam, wenn es ſich bloß um eine durch die veränderten 
Umſtände gebotene andere Art der Vollziehung handelt (RG 29. 4. 07 IV 506/06). Un⸗ 
möglichkeit der Vollziehung ſ. auch $ 2196. 
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Wird die Vollziehung einer Auflage infolge eines von dem Beſchwerten 
zu vertretenden Umſtandes unmöglich!), jo kann derjenige, welchem der Weg⸗ 
fall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zuſtatten kommen würde, die Heraus⸗ 
gabe der Zuwendung nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung inſoweit fordern, als die Zuwendung zur Voll⸗ 
ziehung der Auflage hätte verwendet werden müſſen?). 

Das Gleiche gilt, wenn der Beſchwerte zur Vollziehung einer Auflage, 
die nicht durch einen Dritten vollzogen werden kann, rechtskräftig verurteilt 
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ft und die zuläſſigen Zwangsmittel erfolglos gegen ihn angewendet worden 
ind ). 


© II 2066 P 5, 246, 247; 6, 96. 

1. Unmöglichkeit der Vollziehung der Auflage kann nach $ 2195 Unwirkſamkeit auch 
der Zuwendung zur Folge haben. Bleibt die Zuwendung bei Kräften, ſo kommt die Un⸗ 
möglichkeit der Vollziehung dem Beſchwerten zuſtatten (§ 275). Er ſoll ſich jedoch nicht da⸗ 
durch bereichern dürfen, daß er die Erfüllung ſchuldvoll unterläßt (88 276 ff.). 

2. Bereicherungsanſpruch. Ein Gläubiger, der wegen Nichterfüllung der Auflage 
aus 85 280 ff. Schadenserſatz beanſpruchen könnte, iſt bei der Auflage nicht vorhanden, 8 1940. 
Das Geſetz gibt ſtatt deſſen den gegebenenfalls nachrückenden Beſchwerten ($ 2161 A 2) — 
nicht aber auch dem Teſtamentsvollſtrecker und nicht den nach § 2194 A 2 klageberechtigten 
Behörden — den Bereicherungsanſpruch inſoweit, als der Beſchwerte durch ſchuldvolle Nicht⸗ 
erfüllung der Auflage einen ungerechtfertigten Gewinn machen würde. Der Betrag der Be⸗ 
reicherung wird regelmäßig dem Betrage des erſparten Erfüllungsaufwandes gleichkommen 
und bemißt ſich im übrigen nach 8 818 ff. Mehrere Beſchwerte haften ſoweit jeder bereichert 
iſt. Entſprechender Anſpruch des Schenkers 5 527. 

3. Fruchtloſe Zwangsvollſtreckung gegen den Beſchwerten ſteht der verſchuldeten 
Unmöglichkeit der Erfüllung gleich, wenn es ſich bei der Auflage um unvertretbare Handlungen 
oder um Unterlaſſungen handelt. Klageberechtigte $ 2194. Die zuläſſigen Zwangs⸗ 
mittel ergeben ſich aus 3p 99 888, 890. $ 887 (vertretbare Handlungen) kommt nicht 
in Frage. Erfordert die Erfüllung der Auflage überhaupt keine Aufwendungen (jährlicher 
Beſuch des Grabes), ſo iſt nach Erſchöpfung der Zwangsmittel auch kein Bereicherungsan⸗ 
ſpruch gegeben. 


Sechſter Titel 


Teſtamentsvollſtrecker 


Der Teſtamentsvollſtrecker des BGB iſt weder Vertreter des Erblaſſers noch des Nach⸗ 
laſſes noch des Erben, ſondern Träger eines Amtes ($ 2202 Abſ 1), das feinen hauptſäch⸗ 
lichſten Juhalt zwar durch die Anordnungen des Erblaſſers empfängt, aber vom Geſetze mit 
ſelbſtändigen, auch gegen den Erben und Dritte wirkſamen Befugniſſen ($$ 2208 Abſ 2, 2211, 
2214), insbeſondere mit einem weitgehenden Verwaltungs- und Verfügungsrecht des TB 
ausgeſtattet iſt. 8 2203 bis 2205 ftellen als die drei hauptſächlichſten Aufgaben des TV neben⸗ 
einander: die Ausführung der letztwilligen Verfügungen, die Erbauseinanderſetzung unter 
mehreren Erben und die Verwaltung des Nachlaſſes, in deren Gefolge aber die beſchränkte 
oder unbeſchränkte Ermächtigung, Verbindlichkeiten für den Nachlaß einzugehen ($$ 2206, 
2207) und die aktive wie paſſive 5 inalion 88 2212, 2213). Die Aufgaben und Be⸗ 
fugniſſe des TV können vom Erblaſſer eingeſchränkt, namentlich auf bloße Verwaltungs⸗ 
aufgaben beſchränkt werden (58 2208, 2209) und unterliegen der zeitlichen Begrenzung des 
9 2210. Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem TV und dem Erben find unter Heranziehung 
gewiſſer Auftragsgrundſätze ($ 2218) und Anerkennung einer Schadenserſatzpflicht des TV 
im ur 12 9 der ihm obliegenden Verpflichtungen ($ 2219) näher ausgeſtaltet 
(88 22152220). 


8 2197 


Der Erblaſſer kann durch Teſtament einen oder mehrere Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ernennen“). . 

Der Erblaſſer kann für den Fall, daß der ernannte Teſtamentsvollſtrecker 
vor oder nach der Annahme des Amtes wegfällt, einen andern Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ernennen). 

E 1 1889 II 2067 M 5, 217219 P 5, 248. 

1. Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers muß durch Teſtament erfol 
wenn es eine Erbeinſetzung nicht enthält ($ 1938), ſich vielleicht ſogar 121 die Se nn 
ſchränkt. Anfechtung der Verfügung $ 2081 Abſ 1, ſelbſtändige Wirkſamkeit $ 2085. Dem 
Teſtament ſteht einſeitige Verfügung im Erbvertrag gleich (8 2299), dagegen iſt eine erbver⸗ 
tragsmäßige Ernennung unftatthaft (5 2278 Abſ 2). Eine Beſtellung des TV durch Vertrag 
mit dem Erblaſſer würde nur als Auftrag wirkſam fein und könnte nach $ 671 vom Erblaſſer 
wie vom Erben jederzeit widerrufen werden. Wohl aber kann ſich der T durch Vertrag mit 
dem Erblaſſer zur Annahme des Amtes wirkſam verpflichten (5 2202 A 2). Die Bezeichnung 


37* 


580 Erbrecht Teſtament 


des Ernannten gerade als „Teſtamentsvollſtrecker“ iſt, wenn ſonſt kein Zweifel über die Ab⸗ 
ſicht des Erblaſſers beſteht, nicht erforderlich. Bezüglich der Perſon des Vollſtreckers 
beſtehen außer nach § 2201 keine Beſchränkungen. Auch Frauen, Ausländer, juriſtiſche Per⸗ 
ſonen (wiewohl mit der zeitlichen Grenze des $ 2210) können beſtellt werden. Ebenſo Mit- 
erben, nicht aber der Alleinerbe, der ſich nicht ſelbſt „beſchränken“ kann (58 2306, 2376, 
RIA 10, 119, vgl. auch $ 2222). Inwiefern eine Behörde als ſolche (im Gegenſatz 
zu dem jeweiligen Inhaber eines Amtes) beſtellt werden kann, iſt nach ihrer landes⸗ 
rechtlichen Verfaſſung zu beurteilen. Jedenfalls iſt das neben und über dem TV amtierende 
Nachlaßgericht hiervon ausgeſchloſſen. Die Ernennung kann unter Beſtimmung eines An⸗ 
fangs⸗ oder Endtermins, unter einer aufſchiebenden (ſo Abſ 2) oder auflöſenden Bedingung, 
auch bloß für einen beſtimmten Erbteil oder ein Vermächtnis, oder nur einem beſtimmten 
Erben gegenüber erfolgen. Mehrere Teſtamentsvollſtrecker 9 2224, Er- 
nennung durch andere als den Erblaſſer 98 2198— 2200. 

2. Die Erſatzernennung gilt auch für den Fall, daß der Ernannte das Amt ablehnt. 
Es können mehrere Erſatzmänner nacheinander beſtellt fein. — Miteintragung des TV bei 
der Eintragung des Erben im Grundbuch (GBO $ 53) und im Schiffsregiſter (FGG 8 118). 
Zeugnis über die Ernennung $ 2368, Angabe im Erbſchein $ 2364, Nachweis vor dem Grund⸗ 
buchamt GBO $ 36 und FGG $ 107. — TV bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft § 1513. 


8 2198 


Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers einem Dritten überlaſſen !). Die Beſtimmung erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben . 

Das Beſtimmungsrecht des Dritten erliſcht mit dem Ablauf einer ihm 
auf Antrag eines der Beteiligten von dem Nachlaßgerichte beſtimmten Friſt'“). 

E 1 1890 II 2068 M 5, 219 P 5, 248 — 250; 6, 95, 96. 

1. Die Beſtimmung des Teſtamentsvollſtreckers durch einen Dritten durchbricht wie 
beim Vermächtnis (56 2151 ff.) den Grundſatz des 8 2065. Die Ermächtigung des Dritten 
kann wie in $ 2197 Abf 1 nur durch Teſtament ausgeſprochen werden. In der Aus⸗ 
wahl des Dritten, der jedoch ſelbſtverſtändlich geſchäftsfähig ſein muß, iſt der Erblaſſer 
nicht beſchränkt, er kann die Beſtimmung auch mehreren Dritten oder einer Körperſchaft, 
ſogar dem Erben ſelbſt überlaſſen. Der Dritte beſtimmt den TV nach Be Belieben, iſt 
nicht gehindert, ſich auch ſelbſt zu beſtimmen und haftet außer im Falle der Argliſt nicht für 
918 Sr Bei offenbaren Mißgriffen Hilft das Entlaſſungsrecht des Nachlaßge 
richts aus ($ 2227). 

2. Die Beſtimmung a (wie bei der Ausſchlagung $ 1945 Abſ 1) durch unmider- 
rufliche Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht (88 130 ff.). Beglaubigung $ 129, FGG 
55 167, 183, 184, 191, 200. Die Einſicht der Erklärung iſt jedem Intereſſenten zu geſtatten. 

3. Friſtſetzung wie beim Vermächtnis und der Auflage (88 2151 Abſ 3, 2193 Abſ 2). 
Beteiligte find, wie in $$ 2202 Abi 3, 2216 Abſ 2, 2227 Abſ 1 außer dem Erben, Nach⸗ 
erben, Pflichtteilsberechtigten, Vermächtnisnehmer, Auflageberechtigten ($ 2194) auch die 
ſonſtigen Nachlaßgläubiger ($ 2213, ZPO 5 748) und die Mitvollſtrecker. Hat der Erblaſſer 
die Friſt beſtimmt, ſo iſt zunächſt dieſe maßgebend, aber für das Nachlaßgericht nicht bindend. 
Die Friſtbemeſſung unterliegt der ſofortigen Beſchwerde nach FGG 8 80, die Ablehnung ein ⸗ 
facher Beſchwerde nach FG $$ 19, 20. Eine Verlängerung der Friſt iſt nicht ſtatthaft (FGG 
518 Abſ 2). Unterläßt der Dritte die Beſtimmung innerhalb der Friſt, fo wird die Beſtellung 
eines TV überhaupt hinfällig. 


8 2199 


Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen oder 
mehrere Mitvollſtrecker zu ernennen). 

Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen Nach⸗ 
folger zu ernennen). 

Die Ernennung erfolgt nach § 2198 Abſ. 1 Satz 2°). 

E II 2069 P 5, 248— 250. 

1. Die Ermächtigung des Teſtamentsvollſtreckers zur Ernennung von Witvollſtreckern 
kann wie die Ernennung des TV ſelbſt nur durch Teftament erfolgen ($ 2197). Sie kann jedem 
der gemäß 38 2197, 2198, 2200 ernannten Vollſtrecker, auch mehreren gemeinſam (Zuwahl) 
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mit Stichentſcheid des Nachlaßgerichts ($ 2224 A 2) beigelegt werden. Der T kann vom Erb⸗ 
laſſer in der Auswahl näher beſchränkt, aber zur Wahl auch förmlich verpflichtet fein. Jeden⸗ 
falls iſt er dem Erben für ſorgfältige Wahl durch 9 2218, 2219 verhaftet. Aus eigener Macht- 
vollkommenheit kann er eine Wahl nicht vornehmen. 

2. Die Ernennung des Nachfolgers kann der TV nur vornehmen, ſolange er ſelbſt 
noch im Amte iſt und nur für den Fall der Beendigung feines Amtes gemäß 88 2225—2227, 
nicht indem er das Amt unmittelbar auf einen Dritten überträgt (a. M. Planck A 4). In⸗ 
wieweit er ſich in Ausübung des Amtes vertreten laſſen darf ſ. $ 2218 A 1. Die Ernennung 
ſetzt die Bezeichnung einer beſtimmten Perſon voraus, der TV kann mithin nicht ſchlechthin 
feine Erben zu Nachfolgern berufen (8 2225 A 2). Durch Auslegung des Teſtaments iſt zu er⸗ 
mitteln, ob dem ernannten Nachfolger wiederum das Recht zur Ernennung feines Nach⸗ 
folgers zuſtehen ſoll. 

3. Offentlich beglaubigte Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht, wenn der Erb⸗ 
laſſer nicht ein Mehr, z. B. Beurkundung nach $ 128 vorgeſchrieben hat. Akteneinſicht $ 2228. 


8 2200 


Hat der Erblaſſer in dem Teſtamente das Nachlaßgericht erſucht, einen 
Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, ſo kann das Nachlaßgericht die Ernennung 
vornehmen ). 

Das Nachlaßgericht ſoll vor der Ernennung die Beteiligten hören, wenn 
es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten ge⸗ 
ſchehen kann!). 


E II 2070 P 5, 250 —252. 

1. Die Ernennung durch das Nachlaßgericht ift in das pflichtmäßige Ermeſſen (offi- 
cium nobile) des Gerichts geſtellt. Sie kann niemals von Amts wegen erfolgen, ſetzt vielmehr 
ein Erſuchen des Erblaſſers voraus, das im Teſtamente geſtellt ſein muß, aber 
durch freie Auslegung daraus ermittelt werden kann. Das Erſuchen kann bedingungsweiſe 
geſtellt, auf Ernennung eines Mitvollſtreckers gerichtet fein, begreift regelmäßig auch die Be⸗ 
ſtellung eines etwaigen Nachfolgers in ſich und bleibt jedenfalls in Kraft, bis ein zur Annahme 
bereiter TV gefunden oder der Verſuch der Beſtellung mißlungen iſt. Das Gericht hat völlig 
freie Wahl und kann auch ohne beſonderes Erſuchen mehrere Vollſtrecker ernennen. 

2. Beteiligte 8 2198 A 3. Sofortige Beſchwerde gegen die Ernennung FGG $ 81, 
deren jedoch der nach $ 2202 Abſ 2 ablehnungsberechtigte TV ſelbſt nicht bedarf. Wird die 
Ernennung auf Beſchwerde aufgehoben, ſo bleiben doch die inzwiſchen vom TV oder ihm 
gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte wirkſam, JG $ 32. Gegen die Ablehnung der 
Ernennung ſteht einfache Beſchwerde zu, ſoweit es ſich (3. B. im Falle des $ 2223) um be⸗ 
einträchtigte Rechte handelt, FG § 20 (RIA 8, 189). Recht der Beteiligten auf Ausferti⸗ 
gungen FGG $$ 85, 78. 


8 2201 


Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers iſt unwirkſam !), wenn er zu 
der Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten hat?), geſchäftsunfähig oder in der 
Geſchäfts fähigkeit beſchränkt ift?) oder nach § 1910 zur Beſorgung feiner Ber: 
mögens angelegenheiten einen Pfleger erhalten hat‘). 

E 1 1891 II 2071 M 5, 219, 220 P 5, 252. 

1. Unwirkſamkeit der Ernennung. Die Ernennung verliert in allen Fällen (58 2197 
bis 2200) durch eintretende Mängel der Geſchäftsfähigkeit von ſelbſt ihre Kraft, ohne daß ſie 
auch im Falle des $ 2200, noch beſonders aufgehoben zu werden braucht. 5 

2. Maßgebend iſt der Zeitpunkt des Amtsantritts, der nach $ 2202 Abſ 1 regelmäßig 
mit der Erklärung der Annahme des Amtes zuſammenfällt. Iſt jedoch die Ernennung unter 
Beſtimmung eines Anfangstermins oder unter einer aufſchiebenden Bedingung erfolgt (8 2197 
A 1), fo ift, wenn die Annahme ſchon vorher erklärt war ($ 2202 A 3), der Eintritt des Termins 
oder der Bedingung entſcheidend. Erfolgt die Aufhebung der Entmündigung oder der 
vorläufigen Vormundſchaft erſt nach dem hiernach maßgebenden Zeitpunkte, fo hat fie (ab⸗ 
weichend von dem Grundſatze des 8115 und SGG 561) keine rückwirkende Kraft. Erlöſchen 
des Amtes infolge ſpäter eintretender Unfähigkeit $ 2225. 

3. Geſchäftsunfähigkeit 3 104, beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Minderjährigen 
$ 106, des wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigten oder nach 
$ 1906 unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellten § 114. 
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4. f 1910: Pflegſchaft wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen. Doch if der 
TW nicht unfähig, dem ein Pfleger nur für feine Perſon oder fich einzelne Vermögensangelegen⸗ 
heiten beſtellt ift. — Der Gemeinſchuld ner iſt an ſich nicht unfähig zum TV. Doch 
kann die Konkurseröffnung und zwar ſchon vor Antritt des Amtes einen Grund zur Entlaſſung 
bilden (5 2227). Dasſelbe gilt vom Ehrverluſt. — Die Ernennung kann übrigens, wie 
jede letztwillige Verfügung, nach allgemeinen Grundſätzen angefochten werden, 5 2078. 


8 2202 


Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Ernannte das Amt annimmt). 

Die Annahme ſowie die Ablehnung des Amtes erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte ?). Die Erklärung kann erſt nach dem Ein⸗ 
tritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt unwirkſam, wenn ſie unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wird!). 

Das Nachlaßgericht kann dem Ernannten auf Antrag eines der Beteiligten 
eine Friſt zur Erklärung über die Annahme beſtimmen. Mit dem Ablaufe 
der Friſt gilt das Amt als abgelehnt, wenn nicht die Annahme vorher erklärt 
wird)). 

6 I 1892 II 2072 M 5, 220—222 P 5, 252, 253. 

1. Der Beginn des Amtes fällt mit der Annahmeerklärung nur der Regel nach zu⸗ 
ſammen. Ausnahme ſ. A 3. Rechtsgeſchäfte, die der TL vor Amtsantritt vornimmt, 
ſind unwirkſam und können auch durch den bloßen Amtsantritt nicht wirkſam werden. Wohl 
aber dadurch, daß der TV den von ihm geſchloſſenen Vertrag oder das vorgenommene ein⸗ 
ſeitige Rechtsgeſchäft gemäß $$ 177, 180 nach dem Amtsantritt genehmigt. Denn er kann 
hierbei nur als Vertreter des künftigen TV — allerdings feiner ſelbſt — gehandelt haben. 
Nimmt er Verfügungen vor, fo find es Verfügungen eines Nichtberechtigten, die gemäß $ 185 
1 2 1 wirkſam werden, daß er ſie nach Amtsantritt als nunmehr Berechtigter ge⸗ 
nehmigt. 

2. Die Annahme oder Ablehnung iſt nur wirkſam, wenn ſie dem Nachlaßgericht 
gegenüber abgegeben wird ($ 130 Abſ 3). Eine Annahme durch ſchlüſſige Handlungen, 
entſprechend der pro herede gestio ($ 1943 A 1) iſt deshalb ausgeſchloſſen. Immerhin iſt die 
Erklärung an keine Form gebunden, kann durch Bevollmächtigte abgegeben werden und auch 
in andern an die Behörde gerichteten Anträgen oder Außerungen ſtillſchweigend enthalten 
ſein. Annahme und Ablehnung ſind unwiderruflich, doch verbleibt dem Annehmenden das 
Kündigungsrecht. Die Frau DE zur Annahme nicht der Zuſtimmung des Mannes ($ 1399 
Abſ 1). Da es ſich bei der Amtsübernahme nicht um die Verpflichtung zu einer 2 8 im 
Sinne des $ 1358 handelt, iſt das Kündigungsrecht des Mannes ausgeſchloſſen (a. M. Planck 
A 10). Hatte ſich der Ernannte durch Vertrag mit dem Erblaſſer zur künftigen 
Annahme des Amtes verpflichtet, fo kann er hierauf oder auf Zahlung einer etwa bedungenen 
Vertragsſtrafe oder wegen Nichterfüllung auf Schadenserſatz verklagt werden. Der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem auf Annahme oder Wahrnehmung des Amtes lautenden Urteil könnte 
der widerſtrebende Schuldner jederzeit mit der Kündigung begegnen ($ 2226). Iſt dem in 
Ausſicht genommenen TV eine Zuwendung mit der Auflage gemacht, das Amt zu übernehmen, 
fo entſcheiden 85 2194, 2195. Die unter einer Bedingung gleichen Inhalts gemachte Zu⸗ 
wendung wird mit der Ablehnung ohne weiteres hinfällig. — Zeugnis über die Ernennung 
des TB 2368. Es dient dem Grundbuchamt gegenüber zugleich als Nachweis der geſchehenen 
Annahme (RG JW 06, 132°). Angabe im Erbſchein § 2364, Akteneinſicht § 2228, Ver⸗ 
gütung $ 2221. 

3. Wenn die Annahme oder Ablehnung auch nicht vor dem Erbfall, oder falls es 
ſich um TW für die Nacherbſchaft handelt, nicht vor Eintritt der Nacherbfolge ($ 2139) abge- 
geben werden kann, ſo iſt doch der Ernannte nicht notwendig ſchon von dieſem Zeitpunkt ab 
verpflichtet ſich zu erklären. Insbeſondere kann er, wenn er unter Beſtimmung eines ſpäteren 
Anfangstermins oder unter einer aufſchiebenden Bedingung ernannt iſt, nicht vor Eintritt 
des Termins oder der Bedingung durch Friſtſetzung (Abſ 3) zur Erklärung angehalten 
werden. Keinesfalls kann in dieſem Falle die etwa ſchon vorher erklärte Annahme den Be⸗ 
ginn des Amtes (Abſ 1) zur Folge haben. Die Unwirkſamkeit der bedingten oder 
betagten Erklärung ber Annahme oder Ablehnung ſelbſt (wie $$ 1947, 2180) iſt 
kein Hindernis, ſich ſogleich nach dem Erbfall endgültig über Annahme oder Ablehnung des 
nur erſt bedingt oder befriſtet angetragenen Amtes zu erklären. Iſt der Ernannte zur Zeit 
dieſer Erklärung in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo lann er die Annahme nach allgemeinen 
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Grundſätzen (88 107, 114) unter Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters erklären. $ 2201 
fordert Geſchäftsfähigkeit nur für die Zeit des Amtsantritts (a. M. Planck A 10). 

4. Von der Friſtbeſtimmung durch das Nachlaßgericht und dem Beſchwerderecht gilt 
das $ 2198 A 3 Geſagte. Ablehnung der Friſtbeſtimmung im Falle befriſteter oder bedingter 
Ernennung ſ. oben A 3. 


8 2203 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat die letztwilligen Verfügungen des Erb⸗ 
laſſers zur Ausführung zu bringen‘). 

E 1 1897 Abſ 1 II 2073 Me 5, 226— 228 P 5, 261—272, 283. 

1. Die Ausführung der letztwilligen Verfügungen iſt die vornehmſte, wenn auch nicht 
die einzige Aufgabe des TV (88 2204 ff.). Sie ſteht grundſätzlich auch dem zum TV beftellten 
Miterben zu (RG 61, 142) und betrifft Verfügungen aller Art, auch familienrechtlichen Inhalts, 
Beſtattungsanordnungen 2c., ſofern der TV rechtlich und tatſächlich hierzu imſtande und nicht 
vom Erblaſſer ſelbſt beſchränkt iſt. Dann kann er im Zweiſel die Ausführung, insbeſondere 
die Erfüllung der Auflage vom Erben verlangen ($ 2208). Darüber hinaus kann er auch zur 
Fürſorge für Ausführung der einem Vermächtnisnehmer auferlegten Beſchwerungen berufen 
fein, 8 2223. Nach $ 83 hat er die F mmianne einer vom Erblaſſer errichteten Stiftung 
nachzuſuchen. Der T handelt bei der Ausführung kraft eigenen, ihm vom Erb» 
laſſer übertragenen Rechts (RG 56, 330; 59, 365), iſt deshalb von den Weiſungen des 
Erben unabhängig und kann auch durch den übereinſtimmenden Willen der Miterben nicht 
gebunden werden. So insbeſondere bei der Enterbung in guter Abſicht (5 2338 Abſ 1). Das 
Rechtsverhältnis zwiſchen TV und Erben regelt im übrigen $ 2218. Der Erbe kann auch 
ſeinerſeits den TV auf Ausführung der letztwilligen Verfügungen, z. B. Auszahlung von 
Vermächtniſſen in Anſpruch nehmen. Entſteht Streit über Gültigkeit oder Tragweite einzelner 
Verfügungen, fo ſteht beiden gegeneinander die Jeſt ſtellungsklage zu. Das recht⸗ 
liche Intereſſe des Erben beſteht darin, daß er Träger der Verpflichtungen bleibt, dasjenige 
des TW in der nach $ 2219 ihn e Verantwortlichkeit. Die Erfüllung einer Verbind⸗ 
ſichkeit muß der Erbe zwar gelten laſſen, doch ſteht ihm unter Umſtänden nach $ 812 der Be⸗ 
reicherungsanſpruch, z. B. gegen den Empfänger eines dieſem nicht gebührenden Vermächt⸗ 
niſſes zu (RG 1. 10. 06 IV 80/06). Geeignetenfalls kann der Erbe einſtweilige Verfügungen 
gegen den TV ausbringen. Dagegen kann zwiſchen Erben und TV nicht über Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen des durch Verfügung von Todes wegen beſtimmten Erbrechts geſtritten werden, 
es ſei denn daß die Erfüllung einer letztwilligen Verfügung davon, z. B. von der Frage abhängt, 
wer als Erbe beſchwert ift ($ 2147). Das Anfechtungsrecht (5 2078) ſteht dem TV nur gegen- 
über Verfügungen zu, die ſeine Rechte aufheben oder beſchränken. Gegen den dritten Erb- 
ſchaftsbeſitzer fteht auch dem TV der Erbſchaftsanſpruch zu (§ 2018 A 1). Antrag auf Er- 
teilung des Erbſcheins $ 2353 A 3, auf Einziehung des unrichtigen Erbſcheins § 2364 Abſ 2. 
Prozeßführung $$ 2212, 2213. — Zur authen tiſchen Auslegung des letzten 
Willens mit der Wirkung, daß auch der Prozeßrichter daran gebunden wäre, kann der TV vom 
Erblaſſer nicht ermächtigt werden (RG 66, 103). Dagegen ſteht der förmlichen Beſtellung 
des TV zum Schiedsrichter (S 104 offen gelaſſen) nichts im Wege, ZPO 8 1048. 


8 2204 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat, wenn mehrere Erben vorhanden ſind, 
die Auseinanderſetzung unter ihnen nach Maßgabe der 88 2042 bis 2056 zu 
bewirken“. - i 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat die Erben über den Auseinanderſetzungs⸗ 
plan vor der Ausführung zu hören). 

E 1 1898, 2156 11 2074 M 5, 228—231 P 5, 272—276; 6, 96—98, 348, 349. 

1. Die Auseinanderjegung unter Miterben gehört ohne weiteres zu den Aufgaben 
des TV, wenn fie ihm nicht nach 55 2208, 2209 entzogen iſt. Eine gerichtliche Auseinander- 
ſetzung findet deshalb überhaupt nicht, auch auf übereinſtimmenden Antrag aller Beteiligten 
nicht ſtatt, wenn ein hierzu egen TV vorhanden iſt, JGG $ 86 Abſ 1. Wie die in bezug 
genommenen Beſtimmungen ergeben, hat ſich der TV der Auseinanderſetzung zu enthalten, 
ſolange der Vornahme einer der Gründe der 8 2043—2045 entgegenſteht. Insbeſondere 
bindet ihn eine Vereinbarung der Erben, die Erbengemeinſchaft fortzuſetzen (88 2042, 749 ff.). 

ür die Auseinanderſetzung ſelbſt find zunächſt die Anordnungen des Erblaſſers, wenn ſie dem 
illigen Ermeſſen des TVanheimgeſtellt iſt ($ 2048), ift dieſes Ermeſſen, ſonſt ſind die geſetzlichen 
Vorſchriften der angezogenen 85 2042 ff. maßgebend. Kraft ſeiner Verfügungsmacht über 
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den Nachlaß ($ 2205) kann er den Erben einzelne Erbſchaftsgegenſtände unmittelbar über- 
tragen, z. B. Nachlaßgrundſtücke an ſie auflaſſen, Rechte für ſie begründen und muß er auch 
tro § 753 zum freihändigen Verkauf zu Zwecken der Teilung als ermächtigt gelten. Iſt der 
TV zugleich Miterbe, jo kann er regelmäßig das zu teilende Nachlaßgrundſtück zu dem ihm 
zukommenden Bruchteil auch an ſich ſelbſt auflaſſen (RG 61, 142). Der TW hat auch die 
Ausgleichung der Miterben herbeizuführen, bleibt aber bei der nachgiebigen Natur der 
99 2050 —2056 an eine etwaige abweichende Regelung der Ausgleichungspflicht durch Vertrag 
der Erben gebunden. Das Auskunftsverlangen des (nicht mit angezogenen) § 2057 ſteht ihm 
außer in Vollmacht eines Erben nicht zu. Im übrigen braucht der TV Vereinbarungen der 
Erben über eine von den Anordnungen des Erblaſſers oder den geſetzlichen Vorſchriften ab⸗ 
weichende Auseinanderſetzung nicht zu berückſichtigen (RG 61, 145). Vielmehr bindet feine 
Auseinanderſetzung die Erben. Vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung gemäß $ 1822 Nr 2 
bedarf ſie nicht, da es ſich dabei nicht um einen Vertrag handelt. Der nur für einen Erbteil 
oder einen beſtimmten Erben ernannte TV kann die Auseinanderſetzung betreiben und vertritt 
hierbei den Erben, er kann ſie aber nicht ſelbſt vornehmen. 

2. Ein Augeinanderſetzungsplan iſt zwar im allgemeinen nicht erforderlich, aber 
durch Abſ 2 iſt dem TV (wie nach § 93 FGG dem Nachlaßgericht) die Anfertigung ſtillſchweigend 
vorgeſchrieben. Sie iſt erſt dann geboten, wenn die Nachlaßverbindlichkeiten getilgt ſind und 
der Überſchuß ($ 2047 A 1) zur Verteilung reif iſt. Der Plan bedarf nicht der Genehmigung 
der Erben, die nur zu hören ſind und kann trotz ihres Widerſpruchs ausgeführt werden. 
Der Nachweis, daß ſie gehört ſind, braucht gegenüber dem Grundbuchamt nicht erbracht zu 
werben (KGJ 31 A 299). Die Erben bleiben aber berechtigt, die Ausführung durch einſt⸗ 
weilige Verfügung zu hemmen und klagend anderweite Auseinanderſetzung zu verlangen, 
wenn ſie Verletzung der letztwilligen oder geſetzlichen Teilungsvorſchriften oder offenbare 
Unbilligkeit im Falle des $ 2048 A 3 nachweiſen können. 


8 2205 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß zu verwalten !). Er iſt ins⸗ 
beſondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu nehmen?) und über die Nach⸗ 
laßgegenſtände zu verfügen?). Zu unentgeltlichen Verfügungen iſt er nur 
berechtigt, ſoweit ſie einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprechen . 

E 1 1899 Abſ 1 Sat 1, 1900 II 2075 M 5, 231-233 P 5, 276—282, 527, 258. 

1. Zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Nachlaſſes (8 2038 A J) iſt der TV kraft 
feines Amtes ohne weiteres ſowohl berechtigt als verpflichtet ($ 2216). Sie kann ihm auch 
als einzige Aufgabe übertragen fein, $8 2209, 2210. Sie endet, wenn mehrere Erben vorhanden 
find, regelmäßig mit Vollzug der Auseinanderſetzung (8 2204). Wie lange ſie ſonſt zu dauern 
hat, beſtimmt ſich nach den Anordnungen des Erblaſſers. Sie iſt nicht als Selbſtzweck ſondern 
als Mittel zur Ausführung der letztwilligen Verfügungen und zur Auseinanderſetzung ſowie 
zur Erfüllung ſonſtiger dem TV zugewieſenen Aufgaben (5 2209 A 2) gedacht. Sie beſteht 
vor allem in der Beſitzergreifung (A 2) und Sicherung des Nachlaſſes, in der Aufſtellung des 
Nachlaßverzeichniſſes (5 2215), ferner in der Inſtandhaltung der Erbſchaftsgegenſtände, Bewirt⸗ 
ſchaftung, Fruchtziehung uſw. Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten iſt nicht (wie bei 
der Nachlaßverwaltung § 1985 Abſ 1) Ziel der Verwaltung. Sie bringt aber von ſelbſt mit 
ſich, daß fällige Schulden bezahlt und läſtige abgeſtoßen werden. Jedenfalls darf die Aus⸗ 
einanderſetzung nicht vor Berichtigung oder Sicherung der Verbindlichkeiten vorgenommen 
werden ($ 2046 Abſ 1). Klagerecht auch des einzelnen Miterben gegen den TB auf Er- 
füllung ſeiner Obliegenheiten RG 73, 26. Für die Dauer der Nachlaßverwaltung geht das 
Verwaltungsrecht im vollen Umfange auf den Nachlaßverwalter über ($ 1985 Abſ 1). Der 
TV kann aber ſelbſt zum Verwalter beſtellt werden (§ 1981 A 5). Beſchränkung und Aus⸗ 
dehnung der Verwaltungsbefugniſſe 98 2208—2210, Prozeßführung 98 2212, 2213, Ver⸗ 
antwortlichkeit $ 2219. Der TV kann die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes (KO 8 217), das 
Aufgebot der Nachlaßgläubiger ($ 1970 A 2), die Zwangsverſteigerung der Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke beantragen (ZB 175), ſich auch für den Erben den Erbſchein erteilen laſſen ($ 2353 

) 


A 3). 

2. Der Beſitz geht nach § 857 nur auf den Erben, nicht auf den TV über. Hat der 
Erbe bereits tatfächlich Beſitz ergriffen, fo kann der TV von ihm wie von jedem Dritten Über⸗ 
tragung des Beſitzes und at nach $ 260 verlangen, ſoweit er dem Erben nicht einzelne 
Gegenſtände gemäß § 2217 zu überlaſſen hat. Der Erbe iſt, wenn der TV den tatſächlichen 
Beſitz erlangt, mittelbarer Beſitzer ($ 868). 

3. Die Verfügungsmacht iſt dem TV zwar nur zur Verwirklichung ſeiner Aufgaben 
eingeräumt, fie ſteht ihm aber (abgeſehen von S 3) unbeſchränkt und ausſchließlich 
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zu ($ 2211) mit der Wirkung, daß die von ihm (und ihm gegenüber) vorgenommenen dinglichen 
und rechtsgeſchäftlichen Akte im Bereiche des Nachlaßvermögens für (und gegen) den Erben 
oder die Erbengemeinſchaft rechtlich wirkſam find (RG 59, 366; 68, 259). Dies gilt von dem 
zum TW beſtellten Miterben auch dann, wenn die Verfügungen zugleich ſeinem eigenen 
Intereſſe dienen (Auflaſſung zu Bruchteilen an ſich ſelbſt); $ 181 ſteht nicht entgegen (RG 
61, 139, 145). Ein für den Nachlaß gemachter Erwerb kommt zwar dem Erben zu, unterliegt 
aber ſogleich wieder der Verwaltung des TV. Sein guter Glaube iſt hierbei entſcheidend. 
Das Verfügungsrecht (Inhalt Vorbem 7 vor 8 104) erſtreckt ſich auf alle Nachlaßgegenſtände, 
Sachen und Rechte (5 90), ſoweit fie dem Erben nicht als höch ſtperſönliche zuſtehen. 
Der TV kann deshalb die Schenkung nicht widerrufen ($ 530 Abſ 2), fich nicht über Annahme 
oder Ausſchlagung einer vererbten Erbſchaft erklären ($ 1952), nicht wegen Erbunwürdigkeit 
anfechten ($ 2340). A. M. Strohal I 5 40 a A 14. Iſt der Erbe minderjährig, ſo ſteht dem 
Vormund oder Gewalthaber keine Anteilnahme an der Verwaltung, nur die Vertretung des 
Erben gegenüber dem TVizu. In der Verfügung über Nachlaßgrundſtücke und grund. 
bücherlich oder im Schiffsregiſter eingetragene Rechte iſt der TV gleichfalls nur durch Satz 3 
beſchränkt. Seine Eintragungsbewilligung genügt ohne Zwiſcheneintrag des Erben (G30 
s 41 Abſ 2, FGG 8 111 Abſ 2), feine Beſtellung iſt bei Eintragung des Erben regelmäßig mit 
einzutragen (GBO $ 53, Fc § 118). Nachweis feiner Befugniſſe gegenüber dem Grund⸗ 
buchamt GB $ 36 Abſ 2, FGG 5 107 Abſ 2. Das Recht, über feinen Anteil am Nachlaſſe 
zu verfügen ($ 2033), verbleibt dem Miterben, ändert aber nichts an dem Umfange des dem 
TV daran zuſtehenden Verfügungsrechtes. 

4. Nur unentgeltliche Verfügungen (mit der dem $ 534 entſprechenden Ausnahme) 
find dem TVverwehrt und, wenn fie dennoch vorgenommen find, ohne Rüchſicht auf die Kennt⸗ 
nis des Empfängers unwirkſam, wenn nicht der Erbe zuſtimmt. Das Grundbuchamt 
kann ſich jedoch, anders wie beim Vorerben § 2113 A 2, bei den Erklärungen der Beteiligten 
begnügen, daß die betreffende Verfügung keine unentgeltliche ſei, es ſei denn, daß beſondere 
Umſtände einen beſtimmten Anhalt für die Annahme des Gegenteils bieten (RG 65, 223). 


8 2206 


Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, Verbindlichkeiten für den Nach⸗ 
laß einzugehen, ſoweit die Eingehung zur ordnungsmäßigen Verwaltung er⸗ 
forderlich ijt!). Die Verbindlichkeit zu einer Verfügung über einen Nachlaß⸗ 
gegenſtand kann der Teſtamentsvollſtrecker für den Nachlaß auch dann ein⸗ 
gehen, wenn er zu der Verfügung berechtigt ift?). 

Der Erbe iſt verpflichtet, zur Eingehung ſolcher Verbindlichkeiten ſeine 
Einwilligung zu erteilen), unbeſchadet des Rechtes, die Beſchränkung feiner 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten geltend zu machen“). 

& 1 1902 II 2076 M 5, 234, 235 P 5, 528—530, 544, 545. 

1. Die Befugnis des TV zur Eingehung von Berbindlichkeiten für den Nachlaß be⸗ 
ſteht nicht wie feine Verfügungsmacht nach § 2205 unbeſchränkt. Sie reicht nur ſoweit, als 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung (val. 8 2216 A 1) erforderlich iſt. Wechſel⸗ 
verbindlichkeiten RG 60, 30. Soweit der TV dieſe Grenze nicht einhält, erwirbt der Gläubiger 
keine Rechte und kann ſich gemäß § 179 nur an den TV halten. Dafür, daß ſie eingehalten 
ſei, iſt der Gläubiger beweispflichtig, doch genügt der Nachweis daß er die Übernahme der 
Verbindlichkeit nach den Umſtänden als geboten anſehen durfte (a. M. Staudinger A 1). 
Die Befugnis kann dem TV vom Erblaſſer entzogen, inhaltlich oder gegenſtändlich beſchränkt 
($ 2208) er kann auch umgekehrt von jeder Beſchränkung entbunden fein ($$ 2207, 2209 A 3). 

2. Die Beſchränkung der A 1 entfällt auch dann, wenn der TV zur Verfügung über 
einen Nachlaßgegenſtand berechtigt iſt und eine Verbindlichkeit zu eben dieſer Berfligung 
eingeht. Da die Verfügungsmacht des TWagrundſätzlich und abgeſehen von $ 2205 A 4 und 
$ 2008 A 1 unbeſchränkt iſt, jo braucht der Gläubiger, der z. B. mit dem EB einen Kaufvertrag 
über einen Nachlaßgegenſtand abſchließt, nicht zu prüfen, ob das Rechtsgeſchäft zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung erforderlich ſei, ſondern nur, ob dem TV hierüber die Verfügung zu⸗ 
ſteht (KJ 27 A 192, ogl. auch $$ 1445, 1821 Nr 3, 1822 Nr 1). 

3. Die im Rahmen des Abj 1 eingegangenen („ſolche“) Verbindlichkeiten verpflichten 
zwar den Erben ohne weiteres („für den Nachlaß). Die Einwilligung des Erben ($ 183) 
ſchützt aber den TV vor Schadenserſatzanſprüchen aus $ 2219, den Vertragsgegner vor 
Einwendungen des Erben aus Abſ 1. Sie kann ferner notwendig werden, wenn der Erbe 
3. B. durch Eintragungen im Grundbuch als alleiniger Verfügungsberechtigter ausgewieſen 
iſt. Der TV (nicht auch der Dritte) kann gleich dem Vorerben ($ 2120) die Einwilligung des 
Erben im Klagewege herbeiführen. Umgekehrt ſteht dem Erben frei, gegen den TV oder den 
Dritten auf Unverbindlichkeit des Geſchäfts Feſtſtellungsklage zu erheben. 
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4. Die vom TV eingegangenen Verbindlichkeiten find, weil den Erben als ſolchen 
treffend, Nachlaß verbindlichkeiten, 81967. Im Nachlaßkonkurſe gehören fie 
zu den Maſſeſchulden, KO $ 224 Nr 5. Sie unterliegen deshalb auch den Grundſätzen von der 
Beſchränkung der Haftung des Erben. Darf er ſich hierauf nicht berufen (Vorbem 3, 4 vor 
§ 1967), fo haftet er auch für die hier fraglichen Verbindlichkeiten unbeſchränkt. Doch bedarf 
es gegenüber dem verwaltenden TV nicht des Vorbehalts im Urteile (ZPO 5 780 Abſ 2). 


8 2207 


Der Erblaſſer kann anordnen, daß der Teſtamentsvollſtrecker in der 
Eingehung von Verbindlichkeiten für den Nachlaß nicht beſchränkt ſein ſoll!). 
Der Teſtamentsvollſtrecker iſt auch in einem ſolchen Falle zu einem Schenkungs⸗ 
verſprechen nur nach Maßgabe des § 2205 Satz 3 berechtigt). 

E 1 1902 JI 2077 M 5, 234, 235 P 5, 528—530, 542, 543. 

1. Befreinug von den Beſchränkungen des § 2206 durch letztwillige Anordnung ent⸗ 
ſprechend dem befreiten Vorerben $ 2136. Sie gilt im Falle des $ 2209 als ſtillſchweigend 
ausgeſprochen. Der TV bleibt gleichwohl zur ordnungsmäßigen Verwaltung verpflichtet 
(88 2220, 2216), kann deshalb auch in dieſem Falle zu feiner Entlaftung die Einwilligung des 
Erben nach § 2206 Abſ 2 verlangen (a. M. Staudinger). 

2. Zu Schenkungsverſprechen kann der TV lebenſowenig wie der Vorerbe 9 2136, 
2113 Abſ 2) allgemein auch vom Erblaſſer nicht ermächtigt werden. 


9 2208 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat die in den 88 2203 bis 2206 beſtimmten 
Rechte nicht, ſoweit anzunehmen iſt, daß ſie ihm nach dem Willen des Erb- 
laſſers nicht zuſtehen ſollen !). Unterliegen der Verwaltung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers nur einzelne Nachlaßgegenſtände, ſo ſtehen ihm die im § 2205 
Satz 2 beſtimmten Befugniſſe nur in Anſehung dieſer Gegenſtände zu). 

Hat der Teſtamentsvollſtrecker Verfügungen des Erblaſſers nicht ſelbſt 
zur Ausführung zu bringen, ſo kann er die Ausführung von dem Erben ver⸗ 
langen, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen ijt?). 

E 1 1905 II 2078 M 5, 241 P 5, 302, 309, 310, 528, 542, 543, 545. 

1. Die Beſchränkung der Rechte des TB oder ihre völlige Entziehung braucht nicht 
letztwillig angeordnet zu fein. Es genügt, wenn ein dahin gehender Wille des Erb- 
laſſers ſonſt kundgegeben oder aus den Umſtänden ermittelt iſt. Daß fie als Ausnahme 
von der Regel der 89 2203—2206 gewollt ſei, hat zu beweiſen, wer ſich hierauf beruft 
(RG 61, 142). Die Beſchränkung iſt auch gegen Dritte wirkſam. Sie iſt in dem Zeugnis 
des $ 2368 anzugeben, ſoweit fie ſich auf das Verwaltungsrecht des TV bezieht. Iſt dies 
unterblieben, fo iſt der Dritte gemäß $ 2366 durch den öffentlichen Glauben des Zeugniſſes 
geſchützt. Hiervon abgeſehen kann er ſich auf Unkenntnis der Beſchränkung nicht berufen. 

2. Iſt das Verwaltungsrecht des TW gegenſtändlich beſchränlkt, jo hat er nur in An⸗ 
ſehung der einzelnen Nachlaßgegenſtände (Sachen, Rechte, auch Inbegriffe von Gegenſtänden, 
z. B. Handelsgeſchäft) das Recht auf Beſitzergreifung und das Verfügungsrecht, jedoch inhaltlich 
im vollen Umfange des $ 2205. Insbeſondere iſt er ermächtigt, in Beziehung auf dieſen 
Gegenſtand nach § 2206 für den Nachlaß Verbindlichkeiten einzugehen. 

3. Dem TVverbleibt das Aufſichtsrecht über Ausführung der letztwilligen Verfügungen, 
wenn ihm, gegen $ 2203, die Ausführung ſelbſt nicht zuſteht. Kraft deſſen kann er gegen 
den Erben oder nach § 2223 gegen den beſchwerten Vermächtnisnehmer im Klagewege vor- 
gehen, wenn der Beſchwerte nicht einen andern, irgendwie erklärten Willen des Erblaſſers 
nachweiſt. — Eine Erweiterung der Machtbefugniſſe des TV über die 
Grenzen der 95 22032206 hinaus, insbeſondere die allgemeine Ermächtigung zu Schenkungen 
ift ungültig ($ 2207 A 2). Authentiſche Auslegung des Teſtaments |. $ 2203 a. E. Doch 
kann überall da, wo einem Dritten vom Erblaſſer gewiſſe Befugniſſe übertragen werden dürfen 
(fo 58 2048, 2151, 2153— 2156, 2193), auch der TWals dieſer Dritte beſtimmt werden. Soweit 
dem TB „Tonftige Aufgaben“ zugewieſen find (§ 2209 A 2), erwachſen ihm daraus keine ſelb⸗ 
ſtändigen Befugniſſe. Die nur in Beziehung auf einen Erbteil angeordnete Vollſtreckung 
berechtigt den TV nicht zur Verfügung nach 8 2033, ſondern nur zur Vertretung des Erben 
und Mitwirkung bei der Auseinanderſetzung. Ob ihm auch die Verwaltung an den dem Erben 
zugeteilten Gegenſtänden zuſtehen ſoll, ift Auslegungsfrage. ö 
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9 2209 


Der Erblaſſer kann einem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung des 
Nachlaſſes übertragen, ohne ihm andere Aufgaben als die Verwaltung zuzu⸗ 
weiſen; ) er kann auch anordnen, daß der Teſtamentsvollſtrecker die Verwal⸗ 
tung nach der Erledigung der ihm ſonſt zugewieſenen Aufgaben fortzuführen 
hat:). Im Zweifel iſt anzunehmen, daß einem ſolchen Teſtamentsvollſtrecker 
die im § 2207 bezeichnete Ermächtigung erteilt iſt ?). 

E 11 2079 P 5, 302, 303, 305—307, 529, 530, 543, 546. 

1. Iſt dem TV nur die Verwaltung als einzige oder doch die beiden anderen Haupt⸗ 
aufgaben ($$ 2203, 2204) überdauernde Verrichtung zugewieſen, ſo iſt die Wirkſamkeit einer 
ſolchen Anordnung nach $ 2210 zeitlich begrenzt. Die Verwaltung kann ſich auf den ganzen 
Nachlaß erſtrecken ($ 2205) und wird dann regelmäßig ein Teilungsverbot in ſich begreifen 
(5 2044). Sie kann nach $ 2208 auch inhaltlich oder gegenſtändlich beſchränkt ſein. Die An⸗ 
ordnung ermöglicht dem Erblaſſer, den Erben auf geraume Zeit, insbeſondere über die Voll⸗ 
jährigkeit hinaus von der Verfügung über den Nachlaß auszuſchließen, $ 2211 Abſ 1, fo ins⸗ 
befonbere bei der Enterbung in guter Abſicht, F 2338 A 4, und zugleich den Zugriff feiner 
Gläubiger auf den Nachlaß zu verhindern, 2214. Sie iſt ferner ein Mittel, das geſetzliche 
Verwaltungsrecht des elterlichen Gewalthabers oder des Vormundes ($$ 1638, 1686, 1794) 
auszuschließen, ohne daß die Beſtellung eines Pflegers ($ 1909) erforderlich wäre. Oder auch 
dem Gewalthaber (z. B. der Witwe) die Verwaltung in der Eigenſchaft als TV und deshalb 
frei von den ſonſt beſtehenden geſetzlichen Beſchränkungen zu übertragen. Von den hierin 
liegenden Beſchränkungen ſeines Erbrechts kann ſich der Erbe nur gemäß $ 2306 (Pflichtteil) 
freimachen. Für das Rechtsverhältnis zwiſchen TV und Erben bleiben während der Dauer 
der Verwaltung die 58 2215—2219 maßgebend. 

2. Der Kreis der dem TV eee ſonſtigen Aufgaben (z. B. Erziehung der 
Kinder, Herausgabe des literariſchen Nach aſſes, Leiſtung von Rechtsbeiſtand) iſt vermöge 
der Teſtierfreiheit an ſich unbeſchränkt, der Erblaſſer kann ſich hierzu auch der Auflage ($ 1940) 
oder der bedingten nt an den TB bedienen. Die geſetzlichen Befugniſſe des TV 
vermag er aber hierdurch nicht zu erweitern ($ 2208 A 3). 

3. Unbeſchränkte Ermächtigung zur Eingehung von Nachlaßverbindlichkeiten, in Be⸗ 
ziehung ſei es auf den ganzen Nachlaß ($ 2207) oder auf einzelne feiner Verwaltung zuge⸗ 
wieſene Nachlaßgegenſtände (5 2208 A 2). 
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Eine nach § 2209 getroffene Anordnung wird unwirkſam, wenn ſeit 
dem Erbfalle dreißig Jahre verſtrichen ſind. Der Erblaſſer kann jedoch an⸗ 
ordnen, daß die Verwaltung bis zum Tode des Erben oder des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers oder bis zum Eintritt eines anderen Ereigniſſes in der Perſon 
des einen oder des anderen fortdauern joll!). Die Vorſchrift des 8 2163 Abſ. 2 
findet entſprechende Anwendung ). 


E II 2080 P 5, 303, 805, 808; 6, 91, 92. 

1. Nur die beſondere Verwaltung des $ 2209 ift, wie die Nacherbſchaft ($ 2109), das 
Vermächtnis ($ 2162) und das Teilungsverbot ($ 2044) zeitlich begrenzt. Die zur Erfüllung 
der nach 95 2203, 2204 dem TV obliegenden oder der ihm ſonſt zugewieſenen Aufgaben (5 2209 
A 2) erforderliche Verwaltungsbefugnis unterliegt dieſen Grenzen nicht. Ein Wechſel in der 
Perſon des TV während dieſes Zeikraums iſt ohne Bedeutung, wenn die Verwaltungsdauer 
nicht auf Lebenszeit des TV abgeſtellt it. Dem Erblaſſer iſt eine Verlängerung des Zeitraums 
unter den gleichen Vorausſetzungen wie in $$ 2109 Nr 1, 2163 Nr 1 (f. dort) geſtattet. Soll 
die Verwaltung bis zum Tode eines Nachfolgers des TV ($ 2199 A 2) oder bis zum Eintritt 
eines Ereigniſſes in der Perſon dieſes Nachfolgers dauern, ſo muß der betreffende Nachfolger 
wenn eine Umgehung des Geſetzes verhütet werden ſoll, vor Ablauf von 30 Jahren 
mindeſtens ernannt fein. — Lebenszeit des Abkömmlings als Zeitgrenze im Falle des § 2338 
(A 2). 

2. Iſt der TV eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der 30 jährigen Friſt 
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Über einen der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden 
Nachlaßgegenſtand kann der Erbe nicht verfügen“). 
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Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung ). 

E I 1901 II 2081 Abf 1 Satz 1, Abſ 2 M 5, 233, 234 P 5, 286, 287, 531, 532; 6, 129, 130. 

1. Kein Verfügungsrecht des Erben. Das nach $ 2205 dem TU übertragene und durch 
$ 2208 nicht entzogene Verfügungsrecht über die Nachlaßgegenſtände ſchließt, ſolange der 
Nachlaß im ganzen oder ein einzelner Nachlaßgegenſtand der Verwaltung des TV unter⸗ 
liegt (55 2205 A 1, 2209, 2217 A 1), das Verfügungsrecht des Erben gänzlich aus. Und zwar 
ſogleich vom Erbfall, nicht erſt vom Amtsantritte des TV ab ($ 2202); a. M. Staudinger 
A 2. Zum Schutze des TV dient die Eintragung im Grundbuch und Schiffsregiſter, GBO 
9 53, FGG 8 118. Nicht gehindert iſt der Erbe, gemäß § 2033 über feinen Anteil am Nachla ſſe 
zu verfügen, ohne daß jedoch die Fortdauer der dem TV zuſtehenden Rechte am Erbteil oder 
den darauf zugeteilten Nachlaßgegenſtänden hierdurch beeinträchtigt wird (§ 2208 A 3). Ver- 
fügung iſt gemeint als dingliche im Gegenſatz zur tatſächlichen Verfügung und bloß ſchuld⸗ 
rechtlichen Verpflichtung (Vorbem 7 vor 5 104). Der Erbe iſt daher durch das Verfügungsrecht des 
ZB an der Eingehung von Schuldverhältniſſen in Beziehung auf einen Nachlaßgegenſtand, auch 
am Abſchluß des Erbſchaftskaufes (§ 2376 A 3) nicht gehindert, kann aber nicht erfüllen, ſo⸗ 
lange ihm das Verfügungsrecht des TV Ane oder wenn der TB anderweit verfügt 
hat. Die dennoch vorgenommene Verfügung des Erben iſt jedoch nurn relativ unwirk⸗ 
ſam, d. h. gleich dem Veräußerungsverbot des § 135 nur gegenüber dem geſchützten TR 
ſelbſt und denjenigen Perſonen, in deren Intereſſe die Teſtamentsvollſtreckung angeordnet ift. 
Inſoweit kann die Unwirkſamkeit aber auch im Konkurſe des Erben geltend gemacht werden 
($ 2214, KO 8 13). Eine bedingt oder betagt — für den Fall der Erlangung des freien 
Verfügungsrechts — vom Erben vorgenommene Verfügung wird mit Eintritt der Bedingung 
oder des Termins ohne weiteres wirkſam und erzeugt gemäß $ 160 ſchon vorher eine Bin- 
dung der Beteiligten. Aber auch die unbedingt getroffene Verfügung des Erben wird nach 
$ 185 Abſ 2 dadurch wirkſam, daß ſie der TV genehmigt oder daß der Erbe zwar nicht den 
Gegenſtand ſelbſt, aber doch die freie Verfügung darüber erwirbt. 

2. Der Schutz des guten Glaubens ſteht dem Erwerber eines Grundſtücks oder eines 
eingetragenen Rechtes (85 892, 893), einer beweglichen Sache ($$ 932 ff.), eines Nießbrauchs 
oder Pfandrechts (58 1032, 1207) dann zur Seite, wenn er ſich unverſchuldet in Unkenntnis 
darüber befindet, daß die Sache überhaupt zum Nachlaß gehört oder daß ein TV beſtellt iſt 
oder wenn er irrig glaubt, daß die Sache der Verwaltung des TV nicht unterliege. 
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Ein der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegendes Recht 
kann nur von dem Teſtamentsvollſtrecker gerichtlich geltend gemacht werden ). 

E 1 1903 Abſ 1 II 2082 M 5, 235, 236 P 5, 287291, 532. 

1. Die gerichtliche Geltendmachung eines Rechtes iſt dem TV ebenſo ausſchließlich 
vorbehalten wie das Verfügungsrecht (89 2205, 2211), wenn und inſoweit das betreffende 
Recht feiner Verwaltung unterliegt (68 2205 A 1, 2208, 2209, 2217 A 1), gleichviel ob die 
Geltendmachung vor den ordentlichen oder vor Verwaltungsgerichten, im Schiedsverfahren, 
im Wege der Klage, Einrede, Widerklage oder durch Aufrechnung im Prozeſſe erfolgt (RG 
61, 145). Paſſivprozeß $ 2213. Der Erbe iſt hiervon gänzlich ausgeſchloſſen, nur der TV 
it Partei (Rc 3. 11. 06 V 51/06, a. M. Staudinger A I, A), ſelbſt im Falle des Intereſſen⸗ 
widerſtreits. Lehnt er die Prozeßführung ab, ſo kann der Erbe nur ſeine Entlaſſung beantragen 
($ 2227) oder ihn nach $ 2218 im Klagewege dazu anhalten (RG Gruch 50, 387). Da jedoch 
das Urteil für und gegen den Erben wirkt (ZPO $ 327), jo kann er als Nebeninter-⸗ 
venient beitreten und gilt dann als Streitgenoſſe des TV (3 PO 85 66, 69). Durch 
55 2216 Abſ 1, 2219 kann der TB auch verpflichtet fein, ihm den Streit zu verkünden (ZPO 

$ 72 ff.). Hauptintervention des Erben (3 PO $ 64) iſt denkbar, wenn er dem TV feine 
Vollſtreckereigenſchaft oder wenn er beſtreitet, daß das betreffende Recht ſeiner Verwaltung 
unterliege. Unterbrechung des Verfahrens ZPO $ 243. Sie tritt nicht ein, wenn ſich das 
Amt des TV während des Prozeſſes erledigt. Vollſtreckbare Ausfertigung für und gegen den 
Erben ZPO s 728. Auch zur Erhebung des Erbſchaftsanſpruchs gegen den dritten 
Erbſchaftsbeſitzer ift der TV ausſchließlich legitimiert ($ 2018 A 1), ebenſo zur Erhebung der 
erbſchaftlichen Einzelanſprüche nach $ 2029. Da jedoch das Erbrecht ſelbſt der Verwaltung 
des TW nicht unterliegt, fo ſchafft die hierüber incidenter ergehende Entſcheidung (RG JW 
09, 5216) auch keine Rechtskraft für und gegen den Erben (ZPO $ 327). Der Erbe bleibt viel⸗ 
mehr inſoweit allein oder neben dem TV klageberechtigt. Dagegen ift der Erbſchaftsanſpruch 
des TV ſelbſt gegen den durch Verfügung von Todes wegen ernannten Erben unter der Be⸗ 
hauptung, daß er nicht Erbe ſei, ausgeſchloſſen (5 2203 A 1). Die unter mehreren Erbpräten⸗ 


Teſtamentsvollſtrecker $5 2211—2213 589 


denten ergangene Entſcheidung bindet den TV nicht, wird ihn aber regelmäßig befreien, 
wenn er an die ſiegreiche Partei leiſtet. — Die Koſten des Prozeſſes treffen, wenn der TV 
unterliegt, den Nachlaß. Der verwaltende TW ift berechtigt, das Aufgebot (ZPO $ 991), 
die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes (KO $ 217) und die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
zu beantragen (8 1981 A 1). 
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Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann ſowohl gegen den 
Erben als gegen den Teſtamentsvollſtrecker gerichtlich geltend gemacht werden). 
Steht dem Teſtamentsvollſtrecker nicht die Verwaltung des Nachlaſſes zu, 
ſo iſt die Geltendmachung nur gegen den Erben zuläſſig 2). Ein Pflichtteils⸗ 
anſpruch kann, auch wenn dem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung des 
Nachlaſſes zuſteht, nur gegen den Erben geltend gemacht werden!). 

Die Vorſchrift des § 1958 findet auf den Teſtaments vo Iſtrecker keine 


Anwendung ). 8 

Ein Nachlaßgläubiger, der ſeinen Anſpruch gegen den Erben geltend 
macht, kann den Anſpruch auch gegen den Teſtamentsvollſtrecker dahin geltend 
machen, daß dieſer die Zwangs vollſtreckung in die ſeiner Verwaltung unter⸗ 
liegenden Nachlaßgegenſtände dulde “. 

E 1 1903 Abſ 2, 1904 II 2083 Abſ 1, 2 M 5, 236, 237 P 5, 287—289, 291—301, 532—539, 541. 542: 
6, 349, 350, 396, 397. 

1. Paſſivlegitimation des TV. Während im Aktipprozeſſe die Prozeßlegitimation 
dem verwaltenden TB ausfchließlich zufteht (8 2212), iſt als Beklagter im Paſſivprozeſſe regel- 
mäßig ſowohl der Erbe, als Schuldner der betreffenden dinglichen oder perſönlichen 
Nachlaßverbindlichkeit, wie der Teſtaments oo Ilftreder, dieſer mit Rückſicht 
auf fein Verfügungsrecht über den Nachlaß ($ 2205 A 3) legitimiert. Dies gilt auch dann, 
wenn es ſich um einen bloßen Feſtſtellungsanſpruch handelt. Er kann nach Beendigung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft von einem Miterben auch gegen den nur vom überlebenden 
Ehegatten beſtellten TV geltend gemacht werden (RG 14. 5. 06 IV 580/05). Jedenfalls iſt 
die Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß nur auf Grund eines gegen den TB ergangenen 
Urteils möglich (ZPO g 748 Abſ 1 und A 5 unten). Die Klagerhebung gegen den Erben 
allein iſt mithin in Anſehung des Nachlaſſes nutzlos oder kann doch erſt nach Beendigung des 
T V⸗Amtes Wirkung äußern. Aus einem nur gegen den Erben erlaſſenen Schiedsſpruch kann 
daher auch das Vollſtreckungsurteil des $ 1042 Zo nicht gegen den TB ergehen (RG 56, 327). 
Dagegen wirkt das gegen den TVallein ergangene Urteil nach ZPO § 327 auch (für und) 
gegen den Erben, ſelbſt wenn er unbeſchränkt haftet. Sit die Klage nur gegen den 
einen oder den andren erhoben, ſo kann jeder dem andern als Nebenintervenient beitreten 
(8 P 8s 66 ff.) der Erbe wird dadurch Streitgenoſſe des verklagten TV. nicht aber umgekehrt 
der TV Streitgenoſſe des verklagten Erben (ZPO $ 69). Die Streitverkündung an den andren 
ſteht dem TV immer, gegebenenfalls auch dem Erben zu (ZPO $ 72). Der Beginn einer 
Teſtamentsvollſtreckung (8 2202) wirkt Unterbrechung des gegen den Erben im Gange befind- 
lichen Verfahrens (3 PO $ 243), während die Beendigung des Amtes auf den Rechtsſtreit 
ohne Einfluß bleibt. Vollſtreckbare Ausfertigung des gegenüber dem TV ergangenen Urteils 
für und gegen den Erben ZPO $ 728 Abſ 2, desgleichen des gegen den Erblaſſer ergangenen 
Urteils für und gegen den XV ZPO 8 749, . auch 8 779 Abſ 2. Das gegen den TV er- 
laſſene Urteil bedarf nicht des Vorbehalts, 8 PO 5 780 Abſ 2. Neben dem Gerichtsſtande 
der Erbſchaft (3 PO 38 27, 28) kommt, da der TV ſelbſt Partei iſt (8 2212 A 1), auch ſein all⸗ 
gemeiner Gerichtsſtand nach 3 88 13 ff. in Betracht. — Paſſivlegitimation des TV beim 
Erbſchaftsanſpruch $ 2018 A 4. 

2. Vorausſetzung für die Paſſivlegitimation des TV iſt, daß ihm die Verwaltung des 
ganzen Nachlaſſes zuſteht ($ 2205 A 1), mag er auch einzelne Nachlaßgegenſtände dem Erben 
nach $ 2217 zur freien Verfügung überlaſſen haben Es ſei denn, daß ſich gerade hierauf der 
Rechtsſtreit bezieht. Der TW ift überhaupt nicht legitimiert, wenn ihm die Verwaltung völlig 
entzogen iſt und kann auch der Zwangsvollſtreckung nicht widerſprechen. Iſt die Verwaltung 
auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränkt (9 2208 A 2) ſo iſt der Anſpruch ſelbſt dann gegen 
den Erben zu verfolgen, wenn er ſich, wie z. B. bei den dinglichen Klagen des 9 24 BRD, auf 
eben dieſen Gegenſtand bezieht. Doch iſt nach ZPO 3 748 Abſſ 2 die Zwangsvollſtreckung in 
den Gegenſtand nur zuläſſig, wenn zu gleich der TV zur Duldung verurteilt iſt. Es ge⸗ 
nügt deshalb nicht, die Hypothekenklage auf Zahlung aus dem Grundſtuck (88 1113, 1191 
nur gegen den T zu richten, obwohl die Urteilsformel in dieſem Falle der Faſſung des Abſ 


zu entſprechen pflegt. 


590 Erbrecht Teſtament 


8. Der Pflichtteilsanſpruch 8 2303 ff., einſchließlich des Verlangens auf Auskunfts- 
ertetlung nach $ 2314 (jo RG 50, 224, dagegen Dernburg V 111 A 10), kann zwar 
nur gegen den Erben geltend gemacht werden, doch bedarf es nach ZPO 8 748 Abf 3 auch 
in dieſem Falle des Urteils gegen den TV auf Duldung der Zwangsvollſtreckung. Dagegen 
iſt es nicht Pflichtteilsanſpruch, wenn der Pflichtteilsberechtigte auf Grund von $ 2306 die 
Unwirkſamkeit einer ihn beſchränkenden Teſtamentsvollſtreckung behauptet und deshalb negative 
Feſtſtellungsklage gegen den TV erhebt oder wenn über den Beſtand des Pflichtteilsrechtes 
nur incidenter geſtritten wird. 

4. Der Anſpruch kann vor Annahme der Erbſchaft nach $ 1958 nicht gegen den Erben, 
wohl aber gegen den TV, ſoweit er paſſtv legitimiert iſt, erhoben werden. Vorausgeſetzt iſt, 
daß fein Amt nach $ 2202 begonnen hat. Entſprechend beim Nachlaßpfleger 5 1960 Abſ 3. 

5. Steht dem TV die Verwaltung zu ($ 2) und handelt es ſich nicht um einen Pflicht⸗ 
teilsanſpruch (A 3), fo ſteht es im Belieben des Nachlaßgläubigers, ob er Erben und TV — 
als Streitgenoſſen oder in beſonderen Prozeſſen — beide auf Leiſtung (a. M. OLG 3, 12) 
oder ob er nur den Erben auf Leiſtung, den TV auf Duldung der Zwangsvollſtreckung ver⸗ 
klagen will. Auf dieſen Anſpruch ift er beſchränkt, wenn das Verwaltungsrecht des TV ſich 
nur auf einzelne Nachlaßgegenſtände bezieht oder der Pflichtteil verlangt wird. Iſt der Klage⸗ 
antrag gegen den TV gleichwohl auf Leiſtung gerichtet, fo iſt doch darin der Anſpruch auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung als das Mindere mit enthalten und dementſprechend ſogar in 
der Reviſionsinſtanz zu erkennen (RG 24.6. 07 1V 121/07). Ohne ein dementſprechendes Urteil 
kann aber der Kläger nach ZPO $ 748 Abſ 2, 3 die Zwangsvollſtreckung nicht betreiben. Der 
auf Duldung belangte TWeiſt nicht gehindert, gegen den geltend gemachten Anſpruch, auch 
den Pflichtteilsanſpruch, alle dem Erben zuſtehenden materiellen Einreden geltend zu machen. 
Daß gegen den Erben bereits rechtskräftiges Leiſtungsurteil ergangen iſt, ſteht ihm nicht ent⸗ 
gegen. Wohl aber kann er ſich auf die Rechtskraft eines den Anſpruch gegen den Erben ab- 
weiſenden Urteils berufen. 
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Gläubiger des Erben, die nicht zu den Nachlaßgläubigern gehören, können 
ſich nicht an die der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden 
Nachlaßgegenſtände halten ). 

E II 2083 Abſ 3 P 5, 297, 298, 542; 6, 898. 

1. Nachlaßgläubiger $ 2213. Durch Beſtellung eines verwaltenden TV ($5 2205, 
2209) und auf die Dauer dieſer Verwaltung ($ 2210) werden die Privatgläubiger des Erben 
ee vom Zugriff auf den Nachlaß überhaupt oder doch, wenn die Verwaltung des TV 
gegenſtändlich beſchränkt iſt ($ 2208 A 2), vom Zugriff auf die ihr unterliegenden Gegenſtände. 
Dieſe Wirkung iſt eine Folge der dem TV eingeräumten ausſchließlichen Verfügungsmacht 
und tritt (wie $ 2211 A 1) ſogleich mit dem Erbfall, nicht erſt mit dem Amtsbeginn des TV 
ein. Sie wirkt praktiſch wie die Abſonderung des Nachlaſſes vom Privatvermögen des Erben 
(Bem 2 vor $ 1967), verhindert aber mangels einer poſitiven dem $ 1976 entſprechenden Vor⸗ 
ſchrift nicht das Erlöſchen durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit (a. M. Strohal 
5 40a A 44). Die Vorſchrift des $ 2214 gehört dem materiellen Recht an, fie kommt deshalb 
trotz KO § 13 auch im Konkurſe des Erben voll zur Wirkung. Sie iſt von Amtswegen zu beachten 
und wo nötig auf dem Wege des $ 766 ZPO zur Geltung zu bringen. Die Pfändung des 
Anteils eines Miterben ($ 2033 A 3), jedoch unbeſchadet des dem TV an den zugeteilten 
Gegenſtänden zuſtehenden ausſchließlichen Verfügungsrechtes ($ 2211 Abſ 1) iſt dem Privat- 
gläubiger des Miterben nicht verwehrt. 


8 2215 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat dem Erben unverzüglich nach der Anz 
nahme des Amtes ein Verzeichnis der ſeiner Verwaltung unterliegenden Nach⸗ 
laßgegenſtände und der bekannten Nachlaßverbindlichkeiten mitzuteilen!) und 
ihm die zur Aufnahme des Inventars ſonſt erforderliche Beihülfe zu leiſten ). 

Das Verzeichnis iſt mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu verſehen 
und von dem Teſtamentsvollſtrecker zu unterzeichnen; der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich beglaubigen zu laſſen “) 

Der Erbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Verzeichniſſes 
zugezogen wird). 
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Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt und auf Verlangen des Erben 
verpflichtet, das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen 
zuſtändigen Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſen “). 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen dem Nachlaſſe 
zur Lait®). 

E 1 1906 II 2084 M 5, 241, 242 P 5, 310-312. 

Befreiung unzuläſſig 92220. - 

1. Der TB hat dem Erben das Nachlaßverzeichnis unverzüglich ($121) nach 
Annahme des Amtes ($ 2202) und unverlangt mitzuteilen. Doch kann ihm der 
Erbe — nicht auch der Erblaſſer — die Mitteilung erlaſſen. Die Verpflichtung beſteht nur 
gegenüber dem Erben, erſtreckt ſich aber, wenn mehrere Erben vorhanden ſind, jedem 
gegenüber auf den ganzen Nachlaß. Der Vermächtnisnehmer hat als ſolcher darauf keinen An- 
ſpruch. Iſt er jedoch mit dem Nießbrauch am Nachlaſſe bedacht, ſo ergibt ſich die Pflicht des 
TB zur Mitwirkung und Auskunft aus 98 1035, 1068, übrigens auch $ 2218 (RG ZW 04, 338˙). 
Gegebenenfalls hat der TV nach $ 260 Abs 1 den Offenbarungseid zu leiſten. Das Ver⸗ 
zeichnis dient als Grundlage der dem TV obliegenden ordnungsmäßigen Verwaltung ($ 2216 
Abſ 1) und iſt für feine Schadenserſatzpflicht von Bedeutung ($ 2219). 

2. Die Pflicht zur Beihilfe bei Aufnahme des Juventars beſteht ſelbſtändig neben 
der Verzeichnispflicht des TV, wenn der Erbe freiwillig ($ 1993) oder weil ihm Inventarfriſt 
beftimmt ift ($ 1994), dazu verſchreitet. Dem TV ſelbſt kann die Friſt nicht beſtimmt werden. 
Die Beihilfe beſteht insbeſondere in Auskunftserteilung über die Nachlaßſchulden, die in ſeinem 
Beſitze befindlichen Nachlaßgegenſtände und in deren Vorzeigung. Die für das Inventar er⸗ 
forderliche Beſchreibung und Wertsangabe (§ 2001 Abſ 2) iſt zweckmäßig, aber für das Ver⸗ 
zeichnis des TV nicht vorgeſchrieben. Entſpricht es den Anforderungen des Inventars, fo 
kann ſich der Erbe nach $ 2004 hierauf berufen. Der Erbe iſt ſeinerſeits dem TV nur im Um⸗ 
fange des $ 2205 A 2 auskunftspflichtig. 

3. Das privatſchriftliche Verzeichnis genügt wie beim Vorerben (52121). Beglaubigung 
($ 129) kann vom Erben verlangt werden. 

4. Verlangen der Zuziehung wie beim Nacherben ſ. § 2121 A 2. 

5. Entſprechend den Vorſchriften beim Inventar $ 2002. 

6. Die Koſten find im Konkurſe Maſſeſchulden, KO § 224 Nr 5. Entſprechend 8 2121 
Abſ 4. — Zur Sicherheitsleiſtung iſt der TV durch das Geſetz nicht verpflichtet. 
Schadenserſatzpflicht 5 2219. 1 


9 2216 


Der Teſtamentsvollſtrecker iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
Nachlaſſes verpflichtet). 

Anordnungen, die der Erblaſſer für die Verwaltung durch letztwillige 
Verfügung getroffen hat, ſind von dem Teſtamentsvollſtrecker zu befolgen “). 
Sie können jedoch auf Antrag des Teſtamentsvollſtreckers oder eines andern 
Beteiligten von dem Nachlaßgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre 
Befolgung den Nachlaß erheblich gefährden würde?). Das Gericht ſoll vor 
der Entſcheidung ſoweit tunlich die Beteiligten hören ). 

€ 1 1899 Abſ 1 Sat 1 II 2085 M 5, 231 P 5, 276-279, 283, 284, 531. 

Befreiung unzuläſſig 82220. 

1. a der ordnungsmäßigen Verwaltung $5 2038, 276. Der Inhalt der Ver⸗ 
waltungspflicht beſtimmt ſich näher danach, ob dem TV bie Verwaltung nur als Mittel zur 
Ausführung der letztwilligen Verfügungen und zur Erbauseinanderſetzung (55 2203, 2204), 
oder ob ſie ihm für längere Dauer, in größerem oder geringerem Umfange, als Selbſtzweck 
oder zur 1 ſonſtiger Aufgaben übertragen iſt ($$ 2205, 2208, 2200). Eingehung von 
Verbindlichkeiten aus Anlaß der Verwaltung 59 2206, 2207. Der TR ift für feine Verwaltung 
den Erben, denen auch gegenüber einzelnen Verwaltungsmaßregeln ein Klagrecht zuſteht 
(RG 73, 26) und etwaigen Vermächtnisnehmern (5 2219), nicht aber, wie der Nachlaßver⸗ 
walter ($ 1985 A 3) unmittelbar auch den Nachlaßgläubigern verantwortlich. Doch verſteht 
ſich von ſelbſt, daß er ihre Intereſſen gleich dem Erben ſelbſt (8 1978 A 2) vorzugsweiſe mit 
55225700 e hat. Grobe Pflichtverletzung und Unfähigkeit als Entlaſſungsgrund 
5 5 

2. Anordnungen des Erblaſſers verpflichten den TV nur wenn fie letztwillig ge- 
troffen ſind. Soweit ſie ihm vertragsmäßig erteilt ſind, könnten ſie vom Erben jederzeit 
widerrufen werden ($ 2197 A 1). Sind ſie unwirkſam und als ſolche von ihm erkannt, fo 


592 Erbrecht Teſtament 


darf ſie der TV nicht befolgen. Soweit fie ſeine Rechte aufheben oder beſchränken, ift er ge⸗ 
gebenenfalls zur Anfechtung berechtigt (§ 2203 A 1). 

3. Außerkraftſetzung durch das Nachlaßgericht ſetzt einen Antrag des TVoder anderer 
Beteiligter ($ 2198 A 3, wiewohl mit Ausſchluß der Nachlaßgläubiger) und die Beſorgnis einer 
erheblichen Gefährdung des Nachlaſſes voraus (ähnlich bei der Verwaltung des Vormundes 
und des Gewalthabers, $$ 1803 Abſ 2, 1639 Abſ 2). Bloße Unzweckmäßigkeit genügt nicht, 
auch die Abänderung wird möglichſt im Sinne des Erblaſſers zu erfolgen haben. Teilungs⸗ 
anordnungen ($ 2048) kann das Nachlaßgericht nur aufheben, ſoweit fie mit Ver⸗ 
waltungsanordnungen zuſammmenfallen, z. B. die übertrieben hohe Preisfeſtſetzung für ein 
notwendig zu veräußerndes Grundſtück. 

4. Gehör der Beteiligten, insbeſondere auch des TV ſelbſt (wie in 38 1826, 1827 
2200, 2227, 2360), ſoweit ſie tunlich, d. h. ohne übermäßigen Aufwand an Zeit und Koſten 
ausführbar iſt Gegen die Ablehnung wie gegen den Inhalt der Entſcheidung ſteht nach Fc 
89 19 ff., 20 Abſ 2, 82, wenn mehrere TV beſtellt find, jedem von ihnen einfache Be⸗ 
ſchwerde zu. — Der Erblaſſer kann den TV von der Pflicht zur ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung weder befreien noch das Maß der von ihm zu vertretenden Sorgfalt (8 276) herab⸗ 
mindern (a. M. Strohal $ 40a A 37), noch die Unabänderlichkeit feiner Anordnungen 


beſtimmen. 
8 2217 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat Nachlaßgegenſtände, deren er zur Er: 
füllung ſeiner Obliegenheiten offenbar nicht bedarf, dem Erben auf Verlangen 
zur freien Verfügung zu überlaſſen ). Mit der Überlaſſung erliſcht jein Recht 
zur Verwaltung der Gegenſtände . 

Wegen Nachlaßverbindlichkeiten, die nicht auf einem Vermächtnis oder 
einer Auflage beruhen, ſowie wegen bedingter und betagter Vermächtniſſe 
oder Auflagen kann der Teſtamentsvollſtrecker die Überlajjung der Gegen: 
ſtände nicht verweigern, wenn der Erbe für die Berichtigung der Verbindlich⸗ 
keiten oder für die Vollziehung der Vermächtniſſe oder Auflagen Sicherheit 
feiftet?). 

E 1 1907 II 2086 M 5, 242, 243, P 5 312—314, 548. 

1. Der TV hat ſchon vor Beendigung feines Amtes Nachlaßgegenſtände dem Erben 
zu überlaſſen, ſoweit offenbar, d. h. ohne weitläufige Beweiserhebungen (P 5, 313, 
ſ. auch $$ 319, 1591, 1717, 2048) erhellt, daß er ihrer nicht bedarf. Beſchränken ſich die O b⸗ 
liegenheiten des TV auf Ausführung letztwilliger Verfügungen und Auseinander- 
ſetzung (58 2203, 2204,) fo bedarf er der Nachlaßgegenſtände nur inſoweit, als er fie Dritten 
herauszugeben, oder, um Mittel zur Tilgung der Nachlaßverbindlichkeiten zu gewinnen, zu 
verſilbern hat. Iſt er dagegen ſchlechthin und auf längere Dauer mit der Verwaltung be⸗ 
auftragt ($ 2209), jo werden hiervon regelmäßig alle Nachlaßgegenſtände betroffen, an denen 
fremde Verwaltung möglich iſt ($ 2205 A 3). Sit die Verwaltung auf einzelne Nachlaßgegen⸗ 
ſtände beſchränkt ($ 2208 A 2), z. B. auf ein Landgut, Handelsgeſchäft, fo iſt Tatfrage, welche 
einzelne Gegenſtände dem TV hierfür entbehrlich find. Er iſt nur a uf V erlangen 
des Erben, das nötigenfalls im Klagewege geltend 1 machen iſt, zur Überlaſſung ver⸗ 
pflichtet, hat aber, wenn er die Gegenstände herauszugeben oder von vornherein im Beſitze 
des Erben zu belaſſen hat ($ 2205 A 2), ihm die freie Verfügung darüber zu ver⸗ 
ſchaffen, ſonach ihn beſchränkende Eintragungen (GBO $ 53, FGG $ 118) löſchen zu laſſen. 

2. Mit der Überlaſſung erliſcht das Verwaltungsrecht, zugleich aber das hiervon un⸗ 
zertrennliche Verfügungsrecht des TV459 2205 A 3, 2211 A 1), ebenſo das Recht in Beziehung 
auf dieſe Gegenſtände Nachlaßverbindlichkeiten einzugehen ($ 2206 A 1) und darüber Prozeß 
zu führen (88 2212 A 1, 2213 A 2). Iſt der Gegenſtand einmal dem Erben zur freien Ver⸗ 
fügung überlaſſen, fo kann ihn der TV nicht mehr, auch wegen Irrtums nicht zurückfordern. 

3. Durch Sicherheitsleiſtung nach 85 232 ff. kann der Erbe die Herausgabe immer 
dann erzwingen, wenn der TV die Nachlaßgegenſtände zurückhalten will, um fie zum Zwecke 
der Tilgung gewöhnlicher Nachlaßverbindlichkeiten einſchließlich der Pflichtteilsanſprüche zu 
verſilbern, oder wenn er beſtimmte Gegenſtände beim Eintritt einer Bedingung oder eines 
Termins an beſtimmte Bedachte oder Auflageberechtigte auszuhändigen hat. Nicht dagegen 
kann er die Überlaſſung von Gegenſtänden fordern, die zur Vollziehung bereits fälliger Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen beſtimmt ſind. Die Sicherheit iſt dem TV zu beſtellen und kann von 
dem beteiligten Gläubiger nur in Anſpruch genommen werden, wenn ſie ihm abgetreten oder 
im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen ift. — Der Tl kann durch den Erblaſſer von der 
Überlaſſungspflicht befreit werden, in 9 2220 iſt $ 2217 nicht mit angezogen. 
Haftung des TV nach $ 32 des NErbihSt& v. 3. 6. 06, 
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8 2218 


Auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und dem 
Erben finden die für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 88 664, 666 bis 
668, 670, des 8 673 Satz 2 und des 8 674 entſprechende Anwendung ). 

Bei einer länger dauernden Verwaltung kann der Erbe jährlich Rech⸗ 


nungslegung verlangen). 

E 1 1908 Abſ 1, 2 11 2087 M 5, 244 P 5, 263, 314—816. 

Befreiung unzuläſſig 982220. 

1. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker und Erben iſt nicht ſelbſt 
Auftrag, ſondern nur in gewiſſen Beziehungen dem Auftrag nachgebildet. Es ergeben 9 664: 
Der TW kann fein Amt zwar jederzeit niederlegen ($ 2226), auch im Falle des $ 2199 Abſ 2 
einen Nachfolger ernennen, darf es aber im Ganzen nicht einem Dritten übertragen, 
auch nicht in dem Sinne einen Dritten oder einen Mitvollſtrecker zum Generalbevollmächtigten 
beſtellen, daß er dieſen frei ſchalten läßt. Überträgt er dem Dritten einzelne Verrichtungen, 
wozu er regelmäßig als ermächtigt gelten darf, im Falle der Verhinderung ſogar verpflichtet 
ſein kann, ſo haftet er für Verſchulden in der Auswahl ſowie für Verſchulden eines Ge⸗ 
hilfen. Umgekehrt kann auch der Erbe feine aus $$ 2215—2217 gegen den TV zuſtehenden 
Anſprüche ſelbſt nicht übertragen, wohl aber die auf dieſem Grunde entſtandenen Herausgabe⸗ 
und Erſatzanſprüche. Der TB tritt jedoch im Falle der Veräußerung des Erbanteils ($ 2033) 
zu dem Erwerber ohne weiteres in Beziehungen. § 666: Benachrichtigungs- und Auskunfts⸗ 
pflicht, Rechenſchaftsablegung nach Endigung des Amtes (ſ. auch Abſ 2 und $ 259, unter Um⸗ 
ſtänden auch ſchon vorher Anſpruch des TV auf Entlaftung wegen eines einzelnen Geſchäfts 
RE Warn 09 Nr 245). $ 667: Herausgabe der Erbſchaft nach, im Falle des § 2217 ſchon vor 
Endigung des Amtes. $ 668: Verzinſung für ſich verwendeten Geldes. 5 670: Erſatzpflicht 
des Erben für Aufwendungen des TV innerhalb der Grenzen feiner Haftung für Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten (ſ. auch KO $ 224 Nr 6). Zurückbehaltungsrecht des TV $ 273, aber kein 
Recht auf Vorſchuß (5669 nicht anwendbar). 96773 Satz 2: Anzeige- und vorläufige Beſorgungs⸗ 
pflicht der Erben des TV, wenn das Amt nach $ 2225 durch feinen Tod endete. 8 674: Das 
ohne Wiſſen des TV, z. B. durch Eintritt einer auflöſenden Bedingung (Verheiratung des 
Erben) oder gemäß § 2210 Satz 2 erlöſchende Amt gilt zugunſten des TV als fortbeſtehend, bis 
er vom Erlöſchen Kenntnis erlangt oder das Erlöſchen kennen muß. Unter dieſen Voraus- 
ſetzungen ift auch der von TV abgeleitete Erwerb des gutgläubigen Dritten geſchützt (§ 169). 
Nicht aber, wenn der TV in böſem oder wenn er fahrläſſiger Weiſe in falſchem Glauben war. 
Auch der Vorweis des Zeugniſſes deckt in dieſem Falle den Dritten nicht (§ 2368 A 7). Nur 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs (88 892, 893) kann ihm aufhelfen. 

2. Abweichung von $ 666 in beſonderem Hinblick auf 88 2209, 2210. — Zu andern 
Beteiligten als dem Erben ſteht der TV von $ 2219 A 2 abgeſehen überhaupt in keinem Rechts⸗ 
verhältnis. Insbeſondere iſt er dem Pflichtteilsberechtigten und dem Vermächtnisnehmer nicht 
zur Auskunft verpflichtet (RG 50, 224 und JWö 04, 338°). 


8 2219 


Verletzt der Teſtaments vollſtrecker die ihm obliegenden Verpflichtungen, 
ſo iſt er, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den daraus entſtehenden 
Schaden dem Erben!) und, ſoweit ein Vermächtnis zu vollziehen iſt, auch dem 
Vermächtnisnehmer verantwortlich). 

Mehrere Teſtamentsvollſtrecker, denen ein Verſchulden zur Laſt fällt, 


haften als Geſamtſchuldner “). 

EI 1908 Abf 1 II 2088 M 5, 244 P 5, 263, 315. 

Befreiung unzuläſſig 9 2220. 

1. Der TV fteht nur zum Erben, gegebenenfalls auch dem Vor⸗ oder Nacherben, in 
einem geſetzlichen Schuldverhältnis (§ 2218) und iſt deshalb grundſätzlich nur dem Erben 
ſchadenserſatzpflichtig, ausnahmsweiſe auch dem Vermächtnisnehmer. Sämtliche dem TV 
obliegende Verrichtungen (§8 2203—2209, 2212—2218, 2226 Satz 3) unterſtehen danach dem 
Grundſatz des § 276, wonach er Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten hat. Klagerecht des 
einzelnen Miterben auf Erfüllung feiner Obliegenheiten RG 73, 28. Kann ihn der Erblaſſer 
hiervon nicht — ganz oder teilweiſe — befreien ($ 2220), fo kann er auch das Maß feiner Ver⸗ 
tretungspflicht nicht herabmindern (a. M. Strohal $ 40a A 36). Seine Haftung für Ver⸗ 
treter und Gehilfen ergibt 5 664 (8 2218 A 1). Steht ihm die Ernennung eines Mitvollſtreckers 
oder des Nachfolgers zu ($ 2199), fo hat er ein bei der Auswahl ihn treffendes Verſchulden 
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gleichfalls zu vertreten. Ebenſo haftet im Falle des $ 2300 nach $ 839 der Nachlaßrichter. 
Schadenserſatz 59 249 ff. Strafrechtliche Verantwortung des TV StGB 5 266 Nr 1, Haftung 
für die Erbſchaftsſteuer RErbſchSt&G v. 3. 6. 06 § 32. Die Haftung des Erben für 
Handlungen des T erſtreckt ſich ſoweit, als dadurch Nachlaßverbindlichkeiten begründet 
werden, 8 1967. Dies trifft zu, ſoweit der TV innerhalb des durch die letztwillige Verfügung 
des Erblaſſers und die geſetzlichen Vorſchriften beſtimmten Rechtskreiſes tätig wird, nicht aber 
ſoweit er aus Veranlaſſung ſeines Amtes Dritten Schaden zufügt. 

2. Die Haftung des TB ift durch poſitive Vorſchrift auch gegenüber dem Vermächtnis⸗ 
nehmer begründet, und zwar auch wenn es ſich, wie im Falle des 9 2223, um ein Untervermächt⸗ 
nis handelt. Die Schadenserſatzpflicht tritt nur ein, ſoweit der Bedachte vom Beſchwerten 
Befriedigung nicht erlangen kann. Überdies, wenn der Erbe beſchwert iſt, nur in dem Um⸗ 
fange, in dem dieſer nach $$ 1991 Abſ 4, 1992 zur Entrichtung des Vermächtniſſes ver⸗ 
bunden war. 

3. Die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Vollſtrecker (88 421 ff.) — voraus- 
geſetzt, daß jeden ein Mitverſchulden trifft — entſpricht der Haftung mehrerer Vorſtandsmit⸗ 
glieder und Liquidatoren (58 42, 53) oder mehrerer Vormünder ($ 1833). Sie beſteht nur, 
ſoweit fie das Amt gemeinſchaftlich führen ($ 2224). Iſt jedem ein beſonderer Wirkungskreis 
zugewieſen, ſo haftet er für ſich allein, wenn den übrigen auch kein Aufſichtsrecht zuſteht. Im 
Verhältnis zueinander find fie nach $ 426 zu gleichen Teilen erſatzpflichtig. 
Der bloß aufſichtsführende TV (3 2208 A 3) kann jedoch entſprechend § 1833 Ab] 2 von den 
übrigen nicht mit in Anſpruch genommen werden. Verjährung $ 195. Haftung aus uner- 
laubter Handlung 39 840, 852. 

8 2220 


Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker nicht von den ihm nach 
den 88 2215, 2216, 2218, 2219 obliegenden Verpflichtungen befreien. 

E 1 1906 Abſ 1, 1908 Abſe 3 II 2089 M 5, 241, 242, 244 P 5, 263, 310, 314, 316; 6, 98. 

Bei den betreffenden Vorſchriften bereits berüchſichtigt. 


8 221 


Der Teſtamentsvollſtrecker kann für die Führung ſeines Amtes eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung verlangen, ſofern nicht der Erblaſſer ein anderes be⸗ 
ſtimmt hat!). 

E 1 1909 Satz 1 II 2090 M 5, 244, 245, P 5, 316, 317. 

1. Vergütung. Hat der Erblaſſer letztwillig ſelbſt eine Vergütung ausgeworfen oder 
hat er jede Vergütung ausgeſchloſſen, ſo bleibt dieſe Beſtimmung maßgebend, wenn ſie nicht 
durch Vertrag mit dem Erben geändert wird. Ob in der Tatſache, daß dem TB eine Zu⸗ 
wendung gemacht iſt, der Ausſchluß eines beſonderen Vergütungsanſpruchs zu befinden ſei, 
iſt Auslegungsfrage. Die Vergütung ift, auch wenn fie letztwillig zugeſprochen iſt, kein Ver⸗ 
mächtnis, ſondern eine gewöhnliche Nachlaßverbindlichkeit. Es ſei denn, daß aus der unan⸗ 
gemeſſenen Höhe der zugebilligten Vergütung ein Vermächtniswille erhellt (5 1939). Die 
Vergütung iſt im Nachlaßkonkurſe Maſſeſchuld, KO § 224 Nr 6 und ſelbſt dann aus dem ganzen 
Nachlaſſe zu entrichten, wenn der TV nur für einen Erbteil beſtellt iſt. Dem Nachlaßgericht 
ſteht (anders beim Nachlaßpfleger $$ 1960 A 5, 1836) die Feſtſetzung nicht zu. Der TV hat 
vielmehr den Vergütungsanſpruch da nötig im Prozeſſe gegen den Erben geltend zu machen, 
der wiederum die beſchränkte Haftung vorſchützen kann. Neben der Vergütung hat der T 
Anſpruch auf Erſatz ſeiner Auslagen (88 2218, 670) ſowie auf Bezahlung der berufsmäßigen, 
regelmäßig nur gegen Entgelt geleiſteten Dienſte (Rechtsanwalt), ſoweit auch der Laien⸗T V 
derartige Dienſte innerhalb ſeines Amtes nicht ſelbſt verrichtet haben würde ($ 1835 Abſ 2). 
Leiſtung von Vorſchüſſen ($ 669) kann er vom Erben nicht verlangen, umſo weniger, als 
er ſelbſt über den Nachlaß verfügen kann. Die Vergütung iſt regelmäßig nach Beendigung 
des Amtes, bei länger andauernder Verwaltung periodiſch ($ 2218 Abſ 2) zu entrichten. Im 
Falle vorzeitiger Beendigung des Amtes iſt der an ſich angemeſſene Satz entſprechend zu 
mindern (vgl. auch $ 628). 

8 222 


Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch zu dem Zwecke er⸗ 
nennen, daß dieſer bis zu dem Eintritt einer angeordneten Nacherbfolge die 
Rechte des Nacherben ausübt und deſſen Pflichten erfüllt!). 

E 11 2091 P 5, 309; 6, 99. 

1. Teſtamentsvollſtrecker im Intereſſe des Nacherben. Der Wirkungskreis des TV 
erſtreckt ſich regelmäßig auf eine durch Erbfall oder Eintritt der Nacherbfolge bereits eröffnete 
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Erbſchaft. 5 2222 geſtattet, ſchon vor Anfall der Nacherbſchaft (8 2139) zur 
Wahrnehmung der Rechte des Nacherben (88 2116—2119, 21212123, 21272129, IVO 
$ 773) und zur Erfüllung ſeiner Pflichten ($$ 2120, 2123) einen TB zu beſtellen. Innerhalb 
der hierdurch gezogenen Grenzen gelten für den TV die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere 
ſeine ausſchließliche Verfügungsmacht und Prozeßlegitimation ($$ 2211— 2213). Durch die 
Ernennung eines ſolchen TV kann ſich die ſonſt nach 98 1909, 1912, 1913 gebotene Beſtellung 
eines Pflegers für den Nacherben erledigen. Iſt dem Vorerben ein TW beſtellt, jo ſteht an 
und für ſich nichts im Wege, demſelben T auch die Fürſorge für den Nacherben zu über⸗ 
tragen. So insbeſondere im Falle des $ 2338. Denn mit der Beſtellung einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Vertrauensperſon für Vor⸗ und Nacherben iſt nicht notwendig ein Intereſſenwiderſtreit 
geſchaffen la. M. OLG 10, 305, Dernburg V 5142 A 1). Dies wäre nur dann der Fall, 
wenn der Vorerbe ſelbſt zum TV für den Nacherben beſtellt würde. Eine ſolche Beſtellung 
hat deshalb als unwirkſam zu gelten (RA 10, 116), außer wenn der Vorerbe und TV nur 
Miterbe iſt. Das Amt des gemäß § 2222 beftellten TV erledigt ſich durch Ausſchlagung des 
Vor⸗ oder Nacherben und endigt mit Eintritt der Nacherbfolge. Eine hiermit erſt wirkſam 
werdende Teſtamentsvollſtreckung für den Nacherben unterliegt den allgemeinen Vorſchriften. 


9 2223 


Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch zu dem Zivede er: 
nennen, daß dieſer für die Ausführung der einem Vermächtnisnehmer auf: 
erlegten Beſchwerungen ſorgt !). 

E I 1910 II 2092 M 5, 245, 246 P 5, 317. 

1. Dem TR ift zwar durch 2203 allgemein die Ausführung letztwilliger Verfügungen 
übertragen. Da er jedoch grundſätzlich nur zum Erben in einem Rechtsverhältnis fteht (88 2218 
A 2, 2208 A 3), jo bedurfte es einer bejonderen Vorſchrift, um ihn auch dem beſchwerten Ver⸗ 
mächtnisnehmer gegenüber zur Fürſorge für Untervermächtniſſe und Auflagen, auch Nach⸗ 
vermächtniſſe (5 2191) zu ermächtigen. Der hierfür maßgebende Wille des Erblaſſers kann 
durch Auslegung aus der allgemeinen Beſtellung des TV ermittelt werden. Die Für⸗ 
ſorge kann ihm aber auch als einzige Aufgabe übertragen ſein. Auch für die ſo beſchränkte 
Teſtamentsvollſtreckung gelten, ſoweit anwendbar die allgemeinen Vorſchriften, wobei der 
Erbſchaft das beſchwerte Vermächtnis gleichzuſtellen iſt. Daraus folgt insbeſondere, daß der 
Vermächtnisnehmer, ſoweit er beſchwert iſt, von der Verfügung über den Vermächtnisgegen⸗ 
ſtand und deſſen gerichtlicher Einforderung ausgeſchloſſen iſt (5 2211, 2212) und daß der TV 
gegen die Klage des Zweitbedachten und der Auflageberechtigten ($ 2194) im Umfange des 
92213 paſſiv legitimiert iſt. Anderſeits ſteht dem TV, ſoweit er die Beſchwerung nicht ſelbſt 
ausführen kann, nach $ 2208 Abſ 2 die Klage gegen den Beſchwerten zu. 
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Mehrere Teſtamentsvollſtrecker führen das Amt gemeinſchaftlich!); bei 
einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Nachlaßgericht?). Fällt einer 
von ihnen weg, jo führen die übrigen das Amt allein“). Der Erblaſſer kann 
abweichende Anordnungen treffen ). 

Jeder Teſtamentsvollſtretker iſt berechtigt, ohne Zuſtimmung der andern 
Teſtamentsvollſtrecker diejenigen Maßregeln zu treffen, welche zur Erhaltung 
eines der gemeinſchaftlichen Verwaltung unterliegenden Nachlaßgegenſtandes 
notwendig ſind “). 

E 1 1893 11 2093 M 5, 222, 228 P 5, 255—257. 

1. Mehrere Teſtamentsvollſtrecker (88 2197, 2199, 2200 A 1) führen das Amt ge⸗ 
meinſchaftlich ſowohl nach innen, indem ſie ihre Beſchlüſſe nur einſtimmig faſſen 
können, wie nach außen, indem ſie (abweichend von HGB $ 115 Abf 1) grundſätzlich ſämtlich 
bei einem Rechtsgeſchäft tätig zu werden haben. Doch können ſie unbeſchadet ihrer Haftung 
nach $$ 2118 A 1, 664 die Ausführung einem aus ihrer Mitte oder einem Dritten übertragen. 
Inſoweit mehreren von ihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, haften fie als Geſamtſchuld ner, 
5 2219 Abf 2. Eigenmächtige Teilung des Wirlungskreiſes entbindet fie nicht von der ge⸗ 
meinſchaftlichen Verantwortung, ſ. aber A 4 und 5. 

2. Das Nachlaßgericht iſt zur Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten wie im 
Falle des $ 1797 Ab 1 das Vormundſchaftsgericht berufen. Der Prozeßweg unter den TVV 
iſt damit ausgeſchloſſen (ORG 1, 196). Die Entſcheidung bezüglich der Vornahme eines Rechts⸗ 
geſchäfts tritt nach FGG 5582 Abſ 2, 53 Abſ 1, vorbehaltlich $ 53 Abſ 2 erſt mit der Rechts- 
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kraft in Wirkſamkeit. Die Beſchwerde ſteht und zwar als ſofortige jedem TV ſelbſtändig, 
überdies aber den ſonſtigen Beteiligten, Erben, Bedachten und Auflageberechtigten aus § 2194 
zu (FGG 8 60 Nr 6, 20, 82 Abſ 1). Das Nachlaßgericht darf ſich nicht inſofern an die Stelle 
der TV ſetzen, als es eine von keinem derſelben vertretene Meinung zur Geltung bringt. 
Anderſeits kann es nicht gezwungen werden, einer der Meinungen beizutreten, wenn es 
ſämtliche Meinungen verwirft. Es hat deshalb, wenn es ihm nicht gelingt, einen der TV zur 
entſprechenden Antragſtellung zu beſtimmen, die Entſcheidung abzulehnen und in wichtigen 
Angelegenheiten den Beteiligten zu überlaſſen, die Entlaſſung des oder der widerſpenſtigen 
TV nach $ 2227 herbeizuführen (ſo Schaub DYZ 08, 700; a. M. Dernburg V $ 138 A 2). 

3. Der Wegfall eines TV kann in der Ablehnung des Amtes oder in der Beendigung 
nach 85 2225, 2227, aber auch darin feinen Grund haben, daß er im einzelnen Falle durch 
rechtliche in ſeiner Perſon liegende Gründe an der Mitwirkung an 
einem Rechtsgeſchäft verhindert iſt. Dies ſchließt nicht aus, daß mehrere in dieſer Weiſe ver⸗ 
hinderte TV einen gemeinſamen Bevollmächtigten beſtellen, der in ſich das Rechtsgeſchäft 
vornimmt; 5 181 ſteht dem nicht im Wege (RG 61, 143). Vorübergehende Verhinderung 
durch Krankheit und dergl. iſt kein Wegfall. 

4. Der Erblaſſer kann letztwillig abweichende Anordnungen inſofern treffen, als er 
jedem der mehreren TV einen beſonderen Wirkungskreis mit eigener Verantwortung an⸗ 
weiſt, jeden nach außen zur vollen Vertretung ermächtigt (A 1), Mehrheitsbeſchlüſſe zuläßt, 
die Entſcheidung des Nachlaßgerichts ausſchließt, fie einem Dritten oder auch einem der TV 
überträgt (A 2), mit Wegfall des einen auch das Amt der andern erlöſchen läßt oder nach 
$ 2197 Abſ 2 für Erſatz ſorgt (A 3) und dergl. Die abweichenden Anordnungen find im Voll⸗ 
ſtreckerzeugnis ($ 2368) mit anzugeben. Unzuläſſig iſt, die Wirkſamkeit von Rechtshandlungen 
des TV von der Genehmigung des Nachlaßgerichts abhängig zu machen, da der Erblaſſer über 
den Wirkungskreis von Behörden nicht beſtimmen kann. 

5. Ohne Zuſtimmung der andern zu handeln iſt der TV, wie bei der Gemeinſchaft 
(5744 Abſ 2) und der Erbengemeinſchaft ($ 2038 Abſ 1) nur unter der Vorausſetzung ermächtigt, 
daß es ſich um dringliche Erhaltungsmaßregeln handelt. Dazu kann auch die Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung einer Nachlaßforderung gehören (NG JW 02 Beil 244138). Nimmt ein TV ein Rechts⸗ 
geſchäft oder eine dingliche Verfügung vor, ohne durch Abſ 2 gedeckt zu ſein, ſo können ſie 
nach $$ 177 ff., 185 nur durch Genehmigung der übrigen oder durch beifällige Entſcheidung 
des Nachlaßgerichts (A 2) wirkſam werden. Abweichende Anordnungen des Erblaſſers ſind 
auch in dieſer Hinſicht zuläſſig (A 4, a. M. Planck A 10). 


9 2225 


Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers erliſcht!), wenn er ſtirbt?) oder wenn 
ein Fall eintritt, in welchem die Ernennung nach § 2201 unwirkſam jein würde ). 

E 1 1894 II 2094 D 5, 223 P 5, 257259. 

1. Die Beendigung des Amtes des TV tritt immer von ſelbſt ein, ohne daß 
es (wie bei der Nachlaßpflegſchaft $ 1960 A 5) einer förmlichen Aufhebung bedarf. So durch 
Erledigung aller dem TV zugewieſenen Aufgaben. Die Anzeige der Amts⸗ 
niederlegung an das Nachlaßgericht hätte, wenn hiervon das Erlöſchen des Amtes abhinge, 
(fo Planck A 1, b vor $ 2225, Strohal 5 40 A 28), dem TV, wie in $ 2226 durch 
poſitive Formvorſchrift zur Pflicht gemacht werden müſſen. Ebenſo durch Eintritt der auf⸗ 
löſenden Bedingung oder des Endtermins, ſo insbeſondere im Falle des 
8 2210. Das dem TV erteilte Zeugnis wird mit Beendigung des Amtes von ſelbſt kraftlos, 
$ 2368 Abſ 3, die Vermerke im Grundbuch und Schiffsregiſter (GBO $ 53, FGG $ 118) find 
auf Antrag des Erben zu löſchen. Herausgabe und Rechenſchaftspflicht 35 2218 A 1, 666, 
667, Wirkſamkeit der nach Beendigung des Amtes vorgenommenen Verfügung 8 674. Auf 
den Gang eines ſchwebenden Prozeſſes iſt die Beendigung des Amtes ohne Einfluß (88 2212 
A 1, 2213 A 1). Nicht beendet wird das Amt des TV durch Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes oder der Nachlaßverwaltung. Konkurseröffnung zum Vermögen des TV kann nur 
einen Entlaſſungsgrund nach $ 2227 bilden. 

2. Tod des TV. Das Amt geht nicht auf feine Erben über, ſoweit nicht der Erblaſſer 
einen beſtimmten Erben nach $ 2197 Abſ 2 als Nachfolger ernannt hat. Die Berufung des 
oder der Erben ſchlechthin iſt keine Ernennung“. Anzeigepflicht und vorläufige Fortführung 
des Amtes durch die Erben des TV 55 2218 A 1, 673 Satz 2. 

3. Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit oder der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit, Beſtellung 
eines Pflegers nach § 1910 zur Beſorgung der Vermögensangelegenheiten. Eine Wieder⸗ 
aufhebung der Enlmündigung oder der Pflegſchaft läßt das einmal erloſchene Amt nicht wieder 
aufleben 
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8 2226 


Der Teſtamentsvollſtrecker kann das Amt jederzeit kündigen). Die 
Kündigung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte). Die 
Vorſchriften des § 671 Abſ. 2, 3 finden entſprechende Anwendung!.) 

E I 1895 11 2095 M 5, 223, 224 P 5, 259, 260. 

1. Das Kündigungsrecht ſteht dem TV gleich dem Beauftragten ($ 671 Abſ 1) jeder- 
zeit zu, und zwar ohne daß er dabei über den Grund Rechenſchaft zu geben hätte. Doch darf 
er, außer wenn ein wichtiger Grund vorliegt, nicht zur Unzeit kündigen ($ 671 Abſ 2). Hatte 
er durch Vertrag mit dem Erblaſſer oder dem Erben auf das Kündigungsrecht verzichtet, ſo 
darf er nur aus wichtigen Gründen kündigen (5671 Abſg). Aber auch die unzeitige oder grund- 
loſe Kündigung bringt das Amt zum Erlöſchen und kann den TV nur ſchadenserſatzpflichtig 
machen. Dem Ehemann ſteht aus $ 1358 kein Kündigungsrecht zu (8 2202 A 2). 

2. Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht, jedoch ohne Formzwang wie $ 2202 
A 2. Wirkſamkeit $ 130. Einficht der Akten § 2228. 
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Das Nachlaßgericht kann den Teſtamentsvollſtrecker auf Antrag eines 
der Beteiligten entlaſſen !), wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein ſolcher 
Grund iſt insbeſondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäfts führung 2). 

Der Teſtamentsvollſtrecker ſoll vor der Entlaſſung wenn tunlich gehört 
werden). 

E 1 1896 II 2096 M 5, 224226 P 5, 260, 261. 

1. Die Entlaſſung des TV kann nicht von Amts wegen, ſondern nur au f Antrag, 
auch ſchon vor Beginn des Amtes ($ 2202) erfolgen. Hierzu ſind die Beteiligten im 
Sinne von $ 2198 A 3, alſo einſchließlich der Nachlaßgläubiger und Mitvollſtrecker berechtigt, 
dagegen nicht der TV ſelbſt, dem vielmehr nach $ 2226 das Kündigunsgrecht zuſteht. Die 
nach Dienſtordnungen zur Verſagung der Erlaubnis berechtigte Behörde (§ 1888) hat kein 
eigenes Antragsrecht, ſie kann den Beamten nur zur Kündigung anhalten. Das Nach la ß⸗ 
gericht wird im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit tätig, der Prozeßweg iſt damit 
ausgeſchloſſen. Eigentliche Aufſichtsrechte ſtehen dem Nachlaßgerichte nicht zu. Eine zeit⸗ 
weilige Entlaſſung iſt unſtatthaft. 

2. Was als wichtiger Grund zu gelten habe, iſt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des 
Nachlaßgerichts anheimgeſtellt. Pflichtverletzung und Unfähigkeit find (wie in $ 27 Abſ 2) 
nur beiſpielsweiſe aufgeführt. Ebenſo beim Vormund $ 1889. Verſchulden des TV tft nicht 
vorausgeſetzt (KJ 36 A 74). 

3. Gehör wie § 2216 A 4. Dem TR fteht gegen ſeine Entlaſſung ſofortige Be⸗ 
ſchwerde (FGG $ 81 Abſ 2), den Beteiligten gegen die Ablehnung einfache Beſchwerde 
zu (FGG 65 19 ff.). Akteneinſicht und Ausfertigungen FGG $$ 78, 85. — Anwendbarkeit 
des älteren Rechts RG 46, 70. 

8 2228 


Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der nach 8 2198 Abſ. 1 Satz 2, § 2199 
Ab. 3, § 2202 Abi. 2, § 2226 Satz 2 abgegebenen Erklärungen Jedem zu ge⸗ 
ftaiten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!). 

P 6, 338, 339. 

1. Akteneinſicht wie $ 1953 A 5. Es betreffen $ 2198: Die Beſtimmung des T 
durch einen Dritten, $ 2199: Beſtimmung des Mitvollſtreckers oder Nachfolgers durch den 
TV, 5 2202; Annahme- oder Ablehnungserklärung, 8 2226; Kündigung. Vgl. auch 
F600 85 34, 78, 85. 


Siebenter Titel 


Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments 


Das BGB unterſcheidet zwiſchen der ordentlichen und außerordentlichen Ceſtaments⸗ 
16 00 Als ordentliche Teſtamente kennt es das vor Richter oder Notar errichtete (J 2231 
Nr 1, 2232—2246) und das eigenhändige Privatteſtament (5 2231 Nr 2, 2247, 2248). Als 
außerordentliche Teſtamentsformen das Gemeinde, Seuchen⸗ und Seeteſtament (88 2249 
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bis 2252). Neben dem BGB bleibt in Kraft das in Kriegszeiten oder während eines Be⸗ 
lagerungszuſtandes von einer Militärperſon (einſchließlich von Kriegsgefangenen oder Geißeln) 
eigenhändig geſchriebene oder wenigſtens unkerſchriebene oder mündlich zu Protokoll erklärte 
prinilegierte Militärteſtament nach näherer Vorſchrift von § 44 des RMilch v. 2. 
5. 74 und MESIGD v. 1. 12. 98. Dieſe Beſtimmungen find nach EGz BGB Art 44 auch auf 
das Marineteſtament (im Unterſchied von dem Seeteſtament $ 2251) entſprechend 
anwendbar. Im übrigen gelten die Vorſchriften des BGB auch für Teſtamente der Militär⸗ 
perſonen, im Felde ſind jedoch für das Heer an Stelle der Amtsgerichte auch die Kriegs⸗ 
gerichtsräte und Oberkriegsgerichtsräte zuſtändig (Milß GG v. 28. 5. 01 89 1, 2). Das Gleiche 
gilt für die Marine, ſolange das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet, 
FGG 8 184. Teſtamente vor Reichs kon ſuln in den Konſulargerichtsbezirken Konſchch 
v. 7. 4. 00 5 2, 7 Nr 2, 19 Nr 1 und EGBGB Art 38, in den Sch ußgebieten vor 
den zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten mit Ausſchluß von Notaren 
(Schutzgebch v. 10. 9. 00 88 1, 2, Vo v. 9. 11. 00 $ 11). Beſonderheiten bezüglich des An⸗ 
erbenrechts Ec Art 64, der Hausverfaſſungen der ſouveränen Häuſer und 
des hohen Adels EG Art 57, 58. — Internationales Recht bezüglich der Teſtier⸗ 
fähigkeit EG 95 7, 24 Abſ 3, bezüglich der Teſtamentsform g 11 Abſ 1. Ubergangsvor⸗ 
ſchriften Ech Artt 214, 215. 


8 2229 


Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, bedarf zur Errichtung eines 
Teſtaments nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters ). 

Ein Minderjähriger kann ein Teſtament erſt errichten, wenn er das ſech⸗ 
zehnte Lebensjahr vollendet hat!). 


Wer wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt 
iſt, kann ein Teſtament nicht errichten). Die Unfähigkeit tritt ſchon mit der 
Stellung des Antrags ein, auf Grund deſſen die Entmündigung erfolgt ) 5). 


E I 1912 11 2097 M 5, 247253 P 5, 317-325; 6, 73. 


1. Fähigkeit zur Teſtamentserrichtung. Nach den allgemeinen Vorſchriften über die 
Wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte, deren Gültigkeit auch bei der Teſtamentserrichtung vorausgeſetzt 
iſt, find hiervon fehlechthin ausgeſchloſſen (§ 105 Abs 1) a) Geſchäftsunfähige, d. h. 
nach § 104 Nr 1 Perſonen unter 7 Jahren, Nr 2 dauernd Unzurechnungsfähige Nr 3 wegen 
Geiſteskrankheit Entmündigte, ſolange die Entmündigung formell zu Recht befteht. Iſt der 
Krankheitszuſtand der $ 104 unter Nr 2 Genannten in lichten Zwiſchenräumen behoben, ſo ſind 
fie, falls ſie nicht entmündigt find (Nr 3), während dieſer Zeit auch geſchäftsfähig und können 
wirkſam leſtieren (RG 8. 3. 06 IV 420/05, 18. 5. 08 IV 367/07). Auch die Entmündigung 
(Nr 3) ſteht unter den beſonderen Vorausſetzungen des $ 2230 der Gültigkeit des Teſtaments 
nicht entgegen. b) Perſonen, die ſich während der Errichtung im Zuſtande der Bewußt⸗ 
loſigkeit oder vorübergehenden Störung der Geiſtestätigkeit 
befinden, $ 105 Abſ 2. c) wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Ent. 
mündigte nach Abſ 3, |. jedoch §8 2230, 2253 Abſ 2. Daß der Teſtierunfähige auch nicht 
durch feinen geſetzlichen Vertreter teſtieren kann, folgt aus $ 2064, wonach der Erblaſſer ein 
Teſtament nur perſönlich errichten kann. Von den in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit Beſchränkten (59 106, 114) ſcheiden aus die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwen⸗ 
dung oder Trunkſucht bereits Entmündigten, da ihnen nach Abſ 3 die Teſtierfähigkeit gänzlich 
entzogen iſt. Die vorläufige Bevormundung nach $ 1906 iſt an ſich kein Hindernis der Tefta- 
mentserrichtung. Ebenſowenig die Pflegſchaft wegen Gebrechlichkeit nach $ 1910. S. jedoch 
beim Erbvertrag 85 2290 Abf 3, 2292. Auch wenn die vorläufige Bevormundung auf Grund 
eines Entmündigungsantrags wegen Geiſteskrankheit erfolgt, bleibt für die Frage der Teſtier⸗ 
fähigteit maßgebend, ob der Bevormundete im Augenblicke der Teſtamentserrichtung nach 
F104 Nr 2 wirklich unzurechnungsfähig war. Nur in den Fällen des Abf 3 (Geiſtesſchwäche uſw.) 
hat die Antragftellung zurückbeziehende Wirkung. Jedenfalls entfällt, ſoweit der be⸗ 
ſchränkt Geſchäftsfähige überhaupt teſtierfähig iſt, die ſonſt durch $ 107 gebotene Zu fti m⸗ 
mung des geſetzlichen Vertreters. 

2. Der Minderjährige unter 16 Jahren (Berechnung des Lebensalters $ 187 Abſ 2) 
kann auch nicht mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters teſtieren. Von da ab ſteht er 
nach Abf 1 dem Volljährigen gleich, ausgenommen, daß er während der ganzen Dauer der 
Minderjährigkeit ſich des eigenhändigen Teſtaments nicht bedienen ($ 2247) und das Teſta⸗ 
ment nur durch mündliche Erklärung errichten kann (8 2238 Abſ 2). Für den Erbvertrag 
ſ. 86 2275, 2290, 2292. 

3. Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht für ſich allein heben die Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit und damit die Teſtierfähigkeit nicht auf. Nur die deshalb ausgeſprochene 
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Entmündigung, obwohl fie nach $ 114 nur zur beſchränkten Geſchäftsfähigkeit führt, 
hat zugleich den Verluſt der Teſtierfähigkeit zur Folge. Doch bleibt der Entmündigte nach 
5 2253 Abſ 2 auch jetzt noch zum Widerruf eines vor der Entmündigung errichteten Teſta⸗ 
ments befugt. S. auch 9 2230. 

4. Kommt es überhaupt nicht zur Entmündigung, ſo bleibt das während des Ver⸗ 
fahrens errichtete Teſtament wirkſam, auch wenn eine vorläufige Vormundſchaft nach $ 1906 
angeordnet war. Dagegen wird die Wirkung der einmal ausgeſprochenen Entmündigung 
(380 8s 661, 683) zurüdbezogen auf den Zeitpunkt der Antragſtellung (3PO 55 647, 
680). Nicht aber auch im Falle der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit (A 1). 

5. Beweislaſt. Der Mangel der Teſtierfähigkeit iſt für die Zeit der Teſtamentserrich⸗ 
tung von demjenigen zu beweiſen, welcher Nichtigkeit des Teſtaments behauptet. Im Falle 
des § 104 Nr 2 genügt der Nachweis, daß ſich der Erblaſſer um dieſe Zeit in dem dort voraus⸗ 
geſetzten, nicht bloß vorübergehenden Zuſtande befunden hat. Dem Gegner ſteht aber der 
Nachweis offen, daß gleichwohl beim eigentlichen Teſtamentsakt ein lichter Zwiſchenraum 
obgewaltet habe. Iſt die Geſchäftsfähigkeit für dieſen Zeitpunkt durch öffentliche Urkunde 
bezeugt, fo trifft nach ZPO 8 418 die Beweislaſt für die Unrichtigkeit der bezeugten Tat- 
ſache, wenn der Beweis landesgeſetzlich überhaupt zuläſſig iſt, unter allen Umſtänden den 
dies Behauptenden (RG 18. 5. 08 IV 367/07). Im Falle des Abſ 3 braucht der Beweis 
nur darauf gerichtet zu werden, daß das Teſtament nach der Antragſtellung errichtet iſt 
(. jedoch 5 2230). — Sonſtige Beſchränkungen der Teſtierfähigkeit find dem BGB unbekannt. 
Gütergemeinſchaftliche Ehegatten ſ. $ 1516. 
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Hat ein Entmündigter ein Teſtament errichtet, bevor der die Entmündi⸗ 
gung ausſprechende Beſchluß unanfechtbar geworden iſt, ſo ſteht die Ent⸗ 
mündigung der Gültigkeit des Teſtaments nicht entgegen, wenn der Ent⸗ 
mündigte noch vor dem Eintritte der Unaufechtbarkeit ſtirbt). 

Das gleiche gilt, wenn der Entmündigte nach der Stellung des An⸗ 
trags auf Wiederaufhebung der Entmündigung ein Teſtament errichtet und 
die Entmündigung dem Antrage gemäß wieder aufgehoben wird ). 

E 11 2098 P 5, 320, 321, 396. 

1. Die Teſtierunfähigkeit des Entmündigten (55 104 Nr 3, 2229 Abſ 3) tritt nach 
3PO 85 661, 683 mit Zuſtellung des Entmündigungsbeſchluſſes in Wirkſamkeit und wird in 
den Fällen des $ 2229 Abſ 3 ſogar auf den Zeitpunkt der Antragſtellung zurückbezogen. Der 
Beſchluß wird unanfechtbar, wenn die Monatsfriſt der 58 664, 684 ZPO abgelaufen 
oder wenn die rechtzeitig erhobene Klage rechtskräftig abgewieſen oder wenn ſie zurückge⸗ 
nommen iſt. Solange hiernach die Anfechtung möglich oder ein Erfolg der unternommenen 
Anfechtung nicht ausgeſchloſſen iſt, bildet die Tatſache der Entmündigung für ſich allein kein 
Hindernis wirkſamer Teſtamentserrichtung, wenn der Entmündigte innerhalb dieſes Zeit⸗ 
raums ftirbt. Vielmehr hat derjenige, welcher Unwirkſamkeit des vom Entmündigten er⸗ 
richteten Teſtaments behauptet, nach allgemeinen Grundſätzen den Mangel der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit aus $ 104 Nr 2 oder $ 105 (andere Fälle können hier nicht in Frage kommen) 
für die Zeit der Teſtamentserrichtung zu beweiſen. 

2. Selbſt Unanfechtbarkeit der Entmündigung ſteht der Teſtamentserrichtung nicht 
entgegen, wenn ſie in die Zeit nach Stellung des Wiederaufhebungsantrags fällt 
(BRD 89 675, 685) und wenn es demnächſt wirklich zur Wiederaufhebung der Entmündi⸗ 
gung kommt (3 PO SS 672, 679 Abſ 4, 686 Abſ 4). Damit iſt zugleich ausgeſprochen, 
daß zur Zeit des die Wiederaufhebung anordnenden Beſchluſſes oder Urteils ein Grund zur 
Entmündigung nach $ 6 nicht mehr vorgelegen habe. Demjenigen, welcher die Ungültigkeit 
des Teſtaments behauptet, iſt jedoch der Beweis nicht abgeſchnitten, daß der Erblaſſer gleich- 
wohl zur Zeit der Teſtamentserrichtung willensunfrei im Sinne von $$ 104 Nr 2, 105 ge- 
weſen ſei. Dagegen iſt nach $ 115 der Beweisantritt ausgeſchloſſen, daß der Erblaſſer wegen 
Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht damals noch mit Recht entmündigt geweſen 
ſei. Das in der Zeit nach Zuſtellung des unangefochtenen oder erfolglos angefochtenen Ent⸗ 
mündigungsbeſchfuſſes bis zur Stellung des Wiederaufnahmeantrages errichtete Teſtament 
iſt und bleibt dagegen nichtig. — Übergangsbeſtimmung EG Art 215 Abſ 2. 


8 2231 


Ein Teſtament kann in ordentlicher Form!) errichtet werden: 
1. vor einem Richter oder vor einem Notar); 
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2. durch eine von dem Erblaſſers) unter Angabe des Ortes und Tages) 
eigenhändig geſchriebene ) und unterſchriebene ®) Erklärung 7. 
E 1 1014, 1915 Abſ 1 Satz 1 11 2099 Abſ 1 M 5, 261 P 5. 326—330 KB 318—321 RZ 726—741. 


1. Als ordentliche Teſtamentsſormen kennt das BOB das (vorzugsweiſe fo genannte) 
öffentliche Teſtament (Nr 1) und das ihm in jeder Hinſicht gleichwertige Privatteſtament 
Ger 2). Dem ſtehen als außerordentliche Formen gegenüber das Gemeinde-, 
Seuchen⸗ und Seeteſtament der 88 2249—2252. Sonſtige neben dem BGB in Kraft ge- 
bliebene Teſtamentsformen ſ. Vorbem vor $ 2229. 

2. Zur Beurkundung des öffentlichen Teſtaments (88 2232—2246) können landes⸗ 
geſetzlich entweder nur die Gerichte oder nur die Notare für zuſtändig erklärt werden (EG 
Art 141). Zur Aufnahme des richterlichen Teſtam ents iſt nur der verfaſſungs⸗ 
mäßig (GVG 85 2ff.) beſtellte Einzelrichter („vor einem Richter“), ſonach der Amts⸗ 
richter befugt (FG 5 167 Abſ 1). Inwieweit der Richter hierbei durch einen andern im 
Vorbereitungsdienſt ſtehenden Rechtskundigen vertreten werden kann, beſtimmen die Landes⸗ 
geſetze. Nach dem durch FGG 8 2 für anwendbar erklärten $ 167 GVG darf zwar der 
Richter Amtshandlungen außerhalb ſeines Bezirkes ohne Zuſtimmung des Amtsgerichts 
des Ortes nur vornehmen, wenn Gefahr im Verzug obwaltek und hat in dieſem Falle dem 
zuſtändigen Amtsgericht nachträglich hiervon Anzeige zu machen. In ähnlicher Weiſe iſt 
landesgeſetzlich die Zuſtändigkeit der Notare abgegrenzt. Allein die Gültigkeit eines Teſta⸗ 
ments kann wegen Verletzung dieſer örtlichen Zuſtändigkeitsvor ſchriften nie- 
mals in Frage geſtellt werden. Selbſt dann nicht, wenn Richter oder Notar außerhalb der 
einzelſtaalichen Landesgrenzen tätig geworden wären (368 7). Denn das Geſetz er⸗ 
klärt ohne jede Einſchränkung, „einen Richter oder einen Notar“ für uftändig, wobei als 
ſelbſtverſtändlich nur ſoviel vorausgeſetzt iſt, daß es ſich um deutſche echter oder Notare 
handelt (a. M. Planck A 3, a). 

8. Privatteſtament. Die vom Geſetz erforderten Formen find fo einfach und leicht 
erfüllbar, daß kein Erblaſſer Nichtigkeit aus $ 125 zu beſorgen hat, wenn er feinen letzten 
Willen ſo wie er ihn im Augenblicke der Errichtung wirklich hegt, ohne Hintergedanken 
mindeſtens mit der Sorgfalt niederſchreibt, die jedermann an einen Brief geſchäftlichen In⸗ 
halts zu wenden pflegt. Läßt er ſich auf Abſonderlichkeiten in der Wahl der Schriftzeichen, 
des Schreibmaterials, im Gebrauche von Abkürzungen, in der räumlichen Anordnung des 
Schriftſtücks uſw. ein, fo ſetzt er die Gültigkeit des Teſtaments in einer mit dem Ernſt des 
Aktes nicht verträglichen Weiſe aufs Spiel. 

4. Haupterfordernis 10 eigenhändige Riederſchrift des Teſtamentes in feinem ge- 
ſamten Wortlaute, alſo einſchließlich der Angabe des Ortes und Tages. Der Erblaſſer muß 
ſich (wenn er nicht als Krüppel auf den Gebrauch eines andern Körperteiles angewieſen 
iſt) zum Schreiben unmittelbar der Hand bedienen. Deshalb iſt mechaniſche 
Herſtellung mit Hilfe von Typen (Druck, Maſchinenſchrift) oder durch mittelbare Kraftan⸗ 
wendung (Durchpauſen) ausgeſchloſſen. Schreiben mit fremder Unterſtützung (geführter 
Feder) iſt ſolange eigenhändiges Schreiben, als der Schreibende dabei noch ſelbſt die Geſtalt 
der Schriftzüge beſtimmt; nicht wenn er nur die Feder berührt (R Gruch 53, 98). Der 
Stoff, auf welchem (Papier, Holz, Metall, Stein) und mittels deſſen (Tinte, Bleiſtift, 
Pinſel, Griffel, Meißel) die Niederſchrift bewirkt wird, ift gleichgültig. In RG JW 10, 
291 w iſt die Niederſchrift mittelſt Griffels auf der Schiefertafel für einfache ländliche Ver⸗ 
hältniſſe nicht beanſtandet, aber hervorgehoben, daß die Benutzung beſonders raſch vergäng⸗ 
licher Stoffe dem Weſen des Teftaments widerſpricht und feine Ernſtlichkeit in Frage ſtellen 
lann. Die Wahl der Sprache — einer toten oder lebendigen — ſteht dem Erblaſſer 
ei, falls er ſich darin genügend verſtändlich machen kann. Ebenſo die Wahl der 
Schriftzeichen (der benutzten oder einer andern Sprache), insbeſondere der Steno⸗ 
Naphie, Blindenſchrift, wenn die Möglichkeit der Entzifferung nicht bloß auf einen engen 
Kreis von Sachkennern beſchränkt iſt. War der Erblaſſer ſelbſt nicht imftande, das von ihm 
Geſchriebene zu leſen, fo iſt das Teſtament nach § 2247 nichtig. Zuſätze von fremder 
Hand, aber mit dem Willen des Erblaſſers (Ausſetzung eines geringfügigen Vermächt⸗ 
niſſes in einem Satzteil neben der vom Erblaſſer ſelbſt herrührenden Erbeinſetzung) machen 
nicht notwendig das ganze Teſtament nichtig, vielmehr iſt hierüber nach § 2085 zu entſcheiden 
(RG 63, 23). Nicht erforderlich iſt, daß die Niederſchrift eine in ſich geſchloſſene ſelbſtändige 
Urkunde bildet, dafern ſie nur nach dem Willen des Erblaſſers eine ſogleich wirkſame Ver⸗ 
fügung von Todes wegen (nicht bloß ein Entwurf, die Mitteilung des Vorhabens zu teſtieren 
und dergl.) ſein ſoll. Das Teſtament kann deshalb auch einem Brief einverleibt ſein 
(RG JW 97, 143%). Ebenſo kann es mehrere loſe Blätter umfaſſen, wenn deren Zu⸗ 
ſammengehörigkeit feſtſteht. Es kann endlich auch in mehreren urſchriftlichen Exemplaren 
gergeſtellt werden. 
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5. Die Angabe des Ortes und Tages iſt Beſtandteil der Teſtamentserklärung und muß 
deshalb gleichfalls eigenhändig geſchrieben ſein. Die Benutzung eines Vordrucks 
oder eines Stempelaufdrucks oder der Maſchinenſchrift für die Ortsangabe genügt nicht (RG 
FW 08, 33651). Das Datum muß ſich ferner auf der Teſtamentsurkunde 
ſelbſt, ſei es auch auf der aufgeklebten Stempelmarke (RG IW 10, 23715) befinden. Iſt 
es räumlich von der Urkunde getrennt, findet es ſich z. B. nur als Aufſchrift auf dem das Teſta⸗ 
ment enthaltenden Umſchlag, fo iſt Tatfrage, ob dieſe Aufſchrift in Vollziehung des Teſtaments⸗ 
aktes, oder zu einem andern Zwecke (Hinweis auf den Inhalt des Umſchlags) bewirkt worden 
iſt (RG a. a. O. und KW Beil 286242). In beſtändiger Rechtſprechung hält das Reichsgericht 
an dem Erfordernis des wahrheitsgetreuen Datums feſt. So R 51, 166; 
52, 282; 64, 423; IW 02 Beil 232; 07, 36615, dagegen Planck A II, 4, f und die dort Zitierten. 
Das Datum iſt im Unterſchied von der eigentlichen teſtamentariſchen Verfügung nicht Willens⸗ 
erklärung, ſondern Zeugnis („Angabe“). Und zwar ein Zeugnis, deſſen Erteilung — mit 
Beweiskraft bis zum Nachweiſe des Gegenteils — zugleich mit der Ermächtigung einen 
geſetzlichen Formalakt zu vollziehen, ausnahmsweiſe dem Ausſteller einer Privaturkunde 
übertragen iſt. So wenig den ſonſt hierzu berufenen öffentlichen Organen freiſteht, den 
von ihnen vorgenommenen Akt willkürlich zu datieren (§ 2241 Nr 1), ſo wenig ſteht es im 
Belieben auch des Errichters eines Privatteſtaments. Hierzu kommt, daß das Datum für 
die Beurteilung der Teſtierfähigkeit, für das Verhältnis zu andern Verfügungen von Todes 
wegen und für Auslegung des Teſtamentsinhalts ſtets von größter Bedeutung iſt. (Beweis- 
ſicherung für das Datum Pr SGG Artt 58, 59). Die verſehentlich falſche Da⸗ 
tierung iſt nur dann für den Beſtand des Teſtaments unſchädlich, wenn das gewollte 
Datum ohne weiteres aus dem ſonſtigen Inhalte des Teſtaments erkannt werden kann; auch 
die Verwertung offenkundiger Tatſachen iſt hierbei nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen. Dagegen 
kann dem Formmangel nicht dadurch abgeholfen werden, daß demnächſt im Prozeſſe und mit 
Hilfe der gewöhnlichen Beweismittel die wirklich gewollte Datierung ermittelt wird. So 
hat RG 64, 423 ein am 18. April 1904 errichtetes, aber irrtümlich vom 18. April 1804 datiertes 
Teſtament als gültig anerkannt. Im übrigen iſt dem Datum kein beſtimmter Platz auf der 
Teſtamentsurkunde — am Kopfe, im Text oder am Ende — zugewieſen. Wenn nach Be⸗ 
ſchaffenheit des Falles an der Zugehörigkeit des Datums zur Unlunde kein Zweifel iſt, kann es 
räumlich auch unter der Unterſchrift Platz finden (RG 52, 277). Um wahrheitsgetreu zu 
ſein, muß die Datierung zwar grundſätzlich auf den Zeitpunkt der Fertigſtellung des Teſtaments, 
regelmäßig alſo der unterſchriftlichen Vollziehung abgeſtellt werden. Jedenfalls enthalten 
Zuſätze zu dem bereits abgeſchloſſenen Teſtamente, auch ſpätere 
Ausfüllung ſachlicher Lücken immer einen neuen ſelbſtändigen Teſtamentsakt, der in ſich den 
El forderniſſen des $ 2231 genügen muß, daher neue richtige Datierung und neue Unterſchrift 
erheiſcht (RG 71, 303). Das Geſetz nötigt jedoch nicht dazu, eine ſonſt im Rechtsleben unge⸗ 
wöhnliche Peinlichkeit der Datierung zu erfordern. Hat z. B. der von Berlin abreiſende 
Erblaſſer die Niederſchrift ſeines Teſtaments, das mit dem Datum der Abreiſe „Berlin, d. 
27. März 1910“ überſchrieben iſt, am 27. März einige Stationen hinter Berlin im Schnell- 
zuge begonnen und kurz vor Rom am 29. März 1910 abgeſchloſſen, ſo braucht die Gültigkeit 
des Teſtaments nicht beanſtandet zu werden. Die richtige Begrenzung iſt weſentlich Sache 
tatfächlicher Beurteilung. Im Falle mehrfacher Datierung ſchließt das jüngſte durch Unter- 
ſchrift gedeckte Datum das Teſtament ab. 

Die Angabe des Ortes erfordert eine nach den Anſchauungen des Verkehrs hinlänglich 
deutliche Bezeichnung des Teiles der Erdoberfläche, auf dem das Teſtament errichtet iſt. Wie⸗ 
weit hierbei in den Anforderungen an Genauigkeit der Bezeichnung zu gehen ſei, iſt gleichfalls 
Tatfrage. Es ift klar, daß die Bezeichnung „Deutſchland“ ungenügend, „Leipzig, Zeitzer⸗ 
ſtraße 29, III I.“ dagegen übertrieben peinlich wäre. Verkehrsübliche Abkürzungen der Orts⸗ 
bezeichnung ſind nicht unſtatthaft („Bln. — Berlin R JW 07, 14326). 

Die Angabe des Tages muß nicht unbedingt kalendermäßig erfolgen, doch ſo, daß der 
Kalendertag der Errichtung ohne weiteres feſtgeſtellt werden kann. Daher genügt „Palm⸗ 
ſonntag 1909“, „Kaiſers Geburtstag 1910“. Oder die Bezugnahme auf allgemein bekannte 
Ereigniſſe („am 40. Jahrestage der Schlacht von St. Privat“). Dagegen iſt insbeſondere mit 
Rückſicht auf die Teſtamentsbeteiligten Tatfrage, ob die Bezugnahme auf Familienereigniſſe 
(„mein goldener Hochzeitstag“) ausreichen kann. Unzweideutige verkehrsübliche Abkürzungen 
(23. 11. 07) find zuläſſig, bei der kalendermäßigen Bezeichnung darf die Angabe des Jahres 
niemals fehlen. - g 3 

6. Die Unterſchrift bildet den eigentlichen Abſchluß des Teſtaments, gehört deshalb 
richtiger Weiſe als unterſte Zeile unter die Urkunde und deckt jedenfalls den ganzen darüber 
ſtehenden Teſtamentsinhalt, aber auch nur dieſen. Doch braucht das der Unterſchrift erſt nach⸗ 
folgende Datum nicht notwendig ungültig zu ſein (RG 52, 277, ſ. A 5). Befindet ſie ſich 
lediglich auf dem die Urkunde enthaltenden verſchloſſenen Briefumſchlag, ſo iſt Tatfrage, ob 
gie als Forlſetzung des im Umſchlag befindlichen Schriftſtückes, deſſen Inhalt, oder ob fie nur 
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einen felbftändigen, auf den Umſchlag gebrachten Vermerk decken ſoll (RG 61, 7). Die Unter⸗ 
ſchrift erfordert eigenhändige Namensunterſchrift, 9 126 A 2. Sie muß in Ber- 
bindung mit dem Inhalte des Teſtaments oder andern offenkundigen Tatſachen die Identität 
des Erblaſſers außer Zweifel ſtellen. Inwieweit hierzu der bloße Familienname genügt, 
oder auch Vor⸗ und Zuname oder eine ſonſtige nähere Bezeichnung nötig ſei, iſt Tatfrage. 
Keinesfalls reicht die Bezeichnung des Erblaſſers mit einer bloßen Eigenſchaft, ſei es auch 
einer Familienbeziehung aus, wie z. B. „Euer Vater“ (a. M. Dernburg V 29 A 8), es wäre 
denn, daß die Perſon des „Vaters“ in einer auch für Dritte erkennbaren Weiſe, z. B. aus 
einer genügend deutlichen Bezeichnung der „Kinder“ entnommen werden könnte. Der bloße 
Vorname kann genügen, wenn ſein alleiniger Gebrauch, wie bei fürſtlichen Perſonen, kirch⸗ 
lichen Würdenträgern üblich ift. Auch das Pſeudonym eines unter dieſem Namen bekannten 
Schriftſtellers oder Künſtlers. Ebenſo die Unterzeichnung eines Einzelkaufmanns mit der 
ihm zuſtehenden Firma (a. M. Staudinger A B). Das Handzeichen, auch das beglaubigte 
($ 126 Abſ 1) kann die Unterſchrift nicht erſetzen. Die Mitunterſchrift von Zeugen ift nicht 
notwendig, aber unſchädlich. 

7. Das Geſetz erfordert nicht unitas actus. Es iſt deshalb gleichgültig, 
wann der Text des Teſtaments und ob er etwa im Zuſtande der Teſtierunfähigkeit ($ 2229) 
niedergeſchrieben ift, wofern nur das Hindernis im Augenblicke des Teſtamentsabſchluſſes 
durch Datum und Unterſchrift gehoben war (a. M. Planck A II, 5). Durchſtrei chungen, 
Radierungen, Einſchaltungen beeinträchtigen an ſich und vorbehaltlich der 
Entſcheidung aus ZPO $ 419 die Gültigkeit des Teſtaments nicht. Eine nach Abſchluß des 
Teſtaments vorgenommene Durchſtreichung wirkt regelmäßig als Widerruf, $ 2255. Eine 
jetzt erſt hinzugeſetzte ſachlich neue Einſchaltung erfordert, um als Verfügung (nicht bloße 
Erläuterung) wirkſam zu ſein, Wiederholung der Teſtamentsform, d. h. neues Datum und 
Unterſchrift (RG 71, 302). Der Beweis der Echtheit des Teſtaments 
{ft im Beſtreitungsfalle von dem zu führen, der ſich auf das Teſtament beruft (3PO 88 440 
bis 444). Iſt die Echtheit der Unterſchrift dargetan, ſo wird bis zum Nachweis des Gegenteils 
auch vermutet, daß die Orts⸗ und Zeitangabe der Wahrheit entſpricht (RG 64, 423). Dagegen 
ift mit der Echtheit der Unterſchrift nur bewieſen, daß der darüberſtehende Text vom Erblaſſer 
als ſein Wille erklärt, nicht aber daß er eigenhändig geſchrieben ſei. Die Eigenhändig⸗ 
leit dieſer Niederſchrift iſt vielmehr von dem, der ſich auf das Teſtament beruft, noch beſonders 
zu beweiſen (a. M. Dernburg V $ 30 A 8). — Minderjährige und Perſonen, die Ge⸗ 
ſchriebenes nicht zu leſen vermögen, können ſich des Privatteſtaments nicht bedienen, § 2247, 
Amtliche Verwahrung 95 2248, 2256 Abſ 3, Ablieferungspflicht $ 2259. Gemeinſchaftliches 
Privatteſtament § 2267. Beſchränkte Beweiskraft in Grundbuchangelegenheiten GB 8 36 
und beim Schiffspfandrecht FGG $ 107, dagegen ZVG $ 17 Abſ 3. 


9 2232 


Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem 
Notar gelten die Vorſchriften der SS 2233 bis 2246), 

KB 321. 

1. Neben den hier angezogenen und dieſe Vorſchriften ergänzend („unbefchadet” JGG 
$ 168) kommen die Beſtimmungen des FG SS 169—182 über gerichtliche und notarielle 
Urkunden in Betracht, insbeſondere § 176 Abf 3 (Feſtſtellung der Perſonenidentität) und $ 182 
(Ausfertigungen und Auszüge). Im übrigen beſteht zwiſchen BGB und FGG meiſt wört⸗ 
liche Übereinſtimmung. Inſoweit fie verſchieden find (88 22342237) iſt das BG maß⸗ 
gebend. Außerdem greifen ergänzend ein etwaige Vorſchriften der Landes geſetze 
(368 $ 200), doch ift ein Verſtoß hiergegen ohne Einfluß auf die Gültigkeit der Verfügung 
von Todes wegen (EG Art 151, RG 53, 152). Nur die Verletzung landesgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften über die ſachliche Zuſtändigkeit (z. B. der Richter oder Notare EG Ark 141, auch 
Art 57, 58, nicht auch bezüglich der örtlichen Zuständigkeit, 2231 A 2), hat Nichtigkeit der 
Beurkundung zur Folge. Haftung des Richters oder Notars für Verſehen 3 839, insbe⸗ 
ſondere auch gegenüber den in dem ungültigen Teſtamente bedachten Perſonen (RG 58, 296). 


8 2233 


Zur Errichtung des Teſtaments muß der Richter einen Gerichtsſchreiber 
oder zwei Zeugen‘), der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen?) zu⸗ 
iehen !). 
9 E 11915 Abf 1 Satz 2, Abſ 2 II 2099 Abſ 2 M 5, 261—263 P 5, 330—332. 


1. Der Gerichtsſchreiber iſt identiſch mit dem Gerichtsſchreiber (des Amtsgerichts) 
in GVG 5154, JGG 85 11, 21, 169 ff. Seine Beſtellung erfolgt ausſchließlich nach Landes⸗ 
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recht. Ob die Niederſchriften von ihm oder vom Notar ſelbſt vorgenommen werden, iſt gleich⸗ 
gültig Die Zeugen find Sollennitätszeugen. Sie werden nicht beſonders in Pflicht genommen 
und erfüllen ihr Amt durch bloße Anweſenheit während des Errichtungsaktes (§ 2239) und 
Mitvollziehung des Protokolls (§ 2242 Abſ 3). Unfähigkeitsgründe 58 2234—2237. An 
Stelle des Gerichtsſchreibers oder der Zeugen kann der Richter (nicht der Notar) nach Landes⸗ 
recht eine beſonders dazu beſtellte Urkundsperſon zuziehen (EG Art 149, Sächſch v. 18.6. 98 546), 

2. Notar. Das Notariat iſt nur landesgeſetzlich geordnet. Dem nur als Sollennitäts⸗ 
perſon amtierenden „zweiten Notar“ (F 2236) ſteht der die Teſtamentsverhandlung leitende 
und die Niederſchrift beſorgende als „beurkundender Notar“ (88 2236, 2237 Nr 4) gegenüber. 

3. Gerichtsſchreiber, Zeugen und zweiter Notar müſſen vom Richter oder vom be⸗ 
urkundenden Notar (nicht vom Erblaſſer) zugezogen, d. h. in irgend einer Form zur Anweſen⸗ 
heit bei der Teſtamentserrichtung veranlaßt und in die Lage gebracht werden, dabei „mit⸗ 
zuwirken“ ($ 2242 Abſ 3). Bloß zufällige Anweſenheit genügt nicht. 


8 2234 


Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann bei der Errichtung 
des Teſtaments nicht mitwirken): . 
1. der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn die Ehe nicht mehr beiteht?): 
2. wer mit dem Erblaſſer in gerader Linie oder im zweiten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verſchwägert ift?). 

E 1 1916 Abſ 1 II 2100 M 5, 263, 264 P 5, 332—334. 

1. Die Ausſchließungsgründe der $$ 2234—2236 find im Gegenſatz zu $ 2237 zwingen⸗ 
den Rechts („kann nicht“). Sie beziehen ſich ſowohl auf den beurkundenden wie auf den zweiten 
Notar (§ 2233 A 2). Die trotzdem erfolgende Mitwirkung hat Nichtigkeit des Teſtaments zur 
Folge. Entſprechend anwendbar auf den Dolmetſcher ($ 2244), die landesgeſetzlich zugelaffene 
Urkundsperſon (Ech Art 149 Abſ 2) und bei den außerordentlichen Teſtamentsformen der 
95 2249—2251, ſowie beim Erbvertrag § 2276. Die Ausſchließungsgründe für den Richter 
nach 36 6 kommen daneben nicht in Betracht. 

2. Ehegatte wie FGG 8 170 Nr 2, nicht auch der Verlobte. 

3. Verwandte (8 1589) und Verſchwägerte ($ 1590) wie FGG $ 170 Nr 3. Die 
Sa ee dauert auch nach Auflöſung der Ehe fort, $ 1590 Abſ 2. Legitimation und 
Ken 17 5 $8 1719, 1736 ff., Annahme an Kindes Statt $$ 1757, 1762 ff., uneheliche 
Kinder § 1705. 


9 2235 


Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann bei der Errichtung 
des Teſtaments nicht mitwirken ), wer in dem Teſtamente bedacht wird oder 
wer zu einem Bedachten in einem Verhältniſſe der im § 2234 bezeichneten 
Art fteht?). 

Die Mitwirkung einer hiernach ausgeſchloſſenen Perſon hat nur zur 
Folge, daß die Zuwendung an den Bedachten nichtig ift?). 

E 1 1916 Abf 2 II 2101 M 5, 265, 266 P 5, 332—334. 

1. Zwingenden Rechts ($ 2234 A 1) ſ. aber Abſ 2. Bezieht ſich ſowohl auf 
den beurkundenden wie auf den zweiten Notar. 

2. Bedachte find der Erbe (auch der Nach- und Erſatzerbe), Vermächtnisnehmer, nicht 
aber der durch eine Auflage Begünſtigte (52192 A 1). Auch nicht der zum Teſtaments⸗ 
vollſtrecker Ernannte (852197 ff.), ſelbſt wenn ihm eine Vergütung nach 92221 ausgeſetzt ift. 
Überſteigt ſie das übliche Maß, ſo iſt ſie inſoweit nach Abſ 2 zu ſtreichen. Die Unfähigkeit mit der 
Folge des Abſ2 iſt auch dann vorhanden, wenn der bedachte Richter, weil das Teſtament 
berſchloſſen übergeben wird, von der Zuwendung keine Kenntnis erlangt. Sie bleibt 
aber gültig, wenn das übergebene Teſtament als Privatteſtament aufrecht erhalten werden 
kann (§ 2238 A 3). Für den Beſtand der Zuwendung iſt unſchädlich, wenn der Richter uſw. 
nicht perſönlich, ſondern nur als geſetzlicher Vertreter (der Gemeinde, RG Warn 09 Nr 32) 
bedacht iſt, oder wenn er zu dem Bedachten erſt nach ver Teſtamentserrichtung in ein Ver⸗ 
hältnis der bezeichneten Art tritt. 

3. Nur relative Nichtigkeit im Gegenſatz zu der abſoluten Wirkung der Unfähigkeits⸗ 
gründe $3 2234, 2236. Ob die Nichtigkeit der betreffenden Zuwendung die Unwirkſamkeit 
des ganzen Teſtaments zur Folge habe, iſt nach $ 2085 zu beurteilen. — Der Schreiber 
des übergebenen Teſtaments (S C Libonianum) kann gültig bedacht werden. Gegebenenfalls 
Anfechtung aus $ 2078. 
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8 2236 


Als Gerichtsſchreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments nicht mitwirken, wer zu dem Richter oder dem be⸗ 
urkundenden Notar in einem Verhältniſſe der im § 2234 bezeichneten Art ſteht!). 

E 1 1917 Abſ 1 II 2102 M 5, 266 P 5, 834, 335. 

1. 3 wingenden Rechts 92234 A 1. 5 2234: Ehe, Verwandtſchaft, Schwäger⸗ 
ſchaft. Ob die Sollennitätsperſonen untereinander in einem derartigen Verhältnis ftehen, 
iſt ohne Bedeutung. Ebenſo FGG $ 172. 


8 2237 


Als Zeuge ſoll bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken ): 

1. ein Minderjähriger; j 

2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, während der 
Zeit, für welche die Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt iſt; 

3. wer nach den Vorſchriften der Strafgeſetze unfähig iſt, als Zeuge eidlich 
vernommen zu werden; 

4. wer als Geſinde oder Gehilfe im Dienſte des Richters oder des be⸗ 
urkundenden Notars ſteht. 

E 1 1917 Abſ 2, 3 11 2103 M 5, 266—270 P 5, 334—336, 

1. Das „Soll“ im Gegenſatze zu „Muß“ ($ 2233) oder „kann nicht“ (58 2234 —2236) 
will die Unfähigkeitsgründe der Nr 1—4 nur als Ordnungsvorſchriften kennzeichnen, deren 
Verletzung Ungültigkeit des Teſtaments nicht zur Folge hat. Ebenſo FG® 173. Dagegen 
folgt aus der Natur der Sache, daß als Zeuge nur mitwirken kann, wer die Fähigkeit beſitzt, 
die einzelnen Vorgänge des Teſtamentsaktes wahrzunehmen, ſollte er auch in Wahr⸗ 
heit nicht darauf geachtet oder das Gehörte nicht erfaßt und verſtanden haben. Hiernach find 

elbſtverſtändlich als Zeugen ausgeſchloſſen Blinde, Taube und (außer 
im Falle des $ 2245) der deutſchen Sprache Unkundige ($ 2240). Ebenſo dauernd oder auch 
vorübergehend Geſchäftsunfähige (59 104, 105). Stumme wenigſtens dann, wenn ſie ſich nicht 
genügend verſtändlich machen können. Endlich Zeugen, die nicht wenigſtens ihren Namen 
ſchreiben können ($ 2242 Abſ 3). Die Zuziehung ſolcher Zeugen macht das ganze Teſtament 
nichtig. Frauen und Ausländer find unbeſchränkt zeugenfähig. Ebenſo FG $ 173. 
nn 5 Vorſchriften find auf die Gültigkeit des Teſtaments ohne Ein- 
fluß, rt 151. 

Zu Nr 1: Minderjährige (und nicht für volljährig Erklärte) 95 2, 3. Dagegen 
ſind die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung und Trunkſucht Entmündigten oder vor⸗ 
läufig Bevormundeten den Minderjährigen nur in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit gleich⸗ 
geſtellt ($ 114), ſonach von der Mitwirkung als Sollennitätszeugen an ſich nicht ausgeſchloſſen. 
Beim Feldteſtament — nicht aber beim Militärteſtament nach g 44 RMilch — können 
auch Minderjährige als Zeugen mitwirken, wenn ſie dem aktiven Heere angehören, Mil 
v. 28. 5. 01 $ 2. 

Zu Nr 2: ie der bürgerlichen Ehrenrechte StB 8g 32—38. Die nach $ 34 
Ar 5 eintretende Unfähigkeit, Zeuge zu fein, iſt durch die Sollvorſchrift des BGB (Ech Art 32) 
für Teſtamente entſprechend abgeſchwächt. 

Zu Nr: Unfähigkeit zum Zeugnis SIOB $ 161 als Folge der Verurteilung wegen 
Meineids. 

Zu Nr 4: Geſinde oder Gehilfe. Über das Geſindeverhältnis beſtimmt das Landes⸗ 
recht, EG Art 95. Gehilfen im Dienſte des Richters können nicht in Betracht kommen, da 
Richter wie Gehilfe beide im Dienſte des Staates ſtehen. Zu den Gehilfen des Notars gehören 
nur die zur dauernden Dienſtleiſtung im Berufe, gleichviel ob zu juriſtiſchen oder rein mecha⸗ 
niſchen Verrichtungen angenommenen Hilfsperſonen, nicht bloß vorübergehend Beſchäftigte 
(Gepäckträger). Ob die Zeugen zum Erblaſſer oder zum zweiten Notar oder zueinander 
im Dienſt⸗ oder Gehilfenverhältnis ſtehen, iſt gleichgültig — Anwendbarkeit auf den Dol⸗ 
metſcher $ 2244, auf das Gemeindeteſtament $ 2249 und, mit Ausnahme von Nr 4 auf das 
Seuchen⸗ und Seeteſtament $$ 2250, 2251, ſowie auf den Erbvertrag § 2276. 


9 2238 


Die Errichtung des Teſtaments erfolgt in der Weiſe y, daß der Erblaſſer 
dem Richter oder dem Notar ſeinen letzten Willen mündlich erklärt:) oder 
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eine Schrift mit der mündlichen Erklärung übergibt, daß die Schrift feinen 
letzten Willen enthalte). Die Schrift kann offen oder verſchloſſen übergeben 
werden‘). Sie kann von dem Erblaſſer oder von einer andern Perſon ge: 
ſchrieben ſein “). 

Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, kann 
das Teſtament nur durch mündliche Erklärung errichten“. 


E 1 1918, 1922 11 2104 5, 270, 271, 277 P 5, 336, 339. 

1. Die eigentliche Errichtung des Teſtamentes beſteht in der mündlichen Erklärung des 
letzten Willens oder in der Übergabe der Schrift und der fie begleitenden Erklärung (RG 
61, 149). Im Sinne des Geſetzes gehört aber hierzu auch die Herſtellung des „über die Er⸗ 
richtung“ aufzunehmenden Prokokolls (8 2240) und — als Sollvorſchrift — die Verſiegelung 
und Verwahrung ($ 2246). Ein Verſtoß gegen die Formvorſchriften des $ 2238 wirkt immer 
Nichtigkeit (8 125). Der Erblaſſer kann vor Richter oder Notar ($ 2231 Nr 1) in der einen 
oder der andern Form nur perſönlich teſtieren, $ 2064. Teſtierfähigkeit 98 2229, 2230. 

2. Die mündliche Erklärung des letzten Willens richtet ſich an den amtierenden Richter 
oder Notar. Sie allein iſt maßgebend, darauf ob ſie von der Amtsperſon richtig verſtanden 
iſt, kommt nichts an (RG ZW 10, 61%). Sie kann nur durch das Mittel der Sprache und zwar, 
von 89 2244, 2245 abgeſehen, der deutſchen Sprache, alſo niemals durch bloße Zeichen 
oder Gebärden (Kopfnicken) erfolgen. Stumme ſind deshalb auf ſchriftliche Übergabe des 
Teſtaments beſchränkt ($ 2243), wenn fie ſich nicht in der Lautſprache verſtändlich machen 
können. Der Erblaſſer braucht ſich nicht in ausführlicher oder zuſammenhängender Rede 
zu äußern, die Erklärung kann vielmehr auch im Wege der Rede und Gegenrede, Frage und 
Antwort zwiſchen dem verhandelnden Beamten und dem Erblaſſer zum Ausdruck gelangen. 
Auch die Benutzung von Niederſchriften iſt hierbei nicht ausgeſchloſſen (RG 63, 86). Niemals 
aber kann das bloße Verleſen des Protokolls und deſſen Genehmigung durch den Erblaſſer 
die mündliche Erklärung erſetzen. Ebenſowenig iſt die Bezugnahme auf eine Schrift gemäß 
FGG 8 176 Abſ 2 ausreichend, wenn ſie nicht von der beſonderen hierfür vorgeſchriebenen 
Erklärung (A 3) begleitet iſt (F 5 168, RG 61, 149). 

3. Übergabe des letzten Willens. Von der übergebenen Schrift gilt bezüglich 
des Stoffes, der Sprache, der Schriftzeichen das beim Privatteſtament Geſagte (§ 2231 A 4). 
Dagegen iſt Eigenhändigkeit der Niederſchrift nicht erforderlich (A 5), die Benutzung von 
Typen (Druck, Maſchinenſchrift) zuläſſig, Datierung und Unterſchrift ganz entbehrlich. Mehrere 
gleichzeitig überreichte Willenserklärungen, auch wenn ſie verſchieden datiert ſind, gelten als 
einheitlich im Augenblicke der Übergabe abgegeben. Inſoweit ſie ſich widerſprechen, heben 
ſie ſich gegenſeitig auf. Erfüllt die übergebene Schrift ſämtliche Erforderniſſe des § 2231 
Nr 2, fo bleibt fie als Privatteſtament in Kraft, auch wenn der öffentliche 
Errichtungsakt aus irgend einem Grunde ungültig fein ſollte. Es müßte denn bewieſen werden, 
daß der Erblaſſer die fertiggeſtellte Schrift bis zur Übergabe in Amtshand nur als unverbind 
lichen Entwurf behandelt wiſſen wollte (vgl. aber § 2086). Die Übergabe erfordert 
ſchon zur Beſeitigung von Dentitätszweifeln, daß der Erblaſſer ſelbſt die Schrift dem Richter 
oder Notar körperlich aushändigt. Es genügt deshalb nicht, daß er ein Schriftſtück als fein 
Teſtament bezeichnet, das ſich bereits in der Hand einer der mitwirkenden Perſonen befindet. 
Die den Übergabeakt begleitende mündliche Erklärung erfordert nicht den Gebrauch 
feierlicher Worte. Im übrigen gilt das A 2 Geſagte. Das ſolchergeſtalt überreichte Schrift⸗ 
ſtück wird hierdurch und durch Aufnahme des Protokolls ſelbſt Beſtandteil der öffentlichen 
Urkunde. Die Erklärung kann ſich zugleich auf Zuſätze, Anderungen oder Berichtigungen 
zu dem ſachlichen Inhalt des übergebenen Teſtaments erſtrecken. Geſetzlich beſteht kein Hinder⸗ 
nis, in dieſer Weiſe beide Formen der Teſtamentserrichtung zuſammenzufaſſen. 

4. Das verſchloſſen übergebene Schriftſtück darf vom Richter oder Notar nicht ge⸗ 
öffnet, das offen übergebene nicht gegen den Willen des Erblaſſers eingeſehen werden. Auf 
offenbare Mängel wird ex officio nobili aufmerkſam zu machen ſein. Übergabevermerk auf 
der Urkunde ſelbſt iſt zweckmäßig, aber geſetzlich nicht vorgeſchrieben. 

5. Das übergebene Teſtament braucht nicht eigenhändig geſchrieben zu ſein (A 3). 
Der Schreiber iſt von der Mitwirkung bei der Teſtamentserrichtung nicht ausgeſchloſſen. So⸗ 
weit nicht § 2235 entgegenſteht, kann er darin auch wirkſam bedacht werden. 

6. Minderjährige, ſoweit ſie nicht für volljährig erklärt find (88 3, 2229 A 2), find 
wie vom Privatteſtament (§ 2247), ſo auch vom öffentlichen Teſtament in Form der Über⸗ 
gabe, auch in den Fällen der 88 2249, 2250 Abs 1, ausgeſchloſſen. Dasſelbe gilt von dem, 
der Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, gleichviel ob er hieran durch dauerndes körperliches 
Unvermögen wie der Blinde oder in ſehr hohem Grade Schwachſichtige (RG JW 03, 13025) 
oder durch vorübergehende Veeinträchtigung der Sehkraft, oder wegen Verſtandes- oder Er⸗ 
ziehungsmängeln (Analphabet) verhindert iſt. Das Leſevermögen muß auch bezüglich des 
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betreffenden überreichten Schriftſtückes vorhanden ſein. Das Teſtament iſt deshalb ungültig, 
wenn er die gebrauchten Schriftzeichen (Stenographie uſw.) nicht entziffern kann oder die 
benutzte fremde Sprache nicht verſteht. Bloßes Schreibunvermögen iſt unſchädlich. Stumme 
find umgekehrt auf das ſchriftlich übergebene Teſtament beſchränkt (§ 2243) und deshalb von 
der Teſtamentserrichtung ganz ausgeſchloſſen, ſolange ſie minderjährig oder des Leſens un⸗ 
vermögend ſind. 


9 2239 


Die bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden Perſonen ! müſſen 
während der ganzen Verhandlung zugegen ſein ). 

E 1 1915 Abſ 3 II 2105 M 5, 263 P 5, 331, 332. 

1. Die mitwirkenden Perſonen find die in $ 2233 Genannten. Der Erblaſſer 
gehört dazu nicht, braucht mithin der Vollziehung des Teſtamentsprotokolls durch die Mit⸗ 
wirkenden ($ 2242 Abſ 3) nicht notwendig beizuwohnen (RG JW 05, 242°), Er iſt vielmehr 
in $$ 2241 Nr 2, 2242, 2245 zu den Mitwirkenden ausdrücklich in Gegenſatz geſtellt. Ebenſo⸗ 
wenig der Dolmetſcher ($ 2244 Abſ 1), wo § 2239 nicht mit angezogen iſt. Seine An- 
weſenheit iſt nur während der Ausübung der ihm zugewieſenen Verrichtungen und bei Unter⸗ 
zeichnung des Protokolls erforderlich. 

2. Die ganze Verhandlung begreift nicht nur die eigentliche Teſtamentserklärung und 
den Akt der Schriftübergabe nach $ 2338, ſondern auch die in 59 22422245 erwähnten Er- 
klärungen und ſonſtigen Vorgänge, nicht minder die Verleſung, Genehmigung und Unter 
zeichnung des Protokolls in ſich. Insbeſondere genügt nicht, daß die Zeugen nur dieſem 
letzten Teile der Teſtamentsverhandlung beigewohnt haben (RG 63, 86) oder daß der Gerichts⸗ 
ſchreiber nur das Diktat des Richters zu hören bekommt (RG ZW 09, 46121). Abweſenheit 
eines Mitwirkenden auch nur bei einem dieſer Vorgänge macht das ganze Teſtament nichtig 
(8 125). Inſofern enthält das BGB eine bewußte Abweichung von FGG 174. Zugegen⸗ 
ſein ſetzt voraus, daß die Mitwirkenden den Erblaſſer ſehen und hören können. Ob die Zeugen 
der Verhandlung auch tatſächlich gefolgt ſind, iſt nicht entſcheidend. Die Mitwirkung bei der 
Verſiegelung und Verwahrung des Teſtaments iſt nur durch die Ordnungsvorſchrift des 9 2246 
angeordnet. Ebenſowenig bedarf es der Anweſenheit der übrigen Mitwirkenden während der 
Abfaſſung und Niederſchrift des Protokolls, die (als vorbereitender Entwurf) der eigentlichen 
Teſtamentsverhandlung ſogar vorausgegangen fein darf (RG Gruch 50, 115). Überhaupt er⸗ 
fordert das Geſetz nicht unitas actus. Unterbrechungen ſelbſt von längerer Dauer (inner⸗ 
halb vernünftiger vom Tatrichter zu ziehender Grenzen) machen den Alt nicht ungültig, wenn 
zugleich das Protokoll hierüber wahrheitsgetreue Aufſchluß gibt (52241 Nr 1). Ein Wechſel der 
mitwirkenden Perſonen vor Abſchluß des Teſtamentsaktes iſt dagegen ſchon mit Rückſicht auf 
8 2242 Abſ 3 unzuläſſig (a. M. Dernburg 832 A 10). — 8 2239 findet auf die außerordentliche 
Teſta mentsformen (85 2249, 2250 Abſ 1) und den Erbvertrag Anwendung ($ 2276) 


9 2240 


über die Errichtung des Teſtaments muß ein Protokoll in deutſcher 
Sprache aufgenommen werden!)). 
E 1 1919 Abſ 1 II 2106 M 5, 271 P 5, 336, 337. 


1. Das Protokoll (5 2240—2242) iſt weſentlicher Beſtandteil des Errichtungsaktes, 
ebenſo bei den außerordentlichen Teſtamentsformen der 88 2249— 2251 und beim Erbvertrag 
8 2276. Die deutſche Sprache iſt auch bei Zuziehung eines Dolmetſchers ($ 2244), im Falle 
des $ 2245 iſt wenigſtens deutſche Überſetzung vorgeſchrieben. Für ſonſtige Formalien des 
Protokolls bleiben mit dem Vorbehalt aus EG Art 151 die Landesgeſetze maßgebend. Ent- 
ſprechend FGG $ 175. 


9 2241 


Das Protokoll muß enthalten!): 
1. Ort und Tag der Verhandlung; 
2. die Bezeichnung des Erblaſſers und der bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkenden Perſonen; 
3. die nach § 2238 erforderlichen Erklärungen des Erblaſſers und im 
Falle der Übergabe einer Schrift die Feſtſtellung der Übergabe. 
E 1 1919 Abſ 2 II 2107 M 5, 271, 272 P 5, 336—338. 
1. Die hier und in den folgenden $$ 22422245 aufgeſtellten Erſorderniſſe des 
Teſtamentsprotokolls ſind weſentlich („muß“), ſo daß ihre Verletzung Nichtigkeit des Teſtaments 
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zur Folge hat (8 125). Zugleich find fie erſchöpfend. Insbeſondere bleibt die Verletzung 
weitergehender landesgeſetzlicher Vorſchriften auf die Gültigkeit ohne. Einfluß (EGG Art 151). 
Die Beweiskraft der danach hergeſtellten öffentlichen Urkunde iſt nach ARO 
95 415, 418, 419 zu beurteilen. a bu 

Zu Nr 1: Die Angaben über Ort und Tag der Verhandlung müſſen, wie beim 
Privatteſtament ($ 2231 A 5) der Wahrheit entſprechen (a. M. Planck und Zit. A 2, c). 
Doch ſind auch hier offenbare Verſehen der Gültigkeit des Teſtaments unſchädlich, wenn ſie 
aus dem Protokolle ſelbſt berichtigt werden können (RIA 6, 177). Nur die ausgeſchriebene 
kalendermäßige Bezeichnung entſpricht der Bedeutung der öffentlichen Urkunde, wenn auch 
der Gebrauch üblicher Abkürzungen die Gültigkeit nicht beeinträchtigen mag (RG 53, 152). 
Erſtrecken ſich die Teſtamentsverhandlungen über mehrere Tage und iſt ihr Inhalt am Tage 
der RE Dr vollſtändig wiederholt, jo muß das Protokoll auch hierüber Aufſchluß 

eben ($ 223 b 

N Zu Nr 2: Die Bezeichnung muß nicht notwendig eine namentliche, aber doch eine 
ſo beſtimmte ſein, daß Zweifel über die Perſonen der Beteiligten nicht aufkommen können. 
Bezüglich der Perſon des Erblaſſers kann auch ein regelmäßig geführtes Pſeudonym genügen 
(5 2231 A 6). Eine beſondere Aufführung der Mitwirkenden als Richter, beurkundender, 
zweiter Notar, Zeugen iſt ratſam, aber entbehrlich, wenn hierüber nach dem Geſamtinhalt des 
Protokolls kein Zweifel aufkommen kann. Sie brauchen nicht feierlich als „bei der Verhand⸗ 
lung mitwirkend“ genannt zu werden (RG ZW 09, 2015). Die Bezeichnung gehört ordnungs⸗ 
mäßig in den Text des Protokolls, es kann aber, falls an der Einheitlichkeit der Beurkundung 
kein Zweifel beſteht, unter Umſtänden genügen, wenn ſich die Bezeichnung am Rande des 
Protokolls befindet oder wenn ſie (RG 50, 16) erſt aus der Unterſchrift erſichtlich wird, während 
im Texte nur von „den unterzeichneten Gerichtsperſonen“ die Rede iſt. Die Aufnahme einer 
Feſtſtellung über die Identität des Erblaſſers (FGG $ 176 Abſ 3) und über feine Geſchäfts⸗ 
fähigkeit iſt wünſchenswert, aber nicht notwendig. 

Zu Nr 3; Erklärung des Teſtamentsinhalts ſelbſt oder, bei Übergabe einer Schrift, 
die Tatſache der Übergabe und der ſie begleitenden Erklärung. Die Feſtſtellung dieſer Tat⸗ 
ſache kann auch in der protokollierten Erklärung: „Wir überreichen hiermit ...“ gefunden 
werden (RG 17.10.07 IV 95/07). Ob die Schrift offen oder verſchloſſen übergeben war, 
muß nicht notwendig protokolliert werden. — Verſiegelung, Aufſchrift und Verwahrung 


5 2246. 
9 2242 

Das Protokoll muß vorgeleſen, von dem Erblaſſer genehmigt und von 
ihm eigenhändig unterſchrieben werden). Im Protokolle muß feſtgeſtellt 
werden, daß dies geſchehen if’). Das Protokoll ſoll dem Erblaſſer auf Ver⸗ 
langen auch zur Durchſicht vorgelegt werden). 

Erklärt der Erblaſſer, daß er nicht ſchreiben könne, jo wird ſeine Unter: 
ſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll erſetzt). 

Das Protokoll muß von den mitwirkenden Perſonen unterſchrieben 
werden!). 

E 1 1919 Abſ 3, 4, 1920 II 2108 M 5 273—275 P 5, 336399. 

1. Satz 1 hat nur das Protokoll im engeren Sinne des $ 2241, nicht auch die nach 
Satz 2, Abſ 2, $$ 2243 Abſ 2, 2244 Abſ 3, 2245 Abſ 2 gleichfalls dem Protokoll einzuverleiben⸗ 
den Feſtſtellungen und Verſicherungen im Auge. Insbeſondere iſt auch die Beurkundung 
über Ort und Tag der Verhandlung ($ 2241 Nr 1) vorzuleſen und zu genehmigen (RG 50, 215). 
Die Vorleſung, gleichviel von welchem der Mitwirkenden ſie vorgenommen wird, iſt auch 
bei Taubheit des Erblaſſers weſentlich, unverzichtbar und wird weder durch lautes Diktat, 
noch durch die Durchſicht des Protokolls (A 3) erſetzt. Für die Genehmigung iſt mündliche 
Erklärung ($ 2238 A 2) nicht vorgeſchrieben, ſie kann deshalb auch ſtillſchweigend ausgedrückt 
werden (Kopfnicken), iſt aber nicht ſchon in der Unterſchrift enthalten. Die Unterſchrift muß 
eine eigenhändige ſein und den Erforderniſſen des $ 2231 (A 6) entſprechen, kann nicht 
durch Handzeichen erſetzt werden, muß nicht notwendig mit der im Protokoll enthaltenen Be⸗ 
zeichnung des Erblaſſers (5 2241 Nr 2) übereinſtimmen und räumlich zu dem vorangehenden 
Protokoll einſchließlich des Vermerks über Vorleſung und Genehmigung in einem Verhältnis 
ſtehen, daß deſſen Inhalt hierdurch als gedeckt angeſehen werden kann. Auch der Blinde hat, 
wenn er dazu imſtande iſt, zu unterzeichnen. Entbehrlichkeit der Unterſchrift Abſ 2. 

2. Die Feſtſtellung iſt eine von den mitwirkenden Perſonen ausgehende Bezeugung, 
die einer beſonderen Vorleſung und der Genehmigung des Erblaſſers nicht bedarf, aber durch 
ſeine Unterſchrift auch nicht erſetzt wird. Sie muß ſich ausdrücklich auf alle drei Erforder⸗ 
niſſe: Vorleſung, Genehmigung, Unterzeichnung erſtrecken (NG JW 04, 2082). Der Gebrauch 
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der üblichen Abkürzung: „V. g. u.“ kann als genügend angeſehen werden (RG 53, 150). Ebenſo 
15 Feſtſtellung, „das Teſtament“ (ſtatt Protokolls) ſei vorgeleſen worden (R& 3. 10. 07 IV 
2/07). 

3. Die Vorlegung zur Durchſicht iſt bloße Ordnungsvorſchrift, braucht nicht not⸗ 
wendig beurkundet zu werden, kann aber die unterbliebene Vorleſung auch dann nicht er⸗ 
ſetzen, wenn ſie allen Mitwirkenden gegenüber erfolgt wäre (Pr FGG Art 41). 

4. Die Unterſchrift iſt entbehrlich, wenn ein Doppeltes vorliegt: Erklärung des Erb⸗ 
laſſers und Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll. a) Die Erklärung des Erblaſſers 
muß dahin gehen, daß er nicht ſchreiben könne. Nichtſchreibenwollen genügt nicht. Die 
Erklärung iſt die einzige vom Geſetz zugelaſſene Erkenntnisquelle für die Schreibensunfähigkeit. 
Darauf, ob ſie der Wahrheit entſpricht und auf welchen Gründen ſie beruht, kommt nichts an. 
Der beurkundende Beamte darf hierüber gar keine Erörterungen anſtellen. Die Erklärung 
kann deshalb niemals durch das bloß obiektive Zeugnis der Urkundsperſonen erſetzt werden, 
der Erblaſſer ſei (weil infolge von Schlaganfällen gelähmt) zur Unterzeichnung außerſtande 
geweſen. Auch durch eine Auslegung, als beruhe das Zeugnis auf der Erklärung des Erblaſſers, 
kann in ſolchen Fällen nicht nachgeholfen werden (RG 69, 79 gegen 65, 375 a. E.). Da⸗ 
gegen iſt die Erklärung an eine Form 9 gebunden. Sie kann auch in der Genehmigung 
des eine objektive Feſtſtellung des Schreibunvermögens enthaltenden Teſtamentstextes (RG 
56, 368, JW 09, 31415), unter Umſtänden auch in der Unterkreuzung des Protokolls mit dem 

andzeichen gefunden werden (RG JW 08, 55617). b) Feſtſtellung der Erklärung im Proto⸗ 
oll. Sie iſt auch hier (A 2) lediglich Zeugnis der Urkundsperſonen und bildet keinen Beſtand⸗ 
teil des vorzuleſenden, vom Erblaſſer zu genehmigenden und zu unterzeichnenden Proto— 
kolls (RG 62, 5 gegen JW 05, 54183). Eine nochmalige Vorleſung, Genehmigung und Unter- 
zeichnung dieſes Feſtſtellungsvermerks durch den Erblaſſer iſt deshalb überflüſſig (RG 63, 31). 
Immerhin muß die Feſtſtellung auf die Erklärung des Erblaſſers Bezug nehmen. Hierzu 
kann der Vermerk genügen: der Erblaſſer habe nicht unterſchrieben, weil er des Schreibens 
unkundig ſei oder: er habe, weil des Schreibens unkundig, das Protokoll nur mit dem 
Handzeichen verſehen (RG 65, 375). 5 

5. Die Unterſchrift der mitwirkenden Perſonen (§ 2239 A 1) muß ſich zu dem Pro- 
tololl auch räumlich in einem Verhältnis befinden, daß dadurch fein geſamter Inhalt, ein- 
ſchließlich etwaiger Randvermerke, des Vermerks über Vorleſung und Genehmigung, der 
Unterſchrift des Erblaſſers und der ſonſt vorgeſchriebenen Feſtſtellungen gedeckt wird. Die 
Unterſchriften brauchen jedoch nicht notwendig die letzten Worte des Protokolls zu bilden 
(RG 68, 297, Vermerk „unterſchrieben“ erſt unter der Namenszeichnung). Die Unterzeich- 
nung muß eine eigenhändige ſein und kann weder durch Handzeichen noch durch Feſtſtellung 
des Schreibunvermögens erſetzt werden. Nicht weſentlich iſt, daß auch der Erblaſſer, 
der ſelbſt zu den mitwirkenden Perſonen nicht gehört, der Unterzeichnung beiwohne (RG 
JW 05, 2436) Es iſt deshalb der Gültigkeit des Teſtaments unſchädlich, wenn der Erblaſſer 
frbt oder geſchäftsunfähig wird, nachdem er das verleſene Protokoll genehmigt und unter⸗ 
zeichnet oder die Erklärung abgegeben hat, daß er nicht ſchreiben könne (a. M. Staudinger 
A IV). — Die Beobachtung der weſentlichen Förmlichkeiten muß aus dem Protokolle ſelbſt 
hervorgehen und kann nicht anderweitigen Ermittelungen entnommen werden (NG W 04, 
20821). Entſprechend FGG $ 177. 


8 2243 


Wer nach der Überzeugung des Richters oder des Notars ſtumm oder 
ſonſt am Sprechen verhindert iſt, kann das Teſtament nur durch Übergabe 
einer Schrift errichten). Er muß die Erklärung, daß die Schrift ſeinen letzten 
Willen enthalte, bei der Verhandlung eigenhändig in das Protokoll oder 
auf ein beſonderes Blatt ſchreiben, das dem Protokoll als Anlage beigefügt 
werden muß ). 

Das eigenhändige Niederſchreiben der Erklärung ſowie die Überzeugung 
des Richters oder des Notars, daß der Erblaſſer am Sprechen verhindert iſt, 
muß im Protokolle feſtgeſtellt werden?). Das Protokoll braucht von dem 
Erblaſſer nicht beſonders genehmigt zu werden ) 5). 

E 1 1921 II 2109 M 5, 276, 277 P 5, 339. 


1. Darüber, wer ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert ſei, entſcheidet lediglich 
die pflichtmäßige, nach freier Prüfung gewonnene Überzeugung des beurkun⸗ 
denden Beamten, nicht wie in $ 2242 A 4, a die Erklärung des Erblaſſers. Das 
Teſtament kann deshalb nicht mit der Behauptung angefochten werden, der Erblaſſer hätte 
ſprechen können. Kann ſich der Stumme kin der Lautſprache verſtändlich machen, fo iſt 
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er auch zu mündlichen Erklärungen im Sinne von $ 2238 befähigt. Dagegen iſt die Zeichen⸗ 
ſprache für Kundgebung des letzten Willens ausgeſchloſſen. Der minderjährige oder leſens⸗ 
unvermögende Stumme kann deshalb überhaupt nicht teſtieren ($ 2238 A 6). Selbſtver⸗ 
ſtändlich auch dann nicht, wenn er nicht ſchreiben kann (A 2). Ob der Erblaſſer dauernd oder 
nur vorübergehend (ärztliches Verbot) am Sprechen verhindert iſt, macht keinen Unter⸗ 
ſchied. Übergabe einer Schrift 9 2238 A 3. 

2. Die eigenhändige ſchriftliche Erklärung (8 2231 A 4) erſetzt die mündliche Er- 
klärung nach $ 2238 A 3. Sie muß deshalb gleich dieſer bei der Verhandlung ab⸗ 
gegeben, d. h. vor den Augen der mitwirkenden Perſonen (8 2239) niedergeſchrieben werden, 
darf nicht ſchon vorher hergeſtellt ſein, braucht aber nicht unterſchrieben zu werden und dem 
Geſetze nicht wörtlich zu eniſprechen. Da das Protokoll oder ein beſonderes a ls An⸗ 
lage beizufügendes Blatt vorgeſchrieben iſt, wird der Umſchlag des verſchloſſen 
übergebenen Schriftſtücks zur Niederſchrift nicht benutzt werden dürfen. 

3. Neben den hier vorgeſchriebenen beſonderen Feſtſtellungen iſt die Feſtſtellung 
der Schriftübergabe (8 2241 A 4), ferner die Feſtſtellung der Protokollvorleſung und Unter⸗ 
zeichnung, wenn auch nicht der Genehmigung ($ 2242 A 2), gegebenenfalls auch die Feſt⸗ 
ſtellung nach $ 2244 Abſſ3 geboten. Darüber, daß es der Vorleſung dieſer Feſtſtellungen nicht 
bedarf, ſ. $ 2242 A 4, b. 

4. Das Protokoll bedarf zwar nicht der Genehmigung, die nur ſchriftüch erfolgen 
könnte, wohl aber der Vorleſung — einſchließlich der niedergeſchriebenen Erklärung — 
und der Unterſchrift des Erblaſſers nach $ 2242 A 1, ſelbſt dann, wenn die eigenhändige 
Erklärung (A 2) von ihm bereits unterſchrieben worden wäre. — $ 2243 gilt auch für das Ge⸗ 
meindeteſtament ($ 2249), nicht aber für das Seuchen⸗ und Seeteſtament vor Zeugen, da 
hier nur mündliche Erklärung ſtatthaft iſt (5 2250, 2251). Entſprechend FGG $ 178. 

5. Blinde find auf das öffentliche, mündlich erklärte Teſtament beſchränkt ($ 2238 
A 6). Taube find unbeſchränkt teſtierfähig. Zur Kontrolle des Protokolls können fie 
Durchſicht verlangen (J 2242 A 3). Taubſtumme können, wenn ſchreibkundig nach 
5 2243, wenn die Lautſprache beherrſchend auch nach $ 2238 teſtieren. 


9 2244 


Erklärt der Erblaſſer, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei !, 
ſo muß bei der Errichtung des Teſtaments ein vereideter Dolmetſcher zuge⸗ 
zogen werden?). Auf den Dolmetſcher finden die nach den 88 2234 bis 2237 
für einen Zeugen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung ). 

Das Protokoll muß in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, 
überſetzt werden). Die Überſetzung muß von dem Dolmetſcher angefertigt 
oder beglaubigt und vorgeleſen werden; die Überſetzung muß dem Protokoll 
als Anlage beigefügt werden!). 

Das Protokoll muß die Erklärung des Erblaſſers, daß er der deutſchen 
Sprache nicht mächtig ſei, ſowie den Namen des Dolmetſchers und die Feſt⸗ 
ſtellung enthalten, daß der Dolmetſcher die Überſetzung angefertigt oder 
beglaubigt und fie vorgeleſen hat). Der Dolmetſcher muß das Protokoll 
unterſchreiben ). 

E 1 1923 Abſ 1—8 II 2110 M 5, 278, 279 P 5, 339 —342. 

1. Dafür, ob der Erblaſſer der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, iſt, wie im Falle 
des 5 2242 A 4 einzige Erkenntnisquelle die Erklärung des Erblaſſers. Auch 
dann, wenn ſie nach Überzeugung des beurkundenden Beamten wahrheitswidrig iſt, darf er 
die Aufnahme des Teſtaments nicht ablehnen (a. M. OLG 1, 409 und Dernburg V $ 34 
A 1). Sie iſt auch im Falle des § 2243 an keine Form gebunden. Deutſche iſt nicht gleich 
hochdeutſcher Sprache. Verſteht der Beamte die vom Erblaſſer gebrauchte Mundart nicht, fo 
iſt er 1 der Wahl der Mittel, um eine gegenſeitige Verſtändigung herbeizuführen, nicht be⸗ 
ſchränkt. 2 l 

2. Der Dolmetſcher muß vereidet ſein. Die Beteiligten können hierauf nicht wie 
nach FGG 89 verzichten. Sit der Dolmetſcher nicht im allgemeinen vereidet, jo hat der Richter 
oder Notar nach Landesrecht, event. nach GVG $ 191 die Vereidung vorzunehmen. Er ift 
förmlich zuzuziehen, g 2233 A 3, und zwar neben den dort genaunten Perſonen. 
Der Dolmetſcher kann deshalb nicht gleichzeitig als Gerichtsſchreiber (RA 2, 59, abweichend 
GVG $ 192), Notar oder Zeuge mitwirken. 

3. 5 2234: Ausſchließung des Ehegatten, gewiſſer Verwandter und Verſchwägerter 
des Erblaſſers, 8 2235: Nichtigkeit der dem Dolmetfcher oder ſeinen Angehörigen gemachten 
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Zuwendungen, § 2236: Ausſchließung wegen der Beziehungen zum Richter oder ber 
urkundenden Notar, $ 2237: Sollvorſchriften wegen gewiſſer Unfähigkeitsgründe. 

4. Der eigentlichen Teſtamentserrichtung nach § 2238, 2243, die von ſeiten des Erb⸗ 
laſſers in der fremden Sprache erklärt und vom Dolmetſcher deutſch wiedergegeben wird, folgt 
die Niederſchrift des Protokolls in deutſcher Sprache, im Falle des $ 2243 zugleich die Ent⸗ 
gegennahme der die Übergabe begleitenden fremdſprachlichen Erklärung und deren Über⸗ 
ſetzung. Das deutſche Protokoll iſt demnächſt in die fremde Sprache ſchriftlich zu über⸗ 
ſetzen. Kein Nebenprotokoll in der fremden Sprache, ſ. jedoch § 2245. 

5. Ob die Überſetzung vom Dolmetſcher ſelbſt oder einer andern, vielleicht gewandteren 
Perſon vorgenommen wird, iſt gleichgültig. Jedenfalls muß ſie vom Dolmetſcher 
ſelbſt vorgeleſen und wenn er ſie nicht ſelbſt niedergeſchrieben hat, mit feiner Namens⸗ 
unterſchrift beglaubigt werden ($ 129). Sie bedarf nicht der Genehmigung des Erb⸗ 
laſſers. Als eigentlicher maßgebender Inhalt der Teſtamentserklärung gilt das deutſche Pro⸗ 
tokoll. Die Behandlung der Überſetzung als Anlage ($ 2246) erfordert nicht förmliche 
Verbindung mit dem Protokoll. n 

6. Die Erklärung, der deutſchen Sprache nicht mächtig zu fein, ift unmittelbarer Be- 
ſtandteil des Protokolls. Sie bedarf deshalb der Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift 
des Erblaſſers und kann nicht, wie im Falle des $ 2242 A 4 p durch eine entſprechende Feſt⸗ 
ſtellung erſetzt werden (a. M. Planck A 6). Wohl aber gilt das dort Geſagte von der nament⸗ 
lichen Aufführung oder einer ſonſt genügenden Bezeichnung des Dolmetſchers und den ſonſtigen 
„Feſtſtellungen“ (KJ 35 A 83). 

7. Gezie menderweiſe hat der Dolmetſcher dem ganzen Errichtungsakte beizuwohnen. 
Da er jedoch nicht zu den mitwirkenden Perſonen gehört (52239), fo genügt die Anweſenheit 
des Dolmetſchers, ſolange er Beau! wird. Insbeſondere ift fie unerläßlich während der 
ihm allein obliegenden Vorleſung der Überſetzung. Seine Unterſchrift hat er in Gegenwart 
der Mitwirkenden, nicht notwendig auch des Erblaſſers, beizufügen. Daraus folgt, daß er 
die Anfertigung der Überſetzung oder deren Beglaubigung ſowie ihre Beifügung als Anlage 
ſpäter nicht nachholen kann. — Nichtigkeit bei Verletzung der Formvorſchriften $ 125. Sie 

elten auch für den Erbvertrag ($ 2276) ſowie für das Gemeinde-, nicht aber für das vor 
Ban errichtete Seuchen⸗ und Geeteftament($52249— 2251). Entſprechend FGG 89 179, 180. 


8 2245 

Sind ſämtliche mitwirkende Perſonen ihrer Verſicherung nach der Sprache, 
in der ſich der Erblaſſer erklärt, mächtig), jo iſt die Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers nicht erforderlich ). 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetſchers, ſo muß das Protokoll in 
der fremden Sprache aufgenommen werden!) und die Erklärung des Erb: 
laſſers, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, ſowie die Verſicherung 
der mitwirkenden Perſonen, daß ſie der fremden Sprache mächtig ſeien, ent⸗ 
halten). Eine deutſche Überſetzung ſoll als Anlage beigefügt werden“). 

E 1 1923 Abſ 4 II 2111 M 5, 279, 280 P 5, 839—942. 

1. Teſtament in fremder Sprache. Erſte Vorausſetzung iſt, daß der Erblaſſer ſeiner 
— formlofen — Erklärung zufolge der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt (A 4). Gibt er dieſe 
Erklärung nicht ab, ſo verbleibt es bei der deutſchen Geſchäftsſprache. Ferner müſſen ſämt⸗ 
liche mitwirkende Perſonen ($ 2239) der betreffenden fremden Sprache mächtig fein. 
Hierzu iſt ihre Verſicherung erforderlich, aber auch genügend, ſelbſt wenn ſie der Wahr⸗ 
heit nicht entſpräche. Der Erblaſſer ſelbſt hat die gleiche Verſicherung nicht abzugeben. 

2. Die Zuziehung des Dolmetſchers iſt „nicht erforderlich“, der leitende Beamte iſt 
aber daran nicht gehindert, auch wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen äußerlich gegeben ſind, 
insbeſondere wenn er den abgegebenen Verſicherungen mißtraut. Wird der Dolmetſcher zu⸗ 
gezogen, fo find lediglich die Formvorſchriften des § 2244 maßgebend. 

3. Im Gegenſatz zu $ 2244 A 5 iſt das fremdſprachliche Protokoll maßgebend. Es 
muß ſelbſtperſtändlich allen ſonſtigen für das Protokoll erteilten Formvorſchriften entſprechen. 
Deutſche Überſetzung A 5. 

4. Die Ertlärung des Erblaſſers ift, wie im Falle des 5 2244 A 6, unmittelbar 
Beſtandteil des Protokolls, deshalb vorzuleſen, vom Erblaſſer zu genehmigen und zu unter⸗ 
zeichnen. Dagegen enthält die Verſicherung der Mitwirkenden lediglich eine Feſtſtellung im 
Sinne von $ 2242 A 4, b. (Nicht unterſchieden in RG JW 03 Beil 3056). 

5. Die Beifügung einer deutſchen Überſetzung als Anlage ($ 2246) iſt nur Ordnungs- 
vorſchrift. Es iſt gleichgültig, von wem ſie angefertigt iſt, ſie bedarf auch nicht wie im Falle 
des $ 2244 A 5 der Vorleſung und Beglaubigung. — Anwendbar auf die außerordentlichen 
Teſtamentsformen 38 2249—2251 und den Erbvertrag $ 2276. Entſprechend SOG $ 179. 
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8 2246 

Das über die Errichtung des Teſtaments aufgenommene Protokoll ſoll 
nebſt Anlagen, insbeſondere im Falle der Errichtung durch Übergabe einer 
Schrift nebſt dieſer Schrift), von dem Richter oder dem Notar in Gegenwart 
der übrigen mitwirkenden Perſonen und des Erblaſſers?) mit dem Amts⸗ 
ſiegel verſchloſſen, mit einer das Teſtament näher bezeichnenden Aufſchrift, 
die von dem Richter oder dem Notar zu unterſchreiben it, verſehen?) und in 
beſondere amtliche Verwahrung gebracht werden ). 

Dem Erblaſſer ſoll über das in amtliche Verwahrung genommene Teſta⸗ 


ment ein Hinterlegungsſchein erteilt werden“. 

E 1 1932 Abſ 1, 2 II 2112 M 5, 295, 296 P 5, 851. 

1. Amtliche Verwahrung des Teſtaments. Der Teſtamentsakt geht mit Unterzeich⸗ 
nung des Protokolls nach $ 2242 Abſ 3 zu Ende. Nichtbefolgung der hier erteilten Or d⸗ 
nungsvorſchriften iſt deshalb auf die Gültigkeit des Teſtaments ohne Einfluß. Als 
Anlagen kommen in Frage die übergebene Schrift $ 2238 Abſ 1, das beſondere Blatt 
5 2243 Abf 1, die Überſetzung 58 2244, 2245. Die Aufnahme ſonſtiger Anlagen iſt unſtatthaft, 
aber unſchädlich. 

2. Die in g 2239 zwingend vorgeſchriebene Gegenwart der Mitwirkenden wird infolge 
der bloß reglementariſchen Natur der ed bezüglich der Verwahrung von felbft zur Ord⸗ 
nungsvorſchrift. Die Anweſenheit des Erblaſſers iſt gleichfalls nicht weſentlich (§ 2242 A 5). 

3. Nähere Anweiſungen über Verſchluß ꝛc. nach Landesrecht. Das A mtsſiegel 
wird durch Troden- oder Farbenſtempel nicht erſetzt. Mitverſchluß durch ſein Privatſiegel 
iſt dem Erblaſſer nicht verwehrt. 

4. Beſondere amtliche Verwahrung im Gegenſatz zu der gewöhnlichen Aktenver⸗ 
wahrung (RG 48, 99). Nähere Beſtimmungen über die Verwahrungsſtelle, die mit dem 
Nachlaßgericht nicht zuſammenzufallen braucht (RG 53, 393), insbeſondere über die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Notare zur eigenen Verwahrung nach Landesrecht. Amtliche Verwahrung des 
Privatteſtaments $ 2248, Rücknahme aus der Verwahrung 8 2256, Einſicht $ 2264. An⸗ 
wendbar auf das Gemeindeteſtament $ 2249, im Zweifel auch auf den Erbvertrag $ 2277. 

5. Der Hinterlegungsſchein iſt von Amts wegen und trotz etwaigen Verzichts zu er⸗ 
teilen. Die Teſtamentsurſchrift darf dem Erblaſſer niemals überlaſſen werden. 


8 2947 

Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, kann ein 
Teſtament nicht nach § 2231 Nr. 2 errichten ). 

KB 321. 

1. Minderjährige und Leſensunfähige (8 2238 A 6) find nicht bloß ausgeſchloſſen vom 
Privatteſtament (3 2231 Nr 2), ſondern nach $ 2238 Abſ 2 auch vom ſchriftlich übergebenen 
Teſtament, deshalb beſchränkt auf das mündlich erklärte Teſtament vor Richter oder Notar 
(F 2238) oder Gemeindevorſteher (5 2243) oder drei Zeugen ($$ 2250, 2251). Sind ſie ſtumm 
oder am Sprechen verhindert ($ 2243), jo können fie überhaupt nicht teſtieren. Die Be⸗ 
ſtimmung enthält nur eine Formvorſchrift, keine Minderung der Teſtierfähigkeit ($ 2229 A 1), 
hindert alſo den Minderjährigen nicht, im Auslande privatſchriftlich zu teftieren, wenn es ihm 
nach dortigen Geſetzen nachgelaſſen iſt. 

8 2248 

Ein nach 8 2231 Nr. 2 errichtetes Teſtament iſt auf Verlangen des Erb: 
laſſers in amtliche Verwahrung zu nehmen!). Die Vorſchrift des 8 2246 Abſ. 2 
findet Anwendung !). 

KB 321. 

1. Die amtliche Verwahrung des Privatteſtaments macht es nicht, wie die Über⸗ 
gabe der Schrift nach § 2238, zum öffentlichen Teſtament. Sie findet nur auf Ber 
langen des Erblaſſers ſtatt, das formlos und regelmäßig auch durch einen Ver⸗ 
treter geſtellt werden kann (RIA 1, 146). Rücknahme iſt zuläffig, gilt aber im Zweifel nicht 
als Widerruf, § 2256 Abſ 3. Ablieferungspflicht nach dem Erbfall $ 2259. 

2. Hinterlegungsſchein. 

8 2249 


Iſt zu beſorgen, daß der Erblaſſer früher ſterben werde, als die Er⸗ 
richtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar möglich 


ser 
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iſt!), jo kann er das Teſtament vor dem Vorſteher der Gemeinde, in der er 
ſich aufhält, oder, falls er ſich in dem Bereich eines durch Landesgeſetz einer 
Gemeinde gleichgeſtellten Verbandes oder Gutsbezirkes aufhält, vor dem 
Vorſteher dieſes Verbandes oder Bezirkes errichten). Der Vorſteher muß 
zwei Zeugen zuziehen). Die Vorſchriften der SS 2234 bis 2246 finden An⸗ 
wendung; der Vorſteher tritt an die Stelle des Richters oder des Notars ). 

Die Beſorgnis, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
oder vor einem Notar nicht mehr möglich ſein werde, muß im Protokolle feſt⸗ 
geſtellt werden“). Der Gültigkeit des Teſtaments ſteht nicht entgegen, daß die 
Beſorgnis nicht begründet war). 

E 1 1925, 1932 Ab 1, 2 II 2113 M 5, 281, 282, 295, 296 P 5, 342345, 351 K 322. 

1. Gemeindeteſtament. Die hier vorausgeſetzte Beſorgnis, auf deren Grund 
oder Ungrund nach Abf 2 nichts ankommt, wird regelmäßig nur in Land⸗ oder kleineren Stadt⸗ 
gemeinden gegeben ſein. Doch iſt die Art der Gemeinde (t. ruri conditum) nicht entſcheidend. 
Auch wenn ein Amtsgericht oder ein Notar darin ſeinen Sitz hätte, iſt das Gemeindeteſtament 
nicht ausgeſchloſſen. Weder der Richter noch der Notar dürfen rechtzeitig 
erreichbar fein, die Feſtſtellung (A 5) muß ſich daher auf beide Alternativen erſtrecken 
(vom R offen gelaſſen ZW 03 Beil 6414, Unerreichbarkeik des Amksrichkers bei der be⸗ 
ſonderen Sachlage für genügend erklärt ZW 02 Beil 216°, als Tatfrage behandelt JW ö 05, 
242°), Beſondere Vorausſetzung der Abſperrung $ 2250 Abi 1. 

2. Aufenthalt des Erblaſſers in der Gemeinde, ſei es auch bloß vorübergehender Art 
(Durchreiſe) genügt. Wohnſitz iſt nicht erfordert. Wer als Vorſteher der Gemeinde, des 
Verbandes oder Gutsbezirks und wer als ſein Stellvertreter zu ala habe, beſtimmt ſich nach 
Landesrecht. EG Art 150 geſtattet dem Landesgeſetz, an Stelle des Vorſtehers oder neben 
ihm andere Perſonen (Orts-, Dorfgerichtsperſonen) zu beſtellen. 

3. Zuziehung von zwei Zeugen wie im Falle des § 2233. Ihre Bezeichnung mit 
einem Amtscharakter iſt unſchädlich (Schöffen R JW 05, 2425). Die Mitwirkung eines Ge⸗ 
meindeſchreibers findet nicht oder doch nur in der Eigenſchaft eines Zeugen ſtatt. 

4. Die angezogenen $$ 2234 — 22466 ergeben, daß alle bezüglich des ordent⸗ 
lichen öffentlichen Teſtaments erlaſſenen Vorſchri ten (Unfähigkeit des Vor⸗ 
en oder eines Zeugen, Art der Errichtung durch mündliche Erklärung oder Schriftüber⸗ 
gabe, Beſchränkung der Minderjährigen und Leſeunfähigen auf mündliche Erklärung, ſtändige 
Anweſenheit, Inhalt des Protokolls, die beſonderen Beſtimmungen bei Sprechunvermögen 
und Unkenntnis der deutſchen Sprache, endlich über die Art der Verwahrung) auf das 
Gemeindeteſtament unmittelbar anwendbar find, nur daß der Vor⸗ 
ſteher an Stelle des Richters oder Notars tritt. Die Verletzung einer dieſer Vorſchriften wirkt 
deshalb Nichtigkeit (5 125). Dagegen hat auch das Gemeindeteſtament die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Urkunde ($ 2241 A 1), jedoch unter Beſchränkung der Gültigkeitsdauer 
auf drei Monate ($ 2252). 

5. Der Feſtſtellungsvermerk erfordert nicht förmliche Wiedergabe der Geſetzesworte 
es genügt, daß er ſonſt dem Protokollinhalte zuverläſſig zu entnehmen iſt (RG JW 03 Bei, 
64140. Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift des Erblaſſers iſt nicht erforderlich (MIA 
5, 45, $ 2242 A 4, b). — 

6. Die ordnungsmäßige Feſtſtellung der Beſorgnis iſt, wie nach 5 2243 die Über⸗ 
zeugung des Richters, nach $ 2244 die Erklärung des Erblaſſers, nach $ 2245 die Verſicherung 
der Beteiligten ohne Rücksicht auf den wirklichen Sachverhalt maßgebend. — Haftung des 
Vorſtehers für Verſehen (NG 58, 296 und JW 04, 14415). Gemeinſchaftliches Teſtament 
$ 2260. Der Erbvertrag kann nur in ordentlicher Form errichtet werden, $ 2276 A 1. Unter 
den Vorausſetzungen des $ 2249 Errichtung vor drei Zeugen in Konſulargerichtsbezirken und 
den Schutzgebieten KonſchG v. 7. 4. 00 5 38 und Schußgeb® v. 10. 9. 00 5 3. 


9 2250 


Wer ſich an einem Orte aufhält ), der infolge des Ausbruchs einer Krank⸗ 
heit oder infolge ſonſtiger außerordentlicher Umſtände ?) dergeſtalt abgeſperrt 
iſt, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem 
Notar nicht möglich oder erheblich erſchwert ift?), kann das Teſtament in der 
durch den § 2249 Abſ. 1 beſtimmten Form oder durch mündliche Erklärung vor 
drei Zeugen errichten‘). 
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Wird die mündliche Erklärung vor drei Zeugen gewählt, ſo muß über 
die Errichtung des Teſtaments ein Protokoll aufgenommen werden?). Auf 
die Zeugen finden die Vorſchriften der 88 2234, 2235 und des 5 2237 Nr 1 
bis 3°), auf das Protokoll finden die Vorſchriften der 88 2240 bis 2242, 2245 
Anwendung ). Unter Zuziehung eines Dolmetſchers kann ein Teſtament in 
dieſer Form nicht errichtet werden“. 

E I 1927 II 2114 M 5, 283— 286 P 5, 346 KB 323. 

1. Seuchenteſtament. Unter dem Orte, deſſen Abſperrung vorausgeſetzt iſt, wird 
nicht bloß eine Niederlaſſung (Gemeinde), ſondern im weiteſten Sinne jeder Punkt der Erd⸗ 
oberfläche, zu Waſſer oder zu Lande, z. B. auch ein Haus, eine Wohnung, Schiff, Stück freies 
Feld uſw. verſtanden. 

2. Die Krankheit braucht keine anſteckende zu ſein (t. tempore pestis conditum) und 
nicht den Erblaſſer ſelbſt zu betreffen. Auch Tierkrankheiten fallen darunter. Ebenſo iſt der 
Kreis der ſonſtigen außerordentlichen Umſtände unbeſchränkt (polizeiliche, militäriſche Maß⸗ 
nahmen, Aufruhr, Überſchwemmungen, Wegezerſtörungen uſw.). 

3. Die Abſperrung iſt vorhanden, nicht bloß wenn die Möglichkeit des Verkehrs nach 
allen Seiten aufgehoben iſt, ſondern auch wenn der Verkehr mit Richter oder Notar (durch 
die Notwendigkeit beträchtlicher Umwege) erheblich erſchwert iſt. Zur Gültigkeit 
des Teſtaments, die nach $ 2252 Abſ 1 ohnedies auf drei Monate beſchränkt ift, wird 
jedoch erfordert, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen auch wirklich vorgelegen 
haben. Es genügt nicht, daß ſie, wie in den Fällen der 58 2243 A 1, 2249 A 6 als vorhanden 
angenommen worden ſind. Für das Vorhandenſein iſt beweispflichtig, wer ſich 
auf die Gültigkeit des Seuchenteſtaments beruft. 

4. Das Geſetz ſtellt zur Wahl des Erblaſſers die Form des Gemeindeteſta⸗ 
ments nach $ 2249 Abſ 1, fordert aber ſelbſtverſtändlich damit nicht, daß außer den be⸗ 
ſonderen Umſtänden der A 1—3 auch noch die dort vorausgeſetzte Beſorgnis früheren Ver⸗ 
ſterbens gegeben fein muſſe. Oder als beſondere Form das Teſtament durch mündliche Er⸗ 
klärung vor drei Zeugen. 

5. Das Protokoll iſt weſentlich. Von welchem der drei Zeugen oder ob es von einer 
vierten Perſon abgefaßt wird, iſt gleichgültig. Es muß grundſätzlich in deutſcher Sprache 
(5 2240), kann aber im Falle des § 2245 auch in der betreffenden fremden Sprache aufge- 
nommen werden und hat den einzelnen Formvorſchriften der 98 2241, 2242 zu genügen. 
Das Protokoll braucht eine Feſtſtellung darüber, daß die beſonderen Vorausſetzungen des 
Seuchenteſtaments gegeben geweſen ſeien, nicht notwendig zu enthalten. Sie iſt aber rätlich. 
Im 5 10 iſt das Protokoll nur als Privaturkunde nach ZPO 38 416, 440 be⸗ 
weiskräftig. 

N Bezüglich der Zeugen gelten die allgemeinen Unfähigkeitsgründe der $$ 2234, 
2237 Nr 1—3. Zuwendungen an die Zeugen und ihre Angehörigen find nach § 2235 nichtig. 
Die nicht mit angezogenen $$ 2236, 2237 Nr 4 kommen der Natur der Sache nach nicht in 
Betracht. Aus der Nichterwähnung des 8 2239 darf nicht gefolgert werden, daß die Anweſen⸗ 
heit der Zeugen nicht während der ganzen Verhandlung nötig wäre. „Vor drei Zeugen“ 
iſt nicht gleich „nacheinander vor je einem Zeugen“, die Erklärung des Erblaſſers muß viel⸗ 
mehr gleichzeitig an alle drei gerichtet ſein. 92242 Abſ 3 ergibt ferner, daß ihre gemeinſchaft⸗ 
liche „Mitwirkung“ auch bei Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift des Protokolls (oder 
bei der die unterſchrift ablehnenden Erklärung des Erblaſſers) nötig iſt. Erſt mit Unterſchrift 
der Zeugen iſt der Teſtamentsakt beendet. Zutritt der Urkundsperſon Seuchen v. 30. 6. 00 514. 

7. Das Seuchenteſtament iſt ausgeſchloſſen, wenn die Errichtung durch Übergabe 
einer Schrift erfolgen ſoll ($ 2238 A 3) oder (wegen Sprechunvermögens nach $ 2243) nur 
in dieſer Form erfolgen kann, ferner wenn die Zuziehung eines Dolmetſchers nach § 2244 
erforderlich wäre. Für das fremdſprachliche Teſtament bleibt mithin nur der Weg des § 2245. 


8 2251 

Wer ſich während einer Seereiſe) an Bord eines deutſchen, nicht zur 
Kaiſerlichen Marine gehörenden Fahrzeugs außerhalb eines inländiſchen 
Hafens befindet?, kann ein Teſtament durch mündliche Erklärung vor drei 
Zeugen nach § 2250 errichten“). 

E 1 1929 II 2115 M 5, 287 P 5, 349. 

1. Seeteſtament. Die Seereiſe erfordert kein feſtes Relſeziel (8 16 Abſ 2), ſteht 
aber im Gegenſatz zur bloßen Seefahrt zu Zwecken der Fiſcherei oder zu kurzen Sport⸗ und 
Vergnügungsfahrten. Die Seereiſe iſt auch angetreten, wenn zur Gewinnung der hohen 
See vorerſt die Benutzung eines Binnengewäſſers nötig iſt. 
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2. Das Teſtament kann nur an Bord des Schiffes, nicht während eines vorüber ⸗ 
gehenden Landaufenthaltes und nur auf deutſchen Fahrzeugen errichtet werden. Dazu gehört 
grundſätzlich, daß fie im ausſchließlichen Eigentum eines Reichsangehörigen ſtehen (Flaggen 
b. 22. 6. 99 88 2, 3, aber auch Schußgeb® v. 10. 9. 00 $ 10), ſelbſt wenn fie im Schiffsregiſter 
nicht eingetragen find oder Flaggenzeugnis nicht beſitzen (Flaggen 95 10—12 und RG v. 
29. 5. 01). Zu den inländiſchen Häfen gehören diejenigen der Schutzgebiete nicht. 
Bezüglich des Marineteſtaments ſ. Vorbem vor § 2229. Deutſche auf fremden 
Schiffen vgl. EG Art 11 Abſ 1. 

3. Unter den Zeugen muß ſich nicht notwendig der Schiffsführer befinden. 


8 2252 


Ein nach § 2249, § 2250 oder § 2251 errichtetes Teſtament gilt als nicht 
errichtet, wenn ſeit der Errichtung drei Monate verſtrichen ſind und der Erb⸗ 
laſſer noch lebt!). 

Beginn und Lauf der Friſt ſind gehemmt, ſolange der Erblaſſer außer⸗ 
ſtande iſt, ein Teſtament vor einem Richter oder vor einem Notar zu errichten ?). 

Tritt im Falle des § 2251 der Erblaſſer vor dem Ablaufe der Friſt eine 
neue Seereiſe an, ſo wird die Friſt dergeſtalt unterbrochen, daß nach der Be⸗ 
endigung der neuen Reiſe die volle Friſt von neuem zu laufen beginnt“). 

Wird der Erblaſſer nach dem Ablaufe der Friſt für tot erklärt, ſo behält 
das Teſtament ſeine Kraft, wenn die Friſt zu der Zeit, zu welcher der Erb⸗ 
laſſer den vorhandenen Nachrichten zufolge noch gelebt hat, noch nicht ver⸗ 
ſtrichen war ) 5). 

E I 1926, 1928, 1930 11 2116 M 5, 282, 283, 286, 288 P 5, 345, 946, 349. 

1. Die Gültigkeitsdauer der außerordentlichen Teſtamente iſt auf drei Monate 
beſchränkt. Friſtberechnung $$ 187, 188. Das Teſtament verliert mit Friſtablauf von felbft 
feine Kraft und zwar vermöge geſetzlicher Fiktion unter Rückbeziehung auf den Zeitpunkt der 
Errichtung. Es behält ſomit auch nicht die Wirkung des Widerrufs ($$ 2254, 2258). 

2. Hemmung der Friſt 95 202—205. Gleichgültig iſt, aus welchen Gründen der 
Erblaſſer außerſtande iſt, d. h. ſich in der Unmöglichkeit befindet, vor einem (deutſchen) 
Richter oder Notar in der Form des $ 2238 zu teſtieren, ob wegen Fortdauer der Absperrung, 
der Seereiſe, oder wegen in ſeiner Perſon eingetretener Umſtände (ſchwere Krankheit). Er⸗ 
hebliche Erſchwerung für ſich allein genügt nicht, wenn fie nicht mit der Fortdauer der Ab⸗ 
ſperrung zuſammentrifft ($ 2250 A 3). Anderſeits kommt die Möglichkeit, im Auslande (ſei es 
auch vor einem deutſchen Konſul nach KonſchG v. 7. 4.00 87 Nr 2) oder durch Privatteſtament 
oder in einer der außerordentlichen Teſtamentsformen zu teſtieren, überhaupt nicht in Betracht. 

3. Beim Seeteſtament kann der Erblaſſer auf ein und derſelben Reiſe ſo oft und ſo⸗ 
lange in deutſchen Zwiſchenhäfen verweilt haben, daß die Dreimonatsfriſt noch vor beendeter 
Reiſe abgelaufen iſt. Dagegen kommt infolge Antritts einer neuen Reiſe 
die bis dahin verſtrichene und noch nicht abgelaufene Friſt überhaupt nicht mehr in Betracht. 
Ob es ſich um Fortſetzung der alten oder Antritt einer neuen Reiſe handelt, iſt Tatfrage. 

4. Der nach der Todeserklärung maßgebende Zeitpunkt des Todes ($ 18 Abſ 2) wird 
regelmäßig ſoweit hinausgeſchoben, daß die Dreimonatsfriſt meiſt verſtrichen, aber keine 
Gewißheit darüber zu erlangen wäre, ob etwa eine Hemmung eingetreten ſei (A 2). Im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung der außerordentlichen Teſtamente wird deshalb die Lebens⸗ 
vermutung des $ 18 Abf 1 beſeitigt und der Tod auf den Zeitpunkt zurückverlegt, an welchem 
nach den letzten pofitiven Nachrichten (88 14, 16) der Erblaſſer noch gelebt hat. 

5. Die Beweislaſt dafür, daß das Teſtament aus den beſonderen Gründen des Abſ 2—4 
noch über die Dreimonatsfriſt hinaus gegolten habe, trifft denjenigen, welcher aus der Gültig⸗ 
keit Rechte ableitet. 

8 2253 


Ein Teſtament ſowie eine einzelne in einem Teſtament enthaltene Ver⸗ 
fügung kann von dem Erblaſſer jederzeit widerrufen werden)). 

Die Entmündigung des Erblaſſers wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
oder Trunkſucht ſteht dem Widerruf eines vor der Entmündigung errichteten 
Teſtaments nicht entgegen?). 

E 1 1753 Abj 2 II 2121 Abf 1 M 5, 8 P 5, 5, 351— 353. 

1. Es gehört zum Weſen der einſeitigen Verfügung von Todes wegen (8 1937), daß 
fie jederzeit frei widerruflich iſt. Der verkragsmäßige Verzicht hierauf iſt nichtig, $ 2302 


Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments 38 2251—2255 615 


und auch im Teſtamente ſelbſt kann ſich der Erblaſſer des Widerrufsrechts nicht wirkſam be⸗ 
geben oder dafür erſchwerte Formen beſtimmen (derogatoriſche Klauſel). Der Widerruf kann 
das ganze Teſtament oder nur eine einzelne Verfügung zum Gegenſtand haben. 
Inwieweit hiervon die Wirkſamkeit anderer Verfügungen beeinflußt wird, iſt nach 2085 
zu beurteilen. Auch teilweiſer Widerruf (Herabſetzung einer ausgeſetzten Zuwendung) und 
bedingter Widerruf iſt zuläſſig. Er wirkt als Hinzufügung einer auflöſenden Bedingung zu 
einer Zuwendung (Widerruf der dem X vermachten 1000 für den Fall, daß er die 2 heirate). 
Privatoriſche Klauſel ſ. 9 2074 A 1. Beſchränkte Widerruflichkeit des gegenſeitigen Teſtaments 
$ 2271. Rücktritt vom Erbvertrage 88 2293—2297. Der Widerruf eines vor 1. 1. 00 errichteten 
Teſtaments beſtimmt ſich nach BGB, Ech arg. Art 214 Abſ 1, aber auch Abſ 2. 

2. Die wegen Geiſtesſchwäche ꝛc. Entmündigten find nach § 2229 Abſ 3 nicht teſtier⸗ 
fähig, jedoch ausnahmsweiſe und zwar ohne Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters zum 
Widerruf in einer der Formen der 38 2254—2256, inſoweit alſo auch zur Errichtung 
eines Teſtaments ($ 2254) befähigt. Nicht aber auch zum ſtillſchweigenden Widerruf gemäß 
$ 2258 Abſ 1, da hier ein wirkſamer, neuer und abweichender Teſtamentsinhalt vorausgeſetzt 
iſt. Die Möglichkeit zu widerrufen beſchränkt ſich ferner auf vor der Entmündigung 
errichtete Te 1 amente. Der Entmündigte kann deshalb zwar ein erſtes Teſtament 
wirkſam machen, indem er einen noch vor der Entmündigung erklärten Widerruf dieſes Te⸗ 
ſtamentes ($ 2257) oder ein noch vor der Entmündigung errichtetes zweites abweichendes 
Teſtament widerruft ($ 2258). (A. M. Strohal $ 42 A 3). Nicht aber kann er den exit 
nach der Entmündigung erklärten Widerruf durch einen zweiten Widerruf beſeitigen und da⸗ 
durch das einmal widerrufene Teſtament wieder in Kraft ſetzen. Der Eintritt von Geiſtes⸗ 
krankheit (§ 104 Nr 2/3) ſchließt jede Möglichkeit des Widerrufs aus. 


8 2254 
Der Widerruf erfolgt durch Teſtament !). 


E 1 1933 Abſ 1 II 2121 Abſ 2 Saß 1 M 5, 297, 298 P 5, 351858; 6, 78. 

1. Der Widerruf kann durch jede Form des Teſtaments erfolgen, gleichviel in welcher 
Form das widerrufene Teſtament errichtet war. Doch bleibt das widerrufende Teſtament, 
wenn ſich der Erblaſſer hierzu der außerordentlichen Form bedient (88 2249—2251) gemäß 
5 2252 nur drei Monate wirkſam. Selbſtverſtändlich kann nur ein gültiges Teſtament die 
Widerrufswirkung äußern. Bloßer brieflicher Widerruf gegenüber dem Bedachten genügt 
nicht (RG JW 10, 22). Anfechtung 85 2078 ff. Widerruf des Widerrufs $ 2257, ftifl- 
ſchweigender Widerruf durch neues mit dem früheren inhaltlich in Widerſpruch ſtehendes 
Teſtament $ 2258. Widerruf im Erbvertrag $ 2299 Abf 1, |. auch $ 2289. Ademtio legati 
§ 2172 A 1. 


8 2255 


Ein Teſtament kann auch dadurch widerrufen werden,) daß der Erb⸗ 
laſſer in der Abſicht, es aufzuheben ), die Teſtamentsurkunde vernichtet oder 
an ihr Veränderungen vornimmt, durch die der Wille, eine ſchriftliche Willens⸗ 
erklärung aufzuheben, ausgedrückt zu werden pflegt). 

Hat der Erblaſſer die Teſtamentsurkunde vernichtet oder in der bezeich⸗ 
neten Weiſe verändert, jo wird vermutet, daß er die Aufhebung des Teſtaments 
beabſichtigt habe). 

E I 1934 II 2122 M 5, 299--302 P 5, 353; 6, 78. 

1. Der Widerruf durch ſchlüſſige Handlungen (58 2255, 2256) iſt fachlich letzt⸗ 
willige Verfügung, ſetzt deshalb Teſtierfähigkeit ($ 2229 A1, bezüglich der Ent⸗ 
mündigten $ 2253 A 2) und perſönliches Handeln voraus ($ 2064). Dies ſchließt 
nicht aus, daß ſich der Erblaſſer hierzu der Hand eines Dritten als ſeines Werkzeugs bedient. 
Es genügt aber nicht, daß er der von dem Dritten eigenmächtig vorgenommenen Vernichtung 
oder Veränderung nachträglich zuſtimmt. Da es ſich auf ſeiken des Dritten um eine bloß 
tatſächliche, nicht rechtsgeſchäftliche Verfügung handelt, kommt $ 185 überhaupt nicht in Frage. 
Für Anfechtung der ſtillſchweigenden Widerrufserklärung find §8 2078 ff. maßgebend. 

2. Nur das Vernichten uſw. in Aufhebungsabſicht iſt als Widerruf wirkſam. Kor⸗ 
rekturen zur Vorbereitung eines neuen Teſtaments, aber mit der Abſicht, das errichtete Teſta⸗ 
ment vorerſt weiter beſtehen zu laſſen, kommen nicht in Betracht (RG 71, 301). Vermutete 
Abſicht Abſ 2. Sie muß ſchon während des Handelns vorgelegen haben. Anders $ 2256 A 1. 

3. Vernichten iſt Zerſtörung des Stoffes der Urkunde durch Verbrennen, Zerreißen, 
Zerſchneiden, nicht bloßes Wegwerfen. Auch Einreißen der Urkunde und Entfernung des 
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aufgedrückten Privatſiegels kann genügen (RG 69, 413). Veränderungen im Sinne des 
Geſetzes ſind Durchſtreichungen, Radierungen, Einklammerungen uſw., nicht aber bloße un⸗ 
weſentliche Faſſungsänderungen (RG 71, 303). Deren Datierung iſt nicht erforderlich. Ob 
damit nur einzelne Verfügungen oder ob der ganze Teſtamentsinhalt widerrufen iſt, ent⸗ 
ſcheidet ſich nach $ 2085. Jedenfalls kann ſich der Widerruf auch auf einzelne Verfügungen 
beſchränken (a. a. O.). Sind mehrere Urſchriften vorhanden, ſo iſt es, nament⸗ 
lich wenn yie der Erblaſſer ſämtlich in Gewahrſam hat, Sache freier durch die Vermutung des 
Abſ. 2 nicht gedeckter Beurteilung, ob er mit der Veränderung, insbeſondere mit der Ver⸗ 
nichtung nur eines oder einiger Exemplare die Aufhebungsabſicht verfolgte, oder ob er z. B. 
nur die Zahl der Urſchriften vermindern wollte. Als ſelbſtverſtändlich iſt vorausgeſetzt, daß 
dem Erblaſſer die Teſtamentsurkunde zugänglich iſt. Dies trifft regelmäßig zu beim Privat⸗ 
teſta ment (..aber 8 2256 Abſ. 3), beim Seuchenteſtament 95 2250 Ab]. 2, 2251 und beim Militär- 
teſtament (EG Art 44). Die Anwendung des $ 2255 iſt aber auch gegenüber dem amtlich 
verwahrten Teſtament (88 2246, 2249) nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen. Bei dem in ſchlüſſiger 
Form erklärten Widerruf verbleibt es endgültig. Wiederzuſammenſetzen der zerſtückelten Ur⸗ 
kunde, Unterpunktieren der durchſtrichenen Stellen iſt kein wirkſamer Widerruf des Widerrufs. 

4. Beweislaſt. Dafür, daß die Vernichtung ꝛc. vom Erblaſſer vorgenommen worden 
ſei, beſteht keine Vermutung. Sie iſt von dem zu beweiſen, der hieraus Rechte ableitet. Steht 
dies feſt, ſo hat, wer die fortdauernde Wirkſamkeit eines vernichteten oder veränderten Te⸗ 
ſtaments behauptet, die Rechtsvermutung des Abſ 2 zu widerlegen (ZPO $ 292) und nach⸗ 
zuweiſen, daß eine Aufhebungsabſicht nicht beſtanden habe. Bei mehreren Urſchriften ſ. jedoch 
A 3. Iſt die Urkunde vernichtet, ſo hat er außerdem mit den gewöhnlichen Beweismitteln 
den von ihm behaupteten Teſtamentsinhalt nachzuweiſen (RG JW 07, 36615, Eid 10, 29125) 
Dasſelbe gilt auch, wenn die Teſtamentsurkunde etwa ſonſt aus Verſehen vernichtet oder 
durch Zufall untergegangen wäre. 


8 2256 


Ein vor einem Richter oder vor einem Notar oder nach 8 2249 errichtetes 
Teſtament gilt als widerrufen), wenn die in amtliche Verwahrung genommene 
Urkunde dem Erblaſſer zurückgegeben wird 7). 

Der Erblaſſer kann die Rückgabe jederzeit verlangen?). Die Rückgabe 
darf nur an den Erblaſſer perſönlich erfolgen‘). 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten auch für ein nach § 2248 Hinterlegtes 
Teſtament; die Rückgabe iſt auf die Wirkſamkeit des Teſtaments ohne Einfluß >). 

E 1 1935 II 2123 M 5, 802, 303 P 5, 353, 354; 6, 73 KB 322. 

1. Der Widerruf durch Rücknahme kommt nur bei dem öffentlichen Teſtament des 
8 2238 und bei dem Gemeindeteſtament des § 2249 (und $ 2250 Abſ 1) in Frage, weil nur 
bei dieſen Teſtamenten eine amtliche Verwahrung gemäß § 2246 ſtattfindet. Bezüglich der 
übrigen Teſtamentsformen ſ. A 5. Das Geſetz legt der Rücknahme (ber auf Verlangen des 
Erblaſſers erfolgten Rückgabe) die unit den Aüchedune zwingend bei („gilt als wider⸗ 
rufen“) ohne Rückſicht darauf, ob fie mit dem Aufhebungs willen erfolgt iſt ($ 2255 A 2) oder 
nicht. Der Widerruf kann alſo nicht durch die Erklärung ausgeſchloſſen werden, das Teſtament 
ſolle beſtehen bleiben, eine mit dieſem Vorbehalt geforderte Rückgabe iſt abzulehnen, neue 
Hinterlegung des einmal zurückgegebenen Teſtaments kann ihm nicht wieder zu Kräften 
helfen. Die bloße Vorlegung zur Einſicht iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Im übrigen iſt auch 
hier Teſtierfähigkeit und zwar im Zeitpunkte der Rückgabe erforderlich ($ 2255 A l, 
bezüglich des Entmündigten $ 2253 A 2) und Anfechtung nach $$ 2078 ff. möglich, ſie kann aber 
niemals auf Mängel des Aufhebungswillens geſtützt werden. 

2. Die Tatſache der Rückgabe an den Erblaſſer wirkt unmittelbar kraft Geſetzes den 
Widerruf, vorausgeſetzt, wie aus Abſ 2 zu ergänzen, daß fie auf Verlangen des Erblaſſers 
und an ihn perſönlich erfolgt. Ferner, daß es bereits zur amtlichen Verwahrung 
nach $ 2246 gekommen iſt. Hat z. B. der Notar nach Landesrecht das von ihm aufgenommene 
Teſtament an das Amtsgericht abzuliefern, ſo wäre die vorher von ihm bewirkte Aushändigung 
an den Erblaſſer kein Widerruf. Gegenftand der Rückgabe find alle nach 5 2246 
unter Verſchluß gebrachten Schriftſtücke, ſowohl das übergebene als das mündlich erklärte 
Teſtament, das hierüber aufgenommene Protokoll und ſonſtige Anlagen ($ 2246 A 1). Zur 
Offnung des Siegels iſt der Verwahrende nicht befugt. Rückgabe zu Protokoll iſt nicht weſentlich. 

3. Das Verlangen des Erblaſſers wirkt erſt in Verbindung mit der geſchehenen Rück⸗ 
gabe den Widerruf. Es iſt an keine Form gebunden, bedarf nicht notwendig der Beurkundung 
und ergibt ſich regelmäßig ſchon aus der Annahme der Schriftſtücke. Dem Verlangen iſt auch 
dann ſtattzugeben, wenn das zurückverlangte Teſtament bereits anderweit widerrufen (§ 2254) 
oder aus andern Gründen, z. B. durch Zeitablauf nach F 2252 unwirkſam geworden wäre. 
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4. Entſprechend dem $ 2064 kann auch in Form der Rücknahme der Erblaſſer nur 
perſönlich, alſo nicht durch Vertreter widerrufen. Er hat mithin dem Verwahrungsbeamten 
feine Identität nachzuweiſen (GG $ 176 Abſ 3). Rückgabe des Hinterlegungsſcheins ($ 2246 
Abſ 2) genügt nicht, fie iſt aber auch nicht weſentlich. Bei erheblicher Entfernung von der 
Verwahrungsſtelle greift die Rechtshilfe ein. . 

5. Die Hinterlegung des Privatteſtaments ift in $ 2248 nur freigeftellt. Dem ent⸗ 
ſpricht es, daß einer Wiederabforderung des Teſtaments von der Verwahrungsſtelle die 
zwingende Wirkung des Widerrufs nicht beigelegt iſt. Hiefür dienen die einfachen Formen 
des 82255. Entſprach die nach $ 2238 (A 3) übergebene Schrift den Erforderniſſen des Privat⸗ 
teſtaments, ſo wirkt die in den Formen der Abſ 1, 2 vollzogene Rückgabe vermöge der vom 
Geſetz ihnen beigelegten zwingenden Wirkung den endgültigen Widerruf des Teſtaments 
auch in der möglichen Eigenſchaft eines Privatteſtaments (a. M. Strohal 9 42 A 18). Will der 
Erblaſſer die Schrift gleichwohl als Privatteſtament bei Kräften erhalten wiſſen, fo wird er ſie 
mindeſtens neu zu datieren und zu unterſchreiben haben ($ 2231 A 5—7). Keinesfalls genügt 
hierzu, daß er fie von neuem, nunmehr auf Grund von $ 2248 in amtliche Verwahrung bringen 
läßt. Die Widerrufswirkung als Folge der Rückgabe iſt auch beidem Zeugenteſtament 
der 85 2250 Abſ 2, 2251, ſowie beim Militär- und Marineteſtament ausgeſchloſſen, da auch 
hier die amtliche Verwahrung vom Geſetze nicht vorgeſchrieben iſt. — Widerruf des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments § 2272. 

8 2257 


Wird der durch Teſtament erfolgte Widerruf einer letztwilligen Ver⸗ 
fügung widerrufen ), fo iſt die Verfügung wirkſam, wie wenn ſie nicht wider⸗ 
rufen worden wäre!). 

E 1 1953 Abſ 2 II 2194 M 5, 298, 299 P 5, 351—853. 

1. Der Widerruf des Widerrufs iſt ausgeſchloſſen, wenn der erſte Widerruf durch 
Vernichtung oder Veränderung der Teſtamentsurkunde ($ 2255 A 3) oder durch Rücknahme 
aus der amtlichen Verwahrung erfolgt war ($ 2256 A 1). In beiden Fällen iſt vielmehr zur 
Wiederherſtellung des Teſtaments Neuerrichtung notwendig. War dagegen der Widerruf 
nach $ 2254 durch Teſtame nt erklärt, jo kann dieſes widerrufende Teſtament ſeinerſeits 
in allen drei Formen der 88 2254—2256 und überdies nach $ 2258 widerrufen werden. 

2. Die Wirkſamkeit des zweiten Widerrufs wird auf den Zeitpunkt des erſten Wider- 
rufs zurückbezogen. Das erſte Teſtament bleibt ſomit in Kraft, wie wenn es überhaupt nicht 
widerrufen wäre. Dies ſetzt voraus, daß es noch unverſehrt vorhanden, namentlich nicht in 
der Zwiſchenzeit nach $$ 2255, 2256 vernichtet, verändert oder zurückgenommen iſt. Wäre 
es durch Zufall untergegangen, jo müßte es mit den gewöhnlichen Beweismitteln wieder⸗ 
hergeſtellt werden ($ 2255 A 4). Der Entmündigte kann den erſt nach der Entmündigung 
erklärten Widerruf nicht zum zweiten Mal widerrufen ($ 2253 A 2). Auch teilweiſer oder 
beſchränkter Widerruf des Widerrufs ift zuläſſig ($ 2253 A 1). 


8 2258 

Durch die Errichtung eines Teſtaments wird ein früheres Teſtament 
inſoweit aufgehoben, als das ſpätere Teſtament mit dem früheren in Wider⸗ 
ſpruch jteht!). 

Wird das ſpätere Teſtament widerrufen, ſo iſt das frühere Teſtament 
in gleicher Weiſe wirkſam, wie wenn es nicht aufgehoben worden wäre ). 

E 1 1936 II 2125 M 5, 309—305 P 5, 354, 855. 

1. Stillſchweigende Aufhebung des früheren durch ein ſpäteres Teſtament. Voraus- 
geſetzt iſt, daß beim Erbfall mehrere zeitlich aufeinanderfolgende Teſtamente des Erblaſſers 
vorhanden find, die an ſich gleichmäßig gültig und wirkſam find, inhaltlich aber miteinander 
in Widerſpruch ſtehen, ohne daß das ſpäkere Teſtament eine ausdrückliche Widerrufserklärung 
bezüglich des früheren Teſtaments enthielte (8 2254. Grundſätzlich (vgl. auch $ 2085) bleiben 
die mehreren Teſtamente nebeneinander in Kraft. Nur inſoweit fie ſich wider 
ſprechen, legt das Geſetz der ſpäteren Verfügung ausſchließliche Wirkung bei. Daraus 
folgt, daß die bloße Tatſache einer zweiten Teſtamentserrichtung die Wirkſamkeit des erſten 
Teſtaments nicht beeinträchtigt, daß aber, ſoweit widerſprechend verfügt iſt, ein beſonderer 
Aufhebungswille auf ſeiten des Erblaſſers nicht vorhanden zu fein braucht. Die Wider⸗ 
rufswirkung tritt ein, auch wenn er z. B. das erſte Teſtament ganz vergeſſen hätte. Inwieweit 
ſich die mehreren letztwilligen Verfügungen widerſprechen, iſt in freier Auslegung ($ 133) 
unter Berückſichtigung auch außerhalb des Teſtaments liegender Umſtände zu ermikteln (RG 
3. 2. 08 IV 286/07; RIA 9, 85). Hierbei iſt ſelbſtverſtändlich der Wille des Erblaſſers vor 
allem entſcheidend. Er kann auch dahin zu verſtehen ſein, daß das ſpätere Teſtament allein 
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und ausſchließlich maßgebend ſein ſoll, demnach auch diejenigen älteren Verfügungen auf⸗ 
hebe, die hiermit an ſich vereinbar wären. Die aufhebende Wirkung des ſpäteren Teſtaments 
bleibt auch dann beſtehen, wenn es z. B. infolge Ausfalls der Bedingung, Vorverſterbens 
des eingeſetzten Erben, Ausſchlagung gegenſtandslos (deſtitut) werden ſollte. Dem Ent⸗ 
mündigten iſt der Widerruf gemäß 3 2258 nicht möglich (5 2253 A 2). Mehrere gleichzeitig 
errichtete Teſtamente heben ſich, ſoweit ſie ſich widerſprechen, gegenſeitig auf. 

2. Der Widerruf des ſpäteren Teſtaments kann in allen Formen der 55 2254—2256 
erfolgen. Damit fallen die darin getroffenen widerſprechenden Verfügungen und das ältere, 
formell überhaupt nicht aufgehobene Teſtament bleibt auch inhaltlich voll bei Kräften (ogl. 
$ 2257 A 2). Die Abſicht des Erblaſſers, die frühere Verfügung nicht wiederherzuſtellen, 
es vielmehr bei der Widerrufswirkung des zweiten Teſtaments zu belaſſen, iſt nur dann „un⸗ 
zweideutig“ (Prot 5, 353), wenn fie in einem widerrufenden Teſtamente erklärt iſt (8 2254). 
Die Widerrufsformen der $$ 2255, 2256 bieten hierfür keine Möglichkeit (a. M. Dernburg 
$ 40 A 3). — Aufhebung durch ſpäteren Erbvertrag $ 2289. 


8 2259 

Wer ein Teſtament, das nicht in amtliche Verwahrung gebracht iſt, im 
Beſitze hat), iſt verpflichtet, es unverzüglich, nachdem er von dem Tode des 
Erblaſſers Kenntnis erlangt hat, au das Nachlaßgericht abzuliefern ). 

Befindet ſich ein Teſtament bei einer andern Behörde als einem Ge⸗ 
richt?) oder befindel es ſich bei einem Notar in amtlicher Verwahrung), jo 
iſt es nach dem Tode des Erblaſſers an das Nachlaßgericht abzuliefern ?). Das 
Nachlaßgericht hat wenn es von dem Teſtamente Kenntnis erlangt, die Ab⸗ 
lieferung zu veranlaſſen “). 

E I 1937 II 2126 M 5, 305, 306 P 5, 855, 356. 

1. Die Ablieferungspflicht liegt jeder Privatperſon ob, die ein nicht nach 58 2246, 
2248 oder ſonſt in amtlicher Verwahrung gebrachtes Teſtament, auch dasjenige eines im 
Inlande verſtorbenen Ausländers (KJ 36 A 85) aus irgend einem Grunde in Beſitz hat. 
In Betracht kommt vor allem das Privatteſtament, ferner das einer Verwahrung nicht unter⸗ 
liegende Zeugenteſtament (58 2250, 2251), ſowie das Militär⸗ oder Marineteſtament. Es 
genügt, daß das (offene oder verſchloſſene) Schriftſtück ſich äußerlich als Teſtament kenn⸗ 
zeichnet. Ob es Formmängel aufweiſt, nur eine Erbeinſetzung des Verwahrenden ſelbſt 
enthält, ſachlich gegenſtandslos geworden oder widerrufen iſt, macht keinen Unterſchied. Iſt es 
überhaupt noch vorhanden, fo können auch Durchſtreichungen uſw. (§ 2255) nicht von der Ab⸗ 
lieferungspflicht befreien (a. M. Planck A 2 und Zit.; Staudinger A 3). 

2. Die Ablieferungspflicht an das Nachlaßgericht (JGG 85 72, 73, 83, EG Art 147) 
iſt unverzüglich ($ 121) und unverlangt zu erfüllen. Die Unterlaſſung kann ftrafbar 
fein (StGB $ 274 Nr 1) und jedenfalls den Intereſſenten gegenüber ſchadenserſatzpflichtig 
machen, die Ablieferung kann von ihnen auch mit Klage gefordert werden. S. auch A 6. 

3. Die Ablieferungspflicht der Behörden gilt auch für Gerichtsbehörden, die nicht 
zur beſonderen amtlichen Verwahrung und demgemäß zur Eröffnung des Teſtaments be⸗ 
rechtigt find ($ 2261), jo für die Kollegialgerichte, ſoweit ſie nicht nach E Art 57 zuſtändig 
ſind. Im übrigen kommen in Betracht die vorgeſetzte Militärbehörde beim Militärteſtament 
(RMilG 5 44 Nr 4 Abſ 3), der Gemeindevorſteher im Falle des $ 2249, Polizeibehörden und 
Staatsanwaltſchaften auf Grund einer Beſchlagnahme (a. M. Dernburg § 38 A 10) u. dgl. 

4. Die Notare haben das Teſtament (und zwar in der Urſchrift) nicht bloß dann ab- 
zuliefern, wenn ihnen landesgeſetzlich die „beſondere Verwahrung“ im Sinne von $ 2246 
übertragen iſt, ſondern ſchlechthin, ſolange ſie es in Verwahrung haben, alſo auch wenn es zur 
Zeit des Todes noch nicht in die beſondere Verwahrung hat gebracht werden können oder wenn 
es nach bisherigem Recht einer Hinterlegung gar nicht bedurft hatte (NG 48, 99). Ob das 
abgelieferte Teſtament nach geſchehener Eröffnung dem Notar zurückzugeben iſt, beſtimmt ſich 
nach Landesrecht (RG 53, 390, dagegen Planck A 3 und Zit.). Im übrigen vgl. Ai 
Die Beſtimmung iſt gegenſtandslos, wenn der Notar nach Landesrecht zugleich zur Eröffnung 
des Teſtaments berufen iſt. 

5. Über die Art der Ablieferung und deren Beurkundung, Quittungsleiſtung be⸗ 
ſtehen reichsgeſetzlich keine Vorſchriften. Die Koſten gehören, weil den Erben als ſolchen 
treffend, zu den Nachlaßverbindlichkeiten, $ 1967. 

6. Die Veranlaſſung geſchieht Behörden gegenüber durch Erſuchen, Privatperſonen 
können auch im Wege der Rechtshilfe hierüber befragt (RG 69, 271) und gemäß 38 83, 33 
FG durch Ordnungsſtrafen und Abforderung des Offenbarungseides zur Ablieferung 
angehalten werden. Landesrechtlich (Pr FGG Art 17) iſt auch gewaltſame Wegnahme zuläſſig. 
— Ablieferung des Erbvertrags 52300. Nach EG Art 213 findet § 2259 auch auf früher errichtete 
Teſtamente Anwendung, wenn der Erblaſſer nach 31. 12. 99 verſtorben iſt (RG 48, 101). 
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8 2260 


Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem Tode des Erblaſſers Kenntnis 
erlangt, zur Eröffnung eines in ſeiner Verwahrung befindlichen Teſtaments 
einen Termin zu beſtimmen ). Zu dem Termine ſollen die geſetzlichen Erben 
des Erblaſſers und die ſonſtigen Beteiligten ſoweit tunlich ge aden werden“). 

In dem Termin iſt das Teſtament zu öffnen, den Beteiligten zu verkünden 
und ihnen auf Verlangen vorzulegen. Die Verkündung darf im Falle der 
Vorlegung unterbleiben). 

Über die Eröffnung ift ein Protokoll aufzunehmen. War das Teſtament 
verſchloſſen, jo iſt in dem Protokolle feſtzuſtellen, ob der Verſchluß unver⸗ 
ſehrt war). 

E 1 1938 Abf 1 II 2127 M 5, 306, 807 P 5, 356. 

1. Die Eröffnung des Teſtaments durch das Nachlaßgericht oder das nach § 2261 
hierzu berufene andere Gericht umfaßt die Offnung und die Verkündung (Abſ 2). Sie ſetzt 
voraus, daß das Gericht durch eine ihm nach Landesrecht erſtattete Todesanzeige oder durch 
Vorlegung einer Sterbeurkunde oder einer Todeserklärung vom Tode des Er blaſſers 
Kenntnis erlangt hat. Ferner, daß ſich das zu eröffnende Teſtament, ſei es von vornherein, 
ſei es nach geſchehener Ablieferung ($ 2259) in feiner Verwahrung befindet. 

2. Die Beſtimmung des Termins und die Ladung geſchieht von Amts wegen. Zu⸗ 
ſtellung iſt nicht vorgeſchrieben, das Erſcheinen der Beteiligten kann nicht erzwungen werden 
(5 2262). Erſcheinen fie freiwillig, fo iſt nicht ausgeſchloſſen, auch ohne Ladung und förmliche 
Terminsbeſtimmung ſogleich die Eröffnung vorzunehmen. Beibringung des Hinterlegungs⸗ 
ſcheins ($ 2246 Abſ 2) iſt nicht weſentlich. Weitläufigere Ermittelungen der ge ſetzlichen 
Erben der Terminsbeſtimmung vorangehen zu laſſen, liegt nicht im Sinne des Geſetzes 
(ſoweit tunlich“). Zu den Beteiligten gehören Bedachte, Auflageberechtigte (8 2194), 
Teſtamentsvollſtrecker, Perſonen, bezüglich deren familienrechtliche Anordnungen getroffen 
find (Vormünder, Gewalthaber, Ehegatten), ſoweit ſie aus dem offen vorliegenden Teſtament 
oder aus bereits eröffneten Teſtamenten des Erblaſſers dem Nachlaßgerichte bekannt ſind. 
Sie können auch durch Vertreter erſcheinen. Eröffnung im Wege der Rechtshilfe kann von den 
Beteiligten nicht beanſprucht werden. 

Die Offnung hat ſich auf den amtlichen wie auf den vom Erblaſſer ſelbſt bewirkten 
Verſchluß, die Verkündung auf den geſamten Inhalt der aan Teſtament gehörigen offen 
(RG 48, 99) oder verſchloſſen überreichten Schriftſtücke einſchließlich der Protokolle und deren 
Anlagen ( 2246 A 1) zu erſtrecken. Es ziemt dem Richter, auch ſolche Schriftſtücke zu ver⸗ 
künden, die nach der Meinung des Erblaſſers letztwillige Verfügungen enthalten ſollten, aber 
den geſetzlichen Erforderniſſen, insbeſondere beim Privatteſtament jo wenig genügen, daß ſie 
überhaupt nicht Teſtamente ſind. Auch widerrufene, durch Friſtablauf erloſchene ($ 2252) 
und gegenſtandslos gewordene Teſtamente (a. M. RIA 3, 69) find zu verkünden (§ 2259 A 1). 
Die Verkündung beſteht regelmäßig in der Verleſung der Schriftſtücke, doch iſt nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen des Richters auch inhaltliche Mitteilung genügend. Sie iſt weſentlicher 
Formalakt ($ 1944 A 4) und darf auch dann nicht unterbleiben, wenn im Termin niemand 
erſchienen wäre (vgl. auch ZPO 9 312 Abf 1) oder wenn die Erſchienenen auf Verkündung ver⸗ 
ichtet hätten (OLG 6, 179). Nur die Vorlegung, wenn ſie im Termin verlangt wird 
f. auch 8 2264), macht die Verkündung entbehrlich. Zu irgendwelchen Erklärungen über die 
Echtheit des Teſtamentes, Annahme der Erbſchaft und dergl. 1115 die Beteiligten nicht ver⸗ 
pflichtet, der Richter wird im Gegenteil hiervon abzuraten haben. 

Über die Form des Protokolls beſtehen reichsgeſetzlich keine Vorſchriften. Ebenſo⸗ 
wenig iſt Zuziehung eines Gerichtsſchreibers vorgeſchrieben. Da es ſich nicht um Beurkundung 
eines Rechtsgeſchäfts handelt, find $$ 167 ff. cc nicht unmittelbar maßgebend. Weſentlich 
iſt mit Rückſicht auf 5 1944 A 4 Beurkundung des Tages der Verkündung. Ausnahmsweiſe 
kann der Nachweis der Erbfolge durch Vorlegung eines öffentlichen Teſtaments und des Ver⸗ 
kündungsprotokolls geführt werden, GBO 8 36, FGG $ 107 Abſ 2. Die weitere Feſtſtellung 
bezieht ſich auf alle, den äußeren ſowohl ($ 2246 A 3), wie auf etwaige innere Verſchlüſſe der 
Urkunden. Beanſtanden die Beteiligten die Feſtſtellung, ſo ſind auch ihre Erklärungen zu 
Protokoll zu nehmen. Iſt das Teſtament verſehentlich bei Lebzeiten des Erblaſſers 
eröffnet worden, ſo wird ſelbſtverſtändlich ſeine fortdauernde Gültigkeit dadurch nicht be⸗ 
einträchtigt. Der Verſchluß iſt dann zweckmäßig unter ſeiner Mitwirkung wieder herzuſtellen. 
Über Eröffnung alter Teſtamente beſtimmen die Landesgeſetze. Die Koſten 
der Teſtamentseröffnung find Nachlaßverbindlichkeiten ($ 1967) und im Konkurſe Maſſeſchuld 
(KO 8 224 Nr 4). — Eröffnung gemeinſchaftlicher Teſtamente $ 2273, der Erbverträge § 2300. 
Iſt der Erblaſſer nach 31. 12. 99 verſtorben, ſo findet $ 2260 auch auf früher errichtete Teſta⸗ 
mente Anwendung, EG Art. 213. 
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8 2261 

Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das Teſtament in amt⸗ 
licher Verwahrung, jo legt dem andern Gerichte die Eröffnung des Teſtaments 
ob). Das Teſtament iſt nebſt einer beglaubigten Abſchrift des über die Er⸗ 
öffnung aufgenommenen Protokolls dem Nachlaßgerichte zu überſenden; eine 
beglaubigte Abſchrift des Teſtaments iſt zurückzubehalten ). 

E 1 1938 Abſ 2 II 2128 M 5, 307 P 5, 356, 357. 

1. Das Gericht, das gemäß $$ 2246, 2248 das (6864 in (beſondere) amtliche Ver⸗ 
wahrung genommen hatte, wird mit dem Nachlaßgerichte (FGG 88 72 ff.) vielfach nicht identiſch 
ſein. Um eine Überſendung der Teſtamentsurſchrift zu vermeiden, iſt deshalb dieſem andern 
Gericht die Eröffnung und zwar im vollen Umfange des $ 2260 übertragen. Dagegen liegt 
die Benachrichtigung nach § 2262 lediglich dem Nachlaßgericht ob. 

2. Die Urſchrift des Teſtaments nebſt den einen Beſtandteil des Errichtungsaktes 
bildenden Protokollen und Anlagen ($ 2246) iſt nach der Eröffnung dem — in- oder aus⸗ 
ländiſchen — Nachlaßgericht zu überſenden und von dieſem offen aufzubewahren. — Ge⸗ 
meinſchaftliches Teſtament ſ. $ 2273. Erbvertrag 8 2300. 


8 2262 


Das Nachlaßgericht hat die Beteiligten, welche bei der Eröffnung des 
Teſtaments nicht zugegen geweſen ſind, von dem ſie betreffenden Inhalte des 
Teſtaments in Kenntnis zu ſetzen !). 

E 1 1939 Abſ 1 II 2129 M 5, 307, 308 P 5, 357. 

1. Die Benachrichtigung der Beteiligten ($ 2260 A 2) liegt auch im Falle des 5 2261 
lediglich dem Nachlaßgericht ob. Die geſetzlichen Erben kommen nicht allgemein, ſondern nur 
ſoweit in Betracht, als fie ausgeſchloſſen ($ 1938) oder enterbt ($ 2336) oder augenſcheinlich 
im Pllichtteil verletzt find. Die Bekeiligten find, ſoweit fie dem Nachlaßgericht und zwar 
nach Einziehung gehöriger Erkundigungen (RG 69, 274) bekannt geworden find, ſämtlich, 
nicht bloß „ſoweit kunlich“ (5 2260 A 2) in Kenntnis zu ſetzen, können aber auf Nachricht wirk⸗ 
ſam verzichten. Eine Form der Benachrichtigung ift nicht vorgeſchrieben. Regelmäßig genügt 
einfache Abſchrift, nach Umſtänden auch kurze inhaltliche Mitteilung mit dem Anheimſtellen 
der Einſicht nach $ 2264. Bekanntmachung im Wege der Rechtshilfe iſt nicht ausgeſchloſſen. 
Benachrichtigung der Erbſchaftsſteuerämter ErbihSt& v. 3. 6. 06 f 40 Nr 3. 
Die Koſten gehören zu den Koſten der Eröffnung, $ 2260 A 4. 


9 2263 


Eine Anordnung des Erblaſſers, durch die er verbietet, das Teſtament 
alsbald nach ſeinem Tode zu eröffnen, iſt nichtig) 

E 1 1938 Abs 8 II 2130 M 5, 307 P 5, 357. 

1. Ebenſo das Verbot der Benachrichtigung nach § 2262 (RIA 6, 117, a. M. 2, 70) 
ober der Einſicht nach § 2264. Beſonderheiten beim gemeinſchaftlichen Teſtament und beim 
Erbvertrag §8 2273, 2300. 


8 2264 

Wer ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht), iſt berechtigt, von einem 
eröffneten Teſtament Einſicht zu nehmen ſowie eine Abſchrift des Teſtaments 
oder einzelner Teile zu fordern; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu be⸗ 
g aub gen?). 

E I 1939 Abſ 2 I 2131 M 5, 308 P 5, 357. 

1. Rechtliches Intereſſe im Gegenſatz zum berechtigten Intereſſe FGG 88 34, 78, 85, 
Glaubhaftmachung 8 15 Abſ 2. Ebenſo $ 1953 A 5 und Zit. Intereſſierk find jedenfalls die 
Beteiligten 2260 A 2, nach Umſtänden auch Nachlaßgläubiger und felbft Privatgläubiger des 
Erben. Wiſſenſchaftliche, hiſtoriſche und dergl. Intereſſen können nach $ 34 FGG Berück⸗ 
ſichtigung finden. 

2. Die Einſicht an der amtlichen Verwahrungsſtelle, auch derjenigen des „andern 
Gerichts“ ($ 2261) darf den Berechtigten nicht verweigert werden. Inwieweit das 
rechtliche Intereſſe des Betreffenden die Kenntnisnahme vom ganzen Teſtament oder nur von 
einzelnen Teilen rechtfertigt, iſt unter Abwägung etwa entgegenſtehender anderer rechtlicher 


Gemeinſchaftliches Teſtament $ 2265 621 


Intereſſen nach den Umſtänden zu entſcheiden. Wem das Teſtament zu verkünden iſt, der 
darf auch und zwar vom ganzen Teſtament Abſchrift fordern (RIA 9, 79). Beſchwerde nach 
FGG gs 19 ff. Das Teſtament iſt auch hier mit Einſchluß der Protokolle und Anlagen 
verſtanden ($ 2261 A 2). Für die Zwecke der $ 36 GBO, $ 107 Abſ 2 FG kann auch Aus- 
fertigung des Eröffnungsprotokolls verlangt werden. Beglaubigung nach Landesrecht. Die 
Koſten gehen zu Laſten des betreffenden Intereſſenten. Recht der Erbſchaftsſteuerämter 
auf Einſicht ErbſchStGd v. 3. 6. 06 § 40. — Auch dem Erblaſſer ſelbſt kann das Recht 
auf Einſicht in das nach 88 2246, 2248 in beſondere Verwahrung genommene Teſtament 
im Falle der Glaubhaftmachung eines rechtlichen Intereſſes nicht verſagt werden. Da 8 2246 
nur Ordnungsvorſchrift iſt, ſo muß genügen, wenn der geöffnete Verſchluß nur unter Mit⸗ 
wirkung des Erblaſſers wiederhergeſtellt und hierüber ein Vermerk gemacht wird (OLG 9, 411). 


Achter Titel 
Gemeinſchaftliches Teſtament 


8 2265 


Ein gemeinſchaftliches Teſtament!) kann nur von Ehegatten errichtet 
werden ). 

E 1 1913 II 2132 M 5, 253—257 P 5, 424427. 

1. Das Teſtament iſt gemeinſchaftlich (t. mere simultaneum), wenn zwei Erblaſſer 
und zwar regelmäßig gleichzeitig in einem und demſelben Errichtungsakte ſowie 
(RG 72, 204) unter Herſtellung einer einheitlichen Teſtamentsurkunde letztwillige Ver⸗ 
fügungen treffen. Es iſt gegenſeitig (t. reciprocum), wenn ſich beide darin gegenſeitig 
oder einer um des andern willen einen Dritten bedenken. Es iſt gegenſeitig in dem engeren Sinne 
des 5 2270 (t. correspectivum), wenn nach dem Willen beider Erblaſſer die Wirkſamkeit der 
Verfügungen der einen Seite von der Wirkſamkeit der gegneriſchen Verfügungen abhängig 
ſein ſoll. In allen Fällen ſind die beiderſeitigen Verfügungen grundſätzlich einſeitig und ab⸗ 
geſehen von dem beſondern Falle des 8 2271 Abſ 2 frei F pa Umgekehrt haben ſich 
mit Abſchluß des Erbvertrags beide Erblaſſer oder der Erblaſſer und ein Dritter gegen⸗ 
ſeitig gebunden und dürfen nur in den beſondern Fällen der 98 2293 ff. hiervon einſeitig zurück⸗ 
treten. Das gem. Teſtament kann in allen vom Geſetz zur Verfügung geſtellten ordentlichen 
und außerordentlichen Formen (58 2231—2251) errichtet werden. Beſonderheiten beim 
Gemeindeteſtament $ 2266, beim Privatteſtament § 2267. Bezüglich der Teſtierfähigkeit 
gelten die allgemeinen Vorſchriften ($ 2229 U 1—4, anders beim Erbvertrag $ 2275). Aus 
der Notwendigkeit gleichzeitiger und einheitlicher Errichtung folgt, daß ſich beide Erblaſſer 
derſelben Teſtamentsform bedienen müſſen, daß z. B. nicht der eine vor dem Richter oder 
Gemeindevorſteher, der andere privatſchriftlich teſtieren kann. Beim öffentlichen Teſtament 
(58 2238, 2249) können beide Teile ihren letzten Willen gemeinſchaftlich mündlich erklären 
oder eine Schrift mit der mündlichen Erklärung übergeben, daß die Schrift ihren gemeinſchaft⸗ 
lichen letzten Willen enthalte. Der letzte Wille kann auch von dem einen Teile in dieſer, vom 
andern in jener Form erklärt werden. Dagegen iſt unzuläſſig, daß ein Teil den letzten Willen 
zu Protokoll erklärt, während der ſtumme oder am Sprechen verhinderte andere Teil eine dem 
8 2243 A 2 entſprechende ſchriftliche Erklärung übergibt, daß dieſes Protokoll auch ſeinen letzten 
Willen enthalte (a. M. Strohal 8 43 A 8). Die Bezugnahme auf das Protokoll könnte 
die in $ 2243 geforderte Übergabe einer eigenen Teſtamentsſchrift nicht erſetzen. Iſt ferner 
der eine Teil, weil er minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, auf mündliche 
Erklärung des letzten Willens zu Protokoll beſchränkt (59 2238 Abſ 2, 2247), jo muß ſich not» 
wendig auch der andere Teil dieſer Erklärungsform bedienen, da ſeine ſchriftliche Erklärung 
dem leſeunkundigen Partner überhaupt nicht, dem minderjährigen wenigſtens nach der An⸗ 
nahme des Geſetzes nicht verſtändlich ſein würde. Iſt ein Teil an der ſchriftlichen, der andere 
an der mündlichen Erklärung verhindert, ſo können ſie gemeinſchaftlich überhaupt nicht teſtieren. 

2. Nur Ehegatten in ſtehender Ehe können gemeinſchaftlich teſtieren. Nicht Verlobte, 
denen jedoch der Erbvertrag offen ſteht (88 2275 Abſ 3, 2276 Abſ 2) und nicht Ehegatten, deren 
eheliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt (88 1586, 1587). Unwirkſamkeit des Teſtaments im 
Falle der Nichtigkeit oder Auflöſung der Che § 2268. Beſondere Vorſchrift für die allge- 
meine Gütergemeinfchaft $ 1516 Abſ 3. Das von Nichtehegatten gemeinihaftlich 
errichtete Teſtament iſt nichtig, wenn die mehrfachen Verfügungen nicht jede für ſich den 
Formerforderniſſen des Geſetzes genügen und deshalb als mehrere ſelbſtändige Teſtamente 
aufrecht zu erhalten ſind (vgl. aber RIA 9, 12). 


622 Erbrecht Teſtament 


8 2266 

Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach § 2249 auch dann errichtet 
werden, wenn die Vorausſetzung des § 2249 nur auf ſeiten eines der Ehe: 
gatten vorliegt !). 

E II 2133 P 5, 428, 429. 

1. Das gemeinſchaftliche Gemeindeteſtament nach $ 2249 iſt zuläſſig, wenn auch nur 
bezüglich eines Ehegatten Gefahr im Verzug obwaltet. Beim Seuchen⸗ und Seeteſtament 
(55 2250, 2251) liegt in der Natur der Sache, daß die dort aufgeſtellten Erforderniſſe immer 
für beide gleichzeitig teſtierende Erblaſſer zutreffen. Bezüglich der Gültigkeitsdauer und 
des Friſtenlaufs nach § 2252 gilt das gem. Teſtament für jeden Gatten als ſelbſtändiges 
Teſtament. 

8 2267 


Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments nach § 2231 Nr 2 genügt 
es ), wenn einer der Ehegatten das Teſtament in der dort vorgeſchrie benen 
Form errichtet und der andere Ehegatte die Erklärung beifügt, daß das Teſtament 
auch als ſein Teſtament gelten ſolle e). Die Erklärung muß unter Angabe des 
Ortes und Tages eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben werden“. 

E II 2134 P 5, 425—429. 

1. Beim gemeinſchaftlichen Privatteſtament entſpricht der Regel des § 2231 Nr 2, 
daß beide Ehegatten ihre letztwilligen Erklärungen, jeder die ſeine, eigenhändig niederſchreiben, 
datieren und unterſchreiben, und die Gemeinſchaftlichkeit des Teſtaments durch gegenſeitige 
Bezugnahme im Texte oder durch räumliche Verbindung beider Urkunden (Niederſchrift 
auf demſelben Bogen, Zuſammenheften, Vereinigung in einem Umſchlag ꝛc.) herſtellen. 
Dieſe Art der Errichtung iſt durch $ 2267, der die Form nur erleichtern will („genügt es“) 
nicht ausgeſchloſſen. Gleichzeitigkeit der Errichtung ift dabei nicht erforderlich, ebenſowenig 
Identität des Errichtungsortes. Dagegen RG 72, 204, wonach die Herſtellung einer einzigen 
Urkunde weſentlich if. 

2. Die Formerleichterung beſteht darin, daß ſich das Geſetz mit einmaliger eigenhän⸗ 
diger Niederſchrift des Teſtamentsinhalts bloß durch einen Ehegatten begnügt und vom 
andern Teil nur die der Niederſchrift beizufügende Erklärung verlangt, daß das 
Teſtament auch als fein Teſtament gelten ſolle. Daß fie auf derſelben Urkunde nieder⸗ 
geſchrieben ſei, wird vom 1 nicht verlangt; es genügt, wenn die Bezugnahme auf das 
Teſtament unzweideutig zum Ausdruck kommt (a. M. RG 72, 204, Strohal $ 43 A 14). 
Der Gebrauch der Geſetzesworte iſt nicht weſentlich. Der Vermerk: „einverſtanden, 
genehmigt“ kann genügen, wenn der Teſtamentstext ſelbſt ſchon die Gemeinſchaftlichkeit 
der Verfügungen andeutet, insbeſondere beide Ehegatten als redend aufführt („Wir 
beſtimmen“). Die bloße Mitunterſchrift kann jedoch die von dem andern Ehegatten 
„beizufügende Erklärung“ auch in dieſem Falle nicht erſetzen. Das von dem zuerſt 
teſtierenden Ehegatten niedergeſchriebene Teſtament iſt in der durch § 2231 Nr 2 vor⸗ 
geſchriebenen Form erſt dann errichtet, wenn es mit Datum und Unterſchrift 
verſehen iſt. Die Erklärung des andern Ehegatten iſt deshalb unwirkſam, wenn ſie vor Ab⸗ 
ſchluß des Teſtaments, insbeſondere wenn ſie unter einem früheren Datum als dem⸗ 
jenigen des Teſtaments erfolgt. Dagegen iſt auch hier (wie A 1) nicht weſentlich, daß ſie 
gerade an demſelben Orte und Tage abgegeben wird. Sie kann vielmehr, wenn nur ſonſt das 
Merkmal der Gemeinſchaftlichkeit erhellt, ſowohl örtlich als zeitlich nachfolgen, muß auch nicht 
notwendigunter dem vorhergehenden Teſtament ihren 175 finden. A. M. RG a. a. O. 

3. Eigenhändigkeit iſt ſowohl für die Erklärung als für das Datum und die Unter 
ſchrift — die durch Aufführung des Namens im Text der Erklärung nicht erſetzt wird — er⸗ 
forderlich. Das gem. Privatteſtament muß alſo auch in der erleichterten Form jedenfalls 
zwei eigenhändige Angaben des Ortes und Tages enthalten. Im übrigen gilt bezüglich 
des wahrheitsgetreuen Datums und der ſonſtigen Erforderniſſe das $ 2231 A 3 Geſagte. 
Etwaige Zuſätze und Anderungen müſſen gleichfalls den Mindeſterforderniſſen des § 2267 
genügen. Formfehler in der Niederſchrift, Datierung und Unterſchrift des vorangehenden 
Teſtaments machen das gem. Teſtament in vollem Umfange, Fehler der Nachſchrift regel- 
mäßig nur dieſe Nachſchrift nichtig, wenn ſich nicht aus § 2270 Abſ 1 auch in dieſem Falle 
Nichtigkeit des ganzen Teſtaments ergibt. Das gem. Privatteſtament iſt ausgeſchloſſen, 
wenn auch nur ein Teil minderjährig oder leſensunvermögend iſt ($ 2247). 


8 2268 
Ein gemeinſchaftliches Teſtament iſt in den Fällen des § 2077 ſeinem 
ganzen Inhalte nach unwirkſam ). 


Gemeinſchaftliches Teſtament 83 2266—2269 623 


Wird die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt oder liegen 
die Vorausſetzungen des § 2077 Abſ. 1 Satz 2 vor), jo bleiben die Verfügungen 
inſoweit wirkſam, als anzunehmen iſt, daß ſie auch für dieſen Fall getroffen 
fein würden“). 

E II 2135 P 5, 446—448. 

1. Die Regel des Abſ 1: völlige Unwirkſamkeit aller in dem gem. Teſta⸗ 
mente getroffener Verfügungen, gleichviel ob fie korreſpektiver Natur find oder überhaupt 
nicht miteinander in Verbindung ſtehen, greift nur durch, wenn die Ehe nach 98 1323—1328 
von vornherein oder nach $ 1343 Abſ 1 infolge wirkſamer Anfechtung nichtig iſt. Im übrigen 
wird fie durch die Ausnahmebeſtimmung des Abf 2 durchbrochen. 

2. Im Falle der Auflöſung der Ehe vor dem Tode durch Scheidung, Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft, Wiederverheiratung nach vorausgegangener Todeserklärung oder 
auch nur der Erhebung begründeter Scheidungsklage wegen Verſchuldens des andern Ehegatten 
(52077 Abſ 1 Satz 2) iſt zuzuſehen, ob die Verfügungen eines jeden der beiden Erblaſſer nach 
feinem zu ermittelnden Willen auch für dieſen Fall Geltung behalten ſollten (fo auch $ 2077 
Abſ 3). Inſoweit bleiben fie bei Kräften. Dieſe Annahme ift bei korreſpektiven Verfügungen 
im Sinne von $ 2270 Abſ 1 und 2 regelmäßig ausgeſchloſſen, wird aber bei andern mit dem 
ehelichen Verhältnis der Erblaſſer nicht im Zuſammenhang ſtehenden Verſügungen regel- 
mäßig begründet ſein. Sind ſie einmal unwirkſam geworden, ſo lebt das gem. Teſtament 
auch durch Wiederverheiratung der Ehegatten oder durch Wiederherſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft ($ 1587) nicht wieder auf. Dasſelbe hat auch zu gelten, wenn der mit begrün⸗ 
deter Scheidungsklage verfolgte Ehegatte vor dem klagenden Teile verſtirbt. Auch in dieſem 
Falle bleiben insbeſondere die korreſpektiven Verfügungen beider Teile, wiewohl unbeſchadet 
des geſetzlichen Erbrechts des überlebenden Ehegatten unwirkſam (a. M. Strohal $ 43 
A 23; Dernburg V 91 A 2; Staudinger A 1). Handelt es ſich in Wahrheit um zwei ſelb⸗ 
ſtändige Teſtamente der Ehegatten, fo bleibt lediglich $ 2077 anwendbar. Bezüglich des Erb⸗ 
vertrags f. 52279 Abſ 2. — Die Beweislaſt trifft denjenigen, welcher fortdauernde Gültig⸗ 
keit der gemeinſchaftlichen Verfügungen behauptet. 


8 2269 


Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, durch 
das ſie ſich gegenſeitig als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach dem Tode des 
überlebenden der beiderſeitige Nachlaß an einen Dritten fallen ſoll), jo 
iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte für den geſamten Nachlaß 
als Erbe des zuletzt verſterbenden Ehegatten eingeſetzt ift?). 

Haben die Ehegatten in einem ſolchen Teſtament ein Vermächtnis an⸗ 
geordnet, das nach dem Tode des Überlebenden erfüllt werden ſoll, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß das Vermächtnis dem Bedachten erſt mit dem Tode 
des Überlebenden anfallen joll?). 

E II 2136 P 5, 406, 407, 459. 

1. Vorausgeſetzt iſt ein mindeſtens reziprokes, wenn auch nicht notwendig korreſpektives 
Teſtament ($ 2265 A 1), in dem ſich die Ehegatten gegenſeitig jeder den andern als al lei⸗ 
nigen Erben des Zuerſtverſterbenden — nicht auch andere Perſonen neben dem Über⸗ 
lebenden — einſetzen (RG 22. 11. 06 IV 186/06). Der Dritte (oder mehrere Dritte) muß 
ferner erſt nach dem Tode des Überlebenden, nicht ſchon für den Eintritt eines 
beſtimmten Zeitpunktes oder Ereigniſſes ($ 2104), und zwar auf den beiderſeitigen 
Nachlaß als Erbe berufen ſein (ſogen. Berliner Teſtament). 

2. In dieſen Fällen iſt denkbar, jeder Ehegatte habe den Dritten auf den eignen Nachlaß 
ſowohl als Erſatzerben an Stelle des zunächſt eingeſetzten (aber zuerſtſterbenden) audern 
Ehegatten, wie auch als Nacherben nach dem zuletztſterbenden, zuvor aber Erbe, d. h. 
Vorerbe gewordenen Teile berufen wollen. Die Erbfolge des Dritten käme mithin beim 
erſten Erbfall als bloße Erſatzerbfolge überhaupt nicht in Betracht. Dagegen würde er im 
zweiten Erbfalle den Nachlaß des Überlebenden als deſſen (für den Zuerſtverſtorbenen) ber 
rufener Erſatzerbe, und zugleich den Nachlaß des Zuerſtverſtorbenen als deſſen Nacherbe erben. 
Das Geſetz behandelt dieſe Geſtaltung der Erbfolge als zuläſſig, ſtellt aber eine Auslegungs⸗ 
regel auf („im Zweifel“), die denjenigen beweispflichtig macht, welcher einen fo 
gemeinten Willen der Erblaſſer behauptet (RG 60, 117). Vielmehr wird, wenn begründete, 
auf anderm Wege nicht zu löſende Zweifel beftehen bleiben (RG 59, 85), der „beiderſeitige 
Nachlaß“ als einheitlicher, als „geſamter Nachlaß“ behandelt. Die Einzelvermögen beider 
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Ehegatten, das ererbte wie das eigene, verſchmelzen in der Hand des überlebenden Teils 
zu einem Vermögen. Nur auf dieſes einheitliche Vermögen gilt der Dritte, und zwar 
als gewöhnlicher Erbe des Überlebenden, als berufen. Daraus folgt, 
daß dem Dritten mit dem Tode des Zuerſtſterbenden im Gegenſatz zu 8 2108 Abſ 2 noch keinerlei 
vererbliche oder veräußerliche Rechte erwachſen, daß eine ihm gemachte Zuwendung vorbe⸗ 
hältlich des $ 2069 hinfällig wird, wenn er vor dem Überlebenden verſtirbt, und daß formell 
nur der Überlebende als Erblaſſer in Betracht kommt. Dies ſchließt zwar nicht aus, bei Aus- 
legung des Teſtaments, insbeſondere der von dem Zuerſtverſtorbenen bezüglich ſeiner Ver⸗ 
wandten und Abkömmlinge getroffenen Anordnungen (88 2066 — 2069), auch dieſen als Erb⸗ 
laſſer zu behandeln. Sind jedoch mehrere Dritte, insbeſondere Verwandte beider 
Erblaſſer ohne Beſtimmung von Anteilen bedacht, ſo haben ſie vermöge der Einheitlichkeit 
des Nachlaſſes im Zweifel als gleichmäßig, d. h. ohne Unterſchied auf die Herkunft des Ver⸗ 
mögens als ſämtlich auf den ungetrennten Nachlaß berufen zu gelten. Sind ſie am Nach⸗ 
laſſe des Zuerſtverſtorbenen pflichtteils berechtigt, fo ſind fie nach dem erſten 
Erbfall nicht gehindert, den Pflichtteil geltend zu machen (RG 30. 6. 04 IV 516/03). Sie 
ſind auch, weil auf dieſen Nachlaß überhaupt nicht als Erben berufen, zu einer Ausſchlagung 
gemäß $ 2306 Abſ 1 Satz 2 nicht genötigt (a. M. Dernburg V 94 A 3). Vielmehr bleiben fie 
trotz Abforderung des Pflichtteils nach dem zweiten Erbfall auf den geſamten Nachlaß erb⸗ 
berechtigt. Dagegen iſt Sache der Auslegung, ob ſie nach dem Willen der Erblaſſer, der auch 
ſtillſchweigend erklärt ſein kann, zur Anrechnung des empfangenen Pflichtteils auf den dem⸗ 
nächſtigen Erbteil verpflichtet ſein ſollen. Der Überlebende beerbt den Zuerſtverſtorbenen 
nur als gewöhnlicher Erbe, iſt deshalb bei Lebzeiten von den dem Vorerben 
obliegenden Verfügungsbeſchränkungen (58 2112 ff.) befreit und darf im Falle des $ 2270 
er des gem. Teſtaments nur nicht durch böswillige Schenkungen vereiteln 
0 ’ 5). 8 
3. Als Folge des in Abſ 1 aufgeſtellten Satzes, wonach die Anordnungen des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments im Zweifel den beiderſeitigen, beim Tode des Überleben 
den vorhandenen Geſamtnachlaß zum Gegenſtand haben, ergibt fich, daß im Zweifel auch 
eine Vermächtnisanordnung erſt mit dieſem Zeitpunkte wirkſam wird. Der Bedachte muß 
deshalb den Tod beider Ehegatten erlebt haben ($ 2160), die Vermächtnisforderung kommt 
jetzt erſt zur Entſtehung ($ 2176), vor dem Tode des Überlebenden ſtehen ihm, da es ſich nicht 
um einen Fall des $ 2177 handelt, auch nicht die Rechte des § 2179 zu. Auch hier handelt es 
ſich jedoch nur um eine Auslegungsregel, der Bedachte kann ihr gegenüber den 
Nachweis führen, daß ihm das Vermächtnis nach dem Willen der Erblaſſer ſchon beim Tode 
des Zuerſtſterbenden anfallen ſollte. — Iſt ein Ehegatte vor, der andere nach dem 1. 1. 00 
eſtorben, jo kommt $ 2269 nicht in Frage, die Wirkungen des gemeinſchaftlichen Teſtaments 
ind vielmehr nach älterem Recht zu beurteilen (RG 30. 6. 04 IV 516/03). — Entſprechende 
Anwendung beim Erbvertrag $ 2280. 


8 2270 

Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente Verfügungen 
getroffen, von denen anzunehmen iſt, daß die Verfügung des einen nicht ohne 
die Verfügung des andern getroffen ſein würde, jo hat die Nichtigkeit oder 
der Widerruf der einen Verfügung die Unwirkſamkeit der andern zur Folge ). 

Ein ſolches Verhältnis der Verfügungen zu einander iſt im Zweifel an⸗ 
zunehmen, wenn ſich die Ehegatten gegenſeitig bedenken?) oder wenn dem 
einen Ehegatten von dem andern eine Zuwendung gemacht und für den Fall 
des Überlebens des Bedachten eine Verfügung zugunſten einer Perſon ge⸗ 
troffen wird, die mit dem andern Ehegatten verwandt iſt oder ihm ſonſt 
nahe ſteht ). 

Auf andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auf⸗ 
lagen findet die Vorſchrift des Ab. 1 keine Anwendung!). 

E II 2137 B 5, 448—459; 6, 897. 

1. Als korreſpektive Verfügungen kommen nach Abſ 3 nur Erbeinſetzungen, Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen in Betracht. Die Fälle des Abſ 2 find nicht erſchöpfend. Korre⸗ 
ſpektivität liegt immer vor, wenn zwiſchen beiden Verfügungen, Zuſammenhang des Motivs“ 
beſteht (Prot 5, 451), d. h. wenn der Umſtand, daß ein Ehegatte in gewiſſer Weiſe verfügt, 
den andern Ehegatten dazu beſtimmt oder mitbeſtimmt, auch ſeinerſeits eine gewiſſe Ver⸗ 
fügung zu treffen. Dieſer Zuſammenhang wird zwiſchen gleichlautenden Verfügungen meiſt 
ohne weiteres gegeben fein, z. B. Erbeinſetzung desſelben Dritten, auch ohne daß ſich die Ehe⸗ 
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gatten zuvor gegenſeitig bedenken (5 2269), vielleicht weil fie inſoweit der geſetzlichen Erbfolge 
nach 1 1931 Abſ 2 freien Lauf laſſen wollen. Er kann auch bei verſchiedenartigen Verfügungen 
vorliegen, z. B. wenn ein Ehegatte feinen Nachlaß nur feinen Verwandten — nicht an Fremde 
oder einen beſtimmten Fremden — zuwendet, weil auch der andere Ehegatte nur ſeine Ver⸗ 
wandten — keine Fremden, keinen beſtimmten Fremden bedenkt, oder wenn er ſich mit einer 
Auflage beſchweren läßt, weil er auch ſeinerſeits dem andern Teil eine Auflage macht. Da⸗ 
gegen iſt das Korreſpektivitätsverhältnis regelmäßig als verneint anzuſehen, wenn ein 
Erblaſſer dem andern ausdrücklich geftattet, ſpätere abweichende Verfügungen zu treffen. 
Vorausſetzung iſt, daß die Verfügungen in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente ausgeſprochen 
ſind. Stehen die in getrennten Teſtamenten getroffenen Verfügungen zweier Erblaſſer, 
die nicht Ehegatten zu ſein brauchen, in dem hier angenommenen gegenſeitigen Abhängig⸗ 
keitsverhältnis, ſo kann, wenn eine von ihnen unwirkſam geworden iſt, die andere geeigneten⸗ 
falls wegen Irrtums im Beweggründe angefochten werden ($ 2078 Abſ 2). 

2. Nichtigkeit wegen eines materiellen oder formellen Mangels, ſei es, daß ſie von 
Anfang an vorliegt oder als Erfolg der Anfechtung eintritt ($ 142 Abſ 1). Widerruf § 2271 
A 1. In beiden Fällen tritt die Unwirkſamkeit der andern Verfügung unmittelbar 
kraft Geſetzes ein. Es iſt deshalb gleichgültig, ob der andere Teil die Nichtigkeit oder 
den Widerruf gekannt, oder dem Widerruf ſogar zugeſtimmt hat. Die Unwirkſamkeit be⸗ 
ſchränkt ſich jedoch auf denjenigen Teil der andern Verfügung, welcher mit der nichtigen oder 
widerrufenen Verfügung im Verhältnis der Korreſpektivität geſtanden hatte. Ob die ſo 
beſchränkte Unwirkſamkeit demnächſt auch Unwirkſamkeit der ſonſtigen Verfügungen des 
andern Teils zur Folge Hat, iſt nach $ 2085 zu beurteilen. Iſt die Verfügung des einen Ehe⸗ 
gatten aus andern Gründen als wegen Nichtigkeit oder Widerrufs unwirkſam, z. B. infolge 
Ausſchlagung des von ihm eingeſetzten Erben, ſo bleibt die Wirkſamkeit der andern Verfügung 
hiervon unberührt (a. M. Dernburg y $ 93 VI, 4), wenn fie nicht als durch Verwirklichung 
der erledigten Verfügung bedingt zu gelten hat. Darüber, ob und inwieweit auch teil- 
weiſer Widerruf der einen Verfügung (Herabſetzung eines Vermächtniſſes) die Un⸗ 
wirkſamkeit der andern Verfügung nach ſich zieht, iſt nach dem zu ermittelnden Willen der 
Erblaſſer zu entſcheiden. 

3. Auch für die in Abſ 2 hervorgehobenen hauptſächlichſten Fälle ſtellt das Geſetz nur 
die Auslegungsregel auf, daß die Korreſpektivität „im Zweifel“ gewollt ſei. Danach iſt für 
gegenfeitige Unabhängigkeit der Verfügungen bewelspflichtig, wer im Falle der 
Nichtigkeit oder des Widerrufs der einen die fortdauernde Gültigkeit der andern Verfügung 
behauptet. Die Ehegatten können ſich gegenſeitig bedenken nur durch Erbeinſetzungen oder 
Vermächtniſſe. Eine Auflage ($ 1940), die dem andern Teil bloß zugute kommt, genügt nicht. 
Doch ſteht der Erbeinſetzung gleich und iſt als Zuwendung aufzufaſſen, wenn die Ehegatten 
im ne der gegenfeitigen geſetzlichen Erbfolge ($ 1931) auch nur ſtillſchweigend freien 
Lauf laſſen. 

4. Die Ehegatten bedenken ſich nicht gegenſeitig. Der Mann 4 macht vielmehr ſeiner 
Frau B nur eine einſeitige Zuwendung. Er erlangt aber (gewiſſermaßen als Gegenleiſtung 
hierfür), daß im gemeinſchaftlichen Teſtamente Verfügungen zugunſten ſeiner, des A Ver⸗ 
wandten oder dem A ſonſt naheſtehender Perſonen getroffen werden, die nach dem Tode 
der bedachten Frau B in Kraft treten. Regelmäßig werden derartige Verfügungen von dem 
andern als überlebend angenommenen Teile (der B) herrühren. Das Geſetz trifft aber auch 
den Fall, daß nur der A feine eigenen Verwandten ꝛc. im Teſtamente bedenkt und ſich damit 
begnügt, daß die B nach ſeinem Tode gemäß $ 2271 Abſ 2 an dieſe feine Verfügungen ge- 
bunden bleibt (ſ. jedoch Rc JW 09, 521%). Freilich wird in dieſem letzteren Fall ein Intereſſe 
des Erblaſſers A an den Verfügungen der B (bie, wie hier vorausgeſetzt iſt, weder ihm noch 
feinen Verwandten uſw. zugute kommen) kaum vorhanden, und die geſetzliche Vermutung 
der Korreſpektivität leicht zu widerlegen fein. — Verwandtſchaft $ 1589. Naheſtehende Per- 
ſonen, Verſchwägerte, Freunde, Hausgenoſſen uſw. 

5. Andere Verfügungen, wie familienrechtliche Anordnungen (Vorbem vor 8 2064), 
Ausſchließung ($ 1938), Entziehung des Pflichtteils (5 2336), Teilungsanordnungen (3 2048), 
Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers ($ 2197), werden ipso jure (A 2) auch dann nicht un⸗ 
wirkſam, wenn ſie mit der nichtigen oder widerrufenen Verfügung im Korreſpektivitätsver⸗ 
hältnis ſtehen. Dagegen iſt ihre Anfechtung aus $ 2078 nicht ausgeſchloſſen. — Entſprechend 
dem 8 2270 beim Erbvertrag $ 2298. 


9 2271 


Der Widerruf einer Verfügung, die mit einer Verfügung des andern 
Ehegatten in dem im 8 2270 bezeichneten Verhältniſſe ſteht, erfolgt bei Leb⸗ 
BG, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Band. 40 
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zeiten der Ehegatten nach den für den Rücktritt von einem Erbvertrage geltenden 

Vorſchriften des § 22961). Durch eine neue Verfügung von Todes wegen kann 

heb Ehegatte bei Lebzeiten des andern ſeine Verfügung nicht einſeitig auf⸗ 
eben!). 

Das Recht zum Widerruf erliſcht mit dem Tode des andern Ehegatten); 
der Überlebende kann jedoch ſeine Verfügung aufheben, wenn er das ihm 
Zugewendete ansſchlägt). Auch nach der Annahme der Zuwendung iſt der 
Überlebende zur Aufhebung nach Maßgabe des § 2294 und des § 2336 be⸗ 
rechtigt ). b 

Iſt ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling der Ehegatten oder eines 
der Ehegatten bedacht, jo findet die Vorſchrift des § 2289 Ab}. 2 entſprechende 
Anwendung ). 


E II 2138 P 5, 451—458. 


1. Widerruf. Von ſelbſt verſteht ſich, daß die Ehegatten gemeinſchaftlich jederzeit 
das gem. Teſtament in allen Formen der §§ 2253—2258 widerrufen können. Nach $ 2289 
kann dies auch durch Erbvertrag geſchehen. § 2271 hat nur den einſeitigen Widerruf 
eines Ehegatten im Auge. Auch dieſer iſt unbeſchränkt zuläſſig in allen Formen, auch durch 
Streichung der eigenen Niederſchrift gemäß $ 2255 (a. M. Planck § 2272 A 3), jedoch mit 
Ausnahme des $ 2256 (vgl. $ 2272), ſoweit es ſich um nicht korreſpektive Ver⸗ 
fügungen des gem. Teſtaments, insbeſondere um andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, 
Vermächtniſſe und Auflagen handelt (§ 2270 Abſ 3). Und ſelbſt die korreſpektiven 
Verfügungen ſind bis zum Tode des Zuerſtverſterbenden für jeden Teil frei wider⸗ 
ruflich, der Widerruf iſt jedoch neben dem Erfordernis mindeſtens beſchränkter Geſchäfts⸗ 
fähigkeit an die Formvorſchrift des $ 2296 gebunden: perſönlich abgegebene und 
gerichtlich oder notariell beurkundete Erklärung gegenüber dem andern Ehegatten. Hat der 
widerrufende Teil alles getan, was von ſeiner Seite geſchehen muß, damit die Erklärung an 
den andern Teil gelangt, ſo bleibt der Widerruf wirkſam, auch wenn er erſt nach dem Tode 
des Widerrufenden dem andern Ehegatten zugeht (RG 65, 270). Der einſeitige Widerruf 
der korreſpektiven Verfügung iſt deshalb unwirkſam (f. jedoch A 4), wenn er erklärt wird durch 
Teſtament ($ 2254), durch Vernichtung oder Veränderung der Teſtamentsurkunde ($ 2255), 
durch eine trotz $ 2272 etwa doch erfolgte einſeitige Rücknahme aus amtlicher Verwahrung 
(§ 2256) oder durch Errichtung eines neuen widerſprechenden Teſtaments (§ 2258 und A 2). 
Anderſeits können in der Form des § 2296 auch en ur die korreſpektiven, nicht auch die ſonſtigen 
Verfügungen des gem. Teſtaments widerrufen werden. Der Ehegatte, der ſowohl korre⸗ 
ſpektive als nicht korreſpektive Verfügungen einſeitig widerrufen will, muß ſich deshalb fo- 
wohl der Form des $ 2296 als auch einer der Formen der $$ 2253—2258 bedienen. Wirkung 
des Widerr fs $ 2270 A 2. Der formgerecht erklärte Widerruf iſt ſelbſt unwiderruflich, $ 2257 
kann nicht in Frage kommen. Er hat zur Folge, daß die neuerrichtete widerſprechende letzt⸗ 
willige Verfügung mit dem Widerruf nunmehr Gültigkeit erlangt (RG 65, 275). 


2. Saß 2 beſtätigt die Regel des Satz 1 auch für den Fall des $ 2258, der eine förmliche 
Widerrufserklärung nicht vorausſetzt. Er bezieht ſich deshalb gleichfalls nur auf korre⸗ 
ſpektive Verfügungen. Davon abgeſehen verbleibt beiden Ehegatten die unbe⸗ 
ſchränkte Teſtierfreiheit. Gemeinſam können ſie auch das korreſpektive Teſtament durch ein 
neues Teſtament beſeitigen (A 1). Dagegen reicht die Zuſtimmung des einen Teils zu dem 
einſeitigen Teſtament des andern Ehegatten hierzu nicht aus. 


3. Mit dem Tode des andern Ehegatten tritt diejenige Gebundenheit des Überleben: 
den an die im gem. Teſta ment ſowohl von dem Zuerſtverſtorbenen als von ihm ſelbſt getroffenen 
Verfügungen ein, die beim Erbvertrag von vornherein beſteht ($ 2278 A 1) und in 9 2298 
Abſ 2 auch für den Fall aufrecht erhalten wird, daß von dem Vorbehalte des Rücktritts bei 
Lebzeiten der Vertragsſchließenden kein Gebrauch gemacht worden iſt. Dieſe Gebundenheit 
hat zur Folge, daß der Überlebende, ſoweit ihm die korreſpektiven Verfügungen des gem. 
Teſtaments entgegenſtehen, von Todes wegen — außer im Rahmen des Satz 2 und Abſ 3 — 
überhaupt nicht wirkſam verfügen kann. Damit iſt zugleich ausgeſchloſſen, daß er die Ver⸗ 
fügungen zwar formell beſtehen läßt, ſie aber durch Hinzufügung von Beſchränkungen und 
Beſchwerungen weſentlich abändert. 

4. Die Gebundenheit des Überlebenden tritt ipso jure mit dem Tode des Zuerſtſterben⸗ 
den ein, nicht erſt mit Annahme der ihm etwa gemachten Zuwendung und ſelbſt wenn er 
überhaupt nicht bedacht wäre. Der Überlebende wird von ſelbſt befreit, wenn ſich die ihm 
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auferlegte Zuwendung durch Wegfall des Bedachten erledigt. Er kann ſich aber auch von 
der Gebundenheit befreien dadurch, daß er das ihm Zugewendete ausſchlägt und ſeine 
Verfügung aufhebt. Die bloße Ausſchlagung macht die Verfügungen des gem. Teſtaments 
noch nicht hinfällig. Das Geſetz erfordert jedoch nicht, daß die Ausſchlagung der Aufhebung 
der Verfügung vorangehe. Der vom Überlebenden ſchon bei Lebzeiten des andern Ehegatten 
in den Formen der $$ 2254 —2256 erklärte und deshalb an ſich unwirkſame Widerruf (vgl. 
A 1), insbeſondere ein den korreſpektiven Verfügungen widerſprechendes Teſtament ($ 2258) 
erlangt deshalb nach dem Tode des Zuerſtverſtorbenen volle Wirkſamkeit, ſobald die Aus⸗ 
ſchlagung des Überlebenden hinzutritt (vgl. auch RG 65, 275). Die Aufhebung der Ver⸗ 
fügung begreift den eigentlichen Widerruf ($$ 2254—2256) und die Errichtung eines neuen 
widerſprechenden Teſtamentes ($ 2258) in ſich. Sie ſetzt Teſtierfähigkeit des Überlebenden 
voraus, iſt mithin ausgeſchloſſen, wenn er geſchäftsunfähig geworden ift ($ 104); ſ. jedoch 
5 2253 A 2. In dieſem Falle bleibt nur Anfechtung des gem. Teſtaments aus f 2078 Abſ 2 
möglich. Gegenſtand der Aufhebung iſt unmittelbar nur die eigene vom Überlebenden 
getroffene oder mitgetroffene Verfügung. Sie hat aber gemäß 5 2270 Abſ 1 ohne weiteres 
auch Unwirkſamkeit der vom andern Teil getroffenen (korreſpektiven) Verfügungen zur Folge. 
Die Ausſchlagung des Zugewendeten ſetzt voraus, daß der Überlebende im gem. Teſtamente 
vom Zuerſtverſtorbenen als Erbe oder Vermächtnisnehmer bedacht iſt. Dem iſt der Fall 
gleichzuftellen, daß beide Ehegatten zwar nur an Dritte Zuwendungen gemacht, im Verhältnis 
zueinander aber der geſetzlichen Erbfolge bewußt freien Lauf gelaſſen haben (8 2270 A 1). 
Dann befreit ſich der Überlebende durch Ausſchlagung des ihm anfallenden geſetzlichen Erbteils. 
Empfinge der Überlebende aus dem Nachlaſſe des Zuerſtverſterbenden überhaupt nichts, 
hätte er ſich aber gleichwohl korreſpektiv gebunden (z. B. wenn er im Falle des $ 2270 A 4 
der Überlebende wäre), ſo könnte er nichts ausſchlagen und deshalb auch nicht wirkſam wider⸗ 
rufen. Anfechtung der Annahme und Ausſchlagung 88 1954—1956. Hatte der Überlebende 
die Verfügung aufgehoben, iſt er aber vor an der Ausſchlagungsfriſt verſtorben, ſo vererbt 
fi) zwar gemäß $$ 1952, 2180 Abſ 3 das Ausſchlagungsrecht auf feine Erben. Ihre Aus- 
ſchlagung kann aber die Gebundenheit des Überlebenden nicht mehr beſeitigen, wenn ſie ihr 
Erbrecht, wie die Regel bildet, ſelbſt erſt aus dem korreſpektiven Teſtamente herleiten. Denn 
die Ausſchlagung wirkt gemäß $$ 1953 Abſ 1, 2180 Abj 3 auf die Zeit des erſten Erbfalls zu⸗ 
rück, ihr Erbrecht und ſomit auch das Ausſchlagungsrecht hätte mithin als von Anfang an nicht 
vorhanden geweſen zu gelten. Fällt dagegen der Nachlaß des Überlebenden an feine geſetz⸗ 
lichen Erben, und ſchlagen dieſe die darin einbegriffene Erbſchaft des Zuerſtverſtorbenen aus, 
ſo ſind nunmehr alle geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt, um die Gebundenheit zu beſeitigen 
(3. T. a. M. Planck A IV, I, a und Strohal $ 43a A 28 ff.). Keinesfalls kann jedoch die Aus⸗ 
ſchlagung des Zugewendeten durch den in einem neuen widerſprechenden Teſtamente einge⸗ 
ſetzten Erben dieſen Erfolg haben. Auch nach Annahme der Zuwendung bleibt der Über- 
lebende oder ſeine Erben berechtigt, die Verfügungen des Zuerſtverſtorbenen aus den allge⸗ 
meinen Gründen der 58 2078 ff. anzufechten, damit deren Nichtigkeit und als Folge hiervon 
(8 2270 Abſ 1) auch die Unwirkſamkeit der eigenen Verfügungen herbeizuführen (fo auch beim 
Erbvertrag § 2281). 


5. Der Überlebende darf 11 $ 2294 auch nach Annahme der ihm ſelbſt im gem. 
Teſtamente gemachten Zuwendung ſeine zugunſten eines Dritten gereichende korreſpektive 
Verfügung aufheben, wenn ſic der Bedachte gegen einen der beiden Erblaſſer einer Ver⸗ 
fehlung ſchuldig gemacht hat, die zur Entziehung des Pflichtteils berechtigen 
würde. Nach $ 2336 kann er dem bloß noch pflichtteilsberechtigten Dritten gegebenenfalls 
auch dieſen Pflichtteil entziehen. Die Gültigkeit der dem Überlebenden ſelbſt gemachten 
Zuwendung bleibt hiervon, wie auch im Falle des Abſ 3, unberührt. 


6. 92289 Abſ 2. Enterbung in guter Abſicht unter den in 9 2338 aufgeſtellten Vor⸗ 
ausſetzungen. Sie iſt ſowohl bei Lebzeiten beider Ehegatten, als nach dem Tode des Zuerſt⸗ 
verſtorbenen zuläſſig.— Der Überlebende darf, wenn er nicht als Vorerbe eingeſetzt iſt, unter 
Lebenden über das von dem Zuerſtverſtorbenen ihm Zugewendete wie über fein eigenes 
Vermögen frei verfügen, nur bösliche Schenkungen find ihm unterſagt (RG 58, 64). Ent⸗ 
ſtehen z. B. im Falle der Wiederverheiratung des Überlebenden auf deſſen Nachlaß Pflicht⸗ 
teils berechtigte, jo können fie das gem. Teſtament gemäß $ 2079 in feinen korre⸗ 
ſpektiven Verfügungen jedenfalls inſoweit anfechten, daß ihnen der geſetzliche Erbteil am 
Nachlaß des Überlebenden zukommt. Regelmäßig wird dann infolge Zuſammenbruchs aller 
korreſpektiven Verfügungen die geſetzliche Erbfolge nachträglich auch in den Nachlaß des Zuerft- 
verſtorbenen Platz greifen. Auch der Überlebende ſelbſt ift in dieſem Falle trotz Annahme 
der Erbſchaft auf Grund 52078 Abſ 2 anfechtungsberechtigt. Fällt der erſte Erbfall in die Zeit 
vor 1. 1. 00, fo iſt die Frage der Gebundenheit des überlebenden Teils ausſchließlich nach 
älterem Recht zu beurteilen (RG 63, 120). 
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9 2272 


Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach § 2256 nur von beiden Ehe⸗ 
gatten zurückgenommen werden ). 

E II 2139 P 5, 459. 

1. Die Vorſchrift bezieht ſich auf Rücknahme ſowohl des öffentlichen als des nach $ 2248 
hinterlegten Privatteſtaments, obwohl dieſe Rücknahme keine Widerrufungswirkung hat. 
Nach dem Tode des Zuerſtverſtorbenen kann mithin das gem. Teſtament überhaupt nicht 
mehr ausgehändigt werden. Durch eine trotz § 2272 geſchehene Rückgabe an einen Ehegatten 
wird die Gültigkeit des Teſtaments nicht beeinträchtigt. — Widerruf gemäß $ 2255 f. dort 
und $ 2271 A 1. 


9 2273 


Bei der Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments ſind die Ver⸗ 
fügungen des überlebenden Ehegatten, ſoweit ſie ſich ſondern laſſen, weder 
zu verkünden noch ſonſt zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen!). Von den 
Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten iſt eine beglaubigte Abſchrift an⸗ 
zufertigen?). Das Teſtament iſt wieder zu verſchließen und in die beſondere 
amtliche Verwahrung zurückzubringen !). 

E II 2140 P 5, 424, 459. 

1. Für Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments gelten, ſoweit $ 2273 nicht 
anders beſtimmt, die allgemeinen Vorſchriften der 95 2260 — 2264. Sie erfolgt nach dem 
Tode des Zuerſtverſtorbenen, beſchränkt ſich aber grundſätzlich auf die von dieſem getroffenen 
Verfügungen. Vorausſetzung iſt, daß die beiderſeitigen Verfügungen ſich ſondern laſſen. 
Dies iſt der Fall, ſoweit ſie in ſelbſtändigen, auch äußerlich auseinander gehaltenen Sätzen 
enthalten ſind, dagegen regelmäßig ausgeſchloſſen, ſoweit die Ehegatten in der Pluralform 
gemeinſchaftlich verfügen oder ausdrücklich auf Verfügungen des andern Teils bezug nehmen. 
In Zweifelsfällen ſind beide Verfügungen zu verkünden. Jedenfalls erſtreckt ſich die Ver⸗ 
kündungspflicht des Richters auf alle von dem betreffenden Erblaſſer herrührenden oder 
mitherrührenden Verfügungen, einerlei ob er ſie für noch wirkſam oder für gegenſtandslos 
geworden erachtet (a. M. KGY 35 A 109). Er hat deshalb die von dem Erſtverſtorbenen für 
den eigenen Überlebensfall getroffenen Verfügungen ſelbſt dann zu verkünden, wenn fie zu⸗ 
gleich nicht ſonderungsfähige Verfügungen des Überlebenden enthalten (a. M. RIA 1, 45; 
KG 16, 56; DLS 11, 250). Wollen die Beteiligten vom Inhalt des Teſtaments durch Vor⸗ 
legung Kenntnis nehmen ($ 2260 A 3, 5 2264 A 2), jo find die ihnen vorzuenthaltenden 
Stellen zu verdecken, in der Benachrichtigung nach § 2262 nicht zu erwähnen, und in den 
nach § 2264 zu erteilenden Abſchriften wegzulaſſen. Liegt nach $ 2261 die Eröffnung des 
Teſtaments einem andern Gericht als dem Nachlaßgericht ob, ſo iſt dem Nachlaßgericht 
nur der eröffnete Teil des Teſtaments zu überſenden. Doch darf ihm im Falle des Erſuchens 
die Einſicht des ganzen Teſtaments nicht vorenthalten werden. Näheres nach Landesrecht. 

2. Die beglaubigte Abſchrift der (verkündeten) Verfügungen bleibt in gewöhnlicher, 
nicht beſonderer amtlicher Verwahrung. 

3. Die Wiederverſchließung und das Zurückbringen in die beſondere amtliche Ver⸗ 
wahrung einſchließlich Siegelung und entſprechender durch den Verkündungsvermerk ver⸗ 
vollſtändigter Aufſchrift uſw. vollzieht ſich gemäß $ 2246, jedoch iſt die Mitwirkung von Ur⸗ 
kundsperſonen reichsgeſetzlich hierbei nicht erfordert. Die Erteilung neuen Hinterlegungs⸗ 
ſcheins an den überlebenden Erblaſſer iſt zweckmäßig. Das nach $ 2259 an das Nachlaßgericht 
abgelieferte und von dieſem teilweiſe verkündete gem. Privatteſtament darf dem 
Überlebenden keinesfalls zurückgegeben werden und wird auf ſein Verlangen in beſondere 
amtliche Verwahrung zu nehmen ſein. — Die beſondern Vorſchriften des § 2273 erledigen 
ſich, wenn das gem. Teſtament für den Fall des Todes des überlebenden Teils überhaupt 
keine Beſtimmungen trifft. Ebenſo wenn der hieran allein intereſſierte Überlebende der 
Eröffnung des gem. Teſtaments nach feinem ganzen Inhalte zuſtimmt (a. M. KG 35 A 109; 
Planck A 2, a). Iſt in dieſem Falle oder weil eine Sonderung der Verfügungen unmöglich 
war, das Teſtament bereits nach dem erſten Erbfall an alle Beteiligten verkündet worden, 
ſo iſt eine nochmalige Verkündung nach dem Tode des Überlebenden zwecklos und überflüffia, 
es müßten denn beim zweiten Erbfall andere Beteiligte (fo insbeſondere geſetzliche Erben 
des Überlebenden) in Betracht kommen. — Entſprechend anwendbar beim Erbvertrag $ 2300. 


Erbvertrag $$ 2274--2275 629 


Vierter Abſchnitt 
Erbvertrag 


8 2274 

Der Erblaſſer!) kann einen Erbvertrag nur perſönlich ſchließen 2). 

E 11941 II 2141 M 5, 314 P 5, 374, 377. 

1. Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen dem Erblaſſer als demjenigen Teile, welcher im 
Erbvertrag Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auflagen aus ſeinem Vermögen anordnet, 
und dem „andern Vertragſchließenden“, der ſich nur auf Annahme der vom 
Erblaſſer abgegebenen Erklärungen beſchränkt, aber nicht notwendig ſelbſt bedacht zu ſein 
braucht leinſeitiger Erbvertrag). Es können aber auch beide Teile als Erblaſſer auftreten 
(zweiſeitiger Erbvertrag). Endlich können auf der einen Seite mehrere Erblaſſer (RG 67, 65), 
auf der andern mehrere Vexrtragſchließende vorhanden fein. 

2. Der Erblaſſer kann, wie das Teſtament ($ 2064), fo auch den Erbvertrag nur per: 
ſönlich errichten. Dasſelbe gilt bei Anfechtung des Erbvertrags wenn der Erblaſſer nicht 
geſchäftsunfähig iſt (8 2282), bei Beſtätigung ($ 2284), Aufhebung des Vertrags (§ 2290 Abſ 2) 
und bei Erklärung des Rücktritts (8 2296 Abſ 1). Dagegen kann der andere Vertragsſchließende, 
wenn er nicht ſelbſt Erblaſſer iſt, auch durch Vertreter handeln. So mit Notwendigkeit, wenn 
er juriſtiſche Perſon iſt. 

8 2275 

Einen Erbvertrag kann als Erblaſſer nur ſchließen, wer unbeſchränkt 
geſchäfts fähig iſt ). 

Ein Ehegatte kann als Erblaſſer mit ſeinem Ehegatten einen Erbvertrag 
ſihließen, auch wenn er in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt iſt?). Er bedarf 
in dieſem Falle der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters; iſt der geſetz⸗ 
liche Vertreter ein Vormund, ſo iſt auch die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts erforderlich!). 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten auch für Verlobte). 

E 1 1942 II 2142 M 5, 314, 315 P 5, 374378. 


1. Unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit ift nur auf Seiten des Erblaſſers (§ 2274 A 1) 
erforderlich. Der andere nur vertragſchließende Teil braucht nicht geſchäftsfähig zu ſein und 
bedarf, da er durch den Erbvertrag in dieſem Falle nur einen rechtlichen Vorteil erlangen 
kann, nicht einmal der Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters ($ 107). Der in Mangel 
unbeſchränkter Geſchäftsfähigkeit des Erblaſſers geſchloſſene Vertrag iſt als Erbvertrag nichtig 
und kann, außer wenn es ſich um Ehegatten oder Verlobte handelt (Abſ 2, 3) auch nachträglich 
nicht Beſtand erlangen. Nach $ 140 iſt aber nicht ausgeſchloſſen, den Erbvertrag, falls den 
Vorausſetzungen des § 2229 Abſ 1, 2 genügt iſt, als Teſtament aufrechtzuerhalten. 

2. Eine Ausnahme zugunſten von Ehegatten und Verlobten, auch ohne daß zugleich 
ein Ehevertrag geſchloſſen wird (§ 2276 Abſ 2), macht das Geſetz, inſofern es auf der Erblaſſer⸗ 
ſeite auch beſchränkte Geſchäftsfähigkeit (88 106, 114) genügen läßt. Danach können ſelbſt 
eine noch nicht 16 jährige Vorlobte oder eine von der Altersſchranke befreite Frau ($ 1303) 
und im Gegenſatze zu § 2229 Abſſ 3 auch ein wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder 
Trunkſucht Entmündigter zwar kein Teſtament errichten, wohl aber mit Zuſtimmung ihrer 
geſetzlichen Vertreter als Erblaſſer Erbverträge ſchließen. Die Beſtätigung iſt jedoch ausge⸗ 
ſchloſſen (§ 2284). 

3. Die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (Vater, Mutter, Vormund, Pfleger) 
macht die perſenliche Mitwirkung des erblaſſeriſchen Teils (§ 2274) nicht entbehrlich. Sie 
kann als Einwilligung vorher oder als Genehmigung nachträglich erklärt werden (58 183, 
184). Sie wird dadurch erſetzt, daß der Erblaſſer nach Erlangung der unbeſchränkten Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit den Erbvertrag genehmigt (§ 108 Abſ 3). In der Zwiſchenzeit gilt der Erb⸗ 
vertrag als hinkendes Geſchäft im Sinne von $$ 108, 109. Die Zuſtimmung oder Gench⸗ 
migung iſt an die Beobachtung der für den Erbvertrag vorgeſchriebenen Form ſelbſt nicht 
gebunden ($ 182 Abſ 2). Hiernach iſt nicht weſentlich, daß die Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters ſchon bei Abſchluß des Erbvertrages vorliege (a. M. Zitate bei Planck A 2, bp). 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 38 1828 ff. Sie iſt für den 
Gewaltinhaber nicht erforderlich. 

4. Verlöbnis 9 1297. 


630 Erbrecht 


8 2276 


Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter oder vor einem Notar bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile geſchloſſen werden ). Die Vorſchriften 
der 88 2233 bis 2245 finden Anwendung; was nach dieſen Vorſchriften für 
den Erblaſſer gilt, gilt für jeden der Vertragſchließenden ). 


Für einen Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Verlobten, der 
mit einem Ehevertrag in derſelben Urkunde verbunden wird, genügt die für 
den Ehevertrag vorgeſchriebene Form)). 


€ 1943, 1944 JI 2143 M 5, 315—319 P 5, 379381. 

1. Dadurch, daß die Schließung des Erbvertrags nur vor Richter oder Notar — nach 
Landesgeſetz auch nur vor dem einen oder dem andern (EG Art 141) — geſtattet iſt, ſind das 
Privatteſtament ($ 2231 Nr 2) und die außerordentlichen Teſtamentsformen der 88 2249 
bis 2251 ausgeſchloſſen. Das Erfordernis der gleichzeitigen Anweſenheit 
beider Teile, wie bei der Auflaſſung $ 925, beim Ehevertrag $ 1434 und beim Annahme⸗ 
vertrag $ 1750 macht ferner die Form des $ 128 unanwendbar. Der Erblaſſerteil muß immer 
in eigener Perſon, der bloß vertragſchließende Teil kann auch in der Perſon eines Vertreters 
anweſend fein (3 2274 A 2). Dagegen iſt die Anweſenheit des bloß zuſtimmenden geſetzlichen 
Vertreters nicht erforderlich (8 2275 A 3). Im übrigen bleiben nach EG Art 151 mit dem 
dort gemachten Vorbehalte die allgemeinen Vorſchriften der Landesgeſetze über die Er⸗ 
richtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden unberührt. 

2. Die (außer im Falle des Abſ 2) anzuwendenden Formvorſchriften für das öffent⸗ 
liche Teſtament ergeben im einzelnen $ 2233: Zuziehung des Gerichtsſchreibers oder zweier 
Zeugen oder eines zweiten Notars. 99 2234 — 2237: Unfähigkeitsgründe zur Mitwirkung 
als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge. §2238: Der Erbvertrag kann grundſätzlich 
ſowohl durch mündliche Erklärung, als auch durch Übergabe einer offenen oder verſchloſſenen, 
von den Vertragſchließenden ſelbſt oder von einer andern Perſon geſchriebenen Schrift ge⸗ 
ſchloſſen werden. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß ſich der eine Teil mündlich, der andere (wenn 
er nicht minderjährig oder leſensunvermögend iſt) ſchriftlich erklärt mit dem Hinzufügen, 
daß die von ihm übergebene Schrift feine Vertragserklärung enthalte (3. T. a. M. Planck 
A 3). 52239: Anweſenheit der mitwirkenden Perſonen während der ganzen Verhandlung. 
992240 — 2242: Form und Inhalt des Protokolls, das auch von dem bloß annehmenden Teile 
mit zu unterzeichnen iſt. § 2243: Die Erklärung des ſtummen oder am Sprechen verhinderten 
Teils kann nur durch Übergabe einer Schrift nebſt eigenhändig niedergeſchriebener Erklärung 
erfolgen, während ſich der andere Teil nach § 2238 beliebig erklären kann. Sit ein Teil taub, 
ein Fall, der für die Teſtamentserrichtung nicht beſonders geregelt zu werden brauchte, ſo 
iſt es Sache des Richters oder Notars, wie er ſich im Falle beiderſeitiger mündlicher Erklärungen 
des Einverſtändniſſes des Tauben mit den Erklärungen des andern Teils vergewiſſert (FGG 
8169). 52244: Erklärt auch nur ein Teil, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, jo 
iſt die Zuziehung eines Dolmetſchers nötig. $ 2245: Fremdſprachliche Verhandlung iſt nur 
möglich, wenn alle Beteiligten, alſo auch beide Vertragſchließenden, dieſer Sprache mächtig ſind. 

3. Die Erklärung des andern lediglich vertragſchließenden Teils beſchränkt ſich beim 
einſeitigen Erbvertrag auf die Annahme der gegneriſchen Erklärungen. Trotzdem iſt er, auch 
wenn er durch Vertreter handelt, damit an die Form des öffentlichen Teſtaments gebunden. 
Nach feiner Perſon — nicht auch nach der Perſon des Vertreters (jo Strohal $ 44 A 17) — 
find die Unfähigkeitsgründe der 69 2234—2237 zu beurteilen. Dagegen iſt ſelbſtverſtändlich 
die Perſon des Vertreters entſcheidend, wenn das Geſetz je nach gewiſſen perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaften des Erklärenden (Minderjährigkeit, Sprech-, Leſeunvermögen ꝛc.) die Einhaltung 
beſonderer Formen vorſchreibt. 

4. Die erleichterte Form des Ehevertrags fordert nach $ 1434 zwar ebenfalls gleich⸗ 
zeitige Anweſenheit beider Teile vor Gericht oder Notar, dagegen iſt, außer im Falle des 5169 
FGch (Taube, Blinde, Stumme oder ſonſt am Sprechen Verhinderte) die Zuziehung von 
Urkundsperſonen nicht notwendig. Die Verſtändigung mit dem Stummen iſt auch durch 
Dolmetſcher möglich (FGG 8 178). Anderſeits iſt die Protokollaufnahme nur in deutſcher 
Sprache und, wenn auf eine Schrift Bezug genommen wird, ohne daß im übrigen die Teſta⸗ 
mentsform eingehalten iſt, nur deren offene Übergabe zuläſſig (FGG 88 175, 176 Abſ 2). 
Die materiellrechtliche Vorſchrift des $ 2274, daß der Erblaſſerteil den Vertrag nur 
perſönlich ſchließen kann, bleibt auch hier in Kraft. Selbſtverſtändlich muß es ſich um 
einen wahren Ehevertrag im Sinne von $ 1432 handeln. Beide Verträge find in der⸗ 
ſelben Urkunde verbunden nicht bloß dann, wenn fie in einem Protokoll be⸗ 
urkundet find. Auch die bloß äußerliche Verbindung genügt ($ 2277 A 4). Sind die Voraus- 
ſetzungen für die erleichterte Form einmal gegeben, ſo iſt der ſo beurkundete Vertrag auch 
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Erbvertrag in voller Bedeutung des Worts. Insbeſondere können darin einſeitig auch andere, 
ſonſt nur durch Teſta ment zu treffende Verfügungen getroffen werden ($ 2299). — Die 
gleiche Vorſchrift gilt für Aufhebung des Erbvertrags ($ 2290 Abſ 4). 


8 2277 
Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde ſoll nach Maßgabe 
des § 2246 verſchloſſen ), mit einer Aufſchrift verſehen?) und in beſondere 
amtliche Verwahrung gebracht werden, ſofern nicht die Parteien das Gegen⸗ 
teil verlangen?). Das Gegenteil gilt im Zweifel als verlangt, wenn der Erb- 
vertrag mit einem andern Vertrag in derſelben Urkunde verbunden wird)). 
über einen in beſondere amtliche Verwahrung genommenen Erbver⸗ 
trag ſoll jedem der Vertragſchließenden ein Hinterlegungsſchein erteilt werden“). 


E 1 1945 S 1, 2 II 2144 M 5, 319 P 5, 381, 382. 

1. Verſchluß mit dem Amtsſiegel, Aufſchrift und Verwahrung der über den Erbver⸗ 
trag, ſei es auch in den Formen des Ehevertrags (§ 2276 Abſ 2) aufgenommenen Urkunden, 
„nebſt Anlagen“ — etwaigen Vertreternachweiſen, der vormundſchaftsgerichtlichen Geneh⸗ 
migung, wenn ſie ſogleich erteilt iſt ꝛe. — geſchehen wie beim öffentlichen Teſtament nach 
§ 3246 in Gegenwart der mitwirkenden Perſonen und im unmittelbaren Anſchluß an den 
Errichtungsakt. Nachträgliche Hinterlegung iſt deshalb nicht ſtatthaft. 

2. Die Aufſchrift hat den Erbvertrag „näher zu bezeichnen“, muß alſo den Tag der 
Errichtung und die Perſonen der Vertragſchließenden, wenn auch nicht notwendig angeben, 
wer von ihnen oder ob ſie beide als Erblaſſer aufgetreten ſind (a. M. Planck A 1). War 
der Vertrag nach $ 2238 verſchloſſen übergeben, fo kann der Richter oder Notar hiervon ſelbſt 
nicht ſicher unterrichtet ſein. 5 

3. Beſondere amtliche Verwahrung $ 2246 A 4. Wenn die Parteien das Gegenteil 
verlangen, was ſie jedoch ſogleich zu erklären haben, ſo wird der Vertrag nur in gewöhnliche 
Verwahrung genommen. Auf Antrag iſt ihnen Ausfertigung des Erbvertrags zu erteilen, 
landesrechtlich kann auch geſtattet ſein, die Urſchrift an ſie hinauszugeben. Rückgabe der 
von ihnen übergebenen Urkunden kann von den Parteien jederzeit, wiewohl nur ge⸗ 
meinſchaftlich verlangt werden. Sie wirkt jedoch abweichend von 9 2256 nicht als Widerruf. 
Hierfür find vielmehr die Formen der 55 2290— 2292 ausſchließlich maßgebend. 

4. Der andere Vertrag, mit welchem der Erbvertrag in derſelben Urkunde verbunden 
ift, wird regelmäßig, muß aber nicht notwendig ein Ehevertrag fein ($ 2276 Abſ 2). Iſt er 
jedoch nicht Ehevertrag, jo beſtehen für den damit verbundenen Erbvertrag keine Former⸗ 
leichterungen, es müſſen vielmehr inſoweit die Formen des öffentlichen Teſtaments einge⸗ 
halten fein (F 2276 Abſ 1). Daraus folgt, daß auch eine bloß äußerliche Verbin⸗ 
dung der mehreren vielleicht in verſchiedenen Formen geſchloſſenen Verträge genügt (Erb⸗ 
vertrag und Leibrentenvertrag § 2295), wenn ſie nur z. B. durch Zuſammenheften eine 
Urkunde geworden ſind. 

5. Der Hinterlegungsſchein ($ 2246 Abſ 2) iſt jedem, alſo auch dem bloß annehmenden 
Vertragsſchließenden zu erteilen. 

8 2278 


In einem Erbvertrage kann jeder der Vertragſchließenden vertrags⸗ 
mäßige Verfügungen von Todes wegen treffen). 

Andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen 
können vertragsmäßig nicht getroffen werden). 

E 1 1940 Abſ 3, 1956 Abſ 4 II 2145 M 5, 313, 833—337 P 5, 366, 373, 400 —405. 

1. Das Geſetz geſtattet im Erbvertrage nicht bloß vertragsmäßige, ſondern auch ein⸗ 
feitige Verfügungen zu treffen (8 2299). Nur bezüglich der vertragsmäßigen Verfügungen 
von Todes wegen tritt Gebundenheit der Vertragſchließenden ein. Sie hat indes nur erb⸗ 
rechtliche Wirkungen, läßt das Verfügungsrecht unter Lebenden grundſätzlich unbeſchränkt 
(F 2286) und hindert auch den Bedachten nicht, die ihm vertragsmäßig gemachten Zuwen⸗ 
dungen nach Eintritt des Erbfalls auszuſchlagen, ſelbſt wenn er ausdrücklich hierauf verzichtet 
hätte (5 2279 A 1). Bei Lebzeiten des andern Vertragsſchließenden kann ſich jeder Teil durch 
Aufhebung mit Zuſtimmung des andern Teils (35 2290 ff.), gegebenenfalls auch durch An⸗ 
fechtung (88 2281 ff.) und einſeitigen Rücktritt (88 2293 ff.) von dieſer Gebundenheit befreien. 
Damit wird regelmäßig zugleich der ganze Vertrag hinfällig (§ 2298). 

2. Die vertragsmäßigen Verfügungen find, wie beim korreſpektiven Teſtament (§ 2270 
Abſ 3) gegenſtändlich beſchränkt. Danach können die Ausſchließung eines geſetzlichen Erben 
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($ 1938), die Entziehung des Pflichtteils (55 2333 ff.), veine Teilungsanordnungen ($ 2048), 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (58 2197 ff.), familienrechtliche Anordnungen 
aller Art (Vorbem vor $ 2064), Widerruf älterer letztwilliger Verfügungen ($ 2254) immer 
nur einſeitig gemäß § 2299 angeordnet werden. Doch ſteht nichts im Wege, eine vertrags⸗ 
mäßige und inſoweit unwirkſame Verfügung ſolchen Inhalts gemäß 5 140 als einſeitige auf⸗ 
recht zu erhalten. Anderſeits find Erbeinſetzungen uſw. nicht ſchon deshalb vertragsmäßige 
Verfügungen von Todes wegen, weil ſie in einem Erbvertrage getroffen ſind. Vielmehr 
iſt nach dem frei zu ermittelnden Willen der Vertragſchließenden zu entſcheiden, ob und in⸗ 
wieweit gegenſeitige Bindung oder freie Widerruflichkeit der einzelnen Verfügungen beabſichtigt 
iſt. Im Erbeinſetzungs vertrage können ſich die Vertragſchließenden gegenſeitig, 
oder nur der eine den andern oder auch Dritte ($ 1941 Abſ 2; RG 67, 65) zu „Vertragserben“ — 
gewöhnliche Erben, Vor-, Nach⸗ oder Erſatzerben — berufen, ſei es auf die ganze Erbſchaft 
oder nur auf einen Bruchteil neben den geſetzlichen oder neben teſtamentariſchen Erben. Stehen 
ich beide Teile als geſetzliche Erb- oder Pflichtteilsberechtigte gegenüber, fo iſt Auslegungs⸗ 
rage, ob der Erbvertrag zugleich den Verzicht auf den geſetzlichen Erbteil oder auf den Pflicht- 
leil enthält. Der nach § 2302 unzuläſſige Verzicht auf Errichtung eines Teſtaments kann unter 
Umſtänden in vertrags mäßige Einſetzung der geſetzlichen Erben umgedeutet werden. Beim 
Vermächtnisvertrage können ebenſogut die Vertragſchließenden wie Dritte als 
Beſchwerte ($ 2147) oder Bedachte in Betracht kommen. Das vertragsmäßig angeordnete 
Vermächtnis hat gemäß $ 2289 den Vorrang, ſoweit ein einſeitig angeordnetes daneben nicht 
beſtehen kann. Kein Vermächtnisvertrag, wenn der Erblaſſer unter Lebenden eine Verpflich⸗ 
tung übernimmt, deren Erfüllung nur bis nach ſeinem Tode hinausgeſchoben iſt (RG 8. 4. 07 
IV 424/06). Die Vollziehung der im Auflage vertrag gemachten Auflage kann nur 
von den nach § 2194 Berechtigten verlangt werden, auch wenn ſich der andere Teil hierzu ver⸗ 
tragsmäßig verpflichtet hätte. Die Grundſätze vom Vertrag zugunſten Dritter ($$ 328 ff.) 
kommen nicht in Betracht. — Errichtung der Stiftung durch Erbvertrag $ 83. 


8 2279 


Auf vertragsmäßige Zuwendungen und Auflagen finden die für letzt⸗ 
willige Zuwendungen und Auflagen geltenden Vorſchriften entſprechende 
Anwendung )). 

Die Vorſchriften des 5 2077 gelten für einen Erbvertrag zwiſchen Ehe: 
gatten oder Verlobten auch inſoweit, als ein Dritter bedacht iſt ). 

E I 1946, 1948 Abſ 2 II 2146 M 5, 320, 321, 323 P 5, 373, 382, 383, 386. 

1. Die entſprechende Anwendung der teſtamentsrechtlichen Vorſchriften auf ver⸗ 
tragsmäßige Zuwendungen, d. h. Erbeinſetzungen und Vermächtniſſe, ſowie Auflagen ($ 2278 
a6 2) bezieht ſich nach RG 67, 66 auf den Inhalt, die Beſtimmtheit, die Auslegung ſolcher 
Verfügungen, auf Anfall und Erwerb des Zugewendeten und die Verpflichtung zur Erfüllung 
einer Auflage (88 20642076, 2087-2093, 2096—2098, 2100 —2107, 21472156, 2189 
bis 2193, ferner 1937—1959, 2094, 2095, 2176—2180), nicht aber auf $ 2265, der das gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtament nur für Ehegatten zuläßt. Insbeſondere iſt der Überlebende, ſelbſt wenn 
er hierauf im Erbvertrag verzichtet hätte, nicht daran gehindert, nach dem Erbfall das ihm 
Zuge wendete auszuſchlagen ($ 2278 A 1). Auch die allgemeinen Vorſchriften über Willens⸗ 
erklärungen kommen nur in dem für letztwillige Verfügungen geltenden Umfange in 
Betracht (8 2078 A 1). Doch wird die Willensübereinſtimmung und die daraus hervorgehende 
gegenſeitige Gebundenheit ausgeſchloſſen, wenn Scheingeſchäft oder geheimer Vorbehalt im 
Sinne von $8 116, 117 vorliegen. Die betreffende vertragsmäßige Anordnung könnte dann 
nur als einſeitige Verfügung aufrechterhalten werden (§ 2299). Die Anfechtung des Erb⸗ 
vertrags iſt in $$ 2281 ff. beſonders geregelt. 

2. Haben ſich Ehegatten oder Verlobte in dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Erbver⸗ 
trage oder hat ein Ehegatte ꝛc. in dem mit einem Dritten geſchloſſenen Esbvertrage den andern 
Ehegatten ze, letztwillig bedacht, fo folgt aus Abſ 1 verbunden mit $ 2077 daß die Zuwendung 
unwirkſam iſt, wenn die Ehe nichtig, vor dem Tode des Zuwendenden aufgelöſt iſt, oder wenn 
auch nur begründete Scheidungsklage von ihm erhoben war. Handelt es ſich um einen z weis 
feitigen Vertrag der Ehegatten ꝛc. ſelbſt, jo hat die Unwirkſamkeit der Zuwendung 
ſchon nach $ 2298 Abſſ 1 die Unwirkſamkeit des ganzen Erbvertrags und damit auch etwaiger 
an Dritte gemachter Zuwendungen zur Folge. Dies gilt wie im Falle des § 2268 A 2 grund- 
ſätzlich auch dann, wenn der ſchuldige mit der Scheidungsklage verfolgte Teil bereits vor dem 
klagenden Teile verſtorben iſt. Abſ 2 hat dagegen den einſeitigen Erbvertrag 
im Auge, bei dem nur ein Ehegatte ꝛc. als Erblaſſer auſtritt, während ſich der andere auf die 
Annahme der an Dritte gemachten Zuwendungen beſchränkt. Auch derartige Zuwendungen 
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an Dritte werden in den Fällen des § 2077 nach poſitiver Vorſchrift des Abſ 2 den Zuwendungen 
an den Ehegatten ꝛc. gleichgeſtellt. Da jedoch in dem hier vorausgeſetzten Falle auf ſeiten 
des bloß annehmenden Teils keine Verfügungen in Frage kommen, deren Unwirkſamkeit 
auch die Unwirkſamkeit der Verfügungen des andern Erblaſſers zur Folge haben könnte, fo 
iſt abweichend von $ 2268 A 2 dem Dritten unſchädlich, wenn der mit der Scheidungsklage 
belangte ſchuldige Vertragſchließende vor dem Erblaſſer verſtirbt (ka. M. Planck A 3). Ehe⸗ 
verfehlungen des Erblaſſerteils können im Falle des einſeitigen Erbvertrags dem bedachten 
Dritten niemals ſchädlich werden. Zu beachten iſt jedoch, daß es ſich hierbei überall nur um 
geſetzliche Auslegungsregeln handelt (85 2077 Abſ 3, 2085, 2298 Abſ 3). Stehen 
die dem Dritten gemachten Zuwendungen mit dem ehelichen oder Verlobtenverhältnis der 
Vertragſchließenden in keinerlei Zuſammenhange, ſo werden ſie ſowohl im Falle des zwei⸗ 
ſeitigen wie des einſeitigen Erbvertrags auch bei Nichtigkeit ꝛc. der Ehe leicht aufrechtzuer⸗ 
halten ſein. 


8 2280 


Haben Ehegatten in einem Erbvertrage, durch den ſie ſich gegenſeitig 
als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach dem Tode des Überlebenden der beiders 
ſeitige Nachlaß an einen Dritten fallen ſoll, oder ein Vermächtnis angeordnet, 
das nach dem Tode des Überlebenden zu erfüllen iſt, ſo finden die Vorſchriften 
des § 2269 entſprechende Anwendung ). 


E 11 2147 P 5, 406, 407. 
1. Vgl. $ 2269 A 1—3. 


9 2281 


1) Der Erbvertrag kann auf Grund der SS 2078, 2079 auch von dem Erb⸗ 
laſſer angefochten werden?); zur Anfechtung auf Grund des § 2079 iſt erfor⸗ 
derlich, daß der Pflichtteilsberechtigte zur Zeit der Anfechtung vorhanden iſt “). 

Soll nach dem Tode des andern Vertragſchließenden eine zugunſten 
eines Dritten getroffene Verfügung von dem Erblaſſer angefochten werden, 
jo iſt die Anfechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären ). Das Nach⸗ 
laßgericht ſoll die Erklärung dem Dritten mitteilen '). 

E 11948 Abſ 1 II 2148 Abſ 1, 3 M 5, 322, 323 P 5, 585, 586, 395-397, 418420. 

1. Die Nichtigkeit des Erbvertrags, z. B. wegen Formmangels, kann ohne weiteres 
von jedermann geltend gemacht werden. Beruht ſie nur auf dem Mangel der Willensüber⸗ 
einſtimmung, ſo laſſen ſich die vermeintlich vertragsmäßigen Verfügungen unter Umſtänden 
als einſeitige aufrecht erhalten ($ 2299). Nichtigkeit der einzelnen Verfügung hat, wenn fie 
eine vertragsmäßige iſt, im Zweifel Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags ($ 2298), wenn fie 
einſeitig getroffen war, im Zweifel nur Unwirkſamkeit eben dieſer Verfügung zur Folge 
(8 2085). 

2. Daß die Anfechtung des Erbvertrags mit dem Erfolge der Nichtigkeit aus $ 142 
Abſ 1 wegen Irrtums und Drohung oder wegen Übergehung eines Pflichtkeilsberechtigten 
(88 2078, 2079) jedem zuſteht, dem die Aufhebung des Vertrags unmittelbar zuſtatten kommen 
würde ($ 2080, ſ. aber auch $ 2285), folgt ſchon aus $ 2279 Abſ 1. $ 2281 dehnt das Anfech⸗ 
tungsrecht unter den gleichen Vorausſetzungen auch auf denjenigen Vertragsteil aus, der 
als Erblaſſer in Betracht kommt ($ 2274 A 1). Damit iſt ihm ein Mittel zur Wiederbeſeiti⸗ 
gung ſeiner Gebundenheit gewährt, deſſen der gewöhnliche Erblaſſer vermöge der freien 
Widerruflichkeit einſeitiger Verfügungen von Todes wegen nicht bedarf. Form 
und Friſt 58 2282, 2283. Widerruf beim gemeinſchaftlichen Teſtament $ 2271. Der andere 
bloß annehmende Vertragſchließende könnte ſich der Anfechtung, an der er regelmäßig kein 
Intereſſe hat, nur nach den allgemeinen Grundſätzen über Willenserklärungen bedienen 
(58 119 ff.). Die an der Aufrechterhaltung des Erbvertrags „Intereſſierten“ können nach 
erklärter Anfechtung unter Umſtänden Feſtſtellungsklage auf Unwirkſamkeit der 
Anfechtung erheben (RG 13. 10. 04 IV 172/04). » 

3. Das Anfechtungsrecht wegen Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten ift nach 
$ 2079 A 3 von vornherein ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sach⸗ 
lage zu deſſen Nachteil verfügt haben würde. Auf das Anfechtungsrecht aus dieſem Grunde 
kann deshalb im Erbvertrage ſelbſt wirkſam verzichtet werden. Hat der Erblaſſer dem Pflicht- 
teilsberechtigten im Erbvertrag den Pflichtteil entzogen, ſo erwächſt ihm dadurch kein An⸗ 
fechtungsrecht, daß das Entziehungsrecht gemäß 89 2336, 2337 nachträglich wieder erloſchen 
iſt (Prot 5, 412). Das Anfechtungsrecht beſteht nur, ſolange der übergangene Pflicht⸗ 
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teilsberechtigte als folder vorhanden iſt. Die einmal erklärte Anfechtung bleibt jedoch 
wirkſam, auch wenn demnächſt der Pflichtteilsberechtigte vor dem Erbfall weggefallen, ein 
eigenes Anfechtungsrecht des Übergangenen aus $ 2079 ſomit gar nicht entſtanden iſt. 

4. Bei Lebzeiten der Vertragsſchließenden erfolgt die Anfechtung 
nach der Regel des 9143 gegenüber dem andern Teile, wiewohl unter Beobachtung der in 
$ 2282 Abſ 3 erteilten Formvorſchrift. Mit dem Tode des einen Vertragsteils iſt fein höchſt⸗ 
perſönliches Anfechtungsrecht erloſchen, kann daher von ſeinen Erben nur inſoweit, als ſie 
zu den in $2080 bezeichneten Perſonen gehören und nur kraft eigenen Rechts geltend gemacht 
werden. Auf Seiten des überlebenden Teils kommt eine Anfechtung der zu ſeinen 
Gunſten getroffenen Verfügungen des Zuerſtverſtorbenen nicht in Frage. Seine eigenen 
Verfügungen zugunſten des andern Teils haben ſich durch deſſen Tod erledigt. Es kann ſich 
alſo nur noch um die Anfechtung vertragsmäßiger Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen ($ 2278 Abſ 2) zugunſten Dritter handeln, gleichviel ob dieſe Verfügungen von ihm 
ſelbſt oder von dem andern Teile herrühren. In dieſem Falle hat der Überlebende (wie nach 
$ 2081) die Anfechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber, d. h. dem für den Todesfall des 
Zuerſtverſtorbenen zuſtändigen Gerichte zu erklären. 

5. Die Mitteilungspflicht des Nachlaßgerichts gilt nur gegenüber dem Dritten, nicht 
auch gegenüber den ſonſtigen Intereſſenten, insbeſondere den Erben des Vertragsgegners 
(vgl. F 2081 A 2). 


8 2282 


Die Anfechtung kann nicht durch einen Vertreter des Erblaſſers er⸗ 
folgen!). Iſt der Erblaſſer in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, jo bedarf 
er zur Anfechtung nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters ). 

Für einen geſchäftsunfähigen Erblaſſer kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts den Erbvertrag anfechten). 

Die Anfechtungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung ). 

E 1 1948 Abſ 4 II 2148 Abſ 2, 2149 Abſ 1, 2 M 5, 324 P 5, 385, 886. 

1. Das Anfechtunggrecht iſt höchſtperſönlich, wie auch die Schließung (§ 2274), die 
Beſtätigung (J 2284), die Aufhebung des Erbvertrags ($ 2290 Abſ 2) und der Rücktritt (5 2296 
Abs 1) dem Erblaſſer nur perſönlich zuſteht. 

2. Auch der in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkte Erblaſſerteil (58 106, 114) muß 
perſönlich anfechten. Er kann aber nicht beftätigen (82284) und iſt, abweichend von der ihm 
ausnahmsweiſe nachgelaſſenen Schließung des Erbvertrags (§ 2275 A 2) bei der Anfechtung 
nicht an die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des Vormund⸗ 
1500 (8 1831) gebunden (ebenſo §8 2290 Abſ 2, 2296 Abf 1; vgl. auch $$ 1336 Abſ 1, 
1595 Abſ 1). 

3. Zugunſten des geſchäftsunfähigen Erblaſſerteils wird, wie in den Fällen der 98 1336 
Abſ 2, 1595 Abf 2 die Regel des Ab} 1 durchbrochen, außerdem aber Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erfordert. Anfechtung nach Wiedererlangung der Geſchäftsfähigkeit 
9 2283 Abſ 3. 

4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (8 128) iſt ſowohl bei der Anfechtung 
unter Lebenden (ebenſo beim Rücktritt $ 2296 Abſ 2) gegenüber dem andern Teile als auch 
nach dem Tode eines Vertragsteils gegenüber dem Nachlaßgericht erforderlich (5 2281 A 4). 
Beurkundung vor einer nicht gerichtlichen Nachlaßbehörde (Ech Art 147) genügt nicht. 


8 2283 
101 Die Anfechtung durch den Erblaſſer kann nur binnen Jahresfriſt er⸗ 
olgen !). 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört, in den übrigen Fällen mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Erblaſſer von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis 
erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden 
Vorſchriften der SS 203, 206 entſprechende Anwendung ). 

Hat im Falle des § 2282 Abf. 2 der geſetzliche Vertreter den Erbver⸗ 
trag nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann nach dem Wegfalle der Geſchäfts⸗ 
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unfähigkeit der Erblaſſer ſelbſt den Erbvertrag in gleicher Weiſe anfechten, 
wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre!). 

E 1 1948 Abſ 5 II 2150 M 5, 324, 325 P 5, 385, 386. 

1. Einjährige Ausſchlußfriſt wie in $ 2082 |. dort A 1. Sie läuft auch dem in ber 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Erblaſſer ($ 2282 A 2). 0 

2. Friſtbeginn und Friſtenlauf übereinſtimmend mit $ 1954 |. dort A 2, 3, jedoch 
ohne daß bei ſeinen Lebzeiten dem Anfechtungsberechtigten eine zeitliche Schranke (dort 
30 Jahre) gezogen wäre. Vgl. auch $$ 124, 2082 Abſ 2. 

3. Die Friſt läuft an und für ſich auch gegen den geſetzlichen Vertreter. Abſ 3 durch⸗ 
bricht aber den Grundſatz zugunſten des Vertretenen dann, wenn dieſer nach Friſtablauf die 
— wenn auch nur beſchränkte — Geſchäftsfähigkeit wiedererlangt. In dieſem Falle wird 
ihm gemäß dem Abſ 2 angezogenen $ 206 eine ſechsmonatige Nachfriſt eingeräumt (ebenfo 
55 1340, 1595 Abſ 2). — In allen Fällen handelt es ſich um die Anfechtung durch den Erb⸗ 
laſſer. Für diejenige des bloß annehmenden Teils ($ 2281 A 2 a. E.) gelten die Friſten 
der 55 121, 124, für ſonſtige Anfechtungsberechtigte $5 2080, 2082. 
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Die Beſtätigung eines anfechtbaren Erbvertrags kaun nur durch den 
Erblaſſer perſönlich erfolgen!). Iſt der Erblaſſer in der Geſchäfts fähigkeit 
beſchränkt, jo iſt die Beſtätigung ausgeſchloſſen ?). 

E 1 1948 Abſ 4 11 2149 Abſ 3 M 5, 323, 324 P 5, 385, 386. 

1. Wie mit Anfechtung des Erbvertrags vornehmlich Beſeitigung der vertragsmäßigen 
Gebundenheit bezweckt wird ($ 2281 Abſ 2), fo kommt umgekehrt mit Beſtätigung des an: 
fechtbaren Erbvertrags der Wille zum Ausdruck, trotzdem gebunden zu bleiben. Es handelt 
ſich mithin nicht ſowohl um Beſtätigung der im Erbvertrag getroffenen letztwilligen Verfügung, 
die, wenn $ 2279 Abſ 1 Anwendung fände, nur als erneute letztwillige Verfügung denkbar 
wäre ($ 2078 A 6), ſondern um Beſtätigung des mit dem Erbvertrag zuſtande gekommenen 
Rechtsgeſchäfts. Gemäß 9 144 Abſ 2 iſt deshalb die Beſtätigung an keine For m gebunden, 
ſie kann auch ſtillſchweigend erfolgen und braucht nicht gegenüber dem andern Teil oder dem 
Nachlaßgericht erklärt zu werden (a. M. Strohal I $ 45 A 16). Der Erblaſſer kann aber 
nur perſönlich beſtätigen, wie er auch nur perſönlich, nicht durch Vertreter den Erbvertrag 
ſchließen ($ 2274), anfechten ($ 2282), aufheben (5 2290) und davon zurücktreten kann ($ 2296; 
ogl. auch 58 1337 Abſ 3, 1598 Abſ 3). Eine Beſtätigung des wegen Formmangels nichtigen 
Erbvertrags durch die Erben des Vertragserben iſt ausgeſchloſſen (RG 8. 4. 07 IV 424/06). 

2. Dem in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Erblaſſer (88 106, 114) iſt zwar als 
Ehegatten oder Verlobten nachgelaſſen, den Vertrag zu ſchließen (§ 2275 Abſ 2), nicht aber 
auch ihn zu beſtätigen. Um ſo mehr iſt dies für den Geſchäftsunfähigen ausgeſchloſſen. Die 
Beſtätigung ſelbſt iſt nach allgemeinen Grundſätzen anſechtbar. 


8 2285 

Die im 8 2080 bezeichneten Perſonen können den Erbvertrag auf Grund 
der 88 2078, 2079 nicht mehr anfechten), wenn das Anfechtungsrecht des 
Erblaſſers zur Zeit des Erbfalls erloſchen iſt ). 

E 1 1949 Abſ 2 11 2151 M 5, 325, 326 P 5, 386, 387. 

1. Außer dem Erblaſſerteil (59 2281—2283) ſteht gemäß § 2279 Abſ 1 das Anfechtungs⸗ 
recht auch dritten Perſonen zu, ſoweit ihnen nach $ 2080 die Aufhebung des durch Irrtum, 
Zwang oder nicht gewollte Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten beeinflußten Erbver⸗ 
trags (35 2078, 2079) unmittelbar zuſtatten kommen würde. Form und Friſt der Anfechtung 
beſtimmen ſich lediglich nach 88 2081, 2082. Daher keine Beurkundung der Anfechtungs⸗ 
erklärung, kein Verbot der Vertretung (8 2282), aber 30 jährige Ausſchlußfriſt (8 2082 Abſ 3) 
und darüber hinaus Verweigerungsrecht des Beſchwerten (§ 2083). Die Anfechtung iſt nach 
Maßgabe des § 2081 entweder dem Nachlaßgericht oder gegenüber dem Anfechtungsgegner, 
bei Anfechtung einer Vermächtnisanordnung alſo in entſprechender Anwendung von 9 143 
Abſ 4 gegenüber dem Bedachten, nicht gegenüber dem überlebenden Vertragſchließenden 
oder feinen Erben zu erklären (a. M. Staudinger A 1). 

2. Das Anfechtungsrecht des Dritten iſt zwar ein eigenes ſelbſtändiges Recht mit be⸗ 
ſonderem Friſtenlauf nach $ 2082 Abj 2, kann aber keine ſtärkere Wirkung äußern als das 
Anfechtungsrecht des Erblaſſers ſelbſt, wenn es dieſem bereits bei ſeinem Tode zuſtand. 
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War des Erblaſſers Recht zu dieſem Zeitpunkt durch Ablauf der Jahresfriſt ($ 2283), durch 
Beſtätigung ($ 2284) erloſchen, fo kann auch der Dritte nicht mehr anfechten. Eine Beſtäti⸗ 
gung durch den am Erbvertrage ſelbſt nicht beteiligten Dritten kann überhaupt nicht in Frage 


kommen. 
8 2286 


Durch den Erbvertrag wird das Recht des Erblaſſers, über ſein Ver⸗ 
mögen durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden zu verfügen, nicht beſchränkt ). 

E I 1951 II 2152 M 5, 327, 328 P 5, 388, 389. 

1. Grundſätzlich iſt der Erblaſſer durch den Erbvertrag in der Verfügung unter Lebenden 
ebenſowenig beſchränkt, wie durch ſonſtige letztwillige Verfügungen. Nur böswillige Schen⸗ 
kungen ($ 2287) und die Vereitelung von Vermächkniſſen ($ 2288) find ihm unterſagt. Be⸗ 
ſchränkungen in der Verfügung von Todes wegen § 2289. Der im Erbvertrage Bedachte 
erlangt mithin als ſolcher vor dem Erbfall kein Recht, wie der Nacherbe nach $5 2128 ff., gegen 
tatſächliche oder rechtliche Beeinträchtigungen durch den Erblaſſer etwa mit Hilfe einſtweiliger 
Verfügungen geſchützt zu werden. Ebenſowenig iſt er als ſolcher zu dem Antrag auf Ent⸗ 
mündigung wegen Verſchwendung berechtigt. — Bindung des Erblaſſers nach den bisherigen 
Geſetzen, wenn der Erbvertrag vor 1. 1. 00 errichtet iſt (EG Art 214 Abſ 2). 
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Hat der Erblaſſer in der Abſicht, den Vertragserben zu beeinträchtigen ), 
eine Schenkung gemacht), jo kann der Vertragserbe, nachdem ihm die Erb: 
ſchaft angefallen ift?), von dem Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung fordern). 

Der Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle der Erbſchaft an ). 

E 1 1952 Abſ 1, a II 2153 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 M 5, 328330 P 5, 389 —394; 6, 351. 

1. Unbeſchadet feiner Verfügungsfreiheit unter Lebenden ($ 2286) darf der Erblaſſer 
den Vertragserben nicht durch böswillige Schenkungen beeinträchtigen. Hierzu gehört auch 
die gemiſchte Schenkung (5516 A 4), das Schenkungsverſprechen ($ 518) und die vollzogene 
Schenkung auf den Todesfall ($ 2301 Abſ 2), während das Schenkungsverſprechen von Todes 
wegen ohne weiteres unwirkſam iſt (58 2301 Abſ 1, 2289 Abſ 1). Dagegen iſt die Hingabe, 
ſei es auch des ganzen Vermögens, gegen Entgelt (z. B. gegen eine Leibrentenverpflichtung) 
niemals Schenkung. Sie könnte nur „in eklatanten Fällen“ (Prot 5, 392) einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus $ 826 begründen. Der Erblaſſer kann die Anwendbarkeit des $ 2287 da⸗ 
durch ausſchließen, daß er ſich im Erbvertrag (ſogut wie den Rücktritt nach 9 2293) völlige 
Freiheit in der Vornahme von Schenkungen vorbehält. 

2. Die Abſicht, den Vertragserben zu beeinträchtigen, wird nicht durch das Bewußt⸗ 
fein davon erſetzt, daß die aus andern unberfänglichen Beweggründen, z. B. aus idealen, 
ſittlichen oder Anſtandsrückſichten vorgenommene Schenkung den Vertragserben verkürzen 
werde. Gerade die Beeinträchtigung muß als der zu erreichende Erfolg bezweckt ſein. 

3. Der Herausgabeanſpruch entſteht erſt in der Perſon des Vertragserben. Er gehört 
mithin nicht zum Nachlaß und kann von den Nachlaßgläubigern nicht in Anſpruch genommen 
werden. Doch bleibt ihr aus KO 59 29 ff. oder Unf& 89 3 ff. abgeleiteter ſelbſtändiger An⸗ 
fechlungsanfpruch unberührt. Vertragserbe iſt der von dem Zuerſtverſtorbenen im Erb⸗ 
vertrag eingeſetzte Erbe, gleichviel ob er den Vertrag ſelbſt mit geſchloſſen oder darin nur 
als Dritter bedacht iſt. Dem bloß annehmenden Vertragsſchließenden ($ 2274 A 1) erwachſen 
aus der Vornahme der Schenkung überhaupt keine Rechte. Mehreren Vertrags⸗ 
erben ſteht der Herausgabeanſpruch, weil nicht zum Nachlaß und deshalb auch nicht zur 
Erbengemeinſchaft nach $ 2032 A 3 gehörig, nach den Grundſätzen der 88 741 ff. jedem für 
ſich zu dem ſeinem Erbteil entſprechenden Bruchteile zu. Nur bei Unteilbarkeit der Leiſtung 
iſt ein Geſamtgläubigerverhältnis gegeben ($ 432). Der Anſpruch des Vertragserben ent⸗ 
ſteht erſt mit dem Anfall der Erbſchaft, regelmäßig alſo mit dem Tode des Erblaſſers ($ 1942 
A 2). Schlägt er die Erbſchaft aus, jo gilt der Anfall als nicht erfolgt ($ 1953 A 1), damit 
iſt aber auch dem Herausgabeanſpruch der Boden entzogen (a. M. Strohal § 45 A 43; 
Dernburg Vg 99 A 5). Vor dem Anfall hat auch der Vertragserbe keine Rechte, weder 
gegen den Erblaſſer noch gegen den Beſchenkten (a. M. Strohal $ 45 A 40; Dernburg 
599 A 10). Insbeſondere kann er wegen ſeines bloß möglichen künftigen Anſpruchs nicht 
durch einſtweilige Verfügungen geſchützt werden (3PO 88 916 Abſ 2, 936). 

4. Der Herausgabeanſpruch iſt nur gegen den Beſchenkten gewährt. Er ſteht mithin 
abweichend von $ 2288 Abſ 2 nicht zu gegen teſtamentariſche oder geſetzliche Erben, wenn fie 
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neben dem Vertragserben berufen find. Der Beſchenkte iſt zur Herausgabe nach den für 
die ungerechtfertigte Bereicherung geltenden Grundſätzen, ſomit zur Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenkes ſelbſt oder des dafür erlangten Surrogats oder zum Wertzerfag im Umfange des 
5 818 verpflichtet. Handelt es ſich um ein Schenkungsverſprechen, fo geht der Anſpruch auf 
Befreiung von der Schenkungs verpflichtung. Auf die Kenntnis des Beſchenkten von der 
Beeinträchtigungsabſicht kommt es an ſich nicht an, wohl aber ſteigert ſich in dieſem Falle 
der Umfang der Herausgabepflicht gemäß 8 819. g 

5. Dreijährige Verjährungsfriſt wie beim Pflichtteilsergänzungsanſpruch nach § 2332 
Abſ 2. Es entſcheidet lediglich der Zeitpunkt des Erbſchaftsanfalls ($ 1942), gleichviel wann 
der Vertragserbe von der Schenkung Kenntnis erlangt hat und (abweichend von $ 2325 Abſ 3) 
gleichviel, wielange die Schenkung vor dem Erbfall zurückliegt. Handelt es ſich um ein bloßes 
Schenkungsverſprechen des Erblaſſers, ſo kann der Vertragserbe gegenüber dem Erfüllungs⸗ 
verlangen des Beſchenkten nach $ 821 auch nach Ablauf der Verjährungsfriſt die Leiſtung 
verweigern. — $ 2287 leidet auch auf den Überlebenden beim gemeinſchaftlichen Teſtament 
Anwendung ($ 2271 A 6). 
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Hat der Erblaſſer den Gegenſtand eines vertragsmäßig angeordneten 
Vermächtniſſes in der Abſicht, den Bedachten zu beeinträchtigen, zerſtört, bei⸗ 
ſeite geſchafft oder beſchädigt ), jo tritt, ſoweit der Erbe dadurch außerſtande 
geſetzt ift, die Leiſtung zu bewirken, an die Stelle des Gegenſtandes der Wert!). 

Hat der Erblaſſer den Gegenſtand in der Abſicht, den Bedachten zu be⸗ 
einträchtigen, veräußert oder belaſtet, ſo iſt der Erbe verpflichtet, dem Be⸗ 
dachten den Gegenſtand zu verſchaffen oder die Belaſtung zu beſeitigen“); 
auf dieſe Verpflichtung finden die Vorſchriften des § 2170 Abſ. 2 entſprechende 
Anwendung ). Iſt die Veräußerung oder die Belaſtung ſchenkweiſe erfolgt, 
ſo ſteht dem Bedachten, ſoweit er Erſatz nicht von dem Erben erlangen kann, 
der im $ 2287 beſtimmte Anſpruch gegen den Beſchenkten zu). 

E 1 1956 Abſ 8 Satz 2 11 2154 M 5, 337 P 5, 400, 401, 404, 405. 

1. Iſt das vertragsmäßige Vermächtnis ($ 2278 A 2) auch für den Fall angeordnet, 
daß fein Gegenſtand nicht zur Erbſchaft gehört, fo bleibt der Beſchwerte ſchon nach $$ 2169 
Abſ 1, 2170, 2182 Abſ 2 zur Leiſtung verpflichtet, ſofern der Gegenſtand überhaupt noch vor⸗ 
handen ift (Verſchaffungsvermächtnis). Abs 1 macht darüber hinaus den Erben auch dann 
erſatzpflichtig, wenn er den Vermächtnisgegenſtand, weil von ihm zerſtört, beiſeite 
geſchafft oder beſchädigt, nicht oder doch nicht unverſehrt verſchaffen kann (38 2171, 
2172). Wenn es ſich ferner um das Vermächtnis eines beſtimmten in der Erbſchaft vorhandenen 
Gegenſtandes handelt, jo wird gegen die Regel des $ 2169 A 1 das Vermächtnis nicht ſchon 
dadurch unwirtſam, daß dieſer Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört. 
Allgemeine Vorausſetzung iſt jedoch, daß der Erblaſſer, indem er das Vermächtnis in dieſer 
Weiſe vereitelte, dabei gegenüber dem Bedachten in Beeinträchtigungsabſicht gehandelt 
hat (55 2287 A 2). 

2. An Stelle des eigentlichen Leiſtungsgegenſtandes ($ 2174) und ſo weit er ſich nicht 
mehr verſchaffen läßt, tritt die Verpflichtung des Erben zum Wertserſatz und zwar des ge⸗ 
meinen Verkehrswertes im Zeitpunkte des Vermächtnisanfalls ($ 2176). Die Erſatzleiſtung 
liegt als Nachlaßverbindlichkeit in allen Fällen dem Erben (Vertrags- oder gewöhnlichen 
Erben) ob, auch wenn er mit dem urſprünglichen und von der Leiſtung freigewordenen Be⸗ 
ſchwerten nicht identiſch iſt. 

8. Abſ 2 handelt im Gegenſatz zu den bloß tatſächlichen von rechtlichen Verfügungen, 
böslichen Veräußerungen und 1 eines beſtimmten Vermächtnisgegenſtandes, 
gleichviel ob ohne oder gegen Entgelt. Das Vermächtnis wird im Falle der Veräußerung 
durch den Erblaſſer dem Verſchaffungsvermächtnis auch dann gleichgeſtellt, wenn es von 
vornherein nicht als ſolches gemeint war (88 2169 Abſ 1, 2170). Ebenſo entſteht im Falle 
der Belaſtung dem Vermächtnisnehmer ſtets der Anſpruch auf Beſeitigung der Rechte, der 
ihm ſonſt nach $ 2165 grundſätzlich verſagt iſt. 

4. Wertserſatz an Stelle der Verſchaffung in Natur oder der Beſeitigung der 
Belaſtung. 

5. Während der Anſpruch aus $ 2287 von vornherein nur gegen den Beſchenkten 
zuſteht (A 4), haftet in den Fällen des Abſ 1, tatſächlicher böslicher Vereitelung des Vermächt⸗ 
niſſes, überhaupt nur der Erbe, in den Fällen des Abſ 2 gleichfalls der Erbe, aber aushilfs⸗ 
weiſe innerhalb dreijähriger Verjährungsfriſt auch der Beſchenkte. Dem Bedachten liegt 
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deshalb der Beweis ob, daß und inwieweit er Erſatz vom Erben, der damit nur eine Nach⸗ 
laßverbindlichkeit ſchuldet, nicht habe erlangen können. — Gegen Vereitelung von Auf⸗ 
lagen iſt kein Schutz gegeben. 

8 2289 


Durch den Erbvertrag wird eine frühere letztwillige Verfügung des 
Erblaſſers aufgehoben, ſoweit ſie das Recht des vertragsmäßig Bedachten 
beeinträchtigen würde). In dem gleichen Umfang iſt eine ſpätere Verfügung 
von Todes wegen unwirkſam, unbeſchadet der Vorſchrift des § 22972), 

Iſt der Bedachte ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling des Erblaſſers, 
ſo kann der Erblaſſer durch eine ſpätere letztwillige Verfügung die nach 8 2338 
zuläſſigen Anordnungen treffen). 

E 1 1953 Abſ 1 S 1, Abſ 2 II 2155 M 5, 331, 322 P 5, 395, 396, 422; 6, 351—539. 

1. Eine frühere letztwillige Verfügung wird nach $ 2258 durch ein ſpäteres Teſtament 
inſoweit aufgehoben, als dieſes mit der früheren Verfügung in Widerſpruch tritt. Dieſe 
Wirkung äußert auch der Erbvertrag. Sie geht aber inſofern weiter, als der rechtswirkſame 
Erbvertrag auch frühere Verfügungen aufhebt, die rechtlich neben den neuen vertrags mäßigen, 
nach § 2278 Abſ 2 auf Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen beſchränkten Verfügungen 
beſtehen könnten, aber wirtſchaftlich das Recht des Bedachten beeinträchtigen würden. Es 
fallen insbeſondere gegen die Regel des $ 2161 früher angeordnete Vermächtniſſe und Auflagen 
durch Einſetzung eines Vertragserben ohne weiteres zuſammen. Ebenſo die Ernennung 
eines Teſtamentsvollſtreckers. Das vertragsmäßig zugewendete hat vor dem früher letzt⸗ 
willig angeordneten identiſchen Vermächtnis den Vorrang (RO 5 226 Abſſ 3). Die Aufhebung 
reicht jedoch nur ſoweit als Beeinträchtigung vorliegt. Inſoweit dies der Fall ift, konnen 
ſich auf die Unwirkſamkeit der früheren (wie der ſpäteren) Verfügung auch Dritte berufen, 
3. B. der vom früher eingeſetzten Erben verklagte Nachlaßſchuldner, der zugunſten verſchiedener 
Bedachter mit demſelben Vermächtnis Beſchwerte. Vorausgeſetzt ift, daß der den Erbver⸗ 
trag ſchließende Erblaſſer an die frühere letztwillige Verfügung nicht durch einen früheren 
Erbvertrag oder durch korreſpektives Teſtament (8 2271 Abſ 1 und 2) bereits gebunden 
war. Inwieweit dies der Fall iſt, beurteilt ſich nach EG Art 214 Abſ 2, gegebenenfalls nach 
dem älteren Rechte. Inſoweit der Erblaſſer bereits gebunden iſt, kann der neu Bedachte 
durch den Erbvertrag überhaupt keine Rechte erwerben und darin auch nicht beeinträchtigt 
werden. Die bloße Möglichkeit, ſich von dieſer Gebundenheit nachträglich zu befreien ($ 2271 
A 5; Anfechtbarkeit des Erbvertrages $$ 2281 ff.; Rücktritt 98 2293 ff.) genügt nicht, dem 
Erblaſſer die Vertragsfreiheit zu verſchaffen. Dagegen iſt der während des Zuſtandes der 
Gebundenheit geſchloſſene Erbvertrag voll wirkſam, ſobald dies Hindernis gehoben iſt. Um⸗ 
gekehrt lebt aber auch die frühere letztwillige Verfügung wieder auf, wenn der neue, ſie auf⸗ 
hebende Erbvertrag demnächſt durch Aufhebung oder Rücktritt wieder beſeitigt iſt (vgl. auch 
$ 2258) oder durch Wegfall des vertragsmäßig Bedachten vor oder nach dem Erbfall gegen⸗ 
ſtandslos wird, es wäre denn, daß die ältere Verfügung im Erbvertrag gemäß $$ 2299, 2254 
ſchlechthin — ausdrücklich oder ſtillſchweigend — widerrufen wäre. 

2. Spätere Verfügungen von Todes wegen ſind in gleichem Umfange, d. h. ipso jure 
inſoweit unwirkſam, als ſie das Recht des vertragsmäßig Bedachten beeinträchtigen würden. 
Der Erblaſſer verliert inſoweit die Teſtierfreiheit und kann ſie nur durch Aufhebung des Erb⸗ 
vertrags oder Rücktritt, im Falle des 52291 auch durch Zuſtimmung des andern Teils zurück⸗ 
gewinnen. Wie die Bezugnahme auf § 2297 ergibt, iſt dies auch nach dem Tode des andern 
Vertragſchließenden möglich. Mit Beſeitigung der Gebundenheit erlangen auch die nach 
dem Erbvertrage getroffenen Verfügungen volle Wirkſamkeit (A 1 a. E.). War dem Erb⸗ 
laſſer im Erbvertrag das Recht vorbehalten, allgemein oder innerhalb gewiſſer Grenzen ſpätere 
abweichende Verfügungen zu treffen, ſo kann, ſoweit hiervon Gebrauch gemacht wird, eine 
Beeinträchtigung des Bedachten nicht in Frage kommen. In dem bloßen Vorbehalt des 
Rücktritts (5 2293) iſt der Vorbehalt der Verfügungsfreiheit noch nicht zu erblicken. Daß 
ein neuer Erbvertrag derſelben Vertragſchließenden vollwirkſam iſt, ift ſelbſtverſtändlich. 
Neues gemeinfchaftliches Teſtament ſ. § 2292. 

3. Der pflichtteilsberechtigte Abkömmling ($ 2303) kann vom Erblaſſer als anderer 
Vertragſchließender oder als Dritter bedacht fein. Sind die Vorausſetzungen des $ 2338 
(Enterbung in guter Abſicht) gegeben, ſo wird angenommen, auch der andere Vertragsteil 
ſei im Fa milienintereſſe hiermit einverſtanden. Der Erblaſſer darf deshalb dieſe letztwillige 
Anordnung ſowohl bei Lebzeiten des andern Teils, auch ohne ſein Vorwiſſen, als nach ſeinem 
Tode treffen. Auf dieſe Befugnis kann im Erbvertrage nicht wirkſam verzichtet werden ($ 138 
Abſ 1). Dagegen iſt der Erblaſſer zur Entziehung des Pflichtteils gegenüber dem Bedachten 
auf Grund von $ 2333 erſt nach Erklärung des Rücktritts vom Erbvertrage ($ 2294), nach dem 
Tode des andern Vertragſchließenden aber gemäß § 2297 berechtigt. 
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Ein Erbvertrag ſowie eine einzelne vertragsmäßige Verfügung kann 
durch Vertrag von den Perſonen aufgehoben werden, die den Erbvertrag 
geſchloſſen haben ). Nach dem Tode einer dieſer Perſonen kann die Aufhebung 
nicht mehr erfolgen!). 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließens). Iſt er in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters“). 

Steht der andere Teil unter Vormundſchaft, ſo iſt die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich“). Das Gleiche gilt, wenn er unter 
elterlicher Gewalt ſteht, es ſei denn, daß der Vertrag unter Ehegatten oder 


unter Verlobten geſchloſſen wird ). . 

Der Vertrag bedarf der im § 2276 für den Erbvertrag vorgeſchriebenen 
Form“) ). 

E 1 1957 II 2156 M 5, 339—342 P 5, 407, 408; 6, 100. 

1. Die Aufhebung des Erbvertrags, d. h. der Geſamtheit oder einzelner der darin 
getroffenen vertragsmäßigen Verfügungen (Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe, Auflagen 9 2278 
Abſ 2) kann bei Lebzeiten der Vertragſchließenden nur durch Vertrag 
derſelben Perſonen erfolgen, mutuus dissensus. Inwieweit hiervon zugleich einſeitige im 
Erbvertrag getroffene Verfügungen betroffen werden, beſtimmt § 2299 Abſ 3. Durch die 
Aufhebung werden auch die zugunſten Dritter getroffenen Verfügungen hinfällig. Ihrer 
Zuſtimmung bedarf es nicht, da ſie durch den Vertragsabſchluß eigene Rechte nicht erlangt 
haben. Wohl aber können ſie ſchon vor dem Erbfall einen Verzichtsvertrag mit dem Erb⸗ 
laſſer ſchließen (5 2352 A 2). Der Aufhebungsvertrag kann ſich auch auf die gegenſeitige Ge⸗ 
bundenheit beſchränken und die Verfügungen als einſeitige inhaltlich beſtehen laſſen. Er⸗ 
leichterte Form bei Aufhebung von Vermächtniſſen und Auflagen $ 2291, Aufhebung durch 
gem. Teſtament $ 2292. 

2. Nach dem Tode eines Vertragſchließenden iſt die Aufhebung des Erbvertrags 
nur im Falle des 9 2297, alſo nicht durch Vertrag mit den Erben des Zuerſtverſtorbenen möglich. 
Auch nicht (wie beim korreſpektiven Teſtamente $ 2271 und in dem beſondern Falle des 2298 
Abſ 2) wenn der Überlebende ausſchlägt. Die ihm auferlegten Beſchwerungen gehen viel- 
mehr auf den nachrückenden Bedachten über ($$ 2161, 2192). 


3. Für den Erblaſſerteil iſt wie bei der Schließung ($ 2274), Beſtätigung ($ 2284), 
beim Rücktritt ($ 2296) und grundſätzlich bei der Anfechtung ($ 2282) perſönliches Handeln 
unerläßlich. Der geſchäftsunfähig gewordene Erblaſſerteil kann deshalb den Erbvertrag 
überhaupt nicht wieder aufheben. 

4. Auch der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Erblaſſer (88 106, 114) muß per⸗ 
ſönlich aufheben, bedarf aber hierzu weder der Zuſtimmung ſeines Vertreters noch der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Ebenſo bei der Anfechtung und beim Rücktritt 
$5 2282 A 2, 2296 A 1. 

5. Der bloß annehmende Teil kann bei dem Aufhebungsvertrag auch durch Vertreter 
handeln. Iſt er geſchäftsunfähig, ſo muß er dabei vertreten werden. Iſt er beſchränkt ge⸗ 
gang fee fo bedarf er, da er einen rechtlichen Vorteil aufgibt, nach § 107 der Einwilli⸗ 
gung feines geſetzlichen Vertreters. Bezüglich dieſer Einwilligung gilt das zu § 2275 A 3 
Geſagte. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 55 1828 ff. Pflegſchaft § 1915. 

6. Abweichend von der Schließung des Erbvertrags ($ 2275 A 1) iſt bei der Aufhebung 
Einwilligung des Gewalthabers (88 1630, 1686) und ſogar vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung notwendig. Nur die letztere — nicht auch die Einwilligung der geſetzlichen Ver⸗ 
treter und Gewelthaber — iſt entbehrlich, wenn es ſich um einen Aufhebungsvertrag zwiſchen 
Ehegatten und Verlobten handelt. 8 

7. Form des 52276: Schließung vor Richter oder Notar unter gleichzeitiger Anweſen⸗ 
heit beider Teile. Wird der Aufhebungsvertrag mit einem Ehevertrag oder mit Aufhebung, 
Anderung eines Ehevertrags verbunden (§ 1432), fo genügt die erleichterte Form des $ 2276 
Abſ 2. Verwahrung der über Aufhebung des Ehevertrags aufgenommenen Urkunde ($ 2277) 
kommt nicht in Frage. Anderſeits iſt Aufhebung durch Rücknahme des Erbvertrags aus 
der W Verwahrung ($ 2256) ausgeſchloſſen und, wenn fie doch erfolgte, als Aufhebung 
unwirkſam. 

8. Anfechtung des Aufhebungsvertrags iſt nur nach den allgemeinen Grundſätzen 
über Anfechtung von Rechtsgeſchäften möglich ($$ 119 ff., 142 ff.). Die beſondern für An⸗ 
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fechtung letztwilliger Verfügungen erteilten Vorſchriften der §8 2078 ff. könnten nur auf 
Grund von $ 2279 (A 1) Anwendung finden, auf den Erblaſſerteil überdies nur dann, wenn 
der Aufhebungsvertrag im Sinne von § 2281 dem Erbvertrage gleichzuſtellen wäre. Allein 
Gegenſtand der Anfechtung iſt in dem hier vorausgeſetzten Falle nicht eine vertragsmäßige 
Zuwendung oder Auflage, ſondern das Gegenteil davon, die Beſeitigung einer ſolchen Zu⸗ 
wendung ꝛc., ſomit ein rein verneinendes Ergebnis, das nicht einmal äußerlich, wie im Falle 
des § 2081, in Form einer letztwilligen Verfügung, ſondern lediglich auf rechtsgeſchäftlichem 
Wege hergeſtellt iſt (a. M. Planck A 4). Nach erfolgreich durchgeführter Anfechtung lebt 
der aufgehobene Erbvertrag wieder auf ($ 142 Abſ 1). Dagegen könnte die Aufhebung des 
aufhebenden Vertrags nur dann zur Wiederherſtellung des Erbvertrags führen, wenn gemäß 
$ 2279 der $ 2257 entſprechend anwendbar wäre (jo Planck A 5 und Zitate). Dies muß 
jedoch aus den gleichen Gründen wie bezüglich der Anfechtung verneint werden. 


8 2291 

Eine vertragsmäßige Verfügung, durch die ein Vermächtnis oder eine 
Auflage angeordnet iſt, kann von dem Erblaſſer durch Teſtament aufgehoben 
werden!). Zur Wirkſamkeit der Aufhebung iſt die Zuſtimmung des andern 
Vertragſchließenden erforderlich; die Vorſchriften des 8 2290 Abſ. 3 finden 
Anwendung ?). 

Die Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung; die Zuſtimmung iſt unwiderruflich). 

E II 2157 P 5, 415—417; 6, 397. 

1. Gegenüber $ 2290 iſt für die Aufhebung eine erleichterte Form nachgelaſſen, ſo⸗ 
weit es ſich um vertragsmäßige Vermächtniſſe oder Auflagen, nicht alſo um Erbeinſetzungen 
handelt ($ 2278 Abſ 1). Jede der nach 85 2231 —2251 zuläſſigen Teſtamentsformen 
genügt. Ob die Aufhebung ſchlechthin (§ 2254) oder durch Errichtung eines inhaltlich ab⸗ 
ändernden Teſtaments erfolgt ($ 2258 Abſ 1), iſt gleichgültig. Der Widerruf des aufhebenden 
Teſtaments macht nach $$ 2258 Abſ 2, 2279 die aufgehobene Verfügung und zwar als ver- 
trags mäßige von neuem wirkſam, auch wenn die damit gegenſtandslos gewordene Zuſtimmung 
des andern Teils erklärt war. 

2. Die Zuſtimmung des andern Vertragſchließenden, auch wenn er ſelbſt nicht be⸗ 
dacht oder beſchwert iſt, iſt als Einwilligung oder Genehmigung gegenüber dem Erblaſſer⸗ 
teile (55 182— 184) in der Form des Abſ 2, doch ohne das Erfordernis gleichzeitiger Anweſen⸗ 
heit, wie nach §8 2276, 2290 zu erklären. Sie iſt unwiderruflich (Abſ 2), kann auch durch 
Vertreter abgegeben werden und bedarf unter den Vorausſetzungen des 52290 Ab 3 der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Sie iſt auch wirkſam, wenn 
fie ſchon im Erbvertrage ſelbſt erklärt iſt, liegt aber nicht ſchon darin ausgeſprochen, daß dem 
Erblaſſer der Rücktritt gemäß $ 2293 geſtattet iſt. Aus § 2290 (A 2) ift zu entnehmen, daß 
die Zuſtimmung nach dem Tode des andern Vertragſchließenden ausgeſchloſſen iſt. 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung wie bei der Anfechtungserklärung und 
beim Rücktritt 98 2282, 2296. Im übrigen vgl. $ 128, EG Art 141, FGG 88 167 ff. Ahnlich 
bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1516. 
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Ein zwiſchen Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag kann auch durch ein 
gemeinſchaftliches Teſtament der Ehegatten aufgehoben werden!); die Vor: 
ſchriften des 8 2290 Abſ. 3 finden Anwendung )). 

E II 2158 P 5, 446. 

h 1. Aufhebung des Erbvertrags durch gemeinſchaftliches Teſtament iſt zuläſſig, wenn 
die Vertragſchließenden zur Zeit der Aufhebung Ehegatten find ($ 2265), mögen fie auch den 
Erbvertrag ſeinerzeit als Fremde oder als Verlobte geſchloſſen haben (RIA 9, 18). Wie im 
Falle des $ 2291 A 1 genügt jede Teſtamentsform (beim Privatteſtament vgl. $ 2267) und 
auch hier iſt gleichgültig, ob ſich das gem. Teſtament auf den Widerruf (ſämtlicher oder einzelner 
Verfügungen) beſchränkt oder inhaltlich neue Anordnungen trifft. Abweichend von $ 2291 
können auf dieſem Wege auch vertragsmäßige Erbeinſetzungen aufgehoben werden. Eine 
Vertretung iſt ſchon durch § 2064 ausgeſchſoſſen. 

2. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit hindert jedenfalls den Erblaſſer⸗ 
teil nicht, den Erbvertrag durch widerrufendes Teſtament aufzuheben, weder nach Tefta- 
mentsgrundſätzen ($ 2229, 2253) noch unter dem Geſichtspunkt des Aufhebungsvertrags 
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(5 2290 A 4). Dagegen handelt es ſich auf Seiten des andern bloß an nehmenden 
Teils nicht um den Widerruf eigner Verfügungen, ſondern um die Entlaſſung des Erblaſſer⸗ 
teils aus der vertragsmäßigen Gebundenheit. Er könnte deshalb, wenn er wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche ꝛc. entmündigt iſt, nach $ 2229 Abſſ3 als an der Teſtamentserrichtung verhindert, 
angeſehen werden. Allein die Bezugnahme auf 92290 Abſ Z ergibt, daß das Geſetz die Fähig⸗ 
keit des bloß annehmenden Teils zur teſtamentariſchen Aufhebung des Erbvertrags lediglich 
nach den Grundſätzen über den Aufhebungsvertrag beurteilt wiſſen und dafür ſogar erleichterte 
Formen ſchaffen will. Auch der beſchränkt geſchäftsfähige Ehegatte iſt deshalb, inſoweit 
er fi auf die Aufhebung des Erbvertrags beſchränkt, trotz $ 2229 Abſ 3 teſtamentsfähig 
(a. M. Staudinger A 2). Doch bedarf er, wie die Bezugnahme auf § 2290 Abſ 3 weiter 
ergibt, zu der aufhebenden Verfügung des gem. Teſtaments als Minderjähriger oder ſonſt 
in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkter der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters und 
zugleich, wenn er unter Vormundſchaft (oder Pflegſchaft) ſteht, vor mundſchafts⸗ 
gerichtlicher Genehmigung. Die letztere kommt jedoch nicht in Frage, wenn er 
der elterlichen Gewalt unterworfen iſt, da es ſich ſtets um Ehegatten handelt ($ 2290 A 6). 
Sie beſchränkt ſich auf den aufhebenden Teil des gem. Teſtaments, wenn darin zugleich 
andere Verfügungen getroffen ſind. Eine nachträgliche Genehmigung der teſtamentariſchen 
Aufhebung nach erlangter unbeſchränkter Geſchäftsfähigkeit kann den mangelhaften Teſta⸗ 
mentsakt nicht wirkſam machen. 
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Der Erblaſſer kann von dem Erbvertrage zurücktreten, wenn er ſich den 
Rücktritt im Vertrage vorbehalten hat)). 

E 1 1958 Abſ 1 S 1 II 2159 M 5, 342, 343 P 5, 409. 

1. Vorbehalt des Rücktritts. Der Rücktritt iſt einfeitige, von der Zuſtimmung des 
andern Teils (55 22902292) unabhängige Aufhebung des Erbvertrags. Form 88 2296, 
2297. Rücktritt von Verträgen 95 346 ff. Der Vorbehalt, wie demnächſt auch die Erklärung 
des Rücktritts können ſich auf den ganzen Erbvertrag oder nur auf einzelne vertragsmäßige 
Verfügungen beziehen. Inwieweit im letzteren Falle auch die andern Verfügungen hiervon 
betroffen werden, beſtimmt ſich nach $$ 2298, 2299. Das Geſetz ſpricht nur von einem Vor⸗ 
behalt zugunſten des Erblaſſers. Der Rücktrittsvorbehalt des andern, bloß annehmenden 
Vertragſchließenden iſt zuläſſig (a. M. Staudinger A 2), aber bedeutungslos. Denn 
wenn er hiervon (formlos) Gebrauch macht, ſo entfällt damit nur der Vertragscharakter der 
getroffenen Verfügungen. Als einſeitige bleiben ſie voll wirkſam. Im übrigen wird durch 
den bloßen Vorbehalt des Rücktritts die Gebundenheit der Vertragſchließenden nicht beſeitigt, 
fie bleibt vielmehr mit ihren aus $$ 2287—2289 ſich ergebenden Wirkungen beſtehen, bis 
der Rücktritt erklärt iſt. Kein Vorbehalt des Rücktritts iſt es, wenn der Erblaſſer ſich vorbehält, 
dem vertragsmäßig Bedachten einſeitig noch Beſchränkungen oder Beſchwerungen aufzuer⸗ 
legen. Iſt der Erbvertrag unter einer auflöſenden Bedingung, ſei es auch eigenes Handeln 
des Erblaſſers (Wiederverheiratung) geſchloſſen, ſo wird er mit Eintritt der Bedingung ohne 
weiteres hinfällig. Die Ausübung des vorbehaltenen Rücktrittsrechtes iſt an keine Friſt ge- 
bunden. Nach dem Tode des andern Teils greift $ 2297 Platz. 
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Der Erblaſſer kann von einer vertragsmäßigen Verfügung zurücktreten, 
wenn ſich der Bedachte einer Verfehlung ſchuldig macht, die den Erblaſſer 
zur Entziehung des Pflichtteils berechtigt) oder, falls der Bedachte nicht zu 
den Pflichtteilsberechtigten gehört, zu der Entziehung berechtigen würde, 
wenn der Bedachte ein Abkömmling des Erblaſſers wäre). 

E II 2160 Ubf 1 P 5, 395—397, 411413; 6, 851353. 

1. Der Erblaſſer kann wegen einer Verfehlung des Bedachten, gleichviel ob es der 
andere Vertragſchließende oder ein Dritter iſt, einſeitig von einer einzelnen zugunſten des 
Bedachten gereichenden vertragsmäßigen Verfügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis § 2278 
Abſ 2) zurücktreten wenn ihn die Verfehlung gegenüber dem Bedachten als Abkömmling 
(1 2333), als Elternteil ($ 2334) oder als Ehegatten (5 2335) zur Entziehung des Pflichtteils 
berechtigen würde. Auf dieſes Rücktrittsrecht kann im Erbvertrage nicht verzichtet (1 138 
Abſ 1), es kann auch nach dem Tode des andern Vertragſchließenden ausgeübt werden ($ 2297). 
Verfehlungen des nicht bedachten andern Teiles kommen nicht in Betracht. Ebenſowenig 
Verfehlungen des Bedachten, die vor Abſchluß des Vertrags begangen find. Waren ſie dem 
Erblaſſer unbekannt, fo kann nur die Anfechtung aus 88 2281, 2078 begründet fein (a. M 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Band. 41 
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Strohal 8 46 A 40). Iſt das Entziehungsrecht durch Verzeihung oder Beſſerung des 
Lebenswandels erloſchen (8 2337, 2336 Abſ 4), fo kann auch das Rücktrittsrecht nicht mehr 
ausgeübt werden. Doch wird der einmal erklärte Rücktritt durch nachträgliche Verzeihung 
oder Beſſerung nicht unwirkſam (a. M. Strohal $ 46 A 42). Daß der Grund des Rück⸗ 
tritts in der gegenüber dem andern Teil bei Lebzeiten abzugebenden Erklärung angegeben 
werden müſſe (wie im Falle des 9 2297 nach $ 2336 Abſ 2, jo Strohal 8 46 A 46a), ſchreibt 
das Geſetz nicht vor. Doch iſt ſelbſtverſtändlich für den Grund beweis pflichtig, wer 
ſich auf die Wirkſamkeit des Rücktritts beruft. Daneben bleibt der Erblaſſer gemäß $ 2289 
Abſ 2 zur Enterbung in guter Abſicht berechtigt. 

2. Nichtpflichtteilsberechtigten Bedachten gegenüber kommen nur die Verfehlungen 
des 5 2333 in Betracht. — Ebenſo beim gemeinſchaftlichen Teſtament $ 2271 A 5. 
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Der Erblaſſer kann von einer vertragsmäßigen Verfügung zurücktreten, 
wenn die Verfügung mit Rückſicht auf eine rechtsgeſchäftliche Verpflichtung 
des Bedachten ?), dem Erblaſſer für deſſen Lebenszeit wiederkehrende 
Leiſtungen zu entrichten, insbeſondere Unterhalt zu gewähren !), getroffen 
iſt und die Verpflichtung vor dem Tode des Erblaſſers aufgehoben wird ar 

E II 2161 ® 5, 410, 411; 6, 853. 

1. Der Erblaſſer kann, wie im Falle des § 2291 von einer einzelnen vertragsmäßigen 
Verfügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis $ 2278 Abſ 2) zurücktreten, wenn der im Erbver⸗ 
trag Bedachte (der andere Vertragſchließende oder ein Dritter) zu wiederkehrenden Leiſtungen 
auf Lebenszeit verpflichtet war und dieſe Verpflichtung weggefallen iſt. Dieſe Leiſtungen 
($ 197 A 11) werden meiſt in Gewährung von Leibrente, Ausgedinge, Verſorgung in einer 
Anſtalt (Verpfründungsvertrag) u. dgl. beſtehen. Die U nterhaltsgewährung 
iſt nur beiſpielsweiſe erwähnt. Wenn es ſich auch nicht um Leiſtung und Gegenleiſtung im 
eigentlichen Sinne handelt (89 320 ff.), fo müſſen doch die vertragsmäßige Verfügung und 
ſch Leiſtungsverpflichtung in einem gewiſſen urſächlichen Zuſammenhange ſtehen („mit Rück⸗ 
ſicht auf“). 

2. Weſentlich iſt, daß der Bedachte rechtsgeſchäftlich, unter Lebenden oder von Todes 
wegen (z. B. durch letztwillige Verfügung eines Dritten) zu der Leiſtung verpflichtet iſt. Das 
Beſtehen einer geſetzlichen, z. B. einer Unterhaltspflicht genügt nicht. Verpflichtet ſich der 
Bedachte vertragsmäßig, ſo kann es auch im Erbvertrage ſelbſt geſchehen. Doch ſind auch in 
dieſem Falle die Verfügung von Todes wegen (im Erbvertrag) und die ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung unter Lebenden ſtreng auseinander zu halten. 

3. Das Rücktrittsrecht iſt nur bei Aufhebung, nicht auch bei Nichterfüllung der Ver⸗ 
pflichtung gegeben. Ebenſowenig, wenn die Verpflichtung nicht entſtanden, oder wenn ſie 
nichtig iſt. Wohl aber kann in dieſen Fällen der Erblaſſer zur Anfechtung gemäß $$ 2281, 
2078 Abſ 2 berechtigt ſein. Die Aufhebung kann vertragsmäßig erfolgen oder durch Eintritt 
von Bedingungen, Unmöglichkeit der Leiſtung ($ 275) u. dgl. herbeigeführt werden. In 
jedem Falle entfteht mit dem Rücktritte des Erblaſſers für den Verpflichteten der Anſpruch 
auf Rückgabe des Geleiſteten aus 9 812 Abſ 1 Satz 2. Handelt es ſich auf Seiten des Bedachten 
um an dere als wiederkehrende oder um zeitlich begrenzte Leiſtungen, fo iſt das Rück⸗ 
trittsrecht qus § 2295 nicht gegeben. Der Erblaſſer kann aber den Erbvertrag jedenfalls an⸗ 
fechten, auf Grund des $ 812 auch Befreiung von der eingegangenen vertragsmäßigen 
Bindung beanſpruchen (a. M. Planck A 4 und Zit.). War die vertragsmäßige Zuwendung 
von vornherein durch das Fortbeſtehen der Leiſtungspflicht des Bedachten bedingt, ſo wird 
ſie durch den Wegfall dieſer Verpflichtung ohne weiteres hinfällig. 
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Der Rücktritt kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. Sit der Erb: 
laſſer in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht der Zuſtimmung 
feines geſetzlichen Vertreters ). 

Der Rütktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem andern Vertrag⸗ 
ſchließenden ?). Die Erklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung ). 

E I 1958 II 2162 Abſ 1, 2 M 5, 343, 844 P 5, 409, 410. 

1. Abſ 1 entſpricht wörtlich der für die Anfechtung erteilten Vorſchrift, ſ. $ 2282 A 1/2. 
Der geſchäftsunfähige Erblaſſer kann überhaupt nicht zurücktreten. 
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2. Die Riicktrittserklärung erfolgt in allen Fällen der $5 22932295 gegenüber dem 
andern Vertragſchließenden und zwar regelmäßig durch Übermittelung der betreffenden 
Urkunde gemäß 88 130ff. (RG 65, 272). Auch dann, wenn der andere Teil mit dem Bedachten, 
aus deſſen Perſon der Rücktrittsgrund abgeleitet wird, nicht identiſch iſt. Nach dem Tode 
des andern Teils vgl. 5 2297. Der Rücktritt iſt einſeitig nicht widerruflich. Auch wenn er ver⸗ 
tragsmäßig rückgängig gemacht wird, lebt (lebenſowenig wie beim Widerruf des Aufhebungs⸗ 
vertrags § 2290 A 8 a. E.) der Erbvertrag nicht wieder auf (a. M. Planck A 4). 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung $ 128 CO Art 141; FGG 88 167 ff. 
Andere Formen des Rücktritts können auch im Erbvertrage nicht wirkſam vereinbart werden. — 
Ebenſowenig beim Widerruf korreſpektiver Verfügungen im gem. Teſtament $ 2271 A 1. 


8 2297 

Soweit der Erblaſſer zum Rücktritte berechtigt iſt, kann er nach dem 
Tode des andern Vertragſchließenden die vertragsmäßige Verfügung durch 
Teſtament aufheben !). In den Fällen des § 2294 finden die Vorſchriſten 
des § 2336 Abſ. 2 bis 4 entſprechende Anwendung). 

E I 1961 II 2163 M 5, 348, 349 P 5, 397, 421, 422. 

1. Nach dem Tode des andern Vertragſchließenden iſt die Ausübung des Rücktritts⸗ 
rechtes (88 2293—2295) nur durch Teſtament zuläſſig. Und zwar gleichviel ob derRücktritts⸗ 
grund erſt nach dem Tode oder ſchon bei Lebzeiten des andern Teils eingetreten iſt. Doch 
verliert der Vorbehalt des Rücktritts beim zweiſeitigen Erbvertrag mit dem Tode 
des Zuerſtverſterbenden ſeine Kraft, die Aufhebung iſt jetzt nur noch unter Ausſchlagung des 
Zugewendeten möglich ($ 2298 A 4). Die vertragsmäßige Verfügung (Erbeinſetzung, Bew 
mächtnis, Auflage § 2278 Abſ 2) kann im Teſtament ſchlechthin (8 2254) oder auch mittelbar 
durch Errichtung eines der Verfügung widerſprechenden Teſtaments aufgehoben werden 
($ 2258). Wird das aufhebende Teſtament widerrufen, fo tritt nach § 2257 der Erbvertrag 
wieder in Kraft. Eine Mitteilung an die Erben des andern Vertragſchließenden iſt nicht er⸗ 
forderlich, der bloß ihnen gegenüber erklärte Rücktritt wäre unwirkſam. 

2. Beruht der Rücktrittsgrund nach $ 2294 auf Verfehlung des Bedachten, fo iſt der 
Erblaſſer — abweichend von der Rücktrittserklärung unter Lebenden, $ 2294 A 1 — durch 
2336 Abſ 2 genötigt, den Grund der Entziehung im Teſtament anzugeben. Dieſer 
Grund muß ferner zur Zeit der Teſtamentserrichtung noch beſtehen, er darf mithin weder ver- 
ziehen (82337) noch darf im Falle des § 2333 Nr 5 Beſſerung des Lebenswandels eingetreten 
fein. Der Beweis des Rücktrittsgrundes liegt demjenigen ob, welcher die Aufhebung der Ver⸗ 
ſügung geltend macht. Auch nachträgliche Beſſerung macht nach $ 2336 Abſ 4 die Aufhebung 
hinfällig. Dagegen beſeitigt nachträgliche Verzeihung, ebenſo wie beim Rücktritt unter Lebenden 
( 2294 A 1) die einmal erklärte Aufhebung nicht (a. M. Strohal $ 46 A 47). Für den 
nicht mit angezogenen $ 2337 gewährt die Möglichkeit Erſatz, das aufhebende Teſtament zu 
widerrufen. 

8 2298 


Sind in einem Erbvertrage von beiden Teilen vertragsmäßige Ver⸗ 
fügungen getroffen, ſo hat die Nichtigkeit einer dieſer Verfügungen die Un⸗ 
wirkſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge. 

Iſt in einem ſolchen Vertrage der Rücktritt vorbehalten, ſo wird durch 
den Rücktritt eines der Vertragſchließenden der ganze Vertrag aufgehoben ). 
Das Rücktrittsrecht erliſcht mit dem Tode des andern Vertragſchließenden ). 
Der Überlebende kann jedoch, wenn er das ihm durch den Vertrag Zuge⸗ 
wendete ausſchlägt, ſeine Verfügung durch Teſtament aufheben‘). 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 und des Abſ. 2 Satz 1, 2 finden keine An⸗ 
wendung, wenn ein anderer Wille der Vertragſchließenden anzunehmen iſt ). 

E 1 1959, 1961 II 2164 M 5, 344—346, 348, 349 P 5, 413, 414, 421, 422. 

1. $ 2298 hat zur Vorausſetzung einen zweiſeitigen Erbvertrag, bei dem beide Ver⸗ 
tragſchließende als Erblaſſer — ſei es zugunſten des andern Teils oder von Dritten — ver- 
tragsmäßige Verfügungen (Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auflagen § 2278 
Abs 2) getroffen haben. Soweit eine derartige gegenſeitige Bindung vorliegt, nimmt das 
Geſetz ohne weiteres, wiewohl unter Vorbehalt des Gegenbeweiſes nach Abſ 3, ein 
korreſpektives Verhältnis der mehreren Verfügungen an. Es läßt deshalb ebenſo wie gemäß 
2270 Abſ 1 beim wechſelſeitigen Teſtamente, bei Nichtigteit auch nur einer Verfügung 
den ganzen Erbvertrag, d. h. ſämtliche darin getroffenen vertragsmäßigen Verfügungen ipso 
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jure unwirkſam werden. Die Nichtigkeit der Verfügung kann von Anfang an gegeben 
ſein oder als Erfolg der Anfechtung eintreten ($ 142 Abſ 1). Bloßes Unwirkſamwerden in- 
folge Wegfalls des darin Bedachten (durch Ausſchlagung ꝛc.) genügt nicht. Inwieweit Nichtig⸗ 
keit einer vertragsmäßigen Verfügung auch den Beſtand einſeitiger im Erbvertrag getroffenen 
Verfügungen ($ 2299) beeinflußt, iſt nach § 2085 zu beurteilen. 

2. Entſprechend dem Widerruf im Falle des § 2270 wirkt auch der Rücktritt Aufhebung 
des ganzen Erbvertrags im Sinne von Abſ 1. Auch hier iſt vorausgeſetzt, daß es ſich um 
einen zweiſeitigen Erbvertrag handelt. Ferner, daß ſich der eine oder der andere 
Teil gemäß $ 2293 den Rücktritt vorbehalten hatte. Nicht getroffen werden des⸗ 
halb die Fälle des Rücktritts wegen einer Verfehlung des Bedachten ($ 2294) und wegen 
Wegfalls einer ihm auferlegten Verpflichtung (§ 2295). Auch hier iſt lediglich $ 2085 ent- 
ſcheidend. Dasſelbe gilt, wenn der Rücktritt nur in bezug auf eine einzelne vertragsmäßige 
Verfügung ausgeübt wird. Bezüglich einfeitiger Verfügungen vgl. $ 2299 Abj 3. 

3. Das Erlöſchen des Rütktrittsrechts mit dem Tode des andern Vertragſchließenden 
(. jedoch A 4) iſt gleichfalls eine Beſonderheit, die weder für den einſeitigen Erbvertrag (. 
§ 2297 A 1) noch für die Rücktrittsfälle der 98 2294, 2295 Geltung hat. Hat ſich der Über- 
lebende im Erbvertrage den Rücktritt nicht ſowohl vom Vertrage, als nur von einer einzelnen 
Verfügung vorbehalten, ſo kann er im Rahmen dieſes Vorbehalts auch nach dem Tode des 
Zuerſtverſtorbenen abweichende Verfügungen treffen (a. M. Planck A 3, b). Kein Erlöſchen 
des Anfechtungsrechts § 2281 Abſ 2. 

4. Ebenſo wie im Falle des korreſpektiven Teſtaments ($ 2271 A 4) kann der Über⸗ 
lebende von dem im Erbvertrage vorbehaltenen Rücktritt auch dann noch Gebrauch machen, 
wenn er die ihm ſelbſt gemachten vertragsmäßigen — nicht notwendig auch die eir⸗ 
ſeitigen — Zuwendungen ausſchlägt. Es beſteht mithin kein Rücktrittsrecht, wenn nur Dritte 
im Erbvertrag bedacht waren. Eine etwaige Ausſchlagung des Dritten iſt ohne Bedeutung. 
Der Rücktritt geſchieht jetzt im Wege des Teſtaments, fei es daß darin ſchlechthin widerrufen 
wird (F 2254), oder daß e vom Erbvertrag abweichende Verfügungen getroffen 
werden ($ 2258). Im einzelnen gilt auch hier das § 2271 A 4 Geſagte. 

5. Das Geſetz gibt nur Auslegungsregeln. Insbeſondere iſt der Nachweis zugelaſſen, 
daß der eine der beiden Erblaſſer die ſelbſtändige Geltung ſeiner Verfügung gewollt habe 
und fie im Sinne von $$ 2085, 2270 A 1 auch ohne die nichtige oder widerrufene Verfügung 
des andern Teils getroffen haben würde. Die in $ 2270 Abi 2 in dieſer Beziehung aufge- 
ſtellten Rechtsvermutungen find hier nicht ohne weiteres maßgebend. Im übrigen handelt es 
ſich um nachgiebiges Recht. Der Wille der Vertragſchließenden ſoll entſcheiden, auch wenn 
er nicht im Erbvertrage ſelbſt Ausdruck gefunden hat. Das Rücktrittsrecht ſelbſt wurzelt im 
Falle des Vorbehalts nur im Parteiwillen. Es kann deshalb jedenfalls wirkſam bedungen 
ſein, das vorbehaltene Rücktrittsrecht ſolle mit dem Tode des Zuerſtverſtorbenen nicht er⸗ 
löſchen. Von der für dieſen Fall erteilten Formvorſchrift: Gebrauch der Teſtamentsform, 
kann der Überlebende allerdings nicht entbunden werden. Dagegen iſt nicht abzuſehen, 
warum er nicht von der materiellrechtlichen Verpflichtung: Ausſchlagung des Zugewendeten 
als Vorbedingung des Rücktritts, vertrags mäßig befreit werden könnte. Umgekehrt kann 
der Rücktrittsvorbehalt aus $ 2293 wirkſam dahin eingeſchränkt werden, daß der Rücktritt 
nur bei Lebzeiten des andern Teils zuläſſig, nach feinem Tode aber ſelbſt mit dem Opfer der 
Ausſchlagung nicht geſtattet ſein ſolle. Es iſt daher ohne ſachliche Bedeutung, wenn Abſ 2 
Satz 3 in Abſ 3 nicht mit angezogen iſt (a. M. Staudinger A 6). Der Beweis, daß 
ein anderer Vertragswille vorliege, iſt von dem zu führen, der ſich hierauf beruft. 


8 2299 


Jeder der Vertragſchließenden kann in dem Erbvertrag einſeitig jede 
Verfügung treffen, die durch Teſtament getroffen werden kann). 

Für eine Verfügung dieſer Art gilt das Gleiche, wie wenn ſie durch 
Teſtament getroffen worden wäre?). Die Verfügung kann auch in einem Ver⸗ 
trag aufgehoben werden, durch den eine vertragsmäßige Verfügung aufge⸗ 
hoben wirds). 

Wird der Erbvertrag durch Ausübung des Rücktrittsrechts oder durch 
Vertrag aufgehoben, ſo tritt die Verfügung außer Kraft, ſofern nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen it‘). 

E 1 1955, 1956 Abſ 1, 1960 II 2165 M 5, 833, 347, 348 P 5, 398—404, 415—418. 

1. Einſeitige Verfügungen ($ 1937) im Gegenſatze zu den vertragsmäßigen können 
gelegentlich des Erbvertrags oder Ehevertrags ($ 2276 Abſ 2) in demſelben Rechtsakte von 
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dem einen oder dem andern Vertragſchließenden, auch von dem bloß annehmenden Teile 
getroffen werden. Sie können zum Gegenſtand haben ſowohl Erbeinſetzungen, Vermächt⸗ 
niſſe, Auflagen, wenn vertragsmäßige Gebundenheit ($ 2278 Abſ 2) nicht beabſichtigt ft, 
als letztwillige Anordnungen jeder andern Art (vgl. $ 2278 A 2). Vorausſetzung iſt, daß ſie 
in einem gültigen Erbvertrag getroffen find. Iſt dieſer wegen Formmangels, 
infolge durchgeführter Anfechtung oder aus andern Gründen nichtig, ſo fallen damit auch 
die einen Beſtandteil des Erbvertrags bildenden einſeitigen Verfügungen zuſammen. 

2. Die Anwendung der Teſtamentsvorſchriften bezieht ſich zwar nicht auf die Teſta⸗ 

mentsform. Wohl aber wird perſönliche Errichtung ($ 2064) und Teſtierfähigkeit gemäß 
$ 2229 erfordert. Die verminderten Erforderniſſe des Erbvertrags im Falle des $ 2275 A 2 
genügen nicht. Umgekehrt können, wenn der Erbvertrag als ſolcher z. B. wegen verweigerter 
Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters ($ 2275 A 3) unwirkſam, aber den Teſtamentsvor⸗ 
ſchriften entſprochen iſt, die einſeitigen Verfügungen als gemeinſchaftliches Teſtament 
wenigſtens dann aufrecht erhalten werden, wenn der Vertrag unter Ehegatten geſchloſſen 
iſt ($ 2265). 
15 3. Daß die einſeitige Verfügung von dem Verfügenden (ſelbſtverſtändlich nicht auch 
vom andern Teile) durch Teftament jederzeit frei widerrufen werden kann, ergeben 
55 2253, 2254, 2258. Es kann aber auch durch aufhebenden Vertrag gemäß $ 2900 geſchehen, 
wenn er ſich nicht auf die einſeitige Verfügung beſchränkt, ſondern zugleich mindeſtens eine 
vertragsmäßige Verfügung aufhebt. Daß die aufzuhebende einſeitige und die vertragsmäßige 
Verfügung in einem und demſelben Erbvertrag getroffen ſein müßten, fordert das Geſetz 
nicht (a. M. Planck A 3, b; Staudinger A 2, a). 

4. Die Aufhebung des ganzen Erbvertrags durch Rücktritt (68 2293-2297), 
wenn er von dem Urheber der Verfügung ausgeht, oder durch Vertrag ($ 2290), wirkt 
im Zweifel auch als Aufhebung der darin enthaltenen einſeitigen Verfügung, Einen ander3- 

earten Willen des Erblaſſers hat zu beweisen, wer die fortdauernde Geltung der ein⸗ 

ſeuigen Verfügung behauptet (vgl. auch $ 2298 Abſ 3). Beſchränkt ſich der Rücktritt oder 
die Aufhebung auf eine einzelne vertragsmäßige Verfügung, ſo tritt Unwirkſamkeit der ein⸗ 
ſeitigen Verfügung nur unter den Vorausſetzungen des § 2085 ein. 
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Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden Vorſchriften der 
88 2259 bis 2263, 2273 finden auf den Erbvertrag entſprechende Anwendung), 
die Vorſchriften des $ 2273 Satz 2, 3 jedoch nur dann, wenn ſich der Erbver⸗ 
trag in beſonderer amtlicher Verwahrung befindet!). 

E 1 1945 Satz 3 II 2166 M 5, 319 P 5, 381, 982, 459. 

1. Entſprechende Anwendung von 2259: Pflicht zur Ablieferung des urſchrift⸗ 
lichen Erbvertrags an das Nachlaßgericht (KJ 36 A 91). Sie trifft auch die Notare und 
zwar ohne Unterſchied, ob ſich der Vertrag offen oder verſchloſſen bei ihnen in gewöhnlicher 
oder in beſonderer amtlicher Verwahrung befindet. Auch dann, wenn der Vertrag vor 1. 1. 00 
errichtet, der eine oder der andere Erblaſſer aber nach dieſem Zeitpunkt verſtorben iſt (RG 48, 
96). Ob der abgelieferte Vertrag bei dem Nachlaßgericht zu verbleiben hat oder dem Notar 
nach geſchehener Eröffnung zurückzugeben iſt, beſtimmt ſich nach Landesrecht (RG 53, 390). 
§ 2260: Eröffnungstermin und Verkündung durch das Nachlaßgericht oder $ 2261: durch 
ein anderes Gericht. Beſchwerderecht des Nachlaßgerichts gegen verweigerte Überſendung 
der Urſchrift KJ 37 A 127. 8 2262: Benachrichtigung der nichterſchienenen Beteiligten. 
8 2263: Nichtigkeit des Eröffnungsverbots. Das Recht auf Einſicht und Erteilung von 
Abſchriften ſteht den Intereſſenten zu (RG 53, 393), zwar nicht auf Grund des nicht mit ange⸗ 
zogenen § 2264, wohl aber nach FGG $ 34. 

2. Die Verfügungen des überlebenden Vertragſchließenden ſind, ſoweit ſie ſich ſondern 
laſſen, nach $ 2273 Satz 1 nicht zu verkünden. Es bedarf aber keiner Abſchrift von den Ver⸗ 
fügungen des Erſtverſtorbenen und keiner neuen amtlichen Verwahrung ($ 2273 Sitz 2, 3), 
wenn der Erbvertrag gemäß $ 2277 A 3/4 von vornherein nur in gewöhnliche amtliche Ver⸗ 
wahrung genommen war. 

8 2301 


Auf ein Schenkungsverſprechen, welches unter der Bedingung erteilt 
wird, daß der Beſchenkte den Schenker überlebt“), finden die Vorſchriften 
über Verfügungen von Todes wegen Anwendung ). Das Gleiche gilt für 
ein ſchenkweiſe unter dieſer Bedingung erteiltes Schuldverſprechen oder Schuld⸗ 
anerkenntnis der in den 88 780, 781 bezeichneten Arts). 
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Vollzieht der Schenker die Schenkung durch Leiſtung des zugewendeten 
Gegenſtandes ), jo finden die Vorſchriften über Schenkungen unter Lebenden 
Anwendung '). 

E 1 1963 I1 2167 M 5, 350-352 P 5, 460—402. 

1. Scheukung von Todes wegen. Das Schenkungsverſprechen ſteht im 
Gegenſatz zu der vollzogenen Schenkung des Abſ 2. Der bloß Verſprechende will nicht, daß 
der Gegenſtand der Schenkung jetzt ſchon aus ſeinem Vermögen ausſcheide. Will er aber 
jetzt ſchon dem Beſchenkten oder ſeinen Erben endgültig zur Leiſtung verpflichtet ſein, ſo handelt 
es ſich lediglich um Schenkung unter Lebenden, auch dann, wenn die Erfüllung bis nach dem Tode 
des Schenkers hinausgeſchoben ift. Es kommt mithin nur $ 518 zur Anwendung. Dasſelbe 
gilt, wenn die Schenkung in ſonſtiger Weiſe, z. B. durch Überſtehen einer gemeinſamen Ge⸗ 
fahr bedingt iſt. Anders dagegen wenn der Schenker an ſein Verſprechen nur unter der Be⸗ 
dingung gebunden ſein will, daß ihn der Beſchenkte überlebt. Der Eintritt gerade dieſer 
Bedingung, die nicht förmlich und nicht ausdrücklich erklärt zu fein braucht, bildet nach 98 1923, 
2074, 2160 die allgemeine Vorausſetzung letztwilliger Verfügungen. Deshalb ſind folg richtig 
auch die hierfür geltenden Formen zu beobachten. Die Form des 5 518 A 2 genügt nicht. 

2. Nach den Vorſchriften über Verfügungen von Todes wegen iſt das Schenkungs⸗ 
verſprechen als einſeitiges im Teſtament ($$ 1937, 1939) ober gemäß $ 2299 im Erbvertrag, 
als angenommenes Verſprechen oder Vertrag im Erbvertrage zu erteilen und nur bei Ein⸗ 
haltung dieſer Formen bindend. Je nachdem das ganze Vermögen oder nur einzelne Gegen- 
ſtände zugewendet find, geſtaltet ſich das Schenkungsverſprechen als Erbeinſetzung oder Ver⸗ 
mächtnis. Für den Widerruf kommen deshalb nicht $$ 530—533, ſondern nur 59 2253 ff., 
2271 beim Teſtament und 38 2290 ff., 2293 ff. beim Erbvertrag in Betracht. Dies gilt auch 
dann, wenn dem Privatteſtamente die Annahmeerklärung des Beſchenkten hinzugefügt ſein 
ſollte. 

3. Entſprechend 5518 Abſ 1 Sitz 2 find das Schuldverſprechen (5 780) und das Schuld⸗ 
anerkenntnis ($ 781) unter die gleichen Vorſchriften geſtellt, wenn dem abſtrakten Vertrag 
eine an die Bedingung des Uberlebens des Beſchenkten geknüpfte Schenkung 
zugrunde liegt. 

4. Die Schenkung iſt vollzogen durch Bewirkung der verſprochenen oder der im Schuld⸗ 
verſprechen oder Schuldanerkenntnis übernommenen Leiſtung (. $ 518 A 4). Hierzu genügt 
nicht die bloße Übergabe eines Schuldſcheins, ſei es auch mit der Ermächtigung, den Schen⸗ 
kungsgegenſtand nach dem Tode des Schenkers von dem dritten Schuldner in Empfang zu 
nehmen (RG JW 04, 337°), auch nicht der Vermerk auf einem vom Beſchenkten ausgeſtellten 
Schuldſchein, der Schein werde mit dem Tode des Erblaſſers ungültig (RG Warn 08 Nr 302), 
wohl aber Abtretung des Herausgabeanſpruchs gemäß $ 931 (NG Warn 09 Nr 33). Das 
Letztere wird regelmäßig bei Übergabe eines Sparkaſſenbuchs anzunehmen ſein. Es macht 
keinen Unterſchied, ob die Leiſtung gleichzeitig mit der Schenkung oder erſt hinterher, mit der 
we vorausgegangene Schenkungsverſprechen zu erfüllen, bewirkt iſt (a. M. Stau⸗ 
dinger A 4). 

. 5. Nich den Vorſchriften über Schenkungen unter Lebenden ($ 518 Abſ 2) macht 
die Vollziehung der Schenkung zugleich die Beobachtung der Form überflüſſig. Damit ent⸗ 
fällt auch die Form der Verfügung von Todes wegen. Der Vorbehalt des Widerrufs iſt auch 
bei der vollzogenen Schenkung zuläſſig. Im übrigen beſtimmt ſich der Widerruf nach § 530 
bis 533. Auch die vollzogene Schenkung von Todeswegen ſteht unter der Bedingung 
des Überlebens des Beſchenkten. Sie wird regelmäßig als auflöſende aufzu⸗ 
faſſen fein, in dem Sinne, daß die Schenkung mit dem früheren Tode des Beſchenkten an 
den Schenker zurückfallen ſoll. Sie kann aber auch aufſchiebend gewollt ſein, wenn der Be⸗ 
ſchenkte den ihm jetzt ſchon übereigneten Schenkungsgegenſtand endgültig erſt mit dem Tode 
des Schenkers haben und behalten ſoll (8 158). — Anrechnung der Schenkung auf den Pflicht⸗ 
teil $ 2315; Ergänzung des Pflichtteils $ 2325. 


8 2302 


Ein Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, eine Verfügung von 
Todes wegen zu errichten oder nicht zu errichten, aufzuheben oder nicht aufzu⸗ 
heben, iſt nichtig ). 

E 1 1754 II 2168 M 5, 8 P 5, 5, 462. 

1. Das Geſetz kennt zwar eine erbrechtliche Bindung des Erblaſſers durch Erbvertrag 
(5 2278 A 1) und im Falle des 82271 Abſ 2 durch Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments, erklärt aber darüber hinaus zur Wahrung völliger Teſtierfreiheit jede vertragsmäßige 
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Beſchränkung des Erblaſſers in Beziehung auf Verfügungen von Todes wegen ($1937 A!) 
für nichtig. Dieſe von jedermann geltend zu machende Nichtigkeit ergreift auch etwa ber 
dungene Vertragsſtrafen ($ 344). Ebenſowenig begründet der Bruch ſolchen nichtigen Ver⸗ 
trags eine Schadenserſatzpflicht. Auch im Erbvertrage können die Vertragſchließenden 
auf das Recht der Aufhebung gemäß 98 2290—2292 oder des Rücktritts gemäß 85 2294, 2295 
nicht wirkſam verzichten. Die Verpflichtung, keine Verſügung von Todes wegen zu errichten, 
kann ſchon nach $ 2278 Abſſ 2 nicht vertragsmäßig eingegangen werden. Sie wäre nur zu 
halten, wenn ſie ſich in eine Erbeinſetzung der geſetzlichen Erben umdeuten läßt. Die Ver⸗ 
pflichtung, eine ältere Verfügung von Todes wegen nicht aufzuheben, wäre nur wirkſam, wenn 
dieſe Verfügung, einen dem $ 2278 Abſ 2 entſprechenden Inhalt (Erbeinſetzung, Vermächtnis, 
Auflage) vorausgeſetzt, inhaltlich oder in überreichter Urſchrift auf dem Wege des $ 2238 (vgl. 
$ 2276 A 2) zum Beſtandteil des Erbvertrags gemacht würde. Die bloße Bezugnahme auf 
eine ältere Verfügung kann ſchon wegen Unzuläſſigkeit des myſtiſchen Teſtaments nicht genügen 
(8 2086 A 1). Noch weniger kann ſich der Erblaſſer einſeitig in der Teſtierfreiheit be» 
ſchränken oder die Gültigkeit ſpäterer Verfügungen von der Einhalkung ſelbſt geſetzter Formen 
abhängig machen (derogatoriſche Klauſel $ 2253 A 1). Bei Nichtbeobachtung dieſer Formen 
kann jedoch der Zweifel entſtehen, ob die errichtete Verfügung von Todes wegen als fertige 
und gültige gewollt ſei. 


Fünfter Abſchnitt 
Pflichtteil 


Das BGB kennt keine Noterben, geſtattet vielmehr dem Erblaſſer auch ſeine nächſten 
Angehörigen von der Erbfolge auszuſchlioßen, läßt aber gerade hierdurch für Abkömmlinge 
Eltern und Ehegatten das Recht auf den Pflichtteil, gleich der Hälfte des Wertes des geſetz⸗ 
lichen Erbteils, als Geldanſpruch gegen den Nachlaß entftchen (582303, 2307). Dieſes Recht 
darf grundſätzlich nicht beſchwert oder beſchränkt werden ($ 2306) und iſt nur unter den Voraus- 
ſetzungen der 95 2333—2337 entziehbar. Enterbung in guter Abſicht $ 2338. Sit der Pflicht⸗ 
teilsberechtigte, gegen die Regel des $ 2304, als Erbe eingeſetzt, oder nach $ 2307 mit einem 
Vermächtnis abgefunden, jo hat er den Anſpruch auf Vervollſtändigung des FPflichtteils, 
wenn er zu gering bedacht iſt. Sonſt muß er ausſchlagen, um den Pflichtteil fordern zu können 
(55 2305—2307). Anfechtung dieſer Ausſchlagung $ 2308. Das Pflichtteilsrecht nachrückender 
Abkömmlinge und der Eltern iſt durch dasjenige des weggefallenen Vorberechtigten beein⸗ 
flußt ($ 2309). Die Grundſätze über die Berechnung des Pflichtteils find in 8 2310—2313, 
mit Rücksicht auf die Ausgleichungspflicht unter Abkömmlingen in $ 2316 enthalten. Sie 
verwickeln fi, wenn zugleich nach $ 2315 die Anrechnung einer unter Lebenden gemachten 
Zuwendung auf den Pflichtteil angeordnet iſt. Pflichtteilsſchuldner iſt grundſätzlich der Erbe, 
der nach $ 2314 auch auskunftspflichtig iſt. Er kann aber nach näherer Vorſchrift der 99 2318 
bis 2324 durch entſprechende Kürzungen auch Vermächtnisnehmer und Auflagenbeteiligte 
zur Tragung der Pflichtteilslaft mit heranziehen. Als außerordentliches, wiewohl mit in den 
Rahmen des Pflichtteilsanſpruchs fallendes Rechtsmittel ſteht endlich dem durch Schenkungen 
unter Lebenden verkürzten Pflichtteilsberechtigten nach 88 2325—2331 der Anſpruch auf 
Ergänzung des Pflichtteils (querela inofficiosae donationis), grundfählich gegen den Erben, 
ausnahmsweiſe auch unmittelbar gegen den Beſchenkten zu ($ 2329). Verjährung des Pflicht⸗ 
teilsanſpruchs § 2332. 


8 2303 


Iſt ein Abkömmling!) des Erblaſſers durch Verfügung von Todes wegen 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen ?), jo kann er von dem Erben den Pflichtteil 
verlangen). Der Pflichtteil beſteht in der Hälfte des Wertes des geſetzlichen 
Erbteils ). 

Das gleiche Recht ſteht den Eltern und dem Ehegatten des Erblaſſers 
zu, wenn ſie durch Verfügung von Todes wegen von der Erbfolge ausgeſchloſſen 

ind ). 
f A 1 1975 Abſ 1, 1976 Abſ 2, 1978 M 5, 382—391 P 5, 497500. 

1. Das Pflichtteilsrecht ſteht nur zu den Abkömmlingen ($ 1924 A 2, beim Zuſammen⸗ 
treffen mit der märkiſchen Witwe RG 65, 249), den Eltern (§ 1925 A 2) und dem Ehegatten 
(55 1931—1933), nicht auch den Geſchwiſtern, Voreltern und ſonſtigen Verwandten des Erb⸗ 
laſſers. Beſchränkung der entfernteren Abkömmlinge und der Eltern $ 2309, Voraus des 
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Ehegatten $ 2311 A 2. Abfindung des unehelichen Kindes mit dem Pflichtteilsbetrage durch 
den Erben des Vaters § 1712 Abſ 2. 

2. Vorausſetzung iſt, daß der betreffende Pflichtteilsberechtigte durch Verfügung 
von Todes wegen von der Erbfolge ausgeſchloſſen worden iſt. Und zwar von jeder, nicht 
bloß von der geſetzlichen Erbfolge, ſei es poſitiv durch vollſtändige Vergebung des Nachlaſſes 
oder durch Beſchränkung auf einen die Hälfte des geſetzlichen Erbteils nicht erreichenden 
Anteil am Nachlaſſe, ſei es negativ durch die Anordnung, daß er nichts erhalten ſolle. Im 
übrigen vgl. $ 1938 A 3. Iſt ein zur Zeit des Erbfalls vorhandener Pflichtteilsberechtigter 
unabſichtlich übergangen, fo kann er nach $$ 2079, 2281 Abſ 1 die Verfügung von Todes 
wegen anfechten und ſich damit das volle geſetzliche Erbrecht verſchaffen. 

3. Der ausgeſchloſſene Pflichtteilsberechtigte erwirbt mit dem Erbfall als Nachlaß⸗ 
gläubiger ($ 1967 A A) den ordentlichen Pflichtteilsanſpruch auf eine der Hälfte ſeines ge⸗ 
ſetzlichen Erbteils gleichkommende Geldſumme als perſönlichen Anſpruchgegenden Erben 
($ 2317). Daneben ſteht ihm nach $$ 2325—2331 als außerordentliches Rechtsmittel der 
Ergänzungsanſpruch zu, ſoweit der Nachlaß innerhalb der letzten 10 Jahre vor 
dem Erbfall durch Schenkungen vermindert worden iſt. Iſt der Pflichtteilsberechtigte gegen 
die Vermutung des $ 2304 als Erbe eingeſetzt, jo vermindert ſich der Pflichtteilsanſpruch, 
ſoweit er als Erbe bedacht iſt ($ 2305). Ahnlich beim Vermächtnis 8 2307 Abſ 1. Beſchrän⸗ 
kungen und Beſchwerungen des Pflichterbteils werden nach § 2306 ohne weiteres hinfällig. 

4. Der Pflichtteil iſt regelmäßig nicht ſelbſt Erbteil, ſondern bemißt ſich nur wirtſchaftlich 
und ziffernmäßig nach der Hälfte des Werts des geſetzlichen Erbteils. Dieſer „Erbteil“ 
iſt identiſch mit dem ganzen Nachlaß, wenn der Pflichtteilsberechtigte der einzige geſetzliche 
Erbe fein würde. Berechnungsgrundſätze $$ 2311 ff. Und zwar iſt der Erbteil zugrunde 
zu legen, der dem betreffenden Pflichtteilsberechtigten gebührt hätte, wenn er im Augen- 
blicke des Erbfalls aus eigenem Rechte geſetzlicher Erbe des betreffenden Erblaſſers geworden 
wäre, ſei es auch, daß ihm vorgehende Pflichtteilsberechtigte erſt nach dem Erbfall wegge⸗ 
fallen find (vgl. aber auch 58 2309, 2310). Verzicht auf den Pflichtteil $ 2346 Abſ 2, Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils 98 2333—2337. 


8 2304 


Die Zuwendung des Pflichtteils iſt im Zweifel nicht als Erbeinſetzung 
anzuſehen !). 

E 11977 II 2170 M 5, 891 P 5, 499, 500. 

1. Auslegungsregel, wonach die Zuwendung des Pflichtteils dem Bedachten im 
Zweifel nicht die Erbenſtellung ($ 2087), ſondern nur ein Forderungsrecht gegen 
den Nachlaß ($ 2317) ace will. Ob ihm dies Forderungsrecht ſchlechthin, oder als 
Gegenſtand eines Vermächtniſſes zukommen ſoll, fo daß § 2307 anwendbar wäre, iſt eben« 
falls Auslegungsfrage. Zweifel können ſelbſt dann beftehen, wenn der Ausdruck „Erbe“ 
gebraucht ift, der Erblaſſer ſich aber hierbei im Ausdruck vergriffen hat (RG 22. 11. 06 IV 
186/06). Den Beweis, daß Erbeinſetzung gewollt ſei, hat zu führen, wer daraus Rechte 
herleitet, z. B. der Gläubiger, der den Pflichtteilsberechtigten wegen einer Nachlaßverbindlich⸗ 
keit in Anſpruch nimmt. 


8 2305 

Iſt einem Pflichtteilsberechtigten ein Erbteil hinterlaſſen, der geringer 
iſt als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils ), jo kann der Pflichtteilsberechtigte 
von den Miterben als Pflichtteil den Wert des an der Hälfte fehlenden Teiles 
verlangen? 

E 1 1979 II 2171 M 5, 891, 892 P 5, 500-808. 

1. Vorausgeſetzt iſt, daß der Pflichtteilsberechtigte (gegen die Vermutung des $ 2304) 
zwar als Erbe eingeſetzt, gleichwohl aber im Pflichtteil geſchmälert iſt, ſei es, daß er ausdrücklich 
auf weniger als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils berufen iſt, oder daß ihm infolge der 
ſonſtigen Vergebungen des Nachlaſſes nicht einmal dieſe Hälfte verbleibt. Iſt er als Ver⸗ 
mächtnisnehmer bebacht, jo gilt $ 2307, im Falle der Beeinträchtigung des Pflichtteils durch 
der Erbeinſetzung hinzugefügte Beſchränkungen und Beſchwerungen $ 2306. 

2. Der Bedachte bleibt jedenfalls Erbe zu dem ihm zukommenden Bruch- 
teil der Erbſchaft. Daneben ſteht ihm, inſoweit als Nachlaßgläubiger, der Geldanſpruch 
des $ 2317 auf den Fehlbetrag zu, der ſich als Unterſchied zwiſchen dem Schätzungswerte 
des ihm ausgeſetzten und der Hälfte des geſetzlichen Erbteils ergibt. Auf dieſen Geldauſpruch 
bleibt er auch dann beſchränkt, wenn er als Erbe ausſchlagen ſollte. Namentlich iſt er 
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in dieſem Falle nicht berechtigt, etwa den vollen geſetzlichen Erbteil (8 1948 A 1) oder auch nur 
den vollen Pflichtteilsanſpruch geltend zu machen. Auch der ſo beſchränkte Pflichtteilsanſpruch 
begründet eine Nachlaßverbind lichkeit und iſt gemäß § 2046 bei der Auseinander⸗ 
ſetzung zu erledigen, an der ja der Pflichtteilsberechtigte als Miterbe gleichfalls teilnimmt. 
Beſchränkte Haftung der übrigen Erben $ 2063 A 2, Pflichtteilslaſt $ 2319. Von einer „Er⸗ 
gänzung“ des Pflichtteils im kechniſchen Sinne ſpricht das Geſetz nur, wenn eine Beeinträch⸗ 
tigung durch Schenkung unter Lebenden eingetreten iſt (88 2325 ff.). 


9 2306 


Iſt ein als Erbe berufener Pflichtteilsberechtigter) durch die Einſetzung 
eines Nacherben, die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers oder eine 
Teilungsanordnung beſchränkt oder iſt er mit einem Vermächtnis oder einer 
Auflage beſchwert !), jo gilt die Beſchränkung oder die Beſchwerung als nicht 
angeordnet, wenn der ihm hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils nicht überfteigt?). Iſt der hinterlaſſene Erbteil größer, ſo kann der 
Pflichtteilsberechtigte den Pflichtteil verlangen, wenn er den Erbteil aus⸗ 
ſchlägt⸗); die Ausſchlagungsfriſt beginnt erſt, wenn der Pflichtteilsberechtigte 
von der Beſchränkung oder der Beſchwerung Kenntnis erlangt’). 

Einer Beſchränkung der Erbeinſetzung ſteht es gleich, wenn der Pflicht⸗ 
teilsberechtigte als Nacherbe eingeſetzt iſt“). 

E 1 1981 Abſ 1 Sat 1, Abſ 2, 2034 Abſ 1 II 2172 M 5, 394—899, 604, 505 P 5, 506-510, 514-516, 
627; 6, 354. 

1. Wie im Falle des $ 2305 ift vorausgeſetzt, daß, gegen die Vermutung des 9 2304, 
Er Pflichtteilsberechtigte als Erbe berufen iſt. Iſt er mit einem Vermächtnis bedacht, ſo 
gilt § 2307. 

2. Beſchränkungen und Beſchwerungen des dem Pflichtteilsberechtigten ausgeſetzten 
Erbteils werden vom Geſetz verſchieden behandelt, je nachdem dieſer Erbteil den Pflichtteil 
nicht überſteigt (ihm gleichkommt oder dahinter zurückbleibt), oder größer iſt als der Pflicht 
teil. Als Beſchränkungen kommen nur in Betracht: a) Einſetzungeines Nach⸗ 
erben hinter dem als Vorerben berufenen Pflichtteilsberechtigten ($ 2100). So insbe⸗ 
ſondere, wenn der überlebende Ehegatte als Vorerbe, die Kinder als Nacherben berufen ſind. 
Dagegen kommt $ 2306 nicht in Frage, wenn die Kinder durch gemeinſchaftliches Teſtament 
nach dem Überlebenden ſchlechthin als Erben des geſamten beiderſeitigen Nachlaſſes berufen 
und damit zugleich von der Erbfolge in den Nachlaß des Zuerſtverſtorbenen ausgeſchloſſen 
find (8 2259 A 2). Den Fall, daß der Pflichtteilsberechtigte ſelbſt als Nacherbe eingeſetzt iſt, 
behandelt Abſ 2 (A 6). b) Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers. 
Sie beſchränkt den Erben ſowohl in der Richtung der 59 2203, 2204, als insbeſondre dadurch, 
daß er über einen der Verwaltung des TB unterliegenden Gegenſtand nicht verfügen kaun 
(5 2211). c) Teilungsanordnungen $ 2048 A 1. Die Aufzählung der für den 
P lichtteilsberechtigten nicht verbindlichen Beſchränkungen ift erſchöpfend. Es gehören des⸗ 
halb nicht hierher die ſogen. familienrechtlichen Anordnungen, z. B. Beſtimmung des Pflicht- 
teils zum Vorbehaltsgut $$ 1369, 1638 u. dgl. Ebenſowenig die Erbeinſetzung unter einer 
Bedingung. Für den maßgebenden Zeitpunkt des Erbfalls (5 2317) iſt der ſo Bedachte jeden⸗ 
falls ausgeſchloſſen. Ob ihm auch nur die Nacherbenſtellung gemäß $ 2105 zukommt, bleibt 
ungewiß. Er ift deshalb auch nicht im Sinne von Abſ 2, d. h. unbedingt als Nacherbe einge- 
ſetzt. Daraus folgt, daß er ſogleich den Pflichtteil fordern kann, ohne zur Ausſchlagung ge⸗ 
nötigt zu ſein. Nimmt er aber nach Eintritt der Bedingung den Erbteil an, ſo verſteht ſich 
von ſelbſt, daß er ſich den bereits empfangenen Pflichtteil hierauf anrechnen zu laſſen oder 
ihn zurüctzugeben hat. Dasſelbe gilt, wenn der Pflichtteilsberechtigte nur zum Erſatzerben 
berufen iſt ($ 2096). War der Erblaſſer nach $$ 2333 ff. zur Entziehung des Pflichtteils berech⸗ 
tigt, hat er aber ſtatt deſſen in den Formen des § 2306 Beſchränkungen und Beſchwerungen 
des Pflichtteilsberechtigten angeordnet, oder hat er unter den Vorausſetzungen des § 2338 
in guter Abſicht verfügt, ſo kann ſich der Bedachte hiervon nicht durch Berufung auf $ 2306 
befreien. Beſchränkungen ꝛc., die ſchon vor dem Erbfall oder durch Ausſchlagung des Bedachten 
mit Wirkung auf die Zeit des Erbfalls weggefallen find (58 1953 Abſ 1, 2180 Abſ 3), kommen 
Überhaupt nicht in Betracht, der nachträgliche Wegfall kann aber den Pflichtteilserben berech ⸗ 
tigen, gemäß $ 2308 die Ausſchlagung des Erbteils anzufechten. Iſt er unbeſchränkt und 
unbeſchwert gerade auf den Pflichtteil als Erbe eingeſetzt, ſo kann er nicht ausſchlagen und 
ſtatt deſſen den Pflichtteilsanſpruch als Nachlaßgläubiger geltend machen ($ 2305 A 2). 
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3. Iſt der ausgeſetzte Erbteil geringer als der Pflichtteil oder gleich dem Pflicht⸗ 
teil, ſo fallen die der Erbeinſetzung hinzugefügten Beſchränkungen und Beſchwerungen im 
Verhältnis zu dem Pflichtteilsberechtigten ipso jure weg. Daneben bleibt ihm, wenn der 
Erbteil noch hinter dem Pflichtteil zurückbleibt, der Anſpruch auf Vervollſtändigung nach 
$ 2305. Schlägt er aus, fo kommt dem nach $ 2161 nachrückenden Beſchwerten § 2322 zu⸗ 
gute. Die Beſchränkungen ꝛc. ſind auch dann zu ſtreichen, wenn der Pflichtteilsberechtigte 
nicht als Erbe berufen, ſondern von vornherein nur Nachlaßgläubiger auf den Pflichtteils⸗ 
anſpruch geworden iſt (RG 67, 309). 

4. Iſt der Erbteil größer als der Pflichtteil, jo entſteht dem Erben das Wahlrecht, 
entweder den Erbteil auszuſchlagen, ſich hierdurch von allen Beſchränkungen ꝛc. zu befreien 
und ſich auf Geltendmachung des Forderungsrechts aus $$ 2303, 2317 zu beſchränken, oder 
anzunehmen und ſich damit den ihm auferlegten Beſchränkungen ꝛc. auf die Gefahr hin zu 
unterwerfen, daß ihm daraus eine Beeinträchtigung im Pflichtteil erwächſt, gegen die er ſich 
nur im Rahmen der $$ 2318 ff. ſchützen kann. Die Regelung entſpricht dem Sachſtande, 
wie wenn der Erblaſſer mit der gemeinrechtlichen cautela Socini verfügt hätte. Anfechtung 
der Ausſchlagung § 2308. — Verhältnis zu 8 2338 |. dort A 3. 

5. Die Ausſchlagungsfriſt beginnt regelmäßig mit erlangter Kenntnis von 
dem Erbaufall und dem Grunde der Berufung und nicht vor Verkündung der die Erbein⸗ 
ſetzung enthaltenden Verfügung von Todes wegen (8 1944 A 1—4). Fällt hiermit die Kenntnis 
von der Beſchränkung und Beſchwerung nicht zuſammen, fo wird zugunſten des Pflichtteils⸗ 
erben der Friſtbeginn auf ſolange hinausgeſchoben. Daraus, daß ihm das Geſetz 
je nach der Größe des Erbleils zwei verſchiedenartige Rechtsbehelfe an die Hand gibt, folgt 
ferner, daß ihm die Friſt auch nicht eher laufen kann, als bis er davon Kenntnis erlangt, daß 
ihm mehr als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen iſt. Iſt er deshalb zwar als Erbe, 
aber auf Summen oder einzelne Gegenſtände eingeſetzt ($ 2087 A 2), fo beginnt die Friſt 
erſt, wenn er das Wertsverhältnis der Zuwendung zum ganzen Nachlaß und damit den auf 
ihn entfallenen Bruchteil der Erbſchaft zu überſehen vermag. Dagegen kommt es auf die 
Kenntnis vom Beſtande des Nachlaſſes nicht an, wenn der Pflichtteilserbe ſogleich nach Bruch⸗ 
teilen eingeſetzt iſt. 

6. Iſt der Pflichtteils berechtigte lediglich als Nacherbe eingeſetzt und überſteigt 
dieſer Nacherbteil nicht den Pflichtteil, ſo verwandelt ſich die Nacherbeinſetzung ſogleich in 
die gewöhnliche Erbeinſetzung und es gilt das A 3 Geſagte (RG 22. 11. 06 IV 186/06). Iſt 
der Nacherbteil größer als der Pflichtteil, fo hat er gemäß A 4 das Wahlrecht, ob er die ihm 
angetragene Nacherbſchaft annehmen, oder ob er fie ausſchlagen und ftatt deſſen den Pflicht- 
teil fordern will. Zur Erklärung hierüber iſt er jedoch grundſätzlich nicht vor Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge verpflichtet ($ 2142 A 1). Auch dieſer nn ſetzt die Friſt nicht in Lauf, ſolange 
er nicht Kenntnis von der in ſeiner Nacherbeinſetzung liegenden Beſchränkung erhalten hat 
(RS 59, 345). Freilich läuft ihm unabhängig hiervon die dreijährige Verjährungsfriſt des 
Pflichtteilsanſpruchs aus § 2332 Abſ 2, 3. Er iſt alſo, wenn er ſich den Pflichtteilsanſpruch 
ſichern will, der wiederum von der vorgängigen Ausſchlagung der Nacherbſchaft abhängig 
iſt, ſchließlich doch genötigt, von der in $ 2142 Abſ1 ihm nur wahlweiſe nachgelaſſenen Aus⸗ 
ſchlagung unter Umſtänden bereits vor Eintritt der Nacherbfolge Gebrauch zu machen (RG 
a. a. O.). 


8 2307 


Iſt ein Pflichtteilsberechtigter mit einem Vermächtniſſe bedacht, ſo kann 
er den Pflichtteil verlangen, wenn er das Vermächtnis ausſchlägt ). Schlägt 
er nicht aus, ſo ſteht ihm ein Recht auf den Pflichtteil nicht zu, ſoweit der Wert 
des Vermächtniſſes reicht?); bei der Berechnung des Wertes bleiben Ve⸗ 
ſchränkungen und Beſchwerungen der im § 2306 bezeichneten Art außer Be⸗ 
tracht). 

Der mit dem Vermächtniſſe beſchwerte Erbe kann den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung über die 
Annahme des Vermächtniſſes auffordern‘). Mit dem Ablaufe der Friſt gilt 
1010 N als ausgeſchlagen, wenn nicht vorher die Annahme erklärt 
wird ö). 

E 1 1980, 1982 II 2173 M 5, 392—394, 899-401 P 5, 503—506, 510, 511. 

1. Der Pflichtteilsbe rechtigte iſt niemals genötigt, ſich wegen feines Pflichtteilsan⸗ 
ſpruchs in der Form des Vermächtniſſes befriedigen zu laſſen, gleichviel ob es dem Pflicht⸗ 
teil gleichkommt, oder ihn überſteigt oder dahinter zurückbleibt ($ 2306 A 3, 4). Doch gehört 
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zur Begründung des Pflichtteilsanſpruchs, daß der Bedachte zuvor das Vermächtnis aus⸗ 
geſchlagen hat ($ 2180). N 

2. Schlägt er aus, fo ſteht ihm der Pflichtteilsanſpruch in voller Höhe zu, wie 
wenn ihm nichts zugewendet wäre. Pflichtteilslaſt desjenigen, welchem die Ausſchlagung 
zuſtatten kommt 88 2321 ff. Anfechtung der Ausſchlagung § 2308. Schlägt er nicht aus, 
fo kann er, wie im Falle des § 2305 A 2 neben dem Erbteil, jo auch neben dem Vermächtnis, 
falls ſein durch Schätzung zu ermittelnder Wert hinter dem Pflichtteil zurückbleibt, Vervoll⸗ 
ſtändigung des Pflichtteils mit dem Geldanſpruch des $ 2317 fordern. 0 er ſich das 
Vermächtnis auf den Pflichtteil anrechnen zu laſſen hat, ſteht es nach KO $ 226 Abſ 3 dem 
Pflichtteilsrechte gleich. 

3. Beim Vermächtnis find Beſchränkungen im Sinne von $ 2306 A 2 denkbar ent⸗ 
ſprechend der Nacherbeinſetzung durch Anordnung eines Nachvermächtniſſes nach $ 2191. 
Ferner durch Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers in Beziehung auf den Gegenſtand 
des Vermächtniſſes (58 2211, 2212) und zur Ausführung der dem Vermächtnisnehmer auf⸗ 
erlegten Beſchwerungen ($ 2223). Auch Teilungsanordnungen können in Frage kommen. 
Beſchwerungen in Form von Untervermächtniſſen und dem Vermächtnisnehmer gemachten 
Auflagen (58 2147, 2192). Alle derartigen Beſchränkungen und Beſchwerungen bleiben, 
wenn der Pflichtteilsberechtigte nicht ausſchlägt, abweichend von $ 2306 A 3 auch dann für 
ihn bindend, wenn der Wert des Vermächtniſſes den Pflichtteil nicht erreicht. Trotzdem darf 
er die hieraus ſich ergebenden Einbußen vom Werte des Vermächtniſſes nicht abſetzen, kann 
inſoweit auch vom Erben keine Vervollſtändigung mit Hilfe des Pflichtteilsanſpruchs ver⸗ 
langen und geht unter Umſtänden leer aus, wenn ihm nach Erfüllung der auf dem Vermächtnis 
liegenden Beſchwerungen nichts übrig bleibt ($ 2187). Die Annahme des Vermächtniſſes 
anzufechten iſt er nur nach den allgemeinen Grundſätzen der 88 119 ff. berechtigt. Befriſ⸗ 
tungen und Bedingungen der Vermächtniszuwendung gehören 
nicht zu den „Beſchränkungen und Beſchwerungen“ im Sinne des Geſetzes ($ 2306 A 2), 
ſoweit damit nicht ein Nachvermächtnis nach $ 2191 angeordnet iſt. Der Pflichtteilsberechtigte 
muß nach Satz 1 auch ſolche Vermächtniſſe ausſchlagen, wenn er den vollen Pflichtteil verlangen 
will. Hit das Vermächtnis aufſchiebend befriſtet oder bedingt ($ 2177), fo kann er zwar nicht 
vor dem Eintritte der Bedingung oder des Termins zur Erklärung nach Abſ 2 aufgefordert 
werden. Will er jedoch neben dem uin 9 9 den Anſpruch auf Vervollſtändigung des 
Pflichtteils erheben (A 2), ſo kann er durch die Rückſicht auf die dreijährige Verjährungsfriſt 
(3 2332 Abſ 3) genötigt fein, noch vor Eintritt der Bedingung oder des Termins die Annahme 
des noch ſchwebenden Vermächtniſſes zu erklären und damit die Gefahr der völligen Vereite⸗ 
lung desſelben zu übernehmen. 

4. Da beim Vermächtnis eine geſetzliche Ausſchlagungsfriſt nicht läuft (§ 2180 A 1) 
fo darf der beſchwerte Erbe — nicht ein etwa beſchwerter Vermächtnisnehmer — um ſich 
Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob er das Vermächtnis oder den Pflichtteil zu leiſten hat, 
dem Bedachten eine angemeſſene Friſt zur Erklärung ſetzen. Eine Form iſt hierfür nicht 
vorgeſchrieben. Mehrere Erben können die Friſt nur gemeinſchaftlich ſetzen. Sie iſt nicht 
angemeſſen, wenn ſie früher abläuft, als eine Inventarfriſt, die dem Erben ſelbſt gemäß $ 1994 
auf Antrag des Pflichtteilsberechtigten beſtimmt worden iſt (RG 28. 11. 07 IV 190/07). 
Friſtſetzung bei aufſchiebend befriſteten und bedingten Vermächtniſſen ſ. A 3. 

5. Friſtablauf gilt als Ausſchlagung mit der Wirkung A1, auch ohne daß fie gemäß 
8 2180 dem Beſchwerten gegenüber erklärt worden iſt. Ob in der Erhebung des Pflichtteils⸗ 
anſpruchs gegen den Erben, zumal wenn er mit dem Beſchwerten identiſch iſt, zugleich die Aus⸗ 
ſchlagung enthalten ſei, iſt Tatfrage. Will der Bedachte das Vermächtnis fordern, ſo hat 
er zu beweiſen, daß er noch vor Ablauf der geſetzten (angemeſſenen) Friſt angenommen habe. — 
Iſt der Pflichtteils berechtigte ſowohlals Erbe eingeſetzt wie als 
Vermächtnisnehmer bedacht, fo hat er ſich, wenn er das Vermächtnis nicht aus⸗ 
ſchlägt, jedenfalls deſſen Wert auf den Pflichtteil anrechnen zu laſſen. Sei es, daß er den 
die Hälfte des geſetzlichen Erbteils überſteigenden Erbteil ausſchlägt ($ 2306 A 4) und nur 
den reinen Pflichtteilsanſpruch erhebt. Sei es auch, daß er neben dem zu geringen Erbteil 
( 2306 A 3) bloß Vervollſtändigung des Pflichtteils fordert. Erlangt er auf dieſem Wege 
den vollen Pflichtteil, oder kommt der Erbteil von vornherein dem Pflichtteil gleich, und macht 
er darüber hinaus noch das Vermächtnis geltend, ſo ſtellt er ſich damit auf den Boden des 
mit mehr als dem Pflichtteil bedachten Erben. Er kann deshalb in dieſem Falle nicht ver⸗ 
langen, daß die dem Erbteil beigefügten Beſchränkungen und Beſchwerungen geſtrichen werden. 


8 2308 


Hat ein Pflichtteilsberechtigter, der als Erbe oder als Vermächtnis⸗ 
nehmer in der im § 2306 bezeichneten Art beſchränkt oder beſchwert iſt, die 
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Erbſchaft oder das Vermächtnis ausgeſchlagen, jo kann er die Ausſchlagung 
aufechten, wenn die Beſchränkung oder die Beſchwerung zur Zeit der Aus⸗ 
ſchlagung weggefallen und der Wegfall ihm nicht bekannt war)). 

Auf die Anfechtung der Ausſchlagung eines Vermächtniſſes finden die 
für die Anfechtung der Ausſchlagung einer Erbſchaft geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegen 
über dem Beſchwerten ). 

E I 2040 Abſ 1 II 2174 M 5, 510512 P 5, 631; 6, 319, 320, 328. 

1. Die Kenntnis des Pflichtteilsberechtigten von den dem Erbteil oder dem Vermächtnis 
beigefügten Beſchränkungen und Beſchwerungen iſt für Ausübung des durch $$ 2306, 2307 
ihm verliehenen Wahlrechts fo weſentlich (fo auch $ 2306 A 5), daß ihm das Geſetz geftattet 
die Ausſchlagung anzufechten nicht bloß unter den allgemeinen Vorausſetzungen der 98 119 ff., 
ſondern ſchon auf Grund der Tatſache, daß die Beſchränkungen ꝛc. zur Zeit der Ausſchlagung 
weggefallen und der Wegfall ihm nicht bekannt war. Für beides iſt der Anfechtende be» 
weispflichtig. Die Anfechtung ſelbſt vollzieht ſich in den Formen und Friſten 
der 58 1954, 1955. Sie gilt nach 5 1957 Ab 1zugleichals Annahmedes Erbteils 
und hat demgemäß den Verluſt des Pflichtteilsanſpruches zur Folge. Daraus folgt aber nicht, 
daß die Anfechtung als Verzicht auf den Pflichtteil aufzufaſſen wäre und vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung nach $ 1822 Nr 2 erforderte. Vielmehr handelt es ſich fachlich nur 
um eine veränderte Ausübung des Wahlrechts. § 2308 ſpricht nur von Anfechtung der Aus- 
ſchlagung. Ob auch eine irrtümlich, d. h. in Unkenntnis angeordneter Beſchränkungen ꝛc. 
erklärte Annahme anfechtbar ſei, iſt nach § 119 zu beurteilen. Jedenfalls iſt die 
Anfechtung ſowohl der Ausſchlagung als der Annahme ausgeſchloſſen, wenn ſich der Bedachte 
nur über die Tragweite der Beſchränkungen ꝛc. und den wirtſchaftlichen Wert der Zuwendung 
getäuſcht hat. Maßgebend für den Wegfall der Beſchränkung 2c. ſelbſt und der Kenntnis 
hiervon iſt die Zeit der Ausſchlagung. Iſt ſie erſt nach dieſer Zeit, z. B. durch Ausſchlagung 
eines Bedachten, Erbunwürdigkeit, weggefallen, ſo iſt die Anfechtung nicht gegeben, obſchon 
der Wegfall nach $$ 1953 A682 2344 Abſ 2 auf die Zeit des Erbfalls zurückdatiert wird. 

2. Für Anfechtung der Vermächtnis ausſchlagung gelten ſonſt keine beſonderen Beſtim⸗ 
mungen. Die entſprechende Übernahme der für die Erbſchaftsausſchlagung geltenden Vor⸗ 
ſchriften ergibt Unanwendbarkeit der § 1955 und 1957 Abſ 2, da an Stelle des Nachlaßgerichts 
der Beſchwerte tritt. Die Anfechtung bedarf deshalb auch keiner Form. Anfechtbar iſt auch 
die fingierte Ausſchlagung des § 2307 A 5. — Vererblichkeit des Anfechtungsrechtes $ 2317 A 2. 


8 2309 
Entferntere Abkömmlinge und die Eltern des Erblaſſers ſind inſoweit“) 
nicht pflichtteilsberechtigt!), als ein Abkömmling, der ſie im Falle der ge⸗ 
jeglichen Erbfolge ausſchließen würde?), den Pflichtteil verlangen kann?) 
oder das ihm Hinterlaſſene annimmt. 
E 11983 II 2175 M 5, 401-403 P 5, 511—518. 


1. Leitender Gedanke iſt: „Demſelben Stamme darf nicht zweimal ein Pflichtteil 
gewährt werden (M 5, 401 P 5, 512)“. Das Nachrücken entfernterer Abkömmlinge und 
der Eltern des Erblaſſers in die Stellung des nächſten Pflichtteilsberechtigten (§ 2303 A 4) 
ſoll nicht zur Erhöhung der Pflichtteilslaſt führen. Anderſeits kommt es dem Erben und nicht 
den entfernteren Berechtigten zugute, wenn der nächſte Berechtigte von ſeinem Pflichtteils 
rechte nicht oder nicht rechtzeitig Gebrauch macht. Das ſelbſtändige Pflichtteilsrecht des Ehe⸗ 
gatten (§ 2303 A 1) wird hiervon nicht berührt. Der entferntere Berechtigte 
(E) kommt hier nur inder Eigenſchafteines Pflichtteils berechtigten 
in Betracht. Es iſt alſo vorausgeſetzt, daß er an ſich zur geſetzlichen Erbfolge als Abkömmling 
oder Elternteil berufen wäre, aber im Einzelfalle durch Verfügung von Todes wegen von der 
Erbſchaft ausgeſchloſſen iſt (§ 2303), oder daß er, weil ihm ein zu geringer Erbteil oder ein 
zu geringes Vermächtnis zugewendet iſt, auf Vervollſtändigung des Pflichtteils Anſpruch 
hat (85 2305 A 2, 2307 A 2), oder daß er den hinterlaſſenen größeren, aber mit Beſchränkungen 
oder Beſchwerungen verbundenen Erbteil, oder daß er das Vermächtnis ausgeſchlagen hat 
(83 2306 A 4, 2307 A 1). Trifft eine dieſer Vorausſetzungen ſchon auf den Nächſtberechtigten 
(A) zu und hat A den Pflichtteilsanſpruch auch aus andern Gründen nicht eingebüßt, ſo kann 
A den Pflichtteil verlangen und ſchließt damit allein ſchon den E aus (A 3). 

2. Ein Pflichtteil des entfernteren Berechtigten E kommt nur in Frage, wenn das 
Erb⸗ oder Pflichtteilsrecht des ihm vorgehenden A weggefallen iſt. Der Fall der geſetzlichen 
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Erbfolge ift in Anlehnung an $ 1924 Abſ 2 nur hypothetiſch herangezogen Keineswegs ift 
vorausgeſetzt, daß A ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen 
wäre (5 1938). Im Gegenteil wird gerade durch die Ausſchließung fin Pflichtteils⸗ 
recht erzeugt ($ 2303). Ob im übrigen der Nachlaß, gegen den der Pflichtteilsanſpruch zu⸗ 
fteht, nach der geſetzlichen oder der gewillkürten Erbfolge vererbt wird, iſt ohne Bedeutung. 

3. Der nachrückende Berechtigte E iſt nur inſoweit pflichtteilsberechtigt, als der ihm 
vorgehende Berechtigte A den Pflichtteil nicht verlangen kann. Der Fall, daß A bereits 
vor dem Erblaſſer verſtorben war, iſt hierbei gänzlich auszuſcheiden, da ihm ein 
Pflichtteilsrecht nach $ 1923 Ab 1 überhaupt nicht entſtehen konnte. Es kommen vielmehr 
nur folgende vier Wegfallsgründe in Betracht. a) Ausſchlagung: Bildet fie die ge⸗ 
ſetzliche Vorausſetzung für Geltendmachung feines Pflichtteilsrechts (88 2306 A 4, 2307 A 1), 
ſo kann A in dieſem Falle den Pflichtteil fordern und ein Pflichtteilsrecht des E kommt inſo⸗ 
weit nicht in Frage. Hat dagegen A ausgeſchlagen, ohne daß hierdurch der Pflichtteilsan⸗ 
ſpruch (ganz oder zum Zeil) für ihn ausgelöſt worden wäre, ſo iſt, da A inſoweit den Pflicht⸗ 
teil nicht verlangen kann, der gemäß $ 1953 Abſ 2 (. auch $ 2069) nachrückende E ſeinerſeits 
an der Einforderung des Pflichtteils nicht gehindert. So wenn A ausgeſchlagen hat ſei es 
den zu geringen Erbteil ($ 2305 A 2), oder den beſchränkten oder beſchwerten zu geringen, 
oder den dem Pflichtteil gleichkommenden Erbteil (8 2306 A 3), oder endlich den unbeſchränkten 
oder unbeſchwerten den Pflichtteil überſteigeuden Erbteil. b) Erbunwürdigkeit: Sit 
der Nächſtberechtigte A für erbunwürdig erklärt, ſo gilt er als bereits vor dem Erbfall ver⸗ 
ſtorben und kann ſelbſtverſtändlich den Pflichtteil nicht verlangen (§ 2344). Dagegen iſt der 
nachrückende E daran nicht gehindert. Steht dem Verlangen des A die Einrede aus $ 2345 
Abs 2 entgegen, fo iſt vorerſt ungewiß, ob er den Pflichtteilsanſpruch hat. Erſt wenn der Erbe 
von der Einrede wirkſam Gebrauch gemacht hat, iſt fein Verlangen hinfällig. c) Er bver⸗ 
zicht: Hat A auf das geſetzliche Erbrecht verzichtet und gilt der Verzicht nach $ 2350 Abſ 2 
nicht zugunſten der Eltern des Erblaſſers, ſo bleibt ihm, wenn ſonſt ein Elternteil nachrücken 
würde, das geſetzliche Erbrecht und als Ausfluß deſſen unter den Vorausſetzungen A 1 a. E. 
auch der Pfüchtkeilsanſpruch gewahrt. Pflichtteilsanſprüche der Eltern können deshalb nicht 
in Frage kommen. War der Verzicht des A (sc. mit Vorbehalt ſeines geſetzlichen Erbrechts) 
auf das Pflichiteilsrecht beſchränkt ($ 2346 Abſ 2), jo wird er gegenſtandslos, wenn es dem⸗ 
nächſt wirklich zur geſetzlichen Erbfolge kommt. War jedoch 4 bei Eintritt des Erbfalls tat⸗ 
ſächlich auf den Pflichtteil gewieſen (A 1 a. E.), fo kann er kraft ſeines Verzichts den Pflicht⸗ 
teil nicht verlangen und der nachrückende E kann deshalb ſeinerſeits den Pflichtteil fordern. 
Erſtreckte ſich der von A auf ſein geſetzliches Erbteil erklärte Verzicht nach der Vermutung 
des 8 2349 zugleich auf feine Abkömmlinge, ſo iſt damit ſowohl ſein eigenes wie das Pflicht⸗ 
teilsrecht der Abkömmlinge ausgeſchloſſen ($ 2346 A 3), während dasjenige der nachrückenden 
Eltern unberührt bleibt. Hat endlich A nur für feine Perſon, aber ſchlechthin, ſei es auf das 
geſetzliche Erbrecht oder auf das Pflichtteilsrecht verzichtet, jo kann er keinesfalls den Pflicht⸗ 
teil verlangen und eben deshalb ſteht der Pflichtteilsanſpruch nunmehr dem nachrückenden 
Abkömmling oder Elternteil zu. d) Entziehung des Pflichtteils nach $ 2333 
macht den Nächſtberechtigten A des Pflichtteilsanſpruchs verluſtig, beeinträchtigt aber nicht 
den Anſpruch des entfernteren Ablömmlings oder des Elternteils. Beſchränkung des Pflicht⸗ 
teilsrechtes in guter Abſicht (§ 2338) läßt einen Pflichtteilsanſpruch weder auf ſeiten des in 
dieſer Weiſe Beſchränkten, noch der entfernteren Berechtigten entſtehen. 

4. Inſoweit. Der entferntere Berechtigte E iſt niemals in höherem Umfange pflicht⸗ 
teilsberechtigt, als es der Nächſtberechtigte A geweſen wäre. E muß ſich deshalb auf ſeinen 
Pflichtteil anrechnen laſſen, was A darauf verlangen konnte, auch wenn A von ſeinem Rechte, 
fo insbeſondre auf Vervollſtändigung des Pflichtteils nach $$ 2305 A 2, 2306 A 3, 2307 A 2 
nicht Gebrauch gemacht hat. Er muß ſich aber auch ſchlechthin anrechnen laſſen, was A als 
ihm hinterlaſſen angenommen hat. Die allgemeine Faſſung berechtigt nicht, nach der Art 
der Hinterlaſſung (sc. von Todes wegen) oder nach den verſchiedenen Wegfallsgründen A 3, 
ad zu unterſcheiden. Waren derartige Zuwendungen mit Beſchränkungen oder Beſchwe⸗ 
rungen verbunden, ſo iſt der hierdurch verminderte Wert durch Schätzung zu ermitteln. Eine 
Streichung der Beſchränkungen nach den Sondervorſchriften der 85 2306 A 3 oder 2307 A 3 
kommt hier nicht in Frage. Anrechnung von Vorempfängen auf den Pflichtteil ſ. 88 2315 
A 8, 2316 A 7 (Näheres über vielfach widerſtreitende Meinungen zu $ 2309 vgl. bei 
Planck und Staudinger und dortige Zitate). 


8 2310 


Bei der Feſtſtellung des für die Berechnung des Pflichtteils maßgebenden 
Erbteils werden diejenigen mitgezählt, welche durch letztwillige Verfügung 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen ſind oder die Erbſchaft ausgeſchlagen haben 
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oder für erbunwürdig erklärt ſind !). Wer durch Erbverzicht von der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, wird nicht mitgezählt ). 

E 1 1984 J 2176 M 5, 403, 405 P 5, 513, 514, 516—518. 

1. Für die Berechnung des Pflichtteils als Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils 
(J 2303 A 4) iſt derjenige Erbteil maßgebend, der auf den betreffenden Pflichtteils⸗ 
berechtigten entfallen wäre, wenn es ohne Rückſicht auf die tatſächlich erfolgte Anſchleßung 
(58 2303 A 2, 2333), Ausſchlagung (88 1953, 2306 A 4) oder Erbunwürdigkeitserklärung ($ 2344) 
zur regelmäßigen geſetzlichen Erbfolge aller im Einzelfall berufenen geſetzlichen Erben ge⸗ 
kommen wäre. Nur der Verzichtende iſt und bleibt auch bei dieſer bloß fiktiven Erbfolge nach 
9 2346 A 3 ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebte (A 2). Dies 
hat zur Folge, daß der Wegfall eines Erben durch Ausſchließung ꝛc. den Diviſor nicht ver⸗ 
mindert, alſo den Erbteil und damit den Pflichtteil der übrigen nicht vergrößert, daß vielmehr 
die Ausſchließung ꝛc. lediglich dem Erben zuſtatten kommt. Rücken gemäß $ 2309 entferntere 
Abkömmlinge des Erblaſſers als Pflichtteilsberechtigte ein, fo verſteht ſich ſchon nach dem 
Grundſatze des § 1924 Abſ 2 von ſelbſt, daß der weggefallene nähere Abkömmling und der 
Stamm der an ſeine Stelle tretenden entfernteren Abkömmlinge nicht zweimal gezählt werden. 
Auch ſonſt iſt vorausgeſetzt, daß eine geſetzliche Erbfolge der mehreren in Betracht kommenden 
Pflichtteilsberechtigten nebeneinander überhaupt möglich iſt. Stünde den Eltern 
wegen des Vorhandenſeins wenigſtens eines pflichtteilsberechtigten Abkömmlings kein ge⸗ 
ſetzliches Erbrecht zu ($ 1930), jo haben fie auch kein Pflichtteilsrecht (§ 2309). Erſt wenn 
ſämtliche Abkömmlinge durch Ausſchlagung, wirkſame Entziehung des Pflichtteils, Erbun⸗ 
würdigkeit oder Erbverzicht weggefallen find, kommt ein geſetzliches, aber zugleich auch aus- 
ſchließliches gefeßliches Erbrecht und demgemäß auch Pflichtteilsrecht der Eltern in Frage. 
Daneben auch die weggefallenen Abkömmlinge mitzuzählen, iſt begrifflich unmöglich. Treffen 
nach den Grundſätzen der geſetzlichen Erbfolge (88 1925, 1931) die Eltern oder der überlebende 
Ehegatte des Erblaſſers mit andern Verwandten zuſammen, die als geſetzliche, wenn auch 
nicht als pflichtteilsberechtigte Erben in Betracht kommen oder kommen würden, ſo beſtimmt 
ſich der Pflichtteil des Elternteils oder Ehegatten wiederum ſo, als kämen neben ihnen die mit⸗ 
zuzählenden ausgeſchloſſenen uſw. Verwandten wirklich zur geſetzlichen Erbfolge. Der Pflicht- 
teil des Ehegatten bleibt mithin / von ½ = 7s des Nachlaſſes, auch wenn an Stelle des 
ausſchlagenden Kindes nunmehr die Eltern des Erblaſſers (mit je 1/s) pflichtteilsberechtigt 
werden, obgleich der Ehegatte gemäß $ 1931 neben den Eltern an ſich zu Ya von / 
pflichtteilsberechtigt wäre. 

2. Im Falle des Erbverzichts, dem in der Regel eine anderweite Abfindung aus dem 
Vermögen des Erblaſſers zugrunde liegt, bleibt es auch für die Berechnung des Pflichtteils 
bei dem Grundſatze des $ 2346 A 3. Und zwar gleichviel, ob der Verzicht gegen oder ohne 
Entgelt erklärt war. Der Verzichtende wird jedoch gezählt, vermindert ſomit den Pflicht- 
teil der übrigen Berechtigten, wenn fein Verzicht gemäß § 2346 Abſ 2 auf das Pflichtteils⸗ 
recht beſchränkt war. Daß neben ihm die an ſeine Stelle tretenden Abkömmlinge nicht 
noch beſonders gezählt werden, iſt ſelbſtverſtändlich. — Ebenſo $ 2316 A 4. Soweit die 
Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben ꝛc. nicht beſtimmbar find (52043) 
muß vorerſt auch die Feſtſtellung des Pflichtteils unterbleiben. 
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Der Berechnung des Pflichtteils wird der Veſtand und der Wert des 
Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls zugrunde gelegt!). Bei der Berechnung 
des Pflichtteils der Eltern des Erblaſſers bleibt der dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten gebührende Voraus außer Anſatz “). 

Der Wert iſt, ſoweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. Eine 
vom Erblaſſer getroffene Wertbeſtimmung iſt nicht maßgebend). 

E I 1985, 1986 Abſ 1, 2, 1987 M 5, 405—407, 409 P 5, 518. 

1. Für die Wertsermittelung iſt wie beim Inventar ($ 2001) der Beſtand zur Zeit 
des Erbfalls maßgebend, auch wenn der dem Pflichtteilsberechtigten in Ausſicht geſtellte 
Erbteil ſchon unter Lebenden an ihn ausgekehrt worden wäre (RG 67, 307). Spätere Werts⸗ 
ſteigerungen kommen dem Pflichtteilsberechtigten nicht zugute. Erhebliche Wertsverminde⸗ 
rungen ändern nichts am Betrage des ermittelten Pflichtteils (RG JW 10, 23810), doch kann 
der Erbe nach allgemeinen Grundſätzen die beſchränkte Haftung geltend machen. Dagegen 
nimmt der als Erbe eingeſetzte Pflichtteilsberechtigte an den Wertsveränderungen des Nach⸗ 
laſſes teil. Der Beſtand ergibt ſich nach Abzug der Nachlaßverbindlichkeiten (mit Ausſchluß 
von Vermächtniſſen und Auflagen, § 2318 A 1) von den Aktiven des Nachlaſſes, ohne daß 
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auf die durch den Todesfall eintretende Vereinigung von Rechten und Verbindlichkeiten Rück⸗ 
fit genommen wird (8 1976). Die Nachlaß verbindlichkeiten find nur in dem 
Umfange anzuſetzen, wie wenn es zur reinen geſetzlichen Erbfolge gekommen wäre. Danach 
bleiben zu $ 1967 A 3 die durch Errichtung der Verfügung von Todes wegen, Beſtellung eines 
Teſtamentsvollſtreckers uſw. verurſachten Koſten grundſätzlich außer Betracht (a. M. 
Seuff A 62 Nr 42). Ebenſo die Koſten der Nachlaßverteilung, die den einzelnen Erben treffende 
Erbſchaftsſteuer und die lediglich auf Anerkenntnis der Erben beruhenden Schulden. Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen, einſchließlich der Anſprüche auf den Dreißigſten ($ 1969 A 7) ſtehen, 
und zwar nicht bloß im Konkurſe (KO § 226 Nr 5) dem Pflichtteilsanſpruche nach. Pflicht⸗ 
teilsrechte ſelbſt können nicht in Abzug kommen, da fie nur im Falle eines Nachlaßüberſchuſſes 
entſtehen. Ob eine angefallene Erbſchaft zum Beſtandteil des Nachlaſſes werden ſoll, hängt 
nach $ 1952 A 1 von der freien Entſchließung des Erben ab. 

2. Der Voraus ($ 1932) kommt bei Ermittelung des Pflichtteils von Abkömmlingen 
als Nachlaßvermögen beſonderer Art nicht in Frage. Gegenüber dem elterlichen Pflichtteil 
wird der überlebende Ehegatte dadurch begünftigt, daß die zum Voraus gehörigen Haushaltungs- 
gegenſtände ꝛc. von vornherein aus den Aktiven des Nachlaſſes ausſcheiden. Jedoch nur dann, 
wenn der Voraus dem Ehegatten gebührt. Dies trifft auch dann zu, wenn er demnächſt 
ausgeſchlagen wird. Dagegen „gebührt“ er nicht, wenn er dem Ehegatten entzogen oder 
wenn dieſer für erbunwürdig erklärt iſt. Jedenfalls hat der Voraus nicht ſelbſt auch Pflicht ⸗ 
teilseigenſchaft. Vielmehr werden bei Ermittelung des Pflichtteils des Ehegatten die zum 
Voraus gehörenden Gegenſtände zuſammen mit den übrigen Nachlaßgegenſtänden unter 
den Nachlaßaktiven eingeſtellt. 

3. Ermittelung durch Schätzung ſoweit erforderlich, z. B. nicht bei kurshabenden Wert ⸗ 
papieren. Ertragswert beim Landgut $ 2312, ungewiſſe Rechte ꝛc. $ 2313. Wertsbe⸗ 
ſtimmungen des Erblaſſers find als Teilungsanordnungen maßgebend ($ 2048), jedoch nur 
inſoweit als fie den Berechtigten nicht im Pflichtteil verkürzen (vgl. auch $ 2316 A 6). Er 
muß ſie ſich unbeſchränkt gefallen laſſen, ſoweit fie an Stelle gänzlicher Entziehung des Pflicht⸗ 
teils (§ 2333) angeordnet ſind. Beſondere Wertsberechnung bei Vorempfängniſſen ($$ 2315, 
2316) und ergänzungspflichtigen Schenkungen ($$ 2325, 2328). Auskunftspflicht des Erben 
$ 2314. Pflichtteilsberechnung bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft § 1511. 
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Hat der Erblaſſer angeordnet oder ift nach 8 2049 anzunehmen, daß 
einer von mehreren Erben das Recht haben ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes 
Landgut zu dem Ertragswerte zu übernehmen, ſo iſt, wenn von dem Rechte 
Gebrauch gemacht wird, der Ertragswert auch für die Berechnung des Pflicht⸗ 
teils maßgebend ). Hat der Erblaſſer einen andern Übernahmepreis be⸗ 
ſtimmt, ſo iſt dieſer maßgebend, wenn er den Ertragswert erreicht und den 
Schätzungswert nicht überſteigt !). 

Hinterläßt der Erblaſſer nur einen Erben, ſo kann er anordnen, daß 
der Berechnung des Pflichtteils der Ertragswert oder ein nach Abſ. 1 Satz 2 
beſtimmter Wert zugrunde gelegt werden foll?). 

Dieſe Vorſchriften finden nur Anwendung, wenn der Erbe, der das 
Landgut erwirbt, zu den im § 2303 bezeichneten pflichtteilsberechtigten Per: 
ſonen gehört). 

® 6, 830-835, 448150. 

1. Die Vorſchriften dienen dazu, den Übernehmer eines Landgutes, Anerben, falls 
er ſelbſt zu denpflichtteils berechtigten Perſonen gehört (Ubj 3), auch bezüglich 
der Pflichtteilslaſt dadurch zu erleichtern, daß ſich die ſonſtigen Pflichtteilsberechtigten auf 
der Grundlage des Ertragswertes ($ 2049 A 2) ſtatt, wie fie nach $ 2311 verlangen könnten 
des Schätzungswertes auf ihr Pflichtteil abfinden laſſen müſſen. Dies gilt jedoch nur, wenn 
es wirklich zu der vom Erblaſſer beabſichtigten Gutsübernahme kommt, nicht alſo wenn das 
Gut vorher an einen Fremden veräußert wird. Der Anerbe iſt nur als Berechtigter 
gedacht. Hätte ihn der Erblaſſer zur Übernahme verpflichtet, ſo läge hierin eine Be⸗ 
ſchränkung, von der er ſich gemäß $ 2306 A 4 durch Ausſchlagung befreien und den nach dem 
Schätzungswert zu bemeſſenden Pflichtteil fordern dürfte. 

2. Bei Beſtimmung eines andern Übernahmepreiſes würde ein Herabgehen unter 
den Ertragswert die übrigen Pflichtteilsberechtigten, ein Überſteigen des Schätzungswertes 
dagegen den übernehmenden Anerben benachteiligen. Inſoweit ſind mithin die Ver⸗ 
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fügungen des Erblaſſers unwirkſam und können durch Auslegung auf die zuläſſigen Grenzen 
zurückgeführt werden. 

3. Iſt von vornherein nur ein Erbe eingeſetzt, fo gelten für Berechnung des Pflicht- 
teils ſonſtiger Berechtigter die gleichen Grundſätze, wie fie Abſ 1 für den Fall der Berufung 
mehrerer Erben aufſtellt. Auch der Alleinerbe muß zu den Pflichtteilsberechtigten gehören 
und muß als Erbe, nicht als Vermächtnisnehmer bedacht ſein. 

4. Dem fremden Erben gegenüber gilt immer der Schätzungswert nach $ 2311. — 
Anerbenrecht nach Landesgeſetz Art 64 EGz BGB. 
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Bei der Feſtſtellung des Wertes des Nachlaſſes bleiben Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten, die von einer aufſchiebenden Bedingung abhängig ſind, außer 
Anſatz. Rechte und Verbindlichkeiten, die von einer auflöſenden Bedingung 
abhängig ſind, kommen als unbedingte in Anſatz!). Tritt die Bedingung 
ein, ſo hat die der veränderten Rechtslage entſprechende Ausgleichung zu 
erfolgen ). 

Für ungewiſſe oder unſichere Rechte ſowie für zweifelhafte Verbindlich⸗ 
keiten gilt das Gleiche wie für Rechte und Verbindlichkeiten, die von einer 
aufſchiebenden Bedingung abhängig ſind ). Der Erbe iſt dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten gegenüber verpflichtet, für die Feſtſtellung eines ungewiſſen 
und für die Verfolgung eines unſicheren Rechtes zu ſorgen, ſoweit es einer 
ordnungsmäßigen Verwaltung entſpricht ). 

E 1 1986 Abſ 3, 4 II 2178 M 5, 407-409 P 5, 518. 

1. Bei der Schätzung des Wertes von bedingten Rechten und Verbindlichkeiten 
($ 2311 A 3) iſt auf die größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit des Eintritts der Be⸗ 
dingung keine Rückſicht zu nehmen. Vielmehr kommen ſie vorläufig, je nachdem fie auf- 
ſchiebend oder auflöſend bedingt ſind, entweder gar nicht, oder voll unter den Aktiven in 
Anſatz. Anders bezüglich der aufſchiebenden Bedingung bei der Abſchlagsverteilung im 
Konkurſe KO $$ 154, 168 Nr 2, ebenſo bei der auflöſenden KO. $ 66. 

2. Ausgleichung. Der Eintritt der aufſchiebenden Bedingung bei Rechten, der auf- 
löſenden bei Verbindlichkeiten erhöht nachträglich den Anſpruch des Pflichtteilsberechtigten. 
Der umgekehrte Fall vermindert den Anſpruch und verpflichtet zur Rückzahlung des zuviel 
Empfangenen (5 159). Sicherheitsleiſtung (KO $ 67) kann weder vom Erben noch vom Pflicht- 
5. berloge) werden. Doch iſt gegebenenfalls Arreſt und Schadenerſatzanſpruch 
aus 5 160 zuläſſig. 

3. ungewiſfe, d. h. in ihrem rechtlichen Beſtande, und unſichere, d. h. in der wirtſchaft⸗ 
lichen Verwertung zweifelhafte Rechte ſowie zweifelhafte Verbindlichkeiten nebſt den Koſten 
darüber geführter Prozeſſe (RG ZW 06, 114) bleiben zunächſt ganz außer Anſatz. Hierzu 
gehören nicht wiederkehrende Hebungen, Renten (RG 72, 381) u. dgl., deren Kapitalwert 
ſich nach allgemeinen Grundſätzen ſchätzen läßt. Ebenſowenig befriſtete Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten, bei deren Bewertung ev. der Zwiſchenzins in Betracht kommt (vgl. auch KO 
85 65, 70). 

4. Ordnungsmäßige Verwaltung wie $ 2038 A 2. 
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Sit der Pflichtteilöherechtigte nicht Erbe, ſo hat ihm der Erbe auf Ber: 
langen über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen ). Der Pflicht⸗ 
teilsberechtigte kaun verlangen, daß er bei der Aufnahme des ihm nach 8 260 
vorzulegenden Verzeichniſſes der Nachlaßgegenſtände zugezogen und daß der 
Wert der Nachlaßgegenſtände ermittelt wird?). Er kann auch verlangen, 
daß das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zuſtändigen 
Beamten oder Notar aufgenommen wird). 

Die Koſten fallen dem Nachlaſſe zur Laſt “) 5). 

E 1 1988 Abſ 1 11 2179 M 5, 409, 410 P 5, 519—521. 

1. Auskunftspflicht des Erben. Iſt der Pflichtteilsberechtigte Miterbe, ſo beſteht 
zwiſchen den Erben gegenſeitige Auskunftspflicht ſchon vermöge der Erbengemeinſchaft (8 2038 
A 7). Rechte des Nacherben 88 2121 ff., 2127. Iſt er von vornherein oder infolge Ausſchlagung 
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gemäß 85 2306 A 4 auf den Pflichtteilsanſpruch beſchränkt, fo folgt aus der Auskunftspflicht 
weiter gemäß 9 260, daß ihm der Erbe auf Verlangen ein Verzeichnis des Beſtandes 
vorzulegen und gegebenenfalls den Offenbarungseid zu leiſten hat. Zu dieſem Verlangen 
iſt gegenüber dem Erben auch der Pflichtteilsergänzungsberechtigte bezüglich der in 8 2325 
bezeichneten Schenkungen berechtigt (R 73, .. ; 7. 3. 10 IV 113/09). Maßgebend iſt nach 
8 2311 A 1 die Zeit des Erbfalls. Der Beſtand ergibt ſich aus der Vergleichung der Aktiven 
und Paſſiven des Nachlaſſes. Das Verzeichnis hat deshalb beide, auch die bedingten, unge⸗ 
wiſſen und unſicheren Rechte und Verbindlichkeiten aufzuführen ($ 2313) und ſich unter Um⸗ 
ſtänden auch auf einen zweiten Nachlaß zu erſtrecken an dem die den Pflichtteil ſchuldenden 
Erben als Erbeserben beteiligt find (RG 72, 380). Ebenſo die möglicherweiſe zum Voraus 
gehörigen Gegenſtände, ſolange unter den Beteiligten noch nicht feſtſteht, daß fie gemäß $ 2311 
A 2 außer Anſatz zu bleiben haben (RG 62, 110). Endlich iſt der Erbe in entſprechender An⸗ 
wendung des § 2057 zur Auskunft über die nach $ 2316 A 2 als Ausgleichungspoſten in Be⸗ 
tracht kommenden Zuwendungen verpflichtet. (RG 73, .. 12. 5. 10 IV 411/09). Das Ver⸗ 
langen iſt, wenn ihm nicht entſprochen wird, im Klagewege zu ſtellen. Nach $ 254 ZPO 
kann damit die Klage auf Zahlung des Pflichtteils verbunden werden. Von mehreren Pflicht⸗ 
teilsberechtigten kann ſeder ſelbſtändig das Verlangen ſtellen. Mehrere Erben haften für 
Erfüllung der Auskunftspflicht, die ihnen als ſolchen obliegt ($ 1967 A 3) nach $ 2058 als Ge⸗ 
ſamtſchuldner (a. M. Planck A 3). NG 50, 225 läßt mit Rückſicht auf 82213 A 3 den Anſpruch 
nicht zu gegen den Teſtamentsvollſtrecker (dagegen Planck A 3; Dernburg V 113 A 10). 
Schon auf Grund $ 2215 iſt der Erbe regelmäßig in der Lage, auch ohne den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker dem Verlangen zu genügen. 

2. Recht des Pflichtteilsberechtigten auf Zuziehung, wie im Falle des § 2121 A 2. 
Die Wertdermittelung, geboten durch $ 2303 A 4 geſchieht nur auf Grund beſonderen Ver⸗ 
langens. Dem Beſtandsverzeichniſſe (A 1) brauchen Wertangaben nicht beigefügt zu werden 
(RG 18. 11. 09 IV 34/09). Zum Zwecke der Wertsermittelung kann nach 5 809 Vorzeigung 
der Sachen beanſprucht werden. Der Streit über die Höhe der eingeſtellten Werte und die 
Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes iſt im Prozeſſe auszutragen. 

3. Der Berechtigte kann ſich mit einem ihm mitgeteilten privatſchriftlichen Verzeichnis 
begnügen, verzichtet aber durch Stillſchweigen noch nicht auf das Recht, amtliche Aufnahme 
(wie 52003) zu verlangen (RG 72, 384). Iſt ein Verzeichnis, das auf dieſen Namen Anſpruch hat, 
einmal gelegt, ſo kann wegen angeblicher Mängel nicht neue Vorlegung oder Ergänzung des Ver⸗ 
zeichniſſes verlangt werden. Die amtliche Aufnahme ſowie die Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides (FGG 88 163, 79) können im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrieben werden. 

4. Die Koſten und zwar einſchließlich derjenigen der Zuziehung, der Wertsermittelung, 
der amtlichen Aufnahme, jedoch ausſchließlich der Eidesabnahme ($ 261 Abſ 3) gehören zu 
den Nachlaßverbindlichkeiten und find gemäß $ 2311 mit zu berückſichtigen. 

5. Der Erblaſſer kann dem Erben die Auskunftspflicht nicht wirkſam erlaſſen, 
ſoweit er nicht gemäß $$ 2333 ff. einem Pflichtteilsberechtigten gegenüber zur Entziehung 
des Pflichtteils berechtigt iſt. Ein vertragsmäßiger Verzi cht erfordert, weil eine Minde⸗ 
rung des Pflichtteilsrechtes enthaltend, gegenüber dem Erblaſſer die Form des $ 2348. Gegen- 
über dem Erben ift er an keine Form gebunden (RG 6, 7. 08 Iy 585/07). — Unabhängig 
von $ 2314 ſteht dem Plfichtteilsberechtigten in feiner Eigenſchaft als Nachlaßgläubiger das 
Recht zu, gemäß 88 1994, 2006 Inbentarlegung zu verlangen. Doch genügt der 
Erbe mit der Auskunftserteilung regelmäßig zugleich der Inventarpflicht (5 2001), während 
nach gelegtem Inventar nur ein Anſpruch auf Ergänzung nach A 2 in Frage kommt. Der 
Eintritt unbeſchränkter Haftung nach $ 2005 erledigt nicht auch die Auskunftspflicht des Erben. 


8 2315 

Der Pflichtteilsberechtigte hat ſich auf den Pflichtteil anrechnen zu 
laſſen ), was ihm von dem Erblaſſer durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden“) 
mit der Beſtimmung zugewendet worden ift?), daß es auf den Pflichtteil an⸗ 
gerechnet werden ſoll !). 

Der Wert der Zuwendung wird bei der Beſtimmung des Pflichtteils 
dem Nachlaſſe hinzugerechnet). Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu 
welcher die Zuwendung erfolgt iſt “). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, ſo findet 
die Vorſchrift des § 2051 Abſ. 1 entſprechende Anwendung). 

E 1 1989 Abſ 1 Nr 2, Abſ 2—4, 1990 Abſ 1 II 2180 M 5, 410—414 P 5, 521—523; 6, 102, 103 KB 322. 

1. $ 2315 ordnet die Berechnung und Verrechnung des Pflichtteils eines beſtimmten 
Pflichtteils berechtigten (einzigen Abkömmlings, Elternteils, Ehegatten) mit Rückſicht 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. II. Band. 42 
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auf gewiſſe unter Lebenden auf den Pflichtteil gemachte Zuwendungen. $ 2316 beſchäftigt 
ſich mit dem Pflichtteil eines Abkömmlings, neben dem andere Abkömmlinge vorhanden 
find, mit Rückſicht auf ausgleichungspflichtige Zuwendungen. $ 2316 Abſ 4 handelt von 
dem Fall, daß die Zuwendung ſowohl auf den Pflichtteil wie (als Ausgleichungspoſt) auf 
den Erbteil anzurechnen iſt. 

2. Die Anrechnung auf den Pflichtteil vollzieht ſich in der Weiſe, daß von dem nach 
Abſ 2 berechneten Pflichtteil der Wert der Zuwendung mit demſelben Betrage gekürzt wird, 
zu dem er dem Nachlaß hinzugerechnet war. Der Pflichtteilsberechtigte kann infolgedeſſen 
mit feinem Anſpruche leer ausgehen (RG 58, 61), hat aber niemals herauszuzahlen. 

3. Zum Begriffe der Zuwendung vgl. $ 2050 A 7. Die dort (Abſ 1) beſonders be⸗ 
handelte Ausſtattung des Kindes kann auch inſoweit Zuwendung fein, als fie das den Ver⸗ 
mögensverhältniſſen entſprechende Maß nicht überſteigt und deshalb nicht als Schenkung 
gilt ($ 1624). Die Gewährung eines auf den Pflichtteil anzurechnenden Darlehns iſt nich! 
ſelbſt Zuwendung, wohl aber der hierin liegende Erlaß der Rückzahlungspflicht. 

4. Die Zuwendung muß durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden vermittelt ſein. Danach 
iſt ausgeſchloſſen, daß die Anrechnung auf den Pflichtteil wirkſam durch Verfügung von Todes 
wegen angeordnet werde (RG 67, 307). Im übrigen kommen Rechtsgeſchäfte jeder Art, 
auch Vertrag zugunſten Dritter in Frage ($ 328). Geſchieht die Zuwendung ohne den Willen 
des Pflichtteilsberechtigten (3. B. durch Schuldenbezahlung), fo ift $ 516 Abſ 2 entſprechend 
anwendbar. 

5. Die Zuwendung muß mit der Beſtimmung geſchehen, daß ſie auf den Pflicht⸗ 
teil angerechnet werden ſoll. Die Beſtimmung muß deshalb, ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
gegenüber dem Empfänger erklärt ($ 130) und dieſem zum Bewußtſein gekommen fein. Dies 
wird insbeſondere dann zutreffen, wenn der Erblaſſer ſein Vermögen bereits unter Lebenden 
aufteilt. Beſtimmung, Zuwendung und Rechtsgeſchäft (A 4) werden regelmäßig zeitlich 
zuſammentreffen („mit der Beſtimmung“). Dann wird auch förmliche rechtsgeſchäftliche 
Einigung über die Anrechnungspflicht zu erfordern ſein (RG 1. 2. 09 IV 170/08). Es genügt 
jedoch, wenn die Beſtimmung der Zuwendung vorangeht, aber in Hinblick auf die bevorſtehende 
Zuwendung getroffen iſt. Dagegen bindet die nachträgliche Beſtimmung den Empfänger 
ſelbſt dann nicht, wenn er ſich (formlos) damit einverſtanden erklärt hätte. Hat der einzige 
Abkömmling A aus dem 300 betragenden Vermögen des Erblaſſers E eine mit Anrechnungs⸗ 
pflicht nicht beſchwerte Zuwendung von 100 erhalten, und beträgt infolgedeſſen der Nachlaß 
des E nur noch 200, fo gebührt ihm als Pflichtteil Ya — 100. Er hat deshalb unter Lebenden 
und von Todes wegen zuſammen 200 erhalten. Muß er ſich jedoch die vorempfangenen 100 


auf den Pflichtteil anrechnen laſſen, fo beträgt der Pflichtteil nur FI — 150 — 100— 50. 


Er hat dann zuſammen nur 150 erhalten. Die Anrechnungspflicht verkürzt deshalb unter allen 
Umſtänden den Pflichtteil des A und enthält ſomit einen Erbverzicht, der, wenn er 
vertragsmäßig erfolgt, nach 88 2346 Abſ 2, 2348 der öffentlichen Beurkundung bedarf (RG 
71, 136). Der gleiche Erfolg tritt zwar auch dann ein, wenn die Anrechnungsbeſtimmung 
ſogleich mit der Zuwendung verbunden wird. Allein ein eigentlicher Vertrag iſt hierbei nicht 
in Frage. Entſcheidend iſt die Beſtimmung des Zuwendenden. Die Zuwendung 
erhält damit eine beſondere rechtliche Beſchaffenheit und nur ſo wie ſie beſchaffen iſt, kann ſie 
der Pflichtteilsberechtigte annehmen oder ablehnen. Sein Widerſpruch gegen die Beſtimmung 
wäre, wenn er trotzdem annimmt, unwirkſam. Die Annahme in Unkenntnis der Beſtimmung 
hätte Nichtigkeit der Zuwendung zur Folge und würde den Bereicherungsanſpruch des Erb⸗ 
laſſers oder des Nachlaſſes aus $ 812 entſtehen laſſen. Ob die Anrechnung auf den Pflicht: 
teil oder auf den geſetzlichen Erbteil und damit nur mittelbar auf den Pflichtteil (88 2303 
Abſſ 1, 2316) vom Erblaſſer gewollt und dem Empfänger erkennbar 9 tft, iſt lediglich 
Tatfrage. Iſt er wirklich Erbe geworden, fo iſt der Erblaſſer durch $ 2315 nicht gehindert, 
ihm die Anrechnungspflicht letztwillig aufzuerlegen, ſoweit fie nicht zur Schmälerung des 
Pflichtteils führt ($ 2306 A 2). 2 

6. Hinzurechnung. Der Wert der Zuwendung erhöht, wiewohl nur rechnungsmäßig 
und nur im Verhältnis zu demjenigen Pflichtteilsberechtigten, welcher die Zuwendung em- 
pfangen hat, den nach $ 2311 zugrunde zu legenden Wert des Geſamtnachlaſſes 
(anders im Falle des 52316 A 7, vgl. auch 99 2325 A 2, 2327 A 2). Die Erb⸗ oder Pflicht- 
teile anderer Beteiligter werden hiervon nur dann berührt, wenn es ſich um ausgleichungs⸗ 
pflichtige Zuwendungen an Abkömmlinge handelt ($ 2316). Kommen verſchiedene lediglich 
auf den Pflichtteil anzurechnende Zuwendungen an verſchiedene Pflichtteilsberechtigte in 
Frage, ſo iſt der Berechnung eines jeden Pflichtteils auch ein verſchiedener Geſamtbeſtand 
des Nachlaſſes zugrunde zu legen. Haben z. B. an derartigen Zuwendungen empfangen 
bei einem Nachlaßreinbeſtand von 2000 der überlebende Ehegatte E 200, die Abkömmlinge 
A 300, B 450, C 50, ſo iſt der Pflichtteil des E von 2200, des A von 2300, des B von 2450, 
des C von 2050 fiktivem Nachlaßbeſtand zu berechnen. 
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7. Für die Wertsbeſtimmung ift die Zeit der Leiſtung, nicht wie in 5 2311 
des Erbfalls maßgebend. Spätere Wertsveränderungen und ſelbſt der Untergang der zuge⸗ 
wendeten Sache kommen nicht in Betracht. Iſt der Wert durch Vereinbarung zwiſchen 
Erblaſſer und Zuwendungsempfänger beſtimmt worden, ſo iſt bei der nachgiebigen Faſſung 
des Geſetzes der vereinbarte Wert maßgebend. Sind durch Feſtſetzung eines zu niedrigen 
Werts andere Pflichtteilsberechtigte benachteiligt, ſo kann ihnen der Ergänzungsanſpruch 
nach $ 2325 zuſtehen. Dagegen iſt die Vereinbarung eines zu hohen, den Empfänger im 
Pflichtteil benachteiligenden Wertes als Erbverzicht zu beurteilen (A 5). 

8. Die Anrechnungspflicht trifft auch den nachrückenden Ablömmling, der an Stelle 
des nächſtberechtigten, aber weggefallenen Abkömmlings pflichtteilsberechtigt geworden iſt. 
Was in § 2051 A 1/2 von der Ausgleichungspflicht gejagt iſt, gilt hier von der Anrechnungs⸗ 
pflicht. Entſprechende Anwendung iſt auch dann geboten, wenn ein Fremder als Erbe ein⸗ 
geſetzt und der nachrückende Abkömmling der einzige in Betracht kommende Pflichtteilsberech⸗ 
tigte iſt. Der Erblaſſer kann die Anwendung des $ 2051 dadurch ausſchließen, daß er die An⸗ 
rechnung dem Empfänger der Zuwendung nur für feine Perſon zur Pflicht macht. Der Nach⸗ 
rückende iſt hierfür beweispflichtig. Zu beachten iſt, daß der nachrückende Abkömmling nach 
3 2309 A 3/4 nur inſoweit pflichtteilsberechtigt iſt, als der durch Ausſchlagung, Erbunwürdig⸗ 
keit, Erbverzicht oder Pflichtteilsentziehung Weggefallene den Pflichtteil verlangen kann 
oder das ihm Hinterlaſſene annimmt. Nun kann zwar der Empfänger der anrechnungspflich⸗ 
tigen Zuwendung, ſoweit er anrechnungspflichtig ift, den Pflichtteil „nicht verlangen“. Aber 
doch nur deshalb nicht, weil er durch den Vorempfang hierauf ſchon bei Lebzeiten abgefunden 
worden iſt, ohne daß ihm die einmal empfangene Zuwendung wieder entzogen werden kann. 
Mit Planck A 8, b muß eine derartige Vorausgewährung dem Hinterlaſſenen gleichgeſtellt 
werden. Die Annahme der Zuwendung als „des Hinterlaſſenen“ läßt es deshalb inſoweit 
überhaupt nicht zum Nachrücken entfernterer Pflichtteilsberechtigter kommen. Soweit 
dennoch die Eltern des Erblaſſers nachrücken, z. B. wegen Erbunwürdigkeit des einzigen 
Abkömmlings, der durch anrechnungspflichtige Zuwendungen bereits teilweiſe auf den 
Pflichtteil abgefunden iſt, haben ſie praktiſch die Anrechnungspflicht ebenfalls gegen ſich gelten 
zu laſſen. Zwar nicht auf Grund von $ 2315 Abſ 3, der nur auf Abkömmlinge berechnet iſt. 
Wohl aber auf Grund von $ 2309, der ein Pflichtteilsrecht der Eltern nur inſoweit entſtehen 
läßt, als der weggefallene Abkömmling nicht ſchon unter Lebenden hierauf abgefunden war. 
Iſt er ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben, ſo hat ſich damit die Anrechnungspflicht über⸗ 
haupt erledigt. Die Eltern können dann kraft eigenen Rechts ihren vollen Pflichtteil 
fordern ($ 2309 A 3 Eing.). 
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Der Pflichtteil eines Abkömmlings beſtimmt ſich, wenn mehrere Ab⸗ 
kömmlinge vorhanden jind!) und unter ihnen im Falle der geſetzlichen Erb⸗ 
folge eine Zuwendung des Erblaſſers zur Ausgleichung zu bringen ſein würde ), 
nach demjenigen, was auf den geſetzlichen Erbteil unter Berückſichtigung der 
Ausgleichungspflicht bei der Teilung entfallen würde). Ein Abkömmling, 
der durch Erbverzicht von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, bleibt 
bei der Verechnung außer Betracht“). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte Erbe und beträgt der Pflichtteil nach Abſ. 1 
mehr als der Wert des hinterlaſſenen Erbteils, ſo kann der Pflichtteilsbe⸗ 
rechtigte von den Miterben den Mehrbetrag als Pflichtteil verlangen, auch 
wenn der hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen Erbteils erreicht 
oder überſteigt !“). 

Eine Zuwendung der im § 2050 Abſ. 1 bezeichneten Art kann der Erb: 
laſſer nicht zum Nachteil eines Pflichtteilsberechtigten von der Verückſich⸗ 
tigung ausſchließen “). 

Sit eine nach Abſ. 1 zu berückſichtigende Zuwendung zugleich nach 8 2315 
auf den Pflichtteil anzurechnen, ſo kommt ſie auf dieſen nur mit der Hälfte 
des Wertes zur Anrechnung). 

E 1 1989 Abſ 1 Nr 3, Abſ 4, 1990 Abſ 2 II 2181 M 5, 410—416 P 5, 521-525, 892; 6, 102, 103, 320, 
851 RB 328 ff. 

1. Es handelt ſich um die Berechnung des Pflichtteils eines Abkömmlings neben 
andern Abkömmlingen, nicht wie in $ 2315 A 1 des Pflichtteilsberechtigten ſchlechthin, und 
zwar um die nähere Beſtimmung des nach § 2303 A 4 hierfür maßgebenden geſetzlichen 
k 
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Erbteilz. Die andern — näheren oder entfernteren — Abkömmlinge (5 2309) müſſen 
vorhanden ſein, d. h. zur Zeit des Erbfalls gelebt haben. Ob ſie allein oder neben 
Fremden, Erben oder Pflichtteilsberechtigte geworden find, iſt gleichgültig, wofern fie nur 
gemäß $ 2310 „mitgezählt werden“. Nur der Verzichtende bleibt außer Betracht (A 4). 

2. Ausgleichungspflicht im Falle der geſetzlichen Erbfolge 58 2050 ff. Der Pflicht- 
teil kann durch nachträgliche Anordnung der Ausgleichungspflicht nicht mehr beeinträchtigt 
werden, außer wenn der Berechtigte durch Erbverzicht einwilligt (RG 71, 135). 

3. Auch wenn es nicht zur geſetzlichen Erbfolge und damit zur Durchführung der Aus- 
gleichung kommt, ſo wird doch die Ausgleichungspflicht rechnungs mäßig berücſichtigt. Die 
Hälfte des auf dieſer Grundlage ermittelten geſetzlichen Erbteils bildet den Pflichtteil. Da⸗ 
bei iſt feſtzuhalten, daß die Ausgleichung nur unter den Abkömmlingen und nur innerhalb 
des auf fie entfallenden Nachlaßanteils stattfindet. Erb⸗ und Pflichtteil des überlebenden 
Ehegatten werden hiervon nicht beeinflußt. Beiſpiel: Nachlaß 2000, Erben neben 
dem Ehegatten E die Abkömmlinge A mit 1250, B mit 0, C mit 250 ausgleichungspflichtigen 


Zuwendungen. Geſetzlicher Erbteil des E a — 500, hiervon / Pflichtteil — 250. Der 
gesetzliche Erbteil jedes Abkömmlings beträgt Bun EI — 1000, mit Anrechnung 
der Vorempfänge für A 1000-1250 = 0, für B 1000 — 0 = 1000, für C 1000 — 250 
— 750. Hiervon Ya Pflichtteil für A = 0, für B = 500, für C = 375. 

4. Im Falle des Erbverzichts wird der Verzichtende nach $ 2310 A 2 nicht mit- 
gezählt, wenn ſich der Verzicht auf das g eſetzliche Erbrecht erſtreckte. In dieſem 
Falle kommt eine Hinzurechnung der ihm gemachten Zuwendungen zum Nachlaß ebenſo⸗ 
wenig in Frage, wie wenn er vor dem Erblaſſer geſtorben wäre. Dasſelbe gilt von den 
Abkömmlingen des Verzichtenden, wenn der Verzicht nach $ 2349 auch für fie wirkſam iſt. 
War er dagegen auf die Perſon des Verzichtenden beſchränkt, ſo ſind die nachrückenden Ab⸗ 
kömmlinge gemäß $ 2051 A 2 an feiner Stelle zur Ausgleichung verpflichtet. Auf dieſer 
Grundlage ift mithin auch ihr Pflichtteil zu berechnen. Hatte der Verzicht nur den 
Pflichtteil zum Gegenſtande ($ 2346 A 4), fo wird der Verzichtende mitgezählt ($ 2310 
A 2). Kommt auch fein eigener Pflichtteil nicht mehr in Betracht, jo iſt doch derjenige der 
übrigen Abkömmlinge nach Ausgleichungsgrundſätzen (A 3) und zwar unter Einbeziehung 
des Verzichtenden zu berechnen. Rücken infolge des ene an i entferntere oder 
gleichnahe Abkömmlinge nach, fo berechnet ſich ihr Pflichtteil ebenfalls auf Grund des $ 2051 A 2. 

5. Mehrbetrag des Pflichtteils. Die Hinzurechnung der Vorempfänge erhöht rech⸗ 
nungsmäßig den Beſtand des Nachlaßanteils der Abkömmlinge und kann, verglichen mit dem 
reinen Nachlaß, auf Koſten des Pflichtteilsſchuldners, des Erben (a. M. Staudinger 
A VI), zu einer Vergrößerung des einen oder des andern Pflichtteils führen. Dieſe Ver⸗ 
größerung ſoll dem Pflichtteilsberechtigten auch dann zuſtatten kommen, wenn er ſelbſt als 
Erbe eingeſetzt iſt. In dieſem Falle könnte er nach dem Wortlaute des $ 2305 mit dem 
Pflichtteilsanſpruche Vervollſtändigung des zu niedrig bemeſſenen Pflichtteils nur nach dem 
Reinbeſtande des Nachlaſſes fordern. Und auch dieſer Anſpruch wäre ausgeſchloſſen, 
wenn er auf einen Bruchteil des Nachlaſſes eingeſetzt iſt, der der Hälfte ſeines geſetzlichen, 
aber wiederum nach dem Reinbeſtande zu A den Erbteils gleichkommt oder ſie über⸗ 
ſteigt. Abſ 2 ſichert dem Pflichtteilserben in eiden Fällen das Recht, ſeinem Anſpruch 
auf Vervollſtändigung die in Abſ 1 angeordnete fiktive Wertsberechnung zugrunde zu legen. 
So könnten, wenn in dem Beifpiele A 3 von den drei auf je ½ Üpflichtteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlingen B auf Ys (alfo genügend hoch), C auf ½ö (alſo zu niedrig) eingeſetzt wäre, bei 
einem Reinbeſtande von 2000 der mit 400 Erbteil bedachte B überhaupt nichts, der mit 100 
bedachte C nur die Differenz zwiſchen / und / = 10 oder 150 zur Vervollſtändigung 
fordern. Nach Ausgleichungsgrundſätzen ſollen aber fordern dürfen B zu 400 noch 100 — 500, 
C zu 100 noch 275 = 375. 

6. Der Erblaſſer kann dem mit der Aus ſtattung oder gewiſſen Zuſchüſſen und andern 
Aufwendungen bedachten Abkömmling die Ausgleichungspflicht ſogleich bei der Zuwendung 
oder nachträglich durch Verfügung von Todeswegen erlaſſen ($ 2050 A 4, 6). Der 
Erlaß iſt jedoch unwirkſam ſoweit er andern Pflichtteilsberech⸗ 
tigten zum Nachteil gereicht. Dieſe Unwirkſamkeit folgt ſchon aus allgemeinen 
Grundſätzen, wonach die Bevorzugung eines Abkömmlings in dem Pflichtteilsrecht der übrigen 
ihre Grenze findet (Prot 5, 892). deren fie im Falle des $ 2050 Abf 3 durd) eine bei der 
Zuwendung getroffene Anordnung des Erblaſſers einmal das Recht erlangt, Ausgleichung 
zu fordern, ſo können ſie ſich dieſes Rechtes nur in der Form des Erbverzichts ($ 2346 
Abſ 2) begeben. Die Bezugnahme auf $ 2050 Abf 1 begreift zugleich den nur als Ergänzung 
hierzu dienenden Abf 2 in ſich. Sie beſagt, daß der Erblaſſer zum Nachteil Pflichtteilsberech⸗ 
tigter die Ausgleichung der (angemeſſenen oder übermäßigen) Ausſtattung ſowie der über⸗ 
mäßigen Zuſchüſſe und Ausbildungskoſten auch bei der Zuwen dung ſelbſt 
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nicht wirkſam erlaſſen kann. Übrigens wäre, ſoweit es ſich hierbei um Schenkungen 
handelt, auch der Pflichtteilsergänzungsanſpruch nach 35 2325 ff. gegeben. Darüber, daß 
umgekehrt zum Nachteil des betreffenden Pflichtteilsberechtigten ſelbſt die Ausgleichungs⸗ 
pflicht nicht nachträglich angeordnet werden kann vgl. RG 67, 309. 

7. Zuſammentreffen von Ausgleichungspflicht und Anrechnungspflicht auf den 
Pflichtteil nach $ 2315 Abſ 1. Durch Halbierung des nach Ausgleichungsgrundſätzen er⸗ 
mittelten geſetzlichen Erbteils (Beiſpiel A 3) iſt dem Pflichtteilsberechtigten die eine Werts⸗ 
hälfte der Zuwendung bereits auf den Pflichtteil angerechnet. Es verſteht ſich deshalb von 
ſelbſt und wird durch Abſ 4 nur klargeſtellt, daß für nochmalige Anrechnung derſelben Zu⸗ 
wendung auf den Pflichtteil nur die andere Hälfte übrig bleibt. Die durchgeführte An⸗ 
rechnung ergibt mithin, da eine Herauszahlung niemals in Frage kommen kann ($ 2315 A 2), 
in dem Beiſpiel A 3 für A 0—625 — 0, für B 500—0 = 500, für C 375—125 = 250 als 
endgültigen Pflichtteil. Dieſe Berechnungsweiſe iſt auch feſtzuhalten, wenn, wie in unſerem 
Beispiele, auf einen Nachlaß von 2000 Mk. ſowohl Abkömmlinge als der über⸗ 
lebende Ehegatte E pflichtteilsberechtigt find. Zwar find die Zu⸗ 
wendungen, deren Anrechnung auf den Pflichtteil zu erfolgen hat, nach der Regel des § 2315 
A 6 dem Geſamtnachlaſſe (2000) hinzuzurechnen, während dieſelben Zuwendungen in ihrer 
Eigenſchaft als Ausgleichungspoſten gemäß $ 2055 A 2 nur zu der auf die Abkömmlinge 
entfallenden Sondermaſſe (1500) hinzutreten. Eine Löſung dieſes vom Geſetzgeber nicht 
bedachten Widerſpruchs iſt unmöglich. Man wird ſich deshalb entweder für die eine oder 
die andere Berechnungsweiſe zu entſcheiden haben. Dieſe Entſcheidung kann, da das Geſetz 
eine Ausgleichung unter andern Erben als Abkömmlingen ſchlechterdings nicht kennt (88 2050 ff., 
2055), nur dahin gehen, daß die ausgleichungspflichtige Zuwendung auch inſoweit, als ſie zugleich 
auf den Pflichtteil anzurechnen iſt, immer nur der Sondererbmaſſe der Abkömmlinge 
hinzugerechnet werden darf. Anders, wenn es ſich nebeneinander um Ausgleichungs⸗ 
poſten im Sinne von 9 2050, zugleich aber auch um Zuwendungen handelt, die lediglich auf 
den Pflichtteil anzurechnen ſind (§ 2315 Abſ 1). In dieſem Falle beſteht kein Hindernis, die 
letzteren dem Geſamtnachlaſſe hinzuzuzählen, von dem fo ermittelten Beſtande die Sonder⸗ 
erbmaſſe der Abkömmlinge abzuzweigen, dieſer die reinen Ausgleichungspoſten hinzuzufügen, 
danach für beide Gruppen geſondert die geſetzlichen Erbteile, die Pflichtteile und die 
hierauf anzurechnenden Vorempfänge einzuſtellen und hiernach den endgültigen Pflichtteil zu 
beſtimmen. Beiſpiel: Nachlaß 2000, ausgleichungspflichtige Zuwendungen za, nur auf 
den Pflichtteil anzurechnende Zuwendungen 2p, ausgleichungs⸗ und zugleich anrechnungs⸗ 
pflichtige Zuwendungen zap. Es haben erhalten E 20) zp, A 1250 za und 300 2p, 
B 450 zp, C 250 zap und 50 2p. Der rechnungsmäßige Geſamtbeſtand des Nach⸗ 
laſſes beträgt für ſämtliche Beteiligte, den überlebenden Ehegatten E wie die drei Abkömm⸗ 
linge A, B, C zunächſt 2000 Reinbeſtand der einem jeden von ihnen gemachten, nur auf 
den Pflichtteil anzurechnenden Zuwendungen 2p, mithin für E 2000 -F- 200 — 2200, für 
A 2000 ＋ 300 = 2300, für B 2000 ＋ 450 = 2450, für C 2000 + 50 — 2050 ($ 2315 A 6). 
Hiervon kommen ½ als Sondermaſſe der drei Abkömmlinge in Betracht, die jedoch 
jedem gegenüber verſchieden, nämlich für A mit 1725, für B mit 1837¼ für C mit 1537½ 
einzuſetzen iſt. Jeder dieſer drei Sondermaſſen ſind wiederum die allen Abkömmlingen ge⸗ 
machten bloß ausgleichungspflichtigen Zuwendungen za, ebenſo aber auch die ſowohl aus⸗ 
gleichungspflichtigen als auf den Pflichtteil anzurechnenden Zuwendungen zap hinzuzu⸗ 
rechnen. Danach beſtimmt ſich z. B. für C fein geſetzlicher Erbteil auf 1537½ + 1250 (A za) 
+ 250 (C zap) = X" — 1012½ — 250 zap = 762 ¼½. Hiervon ½ = 381¼ Pflichtteil, 
darauf anzurechnen noch ½ von 250 zap = 125 ＋ 50 2p, bleiben 381 — 175 — 20614 
endgültiger Pflichtteil des C. Handelt es ſich nur um ausgleichungs⸗ und zugleich anrech⸗ 
nungspflichtige Zuwendungen (zap) und kommen bloß Abkömmlinge in Frage, ſo iſt rech⸗ 
neriſch das Ergebnis dasſelbe, wenn man den Pflichtteil ſogleich von den um die Hinzurech⸗ 
nungen vermehrten Nachlaß berechnet und hiervon die betreffende Zuwendung in voller 
Höhe abſetzt. e ee ig e in Berechnungsmethoden, ſ. Zit. bei Planck A 8, a und b. — 
Auskunftspflicht der Beteiligten in entſprechender Anwendung des $ 2057. Zuwendungen 
aus dem Geſamtgute $ 2331. 
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Der Anſpruch auf den Pflichtteil entſteht mit dem Erbfalle !). 

Der Anſpruch iſt vererblich und übertragbar ). 

E 1 1992 II 2182 M 5, 417419 P 5, 525—527. 

1. Der Pflichtteilsanſpruch begründet als reine, im übrigen nach dem Rechte der 
Schuldverhältniſſe zu beurteilende Geldforderung eine Nachlaßverbindlichkeit ($ 1967 A 4). 
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Der Erbe haftet dafür nach allgemeinen Grundſätzen. Jedoch kann begriffsmäßig vom Pflicht⸗ 
teil nicht die Rede ſein, wenn der Nachlaß von vornherein überſchuldet iſt. Der Anſpruch 
folgt im Range erſt hinter den ſonſtigen Nachlaßverbindlichkeiten ($ 1973 A 4), jedoch vor Ver⸗ 
mächtniſſen und Auflagen (58 1974 A 7, 1991 A 4), ſoweit nach § 2189 nichts anderes an⸗ 
geordnet iſt. Er wird durch das Aufgebot nicht betroffen (§ 1972, ſ. aber § 2060 A 3) und 
kann nur gegen den Erben oder den Miterben ($ 2305 A 2). nicht gegen den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker geltend gemacht werden ($ 2213 A 3 aber auch ZPO $ 748 Abſ 3). Gerichtsſtand 
der Erbſchaft ZPO 8 27. Er entſteht mit dem Erbfalle (8 1922), unmittelbar 
kraft des Geſetzes. Entſteht er erſt durch Ausſchlagung des Erbteils oder des Vermächtniſſes 
(59 2306 A 4, 2307 A 1), ſo gilt er vermöge der Fiktion der 88 1953 A 1, 2180 A 4 gleichwohl 
als ſchon zur Zeit des Erbfalls entſtanden. Ebenſo im Falle des $ 2309 bei Wegfall des vor⸗ 
gehenden Berechtigten. Er entſteht überhaupt nicht im Falle eines mit dem Erblaſſer ab⸗ 
geſchloſſenen Erbverzichtsvertrags (§ 2346). Einmal entſtanden kann die Pflichtteilsſchuld 
dem Erben durch formloſen Vertrag erlaffen($ 397), nicht aber, wie das Vermächtnis (5 2176) 
einſeitig ausgeſchlagen werden. Die Frau bedarf hierzu nicht der Zuſtimmung des Mannes 
($$ 1406 Nr 1, 1453, 1519, 1549), wohl aber bedürfen Vater und Vormund der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung ($$ 1822 Nr 2, 1643 Abſ 2). 

2. Der einmal entſtandene Anſpruch iſt vererblich und übertragbar gemäß 98 398 ff. 
Mit dem Erbteil kann die Befugnis zur Ausſchlagung nach 9 2306, als höchſtperſönliches Recht 
des Erben ($ 2033 A 3), nicht oder doch nur der Ausübung nach übertragen werden. Da⸗ 
gegen ſteht die Befugnis zur Ausſchlagung des Vermächtniſſes und Geltendmachung des 
Pflichtteils nach $ 2307 auch dem Erwerber des Vermächtniſſes zu, der damit nur eine 
Forderung durch eine andere erſetzt. Der Abtretung ſteht trotz $ 400 nicht entgegen, daß 
der Pflichtteilsanſpruch nach ZPO § 852 nur pfändbar iſt, wenn er durch Vertrag 
anerkannt oder rechtshängig geworden iſt. Nur unter dieſer Br ift gegen den 
Anſpruch Aufrechnung zuläſſig (§ 394) und gehört er auch zur Konkursmaſſe (KO $ 1). Ver⸗ 
jährung § 2332. 


8 2318 


Der Erbe kann die Erfüllung eines ihm auferlegten Vermächtniſſes 
ſoweit verweigern, daß die Pflichtteilslaſt von ihm und dem Vermächtnis⸗ 
nehmer verhältnismäßig getragen wird. Das Gleiche gilt von einer Auflage y. 

Einem pflichtteilsberechtigten Vermächtnisnehmer gegenüber iſt die 
Kürzung nur ſoweit zuläſſig, daß ihm der Pflichtteil verbleibt). 

Iſt der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er wegen der Pflicht⸗ 
teilslaſt das Vermächtnis und die Auflage ſoweit kürzen, daß ihm ſein eigener 
Pflichtteil verbleibt“). 

E 1 1993 II 2183 M 5, 420, 421 P 5, 546—548. 

1. Die Pflichtteilslaſt: die Verbindlichkeit zur Leiſtung des Pflichtteils trifft grund- 
ſätzlich den Erben. Hiervon kann ihn auch der Erblaſſer nicht befreien. Das Geſetz gewährt 
ihm jedoch im Verhältnis zu Vermächtnisnehmern und Auflage⸗ 
beteiligten einen Ausgleich dafür, daß der Pflichtteil nach dem Reinbeſtande des Nach⸗ 
laſſes und ohne Rückſicht auf die hiervon noch zu entrichtenden Vermächtniſſe und Auflagen 
berechnet wird ($ 2311 A 1). Der Erbe darf auch fie zur Tragung der Pflichtteilslaſt mit 
heranziehen, indem er den Betrag des Vermächtniſſes ꝛc. verhältnismäßig, 
d. h. um ſoviel kürzt, als dem Werte des Vermächtniſſes ꝛc. im Verhältnis zum Rein⸗ 
beſtande des Nachlaſſes entfpricht, z. B. 500 Vermächtnis: 2000 Nachlaß = 1:4. Daher trägt 
von 400 Pflichtteil der Vermächtnisnehmer 100, ſein Vermächtnis kürzt ſich von 500 auf 
400, er kann ſich aber dafür gegebenenfalls durch verhältnismäßige Kürzung ihm etwa auf- 
erlegter Beſchwerungen erholen ($ 2188). Die Pflichtteilslaſt iſt auch von den ſogen. geſetzlichen 
Vermächtniſſen mitzutragen, jo vom Recht auf den Dreißigſten ($ 1969), dagegen 
nicht von dem bloß auf den Erbteil des nasciturus gelegten Unterhaltsanſpruch des $ 1963. 
Der Voraus ($ 1932) kann zwar zur Deckung des Pflichtteils der Abkömmlinge, nicht 
aber auch desjenigen der Eltern herangezogen werden, da er bei Berechnung des elterlichen 
Pflichtteils bereits voll abgezogen iſt ($ 2311 A 2). Abſ ! enthält nur ergänzendes Recht. 
Der Erblaſſer kann zugunſten des Erben wie der Vermächtnisnehmer ꝛc. hiervon ab⸗ 
weichende Anordnungen treffen ($ 2324), auch unter mehreren Vermächtniſſen ꝛc. das 
eine oder das andere von Mittragung der Laſt befreien (§2189). Gegenüber dem Vermächtnis⸗ 
anſpruch iſt es Einrede, wenn der Erbe Kürzung auf Grund der Pflichtteilslaſt verlangt. Für 
deren Vorausſetzungen iſt er beweis pflichtig. 
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2. Die Abſätze 2 und 3 enthalten zwingende Vorſchriften, durch die das Kürzungs⸗ 
recht des Erben teils eingeſchränkt (Abſ 2), teils erweitert wird (Abſ 3). Der Erbe kann das 
Vermächtnis gemäß Abſ 1 nur bis auf den Belauf des Pflichtteils herabdrücken und muß 
es voll entrichten, wenn dem pflichtteilsberechtigten Vermächtnisnehmer damit nicht mehr 
als fein Pflichtteil zugewendet iſt ($ 2307). Dagegen kann er ſich gemäß Ab| 1 wegen der 
hierdurch eintretenden Erhöhung ſeiner Pflichtteilslaſt an andern ihm etwa auferlegten Ver⸗ 
mächtniſſen ꝛc. ſchadlos halten. . er 

3. Iſt der Erbe ſelbſt pflihtteilsberechtigt, jo bildet fein eigener Pflichtteil die äußerſte 
Grenze, bis zu der er die Pflichtteilslaſt zu tragen hat. Darüber hinaus liegt ſie ausſchließ⸗ 
lich den Vermächtnisnehmern dergeſtalt ob, daß ſie ſich die hierzu erforderlichen Kürzungen 
vom Erben gefallen laſſen müſſen. Überſteigt ſein Erbteil von vornherein nicht den Pflicht⸗ 
teil, fo find nach $ 2306 A 3 die ihm auferlegten Vermächtniſſe uſw. ohnedies zu ſtreichen. 
Iſt fein Erbteil größer und hat er nicht ausgeſchlagen (ib. A 4), jo hat er damit auch die 
Verpflichtung zur Entrichtung der Vermächtniſſe uſw. ſelbſt auf Koſten des eigenen Pflicht⸗ 
teils übernommen (OSG 14, 308). Er kann mithin nur inſoweit Übertragung der Pflicht⸗ 
teilslaſt verlangen, als es ſich um Befriedigung dritter Pflichtteilsberechtigter handelt. Der 
eigene Pflichtteil verbleibt ihm nur in dem durch die Vermächtniſſe uſw. bereits geminderten 
Umfange. Weitere Beeinträchtigungen braucht er jedoch nicht zu dulden. Er kann vielmehr 
die jetzt noch hinzutretende Pflichtteilslaſt vollſtändig auf die Vermächtniſſe uſw. abwälzen. 
Reichen ſie hierzu nicht aus, ſo darf er das Vermächtnis eines Pflichtteilsberechtigten auch über 
die Grenze des Abſ 2 hinaus mit heranziehen, da das eigene Pflichtteilsrecht des Erben vor 
demjenigen des Vermächtnisnehmers jedenfalls den Vortritt hat. — In Abſ 3 iſt ein Allein⸗ 
erbe vorausgeſetzt, mehrere Erben ſ. $ 2319. Beſondere Geftaltungen der Pflichtteilslaſt 
in §§ 23202323. 

8 2319 


Iſt einer von mehreren Erben ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er 
nach der Teilung die Befriedigung eines andern Pflichtteilsberechtigten 
ſoweit verweigern, daß ihm ſein eigener Pflichtteil verbleibt“). Für den 
Ausfall haften die übrigen Erben). 

E II 2184 P 5, 546—548. 

1. Handelt es ſich um mehrere Erben, ſo werden die Pflichtteilsanſprüche gleich andern 
Nachlaßverbindlichkeiten regelmäßig im Laufe der Auseinanderſetzung befriedigt (§ 2046 
A 1). Bis zur Teilung iſt der einzelne Miterbe durch § 2059 geſchützt. Nach der Teilung 
haftet er gegenüber dem noch unbefriedigten Pflichtteilsgläubiger grundſätzlich als Geſamt⸗ 
ſchuldner, ſedoch in den Fällen der $$ 2060, 2061 nur für den feinem Erbteil entſprechenden 
Teil des Anſpruchs. Das Geſetz gewährt dem ſelbſt pflichtteilsberechtigten Miterben eine 
in $ 2318 Abſ 3 auch dem Alleinerben eingeräumte zerſtörende Einrede, durch die er 
ſich vom Pflichtteilsanſpruch inſoweit freimacht, als er im eigenen Pflichtteil verkürzt 
würde. Dieſe Einrede, für die der Miterbe beweispflichtig iſt, ſteht ihm auch zu, 
wenn er unbeſchränkt haftet, da hiervon der Pflichtteilsanſpruch ſelbſt in ſeinem Inhalte be⸗ 
troffen wird. Auch hier iſt der eigene Pflichtteil des Miterben im Falle des § 2306 A A nur 
in dem durch etwaige Beſchwerungen geminderten Umfange zu verſtehen (vgl. $ 2318 A 3). 

2. Der oder die übrigen nichtpflichtteilsberechtigten Erben haften für den Ausfall 
gemäß 85 2058, 2060 ff. Der Erblaſſer kann zwar im Verhältnis dieſer Erben zueinander 
die Pflichtteilslaſt regeln ($ 2324), fie aber nicht ganz hiervon befreien. — Das Gleiche beim 
Pflichtteilsergänzungsanſpruch § 2328. 


8 2320 


Wer an Stelle des Pflichtteils berechtigten geſetzlicher Erbe wird y), hat 
im Verhältniſſe zu Miterben die Pflichtteilslaſt?) und, wenn der Pflichtteils⸗ 
berechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis annimmt, das Vermächtnis 
in Höhe des erlangten Vorteils zu tragen“. 

Das Gleiche gilt im Zweifel von demjenigen, welchem der Erblaſſer 
den Erbteil des Pflichtteilsberechtigten durch Verfügung von Todes wegen 
zugewendet hat!). 

E I 1995, 1996 Abſ 1 II 2185 M 5, 421—424 P 5, 548-550. 


1. Als geſetzlicher Erbe an Stelle des Pflichtteils berechtigten — aber fo, daß letzterem 
der Pflichtteilsanſpruch verbleibt — kommt in Betracht, wer infolge Ausſchließung von der 
Erbfolge (§ 2303 A 2) oder Ausſchlagung ($ 2306 A 4) nachrückt. 
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2. Der einrückende Erbe übernimmt damit nach außen die Haftung für den Pflicht⸗ 
teilsanſpruch als Nachlaßverbindlichkeit. Da aber dieſelbe Tatſache, welche den Pflichtteils⸗ 
anſpruch erzeugt, ihm den Vorteil der Erbenſtellung verſchafft, ſo entſpricht es der Billigkeit, 
daß er im Verhältniſſe zu Miterben inſoweit auch die Pflichtteilslaſt allein trägt. Dies 
bat auch dann zu gelten, wenn er ſchon ohnedies Erbe iſt, aber infolge Wegfalls des Pflicht⸗ 
teilsberechtigten im Erbteil erhöht wird (8 1935 A 3). Die Pflichtteils⸗ oder Vermächt⸗ 
nislaſt trifft ihn jedoch nur in Höhe des erlangten Vorteils. Dabei kommen die mit der 
Erbenſtellung überkommenen Beſchwerungen (j. auch 8 2322), insbeſondere die Haftung 
für ſonſtige Pflichtteilsanſprüche in Betracht. Aber auch der Vorteil, der darin liegt, daß 
z. B. der überlebende Ehegatte ſtatt neben Abkömmlingen nunmehr neben Eltern uſw. erbt 
und deshalb ſowohl durch Erhöhung des Erbteils als durch den Anſpruch auf den Voraus 
begünſtigt wird (58 1931, 1932). 

3. Ob das Vermächtnis dem Pflichtteilsberechtigten zur Abfindung auf den Pflicht- 
teil ($ 2307) oder freiwillig nach Entziehung des Pflichtteils oder für den Fall der Aus- 
ſchlagung zugewendet iſt, macht keinen Unterſchied. 

4. Der Grundſatz des Abſ 1 wird im Wege geſetzlicher Auslegungsregel auf die ge⸗ 
willkürte Erbfolge ausgedehnt. Er gilt auch im Falle der Anwachſung nach $ 2094 und 
der Erſatzberufung $ 2096. Im übrigen braucht die Zuwendung nicht gerade als „Erbteil“ 
des Pflichtteilsberechtigten bezeichnet zu werden, wenn ſonſt die Abſicht erhellt, den an Stelle 
des Ausgeſchloſſenen oder Ausſchlagenden Berufenen in gleicher Weiſe zu bedenken. Nach 
$ 2324 kann der Erblaſſer abweichende Anordnungen treffen, insbeſondere die Pflichtteils⸗ 
laſt auch den Miterben auferlegen. 


9 2321 


Schlägt der Pflichtteilsberechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis 
aus, ſo hat im Verhältniſſe der Erben und der Vermächtnisnehmer zueinander 
derjenige, welchem die Ausſchlagung zuſtatten kommt, die Pflichtteilslaſt in 
Höhe des erlangten Vorteils zu tragen!). 

E 1 1996 Abſ 1 II 2186 M 5, 422, 423 P 5, 550, 551. 

1. Schlägt der Pflichtteilsberechtigte das Vermächtnis aus und fordert er dafür 
gemäß $ 2307 den Pflichtteil, fo entſpricht es der Billigkeit, daß die Pflichtteilslaſt, zu deren 
Erfüllung das Vermächtnis beſtimmt war, hiermit auch dann verbunden bleibt, wenn es 
einem andern (Erſatzbedachten, Anwachſungsberechtigten) anfällt oder daß die Pflichtteils⸗ 
laſt von dem getragen wird, der durch die Ausſchlagung befreit und ſomit um den Wert des 
Vermächtniſſes bereichert wird (der beſchwerte Erbe oder Vermächtnisnehmer). Dies alles 
nur in Höhe des durch die Ausſchlagung erlangten Vorteils ($ 2320 A 2). 
Zwar ſteht der Pflichtteilsanſpruch ſelbſt nur gegen die Erben zu. Der Leiſtende hat aber 
einen ſchudrechtſichen Ausgleichungsanſpruch gegen denjenigen, welchem das ausgeſchlagene 
Vermächtnis zuſtatten gekommen iſt (Kürzungsrecht desſelben $ 2322) und darf, ſoweit dieſer 
reicht oder ſoweit er ſelbſt der Gewinnende iſt, andere Vermächtnisnehmer nicht gemäß $ 2318 
A I zur Pflichtteilslaſt heranziehen ($ 2323). War mit dem ausgeſchlagenen (Unter-) Ver⸗ 
mächtnis ein anderer Vermächtnisnehmer beſchwert, ſo kann er dieſen, ſchon bevor er den 
Pflichtteil auszahlt, durch Zurückbehaltung des Hauptvermächtuiffes zur Erſtattung nötigen 
$ 273). Abweichende Anordnungen des Erblaſſers § 2324. 


9 2322 


Sit eine von dem Pflichtteilsberechtigten ausgeſchlagene Erbſchaft oder 
ein von ihm ausgeſchlagenes Vermächtnis mit einem Vermächtnis oder einer 
Auflage beſchwert, ſo kann derjenige, welchem die Ausſchlagung zuſtatten 
kommt, das Vermächtnis oder die Auflage ſoweit kürzen, daß ihm der zur 
Deckung der Pflichtteilslaſt erforderliche Betrag verbleibt). 

E 1 1996 Abſ 2 II 2187 M 5, 423, 424 P 5, 549-551. 

1. Die Vorſchrift knüpft an 98 2320, 2321 an, wonach die Pflichtteilslaſt von dem 
an Stelle des ausſchlagenden Pflichtteilsberechtigten nachrückenden Erben oder von dem 
durch Ausſchlagung des Vermächtniſſes Gewinnenden zu tragen iſt. Waren die aus⸗ 
geſchlagenen Zuwendungen ſelbſt wieder mit Vermächtniſſen oder Auflagen beſchwert, 
fo gehen außer der Pflichtteilslaſt nach 58 2161, 2192 auch dieſe Beſchwerungen auf den 
Nachrückenden oder Gewinnenden über. Bezüglich der Beſchwerungen iſt er als 
Erbe durch $$ 1935, 2095 und 1992, als Vermächtnisnehmer durch $$ 2159, 2187 dagegen 
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geſchützt, auf mehr als den Betrag der Zuwendung in Anſpruch genommen zu werden. 
9 2322 geſtattet ihm, und zwar mit Vorrang vor den Beſchwerungen, auch die Pflicht- 
teils laſt auf den Bedachten und Auflagebeteiligten abzuwälzen, wenn und ſoweit 
ihm hierfür nach Deckung der Beſchwerungen nichts übrig bleibt. Reicht dagegen der Reſt⸗ 
betrag der Zuwendung dazu aus, ſo hat er auch die Pflichtteilslaſt allein zu tragen, ſelbſt 
wenn die Erbſchaft oder das Vermächtnis hierdurch ganz erſchöpft würden. Das Kürzungs⸗ 
recht verbleibt dem Bedachten wie im Falle des $ 2319 A 1, auch wenn er ſonſt unbeſchränkt 
haften ſollte. Der verkürzte Vermächtnisnehmer iſt gemäß $ 2188 auch ſeinerſeits wieder 
zur Kürzung berechtigt. Der Erblaſſer kann abweichende Anordnungen treffen ($ 2324), 
auch durch Begünſtigung eines einzelnen Vermächtniſſes das Kürzungsrecht des Erben uſw. 
entſprechend einſchränken ($ 2189). Bezüglich des Voraus dgl. § 2318 A 1 a. E. 


8 2323 


Der Erbe kann die Erfüllung eines Vermächtniſſes oder einer Auflage 
auf Grund des § 2318 Abſ. 1 inſoweit nicht verweigern, als er die Pflicht⸗ 
teilslaſt nach den 88 2320 bis 2322 nicht zu tragen hat!). 

E 1 1997 II 2188 M 5, 424 P 5, 551. 

1. Die (nach $ 2324 abänderungsfähige) Vorſchrift dient dem Vermächtnisnehmer 
und Auflagebeteiligten als Mittel, den Beſchwerten dazu zu zwingen, von den Befugniſſen 
der $5 2320—2322 zur Abwälzung der Pflichtteilslaſt auch wirklich Gebrauch zu machen. 


82324 

Der Erblaſſer kann durch Verfügung von Todes wegen die Pflichtteilslaſt 
im Verhältniſſe der Erben zueinander einzelnen Erben auferlegen!) und 
von den Vorſchriften des § 2318 Abſ. 1 und der 88 2320 bis 2323 abweichende 
Anordnungen treffen). 

E 1 1994 Satz 2, 1998 II 2189 M 5, 421, 424 P 5, 548, 551. 

1. Die Pflichtteilsſchuld mehrerer Erben iſt nach außen immer eine gemeinſchaftliche und 
grundſätzlich geſamtſchuldneriſche Verbindlichkeit gemäß SS 2058 ff. Nur im Verhältnis 
zueinander kann fie der Erblaſſer damit verſchieden beſchweren ($ 2046 Abſ 2) und dadurch 
gegenſeitige ſchu drechtliche Ausgleichungsanſprüche unter ihnen begründen. § 2189 geſtattet 
ihm, auch einem einzelnen Vermächtnisnehmer die Pflchtteilslaſt aufzuerlegen. Doch bleibt 
der 1 mit ſeinem Anſpruch in jedem Falle an den Erben gewieſen 

§ 2303 A 3). 

b 2. Dem Erblaſſer iſt jede anderweite Regelung der Pflichtteilslaſt geſtattet, durch 
die er nicht in das eigene Pflichtteilsrecht des Erben ($$ 2318 A 3, 2319) oder des Vermächt⸗ 
nisnehmers ($ 2318 A 2) eingreift. 


8 2325 


Hat der Erblaſſer einem Dritten eine Schenkung gemacht!), jo kann der 
Pflichtteilsberechtigte als Ergänzung des Pflichtteils!) den Betrag verlangen, 
um den ſich der Pflichtteil erhöht, wenn der verſchenkte Gegenſtand dem Nach⸗ 
laſſe hinzugerechnet wird). 

Eine verbrauchbare Sache kommt mit dem Werte in Anſatz, den ſie zur 
Zeit der Schenkung hatte“). Ein anderer Gegenſtand kommt mit dem Werte 
in Anſatz, den er zur Zeit des Erbfalls hat; hatte er zur Zeit der Schenkung 
einen geringeren Wert, jo wird nur dieſer in Anſatz gebracht). 

Die Schenkung bleibt unberückſichtigt, wenn zur Zeit des Erbfalls zehn 
Jahre ſeit der Leiſtung des verſchenkten Gegenſtandes verſtrichen ſind “); iſt 
die Schenkung an den Ehegatten des Erblaſſers erfolgt, jo beginnt die Friſt 
nicht vor der Auflöſung der Ehe“). 

E 1 2009, 2010 II 2190 M 5, 581—588; P 6, 104, 105. 

1. Der Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils unterliegt grundſätzlich den Vor⸗ 
schriften über den (ordentlichen) Pflichtteilsanſpruch, fo auch bezüglich der Auskunftspflicht 
gemäß 8 2314 (RG 73, . . 7.3. 10 IV 113/09). Er ſteht, wie nach § 2303 A regelmäßig gegen 
den Erben und nur ausnahmsweiſe gegen den Beſchenkten zu ($ 2329) und dient dazu, den 
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Berechtigten gegen Verkürzungen feines Pflichtteils unter Lebenden zu ſchützen. Ob er 
bereits zur Zeit dieſer Verkürzung vorhanden und pflichtteilsberechtigt war oder ob er es 
erſt ſpäter geworden, iſt gleichgültig. Der Zeitpunkt des Erbfalls iſt maßgebend. 

2. Der Anſpruch wird durch Schenkungen jeder Art (5 516 A 4; RG Warn 08 Nr 205) 
begründet ohne Rückſicht auf den Betrag und darauf, ob ſie aus dem Stammvermögen oder 
aus laufenden Einkünften oder ob fie in Benachteiligungsabſicht gemacht find ($ 2287). Auch 
die das Maß überſteigende Ausſtattung (5 1624 Abſ 1) und die vollzogene Schenkung von 
Todes wegen gehören hierher ($ 2301 Abſ 2). Ebenſo die Zuwendung an eine damit erſt 
begründete Stiftung (RG 54, 399). Nur Anſtands⸗ ꝛc. Schenkungen ſind ausgenommen 
(12330). Der beſchenkte Dritte kann ein Fremder, aber auch ein anderer Pflichtteilsberechtigter 
(Ehegatte in Abſ 3) fein (RG 69, 390). Hat der Ergänzungskläger auch ſelbſt ein Geſchenk 
erhalten, fo gilt $ 2327. Klageberechtigt iſt der Pflichtteilsberechtigte auch dann, wenn er 
im Streitfalle nicht als ſolcher, ſondern als geſetzlicher Erbe in Betracht kommt (RG 58, 124). 

3. Die Ausgleichung erfolgt auf Grund einer fiktiven Berechnung des Nachlaſſes, 
indem der verſchenkte Gegenſtand, d. h. der durch Schätzung ermittelte Wertbetrag 
der Schenkung ohne Abzüge (vgl. aber $ 2329 A 3) dem nach $ 2311 maßgebenden Beſtande 
und zwar, wie im Falle des $ 2315 A 6 des Geſamtnachlaſſes hinzugerechnet wird. 
Der ſich hiernach herausſtellende Mehrbetrag des Pflichtteils bildet, verglichen mit dem reinen 
Pflichtteil, die „Ergänzung“. Auch das Schenkungsverſprechen iſt Schenkung im 
Sinne von Abſ 1. Iſt es noch nicht erfüllt, fo iſt es — wenn die Fälligkeit hinausgeſchoben 
iſt zum Zeitwerte ($ 2313 A 3) — ein Paſſivum und wird, wenn der Ergänzungsanſpruch 
erhoben wird, zugleich ein Aktivum des Nachlaſſes. Gegenüber dem Beſchenkten kann der 
Erbe Erfüllung nur verweigern, ſoweit er ſelbſt pflichtteilsberechtigt iſt ($ 2328). 

4. Verbrauchbare Sachen $ 92. Im Falle des Schenkungsverſprechens iſt die Zeit 
der Erteilung, nicht die Leiſtung (A6) maßgebend (a. M. Strohal bei Planck A 3 a). 

5. Die Zeit des Erbfalls bezüglich ande rer Gegenſtände (Sachen und Rechte 5 90) 
entſpricht der Regel des 2311. Die Gefahr der Wertsverringerung oder des Untergangs 
der Sache hat ſonach der Ergänzungsberechtigte zu tragen, ſelbſt dann, wenn der Beſchenkte 
daran Schuld trüge. Doch tritt in den Fällen des $ 281 an Stelle des geſchenkten Gegen⸗ 
ſtandes der Erſatz oder Erſatzanſpruch. Ebenſowenig kommt eine bis zum Erbfall eingetretene 
Wertsſteigerung dem Ergänzungsberechtigten zugute. Wertſchwankungen in der 
Zwiſchenzeit bleiben ganz außer Betracht. Ob ſich der geſchenkte Gegenſtand noch im Ver⸗ 
mögen des Beſchenkten befindet, iſt im Verhältnis zum Erben gleichgültig. Beweis- 
pflichtig für die behauptete Werthöhe iſt der Ergänzungskläger. Wendet der Erbe ein, 
der Wert ſei zur Zeit der Schenkung geringer geweſen, ſo liegt ihm der Beweis ob. 

6. Die zehnjährige Ausſchlußfriſt (Berechnung §8 187, 188) beginnt, abweichend 
von A 4 auch beim Schenkungsverſpiechen erſt mit Leiſtung des Gegenſtandes. Sie gilt 
nicht für die dem Ergänzungskläger ſelbſt zugewendeten Schenkungen ($ 2327 A 2). 

7. Alle an den Ehegatten gemachten Schenkungen find ohne zeitliche Beſchränkung 
anrechnungspflichtig. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Aufhebung. 
der ehelichen Gemeinſchaft nach $$ 1586 ff., Wiederverheiratung $ 1348 Abſ 2. — Der 
Pflichtteilsergänzungsanſpruch iſt auch dann gegeben, wenn die Schenkung bereits vor 
1. 1. 00 erfolgt, der Erbfall aber erſt nach dieſer Zeit eingetreten iſt (RG 54, 241; 58, 128). 
Zuſtändiges Gericht ZPO $ 27. 


9 2326 


Der Pflichtteilsberechtigte kann die Ergänzung des Pflichtteils auch 
dann verlangen, wenn ihm die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen 
it). ft dem Pflichtteilsberechtigten mehr als die Hälfte hinterlaſſen, jo 
iſt der Anſpruch ausgeſchloſſen, ſoweit der Wert des mehr Hinterlaſſenen 
reicht ?). 

€ I 2011 II 2191 M 5, 461 P 5, 589. 

1. Der Erganzungsanſpruch ſteht auch dann zu, wenn der Pflichtteilsberechtigte wegen 
des ordentlichen, nach dem Reinbeſtande des Nachlaſſes gemäß 9 2303 A 4 berechneten Pflicht: 
teils gedeckt iſt und erſt infolge der Hinzurechnung des Geſchenks ($ 2325 A 3) ſich eine Er⸗ 
höhung des Pflichtteils herausſtellt. So namentlich, wenn ſich erſt hierdurch der Nullbeſtand 
des reinen Nachlaſſes in einen Aktivbeſtand verwandelt. 

2. Iſt dem Pflichtteilsberechtigten, der auch als Alleinerbe berufen fein kann, mehr 
als die Hälfte hinterlaſſen, ſo erwirbt er den ordentlichen Pflichtteilsanſpruch und zugleich 
den Ergänzungsanſpruch nach $ 2306 A 4 durch Ausſchlagung des Zugewendeten. Zu 
dieſer Ausſchlagung iſt er nicht genötigt, ſoweit er ſich auf den Ergänzungsanſpruch beſchränken 
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will. Er muß fich jedoch das mehr Hinterlaſſene hierauf anrechnen laſſen, ſoweit es den 
Betrag des ordentlichen, nach dem wirklichen Nachlaßbeſtande berechneten Pflichtteils über⸗ 
ſteigt und hat keinen Anſpruch auf Ergänzung, wenn er dafür bereits durch das mehr Zu⸗ 
gewendete gedeckt iſt. Dasſelbe gilt nach 8 2307 Abſ 1, wenn er mit einem Vermächtnis 
bedacht iſt. War ihm der größere Erbteil oder das größere Vermächtnis unter Beſchrän⸗ 
kungen oder Beſchwerungen hinterlaſſen, fo haben ſie wie nach $$ 2306 A 3, 
2307 A 3 für den ordentlichen, fo auch für den Ergänzungsanſpruch außer Betracht zu bleiben, 
wenn es ſich um Ermittelung des Wertes des Hinterlaſſenen handelt. Mit Strohal 
und Zit. bei Planck A 4 wird jedoch dem Ergänzungsberechtigten aus § 119 das Recht 
auf Anfechtung der Annahme zuzugeſtehen fein, wenn er die beſchränkte oder beſchwerte 
Zuwendung, Erbteil oder Vermächtnis in Unkenntnis von der Schenkung angenommen hatte. 
Ob der Pflichtteilsberechtigte gewillkürter oder geſetzlicher Erbe geworden, macht wie 
für § 2325 (RG 58, 126) fo auch für § 2326 keinen Unterſchied. 


8 2327 


Hat der Pflichtteilsberechtigte ſelbſt ein Geſchenk von dem Erblaſſer 
erhalten )), jo iſt das Geſchenk in gleicher Weiſe wie das dem Dritten gemachte 
Geſchenk dem Nachlaſſe hinzuzurechnen und zugleich dem Pflichtteils berechtigten 
auf die Ergänzung anzurechnen :). Ein nach § 2315 anzurechnendes Geſchenk 
iſt auf den Geſamtbetrag des Pflichtteils und der Ergänzung anzurechnen). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, ſo findet 
die Vorſchrift des § 2051 Abſ. 1 entſprechende Anwendung . 

E 1 2012 II 2192 M 5, 462, 463 P 5, 589; 6, 104, 105. 

1. Vorausgeſetzt iſt, daß neben dem als Ergänzungskläger gedachten ſelbſt beſchenkten 
Pflichtteilsberechtigten noch ein Dritter vom Erblaſſer Beſchenkter in Betracht kommt, 
der ein Fremder ($ 2329) oder Miterbe oder gleichfalls Pflichtteilsberechtigter fein kann. 

2. Wenn das Geſchenk in gleicher Weiſe dem Nachlaſſe hinzuzurechnen iſt wie das 
dem Dritten gemachte Geſchenk, jo wird damit nur auf bj 2 des $ 2325 Bezug genommen, 
der je nach der Art des Schenkungsgegenſtandes über den für den Wertsanſatz maßgebenden 
Zeitpunkt beſtimmt. Nicht aber kommt dem ſelbſt beſchenkten Ergänzungskfäger auch die 
zehnjährige Ausſchlußfriſt des Abſ 3 zugute, er hat ſich vielmehr die ihm ſelbſt oder ſeinem 
Vorfahren gemachten Geſchenke ohne zeitliche Beſchränkung anrechnen zu laſſen (RG 69, 389). 
Soweit die mehreren Geſchenke zugleich ausgleichungspflichtige Zuwendungen dar⸗ 
ſtellen ($ 2050) und deshalb bereits bei Berechnung des ordentlichen Pflichtteils eines Ab⸗ 
kömmlings berückſichtigt find ($ 2316 A 3), ſcheiden fie völlig aus und kommen für die Ergän⸗ 
ung nicht mehr in Frage (a. M. Planck A 3). Sind ſie nicht ausgleichungspflichtig, ſo werden 
ſie dem Geſamtnachlaß hinzugerechnet; danach beſtimmt ſich der dem Betreffenden 
im ganzen gebührende Pflichtteil. Der Unterſchied zwiſchen dieſem und dem ordentlichen Pflicht- 
teil iſt der Betrag der Ergänzung. Nur auf dieſe Ergänzung hat ſich der Pflichtteilsberechtigte 
die ſelbſt empfangene Schenkung anrechnen zu laſſen. Soweit ſie den Ergänzungsbetrag 
überſteigt, bleibt die Schenkung außer Betracht (ſ. jedoch A 3). 

3. Nur wenn der Erblaſſer gemäß $ 2315 Abſ 1 Anrechnung des Geſchenks auf den 
Pflichtteil angeordnet hatte, muß ſich der Ergänzungsberechtigte (entgegen A 2) die 
Schenkung, ſoweit ſie mehr beträgt als die Ergänzung, auch auf den ordentlichen Pflichtteils⸗ 
anſpruch anrechnen laſſen. Für die Wertsbeſtimmung iſt in dieſem Falle nicht § 2325 Abſ 2, 
ſondern nach $ 2315 A 7 immer nur die Zeit der Schenkung maßgebend. 

4. Übereinſtimmend mit $ 2315 Abſ 3 (Näheres dort A 8) hat ſich der in das Pflicht- 
teilsrecht nachrückende Abkömmling auch bezüglich der feinem Vorfahren gemachten Schen- 
kungen ſo behandeln zu laſſen, wie wenn er ſelbſt der Beſchenkte wäre. 


8 2328 


Iſt der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er die Ergänzung des 
Pflichtteils ſoweit verweigern, daß ihm ſein eigener Pflichtteil mit Einſchluß 
deſſen verbleibt, was ihm zur Ergänzung des Pflichtteils gebühren würde ). 

E 1 2013 Il 2198 M 5, 463—466 P 5, 589-591; 6, 105, 106. 

1. Aus den allgemeinen, nach $ 2325 A auch hier anwendbaren Vorſchriften über 
die Pflichtteilslaſt folgt, daß der pflichtteilsberechtigte Erbe die Laſt auch inſoweit auf Ver⸗ 
mächtnisnehmer und Auflagebeteiligte abwälzen darf, als ſie durch die Ergänzungs⸗ 
pflicht geſteigert iſt (5 2318). Entſprechend dem $ 2319 iſt ihm, und zwar gleich 
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viel ob er Miterbe oder Alleinerbe iſt, jedoch nur gegenüber dem Ergänzungs⸗ 
anſpruche, ein im Wege der Einrede verfolgbares Verweigerungsrecht bei⸗ 
gelegt, durch das er ſich im Genuſſe des eigenen nach Erg änzungsgrundſätzen 
ihm ſelbſt gebührenden Pflichtteils erhalten kann. Für den Ausfall haftet dem Ergänzungs⸗ 
berechtigten, ſoweit er ſich nicht an andere Erben halten kann, nach $ 2329 der Beſchenkte. 


8 2329 


Soweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichtteils nicht verpflichtet iſt), 
kann der Pflichtteilsberechtigte von dem Beſchenkten die Herausgabe des 
Geſchenkes zum Zwecke der Befriedigung wegen des fehlenden Betrags!) 
nach den Vorſchriſten über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung fordern). Iſt der Pflichtteilsberechtigte der alleinige Erbe, ſo ſteht 
ihm das gleiche Recht zu‘). 

Der Beſchenkte kann die Herausgabe durch Zahlung des fehlenden Be: 
trags abwenden). 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der frühere Beſchenkte nur inſo⸗ 
weit, als der ſpäter Veſchenkte nicht verpflichtet iſt“) “). 

E I 20142016 II 2194 M 5, 466—468 P 5, 592— 595. 

1. Aushilfsweiſe tritt Haftung des Beſchenkten ein, ſoweit der Erbe zur Ergänzung 
nicht verpflichtet iſt (ſ. unten A 4). Dies iſt von vornherein nicht der Fall, wenn der Nachlaß 
mit Null aufgeht oder überſchuldet iſt, jo daß ein Pflichtteilsrecht überhaupt nicht ($ 2511 
At), ein Ergänzungsanſpruch aber nur rechnungsmaßig entſtehen kann (8 2325 A 3). Ferner 
nicht, ſoweit der Erbe nach § 2328 die Ergänzung verweigern kann. Aber auch dann nicht, 
wenn und ſoweit er infolge von Wertsveränderungen des Nachlaſſes den entſtandenen Er⸗ 
gänzungsanſpruch nach den Grundſätzen der beſchränkten Haftung (88 1975 ff., insbeſondere 
59 1973 A 4, 1991 A 4, 1992 A 3) nicht zu erfüllen braucht, ja ſogar nicht erfüllen darf (RG 
58, 127 (a. M. Planck A 1). Dagegen kann der Ergänzungsberechtigte Ausfälle, die 
er infolge Zahlungsunfähigkeit des unbeſchränkt haftenden Erben erleidet, nicht gegen den 
Beſchenkten geltend machen. 

2. Der Ergänzungsanſpruch wird dadurch, daß er gegen den Beſchenkten verfolgt 
wird, nicht in ſeinem Grunde, ſondern nur nach Art und Umfang der Haftung verändert 
(RG 58, 128). Er geht auf Geld, auf den fehlenden Betrag, deſſen Pente ſich nach 98 2325 
bis 2327 unter Abzug des vom Erben Erlangten oder zu Erlangenden berechnet. Gleichwohl 
iſt der Beſchenkte grundſätzlich nicht zur Zahlung, ſondern zur Herausgabe des Geſchenks 
zum Zwecke der Befriedigung verpflichtet und gemäß Abſ 2 nur zur Zahlung berechtigt. 
D. h. er iſt, wie in den Fällen der 38 1973 A 8, 1990 A 4 verbunden, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die Gegenſtände der Schenkung zu dulden. Dementſprechend hat unter Be⸗ 
zifferung des geforderten Geldbetrags auch die Verurteilung zu lauten. Nur wenn Geld 
geſchenkt war, ſind Herausgabe und Zahlung dasſelbe. Eine Auskunftspflicht des beſchenkten 
Dritten beſteht, abweichend von $ 2325 A 1, nur dann, wenn er nach $ 260 einen Inbegriff 
herauszugeben hat. 

3. Bezüglich der Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung gilt auch hier das in 51973 U Geſagte. Die Bereicherung wird durch die dem 
Beſchenkten entſtandenen Koſten des Schenkungsaktes vermindert (RG Warn 08 Nr 205). 
Zur Kenntnis vom Mangel des rechtlichen Grundes (§ 819 Ab} 1) gehört regelmäßig Kenntnis 
vom Siande des Nachlaſſes und der Ergänzungsbedürftigkeit des Pflichtteils im Sinne von 
58 2325 ff. Doch kann fie auch ſchon zur Zeit der Schenkung vorhanden ſein, wenn dem Em⸗ 
pfänger eine damit verbundene Benachteiligungsabſicht des Erblaſſers bekannt war (vgl. 
auch 98 818 Abſ 2, 826). Der fernere Empfänger, dem die Schenkung unentgeltlich zugewendet 
ift, haftet nach J 822. Handelt es ſich um ein noch nicht erfülltes Schenkungsverſprechen, 
ſo iſt der Schenkungsanſpruch herauszugeben. 

4. Iſt der Pflichtteilsberechtigte der alleinige Erbe, ſo kommt von vornherein nur 
der Ergänzungsanſpruch gegen den Beſchenkten in Frage. Er kann, wenn es ſich um ein 
Schenkungsverſprechen handelt, auch durch Verweigerung der Leiſtung ausgeübt werden. 
Iſt der Beſchenkte Miterbe des Ergänzungsberechtigten (RG 58, 127), ſo haftet 
er jedenfalls als Beſchenkter, ſoweit er nicht ſchon als Erbe verpflichtet iſt. 

5. Abwendung der Herausgabe durch freiwillige Zahlung des fehlenden 
Betrags (A 2), alſo nicht wie nach SS 1973 A 9, 1992 A 4 des Wertes der von der 
Zwangsvollſtreckung bedrohten oder ergriffenen Schenkungsgegenſtände. 
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6. Reihenfolge der mehreren Beſchenkten: Der zuletzt Beſchenkte haftet zuerſt. Nur 
ſoweit er nicht verpflichtet iſt (nicht auch ſoweit er nicht zahlungsfähig), kann der 
nächſte früher Beſchenkte herangezogen werden. Die Verpflichtung erliſcht insbeſondere 
durch Wegfall der Bereicherung vor Eintritt der Rechtshängigkeit oder der erlangten Kenntnis 
gemäß $$ 818 Abſ 4, 819. Oder durch Friſtablauf, während ſich ein früher beſchenkter Ehe⸗ 
gatte hierauf nicht beziehen darf (§ 2325 A 7). 

7. Beweislaſt. Der Ergänzungskläger hat die Schenkung und ferner zu beweiſen, 
daß der Erbe nicht verpflichtet ift (A 1). Der Beklagte iſt dafür bemeispflichtig, daß er nicht 
bereichert oder daß ein zunächſt haftender ſpäterer Beſchenkter vorhanden iſt. Daß dieſer 
nicht verpflichtet fei, iſt Replik des Klägers. Von mehreren Pflichtteilsberechtigten kann 
jeder klagen. Soweit der Beſchenkte an ihn herausgibt, mindert ſich ſeine Bereicherung. 
Verjährung § 2332 Abſ 2. 


8 2330 


Die Vorſchriften der 88 2325 bis 2329 finden keine Anwendung auf 
Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird!). 

& I 2018 II 2195 M 5, 469 P 5, 596. 

1. Anſtandsſchenkungen ꝛc. find nur ſoweit ergänzungspflichtig, als fie das hiernach 
ſich beſtimmende Maß überſchreiten (vgl. auch 8 534, 1446, 1641, 1804, 2113, 2205). 


8 2331 


Eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgute der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft 
erfolgt, gilt als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht. Die Zuwendung 
gilt jedoch, wenn ſie an einen Abkömmling, der nur von einem der Ehegatten 
abſtammt, oder an eine Perſon, von der nur einer der Ehegatten abſtammt, 
erfolgt oder wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung zu dem Geſamt⸗ 
gut Erfat zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemacht. 

Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſamtgute 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung!). 

EI 1991, 2017 II 2196 M 5, 416, 468 P 5, 525, 596. 

1. Vgl. $ 2054, womit die Vorſchrift, bis auf den die Eltern eines Ehegatten be- 
treffenden Zuſatz in Abſ 1, wörtlich übereinſtimmt. Sie bezieht ſich ſowohl auf den ordent⸗ 
lichen, wie auf den Pflichtteilsergänzungsanſpruch. 


8 2332 


Der Pflichtteilsanſpruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in welchem der Pflichtteilsberechtigte von dem Eintritte des Erbfalls 
und von der ihn beeinträchtigenden Verfügung Kenntnis erlangt), ohne Rück⸗ 
ſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Fahren von dem Eintritte des Erbfalls an?) 

Der nach § 2329 dem Pflichtteilsberechtigten gegen den Beſchenkten zu⸗ 
ſtehende Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Eintritte des Erbfalls an“). 

Die Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, daß die Anſprüche erſt 
nach der Ausſchlagung der Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes geltend ge⸗ 
macht werden können)). 

E 1 1999 11 2197 M 5, 425—428 P 5, 551, 598, 594. 

1. Die Verjährung ſowohl des ordentlichen, als auch des Pflichtteilsergänzungsan⸗ 
ſpruchs iſt in drei Jahren beendet. Sie beginnt, ſoweit der Anſpruch gegen den Erben 
zuſteht (58 2325— 2328), mit erlangter Kenntnis vom Erbfall und der be⸗ 
einträchtigenden Verfügung. Es kommt mithin nicht an auf Kenntnis vom 
Beſtehen der das Pflichtteilsrecht begründenden verwandſchaftlichen Beziehungen zum 
Erblaſſer oder vom Stande des Nachlaſſes. Mit der Verfügung iſt zunächſt gemeint die den 
Berecht gten von der Erbfolge ausſchließende oder ſonſt beeinträchtigende Verfügung 
von Todes wegen. Die Kenntnis hiervon muß nicht notwendig durch deren amtliche 
Verkündung erlangt ſein. Umgekehrt ſchließt die Tatſache der Verkündung nicht unbedingt 
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Mangel der Kenntnis aus. Zum Begriffe der Kenntniserlangung RE 70, 360. Die Vor⸗ 
ſchrift des 5 1944 Abſ 2 iſt nicht entſprechend anwendbar (RG 66, 30). Es ſteht aber nichts 
entgegen, unter der Verfügung auch eine ſolche im Sinne von Vorbem 7 vor $ 104 zu ver⸗ 
ſtehen. Demgemäß wird, ſoweit es ſich um den gegen den Erben zu richtenden Ergänzungs⸗ 
anſpruch handelt (anders A 3), zum Beginn der Verjährung auch Kenntnis von Vornahme 
der beeinträchtigenden Schenkung zu erfordern ſein. Im übrigen gelten die allgemeinen 
Verjährungsgrundſätze, fo insbeſondere $ 207 (Vollendung der Verjährung gegen den noch 
nicht angenommenen, unvertretenen oder in Konkurs geratenen Nachlaß). Durch die Klage 
auf Auskunftserteilung ($ 2314) wird die Verjährung nicht unterbrochen (RG 22. 4 07 IV 
474/06). 

2. Regelmäßige Verjährungsfriſt $ 195. Sie kommt auch dem⸗ 
jenigen zugute, welcher förmlich mit dem Pflichtteil bedacht, alſo im Sinne von A1 überhaupt 
nicht beeinträchtigt iſt (OLG 18, 367). 

3. Verjährung gegen den Beſchenkten ebenfalls ohne Rückſicht auf erlangte Kenntnis. 

4. Iſt der Pflichtteilsanſpruch von vorgängiger Ausſchlagung abhängig (58 2306 
A 4, 2307 A 1), fo entſpricht dem Grundſatze von der Rückbeziehung der Ausſchlagung (8 1953 
A J), daß auch der Pflichtteilsanſpruch als ſogleich mit dem Erbfall ungehemmt ($ 202 Abſ 1) 
entſtanden behandelt wird. Entſteht der Pflichtteils⸗ und Ergänzungsanſpruch eines nach⸗ 
rückenden Berechtigten im Falle des $ 2309 erſt mit Wegfall des zunächſt Berechtigten, ſo 
findet zwar auch hier Rückbeziehung ſtatt. Mangels ausdrücklicher geſetzlicher Vorſchrift kann 
jedoch die Verjährung nicht vor dem Wegfall des Vorberechtigten und hiervon erlangter Kennt⸗ 
nis ihren Anfang nehmen. Freilich kann mit Rückſicht auf die drohende Pflichtteilsverjährung 
der Erbe genötigt ſein, die Ausſchlagung ſchon zu einem Zeitpunkte zu erklären, wo mangels 
Verkündung der ihn berufenden Verfügung ($ 1944 A 4) oder weil der Fall der Nacherbfolge 
noch nicht eingetreten ift (5 2142 A 1), die Ausſchlagungsfriſt gegen ihn noch gar nicht zu laufen 

begonnen hatte (RG 59, 346). 


8 2333 


Der Erblaſſer kann einem Abkömmlinge den Pflichtteil entziehen: 

1. wenn der Abkömmling dem Erblaſſer, dem Ehegatten oder einem andern 
Abkömmlinge des Erblaſſers nach dem Leben trachtet; 

2. wenn der Abkömmling ſich einer vorſätzlichen körperlichen Mißhand⸗ 
lung des Erblaſſerz oder des Ehegatten des Erblaſſers ſchuldig macht, 
im Falle der Mißhandlung des Ehegatten jedoch nur, wenn der Ab⸗ 
kömmling von dieſem abſtammt; 

3. wenn der Abkömmling ſich eines Verbrechens oder eines ſchweren vor⸗ 
ſätzlichen Vergehens gegen den Erblaſſer oder deſſen Ehegatten ſchuldig 
macht; 

4. wenn der Abkömmling die ihm dem Erblaſſer gegenüber geſetzlich ob⸗ 
liegende Unterhaltspflicht böswillig verletzt; 

5. wenn der Abkömmling einen ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel 
wider den Willen des Erblaſſers führt. 

E I 2000 Satz 1, 2001 II 2198 M 5, 428—437 P 5, 551565, 649; 6, 320, 321. 

Die Entziehung des Pflichtteils gegenüber Abkömmlingen (Eltern $ 2334, Ehegatten 
$ 2335) kann eine vollſtändige oder teilweiſe fein, auch in der Zuwendung des Pflichtteils 
unter ſonſt unzuläſſigen Beſchränkungen und Beſchwerungen beſtehen ($ 2306). Die Ent- 
Jiehungsgründe ſind erſchöpfend geregelt, entſprechende Anwendung auf andere 
Tatbeſtände iſt nicht geſtattet. Sie ſetzen ſämtlich Verſchulden und deshalb auch Zurech⸗ 
nungsfähigkeit des Täters voraus. Anwendbarkeit des älteren Rechts NG 63, 120. 

Zu Nr. 1: Lebensnachſtellungen, ſei es auch in Form ber Anſtiftung und Beihilfe 
oder bloß vorbereitender Handlungen. Unter Umſtänden kann ſogar wiſſentliches Geſchehen⸗ 
laſſen genügen (vgl. auch § 1566). 

Zu Nr 2: Vorſätzliche körperliche Mißhandlung eines leiblichen Eltern⸗ oder Vor⸗ 
elternteils, ohne daß es auf deren Schwere ankommt (vgl. SGB 69 228, 229). Notwehr 
ſchließt ein „ſich ſchuldig machen“ aus ($ 227 Abſ 2, Str ß 53). Auch im Falle der Über⸗ 
ſchreitung der Notwehr (Str $ 53 Abſ 3) kann das Verſchulden zu verneinen ſein. 

Zu Nr 3: Verbrechen oder Vergehen im Sinne von Str 8 1, wenn es gegen 
den Erblaſſer oder ſeinen Ehegatten (als Verletzte) gerichtet iſt. Ob das vorſätzliche Vergehen 
als ein ſchweres aufzufaſſen ſei, iſt nach Lage des Einzelfalles zu beurteilen. Daß 
eine ſtrafgerichtliche Verurteilung ſtattgefunden habe, iſt nicht gefordert. 
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Zu Nr 4: Böswillige Verletzung der Unterhaltspflicht, ſoweit fie dem Abkömm⸗ 
ling geſetzlich obliegt (88 1601 ff.). Sie ſetzt nicht bloß eigenes Leiſtungsvermögen, 
ſondern auch Kenntnis von der Bedürftigkeit und gefliſſentliche Vorenthaltung des Unter⸗ 
halts aus verwerflicher Geſinnung voraus. 

Zu Ned: Ehrloſer und unſittlicher Lebenswandel, wenn er wider den 
Willen des Erblaſſers geführt wird. Daß er davon abgemahnt habe, iſt nicht 
erforderlich. Sein eigener Lebenswandel iſt dabei von Bedeutung. — Die Verfehlungen 
berechtigen zugleich zum Rücktritt vom Erbvertrage (§ 2294) und zur Aufhebung einer gegen- 
ſeitigen Verfügung nach § 2271 Abſ 2. Enterbung in guter Abſicht § 2338. 


8 2334 

Der Erblaſſer kann dem Vater den Pflichtteil entziehen, wenn dieſer 
ſich einer der im § 2333 Nr. 1, 3, 4 bezeichneten Verfehlungen ſchuldig macht. 
Das gleiche Recht ſteht dem Erblaſſer der Mutter gegenüber zu, wenn dieſe 
ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig macht!). 

E 1 2003 II 2199 M 5, 442 P 5, 579. 

1. Die Entziehung des Pflichtteils gegenüber einem Elternteil iſt nur wegen Lebens⸗ 
nachſtellung (§ 2333 Nr 1), Verbrechen und Vergehen (Nr 3) und Verletzung der Unterhalts- 
pflicht gegen den Erblaſſer (Nr 4), alſo nicht auch wegen Mißhandlung (Nr 2; vgl. auch 
§ 1631 Ab| 2), ſoweit fie nicht unter Nr 3 fällt, und wegen ſchlechten Lebenswandels (Nr 5) 
zuläſſig. Die Unterhaltspflicht kann auch durch ſchwere Vernachläſſigung der Erziehung 
und Ausbildung verletzt fein ($ 1610 Abſ 2). Strafloſigkeit der Eltern gemäß StrGB 89 247 
Abſ 2, 289 25f 5 kommt nicht in Betracht. Der Pflichtteil kann nur dem ſchuldigen, nicht 
auch dem andern Elternteil entzogen werden. 


8 2335 

Der Erblaſſer kann dem Ehegatten den Pflichtteil entziehen, wenn der 
Ehegatte ſich einer Verfehlung ſchuldig macht, auf Grund deren der Erblaſſer 
nach den 88 1565 bis 1568 auf Scheidung zu klagen berechtigt iſt ). 

Das Recht zur Entziehung erliſcht nicht durch den Ablauf der für die 
Geltendmachung des Scheidungsgrundes im 8 1571 beſtimmten Friſt ). 

E I 2005 II 2200 M 5, 444, 445 P 5, 580. 

1. Entziehung des Pflichtteils gegenüber dem Ehegatten ſetzt eine ſchuld volle 
Verfehlung durch Ehebruch uf. (91565), Lebensnachſtellung ($ 1566), bösliche Verlaſſung 
($ 1567) oder ſchwere Pflichtverletzung uſw. ($ 1568) voraus, iſt mithin nicht zuläſſig, wenn 
ein Scheidungsrecht nur wegen Geiſteskrankheit beſteht ($ 1569). Die Scheidungsklage 
braucht nicht, wie im Falle der $$ 1933 A 3, 2077 A 2 bereits erhoben zu fein. 

2. Kein Erlöſchen durch Friſtablauf, auch nicht durch Verwirkung des Scheidungs⸗ 
rechts nach ZPO $ 616, wohl aber durch Verzeihung ($$ 2337, 1570). Ob auch der Erblaſſer 
ſich eines Scheidungsgrundes ſchuldig gemacht hat, kommt nicht in Betracht. 


8 2336 

Die Entziehung des Pflichtteils erfolgt durch letztwillige Verfügung y. 

Der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Errichtung beſtehen und in 
der Verfügung angegeben werden )). 

Der Beweis des Grundes liegt demjenigen ob, welcher die Entziehung 
geltend macht“). 

Im Falle des § 2333 Nr. 5 iſt die Entziehung unwirkſam, wenn ſich der 
Abkömmling zur Zeit des Erbfalls von dem ehrloſen oder unſittlichen Lebens⸗ 
wandel dauernd abgewendet hat)). 

E 1 2000 Satz 2, 20062008 II 2201 M 5, 430, 447—449 P 5, 552, 558, 580, 581; 6, 321, 328. 

1. Die Entziehung des Pflichtteils umfaßt auch den Pflichtteilsergänzungsa 
„ ugich; Me Munbgehunn! har mer Kor Ken 
haupt nichts aus dem Nachlaß erhalten, alfo von der Erbfolge ausgeſchloſſen fein und des⸗ 
halb, auch wenn der Entziehungsgrund nicht ſtichhält, nach $ 2303 keinesfalls mehr als den 
Pflichtteil erhalten. Umgekehrt enthält die Ausſchließung von der geſetzlichen Erbfolge nicht 
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fe die Entziehung des Pflichtteils (a. M. Dernburg $ 121 A 11). Im übrigen kann 
fie ſowohl ausdrücklich als ſtillſchweigend erklärt, unter den Vorausſetzungen des $ 2078 auch 
angefochten werden und zwar mit dem Erfolge, daß der Enterbte den vollen geſetz⸗ 
lichen Erbteil erhält. Als letztwillige Verfügung ($ 1937) kann die Entziehung in allen 
Formen des Teſtaments und, wiewohl nur als einſeitige Verfügung gemäß § 2299 im Erb⸗ 
vertrage, gemäß $ 2276 Abſ 2 ſogar im Ehevertrag ausgeſprochen werden. 

2. Der Grund der Entziehung beſteht zur Zeit der Errichtung auch dann, 

wenn die Tatſachen der 88 2333 Nr 1—4, 2334, 2335 der Vergangenheit angehören. Sie 
müßten denn nach 8 2337 bereits verziehen fein. Nur der ſchlechte Lebenswandel muß bis 
dahin und gemäß Abſ 4 ſogar bis zum Erbfall angedauert haben. Keinesfalls kann der Erb⸗ 
laſſer bedingungsweiſe für den Fall etwa künftig eintretender Tatbeſtände die Entziehung 
anordnen. Wohl aber kann er, wenn der Grund ſchon gegeben iſt, die wirkliche Entziehung 
von ferneren Bedingungen abhängig machen. die Angabe des Grundes er⸗ 
fordert nicht notwendig nähere Darlegung der einzelnen Tatumſtände, muß aber erkennen 
laſſen, auf welchen der verſchiedenen Entziehungsgründe ſich der Erblaſſer ſtützen will. 
5 3. Die Beweislaſt trifft regelmäßig den Erben, im Falle des §2329 den Beſchenkten, 
fie kann aber auch von den gemäß $$ 2318 ff. zur Tragung der Pflichtteilslaſt herangezogenen 
Vermächtnisnehmern und Auflagebeteiligten übernommen werden. Der mißlungene Be⸗ 
weis des angegebenen Grundes kann nicht durch den Nachweis eines andern nicht angegebenen 
Grundes erſetzt werden. 

4. Dauernde Abwendung vom ſchlechten Lebenswandel macht die darauf geſtützte 
Entziehung von ſelbſt hinfällig, wenn ſie nur bis zum Erbfall eingetreten iſt. Sie 
iſt vom Enterbten zu beweiſen. Sie muß eine gewiſſe Zeit ſchon angedauert haben und 
die Beſorgnis künftiger Rückfälle auszuschließen geeignet ſein. Ahnlich $ 2338 A 6. Auch 
in dieſem Falle verbleibt dem Enterbten im Zweifel (A 1) nur der Pflichtteil. — Entſprechende 
Anwendung des $ 2336 bei Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1509 und 
der Entziehung des Anteils am Geſamtgute $ 1513, auch PruGz BGB Art 59 8 7. Auf- 
BE im gemeinſchaftlichen Teſtament oder im Erbvertrag gemachten Zuwendungen 
$$ 2271, 2297. 


9 2337 


Das Recht zur Entziehung des Pflichtteils erliſcht durch Verzeihung). 
Eine Verfügung, durch die der Erblaſſer die Entziehung angeordnet hat, wird 
durch die Verzeihung unwirkſam.) 

E I 2004 II 2202 M 5, 443, 444 P 5, 579, 580. 

1. Verzeihung iſt nicht Rechtsgeſchäft, nicht empfangsbedürftige Willenserklärung, 
ſondern (wie 58 532, 1570, 2343) nur Kundgebung einer durch die Verfehlungen nach 
85 2333 ff. nicht mehr beleidigten Geſinnung. Sie ſetzt volle Kenntnis des Sachverhalts 
voraus, muß vom Erblaſſer ſelbſt, nicht von dem nach $$ 2333 Nr 1—3, 2334 etwa be⸗ 
troffenen Ehegatten oder Abkömmling ausgehen und kann auch bedingt, jedoch nicht im 
voraus für künftige Verfehlungen erklärt werden. Verzeihung unter Vorbehalt iſt regel“ 
mäßig keine Verzeihung. Die Beweislaſt trifft den Enterbten. 

2. Die Unwirkſamkeit der bereits angeordneten Entziehung tritt unmittelbar kraft 
Geſetzes ein. Es wird nahe liegen, daß die Verzeihung dem Enterbten nach dem Willen 
des Erblaſſers nicht bloß zum Pflichtteil ($ 2336 A 1), ſondern zum vollen geſetzlichen Erbteil 
verhelfen fol. Auch ohne Verzeihung kann die Entziehung gemäß $$ 2253 ff. wider⸗ 
rufen und, ſolange Verzeihung nicht erteilt ift, durch Widerruf des Widerrufs nach $ 2257 
wieder in Kraft geſetzt werden. 


9 2338 


Hat ſich ein Abkömmling in ſolchem Maße der Verſchwendung ergeben 
oder iſt er in ſolchem Maße überſchuldet, daß ſein ſpäterer Erwerb erheblich 
gefährdet wird!), jo kann der Erblaſſer das Pflichtteilsrecht des Abkömmlings 
durch die Anordnung beſchränken, daß nach dem Tode des Abkömmlings deſſen 
geſetzliche Erben?) das ihm Hinterlaſſene oder den ihm gebührenden Pflicht⸗ 
teil als Nacherben oder als Nachvermächtnisnehmer nach dem Verhältnis 
ihrer geſetzlichen Erbteile erhalten ſollens). Der Erblaſſer kann auch für die 
Lebenszeit des Abkömmlinges die Verwaltung einem Teſtamentsvollſtrecker 
übertragen; der Abkömmling hat in einem ſolchen Falle Anſpruch auf den 
jährlichen Reinertrag ). 
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Auf Anordnungen dieſer Art finden die Vorſchriften des § 2336 Abſ. 1 
bis 3 entſprechende Anwendung ). Die Anordnungen ſind unwirkſam, wenn 
zur Zeit des Erbfalls der Abkömmling ſich dauernd von dem verſchwenderiſchen 
Leben abgewendet hat oder die den Grund der Anordnung bildende Über: 
ſchuldung nicht mehr befteht®). 

E 1 2002 Abſ 1, 8 II 2203 M 5, 437442 P 5, 565—579; 6, 356, 367. 

1. Die Pflichtteilsbeſchränkung in guter Abſicht iſt nur gegenüber Abkömmlingen, 
nicht auch Eltern und Ehegatten zuläſſig. Sie iſt nicht Entziehung, vielmehr Zuwendung 
des Pflichtteils verbunden mit fürſorgenden Maßnahmen für den Abkömmling und feine 
Familie. Vorausgeſetzt iſt Verſchwendung (Begriff $ 6 A 4) und zwar ohne Rückſicht auf 
etwaige Gefahr des Notſtandes und darauf, ob ſie zur Entmündigung geführt hat, oder Über⸗ 
ſchuldung, und zwar in ſo hohem Maße, daß der ſp ätere Erwerb erheblich ge⸗ 
fährdet if. D. h. es muß die Beſorgnis begründet ſein, das aus irgendwelchen Er⸗ 
werbsquellen, insbeſondere durch die Erbſchaft ſelbſt ihm zufließende Vermögen werde gleich⸗ 
falls verſchwendet oder von den Gläubigern beſchlagnahmt werden. Dieſe Beſorgnis wird 
durch das Beſtehen der Entmündigung nicht notwendig ausgeſchloſſen. 

2. Die Beſchränkung iſt nur zugunſten der geſetzlichen Erben des Abkömmlings 
zur Zeit ſeines Todes geſtattet und nur ſo, daß ſie nach Verhältnis ihrer geſetz⸗ 
lichen Erbteile bedacht werden ($ 2066). Dies trifft auch dann zu, wenn die Abkömm⸗ 
linge zwar durch Verfügung von Todes wegen, aber im Sinne von $ 2052 als Erben berufen 
ſind. Eine nähere Bezeichnung der Erben iſt unſchädlich, wenn ſie ſich beim Tode des Ab⸗ 
kömmlings als ſeine geſetzlichen Erben erweiſen. Erfolgt die Zuwendung an Fremde oder 
nach andern Erbquoten, fo ift die Anordnung unwirkſam ($ 2306 A 3). Der Erblaſſer ift jedoch 
nicht gehindert, die Berufung auf die Erben der erſten Ordnungen zu beſchränken (Prot 5 
573); auch einzelne von ihnen auszuſchließen, denen gegenüber er zur Entziehung des Pflicht, 
teils berechtigt ift. Der Fiskus zählt auch hier nicht zu den geſetzlichen Erben (58 2104, 2149), 

3. Nacherbeinſetzung der geſetzlichen Erben ſetzt voraus, daß der Abkömmling zu⸗ 
nächſt als Vorerbe berufen iſt ($ 2100). Die ihn als Vorerben tre ffenden Be⸗ 

chrän kungen ergeben ſich aus $$ 2112 ff. Unwirkſamkeit wegen Zeitablaufs iſt mit 
Rückſicht auf 65 2109 Nr 1, 2163 Nr 1, 2210 ausgeſchloſſen. Über 58 2115 und 2214 hinaus 
entzieht $ 863 ZPO auch die Nutzungen des Pflichtteils der Pfändung, ſoweit ſie zum eigenen 
ſtandesmäßigen Unterhalt des Abkömmlings und zur Erfüllung gewiſſer Unterhaltspflichten 
erforderlich ſind. Iſt dem Abkömmling unter den hier fraglichen oder unter andern Beſchrän⸗ 
kungen ein Erbteil hinterlaſſen, der größer iſt als der Pflichtteil, ſo bleibt er jedenfalls 
daran gebunden, wenn er nicht ausſchlägt. Schlägt er aus, jo erwirbt er zwar gemäß 9 2306 
A 4 den Pflichtteilsanſpruch, aber vom Beweis der Tatſache der Verſchwendung oder Über⸗ 
ſchuldung hängt ferner ab, ob er dieſen Pflichtteil nur mit den Beſchränkungen des § 2338 
oder ob er ihn unbeſchränkt erhält (R Seuff A 62 Nr 188). Dasſelbe gilt nach 8 2307 A 1, 
wenn dem Abkömmling ein — den Pflichtteil erfüllendes oder überſteigendes — Vermächtnis 
zugewendet, aber mit einem Nachvermächtnis ($ 2191) zugunſten der geſetzlichen Erben be⸗ 
ſchwert iſt. Iſt er gerade auf den Pflichtteil als Erbe berufen, ſo muß er ſich gegen die Regel 
des § 2306 A 3 die aus § 2338 begründete Beſchränkung gefallen laſſen. Iſt er weder als 
‚Erbe noch als Vermächtnisnehmer bedacht, ſondern nur auf den Pflichtteilsanſpruch ver⸗ 
wieſen, fo ſind feine geſetzlichen Erben gleich Nachvermächtnisnehmern zu behandeln. Ver⸗ 
erblichkeit des Nacher benrechts kann, wie im Falle des $ 2104, nicht in Frage kommen ($ 2108 
A 2). 

4. Übertragung der Verwaltung an einen Teſtamentsvollſtrecker (58 2209, 2210) 
entzieht dem Abkömmling nach § 2211 jedes Verfügungsrecht und ſchließt zugleich gemäß 
$ 2214 feine Gläubiger vom Zugriff auf den Pflichtteil aus. Sie kann mit der Nacherb⸗ 
einſetzung verbunden ($ 2222), aber ebenſo dinglich wirkſam auch für ſich allein angeordnet 
werden. e 

5. Anordnung durch letzt w illig e Verfügung, Angabe des Grundes (Ver⸗ 
ſchwendung oder Überfhuldung). Gegenüber dem Anſpruch auf unbeſchränkte Gewährung 
des Pflichtteils hat der Erbe, im Falle des $ 2329 der Beſchenkte die Anordnung ſelbſt und 
ihre Vorausſetzungen zw beweiſen. 

6. Dauernde Abwendung ꝛc. wie im Falle des § 2336 A 4, vgl. dort. Gleichgültig 
iſt, ob ſich der Abkömmling unter dem Zwange äußerer Verhältniſſe oder aus eigener beſſerer 
Einſicht heraus abgewendet hat (RG 24. 6. 07 IV 121/07). Die von ſelbſt eintretende Un⸗ 
wirkſamkeit der Beſchränkung kann von jedermann, fo auch von den Gläubigern des Abkömm⸗ 
lings geltend gemacht werden. — Beſchränkungsrecht aus § 2338 im Falle des Erbvertrags 
5 2289 Abſ 2, des gemeinſchaftlichen Teſta ments § 2271 Abſ 3, bezüglich der fortgeſetzten 
Eütergemeinſchaft § 1513 Abſ 2. 
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Sechſter Abſchnitt 


Erbunwürdigkeit 


Erbunwürdig und deshalb der durch die Eigenſchaft als Erbe, Vermächtnisnehmer 
oder Pflichtteilsberechtigter erlangten Vorteile verluſtig iſt, wer ſich gegen den betreffenden 
Erblaſſer beſtimmter ſchwerſter Verfehlungen oder Eingriffe in die Teſtierfreiheit ſchuldig 
gemacht hat. Die Vorſchriften gelten nach $ 1506 auch für die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft. Auch ältere Unwürdigkeitsgründe ſind hiernach zu beurteilen, wenn der Erblaſſer 
feit 1. 1. 00 verſtorben iſt (EG Art 213). 


8 2339 

Erbunwürdig ifl: 

1. wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich getötet oder zu töten 
verſucht oder in einen Zuſtand verſetzt hat, infolgedeſſen der Erblaſſer 
bis zu ſeinem Tode unfähig war, eine Verfügung von Todes wegen zu 
errichten oder aufzuheben; 

2. wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich verhindert hat, eine 
Verfügung von Todes wegen zu errichten oder aufzuheben; 

3. wer den Erblaſſer durch argliſtige Täuſchung oder widerrechtlich durch 
Drohung beſtimmt hat, eine Verfügung von Todes wegen zu errichten 
oder aufzuheben; 

4. wer ſich in Anſehung einer Verfügung des Erblaſſers von Todes wegen 
einer nach den Vorſchriften der 88 267 bis 274 des Strafgeſetzbuchs 
ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht hat. 

Die Erbunwürdigkeit tritt in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 3, 4 nicht ein, 
wenn vor dem Eintritte des Erbfalls die Verfügung, zu deren Errichtung der 
Erblaſſer beſtimmt oder in Anſehung deren die ſtrafbare Handlung begangen 
worden iſt, unwirkſam geworden iſt oder die Verfügung, zu deren Aufhebung 
er beſtimmt worden iſt, unwirkſam geworden ſein würde. 

€ 2045 II 2204 M 5, 517520 P 5, 634—642 KBB 325. 

Wie die Entziehungsgründe des $ 2333 find auch die Erbunwürdigkeitsfälle erſchöpfend 
geregelt. Sie umfaſſen alle Formen der Teilnahme am Delikt (StB 88 47ff.). Verſuch 
genügt nur im Falle Nr 1 (a. M. zu Nr 4 Staudinger A 4). 

Zu Nr 1: Tötung im Sinne von StGB 88 211—215, ebenſo abſichtliche Tötung 
im Zweikampf (58 206, 207), nicht aber Tötung des Einwilligenden ($ 216), der dem Ver⸗ 
zeihenden nach § 2343 gleichzuſtellen iſt. Notwehr ſchließt die Widerrechtlichkeit aus. Der 
Erfolg, den Erblaſſer teſtierunfähig zu machen, braucht nicht bezweckt zu fein, es. 
genügt, daß er z. B. im Falle ſchwerer Körperverletzung in Siechtum verfällt. Auch iſt 
gleichgültig, ob er etwa ſchon aus andern Gründen unfähig war. Der Vorerbe iſt nicht 
Erblaſſer, ſeine Tötung durch den Nacherben macht dieſen nicht erbunwürdig. 

Zu Nr 2: Die Verhinderung ſetzt voraus, daß der Erblaſſer einen beſtimmten Er- 
richtungs⸗ oder Aufhebungsakt beabſichtigt, ihn aber infolge der auf ihn, gleichviel mit welchen 
Mitteln ausgeübten Einwirkung unterlaſſen hat. Verſuch oder nur vorübergehende Ein⸗ 
wirkung genügen nicht. Eine etwaige Unwirkſamkeit des beabſichtigten Aktes iſt ohne Be⸗ 
deutung. 

Zu Nr 3: Täuſchung und Drohung § 123. Der letzteren ſteht unmittelbare Ge⸗ 
waltanwendung gleich. Daneben bleibt die (weniger weittragende) Anfechtung aus § 2078 
Abſ 2 unberührt (RG 59, 33). 5 

Zu Nr 4: Urkundenfälſchung, insbeſondere auch fälſchliche Anfertigung einer an⸗ 
geblichen Verfügung und Beſeitigung von Urkunden, vor oder nach dem Erbfalle. Doch 
muß auch die Fälſchung die Natur einer Verfehlung gegen den Erblaſſer haben. Dies kann aus⸗ 
geſchloſſen ſein, wenn damit nur ſein ernſter, aber formungültig erklärter letzter Wille zur 
Geltung gebracht werden ſollte (RG 72, 207). 

Zu Nr 3 u. 4: Die mit Erbunwürdigkeit bedrohten Handlungen find praktiſch 
unſchädlich, wenn a) die erzwungene, erſchlichene oder verfälſchte Verfügung ſei es, 
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von Anfang an wegen Formmangels unwirkſam war, ſei es vor dem Erbfall (durch Wider⸗ 
ruf, Wegfall des Bedachten uſw. ($ 2252) unwirkſam geworden iſt oder wenn b) die infolge 
von Täuſchung oder Drohung aufgehobene oder vermöge einer Urkundenfälſchung nur an- 
geblich aufgehobene Verfügung aus gleichen Gründen ſchon ohnedies unwirkſam ge⸗ 
worden wäre. 


8 2340 

Die Erbunwürdigkeit wird durch Anfechtung des Erbſchaftserwerbes 
gelte nd gemacht!). 2 85 

Die Anfechtung iſt erſt nach dem Anfalle der Erbſchaft zuläſſig e). Einem 
Nacherben gegenüber kann die Anfechtung erfolgen, ſobald die Erbſchaft dem 
Vorerben angefallen iſt !). 

Die Anfechtung kann nur innerhalb der im 8 2082 beſtimmten Friſten 
erfolgen). 

E 1 2046 Abſ 1, 2, 4-6 JI 2205 M 5, 620, 521 P 5, 642, 648, 645; 6, 857. 

1. Die Erbunwürdigkeit tritt nicht kraft Geſetzes, ſondern erſt nach rechtskräftig durch⸗ 
geführter Anfechtung ($ 2342) mit der Wirkung des $ 2344 Abſ 1 ein. Der Erbunwürdige 
ſelbſt kann ſomit, da er nicht anfechtungsberechtigt iſt (5 2341), die Unwürdigkeit niemals 
geltend machen. 

2. Anfall der Erbſchaft 5 1942 A 2. Hängt der Anfall an den Erbunwürdigen da⸗ 
von ab, daß ein ihm vorgehender Berufener ausſchlägt oder aus andern Gründen wegfällt, 
jo iſt die Anfechtung nicht vor dem Wegfall zuläſſig. Behauptet dagegen der nach $ 2341 
Anfechtungsberechtigte, daß ſämtliche vor ihm Berufenen erbunwürdig en fo darf er ſich 
vorläufig — ob mit Recht, wird das Urteil ergeben — auf den Standpunkt des $ 2344 
Abſ 2 ſtellen und die Anfechtungsklage gleichzeitig gegen die mehreren auch bloß nadeinan- 
der berufenen Erbunwürdigen erheben (a. M. Planck A 2; Staudinger A 2). Auch 
für Ausübung des Anfechtungsrechtes aus $$ 2078 ff. hat er in dieſem Falle ſogleich als 
Anfechtungsberechtigter zu gelten ($ 2080 A 1), wenn auch der Erfolg dieſer Anfechtung 
davon abhängt, daß er die Erbunwürdigkeitserklärung der vorgehenden Berechtigten durch 
Urteil herbeiführt (F 2342). Die Anfechtung aus § 2340 iſt niemals vor dem Erbfall, wohl 
aber gegen die Erben des Unwürdigen zuläſſig. 

3. Dem Nacherben gegenüber braucht der Anfall der Nacherbſchaft (8 2139) nicht 
abgewartet zu werden. Die Klage kann, auch gegen mehrere nacheinander oder nur be⸗ 
dingt berufene unwürdige Nacherben zugleich ſchon nach Anfall an den Vorerben, regelmäßig 
alfo ſchon nach dem Erbfall erhoben werden (vgl. auch $ 2142). 

4. Die Anfechtungsfriſt beträgt gemäß $ 2082 ein Jahr nach erlangter Kenntnis 
vom Erbunwürdigkeitsgrunde. Gegenüber dem unwürdigen Nacherben (A 3) beginnt ſie 
jedoch erſt mit Anfall der Nacherbſchaft. Es gelten die Verjährungsgrundſätze 99 203, 206, 
207. Mit Ablauf von 30 Jahren ſeit dem Erbfall iſt die Anfechtung ausgeſchloſſen. 


9 2341 


Anfechtungs berechtigt iſt jeder, dem der Wegfall des Erbunwürdigen, 
ſei es auch nur bei dem Wegfall eines andern zuſtatten kommt!). 

E 1 2046 Abf 3 II 2206 M 5, 521 P 5, 642 —645. 

1. Anfechtungs berechtigt ift, abweichend von $ 2080 Abf 1, der auch nur mittelbar, 
bedingt oder erſt an ſpäterer Stelle am Wegfall des Erbunwürdigen Intereſſierte. So 
insbeſondere auch der Vorerbe gegenüber dem Nacherben ($ 2142 A 2), der Nacherbe gegen. 
über dem Vorerben ($ 2102), endlich immer der Fiskus ($ 1936). Der Erfolg der Anfechtung 
braucht nicht dem Anfechtenden ſelbſt die Erbenſtellung uſw. zu verſchaffen, kann vielmehr 
nach $ 2344 Abi 2 auch einem andern zugute kommen. Der ſelbſt erbunwürdige Berechtigte 
iſt von der Anfechtung nicht ausgeſchloſſen, ſolange der auch gegen ihn gerichteten Klage (82340 
A 2) nicht rechtskräftig ſattgegeben iſt (5 2342 Abſ 2). Als Vermögensrecht geht das An⸗ 
fechtungsrecht auf die Erben des Berechtigten über (vgl. auch § 2080 A 3). Ebenſo fteht 
es gegen die Erben des Unwürdigen zu. 


8 2342 


Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der Anfechtungsklage). Die 
Klage iſt darauf zu richten, daß der Erbe für erbunwürdig erklärt wird 2), 


43* 


676 Erbrecht 


Die Wirkung der Anfechtung tritt erſt mit der Rechtskraft des Urteils 
ein!). 

E I 2047 II 2207 M 5, 521, 522 P 5, 645. 

1. Die Anfechtungsklage muß die Anfechtung gerade wegen Erbunwürdigkeit, zum 
Unterſchied von der Anfechtung letztwilliger Verfügungen, deutlich zum Ausdruck bringen 
(RG JW 10, 233), iſt gegen den erbunwürdigen Erben oder feine Erben, nicht auch gegen 
den Erwerber eines Erbteils (§ 2033) oder den Erbſchaftskäufer zu richten, gegebenenfalls 
auch als Widerklage gemäß ZPO $ 280. Jedoch genügt die gewöhnliche, auch in 
Form der Einrede geltend zu machende Anfechtung nach $ 143 Abſ 1 gegenüber dem Ver⸗ 
mächtnis⸗ oder Pflichtteilsanſpruch des Unwürdigen ($ 2345). Die Klagerhebung durch den 
der bedeutet nicht notwendig, wie im Falle des 8 1957 Abſ 1 zugleich Annahme 
der Erbſchaft. 

2. Die Erbunwürdigkeitserklärung iſt Feſtſtellung nach ZPO $ 256. Deshalb auch 
Klagerhebung im Gerichtsſtande der Erbſchaft zuläſſig (ZPO ß 27). 

3. Die Wirkung der zuerkannten Klage ($ 2344) äußert ſich mit der Rechtskraft, 
ebenſo wie der Wegfall des Erben durch Ausſchlagung, gegenüber allen nach § 2341 An⸗ 
fechtungsberechtigten. Dagegen ſchafft die Klagabweiſung nur Recht unter den Parteien. 
Die Urteilsform iſt unentbehrlich und kann nicht durch öffentliche Urkunde nach ZPO 
§ 794 Nr 5 erſetzt werden (RJ A 7, 185). Vermöge der rückbeziehenden Wirkung des 
§ 2344 Abſ 1 kann der im Falle der Erbunwürdigkeit nachrückende Erbe mit der Anfech⸗ 
tungsklage auch den Erbſchaftsanſpruch aus 85 2018 ff. verbinden (vgl. auch F 2340 A 2; 
a. M. Planck A 3; Staudinger A 1). 


8 2343 


Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer dem Erbunwürdigen 
verziehen hat ). 

E I 2050 II 2208 M 5, 524, 525 P 5, 649. 

1. Verzeihung vgl. $ 2337 A 1. Sie wirkt auch bezüglich des Vermächtnis⸗ und 
Pflichtteilsanſpruchs § 2345. Verzicht des nächſten Anfechtungsberechtigten iſt dem ſpäter 
Berechtigten nicht vorgreiflich. 


9 2344 


f Iſt ein Erbe für erbunwürdig erklärt, ſo gilt der Anfall an ihn als nicht 
erfolgt. 

Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn 
der Erbunwürdige zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte; der Anfall gilt 
als mit dem Eintritte des Erbfalls erfolgt). 

E 1 1972, 2048 Abſ 1 II 2209 M 5, 376, 522, 523 P 5, 483, 647649. 

1. Die Wirkungen der Erbunwürdigkeitserklärung ſind die gleichen wie diejenige 
der Ausſchlagung. Es ift deshalb auf den wörtlich übereinſtimmenden $ 1953 Abſ 1 und 2 
(A 1-3) zu verweilen. Gleich dem Ausſchlagenden wird auch der Unwürdige bei Berechnung 
des Pflichtteils mitgezählt (§ 2310). Der erfolgreiche Anfechtungskläger kann, wenn in der 
Klagerhebung nicht Annahme zu finden iſt, auch jetzt noch die Erbſchaft ausſchlagen (§ 2342 
A 1). Iſt der Nacherbe bereits vor Eintritt der Nacherbfolge für unwürdig erklärt ($ 2340 
A 3), jo kommt es überhaupt nicht zum Anfall nach $ 2139, ein Übergang des Nacherbrechts 
auf die Erben des Unwürdigen ($ 2108 A 2) findet nicht ſtatt, die Erbſchaft verbleibt viel⸗ 
mehr nach § 2142 A 2 endgültig dem Vorerben. Mit dem Wegfall des Erbunwürdigen 
werden auch Rechtsgeſchäfte unwirkſa m, die in Bezug auf die Erbſchaft von 
ihm oder ihm gegenüber vorgenommen worden ſind. Dritte ſind, abweichend vom Falle 
der Ausſchlagung nicht geſchützt, ſoweit ſie ſich nicht auf gutgläubigen Erwerb oder Erbſchein 
berufen können (vgl. $ 1959 A 4). 


8 2345 
Hat ſich ein Vermächtnisnehmer einer der im 8 2339 Abſ. 1 bezeichneten 
Verfehlungen ſchuldig gemacht, ſo iſt der Anſpruch aus dem Vermächtnis 
anfechtbar. Die Vorſchriften der 88 2082, 2083, des 8 2339 Abſ. 2 und der 
‚38 2341, 2343 finden Anwendung ). 


Erbverzicht $ 2346 677 


Das Gleiche gilt für einen Pflichtteilsanſpruch, wenn der Pflichteils⸗ 
berechtigte ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig gemacht hat). 

E I 1874, 2049 II 2210 M 5, 189, 523, 524 P 5, 220, 649; 6, 821. 

1. Vermächtnis⸗ und Pflichtteilsunwürdigkeit. Hierzu bedarf es zwar auch der An⸗ 
fechtung durch den nach § 2341 Berechtigten, in der Regel den Erben oder ſonſtigen Be⸗ 
ſchwerten, nicht aber förmlicher Klage nach $ 2342. Es genügt vielmehr die Anfechtungs⸗ 
erklärung gegenüber dem Unwürdigen nach $ 143 Abſ 4. Iſt der Bedachte zugleich Erbe 
(Vorausbermächtnis) oder iſt der Pflichtteilserbe zugleich nach $ 2305 auf Vervollſtändigung 
des Pflichtteils berechtigt, jo ift in dem Sachgeſuch nach § 2342 A 2 regelmäßig auch die 
Anfechtung des Vermächtnis⸗ und Pflichtteilserwerbs enthalten. Auch hier gelten die Aus⸗ 
ſchlußfriſten des 52082. Im Wege der Einrede kann die Leiſtung des Vermächtniſſes oder 
Pflichtteils zeitlich unbeſchränkt verweigert werden, $ 2083. Der Anfechtungsgrund wird 
gemäß $ 2339 Ab} 2 und durch Verzeihung nad) § 2343 hinfällig. Als Vermächtnis kommen 
auch das Schenkungsverſprechen von Todes wegen (F 2301 Abſ 1), der Voraus ($ 1932) 
und der Dreißigſte in Betracht ($ 1969). 

2. Der Pflichtteilsanſpruch umfaßt auch den Pflichtteilsergänzungsanſpruch ($ 2325 
A 1). Iſt er gegen den Beſchenkten gerichtet ($ 2329), ſo iſt auch dieſer anfechtungsberechtigt. 
Ebenſo der gemäß $$ 2318 ff. zur Tragung der Pflichtteilslaſt verpflichtete Dritte. 


Siebenter Abſchnitt 


Erbverzicht 


Der Erbverzicht begründet nicht wie der Erbvertrag in Erbrecht, ſondern bringt eine 
bereits vorhandene Anwartſchaft auf Erwerb von Todes wegen unmittelbar zum Erlöschen. 
Und zwar vermöge einer ſchon vor dem Erbfall von dem Erben ſelbſt abgegebenen Willens⸗ 
erklärung, nicht, wie im Falle der Ausſchließung ($ 1938) kraft einfeitiger von dem Erblaſſer 
getroffener letztwilliger Anordnung. Der Erbverzicht im eigentlichen Sinne kann nur dem 
Erblaſſer gegenüber, bei deſſen Lebzeiten erklärt werden (5 2346), ift deshalb Vertrag (Form 
und ſonſtige Erforderniſſe $$ 2347, 2348) und hat ſomit überwiegend erbrechtlichen Charakter. 
Auch der Verzicht auf letztwillige Zuwendungen ſteht unter den Vorſchriften des Erbverzichts 
(5 2352). — Entſprechende Anwendbarkeit beim Verzicht eines Abkömmlings am Gefamt- 
gute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1517 Abſ 2. Beurteilung eines vor 1. 1. 00 er- 
richteten Erbverzichts oder des ihn aufhebenden Vertrags nach älterem Recht EG Art 217. 


9 2346 


Verwandte ſowie der Ehegatte des Erblaſſers können durch Vertrag 
mit dem Erblaſſer auf ihr geſetzliches Erbrecht verzichten?). Der Verzichtende 
iſt von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des Erb⸗ 
falls nicht mehr lebte; er hat kein Pflichtteilsrecht ). 

Der Verzicht kann auf das Pflichtteilsrecht beſchränkt werden“. 

E 1 1972, 2019 II 2211 M 5, 376, 472, 473 P 5, 483, 598, 599. 

1. Der Erbverzicht iſt abſtraktes, unmittelbar den Verluſt des Erbrechts wirkendes 
Rechtsgeſchäft. Sonſtige daraus entſpringende Verpflichtungen beurteilen ſich nach dem 
ihm zugrunde liegenden Grundrechtsgeſchäft. Iſt der Erbverzicht gegen eine Abfindung 
erklärt, ſo iſt regelmäßig die Wirkſamkeit des einen Geſchäfts durch diejenige des andern 
mindeſtens ſtillſchweigend bedingt. Wenn nicht, fo iſt doch bei Unwirkſamkeit des einen 
Geſchäfts regelmäßig die Kondiktion des andern aus $ 812 ſtatthaft. Im übrigen gelten 
für den Erbverzicht die allgemeinen Vertragsgrundſätze mit den aus 5 2347, 2348 ſich er- 
gebenden Beſonderheiten. Unentgeltlicher Verzicht iſt nicht Schenkung (§ 517), unterliegt 
deshalb auch nicht der Gläubigeranfechtung. 

2. Als Regel iſt behandelt der Verzicht der Verwandten und des Ehegatten auf das 
geſetzliche Erbrecht (oder auf Bruchteile desſelben). Verzicht auf letztwillige Zu⸗ 
wendungen $ 2352. Der Fiskus kann auf fein geſetzliches Erbrecht ebenſowenig verzichten 
wie er ausſchlagen oder davon ausgeſchloſſen werden kann (88 1942, 1938). Der Verzicht 
iſt wirkſam, auch wenn er vor Begründung des betreffenden Verwandtſchafts ꝛc.⸗Verhältuiſſes, 
aber in Hinblick darauf oder durch Ehevertrag erklärt if. Annahmevertrag § 1767 Abſ 1. 
Nur der mit dem Erblaſſer geſchloſſene Vertrag ift Erbverzicht im Sinne des Geſetzes (RG 
63, 428). Der Verzicht auf eine bereits angefallene Erbſchaft hat, ſoweit er nicht Verfügung 


678 Erbrecht 


über den Erbteil iſt ($ 2033), nur ſchuldrechtliche Wirkung. Ausſchlagung zugunſten eines 
Dritten vgl. $ 1947 A 1. Auch der unter künftigen geſetzlichen Erben gemäß $ 312 Abſ 2 
vereinbarte Verzicht begründet bloß ſchuldrechtliche Beziehungen. 

3. Der Erbverzicht hat unmittelbar den gänzlichen Wegfall des Erbberechtigten 
ſchon vor dem Erbfall zur Folge, gleich dem Tode oder der Ausſchließung (85 1923, 1938). 
Erhöhung feines Erbteils gemäß $ 1935 kann nicht mehr in Frage kommen. Er wird weder 
bei Berechnung des Pflichtteils (8 2310 A 2) noch bezüglich ekwaiger Ausgleichungspoften 
mitgezählt (6 2316 A 4). Der Verzicht auf den geſetzlichen Erbteil ergreift zwar an ſich auch 
den Pflichtteil als die Wertshälfte eben jenes Erbteils. Es ſteht aber nichts entgegen 
den Verzicht auf den geſetzlichen Erbteil zu beſchränken und (für den Fall letztwilliger Aus- 
ſchließung von der Erbfolge) den Pflichtteil vorzubehalten. Der Verzicht auf eine letztwillige 
Zuwendung ($ 2352) enthält nicht notwendig auch den Verzicht auf das geſetzliche Erbrecht 
und umgekehrt. 

4. Die Beſchränkung auf den Pflichtteil, und zwar einſchließlich des Pflichtteils⸗ 
ergänzungsanſpruches ($ 2325 A 1), beläßt dem Verzichtenden für den Fall, daß es zur ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge kommt, den vollen geſetzlichen Erbteil. Wirkung des ſo beſchränkten Ver⸗ 
zichts bezüglich der Berechnung der übrigen Pflichtteile 88 2310 A 2, 2316 A 4. Auch die Ver⸗ 
minderung des Pflichtteils infolge der Anerkennung einer erſt nachträglich angeordneten 
Ausgleichungspflicht (5 2050 A 7) kann nur durch formgerechten Erbverzicht herbeigeführt 
werden (RG 71, 133). Verzicht auf bereits entſtandene Pflichtteilsanſprüche $ 2317 A 1. 


8 2347 

Zu dem Erbverzicht iſt, wenn der Verzichtende unter Vormundſchaft 
ſteht, die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich; ſteht er 
unter elterlicher Gewalt, ſo gilt das Gleiche, ſofern nicht der Vertrag unter 
Ehegatten oder unter Verlobten geſchloſſen wird ). ß 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließen; iſt er in der 
Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. Iſt der Erblaſſer geſchäftsunfähig, ſo kann der Vertrag 
durch den geſetzlichen Vertreter geſchloſſen werden: die Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts iſt in gleichem Umfange wie nach Abi. 1 erforderlich ). 

E I 2020 Albſ 1 11 2212 M 5, 474, 475 P 5, 599603 KB 325. 

1. Auf Seiten des Verzichtenden muß denſelben Erforderniſſen genügt ſein, wie 
fie $ 2290 Ubj 3 für den bloß vertragsſchließenden Teil bei Aufhebung des Erbvertrags auf⸗ 
tell. Bgl. dort A 5/6. Heilung etwaiger Mängel durch 1 dude Genehmigung des 
Verzichtenden ($ 108 Abſ 3) iſt nur bis zum Tode des Erblaſſers möglich. 

2. Auf Seiten des Erblaſſers iſt, wenn er unbeſchränkt gefchäftsfähig oder in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchrankt ift (ebenfo wie beim Erbvertrag § 2274) perſönliches Handeln 
unerläßlich. Dagegen iſt (abweichend von $ 2275 Abſ 1) im Falle der Geſchäftsun⸗ 
fähigkeit des Erblaſſers ($ 104) feine Vertretung durch den geſetzlichen Vertreter nach 
allgemeinen Grundfägen zuläſſig, der wiederum, gleichviel ob Vormund oder Gewalthaber 
(außer wenn es ſich um Ehegatten oder Verlobte handelt), der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts bedarf. Daß der beſchränkt geſchäftsfähige Erblaſſer 
(88 106, 114) ohne Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters den Verzicht entgegennehmen 
kann, entſpricht den $ 107 und 99 2229 Abſ 1, 2253 Abſ 2, 2290 Abſ 2, weicht aber ab von 
$ 2275 Abſ 2. Die Ehefrau bedarf nicht der Zuſtimmung des Mannes. Alles dies gilt nur 
vom Erbverzicht ſelbſt, nicht von dem damit verbundenen Doppelgeſchäft, das nach feiner 
beſondern Natur (Abfindungsvertrag uſw.) zu beurteilen iſt. 


8 2348 

Der Erbverzichtsvertrag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung ). 

€ I 2020 Abf 1 II 2313 M 5, 473, 474 P 5, 599—601. 

1. Beurkundung $ 128, Ech Art 141, FG gs 167 ff., hierzu RG 69, 130. Sind beide 
Teile nicht gleichzeitig anweſend, ſo muß der Vertrag vor dem Tode des Erblaſſers zuſtande 
gekommen fein ($ 152). Ein mit dem Erbverzicht etwa verbundener anderer Vertrag unter⸗ 
liegt den hierfür geltenden beſonderen Vorſchriften. Der Form, nicht aber zugleich den ſonſtigen 
Erlorderniffen des Erbverzichts wird auch durch einen protokollariſch beurkundeten prozeß⸗ 
gerichtlichen Vergleich genügt, ſelbſt wenn landesgeſetzlich hierfür bloß Notare zuſtändig ſind 
(RG 48, 183). 


Erbverzicht 88 2346—2351 679 


8 2349 

Verzichtet ein Abkömmling oder ein Seitenverwandter des Erblaſſers 
auf das geſetzliche Erbrecht, ſo erſtreckt ſich die Wirkung des Verzichts auf 
feine Abkömmlinge, ſofern nicht ein anderes beſtimmt wird‘). 

E I 2023 II 2214 M 5, 480-483 P 5, 604-609; 6, 321. 

1. Der Verzicht eines Abkömmlings oder Seitenverwandten, nicht alſo auch des Vor⸗ 
fahren oder Ehegatten des Erblaſſers erſtreckt ſich auf die Abkömmlinge des Verzichtenden, 
die bereits vorhandenen wie die künftigen, auch wenn er nicht in ihren Namen oder in ihrer 
geſetzlichen Vertretung (§ 2347) erklärt iſt. Der ganze Stamm des Verzichtenden wird da⸗ 
durch ausgeſchloſſen (RG 61, 16), auch wenn die Abkömmlinge nicht ſeine Erben werden. 
Die Vorſchrift iſt jedoch nachgiebiger Art, betrifft nur das geſetzliche Erbrecht 
oder den Pflichtteil (5 2346), der nach $ 2352 erklärte Verzicht auf letztwillige Zuwendungen 
iſt mithin für die Abkömmlinge nicht verbindlich (KJ 34 A 111). Will der Verzichtende 
den Verzicht erſt nachträglich auf ſeine Perſon beſchränken, ſo bedarf es der Aufhebung nach 
9 2351. 

$ 2350 

Verzichtet jemand zugunſten eines andern auf das geſetzliche Erbrecht, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur für den Fall gelten ſoll, 
daß der andere Erbe wird!). 

Verzichtet ein Abkömmling des Erblaſſers auf das geſetzliche Erbrecht, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur zugunſten der andern 
Abkömmlinge und des Ehegatten des Erblaſſers gelten joll?). 

E 1 2022 II 2215 M 5, 477480 P 5, 603, 604. 

1. Relativer Verzicht eines zur geſetzlichen Erbfolge Berechtigten zugunſten eines 
andern kommt dieſem vermöge des Wegfalls des Verzichtenden ($ 2346 A 3) gemäß 88 1930 
oder 1935 unmittelbar zugute, wenn es bei der geſetzlichen Erbfolge bleibt. Iſt der andere 
ein Fremder, ſo bedarf es, um ihn zum Erben zu machen, noch der Erbeinſetzung. Unter 
Umſtänden aber und wenn zugleich die Form des $ 2276 beobachtet iſt, kann ſich dieſe Erb⸗ 
einſetzung als eine vertragsmäßige ſchon mit dem Abſchluß des Erbverzichtsvertrags voll ⸗ 
ziehen. Die Begünſtigung des andern braucht nicht ausdrücklich erklärt zu ſein Dem Erbe 
werdenden andern muß nicht notwendig der volle und unbeſchwerte Erbteil des Ver⸗ 
zichtenden anfallen. Ob dies Vorausſetzung des Erbverzichts iſt, oder ob das Erbewerden 
zu einem geringeren Anteil oder unter Veſchränkungen und Beſchwerungen genügt, iſt Aus- 
legungsfrage. Unter Umſtänden iſt der Verzicht nur zum Teil wirkſam. Iſt der Verzicht 
auf den Pflichtteil beſchränkt, ſo kann er, da der Verzichtende trotzdem mitgezählt 
wird, andern Pflichtteilsberechtigten nicht zugute kommen ($ 2310 A 2). Ein ſolcher zu- 
gunſten des Erben erklärter Verzicht wird von Abſ 1 überhaupt nicht getroffen. 

2. Der Erbverzicht eines Abkömmlings gilt als ſtillſchweigend bedingt dadurch, daß 
der freiwerdende geſetzliche Erbteil ſich innerhalb der erſten Ordnung ($ 1924) oder zu Gunſten 
eines Elternteils (auch Stiefelternteils) des Verzichtenden vererbt. Er iſt im Zweifel un⸗ 
wirkſam, wenn Verwandte ſpäterer Ordnungen oder der Fiskus zur Erbfolge kommen würden. 
Die Erbeinſetzung eines Fremden ſchließt zwar den Verzichtenden zugleich von der Erbfolge 
aus, er behält aber im Zweifel wenigſtens den Pflichtteil (§ 2346 A 3). — Im Falle des 
Abſ 1 hat zur Unwirkſamkeit ſeines Verzichts der Verzichtende zu beweiſen, daß er nur 
zugunſten eines andern verzichtet habe und daß dieſer nicht Erbe geworden ſei. Dafür, 
daß ein ſolcher ſowie der nach Abſ 2 erklärte Verzicht gleichwohl als unbedingter gewollt 
ſei, iſt (Auslegungsregel) beweis pf lichtig, wer hieraus Rechte für ſich ableitet. J 2350 
handelt nur vom geſetzlichen Erbrecht, Verzicht auf letztwillige Zuwendungen $ 2352 A 1. 


8 2351 


Auf einen Vertrag, durch den ein Erbverzicht aufgehoben wird, findet 
die Vorſchrift des 8 2348 und in Anſehung des Erblaſſers auch die Vorſchrift 
des 8 2347 Abſ. 2 Anwendung). 

E I 2020 Abſ 2 II 2216 M 5, 476 P 5, 599, 600; 6, 322, 329, 330. 


1. Die Aufhebung des Erbverzichts, auch des Verzichts auf letztwillige Zuwendungen 
nach $ 2352 iſt ſelbſtverſtändlich nur bis zum Tode des Erblaſſers möglich. $ 2348 
ſchreibt hierfür gerichtliche oder notarielle Beurkundung, $ 2347 Ab| 2 für den Erblaſſer das 
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Gleiche vor wie beim Abſchluß des Erbverzichtsvertrags. Für den durch die Aufhebung 
bloß gewinnenden Verzichtenden gilt, wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift, ledig⸗ 
lich 5 107. Durch die Aufhebung wird der vor Abgabe des Erbverzichts vorhanden geweſene 
Zuſtand wieder hergeſtellt. Der Verzichtende kann zwar auch ohne Aufhebung des Verzichts 
letztwillig wirkſam bedacht, aber nur kraft der Aufhebung wieder geſetzlicher Erbe oder Pflicht⸗ 
teilsberechtigter werden. Der Einfluß der Aufhebung auf die mit dem Erbverzicht ver⸗ 
bundenen Abfindungs ꝛc. Verträge beurteilt ſich nach allgemeinen Grundſätzen. 


9 2352 


Wer durch Teſtament als Erbe eingeſetzt oder mit einem Vermächtniſſe 
bedacht iſt, kann durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf die Zuwendung ver⸗ 
zichten‘). Das Gleiche gilt für eine Zuwendung, die in einem Erbvertrag 
einem Dritten gemacht iſt?). Die Vorſchriften der 88 2347, 2348 finden An⸗ 


wendung ). 

E 1 2024 11 2217 M 5, 483, 484 P 5, 408, 609, 610; 6, 100. 

1. Der Verzicht auf letztwillige Zuwendungen läßt die betreffenden Verfügungen 
an ſich beſtehen, entkleidet ſie aber der Wirkung und macht ſie, wie eine vorwegerklärte 
Ausſchlagung ſchon im Augenblicke des Erbfalls hinfällig. 

2. Soweit Zuwendungen im Erbvertrag an den andern Vertragſchließenden gemacht 
find, können fie nur in den Formen der $$ 2290 —2292 aufgehoben werden. Einſeitige bloß 
bei Gelegenheit des Erbvertrags getroffene Verfügungen ſtehen nach § 2299 den teſtamen⸗ 
tariſchen gleich und werden deshalb durch Satz 1 mitgetroffen. Hier handelt es ſich um 
vertragsmäßige Zuwendungen zugunſten Dritter. Sie können ebenfalls 
gemäß 38 2290—2292, aber auch unbeſchadet der Fortdauer des Erbvertrags und ohne Zu⸗ 
ziehung des andern Vertragſchließenden durch Vertrag des Erblaſſers unmittelbar mit dem 
bedachten Dritten außer Wirkſamkeit geſetzt werden. 

3. 5 2347: gleiche fachliche, $ 2348: gleiche Formerforderniſſe wie für den Verzicht 
auf das geſetzliche Erbrecht nach 9 2346. Die ergänzende Vorſchrift des § 2349 iſt durch Nicht⸗ 
erwähnung jedenfalls 8 Ebenſo die Auslegungsregel des $ 2350 (a. M. für 
Abſe 1 Planck A 5), wiewohl freie Auslegung zu gleichen Ergebniſſen führen kann. § 2351 
handelt dagegen von jeder Form des Erbverzichts und gilt deshalb auch für die Aufhebung 
des Verzichts auf letztwillige Zuwendungen. 


Achter Abſchnitt 


Erbſchein 


Dem geſetzlichen ſowohl als dem gewillkürten Erben iſt die Möglichkeit gegeben, ſich 
durch Angehen des Nachlaßgerichts einen Ausweis über ſein Erbrecht zu verſchaffen, dem 
im Verkehr mit Dritten beſondere Beweiskraft und öffentlicher Glaube innewohnt (58 2365 
bis 2367). Dem Erbſchein ähnliche Wirkungen kommen auch dem Teſtamentsvollſtreckerzeugnis 
zu ($ 2368). Beſondere Erbausweiſe GBO 89 37, 38, 99, RSchuld BG vom 31. 5. 91 $ 11, 
FG 8 188, Zeugnis über Fortſetzung der Gütergemeinſchaft $ 1507. Iſt der Erbfall vor 
1. 1. 00 eingetreten, ſo bleibt auch bezüglich der Erbausweiſe nach Ech Art 213 das ältere Recht 
maßgebend. 


8 2353 


Das Nachlaßgericht!) hat dem Erben?) auf Antrag?) ein Zeugnis über 
fein Erbrecht‘) und, wenn er nur zu einem Teile der Erbſchaft berufen iſt, 
über die Größe des Erbteils zu erteilen (Erbſchein) s). 


E 1 2068, 2078 II 2218 M 5, 558, 559, 574 P 5, 670—679, 691. 

1. Nachlaßgericht FGG 55 72 ff., EGBGB Art 147, Konſchc vom 7. 4. 00 
§ 7, Schutzgebch vom 10. 9. 00 $ 2. Unzuſtändigkeit des Gerichts macht den von ihm er⸗ 
teilten Erbſchein nicht unwirkſam (FGG $ 7). Übertragung an ein anderes Gericht im 
Wege der Rechtshilfe iſt nicht zuläſſig. 

2. Nur dem Erben im Sinne von § 1922 Abſ 1 darf der Erbſchein erteilt werden, gleich⸗ 
viel ob er durch Geſetz, Teſtament oder Erbvertrag berufen iſt, nicht alſo dem Erwerber des 
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Erbteils im Sinne von $ 2033. Ein in dieſer Beziehung gemachter, an ſich nicht unzuläſſiger 
Zuſatz nimmt an den Rechtswirkungen des Erbſcheins nicht teil (RG 64, 173). Ebenſowenig 
darf dem Erbſchaftskäufer (a. M. Endemann JW 10, 89), dem bloß forderungsberechtigten 
Vermächtnisnehmer und Pflichtteilsberechtigten Erbſchein erteilt werden. Dem Erſatzerben 
nicht vor Anfall der Erbſchaft, dem Nacherben nicht vor Eintritt der Nacherbfolge (8 2139; 
vgl. auch $ 2363). 

3. Zum Antrag (Erforderniſſe $$ 2354— 2356) iſt berechtigt der Erbe (A 2), nachdem 
ihm die Erbſchaft angefallen iſt; er gibt damit zugleich die Annahme der Erbſchaft zu er⸗ 
kennen ($ 1943). Der Fiskus erſt nachdem die Feſtſtellung 88 1964 ff. getroffen iſt. An 
Stelle des verſtorbenen Erben find die Exbeserben, im Falle des § 2033 ift der Rechtsnach⸗ 
folger des Miterben berechtigt, die Erteilung des Erbſcheins, jedoch nurn auf den Namen 
des unmittelbar Erbe Gewordenen zu beantragen. Die gleiche Befugnis 
muß mit Rücksicht auf das immer vorhandene Bedürfnis, einen Erbausweis vorlegen zu 
können, auch dem Teſtamentsvollſtrecker (troz und neben dem § 2368), dem Nachlaß⸗ und 
Nachlaßkonkursverwalter, dem Erbſchaftskäufer und kraft feines geſetzlichen Verwaltungs⸗ 
rechts, wenn die Erbſchaft zum eingebrachten Gute gehört ($ 1380), dem Ehemann der Er in 
zugeſtanden werden. Das Geſetz ſpricht ihnen das Antragsre cht jedenfalls nicht ab. 
War dem Erben bereits Erbſchein erteilt, ſo haben die Genannten auf eine weitere Aus⸗ 
fertigung Anſpruch (FGG $ 85, Einſicht und Abſchrift $ 78). In den Fällen der 88 792, 
896 ZRO kann die Erteilung des Erbſcheins auch vom Gläubiger des Erben be- 
antragt werden. 

4. Das Zeugnis über das Erbrecht des Erben beſtätigt die Tatſache der Geſamtrechts⸗ 
nachfolge. Soweit deshalb das Geſetz ſelbſt keine Ausnahme zuläßt ($ 2369), iſt ein auf 
einzelne zur Erbſchaft gehörige Gegenſtände beſchränkter Erbſchein nicht zuläſſig oder doch 
nicht mit dem öffentlichen Glauben der 95 2366 ff. ausgeſtattet. Anderſeits gehören nicht 
in das Zeugnis Angaben über Beſchwerungen des Erben durch Vermächtniſſe, Auflagen, 
Pflichttellsanſprüche, Teilungsanordnungen, da fie das Erbrecht ſelbſt unberührt laſſen, oder 
über das Ergebnis der Erbauseinanderſetzung. Ebenſowenig Entſcheidungsgründe. Wohl 
aber Beſchränkungen, die, wie die Anordnung der Nacherbfolge oder Ernennung eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers (55 2363, 2364) das Weſen des Erbrechts verändern. Im einzelnen 
hat das Zeugnis, wofür reichsgeſetzlich Formvorſchriften nicht erteilt ſind, Namen und Zeit 
des Todes des Erblaſſers, Namen und Wohnort der Erben, das Verwandtſchaftsverhälknis 
oder die maßgebende Verfügung von Todes wegen ſo genau zu bezeichnen, daß Verwechſe⸗ 
lungen ausgeſchloſſen find. Die Angabe des Berufungsgrundes ($ 1951 A 2) iſt unentbehr⸗ 
lich. Es genügt jedoch alternative Bezeichnung, wenn in zweifelhaften Fällen der Erbe ſo⸗ 
wohl nach dem einen wie nach dem andern Grunde (Geſetz und Teſtament) berufen erſcheint. 

5. Sind mehrere Erben vorhanden, jo kann der Erbſchein nach $ 2357 als gemein⸗ 
ſchaftlicher, aber auch und zwar auch neben dem gemeinſchaftlichen, nur für einen einzelnen 
und allein namhaft zu machenden Miterben erteilt werden. In beiden era ift die Größe 
des Erbteils, d. h. des dem Erben anfallenden Bruchteils der Erbſchaft anzugeben, 
wozu es unter Umſtänden noch der vorherigen Wertsbeſtimmung einzelner dem Erben 
zugewendeter Gegenſtände bedarf (§ 2087 A 2; OG 18, 368). Die Angabe des durch Be⸗ 
rufung zur Zeit des Erbfalls angefallenen Erbteils genügt, auch wenn Erhöhung nach 98 1935, 
2094 noch möglich iſt. Solange die Höhe des Erbteils wegen der zu erwarkenden Geburt 
eines Miterben oder aus andern Gründen ungewiß iſt (§ 2043), kann dem hiervon betroffenen 
Antragſteller auch der Erbſchein nicht erteilt werden. — Die Koſten des Erbſcheins trägt 
der Antragſteller, ſie ſind nicht Nachlaßverbindlichkeit. 


8 2354 


Wer die Erteilung des Erbſcheins als geſetzlicher Erbe beantragt, hat 
anzugeben: 

1. die Zeit des Todes des Erblaſſers; 

2. das Verhältnis, auf dem ſein Erbrecht beruht; 

3. ob und welche Perſonen vorhanden ſind oder vorhanden waren, durch 
die er von der Erbfolge ausgeſchloſſen oder ſein Erbteil gemindert werden 
würde; 

4. ob und welche Verfügungen des Erblaſſers von Todes wegen vorhanden 


ſind; 
5. ob ein Rechtsſtreit über ſein Erbrecht anhängig iſt. 


682 Erbrecht 


Iſt eine Perſon weggefallen, durch die der Antragſteller von der Erb⸗ 
folge ausgeſchloſſen oder ſein Erbteil gemindert werden würde, ſo hat der 
Antragſteller anzugeben, in welcher Weiſe die Perſon weggefallen ift. 

E 1 2069 II 2219 M 5, 559, 560 P 5, 679; 6, 357. 

Geſetzliche Erbfolge. Gewillkürte $ 2355. 

u Nr 1: Zeit des Todes fo genau als zur Beurteilung der Erbfolge er⸗ 
forderlich. Todeserklärung $ 18, Umkommen in gemeinſamer Gefahr $ 20. 

Zu Nr 2: Verwandtſchafts verhältnis $ 1924—1930, eheliches Der 
hältnis 5 1931. Fiskus 5 1936. In Zweifelsfällen iſt auch die Staatsangehörigkeit des 
Erblaſſers nachzuweiſen (EG Artt 24 ff.). 

Zu Nr 3: Mit Rückſicht auf $ 1930 haben die Verwandten der erſten und ferneren 
Ordnungen, mit Rückſicht auf 59 1931, 1932 hat der Ehegatte darzulegen, daß ihnen vorgehende 
oder neben ihnen berechtigte Erben entweder nie vo rhanden waren, oder daß und 
wie (Abs 2) ſolche Perſonen vor oder nach Eintritt der Erbfolge weggefallen ſind. 
Wegfallsgründe $ 1935 A 2. Auch die Weggefallenen und deren Verwandtſchaftsverhältnis 
ſind näher zu bezeichnen. Eine Verſicherung, daß die Geburt eines Miterben nicht zu er⸗ 
warten ſei ($ 2043), braucht nicht notwendig verlangt zu werden. 

Zu Nr 4: Verfügungen von Todes wegen ($ 1937) find, ſoweit 
vorhanden, nicht bloß anzugeben, ſondern auch vorzulegen, obwohl das letztere in $ 2356 nur 
für die das Erbrecht begründenden Urkunden vorgeſchrieben iſt. Ohne Einſicht und Prüfung 
der vorhandenen Verfuͤgungen, gleichviel welchen Inhalts, kann der Nachlaßrichter das ge⸗ 
ſetzliche Erbrecht auch nach der verneinenden Seite: daß ihm Verfügungen von Todes wegen 
nicht entgegenſtehen, nicht als feſtgeſtellt erachten ($ 2359). Noch vorhandene, aber gemäß 
2255, 2256 zweifellos widerrufene Urkunden ſtehen den nicht vorhandenen gleich. Er⸗ 
gibt eine vorhandene Verfügung die Ausſchließung der geſetzlichen Erbfolge und wird deren 
Unwirkſamkeit behauptet, fo iſt auch dies darzulegen (Abſ 2). 

Zu Nr 5: Im Falle des Rechts ſtreits Gehör des Gegners ($ 2360 Abi 1) 
— Iſt der Erbe ſelbſt der Antragſteller, fo liegt die Annahme der Erb ſchaft regel⸗ 
mäßig ſchon im Antrage. Ein Antrag mit Vorbehalt der Ausſchlagung iſt unſtatthaft. Andere 
Antragsberechtigte (s 2353 A 3) haben zu beweiſen, daß die Annahme erfolgt ſei ($ 1943 
A 4; vgl. auch § 2357 A 3). 


9 2355 


Wer die Erteilung des Erbſcheins auf Grund einer Verfügung von Todes 
wegen beantragt, hat die Verfügung zu bezeichnen, auf der ſein Erbrecht be⸗ 
ruht), anzugeben, ob und welche ſonſtigen Verfügungen des Erblaſſers von 
Todes wegen vorhanden ſind, und die im 8 2354 Abſ. 1 Nr. 1, 5, Abſ 2 vorge⸗ 
ſchriebenen Angaben zu machen. 

€ 1 2078 II 2220 M 5, 558, 573, 574 P 5, 671, 681, 691. 

1. Gewillkürte Erbfolge. Die betreffende Verfügun g von Todes wegen 
(8 1937) iſt zu bezeichnen und nach $ 2355 vorzulegen. S. auch $ 2360 Abſ 2, 3. Erſt 
nach der Eröffnung ($ 2260) kann der Schein erteilt werden. 

2. Ob die ſonſtigen Verfügungen auf das Erbrecht des Antragſtellers 
von Einfluß ſind und welchen ſonſtigen Inhalt ſie haben, iſt gleichgültig. 

3. § 2354 Nr 1: Zeit des Todes, Ne 5: etwa anhängiger Rechtsſtreit. Abſ 2: Dar⸗ 
legung, inwiefern dem Erbrecht des Antragſtellers entgegenſtehende oder es ſchmälernde 
Berufene weggefallen find (der vor dem Er atzerben zunächſt Berufene, Miterben, Nach⸗ 
erben). Die Angaben erſtrecken ſich nicht auf die Perſonen der geſetzlichen Erben labge⸗ 
ſehen von $$ 2066 ff.), Pflichtteilsberechtigten oder der übrigen Erben, wenn nicht gemein- 
ſchaftlicher Erbſchein nach $ 2357 verlangt wird. 


8 2356 


Der Antragſteller hat die Richtigkeit der in Gemäßheit des 8 2354 Abi. 1 
Nr. 1, 2, Abſ. 2 gemachten Angaben durch öffentliche Urkunden nachzuweiſen !) 
und im Falle des § 2355 die Urkunde vorzulegen, auf der ſein Erbrecht be⸗ 
ruhte). Sind die Urkunden nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierig⸗ 
keiten zu beſchaffen, ſo genügt die Angabe anderer Beweismittel). 

In Anſehung der übrigen nach den 88 2354, 2355 erforderlichen Au⸗ 
gaben hat der Antragſteller vor Gericht oder vor einem Notar an Eides Statt 
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zu verſichern, daß ihm nichts bekannt ſei, was der Richtigkeit ſeiner Angaben 
entgegenſteht ). Das Nachlaßgericht kann die Verſicherung erlaſſen, wenn 
es ſie für nicht erforderlich erachtet). 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit die Tatſachen bei 
dem Nachlaßgericht offenkundig ſind ). 

E 1 2070, 2078 Abſ 3 11 2221 M 5, 560-562 P 5, 679, 682, 691. 

1. Nachweis durch öffentliche Urkunden (ZPO 5 415). Für $ 2354 Abſ 1 Nr 1 
(Zeit des Todes) Sterbeurkunde oder Todeserklärung (88 13 ff.; ZPO § 970). Für Nr 2 
(Verwandtſchafts ꝛc.⸗Verhältnis) Geburtsurkunden, für die ältere Zeit kirchliche Zeugniſſe, 
Legitimationsurkunden u. dgl. Beruht das Erbrecht auf ehelicher Abſtammung, jo wird 
zwar durch die Eintragung der Eltern gemäß PStÖ 8 22 Nr 5 der Beweis ihrer Verheiratung 
e e nicht geführt (8 15 deſſ &.) Durch § 2359 ift aber in dieſem Falle der Nach⸗ 
aßrichter ermächtigt, ſich mit der Geburtsurkunde zu begnügen und daneben nicht auch 
Heinateurk.inde zu erfordern (KJ 36 A 97). Durch Geburtsurkunden iſt auch das Vorhanden⸗ 
fein der bi: Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer vermittelnden Zwiſchenperſonen nachzuweiſen. 
Hängt das in Anſpruch genommene Erbrecht davon ab, daß fie wieder weggefallen find (8 2354 
Abſ 2), jo iſt jenachdem der Wegfall durch Sterbeurkunden, Todeserklärungen, durch Vor⸗ 
legung der fie ausſchließenden Verfügung von Todes wegen $ 1938, der Erbverzichtsurkunde 
§ 2346, der Ausſchlagungserklärung $ 1945, des rechtskräftigen die Erbunwürdigkeit aus⸗ 
ſprechenden ($ 2342) oder des Scheidungsurteils darzutun. Todeserklärung iſt entbehrlich, 
wenn das Gericht aus andern Umſtänden die Überzeugung vom Wegfall eines Verſchollenen 
gewinnt (RIA 9, 84). Soweit ſich die betreffenden Urkunden bereits in der Hand des Nach⸗ 
ſaßgerichts, ſei es auch einer andern Geſchäftsabteilung desſelben Gerichts befinden, genügt 
es hierauf Bezug zu nehmen. Nach Landesrecht beſtimmt ſich, ob Rückgabe der Urſchriften 
nach Entnahme beglaubigter Abſchriften verlangt werden kann. 

2. Die die Erbeinſetzung enthaltende Verfügung von Todes wegen muß ſich nach 
55 2259—2261 ohnedies ſchon in der Verwahrung des Nachlaßgerichts befinden. Ob und 
inwieweit es den Nachweis der Echtheit des Privatteſtaments erfordern will, ſteht 
ee 2359 im pflichtmäßigen Ermeſſen des Nachlaßrichters, |. jedoch 88 2360 Abſ 2, 2368 
Abſ 2. 

3. Im Gebrauche anderer Beweismittel (Zeugen, Sachverſtändige z. B. Genea⸗ 
logen, Privaturkunden z. B. Familienſtammbäume uſw.) ſind dem Gericht keine Schranken 
gezogen. Auch der Inhalt wirkſam gebliebener, aber verloren gegangener Verfügungen 
von Todes wegen (A 2) kann auf dieſem Wege feſtgeſtellt werden (§ 2255 A 4). 

4. Die eidesſtattliche Verſicherung betrifft zumeiſt die Negative (Nichtvorhandenſein 
gleich oder beſſer berechtigter Erben, entgegenſtehender Verfügungen von Todes wegen, 
Nichtanhängigſein eines Rechtsſtreits), legt dem Eidespflichtigen nicht, wie $ 459 ZPO eine 
beſondere Prüfungs- und Erkundigungspflicht auf (RGSt 39, 226), kann aber nach Lage 
des Falles auch auf beſtimmte einzelne Tatſachen abgeſtellt werden. Eidespflichtig iſt der 
Antragſteller, auch wenn er, wie in den Fällen des $ 2353 A 3 mit dem Erben nicht 
identiſch iſt, insbeſondere auch der Gläubiger des Erben. Der Eid muß vom geſetzlichen Vor⸗ 
treter des Antragſtellers, kann aber nicht von einem Bevollmächtigten abgelegt werden (a. M. 
Dernburg V 159 A 19). $ 2358 ermächtigt in jedem Falle den Nachlaßrichter, den 
Erben felbft, wenn er eidesmündig iſt (ZPO 8 473 Abſ 2) auch eidlich zu vernehmen und da- 
durch die Verſicherung zu verüberflüſſigen. Die örtliche Zuſtändigkeit von Gericht oder 
Notar — zwiſchen denen auch im Falle des Art 141 EG zum BG dem Eidespflichtigen 
die Wahl bleibt — und die Form der Beurkundung beſtimmt ſich nach Landesrecht, da es 
ſich hierbei nicht um Beurkundung von Rechtsgeſchäften nach FGG Artt 167 ff. handelt. 

5. Erlaß des Eides nach Ermeſſen des Nachlaßrichters, deshalb auch kein Beſchwerde⸗ 
recht aus FGG § 20 gegen die Abforderung. Vgl. auch § 2357 Abi A. 

6. Offenkundigkeit (3 O $ 291), ſei es daß die Tatſachen nach allgemeinen Er⸗ 
fahrungsſätzen feſtſtehen (Ableben überalter Perſonen), oder dem Nachlaßgericht 
ſonſt amtlich bekannt ſind. 


8 2357 


Sind mehrere Erben vorhanden, ſo iſt auf Antrag ein gemeinſchaft⸗ 
licher Erbſchein zu erteilen. Der Antrag kann von jedem der Erben geſtellt 
werden)). 

In dem Antrage find die Erben und ihre Erbteile anzugeben). 


684 Erbrecht 


Wird der Antrag nicht von allen Erben geſtellt, ſo hat er die Angabe 
zu enthalten, daß die übrigen Erben die Erbſchaft angenommen haben. Die 
Vorſchriften des § 2356 gelten auch für die ſich auf die übrigen Erben beziehen⸗ 
den Angaben des Antragſtellers ). 

Die Verſicherung an Eides Statt iſt von allen Erben abzugeben, ſofern 
nicht das Nachlaßgericht die Verſicherung eines oder einiger von ihnen für 
ausreichend erachtet). 

E II 2222 P 5, 678, 679. 

1. Gemeinſchaftlicher Erbſchein. Wird er von ſämtlichen Miterben, zu denen aber 
der Nacherbe neben dem Vorerben nicht gehört, oder für fie von einem nach $ 2353 A 3 An⸗ 
tragsberechtigten beantragt, jo gelten bezüglich aller Erben die Beſtimmungen der 88 2254 
bis 2256 mit den Beſonderheiten der Abſ 2 und 4. Der einzelne Miterbe hat die 
Wahl, ſich den Erbſchein nur für feine Perſon und nur über feinen Erbteil ($ 2353 A 5), oder 
als gemeinſchaftlichen erteilen zu laſſen, muß aber in dieſem Falle auch die ſonſt den Miterben 
obliegenden Angaben machen und Beweiſe erbringen (A 4). Ein auf eine Gruppe von Erben 
beſchränkter Erbſchein iſt dem Geſetze unbekannt (a. M. Dernburg V $ 159 A 7). 

2. Angabe der Erbteile d. h. beſtimmte Bezeichnung der in Anſpruch genommenen 
Bruchteile (RIA 9, 6) ohne Rückſicht auf etwaige Ausgleichungspoſten. Soweit fie auch 
nur bezüglich eines Miterben unbeſtimmbar find (fo im Falle des $ 2043 der Kinder neben der 
Witwe), iſt die Erteilung des gemeinſchaftlichen Erbſcheins über „ihre Erb⸗ 
teile“ ebenfalls ausgeſchloſſen (a. M. Planck A 7), vgl. auch § 2353 A 5. 

3. Die Annahme der Erbſchaft ($ 1943 A 1) wird vom Antragſteller ſchon durch 
den Antrag erklärt. Bezüglich der übrigen Erben hat er fie darzulegen und nach $ 2356 
nachzuweiſen. Im Mangel ausdrücklicher Annahmeerklärung 0 der Friſtbeginn, d. h. der 
Zeitpunkt der erlangten Kenntnis vom Grunde der Berufung ($ 1944 A 2/4) und der Ab- 
lauf der Ausſchlagungsfriſt für jeden der beteiligten Erben nachzuweiſen. Alle Nachweiſe 
ſind grundſätzlich durch öffentliche Urkunden und Verſicherung an Eides Statt zu führen ($ 2356). 

4. Die eidesſtattliche Verſicherung ift grundſätzlich von allen Erben abzugeben, auch 
wenn bloß einer von ihnen den gemeinſchaftlichen Erbſchein beantragt. Die Verpflichtung 
der übrigen, hierdurch zur Erteilung des Erbſcheins „mitzuwirken“, ergibt ſich aus § 2038 
A 2 (a. M. Strohal 11 5 67 A 24). Sie können, ſoweit ſie nicht Gründe zur Ver⸗ 
weigerung des Eides beibringen, im Klagewege dazu angehalten werden, wenn auch der 
Eid ſelbſt nicht erzwungen werden kann. Ob und inwieweit ſich der Nachlaßrichter an der 
Verſicherung eines oder mehrerer Erben genügen laſſen oder ob er ſie ganz erlaſſen will, 
ſteht nach 58 2356 A 5, 2359 in feinem pflichtmäßigen Ermeſſen. 


8 2358 


Das Nachlaßgericht hat unter Benutzung der von dem Antragſteller 
angegebenen Beweismittel von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen 
erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden 
Beweiſe aufzunehmen). 7 

Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung 
der andern Perſonen zustehenden Erbrechte erlaſſen; die Art der Bekannt⸗ 
machung und die Dauer der Anmeldungsfriſt beſtimmen ſich nach den für 
das Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften ). 

E 1 2071 Abſ 1 Satz 2, 2072, 2078 Abſ 3 II 2223 M 5, 562, 563, 574 P 5, 679—683. 

1. Offizialtätigkeit des Nachlaßgerichts gemäß FG 88 12, 15. Es iſt nicht auf die 
angebotenen Beweismittel beſchränkt. Die Ermittelungen haben ſich nicht bloß auf das 
Vorhandenſein, ſondern gegebenenfalls auch auf die Echtheit und Wirkſamkeit getroffener 
Verfügungen von Todes wegen, Rechtzeitigkeit der Ausſchlagung, Gebundenheit durch 
Erbvertrag oder gemeinſchaftliches Teſtament uſw. zu erſtrecken. Anerkennung des Erbrechts 
durch die Beteiligten überhebt das Gericht nicht der Verpflichtung zu eigener Prüfung (KJ 34 
A 112). Gehör der Beteiligten $ 2360. Keine Beſchwerde gegen die Vornahme von Er- 
mittelungen aus FGG 8 19. 

2. Offentliche Aufforderung entſprechend den Aufgebotsvorſchriften ZPO 38 948 
bis 950, wiewohl ohne Androhung von Rechtsnachteilen, nach Ermeſſen des Gerichts. So 
insbeſondere, wenn das Vorhandenſein beſſer berechtigter Erben (Kinder aus einer beſtimmten 
Ehe) wahrſcheinlich iſt. Kein Erſatz der Todeserklärung. 
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Der Erbſchein iſt nur zu erteilen, wenn das Nachlaßgericht die zur Be: 
gründung des Antrags erforderlichen Tatſachen für feſtgeſtellt erachtet). 

E 1 2071 Abf 1 Satz 2, 2078 Abſ 3 II 2224 M 5, 562, 574 P 5, 679, 682, 691. 

1. Feſtſtellung des Erbrechts. Das Gericht entſcheidet nach Abſchluß der Ermitte⸗ 
lungen ($ 2358) nach freier Überzeugung (ZPO 8 286), welche Tatſachen es für feſtgeſtellt 
erachtet. Beweisregeln insbeſondere auch bezüglich des Urkundenbeweiſes (ZPO 99 415 ff.) 
beſtehen nicht. Eine Begründung iſt nicht zu erteilen. Aus den feſtgeſtellten oder offen⸗ 
kundigen Tatſachen hat das Nachlaßgericht ſelbſtändig im bejahenden oder verneinenden 
Sinne beſtimmte Schlußfolgerungen in bezug auf das mit dem Antrage geltend gemachte 
Erbrecht zu ziehen. Danach iſt der Erbſchein entweder ſo, wie er beantragt iſt, zu erteilen 
oder zu verweigern. Keinesfalls darf der Antragſteller zur Entſcheidung ftreitiger Tat⸗ oder 
Rechtsfragen auf den Prozeßweg verwieſen werden. Selbſt das zwiſchen mehreren Erb⸗ 
prätendenten ergangene rechtskräftige Urteil iſt für das Nachlaßgericht formell nicht bindend 
(a. M. Dernburg V $ 162, III). Iſt ein Rechtsſtreit anhängig vgl. § 2360 Abſ 1. 
Bloße Anfechtbarkeit einer Verfügung von Todes wegen oder der Erbfolge hindert 
die Erteilung des Erbſcheins nicht (a. M. Strohal II $ 67 A 17). Sit jedoch die An⸗ 
fechtung gemäß $ 2081 erklärt, jo hat ſich das Nachlaßgericht auch über ihren Erfolg ſchlüſſig 
zu machen. Erbunwürdigkeit erſt mit Rechtskraft des Urteils (5 2342 Abſ 2). Die Größe 
des Erbteils (58 2353 A 5, 2357 A 2) und der Berufungsgrund ($ 1951 A 2) ſind zu be⸗ 
zeichnen. Führen geſetzliche und gewillkürte Erbfolge zu demſelben Ergebnis, ſo kann — 
entſprechende Antragſtellung vorausgeſetzt — das Erbrecht auch alternativ bezeugt werden. 
Im übrigen vgl. 8 2353 A 4. Beſchwerde gegen Ablehnung des Erbſcheins nach FGG 
$8 19, 20. Sie ſteht im Falle des § 2357 jedem Miterben und jedem nach § 2353 A 3 
Antragsberechtigten zu. Nachträgliche Abhilfe FGG 8 18 Abſ 1. Dagegen keine Beſchwerde 
gegen Erteilung des Erbſcheins, ſondern nur Klage aus 8 2362 Abf 1 oder Antrag auf-Ein⸗ 
Hebung nach $ 2361, deſſen Ablehnung wiederum mit Beſchwerde verfolgbar ift (RG 61, 273). 


8 2360 

Iſt ein Rechtsſtreit über das Erbrecht anhängig, ſo ſoll vor der Erteilung 
des Erbſcheins der Gegner des Antragſtellers gehört werden ). 

Iſt die Verfügung, auf der das Erbrecht beruht, nicht in einer dem Nach⸗ 
laßgerichte vorliegenden öffentlichen Urkunde enthalten, ſo ſoll vor der Er⸗ 
teilung des Erbſcheins derjenige über die Gültigkeit der Verfügung gehört 
werden, welcher im Falle der Unwirkſamkeit der Verfügung Erbe ſein würde ). 

Die Anhörung iſt nicht erforderlich, wenn ſie untunlich ift?). 

E I 2071 Abſ 2, 2078 Abſ 8 II 2225 M 5, 562, 574 P 5, 679—682, 691. 

1. Anhängigkeit eines Rechtsſtreits über das Erbrecht (Erbſchaftsanſpruch, Feſt⸗ 
ſtellungsklage, Erbunwürdigkeitsklage, auch Streitigkeiten über den Perſonenſtand als unmittel- 
bare Vorausſetzungen des Erbrechts) ſchließt die Erteilung des Erbſcheins nicht aus. Erlangt 
aber das Nachlaßgericht aus dem Antrage ($ 2354 Nr 5) oder ſonſt hiervon Kenntnis, fo „ſoll“ 
es den Gegner des Antragſtellers vorher mündlich oder ſchriftlich Hören. Zweckmäßig wird 
es auch die Prozeßakten beiziehen. Erachtet es aber auch unter Berückſichtigung der Prozeß⸗ 
ergebniſſe die nach $ 2358 ihm ſelbſtändig obliegenden Ermittelungen als abgeſchloſſen, fo 
muß es trotz des ſchwebenden Rechtsſtreits ſich über den Antrag ſchlüſſig machen ($ 2359 A 1; 
a. M. RIA 9, 75; Planck A 2; Staudinger A II 2), darf aber die Tatſache, daß der Rechts⸗ 
ſtreit anhängig ift, im Erbſchein erwähnen. Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs find kein 
Hindernis, dem Erben ſelbſt (wie auch dem Verwalter $ 2353 A 3) den Erbſchein zu erteilen. 
Der Prozeßrichter iſt nicht ermächtigt, dem Nachlaßgericht die Erteilung d. h. Aushändigung 
des Erbſcheins durch einſtweilige Verfügung zu unterſagen. 

2. Iſt die nach $ 2356 vorzulegende Verfügung von Todes wegen ein Privat 
teftament ($ 2231 Nr 2) oder Not- oder Seeteſtament gemäß $$ 2250, 2251, oder Militär- 
teſtament (Ech Art 44), jo „oll“, auch wenn bezüglich der Echtheit und Wirkſamkeit keine 
Zweifel obwalten, das Nachlaßgericht die Beteiligten hören, die ohne die Verfügung, 
als in früheren Verfügungen eingeſetzte oder als geſetzliche Erben berufen wären. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn die errichtete — öffentliche oder nichtöffentliche — Verfügung unter⸗ 
gegangen oder verloren iſt und ihr Inhalt nur durch andere Beweismittel feſtge tellt werden 
kann ($ 2356 A 3). ln 

3. Die Anhörung iſt untunlich nicht bloß wenn ſie unausführbar, ſondern auch wenn 
fie unverhältnis mäßig ſchwierig iſt oder mit erheblichen Verzögerungen und unverhältnis⸗ 
mäßigen Koſten verbunden ſein würde (vgl. 58 2200 A 2, 2216 A 4, 2356 A 3). Pflicht- 
mäßiges Ermeſſen entſcheidet. 


686 Erbrecht 
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Ergibt ſich, daß der erteilte Erbſchein unrichtig iſt ), fo hat ihn das Nach⸗ 
laßgericht einzuziehen ?). Mit der Einziehung wird der Erbſchein kraftlos ). 

Kann der Erbſchein nicht ſofort erlangt werden, jo hat ihn das Nach⸗ 
laßgericht durch Beſchluß für kraftlos zu erklären). Der Beſchluß iſt nach 
den für die öffentliche Zuſtellung einer Ladung geltenden Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung bekannt zu machen?). Mit dem Ablauf eines Monats 
nach der letzten Einrückung des Beſchluſſes in die öffentlichen Blätter wird 
die Kraftloserklärung wirkſam ). h 

Das Nachlaßgericht kann von Amts wegen über die Richtigkeit eines 
erteilten Erbſcheins Ermittelungen veranſtalten “) 5). 

E I 2073, 2078 Abſ 3 II 2226 M 5, 563, 564 P 5, 683. 

1. Die Unrichtigkeit des Erbſchelns kann ſich durch den Ausgang eines über das 
Erbrecht geführten Rechtsſtreits oder durch neue dem Nachlaßgericht bekannt werdende 
Tatſachen (Ausſchlagung eines Miterben gegenüber der nach $ 2357 N 3 als bewieſen an- 
geſehenen Annahme, erfolgreiche Anfechtung, Erbunwürdigkeitserklärung uſw.) oder da⸗ 
durch ergeben, daß es aus Tat- oder Rechtsgründen zu einer abweichenden Auffaſſung 
kommt, ſei es auch daß es den Nachweis des früher angenommenen Erbrechts jetzt nicht 
mehr als geführt erachtet. Auch wenn die beſchränkenden Angaben der $$ 2363, 2364 zu 
Unrecht unterblieben oder inhaltlich unrichtig ſind oder geworden ſind. Schreibfehler und 
ähnliche offenbare Unrichtigkeiten (ZPO $ 319) können dagegen auf dem Erbſchein ſelbſt 
und den erteilten Ausfertigungen berichtigt werden. Bloße Zweifel an der Richtigkeit des 
Scheines genügen nicht. Veräußerung des Erbteils nach $ 2033 macht den Erbſchein nicht 
unrichtig (RG 64, 173). 

2. Gemeint iſt das Nachlaßgericht, das den Erbſchein erteilt hat. Die Einziehung 
ſteht deshalb einem andern, auch dem mit Recht ſich für zuſtändig erachtenden Nachlaßgericht 
nicht zu, zumal die Wirkſamkeit des Scheines von der Zuſtändigkeit des erteilenden Gerichts 
nicht abhängig iſt ($ 2353 A 1). 

3. Die Einziehung erfolgt von Amts wegen. Inwieweit hierzu Zwangsmittel ge⸗ 
geben ſind, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Sie iſt vollzogen dadurch, daß das Gericht den 
tatſächlichen Beſitz des urſchriftlichen Erbſcheins wieder erlangt hat. Die bloße Einforderung 
oder die Rückgabe der erteilten Ausfertigungen — auf die gleichfalls zu dringen iſt — ge⸗ 
nügt nicht. Schon die Tatſache der Einziehung macht den Schein kraftlos, d. h. ſie 
entzieht ihm endgültig die Wirkungen der $$ 2365 ff., auch wenn er elwa verſehentlich wieder 
in Verkehr geſetzt, ſogar wenn er vom Nachlaßgericht ſelbſt, weil die Einziehung als ungerecht⸗ 
fertigt an war, wieder ausgehändigt würde. Hier bleibt nur Erteilung neuen Erb- 
cheins übrig. 

f 4. Der die Kraftloserklärung ausſprechende Beſchluß iſt dem Antragſteller 
($ 2353 U 3) gemäß $ 16 FGG bekannt zu machen und wird ihm ſowie dem hiervon unter- 
richteten Dritten gegenüber ſchon hierdurch wirkſam (§ 2366 A 7). 

5. Offentliche Zuſtellung ZPO 88 204206. 

6. Die Wirkſamkeit der Kraftloserklärung tritt nach Ablauf eines Monats (BRO 
$ 206) von dem Ausgabetage des am ſpäteſten erſchienenen öffentlichen Blattes ab gerechnet 
gegen Jedermann ein. Der Erbſchein verliert damit ſchlechthin den öffentlichen 
Glauben der 55 23652367. Der neue richtige Erbſchein kann ſchon unerwartet des Friſt⸗ 
ablaufs erteilt werden. Daneben bleibt die Einziehungspflicht (A 2) beſtehen. Ahnlich 
Kraftloserklärung der Vollmacht 8 176. 

7. Die Ermittelungspflicht des Nachlaßgerichts ($ 2358 A 1) dauert auch nach Er⸗ 
teilung des Erbſcheins fort. 

8. Beſchwerde nach 55 19, 20 FGG iſt zuläſſig ſowohl gegen die die Einziehung 
anordnende als gegen die den Antrag auf Einziehung ablehnende Verfügung. Insbeſondere 
iſt der wirkliche Erbe nicht auf die Klage aus § 2362 beſchränkt (RG 61, 273). Dagegen 
keine Beſchwerde gegen den Beſchluß auf Kraftloserllärung des Erbſcheins FGG $ 84. Der 
Antragſteller kann vielmehr alsbald neuen Erbſchein beantragen und gegen die Ablehnung 
Beſchwerde führen. 
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Der wirkliche Erbe kann von dem Beſitzer eines unrichtigen Erbſcheins 
die Herausgabe an das Nachlaßgericht verlangen !). 
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Derjenige, welchem ein unrichtiger Erbſchein erteilt worden iſt, hat dem 
wirklichen Erben über den Beſtand der Erbſchaft und über den Verbleib der 
Erbſchaftsgegenſtände Auskunft zu erteilen). 

E 1 2074 II 2227 Ubſ 1, 2 M 5, 564, 565 P 5, 683; 6, 357, 358. 

1. Der wirkliche Erbe, dem dar Nacherbe, der Teſtamentsvollſtrecker und der irrtüm⸗ 
lich für tot Erklärte gleichgeſtellt find (88 2363 Abſ 2, 2364 Abſ 2, 2370 Abſ 2), hat neben 
dem Rechte, die Einziehung zu beantragen ($ 2361 A 8), den durch Klage verfolgbaren Ans 
ſpruch auf Herausgabe des unrichtigen Erbſcheins an das Nachlaßgericht. Die 
Klage ſteht zu gegen den Beſitzer des Erbſcheins, auch des bereits für kraftlos erklärten Erb⸗ 
ſcheins und der erteilten Ausfertigungen, gleichviel ob er den Beſſtzer ſelbſt oder einen Drittten 
als Erben ausweiſt. Auch mittelbarer Beſitz genügt (§ 868). Der falſche Erbe iſt ohne 
Beſitz und deshalb allein, weil ihm der unrichtige Erbſchein erteilt worden iſt, nicht paſſiv 
legitimiert. Jede Unrichtigkeit im Sinne von § 2361 A 1, auch Unvollſtändigkeit genügt zur 
Klagebegründung. Erſt mit der Herausgabe an das Nachlaßgericht, die als Einziehung wirkt, 
wird der Erbſchein kraftlos ($ 2361 A 3). 

2. Die Auskunftspflicht liegt, abweichend von Abſ 1 nicht dem Beſitzer des Erb⸗ 
ſcheins als ſolchem, ſondern dem oder den mehreren darin fälſchlich als Erben ausgewieſenen 
Perſonen ob. Der Erbe oder Miterbe, deſſen Erbrecht nur dem Umfange nach unrichtig 
im Erbſchein bezeichnet iſt, iſt deshalb allein dem wirklichen Erben oder Miterben nicht aus⸗ 
kunftspflichtig. Wohl aber trifft die Auskunftspflicht auch den Gläubiger des (falſchen) Erben 
und die ſonſtigen nach $ 2353 A 3 Antragsberechligten, die ſich den falſchen Erbſchein haben 
erteilen laſſen und dadurch gleichfalls in die Lage gekommen ſind über den Nachlaß zu ver⸗ 
fügen, gleichviel ob fie davon Gebrauch gemacht haben oder nicht. Vorlegung eines Beſtands⸗ 
verzeichniſſes und Offenbarungseid § 260. Ebenſo der Erbſchaftsbeſitzer § 2027. 


9 2363 


In dem Erbſcheine, der einem Vorerben erteilt wird, iſt anzugeben, 
daß eine Nacherbfolge angeordnet iſt), unter welchen Vorausſetzungen jie 
eintritt?) und wer der Nacherbe iſt?). Hat der Erblaſſer den Nacherben auf 
dasjenige eingeſetzt, was von der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherb⸗ 
folge übrig ſein wird, oder hat er beſtimmt, daß der Vorerbe zur freien Ver⸗ 
fügung über die Erbſchaft berechtigt ſein ſoll, jo iſt auch dies anzugeben . 

Dem Nacherben ſteht das im § 2362 Abſ. 1 beſtimmte Recht zu '). 

E 1 2075 II 2228 Abſ 1, 3 M 5, 565, 566 P 5, 688, 684. 

1. Der Erbſchein des Vorerben muß zum Schutze der Rechte des Nacherben erkennen 
laſſen, daß die aus 58 2112 ff. ſich ergebenden Beſchränkungen in der Verfügung über Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände beſtehen oder — im Intereſſe des Vorerben — daß und inwieweit ſie 
kraft letztwilliger Anordnung nicht beſtehen. Dagegen beweiſt der Erbſchein in der Hand 
des Vorerben nicht, daß ſein Recht noch fortbeſteht, d. h. daß es nicht durch Eintritt der 
Nacherbfolge ($ 2139) oder ſchon vorher durch Entziehung der Verwaltung ($ 2129) erloſchen 
iſt. Hat ſich die Nacherbfolge durch Zeitablauf (§ 2109) oder durch Wegfall des Nacherben 
(F 2108 A 2) ganz erledigt, jo wird der Erbſchein unrichtig, dem bisherigen Vorerben iſt 
neuer, unbeſchränkter Erbſchein zu erteilen (§ 2361). Der Nacherbe hat auf Erteilung eigenen 
Erbſcheins erſt nach Eintritt der Nacherbfolge Anſpruch (§ 2353 A 2). 

2. Vorausſetzungen der Nacherbfolge 88 2103—2107, 2109. 

3. Die Bezeichnung des Nacherben, auch des Erſatzerben hat, wenn ſie keine nament⸗ 
liche fein kann (58 2101, 2104), nach andern Merkmalen (künftige Nachkommenſchaft des X} 
in genau als möglich zu geſchehen. Eine ſpätere Ergänzung des Erbſcheins iſt nicht aus- 
eſchloſſen. 
um 4. Einſetzung auf den Überreſt und befreite Vorerbſchaft $ 2137. Erſtreckt ſich die 
Befreiung nur auf einzelne der in § 2136 angegebenen Beſchränkungen, ſo ſind, entſprechend 
dem Legitimationszweck des Erbſcheins, auch hierüber Angaben notwendig, widrigenfalls 
der Erbſchein unrichtig wäre (a. M. Planck A 4). Entſprechend bei der Eintragung des 
Vorerben im Grundbuch GBO 8 52. 

5. Der Herausgabeanſpruch des $ 2362 Abſ 1 — daneben das Recht, Einziehung 
nach $ 2351 zu betreiben — fteht dem Nacherben gegen jeden Beſitzer des unrichtigen Erb⸗ 
ſcheins, alſo, wenn darin Unrichtigkeiten im Sinne des erſten Abſatzes enthalten ſind, auch 
gegen den Vorerben zu, und zwar bereits vor Eintritt der Nacherbfolge. Dagegen iſt er 
zu dem Verlangen auf Auskunftserteilung nach $ 2362 Abſ 2 erſt nach Eintritt der Nach- 
erbfolge, gegenüber dem Vorerben übrigens ſchon nach § 2130 A 3 berech igt. 
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8 2364 


Hat der Erblaſſer einen Teſtamentsvollſtrecker ernannt, jo iſt die Er⸗ 
nennung in dem Erbſchein anzugeben ). 
Dem Teſtamentsvollſtrecker ſteht das im $ 2362 Abſ. 1 beſtimmte Recht zu . 


E 1 2075 Abſ 2, 3 II 2228 Abs 2, 3 M 5, 566 P 5, 683. 


1. Nur die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers (55 2197 ff.), nicht auch fein Name 
oder etwaige ihn in der Verwaltung beſchränkende oder befreiende Anordnungen ($ 2368 
Abſ 2) find im Erbſchein anzugeben. Sie hat zu unterbleiben, wenn dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker Verwaltungsrechte an der Erbſchaft oder an einem Erbſchaftsgegenſtande überhaupt 
nicht zuſtehen (jo 88 2208, 2222, 2223). Vgl. auch GBO $ 53. Ebenſo, wenn die Er- 
nennung nach $ 2201 unwirkſam oder zur Zeit der Erteilung des Erbſcheins, z. B. durch Ab⸗ 
lehnung des Amtes bereits hinfällig geworden ift (a. M. RIA 8, 35). Das dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ſelbſt zu erteilende Zeugnis behandelt § 2368. 

2. Der Teſtamentsvollſtrecker kann — neben dem Rechte, Einziehung nach $ 2361 
zu beantragen — Herausgabe des Erbſcheins ſowohl vom Erben verlangen, wenn darin 
die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers nicht angegeben iſt oder ſonſtige Unrichtigkeiten 
enthalten find, als auch von jedem dritten Beſitzer des unrichtigen Erbſcheins. Als Aus- 
fluß ſeines Verwaltungsrechts gebührt ihm in dieſem Falle auch das Recht auf Auskunfts⸗ 
erteilung aus $ 2362 Abſ 2. Recht des Teſtamentsvollſtreckers, ſelbſtändig die Erteilung 
des Erbſcheins zu beantragen § 2353 A 3. 


9 2365 


Es wird vermutet !), daß demjenigen, welcher in dem Erbſchein als 
Erbe bezeichnet iſt, das in dem Erbſchein angegebene Erbrecht zuſtehe ?) und 
daß er nicht durch andere als die angegebenen Anordnungen beſchränkt ſei ). 

E I 2076 II 2229 M 5, 567, 568 P 5, 683. 

1. Die durch den Erbſchein begründete Vermutung iſt durch alle Beweismittel wider⸗ 
legbar ($ 292 ZPO). Sie äußert ihre Wirkung mit der Erteilung, d. h. regelmäßig mit 
der Aushändigung des Erbſcheins an den Antragſteller, ſei es, daß ihm auch nur 
mittelbarer Beſitz daran verſchafft wird (§ 868). Doch iſt die Fortdauer der Vermutung 
von der Fortdauer des Beſitzes oder auch nur vom Vorhandenſein des Erbſcheins nicht ab⸗ 
hängig. Sie erliſcht erſt mit der Einziehung oder Kraftloserklärung ($ 2361), dem die Heraus⸗ 
gabe an das Nachlaßgericht gleichſteht (5 2362 A 1) oder dadurch, daß von einem wenn auch 
unzuſtändigen Nachlaßgericht, ein zweiter widerſprechender Erbſchein erteilt wird. Eine 
Vermutung hebt dann die andere auf. Offentlicher Glaube des Erbſcheins 95 2366, 2367. 

2. Die Vermutung hat, wie bei der Eintragung im Grundbuche ($ 891), unmittelbar 
das Erbrecht des oder der mehreren im Erbſchein bezeichneten Erben, insbeſondere auch 
die Größe des Erbteils ($ 2353 A 5), nicht die dem zugrunde liegenden Tatſachen zum Gegen⸗ 
ſtande. Sie wirkt ſowohl für den Erben, wenn er das Erbrecht ſelbſt, ſo insbeſondere 
aktiv mit dem Erbſchaftsanſpruche oder paſſiv in Verteidigung gegen den Anſpruch eines 
Dritten, oder wenn er einzelne zum Nachlaß gehörende Anſprüche geltend macht, als auch 
gegen ihn, wenn er wegen Nachlaßverbindlichkeiten belangt wird. Doch iſt der Erbe 
keineswegs genötigt, den Nachweis ſeines Erbrechts gegenüber den Nachlaßſchuldnern nur 
durch Erbſchein zu führen, und dieſe dürfen nicht Zahlung bis nach Vorlegung des Scheins 
verweigern (RG 54, 343 und Warn 08 Nr 75). Gemäß $ 857 erſtreckt ſich die Vermutung 
auch darauf, daß der Erbe an den Nachlaßſachen Beſitz erlangt habe und daß ihm deshalb 
die Beſitzſchutzmittel zur Seite ſtehen. Er wird aber mit Erteilung des Scheins allein nicht 
ſchon Erbſchaftsbeſitzer im geſetzlichen Sinne des § 2018 A 4. 

3. Inhalt und Umfang des Erbrechts werden ſowohl nach der poſitiven als nach der 
negativen Seite bezeugt. Poſitiv dahin, daß es überhaupt und zugleich, daß es mit den an. 
gegebenen Beſchränkungen beſteht. Negativ dahin, daß ſonſtige Beſchränkungen nicht an. 
geordnet ſind. Als ſolche mögliche Beſchränkungen des Erben kommen jedoch nur 
in Frage Anordnung einer Nacherbfolge und Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers ge⸗ 
mäß $$ 2363, 2364, nicht auch Teilungsanordnungen, die nur ſchuldrechtliche Verpflichtungen 
zwiſchen den Erben begründen (§ 2048 A 1). Ebenſowenig befaßt ſich die Vermutung mit 
Umſtänden, die nicht auf Anordnung des Erblaſſers beruhen, wie etwaige Nachlaßverwaltung 
oder Nachlaßkonkurs oder Entziehung der Verwaltung nach § 2129. — Nachweis der Erb⸗ 
folge durch Erbſchein nach GBO 55 36, 37, FGG 8 107 Abſ 2. 
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Erwirbt jemand von demjenigen, welcher in einem Erbſchein als Erbe 
bezeichnet iſt !), durch Rechtsgeſchäft') einen Erbſchaftsgegenſtand ), ein Recht 
an einem ſolchen Gegenſtand“) oder die Befreiung von einem zur Erbſchaft 
gehörenden Rechter), fo gilt zu feinen Gunſten der Inhalt des Erbſcheins, 
ſoweit die Vermutung des § 2365 reicht, als richtig 9, es ſei denn, daß er die 
Unrichtigkeit kennt“) oder weiß, daß das Nachlaßgericht die Rütkgabe des Erb⸗ 
ſcheins wegen Unrichtigkeit verlangt hat“) °). 

E 1 2077 II 2230 M 5, 569—572 P 5, 684— 686; 6, 222. 

1. Öffentlicher Glaube des Erbſcheins, entſprechend dem Inhalte des Grundbuchs 
5 892, ſoweit es ſich um Erwerb von dem durch Erbſchein ausgewieſenen Erben handelt. 
Leiſtung an den Erben $ 2367. Entſcheidend iſt lediglich, ob zur Zeit des Erwerbs ein 
ſolcher Erbſchein erteilt iſt und noch in Geltung ſteht. Nicht iſt erforderlich, daß ihn der 
Erbe bei Abſchluß des Geſchäfts beſitzt oder vorlegt oder daß er oder der Erwerber auch 
nur davon Kenntnis haben (RG 26. 9. 06 V 3/06). Ebenſowenig iſt zwiſchen entgeltlichem 
und unentgeltlichem Erwerb unterſchieden, doch haftet letzterenfalls der Erwerber dem wirk⸗ 
lichen Erben nach §8 816 A 1, 822 auf Bereicherung. 

2. Der Erwerb muß durch Rechtsgeſchäft, einſeitiges oder zweiſeitiges, vermittelt 
fein (Vorbem vor 8 104). Demnach ſcheidet aus der Erwerb unmittelbar kraft Geſetzes (fo 
$ 412), durch Erbgang oder Verfügung von Todes wegen, im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder des Arreſtes, ſoweit es ſich dabei nicht gemäß ZPO 8s 894, 897 um die durch Urteil er⸗ 
zwungene Erfüllung eines Rechtsgeſchäfts handelt. Verfügende Rechtsgeſchäfte anderer Art 
ſ. § 2367 A 3. Der dem Erbſcheinserben aus dem Rechtsgeſchäfte zufließende Erwerb (die 
Gegenleiſtung) wird als Surrogat nach 88 2019 A 2, 2111 A 2 Beſtandteil der Erbſchaft, jo- 
weit er mit Mitteln der Erbſchaft gemacht iſt. Im übrigen haftet der Erbſcheinserbe nach 
5816 A 4 auf Bereicherung. Das zwiſchen ihm und einem Dritten ergehende Urteil wirkt 
weder für noch gegen den wirklichen Erben. 

3. Erbſchaftsgegenſtand, Sache oder Recht ($ 90) einſchließlich der Surrogate nach 
8 2019 A 2, im Gegenſatz zu der Erbſchaft als Ganzem (58 2030, 2371 ff.) oder zum Erb⸗ 
teile. Der Erbſchein ſchützt mithin demjenigen nicht, welcher einen Erbteil auf Grund von 
52033 Abſ 1 erwirbt. Zugleich kommt zum Ausdruck („Erbſchaftsgegenſtand, zur Erbſchaft 
gehörendes Recht“), daß ſich der Erwerb auf der Grundlage des dem Erbſcheinserben ver⸗ 
meintlich zuſtehenden Erbrechts vollzogen haben muß. Doch genießen Veräußerungen auf 
Grund eines andern vermeintlichen Rechtstitels den Schutz der 89 982 ff. 

Pfand en an Erbſchaftsgegenſtänden, z. B. Dienſtbarkeiten, Hypotheken uſw., 
andrechte. 

5. Befreiung von Rechten dinglicher oder perſönlicher Art, ſofern ſie dem Erben als 
ſolchem, auch als Erbſchaftsſurrogate, zuſtehen (Löſchungsbewilligungen, Erlaß, befreiende 
Schuldübernahme). 

6. Die Schutzwirkung des Erbſcheins reicht ſoweit wie die Vermutung des $ 2365, 
nicht weiter. Danach hat die vom falſchen, aber durch einen noch in Geltung ſtehenden Erb⸗ 
ſchein ausgewieſenen Erben vorgenommene Veräuß rung die gleiche Wirkung, wie wenn 
ſie der wahre Erbe bewirkt hätte. Ebenſo ſind die Veräußerungen des wirklichen Erben, 
dem unbeſchränkter e erteilt iſt, vollwirkſam, auch wenn er in Wahrheit durch An⸗ 
ordnung einer Nacherbfolge oder Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers beſchränkt war. 
Dagegen bietet der Erbſchein keine Gewähr dafür, daß der Erbe nicht in anderer Weiſe (durch 
Nachlaßverwaltung, Nachlaßkonkurs, Entziehung der Verwaltung nach $ 2129) beſchränkt 
oder daß fein Vorerbenrecht inzwiſchen durch Eintritt der Nacherbfolge erloſchen ſei (f. je⸗ 
doch $ 2140). Seſbſtverſtändlich auch nicht dafür, daß er gemäß 2361 nicht für kraftlos er- 
klärt iſt. Angaben, die nicht in den Erbſchein gehören (52353 A g, 4), genießen den öffent. 
lichen Glauben überhaupt nicht. Der Schutz tritt nur zugunſten des Erwerbers 
ein, nicht zugunſten des oder der vermeintlichen Erben, alſo nicht auch bezüglich der Ver⸗ 
fügungen, die vermeintliche Miterben untereinander über Erbſchaftsgegenſtände getroffen 
haben. Anderſeits wirkt der unrichtige Erbſchein auch nicht zuungunſten des Erwerbers, 
wenn er z. B. nachweiſt, daß die im Erbſchein angegebenen Beſchränkungen des Erben in 
Wahrheit nicht beſtehen. . 

7. Der Schutz des Erbſcheins verſagt, wenn dem Erwerber Kenntnis von der Un⸗ 
richtigkeit (5 2361 A 1) nachgewieſen wird. Hierzu genügt jedoch nicht Kennenmüſſen ($ 122 
Abf 2) oder Kenntnis von einzelnen Tatſachen, die das bezeugte Erbrecht aufzuheben oder 
einzuſchränken geeignet ſind, wenn er dadurch nicht zur Überzeugung von der Unrichtigkeit 
des Scheins gebracht worden iſt. Der Erwerber braucht deshalb nicht gutgläubig im Sinne 
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von $ 932 Abſ 2 zu fein. Zweifel, ſelbſt ein auf grober Fah rläſſigkeit beruhendes Nicht- 
erkennen der Unrichtigkeit, iſt ihm unſchädlich. Kenntnis von der Anfechtbarkeit ſteht 
nach § 142 Abſ 2 der Kenntnis von der Nichtigkeit gleich. Entſcheidend iſt der Zeitpunkt 
der Vollendung des betreffenden Rechtsg ſchäfts. Grundſätzuch kommt es auf die 
Kenntnis des Vertreters an, ausnahmsweiſe genügt diejenige des Vertretenen ($ 166). 

8. Der Schutz verſagt ferner mit erlangter Kenntnis von der bloßen Tatſache des 
wegen Unrichtigkeit des Erbſcheins geſtellten Verlangens der Rückg abe, gleichviel ob wirklich 
eine Unrichtigkeit vorlag und ob das Verlangen ſich als gerechtfertigt erwieſen hat. Dem 
muß gleichgeſtellt werden, wenn der Erwerber von der rechtskräftigen Verurteilung zur 
Herausgabe an das Nachlaßgericht erfährt ($ 2362 Abſ 1). Dagegen iſt die Kenntnis 
davon unſchädlich, daß dieſes Verlangen nur erſt geſtellt iſt. Das Vorhandenſein eines 
zweiten widerſprechenden Erbſcheins hebt die Vermutung des § 2365 (A 1) und damit 
auch den öffentlichen Glauben des erſten Erbſcheins auf (a. M. Staudinger A III, E). 
Mit Wiedereinziehung des ihm entgegenſtehenden Scheins kommt jedoch der auf Grund 
des andern Erbſcheins vollzogene Erwerb zu Kräften. 

9. Neben $ 2366 kommt dem Erwerber gemäß $ 892 auch der Inhalt des Grundbuchs 
zugute, ſoweit der Erbe dort eingetragen iſt. Weiſen das Grundbuch und der Erbſchein ver- 
ſchiedene Perſonen als Erben aus, ſo kann zwar der auf Grund des Erbſcheins gemachte 
Erwerb nicht zur Eintragung im Grundbuche führen. Doch verliert der Erbſchein damit im 
übrigen nicht ſeine Schutzwirkung. Inwieweit die Kenntnis von der (richtigen) Eintragung 
im Grundbuch oder von einem dort eingetragenen (begründeten) Widerſpruch der Kenntnis 
von der Unrichtigkeit des Erbſcheins gleichſteht (A 7), iſt Tatfrage. 


8 2367 


Die Vorſchriften des § 2366 finden entſprechende Anwendung), wenn 
an denjenigen, welcher in einem Erbſchein als Erbe bezeichnet iſt, auf Grund 
eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes eine Leiſtung bewirkt?) oder wenn 
zwiſchen ihm und einem andern in Anſehung eines ſolchen Rechtes ein nicht 
unter die Vorſchrift des § 2366 fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, 
das eine Verfügung über das Recht enthält ). 

E I 2077 II 2231 M 5, 569—572 P 5, 685—687, 728, 720. 

1. Offentlicher Glaube des Erbſcheins, entſprechend beim Grundbuch $ 893, wenn 
es ſich um Leiſtungen an den Erben oder um andere als Erwerbsgeſchäfte handelt. 

2. Der gutgläubige Nachlaßſchuldner wird durch Leiſtung an den Erbſcheinserben 
(8 241) auch dann befreit, wenn er ſich nicht als wirklicher Erbe erweiſt oder wenn der Erbe 
infolge beſtehender, aber im Erbſchein nicht angegebener Beſchränkungen ($ 2366 A 6) nicht 
wirkſam annehmen kann. Der Schuldner iſt jedoch nicht berechtigt, die Leiſtung von Vor- 
legung gerade eines Erbſcheins abhängig zu machen ($ 2365 A 2, ſ. jedoch ZPO 5 94). Ob 
die Leiſtung an den Erbſcheinserben perſönlich oder ſo bewirkt wird, daß ſie der Gläubiger 
als erfolgt gelten laſſen muß (35 182 ff., 1375, 1443), iſt gleichgültig. Hinterlegung ſteht 
der Leiſtung gleich ($ 378). Auch inſoweit treten die mit der Leiſtung an den Berechtigten 
verknüpften Wirkungen ein, als dadurch kraft Geſetzes ($$ 268, 426, 774, 1143, 1163, 1177) 
die dem wirklichen Erben zuſtehende Forderung auf den Leiſtenden übergeht. Zur Erb⸗ 
ſchaft gehören auch die durch Surrogation Beſtandteile der Erbſchaft gewordenen Rechte 
(58 2019 A 2, 2111 A 2). Der falſche Erbe haftet dem wirklichen Erben nach § 816 Abſ 2 
auf Bereicherung. 

3. Als nicht auf Erwerb abzielende Verfügungsgeſchäfte, zweiſeitige oder einſeitige, 
die der Erbſcheinserbe gegenüber einem Dritten oder dieſer gegen den Erbſcheinserben vor⸗ 
nimmt, kommen in Betracht Aufrechnung, Anbieten der Leiſtung, Kündigung, Vorrangs⸗ 
einräumung, Erklärungen an Behörden uſw. Dagegen kann der Erbſcheinserbe niemals 
den wirklichen Erben bloß ſchuldrechtlich ſo auch nicht durch Abſchluß von Mietverträgen über 
ein Nachlaßgrundſtück verpflichten, ebenſowenig durch Führung eines Rechtsſtreites über zur 
Erbſchaft gehörende Rechte (Dernburg V $ 160 A 7). 


§ 2368 
Einem Teſtamentsvollſtrecker hat das Nachlaßgericht auf Antrag ein 
Zeugnis über die Ernennung zu erteilen). Iſt der Teſtamentsvollſtrecker 
in der Verwaltung des Nachlaſſes beſchränkt?) oder hat der Erblaſſer ange⸗ 
ordnet, daß der Teſtamentsvollſtrecker in der Eingehung von Verbindlich⸗ 


Erbſchein 53 2366-2360 691 


keiten für den Nachlaß nicht beſchränkt ſein ſoll, fo iſt dies in dem Zeugnis 
anzugeben ). 

Iſt die Ernennung nicht in einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden öffent⸗ 
lichen Urkunde enthalten), jo ſoll vor der Erteilung des Zeugniſſes der Erbe 
wenn tunlich über die Gültigkeit der Ernennung gehört werden ). 

Die Vorſchriften über den Erbſchein finden auf das Zeugnis entſprechende 
Anwendung“); mit der Beendigung des Amtes des Teſtaments vollſtreckers 
wird das Zeugnis kraftlos “). 

E II 2233 M 5, 222 P 5, 253255, 688691. 

1. Das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis wird dem Teſtamentsvol ſtrecker für feine 
Perſon erteilt und bekundet, abweichend von dem für den Erben erteilten Erbſchein, nicht 
bloß die Tatſache der Ernennung ($ 2364 A 1), ſondern hat auch feine Perſon namentlich 
zu bezeichnen. Auf das Zeugnis hat, ſobald er das Amt angenommen hat, nicht bloß der 
verwaltende, ſondern jeder Teſtamentsvollſtrecker Anſpruch, alſo auch in den Fällen der 
$$ 2208, 2222, 2223. 

2. Als Verwaltungsbeſchränkungen kommen alle von der Regel der 85 22032206 
abweichenden Anordnungen in Vetracht, ſoweit ſie für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr des 
Teſtamentsvollſtreckers mit Dritten von Erheblichkeit find (RIA 7, 24). Insbeſondere alfo 
Beſchränkungen aus 31 2208, 2209, 2222, 2223, Anordnungen für die Amtsführung mehrerer 
Teſtamentsvollſtrecker 5 2224 Abf 1, aber auch ſolche über Fortdauer der Verwaltung nach 
$ 2210 A 1 oder über deren zeitliche Begrenzung. 

3. Befreiungen in der Eingehung von Verbindlichkeiten $$ 2207, 2209 A 3. 

4. Der Nachweis der Ernennung durch öffentliche Urkunde iſt ausgeſchloſſen in den 
$ 2360 A 2 erwähnten Fällen. Er erledigt ſich, wenn das Gericht nach F 2200 ſelbſt die 
Ernennung vornimmt. 

5. Gehör des Erben, Untunlichkeit wie $ 2360 A 2, 3. 

6. Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den Erbſchein ergibt: An⸗ 
gabe über die Größe des betreffenden Erbteils, wenn der Teſtamentsvollſtrecker nur einem 
don mehreren Erben beſtellt ift ($ 2353). Im übrigen iſt die Perſon des Erben gleichgültig, 
die Angabe hierüber zur Verhütung von Verwechſelungen mit dem Erbſchein eher zu ver⸗ 
meiden. Die in $$ 2354— 2356 vorgeſchriebenen Angaben und Nachweiſe liegen dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker nur inſoweit ob, als davon die Gültigkeit feiner Ernennung abhängt. Jeder 
der mehreren Teſtamentsvollſtrecker kann das Zeugnis für ſich allein (wiewohl unter Auf⸗ 
führung auch der übrigen zur Führung des Amtes mit Berechtigten $ 2224), aber auch Al 
gemeinſchaftliches beantragen, hat aber dann die Annahme des Amtes durch die übrigen 
nachzuweiſen ($ 2357). Ermittelungs⸗ und Prüfungspflicht des Nachlaßgerichts 31 2358, 
2359, insbeſondere wenn ein Wechſel in der Perſon des ee, eintritt ($ 2361 
Abſ 3). Gehör des Gegners, nach Befinden auch der ftreitenden Erbprätendenten, wenn 
ein Rechtsſtreit über Gültigkeit der Ernennung anhängig ift ($ 2360). Einziehung oder Kraft⸗ 
loserklärung des ungültigen Zeugniſſes $ 2361 (RIA 10, 121). Klagerecht des Erben oder 
des wirklichen Teſtamentsvollſtreckers auf Herausgabe des unrichtigen Zeugniſſes und Aus⸗ 
kunftspflicht 3 2362. Beweiskraft und öffentlicher Glaube des Zeugniſſes 95 2365—2367. 
Gegenftändlich beſchränktes Zeugnis nach $ 2369 (KGJ 36 A 112). 

7. Mit Beendigung des Amtes (88 2225—2227) wird das Zeugnis von ſelbſt kraftlos. 
Eine beſondere Kraftloserklärung (J 2361 Abſ 2) findet in dieſem Falle nicht ſtatt, doch hat 
das Nachlaßgericht für Einziehung zu ſorgen. Auch die Vorlegung des Zee bietet 
Dritten keine Gewähr dafür, daß die Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers noch fortbeſtehen. 
Sie find nur gemäß $ 2218 A 1 gefchüßt. Jedoch können fie ſich inſoweit auf den öffent⸗ 
lichen Glauben des Zeugniſſes berufen, als es eine auf Anordnung bes Erblaſſers deruhende 
Beſchränkung der Amtsdauer des Teſta mentsvollſtreckers nicht enthält (3 2365 A 3). Nein 
Recht des Dritten, den Nachweis des Amtes gerade durch das Zeugnis zu verlangen, f. aber 
3 94 ($ 2365 A 2). — Antragsrecht des Gläubigers auf Erteilung des Zeugniſſes 
3p 83 792, 896, Recht auf Akteneinſicht und Ausfertigung FG 33 78, 85; G80 1 36 
Abſ 2. Recht des Teſtamentsvollſtreckers, die Erteilung des Erbſcheins zu beantragen, 


g 2353 A 3. 
8 2369 


Gehören zu einer Erbſchaft, für die es an einem zur Erteilung des Erd» 
ſcheins zuſtändigen deutſchen Nachlaßgerichte fehlt, Gegenſtände, die ſich im 
Inlande befinden, jo kann die Erteilung eines Erbſcheins für dieſe Gegen⸗ 
ſtände verlangt werden)). 

44* 
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Ein Gegenſtand, für den von einer deutſchen Behörde ein zur Eintragung 
des Berechtigten beſtimmtes Buch oder Regiſter geführt wird, gilt als im 
Inlande befindlich). Ein Anſpruch gilt als im Inlande befindlich, wenn 
für die Klage ein deutſches Gericht zuſtändig iſt !). 

1 2079 JI 9234 M 3, 574, 875 P 5, 691—696; 6, 21. 

1. Gegenſtändlich beſchränkter Erbſchein. Nach 8 73 FG iſt ſtets ein zuständiges 
deutſches Nachlaßgericht vorhanden, wenn es ſich um die Erbſchaft eines Deutſchen oder um 
diejenige eines Ausländers handelt, der im Julande wohnte oder lach aufhielt. Iſt dagegen der 
Erblaſſer ein Ausländer und hatte er zur Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnſitz noch 
Aufenthalt, fo iſt die Erteilung förmlichen Erbſcheins aus $ 2353 ausgeſchloſſen (KGGJ 36 A 102). 
Wenn das Geſetz einen beſchränkten Erbſchein für im Inlande befindliche Nach⸗ 
laßgegenſtände (Sachen oder Rechte $ 90) zuläßt, jo handelt es ſich auch hier um 
Bezeugung eines Erbrechts, d. h. einer Geſamtnachfolge, für deren Voraus⸗ 
ſetzungen regelmäßig das betreffende ausländische Recht maßgebend iſt (KJ 36 A 111, f. aber 
EG Art 25 Satz 2). Ob dieſes Erbrecht auch das inländiſche Vermögensſtück ergreift, iſt davon 
abhängig, ob es zu der betreffenden Erbſchaft gehört. Daß dies der Fall und daß der Erbe 
hierüber verfügungsberechtigt ſei, wird im Erbſchein nicht bezeugt, braucht alſo bei 
dem Antrag auf Exteilung des Scheins auch nicht nachgewieſen zu werden. Immerhin iſt dar⸗ 
zulegen, daß die auch im Erbſchein näher zu bezeichnenden Gegenſtände zur Zeit des Antrags 
im Inlande vorhanden find und tatſächlich zum Nachlaß gehören. Im übrigen find die Er- 
forderniſſe der Antragſtellung, die Wirkungen des Erbſcheins, wiewohl nur in Anſehung der 
bezeichneten Gegenſtände, die Aufgaben des Nachlaßgerichts uſw. die gleichen wie beim ge⸗ 
wöhnlichen Erbſchein. Die Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts beſtimmt ſich 
nach gs 73 Abſ 2, 3 FGG. Als Inland kann auch ein Konſularbezirk oder ein Schutz⸗ 
gebiet in Betracht kommen (Kon v. 7. 4. 00 $ 26; Schutzgebch v. 10. 9. 00 8 3). 

2. Behördlich gebuchte Gegenſtände, fo insbeſondere im Grundbuch, Schiffsregiſter, 
Reichs⸗ und Staatsſchuldbuch, Patentrolle, Muſterregiſter, Handelsregiſter. 

3. Vermögensrechtliche Anſprüche, für deren Verfolgung nach $$ 12 ff., nicht bloß 
§ 23 ZPO ein beutfches Gericht zuſtändig iſt. — Die Ausnahmevorſchrift geſtattet nicht, 
den gegenſtändlich beſchränkten Erbſchein ef ohne die beſonderen Vorausſetzungen des $ 2369 
zu erteilen ($ 2353 A 4), wohl aber iſt fie für das Teſtamentsvollſtreckerzeug⸗ 
nis (8 2368) entſprechend anwendbar. 
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Hat eine für tot erklärte Perſon den Zeitpunkt überlebt, der als Zeit⸗ 
punkt ihres Todes gilt, oder iſt ſie vor dieſem Zeitpunkte geſtorben, ſo gilt 
derjenige, welcher auf Grund der Todeserklärung Erbe ſein würde, in An⸗ 
ſehung der in den 88 2366, 2367 bezeichneten Rechtsgeſchäfte zugunſten des 
Dritten auch ohne Erteilung eines Erbſcheins als Erben), es ſei denn, daß 
der Dritte die Unrichtigkeit der Todeserklärung kennt) oder weiß, daß die 
Todeserklärung infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben worden ift?). 

Iſt ein Erbſchein erteilt worden, ſo ſtehen dem für tot Erklärten, wenn 
er noch lebt, die im 8 2362 beſtimmten Rechte zu). Die gleichen Rechte hat 
eine Perſon, deren Tod ohne Todeserklärung mit Unrecht angenommen worden 
iſt *). 

& 1 2089, 2090 II 2335 M 5, 597600 P 5, 725, 726. 

1. Iſt jemand auf Grund einer Todezerklärung ($ 18) vermeintlicher Erbe des für 
tot Erklärten geworben, fo bleiben auch ohne Erteilung eines Erbſcheins 
die von ihm oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte der in den $$ 2366, 2367 
bezeichneten Art zugunſten des gutgläubigen Dritten wirkſam. Und 
zwar ſowohl gegenüber dem irrig für tot Erklärten, in deſſen Vermögen zur Zeit der Vor⸗ 
nahme des Rechtsgeſchäfts überhaupt keine Erbfolge eröffnet war, als auch gegenüber dem⸗ 
jenigen, der nach dem ermittelten wirklichen — früheren oder ſpäteren — Zeitpunkte des 
Todes des Erblaſſers in Wahrheit ſchon zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts ſein ge⸗ 
ſetzlicher oder gewillkürter Erbe geworden war. Die Schutzwirkung tritt nur ein, wenn der 
als Erbe Aufgetretene unter der Vorausſetzung der Richtigkeit des in der Todeserklärung 
angenommenen Todestages auch wirklich Erbe des für tot Erklärten geworden wäre. Eine 


Erbſchaftskauf $ 2371 693 


pie daß dem fo fei, würde nur durch wirklich erteilten Erbſchein begründet 
($ 2365). 

2. Kenntnis erfordert, wie im Falle des 5 2366 A 7, poſitives Wiſſen von der Un⸗ 
richtigkeit der Todeserklärung, alſo davon, daß der für tot Erklärte noch gelebt hat oder zu 
welchem andern Zeitpunkt er geſtorben iſt. 1 

3. Aufhebung der Todeserklärung infolge der Aufechtungsklage mit Rechtskraft des 
darauf ergehenden Urteils ZPO s 976 Abſ 3. Kenntnis davon, daß die Klage erhoben 
worden, iſt unſchädlich. 

4. Dem fälſchlich für tot Erflärten ſteht gegen den Erbſchaftsbeſitzer nach 89 2031, 
2027 der Anſpruch auf Herausgabe ſeines Vermögens und Auskunftserteilung zu. Die 
Pflicht zur Auskunft und zur Herausgabe des Erbſcheins liegt nach $ 2362 auch dem Be⸗ 
ſitzer des unrichtigen Erbſcheins ob. Nicht minder ift das vermeintliche Nachlaßgericht, das 
den unrichtigen Erbſchein erteilt hat, nach $ 2361 zur Einziehung verpflichtet. 

5. Entſprechend $ 2031 Abſ 2. 


Neunter Abſchnitt 
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Der Erbſchaftskauf, deſſen Grundſätze auch für Veräußerungsgeſchäfte anderer Art 
gelten ($ 2385), betrifft nicht das Erbrecht, ſondern nur die Erbſchaftsgegenſtände 
und deren Surrogate nach dem Beſtande zur Zeit des Kaufes ($ 2374). Er begründet 
deshalb wenigſtens auf der Aftivfeite der Erbſchaft keine Geſamtnachfolge, macht aber den 
Käufer neben dem gleichfalls forthaftenden Verkäufer in jedem Falle für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten haftbar (88 23822384). Im allgemeinen gelten die Kaufsgrundſätze, ſie 
ſind aber mit Rückſicht auf die erbrechtliche Natur des Geſchäfts durch eine Anzahl beſon⸗ 
derer Vorſchriften ergänzt. § 2371 fordert für den Kauf gerichtliche oder notarielle Beur⸗ 
kundung. 
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Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm angefallene Erbſchaft ver⸗ 

kauft), bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung ). 

E II 448 M 2, 352—354 P 2, 114, 115; 5, 444. 

1. Der Erbſchaftskauf iſt Kauf im Sinne von g 433 ff., ſomit ſchuldrechtli ches 
Geſchäft. Er wirkt nicht dinglich, ſo daß die Erbſchaft als Ganzes unmittelbar auf den 
Käufer als Geſamtnachfolger überginge, verpflichtet vielmehr den Verkäufer, die einzelnen 
zur Erbſchaft gehörigen Sachen und Rechte nach den hierfür geltenden beſonderen Vorſchriften 
auf den Käufer als Einzelnachfolger ſo zu übertragen, daß er ſie hat wie wenn er an Stelle 
des Verkäufers Erbe geworden wäre. Dagegen hat die Verfügung des Miterben über ſeinen 
Nachlaßanteil dingliche Wirkung ($ 2033 A 3). 

2. Gegenſtand des Kaufes iſt die angefallene Erbſchaft als Vermögensinbegriff oder 
der Anteil eines Miterben ($ 1922 Abſ 2), im Ganzen oder nach Bruchteilen, nicht aber das 
Erbrecht ſelbſt. Unwirkſamkeit des Verkaufes von Erbanſprüchen auf Beſtandteile des Nach⸗ 
laſſes RG 61, 76. Anfall der Erbſchaft $ 1942. Der Kauf iſt nichtig, wenn er über den Nach⸗ 
laß eines noch lebenden Dritten geſchloſſen wird und die Ausnahme des $ 312 Abſſ 2 nicht 
Platz greift. Iſt der Erbfall eingetreten, ſo kann auch die noch nicht angefallene Erbſchaft, 
insbeſondere die Nacherbſchaft bedingungsweiſe (für den Fall des Anfalls), es kann ſogar 
die einem Dritten angefallene Erbſchaft vom Nichterben unter Einhaltung der Form wirkſam 
verkauft werden (88 434, 2376). 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 35 128, 152, Nichtigkeit wegen Nicht⸗ 
beobachtung der Form $ 125. Der Formzwang erſtreckt ſich auf alle Vertragsabreden, nicht 
bloß auf das eigentliche Veräußerungsgeſchäft (RG 25. 2. 07 IV 387/06). Der Formvor⸗ 
hrift unterliegen auch Vergleiche unter Erbprätendenten, wodurch die Erbſchaft aufgeteilt wird 
(RG 72, 210). Aber mangels Formbeobachtung bleibt der in dieſer Weiſe abgefundene Erbe 
wenigſtens ſchuldrechtlich im Verhältnis zu den übrigen Erben an der Geltendmachung ſeiner 
Erbanſprüche verhindert (Reh Warn 09 Ny 512). Der Mangel der Form kann gemäß $ 313 
Saß 2 durch Auflaſſung, nicht aber durch Übertragung des Erbteils gemäß 8 2033 (A 4) geheilt 
werden. Doch liegt hierin meiſt formgerechte Wiederholung des Kaufgeſchäfts. Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 55 1822 Nr 1, 1643. 
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8 2372 


Die Vorteile, welche ſich aus dem Wegfall eines Vermächtniſſes oder 
einer Auflage!) oder aus der Ausgleichungspflicht eines Miterben ergeben, 
gebühren dem Käufer ). 

E 1 488 Abf 3 II 450 Abſ 2 M 2, 355 P 2, 112, 113. 

1. Ergänzende Vorſchrift. Wegfall von Bermächtniſſen und Auflagen kommt dem 
Käufer als Gegenſtück für die durch $ 2382 ihm auferlegte Erfüllung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten zugute. $ 2376 ergibt dasſelbe beim Wegfall der Nacherbſchaft. 

2. Ausgleichungspflicht 58 2050 ff. Die daraus hervorgehende Erhohung des ge⸗ 
ſetzlichen Erbteils gebührt dem Käufer, wie ihm der Verkäufer nach § 2376 auch dafür haftet, 
daß infolge der Ausgleichung keine Minderung des Erbteils eintritt. 
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Ein Erbteil, der dem Verkäufer nach dem Abſchluſſe des Kaufes durch 
Nacherbfolge oder infolge des Wegfalls eines Miterben anfällt, ſowie ein 
dem Verkäufer zugewendetes Vorausvermächtnis iſt im Zweifel nicht als 
mitverkauft anzuſehen ). Das Gleiche gilt von Familienp apieren und Familien⸗ 
bildern ). 


6 1 488 Hbf 2 11 450 Abſ 1, 3 M 2, 854, 355 P 2, 112—114. 

1. Auslegungsregeln, z. T. abweichend von der Nacherbfolge $ 2110. Vorausgeſetzt 
iſt Verkauf des Erbteils durch einen Miterben, dem durch Nacherbfolge oder Wegfall eines 
Miterben ($$ 1935, 2094 ff.) ein fernerer Erbteil anfällt. Voransvermächtnis $ 2150, das 
auch im Voraus beſtehen kann, $ 1932. Doch haftet nach § 2376 der Verkäufer für das Nicht- 
vorhandenſein auch eines ſolchen Vermächtniſſes. 

2. Familienpapiere („Urkunden rechtlicher Art, Perſonenſtandsatteſte, Korreſpon⸗ 
denzen, Tagebücher, Familiennotizen uſw.“ Prot 2, 114) und Familienbilder, gleichviel 
ob fie Vermögenswerk haben oder nicht (vgl. $ 2047 A 3). Die Regel gilt beim Verkaufe 
ſowohl des Erbteils als der ganzen Erbſchaft. 


8 2374 


Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die zur Zeit des Verkaufs 
vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände!) mit Einſchluß deſſen herauszugeben, was 
er vor dem Verkauf auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes oder 
als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Erbſchafts⸗ 
gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erlangt hat, das ſich auf die Erb⸗ 
ſchaft bezog). 

& 1 480, 490, 491 Ubf 1 II 451 Abſ 1 M 2, 356—358 P 2, 115—121, 126; 6, 182. 

1. Gegenſtand der Herausgabepflicht iſt nicht wie im Falle der $$ 2018 A 5, 2130 
die Erbſchaft als Ganzes, ſondern ſind die einzelnen Erbſchaftsgegenſtände, Sachen oder Rechte 
(5 90). Nach der Natur dieſer Gegenſtände beſtimmt ſich gemäß $ 433 Ab] 1 die Pflicht 
zur Übergabe, Auflaſſung und Übertragung. Maßgebend iſt jedoch nicht die Zeit des Erbfalls, 
ſondern die Zeit des Verkaufes. Zur Verſchaffung bereits vorher veräußerter, wenn auch 
bei Dritten noch vorhandener Gegenſtände iſt der Verkäufer überhaupt nicht, zur Erſatzleiſtung 
nur im Rahmen des $ 2375 verpflichtet. Anderſeits gehören zur Erbſchaft und ſind des⸗ 
halb mit herauszugeben auch nach dem Erbfall vom Erben als ſolchem erworbene Rechte, 
wie z. B. Anſprüche gegen den Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßpfleger, gegen Miterben (Aus⸗ 
gleichungspflicht), aus der Geſchäftsführung ($ 1959). Ferner der Erbſchaftsanſpruch 
(35 2018 ff.), der Anſpruch gegen den Vorerben ($ 2130) und die nach $ 857 erlangten Be⸗ 
ſizrechte. Sonſtige Verpflichtungen des Verkäufers ergeben ſich aus allgemeinen Kaufs⸗ 
und Vertragsgrundſätzen, fo insbeſondere aus 5 260 die Pflicht zur Vorlegung eines Ver⸗ 
zeichniſſes und nach Befinden zur Leiſtung des Offenbarungseides. Der vom Scheinerben 
kaufende Erwerber iſt nach $ 2030 dem Erbſchaftsanſpruch des wahren Erben ausgeſetzt. 
Auch eine Genehmigung durch letzteren macht den Verkauf nicht wirkſam nach $ 185, da es 
ſich hierbei (abgeſehen von der Veräußerung eines Erbteils nach $ 2033) nicht um eine Ver⸗ 
fügung handelt. Im übrigen iſt der Käufer für den unter dem Titel des Erbſchaftskaufs 
vom Nichterben abgeleiteten Erwerb nicht durch 99 932 ff., ſondern nur im Falle der Er- 
teilung des Erbſcheins nach $5 2366, 2367 oder durch den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 


buches geſchützt. 
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2. Vorausgeſetzt, daß fie zur Zeit des Verkaufes noch beim Erben vorhanden find 
(A 1), ſind auch die Surrogate der Erbſchaft herauszugeben. Es gelten hierfür die gleichen 
Grundſätze wie für die Erbengemeinſchaft (vgl. 8 2041). Danach iſt nicht in Natur (ſ. aber 
§ 2375 A 2) herauszugeben, was der Erbe mit Mitteln der Erbfchaft, aber für ſich erworben 
hat (88 2019 A 2, 2111 A 2). Umgekehrt kann er die Herausgabe nicht durch den Nachweis 
abwenden, daß er z. B. den Erſatz aus eigenen Mitteln beſchafft habe. Die Nutzeungen verbleiben 
dem Verkäufer ($ 2379). Handelt es ſich um den durch Verfügung nach $ 2033 vollzogenen 
Verkauf eines Erbteils, fo erlangt der Käufer, indem er die Rechtsſtellung des 
Miterben erwirbt, vermöge der dinglichen Wirkung der Surrogation gemäß $ 2041 dadurch 
unmittelbar die Verfügung auch über die Surrogate der Erbſchaft. Soweit die Auseinander⸗ 
ſetzung bereits durchgeführt und damit die Erbengemeinſchaft aufgehoben iſt (8 2047 A 1), 
beſtimmt ſich auch hier die Herausgabepflicht nach $ 2374. 
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Hat der Verkäufer vor dem Verkauf!) einen Erbſchaftsgegenſtand ver⸗ 
braucht, unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich belaſtet “), fo iſt er ver⸗ 
pflichtet, dem Käufer den Wert des verbrauchten oder veräußerten Gegen⸗ 
ſtandes, im Falle der Belaſtung die Wertminderung zu erſetzen ). Die Erſatz⸗ 
pflicht tritt nicht ein, wenn der Käufer den Verbrauch oder die unentgeltliche 
Verfügung bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt). 


Im übrigen kann der Käufer wegen Verſchlechterung, Unterganges oder 
einer aus einem andern Grunde eingetretenen Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe eines Erbſchaftsgegenſtandes nicht Erſatz verlangen“). 

& 1 491 II 451 Abſ 2 M 2 367, 358 P 2, 115—120, 126. 

1. In der Zeit vom Anfall bis zum Verkauf der Erbſchaft iſt der Erbe in der Ver⸗ 
fügung über die Erbſchaft unbeſchränkt (Abſ 2). Gleichwohl gewährt Abſ 1, wenn es nach⸗ 
mals zum Verkaufe kommt, dem Käufer auch für früher vorgenommene unentgeltliche Ver⸗ 
minderungen im Wege ergänzender Beſtimmung einen Ausgleich. Der Verkäufer des Erb⸗ 
teils haftet hierfür zu dem entſprechenden Teile. 

2. Zu den verbrauchten Sachen (5 92) gehört ausgegebenes Erbſchaftsgeld, auch wenn es 
z. B. erſt durch Verkauf von Nachlaßgegenſtänden an deren Stelle getreten wäre, ſoweit damit 
nicht Surrogate für den Nachlaß erlangt find ($ 2375 A 2). Verbrauch durch Verbindung, 
Vermiſchung, Verarbeitung $$ 946 ff. Verbraucht iſt auch eine Nachlaßforderung, deren 
Aufrechnung mit ſeiner eigenen Schuld an den Nachlaßſchuldner der Erbe vornimmt oder 
geſchehen läßt. Unentgeltliche Veräußerungen ſind nicht bloß Schenkungen. Unentgelt⸗ 
liche Belaſtung liegt auch dann vor, wenn der Erbe für eine eigene Schuld Hypothek oder 
Pfandrecht an einem Erbſchaftsgegenſtande beſtellt, da ein hierfür empfangener Gegenwert 
jedenfalls nicht Surrogat des Nachlaſſes wird. 

3. Für den Wertserſatz, deſſen Höhe der Käufer zu beweiſen hat, iſt der Zeitpunkt 
des Verbrauchs uſw. maßgebend. Es iſt kein Grund erfindlich, warum Wertsveränderungen 
bis zum Kaufsſchluß je nachdem zum Vorteil, namentlich aber auch zum Nachteil des Ver⸗ 
käufers gehen ſollten (a. M. Dernburg V $ 191 A 8). Er kann der minder weit gehenden 
Erſatzſorderung auch durch das Mehr, Wiederherſtellung des vorigen Standes begegnen. 
Keine Erſatzpflicht im Falle des $ 2385 Abſ 2. 

4. Für die Kenntnis des Käufers iſt der Verkäufer beweispflichtig. Kennenmüſſen 
(5 122 Abſ 2) genügt nicht. 

5. Vom Vexkaufsabſchluſſe ab haftet der Verkäufer nach allgemeinen Grundſätzen. 
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Die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewährleiſtung wegen eines 
Mangels im Rechte!) beſchränkt ſich auf die Haftung dafür, daß ihm das Erb⸗ 
recht zufteht?), daß es nicht durch das Recht eines Nacherben oder durch die 
Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers beſchränkt iſte), daß nicht Vermächt⸗ 
niſſe, Auflagen, Pflichtteilslaſten, Ausgleichungspflichten oder Teilungsan⸗ 
ordnungen bejtehen‘) und daß nicht unbeſchränkte Haftung gegenüber den 
Nachlaßgläubigern oder einzelnen von ihnen eingetreten iſt ). 
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Fehler einer zur Erbſchaft gehörenden Sache hat der Verkäufer nicht zu 
vertreten ®). 

E 1 492, 493 II 452 M 2, 358 359 P 2, 121, 122; 6, 322, 324. 

1. Gewährleiſtung wegen eines Mangels im Rechte. Allgemeine Vorausſetzung 
dafür iſt, daß der Käufer den Mangel bei Abſchluß des Kaufes nicht kennt ($ 439 Abſ 1). 
Erlaß der Haftung iſt nichtig, wenn der Mangel argliſtig verſchwiegen iſt (8 443). Da die 
Erbſchaft als Inbegriff den Gegenſtand des Kaufes bildet, fo haftet der Verkäufer 
nicht für Rechtsmängel der einzelnen zur Erbſchaft gehörigen Gegenſtände nach 88 434 
bis 439, wenn er dieſe Haftung nicht vertragsmäßig übernommen hat. Ob dies durch einen 
Verkauf nach einem Verzeichnis geſchehen ſei, iſt Tatfrage. Er haftet insbeſondere auch nicht 
für ihre Zugehörigkeit zur Erbſchaft, ſondern nur dafür, daß ſie, falls ſie zum Vermögen des 
Erblaſſers gehörten, durch Erbfolge auf ihn übergegangen ſind oder daß er in Erbeneigenſchaft 
daran Rechte erlangt hat. Für den Mangel iſt der Käufer beweispflichtig ($ 442). Die 
Haftung verpflichtet den Verkäufer, wenn er nicht Erbe iſt, dem Käufer vom wahren 
Erben die Erbſchaft oder den veräußerten Erbteil ($ 2033) zu verſchaffen, die vorhandenen 
Beſchränkungen oder Beſchwerungen zu beſeitigen. Die Rechte des Käufers beſtimmen ſich 
gemäß $ 440 Abſ 1 nach $$ 320—327, Sein Schadenerſatzanſpruch iſt bezüglich einzelner 
beweglicher Sachen oder Rechte an ſolchen Sachen von den Vorausſetzungen der $$ 440 
Abſ 2—4, 441 abhängig. Iſt ein Erbteil verkauft, fo haftet der Verkäufer nur nach Verhältnis 
dieſes Erbteils. Keine Haftung des Schenkers § 2385 A A. 

2. Haftung für das Beſtehen des Erbrechts, im Falle des § 2033 des Miterbrechts, 
beim Verkauf einer Nacherbſchaft vor Eintritt der Nacherbfolge für die Berufung zum Nach⸗ 
erben ($ 2371 A 2). 

3. Beſchränkungen durch das Recht eines Nacherben 88 2112 ff., durch Ernennung 
eines Teſtamentsvollſtreckers 98 2203 ff. Dagegen keine Haftung dafür, daß nicht Nach⸗ 
laßverwaltung angeordnet oder Nachlaßkonkurs eröffnet iſt, es ſei denn, daß argliſtiges Ver⸗ 
ſchweigen vorliegt. f 

4. Vermächtniſſe einſchließlich der geſetzlichen Vermächtniſſe des Voraus § 1932, 
des Dreißigſten § 1969, nicht aber des Unterhaltsanſpruchs aus § 1963 (A 5), Auflagen, 
Pflichtteilslaſten gehören nicht zu den nach § 2378 (vgl. aber $ 2382 A 2) vom Käufer zu 
erfüllenden Nachlaßverbindlichkeiten. Ausgleichungspflichten 5 2372 A 2. Teilungs⸗ 
anordnungen $ 2048. 

5. Unbeſchränkte Haftung vol. 8 2383 A 1, 2. 

6. Keine Haftung für Sachmängel nach 58 459 ff. Nach dem Kaufabſchluß haftet 
der Verkäufer für jedes Verſchulden. 


8 2377 

Die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbindlich⸗ 
keit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten im 
Verhältniſſe zwiſchen dem Käufer und dem Verkäufer als nicht erloſchen ). 
Erforderlichenfalls iſt ein ſolches Rechtsverhältnis wieder herzuſtellen ). 

E 1 499 II 453 M 2, 365 P 2, 129. 

1. Die Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit iſt in Wahrheit eingetreten und 
äußert auch nach dem Verkaufe gegen Dritte (hierdurch befreite Bürgen, erloſchene Pfand⸗ 
rechte) volle Wirkung. Sie „gilt“ nur im Verhältnis der Kaufskontrahenten nicht als 
eingetreten (jo auch $ 1991 A 2), ſodaß der verkaufende Erbe je nachdem wieder als Nach⸗ 
laßgläubiger gegen den Käufer auftreten kann ($ 2378), ſich aber von ihm auch als Nachlaß⸗ 
ſchuldner behandeln laſſen muß. Im Falle des Verkaufs eines Erbteils ($ 2033) 
kommt es nach $ 2032 (A 3) überhaupt nicht zur Konfuſion oder Konſolidation. 

2. Wiederherſtellung insbeſondere erloſchener Nebenrechte, wie Bürgſchaft, Pfand, 


Hypothek. 
8 2378 

Der Käufer iſt dem Verkäufer gegenüber!) verpflichtet, die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten zu erfüllen, ſoweit nicht der Verkäufer nach 5 2376 dafür 
haftet, daß ſie nicht beſtehen ). 

Hat der Verkäufer vor dem Verkauf eine Nachlaßverbindlichkeit er⸗ 
füllt, jo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen“). 

E 1 495 I1 454 M 2, 360, 361 P 2, 122—124. 

1. Haftung gegenüber dem Verkäufer. Gegenüber den Nachlaßgläubigern 98 2382, 
2383 
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2. Die Verpflichtung, die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen, auch ſoweit fie exit 
nach dem Erbfall entſtanden find ($ 1967), wirkt, wenn ſie nicht beſonders vereinbart wird, 
nicht als förmliche Schuldübernahme nach $$ 414 ff., da auch der Verkäufer nach wie vor 
Schuldner bleibt ($ 2382 A 1). Auch $ 416 iſt deshalb nicht ohne weiteres anwendbar. Doch 
iſt entſprechend $ 415 Abſ 3 der Käufer zur rechtzeitigen Befriedigung der Nachlaßgläubiger 
ev. zum Schadenerſatz an den Verkäufer verpflichtet. Jedoch nur im Rahmen der be- 
ſchränkten Haftung, wenn er nicht die unbeſchränkte Haftung des Verkäufers gekannt hat 
(3 2376 A 1/5). Auch Vermächtniſſe, Auflagen und Pflichtteilslaſten bleiben im Verhältnis 
der Kaufskontrahenten auf dem Verkäufer liegen, es ſei denn, daß Käufer ihr Vorhanden⸗ 
ſein gekannt hat (8 2376). Inſoweit kann der Verkäufer auch nicht nach Abſ 2 Erſatz verlangen. 
Die Ausgleichungspflicht iſt überhaupt nicht Nachlaßverbindlichkeit. 

3. Der Erſatzanſpruch des Verkäufers folgt aus der Fiktion, daß ſchon mit dem Erb⸗ 
fall eine Geſamtnachfolge des Käufers in die Nachlaßverbindlichkeiten ſtattgefunden habe. 
Der Erfüllung ſteht gleich Leiſtung an Erfüllungs Statt ($ 364), Hinterlegung ($ 378) und Auf- 
rechnung einer Privatforderung des verkaufenden Erben gegen den Nachlaßgläubiger ($ 389). 
— Beim Verkauf eines Erbteils geht im Umfange des $ 2376 auf den Käufer 
die geſamtſchuldneriſche Haftung aus 39 2058 ff. über. Befreiung hiervon bei Ausübung 
des Vorkaufsrechtes $ 2036 A 1. — Sonſtige Verpflichtungen des Käufers, wie Zahlung 
des Kaufpreiſes, Abnahmepflicht ($ 433 Abſ 2), Koſten (88 448, 449), Zinspflicht (8 452) 
ergeben ſich aus den allgemeinen Kaufsvorſchriften. 


8 2379 


Dem Verkäufer verbleiben die auf die Zeit vor dem Verkaufe fallenden 
Nutzungen ). Er trägt für dieſe Zeit die Laſten, mit Einſchluß der Zinſen 
der Nachlaßverbindlichkeiten?). Den Käufer treffen jedoch die von der Erb⸗ 
ſchaft zu entrichtenden Abgaben ſowie die außerordentlichen Laſten, welche 
als auf den Stammwert der Erbſchaftsgegenſtände gelegt anzuſehen ſind “). 

E 1 495 II 455 M 2, 360, 361 P 2, 120—128. 

1. Daß die Nutzungen (88 99—101) dem Verkäufer verbleiben, enthält eine Min⸗ 
derung der durch 98 2374, 2375 ihm auferlegten Herausgabe- und Erſatzpflicht. 

2. Laſten (§ 103) und Zinſen bleiben auf dem Verkäufer, obwohl ſie als Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten gemäß $ 2378 vom Käufer zu tragen wären. 

3. Abgaben linsbeſondere Erbſchaftsſteuer) und außerordentliche Laſten vgl. $ 2126 
A 1. — Beim Verkauf eines Erbteils gehen Nutzungen und Laſten in dem als 
Ergebnis der Auseinanderſetzung ermittelten Überſchuß unter (5 2047 A 1). Für Anwendung 
des $ 2379 bleibt deshalb regelmäßig kein Raum. Doch bleiben vor Kauſſchluß bereits verteilte 
Reinerträge (§ 2038 A 6) dem Verkäufer. 


8 2380 


Der Käufer trägt von dem Abſchluſſe des Kaufes an die Gefahr des 
zufälligen Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung der Erbſchafts⸗ 
gegenſtände. Von dieſem Zeitpunkt an gebühren ihm die Nutzungen und 
trägt er die Laſten ). 

E 1 494, 495 Satz 1 II 456 M 2, 859, 860 P 2, 122, 123. 

1. Von $ 446 Abſſ 1 nur inſoweit abweichend, als nicht der Zeitpunkt der Übergabe 
ſondern derjenige des Kaufabſchluſſes maßgebend iſt. 5 


8 2381 


Der Käufer hat dem Verkäufer die notwendigen Verwendungen zu er: 
ſetzen, die der Verkäufer vor dem Verkauf auf die Erbſchaft gemacht hat v. 

Für andere vor dem Verkaufe gemachte Aufwendungen hat der Käufer 
inſoweit Erſatz zu leiſten, als durch ſie der Wert der Erbſchaft zur Zeit des 
Verkaufs erhöht iſt !). 

E 1 496 II 457 M 2, 361, 862 P 2, 124—126; 6, 182. 


1. Ergänzende Vorſchrift. Notwendige Verwendungen ($ 994 A 1). Hierzu gehören 
auch die gewöhnlichen Erhaltungskoſten. Auch dieſe ſind dem Verkäufer, obwohl ihm die 
Nutzungen verbleiben (8 2379), zu erſetzen, da die Beſtimmung des § 994 Abſ 1 Satz 2 auf 
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den Erbſchaftskauf nicht übertragbar iſt. Für die Notwendigkeit iſt der Zeitpunkt der Ver⸗ 
wendung maßgebend. Der Auſpruch beſteht auch, wenn die Sache zur Zeit des Kauf⸗ 
abſchluſſes untergegangen oder verſchlechtert iſt. Die gewöhnlichen Laſten (val. § 995 A 2) 
bleiben nach 5 2379 A 2 auf dem Verkäufer liegen. 

2. Erſatzanſpruch wegen anderer, d. h. nützlicher Verwendungen übereinſtimmend 
mit $ 996 nur im Falle einer noch zur Zeit des Verka ufs vorhandenen Wert⸗ 
erhöhung. Nach dieſem Zeitpunkt gemachte Verwendungen kann der Verkäufer nach Maß⸗ 
gabe des $ 450 erſetzt verlangen. Verwendungen auf die Erbſchaft durch Erfüllung von 
Nachlaßverbindlichkeiten (5 2022 Abſ 2) begründen den Erſatzanſpruch des Vorkäufers nach 
$ 2378 Abſ 2. Aufwendungen zur Gewinnung von Nutzungen trägt der Verkäufer als 
Nutzungsberechtigter ($ 2379 A 1). — Beim Verkauf eines Erbteils kommen 
Erſatzanſprüche des verkaufenden Miterben gegen die übrigen Erben in Frage. Sie ſind 
regelmäßig erſt bei der Auseinanderſetzung auszugleichen (§ 2046 A 1), können aber, wenn 
der Erbteil verkauft iſt, vom Verkäufer gleich einem gewöhnlichen Nachlaßgläubiger gegen 
die Erbengemeinſchaft, darunter auch den Erbteilskäufer, verfolgt werden. Da ſolche Erſatz⸗ 
anſprüche nicht zum Erbteil gehören, haben ſie ohne beſondere Abrede nicht als mitverkauft 
zu gelten. Iſt der Erbteil erſt nach der Auseinanderſetzung verkauft, ſo gilt die Regel des Abſ 2. 


9 2382 


Der Käufer haftet von dem Abſchluſſe des Kaufes an den Nachlaß⸗ 
gläubigern, unbeſchadet der Fortdauer der Haftung des Verkäufers ). Dies 
gilt auch von den Verbindlichkeiten, zu deren Erfüllung der Käufer dem Ver⸗ 
käufer gegenüber nach den 88 2378, 2379 nicht verpflichtet iſt ). 

Die Haftung des Käufers den Gläubigern gegenüber kann nicht durch 
Vereinbarung zwiſchen dem Käufer und dem Verkäufer ausgeſchloſſen oder 
beſchränkt werden!). 

E 1 497 II 458 M 2, 362, 363 P 2, 126, 197. 

1. Mit dem Kaufsabſchluſſe tritt (anders bei den Aktiven des Nachlaſſes 5 2371 A 1) 
eine Geſamtnachfolge des Käufers in die Nachlaßverbindlichkeiten ein. Der Käufer haftet 
hierfür, wie beim Kauf eines Vermögens (8 419), neben dem verkaufenden 
Erben als Geſamtſchuldner ($$ 421 ff.), ſoweit er nicht durch förmliche Schuldübernahme 
gemäß 8 414 ff. hiervon befreit iſt. Der Käufer haftet Überhaupt nicht, wenn der Verkäufer 
gar nicht Erbe war. Beſchränkung der Haftung $ 2383. 

2. Der Käufer haftet Dritten gegenüber und unbeſchränſbar (Abſ 2) auch für Ver- 
mächtniſſe, Auflagen, Pflichtteilslaſten (88 2378, 2376), ſowle für die 
gewöhnlichen Laſten und die Zinſen ber Nachlaßverbindlichkeiten (8 2379). 

3. Unwirkſamkeit abweichender Vereinbarung gegenüber den Nachlaßgläubigern 
lentſprechend $ 419 Abſ 3). — Beim Verkauf des Erbteils tritt der Käufer in 
die Geſamthaftung der Miterben gemäß $5 20582063 ein (RG 60, 131), Erlöſchen dieſer 
Haftung infolge Ausübung des Vorkaufsrechtes $ 2036 A 1. 


8 2383 


Für die Haftung des Käufers gelten die Vorſchriften über die Beſchrän⸗ 
kung der Haftung des Erben ). Er haftet unbeſchränkt, ſoweit der Verkäufer 
zur Zeit des Verkaufs unbeſchränkt haftet). Beſchränkt ſich die Haftung 
des Käufers auf die Erbſchaft, ſo gelten ſeine Anſprüche aus dem Kaufe als 
zur Erbſchaft gehörend). 

Die Errichtung des Inventars durch den Verkäufer oder den Käufer 
kommt. auch dem andern Teile zuſtatten, es ſei denn, daß dieſer unbeſchränkt 

aftet ). 
W 2 1 498 II 459 M 2, 963-365 P 2, 127129. 

1. Haftung des Käufers neben dem Verkäufer als Geſamtſchuldner ($ 2382 A IN 
Beide find ſelbſtändig, jeder für ſich und grundſätzlich ohne Wirkung für oder gegen den andern 
befähigt, das Recht der beſchränkten Haftung geltend zu machen oder dieſes Rechtes 
verluſtig zu gehen (Bem vor § 1967). a) Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
88 1970--1973: Beide find antragsberechtigt, das vor oder nach Kaufſchluß erwirkte Aus⸗ 
ſchlußurteil kommt auch dem andern Teil zugute (ZPO $ 1000). Für das Verweigerungs⸗ 
recht (F 1973 Abſ 1) auch des Verkäufers iſt der jeweilige Umfang des nunmehr in der Hand 
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des Käufers befindlichen Nachlaſſes maßgebend. Die Bereicherung ($ 1973 A 8) kann auf 
Seiten des Verkäufers nur im Kaufpreis, in gezogenen Nutzungen ($ 2379), Verwendungs- 
anſprüchen, ſoweit fie nicht zum Ausgleich der Verwendungen dienen ($ 2381) und im Ver- 
brauch ohne Erſatzpflicht beſtehen ($ 2375 A 3). Auf ſeiten des Käufers mindert der gezahlte 
oder geſchuldete Kaufpreis den Betrag feiner Bereicherung b) Ablauf der Fünf 
jahrsfriſt $ 1974: Rechtzeitige Geltendmachung der Forderung gegenüber dem Ver⸗ 
käufer wirkt, wenn ſie vor Kaufabſchluß erfolgt, auch gegen den Käufer. Nach Kaufabſchluß 
wirkt fie nur gegen den, dem gegenüber fie vorgenommen iſt. e) Nachlaßkonkurs 
58 1975 ff. Nach Kaufſchluß kann formell („in Anſehung des Verfahrens“) nur der Käufer, 
niemals der Verkäufer Gemeinſchuldner werden, nur unter beſonderen Vorausſetzungen iſt 
auch der Verkäufer antragsberechtigt (KO 5 232 Abſ 1, 2). Der Konkurs ergreift jedoch 
den geſamten Nachlaß (f. auch A 3), ſomit auch die noch in der Hand des Verkäufers befindlichen 
Nachlaßgegenſtände (KO 88 1, 118), und auch die vom oder gegen den Verkäufer vorgenommenen 
Rechtshandlungen find nach KO 89 7, 8 unwirkſam. Auch ihm gegenüber dauern die Wir⸗ 
kungen der 58 1976, 1977 fort (Konfuſion, Aufrechnung), ebenſo ſeine Verantwortung gegen⸗ 
über den Nachlaßgläubigern aus $$ 1978—1980 neben derjenigen des Käufers, die mit Kauf⸗ 
ſchluß beginnt. Unter Umſtänden kann ſchon die Tatſache des Verkaufs die Verantwortung 
des Verkäufers aus g 1978, zugleich für Verſchleuderungen des Käufers begründen. Während 
der Dauer des Nachlaßkonkurſes find beide durch 3PO $$ 784, 785 gegen Inanſpruchnahme 
ihres eigenen Vermögens geſchützt. d) Nachlaßverwa ltung $8 1975 ff. Ihre An⸗ 
ordnung zu beantragen ſteht dem Käufer unbeſchränkt zu. Das gleiche Recht muß auch dem 
Verkäufer und zwar nicht bloß ſoweit er Nachlaßgläubiger fein ſollte ($ 1981 A 2) ſondern 
auch, wiewohl unter entſprechender Einſchränkung gemäß KO $ 232 Abſ 2, als Mittel zu⸗ 
eſtanden werden, ſich die durch das Verhalten oder die Vermögenslage des Käufers ge⸗ 
ährdete beſchräukte Haftung für die auch von ihm weiter zu vertretenden Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten zu ſichern (a. M. Dernburg Y $ 192 A 6). Im übrigen gilt das zu c) Ge⸗ 
ſagte. Verkauf der Erbſchaft durch den Konkurs- oder Nachlaßverwalter iſt nicht Erbſchafts⸗ 
kauf im Sinne des $ 2371, ſondern nach allgemeinen Kaufgrundſätzen zu beurteilen. e) Un⸗ 
zulänglichkeitseinrede 381990 —1992. Sie ſteht dem Verkäufer wie dem Käufer 
zu. Doch können ſich beide nur durch Herausgabe des eigentlichen Nachlaſſes (§ 1990 A 4), 
der Verkäufer alſo nicht durch Herausgabe des Kaufpreiſes oder der ihm ſonſt gegen den 
Käufer zuſtehenden Anſprüche befreien. Ebenſowenig kann der Käufer den gezahlten Kauf⸗ 
preis als Aufwendung in Rechnung ſtellen (8 1991 A 1). Das Einlöſungsrecht ſteht beiden 
zu (5 1992 A 4). f) In ventarerrichtung 88 1993 ff. Die Inventarfriſt kann auch 
nach Kaufſchluß ſowohl dem Erben wie dem Käufer geſetzt werden. Abgeſehen von Abſ 2 
beſtimmen ſich Friſtenlauf, Verſäumnisfolge, Nachteile mangelhafter Errichtung, Eidesver⸗ 
weigerung jedem Teile gegenüber durchaus ſelbſtändig. Ebenſo wirkt der Mangel des Vor⸗ 
behalts im Urteile nur gegen den Verurteilten (3PO § 780). g) Aufſchiebende 
Einreden $$ 2014, 2015, 30 $ 782. Sie ſtehen beiden Teilen zu, die Friſt läuft auch 
dem Käufer von Annahme der Erbſchaft und endet mit der Inventarserrichtung, gleichviel 
von wem ſie ausgeht. Der Antrag des einen auf Erlaß des Aufgebots kommt auch dem andern 
zuſtatten (ZPO 8 1000). h) Verkauf eines Erbt eils. ter gemäß § 2033 vom 
Verkäufer dem Käufer übertragen, ſo gelten für beide, als wenn ſie Miterben wären, die 
Grundſätze der 58 20582062. Der beſchränkt haftende Verkäufer kann jedoch, da er feinen 
Anteil mehr am Nachlaſſe hat, bis zur Teilung jede Befriedigung aus ſeinem Vermögen 
verweigern ($ 2059 Abſ 1). Nach Ausübung des Vorkaufsrechtes wird der Käufer gemäß 
$ 2036 von jeder Haftung frei. 

2. Unbeſchränkte Haftung des Verkäufers zur Zeit des Kaufſchluſſes 
läßt auch den Käufer, unbeſchadet ſeiner Erſatzanſprüche gegen den Verkäufer aus $ 2376 
A 5, den Gläubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar werden. Dagegen berührt es den Käufer 
nicht, wenn die unbeſchränkte Haftung des Verkäufers erſt nach Kaufſchluß eintritt. 

3. Anſprüche des Käufers gegen den Verkäufer (882374 — 2377) begründen an ſich 
Eigenverbindlichkeiten des letzteren, können aber, entſprechend dem § 1978 (A4) während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes nur vom Verwalter gegen den 
Verkäufer geltend gemacht werden, wenn dieſer beſchränkt haftet. 

4. Inventar ſ. A 1, k. Vorausgeſetzt iſt ordnungsmäßige Errichtung. Das un⸗ 
getreue Inventar (82005) macht nicht nur den Errichtenden, ſondern, wenn inzwiſchen die 
auch ihm geſetzte Inventarfriſt verſtrichen iſt, auch den andern Teil der beſchränkten Haftung 
verluſtig. 


8 2384 


Der Verkäufer iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, den 
Verkauf der Erbſchaft und den Namen des Käufers unverzüglich dem Nach⸗ 
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laßgericht anzuzeigen. Die Anzeige des Verkäufers wird durch die Anzeige 
des Käufers erſetzt. 

Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige jedem zu geſtatten der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht). 

E II 460 P 2, 129. 

1. Anzeigepflicht des Verkäufers entſprechend der des Vorerben bei Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge. Vgl. § 2146. 


8 2385 


Die Vorſchriften über den Erbſchaftskauf finden entſprechende Anwendung 
auf den Kauf einer von dem Verkäufer durch Vertrag erworbenen Erbſchaft!) 
ſowie auf andere Verträge, die auf die Veräußerung einer dem Veräußerer 
angefallenen oder anderweit von ihm erworbenen Erbſchaft gerichtet ſind ). 

Im Falle einer Schenkung iſt der Schenker nicht verpflichtet, für die vor 
der Schenkung verbrauchten oder unentgeltlich veräußerten Erbſchaftsgegen⸗ 
Hände oder für eine vor der Schenkung unentgeltlich vorgenommene Belaſtung 
dieſer Gegenſtände Erſatz zu leiſten). Die im § 2376 beſtimmte Verpflich⸗ 
tung zur Gewährleiſtung wegen eines Mangels im Rechte trifft den Schenker 
nicht; hat der Schenker den Mangel argliſtig verſchwiegen, ſo iſt er verpflichtet, 
dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen ). 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896 


(5) Wilhelm 


Fürſt zu Hohenlohe 

E 1 500 II 461 M 2, 365, 366 P 2, 129, 130; 6, 182, 183. 

1. Durch Weiterverkauf der Erbſchaft oder Weiterveräußerung (A 2) entſtehen un⸗ 
mittelbare Rechtsbeziehungen nur zwiſchen dem jeweiligen Verkäufer und Käufer. De: 
Umfang der Herausgabepflicht einſchließlich der Surrogate beſtimmt ſich nach der Zeit des 
zweiten und folgenden Verkaufs (5 2374 A 1), doch haftet der ſpätere Verkäufer auch für 
Wertsverminderungen des Nachlaſſes durch feine Rechtsvorgänger ($ 2375) und neben der 
Gewährleiſtung des $ 2376 zugleich dafür, daß fein eigenes Recht an der Erbſchaft frei von 
Mängeln iſt. Die weiterverkaufte Erbſchaft iſt durch Vertrag erworben ſchon 
mit dem Abſchluſſe des betreffenden Vertrags, auch wenn er einen gemäß $ 2033 noch zu 
übertragenden Erbteil zum Gegenſtand 5 War der erſte Vertrag durch Herausgabe der 
Erbſchaftsgegenſtände noch nicht erfüllt, o ift der ſpätere Verkäufer feinem Abkäufer gleich⸗ 
wohl ſelbſt herausgabepflichtig, wenn nicht gewollt iſt, daß er ſich hiervon durch Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs an den vorgehenden Verkäufer befreien dürfe. Den Nachlaß⸗ 
gläubigern werden und bleiben gemäß $$ 2382, 2383 neben dem Erben auch alle ſpäteren Er⸗ 
werber der Erbſchaft geſamtſchuldneriſch verhaftet (vgl. auch KO $ 233). 

2. Andere Veräußerungsverträge wie Tauſch, Hingabe an Erfüllungs Statt, Schen⸗ 
kung (Abſ 2), Vergleich, insbeſondere wenn er unter ſtreitenden Erbprätendenten 
über Überlaſſung der Erbſchaft an den in Wahrheit nicht Erbberechtigten geſchloſſen wird, 
vgl. § 2371 A 3. 

3. Beſchränkte Verpflichtung des Schenkers gegenüber $ 2375. 

4. Haftung für Argliſt (RG 55, 214) entſprechend $ 523 Abſ 1. Auch die Schen⸗ 
kung der Erbſchaft erfordert nach $ 2371 Beurkundung der beiderſeitigen Willens⸗ 
erklärungen. Bloße Beurkundung des Schenkungsverſprechens nach § 518 Abſ 1 genügt 
nicht, der Mangel wird auch nicht nach Abſ 2 durch Herausgabe der Erbſchaftsgegenſtände 
geheilt, da ſich hierin die Leiſtung des Schenkers einer Erbſchaft nicht erſchöpft. Wohl aber, 
wenn ein Erbteil verſchenkt iſt, durch Verfügung gemäß § 2033 (ſ. A 4). Wird die Schenkung 
nach $$ 812 oder 531, 527, 528 zurückgefordert, jo liegt dem Schenker die Verpflichtung ob, 
den Beſchenkten von den auf ihn übergegangenen Verpflichtungen, insbeſondere von der 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten wieder zu befreien. Ausſch ' agung der Erbſchaft 
zugunſten eines Dritten kann, muß aber nicht Schenkung fein ($ 1947 A 1). 


Einführungsgeſetz 
zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche 
vom 18. Auguſt 1896. 


Reichs⸗Geſetzblatt 1896 S. 404 ff. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 

von Preußen e. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrats 
und des Reichstags, was folgt: 

Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften. 
Art 1 
Das Bürgerliche Geſetzbuch tritt am 1. Januar 1900 gleichzeitig mit einem 

Geſetze, betrefſend Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeß⸗ 
ordnung und der Konkursordnung, einem Geſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung, einer Grundbuchordnung und einem Geſetz über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Kraft. 


Art 2 
Geſetz im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes iſt jede 
Rechtsnorm. 
908 U 3. 
Art 3 


Soweit in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetze die Rege⸗ 
lung den Landesgeſetzen vorbehalten oder beſtimmt iſt, daß landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften unberührt bleiben oder erlaſſen werden können, bleiben die beſtehenden 
landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft und können neue landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen werden. 91 1 

rt 


Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf Vorſchriften verwieſen 
iſt, welche durch das Bürgerliche Geſetzbuch oder durch dieſes Geſetz außer Kraft 
geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs oder dieſes Geſetzes. 


Art 5 


Als Bundesſtaat im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes 
gilt auch das Reichsland Elſaß⸗Lothringen. 


1936 A 2. 
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Art 6 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Wider⸗ 
klage ein Anſpruch auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend gemacht iſt, 
wird die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des $ 8 des 
19 zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgerichte zuge⸗ 
wieſen. 

Art 7 

Die Geſchäftsfähigkeit einer Perſon wird nach den Geſetzen des Staates 
beurteilt, dem die Perſon angehört. 

Erwirbt ein Ausländer, der volljährig iſt oder die rechtliche Stellung eines 
Volljqährigen hat, die Reichsangehörigkeit, ſo behält er die rechtliche Stellung 
eines Volljährigen, auch wenn er nach den deutſchen Geſetzen nicht volljährig iſt. 

Nimmt ein Ausländer im Inland ein Rechtsgeſchäft vor, für das er geſchäfts⸗ 
unfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, ſo gilt er für dieſes Rechts⸗ 
geſchäft inſoweit als geſchäftsfähig, als er nach den deutſchen Geſetzen geſchäfts⸗ 
fähig ſein würde. Auf familienrechtliche und erbrechtliche Rechtsgeſchäfte, ſowie 
auf Rechtsgeſchäfte, durch die über ein ausländiſches Grundſtück verfügt wird, 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 


Vorbem 6 vor 1; 2; U2, Vorbem 11 vor 104; 104 A 9; 106 A 1; Vorbem 6 vor 1616; Vorbem vor 2229. 


Art 8 
Ein Ausländer kann im Inlande nach den deutſchen Geſetzen entmündigt 
werden, wenn er feinen Wohnſitz oder, falls er keinen Wohnſitz hat, feinen Auf 
enthalt im Inlande hat. 
Vorbem 6 vor 1; 6 U 7; 1405 A 12; Vorbem s vor 1773. 


Art 9 

Ein Verſchollener kann im Inlande nach den deutſchen Geſetzen für tot 
erklärt werden, wenn er bei dem Beginne der Verſchollenheit ein Deutſcher war. 

Gehör e der Verſchollene bei dem Beginne der Verſchollenheit einem 
fremden Staate an, ſo kann er im Inlande nach den deutſchen Geſetzen mit Wirkung 
für diejenigen Rechtsveihältniſſe, welche ſich nach den deutſchen Geſetzen be- 
ſtimmen, ſowie mit Wirkung für das im Inlande befindliche Vermögen für tot 
erklärt werden; die Vorſchriften des § 2369 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
finden entſprechende Anwendung. 

Hatte ein verſchollener ausländiſcher Ehemann ſeinen letzten Wohnſitz im 
Inland und ift die im Inlande zurückgebliebene oder dahin zurückgekehrte Ehe⸗ 
frau Deutſche oder bis zu ihrer Verheiratung mit dem Verſchollenen Deutſche 
geweſen, ſo kann auf ihren Antrag der Verſchollene im Inlande nach den deutſchen 
Geſetzen ohne die im Abſ 2 beſtimmte Beſchränkung für tot erklärt werden. 

Vorbem 6 vor 1; 13 A 8; 1348 U . 


Art 10 

Ein einem fremden Staate angehörender und nach deſſen Geſetzen rechts⸗ 
fähiger Verein, der die Rechtsfähigkeit im Inlande nur nach den Vorſchriften 
der 88 21, 22 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erlangen könnte, gilt als rechtsfähig, 
wenn ſeine Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des Bundesrats anerkannt iſt. Auf 
nicht anerkannte ausländiſche Vereine der bezeichneten Art finden die Vorſchriften 
über die Geſellſchaft ſowie die Vorſchrift des § 54 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs Anwendung. 


Vorbem 4 vor 21; 24 A 1; Vorbem 1 vor 705. 
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Art 11 

Die Form eines Rechtsgeſchäfts beſtimmt ſich nach den Geſetzen, welche 
für das den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bildende Rechtsverhältnis maßgebend 
find. Es genügt jedoch die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem das Rechts⸗ 
geſchäft vorgenommen wird. 

Die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 findet keine Anwendung auf ein Rechts⸗ 
geſchäft, durch das ein Recht an einer Sache begründet oder über ein ſolches Recht 
verfügt wird. 

125 A 7; Vorbem 3 vor 145; Vorbem 4 vor 535; 765 A 1; 766 A 1; Vorbem 2 vor 1741; Vorbem 1 
vor 1922; Vorbem vor 2229; 2251 A 2. 


Art 12 
Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Handlung können gegen 
einen Deutſchen nicht weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden, als nach 
den deutſchen Geſetzen begründet ſind. 


Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; Vorbem 7 vor 823. 


Art 13 

Die Eingehung der Ehe wird, ſofern auch nur einer der Verlobten ein 
Deutſcher iſt, in Anſehung eines jeden der Verlobten nach den Geſetzen des Staates 
beurteilt, dem er angehört. Das Gleiche gilt für Ausländer, die im Inland eine 
Ehe eingehen. 

In Anſehung der Ehefrau eines nach Art 9 Abſ 3 für tot erklärten Aus⸗ 
länders wird die Eingehung der Ehe nach den deutſchen Geſetzen beurteilt. 

Die Form einer Ehe die im Inlande geſchloſſen wird, beſtimmt ſich aus⸗ 
ſchließlich nach den deutſchen Geſetzen. 


Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; 1348 A 2; Vorbem 3 vor 1591. 


Art 14 
Die perſönlichen Rechtsbezichungen deutſcher Ehegatten zueinander werden 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, auch wenn die Ehegatten ihren Wohnſitz 
im Auslande haben. 
Die deutſchen Geſetze finden auch Anwendung, wenn der Mann die Reichs⸗ 
angehörigkeit verloren, die Frau ſie aber behalten hat. 
Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; Vorbem 3 vor 1601; Vorbem 6 vor 1616, 


Art 15 

Das eheliche Güterrecht wird nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn 
der Ehemann zur Zeit der Eheſchließung ein Deutſcher war. 

Erwirbt der Ehemann nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörig⸗ 
keit oder haben ausländiſche Ehegatten ihren Wohnſitz im Inlande, ſo ſind für das 
eheliche Güterrecht die Geſetze des Staates maßgebend, dem der Mann zur Zeit 
der Eingehung der Ehe angehörte; die Ehegatten können jedoch einen Ehever⸗ 
trag ſchließen, auch wenn er nach dieſen Geſetzen unzuläſſig ſein würde. 

Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; Vorbem 4 vor 1363; 1405 A 13; 1433 U 3. 


Art 16 
Haben ausländiſche Ehegatten oder Ehegatten, die nach der Eingehung der 
Ehe die Reichsangehörigkeit erwerben, den Wohnſitz im Inlande, ſo finden die 
Vorſchriften des § 1435 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung; 
der ausländiſche geſetzliche Güterſtand ſteht einem vertragsmäßigen gleich. 
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Die Vorſchriften der 88 1357, 1362, 1405 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
finden Anwendung, ſoweit ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen Geſetze. 
Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; 1405 A 13; 1558 A 8. 


Art 17 

Für die Scheidung der Ehe ſind die Geſetze des Staates maßgebend, dem 
der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört. 

Eine Tatſache, die ſich ereignet hat, während der Mann einem anderen 
Staate angehörte, kann als Scheidungsgrund nur geltend gemacht werden, wenn 
die Tatſache auch nach den Geſetzen dieſes Staates ein Scheidungsgrund oder ein 
Trennungsgrund iſt. 

Iſt zur Zeit der Erhebung der Klage die Reichsangehörigkeit des Mannes 
erloſchen, die Frau aber Deutſche, ſo finden die deutſchen Geſetze Anwendung. 

Auf Scheidung ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann auf 
Grund eines ausländiſchen Geſetzes im Inlande nur erkannt werden, wenn ſowohl 


nach dem ausländiſchen Geſetze als nach den deutſchen Geſetzen die Scheidung 
zuläſſig ſein würde. 
Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; 1564 A 7. 


Art 18 
Die eheliche Abſtammung eines Kindes wird nach den deutſchen Geſetzen 
beurteilt, wenn der Ehemann der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes Deutſcher 
iſt oder, falls er vor der Geburt des Kindes geſtorben iſt, zuletzt Deutſcher war. 


Vorbem s vor 1; 104 A 9; Vorbem 8 vor 1591. 


Art 19 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Kinde wird 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn der Vater und, falls der Vater geſtorben 
iſt, die Mutter die Reichsangehörigkeit beſitzt. Das Gleiche gilt, wenn die Reichs⸗ 
angehörigkeit des Vaters oder der Mutter erloſchen, die Reichsangehörigkeit des 
Kindes aber beſtehen geblieben iſt. 


Vorbem 6 A 1; 104 A 9; Vorbem 3 vor 1601; Vorbem 6 vor 1616. 


Art 20 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen einem unehelichen Kinde und deſſen Mutter 
wird nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn die Mutter eine Deutſche iſt. 
Das Gleiche gilt, wenn die Reichsangehörigkeit der Mutter erloſchen, die Reichs⸗ 
angehörigkeit des Kindes aber beſtehen geblieben iſt. 


Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; Vorbem 3 vor 1601; Vorbem 2 vor 1705. 


Art 21 
Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem unehelichen Kinde und 
ſeine Verpflichtung, der Mutter die Koſten der Schwangerſchaft, der Entbindung 
und des Unterhalts zu erſetzen, wird nach den Geſetzen des Staates beurteilt, 
dem die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; es können jedoch nicht 
weitergehende Ansprüche geltend gemacht werden, als nach den deutſchen Geſetzen 
begründet ſind. 


Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; Vorbem 2 vor 1705. 


Art 22 
Die Legitimation eines unehelichen Kindes ſowie die Annahme an Kindes 
Statt beſtimmt ſich, wenn der Vater zur Zeit der Legitimation oder der An⸗ 
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nehmende zur Zeit der Annahme die Reichsangehörigkeit beſitzt, nach den deutſchen 
Geſetzen. 

Gehört der Vater oder der Annehmende einem fremden Staate an, während 
das Kind die Reichsangehörigkeit beſitzt, ſo iſt die Legitimation oder die Annahme 
unwirkſam, wenn die nach den deutſchen Geſetzen erforderliche Einwilligung des 
Kindes oder eines Dritten, zu dem das Kind in einem familienrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe ſteht, nicht erfolgt iſt. 


Vorbem 6 vor 1; 104 A 9; Vorbem 2 vor 1705; Vorbem 2 vor 1741. 


Art 23 


Eine Vormundſchaft oder eine Pflegſchaft kann im Inland auch über einen 
Ausländer, ſofern der Staat, dem er angehört, die Fürſorge nicht übernimmt, 
angeordnet werden, wenn der Ausländer nach den Geſetzen dieſes Staates der 
Fürſorge bedarf oder im Inlande entmündigt iſt. 

Das deutſche Vormundſchaftsgericht kann vorläufige Maßregeln treffen, 
ſo lange eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft nicht angeordnet iſt. 


104 A 9; Vorbem 6 vor 1773; 1773 A 1; 1882 A 1; 1906 A 1. 


Art 24 

Ein Deutſcher wird, auch wenn er ſeinen Wohnſitz im Auslande hatte, nach 
den deutſchen Geſetzen beerbt. 

Hat ein Deutſcher zur Zeit feines Todes feinen Wohnſitz im Auslande ge- 
habt, ſo können die Erben ſich in Anſehung der Haftung für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten auch auf die an dem Wohnſitze des Erblaſſers geltenden Geſetze be⸗ 
rufen. 

Erwirbt ein Ausländer, der eine Verfügung von Todes wegen errichtet 
oder aufgehoben hat, die Reichsangehörigkeit, ſo wird die Gültigkeit der Errichtung 
oder der Aufhebung nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem er zur Zeit 
der Errichtung oder der Aufhebung angehörte; auch behält er die Fähigkeit zur 
Errichtung einer Verfügung von Todes wegen, ſelbſt wenn er das nach den 
deutſchen Geſetzen erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. Die Vorſchrift 
des Artikel 11 Abſ 1 Satz 2 bleibt unberührt. 


Vorbem 6 vor 1; 1 A 3; 104 A 9; Vorbem 1 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2354 A 2. 


Art 25 

Ein Ausländer, der zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz im Inlande 
hatte, wird nach den Geſetzen des Staates beerbt, dem er zur Zeit ſeines Todes 
angehörte. Ein Deutſcher kann jedoch erbrechtliche Anſprüche auch dann geltend 
machen, wenn ſie nur nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind, es ſei denn, 
daß nach dem Rechte des Staates, dem der Erblaſſer angehörte, für die Beerbung 
eines Deutſchen, welcher ſeinen Wohnſitz in dieſem Staate hatte, die deutſchen 
Geſetze ausſchließlich maßgebend ſind. 


Vorbem 6 vor 1; 1 A 3; 104 A 9; Vorbem 1 vor 1922; 2369 A 1. 


Art 26 


Gelangt aus einem im Ausland eröffneten Nachlaſſe für die nach den dortigen 
Geſetzen berechtigten Erben oder Vermächtnisnehmer durch Vermittelung deutſcher 
Behörden Vermögen ins Inland, ſo kann ein anderer, der Herausgabe nicht 
aus dem Grunde widerſprechen, daß er als Erbe oder Vermächtnisnehmer einen 
Anſpruch auf das Vermögen habe. 

104 A 9; Vorbem 1 vor 1922. 
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Art 27 
Sind nach dem Rechte eines fremden Staates, deſſen Geſetze in dem Art? 
Abſ 1, dem Art 13 Abſ 1, dem Art 15 Abſ 2, dem Art 17 Abſ 1 und dem Art 25 
für maßgebend erklärt ſind, die deutſchen Geſetze anzuwenden, ſo finden dieſe 
Geſetze Anwendung. 


104 A 9; 106 A 1; 1564 A 7; Vorbem 6 vor 1616; Vorbem 1 vor 1922. 


Art 28 
Die Vorſchriften der Artt 15, 19, des Art 24 Abſ 1 und der Artt 25, 27 
finden keine Anwendung auf Gegenſtände, die ſich nicht in dem Gebiete des 
Staates befinden, deſſen Geſetze nach jenen Vorſchriften maßgebend ſind, und 
die nach den Geſetzen des Staates, in deſſen Gebiete fie ſich befinden, beſon⸗ 
deren Vorſchriften unterliegen. 
Vorbem 6 vor 1; 104 A9; Vorbem 1 vor 1922; 1936 A 2. 


Art 29 
Gehört eine Perſon keinem Staate an, ſo werden ihre Rechtsverhältniſſe, 
ſoweit die Geſetze des Staates, dem eine Perſon angehört, für maßgebend er⸗ 
klärt ſind, nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem die Perſon zuletzt an⸗ 
gehört hat, und, wenn ſie auch früher einem Staate nicht angehört hat, nach den 
Geſetzen des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz und in Ermangelung eines 
Wohnſitzes ihren Aufenthalt hat oder zu der maßgebenden Zeit gehabt hat. 


Vorbem 6 vor 1; 106 A 1; 1564 A 7; Vorbem 3 vor 1591; Vorbem 1 vor 1922; 1936 A 2. 


Art 30 
Die Anwendung eines ausländiſchen Geſetzes iſt ausgeſchloſſen, wenn die 
Anwendung gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines deutſchen Ge⸗ 
ſetzes verſtoßen würde. 
Vorbem 6 vor 1; 1 A 1; 104 A 9; Vorbem 4 vor 535; 762 A 7; Vorbem 7 vor 823; 1564 A 7; Vor⸗ 


bem 1 vor 1922. 
Art 31 
Unter Zuſtimmung des Bundesrats kann durch Anordnung des Reichs- 
kanzlers beſtimmt werden, daß gegen einen ausländiſchen Staat ſowie deſſen 


Angehörige und ihre Rechtsnachfolger ein Vergeltungsrecht zur Anwendung ge- 
bracht wird. 


Vorbem 6 vor 1; Vorbem 1 vor 1922. 
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Art 32 
Die Vorſchriften der Reichsgeſetze bleiben in Kraft. Sie treten jedoch 
inſoweit außer Kraft, als ſich aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus dieſem 
Geſetze die Aufhebung ergibt. 
Vorbem 2 vor 823; 2237 A 1. 
Art 33 
Soweit in dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze, der Zivilprozeßordnung, der 
Strafprozeßordnung, der Konkursordnung und in dem Geſetze, betreffend die 
Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs⸗ 
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verfahrens, vom 21. Juli 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 277) an die Verwandtſchaft 
oder die Schwägerſchaft rechtliche Folgen geknüpft ſind, finden die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft Anwendung. 


Art 34 

Das Strafgeſetzbuch wird dahin geändert: 

1. Im 8 34 Nr 6 werden die Worte: „Vormund, Nebenvormund, Kurator, 
gerichtlicher Beiſtand oder Mitglied eines Familienrats“ erſetzt durch die 
Worte: 

„Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand der Mutter, Mit⸗ 
glied eines Familienrats oder Kurator“. 
II. An die Stelle des § 55 treten folgende Vorſchriften: 

Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht 
vollendet hat, kann wegen derſelben nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden. 
Gegen denſelben können jedoch nach Maßgabe der landesgeſetzlichen 
Vorſchriften die zur Beſſerung und Beaufſichtigung geeigneten Maß⸗ 
regeln getroffen werden. Die Unterbringung in eine Familie, Er⸗ 
ziehungsanſtalt oder Beſſerungsanſtalt kann nur erfolgen, nachdem 
durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichtes die Begehung der Hand⸗ 
lung feſtgeſtellt und die Unterbringung für zuläſſig erklärt iſt. 

III. An die Stelle des § 65 treten folgende Vorſchriften: 

Der Verletzte, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
iſt ſelbſtändig zu dem Antrage auf Beſtrafung berechtigt. Solange 
er minderjährig iſt, hat unabhängig von ſeiner eigenen Befugnis 
auch ſein geſetzlicher Vertreter das Recht, den Antrag zu ſtellen. 

Iſt der Verletzte geſchäftsunfähig oder hat er das achtzehnte Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet, ſo iſt ſein geſetzlicher Vertreter der zur 
Stellung des Antrages Berechtigte. 

IV. Als § 145a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Wer im Inlande Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, ohne 
die erforderliche ſtaatliche Genehmigung ausſtellt und in den Verkehr 
bringt, wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, die dem fünften Teile des 
Nennwerts der ausgegebenen Schuldverſchreibungen gleichkommen 
kann, mindeſtens aber dreihundent Mark beträgt. 

V. Im § 171 Abſ 1 und Abſ 3 werden die Worte: „aufgelöſt für ungültig, 
oder nichtig erklärt worden iſt“, erſetzt durch die Worte: 
„aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt“. 
VI. An die Stelle des § 195 tritt folgende Vorſchrift: 

Iſt eine Ehefrau beleidigt worden, ſo hat ſowohl ſie als ihr Ehe⸗ 

mann das Recht, auf Beſtrafung anzutragen. 
VII. Im $ 235 werden die Worte: „ihren Eltern oder ihrem Vormunde“ 
erſetzt durch die Worte: 
„ihren Eltern, ihrem Vormunde oder ihrem Pfleger“. 
VIII. Im $ 237 werden die Worte: „ihrer Eltern oder ihres Vormundes“ 
erſetzt durch die Worte: 
„ihrer Eltern, ihres Vormundes oder ihres Pflegers“. 
IX. Im $ 238 werden die Worte: „für ungültig erklärt worden iſt“ erſetzt 
durch die Worte: 
„für nichtig erklärt worden iſt“. 
795 A 3; 1326 A 5: 1335 A 7. 
45* 
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Art 35 


Die Strafprozeßordnung wird dahin geändert: 
J. Im $ 11 Abſ 1 treten an die Stelle der Sätze 2, 3 folgende Vorſchriften: 


In Ermangelung eines ſolchen Wohnſitzes gilt die Hauptſtadt des 
Heimatſtaats als ihr Wohnſitz; iſt die Hauptſtadt in mehrere Gerichts⸗ 
bezirke geteilt, ſo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk von der 
Landesjuſtizverwaltung durch allgemeine Anordnung beſtimmt. Ge⸗ 
hört ein Deutſcher einem Bundesſtaate nicht an, ſo gilt als ſein Wohnſitz 
die Stadt Berlin; iſt die Stadt Berlin in mehrere Gerichtsbezirke 
geteilt, ſo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk von dem Reichs⸗ 
kanzler durch allgemeine Anordnung beſtimmt. 


II. An die Stelle des $ 149 Abſ 2 tritt folgende Vorſchrift: 


Dasſelbe gilt von dem geſetzlichen Vertreter eines Angeklagten. 


Art 36 


Die Gewerbeordnung wird dahin geändert: 
J. Der $ 11 Abſ 2 fällt weg; als $ 11a werden folgende Vorſchriften ein⸗ 
geſtellt: 


Betreibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche Verhältniſſe aus⸗ 
ländiſche Geſetze maßgebend ſind, im Inlande ſelbſtändig ein Gewerbe, 
ſo iſt es auf ihre Geſchäftsfähigkeit in Angelegenheiten des Gewerbes 
ohne Einfluß, daß ſie Ehefrau iſt. 

Soweit die Frau infolge des Güterſtandes in der Verfügung über 
ihr Vermögen beſchränkt iſt, finden die Vorſchriften des § 1405 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Hat die Frau ihren Wohnſitz 
nicht im Inlande, ſo iſt der Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb 
des Gewerbes und der Widerruf der erteilten Einwilligung in das 
Güterrechtsregiſter des Bezirks einzutragen, in welchem das Ge⸗ 
werbe betrieben wird. 

Betreibt die Frau das Gewerbe mit Einwilligung des Mannes 
oder gilt die Einwilligung nach § 1405 Abſ 2 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs als erteilt, ſo haftet für die Verbindlichkeiten der Frau aus 
dem Gewerbebetriebe ihr Vermögen ohne Rückſicht auf die dem 
Manne kraft des Güterſtandes zuſtehenden Rechte; im Falle des 
Beſtehens einer ehelichen Gütergemeinſchaft haftet auch das gemein⸗ 
ſchaftliche Vermögen. 


II. Im $ 107 Abſ 1 werden 
1. im Satz 4 die Worte: „an den Vater oder Vormund, ſofern dieſe es 


verlangen“, erſetzt durch die Worte: 
„an den geſetzlichen Vertreter, ſofern dieſer es verlangt“, 


2. im Satz 5 die Worte: „an die Mutter“ erſetzt durch die Worte: 


an die zur geſetzlichen Vertretung nicht berechtigte Mutter“. 


III. Im § 108 treten an die Stelle des Satz 2 folgende Vorſchriften: 


Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung des 
geſetzlichen Vertreters. Iſt die Erklärung des geſetzlichen Vertreters 
nicht zu beſchaffen oder verweigert dieſer die Zuſtimmung ohne ge⸗ 
nügenden Grund und zum Nachteile des Arbeiters, ſo kann die Ge⸗ 
meindebehörde die Zuſtimmung ergänzen. 
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IV. Im $ 110 Abſ 1 werden die Worte: „ſeines Vaters oder Vormunds“ 
erſetzt durch die Worte: 

„ſeines geſetzlichen Vertreters“. 

V. Im 8 113 tritt an die Stelle des Abſ 4 folgende Vorſchrift: 

Iſt der Arbeiter minderjährig, jo kann das Zeugnis von dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter gefordert werden. Dieſer kann verlangen, daß das 
Zeugnis an ihn, nicht an den Minderjährigen ausgehändigt werde. 
Mit Genehmigung der Gemeindebehörde des im § 108 bezeichneten 
Ortes kann auch gegen den Willen des geſetzlichen Vertreters die 
Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 

VI. Im $ 131 Abſ 1 Satz 1 werden die Worte: „von dem Vater oder Vor⸗ 
munde“ erſetzt durch die Worte: 

„von dem geſetzlichen Vertreter“. 

VII. Im § 133 Abſ 2 Satz 1 werden die Worte: „der Vater des Lehrlings“ 
erſetzt durch die Worte: 

„der Vater des Lehrlings, ſofern er die Sorge für die Perſon des 

Lehrlings hat“. 

Vorbem 2 a vor 611; 1558 A 3. 
Art 37 
Der 82 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 55) wird dahin geändert: 

Wer die aus der Reichsangehörigkeit folgenden Befugniſſe in An⸗ 
ſpruch nimmt, hat auf Verlangen den Nachweis ſeiner Reichsangehörig⸗ 
keit und, ſofern er unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft 
ſteht, den Nachweis der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters 
zu erbringen. 

Eine Ehefrau bedarf der Genehmigung des Ehemanns. 


Art 38 


Das Geſetz, betreffend die Organiſation der Bundeskonſulate, ſowie die 
Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln, vom 8. November 1867 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 137) wird dahin ergänzt: 

J. Der $ 16 erhält folgenden Abſ 2: 

Einem Wahlkonſul ſteht in Anſehung der Errichtung einer Ver⸗ 
fügung von Todes wegen das im Abſſ 1 bezeichnete Recht der Notare 
nur dann zu, wenn das Recht ihm von dem Reichskanzler beſonders 
beigelegt iſt. 

II. Als § 17a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Auf die Errichtung einer Verfügung von Todes wegen finden 
nicht die Vorſchriften des § 17, ſondern die Vorſchriften des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229. 
Art 39 


Das Geſetz, betreffend die vertragsmäßigen Zinſen, vom 14. November 1867 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 159) wird aufgehoben. 


Art 40 
Das Geſetz betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Bundesangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes ⸗Geſetzbl. 
S. 599) wird dahin geändert: 
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Einführungsgeſetz 


J. In dem § 3 Abſ 1 Satz 1, dem § 9, dem $ 11 Abſ 2 und dem § 12 bj 1 
Satz 2 wird das Wort: „muß“ erſetzt durch das Wort: 


„ſoll“. 


II. An die Stelle der 88 7, 8 treten folgende Vorſchriften: 


Ser 

Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten vor dem Be⸗ 
amten perſönlich und bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären, die 
Ehe miteinander eingehen zu wollen. Der Beamte muß zur Ent⸗ 
gegennahme der Erklärungen bereit ſein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung abgegeben werden. 

Sa! 

Der Beamte ſoll bei der Eheſchließung in Gegenwart von zwei 
Zeugen an die Verlobten einzeln und nacheinander die Frage richten, 
ob ſie die Ehe miteinander eingehen wollen, und, nachdem die Ver⸗ 
lobten die Frage bejaht haben, aussprechen, daß ſie kraft dieſes Geſetzes 
nunmehr rechtsmäßig verbundene Eheleute ſeien. 

Als Zeugen ſollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für 
verluſtig erklärt ſind, während der Zeit, für welche die Aberkennung der 
Ehrenrechte erfolgt iſt, ſowie Minderjährige nicht zugezogen werden. 
Perſonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Beamten oder mit⸗ 
einander verwandt oder verſchwägert find, dürfen als Zeugen zu- 
gezogen werden. 

88 


Als zur Eheſchließung ermächtigter Beamter ($ 1) gilt auch der- 
jenige, welcher, ohne ein ſolcher Beamter zu ſein, das Amt eines 
ſolchen öffentlich ausübt, es ſei denn, daß die Verlobten den Mangel 
der amtlichen Befugnis bei der Eheſchließung kennen. 


§ 8a 

Eine Ehe, die vor einem zur Eheſchließung ermächtigten Beamten 
($ 1) oder vor einer im $ 8 einem ſolchen Beamten gleichgeſtellten 
Perſon geſchloſſen wird, iſt wegen Formmangels nur dann nichtig, 
wenn bei der Eheſchließung die im § 7 vorgeſchriebene Form nicht 
beobachtet worden iſt. 

Iſt die Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden und haben 
die Ehegatten nach der Eheſchließung zehn Jahre oder, falls einer 
von ihnen vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens 
drei Jahre als Ehegatten miteinander gelebt, ſo iſt die Ehe als von 
Anfang an gültig anzuſehen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, 
wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des 
einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben iſt. 


1318 A 9; 1319 A 3. 


Art 41 


Das Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und Staats⸗ 


angehörigkeit vom 1. Juni 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 355) wird dahin geändert: 


J. An die Stelle des $ 11 treten folgende Vorſchriften: 


Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erſtreckt ſich, inſofern nicht 
dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf 
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diejenigen minderjährigen Kinder, deren geſetzliche Vertretung dem 
Aufgenommenen oder Naturaliſierten kraft elterlicher Gewalt zuſteht. 
Ausgenommen ſind Töchter, die verheiratet ſind oder verheiratet 
geweſen ſind. 

II. Als § 14a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

Die Entlaſſung eines Staatsangehörigen, der unter elterlicher 
Gewalt oder Vormundſchaft ſteht, kann von dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beantragt 
werden. 

Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt nicht erforder⸗ 
lich, wenn der Vater oder die Mutter die Entlafjung für ſich und 
zugleich kraft elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt. Erſtreckt 
ſich der Wirkungskreis eines der Mutter beſtellten Beiſtandes auf 
die Sorge für die Perſon des Kindes, jo bedarf die Mutter in einem 
ſolchen Falle der Genehmigung des Beiſtandes zu dem Antrag auf 
Entlaſſung des Kindes. 

III. An die Stelle des $ 19 treten folgende Vorſchriften: 

Die Entlaſſung erſtreckt ſich, inſofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, 
deren geſetzliche Vertretung dem Entlaſſenen kraft elterlicher Gewalt 
zuſteht. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf Töchter, die ver⸗ 
heiratet ſind oder verheiratet geweſen ſind, ſowie auf Kinder, die 
unter der elterlichen Gewalt der Mutter ſtehen, falls die Mutter zu 
dem Antrage auf Entlaſſung der Kinder nach § 14a Abſ 2 Satz 2 
der Genehmigung des Beiſtandes bedarf. 

IV. An die Stelle des § 21 Abf 2 treten folgende Vorſchriften: 

Der hiernach eingetretene Verluſt der Staatsangehörigkeit er⸗ 
ſtreckt ſich zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren 
geſetzliche Vertretung dem Ausgetrelenen kraft elterlicher Gewalt 
zusteht, ſoweit ſich die Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen 
befinden. Ausgenommen ſind Töchter, die verheiratet ſind oder 
verheiratet geweſen ſind. 

1320 A 6, 7; 1322 A 2; 1616 A 2; 1631 A 1; 1643 A 3; 1690 A 1: Vorbem 4 vor 1705; Vorbem 5 
vor 1741; 1821 U 3; 1936 A 2. 

Art 42 

Das Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze für die bei 
dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbeigeführten Tötungen und 
Körperverletzungen, vom 7. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) wird dahin 
geändert: 

J. An die Stelle des $ 3 treten folgende Vorſchriften: 


8 3 

Im Falle der Tötung iſt der Schadenerſatz (89 1 und 2) durch Erſatz 
der Koſten einer verſuchten Heilung ſowie des Vermögensnachteils 
zu leiſten, den der Getötete dadurch erlitten hat, daß während der 
Krankheit ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert oder eine 
Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten war. Der Erſatzpflichtige 
hat außerdem die Koſten der Beerdigung demjenigen zu erſetzen, 
dem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koſten zu tragen. 


Einführungsgeſetz 


Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in 
einem Verhältniſſe, vermöge deſſen er dieſem gegenüber kraft Geſetzes 
unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und 
iſt dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den Unterhalt ent⸗ 
zogen, ſo hat der Erſatzpflichtige dem Dritten inſoweit Schadenerſatz 
zu leiſten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines 
Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein 
würde. Die Erſatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur 
Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 

$ 3a 

Im Falle einer Körperverletzung iſt der Schadenerſatz ($$ 1 und 2) 
durch Erſatz der Koſten der Heilung ſowie des Vermögensnachteils zu 
leiſten, den der Verletzte dadurch erleidet, daß infolge der Verletzung 
zeitweiſe oder dauernd ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder ge⸗ 
mindert oder eine Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten iſt. 

II. Im $ 5 werden die Worte: „der in den $$ 1 bis 3 enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen“ erſetzt durch die Worte: 

„der in den $$ 1 bis 3a enthaltenen Beſtimmungen“. 

III. An die Stelle der 88 7, 8, 9 treten folgende Vorſchriften: 
§ 7 


Der Schadenerſatz wegen Aufhebung oder Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe des Verletzten 
ſowie der nach § 3 Abſ 2 einem Dritten zu gewährende Schadenerſatz 
iſt für die Zukunft durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten. 

Die Vorſchriften des § 843 Abſ 2 bis 4 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und des § 648 Nr 6 der Zivilprozeßordnung finden entſprechende 
Anwendung. Das Gleiche gilt für die dem Verletzten zu entrichtende 
Geldrente von der Vorſchrift des § 749 Abſ 3 und für die dem Dritten 
zu entrichtende Geldrente von der Vorſchrift des § 749 Abſ 1 Nr 2 
der Zivilprozeßordnung. 

Iſt bei der Verurteilung des Verpflichteten zur Entrichtung einer 
Geldrente nicht auf Sicherheitsleiſtung erkannt worden, ſo kann der 
Berechtigte gleichwohl Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Verpflichteten ſich erheblich verſchlechtert haben; 
unter der gleichen Vorausſetzung kann er eine Erhöhung der in dem 
Urteile beſtimmten Sicherheit verlangen. 

8 8 

Die Forderungen auf Schadenerſatz (58 1 bis 3a) verjähren in 
zwei Jahren von dem Unfall an. Gegen denjenigen, welchem der 
Getötete Unterhalt zu gewähren hatte (8 3 Abſ 2), beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dem Tode. Im übrigen finden die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung Anwendung. 


8 9 
Die geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen außer den in dieſem Ge⸗ 
ſetze vorgeſehenen Fällen der Unternehmer einer in den $$ 1, 2 be⸗ 
zeichneten Anlage oder eine andere Perſon, insbeſondere wegen 
eines eigenen Verſchuldens, für den bei dem Betriebe der Anlage 
durch Tötung oder Körperverletzung eines Menſchen entſtandenen 


Schaden haftet, bleiben unberührt. 
31 A 1; 760 A 1; 1968 A 1. 
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Art 43 


Der $ 6 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
beamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) wird aufgehoben. 


Art 44 

Die Vorſchriften des § 44 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 45) finden entſprechende Anwendung auf Perſonen, die zur 
Beſatzung eines in Dienſt geſtellten Schiffes der Kaiſerlichen Marine gehören, 
ſolange das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet oder die Per⸗ 
ſonen als Kriegsgefangene oder Geißeln in der Gewalt des Feindes ſind, in⸗ 
gleichen auf andere an Bord eines ſolchen Schiffes genommene Perſonen, ſolange 
das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet und die Perſonen 
an Bord ſind. Die Friſt, mit deren Ablaufe die letztwillige Verfügung ihre 
Gültigkeit verliert, beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem das Schiff in einen 
inländiſchen Hafen zurückkehrt oder der Verfügende aufhört, zu dem Schiffe zu 
gehören, oder als Kriegsgefangener oder Geißel aus der Gewalt des Feindes ent⸗ 
Me wird. Den Schiffen ftehen die ſonſtigen Fahrzeuge der Kaiſerlichen Marine 
gleich. 


Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2255 A 3; 2360 A 2. 


Art 45 
Der § 45 Abſ 2 Satz 2 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 45) wird aufgehoben. 


Art 46 
Das Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung 
vom 6. Februar 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 23) wird dahin geändert: 
J. Die §§ 28 bis 40, 42, 43, 51 bis 53 werden aufgehoben. 
II. An die Stelle der $$ 41, 44, 50, 55 treten folgende Vorſchriften: 
8 41 
Für die Eheſchließung ſind die Vorſchriften des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs maßgebend. 
8 44 


Für die Anordnung des vor der Eheſchließung zu erlaſſenden Auf⸗ 
gebots iſt jeder Standesbeamte zuſtändig, vor dem nach $ 1320 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ehe geſchloſſen werden darf. 

8 50 

Der Standesbeamte ſoll ohne Aufgebot die Eheſchließung nur 
vornehmen, wenn ihm ärztlich beſcheinigt wird, daß die lebens⸗ 
gefährliche Erkrankung eines der Verlobten den Aufſchub der 
Eheſchließung nicht geſtattet. 

8 55 

Iſt eine Ehe für nichtig erklärt, iſt in einem Rechtsſtreite, der die 
Feſtſtellung des Beſtehens oder des Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen 
den Parteien zum Gegenſtande hat, das Nichtbeſtehen der Ehe feſt⸗ 
geſtellt, iſt eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt 
oder iſt nach $ 1575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die eheliche Gemein⸗ 
ſchaft aufgehoben, ſo iſt dies am Rande der über die Eheſchließung 
bewirkten Eintragung zu bemerken. 
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Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wiederher⸗ 

geſtellt, jo iſt dies auf Antrag am Rande zu vermerken. 
III. Der $ 67 erhält folgenden Abſatz 2: 

Eine ſtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn der Geiſtliche 
oder der Religionsdiener im Falle einer lebensgefährlichen, einen 
Aufſchub nicht geſtattenden Erkrankung eines der Verlobten zu den 
religiöſen Feierlichkeiten der Eheſchließung ſchreitet. 

IV. Im 8 69 werden die Worte: „in dieſem Geſetze“ erſetzt durch die Worte: 

„in dieſem Geſetze und in dem Bürgerlichen Geſetzbuche“. 

V. Im $ 75 Abſ 1 werden die Worte: „nach den Vorſchriften dieſes Ge— 
ſetzes“ erſetzt durch die Worte: 

„nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs“. 


10 A 2; 1306 A 1; 1308 A 2; 1311 A 1; 1312 A 1; 1313 A 1; 13142 A 1; 1315 A 1; 1316 A 2, 43 
1317 A 1; 1318 A 1; 1320 A 2; 1321 A 1, 4; 1322 A 13 1587 A 3. 


Art 47 


Der Art 3 des Geſetzes, betreffend den Wucher, vom 24. Mai 1880 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 109) in der Faſſung des Art 2 des Geſetzes, betreffend Ergänzung 
der Beſtimmungen über den Wucher, vom 19. Juni 1893 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 197) 
wird aufgehoben. 

138 A 3. 

Art 48 

Der $ 16 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen der Reichsbeamten der Zivilverwaltung, vom 20. April 1881 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 85) wird aufgehoben. 

197 A 2. 

Art 49 

Der $ 18 Ubj 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen von Angehörigen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine, vom 
17. Juni 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 237) wird aufgehoben. 

197 A 2. 

Art 50 

Der $ 9 des Geſetzes, betreffend das Reichsſchuldbuch, vom 31. Mai 1891 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 321) wird dahin geändert: 

Eine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Zuſtimmung des Ehemannes 
zugelaſſen. 

Die Ehefrau bedarf der Zuſtimmung des Ehemannes, wenn ein 
Vermerk zu deſſen Gunſten eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk 
iſt einzutragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung der 
Ehemann die Eintragung beantragt. Die Ehefrau iſt dem Ehemanne 
gegenüber zur Erteilung der Zuſtimmung verpflichtet, wenn ſie nach 
dem unter ihnen beſtehenden Güterſtande über die Buchforderung 
nur mit Zuſtimmung des Ehemannes verfügen kann. 

1393 A 1; 1395 A 4; 2117 A 1. 

Art 51 

Der § 8 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen der Perſonen des Soldatenſtandes des Reichsheeres und der Kaiſer⸗ 
lichen Marine vom Feldwebel abwärts, vom 13. Juni 1895 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 261) wird aufgehoben. 


197 A 2. 
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Art 52 


Iſt auf Grund eines Reichsgeſetzes dem Eigentümer einer Sache wegen 
der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Entziehung, Beſchädigung oder Be⸗ 
nutzung der Sache oder wegen Beſchränkung des Eigentums eine Entſchädigung 
zu gewähren und ſteht einem Dritten ein Recht an der Sache zu, für welches 
nicht eine beſondere Entſchädigung gewährt wird, ſo hat der Dritte, ſoweit ſein 
Recht beeinträchtigt wird, an dem Entſchädigungsanſpruche dieſelben Rechte, 
die ihm im Falle des Erlöſchens ſeines Rechtes durch Zwangsverſteigerung an 
dem Erlöſe zuſtehen. 


903 A 3; 1030 A 2; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 A 4. 


Art 53 


Iſt in einem Falle des Art 52 die Entſchädigung dem Eigentümer eines 
Grundſtücks zu gewähren, ſo finden auf den Entſchädigungsanſpruch die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 
Erhebt ein Berechtigter innerhalb der im § 1128 beſtimmten Friſt Widerſpruch 
gegen die Zahlung der Entſchädigung an den Eigentümer, ſo kann der Eigentümer 
und jeder Berechtigte die Eröffnung eines Verteilungsverfahrens nach den für 
die Verteilung des Erlöſes im Falle der Zwangsverſteigerung geltenden Vor⸗ 
ſchriften beantragen. Die Zahlung hat in dieſem Falle an das für das Ver— 
teilungsverfahren zuſtändige Gericht zu erfolgen. 

Iſt das Recht des Dritten eine Reallaſt, eine Hypothek, eine Grundſchuld 
oder eine Rentenſchuld, ſo erliſcht die Haftung des Entſchädigungsanſpruchs, 
wenn der beſchädigte Gegenſtand wiederhergeſtellt oder für die entzogene be⸗ 
wegliche Sache Erſatz beſchafft iſt. Ist die Entſchädigung wegen Benutzung 
des Grundſtücks oder wegen Entziehung oder Beſchädigung von Früchten oder 
von Zubehörſtücken zu gewähren, ſo finden die Vorſchriften des § 1123 Abſ 2 
Satz J und des § 1124 Abſ 1, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende An⸗ 
wendung. 

903 A 3; 1030 A 2; 1105 A 17 1120 A 1; 1127 A 4. 


Art 54 

Die Vorſchrift des § 36 Abſ 4 des Geſetzes, betreffend die Beſchränkungen 
des Grundeigentums in der Umgebung von Feſtungen, vom 21. Dezember 1871 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 459) wird durch die Vorſchriften der Artt 52, 53 nicht berührt. 
Findet nach dieſen Vorſchriften ein Verteilungsverfahren ſtatt, ſo iſt die Ent⸗ 
ſchädigung auf Erſuchen des für das Verfahren zuſtändigen Gerichts an dieſes 
zu leiſten, ſoweit ſie zur Zeit der Stellung des Erſuchens noch ausſteht. 

Die Vorſchrift des § 37 desſelben Geſetzes wird dahin geändert: 

Iſt das Grundſtück mit einem Rechte belaſtet, welches durch die 
Beſchränkung des Eigentums beeinträchtigt wird, ſo kann der Berech⸗ 
tigte bis zum Ablauf eines Monats, nachdem ihm der Eigentümer 
die Beſchränkung des Eigentums mitgeteilt hat, die Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens beantragen. 

903 A 3; 1127 A 4. 
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Art 55 
Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze treten außer Kraft, 
ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetz ein anderes 
beſtimmt iſt. 


Vorbem 2 vor 1; 90A 14197 A 2; Vorbem 3 vor 823; 903 A 2; 1113 A 1. 


Art 56 ? 

Unberührt bleiben die Beſtimmungen der Staatsverträge, die ein Bundes⸗ 
ſtaat mit einem ausländiſchen Staate vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſen hat. 

Vorbem vor 194. 

Art 57 

In Anſehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien ſowie der Mitglieder der Fürſtlichen Familie Hohenzollern finden die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur inſoweit Anwendung, als nicht 
beſondere Vorſchriften der Hausverfaſſungen oder der Landesgeſetze abweichende 
Beſtimmungen enthalten. 

Das Gleiche gilt in Anſehung der Mitglieder des vormaligen Hannover⸗ 
ſchen Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich 
Naſſauiſchen Fürſtenhauſes. 


106 A 1; 903 A 2; 916 A 3; 1316 A 4: 1355 A 5; Vorbem 2 vor 1363; 1577 A 11: Vorbem 2 vor 
1591; Vorbem 8 vor 1773; Vorbem 2 vor 1922; 1924 A 2; Vorbem vor 2229; 2232 A 1; 2259 A 3. 


Art 58 

In Anſehung der Familienverhältniſſe und der Güter derjenigen Häuſer, 
welche vormals reichsſtändiſch geweſen und ſeit 1806 mittelbar geworden ſind 
oder welche dieſen Häuſern bezüglich der Familienverhältniſſe und der Güter 
durch Beſchluß der vormaligen deutſchen Bundesverſammlung oder vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Landesgeſetz gleichgeſtellt worden 
ſind, bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze und nach Maßgabe der Landes⸗ 
geſetze die Vorſchriften der Hausverfaſſungen unberührt. 

Das Gleiche gilt zugunſten des vormaligen Reichsadels und derjenigen 
Familien des landſäſſigen Adels, welche vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs dem vormaligen Reichsadel durch Landesgeſetz gleichgeſtellt worden 


ſind. 
106 A 1; 925 A 1; 1355 A 5; Vorbem 2 vor 1363; 1577 Af11; Vorbem 2 vor 1591; 2 Vorbem 8 vor 
1773; Vorbem 2 vor 1922; 1924 A 2; Vorbem vor 222912232 A 1. 


Art 59 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Familienfidei⸗ 
kommiſſe und Lehen, mit Einſchluß der allodifizierten Lehen, ſowie über Stamm⸗ 
güter. 
A 1; 892 A 11: 903 A 1; 925 A 1; Vorbem 2 vor 1591; Vorbem 4 vor 1705; Vorbem 8 vor 1773; 


873 
Vorbem 2 vor 1922; 2109 A 1. 
Art 60 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Beſtellung 
einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld an einem Grundſtücke, deſſen 
Belaſtung nach den in den Artt 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften nur beſchränkt 
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zuläſſig iſt, dahin geſtatten, daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtücke lediglich im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann. 


1113 A 1; 1147 A 2. 


Art 61 


Iſt die Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes nach den in den 
Artt 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften unzuläſſig oder nur beſchränkt zuläſſig, 
ſo finden auf einen Erwerb, dem dieſe Vorſchriften entgegenſtehen, die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, entſprechende Anwendung. 


932 A 1; 892 A 11. 


Art 62 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Rentengüter. 
873 A 6, 883 A 2; 892 A 11; 903 A 1; 925 A 1; 1094 A 5; 1105 A 1; Vorbem 2 vor 1922. 


Art 63 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Erbpacht⸗ 
recht, mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häuslerrechts, in denjenigen Bundes⸗ 
ſtaaten, in welchen ſolche Rechte beſtehen. Die Vorſchriften des § 1017 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf dieſe Rechte entſprechende Anwendung. 


Vorbem 4 vor 873; 873 A 7c ; 874 A 4; 875 A 3; 876 A 1; 903 A 1, 2; 912 A 2; 916 A 3; 917 A 6 
919 A 2. 4; 925 A 1; 928 A 1; 985 A 1; 1012 A 1; 1018 X 37 1017 A 47 1018 21 2, 3; 1068 un: 1094 X 15 
1147 A 2; 15 N 4 1551 U 9; 1807 U i; 1821 A 3; Vorbem 2 vor 1922 2113 A 1 


Art 64 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerben⸗ 
recht in Anſehung landwirtſchaftlicher und forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke nebſt 
deren Zubehör. 

Die Landesgeſetze können das Recht des Erblaſſers, über das dem An⸗ 
erbenrecht unterliegende Grundſtück von Todes wegen zu verfügen, nicht be- 


ſchränken. 
873 A 1, 6; 883 A 2; 892 A 11; 925 Ai; 1094 A 3; (Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2312 A 4. 


Art 65 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Waſſer⸗ 
recht angehören, mit Einſchluß des Mühlenrechts, des Flötzrechts und des Flößerei⸗ 
rechts, ſowie der Vorſchriften zur Beförderung der Bewäſſerung und Entwäſſerung 
der Grundſtücke und der Vorſchriften über Anlandungen, entſtehende Inſeln 


und verlaſſene Flußbetten. 


Vorbem 5 vor 21; 90 A 1; 93 A 6; 741 A 4; 873 A 1, 6; 903 A 2, 3; 905 A 1; 906 A 8; 925 A 1: 
960 A 4; 1012 A 1; 1018 A 2, 5; 1024 A 1 1821 A 83 2184 A 3 


Art 66 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Deich⸗ 


und Sielrecht angehören. 
Vorbem 5 vor 21; Vorbem vor 194; 903 A 3; 1018 A 5. 


Art 67 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Berg⸗ 
recht angehören. 
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It nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Beſchädigung eines Grundſtücks 
durch Bergbau eine Entſchädigung zu gewähren, ſo finden die Vorſchriften der 
Artt 52, 53 Anwendung, ſoweit nicht die Landesgeſetze ein anderes beſtimmen. 


Vorbem 5 vor 21; Vorbem 2a vor 611; 741 A 4; 873 A 1,6; 890 A 1; 892 A 2; 903 A 2, 3; 905 Ai; 
906 A 1, 18; 925 A 1, 2; 1012 A 1; 1024 A 1; 1094 A 3; 1120 A 1; 1127 A 4; 1147 A 2; 1551 A 9; 1821 A3. 


Art 68 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit dem vererblichen und veräußerlichen Rechte zur Gewinnung 
eines den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals geſtatten 
und den Inhalt dieſes Rechtes näher beſtimmen. Die Vorſchriften der $$ 874, 
875, 876, 1015, 1017 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende An⸗ 
wendung. 

orbem 4 vor 873: 873 A 6, A 7c; 874 A 3; 876 A1; 903 A 2; 916 A 3: 917 A 6; 919 A 2, 4; 


V 
925 A 1; 928 A 1; 1015 N 3; 1017 A 4; 1018 A 2, 3; 1024 A 1; 1068 A 1; 1094 A 11 1147 A 2; 1445 A 43 
1551 A 9; 1807 A 13 1821 A 3. 


Art 69. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Jagd und Fiſcherei, 
unbeſchadet der Vorſchrift des § 958 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erſatz des Wildſchadens. 


Vorbem 5 vor 21; Vorbem vor 194; Vorbem 3 vor 823; 835 A 1, 4; 873 A 6; 903 A 3; 958 A 4; 
960 A 4; 1018 A 5; 1147 A 2; 1551 A 9. 


Art 70 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Grundſätze, 
nach welchen der Wildſchaden feſtzuſtellen iſt, ſowie die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen der Anſpruch auf Erſatz des Wildſchadens innerhalb einer 
beſtimmten Friſt bei der zuſtändigen Behörde geltend gemacht werden muß. 
Vorbem 3 vor 823; 835 A 1. 


Art 71 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 

1. die Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens auch dann eintritt, 
wenn der Schaden durch jagdbare Tiere anderer als der im § 835 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Gattungen angerichtet wird; 

2. für den Wildſchaden, der durch ein aus einem Gehege ausgetretenes 
jagdbares Tier angerichtet wird, der Eigentümer oder der Beſitzer des 
Geheges verantwortlich iſt; 

3. der Eigentümer eines Grundſtücks, wenn das Jagdrecht auf einem 
anderen Grundſtücke nur gemeinſchaftlich mit dem Jagdrecht auf ſeinem 
Grundſtück ausgeübt werden darf, für den auf dem anderen Grund⸗ 
ſtück angerichteten Wildſchaden auch dann haftet, wenn er die ihm an⸗ 
gebotene Pachtung der Jagd abgelehnt hat. 

4. der Wildſchaden, der an Gärten, Obſtgärten, Weinbergen, Baum⸗ 
ſchulen und einzelſtehenden Bäumen angerichtet wird, dann nicht zu er⸗ 
ſetzen iſt, wenn die Herſtellung von Schutzvorrichtungen unterblieben 
iſt, die unter gewöhnlichen Umſtänden zur Abwendung des Schadens 
ausreichen; 

5. die Verpflichtung zum Schadenserſatz im Falle des § 835 Abſ 3 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs abweichend beſtimmt wird; 
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6. die Gemeinde an Stelle der Eigentümer der zu einem Jagdbezirke ver⸗ 
einigten Grundſtücke zum Erſatze des Wildſchadens verpflichtet und zum 
Rückgriff auf die Eigentümer berechtigt iſt oder an Stelle der Eigen⸗ 
tümer oder des Verbandes der Eigentümer oder der Gemeinde oder neben 
ihnen der Jagdpächter zum Erſatze des Schadens verpflichtet iſt; 

7. der zum Erſatze des Wildſchadens Verpflichtete Erſtattung des geleiſteten 
Erſatzes von demjenigen verlangen kann, welcher in einem anderen Be⸗ 
zirke zur Ausübung der Jagd berechtigt iſt. 


Vorbem 3 vor 823; 835 A 1—3, 7—9. 


Art 72 
Beſteht in Anſehung eines Grundſtücks ein zeitlich nicht begrenztes Nutzungs⸗ 
recht, jo finden die Vorſchriften des § 835 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an die Stelle des Eigentümers der Nutzungsberechtigte tritt. 


Vorbem 3 vor 823; 835 A 1, 6. 


Art 73 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Regalien. 


Vorbem vor 194; 873 A 6; 984 A 5. 


Art 74 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Zwangsrechte, 


Bannrechte und Realgewerbeberechtigungen. 
Vorbem vor 194; 873 A 6; 903 A 2; 1012 A 1; 1024 A 1; 1821 A 3. 


Art 75 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Ver⸗ 
ſicherungsrecht angehören, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuche beſondere 
Beſtimmungen getroffen ſind. 
Vorbem 5 vor 21; 1127 A 3; 1130 A 1. 


Art 76 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Ver⸗ 
lagsrecht angehören. 
Vorbem 2 b vor 631. 
Art 77 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Haftung 
des Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände (Provinzial⸗, 
Kreis-, Amtsverbände) für den von ihren Beamten in Ausübung der dieſen an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden ſowie die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, welche das Recht des Beſchädigten, von dem Beamten den Erſatz 
eines ſolchen Schadens zu verlangen, inſoweit ausſchließen, als der Staat oder 
der Kommunalverband haftet. 
89 A 3; 278 A 9; Vorbem 3 vor 823; 823 A 12; 839 A 1. 


Art 78 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die 
Beamten für die von ihnen angenommenen Stellvertreter und Gehilfen in 
weiterem Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche haften. 


278 A 9; Vorbem 3 vor 823; 839 A 1. 
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Art 79 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die 
zur amtlichen Feſtſtellung des Wertes von Grundſtücken beſtellten Sachverſtändigen 
für den aus einer Verletzung ihrer Berufspflicht entſtandenen Schaden in weiterem 
Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche haften. 
Vorbem 3 vor 823. 
Art 80 


Unberührt bleiben, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuch eine be⸗ 
ſondere Beſtimmung getroffen iſt, die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
vermögensrechtlichen Anſprüche und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiſt⸗ 
lichen und der Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten aus dem Amts- oder 
Dienſtverhältniſſe, mit Einſchluß der Anſprüche der Hinterbliebenen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Pfründenrecht. 


394 A 1; Vorbem 2b vor 611; Vorbem 3 vor 1030, 


Art 81 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Über⸗ 
tragbarkeit der Anſprüche der im Art 80 Abſ 1 bezeichneten Perſonen auf Be⸗ 
ſoldung, Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und Waiſengeld beſchränken, ſowie 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Aufrechnung gegen ſolche Anſprüche 
abweichend von der Vorſchrift des § 394 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zulaſſen. 
394 A 1; Vorbem 2b vor 611. 
Art 82 


Unberührt bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze über die Verfaſſung 
ſolcher Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht. 


Art 83 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Waldgenoſſen⸗ 
ſchaften. 
Vorbem 5 vor 21; 741 AfA. 
Art 84 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen eine 
Religionsgeſellſchaft oder eine geiſtliche Geſellſchaft Rechtsfähigkeit nur im Wege 
der Geſetzgebung erlangen kann. 

60 A 1; 61 A g; 903 A 1. 

Art 85 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen m 
Falle des § 45 Abſ 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Vermögen des aufge⸗ 
löſten Vereins an Stelle des Fiskus einer Koͤrperſchaft, Stiftung oder Anſtalt 
des öffentlichen Rechtes anfällt. 

45 A 1; 46 A 2; 1922 A 3. 

Art 86 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Erwerb 
von Rech ten durch juriſtiſche Perſonen beſchränken oder von ſtaatlicher Geneh⸗ 
migung abhängig machen, ſoweit dieſe Vorſchriften Gegenſtände im Werte von 
mehr als fünftauſend Mark betreffen. Wird die nach dem Landesgeſetze zuleinem 
Erwerbe von Todes wegen erforderliche Genehmigung erteilt, ſo gilt ſie als vor 
dem Erbfall erteilt; wird ſie verweigert, ſo gilt die juriſtiſche Perſon in Anſehung 
des Anfalls als nicht vorhanden; die Vorſchrift des § 2043 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. 


Vorbem 2 vor 21; Vorbem vor 516; 903 A 1; 925 A 8; 997 A 4, Vorbem 2 vor 1922; 1922 A 8; 
2043 A 2; 2109 A 5. 
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Art 87 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Wirk⸗ 
ſamkeit von Schenkungen an Mitglieder religiöſer Orden oder ordensähnlicher 
Kongregationen von ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Mit⸗ 
glieder religiöſer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen nur mit ſtaatlicher 
Genehmigung von Todes wegen erwerben können. Die Vorſchriften des Art 86 
Satz 2 finden entſprechende Anwendung. 

Mitglieder ſolcher religiöſer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen, 
bei denen Gelübde auf Lebenszeit oder auch unbeſtimmte Zeit nicht abgelegt 
werden, unterliegen nicht den in den Abſ 1, 2 bezeichneten Vorſchriften. 


1 A 1; Vorbem 2 vor 21; Vorbem vor 516; 903 A 1; 925 A 3; 937 A 4; Vorbem 2 vor 1922; 1922 A 8; 
2043 UM 2. . 


Art 88 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Erwerb 


von Grundſtücken durch Ausländer von ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 
1 A 1; Vorbem 2 vor 21; 903 A 1; 925 A 3. 


Art 89 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die zum Schutze 
der Grundſtücke und der Erzeugniſſe von Grundſtücken geſtattete Pfändung von 
Sachen, mit Einſchluß der Vorſchriften über die Entrichtung von Pfandgeld oder 
Erſatzgeld. 
858 A 7; 1257 A 8. 
Art 90 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Rechts⸗ 
verhältniſſe, welcher ſich aus einer auf Grund des öffentlichen Rechtes wegen der 
Führung eines Amtes oder wegen eines Gewerbebetriebs erfolgten Sicherheits⸗ 
leiſtung ergeben. 


Art 91 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der 
Fiskus eine Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes oder eine 
unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde ſtehende Stiftung berechtigt 
iſt, zur Sicherung gewiſſer Forderungen die Eintragung einer Hypothek an Grund⸗ 
ſtücken des Schuldners zu verlangen, und nach welchen die Eintragung der Hypo⸗ 
thek auf Erſuchen einer beſtimmten Behörde zu erfolgen hat. Die Hypothek 
kann nur als Sicherungshypothek eingetragen werden; fie entſteht mit der Ein- 
tragung. 

873 A 1, 6; 892 A 4; Vorbem vor 1113. 


Art 92. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Zahlungen 
aus öffentlichen Kaſſen an der Kaſſe in Empfang zu nehmen ſind. 
270 A 3. 
Art 93 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Friſten, 
bis zu deren Ablaufe gemietete Räume bei Beendigung des Mietverhältniffes zu 


räumen ſind. 
Vorbem 6 vor 535; 556 A 1. 
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Art 94 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, weiche den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der gewerblichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten be⸗ 
treffen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen öffent⸗ 
lichen Pfandleihanſtalten das Recht zuſteht, die ihnen verpfändeten Sachen dem 
Berechtigten nur gegen Bezahlung des auf die Sache gewährten Darlehens 
herauszugeben. 

994 A 1; 1207 U 4. 

Art 95 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Ge⸗ 
ſinderecht angehören. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über 
die Schadenserſatzpflicht desjenigen, welcher Geſinde zum widerrechtlichen Ver⸗ 
laſſen des Dienſtes verleitet oder in Kenntnis eines noch beſtehenden Geſinde⸗ 
verhältniſſes in Dienſt nimmt oder ein unrichtiges Dienſtzeugnis erteilt. 

Die Vorſchriften der $$ 104 bis 115, 131, 278, 617 bis 619, 624, 831, des 
$ 840 Abſ 2 und des $ 1358 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden Anwendung, 
die Vorſchriften des $ 617 jedoch nur inſoweit, als die Landesgeſetze dem Geſinde 
nicht weitergehende Anſprüche gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht ſteht dem Dienſtberechtigten dem Geſinde gegenüber 
nicht zu. 5 


7 A1: 104 A 1; Vorbem 2 a vor 611; 624 A 1; Vorbem 2 vor 652; Vorbem 3 vor 823; 823 A 10; 
1357 A 3; 2237 A 1. 


Art 96 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über einen mit der 
Überlaſſung eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Leibgedings⸗, Leib⸗ 
zuchts⸗, Altenteils⸗ oder Auszugsvertrag, ſoweit ſie das ſich aus dem Vertrag 
ergebende Schuldverhältnis für den Fall regeln, daß nicht beſondere Verein⸗ 
barungen getroffen werden. 
759 A 4; 880 A 8; 1093 A 5; 1105 A 1. 


Art 97 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Eintragung 
von Gläubigern des Bundesſtaats in ein Staatsſchuldbuch und die aus der Ein⸗ 
tragung ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe, insbeſondere die Übertragung und 
Belaſtung einer Buchforderung, regeln. 

Soweit nach dieſen Vorſchriften eine Ehefrau berechtigt iſt, ſelbſtändig 
Anträge zu ſtellen, iſt dieſes Recht ausgeſchloſſen, wenn ein Vermerk zugunſten 
des Ehemanns ins Schuldbuch eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk iſt einzutragen, 
wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung der Ehemann die Eintragung 
beantragt. Die Ehefrau iſt dem Ehemanne gegenüber zur Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung verpflichtet, wenn ſie nach dem unter ihnen beſtehenden Güterſtand 
über die Buchforderung nur mit Zuſtimmung des Ehemanns verfügen kann. 

1393 A 1; 1395 A 4; 1279 A 3; 2117 A 1. 


Art 98 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Rückzahlung 
oder Umwandlung verzinslicher Staatsſchulden, für die Inhaberpapiere aus⸗ 
gegeben oder die im Staatsſchuldbuch eingetragen ſind. 
Vorbem 3 vor 798. 
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Art 99 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die öffentlichen 
Sparkaſſen, unbeſchadet der Vorſchriften des $ 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Anlegung von Mün⸗ 
delgeld. 


Vorbem 3 vor 793; 808 A 4. 


Art 100 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die der Bundesſtaat oder eine ihm an⸗ 
gehörende Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt, des öffentlichen Rechtes ausſtellt: 

1. die Gültigkeit der Unterzeichnung von der Beobachtung einer beſonderen 
Form abhängt, auch wenn eine ſolche Beſtimmung in die Urkunde nicht 
aufgenommen iſt; 

2. der im § 804 Abſ 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichnete Anſpruch 
ausgeſchloſſen ift, auch wenn die Ausſchließung in dem Zins⸗ oder Renten⸗ 
ſcheine nicht beſtimmt iſt. 

Vorbem 3 vor 793; 798 A 4. 

Art 101 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Bundes⸗ 
ſtaat oder ihm angehörende Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffent⸗ 
lichen Rechtes abweichend von der Vorſchrift des § 806 Satz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs verpflichten, die von ihnen ausgeſtellten, auf den Inhaber lautenden 
Schuldverſchreibungen auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten umzu⸗ 
ſchreiben, ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die ſichkaus der Um⸗ 
ſchreibung einer ſolchen Schuldverſchreibung ergebenden Rechtsverhältniſſe, mit 
Einſchluß der Kraftloserklärung, regeln. 

Vorbem 3 vor 793; 806 A 2; 1898 A 1; 1815 A 1; 2117 A 1. 


Art 102 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kraftlos⸗ 
erklärung und die Zahlungsſperre in Anſehung der im $ 807 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs bezeichneten Urkunden. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die Kraft⸗ 
loserklärung der im $ 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Urkunden 
ein anderes Verfahren als das Aufgebotsverfahren beſtimmen. 

Vorbem 3 vor 798; 799 A 5; 807 A 2; 808 A 4. 


Art 103 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der 
Staat ſowie Verbände und Anſtalten, die auf Grund des öffentlichen Rechtes 
zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet ſind, Erſatz der für den Unterhalt ge⸗ 
machten Aufwendungen von der Perſon, welcher ſie den Unterhalt gewährt haben, 
ſowie von denjenigen verlangen können, welche nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs unterhaltspflichtig waren. 

Vorbem 6 vor 677; 812 A 11. 


Art 104 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über den Anſpruch 
auf Rückerſtattung mit Unrecht erhobener öffentlicher Abgaben oder Koſten eines 
Verfahrens. 

812 A 11. 
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Art 105 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der 
Unternehmer eines Eiſenbahnbetriebs oder eines anderen mit gemeiner Gefahr 
verbundenen Betriebs für den aus dem Betrieb entſtehenden Schaden in weiterem 
Umfang als nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs verantwortlich iſt. 


Vorbem 3 vor 823. 


Art 106 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen, wenn 
ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes Grundſtück zu einer Anlage oder zu 
einem Betriebe benutzt werden darf, der Unternehmer der Anlage oder des Be⸗ 
triebs für den Schaden verantwortlich iſt, der bei dem öffentlichen Gebrauche 
des Grundſtücks durch die Anlage oder den Betrieb verurſacht wird. 


Vorbem 3 vor 823. 


Art 107 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verpflichtung 
zum Erſatze des Schadens, der durch das Zuwiderhandeln gegen ein zum Schutze 
von Grundſtücken erlaſſenes Strafgeſetz verurſacht wird. 


Vorbem 3 vor 823. 


Art 108 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verpflich⸗ 
tung zum Erſatze des Schadens, der bei einer Zuſammenrottung, einem Auflauf 
oder einem Aufruhr entſteht. 
Vorbem 3 vor 823. 
Art 109 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die im öffent⸗ 
lichen Intereſſe erfolgende Entziehung, Beſchädigung oder Benutzung einer Sache, 
Beſchränkung des Eigentums und Entziehung oder Beſchränkung von Rechten. 
Auf die nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen eines ſolchen Eingriffs zu ge⸗ 
währende Entſchädigung finden die Vorſchriften der Artt 52, 53 Anwendung, 
ſoweit nicht die Landesgeſetze ein anderes beſtimmen. 


313 A 3; 873 A 1; 875 A 1; 883 A 2; 892 A 2; 903 A 3; 904 A 9: 905 A 1: 906 A 1, 18; 907 A 1 
925 A 1; 1018 A 1, 5; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 A 4. 


Art 110 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den Fall, 
daß zerſtörte Gebäude in anderer Lage wiederhergeſtellt werden, die Rechte 
an den beteiligten Grundſtücken regeln. 
1127 A 4. 


Art 111 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche im öffent⸗ 


lichen Intereſſe das Eigentum in Anſehung tatſächlicher Verfügungen beſchränken. 

903 A 3; 905 A 1; 921 A 10. 

Art 112 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Behandlung 
der einem Eiſenbahn⸗ oder Kleinbahnunternehmen gewidmeten Grundſtücke 
und ſonſtiger Vermögensgegenſtände als Einheit (Bahneinheit), über die Ver⸗ 
äußerung und Belaſtung einer ſolchen Bahneinheit oder ihrer Beſtandteile, ins⸗ 
beſondere die Belaſtung im Falle der Ausſtellung von Teilſchuldverſchreibungen 
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auf den Inhaber, und die ſich dabei ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe, ſowie 

über die Liquidation zum Zwecke der Befriedigung der Gläubiger, denen ein Recht 

auf abgeſonderte Befriedigung aus den Beſtandteilen der Bahneinheit zuſteht. 
Vorbem vor 873; 873 A 1; 890 A 1; 925 A 1; 1018 A 1; Vorbem vor 1113; 1114 A 3; 1147 A 2. 


Art 113. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zuſammen⸗ 
legung von Grundſtücken, über die Gemeinheitsteilung, die Regulierung der 
Wege, die Ordnung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe ſowie über die Ab⸗ 
löſung, Umwandlung oder Einſchränkung von Dienſtbarkeiten und Reallaſten. 
Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften, welche die durch ein Verfahren 
dieſer Art begründeten gemeinſchaftlichen Angelegenheiten zum Gegenſtande 
haben oder welche ſich auf den Erwerb des Eigentums, auf die Begründung, 

nderung und Aufhebung von anderen Rechten an Grundſtücken und auf die 
Berichtigung des Grundbuchs beziehen. 


741 A 4; 873 A 1; 875 U 1; 877 A 4; 802 A 1; 903 A 3; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 15: 925 A 1; 
1018 A 1, 5; 1021 A 5; 1090 A 1; 1105 A 1, 4; Vorbem vor 1113; 1114 A 3; 1120 A 1. 


Art 114 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die 
dem Staate oder einer öffentlichen Anſtalt infolge der Ordnung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſe oder der Ablöſung von Dienſtbarkeiten, Reallaſten oder 
der Oberlehnsherrlichkeit zuſtehenden Ablöſungsrenten und ſonſtigen Reallaſten 
zu ihrer Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. 


892 A 2; 914 A 2; 917 A 15; 1018 A 1, 5; 1021 A 5; 1105 A 1, 5. 


Art 115 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit gewiſſen Grunddienſtbarkeiten oder beſchränkten perſön⸗ 
lichen Dienſtbarkeiten oder mit Reallaſten unterſagen oder beſchränken, ſowie 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Inhalt und das Maß ſolcher Rechte 
näher beſtimmen. 
908 A 3; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 155 1018 A 1, 5; 1020 A 6; 1021 A 5; 1076 A 1; 1090 A 1; 1105 
A 1; 1111 A 2. 
Art 116 
Die in den Artikeln 113 bis 115 bezeichneten landesgeſetzlichen Vorſchriften 
finden keine Anwendung auf die nach den 88 912, 916, 917 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu entrichtenden Geldrenten und auf die in den $$ 1021, 1022 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmten Unterhaltungspflichten. 


903 A 8; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 15; 1021 A 5; 1105 A 1. 


Art 117 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks über eine beſtimmte Wertgrenze hinaus unterſagen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belastung 
eines Grundſtücks mit einer unkündbaren Hypothek oder Grundſchuld unterfagen 
oder die Ausſchließung des Kündigungsrechts des Eigentümers bei Hypotheken⸗ 
forderungen und Grundſchulden zeitlich beſchränken und bei Rentenſchulden nur 
für eine kürzere als die im § 1202 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte 
Zeit zulaſſen. 


903 A 3; 1018 A 1; Vorbem vor 1113; 1117 A 8, 10; 1141 A 1 1202 A 2. 
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Art 118 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche einer Geld⸗ 
rente, Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchlud, die dem Staate oder einer öffent⸗ 
lichen Anſtalt wegen eines zur Verbeſſerung des belaſteten Grundſtücks gewährten 
Darlehens zuſteht, den Vorrang vor anderen Belaſtungen des Grundſtücks ein⸗ 
räumen. Zugunſten eines Dritten finden die Vorſchriften der $$ 892, 893 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


879 A 3, 4; 883 A 2; 1018 A 1; 1105 A 1. 


Art 119 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 

1. die Veräußerung eines Grundſtücks beſchränken; 

2. die Teilung eines Grundſtücks oder die getrennte Veräußerung von 
Grundſtücken, die bisher zuſammen bewirtſchaftet worden ſind, unter⸗ 
ſagen oder beſchränken; 

3. die nach $ 890 Abſ 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Vereinigung 
mehrerer Grundſtücke oder die nach $ 890 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zuläſſige Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem anderen Grund⸗ 
ſtück unterſagen oder beſchränken. 

185 A 5; 741 A 4; 749 A 6; 878 A 3; 890 A 1, 2: 908 A 8. 


Art 120 
Anberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im 
Falle der Veräußerung eines Teiles eines Grundſtücks dieſer Teil von den Be⸗ 
laſtungen des Grundſtücks befreit wird, wenn von der zuständigen Behörde feſt⸗ 
geſtellt wird, daß die Rechtsänderung für die Berechtigten unſchädlich iſt. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen unter 

der gleichen Vorausſetzung: 

1. im Falle der Teilung eines mit einer Reallaſt belaſteten Grundſtücks 
die Reallaſt auf die einzelnen Teile des Grundſtücks verteilt wird; 

2. im Falle der Aufhebung eines dem jeweiligen Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks an einem anderen Grundſtücke zuſtehenden Rechtes die Zuſtimmung 
derjenigen nicht erforderlich iſt, zu deren Gunſten das Grundſtück des 
Berechtigten belaſtet iſt. 

3. in den Fällen des § 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Art 52 
dieſes Geſetzes der dem Eigentümer zuſtehende Entſchädigungsanſpruch 
von dem einem Dritten an dem Anſpruche zustehenden Rechte befreit 


id 
741 A 4; 875 A 1; 876 A 5; 890 A 1; 914 A 6; 1018 A 1; 1090 A 1; 1108 A 5; 1109 A 5; Vorbem 
vor 11185 1120 A 1; 1127 A 4. 
Art 121 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
der Teilung eines für den Staat oder eine öffentliche Anſtalt mit einer Reallaſt 
belaſteten Grundſtücks nur ein Teil des Grundſtücks mit der Reallaſt belaſtet bleibt 
und dafür zugunſten des jeweiligen Eigentümers dieſes Teiles die übrigen Teile 
mit gleichartigen Reallaſten belaſtet werden. 

741 A 4; 1108 U 5. 

Art 122 
A Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Rechte 
des Eigentümers eines Grundſtücks in Anſehung der auf der Grenze oder auf 
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dem Nachbargrundſtücke ſtehenden Obſtbäume abweichend von den Vorſchriften 
des § 910 und des § 923 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmen. 
903 A 3; 910 A 2; 923 A 8. 
Art 123 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche das Recht 
des Notwegs zum Zwecke der Verbindung eines Grundſtücks mit einer Waſſer⸗ 
ſtraße oder einer Eiſenbahn gewähren. 
908 A 8; 917 A 3. 
Art 124 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche das Eigentum 
an Grundſtücken zugunſten der Nachbarn noch anderen als den im Bürgerlichen 
Geſetzbuche beſtimmten Beſchränkungen unterwerfen. Dies gilt insbeſondere 
auch von den Vorſchriften, nach welchen Anlagen ſowie Bäume und Sträucher 
nur in einem beſtimmten Abſtande von der Grenze gehalten werden dürfen. 
873 A 6; 903 A 3; 906 A 1; 907 A 8, 9; 909 A 2; 910 A 2; 921 A 10. 


Art 125 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Vorſchrift 
des § 26 der Gewerbeordnung auf Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ und ähnliche 
Verkehrsunternehmungen erſtrecken. 
906 A 1, 18; 907 A 1; 1004 A 7. 


Art 126 
Durch Landesgeſetz kann das dem Staate an einem Grundſtücke zuſtehende 
Eigentum auf einen Kommunalverband und das einem Kommunalverband an 
einem Grundſtücke zuſtehende Eigentum auf einen anderen Kommunalverband 
oder auf den Staat übertragen werden. 
878 A 1, 2; 925 A 1, 2. 
Art 127 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Übertragung 
des Eigentums an einem Grundſtücke, das im Grundbuche nicht eingetragen iſt 
und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung auch nach der Übertragung 
nicht eingetragen zu werden braucht. 
Vorbem vor 873; 873 A 1; 888 A 9; 925 A 1; 927 A 1; 928 A 1. 


Art 128 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Begründung 
und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an einem Grundſtücke, das im Grundbuche 
nicht eingetragen iſt und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung nicht ein- 
getragen zu werden braucht. 
Vorbem vor 873; 1010 A 1; 1015 A 8; 1018 A 5; 1028 A 5) 1090 A 1. 


Art 129 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen das 


Recht zur Aneignung eines nach $ 928 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgegebenen 


Grundſtücks an Stelle des Fiskus einer beſtimmten anderen Perſon zuſteht. 
873 A 1; 928 A 6; 958 A 2. 


Art 130 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur 
Aneignung der einem andern gehörenden, im Freien betroffenen Tauben. 
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Art 131 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den Fall, 
daß jedem der Miteigentümer eines mit einem Gebäude verſehenen Grund⸗ 
ſtücts die ausſchließliche Benutzung eines Teiles des Gebäudes eingeräumt iſt, 
das Gemeinſchaftsverhältnis näher beſtimmen, die Anwendung der $$ 749 bis 
751 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausſchließen und für den Fall des Konkurſes 
über das Vermögen eines Miteigentümers dem Konkursverwalter das Recht, 
die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, verſagen. 

741 A 4; 749 A 6; 903 A 2; 1010 A 1; 1014 A 1. 


Art 132 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kirchenbaulaſt 
und die Schulbaulaſt. 

Vorbem vor 194; 1105 A 1. 

Art 133 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur 
Benutzung eines Platzes in einem dem öffentlichen Gottesdienſte gewidmeten 
Gebäude oder auf einer öffentlichen Begräbnisſtätte. 

Vorbem vor 194; 1012 A 1; 1024 A 1; 1090 A 1. 


Art 134 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die religiöſe 
Erziehung der Kinder. 
1631 A 1; 1666 A 2. 
Art 135 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zwangs⸗ 
erziehung Minderjähriger. Die Zwangserziehung iſt jedoch, unbeſchadet der 
Vorſchriften der 88 55, 56 des Strafgeſetzbuchs nur zuläſſig, wenn ſie von dem 
Vormundſchaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung kann außer den Fällen 
der $$ 1666, 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur erfolgen, wenn die Zwangs⸗ 
erziehung zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens notwendig iſt. 
Die Landesgeſetze können die Entſcheidung darüber, ob der Minderjährige, 
deſſen Zwangserziehung angeordnet iſt, in einer Familie oder in einer Erziehungs⸗ 
oder Beſſerungsanſtalt unterzubringen ſei, einer Verwaltungsbehörde übertragen, 
wenn die Unterbringung auf öffentliche Koſten zu erfolgen hat. 
823 A 10; Vorbem 5 vor 1616. 
Art 136 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 

1. der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht ſtehenden 
Erziehungs⸗ oder Verpflegungsanſtalt oder ein Beamter alle oder ein⸗ 
zelne Rechte und Pflichten eines Vormundes für diejenigen Minder⸗ 
jährigen hat, welche in der Anſtalt oder unter der Aufſicht des Vorſtandes 
oder des Beamten in einer von ihm ausgewählten Familie oder Anſtalt 
erzogen oder verpflegt werden, und der Vorſtand der Anſtalt oder der 
Beamte auch nach der Beendigung der Erziehung oder der Verpflegung 
bis zur Volljährigkeit des Mündels dieſe Rechte und Pflichten behält, 
unbeſchadet der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, einen anderen 
Vormund zu beſtellen; 

2. die Vorſchriften der Nr 1 bei unehelichen Minderjährigen auch dann 
gelten, wenn dieſe unter der Aufſicht des Vorſtandes oder des Beamten 
in der mütterlichen Familie erzogen oder verpflegt werden; 
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3. der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht ſtehenden 
Erziehungs⸗ oder Verpflegungsanſtalt oder ein von ihm bezeichneter 
Angeſtellter der Anſtalt oder ein Beamter vor den nach $ 1776 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs als Vormünder berufenen Perſonen zum Vor⸗ 
munde der in Nr 1, 2 bezeichneten Minderjährigen beſtellt werden kann; 

4. im Falle einer nach den Vorſchriften der Nr 1 bis 3 ſtattfindenden Be⸗ 
vormundung ein Gegenvormund nicht zu beſtellen iſt und dem Vor⸗ 
munde die nach § 1852 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſigen Be⸗ 
freiungen zuſtehen. 

1773 A 4; 1776 A 1; 1792 A 1; 1852 A 1; 1885 A 1. 


Art 137 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Grundſätze, 
nach denen in den Fällen des § 1515 Abſ 2, 3 und der $$ 2049, 2312 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs der Ertragswert eines Landguts feſtzuſtellen iſt. 

Vorbem 2 vor 1922; 2049 A 2. 

Art 138 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im 
Falle des $ 1936 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an Stelle des Fiskus eine Körper⸗ 
ſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes geſetzlicher Erbe iſt. 


Vorbem 2 vor 1922; 1936 A 2, 2011 A 2. 


Art 139 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen dem 
Fiskus oder einer anderen juriſtiſchen Perſon in Anſehung des Nachlaſſes einer 
verpflegten oder unterſtützten Perſon ein Erbrecht, ein Pflichtteilsanſpruch oder 
ein Recht auf beſtimmte Sachen zuſteht. 
Vorbem 2 vor 1922; 1936 A 2; 1939 A 5; 2011 A 2. 


Art 140 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen das 
Nachlaßgericht auch unter anderen als den im $ 1960 Abſ 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Vorausſetzungen die Anfertigung eines Nachlaßver⸗ 
zeichniſſes ſowie bis zu deſſen Vollendung die erforderlichen Sicherungsmaß⸗ 
regeln, insbeſondere die Anlegung von Siegeln, von Amts wegen anordnen 
kann oder ſoll. 
1960 A 4. 
Art 141 
Die Landesgeſetze können beſtimmen, daß für die Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften, die nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs gerichtlicher 
oder notarieller Beurkundung bedürfen, entweder nur die Gerichte oder nur die 
Notare zuſtändig ſind. 
128 A 8; 518 A 2; 873 A 14; 1434 A 2; 1491 A 7; 1501 A 8; 1516 A 4; Vorbem 2 vor 1922; 2038 
A 4; 2231 A 2; 2232 A 1; 2276 A 1; 2291 A 8; 2296 A 3; 2348 A 1; 2356 A 4. 
Art 142 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anſehung 
der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß 
für die Beurkundung des im $ 313 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Vertrags ſowie für die nach $ 873 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Bindung 
der Beteiligten erforderliche Beurkundung der Erklärungen außer den Gerichten 


und Notaren auch andere Behörden und Beamte zuſtändig ſind. 
873 A 14. 
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Art 143 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anſehung 
der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß die 
Einigung der Parteien in den Fällen der 88 925, 1015 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs außer vor dem Grundbuchamt auch vor Gericht, vor einem Notar, vor einer 
anderen Behörde oder vor einem anderen Beamten erklärt werden kann. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen es bei 
der Auflaſſung eines Grundſtücks der gleichzeitigen Anweſenheit beider Teile nicht 
bedarf, wenn das Grundſtück durch ein Gericht oder einen Notar verſteigert worden 
iſt und die Auflaſſung noch in dem Verſteigerungstermine ſtattfindet. 
873 A 14; 925 A 5, 10, 12, 13. 
Art 144 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die ſachliche 
und örtliche Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen. Die Landesgeſetze können 
beſtimmen, daß die Anlegung von Mündelgeld nach $ 1808 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs bei den Hinterlegungsſtellen des Bundesſtaats nicht ſtattfindet. 


233 A 1; 1077 A 1; 1082 A 2; 1808 A 2; 1814 A 2; 2116 A 1; 2119 A 1. 


Art 145 

Die Landesgeſetze können über die Hinterlegung nähere Beſtimmungen 
treffen, insbeſondere den Nachweis der Empfangsberechtigung regeln und vor⸗ 
ſchreiben, daß die hinterlegten Gelder und Wertpapiere gegen die Verpflichtung 
zur Rückerſtattung in das Eigentum des Fiskus oder der als Hinterlegungsſtelle 
beſtimmten Anſtalt übergehen, daß der Verkauf der hinterlegten Sachen von 
Amts wegen angeordnet werden kann, ſowie daß der Anſpruch auf Rückerſtattung 
mit dem Ablauf einer gewiſſen Zeit oder unter ſonſtigen Vorausſetzungen zu⸗ 
gunſten des Fiskus oder der Hinterlegungsanſtalt erliſcht. In den Fällen des 
$ 382, des § 1171 Abſ 3 und des 8 1269 Satz 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs muß 
dem Hinterleger die Rücknahme des hinterlegten Betrags mindeſtens während 
eines Jahres von dem Zeitpunkt an geſtattet werden, mit welchem das Recht 
des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht. 

Von einer gerichtlichen Anordnung kann die Hinterlegung nicht abhängig 
gemacht werden. 

380 A 17 1077 A 1; 1082 A 2; 1814 A 2; 2116 A 1. 


Art 146 

Iſt durch Landesgeſetz beſtimmt, daß die Hinterlegungsſtellen auch andere 
Sachen als Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten anzu⸗ 
nehmen haben, ſo finden auf Schuldverhältniſſe, die auf Leiſtung derartiger 
Sachen gerichtet find, die Vorſchriften der $$ 372 bis 382 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs Anwendung. 

1818 A 8; 2039 A 3; 2116 A 1. 

Art 147 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen für 
die dem Vormundſchaftsgericht oder dem Nachlaßgericht obliegenden Verrich⸗ 
tungen andere als gerichtliche Behörden zuſtändig ſind. 

Sind durch Landesgeſetz die Verrichtungen des Nachlaßgerichts einer anderen 
Behörde als einem Gericht übertragen, ſo iſt für die Abnahme des im § 2006 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebenen Offenbarungseides das Amts⸗ 
gericht zuſtändig, in deſſen Bezirke die Nachlaßbehörde ihren Sitz hat. 


3 A 2, 1336 A 4; 1337 A 5; 1342 A 2; 1358 A 6; 1491 A 4; 1492 A 3; 1507 A 1; Vorbem 4 vor 1773; 
1848 A 1; Vorbem 2 vor 1922; 1945 A 2; 1960 A 1: 2003 A 1; 2146 A 1; 2259 A 2; 2282 A 43 2353 A 1. 
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Art 148 
Die Landesgeſetze können die Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts zur Auf⸗ 
nahme des Inventars ausſchließen. 
Vorbem 2 vor 1922; 1960 A 4; 2002 A 4; 2003 A 1. 


Art 149 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei 
der Errichtung einer Verfügung von Todes wegen der Richter an Stelle des 
Gerichtsſchreibers oder der zwei Zeugen eine beſonders dazu beſtellte Urkunds⸗ 
perſon zuziehen kann. 
Auf die Urkundsperſon finden die Vorſchriften der § 2234 bis 2236 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 2 vor 1922; 2233 A 1; 2234 A 1. 


Art 150 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im 
Falle des § 2249 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an Stelle des Vorſtehers oder 
neben dem Vorſteher eine andere amtlich beſtellte Perſon zuſtändig iſt. 
Vorbem 2 vor 1922; 2249 A 2. 


Art 151 

Durch die Vorſchriften der $$ 2234 bis 2245, 2276 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und des Art 149 dieſes Geſetzes werden die allgemeinen Vorſchriften der 
Landesgeſetze über die Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden nicht 
berührt. Ein Verſtoß gegen eine ſolche Vorſchrift ift, unbeſchadet der Vorſchriften 
über die Folgen des Mangels der ſachlichen Zuſtändigkeit, ohne Einfluß auf die 
Gültigkeit der Verfügung von Todes wegen. 

Vorbem 2 vor 1922; 2237 A 1; 2240 A 1; 2241 A 1, 2276 . 


Art 152 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die nicht 
nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung zu erledigenden Rechtsſtreitigkeiten 
die Vorgänge beſtimmen, mit denen die nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an die Klagerhebung und an die Rechtshängigkeit geknüpften Wir⸗ 
kungen eintreten. Soweit ſolche Vorſchriften fehlen, finden die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

987 A 4. 


Vierter Abſchnitt 
Übergangsvorſchriften 


Art 153 
Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht das 
einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, aber für volljährig erklärt iſt oder ſonſt 
die rechtliche Stellung eines Volljährigen erlangt hat, ſteht von dieſer Zeit an 
einem Volljährigen gleich. 
Vorbem 7 vor 1; 2 A 2; Vorbem 10 vor 104; 104 A 8; 106 A 1; Vorbem 7 vor 1773. 
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Art 154 
Wer nach den franzöſiſchen oder den badiſchen Geſetzen emanzipiert oder 
aus der Gewalt entlaſſen iſt, ſteht von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs an, wenn er zu dieſer Zeit das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
einem Volljährigen, andernfalls einem Minderjährigen gleich. 
Vorbem 7 vor 1; 104 A 8; 106 A 1; Vorbem 7 vor 1773, 


Art 155 
Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt iſt, ſteht von dieſer Zeit an einem nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiſteskrankheit Entmündigten gleich. 


Vorbem 7 vor 1; 6 A 7; 104 A 8; 114 A 4; Vorbem 7 vor 1773. 


Art 156 

Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt ift, ſteht von dieſer Zeit an einem nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Verſchwendung Entmündigten gleich. 

Dasſelbe gilt von demjenigen, für welchen nach den franzöſiſchen oder 
den badiſchen Geſetzen wegen Verſchwendung die Beſtellung eines Beiſtandes 
angeordnet iſt. 

Vorbem 7 vor 1; 6 A 73 104 A 8; 114 A 4; Vorbem 7 vor 1773. 


Art 157 
Die Vorſchriften der franzöſiſchen und der badiſchen Geſetze über den er- 
wählten Wohnſitz bleiben für Rechtsverhältniſſe, die ſich nach dieſen Geſetzen be⸗ 
ſtimmen, in Kraft, ſofern der Wohnſitz vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erwählt worden iſt. 
Art 158 
Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erfolgten Todeserklärung beſtimmen ſich nach den bisherigen Geſetzen, ſoweit 
ſich nicht aus den Artt 159, 160 ein anderes ergibt. 
1 . 


Art 159 
Der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für tot erklärten Perſon kann nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs eine neue Ehe eingehen, auch wenn die Wiederverheiratung nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen nicht zuläſſig ſein würde. Die Vorſchriften der $$ 1348 bis 
1352 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 


13 A 3; 1348 A 2. 


Art 160 
Soweit nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs infolge einer 
Todeserklärung die elterliche Gewalt des Verſchollenen, die Vormundſchaft, 
die Pflegſchaft, ſowie das Amt als Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Bei⸗ 
ſtand oder Mitglied eines Familienrats endigt, gelten dieſe Vorſchriften von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an auch für eine vorher erfolgte 
Todeserklärung. 
13 A 3. 
Art 161 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 1 9 Te 
Verfahren, das eine Todeserklärung, eine Verſchollenheitserklärung oder die 
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Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Vermögens 
eines Verſchollenen zum Gegenſtande hat, iſt nach den bisherigen Geſetzen zu 
erledigen. 

Iſt vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Verſchollen⸗ 
heitserklärung oder die vorläufige Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den 
Beſitz oder Genuß des Vermögens eines Verſchollenen erfolgt, ſo ſind die bis⸗ 
herigen Geſetze auch für die Todeserklärung ſowie für die endgültige Einweiſung 
maßgebend. 

Nach den bisherigen Geſetzen beſtimmen ſich auch die Wirkungen der nach 
Abſ 1, 2 ergehenden Entſcheidungen. Im Falle der Todeserklärung finden die 
Vorſchriften der Artt 159, 160 Anwendung. 


13 A 3. 


Art 162 

Soweit eine nach den bisherigen Geſetzen erfolgte oder nach Art 161 Abſ 2 
zuläſſige endgültige Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz oder 
Genuß des Vermögens des Verſchollenen ohne Einfluß auf Rechtsverhältniſſe 
iſt, auf die ſich die Wirkungen der Todeserklärung nach dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch erſtrecken, iſt nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine 
Todeserklärung nach deſſen Vorſchriften zuläſſig; die Wirkungen beſchränken 
ſich auf dieſe Rechtsverhältniſſe. 


Art 163 
Auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden 
juriſtiſchen Perſonen finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften der $$ 25 bis 
53, 85 bis 89 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den Artt 164 bis 166 ein anderes ergibt. 


Vorbem 5 vor 21. 


Art 164 

In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Realgemeinden und 
ähnlichen Verbände, deren Mitglieder als ſolche zu Nutzungen an land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken, an Mühlen, Brauhäuſern und ähnlichen Anlagen 
berechtigt ſind. Es macht keinen Unterſchied, ob die Realgemeinden oder ſonſtigen 
Verbände juriſtiſche Perſonen ſind oder nicht und ob die Berechtigung der Mit⸗ 
glieder an Grundbeſitz geknüpft iſt oder nicht. 


Vorbem 5 vor 21; 741 A 4; 1018 A 1. 


Art 165 
In Kraft bleiben die Vorſchriften der bayeriſchen Geſetze, betreffend die 
privatrechtliche Stellung der Vereine ſowie der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgeſell⸗ 
ſchaften vom 29. April 1869 in Anſehung derjenigen Vereine und regiſtrierten 
Geſellſchaften, welche auf Grund dieſer Geſetze zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehen. 
Vorbem 5 vor 21. 


Art 166 


In Kraft bleiben die Vorſchriften des ſächſiſchen Geſetzes vom 15. Juni 1868, 
betreffend die juriſtiſchen Perſonen, in Anſehung derjenigen Perſonenvereine, 
welche zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Rechts⸗ 
fähigkeit durch Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter erlangt haben. 


Vorbem 5 vor 21. 
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Art 167 
In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden landſchaftlichen 
oder ritterſchaftlichen Kreditanſtalten betreffen. 


Vorbem 5 vor 21; 96 A 1; Vorbem vor 1113; 1143 A 2; 1163 A 1. 


Art 168 
Eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Verfügungsbeſchränkung bleibt wirkſam, unbeſchadet der Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten. 
135 A 5; 137 A 6; 892 A 11; 1094 A 5; 1115 A 4. 


Art 169 

Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung finden 
auf die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen, noch 
nicht verjährten Anſprüche Anwendung. Der Beginn, ſowie die Hemmung 
und Unterbrechung der Verjährung beſtimmen ſich jedoch für die Zeit vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen. 

Iſt die Verjährungsfriſt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche kürzer als nach 
den bisherigen Geſetzen, ſo wird die kürzere Friſt von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an berechnet. Läuft jedoch die in den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen beſtimmte längere Friſt früher als die im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmte 
kürzere Friſt ab, jo iſt die Verjährung mit dem Ablaufe der längeren Friſt vollendet. 

Vorbem vor 194; 852 A 7; 900 A 1; 937 A 1; Vorbem 4 vor 1030. 


Art 170 
Für ein Schuldverhältnis, das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſtanden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. 
Vorbem 7 vor 1; Vorbem 5 vor 21; 125 A 7; 186 A 3; 246 A 6; 254 As; 259 A 4: 318 U 6: 341 A 5: 


843 A 5; 387 U 8; 398 A 4; 426 A 7; Vorbem 7 vor 535; 610 A 6; Vorbem 3 vor 631; Vorbem 2 vor 705; 
741 A 4; 762 A 7; Vorbem 8 vor 823. 
Art 171 


Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehendes 
Miet⸗, Pacht⸗ oder Dienſtverhältnis beſtimmt ſich, wenn nicht die Kündigung 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs für den erſten Termin er⸗ 
folgt, für den fie nach den bisherigen Geſetzen zuläffig ift, von dieſem Termin an 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Vorbem 7 vor 1; Vorbem 7 vor 535. 

Art 172 

Wird eine Sache, die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs vermietet oder verpachtet war, nach dieſer Zeit veräußert oder mit einem 
Rechte belaſtet, ſo hat der Mieter oder Pächter dem Erwerber der Sache oder 
des Rechtes gegenüber die im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmten Rechte. 
Weitergehende Rechte des Mieters oder Pächters, die ſich aus den bisherigen 
Geſetzen ergeben, bleiben unberührt, unbeſchadet der Vorſchrift des Art 171. 

Vorbem 7b vor 535; 892 A 7. 

Art 173 

Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


741 A 4; 921 A 10; 1094 A 5; 2032 A 4. 
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Art 174 


Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches an gelten für die 
vorher ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf den Inhaber die Vorſchriften 
der 8$ 798 bis 800, 802, 804 und des $ 806 Satz 1 des Bürgerlichen Gejer- 
buchs. Bei den auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen 
ſowie bei Zins-, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheinen bleiben jedoch für die 
Kraftloserklärung und die Zahlungsſperre die bisherigen Geſetze maßgebend. 

Die Verjährung der Anſprüche aus den vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf den Inhaber beſtimmt 
ſich, unbeſchadet der Vorſchriften des § 802 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, nach 
den bisherigen Geſetzen. 


Borbem*? vor 1; Vorbem 3 vor 793; 798 A 1; 799 A 5; 801 A 3; 802 A 1; 803 A 3; 804 A 4. 


Art 175 
Für Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine, die nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für ein vor dieſer Zeit ausgeſtelltes Inhaberpapier 
ausgegeben werden, ſind die Geſetze maßgebend, welche für die vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgegebenen Scheine gleicher Art gelten. 
Vorbem 3 vor 793; 803 A 3; 804 A 4. 


Art 176 
Die Außerkursſetzung von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber findet 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr ſtatt. Eine vor⸗ 
her erfolgte Außerkursſetzung verliert mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ihre Wirkung. 


Vorbem 3 vor 793; 799 A 5; 1809 A1; 1814 A 1. 


Art 177 
Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an gelten für vorher 
ausgegebene Urkunden der im § 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art, ſofern der Schuldner nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung ver⸗ 
pflichtet ift, die Vorſchriften des § 808 Abſ 2 Satz 2, 3 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und des Art 102 Abſ 2 dieſes Geſetzes. 


Vorbem 7 vor 1; Vorbem 3 vor 793; 808 A 4. 


Art 178 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs anhängiges 
Verfahren, das die Kraftloserklärung einer Schuldverſchreibung auf den In⸗ 
haber oder einer Urkunde der im § 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeich⸗ 
neten Art oder die Zahlungsſperre für ein ſolches Papier zum Gegenſtande hat, 
iſt nach den bisherigen Geſetzen zu erledigen. Nach dieſen Geſetzen beſtimmen ſich 
auch die Wirkungen des Verfahrens und der Entſcheidung. 


Vorbem 3 vor 793; 799 A 5; 808 A A. 


Art 179 


Hat ein Anſpruch aus einem Schuldverhältniſſe nach den bisherigen Geſetzen 
durch Eintragung in ein öffentliches Buch Wirkſamkeit gegen Dritte erlangt, 
ſo behält er dieſe Wirkſamkeit auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 


Vorbem 3 vr 585. 


736 Einführungsgeſetz 


Art 180 
Auf ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehen⸗ 
des Beſitzverhältnis finden von dieſer Zeit an, unbeſchadet des Art 191, die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 7 vor 1; 854 A 6. 


Art 181 

Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
ſtehende Eigentum finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 

Steht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Eigen⸗ 
tum an einer Sache mehreren nicht nach Bruchteilen zu oder iſt zu dieſer Zeit 
ein Sondereigentum an ſtehenden Erzeugniſſen eines Grundſtücks, insbeſondere 
an Bäumen, begründet, ſo bleiben dieſe Rechte beſtehen. 


Vorbem 7 vor 1; 741 A 4; 891 A 1; 903 A 1; 906 A 20; 910 A 4: 912 A 1: 917 A 15: 921 R 
985 A 57 1004 A 7; 1006 U 4; 1012 A 1; 1094 A 5. ; 921 A 10; 


Art 182 
Das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Stockwerkseigentum bleibt beſtehen. Das Rechtsverhältnis der Beteiligten 


untereinander beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 
93 A 7; 741 A 4; 749 A 6; 752 A 2: 903 A 1; 1012 A 1; 1014 A 1; 1113 A 1. 


Art 183 

Zugunſten eines Grundſtücks, das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs mit Wald beſtanden iſt, bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche die Rechte des Eigentümers eines Nachbargrundſtücks in An⸗ 
ſehung der auf der Grenze oder auf dem Waldgrundſtücke ſtehenden Bäume 
und Sträucher abweichend von den Vorſchriften des $ 910 und des $ 923 Abſ 2, 
3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmen, bis zur nächſten Verjüngung des 
Waldes in Kraft. 


Vorbem 7 vor 1; 903 A 1; 910 A 2; 928 U 8. 


Art 184 


Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs belaſtet iſt, bleiben mit dem ſich aus den bisherigen 
Geſetzen ergebenden Inhalt und Range beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den Artt 192 
bis 195 ein anderes ergibt. Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs an gelten jedoch für ein Erbbaurecht die Vorſchriften des § 1017, für eine 
Grunddienſtbarkeit die Vorſchriften der $$ 1020 bis 1028 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. 

0 Vorbem 7 vor 1; 560 A 1; 873 A 6; 879 A 3, A; 891 A 1; 892 A 7; 894 A 1; 900 A 1; 953 A 3; 


1012 A 1; 1017 A 4; 1018 A 1, 5; 1020 A 6; 1021 A 5; 1023 A 8; 1025 A 6; 1026 A 3; 1027 A 4; 1028 A 5; 
Vorbem 4 vor 1030; 1090 A 1; 1094 A 5; 1105 A 1; 1110 A 1; Vorbem vor 1113; 1252 A 6. 


Art 185 
Iſt zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Erſitzung 
des Eigentums oder Nießbrauchs an einer beweglichen Sache noch nicht voll⸗ 
endet, ſo finden auf die Erſitzung die Vorſchriften des Art 169 entſprechende 


Anwendung. 
937 A 1; Vorbem 4 vor 1030. 


Übergangsvorſchriften 737 


Art 186 

Das Verfahren, in welchem die Anlegung der Grundbücher erfolgt, ſowie 
der Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzu⸗ 
ſehen iſt, werden für jeden Bundesſtaat durch landesherrliche Verordnung be⸗ 
ſtimmt. 

Iſt das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzuſehen, ſo iſt die An⸗ 
legung auch für ſolche zu dem Bezirke gehörende Grundſtücke, die noch kein Blatt 
im Grundbuche haben, als erfolgt anzuſehen, ſoweit nicht beſtimmte Grundſtücke 
durch beſondere Anordnung ausgenommen find. 

Vorbem vor 873; 891 A 1; 892 A 6; 900 A 1; 903 A 1; 925 A 1; 1120 A 1. 


Art 187 


Eine Grunddienſtbarkeit, die zu der Zeit beſteht, zu welcher das Grund⸗ 
buch als angelegt anzuſehen iſt, bedarf zur Erhaltung der Wirkſamleit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. Die Ein⸗ 
tragung hat jedoch zu erfolgen, wenn ſie von dem Berechtigten oder von dem 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks verlangt wird; die Koſten find von dem- 
jenigen zu tragen und vorzuſchießen, welcher die Eintragung verlangt. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß die beſtehenden Grund- 
dienſtbarkeiten oder einzelne Arten zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs bei der Anlegung des Grundbuchs oder 
ſpäter in das Grundbuch eingetragen werden müſſen. Die Beſtimmung kann 
auf einzelne Grundbuchbezirke beſchränkt werden. 

873 A 6: 879 A 3; 892 A 2; 894 A 1; 1018 A 1, 5; 1027 A 4; 1028 A 5; 1094 A 5. 


Art 188 

Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß geſetzliche 
Pfandrechte, die zu der Zeit beſtehen, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs während einer zehn Jahre nicht überſteigenden, von dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an zu berechnenden Friſt nicht der Ein⸗ 
tragung bedürfen. 

Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß Mietrechte 
und Pachtrechte, welche zu der im Abſ 1 bezeichneten Zeit als Rechte an einem 
Grundſtücke beſtehen, zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. 


Vorbem 3 vor 565; Vorbem vor 1118. 


Art 189 


Der Erwerb und Verluſt des Eigentums ſowie die Begründung, Über⸗ 
tragung, Belaſtung und Aufhebung eines anderen Rechtes an einem Grund- 
ſtück oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte erfolgen auch nach dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Das Gleiche gilt von der Anderung des 
Inhalts und des Ranges der Rechte. Ein nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs unzuläſſiges Recht kann nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht mehr begründet werden. 

Iſt zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, der 
Beſitzer als der Berechtigte im Grundbuch eingetragen, ſo finden auf eine zu 
dieſer Zeit noch nicht vollendete, nach § 900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige 
Erſitzung die Vorſchriften des Art 169 entſprechende Anwendung. 
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Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grundſtück oder ein Recht an 
einem Grundſtücke zu der Zeit belaftet iſt, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, erfolgt auch nach dieſer Zeit nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Recht in das Grundbuch eingetragen wird. 

A 1; Vorbem vor 873; 873 A 3, A' 6; 880 A 2; 900 A 1; 903 A1: 925 A 1, 11; 1012 A I 


560 
1018 A 1, 5; 1028 U 5; Vorbem 4 vor 1030; 1090 A 1; 1094 A 5; 1105 A 1; 1111 A 2; 1112 A 1; Vorbem 
vor 1113; 1113 A 1. 


Art 190 
Das nach $ 928 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Fiskus zuſtehende 
Aneignungsrecht erſtreckt ſich auf alle Grundſtücke, die zu der Zeit herrenlos ſind, 
zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Die Vorſchrift des Art 129 
findet entſprechende Anwendung. 
928 A 6. 


Art 191 

Die bisherigen Geſetze über den Schutz im Beſitz einer Grunddienſtbarkeit 
oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit finden auch nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung, bis das Grundbuch für das 
belaſtete Grundſtück als angelegt anzuſehen iſt. 

Von der Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
finden zum Schutze der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit, mit welcher das 
Halten einer dauernden Anlage verbunden iſt, die für den Beſitzſchutz geltenden 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung, ſolange 
Dienſtbarkeiten dieſer Art nach Art 128 oder Art 187 zur Erhaltung der Wirk⸗ 
ſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung 
bedürfen. Das Gleiche gilt für Grunddienſtbarkeiten anderer Art mit der Maß⸗ 
gabe, daß der Beſitzſchutz nur gewährt wird, wenn die Dienſtbarkeit in jedem der 
drei letzten Jahre vor der Störung mindeſtens einmal ausgeübt worden iſt. 

854 A 6; 1018 A 1, 5; 1028 UA 5; 1090 A 1, 7. 


Art 192 

Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, an 
einem Grundſtücke beſtehendes Pfandrecht gilt von dieſer Zeit an als eine Hypo⸗ 
thet, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt. Iſt der 
Betrag der Forderung, für die das Pfandrecht beſteht, nicht beſtimmt, ſo gilt 
das Pfandrecht als Sicherungshypothek. 

Iſt das Pfandrecht dahin beſchränkt, daß der Gläubiger Befriedigung aus 
dem Grundſtücke nur im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann, ſo bleibt 
dieſe Beſchränkung beſtehen. 

Vorbem 7 vor 1; 883 A 8; 891 A 1; Vorbem vor 1113; 1116 A 2: 1118 A 1; 1119 A 1; 1120 A 1; 
1127 A 4; 1133 A 2; 1147 A 2; 1163 A 17 1164 A 2; 1179 A 4; 1180 A 1. 


Art 193 
Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Pfandrecht, welches 
nach Art 192 nicht als Sicherungshypothek gilt, als Sicherungshypothek oder als 
eine Hypothek gelten ſoll, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, und daß eine über das Pfandrecht erteilte Urkunde als Hypotheken⸗ 
brief gelten ſoll. 


891 A 1; Vorbem vor 1113; 1116 A 2. 


Art 194 


Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Gläubiger, deſſen 
Pfandrecht zu der im Art 192 bezeichneten Zeit beſteht, die Löſchung eines im Range 
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vorgehenden oder gleichſtehenden Pfandrechts, falls dieſes ſich mit dem Eigentum 
in einer Perſon vereinigt, in gleicher Weiſe zu verlangen berechtigt iſt, wie wenn 
zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung eine Vormerkung im Grundbuch ein⸗ 
getragen wäre. 

891 A 1; Vorbem vor 1113; 1163 A 1; 1178 A 2; 1179 A 4. 


Art 195 

Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
beſtehende Grundſchuld gilt von dieſer Zeit an als Grundſchuld im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als 
Grundſchuldbrief. Die Vorſchrift des Art 192 Abſ 2 findet entſprechende An⸗ 
wendung. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß eine zu der im Abſ 1 be⸗ 
zeichneten Zeit beſtehende Grundſchuld als eine Hypothek, für welche die Erteilung 
des Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen iſt, oder als Sicherungshypothek gelten 
ſoll und daß eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als Hypothekenbrief 
gelten ſoll. 


Vorbem 7 vor 1; 891 A 1; Vorbem vor 1113. 


Art 196 
Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß auf ein an einem Grund⸗ 
ſtücke beſtehendes vererbliches und übertragbares Nutzungsrecht die ſich auf Grund⸗ 
ſtücke beziehenden Vorſchriften und auf den Erwerb eines ſolchen Rechtes die 
für den Erwerb des Eigentums an einem Grundſtücke geltenden Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung finden. 


Vorbem 4 vor 873; 873 A 6. 76; 925 A 1; 928 A 1; 1012 A 1; 1018 A 3; 1147 A 2, 1445 A 4; 1551 


A 9; 2113 A 1. 
Art 197 

In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen in An⸗ 
ſehung ſolcher Grundſtücke, bezüglich deren zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ein nicht unter den Art 63 fallendes bäuerliches Nutzungs⸗ 
recht beſteht, nach der Beendigung des Nutzungsrechts ein Recht gleicher Art 
neu begründet werden kann und der Gutsherr zu der Begründung verpflichtet iſt. 

908 A 1. 

Art 198 

Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beſchloſſenen Ehe beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder ungültige Ehe iſt als von 
Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch als Ehegatten miteinander leben und der 
Grund, auf dem die Nichtigkeit oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit oder die Anfechtbarkeit der 
Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren haben würde. Die für 
die Anfechtung im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmte Friſt beginnt nicht vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Die nach den bisherigen Geſetzen erfolgte Ungültigkeitserklärung einer 
Ehe ſteht der Nichtigkeitserklärung nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche gleich. 


Vorbem 7 vor 1; Vorbem 10 vor 104; 125 A 7; 1314 A 4; 1324 A 3; 1339 A 7. 
Art 199 
Die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zueinander, insbeſon⸗ 
dere die gegenſeitige Unterhaltspflicht, beſtimmen ſich auch für die zur Zeit 
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des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Ehen nach deſſen 
Vorſchriften. 


Vorbem 7 vor 1; 1581 A 2; Vorbem 4 vor 1601. 


Art 200 

Für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehenden Ehe bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies 
gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen 
des Güterſtandes und von den Vorſchriften der franzöſiſchen und der badiſchen 
Geſetze über das Verfahren bei Vermögensabſonderungen unter Ehegatten. 

Eine nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Regelung 
des Güterſtandes kann durch Ehevertrag auch dann getroffen werden, wenn 
nach den bisherigen Geſetzen ein Ehevertrag unzuläſſig ſein würde. 

Soweit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen infolge des Güterſtandes oder der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt iſt, bleibt dieſe Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güterftand 


beſteht. 
104 As; Borbem 3 vor 1363; 1363 A 7; 1395 A 5; 1418 A 13; 1432 A 1; 1527 A 4; Vorbem 3 vor 
1922; 1931 A 5; 1960 A 4. 


Art 201 

Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 

Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
einer Verfehlung der in den 8$ 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
zeichneten Art ſchuldig gemacht, ſo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn die Verfehlung auch nach 
den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund war. 

Vorbem 7 vor 1; 1564 A 6; 1581 A 2. 


Art 202 
Für die Wirkungen einer beſtändigen oder zeitweiligen Trennung von 
Tiſch und Bett, auf welche vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erkannt worden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies gilt ins⸗ 
beſondere auch von den Vorſchriften, nach denen eine bis zu dem Tode eines der 
Ehegatten fortbeſtehende Trennung in allen oder einzelnen Beziehungen der 
Auflöſung der Ehe gleichſteht. 


1564 A 6. 


Art 203 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geborenen ehelichen Kinde beſtimmt ſich 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 
Dies gilt insbeſondere auch in Anſehung des Vermögens, welches das Kind vor⸗ 
her erworben hat. 
Vorbem 7 vor 1616; Vorbem 3 vor 1741. 


Art 204 
Iſt der Vater oder die Mutter zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs in der Sorge für die Perſon oder für das Vermögen des Kindes 
durch eine Anordnung der zuſtändigen Behörde beſchränkt, ſo bleibt die Beſchrän⸗ 
kung in Kraft. Das Vormundſchaftsgericht kann die Anordnung nach § 1671 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufheben. 


Übergangsvorſchriften 74¹ 


Iſt dem Vater oder der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des 
Kindes durch Anordnung der zuſtändigen Behörde entzogen, ſo hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die Anordnung auf Antrag aufzuheben, es ſei denn, daß die 
Entziehung der Nutznießung nach $ 1666 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
gerechtfertigt iſt. 

Vorbem 7 vor 1616. 

Art 205 

Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf 
Grund der bisherigen Geſetze die Mutter von der Vormundſchaft über das Kind 
ausgeſchloſſen oder der Mutter einen Beiſtand zugeordnet, ſo gilt die Anordnung 
des Vaters von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an als Anord⸗ 
nung der Beſtellung eines Beiſtandes für die Mutter im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

Vorbem 7 vor 1616. 

Art 206 

Iſt auf Grund der bisherigen Geſetze eine Ehe geſchieden oder infolge der 
Todeserklärung eines der Ehegatten aufgelöſt oder iſt auf Trennung der Ehe⸗ 
gatten von Tiſch und Bett erkannt worden, ſo beſtimmen ſich das Recht und die 
Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder zu ſorgen, nach 
den bisherigen Geſetzen; die Vorſchriften des § 1635 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2 und des 
§ 1636 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden jedoch Anwendung. 


1581 A 2; Vorbem 7 vor 1616. 


Art 207 
Inwieweit die Kinder aus einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſenen nichtigen oder ungültigen Ehe als eheliche Kinder an⸗ 
zuſehen ſind und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte 
ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


Art 208 

Die rechtliche Stellung eines vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geborenen unehelichen Kindes beſtimmt ſich von dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften; für die Erforſchung 
der Vaterſchaft, für das Recht des Kindes, den Familiennamen des Vaters zu 
führen, ſowie für die Unterhaltspflicht des Vaters bleiben jedoch die bisherigen 
Geſetze maßgebend. 

Inwieweit einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
außerehelich erzeugten Kinde aus einem beſonderen Grunde, insbeſondere wegen 
Erzeugung im Brautſtande, die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes zu⸗ 
kommt und inwieweit der Vater und die Mutter eines ſolchen Kindes die Pflichten 
und Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Die Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch für ein nach den franzöſiſchen oder 
den badiſchen Geſetzen anerkanntes Kind. 

Vorbem 3 vor 1705; 1924 A 2. 


Art 209 
Inwieweit ein vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs legiti⸗ 
miertes oder an Kindes Statt angenommenes Kind die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes hat und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und 
Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


Vorbem 7 vor 1; Vorbem 3 vor 1705; Vorbem 3 vor 1741. 
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Art 210 

Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
ſtehende Vormundſchaft oder Pflegſchaft finden von dieſer Zeit an die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Iſt die Vormundſchaft wegen 
eines körperlichen Gebrechens angeordnet, ſo gilt ſie als eine nach $ 1910 Abſ 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordnete Pflegſchaft. Iſt die Vormundſchaft 
wegen Geiſtesſchwäche angeordnet, ohne daß eine Entmündigung erfolgt iſt, 
jo gilt fie als eine nach $ 1910 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Ver⸗ 
mögensangelegenheiten des Geiſtesſchwachen angeordnete Pflegſchaft. 

Die bisherigen Vormünder und Pfleger bleiben im Amte. Das Gleiche 
gilt im Geltungsbereiche der preußiſchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 
1875 für den Familienrat und deſſen Mitglieder. Ein Gegenvormund iſt zu ent⸗ 
laſſen, wenn nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Gegen⸗ 
vormund nicht zu beſtellen ſein würde. 

Vorbem 7 vor 1; Vorbem 7 vor 1773. 


Art 211 
Die nach den franzöſiſchen oder den badiſchen Geſetzen für einen Geiſtes⸗ 
ſchwachen angeordnete Beſtellung eines Beiſtandes verliert mit dem Ablaufe 
von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre 
Wirkung. 
Vorbem 7 vor 1773. 
Art 212 
In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen gewiſſe 
Wertpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. 
Vorbem 7 vor 1773; 1807 A 1; 2119 A 1. 


Art 213 
Für die erbrechtlichen Verhältniſſe bleiben, wenn der Erblaſſer vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtorben iſt, die bisherigen Geſetze 
maßgebend. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über das erb⸗ 
ſchaftliche Liquidationsverfahren. 


Borbem 7 vor 1; Vorbem 10 vor 104; Vorbem 3 vor 1922; 1931 A 5; 2032 A 4: 2057 A 2: 2079 U 8; 
2084 A 1; 2259 A 6; 2260 A 4; 2269 A 3; 2271 A 6; 2325 U 7; Vorbem vor 2339; Vorbem vor 2353. 


Art 214 
Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgte Errichtung 
oder Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen wird nach den bisherigen 
Geſetzen beurteilt, auch wenn der Erblaſſer nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ſtirbt. Be) 
Das Gleiche gilt für die Bindung des Erblaſſers bei einem Erbvertrag 
oder einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, ſofern der Erbvertrag oder das Teſta⸗ 
ment vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs errichtet worden iſt. 


125 A 7; Vorbem 8 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2253 A 1; 2269 A 3; 2271 A. 6; 2286 A 1; 2289 A 1; 
2325 UM 7. . 


Art 215 
Wer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Fahigkeit 
zur Ecrichtung einer Verfügung von Todes wegen erlangt und eine ſolche Ver⸗ 
fügung errichtet hat, behält die Fähigkeit, auch wenn er das nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. 


Übergangsvorſchriften 743 


Die Vorſchriften des $ 2230 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf ein 
Teſtament Anwendung, das ein nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs geſtorbener Erblaſſer vor dieſem Zeitpunkt errichtet hat. 


Vorbem 10 vor 104; 104 A 8; Vorbem 3 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2230 A 2. 


Art 216 

Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Mitglieder gewiſſer 
ritterſchaftlicher Familien bei der Ordnung der Erbfolge in ihren Nachlaß durch 
das Pflichtteilsrecht nicht beſchränkt ſind, bleiben in Anſehung derjenigen Familien 
in Kraft, welchen dieſes Recht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs zuſteht. 

Vorbem 3 vor 1922. 

Art 217 

Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgte Errich⸗ 
tung eines Erbverzichtvertrags ſowie die Wirkungen eines ſolchen Vertrags be⸗ 
ſtimmen ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Das Gleiche gilt von einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs geſchloſſenen Vertrage, durch den ein Erbverzichtsvertrag aufgehoben 
worden iſt. 

Vorbem 3 vor 1922; Vorbem vor 2346. 


Art 218 
Soweit nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts die bisherigen Landes⸗ 
geſetze maßgebend bleiben, können ſie nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs durch Landesgeſetz auch geändert werden. 


7 A 1; 1094 A 3; 1105 A 1; Vorbem 3 vor 1363. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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Alphabetiſches Sachregiſter. 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB. 
A — Anmerkung. Vorbem — Vorbemerkung. EG — Einführungsgeſetz. 


A. 


Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 


bei Zeugen der Eheſchließung 1318; bei 
Zeugen der Teſtamentserrichtung 2237; 
beim Vormund 1781, EG 40. 


Abfindung bei Guts⸗ oder Vermögensüber⸗ 


nahme 330; eines Verletzten 843, 844; 
des anteilsberechtigten Abkömmlings bei 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1501,1503; 
des Ehegatten 1580; für Unterhaltsan⸗ 
ſprüche des unehelichen Kindes 1714. 


Abgaben, öffentliche, keine Haftung des Ver⸗ 


käufers für Nichtvorhandenſein 436; Tra⸗ 
gung durch den Erbſchaftskäufer 2379; vgl. 
Laſten⸗Rückerſtattung, EG 104. 


Abhanden gekommene Schuldverſchrei⸗ 


bungen auf den Inhaber 799; Zins⸗, 
Renten-, Gewinnanteilſcheine 799; quali⸗ 
fizierte Legitimationspapiere 808; Eigen⸗ 
tumserwerb an abhandengekommenen 
Sachen 935; Herausgabe an den früheren 
Beſitzer 1006, 4007; abhanden gekomme⸗ 
nerHypothekenbrief 1162. 


Ablieferung an einen gerichtlich beſtellten 
Verwahrer bei Geſamtgläubigerverhältnis 
432; der gekauften Sache, Beginn der 
Verjährungsfriſt für die Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche 477; der gefundenen Sache 967, 
975, 978; der Pfandſache an einen gericht⸗ 
lich beſtellten Verwahrer 1217; des Teſta⸗ 
ments an das Nachlaßgericht 2259; des 
Erbvertrags 2300. 

Ablieferungsort 269 A 1, 270. 

Ablöſung der Rentenſchuld 1199—1202. 

Ablöſungsrecht 268; bei Hypotheken 1150; 
beim Pfandrecht 1249. 

Ablöſungsrenten EG 113, 114. 

Abnahme der gekauften Sache 433 A 10; 
beim Werkvertrag 640. 

Abmarkung 919. 

Abrechnung als Grundlage eines Schuldver⸗ 
ſprechens oder Schuldanerkenntniſſes 782. 

Abſchichtungsanſpruch 1487 A 7. 

Abſchlagszahlung, Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung 208. 

Abſchrift aus dem Vereinsregiſter 79; aus 


Abhängigkeitsverhältnis, Mißbrauch 825 AB. 

Abholungsrecht des Beſitzers 867; des Eigen⸗ 
tümers einer beweglichen Sache 1005. 

Abkömmlinge, einſeitige 1483 A 7; 


dem Güterrechtsregiſter 1563; des Teſta⸗ 
ments 2264. 


Abſonderungsberechtigte, nicht betroffen vom 


Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1971. 


Unterhalt 685, 1606; Eheverbot 1310; 
Fortſetzung der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft 1483; Wirkung der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe 1722; der Ehelich⸗ 
keitserklärung 1737; der Annahme an 
Kindes Statt 1762; 

geſetzliches Erbrecht 1923, 1924; Aus⸗ 
gleichungspflicht 2050, 2053; Einſetzung 
im Teſtamente 2069, 2070; Einſetzung 
als Nacherbe 2107; Pflichtteilsrecht 2303, 
2309, 2315, 2316; Erbverzicht 2349, 2350. 


Ablehnung des Antrags 146, 147, 150; der 


Leiſtung durch einen Dritten 267; der 
Leiſtung im Falle des Verzugs bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen 326; der Schenkung 
516; der Annahme eines Auftrags 663; 
der Aufbewahrung von Sachen des 
Gaſtes durch den Wirt 701, 702; der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1484; der 
Vormundſchaft 1786, 1787; des Amtes 
als Teſtamentsvollſtrecker 2202. 


Abſtammung, vergl. eheliche Abſtammung. 

Abtrennungsrecht des Beſitzers 997. 

Abtretung 398; künftiger Rechte 398 A 2; 
von Nebenrechten 399 A 4; ausgeſchloſſen 
infolge der Natur der Leiſtung oder Ver⸗ 
einbarung 399, bei höchſtperſönlichen 
Rechten 399 A 4, bei unpfändbaren Rech⸗ 
ten 400; Wirkung 398, bezüglich der 
Nebenrechte 401; Auskunftspflicht des 
bisherigen Gläubigers 402; öffentlich be⸗ 
glaubigte Abtretungsurkunde 403; Ein⸗ 
wendungen des Schuldners 404, bei 
Scheingeſchäft und vertragsmäßigem Aus⸗ 
ſchluß der Abtretung 405; Aufrechnung 
gegenüber dem neuen Gläubiger 406; 
Schutz des Schuldners bei Unkenntnis der 
Abtretung 407; bei mehrmaliger Ab⸗ 
tretung 408; Wirkung der Anzeige des 
Gläubigers 409; Legitimation des neuen 
Gläubigers 410; von Dienſteinkommen 
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411, EG 81; Übergang von Forderungen 
kraft Geſetzes 412; 


der Anſprüche des Schadenserſatzberech⸗ 


tigten an den Verpflichteten 255; des 
Herausgabeanſpruchs 870, 931, 934; 986 
A 4; der Hypothekenforderung 1154, 
1156—1159; des Pfandrechts 1250. 
Abweichung des Käufers von den Weiſungen 
des Verkäufers über die Verſendung 447, 


des Beauftragten von den Weiſungen des 


Auftraggebers 663, des Geſchäftsführers 
einer Geſellſchaft von ſeinen Weiſungen 
713. 

Abweſende, Willenserklärung gegenüber Ab⸗ 
weſenden 130, 132; Vertragsſchluß 147 
bis 151. 

Abweſenheit des Ehemannes 1358, 1401; 
der Ehefrau 1379, 1447. 

Abweſenheitspflegſchaft 1418, 1911, 1921. 

Abwickelungsgeſchäft der Liquidatoren 49 A1. 

Abzahlungsgeſchäft 455 A 9. 

Adel EG 56—58; Übertragung durch An⸗ 
nahme an Kindes Statt Vörbem 5 vor 
1741. 

Adeliger Name 12 A 1, 1577 A 11. 

Affektionsintereſſe 253 A 1. 

Afterbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Aftermiete 549. 

Afterverpachtung 596. 

Agere in fraudem legis 117 A 3, 134 A 1. 

Akkord Vorbem vor 779. 

Akkordbürgſchaft 766 A 2. 

Aktien, Nießbrauch 1068 A 3. 

Aktiv⸗ und Paſſivbeteiligter bei Begründung 
von Rechten an Grundſtücken 873 A 8, 9. 

Allgemeine Gütergemeinſchaft 1437; Ge⸗ 
ſamtgut 1438; Sondergut 1439; Vor⸗ 
behaltsgut 1440, 1441; Verfügungsrecht 
der Ehegatten 1443; Aufrechnung von 
Forderungen 1442; Verwaltung des Ge⸗ 
ſamtgutes, Führung von Rechtsſtreitig⸗ 
keiten 1443, 1444 A 6; Rechtsgeſchäfte 
des Mannes, die der Einwilligung der 
Frau bedürfen 1444 1446; Erſetzung der 
Einwilligung der Frau durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht 1447; Folgen der 
mangelnden Einwilligung der Frau 1448, 
1449; Verhinderung des Mannes an der 
Vornahme von Rechtsgeſchäften 1450; 
Erſetzung der Zuſtimmung des Mannes 
durch das Vormundſchaftsgericht 1451; 
Erwerbsgeſchäft der Ehefrau 1452; von 
der Zuſtimmung des Mannes befreite 
Rechtshandlungen der Frau 1453, 1454; 
Haftung des Mannes für die Verwaltung 
des Geſamtguts 1456; Verantwortlich⸗ 
keit der Frau 1456 A 6; Vormundſchaft 
über den Mann 1457: Tragung des ehe⸗ 
lichen Aufwands 1458; Haftung für Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeiten gegenüber den 
Gläubigern 1459—1462; Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuß 1460 A 5; Konkurs 1459 A 13; 
Verteilung der Geſamtgutsverbindlich⸗ 
keiten im Verhältnis der Ehegatten zu⸗ 


| 


einander 1463—1465; Ausſtattung von 
Abkömmlingen 1465; Verwendungen des 
Mannes 1466; Fälligkeit der gegenſeitigen 
Anſprüche der Ehegatten 1467; Beendi⸗ 
gung 1468—1470; Klage auf Aufhebung 
1468, 1469; Auseinanderſetzung wegen 
des Geſamtguts 1471—1481; unbeerbte 
Ehe 1482; beerbte Ehe 1483; Zuwen⸗ 
dungen aus dem Geſamtgut, Ausgleich⸗ 
ungspflicht 2054; vergl. fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft. 

Altenteil EG 96. 

Alternativobligation 262 A 1. 

Amortiſations hypothek 1115 A 6, 1163 A 1. 

Amtsgericht: Führung des Vereinsregiſters 
21, 55; Vervollſtändigung des Vereins- 
vorſtandes 29; Einberufung der Mitglie- 
derverſammlung 37, Zeugnis über die 
Zuſammenſetzung des Vereinsvorſtandes 
69, Ordnungsſtrafen gegenüber den Mit- 
gliedern des Vereinsvorſtands 78; 

Zuſtellung von Willenserklärungen 132; 
Kraftloserklärung der Vollmachtserklä⸗ 
rung 176; Abnahme des Offenbarungs⸗ 
eides 261; Beſtellung eines Vertreters 
für Entgegennahme der Kündigung der 
Hypothek 1141; 

vgl. Güterrechtsregiſter, Nachlaßgericht, 
Vormundſchaftsgericht. 

Amtskautionen EG 90. 

Amtspflicht: Verletzung durch Beamte 839, 
841, EG 77, 78, durch den Vormund⸗ 
ſchaftsrichter 1674, 1848. 

Analogie Vorbem 3 vor 1. 

Anderung der Vereinsſatzung 33, 71; des 
Vereinszweckes 33, 43; des Inhalts eines 
eingetragenen Rechtes 877, deſſen Ranges 
880; eines dem Nießbrauch unterworfe⸗ 
nen Rechtes 1071; des verpfändeten 
Rechtes 1276. 

Androhung der Aufgabe des Grundſtücks 
durch den Schuldner 303, der Verſteige⸗ 
rung der hinterlegten Sache 384, des 
Pfandverkaufs 1234. 

Aneignung beweglicher Sachen 958, 959; von 
Tieren 960; von Bienen 961—964; her⸗ 
renloſer Grundſtücke durch den Fiskus 928; 
Geſtattung der Aneignung von Erzeug- 
niſſen und Beſtandteilen 956, 957; 

EG 129, 130. 

Anerbe, Übernahme eines Landqguts durch 
Pflichtteilsberechtigten 2312; EG 64. 
Anerkenntnis eines verjährten Anſpruchs 
222; des Erlöſchens der Schuld 371; 

Schuldanerkenntnis 781. 

Anerkennung, Unterbrechung der Verjährung 
208 A 2; negativer Anerkennungsvertrag 
397; der Ehelichkeit eines Kindes 1598, 
deren Anfechtung 1599; der Vaterſchaft 
1598, 1718, 1720, 1725. 

Anfall des Vermögens eines aufgelöſten 
Vereins 45—47, EG 85; eines Stiftungs⸗ 
vermögens bei Erlöſchen der Stiftung 88; 
der Erbſchaft 1942, 1953, 2344; der Nach⸗ 
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erbſchaft 2139; des Vermächtniſſes 2176 
bis 2179, 2269. 


Anfechtung einer Willenserklärung wegen 


Irrtums 119; wegen unrichtiger Über⸗ 
mittelung 120; wegen Drohung und arg⸗ 
liſtiger Täuſchung 123; Zeitpunkt 121, 
124; Anfechtungsgegner 143; Wirkung 
142; Form 143; Beſtätigung anfecht⸗ 
barer Rechtsgeſchäfte 144; Wirkung auf 
die Verjährung 200; Wirkung auf Bürg⸗ 
ſchaft 770; 

der Entmündigung 115; der Beſtim⸗ 
mung der Leiſtung durch Dritte 318; 
der Ehe 1330-1335; der Ehelich⸗ 
keit eines Kindes 1593—1597; der An⸗ 
erkennung der Ehelichkeit 1599; der Ehe 
wegen Drohung 1704; der Ehgelichkeits⸗ 
erklärung und der Bewilligung 1731; der 
Annahme oder Ausſchlagung der Erbſchaft 
1954; des Teſtaments 2078, 2079; des 
Erbvertrags 2281—2283, 2285; der Aus⸗ 
ſchlagung einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtniſſes durch den Fflichtteilsberech⸗ 
tigten 2308; zum Zwecke der Geltend⸗ 
machung der Erbunwürdigkeit 2340—2344. 


Angebot der Leiſtung 294296. 


Angeſtellte, Haftung für Verſchulden 278, 
831. 


Anlagen, Beeinträchtigung desNachbargrund⸗ 


ſtücks 907; Grundſtdienſtbarkeit, Unter⸗ 
haltung 1021, 1022; Beſeitigung 1028. 


Anlandungen EG 65. 
Anlegung des eingezogenen Kapitals bei 


Nießbrauch 1079; bei Pfandrecht 1288; 
des Geldes der Ehefrau 1377; des 
Kindes 1642, 1691; des Mündelgeldes 
1806—1811; von Geld durch den Vor⸗ 
erben 2119. 


Anmeldung zum Vereinsregiſter 59—61; 


Form 77; des Erbrechts 1965, 2358; von 
Nachlaßforderungen 1970. 


Annahme eines Antrags 146—150; der 


Leiſtung 362 A 2; der Kaufſache 464 
A 2; der Schenkung 516; des Werkes 642, 
644; der Erbſchaft 1406, 1943; der Nach⸗ 
erbſchaft 2142 A 1; des Vermächtniſſes 
1406, 2180; vgl. Antrag, Erbſchaft. 


Annahme an Kindes Statt Vorausſetzung 


1741; Ausſchluß von Bedingung und 
Zeitbeſtimmung 1742; mehrfache An⸗ 
nahme an Kindes Statt 1743; Alter des 
Annehmenden 1744, 1745; Einwilligung 
des Ehegatten 1746; der Eltern und der 
Mutter 1747; Form der Einwilligung 
1748; Annahme als gemeinſchaftliches 
Kind 1749; Ausſchluß der Stellvertretung 
1750, 1751; Annahme des Mündels durch 
den Vormund 1752; Beſtätigung des Ver⸗ 
trags 1753, 1756; Anfechtung 1755, 1756; 
Wirkung für den Angenommenen 1757, 
1758; für den Annehmenden 1759, 1761; 
für die Abkömmlinge und Verwandten des 
Kindes 1762, 1764; für die Verwandten 


des Annehmenden 1763; für die Eltern 
des Kindes 1765; Unterhaltspflicht des 
Annehmenden 1766; vertragsmäßige 
Abänderungen der Wirkungen 1767; Auf⸗ 
hebung durch Vertrag 1768—1770; durch 
verbotwidrige Ebe 1771; Wirkung der 
Aufhebung 1772; Wohnſitz des Ange⸗ 
nommenen 11; Ehehindernis 1311. 
EG 22, 209. 


Anrechnung von Erſparniſſen 324; der 
Draufgabe 337; auf mehrere Anſprüche, 
Zinſen, Koſten 366, 367; auf den Dienſt⸗ 
lohn 615; auf den Pflichtteil 2315, 2316, 
2327. 

Anſpruch, Begriff 194; Vorbem 4 vor 1; Vor⸗ 
bem 2 vor 241; Entſtehung 198 A 2; 
auf Unterlaſſung 198 A 3. 

Anſtandsſchenkungen 534 A 1. 

Anſtalt, öffentlichrechtliche, Haftung für Ver⸗ 
treter 89. 

Anſtaltvormundſchaft 1773 A 4. 

Anſtifter bei einer unerlaubten Handlung 830. 

Antrag zum Vertragsſchluß 145 A 1; Er⸗ 
löſchen 146; Annahme 147; Friſt zur 
Annahme 148, 149; Wirkung verſpäteter 
oder inhaltlich abweichender Annahme 
149, 150; ſtillſchweigende Annahme 151; 
Einfluß des Todes und des Eintritts der 
Geſchäftsunfähigkeit des Antragſtellers 
153; des Antraggegners 153 A 3. 

Antragsgrundſatz für Grundbucheinträge 
Vorbem 3b vor 873. 

Anwachſung des Anteils am Geſellſchaftsver⸗ 
mögen 738; des Anteils eines anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlings bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft 1490; des Erbteils 
2094 — 2099; Verhältnis zum Rechte des 
Erſatzerben 2099; des Vermächtniſſes 
2158, 2159. 


Anwartſchaft des Nacherben 2108 A 2; des 
Vermächtnisnehmers 2177 A 1. 

Anweiſung, kaufmänniſche Vorbem vor 783; 
Begriff 783; Annahme durch den Ange- 
wieſenen 784; Einwendungen des An⸗ 
gewieſenen 784 A 4; Aushändigung 785; 
Verjährung des Anſpruchs 786; An⸗ 
weiſung auf Schuld 787; keine Zahlung 
788; Verweigerung der Annahme durch 
den Angewieſenen 789; Widerruf der An⸗ 
weiſung 790; Übertragbarkeit 792; Er⸗ 
löſchungsgründe 790 A 5, 791. 

Anzeige des Erlöſchens der Vollmacht 170; 
der Hinterlegung 374; der Abtretung 
einer Forderung 409; von Mängeln der 
Kaufſache 478, beim Viehkauf 485, bei 
der Miete 545, beim Werkvertrag 639; 
der Ablehnung des Auftrags 663; der 
Abweichung von den Weiſungen des Auf⸗ 
traggebers 665; bei Tod des Beauftragten 
673, des Geſchäftsführers 681; der An⸗ 
derung der Aufbewahrung 692; des An⸗ 
gewieſenen und Anweiſungsempfängers 
bei Verweigerung der Annahme 789; des 
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Fundes 965; der Verpfändung einer For⸗ 
derung 1280; des Erbſchaftskaufs 2384; 
vgl. Benachrichtigung. 

Arbeitsgeräte der Ehefrau 1362, 1366, 1477: 
des Kindes 1650. 

Arbeitslöhne, Verjährung 196. 

Argliſtige Täuſchung, Begriff 123 A 2; An⸗ 
fechtungsgrund 123. 

Argliſtiges Verſchweigen des Verkäufers 460 

3; 463 A 6; 476 A 2; des Schenkers 
523, 524; des Vermieters 540; des Ver⸗ 
leihers 600; des Unternehmers 637; des 
Vermächtnisbeſchwerten 2182, 2183. 

Arme, Einſetzung im Teſtament 2072. | 

Armenrecht, Einwirkung auf Koſtenvorſchuß⸗ 
pflicht des Mannes 1387 A 6b. 

Arreſt im Falle der Selbſthilfe 230; Ver- 
fügung im Wege der Arreſtvollziehung 
Vorbem 7 vor 104. 

Arreſthypothek Vorbem vor 1113, 1132 A 3, 
1163 A 1. 

Arzte, Verjährung der Anſprüche 196; Rechts⸗ 
verhältniſſe Vorbem 2b vor 611. 

Aufenthalt, öffentliche Zuſtellung bei unbe⸗ 
kanntem Aufenthalt des Zuſtellungs⸗ 
empfängers 132; bei Bürgſchaft, Zwangs⸗ 
vollſtreckung am Orte des Aufenthalts 
des Hauptſchuldners 772, 773, 775; Auf⸗ 
enthalt des Verlobten, Zuſtändigkeit des 
Standesbeamten 1320; Aufenthalt des 
Kindes 1631. 

Aufforderung an die Gläubiger eines auf⸗ 
gelöſten Vereins durch Liquidatoren 50; 
zur Genehmigung: von Rechtsgeſchäften 
Minderjähriger 108, 114; von Rechtsge⸗ 
ſchäften vollmachtloſer Vertreter 177; 
der Schuldübernahme 415, 416, der Ver⸗ 
wendungen des Beſitzers 1003, von Ver⸗ 
trägen der Ehefrau 1396; zur Anmeldung 
von Erbrechten 1965, 2358, von Nachlaß⸗ 
gläubigern 2061. 

Aufgabe des Beſitzes 856 A 2; des Beſitzes 
von Grundſtücken bei Gläubigerverzug 303; 
von Rechten an Grundſtücken 875; des 
Eigentums beweglicher Sachen 959; des 
Eigentums an einem Grundſtücke 928; des 
Nießbrauchs 1064; des Pfandrechts 1255. 

Aufgebot, ſtandesamtliches 1316, EG 46; 
zum Zwecke der Todeserklärung 13; 
eines Wertpapiers, Haftung des Verkäu⸗ 
fers 437; verlorener Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 799; von qualifizierten 
Legitimationspapieren 808; des unbe⸗ 
kannten Vormerkungsberechtigten 887; 
des Grundſtückseigentümers 927; des un⸗ 
bekannten Vorkaufsberechtigten 1104; des 
unbekannten Reallaſtberechtigten 1112; 
des Hypothekenbriefes 1162; des unbe⸗ 
kannten Hypothekengläubigers 1170, 1171; 
des unbekannten Schiffsgläubigers 1269; 
der Nachlaßgläubiger 1970—1974; 2015; 
2045, 2060; 2061; bei Erbſchaftskauf 
2383 A 1. 
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Aufhebung der Entmündigung 6, 115; der 
Stiftung 87; der Gemeinſchaft 749; von 
Rechten an Grundſtücken 875, 876; des 
Nießbrauchs 1062, 1064; der Hypothek 
1165, 1168 A 1, 1183; des Pfandrechts 
1255; des verpfändeten Rechtes 1276; 
der Verwaltung und Nutznießung 1418, 
1426; der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
1437, 1468 —1470; der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft 1492; der Errungenſchafts- 
gemeinſchaft 1542; der ehelichen Gemein- 
ſchaft 1575, 1576, 1586, 1587, EG 17, 
201; der Annahme an Kindes Statt 1768 
bis 1772; des Familienrats 1879 —1881; 
der Vormundſchaft 1882 A 1, 3; 1883; 
der Pflegſchaft 1919; der Nachlaßver⸗ 
waltung 1988; des Erbvertrags 2289. 

Auflage bei Schenkungen 525—527; bei 
Verfügungen von Todes wegen, Begriff 
1940; im korreſpektiven Teſtamente 2270; 
im Erbvertrage 2278, 2279; Beſtimmung 
der Perſon des Begünſtigten 2193; Klage⸗ 
recht auf Vollziehung 2194; Selbſtändig⸗ 
keit von Auflage und Zuwendung 2195; 
Folgen der Unmöglichkeit der Vollziehung 
2196; Fürſorge durch Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker 2223; beim Aufgebot der Nachlaß⸗ 
gläubiger 1972; als Pflichtteilsbeſchrän⸗ 
kung 2306; im Verhältnis zum Pflicht⸗ 
teil 2318, 2322, 2323; Haftung des Erben 
für EDEN bei Erbſchaftskauf 
2376. 

Auflaſſung 925; Koſten 449; Heilung des 
Formmangels des Grundſtücksveräuße⸗ 
rungsvertrags 313; EG 143. 

Auflöſende Bedingung 158 —162. 

Auflöſung des Vereins 41, 45, 74; der Ge⸗ 
ſellſchaft 723—729; der Ehe 1348 U 9. 

Aufrechnung 387; Erklärung, Form 388; 
Eventualaufrechnung 388 A 2; gegenüber 
eingeklagten Teilforderungen 388 A 3, 
396 A 1; Verhältnis zum Zurüdbehal- 
tungsrecht 273 A 1; Aufrechnungsvertrag 
387 A 1; Wirkung 389; mit Forderungen, 
denen Einreden entgegenſtehen 390; ver⸗ 
ſchiedene Leiſtungsorte 391; Wirkung der 
Beſchlagnahme einer Forderung 392 
gegenüber dem Anſpruche aus unerlaubter 
Handlung 393; gegenüber unpfändbaren 
Forderungen 394; gegenüber Forde⸗ 
rungen des Reichs 395; bei mehreren auf⸗ 
rechenbaren Forderungen 396; 

Unterbrechung der Verjährung 209; 
215; Aufrechnung im Falle des Rück⸗ 
trittes 357; im Falle der Abtretung 406; 
bei Schuldübernahme 417; bei Gefamt- 
ſchuldverhältnis 429; bei Geſamtgläubiger⸗ 
verhältnis 429; von und mit Spiel⸗ und 
Wettſchulden 762 A 2; Wirkung auf Bürg⸗ 
ſchaft 770; Verſagung bei Geſellſchafts⸗ 
forderungen 719 A 4; zur Befriedigung 
des Hypothekengläubigers 1142; bei Nach⸗ 
laßkonkurs und Nachlaßverwaltung 1977; 
des Schuldners gegen eine Nachlaß⸗ 
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forderung mit Forderung gegen den ein- 
zelnen Erben 2040. 

Aufſchiebende Bedingungen 158162. 

Aufſichtspflicht, Schadenserſatz infolge deren 
Verletzung 832 

Auftrag, Begriff Vorbem 3 vor 662; 662; 
im Verhältnis zur Vollmacht Vorbem 3 
vor 662; öffentliche Beſtellung zur Vor⸗ 
nahme von Geſchäften 663; Übertragbar⸗ 
keit der Ausführung 664; Abweichung von 
den Weiſungen des Auftraggebers 665; 
Auskunfts- und Rechenſchaftspflicht des 
Beauftragten 666; Herausgabepflicht des 
Beauftragten 667; Verzinſungspflicht 668; 
Aufwendungen 669, 670; Zeitpunkt des 
Erlöſchens 674; Notbeſorgung 672 A 6; 
673 A 3; Geſchäftsbeſorgung 675; Be⸗ 
endigung durch Widerruf und Kündigung 
671; durch Tod oder Geſchäftsunfähigkeit 
eines Vertragsteils 672, 673. 

Aufwendungen, Erſatz 256, 257; des Schuld⸗ 
ners bei Verzug des Gläubigers 304; des 
Mäklers 652; beim Auftrage 669, 670; 
des Geſchäftsführers 683-685; des Ver⸗ 
wahrers 693; des Finders 970; des Be⸗ 
ſitzers 995; des Ehemanns 1390; der Ehe⸗ 
frau 1429; des Kindes 1618; des Vaters 
1648; des Vormunds 1835; des Erben 
1978; des Erbſchaftsbeſitzers 2022; des 
Vorerben 2124, 2125; des Beſchwerten 
2185; beim Erbſchaftskaufe 2381. 

Ausbeſſerung der Sache bei der Pacht 582; 
bei Nießbrauch 1041 —1044. 

Ausbeute einer Sache 99. 

Auseinanderſetzung zwiſchen Geſellſchaftern 
730—735, 738 — 740; der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 1471—1481; der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1497—1504; 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1546; bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1557 A 1; zwiſchen 
minderjährigem Kinde und deſſen Vater 
1669; 

der Erbengemeinſchaft 20422056, 

Zeitpunkt 2043, 2045, Durchführung 
2047, Anordnungen des Erblaſſers 2048; 
Ausgleichungspflicht 2050, Ausſchließung 
2044, Auseinanderſetzungsplan des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2204. 

Ausfallsbürgſchaft A 5 vor 765, 771 A. 

Ausgleichung unter Geſamtſchuldnern 426; 
unter Abkömmlingen 2050 —2056, 2316; 
Berechnungsart 2055, 2056; bei Zu⸗ 
wendungen aus dem Geſamtgute 2054; 
Haftung des Erben für Nichtvorhandenſein 
der Ausgleichungspflicht bei Erbſchafts⸗ 
kauf 2376. 

Auskunft, Haftung für Erteilung 676 A 1, 2; 
falſche Auskunft 823 A 1, 826 A bh. 
Auskunftspflicht über einen Sachinbegriff 
260, 260 A 1; des Zedenten 402; des Ver⸗ 
käufers 444; des Beauftragten 666; des 
Geſchäftsführers 681; des Geſellſchafters 
740; des Ehemannes bei Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft über den Stand der Ver⸗ 


waltung 1374; des Vormunds und Gegen⸗ 
vormunds 1839; des Vormunds gegen⸗ 
über dem Gegenvormund 1799; des 
Erben zur Aufnahme des Inventars 2003; 
des Nachlaßpflegers 2012; des Erbſchafts⸗ 
beſitzers und Hausangehörigen des Erb⸗ 
laſſecs 2027, 2028; der Miterben 2028 
A 1; 2038 A 7; 2057; des Erben gegen⸗ 
über dem Pflichtteilsberechtigten 2314; 
des Vorerben 2127; 2144 A 3. 


Auslagen der Zeugen und Sachverſtändigen 


Verjährung 196; Pfandrecht des Gaſt⸗ 
wirts für ſeine Auslagen 704; bei An⸗ 
hörung von Verwandten und Ver⸗ 
ſchwägerten durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht 1308, 1673, 1847; der Familien⸗ 
ratsmitglieder 1877. 


Ausland: Wohnſitz der Ehefrau im Auslande 


10, Abſchluß des Ehevertrags im Auslande, 
Bezugnahme auf ausländiſches Güterrecht 
1433; Friſt zur Erbſchaftsausſchlagung und 
deren Anfechtung, bei Wohnſitz des Erb⸗ 
laſſers im Auslande 1944, 1945; 

im Ausland begangene unerlaubte 
Handlungen EG 12; Beerbung Deutſcher 
im Auslande EG 24, Erbrecht in einen 
im Ausland eröffneten Nachlaß EG 26. 


Ausländer: Erlaubnis zur Eheſchließung 


1315; als Vormund 1785 A 2; 

Geſchäftsfähigkeit E 7; Entmündi⸗ 
gung ECG 8; Todeserklärung Ech 9; 
Rechtsfähigkeit ausländiſcher Vereine EG 
10; Anwendung ausländiſchen Rechts 
für die Form der Rechtsgeſchäfte EG 11; 
Ehe von Ausländern EG 13—17; Eltern⸗ 
und Kindesverhältnis EG 18, 19; unehe⸗ 
liche Kinder EG 20, 21; Legitimation, 
Annahme an Kindes Statt EG 22, Vor⸗ 
mundſchaft, Pflegſchaft über Ausländer 
EG 23, Erbrecht EG 24—26. 


Auslegung des Geſetzes A 3, 5 vor 1; von 


Willenserkläͤrungen 133; von Verträgen 
157; von Teſtamenten 2066—2074, 2084. 


Auslegungsregeln 133 A 2. , 
Auslobung 657; Widerruf 658; Verteilung 


der Belohnung an mehrere 659, 660; 
Preisbewerbung 661. 


Ausſchlagung der Erbſchaft 1942, 1959; vgl. 


Erbſchaft; keine Schenkung 517; durch die 
Ehefrau 1406, 1453; durch den Vater 
1643; durch den Vormund 1822; 

der Nacherbſchaft 2142; des Vermächt⸗ 
niſſes 2176, 2180; des in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente Zugewendeten 
2271; der beſchwerten Erbſchaft durch den 
Pflichtteilsberechtigten 2306; des Ver⸗ 
mächtniſſes durch den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten 2307, 2321, 2322; Anfechtung der 
Ausſchagung 2308; Wirkung auf das 
Pflichtteilsrecht des Abkömmlings 2309 
28 10 für die Berechnung des Pflichtteils 

0. 


Ausſchließung eines Mitglieds aus dem 


Vereine 39 A2; eines Geſellſchafters 737. 
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der Verjährung durch Rechtsgeſchäft 
225; der Übertragbarkeit einer Forderung 
399, 405; der Gewährleiſtung beim Kauf 
443, 476, beim Werkvertrag 634, 637; der 
Übertragung der Anweiſuͤng durch den 
Anweiſenden 792; der Erteilung eines 
Hpyothekenbriefs 1116; der Schlüſſel⸗ 
gewalt 1357; des geſetzlichen Güterrechts 
1435; der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1508; eines Abkömmlings von der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1511; einer 
Perſon von der Vormundſchaft 1782, 
1898, der Gegenvormundſchaft 1852, 
1855; der geſetzlichen Erbfolge der Ver⸗ 
wandten 1938; der Auseinanderſetzung 
durch den Erblaſſer 2044; der Anwachſung 
durch den Erblaſſer 2094, 2158; von der 
Erbfolge, Pflichtteil 2303, 2309, 2310. 

Ausſchlußfriſt, Begriff 186 A 1; bei der 
Beſitzklage 864 A 1. 

Ausſchlußurteil vgl. Aufgebot. 

Außerkursſetzung 806 A 1; EG 176. 

Außerordentliche Laſten 995 A 2. 

Ausſpielvertrag 763. 

Aus ſtattung 1624, 1625; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1465, 1477, 1499; bei 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 1521, 1538; 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551, 1556; Ge⸗ 
währung durch den Vormund 1902; Aus⸗ 
gleichungspflicht 2050. 

Ausftener 1620; Recht der Verweigerung 
1621; nur einmalige Ausſteuer 1622; 
Unübertragbarkeit und Verjährung des 
Anſpruchs 1623. 

Austritt aus dem Verein 39, 58. 

Ausübung von Rechten, ſchikanöſe 226; von 
Dienſtbarkeiten 1020—1029, 1092. 

Auswahl des Vormunds 1779. 

Auszug, Nießbrauch 1073; EG 96. 

Auszugsleiſtungen, Verjährung 197. 


8. 


Bahneinheit EG 112. 

Bank, Zinſeszins 248; Anlegung des Mün⸗ 
delgeldes 1808. 

Bäuerliche Nutzungsrechte EG 197. 

Bäume, Beeinträchtigung des Nachbargrund⸗ 
ſtücks 907, 910; Früchte 911, 923. 

Bauforderungen, Sicherung, Sicherungs- 
hypothek, Vormerkung 648. g 

Baugelddarlehen 3 vor 607; 610 A1; Über⸗ 
tragbarkeit 610 A 2. 

Bauwerk 638 A 2; 1012 A 4. 

Beamter, Rechtsverhältniſſe Vorbem 2b vor 
611; Wohnſitz 9 A 2; Abtretung von Ge⸗ 
haltsanſprüchen 411; Verſetzung 570; 
Haftung für Verletzung der Amtspflicht 
839, 841; EG 77, 78; Eheſchließung 1315; 
als Vormund 1784, 1888. 

Bedingte Forderungen, Bürgſchaft 765 A 6; 
Hypothek 1113; Pfandrecht 1204, 1209. 

Bedingungen 158; Arten Vorbem 2—4 
vor 158; bedingungsfeindliche Rechtsge⸗ 
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ſchäfte Vorbem 6 vor 158; aufſchiebende 
und auflöſende 158; Beweislaſt 158 A 7; 
Rückbeziehung 159; Vereitelung und Her⸗ 
beiführung wider Treu und Glauben 162; 
Vereitelung des Rechts und dingliche Ver⸗ 
Mauren während der Schwebezeit 160, 


beim Mäklervertrag 652; bei Nach⸗ 
laßforderungen 1986; bei letztwilligen 

Zuwendungen 2074 —2076, 2105, 2162; 

Berückſichtigung bedingter Rechte bei der 

Pflichtteilsberechnung 2313. 

Bedürftigkeit des Schenkers 519, 528, 529; 
des Unterhaltsberechtigten 1602 A 1. 

Beeinträchtigung des Erbbaurechts oder einer 
Dienſtbarkeit durch Überbau 916; des 
Eigentums 1004, 1011; der Ausübung 
der Grunddienſtbarkeit 1027—1029; des 
Nießbrauchs 1065; des Pfandrechts 1227. 

Beerbung Deutſcher im Ausland 24, 26; von 
Ausländern EG 25, 27, 28. 

Beerdigung, Koſten der Beerdigung des Ge⸗ 
töteten 844, des Unterhaltsberechtigten 
1615, des unehelichen Kindes 1713, des 
Erblaſſers 1968. 

Beförderungsmittel, Fund in Beförderungs⸗ 
mitteln 978—983. 

Befreiter Teſtamentsvollſtrecker 2220. 

Befreite Vorerbſchaft 2136. 

Befreite Vormundſchaft 1852 —1857, 1903. 

Befreiung von Ehehinderniſſen 1303, 1312, 
1313, 1316, 1322; von den Vorſchriften 
über die Annahme an Kindes Statt 1745. 

Befreiungsvermächtnis 2173 A 2. 

Befriedigung des Hypothekengläubigers durch 
den Eigentümer 1142, 1145; durch den 
perſönlichen Schuldner 1164; durch 
Zwangsvollſtreckung 1147; bei der Ge⸗ 
ſamthypothek 1182; des Pfandgläubigers 
1224, 1225, 1228; aus einem verpfändeten 
Rechte 1277. 

Befriſtung bei Rechtsgeſchäften 163. 

Beginn von Friſten 187; der Verjährung 
198—201; der Erſitzung 939. 

Beglaubigung 129; geſetzliche Fälle 129 A 2. 

Begräbnisſtätten EG 133. 

Behörde, Ausweis des Vereinsvorſtands 
gegenüber Behörden 69, als Verwalter 
einer Stiftung 86 A 2, Abgabe von Er⸗ 
klärungen gegenüber Behörden 130, Ver⸗ 
äußerungsverbot einer Behörde 136, An⸗ 
fechtung einer Erklärung gegenüber Be⸗ 
hörden 143, Fund im Bereich von Be- 
hörden 978—983; 

Aufnahme des Verzeichniſſes des dem 
Nießbrauche unterliegenden Sachinbe⸗ 
griffs 1035, des Mündelvermögens 1802, 
des Nachlaßinventars 2002; 

Namenserteilung für die geſchiedene 
Frau gegenüber einer Behörde 1577, An⸗ 
ſpruch auf Vollziehung der Auflage im 
öffentlichen Intereſſe 2194. 

| n 16871695; vgl. elterliche Ge⸗ 

walt. 
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Beiträge von Mitgliedern eingetragener 
Vereine 58; des Geſellſchafters 705— 707; 
der Frau zur Beſtreitung des ehelichen 
Aufwands 1371, 1427, 1441; zur Be⸗ 
ſtreitung des Unterhalts des Kindes 1352, 
1585. 

Beiwohnung, außereheliche 825, 1300, 1717; 
Erſatzanſpruch 847. 

Bekanntmachung der Auflöſung des Vereins 
und der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
50; der Eintragung des Vereins 66; der 
Erteilung und des Erlöſchens der Voll- 
macht 171, 176; der Verſteigerung der 
hinterlegten Sache 383; der Auslobung 
und des Widerrufs der Auslobung 657, 
658; des Fundes 980—982; der Ver⸗ 
ſteigerung des Pfandes 1237; der Ein⸗ 
tragungen im Güterrechtsregiſter 1562; 
der Nachlaßverwaltung 1983. 

Belaſtung, Begriff 873 A 6; Verträge über 
die Belaſtung 310, 311, 1136; 

des Zubehörs 314, des empfangenen 
Gegenſtands durch den Rücktrittsberech⸗ 
tigten 353, der Mietſache 577579, des 
Grundſtücks 873, 876, der gemeinſchaft⸗ 
lichen Sache 1009, des Vermächtnisgegen⸗ 
ſtandes 2165, 2288; der Sache bei Erb⸗ 
ſchaftskauf 2375; 0 

mit dem Erbbaurecht 1012, mit der 
Grunddienſtbarkeit 1018, mit dem Nieß⸗ 
brauch 1030, mit der beſchränkten per⸗ 
ſönlichen Dienſtbarkeit 1090, mit dem 
Vorkaufsrechte 1094, mit der Reallaſt 
1105, mit der Hypothek 1113, 1114, 
mit der Grundſchuld 1191, mit der 
Rentenſchuld 1199, mit dem Pfandrecht 
1204. 


Belohnung, öffentliche 657—661. 

Benachrichtigung von der Verſteigerung der 
hinterlegten Sache 384; des Vorkaufs⸗ 
berechtigten vom Kaufsabſchluß 510; des 
Gläubigers von der Übernahme der Hypo⸗ 
thek 416; des perſönlichen Schuldners von 
der Zwangsverſteigerung 1166; des Ei- 
gentümers vom Verkaufe des Pfandes 
1241; vgl. Anzeige. 

Benennung des Vormunds 1776, 1777. 

Bereicherung, Begriff 818 A 6; ſiehe unge⸗ 
rechtfertigte Bereicherung. 

Bergrecht EG 67. 5 

Bergwerk, Gegenſtand des Nießbrauchs 1038; 
als Beſtandteil der Erbſchaft 2123. 

Berichtigung des Grundbuchs 894, 895, Vor⸗ 
legung des Hypothekenbriefs 896, Koſten 
897, Unverjährbarkeit des Anſpruchs 898, 
des Schiffsregiſters 1263. 

Berufung der Mitgliederverſammlung 36, 37; 
des Vormundes 1776; des Pflegers 1916, 
1917; der Mitglieder des Familienrats 
1861; vgl. Erbſchaft. 

Berufs vormundſchaft 1773 A 4. 

Beſchlagnahme einer Forderung, Wirkung 
auf die Aufrechnung 392, zugunſten des 


Hypothekengläubigers, von Erzeugniſſen, 
Beſtandteilen, Zubehörſtücken eines 
Grundſtücks 1121, 1122; der Miet⸗ und 
Pachtzinsforderung 1123, 1124; der For⸗ 
9126 auf wiederkehrende Leiſtungen 
1126. 


Beſchlagnahmte Forderung, Aufrechnung 
392 


Beſchränkt Geſchäftsfähige vgl. Geſchäfts⸗ 
fähigkeit. 

Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten vgl. 
Dienſtbarkeit. 

e der Haftung des Erben vgl. 
be. 


Beſchränkung der Vertretungsmacht des Ver⸗ 
einsvorſtands 26, 70, des Stiftungsvor⸗ 
ſtands 86, der Ehefrau 1404; der Schlüf- 
ſelgewalt 1357. 

Beſicht, Kauf auf Beſicht 495, 496. 

Beſichtigung von Sachen 809. 

Beſitz 854—872; Begriff 854 A 1, 3; Er- 
werb 854, durch Stellvertreter 854 A 5; 
Vorbem 5 vor 164; Beſitzdiener 855; Be⸗ 
endigung 856; Vererblichkeit 857; fehler⸗ 
hafter Beſitz, verbotene Eigenmacht 858, 
859; Beſitzſtörung 858, 862; Beſitzent⸗ 
ziehung 858, 861; Selbſthilferecht des Be⸗ 
ſitzers 859; des Beſitzdieners 860; Beſitz⸗ 
klage 861, 862; Verhältnis der Beſißklage 
zur Schadenserſatzklage 861 A 7; Einwen⸗ 
dungen gegenüber der Beſitzklage 863; 
Ausſchlußfriſt für Beſitzklage 864; Teil⸗ 
beſitz 865; Mitbeſitz 866; Verfolgungs⸗ 
recht des Beſitzers 867, 869 A 5; mittel⸗ 
barer Beſitz 868; Beſitzſchutz beim mittel⸗ 
baren Beſitz 869; Übertragung des mittel- 
baren Beſitz 870; mehrfacher mittelbarer 
Beſitz 871; Eigenbeſitz 872; 

an einer Sachgeſamtheit 90 A 1; des 
Nießbrauchers 1036; des Ehemannes am 
eingebrachten Gute 1373, am Geſamtgute 
1443; des Teſtamentsvollſtreckers 2205; 
als Gegenſtand des Vermächtniſſes 2169; 
Anſpruch aus früherem Beſitz 1007. 

Beſitzer: Haftung für Beſchädigung durch 
Einſturz des Grundſtücks 836—838, 908; 
Paſſivlegitimation beim Eigentumsan⸗ 
ſpruch 985 A 2, 3; Verhältnis zum Eigen⸗ 
tümer 985— 989; Haftung des unred⸗ 
lichen Beſitzers 990; des redlichen Beſitzers 
993; bei Vorhandenſein eines Beſitz⸗ 
mittlers 991; Eigentumsvermutung 1006. 

Beſitzdiener, 855, 860. 

Beſitzmittler, Verhältnis zwiſchen Eigen⸗ 
tümer und unmittelbaren Beſitzer 991. 

Beſitzſtand bei Grenzverwirrung 920. 

Beſitzzeit, Anrechnung 221, 943. 

Beſoldungen, Verjährung 197, EG 80. 

Beſſerungsanſtalt 1666; 1838, EG 135. 

Beſtallung des Vormunds 1791, 1893. 

Beſtand, rechtlicher Beſtand einer Forderung 
und eines Rechtes 437. 
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Beſtandteile, weſentliche 93, 94; unweſent⸗ 
liche 93 A 1; eines Grundſtücks 94—96; 


Eigentumserwerb 953—957; Haftung für | 


Hypothek 11201122. 

Beſtätigung nichtiger Rechtsgeſchäfte 141; 
anfechtbarer Rechtsgeſchäfte 144; der Ehe 
1325, 1331, 1337, 1350; der Annahme an 
Kindes Statt 1741, 17531756; des Erb⸗ 
vertrags 2284. 

Beſtellung des Vereinsvorſtands 27, 67; des 
Erbbaurechts 1015; des Nießbrauchs 1032; 
des Pfandrechts 1205; des Vormunds 


1789; des Gegenvormunds 1792; der 


Mitglieder des Familienrats 1865-1867. 
Beſtimmung der Gegenleiſtung durch den 
Gläubiger 316; der Leiſtung durch einen 
Dritten 317-319. 
Beſtimmungsort 269 A 1, 270. 
Beurkundung, gerichtliche oder notarielle 128, 
126; geſetzliche Fälle 128 A 1; eines Ver⸗ 
trags 152, 154, EG 141. 
Beweggrund, Irrtum im Beweggrund 119 Al. 
Bewußtloſigkeit, Zuſtand der Bewußtloſig⸗ 
keit 105 A 3; 827 A 1; 1325 
Bierlieferungsvertrag A 3 vor 607. 
Bienen, Eigentumserwerb 961—964. 
Bieter beim Verkauf im Wege der Zwangs⸗ 


vollſtreckung 456—458; beim Pfandver. 


kauf 1239. 

Billiges Ermeſſen eines Dritten 317, 2048; 
Beſtimmung der Leiſtung nach billigem 
BR 315, 317, 319; bei der Auslobung 
660. 

Billigung bei Kauf auf Probe 495, 496. 

Blankounterſchrift 126 A 3. 


Blinde, Pflegſchaft 1910; Teſtierfähigkeit 
N 


2238 A 6; 2243 A 5; 2247 

Bodenbeſtandteile, Gewinnung 99, durch 
den Nießbraucher 1037, 1038. 

Börſen⸗ und Marktpreis der hinterlegten 
Sache 385; bei Differenzgeſchäften 764; 
des Pfandes 1221, 1235; eines ver⸗ 
pfändeten Orderpapiers 1295. 

Börſentermingeſchäfte 764 A 4. 

Bösliche Verlaſſung, Scheidungsgrund 1567. 

Bote, Begriff Vorbem 3 vor 164; Verjährung 
des Anſpruchs 196. 

Boykott, 826 A 5 n. 

Brandſchaden, Verſicherung bei Nießbrauch 
1045, 1046. 

Brandverſicherung, Haftung der Forderung 
für Hypotheken 1127—1130. 

Brauhaus, Zubehör 98; EG 164. 

Brautgeſchenke, Rückgabe 1301. 

Brautkinder EG 208. 

Briefwechſel als Schriftform 126 A 4; 127. 

Bruchteil: Verträge über Vermögensbruch⸗ 
teile 310, 311; Vorkaufsrecht an einem 
Bruchteil 1095, Reallaſt 1106, Hypothek 
1114, Grundſchuld 1192; 

Zuwendung des Bruchteils des Ver⸗ 
mögens durch den Erblaſſer 20872093; 
vgl. Miteigentümer, Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen. 


Alphabetiſches Sachregiſter 


Buch forderungen, Sicherheitsleiſtung 223, 
236; gegen das Reich oder einen Bundes⸗ 
ftaat: der Ehefrau 1393, des Kindes 1667, 
des Mündels 1815, 1816, 1820, 1853, bei 
Nacherbſchaft 2118. 

Büdnerrecht EG 63. 

Bundesrat, Erteilung und Entziehung der 
Rechtsfähigkeit eines Vereins 23, 44, 62; 
Genehmigung von Stiftungen 80. 

Bundesſtaat EG 5; 

Verleihung der Rechtsfähigkeit an Ver⸗ 
eine 22, Genehmigung der Anderung der 
Vereinsſatzungen 33, Genehmigung von 
Stiftungen 80, von Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 795, der Befreiung von 
Ehehinderniſſen 1322, Ehelichkeitserklä⸗ 
rung 1723; 

Aufrechnung gegen Forderungen eines 

Bundesſtaates 395. 

Bürgerliche Ehrenrechte, Verluſt, Wirkung 
1318, 1781, 2237. 

Bürgſchaft, Begriff und Arten Vorbem 1—5 
vor 764, 765; Form 766; Umfang der 
Verpflichtung des Bürgen 767; Einreden 
des Bürgen 768; Mitbürgſchaft 769; An⸗ 
fechtung der Hauptverbindlichkeit, Auf⸗ 
rechnung 770; Einrede der Vorausklage 
771—773; Befriedigung des Gläubigers 
durch den Bürgen 774; Verhältnis zwi⸗ 
ſchen Bürgen und Schuldner, Befreiung 
von der Bürgſchaft 775; Aufgabe von 
Sicherheiten durch den Gläubiger 776; 
auf Zeit 777; Kreditauftrag 778; 

als Sicherheitsleiſtung 232, 239; bei Ab⸗ 
tretung der Forderung 401; bei Schuld⸗ 
übernahme 418; Übernahme durch den 
Vormund 1822. 


C. 
(Vergleiche K.) 

Condictio indebiti 812 A 1; ob causam 
finitam 812 A 8; ob causam datorum 
812 A 9, 815; ob turpem causam 817. 

Constitutum possessorium 930, 933. 


D. 

Dampf, Zuführung 906. 

Damwild, Wildſchaden 835. 

Darlehen, Verhältnis zu anderen Verträgen 
Vorbem 1 vor 607; Weſen 607; Vorbem 2 
vor 607; zu unſittlichen Zwecken Vorbem 4 
vor 607; gegen Hypothek Vorbem 5 vor 
607; 1115, 1139; Vereinbarungsdarlehen 
607 A 6; Darlehnsſchuldſchein 607 A 7; 
Zinſen 608; Kündigung 609; Verfall⸗ 
klauſel 609 A 3; Darlehnsvorvertrag 610; 
partiariſches Darlehen 705 A 4; des Ge⸗ 
walthabers für das Kind 1643, 1822, 1825 

Datum beim Teſtament 2231 A 5. 

Deichrecht EG 66. 

Delkrederevertrag Vorbem 6 vor 765. 

Depositum irregulare 700, 


Alphabetiſches Sachregiſter 


Dienſtbarkeiten vgl. Grunddienſtbarkeiten; 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten 
1090; Umfang 1091; Unübertragbarkeit 
1092; Wohnungsrecht 1093. 
Beeinträchtigung durch Überbau 916. 

Dienſtbezüge, Verjährung 196. 

Dienſte als Geſellſchaftsbeitrag 706; Ver⸗ 
1 des Hauskindes zu Dienſten 


Dienſt⸗ und Arbeitsverhältnis des Minder⸗ 
jährigen 113, 1822, 1827. 

Dienſtvertrag, Begriff, Abgrenzung von 
anderen Verträgen 611; Vorbem 1 vor 
611; Verhältniſſe der Beamten, Gerichts⸗ 
vollzieher, Notare, Rechtsanwälte, Arzte, 
Vorbem 2b vor 611; Auslegungsgrund⸗ 
ſätze, Treu und Glauben, Vorbem 3 vor 
611; Vergütung 612, 614, im Falle außer⸗ 
ordentlicher Kündigung 628; Unübertrag⸗ 
barkeit der Rechte und Pflichten 613; Tod 
einer der Parteien 613 A 1, 2; Annahme⸗ 
verzug des Dienſtberechtigten 615; zeit⸗ 
weilige Verhinderung des Verpflichteten 
616; Fürſorge im Krankheitsfalle 617, 
619; Sorge für Leben und Geſundheit 
des Dienſtverpflichteten 618, 619; Kündi⸗ 
gung 620; Kündigungsfriſten 621—624; 
ſtillſchweigende Verlängerung 625; Dienfte 
höherer Art, Kündigung 622, 627; Kündi⸗ 
gung aus wichtigen Gründen 626; Urlaub 
zum Aufſuchen einer neuen Stelle 629; 
Zeugnis 630; des Vormunds 1822. 

Dies interpellat pro homine 284. 

e e 764. 

Diligentia quam suis 277. 

Diſſens, verſteckter 119 A 1. 

Diſtanzkauf, Gefahrübergang 447. 

Dividende 246 A 1. 

Dolmetſcher bei Teſtamentserrichtung 2244, 
2250. 

Dolus eventualis 823 A 2. 

Doppelehe 1309, 1326. 

Dorfteſtament 2249, 2252, 2266. 

Draufgabe 336; Anrechnung 337, 338. 

Dreißigſter 1969. 

Drohung, Anfechtungsgrund 123; Begriff 123 
A 3; Anfechtungsfriſt 124; Anfechtung der 
Beſtimmung der Leiſtung durch einen 
Dritten 318; Grund zur Anfechtung der 
Ehe 1335, 1346, der Anerkennung der Ehe⸗ 
lichkeit 1599, der Annahme und Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft 1954, des Teſta⸗ 
mentes 2078, des Erbvertrags 2281; 
Grund zur Erbunwürdigkeit 2339; Bei⸗ 
wohnung mit der bedrohten Perſon 825 


A 4. 
Dünger, Zubehör 98, 593. 


G. 

Ehe, Eingehung 13031323; Form der Ehe⸗ 
ſchließung 13161321; kirchliche Ver⸗ 
pflichtungen 1588; 

Internationales Privatrecht: Eingehung 
EG 13, perſönliche Rechtsbeziehungen der 


Alphabetiſches Sachregiſter zum BGB. 
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Ehegatten EG 14, Güterrecht EG 15, 16, 
Scheidung EG 17, eheliche Abſtammung 
EG 18; Übergangsbeſtimmungen EG 
198203. 

Wirkungen der Ehe: eheliche Le⸗ 
bensgemeinſchaft 1353; Stellung des 
Ehemannes 1354; der Ehefrau 1355 bis 
1358; Sorafalt der Ehegatten 1359; 
Unterhaltspflicht 1360, 1361; Eigentums⸗ 
vermutung 1362. 

Anfechtung 13301335, 1350; Anfech⸗ 
tungsgründe: beſchränkte Geſchäftsfähig⸗ 
keit 1331, 1337, Irrtum 1332, 1333, 
1346, argliſtige Täuſchung 1334, Drohung 
1335, 1346; Form und Zeit der Anfech⸗ 
tung 1336, 13381342; Wirkung 1343. 

Nichtigkeitsgründe 1323 — 1328; 
mangelnde Form 1324, Geſchäftsunfähig⸗ 
keit 1325, Doppelehe 1326, Verwandt⸗ 
ſchaft 1327, Ehebruch 1328; Nichtigkeits⸗ 
klage 1329; Stellung der Kinder aus 
nichtigen Ehen 1699 —1704; elterliche 
Gewalt über Kinder aus nichtigen Ehen 
1701, 1702; Unterhaltsanſpruch der Kinder 
aus nichtigen Ehen 1703. 

Eheſcheidung 1564; bedingte und un⸗ 
bedingte Scheidungsgründe 1564 A 1; 
Prozeſſuales 1564 A 3, 4; internationales 
Recht 1564 A 7; wegen Ehebruchs 1565; 
wegen Lebensgefährdung 1566; wegen 
böslicher Verlaſſung 1567; wegen Zer- 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes 1568; 
wegen Geiſteskrankheit 1569; Verzeihung 
1570; Verluſt des Rechtes durch Zeit⸗ 
ablauf 1571, 1572; nachträgliche Geltend⸗ 
machung von Scheidungsgründen 1572, 
1573; Schuldausſpruch 1574; Klage 
auf Eheſcheidung, im Verhältnis zur Klage 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
1575, 1576; Familienname der geſchie⸗ 
denen Frau 1577; Unterhaltspflicht der 
geſchiedenen Ehegatten 1578, 1579, Form 
des Unterhalts 1580, Wirkung der Wieder⸗ 
verheiratung des Berechtigten und des 
Todes des Verpflichteten auf den Unter⸗ 
halt 1581, 1582; Unterhaltspflicht gegen⸗ 
über Geiſteskranken 1583; Widerruf von 
Schenkungen 1584; 

Auflöſung durch den Tod eines Ehe⸗ 
gatten 1309, 1348, 1482, 1483, 2077. 
Ehebruch, Ehehindernis 1312, 1328; Schei⸗ 
dungsgrund 1565; Grund zur Pflichtteils- 

entziehung 2335. 

Ehefrau, Wohnſitz 10, 1353; Name 1355, 
1577; Befugniſſe und Pflichten in der 
Ehe 1354; Leitung des Hausweſens 1356; 
Schlüſſelgewalt 1357; Dienſte 1358; 
Unterhaltspflicht 1360, 1361; Gewerbe⸗ 
betrieb 1405, 1452, 1462; Vormund für 
eine Ehefrau 1778, 1901; Ehefrau als 
Vormund 1783, 1887, 1900; vgl. ehe⸗ 
liche Güterrechte. 

Ehegatten, Lebensgemeinſchaft1353;anzuwen⸗ 
dende Sorgfalt 1359; Getrenntleben 1361; 
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Ehehindernis, aufſchiebendes 1303, 1305, 


Verjährung der gegenſeitigen Anſprüche 
204; Einwilligung bei der Annahme an 
Kindes Statt 1746; geſetzliches Erbrecht 
1931—1934; Unwirkſamkeit der Einſetzung 
im Teſtament 2077, 2268; gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament 2265; Erbvertrag 2275, 
2276, 2279, 2280, 2290, 2292; Pflichtteils⸗ 
recht 2303; Erbverzicht 2346. 


1310 Abſ 2, 1311, 1313, 1314, 1315, 1349; 
trennendes 1304, 1309, 1310 Abf 1, 1312; 
mangelnde elterliche Einwilligung 1305 
bis 1308; mangelnde Ehemündigkeit 1303; 
mangelnde Geſchäftsfähigkeit 1304; be⸗ 
ſtehende Ehe 1309; Verwandtſchaft 1310; 
Annahme an Kindes Statt 1311; Ehe⸗ 
bruch 1312; Wartezeit 1313; mangelnde 
Auseinanderſetzung 1314; mangelnde Er⸗ 
laubnis der vorgeſetzten Behörde 1315; 
Befreiung 1322. 


Eheliche Abſtammung 1591, 1592, EG 18; 


Anfechtung 1593; Friſt zur Anfechtung 
1594; Form der Anfechtung 1595-1597; 
Anerkennung der Ehelichkeit 1598; Anfech⸗ 
tung der Anerkennung 1599; bei Wieder⸗ 
verheiratung der Frau 1600. 


Ehelicher Aufwand 1371; 1389 A 2; 1427, 


1429, 1458 A 1; 1529. 


Eheliche Gemeinſchaft 1353, EG 46, 201; 


Klage auf Aufhebung 1575, 1576, 1586, 
1587; Wiederherſtellung 1587. 


Eheliches Güterrecht, Vorbem vor 1363, EG 


15, 16, 200; vgl. Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft, allgemeine Gütergemeinſchaft, fort- 
geſetzte Gütergemeinſchaft, Fahrnisge— 
meinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft; 
vertragsmäßiges Güterrecht 1432, 1436. 


Eheliche Kinder, EG 18, 19, 203, Wohnſitz 11; 


Erfordernis der elterlichen Einwilligung 
zur Eheſchließung 1305, 1307, 1308; Fa⸗ 
milienname 1616; Leiſtung von Dienſten 
im elterlichen Hausſtand 1617; Aufwen⸗ 
dungen für den elterlichen Hausſtand 
1618; Überlaſſung der Vermögensver⸗ 
waltung an die Eltern 1619; Ausſteuer 
16201623; Ausſtattung 16241625. 


Eheliche Lebensgemeinſchaft 1353. 
Ehelichteitserklärung, Vorausſetzung 1723; 


Ausſchluß von Bedingung und Zeitbeſtim⸗ 
mung 1724; Antrag des Vaters 1725; 
Einwilligung des Kindes, der Mutter, der 
Ehefrau 1726, 1727; Ausſchluß der Stell⸗ 
vertretung 1728, 1729; Form des Antrags 
und der Bewilligung 1730; Anfechtung 
1731; Unzuläſſigkeit wegen Eheverbots 
1735; nach dem Tode des Vaters und 
Kindes 1733; Verſagung der Ehelichkeits⸗ 
erklärung 1734; Wirkſamkeit 1735, für 
das Kind 1736, für die Abkömmlinge des 
Kindes 1737, für die Mutter 1738; 
Unterhaltspflicht 1739; Einwilligung zur 
1905 eines für ehelich erklärten Kindes 
305. 
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Ehemann, Befugniſſe und Pflichten in der 
Ehe 1354, 1356; Kündigungsrecht 1358; 
Unterhaltspflicht 1360, 1361; vgl. ehe⸗ 
liche Güterrechte. 

Ehemündigkeit 1303. 

Eheſcheidung 1564 —1585; vgl. Ehe. 

Eheſchließung, Form 1316—1321. 

Ehevertrag 1432 EG 15, 200; Inhalt 1433; 
Form 1434; Ausſchluß der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes, Wirkung 
gegenüber Dritten 1435; Eintragung ins 
Güterrechtsregiſter 1561; Vorbehaltsgut 
1368; Ehevertrag verbunden mit Erbver⸗ 
trag 2276. 

Ehre, Verletzung 823 A 9. 

Ehrenrechte, bürgerliche, Aberkennung 1318, 
1781, 2237. 

Ehrloſes Verhalten als Scheidungsgrund 
1568, als Grund zum Eingreifen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts 1666, zur Pflichtteils⸗ 
entziehung 2333, 2335, 2336. 

Eigenbeſitzer, Begriff 872; Erſitzung von 
Grundſtücksrechten 900; Erſitzung beweg⸗ 
licher Sachen 937, 938; Erwerb an Er⸗ 
zeugniſſen und Früchten 955; Verhältnis 
zum Eigentümer 988; Haftung für Be⸗ 
ſchädigung durch ein Grundſtück 836. 

Eigenmacht, verbotene 858, 859; im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 
992. 


Eigenſchaften: 

Irrtum über Eigenſchaften einer Perſon 
oder Sache bei Abgabe von Willenserklä⸗ 
rungen 119; Haftung des Verkäufers für 
zugeſicherte Eigenſchaften der Kaufſache 
459, 463, 468, 480, des Vermieters für 
Eigenſchaften der Mietſache 537, des 
Unternehmers für Eigenſchaften der be- 
ſtellten Sache 633; Jertum über Eigen⸗ 
ſchaften des anderen Ehegatten als Grund 
zur Anfechtung der Ehe 1333. 

Eigentum, Befugniſſe des Eigentümers 903; 
Abwehr von Einwirkungen Dritter 903, 
904; Erſtreckung des Rechtes des Eigen⸗ 
tümers auf die Luft und den Erdkörper 
905; Immiſſion von Imponderabilien 906; 
Nachbarrecht 907; drohender Gebäude⸗ 
einſturz 908; Vertiefung des Nachbar- 
grundſtücks 909; Wurzeln und Zweige des 
Nachbargrundſtücks 910; Überfallsrecht 
911; Überbau 912—916; Notweg 917, 
918; Abmarkung 919; Grenzſtreitigkeiten 
und Grenzanlagen 920—923. 

Verletzung des Eigentums 823 A 8; 
Miteigentum 10081011; 

an beweglichen Sachen: Erwerb 
durch Erſitzung 937—945, durch Verbin⸗ 
dung, Vermiſchung, Verarbeitung 946 bis 
951, an Schuldſcheinen 952, an Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber 797; 
Erwerb an Erzeugniſſen und Beſtand⸗ 
teilen 953—957, durch Aneignung 958 bis 
964, durch Fund 973, 974; Übertragung 
durch Übergabe 929, ohne Aufgabe des 
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Beſitzes, constitutum possessorium 930, 
durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
931; Schutz des gutgläubigen Erwerbers 
932—936; Erwerb für das Kind durch den 
Vater 1646, für die Ehefrau durch den 
Ehemann 1381; Aufgabe 959. 
an Grundſtücken: Erwerb durch Auf⸗ 
laſſung 925; durch Ausſchlußurteil gegen 
den Eigentümer 926; Aneignung durch 
den Fiskus 928; Aufgabe 928. 
Anſprüche aus dem Eigentum: 
Eigentumsanſpruch 985; Einwendungen 
des Beſitzers 986; Verpflichtung des Be⸗ 
ſitzers zur Herausgabe der Nutzungen und 
Schadenserſatz 987-993; Gegenanſprüche 
des Beſitzers wegen Verwendungen 994 
bis 998; Abtrennungsrecht des Beſitzers 
997; Verwendungen des Vorbeſitzers 999; 
Geltendmachung des Verwendungsan⸗ 
ſpruchs durch Zurückbehaltungsrecht 1000, 
durch ſelbſtändige Geltendmachung 1001, 
1002; Befriedigung wegen Verwendungen 
aus der Sache ſelbſt 1003; Negatorienklage 
1004; Abholungsrecht des Eigentümers 
1005; Eigentumsvermutung zugunſten 
des Beſitzers 1006; Anſpruch aus früherem 
Beſitz 1007. 
Übergangsbeſtimmungen EG 181, 189; 
11 W e EG 52, 109, 


Eigentümergrundſchuld 1196, 1197, 1163, 
1177, 1190 A 1; ung Vorbem vor 
1113; 1163 A 3; bei Miteigentum am 
Grundſtücke 1011 A 3. 

Eigentümerhypothek 1163, 1177 A 5. 

Eigentums vorbehalt 93 A 7, 455; an Be⸗ 
ſtandteilen 1120 A 1. 


Eingebrachtes Gut bei Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft 1363; Verzeichnis des eingebrachten 
Gutes 1372, 1374 A 3; bei Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1520—1524; bei Fahr⸗ 
nisgemeinſchaft 1550—1554, vergl. Ver⸗ 
waltungsgemeinſchaft. 

Eingebrachte Sachen des Mieters 559; des 
Pächters 581, 585; des Gaſtes 704. 

Eingetragener Verein 21, 55; ſiehe Verein. 

Einigung 154, 155; als Grundlage des Be⸗ 
ſitzerwerbs 854 A 4; über die Begründung, 
Übertragung und Belaſtung von Rechten 
an Grundſtücken, Natur der Einigung 873 
A 7; bei der Auflaſſung 925; bei Eigen⸗ 
tumsübertragung 929; bei Beſtellung des 
Pfandrechts an einer beweglichen Sache 
1205, an einem Schiff oder einer Schiffs⸗ 
part 1260, 1272; Einigungsgrundſatz für 
Grundbucheinträge, Vorbem 3b vor 873. 

Einkünfte 1521 A 6. 

Einlagen, Verzinſung 248; der Geſellſchafter 
705 A 6 


Einlöſungsrecht 268, gegenüber der Hypothek 
1150, gegenüber dem Pfandrecht 1249; 
des Erben 1973 A 9; 1992 A 4. 

Einquartierungslaſten 546 A 1. 
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Einrede Vorbem 4 vor 1; Begriff, Abgren⸗ 
zung von der Einwendung 886 A 2; 
der Vorausklage 202, 239, 771, der 
mangelnden Sicherheit 202, 258, 811, 867, 
997, 1005, des nicht erfüllten Vertrags 
202, 320, bei der Aufrechnung 390, des 
Bürgen 202, 768, 771 — 773, der unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung 821, des Zu⸗ 
rückbehaltungsrechtes 202, 274, 1000, 
gegen eine durch unerlaubte Handlung er⸗ 
langte Forderung 853, des Eigentümers 
gegen die Hypothek 1137, 1157, 1169, des 
Verpfänders 1211, 1254; aufſchiebende 
Einreden des Erben 202, 2014 — 2017. 


Einrichtung, Begriff, Wegnahme 258 A 1, 2. 

Einſeitige Rechtsgeſchäfte Vorbem 1 vor 116; 
des Minderjährigen 111, Anfechtung ein⸗ 
ſeitiger Rechtsgeſchäfte 143, des Bevoll⸗ 
mächtigten 174, des vollmachtloſen Ver⸗ 
treters 181, der Ehefrau 1398, eines 
Dritten in Beziehung auf das eingebrachte 
Gut 1403, des Vormunds 1831. 

Einſicht in das Vereinsregiſter 79, des Ge⸗ 
ſellſchafters 716, in Urkunden 810, in 
das Güterrechtsregiſter 1563, in die die 
Vormundſchaft betreffenden Papiere 
1799, der Ausſchlagungserklärung des 
Erben 1953, des Inventars 2010, der An⸗ 
fechtung einer letztwilligen Verfügung 
2081, der Anzeige der Nacherbfolge 2146, 
in Teſtamentsvollſtreckerangelegenheiten 
2228, des Teſtaments 2264, in die Anzeige 
vom Erbſchaftskauf 2384. 

Einſpruch der Verwaltungsbehörde gegen 
Eintragung eines Vereins 61—63. 

9055 von Gebäuden, Haftung 836—838, 
0 


Einſtweilige Verfügung bei Rechtsſtreit über 
Viehmängel 489, auf Vormerkung 885, 
auf Widerſpruch 899, zugunſten der 
Mutter eines unehelichen Kindes 1716. 


Eintragung des Vereins 63—65; von Rechten 
an Grundſtücken 873, Koſten 448, Be⸗ 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
874, 1115; Eintragungsgrundſatz für 
Grundbucheinträge Vorbem 3b vor 873; 
im Güterrechtsregiſter 1558 A 1, 1560, 
1561, vgl. Grundbuch, Rechte an Grund- 
ſtücken. 

Eintritt in eingetragene Vereine 58. 

Einweiſung 2050. 

Einwendungen, Begriff, Abgrenzung von der 
Einrede 886 A2; beim Vertrag zugunſten 
eines Dritten 334; bei Abtretung der 
Forderung 404; des Schuldübernehmers 
417; des Hauptſchuldners bei der Bürg⸗ 
ſchaft 774; des Angewieſenen 784; des 
Ausſtellers einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber 796; des Beſitzers gegen⸗ 
über dem Eigentümer 986; aus der 
Nichtigkeit der Ehe 1344; gegenüber einem 
Dritten aus der Abänderung des Güter⸗ 
rechts 1435. 


48* 
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Einwilligung zu Rechtsgeſchäften 182; Wider- 
ruf 183; zu Verfügung eines Nichtbe⸗ 
rechtigten 185; 

des Minderjährigen zur Volljährigkeits⸗ 
erklärung 4; des geſetzlichen Vertreters zu 
Rechtsgeſchäften des Vertretenen 107 bis 
111, zur Eheſchließung 1304—1308, 1331; 
des Ehemannes zu Rechtsgeſchäften der 
Ehefrau 1395—1398; zur Ehelichkeits⸗ 
erklärung 1726; zur Annahme an Kindes 
Statt 1746—1748; des Vorerben 2120; 
des Erben zu Verfügungen des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2206. 

Einziehung von gemeinſchaftlichen Forde⸗ 
rungen 754, einer mit einem Nießbrauch 


belaſteten Forderung 1074, 1078, einer 


verpfändeten Forderung 1288, einer For⸗ 
derung durch den Vorerben 2114; 
des unrichtigen Erbſcheins 2361. 
Eiſenbahnunternehmungen, Verjährung der 
Anſprüche 196; Haftung EG 105. 
Eiſernviehvertrag 587 A 1. 
Elchwild, Wildſchaden 835. 
Elterliche Einwilligung zur Eyeſchließung 
13051308. 
Elterliche Gewalt Vorbem 1, 2 vor 1616; 


1626, EG 19, 203—205; gegenüber einem | 


verheirateten Kinde 1633, 1661; über 
Kinder aus nichtigen Ehen 1701, 1702; 


des Vaters 1627-1683; Fürſorge 


für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes 1627; Ausſchluß durch Pfleger 
1628, 1629; Umfang der Sorge: Ver⸗ 
tretung 1630; Sorge für die 
Perſon des Kindes: Erziehung, 
Beaufſichtigung, Aufenthaltsbeſtimmung 
1631; Klage auf Herausgabe 1632; ver⸗ 
heiratete Tochter 1633; Konkurrenz der 
Mutter in der Sorge für die Perſon 1634; 
Regelung im Falle der Eheſcheidung 1635, 
1636, im Falle der Todeserklärung eines 
Ehegatten 1637; Sorge für das 
Vermögen des Kindes: 1638; 
freies Sondervermögen 1638; Beſchrän⸗ 
kung des Verwaltungsrechts durch Anord- 
nungen Dritter 1639; Verzeichnis des 
Kindesvermögens 1640; Schenkungen 
durch den Vater 1641; Anlegung des 
Geldes des Kindes 1642; der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedür⸗ 
fende Rechtsgeſchäfte 1643—1645; Er⸗ 
werb des Vaters für das Kind 1646; Be⸗ 
endigung der Vermögensverwaltung durch 
Konkurs des Vaters 1647; Aufwen- 
dungen des Vaters 1648; 

Nutznießung des Vaters 1649, 1652 bis 
1653; freies Vermögen 1650, 1651, Laſten 


des Vermögens 1654; Reingewinn aus 


dem Erwerbsgeſchäft des Kindes 1655; 
Ausſchluß des Vaters von der Nutznießung 
und Verwaltung 1656, 1657; Unüber⸗ 
tragbarkeit der Nutznießung 1658; Haf⸗ 
tung des Vermögens des Kindes gegen⸗ 


über deſſen Gläubigers 1659, 1660; Be- ! 
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endigung der Nutznießung: durch Heirat 
des Kindes 1661, durch Verzicht des 
Vaters 1662; Einfluß auf Miete und 
Pacht 1663; Haftung des Vaters 1664; 
Verhinderung des Vaters an der Aus⸗ 
übung der elterlichen Gewalt 1665; Ge⸗ 
fährdung des Kindes und deſſen Ver⸗ 
mögens 1666, 1667; Entziehung der Ver⸗ 
mögensverwaltung und Nutznießung 1666, 
1670, 1673; Verzeichnis des Kindesver⸗ 
mögens 1667; Sicherheitsleiſtung des 
Vaters 1668, 1670, 1672; Wiederver- 
heiratung des Vaters, Auseinanderſetzung 
1669, 1670; Ruhen der elterlichen Gewalt 
des Vaters: 16761678, 1681; Be⸗ 
endigung infolge Todeserklärung 1679, 
1681; Verwirkung 1680; Rechenſchafts⸗ 
ablegung des Vaters 1681; Fortführung 
der Geſchäfte nach deren Beendigung 
1682, 1683; — 

der Mutter: 1634, 16841686, 
1698, 1701; Beiſtand: Vorausſetzung für 
die Beſtellung 1687; Wirkungskreis des 
Beiſtandes 16881693; Gleichſtellung des 
Beiſtandes mit dem Gegenvormund 1694; 
Aufhebung der Beiſtandſchaft 1695; Ruhen 
der elterlichen Gewalt der Mutter 1696; 
Verluſt durch Heirat 1697; 

Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
1671-1673; des Gemeindewaiſenrats 
1675; Haftung des Vormundſchafts- 
richters 1674. 


Elektrizität 90 A 2, Vorbem 2 vor 535. 


Eltern, Verjährung ihrer Anſprüche 204; ge⸗ 
ſetzliches Erbrecht 1925; Pflichtteilsrecht 
2303, 2309. 


Empfangene, noch nicht geborene Menſchen, 


Unterhaltsanſprüche im Falle der Tötung 
des Unterhaltsberechtigten 844; Erbfähig⸗ 
keit 1923; Unterhaltsgewährung an die 
Mutter des erwarteten Erben 1963, 2141; 
Erbauseinanderſetzung erſt nach der Ge⸗ 
burt 2043; als Nacherben 2101, val. 
Leibesfrucht. 

Empfängniszeit 1591, 1592; 1717, 1720. 

Empfangsbedürftige Willenserklärung Vor⸗ 
bem 1 vor 116; Zugehen 130; gegen- 
über Geſchäftsunfähigen und beſchränkt 
Geſchäftsfähigen 131; Zuſtellung 132. 

Empfehlung, Erteilung 676. 

Ende einer Friſt 188, eines Monats 192. 

Entbindung, Koſten 1715, EG 21. 

Enteignung, EG 52, 109, 111; Einwirkung 
auf Mietverhältnis 571 A 6. 

Entgangener Gewinn 252. 

Entlaſſung des Mündels aus dem Staats⸗ 
verband 1827, 1847, der Familienrats⸗ 
mitglieder 1871, 1878, des Vormunds 
1790, 1886-1889, des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2227. 


Entmündigung 6 EG 8; Entmündigungsver⸗ 


fahren 6 A 1, 6; wegen Geiſteskrankheit 
104 A 4; wegen Geiſtesſchwäche, Ber. 
ſchwendung, Trunkſucht 114; des Che. 
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mannes 1418, 1425; vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft 1906, 1908; 

Wirkung der Aufhebung der Ent⸗ 
mündigung 115. 

Entmündigte, unfähig zur Vormundſchaft 
1780; Teſtierunfähigkeit 2229, 2230; 
Widerruf des Teſtaments 2253. 

Entziehung der Rechtsfähigkeit des Vereins 
43—45, 74; des vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauchs des gemieteten Gegenſtands 541; 
der Geſchäftsführung eines Geſellſchafters 
712, 715; einer Sache durch unerlaubte 
Handlung, Haftung 848; des Beſitzes 
861, 985, 1004; der Vertretung des 
Vaters 1630, des Vormunds 1796; der 
Sorge für die Perſon und das Vermögen 
des Kindes 1666, 1667, 1670; des Pflicht- 
teils 2333—2337. 

Erbbaurecht, Begriff 1012, 1017; Beſtellung 
1015; Benützung des Grundſtücks 1013; 
Beſchränkung des Erbbaurechts 1014; Er⸗ 
löſchen 1016; Beeinträchtigung durch 
Überbau 916. 

Erbe, 1 1922 A 9; Geſamtrechtsnach⸗ 
folge, Erbfall 1922; Erbfähigkeit, aktive 
1922 A 8, 1923, paſſive 1922 A 3, der 
Leibesfrucht 1923; Feſtſtellung der Erben 
1964; geſetzlicher Erbe 1924—1936; Erbe 
zufolge Erbeinſetzung 1937, 1941, 2087, 
2278; Vertragserbe 1941; Ausſchließung 
von der geſetzlichen Erbfolge 1938; ger 
ſetzliche Erben als Vor⸗ und Nacherben 
2104, 2105; 

Anfall der Erbſchaft 1942; Annahme 
und Ausſchlagung der Erbſchaft 1943 bis 
1956; Aktivlegitimation vor Annahme 
1959 A 2; keine Paſſivlegitimation vor 
Annahme der Erbſchaft 1958; 

Beſchwerung mit Auflagen 1940; Haf⸗ 
tung für die Nachlaßverbindlichkeiten 
Vorbem 1—7 vor 1967; 19672017, 
2007, 2013; Haftung des Erben für ſeine 
Geſchäftsführung 1959, Haftung gegen⸗ 
Über den Nachlaßgläubigern für ſeine bis⸗ 
herige Geſchäftsführung im Falle des 
Nachlaßkonkurſes und der Nachlaßverwal⸗ 
tung 1979; Haftung wegen Unterlaſſung 
des Antrags auf Nachlaßkonkurs 1980; 
Pflicht zur Beerdigung des Erblaſſers 1968 
A 2; Mehrheit von Erben, 
Erbengemeinſchaft 2032.—2057; Haftung 
der Miterben 2058 — 2063; 

Erbteil 1922; Berufung zu mehreren 
Erbteilen 1951; beſonderer Erbteil 1927, 
1934, 2007, 2095; gemeinſchaftlicher Erb⸗ 
teil 2093, 2094, 2098; Verfügung des 
Vormunds über den Erbteil 1822 Z 1; 

Auseinanderſetzung der Erbengemein⸗ 
ſchaft 2042—2056; Erbteilungsvertrag des 
Vormunds 1822 8 2; Auseinanderſetzung 
durch den Teſtamentsvollſtrecker 2204; 
Verjährung der Anſprüche 207; 

Widerruf der Stiftung durch den Erben 
des Stifters 81; Verkauf an den künftigen 
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Erben, Vorkaufsrecht 510; Erbe des 
Mieters, Kündigungsrecht 569; Anzeige 
des Todes des verſtorbenen Beauftragten 
673; vgl. Erbrecht, Erbſchaft, Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten. 

Erbpacht EG 63. 

Erbrecht, internationales Recht Al vor 1922; 
Übergangsbeſtimmungen A vor 1922; 
unvererbliche Rechte 1922 A 5; 

geſetzliches der Verwandten 1924 bis 
1930, der halbbürtigen Geſchwiſter 1925 
A 3; bei mehrfacher Verwandtſchaft 1927; 
successio ordinum, successio graduum 
1930; 

geſetzliches Erbrecht des Ehegatten 1931, 
des Ehegatten bei gleichzeitiger Verwandt⸗ 
ſchaft 1934; Ausſchluß des geſetzlichen Erb⸗ 
rechts 1933; Voraus 1932; Erhöhung des 
Erbteils 1935; geſetzliches Erbrecht des 
Fiskus 1936; 19641966. 

Erbſchaft, Begriff 1922; Anfall 1942; 
Ausſchlagung 1942; nicht teil 
bar 1950; Wirkung der Ausſchlagung 
1953; Form 1945; Zeitpunkt 1946; Friſt 
1944; Anfechtung, deren Verſäumung 
1956; ohne Bedingung und Zeitbeſtim⸗ 
mung 1947; Ausſchlagung bei mehrfacher 
Berufung 1948; Auslegung in bezug auf 
die Berufungsgründe 1949; Ausſchlagung 
zugunſten eines Dritten 1947 A 1; bei 
Berufung zu mehreren Erbteilen 1951; 
Vererblichkeit 1952; Anfechtung der Aus⸗ 
ſchlagung 1954—1957; Annahme 1943 
ohne Bedingung und Zeitbeſtimmung 
1947; Annahme nicht teilbar 1950; Irr⸗ 
tum über Berufungsgrund 1949, 1951 
1957 Anfechtung der Annahme 1954 bis 


5 
Nießbrauch an einer Erbſchaft 1089; 
Veräußerung einer Erbſchaft 2385. 

Erbſchaftsanſpruch 2018, 2029—2031; In⸗ 
halt: Surrogation 2019; Bereicherung 
2021; Nutzungen 2020; Verjährung 2026 
A 2; Steigerung der Haftung des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers im Falle der Rechtshängig⸗ 
keit 2023; beim Mangel des guten Glau⸗ 
bens 2024; bei ſtrafbarer oder eigen⸗ 
70 ä zus Erlangung des Erbſchaftsbeſitzes 

25. 

Erbſchaftsbeſitzer 2018, 2030, 2031, vgl. 
Erbſchaftsanſpruch; Anſpruch auf Ver⸗ 
wendungen, Zurückbehaltungsrecht 2022; 
Ausſchluß der Erſitzung 2026; Auskunfts- 
pflicht 2027; Erſitzungszeit 944. 

Erbſchaftskauf, Form, Wirkung 2371; Weg⸗ 
fall von Beſchwerungen der Erbſchaft 
2372; nachträgliche Vergrößerung der 
Erbſchaft 2373; Herausgabepflicht des 
Erben 2374, 2375; Gewährleiſtungspflicht 
des Verkäufers 2376; Konfuſion 2377; 
Haftung des Käufers für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten 2378, 2382, 2383; 
Nutzungen und Laſten 2379, 2380; Ge⸗ 
fahrtragung 2380; Verwendungen 2381; 
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Anzeigepflicht des Verkäufers 2384; 
Weiterveräußerung 2385. 

Erbſchein 2353; Erforderniſſe des Antrags 
2354—2356; gemeinſchaftlicher Erbſcheſn 
2357; Ermittelungspflicht des Nachlaß⸗ 


gerichts 2358; Erteilung 2359, 2360; Un⸗ 
richtigkeit 2361, 2362; Einziehung und 
Kraftloserklärung 2361; Angabe des Nach⸗ 


erben 2363, des Teſtamentsvollſtreckers 
2364; Vermutung der Richtigkeit 2365; 
öffentlicher Glaube 2366, 2367; gegen⸗ 
ſtändlich beſchränkter Erbſchein 2369; 
Rechte einer irrtümlich für tot erklärten 
Perſon 2370. 

Erbteil, Erbteilung, vgl. Erbe. 

Erbteilungsvertrag des Vormunds 1822. 

Erbunwürdigkeit 2339, 2344; Geltend⸗ 


machung durch Anfechtung 2340—2343; | 
eines Abkömmlings bei fortgeſetzter Güter⸗ 
das 


gemeinſchaft 1506; Wirkung auf 
Pflichtteilsrecht des Abkömmlings 2309 A3, 
für die Berechnung des Pflichtteils 2310. 
Erbvertrag, Begriff 1941; Erforderniſſe auf 
ſeiten des Erblaſſers 2274, 2275; Form 
2276, 2277; Inhalt 2278—2280, 2299; 
Anfechtung 2281—2283, 2285; Beſtäti⸗ 
gung 2284; Bindung des Erblaſſers 2286 
bis 2288, EG 214; Wirkung früherer und 


ſpäterer letztwilliger Verfügungen 2289; 


Aufhebung 2290 —2292; Rücktritt 2293 
bis 2298; Eröffnung 2300; Verzicht auf 
die Rechte aus dem Erbvertrag 2352. 

Erbverzicht, Verzicht auf das geſetzliche Erb⸗ 
recht 2346, auf letztwillige Zuwendungen 
2352; Form 2347, 2348; Wirkung 2349, 
2350; Aufhebung 2351; Wirkung auf das 
8 des Abkömmlings 2309 

für die Berechnung des Pflichtteils 
2310, 2316. en En 

Erfindung, Ausbeutung 705 A 7, eines An- 
geſtellten 611 A 1. 

Erfüllung 362; Beweislaſt 363; Leiſtung an 
Erfüllungsſtatt 364; Anrechnung auf 
verſchiedene Forderungen 366; auf 
Stamm, Zinſen, Koſten 367; bei Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis 422; bei Geſamtgläubiger⸗ 
verhältnis 429; Zug um Zug, bei Zurück⸗ 
behaltungsrecht 274, bei gegenſeitigen 
Verträgen 322; durch einen Minder- 
jährigen 110. 

Erfüllungshalber, an Erfüllungsſtatt: 
Leiſtung 364 A 2; Gewährleiſtungspflicht 
365, bei Geſamtſchuldverhältniſſen 422. 

Erfüllungsort 269; Verſchiedenheit bei Auf⸗ 
rechnung 391; bei Kauf 433 A 11, 447, 
448, 453; bei der Wandelung 467 A 2; 
bei Verwahrung 697; bei Vorlegung von 
Sachen 811; für die Grundſchuld 1194, 
vgl. Leiſtungsort. 

Erfüllungsübernahme 329. 

Ergänzung der Sicherheit 240 des Inven⸗ 
tars bei der Pacht 586, der Einlage des 
Geſellſchafters 707, des Pflichtteils 2325 
bis 2331. 
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Erhaltung, Koſten der Erhaltung einer Sache 
bei Gläubigerverzug 304; Erhaltung der 
Mietſache 536, der geliehenen Sache 601, 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 744, 
748; Koſten der Erhaltung einer Sache 
im Verhältnis zwiſchen Eigentümer und 
Beſitzer 994; Erhaltung von Anlagen bei 
der Dienſtbarkeit 1020, 1021, der Sache 
durch den Nießbraucher 1041, der Erb⸗ 
ſchaftsſache durch den Vorerben 2124. 

Erhaltungskoſten, gewöhnliche 994 A 2, 2124 
A 1 


Erlaß 397; bei Geſamtſchuldverhältnis 423; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429. 

Erlös der hinterlegten Sache 383; des Ver⸗ 
kaufs der gefundenen Sachen 966, 975, 
979; des Pfandverkaufs 1219, 1247. 

Erlöſchen der Stiftung 88, des Antrags 146; 
des Gebotes 156; der Vollmacht 168, 170, 
175; der Schuldverhältniſſe 362, 372, 387, 
397; des Vermieterpfandrechts 560, 561; 
des Auftrags 672—674; von Grundſtücks⸗ 
rechten 889; der Überbaurenten 914; der 
Grunddienſtbarkeit 1028; des Nießbrauchs 
1061-1064, der Hypothek 1181; der Ge⸗ 
ſamthypothek 1173, 1174, des Pfand⸗ 
rechts 1252, 1278; der Unterhaltspflicht 
1361, 1581, 1615, 1713, des Rechtes auf 
Eheſcheidung 1570—1573, des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckeramtes 2225, des Rechtes 
zum Teſtamentswiderruf 2271; 

Erlöſchen des Rechtes eines Dritten 
an einer Sache bei Veräußerung 936, bei 
Erſitzung 945, bei Verbindung und Ver⸗ 
miſchung 949, beim Funde 973. 

Ermächtigung eines Minderjährigen 112, 
113; durch Anweiſung 783 A 6; des Vor⸗ 
zz durch das Vormundſchaftsgericht 
1825. 

Ermeſſen, billiges 315, 317, 319, 660, 2048. 

Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers 2197. 

Erneuerung der Sache bei Nießbrauch 1041 
bis 1044. 

Erneuerungsſchein 234, 803 A 1, 805; Nieß⸗ 
brauch 1081, 1082; von Papieren der Ehe⸗ 
frau 1392, von Mündelpapieren 1814, 
von Papieren einer Vorerbſchaft 2116. 

Ernſtlichkeit der Willenserklärung 118. 

Eröffnung des Teſtaments 2259—2263, 2273, 
des Erbvertrags 2300. 

Errungenſchaftsgemeinſchaft, Geſamtgut 
1519, 1527; eingebrachtes Gut 1520 bis 
1524; Verwaltung des eingebrachten 
Gutes 1525; Vorbehaltsgut 1526, 
1548; Verzeichnis des eingebrachten Gutes 
1528; ehelicher Aufwand und Laſten des 
eingebrachten Gutes 1529; Schulden⸗ 
haftung gegenüber den Gläubigern 1530 
bis 1534, im Verhältnis der Ehegatten 
zueinander 1535—1538; Ausgleichung 
zwiſchen eingebrachtem und Geſamtgut 
1539, 1540; Fälligkeit der gegenſeitigen 
Anſprüche der Ehegatten 1541; Aufhebung 
dur ch Urteil 1542, Konkurs des Ehe 
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mannes 1543, Todeserklärung eines Che- 
gatten 1544; Wirkung der Aufhebung 
1545; Auseinanderſetzung 1546; Klage auf 
Wiederherſtellung der Gemeinſchaft 1547, 
1548; 

Zuwendungen aus dem Geſamtgut, 
Ausgleichungspflicht 2054. 

e 05 Abtretung 281. 

Erjakerbe 2096—2099; als Nacherbe 2102; 
Ausgleichungspflicht 2051, 2053 A 1; 
Recht des Erſatzerben im Verhältnis zur 

Anwachſung 2099. 

Erſatzvermächtnis 2190. 

Erſchütterung, Zuführung 906. 

Erſitzung beweglicher Sachen 9377 
Eigenbeſitz 937, 938; Beginn, Hemmung 
939; Unkerbrechung durch Verluſt des 
Eigenbeſitzes 940, durch Erhebung des 
Eigentumsanſpruchs 941; Wirkung der 
Unterbrechung 942; Anrechnung der Er⸗ 
ſitzungszeit des Rechtsvorgängers 943, des 
Erbſchaftsbeſitzers 944; Erlöſchen der 
Rechte Dritter 945; 

von Grundſtücken und Grundſtücks⸗ 
rechten 900; des Nießbrauchs 1033; 
durch den Erbſchaftsbeſitzer 2026. 

Erträge eines Rechtes 99. 

Ertragswert eines Landgutes 2049 A 2; 2312; 
EG 137. 

Erwerb vom Nichtberechtigten 135, des Be⸗ 
ſitzes 854, der Hypothek 1117, 1163, 1167, 
1168, val. Eigentum. 

Erwerbsbeſchränkungen EG 86—88. 

Erwerbsfähigkeit, Minderung 843. 

Erwerbsgeſchäft, Begriff 855 A 4; Betrieb 
durch Minderjährige 112; durch Ehefrau 
1367, 1405, durch Inhaber der elterlichen 
Gewalt 1645, 1655; durch Vormund 1822, 
1823, 1825, 1841; Nießbrauch am Er⸗ 
werbsgeſchäft 1085 A 2. 

Erzeugniſſe des Grundſtücks 94; einer Sache 
99; Eigentumserwerb 953—957; Haftung 
für die Hypothek 11201122; des Pfan⸗ 
des 1212. 

Erzieher, Verjährung der Anſprüche 196, 
Kündigung des Dienſtverhältniſſes 622. 

Erziehung des Kindes 1631, EG 134; Koften 
1610, 1708. 

Erziehungsanſtalt, Verjährung der An⸗ 
ſprüche 196; Unterbringung 1666, 1838, 
Ech 34, 135. 

Eſel, Hauptmängel 481. 

Eventualaufrechuung 388 A 2. 

Exceptio doli 273 A 1. 

Exceptio dofi generalis 123 A 5c; 157 Al; 
242 A 1; 853 A 1. 


F. 
Fabrik, Zubehör 93 A 2, 98. 
Fabrikanten, Verjährung der Anſprüche 196. 
Fabrikarbeiter, Verjährung Fder Anſprüche 
7196 


facultas alternativa 262 A 1. 


Fahrläſſigkeit, Haftung des Schuldners 276; 
Begriff 276 A 3; 823 A 3; grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit 932. 

Fahrnisgemeinſchaft 1549—1557; Geſamt⸗ 
gut 1550 A 1; eingebrachtes Gut 1550 
bis 1554; Vorbehaltsgut 1555; Schulden⸗ 
haftung der Ehegatten im Verhältnis 
zueinander 1556; Schuldenhaftung gegen⸗ 
über den Gläubigern 1556 A 5; fortge⸗ 
ſetzte Gütergemeinſchaft 1557; Zuwen⸗ 
dungen aus dem Geſamtgute, Aus⸗ 
gleichungspflicht 2054. 

Fälligkeit 271 A 1; 272; Zwiſchenzinſen 272, 
Zinſen ſeit Fälligkeit 291; des Mietzinſes 
551, des Pachtzinſes 584; der Rückgabe 
der geliehenen Sache 604, des Darlehens 
608, 609, des Dienſtlohns 614, des Werk⸗ 
lohns 641, der Vergütung für die Ver⸗ 
wahrung 699, der Hypothek 1133, 1141, 
1149, der Grundſchuld 1193, der durch 
Pfand geſicherten Forderung 1228, des 
Unterhalts des unehelichen Kindes 1710, 
des Vermächtniſſes 2181. 

Familie A 1 vor 1297; Unterbringung in 
eine Familie 1666, 1838. 

Familienangehörige 1969. 

Familienbilder, Gegenſtand des Erbſchafts⸗ 
kaufes 2373. 

Familienfideikommiſſe EG 59. 

Familiennamen der Ehefrau 1355, der ge⸗ 
ſchiedenen Frau 1577, des ehelichen 
Kindes 1616, des angenommenen Kindes 
1758, 1772, des unehelichen Kindes 1706, 
EG 208. 

Familienpapiere, gemeinſchaftliches Eigentum 
der Erben 2047; Gegenſtand des Erbſchafts⸗ 
kaufs 2373. 

Familienrat Ech 210; Einſetzung 1858, 1859; 
Zuſammenſetzung 1860—1869; Beſtellung 
der Mitalieder 1870, 1871; Zuſtändigkeit 
1872; Einberufung 1873: Beſchluß⸗ 
faſſung 1874, Ordnungsſtrafen 1875; ſo⸗ 
fortiges Einſchreiten des Vorſitzenden 
1876; Auslagen der Mitglieder 1877; 
Beendigung des Amtes 1878; Aufhebung 
des Familienrats 1879—1881: bei Vor⸗ 
mundſchaft über Volljährige 1905; neben 
Pflegſchaft 1915 A 1. 

Familienrecht A 1 vor 1297. 

Familienrechtliche Anſprüche, Verjährung 
194; Hemmung der Verjährung 204. 

Familienrechtliche Klagen A 2 vor 1297. 

Familienſtiftung 80 A 3; 85 A 2. 

Faſanen, Wildſchaden 835. 

Fehlerhafter Beſitz 858, 859. 

Fefertag als Leiſtungstag und Ende einer 
Friſt 193. 

Fernſprecher, Verkehr 130 A 3; Antrag durch 
Fernſprecher 147. 

Feſtnahme einer Perſon im Wege der Selbſt⸗ 
hilfe 228, 229. 

Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 1964; 

des Zuſtands einer Sache 1034, 1372, 
2122. 
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Fiduziariſches Rechtsgeſchäft Vorbem 6 vor 
104; 117 A 3. 

Fiktion A 1 vor 1. 

Findelkinder 1773 A 3. 

Fiſche, Eigentum 960. 

Fiſcherei EG 69. 

Fiskus, Anfall des Vermögens aufgelöfter 
Vereine 45, 46, erloſchener Stiftungen 
88; Haftung für Vertreter 89; Aneignung 
herrenloſer Grundſtücke 928, EG 190; 
Erbrecht 1936; Feſtſtellung des Erbrechts 
1964—1966; kein Ausſchlagungsrecht 
1942; keine Inventarfriſt, Auskunftspflicht 
gegenüber den Nachlaßgläubigern 2011; 
Fiskus als Nacherbe 2014, als Vermächt⸗ 
nisnehmer 2149, Sicherungshypothek für 
Anſprüche des Fiskus EG 91. 

Fixgeſchüfte 361. 

Flößereirecht EG 65. 

Flußbetten, verlaſſene EG 65. 

Forderungen Vorbem 1, 2 vor 241; Ab- 
tretung 398—412; Nießbrauch an Forde⸗ 
rungen 1074—1079; Pfandrecht an Forde⸗ 
rungen 1279—1290; Erbſchaftsforde⸗ 
rungen 2111; Vermächtnisforderungen 
2173. 


Form der Rechtsgeſchäfte EG 11, Mangel 
125; Schriftlichkeit 126, 127; gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung 128 A 1; 
Beglaubigung 129 A 2. 

Form der Eheſchließung 13161322. 

Forſtwirtſchafttreibende, Verjährung ihrer 
Forderungen 196. 

Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1483; Ein⸗ 
tragung im Grundbuch 1485 A 8; Ab- 
lehnung durch den überlebenden Ehe⸗ 
gatten 1484; Nachlaß des verſtorbenen 
Ehegatten 1483 A 5; 1485 A 3; Geſamt⸗ 
gut 1485; Vorbehaltsgut 1486; Sonder- 
gut 1486; Rechte und Verbindlichkeiten 
der Teilhaber am Geſamtgut 1487; Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeiten 1488; Haftung 
1489; Konkurs 1488 A 5; Tod eines an⸗ 
teilsberechtigten Abkömmlings 1490; Ver⸗ 
zicht eines anteilsberechtigten Abkömm⸗ 
lings 1491, 1517; Aufhebung durch den 
überlebenden Ehegatten 1492; Beendi⸗ 
gung durch Wiederverheiratung 1493, 
durch Tod und Todeserklärung 1494; 
Klage auf Aufhebung 1495, 1496; Aus⸗ 
einanderſetzung nach Beendigung 1497 
bis 1506, 1511; Zeugnis des Nachlaß⸗ 
gerichts 1507; Ausſchließung durch Ehe⸗ 
vertrag 1508; durch letztwillige Ver⸗ 
fügung 1509; Wirkung der Ausſchließung 
1510; Ausſchließung eines Abkömmlings 
bon der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1511; Kürzung der Rechte der Abkömm⸗ 
linge durch die Ehegatten 1512—1514; 
Übernahmerecht des überlebenden Ehe⸗ 
gatten 1502, der Abkömmlinge 1515; 
der Zuſtimmung des anderen Ehegatten 
bedürfende Rechtsgeſchäfte 1516, 1517; 
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zwingender Charakter der Vorſchriften 
1518. 


Fortkommen, Erſchwerung 824, 842. 
Frachtfuhrleute, Verjährung der Anſprüche 
196 


drach füge, Übergabe der verkauften Sache 
447. 


Frau, Bedeutung des Wortes im BGB 1369 
A 2; Wiederverheiratung 1313; als Vor⸗ 
mund 1783, 1786, 1887, 1900; als Mit⸗ 
glied des Familienrats 1866 A 1; dal. 
Ehefrau. 

Freies Belieben, Beſtimmung der Leiſtung 
nach freiem Belieben 319. 

Freies Vermögen des Kindes 1650, 1651. 

Freiheit, Verletzung und Entziehung 823 

A 7; Umfang des Schadens 845; Schmer⸗ 
zensgeld 847. 

Friſten 186; Ausſchluß⸗ und Verjährungsfriſt 
186 X 1; Berechnung der Friſten 187 bis 
193; Verlängerung 190. 

Friſtſetzung zur Leiſtung nach rechtskräftiger 
Verurteilung 283, im Falle des Verzugs 
326. 


Früchte einer Sache und eines Rechtes 99; 

Zeit der Fruchtziehung 101; Verwen- 

| dungen auf die Früchte 102; Eigentums⸗ 
erwerb 953—957, 1039; Herausgabe 
durch den Beſitzer an den Eigentümer 993; 
der Pachtſache 581 A4; bei Gemeinſchaft 
nach Bruchteilen 743; des Nachbargrund⸗ 
ſtücks 911; von Grenzbäumen und Grenz⸗ 
ſträuchern 923; des Vermächtnisgegen⸗ 
ſtandes 2184; Teilung bei Erbengemein⸗ 
ſchaft 2038; 

übermäßiger Fruchtbezug des Nieß⸗ 
brauchers 1039, des Vorerben 2133. 

Früherer Beſitz 1006, 1007. 

Fund 965; Anzeigepflicht des Finders 965, 
971; Verwahrungspflicht 966; Abliefe⸗ 
rung 967; Haftung des Finders 968; 
Herausgabe an den Verlierer 969; Auf⸗ 
wendungen des Finders 970; Finderlohn 
971; Eigentumserwerb 973, 974, Ver⸗ 
ſteigerung der Sache 966, 975; Verzicht 
des Finders 976; Bereicherungsanſpruch 
des Verlierers 977; Fund im Bereich von 
Behörden und Verkehrsanſtalten 978 bis 
983. 

Fürſorgeerziehung Vorbem 5 vor 1616. 

Fütterungskoſten bei Wandelung des Kaufs 
488; bei Miete 547; bei Leihe 601. 


G. 

Garantiefriſten 477 A 3. 

Garantievertrag 459 A 6: Vorbem 2, 6 vor 
765. 

Garniſonort 9. 

Gas, Zuführung 906. 

Gaſtwirte, Haftung der Gaſtwirte, Schank⸗ 
und Speiſewirte 538 A 5; Haftung für 
eingebrachte Sachen 701; Geld, Wert⸗ 
papiere, Koſtbarkeiten 702; Erlöſchen der 
Haftung 703; Pfandrecht an den ein⸗ 
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gebrachten Sachen des Gaſtes 704; Ver⸗ 
jährung der Anſprüche 196. 
Gattungsſache 243; Unvermögen des Schuld⸗ 
ners 279; Gefahrübergang bei Gläu⸗ 
bigerverzug 300; Haftung für Mängel 
beim Kauf 480, 491; Schenkung 524; 
Gattungsvermächtnis 2155, 2183. 
Gebäude 94, 95, 98; Einſturz, Haftung 
836—838, 908; Erbbaurecht 1014; Woh⸗ 
nungsrecht 1093; Wiederherſtellung Ech 
110. 
Gebot bei der Verſteigerung 156. 
Gebrechlichkeitspflegſchaft 1910, 1920, EG 
210 


Gebühren, Verjährung 196. 

Geburt, Vollendung 1 A 3; Leibesfrucht 1 
A 4. 

Geburtstag 187. 

Geburtshelfer, Verjährung der Anſprüche 
1 


96. 

Gefahr des Notſtandes durch Trunkſucht 6, 
drohende Gefahr, Abwendung 228, 904; 
Abwendung durch Geſchäftsführer 680. 

Gefährdung 

anderer Perſonen als Grund zur Ent⸗ 
mündigung 6; des Gemeinwohls durch 
einen Verein 43, durch eine Stiftung 87, 
des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung bei 
gegenſeitigen Verträgen 321, des Unter- 
halts des Schenkers 519, der Geſundheit 
durch Benutzung der Mieträume 544, des 
Kredits durch Behauptung falſcher Tat- 
ſachen 824, durch den drohenden Einſturz 
eines Gebäudes 908, der Sicherheit der 
Hypothek 1133—1135, der Sicherheit der 
verpfändeten Forderung 1286, des ein⸗ 
ebrachten Gutes der Frau, Sicherheits⸗ 
eiſtung des Mannes 1391, des Unter⸗ 
halts der Frau 1428, 1468, 1495, des 
eigenen Unterhalts des Unterhaltspflich⸗ 
tigen 1579, 1603, 1620, des geiſtigen und 
leiblichen Wohles des Kindes 1666, des 
Vermögens des Kindes 1667, 1687, des 
Mündelvermögens 1803, 1850, 1886, der 
Befriedigung der Nachlaßgläubiger 1981, 
des Nachlaſſes durch Anordnungen des 
Erblaſſers 2216. 

Gefahrtragung bei Verſendung von Geld 
270; bei Verzug des Gläubigers 300; 
bei Hinterlegung der Sache 379; beim 
Kauf 446, 450, 459, 480; beim Pacht⸗ 
inventar 588; beim Werkvertrag 644; bei 
Vorlegung von Urkunden 811; beim Erb⸗ 
ſchaftskauf 2380. 

Gefälligkeiten Vorbem 3 vor 662; 611 A 2. 

Gegenleiſtung, Beſtimmung 316. 

Gegenſeitiger Vertrag, Begriff 320 A 1; 
Weigerung der Erfüllung bis zur Be⸗ 
wirkung der Gegenleiſtung 320; Pro⸗ 
zeſſuales, Verurteilung Zug um Zug 322; 
Wirkung der Verſchlechterung der Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des einen Teiles 321; 
Unmöglichkeit der Leiſtung 323—325; 
Verzug 326. 


Gegenſtand, Begriff 90 A 3. 

Gegenvormund 1792; Aufſichtspflicht 1799; 
Mitwirkung beim Vermögensverzeichnis 
1802; Genehmigung zur Erhebung von 
Geld 1809, zur Anlegung von Geld 
1810; zur Verfügung über Forde⸗ 
rungen und Wertpapiere 1812, 1813; 
Anhörung 1826; Erteilung der Genehmi⸗ 
gung 1832; Haftung 1833; Auskunfts- 
pflicht 1839; Prüfung der Rechnung 1842, 
1854, 1891, 1892; befreite Vormundſchaft 
1852, 1854; Antrag auf Einſetzung des 
Familienrates 1859; Tod 1894; bei Vor⸗ 
mundſchaft über Volljährige 1903, 1904; 
Aufwendungen, Vergütung 1835, 1836; 
neben Pflegſchaft 1915 A 2. 

Gehilfe bei einer unerlaubten Handlung 830; 
Haftung für Verſchulden der Gehilfen 
278; beim Auftrag 664; bei der Ver⸗ 
wahrung 691, des Richters oder Notars 
untauglicher Teſtamentszeuge 2237. 

Geiſteskrankheit 104 A 4; Grund der Ent⸗ 
mündigung 6 A 1, 2; Haftung des Geiſtes⸗ 
kranken für unerlaubte Handlungen 287; 
Geiſtestrankheit als Eheſcheidungsgrund 
1569, 1583; Pflegſchaft 1910 A 1. 

Geiſtesſchwäche, Begriff 6 A 2; Entmündi⸗ 

ung 6, EG 210, 211; beſchränkte Ge⸗ 
chäftsfähigkeit 114; Wirkung auf Teſtier⸗ 
fähigkeit 2229; Widerruf des Teſtaments 
2253; Geiſtesſchwache unfähig zur Vor⸗ 
mundſchaft 1780, zur Mitgliedſchaft des 
Familienrats 1865. 

Geiſtliche, Abtretung der Gehaltsanſprüche 
411; Verletzung 570. 

Geld 244 A 1; Geldſchuld 244; Verzinſung 
288, 291, 301; Geldſortenſchuld 245; 
Sicherheitsleiſtung 232, 233, 235; Über⸗ 
ſendungspflicht 270; Hinterlegung 372; 
als Gegenſtand des Darlehens 607; eigen⸗ 
nützige Verwendung von Geld durch den 
Beauftragten 668, durch den Verwahrer 
698; Haftung des Gaſtwirtes für einge⸗ 
brachtes Geld 702; Eigentumserwerb 935, 
1006, 1007, der Ehefrau 1376, des Kindes 
1642, 1653; des Mündels 1806-1809; 
zu einer Erbſchaft gehöriges Geld 1960, 
2119. 


Geldbrief 328 A 3. 

Geldbetrag der Hypothekenforderung, Ein⸗ 
tragung 1115. 

Geld forderung, Bürgſchaft für eine Geld⸗ 
forderung 772; Nießbrauch 1076-1079; 
Pfandrecht 1288, 1289; Vermächtnis 
2173. 

Geldrente bei Körperverletzung 843; bei 
Tötung 844; Überbaurente 912915; 
Notwegrente 917; des unterhaltsberech⸗ 
tigten Ehegatten 1361; des geſchiedenen 
Ehegatten 1580; des ehelichen Kindes 
1610; des unehelichen Kindes 1710. 

a Vorbem 1 vor 705, 
0 4. 
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Gemeinde, Aufrechnung mit Forderungen 


der Gemeinde 395; Rechte beim Fund 
ee Haftung für ihre Beamten EG 
Gemeindeteſtament 2249, 2252, 2266; ge⸗ 
meinſchaftliches 2266, EG 150. 
Gemeindewaiſenrat, Tätigkeit auf dem Ge⸗ 
biete der elterlichen Gewalt 1675; in Vor⸗ 
100 1779 1849—1851, 
2. 


Gemeinſame Gefahr, Tod 20. 

Gemeinſchaft, eheliche, Aufhebung 1575, 
1576, 1586; 

Gemeinſchaft nach Bruchteilen 741758; 
Größe der Anteile 742; Fruchtgenuß, Ge⸗ 
brauch des gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtandes 743; Verwaltungsordnung für 
gemeinſchaftliche Gegenſtände 744— 746; 
Verfügungen der Teilhaber über ihren An⸗ 
teil 747; Tragung der Koſten und Laſten 
des gemeinſamen Gegenſtandes 748; 
Aufhebung der Gemeinſchaft, Voraus⸗ 
ſetzungen 749 751, Art der Teilung: 
Teilung in Natur 752, Verkauf des ge⸗ 
meinſchaftlichen Gegenſtandes 753, ge⸗ 
meinſchaftliche Forderungen 754; Be⸗ 
richtigung von Gemeinſchaftsſchulden bei 
der Teilung 755, 756; Gewährleiſtung bei 
Aufhebung der Gemeinſchaft 757; Unver⸗ 
5 des Anſpruchs auf Aufhebung 


Gemeinſchaft zur geſamten Hand bei der 
Geſellſchaft 718 A 1; bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 1438 A 1; bei der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1497 A 3; bei 
der Er rungenſchaftsgemeinſchaft 1519 A 
2, 3; bei der Fahrnisgemeinſchaft 1550 
A 1; bei der Erbengemeinſchaft 2032 A 1, 
2039 A 2. 

Gemeinſchaftliches Teſtament 2265—2273; 
vgl. Teſtament. 

Gemeinwohl, Gefährdung durch den Verein 
43; durch die Stiftung 87. 

Gemiſchte Verträge 305 A 3. 

Gemiſchte Schenkung 516 A 4. 

Genehmigung von Rechtsgeſchäften, Wirkung 
184; der Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten 185; des Vormundſchaftsgerichts 
1821 A 3; 

des Vertrags eines Minderjährigen 108, 
109, der Willenserklärung eines Ver⸗ 
tretenen bei vollmachtloſer Vertretung 
177, 180, der Schuldübernahme 415, 416; 


der Geſchäftsführung ohne Auftrag 684, 


der Verwendungen des Beſitzers 1001, 
1003, der anfechtbaren Ehe 1337, 1341, 
des Mannes zu Verfügungen der Frau 
1396, der Frau zu Verfügungen des 
Mannes über Geſamtgut 1448, des Bei⸗ 
ſtandes zu Rechtsgeſchäften der Frau 
1690, 


ſtaatliche Genehmigung zur Anderung 
von Vereinsſatzungen 33, der Stiftung 80, 
der Lotterie und Ausſpielung 763, der 


Geräte, 
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Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
eb) 


Geräuſch, Zuführung 906. 

Zubehör eines Landguts 98. 

Gerichtlich beſtellte Verwahrer 

bei Geſamtgläubigerſchaft 432, zur 
Entgegennahme der Leiſtung bei Forde⸗ 
2% e 1281, bei Miterbſchaft 
2039. 

Gerichtliche Beurkundung 128, geſetzliche 
Fälle 128 A 1; EG 141. 

Gerichtsvollzieher, Rechtsverhältniſſe Vor⸗ 
bem 2b vor 611; Stellung 166 A 2; Ver⸗ 
jährung ſeiner Anſprüche 196; Zuſtellung 
von Willenserklärungen 132; Verſteige⸗ 
rung der hinterlegten Sache 383; Beſitz 
an gepfändeten Sachen 868 A 3. 

Gerüche, Zuführung 906. 

Geſamte Hand, val. Gemeinſchaft zur ge- 
ſamten Hand: 718 A 1, 1438 A 1, 1442 
A 1, 1497 A 3, 1519 A 2, 3, 1550 A 1, 
2032 A 1, 2039 A 2. 

Geſamtgläubigerrecht 428; lediglich in der 
Perſon des einzelnen Gläubigers wir⸗ 
kende Tatſachen 429; Verhältnis der Ge⸗ 
ſamtgläubiger zueinander 430. 

Geſamtgrundſchuld 1172 A 1, 2. 

Geſamtgut bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft 1438; bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485; bei Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1519, 1527, 1529—1534; bei Fahr- 
nisgemeinſchaft 1550 A 1. 

Geſamthypothek 1132, 1143; Verwandlung 
in Grundſchuld 1172; Befriedigung des 
Gläubigers durch einen Eigentümer 1173, 
durch den perſönlichen Schuldner 1174; 
Verzicht 1175; Befriedigung durch 
Zwangsvollſtreckung 1182; Verteilung der 
Forderungen 1132. 

Geſamtpreis bei Kauf 469, 471, 472; bei 
Vorkauf 508. 

Geſamtſchuldverhältnis 421; Wirkung der 
Erfüllung und Erfüllungsſurrogate, Auf⸗ 
rechnung 422; Erlaß 423; Glaubiger⸗ 
verzug 424; lediglich in der Perſon des 
einzelnen Schuldners wirkende Tatſachen 
425; Verhältnis der Schuldner unter⸗ 


einander 426; vertragsmäßige llber⸗ 
nahme teilbarer Leiſtungen 427; bei un⸗ 
teilbaren Leiſtungen 431; 

Haftung des Vereinsvorſtands 42; 
mehrerer Vereinsvertreter 54, der Teil- 


haber einer Gemeinſchaft 755; mehrerer 
Bürgen 769, bei unerlaubter Handlung 
840, bei Teilung eines reallaſtpflichtigen 
Grundſtücks 1108, der Eheleute 1388, der 
Vormünder 1833, der Miterben 2058. 

Geſchäftsbeſorgung Vorbem 1, 2 vor 662, 
675; Vorbem 2 vor 677; 677 A 1; Ver⸗ 
jährung der Anſprüche 196. 

Geſchäftsbücher einer Geſellſchoft; Einſicht 
716 


Geſchäftsfähigkeit 104—115; Begriff, Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit der Ehefrauen 104 A 1; 
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Geſchäftsunfähigkeit 104, 105; beſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit 106 A 2, Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung, 
Trunkſucht 114; vgl. Minderjährige; 

beſchränkt Geſchäftsfähige und Ge⸗ 
ſchäftsunfähige: Wohnſitz 8; Willenser⸗ 
klärung ihnen gegenüber 131; Verjäh⸗ 
rung der gegen ſie gerichteten Anſprüche 
206; Geſchäftsführung ohne Auftrag 682; 
Erſitzung 939; 

beſchränkt Geſchäftsfähige (vgl. 106 
A 2): Eheſchließung 1304; Anfechtung der 
Ehe 1331, 1336; beſchränkt geſchäftsfähige 
Ehefrau 1364; Abſchluß des Ehevertrags 
1437; Anfechtung der Ehelichkeit 1595; 
Ruhen der väterlichen Gewalt 1676; be⸗ 
ſchränkt geſchäftsfähiger Vater bei der 
Ehelichkeitserklärung 1729; beſchränkt ge⸗ 
ſchäftsfähiger Annehmender bei der An⸗ 
nahme an Kindes Statt 1751; Teſtier⸗ 
fähigkeit 2229; Erbvertrag 2275, 2290, 
2294, Anfechtung 2282. 


Geſchäftsführung des Vereinsvorſtands 27; 
der Geſellſchafter 709— 713; 
ohne Auftrag, Begriff, Verpflichtung 
des Geſchäftsführers bei der Ausführung 
677; deſſen Schadenserſatzpflicht 678; ent⸗ 
gegenſtehender Wille des Geſchäftsherrn 
Erfüllung von Unterhaltspflichten 679; 
Abwendung drohender Gefahr 680; An⸗ 
zeigepflicht des Geſchäftsführers 681; Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit, beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des Geſchäftsführers 682: Auf⸗ 
wendungen des Geſchäftsführers 683 bis 
685; wirklicher und mutmaßlicher Wille 
des Geſchäftsherrn 677; 683 A 3; Mangel 
der Abſicht, Erſatz der Aufwendungen zu 
fordern 685: Irrtum über die Perſon 
des Geſchäftsherrn 686; Beſorgung frem⸗ 
der Geſchäfte als eigene 687; Geſchäfts⸗ 
führung des einſtweiligen Erben 1958. 


Geſchäftsgebräuche Vorbem 2 vor 1. 
Geſchäftsräume, Fund 978—983. 
Geſchäftsunfähigkeit 104, 105. 
Geſchicklichkeitsſpiel 762 A 1. 

Geſchwiſter, Verbot der Ehe zwiſchen halb⸗ 
bürtigen und vollbürtigen Geſchwiſtern 

1310; Vormundſchaft 1775, 1786; Erb- 
recht 1925; bei Nacherbſchaft 2109; bei 
Vermächtniſſen 2163. 

Geſellſchaft 705— 740; Untergeſellſchaft 717 
A 2; Geſellſchaftsvertrag 705; Beiträge 
706; deren Erhöhung 707; Haftung des 
Geſellſchafters 708; 

n Geſchäftsführung der Geſellſchafter 
709—713, 729; gemeinſchaftliche Ge⸗ 
ſchäftsführung 709; Ausſchließung von 
der Geſchäftsführung 710; Widerſpruch 
eines geſchäftsführenden Geſellſchafters 
711; Entziehung der Geſchäftsführung 
712; Stellung der Geſchäftsführer 712; 
Aufnahme eines neuen Geſellſchafters 736 
A 2 


L 


Vertretungsmacht der Geſellſchafter 
714, 715; Vollmacht 169; Stellung der 
Geſellſchaft im Prozeſſe 714 A 4; Einſichts⸗ 
recht des Geſellſchafters 716; Übertragbar- 
keit der Anſprüche der Geſellſchafter 717; 
Geſellſchaftsvermögen 718; Geſellſchafts⸗ 
ſchulden 718 A 5; Verfügung des Geſell⸗ 
ſchafters über ſeinen Anteil 719; Pfändung 
des Anteils 725; Schutz des gutgläubigen 
Schuldners 720; Rechnunasabſchluß und 
Gewinnverteilung 721; Teilnahme des 
Geſellſchafters an Gewinn und Verluſt 
722, 734, 735, 739, 740; 

Auflöſung: durch Kündigung 723 bis 
725, durch Erreichung oder Wegfall des 
Zweckes 726, durch Tod eines Geſell⸗ 
ſchafters 727, durch Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen eines Geſell⸗ 
ſchafters 728; Auseinanderſetzung nach 
Auflöſung 730—735; Vereinbarung des 
Fortbeſtehens 736; Ausſcheiden eines Ge⸗ 
ſellſchafters nach dem Geſellſchaftsver⸗ 
trage 736, durch Ausſchließung 737; Aus- 
einanderſetzung mit dem ausſcheidenden 
Geſellſchafter 738-740; 

nicht rechtsfähige Vereine 54; G. m. 
b. H. Vorbem 3 vor 21; Eingebung des 
Geſellſchaftsvertrags durch den Vormund 
1822 


Geſellſchafterinnen, Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 622. 

Geſetzesrecht Vorbem 2 vor 1. 

Geſetzliche Erben 1924—1936; Ausgleich⸗ 
ungspflicht 2050; Einſetzung im Teſta⸗ 
ment 2066; als Nacherben 2104, 2105; 
als Vermächtnisnehmer 2149. 

Geſetzlicher Übergang der Forderung 411. 

Geſetzlicher Vertreter 107 A 3; Vorbem 1, 2 
vor 164. 

Geſetzliches Güterrecht 1363—1431; vgl. 
Verwaltungsgemeinſchaft. 

Geſetzliches Pfandrecht 1257, 1287; vgl. 
Pfandrecht. 

Geſetzliches Verbot 134, 309, 817, 2171. 

Geſinde als Zeuge bei Teſtamentserrichtung 
2237. 

Geſinderecht EG 95. 

Geſtohlene Sachen, Eigentum 935, 1006, 
1007; geſtohlene Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 794, geſtohlene Karten 
807. 

Geſundheit, Verletzung 823 A 5: Beſchädi⸗ 
gung durch Tiere 833; durch Einſturz von 
Gebäuden 836; Umfang des Schadens 
845; Schmerzensgeld 847. 

Gefährdung der Geſundheit durch die 
Beſchaffenheit der Mietſache 544, Sorge 
des Dienſtberechtigten für den Dienſt⸗ 
verpflichteten 618. 

Gewährfriſten beim Viehkauf 482. 

Gewährleiſtung bei Hingabe an Erfüllungs⸗ 
ftatt 365; beim Kaufe: Mängel im Rechte 
434—439, Sachmängel 459, 480, beim 
Viehkauf 482; bei Schenkung 523, 524. 
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526; bei Miete 537—541; bei Leihe 600; 
beim Werkvertrag 633, 634; bei Auf- 
hebung der Bruchteilsgemeinſchaft 757; 
bei der Ausſtattung 1624; bei Erbaus⸗ 
einanderſetzung 2042; beim Vermächtnis 


2182, 2183; beim Erbſchaftskauf 2376, 


2385. 


Gewalt, höhere 203, 701, 1996; elterliche 


Gewalt 1626; vgl. elterliche Gewalt, Beſitz. 
Gewerbebetrieb, Verjährung der Anſprüche 
196, Leiſtungsort 269, 270, der Ehefrau 
1367, 1405, EG 36, des Vaters 1643, des 


Vormunds 1822, 1825, Sicherheitsleiſtung 


für einen Gewerbebetrieb EG 90. 


Gewerbliche Arbeiter, Verjährung der An⸗ 


ſprüche 196. 
Gewerblicher Betrieb, Zubehör 98. 
Gewinn, entgangener 252. 


Gewinnanteilſcheine 234, 799, 801, 803 


A 1; Abhandenkommen 804; Nießbrauch 
1081, 1083; Verpfändung 1296, von 


Papieren der Ehefrau 1392, des Vaters 
1667, von Mündelpapieren 1814, 1818. 
Gewinnverteilung der Geſellſchaft 706, 721. 


Gewohnheitsrecht Vorbem 2 vor 1. 
Gezähmte Tiere 960. 


Goldklauſel 245 A1; 1115 A 8. 
Goldſachen, Verkauf bei Verpfändung 1240. 
Gottes dienſtliche Gebäude EG 133. 
Graben zwiſchen Grundſtücken 921. 

Grad der Verwandtſchaft 1589, der Schwä⸗ 
gerſchaft 1590. 

Grenze von Grundſtücken, Abmarkung 919; 
Streitigkeiten über die Grenze 920; An⸗ 
lagen auf der Grenze 921, 922; Bäume 
und Sträucher auf der Grenze 923. 

Grenzzeichen 919. 

Großeltern, Erbrecht 1926. 

Großvater, Vormund 1776, 1899, 1900. 

Grund buch, Einrichtung Vorbem 1 vor 873, 
EG 186; Eintragungen, eintragungsfähige 
Rechte Vorbem 2 vor 873, 873 A 6; 
Grundſätze des Grundbuchrechts: Offent⸗ 
lichkeit, Einigung, Antrag, Legalität, 
Eintragung, Spezialität, Vorrang Vor⸗ 
bem 3 vor 873; Vermutung der Nichtig⸗ 


keit 891; öffentlicher Glaube 892, 893; 
Berichtigungsanſpruch 894—898; Wider⸗ 
ſpruch 899; 

Verlautbarung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft 1485 A 8; Eintragung der 
Nachlaßverwaltung 1983 A 1; Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen Grundbuch und Hypo⸗ 
thekenbrief 1440; vgl. Rechte an Grund⸗ 
ſtücken. 


Grunddienſtbarkeit, Begriff 1018, EG 187; 


Begrenzung des Inhalts 1019; ſchonende 
Ausübung 1020; Unterhaltung von An⸗ 
lagen 1021, 1022; Verlegung der Aus⸗ 
übung 1023; Zuſammentreffen mit an⸗ 
deren Nutzungsrechten 1024; Teilung des 
herrſchenden Grundſtücks 1025, des be⸗ 
laſteten Grundſtücks 1026; Schutz der 
Ausübung der Grunddienſtbarkeit 1027 
bis 1029. 


Grundſchuld 1191, 1192; Kündigung 1193; 


Zahlungsort 1194; Inhabergrundſchuld 
1195; Eigentümergrundſchuld 1196, 1197; 
Umwandlung in Hypothek 1198; 

Beſeitigung durch Verkäufer des Grund⸗ 
ſtücks 439; Nießbrauch 1080; Pfandrecht 
1291; an vermachten Grundſtücken 2165, 
2168; Übergang der Hypothek in eine 
Grundſchuld 1177. 


Grundſchuldbrief 896, 952, 1195. 
Grundſtück, Begriff 873 A 4; Beſtandteile 


94—96; Vereinigung, Zuſchreibung 890; 
Auflaſſung 925; Übergang des Zubehörs 
926; Grundſtücksveräußerungsverkrag 813; 
Aufgabe des Beſitzes 303; des Eigen- 
tums 928; Belaſtung 873. 


Guter Glaube: bei Rechtsgeſchäften mit 


Vereinsvorſtandsmitgliedern 68; gegen⸗ 
über Veräußerungsverboten 135 A 4, 136 
A 1; bei Verfügungen während der 
Schwebezeit einer Bedingung 161; des 
Schuldners bei Abtretung der Forderung 
405 —407; beim Erwerbe von Grund- 
ſtückszubehör 926, beim Erwerbe beweg⸗ 
licher Sachen 932—936; beim Erſitzungs⸗ 
erwerbe 937, 945; beim Erwerb von Er⸗ 
zeugniſſen und Beſtandteilen 955, 957; 
im Verhältnis zwiſchen Beſitzer und Eigen⸗ 
tümer 990, 991, 993; des Beſitzers 1007; 
im Verhältnis zwiſchen Nießbraucher und 
Eigentümer 1058; des Pfandgläubigers 
1208, 1248, gegenüber der Nichtigkeit der 
Ehe 1344, 1345; gegenüber der Schlüſſel⸗ 
gewalt der Ehefrau 1357; gegenüber Ab⸗ 
weichungen vom geſetzlichen Güterrecht 
1431, 1435; gegenüber der Beendigung 
der elterlichen Gewalt 1682; gegenüber 
einer irrtümlichen Todeserklärung 2370; 
vgl. Glaube, öffentlicher. 


Gute Sitten 138 A 1; Schadenserſatz wegen 


Verſtoß 826; EG 30. 


Gütergemeinſchaft 1437, 1483; vgl. all- 


gemeine, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 


Güterrecht, eheliches EG 15, 16, 200; vgl. 


eheliches Güterrecht. 
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Güterrechtsregiſter 1435, 1405, 1431; Ein⸗ 
tragungen bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485 A 5, 1492 A 7, der Aus⸗ 
ſchließung der Fortſetzung der Güterge⸗ 
meinſchaft 1508 A 4, 1509 A 7, der 
Wiederherſtellung der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft 1548; 

EBuftändigfeit 1558; vorgeſchriebene Ein⸗ 

tragungen 1558 A 1; Verlegung des 
Wohnſitzes des Mannes 1559; Antrags⸗ 
berechtigung 1560, 1561; öffentliche Be⸗ 
kanntmachung der Eintragung 1562; Ein⸗ 
ſicht und Abſchriften 1563. 

Gütertrennung 1426—1431, 1436; bei be⸗ 
ſchränkter Geſchäftsfähigkeit der Frau 
1364; nach Aufhebung der Gütergemein⸗ 
ſchaft 1470; nach Aufhebung der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1545; bei Wie⸗ 
derherſtellung der aufgehobenen ehelichen 
Gemeinſchaft 1587. 

Verhältniſſe Ech 


Guts herrlich⸗bäuerliche 

113, 114. 
Gutsüberlaſſungsvertrag 1941 A 5. 
e Leiſtung an einen Dritten 


Y. 

Haftung des Schuldners für Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit 276; für Sorgfalt in eigenen 
Angelegenheiten 277; für Hilfsperſonen 
278; bei Verzug 286; 

des Vereins 31; der Vereinsvertreter 
42, 53, 54; der juriſtiſchen Perſonen des 
öffentlichen Rechts 88; der Vertreter 179; 
für Angeſtellte 278, 831; bei Gläubiger⸗ 
verzug 300; beim Rücktritt 347; des Ver⸗ 
mögensübernehmers 419; des Verkäufers 
434—437, 459; des Wiederverkäufers 498; 
des Schenkers 521—524; des Vermieters 
537539; des Verleihers 599; des Unter⸗ 
nehmers eines Werkes 633—637; des 
Beauftragten 664; für Rat und Emp⸗ 
fehlung 676; des Geſchäftsführers ohne 
Auftrag 680; des Verwahrers 690; des 
Hinterlegers 694; des Gaſtwirts 701; des 
Geſellſchafters 708; des Bürgen 767, 
778; aus unerlaubten Handlungen 823 
bis 853; aufſichtspflichtiger Perſonen 832; 
für Tierſchaden 833; für Wildſchaden 835; 
wegen Einſturz von Gebäuden 836—838; 
der Beamten 839, 841; des Finders 968; 
des Beſitzers 989—993; des Nießbrauchers 
einer Forderung 1088; des Reallaſtver⸗ 
pflichteten 1108; des Grundſtücks für die 
Hypothek 1118, 1132; des Pfandes 1210, 
1251, 1264; der Ehegatten 1359; des 
Vaters 1654; des Vormundſchaftsrichters 
1674, 1848; des Vormunds und Gegen⸗ 
vormunds 1833; der Familienratsmit⸗ 
glieder 1872; des Vorerben 2131; vgl. 
Verwaltungsgemeinſchaft, allgemeine, 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, Errungen⸗ 
ſchafts⸗, Fahrnisgemeinſchaft, Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten. 
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Handakten des Rechtsanwalts 667 A 4. 

Handelsmäkler 385, 1221. 

Hand wahre Hand 932—936. 

e Verjährung der Anſprüche 
196. 

Handzeichen 126, 129. 

Hauptmängel beim Viehkauf 482. 

Hauptſache 97 A 5, 98; bei Wandelung 470, 
634; Verbindung, Eigentum 947. 

Haushalt, Begriff 855 A 3. 

Haushaltungsgegenſtände, Begriff 1382 A 2; 
1640; 1932 A 2. 

Häuslerrecht, EG 63. 

Häusliche Gemeinſchaft 1567; Aufhebung 
1571 A 7; 


7 
Aufnahme des Dienſtverpflichteten 617, 
618; mit dem Erblaſſer 2028. 

Hausſtand 855 A 3; 1969 A 2; elterlicher 
Hausſtand 16171619. 

Haustier, Haftung für Tierſchaden 833. 

Hausweſen 1356. 

Hebammen, Verjährung der Anſprüche 196. 

Hecke zwiſchen Grundſtücken 921. 

Heilung der Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten durch Genehmigung des Berechtig⸗ 
ten 185; des Formmangels bei Grund⸗ 
ſtücksübereignung 313; bei der Schenkung 
518; bei Bürgſchaft 766; des Verzugs 
284 A 5, 293 A 2. 

e 1318; 1324 A 1, 2; 1329; 
1 


Heiratsvermittelung 656. 

Hemmung der Verjährung 202 —205; der 
Erſitzung 939. 

Herausgabe, Begriff, Ort, Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 985 A 3; Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs 870, 931, 934, 986 A 4; 
Herausgabe im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 1973 A 7, 8; 1990 A 4; 

eines Inbegriffs von Gegenſtänden 260; 
des Erlangten durch den Beauftragten 
667; der ungerechtfertigten Bereicherung 
812; des Fundes 969; der Nutzungen 
987—993; des eingebrachten Gutes 1421, 
1546, 1550; des Kindes 1632; des Kindes⸗ 
vermögens 1681; des Mündelvermögens 
1890; der Vorerbſchaft 2130; der ver⸗ 
kauften Erbſchaft 2374. 

Herrenloſes Grundſtück, Aneignung durch 
den Fiskus 928. 

Herrenloſe Sache, Aneignung 958, 959. 

en der häuslichen Gemeinſchaft 1567 

3, 4 


Hilfsperſonen, Haftung für Verſchulden 
278, 831. 


Hinterlegung im Falle des Gläubigerverzugs 
und der Ungewißheit über die Perſon des 
Gläubigers, Gegenſtand 372; Hinter⸗ 
legungsſtelle 374, EG 144; Anzeigepflicht 
des Schuldners 374; Überſendung an die 
Hinterlegungsſtelle durch die Poſt 375; 
Rücknahmerecht 376, 382, Natur 377, 
Wirkung 379; Ausſchluß des Rücknahme⸗ 
rechts 376, Wirkung des Ausſchluſſes 378; 
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Empfangsberechtigung des Gläubigers 
380, Erlöſchen 382; Empfangsberechti⸗ 
gung des Gläubigers bei zweiſeitigen Ver⸗ 


trägen 373; Koſten der Hinterlegung 381; | 


Verſteigerung der hinterlegten Sache 383, 
384, 386; Verkauf aus freier Hand 385; 

für Gläubiger eines Liquidations⸗ 
vereins 52; als Sicherheitsleiſtung 233 
bis 235; bei beſtehendem Ablöſungsrecht 
268, 1150; bei Geſamtſchuldverhältnis 422, 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; der 
Belohnung bei der Auslobung 660; ver⸗ 
tretbarer Sachen 700; der Summe beim 
Nießbrauch an einer Forderung 1077; 
der einem Nießbrauche unterworfenen 
Wertpapiere 1082; zur Befriedigung des 
Hypothekengläubigers 1142; des Betrags 
einer Hypothek für den unbekannten Be⸗ 
rechtigten 1171; des Pfandes 1217; der 
Summe bei Verpfändung einer Forde⸗ 
rung 1280; des eingebrachten Gutes 1392; 
von Wertpapieren des Mündels 1814, 
1818, 1819, 1853; von Wertpapieren 
durch den Vorerben 2116. 

Hinterlegungsſchein über Teſtament 2246; bei 
gemeinſchaftlichem Teſtament 2273 A 3; 
bei Erbvertrag 2277. 

Hinterliſt 825 A 3. 

Hochzeitsgeſchenke 1932. 

Höchſtbetragshypothek 1190. 

r e e 1271. 

Hoher Adel 57, 58. 

Höhere Gewalt, Begriff 203 A 2; Hemmung 
der Verjährung 203; Ausſchluß der Haf⸗ 
tung des Gaſtwirts 701; Verhinderung 
a Erben an der Inventarerrichtung 

Hypothek, Begriff 1113; bedingte Hypothek 
1113 A 2; Amortiſationshypothek 1115 


A 6; 1163 A 1; Belaſtung eines Grund⸗ 


ſtücksbruchteils 1114; Inhalt der Ein⸗ 
tragung 1115; Hypothekenbrief, deſſen 
Ausſchluß 1116; Erwerb der Briefhypo⸗ 
thek 1117, 1163; 


Haftung des Grundſtücks für Zinſen 


und Koſten 1118; Anderung des Zins⸗ 
ſatzes, Zahlungsortes, der Zahlungszeit 
1119; Erſtreckung der Hypothek auf Er⸗ 
zeugniſſe, Beſtandteile, Zubehör 1120 bis 
1122, auf Miet- und Pachtzinsforderungen 
1123—1125, auf wiederkehrende Leiſtun⸗ 
gen 1126, auf Verſicherungsforderungen 
1127—1130, auf zugeſchriebene Grund⸗ 
ſtücke 1131; 

Verſchlechterung des Grundſtücks 1133 
bis 1135; Veräußerungs- und Belaſtungs⸗ 
verbot in bezug auf das Grundſtück 1136; 

Einreden des Eigentümers gegen die 
Hypothek 1137, 1157, 1169; öffentlicher 
Glaube 1138; Widerſpruch gegen eine 
Darlehnsbuchhypothek 1139; Nichtüber⸗ 
einſtimmung von Grundbuch- und Hypo⸗ 
thekenbrief 1140; Forderungskündigung 
1141; Befriedigung des Gläubigers durch 


Alphabetiſches Sachregiſter 


den Eigentümer 1142; Übergang der For⸗ 
derung auf den befriedigenden Eigentümer 
1143; Aushändigung des Hypotheken- 
briefs und der Löſchungsurkunden an 
den Eigentümer 1144, 1145; Verzugs⸗ 
zinſen 1146; Befriedigung des Gläubigers 
im Wege der Zwangsvollſtreckung 1147, 
1149; Paſſivlegitimakion des eingetrage⸗ 
nen Eigentümers 1148; Ablöſungsrecht 
1150; 

Teilung der Hypothek 1151; Teil⸗ 
hypothekenbrief 1152; Übertragung der 
Hypothek und Forderung 1153, 1156; 
Abtretung der Hpyothekenforderung 1154; 
Verhältnis zwiſchen Eigentümer, altem 
und neuem Gläubiger der übertragenen 
Forderung 1156—1159; Pfändung der 
Hypothek 1154 A 1; 

Verwandlung in Eigentümergrund⸗ 
ſchuld 1163; Befriedigung des Gläubigers 
durch den perſönlichen Schuldner 1164, 
1166, 1167; Schutz des perſönlichen 
Schuldners gegen nachteilige Verfügungen 
des Gläubigers über die Hypothek 1165; 
Verzicht 1168, 1169; Aufgebot unbe⸗ 
kannter Gläubiger 1170, 1171; Verwand⸗ 
lung in Grundſchuld, Vereinigung von 
Hypothek und Eigentum 1177; Hypo⸗ 
thek für Zinſen und Nebenleiſtungen, 
Erlöſchen 1178; 

Löſchungsvormerkung 1179; Erſetzung 
der Forderung 1180; Befriedigung des 
Gläubigers 1181; Aufhebung 1183; 

Geſamthypothek 1132, 1143; 
Verwandlung in Eigentümergrundſchuld 
1172; Befriedigung des Gläubigers durch 
den Eigentümer 1173; durch den perſön⸗ 
lichen Schuldner 1174; Verzicht 1175; 
Rang der Reſthypothek bei Entſtehen einer 
Teileigentümergrundſchuld 1176; 

Sicherungs hypothek 1184; 
kein Hypothekenbrief 1185; Umwandlung 
in Verkehrshypothek 1186; Sicherungs⸗ 
hypothek bei Forderungen aus Schuld⸗ 
verſchreibungen, Wechſeln, Orderpapieren 
1187-1189; Kautionshypothek 1190; 

Wirkung der Verjährung der Forderung 
auf die Hypothek 223; Hypothek als Sicher⸗ 
heitsleiſtung 232, 238, bei Abtretung der 
Forderung 401, bei Schuldübernahme 
416, 418; Beſeitigung durch den Ver⸗ 
käufer des Grundſtücks 439; Hypothek für 
Darlehen Vorbem 5 vor 607; Verfügung 
über eine zur Erbſchaft gehörende Hypo⸗ 
thek durch den Vorerben 2114; Hypothek 
an vermachten Grundſtücken 2165 —2168. 


Pypothekenbrief 1116, 1117, 1163; Legi⸗ 


timation des Gläubigers 1155; Wider⸗ 
ſpruch mit Grundbuch 1140; Aushändi⸗ 
gung bei Befriedigung des Gläubigers 
1144, 1145, bei Abtretung 1154; Teil- 
hypothekenbrief 1145, 1152; Vorlegung 
1160, 1161; Aufgebot 1162; Kraftlos⸗ 
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erklärung 1170, 1171; Ausſchluß bei 
Sicherungshypotheken 1185; 

Vorlegung zum Zwecke der Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs 896; Eigentum 
am Hypothekenbrief 952; Verpfändbar⸗ 
keit des Hypothekenbriefs 1204 A 4. 

Hypothekentitel des Fiskus EG 91. 


2. 


Jagdrecht 835 A1; Haftung des Berechtigten 
für Wildſchaden 835, Ech 69. 

Jahr, Berechnung der Friſt 188, 189, 191, 192. 

Idealvereine 21. 

Imponderabilien, Zuführung 906. 

Inbegriff von Gegenſtänden 260 A 1; Aus⸗ 
kunftserteilung 260, 261; Nießbrauch 
1035; vgl. Sachen 

Inhabergrundſchuld 1195. 

In haberhypothek 11871189. 

Inhaberpapiere Vorbem 1 vor 793; hinkende 
808; unvollkommene 807 A 2; Eigen⸗ 
tumserwerb 935, 1006, 1007; Vermutung 
des Eigentums zugunſten der Gläubiger 
des Ehemannes 1362; 

Nießbrauch 10811084; Verpfändung, 
1293, 1294; 

der Ehefrau 1381, 1392; des Kindes 
1646; des Mündels 1814, 1815, 1820, 
1853; des Vorerben 2116, 2117. 

Inhaber, entſtehende EG 65. 
Internationales Privatrecht 

Vorbem 6 vor 1; EG 7—31; Geſchäfts⸗ 
fähigkeit EJ 7, Entmündigung EG 8, 
Todeserklärung EG 9; Vereine Ech 10, 
Form der Rechtsgeſchäfte Ech 11, un- 
erlaubte Handlungen EG 12, Eherecht 
EG 1318, eheliche Kinder EG 19, un⸗ 
eheliche Kinder EG 20, 21; Legitimation, 
Annahme an Kindes Statt EG 22, Vor⸗ 
mundſchaft, Pflegſchaft EG 23; Erbrecht 
EG 24—26; Vorbem 1 vor 1922; Zurück⸗ 
verweiſung EG 27, Perſonen ohne Staats⸗ 
ange e EG 29; Verſtoß gegen die 
guten Sitten E 30; Vergeltungsrecht 
EG 31. 

Inventar beim Pachtvertrag 586 —590; des 
mit einem Nießbrauch belaſteten Grund⸗ 
ſtücks 1048; des eingetragenen Grund⸗ 
ſtücks 1378; des erbſchaftlichen Grundſtücks 
2111. 

Inventarerrichtung des Erben 1993; Wir⸗ 
kungen Vorbem 3 vor 1967, 1993 A 1, 
2009; Inventarfriſt 1994—1999; Ein⸗ 
fluß von Nachlaßverwaltung und Nachlaß⸗ 
konkurs auf die Inventarfriſt 2000; Inhalt 
des Inventars 2001; Form 2002 —2004; 
ungekreues Inventar 2005, 2008 A 5; 
Offenbarungseid des Erben 2006, 2008 

5; 


Einſicht des Inventars 2010; Fiskus 
2011; Nachlaßpfleger und Nachlaßver⸗ 
walter 2012; 


Ehefrau 2008, 1406, 1453; des Erbes⸗ 
erben 1998 A 1; des Miterben 2063; des 
Vorerben 2144; bei Erbſchaftskauf 2383 


A 1. 

Irrtum 119, 121, 122; im Beweggrunde 119 

A 13 

über die Perſon des Geſchäftsherrn 686, 
687; bei Vergleich 779; Grund zur An⸗ 
fechtung der Ehe 1332, 1333, 1346, des 
Teſtaments 2078; bei Erbſchaftsannahme 
über den Berufungsgrund 1949, 1951 
A 5. 

Juriſtiſche Perſon (ogl. Verein), Begriff Vor⸗ 
bem 1 vor 21; des öffentlichen Rechts Vor⸗ 
bem 2 vor 21, 89; des Handelsrechts Vor⸗ 
bem 3 vor 21; Internationales Recht 
Vorbem 4 vor 21; 

als Nießbraucher 1061; als Miterbe 
2044; als Nacherbe 2101, 2105, 2109; 
als Vermächtnisnehmer 2163. 
Juriſtiſche Tatſache Vorbem 1 vor 104. 


N. 
9 1 90 Beſtimmung der Leiſtungszeit 284, 
296 


Kapital, Zahlung bei Nießbrauch an einer 
Forderung 1077. 

Kapitalsabfindung an Stelle Rente 844, vgl. 
Abfindung. 

Kartell Vorbem 3 vor 705. 

Karten 807, EG 102. 

Kaſſen, Zahlung aus öffentlichen Kaſſen 
EG 92 


Kauf 433—514; Begriff 433 A 1; Gegen⸗ 
ſtand des Kaufes 433 A 2; 

Übergabe der Sache 433 A 4, 446 A 5; 
Pflichten des Käufers 433 A 8; Kaufpreis 
433 A 9; Abnahme der Sache 433 A 10; 

Gewährleiſtung wegen Rechts⸗ 
mängeln: 434; Beſeitigung grund⸗ 
bücherücher Rechte 435; öffentliche Ab⸗ 
gaben und Laſten 436; Haftung des Ver⸗ 
käufers beim Forderungs⸗ und Rechts⸗ 
kaufe 437, 438; Ausſchluß der Haftung für 
Rechtsmängel bei Kenntnis des Käufers 
439; Rechte des Käufers bei Nichter⸗ 
füllung der Pflichten des Verkäufers 440, 
441; Beweislaſt 442; Abreden über die 
Gewährleiſtung 443; Auskunftspflicht des 
Verkäufers 444; 

Übergang der Gefahr und der Nutzungen 
446; Gefahrübergang beim Verſen⸗ 
dungskauf 447; Koſten der Übergabe und 
Abnahme 448; bei Grundſtückskäufen 449; 
Verwendungen des Verkäufers 450; 

Kaufpreis: Verzinſung 452; Stundung 
452 A 2; Marktpreis 453; Eigentumsvor⸗ 
behalt 455; Verbot des Kaufes bei der 
Zwangsvollſtreckung, dem Pfandverkauf 
456—458; 

Haftung für Sachmängel, zu⸗ 
geſicherte Eigenſchaften 459; Zuſiche⸗ 
rung von Eigenſchaften bei Kauf nach 
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Probe oder Muſter 494; vertragsmäßige 
Erlaſſung oder Beſchränkung der Haftung 
476; Rechte des Käufers bei Mangel einer 
Gattungsſache 480; Wirkung der Kennt⸗ 
nis des Käufers vom Sachmangel auf die 
Haftung des Verkäufers 460; keine Haf⸗ 


tung für Sachmängel öffentlich verſtei⸗ 


gerter Sachen 461; Haftung für die zu⸗ 
geſicherte Größe eines Grundſtücks 468; 
Wandelung und Minderung 462; Kon- 
kurrenz mit anderen Anſprüchen 462 A 2; 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 463; 


Wirkung vorbehaltloſer Annahme mangel⸗ 


hafter Sachen 464; Annahme der Sache 
464 A 2; Nachbeſſerung der Kaufſache 
462 A 2; Vollziehung der Wandelung und 
Minderung 465: Durchführung der Wan⸗ 
delung 466—471; Ausſchluß der Wande⸗ 


lung 467 A 2; Wandelung bei Mehrheit 


der verkauften Sachen 469, 471; Haupt⸗ 
und Nebenſache 470; Durchführung der 
Minderung 472—475; Berechnung der 
Minderung 472—473; Beteiligung meh⸗ 
rerer Perſonen an der Minderung 474; 
Verjährung der Gewährleiſtungsan⸗ 
ſprüche 477; einredeweiſe Geltendmachung 
der Gewährleiſtungsanſprüche nach Ver⸗ 
jährung 478; Aufrechnung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches nach Verjährung 479; 
Viehkauf 481—492; Hauptmängel, 
Gewährfriſten 482—484; Pflicht der An⸗ 
zeige der Mängel 485; vertragsmäßige 
Anderung der Gewährfriſt 486; nur Wan⸗ 
delung 487; Nebenforderungen des Käu⸗ 
fers beim Wandelungsanſpruch 488; einſt⸗ 
weilige Verfügung bei Rechtsſtreit über 
Mängel 489; Verjährung des Wande⸗ 
lungsanſpruchs 490; Rechte des Käufers 
bei Mängeln der Gattungsſache 491; 


1 für zugeſicherte Eigenſchaften 
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Kauf bricht nicht Miete 571; Anwen⸗ 
dung der Grundſätze auf andere entgelt- 
liche Verträge 445, 493; Kauf einer Erb⸗ 
ſchaft 2371, nach Probe oder Muſter 494, 
auf Probe oder Beſicht 495, 496; 

Wiederkauf: Erklärung, Preis 
497; Umfang der Herausgabepflicht 498; 
Verfügung des Wiederverkäufers 499; 
Verwendungen des Wiederverkäufers 500, 
501; Schätzungswert als Preis 501; ge⸗ 
meinſchaftliches Wiederkaufsrecht 502; 
Befriſtung der Ausübung 503; 

Vorkauf 504: Erklärung 505, 506; 
Nebenleiſtungen 507; Preis 508; Stun⸗ 
dung 509; Mitteilungspflicht 510; Be⸗ 
friſtung des Vorkaufsrechts 510; Kinds⸗ 
kauf 511; Ausſchluß des Vorkaufsrechts 
512; gemeinſchaftliches Vorkaufsrecht 513; 
Übertragbarkeit 514. 


Kaufähnliche Geſchäfte 445, 493. 
Kaufleute, Verjährung der Anſprüche 196. 


Kauſalzufammenhang, Vorbem 3 vor 249, 


Vorbem 5 vor 823. 
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Kautionshypothek 1190. 

Kennenmüſſen 122. 

Kenntnis der Anfechtbarkeit 122, des Ver⸗ 
treters 166, des Mangels und Erlöſchens 
der Vollmacht 169, 173, 178, 179, der 
Unmöglichkeit der Leiſtung 307, der Ab⸗ 
tretung 405—408, der Mängel der Kauf⸗ 
ſache 439, 464, der Mängel der Mietſache 
539, der Zugehörigkeit zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen 720, der Nichtſchuld 814; der 
Berufung zur Erbſchaft 1944; Ausſchluß 
der Gutgläubigkeit 892, 932; vgl. guter 
Glaube. 

Kies, Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037 


Kinder, eheliche 1591, 1592; Wohnſitz 11; 

Erbrecht 1924, 2068; 
uneheliche 1705—1718; Wohnſitz 11; 
aus nichtigen Ehen 1699 —1704; 
unverheiratete, Unterhalt 1602, 1603; 

Verjährung der Anſprüche gegen die 
Eltern 204; dgl. eheliche, uneheliche 
Kinder, Ehe, elterliche Gewalt. 

Kirchenbaulaſt EG 132. 

Kirchliche Verpflichtungen 1588. 

Klagerhebung als Mahnung 284; Unter- 
brechung der Verjährung 209, 211, 212. 

Kleider der Ehefrau 1362, 1366, 1477; des 
Kindes 1650. 

Kolliſionsnormen Vorbem 6 vor 1.“ 

Konfuſion, Vorbem 2 vor 241; bei Geſamt⸗ 
ſchuldverhältniſſen 425; bei Geſamtgläu⸗ 
bigerverhältniſſen 429; Wirkung auf Rechte 
an Grundſtücken 889; beim Nießbrauch 
1063; bei der Hypothek 1164, 1173, 1177; 
beim Pfandrecht 1256; bei Erbgang 1922 
A 7; Beendigung bei Nachlaßkonkurs und 
Nachlaßverwaltung 1976; Beendigung bei 
der Unzulänglichkeitseinrede 1991; Be⸗ 
endigung durch Eintritt der Nacherbfolge 
2143; bei Vermächtnis einer Forderung 
gegen den Erben 2175; bei Erbſchaftskauf 
23 


Konkurrenzklauſel 226 A 1, 339 A 5; 611 
A 1 


Konkurrenzverbot 138 A 1; 706 A 5. 

Konkurrierendes Verſchulden 254, 846. 

Konkurs, Verluſt der Rechtsfähigkeit eines 
Vereins 42, 74, 75; bei öffentlichrecht⸗ 
lichen Körperſchaften 89; Anmeldung im 
Konkurſe als Unterbrechung der Verjäh⸗ 
rung 209, 214; Verjährung feſtgeſtellter 
Anſprüche 218: Wirkung auf Hinterlegung 
377, auf Schuldübernahme 418; Vor- 
kaufsrecht 512, 1098; Einfluß auf be⸗ 
ſtehende Miet⸗ und Pachtverträge 556 
A 3; 563 A 1; 585 Al; des Dienſtherrn 
oder Werkbeſtellers 675 A 5; über das 
Vermögen eines Geſellſchafters 728; 
Wirkung auf die Bürgſchaft 767 A 2, 773, 


auf die Anweiſung 791 A 2; des Ehe⸗ 
manns, Beendigung der Nutznießung und 
Verwaltung 1419; Wirkung auf Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1530 A 7, 11, deren 
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Beendigung 1543, 1546 A 7; des Vaters, 
Beendigung der Vermögensverwaltung 
des Vaters 1647; Wirkung auf die Vor⸗ 
mundſchaft 1781, 1886. 


Konkursverwalter, Verfügung durch den 


Konkursverwalter Vorbem 7 vor 104; 
Kaufsverbot 457. 


Konſortialvertrag, Vorbem 1 vor 705. 
Konvaleszenz, vgl. Heilung. 

Konverſion 140. 

Konzentration der Gattungsſchuld 243. 
Körper des Menſchen 90 A 1; Verletzung 823 


A 5; durch Tiere 833; durch Einſturz von 
Gebäuden 836; Umfang des Schadens 
845; Schmerzensgeld 847. 

Körperſchaft, öffenklichrechtliche, Haftung für 
Vertreter 89. 


Koſtbarkeiten, Hinterlegung 372; Haftung 


des Gaſtwirts 702; Koſtbarkeiten des 
Kindes 1667, 1818, 1819, des Erblaſſers 
1960. 


Koſten der Fruchtziehung 102; des Offen⸗ 


barungseides 261; Anrechnung auf Koſten 
367; Koſten der Quittung 369; der Hinter⸗ 
legung 381; der Verſteigerung der hinter⸗ 
legten Sache 386; der Abtretungsurkunde 
403; der Übergabe und Abnahme der ge- 
kauften Sache 448; bei Grundſtückskauf 
449; der Kündigung und Rechtsver⸗ 
folgung bei Bürgſchaft 767; der Ver⸗ 
ſchaffung neuer Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 798800; der Vor⸗ 
legung von Sachen 811; der Berichtigung 
des Grundbuchs 897; der Abmarkung 919; 
der Verſteigerung gefundener Sachen 981; 
der Aufſtellung des Wirtſchaftsplans 1038, 
2123; Hypothek für Koſten, Erlöſchen 
1178; Haftung des Grundſtücks 1118, des 
Pfandes 1210, des Schiffes 1246; Koſten 
der Erhaltung des eingebrachten Gutes 
1384, des Rechtsſtreits der Frau 1387, 
1412, 1416, 1460, 1463, 1464, 1532, 1535, 
1536, des Rechtsſtreits des Kindes 1654, 
der Schwangerſchaft 1715, 1716, 1963, 
2141; der Sicherheit des Vormundes 
1844; des Aufgebots der Nachlaßgläubiger 
1965, 2061; des Verzeichniſſes des Nach⸗ 
laſſes 2121, 2215, 2314. 


Koſtenanſchlag 632 A 1; Überſchreitung 650. 


Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes 1387 
A 


6. 
Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde 
176; verlorener Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber 799; des Hypothekenbriefs 
1162; eines unrichtigen Erbſcheins 2361; 
von Karten und Marken EG 102. 


Kreditanweiſung, Kreditbrief 778 A 4; Vor- 
bem 3 vor 783. 

Kreditauftrag 778. 

e Vorbem 5 vor 765; 765 
A 


Kreditgefährdung 824. 

Kreditgeſchäfte des Vormunds 1822. 

Kreditvertrag 610 A 1. 

Kriegsgefahr, Todeserklärung 15. 

Kumulative Schuldübernahme 414 A 1. 

Kündigung, Weſen 609 A 2; bedingte, ver⸗ 
ſpätete 565 A 4; durch Klagerhebung 
284 A 3; Verhältnis zum Rücktritt 346 
A 1; wegen übermäßiger Zinſen 247; der 
Vollmacht 168 A 1, 4; Wirkung auf die 
Verjährung 199; durch den Zeſſionar 410; 
bei Geſamtſchuldverhältnis 425; bei Ge⸗ 
ſamtgläubigerverhältnis 429; Miete 542 
bis 544, 553—555, 564, 565; Pacht 595, 
596; der Leihe 605; des Darlehens 609; 
des Dienſtvertrags 620—624; des Unter⸗ 
nehmers 643; des Beſtellers 649, 650; des 
Auftrags 671; der Geſellſchaft 723— 725, 
736; der Gemeinſchaft 751; der Bürg- 
ſchaft 765 A 7; einer Forderung beim 
Nießbrauch 1074, 1077; der Hypothek 
1118, 1141, 1156, 1160; der Eigentümer⸗ 
grundſchuld 1177; der Grundſchuld 1193; 
der Rentenſchuld 1202; der verpfändeten 
Forderung 1283, 1286; der Verbindlich- 
keiten der Frau durch den Ehemann 1358; 
der Erbengemeinſchaft 2044; des Amtes 
des Teſtamentsvollſtreckers 2226. 

Künftige Verbindlichkeiten, Bürgſchaft 765 
1 Hypothek 1113; Pfandrecht 1204, 


Künftiges Vermögen 310. 

Kunſtgewerbetreibende, Verjährung der For⸗ 
derung 196. 

Kursmakler 1221 A 3. 


£. 


Landesgeſetze EG 3, 55, 218; maßgebend für 
das Verfahren bei Entziehung der Rechts⸗ 
fähigkeit eines Vereins 44; für den Ab⸗ 
ſtand von Grenzanlagen 907; für das 
Verfahren der Abmarkung 919; für 
Heirat der Beamten 1315; für Annahme 
der Vormundſchaft durch Beamte 1784; 
11505 Mündelſicherheit von Hypotheken 


Landesheer EG 57. 

Landesjuſtizverwaltung, Anordnungen über 
run des Güterrechtsregiſters 

Landesregierung, Bewilligung der Befreiung 
von Ehehinderniſſen 1322; Ehelichkeits⸗ 


Krankheit, Fürſorgepflicht bei Dienſtvertrag 
617. 


Kreationstheorie 793 A 3. 

Kreditanſtalt, Zinſeszins 248; Bezugnahme 
auf Satzungen bei der Hypothekenein⸗ 
tragung 1115, Anlegung von Mündelgeld 
1807. 


Alphabetiſches Sachregiſter zum BOB, 


erklärung 1723; Befreiung von den Er⸗ 
forderniſſen der Annahme an Kindes 
Statt 1745. 


Landgut, Zubehör 98; Verpachtung 593, 594; 


Nießbrauch 1055; Herausgabe bei Be⸗ 
endigung der Verwaltungsgemeinſchaft 


49 


720 


1421, bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
1515; des Kindes 1663; Pachtvertrag über 
ein Landgut des Mündels 1822; bei Erb⸗ 
auseinanderſetzung 2049; bei Nacherb⸗ 
ſchaft 2130; Übernahme durch den Pflicht⸗ 
teilsberechtigten 2312. 

Land wirtſchaftliche Erzeugniſſe, Zubehör 98. 

Land wirtſchaftliches Grundſtück, Pacht 529; 
Nießbrauch 1055; Herausgabe bei Be⸗ 
endigung der Verwaltungsgemeinſchaft 
21305 des Kindes 1663; bei Nacherbſchaft 

1 
Verhältnis zwiſchen Beſitzer und Eigen⸗ 
tümer wegen der Früchte 998. 

Land wirtſchaftliche Kreditanſtalten EG 167. 

Land⸗ und Forſtwirtſchaft Treibende, Ver⸗ 
jährung ihrer Anſprüche 196. 

Laſten einer Sache 103; öffentliche 436 A 1; 
privatrechtliche 1385 A 7; ordentliche, 
außerordentliche 2126 A 1; 995 A 2; 

Haftung des Verkäufers 436; Laſten 
der vermieteten Sache 546; des Beſitzers 
995; der Sache beim Nießbrauch 1047; 
des eingebrachten Gutes 1385, 1529; des 
Kindesvermögens 1654; der Erbſchaft, 
Beſtreitung durch den Erbſchaftsbeſitzer 
2022; bei der Nacherbſchaft 2126; beim 
Erbſchaftskauf 2379. 

Leben, Verletzung 823 A 4. 

Lebensalter, Berechnung 187. 

Lebensgefahr, Todeserklärung 17, 20; Unter⸗ 
laſſung des Aufgebots 1316. 

Lebensgemeinſchaft, eheliche 1353, 1360. 

Lebens vermutung 19. 

Lebens verſicherung 330; 1522 A 4; Ber- 
pfändung der Lebensverſicherungspolize 
1204 A 4. 


Lebenszeit, Mietvertrag 567; Dienſtvertrag 


624: Geſellſchaft 724. 

Legalitätsgrundſatz für Grundbucheinträge, 
Vorbem 3b vor 873. 

Legitimation, unehelicher Kinder durch f 
folgende Ehe 1719—1722; durch Eheli 
keitserklärung 1723—1740, vgl. Ehelich⸗ 
keitserklärung. 

e ee qualifizierte 808; EG 

02 


Lehen EG 59. 
Lehm, Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037 


Lehrer EG 80, 81; Verjährung der Anſprüche 
196; Abtretung des Gehaltsanſpruchs 411; 
Verſetzung 570; Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 622. 


Lehrherr, Verjährung der Anſprüche 196. | 


Lehrvertrag des Vormunds 1822. 


Leibesfrucht 1 A 4; Erbfähigkeit 1923; Pfleg⸗ 


ſchaft 1912, 
Menſchen. 
Leibgedingsvertrag EG 96. 
Leibrente, Begriff 759; Vorausentrichtung 
760; Form des Leibrentenvertrags 761; 
ten eines Dritten 330; Nießbrauch 


1918; vgl. empfangene 
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Leibzuchtsvertrag EG 96. 

Leichnam, menſchlicher 90 A 1; 809 A 2. 

Leichtſinn, Ausbeutung 138. 

Leihe, Begriff 598 und Vorbem; Haftung 
des Verleihers 599, 600; Koſten der Er⸗ 
haltung der Sache 601, 602; Gebrauch 
der Sache, Überlaſſung an einen Dritten 
603; Rückgabepflicht des Entleihers 604; 
Kündigungsrecht des Verleihers 605; 
Verjährung der Anſprüche 606. 

Leiſtung 241, 242, 362, 363; Teilleiſtung 266; 
Leiſtung Zug um Zug 274, 322; an Er- 
füllungsſtatt 364; Beſtimmung durch 
einen Vertragsteil 315, 316, durch einen 
Dritten 317-319; eines Dritten 267; 
Verſprechen der Leiſtung an Dritte 328 
bis 335; rechtskräftige Verurteilung zur 
Leiſtung 283; unmögliche Leiſtung 306 
bis 308; Geſamtſchuldner und Geſamt⸗ 
gläubiger 420—432; 

an Dritte 362; an den Quittungs⸗ 
empfänger 370; an den bisherigen Gläu⸗ 
biger 407; an den Grundbuchberechtigten 
893; an Miterben 2039; an den Erb⸗ 
ſcheinserben 2367; 

von Dienſten 613, 1358, Annahme 
durch den Vormund 1813; vgl. Leiſtungs⸗ 
ort, Leiſtungszeit. 

Leiſtungsort 269; verſchiedener Leiſtungsort 
bei Aufrechnung von Forderungen 391; 
vgl. Erfüllungsort. 

Leiſtungszeit 271, 193, 361; vgl. Fälligkeit. 

Leſensunfähige, Teſtierfähigkeit, vgl. Blinde. 

Leſensunkundige, Errichtung gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtamentes 2265 A 1. 

Letztwillige Verfügung 1937, vgl. Teſta⸗ 
ment. 

Linealerbfolge, Linealgradnalordnung 1924 
A 13 1928 A 4. 

Linealgradualordnung 1589 A 2. 


Lignidation des Vereins 47—53, vgl. Verein; 


der Stiftung 88 A 2. 

Lizenzvertrag 433 A 2. 

Lohnforderungen, Verjährung 196. 

Lohnkutſcher, Verjährung der Anſprüche 196. 

Löſchung von Rechten an Grundſtücken 875. 

Löſchungsbewilligung 1168 A 1, 1144 A 4; 

Löſchungsvormerkung 1179. 

Los, Entſcheidung durch Los, bei der Ber- 
teilung der ausgelobten Summe 659, bei 
Teilung unter die Teilhaber einer Bruch⸗ 
teilsgemeinſchaft 752. 

Lotterieloſe, Verjährung der Anſprüche aus 
dem Vertriebe 196; Kauf 763 A 5. 

Lotterievertrag 763. 


M. 


Mahnung als Vorausſetzung des Verzugs 
284; durch den Zeſſionar 410; des Hypo⸗ 
thekenſchuldners bei Briefhypothek 1160. 

Mäklervertrag, Begriff, Abgrenzung von 
anderen Verträgen 652, Vorbem 1 vor 
652; Mäklerlohn 652, 653, deſſen Aus⸗ 
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schluß 654; Herabſetzung des Mäklerlohns 
655; Ehemäkler 656. 

Mala fides superveniens 937 A 5; 990 A 3; 
2024 A 3. 

Malen, Eigentumserwerb 950. 

Mängel im Rechte und an der 
Sache: bei Leiſtung an Erfüllungs⸗ 
ſtatt 365; beim Kaufe 434 —439, 459; 
bei der Schenkung 523, 524; bei der 
Miete 537, 540; bei der Leihe 600; beim 
Werkvertrag 633—635; bei Aufhebung 
der Gemeinſchaft 7577 Mängel im 
Rechte: beim Erbſchaftskaufe 2376; 
vgl. Kauf, Miete, Werkvertrag, Gewähr⸗ 
leiſtung. 

Marineteſtament Vorbem vor 2229. 

Marken 807. 

Marktpreis 453; ogl. Börſenpreis. 

Maſchinen, Beſtandteilseigenſchaft 93 A 2; 
Zubehör 98. 

Mauer zwiſchen Grundſtücken 921. 

Mauleſel und Maultiere, Mängel beim Kauf 
481. 

Maximalhypothet 1190. 

Mehraufwendungen des Schuldners bei Ver⸗ 
zug des Gläubigers 304; 

Mehrfacher Wohnſitz 7. 

Meliorationsdarlehen EG 118. 

an Gewinnung durch den Nießbraucher 


Meilen der Kuuffache, Koften 448. 

Miete, Rechtliche Natur, Unterſchied von 
anderen Verträgen Vorbem 1, 2 vor 
535, vom dinglichen Wohnungsrecht Vor⸗ 
bem 3 vor 535; Einquartierungslaſten 
546, A 1; Einwirkung der Enteignung 
571 A 6, der Zwangsverſteigerung Vor⸗ 
bem 7b vor 535; 571 A 6; Zivilprozeſ⸗ 
ſuale Beſtimmungen Vorbem 8 vor 535, 
556 A 1; Untermiete 549; Einfluß des 
Konkurſes des Mieters auf die Untermiete 
556 A 3; 

Mietſache 535; Beſitz des Mieters 
868; gleichzeitige Vermietung an mehrere 
Perſonen 535 A 1; Wohnräume und 
andere Räume 580; Treſorfach 535 
A 2; 1207 A 9; keine Miete an Dampf⸗ 
kraft und Elektrizität Vorbem 2 vor 535; 
Beſitzverhältniſſe 535 A 1; Eigentums- 
verhältniſſe 535 A 2; weſentliche Beſtand⸗ 
teile und Zubehörſtücke 535 A 2; Tragung 
der öffentlichen und privatrechtlichen 
Laſten der Mietſache 546; Mängel der 
Mietſache 537; Einfluß der Kenntnis von 
Mängeln der Mietſache 539, 543; Ge⸗ 
ſundheitsgefährliche Räume 544; Ver⸗ 
änderungen und Verſchlechterungen der 
Sache durch vertragsmäßigen Gebrauch 
548; Ausbeſſerungen der Mietſache 536 
A3; Einfluß der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks nach Überlaſſung des Grundſtücks 
an den Mieter auf das Mietverhältnis 571; 
Einfluß der Veräußerung des vermieteten 
Grundſtücks auf eine dem Vermieter ge⸗ 


leiſtete Sicherheit! 572; Belaſtung des 
Grundſtücks mit Rechten Dritter, durch 
die der Gebrauch durch den Mieter be⸗ 
einträchtigt wird, nach Überlaſſung der 
Mietſache an den Mieter 577; Veräuße⸗ 
rung und Belaſtung des Mietgrundſtücks 
vor Übergabe an den Mieter 578; 
Weiterveräußerung des Grundſtücks durch 
den Erwerber 579; 

Mietvertrag: Auslegung Vor- 
bem 5 vor 535; Form Vorbem 4 vor 535; 
Form des Mietvertrags über ein Grund⸗ 
ſtück 566; Ortsgebräuche 536 A 2, 3; 551 
A 1; Haftung für Zuſicherungen 537; 
Abſchluß auf länger als 30 Jahre und 
auf Lebenszeit 567; ſtillſchweigende Ver⸗ 
längerung durch Weiterbenutzung 568; 
Abſchluß durch den Vormund 1822, 1902; 

Mietzins: 535 A 3; Erfüllungsort 
für Zahlung 535 A 3; Minderung 537 
A 2—4; Zahlungszeit 551; Verjährung 
196, 197; Rückerſtattung des im voraus 
gezahlten Mietzinſes bei vorzeitiger Kün⸗ 
digung 555; rechtsgeſchäftliche und im 
Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgende 
Verfügungen des Vermieters über den 
Mietzins im Falle der Veräußerung des 
Grundſtücks 573; Wirkung der Anzeige 
vom Eigentumsübergang des Grundſtücks 
an den Mieter auf die Zahlung des Miet- 
zinſes 576; Rechtsgeſchäft über die Miete 
zwiſchen Mieter und bisherigem Vermieter 
im Falle der Veräußerung des Grund- 
ſtücks 574; Zahlungspflicht des Mieters 
bei Verweigerung der Rückgabe der Miet- 
ſache 557; 

Pfandrecht des Vermieters, Um⸗ 
fang 559; Erlöſchen 560; Abwendung 
durch Sicherheitsleiſtung 562; Verhält⸗ 
nis zum Pfändungspfandrecht 563; 
Stellung im Konkurſe 563 A 1; kein 
Pfandrecht des Vermieters an den Sachen 
des Untermieters 549 A 6; Verkaufs- 
recht des Vermieters bezüglich der ein⸗ 
gebrachten Sachen 561 A 3; 

Rechte und Pflichten des 
Mieters: bei Gebrauchsentziehung 
der Sache 541, 542; Schadenserſaßan⸗ 
ſprüche wegen Mangels der Sache 538 
A 1; Wegnahmerecht 547 A 3; Zurüd- 
behaltungsrecht 556; Aufrechnungsbe⸗ 
fugnis gegenüber dem Erwerber des 
Grundſtücks 575; Obhutpflicht im Intereſſe 
des Vermieters 545; Rückgabe der Miet⸗ 
ſache 556; Räumungsfriſten EG 95; Ver⸗ 
pflichtung, Wohnung durch Reflektanten 
beſichtigen zu laſſen 564 A 3; Verjährung 
der Erſatzanſprüche des Mieters und Ver⸗ 
mieters 558; 

Rechte und Pflichten des 
Vermieters (oben Mietzins, Pfand- 
recht): Gebrauchsgewährung der Sache 
535 A 1; 536 A 1; vertragsmäßiger Aus⸗ 
ſchluß der Haftung des Vermieters 540; 
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Beleuchtung, Reinigung 536 A 3; 538 
A 4, 5; Klage auf Unterlaſſung ver⸗ 
tragswidrigen Gebrauchs 550; Erſatz der 
Verwendungen durch Vermieter 547; 
Verpflichtung des Vermieters, im Falle 
der Nichtbenutzung der Sache erſparte 
Aufwendungen ſich anrechnen zu laſſen 
552; Selbſthilferecht, Sperrecht des Ver⸗ 
mieters 561; Kündigung 564, einer von 
Eheleuten gemieteten Wohnung durch den 
Ehemann 542 A 2; 564 A 3; friſtloſe 
Kündigung bei vertragswidrigem Ge⸗ 
brauche 553; friſtloſe Kündigung bei 
Zahlungsverzug des Mieters 554; Kün⸗ 
digungsfriſten 565; Kündigung infolge 
Gebrauchsentziehung 542, 543; Kündi⸗ 
gungsrecht der Erben des Mieters 569; 
F eee im Falle der Verſetzung 
70 

Vermietung eines Grundſtücks durch 
den Nießbraucher 1056; durch den Ehe⸗ 
mann 1423; durch den Vater 1663; eines 
Nachlaßgrundſtückes bei beſtehender Nach⸗ 
erbſchaft 2135; 

Haftung der Mietzinsforderung für die 
Hypothek 1123—1125. 

Militärperſon, Wohnſitz 9; Abtretung von 
Gehaltsanſprüchen 411; Verſetzung 570; 
Eheſchließung 1315. 

Militärteſtament Vorbem vor 2229. 

Minderjähriger, Begriff 106 A 1; Erforder- 
nis der Einwilligung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters zu Willenserklärungen 107; Er- 
fordernis der Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters bei Verträgen 108110; bei 
einſeitigen Willenserklärungen 111; Be⸗ 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts 112; Ein⸗ 
gehung von Dienſt⸗ und Arbeitsverhält⸗ 
niſſen 113; Deliktsfähigkeit 828, 829, 832; 

Volljährigkeitserklärung 3, 4; Ehe- 
er n 1304, 1305; Vormundſchaft 
über Minderjährige 1773; minderjährige 
Mutter 1696: Teſtierfähigkeit des Minder⸗ 
jährigen 2229, 2238; Form des Teſta⸗ 
ments 2238, 2247; als Zeuge bei Teſta⸗ 
mentserrichtung 2237; vgl. Geſchäfts⸗ 
fähigkeit. 

Minderung beim Kauf 462; Natur 465; bei 
Wiederkauf 498; beim Werkvertrag 634. 

Mißbrauch des Rechtes des Ehegatten 1353, 
1354, 1357, 1358; des Rechtes für die 
Perſon des Kindes 1666; Verführung 
einer Frauensperſon unter Mißbrauch 
eines Abhängigkeitsverhältniſſes 825. 

Mißhandlung als Scheidungsgrund 1568: 
als Grund zur Entziehung des Pflicht⸗ 
teils 2333. 

Mitbeſitz 866; Einräumung zwecks Nieß⸗ 
brauchsbeſtellung 1081; zwecks Ver⸗ 
pfändung 1206. 

Mitbürgſchaft 769, 774 A 5. 

Miteigentum 1008 —1011, EG 131; Be- 
laſtung der gemeinſchaftlichen Sache 1009; 
Regelung der Verwaltung 1010; 
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infolge Verbindung und Vermiſchung 
947—949; Anteil eines Miteigentümers: 
Nießbrauch 1066, Vorkauf 1095, Reallaſt 
1106, Hypothek 1114, Pfandrecht 1258. 

Miterben, Begriff 2032 A 2; Verhältniſſe 
der Miterben zueinander 2032—2063; 
Verwaltung des Nachlaſſes 2038; Ver⸗ 
fügung über Nachlaßgegenſtände 2040; 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten 
2058— 2063; Privataufgebot 2061; In⸗ 
ventarerrichtung 2063; 

Auskunftspflicht 2028 A 1; 2038 A 7; 
2057; Streitgenoſſenſchaft 2058 A 2; 
2059 A 5; Klagrecht 2039; Vorkaufsrecht 
2034, 2035. 

Mitgliederverſammlung eines Vereins 32 
bis 39, 58; ſiehe Verein. 

Mitgliedſchaft, Mitgliedſchaftsrechte bei 
Vereinen 38, 35 A 1. 

Mittäter bei einer unerlaubten Handlung 830. 

Mittelbarer Beſitz 868—871, 868 A 1. 

Mitverſchluß bei Verpfändung 1206 A 3. 

Mitvormund 1775, 1778, 1786, 1833, 1894. 

Monat, Berechnung von Friſten 188, 191, 
192. 

Mühle, Zubehör 98, Verbände zur Nutzung 
von Mühlen EG 164. 

Mündel vgl. Minderjährige, 


ſchaft. 

Münzſorte 245. 

Muſter, Kauf nach Muſter 494. 

Mutter, vgl. elterliche Gewalt; eheliche 
Mutter: Recht der Benennung eines 
Vormunds 1776, 1855; Ausſchließung 
eines Vormunds 1782; 

uneheliche Mutter: 1705—1707, 1709, 
1715, 1716; 

als Vormund 1778, 1900; Zuftimmung 
zur Ehelichkeitserklärung 1726, 1727; 
Wirkung der Annahme des unehelichen 
Kindes an Kindes Statt 1765; Sorge für 
die Perſon des Kindes bei Eheſcheidung 
1635; Minderjährigkeit 1696; Aufhebung 
des Familienrats 1880; Beſtellung zum 
Vormund über Volljährige 1899, 1904; 
Unterhaltsanſpruch 1601, 1603; Unter- 
haltsrecht der Mutter eines zu erwarten⸗ 
den Erben 1963. 


Vor mund⸗ 


u. 


Nachbarrecht 907—923, EG 124, 
Nachbeſſerung der Kaufſache 462 A 2. 
Nachbürgſchaft A 5 vor 765, 771 A. 
Nacherbe 2100—2146; noch nicht erzeugte 
und juriſtiſche Perſonen als Nacherben 
2101, 2106; Einſetzung auf den Überreſt 
2137, 2138; Erſatzerbe 2102; Anordnung 
einer Nacherbſchaft oder eines Vermächt⸗ 
niſſes 2100 A 2; 2103 A 1; Auslegung 
letzter Willen, durch die Nacherben ein⸗ 
geſetzt werden, Zeitpunkt des Eintrittes 
der Nacherbfolge 2103—2107; Fiskus 
2104; 
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Vererblichkeit der Anwartſchaft auf 
die Erbſchaft 2108; zeitliche Grenzen 
der Wirkſamkeit der Einſetzung 2109; 
Umfang des Rechtes des Nacherben 2110; 
Surrogation, Nutzungen 2111; Ver⸗ 
fügungsrecht des Vorerben 2112—2115, 
2120, nach Eintritt des Falles der Nach⸗ 
erbfolge 2140; Eintragung der Nacherb⸗ 
ſchaft im Grundbuche, Wirkungen 2113; 
Zwangsvollſtreckung gegen den Vorerben 
2115; Pflicht des Vorerben zur Hinter⸗ 
legung von Wertpapieren 2116, Um⸗ 
ſchreibung 2117; Buchforderungen gegen 
das Reich oder einen Bundesſtaat 2118; 
Anlegung von Geld durch Vorerben 2119; 
Verzeichnis des Beſtandes der Erbſchaft 
durch den Vorerben 2121; Recht des Vor⸗ 
erben, die Sachen der Erbſchaft unter⸗ 
ſuchen zu laſſen 2122; Wald, Bergwerk 
als Beſtandteil der Erbſchaft 2124; Erſatz 
der gewöhnlichen Erhaltungskoſten 2124; 
Verwendungen 2125; außerordentliche 
Laſten 2126; Auskunftspflicht des Vor⸗ 
erben 2127; Sicherheitsleiſtung 2128; 
Entziehung der Verwaltnug gegenüber 
dem Vorerben 2129; Beſtellung eines 
Verwalters für den Vorerben 2128 A 3; 
2129 A 1; Herausgabepflicht des Vor⸗ 
erben 2130, 2138; Rechenſchaftspflicht 
2130; Haftung des Vorerben gegenüber 
dem Nacherben 2131—2135; befreite 
Vorerbſchaft 2136; 

Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
2139; Folgen 2140, 2143; prozeſſuale 
Beſtimmungen 2139 A 2; Ausſchlagung 
2142; Annahme 2142 A 1; Haftung für 
die Nachlaßverbindlichkeiten 2144, 2145; 
Anzeige des Eintritts der Nacherbfolge 
an das Nachlaßgericht 2146; 

Pflegſchaft für den künftigen Nach⸗ 
erben 1913; Teſtamentsvollſtrecker im 
Intereſſe des Nacherben 2222; Einſetzung 
eines Nacherben als Pflichtteilsbeſchrän⸗ 
kung 2306; Angabe des Nacherben im 
Erbſchein 2363; Haftung des Erben für 
Nichtvorhandenſein eines Nacherben bei 
Erbſchaftskauf 2376. 


Nachfolgende Ehe, Legitimation 1719—1722. 
Nachfriſt im Falle des Verzugs bei gegen⸗ 


ſeitigen Verträgen 326 A 3, 4, 5; zur 
Bewirkung einer Leiſtung nach rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung 283. 


Nachlaß, Begriff 1922 A 6; Hemmung der 


Verjährung gegenüber Nachlaßanſprüchen 
207; Vertrag über den Nachlaß eines 
Dritten 312; Erſitzung gegenüber dem 
Nachlaß 939; Sicherung des Nachlaſſes 
1960; Unterhaltspflicht des Nachlaſſes 
gegenüber einem erwarteten Erben 1963, 
2141; Erſchöpfung des Nachlaſſes 1973 A3; 
Dürftigkeit des Nachlaſſes 1990; Teilung 
2059 A 2; Berechnung des Nachlaſſes für 
den Pflichtteil 2311; vgl. Erbſchaft, Nach⸗ 
laßkonkurs, Nachlaßverwahrung. 


Nachlaßgericht EG 147; Einholung der Ge- 
nehmigung der Stiftung 83; Entgegen⸗ 
nahme der Erklärung der Anfechtung 
einer Ehe 1342; Entgegennahme des Ver⸗ 
zichts eines anteilsberechtigten Abkömm⸗ 
lings auf ſeinen Anteil am Geſamtgut 
1491; Zeugnis über die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft 1507; Anfechtung der 
Ehelichkeit gegenüber dem Nachlaßgericht 
1597; Entgegennahme der Erklärung der 
Annahme, Ausſchlagung der Erbſchaft 
1945, 1953; der Anfechtung der An⸗ 
nahme und Ausſchlagung 1955; Für⸗ 
forgepflicht für den Nachlaß, Nachlaß⸗ 
pflegſchaft 1960-1962, EGG 140; Feſt⸗ 
ſtellung des Erbrechts des Fiskus 1966; 
Anordnung des Nachlaßkonkurſes 1981; 
Tätigkeit bei Inventarerrichtung 1994 
2003, 2006, 2010; Anmeldung der Forde⸗ 
rungen der Nachlaßgläubiger 2061; Mit- 
wirkung bei Anfechtung letztwilliger Ver⸗ 
fügungen 2081; Benachrichtigung vom 
Eintritt der Nacherbfolge 2146; 

Tätigkeit bei Vorhandenſein eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers: Ernennung 2198, 2200; 
Entgegennahme der Annahme und Ab» 
lehnung des Amtes 2202; Entgegen⸗ 
nahme der Kündigung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2226; Außerkraftſetzung von 
Anordnungen des Erblaſſers 2216; 
Entſcheidung bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen Teſtamentsvollſtreckern 
2224; Entlaſſung des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2227; 

Eröffnung des Teſtaments 2252 —2261; 
Tätigkeit bei Anfechtung des Erbvertrags 
2281; Entgegennahme der Anzeige des 
Erbſchaftsverkaufs 2384; Erteilung des 
Erbſcheins 2353, Einziehung und Kraft- 
loserklärung 2361. 

Aa bier, vgl. Nachlaßverbindlich⸗ 
eiten. 

Nachlaßkonkurs Vorbem 2 vor 1967; 1975 
bis 1978, 1980; Wirkung auf die Nachlaß⸗ 
verwaltung 1988; Wirkung der Beendi⸗ 
gung auf die Erbenhaftung 1989; Ein- 
wirkung auf die Inventarpflicht des 
Erben 2000, gegenüber Miterben 2060; 
bei Erbſchaftskauf 2383 A 1. 

Nachlaßpflegſchaft, Nachlaßpfleger 1960 bis 
1962; keine Inventarfriſt des Nachlaß⸗ 
pflegers, Auskunftspflicht gegenüber den 
Nachlaßgläubigern 2012; aufſchiebende 
Einreden 2017; vgl. Nachlaßverwaltung. 

Nachlaßverbindlichkeiten, Begriff, Haftungs⸗ 
grund Vorbem 1—5 vor 1967; 1967, 
2013; Haftung bei Berufung zu mehreren 
Erbteilen 2007; bei Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts der Miterben 2036; bei Mit⸗ 
erbſchaft 2058 —2063; bei Nacherbſchaft 
2144, 2145; Haftung des Erbſchafts⸗ 
käufers 2378, 2382, 2383; 

Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1970 
bis 1974; Beſchränkung der Haftung 
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durch Herbeiführung des Nachlaßkon⸗ 
kurſes oder der Nachlaßverwaltung 1975 
bis 1989; Verzicht auf die Beſchränkung 
der Haftung 2012 A 3; Einrede der Un⸗ 


zulänglichkeit des Nachlaſſes 1990—1992; 


Inventarerrichtung 19932013; auf⸗ 


ſchiebende Einreden 20142017; Inhalt | 


der aufſchiebenden Einreden 2014 A A. 
Nachlaß verwaltung Vorbem 2 vor 1967; 
1975; Anordnung, Antragsberechtigte 
1981, 2013; Antrag durch Miterben 2062; 
Wirkung der Anordnung 1976—1979, 


auf die Verwaltung des Erben 1984; 


Bekanntmachung, Eintragung im Grund⸗ 
buche 1983 A 1: Ablehnung der Anord⸗ 


nung mangels Maſſe 1982, 1990, 1991; | 


Aufhebung 1986 A 4; 1988; 
Nachlaßverwalter 1985, 1986; Ver⸗ 
gütung 1987; keine Inventarfriſt, Aus⸗ 


kunftspflicht gegenüber den Nachlaß⸗ 


gläubigern 2012; 
Einfluß auf die Inventarpflicht des 
Erben 2000: bei Erbſchaftskauf 2383 A 1. 
Nachlaß verzeichnis 1960, Ec 140; des Vor⸗ 
erben 2121; des Teſtamentsvollſtreckers 
2215; vgl. Inventar. 
ee Unmöglichkeit 323—325, 275 


Nachvermächtnis 2191. 

Nachzettel beim Teſtament 2086 A 1. 

Name, Schutz 12, Anderung 12 A 2; des ein- 
getragenen Vereins 57, 65; vgl. Familien⸗ 
name. 

Naturalreſtitution 249 A 1. 

Natürliche Verbindlichkeit 762 A 3. 


Nebenabreden, mündliche, neben ſchrift⸗ 


lichem Vertrage 125 A 6. 


Nebenleiſtungen, Verjährung des Anſpruchs 


auf Nebenleiſtungen 224; beim Vorkauf 
507; der Hypothek, Eintragung 1115, bei 
deren Übertragung 1158, 1159; Rück⸗ 
ſtände 1178;. 
Nebenrecht, Abtretbarkeit 399 A 4. 
Nebenſache bei Wandelung 470. 
Nebenverträge bei Spiel und Wetten 762 
A 5 


Negatives Vertragsintereſſe 122; bei Ver⸗ 


tretung ohne Vertretungsmacht 179; bei | 


Unmöglichkeit 307. 

Negatorienklage 1004. 

Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften, 
Begriff 125 A 1; teilweiſe Nichtigkeit 139; 
Beſtätigung 141; Verhältnis von Grund⸗ 
geſchäft zu Erfüllungsgeſchäft 125 A lc; 
817 A 2; 873 A 7b; 925 A 6; 

wegen ſtillen Vorbehaltes 116, mangeln⸗ 


der Ernſtlichkeit 118, Scheines 117, infolge | 


Formmangels 128, wegen Verſtoßes 
gegen ein Verbotsgeſetz 134, wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten 138; 

der Ehe 13231328, 1344, 1345; 


Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen 


16991704; vgl. Ehe. 
Nichtrechtsfähige Vereine 54. 


Riederlaſſung 7; gewerbliche Niederlaſſung 
269. 
Nießbrauch an Sa’hen 1030-1067; Be⸗ 


griff 1030; an verbrauchbaren Sachen 
1067; am Anteil eines Miteigentümers 
1066; am Zubehör des Grundſtücks 1031, 
1062; Beſtellung des Nießbrauchs an be⸗ 
weglichen Sachen 1032; Erſitzung 1033; 
Feſtſtellung des Zuſtands der Sache 1034; 
Nießbrauch an einem Sachinbegriff 1035; 
Beſitz 1036; Umgeſtaltung, Veränderung, 
Verſchlechterung der Sache 1037, 1050: 
an einem Walde 1038; Fruchterwerb 
1039; Schatz 1040; Erhaltung der Sache 
1041, 1044; Verſicherung der Sache 1045, 
1046; Laſten der Sache 1047; Verfügung 
über Inventar des Grundſtücks 1048; 
Verwendungen, Einrichtung 1049; Sicher⸗ 
heitsleiſtung des Nießbrauchers 1051, 
1052, 1067; Beſtellung eines Verwalters 
1052; unbefugte Ausübung des Nieß⸗ 
brauchs 1053, 1054; Rückgabe der Sache 
nach Beendigung des Nießbrauchs 1055; 
Vermietung und Verpachtung durch den 
Nießbraucher 1056; Verjährung der An⸗ 
ſprüche des Eigentümers 1057: Verhältnis 
zwiſchen Nießbraucher und Beſteller 1058; 
Unübertragbarkeit 1059; mehrfacher Nieß⸗ 
brauch 1060: 

Erlöſchen 1030 A 2; Beendigung durch 
Tod des Nießbrauchers, Ende der juriſti⸗ 
ſchen Perſon 1061; durch Vereinigung 
mit dem Eigentum 1063; durch Aufgabe 
1064; durch Pfandverkauf 1242; Schutz 
gegen Beeinträchtigungen 1065; 

an Rechten 1068-1089; an 
Aktien 1068 A 3; Beſtellung 1069; Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen Nießbraucher und 
Schuldner 1070; Aufhebung und Ab- 
änderung des belaſteten Rechtes 1071; 
Beendigung 1072; Rechte des Nieß⸗ 
brauchers einer Leibrente, eines Auszugs 
1073, einer Forderung 1074; Leiſtung 
des Schuldners 1075; Nießbrauch an 
einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung 
1076—1079; Anlegung des eingegangenen 
Kapitals 1079; Nießbrauch an einer Grund⸗ 
und Rentenſchuld 1080; an Wertpapieren 
1081-1084; 

an einem Vermögen 1085—1088; 
an einem Erwerbsgeſchäft 1085 A 2: 
an einer Erbſchaft 1089; 

Vertrag über die Beſtellung des Nieß- 
brauchs am gegenwärtigen oder künftigen 
Vermögen 310, 311; Anwendung der 
Vorſchriften auf den Ehemann bei Ver⸗ 
waltungsgemeinſchaft 1383, auf den 
Vater 1652. 


Notare, Rechtsverhältniſſe Vorbem 2b vor 


611; Verjährung der Anſprüche 196; 
der notariellen Beurkundung bedür⸗ 
fende Geſchäfte 128 A 1, EG 141; Teſta⸗ 
ment 2231, 22332236. 


| Notbedarf, Rechtswohltat bei Schenkung 519. 
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Notbeſorgung bei Auftrag 672 A 6; 673 A 3. 
Notdürftiger Unterhalt 1579; 1611. 
Notlage, Ausbeutung 138. 

Notſtand 228, 904. 

Notweg 917, 918; EG 123. 

Notwehr 227. 

Novation 305 A 2; 364 A 1. 

Nutznießungsrecht, Unterſchied vom Nieß⸗ 
brauch Vorbem 3 vor 1030, des Ehe⸗ 
manns 1363, 1383, des Vaters 1649 bis 
1663. 

Nutzungen, Begriff 100; Herausgabe nach 
Rechtshängigkeit 292; im Falle des Gläu⸗ 
bigerverzugs 302; beim Rücktritt 347; der 
hinterlegten Sache 379; der Kaufſache 
446; des Teilhabers an einer Gemein⸗ 
ſchaft 745; bei ungerechtfertigter Bereiche⸗ 
rung 818; Herausgabe durch den Beſitzer 
an den Eigentümer 987, 988, 990, 991, 
993; verſäumte Nutzungen 987 A 5; 
beim Nießbrauch 1030; beim Pfandrecht 
1213, 1214; des eingebrachten Gutes bei 
der Verwaltungsgemeinſchaft 1383; bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1525; des 
Kindesvermögens 1652, 1656; des Mün⸗ 
delvermögens 1813; der Erbſchaft 2020, 
2023; der Erbſchaft im Falle der Nacherb⸗ 
folge 2111 A 3; des vermachten Gegen⸗ 
ſtands 2184; beim Erbſchaftskauf 2379. 

Nutzungspfandrecht 1213, 1214. 

Nutzungsrecht, Erwerb an Früchten und Er⸗ 
zeugniſſen 955; Ausübung durch den Be⸗ 
ſitzer im Verhältnis zum Eigentümer 988; 
Zuſammentreffen eines Nutzungsrechtes 
mitfdem! Nießbrauch 1024. 


O. 

Oberfläche eines Grundſtücks 905; Be⸗ 
arbeitung der Oberfläche einer Sache, 
Eigentumserwerb 950. 

Oberlehnsherrlichkeit, Ablöſung EG 114. 

Obſtbäume EG 122. 

Offenbare Unbilligkeit 319, 660, 2048 A 3. 

Offenbare Unmöglichkeit der Beiwohnung 
1591, 1717. 

Offenbarungseid bei Rechenſchaftsablegung 
und Herausgabe eines Inbegriffs 259 
bis 261; des Erben in Beziehung auf 
b das errichtete Inventar 2006, 2008 A 5; 
des Hausgenoſſen des Erblaſſers 2028; 
des Miterben 2057. 

Öffentliche Abgaben und Laſten 103, 436 
A 1; vgl. Laſten.! 

Offentliche Anſtalten, Verjährung ihrer An⸗ 
ſprüche 196. 

Öffentliche Beglaubigung 129. 

Offentliche Beſtellung, öffentliche Erbietung 
zur Vornahme von Geſchäften 663. 
Offentlicher Glaube, des Grundbuchs 892, 
893; bei der Hypothek 1138; des Erb⸗ 

ſcheins 2366, 2367. 

Öffentliches Intereſſe an der Erfüllung einer 

sa Pflicht- des Geſchäftsherrn 679; an der 
Vollziehung einer Auflage 2194. 


Offentliche Lehrer, Verjährung ihrer An⸗ 
ſprüche 196. 

Offentliches Teſtament 2231 Ziff 1, 2232 bis 
2246. 


Offentliche Verſteigerung der hinterlegten 
Sache 383; der gefundenen Sache 966; 

der Pfandſache 461, 1221, 1235. 

Offentlicher Weg 917 A 5. 

Offentliche Zuſtellungen 132. 

Offentlichkeit des Grundbuchs Vorbem 3a 
vor 873; des Vereinsregiſters 79; des 
Güterrechtsregiſters 1563. 

Offentlichrechtliche Körperſchaften Vorbem 2 
vor 21. 

Operation an einem Minderjährigen 106 A 2. 

Orden, Erwerbsbeſchränkungen EG 87. 

Orderpapiere Vorbem 1 vor 793; Sicher- 
heitsleiſtung 234; Nießbrauch 1081 bis 
1084; Verpfändung 1292, 1294, 1295; 
Vermutung des Eigentums des Ehemannes 
1362; Erwerb aus Mitteln des einge⸗ 
brachten Gutes 1381; Hinterlegung 1392; 
Erwerb für das Kind 1646; des Mündels 
1814, 1853; zur Vorerbſchaft gehörende 
Orderpapiere 2116; Sicherung der Forde⸗ 
rung: durch Sicherungshypothek 1187, 
1189; durch Schiffspfandrecht 1270. 

Ordnungsmäßige Verwaltung, ordnungs⸗ 
mäßige Wirtſchaft der Teilhaber einer 
Gemeinſchaft 745; im Verhältnis zwiſchen 
Eigentümer und Beſitzer 987, 993, 998; 
des Nießbrauchers 1036; des Hypotheken- 
ſchuldners 1122; des Ehemannes 1374 
A 2; der Ehegatten bei Auseinander- 
ſetzung des Geſamtgutes 1472; der Mit⸗ 
erben 2038; des Vorerben 2120, 2130; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2206, 2216. 

Ordnungsſtrafen gegen Vereinsvorſtand und 
Liquidatoren 78; gegen Vormund und 
Gegenvormund 1788, 1837; gegen Fa⸗ 
milienratsmitglieder 1875. 


N. 


Pacht 581—597 (vgl. Miete); Rechtliche 
Natur, Unterſchied von anderen Ber- 
trägen Vorbem 1 vor 535; Verpachtungs⸗ 
fähige Rechte Vorbem 1 vor 535; Kün⸗ 
digung 595, 596; Verpflichtungen des 
Pächters und Verpächters 581 A 2, 3; 
Unzuläſſigkeit der Afterverpachtung 596: 
Zivilprozeſſuale Beſtimmungen Vorbem 8 
vor 535; Pachtvertrag: Form 581 A 1; 
Inhalt 581; des Vormunds 1822, 1902; 
Inventar 586; Eigentumsverhält⸗ 
niſſe 586 A 2; Tierjunge 586; Über- 
nahme zum Schätzungswerte 587—589; 
Rechte und Pflichten des 
Pächters: Fruchterwerb 581 A 4; 
kein Recht auf nachhaltige Veränderung 
des Pachtgrundſtücks 583; Pfandrecht 590; 
am Inventar 590; Verpflichtung des 
Pächters eines landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücks zu Ausbeſſerungen 582; Rückgabe 
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des verpachteten landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks nach Beendigung der Pacht 
591; Rückgewähr eines Landgutes bei 
Beendigung der Pacht 593, 594: Ent⸗ 


ſchädigung bei Verzögerung der Rückgabe 


der Pachtſache 597; Zahlungszeit des 
Pachtzinſes 584; Rechte und Pflich⸗ 
ten des Verpächters: Pfand- 
recht 585; Pfandrecht im Konkurſe 585 
A 1; Vorausſetzung und Umfang des 
Erſatzes von Koſten der Fruchtgewinnung 
an den Pächter bei Beendigung der Pacht 
5923 

Verjährung der Pachtzinſen 197; Ver⸗ 
pachtung eines Grundſtücks durch den 
Nießbraucher 1056; durch den Vorerben 
2135; Haftung der Pachtzinsforderung 
für die Hypothek 1123 —1125. 

Papiere einer Geſellſchaft, Einſicht 716. 

Parentelſyſtem 1924 A 1. 

Paſſiv⸗ und Aktivbeteiligter bei Grundſtücks⸗ 
rechten 873 A 8, 9. 

Perſonen, natürliche 1; juriſtiſche 21, 22, 80; 
Vorbem 1 vor 21; juriſtiſche Perſonen 
des öffentlichen Rechts 89, Vorbem 2 
vor 21. 

Perſonenſtandsregiſter Vorbem 1 vor 1591. 

Perſönliche Angelegenheiten der Ehefrau, 
Begriff 1402 A 3; Beſorgung 1402, 1416, 
1451, 1464. 

Perſönliche Dienſtbarkeiten, 1090 —1093; 
val. Dienſtbark eiten. 

Perſönliche Eigenſchaften, Irrtum 119; bei 
Eheſchließung 1333 A 5. 

Perſönliche Leiſtungen der Ehefrau, Kündi⸗ 
gungsrecht des Mannes 1358. 

Pfandrecht an beweglichen Sachen 
1204; unregelmäßiges Pfandrecht 1207 
A 7; Beſtellung 1205, 1206; Erwerb in 
gutem Glauben 1207; Rechte Dritter 
1208; 

Rang 1209; Umfang der Haftung 
des Pfandes 1210; Einreden des Ver⸗ 
pfänders 1211; Erzeugniſſe des Pfandes 
1212; Nutzungspfandrecht 1213, 1214; 
Verwahrung des Pfandes 1215; Ver- 
wendungen auf das Pfandrecht 1210, 
1216; Verletzung der Rechte des Gläu- 
bigers 1217, 1227; Verderb oder Wert⸗ 
minderung 1218; Verſteigerung wegen 
Verderbes 1219—1221; an mehreren 
Sachen 1222, 1230; Rückgabe der Pfand⸗ 
ſache 1223, 1253; Befriedigung des Pfand⸗ 
gläubigers 1224, 1225, 1228; Verfall⸗ 
vertrag 1229; Verkauf zum Zwecke der 
Befriedigung, regelmäßiges Verfahren 
1233—1241; Wirkung rechtmäßigen Pfand⸗ 
verkaufs 1242, unrechtmäßigen Pfand⸗ 
verkaufs 1243, 1244; abweichendes Ver⸗ 


Erlöſchen des Pfandrechts: kraf 
Vereinbarung 1250; bei Erlöſchen der 
Pfandforderung 1252; durch Rückgabe 
des Pfandes 1253; durch Aufgabe 1254; 
9250 Aufhebung 1255; durch Konfuſion 
1256; 

peremptoriſche Einreden 1254; ge⸗ 
ſetzliches Pfandrecht 1257; Pfandrecht am 
Anteil eines Miteigentümers 1258; 

Schiffspfandrech t 1259 —1271; 
Beſtellung, Eintragung 1260; Rangver⸗ 
hältnis 1261; Wirkung 1262; Berichtigung 
des Schiffsregiſters 1263; Umfang der 
Haftung 1264, 1265; Befriedigung des 
Gläubigers 1267, 1268; Aufgebot des un- 
bekannten Gläubigers 1269; Schiffspfand⸗ 
recht für Forderungen aus Schuldver⸗ 
ſchreibungen, Wechſeln, Orderpapieren 
1270; Höchſtbetragsſchiffspfandrecht 1271; 
an Rechten 1273—1296; Beſtellung 
1274; an einem Rechte auf eine Leiſtung 
1275; Aufhebung und Anderung des ver⸗ 
pfändeten Rechtes 1276; Befriedigung 
1277; Erlöſchen 1278; Pfandrecht an 
Forderungen 1279—1290; Leiſtung des 
Schuldners 1281, 1282, 1285, 1287; Kün⸗ 
digung der verpfändeten Forderung 1283, 
1286; Mehrheit von Pfandrechten an 
Forderungen 1290; 

an Grund⸗ und Rentenſchulden 1291; 
an Wechſeln und Orderpapieren 1292, 
1294; an Inhaberpapieren 1293, 1294; 
an Wertpapieren, Zinſen⸗, Renten⸗, Ge⸗ 
winnanteilſcheinen 1296; 

geſetzliches Pfandrecht des 
Vermieters 559; des Verpächters 585; des 
Pächters 590; des Unternehmers beim 
Werkvertrag 647; des Gaſtwirts 704; 
Wirkung der Verjährung der geſicherten 
Forderung 223; 

Pfandrecht bei Abtretung der Forde- 
rung 401; bei Schuldübernahme 418; Be- 
ſeitigung des Pfandrechts durch den Ver⸗ 
käufer 439; keine Gewährleiſtung des Ver⸗ 
käufers bei öffentlicher Verſteigerung 461; 
Wirkung der Aufgabe des Pfandrechts 
auf die Bürgſchaft 776; Pfandgläubiger 
im Aufgebotsverfahren der Nachlaßgläu⸗ 
biger 1971. 


Pfand verkauf 1233—1240, 1245, 1246; Ver⸗ 


bot der Teilnahme 456, 457; Ausſchluß 
der Gewährleiſtung 461; Pfandverkauf; 
bei gemeinſchaftlichen Gegenſtänden 753; 
wegen Verwendungen des Beſitzers 1003. 


Pfändung des Anteils am Geſellſchaftsver⸗ 


mögen 725; des Anteils des Teilhabers 
einer Bruchteilgemeinſchaft 751; der 
Hypothek 1154 A 1; der Eigentümer⸗ 
grundſchuld 1163 A 3; 1190 A 1. 


fahren beim Pfandverkauf 1245, 1246; 
Erlös 1247; guter Glaube des Pfand⸗ 
gläubigers 1248; Ablöſungsrecht Dritter 
1 5 Übertragung des Pfandrechts 1250, 


* 


Pferde, Mängel beim Kauf 481. 
Pflanze 94. 
Pflegekind, Vorbem 4 vor 1741. 


Pflegſchaft 1909, 1915, EG 23; Gebrechlich⸗ 


keitspflegſchaft 1910; Abweſenheitspfleg⸗ 
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ſchaft 1911; Auseinanderſetzungspfleg⸗ 

ſchaft 1911 A 33 für eine Leibesfrucht 1912; 
für unbekannte Beteiligte 1913; für 
Sammelvermögen 1914; Pfleger: Be⸗ 
rufung 1916, 1917; Beendigung der 
Pflegſchaft 1918; Aufhebung 1919—1921; 
Verhältnis zur elterlichen Gewalt 1628, 
1629; zur Vormundſchaft 1794; Wirkung 
der Pflegſchaft über einen Ehemann 1418, 
1425, 1428; über den Vater 1676. 

Pflichtteil, Berechtigte 2303; Verzicht auf 
den Pflichtteil 2346; im Zweifel keine 
Erbeinſetzung 2304; Vervollſtändigung 
bei Erbeinſetzung 2305; Beſchränkungen 
und Beſchwerungen des pflichtteilsberech⸗ 
tigten Erben 2306; Zuwendung durch 

Vermächtnis 2307; Anfechtung der Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft oder des Ver⸗ 
mächtniſſes 2308; Entziehung des Pflicht⸗ 
teils, Wirkung auf das Pllichtteilsrecht 
des Abkömmlings 2309 A 3; 

Berechnungsgrundſätze 23102313; 

Auskunftspflicht des Erben gegenüber dem 
Pflichtteilsberechtigten 2314; Anrechnung 
von Zuwendungen 2315, 2316; 

ENatur des Anſpruchs 2317, 1967; 
Pflichtteilslaſt des Erben 2318—2323, im 
Verhältnis zu Vermächtnisnehmern und 
Auflagebeteiligten 2318; Pflichtteilslaſt 
im Verhältnis mehrerer Miterben 2319, 
2320; Pflichtteilslaſt bei Ausſchlagung des 
dem Berechtigten zugewendeten Ver⸗ 
mächtniſſes 2321; Ergänzung 2325— 2331; 
Verjährung des Anſpruchs 2332; 

Entziehung gegenüber dem Ab⸗ 
kömmling 2333, den Eltern 2334, dem 
Ehegatten 2335; Form der Entziehung 
2336; Erlöſchen des Rechts zur Ent« 

Fziehung 2337; Beſchränkung in guter Ab⸗ 
ſicht 2338; Pflichtteilsunwürdigkeit 2345; 

Pflichtteilsanſpruch beim Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger 1972; im Falle der Un⸗ 
zulänglichkeit des Nachlaſſes 1991; Ver⸗ 
hältnis zum Vermächtnis, Kürzung 2188; 
nicht gegen den Teſtamentsvollſtrecker zu 
erheben 2213; 

Vertrag über den Pflichtteil aus dem 
Nachlaß eines Dritten 312; Verfügung 
des Vaters über den Pflichtteil 1643; des 
Vormunds 1822; Verzicht der Ehefrau 
1406, 1453. f 

Pflichtteilsberechtigter, Übergehung als 

Grund der Teſtamentsanfechtung 2079, 
2281; Haftung des Erben für Nichtvor⸗ 
handenſein der Pflichtteilslaſt bei Erb⸗ 
ſchaftskauf 2376. 

Pflichtwidrigkeiten des Vereinsvorſtands 27; 
des Geſellſchafters 712; des Vormunds 
1837, 1850, 1886. 

Pfründenrecht EG 80. 

pignus Irregulare 1207 A 7. 

Planke zwiſchen Grundſtücken 921. 

Politiſche Zwecke eines Vereins 43, 61. 


Polizeibehörde, Mitwirkung bei Fund 965 
bis 967, 973976. 

Poſitive Vertrags verletzungen 325 A 6. 

Überſendung der zu hinterlegenden 
Sache 375. 

Poſtanweiſung 328 A 3; Vorbem 4 vor 783. 

Pretarium, Vorbem 1 vor 598. 

Preisbewerbung 661. 

Privatbeamte, Kündigung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes 622. 

Pribatbedienſtete, Verjährung der Anſprüche 
196. 

Privatgewäſſer, Fiſche 960. 

Privative Schuldübernahme 414 A 1. 

Privatlehrer, Verjährung der Anſprüche 196. 

Privatpfändung CO 89. 

Privatrecht Vorbem 4 vor 1; internationales 
Vorbem 6 vor 1. 

Privatrechtliche Laſten, vgl. Laſten. 

Privatteſtament 2231 Ziff. 2, 2247, 2248; 
gemeinſchaftliches 2267. 

Probe, Kauf nach Probe 494; Kauf auf Probe 
495, 496 


Prokura, Erteilung durch den Vormund 1822. 
Pro herede gestio 1943 A 1, 1959 A 1; pro 
herede possidens, pro possessore possi- 
9 Vorbem vor 2018; 2018 A 2; 2027 
Protokoll über die Teſtamentserrichtung 2240 
bis 2242, 2249, 2250; Über die Eröffnung 


2260. 

Prozeß beſitzer 987 A 1. 

Prozeßführung des Mannes 1380, 1443, 
1450, der Ehefrau 1454, 1532, des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2212. 

Prozeßkoſten, Verteilung unter die Eheleute 
1454 1388, 1412, 1415, 1416, 1460, 1463, 
1464. 

Prozeßvergleich Vorbem vor 779; 779 A 1, 6. 

Prozeßvollmacht, Umfang, Vorbem 8 vor 
104 


Prozeßzinſen 291. 
Pſendonum 12 A 23 126 A 3; als Teſtaments⸗ 
unterſchrift 2231 A 6; 2241 A 1. 


Q. 


Dualifizierte Legitimationspapiere 808 A1. 

Querulantenwahnſinn 6 A 3. 

Duittung 368, Form 368; Koſten 369; Er⸗ 
mächtigung des Überbingens 370; Her⸗ 
ausgabe des Schuldſcheins 371; des Hypo⸗ 
thekengläubigers 1144 A 4. 


R. 


Rain zwiſchen Grundſtücken 921. 

Rang der Rechte an Grundſtücken 879; Ande⸗ 
rung 880; Rangvorbehalt 881; der Über⸗ 
baurente 914; des Pfandrechts 1209; der 
Schiffspfandrechte 1261; 

mehrerer Vermächtniſſe und Auflagen 
2189; Rangveränderung einer Hypothek 
1165; bei Teilhypotheken 1151. 
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Nat, Erteilung 676. 

Rauch, Zuführung 906. 

Räume, Miete 580; ungeſunde 544; Be⸗ 
ſchaffenheit bei Dienftvertrag 618. 

Räumungsfriſten EG 93. 

Realgemeinden EG 164. 

Realgewerbeberechtigung EG 74. 

Reallaſt 1105, 1110, 1111; Unterſchied von 
der Rentenſchuld 1199 A 1; Reallaſt an 
einem Grundſtücksbruchteil 1106; ein⸗ 
zelne Leiſtungen 1107; Haftung des 
Eigentümers 1108; Teilung des belaſteten 
Grundſtücks 1108, des Grundſtücks des 
Berechtigten 1109; Aufgebot des unbe⸗ 
kannten Berechtigten 1112; 

Anwendbarkeit der Vorſchriften auf die 
Unterhaltung von Anlagen bei Grund⸗ 
dienſtbarkeiten 1021, 1022; Reallaſt am 
vermachten Grundſtück 2182. 

Rechenſchaftspflicht 259; des Beauftragten 
666; des Geſchäftsführers 681; des Ge⸗ 
ſellſchafters 713, 740; des Pfandgläu⸗ 
bigers 1214; des Ehemanns 1421, 1546; 
des Vaters 1667, 1681; des Vormundes 


1890; des Pflegers 1915; des Nacherben 


2130; des Teſtamenisvollſtreckers 2218. 


Rechnungslegung 261; des Vaters 1667; des 
Vormunds 1840, 1841, 1854. 

Rechnungsabſchluß einer Geſellſchaft 721. 

Recht, dingliches und perſönliches, Vorbem 2 
vor 241, Vorbem vor 854; Recht zur 
Sache, Vorbem 2 vor 241. 

Rechte an Grundſtücken, abgeſchloſſene Auf⸗ 
zählung im BGB 873 A6; Begründung, 
Übertragung, Belaſtung 873; Einigung 
und Eintragung 873; eintragungsfähige 
Rechte 873 A 6; Inhalt der Eintragung 
874; Aufhebung, Löſchung 875; Über- 
tragbarkeit 873 A 2; Aufhebung eines 
belaſteten Rechtes, Zuſtimmung Dritter 
876; Anderung des Inhalts des 
Rechtes am Grundſtück 877; nachträgliche 
Verfügungsbeſchränkung des Berechtigten 
878; Rang 879; Anderung des Ranges 


880; Rangvorbehalt 881; Eintragung des 
Höchſtbetrags des Erſatzes 882; Vor⸗ 


merkung 883888; Konfuſion 889; Ver⸗ 
einigung und Zuſchreibung von Grund⸗ 
ſtücken 890; Berichtigungsanſpruch 894 
bis 898; Erſitzung 900; Verjährung nicht 
eingetragener Rechte 901; Unverjährbar⸗ 
keit eingetragener Rechte 902; 
Belaſtung eines vermieteten Grund⸗ 
ſtücks 577; Teil des eingebrachten Guts 
bei der Fahrnisgemeinſchaft 1551; zur 
Vorerbſchaft gehörende Grundſtücksrechte 


2113; Gegenſtand des Vermächtniſſes 


2175; vgl. Pfandrecht, Nießbrauch. 
Rechtsanwälte, Rechtsverhältniſſe, Vorbem 
a 611; Verjährung der Ansprüche 
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Rechts ereignis, Vorbem 1 vor 104. 


Rechtsfähigkeit 1; von Vereinen 21—23; 


Verluſt durch Konkurs 42, Entziehung 
43, 44, 45, 74; nichtrechtsfähige Vereine 54. 
Rechtsgeſamtheit 90 A 1. 
Rechtsgeſchäft, Begriff, Vorbem 1—5 vor 
104; fiduziariſches, Vorbem 6 vor 104; 
kauſales und abſtraktes, Vorbem 5 vor 104; 


nichtiges, unwirkſames, anfechtbares, Vor⸗ 


bem 5 vor 116; hinkendes 108 A 1; 
einſeitiges und zweiſeitiges, Vorbem 1 vor 
116. 

Rechts handlung Vorbem 1 vor 104; pro- 
zeſſuale Vorbem 8 vor 104. 

Rechts hängigkeit, Einfluß auf Verzinſung 
291; auf den Schadenserſatzanſpruch 
wegen Unmöglichkeit der Herausgabe einer 
Sache 292; Einfluß auf das Verhältnis 
zwiſchen Beſitzer und Eigentümer 987, 
989. 

Rechtskräftig feſtgeſtellte Anſprüche, Ver⸗ 
jährung 218, 219. 

Rechtskräftiges Urteil zur Leiſtung als 
Vorausſetzung zur Schadenserſaßllage 
283; bei Geſamtſchuldverhältniſſen 425; 
bei Geſamtgläubigerverhältniſſen 429; 

Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung 1418, der Gütergemeinſchaft 
1470, 1479, der fortgeſetzten Güterge⸗ 
meinſchaft 1496, der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft 1542, Scheidung der Ehe 


1564; zur Vollziehung der Auflage 2193, 
2196. 


Rechtslagen, Begriff 1922 A 5. 
an Unterlaſſung des Gebrauchs 


Rechtsnachfolge, Wirkung für die Verjährung 
221; für die Erſitzung 943. 

Rechtspflege, Stillſtand 203. 

Rechtsregel, Vorbem 1 vor 1. 

Rechtsſtreit über Wandelung eines Vieh⸗ 
kaufs 489; Führung bei der Verwaltungs. 
gemeinſchaft 1380, 1400, 1407, 1412, 1416; 
bei allgemeiner Gütergemeinſchaft 1443, 
1454, 1460, 1463, 1464; bei Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1532, 1535, 1536; des 
Vaters 1630, 1654; Rechtsſtreit des Vor⸗ 
munds 1795; über das Erbrecht 2354, 
vgl. Koſten. 

Rechtsverhältnis, Vorbem 1 vor 241. 

Rechts verwirkung 360. 

Regalien EG 73. 

Rehwild, Wildſchaden 835. 

Reichsbank, Hinterlegung von Wertpapieren, 
beim Nießbrauch 1082; bei Sicherheits⸗ 
leiſtung des Ehemannes 1392; Anlegung 
von Mündelgeld 1808, 1814; Hinterlegung 
von Wertpapieren der Vorerbſchaft 2116. 


Reichskanzler, Beſtimmung des zuſtändigen 
Standesbeamten 1320; Befreiung von 
Ehehinderniſſen 1322; von Hinderniſſen 
zur Annahme an Kindes Statt 1745. 
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Reichsſchuldbuch, Sicherheitsleiſtung durch 
Verpfändung eingetragener Forderungen 
232, 236; Anlegung von Mündelgeld 

1807, 1815; EG 50. 

Reinertrag, Auszahlung bei Erbengemein⸗ 
ſchaft 2038; eines Landgutes 2049. 

rei vindicatio 985. 

Rektapapiere, Vorbem 1 vor 793. 

Rekurs im Verfahren über Eintragung von 
Vereinen 44, 62. 

Religionsdiener als Vormund 1784, 1888. 

Religionsgeſellſchaften, Erwerbsbeſchränkung 
EG 87. 

Religiöſes Bekenntnis des Vormunds 1779. 

Religiöſe Erziehung des Kindes 1631 A1; 
des Mündels 1801, EG 134. 

Religidſe Zwecke eines Vereins 43, 61. 

Renten 197 A 2; Verjährung 197 

Rentenſcheine 799, 801, 803 A 1; Abhanden- 
kommen 804; Ausgabe 805; Nießbrauch 
1081, 1083; Verpfändung 1296; von 
Papieren der Ehefrau 1392; von Mündel⸗ 
papieren 1814, 1818. 

Rentenſchuld, Begriff, Ablöſungsſummel 99, 
1200, EG 117; Ablöſung 1201, 1202; Um⸗ 
wandlung in eine Grundſchuld 1203; 
Unterſchied von Reallaſt 1199 A 1; 
„Sicherheitsleiſtung 232; Beſeitigung 
durch Käufer des Grundſtücks 439; Rück⸗ 
tritt 880; Nießbrauch 1047, 1080; Pfand⸗ 
recht 1291; bei der Fahrnisgemeinſchaft 
1551; Verfügung des Vormunds 1819; 
des Nacherben 2114; an vermachten 
Grundſtſicken 2165, 2168: 

Rentenſchuldbrief 952. 

Repräſentations recht 1924 A 4. 

Reugeld 336, 359. 

Richter, Haftung 839, 1674, 1848, EG 77; 
Teſtament 2231—2236; Abſchluß des Erb⸗ 
vertrags 2276. 

Rindvieh, Mängel beim Kauf 481. 

Ritterſchaftliche Kreditanſtalt EG 167, Ta- 
milien EG 216. 

Rotwild, Wildſchaden 835. 

Rückbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Rückgabe der Vollmachtsurkunde 175; der 
Draufgabe 337; der gemieteten Sache 
556, 557; der geliehenen Sache 604; des 
Pfandes 1223, 1253; der Verlobungs⸗ 
geſchenke 1301; des Teſtaments 2256, 
2272. 

sifinahme der hinterlegten Sache 376, 377, 

379, 382; des Teſtaments 2256: des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtamentes 2272. 

‚Küdjtände von Zinſen und wiederkehrenden 
Leiſtungen, Verjährung 197. 

Rücktritt 346; Schadenserſatzpflicht des Rück⸗ 
gewährungspflichtigen 347; Erfüllung Zug 
um Zug 348; Form 349; 

kein Ausſchluß durch zufälligen Unter⸗ 
gang der Sache 350; Ausſchluß bei ver⸗ 
ſchuldeter Unmöglichkeit der Herausgabe 
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351; Ausſchluß infolge Verarbeitung oder 
Umbildung einer Sache 352, infolge Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung mit einem 
Rechte 353; 

Verzug des Berechtigten mit der Rück⸗ 
gewähr 354; Friſt zur Ausübung 355; 
Unteilbarkeit 356; Unwirkſamkeit bei Auf⸗ 
rechnung 357; Beweislaſt 358; gegen 
Zahlung eines Reugeldes 359; Vorbehalt 
der Verwirkung 360; bei Fixgeſchäften 
361 

bei gegenſeitigen Verträgen im Falle 
der Unmöglichkeit und des Verzugs 
325—327; beim Kauf 440, 454; des Be⸗ 
ſtellers beim Werkvertrag wegen ver⸗ 
ſpäteter Lieferung 636; vom Verlöbnis 
1298, 1299; vom Erbvertrage 2293-2298. 

a ausländiſcher Geſetze EG 

28. 

Rllckwirkung der Vorſchriften des BGB Vor⸗ 
bem 7 vor 1; der Anfechtung 142, 1343; 
der Bedingung 159 A 1; der Genehmigung 
184; der Aufrechnung 389. 

Ruhegehalt, Verjährung 197; Abtretung 411. 

Ruhen der elterlichen Gewalt 1676—1678, 
1681, 1684, 1696. 


Ruß, Zuführung“ 906. 


G. 


Sachbeſchädigung 823; durch Tiere 833; 
durch Einſturz von Gebäuden 836. 

Sache 90; 93 A 2; Sachgeſamtheit, Rechts⸗ 
geſamtheit 90 A 1; verkehrsunfähige Sache 
90 A 1; Vertretbarkeit 91: verbrauchbare 
Sachen 92, weſentliche Beſtandteile 93 
bis 95; zuſammengeſetzte Einheitsſachen 
93 A 2; ſubjektiv dingliche Rechte 96; 
Zubehör 97, 98; Früchte einer Sache 99; 
Zeit der Fruchtziehung 101; Verwen⸗ 
dungen auf die Früchte 102; Nutzungen 
100; Laſten 103; 

Sachgeſamtheit 90 A 1; Sachinbegriff 

854 A 2; Pfandrecht an einer Sachge⸗ 
ſamtheit 1204 A 4; herrenloſe Sachen 
958, 959. 

Sachenrecht Vorbem vor 854. 

Sachverſtändige, Verjährung der Anſprüche 
196; Feſtſtellung des Zuſtandes einer 
Sache: beim Nießbrauch 1034, 1067; des 
eingebrachten Gutes 1372, 1528; des 
Mündelvermögens 1802; bei der Nach⸗ 
erbſchaft 2122. 

Saldo 782 A 3. 

Samen 94. 

Sammelvermögen 80 A 1; Pflegſchaft 1914. 

deen durch den Nießbraucher 


Satzung des Vereins 25; Anderung 33; des 
eingetragenen Vereins 57, 58, 66; einer 
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ante, Bezugnahme bei Hypothek 
III 


Schaden, Schadenserſatz Vorbem vor 249; | 
konkreter, abſtrakter 325 A 2; negatives 


Vertragsintereſſe 122, 179, 307; 

Inhalt der Verpflichtung zum Scha⸗ 
denserſatz, Naturalreſtitution oder Geld⸗ 
erſatz 249—251; Berechnung der Geld⸗ 
entſchädigung 251 A 3; entgangener Ge⸗ 


winn 252; Schaden, der nicht Vermögens⸗ 


ſchaden ift 253; bei konkurrierendem Ver⸗ 
ſchulden 254; Abtretung des Anſpruchs 


des Erſatzberechtigten beim Verluſt einer 


Sache oder eines Rechtes 255; 

wegen Nichterfüllung, Art der 
Berechnung 325 A 2; bei Unmöglichkeit 
der Leiſtung 280, 281; bei gegenſeitigen 
Verträgen 325, 326; Verhältnis zur 
Draufgabe 338, zur Vertragsſtrafe 340; 


beim Kauf 440, 463; beim Werkvertrag 


635; 
bei Notſtand und Selbſthilfe 228, 231; 
bei Verzug des Schuldners 286; des 
Eigentümers gegenüber dem Beſitzer 989, 
i 992; vgl. Haftung, unerlaubte Hand⸗ 
ung. 
Schadlosbürgſchaft Vorbem 5 vor 765, 
771 A. 


Schafe, Mängel beim Kauf 481. 

Schatz 984; Nießbrauch 1040. 

Schätzer EG 79. 

Schätzung, Übernahme eines Landguts auf 
Grund einer Schätzung 594; des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens 738; des Nachlaſſes zur 
Pflichtteilsberechnung 2311. 

Schätzungswert als Wiederkaufpreis 501; des 
Inventars des gepachteten Grundſtückes 
1048 589; des Inventars bei Nießbrauch 


Scheck Vorbem 3, 4 vor 783; 788 A 3, 792 
N i, . 
Scheidung der Ehe 1564—1585; vgl. Ehe. 
Scheinforderung, Abtretung 405. 
Scheingeſchäft, verdecktes Geſchäft 117. 
Schenkung, Begriff 516, 517; Form des 
Schenkungsverſprechens 518; Rechts⸗ 
wohltat des Notbedarfs 519; Beendigung 
der Verpflichtung durch Tod des Schen⸗ 
kers 520; 
keine Verzugszinſen 522; Haftung des 
Schenkers für Verſchulden 521; für 
Mängel 523, 524; 
unter einer Auflage 525—527; Rück⸗ 
forderung wegen Bedürftigkeit 528, 529; 
Widerruf 530; Form 531; Verzicht auf 


Widerruf 533; Pflicht⸗ und Anſtands⸗ 


ſchenkung 534; 

Gewährleiſtungspflicht des Schenkers 
bei Leiſtung an Erfüllungsſtatt 365 A 2; 
Erwerb durch Schenkung: bei Verwal⸗ 
tungsgemeinſchaft 1369, bei Errungen⸗ 
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ſchaftsgemeinſchaft 1521, bei Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft 1551; Ablehnung einer 
Schenkung durch die Ehefrau 1406, 1453; 
Schenkung aus dem Geſamtgute 1446; 
Widerruf bei Scheidung der Ehe 1584; 

aus dem Kindesvermögen 1641; des 
Vormunds 1804; des Vorerben 2113; des 
Teſtamentsvollſtreckers 2205, 2207; des 
Erblaſſers bei Erbvertrag 2287; einer 
Erbſchaft 2385; 

als Grundlage für die Ergänzung des 
Pflichtteils 2325—2331; Schenkung von 
Todes wegen 2301. 


Scherz bei Abgabe einer Willenserklärung 
118. 


Schiedsgericht, Verjährung der vor einem 
Schiedsgericht geltend zu machenden An⸗ 
ſprüche 220. 

Schiedsvertrag Vorbem vor 779; Abſchluß 
durch den Vormund 1822. 

Schiffer, Verjährung ſeiner Anſprüche 196. 

Schiffspart 1272. 

en 1259—1271; vgl. Pfand- 
recht. 


Schiffsregiſter 1259, 1260, 1262, 1263. 
Schikaneverbot 226. 
Schlüſſelgewalt der Ehefrau 1357, EG 16. 


Schmerzensgeld 847. 

Schmiede, Zubehör 98. 

Schmuckſachen der Ehefrau 1362, 1366, 1477; 
des Kindes 1650. 

Schoßfallrecht 1925 A 2; 1928 A 2. 

Schreiben, Eigentumserwerb durch Schreiben 
950. 


Schreibensunkundige, Teſtamentserrichtung 
2238 A 6; 2247. 


ee e Form des Rechtsgeſchäfts 126, 


Schulbaulaſt EG 132. 

Schuld anerkenntnis 781, 782, ſchenkweiſe er- 
teiltes 518; bei Spiel und Wette 762 A 4; 
bei Schenkung von Todes wegen 2301. 

Schuldenhaftung der Geſellſchafter 733; bei 
Beſtehen des Nießbrauchs an einem Ber- 
mögen 1086—1088; bei Verwaltungs- 
gemeinſchaft 1410—1417; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1459—1465; bei fort⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1488, 1489; 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1530 bis 
1538; bei Fahrnisgemeinſchaft 1556 A 5; 
vgl. Nachlaßverbindlichkeiten. 

Schuldner, 241 A 1; Mehrheit 420, 421, 
431. 

Schuldſchein, Verpflichtung des Gläubigers 
zur Rückgabe 371; Eigentum 952; Be⸗ 
weiskraft 607 A 7. 

Schuldübernahme 414; kumulative, privative 
414 A1; Vorbem 6 vor 765, 766 A1; durch 
Vertrag mit dem Gläubiger 414; durch 
Vertrag mit dem Schuldner 415; bei 
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Übernahme einer Hypothek 416; Ein- 
wendungen des Übernehmers 417; Wir⸗ 
kung auf die Nebenrechte der Forderung 
418; Vermögensübernahme 419. 

Schuldverhältnis Vorbem 1—3 vor 241; 
Entſtehung Vorbem 3 vor 241, 305 A 13 
Erlöſchen 362 A 1. 

Schuldvermächtnis 2173 A 2. 


Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, 
Begriff 793; Entftehung der Verpflichtung 
des Ausſtellers 794; Erfordernis der ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung 795; Einwendungen 
des Ausſtellers 796; Leiſtung des Aus⸗ 
ſtellers 797; Erſatz beſchädigter Schuld⸗ 
verſchreibungen 798; Aufgebot im Falle 
des Verluſtes 799; Wirkung des Aus⸗ 
ſchlußurteils 800; Erlöſchen und Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs 801-803; Zins⸗ 
ſcheine 799, 801, 803805; Rentenſcheine 
799, 801, 804, 805; Gewinnanteilſcheine 
799—801, 804; Erneuerungsſchein 805; 
Umſchreibung 806; Karten und Marken 
807; 

Zinsſatz 247, 248; Sicherungshypothek 
1187, 1189; Schiffspfandrecht 1270; Aus⸗ 
ſtellung durch den Vormund 1822. 

Schuldverſprechen 780—782; ſchenkweiſe er⸗ 
teiltes 518; bei Spiel und Wette 762 A 4; 
bei Schenkung von Todes wegen 2301. 

Schutzgeſetz, Verletzung 823 Abſ 2; 823 A 14. 

Schwägerſchaft 1590; Ehehindernis1310,1321. 

Schwangerſchaft, Koſten bei der zu erwarten⸗ 
den Geburt: eines unehelichen Kindes 
1715, 1716, eines Erben 1963, eines Nach⸗ 
erben 2141. 

Schwarzwild, Wildſchaden 835. 

Schwebezeit bei Bedingungen 160, 161. 

Schweine, Mängel beim Kauf 481. 

Sechs wochenkoſten 1715. 

Seegefahr, Todeserklärung 16. 

Seeteſtament 2251, 2252. 

Seitenlinie, Verwandtſchaft, Schwägerſchaft 
1581, 1590. 

Seitenverwandter, Erbverzicht 2349. 

Selbſthilfe 229—231; gegen verbotene Eigen⸗ 
macht 859, 860. 

Selbſtkontrahieren 181. 

Selbſtſchuldneriſche Bürgſchaft Vorbem 5 
vor 765, 773, 777. 

Sequeſtration Vorbem 2 vor 688; 1134 A 6. 

Seuchenteſtament 2250. 

Sicherheit, Aufgabe durch den Bürgſchafts⸗ 
gläubiger 776; durch den Vormund 1822. 

Sicherheitsarreſt 230. 

Sicherheitsleiſtung 232—240; durch Hinter⸗ 
legung von Geld oder Wertpapieren 233 
bis 235; durch Buchforderungen 232, 236; 
durch Verpfändung beweglicher Sachen 
232, 237; durch Hypotheken 232, 238; 
durch Bürgen 232, 239; Ergänzung 240; 


für Gläubiger eines Liquidations⸗ 
vereins 52; für Aufwendungen 257; des 
Vorkaufsberechtigten 509; des Mieters im 
Falle der Veräußerung des Grundſtücks 
572; des Hauptſchuldners an den Bürgen 
775; des Rentenverpflichteten 843; gegen⸗ 
über dem Verfolgungsrecht des Beſitzers 
867; des Nießbrauchers 1039, 1051, 1052, 
1067, des Ehemanns 1391—1393, 1418; 
des unterhaltsverpflichteten Ehegatten 
1580; des Vaters 1668, 1670, 1672; des 
Vormunds 1786, 1844, 1889; für den 
Nachlaßgläubiger 1986, 2217; des Vor⸗ 
erben 2128; 

Abwendung durch Sicherheitsleiſtung: 
Zurückbehaltungsrecht 273; Vermieter⸗ 
pfandrecht 562; 

Unterbrechung der Verjährung 208; 
Rückforderung nach Verjährung 222. 


Sicherung eines Anſpruchs durch Über⸗ 


tragung eines Rechtes 223; des Beweiſes 
478, 485; des Nachlaſſes 1960, EG 140. 


Sicherungsabtretung 398 A 1. 
Sicherungshypothek 1184; kein Hypotheken⸗ 


brief 1185; Umwandlung in Verkehrs- 
hypothek 1186; für Forderungen aus 
Schuldverſchreibungen, Wechſeln, Drber- 
11995 1187-1189; Kautionshypothek 
5 

keine Sicherheitsleiſtung durch Siche⸗ 
rungshypothek 238; Sicherungshypothek 
für Bauforderungen 648; Erwerb des 
Pfandgläubigers bei Übertragung des 
Grundſtückseigentums 1287; an Grund⸗ 
ſtücken des Vormunds 1844 A 3. 


Sicherungskauf 930 A 5. 
Sicherungsübereignung 930 A 5; 1207 A 7. 
Sielrecht EG 66. 

Silberſachen, Verkauf bei Verpfändung 1240. 
Sitten vgl. gute Sitten. 

Sittliche oder Anſtandspflicht 534, 814, 1446, 


1641, 1804, 2113, 2205, 2330. 


Sitz des Vereins 24; des eingetragenen 


Vereins 57; der Stiftung 80. 


societas leonina 722 A 1. 
Sondergut bei allgemeiner Gütergemein⸗ 


ſchaft 1439; bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1486. 


Sondernachfolger, Wirkung von Verein⸗ 


barungen der Teilhaber bei Bruchteils⸗ 
gemeinſchaft 746, 751, 755; eines Mit- 
eigentümers 1010. 


Sonderrechte von Vereinsmitgliedern 35. 
Sonntag als Leiſtungstag und Ende einer 


Friſt 193. 


Sorge für die Perſon des Kindes: bei ehe- 


lichen Kindern 1627—1637, 1676, 1696 
bis 1698; bei unehelichen Kindern 1707; 
bei Kindern aus nichtiger Ehe 1702; für 
ehelich erklärte Kinder 1738; angenom- 
mene Kinder z 1765; Mündel 1793; 
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für das Vermögen des Kindes bei ehe- 
lichen Kindern 1627, 16381670; bei 
Mündeln 1793. 

Sorgfalt: Haftung für die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt 276; in eigenen An⸗ 
gelegenheiten 277; vgl. Haftung. 

Sozialpolitiſche Zwecke eines Vereins 43, 61. 

Sparkaſſe, Zinsfuß 248; Anlegung von 
Mündelgeld 1807, EG 99. 

Sparkaſſenbücher 808 A 1, 3, 4; Schenkung 
518 A 4; Verpfändung 1204 A 4. 

Spediteur, Übergabe der gekauften Sache 
447. 


Speiſewirte, Verjährung der Anſprüche 196. 
Sperrjahr bei der Liquidation von Vereinen 
51. 


Sperrvermerk in Sparkaſſenbüchern 1809 
A 1 


Spezialitätsgrundſatz für Grundbucheinträge 
Vorbem 3d vor 873. 

Spiel 762, 763; Nebenverträge 762 A 5; 
Darlehen zum Spiel Vorbem 4 vor 607. 

Spruchrichter, Haftung 839. 

Staat, Haftung für ſeine Beamte, EG 77. 

Staatliche Genehmigung, vgl. Genehmigung. 

Staatsangehörigkeit, Perſonen ohne Staats⸗ 
angehörigkeit, EG 29. 

Staatsbank, Anlegung von Mündelgeld 1808. 

Staatsſchuldbuch, Anlegung von Miündeigeld 
1807, 1815, EG 97. 

Staatsverband, Entlaſſung des Mündels 
1821 Al 3; 1827, 1847. 

Stallwirt, Haftung 701 A 4. 

Stammgüter Ec 59. 

Standesbeamter, Tätigkeit bei der Ehe- 
ſchließung 13171321. 

Standesgemäßer Unterhalt 519, 528; 1578 
A 3; 1603, 1610, 1620. 

Statutenkolliſion vgl. Internationales Pri⸗ 
vatrecht. 

Steine, Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037. 

Stellvertretung, ſiehe Haftung, Vertretung. 

Stiftungen 80—89; Entſtehung 80; Stif⸗ 
tungsgeſchäft unter Lebenden 81; durch 
letztwillige Verfügung 81 A 3; 83; Ber- 
mögensübertragung auf die Stiftung 82, 
84; Verfaſſung der Stiftung 85, 86; Vor⸗ 
ſtand 86 A1; Stiftung unter Verwaltung 
einer öffentlichen Behörde 86 A 2; Verluſt 
der Rechtsfähigkeit 86 A 3; Aufhebung der 
Stiftung 87; Anderung des Stiftungs⸗ 
zwecks 87; Anfall des Vermögens bei Er- 
löſchen 88; Liquidation 88 A 2; 

Erbteilung bei Beteiligung einer noch 

nicht genehmigten Stiftung 2043. 

Stillſchweigende Willenserklärung, Vorbem 
2 vor 116; Vereinbarung einer 
Vergütung: beim Dienſtvertrag 612; 
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beim Werkvertrag 632; beim Mäklerver⸗ 
trag 653; bei der Verwahrung 689. 

Verlängerung: der Miete 568; 
des Dienſtvertrags 625. 

Stillſtand der Rechtspflege, Hemmung der 
Verjährung 203. 

Stockwerk 1014; Stockwerkseigentum 1010 
A 13 EG 182. 

Störung der Geiſtestätigkeit 105, 827; des 
Beſitzes 858, 862, 869; des Eigentums 
1004. 

Strafbare Handlung, Erlangung des Be- 
ſitzes 992, eines Erbſchaftsgegenſtands 
2025, als Grund zur Eheſcheidung 1565, 
zur Verwirkung der elterlichen Gewalt 
1680, zur Pflichtteilsentziehung 2333, 
2334, zur Erbunwürdigkeit 2339. 

Strafverfahren gegen die Ehefrau 1387, 
1415, 1463, 1536; gegen das Kind 1654. 

Sträucher, Beeinträchtigung des Nachbar- 
grundſtücks 907, 910, EG 124, 183; Früchte 
911, 923 

Streitgenoſſenſchaft zwiſchen Eheleuten 1400 
A 5; 1407 A 2, 10; zwiſchen Miterben 
2032 A 2; 2058 A 2; 2059 A 5. 

Streitverkündung, Unterbrechung der Ver- 
180 0 209, 215; bei Mängelrüge 478, 
485. 


Stumme 1910; Teſtierfähigkeit 2238 A 6; 


2243, 2247 A 1; 2265 A 1. 


Stundung, Hemmung der Verjährung 202; 


des Kaufpreiſes 452 A 2; 454; bei Vor⸗ 
kauf 509. 


Subjektiv⸗dingliche Rechte 96. 


successio ordinum, successio graduum 1930 


Sühnetermin in Eheſachen 1571. 


Sukzeſſivlieferungsgeſchäfte 325 A 6; 326 


A 1; Rücktritt 469 A 2. 
Summendepot 700. 


Surrogation 90 A 1; bei Vermögensüber⸗ 


nahme 419 A 2; beim Geſellſchaftsver⸗ 
mögen 718 A 4; bei ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung 818 A 3; bei der Pfandſache 
1212 A 4; beim eingebrachten Gute 
1381, 1382, 1524, 1554; beim Vor- 
behaltsgut 1370; 1440, 1486, 1526; beim 
Geſamtgut 1473; beim Kindesvermögen 
1638, 1651; beim Erbſchaftsanſpruch 2019; 
bei der Erbſchaft 2041; bei der Nacherb- 
folge 2111; beim Erbſchaftskauf 2374, 
2375. 
Synallagmatiſche Verträge 320 A 2. 


CT. 


Tabularerſitzung 900. 

Tag, Berechnung von Friſten 188. 

Tagelöhner, Verjährung der Anſprüche 196. 
Tatſächliche Gewalt 854 A 3. 


Taube, Pflegſchaft 1910; Teſtierfähigkeit 
2243 A 5. 
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Tauben, Aneignung, EG 130. 
Taubſtumme, Deliktsfähigkeit 828; Pfleg⸗ 
ſchaft 1910; Teſtierfähigkeit 2243 A 5. 

Tauſch 515. 

Täuſchung, Anfechtungsgrund 123, 124; bei 
der Ehe 1334; Erbunwürdigkeit 2339; 
vgl. argliſtige Täuſchung. 

Taxe bei Dienſtvertrag 612; bei Werkver⸗ 
trag 632; bei Mäklervertrag 653. 


Teich, Fiſche 960. 

Teilbare Leiſtungen, Geſamtſchuldverhältnis 
420, 427. 

Teilbeſitz 865. 

Teilhypothekenbrief 1145, 1152. 

Teilleiſtungen 266. 

Teilung gemeinſchaftlicher Gegenſtände 752; 
der Hypothek 1132, 1151, 1152; des Ge⸗ 
ſamtgutes 1476, 1477, 1503; des Nach⸗ 
laſſes 2059 A 2; eines Grundſtücks 1010; 
bei Beſtehen einer Dienſtbarkeit: des be⸗ 
rechtigten Grundſtücks 1025, des be⸗ 
laſteten Grundſtücks 1026; bei Reallaſt: 
des verpflichteten Grundſtücks 1108, des 
Grundſtücks des Berechtigten 1109. 

Teilungsanordnungen des Erblaſſers 2048; 
als Pflichtteilsbeſchränkung 2306; Haf⸗ 
tung des Erben für Nichtvorhandenſein 
bei Erbſchaftskauf 2376. 

Teilungsanſpruch des Geſellſchafters 719. 

Teilweiſe Befriedigung des Hypothekengläu⸗ 
bigers 1145, 1176; teilweiſe Leiſtung 320, 
325; Nichtigkeit 139; Unmöglichkeit 280, 
307, 323, 325. 

Telegraphiſche Übermittelung als Schrift⸗ 
form 127. 

Termine 186. 

Teſtament 1937; Inhalt 1938—1940, Te⸗ 
ſtierfähigkeit 2229, 2230; perſönliche Er⸗ 
richtung 2064, 2065; 

Widerruf 2253; Form 2254 — 2256; 
Widerruf des Widerrufs 2257; 

Aufhebung durch ſpäteres Teſtament 
2258; Ablieferungspflicht 2259; Eröff⸗ 
nung 2260—2263; 

ordentliche Teſtaments⸗ 
formen: öffentliches Teſtament 2231 
Ziff 1, 22322246; Zeugen 2233; Aus⸗ 
ſchließungsgründe wegen der mitwirken⸗ 
den Perſonen 2234.—2237; Form der 
Errichtung 2238; mitwirkende Perſonen 
2239; Protokoll 2240—2242; eines Stum⸗ 
men 2243; Dolmetſcher 2244; Teſta⸗ 
ment in fremder Sprache 2245; Ver⸗ 
ſchluß und amtliche Verwahrung 2246; 
Privatteſtament 2231 Ziff. 2, 2247, 2248; 

außerordentliche Formen: 
Gemeindeteſtament 2249; Seuchenteſta⸗ 
ment 2250; Seeteſtament 2251; Gül⸗ 
tigkeitsdauer der außerordentlichen Teſta⸗ 
mente 2252; 


783 


Gemeinſchaftliches Teſta⸗ 
ment: 2265; Form 2265 A 1, 2267; 
Gemeindeteſtament 2266; Wirkung der 
Anfechtung und Aufhebung der Ehe 
2268; reziprokes 2269; korreſpektives 
2270; Widerruf, Aufhebung 2271; Rück⸗ 
nahme 2272; Eröffnung 2273; Aufhebung 
eines Erbvertrags 2292; 

Auslegung 2066 —2076; Selbſtändig⸗ 
keit der getroffenen Einzelverfügungen, 
deren Unwirkſamkeit 2085; Vorbehalt der 
Ergänzung 2086; Auslegung bei zweifel⸗ 
haftem Inhalt 2084; Einſetzung der ge- 
ſetzlichen Erben 2066; der Verwandten 
2067; der Kinder 2068; der Abkömmlinge 
2069, 2070; der Armen 2072; Bezeich- 
nung des Bedachten in mißverſtändlicher 
Weiſe 2073; Bedingungen 2074— 2076; 
Einſetzung des Ehegatten und Verlobten 
2077, 2268; Erbeinſetzung 2087; Höhe 
des Erbteils 2088 —2092; Anwachſung 
2094; Erſatzerben 2096—2099; Anord⸗ 
nung einer Nacherbſchaft 2100; eines 
Vermächtniſſes 2147; Einſetzung eines 
Teſtamentsvollſtreckers 2197; vgl. Nach⸗ 
erbſchaft, Vermächtnis, Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker; 


Anfechtung wegen Irrtums 2078; 
wegen Übergehung des Pflüchtteilsberech⸗ 
tigten 2079; Berechtigter 2080; Form 
2081; Friſt 2082; Verweigerung der 
Leiſtung des Beſchwerten nach Friſtab⸗ 
lauf 2083. 


Teſtamentsvollſtrecker, Ernennung 2197 bis 
2200; durch den Erblaſſer 2197; durch 
einen Dritten 2198; durch Teſtaments⸗ 
vollſtrecker 2199; durch Nachlaßgericht 
2200; Unwirkſamkeit der Ernennung 2201; 
Beginn des Amtes 2202; 


Pflichten: Ausführung der letzt⸗ 
willigen Verfügungen 2203; Erbaus⸗ 
einanderſetzung 2204; Verwaltung des 
Nachlaſſes 22052209; Eingehung von 
Verbindlichkeiten 2206; befreiter Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker 2207, 2220; Beſchrän⸗ 
kungen 2208—2210; Ausſchluß des Ver⸗ 
fügungsrechts des Erben 2211; Aktiv- 
legitimation 2212; Paſſivlegitimation 
2213; Stellung gegenüber den Privat⸗ 
gläubigern des Erben 2214; Nachlaß⸗ 
verzeichnis 2215; ordnungsmäßige Ver⸗ 
waltung 2216; Aushändigung entbehr⸗ 
licher Nachlaßgegenſtände 2217; Verhält⸗ 
nis zum Erben 2218; Verantwortlichkeit 
2219; Vergütung 2221; 

zm Intereſſe des Nacherben 2222; zur 
Fürſorge für Untervermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen 2223; im Falle der Pflichtteils⸗ 
beſchränkung in guter Abſicht 2338; Mehr⸗ 
heit von Teſtamentsvollſtreckern 2224; 
Beendigung des Amtes 2225; Kündigung 
2226; Entlaſſung 2227; 
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Einſetzung als Pflichtteilsbeſchränkung 
2306; Angabe im Ecbſchein 2364; Zeugnis 
2368; Haftung des Erben für Nichtvor⸗ 
handenſein eines Teſtamentsvollſtreckers 
bei Erbſchaftskauf 2376. 


Teſtierfreiheit 2302. 

Tier, Eigentum 960; gegen Angriff des 
Tieres keine Notwehr 227 A 6; wilde, 
zahme, gezähmte Tiere 960 A 1, 10; 
Gewährleiſtung beim Kauf von Tieren 
481—492; Tierſchaden 833, 834. 


Tierarzt, Verjährung ſeiner Anſprüche 196. 

Tiergarten 960. 

Tierhalter, Haftung 833, 834. 

Tod des Stifters 84; Wirkung auf die Ab⸗ 
gabe empfangsbedürftiger Willenserklä⸗ 
rungen 130; des Antragenden vor An⸗ 
nahme des Antrags 153; des Ver⸗ 
ſprechensempfängers 331; des Schenkers 
520; des Mieters 569; des Vermieters 
569 A 3; des Pächters 596; des Ent- 
leihers 605; einer Vertragspartei beim 
Auftrag 672, 673; eines Gemeinſchafts⸗ 
teilhabers 750; kein Erlöſchungsgrund bei 
der Anweiſung 791; eines Geſellſchafters 
727; des Ausſtellers einer Schuldverſchrei⸗ 
bung 794; des Nießbrauchers 1061; des 
Inhabers einer perſönlichen Dienſtbarkeit 
1090; des Verlobten 1301; des nicht 
anfechtungsberechtigten Ehegattens 1338 
bis 1342; des Ehegatten bei Verwal⸗ 
tungsgemeinſchaft Vorbem 1 vor 1418; 
des Ehegatten bei allgemeiner Güterge- 
meinſchaft 1482, 1483, bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft 1494; eines anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlings bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft 1490; des Unterhalts- 
berechtigten und Unterhaltsverpflichteten 
1582, 1615; des Kindes 1683; des Vaters 
1684; des Vaters des unehelichen Kindes 
1712; des unehelichen Kindes 1713; des 
Kindes und Vaters vor der Ehelichkeits⸗ 
erklärung 1733; des Annehmenden und 
Kindes bei Annahme an Kindes Statt 1753; 
des Mündels 1884; des Vormunds und 
Gegenvormunds 1894, des Erblaſſers 
1922, des Erben vor Ablauf der Aus- 
ſchlagungsfriſt 1952, vor Ablauf der In⸗ 
ventarfriſt 1998; des Vorerben 2106; des 
Teſtamentsvollſtreckers 2225; eines Be⸗ 
teiligten beim Erbvertrag 2290, 2297; 
vgl. Todeserklärung. 

Todeserklärung 13—20, EG 9; bei Kriegs⸗ 
gefahr 15; bei Seegefahr 16; bei Lebens⸗ 
gefahr 17; Zeitpunkt des Todes 18; 
Lebensvermutung 19; bei gemeinfamer 
Gefahr 20; 

Wiederverheiratung 13481352; Be⸗ 
endigung der Nutznießung und Verwal- 
tung 1420; des überlebenden Ehegatten 
im Falle der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1494; Beendigung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1544, 1547; eines 
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Ehegatten 1637; des Vaters 1679, 1684; 
des Mündels 1847, 1884; des Vor munds 
1885; des Erblaſſers 1974; im Falle 
eines Notteſtaments 2252; 
Erbſchaftsanſpruch des für tot Erklärten 

2031; Wirkung irrtümlicher Todeserklä⸗ 
rung auf Rechtsgeſchäfte des vermeint⸗ 
lichen Erben 2370. 

Todes vermutung 18, 20. 

Todteilung 1498 A 3. 


Ton, Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037. 

Torf, Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037. 


Tote Hand, EG 86. 

Tötung eines Menſchen 823 A 10; Um- 
fang des Schadens 844, 845; des Schen⸗ 
ters 530; des Erblaſſers, Erbunwürdig⸗ 
keit 2339. 

Trennung von Erzeugniſſen und Beſtand⸗ 
teilen, Eigentumserwerb 953-957; der 
Ehegatten von Tiſch und Bett, EG 202, 
206. 


Treſorfach, Miete 535 A 2; 1207 U 9. 

Treuhänder bei Inhaberhypotheken 1189. 

Treu und Glauben 157, 242, 320; bei Aus- 
legung von Verträgen 157 A 1, 3. 

Trödelvertrag 445 A 1; Vorbem 2 vor 652. 

Trunkſucht, Entmündigung 6 A 5; 114, 
1780, 1865; Teſtierfähigkeit Entmündigter 
2229. 


Überbau 912; Rente 912, 913; Rang 914; 
Übertragung des überbauten Teils 915: 
Beeinträchtigung eines Erbbaurechts und 
einer Dienſtbarkeit 916. 

Hberfallsrecht 911. 

Übergabe der gekauften Sache 433 A 4, 
447, 448; beweglicher Sachen zur Eigen⸗ 
tumsübertragung 929, 932; zur Nieß⸗ 
brauchsbeſtellung 1032; zur Pfandbeſtel⸗ 
lung 1205; 

des Hypothekenbriefs 1117, 1154, 1163. 

Übergang von Nebenrechten bei der Ab⸗ 
tretung 401; der Forderung des Gläu- 
bigers: auf den Ablöſenden 268, auf 
den befriedigenden Geſamtſchuldner 426, 
auf den Bürgen 774, der Hypothek auf 
den Eigentümer 1143, 1153, 1154, 1163, 
1164, 1177; des Pfandrechts 1250. 

übergangsvorſchriften EG 153218. 

Übergehung einer als Vormund berufenen 
Perſon 1778; eines Pflichtteilsberechtig⸗ 
ten im Teſtament 2079. 

Überhangsrecht 910. 

1 telegraphiſche 127; unrich⸗ 
tige 120 

Uberſchreitung des Koſtenanſchlags 650. 


Alphabetiſches Sachregiſter 


Uberſchuldung, Vereinskonkurs 42; Kon⸗ 
kurs der Stiftung 86; Überſchuldung des 
Geſellſchaftsvermögens 735, 739, des Ge⸗ 
ſamtgutes 1468, 1469; des Nachlaſſes 
1980. 

Überſendung von Geld 270; der hinterlegten 
Sache durch die Poſt 375; der gekauften 
Sache 447. 

Übertragung eines Rechtes zur Sicherung 
eines Anſpruchs 223; der Dienſtleiſtung, 
des Anſpruchs auf die Dienſte 613; der 
Ausführung des Auftrags 664; der An⸗ 
weiſung 792; des Beſitzes 854, 870; des 
Eigentums: an beweglichen Sachen 929 
bis 936, an Grundſtücken und Grund⸗ 
ſtücksrechten 873, 925; der Reallaſt 1111; 
der Hypothek 1153, 1156—1159; des 
Pfandrechts 1250, 1251; des Pflichtteils⸗ 
anſpruchs 2317; 

ausgeſchloſſen: bei Vereinsmit⸗ 
gliedſchaft 38; beim Vorkaufsrechte 514; 
bei Geſellſchaftsanſprüchen 717; bei An⸗ 
ſpruch auf Schmerzensgeld 847, auf 
Kranzgeld 1300; beim Nießbrauch 1059; 
beim Rechte der Nutznießung und Ver⸗ 
waltung des Ehemanns 1408, des Vaters 
1658; vgl. Unübertragbarkeit 1274 A 3. 

Umbildung 950, 951, 352; der vermachten 
Sache 2172. 

Umgeſtaltung einer Sache durch den Nieß⸗ 
braucher 1037. 

Umſchaffung 305 A 2; 364 A 1. 

Umſchreibung auf den Namen: von Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber 806; 
von Inhaberpapieren 1393, 1815, 2117. 

Umtauſch beim Kauf 495 A 4; hinterlegten 
Geldes und hinterlegter Wertpapiere 235; 
beſchädigter Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber 799. 


Unbekannte Beteiligte, Pflegſchaft 1913. 

Unbekannte Erben, Fürſorgepflicht des Nach⸗ 
laßgerichts 1960. 

Unbekannte Gläubiger: Hinterlegung 372; 
der Hypothek 1170, 1171. 

Unbeſcholtenheit, Begriff 1300 A 2. 

Unbeſtimmtheit der Leiſtungszeit 299; des 
Teſtaments 2065; des Erben 2105; des 
Vermächtnisnehmers 2162, 2178. 

Unbewegliches Vermögen 90 A 1; Begriff 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551. 

undank, grober 530 A 2. 

uneheliche Kinder 1589, 1705, EG 20, 21, 
208; Familienname 1706; keine elterliche 
Gewalt der Mutter, Fürſorge für die 
Perſon des Kindes 1707; Unterhaltspflicht 
des Erzeugers 1708-1711; der Ver⸗ 
wandten 1711; Vererblichkeit der Unter⸗ 
haltsverbindlichkeit 1712; Erlöſchen des 
Unterhaltsanſpruchs 1713; Vereinbarung, 
Verzicht über Unterhaltsanſprüche 1714; 
Empfängniszeit, Einrede der mehreren 


Alphabetiſches Sachregiſter zum BGB. 
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Zuhälter 1717; Anerkennung der Vater⸗ 
ſchaft 1718; Anſpruch der Mutter auf 
Sechswochen⸗ und Entbindungskoſten 
1715; einſtweilige Verfügung zugunſten 
der Mutter 1716; 

Wohnſitz 11; Legitimation durch nach⸗ 
folgende Ehe 1719—1722, durch Ehelich⸗ 
keitserklärung 1723—1740; vgl. eheliche 
Abſtammung. 


Unerfahrenheit, Ausbeutung 138. 


Unerlaubte Handlungen, Begriff Vorbem 
1, 2 vor 823; Verhältnis des Anſpruchs 
aus unerlaubten Handlungen zu Ver⸗ 
tragsanſprüchen Vorbem 4 vor 823; 
Kauſalzuſammenhang Vorbem 5 vor 823; 
Anſpruch auf Unterlaſſung Vorbem 6 vor 
823; internationales Recht Vorbem 7 vor 
823 EG 12; Übergangsrecht Vorbem 8 
vor 823; Prozeſſuales Vorbem 9 vor 
823; Verletzung des Lebens, Körpers, 
der Geſundheit, Freiheit, des Eigentums 
und eines ſonſtigen Rechtes 823; Ver⸗ 
ſtoß gegen ein Schutzgeſetz 823; Kredit⸗ 
gefährdung 824; Verleitung zum außer- 
ehelichen Beiſchlafe 825; Verſtoß gegen 
die guten Sitten 826; Aufhebung der 
Verantwortung wegen mangelnder Wil- 
lensfreiheit 827, wegen mangelnder Ver- 
ſtandesreife 828; Haftung nicht verant⸗ 
wortlicher Perſonen aus Billigkeitsgrün⸗ 
den 829; Mittäter, Anſtifter, Gehilfen 
830; Haftung des Geſchäftsherrn für 
ſeine Angeſtellten 831, der nach Geſetz 
oder Vertrag aufſichtspflichtigen Perſon 
für den Beaufſichtigten 832; Haftung des 
Tierhalters 833, des Tierhüters 834; 
Wildſchaden 835; Einſturz von Gebäuden 
836—838, Haftung des Beſitzers 836, 
des dinglich am Gebäude Berechtigten 
837; des vertragsmäßig Verpflichteten 
838; Haftung des Beamten 839, 841; 
Mehrheit von Erſatzpflichtigen 840, 841; 
Umfang des Schadenserſatzes 842; Ent⸗ 
ſchädigung bei Aufhebung oder Minde⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit 843, im Falle 
der Tötung 844; Anſpruch der Unter⸗ 
haltsberechtigten und ſonſtiger Dritter an 
den Schädiger 844—846; Schmerzens⸗ 
geld 847; Anſprüche wegen Entziehung 
einer Sache: Haftung für Zufall 848; 
Verzinſung des Erſatzes 849; Erſatz wegen 
Verwendungen 850; Schutz des guten 
Glaubens bei Rückgabe entzogener Sachen 
851; Verjährung des Anſpruchs 852; 
Erfüllungsverweigerung des Schuldners 
einer durch unerlaubte Handlungen er⸗ 
langten Forderung 853; keine Aufrechnung 
gegen den Anſpruch aus unerlaubten 
Handlungen 393; bei Erteilung von Rat, 
Empfehlung, Auskunft 676, 676 A 3; 
eines Ehegatten 1415, 1463, 1536. 

Unfähigkeit des Geſchäftsführers einer Ge⸗ 
ſellſchaft 712; zur Vormundſchaft 1780. 
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Unfall, Verſicherung gegen Unfall bei Nieß⸗ 
brauch 1045, 1046. 

Ungerechtfertigte Bereicherung 812—822; 
Bereicherungsanſpruch 812; Umfang 818; 
Leiſtung einer Nichtſchuld, vorzeitige 
Leiſtung 813, 814; ſittliche und Anſtands⸗ 
pflicht 814; Nichteintritt des bezweckten 
Erfolges 815; wirkſame Verfügungen 
eines Nichtberechtigten, Leiſtungen an 
einen Nichtberechtigten 816; verwerflicher 
Empfang 817; geſteigerte Haftung des 
Empfängers 818 A 7, des bösgläubigen 
Empfängers 819; geſteigerte Haftung des 
Empfängers bei Ungewißheit des Erfolgs 
820; Einrederecht gegen den Erfüllungs⸗ 
anſpruch 821; Anſpruch gegen den un⸗ 
entgeltlich bereicherten Dritten 822; 

durch Abgabe eines Schuldverſprechens 
oder Schuldanerkenntniſſes Vorbem 3 vor 
780; Anwendbarkeit der Vorſchriften über 
ungerechtfertigte Bereicherung bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen 323, 327, bei der 
Schenkung 516, 527, 531, bei Rück⸗ 
zahlung des Mietzinſes 543, bei Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag 682, 684, 
bei Verbindung, Vermiſchung, Verarbei⸗ 
tung 951, beim Fund 977, im Verhältnis 
zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 993; 
bei Auflöſung des Verlöbniſſes 1301, bei 
Rechtsgeſchäften eines Ehegatten 1399, 
1455, bei Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
1973, beim Erbſchaftsanſpruch 2021, bei 
Beeinträchtigung des Vertragserben 2287, 
bei der Pflichtteilsergänzung 2329. 
wee über die Perſon des Gläubigers 


Ungewiſſe Rechte 2313 A 3. 

unitas actus beim Teſtament 2231 A 7; 
2339 A 2. 

Unkenntnis vgl. Kenntnis. 

Unmöglichkeit, urſprüngliche: bei Verträgen 
306; negatives Vertragsintereſſe 307; 
Behebung 308; nachträgliche 275; An⸗ 
ſpruch des Gläubigers auf Schadenserſatz 
280, auf Abtretung des Erſatzanſpruchs 
281; Beweislaſt 282; 

bei Wahlſchuld 265; bei gegenſeitigen 
Verträgen 323—325; bei der Draufgabe 
338; beim Rücktritt 347; bei Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis 425; bei Geſamtgläu⸗ 
bigerverhältnis 429; bei der Wandelung 
467; beim Wiederkauf 498, 501; des be⸗ 
zweckten Erfolges 815; bei Vermächtnis 
2171, 2172; bei Vollziehung einer Auf⸗ 
lage 2196; fingierte Unmöglichkeit bei 
Friſtſetzung nach rechtskräftiger Verein⸗ 
barung 286; offenbare Unmöglichkeit der 
Empfängnis 1591, 1717. 

Unpfändbare Forderungen 394; 
nung, Abtretung 400. 

Unrechtshandlung Vorbem 9 vor 104. 

Unſchädlichkeitszeugnis EG 120. 


Aufrech⸗ 


Alphabetiſches Sachregiſter 


Unſichere Rechte 2313. 
Unſittliche Rechtsgeſchäfte 138, 817; Zweck 
beim Darlehen Vorbem 4 vor 607. 
Unteilbare Leiſtungen auf ſeiten mehrerer 
Schuldner 431; mehrerer Gläubiger 432. 

Unterbrechung der Verjährung 208—217; 
der Erſitzung 940—942; des Kauſalzu⸗ 
ſammenhangs Vorbem 3 vor 249, Vorbem 
5 vor 823. 

Unterbringung des Kindes in einer Familie, 
Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt 1666. 

Untergang eines Fahrzeugs 16; der Sache: 
während des Verzugs 290, beim Rück⸗ 
tritt 347, 351, der Kaufſache 446, bei 
der Wandelung 467, 634, bei Wieder- 
kauf 498, 501; des Inventars bei der 
Pacht 588; beim Erbbaurecht 1016. 


Unterhalt, Unterhaltspflicht der Ehegatten 
und Verwandten im Verhältnis zuein⸗ 
ander 1579 A 7, 10; 

zwiſchen Verwandten gerader 
Linie 1601; Unterhaltsberechtigte 1602; 
Unterhaltsverpflichtete 1603; unterhalts⸗ 
verpflichtete Ehefrau 1604; unterhaltsver⸗ 
pflichtetes Kind 1605; Reihenfolge der 
Unterhaltspflichtigen 16061608; Ver- 
hältnis der Unterhaltspflicht von Ehe⸗ 
gatten und Verwandten 1608 A 1; Rang 
der Unterhaltsberechtigten 1609; Umfang 
der Unterhaltspflicht: ſtandes mäßiger 
Unterhalt 1610; notdürftiger Unterhalt 
1611; Art der Gewährung des Unterhalts 
1612; Nachforderung von Unterhalt für 
die Vergangenheit 1613; kein Verzicht auf 
zukünftigen Unterhalt 1614; Erlöſchen des 
Unterhaltsanſpruchs 1615; Koſten der Be⸗ 
erdigung des Berechtigten 1615; ge⸗ 
ſchiedener Ehegatten gegenüber gemein⸗ 
ſchaftlichen Kindern 1585; 

gegenüber Kindern aus nichtigen Ehen 
1703; des Erzeugers gegenüber unehe⸗ 
lichen Kindern 1708-1714; bei Ehelich⸗ 
keitserklärung 1739; bei Annahme an 
Kindes Statt 1766; 

der Ehegatten 1360, 1361, 1428; 
im Falle der Wiederverheiratung bei 
Todeserklärung 1351, 1352; bei Nichtigkeit 
der Ehe 1345; Verletzung und Gefährdung 
der Unterhaltspflicht 1418, 1468, 1495; 
Haftung des Geſamtguts für die Unter⸗ 
haltspflichten der Ehefrau 1534; geſchie⸗ 
dener Ehegatten 1578—1583; 

des Schenkers 519, 528; Erfüllung der 
Unterhaltspflicht als Geſchäftsführung 
ohne Auftrag 679; Gewährung zwiſchen 
Verwandten auf⸗ und abſteigender Linie, 
Erſatz 685; Gewährung bei Tötung des 
Unterhaltspflichtigen 844; Verletzung der 
Unterhaltspflicht durch den Vater 1666; 
des Nachlaſſes für einen erwarteten Erben 
1963, 2141. 


Alphabetiſches Sachregiſter 


Unterhaltsbeiträge, Verjährung 197. 

Unterhaltung von Grenzanlagen 922; der 
Anlagen bei Grunddienſtbarkeiten 1021, 
1022; der Sache beim Nießbrauch 1041. 

Unterlajfen 194, 241; Klage auf Unterlaſſung 
der Namensbeeinträchtigung 12, der Be⸗ 
fisftörung 862, der Eigentumsſtörung 
1004; 

Klage des Eigentümers auf Unterlaſſung 
des unbefugten Gebrauchs der Nieß⸗ 
brauchſache 1053; 

lage auf Unterlaſſung unerlaubter 
Handlungen Vorbem 6 vor 823. 

Untermiete 549. 

Unterrichtsanſtalten, Verjährung der An⸗ 
ſprüche 196. 

Unterſchrift, Begriff 126 A 3; von Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber 793; 
bei Teſtament 2231 A 6. 

Untervermächtnis 2147 A 2; Fälligkeit 2186; 
Verweigerung und Kürzungsrecht des be⸗ 
ſchwerten Vermächtnisnehmers 2187 bis 
2189; Fürſorge durch Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker 2223. 

Unübertragbarkeit von Rechten 1274 A 3, 
vgl. Übertragung. 

Unvererbliche Rechte 1922 A 5. 

Unverjährbare Anſprüche 194 A 2, 3. . 

Unvermögen zur Leiſtung 275 A 5; bei 
Gattungsſchulden 279. 

Unverzüglichkeit, Begriff 121 A 2, 3; 134 
A 4. 


Unvollkommene Verbindlichkeit 762 A 3. 

Unwirkſamkeit von Rechtsgeſchäften Minder⸗ 
jähriger 108, 110—113; von Verfügungen 
bei Verſtößen gegen Veräußerungsver⸗ 
bote 135, 136; einer Verfügung während 
der Schwebezeit von Bedingungen 161; 
der bedingten oder befriſteten Aufrechnung 
388; des die Haftung des Gaſtwirts aus⸗ 
ſchließenden Anſchlags 701; des Vergleichs 
779; der gegen eine Vormerkung ver⸗ 
ſtoßenden Verfügung 883, 888; der be⸗ 
dingten oder befriſteten Auflaſſung 925; 
einſeitiger Rechtsgeſchäfte: der Ehefrau 
1398, des Vormunds 1831; der Annahme 
und Ausſchlagung der Erbſchaft und des 
Vermächtniſſes 1950, 2180; der Beſtim⸗ 
mung der Inventarfriſt bei Nachlaßkon⸗ 
kurs und Nachlaßverwaltung 2000; letzt⸗ 
williger Verfügungen zugunſten des Ehe⸗ 
gatten bei Nichtigkeit und Auflöſung der 
Ehe 2077, 2268; von Verfügungen des 
Vorerben 2115; des Vermächtniſſes einer 
unmöglichen oder verbotenen Leiſtung 
2171; der Ernennung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2201; der Annahme des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckeramtes 2202; des Erbver⸗ 
trags 2298. 

Unzucht: Grund der Eheſcheidung 1565, der 
Pflichtteilsentziehung 2335. 
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Unzulänglichkeit des Nachlaſſes 1990—1992;, 
Unzulänglichkeitseinrede bei Erbſchafts⸗ 
kauf 2383 A 1. 

Unzurechnungsfähigkeit 104, 105, 827, 829. 

Urkunde 90 A 2; 126; Hinterlegung 372; 
Eigentum 952; Einſicht 810, 811; 

über die Forderungsabtretung 403, 
409, 410; über das verkaufte Grundſtück 
444; zur Löſchung der Hypothek 1144; 
Urkundenfälſchung als Erbunwürdigkeits⸗ 
grund 2339. 

Urteil, Haftung des Richters 839, vgl. rechts⸗ 
kräftiges Urteil. 


V. 


Vater, Begriff 1589 A 4; Einwilligung zur 
Eheſchließung 1305, 1307; Benennung 
des Vormunds, Ernennung zum Vor⸗ 
mund 1776, 1777, 1783, 1898, 1899, 1903; 
Aufhebung des Familienrats 1880; vgl. 
Fa elterliche Gewalt, uneheliche 

inder. 


e Anerkennung 1598, 1718, 1720, 


Veränderung einer Sache beim Rücktritt 352; 
des gekauften Gegenſtands bei Wieder⸗ 
kauf 498; der gemieteten Sache 548; der 
geliehenen Sache 602; der Sache durch 
den Nießbraucher 1037, 1050; einer 
1 2132; des Teſtaments 


Verarbeitung der Sache beim Rücktritt 352; 
vermachter Sachen 2172; Eigentums- 
erwerb 950, 951. 

Veräußerung, Begriff, Vorbem 7 vor 104; 
571 A 2; verbrauchbarer Sachen 92; von 
Zubehör 314; beim Rücktritt 353; bei der 
Wandelung 467; des vermieteten Grund⸗ 
ſtücks 571; von Sachen 929—936; eines 
im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffes 
1262; eines Vermächtnisgegenſtandes 
2288; Vereinbarung des Ausſchluſſes der 
Veräußerung zwiſchen Eigentumer und 
Hypothekenglänbiger 1136. 

Veräußerungsbeſchränkungen EG 119. 

Veräußerungsverbot 135, 136, 888. 

Verbindung einer beweglichen Sache mit 
einem Grundſtück 946, 949; mehrerer be⸗ 
weglicher Sachen 947, 949; vermachter 
Sachen 2172. 

Verbot, geſetzliches; Rechtsgeſchäfte gegen ge⸗ 
ſetzliche Verbote 134, 309, 817, 819, 2171; 
verbotene Eigenmacht 858865. 

Verbrauchbare Sachen 92; als Geſellſchafts⸗ 
beitrag 706; Nießbrauch 1067, 1084, 1086, 
1087; Verfügung des Mannes über ein⸗ 
gebrachte verbrauchbare Sachen 1376, 
1377, 1411; Hinterlegung durch den Mann 
1392; bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 


50* 


788 


1540; des Kindes 1653, 1659; der Erbſchaft 
2116; Schenkung des Erblaſſers 2325. 


Verdecktes Geſchäft, Scheingeſchäft 117. 
Verderb der hinterlegten Sache 383; der ge⸗ 
fundenen Sache 966; des Pfandes 1218. 
Verein ohne wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
21; mit wirtſchaftlichem Geſchäftsbetrieb 
22; ausländiſcher 23, EG 10; Sitz 24; 
Satzung 25; Vorſtand 26—31; deſſen 
Beſtellung 27; 
Vorſtand: deſſen Beſchlußfaſſung 28; 
Entgegennahme von Willenserklärungen 
für den Verein 28; Ergänzung durch das 
Amtsgericht 29; beſondere Vertreter 30; 
Haftung des Vereins für Handlungen 
ſeiner Vertreter 31; 
Mitgliederverſammlung, Beſchlußfaſſung 
32; Satzungsänderung 33; kein Stimm⸗ 
recht der Mitglieder in eigener Angelegen⸗ 
heit 34; Sonderrechte von Mitgliedern 35; 
Berufung der Mitgliederverſammlung 36, 
37; Unübertragbarkeit der Mitgliedſchaft 
38; Austritt der Mitglieder 39; Aus- 
ſchließung der Mitglieder 39 A 2; 
Auflöſung 41; Verluſt der Rechtsfähig⸗ 
keit durch Konkurs 42; Entziehung der 
Rechtsfähigkeit 43, 44; Wirkung der Auf⸗ 
löſung und Entziehung der Rechtsfähig⸗ 
keit, Vermögensanfall 45, 46; Liquidation 
über das Vermögen 47; Beſtellung der 
Liquidatoren 48; deren Wirkungskreis 49; 
öffentliche Bekanntmachung 50; Liqui- 
dation, Sperrjahr 51; Hinterlegung und 
Sicherheitsleiſtung für Vereinsgläubiger 
52; Haftung der Liquidatoren 53; nicht⸗ 
rechtsfähige Vereine 54; 
eingetragener Verein, Ver- 
einsregiſter, Eintragung 55, 64; Mit⸗ 
gliederzahl 56; Satzung 57, 58; An⸗ 
meldung 59—63; Mitwirkung der Ver⸗ 
waltungsbehörde 61—63; Name 57, 65; 
Eintragung 64; Veröffentlichung der Ein⸗ 
tragung 66; Anderung des Vorſtands 67, 
68, 70, der Satzung 71; Zeugnis des 
Amtsgerichts über den Vorſtand 69, Ver⸗ 
zeichnis der Mitglieder 72; Liquidatoren 
76— 78, Ordnungsſtrafen 78; Einſicht des 
Vereinsregiſters 79; Entziehung der 
Rechtsfähigkeit wegen verminderter Mit⸗ 
gliederzahl 73, 74; Form der Anmel- 
dung 77; 
Vereinsregiſter 55, 64, 68, 71, 
77; Einſicht 79. 
Vereinigung von Grundſtücken 890; von For⸗ 
derung und Schuld, vgl. Konfuſion. 
W Rechte, unvererbliche Rechte 1922 


Verfallklauſel 360, 609 A 3. 
Verfallvertrag beim Pfandrecht 1229. 


Verfaſſung des Vereins 25, EG 82, der 
Stiftungen 85, 86. 


Alphabetiſches Sachregiſter 


Verfolgungsrecht des Beſitzers 867, 869 A 5; 
des Bieneneigentümers 962. 


Verfügung, Begriff, Vorbem 7 vor 104; 1395 
A 2; im Wege der Zwangsvollſtreckung, 
der Arreſtvollziehung, durch den Konkurs⸗ 
verivalter, Vorbem 7 vor 104; unter Be⸗ 
dingungen 161; vor der Genehmigung 
184; eines Nichtberechtigten 185, 816; 
des Wiederkäufers über den verkauften 
Gegenſtand 499; des Vermieters über den 
Mietzins 573; des Pächters über das 
Pachtinventar 588; das Geſellſchafters 
über ſeinen Anteil am Geſellſchaftsver⸗ 
mögen 719; der Teilhaber einer Gemein⸗ 
ſchaft über den gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtand 747; über ein Grundſtück oder Grund⸗ 
ſtücksrecht nach Eintragung einer Vor⸗ 
merkung 883; des Nießbrauchers einer 
Forderung 1074; des Ehemannes über 
eingebrachtes Gut 1375—1377; der Ehe⸗ 
frau 1395—1398; der Ehegatten über Ge⸗ 
ſamtgut 1442, 1444, 1445, über das Ge⸗ 
ſamtgut der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1487; des Vaters über Kindesver⸗ 
mögen 1643; des Vormunds 1821, 1822, 
Ziff. 1; des Erben vor der Ausſchlagung 
1959; Verluſt des Rechtes der Verfügung 
des Erben über den Nachlaß durch Nach⸗ 
laßverwaltung 1984; der Miterben 2033, 
2040; des Vorerben 2112, 2119, 2137; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2205, 2211; 
in einem Erbvertrage 2278, 2294; vgl. 
einſtweilige Verfügung. 

Verfügung von Todes wegen 1937, 1941, 
vgl. Teſtament, Erbvertrag; Stiftungs⸗ 
geſchäft in einer Verfügung von Todes 
wegen 83; Anerkennung der Ehelichkeit 
eines Kindes 1598, Ausſchlagungsrecht 
eines durch Verfügung von Todes wegen 
eingeſetzten geſetzlichen Erben 1948; Wir- 
kung des Erbvertrags auf frühere und 
ſpätere Verfügungen von Todes wegen 
2289; Beſchrankung der Freiheit zur Er⸗ 
richtung einer Verfügung von Todes 
wegen 2302, 2339. 

Verfügungsbeſchränkung 137; grundbücher⸗ 
liche Verlautbarung 892—894; Eintritt 
nachträglicher Verfügungsbeſchränkung bei 
Grundbuchsverfügungen 878, vgl. Ver⸗ 
außerungsverbote. 

Vergeltungsrecht EG 31. 

Vergleich 779; über Spiel⸗ und Wettſchuld 
762 A 4; Verjährung der Anfprüche 218; 
Wirkung auf Verpflichtung des Bürgen 
767 A 3; Erteilung eines Schuldver⸗ 
ſprechens oder Schuldanerkenntniſſes 782; 
Abſchluß durch den Vormund 1822. 

Vergütungen, Verjährung 196; des Dienſt⸗ 
verpflichteten 612, 614, 628; des Unter⸗ 
nehmers beim Werkvertrag 632, 641; des 
Mäklers 653; des Verwahrers 689, 699; 
des Beiſtands 1694; des Vormunds 1836; 
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des Nachlaßpflegers 1960 A 5; des Nach⸗ 
laßverwalters 1987; des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2221. 

Verhinderung des Eintritts einer Bedingung 
162; an der Rechtsverfolgung durch Still⸗ 
ſtand der Rechtspflege 203; des Gläu⸗ 
bigers an der Annahme 299; des Mieters 
am Gebrauch der Sache 552; des Dienſt⸗ 
verpflichteten an der Annahme der Dienſte 
616; an der Erteilung der Zuſtimmung: 
des Ehemannes 1401; der Ehefrau 1379; 
des Vaters an der Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt 1677, 1685; des Vormunds 
an der Ausübung des Amtes 1778, 1846; 
des Erblaſſers an der Errichtung einer 
Verfügung von Todes wegen 2339. 


Verjährung 194; unverjährbare Anſprüche 
194 A 2, 3; Verhältnis der Verjährungs⸗ 
friſt zur Ausſchlußfriſt 186 A 1; Friſten, 
30 jährige 195; 2 jährige 196; 4 jährige 
197; Beginn 198, 201, bei vorheriger 
Kündigung 199, bei vorheriger Anfech⸗ 
tung 200; 

Hemmung, Wirkung 205, infolge Stun⸗ 
dung 202, infolge Stillſtand der Rechts⸗ 
pflege 203, infolge Beſtehens familien⸗ 
rechtlicher Beziehungen 204, bei An⸗ 
ſprüchen gegen Geſchäftsunfähige und be⸗ 
ſchränkt Geſchäftsfähige 206, bei Nachlaß⸗ 
anſprüchen 207; 

Unterbrechung durch Anerkennung 208, 
durch Klagerhebung und die ihr gleich⸗ 
geſtellten Prozeßhandlungen 209—216; 
Unterbrechung durch Zahlungsbefehl 209, 
213, Anmeldung im Konkurſe 209, 214, 
Aufrechnung 209, 215, Streitverkündung 
209, 215, Vollſtreckungshandlung 209, 
216; Wirkung der Unterbrechung 217; 


rechtskräftig feſtgeſtellter Anſprüche 218, 
219; der nicht durch die ordentlichen Ge⸗ 
richte zu erledigenden Anſprüche 220; 
Berechnung bei Rechtsnachfolge 221; 
Wirkung 222; Abänderung durch Rechts⸗ 
990 225; Wirkung bei Aufrechnung 

a 

des dinglichen Anſpruchs aus der Hypo⸗ 
thek oder dem Pfandrecht 223; von Neben⸗ 
leiſtungen 224; bei Geſamtſchuldverhält⸗ 
niſſen 425; bei Geſamtgläubigerverhält⸗ 
niſſen 429; des Anſpruchs auf Wande⸗ 
lung, Minderung und Schadenserſatz 
beim Kauf 477, 480, beim Viehkauf 490, 
beim Werkvertrag 638, des Mieters und 
Vermieters 558, des Verleihers und Ent⸗ 
leihers 606, des Anſpruchs des An⸗ 
weiſungsempfängers 786, bei Schuld- 
verſchreibungen auf den Inhaber 802, 803; 
des Anſpruchs aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen 852; im Grundbuch nicht einge⸗ 
tragener Rechte 901, auf Beſeitigung der 
Beeinträchtigung von Grunddienſtbar⸗ 
keiten 1028, des Anſpruchs des Eigen⸗ 
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tümers gegen den Nießbraucher 1057; der 
Anſprüche des Verpfänders 1226, aus 
dem Verlöbnis 1302, auf die Ausſteuer 
1623, der unehelichen Mutter 1715; des 
Anſpruchs des Vertragserben an den Be⸗ 
ſchenkten 2287; des Pflichtteilsanſpruchs 
2332; 

Unverjährbarkeit des Anſpruchs auf 
Aufhebung einer Gemeinſchaft 758, des 
Berichtigungsanſpruchs 898, der Anſprüche 
aus eingetragenen Rechten 902, von An⸗ 
ſprüchen aus dem Nachbarrecht 924. 

Verkauf aus freier Hand; der hinterlegten 
Sache 385; des Pfandes 1221, 1235, vgl. 
Kauf. 

Verkehrsanſtalten, Fund in Verkehrsan⸗ 
ſtalten 978983. 

Verkehrspflichten 823 A 6. 

Verkehrsunfähige Sachen 90 A 1. 

Verkündung des Teſtaments 2260; des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments 2273; Be⸗ 
ginn der Ausſchlagungsfriſt 1944. 

Verlagsrecht EG 76. 

Verlängerung der Friſten 190. 

Verlöbnis, Begriff 1297; Rücktritt 1298 bis 
1300; Rückgabe von Geſchenken 1301; 
Verjährung der Anſprüche 1302; 

Verlobte, Einſetzung im Teſtamente 
2077; Erbvertrag 2275, 2276, 2279, 2280, 
2290; Erbverzicht 2347. 

Verlyrene Sachen, Eigentumserwerb 935; 
Fund 965; vgl. Fund; Schutz des 
früheren Beſitzers 1006, 1007. 

Verluſt, Schadenserſatz für den Verluſt einer 
Sache oder eines Rechtes 255; der Rechts⸗ 
fähigkeit des Vereins 42; der beim Gaſt⸗ 
wirt eingebrachten Sachen 701 —703; der 
Geſellſchafter 722, 735— 740; des Beſitzes 
856 A 3; des Eigentums 929 — 936, an 
Grundſtücken 927, 928; der bürgerlichen 
Ehrenrechte 1318, 1781, 2237. 

Vermächtnis, Begriff 1939; geſetzliches Ver⸗ 
mächtnis 1932 A 5, 1939 A5; Beſchwerter 
2147; Mehrheit der Beſchwerten 2148; 
Bedachte: geſetzliche Erben 2149, Voraus⸗ 
vermächtnis 2150, mehrere Bedachte 
2151—2153, 2157; Anwachſung unter 
mehreren Bedachten 2158, 2159; 

Wahlvermächtnis 2154; Gattungsver⸗ 
mächtnis 2155; Zweckbeſtimmung 2156; 
Wirkſamkeit: Überleben des Bevachten 
2160, Wegfall des Beſchwerten 2161; 
zeitliche Wirkſamkeit 2162, 2163; Umfang, 
Zubehör 2164; Beſeitigung dinglicher 
Rechte am vermachten Gegenſtande 2165, 
von Hypotheken und Grundſchulden 2166 
bis 2168; Vermächtnis eines nicht zur 
Erbſchaft gehörigen Gegenſtandes 2169; 
Verſchaffungsvermächtnis 2170; einer un⸗ 
möglichen oder verbotenen Leiſtung 2171, 
2172; Forderungsvermächtnis 2173; 
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Anſpruch aus dem Vermächtnis 2174, 
2175; Befreiungs⸗, Schuldvermächtnis 
2173 A 2; Anfall 2176—2179; bei Be⸗ 
dingung oder Anfangstermin 2177; 
Ausſchlagung 2180, 517; Fälligkeit des 
Vermächtnisanſpruchs 2181; des Unter⸗ 
vermächtniſſes 2186; Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Beſchwerten 2182, 2183; 
Früchte und Nutzungen bis zum Anfall 
2184; Erſatzanſpruch des Beſchwerten 
wegen Verwendungen und Aufwendungen 
2185; Verweigerungs⸗ und Kürzungs⸗ 
recht des beſchwerten Vermächtnisneh⸗ 
mers 21872189; Rangverhältnis meh⸗ 
rerer Vermächtniſſe 2189; Erſatzvermächt⸗ 
nis 2190; Nachvermächtnis 2191; 

Vertrag über das Vermächtnis aus 
dem Nachlaß eines Dritten 312; Annahme 
und Ausſchlagung durch die Ehefrau 1406, 
1413, 1453, 1461; Berückſichtigung bei 
Auseinanderſetzung der allgemeinen Gü⸗ 
tergemeinſchaft 1477, bei der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft 1551; Annahme und Aus⸗ 
ſchlagung durch den Vater 1643, durch 
den Vormund 1822; beim Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger 1972; bei beſchränkter 
Erbenhaftung 1980, 1991, 1992; Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker bei Vermächtniſſen 2223; 
Vermächtnis im reziproken Teſtament 
2269; im korreſpektiven Teſtament 2270; 
im Erbvertrag 2278; Vereitelung des ver⸗ 
tragsmäßigen Vermächtniſſes 2288; Ver⸗ 
mächtnis im Verhältnis zum Pflichtteil 
2307, 2318, 2320—2323; als Pflichtteils⸗ 
beſchränkung 2306; als Pflichtteilsge⸗ 
währung 2307; Unwürdigkeit des Ver⸗ 
mächtnisnehmers 2345; Verzicht 2352; 
Haftung des Erben für Nichtvorhanden⸗ 
ſein bei Erbſchaftskauf 2376. 


Vermengung und Vermiſchung beweglicher 


Sachen, Eigentum 948, 949, 951, ver⸗ 
machter Sachen 2172. 


Vermächtnisunwürdigkeit 2345. 
Vermögen, Begriff 1922 A 5; unbewegliches 


Vermögen 90 A 1; 1551; Beſchädigung 
823 A 1, 9; 

eines aufgelöſten Vereins 45; einer 
erloſchenen Stiftung 88; Vertrag über 
künftiges 310, über gegenwärtiges Ver⸗ 
mögen 311; Nießbrauch 1085-1088; 
Überlaſſung der Verwaltung des Ver⸗ 
mögens eines volljährigen Kindes an die 
Eltern 1619; Verfügung des Vaters 1643, 
des Vormunds 1822 Ziff. 1; vgl. elter⸗ 
liche Gewalt, Verwaltungsgemeinſchaft. 


Vermögensübernahme, Vertrag 311; Haf⸗ 


tung des Übernehmers 419; Leiſtung an 
einen Dritten 330. 


Vermögens verhältniſſe, Verſchlechterung der 


Vermögensverhältniſſe eines Teiles bei 
gegenſeitigen Verträgen 321; des Dar⸗ 
lehnsempfängers 610; des Hauptſchuld⸗ 
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ners 775; Irrtum über Vermögensver⸗ 
hältniſſe eines Ehegatten 1334. 
Vermögensverwaltung, Überlaſſung der Ver⸗ 
mögensverwaltung an den Ehemann bei 
Gütertrennung 1430; an die Eltern des 
volljährigen Kindes 1619; des elterlichen 
Gewalthabers 1638; des Vormundes 
1840; 1792 A 2; vgl. die ehelichen Güter⸗ 
rechte. 
Vermögens verzeichnis, vgl. Verzeichnis. 
Vermutung des Zeitpunkts des Vorhanden⸗ 
ſeins von Viehmängeln 484; bei Unter⸗ 
haltsgewährung zwiſchen Eltern und Ab⸗ 
kömmlingen 685; der Richtigkeit des 
Grundbuchinhalts 891; des Benutzungs⸗ 
rechts von Grenzanlagen 921; der Fort⸗ 
dauer des Erſitzungsbeſitzes 938; für das 
Eigentum an beweglichen Sachen 1006; 
für das Eigentum des Nießbrauch⸗ 
beſtellers 1058; bei der Übergabe des 
Hypothekenbriefs 1117; zugunſten der 
Gläubiger des Mannes 1362; wegen des 
Geſamtgutes bei Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1527, 1540; der Beiwohnung 1591; 
der Erbeigenſchaft des Fiskus 1964; der 
Vollſtändigkeit des Inventars 2009; der 
Abſicht der Teſtamentsaufhebung 2225; 
der Richtigkeit des Erbſcheines 2365; 
vgl. Tod. 
Vernachläſſigung des Kindes 1666. 
Vernichtung des Teſtaments 2255. 
Veröffentlichung, vgl. Bekanntmachung. 
Verpfändung als Mittel der Sicherheits- 
leiſtung 232, 237; vgl. Pfandrecht. 
Verpflegung, Verjährung der Anſprüche für 
Verpflegung 196; des Dienſtverpflichte⸗ 
ten 617. 
Verpflichtung des Vormunds 1789; der Fa⸗ 
milienratsmitglieder 1870. 
Verſchaffungsvermächtnis 2170. 
Verſchlechterung des Gegenſtands nach Ein⸗ 
tritt der Rechtshängigkeit 292, 989; der 
Sache beim Rücktritt 351; Gefahrtragung 
beim Kauf 446, 487; bei der Wandelung 
467, 634; der Sache bei Wiederkauf 498, 
501; der Mietſache 548; des Pachtinven⸗ 
tars 588; der geliehenen Sache 602; des 
vom Beſteller gelieferten Stoffes 644; der 
Sache beim Nießbrauch 1050; des Grund⸗ 
ſtücks 1133—1135; des Pfandes 1226; 
des Grundſtücks durch den Vorerben 2132; 
Gefahrtragung beim Erbſchaftskauf 2380; 
vgl. Vermögensverhältniſſe. 
Verſchollenheit 13; des Mündels 1884; Auf⸗ 
gebot des verſchollenen Grundſtückseigen⸗ 
tümers 927; vgl. Todeserklärung. 
Verſchulden 276, 277; Haftung ohne Ver⸗ 
ſchulden Vorbem 2 vor 249; vgl. Haftung; 
konkurrierendes Verſchulden 254; bei Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältnis 425; bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 429. 
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Verſchuldungsgrenze EG 117. 

Verſchwägerte 1308, 1327, 1779, 1847, 1859; 
vgl. Schwägerſchaft. 

Verſchwendung, Entmündigung 6 A 4, EG 
156; entmündigter Verſchwender: be⸗ 
ſchränkte Geſchäftsfähigkeit 114; Unfähig⸗ 
keit zur Vormundſchaft 1780, zur Mitglied⸗ 
ſchaft im Familienrat 1865; Teſtierfähig⸗ 
keit 2229; Pflichtteilsbeſchränkung in guter 
Abſicht 2338. 

Verſchweigung 1974, 2060. 

Verſendung, Koſten 269; bei Kauf 447; 
beim Werkvertrag 644. 

Verſetzung des Mieters 570; des Pächters 
596. 


Verſicherung der Sache bei Nießbrauch 1045, 
1046; Haftung der Forderung für die 
Hypothek 11271130; Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsprämien durch den Ehemann 
1385. 


Verſicherung an Eidesſtatt zur Begründung 
des Antrags auf Erbſchein 2356. 
Verſicherungsrecht EG 75. 

Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten 
328; einer Schenkung 518, 523, 2301. 
Verſteigerung, Zuſchlag 156; der hinter, 
legten Sache 383—386; des Tieres bei 
Wandelungsanſprüchen 489; der gemein⸗ 
ſchaftlichen Sache 753; der gefundenen 
Sache 966, 975, 979—981; des Pfandes 

1219—1221, 1235—1237; 

Mängel der verſteigerten Sache 461; 
Verbot der Teilnahme an Verſteigerungen 
für beteiligte Perſonen 456, 457; öffent⸗ 
liche Verſteigerung, Eigentumserwerb 935. 


Vertiefung des Nachbargrundſtücks 909. 


Vertrag Vorbem vor 145; Grundſatz der 
Vertragsfreiheit, Vorbem 3 vor 104; ge⸗ 
richtliche oder notarielle Beurkundung 152, 
154; offener Mangel der Einigung 154; 
verſteckter Mangel der Einigung 155; 
Auslegung 157; poſitive Vertragsver⸗ 
letzungen 325 A 6; 

Begründung eines Schuldverhältniſſes 
305; gemiſchte Verträge 305 A 3; auf 
unmögliche Leiſtung 306; negatives Ver⸗ 
tragsintereſſe 307; Behebung der Un⸗ 
möglichkeit 308; Vertrag über Übertra- 
gung des künftigen Vermögens 310, des 
gegenwärtigen Vermögens 311, über den 
Nachlaß eines Dritten 312; Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrag 313; Beſtimmung 
der Leiſtung durch einen Vertragsteil 315, 
316, durch einen Dritten 317—319; ſiehe 
Antrag, gegenſeitiger Vertrag, Geſchäfts⸗ 
fähigkeit, eheliche Güterrechte; 

ugunſten eines Dritten 
328; Erfüllungsübernahme 329; Lebens⸗ 
verſicherungsverträge 330; Leiſtung nach 
dem Tode des Verſprechensempfängers 
331; Vorbehalt der Subſtitution 332; 


Zurückweiſung durch den Dritten 333; 
Einwendungen des Verſprechenden 334; 
Forderungsrecht des Verſprechensemp⸗ 
fängers 335. 

Vertragsſtrafe 339; für den Fall der Nicht⸗ 
erfüllung 340; für den Fall der nicht 
gehörigen Erfüllung 341; nicht in Geld 
beſtehend 342; Verhältnis zur Erfüllung 
340, 341, 342; Herabſetzung der Höhe 
343; Unwirkſamkeit der Hauptverbind⸗ 
lichkeit 344; Beweislaſt 345; Haftung 
des Pfandes 1210; Unwirkſamkeit bei 
Verlöbnis 1297. 


Vertrags verletzungen, poſitive 325 A 6. 


Vertragswidriger Gebrauch der Mietſache 
550, 553. 

Vertretbare Sachen 91; Darlehen 607; Ver⸗ 
wahrung 700; Geſellſchaftsbeitrag 706; 
Anweiſung 783. 

Vertretung, Begriff Vorbem 1—5 vor 164; 
mittelbare, unmittelbare 164 A 1; aktive 
und paſſive Vorbem 3 vor 164; 164 A 4; 
beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Ver⸗ 
treters 165; Willensmängel, Kenntnis, 
Unkenntnis des Vertreters 166; 

ohne Vertretungsmacht: 
Genehmigung von Verträgen 177, 178; 
Haftung des Vertreters 179; bei ein⸗ 
ſeitigen Rechtsgeſchäften 180; 

Selbſtkontrahieren: 181; Vertretung 
eines Vereins 26, 30, 31; der Geſell⸗ 
ſchafter 714, 715; beim Beſitzerwerb 854 
A 5; Vertreter bei der Inhaberhypothek 
1189; Schlüſſelgewalt der Frau 1357; 

ausgeſchloſſen bei Erteilung der 
elterlichen Einwilligung zur Eheſchließung 
1307; bei Anfechtung der Ehe 1336, der 
Ehelichkeit 1595; beim Antrag auf Ehe⸗ 
lichkeitserklärung und der Einwilligung 
zur Ehelichkeitserklärung 1728; bei der 
Annahme an Kindes Statt 1748; beim 
Erbvertrag 2274; bei deſſen Anfechtung 
2282; beim Erbverzicht 2347, 2351; vgl. 
Vollmacht, elterliche Gewalt, Vormund, 
geſetzlicher Vertreter, eheliche Güterrechte. 

Verwahrer, gerichtlich beſtellter, bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 432; beim Pfand⸗ 
recht 1217, 1281; bei Miterbſchaft 2039. 

Verwahrung, uneigentliche Vorbem 1 vor 
607; 607 A 6; unmittelbarer Beſitz 868; 
der gefundenen Sache 966; des Pfandes 
1215, 1217; 

amtliche des Teſtamenis 2246, 
2248, 2256; des gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments 2273; von Erbverträgen 2277, 2300. 

Verwahrungsvertrag, Begriff Vorbem 1 
vor 688; 688; Vergütung 689, 699; Haf⸗ 
tung des Verwahrers 690, des Hinter- 
legers 694; Recht des Verwahrers, die 
Sache bei einem Dritten zu hinterlegen 
691, die Art der Aufbewahrung zu 
ändern 692; Erſatz von Aufwendungen 
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693; Rückforderungsrecht und Rück⸗ 
nahmepflicht des Hinterlegers 695, 696; 
Ort der Rückgabe 697; Verzinſung von 
Geld 698; Summendepot 700. 
rung Auskunftspflicht über eine V. 

259; 

des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
744—746; für Rechnung des Nießbrau⸗ 
chers 1052; des Vermögens eines voll⸗ 
jährigen Kindes 1619; des Kindesver⸗ 
mögens 1638; des Vermögens des an⸗ 
genommenen Kindes 1760; des Mündel⸗ 
vermögens 1803; des Nachlaſſes durch 
die Miterben 2038 —2040, durch den 
Teſtamentsvollſtrecker 2205; vgl. die 
ehelichen Güterrechte, Nachlaßverwaltung. 


Verwaltungs behörde, Mitwirkung bei der 


Eintragung von Vereinen 61—63. 


Verwaltungsgemeinſchaft 13631425; Be⸗ 


griff, eingebrachtes Gut 1363; Verzeich⸗ 
nis des eingebrachten Gutes 1372; Aus⸗ 
ſchluß bei beſchränkter Geſchäftsfähigkeit 
der Frau 1364; Vorbehaltsgut 1365 bis 
I 

Verwaltung und Nuhr 
nießung 1373—1409; Beſitzrecht des 
Ehemannes 1373; Erſatz von Aufwen⸗ 
dungen 1390; ordnungsmäßige Verwal⸗ 
tung 1374; Verfügungen des Mannes über 
eingebrachtes Gut 1375—1378; Erſetzung 
der Zuſtimmung der Ehefrau durch das 
Vormundſchaftsgericht 1379; Prozeß⸗ 
führungsrecht des Ehe mannes 1380; Sur⸗ 
rogation 1381, 1382; Erwerb der Nut- 
zungen durch den Mann 1383; dem Mann 


obliegende Laſten 13841388; Prozeß⸗ 


koſten 1387, 1416; Tragung des ehelichen 
Aufwandes 1389; Anſpruch der Frau 
auf Sicherheitsleiſtung 1391—1393; zeit⸗ 
liche Begrenzung der Anſprüche der Ehe⸗ 
frau gegen den Mann 1394; Verfügung 
der Frau über eingebrachtes Gut 1395, 
durch Vertrag 1396, 1397, durch ein⸗ 
ſeitiges Rechtsgeſchäft 1398; Verpflich- 
tungen der Frau 1399; Prozeßführung 
der Frau 1400, 1407; Zuſtimmung des 
Mannes zu Rechtsgeſchäften der Frau, 
deren Erſetzung 1401, 1402; einſeitige 
Rechtsgeſchäfte Dritter in bezug auf das 
eingebrachte Gut 1403; von der Bir 
ſtimmung des Ehemannes befreite Rechts⸗ 
handlungen der Ehefrau 14051407; 
Unübertragbarkeit der Rechte des Mannes 
1408; Rechte und Pflichten des Vor- 
munds des Mannes 1409; 
Schuldenhaftung 1410—1417; Aus- 
gleich wegen der Schuldenhaftung unter 
den Ehegatten 1415—1417; 
Beendigung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung 1418—1420; Klage der Frau 
auf Beendigung 1418; Beendigung durch 
Konkurs des Mannes 1419, durch Todes⸗ 
erklärung 1420; Herausgabepflicht des 
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Mannes 1421 —1424; Klage auf Wieder⸗ 
herſtellung 1425; Ausſchluß und Abände⸗ 
rung der Verwaltung und Nutznießung 
durch Ehevertrag, Wirkung nach außen 
1435. 

Verwaltungsſtreitverfahren bei Entziehung 
der Rechtsfähigkeit von Vereinen 44; bei 
Se) gegen Eintragung eines Ber- 
eins 62. 


Verwandte 1589; Ehehindernis der Ver⸗ 
wandtſchaft 1310, 1327; Verwandte als 
Zeugen der Eheſchließungel318; Wirkung 
der Ehelichkeitserklarung 1737, 1739; der 
Annahme an Kindes Statt 1763, 1766; 
Verwandte als Vormund 1779; Rechts⸗ 
geſchäfte des Vormunds mit ſeinen Ver⸗ 
wandten 1795; Anhörung durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht 1847; Mitwirkung beim 
Familienrate 1859, 1862; geſetzliches Erb⸗ 
recht 1924—1932, 1934; Einſetzung im 
Teſtament 2067; als Teſtamentszeugen 
2234; Erbverzicht 2346; vgl. Unterhalts⸗ 
pflicht. 

N des Miterben 2059 

3. 


Verwendungen auf Früchte 102; als Grund- 
lage des Zurückbehaltungsrechts 273; 
nach Rechtshängigkeit 292; beim Rück⸗ 
tritt 347; des Verkäufers 450; des 
Wiederverkäufers 500, 501; des Mieters 
547, 558; des Pächters 592; des Ent- 
leihers 601; des Beſitzers auf die Sache 
994—998; des Vorbeſitzers 999; Gel⸗ 
tend machung der Anſprüche des Beſitzers 
10001003; des Nießbrauchers 1049, 
1057; des Pfandgläubigers 1210, 1216; 
des Erbſchaftsbeſitzers 2022, 2023; des 
Vorerben 2125, 2138; des Vermächtnis⸗ 
beſchwerten 2185; bei Erbſchaftskauf 2381; 
vgl. Aufwendungen; 

von Geld: durch den Beauftragten 668; 
den Geſchäftsführer ohne Auftrag 681; 
den Verwahrer 698; durch den Geſell⸗ 
ſchafter 713; von Mündelgeld durch den 
Vormund 1834; von Erbſchaftsſachen 
durch den Vorerben 2134. 


Verwirkung von Rechten, Vorbehalt 360; 
der elterlichen Gewalt 1680, 1684, 1495. 


Verzeichnis über den Beſtand eines Inbe⸗ 
griffs 260, 261; beim Nießbrauch 1035; 
des eingebrachten Gutes 1372, 1528, 1550; 
des Kindesvermögens 1640; 1667, 1669, 

ö 1692, 1760; des Mündelvermögens 1802; 
des Nachlaſſes 1960; der Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände: durch den Vorerben 2121, durch 
den Teſtamentsvollſtrecker 2215, auf Ver⸗ 
langen des Pflichtteilsberechtigten 2314. 

Verzeihung des Schenkers 532 A 1; des 
ſcheidungsberechtigten Ehegatten 1570; 
bei Pflichtteilsentziehung 2337; bei Erb⸗ 

F unwürdigkeit 2343. 
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Verzicht 397 A 1b; auf die Annahme⸗ 


erklärung durch den Antragenden 151; 
auf nicht endgültig erworbene Rechte 517; 
auf das Widerrufsrecht bei der Schenkung 
533; auf die Einreden bei der Bürg⸗ 
ſchaft 768; auf die Einrede der Voraus⸗ 
klage 773; auf Einreden gegen die Hypo⸗ 
thefengläubiger durch den perſönlichen 
Schuldner 1137; auf die Überbaurente 
914; auf das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtück 928; des Finders 976; auf die 
Hypothek 1165, 1168, 1169, 1175; auf 
die Hypothek für Rückſtände von Zinſen 
und Nebenleiſtungen 1178; auf den 
Pflichtteil: durch die Ehefrau 1406, des 
Vater 1643, den Vormund 1822; des 
Gewalthabers auf die Nutznießung 1662; 
des anteilsberechtigten Abkömmlings bei 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1491, 1501, 
1517; auf Unterhalt 1614, 1714; auf 
das Erbrecht und den Pflichtteil 2346 bis 
2352. 


Verzinſung des Kaufpreiſes 452; des Werk⸗ 


lohns 641; des verwendeten Geldes 668, 
698, 713, 1834; vgl. Zinsſatz. 


Verzug des Schuldners, Mahnung, 


Zeitablauf 284; Heilung 284 A 3; Ver⸗ 
ſchulden 285; Schadenserſatz 286; Ver⸗ 
tretungspflicht während des Verzugs 287; 
Verzinſung von Geldſchulden 288, 289; 
der Wertserſatzſumme eines untergegange⸗ 
nen Gegenſtandes 290; 


des Gläubigers 293; ordnungs⸗ 
mäßiges Angebot 294; wörtliches An⸗ 
gebot 295; Entbehrlichkeit des Angebots 
296; ausgeſchloſſen durch Leiſtungsunver⸗ 
mögen des Schuldners 297; bei mangeln⸗ 
der Gegenleiſtung des Gläubigers 298; 
Wirkung des Unvermögens des Gläu⸗ 
bigers zur Annahme 299; Haftung des 
Schuldners 300; Gefahrübergang bei 
Gattungsſchulden 300 A 2; Ruhen der 
Zinspflicht 301; Nutzungen 302; Aufgabe 
des Beſitzes eines Grundſtücks 303; Erſatz 
115 Mehraufwendungen des Schuldners 
304; 

des wahlberechtigten Gläubigers bei 
Wahlſchuld 264; bei gegenſeitigem Ver⸗ 
trage 326; des Rücktrittsberechtigten 354; 
bei Geſamtſchuldverhältnis 424, 425; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; bei 
der Wandelung 467; des Vermieters 
in der Beſeitigung eines Mangels 538; 
des Mieters 554; des Unternehmers 633; 
des Hauptſchuldners bei Bürgſchaft 767, 
775; Haftung des Beſitzers gegenüber 
dem Eigentümer 990; des Grundſtücks⸗ 
eigentümers wegen der Hypothekenzinſen 
1146; 

Vertragsſtrafe für den Fall des Ver⸗ 
zugs 339; Hinterlegung im Falle des Ver⸗ 
zugs 372; Verzug der Annahme des 


Dienſtberechtigten 615; des Beſtellers 
eines Werkes 634, 640, 642. 

Verzugszinſen 288 —290, des Schenkers 522; 
einer Hypothek 1146. 

Vieh, Zubehör 98; vgl. Kauf. 

Volljährige, Vormundſchaft über Volljährige 
1896; Pflegſchaft über Volljährige 1910. 

Volljährigreit 2; Volljährigkeitserklärung 3 
bis 5; Volljährigkeitserklärung des Mün⸗ 
dels 1847; Ehehindernis mangelnder Voll⸗ 
jährigkeit 1303. 

Vollmacht, Begriff 166 A 3; Vorbem 3 vor 
662; Geſamtvollmacht 166 A 3; 

Erteilung 167, 171, 172; Erlöſchen 168 

bis 170, 173, 175; Vollmacht zur Vor⸗ 
nahme einſeitiger Rechtsgeſchäfte 174; 
Vollmachtsurkunde 172; Rückgabe nach 
Erlöſchen 175; Kraftloserklärung 176; vgl. 
Vertreter, Prozeßvollmacht. 


Vollſtreckbare Urkunde, Verjährung der An- 
ſprüche aus vollſtreckbaren Urkunden 218. 

Vollſtreckungsmaßregeln, Unterbrechung der 
Verjährung 209, 216. 

Voraus 1932; Berückſichtigung bei Berech⸗ 
nung des Pflichtteils 2311. 

Vorausklage, Einrede bei Bürgſchaft 771 bis 
773; 202, 239. 

Vorausſetzungen 158 A 4. 

Vorausvermächtnis 2110; 2150; Gegenſtand 
des Erbſchaftskaufes 2373. 

Vorbehalt, ſtiller 116; wegen der Vertrags⸗ 
ſtrafe bei Annahme der Leiſtung 341 
A 3; des Rücktritts 346; der Rechtsver⸗ 
wirkung 360; des Eigentums 455; der 
Rechte bei Annahme der Kaufſache 464, 
des Werkes 640; des Ranges eines Grund⸗ 
buchrechtes 881; der Ergänzung letzt⸗ 
williger Verfügungen 2086; des Rück⸗ 
tritts vom Erbvertrag 2293; 

der Entlaſſung des Vormunds 1790, 

des Familienratsmitglieds 1871. 


Vorbehaltsgut bei Verwaltungsgemeinſchaft 
1365 —1371, 1413 A 2; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1440, 1441; bei fort⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1486; bei Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1526; vgl. die 
ehelichen Güterrechte. 

Vorbildung zu einem Berufe 2050 A 6; 1610. 

Vorerbe, ſiehe Nacherbe; Angabe im Erb⸗ 
ſchein 2363. 

Vorkaufsrecht 504 —514; ſiehe Kauf; Vor⸗ 

22 kaufsrecht des Miterben 2034, 2035; 

e dingliches 1094, 1103; an einem 

Grundſtücksbruchteil 1095; am Zubehör 

1096; einmaliges und mehrmaliges Vor⸗ 

kaufsrecht 1097; Rechtsverhältnis zwiſchen 

i Berechtigten und Verpflichteten 1098; 
Wirkung als Vormerkung 1098; Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen Berechtigten und 
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Käufer 1099 —1102; Aufgebot des unbe⸗ 
kannten Berechtigten 1104. 


Vorläufige Vormundſchaft 1906—1908, 114. 
Vorlegung von Sachen 809—811; Voraus- 
ſetzung 809; Einſicht von Urkunden 810; 
Erfüllungsort, Koſten 811. 
Vorlegungsfriſt bei Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 801, 802. 
Vormerkung, Begriff 883; Haftung des Erben 
des Verpflichteten 884; einſtweilige Ver⸗ 
fügung und Bewilligung der Eintragung 
885; Anſpruch auf Beſeitigung 886; Auf⸗ 
gebote des unbekannten Gläubigers 887; 
Wirkung der Vormerkung 888; 

Beſeitigung durch den Verkäufer des 
Grundſtücks 439; zugunſten des Bau⸗ 
handwerkers 648 A 3; Wirkung des Vor⸗ 
kaufsrechts 1098; Vormerkung auf Lö⸗ 
ſchung einer Hypothek 1179; beim Auf- 
gebot der Nachlaßgläubiger 1971. 

Vormundſchaft über Minderjährige 
1773; Anordnung von Amts wegen 1774; 

Vormund: Mitvormund 1775, 1778, 
1786, 1797, 1798; Vormund für mehrere 
Geſchwiſter 1775; Berufung 1776, 1778; 
Benennung 1776, 1777; Auswahl 1779; 
Unfähigkeitsgründe 1780; Untauglichkeits⸗ 
gründe 1781; Ausſchließung durch Ge⸗ 
walthaber 1782; Ehefrau 1783; Beamter 
1784; Übernahmepflicht 1785; Ableh⸗ 
nungsgründe 1786, 1787; Ordnungs⸗ 
ſtrafen 1788; Verpflichtung 1789, 1790; 
Beſtallung 1791; 

Gegenvormund 1792, 1799, 1802, 1809, 
1810, 1812, 1826; 

Wirkungskreis des Vormundes 1793, 
1794, 1800; Ausſchluß der Vertretungs⸗ 
befugnis 1795; Entziehung der Ver⸗ 
tretungsbefugnis 1796, der religiöſen Er⸗ 
ziehung 1801; Einreichung des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes 1802; Sorge für das 
Vermögen des Mündels 1794; Berück⸗ 
ſichtigung von Anordnungen Dritter 1803; 
Schenkungsverbot 1804; Verbot der Ver⸗ 
wendung 1805; Anlegung des Mündel⸗ 
geldes 1806—1811 EG 212; Erforder⸗ 
lichkeit der Genehmigung des Gegen⸗ 
vormundes 1812, 1813; Gebahren mit 
Wertpapieren, Buchforderungen, Koſt⸗ 
barkeiten des Mündels 1814—1820; Er⸗ 
forderlichkeit der Genehmigung des Vor- 
mundſchaftsgerichtes 1821—1824; allge⸗ 
meine Ermächtigung des Vormunds 1825; 
Anhörung des Gegenvormunds 1826; des 
Mündels 1827; Erklärung und Wirkſam⸗ 
keit der Genehmigung 18281831; 

Haftung des Vormunds 1833; Verzin⸗ 
ſungspflicht 1834; Erſatz von Aufwen⸗ 
dungen 1835; Vergütung 1836; Aus⸗ 
kunftspflicht 1839; Rechnungslegung 1840 
bis 1843, 1890 —1892; Sicherheitsleiſtung 
1844; Verehelichung 1875; Verhinderung 
1846; Tod 1894; 


Beendigung: infolge des Wegfalls des 
Vorausſetzungen 1882, Legitimation der 
Mündels durch nachfolgende Ehe 1883, 
des Todes oder der Todeserklärung des 
Mündels 1884, der Entmündigung des 
Vormunds 1885; Entlaſſung des Vor- 
munds wegen Pflichtwidrigkeit 1886, einer 
verheirateten Frau 1887, eines Beamten 
1888, aus nichtigen Gründen 1889; Rech⸗ 
nungslegung 1890 —1892; 

Verjährung der Anſprüche gegen den 
Mündel 204; Rechte und Pflichten des 
Vormunds des Ehemannes in Bezug 
auf das eingebrachte Gut 1409, bei allge⸗ 
meiner Gütergemeinſchaft 1457; Vor⸗ 
mund des unehelichen Kindes als Bei⸗ 
ſtand der Mutter 1707; Annahme des 
Mündels an Kindes Statt 1752; 

über Volljährige 1897; Be⸗ 
rufung 1898, 1899; Ehegatte 1900; 
Fürſorge des Vormunds 1901; genehmi⸗ 
gungspflichtige Rechtsgeſchäfte 1902; 
Gegenvormund, befreite Vormundſchaft 
1903, 1904; Familienrat 1905; 

befreite Vormundſchaft 1852—1857; 
vorläufige Vormundſchaft 1906, 1907; 
Be 1908; vgl. Vormundſchafts⸗ 
gericht. 


Vormundſchaftsgericht: EG 147; Volljährig⸗ 


keitserklärung 3; Täligkeit bei Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäftes oder Übernahme 
von Dienſt oder Arbeit durch einen Min⸗ 
derjährigen 112, 113; Erſetzung der erfor⸗ 
derlichen Einwilligung bei der Eheſchlie⸗ 
ßung 1304, 1308; Tätigkeit bei Anfechtung 
der Ehe 1336, 1337; Ocdnung der Schlüſ⸗ 
ſelgewalt 1357; Regelung des ehemänn⸗ 
lichen Kündigungsrechtes 1358; Erſetzung 
der Zuſtimmung der Ehefrau zu Rechtsge⸗ 
ſchäften des Mannes 1379; der en 
mung des Ehemannes zu Rechtsgeſchäften 
der Frau 1402; Genehmigung zum Ab⸗ 
ſchluß des Ehevertrages 1437; Erſetzung 
der Zuſtimmung der Frau bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1447, 1448, der Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes 1451, bei der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1519, bei der 
Fahrnisgemeinſchaft 1549; Anzeige der 
Abſicht der Wiederverheiratung an das 
Vormundſchaftsgericht 1493, 1669; Ge⸗ 
nehmigung zur Anfechtung der Ehelich⸗ 
keit und deren Anerkennung 1595, 1599; 
Beſtimmung des dem Kinde zu gewähren⸗ 
den Unterhalts 1612; Entſcheidung über 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Vater 
und Pfleger 1629; Entziehung der Ver⸗ 
tretungsmacht des Vaters 1630; Zucht 
mittel gegen das Kind 1631; Regelung 
des Verhältniſſes geſchiedener Eltern zu 
den Kindern 1635, 1636; Mitwirkung bei 
der Vermögensverwaltung des Vaters 
1639, 1640, 16421645; Genehmigung 
zum Verbrauch von Geld durch den Vater 
1653; Entgegennahme der Erklärung des 
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Vaters über den Verzicht der Nutznießung 
1662; Einſchreiten im Intereſſe des Kindes 
gegen den Gewalthaber 16651667; 
Übertragung der elterlichen Gewalt auf 
die Mutter 1685; Tätigkeit beim Beſtehen 
einer Beiſtandſchaft 16871695; Ge⸗ 
nehmigung des Vertrags über den Unter⸗ 
halt des unehelichen Kindes 1714; Mit⸗ 
wirkung bei der Ehelichkeitserklärung 1727 
bis 1729; bei der Annahme an Kindes 
Statt 1750—1752, 1760, 1770; 

genehmigungspflichtige Handlungen des 
Vormundes 1812, 1821—1824, 1821 A 3; 
Verfahren bei der Genehmigung 1828 
bis 1831; Aufſicht, Ordnungsſtrafen 1837; 
Unterbringung des Mündels 1838; Ab⸗ 
nahme der Rechnungslegung des Vor⸗ 
mundes 18401843, 1892; Erfordern von 
Sicherheitsleiſtung 1844; Gehör von Ver⸗ 
wandten 1847; Haftung des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters 1848; Tätigkeit bei Beſtehen 
eines Familienrats 1858—1881; 

Mitteilung des Nachlaßgerichts an das 
Vormundſchaftsgericht über die Inventar⸗ 
errichtung 1999; Mitwirkung beim Erb- 
vertrag, wenn ein Vertragsteil durch einen 
geſetzlichen Vertreter vertreten iſt 2275, 
2282, 2290, 2292, beim Erbverzicht, wenn 
der Verzichtende einen geſetzlichen Ver⸗ 
treter hat 2347, 2351. 


Bormundſchafts richter, Haftung 1674, 1848; 
als Vorſitzender des Familienrats 1860, 
1863, 1864, 1872-1877. 


Vornamen 1616 A 1; des unehelichen Kindes 
1706 A 1. 


Vorrang von Rechten an Grundſtücken 879, 
880; Vorrangsgrundſatz für Grundbuch⸗ 
rechte Vorbem 3d vor 873. 


Vorſatz, Haftung des Schuldners 276; Be⸗ 
griff 276 A 2; 823 A 2; vol. Haftung, un⸗ 
erlaubte Handlung. 

Vorſchuß des Rechtsanwalts, Verjährung 
196; beim Auftrag 669 A 3; des Vor- 
mundes 1835 A 2. 


Vorſtand des Vereins 26—31; des einge⸗ 
tragenen Vereins 58; vgl. Vereine. 


Vorteils ausgleichung Vorbem 5 vor 249. 


Vorübergehende Verbindung einer Sache 
mit Grund und Boden 95, 97; vorüber⸗ 
gehende Benutzung einer Sache 97; 
vorübergehende Trennung einer Sache 97. 


Vorverhandlungen, Berückſichtigung bei der 
Auslegung von Rechtsgeſchäften 133 A 2. 


Vorvertrag Vorbem 2 vor 145. 


Vorzugsrecht einer Forderung im Konkurſe 
im Falle der Abtretung 401, im Falle der 
Schuldübernahme 418, Aufgabe durch 
den Bürgen 776. 


au, 


Wahlſchuld 262; Ausübung der Wahl 263; 
Verzögerung der Wahl 264; Unmöglich⸗ 
keit einer Leiſtung 265. 

Wahlvermächtnis 2154. 

Währung 244 A 1. 

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 824 
A 7. 


Wald, Gegenſtand des Nießbrauchs 1038, 
der Erbſchaft 2123. 

Waldgenoſſenſchaft EG 83. 

Wandelpön 339 A 2; 359 A 1. 

Wandelung 462; Natur 465; Vollziehung 
466-471; beim Viehkauf 487; beim 
Werkvertrag 634. 

Warenlager 92 A 7. 

Wärme, Zuführung 906. 

Wartegeld, Verjährung 197; Abtretung 411; 
EG 81. 


Wartezeit der Frau vor Eingehung einer 

neuen Ehe 1313; 
Wechſel über Spiel⸗ und Wettſchuld 

762 A 4; Verpfändung 1292, 1294; Siche⸗ 
rung der Forderung aus dem Wechſel 
durch Sicherungshypothek 1187; Schiffs⸗ 
pfandrecht 1270; Übernahme von Wechſel⸗ 
verbindlichkeiten durch den Vormund 
1822. 

Waſſerrecht EG 65. 

Wechſelbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Wege, Ausbeſſerung durch den Pächter 582; 
öffentliche 1018 A 2; Verbindung mit 
einem öffentlichen Wege, Notweg 917. 

Wegnahme einer Sache zum Zwecke der 
Selbſthilfe 229, 230. 


Wegnahmerecht 258; des Wiederkäufers 500; 
des Mieters 547 A 3; des Entleihers 601; 
im Falle der Verbindung 951; im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 
997; des Nießbrauchers 1049, 1057; des 
en 1216; des Vorerben 

125. 


Wehrpflicht 9. 

Weiſungen des Vollmachtgebers 166; des 
Auftraggebers 665. 

Werk 95 A 4; Einſturz 908. 

Werklieferungsvertrag 651. 

Werkvertrag, Begriff 631; Abgrenzung von 
anderen Verträgen Vorbem 1 vor 631; 
Vergütung 632; 631 A 2; 641; 

Gewährleiſtungspflicht des Unterneh⸗ 
mers 633—639; Inhalt der Verpflichtung 
633; Wandelung oder Minderung 634; 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 635; 
Rücktrittsrecht des Beſtellers bei nicht⸗ 
rechtzeitiger Lieferung 636; vertrags⸗ 
mäßiger Ausſchluß der Haftung 637; Ver⸗ 
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jährung der Gewährleiſtungsanſprüche 
638, 639; n 
Verpflichtungen des Beſtellers 640 bis 
643; Abnahmepflicht 640; Verzug des 
Beſtellers 642, 643; Kündigung des Ver⸗ 
trags durch den Unternehmer 643, den 
Beſteller 649; Gefahrtragung 644, 645; 
Abnahme des Werkes 640; Vollendung 
des Werkes 646; Pfandrecht des Unter⸗ 
nehmers 647; Recht des Unternehmers 
auf Vormerkung und Sicherungshypothek 
698; Koſtenanſchlag 632 A 1, 650. 


Wert, Erſatz des Pachtinventars 593; im 
Falle ungerechtfertigter Bereicherung 818; 
eines Rechtes am Grundſtück 882; des 
überbauten Grundſtücks 915; des Nieß⸗ 
brauchs an verbrauchbaren Sachen 1067; 
vgl. Schätzungswert, Schaden. 

Wertgrenze für die Belaſtung von Grund⸗ 
ſtücken EG 117. 

Wertminderung einer durch unerlaubte Hand⸗ 
lung erlangten Sache 849; des Pfandes 
1218. 


Wertpapiere, Vorbem 1 vor 793; Sicherheits⸗ 
leiſtung 232, 234; Hinterlegung 372; depo- 
situm irregulare 700; Haftung des Ver⸗ 
käufers 437; des Wirtes 702; Anweiſung 
auf Wertpapiere 783; Pfandrecht 1296; 
des Minderjährigen 1667, 1812, 1813, 
1814, 1818, 1819, 1853, vgl. Inhaber⸗ 
papiere, Orderpapiere. 


Weſentliche Beſtandteile 93; eines Grund⸗ 
ſtücks, Eigentum 946; einer einheitlichen 
beweglichen Sache, Eigentum 947; Ab⸗ 
trennungsrecht des Beſitzers 997. 

Wette 762, 763; Nebenverträge 762 A 5. 

Wichtiger Grund zur Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 626, der Geſellſchaft 723; 
zur Aufhebung der Bruchteilsgemeinſchaft 
749; zur Entlaſſung des Vormunds 1889. 


Widerklage bei der Eheſcheidung 1574. 


Widerrechtlichkeit der Drohung 123 A 3; der 
unerlaubten Handlung 823 A 10. 


Widerruf, Verhältnis zum Rücktritt 346 UL; 
der Beſtellung eines Vorſtandsmitglieds 
27; einer Stiftung 81; des von einem 
Minderjährigen geſchloſſenen Vertrags 
109; einer empfangsbedürftigen Willens⸗ 
erklärung 130; der Vollmacht 168, 171, 
176; eines Vertrags mit nichtberechtigtem 
Vertreter 178; der Einwilligung zu einem 
Rechtsgeſchäfte 183; der Schenkung 530, 
1584; des Darlehnsverſprechens 610; der 
Auslobung 658; des Auftrags 671, 673 
A 3; der Anweiſung 790; von Verträgen 

der Ehefrau 1397, 1405; des ohne Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
geſchloſſenen Vertrags 1830; des Teſta⸗ 
z mentes 2253—2257; des gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtaments 2271. 


Widerſpruch eines geſchäftsführenden Ge⸗ 
ſellſchafters 711; gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs 892, 899, 902; gegen eine 
Darlehnsbuchhypothet 1139; gegen die 
Geltendmachung der Briefhypothek man⸗ 
gels Vorlegung des Briefes 1160, 1161. 


Wiedereinräumung des Beſitzes 861, 869. 

Wiederherſtellung der Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft 1425; der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1547, 1548; der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft 1587, vgl. Schadenserſatz. 

Wiederkauf 497—503, ſiehe Kauf. 

Wiederkehrende Leiſtungen, Begriff 1105 
A 6, 7; Verjährung 197; Schenkung 520; 
Reallaſt 1105; Haftung für Hypothek 
1126; des eingebrachten Gutes 1386; 
Verpflichtung des Kindes 1643; des Mün⸗ 
dels 1822. 

Wiederverheiratung 1313, 1314; des Vaters 
1669; der Mutter 1697, 1845; im Falle 
der Todeserklärung 1348 — 1352; des über- 
lebenden Ehegatten bet fortgeſetzterGüter⸗ 
gemeinschaft 1493; Wirkung auf Unter- 
haltspflicht 1581. 

Wilde Tiere, Eigentum 960. 

Wildſchaden 835. 

Willenserklärung, Begriff, Vorbem 4 vor 
104, Vorbem 1—5 vor 116; vgl. Rechts⸗ 
geſchäft, empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung. 

Wie e 116-119; des Vertreters 


Wirtſchaft, ordnungsgemäße, vgl. ordnungs⸗ 
gemäße Wirtſchaft. 

Wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb des Ver⸗ 
eins 21 A 2. 

Wirtſchaftlicher Zweck der Hauptſache 97 
1 he 3 Hauptſach 


Wirtſchaftsplan bei Nießbrauch an einem 
Walde oder Bergwerke 1038; bei Nach⸗ 
erbſchaft 2123. 

Wochen, Berechnung der Friſt 188. 

Wohnort, Wohnung, Beſtimmung durch den 
Ehemann 1354, vgl. Miete. 

Wohnſitz 7; des Geſchäftsunfähigen und be⸗ 
ſchränkt Geſchäftsfähigen 8; der Militär⸗ 
perſon 9; der Ehefrau 10; der Kinder 11. 

Wohnungsrecht 1093. 

Wuchergeſchäfte 138 A 3, EG 47. 

Wurzeln des Nachbargrundſtücks 910. 


3. 
Zahlung, Währung 244, 245; mit Vorbehalt 
362 A5; aus öffentlichen Kaſſen EG 92. 
Zahlungsbefehl, Unterbrechung der Verjäh⸗ 
rung 209, 213; als Mahnung 284. 
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Zahlungs fähigkeit, Haftung des Verkäufers 
einer Forderung für die Zahlungsfähig⸗ 
keit des Schuldners 438. 

Zahlungsort bei Hypothekänderung 1119; 
der Eigentümergrundſchuld 1177; der 
Grundſchuld 1194, vgl. Erfüllungsort. 

Zahlungsſperre bei Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 799, 802; EG 178. 

Zahlungszeit, Anderung bei Hypothek 1119; 
der Eigentümergrundſchuld 1177; vgl. 
Leiſtungszeit. 

Zahnärzte, Verjährung der Anſprüche 196. 

Zeichnen, Eigentumserwerb 950. 

Zeitbeſtimmung, Wirkung bei Rechtsge⸗ 
ſchäften 163 A 1; ausgeſchloſſen: bei der 
Auflaſſung 925, bei der Eheſchließung 
1317, der Ehelichkeitserklärung 1724, der 
Annahme an Kindes Statt 1742, der 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 
1947. 


Zeitliche Herrſchaft des BOB Vorbem 7 
vor 1. 

Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 1568. 

Zeugen bei der Eheſchließung 1318; bei der 
Teſtamentserrichtung 2233—2237, 2249 
bis 2251; Verjährungihrer Anſprüche 196. 


Zeugenteſtament 2250. 

Zeugnis über die Zuſammenſetzung des 
Vereinsvorſtandes 69; über die Dienſt⸗ 
leiſtung 630; über die Auseinanderſetzung 
vor der Eheſchließung 1314; über die Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft 1507; des 
Teſtamentsvollſtreckers 2368. 


Zinſen 246—248; Verjährung 197, 223; Ver⸗ 
zugszinſen 288, 289, 301; beim Rücktritt 
347; Anrechnung einer Leiſtung auf Zinſen 
367; Wegfall der Zinspflicht bei Hinter⸗ 
legung 379; Verrechnung auf Zinſen bei 
der Aufrechnung 396; des Kaufpreiſes 
452; des Darlehens 608; des Werklohns 
641; der vom Beauftragten verwendeten 
Summe 668; bei ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung 820; bei Forderungen aus un⸗ 
erlaubter Handlung 849; Nießbrauch an 
einer verzinslichen Forderung 1076, 1088; 
der Hypothekenforderung, Haftung des 
Grundſtücks 1115, 1118, 1119; bei deren 
Übertragung 1158, 1159; beim Aufgebote 
unbekannter Hypothekengläubiger 1171; 
Rückſtände 1178; der Grundſchuld 1191, 
1192, 1194, 1197; Haftung des Pfandes 
1210; Haftung des Schiffes 1264; einer 
verpfändeten Forderung 1289; des ein⸗ 
gebrachten Gutes 1386; beim Erbſchafts⸗ 
kauf 2379. 


Zinſeszins 248, 289. 


Zinsſatz 246, 247; der Hypothekenforderung, 
Eintragung 1115; Anderung 1119; der 
Eigentümergrundſchuld 1177. 


Zinsſcheine 799, 801, 803; Hinterlegung 234; 
Abhandenkommen 804; Ausgabe 805; 
Nießbrauch 1081, 1083; Verpfändung 
1296; der Papiere der Ehefrau 1392; von 
Mündelpapieren 1814, 1818; der Papiere 
der Vorerbſchaft 2116. 


Zinszahlung, Unterbrechung der Verjährung 
208. 


Zubehör 97, 98; Mitveräußerung 314; bei 
Wiederkauf 498; eines Grundſtücks, Eigen⸗ 
tumserwerb 926; Nießbrauch 1031, 1062; 
Vorkaufsrecht 1096; Haftung für Hypo⸗ 
thek 1120—1122; unberechtigte Entfer⸗ 
nung 1135; Haftung des Schiffszubehörs 
1265; Vermächtnis 2164. 


Zuchtmittel gegen ein Kind 1631. 

Zufall 446 A 1, 2; im Falle des Verzugs 287; 
beim Rücktritt 350. 

Zugehen einer Willenserklärung 130. 

Zugeſicherte Eigenſchaften 459, 537, 633; 
Größe des verkauften Grundſtücks 468. 

Zugewinnſt 1519 A 1. 

Zug um Zug⸗Leiſtung, Zurückbehaltungsrecht 
274; gegenſeitige Verträge 322; Rücktritt 
348; Wandelung 467. 


Zurückbehaltungsrecht 273, 274; Verhältnis 
zur Aufrechnung 273 A 1; Wirkung der 
Einrede auf die Verjährung 202; des 
Mieters 556; des Bürgſchaftsgläubigers 
772; des Finders 972; des Beſitzers gegen⸗ 
über dem Eigentümer 1000; des Käufers 
beim Vorkaufsrecht 1100; des Nachlaß⸗ 
verwalters 1988 A 3; des Erbſchafts⸗ 
beſitzers 2022 A 4; an Vollmachtsurkunde 
ausgeſchloſſen 175. 

Zuſammenlegung von Grundſtücken EG 113. 


Zuſammentreffen von Recht und Verbind⸗ 
lichkeit vgl. Konfuſion. 

Zuſchlag bei der Verſteigerung 156; beim 
Pfandverkauf 1239, 1240. 

Zuſchreibung von Grundſtücken 890, 1131. 

Zuſchüſſe 2050 A 5. 

Zuſicherung beim Kaufe 459, 468, 490, 492; 
beim Mietvertrage 537; beim Werkver⸗ 
trag 633. 

Zuſtand, Feſtſtellung des Zuſtandes einer 
Sache, vgl. Sachverſtändige. 

Zuſtellung von Willenserklärungen 132. 

Zuſtimmung zu Rechtsgeſchäften 182, vgl. 
Einwilligung, Genehmigung; zur Auf⸗ 
hebung und Anderung des Rechtes an 
Grundſtücken 876, 877; zur Anderung 
des Ranges von Grundſtücksrechten 880; 
zur Aufhebung eines dem Nießbrauch 
unterliegenden Rechtes 1071; zum Ver⸗ 
zicht auf die Hypothek für Zinſen 1178; 
zur Vereinbarung einer abweichenden 
Art des Pfandverkaufs 1245; zur Auf⸗ 
hebung des Pfandrechts 1255, 1276; zu 
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Rechtsgeſchäften des Mannes 1376, 1377, 
1379, 1444, 1468; zu Rechtsgeſchäften der 
Frau 1358, 1399—1407, 14511455, 
1532; zu Anordnungen eines Ehegatten 
151 az Gütergemeinſchaft 1516, 


Zuwendung, Begriff 516 A 1; von Todes 
wegen 2050 A 7; 2065 A 3. 

Zwangsenteignung EG 52—54, 109. 

Zwangserziehung 1666, 1838, EG 135. 

Zwangshypothek, Vorbem vor 1113; 1132 
A 3; 1163 A 1. 

Zwangsrecht EG 74. 

Zwangs vergleich, Vorbem vor 779; beim 
Nachlaßkonkurs 1989, 2060. 

Zwangsverſteigerung 1147 A 2—4; 1181 A1; 
Einwirkung auf beſtehende Mietverträge 
Vorbem 7b vor 535; 571 A 6; eines ge⸗ 
meinſchaftlichen Grundſtücks 753; Rechte 
des perſönlichen Schuldners einer Hypo⸗ 
thek 1166. 

Zwangsverwaltung 1147 A 2—4; Seque⸗ 
ſtration 1052; Zinſen der Eigentümer⸗ 
grundſchuld 1197. 


Zwangsvollſtreckung, Verfügung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung, Vorbem 7 vor 
104; Beginn 216 A 1; Unterbrechung der 
Verjährung 209; bei Wahlſchulden 764; 
Ablöſungsrecht 268; Verbot des Kaufs 
für beteiligte Perſonen 456; Ausübung 
des Vorkaufsrechtes 512; bei Bürgſchaft 
772; Befriedigung des Beſitzers wegen 
Verwendungen 1003 zin Grundſtücke 1147; 
in das verpfändete Recht 1277; Wider- 
ſpruch der Frau gegen die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 1407; in den Nachlaß 1984, 1990, 
2213. 


Zweck von Vereinen 21, 22, 43, 57, 61; der 
Geſellſchaft 726. 

Zweifelhafte Verbindlichkeiten bei Berech⸗ 
nung des Pflichtteils 2313. 

Zweige des Nachbargrundſtücks 910. 

Zweigniederlaſſung eines Vereins 30 A 1. 

Zwiſchenraum zwiſchen Grundſtücken 921. 


e e lichte 6 A 2; 104 A 5; 2229 
1. 


Zwiſchenzinſen 272, 813, 1133, 1217. 
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